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B. Excluido de pröstamo 


Börfenihwindel und »Taufchungen, und deren vorausfihtlide Folgen für 
die Moralität Des Volks und die ganze Zufunft des Gemeinweſens. Börfen: 
füwindeleien find faft jo alt als dad Börſenweſen felbit. Man kann ſich nicht darüber wundern, 
da aud an die zweckmäßigſten und fogar die beiljamiten Ginrihtungen ein Misbraud fi an 
hängen tann. Diefer Misbrauch ift aber in unfern Tagen beim Börfentreiben zu einer Ausdeh⸗ 
nung gelangt, welche ven ehrlichen Gebrauch dermaßen überfteigt, daß man 3.3. an der parifer 
Börie auf jede Million wirfliber Käufe und Verkäufe nicht meniger ald 16 — 18 Millionen 
Lieferungs⸗ und fonftige Scheingefchäfte rechnet, bei denen es einzig und allein auf die Curs— 
differen; — auf Agiotage abgefehen ift.!) Kaum ift in Mitteleuropa wenigftens im allge: 
meinen der alte Feudalismus gebrochen, jo bildet ſich ein neuerer, anderer Art, aber gleich ver- 
derbli wie der vorige, und ſchon bat, vermittelt des Börfentreibens, eine Ausbeutung des 
Bublitums begonnen, deren Betrag jogar die für alle Staaten fo drückende Finanzlaft der ſte— 
benden Heere weit überfteigt. Ja die bloße Gourtagegebühr ver 60 amtlich angeftellten Wechſel⸗ 
jenfale in der Stadt Paris allein beträgt nad einer officiöfen Berehnung 80 Mill. Br. 
jaͤhrlich d. h. mehr als die Givilliften der Beherricher von Frankreich, Gngland, Ofterreih und 
Preußen zujammengenommen.?) Nun beläuft ji aber der jonftige Gewinn der bezeichneten 
Makler wenigſtens auf das Vierfache der amtlich feitgeiegten Gourtagegebühr; die 60 Unter: 
dandler in Baris allein beziehen aljo für ihr volkswirthſchaftlich meift ganz unproductives 
Gommifhonsgeihäft mehr, als die ganze franzöfifche Armee, diefe furchtbare Laſt, den Staat 
Eoftet. ?) Das Aufftacheln ver „Speculation” zum maßlofen Schwindel hat unter anderm zur 
Gründung son Erevit mobilierd und andern derartigen Gefellfhaften von fo foloffaler Macht 
geführt, daß — was früher nie zu befürchten ftand — das Auffaufen von Golonialmaaren und 
ſelbſt von einzelnen Landesproducten und dad Aufitapeln derfelben zur Erzielung von Mono= 
polpreiten und das künſtliche Herbeiführen einer allgemeinen Vertheuerung, wenigftend mit- 
unter und zweitweije nicht mehr in das Gebiet des Unmöglichen fällt. In Frankreich, wo in 
politiihen Dingen längft nichts mehr veröffentlicht werden darf, was nicht die Livree des Servi— 
lismus trägt, läßt man unbedenflih und ungehindert Plane verbreiten wie den, alle Bauern zu 
erpropriiren und den geſammten Felobau durch Actiengefellihaften ind Große zu betreiben 
u. dgl. m. 

Die politifhen Parteien haben ſich in ganzenLändern zerfegt. Die Frage wegen des Wohle 
des Vaterlandes ift im weiten Kreijen günftigftenfalls zu einer Nebenſache, vielfach gerade zu 
einem Grgenftande des Spotted geworden. Wer von einer Öffentlichen oder Privatmoral redet, 
erregt höchſtens ein mitleidiges Achjelzuden, weil er feinen Begriff „vom Gefhäftsleben‘‘ habe 
und ein „unpraftiicher Menſch“ ſei — wie died fhon in dem Teſte-Cubieres'ſchen Procep ein 

Aetundiger⸗ Zeuge ohne Scheu jenen gegenüber ausfprach, welde Beftehung und Gr: 
preffung wit jolgen veralteten Ausdrücken bezeichneten. Das Schnell-Reihwerven ohne Mühe 
und Arbeit gilt ald das Höchſte; die Art der Erlangung von Hunderttaufenden und Millionen 
kommt höchſtens noch nebenher in Betracht. Das Volk hat während der Neuzeit elende, jonft zu 
jeder Thätigkeit unfähige Schwindler in furzer Frift ungeheuere Vermögen anhäufen jehen. 





1) Die Höbe der Gourtagegebühren läßt — ganz abgefehen von den Scheingefchäften der „Couliſſe“ — 
auf einen Umfag von wenigitens 64 Milliarden im Jahre rechnen; davon fommen aber auf ernſtlich 
ausgeführte Käufe hoch ſtens 3—4 Milliarden, wie Proudhon nachweiſt. 

2) Dieje vier Eivilliften belaufen fi zufammen auf 68 Mil. Fr. , 

3) In ben legten Jahren der Reftauration ftieg der Preis einer Stelle als Wechjelfenfal_zu Paris 
dit af 400000, unter Ludwig Philipp bis auf 900000, unter Napoleon II. aber fogar auf 
CT Fr. Diefe Stellen find nämlich verfänflich; meift faufen mehrere gemeinfam einen ſolchen 
Poren. Ein „Achtelsſenſal“ iſt ſchon ein reicher Mann. 
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(Ein Mann, der am Tage vor dem Staatöftreich vergebens in ganz Paris herumfendete, um 
15660 Fr.- geliehen zu befommen, hatte im Jahre 1856 ein Vermögen, das man zu 45 Mill. 
angab.) Eift. nicht eigentlich dad Kapital, welches, wie man früher fo oft hörte, die Arbeit er— 
drüdt: der Schwindel erfegt auch das Kapital, und man ſieht Leute, deren wirkliches Vermö— 
gen in nichts oder faft in nichts beſteht, unbedenflih Geihäfte von Hunderttaufenden ab— 
fließen! Iſt es doch dahin gefommen, daß man bei den Börfenfpeculationen meiftendverfauft, 
was man gar nicht befigt, und Fauft, was man nicht haben will! Das Volk fieht überdies, daß 
folde müßiggängerifhen Börfenfpielerven maßloſeſten Luxus entfalten Eönnen, inwahrem Hohn 
gegen die arbeitende Armuth, (Wer im Handumdrehen zum Kröſus wird, freilich umebenfalls im 
Handumdrehen fi wieder in einen Bettler verwandelt zu fehen — warum follte der fparen, fich 
irgendeinen Genuß, eine Laune, ein. Gelüfte verfagen?!) Das Volf jieht, daß unter dieſen 
Verhältniſſen die Arbeit zur elendeften, geringften, unbeveutendften und veradhtetiten Erwerbs⸗ 
quelle herabgewürdigt wird. Wohin kann, wohin muß dies führen! Das mahnfinnige und 
beillofe Treiben der Communiſten und jener Sorialiften, die jih von ihnen nur im Namen 
und im Mangel an Conſequenz unterjcheiden — diefes gleich vernunftwidrige und verberbliche 
Treiben — es ift durch nichts in der Welt fo ſehr gefördert, ihm durch nichts in dev Welt fo 
ſehr vor= und in die Hände gearbeitet worben, als durch das Gebahren der großen Börjenleute, 
der „Speculanten“, der Schwindler während der legten Jahre. Sie, die verzweifelnd auf: 
fpreien, wenn irgendein für die ganze Menſchheit noch fo wohlthätiges Ereigniß bie geringſte 
Stofung oder nur Verminderung im Abfage herbeiführt; ie, die nicht einmal von irgenb- 
einem vorübergehenden Opfer hören wollen für die evelften Güter, für Vaterland und- Frei: 
heit — jie find es, Die das Schiff nicht etwa blos einer politifhen, nein einer jorialen Revolu—⸗ 
tion entgegenlenfen, vor der uns, im Intereffe ver Menjchheit, wahrhaft graut. Iſt es doch 
ein Naturgefeg, daß, je ärger das Überftürgen nad} der einen Seite, defto ärger aud der Rüd- 
flag nad der andern fein muß. j 

Die allgemeine Schwindelei — das Überftürzen in die bodenlofeften Speculationen aller 
Art — hat eine Geldkrife zur Folge gehabt, die, über alle Geſchäftsverhältniſſe ſich ausbreitend, 
Erſchütterungen und Vernichtungen des eingebildeten, aber auch des wirklihen Wohlftandes 
herbeiführte, wie 28 in gleicher Ausdehnung und Intenfität noch niemals vorgefommen war. 
Man follte venken, dieſe gewaltige, bittere Erfahrung müffe von Wiederholungen abjhreden. 
Indeß zeigt ſchon jegt der Augenihein das Grgentbeil. Noch inmitten der Verheerungen beginnt 
das heillofe Spiel von neuem, wo immer nur der geringfte Schein ‚einer Möglichkeit dazu ſich 
zeigt. Der aufmerfjame, aber ruhige Beobachter kann nicht daran zweifeln: die Krifis hat dem 
Überftürzen nur momentan Halt geboten; aldbalo werben wir daſſelbe aufs neue beginnen 
fehen in noch foloffalerm Umfange, mit noch viel ſchlimmern Folgen als diesmal. 

Unter folhen Ausfichten handelt es ji um mehr ald um Befriedigung der Neugierde, 
wenn man ven Börfenihwindel, wie derſelbe in den legten Jahren ſich entwidelte, in jeinen ein 
zelnen Hauptmachinationen fharf ins Auge faßt. Für den Staatdmann, für den National- 
Ökonomen, eigentli für Jedermann — hat der Gegenftand eine mehr als gemöhnlidhe 
Bedeutung. | 

Oft hat man, vermittelft freiwilligen Zufammenmwirfens, die Kräfte und Gelomittel vieler 
vereinigt zur Herftellung großer nügliher Unternehmungen und Schöpfungen. Die Ausfüh— 
rung einer beftimmten Sache an fih war das Erſte und Wefentlihfte, wobei man allerdings 
alle Rückſicht darauf nehmen mochte, daß das Vermögen der Unternehmer nicht zu Grunde ge— 
richtet, ihnen vielmehr ein günftiger Ertrag möglichft gefihert würbe. Dies ifteine Manifeftation 
foliver Speculation. Der Börjenfhwindel dagegen, und was alles mit demfelben zufammen= 
hängt, hat es keineswegs auf folde neue Schöpfungen an fi abgefehen. Ihm dienen jie nur 
ald Vorwand und Mittel zu einem ganz andern Zweck: zum Spiel auf der Börfe. Darum ift 
es dem Schwindler gleichgültig, welder Art die vorgefchlagenen Projecte find. Er befümmert 
ih gar nit darum, wie es mit ihrer innern Begründung ausſieht, ob fie das In- oder das 
Ausland angehen, viel oder wenig foften, etwas oder nichts nügen — fonbern nur: ob Aus- 
fiht vorhanden, die Actien gehörig in die Höhe zu treiben, dieſelben aljo mit tüdhtigem Ge— 
winn andern aufzuhängen, zu welchem Behuf es nicht einer folivden Grundlage ver Sade an 
ih, fondern nur einer guten Börfenftimmung (eines „guten Animo‘) und — eines guten glän= 
zenden verlodenven Proſpectus bedarf! Es grenzt and Unglaublide, wie weit man in diefen 
Dingen faft allgemein gefommen ift. Man bat z. B. für „Creditactien“ das ungeheuerfte 
Agio bezahlt, ehe eine Anftalt begründet, ja ohne daß nur einigermaßen fejtgejegt war, welche 
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Geſchäfte diefelbe denn betreiben wolle oder folle, und ehe man nur irgendeinen geeigneten 
Mann für die Leitung gefunden ; aljo fubjectiv und objectiv rein in das Blaue hinein! Man 
hat für Eifenbabnanlagen enorme Summen unterzeichnet, ohne zu wiffen oder nur danach zu 
fragen, in welchen Gegenden denn Dlefe Schienenwage hergeftellt werben follten. (Wie viele unter 
den Betheiligten an der Berbadyer oder an der Koſel-Oderberger Bahn mußten bei der Unter: 
zeihnung und fpäter, mo ſie dieſe Orte auf der Landkarte zu ſuchen haben?) Selbft bei ganz 
foliven, längft in Betrieb ftehenden Unternehmungen aller: Art entbehren wenigftend neun 
Zehntheile ver Actionäre aller und jeder klaren Einſicht in die Geſchäftslage. Fragt bei den 
ſoliden Artienbefigern nur nach den Statuten ber betreffenden Gefellfhaften — in der Regel 
werben fie nicht einmal-diefe befigen, noch weniger diefelben kennen, am alferweniaften das Ge⸗ 
treibe durchſchauen, welches ſtattfindet. Nicht aus einer Kenntniß des Unternehmens an ſich, 
nicht aus der Überzeugung feiner Zwedmäßigkeit und Nüglichfeit, fonderwiauf Enipfehlung, in 
blinden Vertrauen auf ein vielleicht beſtochenes Actionärblatt oder einen viellelcht mittelbar be- 
tbeiligten, aber (mas dad Gewöhnlichfte) die Specialverhältniffe gar nicht kennenden Banfier, 
hat man fich mit dem oft mühfam erworbenen Vermögen betheiligt. So weit hat der Swindel 
in der Regel ſelbſt vie „Soliden“ ergriffen und fortgeriſſen. z 
Man hat der, wenigſtens in der Allgemeinheit geradezu bodenloſen Anſicht Glauben ver⸗ 
ſchafft: je ‚grofartiger, je Eoloffaler-ein Unternehmen angelegt und: betrieben werde, deſto unge= 
heiterer müfle der zu erzielende Vortheil fein. Wenn man in frühern Zeiten mefentlih Rückſicht 
daraufnabın, daß die Ausführung -eined Unternehmend fo wertig Geld erfordere ald möglich, 
fo gilt dies jegt ald eine „veraltete Anſchauungsweiſe“; e8 ift ein „üßerwundener Standpunft”. 
Je ungeheuerer dad erforderliche Kapital — defto beffer, denn je größer die Actienmaſſe, defto 
mehr Agio läßt ſich ziehen. Dabei: je „aparter” das Unternehmen, deſto günftiger für * 
Attienemiſſion, denn deſto weniger Concurrenz gibt es. 
Hiernach kommt es weſentlich darauf an, bekannte, wohlklingende Namen zu gewinnen, 4 
man mit an die Spige des Unternehmens ftellen kann. In Deutfchland ſucht man zunächſt 
große Bankiers, in Frankreich vornehme Adeliche. „Wenn ſolche Leute an der Spitze ſtehen“, 
heißt es, „dann kann man blindes Vertrauen zu der Sache haben.” In Wirklichkeit aber bez - 
theiligen jich joldhe Leute bei derartigen Unternehmen in der Regel nur darum, damit ihnen eine 
gewaltige Actienmafle zur Verfügung geftellt werde, die fie, jobald der Actiencurs auf eine _ 
gewiffe Höhe emporgetrieben, mit meiſt ungeheuerm Gewinn verkaufen, indem ſie nur wenige 
Actien wirklich für ſich behalten, nämlich gerade jo viel, als nöthig find, um Mitglieder der Ver- 
maltung bEeiben, und aud in dieſer Stellung noch weitere Vortheile ziehen zu können. Kaum 
iſt eine ſolche Actiengefellfhaft von der Regierung concefftonirt, fo ſenden die Unternehmer ihre 
Scheine auf die Börfe und verkaufen diefelben mit Agio — fie „vealifiren‘ einen Ertrag, der 
natürlich noch gar nicht vorhanden, der nur in ber Hoffnung befteht — in’ der Hoffnung, bie 
ni in 20, 30 Jahren, vielleicht niemals, verwirklichen wird. 

Ein häufig angewendetes Mittel, die Papiere zu „treiben“, fie zu — bencht 
darin: die Unternehmer ſichern ſich von vornherein die Hauptmaſſe der Actien; für den Flek- 
nern Teil,’ oft nur ein Viertel, fogar nur ein Zehntel, eröffnen fie an beſtimmten Tagen Sub— 
feription ; ern nöthig ftellen fie felbft Leute auf, die weit größere Summen unterzeichnen, al® 
man braucht. Jeder, der ſich betbeiligen will, weiß, daß er viel größere Beträge unterzeichnen 
muß, um wenigftens etwas zu befommen. Der Zudrang und das Überbieten felbſt wieder reizt 
Tauſende, die font nicht daran gedacht, gleihfall® zu jubferibiren, weil ein jo gejuchtes Papier 
ja unfehlbar mit hohem Gewinn zu verfaufen fei. Wer vielleicht nicht 5000 Thlr. wirklich be— 
figt, unterfchreibt unbedenklich für 200000! Bei dem entftehenden Gebränge (va faft jeder- 
mann theilbaben möchte an der Beglüdung) fendet man Lohnbedlente, Ausläufer, Stall 
fnechte, Köche, und men man fonft zur Hand bat. So war das Treiben zu Law's Zeiten; fo hat 
man es, in vergrößerten Maße, zu Baris wieder gefehen während des Krimkriegs bei ven foge- 
nannten Nationalanleihen; dann hat ſich die Erfheinung auch nach Deutichland  verpflanzf; 
Wien, Berlin und andere Orte boten das gleiche Bild dar. Nichts Komifcheres hätte gefihehen 
können, als wenn allen Unterzeihnern einfach erklärt worben wäre: Euere Wünſche follen er— 
fülft werden ; wir nehmen alle diefe Uinterzeihnungen im vollen Betrage an! Da wäre augen 
bliclich eine allgemeine Verzweiflung entſtanden. 

Infolge des Zudrangs bei der Unterzeichnung ſteigt der Curs der Actien (oder vielmehr 
vorerft der bloßen Promeffen) von ſelbſt; zum Überfluß werden Scheinfäufe en hohem Agio 
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an ber Börſe notirt. Dies reizt allgemein, Dann entledigen ſich die Hauptmatadore ihrer 
Bapiere. Haben ſie den Gewinn eingeſtrichen, fo beſteht für fie fein Grund mehr, ven Curs 
fünftlid „zu halten“. Sie laſſen die Sache vielmehr „fallen“, ja fie ſpeculiren wol fogar ſelbſt 
auf Baiffe, auf Herabprüden jelbft unter den wahren Werth, um dann ihrerfeits zu faufen, 
wieder zu „treiben’ und wieber zu verkaufen. 

Ein ſolches Actienunternehmen fommt nun zur wirklichen Ausführung. Die Stellung ala 
VBorftandemitglied iſt in der Regel eifrig geſucht. Hanpelte es fi) vabei nur un Befriedigung 
des Ehrgeizes, jo möchte dies noch hingehen. Es kommen übermäßige Taggelder dazu. Bei man- 
chen Gejellichaften ift jogar der Unfug einer Überlaflung von fo und foviel Brocenten des Ge- 
winns an die Vorftände eingerifien, was nicht jelten Dazu führt, daß man die Ziffern fünftlich 
gruppirt, um ſcheinbar einen hoben Ertrag nachzuweiſen, der in Wirklichkeit aus ven Kapitale 
bezahlt wird. (Iſt doch der Fall vorgefommen, daß man hohe Dividenden vertheilte bei Geſell— 
haften, die ganz kurze Zeitvarauf fogar mit großem Verlufte zu liquidiren gezwungen ivaren.) 
Außerdem aber gewährt eine folhe Stellung In der Verwaltung einen bedeutenden Einfluß; 
man bat Anftellungen, man hat Arbeiten zu vergeben. Noch mehr: man fennt alle Opgratio: 
nen und alle Wechſelfälle des Unternehmens früher ald das Publifun; man weiß zum voraus, 
warn man Aectien mit Bortheil faufen oder verkaufen muß. Die Gorruption dringt von allen 
Seiten ein. Wie erit, wenn es fih um eine Grevitanftalt handelt, die man vielleicht dahin 
bringt, ein induſtrielles Etabliſſement, eine Fabrik, ein Bergwerk oder dergleichen zu kaufen, 
bei dem man — wenigſtens mittelbar — ſelbſt betheiligt iſt, und das ſeinem Ruin entgegengeht, 
oder für das man das Zehnfache des wirklichen Werths durch die Creditgeſellſchaft bezahlen läßt. 

Wir unterlaſſen ed, die kleinen und die großen, theils feinen, theils plumpen Betrügereien 
zu ſchildern, die hinſichtlich der Verwaltung einer Legion großer Actiengeſellſchaften ſogar förm— 
lich vor den Gerichten der meiſten Länder conſtatirt wurden, und deren Opfer ſchließlich immer 
die Actionäre iind, Wir ſehen ab von dieſen zahlloſen, im ganzen wahrhaft ins Koloſſale ge: 
henden Einzelfällen, obwol nicht ſelten keineswegs blos einzelne Individuen, ſondern ganze 
Verwaltungen (mindeſtens durch Nachläſſigkeit der meiſten Mitglieder in Controlirung) eine 
ſchwere Schuld trifft, welche aber nicht ſie, ſondern die Maſſe der Betheiligten und Übervortheil- 
ten bezahlen, 

- Die „Sperulanten‘ üben ihre Ginflüffe theild mittelbar theild unmittelbar auf Die Ber: 
waltungen. Ihrem Intereffe fagt ed zu, die verichiedenen Unternehmungen nicht in den ur— 
fprünglic gezogenen Grenzen zu erhalten, jondern durch fortwährende Veränderungen dieſer 
Grenzen, meiftens durch weitere Ausdehnung derfelben, ſich Gelegenheit zu neuer Agiotage zu 
verſchaffen. Geht ein Unternehmen fchlecht, fo Heißt e8: man muß daffelbe ausdehnen, um aus 
dieſem mislichen Verhaltniß zu fommen. Geht ed gut, fo wird hervorgehoben : man muß dieſen 
Bortheil erweitern und in noch größerm Umfang ausnutzen. (So hat man z.B, die Koſel⸗ 
Oderberger Gifenbahngejellichaft, die ih wirklich des glänzendften Ertragd erfreute, ganz be— 
ſonders durch Anlage koſtſpieliger und nichts ventivender Seitenbahnen wahrhaft zu Grunde 
gerichtet.) 

Ein befonderd wirkſames Mittel bei viefem Treiben bilden die „Fuſionen“ verſchie⸗ 
denet, ſelbſt ganz verſchiedenartiger Geſellſchaften. So oft eine ſolche Verſchmelzung er— 
folgt, läßt fich der Artiencurs, oft ind Fabelhafte, emporſchwindeln. Als ob etwa die Vereini— 
gung zweier entſchieden ſchlecht rentirender Geſchäfte durch diefe Union unbedingt die Gas 
tantie goldener Berge erlangte! Man jagt: die eine Verwaltung wird erſpart. Abgejehen 
davon, daß dies niemals ganz richtig ift, daß man vielmehr die eine Verwaltung immer im Per 
fonalftande vergrößert jiebt, fonımen dieſe Koſten überhaupt kaum in Betracht, weil Die Ober— 
verwaltung bei ſolchen weitausgedehnten Unternehmungen nur einen ſehr Fleinen Theil der 
Betriebsausgaben abjorbiren kann. Allein in Wirklichkeit entfteht meiftend dad Gegentheil 
einer Vereinfachung, insbeſondere wenn es ſich um die Leitung ganz beterogener Geſchäfte han— 
delt, wie fie die meiften „Creditanſtalten“ begonnen haben. Da bevarf jeder Zweig feiner Ad— 
ninifbration, und über ale dieſe Ginzelapminiftrationen gipfelt man dann noch eine Oberver- 
waltung. Die unabwendbare Folge davon ift, daß man, ſtatt zu vereinfachen, Die ganze Ma— 
ſchinerie complicirter macht; Daß, während die Aufficht Früher eine wirklich einfache, überall 
fogleih handelnde, fogleih unmittelbar einichreitende und beſtimmende fein fonnte — man 
nun mit Nothwendigkeit eine bureaufratiidhe Einrichtung ſchafft, deren Höchſtgeſtellte nice 
alles ſelbſt ſehen können, fondern fich berichten laſſen müſſen, nicht augenblicklich die erforder— 
lichen Anordnungen zu treffen vermögen, ſondern nur auf dem Schneckengange des Reſeribi— 
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rend; daß man an die Stelle einer lebendigen Gontrole — jene papierene bringt. Darum 
iind ſolche Fuſionen in der Regel (denn Ausnahmen gibt es allerdings) den Actionären nur 
dann vorteilhaft, wenn durch derartige Verſchmelzungen eine dem Bublifum nügliche Goncurs 
renz befeitigt und ein Monopol bergeftellt wird, zufolge deſſen man eben dieſes Publikum um 
meit mehr beiteuern kann, ald Die wirkliche Ertragserhöbung für die Actionäre ausmacht. 

Haben jih die Speculanten ihrer Papiere mit Vortheil entlevigt, oder konnten fie bei 
diefer oder jener Gefellihaft den geſuchten gewinnbringenden Einfluß nicht erlangen, fo 
projectiren fie Concurrenzunternehmungen, etwa Parallel, oder die beſtehenden durchkreu— 
zende, von ihnen ablenfenvde Bahnen. Man fennt Beifpiele, in denen folche Brojectenmadher 
ſich an die Spige der einen, und, nachdem diefe ausgeführt und audgebeutet war, geradezu an 
die Spige einer neuen, der erften feinplihen Unternehmung ftellten. Ob in folden Fällen 
wirflih auf einen Ertrag zu hoffen, ift ihnen völlig Nebenſache. Es ift und ein Fall aus ver 
Schweiz befannt, in welchem ein, natürlich in der möglichft günftigen Richtung angelegter 
Schienenweg feinen Actionären 3 Proc. erträgt, und neben diefem projertirte die Papierfpecu: 
lation eine Parallelbahn, und fie fand bis auf einen gewiſſen Grad Beifall theils durch Auf: 
fladeln der Thalbewohner, denen man eine Bahn verſprach, theils vermittelft künſtlicher Ma- 
növer und — des beitens benugten Schwindels. | 

Sehen wir ab von den Papierſchwindlern, welche dieje oder jene Actien einzig und allein 
der Gurddiffereng oder fonft noch der Agiotage wegen kaufen (und diefe Leute machen, wie wir 
gefeben haben, wenigftend auf der parifer Börfe 15 Sechzehntel aller „Geſchäfte“). Faſſen wir die 
ernftlichen ſoliden Actienbejiger ind Auge, fo fehen wir diefe völlig abhängig von den Adminiſtra— 
toren der betreffenden Gefellichaften ; oft erfcheinen fie nur wie ein Spielball in deren Händen. 
Mas im Namen und auf Koften ver Geſellſchaft gefhieht — die bloßen Netionäre wiffen es 
nicht, oder höchſtens vom KHörenfagen. Was mit ihrem Gelde gemacht wird, fie werben nicht 
darüber befragt. Man fagt ihnen gar nichts von den fortwährenden Fluctuationen, denen das 
Unternehmen ausgeſetzt ift, nichts von den ſtattfindenden Operationen, noch von deren Erfolge. 
Des Jahres einmal findet eine Ausnahme ftatt, und dieſe Ausnahme befteht, werin es eine 
Verwaltung ihrem Sonberintereffe entjpredhend findet — in einer Phantasmagorie. Wir 
reden von den Öeneralverfammlungen. Sie find in der Negel eine wahre Täufchung der Actio— 
näre, felbft wenn es auf gar feinen Betrug derfelben abgeiehen ift. In Beziehung auf die ges 
jammte Verwaltung war das ganze Jahr hindurch eine Heimlichkeit beobachtet, fo groß oder 
(da dad perfönliche Intereſſe nicht Velten mächtig mitwirft) noch viel größer, als die Bureaufratie - 
ſolche zu fchaffen vermag (monatliche Ausweise u. dgl. enthüllten gar nicht, was hinter den 
Couliſſen geſchieht) So kommen die gemöhnfihen ehrlichen Aetionäre ohne alle wirkliche 
Kenntniß ihrer eigenen Angelegenbeit zur Generalverfammlung. Die Vorſtände theilen ihnen 
bier mit, was fie zur Mittheilung geeignet finden. Selbft die Ziffern des Ertrags laffen ji 
dermaßen Eitnftlich gruppiren, daß man z.B. im Frühjahr 1856 die Generalverfammlung der 
Koſel⸗Oder Berger Eiſenbahngeſellſchaft, und zwar unter Zuſtimmung eines Regierungscom— 
miſſars, die Vertheilung einer Jahresdividende von 16 Bror. beſchließen machen fonnte, waäh— 
rend die Bahn im Augenblid des Beſchluſſes nicht einmal fo viel mehr ertrug, als für V Ser: 
zinſung der geliehenen Kapitalien nöthig war. j 

Will eine Verwaltung irgendeinen Beſchluß beider Generalverſammlung durchſetzen, To 
kann jie e8 unbedingt, wenn fie ihre Sache nicht „ganz ungeſchickt“ angreift; fie kann es ſelbſt 
dann, wenn der Plan die Intereflen der Actionäre aufs Directefte verlegt. Die große Mehr: 
zahl der Actionäre erſcheint nicht auf den Generalverfammlungen. „Auf meine Stimme fommt 
es nicht an!“ ift die gewöhnliche Anfhauungsmeile. Dann ift das Erſcheinen oder die Auf: 
ftellung eines Vertreterö mit Umftändlichkeiten und Koften verfnüpft. Man muß ſchon mehrere 
Tage vor der Generalverfammlung am Directionsſitz erfcheinen und den Actienbefig nachwei— 
im: am Tage der Verfanmlung gibt man in dev Regel feine Gintrittäfarten mehr aus. So 
entiteht die Nothwendigkeit einer zmeimaligen Reife; es entfteht aber auch für die Berwaltung 
der Vortheil, zu willen, wer kommen werde. Sie fennt zum voraus ihre Hauptgegner und 
fann die ungefähre Zahl der Opponenten ermeflen, und befindet ſich im Falle, mit aller Bequches ' 
lihfeit ihre Maßregeln danach zu treffen, Gegen jeden feinplihen Sprecher ftellt man gerade 
ibm gegertüüber zwei beſonders geſchickte Redner auf; und was die Majorität der Stimmen 
betrifft, Fo fällt nicht nur das Votum aller Verwaltungsräthe und aller von diefen Abhängigen - 
an fich ſchon ſchwer in die Wagſchale, jondern man bat auch das Mittel ver Actienvertheilung, 
der Aufftellung von Scheinactionären. Die Banfiers der Geſellſchaft und andere Befreundete 
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wiſſen Actien von gleihgültigen Beſitzern aufzutreiben; fte verwenden die bei ihnen blos depo⸗ 
nirten Actien ohne den Gigenthümern nur ein Wort davon zu fagen; ja es foll der Fall ſchon 
vorgefommen jein, daß Direetionen nad) dem Schluffe des ausgefchriebenen Anmeldungstermind 
Eintrittöfarten zur Verfammilung auf viele eben gar nicht produeirte Nummern Hin an Be— 
freundete ausgaben. 

Und nun findet die Generalverfammlung ftatt. Die gewöhnlichen Aetionäre Sefinden ſich, 
wie bemerft, ohne alle nähere Kenntniß des Geſchäftsgauges, der Verhältniſſe und deſſen, was 
hinter den Couliſſen vorging. Ihre etwaigen Einwendungen konnte man ih zum voraus 
ziemlich denfen und ji darauf rüften, diefelben nit nur mit flihhaltigen, jondern auch mit 
täuſchenden Scheingründen zu befämpfen, indem man mit unerwarteten, wenn auch nur halt 
wahren oder. ganz entflellten Thatſachen, mit neuen Mitthejlungen und Angaben überrascht, 
deren Werth und Bedeutung von ſolchen, welhe den Geheinmijlen fern fteben, unmöglih im 
Augenblick gewürdigt und enthüllt werden kann. — Dad Ergebniß ift ſicher! 

Deutliher als alled, was wir theoretifch zu erörtern vermögen, ſprechen vie Thatſachen. 
Mir erinnern und aud nicht eines Falles, in welchem, wenn die Mitglieder der Verwaltung 
einig waren, etwas Weſentliches durchzuſetzen, und dies nicht ganz ohne alle Geſchicklichkeit be— 
trieben — eine Generalverfanmlung gegen fie entichieden hätte. Iſt es doc) dahin gefommen, 
daß, ald die Leiter der franzöſiſchen Geſellſchaft öfterreihifher Stantsbahnen nad) dem ſchwindel— 
reihiten Jahre beantragten, man möge ihre Gewinntantieme auf 92 Jahre hinaus nah Maß: 
gabe des angeblichen oder wirklichen, jedenfalld aufs Höchſte hinaufgeſchraubten Ertrags jener 
Schwindelzeit fofort Fapitaliiven, ihnen alfo ven erft innerhalb des langen wechjelvollen Zeit: 
raums von 92 Jahren blos möglihen Gewinn zum voraus in Actien al pari überlaſſen — 
daß, jagen wir, pie Generalverſammlung mit 1781 gegen blos 58 Stimmen dieſes ungebühr— 
lihe Verlangen. bewilligte, welcher ungeheuerliche Beſchluß nur darum bei der öfterreichifchen 

‚Regierung ſcheiterte, weil diefe ihre Zinsgarantie nit ohne allen Grund über 44500 neue 
Actien ausdehnen wollte. Nicht blos-in Dfterreih und Frankreich, auch in Weftdeutichland fah 
man ſolche Beifpiele. Als die Verwaltung ver Ludwigshafen-Berbacher Eifenbahngefellihaft 
(mol irre geführt Durch ein paar fpeculivende Bankier) die Fuſion diejer Bahn mit der pfäl- 
ziſchen Marbahn betrieb — als damit die Actien eines Schienenwegs, der bereitö über 10 Proc. 
ertrug, mit jenen eines folhen, der nicht mebr als 11/, Proc. Nente gewährte (zum Vortheil 
folder, welche dieſe legtern Papiere an ſich gebracht), al pari verschmolzen werben follten, erga— 
ben ji für diefen maplos nachtheiligen Vorſchlag des Verwaltungsraths in der berbadyer 
Generalverfammlung 1045 Stimmen, während e3 die Oppojition nur auf 124 bradte. Auch 
dieſer Plan ſcheiterte nur an einem zufälligen Umſtande in der bairifchen Abgeorpnetenfammer. 
So ſteht e8 mit dem praftiihen Werth der Generalverfammlungen ! 

In Deutihland und Frankreich legt man der Aufftellung eines Regierungscommiſſars bei 
jeder Actiengefellfchaft eine hohe Bedeutung bei. In Wirklichkeit täuſcht man ſich au damit. 
Die Einrichtung wird oft hemmend und hindernd wirken und ganz und gar zur Annahme 
eined bureaukratiſchen Formalismus nöthigen — einen andern Geift ald den vorhandenen 
wird der Regierungscommiffar in der Apminiftration gewiß nit zur Entwidelung bringen. 
Wir wollen nicht bei befannten Beifpielen aus Frankreich verweilen, wo Regierungscommif: 
fare (wie bei der parijer Seine-Docksgeſellſchaft) jih geradezu beftechen liefen und veshalb ge: 
richtlich verurtheilt wurden, Aber das Beijpiel der Koſel-Oderberger Eiſenbahngeſellſchaft zeigt 
praftifch, wie eine Verwaltung felbft den Negierungscommiffar zu täufhen vermag, wie jelbft 
diejer nit im Stande ift, dad ganze Getreibe richtig zu durchſchauen. Das Syitem der Aufitels 
lung von Negierungdcommiffaren hat überdies das höchſt Nachtheilige im Gefolge, daß die 
Actionäre ih darauf verlaffen, und ibrerfeitd um jo mehr jede Aufjicht verſäumen. 

Leider hat auch die Preſſe bei dem furchtbaren Papierſchwindel in unjern Tagen ihre Mif: 
fion geradezu ſchlecht erfüllt. Insbelonvere fand die politiſche Haltlojigkeit des größten Theils 
der Tagespreſſe auch auf dem volfswirtbichaftlichen Gebiet ihr vielfaches Echo. In Paris ohne: 
bin erfauften die Börfenmatadore ‚geradezu die meiften Zeitihriften. Da fah man oder ſieht 
man heute nod den Bankier Mires ald Eigenthümer des „Pays“, des „Constitutionnel” und 
de3 „Journal des chemins de fer”; den Börfenemporfümmling Millaud als Eigenthümer 
von „La Presse” und „Journal des Actionnaires’‘; Pereire und Rothſchild gebirtend über 
„Lindustrie‘ und „La Semaine financiere’. Das Haus Proft hatte ji den „Courrier de 
Paris’ gejihert; ein anderer Banfrotteur, Boufjineau, hatte den ‚„‚Moniteur de la bourse” 
gegründet. Wir wollen nicht erörtern, wie unfere deutſchen Actienblätter gerade in der Zeit des 
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Schwindels nicht auftraten, wie fie ſollten, wie fie ſo oft aber das gerade Gegentheil taten. Die 
Beifpiele iind zahllos, in denen die ärgflen Schwindeleien und Übervortheilungen geradezu be: 
fürwortet wurden. 

Der bekannte Socialift Proubhon, der jich freilich urfprünglich verleiten ließ, auf „Beſtel⸗ 
lung‘ eines Buchhändlers ein alles Ernſtes für den praktiſchen Gebrauch von Börſenſpielern 
beſtimmtes Handbuch zu ſchreiben, fühlte ſich innerlich gedrungen, demſelben in der dritten und 
den ſolgenden Auflagen viejed „Manuel du spéculateur de la bourse“ Beigaben einzuverlei— 
ben, in denen er aufs einfchneivendfte die ganze Schändlichkeit des Treibens brandmarkt. Die 
öffentliche Moral trieb ihn an, die. Heilloſigkeit des geſammten Verhältniſſes in feiner zermal- 
menden Weiſe darzuthun. Aber alles muß ihm nur: dienen zur Rechtfertigung feiner ebenfo 
unflaren und unbeſtimmten ald bovenlofen fociatiftiihen Plane, wie denn in Wirklichkeit ge: 
rade dieſer Eoloffale Unfug fiherlih am meiften geeignet ift, ven tollen communiftifchen und 
focialiftiichen Projecten: und Erperimentenfhnieden alle jene Berfonen zuzutreiben, welche, eines 
feften eigenen Urtheild ermangelnd, ihren Blick der Erfenntnip des unfaglichen finanziellen und 
noch weit mehr moralifchen Verderbens nicht verfchließen wollen, 

Vermuthlich veranlaßt durch den tiefen Eindruck, den Proudhon's Buch hervorbrachte, griff 
auch ein parifer Staatöprocurgtor, Oskar de Valee, zur Feder, und Napoleon jelbft (ver lange 
die unverfennbarfte Freude hatte an dem vermeintlichen ungeheuern Aufihwung des „Geſchäfts““, 
und der daſſelbe durch Goncejjionirung von Eredit mobilierd und durch Operationen ver 
Bank unbebenflih fördern ließ), hat den Verfaſſer ver Schrift „Les manieurs d'argent; 
&tudes historiques et morales“, ſchriftlich beglückwünſcht. Was wir-bei Balde finden, find aber 
zunächſt nur fleife und leere Declamationen, ver Wieverabdrud einer Denkſchrift Dagueffeau’s, 
mit Sammlungen von Anekdoötchen aus Law's Zeit. Dieje Bekämpfung des tief eingefreflenen 
Übels, diefe Bekämpfung vom Standpunft des juriftifchen Zopfthums aus, jcheint nur. zu 
fehr die Worte des hier ebenfalls angegriffenen Proudhon zu beftätigen: „Die alten Mächte der 
Belt — die Magiitratur, die Univerfität, der Klerus — fie haben keine Wurzeln mehr in der 

Geſellſchaft; fie werden zufammenbreden an dem Tage, an dem die Gewalt aufhören wird fie 
zu unterſtützen.“ Wenigſtens ermangelt diefer Bekämpfer des vorhandenen Unfugs — jeded 
wahren Berftändnifles der heutigen Rage. 

Das Auftreten foldyer vereinzelter Gegner änderte nicht die herrfchende Strömung. Selbſt 
eine finanzielle und Geſchäftskriſe, wie die Welt nie eine gleiche ab, bradte nur einen momen: 
tanen Stillftand in die Entwicelung des Übels, vermochte e8 aber in feiner Beziehung, daffelbe. 
an ber Wurzel anzugreifen. Ja, während die ganze Gefhäftöwelt noch aufs ſchmerzlichſte lei— 
det an den Folgen des ftattgehabten Schwindeld, während Taufende von Unſchuldigen mit ei— 
nem Theile der Schulvigen zu Grunde gerichtet find, hat man mit einer Schamlofigfeit ohne 
gleihen un® mit einem an Wahnjinn grenzenden Eynismud das ganze Börfenunmelen in aller 
Form nicht nur zu rechtfertigen, fondern förmlich in einer eigenen Schrift ald das neue „Heil der 
Welt” darzuiftellen und für daffelbe einen eigenen Cultus zu begründen gefucht. Wir meinen 
zunächſt das Bud: „Liargent, par un homme de lettres devenu homme de bourse“, eine 
Veröffentlichung, die, wer nur Bruchſtücke daraus lieft, für Ironie halten muß, obwol es ji 
um eine Sache vollften Ernſtes handelt; wie denn auch (bezeihnend für die Zuftände!) die pa= 
tifer „Revue de l'instructiou publique” fein Bedenken trägt, Auszüge daraus zu liefern. Der 
Berfafler bezweckt ohne Schen eine Verherrlichung, Telbit Bergötterung deffen, was er „Tere 
de l’egoisme civilise” ‚nennt. Während man zu Ludwig Philipp’8 Zeit ſich wenigftend darauf 
beſchränkte, das berüchtigte Enrichissez- vous fih mündlih und halb indgeheim zugurufen, 
ſehen wir im heutigen Frankreich, unter einem Zuftande vollftänpigiter Überwadhung und Be- 
sormundung der Preile, Denkſchriften erfcheinen mit dem Hauptlehrjage: die Welt müſſe er- 
neuert werden; jedermann müſſe einfehen, vaß „tout rentre dans le commerce”, Woͤrt— 
li heißt ed weiter: „Die Börfe ift das Hotelzvesvwille der neuen Republik! Hier ift es, wo 
wir und mit dem Werkzeug der heiligen Unabhängigkeit verfehen können. Hier ift e8, wo fern 
von Volkstribunen und Soldaten fortan dad Genie Frankreichs leuchtet. Hier ift ed, mo eine 
entmutbigte Generation, mürrifch in der Ruhe, begierig nach Aufregung, ſich erfriſchen kann. 
In dieſem Kriege der Intereſſen erblicke ich eine ergreifende, ernſte und tiefe Poeſie, bie ich 1a 
po&sie sacree du 19”® siecle nennen möchte!” Noch werde angefämpft gegen die Börſe, ihr 
Triumph aber fei unzweifelhaft. „Zu ihrem Gunften ändert man bereits die alten Geſetze ab 
und verfaßt neue; der Gefeggeber beugt ſich: wie der alte Athlet macht ‚fle (die Börfe) die 
Bande berften, die ihre Stirn umgeben; es ift nothwendig, daß fie zur Herrſchaft gelange!“ 
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Wer und einwendet, daß ed fidh hier doch unmöglich um etwas Anderes als einen verborge: 
nen bittern Hohn auf die jegigen Zuftände handeln könne, den weifen wir zur Antwort ein: 
fach auf die Thatſache Hin, daß die Maffe der Leſer diefer Schrift deren ganzen Inhalt für bei- 
ligen Ernft nimmt, und noch mehr, daß ohne Scheu danach gehandelt wird! 

Der bier geſchilderte Zuftand beichränft ſich leider keineswegs auf Branfreih; er hat ſich 
längft auch über unfer deutfches Vaterland, über die ganze fogenannte cultivirte Welt audge: 
breitet. Wir haben die allgemejnften Wirkungen dieſer Geftaltung im Eingange unſers Auf: 
ſatzes angedeutet; wir wollen nicht in alle Einzelheiten eingehen, wollen nit nachweiſen, wie 
der Unfug in vielen Staaten wenigftend mittelbar von oben herab befördert, wenigiten® tolerirt 
ward. Wir wollen nicht ſchildern, wie diefer Cultus ded Geldes und des Hazardſpiels jever 
höhern menjhenwürdigen Idee und Geftaltung Kohn ſpricht, jedes edle Gefühl verfpottet, 
Aufopferung für Überzeugung, Freiheit und Vaterland nur ald Kennzeichen bemitleidend- 
werther geiftiger Beſchränktheit anjieht, ald dad Gebaren unpraftifcher, einfältiger, zu etwas 
Beflerm gar nicht taugliher Menſchen. Wir wollen nur nod auf den einen Umſtand auf: 
merffam machen, daß der verderbliche Schwindel fi keineswegs auf den hödern Kaufmann: 
ftand beihränft, daß vielmehr faft die gefammte höhere Klaſſe der bürgerlichen Geſellſchaft da: 
von inficirt ift, ja — und dies erfcheint und weitaus ald dad Schlimmfte — daß der jonft durch 
Solidität ausgezeichnete Bürgerftand, dieſer Kern der Bevölkerung, der Mittelftand, längft von 
dem Strudel erfaßt wurde, und meiftend die ärgjten Verluſte zu tragen hat. Was unter jahr: 
zebndelangen Mühen und Entbehrungen erfpart ward, ed ging dahin in dieſem Hazarpipiel, 
während weniger Monate. Mittelbar und unmittelbar kam es tauſendfach vor, daß der Unſchul⸗ 
dige für den Schuldigen, der jolide Mann für den Schwindler zahlen mußte, und — die Be: 
gierpe nach mühe- und arbeitölo® zu erlangenden Reichthümern ift gerade in diefen Schichten 
erwerft! Dabei ift die Affociation, diefes unvergleihbar wichtige Mittel der focialen Entwides 
lung unjerer Zeit, taufendfad aufs heillofeite misbraucht. 

Wir unterlafjen es, die mannichfahen Operationen und Manipulationen zu ſchildern, de: 

ren ſich die Börfenihwindler bei ihrem Spiele vorzugsweife bedienen. Wir unterlaffen esebenſo, 
die einzelnen Arten von Inftituten, Anftalten und Anlagen zu ſchildern, deren Bapiere be— 
fonders ald Mittel bei folhem Treiben dienen müſſen. Das Nöthigfte darüber findet fi in 
den befondern Artikeln des „Staats-Lexikon“ über Agiotage, Banken, Börfe, Greditanftalten 
u.f. m. Von franzöfifhen Schriften haben wir einige bereits eitirt; von deutſchen nennen wir 
zwei: „Die Börfe, die Börfenoperationen und» Täufhungen, die Stellung ver Actionäre und 
des Gefammtpublifums‘ (Zürich 1857) und „Die Geld- und Creditkriſe und die jegige Ge— 
ſchäftslage; volkswirthſchaftliche Unterſuchungen“ (Zürich 1858) (von dem Verfaſſer der erft- 
genannten Broſchüre). G. F. Kolb. 

Botſchafter, ſ. Geſandter. 

Bourbon, Bourbone. — Robert, Graf von Clermont, ein jüngerer Sohn König 
Ludwig’ IX. von Frankreich (ded ahtundzwanzigften aus dem Haufe Eapet), vermählte ſich um 
1272 mit Beatrix, der Erbtochter von Bourbon, einem alten, ſchon unter den legten Karolin: 
‚gern am Anfang des 10. Jahrhunderts in Blüte geftandenen (gegen dad Ende des 12. Jahr: 
Hunderts zwar im Mannsftamm ausgeftorbenen, doch nacheinander durch die Gemahle zweier 
Erbinnen fortgefegten und bereicherten) Haufe. Der Sohn aus diefer Ehe, Ludwig I, ald Erbı 
der mütterlihen Güter, nämlich der Landſchaft Bourbonnais, der Grafſchaft Charolais unt 
der Herrſchaft St.-Juſt, nahm von der erften (als älteften Stammbeſitzung, oder vielmehr von 
der Stadt Bourbon l Archambaud als deren Hauptort) den Titel Herzog von Bourbon an um 
übertrug ihn auf feine weitern Nachkommen. Dergeftalt entftand das neue, von Bourbon be: 
nannte Haus, deffen Schietjale feit Jahrhunderten und bis zum heutigen Tage auf jene viele 
Bölfer, ja der Menſchheit von unermeßlich wichtigen und tiefgehendem Einfluß gewefen find — 
das Haus, welden ber Zufall mehr ald eigene Ihatkraft eine Menge von Kronen und Länder: 
in allen Theilen der Welt in ven Schos warf; welches lange Zeit hindurch anerkannt die erft 
Macht Europas, aber durch feine Beftrebungen, foldes zu werden oder zu bleiben, und zums 
durch jeine Giferfucht gegen das Haus Habsburg, die Quelle der verwüftendften Kriege un 
unfaglicher Leiden fat aller Völker des Welttheils war; welches aber mehr noch als durch foldh 
Kriegsgeifel durch das von ihm aufgeftellte Beiipiel ſchrankenloſer Hofdespotie, Verſchwendung 
Sittenverderbniß und muthwilliger Volksunterdrückung verderblich wirfte und hierauf, vo: 
dem darüber ausgebrochenen Sturne ergriffen, theild für eigene, theils für der Vorfahre 
Schuld mit dem Verluft aller Kronen und Länder, mit Verbannung, Noth und mit ſchrecklicher 
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Untergang mehrerer Häupter büßte; welches, ald es, aus fo tiefem Fall durd den überraſchend⸗ 
ſten Umſchwung der Dinge neu erhoben, feine verlorenen Throne alle wieder in Bejig genommen, 
reich an Erfahrungen, doch nicht weiſer geworden burd fie, in feinem Hauptlande eine aber: 
malige Kataftrophe erfuhr, wodurch fein ältefter Zweig geftürzt und das verhängnißreiche Prin- 
cip der Regitimität, deflen glänzenofter Triumph die Reftauration gewefen, unter Zuftimmung, 
ja unter den Aufpicien eines eigenen jüngern Zweiges, mit jenem der Volföfouveränetät (we— 
nigftend dem Namen nach) vertaufcht und eine wiederholte impofante Lehre den Königen und 
Völkern gegeben wurde; welches endlich — fügen wir Hinzu — nochmals in diefem jüngern 
Zweige im Stammlande Frankreich durd die Revolution von 1848 bie Krone verlor, weil die 
Politik König Ludwig Philipp s jenem neuen Princip, das ihn gehoben, nicht mit Ernſt Rech: 
nung trug. 

Der merfwürdigften Glieder dieſes Haufed werben wir zwar in dem Überblick der Ge- 
ſchichte Frankreichs, auch Spaniens u. f. w. ſummariſch zu gedenken haben; doch ſpricht neben 
jener ber Länder auch die des Hauſes einen folchen Überblid an. Wir geben baper denfelben in 
nachſte hender furzer Zufammenftellung. 

Bon den zwei. Söhnen Ludwig's I. von Bourbon, Peter und Jakob, gingen zmei getrennte 
Linien des Haufes aus; die Ältere erloſch 1527 mit Karl U., dem berühmten Gonnetable von 
Frankreich, weldyer, durch ſchwere Unbilden gereizt, von jeinem Könige und Verwandten, Franz., 
zu deſſen Feinde, Kaifer Karl V., abftel, die Heere des legtern wider die feines Vaterlandes er= 

folgreich anführte, zumal den ımfterblihen Sieg bei Pavia erſtritt, und endlich bei der Erſtür⸗ 
mung der Stabt Nom fein vielbewegtes Leben verlor, Die jüngere Linie, deren Stifter Jafob 
ih Graf de la Marche nannte, fpaltete ſich durch die zwei Söhne feines Urenkels Johann 
(geft. 1477) abermals in zwei Aſte, nämlich in den Hauptaft, welcher von dem ältern, Kranz, 
und das Haus Montpenfier, weldes von dem jüngern, Ludwig von Roche-ſur-Mon, auöging, 
von und jedoch nicht weiter zu verfolgen iſt. Der Hauptaft zerfiel von neuem in zwei Theile 
burd Herzog Kranz’ zwei Enkel, Anton von Bourbon, Herzog von Vendöme, und Lubwig, 
Prinz von Conde, von melden jever ein eigenes Haus ftiftete. Diefe beiden Prinzen ſpielten 
eine wichtige Rolle in ven Neligiondunruhen, welche nah König Heinrich's II. Tode dad fran- 
zöſiſche Reich zerrütteten. Anton jedoch, welcher mit Johanna d'Albret den diefleit der Pore- 
näen gelegenen Theil des Königreichs Navarra erheirathet hatte, ftarb bald (1562) und Hinter=- 
ließ dieſes Fleine Reich, nebft ver Ausfiht auf vie Thronfolge in Frankreich, ſeinem Sohne 
Heinrich, welcher aud wirklich, nah glücklich beſtandenen Kämpfen wider Karl IX. und Hein- 
rich III. (Die legten Valeſier) und die wider fein Erbfolgerecht unter der Herzoge von Guiſe Anz 
führung verſchworene Kique, als Heinrich IV. den Thron von. Franfreich beftieg (1589). 

Diefer erfte ver bourbonifchen Könige war auch unter ihnen der würbigfte. Sein eigenes 
Geſchlecht anerkennt dieſes, indem e8 bei jeder Gelegenheit die Nation, um jie für Bourbon zu 
gewinnen, an Heinrich's IV. Tugenden erinnert. Unter ihm blühte das tief zerrüttete Reich 
ſchnell wieder auf, und er begann mit Erfolg die Schwächung ver öfterreihifchen Macht in Spa= 
nien und Deutihland. Aber die Regierung feines ſchwachen Sohnes, Ludwig's XII. (von 
1610—43), führte Berwirrung und Bürgerkrieg zurück, woraus jedoch zwei große Minifter, 
die Cardinale Ricelieu und Mazarin, den Staat erretteten, aber zugleich durch Niederwerfung 
der Großen und durch gewaltjame. oder liſtige Unterdrückung aller felbftändigen Widerſtands⸗ 
fräfte im Volk die Macht des Königs allgewaltig machten. 

Mas Richelieu und Mazarin im Namen des unfähigen Königs Ludwig XIII. erfolgreich 
begonnen — im Innern die Befeſtigung der Unumſchränktheit des Monarchen und nach außen 
die Schwächung Diterreihe. und Spaniend — das jegte Ludwig XIV. jelbftthätig fort (von 
1643— 1715), nicht eben im Felde, wohin er blos feine Generale fandte, wohl aber im Cabi⸗ 
net, worin, obſchon er jich (wenigftens in der erften Zeit feiner Negierung) mit Fugen Rath— 
gebern umgab, doch immer fein Wille entſcheidend blieb. Doch dient feiner, zumal von Dichtern 
und Neonern, denen er Gunft erwies, gepriefenen Größe die Schläfrigkeit ber damaligen Herr= 
ſcheri im gedoppelten öſterreichiſchen Haufe zur Folie, und er verdunkelte die Glorie feiner aus— 
wärtigen Triumphe dur maßloſen Deöpotendrud im Innern und des Volkes Marl ausſau⸗ 
gende Verſchwendung. 

Unter Ludwig XIV. gewann das Haus Bourbon noch einen der ſchönſten — der Welt, 
den ſpaniſchen. Gin doppelter Zufall verfhaffte ihm denſelben. Ginmal das mit König 
Karls U. Tod erfolgte Erlöſchen des öſterreichiſchen Mannsſtammes in Spanien (1700), was 
der mit einer ſpaniſchen Prinzeffin erzeugten Nachkommenſchaft Ludwig's einen Scheinanſpruch 
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auf die Erbfihaft gab, und dann, ald nad dem mit Unglück geführten arſchöpfendſten Krieg 
Siegeshoffnung völlig verloren war, der frühe Tod Kaiſer Joſeph's J., welcher deſſen Bru 
Karl, neben der ſpaniſchen Krone, die ihm vor den-Vourbonen-gebührte, auch nod die deutf 
Öfterreichifchen Erblande zuwarf. Solche Bereinigung ſchien den Karl früher verbündeten Mä 
ten noch gefährlicher als vie Errichtung eined gefonderten bourbonifhen Reichs in Spaniı 
Daher ward Philipp von Anjou, Ludwig's XIV. zweiter Enkel, ald König von Spanien Pi 
lipp V., im Befige dieſes herrlichen Reiches (mit Ausſchluß blos von deffen europäiihen Nebe 
ländern, aber mit Inbegriff der, zumal in Amerifa, unermeßlichen Golonien) beftätigt. 

Bhilipp von Anjou, welcher vergeftalt die ſpaniſche Linie der Bourboniden: fliftete, ot 
vielmehr feine ebrjüchtige zweite Gemahlin, Glifabeth von Parma, bahnte kühn und liftig dun 
vielfache, auch mir Waffen unterftügte Unterhandlungen, welche ganz Europa in Verwirru 
und Hader fegten, ihren — von Spaniens Thron durch Philipp's Sohn aus erſter Ehe ausg 
fhloffenen — Söhnen den Weg zu zwei italienifhen Fürftenftühlen, Zuerſt nämlih ward 6 
der nahenden Erlöfhung der Häufer Farneſe und Medicis der ältere Prinz, Don Garlog, zırı 
Erben von Parma und Piacenza und Toscana von den Mächten erklärt. Derſelbe erober 
fpäter im Kriege über die polnifhe Königswahl das Königreich beider Sicilien und behielt « 
im Frieden von Verjailles (1735) gegen die Abtretung der vorhin genannten Provinzen a 
Dfterreih. Im Oſterreichiſchen Erbfolgekriege aber gewann Spanien Parma und Piacenz 
wieder, und zwar für Don Philipp, des Don Carlos jüngern Bruder. Don Carlos beftieg naı 
feines Halbbrubers, König Ferdinand's VL, Tode, den ſpaniſchen Ihron und überließ den jici 
lifchen feinem jüngern Sohne Ferdinand (1758). So waren jegt vier regierende bourbonijd 
Häuſer. Diefelben ſchloſſen glei naher (1761) untereinander ven „Familienpact“, melde 
jie alle — unangefehen der verfhiedenen Stellung und Berhältniffe ihrer Gebiete — zu gegen 
- feitiger Hülfeleiftung und zur Vertheidigung der gemeinfamen Kamilienintereffen-verband, zum 
Beweiſe, daß nach der Politik ver Monarchen nur von Intereflen der Häufer, nicht von jeneı 
der Völker die Rede ift. 

Wir fehren zum franzöſiſchen Königehaufe zurüf. Nach Ludwig's XIV. Tode (17 15) fie 
das Reih an feinen fünfjährigen Urenkel, Ludwig XV. (Sohn des ältern Enfeld des König! 
‚ und alfo Neffen Bhilipp's von Anjou). Alle andern männlichen Sprößlinge eheliher Abfunft 
nebft mehreren Seitenverwandten, hatte der Tod hinweggerafit. Zum Regenten während de 
Minderjährigfeit des Knaben Ludwig warb nun Philipp; Herzog von Orleane, ernannt, Sohr 
ded jümgern Bruders Ludwig's XIV., Bbilipp L, welcher der Stifter des feit der Julirevolution 
von 1830 zum Befig der Krone gelangten Haufes ward. Diefer „Negent‘‘ hat zwar Talent ge 
zeigt, do in Anfehung feines Charakters ſich fhlechten Ruhm erworben. Ludwig XV., deileı 
Herrſchaft bis 1774 währte, erwarb aber noch ſchlechtern. Seine Höflings- und Maitrefien 
regierung gewährt ein Bild des gleich verächtlihen als abfcheulihen Sultanismus und ift, wei 
doch die civilifirte europäifche Menfchheit zu dauernder Ertragung folder Schmach ſich nic 
eignet, die nächſtwirkende Urſache ver im Jahre-1789 ausgebrocdenen, in ihren Folgen bi, 
ganze Welt umfpannenden Revolution geweſen. Ludwig XVI., bed funfzehnten Enfel uni 
Thronfolger, war vom Berhängniß beftimmt, perfönlih ſchuldlos Die Schuld der Vorfahren 
auf dem Schaffot zu büßen, und fein mit Marie Antoinette von Oſterreich erzeugter Sohn 
welchen die Emigration und dieGoalition König Ludwig XVH. nannte, verfümmerte im Temple: 
gefängniß. Frankreich war jegt Republik, ſodann Kaiſerreich und nahe daran ein Weltreich zu 
werben. Gin Zweig des bourbonifchen Haufes, der fpanifche, förderte felbft durch Verbrecher 
und Blödfinn die Errichtung ſolches Baues. 

Nachdem der Strom der Revolution über faft alle Länder des Welttheild und über viel: 
jenfeit der Meere ſich ergoflen, trat envlich, hervorgerufen durch Napoleon's Unerfättlickeit 
der gegenrevolutionäre Umſchwung ein. Die geächteten Bourbonen betraten den von den Heeren 
der Goalition bedeckten franzöjishen Boden wieder, und Ludwig's XVI. Bruder, der ſich Lud 
twig XVIIL nannte, beftieg den jegt wieder „königlichen“ Thron von Frankreich. Mit ihm ehr 
ten zurüd fein Bruder, der Öraf von Artois, welder ald König Karl X. Ludwig in der Re 
gierung folgte (1824), aber durch die Zulirevolution von 1830 vertrieben ward. Karl X 
hatte zwei Söhne, Ludwig, Herzog von Angouleme (Gemabl von Ludwig's XVI. Tochter) 
welcher 1847 kinderlos verftarb, und Karl, Herzog von Berri, welden (1820) ein Meudel: 
mörder tödtete. Sein nadgeborener Sohn, Heinvih, Herzog von Borbraur, auch Öra 
von Chambord, lebt im Eril und ift für die firengen Kegitimiften — fortwährend dei 
Gegenftand fanguinifcher Hoffnungen. 
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Auch die ſpaniſche (1808) und auch die neapolitanifhe Königsfamilie (1806) war durch 
Napoleon entthront worden, und gleihes Schickſal hatte vie herzoglihe von Parma gehabt. 
Zwar war dem Erbprinzen von Barma, Don Ludwig (Enkel Don Philipp's, welcher viefe 


Linie geftiftet), das Großherzogthum Toscana: unter dem Namen eines ‚„Königreihs Etru— 


rien‘ von dem Sieger Italiens, dem damals mit Spanien im Bunde ftehenden Erften Conſul 
Bonaparte, verliehen worden (1801). Aber nah: dem Tode dieſes Schattenfönigs (1803) 


wurde deſſen Witwe, die im Namen ihres unmündigen Sohnes die Verwaltung übernommen, 


dieſelbe dutch Machtgebot Kaijer Napoleon's entriffen (1807) und Etrurien mit dem franzö— 


ſiſchen Reiche vereinigt. Daifelbe war ſchon früher mit Parma und Biacenza geſchehen (1805). 


Nach der Reftauration bewilligte aber die Großmuth der Mächte aud) dem Erbprinzen von 


Parma den Wiederanfall des Herzogthum bei. eintretenden Abfterben der zeitigen Befigerin, 
Marie Luije von Oſterreich, Napoleon's Witwe (1817). Bis dahin ward jeiney Mutter 
das Fürftentgum Lucca zur einftweiligen Entſchädigung übergeben, bei deren Tode 1824 
nunmehr der Sohn ald Karl Il. Ludwig die Regierung übernahm. Als 1847. das Herzog: 
thum Parma durch den Tod der Witwe Napoleon’& erledigt war, erhielt diefer Karl II. Lud⸗ 
wig kraft der Derträge Parma (während Lucca an Toscana fiel), trat aber 1849 die Re— 
gierung ab an feinen Sohn, Herzog Yerdinand Karl Ill., ver 1854 ermordet wurde. Aus 
feiner Ehe mit der Tochter des Herzogs von Berri Hinterlieg Karl I. ald Nachfolger den un: 
mündigen Sohn Robert I., für den die Mutter die Regierung übernahm. In Neapel war 
König Herdinand I. (in Sicilien IV.), jüngerer Sohn ded Don Carlos, welcher dieſe Dynaſtie 
gegründet, ſchon 1799 durch die franzöſiſchen Heere verjagt und Neapel zur Barthenopeifchen 
Republik erklärt worden, doch kehrte — infolge der Unfälle ver Franzojen — der König bald 
wieder aus Sieilien ald Herr und Räder zurüd. Aber, gereizt durch den vermeffenen Friedens: 


bruch, ſprach gleich nad) vem Frieden von Presburg Napoleon die Entthronung des Hauſes von 


Neapel aus und vollzog jie (1806) im Hauptlandes schnell. Auf Sicilien dagegen behauptete 
id Ferdinand durch britiiche Hülfe, und er nahm aldvann, nah Murat's Fall (1815), durch die 
Gunſt der Großmächte abermals auch den Thron Neapels wieder in Beſitz. Den gegen dene 
jelben König 1820 ausgebrodenen militärifchen Aufitand und infolge deifelben die Verkün— 
dung der ſpaniſchen Gortesverfaflung, ihre Annahme und feierliche Beſchwörung durch den 
König und feine Prinzen, Kranz und Leopold, ſodann die Reife ded Königs nad Laibach zum 
Monarhencongrefje, den Widerruf ver Berfaffung, derjelben Umfturz durch die öfterreichifche 
Kriegsmacht, die Wiederherftellung der abjoluten Gewalt und die von da an bis auf den heu- 
tigen Tag (wie unter Ferdinand felbft fo auch unter jeinem Sohne und feinem Enkel) mit nur 
wenigen Milderungen fortgeführte Reactionsregierung erzählen wir ſummariſch unter dem 
Art. Neapel. Auf welde ſchmachvolle Weiſe envlih König Karl IV. in Spanien mit feinem 
Haufe entthront worden, infolge von jeined Sohnes Ferdinand (ald König VIE.) Berrath und 
Feigheit und feiner eigenen Grbärmlichfeit, ift-allbefannt und in: unverwilchter Erinnerung. 
Ebeniv die Wiedereinfegung Ferdinand's auf.den dur die rührendite Bolfstreue erhaltenen 
Thron, die namenlofe Undankbarkeit, womit er verfelben lohnte, die Revolution von 1820, 
welche davon die Folge war, und die Wiederheritellung der abfoluten Gewalt durch die hewaff⸗ 
nete Intervention des nad Reftaurationdprincipien regierten, wiewol conftitutionelfen Franf: 
reich. Doch ein Act eben jener abjoluten Gewalt, die man über den Trümmern aller Volks— 
rechte wieder errichtet hatte, nämlich die von König Berdinand VII. aus Machtvollkommenheit 
ausgejprochene Abihaffung des Saliſchen Gefeges, wurde der erite Hoffnungsftern für dad Wie- 
dererwachen der Freiheit. Ferdinand's Tochter, die Königin Ifabella, ward die Loſung, welche 
die conftitutionelle Sache zugleih zur legitimen machte und der Karliften abjolutiftifche Fahne 
mit dem Makel der Rebellion bezeichnete. 

Aus ven Häufern von Spanien und Neapel lebt gegenwärtig, außer den bereitd angeführ: 
ten Gliedern, noch eine- Menge anderer Infanten und Infantinnen, Prinzen und Brinzeffinnen. 
Auch jind beide unter jih und mit den geftürzten franzöſiſchen Bourbonen vielfad, verſchwägert. 
Unjere Leſer verlangen jedod von und das Namenverzeichnip nicht. Mur wollen wir bemerfen, 
dag Die Herzogin von Berri, die verwitiwete Königin von Spanien und die Gemahlin König Lud— 
wig Philipp's neapolitanifche Brinzefinnen, und daß Don Miguel und feine Schweitern, die 
Gemahlin und Schwägerin des Infanten Don Carlos, die Kinder einer fpanifchen Infantin find. 
Aber nosh bleibt und ein Blick zu werfen übrig auf zwei Nebenlinien des franzöſiſchen Hauſes, 
wovon die eine neuerdings (1848) den franzöſiſchen Thron verloren hat, aber in ihren Gliedern 
fortblüht, die.andere jedoch erloſchen ift. Diefe beiven Linien find die von Orleand und von Conde. 
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Die Linie Orleans fchreibt fi her von Ludwig's XIV. jüngerm Bruder, Philipp I., deſſen 
gleichnamiger Sohn der Regent Frankreichs während Ludwig's XV. Minberjährigkeit war. 
Der Urenfel dieſes mit ſchweren Sünden und noch ſchwerern Verdächtigungen belavdenen Re— 
genten war jener Herzog Philipp, mwelder in der Franzöſiſchen Revolution eine wohlbefannte 
Rolle fpielte, ven Poͤbel zu ſchmeicheln ſich Egalitd nannte, für Ludwig's XVI. Hinrichtung 
ſtimmte und enblid) ſelbſt unter der Guillotine ftarb. Sein Sohn, damals Herzog von Ghartres 
genannt (geb. 1773), benahm fih in der Nevolutiondzeit chrenhaft und würdig. Gr ſtritt 
gegen bie Feinde Frankreichs und emigrirte nicht, bis der Gonvent in feiner terroriftifchen 19 
auch ihn in die Achtung aller Bourbonen einſchloß (1795), worauf er im Auslande als Flü 
ling und Verbannter die Schule der Widerwärtigkeit und der Gefahren zu durchlaufen — 
bis die Reſtauration auch ihn nach Frankreich zurückführte. Welchergeſtalt die Julirevolution 
von 1830 von der orleaniſtiſchen Partei (deren Urſprung gleichzeitig mit jenem der erſten Re— 
volution iſt) zur Erhebung dieſes Prinzen, anfangs zur Stelle eines Generallieutenants des 
Königreichs, ſodann zum erblichen Königsthron benutzt wurde, iſt weltbekannt, und ebenſo auch 
der Geiſt oder die Richtung der Politik, welche der „Bürgerkönig“ befolgte, und die in ver 
Revolution von 1848 den Sturz feines Hauſes berbeiführte. Bei jeinem Tode in der Verban— 
nung, 1850, hinterließ er, außer vier Söhnen mit ihren Familien, zwei Enfel, ven Grafen 
von Paris und den Herzog von Ghartred, die Söhne feined 1842 verftorbenen älteften Soh— 
ned, des Herzogs von Orleans. 

Die Linie Conde — alfo genannt von einer durd) einen bourbonifchen Prinzen (Jakob. de 
la Marche, geit. 1362) erheiratheten, die Stadt Conde in Hennegau in ſich begreifendem Baro- 
nie — wurde geftiftet von dem jüngern Sohne des bourbonifchen Herzogs Karl von Vendoͤme, 
Ludwig 1. (geb. 1530), Bruder des Königs Anton von Navarra, fomit Oheim des gefeierten 
Königs Heinrich IV. von Frankreich, deſſen Gelangen zum franzöſiſchen Thron er jedoch nicht 
erlebte. Ihm war bei der Erbtheilung unter anderm aud jene Herrſchaft Conde zugefallen, 
von der er — obſchon er fie verkaufte — ben Titel Prinz von Gonde annahm. Das Haus Conde 
hat ungleich Fräftigere, perſönlich achtungswürdigere Glieder erzeugt ald dad regierende Haus 
Bourbon, und fhon fein Stifter, Ludwig I., überftrablte an Einfiht, Muth und Charakter: 
ftärfe unendlich feinen jhwachen, wanfelmüthigen Bruder Anton von Navarra. Unter König 
Heinrich U. zeichnete er ji) in auswärtigen Kriegen, unter Franz II. und Karl IX. aber in Ber: 
theidigung ber proteftantifhen Sade und Bekämpfung der Guiſe'ſchen Herrſchaft aus und 
warb nad) manderlei in ſolchem Kampfe erfahrenem Glückswechſel getödtet in der Schlacht bei 
Jarnac (1569). Sein ältejter Sohn, Heinrich J., der ji auch Herzog von Enghien nannte 
(geb. 1552), jegte den Kampf mit gleiher Energie fort, obfchon er in der Bartholomäudnacdt 
dur Todesdrohung zum Abſchwören des Calvinismus — dem er jedoch nachher bald wieder 
beitrat — war beivogen worden. Er ftarb 1588, wie man behauptete, an Gift. Sein nachge— 
borener Sohn Heinrich UI. zeigte gleichfalls Talent und Ihatigfeit in Kriegs: und Friedens— 
ſachen, doch weniger Evelmuth. Er befämpfte die Broteftanten, ehemals vie Schüglinge feiner 
Väter. Bon feinen Söhnen ftiftete der jüngere, Armand, die von der Herrichaft Gonty be: 
nannte Conde' ſche Nebenlinie, welche mol aud einige bemerkenswerthe Glieder zählt, jedoch 
unferm Zwede zu fern liegt. Sie erlofh 1814 mit dem Prinzen Ludwig von Gonty im ehe: 
lihen Mannsſtamm. Doch erlaubte Ludwig XVII. feinen zwei unebeliben Söhnen Namen 
und IBappen von Gonty fortzuführen. Wir fehren zur Hauptlinie zurüd. Heinrich's H. älteren 
Sohn, Ludwig (geb. 1621), bat durch feine glänzenden Kriegäthaten den Namen des Großer 
Conde erworben ; doch verdunfelte er ven Ruhm, den er in auswärtigen Kämpfen — [hen durd 
den bereits im gweiundzwanzigften Altersjahre erfochtenen großen Sieg bei Rocroy und dann nod 
durch viele andere Triumphe über die Heere Spaniens und Ofterreichs und ihrer Berbündeten — 
gewann, buch leidenfchaftlice Theilnahme an dem bürgerlihen Kriege der jogenannter 
„Fronde“ wider den Cardinal Mazarin, in deren Folge er fogar zur den Spaniern übergin 
und berfelben Heere bi zum Pyrenäiſchen Frieden (1659) wider fein eigenes Vaterland befeh 
ligte. Ausgejöhnt durch diefen Frieden mit Ludwig XIV., pflückte ex in veffelben fpätern Kriege 
wider das geboppelte Oſterreich noch mande reinere Lorbern und ſtarb 1686 im Beſitze hohe 
Achtung Frankreichs und Europas. Sein friegeriiher Geift blieb das Erbtheit feiner Familie 
Heinrich IH., jein Sohn (geb. 1643, geit. 1709), Ludwig III., fein Enkel, aud Ludwig Heinrid 
fein Uren£el, und neben ihnen mehrere der jüngern Prinzen zeichneten durch Kriegsthaten fiı 
aus. Der Sohn des zulegt genannten aber, Yubwig Joſeph von Conde (geb. 1736), übertre 
fie, wenn aud nit an Muth, jo doch an hiſtoriſcher Merkwürdigkeit. Schon im Siebenjä bi 
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gem Kriege focht er mit Ruhm; aber feine Hauptrolle ſpielte er in der franzoöͤſiſchen Nevolutions- 
geihichte, und zwar als entſchiedenſter Feind ver neuen Ordnung der Dinge. Gleich nach ver 
Erftürmung der Baftille verließ er mit feiner Familie das Reich, forderte draußen die Höfe auf 
zum Kriege gegen dad revolutionäre Frankreich, und fanımelte unter feine eigenen Fahnen eine 
zahlreiche Schar von Emigranten, meift adelichen Geſchlechts, zur Bekämpfung der Demokraten 
feined Vaterlandes, d. h. der freiheitbegeifterten Nation. Sein Kampf war unglüdlich und in 
der Richtung beklagenswerth, doch ruhmwürdig durch Heroismus und Ausdauer. Nach langer 
Verbannung erlebte er doch noch den ſeinem Haufe günftigen Umſchwung ver Dinge, und kehrte 
in Ludwig's XVIII. Gefolge nach Paris und danu nad feinem ehemaligen Lieblingsſchloſſe 
Chantilly zurück, woſelbſt er 1813 ſtarb. Sein Sohn, Ludwig Heinrich, Herzog von Bourbon 
(geb. 1756), theilte Richtung und Schickſal mit dem Vater, doch ohne deſſelben Geift und Kraft. 
Leit edlere Anlagen zeigte Der Enkel, Ludwig Heinrich's einziger Sohn, Ludwig Anton, Herr 
309 von Enghien (geb. 1772), die ſtolzeſte Hoffnung des bourbonifchen Haufes. Napoleon, 
mit empörender Verlegung alles Völker- und Menſchenrechts, ließ ihm mitten im Frieden 
(1804) auf frembem (badiſchem) Gebiete durch eine Kriegsfhar meuchlings aufheben, nad 
Vincennes ſchleppen und allvort, nach dem Ausſpruch eines fogenannten Kriegsgerichts, in ven 
Gräben des Schloffes erſchießen! Der jet Finderlofe Herzog, obſchon er ven Triumph ver 
Reftauration mit genof, verbrachte feinen Lebensabend in Trauer, felbft in auffallender Gei— 
ſtesſchwäche, und ftarb, nicht lange nach der Julirevolution, kläglichſt, man weiß wicht ob. durch 
graufame Ermordung oder durch Selbftentleibung. Mit ihm erloſch das einft glorreiche Ge— 
ſchlecht. — Rotteck. 
Bourienne (Ludwig Anton von), geboren zu Send 1796. Gin an ſich unbedeutender 
Umftand ging, wie das gar oft gefchieht, Fortwirkend durch das Leben dieſes Mannes, ver Um— 
fand, daß er zu Brienne ein Mitſchüler Napoleon’s war und in ein freundliches Verhältniß mit 
diefem fanı, welches ſich aus der Ingendzeit bis zum Mannesalter erhielt. Nichts fündigte die 
Bedeutung einer gewöhnlich vorübergehenden Verbindung an, die für B. noch folgenteicher hätte 
werden können, wenn die Männer fich geblieben wären, was die Jünglinge ſich geweſen. Ihre 
frühere Beſtimmung führte fie auf verfchiedenen Wegen ihrem Ziele entgegen, und da ſie ſich 
wiederfauden, befreundete fie, wie es Icheint, nur die Erinnerung. B. fam 1788 nad Leipzig, 
um auf der Hochſchule daſelbſt die Mechte zu ftudiren und fich mit fremden Sprachen befannt zu 
wachen, ging dann nah Polen und endlich in feine Vaterſtadt zurück. Im Jahre 1792 kam er 
als Geſandtſchaftsſecretär nach Stuttgart, Dad er bei dem Ausbruche des Krieges wieder verlieh, 
worauf er-einige Beit in Paris lebte, Nach Leipzig zurückgekehrt, verheirathete er jich daſelbſt, 
ward der Regierung verbädtig, gefänglic, eingezogen und dann mit ven Befehle, Sachſen zu 
verlaffen, in Freiheit geſetzt. Er ging nach Frankreich, wo er ohne Anftellung blieb, bis Napo- 
leon, der durch feinen erften italienischen Feldzug den Grund zu jeinem Ruhme und feiner fünf- 
Kigen Größe legte, ibn beſchäftigte. Nachdem er ſich feinem ehemaligen Mitſchüler ſchriftlich in 
freundliche Erinnerung ‚gebracht, berief ihn dieſer als Privatſecretär in feine Nähe. Den Gie- 
ger begleitete er auf feiner glorreihen Laufbahn, folgte ihm nach Agypten, fpäter nach Italien, 
wo die Schlacht von Marengo den Feldzug ſchnell enbigte. Im. Jahre 1804 warb B. zum 
Staatörathe ernannt und ſchien ſich in feinem Einfluffe zu befeftigen, als Napoleon ihn won ji 
entfernte und fogar 1802 aus dem Verzeichniſſe der Staatsräthe ftreichen ließ. Die unerwar- 
tete Wendung, welche das Verhältniß B.'s zu feinem Jugendfreunde und Gönner nahm, fiel 
auf und ward auf verichiedene Weife erklärt. Es iſt nicht unwahrſcheinlich, daß der Privat: 
fecretär und Staatsrath zu ſehr auf die alte Kameradihaft zählte und die Reminiſcenzen aus 
der Militärichule von Brienne vorwalten ließ. Napoleon liebte das nicht, wie er bei manchen 
Gelegenheiten zeigte. Endlich ſteht B,, mit Recht oder Unrecht, wollen wir unentſchieden laſſen, 
imeRufe, Eoftipielige Bedürfniſſe gehabt zu haben, zu deren Befriedigung bie ordentlichen Mit- 
tel nicht immer audreichten. Napoleon ſtellte ihn indeſſen in ven auswärtigen Angelegenheiten 
bald (1805) wieder an, big er, wie er befhuldigt ward, ebenfalld zur Berniehrung feiner Ein: 
fünfte benugte. Auch foll er varanf bedacht geweſen fein, ſich Freunde zu machen, die nicht im: 
mer die Freunde Frankreichs und feines Beherrfcherd waren. In Hamburg erwarb er ſich 
den Ruf einer großen Milde uud Schonung, ſodaß man ihm in Frankreich ven Vorwurf 
machte, er übe diefe Nachſicht in feinem eigenen Intereffe. So viel Scheint gewiß zu fein, daß er 
Ach im Falle einer Kataftrophe in feinem Vaterlande feine Zukunft zu ſichern fuhte. Darum 
wollte auch das Frühere Vertrauen Napoleon's nicht wiederkehren, und-biefer, der feine Leute 
kannte, hatte fih, wie der Erfolg zeigte, nicht getäufcht. Da B. feinen alten Schulfreund im 
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ungllick ſah und deſſen Sturz für wahrſcheinlich und nahe hielt, kehrte er fich den Bourbong zu, 
für die er ſich ſchon gegen das Ende von 1813 thätig erwies. Talleyrand begünftigte ihn, un 
dieſe theilnehmende Verwendung beftärkte nur den Verdacht eines ftrafbaren Einverftändnifle®, 
Während der Hundert Tage lebte er in der Nähe des Königs, dem er nad den Niederlanden 
gefolgt war, fehrte mit der vertriebenen Familie wieder nad) Frankreich zurück und warb 1816 
in die Kammer ver Abgeoroneten- gewählt. An dieſer Stelle wirkte er ganz im Sinne der Aus: 
gewanderten und ſchloß fi in allen Maßregeln der rechten Seite und Ihren ausſchweifenden 
antinationalen Entwürfen an. Seinen fhriftftelleriichen Ruf erwarb er fi durch feine Denf- 
würbigfeiten über Napoleon, das Directorium, dad Confulat, das Kaiſerreich und die Reftauras 
tion (10 Bve., Paris 1829), in denen. fi intereffante Züge und Anekdoten und jelbft nit 
unbedeutende Auffchlüffe für vie Gefhiähte finden. Doch wird: diefe fie mit Vorficht gebrau— 
den müffen, weil der Verfafler weder durch fein Leben noch dur die Behandlung feines Ges 
genftandes, mag er ji mit Thatfahen oder Perfonen befhäftigen, großes Vertrauen einflößt. 
Durd die Julirevolution verlor B. fein Bermögen und alle Ausfiht auf politifche Stellung. 
Er ftarb geiftesfranf zu Caen am 7. Febr. 1834. 3. Weigel. 

Braganza, j. Portugal. 

Brahmanen oder Braminen, ſ. Oftindien. 

Brandverficherung, ſ. Verfiherung. 

Brandenburg, ſ. Preußen. rn 

Brafilien, die ehemalige portugieſiſche Colonie, ift durch feine Verfaffung enger mit 
Europa verbunden ald die andern Länder ver Neuen Welt; es fteht außerhalb des amerifa- 
nifchen Syſtems und erhält dadurd eine eigenthümliche Bedeutung. Brafilien if die einzige 
Monarchie auf dem amerifanifhen Gontinent;: Haiti die einzige innerhalb ver weftindifchen 
Infelwelt; dies ift fein Zufall. Die Gründe dieſer Ausnahmöſtellung liegen theils in den 
geogtaphiſchen, theils in den hiftorifhen Verhälmiffen des mehr als ein Drittheil Südamerikas 
umfaffenden Kaiferreihd. Des großen Umfangs ungeachtet bilvet diefer Staat eine ununter- 
brochene ineinander gefügte Maffe von Hochebenen, worauf die vielen: ber’ langgewundenen 
Küfte parallel laufenden Gebirgäfetten enıporfteigen, welche ſelbſt wieder mitteld Querketten in 
mehrfache Verbindung gebradt werden. Zwijchen Gebirgen, melde nirgendwo die Schnee: 
grenze erreichen, erſtrecken ſich die zahlreichen, die weiten und fruchtbaren Thalflähen, die nur 
einer dichten, arbeitfamen Bevölkerung harren, um alle Bodenerzeugniffe der verſchiedenſter 
Klimate in Bülle hervorzubringen. Es ift ein flarf lohnendes, mit tiefem Humus überzogene® 
hier und da von fhädlihen Ausdünftungen heimgejuchtes Land, nahe an drei Millionen engli: 
fer Meilen im Umfange, wovon bisjegt kaum drei Hundertel angebaut find. Bekannt ift jeir 
Reichthum an eveln Metallen und Diamanten, an tropifchen Erzeugniffen aller Art. Die au] 
drei Seiten im Norden, Süden und Meften angrerizenden, verhältnifmäßig Heinen unt 
machtloſen jpanifhen Golonien, mit ihren republifanifchen Verfaſſungen und unaufbörlichen 
politifchen Wirrniffen, welche, abgejehen von ver Scheidewand der öſtlichen Urwälder, nirgendwe 
fo tief einſchneiden, daß fie Brafilien unterbrächen, waren und find unfähig, auf bad groß: 
Kaiferreich einen überwiegenden Einfluß auszuüben. Dann hatten vom Beginne der füdameri: 
kaniſchen Anſiedelungen die Streitigkeiten zwifchen Spaniern und Portugiefen über Grenzbe: 
zirfe wie in Betreff ganzer Ländergebiete kaum jemals aufgehört. Die feit Jahrhunderten 
fortwurgelnde Feindſchaft hat ih auf die Nachkommen diefer Nationen vererbt; der portu: 
giefifche Greole in Brafilien haßt den Tpanifchen in Venezuela und Buenos: Ayres, gleichwie ve 
Vortugieſe in Europa den Caſtilier. Schon aus herfömmlichem Gegenfag zu feinen Nachbar 
hält der Brafilier fet an der Monardie. Hierzu die Überfievelung des Herrſcherhauſes vo' 
Liffabon nad Riosde-Janeiro, wodurch die Monarbifhgefinnten in ver Neuen Welt, vor alleı 
die Geiftlichfeit und die hervorragenden Gefchlechter, einen Mittelpunkt gewannen, um melde 
fie jih jcharen konnten, um welchen jie ſich gefchart haben. Hätten die fpanifhen Bourbont 
dafielbe gethan, Merico und die andern Beligungen der ſpaniſchen Krone in Amerifa würd: 
nicht fo allgemein, in feinem Balle nicht jo ſchnell die ihrer Erziehung und ihrem ganzen Weſ 
widerjprechenden republifanifhen Sagungen der puritanifchen Angelfachfen angenonnen Habe 

Die Geſchichte der Portugiefen in Brafilien bietet wegen der Streitigkeiten mit ande: 
europäifhen Nationen, mit Franzoſen, Holländern und Spaniern, welche hier ebenfalls Uı 
fiedelungen begründen wollten, größeres Intereffe dar als die Gefchichte der andern vom 
nifhen Nieverlaffungen. Goligny, welcher feinem Volke in der Heimat wie in ber Frem 
eine große Zukunft bereiten wollte, ſandte hugenottiſche Goloniften nad Brafilien und ne 
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Florida; der Admiral erfreute ſich Hierbei der Unterftügung Calvin's, welcher hoffte, die Neue 
Melt für ven neuen Glauben zu gewinnen. Wäre jene großartige Unternehmung von Folgen 
geweſen, eine ganz andere Menſchheit, ebenbürtig der in Neuengland, würde jegt dieſe Länder 
bewohnen. Die Lehre Ealvin’s, vonder Republif Genf ausgehend, hat, wo fie immer ver- 
breitet wurde auf Erden, dad menſchlich freie und türhtige Wefen in hohem Grade geförbert, 
Ritter Villegagnon, das Haupt der Anſiedler, hat, von der römischen Geiftlickeit gewonnen, 
den Admiral und feine Glaubensgenoſſen verrathen. Er wendete ſich wieder zur alten Kirche, 
wurde der ärgfte Verfolger feiner proteftantifhen Landsleute (1555), und Brafilien war für 
Frankreich verloren. Auch die Befigergreifung der Holländer durch Morig von Naffau 
(1636 — 43), wodurch ein Staat, begründet auf freier Religionsübung , hätte erftehen können, 
ift ohne Folge geblieben. Seine neidifhen Gegner haben: Morig zurüdigerufen, und im Frieden 
(1661) hat Holland die brafiliihen Lande an- Portugal zurüdgegeben. Die Generalftaaten 
hatten alle Kräſte aufzubieten, um fi in Guropa und Oftindien zu behaupten. Und fo fonnte 
das kleine Portugal den ausfhliefenden Bejig eines Landes von mehr als drei Millionen eng= 
fifchen Geviertmeilen erwerben, freilih nur, weil. religiöfer und politifcher Unverftand, weil 
unnienſchliche Graufamfeit und ſchnelle Gewinnſucht die Zügel führten, zu feiner großen 
Verberbniß. I 
Die Entdeckungen ded Alvarez Cabral und feinerNachfolger in ver Neuen Welt (1500. und 
ben folgenden Jahren) wurben anfänglich dazu benugt, um Verbrecher und andere misliebige 
Berfonen aus Bortugal’zu verfhiffen. So eine Anzahl Juden (1548), welche die Inquilition 
zuvor ihred ganzen Beſitzthums beraubte. Diefe armen Leute waren natürlich auf Raub und 
Mord angewiefen. Die zahlreihen einheimifchen Bewohner, welde, in verſchiedene Stämme 
mit verfhiedenen Sprachen getheilt, zu einem und demfelben Volke ver Jupi zählten, Eonnten 
in den neuen Ankömmlingen nur ihre bittern Feinde erbliden. Die Feindſchaft Hat Wurzel 
geihlagen ; ‚fie dauert fort bid auf den heutigen Tag. Wie hätte dies auch anders jein können? 
Nicht-Chriſten, nicht-römiſche Ehriften fonnten und tönnen, nad) ven päpftlihen Sagungen, 
weldhe man zur Berhöhnung des Rechts Recht nannte, kein ehrenhaftes Beſitzthum haben, und 
danach verfuhren die Spanter und auch die Portugiefen. Diefed große Land, anfänglich Vera— 
eruz, dann Brafilien genannt, indem das Färbeholz Causalpinia Brasiliensis — fo geheißen, 
weil ed den Braſas oder feurigen Kohlen gleicht — in Menge dort gefunden wurde, haben 
die Portugiefen während der erften Hälfte ded 16. Jahrhunderts in eine Anzahl Lehns— 
herzogthümer zertheilt, mit der Befugniß, die urjprünglihen Infaffen zu Sklaven zu maden 
und fie fogar abgabenfrei nah Portugal einzuführen. Doch durften derart gefeglich nicht mehr 
ald 39 Sklaven aus jedem Lehn nah Portugal verfauft werben. Bon allen andern vie 
Zahl überfchreitenden wurde ein Eingangszoll erhoben. 1) Ein Oberftatthalter ver Krone ftand 
an der Spige des Reichs, und der Lehnsherr, welcher anfangs zu Bahia umd jeit 1763 zu Rio— 
besJaneiro wohnte, um die Lehndgefälle in. Empfang zu nehmen. Durch die Entdedung ber 
Gold- und Diamantenminen und ihre regelmäßige Ausbeute (1697 und 1729) fliegen 
die Erträgnifle bedeutend, ohne jedoch weder die Macht noch den Reichthum des Mutter- 
landes zu vermehren. Im Gegentheil. Bortugal ift e8 gleichiwie Spanien ergangen. Die 
Eolonien in Ajien und Amerika, die Verfolgungen, verhängt über Mauren und Juden, be= 
raubten die Iberiſche Halbinſel großer Einwohnerfcharen. Die Zurüdgebliebenen harrten jehn= 
ſuchtsvollſt auf die edeln Metalle und die andern Koftbarfeiten der überfeeifchen Befigungen 
und vernachläfligten die wahren Quellen des Reichthums, ven Aderbau, die Induftrie und das 
ganze gewerblihe Wefen. Anhaltende planmäßige Arbeit, welche vorzüglid den civilifirten 
Menfchen von dem Wilden und Halbbarbaren unterſcheidet, bradtein Portugal und Spanien, 
wenn auch feine Schande, dod wenig Ehre. Und fo noch heutigen Tags bei ihren Nachkom— 
men, den Grevlen. Die Gold: und Silberbarren entrannen den Händen der Spanier und Bor 
tugiefen. Sie gingen nad England und Holland, um dort für die Waaren und Lurusartifel 
umgetaufcht zu werden, welche das Mutterland und die Eolönien verfhrieben. Die liberfieve- 
lung des Hauſes Braganza von Portugal nah Brafilien, wo Johann VI. im Januar 1808 
landete, und die Lodtrennung der Golonien vom Mutterreiche haben in Wahrheit dem portu= 
giefifhen Volke nur geringen Schaven bereitet. Verletzte Eitelkeit und der Vortheil einiger 
großen Bamilien haben erbitterte Keindfeligkeiten zwiſchen Portugal und dem zur. Selbflän- 
digfeit herangereiften Brafilien hervorgerufen und fo lange Zeit unterhalten, Die vom Be- 
=”, — —X — — 





1) Varnhagen, Diario da navigagäo por Pero Lopez de, Souza (Eiſſabon 1839), S. 128, 126. 
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ginne gehäfige Stimmung, mozu man brafilifcherfeitd genügenpe Gründe hatte, wirfte 
in mannichfacher Weife auf Portugals Geſchicke zurück. Bis zur Ankunft des Hauſes Braganıa 
wurde feine Buchdruckerpreſſe in Brafilien geduldet; die erfte Druderei ift 1808 zu Rio—de⸗ 
Janeiro eingerichtet worden, Die zweite einige Jahre jpäter (1814). Die Erhebung Brafiltens 
zu einem Königreiche im Jahre 1815, dad Gefühl, von Fremden und fogar ald Colonie regiert 
zu werben, haben der liberalen Strömung in diefem europäiſchen Neiche überreihe Nahrung 
gegeben. Die fpanifche Eortesverfaflung warb zu Oporto, zu Liffabon ausgerufen und Porz 
tugal und Brafilien zu einem geeinigten Stante erhoben. In Liſſabon follten ji die Abge- 
oroneten der beiden Ränder verjammeln. König Johann Vi. fehrte 1821 nah Europa zurüd — 
er mußte zurückkehren. Bein Abſchiede ſprach er zu feinem in Rio-de-Janeiro als Statthalter 
jurücgelaffenen Sohne folgende venfmwürbige Worte: „Pedro, du weißt, der Sinn dieſes Reichs 
gebt auf Unabhängigkeit. Will irgendein Abenteurer auf viefen Grund bin ſich die Krone 
Braſiliens aufs Haupt jegen, fomme ihm zuvor. Stelle dich ſelbſt an die Spite der Bewegung, 
fuche ſie zu beherrſchen und thue, was die Umſtände gebieten.” Dom Pedro hat der Mahnung 
des Vaters Folge geleiftet. 

Der portugiefifche Kronprinz und brafiliihe Statthalter mar aber keineswegs Mann ges 
nug, die äußerft ſchwierige Lage zu beherrſchen und einem bewußten Ziele entgegenzuführen. 
Sein ewiges Schwanfen zwiſchen den durch äußere Bedingnifle gebotenen freijinnigen Juſtitu— 
tionen und dem angeborenen wilden vespotifhen Gelüfte entfremmete ibm alle Parteien im 
Laufe weniger Jahre. Dom Pedro mußte endlich das Land, welches ihm bei alledem viel ver: 
dankt, verlaflen und eine neue Stätte ſich zu erobern juchen. Die Zuftänve waren freilich vom 
gar peinlicher und gefährlicher Art. Die portugiefifchen Großen und vie Eingeborenen des neuen 
Königreihs Brajilien verfolgten fih mit dem ganzen ererbten Haſſe des Südens. Der Regent 
fuchte eine Ausſöhnung zu Stande zu bringen. Vergebens! Die Reden und Beſchlüſſe in den zu 
Liffabon verfammelten Cortes mehrten die Zwietracht. Die Abgeordneten Brajiliend waren ge: 
wählt, die Grundſätze der neuen durch die militäriichen Aufftände gefhaffenen Gonftitution bes 
ſchworen und mehrere Deputirte bereitd nad Europa abgegangen, ald man zu Rio-de-Janeiro 
von wiederholten feindfeligen Befchlüffen ver Cortes gegen Brafilien Kunde erhielt. Das Reich 
follte wieder — hiervon zeugten alle Maßnahmen, alle Borgänge — in das ehemalige Colo— 
nialverhältniß herabgedrückt werden. Die Gentralanftalten zu Rio-de-Janeiro murden aufges 
hoben. Die einzelnen Provinzen Brafiliend waren von Statthaltern zu regieren, welde, von 
den Behörden der Hauptſtadt unabhängig, aus Liffabon ihre Ernennung erhalten jollten. 
Endlich beliebten die Cortes zu beftinnmen, Dom Pedro folle nah Europa zurüdfehren, einige 
Jahre England, Frankreich und Spanien bereifen, um, wie man vorgab, in jenen Reichen eine 
eonftitusionelle Erziehung zu erhalten. Solche und ähnliche Anordnungen mußten bei der bra= 
Hlifhen Partei große Unzufriedenheit erregen. Früher ſchon war dieſe Partei, megen der ge— 
ringen Anzahl der Deputirten, welche Brafilien ftellen durfte, beleinigt worden. Portugal hatte 
130, Brafilien blos 60 Abgeordnete zuertheilt erhalten, wovon überdies kaum 50 an der 
Berathung Antheil nahmen oder nehmen konnten. Bon Portugal und deſſen Vertretern iſt für 
Brafilien nichts zu hoffen, fo ſprachen die Brafilier, und ihre liberzeugung wurde bald bie herr= 
ſchende im Lande. „Der geringfte und ärmfte Bortugiefe Heht auf den tüdhtigften und reichften 
Drafitier gleichwie auf einen Unebenbürtigen, einen Unterthan herab. Die Portugiefen wollen 
wie in frühern Zeiten leben und praffen von den Früchten unfers Landes, von den Früchten 
unferer Arbeit. Was geht uns Portugal an? Von dort ift und blos Schmah und Unter: 
drückung gefommen. Wir müffen, wir fönnen uns felbft helfen!” 

Diefe Überzeugung erhielt zuerft in Santo:Paulo, her Hauptitadt der gleihnamigen Pro> 
vinz, ihren thatſächlichen Ausdruck. Der Vicepräfident der Provinzialregierung, Joſe Boni— 
facio de Andrada e Silva, hatte faum von dem Decret, welches Dom Pedro abrief, Kunde erhal⸗ 
ten, fo verfammelte er am 24. Dec. 1821 noch des Nachts 11 Uhr die Rärhe feines Collegium 
und vermochte fie, eine Petition zu unterzeichnen, in weldher das Berbleiben des Regenten ver= 
langt wurde. Es hieß in diefer Adreſſe: „Der Abreife Dom Vedro's werde die Unabhängig 
feitderflärung Brafiliend auf dem Fuße folgen. Die Völker Brafiliend werden ſich gleichwie 
Tiger erheben, welche der alte Despotismus in Käfige eingejperrt und worin fie ber neue con— 
ftitutionelle Machiavellismus erhalten wolle.” Dom Bedro fügte fih dem Wunſche. Die 
Deputation, welde ihm (9. Jan, 1822) ihr Geſuch überreichte, erhielt ven Auftrag, dem Volke 
zu verkünden, daß er, weil ed zum Wohle Aller und der ganzen Nation zum Glück gereiche, im 
Zande verbleiben und diefen feinen Entſchluß alsbald nach Portugal melden werde. Die portu= 
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gieſiſchen, der Bewegung entgegentretenden Truppen wurden zum Theil: vermodht, fih nad 
Europa einzuſchiffen (15. Bebr.). Ein neues in felbftändiger Weife verfahrendes Minifterium 
ward eingefegt, an deſſen Spige der Urheber der Bewegung, Iofe Bonifacio de Andrada. 
Unter dieſen Räthen befand ſich fogar aud ein Minifter ded Auswärtigen, was bereits auf 
völlige Unabhängigkeit von Portugal zielte. Am 16. Febr. beriefen fie einen Rath aus Ab- 
georoneten der Provinz zufammen, welcher unter dem Vorfige Dom Pedro's die zum Wohle 
des Reichs nothwendigen Mafregelu verfügen follte. Die feindfeligen Decrete und Maßnah— 
men, von Portugal ausgegangen, infolge diefer brafiliihen Bewegung, erhielten alsbald in 
einem Bejchluffe ver Municipalität Rio-de-Janeiros vom: 13. Mai 1822 eine entfchiedene, be— 
deutungsvolle Erwiderung. Der Titel eines immerwährenden Vertheidigerd Brajiliend (De- 
fensor perpetuo de Brasıl) ward für Dom Pedro gefhaffen und von viefem angenommen. 

Der Rath, aus Abgeoroneten der Provinz zufammengefegt, genügte jet nicht mehr. Die 
Unabhängigkeit und Selbftändigfeit des Landes, wenn auch nicht förmlich ausgeſprochen, lag 
in der Titulatur des Prinzen. Die Brafilier wünſchten eine conftituirende Verſammlung, welche 
in Öffentlihen Sigungen, wie man fagte, über die Mittel einer Einigung zwijchen Portugal und 
Braſilien rathſchlagen folle. Das Minifterium ſchloß ſich dem Wunſche an, und es ward ein 
Decret erlaffen, um die brajilifhen Cortes auf den 21. Mai zufammenzurufen. Man hege, hieß 
ed im Decrete, die allgemeine Meinung, daß Brajilien ohne Cortes nicht glücklich fein könne 
Im fernen Portugal wiſſe man die Bedürfniſſe ded Landes nicht. Widerſinnig fei ed, das ju- 
gendlich aufblühende Brafilien an dem Gelüfte, an der Selbſtſucht der andern Hemifphäre han= 
gen zu laffen. Die förmliche Erklärung der Unabhängigkeit ließ nicht lange auf fi warten. Zu 
Iperanga, in der Nähe von Santo-Paulo, gab der Prinz. Regent am 7. Sept. 1822 feine Zu- 
fimmung; der Senat von Riosde-Janeiro verfündete der Bevölkerung (21. Sept. 1822) ven 
Entſchluß in folgender eigenthümlicher Proclamation: „Mitbürger! Der Gott der Natur hat 
undden Prinz-Regenten erhalten, um unjere Stüge zu fein, um die Unabhängigkeit dieſes großen 
Gontinents zu befeitigen. Warum zögern wir? Portugal befhimpft uns; Amerifa ladet und 
ein; Europa fieht auf und; der Fürft vertheidigt ung. Mitbürger, erhebt euch zum freudigen 
Rufe: Es Lebe ver conftitutionelle Kaifer Brailiens, der Herr Dom Pedro J.!“ Der 12. Det. 
ward zur feierlichen Unabhängigkeitderflärung feitgejegt. An diefem Tage wurde ver Brinz- 
Regent ald Bedro L., conftitutioneller Kaifer von Brafilien, auögerufen. Mit dieſem Tage be: 
ginnt die Geſchichte Braſiliens als jelbftändiger Staat; Brafilien, was man bei feiner Beur: 
theilung nie vergeflen follte, ift erſt 35 Jahre alt. 

Die portugiejiihen Truppen, die Bejagungen einzelner Burgen und Städte widerftrebten ; 
fie wurden Schnell, vorzüglich durch die Hülfe des englifhen Admirals Lord Cochrane, der in 
braſiliſche Dienfte getreten war, geihlagen und aus dem Lande gebracht. England beförberte 
aus Handel 8: und ftaatlihen Intereffen vie Unabhängigkeit Brafiliend und der fpanifchen Eo= 

lonien. Auch Montevideo, worauf Portugal vertragsmäßige Anfprüde hatte, mußten bie 
Truppen am 18. Nov. 1823 verlaffen, deffen Vereinigung mit Brafilien aldbald ausgeſprochen 
wurde — ein unbejonnener Beſchluß, welder dem neuen Kaijerreiche bald Eoftjpielige außwär- 
tige Kriege und viele Verlegenheiten bereitete. Die im Innern entftandenen Wirren und Par: 
teiungen haben nämlich immer an diefen auswärtigen Zufländen ihre Nahrung gefunden. 
Am 3. Mai 1823 eröffnete der Kaijer die erften conftituirenden Cortes Brafiliend mit einer 
begeifternven, die damaligen Zuftände ſcharf bezeichnenden Rede. „Die Cortes jollen ein 
Grundgeſetz ſchaffen, welches das Land vor despotiſchen Gelüften bewahrt, fi aber von theore- 
tiſchen und metaphyſiſchen Träumereien fern hält, welche, wie die Geſchichte Europas feit 1792 
und 1793 lehrt, feinen Beſtand haben können.” In den mit großer Leidenſchaft geführten 
Verhandlungen über die Antwort auf diefe Thronrede fließen die beiden feindlichen ‘Barteien, 
‚die Royaliften und Liberalen, an deren legtern Spige die Brüder des Minifters Andrada e 
Silva ftanden, hart aufeinander. Dom Pedro hielt ed mit den Royaliften, das Minifterium 
Andrada wurbe entlaffen. Bald darauf wurden auch die Cortes durch den Staatsſtreich vom 
12. Nov. 1823 fortgejagt, 16 Abgeordnete, worunter Andrada e Silva ſelbſt, dann feine bei— 
den Brüder Garlo und Francedco, gefangen genommen, verbannt, zu Schiffe gebracht und nad 
Franfreich transportirt, Man beſchuldigte die Verfammlung, fie habe ihren geſchworenen Eid, 
daß fie vie Unabhängigkeit des Reichs und der Dynaftie bewahren wolle, gebrochen. Der Kaiſer 
fei fo liberal ald möglich. Alsbald follten andere Gorted zufammenberufen werden, welde über 
eine Gonftitution berathen mörhten, die mehr ald noch einmal fo liberal (duplicadamento 
Staatös2eriton, III. 2 
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mais liberal) ausfallen würde ald viejenige, welche die aufgelöfte Verſammlung habe gebe 
wollen. 

Zu diefem Ende ward anı 16. Nov. 1823 eine Gommiffton geſchaffen, die in wenigen Wo 
hen, unter dem Vorfige des Kaifers, ein Grundgefeg zufammenfteltte, welches in den erſten Ta 
gen 1824 bekannt gemacht und am 25. März vom Kaifer, vom Erzbiſchof und von der Muni 
eipalitär zu Rio⸗de⸗ Janeiro beſchworen wurde. Durch eine ſolche Drtroyirung follte die Volke 
ſouveränetät befeltigt und das Princip der Legitimität erhalten werden. Engliſche Vermitte 
fung brachte um dieſe Zeit bereits Unterhandlungen zu Stande, damit bad Mutterland Bortuga 
die Unabhängigkeit dev ehemaligen Colonie anerfenne. Es Hofften nämlid die Engländer au 
einen ausgebreiteten Handel mit dem neuen Kaiſerthume, und von der erwarteten Entſchädi— 
gung mußte ein großer Theil zur Tilgung der portugiefifhen Schulden verwendet und britifcher 
Händen übergeben werden. Der englifheportugiefiihe Commiſſar fam am 18. Juli 1825 mi: 
dent hierauf bezüglichen Vertrage nad) Nio-de:Janeiro, wo derfelbe, nad vielem und gegrün: 
detem Wiperfpruche von feiten der patriotifhen Partei, am 29. Aug. 1825 unterzeihmet 
wurde. Brajilien, fagten die Patrioten mit Necht, brauche feine Anerkennung nicht um 2MiM. 
Bf. St. zu erfaufen, für deren Zahlung ſich der Kaiſer verpflichtet. Wir Brajilier haben 
die Bortugiefen mit den Waffen in der Hand vertrieben; wir herrſchen zu Wafler, wir herr- 
ſchen zu Lande; warum follen wir ung demüthigen und fanfen, was wir fhon längft befigen ? 
Der Vertrag ſchadete Dom Pedro in der Achtung des brafilifchen Volks nicht minder als fein 
gewaltfames Verfahren gegen die conftitnirenden Gortes. Die Brüchte ſolches doppelt unklugen 
Verfahrens ließen nicht lange auf fi warten. Aufftände erfolgten in den Provinzen Babia, 
Pernambuco, Card, Parahyba und Rio-Grande, fämmtlih in republikaniſcher Richtung, 
welder die Weife des nordamerifanifchen Staatenbundes ald Mufter vorſchwebte. Manuel dr 
Carvalho erflärte am 12. Juli 1824 das Kaiſerthum für erloihen, rief zu Pernambuco die 
„Gonföberation des Äquator” aus, welche erit nach wiederholten Kämpfen befeitigt werben 
konnte. Buenos: Ayres, der Vereinigung Montevideo’8 mit Braiilien inımer widerftrebend, 
fuchte während diefer innern Zerrüttung den Geift der Unabhängigkeit in jenem Rande aufzu- 
ſtacheln. Montevideo erhob ſich und erklärte, unter dem Beiftande von Buenos-Ayres, feine 
Unabhängigkeit am 20. Aug. 1825. Alle Acte zur Vereinigung mit Brafilien, ſowie der frü- 
here mit Portugal, wurden als nicht geſchehen bezeichnet und eine conftituirende Berfammlung 
ufanmengernfen. Dom Pedro erklärte den Vereinigten Staaten am Rio ve la Plata am 
10. Dec. 1825 den Krieg. Große Summen wurden auf die Unternehmung verwendet; der 
Kaiſer gerieth in finanzielle Verlegeneiten und ſah fi gezwungen, die feit langer Zeit zu: 
fammengerufene, aber mit Misachtung behandelte legislative Verfammlung am 6. Mai 1826 
wirklich zu eröffnen. Es war aber dem Kaifer, wie man aus allen Maßnahmen erfehen fonnte, 
fein rechter Ernſt mit der conftitutionellen Negierungsform. Obgleich man den Krieg gegen 
Buenos: Ayred und Montevideo mit großem Eifer fortiepte, konnte der Kaifer doch feine be: 
deufende Vortheile erringen. Überdies zeigten ſich mehrere Theile des eigenen Reichs fhmierig, 
ſodaß fih Dom Pedro endlich gern zum Frieden geneigt finden ließ, welcher wiederum durch 
englifhe VBermittelung am 28, Aug. 1828 zu Stande fam. Montevideo ward von Brafilien 
getrennt und feine Selbftändigfeit vom Kaiferreihe wie von der Vereinigten Republif am 
> r Ia Plata anerfannt. Später geſchah dies auch, mitteld eigener Verträge, von andern 

aaten. 

Der Kaiſer Hatte ſchon längſt das Vertrauen des Landes verloren. Die Öffentliche Preſſe, 
deren Freiheit die Conſtitution ſicherte, war ihm ſeit längerer Zeit entgegengetreten; Geheim⸗ 
bünde entftanden, welche auf feine Entfernung und auf die Erklärung eines Breiftaats hinar- 
beiteten. Dan behauptete, und zwar nicht ohne Grund, der Fürft hätte ſich mit einer Camarilla 
umgeben, welche auf eine Willkürherrſchaft hinfteuere; man molle auch in der Neuen Melt 
Bolfevertretung und volksthümliches Recht vernichten. Unter foldher Strömung des Öffentlichen 
Geiſtes wurde zu Rivsde:Janeiro am 3. Mai 1830 die erfte Seſſion der zweiten Regielatur er: 
Öffnet. Die Sigungen der erften, vielen feiner Wünſche entgegentretenden Legislatur hatte der 
Kaifer, bald nadı ven Frieden von Montevideo, bereit im Herbite des Jahres 1829 mit fol: 
gendem, höchſt beleldigendem Iafonifchen Decrete aufgelöft und fortgefchieft: „Erleuchtete umd 
ſehr ehrenwerthe Herren Abgeorpnete der Nation. Die Seffion iſt zu Ende. ‚Der conftirmtio: 
nelle Kaljer und immerwährende Vertheidiger Brafiliens.” Die ver Negierung großentheilé 
abgeneigten Deputirten zur zweiten Registatur erihienen mit der Abſicht in Nio-de- Janeiro, 
wegen diejed Hohnes, womit die frühere Legislatur weggeſchidt worden, Rache zu nehmen. 


* 
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Kaum Hatten tie brafilifhen Kammern ihre Arbeiten mit Dieeufilon der Regierungdvor: 
lagen begonnen, ald zu Rio-de-Janeiro Nachrichten eintrafen von der franzöſiſchen Julirevo— 
lution und den andern europäifhen Bewegungen. Diefe Greigniffe fanden fofort aud in Bra: 
fllien Anklang und riefen ähnliche Unternehmungen hervor, namentlich in Minas:Geraed. Der 
Kaifer eilte felbft an der Spige einer ftarfen Truppenabtheilung nach jener Gegend. Auf dem 
Wege dahin trat erin der berühmten Proclamation aus der Stadt Duro Preto (22. Febr. 1831) 
den republifanifch=föderaliftifhen Beſtrebungen mit ſolchen Worten entgegen, welche bei der 
damaligen Volfsftrömung fein Verbleiben im Lande unmöglich machten. „Braſilier“, ſchreibt 
Dom Pedro unter anderm, „wir find von einer anardifchen Partei bedroht, weldye die in be- 
fondern Umftänden begründeten Ereigniffe Frankreichs benugen will, um die Berfaffung um: 
zuftoßen. Das allgemeine Wohl ift ihr gleichgültig; Selbſtſucht ift ihr Streben; Eigennuß 
und perfönliche Leidenſchaften find ihre Triebfrvern.” Der Kaifer mußte unverrichteter Dinge 
nad der Hauptftadt zurüdfehren. Er wollte, wie in Spanien und Portugal, in Italien und 
Polen geihah, mit Waffengewalt dreinſchlagen, aber es fehlte ihm die Macht. Gekrönte Schick— 
falögenoffen, die ihm mit ihren Mitteln und Truppen hätten Hülfe leiften fünnen, waren in 
der Neuen Weltnicht vorhanden. Dom Pedro hatte die Bevölkerung durch feine harten despotiſchen 
Reden zu tief beleidigt; mit ſolchen hohlen, abgenusten, zum Theil finnlofen Worten, er wolle 
alles für das Volf thun, nichts aber durch das Volf, war nichts mehr zu gewinnen. Das ein: 
heimijche wie das geworbene Militär neigte fi zum Abfalle, e8 war fogar zum großen Theile 
fhon abgefallen. Dem Kaifer blieb jegt nichts übrig, al8 feine Abvanfung zu unterzeichnen. 
Sie erfolgte am 2. April 1831 zu Gunſten feines fünfjährigen Sohnes Dom Pedro de Alcanz 
tara (geb. am 2. Dec. 1825). Durch Erlaß vom 6. April 1831 ernannte der Kaifer zum Vor: 
mund diefed Sohnes und feiner drei übrigen Kinder denfelben Joſe Bonifacio de Andrada 
e Silva, welden er früher feiner felbftändigen liberalen Gefinnung wegen in die Berbannung 
geſchickt hatte. 

Der Kampf der Parteien ward durch Dom Pedro's Entfernung noch mehr gefteigert, weldhe 
fi fortan im Verlaufe der ganzen folgenden Geſchichte feindlich gegenüberftehen. Die einen was 
ren und find entichievene Nepublifaner, welde eine Verfaſſung nad dem Mufter der Bereinig- 
ten Etaaten einführen wollen ; die andern Monardiften, zum Theil aud abwartende Republi— 
kaner, welche das Volk für untauglich erflären, jegt fhon die Selbftregierung zu übernehmen. 
Erft müßte e8 durch eine wahrhaft conftitutionelle, auf liberalen Grundgejegen beruhende 
Monardie dazu herangebildet werden. Iſt died geſchehen, fo würden audy fie zur vepublifani= 
fen Negierungsform die Hand bieten. Diefe gemäßigte und in Betradht der Umſtände ver— 
nünftige Anſicht hat mitten unter alfen ven Wirren und Bürgerfriegen, damals und bid auf 
ben heutigen Tag, det Sieg davongetragen. Die zu Nio:de-Janeiro tagenden Abgeoroneten 
ernannten eine Regentſchaft von drei Mitgliedern: General Francesco de Lima, die Doctoren 

Eofta Carval ho und Braulio Moniz, welchen während der Minverjährigkeit Dom Pedro's Il. die 
voll ziehende Gewalt zuftehen jollte. Bonifaciv de Andrada war, wie fhon bemerkt, von dem 
abreifenden Kaifer zum Vormund und Erzieher des jungen Füriten erhoben worden, eine 
Wahl, welche die Regentihaft beftätigte. Eine ftetige, nur das Volfewohl beachtende Regie: 
rung ift jevoch niemals zu Stande gefommen. Die Parteien mehrten und fpalteten fi, neben 
den Nepublifanern und Monardiften entftanden noch Fövderaliften und Unioniften. Dieſe ers 
firebten eine centralijirte Monarchie im ftrengen europäifchen Sinne; jene, welche vorzüglich 
in den füdlichen Provinzen, an ven Grenzen der Nepublifen ihren Sig hatten, wollten eine 
Staatenconföderation, an deren Spige der Monard) gleichſam als erbliher Präſident geftellt 
werden follte. Die nad Raſſen und geſellſchaftlicher Stellung getrennte, über das ganze 
Reich dünn zerftreute Bevölferung von 5— 6 Mill. — man ſchätzt fie jegt, eine Volks— 
zäblung hat niemals flattgefunden, auf 7Y, Miu. — ermangelt der Bildung und Einjigt. 
Ihren hervorragenden Männern, den de Andrada, den Feijo, Lima, Basconcellos, Pereira 
und andern, fehlten aber die Tugenden der Gntfagung und des Patriotismud jener großen 
Angelfachfen, melde im Norden Amerikas den mächtigen Staatenbund begründeten. Perſön— 
liher Ehrgeiz und Habſucht waren und find gewöhnlich die Triebfedern der Minijter und ' 
Beamten; je nachdem fie ihre Nechnung dabei fanden, ſchlugen fie ſich bald zu diejer, bald zu 
jmmer Bartei. Nicht ein einziger reiner Charafter, gleichwie Wafhington und Franklin, iſt in 
der großen romanijhen Welt Amerif:8 enrftanden. Um ſelbſtſüchtige Zwecke zu erreiden, 
greifen fie zu Meutereien und Aufjtänden, Tie Folge hiervon war aud in —— eine Reihe 
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der blutigften Bürgerfriege und ſcheußlichſten Morbfeenen, die ſich mit geringer Unterbrechung 
über ein volles Jahrzehnd hinziehen. Viele Anderungen in der Reichsverfaſſung wurden vor: 
genommen und nach wenigen Jahren wieder aufgegeben. Neue Parteien oder neue Namen 
für alte entſtanden, wie die nah den MWohnorten der Häupter genannten Saquarema und 
Santa-Luzia, die Toried und Whigs des brajiliihen Reichs, welche die frühern gangbaren 
Namen vervrängten. Die Santa-Luzia find manchmal radicaler Färbung und ergeben ſich re: 
publifanifhen Beitrebungen. In dem andauernden Gewirre thaten die Santasfuzia einen 
fühnen Griff. Mitteld einer parlamentarifhen Revolution erflärten fie den funfzehnjährigen 
Dom Peproll. für mündig. Sie wollten nämlich in feinem Namen die Regierung führen, wad 
ihnen auch gelungen ift. Drei Jahre fpäter, am 30. Mai 1843, verheiratheten fie ben jun- 
gen Kaifer mit der neapolitanifchen Prinzefjin Thereſe Ehriftina Maria. Die ältefte Tochter 
aus diefer Ehe, Ifabella Ehriftina Leopolvina, geboren am29. Juli 1846, wurde bei vem Tode 
des Kronprinzen nach dem Grundgeſetze zur Erbin des Reichs erklärt. 

Die Inftitutionen Brafiliend find die freifinnigften, welche jemals unter einer Monardie 
eingeführt wurden. Das ortroyirte Grundgefeg vom 25. März 1824, durch die Neformacte 
vom 12, Aug. 1834 mannidhfad verändert und den Einrihtungen Norvamerifas näher ge: 
bracht, hat Brafilien zu einer erblichen conftirutionellen Monardie erhoben, in der Familie des 
Kaijerd Dom Peoro von Braganza. Der Kaifer ift das Oberhaupt der Nation und bejigt ne: 
ben dem Einkommen von zahlreichen Domänen eine Eivillifte von 440000 Dollars. Seine 
Perſon ift Heilig und unverleglih. Er führt den Titel: Eonflitutioneller Kaifer und beftänvi- 
ger Vertheidiger Brafiliens, Die ausübende Gewalt vollzieht er mitteld der Minifter. In ver 
Berwaltung fteht ihm ein Staatsrath zur Seite, deſſen Zuftimmung in jedem Regierungsacte 
nothwendig ift. Derfelbe befteht aus lebenslänglien, vom Kaifer jelbft ernannten Mitgliedern, 
nad dem beſondern Gefege vom 23. Nov. 1841 und der ergänzenden Orbnung vom 5. Febr. 
1842. An der gefeßgebenden Gewalt hat der Kaifer feinen Antheil, indem er die Beſchlüſſe 
ber Repräſentation beftätigt oder verwirft. Die Nepräjentation wird gebilvet aus zwei Kam: 
mern, der Deputirten und dem Senate. Die Deputirtenfammer geht aus einer mittelbaren 
Volkswahl hervor; die Senatoren werden vom Kaifer aud einer dreifachen Lifte gewählt, von 
den Wahlmännern, welche die Deputirten zu wählen haben, angefertigt. Die Senatoren find 
auf Lebensdauer, die nad dem Wahlgefege vom 19. Aug. 1846 aus 104 Mitgliedern befte: 
hende Deputirtenfammer wird alle vier Jahre vollftändig erneuert. Die Gerichtsbarkeit wird 
ausgeübt von unabfegbaren Richtern, welche der Kaiſer ernennt, und von einem nach englifcher 
Weiſe angeoroneten Schwurgerihte. Die Eonftitution verbürgt Preffreiheit, dad Vereini— 
gungs- und Petitiondreht, die öffentlihe Schuld und den unentgeltlihen Primärunterridt. 
Kein Brafilier ann ohne Richterſpruch in Haft gehalten, nod kann fein Haus ohne einen fol- 
Gen Sprud von den Beamten unterſucht werben. Eine Nationalgarde, wozu alle Brafilier, 
mit Ausnahme der Beamten, bis zum ſechzigſten Jahre verpflichtet find, wacht über die Sicher: 
heit und bejhügt die Unabhängigkeit des Reichs. Die Provinzen erfreuen ſich, namentlih durch 
die Reformacte, großer Unabhängigkeit. Sie befigen, gleihwie die einzelnen Staaten der nord: 
amerifanifchen Union, befondere geſetzgebende Berfammlungen, welche über alle innern Ange: 
legenheiten der Provinz berathen und beliefen. An der Spige diefer Provinziallegislaturen 
Reben von der Regierung ernannte Präfidenten. Die Stadtangelegenheiten werben von freige- 
wählten Municipalitäten verwaltet. Brafilien zählt 398 Städte und größere Ortſchaften. Der 
römische Katholicismus ift die Staatdreligion. Die Ausübung jeder andern Religion in Pri- 
vathäufern oder Gebäuden, welche mit Kirchen Feine Ähnlichken haben, ift geftattet. Die Nicht: 
Tatholifen genießen gleiche bürgerliche Rechte, können aber nicht ald Abgeorpnete gewählt wer: 
ben. Die Biſchöfe und alle andern geiftlihen Vorſtände werben vom Kaifer eingefegt. 

Brafilien hat, gleichwie Nordamerifa, den großen Fehler der ehemaligen ſpaniſchen Colo— 
nien vermieden. Diefe haben ohne Unterfhied allen Raffen und Miſchlingen, ven Indianern 
und den Negern, ven Mulatten und Zampas, das höchſte Recht ded Bürgers, das Wahlregt, 
gegeben und fie zu gleicher Zeit mit großen Abgaben, in mander Beziehung mit größern, als 
bei ven Weißen gefhehen, belegt. Diefer ſyſtematiſche Fehler ihrer Eonftitutionen ift ein vor: 
züglier Grund der häufigen Unruhen und Anarchie. In Brafilien und Nordamerifa erfreut 
ih nur das reine Blut der Faufaflichen Raffe jener höchſten Auszeihnung des Staatsbürgers. 
Blos die Weißen wählen, nur fie fönnen gewählt werden. Es ift wol der größte und gefähr- 
lichſte Irrthum gewiffer freiiinniger Menichenfreunde, zu glauben, die Freiheit fönne wie ein 
Geſchenk ausgetheilt und dann mit Einjiht gebraucht werden, Nur die kaukaſiſche Raffe, und 
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vorzüglich diejenige Abtheilung, welche der Individualität freien Spielraum gewährt, ſcheint 
zur Selbftregierung und bamit zur Weltherrſchaft berufen. Durd eine Kreuzung mit andern 
Raſſen, felbft vurd ein bloßes, lange andauerndes Zufammenmohnen mit ihnen, feinen felbft 
die Kaukaſier jene größte aller menſchlichen Tugenden, wenigftens theilweife, einzubüßen. Dies 
lehrt die Gefchichte der ehemaligen ſpaniſchen Colonien während der legten 30 Jahre, von 
Californien herab bis zu den Araucan. J 

Die Staatsausgaben des Kaiſerreichs belaufen ſich im Durchſchnitt auf eine Summe von 
ungefähr 86—90 Mill. Fr., welche in gewöhnlichen Jahren von den Staatseinnahmen, wo— 
von zwei Drittel aus Zöllen fließen, gedeckt werden. Die Intereſſen der an 300 Mill, Fr. be— 
tragenden Staatsſchuld wurden immer regelmäßig bezahlt. Im Rechnungsjahre 1853 —54 
beliefen fi die Einnahmen auf 36000 Contos. Die Boranfchläge des Budgets von 1854—55 
zeigten fogar feinen unbedeutenden Überſchuß. Die Einnahmen wurden auf 34000 Gontos 
und die Ausgaben blos auf 31316 berechnet. Im Finanzgefege für 1855—56 find die Aus— 
gaben auf 31318, die Einnahmen auf 34000 Contos angefegt. „Ohne ven europäiſchen 
Krieg“, ſagte der Minifter, „welcher in mannichfacher Beziehung nachtheilig auf Braftlien zu— 
rüchwirfte, würden die Ginnahmen viel bedeutender gemefen fein.” Die Einnahmen beftehen, 
außer in dem Ertrage der Schiffdabgaben, vornehmlih in dem Ergebniß der Ausgangäfteuer, 
welche von ben drei wichtigen Golonialartifeln: Kaffee, Zuder und Rum, erhoben wird; vie 
namhafte Vermehrung derfelben ift die natürliche Folge des gefteigerten Verkehrs der Schif— 
fahrt und des Ausfuhrhandeld. Was die erftere betrifft, fo belief jich die Gefammtzahl der 
1855—56 von fremden Häfen in Rio-de-Janeiro eingelaufenen Schiffe auf 1165 von zufam= 
men 455016 Tonnen Gehalt, d. h. 154 Schiffe und 45829 Tonnen mehr als im Rechnungs— 
jahre 1853 — 54, bei welder Zahl die braftlifche Flagge mit 53 Schiffen, von zufammen 14167 
Tonnen, d. h. mit 8 Schiffen weniger, dagegen mit 329 Tonnen mehr ald im Jahre 1853 — 54 
beteiligt war. Die Küftenfhiffahrt, weldhe der nationalen Flagge ausſchließlich vorbehalten 
ift, wurde von 3684 Bahrzeugen von zufammen 263686 Tonnen, d. h. durch 1270 Bahr 
zeuge von 25865 Tonnen mehr ald in legterm Jahre betrieben. An Kaffee wurden ausgeführt 
2,341203 Säde a 160 Pfd. (757503 Säde mehr ald 1853— 54). Der Preis, welcher auf 
dem Markte von Rio-de: Janeiro bewilligt wurde, betrug im Durchſchnitt 15 Thlr.; der Ge— 
fammtwerth der Raffreausfuhr von Rio-de-Janeiro belief fih alfo auf 35,118045 Thlr., ver 
Ausfuhrzoll beträgt 5 Proc. ad valorem. An Zuder waren 44,589758 Bo. (12,046571 
Pfo. mehr ald 1853 — 54), an Rum 16976 Pipen (2381 Pipen mehr ald 1853— 54) ange⸗ 
meldet worden. Davon gingen 8281 Pipen in den Verbraud ver Stadt Rio-de-Janelro und 
ihres Bezirfs über, 4837 Pipen wurden nad andern Iheilen des Landes und 2583 Pipen 
nach dem Au Slande geführt. 

Die Ausfuhr der drei vorzüglichften Artikel in Urrobas, der Arroba zu 32 Pfo. Zollgewicht, 
betrug während der legten 15 Jahre | 


Baumwolle: Kaffee: Buder: 


1840—41 . 691875 5,059223 6,698391 
1841-42 . 639580 5,565825 4,817577 
1842-43 . 685149 5,897555 5,209721. 
1843—4 . 814255 6,294281 5,682980 
184445 . 826445 6,229277 7,476286 
1845-46 . 645345 7,034582 7,110804 
1846-47 . ' 606882 7,947753 6,963960 
1847—48 . 689288 9,307292 . 7,409349 
1848—49 . 849416 8,354840 =. 8,801616 
1849 — 50 1,109314 5,935817 . 7,993586' 
1850-51 . 883440 10,148268 9,907860 
1851—52 . 898250 9,544858 7,480099 
1852—53 . 997908 9,923982 10,681344 
1853—54 . 892973 . 8,698086 8,258378 
1854-55 . 869960 .. . 13,027526 7,951422 


Die geordneten finanziellen Zuftände Brafiliens find ein wahrer Glanzpunft in der Ge: 
ſchichte des jungen Reichs, welches in anderer Beziehung unter gar vielen Misftänden leidet. 
So ermangelt das Reich durdigängig der guten fahrbaren Straßen zu Waſſer wie zu Lande. 
Der Volksunterricht gleichwie der der hoͤhern Schulen befindet ſich in einem jämmerlicden Zus 
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ftande, Die Bevölkerung verbringt zum großen Theile ihr Leben in Unwiſſenheit und im Müßig- 
gange. Die in der Gonftitution verbrieiten Nechte üben deshalb nur geringen Einfluß ; fie ſind 
und können nur auf höchſt mangelhafte Weije ins Leben treten. Die Sklaverei hat bier, wie 
allenthalben, wo fie herrſchte und herrſcht, die traurige Folge, dag Arbeit und Thätigfeit gleich: 
fan zur Schmach gereihen. Die Hälfte ver Vevölkerung Braſiliens bejteht immer aus Sklaven. 
Hierzu kommen die nachtheiligen Einflüffe der fatholiihen Geiftlickeit, welche hier, wie allent- 
halben, wo fie jhranfenlofen Einfluß gewinnt, jeder felbjtändigen Entwidelung mittelbar und 
unmittelbar feindlich entgegentritt. Dabei iſt die „Aufführung der Geiftlichkeit‘‘, wie der Jufliz - 
minifter in einem amtlichen, der Deputirtenfanımer im Jahre 1846 vorgelegten Berichte ih 
ausdrückt, „gewaltig Schlecht‘. „Es gibt Geiftliche, welche auf viele Monate aus ihren Pfarreien 
gehen und ſich im Lande herumtreiben. Sie laffen die Kirchen und alle andern kirchlichen Ge- 
bäude verfalfen. Mehrere liegen bereit3 In Ruinen, ſodaß ed, wenn auch die Pfarrer bleiben, an 
Berfammlungsplägen für die Gläubigen fehlt.” Unter folden traurigen Umſtänden mußten 
alle Verfuche, welche von der Regierung hervorgerufen und eifrig unterjtügt werden, Fremde 
Eoloniften, freie Arbeiter nad) Braiilien zu ziehen, zum Theil fheitern. Die Unglücklichen, 
welche ſich duch glänzende Verfprehungen täufhen liegen, jind in diefer oder jener Weije zu 
Grunde gegangen. Viele hat man fogar gleich nad) ihrer Ankunft zum Militärdienite gepreßt. 
Der Brafllier ſcheut nämlich den Kriegsdienft, und Die Regierung ift bemüht, un gegen alle 
Vorkommniſſe gewaffnet zu fein, ein verhältnißmäßig ftarfes Heer, 30—40000 Mann, unter 
den Waffen zu erhalten. Auch die Marine ift bedeutend, Sie zählte gegen das Ende des Jahres 
1850 nicht weniger ald 120 Fahrzeuge aller Art, Dampfer und gewöhnliche Schiffe mit 418 
Kanonen und einer Bemannung von 4000 Matrofen und Offizieren. Zu. diefem Solvaten- 
preffen kam während der legten Zeit noch das Gelbe Fieber, welches beinahe jedes Jahr wieder: 
kommt und vorzüglich unter den Neueingewanderten furhtbar hauſt. Nah einem amtlichen 
Bericht des Minifters des Innern, Magalhaes Ealvet, vom 1. April 1854, befanden jich im 
Reiche von allen den zahlreichen während der legten 30—40 Jahre ringewanderten Franzofen, 
von den Deutfhen und Irländern fowie von ihren Nachkommen faum 18000 Perſonen am 
Zeben. Die Cholera, welde im Jahre 1855 hier furchtbar wüthere, hat vorzüglich die ichwarge 
Sflavenbevölferung getroffen. 

Bei allen diefen großen Nachtheilen, unter weldhen das junge Kaiſerthum leidet, machte 
Brajilien doch während des legten Jahrzehnds größere Fortſchritte ald irgendein anderer Staat 
im füblihen Amerika. Die liberale Partei der Santa-Luzia, diefelbe, welche, wie man weiß, 
den Kaifer vor der verfallungsmäßig beftimmten Zeit mündig erklärte, behauptete ji bis zum 
Jahre 1848 an der Regierung. Perjönliher Ehrgeiz der Führer bewirkte eine Spaltung; das 
Minifterium löfte jih auf, und die Saquarema kamen (29. Sept. 1848) and Ruder. Zu 
Pernambuco erregten die geftürzten Liberalen. einen Aufſtand, der, ſchnell niedergeſchlagen, viel 
dazu beitrug, daß die Macht der neuen Verwaltung im Innern befejtigt wurde. Nach außen 
hin war um diefe Zeit die wichtigfte Angelegenheit die Sklaveneinfuhr, welche einen förmlichen 
Bruch mit England herbeizuführen drohte. Dom Pedro I. hatte ſchon 1826 einen Vertrag mit 
England gefchloffen, wodurch die Einfuhr afrifanifher Sklaven in Brafilien verboten wurde. 
Diefer Menſchenſchacher dauerte deſſenungeachtet immer noch fort. Die abgetretene liberale Ver: 
waltung wagte e3 nicht, folange fie am Ruder ftand, ftreng dagegen aufzutreten, denn die Skla— 
venhändler hatten einen zu großen Einfluß, im Lande. Die Saquarema hingegen waren zum 
großen Theil jelbit bei diefem äußert gemwinnreihen Handel betheiligt. England drang unge: 
flün auf die genaue Erfüllung des eingegangenen Vertrags: man drohte fogar mit Weg— 
nahme aller des Sflavenhandels verdächtigen Schiffe, ſelbſt in den brajiliihen Häfen. Eine 
Holge hiervon war das Gefeg vom 4. Sept. 1850, wodurch der Sklavenhandel neuerdings und 
in geſchärfter Weife verboten wurde. Die Einführung der Sklaven oder der fogenannten freien 
Schwarzen ward für Seeraub erflärt; alte hierbei Betheiligten jollten vemgemäß bejtraft wer: 
den. Die weggenommenen Sklaven oder freien Neger würden auf Koften der braſiliſchen Negie: 
rung in bie afrifanijchen Häfen, woher fie gekommen, zurüdgebracdht werden. Am 14. Det. 
1850 ward die Ordnung erlafjen, nach welcher das Geſetz ausgeführt werden follte. Dies alles 
war England nicht genug. Es verlangte noch mehr. Die immerdar und namentlid 1851 wie: 
berholten Korderungen und Anmaßungen Hatten endlich die Erflärung Brafiliend zur Folge, 
dag man, wenn dies fo fort ginge, ven Schug eined andern Landes — ohne Zweifel die nord: 
amerikanische Union — berbeirufen werde, “Die britiihen Staatdmänner haben alddann die 
angeordneten Zivangdmaßregeln zurüdgenommen, Auch bot Brafilien ſeit der Zeit wirklid alles 
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auf, um die heimliche Einſchleppung der Sklaven zu verhindern. Im Jahre 1850 wurden noch 
23000 eingebracht, im Jahre 1851 blos 3287. 

Das Berhältniß Brajiliens zu Montevideo und ven La-Plata-Staaten trat, nachdem die 
Schwierigkeiten wegen der Sflaveneiniuhr gehoben waren, wiederum in den Vordergrund. 
Brafilien irebte und ſtrebt nad) einer Art Hegemonie in jenen Gegenden, welche allerlei Ver: 
widelungsn ſowol mit den einheimiihen Staaten wie mit England und Frankreich hervorbringt 
und bie Kräfte des Kaiſerreichs verſchlingt, welche beffer zur innern GEntwidelung verwendet 
werden fönnten. Dom Vedro I. hatte am 29. Mai 1851 einen geheimen Vertrag mit der Re— 
yublif Uruguay oder Montevideo und mit Urquiza, dem Statthalter der argentinifchen Provinz 
Gatee-Rios, zum Sturze ded Dictators Roſas geſchloſſen, von deſſen Folgen wir in der Ge— 
ſchichte jener Staaten ſprechen werden. Nun jollte die jeit vem 3. Mai 1851 zu Rio-de-Janeiro 
tagende Legislatur die Mittel gewähren zum Vorſchreiten und zur Vefeftigung des braiilifchen 
Einfluffes in jenen ſüdlichen Orenzlanden, Die Oppojition widerjegte ſich, und zwar mit gutem 
Grunde. Die Regierung jolle ihre Aufmerkſamkeit nad) dem Innern des Reichs wenden. Hier 
babe fie einen jegensreichen, für Jahrhunderte unerihöpflihen Wirkfungsfreis ; man möge das 
Bolf nist mit neuen Abgaben belaften, um einer eiteln Rubmfucht willen; man möge den 
andern die Freiheit lajjen nad) ihren Gejegen zu leben ; die Unterdrückung der Fremden bringe 
die eigene Freiheit in Gefahr. Die Streitigkeiten hierüber, die vielen Neden für und-gegen nah- 
men den größten Theil der viermonatlihen Seſſion der Legislatur in Anſpruch (3. Mai bis 14. 
Sept. 1851). Allen Widerſpruchs ungeachtet ließ jih die Negierung von dem eingeſchlagenen 
Wege nit abbringen, und jie erlangte endlich aud die Zuftimmung und die Mittel von den 
Kammern. Ihre Bemühungen jind von dem größten Erfolge gekrönt, die brajiliihe Mat 
rettete Montevideo 1851 vom drohenden Untergange. Die Schlacht von Monte:Gajeros, welche 
Rofad zur Flucht zwang, ward unter Beihülfe der Brafilier gejhlagen; Brajilien erlangte 
durch die ſe und andere folgenreihe Thaten einen überwiegenden Einfluß in ven füplichen Grenz⸗ 
Raaten, in den La-Plata= Ländern, in Peru, Bolivia und Uruguay. Auch die Grenzbeſtim— 
mung gegen dieſe leßtere Republik wurde mitteld der Verträge vom 12. Det. 1851 und 15. 
Mai 1852 zu Braiiliend Vortheil entſchieden. Braſilien unterflügte Diefed ganz arme llruguay 
auf zwei Jahre mit Subjidien, wogegen ein brafiliiher Gommijlar Sig und Stimme in der zu 
Montevideo errigteten Schuldencommijlton erbielt. Das ganze Land nahm endlich eine Art 
Schupoberberrlichkeit Des benachbarten Kaiſerreichs an, und in die wichtigiten Orte der Nepublif 
wurden braſiliſche Truppen gelegt. Der Hof zu Rio-de-Janeirg juchte alsdann einen ähnlichen 
überwiegenden Einfluß in den nördlihen Ländern, in Venezuela, Neugranada und felbft in 
Mittelamerika zu gewinnen. Dies der Grund der wiederholten Mijfionen nad Garacas und 
Bogata. Brafilien ift jevoh offenbar in einer höchſt gefährlichen Richtung begriffen: es ver: 
geudet feine Kräfte durch fruchtlofen Ehrgeiz. Die Monardie ‚bereitet fi überdies durch diefen 
geheimen Intriguenkrieg gegen die nordamerikaniſche Union allerlei Gefahren, welche leicht 
ihren Sturz herbeiführen können. Dann iſt die hiftorifche Feindſeligkeit zwiſchen Spaniern und 
Vortagie ſen feinedwegs erlofchen ; die Nachkommen ver ftolzen Baftilier werden fich die verhaßte 
Schutz herrſchaft nicht lange gefallen lafjen. - 

Am 3. Mai 1853 wurde die erfte Sefjion der neunten Legislatur eröffnet. Die Wahlen 
fielen, freilich nicht felten infolge gewaltfamer und jhamlofer Negierungseinflüfle, für das Mi- 
nifterium ſeht günftig aus, Die Oppojition war nur ſchwach vertreten. Man hätte demnach 
Janben ſollen, der Beftand der Verwaltung wäre auf längere Zeit gejihert. Dem war aber 
nicht jo. Unter der berrjchenden Partei der Saquarema trat eine Spaltung ein, weldye alsbald 
die Auflöjung vd Miniſteriums zur Folge hatte. Das neue Minifterium, an deifen Spige ver 
Unterbändfer der Berträge mit den La-Plata-Staaten, Hermeto Ganeiro Leao, Vicomte von Pa: 
rana, geftellt wurde, ſuchte eine VBerjhmelzung der Parteien zu Stande zu bringen. Die höhern 
Stellen wurden ohne Unterſchied an conjervative wie an liberale Mitglieder verliehen. Im 
übrigen ging Brafilien fort auf der monarchiſch- herrſchſüchtigen Bahn, ſodaß fein immer offe⸗ 
ner beroortretendes Benehmen in den La-Plata-Staaten und zu Paraguay ſelbſt die Eiferſucht 
der europäischen Mächte erregte und deren Intereflen gefährdete. Sie machten wiederholte Bor: 
kellungen, worauf endlich ver Minifter des Außern, Limpo de Abreu, am 19. Jan. 1854 in 
eaer Denkſchrift, vie allen zu Rio⸗de-Janeiro acereditirten diplomatiihen Agenten mitgetheilt 
were, in ausführlicher umftändlicher Weife antwortete. Der Minifter geht auf die urfprüng- 
lihen®eziehungen zwifchen Uruguan, zwifchen ven La-Plata-Staaten und Brajilien zurüd, Die 
Verträge son 1828 und 1831 werben beſprochen und die unglücklichen wirrenvollen Zuftände 
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jener Kinder bargeftellt. „Die Negierung”, fährt die Denkfchrift fort, „glaubt, daß die euro= 
pälfchen Staaten diefe auf vem Grunde feierlicher Verträge berubende Intervention Brafiliens 
mur mit günftigen Augen anfehen fünnen. Warb dod dem unmenſchlichen Blutvergießen da— 
dur Einhalt getban und jene Länder ver langentwohnten Ruhe zurückgegeben. Der Handels 
verfehr und die Coloniſation fönnen jegt ihren ungehinderten frievlihen Fortgang nehmen. Die 
brafilifche Regierung beanfprucht feinen ungerechten Vorzug in Uruguay; die beftebenden Ver⸗— 
träge werden immer ihre Richtſchnur bleiben. Der Gedanke einer Ländervermehrung ift ihr 
niemals in den Sinn gefommen; bie im DVertrage vom 12. Det. 1851 feſtgeſetzten Grenzen 
zwifchen Uruguay und Brafilien werben ſtets unverrückt erhalten werben.“ 

Das Kaiferreich erfreute fi in der legten Zeit einer ungetrübten Ruhe und ftetiger Ent— 
widelung. Hiervon zeugt die Rede Dom Pedro's UI. bei Eröffnung des Congreſſes am 3. Mai 
1855. „Die Zuftände des Reichs“, fpradh der Kaifer, „find im allgemeinen befriedigend nach 
außen wie nad innen. Brafilifche Hülfstruppen bleiben nod in Uruguay; Subſidien werben 
diefem Staate feine mehr bezahlt. Geſetzvorſchläge zur Verbefferung im Hypothekenweſen follen 
vorgelegt werden, ſowie zur beffern Organifation der Armee. Die Cinwanderung fremder An- 
fiedler, deren während der legten Jahre über 30000 aus Portugal kamen, beſchäftigt Die Auf- 
merkſamkeit der Regierung wie früher fo jegt in hohem Grade. Meine Minifter werden ven 
Kammern neue Mafregeln zur Genehmigung vorlegen, um die europäifche Auswanderung nach 
unferm Lande zu leiten.‘ . 

Die wichtigſte Angelegenheit für Brafilien, man kann jagen, für ganz Amerifa und die 
Welt, ift die Herftellung leichter Berbindungsftraßen zu Waller und zu Lande, die Erbauung 
von Eifenbahnen, die Eröffnung der Klüffe und ihre Befahrung mittel Dampfer aller Natio- 
nen. Hier gerade tritt Brajilien offenbar ven Intereffen der andern europäiſchen und amerifa= 
niſchen Staaten feinvlich entgegen. Brafilien hat den Grundſatz aufgeftellt, und fucht ihm allent= 
Halben im ſüdlichen Amerika durchzuführen, daß nur den Uferftaaten die freie Schiffahrt auf den 
Haupt: und Nebenflüffen gebühren folle. Präſident Lopez zu Aſuncion will auch dieſes nicht 
gewähren; ed ward bisjegt Brafiliens Schiffen nicht geftattet, ven Paraguay hinaufzufahren, 
um nad) dent brafiliichen, dem Handel geöffneten Hafen Albuquerque am obern Paraguay zu 
gelangen. Es follte deshalb ſchon mehrmals zwifhen Brafilien und der Regierung in Afuncion 
zum Kriege fommen. Die civilifirte Welt würde durd die Beſchränkung der Schiffahrt auf die 
Uferftaaten von den herrlichſten Waflerftraßen, von ven fruchtbarften reichften Rändern der Erde 
innerhalb ver Stromgebiete ded Drinoco, ded Marafton oder Amazon von 90000 und des La⸗ 
Plata von 72000 geographiſchen Geviertmeilen ausgefähloffen bleiben. Überdies ift eine Ver- 
bindung dieſer Ströme untereinander fehr leicht herzuftellen; die Natur hat hierfür trefflich 
vorgearbeitet. Der Drinoco, für deſſen Beſchiffung ſich bereits 1847 eine Geſellſchaft zu Neu: 
york gebildet Hat, fteht durch den Rio-Negro und den Eaffiquiani mit dem Amazon in Verbin: 
dung; dann fann der La-Plata mitteld des Jauru, eines Nebenfluffes des Paraguay, und durch 
den Madeira ohne befondere Schwierigkeit mit dem Amazon vereinigt werden. Bucnos-Ayres 
würde demnach mitteld einer ununterbrodenen Wafferftraße, mit Angoftura in Verbindung 
treten. Died würde das größte Wafferneg fein auf Erden. „Im der brafilifchen Provinz Matto- 
groſſo, in dem Duellgebiete des Paraguay, des Preto, Bermelho und Seputuba‘, jo erzählt ein 
brafilifhes Journal, „habe bereits vor länger als hundert Jahren ein gewiſſer João de Souza 
einen natürlichen Waffertunnel vorgefunden, wodurch der La-Plata mit dem Amazon verbunden 
ift. João de Souza fei wegen diefer Entdeckung ins Gefängniß geworfen worden, denn ed war 
Politik des Königreichs Portugal, wie es jetzt noch die Politik des Kaiſerthums Brafilien ift, im 
Betreff diefer großen Waſſerſtraßen ebenfo ausfchließend gegen Fremde zu verfahren, wie ehe⸗ 
mals in Japan gefchehen.‘ 

Beim Schluffe der Regislatur (4. Sept. 1852) ſprach der Kaifer zu den Kammern: „Zu 
den wichtigſten Wohlthaten, mit melden ihr während der letzten Seſſion das Rand erfreut habt, 
rechne id) die Geſetze über die Herftellung neuer Binnenftraßen, über die Befahrung des Ama= 
zonenſtromes und bie Verbindung der verfchiedenen Bunfte unfers weitgebehnten Uferlandes.“ 
Die Beihiffung des Marafion war bereitd 1852 begonnen. Brafilien hatte zu dem Endzweck 
mit Peru einen Vertrag gefäloffen (23. Oct. 1851); bald hernach trat eine Gompagnie zu- 
fammen, um den Plan auszuführen. Am 30. Aug. 1852 ging die Regierung von Rio:de-Ja- 
neiro mit ihr einen Vertrag ein, wonach die Compagnie unter großen ihr gewährten Vortheilen 
verpflichtet if, zwei regelmäßige Bahrten auf dem Amazonenftrome einzuridten. Die eine vor 
Belen, der Hauptftabt der Provinz Para, bis zu jener in der Provinz des Amazon, der Barra 
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del Rio Negro; die andere von hier no dem Hafen Nauta in Peru.‘ Es iſt ein gutes Zeichen 
für vie Enmidelung der Bevölferung in Betreff der Einſicht, der Thätigkeit und des Reid: 
thums, dat die Actien jener Gefellfchaft in wenigen Tagen gezeichnet und die nothwendigen 
Summen eingezablt waren, zum Beginn der Unternehmung. So ift ed auch mit den Actien der 
Geſellſchaft ergangen, melde (April 1855) zufammengetreten ift, um unter einer beftimmten 
Garantie der Regierung mit dem Bau brafilifäger Gifenbahnen zu beginnen, welche, wie von 

verfhirdenen Seiten berichtet wird, eine große Zukunft haben follen.2) Eine Heine Strede, 
von der Mañabucht bis Petropolis wird bereits feit April 1854 befahren. Man will aber bei 
alledem vom Herfömmlichen nicht abweichen ; Brafilien. gedenft immer noch das Recht zur Be: 
fahrung der Flũſſe auf die Uferſtaaten zubefhränfen. England, Kranfrei und die Vereinigten 
Staaten proteflirten. Man erwartet zu Wafhington, daß Brafilien feinen eigenen Vortheil 
beſſer verfteben, die Schiffahrt auf dem Amazon freigeben und namentlih der Verbindung 
mitteld dieſes Stromes und feiner Nebenflüffe, hin nad Bolivia und Peru, durch die Schiffe 
der Vereinigten Staaten fein Hinderniß in ven Weg legen werde. Unterdeſſen find die Nord: 
amerifaner ſhon auf einer andern Seite, im obern Paraguay gewaltfam aufgetreten. Sie ha— 
ben bie zu Rio-de-Janeiro gezogene Grenzlinie nicht beachtet und find nad Belieben hinaufge- 
fahren. Auch ift im Beginne des Jahres 1854 von Peru aus eine aus Amerikanern beftehende 

i zum Marañon vorgedrungen, um die braſtliſchen Binnenländer jener Gegenden, 
welche großen Reichthum an Gold und Silber enthalten ſollen, zu unterſuchen. Ein neues Ga= 
Iformien haben fie zwar nicht gefunden; deſſenungeachtet wird bie Unterfuhungsreife ihre 
Früdte tragen. Das Land auf beiden Seiten der Gewäſſer ift berrli und fruchtbar im hohen 
Grade. Solche vortrefflihe Gemarkungen dürfen, werden nicht lange mehr verſchloſſen bleiben, 
jagt Talbot, ver Führer der Expedition; Dampfer, an Zahl und Stärke größer als die, welche 
jegt den Mifiiffippi befahren, müffen in der nächften Zeit auf vem Marafion ımd dem Amazon 
geben. Und hier, wie fonft nirgendwo auf Erden ift Raum für große blühende Reiche der 


Die Vereinigten Staaten fehen mit Scheelfucht und vielleicht nicht ohne einige Beforgniß 
auf Diele fortigreitende Monardie. Suchen doch die Brafilier felbft die gleiche Berechtigung 
aller thriſtlichen Eonfeflionen anzubahnen. Das Kaiſerthum möchte, wie wir fhon mehrmals 
Gelegenbeit batten zu bemerken, ſüdlich des Hquator diefelbe Stellung erringen, welche die 
Vereinigten Staaten bereits im Norden befigen. Braftlien gewährt nad zwei Seiten hin einen 
Anbaltepunft den principiellen Gegnern der Union: den Fatholifhen Nomanen in Amerika 
und den eifernden Monardien in Europa. Die erftern hoffen aufden Schuß der Regierung 
zu Rio-de-Faneiro gegen die angelfähfifh-proteftantifchen Übergriffe, und die andern find der 
Selbfterhaltung wegen beftrebt, dad monarhifche Element in der Neuen Welt zu flügen und zu 
fördern. Dom Vedro II. hat eine neapolitanifhe Prinzeffin zur Gemahlin genommen, und 
feine Schweſtern find mit europäifchen Prinzen verheirathet. Die mächtige Union im Norden 
wünft diefe Verbindungen zu ſchwächen, zu breden; Brafilien foll in die republifanifche 

ng. was man das amerifanifche Syſtem zu nennen pflegt, hineingezogen werben. Zwi⸗— 

ſchen dem Raiferreich und der Union herrfchte deshalb feit langer Zeit eine kaum zurüdgehaltene 
misliebige Stimmung, welche durch die verkehrte Handelspolitif zu Rio-de-Janeiro unterhalten 
unb gefteigert wird. Nordamerika erhebt feinen Gingangszoll von den braſiliſchen Erzeug— 
niflen, wähtend der Import aus der Union nah Brajitien ſchweren Abgaben unterliegt. Auf 
viele umb andere misliebige Verhaltniſſe deuten bereitö die frühern Gefandten aus Wafhington 
in ihren Mntrittöreden, namentlih aber der jet zu Rio:de:Janeiro beglaubigte Richard 
Meade. Bei Übereihung jeiner Grebitive (3. Dec. 1857) ſprach der Abgeoronete aus 
Waſhington unter andern folgende Worte: „Nicht einer bloßen Höflichkeit wegen erfcheine ich 
bier vor Ew. Majeſtät. Mein Zweck ift, die kaiferliche Regierung zur Befolgung einer freund⸗ 
nachbarlichen Politik gegen die Vereinigten Staaten einzuladen. An den beiden Staaten hängt 
dad Mohl der ganzen Neuen Welt; das Kaifertfum ift im Süden zur Hegemonie berufen, 
gleichwie unfere gefegnete Union im Norden. 3) Wenn beide Staaten diefelbe Politik befolgen, 





2) American Railroad Journal (vom 18. Juli 1857), XIII, Nr. 29. 
8) Diefes „offenfundige Gefchid‘‘ (manifest destiny) der Vereinigten Staaten hat auch Präfldent 
an in einer am 7. Jan. 1858 erlaffenen Botfchaft an den Eenat ausgefprochen. „It is beyond 
Quesüon the destiny of our race to spread themselves over the continent of Norfh America, 
and ihis at no distant day, should events be permitted 10 fake Iheir own natural course.” 
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dann werben wir im Stande ſein, die Vorurtheile der Fremden zu beſiegen und ihre Grhäffig- 
feiten fern zu halten. Wir werben mit vereinten Kräften dafteben, wenn und jemald Zumu— 
thungen gefchehen, welche wir in ernftlicher Weiſe abwenden müſſen.“ Der Kaifer hielt e8 für 
geeignet, fich innerhalb allgemeiner nihtsjagender Reden zu halten. Man bat dieje weitgrei- 
fenden Andeutungen nicht verftanden, nicht verjtehen wollen. *) R. F. Neumann, 

Braunfchweig (Herzogthum). Altere Geſchichte. Braunſchweig it ein fand im nörd⸗ 
lichen Deutſchland, von 67 Geviertmeilen und nad) der Zählung im Jahre 1849 von 270828 
Einwohnern, die in 12 Städten, ebenfo viel Flecken und 463 Dörfern leben, umgrenzt von 
hannoverjchen, kurheſſiſchen und preußiichen Gebieten. Ehemals gehörte dieje Gegend zu dem 
alten Sachſenlande, welches Karl der Große nad langwierigen Kriegen fh unterwarf, zum 
Chriſtenthume befehrte und mit dem Frankenreiche vereinigte. Auch in Sachſen entftanden gegen 
die Bolitif Karl's des Großen nad deflen Tode wieder Nationalherzoge; bier unter Karl's En— 
tel, Ludwig dem Deutſchen. Ludolf, der erſte Herzog, farb 864. Sein großer Enfel Heinrich 
erwarb die deutſche Königswürde, deſſen Sohn aber, der Kaifer Dito L., jegte 919 Hermann 
Bildung zum Herzog des öftlihen Sachſen. Nach dem Ausiterben diejed Hauſes 1106 ver: 
lieh Kaifer Heinrich V. dad Herzogthum Sachſen an Lothar von Süpplinburg, der 1125 Kaifer 
wurde, aber in denn Kampfe mit dem Herzoge Friedrich von Schwaben das Herzogthum Sachſen 
und feine Erbtochter Gertrud 1127 feinem Bundesgenoffen, dem Baiernherzoge Heinrich dem 
Stolzen aus dem Haufe Welf:Ejte gab. Diejer, nad) ver Kaiſerkrone ftrebend, ſtarb jedoch ge- 
ächtet im Jabre 1139. Sohn deijelben war der in dev Geſchichte des deutschen Mittelalters fo 
berühmte Heinrich der Löwe, dem e8 zwar gelang, Baiern wiederzubefommen und feine Be— 
figungen im nördlichen Deutſchland durch Unterwerfung ſlawiſcher Völker bedeutend zu ver— 
größern, aber, nachgehends ebenfalls in die Acht erklärt, ſich auf den Beſitz ſeines mütterlichen 
Allodiums (Braunſchweig) beſchränkt ſah und zuletzt auch dieſes verlaſſen mußte, um nach Eng— 
land zu fliehen. In der Stadt Braunſchweig erblickt man noch jetzt das ſchöne Standbild eines 
ebernen Löwen, welches diefer Ahnherr aller Welfen oder Guelfen im Jahre 1166 !) errichten 
ließ. Otto, ein Sohn des geächteten Heinrich, trug auf wenige Jahre im Beginn des 13. Jahr: 
buntertö die deutfche Kaiferkrone, während Heinrich, ein anderer Sohn deſſelben, im Bejig der 
braunſchweigiſchen Allodialgüter folgte. Zu Gunften des Sohnes dieſes legtern, Otto's des 
Kleinen oder des Kindes, wurde im Jahre 1235 das guelfiihe Allodialland vom Kaijer Fried: 
rich II. in ein lehnbares Herzogthum verwandelt, und jener ward hierauf ald erſter Herzog von 
Braunfhweig — unter welhem Namen damals ein weit größeres Territorium ald dad des heu— 
tigen Herzogthums begriffen wurde — Gründer ded gegenwärtigen guelfiihen Negentenhaufes, 
Späterhin gingen in biefen häufige Iheilungen und mannichfaltige Beränderungen im Länder: 
befige vor, Unter ven Enfeln Herzogs Ernſt des Bekenners wurben zwar nah dem Ableben 
‚Herzogs Friedrich Ulrich (1634) die welfiſchen Bejigungen wieder vereinigt, ed erfolgte aber 
bald eine neue Theilung, durch melde das neuere Haus Braunſchweig und dad neuere Haus 
Lüneburg oder Hannover begründet worden ift. 

Heinrich, genannt der Jüngere, der legte Fatholifche Negent, Fam im Jahre 1514 zur Re— 
gierung und lebte in fehr Rürmifchen Zeiten, in denen des Papftes Macht in diefen Gegenden 
zu breden begann, Es war died ein Fürſt voll Energie und Herrſchſucht, der kaum andere Ge— 
fege ald den eigenen Willen anzuerkennen geneigt war. Wenn er feinen leiblichen Bruder zwölf 
Jahre gefangen zu halten feinen Anſtand nahm, fo läßt ih wol abnehmen, daß er noch weniger 
Bedenken trug, ſich über die Rechte feiner Unterthanen hinwegzuſetzen.?) Allein während er 


4) Die vorgüglichiten allgemeinen Werte über Brafllien find: „Historia da America portugueza 
esde o anno de 1500 do seu descobrimente até o de 1724, por Sebastiäo de Rocha Pitta’‘ 
(Liffabon 1730). „History of Brazil, by Robert Southey‘' (3 Boe., London 1810—19ı. „The 
history of Brazil, from the period of the arrival of the Braganza family in 1808, to the ab- 
dication of Don Pedro the first in 1831, compiled from state documents and other, origi- 
nal sources, forming a continuation to Southey's history of that country, by John Armitage‘‘ 
(2 Bde., London 18361. „Historia geral do Brazil isto € do descobrimento, colonisagäo e desen- 
volvimento deste Estado, hoje imperio independente, escripta em presenga de muitos docu- 
mentos autenticos recolhidos nos archivos do Brazil, de Portugal, da Hespanha e da Hol- 
landa, por um socio doInstituto historico do Brazil, natural de Sorocaba, de Varnhagen“ (B». 1, 
Liſſabon 1854). 
1) Orig. Guelph., lib. VII, cap. 1. 
2) Rebtmeier’s Chronik, S. 870; Koch's Pragmatifche Gefchichte des Hauſes Braunfchiveig um» 
Lüneburg (Braunfchweig 1764), ©. 361. ' 
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fraftvoll,, theild aus Bolitif, theils aus Überzeugung, ſich den kirchlichen Neuerungen entgegen- 
fegte, war er ed doch, der ſich von den unruhigen Zeiten nicht zurückſchrecken ließ, um dem Lande 
viele, größtentheils noch dauernde, oder doch in ihren Folgen noch fortwirfende Einrichtungen 
zu geben. Bon der Epoche der Reformation an bis zu den Tagen, in welchen auch der taufend- 

jabrige Bau ed Deutſchen Reichs zufammenftürzte, alfo während eines Zeitraumd von un: 

gejähr dritthalb Jahrhunderten, aber hat des Herzogthums Braunſchweig Geſchichte eine Neihe 

von Rrgenten aufzuweiſen, meiftens von folder Auszeihnung, wie die Geſchichte nur weniger 

anderer deutſchen Yänder und darbietet, Auf Heinrich den Jüngern (geft. 1568) folgte veffen 

großer Sohn Julius, hochgefeiert bis auf unfere Tage im Andenken der Braunſchweiger. Eine. 
Eebensbeſchteibung deſſelben, wiewol nur mit flüchtigen Zügen von einem feiner Zeitgenoffen, 

Agermann, entworfen, bat ſich bis auf die jegige Zeit erhalten. ?) Eine von diejem Herzog er⸗ 

laffene Jnftruction, wie ed mit feinen drei Söhnen Heinrich Julius (geb. 1564), Philipp Si: 

giämund (geb. 1568) und Joahim Karl (geb. 1573) gehalten werden folle, datirt vom Jahre 

1579, it ald Denfmal von Fürſtenweisheit erſt in der neurften Zeit dem Vergeſſen, in welchem 

he jahchundertelang lag, entriffen worden. +) Nach Julius Tode (1589) kam deſſen ältefter 

Sohn, Heinrig Julius, zur Regierung, ein an hoher Bildung über feine Zeit weit emporragen⸗ 

der und an Gelehrfamfeit feinen Vater weit übertceffender Fürft. Durch fraftvolle Mafregeln 

fuchte er jein Anfehen und feine Machte zu erweitern, doch mit mehrerem Glücke führte er, als 

einer der erſten Mechtögelehrten feiner Zeit, Die Feder ald das Schwert gegen die felbit für ihn 

damals noh mächtige Stadt Braunfchweig. Unter Heinrich Julius bildeten ſich die Verhält: 

nifle der Landleute gegen ihre Gutsherren fortjchreitend aus. 5) Unter diefem Herzoge organi- 

ürte üb auch das der Landſchaft jpäterhin jo nügliche Inftitut des Schagcollegiumd, welches 

nabgebends die Functionen eines engern landſtändiſchen Ausſchuſſes verjah. 9) 

Heintich Julius ftarb 1613 und hatte jeinen Sohn Friedrich Ulrich zum Nachfolger, einen 

Fürſten, der, wäre er fraftvoller von der Natur hegabt gewejen, mit weniger Tadel genannt wer: 
den würde. Denn jein Wille war gut; aber ihn drückten nieder die Schwere der Zeiten, der 
alles verheerende Dreißigjährige Krieg, vie unglücklichſten häuslichen Verhältniffe, und vollends 
ins Verderben kürzten ihn die Schwäche des Charakters, Günftlinge und ſchlechte Nathgeber, 
Die Anforderungen an die Stände, an denen es bereits unter Julius und Heinrid Julius nicht 
gefehlt hatte, wurden immer größer, und die Beſchwerden derſelben erreichten jegt ven höchſten 
Gipfel. Zwar wurde ihnen endlich in dem Landtagsabſchiede vom 27. Jan. 1619 7) die Ab- 
Rellung der zahlreichen übergebenen Gravamina verliert; aber jhon ein Jahr nachher er- 
iSienen neue Gravamina und fo bis zum Ende der Regierung Friedrich Ulrih’e. Doch aud 
diejer Herzog ſchũtzte Gelehrſamkeit und Gelehrte, legte den Grund zur Bibliorhef in Helmftedt 
und ſchrieb jelbit in der Sprache der Gelehrten über wilfenjchaftlihe Gegenftände. 8) 

Mit Friedrich Ulrich (geft. 1634) erlofh fein Stamm. Erſt Ende des Jahres 1635 wur- 
den die fürftlichen Agnaten darüber einig, wie dejlen Erbe unter die verjchiedenen Linien getheilt 
werben jollte. 9) So kam Auguft, der Stammvater der jegt regierenden wolfenbütteljchen Linie, 
zur Regierung des Herzogthums Braunſchweig. Es bedurfte eines ſolchen Fürften, um die 
Geldnarken aoch jegt Narben zu erkennen find. „Nie zeigte jih die menſchliche Natur edler und 
gröger‘, jhreibt von dieſem Herzoge Strombed. 10) Gr fam in ein Land, weldes 30 Jahre 
der Krieg verbeert und die Unfähigkeit feines Vorgängers dem Verderben zugeführt hatte, 
Alle Hülisqucllen waren verjiegt, dad Volk war verwildert, verbrannt die Dörfer, die Felder 

Öde, die Wiffenihaften lagen nieder: alled mußte er neu jhaffen, und er that ed. Sein Ber: 


3) Bram; Agermann's Lebensgefchichte des Herzogs Iulius. Herausgegeben von Friedrich Karl 
von Strombect (Helmftent 1822). 

4) Deutſcher Fürftenfpiegel aus dem 16. Jahrhundert oder Regeln der Kürftenweisheit von dem 
—2 Nach ungedruckten archivaliſchen Urkunden herausgegeben von Friedrich Karl von Stroms 
bed (Braunfchweig 1826). 

5) Salzdablumjcher Landtagsabſchied vom Jahre 1597. 

S5) Landtagsabſchied d. d. Schöningen, 10. Febr. 1589; Ribbentropp's Sammlung der Landtages 
ındiede, I, 112 u. 118. 
T) Ribbentropp, a. a. O, ©. 241. 
. 8) Serenissimi Principis Friderici Ulriei consultatio de praerogalivae certamine, quod 
inter milites et literatos etc. (Tübingen 1604). 
9) Der Theitungsrecch findet fich in Nibbentropp'6 Sammlung, IL, 68. 
10) Ja der Vorrede zu jeinem Deutfchen Bürftenfpiegel. 
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gnügen war Arbeit und feine Erholung Lernen. Die Wiſſenſchaften trieb er als ein Gelehrter, 
zahlreiche Schriften ſchuf fein herrlicher und hochgebildeter Geift 71), und er war ed, der ven 
Grund zu einer Bibliothek (der wolfenbüttelfhen) legte, die, wenn fie in feinem Sinne bis zu 
unfern Zeiten fortgefegt wäre, vielleicht alle Bibliotheken Europas übertreffen würde. Mit ei: 
gener Hand fhrieb er einen noch vorhandenen Katalog über die Taufende feiner Bücher. Nah 
einer zweiunddreißigiährigen fegensvollen Regierung ftarb diefer Kürft 1666, nachdem er ein 
Alter von mehr ala 87 Jahren erreicht hatte. Sein Zeitalter nannte ihn, nicht aus gemöhn- 
liher Schmeidhelei, fondern feinem Werthe nah, den göttlichen Greis (divinus senex). Es darf 
nicht unbemerkt gelaffen werben, daß diefer edle Fürft gleich feine Regierung damit begann, daß 
er durd) eine eigene von ihm 1636 audgeftellte Urkunde die herfümmlichen und in frühern 
Landtagsabſchieden und Receflen begründeten Gerechtſame und Befugniffe der Landſtände aus- 
drücklich beftätigte, wodurd, nad Strombeck's Bemerkung 12), die in der neuern Zeit öfters 
vorgebrachte Einrede, daß eine neuere zur Regierung gelangte Linie nit an die Handlungen 
ihrer VBorgängerin gebunden jet, thatſächlich befeitigt wird. Es ift in einer neuern Schrift 9) 

nahgewiefen, wie die Herzoge von Heinrih dem Jüngern an bid auf Auguft bemüht waren, 
fi) eine den Zeitverhältniffen angemeffene Kriegshülfe zu verihaffen, ein gerechtes, alle Klafſen 
ber Bevölferung umfaflendes Steuerfyftem Herzuftellen, die Rechtspflege zu verbeflern, beſon— 

ders aud den hinterfälfig geworbenen Bauer wieder in ein unmittelbares Verhältniß zum 

Staate zu bringen, fowie zugleih, daß und wie diefe Bemühungen größtentheild an dem eigen 
nügigen Widerftande der Beudalftände fcheiterten. 

Auguft’s Sohn und Nachfolger, Rudolf Auguft, ftand als Fürft weit unter feinem Bater; 
doch zierten Brömmigfeit, Tugend und Gelehrjamfeit auch ihn. Sein Bruder und Nachfolger, 
Anton Ulrih (1704), gehört unter die geiftreichften und gelehrteften Fürſten aller Zeiten. Als 
Regent ftand er jedoch einem Julius und Auguft weit nah. An zahlreihen Beihwerben ber 
Stände fehlte e8 unter ihm nicht, und fo groß und unerhört auch die Bewilligungen berfelben 
waren, jo wurde jenen immer doch nur mit ſchwankenden Ausdrücken abzuhelfen verfproden, 
und wenn auch eind oder das andere ſtändiſche Defiderium erfüllt wurde, jo gab man ſich doch 
dad Anfeben, blos aus Gnade zu thun, was Verpflichtung war. So mar z. B. im Landtags 
abſchiede von 1682 (Art. 18): „des gnädigften Iandesfürftl. Durchl. gegen die Prälaten des 
gnädigen Erbiethens, daß Sie feinen geiftlihen Ort mit Unterhaltung der Jagdhunde und Ver- 
pflegung der Jägereibedienten graviren, fondern dabei alle Moderationen gebrauchen wollten.‘ 
Auch wurden von der Zeit an feine eigentlichen Landtage mehr gehalten. 

Nach einigen furzen und wenig merfwürdigen Negierungen folgte 1735 der Herzog Karl, 
der Stifter fo mancher das Land noch jegt beglückenden Anftalt, der faft ein halbes Jahrhundert 
hen Fürftenftugl einnahm. Unter ihm erſchien die für das braunſchweigiſche Land jo wichtige 
berühmte Urkunde vom 9. April 1770, welde eine Anerkennung und Ausfertigung der Privi= 
legien und Befugniffe gefammter Landfchaft enthielt. In diefem Documente ertheilte der Herzog 
Karl die eines Kürften würbige Verfiherung: „Wie er allerdings gemeint fei, getrener Land⸗ 
ſchaft die ihr zuftehenden Privilegien, Sreiheiten und Gerechtigkeiten rubiglich genießen zu laffen, 
auch den mit derfelben von Zeit zu Zeit verglichenen Landtagsabſchieden, Receſſen und andern 
verbindlichen compactis, auch vorhandenen landesfürftlichen Reverfalien unverbrüchlich nad: 
zufommen und darüber mit allem Grnfte und Nachdruck zu halten.‘ 

Enthielt gleich dieſes landesherrliche Document, fo wenig wie die Landtagsabſchiede von den 
Jahren 1619 und 1682, die Geredhtfame des braunfchweigifch-wolfenbüttelfchen Landes in 
völliger Bollftändigkeit, mar glei die Abfaffung mandes Artikels deſſelben ſchwankend und 
zweibeutig, weil man Bedenken trug, das wahre Berhältniß der Sache deutlich und beftimmt 
auszubrüden, fo bildete daſſelbe doch, beſonders mit der Urkunde vom Jahre 1682 zufammen- 
genommen, .eine äußerft jhägbare Magna charta, da es im wefentlihen der Staatsbürger und 
der Landesrepräſentation Zuftändigfeiten in ſich faßte und dadurch über jegliche Zweifel erhob, 
daß fie der Landesfürſt felbft, gleichſam fle in Einen Rechtskörper zufammenftellend, öffentlich 
und frei ald Rechte feiner Unterthanen ausſprach. Durch diefe Urkunde wurde der braunſchwei— 
giſche Unterthan von’ feinem angeſtammten Fürften anerkannt ald Bürger, d. i. ald ein nicht 





’ Ka Ein Berzeichniß derfelben fann man in Praun's Bibliotheca Brunsvico-Luneburg., &. 504, 
nben. 


12) Staatswifjenfchaftliche Mittheilungen, vorzüglich in Beziehung auf das ogthum Braun 
ſchweig ——* at ET a —— 
13) Bode, Beiträge zur Geſchichte der Beubalftände im Herzogthum Braunfchtweig (2 Hefte, 1842). 
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nur mit Berbindlichkeiten belafteter, fondern auch als ein mit Rechten verfehener Unterthan des 
Staatd. Und diefe Verhältniſſe haben auch fpäterhin unangefochten beftanden bis zum ver= 
hängnigvollen Jahre 1806, in welchem das Herzogthum Braunſchweig für eine Reihe von 
Jahren aufhörte, als eigener Staat in Deutſchland fortzudauern. 

Der Herzog Karl ftarb 1780 und ihm folgte Karl Wilhelm Ferdinand, der bei ven Brauns 
Vgweigern in unvergeplihem Andenken fteht. Er gab feinem Staate ein neues Leben und eine 
zeiigemäßere Geftaltung. Seine Regierung fiel in die Zeit der Franzöſiſchen Revolution, und 
waren au die politifchen Elemente durch die in Frankreich aufleuchtenden neuen Freiheitsideen 
zu jehr in Bewegung gefegt, ald daß in dem durch Feudalismus niedergedrückten Deutichland 
füon damals ein Eräftiges Volksbewußtſein hätte erwachen fönnen, jo wurden doch die beflern 
Zunfen in vem Feuermeere der erften franzöſiſchen Revolutionswuth nicht verfannt und gingen 
als erwärmende rubige Flamme in dem nachdenkenden Deutſchen auf. Das wilde Geſchrei von 
Freiheit und Gleichheit läuterte ji bei ven Braunfchweigern zu einem allmählich reifenden Ge- 
Faßt, in welchem die Nothwendigkeit erkannt wurde, durch Ausfüllung der großen Lücken zwi: 
ben den verſch ie denen Ständen die Idee eines gleihmäßigen Staatsbürgerrechts ihrer Bervoll- 
femmnung näher zu führen. Dod mußte die Erreichung dieſes Zield andern Zeiten vorbe- 
halten bleiben. Welche Anfihten der Herzog von der Branzöfifchen Revolution hatte, läßt ſich 
aus dem befannten Manifeite erkennen, weldes er an der Spige eines preußijchen Heeres er= 
ließ, mit welddem er die alte Ordnung in Frankreich wiederherzuſtellen und den zertrümmerten 
Königätbron wieder aufzurichten gedachte. Seinen politiihen Grundfägen blieb er auch jpäter- 
bin bis an das Ende feines Lebens getreu, und trog feines vorgerüdten Alters nahm er feinen 
Anſtand, im Jahre 1806 ſich dazu zu verftehen, dad Obercommando der preußifchen Heeres⸗ 
maßt zu übernehmen, die beftimmt war, gegen Napoleon ind Feld zu rüden. Töptlih verwun⸗ 
det in der großen unglücklichen Schlacht bei Jena, erlebte er noch des Siegerd Machtgebot, daß 
feine Donaftie aufhören follte in Braunſchweig zu regieren. Karl Wilhelm Ferdinand war ein 
nad alten patrimonialifhpatriarhaliihen Begriffen wohlwollender, für das Beite feines Lan 
3 und feiner Unterthanen beforgter, gerechtigkeitsliebender Regent, der gern zu allen Ber: 
beflerumgen die Hand bot, die ihm als gut und erſprießlich gerathen, wurden und die Gerecht⸗ 
jame der Stände gewiſſenhaft achtete. Aber freilih paßte er mit feinem politifhen Ideenkreiſe 
nicht in die neue Zeit. F. Murhard. 

Braunſchweig. Verfaſſung und Berfaff ungsgeſchichte bis 1846. Das Her: 
zegthum Braunjchweig in feiner gegenwärtigen Geftalt bildet nur einen Theil der altbraun- 

ſchweigiſchen Geſammtlande, deren größte Maſſe dem Kurfürſtenthum, nachherigen Koͤnigreiche 
zugefallen iſt. Noch im Anfange dieſes Jahrhunderts beſtand es aus zwei gewiſſer⸗ 

maßen organiſch getrennten Provinzen, dem Fürſtenthum Wolfenbüttel und dem Fürſtenthum 
Slankenburg, deren jede ihre eigene landſtändiſche Verfaſſung hatte. Beide Verfaſſungen be: 
indeß im wefentlihen auf ven nämlichen Grundprincipien und hatten auch jo ziemlid) 

die nãmliche Schickſalsgeſchichte. Das alte urjprünglihe Net zur Vertretung gemeiner Brei: 
heit war im Laufe der Jahrhunderte i in bie Befthaltung von Privilegien ausgeartet, welche theils 
gemeinjaftlich, theils wiederum in verjchiedener Weife ven drei anerfannten Ständen der Prä- 
laten, der Ritter und der Städte bewilligt waren und von ihnen eiferjüchtig, aber dennoch dem 
Ran: =. Strome der Berhältniffe entgegen mit immer geringerm Erfolge vertheidigt wur⸗ 
ae war allen drei Ständen das Recht der Steuerbewilligung, außerdem 
Gelegenheit bald diefer, bald jener Stand einen Theil ver Steuerlaft von ſich 

Dazu fam, daß feit dem Anfange des vorigen Jahrhunderts allgemeine 

— mehr außer Gebrauch kamen, und daß die Regierung ed vorzog, mit permanen= 

ten ſtãndiſchen Ausiüffen zu unterhandeln, bei welchem Verfahren fie allerings ihren Zweck 
fierer erreichte, übrigens auch nicht nur die eigentliche Bedeutung der Laudſtände völlig ver: 
dunkelt wurde, fondern auch ihre Ginwirfung auf die Gejeggebung, melde ohne freie Steuer: 
bewilligung immer nur illuſoriſch jein wird, faſt ganz verloren ging. Zum letzten male wurden 
im Jahre 1770 die Privilegien der Stände in einer gemeinſchaftlichen Urkunde, gewiſſermaßen 
einem Örundgefege, zufammengeftelt, auch der Landtag ſelbſt einige Jahre fpäter nochmals zu= 
fammenberufen, allein von dieler Zeit an blieben allein noch die Ausſchüſſe in Thätigkeit, welche 
“ bauptfählih nur noch auf Finanz: und Gteuerfahen befhränfte. Die Binanzverfallung 
Landes war fo, wie fie ſich bei ver Gigenthümlichkeit der Feudalſtände nothwendig entwideln 
Muse: die Berwaltung der Domänengüter hing vom Fürften ab, welder davon regelmãßig 
die Euatsausgaben beſtreiten ſollte, dagegen erachteten die Stände ſich für ſchuldig, in außer— 
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ordentlichen Fällen und zu beſtimmten Zwecken Steuern zu bewilligen. So hatte jede Steuer 
ihre eigene Beftimmung. Mit den Zweden felbft wurden die Steuern permanent, und damit 
die Stände fiher waren, daß die Auffünfte zu feinem andern Zweck verwandt würden, be- 
hielten fie die Steuerverwaltung einem eigenen Schagceollegium vor, deflen Hauptbeftreben nur 
dahin gerichtet war, fih gegen Zumuthungen der fürftlichen Kaffe zu fihern, welche ver ur= 
fprünglihen Verreilligung widerftritten. Im Volke felbft fand die landſtändiſche Verfaffung 
fchon längft feinen Haltvunkt mehr. Die Schlacht von Jena raubte dem Herzoge Karl Wilhelm 
Ferbinand Rand und Leben, und die fendalftändiiche Verfaſſung ſtürzte von felbft zufammen. 

Der Tilfiter Friede (1807) überwies das Herzogthum Braunfhmweig dem neugeſchaffenen 
Königreiche Weftfalen, unter deſſen fiebenjähriger Dauer alle jene Einflüffe ih geltend machten, 
welche das Weſen der Napoleonifhen Bafallenftaaten bezeichneten. Eine nad) allen Richtungen 
hin geregelte, correcte Verwaltung, Gleichheit vor dem Gefege, Einführung öffentlich- münd— 
licher Juſtiz mit Geſchworenengerichten, Aufhebung der Standedunterfhiebe, der Privilegien 
und Gremtionen, der Zünfte und Bannredhte, vor allen Dingen ein entſchiedenes Einſchreiten 
gegen alle Feudalverhältniſſe und deren Verzweigungen im Staate, verbunden mit einer Vers 
faſſung, welche wenigftens den Grundfag der Repräfentation ftatt des Princips der Bevor: 
rechtung enthielt: das waren hauptfählich die Formen des neuen Staats, melde, wenn fie auch 
zum großen Theile nur auf Schein beruhten,, doch wenigftend dem allgemeinen Volkogefühle 
(mehr ließ ſich von der Anſicht und der politifchen Bildung jener Zeit nicht fagen) infofern ge= 
nügten und zum Theil gefielen, ald jie der Richtung nad ven Gegenfag zu demjenigen bildeten, 
was man einmal als veraltet, unbrauchbar, der Zeit verfallen anerfannt hatte. Zwar der Krieg 
laſtete fchwer auf diefer Zeit, aber er belebte auch ven Verkehr, und noch jegt hört man oft die 
Berfiherung alter Männer: e8 fei damals zwar eine ſchlimme Zeit geweſen, aber ed habe doch 
nie am Gelde gefehlt. Hauptfählih nur das Fremde war ed, was am neuen misfiel und mas 
man nicht ertragen fonnte; die Schmach der Unterdrückung, welche noch dazu durch ein empören- 
des Polizei: und Delatorenwefen, durch heimliche Verhaftungen und Verfolgungen behauptet 
werben mußte, fteigerte die Sehnſucht nad Befreiung allmählich zu einem wahren patriotiſchen 
Heimweh, und nichts gleicht dem freudigen, felbft vie Grenzen der nothwendigen Vorficht über- 
fpringenden Enthuſiasmus, mit welchem Friedrich Wilhelm, der heldenmüthige Sohn und Erbe 
des Iegten Herzogs Karl Wilhelm Ferdinand, im Spätherbfte 1813 fhon vor feiner Anfunft 
erwartet und nachher im Rande empfangen wurde. 

Mit Friedrich Wilhelm beginnt für Braunfhweig eine neue Entwidelung, deren tiefe 
Grundzüge in der ganzen neuern Geſchichte des Landes fortlaufen, und feine wenn aud nur 
kurze Regentenzeit muß viel fhärfer ind Auge gefaft werben, als in der Negel geſchieht, meil 
er mit Fräftiger Hand die Keime legte, aus denen wichtige Beftaltungen der Gegenwart hervor 
gewachfen find. Er war eine ver fräftigften Naturen unter den Hochſtehenden feiner Zeit; fein 
Heldenzug von 1809 aus ven Gebirgen Böhmens mitten durch den Beind nad) der Norpfeefüfte 
erinnerte an die Wunder von Tapferkeit des claſſiſchen Alterthums; er hatte das Leben in der 
bärteften Schule, unter den Drangfalen eines faft hoffnungelofen Krieges, unter Mühſelig— 
keiten und Entbehrungen aller Art kennen gelernt. Mit Stolz und Nührung erinnerte ſich der 
Bürger von Braunfchweig noch der Nacht vor dem entſcheidenden Gefechte bei Olper, wo er im 
Bivouak auf den Wällen von Braunſchweig feinen Helvenfürften als einfadhen Krieger unter 
den Kriegern auf dem Stroblager erblidt hatte. Friedrich Wilhelm war nicht ohne Behler, 
aber feine Bebler waren theils nur misleitete Richtungen befferer Charafter: und Gemüthszüge, 
theils gingen fie wenigftend aus Eigenſchaften hervor, welche das Bedürfniß einer jhweren Zeit 
forderte. Er war vor allem, mie dad Volkslied noch jegt von ihm fingt, „ver Helv fürd Vater: 
land’, ihm galt die Freiheit und Unabhängigkeit des Vaterlandes als das Köchſte, dem ſich 
alles andere unterorbnen mußte, er war ein Feind der Branzofen, wie jie feinen unverföhn- 
lichern gehabt haben. Gr haßte die von Fremden aufgedrungenen neuen Ginritungen und 
verwarf deshalb auch Gutes, mas fie enthielten ; aber fein richtiger Sinn war ebenfo unbedingt 
abgeneigt, dad Alte und Veraltete wiederberzuftellen und die gute Privilegienzeit zu reftanriren. 
Er fühlte, daß e8 einer krältigern Hand bepürfe, welche entſchleden und neuſchaffend in die halb: 
aufgelöften Verhältniſſe eingriffe und ihnen das Siegel einer fortgeichrittenen Zeit aufprüdkte. 
Hieraus erflärt fi, was Friedrich Wilhelm that, ſowie was er unterlieh. Vor allen Dingen 
rüftete er in größter Eile ein Corps aus, welches allerdings zu den Rräften des Heinen Landes 
in feinem Berhältniffe fand, weldes aber den Maßſtab der Anftrengungen geben ſollte, die 
feiner Meinung nad noch nötbig waren, um die Freiheit Deurjchlands nicht nur zu erobern, 
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ſendern aud zu ſichern. Er achtete dabei nicht der ſchweren Beiden, unter denen das Land ſchon 
während der frũhern Kriegsjahre gefeufzt Hatte, und fo bereitwillig folgte die Öffentliche Stimnte 
der Richtung, die fein Aufruf ihr gegeben hatte, daß das Volk bereitwillig und ohne Zögern bie 
neuen Opfer übernahm, die eine in der That beifbiellofe Anftrengung der äuferften Kräfte ihm 
auferlegtr. Er verwarf die frangöjiich-meftfätifche Gerichtsverfaſſung, aber er ftellte auch die 
alte, vielfad gebrecdyliche, auf Privilegien und Schlendrian beruhende nicht wieder her, vielmehr 
ließ er fon in den erften Monaten feiner Regierung das Gerichtsweſen neu ordnen und bob 
dabei die Patrimonialgerichtöbarfeit wie den befreiten Oerichtöftand für immer auf. Das war 
der entſcheidende Anfang derjenigen Reformen, melde allmählich das pofitifche übergewicht des 
Adels brechen mußten. Das weftfälifhe Steuerſyſtem behielt er bei, weil ih auf andere Weife 
bie großen Gelvdanforderungen des Augenblicks nicht befriedigen tiefen; aud damit täufchte er 
bie Hoffnungen derjenigen, melde auf eine Rückkehr ver alten Eremtionen gerechnet hatten. Er 
beidyränfte zwar pie Gewerbefreibeit, welche im meftfälifchen Vatentweſen beſtanden hatte, allein 
er ernenerte die alten Zünfte nicht. Aus dieſen Zügen läßt jih in mander Hinſicht abnehmen, 
wie eiwa eine neue Verfaſſung auögefallen wäre, wenn Friedrich Wilhelm fie gegeben hätte: 
fie würbe dad alte Vrivilegiemvefen gänzlich aufgehoben, übrigens alle Gewalt foviel irgend- 
mögli in der Regierung vereinigt haben, Friedrich Wilhelm unter den Umftänden, unter 
weichen er feine Regierung antrat, ſowie bei den Anſichten, die er von der nächſten Zufunft hatte 
(und welde durch den Erfolg beftätigt wurden), fonnte feine andere Verfaſſung gebrauchen. 
Die Zeit ſchien eine Dictatur zu fordern, und das Volk nahm dieſe um fo bereitwilliger bin, 
als die alten Landſtände längft vergeflen und im Volksbewußtſein abgeftorben waren, die weft: 
faliige Scheinverfaſſung aber nicht viel politiiche Aufklärung verbreiten und feine große Ach⸗ 
tung vor denn Mepräfentativfyftem einflößen konnte. Dazu fehlte es dem Herzoge nicht nur 
ſelbſ an Staatöpraris, fondern auch an Männern, welche ihm diefe zu erfegen im Stande waren 
und deuen er fi vertranendvoll hingeben durfte; er fand faft nur weitfälifche Beamte vor, deren 
Geſiunung erfi vie Probe beftehen mußte. Enbli erwartete man noch vom Wiener Congrefle 
vie der Grundzüge deutſcher Kandedverfaffungen, die der Herzog am liebften als 
Leitfaden benugt hätte. Sein von Nationalgefühl und Freibeitsliebe glühender, klarer und ges 
funder Geiſt würde ihn bei längerer Erfahrung fiher zum Richtigen geführt haben. 

Rapoleon’s Rüdfehr von Elba beftätigte die Nichtigkeit der Borausfegungen, von welchen 
der Herzog bei feinen fortmwährenden Friegerifchen Rüftungen geleitet war. Die blutige Schladht 
bei Waterloo vettete freilich Deutihland zum zweiten male — unter höchſt wirkſamer Theils 
nahme des etwa auf 8000 Mann gebrachten braunfchweigifchen Corps — allein auch des Her: 
zog Leben gehörte zum Preife dieſes theuer erfauften Siege. Er hinterließ zwei Brinzen, 
beren älterer, Karl, elf und ver jüngere, Wilhelm, neun Jahre alt war. Seiner teftamentaris 
(ben Anordnung gemäß übernahm der damalige Prinz: Regent von Großbritannien, der nad: 
herige König Georg IV., die vormundfhaftlihe-Regierung, welde in Braunfhmeig durd ein 
Geheimrathscollegium geführt wurde, und deren Verbindung mit dem vormundſchaftlichen 
Regenten der Graf Mimiter in London (zugleich hannoverſcher Gabinetöminifter beim Könige) 
vermittelte 


Es war eine bange Zeit, die jept begann. Nach ver zehnjährigen Kriegsperiode war fo 
vieles zu ordnen und auf neue fefle Grundlagen zu bringen, foviel Angefangenes zu vollenden, 
foriel Verſchobenes zu erledigen, das ſchwer zerrüttete Finanzweſen zu veguliren, vor allen 
Dingen die Baft des übermäßigen Heerweſens zu erleichtern. Konnten alte diefe Aufgaben ohne 

eine Kräftige Kürftenhand, fonnten fie namentlich von einer vormundſchaftlichen Regierung, 
deren Haupt jenjeit des Meeres wohnte, gelöft werden? Eine vielverbreitete Anſicht ging be= 
ſenders ver 15—20 Jahren dahin, daß die Zeit der vormundfchaftlihen Regierung zu den 
glũcklichſten Cpochen ver braunſchweigiſchen Geſchichte gehöre; es ift aber bei deren Würdigung 
ſchon in äußerer Hinſicht der Umftand in Anfchlag zu bringen, daß gerade der Herzog Karl 
hinterher dieſe Periode heftig anfeindete, und daß in den verdrießlichen Händeln, die er darüber 
befam, nicht nur Die Sympatbien ih unmwillfürli nach ven Zeitabfhnitten vor und nad feinem 
Regierungdantritte tbeilten, fondern daß auch der Kampf hauptfählih um eine Vergleihung 
deider Abſchnitte in Betreff ihres Werthes ſich drehte, eine Vergleihung, bei welcher natürlich, 
Ye sormundfhaftlice Zeitenur gewinnen konnte, Betrachtet man den Gang der vormundbs 
Mbahlichen Regierung im einzelnen, fo wird man, bei aller Anerfennung mander Verdienſte, 
doch im ganzen nicht umhin fönnen, darin der Hauptſache nad nur einen tobten, falten Ges 
ſqaftsnchanismus zu finden. Zwar die Landesjhulden wurden endlich geordnet und die Bis 
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nanzen in dad Gleichgewicht gebracht, was hauptſächlich dadurch möglich wurde, daß die Koſten 
eines eigenen Hofſtaats wegfielen, zum Theil aber auch nur dadurch, daß im ganzen Staats⸗ 
organismus ein Syſtem der Sparſamkeit eintrat, bei welchem nicht ſelten dringende Bedürfniſſe 
unbefriedigt bleiben mußten. Von allen den vielen Seiten, welche die Wiederherſtellung des 
allgemeinen Wohls als Aufgaben darbot, war es faſt nur die finanzielle, für Die ein reges Ins 
terejle der Regierung ſich zeigte; an eine wahrhaft geiftige Kräftigung des Landes dachte nie- 
mand, Bon einigen Reiten der alten Landſtände ging zwar in den Jahren 1816 und 1817 
eine Anregung auf Wiederherftellung ver Landesverfaſſung aus, allein bei weitem hie mei: 
flen von diefen Ständen erblidten darin nur ein Mittel, wieder zu den alten Vorrechten 
und Eremtionen zu gelangen, und ver Ton in ihren Eingaben an das Geheimrathscollegium 
und den Priuz-Regenten war ein folder, der im Jahre 1814 einen allgemeinen Sturm der 
Entrüftung hervorgerufen hätte. !) Niemald würde fi Friedrich Wilhelm auf Anträge ein= 
gelajlen Haben, welche „Wieverherftellung ver landſtändiſchen ſowie der ganzen vorhin beftan= 
denen Landeöverfajlung in allen ihren Iheilen, der Batrimonialgerichtöbarkeit, des befreiten 
Gerichtöftandes, der Steuereremtionen und anderer Standedvorzüge” forderten, aber unter dem 
Schuge ded Grafen Münfter durfte die Feudalariftofratie jhon eber hoffen, eine Stellung wie: 
derzugemwinnen, welde fie vor einigen Jahren längft verloren gegeben hatte. Schon 1817 ge= 
lang eö dem unaudgejegten Drängen der vormals PBrivilegirten, die Aufhebung der weitfäli- 
ſchen Orundfteuer und die Wiedereinführung der alten, auf das Eremtionsprincip gebauten 
Gontributionen zu erlangen, freilich nicht, wie die Verorbnung fagte, aus diejem Grunde (man 
gab vor, vie auf dem Grundeigenthume haftenden Reallaften wieder billiger berückſichtigen zu 
wollen), aber doch mit diefem Erfolge. Nur die noch in ver altbraunfchweigiichen Kriegsperiode 
auch den Privilegirten auferlegte jogenannte Eremtenfteuer wurde beibehalten, fie betrug aber 
nicht einmal die Hälfte der Gontribution. Und das geihah in einem Augenblid, wo man noch 
nicht mit der Liquidation der dem bei weitem größten Theile nad während der legten Kriegäzeit 
entftandenen Schulden zu Ende war, wo aber deren Betrag die verhältnißmäßig auperorbent: 
ih hohe Summe von 3,600000 Thlrn. erreichte. Indeß war dies nur der erjte Schritt auf dem 
Wege, auf welden die Regierung ſich durch die Grundariftofratie und deren Verbindungen ge= 
drängt ſah, der wichtigere war die endliche Einberufung der alten Randftände aus beiven Für: 
ſtenthümern und die mit diejen feſtgeſtellte „erneuerte Landſchaftsordnung“ vom Jahre 1820, 
durch welche num auch die organiſche Verbindung des ganzes Landes vermittelt werden jollte. 
Diefe veränderte im wejentlihen nichts au der Zufammenfegung der alten Landflände, fie be- 
hielt die Prälaten, die Virilftinnmen der Rittergutöbefiger, die Vertretung der Städte durch die 
Bürgermeifter bei, und fügte nur einige gewählte Abgeorbnete aus dem Stande der fogenann= 
ten Freiſaſſen hinzu, ohne an eine Vertretung des eigentlihen Bauernflandes zu denken; fie be= 
feitigte die alte Eintheilung in drei Gurien, führte jedoch (wie es jcheint, nad vem Mufter ver 
englifchen Verfaffung) zwei Kammern unter dem Namen von Sectionen ein, und zwar auf die 
Weiſe, daß in der erften Section alle Rittergutöbefiger, in der zweiten alle ſtädtiſchen Vertreter 
nebit den Freiſaſſen ji befanden, daß aber vie alte Prälatencurie zerfprengt und zur Hälfte 
der erjten, zur andern Hälfte der zweiten Section beigegeben wurde. Zweck und Erfolg diefer 
Organiſation ließen ſich leicht begreifen: die Erfte Kammer follte das ariftofratifhe, die Zweite 
das demokratiſche Element enthalten, dur Aufhebung der Prälatencurie aber die Verbindung 
von zwei Gurien gegen die dritte (etwa der Prälaten und Städte gegen die Ritter) verhindert 
und beim Streite zwifchen beiden Kammern der Ausſchlag in die Hände der Regierung gelegt 
werden. So hatte man folglich fo gut wie nichts gethan, um dad, wad man eine Landesver⸗ 
tretung nannte, auch in eine organische Verbindung mit dem Lande und dem Volke zu bringen, 
und noch weniger gab fich die Abjicht und, den neugeſchaffenen Landftänden irgendeine poli= 
tiſche Bedeutung, irgendeinen Einfluß auf ven Geift und den Gang der Regierung einzuräumen. 
Bei der Geſetzgebung war — nur mit Ausnahme einiger genau bezeichneten Gegenflände — 
ihr Recht auf Rath und Gutachten beſchränkt, die Bewilligung der Steuern hatten ſie nur da, 
wo ed auf Ginführung neuer oder die Erhöhung beftehenver Steuern anfamı, von wahrer Ber: 
antwortlidfeit und Anklage der Minifter war natürlich feine Rede, die Stände fonnten nad 
Gutdünken des Fürften und feiner Räthe berufen, ihre Berathungen follten fireng geheim ge= 
halten werden. Nur das unter beſtimmten Vorausſetzungen althergebrachte Recht der Selbſt⸗ 
berufung hatten auch die reſtaurirten Stände gerettet. Es bedurfte, als der Graf Münſter den 





1) Die darüber geführten Verhandlungen find abgedruckt in Buddeus' Staatsarchiv, II, 84—137, 
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Entwurf diefed Grundgeſetzes den verfanimelten Stänven vorlegte, gewiß kaum feiner ausdrüd- 
lichen VBericherung, „daß man feine fogenannte zeitgemäße Berfaflung erwarten dürfe‘, die 
Sache ſprach deutlich genug für ſich ſelbſt. Nicht leicht Fan ein neues Grundgefeg in einem 
Lande mit mehr Gleichgültigfeit aufgenommen werben ald das braunfhweigifche von 1820; «8 
war ein durchaus unvollkommenes, den Lauf der Zeit gewaltfam rückwärts drängendes Werk. 
Hatte bie ariftofratijche Partei ihre Rechnung darauf gemacht, daß es ihr gelingen würde, durch 
den Grafen Münfter ihren alten politifhen Einfluß wieverzuerlangen, fo war dieſes Ziel 
allerdings in einigem Maße wenigftend jcheinbar erreicht; bei Lichte befehen war indeß alle praf- 
tiihe Bedeutung der Stände in ihrer eigenen Abſcheidung vom Volke ſowie in der nun grund⸗ 
gejeplih jeſt geſtellten Ubermacht der Regierung untergegangen, und aud der Ariftofratie blieb 
nurder Troft übrig, daß der indirerte perfönlice Einfluß, den fie auf das Regiment erworben 
batte, wol erjegen möchte, was ihr an directem jtändijchen verloren gegangen war. 

Regierung und Stände gingen nun auf dem angebahnten Mege fort; ſchon im folgenden 
Jahre wurden die Gilden wiederhergeftellt, zwar nicht ganz in der frühern Form, aber doch 
noch auf Orunvfäge gebaut, über welche die Zeit hinweg zu fein fhien. Die Patrimonial- 
gerihtöbarfeit war freilich ſchon zu lange untergegangen, um wiederbergeftellt werden zu kön- 
nen, dod räumte man den ehemaligen Gerichtsherren nun die Volizeigewalt auf ihren Gütern 
und in ben Dörfern, wo jene lagen, aufs neue ein. Aldvann wurde das Steuermwefen aus dem 
bisherigen Proviforium gebracht, inden man die Accife — bei welcher der Reiche viel mehr zu 
übernehmen hatte wie der Arme — bedeutend ermäßigte, zugleich die Stempelftener und vie 
Gewerbefteuer neu oronete. Auch die Eremtionen bei der Gontribution mußten, weil die all- 
gemeine Stimme jich immer entidiedener dagegen ausſprach, bejeitigt werben, man bewerkſtel⸗ 
ligte dies aber auf die Weife, daß man die Befreiten — unter Aufhebung der biöherigen Exrem- 
tenfteuer — zur vollen Eontribution heranzog und fie wegen der Differenz durch ven kapitali⸗ 
ürten Betrag der jährlichen Mehrabgabe aus der Staatskaſſe, nämlich durch Landesſchuldſcheine, 
entihädigte. Wo indeß die Gejeggebung in praftifhe Kragen der allgemeinen Volksthätigkeit 
enguifi,da hatte fie entichievened Misgeſchick; eine Gemeinheitätheilungsorbnung, melde 1823 
zu Stande kam, war nicht zu gebrauchen, ein Geſetz über die Wiejenbehütung verewigte einen 
langjährigen, nur durch Kalenderfehler herbeigeführten Miobrauch. Auch übernahmen die 
neuen Stände für vie Koften ded Militärweiend die enorme Summe von jährlid 350000 Thlrn. 
ald ein immerwährendes Fixum auf die Landeskaſſe. Das Befte war noch die Bildung größerer 
Gerichtshöfe an der Stelle der vielen kleinen Ginzelgerichte, wodurch eine collegialiſche Behand: 
lung der wichtigern Rechtsſachen zum Grundfage gemaht und die Trennung der Juftiz von 
der Polizei und der Verwaltung wenigſtens bid auf Die untern Stellen (wo die Berbindung 
mit dem ftreitigen Bagatell ſachen weniger bedenklich it) durchgeführt wurde. 2) 

Inzwiſchen hatte der Erbprinz, Herzog Karl, feine ſtaatsrechtliche Volljährigkeit erreicht, 
Mit welchem Alter dieſelbe eigentlich) eintrete, war eine von den braunſchweigiſchen Publieiften 
jener Zeit verſchieden beantwortete Frage; während einige das vollendete ahtzehnte Jahr dafür 
annabmen, andere eine fpätere Lebenszeit, wollten wiederum andere das Befteben einer feiten 
Norm in diefer Hinfiht leugnen. Die vormundſchaftliche Regierung glaubte Gründe zu haben, 
ihre Verwaltung nicht ſchon mit dem früheften Zeitpunfte aufhören zu laſſen, ſie trat indeß bar= 
über mit den Höfen von Wien und Berlin in vertrauliche Befprehungen, und der Erbprinz 
ebſt willigte auf die Vorftellungen des Fürften Metternid darin ein, daß die Vormundſchaft 
Dis zu feinem sollendeten neungehnten Jahre fortgefegt werbe. 

Am 30. Det. 1823 trat der nunmehr neunzehmjährige Herzog Karl die Regierung an. 
Aus ibun Fam die Liebe feiner Unterthanen mit froher Erwartung, ja mit Sehnſucht entgegen, 
denn ſeit 1806 war mit Ausnahme der Eurzen Zeit, in welcher Friedrich Wilhelm regierte, das 
Land aus dem Zuftande einer Provinz oder Statthalterfchaft eigentlich nicht herausgekommen. 
Zwei regievende Herzoge hatte ed durch den Tod auf dem Schlachtfelde verloren, in nicht einmal 
20 Jahren vier verſchiedene Landesherren gehabt, war durch die Gewalt der Umſtände aus 
einem Zuſtande in den andern geworfen, es hatte für Deutſchland Anftrengungen gemacht, wie 
n dieſem Maße kein anderes deutſches Land, ſelbſt Preußen nicht (welches alsdann etwa 
INM0O Mann hätte in das Feld ftellen müſſen), und war nicht nur bei der Theilung leer aus⸗ 





Dieſe neue Gerichtsverfaffung trat zwar erft unter Herzog Karl ins Leben ein, fie war jedoch 
ihon fräßer bejchlofien. 
Staatö-terikon. IL 3 
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gegangen, fondern auch noch dazu auf eine Reihe von Jahren an die faft allmächtige Oberlel⸗ 
tung des hannoverſchen Gabinetöminifters in London gefettet. Jetzt war der Friede befeftigt, 
ein jugendlicher, Eräftiger Kürft beflieg den Thron feiner Väter, und zum erften male feit vielen 
Jahren durfte man fih der Erwartung bingeben, daß nad fo manden Durdgangsperioden, in 
denen man ſich befunden hatte, jegt endlich eine Zeit der ruhigen Ausbildung des Angefangenen, 
der zeitgemäßen Verbefferung des Beſtehenden oder Beibehaltenen, der unmittelbaren Verſtän— 
digung zwifchen Fürft und Volk, kurz eine Zeit des wahren vernünftigen Fortſchritts eintreten 
werde. Zwar beftanden damals ſchon die Karlabader Beichlüffe, es waren ſchon die diplomati— 
ſchen Federn und Hebel auf „Epuration der Bundesverfammlung” für die Reaction in Be: 
wegung gefegt, aber alle diefe Erſcheinungen hätten den Herzog Karl, wie bie fpätere Erfahrung 
zeigte, ſchwerlich abgehalten, im Intereffe der Volfsfreiheit zu handeln, wenn er gewollt hätte. 
Mie unendlich wichtig hätte die Keftigfeit, die er in untergeorbneten Fragen, felbft in eigener 
ungerechter Sache zeigte, für ganz Norddeutſchland wirken fönnen, wenn er mit ihr der Ber: - 
treter der wahren Freiheit geworden wäre! Aber er war nicht der Mann dazu, die Größe des 
Augenblid3, der ihn auf den Thron berief, zu würdigen oder feinen Anfprüden Gerechtigkeit 
widerfahren zu laſſen, und das rif ihn in das Ververben. Durch verkehrte Erziehung und auf : 
fonftige Weiſe misleitet, glaubte er in dem Lande, welches feiner Regierung anvertraut war, 
nur eine große Domäne zu erbliden, welde nach feinen Bamilienintereffen geordnet werben 
müßte und welche er zu feinem Vortheile ausbeuten dürfte. 

Der Gefchihtichreiber ver Gegenwart wirft nur ungern einen Rückblick auf dieſe traurige 
Zeit der Enttäufhung. Der Herzog Karl lebt noch, aber ald Vertriebener im Auslande ift er 
gerichtet durch feine Thaten wie Durch die des Volks. Der Streit mit ihm iſt abgemacht, und 
es bedarf feiner Erneuerung der Beihuldigungen, um diefegitimität ber jegigen Zuftände dar: 
zuthun. Aber erflären muß die Geſchichte den Gang ber Begebenheiten und eine Kataftrophe 
entweder rechtfertigen oder vervammen, welche ven Freibrief des bis dahin in Deutſchland un= 
antaftbaren Legitimitätäprineips mit Fühner, ja mit Feder Hand zerriſſen bat. | 

Um alle Einprüde zu ſchildern, von welden die Stimmung der folgenden Zeiten weſentlich 
ausging, müſſen wir hier zuerft dev Prorlamation gedenken, mit welder ver Herzog Karl die 
Regierung übernahm. Aud Friedrich Wilhelm hatte feine Regierung mit einer Proclamation 
begonnen, weldye ſtets als ein edles Denkmal hochherzigen Fürftenfinnes in der braunſchweigi— 
ſchen Geſchichte eben wird. Ganz anders bezeichnete fein Sohn, ein faum dem Knabenalter 
entwachfener Prinz, der nur dem unglüdlichen Tode feines Vaters auf dem Schlachtfelde feine 
eigene frühe Erhebung zum höchſten Berufe der Menfchheit zu verdanken hatte, nad) nit vollen 
zehn Jahren den Eingang zu diefem widhtigften Abfchnitte feines Lebens. Dort liebevolle An: 
ſchließung an das Volk bei ſchweren Verbienften um das Volk, bier in dem Patent vom 30. Oct. 
1823 hochfahrende Erhebung über dad Volk ohne alles Verdienſt. Selbft ältere Männer ſchüt— 
telten den Kopf über dieſes Auftreten des jungen Herzogs und ftellten ftille Bergleihungen mit 
Friedrich Wilhelm, dem Vielverfannten, an. Aber man wollte die Thaten reden laffen, und fie 
famen binterbrein. | 

Schon kurze Zeit nad dem Regierungdantritte des jungen Herzogs verbreitete ſich das Ge— 
rücht, daß er die Verfaſſung von 1820 nicht anerkennen wolle, ein Gerücht, welches dadurch 
Beſtand erhielt, daß er weder die üblichen Reverfalien audgeftellt hatte, noch überhaupt die Land— 
fände einberief. Freilich hatten die alten, vorgeblid fo patriotifchen Stände felbft dafür geforgt, 
daß er ihrer entbehren konnte, folange er Feine neuen oder höhern Steuern ausſchrieb oder in 
den Theil der Geſetzgebung eingriff, welcher für die Zuftimmung der Stände vorbehalten war, 
denn weldes Gewicht unter ſolchen Umſtänden nod ihr „Gutachten und Rath‘ haben fonnte, 
weiß jeder, ber in der politifhen Erfahrung nicht gerade ein Anfänger ift. Nun hatte die „er= 
neuerte Landſchaftsordnung“ zwar nie Anklang im Lande gefunden, nran hatte ſich im Publi— 

kum nie dafür intereffirt, aber jene Misachtung brachte doch eine Reaction hervor, welche durch 
den ausgeſprochenen Orundfag der Willkür tief in die Maſſen Hineingriff. Sie war doch auf 
legitime Weife zu Stande gefommen, war vehtmäßiges Gigenthum des Landes geworden, fie 
durfte, wie mangelhaft fie auch fein mochte, dem Lande nicht einfeitig entzogen werben. Die 
Berlegung eines Rechts zieht faft regelmäßig die Verlegung noch anderer mit Nothwendigfeit 
nad fih, und wo der Weg der Willfür einmal eingefchlagen ift, da hört überhaupt jede Sicher⸗ 
heit des Rechtszuſtandes auf. Jenes Gerücht wurde bald zur völligen Gewißheit, al der Her- 
30g unter dem 10. Mai 1827 ein Patent erließ, in weldem er erflärte, daß die unter der vor 
mundſchaftlichen Regierung erlaffenen Geſetze und getroffenen Anordnungen nur infofern 
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gültig feien, ald dadurch nicht über wohlerworbene Regierungs: und Gigenthunmsredhte verfügt 
werde, daß aber außerdem die Bormundfhaft über fein adhtzehntes Lebensjahr hinaus wider: 
rechtlich fortgeſetzt fei und daher alle in dem legten Jahre derfelben vorgenommenen Regierungs: 
dandlungen zu ihrer Gültigkeit feiner ausprüdlihen Anerkennung bedürften. 

Damit war ded Herzogs Abſicht beftimmt ausgeſprochen und der Preis, um ben es ſich 

bandelte, far bezeichnet. Der ganze beftehende Rechtszuſtand war in Frage geftellt, nur von 
des Herzogs Willen follte e8 abhängen, was davon beizubehalten, was abzuändern wäre. Aber 
nit bei der Sache blieb es, auch die Perfonen wurden angegriffen, ver Geheimrath von Schmidt: 
Phifdted, ald der moralifche Urheber desjenigen, wodurch der Herzog ſich verlegt glaubte, zu: 
erft außer Dienftthätigfeit gefegt, dann mit einer commiffarifchen Unterfuhung bedroht und, 
ald er ih diefer durch Die Flucht entzog, mit Steckbriefen verfolgt. Auch die andern höhern 
Staaföbiener aus der frühern Verwaltung wurden allmählich entfernt und an ihre Stelle tra— 
ten, oft wiederum in ſehr raſchem Wechſel, mittelmäßige Köpfe, Speichellecker oder gar vagirende 
Abenteurer. Ye fchärfer der verirrte Fürſt fih dadurd von feinem Volke abfonderte, deſto be— 
greriger verfolgte er das, was er mit Furzfihtigem Blicke für fein eigenes Intereffe hielt, indem 
er auf Koflen des Staats Reichthümer für fi zu fammeln ſuchte. Die Gehalte der Staaté— 
dirmer wurden befhränft, Teer gewordene Stellen nicht wieder befegt, dringende Ausgaben ver: 
meigert und am Ende ſogar mit dem fhon nad) dem Ediete von 1794 landesgrundgrfeglich für 
tehtäwidrig erflärten Verkaufe von Domänengütern angefangen. Die ganze Staatöverwaltung 
fam in einen franfhaften Zuftand, die Staatsdienerſchaft felbft wurde empfindlich gereizt durch 
einem befondern Eid, welcher ihr durd einen herzoglichen Gommilfar mehrere Jahre nad) dem 
Regierungdantritte abgenommen wurde, durch inhumane und veratorifche Beftimmungen über 
Nrlaubtertheilungen, ſowie enblid durch die der Humanität wiverftreitenden Weifungen, mit 
einzelnen in Ungnade gefallenen Männern feinen Umgang zu haben. Nicht nur das Ungerechte, 
fondern fat mehr noch das Kleinliche folder Mafregeln verlegte die öffentliche Meinung. Ein 
alter Staatd- und Hofbeamter, ber Oberjägermeifter von Sierstorpff, hatte die ihm zugedachte 
Venfionirung in etwas berber Form abgelehnt und wurde deshalb vom Herzoge des Landes 
veriwiein. Das Landeögericht erklärte diefe Maßregel für rechtswidrig und ungültig, und nun 
ließ der Herzog Die Entſcheidung des Obergerichts in Gegenwart der fämmtlihen Mitglieder 
deſſelben durch einen Gommiffar zerreifien. Der Landdroſt von Cramm wollte ald Kammerherr 
den Eid der Treue nicht Teiften, weil er ald Mitglied ver Ständeverfammlung wor jedem Hulbi- 
gumgdacte Anerkennung ver Verfaflung forderte; er wurde durch ein allgemeines Umgangd= 
verbet und andere noch härtere Maßregeln zum freiwilligen Erile gezwungen. 

Wir ſchweigen von andern unerhörten Dingen, die fi durch Sagen an die Furze Regenten- 
geſchichte des unglücklichen Fürften fnüpfen, wir ſchweigen von der Verlegung des Briefgeheim— 
niſſes, von der Anordnung geheimer Spione, von der raffinirten Verfolgung und Vexation 
einzelner, wir ſchweigen enblid von der Bernadhläffigung jedes Anftandes, von der Sitten- 
\ofigfeit, welche in feiner Hofhaltung herrſchten, venn fie wirkten nur colorirend auf.das ganze 
Drama ein, deffen Entwidelung zur Kataftrophe von 1830 führte. Aber durd das Patent von 
1827 hatte der Herzog ein Gewitter heraufbefchworen, tefien Schläge zermalmend auf ihn fies 
len und den Boden zerftörten, auf welchem er fich fo fidher glaubte. Jenes Patent rief einen 
mähtigen Feind, der bis dahin fein Freund gewefen, den König von England, als frühern Vor: 
mund und, was faft noch fchlimmer war, den Grafen Münfter in die Schranken, welde den 

Vorwurf, die Rechte des Herzogs während ber vormundfchaftlihen Verwaltung beeinträdtigt 
zu baben, won fi abweifen wollten. Die Welt befam das unerquidliche Schaufpiel des perſön— 
lichen Streits zwiſchen zwei Monarchen, eines Streits, der anfangs in Broſchüren, dann aber auf 
Anregung des Könige von England aud) vor der deutſchen Bundesverfammlung geführt wurde, 
und der, nach mehreren ffandalöfen Zwifchenfällen, damit endigte, daß der Herzog die Auflage 
erhielt, fein Patent vom 10. Mai 1827 zurüdzunehmen. Gine gleiche, dem Herzoge widrige 
Wendung nahm die Sache des Oberjägermeifters von Sierdtorpff, indem auch auf deſſen Be— 
Swerde über Juftigbeeinträchtigung die Bundedverfammlung den cafjirten Rechtsſpruch wieder⸗ 
berftellte. Endlich aber hatten auch die Landſtände einen entfcheidenden Weg eingefchlagen. Im 
Dai verfammelten fie fi) in Gemäßheit des vorbehaltenen Convocationsrechts und beſchloſſen 
fine Beſchwerde an die Bundesverſammlung wegen verweigerter Anerkennung der Verfafſung, 
weläe Yarauf eingereicht und verfolgt wurde. 

Se waren allmählich alle Fugen des Staatsgebäudes aufgelöft, die ei eine all= 
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gemeine geworben, der Herzog in entishiedenen Widerſpruch mit der Öffentlihen Meinung ge: 
fegt. Eine Gollectiveingabe ver ſpäterhin und zwar unmittelbar nad) den enticheidenden Sep: 
tembertagen verfammelten Landftände an den Bruder des Herzogs bezeichnet die damalige Er: 
fheinung des Staatswejend den Hauptzügen nad folgendermaßen: „Das Aufhören einer ge- 
regelten, von dem Grundfage ver Erfüllung des Staatszwecks ausgehenden oberiten Leitung der 
Zandedangelegenheiten, Zerrüttung der Finanzen, Unterdrückung des Schuged, welchen Gefege 
und ein unabhängiger Ridhterftand den Staatsbürgern gewährt, moraliſche Verderbniß der 
Beamten, durch Hebung der Schlechteſten und Zurücjegung der Beilern bewirkt, und fortmäß- 
rended Sinfen des Wohlſtandes der Einwohner — ift in allgemeinen Umriffen das Bil, 
welches mitten in Deutihland aufgeftellt zu werden drohte und raſch feiner Vollendung ent: 
gegengeführt wurde. Ein Staatöminifterium fand an der Spige der Verwaltung, ohne Ein- 
fluß auf die widhtigften innern und äußern Angelegenheiten, bäufig nur als Bollftreder von 
Beichlüffen, welche, ohne daſſelbe gehört zu haben, oder gegen deſſen eindringlichfte Vorftellung 
gefaßt waren.” Allein die Stunde der Entſcheidung nahte, ſchwerer, furdtbarer, ald mol die 
meiften geglaubt hatten. Die Julirevolution warf ihre Zündfunfen nad Belgien und dann 
nad Deutſchland herüber. Der Herzog hatte ih in Paris aufgehalten, war aber beim Ausbruche 
der Volksrache nad Braunfchweig fortgeeilt, wie es hieß, um bald darauf abermald eine größere 
Reife anzutreten. Immer bevrohlidher wurde nun die Stimmung in der Hauptſtadt, immer 
beftinmtet die allgemeine Anjicht, daß eine weientlihe Umkehr in den Anfihten und Entſchlie— 
Bungen bed Herzogs nöthig fei, um bei der fieberhaften Aufregung, in welche ganz Deutſchland 
durch die Julirevolution verjegt war, aud hier einem gewaltjumen Greigniffe vorzubeugen. 
Täglich ſchwand das Anfehen ver Geſetze fihtbar, täglich die Kraft der Regierung vor dem wach: 
fenden Selbftgefühl ver Öffentlihen Meinung, aber alle dringenden Zuredungen waren ver: 
geblic beim Herzoge, der ſich auf die Gewalt glaubte verlaffen zu können. Da brad am Abend 
des 7. Sept. 1830 der Bolfafturm los, meuterifche Haufen drangen in das Schloß ein und über: 
gaben daffelbe mit feinem ganzen Inhalte der Zerftörung und den Flammen; der Herzog entfloh 
in der Mitte der Nacht unter militärischer Bedeckung in der Richtung nah Hannover, und 
feine Regierung hatte ein Ende. 

Nur einige Worte über die innere Bedeutung diefer Revolution. Man hat fie oft ald das 
Merk einzelner, namentlih des braunſchweigiſchen Adels bezeichnet und ihr jeden vwolfsthüm- 
lien Charakter abgeſprochen. Dahin feinen allerdings auch mehrere Umftände zu deuten. 
Der Herzog Karl hatte ſich nichts weniger ald geneigt gezeigt, dem Adel irgendeine bevorzugte 
Stellung einzuräumen, gerade Mitglieder des reichern Adels waren Gegenitand feiner ſtrafen— 
den Ungnade und feiner Zurüdjegung geworden, auch die Landſchaftsordnung von 1820 mußte 
ber Ritterfchaft mehr am Herzen liegen ald den übrigen Ständen. Es ift ferner Thatſache, daß 
in den legten Tagen vor dem Aufftande auffallend viele fremde Arbeiter aud weit entiernten 
Gegenden des Harzes in Braunſchweig eingetroffen find, daß man den Schlofbrand an andern 
Orten verkündet hat, bevor er geſchehen war, und daß in jener Zeit die braunſchweigiſche Revo— 
lution von Männern in Schug genommen und mit unermüdlichem Gifer vertheidigt wurbe, 
beren Mund vorher und naher von ariftofratifcher Loyalität und Legitimität überftrönte. 
Allein wie dem aud fein mag, fo viel ift ganz gewiß, daß aud der Adel allein keine Revolution 
zu Stande gebracht hätte, wenn nicht der Zündſtoff dazu im Volke genügend vorhanden geweien 
wäre. Hätte damals in der Stadt Braunfhweig, hätte im Lande Zufriedenheit mit dem Be— 
ſtehenden geherrſcht, jo würde es niemals gelungen fein, mit einer Rotte von fremden Prole- 
tariern das Schloß zu flürmen, die Regierung zu flürzen und den Herzog zu vertreiben ; aber 
dad Volk, d. h. das beilgende und denkende Volk, hat die That geduldet, hat fie angenommen 
und zu der feinigen gemadt. Damit hat jede Frage über die Urheberſchaft für Die Fortentwide: 
lung ihre praftifche Bedeutung verloren, und wenn das Volk damals auch wirklich nur vor- 
geſchoben fein follte, fo fommt es jegt doch nur nod darauf an, den durch jene Kataftrophe ge: 
wonnenen neuen Standpunkt auch ferner zu behaupten. 

Wir kehren zur Darftellung der Begebenheiten zurüd. Der Aufruhr wurde fogleih am 
folgenden Tage durch die inzwijhen gebildete Bürgergarde und das Militär gedämpft, zwei 
Tage fpäter traf der jüngere Bruder des vertriebenen Fürften, ver Herzog Wilhelm, von Berlin 
in Braunſchweig ein und ftellte ih dem allgemeinen Wunſche gemäß an die Spige der Re: 
gierung. Er umgab jih mit Männern des allgemeinen Vertrauens, umd eine feiner erften Re: 
gierungshandlungen war, die Landftände einzuberufen, Diefe richteten in einer Gingabe 
vom 27. Sept. 1830 die Bitte an den Herzog Wilhelm, die Zügel der Regierung zu über: 
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achmen, weil der Herzog Karl durch feine Unfähigkeit derſelben verluſtig geworden ſei. Der 
Herzog Wilhelm erklärte ſich dazu bereit, erhielt aber zugleich, wie ſich fpäter zeigte, eine einft= 
weilige Vollmacht feines Bruders und trat erft dann Fraft eigenen Rechts auf, als dieſer nad 
mehreren vergeblihen,, zum Theil abenteuerlihen Verſuchen, wieder in das Land zu dringen, 
alle Anträge auf freiwillige Nieverlegung der Regierung hartnädig zurückgewieſen hatte. Im 
Laufe des Winters befeftigten die Verhältniffe ſich einigermaßen, und aud) die Bundesverfamm= 
lung glaubte dazu beitragen zu müflen. Sie entfhied den Streit zwiſchen dem (vertriebenen) 
Hetzoge und den Landftänden zu Gunften dieſer (die freilich jegt ſchon thatfächlich anerfannt 
warm) und erfuchte den Herzog Wilhelm, die Regierung des Landes „bis auf weiteres‘ zu 
übernehmen, indem fie zugleid; die endliche Regulirung der braunfhweigifchen Thronverhält- 
aöffe den Agnaten übertrug. Der Ausfpruc derjelben — mas hier des Zufammenhangs we: 
gen ſogleich mit angeführt werden mag — fiel dahin aus, daß der Herzog Karl wegen geiftiger 
Unfähigkeit des Thrones verluftig und die Regierung auf den Herzog Wilhelm übergegangen 
ie. An feinem Geburtätage, anı 25. April 1831, trat diefer die Regierung als die eigene an. 
Damit war ein wichtiger Abſchnitt der Bewegung geſchloſſen, aber ver wichtigfte erft an— 
gefangen. Bohl mochten mande geglaubt und gewünſcht haben, daß mit dem Thronwechfel 
und der num geficherten Landſchaftsordnung von 1820 alles abgemadt fei, und viele Stimmen 
des landtagsberechtigten Adels juchten damals in diefen Sinne fih Gehör zu verjhaffen. Allein 
dad Belk hatte die Sache in einer andern Weife aufgefaßt und zeigte plöglich ein politifches 
Aufwachen (eine politifhe Bildung konnte man wol noch nicht fagen), welches zum Theil gerade 
ven Mäcenen des Aufftandes ebenjo unerwartet ald unwillkommen zu fein fhien, Die öffent: 
Ie Meinung hatte die Nothivendigfeit einer wahren Volfövertretung eingefehen , aber fie be- 
gut zugleih, daß eine fo rath⸗ und thatlofe Verfaflung wie die von 1820, weldye nicht einmat 
gegen bie alles Map überihreitenden Erfahrungen der legten Jahre zu ſchützen im Stande war, 
ın ihrem innerften Weien an Gebrechen leiden müffe, die nur durch den erwachenden Volksgeiſt 
und die fäuterumg des allgemeinen Bewußtſeins befeitigt werden könnten. So war hauptſäch— 
Jh aus denjenigen Kreifen, welche biöher der privilegirten Randtagsfähigkeit fern geſtanden 
hatten, alimählih ein jicheres Urtheil über die abjolute Unzulänglichfeit ver beftehenden Ver— 
taffungsbeftimmungen in das Volk übergegangen, und auch die neue Regierung hatte tief genug 
in bie Berbältniffe geblickt, um fi zu überzeugen, daß mit den Septembertagen keineswegs 
alles abgemacht ſei. Zwar hatte man jogleich im erften Augenblicke ji beeilt, den Militär- 
Rand, über deſſen Höhe allgemein geflagt wurde, zu vermindern und auch, weil die revolutio= 
näre Erhebung des Volks nun einmal lediglich in materiellen Beſchwerden ihren Grund haben 
jelite, die Berionatfteuer herabgeſetzi, allein theils waren doch die Verhältniſſe in jenem Augen 
blide in der That zu ſchwankend, ald daß man ohne tiefer eingreifende Mafregeln audy nur ſolche 
vorläufige Erfolge für geſichert halten konnte, und theild hatte man allmählich angefangen, in 
der Beuribeilung des öffentlihen Zuftandes über das rein Materielle hinauszugehen. Auch 
verhaflten jebr bald die Stimmen derjenigen, welche nur das Jahr 1820 in das Jahr 1830 zu 
planen gewünscht hatten, und die Umgeftaltung des ganzen Staatsweſens im Sinne der Ne= 
form wurde allgemein ald eine unabweisliche Aufgabe der Zeit erkannt. 
Die Regierung griff in diefem Sinne die Sache auf, allein fie wandte dabei ein Maß von 
Vorſicht an, welches den lingeduldigen übertrieben zu fein ſchien. Die langerjehnte Wieder— 
einbernfung der Stände zur Erledigung des allgemeinen Verlangens nad) einer freien, volks— 
ümtien Verfaſſung erfolgte erft auf ven 30. Sept. 1831, alfo über ein Jahr nad) dem Auf> 
Rande, über ichs Monate nad dem felbftändigen Negierungsantritte des Herzogs Wilhelm. 
Die Ausarbeitung ver den Ständen vorgelegten Entwürfe konnte einen jo langen Zeitraum 
nicht erfordert haben, und man irrt alfo wol nicht in der Annahme, daß die Abficht geweſen jei, 
die erfte Hitze der neuen politiihen Aufregung verfliegen zu laſſen und nur die zurüdbleibenve 
Wärme noch bei dem Werke ver Regeneration zu benugen. Die Eröffnung des Landtags war 
feierlich und wũrdevoll, die Thronrede ſprach wohlwollendes Vertrauen aus. Die anerkannte 
Rotbwendigkeit einer Reform der VBerfaflung war ihr Hauptthema, fie verbieß außerdem noch 
Seſetze über ven Staatsdienſt, über die Organifation der Verwaltungsbehörden, über die Ab— 
ung bäuerlicher Reallaften, ein Preßgeſetz und eine Städteorbnung, fügte jedoch hinzu, daß 
Vie Geſetze erft den nach der neuen Verfaffung zu berufenden Vertretern des Landes vorgelegt 
werdenfollten. Zulegt empfahl die Eröffnungsrede den Ständen noch die fofortige Annahıne 
derjenigen Beitimmung der Verfallungspropofition, melde die biäherige Geheimhaltung ftän= 
Der Verhandlungen aufhob. 
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Der Entwurf einer „revidirteu Landſchaftsordnung“, welder nun den Ständen zur Be: 
rathung vorgelegt wurde, zeugte allerdings von einem ernftlihen Streben zum Beffern, da— 
neben aber auch wieder von einer faft ängftlihen Sorge, das Beftehende befonders da zu fchomen, 
wo ed auf bloße Formen anfam. So hatte er von der frühern Landſchaftsoͤrdnung nicht mur 
den Namen beibehalten, welcher für ein eigentliches Orundgefeg offenbar nicht paßte, jondern 
aud die Gintheilung in vier Titel, welche außer den eigentlichen Nechten der Stände zugleid 
das Wahlgefeg, die Gefhäftsorbnung für die Stänbeverfammlung und einige generelle Be- 
ftimmungen enthielten, vagegen das, was man doch eben nach den Erfahrungen der legten Jahre 
für etwas fehr Wefentliches halten mußte, nämlich Beftimmung und Sicherftellung der allge- 
meinen ftaatöbürgerlichen Nechte, faft gar nicht berührten. Im weſentlichen berubte der Ent: 
wurf auf folgenden Grundſätzen. Zunächſt follte die Landesvertretung durchgängig auf Wahl 
beruhen und nicht blos die alten Stände der Prälaten, Ritter und Städte, fondern au die Frei- 
faffen und Bauern umfaffen. Anftatt der bisherigen 128 Mitglieder, melde zum Plenum der 
ganzen Landſchaft gehörten, follte die Landſchaft fünftig aus 45 Mitglievern beftehen, deren 
13 dem Stande der Nittergutöbejlger, 13 dem Stande der Städte, 13 dem Bauernſtande, 6 
aber den Prälaten angehörten, und in einer Kammer fi vereinigen. Die Abgeoroneten der 
drei erfigenannten Stände follten, und zwar in den Städten und auf den Lande durch eine Dop= 
pelte Wahlhandlung erwählt werden, in jedem Stande 10 aus den eigenen Standesgenoſſen 
mit Beihränfung auf den Betrieb von Landwirthihalt und Gewerben auf dem Lande und in : 
den Städten, die Wahl der drei übrigen war an ſolche Eigenfchaften nicht gebunden. Bei den 
Bürgern und Bauern hing außerdem das Wahlrecht wie die Wählbarkeit no von einem theild 
nad den jährlichen Ginfommen, theild nad) ver Steuerquote zu beſtimmenden Genfus ab. Die 
Abgeorbneten aus den Prälaten wollte die Negierung felbft für jeven Landtag ernennen. Alle 
ſechs Jahre follte die ganze Stindeverfammlung durh Wahlen erneuert werden. Ihre Theil: : 
nahme an der Geſetzgebung und ihre Befugniffe bei ver Steuerbewilligung waren erweitert, _ 
aber ven Anfprühen wahrhaft gefhichtliher Begründung noch nicht genügend und noch dazu 
in einer jo ſchwankenden Weife, daß dadurch leicht aufs neue Streit hervorgerufen werden konnte. . 
Auf jedesmal ſechs Jahre follte gemeinihaftlid von Regierung und Ständen ein Etat der 
Staatsausgaben feitgeftellt, auch follten die Steuern gemeinfchaftlic verwaltet werden. Die . 
Regierung fhlug ferner in dem Entwurfe eine Verſchmelzung der Domänen: und der Landes- 
einfünfte vor, freilich nur in der unvollfommenen Weife, daß eine vertragsmäßig feitzuftellende . 
Summe von den Kammereinkünften zur Beftreitung der Staatsbedürfniſſe an die Landeskaſſe 
abgegeben werden, das Übrige aber für den Privatbedarf des Herzogs vorbehalten jein und 
auch die Berwaltung ded Domänengutd ihm verbleiben follte. Die minifterielle Berantwort- _ 
lichkeit wurde anerkannt und die Verlegung der Verfaſſung für ftrafbar erklärt. Aus dem Ent: 
wurfe der Geihäftsorbnung für die Ständeverfammlung ift nur zu merken, daß deren Proto— 
Folle (ohne Berflümmelung) gedruckt werben follten; die Zulaffung von Zuhörern war nicht 
mit erwähnt, wäre aber nad ſolchen Anerbietungen gewiß leicht zu erreichen gemwejen, wenn die 
Stände felbft fie gewollt hätten. 

Die Stände begannen jegt ihre Arbeiten, und beide Sectionen faßten zunächſt den erjpriep- 
lihen Beſchluß, ihre Berathungen von jegt an gemeinschaftlich zu halten und nur nad deren 
Schluſſe jectionsweife abzuftinnmen. Damit war dad Prineip Einer Kammer vorläufig gefichert. 
Defto engherziger benahmen ſich aber die nunmehr vereinigten Landſtände bei der fogleih auf- 
geworfenen Offentlihkeitöfrage. Der Antrag auf den Druck der Protokolle mit Nennung der 
Namen wurde in beiden Sectionen verworfen, in ber zweiten fogar beinahe einjtimmig, und 
dagegen das trübfelige Juftemilieu angenommen, daß die gemachten Anträge im allgemeinen 
mit den dafür und dagegen vorgefommenen Gründen ſammt den gefapten Beſchlüſſen — aber 
ohne irgendeinen Namen — gedruckt und der Offentlichkeit übergeben werben follten. Nun 
wurde nod in fünf Sigungen der Entwurf der neuen Landſchaftsordnung einer kurzen Bor: 
berathung unterworfen, bei welcher natürlich wegen des gänzlihen Mangels an aller Vorberei— 
tung ein tiefered, gründliches Gingehen in die Sache nicht möglich war, und dann dem Wunſche 
der Regierung gemäß eine aus LO Mitgliedern (aus jeder Section fünf) beftehenve Prüfungs- 
commijjion gewählt. Nachdem noch einige weniger bedeutende Verhandlungen vorgefommen 
waren (namentlich über die Frage: ob nicht der vormalige Kammerdirector von Bülow wegen 
Pligtwidrigkeiten aus feiner Amtsführung unter der Regierung des Herzogs Karl in Anklage 
zu verfegen jei?), wurde die Ständeverfammlung ſchon am 11. Det. bis dahin, daß die Prü- 
fungscommifjion ihre Arbeiten beendigt haben würde, vertagt. 
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Die nunmehr beginnende Wirkfamkeit diefer gemeinfhaftlihen Commiſſion war ohne Frage 
siel witiger ald die der Ständeverfammlung jelbft; fie vereinigte in ſich fo ziemlich das Beite, 
was beide Sectionen an Talenten, Kenntniſſen und Erfahrung befaßen, und im ihr bildete ſich 
dad Wert der neuen Grundorganifation aus, welches freilich erft ein Jahr fpäter zur Vollen- 
dung gevieh. Auch ihre Arbeiten jind nicht ohne Mängel, namentlich trifft fie?) der nie zu be- 
feitigenbe Borwurf, die Offentlichkeitsfrage, deren aufmerkſame Berückſichtigung ihr doch ſelbſt 
noch son der öffentlichkeitsſcheuen Ständeverſammlung angelegentlich empfohlen war, fo 

durchaus gleihgültig oder einſichtslos behandelt zu haben. Gleichwol muß man es anerkennen, 
dah fie im allgemeinen — eben mit Ausnahme jened Punftes, der jegt wie eine alte Wunde 
bei jeber Gelegenheit wieder ausbricht — auf den Standpunft der Zeitanficht eingegangen ift 
und erreicht hat, was unter den damaligen, ſchon der Reaction zueilenden allgemeinern Ver: 
bältaiffen zu erreichen ftand. Und ebenfo gewiß iſt ed, daß auch die Negierung ihr in allen 
Hauptfragen mit Bereitwilligfeit entgegenfam, und daß die Arbeit, welche nachher ven Ständen 
vorgelegt wurde, in der That eine wahrhaft gemeinfchaftlihe war. Man fah bald ein, daß vie 
Kandſqhaſteerdnung““, um den Anfprücden ver Zeit völlig zu entſprechen, in ein wirkliches 
kandesgruudgeſetz, eine Berfallungsurfunde umgearbeitet werden mußte, welche ald Codex des 
Staatörehts für das Herzogthum galt, und dann war nicht nur die Aufnahme ganz neuer Be- 
fimmungen ſowie die weitere Entwidelung der vorhandenen, fondern aud eine neue formelle 
Behandlung des Stoffs erforverlih. So gelangte man während der Arbeit immer tiefer im 
das Material, und die Grundbeſtimmungen wurden jo weit ausgearbeitet, daß es die Regierung 
nun für nöthig Hielt, auch die übrigen Organifationsgejege, welche der Eröffnungsrede zufolge 
eigentlich erſt per Fünftigen, reformirten Ständeverfammlung vorgelegt werben jollten, fon 
jet mit in den Gejchäftsplan aufzunehmen. Etwa zehn Monate währten die Arbeiten diejer 
Gommifioen, manche Stürme waren in ihrer Mitte ſelbſt zu bejiegen, bis auf den 27. Aug. 1832 
bie Ständeserfammlung wieder einberufen werden konnte. Die Regierung hatte ihren frühern 
Berfaffungdentwurf gänzlih zurüdgenommen und legte nun denjenigen vor, welder ald das 
Refultat au den gemeinichaftliden Arbeiten und den Verhandlungen mit der Commiſſion ber- 
vorgegangen war. Er entſprach jegt nad Inhalt und Form dem Begriff eines wirklichen Lan: 
deögrumdgefehes, war auch im Terte jelbft immer fo genannt, doch hatte mıan (wie in ver Stände- 
verjammlung erläuternd bemerft wurde, aus „Rückſichten“) in der Überfchrift ven Namen 
„meue Landſchaftsordnung“ beibehalten. Beigefügt waren Entwürfe eined Wahlgefeges und 
einer Geihäftsordnung für die Ständeverfammlung, eines Geſetzes über den Civilſtaatsdienſt 
und verſchiedener Gejege über die Organifation der einzelnen höhern Landesbehörden, und end- 
lid der Entwurf eines fogenannten Binanznebenvertrags, dur welchen die Rechtsverhältniſſe 
in Beziehung auf das Domänengut feitgeitellt werben follten. 

Die Verhandlungen der Ständeverjammlung über dieje Entwürfe waren im ganzen un— 
bedeutend und wurden fehr rafch zum Ende geführt, Gin befonderes Intereſſe boten haupt: 
fählih nur die Schickſale der Offentlichfeitöfrage dar. Die Commiſſion war zu feinem Ein— 

vertänbniffe darüber gelangt und fo mar die nämliche Beftimmung, welde ſchon der erſte Re— 
gierungdentwurf enthalten hatte, auch in den zweiten aufgenommen. In der Ständeverfamm: 
lung jelbft wurde num der Antrag auf Zulaffung von Zuhörern geitellt, und zwar in der zweiten 
Section mit 19 gegen 16 Stimmen angenommen, in der erften dagegen mit 21 gegen 11 Stim= 
men abgelehnt. Jetzt trat eine Ausgleichscommiſſion zufammen, deren Vorſchlag dahin ging, 
vah man die Frage der künftigen Ständeverfammlung überlaffen wolle, bis dahin aber, daß vie 
Zulafjung son Zuhörern geflattet werden follte, den Drud der Protofolle nur mit Weglaffung 
ber Namen ver Reimer für zwedmäßig halte. Im diejen trübfeligen Vorſchlag, welcher fogar 
das Maß der von ber Regierung gebotenen Dffentlichkeit noch verfümmerte, ging die Ständever: 
fammlung ein, und die Regierung ertheiltedemfelben ihre Genehmigung. Dreizehn Jahre lang hat 
ſeitdem die Ständeverfammlung vergeblich darum gekämpft, jenen Fehler wieder gut zu machen. 





3) Das heißt in ihrer Mehrheit; einzelne ihrer Mitglieder haben ſich fortwährend, wenngleich ohne 
Erfolg, der vollen Offentlichfeit angenommen. Namentlich gehören dahin der in der neuern Zeit vielfach 
serfanute Hettling, fowie fein odlanungsetrmennter Freund Bruns und der Landdroſt von Gramm. 
Settling irrte nur darin, daß, weil die volle Offentlichfeit (d. 5. die Zulaffung von Zuhörern) im ber zus 

It lauwarmen Sommiffion nicht zu erreichen war, er auch das Wenigere, den Drud der Protofolle 
mut ven Namen nicht wollte, weil er eine folche Offentlichkeit für fchädlich hielt. Ich glaube dem noch 
fpäter auf ungerechte Weife angegriffenen Manne, dem Braunfchweig bei feiner politifchen Wieder: ' 
geburt fehr yieles zu verbanfen bat. diefe Rechtfertigung ſchuldig zu fein. 
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Am 12. Oct. wurde der Landtag geſchloſſen, und die ſämmtlichen Entwürfe erfhienen nun 
fofort als Geſetze. Es beginnt damit eine wefentlic neue Epoche des braunſchweigiſchen Staates 
febens, und wir müffen erft das Wefen ver dadurch herbeigeführten neuen Beftaltung der Dinge 
fennen lernen, bevor wir dem Gange der Greigniffe weiter nahfolgen. Die Hauptpunfte, durch 
welche das neue Landesgrundgefeg ſich vom beftehenden unterſchied, waren theild Die Heran— 
ziehung der Bauern zur Kandesvertretung, theild die Vereinigung aller Abgeoroneten in einer 
Kanıner mit Befeitigung eines übergewichts der Ariftofratie, und endlich die durchgängige 
Annahme des Wahlprincips und Aufhebung ſowol der Virilftimmen als des Erſcheinens auf 
dem Landtage von Amts wegen. Die Ständeverfammlung befteht aus 48 Mitgliedern, deren 
zunächſt 10 von der Ritterfhaft, 12 von den Städten und 10 von den Bauern gewählt werden. 
Zur Waͤhlbarkeit gehört bei dieſen Abgeorpneten Grunvbefig, in den Städten und Dörfern 
außerdem eine beflimmte Steuerquote ſowie der Betrieb eines Gewerbes oder der Landwirth— 
ſchaft, aud) die Magiftratsmitgliever in ven Städten find wählbar. Die Wahl ift bei ver Ritter— 
ſchaft eine einfache, bei den beiden andern Ständen eine doppelte, indem zuerft Wahlmänner 
(bei denen aud ein Steuercenfus eintritt) und von diefen die Abgeorpneten und Stellvertreter 
gewählt werden. Jever Wahlkreis muß aus feiner eigenen Mitte wählen. Neben dem Abge— 
orbneten und Stellvertreter wählt dann aber jedes Wahlcollegium auch noch; einen Wahlmann, 
und die auf foldhe Weife ernannten 32 Wahlmänner treten dann zu einem gemeinjhaftlichen 
Wahlcollegium zufamnen, welches noch 16 Abgeoronete ohne Nüdjiht auf Standeöverhälte 
niffe, Grundbeſitz, Beſchäftigung oder Steuerquote zu erwählen hat. Doch ift aud hier bie 
Wahl wenigftend nicht ganz frei: vier dieſer Abgeordneten müſſen aus den Prälaten (oder den 
ftatt diefer von der Regierung fubftituirten höhern Staatödienern) und zwei aus der höhern 
Geiftlichkeit gewählt werden. Die Staatöviener bedürfen zum Eintritte in die Ständeverfamm- 
lung der Erlaubniß der Regierung. Die Wahlen gelten auf ſechs Jahre, alle drei Jahre tritt 
die Hälfte der Abgeordneten auß (das erfte mal nad) dem Xofe) und es finden für diefe neue 
Wahlen ftatt. Auch werden die Stände alle drei Jahre zu einem ordentlichen Randtage berufen, 
wogegen die Berufung zu außerorvdentlihen Berfammlungen von Landesfürften abhängt. Der 
Landesfürft fann die Ständeverfannmlung vertagen, verabſchieden und auflöfen; eine Bertagung 
ift (ohne Zuftimmung der Ständeverſammlung felbft) nur auf drei Monate zuläffig, und im 
alle ver Auflöfung unter fofortiger Anordnung ver neuen Wahlen der Tag der Gröffnung ber 
neugewählten Ständeverfammlung innerhalb der nächſten ſechs Monate zu beftimmen. Die 
Ständeverfammlung hat das Recht der Zuftimmung bei Gejegen, welde die Berfaflung, die 
Drganijation des Staats, das Finanz. und Steuerweien, die Militärpflicht, das bürgerliche 
oder Strafrecht, den bürgerlichen oder Strafproceh betreffen; bei polizeilichen Geſetzen, in 
welchen feine höhere Strafe ald von einem Monat Gefängnif angedroht wird, genügt ihr Gut- 
achten und Rath. Im Finanzweſen hat fie die Bewilligung der Steuern und gemeinſchaftlich 
mit der Regierung die Feftftellung des Staatshaushaltsetats für die jevesmalige dreijährige 
Sinanzperiode, Die Minifter find für die Regierungshandlungen des Randesfürften, deffen 
Perfon heilig und unverleglid bleibt, verantwortlich, alle Staatsdiener werben auf die Ver— 
faſſung verpflichtet, die Stänveverfanmlung kann (vor einem deshalb unter ihrer Mitwirfung 
zu eonflituirenden Gerichtshofe) auf Beftrafung des Minifters antragen, welcher eine Verlegung 
„der auf den vorliegenden Ball unzweifelhaft anwendbaren“ Beſtimmungen des Randeögrunde 
gejeges ſich ſchuldig gemacht Hat. Die Juſtiz ift unabhängig, die Polizei ihr behülflich, diefe aber 
richtet nie über die That +); Gompetenzconflicte zwiſchen der Juftiz und den Verwaltungsbehör- 
den werben durch eine (vom Minifterium) aus Richtern und Adminiftrativbeamten gebildete 
Eommiffion unter dem Vorfige des Juſtizminiſters entſchieden. Es ift Freiheit des religiöfen 
Glaubens fowie der politifhen Meinungen, auch der Preſſe und des Buchhandels zugefichert, 
dieſe jedoch „unter Beobachtung der Beichlüffe des Deutſchen Bundes”. Die Ständeverfamme 
lung erwählt einen auch nad ihrer Auflöfung in Thätigfeit bleibenden Ausfhuß von fieben 
Mitgliedern, welder nicht nur im allgemeinen das Recht und die Pflicht Hat, zwifdhen den Yand= 
tagen auf die Bollziehung der zwifchen dem Landesfürften und den Ständen getroffenen Ver— 
einbarungen zu fehen, fondern auch mit einem Theile der ftändifchen Befugniſſe überhaupt in 
Anfehung ber Gefeggebung, bes Finanz- und des Steuerweſens, jedoch in einem Eleinern, ge— 





4) Wenn man weiß und aus eigener Erfahrung fennt, was man noch in Hannover und Preußen 
unter „polizeilicher Juſtiz“ verſteht und hat, fo wird man die ungemeine Wichtigkeit diefes Grundjages 
für die Sreiheit der Juftiz wie der Staatsbürger nicht verfennen. 
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nau beftimmten Maßſtabe verfehen ift und ver Ständeverſammlung bei ihrem jededmaligen Zu- 
jammentreten Bericht zu erftatten und Rechenfchaft abzulegen hat. Auch ift der Ausſchuß be— 
gt, die Ständeverſammlung zufammenzuberufen, wenn (um nur die widtigern Veranlaſſun— 
gen zu bezeihnen) eine plögliche allgemeine Landesgefahr eintritt, oder wenn das Landesgrund⸗ 
geſetz verlegt wird und Anträge zu deſſen Schuß zu machen find, insbefondere, wenn der Lands 
tag nicht binnen drei Jahren berufen wird. Das Wahlgefeg und die Geſchäftsordnung für die 
Ständerrjammlung bedürfen nach diefen allgemeinen Umriffen und nad) ven obigen Mitthei- 
Iungen über die traurige Erledigung der DÖffentlichkeitäfrage feiner Inhaltsangabe mehr. Nur 
des gleichzeitig abgejchlofienen Finanznebenvertrags, weil derjelbe von weſentlichem Einfluß 
auf ben neuen Staatdorganismus war, muß noch mit einigen Worten gedacht werben. Die 
ältere Binamgverwaltung beruhte, wie wir oben gejehen haben, auf dem Grundfage, daß vie 
Sandflände nur fo weit, ald die Einkünfte des Domänenvermögens nicht ausreichten, für die 
allgemeinen Zandesbedürfniffe durch Bewilligungen zu Hülfe famen. Die auf ſolche Weife ver- 
willigten Steuern ließen fie dann aber durch ein von ihnen und der Regierung gemeinschaftlich 
ernamnted Collegium abgefondert von den Domäneneinnahmen verwalten, und da die Unzu⸗ 
länglihfeit der legten im Laufe der Zeit eine dauernde wurde, beide Kaſſen alfo zu Staats— 
zuweden, aber unter verfchiedenen Bedingungen nebeneinander beftanden, fo bildete ih allmäh— 
lich die in dem ältern deutichen Ständewefen fiberhaupt regelmäßig vorfommende Erſcheinung 
aus, das Stände und Regierung über den Steuerzufhuß förmlich handelten, ſowie daß die eine 
Kafle der andern zweifelhafte Ausgaben zuzufhieben fuchte. Diejes Verhältniß, bei welchem 
eine annöthige Bervielfältigung der Geſchäfte unvermeivlih war und dennod eine Flare Uber: 
Wt des Finanzwe ſens nie erreicht werben fonnte, hatte man 1820 beibehalten; aud der Re— 
tf von 1831 ging im wejentlihen nod von den nämlihen Grundfägen aus, 
zur mit dem Unterfchiede, daß die von den Domäneneinfünften an die Landesfafle jährlich ab- 
wgebende Summte firirt werden, daß alſo gewiflermaßen das Land eine Civilliſte erhalten ſollte 
Während der commiſſariſchen Verhandlungen überzeugte man ſich jedoch von der Unzweckmäßig⸗ 
teit einer ſolchen Ein richtung, welche ven Fürſten ſelbſt ven Wechſelfällen ver Domanialbenugung 
aueſehte, und der jetzt geſchloſſene Finanznebenvertrag beruhte deshalb auf der Grundbeſtim⸗— 
mung, daß die Domänenverwaltung zwar dem Landesfürſten vorbehalten bleiben und ven 
Ständen in Anjehung ihrer nur das Recht der Erinnerungen zuftehen follte, daß jedoch der Bes 
trag für den eigenen Bedarf des Fürften auf die fefte Summe von jährlih 237000 Thlrn. (mo: 
bei 19000 Thlx. in Golde) beftimmt wurde. Im folder Weiſe war nun alfo das Kammer: oder 
Domänensermögen mit in die Verwaltung der allgemeinen Staatöfinanzen gezogen. 
Berien wir einen prüfenden Blick auf dieſe hier in Umriffen gezeichnete Staatsverfaflung, 
Vo iſt nicht zu verfennen, daß fie in den wihtigften Punkten ſich die Fortſchritte der Zeit anges 
eignet hat und daß fie den Charakter einer wahrhaft reformatorifchen Maßregel trägt. Aus 
dem mit der Zeit völlig corrumpirten Verhältniſſe der lediglich nach Geburt und Amt berufenen 
Seubalftände war man mit einem entfheidenden Schritte zum Repräſentativſyſtem überges 
gangen und hatte demfelben einen Vertretungsmaßftab zu Grunde gelegt, welder, wenn er 
auch noch auf Händifhen Unterfchieven berubte, doc beſonders bei der Vereinigung der Abges 
orbneten in Einer Kammer alle Klaffen ver Staatdangehörigen in einem angemeflenen Verhält⸗ 
niſſe umfaßte, Das Wahlſyſtem ift allerdings etwas verwickelt und künſtlich, leidet auch an 
dem Fehler, daß die Gewählten, befonders da, wo eine dreifahe Wahlhandlung erforderlich, ift, 
mit in unmittelbare Verbindung mit den Wählern kommen (was wol nur bei einem Wahl: 
cenfus uns dabtırdy verfleinerten Wahlcollegien zu erreichen fein würde), und die Beſchränkung 
arteit bei den Abgeoroneten der einzelnen Standesklaffen hat ſchwerlich einen genü— 
genden Grund, wo fon mit folder Vorſicht die Wähler ſelbſt (durh Unvahlen) ausgeſucht 
A; doch iſt nicht zu beftreiten, daß nad dem braunſchweigiſchen Wahlgefege immer eine tüch— 
tige, freifiunige Ständeverfammlung gewählt werden fantı, wenn nur die Wählenden überall 
ihre Pflicht thun. Die Beibehaltung der Prälaten jedoch bei der neuen Volfsvertretung ift eine 
fünftlihe, die Wahrheit ver Wahl zerftörende und felbft den beabſichtigten Zweck nicht einmal 
areihende Maßregel. Proteftantifhe Prälaten haben fo wenig in der Kirchenverfaſſung ſelbſt 
“= irgendeine Beveutung, als fie den ihren ehemaligen Gorporationen längft entzogenen 
Snndbefig oder gar bei dem jegigen Stande der allgemeinen Bildung die Intelligenz , zumal 
die Yelitifche, repräjentiren könnten; auch hat der bisherige Ginfluß der gemäßlten Prälaten auf 
die Stiudeverfammlung gerade nicht bewiefen, daß eben fie vorzugsweiſe berufen feien, durch 
ihre Wirfjamfeit die Höhe der Zeitbilvung zu bezeichnen oder aud nur dasjenige ohne Men: 
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ſchenfurcht feftzuhalten und zu vertheidigen, wa8 die wahren Intereflen der Kirche und des kirch⸗ 
lichen Sinnes erfordern. Die braunſchweigiſchen Abteien und Probfleien ſind nichts ald GSine⸗ 
euren, für welche das Geld um fo mehr erjpart werben fünnte, als jie in der That jegt nur noch 
eine politifche Bedeutung für die Compoſition der Stänbeverfammlung haben, die Regierung 
aber ſich vie Befugniß vorbehalten hat, im Ball der Beförderung einzelner Prälaten eine ent= 
ſprechende Anzahl höherer Staatödiener auf die Präjentationslifte zu jegen. Bon einer eigent- 
lichen Wahl ift dabei eigentlich faum die Rede: von 12 Prälaten oder jubflitwirten Staats: 
dienern müffen (da mit diefen vegelmäßig auch die zu der „höhern Geiſtlichkeit“ gehörenden In— 
dividuen abforbirt jind) ſechs zu Abgeordneten, die übrigen zu Stellvertreter gewählt werben, 
und die ganze politifche Thätigkeit der Wähler beſchränkt ſich regelmäßig darauf, daß fie die— 
jenigen zu Stellvertretern ausſuchen, die ſie am wenigjten gern ald Abgeordnete haben wollen, 
womöglich zu Stellvertretern folder, von denen man annehmen kann, daß der Regierung 
ſelbſt daran liegt, fie in der Ständeverfammlung zu behalten. Die eigentliche Abjicht, welche 
man bei der Aufrechthaltung der Brälaturen in ver neuen, doch auf das Repräjentativfgflem ge= 
bauten Berfaffung hatte, war aud im erften Entwurfe offen audgefvroden: die Regierung 
ſelbſt wollte die Abgeorpneten aus den Prälaten ernennen, fie wollte aljo in die eine, allgemeine 
Abgeordnetenkammer eine Art von Bairie ſchicken, um ſich felbft ven ihr nöthig ſcheinenden Ein: 
fluß zu fihern. Diefe Anſicht war jedoch ebenfo falſch ald die Mapregel, welde daraus hervor- 
ging. Denn erftens bedurfte vd, wenn überhaupt Abgeordnete der Regierung in einer auf 
Wahl beruhenden Ständeverfammlung für zuläfiig gehalten werben fönnten, durchaus feiner 
Prälaten, um die nöthigen Candidaten zu liefern, indem alddann eine Lifte von höhern Staats: 
dienern oder andern der Regierung qualifieirt jheinenden Perſonen genügt haben würde, dann 
aber die völlig entbehrlichen Penjionen für die 12 Prälaten erjpart wären. Auch Hat die biö- 
herige Erfahrung genügend gezeigt, wie wenig die Regierung die Prälaturen noch ald eigent- 
liche kirchliche Funetionen betradtet, inden nicht nur Givilftaatödiener, jondern auch mehrere 
Dffiziere mit Propfteien bedacht worden find. Zweitens aber fteht die Eigenſchaft rined vom 
Bolfe gewählten Abgeordneten — was doch auch der gewählte Prälat nah der Verfaffung 
fein ſoll — der eines Regierungscommiffard durchaus entgegen, und doch haben biöher theils 
die gewählten Prälaten, theild die an ihrer Stelle gewählten höhern Staatsdiener vorzugs- 
weife eine folhe Rolle zu übernehmen jich veranlaßt geſehen. Daß die Prälaten deshalb in 
einer ſchiefen, unnatürlichen Stellung id befinden, leuchtet ein, die Unverträglichkeit tritt aber 
mit einem Mangel unmittelbar zufammen, nämlich mit vem Mangel der Offentlichkeit. Nach 
der Berfaffung und Geſchäftsordnung fteht ed nämlich der Negierung zwar frei, Gommillare 
in die Ständeverfammlung zu ſchicken, aber nur, um ihre Propojitionen zu erläutern, denn bei 
der Debatte und Abſtimmung vürfen fie nicht zugegen jein. Das ift auch ganz nothwendig, fo= 
lange volle Dffentlicpkeit fehlt, weil in einer Berfammlung von 48 Berfonen hinter verſchloſ— 
jenen Thüren der Regierungscommiſſar, welder an der Debatte theilnähme und unter deſſen 
Augen die Abftimmung vor fih ginge, hoͤchſtwahrſcheinlich einen fehr gefährlichen Einflup auf 
die Berfammlung erwerben und die Freiheit jowol der Außerung wie der Abftimmung gefähr- 
den würbe. So fehlt ed denn au aller minifteriellen Vertretung, wenn nicht die Prälaten ſich 
dazu verſtehen; allein eben weil die Stellung, die fie dann einnehmen, eine unnatürliche ift — 
ganz abgejehen von ihrer perſoͤnlichen Befähigung — gelingt es ihnen auch felten, ven nöthigen 
Einfluß in der Berfammlung fich zu verfhaffen. Die Befugniffe ver Ständeverfammlung jind 
im ganzen angemeflen vegulirt, bei welchem Urtheile man freilich ven beftehenden Bundesbe- 
flimmungen die nöthige Rechnung tragen muß. Die Stände haben das Recht, die Steuern zu 
bewilligen, aber fie dürfen auch die zum Staatsbedürfniffe erforderlichen Mittel nicht verwei⸗ 
gern. Solange diefer Grundfag beftebt, kann natürlich von einer eigentlichen conftitutionellen 
Wirkſamkeit veutfcher Volfövertreter nicht die Rede fein. Sie haben ferner das Recht der Zu: 
flimmung bei den meiften Gefegen, es ift aber ohne rationellen Grund und ohne Nothwendig— 
feit ein Zweig der Geſetzgebung davon ausgeſchloſſen, bei welchem Nath und Gutachten genügen 
fol Wenn die Regierung bei den wichtigſten Gejegen nicht durch das Zuftimmungsrecht der 
Stänbeverfammlung in ihrer nöthigen Thätigkeit gehemmt wird, jo kann died bei den minder 
wichtigen noch viel weniger der Fall fein; eine Unterſcheidung gibt aber — und das ift bisher 
faft bei jeder Gelegenheit ver Fall geweſen — immer Beranlafjung zu einem Grenzitreite, in— 
dem um die häfelige Frage gekämpft wird, ob ein Geſetz feinem Inhalte nach ein polizeiliches fei 
ober ein anderes. Für die nothiwendige Kraft ver Negierung ift durch dieſen Borbebalt ſicher 
nicht8 gewonnen. Die Beftimmung über die Strafbarfeit von Verlegungen der Verfaſſung 
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lautete, wie wir geſehen haben, im erſten Entwurfe ganz allgemein und viel fhärfer und ange- 
meflener wie im zweiten, welcher die faſt abſichtlich zu Bedenklichteiten auffordernde Glaufel hin⸗ 
jufügte: daß die Vorſchrift ver Verfaffung „auf den vorliegenden Fall unzweifelhaft anwend- 
bar’ fein mäfle. Es laſſen ſich indeß auch viele Umftände dafür anführen, daß dieſe Glaufel ges 
tabe durd die ſtändiſche Commiſſion in den Entwurf hineingebradt it. Wenn übrigens die 
Grundbeſtimmungen der Verfaffung felbft Unabhängigkeit der Juſtiz verhießen, jo war das 
gegen durd die Einjegung einer Minifterialcommifften für die Entſcheidung von Gompetenz- 
conficten ſolche Unabhängigkeit wiederum ernftlich gefährdet, ja e8 möchte jegt wol nur nod 
wenige praktiſche Juriſten geben, welche darin nicht einen durch das Geſetz flatuirten Eingriff in 
das Gebiet der Juſtiz erblicten, 5) 

So war nach der Verfaſſung das Grundgebäude und die Hauptform des Staats beichaffen ; 
wir wenden und nun noch mit einigen Blicken auf den innern Ausbau. Unmittelbar unter dem 
Riniferium (oder Geheimrathöcollegium) beftand früherhin als Mittelbehörbe unter dem 
Namen der „Kanımıer‘ ein Regierungs: und VBerwaltungscollegium, in welchem neben der Ber: 
waltung der Domänen (mit Einfluß der Forſten forwie der Berg und Hüttenwerfe) die höhere 
Sandeöyolizei, das Bauweſen und überhaupt die Randesadminiftration vereinigt war. Diele 
amtliche Bermijchung jo heterogener Gegenftände war allerdings nicht ohne Unverträglichkeiten, 
allein indem man jet dem libel abhelfen wollte, ging man einen ftarfen Schritt zu weit und 
richtete einen Staatdorganismus mit einem Apparate von Behörden ein, der etwa für ein König: 
teiämittlerer Größe ausgereiht haben würde. Zunächſt wurden die Polizeifachen, vie Gemeinde: 
angelegenheiten und überhaupt das, was man in Deutſchland nun einmal die Apminiftration 
nennt, von jenem Geſchäftscomplexe ausgefhieden und ſechs bureaukratiſch eingerichteten Be: 
börben unter dem Namen von Kreiddirectionen übertragen. Der Geſchäftskreis wurde denſelben 
in ſo ausgedehunter Weiſe und mit jo allgemeinen Beſtimmungen vorgeichrieben, daß kaum 
irgendeine Richtung der menſchlichen und gefelligen Thätigfeit gedacht werben konnte, die nicht 
in die Grenzen ihres Bereichs gefallen wäre. Gin folher Geſchäftsumfang noch dazu mit 
bureaufratifcher Einrichtung muß fait nothwendig nad der einen oder andern Seite bin nad: 
teilig wirten. Entweder befördert er — je nach der Eigenthümlichkeit der Beamten — die lei— 
dige Richtung des Bielregierend, over er hat die entgegengejegte Folge, daß der Beamte ſich bald 
von der Unmöglichkeit überzeugt, jenem Geihäftsumfange im vollen Sinne zu genügen, daß 
er alfo das Meifte gehen läßt, wie ed gehen will, und ſich nur Lieblingsgegenftände, oder bie er 
für.bie wichtigſten Hält, ausfucht und eifrig betreibt. Man darf ſich freuen, daß im ganzen die 
legte Richtung bisher die überwiegende geweien it, allein davon war dann wieder die noth— 
wendige Folge, daß die Verwaltung in einer ungleihförmigen Weife geführt wurde, daß z. 2. 
im Bezirke der einen Kreisdirection die Communalwege vortrefflih find oder doch gebaut wer- 
den, während in der benachbarten noch alles im Argen liegt; daß der eine Kreiddirector in der 
Handhabung der Gewerbepolizei id dem Syſteme der Freiheit zuwendet, während der andere 
nad, Beſchrãukung ftrebt; daß der eine der Verbeſſerung des Volksſchulweſens feine eifrigfte 
Ahätigkeit widmet, während der andere glaubt, dad mache ſich von jelbft. Eine durchgehende 
Einheit in den Berwaltungsgrundfägen ift auf ſolche Weife nie zu erreichen, aud nicht durch 
die eben zu diefem Zwecke periodiich vorgefchriebene Berfammlung aller Kreisdirectoren zu einer 
kurzen collegialiſchen Berathung, wie die bisherige Erfahrung genügend gezeigt hat. Die In: 





—— der Miniſterialcommiſſion werden jedes Jahr von der Regierung neu ernannt, 
es ipaen alle ion die erſte Bedingung richterlicher Zuverläffigfeit, nämlich die unabhängige und 
gefiherte Stellung in ihrem Amte. Und doch follen fie offenbar richterliche Functionen üben, da auch 
der Au⸗ſxruch darüber, ob irgendein Streitverhältniß eine Juſtizſache oder eine Verwaltungsfache fei, 
nur durch Anwendung des Geleges auf einen concreten Fall erfolgen fann, alfo, wie man auch bie er— 
fennende Behörde nennen mag, immer ein Act wahrhaft richteriicher Thätigfeit im eigentlichiten Sinne 
des Worts it. Weshalb in folchen Fragen, die doch unter allen Umftänden recht eigentliche Rechte: 
fragen find, ein Adminiſtrativbeamter foll beffer oder auch nur ebenfo gut urtheilen fünnen wie ein 
tchtöfunbiger Richter, ift nicht einzufehen. Das Verfahren ift folgendes: Wird eine Klage beim Ge: 
richt erboben, und das Gericht hält zunächit feine eigene Sompetenz für begründet, fo liegt es ber bethei- 
ligten Berwaltungsbehörbe ob, ihren Einſpruch zu erheben, wenn fie glanbt, daß feine Juſtizſache vor: 
Sanden fei. Run hat das Gericht die Acten dem Minifterium einzufenden, bei weichem beide Theile 
ührungen und Gegenausführungen fchriftlich einreichen fünnen, und dann erfolgt die Entfcheis 
tus Es fehlt noch an —— Notizen über das Verhältnig, in welchem die Entſcheidungen zu 
h ober zum Nachtheil der Juftiz ausgefallen find; man verfichert aber, daß die Zahl der legtern 
bei weiten die größere fei. In allen Fällen diefer Art ift alfo den Betheiligten derjenige Rechtsfchug 
eatzogen, welchen fie ohne die Minifterialceommiffion gehabt haben würden. 
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dividualität der Berfonen macht fortwährend Ihre Rechte geltend, umd die Unterfchlede treten 
nicht nur in den einzelnen Kreifen unter fich hervor, fondern auch in dem nämlichen Kreife, ſo— 
bald eine Berfonalveränderung nöthig wird. ine zweite nachtheilige Folge des Inſtituts be= 
ſteht darin, daß die Staatdangehörigen jegt, wo fie eine mit ſehr ausgedehnten Vollmachten be— 
fleivete Regierungsbehörbe überall ganz in der Nähe Haben, fid) nod immer mehr daran ge= 
wöhnen, regiert zu werden und dann natürlich auch alles von der Regierung zu erwarten, im— 
mer weiter aber davon abkommen, ſich felbft zu vertrauen und ſich ſelbſt zu helfen. Thut ver 
Kreiöpirector auch nicht alles, fo vermag er doch viel, und jeber, der im Kreife feiner Inter 
effen etwas zu erreichen wünſcht, fucht vor allen Dingen den Kreispireetor für ji zu gewinnen, 
Im ganzen aber ift nicht zu beftreiten, daß die große Menge von Beamten, welde bei ven Kreis- 
directionen angeftellt find, den bafelbft im regelmäßigen Geſchäftsgange vorfommenden Ge— 
ſchäften nicht entſpricht, daß vielmehr die Hälfte des Perfonals bei gehöriger Einrihtung (mozu 
namentlich aud; Gefchäftsvereinfahung gehört) vollfommen ausreichen würbe. 

Gin zweiter Geſchaͤfts zweig, welcher von dem Neffortverhältniffe der frühern Kammer 108= 
gelöft wurde, beftand in ven Bauſachen, für welche man ein eigenes Collegium unter dem Namen 
einer Baubdirection errichtete. Allerdings mochte dies wol ber einzige Weg fein, um das bis 
dahin durch den Schlenprian der Kammerverwaltung im höchſten Grabe vernadjläffigte öffent— 
liche Bauweſen wieder zu heben, und wenn man bedenkt, in wie bedeutendem Maße davon auch 
das Privatbaumefen abhängt, fo mußte gerade in diefer Branche die Nothwendigkeit einer Ber: 
jüngung allgemein gefühlt werben. 

Für die Verwaltung des Kammerguts endlich wurde eine befondere Behörde unter dem 
Namen der Kanımer auch ferner beibehalten, fie zerfällt jedoch in drei für fich beftehende Ab— 
theilungen, deren jede einen Direetor an der Spige und überhaupt eine ganz felbftändige Or— 
ganifation mit Unter: und Hülfsperfonal hat, die eine für die eigentlichen Domänen, die zweite 
für die Korften und Jagden, die dritte für die Berg: und Hüttenmwerfe; dazu ein Präfivent für 
das ganze Eollegium der Kammer, für die es aber in folder Vereinigung gar feine Geihäfte 
mehr gibt. Auch diefe Spaltung der Geſchäfte, welche eine bedeutende Vermehrung der Bes 
amten herbeigeführt hat, ift unnötbig für pas Fleine Xand; fie hat aber auch außerdem die nadhs 
theilige Bolge, daß nun unter den drei Abtheilungen der Kammer ein Wetreifer entfteht, be: 
deutende Überſchüſſe abzuliefern, und dag an die Stelle ver mohlmwollenden, humanen Vers 
waltung, an welde man jich feit langer Zeit ber gewöhnt hatte, ja auf weldyer zum Theil die 
allgemeinen wirthſchaftlichen Werhältniffe ganzer Diftricte beruhen, allmählich ein fiscalifcher 
Geift getreten ift, der das Wohl der einzelnen dem Geldinterefle der Staatökaſſe rückſichtslos 
unterorbnet. 

Zu diefen vielen Adminiftrationebebörden fommen nun aber noch die Inftitute für das 
Kaffen= und Steuermefen. Zuerft eine eigene Kammerkaſſe für die Ginfünfte au den Kammer 
gütern, welche dann ihre Überſchüſſe in die Hauptfinangkaffe, als die eigentlidhe Landeskaſſe ab: 
liefert. 6) Diefe legte ſteht unter der Leitung des Finanzcollegiums, welchem zugleich die Auf— 
fit über das gefammte Öffentliche Kaflenweien übertragen if. Dann endlich eine Steuer: 
direction fpeciell für das Steuerwefen, von welcher feit dem Zollanfchlufle noch eine eigene Zoll⸗ 
direction gewiffermaßen abgezweigt ift. ’ 

Ein fo weit ausgeführter Staattorganidmus in einem Fleinen Lande muß nothwendig Die 
Koften übermäßig erhöhen, die Geſchäfte unnöthig mweitläufiger madyen und namentlih durch 
den Mechanismus, auf welchem er beruht, zu einem Gontrolefoftem führen, weldes am Ende 
mebr foflet ald ver Werth deſſen, was man damit zu erreichen benft. Je mehr aber die Geichäfte 
vertheilt find, befto weniger läßt ih das Maß derjenigen, melde auf den einzelnen Mann 
fonmen, mit Gewißheit überfeben und vefto leichter ift ed dann wieder möglid, daß bei dem 
fortwährenden Andrange zum Staatsdienfte die Behörden noch obendrein mit Perfonal über: . 
füllt und daß Zeit und Kräfte bei einzelnen entweder gar nicht, oder zu Geſchäften, Reifen 
u. f. m. verwandt werden, welche füglich unterbleiben könnten. Befonders ift es eine fehr all: 
gemein verbreitete Anſicht, daß die Kammerverwaltungsbehörden viel mehr Geſchäftsreiſen 
machen laffen, ald eigentlich nöthig fei. 

Wir haben diefe etwas ausführliche Betrachtung bed neuen Staatsgebäudes nicht ſcheuen 
dürfen, weil der fpätere Gang der öffentlichen Angelegenheiten wefentlic dadurch beftimmt wird 
und feinen Grund wie feine Bedeutung darin findet, Wir nehmen nun den einftweilen verlal= 





6) Seit kurzem ift die Kammerkaſſe als ſolche aufgehoben und mit der Hauptfinangfafle verbunden : 
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fenen Faden der geſchichtlichen Darftellung wieder auf. Noch am Schluß des Jahres 1832 
wurde die neue Staatdeinrihtung ausgeführt, und bald darauf erfolgte au das Wahlaus- 
ihreiben. Zum erften male hatte das Volf diefen Beruf zu erfüllen, und wenngleich die Auf: 
tegung der legten Jahre den politiihen Sinn in manden Kreifen und Klaffen neu geweckt hatte, 
jo fehlte es doch noch an aller Erfahrung bejonders in Anjehung der Perſoönlichkeiten, denen die 
widtigien Rechte und Intereffen des Landes anvertraut werben fonnten. Es war deshalb 
fausı anders zu erwarten, ald daß ein großer Theil der Wahlen entweder auf Männer fiel, 
welche jhon Früher Mitglieder der Ständeverfammlung gewejen waren, oder doch (und zwar 
jelbt da, wo die Wahl ganz frei war) auf Staatödiener, aus deren anerkannter Geſchäftstüch— 
tigkeit man folgerte, daß ſie auch als öffentliche Charaktere fi geltend machen würden. Auf 
ven 30. Juni 1833 wurde die erfte reformirte Ständeverfammlung einberufen und mit den 
üblichen Feierlichkeiten eröffnet. Beinahe die Hälfte der Abgeoroneten beitand aus neueintre- 
tenden Mitgliedern, aber au beinahe die Hälfte aus Staatd- und Hofbeamten. Wer die un- 
eudliche Wichtigkeit fennt, melde auf das Gedeihen parlamentarifher Verhandlungen wie 
überhaupt des öffentlichen Lebens eine geregelte Disciplin ver Parteien bat, aus deren freier 
Bewegung die Wahrheit und das Recht als geiftiges Product hervorgeht, der mußte einfehen, 
dag ed vor allen Dingen von Widtigkeit war, dieſe aus alten und neuen Glementen zum erjten 
male zujammentretende Verſammlung nach beftimmten, klar erkannten Hauptrichtungen zu or: 
ganiiren und ji über die weſentlichſten Vunkte des einzufchlagenden Verfahrens zu verſtän— 
digen. Das war um jo nöthiger, weil es, wie man wußte und wie ed aud aus den ſogleich vor- 
gelegten Gefegentwürfen hervorging, die Hauptaufgabe dieſes Landtags war, mehrere wichtige 
Beilimmungen bed Landesgrundgefeges jept praftiich auszuführen, was namentlich in An: 
jehung der in demſelben verheigenen Ablöfungsorbnung und der Städteorbnung galt, Befon- 
derä mußte diejenige Partei, welche den Fortſchritt wollte, ſich felbit zufammenfinden und zu con- 
joliviren fuchen, und die Anregung dazu wäre am natürlihjten von denjenigen Mitgliedern der 
frühern Ständeverfammlung ausgegangen, weldye entweder viefer Richtung wirklih und aus 
Überzeugung angehörten, oder welche doc dazu gezählt werden wollten. Hier trat nun aber 
die Ungunft der Zeitverhältniffe jtörend und hindernd entgegen. Die Bundesbeihlüffe von 1832 
batten bereits entmutbigend auf die große Zahl derjenigen eingewirft, welde allen Volks— 
bejtrebungen nur infoweit beitraten, ald fie ihrer Meinung nad von dorther Billigung zu er: 
warten hatten; dad unjelige Frankfurter Attentat jhüchterte die Angftlihen ein, und auch die 
braunfgweigijche Regierung glaubte zeigen zu müſſen, daß jie der Bewegung, aus welder jie 
Bervorgegangen war, jelbit Einhalt zu gebieten im Stande ſei. Überhaupt gab es jelbit unter 
den eifrigften Baterlandäfreunden verſchiedene Anjichten varüber, ob man ſich nod mit Princi— 
pienfragen zu beihäftigen oder nur die materiellen Interejlen ind Auge zu fallen habe. Offen⸗ 
bar wurde auch von beiden Seiten gefehlt. Iene ältern Mitgliever aus der frühern Stände: 
verjammlung thaten nichtd, um die jüngere Generation zu ſich heranzuziehen, und dieſe trat 
jelbit mit mehr Zuverſicht auf, als fie auf vem noch ganz neuen, unverjuchten Gebiete jelbit bei 
dem beiten Willen haben durfte. So wurden im erften Augenblide Perjönlichkeiten voneinans 
der entfernt, welche ihr Beruf wie ihre Richtung in die nämlihen Reihen hätte führen müflen, 
man fürdtete auf der einen Seite revolutionäres Lberftürzen, während man auf der andern 
noch Refte eines eiferfüchtigen Kaftengeiftes, der nur die eigene Autorität will gelten laſſen, zu 
erbliden glaubte. Diefer Spaltung gegenüber vereinigte der ariftofratifche Theil der Ber: 
\ammlung (nur einige Mitglieder deffelben ausgenommen) ſich mit einem Theile der Staats: 
Diener zu einer feften Regierungspartei, der es an Talenten keineswegs fehlte, die aber in den 
meiſten Fällen mit einer rückſichtsloſen Heftigkeit auftrat und dadurch auf der andern Seite 
auch wieder eine heftig gereizte Oppofition hervorrief. Im diejer Weije war die Kammer vom 
Anfang an in verfchievene, jelbft unter fich nicht einmal durchgängig feſtſtehende Bractionen ge- 
theilt, au6 deren Zuſammentreten jih Mebrheiten bildeten, welche keineswegs regelmäßig auf 
dem nämlihen durchgehenden Grundjage beruhten, vielmehr bald von vieler, bald von jener 
augenblidli vorwaltenden Rückſicht beftimmt wurden, 

Unmittelbar nad Eröffnung der Ständeverfammlung wurden derſelben jofort mehrere 
wichtige Geſetzvorſchläge und dabei namentlich das erfte Budget für bie bevorſtehende dreijährige 
dinanzperiode zur Annahme vorgelegt. Wir heben von dieſen Gefegentwürfen zunächſt die⸗ 
jenigen hervor, deren Berathung gewiſſermaßen ven Eharafter des — durch mehrmalige Ver⸗ 
tagung unterbrochenen und dadurch bis in dad Jahr 1835 hinübergeführten — Landtags bil: 

dete, und diefe find auf der einen Seite die Städteordnung, auf der andern ein Cyllus von Ge: 
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fegentwürfen, welche die agrarifhen Verhältniffe betrafen, eine Ablöfungsorpnung, eine Se— 
meinbeitötheilungsorbnung, ein Gefeg über die Organifation der zur Ausführung beider @e- 
fee zu errichtenden Randesöfonomiecommiffion und das dabei zu beobadhtende Verfahren, fo= 
wie endlich ein Gefeg über die den Ablöfenden aus der Randesleihhausanftalt zu verabreichen- 
den Darlehne. Gleichzeitig aber mit diefen Regierungspropofitionen murbe von einem Abge— 
orbneten der Antrag auf Öffentlichkeit der ftändifchen Verhandlungen eingebracht, deſſen Schick⸗ 
fal ein merfwürbiges war. Ginftweilen mußte diefenige Fraction der Stänbeverfammlung, 
welche nicht kalt und nicht warm war und welche ed mit Feiner Partei verderben wollte, e8 durch⸗ 
zufegen und felbft die Anhänger des Antrags dafür zu gewinnen, daß die Sache überhaupt auf 
eine fpätere Zeit verfhoben wurde; nachher und auf weitere Anregung wurde fie einer Com—⸗ 
miffion zur Begutachtung übertragen, deren Mehrheit die Dffentlichfeit in dem Mafe forderte, 
daß die Protokolle mit ven Namen der Redner gebrudt werden follten, während bie freilich nur 
aus einem Mitgliede (Steinader) beftehende Minorität die unmittelbare Öffentlichkeit dur 
Zulaffung von Zuhörern für nöthig hielt. Gerade aus der Mitte der Commiſſion wurde indeß 
dieſe Anfiht in der Ständererfammlung auf das beftigfte beftritten und in dieſer felbft ver: 
morfen; aud) ber von der Commiſſion empfohlene Antrag auf den Drud der Protofolle mit den 
Namen der Redner erhielt, weil die Mehrzahl der Kommiffiondmitglieder ihn nur lau, vielleicht 
gar nicht einmal ernſtlich unterftügte, nur eine Minderheit von etwa einem Drittheile der fanımt= 
lihen Stimmen. In folder Weife alfo hatte die reformirte Ständeverfannlung die Aufgabe 
gelöft, welche ihr von den alten Beudalftänden felbft ald eine fhwierige, unausgemadhte zum 
Erbtheil überlaffen war, und man durfte fich nicht wundern, wenn das Volk ſich fragte, ob denn 
die neuere Form in der That befler fei als die alte, da die neuen Stände eine unbeftreitbare 
Forderung der Vernunft unbedingt verworfen hätten, weldje von den alten doch wenigftend nur 
als zweifelhaft zurüdtgeftellt, demnach alfo auch gewiffermaßen als zuläffig anerfannt war. Die 
Städteorbnung beruhte im ganzen auf freifinnigen Grundlagen, melde nur in gar mandem 
wichtigen Punkte wieder unter Oberauffihtöformen vergraben wurden, Wenn das Landes- 
grundgefeß den Bewohnern der Städte das Recht verhieh, durch eine (doppelte) Wahlhandlung 
ihre Vertreter zu wählen und durch diefe Vertreter den Magiftrat wählen zu laffen, fo war in 
der Städteordnung diefe Operation noch fo verweitläuftigt, daß unter Zufammenzählung aller 
einzelnen Acte bei ven Magiftratömitgliedern eine fünffache Wahl erforderlid wurde. Von den 
Vertretern der Städte kann nur ein Drittheil — wie bei der Zufammenfegung der Ständever- 
fammlung — frei gewählt werben, die übrigen müflen diefelben Gigenfchaften haben wie die 
Landtagsabgeordneten der einzelnen Standesflaffen und namentlich dev Städte. Die befoldeten 
Mitglieder des Magiftrats werben auf Lebenszeit, die unbefoldeten auf drei Jahre erwählt; fie 
bedürfen der landedfürftlihen Beſtätigung. Bei Meinungsverfchievenheit zwifden dem Ma: 
giftrat und den Stadtverordneten entſcheidet das Minifterium, ſodaß alfo ver Magiftrat in Ver: 
bindung mit der Regierung den eigentlihen Gemeindewillen befeitigen fann. Die Stadtver: 
orbneten haben das Recht der Steuerbewilligung, dürfen aber die nothwendigen Mittel nicht 
verweigern; ſie haben bei ftatutarifchen Einrichtungen und bei Verfügungen über das Ber: 
mögen ber Stadt das Recht der Zuftimmung. Die Öffentlichkeit ihrer Verhandlungen ift nicht 
verboten, alfo erlaubt. Die Lokalpolizei gehört nicht zur fädtifhen Verwaltung, fondern wird 
in jeder Stadt durch eine von der Regierung angeordnete Behörde verwaltet. Übrigens ift 
allerdings jeder ftädtifhen Gemeinde fo viel Freiheit und Selbftregierung eingeräumt, daß, 
wenn fie tüchtig wählt und jelbft immer Intereffe für ihre Angelegenheiten an ven Tag legt, fie 
diefelben im ganzen ziemlih unabhängig verwalten fann. Durd die Verbandlungen der 
Ständeverfammlung wurde nur wenig an dem Entwurfe geändert, mehrere Berbeflerungdan: 
träge, 3. ®. auf periodifhe Wiederermählung auch der befoldeten Magiſtratsmitglieder, fcheiter- 

ten hauptfählid an dem Widerftande der vielen Bürgermeifter, welde in der Ständeverfanm= 

lung waren und darin eine Erniedrigung ihrer Stellung erblidten. Andere Berbefferungsan: 

träge wurden von der Regierung abgelehnt, und fo ging der Entwurf der Hauptſache nach in 

feiner urfprünglichen Borm aus den Debatten ald Gefek hervor. Heftiger war der Streit um 

die Ablöfungsordnung. Ihr Hauptgrundfag beftand darin, daß bei den Reallaften der Rein 

ertrag, welchen diefelben dem Berechtigten gewähren, ermittelt und im fünfundziwanzigfachen 

Betrage vie Ablöfungsfumme bilden, daß alfo die Differenz zwifchen dem Reinertrage und dem: 

jenigen, was der Verpflichtete wirflic zu leiften hat, diefem zugute kommen folle. Die eigent: 

liche Bedeutung diefer Differenz war jedoch in vielen einzelnen Beftimmungen des Geſetzes ver: 

ſteckt und ließ ſich nicht gut überſehen, die freifinnige Partei fuchte deshalb die Ablöfungsfumme 
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auf den zwanzigfachen Betrag herabzubringen, drang aud in der Ständeverfammkung gegen 
den beftigften Widerftand der Regierungspartei und der Gutöbefiger durch. Noch mehrere Be- 
ſchlũſſe wurden zur Erleichterung der Pflichtigen gefaßt und dann fämmtliche Anträge in Bezug 
auf die Ablöfungsorbnung fowol als auf die übrigen agrarifhen Geſetze an die Regierung 
gefandt, wofelbft die Sache längere Zeit liegen blieb. 

Die ſchwierigſte Aufgabe der Ständeverfammlung beftand in der Prüfung des Budgets, 
Hier war alles neu zu oronen, die Kenntniß des Finanzweſens bei den meiften Mitgliedern 
ber Ständeverfammilung neu zu begründen, der Zuftand der Finanzen mit der neuen Organi: 
fation des Staats in Übereinftimmung zu bringen und noch manche ftörende Einwirfung der _ 
legten Jahre zu befeitigen. Bermehrt wurden alle diefe in der Sache felbft liegenden Schwie— 
rigfeiten noch dadurch, daß dieſes erfte Budget ein wenn auch nur geringes Deficit ergab, zu 
deflen Defung eine Reform, d. h. eine Erhöhung der Berfonalfteuer, welche man unmittelbar 
nah den Stürmen des Jahres 1830 zur Beihwichtigung hauptfächlich der niedern Klaſſen in 
aller Gile um etwa vie Hälfte herabgefegt hatte, vorgefchlagen wurde. Diele Erhöhung hätte 
nun freilib vorzugswmeife die Wohlhabenvern getroffen und wäre ganz angemeffen gewefen, 
wenn man damit einen Erlaß an andern Steuern hätte verbinden fünnen; allein daß die erfte 
refermirte Ständeverfamnilung ihre Gefhäfte mit einer wirflihen Vermehrung der Laften an: 
fangen follte, war in der That eine Zumuthung, gegen die fie ſich aus allen Kräften zu wehren 
das Recht wie die Pflicht hatte. Durd die zwar umſtändlichen und langwierigen, aber auch 
gründlichen Arbeiten ver Prüfungscommiffton wurde allmählich Licht in die Sache gebracht 
und man überzeugte ih nun, daß das Misverhältniß in den Finanzen hauptſächlich aus zwei 
Umftänden bervorgegangen war, um weldye fi deshalb von nun an auch der ganze oft fehr 
brftige Streit drebte. Der erfle derjelben waren die Koften des Militäre, Um etwas waren 
diefe freilich fogleih nad dem Regierungdantritte des Herzogs Wilhelm vermindert, meil die 
allgemeine Stimme zu laut und einhellig varüber Flagte, allein fie betrugen doch auch nach dem 
jegt vorgelegten Budget noch jährlih 337000 Thlr., eine Summe, melde für ein Bundescon= 
ingent von nur etwas über 2000 Mann fehr hoch erfheinen mußte. Der zmeite ver oben an- 

gedenteten Umftände beftand in der jegt hervortretenden Koftfpieligfeit des neuen Staatsorga: 
niemus, weile zu fehr unangenehmen Grörterungen führte. Schon die Prüfungscommiſſion 
batte bie Rothwendigkeit einer Beihränfung des Militäretats eingefehen und auch die Re— 
gierung war auf ihre desfallſigen Vorftellungen infoweit eingegangen, daß man fidh über die 
Einführung eines fogenannten ſchwindenden Etats vereinigt hatte, in welden diejenigen milis 
tärifchen Dienftftellen aufgenommen wurden, die im Ball entftehender Bacanzen nicht wieder 
beiegt werden follten. Auf diefe Weile war eine weitere Verminderung der Militärausgaben 
um etwa 27000 Thlr. im Laufe der Zeit vorbereitet. Allein dieſe Erleichterung fchien dem größ: 
ten Theile der Ständeverfammlung noch keineswegs genügend, indem man vielmehr der Mei— 
nung war, daß bei einer einfahern Organifation des Fleinen Truppencorps mit einer viel ges 
ringen Summe auszufommen fei, und deshalb den Verwilligungen einen neuen, weniger koſt⸗ 
fpieligen, übrigens den Bundesbeſtimmungen vollfonmen genügenden Organifationsplan zu 
Grunde legte. Eine Unterhandlung auf diefem Gebiete wurde indeß von der Regierung mit 
Schärfe zurückgewieſen, weil man darin einen Gingriff in die Prärogativen des Fürften erblickte, 
welcher durch Die Berfaffung die Organifation des Truppencorps allein habe. Offenbar war 
dieier Einwand nicht zutreffend, denn daß die Stände in Anjehung des Militärs ebenſo gut ein 
Bewilligungsreht hatten wie bei allen andern Staatsanftalten, ſtand feft, die Bewilligung 
fegt aber Prüfung des Bedürfniſſes voraus, und diefe befteht wefentlich darin, daß man auch 
die Organifation ind Auge faßt und nur das wirklich Nothiwendige ald Mafftab der Bewil: 
ligung annimmt, Ob die Organifation fo ausgeführt werden folle, hängt freilich vom Landes— 
fürften allein ab, allein daraus folgt nicht, daß, wenn eine foftfpieligere Organifation vorge: 
zogen wird, dad Land verfaflungsmäßig gehalten fei, auch diefe höhere Ausgabe zu übernehmen. 
Bei den Koften der Eivilverwaltung fam ein höchſt verbrießlicher Umftand zur Sprade. Schon 
bei den Verhandlungen des Jahres 1832 war von einzelnen Mitgliedern der ſtändiſchen Gom: 
nifften Zweifel darüber geäußert, ob die beabfichtigte neue Organifation der Behörden fi ohne 
sine Überfhreitung der bisher dafür beftimmten Finanzmittel werde ausführen laffen, und 
tgierungsfeitig hatte man, um diefen Zweifel zu befeitigen, den Gommiffionsmitgliedern einen 
vorläufigen Anſchlag mitgetheilt, nad welchem die neue Ginrichtung allerdings nicht koſtſpie— 
liger werden würde, als die alte geweſen war. Bon diefem Voranfchlage wien nun aber die 
jegigen Budgetanfäge fehr bedeutend ab und die Stände waren dadurch um fo mehr überraſcht, 
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als ſie dieſe neuen, höhern Anſätze auch bereits in der Wirklichkeit ausgeführt fanden. So er- 
neuerte ſich der Kampf um alle Hauptpunkte, doc) zeigte — man kann jagen, in einem Augen— 
blicke, wo dies am wenigften erwartet wurde — das Minifterium eine größere Geneigtheit, auf 
die Anſichten ver Ständeverfammlung einzugehen, und ed kam nun nod eine Bereinigung zu 
Stande, bei weldyer das Deficit gedeckt und der Militäretat auf etwa jährlih 325000 Thlr. 
herabgebracht wurde. 

Zu den Finanzgefchäften gehörte aud die Feſtſtellung des Etats für die Verwaltung und Ver: 
wendung des Klofter: und Studienfonds, deffen Reinertrag ich jährlih auf etwa 120000 Thlr. 
belief. Diefer für die Kirchen- und Bildungsanftalten höchſt wichtige Fonds war durch Frühern 
Misbrauch no zum großen Theile feinen eigentlihen Zwerken entzogen und mit Ausgaben 
belaftet, welche offenbar ver Staatskaſſe zufielen, wenn anders jie überhaupt als zuläffig be— 
tradhtet werben fonnten. Der Wunſch der Ständeverfammlung, folhe Ausgaben zu entfernen, 
ließ fid) zwar für den Augenblid der einmal begründeten Rechtöverhältniffe wegen nicht voll: 
ftändig erreichen, vielmehr übernahm fie ſelbſt höchſt unzweckmäßigerweiſe ſogar noch vie Koften 
der neuzuerrihtenden Gorrectiondanftalten auf die Kaſſe des Kloſter- und Stubienfonds; doch 
nahm jie ſich mit beſſerm Erfolg der Verbeflerung der Pfarren und der Landſchulen an. Es 
war ermittelt, daß einige Pfarrftellen aud bei der größten Einſchränkung bed Previgers den: 
felben zu ernähren völlig außer Stande waren, und daß ed noch Schullehrerftellen auf dem 
Zande gab, deren Einkünfte jährlich keine 25 Thlr. betrugen. Durch die Ständeverfammlung 
wurde jegt bewirkt, dap das Minimum einer Pfarrftelle in 400 Thlrn. und das einer Land: 
fullehrerftelle in 80 Thlrn. jährlich beftehen folle, auch die Ausſicht auf eine weitere Ber: 
beilerung der Schullehrerjtellen geſichert. Weniger einverftanden fonnte man mit der Neform 
einer hoͤhern Schulanftalt fein, welche unter dem Namen des Collegium Carolinum feit längerer 
Zeit in der Stadt Braunſchweig beftand und urjprünglich zu einer Mittelanftalt zwifchen ven 
Gymnaſien und der Univerfität, zu einer legten Vorbereitung für dieſe beftimmt, jedoch nad 
ber vollflommenern Einrichtung ded Oymmafialmejend und nanıentlich bei der großen Zahl (fünf) 
der Landedgymnajien offenbar entbehrlich geworden war. Aus diejer Anftalt wollte man nun 
eine höhere Realſchule madhen, die aber, weil man einen Theil der frühern Unterrichtszweige 
beibebielt und zu einer eigentlih polgtechnifchen Anftalt die Mittel weder hatte no anwenden 
wollte, nothwendig in ein kraftloſes Zwitterleben gebracht werben und darin bleiben mußte. 

Noch waren indeß alle diefe Verhandlungen nicht zum Ende geführt, ald ein neuer Gegen 
ſtand in ven Vordergrund trat, welder auf längere Zeit nicht nur das allgemeine Intereſſe in 
und außerhalb der Ständeverfammlung, fondern auch zum Theil die Leidenſchaften mehr wie 
alle übrigen Fragen in Anfprud nahm. Dies war die Steuervereinigung mit Hannover. Am 
1. Mai 1834 ſchloſſen beide Regierungen unter Vorbehalt ver fländifhen Zuftimmung einen 
Steuervereinigungsvertrag auf ſieben Jahre ab, welcher nun der braunſchweigiſchen Stände: 
verfammlung zur Genehmigung vorgelegt wurde. 

Kaum war diefe jchwierige Sadje nad) ven Wünſchen ver Regierung abgemadt, jo gingen 
nun aud) deren Erwiderungen in Bezug auf die Ablöfungsorbnung ein. Sie waren in allen 
wefentlihen Bunkten ablehnend, in den Hauptprincipien fo entſchieden, daß die Regierung auf 
dad beftinmtefte erklärte, nie eine Ablöfungsoronung vorlegen zu wollen, weldhe auf andern 
Grundlagen beruhte. Es galt alfo wiederum nur um Ja oder Nein. Ein Theil der frühern 
Majorität war ängftlich geworben, beſonders einige der länplichen Abgeoroneten, welche glaubs 
ten, daß die Hoffnung auf die fo jehnlih gewünſchte Ablöfung der Reallaften vielleicht über: 
haupt vereitelt werden könnte, wenn man fih mit den jegigen Anerbietungen ver Regierung 
nicht begnügte, und fo wurde der Entwurf bei der legten Abftimmung, freilich gegen eine noch 
immer nicht unbedeutende Minorität, angenommen. Unmittelbar hinterher erfolgte die Anz 
nahme der übrigen agrarifchen Geſetze ohne weſentliche Theilung der Stimmen. 

Damit waren die Hauptaufgaben des Landtags erledigt. Für das mit Waldeck, Lippe: 
Detmold und Schaumburg = Lippe gemeinfhaftlihe Oberappellationdgericht wurde eine Ges 
richtsordnung angenommen, welche im ganzen zweckmäßig war, jedoch ſich merkwürdigerweiſe 
dem bisherigen Entwidelungsgange entgegen dadurch auszeichnete, daß Juden, denen die advo— 
eatorifche Praxis von jeher unbedenklich geftattet war, nicht zu Procuratoren beim Oberappel: 
lationsgerichte ernannt werden follten. Daß das hoͤchſt wichtige Rechtsmittel der Aetenver⸗ 
ſchickung nur für die drei andern verbündeten Staaten beibehalten war, für Braunfchweig 
jedoch, dem Elaren Buchitaben des Art. 12 der Bundesacte zuwider, ausgejchloffen blieb, wurde 
gar nicht gerügt. 
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Faſt zwei Jahre Hatte, allerdings mit mehreren Unterbrechungen, der Langtag gewährt, die 
Stãndeverſaimlung war ermüdet, allgemein ſehnte man ſich nach Ruhe. Am 9. Mai 1835 
wurde der Landtag feierlich geſchloſſen und in der bet dieſet Gelegenheit gehaltenen Thronrede 
noch die erfreuliche Mittheilung gemacht, daß der Zuſtand der Finanzen ein durchaus befrie⸗ 
digender ſei, daß die bisherige Einnahme die Anſchläge des Budgets überſteige und daß am 
Schluß der Finanzperiode ein bedeutender Kaſſenvorrath erwartet werben dürfe. Es begann 
nunmehr die Zeit, in welcher die Folgen der neuerlaſſenen Geſetze ſich entwickeln mußten, und 
biefe waren im vielfacher Beziehung ohne Zweifel günſtig. Die ſegensreichſten Ergebniſſe des 
Sandtags waren Die Städteordnung und die Ablöfungsordnung, beide bewirften, wenngleich 
in veribiedener Weiſe, eine Emancipation, jene der Stüdte, diefe der Bauern. In den Stübten 
wurde fofort Die neue Verfuffung eingeführt, und wenn man auch noch nicht fogleich und überall 
rich mit ven neuen Formen vertraut zu machen und ihnen den nöthigen Geift einzuhaudgen ver: 
fand, jo bildete Doch die Selbftänpigfeit des ſtädtiſchen Bürgerthums ſich allmählich aus. Sicht— 
baret waren die Wirkungen der Ablöfungsorpnung, durch welche nun in der Zeit weniger Jahre 
jaſt alle auf dein Grundeigenthume haftenden Reallaſten an Zebnten, Dienften und Zinfen ab— 
geihafftt wurden. Für die Klaſſe der Bauern hafte ver Landtag eine ähnliche Wichtigkeit wie 
derjenige, welcher durch den folgenreihen Landtagsabſchied von 1597 beendigt wurde. Da: 
mals erhielt der Bauer einen unmiderrufliden Befig und geiegliche Feſtſtellung feiner guts— 
berrlihen Bflichten, jegt, alfo nach beinahe dritthalb Jahrhunderten, machte die Gefepgebung 
den zweiten enticheidenden Schritt anf der Bahn der Emancipation‘, indem fie die Aufhebung 
folder Pflichten vermittelte und dert Bauer dadurch in die Stellung eines freien Staatsbürgers 
brachte Das war ein Fortſchritt, deſſen Folgen ſich noch nicht vollſtändig überſehen laſſen, 
deſſen Segen aber ſchon jehzt überall hervortritt. Die Ablöſungen haben die Laſten des länd- 
lichen Grundeigenthums ungemein erleichtert, der Bauer, welchen früher feine perſönliche und 
dinglie Abhängigfeit zu keinem eigentlichen Selbftbewußtfein kommen lieb, fängt bereits an 
ãc zu fühlen, er wird freier in feinen wirthfchaftlichen Bewegungen, freier in feiner ganzen 
LRebensanſicht, er war bisher nur ein leidendes, dienendes, und er wird jegt ein Fräftig mitwirs 
fendes Slie des Staats körpets. 

Im Jahre 1836 mußte die (zum erften male nach dem Loſe) ausſcheidende Hälfte der Ab: 
geordneten durch neue Wahl erfegt werden. Die wichtigften Angelegenheiten, melde das Lan 
Vesgrundgeieg nörhig gemacht hatte, waren erledigt, die Verkehrsverhältniſſe auf eine Reihe 
von Fahren wenigjten® zur Entſcheidung gebracht und es trat im Bolfe diejenige Theilmahnr- 
Iofigkeit ein, welche bier die Folge ver Befriedigung, dort der Refignation zu fein pflegt. Einige 
Mitglieder der Oppofition waren müde geworden oder durch äufere Umſtände einftweilen ver: 
hindert, fi der ftändifhen Thätigkeit wieder zu widmen, und die neuen Wahlen fielen zum 
Theil auf ganz farbloje Verſönlichkeiten. Am 27. Nov. 1836 wurde der zweite ordentliche 
Landtag mit den bisher üblich geweſenen Feierlichkeiten eröffnet und der Ständeverfammlung 
in der Throntede die beruhigende Verfiherung gegeben, daß die Finanzen ſich in einem befrie— 

digenden Zuſtande befänden, dann aber ihr das Budget mit verſchiedenen Gefegentwürfen vor- 
gelegt. Die Gefchächte dieſes Landtags ift int ganzen wenig intereffant. Wohl kamen auf ven: 
jelben mehrere Begenftände von Wichtigkeit vor, allein die Oppofition war faft ganz verftummt, 
und es fehlte den Verhandlungen dasjenige Leben, welches nur aus dem freien Kampfe der 
Meinungen hervorgeht, ohne welches aber aud) der Segen des Nepräfentativfnftemd zu einer 
Dioden Tauſchung wird. Das Geſetz über die Veftrafung der Forſtvergehen war in vielen 
Punkten ungemein hatt und ftreng, am ſchwerſten wurde die Öffentliche Meinung durch die Bes 
Rimmmung verlegt, daß unter Umftänden fogar Brügelftvafe erfannt werden jollte. 7) Lobend: 
werth war dagegen die Feſtſetzung der Penſionen für die Witwen und Waifen verftorbener 
Civilſtaatsdiener, für welche e8 bis dahin feinen andern forntellen Orundfag gab ald den Rang, 





7) Ic glaube, daß unter den Gerichtsbeamten, welche feit der Zeit das Gefep anzuwenden gehabt 
haben, wol nur Eine Stimme über die Verwerflichkeit dieſes Strafmirtels herrfcht. Um fo erfreulicher 
if eine andere Erſcheinung, welche zugleich deſſen Entbehrlichfeit volllommen darthut. Der Director 
ver Eandesbefferungsanftait hat ebenfalls die Befugniß, eine förperliche Züchtigung bis zu 20 Hieben zu 
"tfägen, und gewiß liegt in der Beanflichtigung von mehreren hundert ſittlich verwilderter Menichen 
of die Beriuchung jebr nahe, von einer folchen Befuguiß Gebrauch zu machen; der derzeitige Director 
bat aber ſchon feit mehreren Jahren die Prügelftrafe ganz abgeſchafft und die günftigften Refultate davon 
erfabren 
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d. b. alfo in Grmangelung einer gefeglihen Rangliſte das willfürliche Ermeſſen, obgleich alle 
Staatödiener in gleihem Verbältnifie zum Penſionsfonds beitragen mußten, und die nun nad 
dem Verhältniffe des bezogenen Gehalts billig und human regulirt wurden. Noch famen 
außerdem einige kleinere Geſetze über dad Steuer= und Gewerbsweſen ſowie über die Verkehrs: 
intereffen zu Stande. Auch die gefeglihe Stellung des Verhältniffes der Leihhausanitalten 
zur Finanzverwaltung des Landes fuchte man zu ordnen, ed war jedod Fein Ginverftändniß zu 
erreichen. . 

Noch aber ift einer Negierungspropofition zu gedenfen, welde gleihmäßig die Verkehrs: 
verhältniffe wie die Finanzen betraf. Die Regierung ſchlug nämlich die Anlegung einer Eijen- 
bahn von Braunſchweig bis zum Buße des Harzes (Harzburg) vor und verlangte zu deren Aus- 
führung die Genehmigung einer Anleihe von 400000 Thlrn. Es war dies das erfte inter: 
nehmen derart im Lande; noch nie hatte die Ständeverfammlung fi mit dem Gegenftande br: _ 
fhäftigt, und ed war vorherzufehen, daß ein großer Mangel an Kenntniß des Eifenbahnmejend 
überhaupt ſich bemerflid machen mußte. Darum gelangte die Ständeverfjammlung auch nicht 
fogleich zu der erft nachher mit großen Opfern erfauften Ginficht, Daß es dem größten Theile ver 
Bahn an einer natürlihen Grundlage und den äußern Bedingungen eines lebhaften Verkehrs 
fehlen, fowie daß die angeforderte Summe zur Erbauung einer wol ſechs Meilen langen Eiſen— 
bahn und Anjhaffung der nöthigen Maſchinen und Geräthſchaften auf feinen Ball ausreichen 
würde. Wohl wurden einige fhüchterne Zweifel laut, allein jie verftummten vor den feften Ber: 
fiherungen ber Regierungspartei, daß alles wohl berechnet und überlegt fei, und die Stände: 
verfammlung bewilligte die angeforderte Summe mit überwiegender Mehrheit. 

Bon denjenigen Gegenftänden, welche dur Anträge der Abgeorbneten angeregt wurden, 
nimmt nur bie Offentlichkeiisfrage eine allgemeinere Beachtung in Anſpruch. Der Antrag dar: 
auf wurde ſogleich im Anfange des Landtags erhoben, jedoch mit Nüdfiht auf Die geringe 
Iheilnahme, melde die Sache überhaupt bei der vorigen Ständeverfammlung gefunden hatte, 
lediglih auf den unverftümmelten Abdruck der Protofolle mit den Namen der Redenden be= 
fhränft. Und jo weit war denn doch diedmal der politifhe Verftand zur Befinnung gefommen, 
daß jener Antrag nun in der Berfammlung mit überwiegender Mehrheit angenommen wurde. 
Die Erwiberung der Negierung blieb lange aus, e8 wurde eine Erinnerung beantragt, allein 
man ließ die Sache fallen, weil ver ſehnliche Wunſch der Ständeverfanmlung befannt jei, und 
weil diefe „ſchon manchen Beweis gegeben babe und, wahriheinlid in diefen Tagen noch neue 
Beweiſe geben werbe, mie fehr fie geneigt fei, die Wünfche ver Regierung zu den ihrigen zu 
machen”. (Es twaren nämlich neue Anleihen zur Vollendung bes herzoglichen Reſidenzſchloſſes 
gefordert und bewilligt.) Iene Hoffnung war jedoch eine täuſchende, denn bald darauf lehnte 
bie Regierung den Antrag ab, „weil die bisher verfloflene Zeit zu kurz fei, um genügende Er- 
fahrungen und ein völlig ſicheres Urtheil darüber varzubieten: ob die proponirte Einrichtung 
oder die beftehende den Vorzug verdiene‘, 

Nah mehrmaligen Vertagungen wurde ver Landtag am 27. Juli 1837 geſchloſſen. Die 
Thronrede rühmte die loyalen Gefinnungen der Ständeverjammlung ſowie die Raſchheit, mit 
welcher dieſelbe in verhältnigmäßig kurzer Friſt eine bedeutende Menge von Geſetzen (ed waren 
berjelben außer dem Budget im ganzen 27 Stüd) erledigt habe, und wies abermals auf den 
blühenden Zuftand der Finanzen hin, Allervings hatte man freilich in jener ttüben, tonlofen 
Zeit der Neaction und der Apathie ſchon Urfahe, mit Erſcheinungen zufrieden zu fein, weldje 
doch wenigftend noch an den Fortſchritt erinnerten, und dahin gehörte theils das Geſetz über die 
Aufhebung der lehnrechtlichen Verhältmiffe, theils der Umftand, daß doch die Ständeverfanm:- 
lung ſelbſt ſich jegt für das Prineip einer umfaſſendern Offentlichkeit ihrer Verhandlungen aus: 
geiprochen hatte. In unerwarteter Weife wurde aber die Teilnahme an den öffentligen Ans 
gelegenheiten kaum ein Jahr nad dem Schluffe des Landtags durch die aus autokratiſcher Will— 
für hervorgegangene Aufhebung des hannoverſchen Staatsgrundgeſetzes hauptſächlich im Herzog: 
thum Braunſchweig neu a und fein Greigniß wäre mehr als diejes im Stande geweien, 
der Negierung die gegenüberftehenden politifhen Parteien wieder näher zu führen. Waren 
auch die bisherigen Früchte des conſtitutionellen Lebens in Braunſchweig zum Theil noch ſehr 
dürftig und wenig befriedigend geweſen, fo hatte man doch angefangen, den Werth einer Ber: 
faffung überhaupt kennen zu lernen, und wurde durch jenen Gewaltfchritt noch beftimmter dar— 
auf bingeleitet, einen rechtlich georbneten Zuftand von einem der Willkür anheimgeftellten zu 
unterſcheiden. Und mit den Eindrücken, welde auf ſolche Weife allgemein hervorgerufen waren, 
trat für die braunſchweigiſche Regierung die Nothwendigkeit zufammen, die Ständererfammlung 
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zu einem außerordentlichen Landtage einzuberufen. Preußen Hatte nämlich ven Wunſch aus- 
geſprochen, daß einige braunſchweigiſche und hannoverſche Gebietötheile, welche entweder ganz 
oder voh zum großen Theile von preußifchen Gebiete umgeben find, namentlich von Braun: 
fhweig das Fürſtenthum Blankenburg und das Stiftsamt Walfenried, dem Deutfchen Zoll- 
vereine angefchloffen werden möchten, und es war über ſolchen Anflug ſowie zugleich über 
gemeinihaftliche Maßregeln zur Unterbrüdung des Ehleihhandels ein Vertrag unter den be— 
theiligten Staaten vollzogen, welcher der ftändifchen Zuftimmung bedurfte. Am 22.Nov. 1837 
traten vesbalb vie braunſchweigiſchen Stände zu einem auferordentlihen Landtage zuſammen. 
Edon in den erften Tagen wurde die hannoverſche Frage in der Ständeverfammlung durch den 
Antrag eines Abgeordneten (Hollandt) angeregt, welcher dahin ging, das fefte Vertrauen aus— 
zufpreben, daß die Regierung in ihrem Verhältniffe zum Deutſchen Bunde die nöthigen Schritte 
thun werde, um den gewaltjan geftörten Rechtszuſtand in Hannover wiederherzuftellen. Es 
wurde wol nur wenig, aber fräftig über die Sache geſprochen und der Antrag einftimmig an- 
genommen. Mehr Arbeit erforderte die zunächft einer Prüfungscommiffion überwiefene Haupt- 
vorlage, der An ſchlußvertrag mit dem Deutfhen Zollvereine. Auch traten bier die Tendenzen in 
ſeht verfhienenen Nihtungen ‚hervor. Während nämlich ein Theil der Ständeverfammlung 
nur die materiellen Intereflen bervorbob und von dieſem Standpunfte aus das Für oder Wider 
zu vertbeidigen fuchte, gab es einen zweiten, welcher auch die politifche Seite ver Sache ing Auge 
faßte und in ver Mafregel überhaupt den erften Schritt zur Annäherung an bie große vater: 
ländifde Schöpfung des Zollvereind erblidte. Gerade dieſer Iegten Anficht gehörten. mehrere 
Mitglieder der freifinnigen Oppofition an, und fo wurde der Negierungsvorfchlag gegen nur 
wenige diffentirende Stimmen angenommen. Noch wurden einige Gegenftände geringerer Be— 
deutung erledigt und bereitd am 19. Dee. der furze Landtag gefchloflen. 

Nur das folgende Jahr verging ohme conftitutionelle Thätigkeit des Volks und allein die 
Ausführung ver Abldjungsordnung und des Allovificationsgefeges, die neuen Verkehrsver⸗ 
Hältniffe und theilweife der Eifenbahnbau, ſowie daneben ver Bli auf die immer gebäfliger 
werdenden Verhältniffe in Hannover befhäftigten die befondern Richtungen ver Einzelnen, 

Shen dahte man an die neuen Ergänzungswahlen, als höchſt unvermuthet die bisherige 

Stãndererſammlung nochmals auf den 13. Mai 1839 zu einem außerordentlichen Landtage 
einberufen wurde. Veranlaſſung waren diesmal zwei Binanzpunfte verbrießlicher Art. Zuerit 
wurde der Ständeverfammlung vom Minifterium angezeigt, daß vie zum Bau der Harzbahn 
berwilligten 400000 Thlr. verbraucht, jedoch nun nochmals 450000 Thlr. erforderlich jeien. 
Dann bedurfte das Budget felbft einer nahträglihen Anderung. Die Einnahmen waren zwar 
am 110000 Thlr. über den Etatsanſchlag gefommen, allein die bewilligte und. feitgeftellte Aus: 
gabefumme wollte nidyt reihen, und es wurden 65000 Thlr. nachgefordert. Die Stände traten 
nicht in der beften Laune zufammen und unterrwarfen nun den ganzen Gifenbabnplan einer ſehr 
genauen Prüfung. Sie überzeugten ih von einer Menge faum glaubliher Willkürlichkeiten 
und Ordnungswidrigkeiten, welche fich die von der Regierung zur Ausführung ded Bahn: 
baues emannte Gommijfion erlaubt hatte, und der ſtändiſche Commiſſionsbericht ſprach Darüber 
unter Nachweiſung alfer einzelnen Thatſachen einen fo herben Tadel aus, wie ihn wol jelten eine 
Staatöbebörbe von einer Ständeverfammlung (die ſich Hier der Auſicht ihrer Commiſſion voll= 
ſtãndig anſchloß) erhalten hat. Doc fiegten fubjertive Nüdfihten und Empfindungen über Die 
unbefangene Erwägung ver Zwrdmäßtgfeit, und die Nachforderung wurde, freilich noch unter 
manden Auferungen des Unwillens jelbft der fügfamern Mitglieder, bewilligt. Doch verlangte 
die Stänveseriammlung dabei noch eine befondere Garantie gegen künftige Überſchreitungen 
und erreichte auch daß eins ihrer Mitglieder, und: zwar durch ihre Wahl beſtimmt, zur beitän= 
digen Gontrole mit in die herzogliche Eiſenbahncommiſſion eintrat. Zugleich gaben die Finanz— 
fragen nochmals Anlaß, die Angelegenheiten Hannovers zur Sprache zu bringen, und eö wurde 
das frübere Bertrauensvotun ohne Widerſpruch und. nur mit Ausnahme einer Stimme von 
der ganzen Verſammlung wiederholt, daneben aud der Wunfd) ausgeiproden, daß Braun: 
ihweig auf dem Bundedtage künftig vom einem eigenen Gejandten vertreten werden möge, da 
kine Stimme bisher bald von Nafjau, bald gar von Hannover felbft geführt war. 

Kaum war der außerorbentlihe Landtag (Anfang Juni) geſchloſſen, ald auch die neuen 
Stainzungsmahlen vorgenonmen werden mußten. Sie fielen auch diesmal feineswegs jo aus, 
die ed die Anhänger des Kortichritts gewüniht hatten, nur war im ganzen wol eine Fleine 
Steigerung der Öffentlichen Theilnahme zu bemerken, Der Landtag. wurde 2 Der, 1839 
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eröffnet, und ſchon diesmal glaubte man aus einer Beichränfung der bisher üblichen Euhffnungs- 
feierlihkeiten eine Abnahme der Zumeigung für das Repräſentativſyſtem folgern zu müflen. 
Die Haltung der Ständeverfammlung war von erften bis zum legten Augenblide eine ziemlich 
ſchwankende, doch ließ fie ſich wenigſtens zuweilen durch momentane Gindrüde zu einem etwas 
Eräftigern Auftreten beftimmen, und jehr bezeichnend war ed, daß in ſolchen Fällen die An- 
regung regelmäßig nicht von ven eigentlichen Führern der freilinnigen Oppofition, melde viel: 
mehr aus politischer Vorſicht in die zweite Linie traten, jondern von demjenigen Iheile der Ver: 
ſammlung auöging, welchen man feiner Farbe nad das linfe Centrum nennen fünnte. Sogleich 
im Anfange wurde die Offentlichkeitsfrage wieder in der frühern Weife angeregt und eigentlich 
ohne Debatte faft einjtimmig angenommen. Dann. begannen nad) einer Bertagung von einigen 
Monaten die Verhandlungen über das Budget. Dieſes fing jedoch allmählich an, auch in wei: 
tern Kreifen und ſelbſt bei ſolchen, welche bis dahin unbeningte Anhänger der Regierung ge— 
wejen waren, Bejorgnip und Verſtimmung zu erregen. 

Die Ständeverfammlung ging fodann zu einem ihrer wichtigſten Gejchäfte über, zur Br: 
rathung des ihr vorgelegten neuen Criminalgeſetzbuchs. Im ganzen war der Entwurf ein 
Meiſterſtück logifher Anlage und Durchführung und die zugleich mitgetheilten fehr umfang: 
teihen Motive zeugten ebenfo wol von einer umfallenden Rechtskenntniß und einer geiftigen 
Verarbeitung ded Stoffd wie von dem Streben nad Conſequenz und Beftimmtheit. Der neue 
Entwurf wollte die Ungleichheit in der Verwaltung der Criminaljuſtiz befeitigen und der richter: 
lichen Willtür engere Schranfen jegen; er ging aber in diejer Richtung wol etwas zu weit, 
indem er duch einen jehr genau. geregelten Formalismus die Beurtheilung jedes einzelnen 
TFalles fait nur zu einer leeren Abſtraction machte und das Ermeſſen jo vieler Individualitäten, 
welche jelbft die fhärffte Gajuiftif doch nicht immer zu faflen vermag, fait gänzlich ausſchloß. 
Daneben war die technifche Anordnung des Ganzen zwar tief und conſequent durchdacht, aber 
zugleich jo künſtlich, daß oft erſt Die Zuſammenhaltung vieler einzelnen Geſetzſtellen nöthig 
wurde, um zum Abjchluffe zu gelangen, und daß wenigftend dem ungebilveren Publikum die— 
jenige Liberjichtlichkeit, welche gerade bei der Strafgefeggebung als ein dringendes Bedürfniß 
anerkannt werden muß, dadurch nicht gegeben werben Fnnte. Die Strafbeitimmungen waren 
in Anſehung ver gemöhnliden Verbrechen (nur etwa mit Ausnahme der thätlichen Beleidi— 
gungen bei ungebilveten Berfonen, für deren ſtrafrechtliche Beurteilung der richtige Maßſtab 
nicht aufgefunden zu fein fcheint) im ganzen human, bei den jogenannten Öffentlihen Ber: 
brechen, namentlich bei ven Vergehen gegen die Stontägewalt zu hart. Das Minifterium er: 
£lärte ſich mit allen Anträgen ver Ständeverfanmlung einverftanden, und der Entwurf wurde 
darauf einftinmig angenommen. | 

Noch kamen einige Eleinere Gejegentwürfe vor, welche für die Verfaſſungsſache hauptſächlich 
nur das allgemeinere Intereffe hatten, daß der alte Streit über die Befugniß der Stänve- 
verfammlung zur Zuftimmung oder nux zu Rath und Gutachten mehrmals dadurch neu an: 
geregt wurde. Wichtig war aber noch, daß jegt zum erflen male die Angelegenheiten der Preſſe 
zur Sprache gebracht wurden, in Abgeoroneter von der mild gemäßigten Partei vügte das 
maßloje Benehmen der Zeitungscenfur und ftügte darauf ben Antrag einer Beſchwerde bei ver 
Regierung. Der Gegenſtand fand mehr Theilnahıne, ald man bei der bisherigen Gleichgültig⸗ 
feit gegen principielle Kragen hätte erwarten dürfen, und dieſe Theilnahme veranlaßte dann 
einen andern Abgeorpneten (Steinacker), pad Ganze der Preßfreiheit zum Gegenftande der Ber- 
handlung zu machen und eine Erweiterung jenes Antrags dahin vorzufchlagen, vaß hie 
Regierung erfucht werden jolle, auf Bejeitigung der die Preßfreiheit aufhebenden Bundes— 
beſchlüſſe hinzuwirken. In dieſe Frage war die Ständevrrfammlung nun freilid ziemlich un: 
erwartet hineingeriffen. Die Schwanfenden und Ängftlihen fonnten zu feinem Eutſchluſſe kom⸗ 
men, und die für die Ständeverfammlung natürlihfte Löfung beftand darin, daß die Beſchwerde 
über die Zeitungscenjur mit großer Mehrheit angenommen, der Autrag auf volle Preßfreiheit 
aber einer Prüfungseommiſſion übergeben wurde. ® 

Damit waren die vorliegenden Geſchäfte der Hauptſache nad) erledigt, und die Regierung 
ihlug (im Mai 1840) eine Vertagung bid zum Anfange des folgenden Jahres vor — da jie 
jelbft nur das Necht zu einer Vertagung auf drei Monate hatte — was aud) von der Stände: 
verjanmlung genehmigt wurde. 

Die jetzt eintretende Zwifchengeit war für ganz Deutfhland wit einem bemerkbaren Ilm- 
ſchwunge ver Ideen bezeichnet. Man erinnert ſich noch der damaligen durch offenbar. verfehrte 
Maßregeln (den ſyriſchen Duadruplevertrag) herbeigeführten Iſolirung Frankreichs, ver fran- 
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zoͤſiſchen Kriegegelüfte und der großen nationalen Aufregung, welche dieſe bei allen Deutſchen 
beroorriefen, welche bann das ſchlummernde Ginheitägefühl wedte und damit auch das bet vielen 
ſchon halb vergeflene Streben nach Freiheit wieder zu Ehren brachte. Selbſt die deutſchen Für: 
ſteu ſchienen dieſe Richtung beiördern zu wollen, und beſonders wirfte der Gnthufiasinus, mit 
weldem wel die meiften den damaligen Thronwechſel in Preußen und die erften Negierungs- 
banblungen des Königs Friedrich Wilhelm IV. auffaßten, ermutbigend auf das freiheitahnende 
Selbigrfühl der Deutfchen ein. Indeß ſprach der Reflex diefer Erjheinungen in Braunſchweig 
ſich deh in ſehr eigenthümlicher Weife aus. Ich will verfuhen, die Stimmung, wie fie am 
Ende dieſes Jahres war, und mie id) fie. aus den verſchiedenſten Kreifen kenne, gewiffenbaft zu 
fSildern; fie iſt ſchwerlich denjenigen genügend befannt geworben, für die fie am wichtigften 
'ein mußte, und doch iſt nicht zu beftreiten, daß fie bei jedem von außen gefommenen Anftoße 
zu den bedenklichſten Folgen hätte führen können. Zunähft hatte man die Hoffnung auf Re— 
formen in Preußen jchon ziemlidy allgemein. wieder aufgegeben. Man glaubte in Berlin aufs 
neue Misgunft gegen Die neuern Verfaſſungsformen zu bemerken und wußte daneben, welde 
Mühe man ih fortmährend von Hannover aud gab, die bei und in den höchſten Kreifen herr— 
ſchende Abneigung gegen das Inftitut der Stände zu vermehren. Dazu hielt man den Krieg 
und mit demfelben eine totale Umänderung alter Öffentlichen Verhältniffe in Deutfchland für 
unwrmeiblich; man trause der Kraft des Beſtehenden nicht mehr und war noch weniger geneigt, 
angeihtd der großen Greignifle, melde man von der Zufunft erwartete, das Beftebende in- 
Schug zu nehmen. Der Charakter dev allgemeinen Stimmung war wicht Hoffnung, ſondern 
Unmutb, und die Wirkung der größern Zeitereigniffe war in Brauuſchweig hauptſächlich nur 
die gerueien, daß Manche den Muth bekommen hatten, ihre ſchon früher gehegte Berftimmung 
offen an ven Tag zu legen. Man konnte nicht eigentlid) über offene Ungerechtigkeiten Flagen, aber 
an toar zur Erkenntniß ver Halbheit, des Ungenügenden ver gegemwärtigen Zuſtände gekommen. 
Man ſah ein, daß das conftitutionelle Leben noch immer von Rückſichten nievdergebalten wurde, 
welche der kleinere Staat in überwiegendem Mafe gegen das Wohlwollen der mächtigern nehme; 
dag dabei die Außerungen der verfaflungsmäßigen Thätigkeit aller Staatsfartoren, felbft bei 
dem Willen für ven Hauptzweck, immer an einem gewiffen Mangel an Offenheit, Aufrichtigkeit 
und — man varf hinzufegen — Ehrlichkeit leiden mußten; daß Dazu von obenher Gleichgültig— 
keit gegen bie conftitutioncllen Formen komme, welde von außenher genährt werde; endlich daß 
in Diefem durch die Zeitereigniffe nur auf die Höhe der Gegenſätze gefteigerten Zwitterzuſtande 
nicht die wahre Zukunft des Landes liegen fönne, 2 

Am 5. Jan. 1841 trat die Ständeverſammlung ihre Geidhäfte wieder an. Ihre Prüfungs 

commiffion barte bis dahin erft einen Theil der auf die Steuerverbindung mit Hannover fi 
beziebenden Regierungsvorlagen erhalten, und diefe Sadyen wurden fehr bald auch in: ver 
Ständeserfammlung abgemacht. Der Hauptvertrag mit den Nebenverträgen war noch zurück, 
und nun nahm die Ständeverfammlung den ſchon früher geftellten Antrag auf Preßfreiheit 
in die Beratbungen auf. Die Prüfungscommiffton hatte ſich für denfelben ausgefprochen, auch 
im der Ständeverſammlung ſelbſt entipann ſich noch eine warme Erörterung über die Sache, 
aber eigentlih ohne alle Oppofition gegen den Antrag, der auch gegen eine Minderheit von 
eimer einzigen Stimme angenommen wurde. Das war, wie wenig auch damit für den Augen 
blid erreicht werden mochte, ein jehr bedeutender Gewinn, wenn man erwägt, daß noch vor ſechs 
Zahten für ven Antrag nicht zehn Stimmen zu gewinnen geweſen wären, ein unverfennbarer 
Beweis, Da das politifche Gefühl auch wieder anfing für Prineipienfragen empfänglich zu mer: 
den. Damit vearen, weil die Unterhandlungen mit Hannover noch nicht ihr Ende erreicht hatten, 
die Geſchafte wiederum erledigt, und die Ständeverfammlung mußte nohmals bis zum 15. April 
vertagt werben, um alsdann ihre Verhandlungen fortzufegen. 

Aber es jellte einftmeilen nicht dazu fommen, denn inzwiſchen hatten fid die Verhältniſſe 
merfiwürdig verändert. Schon in den erften Tagen des Jahres deuteten beftimmte Symptome 
darauf bin, daß die alte herzliche Eintracht mit Hannover nicht mehr beftehe, daß man, wenn 
sub nicht auf Schwierigkeiten, doch anf Verdrießlichkeiten geftoßen, und daß man entſchloſſen jei, 
jeht, wo man Die Hand wieder frei hatte, den eigenen Vortheil bei den Unterhandlungen beſſer 
ju wahren. Diefe Rückſicht war auch von der Regierung im Laufe der Unterhandlungen mit 
HDannorer feftgebalten, man hatte über einige Bedingungen nicht zu einem Ginverftänpnifle ges 
langen fönnen und darauf die Unterhandlungen raſch und unerwartet abgebrochen. Es ift über 
diefen Bruch ſpäterhin fehr verschieden genrtheilt und namentlich der Regierung zum Vorwurfe 
gemadt, daß fie nicht, mie ihre Pflicht gewefen wäre, ihre eigene perfönlihe Empfindlichkeit 
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unterdrückt und nur das materielle Wohl des Landes im Auge gehabt hätte. Von diefem Bor: 
wurfe ift jedod die Regierung zuverläffig freizufprechen, wennanderd man überbaupt der 
Meinung ift, daß zu dem wahren Wohle eined Landes außer den rein materiellen Intereffen 
doch auch feine Ehre und feine Selbftändigkeit gehören. Es ift unbeftreitbare Thatfache, daß 
man von Hannover aus befonders feit der Ihronbefteigung des Königs und den damit einge— 
tretenen Veränderungen die braunſchweigiſche Negierung mit höchſt ungünftigen Augen be= 
trachtet und dieje Abneigung gerade in ven Unterhandlungen über die neuen Steuerverträge 
mit einer Geltendmachung des eigenen materiellen Übergewichts ausgeſprochen hatte, welche 
felbft die Regierung eines Fleinern Staatd nicht dulden darf. Auch ließ ver Gindrud, welden 
jene Nachricht augenblicklich im Bublifum machte, keinen Zmeifel übrig, wie fehr die Regierung 
dabei durch einen richtigen Takt jich hatte leiten laffen. Seit 1837 konnte die hannoverſche Re— 
gierung in Braunſchweig nicht beliebt fein, und die enge commerzielle Verbindung mit jenem 
Lande mußte hauptſächlich in politifher Hinfiht immer bedenklicher werden. Dazu hatte all— 
mäblic die Behauptung der Oppofition von 1834, daß der Anſchluß an Hannover den Über: 
gang zum Zollvereine nicht erleichtern, fondern erichweren, wol gar verhindern werde, Gingang 
aud) bei denjenigen gefunden, von welchen dieſelbe früher fo hartnäckig beitritten war, und 
man glaubte veöhalb auch das Opfer einer ſchwierigen Übergangsperiode nicht fürchten zu dür— 
fen, um jenem Dauptziele näher zu kommen. So war aud eine wichtige Anderung in ver 
Stellung der Barteien eingetreten. Daß die frübern Anhänger der Regierung deren Schritte 
vollkommen billigen würden, verftand fich von ſelbſt, aber auch ver größte Theil der Oppofition 
ſprach jich ſofort für fie aus, und nur aus dem Handels- und Gewerbftande tauchten bier oder 
dort einige materielle Bedenklichkeiten auf. Was aber die öffentliche Stimme im ganzen for— 
derte, darüber konnte man nicht zweifelhaft fein. 

Am 15. April 1841 machte die Regierung den wieder verfammelten Ständen bie amtliche 
Eröffnung, daß fie die Unterhandlungen mit Hannover abgebrochen habe und ihre darauf ge= 
richteten Propofitionen zurückziehe, womit fie einige Wochen fpäter auch die fernere Anzeige 
verband, daß fie bereit3 mir Preußen megen Aufnahme des Herzogthums in den Zollverein in 
vorläufigen linterhandlungen ftehe. Damit trat natürlich in den commerziellen Fragen für den 
Augenblid ein Stillftand ein, Doch war ein anderer wichtiger Bunft zur Reife gefommten, welcher 
jegt auch feine Erledigung von der Ständeverfammlung erwartete. Man hatte nämlich das 
Eiſenbahnweſen in Braunfhweig vom erſten Augenblide an mit großem Intereffe aufgefaßt 
und dabei zunächſt die drei Hauptrichtungen von der Hauptftadt aus nad) Leipzig und nad den 
beiden Seeftädten Hamburg und Bremen im Auge gehabt. Die Harzbahn hatte dem eigent- 
lichen Bedürfniſſe durchaus nicht abgeholfen, deſto dringender war daffelbe-durdh den Bau Der 
Magveburgsfeipziger Bahn hervorgetreten. Aber auch die Bahn nad) Magdeburg hatte für 
Braunſchweig erft durch ihre weitere Hortfegung nad Welten fowie nad den Seeftäbten eine 
wahre jtaatöwirthfchaftlihe Bedeutung, und ed kam deshalb darauf an, diefe beiden Richtungen 
zu fihern. Es gelang, mit Preußen einen Vertrag zu ſchließen, durch welchen ver Bau ver Bahn 
nah Magdeburg fofort beichloffen wurde und in welchem auch Hannover die Verbindlichkeit 
zur Ausführung eines Eiſenbahnſyſtems übernahm, aus dem die weitern Bahnen nah Ham— 
burg, Bremen und dem Rhein ald natürliche Fortfegungen hervorgehen mußten. Jetzt entichloß 
fi die Regierung fofort zum Bau der magdeburger Bahnſtrecke, joweit diefelbe braunfhwei= 
gifches Gebiet berührte, und forderte dafür die Summe von 1,700000 Thlrn. liber den 
Grundſatz, daß der Bau von Eiſenbahnen wenigftens in den Hauptrichtungen vom Staate über- 
nommen werden müffe und nicht der Privatinduftrie zu überlaffen fei, war man in Braun— 
ſchweig von jeher nicht zweifelhaft geweſen, jegt aud ebenjo jehr von der Nothwendigkeit der 
Anlage überzeugt. Die Ständeverfammlung bewilligte deshalb die angeforderte Summe nadh 
Abjag von 100000 Thlen., weldye füglich gefpart werden Eonnten, ohne allen Widerfprud und 
damit waren die Gefchäfte abermals erledigt. Einen übeln Misklang in dem auch hierbei fpäter 
ſich zeigenden Einverftändniffe bildeten jedoch die jegt eingehenden Erwiderungen der Regierung 
wegen der Öffentlichkeit und der Preßfreibeit, welche beive ablehnend waren, jene, weil die Re— 
gierung fh zu Anderungen der ftantögrundgefeglihen Beftimmungen nicht anderd ald aus 
Gründen dringenden Nothwendigkeit (die freilich offen genug vorlagen) entichließen könne, dieſe, 
‚weil die beftebender Verhältniffe ein Verfahren im Sinne der Ständeverfammlung nicht ge= 
ftatteten. Wegen der Zeitungscenfur verfprach die Regierung Abhülfe, allein es war zu jpät, 
da fein irgend bedeutendes Blatt im Lande mehr erijtirte. Die Ständeverfanmlung wurde nun 
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wieder bis zum Herbfte vertagt, um dann die Refultate der Verhandlungen mit Preußen zu 
erfahren und in Berathung zu nehmen. 

Von Hannover würde jept alles aufgeboten, um Braunſchweigs Entfhluß zum Wanfen 
zu bringen oder in Berlin zu vereiteln; man ſah dort ein, daß man zit weit gegangen war, und 
ſuchte durch Höflichkeiten aller Art einzulenfen. Allein die Auffaffungsmweife in Braunſchweig 
war num einmal eine zu entſchiedene geworden und die Partei zu beitimmt ergriffen, als day 
eine Imfehr zu erreichen gewefen wäre. Die diplomatiſchen Verhandlungen, welde dadurch 
berbeigeführt wurden, jind ſeitdem durch Staatsfhriften bekannt geworden und längft fein Ges 
beimnig mehr, fie geben auch dem Unbefangenften die Überzeugung, daß Hannovers Taktik das - 
bin gegangen ift, unter dem Vorgeben, ſelbſt dem Zollvereine beitreten zu wollen, ſich einft= 
weilen noch die Vorteile der Verbindung mit Braunſchweig zu fihern, daß jenes Vorgeben 
aber vom erften Augenblicde an niemals ernſtlich gemeint geweien if. Nachdem Hannover ein— 
ſah, daß es im der Hauptſache nichts erreichen könne, beſchränkte es feinen Wunſch darauf, die 
fünmeitlihen braunſchweigiſchen Gebietstheile, welche ſich vom Harze bis zur Weſer hinziehen 
und welde ihm zur Verbindung feiner Fürſtenthümer Göttingen und Grubenhagen mit den 
nördlichen Hauptmaffen des Landes dringend nothwendig waren, noch einjtweilen bei feinen: 
Steuerzereine zu behalten, und es wurden ihm diefelben noch auf ein Jahr lang zugefagt gegen 
eine legte — freilich erft durch mehrere abſchlägige Antworten bis zu diefem Punkte der Be- 
Rimmtheit gefteigerte — Verſicherung, während diefer Zeit feinen Beitritt zum Zollverein 
ernftlich und aufrichtig vorbereiten zu wollen. In diefer Rage kam die Sache im November 1841 
abermals vor die braunſchweigiſche Ständeverfammlung , fie follte den Anſchluß des ganzen 
Landes an ven Zollverein genehmigen, zugleich aber darein willigen, daß wegen bes mit Sicher 
beit zu erwartenden Beitrittö von Hannover die eigenen füdweſtlichen Gebietstheile noch auf 
ein Jahr beim Steuervereine gelaſſen würden. Die Ständeverſammlung konnte die damalige 
diplomatische Lage der Sache nicht vollſtändig überſehen, und da auf jeden Fall wie nochmalige 
Auseinanderreißung der eigenen Landestheile eine misliche Maßregel war, fo mußte ſich ihr die 
ganz natürliche Frage aufdrängen, ob ed denn unter jener Vorausſetzung nicht überhaupt beffer 
fei, den ganzen Vertrag mit Hannover noch auf ein Jahr zu erneuern und dann gemeinſchaftlich 
und gleichzeuig zum Zollverein überzugehen. Dieſe Frage wurde ſowol in der Commiſſion 
als in der Ständeverfammlung ſelbſt aufgeworfen und fie führte eine Spannung mit der Re: 
gierung herbei, welche anfangs in Hannover ganz irrig ald Abneigung der Ständeverfammlung 
gegen den Auſchluß an den Zollverein überhaupt gedeutet wurde, welche aber fpäter von höchft 
unerwarteten Folgen geweſen ift. Die Negierung behauptete, es fei durchaus unthunlich, am 
ven geſchloſſenen Verträgen noch etwas zu ändern, und ihre desfallfigen Erwiderungen waren 
von einer Schärfe begleitet, welche in einem Augenblide, wo Einigkeit fo dringend erforderlich 
war, notbiwendig verlegen mußte. Es ift ſehr zweifelhaft, was aus der Sache geworben wäre, 
wenn gerade jegt, wo auch einflußreiche Staatödiener zur Majorität der Ständeverfanmlung 
bei jener Frage gehörten, die Oppofition in ihre alte Stellung wieder zurückgetreten wäre und 
ih mit den entfchiedenen Gegnern des Ausſchuſſes verbunden Hätte; aber gerade der ruhigen, 
befonnenen Haltung, welche fie in diefem kritiſchen Augenblicke einnahm, ift es hauptſächlich wol 
zuzuſchreiben, daß nad einigen vertraulichen Erläuterungen doch noch eine Verſtändigung er: 
folgte und nun der Vertrag mit überwiegender Mehrheit angenommen wurde, Hinterher muß— 
ten auch noch die tranfitorifchen Berabredungen mit Hannover in der flüchtigſten Eile (wegen 

ded benorftehenden Jahresihluffes) geprüft und genehmigt werden; dann wurde die ſchon alt 
gewordene Ständeerfammlung nochmals bis zum 12. Jan, 1842 vertagt. 

Die furze Zwifchenzeit war nicht ohne wichtige Greigniffe. An den Beftrebungen ber 
Ständeserfammlung , die Ausführung des ganzen Anſchlußvertrags in der Hoffnung auf 
Hannovers Beitritt noch um ein Jahr zu verſchieben, hatten namentlih, wie oben ſchon ange- 
deutet wurde, auch zwei Staatsdiener (Kreiödirector von Geyfo und Juftizamtmann Gafpari) 
theilgenommen und ſich in diefer Hinficht von den übrigen Staatödienern in der Stände: 
»riammlung getrennt. Beide wurden unmittelbar nad dem Schluffe der Geſchäfte von ihren 
Amtern und ihren Wohnfigen verfegt, und wenn man die Umſtände, unter denen biefe Mai: 
tegel erfolgte, dabei ind Auge faßte, fo konnte man nicht umhin, den Ausorud einer Strafe 
darin zu finden. Diefer Schritt hat der Negierung unbeftreitbar viel gefchadet nnd fehadet ihr, 
wie wir demnaächſt fehen werden, auch noch jegt. Beide Staatödiener hatten in der Ständever: 
ſammlung regelmäßig der Regierungspartei angehört, nur freilich mit der Beihränfung, daß 
fie doch auch in einzelnen Bällen ihrer abweichenden uͤberzeugung folgten, übrigens gerade da— 
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durch von Einfluß in der Ständeverſammlung und von ‚großem Werthe für Die Regierung 
waren. Der Ginprud, den das Schidfal diefer beiden Männer im Publikum hervorbrachte, 
war ein ebenfo überrafchender als peinlicher, indem man darin ebenfo wol eine Misachtung der 
Ständeverfammlung, wie den Willen der Regierung, feine Selbftändigfeit der Staatöbiener 
in deren ftändifcher Wirkſamkeit zu dulden, zu erblieten glaubte, und man darf ih nicht darüber 
wundern, wenn die Öffentliche Meinung ven in Ungnade Gefallenen ihre unbedingte Theilnahme 
zumwandte. Gin zweiter Umſtand, welcher verflimmend einwirkte, war bie Art, wie der Zoll: 
anſchluß namentlid in der Stadt Braunfhmweig ausgeführt wurde. Man wußte allerdings, 
daß hier feit längerer Zeit bedeutende Wanrenvorräthe angehäuft waren und daß es zum großen 
Theile auf Umgehung der Nachfteuer abgejehen war; allein die Strenge, mit welcher deren Er— 
mittelung namentlid von ven preußiichen Commiſſarien betrieben wurde, war unbeitreitbar ein 
großer -Bebler. Es konnte auf den Gewinn eined Theild der Nachſteuer aud dem Zollvereine 
bei weitem nicht jo viel anfonımen ald darauf, daß nicht fogleid im erften Augenblide ein all 

. gemeiner Schrei des Unmuths aus der größten Stadt des Landes, melde ohnehin bei dem neuen 
Zuftande anı meiften litt, nad) Hannover hinüberfhallte und dort die Gemüther noch mehr ges 
gen den Zollverein aufregte; auch weiß man genug, wie Damals diejer Umftand in den Zeituns 
gen zu jenem Zwede ausgebeutet worden ift. 

Unter dem Einfluffe diefer unangenehmen Vorfälle trat die Ständeverfammlung in Januar 
1842 wieber zur Erledigung ihrer Geſchäfte zufammen. Und auch hier fand fie eine neue Ber: 
brieflichfeit, indem für die Militärbepürfniffe und zwar theils für Die im vergangenen Jahre 
nothwendigen Rüftungen und theild für Vermehrung der Gavalerie (wobei man ſich auf einen 
Bundesbeſchluß bezog) die Nachverwilligung der bedeutenden Summe von etiwa 140000 Thlrn. 
gefordert wurde. Die Stimmung war fo unangenehm, wie fie nur fein konnte, aber zu dem 
Unmuthe gejellte ſich Ermüdung, wie fie am Ende eines fo langen, wenn auch mehrmals unter: 
brochenen Landtags nothiwendig eintreten mußte, An einen überlegten, ausdauernden Wider: 
fand war bei allem Oppofitiondgeifte, der jegt ziemlich die Oberhand befonmen hatte, nicht 
mehr zu denken, man wollte nur auf jeden Hall mit den Geſchäften fertig werben und wurde nur 
zuweilen vom Augenblide zu einem verdrießlichen Neinfagen hingeriffen. Gin ©ejeg gegen 
ben Nachdruck ging ohne Theilnahme durd. Über die Militäranforderungen wurde lange bin 
und bergehandelt, allein die Abipannung wurde vorherrſchend und noch am legten Tage wurde 
ber Nachſchuß bis auf Die unbedeutende Differenz von 500 Thlrn. bewilligt. 

Mit geringer Befriedigung kehrten die Abgeorbneten in die Heimat zurüd. Zwar waren 
manche wichtige Nefultate in der Gejeggebung wie in den commerziellen Verhältniſſen erreicht, 
die Ständeverfammlung war wieder auf Principienfragen zurüdgefehrt, Hatte jich einftimmig 
für Preßfreiheit ausgefproden und, was alö vie Hauptſache gelten konnte, die freifinnige Partei 
hatte durch ihr ruhiges, überlegted Benehmen an Bereutung gewonnen, aud der Regierung 
gegenüber, welche von ihr gerade bei wichtigen Fragen oft mit Nachorud unterftügt war. Allein 
in alle diefe Erinnerungen miſchte fid) auch wieder der Nachklang fo vieler Wiverwärtigfeiten 
und Miöverftänpniffe, fo mandye Ahnung fünftiger neuer Greigniffe und Gonflicte, daß eine 
eigentliche Zeit der Ruhe nicht eintreten fonnte, Nod niemals hatte die Wahlfrage ſchon fo 
früh und fo lebhaft alle Gemüther in Bewegung gejegt als in diefem Jahre, wo abermals die 
Hälfte der Abgeorbneten der Reihenfolge nad) austrat. Bereits am Schluffe des legten Yandtags 
war überall davon die Rede und das Verfahren der Regierung gegen von Geyjo und Gafpari 
tief ganz natürlich für die bevorftehenden Wahlen den Grundfag: feine Stantspiener! hervor, 
ein Wahlſpruch, in melden nun gerade die eifrigften Ariftofraten, die bi8 dahin der Regierung 
treu zur Seite geftanden hatten, am lauteften einftimmten. Diejer Grundſatz wurde auch mit 
Gonfequenz durchgeführt, indem das gemeinſchaftliche Wahlcollegiun an vie Stelle der aus: 
tretenden Staatödiener Männer von unabhängiger Stellung, namentlich mehrere Advocaten 
wählte. Auch in den Städten und auf dem Lande waren die Griagwablen zum Theil auf 
Männer von entſchiedener Farbe gefallen, es ließ fi erwarten, daß die fünftige Ständever— 
fammlung eine feftere Haltung annehmen werde, und wenn man erwog, wie viel Stoff zu Zer: 
würfniffen aus dev Vergangenheit zurüdtgeblieben war, jo konnte die Vorherſagung mander, 
der bevorftchende Landtag werde ein fehr unruhiger werden, allerdings wol richtige Erwägun— 
gen für ſich haben. 

Mitten in diefe fhon ziemlich krauſen Verhältniffe, und zum Theil an ihnen fich feſtſaugend, 
miſchte jih num aber, anfangs den meiften unbemerft, allmählich beftimmter hervortretend, 
ein anderes Moment, welches in feinen vielfah wechſelnden Erſcheinungen den rothen Faden 
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durch die Gefchichte der legten Jahre bildet. Gin Theil der adelichen Ritterfchaft, welcher die 
alte Zeit der Privilegien nicht vergeflen fonnte, dachte ernftlih an eine Reftauration und hielt 
die Gegenwart für geeignet, um, wenn auch noch mit Vorſicht, doch zugleich ernſtlich auf den 
Kampiplag vorzurüden. Dieje ganze Erſcheinung berubte nun auf folgenden Verhältniſſen. 
Es it aus em bisherigen Gange dieſer Darftellung Elar geworben, welde große Beränderun: 
gen feit etwa dreißig Jahren in der ſtaatsrechtlichen Stellung der fogenannten braunſchweigiſchen 
Nitteribaft eingetreten waren, Sie hatte im Jahre 1814 — freilich nach der damaligen Reinis 
gungiperiode der weftfäliihen Zwiſchenzeit — ihre Batrimonialgeritäbarfeit und den befrei— 
ten Gerichtsſtand verloren, ihre Steuerexemtionen waren durch das Geſetz und durch Abkauf 
zon leiten ded Staats aufgehoben, in der neuen Berfallung war ihnen flatt der biöherigen 
einen Gurie und der Virilftimmen eine quantitative Vertretung durch gewählte Repräfentanten 
in der allgemeinen Ständeverfammlung angewielen, und die Ablöjungen hatten den Reſt ber 
alıen Grundherrlichkeit zerftört. Dazu fam nun das Verhältniß der Rittergüter zu den Land⸗ 
gemeinden, mit welchen fie zwar ſchon factiich verbunden gewejen waren, ein Berhältniß, welches 
\eine gejeglihe Erledigung von der im Landesgrumdgefege verheißenen Landgemeindeorpnung 
erwartete, bid dahin aber proviforiih von den Adminiſtrativbehörden feftgeftellt wurde. So 
waren aljo die meiften Vorrechte der Nittergutöbefiger im Laufe einer reformirenden Zeit aller- 
dings zu Grunde gegangen, und eine vernünftige Auffaflung hätte leicht dahin führen müſſen, 
Daß es nicht mehr an der Zeit fei, dem gewaltigen Strome, deſſen Bett ſchon jo tief und ſicher ge= 
graben war, einen Damm entgegenzufegen, fondern nur noch, deilen weitern naturgemäßen 
Lauf zu wahren und zu förbern. Gin Theil der braunſchweigiſchen Ritterichaft war jedoch nicht 
dieſer Meinung, ließ ji vielmehr durch verkehrte hiſtoriſche Reminiſeenzen an dad 18, Jahr: 
bundert leiten und fand fih hauptſächlich dadurd in feinen Intereflen gefährdet, daß das der— 
malige braunſchweigiſche Minifterium nicht nur bei der politifhen Reform der Jahre 1831 und 
1832 den Adel vernachläſſigt habe, ſondern auch ſich gegen denſelben in allen weitern Admini— 
fratiomaßregeln feindfelig erzeige, und daß diejer der adelichen Ritterſchaft feindfelige Geift all: 
mäblih auf Das ganze Beamtenperjonal des Landes übergegangen ſei. Deshalb richtete jene 
ritterjäaftlihe Goterie ihre Beſtrebungen theild auf Wiedererlangung einer bevorzugten, excep⸗ 
tionellen Stellung, theils auf Verdrängung des derzeitigen Minifteriums, vorzüglich des Minis 
ſters des Innern, Frhrn. von Schleinig, in welchem fie einen erklärten Adelöfeind zu er— 
blicken glaubte, jowie des bürgerlichen Binanzminifterd Schulz, und die Geſchichte der näcft- 
folgenden Zeit drehte ſich hanptfählic nur um den Wechſel, je nachdem nämlich der erfle oder 
der zweite jener Zwecke momentan zum nächſten gemacht wurde. Schon jeit einigen Jahren 
waren im Publifum Gerüchte von Immediatgeſuchen verbreitet, welche einige Rittergutöbeliger 
beim Herzoge eingereicht hatten, um fi über die dermalige Unterdrückung ded Adels zu bes 
ſchweren und um Genehmigung einer zwar neuen, doch mittelalterlich eingerichteten Gorpora- 
tion der Ritterfchaft zu bitten; indeß waren diefelben bis dahin ohne allen Erfolg geblieben. 
Der Zollanſchluß gab Gelegenheit zu perſönlichen Zerwürfniffen und das Schidjal des Kreis: 
directord von Geyſo, welches allerdings im ganzen gebildeten Publitum Theilnahme fand, 
fhien einen neuen Anhaltepunft zu Operationen gegen das Minifterium im ariftofratifchen 
Sinne darzubieten. Darum haupiſächlich — wie fpäterhin ziemlich klar geworden ift — waren 
ed gerade einzelne Hochariſtokraten, welde bei den neuen Wahlen auf den Ausihluß aller 
Staatöviener drangen: man kannte die Berftimmung der freiiinnigen Oppofition, man wollte 
We verktärfen und fich mit ihr bei Gelegenheit zum Sturze des Minifteriums verbinden. 

Am 29. Nor. 1842 trat der neue Landtag zufammen und wurde nur durch eine herzog: 
liche Commiſſion, alſo mit noch mehr vereinfachten Formen eröffnet. Man ſchien alle perjön- 
lichen Berübrungen foviel ald möglid vermeiden zu wollen. Zum erſten male bekam jegt die 
Pröjidentenwahl einige Wichtigkeit, nahdem man biöher fait inflinetmäßig der Maxime ger 
folgt war, ein Mitglied der adelihen Ritterichaft und zwar aus ven höhern Staats- oder Hof⸗ 
beamten zu wählen. Ebenſo leicht aber vereinigte man ſich jegt, als eriten Gandidaten ‚von 
Gevſo, deilen Wabizeit noch nicht abgelaufen war, vorzuſchlagen, in der ſichern Vorausfegung, 
daß gerade neben den beiden andern Candidaten, Steinader und Löbbecke, feine landesfürſt⸗ 
iche Beſtätigung feinem Zweifel unterliege. Die Beweggründe dafür waren verſchieden. 
Manche mochten der Regierung dadurch Trotz bieten wollen, andere betrachteten die Erhebung 
auf den Präfidentenftuhl als eine Genugthuung, die man dem Gekränkten ſchuldig fei, noch 
andere aber wünjchten ihm, der außerdem gewiß eine jehr peinliche Aufgabe gebabt hätte, eine 
unbefangene Stellung in der Ständeverfammlung zu verſchaffen. Ganz gegen bie allgemeine 
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Erwartung wurde jedoch der zweite Candidat, Steinader, beftätigt. Damit waren bie bisher fo 
ſchwankenden, ungemwiffen Verhältniffe in eine ganz neue Rage gebracht. Die Regierung hatte 
fich offen an die freifinnige Bartel in der Kammer gewandt, fie hatte auögefproden, daß fie ihrer 
-Royalität, ungeachtet jo mancher frühern Differenzen , vertraue, daß fie den zmeideutigen und 
nur dur unangemeifene Opfer zu erfaufenden Beiftand der ariſtotratiſchen Fraction enthehren 
wolle, ſie hatte ſich über die vielen Bedenklichkeiten hinweggeſetzt, welche Vorurtheil und Angſt⸗ 
lichkeit gegen ſolche Begünſtigung des einfachen Bürgerthums erheben konnten. Aber je un— 
erwarteter die Lage gekommen war, deſto ſorgfältiger mußte ſie aufgefaßt und in allen Rich— 
tungen und Verhaältniſſen erwogen werden. Der conſtitutionellen Partei konnte ed nad dem 
Geſchehenen nicht mehr zweifelhaft bleiben, daß auch das Minifterium die Berhältniffe für uns 
gewöhnlich hielt, fie Fonnte deſſen Sturz um fo weniger begünftigen wollen, als fie ſich vorher— 
fagen durfte, wer dann and Ruder käme und wie ſchlecht man ihr felbft Iohnen würde. Gerade 
was früherhin leicht zu fürdhten war, ein ernftlicher Streit mit ver Neyierung, der wol gar zur 
Auflöfung führte, mußte jetzt auf das forgfältigfte vermieden werden; die ariftofratiiche Partei 
hätte vann ihre Unentbehrlichkeit bewieſen, fie konnte darauf hinzeigen, daß mit den Freifin= 
nigen nicht regiert werben könne, daß dad Minifterium jich compromittirt und feine eigene Un= 
fähigkeit an ven Tag gelegt habe. Alten diefen Gefahren war nur durch ein höchſt befonnene® 
Benehmen der freifinnigen Partei zu begegnen, welde dann aber auch Gelegenheit erhielt, ſich 
auf einem Grade politifcher Bedeutung, melden fie bis dahin vergeblich zu erkämpfen gefucht 
hatte, dauernd zu befeftigen. 

Der erfte Abſchnitt diefed merfwürdigen Landtags währte nur kurze Zeit. Das Einzige von 
Erheblichkeit, mas erledigt wurde, war die Verlängerung des wegen der fünmeitlichen Gebiets- 
theile mit Hannover beſtehenden Interimifticums nochmals auf ein Jahr, weil Hannover mit 
feinm- Vorbereitungen zum Eintritte in den Zollverein zwar noch nicht fertig, aber doch zu deren 
Beendigung in kurzer Zeit ſichere Ausficht vorhanden fei. Die Ständeverfammmtung gab ihre 
Zuſtimmung unbedenklih ab und wurde dann bi zum 2, Febr. vertagt, damit bie Finanz= 
commiſſion das Budget prüfen könne. Auch ſollte nun die Eiſenbahnſtrecke in der Richtung 
nah Hannover gebaut werden, wozu eine neue Geldbewilligung nöthig war. Dieſe erfolgte 
ohne Widerſpruch, allerdings als eine Nothwendigkeit, obgleich das Fleine Land num etwa 
3 Mill. Thlr. an Eifenbahnen verwandt hatte. Beim Wiederbeginn der Gejchäfte wurde zu= 
nächſt die Frage wegen des vollftändigen Drucks der Protokolle mit den Namen, die nun ſchon 
als eine ih von felbft verflehende galt, mit abermals gefleigerter Mehrheit zu Gunften der 
Dffentlichkeit entjchieven, fe hatte aber, was bier fogleich. bemerkt werden mag, in der Haupt- 
ſache keinen beſſern Erfolg wie früher. Das Minifterium äußerte Bevenfen, „während des 
jegigen Landtags’ auf ven Antrag einzugeben, ſprach jedoch ſeine eigene Geneigtheit für 
die Sache ziemlich unverbohlen durch den Zujag aus, daß man den Gegenftand, weil die 
Ständeverfammlung wiederholt darauf zurückkomme, ferner im Auge behalten und fpäter: 
bin fi weiter darüber entichließen wolle. Weiter konnte man aljo nad einem zehnjähri— 
gen Kampfe für eime durch frühere Fehlgriffe einmal verdorbene Lebensfrage auch noch jetzt 
nicht gelangen! 

Die Berhandlungen über pad Budget bildeten diesmal den Eritiichen Wenbepunft ded Land = 
tagd. Bon den wiederholt beantragten Eriparungen waren abermals nur wenige eingeführt, 
ver Militäretat wiederum gefteigert. Man wollte eine Pauſchſumme abſetzen und, um in diefer 
Hinficht die Brücke Hinter ih abzubrechen, die Anforderung im Budget der Megierung gerade 
Hin verwerfen. Hierüber hatten fich einige der einflußreichiten Mitglieder ver Ariftofratie, von 
welchen ver Vorſchlag ausging, mit mehreren Abgeorpnneten der freilinnigen Partei, denen der 
Geldpunkt in diefem Augenblide über alles ging, geeinigt, und die gefährlichfte aller Combina— 
tionen, welche die tiefer Schauenden gerape im Interelle der guten Sache zu verhindern gelucht 
hatten, ſchien alſo durch das Zufammentreffen von Umftänden, durch Fuge Benutzung der Ver: 
hältniffe von der einen und unvorfichtiged Haſchen nad dem hingeworfenen Köder von der anz 
dern Seite in der That erreicht zu fein. Der Erfolg eines ſolchen Planes, wenn er gelang, war 
vorberzufehen, er hätte nur in einer Auflöfung ver Stänveverjammlung oder einem Vroceſſe 
beim Bundedtage beſtanden, und in beiden Fällen wäre gerade das erreicht, was die freiſinnige 
Partei in dieſem Augenblicke um jeden Preis vermeiden mußte, ein politiſcher Lärm, der ſie ſo— 
fort um allen Credit gebracht, ſelbſt im glücklichſten Falle die Früchte des Sieges ihren Gegnern 
übertragen hätte. Es gelang, für die Frage, welde einen Augenblid hindurch im höchſten 
Grade kritiſch ftand, dur eine Seitenbewegung Zeit zu gewinnen und die Gefahr abzuwenden. 
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Die hiernächſt ſich zeriplitternden Streitigkeiten um das Budget drohten nod in kleinliche Zän: 
fereien auszuarten, bis auch hier ein friedlicher Schluß erreicht wurde. 
Unter Zuftimmung der Ständeverfammlung wurde nun eine Ausfegung der Geſchäfte bis 
zum Spätberbfte beichloffen. Allein eine Zeit ver Ruhe follte doch noch nicht eintreten, viel: 
mebr begann der unruhigſte Theil der Ritterichaft das ſchon verloren gegebene Spiel von neuem 
und mit verboppelten Anftrengungen auf einem andern Gebiete. Sie hatte allmählich einge: 
jeben, daß das von ihr angefeindete Minifterium ihr gegenüber eine zu treue Stüge in der dfz 
fentliden Meinung und der diefelbe vertretenden Ständeserfammlung hatte, daß fie alfo 
während ver Gefchäfte des Landtags an feine Erfolge für ſich denken dürfe, auch die Journal: 
prefle war von ihr mit ebenfo wenig Glück ald Geſchick verſucht; e8 mußten daher andere Wege 
eingeihlagen werden. In Berlin wie in Hannover wurden alle Hebel in Bewegung gefegt, die 
Unzufrievenheit immer rüdjichtölofer an ven Tag gelegt, der Herzog ſelbſt auf alle Weije daran 
erinnert, daß Die Stellung des Adels, den er doch jonft fo gern in feiner Umgebung gehabt, 
umerträglih werde. Der Fürſt wollte weder eine Ungerechtigkeit begeben, noch auch nur ben 
Schein derſelben auf fich laden, er forberte daher die Ritterfchaft zur offenen Darlegung ihrer 
Beiäwerven und Wünſche auf, indem er viefelben alsdann einer gründlichen Prüfung unter: 
zieben laften wolle. Die Nachricht von diefem Schritte verbreitete jih um jo ſchneller im Publi⸗ 
kum, je mehr von dem damaligen Gefhäftsführer der Ritterſchaft — vielleiht nur aus unzei⸗ 
tigem Zartgefühle — Geheimhaltung empfohlen war, und gerade aus dieſem Grunde mußte 
fie die öffentliche Meinung abermals auf das äußerfte aufregen. Wenn man damals von äußern 
Zeichen folder Aufregung wenig im größeren deutſchen Publikum hörte, wenn Feine Bertrauens: 
adreifen und jonitige Beweife der allgemeinen Zuftimmung erfolgten, fo darf man dies nicht 
ver Iheilnahmlojigkeit des Volks zufchreiben, jondern nur der ruhigen Umſicht derjenigen 
Männer, welde, in ver Mitte des Volks jelbft ſtehend, ſolche Manifeftationen verhinderten, 
weil te einfahen, daß es derjelben nicht bedürfe, daß vielmehr bei ver Zartheit jo mandher Ber: 
bältmifle und bei der leider nicht zu vermeidenden Notbwendigfeit jo mander Rückſichten das 
durch nur geſchadet werden möchte. Doch war die Breile in jener Zeit um jo thätiger und es 
erſchienen Aufjäge und Blugihriften über die Ritterfrage, welche, zum Theil mit einer bis das 
bin wmerbörten Derbheit geſchrieben, aud dem größern Publikum einen tiefern Blick in Die 
Berbältniffe eröffneten. Übrigens trug der Schritt der Ritterſchaft ſelbſt dazu hei, über ihre 
eigentliben Zweite Licht zu verbreiten. Sie trat zu einer großen Berathung zuſammen und be: 
ſchloñ eine ſchon früher vorbereitete Immediateingabe, welche unter Darlegung ihrer angeblichen 
Beſchwerden zugleich die Vorſchläge enthielt, wie venjelben abzuhelfen fei. Sie wollte Tren- 
nung der Rittergüter von dem Geimeindeverbande und Bereinigung derfelben zu einer eigenen 
Rittercorporation,, welche Rittertage halten, ich felbit zufammenberufen, mit dem Landesfürften 
in Gefhäftöverbindung treten, einen Ausſchuß, einen Ritterſchaftsdirector und das nöthige 
Unterperfonal haben jollte, eine rein ritterſchaftliche Ständeverfammlung für Adelszwecke, und 
das alles vorgeblih nur, um einen winzigen Überreft gemeinjchaftlicher Vermögensrechte (die 
Ritterihaft beiigt aus ältern Zeiten ein jegt ziemlich unmüges Gelvcapital von einigen taufend 
Thalern, welches verfaffungsmäßig vom ſtändiſchen Ausfchufle verwaltet wird) wieder in vie 
eigenen Hände zu nehmen. Wenn indeh dieſer geringfügige Zwer in gar feinem Berhältniffe 
Rand mit jenem großartigen Apparate von organiichen Ginrichtungen, fo trat dagegen bie eis 
gentliche Abficht aus den hinzugefügten Motiven um jo deutlicher hervor, indem die Bittfleller 
jelbht ziemlich unverhohlen jagten, daß ſie dasjenige, was fie jegt forderten, nur auf Abſchlag 
annehmen wollten, und day die Ritterichaft überhaupt wieder eine erhöhte politifche Bedeutung 
im Staate haben müfle. Es war alfo darauf abgejehen, nicht nur dem Brite, fondern theil- 
weile aud den ausdrücklichen Beftimmungen der Berfaffung zuwider eine vollftändig organi— 
firte Adelscoterie zu bilven, welche, anfangs zu unſcheinbaren Zweden vereinigt, allmählid 
ion dur. ihr Dafein, ihre Familienverbinpungen und dur ihre Beziehungen zum Für— 
ften wie zum ausländifchen Adel im Stande gewejen wäre, fich zu einer bevorrechteten Kaſte im 
Staate emporzubeben ; es follte die Ginleitung getroffen werden, um den Grundſatz der ſtaats— 
bürgerlihen Gleichheit vor dem Geſetze, zu deflen Berwirklihung der hochherzige Friedrich Wil: 
beim in feinem Eräftigen Gerehtigfeitsiinne den Weg angebahnt, den die neue Berfaflung 
durchgeführt hatte, wieder zu zernichten, an die Stelle des Rechtsſtaats wiederum ben Feudal⸗ 
ſtaat zu ſetzen. Auch den Leitern der Sache konnte es unmöglich.zweifelhaft fein, daß fie fo uns 
gemeilene Anſprüche nie durchſetzen würden ; folange die Berfaflung beftand und treu gehand— 
babt wurde, deſto geneigter war das Publikum, an auswärtige Einflüffe und Unterflügung zu 
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glauben, zumal man mußte, daß es dem jetzigen braunſchweigiſchen Regierungsſyſtem noch 
keineswego gelungen war, alle Abneigungen in Berlin und Hannover zu überwinden. Die all: 
gemeine Spannung nahm täglich zu, allein der gefunde Sinn fiegte und die ritterfchaftlichen 
Bittſteller wurden zur großen Freude des ganzen Landes vom Fürſten in ſehr entſchiedener 
Form zurückgewie ſen. Damit trat Ruhe ein und die Gewißheit, daß, wenn der Kampf noch— 
mals erneuert werden follte, dies doch nur in den regelmäßigen Kormen des conftitutionellen 
Xebend, d. b. in der Ständeverſammlung geihehen würde. 

Zu derfelben Zeit, als diefe Entſcheidung befannt wurde, nämlich im Spätherbft 1848, 
traten die Stände wiederum zuſammen. Die Verhandlungen über Hannovers Beitritt zum 
Zollvereine waren ohne alken Erfolg geblieben und, als man endlich Hannovers wahre Ab— 
fihten erkannt hatte, entfchieden abgebrochen. Der ſchon früher geichloffenen Übereinkunft zus. 
folge wurden nun auch die ſüdweſtlichen Gebietstheile dem Zollvereine einverleibt. Es trat nun 
mit dem neuen Jahre — um dies hier ſogleich hinzuzufügen — ein höchſt gebäffiger Grenzkrieg 
zwifchen ven beiden ftammvertwandten Staaten ein; bie durch ven Druck; veröffentlichten Staatd= 
fhriften offenbarten auch dem größeren Publikum ein diplomatiſches Verhalten, von welchem 
man doch in der That feine Ahnung gehabt hatte, und, was das Schlimmfte war, Die unfreund= 
lide Stimmung ging auf die Volksſtämme über. Doch fam man fpäter zur Befinuung, und im: 
Jahre 1845 erfolgte eine Annäherung wenigftens infofern, al& auf Hannovers Wunfc einige: 
Gebietsaustauſchungen ftatıfanden und gemeinſchaftliche Mapregeln zur Verhütung bed Schleich— 
handels verabredet wurden. 

Wol niemand hatte beim Anfang dieſes Landtags geglaubt, daß veilen Geſchäfte jogar 
am Ende des Jahres 1843 nody nicht erledigt jein würden; allein vie Zeit jelbft hatte einem 
Gegenftand in den Vordergrund gedrängt, deſſen baldige Erledigung immer allgemeiner für 
notbwendig gehalten wurde. Died mar das Bedürfniß einer Kanbgemeinbeorbnung. ine 
folde eriftivte bisher überhaupt noch nicht, Die Verwaltung der Angelegenheiten der Landge— 
meinden wurde theild nad gefeglichen Beflimmungen über einzelne Gegenftände, theils nad 
abntiniftrativem Ermeſſen georonet, und obgleich das Landesgrundgeſetz eine Gommunalorbs 
nung für die Städte mie für Die Landgemeinden verheißen hatte, jo war dieſe Zufage biäher 
dod nur erfi in Anjehung der Städte erfüllt. Allerdings hatte ſchon das Landesgrundgeſetz 
den allgemeinen Sag aufgeftellt, daß jever Landeseinwohner einer Gemeinde und jedes Grund— 
ſtück einem Gemeindebezirfe angehören müffe, und diejer Grundſatz war das nothwendige Er— 
gebniß der Entwidelung, welche die Sache jeit 1814 genommen hatte, allein hauptſächlich gegen 
ihn war auch in ben legten Jahren die Oppofition der Ritterſchaft gerichtet, fie beſchwerte ſich 
über den abminiftrativen Geift, in welchem interimiftiid ihr Verhältniß zu den Landgemeinden 
geordnet wurde, und verlangte Trennung von venfelben. So war das Bedürfniß auf allen 
Seiten Elarer erfannt, der Antrag, die Regierung um Vorlegung einer Landgemeindeordnung 
zu erfuchen, wurde wiederholt und diesmal nicht nur von ber Ständeverfammlung angenommen, 
jondern aud vom Minifterium die Gewährung verheißen. Allgemein war jegt Die Aufmerkſam— 
feit des ganzen Landes auf diefen legten Hauptgegenfland ber ftändifchen Thätigkeit gerichtet, 
und nicht Leicht ift jemals mit größerer Spannung einem Geſetzentwurfe entgegengejehen worben 
als der neuen Randgemeindeordnung, von welder allein man aud) eine dauernde Bejeitigung 
der ritterfchaftlihen Reactionsverſuche glaubte erwarten zu Eönnen. Die Borarbeiten verzöger— 
ten jich indeh den Ungeduldigen faft zu lange; vielleicht aus Abficht, weil man die vorhandene 
Aufregung ſich wieder wollte legen laſſen. Beinahe ein volles Jahr glaubte das Miniſterium 
zur Bollendung des Entwurfs nöthig zu haben, und es wurbe deshalb eine abermalige Ver— 
tagung bis zum Noveniber 1844 bewilligt. 

Leider blieben indeß alle auf dieſen Zweck gerichteten Beftrebungen erfolglos. Der Stände- 
verfammlung wurde zur beſtimmten Zeit zwar der Entwurf einer Landgemeindeorbnung vor⸗ 
gelegt, aber derjelbe entiprach den davon gebegten Erwartungen feineöwegs. Zuerft war das 
Verhältniß der größern Güter zu den Landgemeinden weder an fich richtig aufgefaft, noch dem 
einmal beſtehenden grundgefeglihen Beſtimmungen gemäß ausgeführt. Statt jene Güter or= 
ganiſch mit ven Gemeinden zu verbinden, hatte man jie neben diejelben als jelbftberechtigte Per— 
ſönlichkeiten geftellt, und, um dabei der verfaflungsmäßigen Borjchrift, daß jedes Grundſtück 
im Lande einer Gemeinde angehören folle, wertigftens äußerlich zu genügen, einen biäber gar 
nit gefannten Unterfchied zwifcen einer Dorfgemeinde und einer Landgemeinde aufgeitellt, 
teren legte bald in der Verbindung eines Dorfes mit einem größern Gute, bald in einem Dorfe 
oder auch gar in einem Gute allein follte beftehen können, im erjten Falle aber gar feinen wirf= 
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lien Organismus, jondern nur zwei gleichberechtigt nebeneinauber ftehende Verfönlihkeiten 
— das Dorf-und das Gut — Hatte und in allen Differenzfällen von der Entiheibung der Ad: 
miniftrativbebörden abhing. Die Unangemeffenheit und Unrichtigfeit diefes Prinrips lag auf 
der Hand und es ift faum zu begreifen, daß die Nittergutöbeiiger in der Ständeverfjammlung 
die ud für jie daxaus hervorgehenden Nachtheile wicht eingefehen haben. Zunähft war die 
Anterigedung zwiſchen Dorfgemeinden und Landgemeinden, bei welden denn doc die Er⸗ 
ſcheiaungen wieder jehr häufig in denjelben Merfimaien zufanmengefallen fein würden, eine 
fünfäihe, nur in den Schematismus ded Gejeges hineingezwungene, welche ih vom Sinne des 
Landesgtundgeſetzes unbeitreithar entfernte. Dann wurde den and Dörfern und Gütern zu: 
jammengeiegten Randgemeinden fein wirkliches Daſein, fondern nur eine künſtliche Schein: 
erifieng gegeben, bei welcher fogar der individuelle Wille der einzelnen Berfönlickeit in ver 
Unterwerfung unter die Apminiftrativgemalt des Staats ſich nöllig auflöfle. Einem ſehr großen 
:heile der Raudbewohuer wäre dadurch der Segen eines fueien Gemeindelebens völlig entzogen, 
dad Regiertwerden für ſie verewigt; man hätte (verhältnifmäßig) freie und unfreie Dörfer be: 
kommen, taneben auch wol jogenannte Landgemeinden, welche nur aus einer einzigen Familie 
befanden. Dem Begriffe einer Landgemeinde fehlte alle innere Realität und damit aud die 
Möglihkeit des praktischen Beſtehens und der Entwistelung; er war nur eine Formel -für die 
Berhtigung der Regierungsgemwalt. Hatten die Nittergutäbefiger {hen bisher über ihre Ah: 
bängigfeit von den Staatsbehörden in ihrem Verhältniſſe zu den Landgemeinden: geklagt , fo 
jolkte jegt dieſe Abhängigkeit zum Gejege gemacht, von ihnen jelbft als eine Mothwendigkeit 
anerlanut werden. Und auch da, wo das Geſetz den Gemeinden eine organiſche Selöfbeftin- 
mung einräumte, war doch dieſe Freiheit wiederum in allen wejentlichen Punkten nur eine 
einbare und durch das adminiftrative Bevormundungsprincip dermaßen eingeengt, daß yon 
der Grundbeſtimmung der Verfaſſung, nad welder „die Gemeinden ihr Bermögen durch ihre 
Behörden jelbjtändig verwalten ſollen““, kaum eine Spur übrig blieb. Hauptſächlich nur dieſe 
Sragen puchte jich ver Kampf der Ständeverfammlung, und ſchon jehr früh zeigte ſich eine be⸗ 
Reutende, zum Theil jelbft aus Stantödienern beftehende Majorität gegen bie Grundſätze der 
Regierung, welche merkwürbigermeife in dieſem Falle hauptſächlich nur von ven ritterſchaft⸗ 
lien Abgeordneten unterftügt wurden. Jene Majorität verwarf bie: Unterſcheidung zwiſchen 
Landgemeinden und Dorfgemeinden, wollte Die größern Güter organiſch mit den Gemeinden 
»erbinden und jenen in ber Gemeinde nur ein den Umftänden nad) vermehrted Stimmengewidt 
geben, fie wollte ferner die Einwirkung der Staatögewalt bei Gemeindeangelegenheiten auf ein 
der nerbwendigen Selbſtändigkeit entſprechendes Maß zurückführen und auf dieſe Weife ein Ge⸗ 
wendeleben möglich machen, welches beiden dazu vorhandenen trefflihen Elementen eines tüchti⸗ 
gen Bauernftandes gewiß die beiten Früchte getragen hätte. Die Regierung blieb jedoch gerade 
in dieſen Örundprinsipien bei ihrer einmal gefaßten Anficht, und wie Folge davon war, daß nun 
das Geſetz in ver Ständeverfammiung mit einer bedeutenden Mehrheit verworfen murbe, 9) 
Gleiches Schickfal hatte ein anderer Geſetzentwurf, der einen alten verfaffungsmäßigen An⸗ 
\oeud befriedigen follie. Bei ver neuen Organifation im Jahre 1832 hatte. man geglaubt, bie 
Intereflen des Landes in Bezug auf die Gehalte der Staatädiener nach beiden Seiten hin, ſo⸗ 
wol gegen übertriebene Kargheit (die unter ber geftürzten Regierung fo verberblih geworben 
war) als gegen Berfhwendung, beiler wie durch dad in fleinen Staaten jo leicht nur zur Form 
werdende Steuerbewilligungsreht der Stände fihern zu müſſen, und vereinigte ſich deshalb 
über den Grundfag, daß die Normalgehalte ver Staatsdiener durch ein Geſetz geordnet werben 
follten. Wie es aber fo Häufig der Fall ift, daß man ſich leicht über einen allgemeinen Sat ver- 
Ränbigt, deffen praktiſche Schwierigkeiten man erft fpäterhin bei der weitern Behandlung kennen 
lerat, und dag man am Ende fi) von der völligen Unausführbarfeit überzeugt, jo ging ed auch 
bier. Die Ständeverfammlung verjäumte auf feinem Landtage, an dad Gejeg wegen der Nor: 
malgehalte zu erinnern, die Regierung hatte auch ſchon früher einen Entwurf vorgelegt, welcher 
aber wegen bed ungemein großen ber Regierung vorbehaltenen Spielraums zu gefährlid ſchien, 
als dag er hätte angenommen werden fünnen. Die Sache wurde abermals bearbeitet und auf 
diejem Landtage ein verbeilerter Entwurf vorgelegt, allein die Ständeverfammlung überzeugte 
ich jehr bald, daß auch damit der von ihr beabjichtigte Zweck keineswegs erreicht werden würde. 
Umd doch mußte man zugeben, daß die Regierung in der Kauptauffaflung ver Sade und in 





8) Bon M anweſenden Mitgliedern ftimmten nur 13 für den Gefegvorichlag, und unter dieſen 
alleın 9 Rittergutspeftger. 
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der Beſchraͤnkung ihrer Befugniſſe bis auf eine Grenze zurüdfgegangen war, welche fie nich 
aufgeben durfte, da fle bei Gehaltsbeſtimmungen einen Spielraum 'gar nicht entbehren, auf 
. die Berückſichtigung anferorbentliher und individueller Verhältniffe nicht verzichten durfte 
Darin aber lag wiederum bie Gefahr für die Ständeverfammlung, welche nie auch nur eins 
Erinnerung zu machen gebabt hätte, folange der höchſte Normalfag nicht überihritten war. 
An diefer offenen Unmöglichkeit, beide Intereſſen durch eine legislalive Mafregel zu vereinigen, 
mußten alle Verſuche einer Vereinigung feitern, und der Geſetzentwurf murbe beöhalb ein- 
ftimmig abgelehnt. 9) | 

Es mar als ob ein Unftern über dem Schluffe des Landtags waltete; denn nicht genng, daß 

die Hoffnung auf zwei wichtige, längft' erwartete Befege aufgegeben werden mußte, es kam nun 
auch noch eine gar nicht geahnte finanzielle Berlegenheit Hinzu. Man ftand fhon im legten 
Jahre der Finanzperiode (1845) und hatte num die unangenehme Entvefung gemacht, daß 
biefelbe mit einem Deficit von 230000 Thlrn. fliegen würde. Daffelbe wurde durch den be— 
deutenden Ausfall an verfchiedenen Cinnahniepoften zwar erläutert und dabei die Hoffnung 
ausgefprochen, daß die Verlegenheit nur eine zufällige und vorübergehende und dad Gleich— 
gewicht in den Finanzen fehr bald wieberherzuftellen fein werde; allein der fhlimme Eindruck 
mußte bleiben, zumal auch für den Augenblid zur Abhülfe nur Palliative — Mitbenutzung 
des Reſervefonds, Beihränfung der Amortifation, Verfhiebung einiger Antgaben und eine 
Fleine Anleihe — vorgeihlagen werben fonnten. Wie unangenehm überrafchend die Sache auch 
fein mochte, fo blieb doch der Ständeverſammlung nichts übrig, als jene Vorſchläge — nur mit 
einigen nöthigen Modifieationen — zu genehmigen. Freilich hielt fie dem Minifterium nun— 
mehr in einer ausführlichen Darftellung die Gefährlichkeit einer Finanzverwaltung vor, welche, 
ungeadtet der von der Ständeverfammlung feit einer Reihe von Landtagen und immer drin— 
gender geäußerten Bedenflichfeiten, den nur auf vorübergehenden Umftänden beruhenden Zu— 
wachs an Staatseinnahmen ald dauernd betrachtet und damit immer fogleich eine bauernde Ver— 
theuerung des Staatshaushalts verbunden Habe; fie wies zugleich auf die nun immer klarer 
erfannte Nothwendigkeit hin, zu weſentlichen Vereinfachungen in der Civil: und Militäror- 
ganifation überzugeben. Doc bei diefer allgemeinen klagenden Empfehlung, welche fiherlich 
feinen Gindrud mehr machte, nachdem die Abgeordneten die Stadt Braunfhmweig im Mücken 
batten, blieb es au, und ver Antrag, in jener Hinficht eine beftimmte Zufiherung für Die 
nächſte Binanzperiode zu fordern, fiel durch, weil er ebenfo ungefchidt eingebracht ald unange: 
meflen und unzeitig vertheibigt wurde. So half man dem Minifterium durch Einwilligung in 
die vorgefchlagenen Deckungsmaßregeln aus einer ohne Zweifel ſchwierigen Lage und erhielt 
dafür eine Erwiderung, worauf fi auch nicht eine Spur von Hoffnung auf fünftige Einfchrän- 
tungen im Staatähaushalte bauen lief. 

Auf diefe Weife wäre der legte Abſchnitt des langen Landtags der unfruchtbarſte, iman- 
genehmfte geweſen, wenn er nicht durch zwei erfreuliche Erfheinungen no eine wohlthuende 
Beleuchtung erhalten Hätte. Das gefahrdrohende Verhältnif der Herzogthümer Schleswig: 
KHolftein und befonders die dänifchen Ertravaganzen über vaffelbe in der Ständeverfammlung 
zu Roeskilde hatten die Aufmerkjamkeit Deutfchlands erregt, und unter den deutſchen Stände: 
verfammlungen war die braunſchweigiſche die erfte, melde die Sache zur Sprache brachte. Der 
Abgeordnete Hollandt forberte zum Ausdrucke bed Vertrauend auf, daß die verbündeten deut- 





9 Die Sache wird damit wahrfcheinlich für immer abgemacht fein und die Ständeverfammlung 
wol nicht wieder auf Die Quadratur des Zirfels zunücfommen. Iſt die Aufgabe in allgemein genügen» 
der MWeife auch unlösbar, fo weiſt fie doch in ihrem häufigen Wiederlehren auf einen unbeflreitbaren 
Mangel unferer jegigen Verhältniffe bin. Die Idee der Fixirung einzelner Ausgabepofitionen im 
Stagatobudget ift eine alte; fie lag, wenn auch noch unflar, dem erſterbenden Steuerbewilligungeredhte 
ber frühern Feudalſtände zu Grunde; fie führte in Braumfchweig unter der vormunbicyaftlichen Regie: 
rung auf die dauernde Normalifirung der Militärbebürfniffe, ein Plan, der auch in der neuern Zeit 
nochmals leife in die Welt geſchoben wurde, aber auf entichiedenen Widerftand ſtieß. Die Feſtſetzung 
von Staatsbedürftiffen durch dauernde Gefege, in weldyer Form fie auch erfolgen möge, iſt und bleibt 
eine inrenftitutionelle Maßregel, * welche das verfaſſungsmäßige Princip ſich für banfrott erflärt 
und feinen eigenen Lebensnern freiwillig bahingibt. Es ift übel genug, wenn unter dem Zwange äuße: 
‚rer Verhältniffe und bei der Kleinheit der Staaten das Steuerbewilligungsrecht nicht zur Reinheit der 
Erſcheinung gelangen fann, allein niemals follten Ständeverfammlungen ihre Hände dazu bieten, dafs 
felbe durch Gelege, die doch auch nur Schutz zu gewähren fcheinen,, wahrend fie das Princip zerſtören, 
freiwillig zu opfern. Das haunoverſche Staatsgrundgefeg wollte eine ähnliche, aber doch im ganzen 
leichter aueführbare und weniger bedenfliche Mapregel in den fogenannten Dienfiregulativen. 
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ſchen Regierungen die Selbflänbigkeit der deutſchen Herzogthümer Schleäwig, Holftein umd 
Lauenburg gegen bänifche Übergriffe zu fihern entjchloflen fein würken, und dieſer Antrag 
wurde ungeachtet des von einigen Seiten verfuchten eifrigen Widerſpruchs gegen eine kaum in 
Betracht fommende Minorität (von im. ganzen vier Stimmen) angenommen. Die zweite jener 
wohltbuenden Erſcheinungen war der Umftand, daß diesmal fogar ein Antrag auf Dffent- 
Uchkeit und Mündlichfeit des Strafverfahrend nicht nur (vom Abgeorbneten Mansfeld) geftellt, 
fondern auch nach erjtattetem Gommijjionsberichte mit einer der Stimmeneinheit nahe fommen 
ten Majorität angenommen wurde. Die Erwiderung der Regierung war zwar für den Augen- 
blid ausweichend: fie babe ſich über die wichtige Frage noch Feine beftimmte Anficht gebildet — 
rielleicht auch bier mehr nur äußern Rüdfichten ald der eigenen Neigung nahgebend — aber 
and nit zurückweiſend, was fie doch jelbft im Fall eines vorhandenen erheblihen Zweifels 
wabrieinlich gewefen wäre. Damit war für die Frage auch in der Öffentlihen Meinung be= 
deutend an Terrain gemonnen. 

So endete der lange Landtag, an deſſen Anfang ih Hoffnungen wie Befürchtungen ver 
verſchiedenſten Art geknüpft hatten, mande Erwartung täufchend, vielen unbefriedigend, viel: 
leicht nur der tiefern Einſicht die Gewißheit gebend, daß doch auch diesmal wenigftend etwas 
für den Fortſchritt gewonnen ſei. K. Steina der. 

Braunfchweig. Verfaſſungsgeſchichte feit 1846. Die Darftellung ver Be; 
gebenbeiten bat nun einen Zeitraum erreicht, in welchem ſchon, erft ſchwächer, dann ftärfer, be- 
deutfame Symtome einer jih im Staatäleben vorbereitenden Krifid an manden Punkten auf: 
tauchten. Während auf der einen Seite die bisherigen Ergebnifle des Repräſentativſyſtems 
nit genügten und manche Klage darüber laut warb, ſchien daſſelbe aufder andern Seite einiger: 
wagen unbequem zu werben, und ſcharfſichtige Volitifer glaubten in dieſer Richtung ſchon „ein 
Aniftern im Gebälk“ manches Verfaſſungsgebäudes zu vernehmen. ' 

Zu Anfang des Jahres 1846 trat nun dieſe Fritifhe Stimmung auch im Herzogthum 
Braunſchweig ziemlich deutlich zu Tage. Auf dem im December 1845 eröffneten Landtage ent= 

\pann fih über das Budget jener Streit zwiſchen ven beiden Bactoren der Geſetzgebung, welcher, 
vorläufgauf eine wohl für beide Theile unberriedigende Weiſe gelöft, den politiſchen Horizont 
des Landes jahrelang ummölfte.!) Jetzt indeflen, nachdem ver Gonfliet längſt friedlich geſchlich⸗ 
tet, nachdem infolge bed inzwiſchen eingetretenen mehrfachen politiichen Umfhwungs jo man- 
bed damals wichtig Echeinende jehr an Werth verloren hat, wird eine gebrängte Überficht der 
Sauptmomente bier vollfommen genügen. 

Jener Landtag, allein zur Feſtſtellung des Budgets berufen, führte gleichwol nicht zu einer 
Einigung über dafjelbe. Die Verhandlungen über dad Deficit hatten wirklich mehr Auffehen er: 
regt, ald die äußere Ruhe ahnen ließ, und von den Wählern war daher der frühere Wahlſpruch 
„Reine Staatövdiener mehr!‘ mit Gonfequenz durchgeführt. : Die Ständeverſammlung erbielt da— 

burd einen fo großen Zuwachs an unabhängigen. Glementen, daß fie mit mehr Selbftvertrauen 
als früher and Werf geben durfte. Lediglich auf die verfaflungsmäßige Mitwirfung bei Belt: 
ſtellung des Etats angewirfen, konnte jie diefem eine. erhöhte Aufmerfjamkeit widmen. Sie 
gelangte bald zu der Überzeugung, daß mehrere Ausgabepofitionen. einer Herabjegung fähig 
feien, und beſchloß mit großer Majorität, eine Ermäßigung verfelben, namentlich des Militär- 
erats, zu beantragen. 

Die Landedregierung aber blieb im weſentlichen bei den urfprünglicen Anforderungen 
fteben und — den Motiven theilweiſe die ſtändiſche Befugniß, in beanſpruchter Maße auf 
die fragliden Anſätze einzuwirken. Dadurch wurden Principienfragen in ben Kreis der Debatten 
gezogen, melde ven Streitpunften eine das materielle Intereffe weit überragende Bedeutung 
gaben. Nah umfaſſenden Verhandlungen beharrten beide Theile in den Kauptpunften bei 
ihren Anſichten. Selbft über die vorgeihlagenen Ausfunftämittel fonnte man ſich nicht einigen, 
indem die Regierung die von den Ständen gewünſchte und in einer jehr loyalen Immediat- 
adreffe erbetene Conferenz zur Verſtändigung, die Ständeverfammlung aber die regierung®- 
ſeitig beantragte Brovocation auf das Bundesſchiedsgericht ablehnte; und in dieſer Lage der Sache 
ward der Landtag verabſchiedet. Tie Ständeverfammlung trennte ſich, nachdem jie im legten 
Augenblice eine auf grundgejeglihe Beftimmungen ?) geftügte Verwahrung dahin ausgeipros 





D ‚Der braunfchweigifd;e Kandtag von 1846‘, von K. Steinader, in Weil’s Gonititutionellen 
Jabrbi bi. 8. | 
—— — find ſolgende: $. 174. Keine Be Steuer fann ausgefchrieben, erhoben 
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chen hatte, dag der Etat, weil berfelbe nicht vereinbart, audy nicht — wie ſonſt herkömmlich — 
durch Aufnahme in ven Landtagsabſchied publicirt werden dürfe. - Die Situmion war num 
allerdings eine ziemlich bedenkliche. Es fehlte für dieſe Finanzperiode an ber verfaffungs- 
mäßigen Grundlage für die Führung des Staatshaushalts, und das Grundgeſetz enthielt für 
den Fall ver Nihteinigung über das Budget feine aushelfende Beftimmung. 

Bald erfchien jedoch das „Finanzgeſetz“ vom 23. Juli 1846. Durch daſſelbe wurden nur 
diejenigen Specinletatd , mit denen die Stände ſich vorläufig einverftanden erklärt hatten, unter 
ihnen alle die Steuern enthaltenden, alfo nur Stüde eined Etats, publicirt und ihre Ausführung 
verfügt. 4 

Durch dieſes Ereigniß ward aber der ſtändiſche Ausihup — grundgeſetzlich verpflichtet, 
zwifchen ven Landtagen dieBerfaflung zu wahren — veranlapt in die Sache einzutreten. In jei- 
ner Mitte war man zwar bald darüber einig, day eine Abweihung von der geſetzlichen Ordnung 
vorliege, aber über die ftaatsrechtliche Beſchaffenheit dieſer Abweihung und über die zu ergrei: 
fenden Mittel gingen die Anfihten audeinander. Einige Mitglieder hielten die Verfaſſung für 
verlegt und den Ausfhuß fir verpflichtet von feinem verfaflungsmäßigen Rechte ver Convo— 
sation der Stände Gebraud zu machen, um möglichſt bald die gejeglihe Oronung: herzuſtellen; 
die andern gingen von mildern Anfichten aus. So fam ed nur zu Majoritätsbefhlüfjen, und 
zwar zu nicht ganz conformen, indem einmal die eine und naher die andere Anſchauung die 
Oberhand gewann. ’ 

Zunähft ward wegen Verlegung ver Berfaffung und mit Hindeutung auf jenes grund⸗ 
gejegliche Mittel ein ziemlich energifcher Einfprud erhoben. Im der durch denjelben veranlaßten 
Gorrejpondenz mit. dem Staatdminifterium machte diejes für das Finanzgeſetz unter anderm 
den Grundfag geltend, „ed künnten Fälle eintreten, zu deren Beurtheilung die Beitimmungen 
der Verfaffung nicht ausreichten,, deren Entſcheidung aber gleihwol durch Höhere Rückſichten 
geboten werde, und folcher Fall jei der vorliegende‘ ; ferner hätten die Stände in ihrem — 
alle die verſchiedenen Erklaͤrungen über jede einzelne Gtatpofition zufammenfaflenden — Haupt= 
freiben über das Budget ihr Einverſtändniß mit den publicirten Specialetats erflärt, alfo 
feien namentlid die darin begriffenen Steuern für bewilligt zu halten. Daneben wurde 
übrigend der der Finanzverwaltung factifch zu Grunde gelegte Voranſchlag mitgetheilt, wei 
er eine Zufammenftellung der Fragmente des Finanzgeſetzes mit den nicht vereinbarten Poſi— 
tionen enthielt. “ 

Der Ausſchuß dagegen hatte ſich bei jeinem Einſpruche auf die einſchlagenden Beftimmun- 
gen des Grundgejeßes 2) berufen. Schließlich indeſſen ſprach verielbe nur feine Überzeugung, 
dad dad Finanzgeſetz über die Grenzen der Verfaſſung hinaudgeführt habe, und feine Anſicht 
aus, daß die nicht vereinbarten Staatsausgaben nicht für juftifieirt zu halten feien, und erklärte 

dabei unter Proteft gegen ven jenfeitig aufgeftellten Grundfag und umter allgemeinem Bor- 
behalte jeiner Befugnifje, daß man „bei vermaliger Lage ver Sache“ von weitern Schritten zur 
Sicherung der ſtändiſchen Rechte für jegt abjtehen wolle. 

Ein in Berfolgung des urfprüngliden Einſpruchs geftellter Antrag auf Gonvocation der 
Stände war, bejonders wol wegen der infolge derfelben zu beſorgenden allgemeinen Auf 
regung, vor jener Schlußerflärung abgelehnt worden. 

So blieb die Diffonanz, mit welcher der Landtag von 1846 ſchloß, vorläufig ſchwebend und 
der Werth ver Verfaffung, beſonders für ſolche Differenzfälle, um fo mehr in Frage geftellt, als 
der ſchließliche Proteſt eigentlich nicht das ganze Verfahren, fondern nur die Rechnungsfrage 
binfichtli der nicht publieirten Etatſtücke zu treffen ſchien. 

Erft das Jahr 1848, das fo manchen polttifchen Miston verftunmen machte, befeitigte 
auch diefen, und ed mag ded Zufammenhangs wegen gleid) der weitere Verlauf hier folgen. 

Schon im April 1848 fam eine ausgleihenvde Regierungspropofition. Dabei warb zu= 
nächſt unter anderm eingeräumt, daß man, ohne die Einwirkung fpäterer außergewöhnlicher 
Greignifle, mit den von den Ständen für den Militäretat bewilligten Summen gereiht Haben 


fich bei feiner Ausübung nicht allein auf die Art und den Betrag der Öffentlichen Abgabe und Leiftung, 
fondern auch auf die Dauer, Erhebungsweife und Verwendung der Steuer, $. 176. Nachdem über diejes 
alles zwifchen der Landesregierung und den Ständen eine Übereinfunft getroffen, wird die verwilli 
Auflage durch ein in gewöhnlicher Weife mit Bezug auf die ſtändiſche Bewilligung zu publicirendes Gefeg 
ausgeichrieben. $. 177. Den Ständen fteht das Recht zu, gemeinfchaftlich mit der Landesregierung der 
Staaishaushaltsetat feitzuitellen. 
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würde. Dann aber erfolgten verfähiedene, früher aus principiellen Gründen nicht gewährte 
Aufklärungem Hierin lag wenigftens einige Genugthuung für die Ständeverfammlung 
und da außerdem der biäherige Finanzminifter, welcher allein das Finanzgefeg contrafignirt, 
und die Minifterialfchreiben in diefer Angelegenheit unterzeichnet hatte, von feinem Amte 
zurüdtrat, die großen Tagesfragen aber ſolche häusliche Zwiftigkeiten in den Hintergrund 
drängten, fo verglih man ſich bald über einen nadträglichen Etat. Daneben ward jedoch auf 
einen befondern Antrag (vom Abgeorbneten Mansfeld) beihloffen, zu erfären, daß durch das 
Verfehten des Binanzminifters, befonderd durd das Finanzgeſetz die Verfaſſung verlegt fei 
und all und jede Zuftänpigfeit in diefer Beziehung gewahrt bleiben folle. Auf dem nächſten 
Sandtage jegte die Verſammlung auf Veranlaflung felbftändiger Anträge (von den Ab— 
geordneten Trieps und Aronheim) zur Unterfuhung der amtlichen Thätigfeit des vormaligen 
Finanzminifterd eine Gommijjion nieder, abftrabirte jedoch auf Bericht derſelben fpäter von 
jedem mweitern Verfahren. 

Mit dem Frühjahr 1848 brad nun auch für den Rechtszuſtand des Herzogthums Braun: 

ſchweig eine neue Ara an. Die Aufregung, befonders in der Hauptftadt, war zeitweilig be= 
deutend genug. Doch blieb diefelbe in ihrer Kundgebung wejentlih auf Wort und Schrift be- 
Ihränft. Man redete und debattirte lebhaft in Volksverſammlungen, in der Provinz wol auch 
mit etwas röthlichem Anftrih, man entfandte Deputationen mit Adreffen, hielt Umzüge mit 
ſhwarzrothgoldenen Fahnen; aber — abgeſehen von einigen lofalen Exceffen gegen Gommunal: 
beamte — ift von eigentlihen Nubeftörungen keine Erinnerung geblieben. Die verfchiedenen 
Elemente der erft etwas chaotiſch fluctwirenden öffentlichen Meinung lagerten fi bald ab, ge: 
jondert in zwei Vereine, den vaterländifchen und den entfchiedenern Volksverein. Auch die 
Regierung, an deren Spige nach dem Nücktritt des Grafen von Veltheim der Freiherr von 
Shleinig ftand, zögerte nicht, in die Zeitrihtung einzulenfen und folgte fortan im allge: 
meinen den befannten Wendungen verfelben. Diefe Richtung war jegt deutſch, einheitlich 
deutih, etwas nad Preußen gekehrt; und nirgends mol offenbarte fih eine unbedingte Hin: 
gebung für die Idee eines großen einigen Vaterlandes beftinnmter und nachhaltiger als bier, 
auf dem Throne wie in allen Schichten ver Bevölkerung. Das erfte Zeichen eines die Gefep- 
gebung nun durchwehenden neuen Geiftes war ein dem Bundesbejhluffe vom 3. März ent: 
ſprechendes proviforifcyes Preßgefeg, unter Zuftimmung des ftändifchen Ausſchuſſes erlaflen. 
Diefer wählte dann, aufgefordert von der Landesregierung, Vertrauensmänner zur Theilnahme 
an ber Revifion der Bundedacte (den Abgeordneten von Gramm:Sambbleben) und an der erjten 
Nationalverfammlung (die Abgeorpneten Trieps und Hollandt). Gleichzeitig ward inder Haupt: 
ſtadt eine Volkswehr gebildet und zur Berathung der Tagesfragen ein außerordentliher Landtag 
berufen. Die Thronrede bei deffen Eröffnung verhieß unter anderm fofortige Verleihung der 
wichtigſten politifchen Rechte, mahnte zur Ginigfeit, forderte auf, den großen Beftrebungen für 
die Freiheit, Einheit und Unabhängigkeit Deutfchlands alle Kräfte zu weihen, und ſprach den 
Entfhluß aus, „den deutihen Brüdern in Holftein‘ militärifche Hülfe zu gewähren. 

Zum Präfidenten wählte die Kammer deu Kaufmann Heinrid Graſſau, Vorſitzenden der 
Stadtverorpneten in Braunſchweig, zum Bicepräfidenten einen der Deputirten zum Bor: 
parlament (Hollandt), beide langjährige Mitgliever der ſtändiſchen Oppofition. 

Iener Berheigung in der Thronrede gemäß und theilweije auf directe oder indirecte Ber: 
anlafjung jelbftändiger Anträge*), ward dann, ohne parlamentarifche Kämpfe, in einer Reihe 
von Geſeden die Offentlichkeit der ſtändiſchen und der Stadtverordnetenverhandlungen, Offent- 
lichkeit und Mündlichfeit der Nechtöpflege mit Geſchworenengerichten in Straffaden, das Ber: 
einigungsredt, die Freiheit der Preffe und des Buchhandels (diefe definitiv) janctionirt, das 

bisher jehr beſchrãnkte ſtändiſche Necht der Annahme von Bittfhriften erheblich erweitert, die aus 
dem Glaubensbefenntniffe entſtehenden Rechtsungleichheiten und dad Verbot ber Ehen zwiſchen 
Chriſten und Juden aufgehoben. Eine allgemeine Landesbewaffnung warb verfügt und pro: 
viſoriſch gefeglih organiſirt (Hollandt). Daneben fanden aber auch die materiellen Interefjen 
Berückſichtigung. Aus einer Staatökaffe follten Darlehne zur Beförderung ded Handeld und 
Sewerbes gewährt werben; um ven ohne Unterlaß erhobenen Klagen , beſonders ärmerer Dorf: 
gemeinden, über die VBerwüftung der Fluren dur das Wild ein Ende zu machen (Stolle), 
wurde dad Jagdrecht auf fremden Boden gegen mäßige Entfhädigung aufgehoben; ed warb 





4) Die Ramen der Antragfteller werben in Parenthefen eingefchaltet werben. 
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eine Vereinbarung über pachtweiſe überlaſſung von Dominiallandereien an Grundbeſitzloſe 
getroffen (Roſenthal), auch ſofort mehr als 1100 Morgen im einzelnen rer 

Zur Nationalverfammlung in Franffurt wurden in vorſchriftmäßiger Weife vier Ab: 
geordnete gewählt, dann aber alle Erlaffe der Neihögewalt unter Anerkennung ihrer gejep: 
lichen Geltung pünftlidy in Ausführung gebradt. Mehrere Anträge der Ständeverfammlung 
harafterijirten bie in dieſer Hinſicht herrihende Stimmung. 

Das Gerücht, dap die vom Reihsminifterium angeordnete Huldigung durd das Militär 
bier beanjtandet werde, rief eine jo große Aufregung hervor, daß deshalb eine bejondere ftänpi- 
he Sigung am 4. Juli gehalten ward. In diefer beſchloß die Verſammlung auf Antrag 
des Abgeordneten von Campe einftimmig, bei herzogliher Landesregierung zu beantragen, 
„daß jene öffentliche feierliche Anerkennung des Reichsverweſers in Bezug auf die von biefem 
nad dem Reichdgejege vom 28. Juni 1848 übernommene Oberleitung der deutſchen bewaffneten 
Macht am 6. Juli allhier zur Ausführung komme”. Inzwiſchen war, einer Minifterial- 
mittheilung zufolge, die Huldigung bereits verfügt und ging amı beftimmten Tage vor ji. 

Ebenſo ward auf die Nachricht vom Malmöer Warfenftillftande ein gegen vie Ratification 
deſſelben gerichteter Antrag (von Gramm: Sambleben) einftimmig angenommen. 

ee fonftige Anträge, unter andern auf eine freiiinnige Gommunalorpnung (Trieps), 
auf Anderung mehrerer nicht mehr zeitgemäß erſcheinenden Beitimmungen des Griminalgejeg- 
buchs (Hollandt), auf Beeidigung des Militärs auf die Verfaflung (von Gramm = Sambleben), 
bezeichnen den vorwärts ftrebenven Geift der Berfannmlung. Erſterm Antrage warb auf dem 
nächſten Landtage entſprochen, legtere beide gingen fpäter im Strome der Zeit, da derjelbe jeine 
Richtung geändert hatte, unter. 

Schließlich kam noch die Umgeftaltung der Landesvertretung zur Berathung. Die Landes— 
regierung hatte urfprünglich eine definitive Gejeggebung darüber, bafirt auf das Princip zur 
Hälfte freier, aber indirecter Wahlen, proponirt. Die ſtändiſche Commiſſion und nad ihr Die 
Verfammlung gaben jedoch den directen Wahlen den Vorzug, und fo fam man dahin überein, 
daß ein eigener conftituirender Landtag, übrigens auch für die laufenden Geſchäfte, berufen und 
für jegt nur ein proviforifches Gefeg für die Wahlen zu vemjelben erlaffen werden follte. Dieſes 
Geſetz erhöhte die Zahl der Abgeordneten von 48 auf 54. Zur Wahl derjelben bildeten, Die 
12 Städte 10, die Landgemeinden (in den 23 Aemtern) aber 18 Bezirke, von denen jeder Der 
beiden Fleinften ländlihen aus lofalen Nüdjihten nur einen, jeder der übrigen aber zwei Ab: 
georpnete zu wählen hatte. In jedem Bezirke ward Gin Abgeoroneter gewählt durch freie 
Wahl von ſämmtlichen Stimmberecdptigten, zu denen jeder unbejholtene, fünfundzwanzigjäh— 
tige, jonft dispofitionsfähige und nicht aus Armenanftalten unterfügte männliche Landes- 
einwohner gehörte. Der zweite Abgeordnete in ven 26 größeren Bezirken wurde aber gemäßlt 
von den Höchſtbeſteuerten (ein Zehntel der Bevölkerung jeded Bezirks), und zwar aus ſämmt— 
lien, ähnlich wie die frei Wählenden qualificirten Landedeinwohnern. Zugleih wurden mehrere 
frühere Beihränfungen, 3. B. die Nothwendigkeit des Urlaubs für gewählte Beamte, aufgehoben. 

Am 8. Sept. 1848, gerade 18 Jahre nadı der Entfernung des Herzogs Karl, ward dieſer 
in jeder Beziehung außerordentliche Landtag verabſchiedet. Es war gelungen, allein im Wege 
der Reform für die Verwirklihung der Idee des Rechtsſtaats in wenigen Monaten mehr zu 
thun, als in den feit der neuen Verfaſſung verfloffenen 16 Jahren hatte erjtrebt werden können 
und dürfen. Mande früher in das Gebiet der Unmöglichkeiten verwiejene freijinnige Inſtitu— 
tion war jegt wie durch Zauber in geſetzliche Wirkjamkeit getreten oder doch in ihren Orund- 
lagen jiher geftellt; das neue Gejeg über die Zufammenfegung der Abgeorpneten des Landes 
aber vermwifchte jede Spur der alten Feudalſtände. Dem nächſten Landtage blieb nun noch Die 
große Aufgabe, die gegebenen Grundzüge weiter zu entfalten, das Werf durch zweckmäßige 
Ausfüllung ver nody vorhandenen Rüden und durch eine, gerechten Erwartungen entſprechende, 
definitive Reconftituirung der Landesvertretung zu Erönen. 

Wie diefe Aufgabe gelöft wurbe , wird hier bei der großen Maſſe des Materiald nur durch 
Hervorhebung der allgemeinen und der, in Bezug auf die Haltung der neuen Landeöverjamm: 
lung, auf die Entwidelung ver jegigen politiihen Zuftände im Lande, namentlih in Bezug 
auf die verſchiedenen fait ganz neu geichaffenen oder umgebilveten Organe der Staatögewalt, 
weſentlich und harafteriftifch eriheinenden Momente kurz angebeutet werden. 

Der neue Landtag ward am 18. Dec. 1848 eröffnet, Die Ihronrede, ernfter, gemeſ— 
jener, mehr lapidariſch gehalten ald die vom Frühlingslandtage, ſtimmte doch in Sinn und 
Weſen mit diefer überein. Gine geregelte freie Gntwidelung und das fortichreitende Gedei— 
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ben der Wohlfahrt aller ward ald das Ziel der Beftrebungen bezeichnet, daneben aber aud 
die Erwartung ausgefprohen, „daß die Befchlüffe dieſer Verfammlung wohlerworbene 
Rechte und verfaflungsmäßige oder gefeglich beftehende Vorſchriften gewiſſenhaft achten wür⸗ 
den“. Jeder mit den Verhältniſſen und VPerſönlichkeiten einigermaßen Vertraute mußte in- 
deſſen auf den erfien Blick erkennen, daß in biefer Berjammlung, obgleid) fie der Mehrzahl 
nad auf breiteſter Grundlage” gewählt worden, doch das eonjtirutionell = confervative Ele: 
ment das überwiegende und fo jede über das Nefultat der freien Wahlen etwa bier und da ge: 
begte Beſorgniß gehoben fei. 

Die VPhyſiognomie der Berfammlung war eine ganz anderegeworden. Ziemlich alle Stände 
und Bildungsſtufen fanden fid) in derfelben vertreten, am zahlreichften der Beamtenftand une 
der ländlihe Grundbefig. Der frühern Ritterfhaft gehörten nur zwei Mitglieder an, freilich 
bervorragende Verſönlichkeiten. Berner waren die Keiter der frühern Dppoſition wiederge: 
wählt, umd unter den Neueintretenden ſah man auch die Führer der Volkspartei in der Haupt: 
Habt (Aronheim, Lucius). 

Das Praſidium ward dem Landdroſt von Cramm-Sambleben, einem durch jein entfchie- 
denes Auftreten dem Herzoge Karl gegenüber und feine auf dem erften Landtage von 1833 be- 
urfundere freifinnige Richtung befannten,, durch glänzende parlamentarijche Eigenſchaften aus: 
zezeichneten, allgemein geachteten Manne übertragen, und neben dem wiebergewäbhlten Vice: 
präidenten wählte man, weil derjelbe vamald noch Mitglied der Reichsverſammlung, ausnahm: 
weiſe einen zweiten in der Perſon des frühern Präfiventen (H. Graffau). 

Diele Wahlen, einftimmig und fofort beftätigt, berechtigten, in Verbindung mit den bereits 
erfolgten umfaflenden Gejegeövorlagen, wol zu der Annahme, daß man alljeitig noch den ernten 
Billen habe, auf der Bahn der Neform, den dermaligen Anforderungen entipredhend, vorzu⸗ 
eben, daß noch zwiſchen Regierung und Landesvertretung, ſowie im Innern dieſer völlige 
Gmigkeit beſtehe. Diefe erhielt ſich in erfterer Beziehung, oft durch gegenfeitiges Nachgeben 
on ſeiten der Landesregierung oder der Majorität der Kammern genährt, bie zum Scluffe 
dei Tanttagd. Im Innern der Berfammlung dagegen zeigte ſich bald nad) dem Beginn der 
eigentlien Blenarverhandlungen im April 1849 eine förmliche Spaltung in zwei Parteien. 
Nachher jonderte ſich aus beiden noch eine Mittelpartei ab, deren Kern und Schwerpunkt die 
Gommifjien für die Juftizreformen bildete.) Im der Regel zog diefelbe die rechte Seite zu ſich 
berüber, mit welcher fie Daher eigentlih nur eine, durd ihr numerijches Übergewidt die Ab: 
kimmungen beherrſchende Gejammtpartei bildete. Extreme Richtungen offenbarten fid) übri— 
gens fo wenig in dieſer wie in der durch Übertritt zur Mittelpartei erheblich verminderten Kin: 
ten. Verglichen mit den Barteien in der Paulskirche ging die Nechte nicht über das „Caſino“, die 
rinke niht über ven „Würtemberger Hof“ hinaus. Beide wollten ven Fortſchritt, aber die eine 
weniger unbedingt als die andere. Dieſe, die entſchiedenere, war infofern conſervativer, ale fie 
feſter hielt am den „ Errungenfchaften von 1848”. Jene, die Gejanmtpartei, wurde nad und 
nah immer confervativer im eigentlihen Sinne. E3 darafterijirte dieſe überhaupt ein mehr 
oder weniger enges Anſchließen an das Minifterium und mit diefen an die nad und nad) ſich 
ändernde Zeitrihtung. 

Einen ernftern Kampf zwijchen beiden führte erſt fpäter die deutſche Frage herbei. An: 
fanglich hielt gerade diefe die widerſtrebenden Elemente zufammen ; ja es beftand für die Einheit 
Deutſchlands ein wahrer Enthuſiasmus, der ſich immer mehr fteigerte, jelbft dann noch, als die 
Ausfät auf Grreihung des Ziels immer nebelhafter wurde. Schon im December 1848 ſprach die 
Rammer fih in Bezug auf die Oberhauptäfrage für die erbliche Monarchie und Erweiterung 
der preußiichen zur deutichen Krone und für die Förderung der darauf abzielenden Wünſche ab⸗ 
ſeiten der Landesregierung, in einem Vertrauensvotum zu Protokoll aus (Schmid). Nach 
der Kaiſerwahl trafen, ſchon vor der franffurter Deputation, Mitglieder des Ausſchuſſes in 
Berlin ein, um für die Annahme der Krone zu wirken. Ginzelnen von ihnen ward ein wenig: 
fen officiöfer Empfang zu Theil. Auf die preußiſche Eircularnote vom 3. April war die 
andeöregierung der am 14. April von 28 deutichen Staaten für die Reichsverfaſſung urfund: 
hd abgegebenen Grflärung ſchon beigetreten, als die Plenarjigungen der Kammer wieder bes 
gannen, Nun bäuften und verftärften ji Die Anträge immer mehr, je kälter man in Berlin 





5) Diefes geſchah, nachdem an die Stelle des ausgefchiedenen Praͤſidenten der Procurator Schaper, 
eher Mitalieb der linken Seite, gewählt war. 5. 
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ward. Nachdem die Neihöverfaffung ald ohne weiteres zu Recht beftehend anerkannt (Runder) 
und in dieſem Sinne ein fämmtliche Erlaſſe ver Reichsgewalten umfaſſendes Gefeg erlaſſen war, 
fette die Kammer eine eigene Gommilfion für Mittel und Wege in ber deutſchen Sache nieder 
(Aronheim). Auf deren Vorſchlag (Trieps) folgten Erklärungen und Anträge, deren mehr 
ald warme Faſſung Zeugnip dafür gab, wie laut damals an diefer Stelle des deutſchen Vater: 
landes die Stimme des Gefühld für daſſelbe jih erhob. „Ihre Commiſſion weiß”, fagt der Be: 
richt vom 27. April, „daß Sie, ald Sie einflimmig die deutſche Verfaffung für gültig und zu 
Recht beftändig erklärten, ſich nicht einer augenblidlihen Wallung überließen, fondern daß Sie 
fi mit klarem, ruhigem Bewußtſein gejagt haben: «Der Weg, auf den die von den deutſchen 
Volksſtämmen erjehnte, von den Fürften und Regierungen vielfach verheißene Einheit und 
Macht des Vaterlandes angebahnt ift, joll mit unferm Willen nicht wieder verlaffen werben.» 
u... Laffen Sie und hier im Angefichte ded Landes unfer Männerwort abgeben, daß wir 
die begründete deutſche Einheit mit aller Kraft fügen und fördern, ihr Gut und Blut zum 
Opfer bringen wollen, fo oft die Gentralgewalten gebieten...... Mag die Berfaflung Mängel 
haben, fie ift Bleifh von unferm Fleiſche, Blut von unferm Blute....... Mögen klügelnde 
Geifter etwas viel Schöneres erfinnen, wir ſprechen breift und mit Recht der von unferer Na: 
tionalverfannlung geihaffenen Verfaffung das fouveräne Net, dad Recht der Erftgeburt zu, 
und wollen ihr und ihr allein ven vollen Enthuſiasmus unferd Gehorſams zollen.“ 

Die Verfammlung machte durch feierliche einhellige Zuftimmung diefe Erklärung zu der 
ihrigen und ließ Taufende von geprudten Eremplaren jenes Berichts durch Die Abgeoroneten 
im Lande vertheilen. Diefe Richtung verfolgte nachher noch mande Interpellation, mander 
Antrag, unter andern auf fchleunigfte Organiſation ſämmtlicher Volkswehren im Lande, Aus: 
rüftung des erften Aufgebotö auch nit Kanonen, auf Mittheilung an die Gentralgewalt, daß die 
Streitfräfte des Landes zur Aufrechterhaltung und Durdführung der Reichsverfaffung bereit 
jeien; — und dies alles geihah, nachdem mehrere Wochen vorher die dem Könige von Preu: 
Ben dargebotene deutiche Krone abgelehnt war! Seit diefen Anträgen aber näherte Deutſch— 
lands Geſtirn ih immer mehr dem Untergange. So mag auch bier jenem Auffhwunge erft 
eine ängftliche Envartung, dann, wenn auch nicht überall, eine natürliche Abfpannung gefolgt 
fein, bis die Nachrichten über das Dreifönigsbündnig — wenigftens in den Kreiſen, welche ſich 
nachher ver preußifch = veutfchen Partei zumwendeten — neue Hoffnungen, neues Leben erwedten 
und nah und nad zu demjenigen Vertrauen und Bewußtfein befonderer Thatkraft führten, 
welches überhaupt jene geadhtete und gewiß wohlmeinende Partei charakterifirte. In andern 
Kreifen nahm man jene Nachrichten mit mehr oder weniger Mistrauen auf, natürlid da am 
meiften, wo man nod) beharrlich, wenn auch nachgerade nur ideell, an der Reihsverfaffung feft: 
hielt. Die jhon in Gotha faum noch zu verfennenden Schwierigkeiten, welche auch dem fefteften 
auf die Gründung eines deutſchen Bundesftaatd gerichteten Willen in Preußen felbft ent- 
gegentraten, ließen ſich allmählich immer deutlicher wahrnehmen. Die Abneigung Hannovers 
gegen jede Befhränfung der ftaatlihen Selbſtändigkeit war aber allbefannt, beſonders hier, wo 
die bei den Verhandlungen über den Mitanjhluß an ven Zollverein gemachten Erfahrungen 
no in frifcher Erinnerung waren. Ziemlich deutliche, angeblich officielle Außerungen, welche 
von dort fhon vor der gothaer Verſammlung ihren Weg hierher gefunden hatten, ließen zudem 
ahnen, daß der Nücktritt vom Bündniffe für Hannover in irgendeiner Weife offen gehalten fei. 
Eine Vermuthung, welche ſpäter noch verftärft wurde durch die ohne officiellen Widerſpruch in 
mehreren Blättern veröffentlichten Protefte, laut welder von hannoverſcher und von ſächſiſcher 
Seite jener Rücktritt für ven Fall vorbehalten war, daß nur ein nord= oder mitteldeutfcher Bund 
möglich erſcheinen follte. Diefer Hall lag aber eigentlich jegt, da auf die ſüddeutſchen König: 
reiche nicht zu rechnen ftand, Ihon vor, Das Programm der Gothaer Partei hatte in diejen 
Kreifen auch eben feinen Anklang gefunden. Man hielt ed wenigftens für politiſch nicht un: 
bedenklich, daß die Partei, deren Beftimmung ed war, den Kryftallifationdfern für den deutſchen 
Conſtitutionalismus zu bilden, in Bezug auf eine Hauptgrundlage deſſelben, das Wahlgefeg, 
in ihrem Brogramm von vornherein fo ftarfe Conceſſionen machte, daß die Reaction leicht 
in Berfuhung kommen fonnte, die dadurch bekundete Hingebung für ein großes Ziel auf immer 
fhwerere Proben zu ftellen. 

Man bezweifelte vaher auf viefer Seite theild die Lebensfähigkeit des Bündniffes in feinem 
ganzen Umfange, theild beforgte man von einem undollfommenen Bundeöverhältnig ohne 
Hannover erhebliche Nachtheile für dad Herzogthum, und hielt daher für das allein Richtige, ſich 
vorläufig auf das Abwarten zu bejchränfen. 
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Während in diefer Weiſe die Öffentliche Meinung noch ſchwankte, war die Regierung, zum 
Beitritt aufgefordert, darüber durd ihren Bevollmächtigten mit dem Verwaltungsrathe in Ber: 
iin in Unterbandlung getreten, und dag fpäter ven Ständen vorgelegte Gonferenzprotofoll vom 
97. Mai liefert den Beweis, mit wie großer Vorficht dies geſchah. Durch dieffeitige Anfragen 
erhielt mander zweifelhaft erfheinende Punkt, foweit ſolches bei diplomatischen Verhandlungen 
überhaupt möglich, Aufklärung. So ward unter anderm auf ſolche Veranlaffung allſeitig, na= 
mentlid son hannoverſcher und ſächſiſcher Seite, anerkannt, daß dev Abſchluß die contrabirenden 
und britretenden Regierungen zum unverbrüdlichen Fefthalten an dem Inhalte des Verfaffungs- 
enhwurfd verpflichtet habe und verpflichte, ſodaß Anderungen nur mit Zuftimmung aller Re: 
gierungen zuläfftg feien. Ferner war die Frage erhoben, ob e8 nicht vorzuziehen fei, von ben 
beiden zur definitiven Feftitellung jenes Entwurfs offen ſtehenden Wegen — durch einen Reiche: 
tag oder durch Zuftimmung der Volförepräfentationen der einzelnen Staaten — den legtern zu 
mählen, va fich Derfelbe als ver kürzere und einfachere empfehle, auch, wegen Unzuläffigkeit von 
Anderungen, mehr Sicherheit für die Grreihung einer Einigung gewähre. Der Verwaltungs: 
rath harte aber erflärt, beim Reichstage beharren zu müſſen! So legte das Minifterium den 
Pündnigeertrag von 26. Mat mit den darauf bezüglihen Actenftüden am 3. Aug. der Kam— 
merzor. Die Zuftimmung zum Gintritt in das Bündniß wurde, unter Hinweiſung unter an- 
derm darauf, daß an eine Durchführung der Reichsverfaſſung jegt nicht mehr zu denken, deshalb 
die Greirung einer fräftigen Gentralgewalt für die Fleinern Staaten zur dringenden Noth— 
wenbigfeit geworden fei, der urkundliche Abſchluß des Bündniſſes aber unverbrüchlich feſtſtehe, 
ait Wärme empfoblen. 

In der Kammer waren nun, wie die allgemeine Stimmung erwarten ließ, die Anfichten ge: 
teilt. Schon in der Gommiltton trat eine Minorität (3 gegen 4) der Propofition mit Ent: 
ibiebenbeit entgegen. Sie ftellte zumäcft das formelle Bedenken in ven Vorgrund, daß nad 
ihrer Anfibt die Kanımer, nah der am 27. April für die Neihöverfaffung abgegebenen feier: 
hen Erflärung, fi nit in der Lage befinde, freiwillig davon abzugeben und in anderer 
Ritung zu erperimentiren ; und gab zu erwägen, ob eö nicht, im Balle einer jegt noch nicht vor: 
liegenden Nerbwendigkeit, im Intereffe ded Berufs und Anſehens der Abgeorpnretenverfammlung 
geratben erſcheine, lieber zu dem parlanıentarifchen Mittel der Selbftauflöfung durch Nieder: 
legung der Mandate zu jehreiten. Von der andern Seite bielt man das für die Reichsver— 
faffung eingefegte Wort für gelöft, da die Verfammlung daſſelbe geiprochen in der jegt leider 
nit eingetretenen Vorausſetzung, daß die Gentralgewalten ihr Werk jchügen würden. Im 
übrigen wurden in den Berichten und Öffentlihen Verhandlungen die ſchon angedeuteten,, meift 
auch in mweitern Kreifen für und wider ausgeſprochenen Anſichten geltend gemacht. Sie laffen 
ib furz etwa jo zufammenfaffen. Die Majorität hielt die Reichsverfaſſung für unmöglich, 
den nach ihrer Meinung dadurch nothwendig gewordenen neuen Weg aber nach den vorliegen= 
ren Actenſtücken — und da insbeſondere Die officiell nicht befannt gewordenen Proteſte ald nicht 
sorbanden erichienen — für vollkommen fiher angebahnt. Die Minorität dagegen hielt von 
ihrem Stanppunfte aus die Gründung einer deutihen Einheit auf dem Wege des Bünpniffes 
für unmöglic, wollte die Reihsverfaflung aud formell nicht aufgeben, namentlich nicht Für daß, 
waste nur fürein Luftbild bielt, und beſaß nicht Opfermuth, nit Phantafie genug, um ich even— 
tuell für ein Preußen „mit vielen over mit wenigen’, wie man ſpäter jagte, begeiftern zu können. 
Schliehlich erklärten fih 31 Stimmen für die Propofition. Nach verMeinung der Minverbeit lag 
hierin eine Ablehnung, ba durch die Annahme der Propofition die Landesverfaſſung unmittelbar 
oder doch mittelbar geändert werde und jede jolde Abänderung zu ihrer Gültigkeit grundgeſetz— 
lich erforderte, daß fich zwei Drittel der ſämmtlichen Abgeordneten, alſo 36, dafür erflärten, Die 
Mebrheit verwarf aber diefe Anfiht. Die zwiihen den Parteien fhon vorhandene Spaltung 
ward beionders hierdurch noch vergrößert. Mehrere ver Überſtimmten traten aus, und während 
der fofort auf den Beſchluß folgenden längern Vertagung feblte die Gelegenheit zu Ausglei: 
hungs- oder doch Annäherungsverfuhen. DVielleiht wäre die Trennung vermieden worden, 
wenn die Sache auf der einen Seite mit nicht fo großer Eile, auf der andern mit weniger Auf: 
regung fich Hätte betreiben laffen. Indeffen, wenn man die ganze Situation von allen Seiten 
ind Auge faßt, fo wird man dort dem an ſich nicht unberehtigten Wunfche, irgendein, vielleicht 
im Augenblicke fhon in die Berne gerücktes Ziel zu erreichen, hier aber vem Unmuthe über die 
Berriteiung fo großer, ſchon für verwirklicht gehaltener Hoffnungen gewiß billige Rechnung 
tragen. Während übrigens ver baldige offene Rücktritt der kleinern Künigreihe und der 
traurige Ausgang des Erfurter Reichstags die Vorherfagungen der Örgner derlinion beftätigte, 
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läßt ſich auch deren Freunden — abgefeben von der Frage, ob in dieſer Beriode das Vertrauen 
zum conftitutionellen Wefen überhaupt gefördert oder gemindert worden — ein Berbienft nicht 
abſprechen, nämlih, daß eben ihre Beftrebungen den unmwiberlegbaren Beweis der Unmöglich- 
keit einer anderweiten Einheit nach dem Fehlſchlagen der Frankfurter Neihöverfaflung geführ: 
aben. 
’ In den ziemlich ruhig gehaltenen fernern Debatten der Kammer läßt fi indeflen jene 
Misftimmung in ihrem Innern kaum erkennen, indem die Majorität ihre Herrſchaft nicht ge: 
rade misbraucht und die bid gegen den Schluß des Landtags hin in Zahl und Richtung unver: 
ändert gebliebene Minorität fi auf das ihr Erreihbare und beim Diffens in der Regel auf Die 
Ausführung der Gründe ihrer Abſtimmung befhränft hat. So namentlih in Bezug auf Die 
fernern deutfhen Fragen. Von diefen mögen bier nur zwei bejonderd hervorragende Ge: 
genftände, die Militärconvention mit Preußen und die Aufhebung der Grundrechte, kurz be- 
rührt werben. 

Die herzogliche Regierung hatte zu einer Zeit, ald bereitd von hannoverſcher Seite Die We: 
ſchickung ded erfurter Uniondtags verweigert worden war, ſich veranlaßt gefunden, eine Con: 
vention über ven Anfchluß des hiefigen Truppencorps an die preußifhe Armee abzuſchließen 
und die fländifche Zuftimmung unter Hinweifung auf die immermehr fi fleigernden Wer: 
wicelungen beantragt. 

Die diffentirende Minorität ftügte ſich vorzugsweiſe auf den mit Hannover über das Wer: 
bältniß der beiverfeitigen, nah der Wundesmilitärverfaflung dem 10. Armecorps ange- 
hörenden Gontigente im Jahre 1843 abgeihloffenen Vertrag, welder, ungeachtet feines for: 
mellen Vorbehalts in der Convention, nad) deren Ausführung doch ernftlihe Gonflicte für das 
Land herbeiführen fönne; weshalb die Vorſicht rathe, den Abſchluß oder doch die Ausführung 
zu verjhieben, bis man die noch ſehr zweifelhaften NRefultate des Uniondtags fenne. Mad 
dem genehmigenden Majoritätöbefchluffe trat die Convention dann raſch ind Keben, und Da: 
berzogliche Militär ftand bis zu der friedlichen Aufhebung derfelben unter dem Föniglih preu gi: 
fhen Diviſionscommando in Magdeburg. 

Nah Wiederherftellung des Bundestags ſchlug auch hier die legte Stunde für die „Grund: 
rechte des deutſchen Volks“. Doc; wählte man für die Aufhebung eine möglichft milde Form 
indem man dabei ausdrücklich das gefegliche Fortbeſtehen nicht nur der fhon in fpecielle Karıves 
gefege aufgenommenen Beftimmungen des Reichsgeſetzes, fondern auch mehrere einzelne Grump 
trete, z. B. die Aufhebung der Standesvorrechte, die Entihädigungsanfprüdhe wegen wider. 
rechtlicher oder zu langer Haft, die Freiheit der Aeußerung der Meinung in Wort, Schrift 
Drud u. ſ. w. fanctionirte. 

Während nun alle die bisjegt berührten Verhandlungen der Landesverfanmlung nur zu 
mehr oder weniger ephemeren Rejultaten führten, durfte man die Ergebniffe ihrer übriger 
wahrhaft großartigen Thätigkeit im allgemeinen als für längere Zeit feft begründet anjeben. 

In 74 zum Theil ſehr umfangreihen Gefegen und einer Reibe befonderer Bereinbarunger 
wurden unter andern das gefammte Juftizweien, die Advocatur und das Notariat, die Berhätt: 
niffe von Kirche und Schule, die innere Verwaltung, das Gemeindeweſen und die Wehr— 
verfalfung neu geftaltet, ver Lehnsverband und die Kamilienfiveicommiffe aufgehoben und der 
Eleinere ländliche Grundbeſitz durch Abolirung dev Benätigung der Vorträge über bäuerlich: 
Grundſtücke von feiner bisherigen Bevormundung gänzlich befreit; dann wurde der Poltverfep: 
mit den übrigen Staaten bes deutſch-öſterreichiſchen Poftvereind, infolge des Anfchluffes ar 
diefen, gefeglich georpnet, ein ſehr umfaflendes Geſetz über Entwäflerung der Orundftüde, ein an: 
deres über die Erhaltung der öffentlichen Flüffe u. ſ. w. erlaffen. Berner wurde eine neue Orp- 
nung bed directen Steuerwefens (Örundfteuer, vielleicht au Ginfommenfteuer) angebahnt, Die 
Feftftellung von Normaigehalten vereinbart, die Reviſion der feit vier Kandtagen nicht nach: 
geiehenen Staatöfafjen = und Eifenbahnbaurehnungen erledigt, und außer den Gtatd mehrere 
erhebliche Summen zur Deckung der außergewöhnlichen Bedürfniſſe der legten Jahre und zur 
Hebung induftrieller Staatdanftalten, befonvers der Eifenbabnen bewilligt. 

Bei den Juftizreformen ift das bereitö gejeglich Feftgeftellte Princip der Öffentlichkeit un 
Mündlichfeit mit Staatdanwaltichaft, Gefhtworenen u. |. w., an die vorhandenen Mufter ih an- 
ſchließend, in einer ven Verhältniffen des Landes angemeflenen Weife mit Geift und großer Um— 
ſicht durchgeführt. Bon dem was eigenthümlich oder fonft bemerfenswerth erfcheinen möchte, einige 
Beifpiele. Gänzliche Trennung und Nnabhängigfeit ver Jufliz von der Verwaltung. Die Richter 
unabjegbar und unveriegbar, außer infolge gerichtlichen Urtheild oder Beſchluſſes. Ginzelrichter 
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(Amis, Stadtge richte) für die geringern Straf- und Civilſachen, für die Executionsinſtanz in 
legtern, für Vormundſchaften, freimillige Gerichtsbarkeit u. ſ. w.; fonft Richtercollegien (Kreis: 
gerichte Obergericht, Gaffationshof). Für Handelsfachen in der Hauptſtadt ein Handelägericht, 
zum Ibeil aus dem Handelsſtande, auf Wahl deffelben befegt. Für Competenzconflicte zwiſchen 
Bermaltung und Juftiz — bisher dur eine Minifterialcommiffion entſchieden — ein befon- 
derer Gerichtshof (zwei Richter, zwei Verwaltungsbeamte und der Oberflaatsanmwalt). In 
Straffaden Anklageproceß mit möglichiten Garantien für den Angeflagten. Schmur: 
gerihtäböfe für alle ſchwerern, alle politifchen und von Amts wegen zu verfolgenden, durch 
die Prefie begangenen Verbrehen. Stimmeneinhelligkeit der 12 Gefchworenen. Gegen 
Gaderfenntnifie keine Berufung, nur Nichtigkeitsbeſchwerde (wegen Formfehler und Verlegung 
son Strafgejegen) und Wievereinjegung (gegen Grfenntniffe auf falfhe Zeugniffe oder Ur: 
funden u. ſ. w.). Der Civilproceß weientlih mündlih (Schriften nur für Ihatfächliches in grö- 
dern Sachen), einfach und kurz, namentlih aud das Goncurdverfahren; nur zwei Inftanzen; 
die Berufung, nicht nach dem Werthe beihränft, von den Amts: an die Kreiögerichte, von diefen 
und dem Handelsgericht, an das Obergericht ; Caſſation nur gegen Grfenntniffe legter Inftanz. 
Sportelläge für das ganze Verfahren. 

Der Advocatenftand ward im allgemeinen durch die neue Juftizorganifation, beſonders 
aber durch die Apvocatenordnung und Greirung einer Advocatenkammer mit Disciplinar: 
gewalt, in die ihm gebührende Stellung geboben,, das bisher nicht beſonders beachtete Nota- 
riat aber, durch die Notariatsordnung und andere Geſetze für dad Gebiet der freiwilligen Ge: 
riotsbarkeit den betreffenden Gerichten gleichgeftellt. Zu den juriftifchen Ämtern follen erft 
wei, zu ven böbern drei Prüfungen befähigen. 

In einer gewiſſen Beziehung zu der neuen Juftizverfaffung ftand noch eine Vorlage, welche 
bier wegen der ihr beigelegten politiichen Bedeutung nicht übergangen werden darf. Durch 
dieſelbe ſollte nämlich, zu möglichfter Bejeitigung von Rechtöcontroverſen und dadurch zur Ber: 
eiafachung des Rechtsweges, den Entiheidungen des Caſſationshofes eine Art von legislato- 
trier Wirfung beigelegt werden. Zwei gleihlautende Erfenntniffe des franzöſiſchen Caſſa— 
tionähoid in derſelben Sache bewirken, daß nun der Ausſpruch dad Recht unter den 
Parteien betimmt. Hier jollten zwei folder Entſcheidungen, mwenngleih in verſchiedenen 
Saden ergangen, auch für alle fernere ähnliche Fälle normgebend werden. Die VBerfamm: 
lung bielt jedoch ein ſolches Hineinragen der rihterlichen Gewalt in die Sphäre der Geſetzgebung 
an Ab, namentlich von politiichen Standpunkte ab, für bedenklich, bier aber ſchon, wegen der 
eigentbümlichen Compofition des nicht felbftändigen , fondern aus jieben Mitglievern des Ober: 
gerichte gebildeten Caſſationshofs und anderer particularen Beftimmungen, für ungeeignet, 
und lehnte dad Gejeg‘) ab. 

Die weitern Reformen betrafen biernahft dad Gemeindeweien. In Bezug auf die 
ibon im Landesgrundgeſetze verheißene Kandgemeindeordnung war allerdings eine alte Schuld 
abzutragen. Schon beim Beginn dieſes Landtags legte daher die Landesregierung den Ent: 
wurf eines ſolchen Geſetzes vor. Derjelbe erfuhr nachher, beionderd auf Anträge der VPrü⸗ 
fungscommiſſion, manche Anderungen, bei denen jedoch diejenigen Streitpunkte, welche 1843 
die Ablehnung und das Fallenlaſſen des Geſetzes herbeiführten, nicht wieder auftauchten, da 
ihen der Entwurf von einem viel liberalern Standpunkte ausging als jene nun antiquirte 
Vrovofition. Die Grundlagen der neuen Landgemeindeordnung bilden weſentlich die beiden 

Grunviäge: „Jede Gemeinde hat das Recht, alle ihre Gemeindeangelegenheiten, auch die Orts: 
polizei, innerhalb der gejeglihen Schranfen zu verwalten und ihre Vertreter frei zu wählen‘; 
umd „jedes Grundſtück muß einen beftimmten Gemeinvdebezirfe angebören“. 

An der Spige der Gemeinde ftebt der Gemeindevorſteher, gemählt und theilweife in feiner 
Tätigkeit beihränft durch den Gemeinderatb, defien Mitglieder von allen fünfundzwanzig: 
jährigen, die politiichen Nechte beſitzenden, felbftändigen, fteuerzablenden Gemeindegenoflen, 
d. b. geieglich wohnberehtigten Einwohnern, zwar direct, aber nach dem zuerft in Preußen ein= 
geführten Dreiklaffenfoftene, gewählt werden. Uber demſelben ftebt ein durch Wahl von feiten 
ſammtlicher Gemeinveräthe eined Amtsbezirks gebildeter Amtsrath ald Organ feines Kreifes, 
als nächte Aufſichtsbe hörde und nächſte, in gewiflen Fällen auch legte Recursinftanz gegen Ber: 
fügungen der Gemeindeverwaltungen. Theils neben, theild über diefen Gemeindeorganen ftebt 
die Staatsbehörde, verpflichtet zur Förderung eines Fräftigen Gemeindelebens, aber auch zum 





6)- Im Jahre 1852 if das Geſetz wieder vorgelegt und angenommen worben. 
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Einſpruch, nicht nur bei Überfreitungen der Befugnifle, Verftößen river die Gejege und wider 
„Vorſchriften des öffentlichen Rechts‘, fondern au, wenn „nad ihrem Dafürhalten dad Staats: 
wohl gefäßrbet wird”. Schließliche Recursinſtanz ift dad Staatöminifterium, welchem aud in 
Bezug auf wichtigere Veräußerungen und bei ftatutarifchen Beftimmungen das Beflätigungs- 
recht vorbehalten bleibt. Jede Gemeinde hat die Pflicht, für ihre Armen zu forgen; fie haftet 
für den bei Aufläufen von ihren Angehörigen angeridteten Schaden. Die eigentlichen 
Communallaften werden halb nah dem Einkommen, halb nad dem Grundbejige vertheilt; 
jeder Gemeindegenoffe unter 50 Jahren ift zum Waffenbienft für ven Gemeindeſchutz verpflichtet. 

Die Debatten betrafen vorzugsweiſe die Fragen, wer ſtimmberechtigt fei, und ob die Abgabe 
der Stimmen bei ven Wahlen geheim oder Öffentlich geſchehen jolle? Die Majorität entjchied 
fi für die öffentliche Stimmgebung, welde fo für die Ausübung des Wahlrecht aud in allen 
übrigen Verhältniffen die Norm wurde. 

Die Städteorbnung, deren Verfhmelzung mit der Kandgemeindeorbnung regierungd- 
feitig abgelehnt wurde, erfuhr ſodann eine dem Geifte der legtern entſprechende Revifion, cbenfo 
die Gefeßgebung über die innere Staatöverwaltung überhaupt. 

Das den Beflimmungen der Communalordnungen gemäß zu erlaffende Gejeg über den 
Waffendienſt zum Zweck des Gemeindefhuges ift zwar dem proviforifchen Volkswehrgeſetze von 
1848 nachgebildet, weicht aber, entfpredhend der Zeit, in welder es erſchien (März 1850) und 
feiner veränderten Beftimmung gemäß, natürlic) in vielen Stüden davon ab, beſonders in den 
beifpieläweife hier folgenden erften Paragraphen. In erfterm (von 1848) lautet $.1. „In 
fännmtlihen Gemeinden des Landes: follen Volkswehren erricdhter werden. $. 2. Die Bolfs- 
wehr bat die Beftimmung, die Wehrhaftigkeit der Einwohner zu fördern, bei der Verthei— 
digung ded Waterlanded gegen äußere Feinde mitzuwirken, die verfaflungdmäßige Freiheit 
zu fhügen und die Öffentlihe Ordnung aufrecht zu erhalten.“ Das Gejeg von 1850 jagt 
dagegen $. 1. „In jeder Gemeinde des Landes fann auf Beihluf der Gemeindebehörden eine 
Bürgerwehr errichtet werden. $.2. Die Bürgermwehren haben die Beftimmung, zum Schuße 
der Berfonen und des Eigenthums ſowie überhaupt zur Aufrechthaltung der öffentlihen Ruhe 
und der gejeglihen Ordnung in der Gemeinde Waffendienft zu leiſten.“ Das Gefeg bat, ſoviel 
befannt, wenig praftijche Bedeutung erhalten. Die aufgehobenen Volkswehren find theilweiſe 
in dad neue Berhältniß getreten, um bald ganz einzugehen ; neue Bürgermwehren aber jind nicht 
errichtet. 

Dagegen wurde die allgemeine Wehrverfaffung für das Bundescontingent, zunächſt in- 
folge ver befannten Beichlüffe ver Nationalverfammlung, bejonders durch Aufhebung der Stell: 
vertretung und Ginführung einer Landwehr, zeitgemäß modificirt. 

Die neue Dronung der kirchlichen Verhältniſſe beſchränkt jih auf die Einführung von 
Kirhenvorftänden in den evangelifch = lutberifhen Kirchengemeinden. Cine Reſtriction, 
welche fih dur das große Übergewicht diefer Gonfejjion erklärt, indem von den 270000 
Randedeinwohnern 265000 den lutheriſchen, 1000 dem reformirten, 3000 dem Fatholifchen 
Bekenntniffe und 1000 dem Judenthume angehören. Die Neorganifation der Landeskirche 
war längft ſchon für ein tiefgefühltes Bedürfniß erfannt. Das Gejeg Hat nun die Beftimmung, 
diefelbe einzuleiten, gleihjam den Grunpftein zu dem allmählich aufzuführenden kirchlichen Ge: 
bäude zu bilden. In jeder evangelifhen Kirchengemeinde joll ein Vorjtand errichtet werden, 
beftehend aus dem Geiftlichen und einer Anzahl von Gemeindemitgliedern, welche, das erfte mal 
in beftimmter Weife ernannt, nachher aus den vom Kirchenvorftande in doppelter Zahl Vorzu— 
ſchlagenden von jämmtlihen Stimmberebtigten durch Wahl zu ergänzen jind. Die Qualifi— 
cation zum Stimmberedhtigten und zum Vorſtandsmitgliede ift unter andern an ein gewiſſes 
Alter, aud an näher bezeichnete ſittliche und firdlidhe Gigenihaften gebunden. Der VBorftand 
vertritt die Gemeinde überhaupt, befonders aber bei Befegung der Kirchenämter; ihm fteht die 
Beaufjihtigung und Verwaltung des Kirhenvermögens, die Überwachung des kirchlichen Ge— 
meindeverbandes an fi, aber auch des chriſtlich-religiöſen Kebens in der Gemeinde zu. Kirchen— 
gemeinden deflelben Orts ftehen durch einen Kirchenconvent in Verbindung. Nächte Aufſichts- 
beamte find die Kirchenvifitatoren ; die Oberaufſicht aber führt das geiſtliche Gonjiftorium, dem 
auch eine gewifle Disciplinargewalt über vie Vorftände und die Befugniß, in den gefeglihen 
Fällen Beſchlüſſe eined Vorftandes aufzuheben, aud einen ſolchen aufzulöfen, beigelegt ift. 
Gegen Verfügungen diefer Oberbehörde fteht, der Recurs an den Randesfürften ald oberften Bi: 
ſchof zu. In legterer Beziehung Fam noch eine Formfrage zur Berathung. Der Eingang 
des Geſetzes war, abweichend von der fonft verfaffungsmäßigen Form, fo gefaßt: (Wir) „er: 
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laflen kraft der uns zuftehenden Kirchengewalt und nad) vorgängiger Berathung mit unferm 
Genüflorio...... das folgende Gefeg. Daneben war freilich der ſtändiſchen Mitwirkung er— 
mähnt ; aber nachdem in dieſer Weife über den Umfang und die Bedeutung der „Kirchengewalt“ 
eimmal Zweifel angeregt waren, erſchien es räthlich, diefelben bei Anzeige ver Zuftimmung zum 
Geletz zu beſeitigen. Die Kammer bevorwortete daher zunächſt, daß fie von der auf Klare Be- 
flimmungen der Kandesverfaflung fi gründenden Borausfegung aufgegangen fei, daß von 
einer Kirhengewalt nur in rein geiftlihen Dingen die Rebe fein könne, während bie gefeg- 
gebende Gewalt den: Landesherrn als ſolchem, dabei nur beſchränkt durch die Mitwirkung der Lan— 
deivertretung, zuſtehe. Daneben verwahrte fie ſich theild dagegen, daß jener Eirfgang dahin 
ausjuiegen jei, daß der evangeliſch-lutheriſchen Kirchengewalt die Kraft innewohne, bürgerlich 
gültige uad wirkſame Geſetze zu erlaflen, theils auch gegen die Anficht, daß der Landesherr bei 
Elaß von ſolchen Gefegen über kirchliche Angelegenheiten einer formellen Beſchränkung von ſei⸗ 
ten irgendeines kirchlichen Organs unterworfen fei. Eine Bevorwortung, welde ſchon in den De— 
batten erörtert und im weſentlichen von dem Regierungscommiffarius anerfannt worben war. 

In äbnlicher Weife ordnete ein Gefeg die Verhältniffe der evangelifch= lutherifhen Ge— 
meindeihulen. Jede Gemeinde muß eine Gemeindeſchule mit einem theild aus geiftlichen, 
tbeils aus weltlihen Mitgliedern gebildeten Borftande haben. Die Mitglieder des legtern müffen 
üb zur Iutberifchen Kirche befennen. Den VBorfig führt der Pfarrer oder auch in den Städten die 
erſte Magiſtratsperſon. Kinder Unvermögender find ganz oder theilmeife vom Schulgelde zu 
befreien. Auch andere Confeſſionsverwandte fünnen an diefen Schulen tbeilnehmen. Der 
Schulvorſtand vertritt zunächſt die Schule, verwaltet das Schulvermögen, hat die Befolgung 
ver Geſetze ber das Schulmefen zu überwachen, Streitigkeiten zu fchlihten, über die Aus: 
Hliegung von Schulfindern u. dgl. zu enticheiden. Der nächte Vorgeſetzte der Landſchulen ift 
der Ortögeiftlihe; mehrere derfelben ftehen unter einem (Bezirfö-) Schulinfpector, dem Conſi— 
forium aber ift die Geſammtüberwachung der Schulen im weiteiten Sinne, namentlich die Bes 
fımmung der Lehrpläne übertragen. Die Lehrer haben eine Prüfung zu beftehen und wer: 
den von der Yandesregierung angeftellt, welche auch die legte Recursinſtanz bilde. Man hat 
ed allo vorläufig für angemeflener gehalten, vie Schulen in ven Gemeinden, welche der Yandes- 
firde angehören, dieſer anzufchließen, in den Hauptpunften aber unterzuorbnen. Bei Ge— 
legenbeit dieſes — übrigens erft im December 1851 erlaffenen — Geſetzes ertheilte die Landes— 
regierung noch Die Zufiherung, daß die ganze auf die Landfhulen verwendete Summe unter 
den jegigea Betrag nicht vermindert werben ſolle. 

Die Rormirung der Beamtengebalte, theild in den Organifationdgefegen, theils in 
beiondern Normaletats, entſprach vielfachen frübern Anträgen. Sie bietet das ſicherſte Mittel 
zur Beieitigung der fonft bei den Gtatverbandlungen ſtets wiederkehrenden Häkeleien, fann aber 
auch wie alle menihlihen Einrichtungen ihre Schattenfeiten haben. Gin Normaletat it näm— 
ih niht für alle Zeiten fir und kann daber, einer willigen oder bequemen Kammer gegenüber, 
leicht auch ein Mittel zu fehr bureaukratiſchen Zwecken und, feiner nahhaltigen Wirkung wegen, 
den Kinanzen gefährlich werden. Die auf diefem Landtage feftgeftellten enthielten nach den 
beſtehenden Berbältnijfen feine übermäßigen Sätze. Diefe find für die Juftizbeamten jo firirt, 
daß fein Spielraum für willfürliche Begünftigung bleibt. 

Gegen ven Schluß des Landtags Fam noch die Reconftituirung der Landesvertretung auf 
Die Tagesordnung. Bon den darüber vorgelegten Entwürfen des Geſetzes über die Zufammen- 

Vegung „ver Landesverſammlung“ und des Wahlgefeges läßt fich im allgemeinen fagen, fle 
bielten fh ebenio fern vom Syftem des freien Wahlrechts wie von einer Wiedererwedung der 
alten Feudalſtände. Aber an die Stelle der in Wahlkreife gefchiedenen Gejammtheit der In— 
dividuen follten die Gemeinden, vepräfentirt in den Städten durch Magiftrat und Stadt: 
verordnete, auf dem Lande durch die Amtsräthe, ald Bajis für die Volkswahlen eintreten, und 
daneben noch beftimmtere Elemente einer Erften Kammer — die Höchſtbeſteuerten und die evan= 
geliihe Geiftlichfeit — aufgenommen werden. 

In der Commiſſion erhoben fid) gegen dieſe Vorfchläge erhebliche Bedenken. Selbſt wer 
jede Spur vom allgemeinen Wahlrechte entfernt wiflen wollte, durfte doch zunächſt nit ver: 
kennen, daß die vereinigten Verfammlungen der Magiftrate und Stabtveroroneten den Ur: 
wäglern überhaupt zu fern ftänden; daß fie, zunächft zu ganz andern Zweden auf eine längere 
Reihe von Jahren gewählt, nicht geeignet erichienen, zu jeder Zeit die allgemeine politifche Ge⸗ 
finnung und Richtung der Gemeindegenoſſen zu repräſentiren. Auch lag die Befürchtung nicht 
fern, e8 würbe bei ven Wahlen diefer Gemeindebeamten im allgemeinen der politiſche Partei⸗ 
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geiſt zum Nachtheil ihrer eigentlichen Beſtimmung zu ſehr in den Vorgrund treten, insbeſondere 
aber der Einfluß der bei dieſen Wahlen mitbetheiligten Höchſtbeſteuerten leicht ein zu großes 
bergewicht gewinnen. Ähnliche Bedenken wiederholten ſich für die ländlichen Wahlen durch 
die Amtsräthe, und es ſchien daher eine mehr die individuellen Elemente ver Wahlkreiſe zur 
Geltung bringende Ergänzung diefer Wahlkörper neben andern Berbeflerungen nothwendig 

Die drei von ihren Standesgenoffen zu wählenden Vertreter der evangeliſchen Geiftlicgkeit 
endlich fhienen am mwenigften zu gefallen. Man erſah namentlich nicht, ob die Kirche oder der 
Staat, und warum im erftern Falle die Kirche, die Gemeinſchaft ver Gläubigen, nur durd den 
Klerus repräfentirt werden folle.. Diefe und andere Bedenken ſowie die Rückſicht, dab die 
Berfammlung zu einer in politifher Hinfiht jo ganz verfchievenen und an fi ziemlich fern— 
liegenden Zeit gewählt worden, führten zunächft zur Anregung der Brage, ob ed nicht ange= 
meſſener fei, die Neugeftaltung der Yandedvertretung dem doch fehr bald zu berufenden nächſten 
Landtage zu übertragen. Die Negierung billigte aber diefen Ausweg nit, und fo fam man 
derfelben auf einem andern entgegen. Man nahm die Beflimmung neuerer Gefeggebungen 
über die Bildung der Erften Kammer bei ver Wählerklafle ver Höchftbefteuerten mehr oder we— 
niger zum Mufter und gab dem Ganzen den Charakter einer Intereffenvertretung. Bei diejer 
Gelegenheit ward unter anderm auch die Beforgniß laut, bei dem nicht blod numerischen Über— 
gewicht der ländlichen Grundbefiger im Staate möchte leicht eine zu große Anzahl verjelben und 
dadurch Einfeitigfeit in die Landesverfammlung kommen. Um diefer Bejorgniß zu begegnen 
und der Kammer die erforderliche parlamentarische Technik zu fihern, hielt man es für ange— 
meſſen, für die Höhere wifjenfhaftlihe Bildung durd Verleihung des Wahlrechts ge- 
wiffermaßen ein Bairie zu ſchaffen. 

Der gegen die nad diejen verjchievdenen Andeutungen neu redigirten Entwürfe erhobene 
Widerſpruch läßt fi im weſentlichen auf folgende Gründe zurückführen. Man forderte — auf 
bisherige Theorien und theihweife Praxis fih ſtützend — von einer Verfaſſung für das Her— 
zogthum, daß fie größtmögliche, leicht erfennbare Sicherheit, nicht blos für vie Jetztzeit mit 
ihren perfönlihen Garantien, fondern für alle Zeiten, enthalte, daß fie namentlih einen 
fihern Schug und Schirm für die eben neugeihaffenen, jedenfall® nod der Pflege bedür— 
fenden Imjtiturionen darbiete. Soldye Garantien fand man in dem vorgeichlagenen Syſtem 
nit. Man hielt vaffelbe für zu fünftlih, um in feiner vollen Bedeutung fofort leicht erfapı zu 
werden, man bielt außerdem das erſtkammerliche Clement darin zu überwiegend, dad Indi— 
viduum zu wenig oder gar nicht zur Geltung gebradt. Man vermeinte, die wiſſenſchaftliche 
Bildung ſei eher ein Kriterum der Wählbarfeit, ald der, gerade vom Standpunkte einer Inter: 
ejfenvertretung ab, ven eigentlich productiven Ständen vorzubebaltenden Stimmberehtigung, 
und bejorgte, was man Vertretung der wiſſenſchaftlichen Bildung nenne, werde ſich als Ver— 
tretung des — ſchon durch die Regierung bei der Gefeggebung genügend repräfentirten — 
Staatövienftes, alfo nad frühern Erfahrungen als bedenklich herausftellen. 

Auf der andern Seite hielt man eine ven dermaligen Verhältniſſen entſprechende Ein— 
ſchränkung des Wahlrecht, vornehmlich in der Weife, daß einem Mangel an Sachkenntniß in 
der Kammer vorgebeugt werde, für die Wohlfahrt des Landes unerlaßlich. Bei manchem, ver 
fonft nicht durchweg mit den neuen Vorlagen einverftanden fein mochte, überwog alle fonftigen 
Bedenken die Nüdjicht auf die fehr veränderte Zeitlage, ver Wunſch, das nad mehrfach gemach— 
ten Andeutungen font gefährdete bisherige Regierungsivftem mit der Verfaſſung dem Lande 
zu erhalten. Dieje Anjiht gewann immer mehr Anhänger und führte, in Verbindung mit eini— 
gen zum Theil noch in der legten Stunde dem Wahlrechte ver kleinern ländlichen Grundbefiger 
gemachten Goncejlionen, endlich zu der Annahme der Gefege in ihrer jegigen Fafſung. 

Über ihren Inhalt folgende Andentungen. Die Yandesverfammlung beftebt aus 46 Ab— 
georoneten, gewählt durch die Stadtgemeinden (10), die Landgemeinden (12), die Höchſt— 
befteuerten (21) und die evangelifche Kirche (3). Für die Städte wählen die Magiftrate und 
Stadtverordneten zufammen mit einer nah dem Dreiklaſſenſyſteme gewählten Anzahl Wahl: 
männer, boppelt jo groß als die Zahl ver Stadtverorpneten ; für die Yandgemeinden die in ähn— 
licher Weile durch Wahlmänner ergängten Gemeindebebörben. Die Höchſtbeſteuerten zerfallen in 
drei Abtheilungen, nad der Grundſteuer, nach der Gewerbefteuer und ‚nach den diefen Steuern 
nicht unterworfenen Berufitänden”. Die höchſtbeſteuerten Grundbeſitzer, qualificirt dur 
ihr Steuerfapital, theilen ich wieder in zwei Klaſſen, deren zweite ziemlich tief hinabreicht, und 
zu den Berufftänden der dritten Abtheilung zählen alle höhere Staatsbeanıten, etiwa bis zu den 
Oberförftern und Landesöfonomiecommiflarien hinab, die dem höhern Lehrſtande Angebörigen, 
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die ältern Arzte und Advocaten. Für die Wählbarkeit und Stimmberehtigung bei ven Wah- 
len find, außer dem dreißigjährigen Alter für jene, im ganzen die frühern allgemeinen Requi- 
fite beibehalten. Die Stimmgebung geſchieht nah dem Borgange der Communalordnungen 
öffentlih zu Protokoll. j . 

So ſchloß diefer Landtag. Uberfhaut man feine Refultate, jo drängt ſich die Überzeugung 
auf, daß im ganzen die Aufgabe, melde ihm zu löfen geblieben war, fowol durch die Re— 

gierungövorlagen als deren fernere Geftaltung durch die Kammerverhandlungen, mit einer von 
aufrichtiger Dingebung zeugenden Thätigfeit in befriedigender Weile erledigt worden fei. Frei: 
lid blieb wol von 1848 ber mande Idee unverwirklicht, mander Wunſch unerfüllt. Aber will 

man für dad, was in jener Periode namentlich von feiten der Regierung geihah, einen wenig- 
ſtens annähernd richtigen Standpunft gewinnen, jo darf man nicht überfehen,, daß der Landtag 
allervings im December 1848, zur Zeit der Publication der Grundrechte des deutſchen Volks, be: 
gann, aber erit am 20.Nov. 1851, aljo mehrere Monate nad Wiederberjtellung ver Bundes- 
gewalt, verabjchiedet wurde ; daß überhaupt dad Herzogtbum, feiner ganzen Rage nach unberech— 

tigt zu einer erclufiven Stellung, ſich dem Einfluffe ver Fluctuationen in den größern Staaten 
nie ganz entziehen fann. Und nicht ganz allein die factifchen Zuftände waren verändert, auch 
die Anfihten, beionders über den eigentlichen Schwerpunft des Repräfentativfoftemsd fingen an, 
fi zu nivelliren. Mandermwol, dem früher nur die gefunde Yuft auf der Höhe des Ideals zu— 
fagte, war nadgerade mit feinen Wünſchen in behaglichere Mittelregionen binabgeftiegen. 
Aber ver Zeitgeift führte noch weiter, felbft über die Anficht hinaus, welde von einem guten 
Wahlgeſetze nur genügende Garantien dafür fordert, daß misliebige Oppofition möglichft ver= 
mieden oder doch gefänftigt werde, und daß überhaupt eine gewiſſe patriarchalifhe Gemüthlich- 
feit in den Geſchäftsgang komme. " 

Wie weit fich die eine oder die andere dieſer Anlichten bewähren wird, kann nur die Zufunft 

lehren, welder daher auch das Urtheil über die neuen Berfaflungsgeiege im Herzogthum 
Braunſchweig am beften überlaflen bleibt. Abgeſehen von diefen aber wird jeder Unbefan: 
gene eingeftehen müflen, daß infolge der Wirkfamfeit jenes Landtags der politifche Fortſchritt 
im dieſem Lande eine Höhe erreicht hatte, von ver jih mit Gewißheit annehmen ließ, fie werde 
fürs erfte jeine Grenze bilden. Gine ſolche Höhe eignete ſich wol am beften für einen Geſammt⸗ 
rüdblif;aber zur Bereinfahung wird derſelbe befler audgejegt, bis die Ereigniſſe der folgenden 
Jahre nahgetragen worden find. i 

Auf dem nächſten Landtage (1852) hat ſich dad Außere ver Kammer wieder jehr verändert; 
denn faft vie Hälfte ver Abgeordneten ift zum erften male gewählt. Mehr als die Hälfte befteht 
ous Staatd- und Gommunalbeamten; in dem andern Theile ift der Beſitz und die höhere Indu— 
firie überwiegend; alfo lauter Elemente, bei denen man die höchſte Intelligenz vorausfegen 
darf. Der Landtag wird durd den erften Minifter mit einer Rede eröffnet, die Kammer 
unterziebt die Borlagen, befonderd dad Budget, einer forgfältigen Prüfung, beantragt hier 

ungen, dort Zufäße, einige Stimmen erheben ſich wol bei den Debatten in negativer 
Richtung; aber ſchließlich werden in der Regel die Propofitionen, mehr oder weniger modificirt, 
angenommen. Alles dieſes, auch die Zufammenfegung der Landesverfammlung, bleibt fortan 
ih ziemlich glei, und ed werden daher die erheblichen Refultate der folgenden Landtage am 
beiten Hier zufammengefaßt. 7) . 

Das umfangreichfte der in dieſer Periode erlaffenen Gefege ift das Polizeiftrafgeiegbud. 
Dahelbe veranlaßte allerdings längere Verhandlungen, von denen die über die eingefügte neue 
Feiertagserdnung wol dad meifte Intereffe erregte. Auch ift ſonſt mandes Neue darin, unter 
anderm Strafanprohungen gegen Thierquälerei. 

Die neue Kriegsverfaſſung des Deutichen Bundes führte ſodann zu einer fernern Erhöhung 
des Militäretats und zu einer gänzlihen Umänderung der kaum ind Leben getretenen Landes: 
gefeggebung über die Gantonpjliht. Alles kam ziemlid wieder auf den alten Fuß; aud vie 

Stellvertretung ward wieder eingeführt. Im einiger Verbindung damit fteht die nun erfolgte 
Eremtion des Militärs von der Givilftrafgerichtöbarfeit auch binfichtlich der gemeinen, nicht 
militärifchen Verbrechen. Ein Privilegium, welches allerdings „aus Rüdfichten für ven Dienſt“ 
in den übrigen deutſchen Staaten die Regel bilden wird, hier aber — abgejehen von einer fur: 
yen Unterbrechung in den Jahren 1829 und 1830 — feit 1814 nicht beftanden bat. In allen 


! 


7) Borfigende: der frühere Praſident Schaper, nach deſſen Tode der — jetzt auch verſtorbene — 
Dberftaatsanwalt von Schmidt⸗Phiſeldeck. 
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feitvem erfhienenen Redactionen der Kriegsartifel fand fi nämlich die Beftimmung wieder: 
holt, daß die Militärperfonen wegen der gedachten, nad) ven Landesgeſetzen zu beftrafenden Ber- 
brechen vor die bürgerlichen Gerichte geftellt werden follen. Gleichzeitig warb wiederum ein 
Seneralfriegägericht hergeftellt, freilich in anderer Weife und mit andern Attributen wie das 
vom Herzog Karl gefhaffene, 1830 wieder aufgehobene, nämlich als höhere Inftanz für die mili— 
tärifche Strafrechtöpflege. Die Kanımer hatte zwar anfangs die Hauptbeftimmung des Geſetzes 
abgelehnt ; erklärte fich aber, nachdem regierungsfeitig die Annahme eindringlich empfohlen war, 
für vaffelbe. Infolge der das Vereinsrecht und den Misbrauch der Preſſe treffenden Bundes: 
befchlüffe ward ein Geſetz, welches die politifhen und Preßvergehen als folde den Schwur— 
gerichten entzieht, angenommen, dagegen die Ausdehnung der bei Bauerhöfen beſtehenden Ges 
ſchloſſenheit auf alle Kanpgüter, und die Wiedereinführung der 1849 bejeitigten Stammgüter 
für diesmal abgelehnt. Auch wurde viel Finanzielled genehmigt, unter andern die Verwen— 
dung des infolge ver Ablöfungen und einzelner Domänenverfäufe gebildeten Kammerfapital= 
fonds zur Tilgung der Kammerſchulden, und die Bewilligung ded Baues zweier neuen Eiſen— 
bahnen von indgejanmt 11 Meilen Länge, aber aud des Baues zweier Kafernen. Ferner 
wurden die Normalgehalte, infolge ver Steigerung des Lebensbedarfs, erhöht, beiunders für 
die biölang etwas fpärlid bedachten Richter. Bon diefen wurden namentlich die Vorfigenden 
der Kreisgerichte den Stimmführenden des Obergerichts im Gehalte nach ven verfchiedenen 
Klaffen gleichgeftellt. Das materiell wichtigſte Ereigniß diefer Periode ift unftreitig die durch 
den 1854 erfolgten Eintritt Hannovers in ven Zollverein bewirkte endlidye Aufbebung der Zoll⸗ 
grenzen, welde feit 1842 nicht allein gegen. Dannover, ſondern aud im Innern des Landes zu 
deſſen größtem Nachtheile beftanden. Den Folgen ver Wegräumung dieſes Verkehrshemmniſſes 
ift namentlich beizuzählen die Gründung der aud) durch die Gefeggebung mefentlich begünftigten 
Braunſchweigiſchen Ban. 

Werfen wir nun einen Rückblick auf das feit dem Verfaflungsjahre 1832 erft mühſam er— 
ſtrebte, dann faft mit der Schnelle ded Gedankens gewonnene, nachher freilich theilweiſe ge= 
minderte Rechtögebiet, fo finden wir und jegt, im Anfange des Jahres 1858, zwar nicht mehr 
auf der Höhe von 1851, aber die Ausficht ift immer nod) befriedigend genug. 

Der erfte Blick überzeugt und, daß die Lage des Landes im ganzen eine günftige und ver- 
gleihungsweife eine glüdliche frei. Nachdem die Berfaflung dem Fortfchritte ven Weg eröffnet 
hat, tritt und ald erfte Wirkung deifelben der durd die Ablöſungs- und die Gemeinheits- 
theilungsorbnung feiner Bande entledigte Aderbau entgegen, repräfentirt durch blühende, faum 
noch von wüften Flächen unterbrochene Fluren. Wir feben einen nun freien und dur bie 
neuern Geſetze aud) der biöherigen Staatscuratel enthobenen Landbauerſtand, ver fortan, durch 
die Gemeindeorbnung zur Selbitverwaltung berufen, und der hohen Bedeutung feiner freiern 
Stellung fih bewußt, einen tüchtigen, gefunden Kern der Bevölkerung bildet. Diefe völlige 
Emancipation des Fleinern ländlihen Grundbejiges erfennen wir ald das willfommene End: 
rejultat des über den Anfang des vorigen Jahrhunderts hinaufreichenden Beitrebens der Landes: 
gefeggebung, den Meierverband und die fonftigen mittelalterlihen Hemmniſſe einer freien 
Bodencultur allmählich zu befeitigen, um dadurch die Hülfsquellen und damit auch die Steuer: 
fraft des Staats zu erhöhen. Wir fehen, eine Frucht der Wegeordnung von 1837, dad 
Land in allen Richtungen, von Ort zu Ort, von den beften Straßen und VBerbindungsiwegen 
durdzogen ®); wir erbliden ein Neg von Eifenbahnen, verhältnißmäßig bedeutender ald in 
irgendeinem deutfchen Staate?), und bei der einfichtövollen Leitung des Betriebs nit nur 
bisjegt gewinnbringend für die Staatöfaffe, fondern auch von unberehenbarem Werthe für den 
Verkehr diefes Binnenlandes, dem aud das Poftweien, durch ſolche Verbindungsmittel begün— 
ſtigt und infolge des Eintrittd in den großen Poftverband wejentlich gehoben, fördernd zur 
Seite ſteht. Das gefammte Unterrichtsweſen — ſicher geftellt, beſonders in feinen höhern 
Sphären, dur ein ebenfalld der ſtändiſchen Gontrole unterworfenes beveutendes Grund: 
vermögen — zeugt von langjähriger forgfamer Pflege. Die Volksſchule namentlich brauchte 
längft jhon die Vergleihung mit irgendeinem andern Staate nicht zu fheuen. Gie hat jetzt, 
wenn auch vorläufig erft an der leitenden Hand ver Kirche, den ihr gebührenden Plag unter 
den eigentlihen Staatsanftalten eingenommen. 


8) Auf circa 70 DOuadratmeilen mehr als 100 Meilen Heer: und Laudſtraßen, ohne die Commu— 
nicationdwege. i 
I) Etwa 25 Meilen, meiſt boppelgleifig, im Berfchr, 3 Dieilen im Bau begriffen. 
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Die vorhin beſchriebenen neuen Organe der Juſtiz und Adminiſtration entſprechen ven 
gehegten Erwartungen immermehr. Die Mühen des Übergangs find längft vorüber, und 
es gewährt befondere Befriedigung zu ſehen, wie freubig und raſch man ji, befonders bei ber 
Reitöplege, im die neuen Formen und in bie freie Luft der Dffentlichkeit bineingelebt hat. 

Uber die Staatsfinanzen lauten alle Berichte günftig. Die Einnahmen, im ganzen wie 
im einjeinen jeit 1832 gefliegen, haben einen großen Zuwachs feit 1842 durch die Erhöhung 
der indireeten Steuern erhalten, aber aud) bei den Kammerintraden und bei denjenigen Betriebs- 
anfialten,, welche eine mehr oder weniger finanzielle Seite haben, dem Leihhaufe, ven Boften, 
Giienbabnen u. ſ. w., beſonders bei legtern, läßt ſich eine beträchtliche Erhöhung der Überfchüffe - 
wahrnehmen. Wir finden die Ausgaben mit dieſen gejteigerten Einkünften ſiets auf ein glei: 
He Nivea gebracht, und, wenn auch hin und wieder die Landtagsabſchiede eine kleine Ertra- 
anleibe ergeben, jo ift ſolche nur durch außerordentliche Ereignifle nöthig geworden, auf melde, 
der Natur der Sache umd einer langjährigen Übung gemäß, ein ordentlicher Etat nicht Rückſicht 
nimmt. Das gejammte Jahresbudget wird ſich, die verfhiedenen Etats ineinander gerechnet, auf 
2 Mill. Ihlr., die Staatsjhuld aber, nachdem die auf dem Domanium haftende Kammerſchuld 
durd die gedachte Tilgung en gros auf etiwa eine halbe Million herabgebracht ift, auf 10 Mil. 
Thlt. belaufen, wovon jedoch über 6 Mill. allein durch die Eifenbahnen veranlaft find. Die ver- 
rffungsmäßige Amortifation der Staatsfhuld erfolgt pünktlich und hat weſentlich zur Hebung 
deö Landescredits auch injoweit beigetragen, daß die für Die VBerhältniffe des Landes an ſich jo 
berrutenden Eijenbahnanleiben nur durch Vermittelung einer Staatsanftalt unter ſehr billigen 
Bedingungen haben ermöglicht werden können. Überhaupt läßt ſich nicht verfennen, daß die 
Finan zverwaltung im allgemeinen wie den Ständen gegenüber ftetö ein freundlicher Glücks— 
Ren begleitet hat. Die gefammte Staatöverwaltung trägt nod das Gepräge der Orbnung 
und Regelmäßigfeit, welches man verfelben ſeit 1832 mit Recht nahrühmt, und im Beamten— 
Rande Herrfcht, von oben ausgehend, im ganzen genommen, eine gewifleNechtlichkeit und Ehren— 
baftigfeit, welche bisher wohl geeignet war, die im Verhältniß zu größern Staaten etwas ſtarke 
Vertretung des Staatsdienſtes, beſonders in den höhern Stellen, und die dadurch früher an: 
ſcheinend hervorgerufene Neigung zum Apminiftriren minder fühlbar zu machen. Der legtern 
entgegenzutreten und die ganze Staatömajchine auch in finanzieller Richtung zu vereinfachen, 
par offenbar einer der Hauptzielpunfte der neuen Geſetzgebung, als fie eine große Anzahl von 
Stastsbürgern zu Ehrenämtern faft in allen Zweigen der Berwaltung und dadurch zur un: 
mittelbaren Theilnahme an derfelben berief, Soweit die Ergebniffe ſich überfehen laſſen, ift der 
Erfolg ein günftiger, wenn auch für jegt noch nicht in finanzieller Beziehung. Jedenfalls ift 
das öffentliche Leben überhaupt auch hierdurch in erwünſchter Weife gehoben. An die Stelle 
jener großen Aufregung ift Ruhe getreten; aber der durch den heftigen Anftoß im meiteften 
Kreile geweckte politifche Sinn hat ih, durd Die gewonnenen Erfahrungen geläutert, in ver: 
Händiger Weife fortgebilvet, und wenn aud eine Theilnahme für das jegige Repräſentativ— 
ſoſtem nicht gerade fehr lebendig hervortritt, fo deuten doch manche Symptome darauf hin, daß 
fie wirklich beſte he. Nur ſcheint man folde Anzeichen nicht überall gerade da fuchen zu dürfen, 
wo jenes Interefle bei der Reconftituirung vorauögefeßt fein mag. Beilpielöweife nur bie 
Thatſache, daß mehrere male fhon in Wahleollegien der wiffenfhaftlichen Berufsftände — na- 
mentlih in der Hauptſtadt — eine Wahl nicht zu Stande fam, weil die gejegliche Anzahl ver 
Wähler nicht anmwefend war. Doch viefem, infolge theoretifher Reflexion in die Landes— 
verttetung eingefügten fünftlihen Beſtandtheile einer Erften Kammer wird der Mangel an 
Übung in ver ihm verliehenen neuen Beftimmung mildernd zur Seite ftehen. Freilich hat ſich 
jene Thatſjache der Unvollzähligfeit auch bei dem natürlichen Hauptelemente einer Erſten 
Kammer, dem größern Grundbejige wieberholt, obgleich hier theilweife die Ubung im ftändifchen 
Beien bis ind graue Altertum hinaufreicht. Doc mag aud) in dieſen Kreifen nicht gerade ber 
Sinn für die Intereffenvertretung des Landes fehlen. Eine gewiſſe Abſpannung nad) großer Auf: 
regung ift naturgemäß, und die politifche Idee erjcheint überhaupt nicht mehr als das Idol ver 
Gegenwart. Das Materielle in allen Geftaltungen ift zur Herrfchaft gelangt. Die ihm zugewen- 
beten Interefien ſtehen überall obenan; fo auch hier. Die Zollſchranken, fonft fo nahe und fo 
drüdend, find jegt weit von den Landesgrenzen abgerüdt, und die gänzliche Freiheit des Verkehrs 
dat mit bewundernswürdiger Schnelligkeit kaum geahnte glänzende Früchte getragen. Zahl— 
teihe, zum Theil fehr großartige inpuftrielle Gtabliffements find, beſonders Im Haupttheile des 
Landes, ſchon in lebhaftem Betriebe, andere entftehen in rafcher Folge. Abgeſehen von den un: 
mittelbaren Bortheilen für die große Zahl Mr direct Betheiligten, wird dadurch dem Kapitale, 


78 Bremen 


dem beieglichen wie dem unbeweglichen, eine gefteigerte Nugung zugeführt, der Arbeit aber be- 
teächtlich höherer Lohn gefichert. So fehen wir dieſe beiden durch die legten Revolutionen in feind- 
licher Stellung gegeneinander auf die Bühnedes Staatslebendgehobenen Elemente vorläufig, bis 
Übertreibung von einer oder der andern Seite wieder zu Gonflicten Anlaß gibt, verföhnt. Diefer 
erfreuliche Aufihwung auf dem Gebiete ver materiellen Intereifen, und der dadurch hervorgerufene 
überall äußerlicherfennbare Wohlitand, läßt den [on begonnenen Rückſchritt im conftitutionelfen 
Leben, wenn auch nicht überfeben, doch einftweilen ignoriren ; um fo mehr, als derſelbe hier bislang 
nur fporadifch und mit einer gewiflen Zurüdhaltung ſich bemerflich gemacht hat. Zieht man ſchließ⸗ 
lich eine Bilanz über Gewinn und Verluft im Berfaffungsleben des Herzogthums feit 1832, 
und bringt felbft die an mehreren Stellen ſchon vorherzufehende fernere Ginbuße mit in Anfchlag, 
ſo wird doch der Gewinn den Verluft noch erheblich überfteigen. Man wird aud mit einiger Ruhe 
wenigſtens in die nächte Zufunft blicken dürfen, wenn es ſich ermöglichen läßt, das bisherige 
Regierungsfoften, als deſſen Schöpfer der nun verftorbene Staatsminiſter von Schleinig zu nen= 
nen iſt, feinem eigentlichen Weſen nach noch ferner in Übung zu erhalten. ‚Ein Syſtem, welches, 
namentlich in feiner erften Beurkundung durch die Landesverfaſſung und die in diefelbe gelegten 
Keime für die fernere Gefeggebung, ald das Ergebniß der Verbindung einer durch hohe willen 
ſchaftliche Bildung geläuterten Theorie mit einem glüdlihen Erkennen ver tage und der wahren 
Bedürfniſſe des Landes ſich darftellt; ald deflen wefentliche Tendenz man die „Förberung des 
politiihen Fortſchritts zur Herftellung einer möglichft freien Beiwegung aller‘ betrachten darf. 
Zwar erſcheint die mit der Berfaflung in Verbindung ſtehende organische Gefeggebung nicht 
frei von einer etwas bureaufratifhen Färbung. Aber auf der einen Seite mag darin rin zer: 
ſetzendes Gegenmittel gegen die dem Syſtem feindlichen, bejonders der feudaliftifchen Elemente 
erkannt jein, auf der andern Seite wird allfeitig zugegeben werben, daß im allgemeinen, bei 
Handhabung ver Gefege eine mande Härte mildernde, weile Humanität vorgewaltet bat. Daß 
dieſes Syſtem, getragen von einer ausgezeichneten Perjönlichkeit, einen hohen Grad von Lebens— 
fähigkeit befigen müfle, dafür liefert jchon die einzig daſtehende Ihatiache den Beweis, daß die 
Amtsführung feines Urhebers, nicht allein die Unterbrechung der vormärzlihen Zuftände durch 
die den Minifterien fonft fo feindlichen Ereigniffe von 1848, ſondern auch die proviforifche Reichs— 
gewalt und endlich das Wiedererfteben des Bundestags jahrelang überdauert hat. Aber auch die 
äußere Anerkennung, ſowol für das Syftem ald auch für den demjelben von höherer Hand ge= 
wäbhrten Schuß, hat nicht gefehlt. Sie hat ji, gefteigert durch Die dem Braunfchweiger ange= 
borene Anhänglicteit an jein Fürftenhaus, auf das unzmeideutigfte geoffenbart bei der ebenfo 
herzlichen al&Uberrafchend glänzenden Feier des fünfundzwanzigjährigen Regierungsjubiläums 
des Landesfürften am 25. April 1856. 

Mag aud eine ferne, hoffentlich jehr ferne Zufunft mit ihren dunfeln Eventualitäten 
mandje der neuern Schöpfungen auf dem Gebiete des Öffentlichen Rechts bedrohen; es wird ſich 
doch nicht alles, beſonders nicht das ſchon zur vollendeten Thatſache Gewordene, nicht das mehr 
oder meniger nıit Grund und Boden Zujammenhängende wegräumen laflen. Und, wenn bie 
Begründung des jegigen Zuſtandes namentlih in legterer Hinſicht ein Verdienſt des Re: 
gierungsfoftens war, fo wird deſſen fernere unbeirrte Befolgung um fo mehr gerechten Anſpruch 
auf erhöhte Anerkennung gewinnen, ald nur dadurch dem Lande feine günftige Yage möglichft 
lange erhalten werden fann.10) X. Hollandt. 

Bremen. Die Freie Hanfeftadt Bremen ift ein jelbftändiger republifanifcher Staat, Mit— 
glied des Deutfhen Bundes. Der bremijche Staat umfapt ein etwa 5 Geviertmeilen großes, an 
beiden Ufern dev Weſer belegenes Gebiet, welches in weftlicher Richtung von dem Großherzogthum 
Oldenburg, in öftliher von dem Königreih Hannover umfchloffen wird. Ungefähr in der Mitte 
vieles Kleinen Gebiets liegt, ebenfalls von der Weſer in zwei Hälften getheilt, die Stadt Bre— 
men, am linfen Ufer die im 17. Jahrhundert gegründete Neuftabt, anı rechten die Altftabt. Das 
flache Land zählt 12 Kirchdörfer, einen größern Flecken und etwa 30 größere und kleinere Dorf- 
fhaften. Zwei fleinere Städte, Vegeſack mit etwa 4000, Bremerhaven mit etwa 5000 Ein= 


10) Nach dem Abſchluſſe diefer Darftellung hat noch ter Randtag für die Finanzperiode 1858/60 
feine Verhandlungen begonnen und — Über die Refultate deſſelben may hier nachträglich anges 
dentet werden, daß durch eine Reihe von Sefegen die Berjegbarfeit der bei den Amts- und Kreiss 
gerichten fungirenden Richter, die Befugniß zur Errichtung von Familienſtammgütern und eine 
anderweite Beichranfung der Gompetenz der Schwurgerichte fanctionirt, baneben auch über die fers 
nere Erhöhung von Nörmalgehalten und die Verwendung ziemlich bedeutender Summen zu außer 
ordentlichen Zweden Vereinbarung getroffen worden iſt. 
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mohnern, liegen abgefondert und ganz von hannoverfchen Gebiete umgeben, weiter unterhalb am 
rechten Beferufer. Der bremiſche Staat hat im ganzen nahe an 90000 Einwohner, von denen 
60000 in der Stadt anfällig find. Die legtere liegt von der offenen See noch ungefähr 15 Mei: 
len entfernt; Ebbe und Flut gehen aber regelmäßig bis in ihre Nähe und bei günftigen Gon- 
juncturen jelbft über die Stadt hinaus. Größere Seeſchiffe fönnen jedoch in beladenem Zuftande 
nit bit zur Stadt herauffommen; fie pflegen in den untern Weferhäfen (Bremerhaven oder 
dem oleenburgijchen Brake) ihre Ladungen zu löjhen, die dann vermittelſt kleinerer Reichter- 
fahrzeuge ſtromauf gebracht werden. Selbit bis Vegeſack, welches zwei Meilen unterhalb Bre- 
men liegt, pflegen nur Küftenfahrer aufzujegeln. Diegeringe Tiefe des Weierbetted von Bremen 
bis unterhalb Vegeſack ift großentheild eine Folge der Sandablagerungen, deren foftematiiche 
Bejeitigung den Werth viejer wichtigen Wafleritraße ungemein erhöhen und ed möglich machen 
würde, daß bie europäiſche Seeſchiffahrt bis nad Vegeſack heraufgelangte. Leider hängen diefe 
Gorrertiondarbeiten von Hannover und Oldenburg ab, welde, aller Mahnungen der übrigen 
Weſerſtaaten umeradtet, biöjegt wenig oder nichts gegen die Verfandung des Fluffes gethan 
haben. Nur innerhalb des bremifhen Gebiets erblidt man eine Reihe von Austiefungsanla- 
gen, deren Wirkung verſchwindet, jobald die Hoheit der beiden Nachbarſtaaten beginnt. Bei 
Drafe (5 Meilen unterhalb Bremen) nimmt die Stromtiefe auch größere Seeſchiffe auf, aber 
er bei Bremerhaven (7 Meilen unterhalb Bremen) können auch die größten Handelsfahr- 
zeuge ohne Gefahr jegeln. Gin Syftem von Tonnen bezeichnet von der Stadt Bremen bis in 
die offene See das Fahrwaſſer. Diefe Tonnen werden jeit alter Zeit von den Bremern unter- 
balten; gegenwärtig liegt die Sorge dafür der Handelskammer ob, welche damit einen befon- 
dern Beamten (den Barjemeifter) beauftragt. Auch für die Beleuhtung der Wejermündung 
jorgt aussichlieglich die Stadt Bremen, theild durch einen Leuchtthurm, 1856 auf einer Sand: 
banf oldenburgiicher Hoheit erbaut, theild durch ein in der Wefermündung ftationirtes Leucht- 
ihif. Die das bremiſche Gebiet berührenden Nebenflüffe ver Wefer, die Ochtum am linfen, die 
Bumme und die Worge am rechten Ufer, jind für den Handel von feiner Bedeutung. Nur die 
untere Strede der Wumme, welche den Namen Leſum anninımt, eriheint als ein anfehnlicher 
Strom, und ift tief genug, um den Bau von großen Seeihiffen an ihren Ufern zu geftatten. 
Seiner natürlichen Beſchaffenheit nach ift das bremifche Gebiet nur ein Theil der großen Weſer— 
ebene, zu welcher es gehört. Neben dem Strome ziehen ſich fette Marſchſtrecken hin, welche theils 
treflihe Weiden darbieten, theild zum Aderbau verwandt werden, dann folgt Dünenfand und 
ide, theils urbar gemacht, theild mit malerischen Eichenholzungen gefrönt, theild in nadter 
de ih ausbreitend ; endlich wieder ein, von den zahlreichen Armen ver Wumme durchſtrömtes, 
ganz Habes und baumloſes Grasland, mit moorigem Waſſer gefärtigt, aber fähig, durch geeig- 
nete Abzugs= und Schöpfwerfe in vorzüglihe Weiden verwandelt zu werben. Alles vem Pfluge 
unterworfene Land ift ſowol gegen die Wefer ald gegen deren Nebenflüffe durch fortlaufende 
Deiche geihügt, deren Unterhalt zu den erften, aber mandhmal auch härteften Pflichten des 
Grundbeſitzes gehört. Sogenannte Deichverbände vereinigen die Yandbevölferung des rechten 
und die des linfen Weſerufers zu zwei großen Genoſſenſchaften, deren jede für ihre Deiche zu 
Vorgen hat. Deichgeſchworene und Adhtömänner, aus den Bauern jelbft gewählt, bilden unter 
dem Borfige eined Senatsmitglieded die berathende, beſchließende und vertwaltende Behörde für 
alle hierber gehörenden Fragen. Das Deichrecht, weldyes für fie die Norm bildet, ift, wie es ſeit 
Jahrhunderten war, volföthümlih und unerbittlich wie das Kriegsrecht. 

Die Bevölferung des bremifhen Staats gehört durchweg den Nieverfähliihen Volks— 
Hamme an. Die Bauern, zum Theil von weftfriefifchen und holländiſchen Goloniften abſtam— 
mend, jigen jeit Jahrhunderten auf ihrer Scholle; die Stadt dagegen ift feit den älteften Zeiten 
einer ſtarken Einwanderung geöfinet geweien, die aber doch vorwiegend niederſächſiſche, und 
daneben weſtfäliſche und beffiiche Elemente zuführte. Dbwol daher Rath und Bürgerjchaft im 
Anfange des 17. Jahrhunderts nach längerm Schwanfen von der lutheriſchen zur reformirten 

Kirche übergingen, fo ift doch infolge der fortwährenden Ginwanderung aus lutheriſchen Län: 
dern gegenwärtig eine Zweidrittelmehrheit der Stadt wieder lutheriih, während die Bauern 
raft alle reformirt find. In Bremerhaven und Vegeſack iind die Kirchengemeinden evangeliſch— 
unirt, ebenio in dem Kirchdorfe Horn. Sämmtliche fieben Prarrfirhen der Stadt jind refor: 
wirt, doch haben drei von ihnen lutheriſche Geiftlihe neben den veformirten. Die Lutheraner 
als ſolche Haben keine Piarrfirche ; ihnen gehört aber die ehemals erzbiſchöfliche Kathedrale, der 
ſogenannte Dom, der im 16. Jahrhundert mit den Erzbiihöfen zur neuen Lehre überging und 
dis zum Jahre 1803 unter ihrer und ihrer Erben (Schweren, jodann Kur-Hannover) Hoheit 
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blieb. Die römifh-Fatholifche Benölkerung Bremend umfaßt kaum einige taufend Seelen ; für 
ihre religiöfen Bedürfniſſe forgt eine aus zwei Geiſtlichen beftehende Miffion, welche unter dem 
Bifchof von Münfter fteht. Eine ehemalige Klofterkirhe ift ihrem Cultus eingeräumt. Bon 
andern hriftlichen Religiondgefellfhaften eriftiren Baptiften und Mähriſche Brüder, jedoch nur 
in geringer Anzahl, feit einigen Jahren hielt auch die amerifanifhe Methodiftengemeinde einen 
befoldeten Prediger in Bremen, der bereitd eine eigene Kirche gebaut hat und eifrig Propaganda 
zu machen ſucht. Die Deutſchkatholiken find nad kurzem Beftehen jpurlos wieder verſchwunden; 
dagegen friftet eine fogenannte Freie Gemeinde, vom Staate völlig unbeachtet, ein obſeures Da: 
fein. Juden wohnten bis 1803 im bremifchen Gebiete gar nicht; damals gelangte der hanno— 
verfche Flecken Haſtedt, in welchem einige ifraelitifhe Kamilien anfällig waren, in den Befig der 
Stadt, die fomit nit umbin Eonnte, wenigftend auf diefem einen Punkte von ihrer hriftlichen 
Grelufivität eine Ausnahme zu machen. Erft dad Jahr 1848 brachte auch für Bremen bie Ab: 
fhaffung des die Juden ausſchließenden Verbots; allein nur wenige Ifraeliten haben ſeitdem 
das Bürgerrecht erworben, da die Behörden bei ihrer Aufnahme mit befonderer Angftlichfeit 
verfahren. Die Volksſprache ift in Bremen wie im größten Theile des nördlichen Deutſchland 
die niederdeutfche, in einer particularen Mundart, jedoch ift dad Hochdeutſche jeit 150 Jahren 
fhon Kirchen-, Schul: und Gefhäftsfpradhe geworden. Nur dem Schiffer, dem Bauern und den 
untern Klaffen ver Stabtbevölferung ift das Hochdeutſche noch heute eine fremde Sprache, deren 
fie jih nur im äußerſten Notbfalle und dann mit Unbeholfenheit bevienen. Die Kenntniß ded 
Miederdeutichen ift daher dem, welcher mit jenen Volksklaſſen zu verkehren hat, noch immer un: 
entbehrlich. 

Wie in ver Sprade, fo hat in Anfhauungen, Sitten, Benehmen und jelbft in der Phyſiog— 
nomie die bremifche Bevölkerung Gigenthümlichkeiten, welche fi in vem benachbarten Olden⸗ 
burg und Hannover nicht wiederfinden. Ahnliche Erfheinungen bemerkt man befanntlid nicht 
allein in Hamburg und in Franffurt, fondern felbft in längft mediatijirten ehemaligen Reiche: 
ftäbten oder auch in einflußreichen Reſidenzen. Der tiefere Urfprung folder individuellen ftäbti- 
ſchen Entwidelung hängt offenbar mit der felbftändigen Bedeutung der Stadt und dem daraud 
erwachſenden Selbitgefühle zufammen. Bremen war jhon im frühen Mittelalter die Haupt: 
ftadt der Wefer. Seine Bürger fühlten ſich ald ebenbürtige Macht neben den Erzbifchöfen, ven 
benachbarten Dynaften und Nittergefchlechtern. Sie kämpften, arbeiteten und hanvelten auf 
eigene Hand, entwidelten ihr eigenes Necht, bildeten ihre eigenen Verfaſſungsformen aus. Gin 
originales Leben erfüllte ihre Gefchichte, und die Eleinern Städte der Umgegend richteten, wenn 
fie eined Vorbilves, eines Raths bedurften, ihren Bli nah Bremen. Bremiſches Recht galt in 
Dlvenburg, in Berden und andern Städten, von wo aus nicht jelten an den Math zu Bremen 
appellirt ward. Münze, Map und Gewicht der Stadt folgten eigenen Normen und trugen die: 
felben wiederum über alle umliegenden Gegenden hinaus. Dies Verhältniß hat nody nicht völlig 
aufgehört. Für einen großen Theil der hannoverſchen und oldenburgiſchen Weferlande ift nad 
wie vor Bremen „vie Stadt” par excellence, der Mittelpunkt, wo die Producte Abjag, die Ar: 
beitöfräfte Beihäftigung, der Unternehmungsgeift der Jugend eine Gelegenheit findet. In 
Bremen haben die Rheder und Seeverfiherungsgefellihaften der Unterweſer ihr wirkliches 
Domicil; nad Bremen trägt der Landwirth feine Gelder zur Belegung ; nach den Kornpreifen, 
welche der bremer Mäfler notirt, reguliren fich die Ablöfungsgefhäfte in Oldenburg; die bre: 
mifche Golpwährung gilt weit und breit in allen größern Transactionen, wie in dem Handel 
mit Getreide, Vieh; Pferden u. f. w. Der Boden, auf welhem ein lebhaftes lokales Selbſtbe— 
wußtjein, Batriotismud und Gemeingeift blühen fünnen, ift in Bremen noch immer vorhanden; 
der materielle Auffhmwung, ven die Stabt genommen hat, der Erfolg, mit welchem fie die Ungunſt 
der VBerhältnifle immer von neuem überwindet, nähren in ven Herzen der Bürger einen freudi— 
gen Stolz, weldher auch die einwandernden Elemente jehr raſch in gut Bremifche verwandelt. 

Die ältere Geſchichte der Stadt reicht bis in die Zeit der Kämpfe Karl’ des Großen mit den 
Sachſen hinauf. Der fränfifche Eroberer erhob Bremen zu einem Bifhofsjige und übertrug 
venfelben dem heiligen Willehad. Sein Nachfolger, der Heilige Anjchar, der Apoftel Skandi— 
naviend, vereinigte ald Erzbifchof die Didcefen von Hamburg und Bremen. Das bremifche 
Erzbisthum fpielt in der Kirchengefhichte des nörblihen Europa eine hervorragende Rolle; 
feine Diifjionare gingen nad Norwegen, Schweden und Livland; der Erzbiſchof Adalbert na: 
mentlih erwarb unter Kaifer Heinrich IV. diefem Sige den Beinamen der „Parvula Roma“, 
Ein großer Theil des Landes zwifchen Wefer und Elbe ward allmählich von dem Erzftifte er: 
worben; feine geijtliche Hoheit erſtreckte ſich bis zu den Ditmarfchen, Es war der intellectuelle 
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Urheber und der Mittelpunkt ver blutigen Kreuzzüge, welche um die Mitte des 13. Jahrhunderts 
den freien Volksſtamm der Stedinger (am Iinfen Ufer der untern Weſer) zur Strafe für feinen 
frieſiſchen Trotz gegen die römifche Hierarchie audrotteten. ! 

Während die bremiſchen Erzbifchöfe mächtige weltliche Fürften wurden, wußte im Kaufe der 
Jahrhunderte die Stadt Bremen fi von ihrer Hoheit mehr und mehr zu emancipiren. Die 
grumbbeigenden Gejchlechter, vertreten durch den aus ihrer Mitte hervorgegangenen Rath, ver- 
einigten nah und nach in ihren Händen alle wichtigen Regierungsrechte, bei deren Ausübung 
die Mitwirfung oder Sanction des Erzbiſchofs ſehr bald zu einer bloßen Form berabfant. Im 
Anfange des 13. Jahrhunderts, als die Theilung der Erbſchaft Heinrich's des Löwen ganz 
Sechſenland mit Fehden erfüllte, begründete Bremen formell fein Recht auf Selbftändigfeit dem 
Erzbiſchof gegenüber. Die Geſchlechter und die Bürger hielten einträchtig zuſammen und wählten 
gemeinſam den Rath, der aus 12 Mitgliedern beſtand, von denen jährlich ſechs ausſchieden. Allein 
aicht lange währte es, fo hatten die Geſchlechter ven Rath wieder monopolifirt und ihn zu einem 
Iebenslänglihen gemacht. Das dauerte bis 1308, wo die Bürger in blutigem Kampfe die Ge- 
ihlehter befiegten und für alle Folgezeit von der Stadt ausfchloffen. Seitvem bat es einen 
Rädtiihen Adel nie wieder in Bremen gegeben: an jeine Stelle trat eine Ariftofratie ange: 
jebener Bürger, deren Einfluß nicht auf Geburt, fondern auf Vermögen, Stellung und Tüdtig- 
feit berubt.?) Bon 1308 an bildete ſich, weſentlich unter ver Leitung der Notabelnfamilien die 
Stabtverfaffung ariftofratifch genug aus. In allen Kämpfen blieben die legtern ſchließlich 
Sieger, und die verfchiedenen Verfuche der Zünfte und gemeinen Bürger, die Gewalt an ſich zu 
bringen, hatten immer nur einen vorübergehenden Erfolg. Der Rath, wenn aud nicht felten 
von feinen Gegnern verjagt, kehrte ftets triumpbirend zurüd, umgeben von mädtigen Bundes: 
genofien, und in den Vergleichen, welde dann zwiſchen ven Parteien abgeſchloſſen und von allen 
Bürgern beſchworen zu werden pflegten, wurden unwandelbar die Rechte des Raths von neuem 
anerkannt und oft erweitert. Zwei folder Vergleiche, „die Eintracht von 1433” und die „Neue 
Gintraht von 1534”, beide nad Vertreibungen des Raths zu Stande gefommen und durch 
tine ganze Reibe norddeutſcher Prälaten, Fürften, Herren und Städte gewährleiftet, bildeten 
zufammen mit dem ältern Stabtbuche, in welches der Rath von Zeit zu Zeit feine Entſcheidungen 
einfrug, die geſchriebene Grundlage der Verfaffung bis zum Jahre 1848, in den legten Zeiten 
rg ganz überwuchert von dem ungefhriebenen Rechte, das aus der Obfervanz ſich gebilvet 

tte. 


Shen im 13. und 14. Jahrhundert ſcheinen die vier Kirchſpiele der Stadt die Grundlage 
der Gemeindeverfaſſung gebildet zu haben. Ihnen entſprechend beſtand der Rath aus vier 
Duartieren, jedes ſechs Rathsherren und einen Bürgermeifter zählend. Jedes Duartier res 
gierte ein halbes Jahr; dann kam’ ein anderes an die Reihe. Das regierende Quartier nannte 
man den „figenden Math”. Die Plenarverfammlung oder „Wittheit“ bilvete eine Art höherer 
Inſtanz.) Bei Bacanzen wählte man vermutblich anfänglid nur aus dem Kirchſpiele, dem ber 





1) Sappenberg’s Geſchichte des Erzftiftes Bremen. R 

2) Im weientlichen auf gleiche Belle zeigte fich faft überall im Mittelalter in den deutichen Städten 
der Berſuch, auch Hier wie auf dem Rande die altdeutfche gemeine Freiheit durch Bildung eines erclufiven 
privilegirten Melftandes zu unterdrüden. Das freie Grundeigentgum, die Grundlage demofratifcher 
Stunmgebung bei den Germanen, fam durch das Fauftrecht in immer wenigere Hände. Die Beſitzer 
Velden Grundeigenthums fuchten nun auch bei Entwickelung der fädtifchen Freiheit, welche boch durch 
die Theilnahme an der municipalen Genofienfchaft und ihrem Gefammtbefigthum das alte Freiheits⸗ 
oder Pürgerreigt für alle Bürger, auch für frühere feubaliftifche Hinterfaffen und Schüglinge auf gleiche 
Weife begründete, ein erclufives und privilegirtes Recht, alfo ein Erbadelsrecht, für fih und 
ihre Gutserben zu erwerben. Aber der einfa Sieg der alten Grumdfäge deutfcher genoffenjchaftlicher 
Freiheit vermichtete diefe faftenmäßigen erclufiven und Privilegientechte. Entweder wurden die danach 
Süfternen ausgeftoßen, oder fie verzichteten vor völliger Ausbildung eines Erbabelsrechts auf ausjchließ- 
Ihe und privilegirte Geburtsrechte, und traten nur in die oben bezeichnete —— wohlt aͤtige 
Iriftofratie der durch Bertrauen und Wahl ihrer Mitbürger ale die „NRüglichiten und Beſten“ Aners 
mnten, wozu ihr größerer Bamilienbefig wefentlich förderlich war. Es war dies ähnlich der neuern 
#igemäßen politifchen Bildung und Wiederherftellung altgermanifcher Breiheitsgrundfäge auch im ben 
srößern Staaten, fowie in Franfreih, Belgien, Sardinien, in der Schweiz und Nordamerika, wenn 
ud dabei die adelichen Familiennamen aus ber Beudalzeit belaffen wurden. Die politifche — ber 
rein Städte ging hier nur der politifchen Bildung freier Länder voran. ©. Abel. D. * 

3) Unfere vente Borfahren billigten nämlich nicht den Hochmuth vieler ihrer Nachfommen, we ? 
I ae are nküch in gemeinfepaftligen Dingen ihre befondern Jubjectiven Meinungen für unbebingt wei 
er als die Überzeugung ber Geſammtheit ihrer Mitbürger halten, und welche fogar — iche 
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Ausgeſchiedene angehört hatte ; fpäter Fam dies außer Gebraud, obwol die Quartiere ſelbſt bis 
in die neuefte Zeit fortvauerten. Bürgermeifter wählte der Rath aus feiner Mitte auf Lebens: 
zeit; ebenfo war die Rathmannswürde ſchon bald nad Vertreibung der Geſchlechter eine lebens- 
länglide. Das Wahlftatut von 1399 ſetzte feft, aß, wenn ein Rathmann ausſcheidet, vier durch 
das Los bezeichnete Mitglieder des Raths, nachdem fie geſchworen haben, „ven Nüglichiten und 
Beſten“ erfiefen zu wollen und in ein Gonclave eingefhloffen worden waren, die Neuwahl vor: 
zunehmen haben. Sehr wichtig war bei dieſem oligarchiſchen Verfahren, daß die nähern Ver— 
wandtſchaftsgrade die Unwählbarkeit mit ji führten. Wer Vater, Sohn, Bruder, Schwäher, 
Eidam, Schwager eined Rathömitglieves war, fonnte nicht gewählt werden. Ein Oheim, Neffe, 
Geſchwiſterkind bedurfte der Stinnmeneinheit, um zugelaffeg zu werben. 

Nah Art des Mittelalters waren die Rechte des Raths nicht urfundlih und genau um= 
grenzt. Jeder Bürger mußte ihm perjönlih Gehorfam ſchwören; Feine Verſammlung der 
Zünfte durfte ohne feine Erlaubniß ftattfinden; er allein berief die Kirchſpiele zur Beſchluß— 
nahme über öffentlie Angelegenheiten; er befehligte im Kriege, ſchloß Verträge mit Auswär- 
tigen ab, beichickte die Hanfetage, verwendete und verwaltete das öffentlihe Gut. Die Bürger 
hatten feine andere Garantien ald dad „Net der Infurreetion” und in fpätern Zeiten bie 
allerdings fehr maßgebende Obfervanz, welche ihnen das Recht der Steuerbewilligung, der Zu: 
ftimmung bei ver Gefeßgebung und — was noch bedeutſamer war — die Mitwirkung bei den 
‚größern Verwaltungen fidyerte. -Die vier Kirchſpiele ver Bürgerfchaft, welche immer abgefondert 
beriethen und befchloffen, wurden allerdings theoretifch „nah Willkür des Raths“ berufen, 
allein dad Herkommen hatte dieſe Willkür in fehr enge Grenzen gezogen. Die Kaufleute, bie 
Borftände der Zünfte, diejenigen, welche gewiſſe Gemeinde: oder Kirchſpielämter befleider hatten 
oder noch befleiveten, mußten geladen werben ; ebenjo alle promovirte Berfonen. Auch für eine 
gewiſſe Organifation diefer Verſammlungen hatte, wenn auch nicht fchriftliche Anordnung, doc 
das Herfommen gelorgt. Der wichtigfte Berufsftand, die Kaufmannſchaft, hatte im Mittelalter 
ihre corporative Verfaſſung nad) Analogie der Zünfte, und namentlidy ihre Vorſteher, wie 
fogenannten „Alterleute“ oder „Seniores”. Im Laufe der Zeit ward dad Amt eined Alter: 
mann ein lebenslänglihes; das Collegium derjelben ergänzte ſich felbft, hatte jeine Syndiker, 
feine feſte Geſchäftstradition, Furzum es geftaltete ſich zu einer quafizpolitifchen Behörde, zu 
einer Art von Tribunal, welches feine Aufgabe darin erblickte, die Nechte der Bürgerſchaft ſyſte— 
matiſch gegen den Rath zu vertheidigen. Der Vorfig in der Bürgerfchaft ftand einem der Alter: 
leute herkömmlich zu, ihr Syndikus fungirte ald Wortbalter ver Bürger; ihr Archiv bewahrte 
die Protofolle ver Verhandlungen mit dem Rath; fie beriethen in Vorverfammlungen über bie 
Orgenftände der Tagesordnung. Auch war es Regel, daß zu ven aus Rathsherren und Bürgern 
beftehenden verwaltenden Deputationen jedes Kirchſpiel einen Altermann committirte, während 
ver Rath in wichtigen Angelegenheiten, bei denen er fich im voraus der Zuſtimmung feiner Mit: 
bürger vergewiffern wollte, vertraulich mit dem Collegium Seniorum zu communieiren pflegte. 
Der politifche Zuftand der Stadt war fomit, während der legten drei Jahrhunderte, im weſent— 
lichen fo beihaffen, daß die höhere Bürgerflaffe, weldye übrigens durch feine Schranfe der Ge— 
burt abgegrenzt war, die Staatögewalt in Händen hatte. Die Rechtspflege war beim Nathe, 
die Verwaltung einzelner Departements ebenfalld; andere dagegen bei Deputationen, die aus 
Rathöherren, Alterleuten und Bürgern gemifcht waren und bei denen immer VBürgerliche Die 
Rechnung führten, Dabei eine große Selbftändigfeit der einzelnen Berwwaltungszweige, die oft 
3- B. aufeigene Hand Anleihen contrahirten, Steuern nachließen, Grundbeſitz eigneten und ver— 
äußerten, feine concentrirte Finanzpflege; nur wenige befolvete Beamte; allgemeine Wehr: 
pflicht dev Bürger, deren jever feine Ausrüftung im Haufe haben mufite; erft in fpäterer Zeit 
daneben eine ſtehende „Soldatesque“, d. h. ein aus Bürgern geworbenes, für den Feſtungs- 
dienſt nothdürftig gedrilltes, abwechſelnd dem bürgerlichen Tagewerk und dem Beziehen der 
Wachen ſich widmendes, harmloſes Mittelding zwiſchen Miliz und Militär. Der Zuſchnitt des 
Ganzen patriarchaliſch; bürgerliche Behaglichkeit und Selbſtachtung auch in den untern Klaf— 
ſen; kirchliche Ehrbaͤrkeit namentlich im 17. und 18. Jahrhundert ſtreng aufrecht erhalten. 





Mittel, foweit möglich dem Ideal einer Regierung nad) der Geſammlvernunft der Geſellſchaft ſich zu 
nähern, nämlich den Mebrheitsbefchluß nach Austaufch der Anfichten, befpötteln und die Minderheit 
mehr wollen gelten lafien. Unfere Vorfahren nannten alfo die Grfammtheit „die Weisheit”, enrfpres 
hend dem angelfächfiichen „Wittenagentot“. Übrigens zeigt fih auch bier, wie ſchon in alter „Zeit 
neben ber unmittelbaren auch die repräfentative demofratifche Form unferer Vorfahren befannt war. 
©. Deutſche Landesverfaſſung. D. Red. 
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Mit dem Beginn des 19. Jahrhunderts übten die Weltftürme ihren Einfluß auch auf bie 
Staatsformen Bremend and. Die ausſchließliche Stellung ver reformirtensGonfefjion warb 
gebrochen, indem 1806 der erfte Lutheraner zu Rathe gewählt ward. Die Bürgerſchaft fepte es 
durch, daß Ne nicht ferner in Kirchſpielen, ſondern in ungetheilter Geſammtheit tagte. Die Drang⸗ 
ſale ver Kriegszeiten, die ungeheuern Geldbedürfniſſe der Stadt, die zunehmende Bildung mach⸗ 
ten den Cinfluß der Bürgerſchaft mehr und mehr geltend. Inden Jahren 1811-— 13 unterbrach 
zwar die Einverleibung Brentend die innere Entwidelung der Republif auf gewaltfame Weiſe, 
allein faum waren im November 1813 die ruffiihen Befreier unter General Tettenborn vor den 
Thoren der Stadt erſchienen, als auch fofort der abgeriffene Faden wieder aufgenommen ward. 
Die franzönfchen Neuerungen flelen zwar auch in den Fällen, wo fie unleugbar fegensreich ge: 
wirft hatten: Gewerbefreiheit, Gmancipation des Landvolks, Zulaffung der Juden machten als: 
bald wieder dem reichſtädtiſchen Status quo ante Platz; allein daneben traten ſehr tiefgreifende 
Reformen ein. Die ganze innere Verwaltung warb im Laufe des erſten Jahrzehnds zweckmäßig 
organiſirt, eine Centralkaſſe für die Öffentlichen Ausgaben und Einnahmen, ein X ilgungsfonds, 
eine Rechnungscontrole geſchaffen; die Betheiligung der Bürgerſchaft bei der Verwaltung ward 
ausgedehut; eine Bürgerwehr begründer und daneben ein felddienſttüchtiges Militär durch 
Werbung ins Leben gerufen; die politiſche Souveränetät der Altſtadt wenigitend der Neuftapt 
mitgetdeit; die Feſtungswerke verwandelten fih in Barfanlagen und der Verkehr mit den Vor: 
Rädten, einft bei Nachtzeit gänzlich geiperrt, fand mindeftens eine Erleichterung; die aus— 
wartigen Angelegenheiten, melde man früher den vom Rathe ernannten Syndikern überlaffen 
batte, wurben einer Commiſſion übertragen; die Juftiz blieb zwar mit den Senate verbun: 
den, aber der ehemalige Wechſel nad Quartieren hörte auf, und der Senat committirte aus 
ſeiner Mitte fändige Gerichte, die von ihm unabhängig fungirten und von denen die Appella: 
kon an Das gemeinfame höchſte Gericht der Freien Städte zu Lübe ging; eine verbeflerte Ge: 
richtsordnung, eine Civilftandsordnung, die Erlaubnik für Nichtbürger Grundbefig zu erwerben, * 
eine muſterhafle Einrichtung des Hypothekenweſens — dieſe und mande andere Maßregeln 
ahnlicher Richtung vermittelten Bremens uͤbergang zu feiner modernen Blüte, ohne inzwijchen 
die Örundlagen der alten Verfaſſung zu verfhieben. Die Stellung des Raths (oder des Se- 
natd, mie er jih von nun annannte) erlitt jedoch einige nicht unwichtige Veränderungen. Die 
Gintheilung in Duartiere behielt nur eine formelle Bedeutung. Die Ginfünfte des Senats, 
bisher aus dem Grtvage von Domänen und aus Sporteln, Strafgelvern und Gebühren be: 
Rebend, wurden in feite, von der Staatskaſſe ausgezahlte Jahrgehalte verwandelt. Bei Vacan— 
zen hörte die Selbftergänzung nad dem oben befchriebenen Verfahren auf, Zwölf von der 
Bürgerihaft erforene Bürger foften vier aus ihrer, ebenfo der Senat vier aus feiner Mitte aus; 
dieſe acht präfentirten drei Gandidaten, aud denen der ganze Senat den neuen Rathmann erfor. 
Ein Dpeim, Neffe, Schwiegervater, Schwiegerſohn oder Schwager eines Rathsmitgliedes be: 
durfte ſechs Stimmen, um unter die Gandivaten aufgenommen zu werden. Geſchwiſterkinder 
konnten ohne Erſchwerung gleichzeitig im Senate figen. Die vier Bürgermeifter. wurden vom 
Senate aus jeiner Mitte oder aus den Syndikern gewählt; ihr Amt blieb lebenslänglic ; halb— 
jährlich wechſelte unter ihnen das Präſidium. Die vier Bürgermeifter fonnten unter fih in 
manden Dingen, namentlich delicatern Angelegenheiten, jelbftändig beichließen, wenn aud 
theoretiich Die volle Negierungsgewalt nur beim Plenum des Senats (der Wittheit) ruhte. 
Dies Plenum fungirte gleichzeitig ald Magiftrat der Stadt und ald Summus Episcopus der 
proteftantiihen Kirchen. Für die einzelnen Geſchäftszweige committirte es befondern Commiſ— 
fionen, in denen das älteſte Mitglied den Vorſitz führte. Mur ausnahmsweiſe beftanden einzelne 
Gommiffare G. B. ein Bolizeiherr), in der Regel warb alted collegialiſch betrieben. 

Nachdem weitere Neformbeftrebungen infolge ver Iulirevolution an der Ungeneigtbeit des 
Senats und der Gleichgültigkeit einer feinen materiellen Druck empfindenden Bevölferung ge: 
\Heitert waren, war die Märzbewegung des Jahres 1848, welche in den mittlern Bürgerklaffen 
üinen empfänglihen Stoff fand, die vierhundertjährigen Verfallungsgrundlagen Bremens mit 
finem Schlage um. Zwar ließ die eonftituirende Verſammlung Des Jahres 1848 die Reben: 
nglidfeit ver Senatorenwürde beſtehen und conſervirte auch den Grundſatz, daß alle wichtigen 
Ierwaltungen von gemiſchten Deputationen de3 Seuats und der Bürgerichaft zu führen find; 
aber mallen übrigen Bunften en:hielt Die von ihr ins Peben gerufene, am 8. März 1849 ange: 
aommene Verfaſſung die weientlichiten Neuerungen. Gleichberechtigung aller Staatsgenoſſen, 
Aufhebung ver politifhen Ummündisfeit des Gebiets, Trennung der Juftiz von der Verwaltung, 
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Verwandlung der aus Birilftimmen beftehenden Buͤrgerſchaft in eine aus allgemeinem Stimm: 
rechte hervorgehesde Repräfentativverfammlung von 300 Vertretern, die nur auf einige Jahre 
gewählt wurden, Erwählung der Senatoren durch dieſe Vertreter, Abſchaffung ded Collegiums 
der Älterleute, bei Differenzen zwifchen Senat und Bürgerſchaft Berufung an die Geſammtheit 
der Staatsbürger, Offentlihfeit der Bürgerfhaftsjigungen, Aufhebung aller religiöfen Dis: 
qualificationen, dieſe und ähnliche Beftimmungen, verbunden mit Preß- und Vereinsfreiheit, 
Ablöfungszwang des Gutsherrnrechts, Schwurgerichten, Autonomie der Gemeinden, leiteten 
eine vollftändige Herrfchaft der mittlern und untern Volksklaſſen ein, welche indeffen, noch ehe 
fie ſich in vollen Beſitz zu fegen vermochte, ſchon im Frühjahr 1852 durd die ſpontane Inter: 
vention ded Bundestags ihr Ende erreichte. . 
Auf Grund ihrer befannten Beſchlüſſe vom 23. Aug. 1851 ſchritt, nachdem der Senat ver= 
geblich verfucht Hatte die Bürgerfchaft zu einer Revijion der Verfaffung zu bewegen, die Bun: 
deöverfammlung am 6. März 1852 mit der Fategorifchen Forderung vor, daß aus der bremifchen 
Berfaflung die mit ven Grundgefegen des Bundes unvereinbaren Beftimmungen, namentlich 
die Wahlgefege für Senat und Bürgerſchaft, das Prineip der Bolksfouveränetät, das Überge— 
wicht des bürgerfchaftlihen Elements in den verwaltenden Devutationen entfernt werde. Ein 
hannoverſcher General ward ald Commiſſar ded Bundes nad) Bremen abgeſchickt, um die Voll— 
ziehung diefer Forderung zu überwachen. *) Die Bürgerjchaft weigerte ji dad Interventions— 
recht des Bundes anzuerkennen, und erflärte fogar ven Senat für verfaſſungsbrüchig und daher 
außer Wirkfamkeit. Infolge veffen ward am 29. März 1852 die Bürgerfhaft vom Senat 
aufgelöft und auf Grund eines octroyirten Wahlgefeges eine neue Bürgerſchaft zur Reviſion 
der Verfaffung unverzüglich einberufen. Died oetroyirte Gejeg erhielt jpäterhin definitive 
Gültigkeit. Danach befteht die Bürgerſchaft hinfort aus 150 Vertretern, von denen der Ges 
lehrtenftand 16, die Kaufmannſchaft 48, der Gewerbeitand 24, die übrige Einwohnerſchaft ver 
Stadt in drei Steuerflaffen 30 erwählt. Bon den no übrigen 32 Vertretern fommen je 6 auf 
Vegeſack und Bremerhaven, 20 auf die Dörfer. Die Vertreter werden auf jehs Jahre gewählte, 
alle drei Jahre ſcheidet die eine Hälfte aus. Sie erhalten feine Gelventfhärigung. Die Wahlen 
geicheben vermittelft fchriftliher und geheimer Abftimmung. Am 24. Febr. 1854 ward die 
zwifchen dem Senat und der Bürgerfchaft vereinbarte, gegenwärtig zu Recht beftehenve Ber: 
faffung publieirt. Diejelbe ift ver Bundesverfammlung zwar mitgetbeilt, aber nicht von legterer 
ausdrücklich beftätigt worden. Die Betheiligung des Bundes bei der Reviſion der Verfaffung 
felbft war eine rein formelle. 
7% Das neue Grundgefeg des bremijhen Staats hat einen großen Theil der wefentlichften Be— 
flimmungen ver Märzverfaffung beibehalten und damit die im Jabre 1848 vollzogene Umwäl— 
zung in der Hauptſache janctionirt. Der politifhe Unterſchied zwiſchen Stadt und Land bleibt 
aufgehoben ; die Bürgerſchaft erfcheint ald aus eigenem Rechte fungirende repräfentative Cor— 
poration; Juftiz und Regierung bleiben getrennt, Religiond=, Preß: und Vereindfreiheit, Uns 
verleglichkeit ver Wohnung, Zugänglichkeit ver Amter für alle ind den Bürgern gewährleiftet. 
Die Bürgerſchaft hat eine enticheidende Stimme bei allen Gejegen, Steuern und Geldverwen— 
dungen; das Budget wird jährlih von ihr bewilligt; ihre Deputirten nehmen an faft allen 
Öffentlichen Verwaltungen theil, und nur diefen fteht die Rehnungsführung zu. Die Staats: 
kaſſe ſteht unter Aufficht der Finanzdeputation, deren Vorfiger und ein bürgerlicher Deputirter 
alle auf fie lautende Anweifungen zu unterzeichnen haben. Alle organijchen Einrichtungen, als 
GCommunalverfafiungen, Militärformationen, Greirung neuer Beamtenftellen, bedürfen der 
Zuftimmung der Bürgerfhaft. Sie hat das Recht über die Gefegmäßigfeit erlaffener Polizei- 
verordnungen ein richterlihes Erfenntniß zu provoriren. In Fällen einer Differenz zwiſchen 
ihr und dem Senat über conftitutionelle oder Rechtsfragen entjcheidet, nah mislungenem 
Güteverfahren, das Oberappellationdgericht zu Lübeck. 


4) Es möchte fchwer fein, diefe Bundesintervention auf irgendeinen Artifel des Bundesgrundvertrags 
u begründen. Auf das fogenannte monarchiſche Princip wird man fie wol nidyt begründen wollen. 
ie Begründung aber auf ein gemäßigt republifanifches Princip — im Gegenfage gegen ein rein be 
imofratitähes — findet doch noch wenigern Anhaltepunft, felbft nicht einmal in der Schlufacte. ©. oben 
in Belagerungszuftand den legten Abjchnitt und den Artifel Deutfher Bund. Übrigens foll hiermit 
nicht über Vorzug oder Nachtheil der in Bremen zu Stande gefommenen Änderungen geurtheilt werben. 
Aber auch alsdann, wenn Interventionen des Bundes in die innern Angelegenheiten ver Bundesftaaten 
als heilfam erfcheinen, wird doch zuerit die Umwandelung des rein völferredytlichen Bundes in einen 
ftaatsrechtlichen mit Boltsrepräfentanten, bis dahin aber Heiligkeit des Grundvertrags gemwünfcht wer: 
den müffen. y D. Red. 
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Der Senat beſteht aus 18 auf Lebenszeit ermählten Mitgliedern, welche einer der anerfanns 
ten chriſtlichen Gonfeffionen angehören und das dreißigſte Lebensjahr zurüdgelegt haben 
wüfen. Ausgeichlojien find namentlich die, melde ihre Gläubiger nicht zum Vollen befriedigt 
haben, ſowie alle Verwandte eined Senatsmitgliedes bis zum Oheim und Neffen, Schwager 
md Schwiegerfohn einſchließlich. Mindeftens zehn Senatömitgliever müffen Rechtsgelehrte, 
mindeftens fünf Kaufleute fein. Die Wahl geſchieht fo, daß die Bürgerfchaft ſich durch Lofung 
in fünf gleiche Mbtheilungen ſcheidet, jede dieſer Abtheilungen drei Candidaten vorfhlägt und 
einen Bahlmann ernennt, die fünf Wahlmänner fodann mit fünf vom Senat gewählten 
Bahlmännern, nad) vorgängigem Schwur, nur einem Tüchtigen und Würdigen die Stimme 
geben, bei einer Auswahl unter mehreren aber den Tüchtigſten und Würdigften bevorzugen zu 

vollen, zu einem Gonclave zufammentreten, dieſes Conclaye aus fämmtlichen vorgeſchlagenen 
Gandivaten drei präjentirt, und endlich die Bürgerfhaft aus ver Präfentationslifte einen aus: 
wählt. Auf diefe Lifte kann nur derjenige kommen, welcher im Gonclave ſechs Stimmen für ſich 
gebakt hat; legteres hat aljo die Macht, die Candidaten der Bürgerfchaft zu refufiren, und «8 
kann unter Imftänden das Mahlverfahren fo lange wiederholt werden, bis das Gonclave be: 
friedigt it. Der Senat wählt aus jeiner Mitte zwei Bürgermeifter, von denen alle zwei Jahre 
einer ausiheidet und dann erft nach Ablauf von abermals zwei Jahren wieder wählbar ift. 
Jeder Bürgermeifter fungirt demnach vier Jahre. Zwiſchen ven Bürgermeiftern wechfelt alljähr: 
ii das Bräfivium. Die Bertheilung der Geſchäfte erfolgt durch eine befondere, alle zwei Jahre 
eeneuerte Commiſſion, zu welcher die Bürgermeifter ipso jure gehören. 

Beim Senat ift, außer der Hälfte der gefeßgebenden, die vollziehende und Negierungs: 
gervalt, dad Dberaufftchtöreht, die Vertretung des Staats nah außen, das Recht der Begna= 
gung, Abolition und Dispenfation unter gewiffen Einfhränfungen ; er ernennt und inftruirt, 
mtläßt und penitonirt die Staatsbeamten, theilweiſe jevoh nur nad) vorgängigem Gutachten 
ver betreffenden Berwaltungsdeputation; übt die Polizeigewalt, verfügt über die bewaffnete 
Macht; übt Bremend Befegungsrecht bei dem Oberappellationsgericht der vier Freien Städte, 
und fungirt als Summus Episcopus der proteftantifchen Kirchen. In allen verwaltenden Depu= 
tationen bat ein Senatsmitglied die Gefhärtöführung und den Vorfig; ein anderes Senats- 
mitglied führt das Protokoll, welches jedoch von einem der bürgerlichen Deputirten mitunter: 
zeichnet werden muß. Gegen den einmütbigen Diffens der fenatoriichen Mitglieder einer Depus 
tation kann ein Deputationsbeihluß nicht zu Stande fommen. Der Senat hat auf den Zus 
jammentritt der Bürgerschaft feinen Einfluß ; jedoch kann er die Ausſchließung der Dffentlichfeit 
und in dringenden Fällen auch die Anberaumung außerordentliher Sigungen beantragen. Die 
beiden Körperichaften verkehren nur fchriftlich miteinander, doch werden faft alle Gelegentwürfe 
son gemeinjhaftlihen Ausihüffen bearbeitet. 

Jeder Bürgermeifter bezieht 2600 Thlr., jeder Senator 2100 Thlr. Honorar. Die dem 
Gelehrtenſtande angehörenden Senatdmitglieder dürfen kein Privatgeſchäft betreiben. Der 
Senat ift verpflichtet, Mitglieder, welche geiftig oder Teiblich arbeitsunfähig geworden find, in 
dern Rubeftand zu verfegen, woburd diefelben Anrecht auf eine Penſion von 1050 — 1400 
Ihlrn. gewinnen. Wer feine Zahlungen einftellt, muß austreten. Wegen Amtövergeben kann 
die Abfegung nur auf gerichtlihem Wege erfolgen. 

Für die Juftizverwaltung beftebt, abgefehen von dem Oberappellationsgerichte der vier 
Freien Städte, zunächſt ein ans 12 unter ſich gleichberechtigten, auf Lebenszeit gewählten, rechte: 
gelebrten Mitgliedern gebildetes Nichtercollegium. Die Bedingungen der Wählbarkeit jind vie 
nämlichen vie bei dem Senate. Dies Collegium beiegt nach eigner Wahl die verichievenen Ge: 
richte, namlich 1) das Obergericht, 2) das Untergericht, 3) das Criminal- und Polizeigericht, 
4) das Steuer: und 5) das Gewerbegeriht. Es erwählt die Dirertoren diefer verihiedenen 
Berichte, ebenſo wie feinen eigenen Präſidenten auf Lebenszeit. Gegen diefe Wahlen findet ein 
Recurs an den Senat ftatt. Die Mitglieder des Richtercollegiums werden von einem aus vier 
Senatoren, vier Bürgern und drei Richtern beſtehenden für jeden Ipeciellen Ball neugebilveten 
Gonelave gewählt. Sie haben ein feftes Gehalt von 2000 Thlrn. und Anrecht auf eine Benfion 
son 1000 — 1333 Ahlen. Die Verfegung in den Rubeftand gefchieht durd den Senat, aber 
zur auf Antrag des Gollegiums oder des Berheiligten. Cine Amtsentlaffung wider Willen des 
Berbeifigten kann nur Durch richterliches Erkenntniß erfolgen. Neben dem Richtercollegium bes 
ieht ein Handelögericht, welches zwei Mitglieder des Richtercollegiums ald Directoren und fies 
sen Beifiger aus dem Kaufmanndftande zählt. Dieje Faufmännifchen Richter werden von ber 
Kaufmannſchaft auf jieben Jahre erwählt; fie beziehen fein Gehalt. Im Vegeſack und Bremerz 
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haven endlich fungiren die Amtleute als Richter erfler Inftanz in Civil-, Criminal und 
Bolizeifachen. 

Die Civilgerichte erſter Inftanz (für Klaganträge bie zu 300 Thlen.) find die Aemter in 

Vegefad und Bremerhaven, und in der Stadt Bremen dad lintergericht. Letzteres befteht für 
Bagatellfahen aus einem Einzelrichter, für jonftige Sachen aus einem Eollegium von vier Rid: 
tern. Für alle Sachen von höherm Werthe, fowie für Anträge auf Immobiliardiftractionen, 
Ehe = und Debitſachen bildet das Obergericht die erſte Inftanz. Letzteres kann jedoch für Diftrac: 
tionen, Ehe: und Debitjahen auch Gommifjionen aus feiner Mitte ernennen oder diefelben, ven 
Umſtänden nad, an das lintergericht verweijen. Gegen Erfenntniffeder Untergerichte und der ge: 
dachten Commiſſionen kann, wofern die ftreitige Summe 30 Thlr. überfteigt, an das Ober: 
gericht, und falls dieſes ein abänderndes Urtheil fällt, an eine Reviſionscommiſſion des Ober: 
gerichts Berufung ftattfinden. Nur bei Streitfummen von mehr ald 300 Thlrn. ift eine Appel: 
lation an das höchſte Gericht in Lübeck zuläflig; bei dieſen kann die zweite Inftanz (nämlich die 
erwähnte Neviſionscommiſſion ded Obergerichts) unter Ubereinftimmung der Parteien über: 
fihlagen werden. Das Obergericht befteht aus ſechs Mitgliedern. Das Handelögericht ent: 
ſcheidet in allen aus kaufmänniſchen Geſchäften entipringenden Streitigkeiten. In der Negel 
befteht das Tribunal aus einem rechtögelehrten und zwei faufmännijchen Mitglievern. Das 
Verfahren ift mündlid ; nur bei beſonders verwidelten Saden ift die Einreihung von Schriften 
geftattet. Bei Saden von 30 — 200 Thlr. Werth kann an die fogenannte Revijionsinftanz 
deffelben Gerichts, und gegen dieſe an dad Obergericht appellirt werden. Für größere Sachen 
bis zu 1000 Thlr. bilvet das Obergericht die zweite, nur für Sachen über 1000 Thlrn. das lü: 
becker Gericht die dritte Inftanz. Indeſſen kann aud dann nad Lübeck Berufung eingelegt 
werben, wenn das Obergericht ald Appellationshof das Erfenntniß erfter Inftanz abgeändert 
bat, In Zunft: und Innungsſachen entjcheidet das Gewerbegericht, das aus drei Mitgliedern 
bejteht und von welchen die Appellation an das Obergericht reip. an das höchſte Gericht in Lü— 
bet jtattfindet. Auf Grund der beftehenvden Vertragsverhältniſſe zum Zollverein befteht für 
Zollftrafiahen ein Steuergericht, bei weldem ein accufatorisches Verfahren eingeführt ift. 
„ Die freiwillige Oerichtöbarfeit für Vormundſchafts-, Nachlaß- und Hypothefenfaden , für 
Übertragung von Immobiliareigentbum und für Schenkungen unter Lebenden ift dem Ober: 
gerichte übertragen , welches auch die Oberaufſicht und die Disciplinargemwalt über alle Gerichts: 
beanite, über Sahführer und Notare führt. Ald Sahführer werden nur Bürger zugelaffen, 
welche ein juriftiihes Eramen vor dem Oberappellationdgericht beſtanden haben. 

In peinlihen Sachen fungiren die Aemter VBegejak und Bremerhaven und das Criminal: 
gericht der Stadt Bremen als Unterfuhungs= und ald erfennende Gerichte erfter Inftanz. Sie 
Fönnen nicht mehr als drei Monate Gefängniß und 50 Thlr. Strafe verbängen. Das Ober: 
gericht fungirt aldvann als Appellhof. Für ſchwerere Vergeben ift das Obergericht die erfte 
Inftanz, von welder die Appellation nad Lübeck gebt. 

Gin Grfenntniß des Oberappellationdgerichtd kann nur aus Gründen der Nichtigkeit bei 
den vier Senaten der Freien Städte, die al&dann vier Stimmen repräfentiren, angefochten 
werben, 

Die vorftehend ffizzirte Organifation des Gerichtsweſens geht übrigens theilweife ihrem 
Ende entgegen. Schon im Jahre 1854 haben Senat und Bürgerfchaft befdloffen, in Straf: 
ſachen den Anklageproceh, mit Schwurgerichten für die ſchwereren Verbrehen, und in Civil: 
ſachen ein auf Münplichfeit baſirtes Verfahren einzuführen. Zu den unentbehrlihen Vor— 
arbeiten dieſer Neorganifation, die bisjegt noch nicht beendet werben fonnten, gehören nament= 
li die Godification der Strafgefege und die Entwerfung der Procefordnungen. Was die 
Strafgefege anlangt, ftatt deren gegenwärtig neben einzelnen pofitiven Particulargefegen das 
gemeine Recht und die (in der Regel auffallend milde) Gerichtspraxis die Nechtöquelle bilden, 
fo hat man davon abfehen zu müſſen geglaubt, irgendeinen deutſchen Goder ohne weiteres zu 
aboptiren, weil man annahm, daß die Gigenthümlichfeiten des bürgerlichen Lebens in einer 
Heinen Handelsrepublif mannichfachen Einfluß auf das Syſtem der Strafen würden ausüben 
müffen. Die Todesftrafe ift feit 1848 abgeſchafft, ausgenommen für die ſchwerſten militärifchen 
und feemännifchen Berbreden, fie kann inzwiſchen durch einfaches Gejeg wieder eingeführt werden. 

Gompetenzconflicte zwiichen Gerichten und VBerwaltungsbehörden werden von einem Gon= 
flietenhofe entihieden, zu welchem der Senat und das Richtercollegium je drei Mitglieder ab— 
oronen und ein jiebentes Mitglied, dad tveder dem Genate noch dem Nichtercollegium angehören 
darf, von diefen Sechſen gewählt wird. 
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Die Staatöverwaltung in ihren einzelnen Zweigen ruht durdgängig in den Händen der 
mebhrerwähnten Deputationen. Doc befinden ſich auch einzelne Departements unter der aus: 
jslieflihen Leitung von Senatdcommifjtonen. Dahin gehören namentli die kirchlichen und 
auswärtigen Angelegenheiten, das Mebicinal: und Bolizeimefen, die Gewerbeſachen. Die ei: 
gentlih ſtadtiſchen und die Staatögefhäfte fließen ineinander, ſowie denn auch namentlich das 
Budget des bremijchen Staats das der Stadt Bremen in fi ſchließt. Bei ver überwiegenden 
Berrutung der Stadt würde eine Trennung fi faum durchführen laffen. Die Stadtgemeinden 
Begefad und Bremerhaven haben ihre eigenen Gommunalbehörden (einen Gemeinderath und 
Seweindeausſchuß) und daneben ein vom Staate relevirendes Amt für die Rechtöpflege (in erfter 
Infan;), die Bolizei und die Vertretung des Staats bei den lokalen Angelegenheiten. Die 
Dorfgemeinden Haben es zu einer nennenswerthen Gemeindeorganifation noch nicht bringen 
fönnen. Kür Deich⸗, Kirchen-, Armen-, Schul: und Wegebaufachen find zwar ihre eigenen Or⸗ 
gane wirkfjam, aber immer unter unmittelbarer Leitung des fogenannten Landherrn, eines 
Senatömitglieded, welches die Oberpolizeibehörde für das Landgebiet (an jedem Weſerufer) 
eins) bildet. 

Bei dieſer Organifation des Staats ift die Zahl der befolveten Beamten eine Äußerft ge: 
ringe. Faſt nur die techniſchen und die Kanzleiarbeiten werben von ihnen wahrgenonmen. 
Eine Beamtencarricre eriftirt gar nit. Jeder Bürger ift auf feine eigene Arbeit angewieſen. 
Die Einnahnen des Staats werden von vier bis fünf Beamten, die einige Schreiber und Ein- 
nehmer unter fi haben, erhoben. Kür die Generalkaffe befteht ein einziger Staatsbeamter, 
der fein Hülfsyerjonal jelbft hält. Oberaufficht, Inftruction, Diseiplin find Sache der Depu: 
tationen.” 

Die regelmägigen Ausgaben des bremiſchen Staats, mit Einſchluß derjenigen der Stadt 
Bremen, belaufen ſich ungefähr auf 1,300000 Thlr. Gold. Die widhtigften Poſten find: Senat 
und Richtercollegium 70000 Thlr.; Beamtengehalte 100000 Thlr.; Militär 150000 Thlr.; 
Zinfen und Tilgung.der Staatsihuld 400000 Thlr.; Schulen 46000 Thlr. (viele Schulen 
baben ihr eigenes Vermögen und fommen daher hier nicht in Betracht); Polizei, Straßen: 
erleuchtung und Gefängniffe 100000 Thlr; Strafen und Bauten, Häfen und Ufer 230000 
Thlr. — Die Einnahme umfaßt folgende Hauptpoften: von Grundeigenthum und Regalien, als 
Häfen, Poften u. ſ. w. 130000 Thlr. ; Steuer von Immobilien 70000 Tblr. ; Einfommenfteuer 
100000 Thlr. ; Conſumtionsabgabe von Fleiſch, Mehl, Brennmaterial 170000 Thlr.; Abgaben 
son ein⸗ und ausgehenden Waaren 300000 Thlr.; Stempel und Verfaufsabgaben 150000 
Ihlr. ; Bürgerrecht 40000 Thlr. ; Einnahme von der Eifenbahn 100000 Thlr. 

Für die meiften diefer Abgaben befteht die Gontrole vornehmlich in der Heilighaltung des 
Bürgereides, unter deilen Gewähr ſie geftellt. find. Dies gilt namentlich von der Conſumtions— 
abgabe, dem Waarenzoll, den Stempelabgaben und der Ginfommenjteuer, welche zufammen 
über die Hälfte der Gefammteinnahme aufbringen. Der Waarenzoll befteht in einer Abgabe 
von %, Proc. für alle jeewärts eingehenden, und von Y, Proc. für alle jee= und landwärts aus: 
gehenden Güter. Die Kaufleute zahlen ihn auf ihren Eid, ohne daß eine Reviſion oder gar eine 
Schätzung ver Waaren ftattfindet. Die Gontrole fann daher nur eine ganz oberflädhliche fein. 
Bei der Einfommmenjteuer — ebenfo bei der in Norbfällen erhobenen Vermögensſteuer, dem 
fogenannten „Schoß — fällt jede Gontrole hinweg. Der Gontribuent wirft vielmehr feinen 
jſelbſigeſchätzten Beitrag in eine verfchloffene Kifte, und niemand vermag ihm nachzuweiſen, daß 

er zu wenig bezahlt habe. Die Einfommenfteuer beträgt 1 Proc. für jede Ginnahme ‚über 
500 Ihtr., Einnahmen von 250—499 Thlr. entrichten 1 Thlr., geringere find frei. 

Die öffentliche Schuld befteht aus 5,500000 Thlrn. 31/zprocentigen und 1,300000 Thlr. 
4, procentigen Anleihen, von denen 3 Mill. aus der Zeit vor der franzöfifchen Fremdherrſchaft 
berrüßren. Der Reft ift feit 1827 contrahirt worden, um Häfen, Gifenbahn und andere 
probuctive Anlagen ins Leben zu rufen. Auf die Tilgung werden jährlih 130000 Thlr. ver: 
wandt, theils Durch Ankauf, theils, wenn die Obligationen Pari oder über Pari ftehen, dur 
Auslofung. 

Alle im bremifchen Staate concentrirten Interejfen find demjenigen des Handeld unter: 
ordnet. Dem Handel verdanken ſämmtliche Klaffen der Bevölkerung ibren ungewöhnlichen 
Roblftand (es kommen durchſchnittlich auf jeden Kopf 1000 Thlr. Vermögen und 100 Thlr. 
Jahreseinnahıne), und die Pflege der Handeldintereffen bilder die Höhere Berechtigung der poli= 
tiſchen Selbftändigkeit des fleinen Staats. Im diejer Pflege wirfen denn auch Regierung, 
Gejeggebung und Verwaltung eifrig zufammen. Wie ſchon gezeigt worden, ift dad Abgaben- 
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wefen fo. eingerichtet, daß feine läftige Bormalitäten die Bermegung der Güter hemmen; die Aus⸗ 
ladung eined Schiffs kann in kürzerer Frift geihehen, ald anderswo die bloße Einflarirung er= 
fordert; die fofortige Wieverausfuhr einer eben importirten Ladung wird nicht durch die Rück- 
fiht auf ſchon entriteten Eingangszoll erihwert; die freiefte Bearbeitung und Sortirung der 
MWaaren, wie fie felbft in den beften Breilagern nicht ftatthaft ift, findet überall ohne das ge⸗ 
ringfte Hinverniß ftatt. Diefe Leichtigkeit der Bewegung ift es vornehmlih, was den bremi= 
ſchen Handel in ven Stand feßt, auch auf nichtdeutſchen Märkten die Ausfubrartifel Deutſchlands 
gegen die Goncurrenz fapitalreiherer und handeldmächtigerer Nationen abzujegen und dem 
deutichen Gonfumenten die Producte des Auslandes aus erfter Hand, ohne Vertheuerung durch 
fremden Zwifchenhandel, zuzuführen. Es ift vornehmlich diefer Geſichtspunkt geweſen, welcher 
in den legten Jahren die grage, ob Bremen fi dem Zollvereine anſchließen folle, im verneinenden 
Sinne hat entſcheiden laffen. (Der Zollverein ſelbſt hat übrigens einen folden Anſchluß nicht 
beantragt.) Dagegen find am 26. Jan. 1856 umfangreiche Verträge zwiſchen Bremen und 
den Zollvereinäftaaten abgefhloffen worden, welche durch Einverleibung einiger bremiſcher 
Grenzdiſtriete in den Zollverein die Mauthlinie des legtern bequem abrundeten, die Controle 
aufder verfehröfreien Wefer erleichterten, Steuerdefraudationen gegen den Zollverein in Bremen 
ftraffällig machten und dur Errichtung eines zollvereinsländifchen Breilagerd in Bremen ſelbſt 
die Abfertigung der über Bremen fommenden Waarenmaſſen, fowie die Berjendung von Zoll: 
vereindproducten wejentlich vereinfachten. In Verbindung mit Diefen Verträgen fand bie 
Suspenfion der Flußzölle ſtatt, welche bi6 dahin auf ver Wejerfchiffahrt von Bremen aufwärts 
gelaftet hatten. Seit dem Arrangement von 1856 hat der Verkehr Bremens mit dem Zoll: 
verein fortwährend zugenommen, während gleichzeitig zahlreiche inpuftrielle Unternehmungen 
an der Grenze, in moͤglichſter Nähe des freien Weltmarktes, emporblühten. 

Bis in dig legten Decennien des vorigen Jahrhunderts beiränfte der Handel Bremens 
fi vorzugäweife auf Europa. Golonialwaaren wurden von England, Holland, Yifjabon und 
Cadiz her für den Bedarf der Wejergegenden und Weitfalens importirt; Wolle, Getreide, Lein= 
wand wurden nach England, Spanien und dem Norden verſchifft; man holte Wein aus Bor— 
deaur und Oporto, Hanf, Talg und Häute aus Niga. Daneben fabrieirte Bremen jelbft nicht 
unbedeutende Duantitäten von Bier, Tuch, Strumpfivaaren , die nach dem Auslande erportirt 
wurben. Die Walfiihjagd in den grönländiichen Gewäſſern und der Heringsfang fpielten noch 
eine Rolle von Bedeutung. Seit dem anerifanifhen Unabhängigkfeitöfriege, namentlih aber 
feit den Seefriegen, welche der Branzöfifchen Revolution folgten, dehnten die Bremer, unter dem 
Schutze ihrer neutralen Flagge, ihre Unternehmungen mehr und mehr bis zu transatlantijchen 
Küften aus; während der Napoleonifhen Fremdherrſchaft verfuchten viele junge Bürger in der 
Neuen Welt ihr Glück, und errichteten Handelsetabliffements, die nach hergeftelltem Frieden 
vorzugsweife mit der Baterjtadt in Beziehungen traten. Die Befreiung der jpanifhen Colo— 
nien gab diefem Verkehr ein erweitertes Feld, und fhon in den zwanziger Jahren war der Sans 
del mit der Neuen Welt entfchieden in den Vordergrund getreten, Nachdem die Bremer die 
Verſuche Oldenburgs, die Wefermündung durch Flußzölle und Polizeiverationen dem Welt: 
verfehre zu verjchließen, mit Hülfe des Bundestags erfolgreich vereitelt hatten, gründeten jie 
im Jahre 1827 auf einem von Hannover ihnen abgetretenen Areal an der Einmündung der 
Geeſte in die Wefer einen für die größten Schiffe ausreihenden Seehafen, Bremerhaven 
genannt, welcher zwar Millionen Eoftete, dafür aber auch dem bremiſchen Kandel binnen einem 
Menihenalter einen Aufſchwung ermöglicht bat, wie die fühnften Hoffnungen ihn nicht voraus= 
zufehen im Stande waren. Bremerhaven ift, auf Grund eines mit der Krone Hannover ab- 
geichloffenen Staatövertrags vom 11. Ian. 1827, mit allen Hoheitsrechten, jedoch ohne die 
eigentliche Hoheit felbit, in den Beſitz Bremens übergegangen; nur das Beſatzungsrecht bat 
Hannover jich vorbehalten, und für die Militärpflicht ver Einwohner Bremerhavens wird eine 
jährliche Averfionalfumme an Hannover gezahlt. 

Seit diefer Zeit fpielt der europäifhe Seebandel in Bremen eine ganz untergeordnete Rolle. 
Die Schiffahrt nah England und der Oſtſee ift beinahe gänzlich der hannoverſchen und der 
oldenburgiſchen Flagge zugefallen ; die bremiichen Fahrzeuge find durchgängig für jogenannte 
lange Reifen, d. h. über den Deean oder nad dem Schwarzen Dieere beftimmt. Im Jabre 
1857 beftand die bremifche Handelöflagge aus 279 Seeichiffen, welche zufammen eine Tragfähig— 
feit von 83000 Laſt a 4000 Pro. hatten. Die Durchſchnittsgröße jedes Schiffs war demnach 
beinabe 300 Laſt oder 600 Tonnen. Diefe Flotte vepräjentirt ein Kapital von etwa 10 Mill. 
Ahlen. Außer ihr befchäftigt die Wefer, d. b. vorzugsweife der bremiiche Handel eine olden— 
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burgiſche und hannoverſche Flotte von mehr als 200 Seeſchiffen mit mehr ald 30000 Laſt, und 
etwa 350 Leichterfahrzeuge von zuſammen circa 10000 Laſt, ohne die ftromaufwärts fah- 
renden Flußſchiffe. Im Jahre 1856 Famen in bremifhen Häfen an: 3000 Seeidiffe, 8000 
Flußſchife zufammen eine Bewegung von 48000 Laſt. Unter denjelben befanden fih 159 
Serdampfidiffe, deren Zahl ſich in nächſter Zukunft noch erheblich vermehren wird. Einer der 
bedeutendſten Schiffärheber ift die im Jahre 1856 begründete Actiengeſellſchaft der „Norddeut⸗ 
ſche Lleyd, welcher außer einer Menge von Flußdampfſchiffen und eifernen Leihterfahrzeugen vier 

Dampfboote erjten Ranges für die Fahrt nach Neuyorf und außerdem Dampfbootlinien nad 
Londen und Hull unterhält. Mit der Mhederei fteht das Geeverfiherungsweien in engem Zu- 
"jammenbange. Die verihiedenen bremifchen Affecuranzcompagnien und Privataffecurateure 
übernehmen im Laufe des Jahres gegenmärtig leicht Rificos zum Belaufe von 90 Mill. Thlrn. 
Der Waarenumfag Bremens hat in den legten Jahren die Summe von 120 — 140 Mill. 
Thlen. erreicht. Wir verfteben darunter die Einfuhr fee = und landwärts und die Ausfuhr über 
Ser und nach dem Inlande, alio nicht die Plagoperationen. Bon diefer Summe kommen etwa 
30 Mill. auf Die Einfuhr aus dem Zollverein, und eine ähnliche Summe auf die Ausfuhr dort- 
hin. Für ungefähr 20 Mil. Thlr. zollvereinifhe Induftrieproducte werden alljährlich über 
Bremen in das Ausland, namentlih nah den Vereinigten Staaten, ausgeführt. Unter den 
Colonialwaaren ift es hauptſächlich ver Taback, welcher eine hervorragende Rolle fpielt. Bremen 
it für dieſen Artifel der erſte Marft in Europa; die jährlihe Importation überfteigt 60 — 70 
Mill. Pfo. Die mit dieſem Gefhäftszmeige nahe zuſammenhängende Gigarrenfabrifation Hat 
jeit der Erhöhung des Zollvereindzolld auf Cigarren nit unerheblich abgenommen , ift aber 
auch jetzt noch, namentlich in beffern Sorten, fehr bedeutend. Für rohe Baummolle bildet ih 
mehr und mebr ein eigentlicher Marft in Bremen aus, welder jelbft in Ofterreich und in der 
Schweiz Kunden findet. Neid, Zuder, Kaffee, Spirituofen, Barbeftoffe, Nutzhölzer, Häute 
ſtehen unter den Importartikeln in erfter Reibe. 
Als Speditiondplag bat Bremen erft feit 1847 , durch die Eröffnung feiner Eiſenbahn und 
duch Die Damals begründete Dampfichiffsverbindung mit Neuvorf, eine größere Wichtigkeit 
erlangt. Speditionsgüter zahlen in Bremen nur eine ganz geringfügige Gontrolgebühr nad 
dem Gewichte. Die commerzielle Blüte des Platzes beruht inzwifhen auch jegt noch ganz vor⸗ 
wiegend auf dem @igenhandel, zu welchem nicht allein die Importe und Erporte auf eigene Rech— 
nung, ſondern auch das Gonfignationsgefhäft gehört. Denn bei den meiften Gonfignationen 
übernimmt der Bremer dur Leiftung von Vorichüflen einen Theil des Riſico. Rhederei und 
Importgeſchäft gehen meift Hand in Hand. Die Importeure und Rheder bilden eine Klafle 
des Kaufmannsflandes für ih. Miele laffen zwar vorzugsweiſe ihre Schiffe gegen Fracht fah— 
ren; allein auch diefe jehen fich oft in der Nothwendigfeit, auf eigene Rechnung zu importiren. 
Das Rhederei= und Importgeihäft beruht wefentlich auf zwei Grundlagen, einmal auf der Be: 
förderung von Auswanderern und zweitend auf perfönlichen Verbindungen in den überfeeifchen 
Ländern. Für die Auswanderung ift Bremen neben Havre der wihtigfte Plag auf dem 
Eontinent. Die Grfeßgebung hat diefem Geſchäftszweige von jeher eine befondere Aufmerkſam— 
feit gewibmet, um den Emigranten eine gute Behandlung am Bord zu ſichern. Die Pflichten 
der Expedienten, die Berproviantirung der Schiffe, die Verſicherung der Paffagegelver find durch 
eine Reihe zweckmäßiger Vorſchriften und Einrihtungen geregelt. Gin officielle® und unent- 
geltliches Nachweiſungsbureau ertbeilt den Auswandernden Rath und Beiitand ; beeidigte Be: 
amte überwachen die Ausrüftung der Schiffe; ein großes Hospiz in Bremerhaven, das ſoge— 
nannte Auswandererhaud, bietet Taufenden zugleich gegen geringe Vergütung Unterfommen 
und Koſt. Gine eigene obrigkeitliche Behörde widmet allem, was mit der Beförderung von 
Schiffspaffagieren in Verbindung fteht, ihre Fürforge. Die Zahl der Berfonen, weldye in Bre- 
men nad überfeeifchen Rändern jich einfchifften, ſchwankte in legter Zeit von 35;— 70000 jähr⸗ 
lich. Die perfönliden Berbindungen mit den überſeeiſchen Ländern find der intimften Art. 
Faft ausnahmlos bringen die jungen bremiichen Kaufleute eine Reihe von Jahren jenfeit des 
Deeans zu, ald Commis, ald Agenten, als Affocies oder ald Begründer eigener Geſchäfte. Man 
findet fie in allen Häfen Amerifas, Oftafiens und Auftraliens. In den Seeplägen der Ver— 
einigten Staaten namentlich gibt ed ganze bremifche Golonien; aber auh am PBlatafluffe, in 
China , in Batavia, in Melburne, in Honolulu, in Valparaiſo, in San-Francisco find bremi— 
fche Häufer in Menge etablirt, die großentheils vem Importeur und Rheder der Baterftadt, oft 
rinem Blutsverwandten, Freunde, ehemaligen Principal, in die Hände arbeiten. . Der Impor— 
teur oder, wie ex collectiv genannt wird, „Die erfte Hand’ befchäftigt ſich durchaus nicht mit bem 
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Bertriebe feiner Waaren in das Inland. Er verfauft feine Schiffälabdungen im großen ber 
„gioeiten Hand“, den fogenannten oberländifhen Häufern, melde die manchmal in ſich jehr ver: 
ſchiedenartige Ladung jortiren, den mannichjaltigen Bedürfniffen verfhiedener Abnehmer mund: 
gerecht machen und dann die einzelnen Partien nad allen Richtungen hin an ihre inlänpifchen 
Connexionen, fei ed an einen binnenländifhen Großhändler, fei es an Fabrifanten, fei ed an 
Detailiften verkaufen. Der Importeur gewährt in der Regel der zweiten Hand einen Grebit 
von drei Monaten, welcher in Wechſelform auftritt. Sole von einem Bremer auf einen andern 
gezogenen Wechfel nennt man „Platzwechſel“. Die Plagwechfel bilden daher, wie man denken 
kann, ein wichtiges Girculationsmittel der bremiſchen Börfe. Viele Importeurs benugen ihrer: 
feitö wieder Grebite, welche Häufer in London, Hamburg oder andern Wechfelplägen ihnen ge⸗ 
gen Provifion gewähren. Bremen ſelbſt iſt Fein Wechlelplag ; nur in den Vereinigten Staaten 
gibt es einen Curs auf Bremen; andern Ländern gegenüber müflen Zahlungen auf London, 
Hamburg u. ſ. w. angemwiefen werben. Den inländifchen Kunden werden von dem bremifchen 
Kaufmann gewöhnlich ſehr liberale Gredite bewilligt, deren Dauer jedoch in den verſchiedenen 
Gegenden und Branden verſchieden ift. 

Bremen bat eine Zettel= und Discontobanf, welche von Actionären begründet ift und einen 
rein privativen Charakter hat. Das Gejellihaftskapital beträgt 5 Mill. Thlr., wovon 4 Mill. 
eingezahlt jind. Die Banf vergütet für Depofite 1 Proc. unter dem laufenden Discont. Die 
Summe der bei ihr deponirten Gelder betrug 1857 gewöhnlich circa 24, Mill. Ihlr. Ge 
Reden ihr jomit etwa 6%, Mill. Thlr. für das Discontiren Faufmännifcher Wechſel zur Ber: 
fügung. Die Notencirculation der Bank ift jehr geringfügig und felten viel bedeutender als 
die baare Kaffe. Außer der Bank discontiren die Sparkaſſen, die Affecuranzcompagnien und 
viele Brivatkapitaliiten — die Sparfalfen jedoh nur mit einigen bunderttaufend Thalern, da 
fie die ihr anvertrauten Kapitalien der Hauptſache nach in Hypotbefen anlegen. Es beitehen 
zwei Sparfajfen, bei denen circa 2%, Mill. Thlr. belegt find. Sie vergüten für Depofita 4 Proc. 


- Binjen. Im faufmännifhen Verkehr find nur der Mittwoch und dev Sonnabend Zahltage. 


Die Auszahlungen und Einfafjirungen bejorgen die Geld: und Wechſelmäkler, denen die Kauf: 
leute ihre Korderungen und ihre Zahlungsanmeifungen übergeben. Sämmtliche Mäkler treten 
zufammen und gleihen Credita und Debita gegeneinander aus, ſodaß nur für den unaus- 
gleihbaren Neft baared Geld erforderlih wird. Die Mäkler nehmen ebenfo wie die Bank De: 
pofita an, Je nad ihren Mitteln find jie im Stande ihren Kunden Borfhüffe zu machen, was 
in gewöhnlichen Zeiten mit großer Leichtigkeit geichieht. 

Statt des ehemaligen Collegiums der Alterleute ftebt feit 1849 eine Handelskammer an 
der Spige der Kaufmannſchaft. Diefelbe beiteht aus 24 von der Kaufmannſchaft gewählten 
Mitgliedern, von denen jährlih zwei ausfheiden. Die Handeldfanmer ernennt zwei gelebrte 
Syndifer auf Xebendzeit. Sie communieirt direet mit dent Senate, mit melden fie außerdem 
vermittelft eines gemifchten Ausſchuſſes in fortlaufenden vertraulichen Verkehr ftebt. Sie be: 
qutachtet alle ven Handel und die Schiffahrt betreffenden Gejege und alle Gonfulatsernennun= 
gen; jie kann mit dem Senate PBolizeiverordnungen und Negulative für Handel und Schiffahrt 
vereinbaren; fie wählt vie Mäfler, Waarenagenten und fonftige Hülfäbeantte des Verkehrs. 
Für Beihwerden, Anregungen und Anträge im faufmännijchen Interejfe ift fie das berufene 
Drgan. Ohne eine politifhe Stellung einzunehmen, übt fie doch einen erheblichen Einfluß auf 
die öffentlichen Angelegenheiten fhon dadurch aus, daß ihre Mitglieder fait immer zugleich der 
Bürgerihaft angehören. Die Behörden für das Auswanderer:, Mäfler:, Lootſenweſen u. ſ. w. 
befteben aus Deputirten des Senats und der Handelöfanımer. 

Für die Förderung der Schiffahrt ift die Navigationsichule von befonderer Wichtigkeit; fie 
wird von allen Seeleuten, welche aufzurüden ftreben, wenigftens einige Wintermonate hindurch 
befuht. Nur nah wohlbeitandener Prüfung werden Matrojen zur Steuermanndwürde, 
Steuerleute zum Commando eines Schiffs zugelaſſen. Ein Gejeg jchreibt die nach der Laſten— 
größe berechnete Zahl von Schiffsiungen vor, deren Annahme ein Fahrzeug nicht verweigern 
kann. Die Rechte und Pflichten der Seeleute find gefeglidy genau feitgeitellt. Die Controle über 
das geſammte Perfonal der Handeldmarine, über Heuerverträge, Sterbefälle, Defertionen n. ſ. w. 
führt der fogenannte Waſſerſchout, welder unter einer Behörde von Senatoren und Handels— 
männern fteht. Die Mäkler der Seeleute, welche den Schiffen die nöthige Mannſchaft beforgen, 
find die obrigfeitlicy beeidigten Heuerbaafe. Andere für das Schiffsweien Angeitellte find vie 
Schiffsmeſſer, die Schiffs = und Proviantbefichtiger, die Lufens und Ladungsbeſichtiger. Das 
Lootſenweſen an der untern Weſer wird von Bremen und Hannover auf Grund beſtehender 
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Vertrãge verwaltet. Für bie Witwen bremiſcher Seeleute beſteht eine uralte Stiftung, „das 
Haus Serfahrt‘’ genannt, welche Obdach und Penſionen gewährt. Sie wird von Rhedern und 
Säiffern verwaltet. Ebenſo die erft kürzlich geftiftete „Seemannstafle”, welche invaliden Ser: 
leuten ein Jahrgeld gewährt. Diefe Kaffe begann mit einem Geſchenke der Kaufınannidaft 
von Arca 25000 Thirn., und bezieht infolge eines Gefeges eine Abgabe von allen Rhedern 
und allen auf bremiſchen Seeſchiffen dienenden Perſonen, wie aud alle Strafgelver, Gagen 
beierfirier Seeleute u. ſ. w. ihr zufließen. Cine Seemannsherberge ift vor einigen Jahren von 
Privaten errichtet worden. 

Der Betrieb von Handel und Schiffahrt fteht an ſich jedem bremiſchen Staatsgenoſſen zu, 
Iedoch muß derjenige, welcher Warren auf Bürgereid ein= oder ausklarirt, neben dem Bürger: 
rehte noch die fogenannte „Handlungsfreiheit” beiigen. Diefe Freiheit koftet für Männer 
433 Thlr., für Frauen 266 Thlr.; fie vererbt ji auf die Kinder. Bon einem Seefapitän for: 
dert dad Geſetz, Daß er Bürger und feit drei Jahren im Bremiſchen anfällig gewefen fei. Das 
Recht der bremiſchen Flagge ſteht nur folden Schiffen zu, welde ausichliepliches Eigenthum 
bremiider Bürger find. Erſt nachdem dies durch Leiftung des Rhedereides feftgeftellt ift, werben 
die Shifspapiere audgefertigt. 

Der Detailhandel befindet fih no in zünftigen Schranken. Auf den Kleinvertrieb der 
meiften Golonial= und vieler Manufacturwaaren ift das jogenannte „Krameramt“ (Amt f. v. 
w. Zunft) privilegirt. Ebenſo find die meilten Gewerke noch zünftig. Völlig frei find beinahe 
nur diejenigen Indpuftriezweige, welche erft in neuerer Zeit zu einiger Bedeutung gelangt find. 
Diefe haben es denn auch zum Theil zu größern Babrifbetrieben gebracht, als Gifengießereien, 
Zuferraffinaden, Tabadkfabrifen, Spritbrennereien, Neisjchälereien. Auch der Schiffbau ift 
ein freied Gewerbe und erfreut jich einer bedeutenden Ausdehnung. Patente werben in der 
Regel nicht ertheilt; ed bedarf yazu in jedem Balle eines Actes ver Gefeggebung. 

Für den Unterricht der Jugend beftehen nebeneinander Stiftungen, Staatsanftalten kirch⸗ 
lihe und Privatjchulen, Die fogenannte Hauptſchule, eine Stiftung, fteht unter Verwaltung des 
Staats; jie zählt circa 500 Schüler und zerfällt in eine Gelehrtenſchule ( Gymnaſium), Handels: 
Thule (eine Art von Realfchule, aber mit vorwiegenn humaniſtiſcher Färbung) und eine Vor: 
Säule. Kür die mittlern Bürgerklaffen ift vornehmlich die vom Staate gegründete Bürgerfchule, 
mit circa 400 Schülern berechnet, und für eine etwas niebere Stufe die Kirchſpielſchulen mit 
2400 und Die conceffionirten Volksſchulen mit 2300 Schülern beivderlei Geſchlechts. In den 
tbeild aus eigenen, theild vom Staate unterhaltenen Breifchulen werden etwa 200 Kinder unter: 
richtet Alle höhern Mädchenſchulen iind der Privatinduftrie überlaffen. Die oberfte Schul: 
behörte ift das Scholarchat, aud Senatoren beſtehend; die Verwaltung des Schulfonds wird von 
einer fogenannten Schuldeputation des Senat? und der Bürgerihaft wahrgenommen, welche 
auch in Regiminalfragen eine bedeutende Stimme hat; für Lehrerprüfungen befteht eine ſtändige 
Commiſſion von Sahverftändigen unter dem Vorſitze eined Scholarhen. Zur Ausübung eines 
Lehramts bedarf e8 einer Conceſſion ded Senatd. Alles Vorftehende bezieht ſich nur auf die 

Stadt Bremen ; die Gemeinden des Bebietö haben ihre Kirchſpielſchulen, welche aus den Ab: 
gaben der Eingeſeſſenen und einem befondern Kirchen = und Schulfonds unterhalten werden und 
unter ber firchlichen Commiſſion des Senats ſtehen. Kirchſpielſchulen, welche beſonders tüchtig 
wirken, erhalten Zuſchüſſe aus der Staatskaſſe. In der Stadt beſteht außerdem noch ein Se: 
winar und eine Handwerkerſchule, beide mit eigenen Fonds. 

Gharafteriftifch it, Das von 500 Knaben der höhern Bürgerkiaffen ſechs Siebentel ſich der 

Handlung zu widmen pflegen, und nur 75 die Gelehrtenichule beſuchen. 

Bremen bildet mit den übrigen drei Freien Städten die 17. Curie des Deutihen Bundes; vie 
Stimmführung wechſelt unter den vieren alljährlih. Mit den nämlihen Städten jteht ed in 
einer engern Beziehung durch das gemeinfame Oberappellationsgericht, deffen Directorium 
ebenfalls jährlih unter den vier Senaten wechſelt, während die Ernennung der Räthe in be— 
ſtimmter Reihenfolge durch eine Stadt allein gefhieht. Nur der Präfident des Gerichts wird 
von den vier Städten gewählt. Die drei Hanſeſtädte haben unter ſich noch immer vielfache 
Berübrungspunfte. Sie haben nicht allein gemeinfchaftlihen Grundbeſitz (das Dfterlingen: 
Haus in Antwerpen), fondern aud mehrere gemeinſame Miljionen und Gonfuln, Bremen hat 
Rur eine eigene Geſandtſchaft in Waſhington; die Geſandtſchaften in London, Kopenhagen und 
KRonftantinopel find hanjeatifche, die in Paris ift eine den vier Städten gemeinfame. Unter ven 
ungefähr 200 Conſulaten, weldhe Bremen im Auslande vertreten, jind jehr viele hanſeatiſche. 
Die meiſten Handelöverträge mit nichtdeutſchen Staaten find von den Hanſeſtädten gemeinfam 
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abgefchloflen worden. Die fremden Staaten beglaubigen ihre Geſandten in der Regel bei allen 
drei Städten. 

=: In militärifcher Beziehung bildet Bremen mit den beiden andern Hanfeftäbten und Olden⸗ 
burg eine Brigade der 2. Divifion des 10. Armeecorps des Deutfchen Bundes. Es ſtellt 
625 Mann Infanterie und läßt feine Quote an Reiterei und Geſchütz durch Oldenburg flellen. 
Das bremiiche Infanteriebataillon befteht aus gemworbener Mannfchaft; ed wird ſtets ziemlich 
vollftändig bei ver Fahne erhalten, da e8 — feit Abfhaffung der Bürgerwehr im Jahre 1853 
— allein den Garnifondienft wahrzunehmen hat. Das Brigaderommando iſt immer bei 
Oldenburg. 

Hannover, Preußen und Thurn und Taxis haben in Bremen ihre eigenen Poſtämter, 
Hannover auch eine Telegraphenſtation, welche die Hannover berührenden Depeſchen aus— 
ſchließlich befördert und nur den Telegraphen nach Bremerhaven in bremiſchem Beſitze gelaſſen 
hat. Mit Oldenburg hat Bremen eine gemeinſame Telegraphenlinie nach der untern Weſer 
und der Stadt Oldenburg. Seine eigenen Poſtanſtalten beſorgen den Verkehr mit allen über: 
feeifhen Ländern, mit Nordeuropa und den Niederlanden. Gemeinfhaftlic mit Hannover ift 
die Verwaltung ded Quarantäneweſens an der Weſermündung und die Eiſenbahn zwiſchen 
Bremen und der Stadt Hannover. 

Die äufere Geſchichte Bremend kann hier nur mit einigen Worten angedeutet werben. 
Nachdem gegen Ende deö 13. Jahrhunderts die municipale Selbſtändigkeit gegen die Erzbiſchöfe 
gefihert war, trat die Stadt bald nad; dem Entftehen des Hanfebundes in diefen ein, in welchen 
fie nur Lübeck den Vorrang zugeftand. Die Reihsunmittelbarfeit der Stadt, melde eine Sage 
an ein Privilegium Kaifer Heinrich's V. knüpft, ift wahrfcheinlich viel fpätern Datums, und 
wurde erft im Anfange des 18. Jahrhunderts ausdrücklich anerfannt, nachdem fie jahrhunderte= 
lang von den Territorialherren des Erzfifts Bremen angefochten worden war. Mochte Bre= 
men aud ſchon im Mittelalter gelegentlich vie Neichöfreiheit ausgeübt haben, fo ließ es doch ge— 
fliffentlich fein Verhältniß zu Zeiten im Dunkeln, um fidy läftigen Anforderungen zu entziehen. 
Die Stadt wollte womöglih weder dem Kaifer noch dem Biſchofe zinsbar jein. Der Kirhen= 
reformation ſchloß die Stadt ſich fehr frühe an und gerieth in zahlveiche Fehden und Inruben, 
welche der veligiöfen Bewegung folgten. Im 17. Jahrhundert hatte fie verfchiedene Kämpfe 
mit den Schweden, welche die Erbſchaft der bremifchen Erzbifchöfe antraten und die mehr und 
mehr zum veformirten Cultus fih binneigende, mit den holländifhen Provinzen verbündete 
Stabt gern derfelben einverleibt hätten. Zweimal beftand Bremen mit Erfolg eine Belagerung 
der Schweden, zum legten male im Jahre 1666, womit die bremifche Kriegsgeichichte ihr Ende 
erreicht, um einer Periode langwieriger diplomatifcher Fehden mit den benachbarten Fürften 
Plag zu machen, welche bald politiiche Rechte gegen die Stadt geltend machten, bald den Handel 
derjelben durch Verationen, Auflagen und Zollihranfen beeinträchtigten. Viel forgenfreie 
Tage hat Bremen nicht gehabt. Bis zum Ende des 17. Jahrhunderts erfüllen Kriege mit den 
Frieſen, mit den ummwohnenden Dynaſten, mit den Erzbifhöfen, fpäter mit KRaiferlichen wie mit 
Schweden feine Geſchichte, und daneben fehlt e8 nicht an innern Unruhen, die indeſſen immer mit 
der Wiederbefeftigung des Raths endeten.d) Seitdem die ehemals erzftiftifchen Lande aus ſchwe— 
diſchen in hannoverſchen Befig übergegangen waren, hörten freilich die blutigen Reibungen der 
Städter mit ihren Nachbarn auf, allein es war darum dod) zu fortdauernden Zwiftigfeiten Anlaß 
genug. Hannover erkannte zwar 1731 Bremens Neichöfreiheit an, allein da die Stadt manche 
Enclaven mitten im Herzogthum Bremen beſaß, Hannover dagegen feine Territorialhoheit bis in 
dad Herz der Stadt, 3. B. über den erzbiſchöflichen Dom und deffen umfangreiche Pertinenzien und 
über unmittelbar an die Borftädte grenzende Dörfer ausübte, fo konnten vielfahe Zerwürfnifle 
nicht ausbleiben. Schon im 18. Jahrhundert erwark die Stadt durch Austaufch die Stadt Vege— 
fa, deren Hafen allein ihr bisher gehört hatte ; im Jabre 1803 aber fand eine durchgreifende Aus— 
fonderung der beiderjeitigen Enclaven ftatt, und das bremiſche Gebiet nahm feine gegenwärtige 
Geftalt an, welche alle fremden Hoheitsrechte aus feinem Umfange entfernt. Im Jahre 1806 blieb 
Bremen vor der Mediatifirung bewahrt, und trat als „Ville libre et neutre’ miteinigen andern 
Reichsſtädten in die Reihe ver fouveränen Staaten ein, um 1811 durch einen Machtſpruch Na— 
poleon’s jr in die Hauptitadt des „Departements der Weſermündung“ verwandelt zu ſehen. 
Der Wiener Congreß erfannte fodann Bremen als felbftändiges Mitglied des Deutſchen Bundes 





5) Das befte Werk über die Entwickelung der bremifchen Verfaſſung im Mittelalter ift der „Verſuch 
einer Geſchichte des bremifchen Stadtrechte‘ von Dr. Ferdinand Donandt (2 Thle., Bremen 1880). 
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an, nachdem ed ſchon im November 1813 fih dem Kriege der Alltirten gegen Frankreich durch 
fofortige Aufftellung eines Truppencontingents angeſchloſſen hatte. 

Der officielle Titel des bremifchen Staats ift „Freie Hanſeſtadt Bremen“. Sein Wappen 
it ein von zwei ſtehenden, dad Haupt ummendenden Löwen gehaltener rother Schilv mit einem 
filbernen Schlüffel, welcher von rechts nach links aufwärts gerichtet ift. Die Flagge befteht aus 
ſechs weißen und ſechs rothen Streifen mit zwei Reihen weißer und rother Quadrate an ber 

Seite des Flaggenſtocks. Legales Zahlungsmittel ift im Bremifchen die Piftole, d. b. nach neuerer 
gefegliher Beitimmung jede Goldmünze, welche in der Beinheit von 84 Stück auf ein Pfund 
Gold ausgebracht it. Man rechnet nach Thalern Gold, von denen fünf auf die Piſtole geben. 
Seit October 1857 haben aud) die von den Genoſſen des Deutſch-Oſterreichiſchen Münzvereing 
geihlagenen Kronen zum Werthe von 8%, , Thlr. Gold legalen Curs erhalten. Der Thaler 
Gold wird in 72 Grote und 360 Schwaren getheilt. Die Stadt prägt felbft feine Goldmünzen, 
jondern nur Scheidemünze in Silber und Kupfer von 36: Grotenftüden bis zu Y,-+@rotenftüden. 
In Vegeſack und Bremerhaven curjirt im Fleinen Verkehr das Courantgeld des 14 = (jeft 30 =) 
Thalerfußes. Das Gewichtſyſtem ift feit dem 1. Jan. 1858 in Ubereinftimmung mit Hanno: 
ver, Oldenburg, Braunfchweig, Lippe und Hamburg vollftändig reformirt ; das Bremiſche Pfund 
it danach — 500 Grammes, alfo iventifch mit dem Zollpfunde ded Zollvereind und dem Landes: 
gewihte Preußens und der meiften andern deutſchen Staaten. Es zerfällt in 10 Neuloth, 
100 Quint und 1000 Halbgramm. Die Mafe dagegen find noch immer die althergebrachten, 
Dremer Elle, Bremer Scheffel u. ſ. w. Getreide wird nad) Laſten a 40 Scheffel verkauft. ©) 

Brevier, Breviarium. So nennt man dad Andachtsbuch, aus welchem für jeden ka: 
tholiſchen Geiitlichen, ver ein Beneficium oder doch eine der höhern Weihen bat (alfo wenigſtens 
die Weihe zum Subviafonus), in der Negel auch für jeden Mönch, jede Nonne und Stifte: 
dame auf jieben beftimmte Zeiten jedes Tages (horae canonicae) ein beftimmter Abichnitt ges 
teglihe Aufgabe ift. Weije Kirchenbehörden erfannten, daß der Inhalt und die Art des Ge: 
brauchs eines folhen Werkes ihre ganze Sorge — weile Staatöbehörden, daß dieſer Gegen 
Rand ihre Aufficht in Anfprud nehme. 

Nach ver echten Verfaſſung der Eatholifchen Kirche fteht die Befugniß, alles, was menjd: 
liden Ermeffen beim Gottesvienft anheimgeftellt erfcheint, zu ordnen, für jede Diöceſe gemein= 
ſchaftlich dem Bifhof und feiner Synode zu. Zwar ließen wol die meiften Diöceſen ſich bewe— 
gen, Roms Brevier anzunehmen, aber mehrere haben hierin ftandhaft ihre Selbſtändigkeit 
behauptet und ihr eigenes Brevier beibehalten, namentlich jene von Paris (1581) und jene 
son Angers (1603), worüber van Eſpen ausführlid berichtet.) Den erften Entwurf des 
jegigen römischen Breviers jegt man unter Innocentius II. Unter mehreren Päpften, zulegt 
unter lirban VEN. (1631), hatten angebliche Berbefferungen ftatt. Die Redaction wird Fran— 
eiscanermöndhen zugefchrieben. Das Werk bildet eine Sammlung von Gebetformeln, geiftlichen 
Gelängen und Auszügen aus der Bibel, den Kirhenvätern und aus Legenden; einen ftarfen 
Band für jede der vier Jahreszeiten. Einer der gelehrteften Forſcher 2) verinuthet, ver nicht ſehr 
pafiende Titel Brevier, d. i. kurzer Auszug, möchte, wie dies auch fonft vorfam, urjprünglic 
einem etwa vorausgeſchickten bloßen Inhaltsverzeichniffe ver für jeden Tag vorgefhriebenen 
Stüde angehört haben und irrthümlich jpäterhin auf das ganze Werf bezogen worden fein. 
Andere Bermutbhungen find weniger begründet. 

Ber einen Begriff von der in Deutſchland verbreiteten Bildung hat und weiß, wie dadurch 
beſonders ein großer Theil unferer hriftlichen Geiftlichfeit ſich auszeichnet, vorzüglich in religiöfer 
und kirchlichet Hinficht, der wird ven Inhalt des Andachtsbuchs jehr auffallend finden, welches 
man in einer der chriſtlichen Kirchen diefem Stande noch in unfern Tagen aufzwingen will. 
So weiß man: ein Unbekannter im 8. oder 9. Jahrhundert ftrebte für die angemaßte Herr: 
ſchaft des Patriarchen von Rom über alle übrigen Patriarchen und Bifhöfe und für die Unab— 
bängigfeit der Geiftlihen vom Staate die fehlenden Beweiſe dadurch zu fhaffen, daß er von 

jedem der 36 erften Bifchöfe zu Rom, feit Clemens I. — welchen er als unmittelbaren Nach— 


—— 


6) Der treffliche Verfaſſer des vorftehenden Artifels unterließ die Unterzeichnung feines Namens, 
und die Redaction des „Staats-Lexikon“ konnte die Ausnahme von dieſer Regel um fo eher zulafien, da 
jeder Fundige Lefer alsbald erkennen wird, daß hier eine zweite Regel der Redaction auf das vollkom⸗ 
menſte erfüllt wurde, nämlich die Regel, die Darftellung der einzelnen Staaten womöglich einem Bürs 
ger derfelben anzuvertrauen, und für diefelbe einen ber allertüchtigften zu gewinnen. - D. Rev. 

- 1) Jus eccles. universum, P. I, T. XVI, c. 12, $. 27, et in Append. litt. F. G. 

‚2) Quesnellus ap. Du Fresne, Glossar., I, 719. 
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folger des Apofteld Petrus betrachtet — bis ins Jahr 383, ein Deeretale (d. i. ein Schreiben, 
welches Verordnungen in Kirchenſachen enthält) oder mehrere erdichtete. Nad dem Inhalte 
diefer erbichteten Urkunden wären von den Apofteln herab während der erften vier Jahrhunderte 
jene Anmaßungen Roms und der Geiftlichkeit wirklich Beſtandtheile der Verfaſſung der Kirche 
gewejen, die doch damals in ver That noch nicht vorfamen. Derfelbe Unbekannte oder ein ande= 
rer verfälfchte im 9. Jahrhundert, duch Einfchaltung jener Erdichtungen, auch andere Ber: 
fälfchungen in gleichem Geifte, eine damals in vielen Gegenden gebraudte und in großem An 
ſehen ftehende Sammlung der Kirchengefege, die den Namen des heiligen Iſidorus trägt, ob: 
gleich wir nicht mehr willen, welchen Antheil dieſer legtere an ihr Hatte. Der Betrüger wird 
daher jegt der falſche Iſidorus (Pſeudo-Iſidorus) genannt. Alle jpätern Sammlungen der 
Kirchengefege, aud die neuefte, das Corpus juris canonici, entlehnten das Weſentliche dieſer 
Maſſe von Verfälfhungen, ohne den Betrug zu entdecken. „Aber heutzutage”, fagt Eich— 
born 9), „bedarf die Unechtheit der Pſeudo-Iſidoriſchen Decretalen Feines Beweijed mehr, da 
fie allgemein, auch von den abſoluten Gurialiften eingeftanden ift. So z. B. von Walter («Kir- 
chenrecht », vierte Ausgabe, ©. 135 fg.), wiewol er nad) jeiner Art den Betrug als etwas höchſt 
Unfchuldiges, ald Bemühung, «aus den zerſtreuten Hülfdmitteln die verloren gegangenen Mate 
rialien der kirchlichen Geſchichte und Geſetzgebung moͤglichſt herzuftellen und dadurch die herr: 
ſchende Disciplin zu belegen », darſtellt.“ So weit Eichhorn. Nun ſind aber die meiſten *) jener 
36 älteften römischen Bifchöfe ald Heilige an beftimmten Tagen nad Anleitung des Breviers 
mirtelft eigener Andachtsübungen zu verehren, zu welchen unter anderm das Leſen Eurer Ze: 
bensbefchreibungen gehört, deren Inhalt — wer jollte e8 glauben ? — großentheild noch immer 
die furze Aufzählung jener erbichteten Verordnungen ift, 

Noch andere längft enthüllte ähnliche Erdichtungen weift van Efpen ®) ald ind Brevier auf: 
genonmen nad. Wie wenig auch im übrigen die darin ald Leſeſtücke befinplichen Rebensbejchrei= 
bungen der Tagesheiligen den Korderungen des deutſchen Gelehrten an gefchichtliher Kritik ent= 
fpreden, mag man ſchon nad folgenden Stellen ermeffen: 21. März. Als dem heiligen Be— 
nediet Mönche, deren freies Leben er tadelte, Gift in einen Becher reichten, machte er mit der 
Hand das Kreuz über diejen, der fogleich zerbradh. Ihm war die Gabe der Prophezeiung ver: 
lieben und er ſagte auch feinen Todestag um einige Monate voraus. Zwei Mönde ſahen, wie 
feine Seele, in einen foftbaren Mantel gehüllt, von glänzenden Lampen ungeben, gen Himmel 
fuhr, während ihnen eine ftrahlende wirdige Mannsgeftalt bei der Leiche erichien und ausrief: 
Hier ift der Weg, auf weldhem Benedictus, der Geliebte des Herrn, zum Himmel flieg. — 
8. März. Als der heilige Johannes de Deo, ein Portugiefe, geboren wurde, erblidte man auf 
feinem Haufe ungewöhnlichen Glanz und die Glocken tönten von jelbit. — 9. März. Die hei: 
lige Francisca wurde mehrmals beregnet, ohne naß zu werden. Wenige Stüde Brot, weldye 
faum für drei Nonnen hingereicht hätten, jegnete der Herr auf ihr Gebet, daß ihrer funfzehn 
gefättigt wurden und ein großer Korb voll übrig blieb. — 2. April. Unter den Wundern des 
heiligen Franz de Paula ift vorzüglich berühmt, daß auf feinem Mantel wie auf einem Schiffe 
er und ein Freund über die Meerenge von Sicilien jegten, 

Daß in den Auszügen aus den Derretalen des Pſeudo-Iſidorus und auch ſonſt im Buche 
völlig ultramontane Anfichten berrichten, wird niemand anders erwarten, Dennoch dürfte e8 
auffallen, daß am Fefte des heiligen Gregor VII. (25. Mai) jogar folgende Stelle im Leſeſtücke 
vorfommt: „Gegen die gottlofen Angriffe des Kaiſers Heinrich ftand er als fräftiger und un= 
erichrodener Kämpfer und fürchtete nicht, jich vor dad Haus Iſrael ald eine Mauer hinzuftellen. 
Denfelben Heinrich, der in den Abgrund des Böfen verfunfen war, ftieß er aus der Gemein— 
haft der Gläubigen, entſetzte ihn der Regierung und zählte deifen Untertbanen von dem gelei= 
fteten Eide der Treue los.“ 6) In DOfterreich wurde am 7. Mai 1774 und wiederholt am 
15. Juni 1782 verordnet, diefe Stelle zu verfleben, bei 50 Glen. Strafe für jedes Gremplar. 7) 

Es mag bier noch die Lehre angeführt werden, welche katholiſche Mönde über den Gebraudy 


— — — — 


3) Grundſatze des Kirchenrechts (Gottingen 1831), 1, 167. 

4) Fünf derſelben fehlen wenigſtens im Inhaltsverzeichniſſe. 

5) Diss. be horis canonicis, P. 1, C. 4, $. 2. \ 

6) Contra Henriei Imperatoris impios conatus fortis per omnia athleta impavidus perman- 
sit, scque pro muro domui Israel ponere non timuit, ac eundum Henricum, in profundum 
Tun prolapsum, fidelium communione regnoque privavit, atque subditos fide ei data 
iberavit. 

7) „Der Breimüthige‘‘, von einer Gefellichaft zu Freiburg (Ulm 1782), IU, 8 fa. 
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dieſes Andachtsbuchs zu bilden ji veranlapt fahen. Der Jeſuit Taberna, nad deſſen Bude®) 
piele Jahre in Dfterreich vorgelefen wurde, fagt wörtlih: „Gewiß ift, das Brevierbeten er: 
fordert wenigftend äußere Aufmerkſamkeit.“ (Außere Aufmerkiamfeit, erflärt ein anderer Jefuit, 
La Groir?), ift Unterlaffung äußerer Handlungen, bei welchen innere Aufmerkfamfeit gar nicht 
möglid wäre.) ‚Wer daher, während er malt, fpielt, Briefe fchreibt, im Schaufpiel ift, das 
Brevier auswendig herjagte, würde dem Gejege nicht Genüge leiften. Aber es fragt ſich, ob 
überdies auch innere Aufmerkjamfeit erforderlich ſei.“ (Innere ift, fagt La Eroir, a. a. O., bie 
Ribtung ded Geifted auf die Worte, ihren Sinn und die Gottheit.) „Hierüber jind die Meinun: 
gen geheilt. Nach der einen ift innere nöthig. Die andere Meinung it, äußere Aufmerkſamkeit 
jei hinreichend. Wer folglid dad Brevier aud) mit freiwilliger Zerftreuung bete, der genüge 
dem Geſetze.“ (Bolgt eine Reihe Gewährdmänner.) „Unſere Antwort iſt“, jo ichließt Taberna: 
„I) Um dem Kicchengefege zu genügen, iſt wenigſtens Aufmerfjamkeit auf die Worte nöthig. 
2) Innere Aufmerkiamfeit auf den Sinn der Worte ijt nicht nöthig. Denn viele find verpflichtet, 
dad Brevier zu beten, welde den Sinn der Worte gar nicht verftehen, 3. B. die Klofter: 
frauen.“ 20) 2a Groir fagt geradezu: „Man kann annehmen, daß innere Aufmerkfamfeit nicht 
nötbig ift, um die Pflicht des Brevierbetend zu erfüllen.” Sogar jagt diefer, was ſich hier nicht 
überiegen läht: etiam cum venter exoneratur, horae recitari possunt. !}) 

Auf Befehl und nad dem Plane des Erzbiſchofs von Köln, Marimilian Franz, eined Erz- 
berzog& von Ofterreih, verfaßte um 1790 Profeflor Derefer, menigftens für Stiftsdamen und 
Klofterfrauen, unter dem Titel „Deutſches Brevier‘ ein bejlered Erbauungsbud, in weldes 
namentlich ftatt der Legenden nur Auszüge und Erklärungen der Bibel aufgenommen find. Es 
wurde in mehreren Didcejen gebraudt, namentlih in jenen von Köln, Münfter, Osnabrüd, 
Speier und jelbit von dem Fürftbiihof von Würzburg, Franz Ludwig, der auch Stiftöherren, 
die ſich über das lateinische Brevier alö ein für Geift und Herz unbraudhbares Buch beflagten, 
erlaubte, jüch dieſes deutſchen flatt des lateinischen zu bedienen. Durch die neue Ordensregel, 
welde den im Großherzogthum Baden ald Lehr: und Erziehungsinftitute für Mädchen noch ge: 
bliebenen Frauenklöſtern gegeben wurde, ift, einverftändlid mit dem bifchöflihen Orbinariate, 
„den Lehrerinnen und Gandivatinnen ausdrüdlih unterfagt, das lateinifhe Brevier fortzus 
beten‘. 12) Beſſere Bücher find theild eingeführt, theild der eigenen Wahl der Frauen über: 
lafien. Man ſollte hoffen, daß auch die römiſche Curie einjehen werde, es beftehe die wahre 
Gonjeguenz des Chriſtenthums in fletem Fortſchreiten zum Beſſern. Noch in der Note des 
Cardinals Conſalvi vom 2. Sept. 1817 lieft man unter den Vorwürfen, welche dem verehr: 
tm Frhr. von MWeflenberg gemadt wurden, Folgendes: „Zur Beftätigung der Verwerflich— 
keit Ihres Benehmen bei Regierung der Diöcefe von Konftanz dienen die Diöpenfen von der 
Pilibt, dad Brevier zu recitiven, welche Sie in der Eigenſchaft ald Generalvicar mehreren Geift: 
lichen bewilligten.“ '?) H. Amann. 

Briefabel, i. Adel. 

Briefgebeimniß, ſ. Beſchlagnahme. 

Broglie (Victor, Herzog von), eigentlih Broglio, geb. 1785, ftammt von einer 
piemonteiiihen Bamilie. Sein Großvater war der Marjchall von B., der jih im Siebenjäh: 
rigen Kriege auch in Deutichland einen Namen gemadt hat. Der Vater, Claude Victor, 

kämpfte in dem amerifanifhen Unabhängigkeitäfriege für die Sache der Freiheit, der er ih 
aud in feinem fpätern Leben ergeben zeigte. Bei den Ausbruche der Revolution erflärte er ſich 
für die Grundfäge derfelben und ward in die Gonftituirende Verſammlung ernannt. In den 
erften Feldzügen diente er mit Auszeichnung, flieg bi zu dem Grade eines Generals und gab 


8) Synopsis theologiae practicae, P. IH, tr. 3, c. 1. 

' 9) Theologia moralis (Köln 1729). Inind. voc. attentio et horae. 

10) Das Brevier ift nämlich lateinifch zu beten; denn auch hierbei hielt und Hält man fogar noch 
berg diefe Sprache dort beizubehalten, wo fie nicht Mutterfprache, ja wo fie nicht einmal 
verflanden ift. 

11) Den lateinifchen Tert der beiden Jefuiten gibt C. Ruef (Der Breimüthige, III, 102 fg.; Brei: 
durger Beiträge, V, 460). 

12) Bapifches Regierungeblatt (1811), ©. 118, $. 30, 

13) Servano a comprovare la condotla riprovabile da lei tenuta nel governo della diocesi 
di Costanza le dispense dall’ obbligo di recitare le ore canoniche accordate a piu ecclesiastici 
nella qualitä di vicario generale di Costanza. Denffchrift über das Berfahren des römischen Hofs 
bei der Ernennung des Fchrn. von Weſſenberg zum Nachfolger im Bisthum Konftanz (Karlsruhe 
1818), ©. 22 fa. 
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dann feine Entlaffung. In der furätbaren Zeit, wo felbft das Verdienſt und die Tugend einer 
wahnfinnigen Gewalt Verdacht einflößten, ward er, mit fo vielen Opfern der Herrſchaft des 
Schreckens, eingezogen und endete fein Leben auf dem Blutgerüfte. Diefes Vaters zeigte der 
edle Sohn, Victor, ih würbig. Alle Glieder der angefehenen Familie hingen der alten Mon- 
archie an, die fie nad Kräften unterftügten. Nur Victor und fein Vater waren für Frankreich, 
da Franfreihs Sache aufgehört hatte, die feines Regentengefchlechts zu fein. In feiner Jugend 
zeigte er große Neigung für Wiffenfhaft und Kunft, und alle Mittel der Bildung wurden zur 
Entwidelung feiner glüdlihen Anlagen angewendet. Neigung und Umgebung vereinten ſich, 
ihm in Erweiterung feiner Kenntniffe zu dienen, und felbft feine geſellſchaftlichen Verhältniſſe, 
die er fich nach feinem Gefhmad wählte, trugen dazu bei. In die geiftreiche Gejellfchaft der be: 
rühmten Frau von Stadl gezogen, teilte er die Belehrung und Unterhaltung derfelben und 
Schloß ji ihr durch die Bande ter Verwandtſchaft an, indem er ſich mit einer Enkelin Necker's, 
der Tochter der Frau Staöl,vermählte, Unter der Kaijerregierung bekleidete er mehrere Stellen 
mit Auszeihnung und ward befonders im diplomatiſchen Fache gebraudt. So ſah man ihn 
abwechſelnd in Illyrien und Spanien, zu Wien, Prag und Warihau. Da er1814 in Die Kam— 
mer der Pairs getreten, war ihm das Mittel geboten, in diefer hohen und felbftändigen Stel: 
lung den ganzen Werth und Reichthum feines Geifted und Gemüths zu entfalten. Vielfeitiges 
Willen, eine gründliche Kenntniß der Staaten und ihrer Verhältniffe, der Bedürfniſſe und An— 
ſprüche der Zeit, eine männlide Freimütbigfeit und ftrenge Redlichkeit zeichneten ihn Hier wie 
in feiner ganzen Laufbahn aus. Mit ſolchen Gaben und Gefinnungen mußte er den Parteien 
des Tags oft gegenüberftehen. Was aber auch die Ausſchweifungen und Verirrungen der Zeit, 
die er nie theilte, an ihm zu tadeln fanden, die allgemeine Achtung fonnten fie ihm nicht ent: 
ziehen. Sein öffentliches wie fein Privatleben blieb vorwurfäftei. In dem Procefie des Mar: 
ſchall Ney gehörte er zu der Fleinen Zahl der Eveln, die das Nichtſchuldig ausſprachen. Gegen 
die Proferiptionen und Grceptiondgefege trat er mit Nachdruck auf, erklärte fih gegen die um 
fich greifende Macht der Volizei, welche die einzige bewahrende und erhaltende Gewalt des Staats 
zu werben droht, gegen die ungebührlihe Beſchränkung der Preffe und gegen alle die Geſetze, 
Anordnungen und Befchlüffe, in denen Regierungen, die den Zuftand der Geſellſchaft, wie fie 
fi geftaltet Hat und fortentwideln muß, durchaus verkennen, zu ihrem Verderben Heil und 
Rettung ſuchen. Nach den Ereigniffen des Juli von 1830, die ein Bürgerkönigthum begründen 
follten, ftand B. in der Reihe der Wohlwollenden und Aufgellärten, die den Staat der Theorie 
mit dem Staate, wie er in der Wirklichkeit, nad) Lage, innern und äußern Verhältniſſen zu ge: 
falten ift, den Staat, wie er fein joll, mit dem Staate, wie er fein kann, in Einklang zu brin= 
gen ſuchten. Er vertheidigte mit Recht die Exrblichkeit ver Bairie. In das Minifterium berufen, 
zeigte er ſich ſeines Berufs würdig, fo entmuthigend auch die Lage, in der er ih befand, oft 
auf ihn wirken mochte. Freiwillig gab er feine Stelle auf, und er war vielleicht der einzige, 
beffen Entlaffung mit aufrichtigem Bedauern aufgenommen ward, und dem der unbefledte, ja 
unangetaftete Nuf bei jeinem Austritte aus der Verwaltung folgte, den er in fie gebracht. 
3. Weigel. 

Nahtrag. Seitjeinem Austritt aus dem Minifterium im Jahre 1836 lehnte B. alle Anträge 
zu einem Wiedereintritt in vaffelbe ab. Er ſchien bei feinem durchaus würpigen und rechtlichen 
Charakter immer mehr die ränkevolle Politik des Juſtemilieuſyſtems und feines Freundes Guizot 
zu misbilligen, ohne jedoch eine feinvlihe Stellung gegen die Negierung einzunehmen, für 
welche er vielmehr noch die für Frankreich ehrenvollen Modificationen über dad Durchſuchungs— 
recht in London unterhandelte und zum Abfchluß brachte. B. wurde nad feinem Rüdtritt wies 
derholt zur Bildung neuer Minifterien aufgefordert, namentlih nah 1840. Sein Name war, 
das fühlte Ludwig Philipp, von dem größten Einfluß für das Öffentliche Vertrauen. Aber viefer 
in Frankrelch feltene Staatsmann von unerſchütterlich feften und ftreng fittlihen und rechtlichen 
Grundfägen mußte die unfittlihen Grundfäge der Regierung Ludwig Philipp's verachten. Er 
misbilligte namentlich aud die von feinem frühern Collegen und Breunde, von Guizot im 
Intereife Ludwig Philipp's und der Miniftergewalt feftgehaltene verberblihe Widerftandöpo- 
litiE gegen jeden Fortſchritt, namentlich gegen die Reform der unpaflenden Wahlgefege. Nach 
der Revolution von 1848 wurde er im Departement Eure im Mai 1849 in die Nationalver: 
fammlung gewählt, und ev entzog fidh dem Dienfte des Vaterlandes nicht. Er wurde einer der 
Führer der Nechten und betrieb 1851 eifrig die Angelegenheit der Verfaffungsrevijton. Der 
edle Mann verzweifelte nie am DBaterlande und widmete ftetd, wo ed die Ehre erlaubte, dem 
Öffentlichen Dienfte feine bedeutenden Kräfte als kenntnißreicher, beredter und tüdhtiger Staats: 
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mann. Mit allen beſſern Männern feiner Nation muß er die durch die Regierungen beförberte 
Vollsverderbnig und das dadurd immer wieder aufs neue begründete Unglück des jhönen Va— 
terlandes beflagen. Melder 
Brougbam (Henry), 1779 zu Edinburg geboren, ſtammt von einer alten, aber wenig 
begüterten Jamilie aus der Grafſchaft Weitmoreland im nörplihen England. Er machte feine 
Studien in den Unterrichtsanſtalten feiner Geburtsſtadt, wo fie in weit beiferm Zuftande ald 
in England find, das Mühe bat, jich von den alten Formen und den hergebrachten Inſtitutio— 
nen leszuwinden. Ihm ward der unihägbare Vortheil, daß fein Oheim von mütterlicher Seite, 
der beruhmte Seichichtichreiber Mobertfon, feine wiſſenſchaftliche Bildung leitete. Dieje nabın 
indeifen eine Richtung, die feine jpätere Beſtimmung nicht ahnen ließ. Mit Vorliebe und be: 
jenderm Eifer ergab er jih den mathematiſchen Wilfenfchaften, in denen er fo raſche Kortjchritte 
machte, daß er noch im jugendliden Alter in dieſem Fache fich auf eine auögezeichnete Weiſe ver: 
ishte. In feinem fiebzehnten Jahre gab er eine Schrift über das Kicht Heraus, die mit Beifall 
aufgenommen ward. Ginem andern mathematiihen Werke verdanfte er feine Aufnahme in die 
Königlibe Geiellichaft, zu deren Mitglied er 1803 ernannt ward. Später trat er feine Reife 
nad em Gontinent an, wie die Engländer es zu thun pflegen, und machte zu Paris die Be: 
kanntſchaft des großen Bürgers Sarnot. Das Gebiet der Speculation genügte indeſſen feinem 
witenibaftliben Streben noch weniger als feinem Ehrgeize, und er betrat die Kaufbahn des 
Rechtsgelehrten, die in conftitutionellen Staaten dein Talente die weitefte Ausficht eröffnet. Er 
erwarb ich als Anmalt einen großen Nuf und bahnte jich durch ihn ven Weg zum Parlament. 
Rit den Augelegenbeiten des Staats fuchte er ſich auf eine gründliche Weife bekannt zu machen, 
und 1803 gab er ein umfaffendes Werf über die Colonialpolitif Heraus („Inquiry into the 
colonial poliey ofthe european powers“, 2 Boe., London 1803), das eine Uberjicht der Ge— 
jege enthält, welde die Griechen, Karthager und Römer bei ihrer Golonifirung zu befolgen 
legten, und dann auf Die neuern Zeiten übergeht und das bei demſelben Gegenftande beobadı= 
re Verfahren prüft. DB. zeigt in vemfelben den Urſprung und die Verbreitung des Negerhan: 
dels und erflärt ſich mit Unwillen über diefe graufame Herabwürdigung des Menſchen und vie 
Verböbnung feiner heiligften Rechte. Zugleich ſpricht er die Hoffnung aus, daß vie afrikani— 
ſchen Schwarzen eines Tages zu dem friedlichen und rechtmäßigen Beſitze des Bodens von 
Weſtindien gelangen würden, den ſie und ihre Väter mit Schweiß und Blut gedüngt. 
Beinabe in derſelben Zeit verband er ſich mit mehreren jungen Männern von Geiſt und 
Kenatriffen zur Gründung. einer Zeitfchrift „Edinburgh review’, die nicht ohne bedeutenden 
Einzug auf den öffentlichen Geift und die politifhen Geſinnungen des Yandes geblieben it. Da 
ein Broce der Herzoge von Rorburgh zur Entjheidung vor das Oberhaus gebracht worden 
war, begab ſich B. nad London, um die Sache in Perſon zu führen. Der große Beifall, den er 
16 Bier vor ven Schranken des höchſten Gerichtshofs des Reichs erwarb, beſtimmte ihn, feinen 
Aufenthalt in der Hauptitadt zunehmen. Seine vielfältigen Berufsgeſchäfte entfremdeten ihn 
indeſſen ven Angelegenheiten des Staats und der Menſchheit nicht, denen er beſtändig ein war— 
mes Herz voll Theilnahme bewahrte. Gr behandelte die große und wichtige Frage der Handels⸗ 
freiheit mit Scharfſinn und Beredſamkeit. Faſt alle großen Männer und gewöhnlich die größ— 
ten haben das Schickſal, daß fie ihrer Zeit voraus ind und den Samen ausſtreuen zur frucht⸗ 
baren Ernte, die erſt fpäter reift. Sie beftehen pen Kampf: der Ruhm und der Lohn des Sieges 
faͤllt andern am Tage der Entſcheidung zu. Doch gebört B. zu den feltenen Begünftigten, die 
no verwirklicht, wenigſtens anerkannt faben, was fie gewollt und als dad Beſſere dargeſtellt. 
Auch die Sache ver Handelsfreiheit hat Fortſchritte gemacht und wird, wie alle große Fragen der 
Menfchheit, ibre befriedigende Löſung finden. Gin Misbrauch führte B. 1810 in das Haus 
der Gemeinen ein, der Misbraud) des Wahlrechts der verfaulten Flecken. Es ift bemerfend: 
wertd, daß die meiften ausgezeichneten Redner und Staatsmänner auf diejem Mege zu einem 
Sige im Unterhaufe gelangten. Der Misbrauc Hatte die Folgen eines weiten Gebrauchs. Der 
Herzog von Gleveland, ein Peer, der zur Oppofition gehörte und über die Wahl von Winchelſea 
verfügen hatte, ernannte ihn zum Stellvertreter diefed Orts im Parlament. Auf feinen An: 
ag wurde ein Geſetz erlaſſen, welches den Sklavenhandel für ein Hauptverbrechen erklärt. 
®. glaubte nah jo manden glänzenden Erfolgen ji ven Wählern der Stadt Liverpool vor: 
Rellen zu dürfen, um ihr Nepräfentant zu werben, hatte aber zum Mitbewerber Ganning, der 
hm vorgezogen ward. Ginem Ganning nachzuſtehen, darin lag ſelbſt für B. Feine Demüthis 
gung; diefer ſchien indeifen die Zurückſehung ſchmerzlich zu empfinden und wollte ſich mit dem 
Staatö-Rerion. III. [ 
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redlichſten und entſchloſſenſften Staatsmanne, den England in den neueſten Zeiten hatte, nie 
recht befreunden. B. zeigte ſich unermüdlich in feinen Beſtrebungen für die Sache der wahren 

"Freiheit, die Intereflen feines Landes, die Rechte des Volks. Mit der ganzen Macht feiner Ein: 
fiht und Beredſamkeit trat er der Reaction entgegen, die fih beſonders feit 1815 in den Maß— 
regeln und Abfichten der Regierungen offenbarte. Lebhaft kämpfte er vorzüglich gegen die 
Heilige Allianz. Für den Primär: oder Glementarunterricht, Das erfte und weſentlichſte Be: 
bürfnif der untern Stände, verwendete er ſich mit Eifer und Beharrlichfeit, und da diefer wid: 
tige Gegenftand 1818 im Parlament zur Sprache fam, zeigte er eine Vielfeitigkeit ver Kennt: 
niffe und einen Ernft des Willens, die jelbft feine Gegner in Erftaunen fegten und bei jedem 
Unbefangenen Anerkennung fanden. Sein Entwurf einer Nationalerziehung ift ein bleibendes 
Denkmal, das er fich gefegt. Aber alle Vorfchläge diefer Art hatten ihre Zeit noch nicht gefun: 
den, Die Bernunft, das Recht, felbft das wohlverſtandene Intereile, das mit Bernunft und 
Recht nie im Widerfpruche ftehen fan, waren für ihn, gegen ihn aber, mas mächtiger ift, vie 
Borurtheile, die Lberlieferung, die Vorrechte und Begünftigungen der Stände und Körper: 
ſchaften. Auf geradem Wege war dem Fräftigen Kämpfer nicht beizufommen; man wählte den 
verichlungenen der Arglift, der Küge und des Betrugs. B. ward als ein Feind ber Kirche und 
der Berfaflung des Landes, wie fie als ein heiliged Vermächtniß von den Vätern gefummen 
waren, bargeftellt; als ein Verächter der Geſetze und Sitten feined Landes, der jeine antina: 
tionale Vorliebe für Nordamerika und Franfreich nicht verleugnen fünne, Je mehr aber im 
Parlament, trog des von ihm bemwirkten Ausfchuffes zur Unterfuhung über Die Mängel des 
Öffentlichen Unterrichtö und trog feiner mehrfachen Anträge, vor der Hand feine Bemühungen 
jcheiterten, deſto eifriger fuchte er außerhalb des Parlaments für die Volksbildung zu wirfen. 
Mit Hülfe patriotifher Freunde gründete er 1819 eine Kleinkinderfchule in London und die 
jegensreihen Bildungsſchulen für Handwerker im ganzen Reiche. In einer vortreffliben Schrift 
„Practical observations upon the education of the people‘ (Xonvon 1825) verbreitete er feine 
Grundfäge über Volfderziehung und ftiftete auch eine Gefellichaft zur Verbreitung nüglicher 
Kenntniffe. Diele gab jeit 1825 eine Reihe von Volksfhriften heraus, von welchen B. jelbit 
mehrere verfaßte. Er wirkte eifrig mit zur Gründung der Univerſität London und wurde (1825) 
Rector der Univerſität Glasgow. 

Die Art, wie er die Sache der Königin führte, die Georg IV. des Ehebruchs anflagte, war 
nicht weniger ebrenvoll. Diefer ſchmähliche Proceß, den der König vor dem verfammelten Bar: 
lament führen ließ, erniedrigte die Krone und befledte die Perſönlichkeit des Mannes, der fie 
trug. B. hatte für jene die zarte Schonung, die ihm fir diefe oft unmöglich war. Diefes Ver 
dienft muß man bei B., der die Offentlichfeit mit allen ihren Folgen fonft nicht zu ſcheuen pflegt, 
in Anſchlag bringen. Bei ven Verhandlungen über die fogenannte Gmancipation der Katho— 
liten — 1828 und 1829 — zeigte er fich in der erften Reihe und wirkte kräftig zu dem Exfolge 
einer Mafregel, die, wenn jie auch kaum eine halbe war, doch dem Rechte und der Menſchlichkeit 
etwas näber kam. Seinen ſchönſten Sieg feierte er in feinem merkwürdigen Antrage, die Ver: 
befierung des bürgerlichen und peinlihen Verfahrens und die Strafgeieggebung in England 
betreffend, für den er im Unterbauje fieben volle Stunden ſprach. Hier berührte er eine der 
wundeſten Stellen, die ſich leichter bezeichnen ale heilen läßt. B. war auf feinem Boden, und 
wenn-Öroßbritannien in diefer Beziehung eine Wohlthat — eine der größten, die man ihm 
erweifen Fann — erwarten durfte, dann fonnte fie vor allen von diefem Manne fommen, ver 
dazu Die rechte Ginficht und den rechten Muth befigt. 

Da im Sommer des Jahres 1830 ein Wehen der Freiheit dur unſern Welttheil ging und 
in den Regionen barter, verhaßter Knechtichaft das Wehen zum Sturme ward, der Throne 
brach, fiel auch das Minifterium Wellington und in ihm eine große Hoffnung des rückgängigen 
Theild von Europa. Der edle Herzog, als ftehe er vor einem Heere, dem er eine Schlacht anzu: 
bieten die Oelegenbeit günitig fand, erflärte im Barlament, er halte eine Reform deſſelben für 
unnüg und fhädlih. DB. trug fogleich auf diefe Maßregel an, die beifällig aufgenommen wart. 
Der Herzog von Wellington trat ab und Graf Grey an feine Stelle. Dieſer bot B. die höchſte 
Würde des Reichs, die eined Kanzlerd an. Diefer nahm feinen Anftand, das neue Cabinet zu 
unterftügen, ward im November unter dem Titel Brougham and Baur zum Baron ernannt und 
ließ ſich als Präfident des Haufes der Lords auf den Wollſack nieder. Mit welchem ausvauern- 
den Fleiße, mit welchem Muthe er an dieſer Stelle feinen ernften und ſchweren Beruf erfüllt, 
das wiſſen wir, und wie er alle Maßregeln zum Beften des Landes ohne Menichenfurdt unter: 
fügt und den Haß der Taufende, die von Misbräuchen leben, immer fehwerer auf fih geladen 
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bat. Als Kanzler konnie B. eine Reihe von gerichtlichen Verbefferungen bewirfen und viele 
Nisbräude aufheben. Durch diefe Verbeſſerungen, welche er trog des heftigfien Widerftandes 
der Advocaten durchſetzte, ſchmälerte er felbft feine eigene Ginnahme um 7000 Bf. St. 

Durd einen allzu lebhaften Ehrgeiz und eine zu gereizte Stimmung verlegte B. feine Gol: 
legen im Wbigcabinet, namentlich Ford Durham, jowie er auch mit O'Connell in bittre Fehden 
gerietb. Er wurde daher auch 1835 nicht iwieder in das Whigminifterium berufen und kam in 
eine oppofitionelle Stellung zu den Whigs, und wie es zuweilen fcheinen konnte, theilweiſe zu 
feinen frübern Anſichten. Doch blieb er im wefentlichen den liberalen Grunpfägen vollfommen 
treu, ja er ſprach im Parlament auf eine die Whigs und Tories gleich ſehr erſchreckende Weife 
über die politifche Stellung ber arbeitenden Klaffen. Die große Achtung der Engländer vor 
einem fo bewundernswerthen Genie wie das feinige kann durch feine einzelnen Febler und Mis- 
ariffe getilge werden. Doch können die Verehrer des auch im Privatverkehr höchſt geiſtreichen 
und beiebrenden Mannes nur mit Bedauern fehen, wie feine aus übertriebener Reizbarfeir 
entkebenten Indiscretionen und Inconfequenzen, wenigftend vorübergebend, feine außerordent: 
lihen Gaben und Verdienſte in Schatten ftellen. B. it aud ein reicher und audgezeichneter po= 
litiſcher Schriftfteller. Beſonders jeine „Practical observations upon the education of the 
people”, feine ‚„‚Speeches’ (4 Bde., Edinburg 1838), und feine „Sketches of Statesmen in 
the time of Georg Ill’ (Edinburg 1839) werben ihm einen dauernden Nachruhm fihern. In 
dieien „Sketches” finden ſich freilih auch, zuweilen ebenſo wie in den Parlamentsreden des 
mergiihen Freiheitsfreundes, faft leidenihaftlih einfeitige Urtheile. In den Reden z. B. wie: 
derholte Herabiegungen des ganzen Adelſtandes, in den Skizzen eine Schilderung Friedrich's 
des Großen, die wenig Deutſche billigen werden. 3 Weigelund Welder. 

Brübderlichkeit, oder die Anerkennung eines brüderlichen Verhältniſſes und die dadurch 
begründete Pflibt und Gefinnung für ein gegenfeitiges brüderliches Verhalten gehört an ſich 
nur der Moral an, Sie bezieht fih, dem Wortiinn nah, zuwörderft auf die Familie. Schon die 
Reiihe Philofopbie 1) aber und noch viel vollkommener die hriftlihe Moral dehnte dieſelbe ana- 
iog auf alle Menichen, als Kinder des göttlichen Vaters, aus. Juriſtiſch und politiſch if die 
Brüderlichkeit nur iniomeit unmittelbar praktiſch gültig, ald fie fürdie allgemeinen oder beſondern 
Geſellſchaftsverhältniſſe rechtliche oder politiiche Anerkennung erhalten bat. Diefes ift theils 
ver Kall im Familienrecht, tbeild aber auch in Beziehung auf genoflenihaftlihe Vereine je 
nad ihrer verſchiedenen Art. Es iſt unftreitig ſehr löblich und heilfam, wenn die Vereine und 
Körverſchaften, ſowie vielfah in alter und neuer Zeit, wie namentlidy fo viele wohlthä— 
’ige, religiöſe Berufs: und humane Genofienihaften oder Brüderſchaften, durd Anerkennung 
gewiſſer brüderlicher Pflichten wohlthätig wirken oder ſich größere Innigfeit, eine heilſamere 
Begründung, Geitaltung und Wirkung geben. Die evelften und größten, oft weltgeichicht: 
ihen Wirfungen gingen von folder brüderlicher Genoſſenſchaftlichkeit aus. Juriftiih wird 
die Brüderlichkeit indeß and in diejen beſondern Genoſſenſchaften nur inforern, als vie 
Vereine ſelbſt und in ihnen die brüderlihen Pflichten juriftifche Anerkennung erhielten. Im 
allgemeinm Recht? = und Staatsverhältniß liegt die firtliche Brüderlichkeit den verſchiedenen 
rechtliben Anerfennungen ver Gleichheit mit zum Grunde. So wurde fie namentlich auch wirk: 
ſam für die Werwerfung der Sflaverei, während fie in der patriotifchen Bürgergeiinnung un 
der linterftügung der Notbleidenden zum großen Theil nur nod eine rein moraliſche Natur bes 
hauptet. Dagegen ſuchten neuerlich die Franzoſen, mitbeſtimmt durch ſchwärmeriſche ſocialiſti— 
ſche und cemmuniſtiſche Ideen, in der Aufnahme ver Brüderlichkeit neben ver Freiheit. 
und Gleichheit in ihrem Staatswaählſpruch dieſer Idee eine allgemeine ſtaatsrechtliche Geltung 
zu geben. Die erſte franzöſiſche Verfaſſung vom 3. Sept. 1791 hatte ſelbſt in ihrer Decla— 
ration der Menſchen- und Bürgerrechte dieſe Idee nicht ausgeſprochen. Die zweite vom 24. 
Juni 1793 beſchränkt nur im Art. 6 den Freiheitsgebrauch durch den Sag: „Thue dem andern 
nicht, mas du nicht willft, daß dir geſchehe.“ Die dritte aber vom 23. Sept. 1795, welde mit 
ver Derlaration der Rechte des Menfhen und Bürgers aud die der Pflichten deſſelben verbindet, 
'agt in dem Art. 2 verjelben: „Thue andern nicht, was du nicht willft, daß man dir thue. Er— 
‚eige andern beftändig das Gute, weldes du jelbft von ihnen zu erhalten wünſcheſt“, und dann 
m Art. 4: „Keiner ift guter Bürger, wenn er nicht guter Sohn, guter Vater, guter Bruder, 
zuter Freund und guter Gatte ift.” Da aber dieſe Säge für dad Rechtsverhältniß offenbar viel 





1)&,;.®. Cicero de offic., 1,7, 9, 43 und L. 3, D. de justicia et jure. 
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zu weit gefaßt ſind, und das ganze Gebiet der geſellſchaftlichen Moral gegen alle Mitmenſchen 
umfaſſen, ſo können ſie ebenfalls nur inſoweit als ſtaatsrechtlich gültig erſcheinen, als dieſelben 
etwa nachweisbar in beſondern geſetzlichen oder Vereinsbeſtimmungen juriſtiſch praktiſch gemacht 
worden iind. Daſſelbe würde auch von der in der neunten Verfaſſung im Jahre 1848 ſtaats- 
rechtlich im allgemeinen anerfannten Brüverlichkeit gelten, wenn nicht die allzu häufigen fran- 
zöfifchen Revolutionsſtürme auch ſchon wieder dieſe ganze neunte Berfaffung verweht und durch 
die gegenwärtige zehnte erfegt hätten. Es Ding die ganze Aufnahme des Princips zufanmen 
mit den einjeitigen fortaliftiihen und zum Theil communiſtiſchen Ideen, welche Die Revolution 
von 1848 fo unglüdlid; beherrſchten. Die Unklarheit und Verwirrung der Begriffe und die 
leidenſchaftliche Gewalt, welche einfeitige höhere Iveen auf Uingebildete oder Halbgebildete, die fie 
ergreifen, ausüben, find ein Hauptunglüc der franzöfifchen Nevolutionen, 

Indeſſen werden wol alle hriftlihen Nationen auf der heutigen Eulturftufe die Pflicht an— 
erkennen, den an ſich nur moralifchen durch die hrijtlicdhe Religion gebeiligten Grundfägen und 
jo auch der Brüderlichkeit in der Geſetzgebung mehrfache rechtliche Anerkennung und Wirkſam— 
Feit zu gewähren. Nur müſſen dann die einfachen, großen, praftiihen Grundlehren des Chri— 
ſtenthums frei von den beftrittenen myſtiſchen dogmatiſchen Kirchenſyſtemen und zugleich mit 
Prüfung ihrer Anwendbarkeit im Rechtsverhältniß richtig anfgefaßt werden, wie es ver Art. 
Chriftentbum zu thun fucht. Diefe VBorbedingungen wurden gänzlich vernachläſſigt ebenfo wol 
bei jenen franzöfifchen Gonftitutionsartifeln, bei den Theorien der St. = Stmoniften als in 
den Theorien der deutfchen Kreuzzeitungsmänner, und felbft noch in vem Art. Abe (politi= 
ſches) des allerneueften „Staats = und Gefellfchaftäskerifon”. Dadurch aber werben jene an 
ſich ſehr ahtungswerthen Anerfennungen der religiös-fittlihen Grundlagen in jenen Theorien 
duch einfeitige zum Theil abfolut verfehrte Anwendung einzelner Neligionsfäge nicht bloß un— 
praktiſch, fondern vielfach ververblih und wahrhaft undriftlih. Es gibt gar nidts Bodenloſe— 
res und Verwirrenderes als dieſe willfürlice unbegründete Aufftellung jedes beliebigen rein 
veligiöfen over moraliihen riftlihen Sages als eines unmittelbar gültigen weltlichen Nedts. 
Ebenſo würden natürlich auch unmittelbare Herüberziehungen der angeblich ebenfalls Hriftlichen 
Brüderfchaftsgefege der Mönchsorden, der Trappiften, der Bettelmönde, der Jeſuiten, in Das 
praftiihe Staatsrecht offenbar abfurd fein, 

Nach der richtig begründeten und dev Born nah überall duch Die freie Anerkennung 
näher beſtimmten Anwendung der hriftliben Grundfäge wird nun in der freien fittlichen 
Staatögefellichaft theild die allgemeine Staatsgeſetzgebung, tbeild die freie Genoſſenſchaft (T. 
Aſſoeiation) aud das Prineiv brüderlicher Gleichheit und brüderlicher Liebe und Inter: 
ſtützung zur angemeflenen Geltung bringen. Hierüber aber läßt ſich nur bei jedem hierher ge- 
börigen Theil und Gegenſtand der ftaatsgefellibaftlihen Verhältniſſe das Nähere beftimmen. 
Überall muß dabei die richtige Verbindung des Rechts mit den jittlihen Grundlagen und Ideen 
erhalten, vie ungrimdliche und verderbliche Miſcherei des Rechts mit der Religion und Moral 
dagegen bejeitigt werden. Melder. 

Buchdruderkunft. Die Sprache ift das von der Gottheit dem Menſchen geſchenkte Saupt- 
mittel, menschlich zn werden, d. h. Verftand und Vernunft, Gefühl und Sittlichkeit, zu welchem 
allen er blos die Anlage oder Fähigkeit bat, zu wirflihen und thätigen Kräften in fich felbjt und 
wechſelsweiſe einerim andern zu entwiceln, zu nähren und fortzubilden. „Nur mit der Organi— 
jation zur Rede”, jagt Herder, „empfing der Menjch den Athem ver Gottheit, ven Samen zur 
Vernunft und ewigen Vervollkommnung. . . Von der Rede hängt alles ab, was Menfchen je 
auf ver Erde Menfchliches dachten, wollten, tbaten und thun werden: denn alle liefen wir noch 
in Wäldernumber, wenn nicht dieſer göttliche Odem und angehaucht hätte und wie ein Zauberton 
auf unfern Lippen ſchwebte. Die ganze Geſchichte der Menichheit mit allen Schägen der Tradi— 
tton und Gultur ift nichts als eine Folge der Rede. . . Durch ſie ift meine venfende Seele an Die 
Seele des erſten und vielleicht des legten denkenden Menfchen geknüpft. Kurz! Sprade ift der 
Charakter unjerer Vernunft, durch welden ſie allein Geftalt gewinnt und ſich fortpflangt.‘ 

Das unmittelbare Geſchenk oder die unmittelbare Anftalt Gottes ift blog die Sprachfähig— 
keit; die Entwickelung und Ausübung derjelben, alſo die Bildung wirklicher Sprachen und ibre 
fortfchreitende Vervollkommnung an Klarheit, Reichthum, Kraft und zumal die Ausbreitung 
ihrer wohlthätigen Wirkfamkeit durch Erweiterung des Kreifes und der Dauer ihrer Bernebm - 
barkeit und Verjtändlichkeit blieb dem Menichen jelbft überlaſſen. Aber der menjhlihe Geiſt, 
inbent er feine ſchaffenden Kräfte Diefer Aufgabe zumendet und dem Ziel ihrer möglibit Bou— 
flänpigen Löſung unermüdet mit immer neuen Empfindungen oder Verbefferungen entgegen- 
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ihreitet, handelt wahrhaft im Sinne der Gottheit, und jeder Erfinder eined weitern Mittels zu 
dem heiligen Zweck, jever Verbeſſerer der bereits erfundenen erſcheint als Werkzeug des qött: 
lien Willens. Wer alſo ſich vermäße, dem auf ſolchem Wege wandelnden Geifte inhalt zu 
tbun ober der Wirkſamkeit feiner, den höchften Naturzweden, nämlich ver Beförderung der Hu— 
manität dienenden Schöpfungen ein gebieterifches: „bis hierher und nicht weiter!” entgegen- 
zufegen, oder durch liftige Gegenanftalten jene Foftbare Wirkfamfeit auch nur zu verkümmern — 
der erklärte hierdurch entweder eine fündhafte Auflehnung gegen ven Willen Gottes oder ein 
aus trauriger Verblendung oder Befangenbeit ſtammendes Nichterfennen deffelben. 

Ton der Erfindung und Fortbildung der Sprachen felbft-und von dem ihnen allen wunder— 
bereingeprägten Stempel des allgemeinen Menfchengeiftes wie des befondern Nationalgeiftes 
und Charakters Haben wir bier nicht zu reden. Nur auf die zwei großen Erfindungen bliden 
wir, wodurch allererft möglich ward, daß die Sprade ihre höhere Beſtimmung erfülle, daß fie 
namlich werde ein Organ der Geiſtes- und Gemüthsmittheilung, nicht nur zwiſchen wenigen, 
iondern zwiſchen allen zugleich Lebenden, und nicht nur zwifchen dieſen, fondern auch zwifchen 
allen frübern und fpätern Geſchlechtern der Menſchen, folglich ein die gefammte Menichbeit um- 
ſchlingendes Band, ein der ganzen Menſchheit beiliges und Foftbares Gefammtqut. Schrift 
un? Buchdruckerkunſt find dieſe Erfindungen, die legte der unmittelbare Gegenftand unierer ge: 
genwärtigen Betrachtung. 

Buchſtabenſchrift und Druck haben zwar auch als Hauptmittel der eigentlichen Sprach— 
bildung gewirkt, d. h. zu mehrerer Beſtimmung, Reinigung, Bereicherung, überhaupt zur 
fortichreitenden Vervollkommnung der Sprachen mächtig beigetragen; aber wir blicken für tet 
von diefer Ginwirfung weg und vorerft nur auf die Unentbebrlichkeit der beiden Erfindungen 
für die Verbreitung und gefiherte Dauer der durch die Sprache mirtheilbaren Erkenntniſſe, 
Ideen, Gefühle, überbaupt der einem größern Kreife gewidmeten Überlieferung. Die mündlide 
Rede ift jedenfalls blos einen Fleinen Kreife ummittelbar vernehmlich, und jede weitere Mitthei— 
lung Dur Das Organ der urfprünglichen Hörer und anderer ver vielfachften Verfälſchung durch 
Vergthlächkeit, Misverftändniß oder böfe Abficht unausweislich preisgegeben. Auch find ihre 
Eindrücke nur vorübergehend oder augenblidlih, d. d. in Bezug auf Kortdauer oder Erneue— 
tung von der Treue des Gedächtniſſes abhängig, Folglich unzuverläſſig und meiſt in kurzer Friſt 
söllig verihmwinvdend. Die Schrift, welche an die Stelle der fchnell verballenden Spradlaute 
übtbare, bebarrliche Zeichen fest, Hilft diefen Mängeln ab, doch in unendlich verſchiedenem 
Grabe, ie nah der Beichaffenheit folder Zeichen und der Mittel zu ihrer Hervorbringung. 
Schen die Schriftinalerei oder Vilderfchrift, fo mühſam und fo beſchraͤnkt auf nur wenige folder 
Darfiellung empfängliche Gegenflände und auc fo ausgelegt dem Misverſtändniß over dem 
Vergeiſen ibrer urfprünglichen Bedeutung fie iſt, gibt der liberlieferung eine foftbare und die 
Fortpflanzung durch blos geiprodhene Worte weſentlich unterjtügende Hülfe. Ihre Umwande— 
lung in Hieroglyphenſchrift, d. h. in ſymboliſche Bezeihnung, vermehrt und erleichtert ihre Anz 
wendbarfeit, wenn auch auf Unfoften der Deutlichfeit. In noch größern Maße geſchiebt dies, 
wenn man neben oder ftatt der jomboliihen Zeichen willfürliche feßt, deren Bereutung ſodann 
als rein künſtlich nur durch das Gedächtniß Fann feſtgehalten, aber auf alle gedenkbaren Sachen 
mag ausgedehnt werben. Doch erft durch die Vertauſchung der die Sachen jelbit — natürlich 
oder Tombolith — darftellenden Zeichen mit foldhen, welche die Namen ver Sachen, überhaupt Die 
Spradlaute, womit Gedanfen oder Empfindungen ausgedrückt werben, andeuten, , geichieht der 
Übergang zur wahren Schrift, umd erft durch die (der unbehülflichen, noch heute in China übli: 
hen Wörter: und auch der Silbenſchrift unendlich voranftebende) Buchſtabenſchrift, d. b. durch 
die Auflöfung der artikulirten Töne in ihre einfachiten und daher wenig zahlreichen Elemente 
(Buchſtaben genannt) und deren Bezeihnung durch willkürlich dazu aufgemählte Charaktere 
roird der große Schritt getban zur leichten und zuverläffigen Überlieferung nicht nur dev Worte 
jedes Redenden, als des Erzählers, Dichters, Lehrers, Geſetzgebers u. f. w., fondern auch ber 
killen Betrahtungen und Empfindungen des einfamen Denkers, deren Gedächtnis er fich felbft 
der andern aufbewahren will, an Mitwelt und Nachwelt. Durch viele große, fat wunder: 
ibnliche Erfindung , wird die getreue Mittheilung jedes von irgendeinem Menſchen Gedachten, 
npfundenen, Erzählten over Innegewordenen an alle andern, von ihm nah Raum und Zeit 
wie weit immer entfernten Menſchen möglich; doch freilich noch nicht fofort in vollem Maße oder 
dem Bedürfniß der Menſchenbildung entiprechend, fondern je nad der Beſchaffenheit ver 
Schreibart und der Schreibmaterialien und namentlich der Verbielfältigungsmittel der Schriften, 
bald miebr, bald weniger leicht oder Schwer, ſchnell oder langſam verwirklicht. 
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Herrliche Schätze des Geiſtes und Gemüths der vor Jahrtauſenden begrabenen Geſchlechter, 
koſtbare, vielfach lehrreiche Geſchichten, Glaubensbücher, Geſetze und Rechte, Meiſterwerke des 
Genies in ſchöner und ernſter Wiſſenſchaft ſind mittels dieſer unſchätzbaren Erfindung durch 
die lange Nacht des Mittelalters theils unverſehrt, theils wenigſtens in köſtlichen Bruchſtücken 
zu uns gelangt; die uralte und die clafftihe Welt find dadurch mit der neuen und neueſten in 
unmittelbare geiftige Verbindung gebradt, der Givilifation der legtern eine edle Grundlage und 
vielfach beſtimmende Richtung ertbeilt und, was die Weifen der graueften Vorzeit dachten, 
lehrten umd geiftig ſchufen, zu einem ganz unverlierbaren, auf die fpäteften Eommenden Ge: 
ſchlechter ji) vererbenden Beſitzthum gemacht worden. 

Aber die Fülle folder Wohlthaten, zumal die Sicherſtellung ihrer Fortdauer, die Allgenpin: 
beit ihrer Verbreitung und ihre leichte Zugänglicpfeit für jeden find erſt aus einer weitern großen 
Erfindung hervorgegangen, welde, ohne am innern Wejen der Buchſtabenſchrift etwas zu än- 
dern, blos die Art ded Schreibens ummandelte, nämlih an die Stelle der Handſchrift eine 
Maſchinenſchrift fegte und dadurch die Vervielfältigung der Schriftwerfe, die urjprünglich 
langfame, mübfelige, koftfpielige und ven Gefahren der Unrichtigkeit oder Verfälfhung unter: 
worfene, zu einer wunderbar jchnellen, leichten, wohlfeilen und möglichft zuverläfiigen, v. 6. 
correcten und gleihförmigen machte. Die Buchdruckerkunſt ift dieſe Erfindung, eine durch ihre 
Wirkungen ſo unermeßlih gewaltige und ſegensreiche, für das Schickſal der ganzen Menſchheit 
fo entfcheivend beſtimmende, daß man fie, vb auch allernächft hervorgegangen aus dem Geifte 
eines Mannes oder einiger genialen Männer, dennoch füglich ala Frucht einer göttlichen Erleuch— 
tung derſelben, ald ganz eigentliches, wenn auch nicht unmittelbares, doch durch auserwählte 
Drgane verliehenes Geſchenk des Himmels betrachten kann. 

Die Erwägung der Zeit und der Weltlage, worein die große Erfindung fällt, dient ſolcher 
Anſicht zur eindringlichen Bekräftigung. Wäre ſie früher gemacht worden, in den finſtern 
Jahrhunderten des wilden Fauſtrechts und des weltbeherrſchenden Hildebrandismus, ſo hätten 
die Voͤlker ihren Werth gar nicht erkannt, oder, wofern davon eine Anwendung im Dienfte des 
Lichts und ded Rechts wäre verfucht worden, jo hätte die vereinte Macht des Schwerted und des 
Krummiftabes die jugendliche Preſſe ohne Mühe unterbrüdt oder gefeflelt und der Gewalt, zu 
mal der geiſtlichen, ausſchließend dienftbar gemacht. Der Bannftrahl wäre gegen die profanen 
Buchdrucker auch gegen die Leſer profaner Bücher gefchleudert und, wie von den ägyptiſchen 
Vrieſtern die Hieroglophe und von den indischen Braminen die Schrift, jo jegt von der chriſt— 
lihen Hierardie die Preſſe ald Eigenthum der Kirche in Anfprucd genommen und zum Werkzeug 
des Aberglauben® oder der bleibenden Geiftedunterjohung miebraudt worden. Sie aber er— 
idhien gerade in der verbängnifreihen Epoche des im Abendland wieder angebrochenen Lichtes 
und des bereitd hoffnungsvoll begonnenen Kampfes der Geifteöfreibeit gegen Geiſtestyrannei, 
fowie auch ver bürgerlichen Freiheit gegen Zwingherrſchaft, wo jener, um ihr den Sieg über 
diefe zu fichern, eine fchnelle und mächtige Hülfe von nöthen war. Bereits war dem Deöpotid- 
mus durch die ſchon geraume Zeit früher ind Leben getretene Erfindung des Schießpulvers eine 
furdtbare Waffe verliehen worden, und durch das beginnende Emporkommen ſtehender Deere 
hatte die Gefahr für die Völker ſich drohend genäbert; bereitd war auch der Hildebrandismus 
durch das Verlangen nach Reform, welches in Konftanz und in Bafel erflungen, aufgeſchreckt 
worden, und ein mit vermehrter Kebbaftigkeit und mit Waffen der Lift wie der Gewalt geführter 
Krieg wider das aufdämmernde verhaßte Licht war die Folge davon. Hätte in dem Zeitpunft, 
da Luther das Banier der Gewiſſensfreiheit erhob, die taufendftinnmige Breffe noch nicht gelebt, 
ja hätte fie nicht fhon zwei Menjchenalter rüber begonnen, ihr wohlthätiges Licht auszuftreuen 
und, nantentlich auch durch Verbreitung der clafiiichen Literatur, die Nationen empfänglich für 
die Lehren der Reformatoren zu machen, jo hätte das weltumkehrende Werk der leptern, das auch 
unter den begünftigenditen Umſtänden immer noch unendlih mühevolle und gefährlide, wol 
nimmer vollbracht werden können. Alsdann aber hätte Guropa in bleibende Nacht, in den 
tenurigften Geiftesihlummer verfinfen mögen. Der geiftlihe und mit ihm verbunden aud Der 
weltliche Desvotismus hätte die Nationen allgewaltig unter die Füße getreten und die etwa jegt 
erft erfundene Buchoruderfunft hätte fie nimmer erlöft, fomwenig als in den Rändern, worin 
das Pfaffentyum über die Neformation entidheidend fiegte, wie z. B. in Spanien oder im 
Kirchenftaat, die allvort in ſchmähliche Feſſeln gelegte ‘Brefle während des Laufes von drei Jahr— 
hunderten vermochte, die Nebel des Aberglaubens zu zerftreuen und mit den erwärmenden 
Strahlen des Lichts und der Breiheitöluft die verfinfterten Mafjen zu durchdringen. 

Was aber die Preſſe unter günfligen Verhältniffen oder auch nur unter folden, vie nich: 
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allzu feindlich ihren Wirken ſich entgegenftellen ; für herrliche Früchte zu bringen fähig, ja na: 
türlich berufen ift, und wie unermeßlich die Wohlthaten find, die auch wirklich von ihr aus, trotz 
mancher gewaltfam und künſtlich ihr entgegengethürmten Hinderniſſe, über die Nationen und 
mittelbar über die gefammte Menſchheit gefloffen find, lehrt ſchon ein flüchtiger Blick auf ihre 
Natur und Geſchichte, verglichen mit jenen der einfachen Schreibefunft. 
Bor Erfindung der Buchdruckerkunſt war ed auch dem Talentvollften, Wißbegierigſten, 
durch bürgerliche Stellung Begünſtigtſten und mit pecuniären Hülfsmitteln Beftverfehenen 
ãußerſt ſchwer, ji eine umfaſſende wiflenfchaftlihe Bildung anzueignen. Die Bücher waren 
ielten, der Ankauf eines einzelnen Manuſeripts von Bedeutung und Umfang war — zumal vor 
ber Erfindung des Linnenpapiers — leicht fo foftipielig als heutzutage der Anfauf einer mä- 
Bigen Bibliothek, und nebft vem Oelde war erft noch die Gunft des Zufalls nothivendig , um zur 
Kenntnig oder zum Defig ſolcher Manuferipte zu gelangen. Der Geift des nah Wiffenfchaft » 
Dürſtenden, der leicht zugänglichen, belehrenden Mittheilung früherer over entfernterer Denfer 
und Forſcher beraubt, oder auf wenige vereinzelte Berührungspunfte mit denfelben beſchränkt, 
ſah ſich faſt ausſchließend an die eigene Kraft und Mühe gewieſen und mußte daher — anſtatt 
da fortfahren zu können, wo die Vorgänger ſtehen geblieben — unkundig der frühern Ent— 
deckungen, jedesmal faſt von vorn anfangen und konnte alſo, wenn er auch für ſich ſelbſt den 
Ruhm der Genialität oder des raſtloſen Strebens errang, die Wiſſenſchaft an ſich nur wenig 
fördern. Selbſt föniglihe Schäge — verwendet zur Anſchaffung der theuerften Werke oder 
etwa zu Reiſen behufs perfönlicher Anſchauung und Beiprehung — konnten ſolchen Mangel 
nicht heilen, und um jo weniger vermochte der im befchränftern VBermögensumftänden Befind: 
lie denjelben durch irgendeine Anftrengung zu erſetzen. Viele und gerade die wohlthätigiten 
Hülfsmittel, deren jego der Freund der Wiſſenſchaft ſich erfreut, beftanden vor der Buchdrucker⸗ 
funft nicht und fonnten gar nicht beſtehen. Wie hätte man, befhränft auf blos Handfchriftliche 
Mittheilung, daran denfen fünnen, jene größern, umfaffendern, die Geiſtesfrüchte von Jahr: 
hunderten oder von der Geſammtheit der Zeitgenoflen in ſich ſchließenden, oder die Tag für Tag 
neu angeftellten Unterfuchungen,, Beurtheilungen und Beleuhtungen von Lehrmeinungen und 
Thatſachen und deren Ergebniffe mittheilenden Werke hervorbringen können, welche heutzutage 
den Stubien jo vielfache Erleichterung und dem Geifteöblid eine fo ausnehmend erweiterte Aus- 
Nicht gewäbren? Ohne Preſſe befäßen wir feine oder nur wenige und kümmerlich ausgejtattete 
Wörterbücher aller Art, feine reichhaltigen Sammlungen oder fortlaufenden Niederlagen von 
Berichten, Entvefungen, Anſichten und Streitverhanvlungen über gelebrte Gegenftände oder 
biftoriihe Merkwürdigkeiten, feine Eritiihen und periodiſchen literarifchen Blätter, feine großen, 
die vereinte Geiftesthätigfeit vieler in Anfpruch nehmenden Werfe, wie allgemeine oder befon- 
dere Encyklopädien u. dgl., und ed wäre ſonach, obſchon freilid dad Genie jederzeit, wenigftend 
in einer oder der andern Sphäre, ih Bahn zu breden im Stande bleibt, dennoch die uni: 
verialiftiihe Bildung ſelbſt dem Talentvolliten ganz unmöglih und auch in jever einzelnen 
Sphäre bie Tüchtigfeit over Vollkommenheit unvergleihbar ſchwerer zu erreichen geweſen; die 
von Natur minder reich Begabten aber hätten, bei allem Eifer ded Studiums, doc) dem Tempel 
des böhern Wiſſens ſtets fern bleiben müfjen. 

Die Schwierigkeiten und Hinderniſſe, womit ſolchergeſtalt jeder einzelne bei ſeinem Streben 
nach Erkenntniß zu ringen hatte, ſetzten natürlich und noch wirkſamer auch dem Fortſchreiten der 
Wiſſenſchaft im ganzen ſich entgegen. Noch andere nachtheilige Umſtände kamen aber bier 
dazu. Vor Erfindung der Buchdruckerkunſt mochten leicht die ſchönſten Entdeckungen des einen 
allen andern verborgen bleiben oder — bei dem jedenfalls höchſt beſchränkten Kreiſe der Mit— 
theilung — wieder vergeſſen werden. Dagegen mochten die größten Irrthümer, welche in 
Schriften niedergelegt waren, aber etwa nicht zur Kenntniß derjenigen kamen, die ſie nach ihrem 
beſſern Wiſſen hätten berichtigen oder widerlegen können, unbekämpft im Buche fortſchlummern 
und, wenn dieſes ſpäter ans Tageslicht kam oder auch wenn eine frühere Widerlegung wieder ver: 
geffen war, die verderblichſten Täuſchungen hervorbringen und aud) die verftändigiten Forſcher auf 
noch weitere Abmwege führen. Überall gab ed Feinen gemeinfamen Schat der Erfenntnif, womit 
jeder einzelne zum Frommen ver Öefammtheit hätte wuchern und der fich durch die fortgeſetzte 
Arbeit ver Geſchlechter immerwährend und bis ind Unendliche hätte vermehren können. Alle— 
dem ift aufs vollftändigfte abgeholfen durch die herrliche Buchdruckerkunſt. Durch fie ift, wie 
Herder jo ſchön fagt, „vie Gejellihaft aller Denfenden in allen Welttheilen eine gefammelte und 
üchtbare Kirche geworden”. Unzählige Arbeiter mochten von num an mit unermeßlichen 

‚ Sulfsmitteln und gemeinjam ven Prachtbau der Wiffenfhaft weiter führen und jeves Geſchlecht 
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dem nachfolgenden den geſicherten Fortbeſitz des Errungenen ſowol als aller Mittel zu weiterer 
Erwerbung hinterlaſſen. Vor Erfindung der Buchdruckerkunſt blieb folder Kortbejig immer 
nur ſchwankend. Früher mochte die jedenfalls nur beſchränkte Zahl von Abſchriften der — etwa 
den Inhabern ver Gewalt verhaßten — Büher und die geringe Anzahl ver vorhandenen Bü— 
cher überhaupt einem liftigen Despoten oder einem Verein von Gewaltherrihern den Gedanken 
und den Muth einflößen,, das ihnen drohende Kicht der Wahrheit durch Vertilgung ver ihnen 
misfälligen oder gar aller Bücher überhaupt zu erftiden. Hat doch ſchon vorlängft in Ehina der 
Thronräuber Tichi = Hoang = Ti einen folden Bücherbrand verorpnet und ausgeführt. Heutzu— 
tage aber ift zwar noch möglich, das Erfcheinen oder die Verbreitung einzelner erſt werdender 
oder faum gedrudter Bücher zu verhindern oder niederzufchlagen: doc ein Vertilgungäfrieg 


- gegen alte bereits vorhandenen, in unbeſchränkter Vervielfältigung und in unzähligen Privat: 


bibliothefen zerftreuten Bücher würde felbft einem weltbeherrſchenden Napoleon — jo große Luft 
er auch dazu fühlen möchte — zu ſchwer und, ohne allen beabiichtigten Erfolg, nur zu feiner 
ewigen Schande ausichlagend fein. 

Nicht nur die Gelehrtenrepublif und nit nur die Wiffenfchaft an fich haben dergeitalt durch 
die Buchorueferfunft unermeßlichen Gewinn errungen, fondern, was nody wichtiger ift, das Licht 
ift durch fie auch in die Maffen ver Bevölferung geführt, die Grfenntniß, wenigitens in den dem 
Menihen und Bürger widtigften Dingen, auch den niedrigften Klaſſen zugänglich geworben. 
Ohne die Prefle würden wir Feine hinreichend verbreiteten Volksbücher, feine dem Glementar: 
unterricht in den gemeinen Schulen, eine ver jedem einzelnen Stand oder Beruf eigens nöthigen 
Bildung gewidmeten Schriften, wenigftend weitaus nicht in genügender Eremplarienzahl, be= 
figen; die Orundmafle der Nationen würde fortwährend der Theilnahme an ven Fortjchritten 
der Erfenntniß beraubt und die Scheidewand zwifchen der gelehrten und der ungelebrten Klaſſe 
nimmer niedergeriffen worden fein. Die Preſſe erft hat möglich und leicht gemacht, den Unterricht 
über alle Stände zu verbreiten, die ganze Nation zur Erkenntniß der Menſchen- und Bürgerrechte 
und Bflihten beranzubilven und jo die Idee eines wahren Rechtsſtaats, d. b. eines auf allge= 
meines, nämlich allen natürlich Bollbürtigen gemeinfames, Geſellſchaftsrecht und auf Die Herr 
ſchaft eines vernünftigen Geſammtwillens begründeten, zu verwirklichen. Welches auch die 
pofitiv beftimmten Formen einer Verfaſſung feien, fie ift rechtlich und das Gemeinwohl verbür: 
gend, nur infofern neben der Thätigkeit der pofitiv aufgeftellten Semalten eine lebensfräftige 
Öffentliche Meinung beſteht, welche diefelben controlire over leite. Nur durd die Preife fann in 
einem ausgedehnten Staat eine folde Öffentlihe Meinung erzeugt werden oder in zuverläffige 
Erſcheinung treten. Ihr alio ift gegeben, die Regierungen zum Guten, zu jeder zeitgemäßen 
Reform, zu jeder heilfamen Mafregel zu lenken; ihr ift in letzter Anftanz die Garantie alles 
öffentlichen und ſelbſt alles Privatrechts anvertraut. Sie endlich bat eine Rednerbühne errichtet, 
von welder man gleichzeitig zu Millionen ſprechen, verfelben Verftand und Gefühl für die Be— 
dürfniffe des Augenblicks in Anfpruch nehmen und vadurd eine zur Abwendung des Unheils 
oder zur Bereitung des öffentlichen Wohls entſcheidende Gemeinidaftlichkeit der Richtung er: 
zeugen kann. Sie erhält die Staatsbürger in fortlaufender Kenntniß der das Geſammtwobl 
berübrenden Angelegenheiten, und den Weltbürger in jener der für die allgemeinen politifchen 
und humanen Interejlen wichtigen Greigniffe und Umſtände, und belehrt auch jeden einzelnen 
Tag für Tag über die auf feinen beſondern Lebensberuf oder auf jenen feines Standes Einfluß 
äußernden, ihm alfo zu wiflen notbmwendigen oder nüglichen Verhältniſſe, Begebenheiten, Gr: 
findungen, überhaupt günjtigen oder ungünftigen Eriheinungen, ebenfo über die der allge: 
meinen oder der befondern Freiheit drohenden Gefahren und Die dagegen vorhandenen oder ſich 
vorbereitenden Vertheidigungsmittel und Anſtalten, und fegt durch folche Belehrung ihn in ven 
Stand, ein würdiger Staats - und Weltbürger, ein feine Stellung mit Klarheit erfennender 
Zeitgenoffe und ein das eigene Intereffe und das der ihm näher Angehörigen nicht minder ale 
* der größern Geſammtheit mit Einſicht und Erfolg wahrender und fördernder Mann 
ufein. 

En mannidfaltige und wahrhaft unermenliche Woblthaten ſpendet die Preffe oder ift ge: 
eignet fie zu Spenden. Wem verdanfen wir das unfhägbare Geſchenk? — Etwa dem Staat 
oder den Staatenlenfern? Wahrlih nein! Manche fhöne Entvedungen font und mande 
Beförderungsmittel der Humanität zwar gingen von Staaten oder Regierungen ans oder ge: 
diehen wenigfiens nur durch derjelben wirffame Unterſtützung. So viele der großen geographi— 
ſchen Entdeckungen — wie jene des Vasco de Gama und felbft des Columbus — fo aub mande 
teihbegabte Gründungen für Kunft und Wiffenfchaft, Religion und Handel, jo die Schug: 
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anftalten gegen bie Veſt und gegen die Pocken, viele ſegensreiche Wohlthätigkeitsanſtalten, 
u. ſ. w. Dod die allergrößten und enticheidendften Kortichritte der Humanität find nicht das 
Werk der Staaten, fondern des freien Menſchengeiſtes geweſen;, der da freilich ald Bedingung 
feiner nah außen gehenden und gefierten Wirkſamkeit das Leben im Staate vorausiegt, doch 
wmabbängig von ihn, blos auf eigener inmohnender Kraft frine Wunder hervorbringt. Ganz 
vorzüglich iſt dieſes von der Buchdruckerkunſt wahr. Dieſelbe iſt nichts Anderes als ein Theil— 
und zwar der vollendende Theil — der aus der innerſten Natur des Menſchen, d. h. aus feinem 
mächtigen Triebe, fich mitzuteilen und Mittbeilung zu empfangen, bervorgegangenen großen 
Kunſt der Sprache die da in ſich faſſet nicht blos die mündliche Rede, ſonderu auch die Augen, 
Mienen und Geberden, ſodann jene der Schrift und endlich der gleichzeitig tauſend und tauſend— 
mal redenden und ſchreibenden VPreſſe. Dieſe göttliche Kunſt der Mittheilung von Gedanken 
und Gefühlen, dieſes heilige, die Menſchheit umſchlingende Band iſt daher auch das weſentlich 
freie und unantaſtbare Eigenthum der Menſchen, nicht minder als die mitzutheilenden Gedan— 
ken und Gefuͤhle ſelbſt; keine willkürliche Schranke kann ihrer Ausübung geſetzt werden, ſondern 
blos jene des Rechtsgeſetzes, welchem nämlich alle Sphären der äußern Wechſelwirkung der 
Menſchen unterſtehen und deſſen einziges Princip die Nichtverletzung der gleichen Freiheit 
aller itt. 

Da wir nah unferm Standpunft allernädft nur die allgemeine politiihe und bumane Bes 
deutfamfeit der Preſſe ins Auge zu faſſen haben, fo dürfen wir bei der Befchichte ihrer Erfindung 
nur wenig verweilen. Denn für jene allgemeine Bedeutſamkeit find Vaterland und Ort der 
Erfindung und Name der Erfinder ziemlich gleichgültig. Auch ift wol Feiner unferer deutfchen 
Leſer, der nicht mit gerechtem Dankgefühl und patriotiſchem Stolze die Namen der Haupterfinder 
in liebender Srinnerung trüge, zumal den Namen bes trefflihen (aus einem alten mainziſchen 
Rittergeichlecht ftammenden) Johann Gutenberg von Sorgenloh (won väterlicher Seite eigent— 
lich Gensfleiſch zu nennen), welder der erfte den großen Gedanken nicht nur im Innern erzeugte, 
ſondern auch, nadı vwieljäbriger Geiſtesmühe und Bekämpfung ſchwerer Hinperniffe, endlich in 
glänzende Ausführung fegte, allerdings nicht ohne wirkſame materielleund geiftige Hülfeleiſtung 
Johann Fuſt's, eines reichen aber geizigen Bürgers in Mainz, und des geſchickten Peter Schöffer 

aus Gernsheim, doch die Ehre des eigentlichen Urhebers mit feinem andern theifend. Ob er 

(mie zumal Schoͤpflin darzuthun ſich bemüht in „„Vind, typogr. Argent.“ 1760) bereits in Stra: 

burg, wolelbiter von 1424 bis gegen 1445 gelebt, die Haupterfindung (namlich das Drucken mit 
beweglichen metallenen Lettern) gemacht, oder erſt nach feiner Zurückkunft in Mainz (allıvo, zumal 
feit 1450 und deutlicher feit 1454, Die unzweidentigen Spuren der Vollendung, theils in Zeug— 
niſſen, theils in wirflihen Druckwerken erſchienen) tft von geringer Wichtigfeit. Selbft die (zumal 
von Gerard Meermann in feinen „Origines typographicae” 1764 vertbeidigten) Anſprüche, 
welche die Stadt Harlemin Holland an die Ehre der Erfindung macht, indem fie dieſelbe ihrem Mit: 
bürger, Laurenz Janſſoen, Küfter an ibrer Parochialkirche (geb. 1370, geft. um 1440), zuſchreibt, 
zu fo intereflanten gelebrten Grörterungen auch der darüber geführte Streit Die Beranlaffung gab, 
mögen wir dahingeſtellt feinlaflen. Es ift möglich, daß gleichzeitig oder faſt gleichzeitig mehrere 
erfinderiibe Köpfe, ohne etwas voneinander zu wiffen, den im Orunde einfachen Gedanken ges 
faßt haben, auflatt der ſchon lange vorber erfundenen gefchnittenen Solztafeln, womit man nicht 
nur Bilder, jondern auch kurze Sätze druckte, bewegliche Buchſtaben — anfangs gleichfalls aus 
Sol; und fpäter aus Metall — zu ſchneiden, und noch fpäter den wieder nicht eben ſtaunens— 
würbigen Gedanken, die metallenen Lettern zu gießen, wonach danı jede weitere Vervoll- 
fommnung dem Nachdenken talentvoller Männer kaum mehr entgehen fonnte. Es iſt alfo 
möglich, fagen wir, daß in Mainz und in Harlem ungefähr gleichzeitig diefe fat natürlich anf: 
einander folgenden Schritte geſchehen find; doch fcheinen Die Gründe derjenigen überwiegend, 
welche Dem harlemer Küfter zwar etwa den Ruhm der Vervollkommnung der Holzſchneidekunſt 
oder Der xvlographiſchen Druderkunft, melde die Ghinefen noch heute allein gebrauchen, neben 
Gutenberg überlafien, dieſem legtern aber ausichliehend jene der eigentlichen, nämlich typo— 
grapbifhen Kunft zufprehen. Schon des alten Abtes Trithem Zeugniß (Johannis Trithemü 
Chronicon Hirsaugiense ad ann. 1450) ift von großer Beweiskraft, und viele andere find 
gefammeltin mehreren ansführlihen Schriften über die Erfindungsgeſchichte, am reichhaltig— 
fen in dem Werk von C. X. Schaab: „Die Geſchichte der Grfindung der Buchdruckerkunſt 
durch Johann Gensfleiſch, genannt Gutenberg, zu Mainz, pragmatifch aus den Quellen bear: 
beitet u. f. mw.” (3 Bde, Mainz 1830—1831). S. audı Falfenftein, „Geſchichte der Buch— 
druckerkunſt“ (Leipzig 1840). Weil übrigens die Eölnifche Chronik ven Anfang dev Gutenberg'⸗ 
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fhen Erfindungsverſuche ind Jahr 1440 fegt, jo wird dad Säcularfeft ver Buchdruckerkunſt in 
Deutihland am Johannistage (ald dem Namendtage Gutenberg's) in jedem vierzigften Jahre 
jedes Jahrhunderts gefeiert. So wurde ed, nad dem Vorgange der wittenberger Buchdrucker, 
bei ver Einweihung des Gutenbergsdenkmals in Mainz im Jahre 1837 beichloffen und im Jahre 
1840 zum vierten male mit allgemeiner Theilnahme in ganz Deutſchland durchgeführt. 

Auch die fernern Schickſale der Buchdruckerkunſt, ihre ſchnelle Verbreitung — großentheils 
durch deutſche Unternehmer — über die eiviliſirten Länder der Welt, und das Verzeichniß der 
merkwürdigen ältern Druckwerke überlaſſen wir den Bibliographen zur umſtändlichen Dar— 
ſtellung. Ebenſo die gerechte Lobpreiſung der durch Vervollkommnung und edle Anwendung 
ihrer Kunſt ſeit der Zeit der Erfindung bis auf den heutigen Tag vorzüglich ausgezeichneten 
Buchdrucker. Nur zweier in der neueſten Zeit gemachten, die Zwecke der Preſſe ganz ausneh— 
mend fürdernden Berbeiferungen haben wir nod zu gedenken. Die eine ift die Erfindung des 
ftereotypifchen Drucks, und die andere jene der Schnellpreile. Die erfte — von Firmin Divot 
in Paris, wenn auch nicht erfunden, doch wejentlich verbeſſert — bedient ſich, ftatt einzelner 
Lettern, ganzer Platten zum Abprud und gewährt vadurd ein trefflihes Mittel, ohne Wieder- 
holung des Drückſatzes eine unermeßliche große Anzahl von durchaus gleihförmigen und mög: 
lihft correcten Gremplaren eined Werfs, und zwar um wobhlfeilen Preis, zu liefern. Sie iſt 
alfo zur Verbreitung von Werfen, von denen man wünjhen muß, daß fie in jedermanns 
Hände oder doc in möglichft viele Hände gelangen, ald von anerfannt claſſiſchen Schriften, oder 
aud von Volfsbühern, Schulbüchern u. ſ. w., beftimmt und geeignet. Die zweite, nämlich vie 
Schnellpreſſe, beruht auf einer künftlichen Vervollkommnung des Mechanismus, wodurd man, 
nach mehreren in Niederland, England, Amerika und Deutihland durch erfinderiſche Köpfe ge- 
machten Fortſchritten, endlich dahin gelangte, in einer Stunde an 2500 Gremplare einer Form, 
ſonach zehnmal ſoviel ald mit dem gewöhnliden Preßapparat zu fertigen möglich ift, abzu= 
druden. Der deutjche Künftler König in Würzburg hat ich durch Verfertigung folder Preifen 
ganz vorzüglich ausgezeichnet. Seine verfeinertiten, wahrhaft bewunderungsmwürdigen Ma— 
ſchinen druden beide Seiten des Bogens gleichzeitig ab, und die, wenn man will, aud durch 
Dampf zu bewirfenve Thätigkeit derjelben, alfo zumal die durd) eine Dampfmaschine hervorzus 
bringende gleichzeitige Arbeit mehrerer folcher Preſſen, eröffnet der Ihnellen Vervielfältigung 
der Gremplare eine unendlihe Ausſicht, erleichtert die tagtägliche Belehrung der Nation, die 
tagtäglihe Verhandlung der öffentlichen Angelegenheiten auf eine früher ganz ungeahnte Weiſe, 
und macht ed möglich, in Augenbliden, wo ed noth thut, gleichzeitig zu Millionen zu fpreden. 

Die Frage, ob ed rechtlich zuläſſig und politiſch rärhlich jei, die Druderpreife durch polizei: 
liche Borjhriften zu befchränfen, werden wir umftändlih in den eigens der Preßfreibeit, ver 
Cenſur und dem Preßgefes zu widmenden Artikeln unterſuchen. Doch liegt die Anvdeutung zur 
Löſung diefer Fragen ſchon in den voranftebenden allgemeinen Betrahtungen. Mag man die 
hohe Beitimmung und Wirkfamfeit diefes großartigen Werkzeugs menſchlicher Mittbeilung 
und Vervollfommnung, over mag man die Heiligkeit des Rechts dev Bürger auf vaffelbe und 
auf jeinen Gebraud betrachten, jedenfalld muß man zurüdichreefen vor den Gedanken, das 
willfürliches menfchliches Belieben diefen freien Gebraud für freie Mitmenſchen zerjtören dürfe. 
Willkürliches Belieben aber ift und wird jtetö nach der Natur der Sache jede präventive polizei— 
liche Genfur, und jede nicht ald rechtlich begründete richterlich ausgeſprochene Unterdrückung, 
mithin aud jede nicht gerichtliche Goncejjiondentziehung für Buchdrucker, Buchhändler und 
Zeitungsredactoren. Solche blos adminiſtrativen oder polizeilichen Entziehungen des Gewerbes 
und bürgerlihen Nahrungsſtandes empören felbit noch mehr ald die, wegen ihrer allgemeinen 
Berabiheuung von den Regierungen endlich aufgegebenen directen Genfurmaßregeln. Sie 
entbalten nämlich eine doppelte und dreifache öffentliche Lüge und eine viel ungereditere und 
ihmwerere unmittelbare Nechtöverlegung und Vernichtung bürgerlicher Rechtsſicherheit. Das 
legtere jchon deshalb, weil Entziehungen des Nahrungsftandes der Buchdrucker und Verleger 
megen Außerungen der Schrirtiteller an ſich maßloſe Härten jind. Gine Öffentliche Lüge aber ent: 
halten fie, indem man ven lügneriihen Schein erweden will, die Regierung theile den allgemei- 
nen Abicheu gegen willfürliche Unterbrüdfung der Wahrheit duch Genfur. Und doch iſt es die 
geheime Abſicht, vermittelö der beliebigen Goncefliondentziebung die freie Mittheilung jeder 
Wahrheit, welche ven Gewalthabern unangenehm fein fönnte, durch die Angft der Druder und 
Verleger vor Berluft ihres bürgerliben Nabrungsitandes im voraus zu unterprüden, und die 
Schriftſteller und Redactoren von einer zwei- und dreifachen ängftlihen VBorauscenfur der 
Druder und Verleger abhängig zu machen. Zur Lüge aber wird fo auch die Stantögeleggebung 
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und Berwaltung der bürgerlichen Gewerbe, indem die Ertheilung und Entziefung der Gewerbe 
niht mehr von den ausgeſprochenen, in der Natur diefer Gewerböverwaltung gelegenen Grund: 
fägen, jondern von ihr fremden politiiden Motiven und Verfolgungsabſichten der politifchen 
Gewalthaber abhängig gemacht wird. Diefes ift vollends unvermeidli, folange man den Irr— 
wahn teftbält, die repräfentativen Verfaffungen mit ihrer gewählten freien Volksrepräſenta— 
tion, nad Ludwig Philipp’s unglüdfeligem Vorbild, durch Beherrihung ver Preſſe und ver 
Wahlen und durch Zerſtörung des Rechtsſchutzes gegen Verwaltungswillfür zum vermeint- 
lichen Bortheil ver Monardie in Scheinverfajlungen verwandeln zu müffen. In diefem unheil— 
vollen Syſtem macht aldvann die zur Wahrheitdunterprüfung und politifhen Corruption mis: 
brauchte Gonceflionsentziebung der Preſſe, die ich auch bald auf alle andern Gewerbe und Am: 
ter ausdehnen fann, jelbit das Heiligthum der Verfaſſung und der Verfaſſungseide zur Lüge. 
Denn das eben ift der größte Fluch jeder Wahrheitsunterdrückung, daß immer die erfte zur zwei⸗ 
ten verführt, und nirgends zeigt jich Died mehr ald in der Unterdrückung des größten Werk: 
zeugs für die Verbreitung der Wahrheit — der Druderpreife. Rotted und Welder. 

Bühbercenfur und Bücherverbot, j. Eenfur. 

Büchernachdruck, j. Nachdruck. 

Buchhandel. Schreibekunſt und Buchdruckerkunſt würden die Hälfte, ja neun Zehntheile 
ihres Werths verlieren, wenn nicht dev Buchhandel ihnen hülfreich zur Seite ſtände. Denn 
nicht daß die Bücher geichrieben oder gedruckt, jondern daB fie gelejen werden, d. h. alſo, daß jie 
zu denjenigen, melde des Lejens begierig oder bevürftig find, gelangen, ift die Hauptſache. 
inter allen Gattungen des Handels erſcheint hiernach der Buchhandel als die edelſte und ſegens— 
reichſte, oder muß als ſolche wenigitend von allen denjenigen anerkannt werden, welche die gei: 
fligen und moralifhen Intereffen höher achten denn die materiellen. Auch finden wir in der 
Regel die Buchhändler an Beiftesbildung und Charakter allen andern Klaffen der Kaufleute 
voranjtebend. Sie jind die näher berufenen Diener des Zeitgeifted; fie haben der Befriedigung 
der höhern, ivealen, auf Veredelung der Menſchheit gerichteten Bedürfniſſe jich gewidmet, nicht 
blos jener der jinnlidhen over gemeinern. Bon diejer edlern Beveutung ibreö Gewerbes werben 
auch unwillkürlich alle von der Natur nicht völlig verwahrlofte Genoſſen deifelben angeſprochen, 
um» in feiner andern Sphäre des Handels finden fi jo viele und ſchöne Beifpiele von uneigen— 
nügiger, ja ſelbſt aufopfernder Verfolgung idealer Zwecke ald in diefer. 

Der große Thätigkeits- und Wirfungsfreis ded Buchhandels eröffnete ih ihm zwar erft 
dur& die Erfindung der Buchdruckerkunſt, doch beitand folder Handel, freilich in nur geringem 
Umfang, ſchon in der Alten Welt, In Rom finden wir ihn gewöhnlich durch Freigelaffene be: 
trieben. Dieſelben hielten ſich ihre Abſchreiber, welche, je nah Bedürfniß, die Eremplare ver: 
vielfältigten, und zwar nad einem ihnen angegebenen — größern oder Eleinern — Format. 
Auch Spuren von verſchiedenen ſolchen Ausgaben (d. h. Abſchriftformen) eines und deſſelben 
Werkes, auch Henorarzahlungen an Schriftfteller haben die Alterthumsforſcher entdeckt. Horaz 
bebt in Rom vorzüglich die Gebrüder Soflus ald beveutend hervor. Auch in den größern Pro: 
einztäbten wurde diefer Handel getrieben. In Alerandrien zumal, allwo er übrigens jhon 
vor der römischen Herrſchaft beſtanden, zeigte er eine bedeutende Lebhaftigkeit. Im Mittelalter 
zog ſich die Schreibefunft fowie die Leſeluſt meift in die Klöfter zurüd, Alldort ſammelten fich 
dur den Fleiß der Mönche — freilich meift mit ſchlechter Auswahl — die Bücherabſchriften, 
kamen aber gar nicht oder nur wenig in Verkehr. Erſt nad) dem Gntftehen der Liniverfitäten, 

namentlich jener von Bologna und von Parid, begann wieder, zum Iheil unter der Aufficht 

jener Hodiäulen, einiger weltliche Buchhandel. Die jid damit abgaben, hießen Stationarii. 
Diejed waren gewiffermaßen unjere heutigen Verleger. Es waren nämlich diejenigen , welche 
Bücher für eigene Rechnung kauften oder abjhreiben liegen und wieder verfauften oder ver— 
lieben. Bon ihnen unterſchied man die Librarii, ähnlich unſern Sortimentshändlern. Dieſes 
waren diejenigen, welde als Büchermäkler gegen gewifle Procente Bücher annahmen und an 
andere wieder verfauften. Doch blieb ver Buchhandel meift auf das Bedürfniß der Studiren— 
den beihränft und, obſchon durch die Erfindung ded Baumwollen= und jpäter des Linnen— 
papierd die Theuerung der Bücher jich vermindert hatte, dennoch durd die wejentlihen Mängel 
ver blos handſchriftlichen Vervielfältigung und durch andere Ungunſt der Zeit, ſowol nad Ge: 
genftand als nad; Ausbreitung äußerſt dürftig. Aber die Buchdruckerkunſt beilte jene Mängel, 
und fofort nahm ver Buchhandel einen heilfamen Aufſchwung. Die erften Buchdrucker waren 
zugleich auch Händler, wie namentlih Fuſt und Schöffer die von ihnen gedrucdten Bücher ſelbſt 
nah Frankreich und nach Frankfurt — bald.der erſte Hauptiig deutihen Buchhandels — zum 
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Verkauf brachten. Solder Selbftverlag der Buchdruder dauerte noch geraume Zeit. Später 
trennten ſich die zwei Gewerbe. Die Buchdruckerei liefert jegt in der Regel auf Beitellung eines 
Verlegers oder auch des Schriftitellers die Bücher in ber verlangten Zahl der Exemplare, und 
der Buchhandel, nad feinen zwei Kauptrihtungen in Verlagshandel und Sortimentshandel 
getbeilt, verbreitet diefelben in allen Sphären ber Lefewelt. Diele Verlagshändler jedoch, ja die 
größern in ver Regel, befigen zugleih auch Drudereien, und viele Sortimentshändler find zu— 
gleich audy Verleger. Die am meiften vervollfonmnete Geftalt hat der Buchhandel in Deutſch— 
land erhalten, wofelbft nämlich die Gefanmtbeit der Buchhändler deutſcher Zunge (und auch 
einiger Nachbarländer), zumal mittels der leipziger Büchermefle und der in Leipzig angeftellten 
Commiſſionäre aller beveutenden Buchhandlungen, fich wie zu einem großen Vereine gebilvet 
bat, woraus dann eine Gentralifation und fhöne Regelmäßigkeit dieſes Handeld und dadurch 
eine außerordentliche Erleichterung des Verkehrs entitanden iſt. Diele Einrichtungen und theils 
ausdrücklichen, theils ſtillſchweigenden Verabredungen beziehen fidy meift nur auf den Handel 
mit neuen Büchern, deren erſtes Erfcheinen oder wiederholte Ausgabe der jeweilige Meßkatalog 
anzeigt ; der Handel mit ältern oder feltenen Büchern, welcher ehebeifen von ven eigentlichen Bud 
händlern mit betrieben ward und außerhalb Deutſchland meift noch jegt betrieben wird, ift jegt 
bei und meift einer eigenen Klaffe von Buchhändlern, den fogenannten Antiquaren, überlaflen 
und durch Solche Beſchränkung auf wenige, foweit thunlih, gleichfalls (für Käufer und Ber: 
käufer) erleichtert worden. 

Meßkataloge erſchienen in Frankfurt von 1564 — 1749 und ſeit dem Jahre 1594 auch in 
Leipzig, welches, nachdem die Reformatoren die früher mehr in Süddeutſchland blühende höhere 
Cultur auch in Norddeutſchland verbreitet hatten, ungefähr feit Ende des 17. Jahrhunderts 
die Metropole des deutſchen Buchhandels wurde, während Varis der Hauptiig für den franzöſi— 
fhen, London und Edinburg die Sauptpläge für den engliichen Buchhandel bilden. Auch für die 
Ausfuhr deutſcher Bücher nad) dem Auslande, welche fortdanernd und vorzüglib nah Amerika 
in fteigendem Wachsthum ift, ift Leipzig dev Hauptort, indem in den meiſten Hauptſtädten des 
Auslandes diejenigen Sortintentöbandlungen, welche ven Verkauf veutfcher Bücher im Auslande 
ober der fremden Bücher in Deutichland beforgen, in Keipzig ihre Gommiffionäre haben. Na— 
mentlich aber haben die deutſchen Buchhändler in Leipzig ihre Commiſſionäre zur Vermittelung 
ibrer Geſchäfte. 

Bis zum Anfange des gegenwärtigen Jahrhunderts wurden die literarifhen Erſcheinungen 
auf die Meilen gebracht und dort vertaufcht oder verfauft. Mit der immer mehr wachſenden 
Zahl der Bücher und der Grleichterung der Gommumicationsmittel haben die Meflen in vieler 
Beziehung Ichon langeibre Bedeutung verloren. Dieleipziger Oftermefle ift gegenwärtig nur für 
Abſchluß und Saldirung der Nehnungen über die im vorbergegangenen Sabre gemachten Ge— 
ſchäfte beftimmt. Zur Erleichterung ver Abrehnung wurde 1836 auf Anregung der leipziger 
Buchhändler durch den, einen Mittelpunkt für den deutihen Buchhandel bildenden „Börſen— 
verein der deutſchen Buchhändler die Deutſche Buhhändlerbörfe in Leipzig auf Actien errrichtet. 

Eine eigentbümliche vorzuglih auch für Gelehrte und Lefer förderliche Einrichtung des 
deutichen Buchhandels ift das Syſtem der Verfendungen (a condition). Franzöfiiche un® eng= 
lifche Verleger geben ihre Bücher nur für fefte Rechnung ab und ftehen nur mit wenigen Sorti— 
mentähandlungen in Rechnung, wobei nur ſehr beſchränkter und furzer Gredit flattfindet. Die 
deutfchen Berleger fenden den deutfchen Sortimentshandlungen ihre neuen Verlagsartifel a con- 
dition oder in Commiſſion zu. Die Sortimentshandlungen find dabei berechtigt, die Bücher, 
welche jie nicht abfegten, bis zur Abrechnung in der nächſten Oftermeffe zurüctzufchieten (zu re— 
mittiren), und erhalten oft auch noch die Erlaubniß, die nicht abgefegten Bücher auf die neue 
Jahresrechnung zu übertragen (dem Berleger zur Dispofition zuftellen). Eie fenden dann ihren 
. Kunden im Bublicum alle neuen Bücher auf oft längere Zeiten zur Einfiht zu. Diefe Einrich— 
tung ift zwar theilweife ven Verlegern weniger förderlich. Es bringt ihnen nicht fo Schnell und 
fiher den Preis ihrer Verlagswerke, ja zum Theil vor Rechnungsabſchluß nicht einmal eine 
Gewißheit, wie viel fie abjegten. Auch wird wol manches Buch weniger gefauft, welches die 
Kunden bei ver Mittbeilung zur Ginficht genügend Eennen lernten oder nugten. Aber fie bes 
wirft doch auch, daß viele Bücher, die nimmer gefauft worden wären, wenn fie dem Käufer nicht 
ind Haus geſchickt und dadurd befannt würden, Abfat erlangen, ift alfo dadurch auch den Ber: 
legern, vorzüglich aber den Sortimentöhandlungen und vor allem dem Bublitum und ven Ge— 
lebrten und für die Verbreitung der Kireraturfenntniß im allgemeinen vortbeilhaft. Es erleich- 
tert wol namentlich auch das Bücherfchreiben, welches in Deutfchlang fo beionders gut, oft 
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allzu gut gedeiht, ſodaß, während der Meßkatalog von 1664 nur 256 neue Bücher enthielt, der 
von 1846 11086 neue Schriften ald die überreife Frucht eines einzigen Jahres verzeichnete, 
welche ohne Die große allgemeine buchhändleriſche Verbindung und ohne die ſchnelle und leichte 
Mittheilung im deutſchen buchhändleriſchen Verkehre wol nicht auf Abjag hoffen Fonnten. 

Nod eine Art des buchhändleriſchen Verkehrs ift zwar in manden zünftigen und höhern 
Regionen unbeliebt, aber wir können unfererfeitö Eeineswegs fo vornehm und geringſchätzend 
auf dieſelbe herabſehen. Es ift diefes der Verkauf der Bücher durch kleinere Zwiſchenhändler 
auf Jahrmärften, durch Buchbinder und vorzüglich durch Neifende und Hauſirhändler, melde 
den Bewohnern auf dem Lande und den untern Ständen in ähnlicher Weiſe Die Bücher zur An: 
Ace verlegen und zum Kauf empfehlen, wie die Sortimentöhändler ihren Kunden. Wir haben 
uns jelbft durch ven Augenſchein überzeugt, wie in manden Gegenden , z. B. im Würtembergi- 
ſchen, durch den Hauſirhandel mit Büchern die beften deutſchen Schriften, Geſchichtswerke und 
deutſche Claſſiker und gute religiöje Bücher in den untern Ständen verbreitet und wohlthätig 
udibar wurden, wie ed ohne denfelben nimmer geſchehen wäre. 

Etwaige Gefahr der Verbreitung ververblicher Bücher in Kreifen, in welchen gegen fchlechte 
Büber allerdings weniger Schugwehr und Gegengift vorhanden iit, fönnte durch Einwirkung 
bürgerlicher, nicht blos ſtaatspolizeilicher Commiſſionen genügend bejeitigt werden. Aber ver: 
werflich iſt gewiß die zumal unferm Streben nach böberer edlerer Volkobildung widerſprechende 
Beihränfung der woblthätigen Einwirkung unferer Literatur auf die ärntern Stände, die ſchon 

durd die ſeit Abſchaffung des Nachdrucks noch geiteigerten Bücherpreife vermehrt wurde. 
Der tbätige, freie und durch täglich ih anfnüpfende neue Verbindungen allmählich über alle 
civiltiirte Länder ſich ausbreitende Buchhandel ift, wie einleuchtet, ein für die Fortſchritte ver 
Wiſſenſchaft, überhaupt der Humanität, unermehlich wohlthätiges Hülfsmittel. Nur durd ihm 
wird es jedem einzeinen Wißbegierigen, wo immer er wohne, möglich, und, wofern er nicht ganz 
vermögenslos ift, felbjt leicht, ih Die ihm nach Maßgabe jeines Standes, Berufs oder feiner 
freigewählten Studien notbwendigen oder nüglihen Bücher zu verfihaffen, feinen Geiſt durch 
ſteis bereite Berührung mit andern Geiftern zu nähren und zu erquiden, die Weifen ver Bor: 
zeit wie jene der Gegenwart, die erleuchtetiten und tugenphafteften Xehrer, die begeiftertiten und 
erbabenften Sänger und Seber, nad) eigener Auswahl und jeden Augenblick zu befragen, fi 
mit ihnen vertraut, wieder Freund mit dem Freunde, zu unterhalten und die Mittheilung ihrer 
tiefften Gedanken und aller Schäße ihres Herzens wie ihres Geiftes zu empfangen. Jeden, dem 
ed niht an Talent und Gifer gebricht, ift num möglich, nicht nur mit dem allgemeinen Gange der 
Wiſſenſchaften gleihen Schritt zu balten, d. b. jede neue Bereicherung derielben und jede neue 
Entdedung fofort ih anzueignen, fondern auch ſelbſt erfolgreih mitzuarbeiten und den ge: 
meiniamen Schatz durch felbfteigene Beiträge zu vermehren. Die wirkſamſte Veranlaffung 
eder Ermunterung zu folder Mitarbeit aber gebt großentheild von der weijen Induſtrie würdi— 
ger Verlags händler aus, von ihr auch der allernächſt in dem erhebenden Bewußtfein, durch eigene 
Geiſtesfrüchte viele Leſer, fern wie nah, belehrt, zum Guten gelenkt oder darin.beftärkt, erfreut 
oder fi befreundet zu haben, liegende, dann aber auch der, je nach den perfünlichen oder Familien— 
verhälmifien des Schriftftellers ihm oft unentbehrliche, d. h. die unerlapliche Bedingung feiner 
literariihen Thätigkeit ausmachende, jedenfall® wohlverbiente pecuniäre Lohn. Den Verlags: 
bändlern , die man hiernach nicht nur die Geburtähelfer, fondern audy gar oft die Erzeuger von 
Büchern nennen kann, verdanken wir die Anregung oder den Entwurf zu manden hochwichtigen 
Lueratarwerken, nicht minder ald die Bildung der dazu nöthigen Gelehrtenvereine und die bes 
barrlide Fortführung des Unternehmens trog ſchwerer Hinderniffe und gehäufter Ungunft der 
Beit. Ein Verlagshändler, der die Beveutfamfeit feiner Stellung kennt und die zu deren wür— 
diger Erfüllung nötbigen Geiftes= und Gemüthsfräfte und auch materiellen Hülfsmittel befigt, 
it in Wahrheit eine Macht, eine naturgemäß dem guten Princip befreundete und vielfach hülf- 
reihe, vom böfen Princip aber-mit Recht gefürdtete Macht: Ein edeldenkender Verleger reicht 
dem auffeimenden,, doch noch ſchüchternen und der materiellen Hülfämittel entbehrenden Talent 
feine unterftügende Hand, führt es bejhirmt und empfohlen duch feinen geadhteten Namen in 
die literarifche Welt ein und verleiht ihm dadurch Muth und Kraft zu gröhern Anftrengungen 
und früchtereihen Werken. Er bringt die Erzeugnifle des Genies, die wiſſenſchaftlichen Ent: 
deckungen des einjamen Forſchers, die an die Landes und Zeitgenoflen gerichteten Mahnungen 
dei Batrioten und Menfchenfreundes , die lebenskräftigen Proteftationen wider das Unrecht und 
den Unverſtand möglichft ſchnell unter alle Klaffen ver Geſellſchaft, in den Bereich aller Theil— 
uehmenden, DBerftändigen, dem Zeitgeift aufmerffam horchend und liebend Zugewandten. Er 
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erzieht oder belebt ganze Vereine von wiffenfhaftlihen Korfhern, von Kämpfern für Wahrheit, 
Licht und Recht, und gibt dem Strome der Öffentlichen Meinung in mehr oder weniger weiten Krei⸗ 
fen Richtung und Kraft. Übrigens ift freilich hier wie in andern Ständen das Ideale nicht überall 
zugleich das Verwirklichte, und ed gibt viele Verleger, die, von ſchnöden materiellen Intereſſen aus: 
fließend beherrſcht, ihren höhern Beruf theild gar nichterfennen, theils engherzig hintanfegen. 

Der Buchhandel verdient nach feinem hohen Werth, und erhält auch zum Theil bereits von 
den Regierungen alle zuläffige Begünftigungen, 3. B. evmäßigte Portojäge für Bücherſendungen 
und für Gorreeturen. Doch wichtiger als alle befondere Unterftügung ift für ihn die Freiheit. 
Was wir von dem natürlihen Rechtsanſpruch auf Freiheit der Preſſe gefagt haben, gilt auch 
von jenem auf Freiheit des Buchhandels. Ohne die legte würde die erfte zum bloßen Spott. 
Sprade, Schrift, Bücherdruck und Buchhandel machen miteinander ein Ganzes aus, das Princip 
der Freiheit oder jenes der Beſchränkung gilt gleihmäßig oder ift ertödtend gleihmäßig für alle. 
Der Macchiavellismus jedod und noh mehr der Napoleonismus haben ſolche Freiheit gleich 
argliftig ald gewaltthätig angefeindet, und ed jind aus dev — bei dem Despoten Napoleon freilich 
begreiflihen, bei wohlmwollenden Regierungen aber blos ver Geſpenſterfurcht zu vergleichenden 
— Scheu vor bedruckten Blättern hier und da die tiefftbetrübenden Erſcheinungen hervor— 
gegangen. Man bat den Verkauf eines — nicht etwa verbrecheriſchen, fondern blos dem Genfor 
oder dem Minifter misfälligen — Buches mit Griminalftrafen und mit Entziehung des Ge— 
werbrechts bedroht; man hat die Gefammtheit der bereits vorhandenen und der fünftigen Ver: 
lagsartifel eines in Ungnade gefallenen Buchhändlers mit Verbot belegt; man hat auf aus— 
wärtige Druckſachen einen jo enorm hoben Zoll gelegt, daß er wie ein unbebingtes Verbot 
(welches auszuſprechen man ſich etwa fcheute) wirken mußte; man bat jelbft die Ankündigung 
von erft im Drud befindlihen Büchern verboten, wenn deren Titel oder Verfaſſer misfällig wa— 
ren, und noch mannichfaltige polizeiliche Befhränfung und Gontrole zur Hintanhaltung ver= 
bafter oder gefürchteter Blätter erdacht. Wohin ein foldyes Syſtem envlid führen müßte, wenn 
es fortdauerte, ift leicht zu erfehen. Aber es fonnte, es Fann nicht fortdauern. Es widerftrebt 
allzu fehr dem Selbftbemwußtfein ver civiliſirten Völker und dem feinen Gang unaufhaltfam ver: 
folgenden Zeitgeift. 

Eine genügende Geſchichte des Buchhandels ift noch nidyt geihrieben. Material dafür ift 
namentli vorhanden in Roch's „Materialien zur Gefchichte des Buchhandels (Leipzig 1795), 
im „Bibliopolifhen Jahrbuch“ (6 Bbe., Leipzig 1836 — 43), in Kirchhoff's „Beiträge zur Ge: 
ſchichte des Buchhandels““ (Leipzig 1851— 52) u. f. w. Zugleich praftiich wichtig find: das 
„Boͤrſenblatt für den deutſchen Buchhandel”; die „Süddeutſche Buchhändlerzeitung“; Schulz, 
„Allgemeines Adreßbuch für den deutihen Buchhandel‘; der oben erwähnte „Meßkatalog“, 
welder feit 1853 aud unter dem Gefondern Titel „Bibliographiſches Jahrbuch für den deutſchen 
Buch-, Kunft: und Landkartenhandel“ (Leipzig, Avenarius und Mendelsſohn) ericeint; die 
„Allgemeine Bibliographie für Deutichland‘‘ (wöchentlich, feit 1836), der „Vierteljahrskatalog 
aller neuen Erfheinungen u. ſ. w.“ (feit 1846) und das „Verzeichniß der Bücher, Landkarten 
u. ſ. w.“ (halbjährlich, feit 1797), welche ſämmtlich die Hinrichs ſche Buchhandlung in Leipzig 
veröffentlicht; Die „Allgemeine Bibliographie“ (monatlid, feit 1856), herausgegeben von 
F. A. Brockhaus in Leipzig, zufammengeftellt von B. Trömel; Heinfius’ „Allgemeines Bücher— 
lerifon‘ (1.—12.8d., Leipzig 1812 — 58), weldhes alle feit 1700 in den deutſchen Buchhandel 
gefommene Bücher alphabetifch verzeichnet: Erſch's „Handbuch der deutfchen Literatur‘ (zweite 
Auflage, 4 Bde., Leipzig 1822—40), das die feit 1750 in Dentfchland erſchienenen Schriften 
enthält. Rotteck und Welder. 

Buddhismus. Die Geihichte der Religionen gibt vielfältigen Stoff zu der unerfreu: 
lichen Wahrnehmung, das Neinheit und Grhabenheit der Idee ſich auf ihrer urfprünglichen 
Höhe nicht lange zu behaupten vermag, daß aber eine Religion nach ihrer Abweihung von 
jugendlicher Lauterkeit und bei ihrer Ausftattung mit Productionen dev Speculation over Phan— 
tafie und mit Außerlichfeiten des Cultus keineswegs von ihrer Fortpflanzungäfraft einbüfe, 
dan fie vielmehr in ihren Auswüchfen diefe in zunehmendem Map zu betbätigen vermag. Dem 
entjpricht eine endlofe Fortdauer ihrer Griftenz in der äußerlichen Gliederung, wenn aud Geift 
und Herz darin matt geworden find. Davon gibt der Buddhismus ein überaus bedeutiames 
Zeugniß. Im feiner Heimat einem durch und durch verderbten Glaubens- und davon bedingten 
Staatsweſen gegenüber mit Reinheit des Sinnens und Handelns entſtanden, aber bald aus— 
geartet, verbreitete er jich über einen großen Theil Aſiens, und wenn in feiner Heimat durch Die 
noch unveinere ältere Schwefter überwältigt, beſteht er faſt dritthalbtauſend Jahre nach feiner 
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erfien Berfündigung als Bolfereligion bei faft preihundert Millionen Ajtaten. Bon hohem In: 
terefle für Geſchichte und Statiftif der Religionen, bietet er, vermöge feiner Verzweigung in das 
Geſellſchaftsleben und Staatöwefen der Aftaten, von foctalem und ftaatlihem Geſichtspunkte au 
der Betradtung des Weltlebens eine bedeutungsvolle Seite dar. 

T) Des Buddhismus Urjprung und Schidfale in feinem Geburtslande. 

Der Brahmacult hatte um 600 v. Ehr. ſich vollftändig entwickelt, das Gultfoftem der Brah— 
manen mit feinen Bolypenarmen das Volföleben und Staatsweſen umflammert, die Selbft: 
ſucht der Brahmanen mit dem Kaftenweien eine ftereotype Ungleichheit und Abgeſchloſſenheit 
der Stände eingeführt, die niedere Menge an ftumpfe Nefignation und, den Gedanfen, daß 
ihr Elend eine von den Göttern verhängte Nothwendigkeit fei, gewöhnt, dazu die Bedrücktheit 
des Lebens mit einem Chaos von Angft und Furcht vor Febitritten gegen die beftehende Ord: 
nung der Dinge erihwert. Ingleihen Neigung zu Selbftändigfeit, Freiheit und Fortfchritt war 
bis aufden Keim abgetödtet. Menfchenliebe war unbekannte Gröge; die gefanımte Moral auf 
yeinlihe Beobachtung von Geremonien und auf ftrenges Feſthalten an dem Mehr: oder Min: 
derrebt ver Kaſten beichränft. Da erwachte Unwille über das Verderbniß und Sinnen auf 
echte Krömmigkeit und Tugend in einer edeln Bruft. Gin Spröfling des Königshaufes von 
Gafja, das im der Landihaft Magadha (ungefähr dem heutigen Audh) herrſchte, in jungen 
Jahren den Genüffen der Wolluft feines Fürftenftandes zugerban, nach dem Überdruß an ſolchen 
Gütern eines Brabmanen aber auch bier nicht befriedigt, ſchied aus der Gefellfchaft, um »er 
Berselltommmung und der Tugend ald Ginjiedler zu leben. Sein Streben ging auf Befreiung 
von Yebensluft und Leidenſchaft, fein Ziel war die höchſte Erkenntniß und Ausübung der höch— 
ten Tugenden; diefer Stand der Vollfommenheit aber follte zugleich eine gänzliche Auflöſung 
der Subftanz des menjdlichen Individuums und Erhebung in den von irdifhem Sinnenleben 
freien Raum, das Nirvana, fein, das nachher in dem buddhiſtiſchen Glaubensſyſtem ein Haupt: 
moment ausmachte. Der Reformator befam nun den Namen Gakfjamuni, d. i. Einſiedler und 
som Geſchlecht der Gakja, oder Gramana Gautama, d. i. Afcet aus der Familie des Gautama, 
Stammvaters der Gafja. Bald gejellten ſich zu ihm Genoſſen der einjiedlerifchen Aſcetik; nun 
trieb ed ihn, in der Mitte des Volkslebens zu wirken; er trat aus der Zurückgezogenheit hervor, 
wanderte in ärmlichem Aufzuge und predigte. Letzteres eine unerhörte Neuerung im Gegenjag 
ded von jeder derartigen Mittheilung an das Volk abgefommenen brahmaniſchen Prieſter— 
ſoſtens Von nun an ward ihn der Name Budoha, der Grleuchtete, zu Theil. Das brahma— 
niibe Götterreich lieh er beiteben, Toleranz war das Grundprincip, das von ihm auf alle Zeit 
dem Buddhismus eigen geblieben ift; auch predigte er nicht jofortigen und gänzlichen Umſturz des 
Kaftenweſens; aber mittelbar erfchütterte er dies dadurch, dag er Menſchenrecht und Menſchen— 
würde zum Gemeingut machte, auch dem in Nieprigfeit Geborenen den Weg zum Höchſten er: 
Öfnete, daß das Priefterthum nicht geburtärechtliches Sondergut der Kafte fein jollte, daß er 
zegen der Brahmanen blutige Opfer eiferte und als Darbringungen an die Götter nur Blumen 
un Wohlgerüche leiden wollte. Das alte Götterthum aber, von ihm jelbft nicht angegriffen, 
ward durch Die Befenner feiner Lehre mit der Zeit mehr und mebr dadurd in den Hintergrund 
gerüdt, daß Buddha ſelbſt nach einer jüngern Dämonologie mit Bodhiſattwas und Bogdas 
Gegenftand göttlicher Verehrung wurde; wiederum geihab es wol, daß die Vorftellung des 
Nirwana, als eines leeren Urraums, dem fi erft nah und nach Weſenheiten einbildeten, zu 
einer Art Arbeismus führte. Wie nun feine Lehre von gleichen Beruf ver Menſchen, zu tugend: 
lidet Volltommenbeit zu gelangen, die ftaatliche Ordnung des Kaftenweiens in der Grunpfefte 
zu eribättern vermochte, fo griff in das Gefellichaftsleben feine Moral aufs tieffte ein. Geremo: 
nien achtere er nicht; er begehrte Menichenliebe, Geduld, Milde, Wohlthätigkeit. 

Die Geſchichte Buddha's ift früh durch mythiſche Zuthaten entitellt worden; auch die Be— 
ſtimmung Der Zeit, welcher er angehört, variirt in den Angaben ver Buddhiſten von den Jahren 
2422 —543 v. Ehr.; am wenigften unfidher Scheint vie Angabe der Cingaleſer zu fein, nad der 
ein Tod in das Jahr 543 oder 544 ». Chr. zu Segen iſt. Der Ruf feiner Heiligkeit war bei 
einem Tode ſchon fo groß, daß feine Neliquien, in acht Theile zerlegt, Gegenftände der Ver: 
!brung wurden. Worfteber jeines Eults waren nun die Bodhiſattwas (Patriarchen), deren bie 
um Verfall des Buddhismus in Andien 28 gezählt werden. Die erfte und wirffamfte Gunft 
fan der Buddhismus bei den Königen von Buddhas Geburtslande Magadha und der Nach— 
barigaft. In ihrem Gebiet wurden Synoden veranftaltet, ven Buddhismus rein zu erhalten 
und zu befeftigen. Dies hauptiählih unter König Acoka, dem mächtigen Herrn des norpöft: 
lien Indien. Unter ihm warb 246 v. Chr. die dritte Synode gehalten. Diefe erließ Satzun— 
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gen über die Pflihtenlehre: Beförderung von Menſchenwohl und Tugend, Gehorfam gegen 
Bater und Mutter, Freigebigkeit, Enthaltung von Schmähreven, allgemeine Schonung leben— 
der Geſchöpfe u. ſ. w. Letzteres ſchloß die Beitrafung von Verbrehern nicht aus; doch Todesſtra— 
fen ließ Acofa ſeitdem nur ſelten zu. Agoka's dem Buddhacult bewieſene Gunſt erhielt ſich durch 
Tempelbauten, Buddhabildniſſe, Inſchriften in Andenken; zu deſſen weiterer Ausbreitung in 
der dieffeitigen Halbinfel wirkte aber insbeſondere defjen Belebung durd) die dritte Symode und 
die von ihr und Acofa veranftalteten Mifjionen. Jedoch die grollende Misgunft der Brab- 
manen vajtete nicht, undwohlgelang es ihnen, indische Fürften für das alte Glaubensſyſtem auf: 
zubieten. So ſchon Acoka's Nachfolger 178 v. Chr. Das nordöſtliche Indien blieb nicht mehr 
Hauptjig des Buddhismus ; brahmaniſcher Glaubensdruck trieb zu Auswanderung von Buddbi- 
ften; günftige Aufnahme fanden dieſe im nordweftlichen Indien bei den dort berrichenden 
indofeythifchen Königen. Heftig wurde die brahmaniſche Verfolgung der Buddhiſten jeit dem 
5. Jahrhundert n. Chr.; der legte (achtundzwanzigſte) Patriarch dieſer, Bodhidharma, wan— 
derte aus und jtarb in China 495 ,n. Chr. Zum Ziel aber famen die Brahmanen erft ein 
Sahrtaufend jpäter. Kümmerliche Uberrefte des Buddhismus haben jih im Dekan erhalten; 
zu ihnen gehören auch wol die Jainas mit ihrer wüſten Afcetit. Der Buddhismus war längft 
von jeiner alten Reinheit und Tugendfamfeit abgefommen, die Kyaft Indiens Völker zu ver: 
jüngen von ibm gewiden; daß ibm nicht befchieden war, für Diefe eine Befreiungsepoche auf die 
Dauer zu begründen, lag ebenſo wol in feiner innern Entartung als in dem Gegenſatz der Brab: 
manen. Dieſe aber fanden, ehe noch dev Buddhismus in feinem Geburtölande ausgemerzt war, 
einen ſchlimmen Widerfacher in vem Islam, und darum fonnte es ihnen nicht gelingen, die alte 
Lebensſtarrheit in dem geiftigen Stillftand allgemein zu machen; Heil aber jollte ven Indiern 
auc aus ſolcher Getheiltheit nicht erwachlen. 

2) Verbreitung des Buddhismus außerhalb feines Geburtdlandes. Drang 
und Eifer zur Gewinnung von Bekennern des Buddhismus, angeregt durch die dritte Synode, 
war begleitet von der äußerſten Willfährigkeit fich andern Neligionen des Heidenthums anzu— 
fügen. Als die Mifjionen begannen, hatte ver Buddhismus feinen Stifter ſchon in Götterhöhe 
hinaufgerückt; unter diefer wurde den Heidengöttern Pla gelaſſen. Zu äußerlicher Aus- 
ftattung des Buddhacults gehörten Buddha's Bildniß, Neliquien von ibn, wozu eigene Tempel 
(Stupa) erbaut wurden, und heilige Schriften, die bald nad Buddha's Tode und darauf zur 
Zeit der Synoden zuerft in Sanskrit verfaßt, nun, da Buddha auch in der Volfsiprache gelehrt 
hatte, in diejer, dem Pali, die ſüdwärts ffattfindenden Mifjionen begleitete. Es war nicht blos 
Glaubensſache; vermöge der durch die dritte Synode zu ihrer Neinheit hergeftellten Moral des 
Buddhismus und der Schriftfunde und Piteratur war ed auch Eulturwanderung. Die erjten 
Miſſionen richteten ſich nad Ceylon; daraus ging ein ſüdliches Syitem hervor, wo die Pali: 
ſprache herrſchte; die Verbreitung des Buddhismus nah dem Norden erfolgte ipäter, aber 
in weiterm Umfange ald im Süden, von der Bucharei bis Japan und von Tibet und Shine 
bis zur Grenze Sibiriend. Hier ward die Entartung ded Buddhismus merklicher als im Sü— 
den; auch wurden die heiligen Bücher hier in fremde Spraden, die mongoliſche u. |. w., überjegt. 

Geylon (Lanka) ward jeit dem 3. Jahrhundert v. Chr. hochbedeutſames Filial des buddhi— 
ſtiſchen Mutterfiges. Agoka's Sohn, Mahanpra, führte 243 v. Chr. die dahin beſtimmte Miſ— 
jion und vermochte ven König der Injel, ven neuen Glauben anzunehmen. Doch dauerte es 
Jahrhunderte, ehe dieſer berrfchend wurde; es gab Glaubenskriege; für den Buddhismus ent: 
ſchieden erſt 161 v. Ehr. zwei Schlachten. Auf Geylon erhoben ſich Tempel, Neliquienhäufer, 
Bildniffe Buddha's, und ein Priefterthum, das durch Feftitellung der Chronvlogie von 161 an 
um biftoriiche Aufzeihnungen fich verdient gemacht hat. Eine hochheilige Reliquie, Buddha's 
linfen Augenzahn, bekam Ceylon 311 n. Chr. Das Kleinod ift bis in unfere Zeit unter 
jorgfältiger Hut gehalten worden. Dazu wird auf einem Berge der Infel ein Fußtapfe 
Buddha's gezeigt. Ceylon ward der Herd, von welchem aus das Glaubensfeuer mit der Pali: 
ſprache ſich nach Hinterindien ausbreitete. Zunächſt, wie ed fcheint, 397 n. Chr. nach dem da— 
mals mächtigen Reiche Pegu; ferner nad) Siam, Ava, Arrakan, zu den Birmanen, nad Aſſam 
und zu den Laosvölfern. Nach Tonfin, Cochinchina und Kamboja kam der Buddhismus erit 
von China aus und ward dort nicht berrfchend. Ob Java ihm gänzlich fremd geblieben ei, iſt 
dunfel. Die Malayen haben ſich dem Jslam zugewandt. Der Name Buddha's ift bei den Bir: 
manen Sautma, in Siam Sommonokodom; feine Vriefter heißen bei ven Birmanen Rabänas, 
im übrigen Hinterindien Talapoinen. Bei jümmtlichen weitwärts wohnenden Hinterindiern 
gilt Ceylon als Metropole des Eults. 
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Im Rorden, wo Magadha und die Stadt Benares als heilige Urftätten galten, warb Ne— 
pal, Magadhas nördliches Nachbarland, eine der älteſten Pflanzftätten des Buddhismus. Hier 
eine Menge Tempel, Hier waren zahlreiche und werthvolle Ihriftliche Aufzeichnungen in Sanskrit, 
von denen 84 nad Europa gebracht und ergiebige Fundgruben für wiſſenſchaftliche Forſchung 
geworden ſind. Gegen Nordoſten überſchritt der Buddhismus bald nach Açoka's Zeit den In— 
dus und den Hindubereich; ſchon 292 v. Chr. ſcheint er bis Baktrien gelangt zu ſein, ſicher wird 
er dort 709. Chr. gefunden. Im Pendſchab und in Kaſchmir warer um bie Zeit von Chriſti 
Geburt. Bon den indoſcythiſchen Königen, die zur Zeit einer Völferbewegung um 165 v. Chr. 
von Sogdiana aus vordrangen und bis ind nordweitliche Indien hinein herrfhten, wurde Ka: 
nafhfa (LO — 40 n. Ehr.) des Buddhismus Bekenner und eifriger Verbreiter; er gründete 
Köfer, baute Tempel und veraulafte die vierte Synode, die in Kaſchmirs Kloftertempel 
Dſchalandari gehalten wurde, In Bokhara findet ſich Buddhismus 147 n. Ehr., in Kotan 
und Kaſchgar um 300. Den riechen und Alerandrinern wurben bie indiſchen und vorder— 
añatiſchen Buddhiſten bekannt und von ihnen ald Samander (corrumpirt aus Gramana) be: 
zeichnet. Db von Vorderaſien aus eine weitere Verbreitung derfelben gen Weften ftattgefun: 
den habe und dieſe fich bis ind Herz Europas verfolgen laffe, eine der fühnen Hypotbefen aus 
der Zeit ſynkretiſtiſcher Combinationen, wird jegt wol nicht mehr ernjtlic gefragt werden, 
In den weftlichen Grenzlanden Indiens aber, vom Pendſchab über Kabulijtan hin bis zur Bu- 
Sarei, zeugen Bauten und Bildwerfe von buddhiſtiſchem Cult. Hier aber wurden ihm feit dem 
7. Jahrhundert n. Chr. von den Mufelmanen unüberjteiglihe Schranfen gejegt. Nach China 

gelangte eine Miſſion fhon 217 v. Chr.; diefe wurde abgewiefen; dagegen fand, mit auffallen: 
dem Siiect des Außerlichen, eine bei den Hiongnu erbeutete goldene Bildjäule Buddha's bei dem 
Raifer von China gute Aufnahme und Weihraud ihr zu Ehren; bald folgten heilige Schriften 
ver Buddhiſten; Kaifer Mingho fandte darauf einen Reichsbeamten und Gelehrte nad) Invien, 
und 61 m. Ehr. wurde der Eult des Fo (Buddha's chineſiſcher Name) öffentlich bekannt. Hohe 
Gunſt fand dieſer nachher bei Kaifer Khilong feit 333 n. Chr., und ſeitdem wurde die Wande— 
rung Sinefifcher Pilger nah Indien und buddhiſtiſcher Gläubigen nad) China fehr lebhaft. 
China wurde Afyl für Flüchtlinge vor der brahmaniihen Olaubendverfolgung, fo namentlich 
für Bodhidharma, den legten Buddha-Patriarchen. Der Buddhismus wurde von der großen 
Mehrzahl der Ehinefen angenommen; bedeutenden Zuwachs befam er, ald die dort herrſchenden 
Mongolenkhane und nachher die Mandſchu ihn annahmen; doch die Culte des Konfutſe und 
kaotſe beſtanden ungehindert fort; das lag in dem Prineip der buddhiſtiſchen Toleranz. In 
Tibet ward um die Mitte des 7. Jahrhunderts n. Ehr. König Srongdſan-Gambo (629 — 648) 
begierig, den Buddhismus, von dem ſchon 407 n. Chr. ſich Spuren in Tibet finden, kennen zu 
lernen und fandte deshalb nah Invien und China. Es kamen von dort mit der begehrten Kunde, 
Vrieflern und Schriften auch zwei Königstöchter ald Glaubensbekennerinnen. Ungefäumt 
wurde Der Buddhismus eingeführt und der bei der Hauptftadt H'Laſſa erbaute Tempel dazu eins 
gerihtet. Dieſes Königs fehster Nachfolger war überaus culteiftig; Tempel, Klöfter, heilige 
Schriften mehrten ſich; daraus ging eine Hierarchie hervor, der geiftliche Obere wurde Staats: 
haupt. Das überdauerte eine beitige Verfolgung, die der (muſelmaniſch gejinnte) König 
Iharma im 10. Jahrhundert anftellte, und eine Reihe politifcher Zerrüttungen. Nordwärts 
von Tibet Hatten die Uiguren, muthmaßlich ein tibetaniiher Stanm, ſchon 640 einen Tempel 
Buddha's, um 980 wurden der Tempel 50 gezählt. Hier iſt genauer Zufammenhang mit dem 
!ibetaniigen Bupphadienft anzunehmen. Von den mongolifhen Stämmen iheinen die Kal⸗ 
nıüden vom Ste Koko-Nor, die um 1200 über Tibet geboten, den Uiguren zunädft gefolgt zu 
fein. Die Oſtmongolen folgten ihnen im 13. Jahrhundert. Dſchingis-Khan begnügte ſich da— 
mit, dem Oberlama in Tibet fein Wohlwollen Fund zu geben und die dortigen Lamas von Ab: 
gaben zu befreien. Sehr folgenreidh ward darauf die Erfindung mongolijcher Schrift durch den 
buddhiſtiſchen Miſſionar Shifja Pandita (geſt. 1251); entſcheidend war, daß Khan Kublai 
Chubilai), durch feine Gemahlin vermocht, den Oberlama kommen ließ und den Buddhismus eins 
führte. Gin Nangftreit entidied ich dahin, dap der Oberlama während des Acts der Weihe, 
vr Khan aber bei Regierungsſachen ven Vorſitz haben ſollte. Schigemuni ward Buddha's 
Name bei den Mongolen: Lama für fie und Tibet gemeinfame Bezeihnung der Priefter. Aus 
China vertrieben, ließen fie auch ihren Cult verfallen, doh 1578 wurde er feierlich hergeftellt 
und die Vlichtenlehre neu eingefhärft. Die Mandſchu nahmen ihn erft 1637 an und blieben 
m in Ehina getreu. Im weſtlichen Mitrelajien gewann der Islam die Oberhand; mehrere 
Staats⸗Lexiton. I. s 
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mongolife Stämme nahmen ihn an, Timur wurde eine mächtige Stüße deſſelben. Für Tibet 
hatte die Anerkennung bed Oberlama dur Kublai die Folge, daß jener zwar Vaſall der Khane 
war, aber bei dieſen und dem Molke in höchſten Ehren fand; die Borftellung einer göttlichen 
Ginförperung und Wiedergeburt des Dalai-fama fam im 15. Jahrhundert auf; feit der Ab: 
hängigfeit Tibet8 von den Mandſchu in China Hat die Wiedergeburt fi nad) den von Peking 
fommenden Weifungen einzuridten. Neben dem Dalai:fama aber kam ein zweiter Oberlama 
in Taſchi-Lumbo zu faft gleihem Nange mit jenem. Ob Spuren eines zur nieprigften Fratzenhaf⸗ 
tigkeit entſtellten Buddhismus fi bis zu den Schamanen Sibiriend verfolgen laffen, ift probles 
matifh. Bedeutſam ward feine Verbreitung über Korea nad Japan. Hier beftand ein alter 
Cult dreier göttlicher Wefen (Sin); Austaufh und Mifhung ergab fi bald. Die Mehrzahl 
des Volks nahın den neuen Eult an, doch neben ihm erhielt fi dad Bötterthum des alten. An 
diefen lehnte fi das Kaiſerthum des Dairi; in deſſen Hauptſtadt Miako aber befam Buddha 
einen Tempel, worin feine Bilvfäule, umgeben von einer Menge anderer Götterbilver. 

Seiner weltlihen Herrſchaft vurd Ufurpation der Kubo oder Dſchongu feit vem 14. Jahr: 
hundert entäußert, Hat der Dairi als geiftliher Oberhirt eine Stellung glei dem Dalai-Lama 
und mit dieſem auch die Wiedergeburt gemein. 

3) Der Buddhismus in feiner Entartung. Es ift nit hier der Ort, den Ab- 
wandelungen der bubphiftifchen Dogmatik in ihrer Innerlicfeit nachzugehen ; für die Geſchichte 
religiöfer Ideen ift ed aber eine intereffante Aufgabe, die Irrgänge orientalifher Meditation in 
der Lehre vom Nirvana und deren atheiftifhem Hintergrunde, wiederum von dem göttlichen 
Weſen Buddha's, der Bodhiſattwas und Bogdas und der Oberlamas in Tibet und Japan zu 
durchwandern. Nah dem, was aus den heiligen Schriften der Bupphiften (ihre hyperboliſchen 
Angaben lauten auf deren 84000) befannt geworben ift, hat fich nicht etwa Üppigkeit orienta= 
liſcher Phantafie in Ausbildung einer reihgegliederten Mythenwelt mit Wunderlegenden offen= 
bart. Dagegen bat im Cult dad Außenwerf mit finnliden Anfhauungen ji in der üppig— 
ſten Fülle geltend gemadht. Diefe aber ermangelt des geiftigen Gehalts und ift zum Theil zu 
gänzlidher Gedankenloſigkeit entartet. Der Eult bat feine Pfleger in einer Prieſterſchaft, Die 
trog ihres Reichthums an heiligen Schriften nur der Auferlichkeit nachgeht. Er hat eine glanz= 
volle Seite in feinen Tempeln, Bildniffen Buddha's, feitlihen Aufzügen, Gloden und lauttö- 
nender Muſik, er hat Symbole in dem Krunmftab, Roſenkranz und priefterliher Tonfur (in 
Siam aud der Augenbrauen), Reliquien und Wallfahrtsorte, endlich aber Klöfter (in Tibet an 
3000) mit unbeweibten, darum aber nicht auch feufchen Mönchen; daneben aber find nad einer 
Spaltung in Tibet beweibte Priefter, rothmützige im Gegenfage zu den gelbmügigen, für die 
das Eölibat gilt. In der niederfteigenden Scala der Afcetif ift Selbftpeinigung mit ebenfo viel 
Entwürbigung menſchlicher Perfönlichkeit ald Oftentation aufgefommen. Wie darin ein excen= 
trifcher Rüdlauf von Vorftellungen von den Wegen zur Tugendſamkeit, jo ein Analogen dazu 
in der Scheu irgendein lebendes Thier zu tödten, von den Jainas aufs Ungeziefer ausgedehnt. 
Das wefentlihfte Moment in der buddhiftifhen Moral, Menſchenliebe, Milde, Duldſamkeit, 
hat dem verſchiedenartigen phyfiologifhen Typus der VWölfer Aſiens nicht in dem Map ſich ein: 
zubilden vermocht, daß jie ald normal vorherrſchte. Doc daß fie mohlthätige Wirkfamfeit ge= 
habt habe, ift wohl anzuerfennen. Davon haben die Mongolen Zeugniß gegeben. Der Blut: 
ftrom, heißt e8 bei ihnen, verwandelte ſich in ein Milchmeer. Die legte Frage endlich, nach der 
Stellung ded Buddhismus zum Staatäwefen, auf Zuftände der Gegenwart in Oftafien ge: 
richtet, beantwortet ji in zwei Hauptpunften dahin, daß die Geftaltung einer geiftlihen Staats= 
herrſchaft fi weder in Tibet no in Japan gegen profane Gewalthaberfchaft hat behaupten 
koͤnnen, daß die Prieſterſchaft nicht fireng als Stand von den Laien abgefchieden ift, in Siam 
3. B. jeder, der nit für fein ganzes Leben Priefter wird, doch irgendeinmal ed temporär fein 
muß, daß ſie ven Kaftenftolz nicht auffonımen läßt, aber auch nirgends zu einer Art ſtändiſcher 
Autorität gelangt ift, daß unbefchränfter Despotismus in China, Japan, Siam, beiden Bir: 
manen u. ſ. w. herrſcht, und daß die Milde der Buddhamoral, deſſen Machtübung nur wenig 
oder gar nicht vermenfchlicht hat. R 

Die mehrfälligen Analogien zwifchen den Außerlichfeiten des Buddhismus und des mittel: 
alterlichen chriſtlichen Kirchenthums in Dalai:fama, Prieftertfum, Tonfur, Klofterivefen, Cö— 
libat, Eulterercitien, Glocken, Rofenkranz, begleitet von Toleranz, waren den an vüftern mufel- 
manifhen Fanatismus ald Product des Drients gewöhnten Chriſten fo auffallend, daß dar: 
aus die Fabel von einem chriſtlichen Priefterfönig Johann entftehen konnte. Dem angeblichen 
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Einfluß urchriſtlicher Gnoſis auf den Buddhismus ift ſchwerlich viel einzuräumen. Unter prift- 
licher Herrſchaft befinden fi gegenwärtig die Buddhiſten auf Geylon; der Gult ift in Armlich⸗ 
keit verfunfen; bei den neuerlichen Aufftänden gegen bie britiſche Herrſchaft find buddhiſtiſche 
Umtriebe bemerkt worden, doch das Motiv dabei iſt nicht dem religiöſen Intereffe vorzugsweiſe 
beizufäreiben. W. Wahsmuth. 

Budget. Diefes engliſche Wort bedeutet urfprünglich einen Sad oder Beutel, wie dag 
altfranzöftihe bouge und das noch jegt gangbare bougette, welches von dem galliihen Wort 
bulga abftammt. In der englifhen Gefhäftsfpradhe dient jener Ausdruck zur Bezeichnung des 
Uberſchlags der Staatseinfünfte und Staatsausgaben eines bevorftehenden Jahres, wie der— 
felbe dem Parlament jährlich zur Genehmigung vorgelegt wird. Diefe abgeleitete Bedeutung 
erflärt ſich leicht daraus, daß der Kinanzminifter (Kanzler der Schagfammer) bei der Vorlage 
des Überſchlags eine Menge von Rechnungen und andern Aetenſtücken nöthig bat, die er in einer 
Mappe oder Tajche bringen läßt. Das Wort Budget (ausgeſprochen Bodſchet) ift neuerlich auch 
in gleichem Sinne in Frankreich angenommen worden, es hat ſich auch in der deutſchen Finanz⸗ 
und landſtändiſchen Sprache einheimiſch gemacht und wird bei und gewöhnlich franzöſiſch aus: 
geſprochen, wovon man wol allmählich zurückkommen wird. 

Es gehoͤrt zur guten Ordnung einer jeden Wirthſchaft, daß man für jedes Jahr überlege, 
wie viel man ungefähr einnehmen werde und folglich ausgeben könne. In einer kleinen und 
einfachen Wirthſchaft, wie eine bürgerliche Haushaltung, genügt es, dieſes nur zu überdenken 
und die darauf gegründeten Beſchlüſſe im Gedächtniß zu behalten. In einer großen und zu⸗ 
ſammengeſetzten Wirthſchaft, z. B. einer Gemeinde-, Armen-, Kirchenverwaltung und haupt⸗ 
ſächlich des Staats, iſt es nöthig, dieſe für den beginnenden Zeitabſchnitt im voraus gemachte 
Berechnung aufzuzeichnen. Es ſcheint jedoch, daß man an einen ſolchen überſchlag in ver Fi— 
nanzverwaltung Jahrhunderte hindurch nicht gedacht, vielmehr ſich begnügt hat, die Rechnungs⸗ 
ergebniſſe eines verfloſſenen Jahres zur Richtſchnur für ein folgendes zu gebrauchen, wobei man 
freilich ſehr fehlen konnte. Es iſt wenigſtens von der Aufſtellung eines Voranſchlags im Alter: 
thum und im Mittelalter nichts befannt, während in gutverwalteten Staaten eine forgfältige 
Rehnungsführung nicht fehlen konnte undz. B. unter Auguftus, ſodann wieder unter Galigula 
bie Staatörehnungen regelmäßig befannt gemacht wurden. (Suetonius, Calig., 16.) Als Sully, 
der treue Minifter Heinrich's IV., das vertvorrene und von unzähligen Unredlichkeiten zerrüttete 
franzöfifche Finanzweſen mit fefter Hand zu ordnen befchäftigt war, erfannte er auch die Noth⸗ 
wendigleit guter Voranſchläge und ſtellte dieſelben zum erſten male 1601 für verſchiedene 
Zweige der Finanzverwaltung auf. Er bemerkt hierüber: „Je ne saurais croire que l'idée de 
ces sortes de formules ne soit pas venue a quelqu'un, depuis que les finances ont &t& as- 
sujetties a quelques reglemens; l'inter€t seul doit en avoir empéché l'’ex&cution. Quoi- 
qu'il en soit, je soutiendrai toujours que sans ce guide on ne peut travailler qu’en aveugle 
ou en fripon.” Sully nannte ſeine Anſchläge Etats, von status, welches Wort jedod damals wie 
noch jegt biömeilen aud einen Rechnungsauszug, eine überſichtliche Darftellung des Zuftan- 
des einer gewiſſen wirthſchaftlichen Verwaltung bedeutete. Auch Golbert ließ Voranſchläge, etats 
de prevoyance, entwerfen und wußte ihren Werth zu jchägen, den fpäter auch Neder lebhaft 
Ihilderte. Im vorigen Jahrhunvert hieß in Frankreich der Staatsvoranſchlag Etat du roi, im 
Gegenſatze des état au vrai oder etat final, der die wirklich erfolgten Einnahmen und Ausgaben 
während eines verfloffenen Jahres aufführte. Das Wort Etat und die Gewohnheit, Voran— 
ſchlãäge zu entwerfen, verbreitete ſich nach Deutfchland, wo fhon V. X. von Sedendorf im 
„Deutſchen Fürſtenſtaat““ (1655), Gaſſer (1729), vorzüglich aber ©. H. von Jufti (1752) die 
Unentbebrlichkeit dieſes Hülfsmitteld nachzuweiſen fuchten. Bei von Sonnenfeld (1765) wird 
der Boranfhlag der Staatdnusgaben Staatsetat oder Staatdaufwandsüberfchlag genannt, die 
Art der Deckung des Bedarfs mit Staatseinfünften Dagegen mit den Namen Finanzſyſtem bes 
legt. Im der guten Einrichtung des preußifchen Staatshaushalts bildete das Etatsweſen einen 
wichtigen Beſtandtheil. Was in jevem Lande die wirthſchaftliche Staatöflugheit empfahl, das 
wurbe da, mo die Staatdauflagen von den Ständen bewilligt werden mußten und wo man den 
jelben den Nachweis des Bedürfniſſes zu liefern hatte, wie in ven nievderländifchen General: 
Raaten und in England, ganz unerlaßlich. Die parlamentarifche Berfaffung hat die Ausbildung 
des Etatsweſens ſehr beförbert, beſonders in Frankreich. Nachdem die Voranſchläge Napoleon’sl. 
noch unvollftändig gewefen waren und oft in willfürlicher Weife überjhritten wurden, fam unter 
den nachfolgenden drei Königen eine firenge Ordnung zu Stande, die vielen — Staaten 
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als Vorbild diente. Die königliche Verordnung vom 31.Mai 1838 Über dad Stantsrechnungs: 
wefen faßt die biß zu diefem Zeitpunkte erlaffenen Gefege und Verfügungen zufauimen, ergänzt 
jedoch diejelben aud durch mande neue Beitimmungen und leiftet in Bezug auf bie Voran⸗ 
ſchläge alles, was für die Mitwirkung der landſtändiſchen Verſammlungen in dieſer Angelegen- 
heit angeſprochen werben Fann. 

Das Staatöbudget (ver Staatövoranfälag) ift nicht eine bloße Wahrſcheinlichkeitsbe— 
rechnung, die wol aud von einem Nichtbetheiligten, 3. B. von einem Statiftifer, ausgearbeitet 
werden könnte, ohne auf die wirklihe Gejhäftsrührung Einfluß zu haben, es ift vielmehr die 
von der Staatögewalt ausgegangene Borausbeftimmung für die Einnahmen und Ausgaben 
eines bevorftehenven Jahres, eine Vorſchrift für die ganze Finanzverwaltung, auch werden jene 
beiden Größen nicht allein in der ganzen Summe, fondern in ihren einzelnen Veſtandtheilen 
feftgeießt. Die Aufftellung des Staatsbudgets dient 

1) das Gleihgewidht ded ganzen Aufwandes und der ganzen Einnahme zu erhalten, worin 
eine weſentliche Bedingung einer nachhaltigen Wirthſchaft liegt. Man würde jonft ſtets in Ge: 
fahr fein, von einer Unzulänglichkeit ver Mittel zu nöthigen Ausgaben überrafht und in Ver: 
legenheit gefeßt zu werben, wobei entweder ein Stoden der Zahlungen oder koſtbare Wege zur 
Beiſchaffung der fehlenden Summen notbwendig würden. 

2) Sie vertheilt die verfügbaren Mittel unter Die verichiedenen Zweige des Aufwandes, 
fidert die Befriedigung der Staatsbedürfniſſe nad) der Stufenfolge ihrer Dringlichkeit und ver 
meidet den Übelftand, daß man zu viel für minder nöthige Ausgaben verwendet, folglidy ſpäter— 
hin an den wichtigern abbreden muß. 

3) Der Überblick ded ganzen Aufwandes gibt zugleich eine Aufforderung, in allen Zweigen 
deſſelben auf ſparſame Einrichtung Bedacht zu nehmen, foweit ed dem Erfolge unbeſchadet ge: 
ſchehen kann. 

.4) Das Bekanntwerden des Budgets ift vortheilbaft, um das Vertrauen zu der Finanz=- 
verwaltung zu befeftigen, die öffentliche Meinung für dieſelbe günftig zu ſtimmen und hierdurch 
aud den Staatdcredit zu erhöhen, pon dem man nicht jelten in unerwarteten Umſtänden plötzlich 
Gebrauch mahen muß. Von der Beziehung ded Budgets zur Nepräfentativverfaflung wird 
nod weiter unten die Rede fein. 

5) Da der Voranſchlag zwecklos wäre, wenn man nicht auch für jeine Befolgung forgte, fo 
erhält man dur ihn eine Grundlage, um die wirklichen Ergebniffe ver Finanzverwaltung zu 
beurteilen und zu prüfen, ob derſelben im Falle einer Abweichung von den aufgeftellten Sägen 
keine Fehler zur Laſt fallen. 

Um dies zu erläutern, müſſen wir zeigen, inmiefern die im Budget enthaltenen Zahlen 
Gegenſtand eined Befehls fein können. Dies ift bei einem Theile der Einkünfte nicht ver Fall, 
namentlich bei denen, die auf einem Erwerbe aus den freien Verkehr beruben, wo daher fowol 
die Preife der verkäuflichen Waaren und Reiftungen, z. B. Holz, Getreide, Eiſen, Pahtungen 
und Vermiethungen, ald die Ausdehnung des Abjaged ganz von Umftänden abhängen, bie fich 
nicht beherrſchen laſſen. Bei andern Ginfünften, wie bei ven Regalgewerben, Gebühren und 
Aufwands: (Verbrauchs-)ſteuern wird der Fuß der Entrichtung, 3. B. Briefporto, Eiſenbahn— 
tare, Stempelgebühr, Tarif der Zölle und der Accife, von der Negierung' beftimnt, man muß 
jedoch erwarten, in welcher Häufigkeit dir Fälle ver Entrichtung vorkommen, und hierin finden 
von Jahr zu Jahr erhebliche Verſchiedenheiten ftatt. Die Trankſteuern find je nach dem Ertrage 
ber Weinleje und nad) den Gerftenpreifen, die Zucker- und Kaffeezölle je nad den Veränderun— 
gen im Woplftande und dem Umfange der Nübenzuderbereitung, die Berkaufsabgaben von 
Liegenfhaften nad der Menge von Auswanderungen und den Preifen der Ländereien und Häu— 
fer bald höher, bald niedriger u. f. w. In diefen beiden Klaffen von Ginfünften kann das 
Budget nur eine Vermuthung ausſprechen, und wie forgfältig man aud die einwirfenden Um: 
ſtände in Betracht zu ziehen fucht, fo kann Doch eine nicht vorausgejehene Urfache das Rechnungs— 
ergebniß beträchtlich anders machen, ald man glaubte. Nur bei denjenigen Steuern, die nad 
dem angeſchlagenen Ginfommen oder Vermögen aufgelegt werden (bei den Schagungen oder ge= 
woͤhnlich fogenanten direrten Steuern) und bei feiten Entrihtungen aus privatrechtlichen Ver— 
bindlichkeiten iſt auf eine gewiſſe Summe zu rechnen, und ſelbſt dies nicht mit voller Genauig— 
keit, weil man immer auf Ausſtände (Reſte) und Abgänge gefaßt fein muß, auch die ſteuerbaren 
Gegenſtände nicht in vollkommen unwandelbarer Menge vorhanden ſind. Die Beſtimmung 
aller Verpflichtungen der Bürger zu Entrichtungen verſchiedener Art und des Fußes, nach wel— 
chem dieſelben geſchehen follen, iftalfo die einzige, das Gepräge der Geſetzgebung an ſich tragende 
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Willensãußerung der Staatögewalt in Hinfiht auf die @inkünfte, die Summe verfelben kann 
nur ald wahrſcheinlich angeführt werden. 

Die Ausgaben find dagegen Folge eines Befchluffes der höchſten Gewalt. Freilich wird durch 
frühere Bewilligungen, z. B. von Beſoldungen und Ruhegehalten, durch vertragsmäßige 
Schubezinſen u. dgl. das Gebiet, innerhalb deſſen die Regierung die Wahl hat mehr oder ve: 
niger je verwenden, fehr eingeengt, doch bleibt nod immer ein anfehnlicher Spielraum. Das 
Budget enthält daher in Anfehung der Ausgaben die Ermächtigung für die verfchiedenen Zweige 
der Staats verwaltung, gewifle Summen für die in ihren Wirkungöfreis fallenden Zwecke zu 
verwenden, die fogenannten Grebdite. 

Das für jede Budgetperiode erlaffene Binanzgefeg muß dieſe Ausgabebewilligungen 
(Eredite) und diejenigen Beflimmungen über den Entrichtungsfuß der Leiſtungen in die Staats: 
faffe enthalten, welche nicht ſchon als dauernd durch frühere Geſetze gegeben worden find. 
Hauptfählic bei den Schagungen fommen Öftere Abänderungen im Verhältniß der jährlich zu 
bezablenden Summe zu dem fataftrirten Einkommen oder Vermögen ver. In Frankreich wird 
jährlich vie Zahl der neben der bleibenden Hauptſteuer noch zu erhebenden Zufdhlagsprocente 
(centimes additionels) feitgefegt, in andern Ländern wird die Zahl der Steuerſimpla ausge: 
ſprochen, in Großbritannien die Zahl der Pences vom Pfund Sterling des Einkommens (in der 
income fax) u. dgl.; doch find neuerlich in mehreren Ländern aud) gewiffe Aufwandsfteuern für 
die Krieasjahre erhöht worden. Der mutbmaflide Belauf der Einnahmen wird entweder im 
Finanzgefeg felbft nur als Anfchlag angeführt, oder ed wird auf das angehängte Budget ver: 
wiefen. Neben diejen notbiwendigen Beflimmungen nehmen die Binanzgefeße oft noch andere 

Befimmungen auf, die nicht weſentlich hierher gehören, fondern nur gelegentlich eingefügt wer— 
den, um nicht abgefonderte Gefege nöthig zu machen. 

In Großbritannien, Frankreich, Ofterreich, Sardinien, Belgien, Preußen, den Nieberlan: 
den wird jäbrlid ein Staatsvoranſchlag aufgeftellt. In den vein deutichen Staaten ift die Dauer 
dei Budgets verichieden, in Balern und Koburg ſechs, in Altenburg vier, Sachſen, Würtemberg, 
Großherzogthum Heften, Braunschweig, Weimar, Meiningen drei, in Baden zwei Jahre, in Han— 
nover und Medlenburg ein Jahr. Diefer Zeitraum hängt in den Nepräfentativftaaten mit der 
WVirderkehr der Verfammlungen zufanmen, doch muß in Baiern alle drei Jahre ein Landtag 
gehalten werden, und nur ber eine um den andern hat ſich mit der Berathung ded Budgetö zu 
beſchã ftigen. 

Geht man die Anforderungen durd, die an ein guted Budget gemacht werden müflen, fo 
erhält man Anhaltpunfte, um die mannichfaltig voneinander verſchiedenen Voranſchläge der 
einzelnen Staaten zu vergleichen und den Grad ihrer Güte zu beurtheilen. Die wichtigſten Er: 
forderniſſe find folgende: 

1) Pollftändigfeit. Es follen alle wahren Staatsausgaben und alle Stantseinfühfte, 
ſewie and folde Einnahmen, welche für den Augenblid Mittel zur Beftreitung des Aufwandes 
liefern, ohne den Charakter von Einkünften an ſich zu tragen, z. B. Anleihen in irgendeiner 
Form, aufgeführt werben. Es follen ferner die ſämmtlichen Einnahmen in ihrem vollen Bes 
trage (Brutto) aufgenommen und die Erhebungs- und Verwaltungsfoften unter den Ausgaben 
nambaft gemacht werden. Diefe Regel kommt in den heutigen Etaaten mehr und mehr in Boll: 
zug, ift aber noch nicht überall durchgeführt. Früherhin war bald Bequemlichkeit, bald Scheu 

vor der mit der Veröffentlichung verbundenen vieljeitigern Brüfung und den bisweilen tadeln— 

den Beurteilungen die Urſache einer ängftlihen Zurüdhaltung. Im öſterreichiſchen Staate 
war bis 1848 das Budget in feinem ganzen Umfange Staatögeheimnif. Dit ließ man Theile 
ber Einnabme und Ausgabe Dinweg, wie 5. B. im preußifchen Budget früherhin die Sportel: 
einnabmen fehlten und nur der noch neben venfelben zu leiftende Zufchuß der Staatskaſſe zu den 
Ausgaben für das Juftigmefen angegeben wurde. In frühern Jahrzehnden des jegigen Jabr: 
hunderts wurde in vielen Staaten von der ganzen Einnahme oder wenigftend von gewillen 
Theilen derſelben nur der reine Ertrag angegeben, der nach Abzug der Koften muthmaßlich übrig 
Bleibt, und welcher folglich unmittelbar für die verfhhledenen Staatszwecke ausgegeben werben 
fmn. Hier und da geſchieht dies noch jetzt, 3. B. in.Dänemarf. In Hinfiht auf das nöthige 
Gleichgewicht der Einnahmen und Ausgaben mag ein fo beihränfter Voranſchlag hinreichen, 
allein die Überſicht des ganzen Rohertrags und der mit ihm verbundenen Koſten iſt doch in vie: 
len Beziehungen wichtig. Bei den Auflagen ift es gut zu willen, welche Laften überhaupt die 
Bürger zu tragen haben und wie hoch ſich der Erhebungs- und Überwahungsaufwand beläuft, 
sei dem oft Gelegenheit an Erfparungen zum Vorſchein kommt. Auch die Einnahmen aus Do- 
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mänen und Regalien verdienen in ihrem vollen Belaufe angegeben zu werben, damit man er⸗ 
fenne, wie bie zur Verfügung der Regierung flehenden Erwerbömittel und Gewerbsvorrechte 
benugt werden, wie viel ihre Bewirthſchaftung vom ganzen Ertrage hinwegnehme und melde 
Berbeflerungen vielleicht in diefen gewerblichen Gefchäften angebracht werden Fönnten. Freilich 
muß man fich bei vem Budget eines Staats, in welchem beträdhtlihe Gewerböunternehmungen 
auf Staatsrehnung betrieben werben, deutlich machen, daß in der Gejammteinnahme der rohe 
Gewerböertrag begriffen ift, von welchem viel für Betriebsaufwand abgeht, und ber Statiftiker 
muß fich hüten, eine durch ſolche Beſtandtheile angefhmwellte Staatseinnahme mit der Einnahme 
eined andern Landes zu vergleichen, in der faft nur Auflagen vorfommen; allein dies zeigt ſich 
fogleich bei vem Anblick der Ausgaben. Die gute Ordnung fordert, daß die Koften und Laften 
der Einnahme eine befondere Stelle erhalten, ſodaß man fie leicht von diefer abziehen und bar: 
aus die zu den Staatsbedürfniſſen verwendbare Summe erfehen kann. Die legtere Summe ift 
deshalb zu ftatiftifchen Vergleihungen mehr tauglich. Stellen wir z. B. Preußen (Budget für 
1858) und Franfreih (Budget für 1859) einander gegenüber, fo fommen dort 36,470930 
Ihlr. Einnahme aus gewerblichen Quellen vor, die in Frankreich fehlen, nämlich auslandwirth- 
fhaftlihen Domänen, Salzregal, Berg: und Hüttenwerfen, Porzellanfabrifen und Gifenbab- 
nen, wovon 19,937403 Thlr. Koften abgeben, ſodaß nur 45 Proc. UÜberfhuß bleiben. 
Dies hat die Folge, daß in Preußen fänmtliche Erhebungs- und Betriebskoften 31 PBroc., in 
Medlenburg (1850—51) 34, in Baden 42 Proc. der Einnahme hinwegnehmen, dagegen in 
Sranfreih nur 17 Proc. Hier werben dagegen auch 111Y/, Mill. Fr. Einnahmen eingerechnet, 
welche für die den Departements zugewiefenen Ausgaben abgeliefert werden und daher nur ala 
durdlaufend (pour ordre) im Budget erſchelnen. Die für die Staatsbenürfniffe beftimmten 
Ausgaben tragen in Frankreich ven Namen depenses pour charges de l'état, in Baden heißen 
fie „eigentlicher Staatdaufwand‘‘. 2 

In Hannover zählt der Voranſchlag der Generalkaſſe nur die Überfchüffe aller Einnahmen 
auf, indeß find in den beigefügten Erläuterungen die rohen Einnahmen und die zugehörigen 
Koften genau berechnet, ſodaß es nicht ſchwer ift, die ganze Roheinnahme zufammenzuftellen. 
Im bairifhen Budget ift rohe Einnahme, Koftenbetrag und Überſchuß oder Reinertrag tabella— 
rifh nebeneinander geftellt, ſodaß man dieſe drei Größen bequem vergleichen Fann. Die ganze 
Einnahme für 1855—61 ift jährlih 65%, Mill. Fl., die reine 43,071756 FI. oder 66 Proc. 
der rohen. 

Das Münziwefen bringt befanntlid in den meiften neuern Staaten wegen ber herrſchend 
gewordenen geläuterten Orundfäge und der häufigen Umprägungen feinen Reinertrag, viel: 
mehr fordert es öfterd eine Zubuße. Deshalb pflegt man nicht die ganze geprägte Summe in 
Einnahme zu fepen, fondern nur die Überſchüſſe aus dem Betriebe und gewiſſe allgemeine Aus: 
gaben. So ftehen z. B. im franzöfifhen Budget für 1859 nur 1,213358 Fr. Einnahme 
und Ausgabe, auch im preußiſchen Budget für 1858 jind beide gleich zu 77960 Thlrn. ange: 
nommen. In Baden wird, um die Gleichförmigkeit durchzuführen, die ganze Prägung in die 
Ginnahme aufgenommen. Das Budget für 1858—59 enthält daher für das Münzwefen 


Einnahme 513053 FI. 
Ausgabe 520529 „, 
folglich ift vie Zubuße 7476 „ 
Die nämliche Behandlung finden wir im römifchen Budget, wo 3. B. für 1853 der VBoran- 
fhlag (somme assegnate in preventivo) der Münze in Ginnahme und Ausgabe 530063 
Scudi, die rehnungsmäpige Einnahme aber wegen verftärkter Prägung 1,680691 und die 
Ausgabe 1,612186 Scudi war. 

In Preußen wird die für das königlihe Haus nad dem Geſetz von 17. Jan. 1820 beftimmte 
Summe von 24, Mill. Thlr., die ih wegen eines in Gold audgeprüdten Theils auf 2,573099 
Thlr. berechnet, jogleich bei den Domanialerträgniffen abgezogen. Da died im Budget angege: 
ben ift, fo leidet vie Vollftändigkeit nicht unter diefem Verfahren, nur würbe es deutlicher fein, 
die genannte Summe der Ginnahme und Ausgabe beizufhlagen, wodurch ſich beide auf 
128,982877 Ihlr. und der Aufwand für die Staatöbenürfniffe auf 88,661040 Thlr. oder 
68/, Proc. der erftgenannten Zahl ftellen würden, 

In Baden tft von dem allgemeinen Budget ein Theil ausgefhieden und abgefondert behan- 
delt. Hierzu hat dieauf Staatsrehnung gebaute Eifenbahn Anlaß gegeben. Um die für dieſen 
Zweck gemachten Anleihen unfehlbar verzinjen und in regelmäßiger Kortihreitung tilgen zu 
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können, find die Reinerträge der Poſt und Eifenbahn dazu angewiefen worben. Sie werben 
daher getrennt verrechnet, es werden die neuen Anleihen hinzugezählt und die beabſichtigten 
neuen Bahnbauten mit in die Ausgabe geſetzt. Will man nun die Geſammtheit der Einkünfte 
und deren Bermwendung überfhauen, jo muß man zu der im allgemeinen Budget angegebenen 
Summe ver ordentlichen Einkünfte (16,327572 Fl.) noch 6,176751 81. Voft: und Eifenbahn: 
erttag beifügen. Die Erhebung: und Betriebsfoften erhöhen fich in gleicher Weiſe von 5,507546 
auf 9,555697 BI. und es bleiben für den eigentlichen Staatsaufwand 12,948626 Fi. übrig. 
Diefe Beifpiele zeigen zugleich, wie viele Behutfamfeit man anwenden muß, wenn man bie 
Budgetzahlen verſchiedener Länder im Verhältniß zur Volksmenge verfelben vergleichen und 
dabri, wie es doch fein ſoll, überall nur Gleichartiges nebeneinander ftelfen will. Man fann es 
jedoch einem Budget ſogleich anfehen, ob die rohe (Brutto=) oder nur bie reine (Metto:) Gin: 
nahme darin angegeben wird, denn im erften Falle müflen die Ausgaben der Finanzverwaltung 
wegen der Erhebungskoſten viel größer fein ald im legtern. 

2) Gute Anordnung, welde einen leichten Überblick des Ganzen und die richtige Er—⸗ 
tenntnig der einzelnen Theile geftattet. Es muß zu diefem Behufe Gleichartiges beiſammen, 
Ungleichartiges auseinander ſtehen, ed müſſen Abſchnitte und Unterabtheilungen gebildet werben, 
deren Theilfunmen dann die Hauptfunme zufammenfegen, die Abtheilungen müffen dem We: 
fen der verſchiedenen Einnahmen und Ausgaben entſprechen, logiſch angelegt und leicht verftänd- 

lich fein. In allen Theilen des Boranfhlags muß ferner gleihförmige Behandlung des Stoffs, 
Übereinftimmung in den überall anwendbaren Rubriken und in deren Aufeinanderfolge u. f. w. 
beobachtet werden. Es ift z. B. angemeifen, bei den Koften jeder Art der Einkünfte die Kaften 
vorausgehen zu laffen, dann die Bezahlung des angeftellten Berfonals, die Ausgaben für Ge: 
ſchãftsbedürfniſſe, für Gebäude und Grundftüce, für bewegliche Dinge (Inventarienftüde), Ab: 
gang und Berluft u. |. w. aufzuführen. Die VBoranfchläge der einzelnen Staaten laffen in dieſer 
Hinſicht manches zu wünfgen übrig. Inzwifchen ift Hierbei zu erwägen, daß Neränderungen im 
Nubrifenfoftem des Budgets eine Schwierigkeit haben, weil dieſes ebenfo angeordnet fein muß 
wie die Hauptflaatörehnung, um die Bergleihung der legtern mit jenem zu erleichtern. Eine 
Umgeftaltung der Rehnungsrubrifen verurfadht viele Mühe, befonders da jene gewöhnlich mit 
ber Abtheilung der Gefhäftszweige in der Staatöverwaltung zufammenhängen. Jede Behörde 
entwirft ven Voranſchlag ihrer Einnahmen und Ausgaben und es ift bequem, diefen auch im 
Hauptftaatsbudget beiſammen zu laffen. Die Ausgaben werben gewöhnlich nad den Miniſte— 
rien geordnet, und dies ift auch zweckmäßig, mit Ausnahme folder Verwendungen, die feinem 
einzelnen Regierungdzweige angehören und daher eine abgefonderte Stelle erhalten follten, wie 
die für das Fürſtenhaus beftimmten Summen, die in vielen Ländern fogenannte Givillifte mit 
isren Nebentheilen (Apanagen und die Bezüge fürflliher Witwen), ferner die Koften der ſtän— 
diſchen Verſammlungen. In Branfreih und Sardinien find beide unter der Überſchrift Dota— 
tionen dem Ausgabenetat ded Finanzminifteriums zugetheilt, ebenfo find im Kirchenftaate die 
600000 Seudi für den Papft, die Cardinäle und geiftlihen Gollegien zu den Finanzausgaben 
gebracht. Das badische Budget, welches im allgemeinen als vorzüglich gut georbnet gilt, fegt 
die Civilliſte und die Koften der Landftände zu dem Aufwande für dad Staatöminifterium, 
Baiern und Würtemberg ftellen die Eivillifte als die erfte Abtheilung voran. 

Auch die Einnahmen find in den meiften neuern Budgets, mit Einfluß des römiſchen, nad 
Minifterien geordnet. Died empfiehlt ih durch die Übereinftimmung mit der Organifation der 
Berwaltung und mit dem Ausgabebudget. Die Haupteinnahmenreihen fi) von felbft unter das 
Finanzminikterium, ed müßte denn, wie in einigen Rändern, ein Theil der Einnahmsquellen 
von dem Dandelöminifterium verwaltet werden. Nebeneinnahmen treten bei verſchiedenen Ver— 
anlaffungen ein, 3. B. bei den Strafanftalten, Irrenhäufern, beim Straßenbau u. dgl., und 
werben dann nach den entſprechenden Minifterien vorgetragen. In Großbritannien, Frankreich, 
und Baiern führt man die Einnahmen ohne Rückſicht auf Geſchäftsabtheilungen nad gewillen 

Klaffen auf, in Sardinien ift ein gemifchtes Nubrifenfyftem eingeführt. 

Es ift nüglich, den auferordentlihen Ginnahmen und Ausgaben, foweit fie jih voraus: 
ſehen Laffen, eine befondere Stelle anzumeifen, damit fie nicht mit den ordentlichen, regelmäßig 
wiederfehrenden vermengt werben. Die ordentlihen Ausgaben erſchöpfen gewöhnlih den Er: 
trag der ordentlichen Einnahmen und man trägt mit Mecht Bedenfen, legtere fo weit zu fteigern, 
dag no eine Summe für den auferordentlihen Aufwand übrig bleibt, zumal da diejer jehr 
veränderlich ift. Er ift daher aus beſondern Hülfsquellen zu beftreiten, welde nur vorüber: 
gehend eintreten, und man fucht ihn, foweit ed ohne große Nachtheile angeht, in denjenigen 
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Grenzen zu halten, melde dur jene Hülfsmittel beflimmt werden. Dies gilt namentlich von 
großen Bauten und andern Eoftbaren Verbejferungen, die nicht bringenved Bedürfniß find. In 
Ermangelung anßerordentliher Zuflüffe, die von zufälligen Umſtänden abhängen, ift e8 gut, 
wenn ſich Überfchüffe der Vorjahre hiezu benugen laffen. Beifpiele: das preufifche Budget 
für 1858 enthält eine Abtheilung für einmalige und außerorbentlihe Ausgaben im Betrage 
von 6,118803 Thlrn. oder 4,8 Pror. des ganzen Aufwandes, ohne eine ähnliche Rubrik der Ein— 
nahmen. Im badiſchen Budget für die beiden Jahre 1858 und 1859 ftehen zufammen 
1,020124 Fl. auferordentliher Ausgaben, die nicht von der orbentlihen Einnahme, ſondern 
aus Überſchüſſen und dem unnöthig großen Vorrath von 1 Mill. zur Einlöfung ded Papier: 
geldes zu decken find. Das franzöſiſche Budget für 1859 nimmt 30,373333 Br. für außer: 
orventliche Arbeiten, großentheild im Bereich ded Minifteriums für Landwirthſchaft, Handel 
und Öffentliche Arbeiten auf. Unter den Einnahmen ftehen nur 1%, Mill. Br. außerordentliche, 
nämlich Zahlungen von drei Eifenbahngefellihaften. Im Budget des Kirchenſtaats find faft bei 
jeder Abtheilung orbentlihe und außerorbenttihe Poſten angegeben; die außerordentlichen 
Einnahmen beftehen größtentheild aus Überſchüſſen der frühern Jahre. 

3) Die Anfäge follen wohlbegründet fein. Bei feften (ftänbigen) Einnahmen und Aue: 
gaben ift es leicht, den Belauf aus den beftehenden Anordnungen mit Beſtimmtheit anzugeben, 
die frühern Budgetd und Rechnungen liefern die erforderlihen Grundlagen und nıan hat nur 
noͤthig, die inzwijchen eingetretenen, gewöhnlich unerheblihen Veränderungen, z. B. im Stande 
der Bejoldungen, Nuhegehalte, der Ratafteranfchläge u. ſ. w., nachzutragen. Für die wechſelnden 
(unftändigen) Bofitionen benugt man mehrjährige Durchſchnitte. Würde man von dem Mittel— 
fate aus einem längern Zeitraum, 3.38. von 10 Jahren aufgehen, fo wäre zu beforgen, daß 
während deſſelben fich vieles verändert hat und die ältern Jahredergebniffe nidt mehr zum 
Schluſſe aufdie nächſte Zukunft paffen, man nimmt daher nur etwa drei Jahre zufanınen, wobei 
in der Negel dad legte vor dem Anfange der neuen Budgetperiode noch nicht benugt werben 
kann. Es ift aber einleuchtend, daf das arithmetiſche Mittel aus den Zahlen ver Vorjahre nicht 
blindfings aufgenonmen werden darf, denn der Anblick dieſer Zahlen läßt biäweilen eine regel- 
mäßige Zu: oder Abnahme bemerken, fodaß man eine fernere Veränderung diefer Art ver— 
muthen, oder wenigftend nur die Ergebniffe des legten befannten Jahres zum Anſchlage brau= 
hen kann. In Sranfreih wird auf das anhaltende Steigen der Zoll:, Tabadögefälle u. |. w. 
gerechnet. Auch ſonſt machen fid oft Umftände geltend, aus denen eine Abweihung von dem 
Durchſchnitte wahrſcheinlich wird, 3. B. der Ginfluß einer neuen Eiſenbahn auf den Ertrag der 
Altern, oder die Wirkungen eines verminderten Poſttarifs. Es gibt ſolche Bälle, bei denen es 
unmöglich ift, die Bolgen eines neuen Greignifies genau vorauszuberechnen, und dann thut man 
wohl, jih nur an die mindergünftige Zahl zu halten, die man jedenfalls für fiher hält. Die 
Durdfänittöberehnung und die Gründe, aus denen man auf einen gewilfen Anfag geführt 
worden ift, werden in einem erläuternden Vortrage dem Budget beigefügt. Im ruhigen Gange 
der Staatöverwaltung, wenn feine eingreifenden Veränderungen ftattfinden, vereinfacht ſich die 
Arbeit der Entwerfung des Budgets, weil die frühern Anfäge großentheild anwendbar bleiben. 
Die alte Vorſichtsmaßregel, daß man die Einnahmen etwas niedrig, Die Ausgaben etwas hoch 
anſchlagen folle, un defto ſicherer auszureichen und noch etwas übrig zu behalten, wird nie ganz 
ayßer Beachtung kommen und läßt ji in gewiſſen Grenzen, wenn die eine Zahl ebenfo wahr— 
ſcheinlich ift ald die andere, in Schu nehmen, aber nicht wenn fie gegen beffere Überzeugung 
angewendet wird. 

Es verfteht ſich, daß der Aufbau des Voranſchlags von unten auf geſchieht, inden wenig 
ftend bei einem Theile der Ginnahmen und Ausgaben die Borfhläge der äußern Beamten mit 
ihrer Begründung erhoben und aus diefen fogenannten Specialetats die Zufammenftellungen 
für einen größern Umfang von Landesbezirken oder Gefchäftsabtheilungen gebildet werden, bis 
man endlich zu dem Hauptbudget des ganzen Staats gelangt. Bei manchen Ginnahmen ift 
diefer umftändlihe Gang unnötbig, denn es gibt Stügpunfte, aus denen ſogleich der Geſammt— 
ertrag unmittelbar zu vermutben ift, 3.8. bei der Poſt, den Eifenbahnen, den Salzwerfen, 
Aufmwandsfteuern u. dgl. Auch die Ausgaben find zum Theil auf diefem Wege maffenweife zu 
berechnen, 3. B. die Beſoldungen. Dagegen müffen die Bauten, die Verbefferungen in den Do: 
mänen, Berg= nnd Hüttenmwerfen, der Straßen: und Wafferbau, der Bedarf verſchiedener An: 
ftalten u. ſ. w. zuerft von den nächſten Vorgefegten in Antrag gebradjt, von den höhern Be- 
hörden geprüft und begutachtet, endlich von der höchſten Stelle gejichtet und in den Entwurf des 
allgemeinen Staatsbudgets eingetragen worden. Es ift für diefe Oberbehörde (den Finanzmi: 
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nifter in gemeinſchaftlicher Berathung mit den andern Miniftern) fehr ſchwer, überall das 
Gleichnothwendige herauszufinden und das auszuſcheiden, was am leichteften verfchoben oder 
unterlaffen werben kann. Meiftens müffen die von den untern Beamten audgegangenen An- 
träge in verihiedenen Stufen dev Behörden wiederholt vermindert werden, um mit den zur Ber: 
fügung ftehenden Mitteln in Ubereinftimmung gebradt zu werden. Soll für dad Dringenpfte 
Rath geſchafft werben, fo ift ed oft unvermeidlich, dad Mindernotfivendige zu beſchränken. 7) 

In den Hauptſtaatsvoranſchlag werben der Überfichtlichfeit willen nur die Summen ganzer 
Abtbeilungen eingetragen, es werden aber die ausführligern Voranſchläge diefer Abtheilung 
zur Grläuterung angefügt. Durch diefe Beilagen und den begleitenden Tert erhält das Budget 
eines Staats einen beträchtlichen Umfang. Das neuefte franzöſiſche, obgleich mit wenig Erklä— 
rungen verjeben, bildet einen ftarfen Quartband von 753 Seiten, das preußiiche füllt ein Heft 
für den allgemeinen Staatöhaushaltungsetat und vier Foliobände Beilagen, das Budget der mei: 
fen deutihen Staaten einen mäßigen Quartband. In Großbritannien wird fein in biefer 
Weiſe georbneted Budget veröffentlicht. Der Schapfanzler hält im Unterhaufe einen langen 
Vortrag, legt die Belegftüde auf der Tafel nieder und ftellt feine Anträge, über die dann ſtück— 
weife beratben wird. e 

Die beiondern Regeln zur Ermittelung und Begründung der Gtatfäße für jede Abtheilung 
von Ginfüniten und Ausgaben ded Staats hängen mit den Eigenthümlichkeiten diefer Gegen 
fände jo genau zuſammen, daß fie ohne Eingehen in das Gebiet ver Finanzwiſſenſchaft hier 
nit wohl entwidelt werden fönnen. 

4) Es joll ein Gleichgewicht der Ausgaben und ver zu ihrer Beftreitung dienenden 
Mittel ftattfinvden. Nur der höchſte Leichtjinn oder Unverſtand fünnte einen Boranfhlag auf: 
ftellen, in welbem Ausgaben bewilligt wären, ohne daß man angäbe, womit jie zu beftreiten 
wären. Died würde der allererften Regel der wirthſchaftlichen Klugheit widerftreiten und die 
größte Verwirrung nad ſich ziehen. Eine ſolche Nathlofigkeit hat man da, wo fie vorhanden 
war, wol felten offen befannt, ſondern zu verſtecken gefucht, indem man Dedungsmittel in Aus— 
ft ftellte, deren Grlangung man jelbft für unfiher halten mußte. Gin Budget ſoll vor allem 
wahr, ehrlich gemeint und ebenfo ehrlich dargelegt fein. Es iſt aber wieder ein großer Unter: 
ſchied, ob das Budget die Ausgaben auf die regelmäßig fließenden Einkünfte und auf etwa vor: 
Handene einmalige Zuflüffe gründet, oder ob es das Stammwermögen des Staats angreift und 
dadurh den Grundſatz der Nachhaltigkeit verlegt. Dies ift der Fall, wenn die erforderlichen 
Einnahmen zum Theil in irgendeiner Form geborgt, oder dur Verkauf von werbenden Ber: 
mögenötbeilen aufgebraht werden, oder wenn man die erforderlichen Vorräthe unvollftändig 
ergänzt, um an den Ausgaben etwas abzuftreihen, — oder wenn man eine fällig gewordene Aus— 
gabe hinausſchiebt und mithin den Betrag ſchuldig bleibt. Dann zeigt das Budget einen Aus— 
fall, Deficit. Die Folge ift eine fpätere Vergrößerung der Ausgaben, namentlid für Schuld: 
zinfen, oder ein vermindertes Ginfommen aus werbendem Vermögen, z.B. wenn Domanial: 
grunpftüde veräußert werden, Geſchieht dies darum, weil man diefe Liegenfhaften beffer für 
den Privatbejig geeignet hält, fo ift es eine Mafregel, die fih unter gewiffen Umſtänden recht— 
fertigen läßt, ift aber die Unzulänglichfeit der Ginfünfte der einzige Beweggrund und wirb der 
Erlös gleich ven laufenden Einnahmen aufgezehrt, fo zeigt e8einen übeln Stand ded Staatshaus— 
halts an. Gin folder kann ohne die verderblichften Folgen nicht fortvauern, und man muß ihn 
je eber vefto beſſer zu befeitiger fuchen. Aus den Umftänden des gegebenen Falles ift es zu be: 
urtheilen, ob man zu diejem Behufe die Einkünfte vermehren, 3.B. die Steuern erhöhen, oder an 
den Ausgaben etwas erſparen kann. Der Aufwand für die Anlegung von Staatdeifenbahnen 
ift jedoch ein rentetragendes Kapital, er kann alfv unbedenklich mit Anleihen beftritten werben, 
und die obigen Benierfungen über das Deficit eines Budgets jind alfo auf diefen Ball nicht an— 


1) Wihrend des Holländisch senglifchen Seekriegs, an welchem Frankreich als Verbündeter der 
Generaiftanten nur Schwachen Antheil nahm, fchrieb Bolbert zu dem Ausgabebudget im Jahre 1666 dem 
König Ludwig XIV: „V.Majeste a 4 sortes de depense ä faire: la premiere et la plus necessaire 
de toules presentement est la guerre de ıner; la seconde, les alfaires etrangeres; la 3®, la 
guerre de terre; la 4ue, les depenses du dedans du royaume, les plaisirs et les divertisse- 
ments de V. Mäjeste. — La 4° doit souffrir toute la rigueur des reiranchements et de toule 
l’&eeonomie possible, par cette belle maxime: qu'il faut epargner 5 sols aux choses non neces- 
saires, etjeter des millions quand il est question de Votre gloire.“ Bekanutlich gab es damals feine 
fefte Eivillite. Golbert mußte wol, ſtatt von Macht und Eicherheit des Staats zu fprechen, den König 
durch die Grwähnung feines Kriegsrugme für die Einwilligung zur Defchränfung feines verſchwende— 
tiſchen Luxus gewinnen. 
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wendbar, fondern gelten nur von einem Staatsaufwande, der feine ungefähr den Zinfen entfpre- 
ende Vermehrung der Einfünfte in naher Zufunft erwarten läßt. Die Frage, unter welden 
Borausfegungen ausnahmöweife ein mit einem Ausfall abſchließender Staatsvoranihlag zu 
rechtfertigen fei, iftim Grunde nichts Anderes als die Frage nach den Bedingungen, unter melden 
eine Regierung fih erlauben dürfe, Schulden zu mahen, und die ausführliche Beantwortung 
gehört in den Art. Staatsfchulden. Wir bemerken daher Hier nur weniged. Es ift ebenfo 
einleudptend, daß ein fortvauernded Borgen von feiten einer Regierung ganz unzuläffig fei, als 
daß ed in ſchwierigen Lagen, in Krieg oder Kriegsgefahr u. dgl., unvermeidlich fei, Schulden zu 
machen. Was ven erften Saß betrifft, fo beweift ihn ſchon der Blick auf die ſtark verſchuldeten 
Staaten. Sie müffen ihren Unterthanen eine ſchwere Steuerlaft auflegen, jie find in ihren Ent— 
fhließungen häufig beengt, und man fann fi nicht dem Trofte hingeben, daß die großen ver— 
zebrten Summen in irgend verhältnigmäßiger Weife ven Wohlftand des Volks erhöht haben. 
Der zweite Saͤh bedarf keines Beweiſes. Aus der Verbindung beiver Wahrheiten folgt aber 
offenbar, daß man, wenn Anleihen unvermeivlih waren, fobald als möglich wieder in den 
regelmäßigen Gang einlenfen und den Aufwand mit ven Einfünften in Übereinſtimmung brin= 
gen folle. Die Scheu vor der ungünftigen Meinung, welche ein mit einem Ausfall auftretenver 
Voranſchlag verurfaht, hat mandye Binanzminifter bewogen, die Vorgänge jo darzuftellen, 
dad das Borgen oder Zufegen von Stammpermögen unter einer andern Bezeichnung erſchien 
und dad Deficit verjchleiert wurde. Der genauer Unterrichtete blickt indeß durch dieſe täuſchende 
Hülle in das Wefen der Sache, und zu der verfehlten Abjicht geſellt fich dann der Tadel wegen 
der verfuchten Entjtellung ded wahren Sadiverhalts: 

Im heutigen Franfreich war in der legten Zeit des Königthums und der Republik in jedem 
Jahresbudget ein ftarfer Ausfall. Das Budget für 1856 zeigte aber einen Mebrbetrag der 
Einkünfte von 3 Mill. 2), für 1857 war verfelbe auf 11, für 1858 auf 20 Mill. Fr. berechnet, 
für 1859 werde er 47 Mill. betragen, wenn ed nichr für zweckmäßig erachtet worden wäre, Die 
feit 1848 unterbrochene Schuldentilgung wieder einzuführen und hierzu 40 Mill. zu verwen— 
den, wozu ed allerdings nothwendig war, den Steuerzuſchlag der zweiten 10 Proc., der für den 
ruffifhen Krieg eingeführt worden war, bei den Zöllen und den im engern Sinn fogenannten 
indirecten Steuern für diefes Jahr fortbeſtehen zu laffen. Er ift auf 37 Mill. Fr. angeſchlagen. 
Oſterreich hat ſeit einer Reihe von Jahren, hauptſächlich wegen der ſtarken Militärausgaben, 
dieſen Zuſtand des Gleichgewichts noch nicht erreichen können, ſtrebt aber beharrlich nach dieſem 
Ziele. Die Budgets von Spanien und Vortugal zeigen gewöhnlich einen Ausfall. Die Voran— 
ſchläge von Preußen und den rein deutſchen Staaten laſſen einen befriedigenden Stand des Fi— 
nanzweſens wahrnehmen. ®) 

Ob man bei der Berfertigung eined Budgets erjt die Ausgaben (den Staatöbedarf), oder 
erft die Einkünfte feftfegen und danach die andere der beiden Größen beftinnmen folle, ift eine 
Frage, die in diefer ausfchlieplihen Entgegenfegung gar nicht beantwortet werben Fann. Keine 
der beiden Zahlen fann für ſich allein, ohne Hinblick auf die andere, beichloffen werden. Zwar 
gibt ed in jeder von ihnen einen ziemlich feften Beftandtheil, der eine ſolche Rückſicht entbehrlich 
macht, denn diejenigen Ausgaben, welde zur Erhaltung des Staatd und feiner unentbehrlidhen 
Anftalten durchaus nothwendig find, müffen in jedem Falle gemadt werden, und die Erträgniffe 
der Domänen, Berg: und Hüttenmwerfe find ebenfalld fogleih von vornherein in dad Budget 
aufzunehmen. Aber bei ven andern Einfünften ift erft zu befchliegen, in welchem Fuße fle erho= 
ben werben follen, ja es ift eine Wahl möglich, einzelne Arten von Auflagen neu einzuführen, 
fortdauern zu laflen oder aufzuheben, und bei vielen Ausgaben ift es zuläflig, je nad) den vor— 
bandenen Mitteln mehr oder weniger zu verwenden, weil ein unbedingter Bedarf angegeben 
werben fann, vielmehr der Nugen mit der aufgemwendeten Summe in gleihem Verhältniß ftebt. 


2) Freilich war bei der Aufftellung des Budgets auf den ruffifchen Krieg nicht Rückſicht genommien 
worden, weil befien Koften gar feine Borausberechnung zuließen. 

3) Als D’Ieraeli am 19. April 1858 das britifche Budget für 1858/59 vortrug, erfannte man 
feicht das Deficit von 2 Mill. Pf. St., welches in dem Vorfchlage enthalten war, die zum Einlöfen be: 
ſtimmten Schagfammerfcheine erft in den fpätern Jahren zurücdzuzahlen, aljo einen Theil der ſchweben— 
den Schuld, der im Laufe des Finanzjahres aus den Jahreseinfünften abgetragen werden follte, länger 
ſtehen zu laffen, ferner von 1Y, Mill, die zur Tilgung an der Kriegsfchuld —— waren, und jetzt 
zu den laufenden Einkünften beigezogen werden. Dieſe Auskunftomittel erſchienen übrigens darum we⸗ 
niger bedenflich, weil 1860 2,1 Pf. St. Zeitrenten der Staatsfafie erlöfchen, auch die Einfom: 
menfleuer von 7 auf 5 Bence vom Pfund Sterling erniedrigt wurde. 


Budget 123 


Man muß daher von beiden Seiten ab⸗ oder zugeben, bi man zueinem mittleren Betrage gelangt, 
ben die Bürger ohne große Beläftigung aufbringen können und der zugleich zur Befriedigung 
ber wichtigern Staatöbedürfniffe zureicht. Died umftändlihe und ſchwierige Verfahren ift jedoch 
nur in einem neuen oder ganz umgeftalteten Staate nothwendig, ſonſt knüpft man an die in 
den frühen Jahren gemachten Erfahrungen an, beobachtet die Zu: oder Abnahme der Wohl⸗ 
habenheit, die Wirkungen der beſtehenden Auflagen, die Zulänglichkeit oder Unzulänglichkeit der 
bisherigen Ausgaben und erhält fo einen, den gegebenen Verhältniſſen des Landes angemeſſe— 
nen Boranihlag. 

Benn das Staatsbudget durch das Finanzgefeg zur Vorfehrift erhoben worden ift, fo werz 
bem in jedem Gauptzweige der Finanzverwaltung den Mittel- und Unterbehörden die ihren Wir- 
fungöfreis betreffenden Theile ded genehmigten Voranſchlags zur Befolgung zugefertigt, wo: 
bei fie oft erhebliche Abänderungen der von ihnen audgegangenen Entwürfe wahrnehmen. Die 
Beröfientlihung des Staatsbudgets Hat ſich aud in denjenigen Staaten, wo fie nicht durch die 
Veriaffung geboten wird, jehr nüglich erwiefen. 

Die Geſetze und die Auffihtömaßregeln der Oberbehörben forgen dafür, daß feineim Budget 
nit enthaltene Abgabe gefordert und feine befohlene in einem höhern ald dem angeorbneten 
Safe erhoben werde, ſowie daß feine Staatdeinnahme der Staatskaſſe entzogen werbe. Bleibt 
ber reinungsmäßige Ertrag der Ginfünfte zufolge ungünftiger Greigniffe unter dem Voran— 
fälage, jo reicht ver Nachweis der Thatjachen, z. B. aus den Verzehrungs- oder Zolliften, aus 
den Berfaufsprotofollen der Forſtämter u. dgl., zur Nechtfertigung der Erhebungsbeamten hin, 
ed wird aber zuträglich jein, wenn diefe den vorgefegten Behörden auch Bemerkungen über die 
volkswirthſchaftlichen Urſachen ver Verminderung beifügen. Hat die Handlungsweiſe ver Behör— 
den und Beamten auf dieje Abnahme Einfluß gehabt, fo bedarf fie einer Verantwortung. Was 
die Ausgaben betrifft, fo ift bei dem unftändigen Theile derfelben, z. B. den Baufoften, Grimi- 
nalfoften, dem Aufwande für Seuden u. f. w., ein genaues Einhalten des Voranſchlags unthun— 
lich, weil fonft beſtimmte Verbindlichkeiten unerfüllt oder wichtige Bedürfniffe unbefriedigt 
bleiben würden. Manche Überſchreitungen der Ausgabefäge laffen fich nicht vermeiden, man 
fann aber Vorkehr treffen, daß fie nicht ohne forgfältige Überlegung der Nothwendigkeit oder 
Nügligkeit, nach eingeholter Zuftimmung der höhern Behörden vorgenommen werben, außer 
bei Gegenftänden, für welde "einer Verwaltungsftelle ein gewiffer Spielraum geitattet ift. Die 
monatlih oder vierteljährlich eingejendeten Rechnungsauszũge laffen ſchon im Laufe des Jahres 
vorausſehen, ob die Budgetfäße genügen werden, und man kann biöweilen zeitig Maßregeln 

ergreifen, um die Überſchreitung zu verhüten oder zu verringern. Iſt die einem ganzen Mini: 
flerium zugetheilte Ausgabefumme unzulänglic, fo muß von der höchſten Staatsbehörde ein 
Zufäug (nachträglicher Gredit) bewilligt werden, wozu man jich begreiflih nur in Fällen eines 
offenbaren dringenden Bedürfniffes entfhließt. In Frankreich wurden in der Ordonnanz vom 
31. Mai 1838, $. 20 fg., drei Arten folder Nahbewilligungen unterfhieden: 1) Ergänzungs— 
eredite, Credits supplementaires, wenn die Budgetpojition nicht genügt. Der König beſchließt 
fie nad dem Rathe des Minifterraths, der Fachminiſter unterzeihnet und der Binanzminifter 
erhält Hierdurch die Ermächtigung, die Summe anzuweijen. Solche Nahbewilligungen dürfen 
nur in gewiflen Dienftzweigen, die das Finanzgeſetz namentlih anführt, gegeben werben, 
2) Außerordentliche Grebite für Gegenflände, die im Budget gar nicht vorgefehen find; hier 
Anden die nämlichen Negeln ihre Anwendung. 3) Schlußbewilligungen, Credits comple- 
mentaires, wern die Unzulänglichfeit der feftgefegten Ausgabejummen fi bei der Schlußred- 
nung über das verfloffene Jahr ergibt. 

Dieje Regeln führen norhwendig auf die Befprehung deffen, was man die Specialität des 
Budgets nennt, d. h. auf die Frage, inwiefern die Erfparniffe an der einen Ausgabe zur Ver: 
mebrung einer andern verwendet werden dürfen. Jedem Minifter muß ed erwünſcht fein, in 
diefer Hinjicht freie Hand zu haben, damit er einzelne Überfhreitungen aus Erſparniſſen in 
andern Theilen ver Ausgaben decken könne und feltener um Zufchüffe zu bitten brauche. Es hat 
jedoch die Ausdehnung diefer Befugniß ihre Schattenfeite, denn fie kann gemisbraucht werben. 
Man fönnte z. DB. erledigte Stellen zum Nachtheil des Dienftes unbejegt laffen oder andere 
wichtige Ausgaben unterlaffen und daraus die Mittel [höpfen, um andere Ausgaben in größerm 

Raße vorzunehmen, ald das Budget nach reifliher Überlegung geitattete. Insbefondere muß 
eine landftändifche Berfammlung, welche das vorgelegte Budget prüft und genehmigt, Werth 
auf eine Befchränfung jenes Übertragens legen. Es wäre jedoch auch nicht gut, hierin gar feine 
Freiheit zu geftatten, wodurch die Minifter auf höchſt beſchwerliche Weile gebunden würden. 
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Daher ift ein verftändiger Mittelweg zu wählen, ven man in Branfreid in ver Beftimmung ge: 
funden zu haben glaubte, daß von einem Kapitel des Budgets nichts in ein anderes herüberges 
zogen werden dürfe (Gejeg vom 29. Jan. 1831, Ordonnanz vom 31. Mai 1838, $.31). Um zu 
zeigen, wie weit dieſe Befonderheit geht, führen wir die 14 Kapitel im Budget ded Juſtizmi— 
nifteriumd an: 1) Verſonal des Minifteriums, 2) materielle Bevürfniffe veffelben, 3) und 4) 
diefelben Ausgaben für den Staatörath, 5) Gaflationshof, 6) königliche Gerichtshöfe, 7) Aſſi— 
fenhöfe, 8) Untergerihte, 9) Handelögerichte, 10) Polizeigerichte, 11) Friedendrichter, 12) Ko⸗ 
ften ver Strafrechtöpflege und der Statiftif, 13) Penjionen, 14) veridiedene Ausgaben. Das 
Senatusconfult vom 25. Dec. 1852 hob die vorftehende Negel in Bezug auf den Gefeggebenden 
Körper auf. Diefer genehmigt dad Budget jedes Minifteriums in einer einzigen Summe, und 
der Kaiſer vertbeilt fodann diefelbe unter die einzelnen Kapitel, fann auch fpärer Übertragungen 
(viremens) aus einem Kapitel in das andere erlauben. Die Specialität ijt alfo in Anfehung 
der Verantwortlichkeit jedes Minifterd gegen die höchſte Gewalt gleichgeblieben, nur der Volks— 
vertretung gegenüber ift jie hinweggefallen. In ven Verfaffungen anderer Staaten fehlt ed an 
einer geſetzlichen Beſtimmung über diefe Specialität, es haben ſich aber durch das Herkommen 
gewiſſe Regeln gebildet. Man nimmt gewöhnlih die Specialität für die Abtheilungen des 
Hauptſtaatsbudgets an. 

Die Landftände des Mittelalters hatten das Steuerbewilligungsredht, und ehe fie Auflagen 
zuließen, verlangten fie einen Nachweis des Bedarfs. Gin förmliches Budget in heutiger Weiſe 
war früberhin nicht üblich, auch blieb ein Theil des Staatähaushalts, nämlich die Einkünfte 
und Ausgaben der Kammerkaffe, ven Ständen entzogen, dagegen ſprachen fie gewöhnlich eine 
Mitaufjicht auf die Verwendung der durd Steuern in die Landes: oder Steuerfaffe fließenden 
Summen an, benugten aud nicht felten das Recht der Steuerbewilligung, um mande andern 
Mafregeln auszubedingen, die fonft außerhalb ihres Wirkungskreiſes lagen, weil fie feine 
Theilnahme an der Gefeßgebung hatten. In Großbritannien hat jih das Mitwirkungsrecht 
des Barlaments zur Feftftellung des Budgets am vollftändigften ausgebildet, und feit 1689 ift 
ed dort in ungeftörter Ausübung. Die neuern Verfaſſungen feit 1814 fihern ven heutigen 
Ständeverfammlungen dies Recht in ziemlich gleihförmiger Weife. Sie beftimmen nicht allein, 
daß ohne Zuftimmung der Stände feine Steuern erhoben, oder wenigftens feine Veränderun= 
gen im Steuerwejen gemacht werden dürfen (Sachſen $. 96), fondern ordnen meiftend aud 
an, daß den Ständen das Budget (Hauptetat) zur Prüfung und Zuftimmung vorgelegt werben 
folle (Rreußen, $. 62, 99— 104, Baiern Tit. VII, $. 4, Würtemberg $. 111, Sachſen $. 97 — 
104, Baden $.55, Großherzogthum Heilen $.67, Altenburg $. 203, Sardinien, Statuto, $. 10, 
Niederlande $. 120, Belgien $. 115 u. ſ. w.) Die franzöfifche Verfaffung (Charte) von 1814 
räumte den Kammern zwar nur die Bewilligung der Steuern und der Givillifte ein, allein vie 
Negierung betradptete es als nothiwendige Folge hiervon, daß das ganze Ausgabebudget vorge: 
legt werden mußte, was fpäter die erwähnte Orbonnanz von 1838 förmlich vorfchrieb. +) Bei 
dem Zweikammerſyſtem bat überall die Zweite Kammer ven Vorzug, dad Budget zuerft zu bes 
rathen; die erfte darf ed nur im ganzen annehmen oder verwerfen. Im legtern Fall werden nad 
der badiſchen ($. 61) und würtembergifchen Verfaffung ($. 181) die bejahenden und vernei: 
nenden Stimmen beider Kammern zuſammengezählt. In Ländern mit getrenntem Kammer 
und Yandeöhaushalt blieben die Finanzbefugniſſe ver Stände auf den legtern Beftandtheil be— 
ſchränkt, z. B. Weimar $. 5, Koburg $. 68. Gin Theil der Verfaffungen ſpricht den Ständen 
ausdrücklich die Befugnig zu, die Staatsrehnungen zu prüfen, um fid) von der dem Voran- 
ſchlage entiprechenden Verwendung der Ginfünfte zu überzeugen. Es ift einleuchtend, daß ohne 
eine ſolche Uberwachung des Haushalts die Gutheißung des Voranſchlags eine leere Form 
wäre, weil fürdas Ginbalten deſſelben keine Sicherheit beftände. Die Überfchreitungen ver Aus— 
gabefäge werden daher mit Angabe der Gründe, welche die Finanzverwaltung hierzu bewogen 
haben, den Ständen in der nächſten darauffolgenden Verfammlung zur nachträglichen Geneh— 
migung vorgelegt, Würde diefe verweigert, fo müßte die Mehrausgabe ver Staatäfaffe erfegt 
und in dem neuen Budget in Einnahme gebradyt werden. Dies Necht der Nepräfentativver: 
ſammlungen bleibt nur dann für einen geordneten Gang der Finanzverwaltung unſchädlich, 


— 





4) Die Prüfung und Genehmigung des Budgets durch den Geſetzgebenden Körper unter Napoleon I. 
war nur eine ziemlich wirfungslofe Form, ein simulacre de representation nationale, wie es bie 
„Notice historique‘ im Anhang der Orbonnanz von 1838, ©. 264, simulacre de budget, wie «# 
Marquis d'Audiffret in feinem „Systeme financier de la France‘', IV, 12, nannte, 
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wenn +3 mit großer Umſicht, Unparteilihfeit und Mäßigung gehandhabt wird, wenn das wahre 
Staatöbedvürfnig und die Macht unvorgejehener Umſtände bereitwillig anerfannt, und nur einer 
wilkfürlihen Nichtachtung der frühern ſtändiſchen Beſchlüſſe vie Gutheißung verfagt wird. Wie 
allen, jo ſeht ins beſondere den verfallungsmäpigen Nedten die Pflicht zur Seite, jene nicht zu 
misbrauben. Dies läßt fib aud von den fhwierigen Fällen fagen, wo über ven Voranſchlag 
felbft die Meinungen der Regierung und der Stände auseinander gehen. Eine von jeder Be— 
fangenbeit freie Liebe der Stände wie der oberften Staatsbehörde für dad Gemeinwohl, die auch 
eine Selbftüberwindung im Nothfalle nicht ſcheut, kann hier allein unheilbringende Zwiſtig— 
feiten vermeiden. Es wäre nicht zu verantworten, wenn aus Gründen, die nicht in der Sache 
felbft liegen, der Negierung die Mittel zu einem, für die Staatszwecke notbwendigen Aufwand 
serfagt würden, es wäre aber auch tadelnswerth, wenn ein Minijterium wohlgemeinte und ver: 
Rändig begrünvete Beſchlüſſe, die auf Erfparungen gerichtet find, unberückſichtigt ließe. Beides 
it wol bisweilen vorgefommen, gewöhnlich aber hat guter Wille auf beiven Seiten und offener 
Austaufh der Anſichten zur Berftändigung geführt. Es ift undenkbar, daß ein ganzes Budget 
von einer Ständeverjammlung für unzuläſſig gehalten würde, die Misbilligung fann immer 
nur einzelne Theile der Ausgaben oder Ginnahmen treffen. Herrſcht gegenjeitiges achtungsvolles 
Vertrauen, fo vereinigt man ji über Abänderungen diejer beftrittenen Anfäge, und der Wider: 
fireit wird gehoben. linter den entgegengejegten Umſtänden, bei einem ſchroffen Widerftreit der 
Anfihten, fann es dahin kommen, daB, wie ed im Königreich der Niederlande mehrmals ge: 
[heben ift, das ganze Budget abgelehnt wird, weil fein andered Mittel übrig bleibt, die Befeiti- 
gung folder Poſten zu bewirken, die man nicht zugejteben zu dürfen glaubt. Diefer Vorfall 
geht Dann ohne erhebliche Folgen vorüber, wenn von der Negierung aldbald ein andered Budget 
vorgebradt wird und eine Verſtändigung gelingt; es ift jedoch dringend zu vatben, daß beide 
Theile ein fo ſehr bevenkliches Ereigniß zu verhüten ſuchen. Um Störungen in der Verwaltung 
ju vermeiden, ift die Beſtimmung zweckmäßig, daß die bisherigen Abgaben noch einige Zeit fort: 
erhoben werden dürfen, wenn die Ständeverfammlung aufgelöft wird, ehe ein neues Budget 
zu Stande fommt, oder wenn ji die ſtändiſchen Berathungen verzögern, nad der badischen 
und großherzoglich heſſiſchen Verfaſſung noch ein halbes Jahr, nach der Foburgifchen und alten: 
burgiſchen noch ein Jahr. In der fähjiihen Verfaflungsurfunde ift darauf Bedacht genommen 
worden, um Meinungdverjdhiedenheiten über dad Budget ſoviel ald möglich zuvorzufommen 
oder fie unfhäadlich zu machen. Es wird im $. 97 für eine Pflicht der Stände erflärt, für die 
Defung des Staatöbedarfd zu forgen. Tragen fie auf Verminderung der verlangten Sum: 
mean, „fo muß dieſes unter beſtimmter und ausführlicher Nachweifung der Gründe dazu 
jowie der Gegenftände, bei weldyen, und der Art und Weije, wie ohne Sintanfegung des 
Staats zwecks Erfparniffe gemacht werden können, geihehen”, $. 100. Dieje Anträge follen 
von der Regierung „auf das reiflichſte erwogen, auch, ſoweit ed nur irgend mit den Staatswohl 
vereinbar ift, jederzeitiberucichrigt werden”. Erſcheinen ſie aber unannehmbar und führt die nad: 
malige Berathung nicht zur Annahme, ſo dürfen die Auflagen nod ein Jahr forterhoben werden, 
es wird aberein halbes Jahr vorhereine außerordentlihe Ständeverfammlung einberufen. Uns 
verfennbar enthalten diefe Säge mandes, was nur ald Mahnung an eine Prliht, nicht als Feſt— 
ſetzung von Rechten und Verbindlichkeiten anzufehen ift und daher nicht in ein Geſetz gehört, jedoch 
beherzigt zu werden verdient. Für die deutſchen Bundesjtaaten enthält der zweite der befannten 
ſechs Artitel vom 28. Juni 1832 hierher gehörige Beftimmungen, Er erklärt es für eine Folge 
von Art. 57 und 58 der Schlußacte von 1820, dag feinem deutſchen Fürſten durch die Land? 
finde vie zur Führung einer den Bundespflichten und der Randesverfaffung entſprechenden 
Regierung erforberlihen Mittel verweigert werben dürfen 5), und fügt hinzu, daß Bälle, in 
benen eine ſtändiſche Verſammlung die Bewilligung der erforderlihen Steuern „durch bie 
Durdjegung anderweiter Wünfche und Anträge bevingen wollte“, nad $$. 25 und 26 der 
Schlußacte ein Ginfchreiten ver Bundeögewalt zur Erhaltung der Nuhe und Ordnung veran- 
laffen fönnen. Es ift indeß fhon in vielen Landesverfaffungen ausdrücklich verorpnet, daß bie 
Steuerbewilligung nicht an Bedingungen gefnüpft werden dürfe. In den Ländern, mo bie 
Repräfentativverfaffung ftarfe Wurzeln geſchlagen hat, haben auch die Ständeverſammlungen 
gelernt, dieſes wichtige Recht ſo beſonnen zu gebrauchen, daß ihre Beſchlüſſe, wenn ſie gleich 
biöweilen manche Abſichten durchkreuzen, doch geachtet werden müſſen. 





5) Die Entſcheidung hierüber würde nach dem Geſetz von 1834 durch das Schiedsgericht geſchehen, 
wenn diefe Einrichtung in Ausführung gefommen wäre. 
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Im Staatsrechnungsweſen hat man fi lange begnügt, die ſämmtlichen Einnahmen und 
Ausgaben, bie in einem Jahre vorfommen, aufzuzählen. Als man abet mehr Sorgfalt auf die 
Bergleihung der Rechnungsergebniſſe mit den Sägen des Voranſchlags zu vermenden anfing, 
wurbe man gewahr, daß nur die Vorgänge, die in einem gewiffen Jahre ihre Entftefungsurfade 
haben,.alfo vemfelben eigentlich angehören, fi mit den Annahmen des Budgets vergleichen 
laffen, daß nur bei ihnen dad Rehnungs-Soll (wie in der deutſchen Geſchäftsſprache die fällig 
gewordene Summe heißt) die Verwirklichung des vorher in Ausfiht genommenen Budget: 
Solls bildet. Es kommen Ausgaben vor, die aus einer frühern Veranlaffung herrühren und 
folglich ausgefhieden werden müffen, damit es nicht fcheine, als ſei der Etat ded laufenden Jahres 
überſchritten worden. Auch mande Einnahmen müffen auf ein früheres Jahr bezogen werben, 
denn jedes Jahr foll in feinem befondern Haushalte vargeftelli werden. Diefem Grundſatz ge= 
mäß werben von der Rechnung des laufenden Jahres die auf ein früheres ſich beziehenden 
Ginnahmen und Ausgaben getrennt, auch fann man diefe eigene Jahresrechnung noch nad) dem 
Ende des Jahres einige Zeit fortführen. Died fann freilih nicht lange fortgefegt iwerben, 
weil e8 zu viele Mühe machen würde, aud nimmt die Menge der nachträglichen Poften der Er: 
fahrung nach bald ftarf ab. Diefe Ginrihtung ift vorzüglich wegen der Ianpftändifhen Rech— 
nungöprüfung eingeführt und vervollfommmet worden. In Frankreich werben die auf ein be: 
ftimmtes Jahr Bezug habenden Nechnungsereigniffe unter vem Namen exercice zufammenge= 
faßt. Die Rechnung eines exercice blieb ſonſt (unter den legten Königen) für die Ausgaben 
noch bi8 Ende October bed nächſten Jahres offen, nad) dem Decret vom 11. Aug. 1850 dürfen 
Zahlungsanweifungen nur bis zum 31. Juli, Auszahlungen bis zum 31. Aug. flattfinden. 
Don da an erlöfhen die Zahlungädecreturen, jedoch thut dies den Rechten der Gläubiger feinen 
Eintrag, und ed fönnen neue Anweifungen audgeftellt werben, die aber aus ven Mitteln des 
Jahres zu beftreiten find, in welchem ſie vorkommen. Das exercice wird nad dem 31. Aug. bes 
Nachjahres gefhloffen (clos), und es wird die vollftändige Rechnung gebilbrt, reglement .defi- 
nitif du budget, die in Form eines Geſetzes den Ständen (jet dem Geſetzgebenden Körper) zur 
Prüfung und Genehmigung vorgelegt wird. In andern Ländern ift diefer fpätere Schluß der 
Jahresrechnung nicht üblich, e8 wird aber in den Rechnungen das, was dem laufenden Jahre 
angehört, von dem, was in eine frühere Periode fällt, gefondert. j 

Bon Schriften über dad Budgetweien, außer ben obengenannten ältern Werfen, führen 
wir noch an: Peterfen, „Uber Wirthichaftsanfhläge und Budgets“ (Göttingen 1811); Feder, 
„Handbuch über dad Staats-Rechnungs- und Kaffenwefen’ (Stuttgart 1820), S. 25—45; 
Kieſchke, „Grundzüge zur zwedmäßigen Ginrihtung des Staats: Rechnungs: und Kaflen- 
wefend‘‘ (Berlin 1821), S. 1—19; von Maldhus, „Handbuch der Finanzwiffenfhaft und 
Binanzverwaltung‘‘ (Stuttgart 1830), U, 93—126; Graaf, „Handbuch des Etats-, Kaſſen— 
und Rechnungsweſens des preußifchen Staats’ (Berlin 1831), Abfhnitt 2; Rau, „Grund: 
fäge der Finanzwiſſenſchaft“, II, $. 561fg.; D’Audiffret, „Systeme financier de la France‘' 
(Paris 1854), Bd. 5 an verfchiedenen Stellen. K. H. Rau. 

Buenos-Ayres. Die Cordilleren Südamerikas, nach ihrer höchſten Abtheilung in Chile, 
Veru und Ecuador, Cordilleras de los Andes oder blos die Anden genannt, ſind durch die Ein— 
ſenkung der Landenge Panama von jenen im Norden gänzlich getrennt. Die Einſenkung geht 
tief herab und plötzlich; die Hügel Panamas erreichen kaum die Höhe von 500 Buß. Ebenſo 
raſch und plöglid beginnt die Steigung wieder jenfeit Panamas. Die dichtgedrängten Ketten 
wie die Hochflächen ded Südens gehen fogar höher empor als jene im Norden. Südamerika ift 
deshalb weniger entwidelt, weniger fruchtbar, und fegt der Bildung eines großen Staatenbun: 
bed größere Schwierigkeiten entgegen. Selbft das Ende der in erklüftungen und Zertrümmes 
rungen auslaufenden patagonifhen Gorpilleren, das berühmte Gap: Hoorn, ein ifolirter, nadter 
ſchwarzer Belfen, ragt an 3000 Fuß hinauf über die Meeresfläce. 

Alle die wiederholten Verſuche, im Süden Panamas einen ähnlichen Staatenbund zu bil: 
ben wie dort im Norden, ſcheiterten aber nur zum Theil an diefen Naturhinderniffen, mehr an 
dem Weſen der Einwohner, an ihrem Wieverwillen gegeneinander. Die geographifhe Iren: 
nung ift Hier, wie in gleichen Grade wol felten auf Erden, auch eine moraliſch-politiſche. Die 
Anzahl der urfprünglichen, einer europäifchen Bildung, wie es fcheint, kaum fähigen Inſaſſen, 
gemeinhin Indianer genannt, ift noch fehr bedeutend im Süden Panamasd. Hierzu kommt bie 
Menge der Neger, der Farbigen und Miſchlinge aller Schattirungen. Die Greolen find, gleich: 
wie in Merico und Mittelamerika, eine durch ihre religiöſe un» politifche Erziehung verdorbene 
Raſſe, welche die Arbeit, Mühe und Wachſamkeit, unumgänglid verbunden mit Freiheit und 
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Selbſtändigkeit, ſcheut. Hier kann jeder kühne Abenteurer leicht eine Anzahl ehrgeiziger und 
raubſũchtiger Genoſſen finden, fie um fi verfammeln, der beftehenden Regierung Troß bieten, 
nit felten dieſe ftürzen und fih an deren Stelle fegen. So zu Peru und Bolivia, in den La: 
Plata: und andern Staaten. 

Dieſer ſchmachvolle Barteigeift, diefe verftandlofe Sonderftellung ift wol kaum irgendwo 

in jenen jerriffenen jübamerifanifchen Ländern ſchroffer hervorgetreten als in der Provinz und 
Stadt Buenos-Ayres, deren Aufbau bereitd 1535, wenn auch vergeblid, von den Spaniern 
unternommen wurde. Es bat fi nämlih Buenos: Ayres feit einigen Jahren vom Staatenbund 
am La⸗Plata entfernt gehalten und eine für die ganze Union ſchädliche Selbftändigfeit behaup- 
tet. Bid auf den Sturz von Rofas (1852) theilte die Republik alle Schickſale der ſpaniſchen 
Beigungen anı La Plata; fie gehörte nadeinander zum Vicefönigreich, zu den Vereinigten 
Staaten in Südamerifa, zu den Vereinigten Staaten am La: Plata und zur Argentinifchen 
Eonföderation — verſchiedene Namen, unter welchen diefe Spanischen Befigungen zufammen: 
geiaßt wurden. Don diejer Stadt Buenos: Ayred, welhe von ihren gefunden, erfriſchenden 
Lüften den Namen erhalten, ift zuerft (Mai 1810), unter dem Vorwande der bourbonifden 
Prgitimität, dad Zeichen zur Lostrennung von fpanifchen Neiche ausgegangen. Im Namen des 
„eebtmäßigen Könige Ferdinand VII.“ wurden feine Vicekönige und Generale aus Montevideo, 
aus Varaguay, Buenod:Ayred und andern Landfhaften vertrieben. Es verdient bemerkt zu 
werden, daß mehrere Jahre vor Georg Ganning der berühmte amerifanifche Redner und 
Staatämann Henry Clay die Anerkennung der Staaten am La-Plata im Nepräjentantenhaufe 
zu Waihington (24. Mär; 1813) in Vorfchlag gebradt. Wir werden bei der Geſchichte dieſer 
Staaten auf viele in vielen Beziehungen denfwürdige Rede H, welche zum erften male die re: 
publifanijhe Neue Welt von der Hudfonsbudt bis zum Cap-Hoorn der alten monarchiſchen 
in Europa entgegenftellte, zurückkommen. 

Die Schlacht vor Monte Caceres (3. Febr. 1852) hatte die Flucht des Tyrannen Rofas 
zur Folge ſowie den Sturz feines ganzen blutigen Negiments. Der Sieger Urquiza fegte eine 
proviforifhe Regierung über Buenos-Ayres, ermahnte Stadt und Land zum Gehorfam und 
zur Ginigung. Nächſtens werde eine Verfammlung ver freigewählten Abgeoroneten aller La: 
Platasfänder zufammentreten, um den Staatenbund von neuem aufzurichten und die nothwen— 
digen Orundgefege feftzuftellen. Alle dieje und andere Mahnungen blieben vergebens, Die 
Berbannten und Flüchtigen, welde in Mafje nah Buenos-Ayres zurüdfehrten, waren nicht 
geneigt, ſich dem Negimente des Urquiza zu unterwerfen. „Hiermit fei wenig gewonnen; dies 
jei blos der Umtauſch einer Iyrannei um die andere — Urquiza für Roſas.“ In diefem Sinne 
ift die Mehrheit der Wahlen zur Legiölatur ausgefallen. Die Vereinsacte von Santo-Nicolao 
dod Atrovos (31. Mai 1852), Urquiza zum proviforifhen Dictator der Argentinifchen Gons 
füberation erhebend, ward zu Buenos: Ayred verworfen (Juni 1852) und alle zu Urquiza 
baltenden Behörden vertrieben. Die Revolution vom 11. Sept. 1852 hat Buenod:Ayres in 
einen jelbftändigen Staat umgefhaffen; doch bedurfte ed no mander Kämpfe und großer 
Dpfer zur Behauptung diefer traurigen felbftfüchtigen Souveränetät. Die Legislatur war ein— 
fihtövoll genug, dem Abgeoroneten Paſtor Obligado, einem tüchtigen, befonnenen Mann, die 
Stelle eines Oberbefehlshabers ver Truppen und proviforiihen Statthalterd von Buenos: Ayred 
zu verleihen (22. Juli 1853). 

Die freie Fahrt auf den Flüffen ift keine bloße Frage des internationalen Rechts; fie beruht 

vielmehr auf Verträgen, welche die Uferftaaten unter ſich und mit fremden Mächten fliegen, 
Urquiza geftattet durch einen in allen Bedingungen gleihlautenden Vertrag (10. Juli 1853) 
den Vereinigten Staaten, England und Frankreich die ungehinderte Beihiffung der Flüſſe Pa— 
rana und Uruguay. Der Dictator verband hiermit weitausjehende Plane. Der überwiegende 
Einfluß des Handeld und Verkehrs im abtrünnigen Buenos-Ayres follte gebrochen und durch 
dieſen mittelbaren Zwang in Betreff der materiellen Intereflen der abgetrennte Theil zur Union 
zurüdgebradht werden. Buenos:Ayres widerſprach, nannte Urquiza einen Verräther und bes 
legte ihn mit andern Schimpfnamen. Bergebens! Der Bertrag, ohne jedoch der Durch ihre Lage 
je vortheilgaften Stadt vielen Schaden zu bringen, bleibt eine unwiderrufliche Thatſache. Uber: 
dies mußte die Stadt Buenos: Ayres in der nächften Zeit alle Kräfte aufbieten und ſuchen, felbft 
auswärtige Bundesgenoffen herbeizuziehen, um ihr Dafein gegen Aufftände ber Provinzialen 
uud Indianer zu retten. Die Hauptftadt der Republik mit ihrem reihen Handelöftande und 





1) The Speeches of Henry Clay. Edited by Calvin Colton (Neuyorf 1857), 1, 137. 140, 
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ihren vielen Fremden — wozu über die Hälfte der Einwohner gehören — nimmt zum weiten 
innern ande diefelbe Stellung ein, gleihwie die Stadt Montevideo gegenüber der Banda— 
oriental. Die Losſagung von den übrigen La: Plata:Staaten hat im Flachlande der Provinz 
wenig Syupathien hervorgerufen. Eine Menge Brovinzialen, aufgeregt durch die alten An: 
hänger des gefallenen Dictators Roſas, erhob fi gegen die Präponderanz der Bonarefen; 
Oberſt Lagos vermochte e8, die Fahne desjenigen Mannes von neuem zu erheben, meldher we: 
nige Monate vorher, von allen verlaffen, am Bord eines englifhen Schiffs entfommen war. 
Die Hauptſtadt wurde von zahlreichen wilden Banden eingefchloffen. Die Begeifterung und 
Aufopferung der Bürger verleugnete jich aber nicht in diefer ſchwierigen Rage. 

Auch die Fremden, zumal die zahlreichen Italiener, griffen zu ven Waffen, und die Umge— 
gend ward der Schauplag ununterbrodener Eleiner und großer Kämpfe, welche den graufamen 
Charakter der ſpaniſchen Naffe allzu grell zur Schau trugen. Die Stadt, melde Feine Hülfe 
von den übrigen Provinzen erwarten konnte, ſchien um jo mehr unterliegen zu müſſen, ald aud 
Don Luiz Nofas, ein Verwandter, aber Feind des gleihnamigen Dictatord, welder mit in den 
ſüdlichen Pampas gefanmelten Haufen Gauchos und Indianern zu ihren Entſatze berbeieilte, 
von den Belagerern geihlagen und gefangen wurde. Zudem erfaßte auch Urquiza den günftigen 
Moment, trat aus feiner ſcheinbaren Neutralität plöglich heraus und hat ſich mir Truppen der 
Provinzen Entre-Rios und Santa-Fe (Februar 1854) den Belagerern angejchloffen. In 
diefer Bedrängniß richtete die Stadt Hülfe ſuchend ihre Blicke nach Brafilien. Obgleich e8 nun 
im Intereſſe Brafilien liegt, der eriten Stadt ver La: Plata:-Staaten eine gewiffe Selbftändig: 
feit zu verfhaffen, und dahin zu trachten, dafelbft eine zweite Dictatur zu verhindern, und Mr: 
quiza bereitö unverkennbar bewieien hatte, wie wenig er jih zur Dankbarkeit für die brafilifche 
Eooperation verpflichtet fühle; fo befand jich doch die brafilifche Nrgierung nicht in der Lage, 
etwas Anderes zu thun, als ihre friedliche Vermittelung anzubieten, Urquiza erfennt das Ge— 
fährliche ſeiner Lage — er mußte ein Eingreifen der Kaiferlichen befürchten —, und fendet Boten 
nah Buenos: Ayres, um einen Frieden zu Stande zu bringen. Und dies ift gelungen. In den 
zwei Verträgen, geſchloſſen zu Buenos: Ayres (20. Dec. 1854) und zu Parana (8. Jan. 1855), 
verbinden fih die zwei Staaten, die Argentiniſche Conföderation und Buenos-Ayres, in Freund— 
haft und Frieden miteinander zu leben und keine weitere Änderung in den beftehenden Han— 
belöverhältniffen vorzunehmen. Bei Fünftigen Irrungen wird man in feinem Falle zum 
Schwerte greifen; jie follen immer durch friedliche Vermittelung befeitigt werden. Beide Staa: 
ten verpflichten fich, niemals die Veräußerung eines Stücks von nationalen Gebiete’ zu geftat: 
ten. Dann foll die ftaatlihe Trennung auf die bürgerlichen und peinlihen Geſetze feine Folge 
haben. Sie bleiben jept wie früher diefelben in allen Ländern der ehemaligen Gonföveration. 
Man bedarf Feines Paffes von einem Staate in den andern ; die Schiffe bevienen ſich der gleichen 
nationalen Flagge; alle Waaren der befreundeten Staaten gehen aus und ein, ohne irgend 
Zölle zu entrichten. Buenos: Ayred und die Gonföderation werden fich überdies bei ven Ein— 
füllen der Indianer im Innern und Süden des Landes mit Rath und That gegenfeitigen Bei— 
ftand leiften. Diefe verftändige Mäßigung hat jedoch jhnell ihr Ente erreidht. Buenos-Ayres 
widerjegte jich der volljtändigen Einigung, welde Urquiza anftrebte, worauf diefer die Verträge 
für erlofhen erklärte und hiervon dem Nachbarftaate (18. März 1856) in officieller Weife 
Mittheilung machte. Doch ift ungeachtet dieſet rajchen unbefonnenen Handlung der Friede un: 
geltört erhalten worden. 

Die fchnell vorübergehenden Störungen im Innern der Republik Fonnten, fo wenig wie 
die Hohen Differentialzölle, welche Urquiza (19. Juli 1856) auf alle von Buenos: Ayres fom: 
menden Waaren legte, die Hebung der materiellen VBerhältniffe von Buenos: Ayred zurückhal— 
ten. Mehrere Städte der Nepublif am Rio-Negro werben zu Breihäfen erhoben; die Herbei— 
ziehung europäifcher Eoloniften, woran die ganze Zufunft der La-Plata-Staaten gleichiwie die 
der andern füdamerifanifchen Länder hängt, wurde in mannichfacher Weife unteritügt, was 
eine vermehrte Einwanderung zur Folge hatte. Im Jahre 1853 jind blos 5000 Fremde zu 
Buenos: Ayres angekommen; 1856 über 16000, wovon die Ginwanderer beinahe vie Hälfte 
ausmachten. Deifenungeadhtet mochte die Stadt Buenos: Ayres im Beginne des Jahres 1858 
nur 93000 Einwohner zählen; das ganze hbrige Rand der Republik faum 180000, und dies 
auf einem Flächenraum von ungefähr gleiher Größe wie jener des Deutſchen Bundes. Diefe 
Zahlen zeigen binlänglich, wie viel hier no der Zukunft vorbehalten bleibt. Die Ausfuhr der 
einheimiſchen Grzeugnifje betrug im Jahre 1854 an 15 Mill. Piaſter; die Ginfuhr über: 
fteigt ven Grport in beveutendem Mafe. Sind doch die Cinfuhrzöfle (1856) Über 48 Mil. 
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Piafter herangewachſen, d. h. Viaſter im Papiergeld, deſſen Werth weit Hinter Silber zurüd- 
Recht. Auch die andern Einnahmen, ebenfalls blos in Papiergeld angegeben, haben ſich gehoben. 
Die Mehrung ſteht jedoch hinter den Zollerträgniffen weit zurück. Man war dadurch, während 
der legten Jahre, in den Stand gefegt worden, den Staatshaushalt in eine ziemlich gute Orb- 
nung zu bringen. Der Anſchlag der Ausgaben für 1856 belief fi in runder Zahl auf 75 und 
der Ginnahmen auf 73 Mill. Solange aber die Macht der ſüdweſtlich wohnenden Indianer, 
die jährih Theile der Republif raubend und plündernd überziehen, nicht völlig gebrochen, fo- 
lange kann auf feinen ftetigen, in großem Maßſtabe fi entwickelnden Fortſchritt gerechnet wer: 
den. Dieie Indianer gehören zu den Fräftigften und, nah den Peruanern, zu den gebilvetften 
Urfaflen im Süden der Neuen Welt. Sie werden häufig in den frühern Werken ver Spanier 
erwähnt und mit einer Art Bewunderung beihrieben. 2) K. 5 Neumann. 
Bulle, ſ. Eurie. 
Bund, Bundesverfaffung. (Staaten: oder Bölfervereine, oder Föderativ— 
isteme, inöbejondere: Staatenbündniß [Allianz], Staatenbund und Bun: 
peiftaat [Staaten- Staat]: Grenzen der Gewalt, Volitif und VBerfaffung der 
Bundeösereine im allgemeinen.) 
l. Einleitung und Begriffder Bundesvereine. Außerordentlich verſchieden find die 
politifhen Verbindungen und Berfaffungen, deren richtige Beurthellung und Behandlung den 
Gegenftand der politifchen Erfenntniffe und Beitrebungen bilden. Sowol bei den heutigen Böl- 
fern wie bei denen des Altertbums, ſowol in den Anfängen wie für die höchſten Stufen der politi= 
ſchen Entwidelung zeigen ſich überall neben ſehr verfhievenen einfachen Staatöverbindungen noch 
serihiedenartigere Bundesverhältniffe. Der einfache Staat vereinigt nämlich mehrere nicht ſou— 
veräne einzelne oder moralifche Perfonen unter feiner fouveränen Geſellſchaftsgewalt. Ein Bund 
um politiſchen Sinne dagegen ift ein Berein, deffen Glieder felbft wiederum Staaten oder Gefell- 
ſchaften mit einer wenn auch beihränkten fouveränen Gejellihaftögewalt oder andere unabhän- 
gige (ſouveräne) Perſönlichkeiten find. Ehe ſich überhaupt wahre, fouveräne Staaten bilden, tre- 
ten einzelne oder Familien, Gejchlechter oder Stämme, und zwar entweder no wandernde Horden 
oder ſchen fefte Anitedler, in bloße Bündniffe, wiewirfie z.B. auch die hebräiſchen Patriarchen und 
fo oft im Mittelalter einzelne und Gorporationen unter dem Namen: Frieden, Bund, Conju— 
tationen, Einigung u. ſ. w., fließen feben. Und ebenfo treten, wenn bereits verſchiedene Staa- 
ten befichen, von dieſen viele in Bundesverbältniffe, in Staatenvereine. Selbft in Griechenland 
und bei ven Germanen haben überhaupt die erften Vereine, jofern man nicht jede einzelne 
Hausgenofienihaft ſchon einen Staat nennen wollte, und jedenfalls die erften Vereine verſchie— 
dener Hausgenoſſenſchaften untereinander faft überall nur die Geftalt von Bundeövereinen. 
Erſt ſpäter bilden ſich diefe zu jouveränen Staaten; zuerft gewöhnlich zu Eleinen Stamm-, oder 
Stadt-, oder Gauſtaaten. Iſt aber dieſes geichehen, alsdann treten dieſe wieder unter ſich zuerft 
noch in bloße Bundesvereine, fowie früher die verfchiedenen hebräiichen Stämme, wie die phö- 
niziſchen Städte in der Heimat und in Norbafrifa, wie die griechtichen, die alten italifchen 
Städte, wie die altgermaniſchen Gaue, deren Bundesverein unter gemeinfchaftlihem Herzog ſo— 
gar früber, 3.8. im Gheruäfer:, im Marfomannen:, im Alemannenbund, ja noch im Sachſen⸗ 
bund zu Karl’s des Großen Zeiten, nur vorübergehend während eines Kriegs in Wirffamfeit 
trat. Auch dieſe Bundesvereine aber und namentlich die allmählichen Berbindungen der ein- 

glnen Stämme ganzer Nationen werden dann fpäter oft ſelbſt wieder zu einfachen Staaten, 

ſowie ganz Italien zulegt unter Rom und wie die verfchiedenen Feudalvereine des germaniſchen 

Mittelalters in den meiſten heutigen europäiſchen Nationen, bald auch zu großen nationalen 
Bundesvereinen, wie Deutſchland und Nordamerika, wie die Schweiz und früher Holland. Jetzt 
freilich ift Holland, obwol die einzelnen Provinzen, ſowie auch die von Hannover, beſondere 
Provinzialftände haben, dennoch ein einfacher Staat, weil feine Provinz, fein beſonderes Glied 
der Staatöverbindung Souveränetät befigt. Auch die Bundesvereine find theils einfache, und 
dieſes, wenn fo wie jegt in Deutihland und in Nordamerika und zum Theil in Südamerifa 
ihre unmittelbaren Glieder nur einfache Staaten (oder einzelne Bamilienväter) find, theils zu— 





2) Über die ftatiftifchen Verhältniſſe der Republit Buenos: Ayres haben wir vor Furzem ein neues 
ausführliches Werf erhalten: Rejistro estadistico del estado de Buenos Aires, correspondiente al 
sermestre 2° de 1855 (Buenos:Ayres 1856). Ein Theil der neueften — mit vielen unter⸗ 
mifchten nuglofen Phrafen, ift erzählt in der Schrift: La-Plata de 1851 à 1354. Relation des eve- 
sements politiques par N. Penchgarie aine (Paris 1857). 
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fammengefegte oder auch Oberbundesverfaffungen, infofern ihre Glieder felbft wiever Bundes- 
vereine bilden. So vereinte der allgemeine Nationalbund, die allgemeinen Ampbiktyonen ber 
Griechen zunädft wieder die befondern Bundeövereine der einzelnen Stämme, die der Dorier, 
Sonier, Holier, der Achäer, Theffalier u. |. w. So umfaßt auch noch jegt eines der 22 Glieder 
des heutigen Schweizerbundes, nämlich Graubündten, als felbft wiederum ein Bundeöverein, 
26 befondere Bereinöftaaten. Ja eine jolde ftufenmweife Unterordnung und Zufammenfegung 
kann eine drei= und vierfade fein. So waren z. B. in Theffalien die einzelnen Städte, Gaue 
und Demen felbftändig, vereinigten ſich wieder in einem Bundeöverein der Stämme, dieſe 
wiederum in dem der vier theffaliichen Hauptoölferfhaften, dieſe in vem allgemeinen theffalifchen 
Bunde, der dann wieder ein Glied des höchſten griechiſchen Nationalvereind bildete. Noch zahl: 
lofe andere Verſchiedenheiten ver Bundesvereine laflen ji denken. E8 kann in ven Bundes: 
vereinen die monarchiſche, ariftofratifche, vemofratifche Korm, und zwar entweder eine unmittel- 
bar demofratijche, wie in Griechenland (ſ. Achaifcher Bund), oder die repräfentative, wie in 
Amerika, vorherrihen. Es können ferner die Staatenvereine eine ganze Nation umfaffen, wie 
die allgemeine griehiihe Amphiftyonie, oder nur einzelne Theile, wie ver Ahäiihe Bund. Ge 
fann an der Spige der Bundedvereinigung entweder bloß ein gemeinſchaftlicher Monarch fteben, 
wie In Schweden und Norwegen, oder eine durch verſchiedene Vertreter der vereinigten Staaten 
gebilvete Bundesgewalt, wie in Deutfchland und der Schweiz. Es fünnen die Bundesflaaten 
bald bloße Staptftaaten und nur NRepublifen fein, wie in ven Bundeövereinen der Alten in 
den italienifchen und deutſchen Städtebündniffen im Mittelalter, bald, wie in Norbamerifa, 
bloße Landesſtaaten, oder au, wie in Deutichland, theils ſtädtiſche Nepublifen, theild monar: 
chiſche Staaten aller Art. Sie fönnen theils jelbft wieder bejondere Unterthanenländer Haben, 
bie entweder, wie jegt in Beziehung auf Deutſchland die außerveutfchen Länder von Dänemarf, 
von den Niederlanden, von Dfterreich und Preußen, an der Verfaffung des Bundeslandes und 
ded Bundes jelbit gar feinen oder doch, wie früher die Unterthanenländer mebrerer Schwei— 
jercantone, nur einen ſehr befchränften und mittelbaren Antheil haben. Offenbar aber nod 
wichtiger ald alle dieſe Unterfchieve find die, ob die Bundeövereine nur ein Bündniß begründen, 
wie die verihiedenen Goalitionen gegen Frankreich, oder einen Staatenbund, wie jegt Deutſch— 
land, oder einen Bundesftaat, wie jegt Norbamerifa und die Schweiz. 

Wird nun wol, mit dem Blick auf die Natur der Sache jelbft und auf die Gefchichte, jemand 
leugnen wollen, daß die Bundesverhältnifle, ihre Aufgaben und ihre VBerfchiedenheiten höchſt 
wichtig find, wie denn auch ſchon oben (I, LXII.) ein vollkommenes Föderativivftem als 
die höchſte und reichfte politiiche Organifation dargeftellt wurde? Wird man verfennen, daß das 
Schickſal, die Freiheit, die Exriftenz und Gultur der Völker oft ebenjo fehr und noch mehr von 
der richtigen Auffaffung und Geftaltung ihrer Bundesverhältniffe als von ihren Staatsver— 
faffungen abhängen? Wird man leugnen, daß diefe richtige Auffaffung und Behandlung zu— 
fammengejegter Verhältniſſe jchwieriger, und daß zugleich die Theorie derjelben ungleich ver: 
nachläſſigter ift ald vie des einzelnen Staats und feiner Verfaffung ? 

1. Eintheilung der Bundesvereine. Für jedes gründlihe Wiffen ift e8 Grundbedin— 
gung, daß man die Gegenftände deifelben, ihre gemeinſchaftliche Natur, ihre weſentlichen Unter: 
fhiede und ihre verfchtedenen Gattungen kenne, und daß man für diefen Zwed in einer er: 
Ihöpfenden richtigen Gintheilung das ganze Gebiet derſelben umfafle und überfehe. Hiermit 
muß daher nicht blos in der Naturlehre und ihren Zweigen, in Mineralogie, Botanik, Zoologie, 
fondern auch in der Politik alle gründliche, wiſſenſchaftliche Erkenntniß beginnen. Doch iſt in 
der Politif ſolche gründliche Gintheilung und Entwickelung der politifhen Vereine und ihrer 
verſchiedenen Natur, wenn auch einzelne der größten Politiker, wie Ariſtoteles und Montes- 
auieu, eine jolde zur Grundlage ihrer Syſteme zu machen ſuchten, noch gar fehr vernachläſſigt, 
indem die neuern Rechts- und Staatslehrer ſich oft zu einjeitig auf die logiſche Entwickelung 
aus rein philoſophiſchen Prineipien beihränfen. Aber jelbft Ariftoteles und Montesquien be: 
ſchäftigen fich vorzüglich nur mit der Natur und der Verfchienenheit der Staaten und vernach— 
äfjigen ebenfall® die Qundesvereine, fo hoch fie auch vorzüglich der legtere preift. 

Jede gründliche Eintheilung in jedem Gebiete des Willens muß von den Grundprincipien 
der Wiſſenſchaft in ihrer Beziehung auf die verſchiedene Natur der Gegenftände ausgeben. Sie 
wird ſonſt zufällig und willfürlih. So wäre 3. B. in juriftifcher Hinficht eine Eintheilung der 
Sachen in lebendige und todte, oder in organiſche und unorganiſche verkehrt, obgleich ſie in Be— 
ziehung auf die Naturwiſſenſchaft höchſt wichtig iſt. In rechtlicher Hinſicht müſſen alſo die höch⸗ 
Ren und weſentlichſten Verſchiedenheiten der Bundesvereine — denn nur von dieſen iſt hier die 
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Rede — ausgeben von der wejentlihen Verſchiedenheit ver Grundgeſetze oder der Zwecke und 
Grundbebingungen der Vereine. Alles Recht und feine Verfhiedenheit entfteht durch die Vereine 
der Menſchen (f. I, XLI. LXT), und der Bund ſelbſt ift feinem legten wefentlihen Merkmal 
nach ein Verein, ein Vertrag. 

Die erfie Hauptverfhiedenheit der Bundesvereine muß alfo ebenfo wie die der Staaten von 
den Hödfien Grundprincip oder Grundgefeg ausgehen, weldes die an Thatkraft übertwiegende 
Mebrbeit der Bereinsglieder und die Natur ihrer Vereine beftimmt. Wie für die Staaten 
jelbft, fo werden alfo auch für die Bundesvereine die Verfaſſungen, je nad) der Vorherrſchaft 
des finnliben egoiſtiſchen, des blinden Glaubens- oder des Bernunftgefeges, entweder despotiſch, 
oder theofratiih, oder freibeitlicdh fein. ?) Die weitere Begründung und Entwidelung diefer 
Gintheilung müfjen wir der Lehre von der Staatöverfaffung überlaffen. Nur das ift hier noch 
zu bemerken, daß es ein Hauptgrundſatz der Politik fein muß, wenigſtens ſoviel als möglich die 
bleibenden Bundesvereine zwiſchen Staaten von verſchiedener, despotiſcher, theokratiſcher und 
freier, Grundverfaſſung zu vermeiden. Denn entweder wird fonft ver Bund keine Kraft und 
Dauer haben, innerer Anarchie oder bei dem erjten gefährlichen Angriff äußerer Unterjodung 
anbeimfallen, oder je nachdem die Anhänger des despotiſchen Princips, oder die des theokrati⸗ 
ſden, oder bie des freien überwiegen, werden die Principien der andern mehr und mehr inner: 
lich gehemnit oder umgewandelt und unterjocht werden. Mögen bie freien Staaten und Regie— 
tungen in folden unglüdligen Vereinigungen es ftetd als die Grundbedingung ihrer Griftenz 
enfeben, vor allen ihr Örundprincip Fräftig zu behaupten und ihm Gingang zu verichaffen, oder 
ir And verloren. Bon niedern Stufen fann man, ohne ſich felbit und feine Griftenz aufzuge: 
en, zu den höhern fortfhreiten, nicht umgekehrt! Offenbar liegt hier die größte Gefahr des 
ordamerikaniſchen Staatenbundes zwifchen Sklavenftaaten, deren Fundamentdespotif ch ift, 
md zwiſchen Nichtſtlavenſtaaten. (S. Amerifa: Sflavenfrage.) Auch die Forderung der 
kurihen Bundesitaaten, daß feiner von ihnen despotifch fei oder werde, ergibt jich bier. 

Rach der Verſchiedenheit der höchſten Grundprincipien ift feine andere fo weſentlich als die 
rad dem rechtlichen Zweck und nach den rechtlichen Grundbedingungen der Vereine. Nach diefer 
ıllgemeinen weſentlichen Hauptabtheilung und rechtlichen und politifchen Verſchiedenheit (f.1,L1.) 
ind alle geſellſchaftlichen Vereine der Einzelnen und der Staaten unter der Herrſchaft des 
Rechtsgeſezes — entweder: 

ſtaatsrechtlich und begründen gemeinihaftliche ober ſtaatsrechtliche Rechtsverhält— 
niſſe, wobei die Theilnehmer zu einen fouveränen Gemeinwefen oder einer — gemeinfhaft- 
lisen jouveränen Perfönlidkeit vereinigt und als Gliever derfelben ihrem Gefammt: 
villen unterworfen find. Gin folder Verein von Staaten, welche zu einem großen Theil ihre be⸗ 
ondere perfönliche Souveränetät der Souveränetät des Gemeinweſens geopfert haben, heißt 
in Bundes= oder auch ein Völker-, over ein Staaten: Staat, ein Reich im ältern 
Sinne. Oper es find die Vereine: 

nur privatrehtlih — und dieſes heißt in der Anwendung auf abgefondert nebeneinander 
ichende Völker: rein völferrehtlih — und begründen bloße völferrechtliche Verhältniſſe, 
vobei Die Theilnehmer nur als abgeſonderte ſelbſtändige Rechtsſubjecte oder Perſonen gegen: 
iberftehen. Soldergeftalt verbündete Staaten, welde ihre perfönliche Souveränetät behaup⸗ 
en, bilden die blos völferrehtlihen Bunpesvereine. Diefe ſelbſt aber begründen wie: 
“tum entweder: 

einen Staatenbund, in welchem mehrere fouveräne Staaten dauernd einen Inbegriff 
brer äußern Souveränetätdrehte gemeinfhaftlih oder zum Miteigenthum machen. 
dr: fie bilden : 

ein bloßes Staatenbündnif, oder eine Allianz, worin mehrere fonveräne Staaten 
erübergebend durh obligationenrechtlichen Sorietätövertrag zu beftimmten Ver: 
agsleiſtungen ſich verpflichten. 

Schon aus dieſer Bezeichnung ergibt ſich, daß die verſchiedenen Rechtsverhältniſſe dieſer drei 





!) Bgl. über die Natur und Verſchiedenheit der Staaten und ihrer Verfaffungen K. Th. Welder's 
rien, 1, $.49, S. 322 fg. und unten den Art. Staatsverfaſſung. Despotiſche YBundesverhältniffe 
en ſich Leicht durch despotifche Oberherrfchaft eines Stammes und Stammhauptes über verwandte 
kimme; fo meift in Afien, doch zeigt audy das römifche und das fränfifche Reich wentgfiene theilwe iſe 
wiches. Theokratiſche Bundesſtaaten ſehen wir bei den alten Hebräern und in dem großen päpftlicyen 
Stämreiche des Mittelalters. * 
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Gattungen der Staatenvereine, oder daß fih 1) der Bundedftaat, 2) der Staatenbund und 
3) das Staatenbünpniß auf zwiefache Weife wefentlich unterſcheiden. 

Zunächſt — und dieſes ift für Nichtjuriften die Hauptſache — unterfheiden fie fich nad) den 
Hauptſeiten oder Hauptfreifen aller gefellihaftlihen Verbältniffe, indem nämlich der Bundes: 
ftaat vem Staatdre ht, dagegen der Staatenbund und das Staatenbündnig dem Völfer- 
recht angehören. 

Alle drei Vereine unterſcheiden ſich zugleich nah der verfchievenen rechtlichen Natur der 
dreifahen Kauptverhältniffe oder Haupttheile alled Rechts in jevem Nechtöfreife, mie fie die 
tiefe römische Jurisprudenz ebenfo für den Rechtskreis des Staats- und Völkerrechts wie für 
den des Privatrechts aufftellte. Alle Rechte jind nämlich entweder: 

1) privat: und Öffentliche Perſönlichkeits- (oder Status-) oder Verfaffungsredte; oder: 

2) Sachen- oder reale Herrſchaftsrechte; oder: 

3) Verkehrs- (oder Obligationen=) oder Verwaltungsrechte. 2) 

Der Bundesftaat hat nur, wie jih ergeben wird, ſtaatsrechtlichen und flatußrechtlidhen, der 
Staatenbund völferretlihen realen, und das Staatenbündniß völkerrechtlichen obligationen- 
rechtlichen Eharafter. 

68 follen nur dieje drei Öauptgattungen der Staatenvereine nad) ihren verſchiedenen we— 
fentlihen Merkmalen und Rechtsverhältniſſen, welche zugleich die Hauptgefege ihrer Politik und, 
die Grenzen ihrer Gewalt beftimmeu, genauer betrachtet werden. 

IL. Die weſentlichſten Aufgaben und die verfhiedenen Hauptcharaktere 
der verfhiedenen Staatenvereine A. Der Bundesitaat. Als die weientlichfte Auf: 
gabe auch eines jeden Bundeövereind darf e8 unftreitig betrachtet werden, daß er feinem Grund: 
harafter, daß er ſich felbit treu und confequent bleibe und jih harmoniſch auszubilden ſuche. 
Er darf richt irre und wirre hin- und berfhwanfen, Widerftreitendes in fi aufnehmen und 
fo entweder Kraftlofigkeit und Auflöſung oder Unterdrüdung und Revolution herbeiführen. 
Daher eben find die folgerihtigen Charaktere der Vereine nah der Natur verfelben zugleich 
die richtigen Anforderungen für ihre Behandlung oder für ihre Bolitif. 

Zur beſſern Beranfhaulihnng der Natur des Bundesftaats beziehen wir und auf die obige 
Darftellung der merkwürdigen griehifhen Bundesverfallungen (ſ. Achaifher Bund). Ebenſo 
verweiſen wir auf die Einrichtungen der deutihen Reichsverfaſſung, die zu ihrem Unglüd frei— 
lich leider aud) einigen der wichtigften Geſetze des Bundesſtaats nicht treu blich. Vorzugsweiſe 
aber werden die Bundeseinrihtungen von Nordamerifa und der Schweiz ?) das Wefen des 
Bundesftaats veranihauliden. In Beziehung auf fie dürfen wir nämlich, der vielfeitigften Zu— 
flimmung gewiß, unfere frühere Meinungsäuferung wiederholen: „Von allen Bundesftaate- 
verfaffungen ver Welt war nie wol eine vollfommener und naturgemäßer, beffer abgewogen 
und genauer den höchſten Grundjägen und wichtigsten Bedürfniſſen entiprechend, ald die nord— 
amerifanifche, jeitvem die unglücklichſten Folgen die Mangelbaftigkeit des bloßen Staatenbun- 
des von 1776 enthüllten, ſodaß derfelbe durch die Konftitution der Vereinigten Staaten vom 
17. Sept. 1787 in einen wirflihen Bundesftaat umgewandelt wurde *), und ald die ſchweize— 
rifche nad der gleichen Immandelung im Jahre 1848 (12. Sept.). Ein halbes Jahrhundert 
bat die amerikaniſche Bundesverfaffung unausgefegt in der Erfahrung diefe feltene Bortreff- 
lichfeit bewährt, die höchſte und ſchwierigſte Aufgabe ded Bundesftaatd gelöft. Mit der größten 
Freiheit und freien befondern Entwidelung und Bewegung der einzelnen Bürger und der ein: 


2) Dal. K. Th. Welder's Syftem, I, $$. 4T—51. Hier find auch die drei höchſten Rechtsprincipien 
für diefe drei Theile nachgewiefen, nämlich 1) das eines fteten, würdigen und freien Lebens für die per- 
fonenrechtlichen Verhältniffe, 2) das der Bewahrung der Gleichheit und gleichen Unverfeglichfeit für Die 
realen Rechtsverhältniffe, und 3) das der treuen Erfüllung der einzelnen Verpflichtungen für die Ver— 
fehrsverhältnifte. (Honeste vive, neminem laede, suum cuique tribue!) 

3) Dgl. K Th. Welder, Über Bundesverfaflung und Bundesreform, über Bildung und Grenzen ber 
Bundesgewalt (Stuttgart 1834), ©. 25. Diefe Stift, welche, wie ihr Titel bemerfte, zunächſt zur 
DVermittelung ber verichiedenen Plane für die ſchon damals lebhaft verhandelte ſchweizeriſche Reform 
beftimmt war, hat nad) der Berficherung der einflugreichiten Begründer diejer Reform wefentlich mit— 
gewirft für den Sieg des jegigen richtigen Syſtems. 

4) Hamilton fagt im „Foederalist‘ von der. frühern Zeit des bloßen Staatenbundes: „Man fann 
mit Recht behaupten, daß die Vereinigten Staaten den tiefften Grab der volitifchen Grniedrigung er: 
reicht haben. Alles, was den Stolz eines Volfs beleidigen oder feinen Sharafter herabiwürdigen fann, 
haben wir erfahren.‘ So wird man einft nach der glädlich vollbrachten deutſchen Bundesreform noch 
mit viel größerm Necht von Deutfchland fagen. (S. den Art. Belagerungöftand, Il, 464—482.) 
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zelnen Bereinsftaaten hat fie bie ſtärkſte und Fräftigfte allgemeine nationale Bereinigung und 
Staatseinheit und Staatsmacht verbunden und hierdurch ohne blutige Groberungen einen von 
Jahr zu Jahr immer grögern Kortfhritt an Wohlſtand und Cultur begründet, ſowie e8 bisher 
nur in den Idealen der Philoſophen möglich ſchien. Und gewiß, man muß bei fo vielen Keimen 
und Beranlaflungen in Störungen und Hemmungen, bei jo vielen Gefahren und Schwierig: 
feiten, wie fie wahrlich auch dort fi finden, das Hauptverdienft diefes beiwundernäwürdigen 
Rejultats in der Vortvefflickeit der Verfaſſung ſuchen, nit in bloßen äußern Zufälligkeiten. 
Das legte thun freilich ſolche ſophiſtiſche Knechtſchaftsapoſtel, welche den Freiheitäfreunden bei 
ber Hinmweifung auf England entgegnen, dort fünne die Freiheit nur beftehen wegen ber 
Infellage, bei Berufung auf die mitten zwifchen vielen großen und Heinen Staaten gelegene 
Schweiz aber hier diejelbe fürein Product dev Berge erklären, und wenn man an die Dithmar— 
ſchen und Holländer erinnert, ihren Grund alddann in der Ebene und in den Niederungen fu: 
Gen. Nur zwei Gebrechen muß allerdings der Freund der Freiheit und der fortfchreitenden 
Menſchheit bei aller Bewunderung der nordamerifanifhen Bundeöverfaffung offen anerken- 
nen. Das eine befteht darin, daß durch die desvotiſche Negerjklaverei in einem großen Theile 
der einzelnen Freiftaaten jener oben aufgeftellte Hauptgrundfag verlegf und neben das Princip 
vernunftrehtliher Freiheit und feine freien geſellſchaftlichen Verhältniffe die des Despotismus 
‚und Egoismus geftellt find. Wenn freilich in diefem bereitd auf fo gefahrdrohende Weife fühl: 
bar gewordenen unvereinbaren Widerfprucd nicht das fittliche Princip der vernunftrechtlichen 
Freiheit das entgegengejegte befiegte und ausftieße, alddann müßte unvermeidlid, ſowie einit 
bei dem römiſchen Reiche, welches nah taufendjähriger ſcheußlicher Sklaverei auch ver Bürger 
endlich völlig zerftört wurde, das böſe Princip täglich mehr fein Gift und feine Herrſchaft ver: 
breiten, und zwar um fo mehr, da diejelbe ver Hauptfahe nad) ohne allen Vergleich verbreche— 
riſcher, alfo aud) für die Freien moralifch vergiftender ift als die Sklaverei im Alterthum. Diefe 
fann jogar unfhuldig genannt werden im Vergleich mit der nordamerikaniſchen.“) Mehr als 
alles andere wird die Löfung der Sflavenfrage über die Dauer der amerifanifhen Freiheit, 
über den Werth ded amerikanischen Volkes entſcheiden. Ein anderes Gebrechen der nordamerika— 
niſchen Bundesverfaffung, welches ähnlich wie die Sklaverei dem Grundprincip des freien Staats, 
der Sittlichkeit widerspricht und das Prineip ver Despotie, die Selbſtſucht, nährt, und daher täg— 
lich verderbender und untergrabender wirft, ift die ald Recht dem Präſidenten zugeftandene will 
fürliche Entlaßbarkeit aller Beamten des Bundesftaatse, Man glaubte, nur durd) jie würbe eine 
möglihft vollfommene und jchnelle Vollziehung des Regierungswillens möglich fein. Aber vie 
altbourbonifche, die jafobinifche, die Napoleoniſche und Ludwig: Bhilipp’fhe Regierung, fie alle 
haben es genügend erwielen, daß die Ginrihtung nicht eine rechtliche und tüchtige, daß fie viel— 
mehr eine deöpotijche, der Willfür der Verwaltung dienende fei, welche Verderbtheit ver Beam: 
ten und eine allgemeine Corruption vorzüglid aud der Wahlen, furz jenes Spigbubenfyftem 
erzeugt, das die Kreiheit und die Berfaffungen untergräbt, die Negierungen flürzte, und dad 
Volk bis zur Verzweiflung an der Möglichkeit einer freien Verfaſſung verderbt. Nordamerika 
ift durch die allmählich immer verderblichere Einwirkung dieſes und vorzüglich des erften Ge— 
brechens felbjt mitten in ver Zunahme feiner materiellen Größe bereits den gefährlichften Zerrüt- 
tungen anheimgefallen und wieder um den ſchönſten Theil feines Ruhms und feiner Achtung bei 
den geütteten Völkern gekommen, und es dient jegt bald ähnlich zur Abſchreckung vor der Frei— 
beit wie früher zur Aufmunterung für fie. Während alfo Norbamerifa tief eingreifende Schäden 
auszuftoßen hat, braucht die bereitd durch die glänzenditen Erfolge gefrönte neue ſchweizeriſche 
Bundesverfaffung nur die Entitehung ähnlicher Krebsſchäden zu verhindern, um den ehrenvoll: 
fen und durch Bewahrung des Grundprincips, des freien Bundesſtaats wie des freien Einzel: 
ftaats, einen beneidenswerthen und glüdlihen Zuftand der Nation auch fernerhin zu fihern. 
Der rechtliche Grundcharakter des Bundesſtaats aber, oder des ftaatörehtlihen Staaten: 
vereind beſteht nah dem Obigen (ID) darin, daß in ihm mehrere unvollfommene fouveräne 
Staaten zu einer höhern moraliſchen Perjönlichfeit oder Univerjitas, und zwar zu einer ſtaats— 
rechtlichen oder zu einer gemeinſchaftlichen höhern Staatöverfaffung, zu einer Staatdeinheit, zu 
5) ©. hierüber den Art. Amerika, I, 463 fg. Iefferfon, in Notes sur la Virginie, ©. 214, fagt 
ehr ſchön über die faft höhnifche Vernichtung jener amerifanifhen Berfaffungsprincipien von ange: 
berenen Menfchenrechten durch die Sklaverei: „Wie fann die Freiheit eine Stätte finden in biefem 
tande, wenn die einzige feſte Grundlage, auf welche fie begründet werden muß, zerflört wird, naͤm⸗ 
ih die gemeinfchaftliche fefte Überzeugung, daß die Breiheit ein Gefchenf von Gott ift, welches nies 
wand antaften fann, ohne fic) feinem Zorm auszufegen. Ich zittere für mein Vaterland.‘ 
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einem fouveränen Oberftaate, Reichs- oder Staatenftaate vereinigt und ihm untergeordnet find. 
In diefer feiner rechtlichen Natur jind nun folgende bejondere Merkmale und Forderungen be= 
grünvet, deren vollfonmenere oder mangelhaftere Verwirklichung man leicht als die Grundlage 
der Kraft oder ded Verfalld ver Bundesftaaten aud in ver Gefchichte erkennen wird: 

1) Der Zweck, durch melden und für melden ji mehrere befondere Staaten einem höhern 
Gefammtftaate unterorpnen, ohne doch zugleich ihre beiondere Eriftenz und Souveränetät 
gänzlich aufzugeben, kann vernünftigerweife gar fein anderer fein als einestheild ver Staats = 
zweck oder der Nationalzwed jelbft. Es ift der umfaſſende, bleibende Meufchheitszwed der 
Nation, oder die dem gefellichaftlichen Berfaffungsgefeg entſprechende rechtliche Schützung und 
Förderung ihres Geſammtzwecks (ſ. 1, XL). Diejer Zweck ift jedoch andererfeitd nur infoweit 
Bundeszwed, ald deffen Börderung und Schügung nicht genügend ſchon von den bejondern 
Staaten bewirkt werben kann. Nur infoweit dieſes nicht der Fall ift, fol der Bundesitaat für 
die einzelnen, in befondere Staaten getheilten Stämme einer Nation daſſelbe fein, was der 
Staat für die einzelnen Familien ift. Cine Beihränfung der einzelnen Staaten durd die Bun— 
deögewalt wird nur injoweit anerkannt, ift nur infomweit vernünftig. Inſoweit aber bezieht ſich 
der Bundeszweck, außer der innern und äußern Sicherung des Vereind und aller Bereindftaaten, 
auch auf das Geſammtwohl der Nation. Diejed erkannten die griehiihen Bundesvereine an 
(f.1, 119). Es erfennt died auch vie nordamerikaniſche Bundesverfaſſung an, indem fie [bon an 
der Spige der Unionsurkunde außer der innern und äußern Sicherheit aud den Zweck auf: 
ftellt: „vie Gerechtigkeit zu befeitigen, die allgemeine Wohlfahrt zu Fördern und und fowie 
unjern Nachkommen den Segen der Freibeit zu erhalten‘ ; indem ſie es ferner ebenfalld aus— 
drüdlich ald Aufgabe der Buudedgewalt erklärt, „das Aufblüben ver Willenfhaft zu beför- 
dern“ ; indem fie endlich durd ihre wichtigften Beſtimmungen über eine ganze Reihe innerer 
Verhältniffe, z. B. über die Rechte der Schriftfteller, über Handel, Münz: und Voſtweſen, Maß 
und Gewicht, Notariat, Eriminalgerichte, Preßfreiheit, Religionsfreiheit u. f. w., diefem End: 
zweck entfpricht (Gonft., Art. l, IV, und der Anbang). Ebenjo nimmt die neue Schweizerbundes: 
verfaffung ausdrücklich aud „den Schuß der Freiheit und der Nechte ver Gidgenoflen und Be— 
förderung ihrer gemeinfamen Wohlfahrt” in ven Bundeszwer auf und fhügt, übereinftimmend 
mit der amerifanifchen, ausdrücklich beionderd wichtige Staatszwecke. Namentlih überninmt 
fie ebenfalls folhe Verwaltungsgegenftänvde auöſchließlich, welche am beten von der Gemein: 
ſchaft gleihförmig gefeglich beftimmt und verwaltet werden, wie das Poſt- und Münzwejen, vie 
Zölle, Maß und Gewicht (Art. 74, 11). 

2) Der Bundesftaat begründet zur Verwirklichung bed hier als Vereinsgeſetz anerkannten 
nicht blos äußerlichen, fondern moralifhen und innerlicen (oder nationalen) höchſten Zwecks 
. und Lebenögejeged und als eine moraliſch-perſönliche Einheit der verjhiedenen Staaten eine 
innerlihe und äußerliche Bereinigung aller Bunvesglieder zu einem wahren und 
zugleih zu einem fouveränen Örmeinmwejen. Diejes jelbft aber begründet als ſolches 
wiederum: 

A. eine allgemeine und abjolute Gültigkeit der Stimmenmehrheit in allen gemein: 
fchaftlihen Angelegenheiten, aut ſelbſt ven wichtigiten ; 

B. einen nicht blos nad außen, jondern auch als oberberrliche oder ald Negierungsgemwalt 
nad innen gegen die Bundesregierungen gültigen fouveränen Gejammtmwillen zur 
Berwirklihung jenes Zwecks. Solche Einheit, folder Geſammtwille und ſolche Gewalt ver: 
wirfliden fi aber ihrer Natur nah a) durd eine wahre geieggebenvde und b) eine richter: 
lihe Gewalt und c) dur eine vollziehende, alſo nicht blos eine Kriegs-, ſondern eine organiz 
firte geiegliche Zwangdgemwalt des Bundes für feinen umfaſſenden Zweck. 

C. Eine folhe Gewalt aber begründet eine wahre Gehorſams- oder linterthanen- 
pfliht aller Bunvesregierungen und mithin: 

D. eine wejentlihe nicht blos reale, fondern perfönlihe Beihränfung ihrer Sou— 
veränetät. 

In Norbamerifa ift alles dieſes anerfannt, ebenfo wie früher in ben griehiihen Bundes— 
verfaflungen, im Deutichen Meich und jegt in der Schweiz. 

In Norvanıerifa namentlich if, als jih von ſelbſt verftehend, fir alle Bundesbeſchlüſſe, 
felbit für die über Abänderung ver Verfaflung, die Stimmenmehrheit der Bundeöglieder und 
ihrer Organe anerfannt. 6) 


6) Norvamerifanifche Gonftitution, I u. IV, V, VI. 
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Durch fie und den höhften grumdgefeglihen Zweck entſtehen Hier wahre anerfannte fon- 
zeräne Geſetze, nicht blos völkerrechtliche Bundesverträge. Diefes iftes, was die amerifanifchen 
Gubliciften, namentlih auch Story, ald einen wefentlichen Grundcharakter des amerifanifhen 
Bundeöftaats hervorheben, 

Aud haben in Amerika viele in allen Bunveöftaaten gefeglich und bleibend errichtete Bun⸗ 
deögerihtähöfe und in höchſter Inftanz ein eben ſolches höchſtes Bundesgericht wegen jeder Vers 
legung ingendeined Bundeögefeges von feiten einzelner oder der Behörden eines einzelnen 
Staard, ferner inallen Sachen, Ivo der Bund ald Kläger oder Beklagter auftritt, in allen Streis 
tigfeiten der Bundeöflaaten untereinander oder mit fremden Staaten, und in beftimmten 

Strritigfeiten der Bürger u. ſ. w. eine audichliehliche, in alfen Straffahen ohne Ausnahme 
aber eine mit den Vereinsſtaaten concurrivende gejeglihe Richtergewalt.) 

Auf gleihe Weife hat die nordamerifanifche Bundesregierung eine völlig felbftändige 
fouveräne Voll ziehungs⸗ und Zwangsgewalt. Sie hebt unmittelbar vie nöthigen Truppen 
felbft aus, rüftet und bilvet fie zu einer ihr allein unterworfenen Land- und Sermadt und be⸗ 
ichligt fie allein, ohne daß felbft die einzelnen Staaten eine ſtehende Kriegsmacht oder auch nur 
ein Kriegäihiff befigen dürften. Sie hat das Recht, die Bürgerfolbaten in jedem Staate, welche 
allein gegen Bürger gebraucht werden dürfen, zur Vollziehung aufzubieten. Sie ſchreibt aus, 
erbebt und verwaltet ebenjo alle für die Bundeszwecke nötbigen Steuern und ernennt und be: 
febligt alle ihr nöthigen Vollziehungsbeamten. *) 

So begründet denn der norpamerikanifche Bundesftaat für Keinen umfaffenden Zweck und 

den dadurch beſtimmten Inbegriff innerer und äußerer Regierungsrechte eine, wenn auch be: 
fhränfte, doc wirkliche fouveräne Oberregierungsgewalt über das ganze Bundesgebiet, allge⸗ 
meine Geborjamd: und Unterthanenpfliht für die Regierungen und Bürger und eine große 
Beſchränkung jelbt der perfönlihen Souveränetät der erftern, ſodaß diefelben nie unbeihränft 
„omveräm’ genannt oder gar die Bewahrung „ihrer Souveränetät‘ ala Bundeszweck erklärt 
werden Förante. Dieſes fiel aud den Orundgejegen der griechifchen, fchtweizerifchen und norbame: 
rilaniſchen Bundesſtaaten niemals ein; ebenfo wenig denen des frühern Deuthen Reiche. Doch 
wurden die deutſchen Reichsgeſetze zu großem Unglüd Deutſchlands in diefer Beziehung ſpäter 
immer fehlerhafter. : 

3) Der Bundesftaat begründet nach Zweck und Grundgefeg gleich jevem Staatsverein und 
jedem perſonenrechtlichen oder Statusverhältniß nicht blos einzelne beftinnmte vorübergehende 
Obligationd oder Vertragsverbindlichkeiten, er begründet vielmehr, ähnlich wie z. B. auch das 
älterlihe, kindliche oder eheliche Verhältniß, einen zum voraus nie im einzelnen erſchöpfend zu 
beftimmenden Inbegriff wahrer Statusrehte und Pflichten, welde, wie aud bie 
im Privatrecht, z. B. die der Perfönlichfeit, der Ehre, der Familie, ſtets auch das Innere ber 
Gejellihaftöglieder, aljo hier wejentlih aud die innern, ftaatsrechtlihen Verhältniſſe mit- 
befaſſen, und wobei bie Rechte zunächft aus den Pflichten ſich ableiten, nicht umgekehrt. 

Hierdurch aber iſt num noch keineswegs eine grenzenlofe, unbefchränfte Bundesgewalt über 
die Innern Berhältniffe der Vereinsftnaten begründet. Diefe würde ja Deöpotisnus und Ver: 
nichtung alles Rechts und jeder Selbftändigfeit der Vereinsſtaaten, alfo zugleich Vernichtung 
aller Rechtlichteit wie der ganzen Natur ded Bundesftaats jelbft begründen.?) Sowie vielmehr 
im Hecht eine jede Gewalt, jo ift vollends auch alle rechtliche Oberregierungögewalt im Bundes- 

ſaaie begrenzt. Sie iſt es theild durch die allgemeine Natur des Rechtsgeſehes, theild durch die 
beiomdere Begründung und die befondere rechtliche Natur des Bundesftaats. Sie ift begrenzt 
eineötbeild dur die Natur des gefellihaftlihen Rechtsgrundgeſetzes, mithin durch die allge: 
meine rechtliche Freiheit aller Gejellfchaftäglieder. Nach ihr erfannte z. B. im Deutſchen Reiche 
der Raifer Leopold 1. feierlich an, er dürfe nimmermehr zu einem Gefeg einwilligen, welches ven 
deutihen Bürgern dadgrundverfaflungsmäßige Recht der Steuerbewilligung verlegte. Andern⸗ 
theilö aber ijt fie auch noch, abgejehen von individuellen Gonftitutionsbeftimmungen , be— 
ſchränkt durch Die rechtliche Natur ded aus freien Ginzelftaaten zufammengefegten Bundesſtaats, 
und durch jeinen Zwed, die nationale Gefammtaufgabe nur infoweit zu fördern, ald dazu die 
ifolirte Wirtſamkeit der einzelnen Regierungen grumdvertragsmäßig als unzureichend aner⸗ 


— — 


V Gonfitution der Vereinigten Staaten, II. 
8) Gonftitution, I, 8. — ’ 
9) vesharb geht der despotiſche Bundesverein fo wie einft der lateinifche oder römische in einen eins 
fachen despotifchen Staat über. 
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kannt wird. Darf ja doch auch der freie ober rechtliche einfache Staat die rechtliche Freiheit feiner 
Glieder nicht verlegen und diefelbe aud durchaus nicht weiter befhränfen, als fie diefelbe im 
freien Grundvertrage nad) dem allgemeinen Rechtsgeſetz und Staatözwed oder durch befonvere 
Bertragsbeftimmungen beſchränkt haben, oder noch außerdem durch neue Ginwilligungen, z. B. 
Steuerbewilligungen, in einzelnen Beziehungen ſelbſt beihränfen. Es darf alfo dieſes noh 
weniger ein Bundesſtaat thun. Ja die Regel wird fo, wie e8 im freien nordamerikaniſchen 
Bundesftaat ebenfalld anerkannt ift, die rechtliche Freiheit, die der einzelnen und die Gelbftän- 
digfeit der einzelnen Bundesſtaaten bilden. Die rechtliche Bermuthung wird alfo im allgemei= 
nen für fie, fie wird für die Freiheit flreiten. Diefes ift in Beziehung auf die Selbftändigfeit 
der Bundesitaaten um fo natürlicher, da ja auch ſchon nad dem Endzweck ded Bundesſtaats Die 
Bundeögewalt feineswegs, wie Dreſch 10) behauptet, fih über alles erſtreckt, ſodaß der befondern 
Regierungsgewalt des einzelnen Vereinsſtaats nur das und fovielzuftehe, als ihr jene übrig zu 
Iaffen für gut finde. Vielmehr fol ja umgekehrt die Bundeögewalt nur alddann und in den 
Beziehungen eintreten, in welchen nad) Anerkennung des Bunveövertrags die einzelnen Regie: 
rungen nicht völlig ausreichen, in welchen alfo fie in diefem Sinne etwas übrig laffen. Aber in 
Beziehung. auf diefe Berhältniffe und den unendlichen Gefammtzwed, der in ihnen verwirklicht 
werden foll, begründet freilich der Bundesftaat nicht blos einige einzelne genau zum voraus 
beftimmte Befugniffe, fondern ganze Klaffen und ganze Inbegriffe von Rechten für die Bundes— 
gewalt. Sp z. B. in Beziehung auf die auswärtigen Verhältniſſe oder die fogenannten äußern 
Hoheitsrechte, wobei ed dem Bundesſtaat fogar natürlich ift, daß die Bundesgewalt, ſowie Die 
norbamerifanifche, diefelben ganz übernimmt. So ferner in Beziehung auf eine in höherer In— 
ſtanz audzuübende Förderung aller nad der Natur der Sache oder nad der Beitimmung des 
Bundesvertragd der gemeinſchaftlichen höhern Leitung bedürftigen innern Staatdzwede, wie 
3. B. in Amerifa der Wiſſenſchaften, ver Juftiz. So vollends endlich in Beziehung auf die Bes 
wirkung freiwilliger Vereinbarungen für manche nicht der Freiheit der einzelnen Glieder ent= 
zogenen, aber in befondern Fällen der Wirkjamfeit des Bundes oder des gemeinfhaftlichen 
Zufammenwirfend bevürftigen Angelegenheiten. Solche Inbegriffe von Bundesrechten erfennt 
ausdrüdlih und in der Ausübung überall auch das nordamerikaniſche Bundesrecht an, troß 
jener erwähnten Rechtsvermuthung. So in diefem Sinne erklärt denn der Art. 12. ded An= 
hangs der Eonftitution: „Die Rechte, welche die Konftitution den Vereinigten Staaten nicht 
überträgt, ober bie fie den bejondern Staaten nicht unterfagt, find diejen refpectiven Staaten 
oder dem Volke vorbehalten.” Noch die Botichaft des Präfiventen im Jahre 1835 erflärt diefe 
Beftimmung zunähft durch die Achtung der Freiheit und der Volksfouveränetät. Sie erffärt 
ferner ben darin enthaltenen Grundfag ald ebenfo gut für die Regierungen der einzelnen Staa= 
ten wie für die des Bundes gültig. 1!) Man darf alfo daraus nicht mit manden gegen den 
ſtaatsrechtlichen Charakter ver norpamerifanifchen Union Folgerungen ableiten wollen. 

4) Die Bundeöftaaten find ihrerRaturnahNationalvereine undbegründen ein gemein= 
fchaftlices Baterland, welchem Regierungen und Bürger angehören und untergeordnet find. 
Sie gingen entweder, wie das Deutfche Reid, ſchon urfprünglid hervor aus der nationaler 
Übereinftimmung der ganzen Nation in dem Grundgefeß und in der Grundform des menſch⸗ 
lien Seins und aus dem Nationalbebürfniß einer ihnen entfprechenvden gemeinſchaftlichen Ent= 
midelung und Vervollkommnung. Oder fie ftreben doch nothwendig nad dieſer nationalen 
Bereinigung. Sie fireben theils, nämlich wenn fie früher nur einen Theil ver Nation umfaffen, 
nach Vereinigung aller ihrer Theile, wie wir es in Phönizien, Griechenland, Stalien, unter ver 
Herrfhaft Roms und früher in Deutſchland ſahen. Theils, wenn fie, wie die Schweiz und 
felbft das Deutſche Reih und Nordamerika, verſchiedene nationelle Beftandtheile in fich einigen, 
fo ftreßen fie nah immer vollflommenerer gemeinfchaftlicher patriotiicher Entwidelung, &8 
ift diefed Streben ſchon nothwendig, um die Widerſprüche zwifchen den umfaffenden, in das 
ganze innere und äußere Leben eingreifenden beiderjeitö fouveränen Gefegen fowol des Bundes 
als der Bundesländer audzugleihen. Es ift nothwendig, um dem Bunde für feine umfaflende 
Aufgabe die nothwendige innere Einheit, Kraft und Dauer zn begründen. 

5) Der Bundesftaat ift, wie die griechiſchen und der ſchweizeriſche, norbamerifanifche und 
wie, freilich leider unvollftändiger, das ehemalige Deutfche Reich, ein unmittelbarer Ver— 
einaudaller Bürgerund mit denfelben. Er begründet als ein wirfliher Staat und zwar 





10) Öffentliches Recht des Deutfchen Bundes, ©. 24. 
11) Bgl. auch Mohl, Bundesflaatsrecht von Norbamerifa, S. 134, 138. - 


Bund 137 


ala ein Staatenftaat doppeltes Unterthanenverhältniß ober doppelte unmittelbare Unterthanen— 
päidht und ein voppeltes Bürgerrecht, das Landesbürgerrecht und das nationale oder Reichsbür— 
gerredht, in welchem ſowol die Bürger wie die Regierungen ver Einzelftaaten ftehen. Diefes be: 
gründet auch für die Negierung des Bundesftaats unmittelbare Befteuerungd: (oder Finanz=) 
und Mitttärgewalt. Dagegen beftebt im Staatenbund flatt der Befteuerung die Beitragspflicht 
ver Regierungen, ftatt der Aushebung zu ftehender Bundesarnee blos die Pflicht der Negierun- 
gen zur Gentingentftellung. Der Bundesſtaat ift nicht, fo wie in neuerer Zeit immer vollftän- 
digerder Deutiche Bund, blos ein Verein der Regierungen. Die Bürger find duch das ge- 
meinſchaftliche nationale Lebensgeſetz und für daflelbe verbunden. Ihre unmittelbare Theil: 
name an der Nationalvereinigung ift jogar. der Regel nad älter als die jegigen beſondern 
Staaten und Regierungen. Die Bundedzwede und YBundespflichten und Nechte betreffen jie nad) 
dem ſchon Entwidelten unmittelbar, fodaf au in Nordamerika wie im Deutfhen Neid die 
Bunvedgefege ohne befondere Aufnahme und Publication im Lande von felbft und ald Bun: 
veögelege Die Bürger verpflichten und alle entgegenftehenven Yandesgefege von felbft (ipso jure) 
ungalfig ind. Und da, fofern die Bürger überhaupt rechtliche Freiheit haben, ihre freie Mit- 
wirfung und ihr Stimmrecht auf alle wichtigen innern Gefellfchaftsverhältniffe begründet find, 
fo mürfen dieſelben aud unmittelbar in Beziehung auf die fo unendlich wichtigen, überall ein— 
greifenden Verhältniſſe des Bundesſtaats und der Bundesregierung anerfannt fein; fonft 
würde zugleich mit der rechtlichen Freiheit dem Bunde auch alle wahre innere Lebendeinheit und 
Kraft entſchwinden. So ift alfo für Gründung und Anderung des Vereind und feiner Grund: 
gefege, überhaupt für die Beflimmungen über ihren verfaffungsmäßigen Rechtszuſtand, der Bür: 
geroderder Nation unmittelbare Mitfprache und Mitwirkung, durch Die Offentlichfeit der Bundes— 
serhäfmiffe und Berhandlungen und durch Vreßfreiheit über jie, durch Petitionen an den Bund, 
durch Recht der activen und pafjiven Wahl bei Bundesbehörben u. f. w., durchaus nothwendig. 
Nach dem Bisherigen würde alfo diejenige Gewalt, welche einer Nation, die zu einem Bun: 
desſtaat Gerechtigt ift, denfelben vorenthalten und flatt deffelben einen bloßen Staatenbund 
gründen wollte, biejelbe rechtswidrig des höchſten menſchlichen Gutes, des Baterlandes und 
vaterländifchen Staatsbürgerrechts berauben. Sie würde ihre Verlegung verdoppeln, wenn fie 
dabei noh dem Verein nur der Regierungen ded Staatenbundes Eingriffe in das innere 
Rechtsverhältniß der Bürger ver Sonderftnaten erlauben und fo aud deren Ausbildung zu 
einem freien Gemeinwesen verhindern wollte, 

6) Insbefondere aber folgt hieraus, ſowie aus der unter 3) ausgeführten Beihränfung 
einer rechtlichen Bundesgewalt (durch die fchon nach dem Rechtsgrundgeſetz den Bürgern zuftehen= 
den rechtlichen Freiheits⸗ und Bewilligungsrechte), eine eigenthümliche bleibende Orga: 
nifation. Ebenſo nothwendig, wie dem Bundesftaat eine Regierungsrepräfentation durch Ab: 
gefandte ver einzelnen Bunbesregierungen ift, ebenfo muß neben derfelben auch eine National: 
serfammlung oder Nationalrepräfentation ver Bürger ftehen. Es foll ja im Bundesftaat 
son der Bundesgewalt nicht blos in die ver Regierung allein überlaffenen Verwaltungsmaß— 
regeln, wie z. B. in die Ausübung der Hoheitsrechte über die auswärtigen Angelegenheiten, ein: 
gegriffen werden. Es werden ſtets von ihr auch Beihränfungen oder Veränderungen ber ver: 
taffungsmäßigen Freiheits- und Vermögens- wie ber politifhen Rechte der Bürger ausgehen. 
Benn nun dad allgemeine, in den Berfaffungsverträgen zwiſchen ven Negierungen und Völ— 
tern anerkannte Nechtögrundgefeg oder auch die befondern Verfaffungen irgendeine Beſtim— 
mung wicht allein dem Belieben des Regenten anheimftellen, wenn jie z. B. verbieten, daß bie 
Bürger, ohne ihre oder ihrer erwählten Stellvertreter freie Einwilligung, mit Steuern oder 
Dienften neu belaftet oder fonft in ihrer perſönlichen Freiheit befhränft werden dürfen, weil 
derjenige im ſtreng rechtlichen Sinne gar fein Gigentbum, gar feine perfönliche Freiheit mehr 
bat und rechtlich fein nennen darf, dem irgendeine Behörde, fo oft und fo viel ald es ihr beliebt, 
obne feine oder feiner Nepräjentanten Zuftimmung davon nehmen darf, fo kann natürlidh au 
im Bunde ohne Diele Zuftimmung ſolche Belaftung oder Beſchränkung rechtlich durchaus nicht 
Rattfinden. Wie könnten die Regierungen mit fremden Negierungen über die Rechte ihrer 
Bürger oder Stände, alfo über die Rechte Dritter, rechtsgültig pacidciren oder gar gegen die 
ihren Bürgern beſchworenen Freiheitsrechte mit Fremden jich verſchwören? Cine folde despo— 
tie Gewalt, von Fremden ausgeübt, wäre ja doppelt unerträglidy und ungleich gefährlicher 
als fortgefegte Verlegung blos von der eigenen Regierung. 4°) Tröfte man ſich aud ja nicht 


12) Bal. I, 465 fg. 
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damit, ed würde doch nur in wenigen Fällen in das innere Rechtsverhältniß eingegriffen. Eins 
zieht hiev unvermeidlih dad andere nad. Und zumal da, wo nationale Verbindung unentbehr: 
lich ift, da fann die Ginwirfung auf den innern Staatdorganidmud gerade in ven wichtigften 
Berhältniffen gar nicht ausbleiben. Wird nun hier der Bund nicht vollfommen organiittt, fo 
wird er entweder lahm oder despotiſch, gering geachtet oder verhaßt, verliert feine Wirkſaukeit 
oder feine Eriftenz. 

Wenn nun freilid denkbarerweiſe ſolche Zuftimmungen aud abgefondert in den einzelnen 
Bundesftaaten gegeben werden fönnten, jo wäre dieſes body natürlich Feine oder mindeſtens 
feine gute Organifation oder Verfallungseinrihtung des Bundesſtaats. Denn was ijt wol bie 
weſentlichſte Aufgabe einer jeden Organifation oder Gonftitution? Offenbar doch feine andere 
als diefe: fie foll für die weſentlichſten grundgefeßlihen Kräfte und Tätigkeiten des politifchen 
Körperd Organe, und zwar die der Natur und Aufgabe jener Grundfräfte am meiften ent- 
ſprechenden Organe verihaffen und diefelben dann zu einer harmonischen und kräftigen ge— 
meinſchaftlichen Thätigfeit für den Gefammtzwed des Lebens vereinigen. Gute Organifation 
oder Berfaffungseinrihtung ift gute Formgebung für die wefentlihen Lebenskräfte und Lebens: 
richtungen. 

Was ift nun aber die wejentlihe Natur und Aufgabe eines Bundesftaats, die Grundidee 
feiner Gründung? Dffenbar foll er A, nicht ein blos völkerrechtlicher Stautenbund, fondern ein 
zurinnigern Einheit ded Staats organifirter Berein fein. Soldergeftalt foll er die 
Kräfte aller Bürger und aller Regierungen ver Vereinöftaaten für den Oefammtzwed äußerlich 
wie innerlid) vereinigen und fie vermittelft der Bundesgewalt ald Bundeseinheit innerlih und 
äußerlich repräfentiren. In dem fo organifirten Bundesverein aber joll nun B. dad allgemeine 
nationale Bebenselenient des Volks in der allgemeinen freien Wechſelwirkung und Verbindung 
erhalten und geftärft werden. Der Bundesſtaat foll aber auch C. das befondere Leben und Be: 
ftehen, die beiondern Gigenthümlichfeiten der einzelnen befondern Staaten und ihrer Regie: 
rungen erhalten und befriedigen. Es foll alfo aud das particuläre (nad Ichweizeriihem Aus— 
drud das örtliche oder das cantonale) Lebendelement erhalten werden. Diejed particuläre 
Intereſſe und die allgemeine Nationaleinheit und Nationalfreibeit follen ftetö harmoniſch ver: 
mittelt werden. Hätte man dieſes nicht gewollt, jo hätten ja die einzelnen Bundesitaaten ihre 
bejondere Eriftenz aufgegeben und jid zu einem einfahen Staat vereinigt. Der Önnvesitaat 
fließt aber diefes oder ven einfahen Staat ebenjo entfchieven aus als die Trennung. Diejed 
find die drei Hauptbeftandtheile, Aufgaben und Lebensrichtungen des Bundreftaats, Alle drei 
müffen in ihm vertreten werden, foll er nicht untergehen entweder in einem Staatenbund, wo 
das erſte, oder in einem einfachen Staate, wo dad zweite, oder in Anarchie, wo das dritte feine 
fräftige Repräfentation findet. 

(88 war. mithin wahrlich nicht ein jonderbarer Zufall, fondern die tiefe Natur der Sache und 
die Vernunft, welche die verfchiedenften gebilveten Nationen beſtimmte, in ihren Bundesver— 
faffungen auf eine fo merkwürdig gleiche Weife gerade nach joldıen drei Hauptorganen zu fire 
ben, die vorzugsweiſe ſich eigneten, jene äußere Narionaleinheit, die allgemeine Nationalfreis 
heit und die Befonderheit aller einzelnen Bundesftaaten in allfeitiger Bermittelung zu erhalten. 

A. Zur Erhaltung der Staatdeinheit und ver Orpnung, aljo zur Vollziehung, zur 
Nepräfentation der Einheit, insbefondere aud nad außen und an der Spige der Streitmacht, 
fünnte nämlich wol fein beſſeres Organ gedacht werben ald eine möglichſt einheitlich com: 
pacte, eine mehr oder minder monarchiſche Behörde. Sie oder ein ſolches Bundeshaupt 
fand fi in allen verfhievenen griehiihen Bundesjlaaten unter dem Namen Etrategos 
(j. 1, 117). In den germanifchen Neichen, die meiſt ſchon früh und das ganze Mittelalter hin— 
durch zufammengejegte oder Staaten = Staaten waren, hieß dad Bunvdeshaupt Oberfünig oder 
Kailer. In Nordamerika heißt e8 Präfivent und hat zur Erhaltung und Repräientation jener 
Einheit größere Gewalt als vie jpätern deutfchen Kaijer. Er hat gerade die der angegebenen 
beſondern Beftimmungen entſprechenden Rechte der Nepräjentation ded Staats und jeiner 
Einheit nad) außen fowie der Grecution im Innern. ( Gonftit., IL, 2.) Die Schweizer bilden 
diefes Organ durch eine aus jieben Mitgliedern beſtehende Regierung (Bundesrath), in 
welcher einer ald Präſident nah außen repräjentirt. 

B. Das allgemeine Nationalleben, die allgemeine Nationalfreiheir aber, wie könn— 
ten fie ein befleres, ein treueres und kräftigeres Organ finden ald in einer vemofratifchen Behörde, 
als in allen Bürgern felbft oder in einer Bürgerverfammlung? In allen griechiſchen Bun 
deöftaaten und in den altgermanifchen war e8 eine unmittelbar demokratiſche Verſammlung aller 
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Bürger bed ganzen Nationalbundes ohne Rückſicht auf die Gräfe der einzelnen Vereinöftaaten. 
Im Mittelalter, namentlih im Deutſchen Reih, nachdem aud in den einzelnen Staaten das 
BVolfselement neben den Feudalftänden nur noch kümmerlich durch die Städte vertreten wurbe, 
mar es — abgefehen von demjenigen, was etwa andere Neihöftände noch von der Eigenſchaft 
deutſcher Unterthanen und ihrer Vertreter an fi tragen mochten — zunächſt das Städtecolleg. 
In Nordamerika aber ift es eine Repräfentantenverfammlung. Und diefe wird, um wirflich die 
allgemeinen Nationalinterefjen zu vertreten und bie oft, z. B. in der Schweiz und in Deutſchland, 
ungebeuere Größenverfhiedenheit der Staaten im Bunde auszugleichen, ebenfalld ohne Rückſicht 
auf die Größe ver einzelnen Staaten, nad) der Volkszahl aus der ganzen Nation ermählt. Auch 
entiprechen ihre Nechte ver angegebenen Beſtimmung, die allgemeine Nationalfreiheit zu wah— 
ren. So bat fie außer dem Antheil an der Gefeggebung das Recht der Anklage gegen die 
Bundesbeanten und den Präfidenten, und ihr zuerft müflen alle Steuerbill® vorgelegt wer: 
den. 13) Inder Schweiz wird die allgemeine Bolfövertretung (der Nationalrath) eben: 
falls nad der Seelenzahl aus dem ganzen Wolf gewählt (auf 20000 Seelen ein Abgeordneter). 

C. Um endlich die Beſonderheit, das Intereffe und Recht der befondern Vereindftaa- 
ten zu vertreten und zugleich ſie mit der Nationaleinheit und Freiheit ſowie beide unter fid) ſtets 
möglihft harmoniſch zu vermitteln: welches befiere Organ ließe fich hierzu denken ald das mehr 
ariftofratiiche eined Senats, wie in allen griehifchen Bundesvereinen und wie in dem nord— 
amerikanischen und fchtweizerifchen. Dort und bier wurde und wird der Senat auf gleiche Weife, 
eben weil er zunächſt die theilweife Selbjtändigfeit der einzelnen Bundesſtaaten und ihrer Re: 
gierungen repräſentiren follte, von diefen Regierungen, und zwar ganz ohne Rückſicht auf die 
Größe und Volkszahl der einzelnen Bundesftaaten, in gleiher Anzahl und mit gleihem Stimm= 
recht — in Norvamerifa und in der Schweiz zwei Senatoren für jeden Staat — auf eine 
beionderes Vertrauen bezwedende Weije ermählt. So wie in Griechenland (ſ. I., 118), 
jo hat aud in Nordamerika der Senat eine mehr ariftofratiihe Natur. Er erhält fie auch 
dadurch, daß die Mitglieder ſtets nur theilweife austreten, ex alfo gewilfermaßen ein ſtän— 
diger Körper ift. So fehr aber erfannte man die Idee der Mepräfentation der Regierungen 
aud hier an, daß zu den wenigen Punkten, die feine folgende Yegielation gültig ändern fann, 
gerade dieſe Wahl und dieſe gleiche Zahl der Senatoren und diejed gleihe Stimmrecht derjelben 
nad der Zahl der Staaten, und nicht nach der Bevölkerung, gehören. Auch entiprechen die be: 
ſondern Rechte des Senats in Griechenland wie in Amerifa und der Schweiz feiner befondern 
Aufgabe. So hat er in Amerika, neben dem allen drei Hauptbehörden zuftehenden Antheil an 
aller Gefeggebung , das befondere Recht, im Verein mit dem Präſtdenten, zu Bündniſſen, zur 
Emennung von Gefandten und von Beamten einzumilligen und über die vom Nepräfentanten= 
hauſe erhobenen Anflagen gegen untreue Staatöbeamte und gegen den Präfidenten zu richten. 1*) 

Ein nationaler oder Volksbund in der That und Fein Antheil der Nation, ded Volks an der 
Bundesverfaffung, fein Organ für fie und ihre Freiheit in verjelben, wäre ein greller Wider: 
ſpruch und die ververblichfte Lücke in derfelben. Ein Verein befonders regierter Staaten, und 
kein befonderer Antheil ihrer Negierungen an diefem Verein, fein beſonderes bedeutendes und 
ehrenvolles Organ für fie in der Bundesverfaflung wäre daſſelbe. Laſſe man überhaupt eins 
von diejen drei Organen fehlen oder unvollfonmen bleiben, jo wird unvermeiblih Kraft und 
Thätigfeit des andern einfeitig überwiegen und verberblich wirfen. Hier wird das übermächtige 
Negierungsorgan dad nationale Glement und die Volksfreiheit unterprüden und bie Trennung 
des Bundes herbeiführen. Dort wird das übermächtige Volksorgan Anarchie begründen, die 
befondern Regierungen zerflören und mithin den Bundesftaat im beften Fall in einen einfachen 
Staat umwandeln. 

Für die zwei legten Hauptorgane aber, und damit beide und ihre Glieder ihr, Recht und ihre 
befondere Beſtimmung behaupten, zugleih aber aud in patriotifcher harmoniſcher Wechſel— 
wirkung für den Geſammtzweck, in wechjelfeitiger Berathung fi wahrhaft vereinigen, und 
Damit auf ſolche Weiſe ihre Beſchlüſſe, ftatt eines Widerftandes, allgemeine Achtung und bereit= 
willige Bollziehung finden, damit jie endlich mit ver Nation und unter fi ein wirkliches harz 
mionifches Leben bilden, find vor allen nur noch zwei Hauptpunfte weſentlich, welde ebenfalld 
Die nordamerifanifche und ſchweizeriſche Gonftitutionen heiligten. a) Einestheils müffen beide 
Drgane, in ihrer Wahl und Wirkfamfeit überhaupt unter dem Schuß völliger Oeffentlichkeit 





13) Norbamerifanifche Verfaflung, Art. I, 1,2, 7. 
14) &. 1, 118; Nordamerifanifche Gonftitution, Art. I, 1, 2,3, 7; 1,2, V. 
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und der Freiheit der öffentlichen Meinung ftehend, gleichzeitig und Öffentlich verhan— 
deln, berathen und beſchließen. b) Anderntheils dürfen die einzelnen Glieder (am wenigften 
die Volksrepräſentanten) nit durch fpecielle Inftructionen gebunden fein, weil dieſes 
nur ein biplomatifches Unterhandeln möglih macht, aber die wahrhaft politifche, gemein- 
fhaftlihe, lebendige Wechſelwirkung, Beratbung und Vereinigung ausſchließt und die Güte . 
und Kraft der Beſchlüſſe ſchwächt. Amerika und die Schweiz nahmen natürlidy bei ihrem Ein— 
tritt in die Bundesftaatöverfaflung auch diefe Beitimmung auf. 

Bedenfe man nun zu folhen Einrihtungen noch die Lebendigkeit und Bollftändigfeit, mit 
welcher in Amerika und in dev Schweiz das Volf durch abjolut unbeſchränkte Freiheit der Volks— 
verfammlungen, der Brejle und der Petitionen und durch freie Wahlrechte an der Berathung 
der Nationalbeihlüffe theilnimmt! Gewiß in feiner andern Berfaflung der alten und der neuen 
Zeit konnten die geſellſchaftlichen Beſchlüſſe To ſehr ald das Rejultat aller, möglichſt reif und 
vielfeitig abgewogenen und vereinigten Intereffen und Wünfche ded Volks ericheinen, zugleich 
fo vollftändig ven allgemeinen und den befondern Verhältniffen entfprehen. Nie könnten bie 
befondern Rechte und Bedürfniſſe der einzelnen Staaten und der einzelnen Bürger mit der Ein: 
heit und Kraft des nationalen Bundes innerlicher und allfeitiger oder mehr wahrhaft organisch 
vermittelt und vereinigt werben als hier. 

T) Nach der Natur des Bundesſtaats und feiner innigen Vereinigung aller Vereinäftaaten 
zu einem nationalen Ganzen, weldes befonderd nach-außen als Einheit nur durch die centrale 
Bundesgewalt repräfentirt und im Innern abjolut gegen jeden Krieg der ihm untergebenen 
Bundesregierungen geihüßt werden muß, müffen dieſe auf alles Verhandlungs= und 
Bündnißrecht mit fremden Staaten, aufeigene ſtehende Kriegsmacht und auf 
das Befteuerungsreht für die Bundesbedürfniſſe zu Gunften der Bundes: 
macht, wie ebenfalld in Nordamerika geſchieht, verzichten. Daß diejed urfprünglie Bun: - 
deögefeg auch der griehifchen Bundesftaaten in ihnen überall verlegt, und daß es im Deutjchen 
Reiche fogar völlig aufgehoben wurde, dieſes hat vorzugsweiſe ihr größtes Unglüd und ihren 
Untergang herbeigeführt. 

8) Schon hiernach und nad) der obigen Ausführung von der innigen nationalen Vereini: 
gung aller Bundesregierungen und aller Bewohner des Bundesgebiets, fowie von ihrem un— 
mittelbaren Reht am Bunde widerſpricht ed dem Bundesitaat, daß einzelne Bunbesregie: 
rungen, welche jelbft nationale Bürger des Bundesſtaats fein jollen, unterthane Länder 
oder gar dem Bunde völlig fremde Nationen regieren. Die traurigen Bolgen der Ver: 
nachläſſigung dieſes Grundſatzes im Deutſchen Reich und in der Schweiz jind befannt. Das 
Grundgejeg der legten ſchließt jetzt, ſowie das nordamerikaniſche, ſolche gefährlihe Monſtro— 
ſität aus. | 

9) Ebenso folgt aus der Natur des Bundesflaats, aus feinem gemeinfhaftlihen Grund: 
geſetz, Endzweck und Organismus, e3 folgt aus dem nothwendigen Bedürfniß alles gefunden 
Lebens nah Harmonie, Eonfequenz und Aſſimilation jeiner Theile, daß die einzelnen Vereins: 
flaaten in den weientlihen Grundlagen ihrer Berfaifungen übereinjtimmen, 
und daß das Beſtehen dieferim wefentlihen gemeinſchaftlichen Verfaſſungen vom Bunde garan- 
tirt wird. Dieſes ift in Nordamerika ebenfalls der Fall. Insbefondere find dierepublifanifche Re— 
gierungsform, die völlig unbefhränften Rechte der Preffreiheit, der Volfsverfammlungen und 
Petitionen, die Ausſchließung alles Adels, alle Ungleichheit wegen ver Religion, die Noth— 
wendigfeit bed Schwurgerichts in peinlihen Sachen und in @ivilfahen über mehr ald 20 Dollars 
Werth, ferner pas Recht, Waffen zu Haben und zu tragen, die Sicherung gegen Einquartierung 
und Haus: und Papierdurchſuchung bundesgefeglih für alle Staaten. 15) Auch ftimmen be: 
fanntli alle Vereinsftaaten mit der allgemeinen Bundesverfaffung überein in der Form einer 
repräfentativen Demofratie, mit jener mehr ariftofratifhen und monarchiſchen Behörde in der 
Trennung von Kirche und Staat wie in ber Trennung der gefeggebenden,, vollziehenven und 
rihtenden Gewalt; ſodaß namentlich auch diefe Trennung dev Orwalten nur diejenigen für ab- 
folut unausführbaraudgeben können, weldhe die nun mehr als funfzigjährige nordamerikaniſche 
Einrichtung und Erfahrung nicht kennen, namentlich auch nicht die dortige ſouveräne richterliche 
Entſcheidung der Gerichte au über alle fogenannten Adminiftrativftreitfahen und über die 
verfalfungsmäßige Gültigfeit der Grfege und Regierungsacte , oder diejenigen, welde, flatt an 
eine organifche Trennung mit organiſcher Verbindung, ähnlich wie 3. B. zwifchen dem Nerven, 


15) Norbamerifanifche Eonftitution, I, 9, u. IV, 4; Anhang, Art. 1-12. 
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Blut= und Gefäßſyſtem, an ein mechanifh getrennted Audeinanderliegen denfen. Auch die 
ſchweizeriſche Verfaſſung fihert jene Übereinftimmung, namentlih die demofratifche Volks— 
foureränetät für alle Gantone. Die drei legten Merkmale, obwol fie aus der Natur des 
Bundesſtaats fliegen, ind indeß nicht fo abjolut weſentlich für feinen Begriff wie vie ſechs 
‚ erften und wie das folgende zehnte. 

10) Enplich ift der Verein des Bunbesftaats, weil er ala wahres Statusverhältniß auf 

anerfannte höhere Pflichten, nicht blos der Regierungen, fondern auch der Bürger ſich gründet, 
auf in Beziehung auf feine Kortdauer der obligation enrechtlichen Willfürder Theile 
entzegen. Gr ift alſo abſolut unauflöslich; er ift, im mahren Sinn des Worts, auf Leben und 
Tod geſchloſſen. Einzelne Bereinsglieder, wenn fie, aud nur ihre Gewiſſensfreiheit zu retten, 
für ihre individuelle Perſönlichkeit auswandern dürfen, haben doch nie das Recht, über die hö— 
bere moraliſche Perſönlichkeit des Vaterlandes und feiner Unterſtaaten zu verfügen, und joiwie 
der patriotifche Bürger lieber Habe und Leben ald das Vaterland aufzuopfern verpflichtet iſt, 
fo hat auch Die einzelne Regierung in der Gefahr für ihre befondere Griftenz feinen Rechts— 
grund, Das Vaterland preiszugeben und jih von ihm loszufagen. 

IV. Fortſetzung. B. Der Staatenbund. Der redtlihe Orunddarafter des Staa: 
tenbundes oder des blos völferretlihen dauernden Staatenvereind befteht nah dem Obigen 
(IM) darin, daß in ihn mebrere perfönlih vollfommene fouveräne Regierungen einen Inbegriff 

isrer äußern Souveränetäts- oder Regierungdgewaltörchte vyauernd gemeinfhaftlich (zu 
einem juriftifchen Gondominium) gemacht und fih alſo in Beziehung auffie real be: 
fhränft haben. 

Der Deutihe Bund von 1815 wurde ſpäter nach feiner Gründung officiell ein bloßer 
„Staatenbund” genannt 16) und noch fpäter, im erften Artikel der Schlußacte von 1820, aus: 
drücklich bezeichnet „als ein völkerrechtlicher Verein der deutfchen fouveränen Fürften und Freien 
Städte“. Auch ift ed unbeftritten, daß diefer Bund, welcher bei Eröffnung des eriten Freiheits— 
krieges officiel als eine Wicderherftellung des frühern deutſchen Bundesſtaats oder des Reichs 
angefündigt und verſprochen und in diefem Sinne größtentheild auf dem Wiener Congreß unter: 
bandelt wurde 17), doch wenigftens ſcheinbar ſchon in der anerfannt eiligen und unvollendeten 
Redaction feiner Redhtöverhältnifle vor dem neuen Kriege 1815, noch mehr aber in den fyätern 
Bundesgeſetzen immer mehr den Charakter eines bloßen Staatenbundes erhielt, ſodaß alfo die 
Entwidelung der deutihen Bundesverfaffung Die entgegengejegte Richtung der nordamerika— 
niſchen nabm , welde vielmehr aus einem Staatenbund zum Bundesjtaat ausgebildet wurde. 
Zur Beranfchaulihung der Eharaftere des Bundedftaats können wir alfo hier blos beifpield- 
weile die ihnen entfprechenden Beſtimmungen des deutſchen Bundesrechts Hiftoriih enwähnen, 
dagegen müſſen wir e8 lediglich dem Art. Deutfcher Bund überlaffen, zu unterfuchen, ob und 
inwieweit etwa andere Beitimmungen und Verbältniffe, inwieweit insbeſondere die Abficht der 
Gründer des Bundes, ihre und der deutihen Volksſtämme Rechte, Pflichten und Bevürfniffe 
mit jenen Beftimmungen und mit der Natur eines bloßen Staatenbundes im Widerfprud wä— 
ren, und ob und melde Nachtheile oder Gefahren und Aufgaben fih an einen etwa theilweife 

fih widerfprechenden und ſchwankenden Zuſtand knüpfen möchten. 

In der angegebenen rehtlihen Natur des Staatenbundes ijt ed num enthalten, daß er aud 
niht ein einziges der Merkmale des Bundesftaats, fondern weſentlich davon verſchiedene 
begründet: 

U Der Staatenbund hat nicht den Staatszweck. Der Zweck einer unter mehreren ganz 
Jouveränen Regierungen beftehenden,, zwar dauernden, aber blos völferrehtlihen Vereinigung 
eines Inbegriff3 äußerer Hoheitörechte kann fein anderer fein ald der dieſer Hobeitsrechte felbft, 
nämlid : die allgemeine dauernde völferrehtlihe Sicherung. Dieſe Siherung ift natürlich hier 

eine mehrfache: zuerft die jedes einzelnen Bundesſtaats, und zwar hier wiederum bie gegen 
Ausmärtige, gegen andere Bundesftaaten und gegen ven Bund felbit ; fürs zweite aber auch die 
‘ Sicherung des Bundes, feines Beftanded und ganzen Umfangs und Gebiets, und zwar hier 
wiederum theils die Sicherung gegen die Bundesregierungen, theild die gegen Auswärtige. 
Man kann diefen ganzen Zwed in diefem Sinne recht gut fo bezeichnen, mie ihn die Schlußacte 
in bemfelben obigen erften Artikel unmittelbar nach der Bezeihnung des Deutfchen Bundes als 
eines rein völkerrechtlichen Vereins beftinnmt. Er ift nämlich hiernach begründet „zur Bewah— 


16) Präfidialvortrag in der Bundesverfammlung vom 2. Nov. 1816, Rr. 1. 
17) Welder, a. a.D., ©. 42, und die Art. Blucher und Deutfher Bund. 
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rung der Unabhängigkeit und Unverlegbarfeit ihrer im Bunde begriffenen Staaten und zur Er: 
haltung der innern und äußern Sicherheit Deutfhlands”. Die frühere Zwedbeftimmung in 
den Entwürfen: „Sicherung der verfaſſungsmäßigen Nechte aller Klaffen der Nation” hatte auf 
Baierns und Würtembergs Widerſpruch fhon in der Bundesacte vorläufig weichen müjfen. 
Jetzt in der Schlußacte wurde felbft die Bewahrung der Souveränetät der einzelnen Staaten, 
die in der Bundesacte Art. 2 der Sicherheit Deutfchlands nachſtand, vorangeftellt. Wie wären 
auch wol innere ftaatörehtlihe Zwecke vereinbar mit einem rein völkerrechtlichen äußern Ver— 
ein, einem Verein blos der Regierungen, welche vollfommen fouverän bleiben, deren Unab: 
hängigfeit erfter Bundeszweck iſt? 10) Kurz der Staatenbund ift nur ein allgemeiner bleibender 
völferrechtliber Schuß: und Trugverein. 

2) Der Staatenbund ift fein fonveränes Gemeinweſen. Er iſt vielmehr, wie die 
Schlußacte in jenem zweiten Artikel in Beziehung auf den Deutſchen Bund weiter fortfährt: „in 
feinem Innern eine Gemeinſchaft jelbftändiger, unter fih unabhängiger Staaten mit wechlelfeiti= 
gen gleichen Vertragsrehten und „VBertragsobliegenheiten‘’. Der Staatenbund wird zwar in der 
Regel nicht fo unorganijirt bleiben wie der Rheiniſche Bund und der Heilige Bund. Er wird 
vielmehr, ſowie ja auch viele Privatfocietäten, eine geſellſchaftliche Organiſation und ſelbſt einen 
Gentralverein von Mandataren der Regierungen haben, Dieje aber bilven feine wahre Re: 
gierung, ſondern nur eine diplomatifche Bereinigung von Befandten, ſowie die veutfche Bundes— 
verfammlung (nah dem Bundesbeihluß vom 1. Juli 1824) „einen Miniftercongreß’‘, einen 
Verein von Diplomaten, welche gänzlich von fpeciellen Inftructionen ihrer Höfe abhängen, 
mithin nur diplomatiſch oder völferrechtlich unterhandeln, aber nicht eigentlich politifh berathen 
und bejchließen. Auch kann in Beziehung auf die dauernd gemeinfhaftlic gemachten und ge: 
meinjchaftlich verwalteten auswärtigen Hoheitsrechte von feiten fremder Staaten der Staaten: 
bund, fo wie der deutiche, „als eine in politiicher Ginbeit verbundene Geſammtmacht“ völfer: 
rechtlih anerfannt werden. Aber felbft bei diefer angeblihen Einheit jind beſondere völfer: 
rechtliche Unterbandlungen, Bündniffe, ſelbſt Kriegführungen der einzelnen Staaten nidht aus: 
geihloffen. (Bundesacte 7, Scylufacte 46.) Ein blos völferrehtlicher Fürftenverein ift eben 
niemald ein wahres innerliches moraliſch perfönliches und ſtaatsrechtliches unter gemeinſchaft— 
lihem höhern Pflichtengefeg ftehendes Gemeinweſen. Es fehlen ihm daher aud alle Folge: 
rungen deſſelben. 8 

Es ift A. in dem Staatenbund, und namentlich aud) in dem deutjchen, die Stimmenmehrbeit 
keineswegs allgemeinundvon ſelbſt undabjolut gültig. Freilich laffen gewöhnlich 
bloße Miteigenthümer und Geſellſchaftsgenoſſen in ihren gemeinfhaftlihen Angelegenheiten die 
Stimmenmehrheit als ein natürliches Auskunftsmittel für die Vereinbarung in ihrer Verwaltung 
gemeinfhaftlicher Angelegenheiten theilweife jo lange bedingt gelten, wie fie ihnen nicht verlegend 
oder dem Vertrage niit feinem Zweck widerſprechend ſcheint. Sobald aber letzteres der Fall ift, 
oder auch in den wichtigften Fällen, gilt ftetö der Widerſpruch, und es kann nur duch Belaffung 
beim Alten oder durd neuen Vergleich, oder, wenn fo wie im Brivatitand ein fouveräned Staatd: 
gericht für die Parteien erijtirt, pur Rechtshülfe, jonft durch Krieg, endlich durch Trennung 
der Streit befeitigt werden. Der Deutſche Bund hat fogar noch ausprüdlic für alle wichtigern 
Punfte auch felbit jene bedingte Stimmenmehrheit ausgeihloffen und nur die Stimmen— 
einhelligfeit, d. h. alfo unbedingt jeden beliebigen Widerſpruch jedes einzelnen, als höchſtes 
Geſetz erflärt, jo namentlich in Beziehung auf alle Audlegungen, Veränderungen und neue Be: 
fimmungen von Örundgejegen, auf alle organischen Bundedeinrihtungen und Beihlüffe, ferner 
bei Aufnahme neuer Mitglieder und Religionsangelegenheiten, ſowie in Beziehung auf alle fo: 
genannten Jura Singulorum. Dahin aber gehört namentlich alles, was die beſondern innern 
Verhältniſſe der einzelnen fonveränen Bundesftaaten angeht, wie 3. B. die gemeinnügigen 
Anordnungen u ſ. w. 19) 

B. Die ſouveränen Regierungen ſind im Staatenbunde durchaus keiner oberherrlichen 


18) ©. Bundesacte, 1, 2, 7; Schlußacte, 1—4, 9, 10, 13, 15, 17, 25, 55, 56, 60, 64—66, 75 
und die Gompetenzorbnung von 1817, $. 223. Diefe legtere fagt: „Da der Begriff voller Souveräne: 
tät der einzelnen Bundesftaaten der Bundesacte zu Grunde gelegt ift, fo liegt een jede Einmi— 
ſchung der Bundesverfammlung in die innern Aominiftrationsverhältniffe außerhalb der Grenzen ihrer 
Competenz.“ Vgl. über die Auslegung des Bundeszweds: Welder, Über Bundesverfafjungen, ©. 43 fg., 
und oben S. 465 fg. Darüber, daß der Deutfche Bund alle oberherrliche Gewalt ausfchließt und nur 
Sorietätsrechte kennt, ſ. auch Klüber, Öffentliches Recht, $. 104, 214. 

19) Bundesacte, 7; Schlußacte 13, 15, 25, 53 und die legte Note, 
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Regierungsgeivalt untertfan. Es gibt in ihm mithin a) feine wahre fouveräne Gefeggebung 
über fie. Miteigenthümer und Societätdgenoffen nennen zwar durch jene bedingte Stimmen: 
mehrheit und dur Stimmenmehrheit angenommene Regeln, wenn fie dauern follen, faft ftets 
Geſetze, aber in Wahrheit find es doch nur bloße Societätöverträge und Beſchlüſſe. 

b) Ebenjo wenig jind die jonveränen Fürften wahren Gerichten unterthan. Sie erfennen 
nur Vergleih8= oder Schieds⸗, jogenannte Austrägalgerichte, wie der Deutfche Bund in Streitig- 
feiten der Bundesglieder untereinander. Zu ibnen gehört gewiflermaßen aud der Fall, wenn 
Bürger blos deöwegen eine Forderung nicht befriedigt erhalten, weil über die Verpflichtung zu 
diefer Befriedigung die Regierungen im Streite jind.20) Es war alfo ganz conjequent, daß 
Baiern und Würtemberg, ald jie durch ihren Widerſpruch auf vem Wiener Congreß bewirften, 
daß eine definitive Organifation des Bundes ald Bundesftaat, weldhe die übrigen Bundesglieder 
beabjichtigten, wenigftend vorläufig aufgeichoben wurde, aud) dem früher beabiihtigten Bundes: 
gericht widerfpradhen und vorläufig nur eine Anordnung eines Schiedsgerichts bewirften. 2!) 
&8 gibt jegt nur eine VBermittelung durch den Bund, die man im äußerften Fall durch wechſelnde 
Schiedsgerichte bewirkt. Und damit ja fein Schein einer Verlegung der Souveränetät da jei, fo 
vermittelt auch nur in jedem alle ein befondered Schieddgericht, dad ald Organ der ftreitenden 
Theile gebildet wird. 

c) Aud einer wahren fouveränen Vollziehungs= und einer gefeglihen Zwangsgewalt find 
im Staatenbunde die jouveränen Negierungen nicht unterthan. Es gibt hier nur eine mehr 
oder minder zum voraus regulirte Kriegsgewalt. Zwar auch Miteigenthümer Fönnen , jolange 
fie wollen und fidh nicht verlegt halten, ſich ſchiedsrichterlichen Vermittelungsausſprüchen und 
ſelbſt Gefellihartöftrafen unterwerfen. Und jie werden, auf billigen Sinn und Vereinbarung 
rechnend, oft wohlthun, ſich gejellichaftliche Vermittelungsbehörben, Gonventionalftrafgejege 
und felbft Grecutionsorbnungen zu errichten. Aber fobald ein Societätögenoffe widerjpricht 
und ſich verlegt glaubt, ift wieder nichts übrig als jene Belaffung beim Alten, Unterhandlung 
und Vergleich, im Privatitande Rechtshülfe, fonft Krieg, enplih Trennung. Auch injofern 
hängt im Staatenbunde, wie in Deutihland, die VBollziehung jedesmal von dem Willen der 
einzelnen Bundesregierungen ab, als nur fie im Befige der ftehenvden Heere und ver Beſteuerungs— 
gewalt find und durch ihre jevedmalige Stellung und Leiftung ihrer Gontingente und Beiträge 
für jeden Fall dem Bunde ald Mitrel erft varreichen und alfo hierdurch und durch Bündniffe zu 
friegerifhem Widerſtande fähig find. 

C und D. Somit erfennen denn wirflih im Staatenbunde die fouveränen Regierungen 
keine wahre Gehorfamd= oder Unterthanenpfliht und feine Aufhebung 
oder wejentlihe Befhränfung der Souveränetät, am wenigften der perſönlichen, 
ober ihrer fouveränen Würde an. 

Zwar wiverfpricht man diefen Folgerungen und zum Theil gewiß aus löbliher Abſicht, weil 
man diefelben nicht für heilfam hält. Aber vor allem ift es heilfam, daß man die Sachen fehe, 
sie fie in Wahrheit ind, und confequent bleibe. Würden fie alsdann ald nicht gut befunden, 
nun dann ſuche man auf rechtlichen Wegen zu wirken, daß fie beffer gemacht werden. Dazu ift 
dann bie richtige Einficht der erfte Schritt. 

„Warum aber’, jo fragen die Gegner in Beziehung auf den Staatenbund im allge: 
meinen, „warum follte ein folder Bund feine wahre, Feine fouveräne Geſetzgebungs-, Richter: 
und Zwangs- und Bollziehungsgewalt haben können?’ Nun weil e8 feinen viereckten Kreis 

und fein rundes Viereck geben kann; weil ferner auch alle noch fo wohlgemeinten verhüllenden 
Worte nicht die logische und natürliche Gewalt und die wahren Namen der Dinge umändern. 
Das vermag, nad) des despotiſchen Juftinian Zugeſtändniß, felbft feine gefeggeberifche Auto: 
rität eines Senatord oder Imperatord. 22) Geſetzgebungs-, Richter = und Vollziehungd = oder 
gejeglihe Zwangsgewalt eines gefellfchaftlihen Vereins, gerade die weſentlichſten Folgen und 
Merkmale der ſtaatsrechtlichen Vereinigung, gibt es nicht ohne fie. Bei gleichen und felbftändi= 
gen Sorietätögenoffen oder Theilnehmern an. einem Miteigenthumsverhältniß, nah welchem 
Recht in der Welt hat man hier jemals der Mehrheit der Nichteinwilligenden gegen diejenigen, 
welche ſich zu unterwerfen oder etwas zu thun fürnicht ſchuldig erflärten, melde die Mehrheit 


20) Bundesacte, 7, 9; Schlußacte, 21—30. 

21) Klüber's Überficht, I, 173; Bundesbefchluß vom 16. Juli 1817. 

22) De usufr,. L. 2, De usufr. ear, rer. Nec enim naturalis ratio auctoritate senatus com» 
mutari potuit. 


144 Bund 


im Unrecht gegen fi glaubten, irgendeine fouveräne Geſetzgebungs-, Richter- und Zwangs- 
gewalt, ven Weigernden dagegen eine Gehorſams- und Unterthanenpfliht zugeiproden? 
Könnte man aber ftrenger fein und anderes beftimmen bei einer rein völferrechtlichen Verein: 
barung völlig unabhängiger fouveräner Geſellſchaftsgenoſſen oder von Regenten mit wedjiel- 
feitig gleichen Vertragsrechten und Berpflihtungen? Böllig jouveräne Regenten im vollen 
Beſitz der Negierungsfouveränetät über ihre Staaten und doch unterthänig und geborfams: 
vflichtig, jelbit da, wo fie etwas ihrem und ihres Landes Recht und Wohl ganz widerſprechend 
finden, wo jie ed ald von andern Genoſſen oder ihrer Mehrheit mit Unrecht gegen den Vertrag 
gefordert glauben! Unterthänig, obgleich ſie in ihrer rein völkerrechtlichen Vereinigung durch 
die Natur derjelben oder durch ausdrückliche Erklärung als erſtes Grundgeſetz, ald Grund— 
bevingung und erften Zweck ihrer Vereinbarung die Bewahrung der Unabhängigkeit und Un- 
verleglichkeit diefer Souveränetät an die Spige flellten! Vereinige foldes, wer kann und mag! 
Und antworte man, ob manglaubt, ein mächtiger Sorictätägenoffe würde etwa dad, was ihm 
die Mehrheit gegen ven Sorietätävertrag und fein Recht Berlegended oder ihm weſentlich nad: 
tbeilig Scheinendes zumuthet, eine unterthänige Gehorſamöpflicht anerkennen? Sollen es aljo 
nur die Minvdermädtigen? „Aber, jo jagen andere, „wie foll denn der Bund befteben, „wenn 
ibm und jeiner Stimmenmehrheit nicht bei Golliion der Anfichten die höchſte Entſcheidung zu: 
ſteht?“ Aber jo antworten wir, wie joll denn die unverleglihe Souveränetät der Bundes: 
regierungen und ihrer Staaten, diefe Grundlage und diefer erite Zweck ihres Bundes und feine 
ganze völferrehtliche Natur, ja wie ſoll ferner die in den Landesverfaflungen ber fouveränen 
Staaten anerfannte Pflicht der Grbaltung der Souveränetät und der Verfaffung beiteben bei 
jener abjoluten Unterordnung unter die jie verlegenden Mehrheitsbeſchlüſſe anderer Regie: 
rungen? Gibt es nicht eine gewifle Bürgſchaft in dem dauernden gemeinſchaftlichen Interefle, 
gibt es nicht Uinterhandlung und Vergleih, Belaflung beim Alten, ald Mittel des Beftandes ? 
Und kann man mit einer bloßen Beſorgniß gewilfer Gefahren, die doch nie und nirgends gan; 
verſchwinden, die rechtlich anerkannte Natur der Dinge ändern? Auch im einfachen Staat iſt ja 
Gefahr der Unordnung durch Gollifion der Anſicht zwiſchen Fürft und Ständen. Gibt deshalb 
etwa das engliſche Staatöreht dem Parlament die Pflicht des unbedingten Geborfams da , wo 
ihm eine Forderung der Regierung rechtswidrig ober eine Einwilligung jhäplih erſcheint? 
Und doch ift vie Einheit im Staat anerfannt noch firenger, noch unentbehrlicher ald in jedem 
Bunde. Nichts ift verfehrter ald die Annahme einer ſolchen Abfolutheit menschlicher Organe 
in den unvollfonmenen, relativen menſchlichen Verhältniſſen. (S. den Art. Eabinetsjuftiz.) 
Hielte man aber wirflid. ſouveräne Gefeggebungs =, Vollziehungs- und Nichtergewalt für un: 
entbehrlich in einem Bunde, nun fo bliebe nichts übrig, ald den Staatenbund in ven Bundes: 
ftaat zu verwandeln. Wer den Zweck und die Bortheile will, ver muß aud die Mittel und die 
Opfer wollen. Im blos völferrehtlihen Verein dagegen, da bleiben jtetd die Regierungen 
völlig fouverän und find alſo weder, wie in einem ſtatus- und ſtaatsrechtlichen Verhältniſſe, 
einer fouveränen Gewalt, noch einem höhern gemeinſchaftlichen Pflichtgeſetz des Vereins und 
eines durch ihn begründeten Vaterlandes unterthan. Hier erfennen fie nur ihre eigene ſouve— 
räne NRegierungsüberzeugung fowie das Recht und dad Wohl ihres beſondern Staats als ihr 
höchſtes, als ihr fouveräned Geieß an. Und fowie bloße Miteigenthümer und Geijellichafts- 
genoffen im Privatſtande nimmermehr die Rechtspflicht anerfennen, fih allem, was ihnen etwa 
unrecht, vertragswidrig oder verderblich ſcheint in den Beſchlüſſen ihrer Genoſſen, zu unterwerfen, 
fo werden noch mebr hier die Bundesregierungen das Recht, ja in Beziehung auf ihren eigenen 
Staat häufig die Pfliht behaupten müſſen, fih dagegen zu fhügen und zu widerjegen. Dazu 
aber find Hier nicht, fo wie im Privatitande, höhere Gerichte, ſondern die völferrehtlichen Mittel 
gegeben. | 

3) Der volferretlihe Staaten: oder Regentenbund gebt nicht wejentlih auf die in: 
nern Verhältniife ver einzelnen Bundesſtaaten und begründet feinen unerjhöpflichen 
Inbegriff ſtatusrechtlicher Rechte und Pflihten. Er begründet nur die zur völkerrechtlichen Siche: 
rung nöthige dauernde Vereinigung und gemeinfhaftlihe Verwendung äußerer Hoheitsrechte, 
wobei vie Pflichten aus den Rechten ſich ableiten, und nicht umgefehrt. Die innern ſtaatsrecht⸗ 
lihen Berhältniffe jedes einzelnen Bundesftaats erfheinen hier, auch wenn fie für gemein: 
nüßgige Zwecke in Anfpruch genommen werben (jo wie ebenfall® im Deutfchen Bund), ald Jura 
Singulorum. 23) Wenn etwa durd den befondern, einftimmigen, völkerrechtlichen Bundesvertrag 





23) Welder, a. a. O. ©. 46, 48, 51 und oben Nr. 2, A, 
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einzelne Beſchränkungen der innern ſtaatsrechtlichen Verhältniſſe ftattfinden, fo find diefes ein- 
zelne ſtaatsrechtliche Servituten. Aus dem Bundeszweck einer rein voͤlkerrechtlichen Sicherung 
an ih fließen fie nit. Ja fie wiberfprechen eigentlich der Grundbevingung und dem Zweck des 
Bundes, der vollen Souveränetät und ihrer Bewahrung. Die Rechtsvermuthung ftreitet alfo 
gegen fie, und fie find ald Ausnahmen zu behandeln und ftreng auszulegen. Auch dürfen ſolche 
Bereinbarungen, wenn jie den Staatenbund nicht mit feinem eigenen Wefen in gefährlichen 
Widerſtteit bringen follen, nur möglichſt wenig in dad Innere eingreifende Beftimmungen bes 
treffen, und nur ſolche, die wegen befonderer Ausnahmsverhältniſſe für den Zweck der völfer: 
rechtlicen Sicherung ald wahrhaft unentbehrlich erfheinen. Auch dürfen fie natürlich, wenn fie 
nit blos die der Regierung allein überlaffenen Hoheitsrechte betreffen, die allgemeinen, natur: 
rechtlichen und verfafjungsmäßigen Freiheits- und Ginwilligungsrechte der Bürger und ber 
Stände in den Vereinsſtaaten nicht verlegen, oder nur mit deren Zuflimmung begründet werben. 
Denn für ihre Verfaſſungsrechte find ja die Verträge mit fremden Regierungen Verträge unter 
dritten. Ihre verfallungsmäßigen Rechte können nur auf dem verfaffungsmäßigen Wege ge: 
ändert werden. 2*) Ihr ganzer Rechtszuſtand aber wäre jedenfalls aufgehoben, wenn durch 
ſolche Berträge mit fremden Regierungen ihr wahres inneres Rechtsverhältniß beliebig verän- 
dert werben fönnte. 

4) Der Staatenbund ift feiner Natur nach fein wahrer national: und vaterländi- 
ider Berein. Zwarwerden in der Regelnur aneinander grenzende Staaten, welche durch gewiſſe 
bleibende gemeinjhaftlihe Verhältniffe und Bedürfniſſe dauernd ihrer gemeinfhaftlihen Hülfe 
füribre Sicherung zu bedürfen glauben, einen Staatenbund eingehen. Und ihr gemeinſchaftlicher 
Sänderumfang wird in Beziehung auf die völferrechtlihe Vertheivigung das Bundesgebiet 
bilden. Als ein blos von den Regenten, vielleicht mit Fürften fremder Nationen, abgejchloffener 
blos äußerer völferrechtlicher Vertrag aber vereinigt er natürlich nicht alle Regierungen und 
Bürger auf eine innerliche Weife unter dem höhern allumfaflenden Pflichtgefeg eined gemein— 
ihaftlihen Vaterlandes und eined nationalen Menſchheits zwecks. Diefed wird doppelt 
tar, denn: 

5) Der Staatenbund begründet, fofern er nur Staatenbund fein will, aud) für die Bür— 
ger feine Theilnahme am Bund, feine wirflihe Mitgliedſchaft, fein Bürgerrecht, mithin auch Feine 
Bürgerpflidt und feinellnterthänigkeit gegen den Bund als joldhen, Fein doppeltes Unter— 
tbanenverbältnig und Bürgerredt. Bundesgefege verbinden hier die Bürger nur, fofern 
fie ald kandesgefege aufgenommen und publicirt wurden. Diejes gilt auch im Deutichen Bunde.2°) 
Es iheint überhaupt ſpäter diefe Seite des Bundes gegen mandes Entgegenftehende mehr und 
mehr ausgebildet worden zu fein. Es wurde der Verein erft fpäter ein völferrechtlicher Fürſten— 
verein genannt, indeß gehört wol hierher auch die Aufhebung aller Offentlichkeit feiner Ber: 
bandlungen , fogar eined Theils feiner Beihlüffe und die Aufhebung der Hierdurd und durch 
vreäfteien Ausdruck der öffentlihen Meinung und freies Petitionsrecht zu bewirkenden activen 
TIheilnabme ver Nation an den Bundesverhältniffen. Hierhin würde ferner der ausſchließliche 
Borbebalt des Auslegungsrechts der Bundedgefege für die Bundesverfammlung 26) gehören, 
wenn derjelbe, wie nad der Meinung mander, ſich wirklich nicht blos auf die authentiſche 
Auslegung (das beißt eigentlich neue grundverfaflungsmäßige Beftimmungen) bezöge, fondern 
ſelbſt auf Die doctrinelle Auslegung. Die legtere muß aber anerkannt demjenigen, welcher 

irgendeine Theilnahme an einem Rechtöverhältnig und jelbft auch nur eine mittelbare rechtliche 
Berrflitung durch daſſelbe erhalten ſoll, ſtets zuftehen. Rechtliche VBerhältnifle und Grund- 
verträge ſich vurhaus gegenjeitig. Jeder Theil hat das gleiche Necht fie (noctrinell) auszulegen, 
und zu beurtheilen , was er fir Rechte und Pflichten durch ven Verein erhalten hat. Nur Ber: 
Rändigung, Vergleich over ein unvarteiiicher Nihterfpru kann ven darüber etwa entftehenven 
Streit abfolut beendigen. Nach vem Bisherigen würde alfo diejenige Gewalt, weldje einer Na— 
tion, die zu einem Bundesſtaat beredhtigtift, denſelben vorenthalten und flatt deflelben einen bloßen 
Staatenbund gründen wollte, diefelbe rechtswidrig des höchſten menſchlichen Gutes, ded Vater: 
landes und vaterländifchen Staatöbürgerrechts berauben. Sie würde ihre Berlegung verbop 
peln, wenn ſie dabei noch dem Verein nur ver Regierungen des Staatenbundes Eingriffe 





24) Schlußarte, 56; Welder, a. a. O., ©. 46 fg. 

25) Schlußacte, Art. 53, 56, 32. 

26) Schlufacte, Art. 8, 17 und Bunbesbefchluß vom 11. Dec. 1823. 
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in das innere Rechtsverhaͤltniß der Bürger ver Sonderftaaten erlauben und fo aud deren Aus- 
bildung zu einem freien Geweinwefen verhindern wollte. 

6) DerStaatenbund, indbefondere auch der deutſche, begründet, infofern er wirklich nur rei 
ner Staatenbund bleiben will, audi feine Bolfärepräfentation neben der Regierungs— 
tepräfentation am Bundedtage. Zwar wird ber dauernde Staatenbund der Regel nad eine 
dauernde Organifation für feine Zwecke haben. E8 ift aber nicht die obige für den Bundesſtaat. 
Gewöhnlich wird, wie im Deutſchen Bunde, eine Bereinigung voller rechtlicher oder diplomatiſcher 
Abgeoroneten der Regierungen der einzelnen Bundesftaaten feine Angelegenheiten bejorgen, 
welche aber hier ftet# nad) den befondern Inftructionen ihrer Regierungen handeln und ab- 
ftimmen. Wegen des Bundeszwecks und zur vollfommenern Vertretung des Bundes gegenüber 
andern Regierungen wird gewöhnlich eine einzelne Bundesregierung als Präſidentſchaft we— 
nigftens beftimmte Rechte der formellen Geſchäftsleitung, oder ald Vorort oder Hegemon 
ausgebehntere Repräfentations= und Oberleitungsredhte erhalten. Auf eine jehr natürliche 
Weile wird die gegenfeitige Vergrößerungs= und Giferfucht unter fouveränen Staaten bie 
mächtigſten Bundesſtaaten zum Streben nad diefer Hegemonie und zu ihrer möglichften Aus— 
vehnung veranlaffen, fobald mehrere mächtige da find, aud zum innern Zwiefpalt treiben. 
Die Beifpiele macedonifcher und römijher Hegemonie und auch Beijpiele aus unferer aller- 
neueften Zeit veranfhaulihen diefes und ebenfo die Gefahren für die Selbftändigfeit der 
Bundedregierungen wie für die Freiheit und ben Frieden der einzelnen Bundesländer und für 
den Beftand des ganzen Bundes. Die allein gegen ſolches Unheil ſchützen de Gegen= 
wirkung einer patriotifhen Nationalvepräfentation fehlt dem Staatenbunde. 

7) Er ent zieht aud den Bundesregierungen nicht die äußern Hoheitsrechte, 
das ftehende Kriegsheer und einen Theil der Beſteuerungsgewalt. 

8) Er ſchließt aub eine Herrihaft ver Bundesregierung über Untertbanen= 
lähder und fremde Staaten nit auß. 

9) Er fordert und garantirt auch nicht eine Gemeinſchaftlichkeit des in— 
nern Staatésrechts. Es wäre dieſes jedenfall® alsdann eine Täufhung, menn im Bun- 
dedvertrag gewiſſe Grundlagen, 3. B. Stände, Preßfreiheit u. |. w., beſtimmt würden, und 
nun dennoch feine Einmiſchung und fein Zwang in Beziehung auf diefe innern Verhältniſſe ftatt: 
finden, ſodaß die einzelnen Bundesregierungen entweder gar nichtö oder beliebig unter jenem 
Namen: Stände u. ſ. w., gerade das Entgegengefegte geben, oder enblih das Gegebene wie: 
derum zerftören fönnten. Auch bier Huldigt der Deutfche Bund wenigſtens infofern der Natur des 
Staatenbundes, ald er ſpäter ausdrücklich erklärte, vie Beftimmungen ver ſtändiſchen Verfaſſungs— 
verhältniffe feien ven befonvern Megierungen, Ständen und Randesverfaffungen zu überlaffen, 
die Bundesgewalt miſche ih in Streitigkeiten darüber nicht ein, und diefe Berfaflungen ſtänden 
auch nicht unter ver Garantie des Bundes, fofern er nicht, was auch jede andere politifhe Macht 
gegen andere Staaten thun darf, eine befondere Garantie einer einzelnen Berfaflung zu über: 
nehmen für gut fände. 27) Auch bat es wol bisjegt wenigſtens nicht den Anschein, ald werde 
die Bundesgewalt jelbft nur die Ginführung wahrbafter landſtändiſcher Verfaſſungen mit den 
weſentlichſten, ſchon in dem biftorifchen und allgemeinredhtlichen Begriff verfelben mit abfoluter 
Nothwendigkeit gegebenen Rechten, mit Mechten , wie jie alle Verhandlungen über ven Bundes— 
vertrag al& wejentlich bereits anerkannten, überall da ins Leben rufen und erhalten, wo fie, nun 
beinahe ein halbes Jahrhundert nach der Gründung der Bundesacte und des 13. Artikels in der: 
ſelben, in folder Geftalt noch nicht eriftiren. 

10) Es ift endlich ver Staatenbund auch nicht abſolut und felbft auf die Gefahr für die 
Griftenz ver Bereinsftaaten unauflöslid. Zwar ift er allerdings, ſowie ja jedes Miteigen- 
thumsverbältniß, feiner Natur nad dauernd. Man wird fhon darum nicht mit vielen den Staa= 
tenbund für ganz ebenjo temporär und unbedingt jederzeit unauflöslich erklären fönnen wie das 
Bündniß. Auch wird er in dem Gedanken der Fortdauer feines Bedürfniſſes und Zwecks (ſo— 
wie indeflen der Erklärung nad freilich auch viele Societätöverträge und bloße völkerrechtliche 
Bünpniffe) für immer gefhloffen. Vielleicht können auch viele Vereinäftaaten ſchon bei Ein: 
gehung des Staatenbundes von der Anfiht ausgeben, fie würben ihrer Sicherheit megen eine 
Trennung einzelner Bundedländer vom Bunde felbft durch Kriegsgewalt hindern. Aber bei 
blos fachlicher Gemeinſchaft kann jeder Miteigenthümer Auflöfung fordern, und wenn wirklich 
dem Staatenbunde die Unterordnung unter ein ſouveränes Vaterland und allumfaflenveres hö— 


27) Schlußacte, Art. 60 und 61. 
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berea Vflichtgeſetz Fehlt, wenn wirklich jede ganz ſouveräne Regierung ihre eigene fouveräne Re: 
gierungsüberzeugung von dem Recht und Wohl ihres befondern Staats ala ihr höchſtes Geſetz 
anerkennt, wird man alddann über die Folgen der Natur der Dinge ſich und andere täuſchen? 
Wird man durch ihnen widerftreitende wohlgemeinte Worte Wunder wirken? Wirb man durch 
fie eime ſouveräne Regierung, wenn fie das Halten für fi und ihren Staat verderblich oder gar 
ihre Griften; gefährdend hält, diefelbe zur Aufopferung dieſer Griftenz oder ihrer Macht umd 
Blüte befimmen zu können glahben? Wo bliebe auch die Souveränetät bei abfolutem Zwang 
zur Theilnahme an einem Staatenbunde? Da, mo das Ganze weder durch gemeinichaftliches 
böberrs Pflichtgeſetz regiert noch durch dieſes und eine lebendige, wirkſame Nationalfraft 
zuſammengehalten wird, da Fann leicht das ſouveräne politifche Intereffe einzelner Staaten die 
andern und den Bund für jih zum Mittel machen. Wenn nun der fräftige Schuß ded wahren 
Gemeingeifted und der nationalen Repräfentation bes Ganzen fehlt, werden da nicht die Ver: 
legzten in ihrem fouveränen Staatöprincip Hülfe ſuchen? Freilich, bei dem Gericht können fie 
wie fo, wie im Privatitande bei Miteigentbumd = und Sorietätsverhältniffen,, ein Rechtéurtheil 
auf Teilung und Trennung der Gemeinfhaft erhalten. Wer aber den Gefahren einer Tren— 
nung anderer Art vorbeugen will, der denke nicht auf Worte, fondern auf die Sachen und ihre 
entſprechende Geftaltung. Nur die unfterbliche, gemeinichaftliche Vaterlandspfliht und Natio- 
nalität, die ewige Pflicht für fie und die zur Sprache gebrachte wirfjame Nationalgefinnung 
machen einen Bund wahrhaft unauflöslich und ewig. 

VFortfegung. ©. Das Staatenbündniß, die Allianz. Der rechtliche Grundcha— 
rıfter Diefes blos obligationentehtlihen, völkerrechtlichen Geſellſchaftsvertrags befteht nad} fei- 
sem Begriff (1. U darin, daß er lediglich eine obligationenredhtliche Societät unter nicht einmal 
tal befchränften, fondern gänzlich jouveränen Regierungen bildet. In feiner rechtlichen Natur 
fednum enthalten, daß er ebenfalls nicht ein einziges jener Merfmale des Bundesftaats und 
elbſt nicht einmal die wichtigften des Staatenbundes begründet. 1) Sein Zweck ift weder, fo 
wie im Bundesjtaat, der Staatszweck, noch auch, fo mie im Staatenbund, die allgemeine dau— 
ernde nölferrechtliche Sicherung, fondern nur bie fpeciell verfprochene, beftimmte, gegenfeitige 
Leiſtung. 2) Er begründet weder, jo wie der Bundesſtaat, ein fouveränes Gemeinweſen, noch 
auch, fo wie der Staatenbund, eine reale Gemeinſchaft eines Inbegriffs von äußern Souve— 
ränetätäredhten und nicht einmal, wie dieſer, eine bedingte und beſchränkte Stimmenmehrheitd- 
entſcheidung, Tondern nur ganz freies, diplomatifdes Unterhandeln im Namen der einzelnen 
seribiedenen Verbündeten. Diefe vorübergehende Allianz wird aud von andern Staaten gar 
nicht ala wahre politiſche Ginheit anerfannt. 3) Er bat feiner Natur nad weder, wie ber 
Bundesſtaat, zugleich die innern und die äußern Verhältniffe, no, wie der Staatenbund, 
die äußern, ſondern beflimmte, bald auf einzelne innere, bald auf einzelne äußere Verhältniſſe 
üh beziehende Leiftungspflicten zum Gegenftand. 4) Gr ift weder Nationalverein, tie der 
Bunbesftaat , nod begründet er, wie der Staatenbund, ein Bundesgebiet, noch fegt er, mie ber 
letztete, aneinander grenzende, durd bleibende gemeinfchaftliche Verhältniffe und Bepürfnifle 
auf gegenieitige Hülfe angemwiefene Staaten voraus, fondern nur ein beftimmtes, im wölfer: 
rechtlichen Verkehr entftandenes, vorübergehendes Bedürfniß. Ihm find natürlich aud die 
Merkmale 5) 6) 7) 8) und 9) des Bundesftants fremd. Namentlich hat er in der Regel gar 
teine Organifation, nicht einmal die des Staatenbundes. Er ift endlich 10) auch weder, wie der 
Bunteiftaat, abfolut unauflöslih, noch auch, wenigftend feiner Natur nah, im allgemeinen 
dauernd, io wie der Staatenbund. Sowie vielmehr bei jedem Societätsvertrag, jelbft wenn 
feine Worte auf immerwährende Dauer lauten, fo fünnen aud in der Allianz die völlig ge— 
trennt nebeneinander ſtehenden und pro rata berechtigten Geſellſchaftögenoſſen völlig rechtlich 
ſtets Die Societät für die Zukunft auffagen. (S. Allianz). 

vi Ein prüfender Blick auf die bisherigen Theorien über Bundesverhältniffe. 
Mar das Bisherige eine folgerichtige Entwidelung der richtig aufgefaßten verſchiedenen Natur 
ver Burndesverbältnifle, fo bedarf es feiner ausführlihen Prüfung und Widerlegung der frühern 
Ibeorien über das Bundesfoften.23) Der allgemeinfte Fehler jener frühern Theorien ift es, 


28) Zur Literatur diefer wichtigen Materie gehdren, nächit andern Bearbeitungen befonderer Buns 
seerechte und ven bereits angeführten Schriften, vorzüglich: S. Pufendorf, De systematibus eivit.; 
x den Dissert. acad. (Upfala 1677), S. 120; 3. &. Wieland, De system. eivit. (Zeipgig 1777; auch 
iz Opusc. Fascic., I, 1790); ©&t.:Groir, Des anciens gouvernements federatifs (Paris 1780) 
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daß fie die Staatenvereine nur nach unwejentlihen und zufälligen Verſchiedenheiten, nicht aber 
nach der wefentlich verſchiedenen Natur der Nechtöverhältniffe abtheilen. Die Folge davon ift, 
daß ſie mithin aud gerade die weſentlich verſchiedenen Merkmale ver verfchievenen Staaten: 
vereine überjehen und vermifhen. So ift e3 z. DB. wol gewiß unridtig, wenn man — um 
von frühern Irrthümern und weniger beveutenden Schriftftellern abzufehen — mit manden 
hochverdienten Publiciften, namentlih mit Klüber und Behr, das harakteriftifhe Merkmal deö 
Bundesitaats in ein monarchiſches Oberhaupt oder aud) in eine beſonders organifirte Regierung 
fegt. Denn wie ſchon Bufendorf bemerkt, die anerfannte, umfaſſende, abfolut gültige Stimmen 
mehrheitsentſcheidung begründet ſchon eine Staatögewalt, ja in einfahen Demofratien , welche 
doch wirkliche Staaten jind, die einzige. Auch ift Gleichheit der einzelnen Vereinsftaaten nicht 
das genügend unterjcheidende Merkmal des Stantenbundes im Gegenfag des Bundesitaats. 
Die wahre verhältnigmäßige Gleichheit und , was das Beſte ift, die Garantie derjelben gibt int 
Bundesftaat die verfalfungsmäßige abfolut gleiche Nepräfentation aller Regierungen im frei 
berathenden Senat und die der Seelenzahl entſprechende in der Nationalrepräfentation, und 
vor allem die Nationalfraft. Im Staatenbund dagegen waren da wol die Kleinen Staaten 
mit Napoleon, oder früher die Bundesſtaaten Romd mit Nom wirklih gleih? Im Buntes: 
ftaat gelten bier die Saden, im Staatenbund die Worte. Richtig ift ed ferner, wenn Titt- 
mann ©, 6 und 14, gegen Anfichten anderer (jelbit gegen die von Pfizer, ©. 187), dem bloßen 
Staatenbund eine wahre höhere Zwangsgewalt ganz abjpricht (ſ. vorhin I, 2 u. IV, 2). Mit 
Unrecht aber fpricht er auch jelbjt dem Bundesſtaat jede Ginmifhung in innere Angelegenheiten 
und jeve Sompetenz des Bundesgerichts in Streitigkeiten zwifchen Regierung und Volk ab (IV,2). 
Ebenso unrihtig gibt er aud allen Staatenvereinen blos den Zwed der äußern Sicherung. 
Diejes thut auch eine der geiftreihhiten Abhandlungen über die Bundesverhältniffe, die von 
Zachariä. Aber ver Bundesftaat hat den Staatszweck, aljo mehr ald bloße Sicherheit, und dag 
bloße Bündniß hat, fowie z. B. ein Handelsbündniß, oft einen andern Zwed als den ver Si— 
cherung (II, 1; IV). Unrichtig und zugleih im Widerſpruch mit feiner eigenen Behauptung: 
daß der Staatenbund „die innere Souveränetät der Vereinsftaaten ſchlechthin ungefchmälert 
„laſſe“, ftellt auch Zachariä ald „unerlaßliche Forderung aus der Natur des Staatenbundes “ 
die folgenden auf: libereinftimmung der Verfaljungen der einzelnen DVereinsftaaten, wenig: 
ftend in ihren Grundlagen (IV, 9); ferner freie Waarendurhfuhr durch alle Vereinsftaaten, 
und dann Aufftellung einer Bundedmadt, eines Bundesgerichts und einer wahren Richter: 
gewalt und Entſcheidung aller Streitigkeiten auf dem Wege Rechtens; endlich eine Beſchrän— 
fung der Verträge der Bereinsftaaten untereinander und mit fremden Staaten, jogar bis zur 
allgemeinen Nothwendigfeit der Ratification durh den Bund (IV, 2 u.7). Gbenfalld un= 
richtig und im Widerfpruh mit jenem beſchränktem Zwed der Sicherung gibt Zadhariä dem 
Bundesſtaat eine mit hinlängliher Macht unbejhränfte Stimmenmehrheitsentfcheidung, und 
zwar fogar über die innern Verbältniffe der Vereinsftaaten (IV, 2); dadurch, ja fhon wenn 
man bie Beftimmung des Bundes über die innern Verhältniffe ald Regel aufftellt und für jie 
präfumirt, hebt man ja die Selbitündigfeit der einzelnen Vereinöftaaten auf, verwandelt jle in 
bloße Staatsprovinzen. Man löft mithin den Bundesſtaat in den einfachen Staat auf, fowie 
ihn umgekehrt Tittmann dadurch in einen bloßen Staatenbund ummandelt, daf er aud ihm 
abjolut gar feine Gewalt über die innern Staatöverhältniffe einräumt. So laffen alſo Zahariä 





Meermann, Comparaison de la ligue des Acheens, des Suisses et des Provinces unies (Haag 
1784); Sinſerling, Le systeme federat. des anciens mis en parallele avec celui des Modernes 
(Heidelberg 1809); Tittmann, Darftellung der Berfaffung des Deutfchen Bundes (eipzig 1818), 
©. 6 fg.; Pfizer, Über die Entwidelung des öffentlichen Rechts in Dentfchland ( Stuttgart 1835). Bes 
fonders wichtig. find natürlich die Werfe über die nordamerifanifche Bundesverfaffung, und unter die⸗ 
fen vorzüglich das befaunte clafftiche Werk: The Federalist, von Hamilton, und 3. Story's Com- 
mentaries on the constitution of the United States (3 Bde., Bolton und Cambridge 1833), über: 
Iopt von Buß (Karlsruhe 1844). S. aud Reimann, Die Vereinigten Staaten von Nordamerifa im 
Übergang vom Staatenbund zum Bundesftaat (Weimar 1855); und R. Mohl, Das Bundesftaate: 
recht der Vereinigten Staaten von Norbamerifa (Stuttgart 1824). Sodann gehören hierher: Zacharid, 
Über den gegenwärtigen politifchen Zuftand der Schweiz (Heidelberg 1833), und Trorler, Löſung der 
nationalen Lebensfrage: worauf muß die Bundesverfaflung der Eidgenoſſenſchaft begründet werben 
(Rapperswyl 1833); Wichtige Urfunden für den Nechtszuftand der deutfchen Nation, mit eigenbändis 
gen Anmerfungen von Klüber, aus befien Papieren mitgetheilt und erläutert von K. Welder (zweite 

uflage, Manheim 1845). Vgl. auch den Art. Bunvesftaat und Staateubund von Pözl im „Staats: 
Wörterbuch‘ von Bluntichli. 
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und Tittmann auf verſchiedene Weife neben dem einfachen Staat nur noch zwei Stantenvereine 
übrig, den Staatenbund und das Bündniß. Der Bunbeöftaat aber, welcher zugleich ben ein: 
fachen Staat und den Staatenbund auf höhere Weife in ſich vereinigt, wird von beiden ganz 
zerftört. Und doc) ift dieſer gerade bie höchſte und reichfte politifche Organifation, die höchſte 
Idee der pelitifhen Verbindung großer Nationen, eine Verbindung, von welcher früher der 
Achãiſche Bund, eine längere Zeit das Deutfche Reich, jet Amerika und die Schweiz Hiftorifche 
Borbilver geben. Freilich aus feiner Bundestheorie erflärt es ſich, daß Zachariä diefen höchſten 
Berein als einen verkehrten, verderblichen Zuftand eigentlich ganz verwirft. Er erklärt ihn, 
„weil er ben Vereinsſtaaten die Verwaltung ihrer innern Angelegenheiten laſſe und doch be: 
iäränfe, und in deſſen Wefen (?) es liege, daß nicht blos die Geſammtheit, fondern auch jeder 
Bereinsſtaat eine bewaffnete Macht bilde”, geradezu für eine „‚theoretifche und praftifche In: 
conſequenz, als ein insociabile regnum”, und erwähnt als Belege für dieſe fonderbare Be- 
bauptung ſonderbarerweiſe das Deutfche Reih und den Deutfhen Bund. Den leßtern, 
welcher fich ſelbſt einen blos völferrechtlihen Kürftenverein und einen Staatenbund nennt, erflärt 
nämlib Zachariä für einen Nationalverein und Bundesftaat und fügt noch — man weiß nicht, 
ob ernftbaft — hinzu, daß er dieſes erſt nach feiner urſprünglichen Gründung und vorzüglich 
erſt feit den Karlsbader Beihlüffen und der Schlußacte geworden fei, während er umgekehrt die 
Schweiz, welde ſich jelbft für einen Bundesftaat erflärt und welche ein ſolcher ift, nad) feinen 
unfigern Eintheilungsgründen und Merkmalen feinen Nationalverein und feinen Bundesftaat, 
fondern einen bloßen Staatenbund nennt. Jene obigen Vorwürfe der Inconjequenz und Un— 
sereinbarfeit gegen den Bundeöftaat aber fönnte man umgekehrt auch dem Staatenbunde ma= 
Gen , ver ja ebenfalld den einzelnen Bereinsftaaten Souveränetät zugefteht und dennoch fie be= 
ihräanft, und zwar ganz beſonders nach jener obigen Theorie von Zachariä felbft. Ja fie träfen 
am meiften jeden einfachen Rechtsſtaat, deſſen rechtliches Wefen e8 ja ebenfalls ift, feinen Gliedern 
rechtl iche Freiheit zuzugeftehen und dennoch fie zu beichränfen. Bei diefem Vorwurfe gegen ven 
Bundesftaat möchte übrigens die Urjache des Fehlers wol in einem andern Fehler zu fuchen 
sein , nämlich ebenfalld in der Annahme einer unbeſchränkten, abfoluten Bundes- und Staats: 
gemalt, wegen welder derfelbe berühmte Verfafler auch in feinem Werke über den Staat alle 
rechtlihe Begründung des Staatd durch den Vertrag darum für unmöglich erflärte: „weil jeder 
Vertrag , morin man gänzlich (') feine Selbftänpigfeit aufgebe, weſentlich nichtig ſei.“ Allein 
ſolche Unbeichränftheit einer rechtlichen Gewalt von Menſchen ift in diefem bedingten und be: 
ſchränkten menſchlichen Leben fhon für die unvollfommene menſchliche Staatögewalt durchaus 
nicht begründet, um wie viel weniger aljo für die Bundesgewalt im freien Staatenverein. Man 
muß nicht die abfolute höchſte Idee mit den befhräntten menſchlichen Organen für fie verwech— 
ſeln. Mögliche Eolliionen und Schwierigfeiten, die aus der allfeitigen rechtlichen Freiheit ver 
Regierten entftehen fünnen, im einfachen Staat 5. B. zwiſchen dem Negenten und den Bürgern 
und Ständen, und ſelbſt die Schwierigkeiten der Entſcheidung diefer Gollifionen (z. B. über 
einen abfoluten Witerftreit zwiſchen Parlament und König, über Revolutionen, über etwaige 
vom Barlament ſelbſt nicht abänderliche Urverfaffungsrechte) Heben den menſchlichen vernünf— 
tigen Staat nicht auf, alfo auch nicht ven Bundesſtaat. Diefer bietet fogar noch reichere Aus— 
kunfts⸗ und Berföhnungsmittel dar als der einfache Staat. Einen neuen Widerſpruch begründet 
übrigens Zachariä für ven Bunbeöftaat, für feine angebliche Unbefchränftheit und deflen wirf: 
Tide, abfolute Unauflöslichkeit dadurch, daß er mit Unrecht auch hier den Widerſpruch der ein- 
zelnen Bundesſtaaten (die ratio probibentis) in Bundesangelegenheiten für entſcheidend erflärt 
¶ ſ dagegen oben III, 2). 

Auch der erwähnten genialen Schrift von Pfizer müffen wir vorwerfen, daß fie alle weſent⸗ 
lien oder generifhen Unterſchiede zwiſchen Staatenbund und Bundesſtaat, die der rechtlichen 
Ratur, der Zwecke, ver Grundbedingungen und der Gewalt von beiden, verwiſcht und aufgibt. 
Zwar joll nah ©. 42 der Staatenbund nur rein völferrechtliche Sicherung begründen und 
fogar ein völlig freies Belieben für die einzelnen Bunbeöglieder, jeden Augenblid den Bund 
aufzugeben. Damit im Widerſpruch aber foll (nad) S. 95 u. 165 fg.) der Staatenbund mit 
dem Bundesftaat und mit dem Staate jelbft „ganz denfelben gemeinſchaftlichen Hauptzweck der 
innern und äußern (alfo auch ſtaatsrechtlichen) Sicherheit, und ebendeshalb auch gleiche vet: 
liche Gewalt und Mittel zur Grreihung des gemeinfchaftlichen Zwecks““ haben. Es foll aljo 
auch im Staatenbund, der eine „‚ftaatenartige Vereinigung‘ fei, eine wahre fouveräne Regie: 
rungs-, Gefeggebungd=, Vollziehungs- und Richter-, ja Strafgewalt über den einzelnen 
Bundesregierungen flehen; es fol abfolute Stimmenmehrheitsgewalt in allen gemeinfhaft- 
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lichen Angelegenheiten und für den Bundeszweck gelten, und die einzelne ſouveräne Regierung 
ihre rechtliche Überzeugung von enigegenftehendem Recht und von dem Wohl ihres Staats mit 
Gehorfamd = und Aufopferungspfliht gegen dad Ganze, der Stimmenmehrheit unterorbnnen 
müffen. Nur die relativ größere Ausdehnung der Gewalt ded Bundesſtaats auf mehrere Ge: 
genftände joll diefen von dem Staatenbund unterfeiden. Weil aber diefer Unterſchied durd- 
aus relativ, ſchwankend und gar fein Gattungsunterſchied ift, fo müßte man hiernach folge: 
richtig eine ſolche Unterſcheidung von Bundesftaat und Staatenbund fallen laffen und nur die 
ftaatörechtlihen Bundesvereine und das bloße völkerrechtliche Bündniß gegenüberftellen. Die 
bisherige Ausführung II und IV und V aber hat ed wol klar gemadt, daß fowol nad der Na— 
tur der Rechtsverhältniſſe ald nach ihrer Geſchichte au der Staatenbund von dem Bundesſtaai 
ih wahrhaft weſentlich unterſcheldet. Und wie — wir müflen ed wiederholen — wie, mit 
welchem Recht, mit welcher Logik und mit welder Gewalt will man denn fouveräne Regierungen 
zum Gegentheile von dem allen beftimmen, was fie wollten und erflärten, zum abfoluten logi= 
ſchen Wiverfpruche mit fidh jelbft — ſolche namentlih, melde zwar für ein blos völkerrechtliches 
Schuß: und Trutzbündniß eine Summe äußerer Hoheitsrechte gemeinjhaftlih ausüben wollten, 
dabei aber die unverlegte Bewahrung ihrer Souveränetät ald Grundgeſetz, ald Grundbedin— 
gung, als erften Vereinszweck erklärten? 

Auch der citirte Artikel des „Staats: Wörterbudy‘, obgleih der richtigen Anſicht viel 
näher, jcheint doch die verſchiedenen Bundesvereine mehrfach nach unweſentlichen Merkmalen zu 
charakteriſiren. So namentlich nach der Zufälligkeit der erſten Entſtehung. Dieſer ſoll Vertrag 
ſein beim Staatenbund und dem Bündniß. Der Bundesſtaat aber entſtehe freilich theilweiſe 
auch durch Vertrag, wenn nämlich früher unvereinte Staaten ſich vereinigen, ſonſt aber auf an— 
dere Weiſe. Hierbei liegt wol die häufige Begriffsverwechſelung über Vertrag (ſ. Grund 
verfrag) zu Grunde. Erſt mit der gegenjeitigen Einwilligung aber beginnt alle rechtliche 
Verpflichtung für freie Menſchen und Vereine. Weder bloße Grwalt noch ein vollends für 
den befondern Fall unerweisbarer göttliher Befehl, noh aud jubjective Anſicht kann die— 
jelbe genügend begründen (ſ. I, XLI). Auch die bereitd im Staatenbund vereinten amerifa= 
nischen und fchweizerifchen Bundesſtaaten begründeten die Rechtspflicht für ihre neuen Bundes— 
ftanten auf die freie, durch andere, als die bisherigen Bundedorgane ausgedrückte Einwilligung 
der Bliever. Daß am Wiener Congreß und 1848 in Frankfurt die freie Ginwilligung , dort 
der Nation, hier der Regierungen, misachtet wurde, war ein Hauptgrund, daß wir und noch 
feined gejunden Bundesſtaats erfreuen (|. Il, 160 fg.). Die Vertragsform der Ent: 
ftehung begründet aljo feinen Unterfchied der Bundesvereine, fondern der Rechtsinhalt. Die: 
jer war bei den Amerikanern früher im Staatenbund der obenbezeichnete völkerrechtliche; bei 
dem jegigen Bundesjtaat der obenbezeichnete ſtaatsrechtliche. Will man von diefem Unterſchied 
jagen, daß der Bundesftaat ſtaatsrechtliche Verpflihtungen begründe, nicht aber der Staaten- 
bund, jo iſt dad richtig. Bezeichnet man aber die Berpflihtung des Staatenbundes im Gegen: 
jag ald Vertragspflicht, fo iſt dieſes einfeitig und fein wahrer Gegenfag, da auch beider mit 
durch Höhere Gründe und durch Staatsautorität gefeglih begründeten rechtlichen Verpflichtung 
im Bundesſtaat wenigſtens zulegt und mittelbar (vermittelt des Grundvertragd) die Korn 
des Vertrags oder der gegenfeitigen Anerkennung zur Rechtsgültigkeit nothwendig iſt. Ahu— 
lich ift auch der von demjelben Schriftfteller angegebene Unterfdied, ver Staatenbund habe 
einen Hegemon oder die Verfammlung den Vertreter zum Organ, der Bunvesitaat habe jelb- 
fRändige Organe. Nur darin befteht der Gegenſatz: der Bundesftaat Hat Organe mit flaaıs- 
vechtliher Gewalt, der Staatenbund nicht. Auch das, daß im Bunbesftaat die Verwaltung 
alle 8 äußern Hoheitörechts dem Bunde zuftehe, im Staatenbund nicht, bilvet feinen noihwen- 
digen abfoluten Gegenfag. Es kann das Verhältnip umgekehrt fein, ohne daß die weſentliche 
Natur der Vereine aufhört. Ebenſo unſicher iſt der Unterſchied, im Bundesſtaat liege der 
Schwerpunft im ganzen, im Staatenbund in den Sonderftaaten, Nur inniger ift freilich die 
Ginigung im Bundesftaat und eine wahre perfünliche Souveränetät des Vereins nur hier be: 
gründet. Auch der Unterſchied des Bundesjtaatd und Staatenbunded vom Bündniß, daß die 
beiden erften nachbarliche oder aneinander grenzende Staaten vorausjegen, dad Bündniß nicht, 
ift kein weſentlicher. Allerdings begründen die beiden erften wegen ihrer politiihen Ginheit 
auch ein gemeinſchaftliches Bundesgebiet. Aber jelbit zum Staatögebiet it unmittelbares An— 
einanderliegen nicht nöthig, fand früher zumal jo häufig nicht ftatt, und die Hanja war ein 
wahrer Staatenbund mit fefter Organifation, regelmäßigen Bundedtagen, mit Abtheilungen 
in beſtimmte Quartiere, an deren Spige einzelne Duartierftädte ftanden, mit politifch einheit: 
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lien Verträgen mit Fremden u. j. m., und doch lagen die Hanſeſtädte zum Theil weit 
auseinander. 

Weit verfehrter iſt es aber, wenn andere Theoretifer ſich über innere Widerſprüche geradezu 
damit tröften, dad man Miſchungen zwiſchen Staatenbund und Bundesftaat, zwiſchen ftaats- 
rechtlicher und völferrehtliher Natur rehtfertigen könne. Nichts aber zeigt mehr den Mangel 
tiefer und gründlicher Einſicht in die Natur diejer völfer- und ſtaatsrechtlichen Verhältniffe und 
in ihre Wiſſenſchaft als dieſes. Was würde wol einer der clafliihen römiſchen Juriften und 
Staatsmänner von der Pfuſcherei deſſen geurtheilt haben, der von einem beftimmten Rechts: 
verbältnig zwifchen zwei Xeuten auögejagt hätte: es fei ein Statusrecht und aud) fein Starus- 
recht; ein dinglicheö oder perſönliches Recht und auch nicht dinglich, nicht perſoͤnlich; oder es fei 
balb Statusrecht, halb Eigenthum, Halb Obligation? Läßt fi denn auch generisch Verfchie: 
denes, juriftifh und logiſch Widerſprechendes in demjelben einen Rechtsverhältniß vereinigen 
Alſo etwa eine wirkliche völkerrechtliche Societät freier, ja fouveräner Socien und ihre wirkliche 
Staatöverbindung; ihre volle perſönliche Souveränetät und ihre Unterthanſchaft unter foune: 
räner Gejeggebung und Zwangs- und Strafgewalt; eine nationale und ſtaatsrechtliche Staats- 
verbindung einer freien Nation, und doch Ausihluß der Nation und der Bürger von aller 
Theilnahme und allem wahren Bürgerrecht, vielleicht jelbft von der Meinungsäußerung in die: 
ſem Vereine, der ihre Nechte und Pflichten, ihre Schieffale und ihre Grundverträge beftimmen 
und verändern will! Wie mag man doch foldhe wirklih verberbliche Theorien verbreiten 
wollen? Gibt ed denn feine Bernunft, feinen Trieb nah Goniequenz und Harmonie in den 
Bölfern und in ven Dingen, woburd wahrhaft ſich jelbit wiberjprechende, die gefunden Rechts— 
begriffe umfehrende und beleidigende Einrichtungen, Misachtung, Kraftlofigfeit und Auflöfung 
entiteht, ober wenigitend innerer, vevolutionärer Streit und Kampf bis zur Tilgung des Wider: 
ſtreits dur Ausftoßung der einen wideriprechenden Hauptieite? Könnten wol vollends nad 
folder Theorie geformte Bundeseinrihtungen ihr widernatürlich zufammengejegted Dajein 
dauernd behaupten? Könnten fie ihren ſchweren Zwed der Erhaltung und Sicherung aller 
kleinen und großen Bundesglieder, ihrer Beſonderheit und ihrer feſten Bereinigung zur Ver: 
tbeidigung in der Gefahr erfüllen? Für die ruhigen gefahrlojen Verhältniſſe und Zeiten be- 
darf ed keines Bundes. Schlägt aber durch diefe oder jene innere oder äußere Bewegung die 
Stunde der Gefahr, nun dann wehe denen, die ſich auf innerlich kranke Inftitute verließen, von 
ihnen, welde vielleicht die erſte bedeutende Krije, der erfte Kanonendonner lähmt oder auflöft, 
ihr Heil erwarteten und jo andere Hülfe, namentlich innere Kräftigung, vernadpläffigten! 

Bedenkliche Seiten allerdings hat der reine Staatenbund. Statt eined gemeinfhaftlichen, 
lebendigen Nationalgeiftes und höhern Prlichtengejeges, ſtatt des Gemeingeiſtes eines wirf- 
lien, lebendigen Gemeinweſens wird hier leicht, jelbft über den mwefentlihften Bundeözwed, 
das fonveräne politifche Sonder = und Einzelintereffe fiegen. Statt daß jene erjtern die Schwer— 
kraft und das Gefeg der Bereinigung bilden, fann ed nun leicht die überwiegende Macht det 
größern Bunvdesftaaten thun und ihr. Hegemonieftreit alles gefährven, Statt daß im nationalen 
Bundesſtaat die Heinen und die großen Staaten fi gegenfeitig audgleichen in der National- 
tepräfentation und durch die nationale Kraft des nationalen zur Sprache gekommenen Gemein: 
geiftes, und in patriotiicher Theilnahme an ver Ehre, der Freiheit und dem Wohl des gemein: 
famen Baterlandes für ihre Opfer von Souveränetätsrechten reichlihe Entſchädigung finden, 
fönnen im Staatenbunde oft der Zweck und das Recht und der Beftand des Ganzen durch die 
unvollfommene Verbindung gefährvet werben. Leicht können beſonders die fleinern Staaten, 
forwie Roms oder Napoleon’8 Bundesgenoſſen, trog ungleich größerer Opfer ihrer Sou— 
veränetät und ihrer Ehre, ald ein nationaler Bundesitaat je gefordert hätte, hülflos und von 
der Nationalfraft verlaffen , der befondern Politik oder Laune der größern anheimfgllen, vol: 
lends, wo diefe vem Bunde völlig fremde Intereflen und Kräfte haben. Und fait nod im beften 
Falle fann der Mangel wahrer Unterordnung mwenigitend von einzelnen unter die Stimmen: 
mehrheit die Bundesthätigfeit lähmen und die Kraft und die Ginheit und die Dauer des Bun: 
des gefährben. Beſonders mislich Fönnte eine Schwächung der eigentlichen innern Lebenskraft, 
der patriotiſchen Liebe ver Bürger und ihrer glücklichen feſten Vereinigung mit der eigenen Re— 
gierung werben. Ohne beſonders günftige Verhältniffe könnten vielleicht ihre Freiheits⸗ 
intereſſen in einem bloßen Regierungs- und Diplomatencongreß öfter Gegner oder doch parteli= 
ſche Richter in eigener Sache und in der Verbindung mit fremden Regierungen verboppelte 
Gefahr finden, während im Bundesftaat die Nationalfraft und ber Nationalgeift jhon von 
ſelbſt die Schugmwehr der Bürger bildet und auch bie höchſte Bundesregierung , fo wie einft der 


152 Bund 


deutfche Kaifer, dabei weſentlich intereffirt if, fie gegen die Willkür ver Einzelregierungen zu 
befhügen und ſich die Nationalfraft zu verbünden. Denn im Bundesftaat ift legtere eine legi- 
time Macht, im Staatenbund nicht, vielmehr oft ignorirt oder unbequem, vieleicht angefeindet. 
Für den Fall der Noth denkt man oft die entſchlafene jederzeit beliebig wieder erweden zu fönnen. 

Aber bei dieſem allen ift es Feine leichte Sache, einen Bundesſtaat zu gründen, auch felbft 
dann noch nicht, wenn man denfelben, fowie die nordamerifanifchen und ſchweizeriſchen Publi: 
eiften, nad den guten Erfahrungen von demfelben und nad der frühern ſchlechten von dem 

Staatenbund, noch fo ſehr für die „‚ Bedingung aller Freiheit und Orpnung, alles dauernden 
Wohls und Rechtszuſtandes einer großen Nation‘ halten möchte. Es bleibt ſchwer, felbit 
wenn auch die ganze Öffentliche Meinung fhon darüber entſchieden wäre, daß er am beftn die 
erfte und legte Aufgabe aller Staatövereinigung einer Nation löfe, nämlich die möglichfte Frei: 
heit mit der Einheit dauernd zu verbinden, dieſes Orundgejeg der Staaten, welches eigentlich 
mit dem der Schöpfung oder dem „der Harmonie in ver Mannichfaltigkeit“ zufammenfaällt. 
Freilich alsdann, in ſolchen glücklichen Momenten, wird es leichter fein, einen tüchtigen natio: 
nalen Bundesftaat zu gründen, wenn das Bedürfniß veflelben, wenn die Gefahren ſeines Man: 
gel8 und die des Staatenbundes fo allgemein und lebendig gefühlt werden wie 1787 in Nord— 
amerika, wie vor einiger Zeit in der Schweiz, fo endlich wie 1815 in Deutſchland unmittelbar 
nad den furchtbaren Unfällen für vie etlichen dreißig großen und Fleinen Staaten, die von mehr 
als dreihundert fich allein glücklich gerettet fahen, nach Unfällen, die für die Regierungen wie 
für die Bürger gerade nur dur Lähmung und Unterbrüdfung der Nationalverfaffung und des 
Nationalgeiftes entftanden, und nad der glorreihen Rettung und Befreiung gerade durch die 
wiedererwachte Nationalgefinnung und durd den blogen Glauben an die verheißene Wieder: 
herftellung einer freien Nationalverfaffung. (S. Blücher.) Unter jolden oder ähnlichen Um— 
ftänden allerdings kann vielleicht einer Nation diefe ſchwierigſte aller politifchen Schöpfungen 
gelingen, fofern nicht etwa zuvor noch größeres Unglüd nöthig ift, um alle befondern Staaten 
praktiſch genügend zu überzeugen, daß ohne fortvauerndes Fräftiged Wirken der Nationalfraft 
die Eleinern gegen die uͤbermacht jowol der größern wie der Fremden, die größern aber gegen 
die Fremden und deren freie oder erzwungene Verbindung mit den kleinern — fie alle aber 
gegen die Folgen der Verlegung der tiefften und ftärfften Nationalgefühle und Bedürfniſſe 
nicht genügend geſichert ſeien. Glücklich alddann, wenn dieſe Überzeugung nicht zu ſpät kommt, 
fowie einft vor dem unglüdlihen Untergange Griechenlands! Überhaupt endlich mag jene 
Schöpfung gelingen, wenn durch irgend glückliche Umftände zugleich die Bürger und die Re— 
gierungen mehr ald man im Durchſchnitt menfchlicherweife zu erwarten berechtigt ift, vom Ge— 
fühle nationaler Einheit und von der heiligen Pflicht gegen das gemeinſchaftliche Vaterland er— 
griffen und maßvoller Weisheit zugänglich find. 

Sudt nun aber eine Nation in folhen Lagen nicht in der lodern Verbindung eines völfer- 
rechtlichen Staatenbundes, fondern im Bundesftaat und in der wirffamen und einigen National- 
kraft und in der Erfüllung der Nationalpfliten gegen das gemeinfame Baterland die Berbür- 
gung von Ehre und Wohl, nun alddann muß man aud treu und folgerichtig die wefentlichen 
Forderungen des Bundesftaatd erfüllen. 

Sind dagegen die Bedingungen eined Bundesſtaats entweder überhaupt nicht oder Doch jegt 
noch nicht vorhanden, oder auch aldvdann vielleicht, wenn man etwa in despotifchen und ſtlavi— 
ſchen Zeitaltern und Nationen auch bei einer Zerjplitterung des Volfs in viele Staaten Liebe 
und Achtung der Bürger für ihren vaterländijchen Zuftand entbehren, Freiheit und Recht und 
Ehre ver Nation gefahrlos Hintanfegen Eönnte, aldvann wird die Rede nicht fein vom Bundes- 
flaat. Staatenbündniffe oder ein Staatenbund werben feine Stelle einnehmen. Erwählt man 
nun aber ven legtern, fo muß man alddann ebenfalls wenigftend feiner Natur getreu bleiben. 
Durch Einmifhung der Verhältnifle des Bundesftaats in denfelben erreicht man der Regel nad 
feinen einzigen Bortheil der legtern, untergräbt aber zugleich nad dem Bisherigen dur bie 
Unnatur folder Vermiſchung und den Widerftreit ver Kräfte und Intereffen bei verjelben die 
völferrechtlihe Sicherung und ven Beſtand aud des Staatenbundes ; vielleicht um fo mehr, je 
weniger wirklich die Nation ſchon tief gejunfen if. Namentlih dürfen weder die mädtigern 
noch die ſchwächern Bundeöglieder glauben, da, wo einmal die Nationalkraft und National- 
gefinnung einer wirklichen Eräftigen Bundesftaatöverfaffung und die Organe für diefelbe, die 
Kräftigung und Sicherung durch diefelbe fehlen, etwa ihre eigene Sicherheit und den Bund ver— 
ſtärken zu können durch Eingriffe in die Souveränetät der Vereinäftaaten. Eine nächſte Folge 
davon könnte fein, daß dadurch die Fleinern, bald nur noch jcheinbar fouveränen Regierungen 
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fammt ihren Bürgern den maͤchtigern und ihren Intereffen hülflos preisgegeben würben. So 
erlag alle Freiheit der übrigen griechiſchen Staaten zuerft unter athenifcher, dann unter fyar- 
tanifcher, zulegt unter macedonifcher Oberherrfchaft, fo die phönizifchen Städte in Aſien der Herr: 
(haft son Tyrus, die der afrifanifchen der Herrfhaft von Kartbago, die der Iateinifchen und fo 
sieler anderer römischen Bundesftaaten der Herrfhaft von Rom. Aber mit der Vernichtung 
ver Nationalfreiheit und Kraft und durch den unnatürlichen Zuftand der Unterdrückung, häufig 
auch dur die Verbindung der Fremden mit den kleinern Bundesſtaaten, wurden in alten und 
neuen Zeiten auch die mächtigern und herrfchenden Bundesglieder gefährdet. Schon Athen und 
Sparta, Macebonien, Tyrus, Karthago und Rom erlagen ja bald nad) fo großen ſcheinbaren 
Masterweiterungen den Schlägen der Fremden und dem Verberb im Innern. Was insbefon: 
vr Kraft und Stimmung, Freiheit und Wohl der in viele Staaten getbeilten Nationen be: 
rifft, fo ift auch in Beziehung auf fie, bei dem Mangel einer wahren fräftigen Bundesftaats: 
verfafftung und Nationalrepräfentation, der Regel nad} ficher das einzige Heil nur in ftrenger 
Wahrung der Natur, der Folgen und Grenzen des Staatenbundes, vor allem alfo audy der in- 
nem Eouveränetät und Freiheit der Vereinsftaaten. Diefe Freiheit und freie befondere Ent— 
widelung nach bejondern Bepürfniffen und Neigungen, ſodann ihr allgemeiner freier Wetteifer, 
jowie Liebe und patriotifcher Stolz wenigſtens für die befondern Randesverfaffungen und Re: 
aierungen werden alsdann dod einigermaßen die Vortheile des Bundesftaats, feiner Einheit 
und vereinigten Kraftentwicdelung erfegen. Vollends aber find alle die Gefahren und Nach— 
tbeile ausgeſchloſſen, die für einzelne Regierungen wie für den Bundesverein entftehen könnten 
auch nur durch den fo leicht ſich erzeugenden Gedanken, kleinere Staaten müßten nicht etwa der 
Nationalehre und Sicherheit, fondern der übermacht und dem befondern Vortheil einzelner 
Mitftaaten fih und ihre theuerften Rechte aufgeopfert fehen. Kurz es find alsdann überhaupt 
jene ſchon berührten größten Gefahren befeitigt, welche entftehen würden durch alle jene obigen 
Widerfprüde und Unwahrheiten jener Mifhungstheorie, die Widerſprüche nämlich von einem 
nationalen Gemeinweſen und Bürgerrecht mit Ausfhluß der Nation und der Bürger, von 
ionveränen Staaten und Bürgern, die ed nicht find, von Mechtögleichheit bei höchfter Ungleich— 
beit, von Rechts- und Freibeitsfhug, der nur Rechte und Freiheiten vernichtet, von Sicherung, 
Die nicht fichert, von Unauflösbarfeit ohne Zufammenhaltbarfeit, von legitimen, durch die öffent: 
lihe Ireue verbürgten Forberungen, denen die Befriedigung fehlt. Nichts iſt auf die Dauer 
ſchwächer und werberblidher ald Unnatur und Unmwahrheit. Und was nicht ganz und folge: 
richtig das ift, was es fein fol und fi: will, das kann weder Liebe, Vertrauen und Frieden im 
Innern, noch Kraft und Achtung nad) außen dauernd begründen. 

Die oben eitirte Schrift: „Wichtige Urkunden u. ſ. w.“, fließt S. 49 die Erörterung über 
vie allgemeine Natur der Bundesverbältniffe mit den Worten: „Somit ftebt alſo mol das Er: 
gebniß feſt: ſtaatsrechtliche Wirkſamkeit eined Bundesſtaats mit Nationalrepräfentation ent: 
ſpricht völlig der Natur dieſes Bundesvereins und verlegt nicht die Reglerungen und Bürger 
der einzelnen Staaten des Bundes und ihre freie Entwidelung; fie ſchützt und ftärft fie vielmehr 
durd die lebendige Einheit und Kraft der Nation; ftaatsrechtliche Wirkſamkeit eines Staaten- 
bundes ohne Nationalrepräjentation dagegen vernichtet die Natur dieſes Bundes, die Selb: 
Rändigfeit vet Regierungen, ven Rechtszuſtand der Bürger, und fie lähmt und gefährdet fie 
durh Unterprüdung der Freiheit und des freien Wetteifers in Fräftiger und frieblicher nationa= 
ler Gntwidelung.‘ 

Yu. Schluß. Gleihgültig wird die bisherigen Irrthümer über das Bundesrecht niemand 

halten, der die unermeßliche Wichtigkeit der Bundesverhältniffe richtig würbigt, und der ed weiß, 
dag falſche und verworrene Begriffe im Wiſſen auch eine falfhe und verworrene Anwendung 
erzeugen, ber es emblich in der Gejchichte beobachtete, daß einerfeits innere Widerfprüche zur 
Kraftlofigfeit oder zur Anarchie und Auflöfung führen, und daß andererfeitd in demjenigen, 
mad einmal im Leben Wurzel fahte, auch wenn es an ſich falſch und verfehrt, ein wahres Un: 
fraut ift, eine Kraft der natürlichen Affimilation und Gonfequenz liegt, die leicht zulegt auch das 
Beffere ſich nadhzieht und überwältigt. Reichen aber felbft im einfachen Staate ion der Zwang 
und die Furcht und eine äußerliche Unterdrückung misbeliebiger Richtungen nimmermehr aus, 
um wie viel mehr muß diefes von dem viel ſchwierigern und zufammengejegten Bunbeöverein 
einer Nation gelten! Um wie viel mehr muß man bier durch die innere Folgerichtigkeit und Güte 
der Einrichtungen und durch die freie Achtung und Liebe aller Glieder dem Ganzen Harmonie 
und Kraft im Frieden, ven Sieg in ver Gefahr zu verbürgen ftreben! Welder. 

Bund, deutfcher, ſ. Deutfcher Bund. 
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Bund Gottes mit den Menfhen als göttliches Vorbild für jie. Wir betrad- 
ten dieje uralte Überlieferung aus der mofaifchen Religionsgefhichte aus dem ftaatöwiflenihaft- 
lichen Gefihtöpunfte, welchem das Althebräiſch-Geſchichtliche ebenfo wenig fremd bleiben darf als 
das Griechiſch⸗ oder Roͤmiſch-Claſſiſche. Nicht felten it gegen die Behauptung, daß jeder Staato⸗ 
verein auf einem anerfannten Bertrage, auf gegenjeitiger freier Einwilligung oder Anerkennung 
berube, die Einwendung gemacht worben, wie wenn nad) der Gefchichte nie ein Staat auf die: 
fem Wege entjtanden wäre. Vergeſſen denn aber die, welche fo feft nur auf hiftorifchem Boden 
zu fiehen ſich rühmen, gerade die ältefte, in vielen Rückſichten heilige Geihihtüberlieferung ? 
Jenes biblijche Altertum ſetzte unftreitig voraus, daß feine heilige Gottheit gerade das wolle 
und thue, was die Menſchen, wenn fie das Rechte wollen, tbun follten. In dieſem Sinn allein 
Eonnte das Alterthum gewiß fein, daß der von Abraham und feinen Nachkommen geglaubte 
„gerechte, höchfte Gott‘ mit den nach feinem Bilde geſchaffenen freimollenden Menſchen nicht nach 
feiner Übermacht und Gewalt, jondern, ſowie e8 eines Freimollenden gegen Freiwollende würbig 
ift, durch Vertrag oder Bündniß ſich in Verbindung ſetze. Iſt auch gleich der Pentateuch höchſt 
wabrjcheinlid unter den Königen Jojaphat und Joſia von Prieftern gefammelt und Öffentlich 
promulgirt worden, jo ift doch Feine Wahrfcheinlichfeit, daß erft ſpätere Prieſter, nachdem das 
Volk lange ſchon unter erblihen Königen und zum Theil Despoten gelebt hatte, eine Erzählung, 
wie Jehovah ſich den zwölf Volksſtämmen durch Moſe zum Wahlkönig habe anbieten laffen, aus 
ihrer Zeit in die älteften Nationalepochen zurüdgetragen haben könnten. Es muß vielmehr vor⸗ 
davidifche gejchichtliche Überlieferung gemejen fein, daß der Volföretter und Geſetzgeber Moſes 
nur dieſe Weije, die 12 Nomadenhorven ald Eine Nation unter ihrem lange zuvor ald höd- 
ten Weltgott anerkannten Jehovah willig, vertragsmäßig und durch förmliche Wahl zu ver— 
einigen, für gotteöwürbig und menjchlich-verbindlich angejehen und daher für jeine an äußere 
Freiheit gewöhntern Beduinen und ihre Stamm-Emirs wirflih zu Bildung des althebräifchen 
Staatövereind angewendet habe. Bon dieſer Seite her verdient aljo ohne Zweifel jener Bund 
zwiichen einem an ſich übermächtigen, aber doch gerechten Negenten und dem als freiwählend 
anerfannten Volke ftaatöwillenihaftlih ins Auge gefaßt zu werden. Was das Fromme Alter: 
thum als gotteswürdig geachtet hat, zeigt ſich hierdurch auf hiſtoriſchem Boden. Auch kann wol 
der mächtigjte Menſch unter und nicht leicht behaupten, daß eben das unter feiner Würde fei, 
was wir in unjerer Bibel ald gotteswürdig überliefert finden. 

Weil unverdorbene Naturmenſchen ſich in Gott gerade dad, mas richtig und recht fei, als 
wirklich dachten (Geneſ. 18, 15. 14. 22), jo verftand es fich für fie von jelbft, daß er mit ihnen 
nicht zwangsweiſe, jondern durch Bund oder Vertrag in das Schußverhältniß trete und zugleich, 
daß fein Vertrag nur das Rechte wollen könne. 

Achten wir nod genauer auf das, was, nach den Erfolg zu urteilen, dort im menfchlichen 
Bewußtjein vorausgegangen fein muß, aud ehe es in beftinnmte Worte und Formeln gefaßt 
werden konnte. Jeder Menich weiß fi in feinem Innerften ald wollend freithätig. Das was 
er nad Erfahrungen oder durch Schlüffe ald recht und gut oder ald böfe denkend ſich vorfteltt, 
kann ihn aufregen, bewegen, jogar nöthigen, aber nicht zwingen. Er kann gegen das Gültigfte 
und Anerfanntefte, gegen die Bernunfteinjicht, was um der Vervolllommnung willen fein oder 
werden jollte, und gegen die Verftandeseinjicht über die Mittel und Wege, dennoch fein dicta= 
toriſches Wollen ſetzen: Ich will aber nicht, daß es mir gelte! Erſt durch das entgegen— 
geſetzte: Ich will, daß das Richtiggedachte auch mir als bleibende Vorſchrift gelte, wird die 
Einſicht für den Wollenden innerlich beſtimmend. 

Noch viel mehr iſt er frei und ungehemmt willensthätig, wenn er ſich zum Einesſein in ſich 
ſelbſt erhoben und zur Norm gemacht hat: Ich will zum voraus und ohne alle andere Motive, 
daß, was ich denkend als das Rechte, welches gelten ſollte, anerkenne, jedesmal ſogleich auch 
mir, den Wollenden, für meine ganze weiter folgende Willensthätigkeit wirklich gelte! Dies 
möchte das Aprioriſche des Wollens zu nennen fein. Es iſt das im Geiſte vollendete Recht— 
wollen, ver Grundſatz der „Überzeugungstreue“. 

In einem jo kräftig rechtſinnigen und uneigennügigen Gemüth nun, wie es in Abraham 
mehr ald in irgendeiner andern altteftamentlichen Perſon geſchildert ift und daher fchwerlid 
etwas ind Frühere blos Zurüdgetragened und gleihiam nur Romantiſches fein kann, viel- 
mehr ald originell erfheint, war dieſes Bewußtſein des Freiwollenkönnens und das Würde: 
gefühl des Rechtwollens .unfehlbar fehr lebhaft, ohne daß er es in künſtliche Worte zu faflen 
vermochte. Man denkt, will und empfindet, che man paflende Wortzeichen dafür hat. Der 
unter Bielgötterei geborene Abraham konnte (nach Jofua 24, 2. 3) vermöge feines erhabenen 
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Gharafters andere ald finnlich wollend geſchilderte Götter nicht länger, er will nur Einen über 
alles rechtwollenden als jeinen Elohim — „Hochverehrlichen“ hochachten. Ebendeswegen ift 
es ihm auch, ohne daß er ſich einer förmlichen Fünftlihen Schluhfolgerung wörtlich bewußt ift, 
nicht anderd denkbar, ald daß jein rehtwollender Gott aud ihn ald freiwollend fürdas Rechte 
wolle und dap alſo derjelbe jein jhügendes Wohlwollen nicht an Bedingungen eines beliebigen 
Machtgebets binde, jondern ald Bund oder Vertrag, und zwar unter einer Bedingung anbiete, 
die jeder Meuſch von dem andern zu fordern und jeder dem andern zu gewähren ſtillſchweigend 
in üb ſelbſt verpflichtet jei. Abraham ’d treu befeftigte Überzeugung (Amunah) it: „Mein 
Gott will nur meine freie, aber unbedingte Hingebung in dad, was er, der Rechtwollende, für 
das Aechtwollen entweder durchaus (abjolut) nöthig, oder nach Umſtänden (relativ) förderlich 
wollen kann.“ 

So Ihön und edelmüthig zeigt ſich in jener patriarchaliſchen Religiofität das in jenen freier 
waltenden Nomaden lebendige Bewußtjein, daß der Menſch freimollend für alles Gute, Rechte, 
Bellfommene jein jolle, daß jeder andere Menſch eben dieſes Bewußtſein in jih habe, daß, 
wenn zwei oder miehrere in eine Unterordnung gegeneinander fämen, beide Iheile jenes Be— 
wuntſein nicht aufgeben, nicht ignoriren, nicht dawiderhandeln dürfen, daß folglich (wie Unter- 
oronung möchte übrigens nod jo beſchwerlich fein) auf beiden Seiten doch die Achtung jenes 
menjbliben Bewußtſeins unverlegliche, wenigftens nie verlierbare Bedingung für das Beitehen 
der linteroronung ſei. Dieſe conditio sine qua non des Kegierend und des Sichregieren— 
laſſens ift ihnen die unabänderlihe Borausjegung, die, weil beide Theile ald zum Wollen des 
Rebten verbundene Geiftwejen nicht ohne daſſelbe Bewußtjein jein könnten, auch unaudge: 
ſprochen gelte, nicht verjährt werde, vielmehr, wenn ed je unterbrüdt war, immer aufs neue 
geltend gemacht werden dürfe und fogar jolle, ſobald es nach der willfürlihen Unterbrüdung 
wieder erfennbar geworben ift. 

Was der nachdenkende Menſch in ſich jelbit ald wahrhaft gut, alfo ald das, was er wollen 
toll, anerkennt, eben das denkt er ſich, jobald er nicht blos Ubermacht, fondern auch Rechtwollen 
umd Richtigwiſſen ald das Gchtgöttliche erkennt, in feinem Gott als wirflih. Daher zeigt es 
ib in Abraham's Gemüth als entſchiedene Vorausſetzung: „Ih, nad meinem innigften Be: 
mwußtiein, fol frei wollen können für die Rechtſchaffenheit. Aljo kann auch mein recht— 
wollender Gott mich in diefer Beziehung nur ald einen, der dad Freimollenfönnen nicht ver: 
lieren kann und nicht aufgeben darf, behandeln. Er kann aljo mich nicht unterwerfungätweiie, 
fondern mit meiner Einwilligung, dur Bund oder vertragäweije jih unterorpnen wollen — 
und diefer jein Vertrag, wenn er auch allerlei Leiftungen mir zu Bedingungen feines Wohl: 
wollens und Schuges (für die Hoffnung, ein eigener Landesbeſitzer zu werden u. dgl.) vor: 
zeichnet, kann und darf nicht die (willkürliche) Bedingung enthalten, daß ich etwas leiften jollte, 
was meiner Bilichteinfiht, das ald das Rechte Erfennbare frei zu wollen, zuwider wäre.‘ 

Sogar wenn die ganze Überlieferung von Abraham's uneigennügiger, Eräftiger, tapferer 

und doch milder Großartigfeit nicht etwa blos in einzelnen Ausmalungen, ſondern ſelbſt in den 
Grundzügen des Eharakterd und der Begebenheiten ein Mythos (eine zurüdgetragene natio- 
nale Wundererzäblung) wäre, jo würde doch Flar, daß der alte Erfinder diejer für den Gott 
Abraham’ und für Abraham ſelbſt ruhmvollen Geſchichten in ſich die Einſicht gehabt habe: 
Nur ein ſolches Betragen fei Gottes und Abraham’s würdig gewefen! Ubrigens bin ich hifto- 
tih-pragmatifch überzeugt, das Mythiſche im hebräiſchen Alterthum niemals jo weit ausdehnen 
zu dürfen, weil, wenn irgendein fpäterer Denker zum Ruhm der Nation an die Spige der: 
jelben einen ſolchen auch im Irrthum erhabenen Charakter zu ftellen für das Würdevollfte ge- 
balten hätte, eben dieſer Mythusdichter aldvann nicht in Iſaak einen fo ſchwachen, in Jakob 
einen zwiſchen Gottesfurcht und eigennügiger Lit ſchwankenden, in den meiften der zwölf 
Stammbäupter oder fogenannten Patriarchen aber vollends roh-ſelbſtſüchtige Söhne von vier 
durch Eiferjucht verkehrten Müttern geichilvert und erſchaffen haben würde. 

Ein biftorifch unleugbares Beifpiel haben wir vemnad vor und, daß dem Emir einer alt- 
bebräiichen Beduinenhorde nad) jeinem ununterjochten und nicht künſtlich verbilveten menic- 
lihen Naturverftand dies einleuchtete: „Ich darf, ja ich ſoll verfländigerweije von dem Mäd- 
tigern oder Mächtigften Hülfe fuhen und, annehmen für Grhaltung und Mehrung meines 
innlihen äußerlihen Wohlbefindens, aber immer nur unter der in feiner und meiner gei- 
kigen Natur gegründeten Boraudfegung, daß er mich fhon in ver Art der Unterordnung 
jelbft (die nicht Sklaverei= und Willfürzwang, fondern ein verabrebeter oder wenigftend unge- 
jwungen angebotener Bund und Vertrag fein foll) und noch mehr im der einzelnen Aus— 
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übung als einen, welcher Menſch bleibt, welcher alfo das Rechte und Gute frei verwirklichen 
zu wollen nicht aufgeben darf, behandle, wenn er meiner Folgſamkeit als einer von mir 
anerfennbaren Pflicht ficher fein will.“ 

Und eben diefe menfchenwürdige Borausfegung wird uns in der althebräifhen Überliefe- 
rung nicht etwa blos in Beziehung auf das Verhältniß des rechtwollenden Gottes gegen einen 
ald gegen einen einzelnen ausgezeichneten Menſchen wie Abraham, fondern ald das gott: 
anftändige, alfo für Menfchen mufterhafte Benehmen des Höchſten, des Elohim, gegen ein 
ganzes Volk vorgehalten. In der Wirklichkeit oder — wenn man ja aufs äußerſte zweifeln 
will — wenigftens in ven Gedanken Mofes’ und feiner zwölf noch an freie Stamm= und Fa= 
milienregierung gewohnten Nomadenhorden erjchien dies als die gott= und menſchenwürdigſte, 
in fi baltbarfte Entflehungsart einer nicht ſehr leicht zu verwaltenden Volföregierung, daß 
nach ver für alle conftitutionelle Staatöverfaflung höchſt merkwürdigen Urkunde (2 Mof., 19) 
fogar von dieſen Abrahamiden anerfannte „Gott über alles” zum äußerliden Staats: 
gejeßgeber und rechtlichen Regenten ihnen nur ald Freimollenden und Wählenden angeboten 
wurde, und daß alsdann erft, nachdem (B. 8) „all das Volk vereint geantwortet hatte: alles, 
mas Jehovah gefprochen hat, wollen wir thun!” das feierliche Promulgiren der Gebote ale 
Staatögefege begann und fo mit Recht und durch eigenwillige Verbindlichkeit beginnen zu 
können anerfannt wurde. 

Ich enthalte mich hier weiter auszuführen: a) Daß bei einem fo freiwillig acceptirten Got= 
teöregiment von felbft ver Mafftab gegeben war : wird etwas, das Gott gewiß nicht wollen kann, 
von feinen Interpreten, den Prieftern (B. 5), verordnet, fo darf ed nicht anerfannt und befolgt 
werben! b) Daß ber zum Volfsregenten erwählte Weltgott oder der mir bemundernsmürbige, 
firenge und doch frei-rechtſinnige Gefegverfündiger Moſes nad einem gewiß nicht von dem 
Priefterftamm erfundenen religiöfen Sprechfreiheitögefeg, Deuteron. 18, 14 — 22 (meldjes 
aber gewöhnlich nicht ganz richtig überfegt wird), jeden Hebräer erlaubte, in heiliger Begeifte- 
rung als Nabi, d. h. ald Eraltirter, gegen alle®, was er ald nicht von Gott gewollt anſah, frei 
redend aufzutreten, wobei er, folange er feinen andern (einen nicht rehtwollenden, fondern 
heidniſch willkürlichen) ald Gott verfündige, geihügt fein und von der Nation zum Überlegen 
(nicht zum blinden Befolgen) „gehört“, ſelbſt alsdann aber, wenn er anmaßlich geirrt habe, 
nur (DB. 22) „Gott überlaſſen“ merben follte. 

Die Entftehung einer gotteswürdigen Staatöverfaffung durch einen freiwillig eingegange: 
nen Bund ift alfo fo wenig verwerflich, undenkbar oder unpaffend, daß fie vielmehr wol als ein 
biblifh=religidfes Vorbild aller nah Mofes und Jefus Chriſtus gottgläubigen Staatövereine 
betrachtet werben darf. Sie wurde populär (nad der Faſſungskraft unverfünftelter, ſich frei 
fühlender, religiöfer Menſchen) durch fehr ausgezeichnete VWormänner, wie Abraham und Mo: 
ſes, gedacht und eingeleitet. | 

Gegen die ſtaatswiſſenſchaftliche, rechtliche VWorausfegung, daß jeder Verein zwifchen Re: 
gierungen und Regierten nur als ein moralijch vertragdmäßiger zu denken fei, wird demnach 

. nicht mehr einzumenden fein, daß die Ideologie feine Hiftorifche Wirklichkeit für ih habe. Wer 
„von Gottes Gnaden“ regiert, wird und muß vornehmlich die biblifche Religionsgeſchichte als 
hiſtoriſchen Boden und höher fanctionirtes Vorbild anerkennen. 

Höchſt beachtenswerth ift es gewiß, daß die Freiheitsform des Vertrags durd bie 
ganze Heilige Schrift ded Alten und Neuen Bundes nit blos in Beziehung auf den ge- 
mählten göttlichen und menſchlichen König, fondern überhaupt in Beziehung auf das Ber: 
haͤltniß ver Gläubigen zu Gott hindurchgeht. 1) Der Schluß des ehrwürbigen Baulus ift Hier 
unabmweisbar: Wenn die heiligfte Lehre jelbft bei ver unfehlbaren göttlihen Weisheit 
und beider unmwiderftehlichen göttlihen Macht die Achtung der göttlihen Würde und 
Freiheit der Menfchen, ihre freie Zuftimmung und freie Annahme begründet: um wie viel mehr 
find diefelben zur vollendeten, nicht etwa blos natürlichen und fittlihen, fondern auch rechtlichen 
Begründung der Gewalt irrender und ſchwacher Mitmenſchen nothivendig! 

Aber au fhon unabhängig von dem hebräiſchen Volk und der Heiligen Schrift und von 
den darauf gegründeten Kanoniſchen Necht, anerfannten alle freien Völker und namentlich Die, 
deren Gultur im Vereine mit jenen hriftlihen Quellen die Grundelemente unferer heutigen 
Eultur wurden — e8 anerkannten die griedhifchen, römischen und germanischen Völker in ihren 





1). z. B. 1Moſ. 9,15, 2 Mof. 19; 5 Mof. 17, 29; Jeremias, 31; Gzechiel, 16; Hebräer, 8 
und die Art, Epriftentbum und Beſchneidung. 
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Gefegen, Berfaffungen und Verfaflungdeiden und auch durch den Mund ihrer Stantögelehrten 
und Fürſten, von Plato, Ariftoteles, Cicero und Ulpian bis auf Locke, Blackſtone und Mon: 
teöquieu, bis auf Juftus Möfer, Pütter und Klüber, von Karl und Alfred bis auf Friedrich 
den Großen, die gleihe Rechtsforderung. Unmittelbar aus der Natur des Rechts- und Staats: 
verhältnified und aus dem natürlichen Bewußtfein ald natürliches und vernünftiges 
Recht ſich hervordrängend, wird diejelbe durch die feltenfte bereinftimmung unfers hiſtori— 
ſchen Rechts beftätigt. 2) 

Bir erklären fi denn nun die Widerfprüche gegen dieje natürlichfte, geſchichtlichſte, chriſt— 
lichſte Rechtsforderung? 

Die erfte Duelle, und zwar eine Quelle thatſächlicher Abweichungen iſt unrech— 
ter Wille. Durd die Borherrihaft von Sinnlichkeit, Selbſtſucht und Hochmuth entſtehen 
ſtatt freien Glaubensbekenntniſſes (und des freien Taufbundes), Glaubenszwanz und Ketzer⸗ 
verfolgung, flatt freier, brüderlider Glaubensgenoffenihaft, angeblih von Gott eingefeßte 
Herrſchaft und Zudtanftalt, ftatt freier Staatöverhältniffe, despotiſche und despotifch-theo- 
fratiide Gewaltverhältniſſe, welde man lügneriſch durch die Namen göttlihes, natür- 
liches oder hiſtoriſches Necht beihönigen möchte. 

Die zweite Duelle, und zwar eine Quelle zunächſt der theoretifchen Ableugnung des 
Vertragsprincips, bejteht in Misverftändniflen und Verwechſelungen veffelben, melde einzelne 
feiner Anhänger felbit verſchuldeten, feine Gegner aber, um es widerlegen zu können, ihm 
unterſchie ben. 

Seine wirkliche Rechtsforderung aber beſteht in Folgendem und nur in ihm. 

Jeder Menſch, ſobald Vernunft und Freiheit in ihm lebendig werden, ſoll bekanntlich ſtre— 
ben, die freie Vernünftigkeit über alle andern Triebe und Vorſtellungen in allen ſeinen Ver— 
hältniſſen möglichſt zur Vorherrſchaft zu bringen. Er iſt und heißt nur vernünftig und frei, 
wenn und ſoweit er dieſes Princip oder Ideal, wenn auch unvollkommen, doch wenigſtens 
im weſentlichen verwirklicht. Ganz daſſelbe nun gilt von dem Volk und von ſtaatlich ver— 
einten Menſchen in Beziehung auf ihr größeres menſchliches Ganze. Sie ſollen — ſo lautet 
nun die Rechtsforderung der wahren Vertragsanſicht — ſie ſollen ihre Vernunft und 
Freiheit als eine gemeinſchaftliche inihren gemeinſchaftlichen Verhältniſſen, 
Einrichtungen und Beſchlüſſen thunlichſt verwirklichen. Dieſe Verhältniſſe oder 
ihr Staat und ſie ſelbſt als Volk ſind und heißen nur frei, wenn und inſoweit dieſes Ideal ver— 
wirklicht iſt, inſofern alſo ihre Staatsverhältniſſe im weſentlichen von ihrem gegenſeitigen 
Conſens ausgehen oder vertragsmäßig werden. Nur fo allein erfüllen ſich ja die zwei Auf: 
gaben für ein vernünftiges Zufammenleben und Wirken jelbftändiger autonomer Perſönlich— 

keiten: daß fie namlich alleihre Pflichten und Bepürfniffe nah ihrer eigenen Überzeugung 
befriedigen, und dann, daß fie in friedliher Gemeinſchaft leben und wirken. Auch früher 
gereifte oder höhere Anfichten einzelner müffen alſo möglihft zur allgemeinen Zuftimmung 
und Anerkennung gebracht und fo zur Geſammtvernunft, zum vertragsmäßigen rechtsgültigen 
Sejammmmillen, und fomit Volk und Staat zur Freiheit und Vernünftigfeit erhoben wer: 
den (I, XLI). 

Wer anderes behauptet, der hebt in der That den Begriff freier vernünftiger Völker 
auf. Er gibt — wenigitend folange Gott nicht jelbft allgemein erkennbar und anerfannt un= 
mittelbar jelbft ausſpricht, was in dem befondern Staat gut und vernünftig ift — ihre Freiheit 

preis der klinden Gewalt jedes vielleicht verkehrten und verderblichen thatfählichen Verhält: 
niſſes, oder jedes beliebigen übermütbigen Despoten und Meinungstyrannen. Wer nicht dem 
Gott der Freiheit huldigt, der will jih und feine freien Mitmenſchen göttlichen Geſchlechts 
einem Gögen der Gewalt unterwerfen. Es gibt abjolut nur die zwei Principien, das der 
Freiheit (des Vertrags) und das der Gewalt; gleichviel ob die Gewalt jich als blinde Glau— 
bens-, oder angemaßte Bevormundungs=, oder ald blos factifhe, oder ald Herrengewalt 
geltend machen will. 

Diejed nun ift ed, was fogar in der Zeit des Glaubens an fortvauernde unmittelbare gött— 
lihe DOffenbarungen und in denfelben jener Bund Gottes mit den Menſchen gänzlid 
ausſchließen wollte. 

Merkwürdigerweiſe aber ſchließt deffen richtige Auffaflung nicht blos die despotiſche und 
blinde Glaubensgewalt felbft aus; fie befeitigt fogar fchon die meiften Misverſtändniſſe 





2) Die unwiderlegbaren Beweife in den Art. Grunbvretrag und Deutſches Landesſtaatsrecht. 
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der Bertragdanficht und die auf diefelben gegründeten Einwendungen gegen die rihtige Grund— 
anſicht. 

Zuerft verwechſelt man die obige wirkliche Rechtsforderung einer vertragsmäßigen oder 
möglihft freien Form der Staatöverhältniffe mit der Forderung eines rein ſubjectiven 
oder formaliftifhen Willfürvertragd ohne natürlichen und fittlichen Beſtimmungsgrund 
und Inhalt, ohne Anerkennung der objectiven allgemeinen natürlichen und fittliden Notb- 
wendigfeit. So aber ericheint doch wahrlich nicht der Vertrag des hebräifchen Volks mit feinem 
Gott! Dagegen ftellte allerdings Roufjeau feinen „Contract social‘ als folden reinen 
Willfürvertrag bin. Er gab mit dem natürlichen und fittlihen Beitimmungsgrund und In: 
halt zugleich die meientlihen natürlichen Grundbedingungen des Vertrags felbft, die Behaup— 
tung der fittlichen freien perjönlihen Würde und Beſtimmung aller Gefellihaftäglieder, ver 
abfolut grenzenlofen fubjectiven Willfür aller einzelnen, d. h. aber bei ihm der Volfd- und 
mithin der Mehrheitäbefchlüffe preis, gegenüber von welchen „ver einzelne fo wenig aud nur 
irgendein Necht habe wie die Fußzehe gegen den Kopf des Menſchen“. Zugleich ſprach Rour- 
ſeau felbft ſolchem, nun in Wahrheit abfolut despotifchen, aber angeblih um der Freiheit 
willen, abfolut demokratiſchen Volkswillen die Freiheit ab, die Regierung (unter jenen weſent⸗ 
lihen Grundbedingungen) monarchiſchen oder ariftofratifchen Stellvertretern vollftändig oder 
theilmweife zu überlaffen. Er gab durch diefen dreifachen Grundirrthum zu dem fchenpliden 
franzöjtichen Jakobinismus, zu jener fittlich und rechtlich ſchrankenloſen Volkswillkür und Pöbel- 
herrſchaft Mitveranlaffung oder doh Vorwand und Beihönigung. Und diefer Misbrauch, 
diefe unrichtige Vertragstheorie ſchreckte bis auf den heutigen Tag ſchwache Köpfe, wie den Hrn. 
von Haller, von der richtigen Bertragstheorie zurück, oder fie wurde für ſtlaviſche und despo— 
tifche Hinterlift ver Vorwand, andere ſchwache Menſchen von ihr zurüdzufchreden, ganz ebenio 
wie ja fo vielfach die falfche und misbrauchte Religion ſchwache Menihen von der wahren Re- 
ligiofität zurückſchreckte. 

Jene gedankenſchwachen oder hinterliftigen Gegner der Vertragsanficht unterftügen dann 
ihren Widerfpruch noch durch andere Täuſchung. So erdichten fie ferner: Name und Nedte- 
begriff des Vertrags felbit beihränfen ih auf gemeine Willkürverträge mie die des Verkehrs 
über bloße VBermögenswerthe ; der Staatävertrag märe alfo auch ſchon deshalb Willfürvertrag.. 
Und doch jagt ſchon das claſſiſche Römische Recht in feiner Definition von Vertrag (duorum vel 
plurium consensus in idem placitum, L. 1 de pactis), daß jede fih gegenfeitig bedin— 
gende Cinftimmung über ein Rechtsverhältniß rechtlicher Vertrag fei, und unfer ganzer 
römiſch und deutſch gefegliher Spradhgebraud wendet den Namen und Nechtäbegriff des Ver— 
trags auch auf höhere, 3. B. auf eheliche und ſtaatliche Verhältniffe an. Selbft vor dem Altar 
muß auch jene gegenfeitig ſich bedingende Ginwilligung für eine gültige Che ausgeſprochen 
werben, und jeder Mangel verfelben macht die Che rechtdungültig. Niemand aber jpricht des— 
balb ver Ehe ihren natürlichen und fittlihen Beftimmungsgrund und Inhalt (Liebe und Glaube 
an fittliche Beftimmung) der Rechtsform wegen ab, wie cd dieſe ſchwächlichen Iuriften und 
Staatömänner bei dem Staatöverhältniß, bei dem Negierungsreht tbun wollen, obgleich bier 
jogar die Regenten- und Volks- und Verfaffungseide meift jehr förmlich ven Vertrag erneuern. 
Gern übrigens können wir, um nicht um Worte zu flreiten, und um ben Staatsvertrag völlig 
von einem bloßen Verfehrävertrag zu fondern, unfere Rechtsforderung des Strebend nad) mög: 
lichſt vollftändiger gegenfeitiger freier Übereinftimmung im Staatöverhältnif mit dem Namen 
Freiheit oder freier Conſens, ftatt mit dem Namen Vertragsmäßigkeit vertaufchen. 

Dan leitet dann weiter aus jener erften Verwechſelung das weitere Midverftänoniß ab, 
ed werde nad) der Bertragsanfiht behauptet: Staat und Staatdgemalt und wol gar ihre Idee 
jollten in einem angeblichen Naturftande vor aller Staatsverbindung erit gänzlich neu durch 
jene reine Willkür iſolirter einzelner und ihrer Majoritäten erſchaffen werden. Dieſes wider— 
ſpreche aber aller Erfahrung wie der wirklichen Natur des lebendigen Staats, ſeiner einigenden 
innern Lebenskraft oder Gewalt, welche, wie ſchon Ariſtoteles bemerke, nicht erſt nach den fer— 
tigen Gliedern und durch ihr Belieben erſchaffen werde. Nun bei unſerm Bund Gottes erſcheint 
ja der ſich offenbarende Gott und ſeine ſchon vorhandene göttliche Weisheit und Allmacht gewiß 
als ſchon früher vorhandenes, ja hier ſogar als ſchon ausgebildetes Centrum des bebräiſchen 
Volks, eines Volks, welches auch bereits in beſondere Einigungen, der Familien, Geſchlechter 
u. ſ. w. gegliedert war. Und dennoch tritt nad) den obigen würdigen religiöſen und rechtlichen 
Grundgedanken für dad äußerliche Rechtsverhalten nothwendig die Freibeitsform des Ver— 
trage binzu. Man könnte alſo ſelbſt hier ſagen: in juriſtiſchem Sinn oder für das äußere aner- 
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kannte Recht falle die Entftehung dieſes hebräiſchen Staats, feiner Verfaffung und feiner 
Regierungdgewalt, gewiß aber, es falle die juriftifche Vollendung derſelben mit dem Vertrag 
jzufammen. Wie viel mehr aber fann man diefes von den freien Staaten und Verfaffungen 
anderer Völfer fagen. Diefe waren zwar auch ſchon phyſiſch vorhanden, ebenſo audy ihre fitt- 
liche Pflicht, ehe fle zu Frei anerkannter ober. vertragsmäßiger Staatöverfaffung gelangten ; 
gerade fo, wie ja auch der einzelne freie vernünftige Menſch in feiner Wiege noch nicht ver: 
nünftig und frei war. Es wird auch bei den Völkern das innere Bedürfniß und fittliche Pflicht: 
gefüßl für ſolche ſtaatliche Einigung und Verfaffung dem äußern juriſtiſchen Ausdruck der allge— 
mein anerkannten Freiheitsform vorbergeben. Es wird die freie rechtliche Organifation 
fi erſt ſpäter langfamer oder fchneller entwiceln. Ebenfo wird vielleicht audy ein für Die ge: 
meinſchaftliche freie Negierung geeigneter Mittelpunkt in irgendeinem als weife, gereht und 
mächtig geachteten Manne, Geichleht oder Volksausſchuß, fhon vorher gegeben fein, ehe 
iöre juriftijche freie Anerkennung erfolgt. Wenn nun aber die Bürger ihre innern natürlichen 
umd firtlichen Gefühle, Berürfniffe und Überzeugungen für eine ſolche gefellfchaftliche Einheits— 
und Regierungsgewalt jogar mit feierlihen Erklärungen, Eiden und Gelübden äußerlich und 
jurififb verbürgen und dem entſprechend die gefellihaftlichen Einrichtungen begründen oder 
bebanteln, alsdann muß jener fittliche und natürliche Kern, Stamm oder Träger diefer durch die 
Freibeitäform anerkannten und zum juriftifhen Dafein erhobenen Regierung ſich zu einer von 
aller Einzelwillfür verſchiedenen, felbftändigen oder fouveränen, aber verfaflungsmäßigen 
Billenstraft ausbilden und fo in der rehten organifhen Wechſelwirkung mit ven Gliedern 
immer wollftändiger hervortreten. Alle jo mühſam entwickelten Einwendungen der Vertrags: 
gegner, daß ja der ſouveräne Staatöwille nicht von der Einzelwillkür einzelner Glieder und 
ihrer Abflimmungen urfprünglic geichaffen und von ihr beliebig übertragen wurde, find fontit 
auch bier, ſowie bei dem Bunded= oder verfaflungsmäßigen göttlihen König der Hebräer, 
oöllig zufammengefallen. So namentlich auch die fhöne Berufung auf Ariftoteles, welder in 
ſeiner politiihen Entwidelung ſtets die Freibeitsform jo organisch mit dem fittlihen und natür— 
lien Inhalt verbindet , einen foldyen freien Organismus im Auge bat, daß für ihn ohne Ber: 
tragsmäßigfeit, obne „ſtetes gegenfeitiged Mitregieren und Regiertwerden von feiten aller 
Bürger ’’ ein wahrer Staat gar nicht gedacht werden fann. 3) Gibt e8 dagegen wol etwas Un- 
organifchere8 und Unwiſſenſchaftlicheres, ald wenn nun die Gegner in ihren Rechts- und Staatd- 
tbeorien,, für welche jie doch praktiſch philoſophiſche oder vernünftige und freie Principien zur 
conjequenten Durchführung an die Spige ftellen, plöglih in einem untergeorbneten Theile 
ihres Syſtems, wenn ſie bei der Regierungsfouveränetät, weil ihr bankbrüchiges Syſtem kei— 
nen Rechtsgrund findet, ftatt deffen den Zufall oder die Gewalt der thatſächlichen augenblicklichen 
Übermacht oder blinde Glaubensgewalt zu Hülfe rufen, wenn jie dann den vom Willen der 
Gejelliaftsglieder losgeriffenen Einzelmillen eines ſolchen individuellen Machthabers dem 
Soſtem und Organismus eines freien Volks aufziwingen wollen. 
Zöpfl („Staatsrecht“, $. 44) ſucht zwar jegt diefes Auseinanderfallen, dieſe Zerftörung 
der Einheit der Staatätheorie und ded Staatdorganismus dadurd zu heilen, daß er die allge: 
meine philoſophiſche Vernünftigkeit des Staats und der Staatögewalt ald Grund der Gültig— 
feit und die beliebige factifche Macht ald Grund ver Geltung miteinander vereinigen will. 
Aber hernach mußte er noch, weil Ehe und Kauf vernünftig find, eine ihm thatfählih durch 
belietige Übermacht aufgeziwungene Ehe oder Veräußerung feines Gigenthums für rechts: 
gültig erflären. Wo ift das beflere Recht, ganzen freien Völkern und ihren freien Bürgern 
mit Gewalt irgenptwelche beftimmte (concrete) Staatd=, Verfaſſungs- und Regierungseinrich— 
tung aufzwingen zu wollen, weil im allgemeinen Staat und Regierung ſittlich find, oder meil 
fie factifch entftanden find, oder irgendeine der hundert verſchiedenen Meinungen der Stuben= 
gelehrten fie für gut erflärt? Gerade dazu ift vie Ginwilligung nöthig, daß anerfannt 
oder rechtlich die Bernünftigfeit mit der Thatſache, das Subjective und Objective vereinigt, und, 
wo es viele Geſellſchaftsglieder betrifft, dieje untereinander und mit der Gejellichaftögemwalt 
wirffih organiſch und rechtlich verbunden werden. Dazu jelbit der Bund mit dem wirklich 





3) ©. oben Ariſtoteles. Gerade diejenige Staatstheorie, die in Deutſchland feit funfzig Jahren am 
atjchiedenſten die Bertragsforin vertheidigt, hat auch worzugsweife die naturgefeglichen und organischen 
*enfo wie die religiöfen und fittlichen Kebensfräfte des Staats, und die Einigung der Subjectivitat mit 
br Objectivität, der philofophifchen Idee mit der objectiven hiſtoriſchen Seftaltun hervorgehoben, 

wir Deutfche denn flets das Harmonifche Ganze nach Abftractionen in einzelne Seiten zerreißen, 
bie eine der andern feinblich entgegenjegen und die halbe Gefchichte todt fchlagen! 
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göttlichen König! Es gibt ja viele und fehr verfhiedene Staaten, Berfaffungen, 
Ehen, Käufe. Daher ift die allgemeine fittlihe und hiſtoriſche Nothwendigkeit und die 
Allgemeinheis derſelben feinedwegs genügend, um die einzelnen (concreten) Berfaf« 
fungen, Regierungen u. f. w. ohne freien Conſens ihre beflimmten Bürger rechtlich zu 
begründen. 

An jenen untergefhobenen Willfürvertrag fnüpft man noch weitere und ganz entgegen: 
- gefegte Vorwürfe gegen die Vertragstheorie. Sie wolle rechtsungültig dur einen flarren 
Urvertrag die Freiheit fogar zukünftiger Generationen feffeln, und fie untermerfe ven Staat 
der ſtets veränderlihen Willkür zukünftiger zufälliger Majoritätöbefglüffe. Dem Bunde Gottes 
mit dem hebraiſchen Volk wird man weder dad eine noch das andere zur Laft legen können. Er 
ſtellt fich felbft ver obigen Rechtsforderung aller freien Völker entſprechend als ein fortpauern = 
deslebendiged Vertragsverhältniß dar. Nach ihm foll die Freiheit des bebräifchen Volks 
in feinem Bunde mit Gott fortvauernd erhalten, verwirklicht und verbürgt werden; ed geſchieht 
diejes durch fortdauernde freie Berfaffungseinrihtungen, durch freie Verfammlungen und Ab- 
flimmungen ded Volks in feinen organifhen Glieverungen der Volfsgemeinde, der Stämme, 
der Geſchlechter und der Bamilien oder Käufer, durch angemefjene Vertretung und jene oben= 
erwähnte freie Prophetenſprache, durch freie Volkswahl felbit des Königs, melde fogar bei 
dem göttlichen König ausdrücklich bis zu der zum voraus erlaubten und vermittelft ver Wahl 
weltliher Könige auch wirklih erfolgten Abfegung (5 Moſ. 17; 1 Sam. 7) audgebehnt 
wird, und welde bei den menſchlichen Königen unter audprüdlichen durch ein Grundgefeg und 
im Wahlvertrag feftgefegten Bedingungen und Schranfen erfolgt. *) Überall, z. B. aud in der 
prophetifhen Bezeihnung und Salbung und Volfswahl des Königs vereinigen ſich hier gött— 
licher Wille und Volföwille, aber jo ausorüdlich wie in der engliihen Magna Charta und 
fogar ſchon in dem Titel vieler germanifhen Könige (4. B. Dei Gratia et constitutione impera- 
tor oder „Bon Gotted Gnaden erwählter römiſcher Kaiſer“). Diejer göttliche Wille heiligt in 
den ausdrücklichen Erklärungen durch Moſes die Freiheit felbft zu fo großen Verfaſſungs— 
änderungen, wie jene Wahl eined menſchlichen Königs ftatt des göttlichen. 

Aber freilich bloße Willkür ſoll auch ebenſo wenig in Änderungen als in der Begründung 
fih geltend machen. Und in der wejentlihen Natur einer jittlichen freien Staatöverfaffung und 
Regierung find auch ſchon logisch mit confentirte unveränderliche Grundbedingungen und fefte 
Grundlagen gegeben. Schon für die gemeinen Verkehrsverhältniſſe erklärt die römiſche Juris: 
prubenz, troß der im Privatrecht fo ausgedehnten Freiheit der Bürger, über das Ihrige beliebig 
zu verfügen, doch gewiſſe Grundbedingungen als fo wefentlih durch die Natur derjelben be= 
gründet, daß der Vertragswille fie aufzuheben ald ſich ſelbſt widerſprechend und ungültig 
erklärt wird (jo z.B. der Wille eine servitus in faciendo zu begründen). Vollends in Beziehung 
auf ihre jittlichen freien Grund= oder Verfaflungsverträge ſahen ſtets die freien gefitteten Na— 
tionen, ebenjo wie die Nömer, Engländer und Amerikaner, die mwefentlid in ver Natur der— 
felben begründeten Grundbedingungen und Rechte als unveränderlih (ald semper firma 
atque immulabila, als unveränderlihe leges sacratas) an. Die weife Staatdorganifation aber 
begründet auch noch außer dem Verfafjungdeid eine ganze Reihe von grundvertragsmäßigen 
Einrihtungen und Befhränfungen gegen willfürliche und leichtiinnige Beſchlüſſe und Ande— 
rungen, und von Bürgfchaften für eine jittlih und rechtlich freie verfaffungs= oder grundver= 
tragsmäßige Verwirklichung und Fortentwidelung der Staatöverträge. 

Gleich nichtig find endlich alle fernern Einwendungen, welde, ftatt gegen unſere obige 
Rechtsforderung des Strebens nah möglichiter Freiheit oder Vertragsmäßigkeit für die zur 
Freiheit erwachten Völker, fi vielmehr richten gegen thörichte Behauptungen der Entſtehung 
und der Beberrihung nit blos der freien Staaten durch Vertrag, ja felbft gegen eine angeb= 
lih in allen Theilen und zu allen Zeiten des Völkerlebens abfolut durdgeführte Vertrags 
mäßigfeit. Hierauf gründen ſich insbeſondere auch viele Haller'ſche Gegenbeweiſe gegen die 
Bertragsanjiht. Sie find noh unvernünftiger als Ableugnungen der Freiheit und Ver— 
nünftigfeit einzelner vernünftiger Menſchen, und ald fogar eine Verwerfung ihres Strebens 
nad Freiheit und Vernunft fein würde, weil es auch unfreie unvernünftige Menfchen gibt, oder 
weil aud die freien in einzelnen Fällen und Zeiten noch durch unvernünftige Triebe und Vor— 
ftellungen beherrjcht werden. Auch für freie Völker genügt ed, wenn fie das Freiheitd= oder 


4) Man vergleiche uber alle diefe hebräifchen Berfaffungseinrichtungen, welche Michaelis d 
mofratifch nennt, über die Wahlen Saul’s, David's u. ſ. w., — Mofaifches et * —— 
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Bertragsprincip anerkennen, immermehr zu verwirklichen ſtreben und im mefentlichen ver- 
wirflihen, worauf gerade ihre freien Berfaflungseinrichtungen gerichtet find und ſtets gerichtet 
jein jollen. Nur fo aber erklären fid ihre verfaffungsmäßigen und geſetzlichen, ihre eivlichen 
Anertennungen der Freiheitögrundfäge und der freien Verfaſſung, Negierungsform und Ver— 
waltung, ihre republifanifchen und repräfentativen Gonftitutionen , ihre Volksverſammlungen 
und freien Wahlen, ihre gefeglichen Verbürgungen der Privat: und Gemeinde- und Volfs- 
freibeiten, der Afloriationd = und Petitiondfreiheit, der Freiheit der Meinungsäuferungen und 
Abjtimmungen, ihre Erziehung und Heranbildung aller Glieder zur möglichſten Vernünftig: 
feit und Freiheit, endlich ihr freies Auswanderungsredht für Diejenigen, die bei allen dieſen 
Witteln feine weſentliche Ubereinftinnmung ihres Willens mit dem Staat gewinnen fönnen. 
Wäre ed nicht abgeſchmackt, den freien Nationen des Alterthums und der Neuzeit bei allen fol: 
"sen tbatjählichiten und wörtlihen Anerfennungen der Vertragsgrundfäge in Verfaffungen, 
VBerfaflungseiden und Gefegen und bei ihren Revolutionen, Opfern und Kämpfen für die— 
\elben Das Bertragsprincip blos deshalb abzufprechen, weil fie ihr Ideal noch nie ganz voll: 
fommen verwirklichen fonnten, wenn fie etwa außer der natürlichen Vertretung aller unfelb- 
fändigen Familiengliever durch die Kamilienhäupter auch mande andere weniger jelbftänpige 
Menſchen nicht an allen Freiheitärehten unmittelbaren Antheil nehmen laffen, weil fie 
fürdten, es würde durch folhe Theilnahme gerade die möglihft große Vertragsmäßigkeit 
der Staats beſchlüſſe geftört werden. Auch der einzelne vernünftige Menſch muß ja fein ver: 
nünftiges Streben auf das Mögliche befhränfen, die Unterbrehungen durch Schlaf u. ſ. w. 
ih gefallen laſſen. Ebenfo wenig wird man jenen Völkern ihr Vertragäprineip abſprechen, 
wenn fie neben der Freiheitsform des Vertrags auch den fittlichen Beftimmungsgrund und In= 
balt errmähnen, etwa nach frommer Auffaffungsweife ven göttlihen Willen, welcher natürlich 
im bebräifchen und Fanonifhen Recht auf jeder Seite mit dem Census populi vereinigt wird. 
Ebenſo iſt es nach dem Grundſatz: Exceptio firmat regulam, viel mehr eine Beftätigung als eine 
Widerlegung der Bertragdgrundfäge, wenn diefelben in einzelnen Zeiten mehr oder minder 
verlegt und despotiſch unterdrückt werden, jomwie in England unter den Stuart, und wenn 
dann dieje Völker die Berlegungen für unrecht halten, gegen jie und gegen feindlich entgegen— 
geiegte Theorien eines göttlihen und hiftorifhen Gewaltrehts kämpfen, wenn fie mit den 
größten Anftrengungen und Opfern die Herrihaft der VBertragsgrundfäge wiederherſtellen, 
wenn jie an die Stelle einfeitiger Meinungsdespotie der fürftlihen Räthe oder einzelner Stuben- 
gelehrten über Volkswohl und Volförecht die freie Öffentlihe Meinung und Abjtimmung ber 
Nation und ihrer frei ermählten Volfsrepräfentanten zu fegen juchen. Das Vertragäprincip 
und die Berfaffungseinrichtungen und die Gefchichte ver freien Nationen gehören zufammen. 
Das erftere bildet einen Mittelpunkt für die beiden legtern. Sie find nur durch- und miteinander 
verſtändlich. 

Auch in unſern neueſten Zeiten beharren trotz aller verderblichen Reſtaurationsverſuche 
die Völker der gebildeten Welt ſichtbarlich in jenem gewaltigen Streben für die Verwirklichung 
des Freiheitsprincips. Es erſcheint alfo jegt die Reaction gegen daſſelbe weniger bedenklich. 
3a es kann der jelbftzufrievene Wahn einiger modernen deutſchen Gelehrten, die Vertrags— 
theorie als einen überwundenen Standpunft erklären, fogar Heiterfeit erwedten. Bei der Mehr: 
zahl deutſcher Anhänger der Gewaltstheorien liegt jegt die Duelle ihres Irrthums nur nod) in 
ihrer unbemußten geiftigen Abhängigkeit von derjenigen Schulphilofophie, die zur Zeit ihres 
Studiums die Modepbilofophie war. Es war dieſes die Naturphilojophie, die ihrem innerften 
Weſen nad die Freiheit in der Naturgefeglichkeit untergehen läßt, welche aber jelbit den be: 
rübmten Gründer ver hiſtoriſchen Schule ihm unbewußt umiftricte. 9) Glüdliherweife aber 
gehört jegt diefe naturphilofophifche und die auf jie begründete hiſtoriſche Schultheorie, Die 
erjtere jelbft in der. Hegel'ſchen Geftaltung, ebenfo zu den wirklich übermundenen Standpunften, 
wie in praftiicher Beziehung wenigftend das Kantiſche und Fichte ſche und Schelling'ſche Spitem. 
Solche Schulſyſteme find veränderlich, nicht aber die übereinſtimmenden, viele Jahrtaufende 
alten Überzeugungen aller freien gefittigten Völker über das, was fie im geſellſchaftlichen Leben 
ald wahr und recht erprobten. Wer hierin etwas Anderes lehren will, der wird, wie Ariſto— 
teles jagt, ſchwerlich etwas Geſcheidtes vorbringen. Bei uns aber konnte das Zuſammentreſſen 
ienes angeblichen naturgefeglihen und hiſtoriſchen „Sichvonſelbſtmachens“ und der angeb⸗ 





5) Bgl. Welcker, Syſtem, l, 262 fg. 1 
Staats⸗Lexikon. III. 
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lichen Vernünftigkeit und Nothwendigkeit alles Wirklichen mit dem reactivnären Angf- 
geſchrei gegen den Jakobinismus auch ſonſt gründliche neuere deutſche Gelehrte dahin bringen, 
daß fie mit den franzöſiſchen und den Haller'ſchen und den berliniſchen Reactionstheorien in 
Beziehung auf dad Staatsrecht plöglih das hiſtoriſche Recht der Griechen und Römer, ver 
Deutfhen und Engländer, die Grundanfichten ihrer Verfaffungen, ihrer erfien Denker und 
Staatsmänner und Regenten ſammt den Lehren der Heiligen Schrift ald ſtümperhaften oder 
gar ald revolutionären Wahn radical verwarfen. Solde unnatürliche temporäre Verirrung 
verſchwindet mit den temporären Beranlaflungen. 

Freilich aber bleibt immer die Verunftaltung ver gründlichen deutſchen Wilfenichaft be 
dauerlih und vielfah ſchädlich. Und weniger gutmüthig laffen ſich auch ſolche Anhänger ver 
Gewaltstheorien beurteilen, welche allzu deutlich das Bedürfniß verrathen,, entweder der Ge: 
walt zu gefallen oder ſich ſelbſt Gewalt zu erwerben, und melde nicht felten die wahren 
Bewalthaber durch den Wahn betbören, jene Freiheitstheorie fei revolutionär, und die Ge— 
waltötheorie könne retten. Ihnen gegenüber muß man zunächſt die Flägliche Bodenloſigkeit 
und Inconfequenz ihrer Theorien nachweiſen, ba fie heutzutage weder die gewöhnliche noch die 
theokratiſch⸗despotiſche Gewalt irgend vollftändig und folgerichtig Darzuftellen wagen. Sodann 
muß man hinweiſen einerfeitd auf denjenigen Staat, in welchem die Vertragstheorie am voll: 
fommenften verwirklicht ift, und in weldem anerkannt Bolf und Thron am meiften gegen Um: 
ſturz gefichert find, in welchen die Nation bei jeder Bedrohung ihrer britifhen grundvertrage- 
mäßigen Freiheit mit den kräftigen Waffen ebenderjelben Verfaſſung einmüthig ſich erbebt. 
Man muß anderntheild hinweiſen auf die heutzutage gar nicht beruhigende, fondern vielmehr 
aufreizende Kraft aller diejer Berufungen auf die angeblich göttliche und auf die thatfächlice 
Gewalt. Hierauf willen audy unjere heutigen Radicalen zu pocen, fie, dieſe gründlichſten 
Hafler vertragsmäßiger Grundverfaflung und ded Bundes Gottes, diefe tonjequenteften terre: 
riftifchen Vertbeidiger ver Gewaltötheorien. Wollt ihr heutzutage mit Hrn. von Haller als 
die angebliche natürliche und gejhichtlihe Ordnung Gottes das mittelalterliche Fauſtrecht pro: 
elamiren, dann dürfen alle Revolutionäre jetzt ungehemmt durch die Heiligkeit der beihworenen 
Grundverträge der Nation und durch deren nationale Vertheidigung fih der Hoffnung bin: 
geben, mit thatſächlichem Niederwerfen ver nun ifolirten Mächtigen die rechten Herren von 
Gottes und der Gewalt Gnaden zu werben. 9.6. ©. Paulus und Welder. 

Bündniß, ſ. Bund. 

Buonaparte (Napoleon) und fein Haus. Der Napoleonismus. Es kann hier nicht 
unfere Abſicht fein, eine Rebensbefhreibung oder vollftändige Charakterſchilderung des Mannes 
zu geben, der mit dem Ruhm feiner Thaten, mit den Denkmalen feiner Geiſtes- und Heldenkraft, 
ſeines beifpielloien Glücks und feines erihütternden Sturzes die Welt erfüllt hat. Der Strom 
dieſes verhängnißreichen Lebens ift an uns felbft vorübergerauſcht, und die hervorragendften 
Erfäeinungen und Wunder, die er mit ſich führte, ftehen tief eingeprägt in unferer noch friſchen 
Erinnerung. Auch würde fhon eine bloße Skizze, wenn fie nicht allzu dürftig wäre, den lm: 
fang eines Buchs erreichen, und von biftorifhen Büchern, welche Napoleon’s Perſon, Schickſal 
und Wirken zum Gegenftand haben, bejigen wir ſchon eine große Zahl und werden ihrer noch 
mande andere erſcheinen ſehen. Wir beihränfen uns daher auf einige wenige, der Staats— 
wiſſenſchaft näher angehörige Betrachtungen, zu welchen der allgemeine Überblid folder Ge⸗ 
ſchichte den natürlichen Anlaß gibt. 

Das Allererſte, was hier dem Gedanken ſich darſtellt, iſt der ganz einzige — in der ge— 
ſammten Weltgeſchichte noch nie in gleichem Maße vorgefonnmene — Ruf zum mächtigen, weit 
bin nad Zeit und Raum entfcheivenden, und zwar wohlthätigen und menfchenbeglüdenven 
Wirken, welchen das Schickſal unferm Helden verlieh; woran dann natürlich die Frage ſich 
anreiht: ob und inwiefern er ſolchen Ruf begriffen und treulich erfüllt oder aber verfannt, vers 
nachläſſigt, misbraucht oder ſelbſtiſchen Jutereſſen nachgeſetzt habe. Schon zur Würdigung 
der Kraft iſt der erſte Standpunkt nothwendig, zur moraliſchen Würdigung führt dann am 
ſicherſten der zweite. 

Wohl gab es noch weiter gebietende Herrſcher als Napoleon, auch Eroberer, die noch mebr 
Land als er mit ihren Kriegsſcharen überſchwemmt, ſiegreich durchzogen und ihrem Scepter unter: 
worfen haben ; Auguſt's und Trajan’s Neid) war größer, jenes von Karl dem Großen wenig: 
ſtens nicht Heiner als Napoleon’s, und von den macedoniichen Helden berab auf Dſchingis⸗Khan 
und Tamerlan haben viele Kriegsmeifter in der Schwäche oder Entartuug der Völker umber 
den Reiz und den gebahnten Weg zu Errichtung von Weltreihen gefunden. Doch den Erobe: 
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rern, wenn nicht eine große Idee und eine dafür empfängliche Welt ihren Waffen fich befreundet, 
it Zerftören leichter ald Aufbauen, und alle Kraft des Genies und des Charakters felbft eines 
BWeltgebietenden vermag nichts oder wenig gegen einen widerftrebenven Geift der Nationen 
oder die Ungunft der Weltlage. Selbft der große Cäſar fcheiterte ſchon in dem Verſuche, ſich 
die Krone aufd Haupt zu fegen, an dem noch lebenskräftigen republikaniſchen Beifte Roms 
(auch Napeleon wäre gefheitert, hätte er nur wenige Jahre früher die Republik umzuſtürzen 
verſucht), und Auguftud vermochte zwar das ber Bürgerfriege müde Volk durch ‚Brot und 
Spiele” zu firren, dod erlaubten ihm die geiftige und moralifche Erſchlaffung im Innern und 
die Barbarei von außen mehr nicht ale die Befeftigung der eigenen Herrſchaft. Weltbeglüdung, 
Beltverevelung, Voranführen der Menſchheit durch Verwirklichung großer Ideen wäre ihm, 
and wenn er jelbit dergleihen gebegt und ſolches Ziel ſich vorgeſteckt hätte, nimmer möglich 
geweien. Abnliche Unempfänglichkeit der Zeit für höhere Geiſtesſchöpfungen — nit eben 
duch Erſchlaffung, wol aber durch Roheit oder Verwilderung — binderte Karl dem Großen an 
tiefem und bleibenderm Ginwirfen oder beichränfte vaffelbe auf bloßes Zufammenwerfen von 
Mafien, deren loje Verbindung unfähig war, den fommenden Stürmen zu trogen, und auf 
nothdürftiges Legen von rohen Örundfteinen, auf welchen das eigentliche Gebäude — ſchön 
oder misgeftaltig, dauerhaft oder unbaltbar — aufzuführen den Nachkommen oder den Zu: 
ällen überlaflen blieb. 

Nicht alfo Napoleon. Ihm war vom Schickſal die Bahn geebnet zum glänzenditen Ziel, 
und es ftanden ihm alle Mittel zu Gebote, das Größte und Herrlichſte zu vollbringen. Als er 
— der ſchon früh die Bewunderung der Welt geweien durch Kraft, Glück und Thatenglanz, 
bad Schreden Diterreichs im Kriege der eriten Goalition, ver Eroberer Italiens, Gründer neuer 
KRepubtifen daſelbſt und glorreiher Friedenäftifter zu Campo-Formio, ſodann Eroberer Maltas 
und Agyptens — auf die Kunde von Frankreichs Unfällen im Goalitiondkriege dahin unverhofft 
wriedfehrte, erihien der allein Unüberwundene, ver wundergleih vom Glück Begünftigte, 
durch alle Fehler ver übrigen Häupter noch mehr Emporgehobene,, feiner durch die Niederlagen 
ihrer Heere gebeugten, durch Parteifampf zerrütteten, von tyranniſchen, unfähigen Gewalt: 
hab ern regierten Nation als von der VBorfehung eigens gelandter Retter. Allgemeines Ver— 
trauen, allgemeine Hiüldigung unter allen Klaffen des Volks famen ihm entgegen , die verſchie— 
den ſien Parteien richteten auf ihn ihre Hoffnung, und ald er durch einen kühnen Gewaltftreich 
(am 18. und 19. Brumaire) die Directorialregierung umjtürzte, verzieh man ihm denſelben 
nicht nur, fondern dankte ihm dafür. Die Dictatur, die er jegt ald Erfter Gonful an fi 
is, erſchien als einzig übriged Heilmittel für das innerlidy kranke und von außen ſchwer be: 
drohte Reich. Müde der langwierigen Unruhen, Drangfale und Argerniffe, vor ven Schreden 
einer abermaligen Revolutionsregierung bange und mehr als die ftürmifche republifanifche 
Freiheit die enpliche Wiederkehr ver Ordnung und Ruhe begehrend, ließ die „große Nation’ 
ich eine neugeichaffene Verfaffung gefallen, welde, mit Beibehaltung blos einiger republifa= 
niſcher Namen und Schattenbilder, ver That nad) die unumfchränftefte Gewalt in die Hand des 
Einen legte und alles durch die Großthaten und Leiden der Revolution fo theuer erfaufte poli— 
tiiche Hecht des Volks wie feiner angeblichen Vertreter in leere Kormen und Täuſchungen um: 
mandelte. Die neuen Triumphe des genialen Kriegsmeifters über Ofterreih und die Evalition, 
'ovann die gewinnreichſten Rriedensihlüffe und, nad) abermals eröffnetem Kampf, wiederholte 
zerſchmetternde Schläge auf alle Feinde befeſtigten, vollendeten den ftolzen Bau. Das Franken— 
solt, von Bewunderung und Siegeöfreude trunfen, betete an vor feinem „Erbkaiſer“ Napo— 
leon, und Europa, tbeild gedemüthigt, theils in Freundſchaft ihm verbunden, vernahm mit 
Achtung, mit linterwürfigfeit oder mit Schredfen fein meitgebietendes Wort. 

Fest, oder vielmehr fhon früher, noch als eriter Conſul und gleih nad den Friedens: 
ihlüffen von Luneville und von Amiens, hätte ev alles Gute für Branfreih und für die Welt 
:u bewirken vermodt. Er, der Erbe der Revolution, welche eine Unermeßlichfeit geiftiger und 
neralifcher nicht minder ald materieller Kräfte im Schofe der großen Nation erwedt, entfaltet, 
ın glorreiche Thätigkeit gefegt hatte, er, iegt über alle dieſe Kräfte mit Bollgewalt verfügend, 
ver Wiederberfteller der langentbehrten Ordnung, Ruhe und Geſetzesherrſchaft im Innern, 
wöleich der MWieverherfteller des Weltfriedend und, wenn er wollte, der zuverläffigfte Bes 
‘Sirmer veffelben. Er durfte jegt blos noch den edlern Richtungen des Zeitgeiftes mit Irene 
ih hingeben, ſich am die Spige der Ideen ftellen, deven Berwirflibung das Ziel der Revolu— 
ion in ihrem erften Stadium gewefen, den Grundſätzen der echten Freiheit, * Gerechtigkeit, 
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der Mäßigung, daher neben ven Forderungen des natürlichen innern Staatsrechts auch jenen 
des äußern, d. h. allgemeinen Völker- und Menſchenrechts, thatſächliche Huldigungen darbrin- 
gen, um neben ber liebenden Verehrung Frankreichs auch der dankbaren Anhänglichkeit aller 
fremden Völker gewiß und mitteld derjelben Herr der Beitimmungen des Welttheils zu jein. 
MWäre er, nahdem die Nothwendigfeit der Dietatur vorübergegangen, als bloßer Präſident der 
freien Republik oder au, falld vie monarchiſchen Formen für Frankreich zuträglicher oder gar 
unentbehrlich erfhienen, ald conftitutioneller Erbkönig (oder Erbfaijer) an der Spige des 
Staats geblieben, er wäre immerdar mächtig genug für alles Gute — weil dabei mit den ver— 
nünftigen Nationalwillen im Einklang — geweſen und er hätte bei treuer Beobachtung einer 
auf echte Volfärepräjentation gebauten Verfaſſung Frankreich zum Mufterftaat für die civili— 
firte Welt, zum glänzendften Vorbild wohl verwahrter gejeglider Freiheit und aller durch fie 
beſchirmten öffentlihen und Privatwohlfahrt erheben mögen. Die durd ihre politiiche Stel- 
lung an die franzöſiſche Allianz oder an den franzöſiſchen Schug näher angewiejenen Staaten 
hätten jodann, im eigenen Interefje und durd) die Gewalt der Verhältniffe dazu angetrieben, 
daſſelbe Syſtem der Verfaflung und Verwaltung gleichfall® angenommen, und es wäre dieſes 
Syſtem und mit demfelben ein der mündigen Völker würbiger, vom Zeitgeift dringend gefor- 
derter Rechtszuſtand dadurch auf einer unerjchütterlihen Grundlage befeitigt worden. Auch 
die — jei ed wegen minder vorangejhrittener Givilifation oder wegen allzu feſt gewurzelten 
hiſtoriſchen Rechts, fei ed wegen dynaſtiſcher oder abjolutiftiicher Intereffen — ven Syitem ab— 
geneigten Mächte hätten — ſchon der politiſchen Rivalität und der Interefen des Ruhms willen 
oder aber dem täglich gewaltigern Strome der öffentlihen Meinung und dem durch das Bei- 
jpiel des nachbarlichen Glücks geftahelten Verlangen der eigenen Bölfer nahgebend — wenig: 
ftens einiges gewähren und dadurd) den Grund legen müllen, worauf in allmählichem Fort— 
ſchreiten das Gebäude conftitutioneller Freiheit ji hätte erheben fünnen. Wären fie jedoch, 
um ſolcher Nothwendigkeit zu begegnen und die anſteckende Kraft des Beiſpiels abzumenden, 
mit entfchievener Feinpfeligkeit gegen das liberale Syitem und deſſen natürlihen Beſchützer, 
Franfreih, aufgetreten; fo würden die jegt gerechten und von der öffentlichen Meinung unter= 
fügten Waffen deſſelben wol leichten Triumph errungen haben; und ed hätten fodann neue, 
dem Bedürfniß der Nationen entiprechende Schöpfungen unter dem Fußtritt eines großmüthi— 
gen Siegerd hervorgehen mögen. Dergeftalt wäre die „‚politifche Reform‘ — heutzutage vom 
Zeitgeift fo gebieterifch gefordert als vor drei Jabrhunderten die kirchliche — friedlich oder frie= 
geriſch, jevenfalld unter ven Aufpicien der großen Nation und ihres genialen Hauptes voll- 
bracht und diefes mit der Krone des ſchönſten Ruhms, den jemals ein Sterblider errang, 
geihmüct worden. Die Repräjentativverfaflung in veiner Geitaltung und treuer Beob— 
achtung, die Preßfreiheit, derjelben wie jedes Nechtszuftandes Bedingung und Bürgſchaft, 
die Verbreitung des Lichts unter allen Volksklaſſen mitteld mwohleingerichteter Schulen und 
vernünftiger Lehr=, Denk- und Sprechfreiheit, die Wievereinfegung des natürlihen Nechts 
in die ihm gebübrende, doc feit längfter Zeit verfümmerte, ja verfpottete. Herrihaft über 
das biftoriiche, die Abſchaffung aller mit jenem ewigen Recht unvereinbarliden Ginfegun= 
gen und abfolutiftifchen oder ariftofratiihen (ald grundherrlichen, leibberrlihen, zehnt— 
berrlihen u. dgl.) Anſprüche, die radicale Reform der geſammten Gefeggebung fowie die 
Heritellung moͤglichſt allgemeiner Handeläfreiheit, endlich die Reinigung auch der Kirche wie 
des Staats von allen Misbräuden und verkehrten Ginrihtungen, die Abſchaffung des Cö— 
libats, die Befreiung von jedem Gewiſſenszwang, die Friedensftiftung zwiſchen ven fih an— 
feindenven Confeſſionen, überhaupt alle Wohlthaten und Segnungen der zur Herrſchaft erho— 
benen Vernunft und Humanität hätten Europa zu Theil werden mögen, wenn B. dahin feine 
Richtung genommen oder ſolches Ziel des Strebend ſich gefegt hätte. Auch verlangten, erwar— 
teten es Franfreih und Europa von ihm. Hat er der Erwartung entfproden ? 

Freilih mag ed Schwärmerei jheinen, von einem Kriegsmeifter und welder durch Sieges— 
ruhm zur Dietatur gelangte, eine ganz reine, jelbftverleugnende Tugend zu erwarten (Wafbing= 
ton’8 Charakter ſteht faft einſam in der Gejhichte); doch mag ſchon die enlere Nuhmbegierve die 
Unvollfommenbeit der Tugendkraft erjegen und zur Erftrebung des Guten an der Stelle des 
Glänzenden fpornen; und aud) die blos theilweife oder annähernde Erfüllung eines hoben Be— 
rufs bat auf dankbare Anerkennung Anſpruch. Dat B. denjelben errungen? Was war das 
Ziel feines Strebens? Gin glückliches, freies, lichterfülltes, von den Völkern geadhteted und 
geliebres, ihnen ald Vorbild des Guten dienendes Franfreih und, unter deifen Agide, die mög— 
licht all.xemeine Herrichart des Rechts und die der Menjchheit zum freien und freudigen Bor= 
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anidreiten in allem Guten zu öffnende Bahn? Nein! leider nein! Er verlangte nichts als 
ein weitgebietendes, womoͤglich weltbeherrſchendes Frankreich und für ſich felbft und fein Haus 
den Beſitz des mit unbefchränfter Vollgewalt auszurüftenden Weltthrons. Dem Glanze des 
Kriegsruhms und dem in der Geſchichte fu gemeinen Durfte nach Herrſchaft und nad Stiftung 
eines regierenden Hauſes opferte er dergeftalt auf den unermeflich edlern, den vom Schidfal 
ganz eigens ihn dargebotenen Ruhm des Freiheitbegründers im Vaterland und des Wohl: 
thäters der Menſchheit. Darum follte Branfreih zwar mit dem Raub der Nationen ſich be: 
reichern, der Ordnung und Ruhe und einer wohl geregelten Verwaltung ſich erfreuen, alle 
dem Krieg und der Staatswirthſchaft dienenden Künfte und Wiſſenſchaften treiben und durch 
grofartige Anftalten zu ſolchen Zwecken (als Geerftraßen, Kanäle und andere foftbare Land: 
und Waſſer bauten) ſich verherrlicht jeben ; aber der gefammelte Reichthum follte blos die Schatz— 
kammer für den Dictator, die ſtets bereite Hülfsquelle für feine Herrfcherplane, zumal ber 
Kriegsluft fortwährend geöffnet fein; Ordnung und Rube follten aus blinder Unterwerfung 
hersorgeben , foldatifcher Gehorſam der Hebel der Verwaltung, foldatifcher Geift die höchſte 
Tugend der Franzoſen, foldatifher Ruhm der Erfag für die Freiheit jein. Alle Wiſſenſchaften 
und Tugenden, welde den Geift erheben, die edlere Gemüthskraft ftärfen, menſchliches und 
bürgerlibes Selbftgefühl und Freiheitsmuth einflößen, überhaupt die höhern Ideen und ihre 
mit den Namen der „Ideologen“ wegwerfend bezeichneten Pfleger follten feine Heimat haben 
in dem Despotenreih, fie follten der Verachtung und Anfeindung, nöthigenfalld der gewalts 
ſamen Unterbrüdung beingefalfen fein. Keine geiftige Mittheilung, als welche vem Gewalt- 
berricher wohlgefällig wäre, kein mehreres Licht, als ihm nüglich däuchte, follte ven Bürgern 
des großen Reichs zufommen ; die Pracht des, Kaiſerthrons, die folgen Siegesfefte, die De: 
müthigung der Großmächte und vor allem die Gnade des glanzumftrahlten Herrn follten an die 
Stelle der Berwirflibung der 1789 und 1791 verfündeten und fanctionirten echt liberalen 
een treten oder die Abfindung ihrer begeifterten Freunde und Vertheidiger ober deren aus— 
gearteten Erben fein. In Bezug auf die auswärtigen Völker aber follte, deſſelben egoiſtiſchen 
Zmedes willen, immer nur der einfeitige Vortheil Frankreichs, d. h. feines Herrſchers, das 
Vrincip aller Verhandlungen in Krieg und Brieden fein. Eroberung, Unterwerfung, Tribut: 
pflicht, Dienftbarfeit unter dem Namen der Allianz und endlich eine Verfaflung, welche am 
ficherften die Kieferung von Geld und Menſchen zum Dienfte des Weltherrfchers verbürge: dies 
waren bie alleinigen Gaben, weldye ver Sieger oder der angebliche Freund den von feinem ſtar— 
fen Arm erreichbaren Bölfern brachte. Von Ausführung großartiger Ideen, von Einrichtun— 
gen zum Zwed des Nationalglücks war nirgends eine Rede, am wenigften von Freiheit und 
Recht. Provinzen des großen Reihe, im Sinne ver altrömifchen Weltherrſchaft, follten die 
alliirten wie vie angeblich befhügten und die VBafallenftaaten fein; und ald Broconfuln Sollten 
bie — ehemals durch Orundgefege, 3. B. durch landſtändiſche Verfaffungen, beſchränkten, jetzt 
aber durch des Siegerd Machtgebot zu abfoluten Herrichern erklärten — eingeborenen Landes— 
fürften oder Die neueingeiegten Bebieter dienen. Cine Berhöhnung des Völkerrechts, die zu— 
gleib an Charakter und Ausdehnung der von B. begangenen zu vergleichen wäre, zeigt feit der 
Gründung der römiſchen Weltherrihaft die Geſchichte nicht, und Deutſchland zumal ift das 
Sand, das folcher Verhöhnung leivensvoller Schauplag ward. 

Ein furzer Uberblid der von Napoleon B. ausgegangenen politifhen Richtungen, Ein— 
jegungen und Schöpfungen im Inland und Ausland wird hinreichen zur Nechtfertigung des 
bartflingenven Urtheils. 

Schon vie Art des Umſturzes der Directorialverfaffung (am 18. und 19. Brumaire des 
Sabres VII, 9. und 10. Nov. 1799), zumal die gegen den Rath der Künfhundert verübte Ge: 
waltthat zeigte der Welt, daß B. die Volfsrepräfentation, alfo auch das Volk, verachte, ja mit 
Füßen zu treten bereit fei, fobald das Intereffe ver Herrſchaft es erheiſche Doc; mochte die faft 
verzweifelte Lage der Republik und der Drang des verhängnißreichen Augenblicks hier ald Ent: 
iduldigung geltend gemadt werden. Aber die Confularverfaffung, welche infolge ver Gewalt: 
Hat eilig entworfen und dem überrafchten Volke zur Annahme vorgelegt ward, bob bis auf 
wenige Namen und Formen alle politifchen Rechte der Franzoſen auf und legte ihre Geſchicke 
faft unbedingt in Die Hände des auf zehn Jahre ernannten und dann wieder erwählbaren Erſten 
Eoniuls BT Nicht eine vorübergehende, auf die Dauer der Gefahr beſchränkte Dietatur ward 
alio errichtet, fondern das jo mühſam aufgeführte, mit Strömen von Blut und Thränen er: 
faufte Gebäude nicht nur der republifanifchen, ſondern überhaupt der politifchen Freiheit 
Sranfreihs vollftändig und für immer, nämlich durch ein zur bleibenden Herrſchaft beſtimmtes 
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Grundgefeß, über ven Haufen geworfen. Selbft zur Zerftörung ded Wenigen, was man einſt⸗ 
weilen noch übrig ließ, ſchuf bie Gonfularverfaffung ein dem Willen des Erften Gonfuld un: 
bedingt dienftbares Werkzeug in dem fogenannten „Exrhaltungsfenat‘‘, deſſen Decrete, „Se: 
natusconſulte“ genannt, auf den Wink des Herrn in kurzer Frift und Schlag auf Schlag au 
noch die legten Schatten der Freiheit tilgten. 

Meben mehreren, mit Klugheit zur Beruhigung Frankreichs und zur Stärfung des Ver— 

trauend ergriffenen milden und verföhnenden Mapregeln, ald der Aufhebung verichiedener aus 
der Schreddendzeit herrührender torannifcher Verordnungen und der ven Berbannten und Aus: 
gewanberten mit wenigen Ausnahmen gewährten oder erleichterten Rückkehr, enthüllte B. 
gleichwol ſchon in den erften Tagen feiner Gewalt die Unlauterfeit und abſolutiſtiſche Richtung 
feines Strebens fowie die Unruhe des eigenen Gewiflens, d. h. das Bewußtſein, daß er unrecht 
thue. Noch hieß Frankreich Republik, und er entriß ihm durch Machtgebote die Preßfreiheit, 
unterbrückte die freifinnigen Journale und verfolgte deren Herausgeber, benahm aljo dem 
Gefammtwillen oder ver öffentlichen Meinung, welche die eigentliche Seele ver Republik, über: 
haupt des Rechtsſtaats ift, den einzig unverfälihbaren Ausdruck, dadurch befennend, das er 
im Ginflang mit dem Nationalwillen zu regieren nit gedenke, daß er ‘Blane hege, welche die 
Öffentliche Beurtheilung nicht ertrügen, daß er nur der Gewalt, nicht aber vem Recht die Fort: 
dauer feiner Macht vertraue. 

Zugleich wurde die Verwaltung auf militärifhem Buße eingerichtet. Nicht mehr durch col- 
legialiſch organifirte Autoritäten, ſondern durch einzelne Befehlshaber, genannt Präfecte 
Unterpräfeete und Maires, welche ſämmtlich (mit Ausnahme der Maires in kleinern Gemein: 
den) der Erfte Conſul ernannte, follte die Regierung geführt werben, vie militäriſche Subordi— 
nation alfo zum Hebel auch der bürgerlichen Berwaltung dienen. 

- Einige Verſchwörungen, die gegen den Gewaltherrſcher von einzelnen Beinden geſchmiedet, 
zum Theil argliftig durch provocivende Negierungdagenten ind Dafein gerufen wurden, gaben 
den Vorwand zu noch weiterer Unterprüfung der Nationalfreiheiten und zu Gefährbung der 
perfönlichen Sicherheit aller, zumal der Freigefinnten. Ohne Urtheil und echt wurde eiumal 
über 130 derfelben durch ein Senatusconfult die Deportation verhängt. Sodann wurden 
Specialgerichtshöfe verfaſſungswidrig durch dad ganze Reich errichtet, beſtehend aus vom Gonful 
ernannten Richtern, d. h. Dienern der Willfür, bewaffnet mit dem entweihten Schwerte der 
Gerechtigkeit. Selbft die Heiligfeit der Volkörepräjentation ſchirmte die freilinnigen Männer 
der Nation nicht. Als ich gegen den vom Gonjul vorgelegten Entwurf eines neuen bürger: 
lihen — in vielen Beflunmungen den Intereffen des Despotismus huldigenden — Geſetzbuchs 
ein muthiger Wiverfprud im Tribunat und im Geſetzgebenden Körper erhob, jo wurden durch 
ein vom Gonful dictirted fogenannted „organifhes Senatusconjult“ 20 Tribunen und 60 

- Gefeggeber aus der Liſte der beiden hohen Staatöförper „eliminirt“, und durch das Schreien 
folder Maßregel die Unterwürfigfeit beider für die Folgezeit geſichert. 

Noch einige Trümmer und einige ſchwache Bollwerke der Freiheit hatte die Gonfularver: 
faffung übrig gelaffen. B., wie alle Gewaltherrſcher, hielt ſich nicht ſicher, folange nicht alte 
vertilgt wären. Zudem war ihm ſchon die Möglichkeit, nad) Verfluß ver zehn Jahre nicht wieder 
erwählt zu werben, ein unerträglicher Gedanke. Alſo lief er, auf die im Tribumat von einem 
feiner Knechte ausgegangene Anregung, fih zum lebenslängliden Gonful ernennen und gleids 
darauf durch den zur „Erhaltung ver Verfaſſung“ eingefegten Senat diefelbe umflürzen, d. h. 
in wejentlihen Bunften verändern und jeder weitern Veränderung preisgeben. Gin foge: 
nanntes „organijched Senatusconfult“ verlieh (1802) ausdrücklich dem Erhaltungsjenat das 
Recht folder Veränderung, aud das Recht, das Tribunat und den Gefepgebenden Körper auf: 
zulöfen, Departements außer der Gonftitution zu erklären, dad Gejhworenengericht zu ſuspen— 
diren, ja die von den Gerichten bereitö gefällten Urtheile umzuſtoßen! Zugleich wurde — 
weil periodiſche Urwahlen dem öffentlichen Geiſt jtetö einige Nahrung geben — das Wahl: 
männeramt für lebenslänglich erklärt und das (allein mit vem Necht der Discuffion bekleidete) 
Tribunat von hundert Mitgliedern, die es zählen jollte, auf funfzig herabgefegt. Die Errichtung 
einer Anzahl von einträglichen Senatorien, d. h. von reihen, dur den Erſten Conſul an wohl⸗ 
verbiente Senatoren zu verleihenden Bfründen, war der Lohn für ſolche Dienftleiftung und zu: 
gleich die Bürgſchaft der fortdauernden Willfährigkeit des Senats. | 

Gine glänzende Probe verjelben ward im zweiten Jahre nach folder Verfaſſungsumkehr 
gegeben durch ein abermaliged „organiſches Senatusconfult‘‘, welches, aus Anlaf einiger ent- 
deckter Verſchwoͤrungen — welche auch zur zwiefach vechtöverhöhnenden Blutthat wider Son 


Buonaparte 167 


Prinzen von Enghien den Borwand gaben — die lebenslängliche Gewalt B.’8 in eine erbliche 
und die Republif in ein Kaiſerthum verwandelte (1804). Es geſchah ſolches ohne Befragen 
des Geſetzgebenden Körperd und der Nation durch bloßes Machtgebot des Senats, und die 
Befanntmahung ward erlaffen im Namen „Napoleon’s von Gotted Gnaden und durd die 
Conſtitunenen der Republik Kaiſers der Branzofen”. Nur darüber, ob das eigenmächtig ge: 
ichaflene Kaiſerthum in der Familie Napoleon's erblich fein follte, wurden Stimmregifter im 
ganzen Reihe eröffnet. Dafjelbe war auch bei ver Frage über das lebenslänglihe Gonfulat ge: 
ſcheben und dadurch wenigftend anerkannt worden, daf darüber, wer fein Herr fein folle, nur 
das Bolf jelbit von Rechts wegen zu entjcheiden habe. Doc war freilich folde Anerkennung 
wie ſolche Zuftimmung (worauf Napoleon fich fo gern berief) nur ſcheinbar, weil die Formen 
der Abjlimmung, namentlich der imponirende Ginfluß der Behörden, die Freiheit aufhoben und 
weil man dabei die Nichtſtimmenden ald bejahend zählte. 

Ohne Mückſicht auf irgendein natürliches oder geſchriebenes Recht fchritt er fonder Naft 
und gleich argliftig als gewaltfam feinem Ziele, ver Weltherrſchaft, entgegen, und je mächtiger 
nad außen, deſto Despotiicher ward er im Innern. Freilich gaben die offenen und geheimen 
Feindieligfeiten der Mächte und faft der gelammten europäifchen Ariſtokratie gegen den illegi— 
timen Emvorfönmling diefen nicht jelten gerechten Anlap zum Kriege; doch noch weit öfter 
forderte er durch Gewaltthaten, wie feit ver Römer Zeit feine mehr vorgefommen, durch Uner: 
jättlibfeit und Libermutb die Goalitionen heraus, und es fam fo weit, daß 1809 der Kaifer von 
Oſterreich in feiner Kriegserklärung wider Napoleon mit inhaltfhwerer Wahrheit jagen 
fonnte, „die Freiheit Europas habe fih unter die öfterreihifchen Fahnen geflüchtet”. In friiher 
Erinnerung unjerer Lefer ſtehen — neben vielen vereinzelten Gewaltthaten, worunter zumal 
die Hinrihtung Palm's gegen den Himmel ſchreit — die beifpiellos harten Friedensgeſetze, die 
der ſtets ſiegreiche Kriegsmeiſter nacheinander feinen gedemüthigten Gegnern vorfchrieb, ſowie 
der unerbört freche, auch im Frieden durch rechtöverhöhnendes Machtwort verübte Länderraub 
und Thronenfturz, die nimmerfatte Eroberung, Unterwerfung, Brandihagung, Einverleibung, 
Verſchenkung, Bertauihung, Zertüdelung, Zufammenfügung, überhaupt vielfach wechſelnde, 
willfürlih dietirte Geftaltung aller von feinem Arme erreihbaren Länder und Völker, und da— 
bei nirgends auch nur eine hochherzige, d. h. von Selbftiucht freie, humane oder politifche Idee 
vorwaltend, fondern überall nur fein, des Herrichers, Interefle und Frankreichs, ald jeines- 
Reiches, Macht und Glanz. Ganz Italien mit Illyrien, faft ganz Deutihland, Holland, die 
Schweiz, ein großer Theil Polens, endlich auch Portugal und Spanien erfuhren ſolche Unter: 
drüfung, als ſämmtlich Beftandtheile entweder des „directen“ oder „indirecten“ Reiches, wor— 
über ber Gewaltherricher hier ald Kaiſer oder König, dort ald Schutzherr oder ald Vermittler 
oder als BVerbündeter, over als Familienhaupt jein Scepter ftredte. 

Wohl hat einigen diefer Länder die Unterwerfung auch Gutes gebracht, oder hätte, wenn 
fie länger gewährt hätte, deifelben bringen mögen, al& in Deutfhland Schwächung der Geburts— 
ariftofratie, Loͤſung einiger der drückendſten Feſſeln des hiſtoriſchen Rechts, Wiedererwedung 
der ſeldatiſchen Kraft und Verbeflerung der Regierungsfunft; in Spanien und Italien vie 
Abſchaffung der Inquiſition, die Milderung der Pfaffen- und Moͤnchsherrſchaft und des finftern 
Aberglaubend; in der Schweiz einen zeitlich erträglihen Vergleich zwiichen Alt und Neu; faft 
überall endlich mancherlei fhöne und Foftbare Gründungen für Beförderung materieller, na- 
mentlih ſtaatswirthſchaftlicher Intereffen ; aber alles, was von ſolchen Gütern Napoleon den 

unter jochten Völkern verlieh oder zudachte, war lediglich berechnet auf und bedingt durch das 
felbfteigene Interefle des Herrn. Aljo die Shwähung des Geburtdadeld und ebenſo des Praf- 
fenthums al3 der wider ihn — jedenfall8 den Sohn, wenn aud) abtrünnigen Sohn der Revo— 
Iution — in unverföhnlicher Fehde ſtehenden Kaften, die Erhebung der foldatifchen Kraft als 
der ihm dienftbaren und fünftlichft an feinen Dienft gefeilelten, ebenjo die Verbeſſerung der 
Regierungsfunft (in der Hauptrihtung ohnehin nur Vervollkommnung der despotifhen Ver— 
waltungsfunft) ald Hebeld der Hervorrufung der abermals in feinen Dienft zu verwendenden 
wateriellen Mittel und Kräfte u. |. w. Nirgends aber follte die Entfaltung irgendeiner jelb- 
Rändigen Kraft oder freien Nationalität ftattfinden ; fondern Regierungen und Völker, die er 
zu feinem Reiche zählte, nur ein lediglich von feinem Willen oder feiner Gnade abhängigee 
Dajein haben. Daher die Zerftüdelung Italiens, woraus fein Schöpferwort fo leicht ein Reich 
hätte bilden mögen; in Deutfchland die Misgeftalt des Rheinbundes und die Herabwürdigung 
einerfeitd von deſſen Fürften zu Satrapen des Kaiferd und andererjeits von deflen Völkern zu 
Anechtſcharen der ihnen gegenüber mit unumſchränkter Macht befleiveten Fürſten, die bis ind 
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Herz Deutſchlands frevelhaft ausgedehnte unmittelbare Herrſchaft Frankreichs und die Befegung 
deuticher Fürſtenſtühle mit franzoͤſiſchen Herren, Die Unterbrüdung des deutihen Namens felbft 
in dem „Deutſchen Anzeiger” ; in Holland der dem Haſſe gegen England geopferte Handel und der 
Raub der föftlichften Provinzen, zulegt die völlige Einverleibung; in Polen der kümmerliche 
Bau eines dem unterthänigen Sachſen verliehenen Herzogthums Warſchau an der Stelle eines 
unabhängigen nationalen Reichs; überall endlich das Auflegen der jchwerften Tributpflicht an 
Geld un? Menſchen und, joweit immer thunlid, das Auforingen franzöfiicher Gefege (zumal 
der Gonferiptionsgefege und auch des bürgerlichen Geſetzbuchs), franzöſiſcher, dem Intereſſe des 
Despotisinus dienender Einrichtungen und Verwaltungsformen und ded aus Haß wider Eng— 
land bis zum graufamen Unfinn gefteigerten fogenannten „Eontinentaljyftems“. 

Bon diefer felbftjüchtigen, den Rechten und Intereflen ver Völker feinpfeligen Bolitif 
Napoleon's zeugt am eindringlichſten die Apologie, welche fein geiftvoller Bruder Lucian (aus 
Anlaß der in einigen Stellen ihn fränfenden Memoiren des Generald Ramarque) für dieſelbe 
geſchrieben (erſchienen zuerft in London und ſodann mit Erweiterungen in Paris bei Ladvocat 
unter dem Titel: „La verite sur les cent jours par Lucien Bonaparte, suivie des documents 
historiques sur 1815. S. Minerva, November 1835). Das faiferlihe Kamilienftatut (vom 
30. März 1806), wodurch Napoleon alle Gliever feiner Familie zur unbedingteften Abhängig- 
feit von ihm, als Frankreichs Haupt, verurtbeilte, ift befannt, ebenfo wie die denjenigen, welde 
er zu Regenten erhoben, ausdrücklich und öffentlih gemadte Einſchärfung: ihre erfte Pflicht 
binde fie an ven Kaifer, die zweite an Frankreich, und erft nach dieſen beiden folge jene gegen 
ihre Völker. Mit Beziehung auf folde das beffere Gefühl empörende Verpflichtung (melde 
auch fpäter Ludwig B., den König von Holland, zur Niederlegung feiner fürs Wohl feines 
Bold unmädtigen Krone bewog), erzählt nun Lucian eine höchſt merkwürdige — aus Anlaf 
eines aud) ihm, Lucian, angebotenen Fürftenftuhls getbane — ein faft naives Selbitbefennt= 
niß enthaltende Außerung Napoleon’d. „In der Eonferenz von Mantua“, aljo lauten die 
MWorte diefer Erzählung, „fragte ich, ob ih, der Staat, den man mir anvertrauen wolle, möge 
fein welcher er wolle, dajelbft im Innern ganz nach meiner Überzeugung handeln könne, alle 
auswärtigen Angelegenheiten feiner oberften Leitung überlajlend. Ich verftehe Sie, fagte er zu 
mir, und will Ihnen ebenfo freimüthig antworten, ald Sie mid) fragen. Sowol in Hinficht ver 
innern als der auswärtigen Angelegenheiten müffen alle die Meinigen meinen Befehlen Folge 
leiften. Sie möchten wol in Florenz (deffen Fürſtenſtuhl Lucian angetragen war) den Medicis 
jpielen? — Nein! das behagt mir nit. Auf Frankreichs Intereffe muß alles hinzielen, Gon= 
feription, Geſetzbücher, Abgaben, alles, alles muß in Ihrem Staate zum Nugen meiner Krone 
gefhehen. Würde ich font nicht offenbar gegen meine Pflicht und gegen mein eigenes Interefle 
handeln? Können Sie leugnen, daß, wenn ich Sie frei falten ließe, das ruhige und glückliche 
Toscana den Neid der Franzoſen, die dorthin reifen, erregen würde ? — Wohl begriff ih Na— 
poleon’8 Gründe. Sein Benehmen gegen feine Brüder war diefen nicht günftig; aber nur fie 
allein und ihre Völker haben das Recht, fi darüber zu bejchweren, und Branfreih fann in 
diefem Benehmen nur die Seele des großen Eonfuld, des unter dem glänzenden Mantel ver 
Faiferlihen Dietatur nod immer treu ergebenen Bürgers ſehen.“ Es ift bier übrigens Klar, 
daß, was Frankreich betrifft, das brüderlihe Gefühl Lucian’s hier fein Urtheil beftah. Denn 
wahrlich, nit. nur die fremden Völker Hatten Urſache, fich zu befhweren, wenn man den Faifer: 
lihen Statthaltern verbot, fie gut, d. h. mild und gerecht zu regieren, damit nicht Frankreich 
neidifch über ihr Glüdf würde, fondern aud Frankreich felbft erſcheint als Opfer des kaiferlichen 
Ehrgeizes, wenn das Napoleon'ſche Regierungsſyſtem es in die Lage feßte, die von ven Statt- 
baltern etwa ſchonend behandelten Bafallenftaaten beneiden zu müffen. 

Auf diefes einheimifche Regierungsjuftem Napoleon’s wollen wir jegt den Blick werfen. 
Die fremden Völker, wenn man fie mishandelte, hatten darüber nur die eigene Schwäche oder 
dad den Uberwundenen harte Kriegs: und Siegsrecht anzuflagen. Aber Frankreich, welches ſich 
vertrauend in feines eigenen Bürgers Arme geworfen, Frankreich, nad) fo vielen der Sache ver 
Breiheit gebraditen Opfern und nad) ſo glorreihen Triumphen über die Feinde der Revolution, 
hatte von Napoleon etwas Beſſeres zu fordern. Was hat er ihm gegeben ? 

Er Hat ihm Willfürherrihaft gegeben und Niedertretung aller Volksrechte. Er hat ihm 
den glübenden Haß des Auslandes zugezogen und den Spott der Freibeitöfreunde; er bat es 
um die foftbarften Orundfäge der Revolution betrogen und ein für alle fünftigen Despoten ver- 
führerifches Beiſpiel aufgeftellt von Funftreiher Grrictung, Ausdehnung und Sicerftellung 
der abjoluten Gewalt jelbft über ein von Freiheitsträumen beraufchtes Volt. 
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Shen als Gonful hatte B. die Hauptmauern zu dem von ihm beabfichtigten Gebäude des 
Abjolutismus errichtet; als Kaifer aber vollendete er ven Bau und umgab ihn mit ven feiteften 
Bellwerken. Die neue Berfaffung zernichtete die noch übrig gebliebene geringe Bedeutſamkeit 
der Boltärepräjentation durch die dem Senat ertheilte Befugniß, die Verhandlungen der Wahl: 
collegien für ungültig zu erflären, und durch die Aufhebung der bis dahin dem Tribunat nod 
zugeftandenen Offentlichkeit der Berathung. Eine den republifanifhen Grundſätzen, die Napoleon 
noch immer mit dem Munde befannte, Hohn ſprechende überreihe Givillifte (von 25 Mill. Fr.), 
dazu eine glänzende Hierardie von „Oroßmwürbenträgern” und „Großoffizieren“ des Reiche und 
von vieliah gegliederten Hofbeantungen verkündete die Majeſtät des von orientalifchen Ge: 
pränge umgebenen neuen Monarden. Auch der Papft, mit welchem Napoleon, nod) ald Con: 
fl, ein, die nad) vernünftigem und jelbft nach biftorifchem Rechte anzuſprechenden Freibeiten der 
Gallikanifhen Kirche vielfah — theild zu Gunften Roms, theils zu Gunften des Erſten Con— 
fuls — fränfendes Concordat gejhloffen (1801), ließ fi bewegen, durch eigenbändige Krö— 
nung und Salbung dem Throne ded mächtigen Schugherrn eine das Volk blendende kirchliche 
Weibe zu ertheilen. Die Idee eines republifanifhen oder durch den Volkswillen erbobenen 
Hauptes wich alfo jener der „von Gottes Gnaden“ überfommenen Gewalt. 

Audı die Idee der republifanifchen Gleichheit wurde nun vollends zernichtet. Denn außer 
dem perfönlihen (angeblih) Verdienſtadel der Ehrenlegion, welchen der Erfte Conſul errichtet 
batte, ward jegt aud wieder ein erblicher eingeführt. Eine große Anzahl von Kriegshäuptern 
und andern Günftlingen wurde mit der vererblihen Herzogswürde begabt und neben ihnen 
- eine Menge von Grafen, Baronen und Rittern ernannt, deren Adel auf die Nachfolger in ihren 
zu Mafjoraten erflärten Bejigthümern vererben jollte. So fehr wurden die Grundſätze der Re— 
volution verböhnt, ald deren Schirmberrn gegenüber ven Mächten Napoleon ſich darftellte! — 
Auch dieſe Einfegungen rechnet zwar Rucian feinem Bruder zum Verdienſte an, nämlich als den 
Ausflirh des „großen Gedanfeng, ein neues Patriciat zu erfchaffen, welches unter Napoleon's 
Rabfolgern im Stande jei, ald Gegengewicht einerfeitö gegen die fönigliche Macht und anderer- 
jeits gegen die Wahlmacht zu dienen’; aber gegen des Kaiſers eigene dictatorifhe Macht diente 
diejer neue Adel ald Gegengewicht nicht, vielmehr verftärkte er durch die Lockungen der Eitelkeit 
und ſollte verftärfen die Knechtsgeſinnung oder den knechtiſchen Dienfteifer gegen ven Verleiher 
jener Würden; und jedenfall# ftand ibm, deſſen Herrlichkeit aus dem demofratifhen Princip 
hervorgegangen, ſchlecht an, daſſelbe durch ein ariftofratifches zu erfegen und, im Widerſpruch 
mit dem jonnenklar vorliegenden Nationalwillen (d. h. ewidenten Gefinnung der großen Mehr: 
beit und Hauptrichtung der Revolution), an die Stelle der von ihm foviel als getödteten Volks: 
tepräfentation eine naturgemäß dem Hof gegen die Nation anhängende und den Ideen der ge: 

meinen Freiheit feinpjelige Adelskaſte zu jegen. Gegen die Wahlmacht wahrlich, ſowie Napo- 
leon fie verftümmelt und gelähmt hatte, war kein Gegengewicht mehr nöthig. Bürgte doch ſchon 
das Wahlgefeg für eine dem Herrſcher mohlgefällige Zufammenfegung, und warb durch die 
Heimlichkeit der Verhandlungen die legte Bedeutſamkeit der geringen Attributionen, die man 
den Geieggebern und Tribunen noch gelaffen, aufgehoben, ja wurde zulegt auch das verſtüm— 
melte Tribunat, da deffen Name noch an einige Freiheitsideen erinnern mochte, völlig abgeſchafft! 
Aber alles dies — fo meint oder jagt man — alles dies hätte nad Napoleon's Tode 
Rh von felbft wieder zum Beſſern gewendet, und feine dictatorifche Gewalt war, nad feinen 
treflihen Herrfchergaben und nad den damaligen innern und äußern Verhältniffen Frank— 
reichs, eine Wohlthat für daffelbe. Doch eine baare Verblendung liegt folhem Meinen und Sa— 
gen zu Grunte. Napoleon’s Anftalten zielten auf Verewigung der Knehtihaft, nämlid auf 
Entfernthaltung alles Lichts der Wahrheit und völlige Ertödtung aller Freiheitsgedanken in 
dem lebenden Geichleht und auf eine Erziehung des nachwachſenden zur Geiſtesbeſchränktheit, 
zumal zu bleibender politiſcher Unmündigkeit und zum willenlofen Gehorſam des Kriegsknechts. 
In diefen Anftalten liegt das entſchiedenſte Selbftbefenntniß des Despoten und fein durch alle 
Zeiten tönendes Verdammungsurtheil. Napoleon, in einer Fülle der Macht thronend, wie fie 
noch nie ein Sterblicher beieffen, vom blenvendften Olanze des Ruhms und der Majeftät um: 
foffen, das Schiejal der Nationen in feiner flarfen Hand haltend und Frankreich als fiegge: 
krönter Feldherr, als rettender Genius im gefahrvollften Sturm, als Bändiger der Factionen 
und ala Erbauer des großen Reichs theuer — Napoleon zitterte vor feinem eigenen Volke, 
deſſen Abneigung zu verdienen er dergeſtalt eingeſtand und das er daher nur durch die Schrecen 
der Gewalt und durch die Späherliſt einer allgegenwärtigen, gewiſſenloſen und ehrloſen gehei⸗ 
men Polizei im Gehorſam erhalten zu können hoffte. Er zitterte zumal vor jeder Bücherprefle, 
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vor jedem ohne fein Gutheißen bedruckten Blatt! Er fühlte demnach, daß entweder der Titel 
feiner Herrfhaft oder die Art ihrer Führung eine freie Prüfung auszuhalten unfähig, daß bie 
freie Discuffion der Thatfahen wie der Grundfäge oder überhaupt die Wahrheit dem Yortbe: 
fand feiner Macht gefährlich, d. h. alfo, daß er im Unrecht befinplih und, ohne Mittel ver 
Rechtfertigung, nur durch Nacht oder Täufhung vom Untergang zu retten ſei. Daher erfann 
er ein jo fünftlihes und fo firenges Softem von Mafregeln zur Unterdrückung des freien 
Mortes, wie bis auf ihn noch niemals erſchienen, und gefellte dadurch ſeinen Namen jenen ber 
erbittertften und gefährlichften Verfolger des Lichts und der Wahrheit bei. Die Gewerbe der 
Buchdrucker und Buchhändler, auf eine beflimmte Zahl eigens dazu licenzirter Perſonen be— 
fhränft und beim Betrieb der ftrengften Beaufichtigung und Gontrole — jo ängſtlich als fie 
nicht einmal in Anfehung der Giftbereitung oder des Giftverfaufs ftattfindet — unterworfen, 
hörten völlig auf, die wohlthätigen Erleuchterinnen der Öffentlihen Meinung, die Verkünderin— 
nen der Volfögefinnung und der Wahrheit, die Organe der dem Staatsbürger zuftebenden 
freien Beſprechung öffentlicher Angelegenheiten, pie Mittel der Rechtsbehauptung oder der vor 
dad Tribunal der Mitwelt zu bringenden Befchwerdeführung über erlittened Unrecht zu fein, 
und wurden — in allem, was näher oder entfernter mit Bolitif in Verbindung fteht — herab: 
gewürdigt zu bloßen Werkzeugen der abjoluten Gewalt, zu Organen der Bolkdtäufhung und 
der Lüge. Alle nach Gegenftand over Titel auf Staatsjachen ſich beziehende oder wie immer 
fonft die Aufmerkſamkeit der Aufſichtsbehörde anregende Schriften mußten auf ihr Verlangen 
vor dem Drud oder Verkauf einer firengen Cenſur unterworfen werden; alle aus dem Aus— 
land kommende Drudihriften aber — damit auch von jenfeits der Grenze jo wenig ald möglich 
ein Licht der Wahrheit nah Frankreich binüberleuchte — mußten außerdem noch einen Ein— 
gangszoll von 50 Proc. des Kaufwerths entrichten. Verfaſſern von uncenfurirten Schriften 
aber drobten, wenn man etwas Misfälliged darin auffand, ſchwere Griminalftrafen, in Ge: 
mäßheit harter und durch Unbeſtimmtheit gefährdender Gefege und des willkürlichen Ausſpruchs 
corrumpirter Gerichte. — 

Das Licht war dergeſtalt hintangehalten. Noch mangelte die ſyſtematiſche Einführung der 
Finſterniß, die poſitive Erziehung der nachwachſenden Bürger zu Knechten. In dieſem Sinne 
ward ein neuer kaiſerlicher Katechismus — das Hauptunterrichtsbuch für die Maſſe der Bevöl— 
kerung — befeblöweife bei allen (katholiſchen) Gemeinden des Reichs eingeführt, darin über 
allen Tugenven jene des blinden Gehorſams, ja faft der Anbetung gegen den Kaiſer, ald das 
Ebenbild Gottes auf Erben, und fein Haus eingeihärft, und den faiferlihen Verordnungen, 
zumal dem barbariihen Gonjcriptiondgejeg, eine himmliſche Sanction verliehen. !) Endlich 
ward auch jeder andere Unterricht und für alle Klafien des Volks dem Machtgebot des Dictators 
unterworfen mitteld der Schöpfung der „‚Eaiferlihen Univerfität”, an deren Spige ein mit der 
audgedehnteften Vollgewalt bekleideter „Großmeiſter“ ftand und welcher alle Unterrichtdan- 
ftalten im ganzen Reich ale integrirende, demnab vom Mittelpunft aus zu leitende oder zu be⸗ 
berrichende Beftandtheile einverleibt fein ſollten. 

Wahrlib! für Mafregeln diefer Art, welche nämlich eine bleibende Berfinfterung, eine 
fortdauernde Knechtung des Geifted und Gemüths augenſcheinlich bezwedten, gibt die Dictatur, 
fo nöthig und heilfam fie auch für Brankreih in Napoleon's Zeiten gewejen fein möge, die 
Rechtfertigung nit. Die Dictatur jchließt den Begriff vorübergehenper Gefahren in fi; ihrem 
Machtgebot ift das lebende Geſchlecht für die Zeit folcher Gefahr anheingeftellt. Aber fie hat 


1) Diefe merfwürbige Blasphemie, das Mufter jener Entweihung der erhabenen chriftlichen Lehre 
durch deren Misbrauch zur Heiligung übermüthigen göttlichen Rechts und einer göttlichen Würde für 
ſchwache jündige Menfchen — diefe moderne Gögendienerei — lautet wörtlich: 

Warum find wir fchuldig, die Pflichten gegen unfern Kaifer zu erfüllen ? 

Antwort. Erftens weil Gott, der die Staaten errichtet und nach feinem — ——— austheilt, 
unfern Kaiſer ſowol in Friedens- ale in Kriegszeiten reichlich begnadigt, ihm zu unſerm Oberhaupt ein: 
gefegt, und zum Diener feiner Macht, ja zu feinem Bild auf Erden aufgeftellt bat. Wenn 
wir alſo den Kaifer ehren und ihm dienen, fo dienen wir Gott felbft. 

Gibt es nicht befondere Beweggründe, welche unfere Ergebenheit gegen unfern Kaifer Napoleon 1. 
noch um vieles verftärfen follen ? 

5 Antwort. Ja, denn er ift derjenige, den Gott der Herr unter den ſchwierigſten Umſtänden erwedt 
at, u. ſ. w. 

Was foll man von denjenigen halten, die gegen unfern Kaifer treulos handeln? 
ri — Sie machen ſich nad der Lehre des heiligen Apoſtels Paulus der ewigen Berdammnis 

uldig. 
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weder Auftrag noch irgendeine gedenlbare Befugniß, auch die nachkommenden Geſchlechter zu 
tnechten. Napoleon, da er bad legte zu bezwecken ſich vermaß, iſt dadurch der Verdammung 
folder Geſchlechter verfallen. Er iſt es aber auch, wenn man blos auf die gerechten Forderungen 
jeiner Zeitgenoffen blidt. Wie fonnte er, der Erbe der Revolution, deren koſtbarſtes Geſchenk, 
die Wreßfreibeit,, dad Recht der freien Geiftesthätigfeit der ihm gutmüthig vertrauenden Nation 
rauben? Wie fonnte er ein Princip aufftellen, welches, je nach der Richtung oder Sinnesweiſe 
eines Machtbabers, zur Aufhebung nicht nur der republifanifchen Freiheit, fondern alled Rechts— 
zuftandes fuhren mag? Sowie Senera alle Lobreden auf den großen Alerander nieverfchlug 
mit dem einzigen Wort: „sed Callistienem oceidit!“ — fo ſchwindet altes Große und Gute, 
was Napoleon in irgendeiner Sphäre vollbradt hat, dahin vor dem Worte: „Gr, der Sohn 
der Revolution, hat die Preſſe gefejlelt und den Gedanken unterjocht!“ 0. 

Aber Napoleon, welder zur Stüge jeiner Herrſchaft fi das Heer erfor, deſſen Treue und 
Anbänglichfeit man befehlen und bezahlen, durch Kriegsruhm verführen fann, anftatt des Volkes, 
deſſen Liebe verdient werden will, Napoleon beſiegte wol die Mächte, doch die Ideen nid. 
„Die liberalen Ideen haben mich zu Grunde gerichtet” — aljo rief er nach feinem Falle klagend 
aus, durch die ſes Wort allen fünftigen Zeiten die impofantefte und troftreichfte Lehre gebend. 
Ter Herr des Weltreichs war nicht ſtark genug gegen den Zeitgeift, gegen die Ideen des ewigen 
Hecbtd und der den Völkern gebührenden bürgerlichen und politiihen Freiheit im Innern und 
Selbftändigfeit nah außen. Zeitlih unterdrüden wol fonnte er fie, doch nicht vollends er: 
tödten ; jie nahmen vielmehr, wie eine gewaltiam zufammengeprepte Luft, im erſten Moment der 
Gntfeffelung einen dejto gewaltigern Auffhwung , je größer Der Druck geweſen. Im Kanıpfe 

wider den Geift iſt — für die Dauer — nichts getban, ſolange nicht alles. 
Mit dem gerechten Zorn wider Napoleon, ald den Verächter des Rechts und den Feind der 
Freiheit, ift jedoch gar wohl vereinbar die ihm als ‚„‚großer Mann‘ gebührende bewundernde 
Anerfennung. Die Galerie derjenigen, welche die Geichichte „groß‘ nennt, würde bid auf 
außerſt wenige Bilder müflen zufammengezogen merden, wenn man als Bedingung der Auf: 
fellung in ſolchem Tempel die Tugend forderte. Größe wird eben genommen für mädtig und 
thatenrrich — in Zerftören oder Bauen — wirkende, im Kampf mit feindlichen Gewalten bes 
währte, Durch glänzende Erfolge gefröute oder auch nod im Unglüd durch kühnen Widerfland 
ausgezeichnete Kraft. Ju diefem Sinn iſt Napoleon's Größe unübertroffen. Seine Sünden 
aber ſind nur diejenigen, die uns im Buche dev Zeiten leider! zu oft begegnen, nur daß er, wie 
jeine arößere Kraft ed mit jich brachte, auch in entiprehend größerm Umfang und mit verderb: 
liherer Wirkung fie beging. Endlich gibt es einige Momente in feiner Geſchichte, die den Un— 
willen über feine ſchweren Sünden zu mildern geeignet find: feine Nüdfehr von Elba nämlid, 
jodann Der Kampf von ganz Europa gegen einen Mann, zulegt die erſchütternde Kataſtrophe 
und das fhaudervolle Felſengrab. Napoleon, ver Berbannte auf Elba, mit Bliden der Gering— 
ibägung von feinen triumphirenden Feinden betrachtet, erjheint ungeahnt wieder auf Frank: 
reihs Boden mit kaum 1200 Bewaffneten, erfreut ſich jofort der liebenden Begrüßung, des 
buldigenden Zurufs von Heer und Volk, und zieht — die ihm feindlich entgegengejendeten 
Scharen mit feinen Getreuen vereinigend — mit täglih ſchwellender Macht durd die Pro: 
vinzen und in die jubelnde Hauptſtadt. Nicht eine Eriegeriiche Groberung, fondern eine fried⸗ 
lie Beſitznahme gibt ihm den Thron zurüd, deilen das verbündete Europa ihn beraubt. 
Franfreih, viesmal freiwillig und freudig, nimmt ihn als Herrſcher auf und verzichte dadurch 
auf jedes etwa früher gehabte Necht der Anklage. Freilich erfhien Napoleon, obſchon Unter: 
drücker der Republik und despotiicher Dietator, dennoch, im Gegenjag der verhaßten, durch fremde 
Bajonnete bewirkten NReftauration, ald Nepräfentant der Nevolution, aljo wenigſtens des 
Vrincips der Freiheit, wenn auch nicht ihrer Verwirklichung: doc ift jedenfalls fein Triumphzug 
son Gannes nach Paris zehnfach ruhmvoller für ihn als feine frühern Siegesmärſche nad) Wien 
und Berlin, Madrid und Moskau. Für feine perfönlice Größe aber zeugend it nichts mehr 
ald die von den Gewaltigen Europas wider ihn, den einen Mann, geſchloſſene oder erneuerte 
Allianz. Wan hatte ihn, als Friedensſtörer und Feind der Welt, durch förmliche, von ven acht 
Mächten, welche den Barifer Frieden unterzeichnet hatten, erlaffene Seutenz alles Rechts ver: 
luſtig erflärt und ſandte nun nahe an anderthalb Millionen Gewaffneter gegen ihn, bie Sentenz ' 
zu vollziehen. Weldergeftalt bei Waterloo das Verhängniß erfüllt und bald darauf der vom 
Welttheil Gefürchtete durch die britifche Regierung, deren Schiffen er ji, dad Gaſtrecht ſuchend, 
anvertraut, nach St.:Helena zur ewigen Ginferferung gefendet worden, diefe in neuern Guropa 
unerhörte Behandlung eines gefrönten Hauptes dur andere Gekrönte, ſodann die fehsjährige 
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Marter bes an den einfamen Felſen gefhmiedeten neuen Prometheus und fein Tod (5. Mai 1821) 
— dies alles fteht uns in noch frifher und in ungerftörbarer Erinnerung. 
Wir ſtehen an des gefallenen Kaiſers Grab und fragen: was ift übrig geblieben von feinem 
Wirfen, welches ift fein der Nachwelt hinterlaffenes Vermächtniß? — Das Niefengebäude, das 
er wundberähnlich aufgeführt, ver Weltthron, ven er errichtet, die Frucht fo vieler Siege, Groß— 
thaten und NRechtöverlegungen , ift umgeftürzt, dle Revolution um den Gewinn Frankreichs umd 
ihrer Triumphe betrogen und wehrlos überantwortet der Gegenrevolution, in die Beflimmungen 
des Menſchengeſchlechts ein trauriger Rückſchritt anftatt der erfehnten und gehofften Kortichritte 
gebracht, endlich für Europa die Ausficht eröffnet entweder auf troftlofen Geiftesihlummer oder 
auf erneuten, verhängnißvollen, nad Umfang und Dauer ſchrecklichen Kampf für und wider Die 
Ideen, d. h. auf eine wieder von vorn anfangende furdtbare Revolution. Bon dieſem Stand— 
punfte gewürdigt, erfcheint freilich Napoleons Wirken als dem Endergebnif nad) theils nichtig, 
theils heillos und höchſtens etwa als impofante Lehre von der Unhaltbarfeit der nicht auf Weis— 
beit und Recht, fondern blos auf Gewalt und Anmaßung gegründeten — ob auch genialiſch 
kühnen — menihlihen Schöpfungen, von Werth für die Welt. Doch gibt es auch andere 
Standpunkte, von welden aus wir gleihwol eine Fortdauer mander von ihm ausgegangener 
Schöpfungen oder ein Kortwirken feines Geiftes theils in Gutem, theild in Böfen erfchauen. 

Schon die vielen meift großartigen materiellen Gründungen, als Kanäle, Brüden, Geer: 
ftraßen u. ſ. m. in den meiften Ländern feines directen und indirecten Reiches gebören bierber; 
ja e8 find diejes die ungweideutigften, d. h. des veinften Lobes werthen Monumente, die er fidy 
gefegt. Von feinen politifchen Gefegen find die meiften noch jegt im Mutterlande, ja mehrere 
wenigftens in den Hauptbeftimmungen noch weithin im Auslande geltend. Freilich, daß die Re— 
ftauration fie nicht aufhob, zeugt nicht eben für ihre Güte, fondern mehr für ihre Braubarfeit 
zu abfolutiftiichen Zwecken. Daffelbe ift zu fügen von den Regierungsprineipien und Ver— 
waltungsformen, die man großentheils in Frankreich beibehielt und zum Theil aud im Auslande 
nachahmte; ein unbeilvolled Vermächtniß, welches vielleicht aufgervogen wird durd die Napoleon 
allerdings zu verdankende Ermweiterung des geiftigen Geſichtskreiſes der Völker, welche nämlich 
die unausbleibliche Folge war allernächft von feinen Eroberungszügen durch fo viele Ränder Des 
Welttheils und von der wenn auch nur vorübergehenden franzöſiſchen Herrſchaft, dann aber auch 
von der jpäter über Frankreich ergoflenen Flut der europäifchen Heere. Eine Geifel Gottes für 
die Sünden der Fürften und Völker war er allerdings, und er wie die Franzöſiſche Revolution 
haben Bewegung in die ganze Welt und in die Weltgeſchichte gebracht. 

Aud von Napoleon’® Familie find die meiften Häupter durd Charakter oder Schickſale 
unfer Intereſſe anſprechend und ſelbſt geſchichtlich merkwürdig; dad „Staats-Lexikon“ jedoch kann 
ihnen nur einen flüchtigen Überblick zuwenden. Von den Königsthronen und Fürſtenſtühlen, 
worauf des Kaiſers Machtwort ſie erhoben, ſtürzten ſie mit ſeinem Fall wieder herunter; mehrere 
ereilte feitdem ein tragifcher — gewaltfamer oder natürlicher — Tod. 

Napoleon’8 Vater, Carlo B., Sprößling eined altadelihen italienischen, * Corſica 
verpflanzten Geſchlechts, heirathete 1767 die Ichöne Maria Lätitia Ramolino (geb. 1750 zu 
Ajaccio), welche ihm fünf Sohne, Jofeph, Napoleon, Lucian, Ludwig und Hieronymus, und 
drei Töchter, Elife, Pauline und Karoline, gebar. Der Vater ftarb fhon 1785, die Mutter zog 
nad der Eroberung Corſicas dur die Engländer 1793 nad) Marfeille, nad ihres großen 
Sohnes Erhebung aber nach Paris, ward zur „Kaiſerin-Mutter“ erflärt und zur Beihügerin 
aller milden Anftalten des Reichs, begab ji nach des Kaiſers Fall nad) Rom zu ihrem Stief⸗ 
bruder, dem Cardinal Fefch, erlebte ven Ball der ganzen wunderbar hochgeftiegenen Familie, 
den Top des großen Sohnes, mehrerer Töchter, Enkel und Seitenverwandten, und lebte gebeust 
durch die Laſt der Jahre wie des gehäuften Schmerzes in ftillem Dulven, für jedes fühlende He; 
ein Gegenftand inniger Theilnahme, bis zum 11. Febr. 1836, wo der Tod ihrem Leiden ein 
Ende madıte. 

Der ältefte ihrer Söhne, Iofepb B. (geb. 1768), ftieg nad) Maßgabe von feines Bruders 
Erhöhung von Würde zu Würde, zeichnete ih durch Kunft der Unterhandlungen mehr als jere 
des Krieges aus, ſchloß den Frieden von Auneville und jenen von Amiens, ward, nad) der Wer: 
treibung des bourbonifchen Königshauſes aus Neapel, zum König von Neapel und Sicilien er: 
nannt (30. März 1806), bald nachher aber (6. Juni 1808) zum König von Spanien und 
Indien, verlor, wie befannt, noch vor Napoleon’ Fall auch den legten Thron und ſchiffte ſich 
nach der Kataſtrophe von Waterloo nach Amerika ein, woſelbſt er unter dem Namen eines 
Grafen Survilliers eine Niederlaſſung an dem Fluſſe Mobile gründete und ſeitdem als Privat- 
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mann lebte, doc auch aus feiner ländlichen Zurücdgezogenheit von Zeit zu Zeit durch öffentliche 
Grflärungen die franzoͤſiſche Nation an die Anfprüche feines Haufes auf Frankreichs Thron zu 
erinnern ſuchte. Ginigemal befuchte er aud Europa wieder, kehrte aber immer nach Amerika 
zurüf und ftarb daſelbſt am 28. Juli 1844. Seine Gemahlin (Iulie Glary, Schwägerin 
Bernadotte's, des vorigen Königs von Schweden) hatte ihm zwei Töchter geboren und ſtarb 
1845 zu Florenz. 

Lucian B. (geb. 1775), der einzige von Napoleon’s Brüdern, dem Feine Krone zu 
Theil ward, d. h. der eine ſolche verihmähte, da jie nur VBajallenfrone fein jollte, ein durch 
Geiſtesgaben und Gharafterfeftigkeit jehr ausgezeichneter Mann, hatte ald damaliger Bräfivent 
des Raths der Hünfhundert die Revolution vom 18. Brumaire ganz vorzüglich — freilich auf 
wenig lobenswerthe Weile — zum Oelingen gebracht, leiftete auch nachher ald Gefandter und 
als Minifter des Innern feinem Bruder fehr wichtige Dienfte, misbilligte aber deſſen despotiſche 
Diasregeln und lud dadurd ſowie durch die Behauptung feiner perfönlichen Freiheit den Zorn 
des Jmperators auf ih. Seit 1804 war eine Billa bei Nom, fpäter London (wohin ihn vie 
Engländer 1810 ald Gefangenen führten), ſodann abermald Nom fein Aufenthalt, Kunft und 
Wiſſenſchaft und der geſchmackvolle Genuß feiner großen Schäge feine Beihäftigung. Während. 
der Hundert Tage erneuerte er mit Napoleon, der jegt minder Despot zu fein ſchien, die brüder— 
lise Freundihaft und Eehrte nad deſſen endlichem Fall in den Kirchenſtaat zurüd als „Fürſt 
von Ganino‘‘, welden Titel der Bapft ihm verliehen. Er ftarb am 29. Juni 1840 und hinter: 

lieg viele Kinder und Enkel. 

Ludwig DB. (geb. 1778), gleich feinem Bruder Joſeph von Napoleon, jhon als Erſtem 
Goniul und dann als Kaijer, von Würde zu Würde erhoben, ward endlich (1806) zum König 
son Holland erflärt, waltete ald jolder mit Weisheit und Güte, doch vergebens bemüht, ven 
immer bartern Forderungen des Kaiſers ein Ziel zu jegen. Zulegt an der Möglichkeit verzwei- 
felnd, die Pflichten für fein Volk mit vem Gehorjam gegen Napoleon zu vereinen, legte er die 
Krone nieder (1. Juli 1810), und Holland ward jodann mit dem franzöfischen Reiche vereinigt. 
Ludwig zog fi unter dem Namen eines Grafen von St.-Leu nad Graz zurüd und nah Na- 
voleon’s Fall nah Rom. Seine Ehe mit Hortenita, der Stieftochter Napoleon's, war un— 
glücklich Ungeachtet ihrer Liebenswürdigkeit befaß fie dod) die Neigung ihres Gatten nicht und 
ward von ihm 1815 geichieden. Sie hatte ihn zum Vater von drei Söhnen (deren einer jedoch 
ſdon in der Kindheit ftarb) gemacht, von welden der ältere, Napoleon Ludwig, 1809 zum 
Grofberzog von Berg unter des Kaiſers vormundfhaftliher Gewalt ernannt wurde, nad Na: 
poleon's Fall aber pad Los der übrigen Familie theilte. In ven nad der Julirevolution 
auch in Italien ausgebrodhenen Bewegungen wurde der Name der beiden Prinzen von St.:2eu 
auf bedeutungsvolle Weife genannt. Die Beftürzung der Mutter darüber verwandelte ſich 
bald darauf in den tiefiten Schmerz durd die Nachricht des nad furzer Krankheit erfolgten 
Todes des ältern dieſer Prinzen. Der dritte und jüngfte Sohn (der jegige Kaifer) Charles 

Louis Napoleon ward geboren 20. April 1820. Hortenfia jtarb am 5. Oct. 1837. 

Hieronymus B. endlich, der jüngfte Bruder (geb. 1784), verlegte ſich aufs Seeweſen, 

wurde von Napoleon zum Gontreanmiral ernannt, jodann im preußifhen Kriege zum Befehls: 
baber des gegen Schlejien geſchickten Heeres und nad) dem Frieden von Tilfit (1807) zum König 
des neugejhaffenen Reiches MWeitfalen. Seine erfte Gattin, die Amerifanerin PBatterjon, 
haue er ſchon 1805 auf jeines Bruders Befehl verlajfen. Jetzt vermählte ihn der Kaiſer mit der 
würtembergiihen Prinzeſſin Katharina, welche auch nach feinem durch Napoleon’s Fall ver: 
urſachten Sturz ihm verbunden blieb und fein unter dem Namen eines Grafen von Montfort 
in Ofterreih gewähltes Exil mit ihm theilte (1814). Von feiner erften Gattin leben noch 
mebrere Töchter. Auch die zweite — 1838 verftorbene — gebar ihm mehrere Kinder, den Prinzen 
Hieronymus (geft. 1847), die Prinzejiin Mathilde (geb. 1820) und den Prinzen Napoleon 
(geb. 1822). 

Bon Napoleon's Schweftern ward Marie Auna Elife (geb. 1777) vermählt an Felix 
Kaspar Baccioechi, einen Adelichen aus Eorfica, welchem folde Verſchwägerung mit dem Kaifer 
das Fürſtenthum Lucca mit Piombino eintrug. Doc feine Scheinregierung hörte auf mit Na= - 
voleon’s Fall. Elife ftarb 1820. Die zweite Schweiter, Marie Pauline (geb. 1780), ward die 
Gemahlin zuerſt des Generals Leclerc und nad) deſſen Tode des Fürſten Camillo Borgheie(1803). - 
Napoleon verlieh ihr das Fürſtenthum Guaftalla. Nach feinem Sturze lebte fie, von ihrem 
Semahl getrennt, in Rom und ftarb daſelbſt 1825. Annunciade Karoline envlid, die dritte 
Schweſter (geb. 1732), erhielt zum Gatten Joahim Murat, welden des Schwagers Gunft 
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anfangs zum Grofherzog von Berg und fpäter zum König von Neapel machte. Als veffelben 
tharafterlofes Benehmen ihm den Berluft der Krone und feine Tollfühnbeit endlich eine fhmäh- 
liche Hinrichtung zugezogen, flüchtete die gleich kluge als muthige Brau mit ihren Kindern nad 
Oſterreich, woſeibſt fie Gaſtrecht fand. Sie ftarb am 18. Mai 1839. 

Napoleon's erfte Gemahlin, Joſephine, geborene Taſcher de la Pagerie und Witwe des 
(1794 von den „Schreckensmännern“ hingerichteten) Generald Aler. Beauharnais, hatte ihm 
zwei mit dem erften Gatten erzeugte Kinder, Eugen und Hortenfia, zugebracht, welche fo wie 
ihre (von Napoleon 1806 an Kindedftatt angenommene und mit dem Erbprinzen, nahmals 
Großherzogvon Baden, Karl, vermählte) Nichte, Stepbanie Luife Adrienne, zuden würbigften 
Gliedern feines Hauſes gehören. Joſephine (1804 zur Kaiferin gekrönt), deren Ehe mit Na= 
poleon kinderlos blieb, willigte 1809 großmüthig in die Scheidung von ihrem Gemahl, als 
diefer, um einen Leibeserben zu erhalten, eine neue Ehe einzugehen wünſchte, behielt jedoch ven 
faiferlihen Rang und ftarb, bald nad dem Falle Napoleon's (30. Mai 1814), in Malmaifon, 
geachtet von der Welt und felbft von den verbündeten Monarchen mit Auszeihnung behandelt. 
Eugen Beaubarnais, ihr Sohn, von Napoleon zum franzöftfchen Prinzen und Vicekönig von 
Italien erhoben und mit der bairifchen Brinzeffin Augufte vermäßlt, zeigte ich folder Erhebung 
würdig nicht nur durch Geift und Muth und glänzende Kriegsthaten, fondern auch durd die 
fhöne Tugend der Treue und einen in allen Lagen bewährten edeln, die Hochachtung felbft feiner 
- Feinde ergwingenden Sinn. Nach dem Sturze des Raiferd -vefien Sache er bis zum legten 
Augenblic heldenmüthig vertbeidigt hatte, erbielt ev durch die Achtung der Mächte und des Kö— 
nige von Baiern väterlihe Gunſt das unter bairiſcher Hobeit zu verwaltende Fürſtenthum Eid: 
ſtädt und die Standesherrſchaft Keuchtenberg, den Titel Herzog von Leuchtenberg und fir feine 
Nachkommen das eventuelle Erbreht in Baiern. Der frühe Tod diejes liebenswürbigen 
Helden (1824), die nachherige Vermählung dreier feiner Töchter, der einen an den Kaiſer Dom 
Pedro von Brafilien, der zweiten an den Erbprinzen Oskar von Schweden und der dritten an 
ben Erbprinzen Konftantin von Hohenzollern = Hechingen, ferner die feines ältern Sohnes 
Auguft mit der jungen Königin Doña Maria von Vortugal und die traurige Vereitelung ver 
hieraus für das leuchtenbergifhe Haus und für Europa hervorgegangenen [hönen Hoffnungen 
dur den fchnellen Tod des Prinzen, endlich die Vermählung des andern Sohnes mit einer 
Tochter des Kaifers Nikolaus find allgemein bekannte Greigniffe. Von Eugen's Schweiter 
Hortenfia ift oben gefproden. Ihre durch Geift und Anmuth und weiblihe Tugend aus: 
gezeichnete Nerwandte Stephanie, feit 1818 verwittwete Großberzogin von Baden, verlor zwar 
ihre Prinzen noch vor des Vaters Hinfcheiden durch frühen Tod; aber dur ihre drei Prin- 
zeffinnen, von welden eine, an den Prinzen Guftav Waſa vermäblt, bereits verftarb, aber eine 
Tochter, die jegige Kronprinzeffin von Sachſen, hinterließ, die andere an den Erbprinzen von 
Hobenzollern-Sigmaringen, die dritte an einen englifchen Herzog vermäblt ift, mag das Blut 
der Adoptivtochter Napoleon’s fpäter noh auf manchen Fürftenftuhl gelangen. 

Zu Napoleon’8 Haus gehört nod der Kardinal Joſeph Fefch, Stiefbruder ver Lätitia B., 
inder zweiten Ehe von derfelben Mutter, verwitweten Namolini, mit Franz Feſch erzeugt (1763). 
Zur Zeit des von dem Erften Gonful mit dem Papſte abgeichloffenen Goncordats murde er Erz: 
biihof von Lyon und darauf Cardinal. Der Kurfürft Erzkanzler, nohmals Fürft Primas 
des Rheinbundes, von Dalberg, ernannte ihn zum Coadjutor und Nachfolger, was jedoch Na— 
poleon, gegen welchen Feſch ſich nicht folgſam genug bezeigt, nicht genebm bielt. Seit der Kata= 
ftrophe von 1814 lebte er in Rom. Er ftarb am 13. Mai 1839. 

Das Blut von Napoleon’s Altern, auch jenes feiner erften Gemahlin, Iofephine, rinnt 
hiernach mol noch in mehreren, zum Theil noch lebensyollen, zum Theif freilich dem Verborren 
nahen Zweigen. Sein eigenes Blut jedoh (von natürlichen Kindern geben nur unbeglaubigte 
Sagen berum) ift verfiegt. Im höchſten Glanze ftrablte Napoleon's Stern, ale ibm, dem 
Sobne der Revolution, die Hand der Öfterreichiichen Kaifertochter Marie Luife und dadurch vie 
Aufnahme in den Kreis der erhabenen und legitimen Herrſcherhäuſer gemährt ward (1810). 
Und fein Glück hatte den Höhepunkt erreicht, ald im folgenden Jahre (20. März 1811) ein 
Sohn, Napoleon Franz Karl Iofepb, ihm geboren ward. Der Titel „König von Rom“ ward 
dem Kinde verlieben und mit orientalifhem Gepränge die der, Majeftät” gebührende Huldi— 
gung ihm in der Wiege dargebracht. Aber die Herrlichkeit ſchwand mit Napoleon’s Fall. Ver: 
gebens hatte der Kaifer in feine Abdankungsurkunde die Worte: „zu Gunften meines Sohnes 
Napoleon’s IT.” aufgenommen. Die Mächte achteten folder Verfügung nicht. Doch erfuhren 
Mutter und Kind, da Öfterreichiiches Blut in ihren Adern floß, natürlich eine ſolcher Herkunft 
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entfprechende wohlwollende Behandlung. Marie Luife wurde für ihre Lebendzeit zur Beherr⸗ 
fherin von Parma und Piacenza ernannt und der junge Napoleon feinem faiferlichen Groß⸗ 
vater übergeben, welder ihn liebend heranzog, mit dem Titel „Herzog von Reichſtadt“ begabte 
und ihm den Rang unmittelbar nad den Prinzen des Haufes anwies. Die Augen der Welt 
ruhten auf dem dur Anlagen bes Geiſtes und Herzens ausgezeichneten und, wie es ſchien, zu 
großen Beflimmungen heranreifenden Zünglinge. Nah der Iulirevolution in Frankreich 
(1830) waren viele, die auf ihn ihre Blicke warfen als auf den Geeignetſten zur Vermittelung 
zwiſchen Alt: und Neuenropa, zwiſchen Revolution und Legitimität Das Schickſal zerftörte 
dieſe Hoffnungen alle durch den Tod des Jünglings (22. Juli 1832): 

Napoleon, ohne (hiſtoriſch denkwürdige) Vorfahren und nun auch ohne Nahfommen, fteht 
alſo für ich allein in der Gefhichte, ein einſames Bild, gleich einer Geiftererfcheinung. Das 
Bild zeigt und in einem impofanten Beifpiel die erftaunliche Kraft des Menſchen im Guten wie 
im Böjen, aber auch die derſelben geſteckte Grenze. Es verkündet eindringlichft die Rebren ver 
Mäfigung und Weisheit und warnt in die fernfte Zeit alle für Warnung Empfänglicen vor 
Misbrauch der Macht, vor Übermuth im Glück, vor Verhöhnung des Rechts und vor Unter: 
drückungsverſuchen wider den Geiſt. Es veranfhaulicht und endlich aufs neue die alte Wahrheit, 
daß Die menſchlichen Laſter den Geiſt auch der Geſcheidteſten wie mit einem Schleier des Biöd— 
ſinns verbüftern, ſodaß ſie mitten im heftigften Streben nach dem Ziel ihrer Begierden, wie mit 
Blindheit gefhlagen, felbft ihrem Endzweck entgegenarbeiten. Der Geizhals im Streben nad 
den Mitteln des Lebensgenufies vernichtet ſich ſelbſt bis zu freiwilligem Entblöfungs= und 
Hungertode jeglihen Genuß. Der Gitle, haſchend nad Huldigungen der Bewunderung, erntet 
ſelbſt bei herrlichen Gaben nur das Lächeln des Spottes und des Mitleids. Der Ruhm- und 
berrſchgierige mindert oder zerftört fich jelbft in ver Verblendung der Leidenſchaft die Herrichaft, 
und bereitet ven Gegnern Triumphe. Bei unferm Helden ift ed nicht einmal nötbig, Die vielen, 
im maßloſen Streben nad dem unmöglih dauernden Groberungsreiche ganz unnöthig zuge: 
fügten Berlegungen der Fürften und der Völker, fo namentlich der Deutſchen, ver Spanier, der 
Holländer, näher zu betrachten. Es liegen nad allen neuern hiftorifchen Enthüllungen, die ihm 
ſammtlich zum Nachtheil ausfielen, in allen großen Krijen feines Schickſals, trog aller unger: 
ſtörlichen militärifhen Meifterfchaft, doch fonnenklar thörichte Handlungen des verblendeten Er— 
obererö vor. Vergeblich zeigen ihm die Anhänger, die Brüder, die Generale, die Minifter — 
foweit ihnen nur irgend die torannifche Leidenſchaft eine freie Äußerung erlaubt — die zur 
Rettung jeiner Herrihaft offenbar gebotenen Mäßigungen und Mafregeln. So bei vem Be: 
ginn des ruffiichen Eroberungskrieges noch vor der Beendigung des Spanischen ; fo bei dem Vor— 
ſtürmen in Rußland, nad) dem ſchon die Täufhungen in der Berehnung, und die furchtbaren 
Gefahren zu Tage lagen; fo bei dem unbeilvollen, eigenfinnigen Verweilen in Moskau; fo ferner 
ald ihm in Dresden Metternich den für Ofterreih und Deutichland unbegreiflich ſchlechten und 
ſchimpflichen Frieden bietet, bei welchem ev nach kurzen Waffenftillftande allen alsdann getrennten 
Allürten noch übermächtig gebot ; ebenfo, als ihm, nad} der Schlacht von Leipzig, von Frankfurt 
und, nah dem übermädhtigen Einfall der Alliirten in Branfreih, von Chaumont aus ähnliches 
geboten wurve. Als könne feine verblendete Leidenſchaft mir übernatürlicher Macht die wirflichen 
Dinge nad feinen Wünſchen verändern, bleibt ev taub und blind für jeven Math, fegt er jogar, 
ſchon benachrichtigt, daß die Alliirten, flatt, wie er zu ihrem Verderben leidenfchaftlich wünfcht, 
zu retiriven, nad) Baris ziehen, feinen entgegengelegten Marich nad) dem Rhein noch fort, um 
dann für jede Rettung zu fpät nah Paris zu gelangen. Und ald nad ver Rückkehr von Elba 
die einzige Möglichkeit fiherer Einigung mit der aufs neue zur Freiheit erwachten Nation in 
ebrlihem Zugeſtändniß diefer Freiheit beitand, da ſtößt der Erbe der für die Freiheit unter: 
nommenen Revolution abermals diefe Freiheit zurüd, und bereitet felbft noch in den wider: 
willigen ſcheinbaren Zugeftänpniffen ſchlecht verhüllte Hinterhalte für die alte Tyrannei. Er 
beraubt ſich jo der Unterftügung der Liberalen und der Nation, fowie des eigenen guten Ge— 
wiffend, und liefert dann, anftatt alles Widerſtandes oder einer leicht möglichen Eugen Flucht, 
üb thörichterweiſe mit vomantifher Schmärmerei der Gewalt des erbitterften aller Gegner aus, 

Noch Harer faft wie die ſoeben gefhilderte Wahrheit, tritt ald ein anderer wohltbätiger 
Dämon für die fittlihe Weltordnung aus der Geſchichte Napoleon's, wie aus derjenigen von 
Ludwig Philipp, auchdie Wahrheit hervor, daß machiavelliftifhe Nechtöverachtung, die jakobini— 
ie und rothe ebenjo wol mie die fürftlihe, untauglih find zur Begründung dauernder Herr: 
haft, jondern vielmehr nur den Sturz herbeiführen. Jene beiden reihbegabten Herrſcher, in 
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vielem unähnlich, waren doch, fowie im furdtbaren Sturze jo aud darin gleih, daß beide in 
ihre fhönften Berechnungen zwar alle leidenfhartlihen und jelbitfüchtigen Triebe und Kräfte 
der Völker aufnahmen, niemald aber — weil fie paran nicht glaubten — die ſittlichen; daß fie 
darum fo frech die verlangten und zugefagten repräfentativen volköfreien Verfaflungen durch 
Untergrabung ihrer Lebenskräfte und durch bie fchändlichfte Korruption und Wahlbeherrfhung 
zu Stheinverfaffungen und zur Öffentlichen Lüge machten, daß ſie durch die Unſittlichkeit ihres 
Regierungsſyſtems die Gefühle aller beſſern Bürger empörten. So mußte je länger je mehr 
endlich Haß und Verachtung gegen ihr Regiment eine küde zum Ausbruch finden. Die erfauften 
Werkzeuge Napoleon’s, feine mit geraubten Dotationen und unwürdigen Licenzen überhäuften, 
fortan mebr nad ſchwelgeriſchem Genuß als nach gefährlichen Kämpfen lüſternen Senatoren, 
Miniſter, Generale liegen ihn zweimal im Stich oder wurden feine Verräther in der Roth. Un— 
dankbar wie die übrigen fuchte aud die von ihm Hergeftellte, nur auf ihren Bortheil bedadhte 
Geiftlichkeit eine andere bequemere Regierung. Und wie bezeichnend ift in den doppelten großen 
Tragödien, in der von Napoleon und in der von Ludwig Philipp, jedesmal ver furdtbare gänz- 
liche Sturz — wie bezeichnend für die Verachtung des Volks und das böſe Gewillen und bie 
moraliſche vollfommene Entwaffnung der Herrſcher — da jedesmal noch fo große und reiche 
Mittel unerfhöpft vorhanden waren! Wie ganz anders erfcheint in diefem Vergleich ein Re— 
giment Friedrich's des Großen ſelbſt nad) den furchtbarften Niederlagen und Erſchöpfungen! 

Die Geſchichte des erften Napoleon ift jegt zum entfhiedenen Urtheil gereift. Sittlich achten 
kann ihn fein ſittlicher Menſch. Groß kann ihn nur nennen, wer den Mann für groß hält, dem 
die Natur große Eigenſchaften und Kräfte verlieh, und der große Wirfungen veranlaßte, au 
wenn ihm die Sittlichkeit fehlte, fie für große ſittliche Zwecke zu beherrfchen und zu verwenden, 
ja wenn ihm fogar die Kraft fehlte, die eigenmwilligen Zmwede und Werke zum glücklichen dauern: 
den Erfolg zu bringen und fie vor der Zerftörung durch eigene Kurzfictigfeiten, Thorbeiten 
und Verkehrtbeiten zu bewahren. Am wenigjten darf ihn politifc groß nennen, wer es weiß, 
das für politifch heilfame und dauernde Schöpfungen in gefitteten Nationen die Freiheit ein 
ebenjo abjolut weientlicher Grunpftein ift, als Einheit over Ordnung oder Autorität, und daß, 
wer die Freiheit anfeindet, ausſchließt und fie nicht meifterlih mit dem 
gegenüberftehenden Vol der Einheit zu verbinden und audzugleihen 
verftebt, gar fein politifher Baumeifter ift, ſondern allen Sachkundigen, melde 
fich nicht durch äußerlichen Schein beftechen laffen, dochnur alsein politiſcher Pfuſcher 
erſcheint, der jein eigenes Werk zerftört. Denn fo weit die Weltgeſchichte veicht, führt unter ge= 
fitteten Völkern folde Napoleonifhe Ordnung ebenfo zur Revolution und maßlofen Freiheit 
wie jene elende und ſcheußliche Breiheitäbeftrebung der Jakobiner und Rothen zur Tyrannei. 
Sittlih und politiſch ſind Jakobinismus und Napoleonismus von ganz gleihem Werth. Nur 
Beratung alfo gebührt allen jenen verfehrten, aber oft verführeriichen Urtbeilen, welche durch 
dad Lob oder die Rechtfertigung der einen oder der andern pfuſcheriſchen und verbredherifchen 
Derkehrtheit dad größte Unheil der Völker ihrerfeitd fördern, das Unheil nämlich, daß fie, fo 
wie jegt ein halbes Jahrhundert hindurch die unglüdliche franzöfifche Nation, von ven einen 
Pfuſchern und Verbrechern den andern in die Arme geworfen werden und dabei natürlich immer 
mehr Noth leiden an ihren ſittlichen Kräften, ja zulegt an der Hoffnung auf die Herftellung 
eines gefunden, eines ebrenwertben Dafeins. 

So gereift ift enplih unjere Erfahrung und dad Urtheil aller großen freien Männer, daß 
ſelbſt die frühere Täuſchung in ihr Nichts zerfällt, es ſei wenigſtens vorübergehend jenes ein- 
feitige vechtöveradhtende machiavelliftiiche und jejuitiiche Aufgeben der Freiheit over ver Orb: 
nung, jened Aufzwingen der Freiheit ohne Ordnung oder der Ordnung ohne Freibeit, bier: 
durd eine Dietatur ded jakobiniſchen Terrorismud, dort durch eine folche des Napoleonismus, 
wirklich nothwendig und beilfan für gelittete Nationen. Es ift endlich auch für weitere Kreife 
durch gründlide Geihichtsforihung umd leidenſchaftsloſe umfichtige Beurtheilung die Lüge und 
Täuſchung zerftört, ald habe zur Zeit der Franzöſiſchen Revolution nur der jakobiniſche Terro= 
rismus die Freiheit und Frankreich retten können und wirflic gerettet, da doch vielmehr bie 
durch ihn ebenfalld gefährdete äußere Selbſtändigkeit Frankreichs nur trog deſſelben, und nur 
durch die in den wahren Freiheirtsbeftrebungen erwachten und gehobenen Nationalgefühle eines 
tapfern friegerifchen Volks gerettet, die vertrauensvolle Liebe und Achtung für die Freibeit in 
Guropa und Franfreih dagegen fo getrübt und geſchwaͤcht wurde, daß dieſe Freiheit, trotz aller 
blutigen Opfer für ſie, bis zur heutigen Stunde in dem unglücklichen Lande noch nicht feſte 
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Wurzeln faffen fonnte.?) Die andere Taufhung und Lüge aber, daß eine tyranniſche Napoleo— 
niihe Dietatur zur dauernden Sicherung der Ordnung und ver Freiheit und ihrer Verbindung 
führe, dieſe bat ebenfalls ſchon des erften Napoleon großer Verſuch wie die ganze bisherige 
Geſchichte zerftört, und die nachfolgende Gefchichte wird und muß fie immer mehr zerftören 
(ſ. auch Belagerungszuftand). Die natürliche Aufreizung und Verbitterung der Leidenſchaften 
für die Freiheit und die durd) den Despotismus und feine Lügenherrſchaft natürlich immer mehr 
verbreitete jittlihe Gorruption find ebenfo wenig Sicherungen der Ordnung wie der Freiheit. 
Extrem ruft immer entgegengefegtes Ertrem hervor. Kein politiihes Gebäude hat ohne die 
Bande fittlihen Vertrauens Zufammenhalt: Gerechtigkeit, deren Schranfen felbjt in den von 
ibr geftatteten augenblidlichen rettenden Nothwehr- und Nothmaßregeln noch heilig gehalten 
werden, nur fie iſt die einzig beilfame Diät für edle Völfer und die Grundlage dauernder Herr: 
haft und Freiheit. Selbſtſucht und Übermuth, Befriedigung der eigenen Herrſchſucht fteden 
binter all diefen Behauptungen der Nothwendigfeit einer Dietatur der jafobinifchen Schreckens— 
berrichaft oder des Napoleonismug, ihred Machiavellismus und Jeſuitismus. Der Herrſchaft 
wie der Freiheit und der Achtung völlig unwürdig aber ift, wer Gewalt über freie Mitmenjchen 
zu eigenem Bortheil erwerben oder behaupten, wer ihnen dieſelbe aufzwingen will. ?) 

„Sur ſich allein ftehe Napoleon in der Gefchichte, ein einfames Bild‘, fo ſchrieb Rotteck — 
welcher ven 2. Dec. nicht erlebte. Wird diejes richtig bleiben auch noch jegt, wo zwar nicht 
der Sohn, aber doch der Neffe Frankreich beherrſcht? noch jegt, wo auch die frühere Napoleoniſche 
vespotifche Verfaſſung wiederhergeftellt, wo ſogar ihre wenigen Lüden für die Freiheit künſtlich 
verftopft, und wo zugleich durch Eifenbahnen und’ Telegraphen die Herrihermittel und die 
Napoleonifche despotiſche Gentralifation jo fehr verftärft iind, durch das Sicherheitägeleg aber 
und durch die Deportationen nah Cayenne die perfünliche Sicherheit der Bürger vollends auf: 
gehoben ift; jegt wo Frankreich, das jo vielfahe ruhmvolle und blutige Kämpfe für die Breiheit 


2) ©. oben Abe, politifche®, vorzüglich S. 6. Höchſt verdienflic hat befanntlich von Sybel's 
Geſchichte der Revolutiongzeit die verderblichen Wirfungen jenes jafobinifchen Terrorismus, fowie das 
treffliche Werk von Torqueville über das ancien regime aufs neue die des Despotismus nachgewie: 
fen. Die des Napoleonisınus liegen vor Augen. 

3) Damit es nicht irgendwem fcheinen möge, in den obigen Urtheilen über Napoleon I. bewirfe ber 

Standpunkt des Deutschen und des deutfchen Gelehrten die nachtheilige Beurtheilung, fo ſtehe hier — wie 
es mir joeben zur Hand fommt — dasUrtheil eines Franzofen und eines franzöfifchen Militärs. Charras, 
wol der erite und gelehrtefte gegenwärtige franzöftfche Militärfchriftfteller, ein Mann von dem ehrenwertbe: 
fien Charafter, fpricht gegen den Schluß feines 1857 zu Brüffel erfchienenen Werks über den Feldzug von 
1815, welchesfelbit Thiers „ein wunderbargründliches Buch“ nennen mußte, obgleich es mehr als ein ande: 
res die Selbftfucht und Lüge und die nicht blos moralifchen und politifchen, fondern auch die militärifchen 
Sünden des Imperators nachweiſt, wörtlich folgendes allgemeinere Urtheil über denfelben aus: „Das 
ſchreckliche Ende eines folchen Mannes und einer folchen Herrfchaft hat heftige Anflagen, bitteres jammer- 
volles Wehflagen hervorgerufen. Die Gefchichte, die Poefie, das Theater, das Pamphlet, die Literatur, 
alle Künfte haben eine unerfchöpfliche Quelle von Infpiration darin gefunden. Man vergaß, daß ber 
Mann nur Einen Zwed gehabt hatte: feine eigene Erhebung; daß feine Herrichaft zweimal auf dem 
Nuin Frankreichs hinausgelaufen war; man jah über die Fehler, Thorheiten und Verbrechen weg, und 
ſchuf eine Legende an der Stelle der Wahrheit, zeigte das Märtyrerthum, wo nur die gerechte Buße war. 
Und danf jener mehr oder weniger aufrichtigen Phantaftereien ift es eines Tags dahin gefommen, daf 
derjenige, der Europa verheert, die Nölfer mit Füßen getreten, Franfreich erichöpft, den unverſöhnlich⸗ 
ſten Nationalhaß gegen daſſelbe entzündet, die Fackel der Revolution verlöſcht, unſer Vaterland zu den 
Einrichtungen und Misbräucyen des alten Regime zurückgebracht hatte — daß diefer Mann, fagen wir, 
für den Freiheitsengel der Nationafitäten, für den Meffias des Fortichritts, der Eivilifation ge olten 
bat. Man fommt von diefen unglücklichen Irrthum zurück, das ift ein Glück. Man ‚erblickt endlich im 
Ende Napoleon’s eine providentielle Züchtigung, eine legitime Sühne. Alle Religionen, im Einver: 
ſtändniß mit dem eingeborenen Gefühle des Menfchen, verlegen die ——— Belohnung und Beftra- 
fung der menschlichen Handlungen in ein anderes Leben. Es ift diefes ein allgemeiner Glaube, zugleich 
troftreich für den Gerechten und Unterdrücten und ein Schuß für die Gefellichaft. Dennoch wird bei 
dem verlängerten Schaufpiel der triumphirenden Verderbtheit dieſer Glaube ſelbſt bei ben Bölfern er⸗ 
fchüttert, und der Skepticismus befchleicht die Seelen. Es ift aljo gut, abfolut nüßlich, daß bisweilen 
wenigſtens auf dieſer Erde ſelbſt jene großen Verbrecher der Volksbeleidigung, der Menſchheitsverletzung, 
jene aufrührerifchen Ghrfüchtigen, welche die Völfer ihrem Ggoismus opfern, welche fie durch Grobe: 
rungeluft verwüften, von den Höhen in dieAbgründe geftürzt werden. Sie alsdann beflagen, heißt einem 
fentimentalen Edelmuth fröhnen, heißt die himmlische Gerechtigfeit verfpotten, heißt diejenigen ermuthi« 
gen, die zur Nachahmung verfucht fein möchten. Was mich betrifft, ich jage es jehr laut, ich betrachte 
mit trodenem Auge Napoleon an feinen Felfen mitten im Ocean gefchmiebet, ich fpare meine Thränen 
fur bie zahllofen unglücklichen Opfer feines Ehrgeizes.“ 
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beftand, negenüber dem übrigen großentheil freier geworbenen Europa fo weit, weit nachgeſtellt 
iſt? Auch die Korruption, begründet durch das ancien regime, fortgefegt durch Jakobinismus, 
Napoleonidmus und lügnerifhes Auftemitien, ift freilich feitoem gewachſen. Aber auch vie 
Mirfungen eines viertelhundertjährigen glücklichen Beſtandes conftitutioneller Verfaſſung und 
die Nachwirkungen der neuen wie der alten Kämpfe für bie Freiheit find noch ebenfo unerlofchen 
wie das Ehrgefühl und der Muth der Nation, und die übrige enropäifche Welt ift jegt gewaltig 
fortgefchritten in der Freiheit und ihr Beiſpiel demüthigend und anſteckend zugleich. 

Doc überlaffen wir die Beantwortung unferer Fragen dem Urtheil der gejitteten Welt und, 
foweit fie dort möglich fein wird, dem Art. Frankreich. Selbſt ſolche ſittlich und geiftig Un— 
freie, welche ihr Urtbeil durch vorübergehende Scheine und Erfolge beherrſchen laſſen, wire 
wol der weitere Verlauf der nicht allzu fernen Geſchichte ebenfo ind Klare feßen, als wir jegt 
über Napoleon I. iin Klaren find, Wenigftens fürchten wir auch jegt ebenjo wenig wie früher 
eine dauernde Verdunfelung derjenigen Grundfäge, deren Vertheidigung alle unjere Kämpfe 
Bemühungen und unferfeben gewidmet ift. Wir meinen die Grundſätze der Wahrheit, Sittlich— 
feit und Gerechtigkeit und die Grundſätze vedjenigen Staatsſyſtems, welches die Herrſchaft dieſer 
himmliſchen Mächte in gefitteten Bölfern erhalten foll, die Grundfäge des Syſtems der ver: 
faffungsmäßigen Freiheit. Wir theilen die Burdt vieler ebrenmwerthen Männer vor dauernden 
Siegen eined neuen Napoleonismus oder Jakobinismus durchaus nicht. Wertrauend auf die 
erleuchtende und ſtärkende Kraft jener entgegengefegten Grundfäge und die nicht erlojchene 
Fähigkeit der heutigen gejitteten Völker, ihre fegendvolle Herrſchaft auszubilden, Fonnte der 
Berfaffer dieſer Zeiten zu ungleich ſchlimmerer Zeit in feiner erften Schrift, thatſächlich durch 
deren ganzen Inhalt und ausdrücklich in ihren Schlußzeilen, zum Kampfe gegen den damals nod 
unerfhütterten Deöpotidnus Napoleon’s I. mahnen. Er konnte ed aud ruhig hinnehmen, daß 
der allmächtige Kaiſer fein Buch als verderbliche Ideologie verbot, und daß eine Literaturzeitung 
des gefnechteten beutichen Baterlandeses ald gefährlich denuncirte. In dem gleichen, ſeitdem durch 
große, wenn auch noch nicht genügende Erfolge gerechtfertigten Vertrauen darf er auch mahnen 
zum fortgeſetzten Kampfe jener Grundſätze gegen jede auf rohe Gewalt oder den erlogenen Schein 
göttlicher Autorität gegründete Unterdrückung der Freiheit, und ſogar dieſe Mahnung als eine 
Hauptaufgabe der geſchichtlichen Darſtellungen erklären. Rotteck und Welcker. 

Bureaukratie. „Bureau“ nennen die Franzoſen was zu deutſch „Schreibtiſch““, aber 
auch was „Schreib⸗“ oder „Geſchäftsſtube“ und, von den Geſchäftolokalen höherer Staatsbe— 
hörden verftanden, „Kanzlei“ heißt. 

Berbunden mit „=fratie, von dem griehifhen „garen (herrſchen), würde Bureau: 
kratie durch „Schreibſtubenherrſchaft“, oder glimpflicher „Kauzleiherrſchaft“ zu überſetzen fein. 

In der deutſch-ſtaatswiſſenſchaftlichen Fachſprache hat ſich das Fremdwort „Bureaukratie“ 
in einem zweifachen, ſehr voneinander verſchiedenen Sinne eingebürgert: 

1. Zur Bezeichnung einer Staatsverwaltungsform; doch gebraucht man in dieſem Sinne 
ſeltener das Hauptwort „Bureaukratie“, als daß man vielmehr mit dem davon abgeleiteten 
Beiworte die „bureaukratiſche“ Verwaltungsform von der collegialiſchen, das „bureaukratiſche“ 
Syſtem von dem collegialiſchen unterſcheidet. 

Die obige wörtliche Überſetzung des Fremdworts entſpricht dieſem Sinne, in welchem es 
ſchon ſeit lange eingebürgert iſt, durchaus nicht; wol aber 

Il. einen: andern, der erſt in neuerer Zeit damit verbunden worden iſt, indem „die Bureau— 
kratie“ oder „ein Bureaukrat“ als Verrufs- oder Schimpfworte gebraucht werden, um Die Ge— 
brechen, ſei es des Geiſtes oder der Geſchäftsformen des Geſammtſtaatsdienſtes, indbefondere 
der Staatsverwaltung, oder einzelner Zweige derſelben, oder einzelner Behörden, oder auch nur 
einzelner Beamten zu ftigmatifiven, bald mit Orund, bald ohne Grund, je nad) dem Grade der 
Einſicht des Kritikers, oder je nach dem Standpunkte, auf welchen ſeine von ihm verletzt erachte⸗ 
ten Intereſſen denſelben zu der Staatsverwaltung ſtellen. 

Es iſt bemerkenswerth, daß die franzöͤſiſche Sprache, welche — ebenſo wie dies faſt alle an: 
dern lebenden Sprachen gethan haben — die ganz dem Griechiſchen entnommenen, analogen 
Wortverbindungen Autokratie, Ariſtokratie und Demokratie in ihren Sprachſchatz aufgenom: 
mien hat, daß, ſagen wir, die franzöfiiche Sprache das Wort Bureaukratie, welches ihr, ſowol der 
Etymologie als dem Sinne nach, doch eigenthümlicher angehört, nicht recipirt zu haben ſcheint. 
Das „Dietionnaire de PAcadémie francaise” Ausgabe von 1814) entbält es nicht. In dem 
unter Il angeführten Sinne, in welchem bei und das Wort „Bureaukratie“ neuerlich fo oft ge— 
brausht wird, fpricht man in Frankreich einfach von den Burreaur, und fagt etwa: „Die Bureaur 
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begreifen das nicht, oder wollen es nicht begreifen : dies oder jenes ift den Bureaur zu unbequem; 
die Bureaur bleiben träge im alten Geſchäftsgleiſe“ u. f.w. Wenn es der franzöfifhe Sprach— 
genius nicht zuließ, daß den von allen Nationen recipirten Benennungen der im Stante natür- 
lich entwidelten und nothwendigen gefellichaftlihen Elemente und Gemalten durd Analogie 
des Namens eine Parodie zur Seite gefegt werde; wenn er vermeiden wollte, daß bei ſolcher 
Analogie in der Benennung ein DBerwaltungdorganiämus, welder jenen nothmendigen gefell- 
ſchaftlichen Elementen und Gewalten nur ein dienitbares Werkzeng fein follte, von Unkundigen 
als ein denſelben ebenbürtiges geſellſchaftliches Element und ald eine Macht erachtet werde; fo 
bat er damit einen richtigen Takt bewährt. Gin Verwaltungsorganismus fann nur in Über: 
treibung oder im Misverftand feines Berufs, er fann nur gerade durch das, wodurch er jich bei 
uns das Etigma der „Bureaukratie“ zuziebt, zu der Anmaßung ſich aufblafen, felbft ein ſtaat— 
liches, beiondere fociale Intereffen vertretendes Glement fein zu wollen. 

Nielleicht aber könnte aus dem Umſtande, dar das Wort „Vureaukratie“ von dem franzö— 
ſiſchen Sprachgenius nicht recipirt worden ift, auch darauf geſchloſſen werben, daß der franzö— 
fiiche Volksgeiſt die Herrſchaft der Schreibftube ald etwas Normaled, Unabweisbares, North: 
wendiges betrachtet, den Begriff einer möglichen Übertreibung ihres Berufs von ſeiten der Ad: 
miniftration und eined möglichen Übermaßes ihrer Anſprüche und ihrer Geltung ſich nicht zum 
Bewußtjein gebracht hat, alfo auch eines Verrufswortd dafür nicht bedarf, Dem deutſchen 
Volksgeifte itt aber vielleicht das entſprechend, daß die Sprache für politiiche Übel, die erft mit 
dem, der Nation in ihrem Verfall abhanden gekommenen Bewußtſein ihrer Ginheit und frü⸗ 
bern Größe, und ihrer Naturanlage zu weiler Selbftregierung, ſich entwidelt haben, daß, 
jagen wir, der Spradgenius im Arger über dieſe Übel, und mit der Abſicht fie zu bGrandmarfen, 
die Benennungen gern fremden Sprachen entlehnt, um, wenn die Zeiten jich beifern follten, 
dann das dort mit der Sache, die ed ſchimpft, wieder auömerzen zu können. 

In dem angedeuteten zweifahen Sinne, welcher mit dem &remdwort „Bureaufratie‘ ver: 
bunden wird, haben wir den Gegenitand zu erörtern. 

I. Bureaufratie im Gegenſatze zur Gollegialität. Man bezeichnet alfo durd 
„Bureaukratie“ eine Staatsverwaltungsform, und unterfcheidet die bureaufratiiche von der 
cellegialijhen. Ehe wir ihre verſchiedenen Formen beipredhen, werden wir und darüber zu vers 
ftindigen haben, wad dem Weſen nadı Staatöverwaltung heiße? 

Unter Verwalten verfteht man im allgemeinen die georonete und zufammengefaßte Für: 
forge für ein Ganzes von Angelegenheiten und Geſchäften, welde in diefem Zuſammenhange 
einen bejtimmten Zwed verfolgen und einen eigenen Wirfungsfreis bilden. Man verwaltet 
ein Hausweſen, ein Vermögen, einen Amtöbezirf, ein Privatgeſchäft wie ein Öffentliches Amt, 
welches aufgetragen ift; auch die Negierung eines Staats fann eine Verwaltung, im meiteften 
Sinne, der Staatdangelegenheiten genannt werden. Uber wie ſchon bei größern Privatge— 
Ihäftsverhältniffen die Leitung von der Ausführung unterſchieden wird, und beides, als geſon— 
derte Functionen, verihiedenen Berfonen von verſchiedener Berehtigung und Fähigkeit obliegt, 
fo gebietet um jo mehr die Natur des Staatö eine Sonderung der Bunctionen im Staatdor: 
ganidmus, ung es iſt namentlich die Untericheidung der gefeggebenden von der adminiftrativen 
oder verwaltenden Staatägewalt eine in der Natur der Staatsgewalt tief begründete Forderung 
von den praktiſchſten Folgen. (S. den Art. Centralifation der Staatögewalt, wo dies näher 
enzmideli ift.) 

Nach dieſer Unterſcheidung ift die Negierung oder Staatöverwaltung im weiteften Sinne 
gleichbedeutend mit der höchſten Machtvollkommenheit oder Sraatsfouveränetät felbft; die Re: 
gierung oder Staatäverwaltung im engern Sinne aber, im Gegenfage zu der nur vermöge der 
höchſten Machtvollkommenheit auszuübenden gefeggebenven Gewalt, wejentlih die vollziehende 
Gemalt, deren Ausübung von der höchſten Staatsgewalt in beſtimmtem und beſchränktem Um— 
fange an untergeordnete Agenten (Beamte) übertragen wird. ” 

Der Ausdruck „vollziehende Gewalt” wird mehr im theoretiihen Gegenfage verfelben zu 
der geieggebenven gebraucht, während es gewöhnlicher ift Die Regierung im engern Sinne Ber: 
mwaltung zu nennen, und der Regierung, d. h. Negierung oder Verwaltung im weitern Sinne, 
entgegenzufegen. 

Die Thätigkeiten der Staatdverwaltung geben nad) fo mannichfaltigen Richtungen, als die 
Aufgaben und Intereifen ded Staat? mannichfaltige find. Wir wollen diejenigen ſummariſch 
serzeichnen, welde befondere Dienftzweige zu bilden pflegen, d. h. für welche ein beſonderes Be: 
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amtenperfonal thätig iſt, wobei alſo die Form der Thätigkeit der Staatsbehörden, ob collegia— 
liſche oder bureaukratiſche, in Betracht kommen kann. 

1) Die Civilverwaltung und Polizei, d. h. die Verwaltung der einzelnen innern Frac— 
tionen des Staats, bis zur Oberaufficht über die Gemeinden, für melde in der Regel, je nad 
der Größe und Verfaffung des Staats, eine ganze Hierarhie von Behörden in obern, 
mittlern und niedern Stellen befteht, und wozu auch 2) ver öffentliche Unterricht, mit mebr 
oder weniger 'gefonderter Organifation der Behörden, in größern Staaten unter eigenem 
Unterrihtöminifter; 3) ebenfo die Gejunpheitspolizei mit ihrem Perfonal, und 4) der 
Dienftzweig des öffentlihen Baumefend nad den verjchiedenen hier einjhlägigen Aufgaben: 
als Civil-, Straßen = (Bifenbahn:) und MWafferbau gehört. Auch diefer Dienftzweig unter: 
fteht in größern Staaten einem eigenen Minifterium, und greift faft in alle andern Verwal: 
tungözweige, ſchon der Amtslofale wegen, ein. 5) Auch der kirchlichen Angelegenbeiten ift hier— 
bei, ald eines eigenen Dienjtzweiges, zu erwähnen, weil die Selbftändigfeit der Kirche neben 
dem Staat in den verfihledenen Staaten und bezüglich der verſchiedenen Olaubensbefenntniffe 
in ungleichartiger Weife beſteht, und daher für verfchiedene gemiſchte, zugleich ftaatlihe und 
kirchliche Verwaltungszwecke, wie Unterricht, Unterftügung der Armuth, Beurkundung des 
Berfonenftandes, Aufbringung der Bepürfniffe für die Kirche und Verwaltung des Kirchen: 
vermögend, eine dienftlibe Goncurvenz der Staatsverwaltungshierarchie mit der kirchlichen, Hier 
mehr, dort weniger, eintritt. 6) Die Finanzverwaltung in ihrer vielfeitigen Verzweigung, als 
Münze, Kaffenweien, Rehnungscontrole, Verwaltung von Domänen und Regalien, mit ihren 
Unterabtheilungen von Forſt-, Bergwerks-, Hütten-, dann auch Verwaltung ded Salz: und 
etwa auch des Tabacksmonopols; Poſt-, Staatdeifenbahnen: und Telegrapbenverwaltung; 
directe Steuerverwaltung in ihren verfchiedenen Stadien: des Kataſters, der Umlage auf die 
Steuerobjecte und der Erhebung; Verwaltung der indirecten Steuern, mit Rückſicht auf die 
mannichfaltigen Gegenftände, deren facultativer Gebrauch der indirecten Beiteuerung unter: 
worfen werden kann, als z. B. mitteld des Stempeld und der Sporteln der befondere Anſpruch 
des einzelnen an die Thätigfeit der öffentlichen Behörden; mitteld verſchiedener Steuern die 
Erlaubniß zum, Betrieb gewiſſer Gewerbe, inöbefondere die Babrifation von Getränken; mittels 
der Acciſe und der Gingangszölle der Gebraud oder die Verzehrung der vielfültigften Lebens— 
bedürfniffe oder Lurusgegenjtände; mitteld des Chauffee- und Brüdengelves die Benugung 
diefer Staatöbauten; 7) Verwaltung der Aderbaus, der Handeld:, Kunft: und Induftriean: 
gelegenheiten, für welche in jedem größern Lande, das in fünftleriichen, mercantilem oder indu— 
jtriellem Streben oder Aufihwung begriffen ift, Behörden, zum Theil aus fahserftändigen 
Interejienten (Afademien Muſeen, Handels-, Gewerbefanmern, Landesökonomiecommiſſionen, 
Inndwirtbichaftlihe Vereine) bejtehen werben, theild um ſolchen Aufſchwung mit freiwillig bei- 
getragenen materiellen und geiftigen Mitteln und aus freiem Antrieb zu befördern, theils um 
die Regierung über die Schritte zu berathen, welde etwa im Inteveffe diefer Angelegenheiten 
der geiftigen und materiellen Entwidelung zu thun fein mödten. 8) Die Juftizverwaltung mit 
den mehr oder weniger gefonderten Behörden für ftreitige Giviljuftiz, freiwillige Gerichtsbar— 
feit und Strafjuftiz, dem Inftanzenzug und mit der Rückſicht darauf, dap Juftiz von Admini— 
ftration nicht überall und durch alle Inftanzen getrennt it. 9) Die Verwaltung der auswär— 
tigen Angelegenheiten, für welche außer der Gentralbehörde (Minifterium) diplomatifhe Agerr- 
ten mit untergebenem Perſonal und Handelsconfulate thätig find. 10) Die Heer: und Zeug: 
verwaltung, zu Lande und zur See, mit den in großen Staaten fo zahlreihen Dependenzen. 

Alles dies heipt Verwaltung; im gewöhnlichen Sprachgebrauch werden aber nur die unter 
den fieben erften Nummern verzeichneten Dienftzweige, und im engften Sinne auch noch mit 
Ausſchluß der Finanzverwaltung, nur die unter den fünf erfien Nummern begriffene Eivilver- 
waltung jo benannt, und ed wird darunter verftanden: eine Thätigkeit Öffentliher Staatäbe: 
hörden, welde von der höchſten Gewalt im Staate aufgeht, durch fie geleitet und beaufjichtigt 
wird und auf die Erhaltung und Belebung der innern Staatsordnungen, auf die Entwickelung 
und den Gebrauch der Stantöfräfte gerichtet ift; eine Thätigfeit, welche ſich mit ven Geſetzen, 
die zur Förderung dieſer Zwede beſtehen, beichäftigt, fie handhabt, aufredht erhält, oder mas 
daſſelbe ift, ihnen die Anwendung fichert, aber ſolche Gefege nicht ſchafft; eine Thätigkeit, welche, 
indem ſie alle Bejtandtbeile ded Staats umfaßt und durchdringt, in der Regel, uno namentlich 
in jedem etwas größern Staate, mitteld einer Mehrheit von Staatsbehörden geübt wird, Denen 
ein beftimmter, engerer Wirkungskreis innerhalb der obenbezeichneten allgemeinen Aufgabe ver 
Verwaltung übertragen ift; ein Wirkungsfreis, welder nach oben, in Beziebung fowol auf den 
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Umfang des Territoriums, über welches er ſich erſtrecken foll, alö in Veziehung auf den Grad 
der Selbſtändigkeit im Amte, ſich erweitert; ſodaß die nach der hierarchiſchen Abſtufung unmit— 
telbar vorgeſetzten Stellen in der Regel eine Mehrzahl von untergeordneten Behörden zu leiten 
und zu überwachen haben, welche letztern in den Attributionen unter ſich gleichgeſtellt, und nur 
jede in einem andern abgegrenzten Territorium wirkſam find, 

Die Behörden nun, welche diefe Ihätigkeiten, die im Begriffe ver Verwaltung liegen, üben, 
können alternativ entweder in colleginlifcher oder in bureaufratiicher Form organifirt fein, 

Die bureaufratijche ift in dDiefem Sinne diejenige Einrichtung in dem Staatsverwaltungs— 
organismus, bei welcher die Negierungsgewalt in einem beftimmten und befhränften Umfange 
einer Bebörve übertragen ift, weldhe aus einer einzigen Berfon befleht, die jich ſelbſt räth, allein 
entſcheidet, felbit handelt, und für die Amtshandlungen innerhalb ihres Wirfungöfreifes ven 
höbern Behörden allein verantwortlich if. Dieſer Einzelbeamte kann zwar untergeorbnete 
Hülfsarbeiter in feinem „Bureau‘ haben; er hat aber feine mit derfelben Gewalt, als wie er jie 
beigt, für daffelbe Territorium ausgeftatteten Genoffen neben fih. Die collegialiihe Verwal: 
tungsform ift dann bei der andern Alternative diejenige Einrichtung indem Staatöverwaltungs- 
organismus, bei welcher die Negierungsgewalt in einem beftimmten, beihränften Umfange 
einer Behörde übertragen ift, welde aus einer Mehrzahl von gleihberehtigten Beamten beftebt, 
Die zufammen eine Corporation, ein Gollegiun bilden, und deren an die Dffentlichkeit tretende 
Amtsbandlungen das Product einer gemeinjhaftlihen Berathung fein follen und dafür gelten, 
und buch Beſchlüſſe jich Außern, die in der Regel nah Stimmenmehrheit zu falten find, während 
zuweilen und ausnahmsweiſe audy eine Zweidrittel= oder Dreiviertelmehrheit, und felbit 
Stimmeneinheit, damit fie als collegialifhe Beſchlüſſe gelten, erfordert werden. 

Ein ſolches Gollegium hat zwar natürlid einen Borfigenden (Präſidenten, Director), 
welcher die Geſchäfte unter die Mitglieder zu vorbereitenden Arbeiten und demnächſt zum Vor: 
trag im Gollegio vertheilt; der dann die Berathungen leitet, die Ausfertigung der Beſchlüſſe 
überwacht und gegenzeichnet; der überhaupt die Geſchäftsordnung handhabt; in Bezug aber 
auf die dem Gollegio delegirte Amtsgewalt ift diefer Borfigende nur primus inter pares; bie 
Amtsbandlungen gefheben im Namen des Collegs, und die Verantwortlichfeit für dieſelben 
trägt nicht der Vorfigende oder der Vortragende (diefer nur bezüglid) des den Acten entſprechen— 
den Vortrags der Thatſachen), fondern das Collegium jelbft als moraliſche Perſon. 

Die bureaufratiihen und collegialijhen Ginrihtungen der Verwaltungsbehörden bilden 
aber Feine Gegenſätze verſchiedener, ſich wechlelfeitig ausichliefender Syiteme von Staatöver- 
waltungsorganilationen in dem Sinne, ald ob das eine diefer, das andere jener Staatöverfaf- 
ſungsform entipräcde; beide Einrichtungen werden vielmehr unter jeder Verfaſſungsform und 
bei allen Staatöverwaltungen gemifcht neben und untereinander fi) finden. Jede Staatöver: 
waltung fordert eine Stufenfolge von Organen oder Behörden zum Befehl und zum Vollzug. 
Nur die Agenten auf der unterften Stufe der Verwaltungshierarchie find lediglich Vollzugs— 
beamte; auf jeder höhern Stufe derfelben wird die Behörde, welche darauf fleht, mit einer ges 
wiſſen Selbftänvigfeit innerhalb ihres territorialen Wirkungskreifes Anordnungen felbft zu 
treffen und deren Vollzug zu überwachen haben. Welches daher immer die Form der Staats— 
verfaffung ſei, unter feiner, weder unter der autofratifhen, noch republifanifchen, noch ge: 
miſchten, wird die höchfte Staatögewalt der Öefahr ſich ausfegen wollen, wichtigere Regierungs: 
mastegeln und Auordnungen dem Urtheil und der Entſchließung eines Einzelbeamten, einer 
einzelnen als öffentliche Behörde aufgeftellten Vertrauensperſon, ausjchlieglih anheimzugeben, 
fondern fie wird das Lob größerer Umſicht dadurch fich fihern, daß jie wichtigere Negierungs- 
maßregeln erſt auf Grund colfegialifcher Berathung und Begutachtung treffen läßt. Jede Ber: 
mwaltungsorganijation hat daher zweien Anforderungen zu entipredhen: Es wird in ihr die 
Einrichtung beftehen, vermöge welcher ſolche Verwaltungsacte, die vor der Ausführung reiflich 
erwogen und geprüft fein wollen, durd eine collegialiſch organifirte Behörde berathen und be: 
ſchloſſen werden; während die Zeitung eines Geſchäftsbetriebs, ſowie die Detailvollziehung ein- 
mal befchloffener Mapregeln, unter der perfönlichen Verantwortlichkeit eines umjihtigen und 
wachſamen Einzelbeamten zu geihehen haben wird. 

Kann nun eine Staatöverwaltung feiner der beiden Einrichtungen, weder der collegiali= 
Sen für die eine, nod der bureaufratifchen für die andere Kategorie der Verwaltungsbehörben 
oder Venwaltungsftufen entbehren, fo kann aud von einem Vorzug der einen vor der andern 
Ginrihtung im,allgemeinen nicht die Rede fein, fondern nur etwa davon, ob innerhalb der 

lie derung der Verwaltungshierardie, dem beflimmten Wirfungsfreis einer der angeordneten 


182 Burenufratie 


Behörden mehr die collegialifche oder mehr vie bureaufratifche Korm entſpreche? Es find ver- 
ſchiedene Momente, weldhe auf vie Beantwortung diefer Fragen von Einfluß find: 1) die 
Größe des Staatd; 2) die Staatsverfaflung; 3) die Natur des Dienftziweiges, für welchen 
die Behörde angeordnet iſt. 

Zu 1) Größe des Staats. Im allen Eulturftaaten, groß oder Elein, wird der Inhaber 
der Staatdgewalt mit der Leitung der Staatdangelegenheiten eine das Wichtigſte berathende, 
alfo collegialifche Bebörde unter feiner Autorität betrauen. 

Staaten haben entweder einen fo mäßigen Umfang, daß ein ſtaatliches Gefammitleben durch 
alle Theile pulfiren fann, oder es ift dad nicht der Fall. 

Staaten der erjtern Art find entweder (nämlich die Stadtftaaten) fo Eleine, daß die That- 
faben und Erfcheinungen, weldye eine Thätigfeit der Staatögewalt bei der gegebenen ftaatlichen 
Aufgabe veranlaflen fönnen, von diefer unmittelbar wahrnehmbar find, von einer centralen Be- 
hörde das Geeignete jogleidh angeordnet und die Ausführung der Anordnung von ihr felbit 
überwacht werden fann. Diefe wird um fo mehr eine collegialiich organiſirte jein, als ihr eines- 
theils die höchſte Leitung obliegt, ald anderntheils in Stadtftanten Selbitregierung des Volks 
in weiteftem Umfange beftehen wird, und nur der collegialifhe Organismus geeignet ift, den 
als Seibftregierung des Volks jich betbhätigenden Oejammtmillen zu Tage zu fördern. Oper 
aber der Staat bejteht aus einer Vielheit politiicher Gemeinden, und aus Zufammengebörig- 
feiten (Gent, Amt, Kreis, Provinz) mehrerer folder, die aus gewilfen natürlichen und herge— 
brachten Beziehungen einzelner Gemeinden zueinander entftanden oder aus ftaatlihen Nücd- 
fihten zu folhen Zufannmengehörigfeiten gefchaffen worden jind, und deren jede, in beſchränk— 
terer oder umfallenderer Weiſe, ein eigened Geſammtleben ihrer Bevölkerung barftellt, im 
kleinen dad Staatäleben wiederholt, gleichſam ver Mikrokosmus des Staats if. Dem Be: 
fteben folher, aus einer Mehrheit von Gemeinden gebildeter Staatöfragmente liegt die Nüd: 
fiht zu Grunde, dan aus den Leben der Geſammtbevölkerung eines Staats ein Umfang ſtaat— 
licher Aufgaben erwächſt, und feine Erledigung finden muß, von denen eineötheild viele einer 
ihleunigern Erledigung bedürfen, als fie erfolgen kann, wenn ſie von einer etwa in einer ent: 
fernten Hauptitadt ihren Sig habenden Gentralbehörve zu erwarten wäre, beſonders wenn dieſe 
Erledigung durch eine vorläufige causae cognitio bedingt ift; während anderntheils, wenn in 
einem auch nur etwas größern Staate auch bei vernünftiger Beihränfung der Staatsaufgabe 
die Erledigung aller aus dem Leben der Oefammtbevölferung erwachſenden, die Staatöthätigfeit 
in Anſpruch nehmenden Intereifen von der Gentralregierung ausgehen follte, dadurch die ver- 
antwortlichen Yeiter, über die Möglichkeit hinaus einer jelbft nur von ihrer Seite überichtlichen 
Kenntnißnahme von allen folhen Geihäftögegenftänden, in Anfprud genommen und von viel: 
leicht widhtigern abgezogen werden würden. Man bildet alſo Staatöfragmente; ſowol kleinere, 
ald aud mehreren fleinern zufammengefegte größere Verwaltungsbezirke, und jegt bejondere 
Verwaltungsorgane in denfelben ein, welche von beihränfterer in den fleinen, flufenweife zu 
unbeihränfterer Berwaltungsbefugnig in den größern auffteigen, und denen die Wahrung der 
Staatdaufgaben innerhalb der Bezirke, für welche jie bejtellt, und innerhalb der Grenzen ver 
Berugniffe, die ihnen gezogen find, im Auftrag der Staatsgewalt obliegt. In dem Verhält— 
niſſe nun, in welchem bei dem Umfange und der natürlichen Zufammengehörigfeit diefer Staate= 
fragimente, und bei der Summe der Staatöaufgaben, welde in ihnen eine fragmentariihr Be— 
handlung finden, das befondere Gefammtleben derfelben intenjiver wird, dem Makrokosmus 
des Staats id) nähert, werden aus diejen Gejammtleben heraus an den Derwaltungsorganis= 
mus diefer Staatsabtheilungen Forderungen geftellt werden, welche denen ähnlich find, weldye 
die höchſte Staatdgewalt zu befriedigen hat. Wie alfo die höchſte Staatsbehörde collegialifch 
organijirt ift, fo werden aud) die von ihr abhängenden, über größere VBermwaltungsbezirke ge: 
fegten Unterbebörden collegialifch dann organifirt fein, wenn namentlich bei Entbehrung jeg— 
liher autonomen Selbjtregierung des Volks in den Staatöfragmenten, dur das Gefanint- 
leben der Bevölferungen derſelben vielfältige und bedeutende Forderungen an die Staatsver— 
waltung gejtellt werden, welchen die Gentralregierung nicht nach Bedürfniß nachkommen fanrr. 
Die collegialifhe Organifation der Mittelbehörde, welche, über mehrere kleinere geſetzt, einem 
größern Verwaltungsbezirk vorfteht, bietet dann eine Garantie dar der gründlichen Er- 
wägung und umſichtigen Durchführung, theils folder allgemeiner Verwaltungsgefege und 
Mapregeln, deren Anwendung in den beſtimmten Bezirk, bei den etwa eigenthümlidhen Ber- 
Hältniffen deſſelben, folder bedürfen könnten, theils der befonbern und lofalen Verwaltung s— 
maßregeln, welche durch das Geſammtleben der Bevölkerung des betreffenden Bezirks veranlagt 
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werben. Die Gründe, melde für eine collegialifche Organifation derjenigen Berwaltungs- 
bebörden ſprechen, welde über größere Verwaltungsbezirke eines Staats gelegt find, ver zwar 
von joldem Umfange ift, dap er in eine Mehrheit folder politiiher Abtheilungen (Staatdfrag: 
mente) eingetheilt ift, in weldem aber deunoch ein ftaatlihes Geſammtleben feitgehalten if; 
dieje Gründe wiegen um fo viel ſchuger, wenn es ſich um Verwaltung von Dependenzen eines 
Staats handelt, die entweder ald großer Golonialbefig mit dem Stante oder Mutterlande gar 
nicht zufammenhängen; oder wenn aud damit zufammenhängend, auf einer ganz andern Gulf: 
turftufe Reben, unter ganz andern Geſetzen leben, kurz, fein Geſammtleben mit dem Haupt: 
Raate führen. Es bedarf feiner nähern Ausführung, daß England wie Holland nicht blos eines 
Gouverneurs, ſondern aud eines Raths von Indien, Rußland eines ſolchen für Die Berwaltung 
feiner transkaukaſiſchen umd vielleicht noch anderer entfernter Provinzen bedürfen. Je mehr 
jolde Dependenzen in gewiſſen Beziehungen Staaten für ih, mit fat allen Forderungen an 
eine Staatsregierung, bilden, und je unmöglicer eö,bei allen fein würde, jie, wie England es 
bei einigen jeiner Golonien verſucht hat, ihrer Selbjtregierung zu überlaflen, um fo nöthiger 
wird es fein, daß ihre Verwaltungsorganifarion der einer ſelbſtändigen Staatöregierung 
ähnlich jei. 

Zu 2) Berfaffung des Staats. Wir haben zwar bemerkt, daß jeve Berwaltungsorga: 
nijation, welches auch die Form der Staatöverfaffung fein möge, der beiden Verwaltungsfor— 
men, der collegialijchen mie der bureaukratiſchen, nicht werde entbehren können; wie felbft der 
tobefte Despotismus, welder den Willen des Alleinherrſchers als die einzige Berechtigung er: 
fennt und darin die höchſte Weisheit erblidt, wichtige Staatöfragen nad collegialiiher Be— 
rathung einer Anzahl von Würdenträgern, welche die Gentralverwaltung leiten, zu entſcheiden 
für gut finden werde. Dennod aber hat die Verfaſſung des Staats weſentlichen Einfluß dar 
auf, ob in der Verwaltung die collegialifdhe over bureaufratiiche Form als die vorherrſchende 
gefunden werden wird. 

Das Moment in der Verfaſſung, welches darauf den entfheidendern Einfluß haben muß, 
{ft nicht Die Bezeihnung der Staatsform nach dem Inhaber der Staatägewalt, fondern die Frage 
der innern Berfaflung: in weldem Umfange Selbitregierung des Volks in allen feinen Ge: 
jfanımtiebenöbeziebungen beſtehe? Wir werden unter Eentralijation der Staatsgewalt dem 
Gegenjag derielben zu der „Selbftregierung des Volks“ eine eingebendere Beleuchtung widmen, 
und beziehen ung darauf; aber auch ohne dieſes Eingehen in die Geſammtmaterie ift der Ein— 
fluß leicht zu erfennen, welden die in weiterm Umfange beitebende Selbitregierung, oder im 
Gegenſatze die Monopoliſirung aller Beiellfhaftögewalt von feiten ded Staats, auf die Organi- 
jation der Staatsverwaltung, aljo auf die Frage von Gollegialität oder Burcaufratie in ber 
Form der Verwaltungsbehörden äußern müſſe. 

Bei Selbſtregierung des Volks wird dieſes ſelbſtthätig in Verſammlungen und Ausſchüſſen 
über die Zwecke und Bedürfniſſe ver in Frage ſtehenden Geſellſchaft, je nach den verſchiedenen 
Verzweigungen diefer Zwecke und Bedürfniſſe, berathen und beſchließen; und durch Beauf- 

tragie, welche durch das Vertrauen der Berbeiligten für beſtimmte Thätigfeiten bezeichnet wer— 
ven, feine Beichlüffe zur Vollziehung bringen. Es ift daher der collegialiiche Organismus, 
welcher allein ven ald Selbjtregierung des Volks ſich bethätigenden Geſammt- oder Gemein- 
willen zu Tage zu fördern vermag, der dieſer Selbftregierung zunächſt entipredhende und noth= 
wendige. Wie die Selbftregierung des Volks der praftiihe Zweck der politiſchen Freiheit ifl, 
jo freie Erörterung das Athmungsorgan derjelben, und Collegialität ſtellt ich ald ver Organis— 
mus für freie, mündliche Grörterung dar. Was aber nun die Organifation der Staatöver- 
waltungsbehörden betrifft, fo müßte als natürliches. Gejeg bezüglich der Wahl zwiſchen Colle— 
gialität und Bureaufratie — ein Geſetz, womit auch die Erfahrung bis auf eine fehr bedeutfame 
und Darum näher zu befprechende Ausnahme übereinftimmte — Folgendes gelten: In jeweiterm 
Umfange Selbitregierung ded Volks befteht, welche in der Gollegialität ihren Organismus fin- 
det, um jo bureaufratijcher darf der Organismus der Staatöverwgltung fein; dann iſt nämlich 
der ihätigfeitäberuf derlegtern für den Geſchäftszweig, melden man unter Givilverwaltung ver= 
fteht, und insbeſondere der ver collegialifhen Berathung mehr bedürftige Theil der Eivilver- 
waltung, ein um fo weniger umfajlender. Je geringer der Umfang ded Thätigkeitskreiſes iſt, 
welcher der Selbftregierung des Volks überlaifen bleibt, ſodaß die Staatögewalt alle Geſell⸗ 
ihaftögewalt centralifirt und abforbirt, um fo größer wird, bei ſolchem Umfange und folder 
Bieljeitigfeit ihrer Aufgabe, das. Bedürfniß der Staatögewalt nad umfichtiger Beobachtung 
und reiflicher Erwägung Des Verwaltungsftoffs, der jich aus nem, Geſammtleben der Benöl- 
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ferung eines größern Staats in ihren verſchiedenen natürlichen und) fünftlihen Zufammen- 
gehörigkeiten anhäuft, aljo nach collegialer Form der Verwaltungsbehörden fein, und ver Staat 
wird die collegialen und bureaufratiihen Formen feiner Verwaltung neben= und übereinander 
häufen müfjen, um einer fo umfaſſenden Aufgabe aud nur nothdürftig gewachfen zu fein. 

Den erftern Gegenfag: vorwaltend bureaufratifche Ogganifation der wenigen untergeort- 
neten Staatöverwaltungsbebörben, weil Selbftregierung ded Volks in weitem Umfange, jeben 
wir in England. Die collegialifhen Gentralverwaltungsbehörden find hier: der Geheimrarb, 
der kaum nod) eine reale Bedeutung hat, und das Minifterium, mit einer ziemlihen Anzabt 
ihm verbundener, collegialifh organijirter Gentralverwaltungsftellen (boards), z. ®. fur 
Öffentlihen Unterricht, Geſundheitspflege, ganz neuerlich für die Verwaltung von Indien, 
welche boards im Verhältniß zum Volk gar nicht als mit Autorität auögeftattete, ſelbſt ver- 
waltende Behörden gelten, fondern Commiſſionen zur Hand der Minifterien find, deren Ihätig: 
feit auch ald die Tätigkeit des betreffenden-Minifteriums gilt und fo dem Volk übermittelt wird. 
Endlich ift auch das Parlament zwar nicht ſowol in feiner Gefammtbeit, als vielmehr durch 
die weſentlich adminiftrative Eigenſchaft feiner select oder special committee's, in welchen die 
Selbftregierung des Volks culminirt, eine Gentralverwaltungsbehörde. Die Mittelbebörden 
aber in der britifchen Verwaltung, in den territorialen Abtheilungen des Landes, die Lord— 
lieutenants der Grafihaften, die Sheriffd und Friedensrichter find bureaufratiih organifirte 
Behörden. Ausnahme bezüglich diefer Form der Organifation machen allein die general 
quarter sessions, zu denen fi ſämmtliche Friedensrichter der Grafſchaft in jedem DVierteljabr 
für einige Tage verfammeln, um wenigftens für verſchiedene, ihnen in diefer Eigenſchaft zu- 
ſtehende Geſchäfte als collegialifche Behörde thätig zu fein. Ginige Geſchäfte vertheilen fie 
unter fih, um von einzelnen unter ihnen erledigt zu werden; die collegiale Eigenſchaft wird 
hauptſächlich bei richterlidhen Zunctionen, bei ihrer Eigenſchaft ald Appellationsinftanz von der 
friedensrichterlichen Jurisdiction zur Geltung kommen; aber ed liegt den quarter sessions auch 

die Beforgung allgemeiner, die ganze Grafſchaft angehender Verwaltungsgegenſtände ob. 
Können fie auch bei jo nur temporärem Zufammentritt als verbindende Glieder in dem Or— 
ganisınus der Staatöverwaltung nicht betrachtet werben, fo erproben fie jih doch als eine bewun— 
dernswerthe Inftitution, die zur Vermittelung zwifchen der Staatäthätigfeit und der Selbit: 
regierung des Volkes, beide ergänzend, eingreift. 

Den andern Gegenfag: vorwaltend collegialifche Form der Staatöverwaltungsbehörden, 
weil collegiale Selbftregierung des Volks fehlt oder aufein Wenigftes befhränft ift, jollten 
wir in den centralifirtejten Gulturftaaten finden. Die centraliiirteften Culturftaaten find die— 
jenigen, welde die unvollfommene Staatsidee, ald müſſe der Staat allen Aniprüden und Be: 
bürfniffen des geſellſchaftlichen Daſeins feiner Angehörigen genügen, am meiften übertreiben, 
und welde in Verfolgung diefer Idee die Negelung der gefellichaftlichen Verhältniſſe, in denen 
eine Mehrheit oder Vielheit gemeinfame fragmentarifche Lebenszwecke zu erreichen ftreben, im 
weiteften Umfange ald ein Monopol der Staatögewalt erachtet willen wollen. 

Gentralifation, beſonders Gentralijation der Verwaltung, kann bei der collegialifchen wie 
bei der bureaufratifhen Form der Verwaltung befteben ; wir gingen aber oben davon aus, daß 
in den centralifixteften Staaten darum vorwaltend collegialifche Form der Verwaltungsbebör- 
ben beftehen würde, damit es bei dem Umfang der Aufgabe, welche der centralifirte Eulturftaat 
ih gejegt hat, an Organismen für die Berathung der wichtigern Verwaltungsfragen nicht 
fehle. Denn da der centralifirte Staat gerade demjenigen diametral gegenüberfteht, in welchem 
Selbftregierung des Volks befteht, dieſe jedenfalld in ihm auf ein Wenigftes beichränft ift, fo 
müßte die dev Selbftregierung des Volks entſprechende collegialiſche Verwaltungsform durd 
den Organismus der Staatöverwaltung erfegt werden. 

In Deutſchland ift num auch wirklich die collegialifche Form der Staatöverwaltung vorberr: 
ſchend Wenn das in Frankreich weniger der Fall, vielmehr die bureaukratiſche Verwaltungs— 
form überwiegend geworden iſt, ungeachtet hier mehr wie dort die Selbſtregierung des Volke 
unterdrückt wurde, jo beruht das auf Gründen, denen wir zur Orientirung eine nähere Er— 
Örterung widmen wollen. 

ALS die Staatsidee über den Feudalftaat die Oberhand gewann, drängte fie in Franf: 
reich zu dem großen, nationalen Ginheitsftaat bin; in Deutfchland verhalf fie dem Streben der 
größern und kleinern Reichsterritorien nah Selbftändigkeit zum Siege. Der Ginheitsftaat 
in Frankreich wurde mit rafchen Übergängen ein rein deöpotifcher; in Deutfchland dagegen machte 
der Feudalſtaat zunädit einem patriarhalifch = vespotifchen Regimente in den Einzelftaaten 
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— von dem —3 Volke als eine Wohlthat im Vergleich mit den unmittelbar voraus: 
gegangenen Zuftänden begrüßt wurde, und erft zur Zeit der Napoleonifhen Herrſchaft feinen 
Gharafter in Deutichland änderte. 
Die Träger dieſes patriacchalifch = despotiihen Megiments gingen aus einer Berufsflaffe 
bersor, welche Deutichland ganz eigenthümlich ift: nämlich aus einem gelehrten Mittelftanve, 
deſſen Subfiftenzmittel wejentlih in Gehalten befteben, weldye Staat oder Kirche ihm leiften, 
und ver ald eigener Staatödienerftand feitdem und bis auf unfere Zeit herab ſich gleihlam ab: 
geſchleſſen hält. Verſchiedene Momente haben dazu beigetragen, daß der bürgerliche Staats: 
dienerftand in Deutſchland eine fociale Sonvderftellung einnahın. Zunächſt das größere Bedürf— 
nig bier an Gelehrten, hervorgerufen durd die Einführung des Römischen Rechts in Deutſch— 
land und durch dad, bei der complicirten Maſchinerie des Neichsregiments um fo nöthigere 
und doch erichwerte Studium des deutihen Staatsrechts. Sodann das Zurüdbleiben des 
Adels in Bildung Hinter dem nationalen Bildungsdrang, ſodaß ein anderer Stand die Stel: 
lung einnehmen mußte, die ſonſt dem Adel zugefallen wäre. Bei diefem legtern Momente 
de3 ihwindenden Anſehens des Adels kommt weiter in Betracht, dap feit dem durd die Zer: 
Iplitterung Deutichlands unterbundenen Nationalleben, und bei der geihwächten Kaiſermacht, 
für einen großen Theil der Bevölkerung Deutichlands, det in der Kleinftaaterei feitvem ver: 
Fam, der Weg zur höchſten nationalen Auszeihnung verfperrt und damit die reinſte Quelle des 
Adels verfiegt war. Am meiften aber trug zur Hevanbildung und fpätern Standesfonderung 
einer zahlreichen bürgerlihen Staatsdienerklaſſe bei: der Trieb der deutſchen Territorialberren, 
nachdem die Faiterlihe Macht untergraben war, in jedem Neichsterritorium die damals mo: 
derne Staatsidee zu verwirklichen; und je Eleiner ver Staat, und je unwefentlicher er war, um 
io verbältnigmaßig anfpruchsvoller und jcheinbarer den Apparat einer Staatsregierung ein: 
zurichten, damit man an der Möglichkeit einer felbftändigen Griftenz deffelben nicht zweifeln 
möge. Beſonders infolge der Kirchentrennung, und vorzugsiweife in dem proteſtantiſch gewor— 
denen Deutihland, war der Einfluß des zu feiner VBerforgung auf Staat und Kirche an— 
gemwiefenen gelebrten Mittelftandes mächtig gewachſen, wefentlid durch die guten Dienite, welche 
er dem Uſurpations- und Souveränetätsbeſtreben der deutichen Reichsfürſten geleitet hatte, 
Der Landesadel verfagte zum Theil diefe Beitrebungen) zu unterftügen, ohne fie mit den 
entiprebenden Mitteln Eräftig abzumehren. Das protejtantiihe Deutſchland befand jih von 
va an gegen kaiſerliche Macht gleichſam corporativ in Oppofttion und, wenn es lich um die Ber: 
tbeidigung der Paritätsrechte der Proteftanten handelte, in Minorität, und bedurfte dabei der 
gelebrten Streiter. Diefe wuchſen aud an Zahl, feitvem die proteftantiihe Priefterehe dazu 
ein neues bedeutendes Gontingent gab. Wenn auch der Anſpruch des jo erwachſenen Staats— 
tienerftandes auf Verforgung durh Staat oder Kirche nicht formell ein vom Water auf die 
Nepoten zu vererbender war, fo wurde es doch bei der focialen Stellung, welche diefer gelehrte 
Mittelftand in Deutichland eingenommen hatte, namentlich den Negierungen der Fleinften 
Staaten fehr Schwer gemacht, dem verdienten Vater die Verforgung feiner Kinder aus den— 
jelden Duellen abzufchlagen. Andere Erwerbsquellen wupten dieje, bei damaligen Zuftän- 
ten und focialen Anſchauungen, nicht zu wählen; der Bater hatte einen bedeutenden Theil 
ieined fparlihen Ginfommend auf die der feinigen ebenbürtige Ausbildung feiner Kinder 
verwendet; jehr bald hatte fih ein Standesintereffe ausgebildet, welches für ſolche Ver: 
ſorgung der Kinder gleihlam jolidarifche Bürgſchaft unter den Standeögenoffen leiſtete. 
Wenn man hiernad hätte vermuthen follen, dap ein jo zahlreiher Stand, der mit feiner 
Griftenz auf Staat und Landeskirche angewieſen war, den Kleinftaaten zu einer drückenden 
Faft babe werden müffen, fo dauerte e8 doch ſehr lange, bis man ſolche Überbuürdung fühlte; viel: 
mebr bildete ich der Stand unter Umftänden aus, die feine relative Bopularität bis auf weit 
binaus begründeten. Unter den puritanifhen Einfluß des noch um feine Exiſtenz kämpfenden 
Proteftantismus trat er mit den befcheideniten Anſprüchen auf Subfiftenzmittel der einzelnen 
Beamten auf; durchſchnittlich mit deutfcher Prlichttreue und Nechtlichkeit gab er, nad) einer Zeit 
des unſaglichſten Drucks und der Erſchöpfung des Volks, das Beiſpiel der Sparfamfeit in der 
Familie wie in der Ginrihtung des Staatshaushalts, und machte damit gleihfam Oppofition 
gegen die nach überwundenem ſchwerſten Nothſtande bald wieder einreißende üppigkeit der Höfe 
und adelihen Girfel. So bildete ſich jene Schule deutſchen, bürgerlichen Staatödienftes, die 
ihre hochachtbaren Seiten hat, und deren Tradition aud in unfern Tagen, weder im Staate 
elbſt, noch in der Geltung weifer Fürſten und des Volks, ganz untergegangen ift. 
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68 hatte nun diefer Staatövienerftand ein doppeltes Interefle bei der collegialifhen Orgas 
nifation der Verwaltungsbehörden; ein jtaatliches oder objecrives, und ein Standesintereſſe. In 
erfterer Beziehung mußte er es für feine Aufgabe anjehen — nachdem er weientlid dazu beige— 
tragen hatte, die zunächſt unter der Form eines patriarchaliſch-despotiſchen Negimentd auftre- 
tende Staatöidee und den Auſpruch der Neihsftände an Souveränetät in den deutſchen Terri— 
torien zur Geltung zu bringen — nun aud vie VBortheile der neuen Landesregierung in Dem 
Urtheil der Untertbanen zur Anerkennung und diejelbe in öffentlihen Eredit zu bringen. Die 
Selbftregierung des Volks war in den unmittelbar vorausgegangenen Zeiten in den Händen 
der privilegirten Stände eine ſehr wenig wirfjame und wohlthätige geweien. Damit ift eince: 
theil® der Rechtösgrund des Privilegiums zur Selbftregierung und zur Gewalt über andere 
ein zweifelhafter geworden; anderntheild konnte man damals mit Wahrheit jagen, Daß 
der gelehrte Mittelitand, der fi zum Staatsvienft vrängte, die Intelligenz des Volks re— 
präfentirte, und außer ihm nur „beichränfter Unterthanenverftand” zu finden geweſen fei. 
Die Wege nun, welde der bürgerlihe Staatsdienerſtand rinihlug und durch feinen Rath 
und Einfluß dieLandesfürften einihlagen ließ, um die Vortheile der neuen Landesregierung we— 
nigftens bei der überwiegenden Zahl der Untertfanen zur Anerfennung zu bringen, waren 
folgende: Er erachtete es für feine dauernde Aufgabe, den Kanıpf fortzufegen gegen die Refte 
des Feudalſyſtems, die ald Hinderniſſe gegen die Entwidelung der Staatsidee erſcheinen mod: 
ten: den Kampf alſo gegen die Privilegien ded Adels, des ſtädtiſchen Patriciats und gegen Die 
Vorrechte des Stabtbürgerthung felbft. Er war mit Erfolg bemüht, diefen Kampf, ald im 
Intereſſe der nicht privilegirten Beitandtheile der Kandesbevölferung von ibm geführt, geltend 
zu machen; dadurch jene Nichtprivilegirten für fih zu gewinnen. Der gelehrte Mittelftand 
ſelbſt fühlte fich al8 ein demofratiiches Element. Mit der grögern Maſſe der Staatöangebörigen, 
dem Bauern: und Kleinbürgerftand, war er unter ven Feudalftaate gedrückt oder hintangefegt 
worden, oder jah ſich fo an; der bürgerliche Staatsdienerſtand wurde, mit feiner Intelligenz, 
ver Vorfechter für die demokratiſchen Intereſſen, 6id zur Verfolgung, im Prineip, der Standes: 
unterfchiede. Der andere Weg, den der bürgerliche Staatspienerjtand einihlug, un den neuen 
patriardalifch:pespotifchen Kandesregierungen in den Augen der Unterthanen Gunft zu erwer: 
ben, war der, daß die collegialiihen Verwaltungsbebörden auch ald Mittelgliever in ver Ver— 
waltung vermehrt und den Unterthanen näher geriift wurden. Der patriarchaliſch-despotiſche 
Staat will ja die Staatdangebörigen in feiner Weife beglüden; ihren Wohlftand, ver dem 
Staat und der Stantdgewalt zugute kommt, befördern; er fann nicht genug Rath hören, und 
begnügt ſich häufig nicht mit dem hausbackenen ver nad) hergebrachter deutſcher Art zuſammen- 
geſetzten höhern Landesbehörden; er war, als die Nationalökonomie noch mit Mofterien ver— 
kehrte, und als mit höhern Taſchenſpielerkünſten verblüffender wie heutzutage imponirt wer— 
den konnte, das Eldorado der Projectenmacher, der ökonomiſchen und politiſchen Charlatans — 
auch unter den größten und geiſtreichſten Fürſten. Die collegialiſche Form der Verwaltung iſt 
and der beffern Zeit der frühern Selbtregierung des Volks in der Gemeinde und in der Land— 
ſchaft eingelebt und hergebracht; fie ift der Selbſtverwaltung des Volks, die ihrer jegt, nad: 
dem fie brach gelegt ift, für jich kaum mehr bedarf, entlehnt, und in den Organismus der 
Staatöverwaltung, welcher ihrer jegt um fo mehr bedarf, feitvem er das Feld der Selbitregie- 
rung des Volks abforbirt hat, in ausgedehnterer Weife übertragen; ſie entfpricht dem patriar- 
chaliſchen Charakter des Regiments und mildert den Despotismus. In Diefer den Unverſtand 
vielleicht bejtehenden Annäherung an die Form der Verwaltung, welche die der Selbitregie: 
rung ded Volks eigenthümliche ift, bietet fie Sheinbaren Grjag für die Entbehrung der legtern. 
Die Berathung, welche vormals das Volk in der Gemeinde und in feinen Benoflenihaften 
jelbft oder durch feine Vertrauensmänner gepflogen hat, pflegt nun an feiner Statt die ſich wei- 
jer dünfende, umd nad ſolcher Anerkennung ftrebende Staatsverwaltung — durd das Dr: 
gan der Beamten, welche mitteld des landesfürſtlichen Willens zu ſolchem Rathe berufen find. 
Was nun das Standedintereife des deutſchen Staatödienerftandes bei der überwiegend colle: 
gialiſchen Form der Verwaltungsbehörden betrifft, ſo muß man ſich vergegenwärtigen, daß der 
Einfluß und das Übergewicht des bürgerlichen Staatsdienerſtandes ein nicht ſofort überall be— 
feſtigter, ſondern ein, je nach den Neigungen und Familientraditionen der Landesherren, 
und je nach der Stellung und dem Gewichte, das in verſchiedenen Ländern der Adel doch be— 
hauptete, ein vielfach beſtrittener und ſchwankender geweſen und zum Theil noch iſt. Bei dieſer 
quaestio status (denn daß einzelne fürftliche Familien fih dem vielleicht in ihrer Meinung 
nicht hinreichend gepemüthigten Adel entfdieden und nachhaltig abhold zeigten, und dies ald 
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ihren Intereffen entſprechend erachteten, iſt doch nur ausnahmsweiſe vorgefommen) fand der 
Staatsdienerſtand in der collegialiichen Form ver höhern Vermaltungäbehörden einen mächti— 
ren Schug, ſowol für den Ginzelnen, gegen Abneigung, Willkür und Laune der Fürften, als 
für das Standedinterejle überhaupt. Willkür und Yaunen ver Fürften fönnen den Einzel— 
beamten leichter treffen ald dad unverföntihe Gollegium, während vieles, mit feinem von dem 
Fürſten mehr refpectirten corporativen Wort, jelbft dem untergebenen Einzelbeamten zur Schuß: 
wehr wird. Das Standesintereffe aber erhielt mit der überwiegend collegialen Organijation 
der Stantöbehörden gleihlam erſt feine corporative Vertretung, durch welce fich eine Standes— 
politif und eine Tradition derfelben bilden fonnte, Hierdurch wurde erft der Stand der Stuate: 
diener geihaffen, und wenn aud dann die Gollegien nicht unvermifcht blos aus Bürgerlichen 
zufamnengelegt blieben, wenn auch adelihe Mitglieder eintraten, fo wog doch die einmal in 
ihnen begründete Tradition ihrer Aufgabe und der Standespolitif vor. 

So erklärt e8 ſich, wenn in den deutſchen Staaten, feitdem gleichzeitig mit der vollen Landes— 
hoheit ver Fürſten durchſchnittlich in ihnen der patriarchaliſche Despotismus als die neue Orb: 
aung zur Geltung Fam, eine wahre Suverfötarion von collegialiihen VBerwaltungsfornen Ein: 
gang fand. Nicht blos die Gentralbehörden, auch die Mittelbehörven, welde in Abhängigkeit 
von den erftern die einzelnen größern Yanvdesabtheilungen (Brovinzen, Kreife, Regierungs— 
bezirke), und je Eleiner dad Land, bei um jo kleinen Landesabtheilungen, verwalteten, waren 
rofegiatiihe Behörden, und häufig fanden mehrere folder Gollegien für die verfchiedenen 
Zweige ver Verwaltung (Inneres, Conſiſtorium, Finanzen) nebeneinanper. 

Ganz andere Motive beitimmten in Branfreid die Organifation und den Geift ver Verwal— 

tung&bebörden. Die Territoriathoheit der Seigneurs hatte ſich bier nie, wie in Deutſchland, 
zu wahrer Landesregierung über die Territorien geftalten fönnen. Der in Deutihland regie: 
rende, für ſich abgeſchloſſene Staatddienerftand, der feine Eriftenz weſentlich der Kleinſtaaterei ver: 
danft, fand daber in Frankreich feinen Boden. Die noblesse de robe hatte damit nichtd ge- 
mein; fle war ein wirfliher Adel, der in den Provinztalparlamenten und in der hoben Magi- 
fratur feine Stellung fand. Die Gründe, welche im Eleinflaatliben Deutfhland den Adel 
dem Staatsdienſte theils entfremdeten, theild davon ausihloffen, lagen in Frankreich nidıt vor. 
Somir der Sieg ded Einheitsſtaates über den Feudalſtaat hier entſchieden war, diente der Adel 
dem Staate in den neuen Formen und behauptete feinen Einfluß. Die Geltung des tiers-etat 
trat in Frankreich viel fpäter ein ald in Deutſchland; und da der Adel ji der neuen Staatsidee, 
dieje mitentwicdelnd, unterordnete, fo wurde er im Genuß eines Theils der alten Herrenrechte, 
damit er in folcher Stellung den Glanz des Hofes erhöhe, erhalten, und man ſchuf eigens glän- 
jende Stellungen in Staardänıtern, die den Adel für ven Verluft feiner frühern felbftindigen 
Machtſtellung entſchädigen follten. 

Als in dem vorrevolutionären Frankreich die cavaliere Adminiſtration der aus dem hohen 
Adel ernannten Provinzgouverneure und der Provinzialparlamente, bei dem geſteigerten admi— 
rütrativen Bedürfniſſe des Staats, für unzulänglidy erachtet wurde, fo geſchah es mirteld eines 
Ägenthümlichen organiſatoriſchen Proceſſes, durch welchen man in dem Inſtitut der „Inten— 
dants eine neue reale Adminiſtration der Provinzen gleichſam neben der andern verdeckt ein— 
führte. In den äußern Formen der Unterordnung entwanden dieſe Intendants den betitelten 
Functionären die adminiftrative Gewalt allmäblib aus den Händen, während viefe Functio— 
wäre, die es geicheben laifen mußten, ſich den Anschein gaben, die Intendants zu iynoriren, 
Während dieſes abſichtlich verdeckten Übergangs der Provinzialverwaltung an neue Behörden 

ſchien für viefe Die beſcheidenere bureaufratiiche Form, melde einen geringern äußern Apparat 
bedingt, vie mehr geeignete: jie verlegte weniger und erregte meniger die Giferfucht der beti- 
teiten und allmählich zu befeitigenden adelihen Gouverneure. Wie die Machtfülle der Inten- 
danten von den untern Bolföflaffen empfunden werden würde, danach fragte man damals nidt; 
gewig aber datirt „die Gentralifation der Verwaltung” in Sranfreih, worüber ſpäter geklagt 
wird, von damals her. 

Das revolutionäre Frankreich ift fehr bald von einer Partei regiert worden, die ſich der 
öffentlichen Meinung gegenüber in ver Minorirät fühlte, durd Terrorismus ich zu behaupten 
ſuchte, und für biefen Zweck zu Agenten gehorſamer und. rückſichtslos durchgreifender Werkzeuge 
der Gewalt bedurfte. Dazu eignet ſich weder eine collegialifhe Erecutive, noch läßt ein zu ges 
mäßigter Oppoſition gegen gewalttbätige Vorgefegte leicht ſich hinneigendes Collegium dazu 
unbedingt fich brauden. Die bureaufratiihe Form der Verwaltung mar bei diefem Zuſtande 
eine Nothiwenvdigfeit, ganz abgefehen davon, daß die Zahl derer, auf welde die revolutionäre 
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Regierung als auf willfährige Agenten ihres Terrorismus vertrauen fonnte, nur eine jehr be: 
fchränfte fein mochte. Unter dieſem Regiment war ed, daß die noch übrigen Formen ber Selbft: 
vegierung des Volks befeitigt, der Provinzialverband gelöft, die Gemeinden, ald in ibrer In— 
dividualitit beftehende Körper, die man für ebenſo viele Nejter ariftofratifcher Geſinnung er- 
flärte, bis fait auf den Namen vernidhtet wurden. 

In dem erften imperialiſtiſchen Sranfreid nahm ein Dann von ungewöhnlicher geiftiger 
Begabung die Spige ein, dein die bureaufratifche Form der Verwaltung, melde große momen: 
tane Erfolge ermöglicht, zur Durchführung feiner eigenen Gedanken und feines abjoluten Wil: 
lens bequemer war. Gr fühlte fein Bedürfniß das zu ändern, was er vorfand; er war fein 
Freund der freien Erörterung, weder in der Form der Selbjtregierung des Volks, noch in ver 
der Gollegialität ver Verwaltungsbehörden. 

Das rejtaurirte Frankreich endlich führte zwar mit den Departementals und Arrondiſſe— 
mentsräthen einige formelle Ermäßigung der reinen Bureaufratie und einige Annäherung an 
Selbftregierung des Volks in der Departementalverwaltung twieder ein; gab aber auch hierbei, 
ebenso wie bei der Wieverberftellung einer Art von Gemeinderecht, die Formen oder den Schein 
ftatt des Weſens. Es glaubte nicht die bureaukratiſche Allgewalt abſchwächen zu jollen, worin 
auch dieſes Frankreich die Stüße feiner Macht ſah, während ſich damit nur auch jeine Schwäche 
offenbarte: der Mangel nämlich an allen andern Wurzeln der Dauer einer Regierung in dem 
Volksrecht und in der Volksgeſinnung. Der Sturz dieſer Negierung bewährte die alte Erfah: 
rung, daß nur, was widerſtehen kann, auch zu ftügen vermag. 

So ift ed gekommen, dap in Frankreich, obgleih es der Staat ift, in welchem die Staats: 
gewalt am meiften centralifirt ift, und Selbitregierung des Volks im geringften Umfange be: 
fteht, doch die bureaufratiiche Berwaltungsform in einem Grade überiwiegend blieb, daß der Or: 
ganismus für freie Erörterung der VBerwaltungsmafregeln vielfah vermißt wird. Zwar liegt 
natürlih auch in Franfreich die Gentralverwaltung in den Händen collegialiib organijirter 
Bebörvden: der Minifterconfeild und des Staatsraths; für alle vom Minifterium nad unten 
abhängige Verwaltung aber in den Departements, denen ein Präfect vorftebt, jtellt der fran- 
zöltfhe Code administratif feit dem Napoleoniichen Gonfulate das Prineip auf: „Administrer 
doit &tre le fait d'un seul; juger le fail de plusieurs; le prefet sera seul charge de l’admi- 
nistration.‘ 

Die rationelle Begründung ded Vorderiages läßt ſich durchaus vermiſſen; er widerspricht 
den Erfahrungen und Ginridtungen anderer Länder. Warum, fo wirde man fragen müffen, 
wenn das Arminiftriren das Werk eines einzigen fein fol, warum gilt denn das nicht auch von 
der höchſten Staatöbehörde? Warum werden denn die allgemeinen DBerwaltungszwede, ehe ſie 
zu Geſetzen werben und in das Bollziehungsjtadium übergeben, in Minifterconfeils und Staats: 
räthen, in legislativen Berfammlungen und deren, Ausichüffen, von einer Mehrheit von Män: 
nern collegialiſch berathen? Warum hat jede auf Actien oder gemeinfames Kapital gegründete 
induftrielle Gejellfchaft, deren Zwed und Aufgabe nur Verwaltung fein kann, ihren Verwal— 
tungsrath? Es Icheint alö ob obiger Vorderſatzt „Administrer doit etre le fait d’un seul etc.“ 
— von einem Handeln fpreden wolle, dem die Beratbung, wie gehandelt werden foll, bereits 
vorauögegangen ift; dap er („administrer”) Verwalten für Bollziehen nimmt; daß er aber ven 
für die Machtfülle dev franzöftichen Präfecten zu engen Begriff des Vollziehens in der Apmini: 
ftration abjichtlih vermieden babe. 

Wie dem aber auch fein möge: ſoll der Bräfeet allein admuniftriren, fo fragt es fih, ob 
neben der Präfectur oder über ihr Organismen bejteben, welde das möglich machen, ohne day 
der Präfect eine Gewalt übe und Antshandlungen vornehme, die in einem nad ber rechtlichen 
Natur der Staatögemwalten georöneten und auch nur an das geringite Maß von Freiheit Anz 
ſpruch machenden Staate, einer Staatöverwaltungsbebörde überhaupt nit, am mwenigften 
einem Ginzelbeanten, auf deſſen perfönliches Gutfinden hin, zufteben follte? Mit dieſer Frage 
greifen wir aber der Grörterung „über Gentralifation der Staatsgewalt“ vor, welcher wir eis 
nen bejondern Artikel widmen wollen. 

Zu 3) Die Natur des Dienflaweiges Es gibt Dienftzweige in der Staatsver— 
waltung, deren Beftimmung ſie in u unnittelbare Beziehung zu dem Geſammtleben der 
Bevölkerung im Staate bringt, die gleihjam aus diefem Gefammtleben ihre Gejhäftsnahrung 
ziehen; andere, bei denen dad weniger der Ball ift, die ihrer Natur nad) als centrale Dienft: 
zweige ſich darſtellen. 

Dienſtzweige der letztern Art, die weſentlich in den Berührungen mit andern Staaten den 
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Grund ihres Dafeind haben, und aus den Beziehungen zu denfelben den Grund ihres Orga: 
nidmus fhöpfen, iind die auswärtigen Angelegenbeiten und alles was auf das Kriegsweſen 
Bezug bat. So ſchwer gewichtig die Thätigkeiten dieſer Dienſtzweige für die Wohlfahrt des 
Staats, und alfo auch der Unterthanen find, ſodaß bei der oberften Yeitung die größte Umficht 
erjordert wird und eine collegialiſche Beratbung ver wichtigften einjchlagenden Fragen gewiß 
wünihenswerth ericheint, fo wird Doch in dev weitern Verzweigung ihres Organismus die 
reine reerutive wejentlid, und Daher fir die Form des Organismus maßgebend fein. 

Deſſelbe gilt von der Finanzverwaltung in Staaten von folder Beſchaffenheit, daß die 
Staatsbedürfniſſe nad) gleichen Normen umgelegt und aufgebracht werden fönnen. Die Erwä: 
gung, was die verſchiedenen Zweige der Volkswirthſchaft produeiren, und alfo als Beſteuerung 
ertragen können ? wie die Staatsbedürfniſſe auf dieſe verſchiedenen Zweige verbältnigmäßig 
umzulegen feien ? ift unter jener Vorausſetzung notbiwendig eine centrale Aufgabe, und fordert 
für die wertern nöthigen Dienfte nur einen Organidmus der reinen Grecutive, einen burean: 
katiſchen. 

Ein Anderes iſt es dagegen mit ber Juſtiz und mit der Givilverwaltung im engern Sinne. 
Beide jieben aus dem Geſammtleben ver Bevölkerung weſentlich ihre Nahrung. 

Die Forderungen an die Organifation der Gerichte; die Fragen, wo die Grenze für 
die Gompetenz des Einzelrichters ift, von wo an Golleyialität der Gerichte ein berechtigter An: 
ſpruch an eine gute Juftizorganiiation wird, diefe ind bier nicht zu befprechen. Die Rückſich— 
ten, wonach die collegialifcdhe oder bureaufratifhe Organifation der untergeordneten Behörden 
für die Givilverwaltung beſtimmt werden dürfte, find unter 1 und 2 erörtert. 

In unſern deutſchen Staatdzuftänden ift, wie gejagt, dafür mahgebend das Maß ver 
Sclbiteerwaltung des Volks in den Beziehungen feines Geſammtlebens. 

U. „Bureaufratie” — als Berrufswort für die Gebrechen des Beiftes 
oder der Gejhäftsformen des Staatsdienſtes, insbeſondere ver Staats: 
verwaltung. Dem deutſchen Volfögeifte, jo wurde oben gefagt, fei e8 vielleicht entſprechend, 
daß die deutſche Sprache für politifche Übel, die erit mit dem der Nation im ihren zeitweiligen 
Verfalle abbanden gekommenen Bewußtſein ihrer Ginheit und frühern Größe und ihrer 
Naturanlagen zur Selbftregierung ſich entwidelt haben, die Bezeichnungen gern fremden 
Spraden entnehme, um, wenn die Zeiten ſich beflern, das Wort mit.der Sache, die es bezeichnen 
und serrufen Toll, wieder ausmerzen zu fönnen. Das Fremdwort wird in diefer Abſicht dann 
um fo paſſender gebraucht, wenn damit zugleich auf die Duelle, aus der wir die Sache über: 
kemmen und mit Übertreibung nachgeahmt haben, bingewiefen wird. Es gehört aber in die 
Kategorie der Tächerlichen Beftrebungen für nationale Selbftyerberrlihung, wenn behauptet ?) 
worten ift, Bureaufratie fei eines von jenen Verrufswörtern, die, ihrer allzu abftoßenden 
Bedeutung wegen, in unferer Sprade gar nicht wiedergegeben werben könnten. Wir fennen 
leider jegt aus eigener Erfahrung, fo gut als irgendeine andere Nation, die Sache, das Ver— 
Bältmiß, die Gebrechen, welche durch jenes Fremdwort bezeichnet werden follen; wir haben das 

Ubermaß nicht abgewehrt, und es ift bereit3 eine ganze Reihe von entſprechenden deutſchen Be: 
zeihnungen im Gebrauche, die — mie „Kanzleiherrſchaft“, „Schreibftubenherrihaft”, „Schrei: 
berregiment“ — in fo auffteigend immer verächtliherer Betonung, dad Fremdwort „Bureau: 
kratie“ in diefem verrufenen Sinne überfegen und vollfommen erfegen. 

Dasjenige aber, was durch das in ſolchem Sinne gebrauchte Verrufswort verrufen werden 
el, if in jo mannichfaltiger, häufig fich widerfprechender Art bezeichnet worden, daß es ſchwer 
fallt das wirkliche Gebrechen der Bureaukratie erfchöpfend zu definiren. 

Eine wiffenjchaftlihe Abhandlung „über Bureaukratie“ befigen wir von Nobert von 
Mobl?), welcher, nad Aufzählung und Analyſe der von fo verſchiedenen Standpunften und 
Intereffen aus gegen „Bureaufratie” gerichteten Klagen, darin den Ausdruck eines „Mis- 
behagens über eine dreifache, weſentlich zufammenhängende Ihatjache findet, nämlich: 
1) dap der Staat der Jeptzeit dad geſammte, gemeinfhaftliche Leben als fein ausfhließendes 
Figenthum, und deſſen Ordnung als feine Aufgabe betrachtet; 2) daß er die Leitung dieſer 
überfhwenglichen Maffe von Reben ausichließlih in die Hände von Beamten zu legen beitrebt 


— — — — — — 


1) Die preußiſche Bureaufratie, von Karl Heinzen (Darmſtadt 1845), ein Pamphlet, in weldyem 
alle wirflichen oder von dem Verfaſſer als ſolche dargeftellten preußiſchen Staats: und Regierungsge⸗ 
drechen der preufifchen Bureaufcatie zur Laft gelegt werden. . 

2) Tübinger Zeitſchrift für die gefammte Staatswiffenichaft, Bd. 3, Jahrg. 1846, ©. 330 fg. 
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ift, welde aus dem Regieren ihr Lebensgeſchäft machen, nur bazu herangebildet werden, und in 
einem ftarfgegliederten, abgeichloffenen Organismus gegenſeitig Unterflügung und einen Ka= 
tengeift erhalten; 3) endlich, daß dieſes gewerbsmäßige Regieren der Natur dev Sache nad 
nicht blos an Männer von großem Talente, von freiem Willen und von hohem Streben über: 
tragen werden fann, jonvern aub an gemeindenfende Iagelöhner und mitielmäßige Köpfe 
kommt, welche ſich leniglic an die Form halten, theils weil fie den Geiſt nicht fallen, theils weil 
diefes ihrer Beiftesträgheit und ſittlichen Sleihgültigfeit am meiſten entipricdt und fie dahei 
ihre Verantwortlichfeit hinreihend gelichert willen; und melde überdies einen im Verhältniß 
ihrer perfönliben Nichtigkeit ſteigenden Hochmuth auf den ihnen übertragenen Gewaltantheil 
fühlbar machen. Mit andern Worten: „Die Bureaufratie ift nichts Anderes als die Über: 
treibung der Staatäidee, vollzogen durch einen zablreihen und zum Theil aus fehr mittelmäßi— 
gen Gliedern beitebenden Organidmus von gewerbömäßigen Beamten. 

So viel Zutreffendes ohne Zweifel in der vorfiehenven Aufzählung von Thatſachen Miet, 
worüber dad Misbehagen in der oft ebenfo wol begründeten Klage, ald in den oft ebenjo 
wibderjinnigen Derlamationen gegen Bureaufratie ih Luft mact, jo iſt doch dabei, wie uns 
icheinen will, eine der Hauptquellen jened Misbehagend unberührt geblieben: die Mannichfal— 
tigfeit nämlich der pojitiven und negativen Anſprüche an den Staat, welde aus der Mannidfal: 
tigkeit dev Begriffe darüber, was „vie Staatsidee“ fei und förbere, unvermeidlich fich entwidelt. 
Bei fo vieljeitigen Aniprüden an den Staat wird das Misbehagen, welches in den Klagen wegen 
Bureaukratie ſich fund gibt, nach den individuellen Anſchauungen der Klagenden ebenfo oft 
darin feinen Grund baben, daß die Staatäidee durd die Verwaltungsthätigkeit übertreiben 
werde, ald daß dieſe Thätigfeit und Diefes Gebaren ver Verwaltung binter ven Anforderungen, 
welde die Zeit an die Staatsidee ſtellt, zurüdgeblieben jei, und gleich einem verfunfenen Schiffe 
im Strom das Fahrwaſſer fperre. 

Wohl ift die Beſchwerde gegen Bureaufratie häufig nur ein Euphemismus; man ſchlägt 
anf die Formen umd meint die Materie; man Elagt gegen Bureaufratie und meint Damit Die 
ganze Verwaltung; oder gegen die Verwaltung und meint die MNegierung; oder gegen die 
Regierung und meint den Staat jelbit. 

Um daher die Urſachen Des Misbehagend zu würdigen, aus welden die Klagen gegen 

Bureaufratie hervorgehen, den Grund oder Ungrund derielben, das Zufällige oder Unvermeid— 
liche in den Urſachen darlegen zu können, ijt es nöthig zu erforfchen, ob. der legte Grund der 
Klage: 1) in dem Staat felbft und feiner unabänderlihen Configuration; 2) oder in der ver: 
änderlihen Verfaſſung und Sejeggebung deſſelben: 3) oder in ver Tradition der Verwaltung 
liege; 4) ob die Klagen ald Sympron einer Entwidelungsphafe in der Volksbildung ih Fund 
geben; 5) oder endlich nur in dev zufälligen Individualität von Beamten beruhen ? 

Zu1) Es bedarf kaum der nähern Begründung. wie die, entweder auf den natürliden 
Elementen der Größe und Macht, oder auf jonft günftigen Umftänden beruhende Anlage eines 
Staats zur Verwirflibung jeder fortgeichritrenen Staatdivee, wie, mit andern Worten, feine 
natürliche Staatsfähigfeit, oder die durch energiſchen, nachhaltigen und glücklichen Aufſchwung 
ſich bekundende Bildinmfeit dazu, bei der Entwickelung der Staaten nothwendig einen großen 
Einfluß äußern müſſe auf den Charakter der Verwaltung, auf die Erfolge derfelben, und auf 
die Stellung der verſchiedenen Bevölferungselemiente zu derfelben. 

Die Staatenformation hat nicht gleihen Schritt gehalten mit jenen wandelbaren Begriffen 
von der Staatsidee, und mit den gefteigerten Anſprüchen an vie Leiſtungen des Staatd. Ein 
gegebener Staat mochte zu ſeiner Zeit für feine Angebörigen ein ſchätzbarer Organismus zum 
Schug der Berfonen, des Eigenthums, und für die Geftaltung Des Tocialen Lebens geworden 
fein; er fann aufbören dies zu ſein; er kann unfähig werden Die fortgeichrittene Staatsidee in 
Regierung und Berwaltung zu verwirfliden. Dieje Unfahigkeit may beruhen in jeiner Ver: 
faſſung, die veränderlich ijt, und dann hat der Staat das Gorrertiv in der eigenen Hand. Doch 
das hat und bier vorerit nicht zu befchäftigen ; es ift Die Aufgabe eines folgenden Paragraphen. 
Oder aber jene Unfähigkeit liegt in dev Formation des Staats, und in Diefer Hinſicht unter: 
iheiden wir zwei Kategorien von Staaten, denen tie Verwirklichung der Staatsidee erihwert 
oder unmöglich gemacht wird. Die Unfähigkeit bat ibren Grund in der Unzulänglichkeit aud 
nody fo hochgeſpannter Kräfte eines Staats für die ibm mit der Zeit gewordene Aufgabe. 
Selbftändigfeit oder freie Selbftbeitimmung ift die unerlaplichfte Anforderung an ven Staat, 
damit unter feinen Angehörigen ein Staatsbewußtſein beftche. Geht mit dem zunehmenden 
Zweifel an der Staarsfäbigfeit dieſes Staatsbewußtſein verloren; oder war es bei dem unzu— 
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lingliden Staate nie vorhanden, und hat diefer auch verſäumt, das etwaige Surrogat für nicht 
verbandene Eelbftänpigfeit, welches in einer ſtarken Föderation gleichartiger Staaten gefunden 
merden mag, mit Hingebung und Unteroronung unter den förerativen Geſammtwillen, auszu— 
bilden — dann kann ein Etaat feine Griftenz nicht mehr vechtferrigen. Tie auf Gegenſeitig— 
keit berubende Lebendverfiheruug folher Staaten genügt wenigſtens nicht mebr, um jo künſt— 
lihe Staatsgebäude in der Öffentlichen Achtung zu erhalten; alle Ihätigfeiten des Staats wer: 
ven zu Zieliheiben der Misachtung und ihres Ausdrucks. Oder die auf der Formation des 
Staats berubende Unfähigkeit gebt aus feiner hererogenen Zuſammenſetzung hervor, welche das 
Geraumtleben ausſchließt; namentlich das nationale, in feinen wichtigiten Beziehungen zu den 
gemeinfamen gejchichtlihen Erinnerungen, und des daraus, wenn möglich, bervorgehenden 
Rationalftolzes ; zu den Bewußtſein der welthifterifchen, nationalen Beftimmung; zur nationa- 
len Literatur und Kunft. Erft diefes nationale Geſammtleben erzeugt den Gemeingeift und das 
freie Zufammenmirfen der Kräfte. Das Mittelalter fannte nicht in dem Map wie die Neuzeit 
die Ibarfausgeprägte nationale Individualität der Staaten, deren Anſprüche im Steigen find. 
Die deterogenften Staatenagglomerationen wurden ohne Bedenken erftrebt und durchgeführt, 
und werden ohne Widerftreben ertragen, fo lange das Präſtigium des Sieges, des Ruhmes, der 
Gröge und der unerfhütterten Macht beftebt. Die Unverträglichfeiten werden erft durch ſpätere 
Greigniffe oder geiftige Agitationen fühlbarer hervortreten, nachdem nationales und flaatlidhes 
Zuſammenwachſen im Verlauf der Jahre nicht hat erzielt werden können. 

Bis ſtaatsunfähige Staaten der einen oder der andern Art dur neugeitaltende Völker: 
conflicte ihren natürlichen Umbau finden, und vamit vielleicht die Bevölferungen derfelben ihrer 
Auferftebung entgegengeben, muß unvermeidlich in diefen Bevölferungen, oder doch in den in 
volitiihem Bewußtſein fortgefchrittenen Klaſſen derjelben, das Misbehagen wachfen. Es 
Reigert ſich daſſelbe zu oft hoffnungs- wie ziellofen revolutionären Unternehmungen; oder ed 
erzeugt baffelbe, wie gewöhnlich unter dem Siege der Reaction nah abgeihlagenem revolutio— 
nären Sturme, jene Apatbie, die von der Gegenwart abgewendet, mit träumeriichen oder ſehn— 
übrigen Blifen am politifben Himmel die zufunftihwangern Wolfen verfolgt, ald ob je 
einen beifenden Deus ex machina plöglid enthüllen müßten; oder aber ed macht ſich ſolches 
Miébehagen im jenen Klagen gegen einzelne Erſcheinungen, Thätigkeiten oder Unthätigfeiten 
im Staatsleben Luft, wobei in der Regel, wie namentlid bei den Klagen gegen Bureaufvatie, 
das Somptom des Ubele für das Übel felbft genommen wird. 

Der Ausorud folben Misbehagens hat einen fehr verſchiedenen Charakter bei ven beiden, 
serüglih des Mangels an Staatsfähigkeit, unterſchiedenen Kategorien von Staaten. 

Bei Staaten von heterogener Zufammenfegung wird eine Nationalität als die vorberr: 
ſhende ſich geltend machen; Diftricte, Provinzen, ganze Känver deſſelben Staats, von andern 
Nationalitäten bewohnt, werden mit Mecht oder Unrecht als Gedrückte oder Unterdrückte ſich 
Tüblen. Diefe oppoſitionelle Stimmung hat natürlich ihre mannichfachen Grade ; die Negierung 
fann vieles thun ſie zu beichwichtigen ; bis vielleicht zur Verſöhnung; aber etwas davon — 
ein Unbehagen, ein Mistrauen — ein patriotifher Seufzer oder Wunſch — bleibt immer zu: 
rück. Hat diefe oppofitionelle Stimmung in einem ſolchen Landestheil einen hohen Grad er: 
tticht, ſodaß die Nationalen aller Klaffen fich der Negierung verfagen, dieſe ſowol zur Befegung 
der Amter mitteld Beamten von anderer Nationalität, ald zur Occupation mitteld Truppen von, 

anderer Nationalität genöthigt ift, dann wird natürlich der Druck um jo empfindlicher. Es 
erden dann vorzugsweiſe die „fremden“ Elemente die „fremden“ Beamten fein, welche zun 
Gegenftand ver Klage und felbit ver Verwünſchung werden. Sie kennen angeblich nicht des 
Landes Bedürfniß; fie verftehen nicht Landesſitte und Art; haben fein Herz für des Volkes 
Noth und Druck; find ihrer Nationalität und Natur nad) diefer Bevölferung antipathiſch — fo 
werden die Klagen, begründet oder nicht, lauten. Und wie wäre ed anders möglich, ald daß nicht 
bei ſolchem Bedürfniß Misgriffe, auch der wohlmeinendften Regierung, in der Auswahl ihrer 
Verfjeuge ftattfänden? Während die Bevölkerung der Provinzen befonderer Nationalität ſich 
uf fich felbft zurückzieht, gegen „die Fremden‘ ſich abſchließt, werden ſolche Beamte unvermeid— 
id mistrauifcher und ſchroffer in ihrem Betragen gegen das Volk; und was ihnen von diefem, 
Sean auch nicht ausdrücklich, zum Hauptverbreden angerechnet wird — daß fie feine Sym— 
dathie mit der allgemeinen Stimmung haben — gerade das, und vielleicht die Denunciation 
dieſet Stimmung, wird für fie zur Pflicht. 

In ſolchen Staatsverhältnifien gibt e8 gewiß Gebrechen der Verwaltung — welde den 
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Verruf der Bureaufratie mit einem Anſchein von Recht begründen; aber dad Hauptgebrecden, 
ein durch ihn unverbefferliches, ift der Staat ſelbſt in feiner Zufammenfegung. 

Von ganz anderer Natur iſt der Ausdruck des Misbehagens in unzulänglihen Staaten. 
Wenn es möglich wäre, daß allein durch väterlich-wohlwollende (patriarchaliſche) und ſelbſt ein- 
ſichtsvolle Berückſichtigung von feiten der Negierung und Verwaltung der Bedürfniffe un 
Intereffen des zahlreichiten Theils der Bevölkerung jedes Misbehagen in den ftaatlihen Ver: 
bältniffen entfernt gehalten werde — gewiß, in ſehr vielen deutichen Kleinſtaaten wäre dazu 
Fein Anlaß; und doch find ed gerade diefe Staaten, in weldyen im allgemeinen das Misbehagen, 
der Unmutb, der Gel ander Beamtenwirthſchaft, in den an Bildung höher ftehenden Kreiſen 
jowol als bis tief in die unterften Schichten hinab, am meiften verbreitet ift, in Klagen gegen 
Bureaufratie laut wird, und zu Zeiten den herbiten Ausprud gefunden hat. Will man auf di: 
Fragen: wie das gekommen, da doch fonft die Negierungen und Verwaltungen vieler Kleine 
ſtaaten alle Anerkennung gefunden hätten? ob ſolches Misbehagen nicht die Folge augenblid- 
licher, nody nachzitternder Aufregung und Misleitung fei? eine erihöpfende Antwort finden, ic 
muß man fich die Entſtehung und innere Entwidelung diefer Kleinftaaten überhaupt, und ins: 
befondere mit Rückſicht auf den heutigen Verwaltungszuftand vergegenwärtigen, und es ſei 
geitattet, darauf einen Blick zu werfen. 

Es ift unvermeidlich, daß die Schickſale ver Staaten inihrer fpätern Entwidelung, von ihrem 
Urfprunge, und von der Natur der Mittel, mit welchen fie auferbaut wurden, beeinflußt werden. 
„Nicht Die Begebenheiten, fondern die Meinungen über die Begebenheiten erregen die Gemütber 
der Menſchen.“ Durd zunehmende Verbreitung der Kenntniß der Nationalgeihichte und durch 
unfere täglichen politifhen Erlebniſſe prägt es fi immer mehr ein, daß die heutige Vielbeit ver 
deutihen Staaten, die erite Begründung der jegt fouveränen Einzelftaaten, Feine That bewuß— 
ten, nationalen Schaffungstriebes, fondern eine ſolche des allmählichen, bewußtlojen Geſchehen— 
lafiens im Zuftande der Unmiündigfeit des Nationalgeiftes, der freilich unter jo vielen Vor— 
mündern zu lange gedauert bat, war; daß Feine rühmliche Gefammtanftrengung der Nation 
fie evichuf; fein ftolzes Bewußtfein nationaler Schaffungsfraft jih an ihr Dafein knüpft. Wie 
tapfere Thaten auch, und mie weife Staatöflugheit immer, der fpätern Gntwidelung und dem 
Wachsthum einzelner diefer Staaten Glanz oder Firniß verleihen mögen, in dem Gedächtnis 
der Nation wird der Ruhm des einen Staats immer ungertrennlih fein von der nationalen 
Trauer über die dadurch erzielte Demütbigung des andern, und über die Einbuße ded Ganzen, 
auf deſſen Koſten ver erfte gewachſen it. Es find nicht dies die Thaten ver Vorfahren, melde die 
Nahkommen begeiftern können, zum Nacheifer jpornen und die Liebe zum Vaterlande kräftigen. 

Baffen wir näher ind Auge, wie in deutihen Landen das, was wir. beute Verwaltung 
nennen, ſich allmählich entwidelt hat, jo müffen wir natürlid von dem Reid, den einheit- 
lichen Reich deuticher Nation, ausgehen, und wir werden am beften zwei Perioden unterfchei: 
den: die erite bis zum Durchbruch der den Lehnsſtaat umftoßenden Staatöider; und die wei: 
teve von da ab Bid zu unſern Tagen. Die erftere wird und nur furz in Anſpruch nehmen. 

Das was unter Karl dem Großen als einheitlicher Regierungs- und Verwaltungsorganis- 
mus für das Neich beitanden hatte, war durch die fpätere Entwidelung des Lehnsſtaats abge: 
ſchwächt worden. Es bildete den Charakter des Lehnsſtaats, daß jede Gewalt lehnsweiſe von 
einem ſolchen beſeſſen werden konnte, der jie dann kraft eigenen Rechtes gegen Vajallen un 
Hinterfaflen als ein Höherer übte, während jeine eigene Vafallenfhaft over Unterwürfigkeit 
unter den, von weldem er ſolche Gewalt zu Lehn Hatte, durch das ausprüdliche Gelöbniß be- 
fonderer Treue und Wehrbereitihaft nad) erfolgtem Aufgebot zum Zuzuge ausgeſprochen war. 

Durch folhe Vertbeilung der Gewalt in Kirche und Staat entftand ein Subordinations- 
ſyſtem von Herrſchenden, bei welchem die Gewalt ver ftufenmeife übereinander ftehenven Obern 
gegen die Untern bei jeglicher Abſtufung nicht mehr die eines Öffentlihen Beamten, jondern 
Eigenthum des Obern geworden war, über das er, twie über anderes Eigenthum, diöponirte; 
daher er auch, folange er Feine Belonie beging, bei Ausübung der ihm verliehenen Gewalt Feine 
Einfprache oder Leitung von feiten eined Obern zu befahren hatte. Das was im Meich einem 
Staate gli, ging allmählid in das Privateigenthum über, und dad Neid beftand dann aus 
einer Anzahl weltlicher und geiftlicher Vaſallen, die zulegt allein noch im Unterwürfigfeitänerus 
zur Krone jtanden, nachdem fie die Freibeit aller, die nicht von der Unterordnung unter Diele 
Bafallen erimirt waren, confiscirt, und ih zu Vertretern derfelben, der Krone gegenüber, auf: 
geworfen hatten. 

Solange bei folder Einrihtung des Reihöregiments des Kaifers Beruf im Innern baupt- 
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fahlih darin beftand, Recht und Frieden zu handhaben und „einen jeven bei feinem Stand und 
Beien zu erhalten‘, infolange kannte man in Deutfchland, und auch in den andern europäifchen 
Lehnsſtaaten des Mittelalters dasjenige überhaupt nicht, was in unfern Tagen bei ver Regierung 
eined Kanded unter Verwaltung verftanden wird, und die Verwaltungsmaſchinerie mittel® 
Beamter mit beflimmten Wirkungskreis war dem frühern Lehnsſtaat fremd. Der Kaifer 
führte im 12. bis 14. Jahrhundert die Regierung des Reichs in hergebrachter Weife, nah Rath 
ver Reicheſtände. Auf Reihstagen wurden Gefege aufgerichtet und Beſchlüſſe über allgemeine 
Reibsangelegenheiten gefaßt, worunter die über Krieg und Frieden und über die Bepürfniffe 
der Kriegführung natürlid die dringendften und häufigften waren. Das Necht Privilegien zu 
ertbeilm und Reichslehne zu vergeben, übte der Kaifer ohne alle Einfhränfung ; im übrigen 
war ausgemacht, dan Fein Geſetz ohne Rath und Einwilligung ver Reichsſtände aufgerichtet 
werden möge. Zur Vorbereitung und Führung der das Reich betreffenden Angelegenheiten 
batte der Kaifer feinen ordentlihen Staatsratb, in welchem, folange er aus vornehmften durch 
Lehnsbeſiz und Meichsftandfchaft dazu bezeichneten Näthen beftand, der Erzkanzler (Erzbifchof 
und fpiter Kurfürft von Mainz) als erſter Minifter in geiftlihen und weltlichen Angelegen- 
beiten den Borfig führte. Später, nachdem diefe höchſten Staatsämter bloße Titel und Reichs— 
würde geworben waren, beftand der Staatdrath aus Räthen, die ver Kaiſer nach Gutfinden er- 
wählte. Auer Diefem Staatsrath waren Faiferliche Reichsbeamte die Pfalzgrafen ; und wenn 
ah Riſſi in der Bedeutung nicht mehr vorkommen, wie jnter Karl dem Großen, der durd fie 
eine wirfliche Verwaltung und Berwaltungscontrole über vie Grafihaften führen ließ, fo liegt 
8 do in der Natur der Sache, daß viele öffentliche Angelegenheiten, und namentlih Rück— 
prachen und Unterhandlungen mit einzelnen Reichsſtänden, durch befonvers ernannte Kom: 
miffarien aus der Zahl ver Hof- und Staatsbeamten beforgt wurden. Was aber die Aus: 
führung der Geſetze und Eaiferlichen Befehle innerhalb der Territorien betrifft, fo war diefe den 
Sandeöherren und Reichsvögten überlaffen, woraus folgte, daß die Yeitung der Geſchäfte nicht 
mehr in den Händen des Kaiſers zufammenlief, fondern ihre Einheit verlor. 

Das Wenige, was von innerer Verwaltung, ſucceſſiv der Gaue, Grafſchaften, Herzog: 
thümer, welche legtern dann allmählich wieder zu Grafſchaften und endlich zu Neichöterritorien 
werden, vorfanı, fallt unter den vormals fehr umfaſſenden Begriff von Jurisdiction, welcher 
aud eine gejeggebende Gewalt (Botmäßigfeit) in ficdh begriff. Nachdem die allgemeinen Volks— 
serbindungen in der Landesgemeinde, in denen in der eriten Zeit die Öffentlichen Angelegen— 
deiten und Brivatrechtöitreitigkeiten verhandelt und gefchlichtet worden waren, im Lehnsſtaat 
immermehr gelöft, und der Organifation der verſchiedenen voneinander getrennten, oder 
venigſtens durch feinen Organismus miteinander verbundenen Stände gemichen waren, wur: 
den, wie wol im allgemeinen angenommen werben kann, die Reichäterritorien, die ih nur all= 
nählic bildeten, die aber noch lange durch Verleihungen, Theilungen, Bererbungen hinſichtlich 
ibter Beſtandtheile flüſſig bleiben, und erft viel fpäter zu fefter Geſtaltung gelangen, in Gerichts— 
bezirke eingetheilt, welche natürlich auch Berwaltungsbezirkte waren. Diefen Gerichtsbezirken 
unterftanden Die Genten oder Gaue, während eine Gent oder ein Gau durch mehrere Dörfer ges 
bildet wurde. Die untern Verwvaltungseinrichtungen find in den Reichsterritorien bie fpät 
2a Ausbildung der vollftändigen Landeshoheit im wmeientlichen diejelben geblieben: Gin 
Dorf hatte feinen gewählten Gemeindevorfteher (Schultbeiß, Vogt), welder, unter Zugiehung 
von Shöffen, Richter in geringfügigen Frevel- oder Schuldfachen war und die Gemeinde⸗ 
angelegenkeiten zu beſorgen hatte. Wichtige Fragen und Streitigkeiten kamen vor die Gent, 
worin ein höherer Sandesherrlicher Beamter die Gentgerichtöbarkeit, gleichfalls unter Zuziehung 
von befonders gewählten Schöffen, verwaltete. Bon diefer Dorf: und Eentgerichtsbarfeit, und 
längere Zeit auch von ver Gerichtöbarkeit der obern Landesgerichte, waren aber eximirt und 
bildeten mit ihren Obrigkeiten gleihfam status in statu: 1) die Hinterfaffen und eigenen 
Leute der Stifter und Klöfter, welche legtern die ihnen kraft Privilegien ober Belehnung zu= 
tebende Gerichtöbarfeit durch ihre Vögte ausüben liefen; 2) vie Hinterſaſſen und eigenen 
!rute der Mitterfchaft, ſoweit der legten Eremtion ging ; 3) die ftäbtiihen Bürger und Schug= 
"mvandte, über welche die obere und niedere Gerichtsbarkeit in den früheſten Zeiten durch 
ferlihe Vögte oder Schultheißen ausgeübt wurde, bis fpäter die Räthe der beveutendern 
-tadte oder andere Berjonen durch Brivilegium oder Belehnung fie zu eigen erwarben; 4) Per: 
onen, Sachen und Güter, für welche, außer den vorftehenden, noch befondere Gerichte beftanden, 
"iz. B. geiftliche Berfonen und Güter, Lehnsfachen u. ſ. w. Da die deutſchen Kaifer in Ver: 
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leihung folder Gremtionen von der ordentlichen Territorialgewalt und Jurisdiction der Graf: 
ſchaft auch dann unbefchränft blieben, als die Landeshoheit in den Territorien ſchon bedeutend 
entwidelt war, jo wurden. diefe Eremtionen im 13. bis 15. Jahrhundert immer zahlreicher; 
nahmen aber dann mit der Ausbildung der vollſtändigern Landeshoheit ab, indem deren Be: 
ftreben darauf gerichtet war, fie verſchwinden und die verfhiedenen Stände landiäjlig zu maden. 
In der Vollendung diefer Operation des Landſäſſigmachens der höhern privilegirten Stände be: 
ftand weientlichder Sieg der vollftändigen Landeshoheit ver Landesherren auf Unkoſten der Faijer: 
lichen Regierungsgewalt, der etwa gleichzeitig erfolgte mit der feſtern Bildung der Reiche: 
territorien. 

Das wihtigfte Moment für Die Bildung der jet jelbftändigen deutihen Staaten liegt in 
dent allmählich hervortretenden Misverhältnifie, daß das mittelbare Reichsgebiet Die Regel und 
das lIberwiegende, bap dad unmittelbare Reichögebiet die Ausnahme, und dap die Subjection des 
mittelbaren Territoriums unter Kaiſer und Reich immer lofer wurde. Wir haben deu Folgen 
eine kurze Betrachtung zu widmen. Bei der vormals weltgebietend = hriftlichen Bedeutung der 
deutichen Kaiferfrone, und der daraus bervorgegangenen allzu großen Zerjplitterung der 
faiferlihen Pflichten und Intereilen, war es der unternebmendern deutſchen Kaifer gerin: 
gere Sorge geweien, das unmittelbare Reichsterritorium ungeſchmälert zu erhalten. Biel: 
mehr wurde e$ in der ruhmvollſten Blütezeit der Eaiferlihen Macht übel berechnete kaiſerlicht 
Politif, durd freigebige Belebnungen ſich mächtige und vermeintlich danfbare Vafallen zu 
ihaffen, von denen fie zu ihren Kriegszügen erfledlihen Zuzug und Hülfe erwarten Eonnten. 
Einmal im Beſitz jo großer Lehne, zogen es aber die dadurch mädtig gewordenen Bafallen 
und ihre Nachkommen der Mehrzahl noch dann vor, den Kaiſer bei feinen kriegeriſchen Unter— 
nehmungen jich jelbit und ver Hülfe feines treuern Anhangs zu überlaffen, oder ihren Zuzug 
auf ein geringited Maß zu befchränfen. Der angebliche Staat der Treue, der Lehnsſtaat, if 
thatſächlich der Staat der Untreue und des Verratbs geworden. Nachdem die Päpſte, in Ver: 
bindung mit den Kürten, Deutſchland zu einem Wahlreih gemacht hatten, benugten und mis: 
brauchten die legtern theild das Wahlrecht bei erlevigtem Thron, theils die häufigen Abweſen— 
heiten des Kaijers außerhalb des Reichs oder jonftige Verlegenbeiten veffelben, um ihre Terri: 
torialgewalt immermehr zu erweitern und immer unabhängiger von der faiferlihen Macht zu 
geitalten. Als aber die Kaifer aus dem habsburger und dem luxemburger Haufe ven Kebler 
der frühern Politik einfahen, war e8 bejonders das Glüd der Habsburger, durch welches das 
Streben derfelben, eine Entihädigung für die ihnen in den mittelbaren Reichsgebieten ent- 
ſchwundene Macht zu finden, zum tragiſchen Verhängniß für die jtaatliche Entwidelung Deutic- 
lands wurde. Bei der immer larer verftandenen Lehnsverpflihtung und Lehnstreue der Ba: 
fallen, und bei dem Bedürfniß des Neihsoberhauptes, eine ſicherere Unterlage für die Reichs— 
gewalt zu finden, ald fie der ausgeartete Lehnsnerus bot, fonnte die Reichsgewalt nur no 
in dem Maße, ald die Faiferliche Hausmacht überwiegend war, in Anjehen erhalten werben. 
Durch die Begründung einer ſolchen größern Hausmacht, mit dem Übergewichte, weldes fie 
verlieh, wurde die Kaiſerkrone bei ver Wahl weniger beftritten, und leichter thatſächlich erblich 
in den fo audgeflatteten Dynaſtien. Den Habsburgern aber fiel das in feinen Folgen für 
Deutihland verhängnißvolle Los zu, einen großen Theil ihrer Hausmacht allmählich außerhalb 
Deutfchlands zu erwerben. In dieſem Umftande Liegt ein weientlihes Scheidungsmoment für 
den Entwidelungsgang der deutihen Staatenbildung von dem in den andern mittelalterlichen 
Lehnsſtaaten. 

In Frankreich, Spanien und England erſtarkte wiederum, bei ven Ausgang des Mittel: 
alterd, Die Macht des Reichscherhauptes, indem diejed von den gewaltigen und gewaltigſten 
Vaſallen die Macht zurüceroberte, melde die Gentralgewalt eines Reichs immer weniger ent- 
behren durfte; und der Einigungstrieb der Nationen unterjtügte fräftiger die auf Goncen- 
tration der Macht gerichteten Anftrengungen jener Kronen. Zuerft in Frankreich war ſchon 
unter Ludwig XI. die Bahn eröffnet worden, die dahin führte, daß die nationalen Kräfte unter 
der föniglihen Gewalt mehr zufammengezogen wurden. Auch in England war kaum fpäter, 
nach) den Bürgerkriegen der Nothen und Weißen Nofe, diefe Erftarfung der föniglichen Gewalt 
unter Heinrich VIIL. entfchieden; obgleich hier die Territorialmacht der Vajallen niemals Die 
Ausdelmung gewonnen gehabt wie in ven Feudalftaaten des Gontinentse. Schon Wilhelm der 
Groberer hatte die Amtsbezirke und die Baronien ſcharf voneinander getrennt gehalten, wodurch 
die Grafſchaftsgerichte, d. h. die Gerichtäbarfeit des Könige, während der ganzen fpätern Ge— 
ſchichte Englands erhalten geblieben, niemals von einer Feudalgerichtsbarkeit der Barone ver: 
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drängt worden waren; ſodaß aud in biefem wichtigen Bunfte das, was dem nationalen 
Intereffe entiprad, dort glücklicherweiſe ſchon in die Wiege des Staats gelegt war. In Spanien 
endlich Hatten fi um biefelbe Zeit Kronen und Macht auf den Häuptern von Ferdinand und 
abelia gleidfam gehäuft. 

Der Proceß der Goneentration, aus welchen dieje nationalen Einheitsſtaaten mächtig her— 
vorgegangen waren, ging wefentlid jo vor fh, daß Neichögebiete, die mit den deutichen mittel 
baren vergligen werden fonnten, nad) Unterwerfung oder jonjt Befeitigung der vermittelnden 
Seudalherren, der Sache nah unmittelbared Reichögebiet oder eigentliches Kronland wurden. 

Anders in Deutſchland. Mit den großen außerorbentlihen Eroberungen des Haufes Habe: 
burg verminderte ſich für die Kaifer aus dieſem Haufe das Bedürfniß, durch Ginigung und 
Zujammenziehung ver nationalen Kräfte im Innern, mitteld Beihränfung der zu mächtigen 
Vaſallen, zu erftarfen. Auch mochte das nicht anerkannte Erbrecht auf den Kaifertbron und der 
Jortbeſtand, wenigftend dem Princip nad, ver Wahlmonarchie den Neiz zu folder Anftrengung 
und den nahhaltigen Antrieb abſchwächen, Die damit verbundene Gefahr zu laufen, Karl V. 
war ber legte Kaiſer, der, bei feiner gropen Macht, Beruf gehabt hätte, die einigende und 
zuſammenhaltende Neihögewalt in den mittelbaren Neichöterritorien zu kräftigen und das 
Subjectiondverhältnig der legtern wiederherzuftellen. Aber feine Macht war zu groß, um nicht 
zur Abwehr die äußerften Anftrengungen nicht Glos der Reichsſtände, fondern der europäifchen 
Staaten bervorzurufen, deren größere Unabhängigkeit dadurch bedroht war; auch wiegte er 
üch zu ſehr ſelbſt in feinem Machtbewußtfein, um das Bedürfniß zu fühlen, die bereits befeftigte 
Landeshoheit feiner deurihen Vaſallen planmäpig zu erjchüttern. Auch ohnedies fonnte er 
die Erreichung feiner wejentlihen Zwede gefihert glauben. Seine Herrihaft in Deutſchland 
trug zu jehr den Charakter einer Fremdherrſchaft an fi, um von dev Nation, aud) wenn er ji 
ernftlich in fold reftaurirender Abſicht an fe gemender hätte, Unterftügung zu mäßiger Cen— 
tralifation der nationalen Kräfte erwarten zu fünnen; und mehr noch zerjegend und feiner 
Herrſchaft widerſtrebend wirften bereits Die veligiöfen Wirren. Endlich und hauptſächlich aber 
war e3 ibm weniger um Stärfung der deutſchen Faiferlihen und Reichsgewalt ald im all: 
gemeinen um dad Übergewicht feiner Weltmonardie zu thun, und die Angelegenheiten des 
Deutihen Reichs blieben ihm dabei Nebenſache. Für feine mindermächtigen Nadfolger im 
Reich war e& bereits zu ſpät, auf eine planmäßige Beihränfung der Landeshoheit in den mittel: 
baren Reichsterritorien zurückzukommen. Durd die Unbeftändigfeit des Kriegsglücks, durch 
das religiöje Spaltungsmoment in der Nation, und durch die ftaatliche und nationale Ver: 
ſchiedenheit des die kaiſerliche Hausmacht bildenden Länderbeſtandes wurde daher die Politif 
der Nachfolger Karl's V. auf den deutihen Kaiferthrone in Bahnen gelenkt, welche von denen 
ganz verjieden waren, die von den andern aus mittelalterlihen Lehnöftaaten ſich empor: 
arbeitenden nationalen Kronen eingeihlagen worden find. Statt den rehtlihen Anſpruch 
auf die kaiſerliche Machtvollkommenheit über das gefammte Neichögebiet zu behaupten und von 
neuem zu beleben, afjimilirten jle fi den andern Neihsfürften und Landesherren als erbliche 
Reichsfürſten; löften ſterreich und die übrigen in ihrem Beſitz befindlichen Reichslehne, mehr 
noch als es ſchon durch die alten Privilegien der Oſtmark geſchehen war, vom Deutſchen Reiche 
ab; entzogen es, ſoweit es noch weiter möglich war, der doch von ihnen repräſentirten und nach 
dem neuen Geiſt des Zeitalters unſchwer erblich zu machenden Reichshoheit, und zogen vor, die 
Reichslehne ſtatt als deutſche Kaiſer vom Reiche lehnbar, lieber als Landesherren von Oſterreich 
ſouverän zu beſitzen. Indem ſie bezüglich ihrer Reichslehne dieſelbe Politik befolgten wie die 
untergeordneten Reichsſtände, nämlich ſich vom Reiche ſo unabhängig als möglich zu machen, 
begaben ſie ſich des nur ruhenden Anſpruchs auf die kaiſerliche Machtvollkommenheit über alles 
Reichsterritorium gleichſam förmlich; das Intereſſe eines Herrſchers über Oſterreich wurde dem 
des berechtigten Herrſchers über Deutſchland vorgeſetzt; ſo tief war die deutſche Kaiſerkrone im 
Anſehen geſunken! Die Verwandlung der vom Haufe Dfterreich beſeſſenen Reichölehne in 
Kronland erſchien viefem Haufe, bei ver Zerrüttung der Reichsverfaſſung, deren Reform damit 
aufgegeben war, un jo gebotener, ald fie die Vorausfegung wurde zu einer mehr flaatlihen 
Einigung der deutſchen Beiigungen mit den außerdeutſchen, von ihm bereitd mit fouveränem 
Recht beſeſſenen, und dev jo heterogenen Arten von Territorialbeiig zu einem Ginheitäftaate. 
Mit dieſer Politik trat der öfterreihiich = deutihe Kaiſer ald Reichsſtand ganz in daſſelbe Ber: 
bältnig zum Reiche, wie darin die gefürfteten Bafallen über mittelbares Reichsterritorium ſtan— 
den, und nur no die über das Reich geftreuten Reichsſtädte und die politifch wenig mehr be= 
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deutende, theilmeife verarmte, und gleich dem landſäſſigen Adel zahlreich ven Reichsfürſten vie: 
nende reihäunmittelbare Nitterſchaft, waren bie legten Überbleibfel der Reichsunmittelbarkeit, 
und der Erinnerung an ein vormaliges ſtaatliches Deutſches Reich, welche bis zum förmlichen 
Untergang veffelben ihre Exiſtenz frifteten. 

Unferm Gegenftande näher rüden wir durch Die Befprehung der, Natur der von den Reicht 
fürften allmählich erworbenen Landeshoheit, deren Erwerbung den Übergang bildet zu der Selb— 
ſtändigkeit ver deutfhen Einzelftaaten; und indem wir und wefentlich in unfern Aufftellungen 
auf Eichhorn's „Deutſche Staats- und Rechtsgeſchichte“ ftügen, können wir und um fo Fürzer 
faflen, und kommt e8 und nur darauf an, den Faden feftzuhalten, Der Ausdruck „Kandeshoheit” 
ift erft jeit dem MWeftfälifchen Frieden gewöhnlich und bezeichnet einen Inbegriff von Necten, 
die keineswegs als nothiwendig zufanmengehörenve betrachtet wurden, vielmehr unter ver: 
fhiedenem Titel erworben und erweitert worden find. Das Fortihreiten in der Entwickelung 
der Landeshoheit wurde bedingt durch die Auflöfung der Gauverfalfung und die gleichzei— 
tige Veränderung ded Reichsheerdienſtes, durch die entfchiedene Erblichkeit in den Grafſchaften 
und Herzogthümern, und endlich durch die Auflöfung der legtern, mit denen am längften de: 
Begriff, daß fie ein Reichsamt feien, verbunden geblieben war. 

Noch im 13. Jahrhundert hatten, wenn auch die meiſten, doch nicht alle vormaligen Grafen 
die vollftändige Landeshoheit mit Fürftenamt, d. h. mir den Rechten des Herzogtbums bezüglis 
des Heerbannes; zuweilen fteht die alte Grafſchaft unter größern Fahnlehnen, alfo als Landſaſſe 
vom Herrenftand und mit unvollftindiger Landeshoheit. Hieraus ergibt ſich, daß die Stellung 
der verfchievenen Klaffen der Landesinfaffen gegen den Territorialheren mit Fürftenamt, der 
bald Landesherr genannt wird, ald eine, Sehr ungleihartige hergebradıt war, und man fan 
von da an, und bis faft an das Grab der Neichsverfaffung, folgende Stände in den Territorien 
unterfcheiden, deren damaliges Verhältniß heute noch in den Staats- und gefellfchaftlichen Der: 
hältnijfen der Ginzelftanten Folgen äußert: Landſaſſen find Prälaten, Herren, Ritter und Stätte 
Hinterſaſſen find die auf dem Gigentbum des Landesherrn, der Prälaten, des Herren-, des Rit— 
terftandes und der Städte Sigende. 

Diefe Territorialftände waren lange obne alle innere Verbindung nebeneinander geftanden, 
und ein Ganzes hatten fie nur dargeftellt, infofern fie, in verſchiedenem Grade der Gewalt eines 
gemeinlamen Landesherrn unterworfen, das Bedürfniß fühlten, ſich einander durch Ginigungen 
zu nähern. Diefe Ginigungen jpielen eine wichtige Rolle in der Entwidelung der Ginzel: 
ftaaten; fie bahnten dem Eingang der Staatdidee in den Territorien die Wege. Mit folden 
Ginigungen verfolgten die Territorialftände.den doppelten Zweck: theild ihre bergebrachten 
Rechte gegen Ufurpationen des Landesherrn durch vereinte Kraft zu fihern, da Schug von 
Reiche ſchwer zu erhalten war; anderntheild aber auch, um durch engere Verbindung mit ihren 
Landesherren und ihren Landedgenoffen, bei dem Aufbören aller unmittelbaren Verbindung 
zwifchen Reih und Territorialinfaflen, ih, gleihlam zum Erſatz, ein feſtes Zufammen: 
gehörigkeitöverhältniß zu begründen, und den Landesherrn zum Schuß des Territoriums gegen 
äußern Andrang durch Zufammenwirfen befler in ven Stand zu jegen. Aus ſolchen Ber: 
anlaffungen knüpfte ſich feit ven 14. Jahrhundert in ven meiften Territorien ein näberes Ver: 
hältniß unter den Territorialftänden, und gewöhnte fie, fih als Grnoffen einer Landesgemeinde 
(gemeine Landſchaft) zu betrachten. Als ſolche erwarben ſie ſpäterhin Rechte, die ſie ge— 
meinſchaftlich ausz wüben und zu vertbeidigen hatten; dadurd bildete fich ein gemeinfchaftlice: 
Intereffe, für tweldjed jie als Corporation zu handeln fähig und berechtigt waren. Diejenigen 
Stände, welde in einer folben Vereinigung felbftändig auftreten, bezeichnet der Ausprud 
„Landſtände“. 

Rechtlos zwar, im Verhältniß zur landesherrlichen Gewalt, war auch zuvor ſchon der Zu: 
ftand von feiner dieſer Klaffen. Auch vorher war der Landesherr bei der Ausübung feiner 
Zerritorialgewalt mannihfady an die Mitwirkung des Herrenftandes und der Nitterfchaft ae 
bunden; denn mollte er auf ihre Mitwirkung rechnen, jo mußte er fie zuvor für feine Abſichten 
gewonnen haben. Die Hinterjafien des Landesherrn und der Landſaſſen waren, ſowenig in 
ihren Dinglichen Verhältniffen als Grundbeiiger, ald in Beziehung auf die Laften, welche fie 
in ihrem öffentlichen Verhältniſſe zu tragen hatten, einer willfürlidyen Gewalt unterworfen. 
Die Städte befahen in ihren Stabtprivilegien, und die Ritterfchaft in ihrem Dienſt- und Lehns— 
vecht beftinmte Normen, wodurch ihre Stellung gegen ven Landesherrn begründet war; der 
Herrenftand kannte, wie er auch immer landſäſſig geworden fein mochte, Feine Verbinvlid: 
keiten außer feiner Lehnspflicht, und außer der, die placita feines fürftlichen Lehnsherrn zu be: 
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ſuchen; der Prälatenftand kannte Feine Verpflichtungen als ſolche, die aus der Vogtei entiprangen. 
Aber das Recht wurde oft durch die Gewalt gebeugt ; und dem Rechtsſpruch, wenn er gegen die 
Intereflen des Landesherrn ging, mochte leicht die Erecution fehlen. Dieſem Zuftande machten 
die Einigungen in größerm Maßſtab ein- Ende, die namentlich dur den Hinzutritt der Städte 
einen ganz andern Charakter angenommen hatten. 

&8 lag in der Natur der Landeshoheit, daß das Verhältniß der jämmtlichen Landeseinfaffen 

nad und nad in einem gewiſſen Umfange denjenigen näher gerüdt wurde, in welchem jich ur- 
ſprünglich nur die befunden hatten, welche auf dem eigenthümlichen Grunde des Landesherrn ge- 
ſeſſen waren, weil ſich die Landeshoheit ganz nach der Analogie der Grundherrſchaft ausbilvet ; 
dereinmallandjäflig gewordene Unterthan, wei Standes auch, allmählich zum verevelten Hinter: 
faften berabgerwürdigt wird. Die engere Berbindung der Territorialftände unter jich und mit dem 
Landesherrn Fonnte nicht begründet werben, wenn Bralaten, Ritterund Städte dem Landesherrn 
nit mehr Gewalt zugeftehen, als er vordem von Rechts wegen gehabt hatte, und befonders wenn 
he niht mehr an Xaften übernehmen wollten, als fie vordem getragen hatten. In den ſtürmiſchen 
Zeiten des 14. und 15. Jahrhundertö vergingen oft viele Jahre hintereinander in Fehden, welche 
die orkentlihen Einkünfte ded Landesherrn erfhöpften. Auch bei vielen Hofhaltungen ging mehr 
auf ald vordem, weil auch der Kleinere Territorialherr dem größern Fürften näher zu ftehen 
meinte als vormald, und dieſer wiederum mit dem Kaiſer wetteiferte. Der Aufwand wurde 
um jo größer, weil dur Handel und Gewerbe der Städte deren Wohlftand und damit ver 
Zurus überhaupt ftieg, ohne daß doch die Einfünfte des Landesherrn wefentlich vermehrt wor: 
ten waren. Die Städte zwar, je wohlhabender jie wurden, eröffneten dem Landesherrn eine 
augenblieflihe Duelle der Einnahme, indem jie Privilegien , die jie erworben , theuer bezahlen 
mußten; namentlich die Befreiung von Zöllen, wodurch aber aud) wieder eine nachhaltige Ein— 
nahme dem Landesherrn entging. Die niedrigen Zölle, die der Landesherr von andern Städten 
fort erhob, durfte er nicht willkürlich erhöhen. Allenfalls fonnte von dem Bauernftande, wenn 
er nur nicht unter dem Schuß anderer Landjaflen ftand, eine außerordentliche Bete eingefordert 
werten; denn wenn er aud ein Widerſpruchsrecht hatte, jofern die Bete nicht dem Herfommen 
gemäß, fo war er doch nicht zu wirflihem Widerſtand entichloffen und gerüftet. Übrigens lag 
ed natürlich im eigenen Interefle der Yandesherren, ihre ohnehin fhon gedrückten Hinterſaſſen 
nit zu überbürden und zum Äußerften zu bringen. Die Finanznoth wurde von den Landes: 
berren in der Regel erft empfunden, wenn viele Schulden aufgehäuft und ein großer Theil ver 
Einfünfte verpfindet war, und dem Landesherrn nur übrig blieb, Pralaten, Ritter und 
Städte um eine Hülfe anzufprecen. 

Die Verwilligung derjelben erfolgte van, und zwar entweder, wenn ſchon bei einer frühern 
Veranlaffung eine Vereinigung der verſchiedenen Stände jlattgefunden, in einer Verſamm— 
lung der Perſonen, welde zu diejer gehört hatten; oder wo es noch an einer Vereinigung 
fehlte, Eonnte es geſchehen, daß der Landesherr mehrmals mit einer jeven Klaffe, und zwar mit 
den Städten jogar einzeln unterhandelte, ohne daß eine Vereinigung dadurd bewirkt worden 
wäre; oder der Landesherr rief wol ſelbſt alle Stände, die er zu fragen ſich verbunden hielt, 
zufammen; oder enblid, es traten die Stände, die einzeln bei frühern Berwilligungen die 
Bufigerung erhalten hatten, daß fie nichts ſchuldig geweien jeien und fortan mit Beten ver: 
ſchont bleiben jollten, von ſelbſt in eine Einigung zufammen, in der fie ſich zuſicherten, ſich gegen: 
teitig zur Handhabung ihrer Rechte und Freiheiten Hülfe leiften zu wollen. 

Das Ginigungsrecht hatten ordentlicherweiſe alle Stände, die in dieſe Verbindung traten, 
und war die Genehmigung des Landesherrn für die Ginigung wünſchenswerth, fo fehlte es 
nicht leicht an günftiger Gelegenheit fie zu erlangen. Wenn man ihm neue Steuern verwilligen 
foflte, mußte er die frühere Verbindung, die alten Rechte und Freiheiten beftätigen, oder die neue 
Ginigung gutheißen, felbft unter ausdrüdlicher Anerkennung des Rechts der Stände, jid dem 

Landesherrn widerfegen zu Dürfen, wenn er die eben zugeficherten Freiheiten verlege — ein Recht, 
an deffen natürliher Nehtmäßigfeit übrigens , nad) den Grundfägen des Feudal- und Fehde— 
tet, ohnehin Fein Menſch zweifelte. 

Beſtand erft eine Einigung diefer Art, jo Famen neuermworbene Landestheile immer dazu, 
wenn fie felbft vorher noch in feiner geftanden hatten. War aber für dieje ſchon früher eine ſolche 
begründet gemefen , hatte ihre Verfaſſung ſchon eine gewiſſe Feitigfeit, fo behielt fie gewöhnlich 
ihre Fortdauer, mußte vom neuen Landesherrn ausdrücklich beftätigt werber, und diefer hatte 
dann mehrere Landſchaften. . Do war die Vereinigung im ganzen für die Gorporation und 
den Landesherrn voriheilhaft, und es erſchien in verjchiedenen Fällen ver Eorporation ald etwad 
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für ihre Nechte Gefährliche, wenn ihr drohte, bei einer Landestheilung getrennt zu werden 
Daber findet man ‚daß fie in ihr urkundliches Net aufnehmen ließen, feine Landestheilung 
dürfe ohne ihre Einwilligung gefchehen,, oder dad Land folle überhaupt ungetrennt beiſammen 
bleiben. Man fühlt durch, welches Band für den Territorialbeftand, welcher Kitt für die 
Staatenbildung darin lag. Wenn die vereinigten Stände fi auch anfangs nod nicht als eine 
gemeine Landichaft betrachteten, ſondern blos als eine Einigung, die für ihre Glieder zu forgen 
babe; und wenn fie auch Fein Bewilligungsvecht für andere hatten, weil in jenem Zeitraume allen 
ohne Ausnahme dazu die Vollmacht vom ganzen Lande fehlte, jo fühlten fie ſich doch nad un 
nach Fräftig genug, auch das Landesbeſte wahrzunehmen. Schon im Jahre 1355 zweifelten die 
Tüneburgifchen vereinigten Stände nicht, daß fie den neuen Landesherrn verpflichten fonnten, 
das ganze Land bei feinen Nechten und Gewohnheiten zu erhalten. Bald alfo hatten die ver: 
einigten Stände ein wahres Landeörepräfentationsrecht, was auch, ohne ein Bewilligungsred: 
für andere, beiteben fann. Die vereinigten Stände, weldhe, wie ſchon gefagt, gewöhnlich aus 
dem Pırälatens, Herren: und Ritterftande und den Städten beitanden, weil nur dieſe orbentlider: 
weife ein Einigungsrecht hatten, zu denen aber auch andere Beſtandtheile zugezogen werden 
fonnten, galten durch ihr ganzes politifched Verhältniß als die eigentlid vollbürtigen Staat: 
bürger, ald das, was in den Gemeinden die fchöffenbaren Leute waren. Ihre Verwilligungen 
konnten alfo als ein Beweid ver von dem ganzen Lande anerfannten gemeinen Laſt gelten. 
Aus der Natur der enger gewordenen Verbindung der verjchiedenen landſäſſigen Stände ging 
die Notbwendigfeit hervor, ein Befteuerungsrecht ded Landesherrn, zum Zweif der Deckung 
ber gemeinen Laſt, anzuerkennen, und Eraft diefed fo anerfannten Beſteuerungsrechts erhob 
der Landesherr die verwilligte Steuer auch von denen, die fie nicht felbit bewilligt hatten. 

Aus alleven geht hervor, welch wichtiger Wactor der Landeshoheit, ald deren Träger ft 
mit erſcheinen, die vereinigten Territorialftinde waren. Je mehr die Beftandtheile eines Yan: 
des zu einem Ganzen zuſammenwachſen, um fo mehr erweitert fich die Landeshoheit zu einer 
wahren Staatögewalt, die ald eine Öffentlihe Gewalt im Neiche mit der föniglichen in die 
Schranfen tritt. Es gab feine Grenze, die der gemeinfchaftlihen Autonomie des Kandesherm 
mit feiner Landſchaft gefegt war, ald die Verpflihtungen gegen Raifer und Reich. Die in 
der Goldenen Bulle in unbeſtimmten Ausdrüden erweiterte Landeshoheit der Kurfürſten fan 
endlich allen Fürften zugute; die urfprüngli einzelnen Landsherren verliehenen privilegia de 
non evocando mehrten ſich, und die Faiferlihen Reſervatrechte in den Territorien befchräntten 
fich zulegt auf das Unbedeutendſte. 

Wie jehr aber auch die Landeshoheit auf dieſem Wege ſich entwicfelte, immer war le nur 
ein Inbegriff einzelner Rechte geweſen; und eine Theorie der Landeshoheit, aus welcher die 
einzelnen Rechte ald nothwendig derſelben entfließend betrachtet werden könnten, ließ ſich nic 
aufitellen. Nah, und bis in die Zeit des Dreißigjährigen Krieges binein, war die Landes— 
boheit, ihrem Umfang und Charakter nad, auch thatſächlich, mebr ein ausgedehntes Verwal: 
tungsrecht, ald daß ſie eine Staatägewalt, der das Verwaltungsrecht entflieht, begründet hätte 
Es ergibt ſich Died, wenn wir Die drei Hauptrechte der unabhängigen Staatögewalt: Heerbanr, 
Beiteuerungss und Geſetzgebungsrecht, ins Auge fallen. Der Heerbann wurde noch ala eine 
Verpflichtung lediglich für Kaifer und Reich aufgefaßt; und daß der Landesherr auch gegen 
Kaifer und Reich ven Heerbann aufgerufen bätte, ſolche Felonie war jetzt noch ohne Beiſpie! 
Wie ed mit dem landesherrlihen Veſteuerungsrecht beſchaffen war, ift oben erörtert worden 
Geſetzgebung, die vollftindig weder in dem Graffhaftsreht, no in dem alten Herzogtbum, 
folglich aud nicht in der Landeshoheit lag, konnte zwar ver Landesherr mit der Landichaft üben 
aber doch nur in befchränftem Umfange, und Die allgemeinen Rechtönormen nicht allein, ſondern 
auch die Polizeioronungen, mit melden Namen man alles bezeichnete, was man von gefeglicen 
Anordnungen nicht zum bürgerlichen over Strafrecht, noch zu einem herkömmlich benannten 
Zweige der Öffentlichen Gewalt zu ziehen wußte, gingen noch innmer von der Reichsgeſetzgebung 
aus, oder wurden wenigſtens nur von ihr erwartet, nicht von der Territorialhobeit. In dieſem 
Betracht waren nur die Städte in einer befondern, günftigern age. Wie denn überhaupt zwi: 
ſchen Reichs- und Landſtädten in der Verwaltung der Gemeindeangelegenheiten ein ſehr gerin: 
ger Unterfchied beftand, jo war auch die Landſtadt, obgleich fie fi der Landſchaft, d. b. der Ber: 
einigung der Territorialftände nicht entziehen konnte, doch durch ihr Autonomierecht in den Stan! 
gefegt, ihr bürgerliches Recht fortzubilden, wovon fo viele fHädtifche Weisthümer zeugen, umt 
auch Polizeigefege zu machen und Polizeieinrihtungen zu treffen. Bid zum Dreifiglähriger 
Kriege alfo war, auch in den größern deutihen Reichsgebieten, ſelbſt ver Gedanke noch nicht auf: 
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getaucht, daß man ſolchen Bedürfniſſen, allenfalls auch ohne ven Kaiſer, durch Geſetzgebung in 
den Territorien abhelfen könne. Vielmehr machte ſich das größere Bedürfniß nach Polizel— 
ordnungen erſt mit dem Durchbruch der beſſern Giviltfation fühlbar, als deren Frucht der durch 
Kaiſer Marimilian I. begründete Landfrieden erſcheint. Was von Polizelordnungen die ältern 
Reichsgeſetze enthielten, wurde feit dem Reichsabſchiede von 1500 ufammengeftellt und vermehrt, 
und aud der Revifion diefer Verordnungen entjtand 1530 die erfte Reichspolizelordnung, weiche 
auf die nämliche Weife nad) und nach vermehrt und 1542 und 1577 in verbefferter Geftalt pu- 
blicirt wurde. Den Reichsſtänden wurde zwar bei mehreren Gegenftänden die genauere Be— 
ſtimmung der anfgeftellten VBorfhriften und überhaupt nachgelaſſen, dieſe nach jever Kandes- 
gelegenbeit zu ermäßigen; aber in ihren weſentlichen Beftandtheilen follten fie doch als unab— 
änverliche Norm für die Handhabung der Volizei in jedem Lande dienen. Selbft fpäter, ald auf 
den Reichstagen nichts Werentliches mehr für Reichspolizei geſchah, fiel die Polizeigefeggebung 
nicht überall der Territorialgetwalt anbeim, fondern wurde für die meiften kleinern Territorien, 
deren PBolizeianftalten ohne Afforiation und nahbarliche Mitwirkung nur mangelhaft fein konn— 
ten, durch die fortwährenden Kreistage gelibt, die ein Neihsverwaltungsorgan und um fo wid: 
tiger waren, als gerade bie meiften Eleinern Territorien bis zur Auflöfung des Reichs zu 
ſolchen Zwecken in ven Reichskreiſen aſſociirt blieben, 

Died war der ſtaatsrechtliche Zuſtand der deutſchen Reichsgebiete, vor und nach der Ent— 
mirfelung der vollftändigen Landeshoheit bis zur Neligionstrennung. Mit diefen Ereigniffen 
trat ein entſcheidender Mendepunft in der deutichen Staatenentwicelung ein; es änderte fi 
damit das innere und äußere Verhältniß der einzelnen deutſchen Territorien. Nach innen wurde 
die Macht der Landesherren eine abfolutere; nach außen eine vom Kaiſer und Reich fo gut ald 
unabhängige, jelbftändige, fouveräne. , 

Wir betrachten zunächſt die geänderte Stellung der Neihsftinde zu Kaifer und Reich. 
Zwar hatten die Landesherren durch den Weftfälifchen Frieden — wenn auch die franzöfifche 
Nedaction des Friedensinftruments die Landeshoheit mit „Souverainete” überfeßte, bezüglich 
des Umfangs der Landeshoheit Fein neues, urkundliches Recht erworben; aber der Sinn, in 
welchem man nad den neueften Thatfachen das Hergebrachte anerkennen ließ, bezeichnete deſto 
deutlicher die Entwickelungsſtufe, auf welcher ich die Yanveshoheit befand. Während eines 
Jahrhunderts, in weldem alle größern Reichsſtände faft ununterbrochen in völferredhtlichen Ver: 
bältniffen, gleih ven fouveränen Staaten Europas, eine Rolle gefpielt hatten, war bet jenen die 
Landeshoheit immer unverbedter zur felbfländigen Staatsgewalt entwickelt worden. Die Reichs— 
Hände verlangten daher, bei Abfaflung des Friedensinſtruments, Feine ins einzelne gehende 
Erklärung über ihre Landeshoheitsrechte, und der Kaifer wollte, ungeachtet der Souveränetäts- 
politif, welche die Vorfahren als Erzherzoge von Ofterreih und Kurfürften von Böhmen in ihren 
Reichöterritorien, ganz der der andern Reichsfürſten ähnlich, ſeit lange befolgten, ſich doch nicht 
dazu verfteben, feine Nefervatrechte in den Territorien auf einzelne, unbedeutende Gerechtſame 
beichränfen zu lafien. Während daher die Reichsſtände fi damit begnügten, ihr Mitwirkungs— 
reiht bei ver Verwaltung der Neihsangelegenheiten genau beftimmen zu laffen, gewannen dieſe, 
die Mitreirfung der Reichsſtände bedingenden Gegenftände, über welde auf Reichstagen be- 
fhloffen werben follte, einen folben Umfang, daß für die „kaiſerliche Machtvollkommenheit“ fein 
Raum mebr blieb; obgleich, je weniger ſie thatfächlich noch beftand, von jegt an fie um jo mehr 
in den Faiferlichen officiellen Emanationen betont wurde. Die Reichsverbindung wurde — 
nicht allein thatſächlich, in Rückſicht auf die größern Neichöterritorien, fondern überhaupt, bei 
veränderter Verfaſſung — da nad der Stellung, welde dem Corpus Evangelicorum im 
Reichstage gewährt war, in gewiſſen Fällen Stinnmenmehrheit nicht mebr entjiheidet — zu einer 
blos förderativen Bereinigung. Die Neihsverfammlung, obgleidy permanent geworden, war 
bles noch eine diplomatiſche Conferenz; Reichsſtände erſchienen nicht mehr perſönlich, fondern 
durch Geſandte. Die Permanenz der Verſammlung gewährte dem Kaiſer den Vortheil, die 
mindermächtigen Stände gegen die größern leichter vereinigen zu können; den Reichsſtänden 
aber den, ohne große Koſten in beſtändigem diplomatiſchen Verkehr untereinander zu bleiben, 
und mit dem Kaiſer über Reichsangelegenheiten verhandeln zu können, ohne die Berufung eines 
Reichstags erwarten zu müſſen. Indem die faiferlihen Rechte bei ver Reichöregierung jegt 
allerdings mehr in er Reitung ver Reichsgeſchäfte beftanden,, weldye mit Zuziehung ver Reichs— 
fände, oder wenigſtens der Kurfürften zu verwalten waren, fo flimmte ed doch, wenn aud; mit 
der Politik der meiften Neichäftände, voch keineswegs mit dem Recht, daß partieulariftifche Hof: 
publiciften num die Theorie verfochten : das höchſte Imperium ftehe vem Kaifer und den Reichs— 
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ſtänden gemeinihaftlid zu; alle Reichshoheitsrechte, welche nur mit Einwilligung ber Reichs⸗ 
fände auf den Reichstagen ausgeübt werden könnten, ſeien, in ihrer Anwendung auf das Terri⸗ 
torium eines Neihöfürften, Nechte der Landeshoheit. 

Mit der Verminderung der Geſchäfte der Reichsregierung hielt aber die Erweiterung des 
Wirkungskreiſes des Landesherrn gleichen Schritt, und die Landeshoheit begründete jegt nict 
mehr blos ein territoriales Verwaltungsrecht, jondern war eine Landeöregierung geworben. 
Was ſodann die Territorialmacht der Neihäftände betrifft, fo mag ed den deutſchen Fürſten zu 
keiner Zeit an Neigung zur Autokratie gefehlt haben; doch trafen zur Zeit der Religionsſpaltung 
eine Reihe von Gründen zuſammen, welche dad Streben aller Negenten, und auch der deutſchen 
Reihsfürften nad) abfoluter Gewalt begünftigten. 

Wir haben ſchon oben erwähnt, wie zuerft in Frankreich, und zwar ſchon unter Ludwig XL 
die Bahn eröffnet worden war, die dahin führte, daß unter Lockerung ded Feubalverbältniffes 
die nationalen Kräfte unter der königlichen Gewalt mehr zufammengezogen wurben. Gr hatte 
begonnen, durch Lift und Gewalt ſowol die Macht der großen Vaſallen, als auch die mädtige 
Selbftregierung der großen Städte zu brechen oder zu befhränfen. Als.Ludwig XIV. zur Re 
gierung fam, war diefer Proceß vollitändig beendigt; der Widerftand Hatte aufgehört, und es 
blieb dieſem König nur übrig, die neue Maſchinerie der abjoluten Gewalt noch gefügiger ein: 
zurichten, wozu der Cardinal Richelieu ſchon bedeutend vorgearbeitet hatte. Seit Ludwig AIV, 
bezeichnet dad Beſtreben aller größern nicht blos, ſondern auch Eleinern Machthaber in Europa, 
die abfolute Gewalt zu erftreben oder feftzuhalten, den Charakter der europäiſchen Staats: 
entwidelungen. Die Nahabmungsjudt des franzöfiihen Weſens befhränfte jih an Den an: 
dern Höfen nicht auf Mode, Sitte, Sprade, und nicht blos der Sinn für die franzöſiſche Kite: 
ratur wurde da gepflegt, fondern aud die franzöfifche höchſt despotiiche Negierung wurde das 
Vorbild ebenfo ver Höfe ald der in diefer Richtung gewählten Staatömänner. 

Die politifchen Ereigniffe waren ebenfalls derart, daß die Regierungen auf ein willfürlicheres 
Durihgreifen hingewiefen wurden. Die ſtehenden Heere, bei foridauernd kriegeriſchen und mit 
Gewaltthat ſchwangern Zeiten, bei ganz veränderter Heerverfaflung und Kriegführung,, bei ge: 
ftiegenem Bedarf der Höfe, forderten größern Aufwand, aber auch neuzuſchafſende und zu be 
lebende Thätigkeiten, um Hülfsquellen zu entdecken, zu fördern und für Die Staatögewalt ergiebig 
zu maden. Hinderniffe, die fi) den Negierungen dabei entgegenftellten, mußten bejeitigt werben, 
Die landftändifche Berfaffung ſelbſt gehörte zu den Einrichtungen, die in den Formen und in dem 
Geifte des 15. Jahrhunderts noch fortbeftanden, ohne daß eine gehörig organifirte Theilnahme 
des Bolfd an den Staatögejchäften damit verbunden gewefen wäre, Während unter der alten 
Feudalherrſchaft die innere Staatdaction wejentlid in einem Pactiren mit den Ständen über 
die Bedürfniſſe des Staats und feines Oberhauptes beftanden hatte, und die Ausführung bed 
vertragsmäßig Weitgefegten der Selbfiverwaltung der Stände theilweife überlaffen blieb, jo 
hatte jich jet diefe Selbftregierung des Volks, wie fie in den Kormen der Affociation und Gor: 
poration ausgeprägt war, ald ungenügend erwiefen und überlebt. Die Regierungen, je 
thätiger fie waren, wirften um jo entichiedener gegen diefe, und der Widerftand, ven fie dabei 
fanden, ließ faum etwas Anderes ald willfürlihes Durchgreifen übrig. Sollten dieſe Formen 
erhalten und dem Bedürfniß entfpredhend entwickelt werben, fo fonnte dies nur bei engerer Ver: 
bindung unter den verfchiedenen Klaffen, aus melden die alten Territorialftände zuſammen— 
gelegt waren, und bei verftärfter Theilnahme an den Megierungsangelegenheiten von feiten dei 
dritten Standes geſchehen, dem, während er ſelbſt munbtodt war, das Tragen der Staatslajten 
von den privilegirten Klaffen hauptſächlich zugejhoben wurde. Vor allem aber mußten die 
privilegirten Stände eine freiere Anſicht der politifhen Verhältniffe gewinnen; nicht blos 
das Intereffe ihres Standes, fondern das ded Ganzen ins Auge faflen; einen entſprechenden 
Theil ver Laſten jelbft übernehmen. Daß ſich die englifche Ariftofratie in ähnlicher Lage dazu 
aufgeihwungen hat, dadurch mit wurde dort die Selbftregierung gerettet und hat jenen Zuftand 
beifpiellofer Wohlfahrt des Reiche eingeleitet, der zwar nicht den Neid, aber die Scham der an: 
dern Nationen über die verfäumten Gelegenheiten hervorrufen muß. Giner folden Umgeſtal— 
tung war in Deutichland die Politik der erimirten Stände, die nur auf Erhaltung jchleht be: 
gründeter Privilegien ging, ebenfo fehr entgegen, ald die Räthe ver Landesherren geringen 
Antrieb empfanden, die Stände auf dieſe Bahn zu leiten. Jenen war ed bequemer, die willfür: 
lich gemaßregelten und berabgefommenen Stände, bis zu dem Augenblid, mit welchem jie ſpäter, 
unter Aufhebung der Steuerfreiheit und andern Privilegien, ganz befeitigt wurden, einſtwei⸗ 
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len als eine Behörde fortvegetiven zu laffen, die zur Repartition und Erhebung der nun nicht 
mebr zu verweigernden Steuern gut genug waren. 

Nachdem die Zuverficht und der Geift aus den alten Formen gewiden, wurden fie von den 
zur Standihaft Berechtigten felbjt vernadläffigt, und erfchienen zulegt nur noch als läftige 
Mabner an eine ebrenvollere Zeit. 

Ebenſo lag es in der natürlichen Verbindung der Greignifle und der Bedürfniſſe der neu— 
entjtandenen Staaten, daß, wo noch Städte übrig geblieben waren, die zwifchen den Landſtädten 
und Reichsſtädten in der Mitte ftanden, dieſe fchon innerhalb ver nächſten Zeit nad) dem Weft- 
fäliſchen Frieden durch Gewal der Waffen der Landeshoheit vollftändig unterworfen wurden. 

Nicht jein Geiſt, aber doch das Bedürfniß des Proteftantismus hat auch dieſen und feine 
Klerifei in der Zeit des Kampfes um den Boden, auf dem er fteht, in Deutſchland zum Begünz 
Riger der abjoluten Fürſtenmacht geflenipelt, und diefe Tradition ift in ihrer Wirkung nad: 

baltig geblieben. Sowie der Proteftantismug für dag jus reformandi der zu ihm übergetretenen 
Landesherren in die publiciſtiſchen Schranfen trat — für das vorgebliche Recht nämlich der 
Landesherren, in ihren Ländern in Religionsſachen eigenmächtig Ginrichtungen zu treffen und 
gleichſam den Glauben ihrer Unterthanen zu beftimmen — von weldem Gebiet des Lebens, 
des öfentlihen und ‘Privatrecht, hätte wol dann noch ihre Eigenmacht ausgeſchloſſen fein fol: 
len! Die Theorie von der bilhöflihen Gewalt der proteftantifhen Landesherren, Die in ven 
Zeiten der Reformation Propaganda machte, hat ihre Macht zu ſolchen Eingriffen gefteigert. 
Gegen die Gonjequenz des Schlufles, daß, was auf geiftlihem Gebiete ald ihr Recht proclamirt 
werde, auch auf weltlichen Gebiete es fein müſſe, ließ fich nicht viel einwenden. Das fürftliche 
Streben nah Autofratie wurde dadurch verallgemeinert. Es ftand, wie wir eben geſehen haben, 
das reformatorifche Beſtreben auf firhlihem Gebiete in engem Zufammenhange mit refor: 
matoriichen Ideen auf politiihem. Der Lehnsſtaat hatte ji überlebt, und ed mußten neue 
Staatsformen an die Stelle treten. Der MWeftfäliihe Friede war für beide Richtungen faum 
ein Waffenftiliftand. Die neue Staatdidee hat in vdenjelben Windeln gelegen mit der Refor— 
mation, wenn ſie aud zunächſt mehr auf thatſächlichem Grunde, aus dem politiihen Macht— 
bedürfniffe in Zeiten beitiger Gabrung, der Barteiung und begonnenen Ummälzung fi ent: 
widelt bat. In den Folgen aber trat die Staatdidee viel unmittelbarer mit der quaestio status 
an die Staateneriftenz heran, als jelbft die kirchliche Reformation gethan hatte; mit der Frage 
nämlich, wie fich die in Deutſchland meiſtens ſehr zufällige Thatſache der Exiſtenz der Einzel— 
ſtaaten zu der Möglichkeit der Verwirklihung der Staatsidee verhalte? 

Mit der Forderung auftretend, daß ein verbindendes Ginheitöprincip beitehen müſſe, um die 
bisher unzufammenhängenden Stände zu gemeinfamen Anftrengungen zu befähigen, und mit 
tiefer Forderung der Autofratie der Herrſcher in die Hände arbeitend, Fonnte fie den Staats— 
bäuptern nur lodend fein; aber proteusartig nahm ſie in ihrer weitern Entwidelung andere 
Geſtalten und Ausdehnung an. 

Wir Haben fhon früher auf die Mannichfaltigfeit der Meinungen über ven Inhalt der mo— 
dernen Staatsidee hingedeutet. Wir haben fie hier nicht zu begründen, unterſcheiden aber für 
unjere pragmatifchen Zwecke das ziemlich Unbejtrittene von dem Beftrittenen, 

Für unbeftritten halten wir, daß die Staatsidee nad) ihrem erften rohen Umriffe einen Or— 
zanismus forderte, wodurd die Stände und Staatäbeftandtheile, die, im Lehnsſtaat zerjegt und 
voneinander gehalten, mit eigenem unverbundenen Organismus zu Staaten im Staate gewor: 
den waren, wenn auch nicht geeinigt, doch unter einer Höhern Autorität verbunden würden ; dab 
fie ich aliv entwickelt Habe im Gegenfage zum überlebten Lehnöftaate; und ed ſchwächt diefen Ge— 
genfag nicht ab, wenn einzelne Staaten unjerer Zeit, und vielleicht gerade diejenigen unter Dies 
fen, melde die Staatdidee am vollfommenften verwirklichen, England nämlid, einige Kormen 
und Traditionen des alten Lehnsitaatd, gleichſam wie finnige Arabesfen, ſich erhalten haben. 
Wenn in alten Lehnsſtaate eine Hierarchie von übereinander ftehenden Inhabern ber Gewalt 
beftand, welche den ihnen lehnsweiſe übertragenen Antheil von Gewalt, Exaft eigenen erblichen 
Rechtes, und mit feiner andern Verantwortlichkeit nad) oben, ald daß das Herfommen nicht ver— 
legt werde, ausübten, fo peftulirt die Staatsidee die Machtvollkommenheit eines Staatdober: 
bauptes, das die ganze Staatsgewalt ald ein unveräußerliches Recht in ſich vereinige ; nicht um bed 
Herrſchers, ſondern um der Herrſchaft willen, und damit die gemeine Wohlfahrt, der Zwed aller 
Staatögewalt, dadurch gefördert werde. Von dem Staatsherrſcher, wer er auch fei, müſſen alle 
Staatöfunctionen auslaufen, und die Verantwortlichkeit dafür nach ihm zurücitrömen. Wenn 
im Lehnsſtaate die hierarchiſch übereinander ftehenden Inhaber ver Gewalt ihren Gewalts— 
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antheil als Eigenthümer befaßen, über welches fie frei disponiren konnten, fo tft die Dele— 
gation von Gewalt, joweit jie nöthig, nad der Staatöidee eine foldhe, von welder der damit 
Beauftragte jeden Augenblick, nad den Willen des Staatsherrichers, wieder entfleidet werden 
kann; und die er im Nanıen des und mit Berantwortlichfeit gegen den Staatsherrſcher ausübt. 
Menn der Lehnsſtaat das herkömmlich individuelle Recht und den individuellen Willen alt 
das Höchſte betrachtete, das auf Geltung Anfprud Habe; vom Staate lediglih den Schuß des 
Herfommens, und daß jeder bei feinem Stand und MWefen erhalten werde, forderte, Die Be- 
fugniffe ver Berechtigten nicht bezweifelte, jih auch gegen Höhere mitteld eigener Macht oder 
£raft des Vereinigungsrechts, durch Selbfthülfe zu [hügen und dem, was in den Anmuthun— 
gen des Höhern ihm unbillig over ungebührlich erſchien, ih gewaltfam zu entziehen; fo Tegt 
die moderne Staatsidee die Pflicht de Staats, die allgemeine Wohlfahrt zu handhaben und zu 
befördern, über das individuelle Recht und über den individuellen Willen, infofern diefe der all: 
gemeinen Wohlfahrt entgegenftehen, und fragt nur nach der Berechtigung des Urtheils darüber: 
was und welche Opfer des individuellen Rechts und der perfönlichen Freiheit die. allgemeine 
Mohlfahrt erfordere; es verlangt die moderne Staatsidee, daß der innere durch den Staat zu 
garantirende Friede durch Selbfthülfe nicht geftört werde; daß das etwa flreitige Recht des In: 
dividuums im Staate einen andern Richter und Garanten finden müſſe ald das eigene Urtheil 
und die eigene Macht des dafür Streitenden ; daß dem Staatsherriher eine phyſiſche Macht zu 
Gebote fteben müſſe von foldem Gewicht, daß fie jeden Miberftand, der ihr von- feiten ver 
Unterthanen entgegengejegt werden fönnte, zu überwältigen und ven öffentlihen Frieden zu 
handhaben im Stande ift. Wenn im Pehneftaat ein abgeftuftes Unterthansverhältniß beftand, 
bei welchem jeder Gemwalthaber in der Lehnshierarchie feine perfünlih ibm zu Treue verpflid: 
teten Vaſallen und Hinterſaſſen befaß, welche legtern er ald mundtodt vor dem Höhern oder 
vor der Neihögewalt zu vertreten hatte, jo kennt die Staatöidee nur einen allgemeinen und 
gleidhartigen Untertbanmerus zum Staatäherrfher, ſetzt ein allgemeines Staatöbürgerthum 
voraus, deilen Berechtigung zwar aus Staatsrückſichten eine graduirte fein wird, weldyes aber 
unvereinbar ift bamit, daß ein ganzer Stand als mundtodt von erblich berechtigten Vorgefegten 
tem Staatäherrfher gegenüber vertreten werde, 

Dies etwa wird ver unbeftrittene Inhalt der Staatsidee, ſchon bald nad) ihrem erften Auf: 
tauchen gemwejen fein, und ed wird kaum einen Staatsherrſcher jener Zeit gegeben haben, ver ſich 
nicht ihrer infoweit bewußt oder unbewußt bemächtigt und fie zu feinem Vortbeil auszubeuten 
verfucht Hätte. Anders freilich verhält es jich mit denjenigen Folgerungen, die erft fpäter aus 
der Staatsidee mit mehr oder weniger Recht entwicelt worden find. Als folche Folgerungen, 
von denen wir glauben, daß jie die Überzeugung ber gebildeten, patriotifhen und freiheits: 
liebenden Männer aller Nationen, befonders deren germanischen Stammes, im 19. Jabrhundert 
ausdrücken, wollen wir folgende hervorheben: 

Eine wahre Vereinigung der Stände und Staatöbeftandtbeile fei nicht durch blos mecha— 
niſche, gleihmäpige Unterordnung unter einen Staatöherrfcher, jondern nur durch organiſche 
Verbindungen und Ginrichtungen zu erwirfen. Mo die einigende Gewalt nur in dem Staats: 
herrfcher vorhanden fei, und von dieſem, wie von dem Mittelpunfte eines Kreiſes, ausſtrö— 
men foll, da werde fie um fo ſchwächer, je weiter fie ih von dem Mittelpunkte entferne und 
auseinander gehend fih in der Peripherie zertheile. Weder fein Auge nod feine Wiffenfchaft 
vermöge alles zu durchdringen, noch werde fein Urtheil immer das richtige fein. 

Die durch Gemeinfinn geleitete, Öffentlihe Erörterung werde am fiherften und in der Weife, 
die alljeitig am meiſten befriedigen könne, ven Weg und die Mittel finden, was der Wohlfahrt 
des Staats zuträglid fei; darum folle man Staatdeinrichtungen treffen, wodurch der Gemein— 
finn erzeugt, genährt und zu berechtigtem Ausdruck berufen werde. Nur ein freies, lebendiges 
Gemeinweſen erzeuge Gemeinfinn ; Freiheit fet die Lebensatmoſphäre des firtlichen Menfchen ; 
er bevürfe fie zur Verwirklichung ver höhern Menichheitsivee; und die Erfahrung lehrt, daß bei 
ber heutigen Gulturftufe und bei dem Zuftande von Europa die Freiheit ſchwer bei einer größern 
Ausdehnung der königliben Gewalt, die Ordnung ſchwer bei einer größern Beſchränkung der: 
jelben gewahrt werden könne; daß das Maß der einen und das Bedürfniß der andern weſent— 
ih durch die Normen der engliſchen Verfaffung beftimmt feien. Das Streben nad folchen 
Staatdeinrichtungen fei ein berechtigtes; beifer man gebe jie mit Maß in Zeiten, als fie werden 
unzeitig und dann wahrscheinlich auch ummäßig genommen, 

Der praftifche Zweck und die Aufgabe der politifchen Freiheit fei Selbftverwaltung in ver 
Gemeinde und Betheiligung der Birrger bei der Regierung. Eine durch Bildung und Wobl— 
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Rand fortfchreitend zu vermehrende Anzahl von Bürgern zum Vollbürgertbum zu befähigen, 
und zur Theilnahme an der Regierung zu berufen — mittelbar durch Nepräfentation, un- 
mittelbar durch Einfluß, Rath und Selbftthätigfeit in weitern und engern Kreiſen des gentein- 
famen Lebens — das werde die Aufgabe des Staats im Geifte unſers Jahrhunderts fein; 
eined Staats, der den Anſpruch Haben ſoll, nicht blos eine Rechtsanftalt zu fein, fondern eine 
Gemeinihaft für viele Zwecke des Lebens, wenn auch bei weitem nicht für alle, da viele ganz 
außer feiner Sphäre liegen. 

Ie mehr die Rorderungen der Staateidee zum Bewußtſein der Völker Famen, um fo un: 
abweislicher drängte ji die Frage nach der Möglichfeit ihrer Verwirflihung in den gegebenen 
Staaten in den Vordergrund. Um uns in diefer Beziehung die Gontinuität der Anſchauungen 
und ven Zuſammenhang zu vergegenwärtigen zwijchen jegt und vormals, müffen wir den gro- 

Ben Libergängen folgen der Entwidelung der Staatdidee in der Regierung der Territorien. 

Bir haben gefeben , wie im allgemeinen die deutſchen Ginzelftaaten entftanvden find. Nah: 
dem mitten im Sturm das Reich aufgehört hatte ein Staat zu fein, flüchteten fich die Bevöl— 
ferangen, zuerft nur in lofer Verbindung der Stände, und gleihlam in fortmährender Kriegs: 
räftung für alle Fälle, und gegen ihre eigenen fpäter felbftändigen Landesherren, unter das 
Wetterdach des territorialen Zuſammenhangs. Wefentlic fie, die Stände, fhufen viefen zu 
gemeinfamen Schickſalen mitteld ihrer Einigung fich erft geftaltenden engern Zufammenbang ; ' 

weniger um unter jenem Wetterdach Schug zu finden, ald um diefen ſich durch die Ginigung, 
unter der Kührung ver Fürften, wenn auch nur fpärlich, jelbft zu gewähren. An ver fpätern 
Entwidelung diefer Staaten zur Selbftändigfeit war die Theilnahme der Bevölferungen die 
der Refignation, nicht die des thatkräftigen, lebendigen, begeifterten Antheils. Dieſe Ent: 
wickelung ging Hand in Hand mit dem VBerluft alter Breibeiten, der, wenn er auch ein felbft- 
verfhuldeter der Bevölkerung oder einzelner Stände war, darum nicht minder fchmerzlich em: 
pfunden und nachgetragen wurde., Das Bewußtſein blieb bei den Bevölkerungen lebendig, 
und ed war ja auch augenfcheinlich genug, daß diefe unter dem Berfall des Reichs ausgebildete 
Selbſtändigkeit der Ginzelftaaten nur ein unvollfommener vorübergebender Zuftand fein 
könnte. Der MWeftfälifhe Friede erfannte bezüglich der Territorialboheit thatſächliche Ver: 
bäftniffe mehr oder weniger nur an, welche ſich unter den ſtürmiſchen Greigniffen des Dreipig: 
jährigen Kriegs entwidelt hatten. So ſehr durch ihn das Reich in feiner Gefammtverfaflung 
zu Tode verlegt war; bezüglich des Untertbanenverhältnifjes verfelben hatte ſich die Reichs— und 
Territorialverfaffung faum merflidy geändert; noch beftand nicht der nadte Gegenfag zwiichen 
Herren und Unterthanen, fondern e8 blieb eine mannichfaltige Abftufung herfümmlicher Unter: 
oxdnung, vom furfürftlihen Reichsſtand herab bis zum legten Ritter und freien oder unfreien 
Bauern. Bis gegen das Ende der Regierung Friedrich's II. behielt die Verfaffung und Ver: 
waltung der deutſchen Staaten ziemlich unverändert die Gejtalt, welche fie zun Zeit des Weftfäli- 
iben Friedend angenommen bat. Doh folgende Veränderungen müflen hervorgehoben werden : 

Die Neihsummittelbarkeit des Adels, der firhlihen Prründen und Stiftungen und ver 
Stäme beftand nur noch ald Ausnahme; die Landfäljigfeit ward weitaus die Regel. Diefe 
trat beionders in den mittelgroßen Territorien ein. In Öfterreich und in Brandenburg waren 
ihen früber ald in andern Territorien Adel, Städte und geiftlihe Stifter ohne Ausnahme 
lanriäflig geworden; und die fo geſchloſſenen Territorien fühlten ſich früher als jelbftändige 
Staaten; ein Bewußtſein, welches nun auch auf diejenigen Territorien überging, die unter ibren 
Fürften mit auswärtigen Kronen unirt wurden. Kleinere Territorien hatten entweder Feine 
reibsummittelbaren Enclaven, oder dad Compelle intrare war bei ihnen nicht mächtig genug. 

Das Recht der Stände und ihre Einſprache gegen Acte der Regierung wurden beftrittener und 
wirfungslofer ; ver Abſolutismus der Fürften, wenn auch unter ſchonenden Formen, thatſächlicher 
und allgemeiner, bis zur gänzlichen Nichtbeachtung und Übergehung der landſtändiſchen Inſtitu— 
tion. Dieſe Anderung trat in allen Territorien ein, welche Stände hatten. Sie war vorbereitet 

Dur das allgemeine Bewußtjein, daß die alten Formen der ftändifhen Ginigung abgelebt jeien 
und dem Bepürfniffe nicht mehr entſprächen. Es genügte nidt an der Bete, die man den 
Hinterjaffen auferlegen konnte, und die Stände ſahen das ein; fie wollten aber lieber, was fie 
Gewalt nannten, leivend tragen , ald das Rechte, wie ed den Bedürfniſſen entſprach, und von 
einem ftaatlihen Gemeingeift, wenn er beftanden hätte, dictirt worden fein würde, felbft mit 
beihließen ; und fo kamen die ſtändiſchen VBerfanmlungen in Abnahme. Ohnedies waren der 
niedere Adel und Bürgerftand während der Religionskriege (in DOfterreich namentlich durch die 
Gewaltthätigkeit, womit der weit verbreitet gewefene Proteftantismus verfolgt und ausgerottet 
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worden ift) gefhwäct und in vem Vermögen herabgefommen, die Spaltungen in vielen Terri⸗ 
torien geblieben und aus Einungen Parteiungen geworden. Unter ſolchen Umſtänden konnte 
Neubildung des ſtändiſchen Rechts und ſtändiſchen Anſehens nicht gedacht werden; der Verfall 
war natürlich. 

Eine weitere Änderung beſtand darin, daß die Regierungen der Territorialſtaaten ihre 
Regierungsaufgabe in einem umfaſſendern Sinne zu begreifen anfingen. Mit dem Ränvifchen 
Organismus fam aud die Selbftverwaltung der Stände, ihren Hinterfaffen gegenüber, in 
Abnahme. Sowie die Regierung felbft die Hinterfaflen der Grundherren befteuerte, und nicht 
mehr durch die Grundherren, die ſich dem jegt entzogen, befteuern ließ, tritt Die Landesregierung 
zu jenen Hinterſaſſen der privilegirten Stände in ein unmittelbares Verhältniß, das früher nicht 
beſtanden, und waltete auch ſchützend und ſich ihrer annehmend über ſie, wo ſie glaubte, daß 
dieſen Hinterſaſſen von ihren Grundherren zu viel zugemuthet werde. Damit bildete ſich ein 
Vertrauensverhältniß zwiſchen den Hinterſaſſen der Grundherren und der Regierung, welches 
nothwendig zum Mistrauensverhältniß zwiſchen den Grundherren ſelbſt und den Regierungs— 
agenten werden mußte. Aber auch in den andern Beziehungen ſteigerte ſich die Thätigkeit der 
Regierung. Das Reich hörte allmählich auf eine geſetzgebende Thätigkeit zu äußern; die 
Autofratie der Landesherren fragte nicht mehr nad) ſtändiſcher Mitwirkung zur Geſetzgebung. 

Wir ſahen, daß mit der Staatsidee, welche den Lehnäftaat überwand, aud) der Begriff der 
Staatdverwaltung ſich erſt gebildet hat; ald einer Initiative nämlich der Regierung zur Ent- 
widelung der Hülfsquellen des Staats und der focialen Vervollkommnung; als einer flaat: 
lichen Thätigkeit, weldhe die vormalige Selbftverwaltung der Gemeinden und Stände allmäh— 
lich zurüdvrängte; und wir fügen hinzu, daß diefem Begriff der Staatöverwaltung jpä- 
ter die der „Bureaufratie'‘ wie dem Fruchtbaum die Wucherpflanze entwachſen if. Doch 
war, was in der erften Zeit und noch im Zeitalter Friedrich's II. für die eigerfiche Apmini- 
ftration geihab, wol meiftens Verbeflerung ſchon beftehender Ginrihtungen. Im Wettftreit 
des mehr oder weniger erleuchteten Despotismus weltliher und geiftlier Fürften ergab ih 
nichtallein in vielen Territorien ein unleugbarer Kortihritt zur Erfenntniß der Quellen des 
materiellen Wohlſtandes, und der Bedingungen ihrer Blüfjigfeit; #8 wurden ſelbſt Künſte und 

ziſſenſchaft mit mehr Erfolg als früher angepflanzt; und unter der Pflege einer allgemeinern 
Bildung gewann das fociale Leben einen höhern Neiz. So mußte bei gänzlicher und hoffnungs— 
lofer Erfhlaffung der Reichseinheit die ftaatlihe Entwidelung größerer Iheilftaaten in ver 
That noch als ein Fortſchritt, ald eine humanitäre Wohlthat begrüßt werden. 

Melden Antheil an diefer Entwidelung der Stand ter bürgerliden Staatödiener be: 
fonderd in proteftantifhen Theilſtaaten hatte; wie diefer die collegialiihe Organifation der 
Verwaltungsbehörden begünftigte, darin feine Ihätigkeit aufſchlug, und wejentlich zum Be— 
förberer des patriardaliihen Despotismus der Neihsfürften in antiarifiofratifchem Sinne 
wurde, dad haben wir im eriten Abſchnitt dargethan; wie wir auch darauf hindeuteten, daß die 
rohe Stuatsidee in Frankreich gleih anfangs gewaltfamer aufgetreten fei ald in Deutichland; 
daß dort auf den überwundenen Lehnsftaat unmittelbar der reine Despotismus, nicht wie in 
Deutihland das mehr patriarhaliihe Wiltfürregiment folgte. 

Im Zenith jenes franzöſiſchen Despotismus hatte ſich das rohefte Verſtändniß der Staats: 
idee bis zu der Anſchauung verirrt, wonad alle Unterfheidung der verſchiedenen Klaffen des Volks 
durch eigenthümliche Rechtsverhältniſſe und Nechte ald Gebrechen bezeichnet, dagegen als höchſte 
Vollkommenheit der Staatseinrihtungen gepriefen werden: eine möglihft vereinfachte Ber: 
faffung und Verwaltung, bei welder die Öffentlihen Geſchäfte ganz allein in den Händen ber 
Regierung und ihrer Beamten lägen, die durch Feine mitwirfende Thätigkeit irgendwelcher be: 
fonderer Gorporationen bei ihren Beſchlüſſen over deren Ausführung gehemmt würden; und 
wobei die Unterthanen eigentlich nur ver Zahl nah, und niemals nad) Individualitäten in Bes 
tracht kommen. Dieje Anihauungen haben in Frankreich die Nevolutionen überdauert, und 
find in dem vote universelle von 2. Dec. 1852 wieder zu Tage gekommen. 

Was jedoch Deutichland betrifft, fo ſtehen wir vor der legten Bhafe der Entwidelung bis 
zu unfern Tagen. 

Unter der Herrſchaft jenes patriarhalifhen Willtürregiments in großen und kleinſten Theil: 
ſtaaten einer beſſern, unklar gedachten Zukunft entgegenharrend; fich hingebend dem Genuß 
einer gewährten Eurzen Friedenszeit und der eben reifenden Früchte eines entſprechenden foria= 
len Lebens; faum gewahrend, bei der Schonung der alten Formen von feiten der Regle— 
rungen, und bei der Erſchlaffung alles nationalen Bewußtſeins, die Veränderung, welche mit 
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ihr vorgegangen war; in folder Lage wurde die deutfche Nation endlich aus ihrer träumeri: 
fen Betäubung aufgefchredtt durch die Sturmglode der erften Franzöſiſchen Revolution, und 
durch die Folgen dieſes Ereigniffes, denen fie in ihrer erſten Verlaffenheit und Hülflofigfeit ſich 
nicht zu entziehen wußte. Schon war das linke Rheinufer und mehreres von der Macht 
Deutihlands verloren; das Reich aufgegeben und das nationale Band gelöft, die Gleich— 
berebtigung einer großen Anzahl vormaliger Reichsſtände der Vergrößerung einiger ihrer 
Mitftände geopfert; wohlerworbenes Necht als ein ver eben ufurpirten fouveränen Willkür 
biefer Mitftände zur Verfügung ſtehendes Berwaltungsobjert miskannt und michanvelt; 
Deutſchlands principielle Einheit zerriffen und feine Theile unter franzöſiſche Gewaltherrſchaft 
sebengt; die Hauptitaaten, auf denen die Hoffnung zur nationalen Wievererftehung berubte, 
mit bem Untergang bevrobt; da endlich fam die Befinnung und ver Rückſchlag! 

Der Deutiche Bund erfüllte nicht den von der Nation mit ihrem Blut erworbenen Anfprud 
auf Einheit; dieNapoleonifchen Gebilde fouveräner Staaten wurden mit derfelben Willkür, die 
fie erzeugt hatte, fanctionirt; alle Rechtskränkung, die fih daran fnüpfte, blieb ungefühnt. Die 
Entſchädigung und Verföhnung, die dafür geboten wurde, follte in einem andern Staaten: 
bimdnig ungleichartiger, bezüglich ihrer Machtſtellung gegeneinander eiferfüchtiger fonveräner 
Staaten gefunden werden; in der Verheißung, daß landſtändiſche Verfaſſung in den Ginzel: 
Raaten befteben folle; und in der endlichen Octroyirung oder Vaciscirung folder Verfaſſun— 
gen, bezüglich deren man ſich noch jegt darüber ftreitet: ob fie ftändiiche find oder nur fein kön— 
nen? ob fie nad dem Bundesſtaatsrecht repräfentative fein dürfen? 

Die Frage tritt nun heran: inwiefern durch die Berfaffungen der deutſchen Einzelftaaten die 
Staateidee, nach den Intereflen und Anſprüchen der verfchiedenen Stände, fowie dieſe aus der Ver: 
gangenbeitindie®egenwart hinübergetragen worden find und ſich weiter entwidelt haben, verwirk— 
licht ſei? und, infofern das nicht der Fall ift, welche Schuld die Staatsverwaltung davon trage? 

Diefe Fragen find fo viel umfaffend, daß es unfer Anfpruch nicht fein kann, hier darauf 
einzutreten; aber in diefen Fragen liegt auch, wie wir fhon im Gingange dieſes Abſchnitts be- 
merkt haben, ver fruchtbarſte Stoff für die mannichfaltigen Anfhulpigungen ver „Bureaufra= 
tie”, und foweit ed nörhig ift, um diefe würdigen zu können, wollen wir einige Beiträge liefern. 

Guizot, in feiner „Geſchichte der Givilifation in Europa‘ (14. Borlefung), jagt: „Es 
iſt ſchwer mit einiger Beſtimmtheit zu entwideln, was man unter Aominiftration in der Re: 
gierung eines Staats verſtehen foll. Jedoch, wenn man ed verfucht, ſich von diefer Thatſache 
Rebenichaft zu geben, fo wird man, wie ich glaube, erfennen, daß, unter dem allgemeinften 
Sefichtspunkte, Die Aominiftration in einem Ganzen von Mitteln beſteht, beftimmt und geichickt, 
ven Willen ver Gentralgewalt auf die möglichft jchnelle und möglichit fichere Weile nad allen 

Theilen des Staats gelangen zu laffen, und unter denfelben Bedingungen die Kräfte der Staats— 
geſellſchaft, ſei ed an Menfhen oder Geld, wiederum nad der Gentralgewalt auffteigen zu ma= 
Heu. Dies iſt, wenn ich nicht irre, der wahre Zweck, ter vorherrſchende Charakter der Adminiſtra— 
tion. Man ſieht daraus, daß in Zeiten, in welchen es vor allem nöthig ift Einheit und Ordnung 
in der Geſellſchaft aufzurichten, die Adminiſtration das große Mittel ift dazu zu gelangen; die 
unzuſammen hängenden, zerftreuten Beftandtheile einander zu nähern, fie zu verfitten, zu eini- 
gen. Dies fürwahr war das Werk der Adminiſtration Ludwig's XIV. Bis auf feine Zeit gab 
es nichts Schwereres, in Frankreich ebenfo wol wie in dem übrigen Guropa, ald das: die von 
der Gentralgemwalt zu gebenden Impulfe nach allen Theilen der Geſellſchaft durchdringen und zu 
Thaten werden zu laffen, und wiederum im Scoje ver Regierung die Machtmittel der Ge— 
ſellſchaft zu ſammeln.“ — ee 
Wir wollen hier über ven von Guizot fo aufgeftellten Begriff von Apminiftration, mobei 
auf die Gentralität der Regierungsthätigkeit dad größere Gemicht gelegt it, um jo weniger 
flreiten,, ald wir oben bereits gefagt haben, was wir unter Apminiftration verftehen, und als 
er ſelbſt zu fühlen jcheint, daf die von ihm gegebene Definition oder Umfhreibung die Sade 
nit erihöpfe. Denn wenn, wie er ausführt, die Givilifation, welche zu fördern der moderne 
Staat die Aufgabe hat, weſentlich in zwei Thatſachen befteht: in der VBernoflfommmung der 
Staatsgejellihaft und der des Individuums, fo würde bie Apminiftration, dieſes Ganze von 
Mitteln für die Action des Staats, wenig für jene Aufgabe thun Fönnen, wäre jie nur dazu 
beftimmt und gefchiett, ven Willen der Gentralgewalt und die von ihr zu gebenden Anjtöße, nad 
alten Iheilen des Staats gelangen und die Kräfte der Staatsgeſellſchaft nach der Gentralgewalt 
Hin wiederum auffteigen zu machen. Guizot bat gewiß recht, wenn er jagen wollte, daß hierin 
zu Zeiten ber vorherrichende Charakter der Adminiftation lag; nicht aber, wenn er fagte, daß 
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dies ihr „mahrer Zweck“ jei. Eine gleich weientliche Aufgabe der Adminiftration iſt ed gewiß, 
weife fürzuforgen und die Hinderniſſe zu befeitigen, damit die Kräfte der Individuen, auf denen 
die der Staatsgeſellſchaft beruhen, vieljeitig ih entwickeln und in den Taſchen ver Erwerber üch 
anfammeln fönnen, ehe ein Theil diefer Kräfte zur Beitreitung der Staatsbedürfniſſe nach der 
Gentralgewalt zu auffteigt. Schon die Regierung Ludwig's XIV. ſelbſt bietet unter den gegen— 
fäglihen Minifterien von Golbert und Louvois das leuchtende Beiſpiel dar, wie die Admini⸗ 
ftration, je nachdem fie ihre Aufgabe begreift, die Macht des Staats fteigern oder fie abnugen 
könne. Mehr zur Sache, nämlich zur Erklärung der der Adminiftration in den Entwidelunge- 
phajen der Staatsivee auch in Deutſchland gewordenen Aufgabe, dient die Bemerkung Gui— 
zot's: daß in Zeiten, in welchen es vor allem nöthig ift, Ginheit und Ordnung in der Etagıs- 
gejellihaft einzurichten, die Adminiftration das Mittel jei, die unzufammenhängenden und 
zerftreuten Beſtandtheile dieſer Geſellſchaft einander zu nähern, jie zu verfitten, zu einigen. 

Nicht unter gleichen Bedingungen und nicht mit gleichen Folgen für die Berbeiligten, bat 
in den verfihiedenen Staaten Deutſchlands dieje Einigung unter eine Staatögewalt ſtattgefun— 
den, welche vor allen eine gleichmäßige Unterordnung unterjie beanſprucht; ohne Unterſchied, ob 
das zu Unterwerfende nicht auf felbftändige oder autonome Grijtenz Anjpruc habe. Es wir 
und dem Ziele näher führen, einige Streiflicter auf die verfhiedenen Beringungen und Fol: 
gen zu werfen, unter denen jie ſtattgefunden hat. 

Die weſentlichſte Verfcievenheit diefer Bedingungen und Folgen berubten vorerjt in der 
Größe des Staatd, unter welchen die Unterordnung jlattgefunden hat. 

Der Bürger, in welcher Stellung er aud) ſei, der einem Staate angehört, welder in feiner 
Macht und Selbitändigkeit die Vorausſetzungen einer wirflihen Staatsfähigkeit trägt, wird ſich 
leichter, aud; bei den ungünftigften augenbliklihen Erfheinungen im Staatsleben, wenigitens 
der Zufunft getröftn fünnen. Iſt er zur Mitwirkung bei der Entwidelung des Staats beru— 
fen, jo wird ihm dieſer Wirfungsfreis ein hoffnungsvoller werden. Anders in Kleinſtaaten. 
Stein ?) jagt darüber: „Die Auflöfung Deutſchlands in viele fleine ohnmädtige Staaten 
hat vem Charakter ver Nation das Gefühl von Würde und Eelbftändigfeit genommen, das bei 
großen Nationen Madıt und Unabhängigkeit erzeugt, und hierdurch dad Gindringen fremder 
Sitten erleichtert; es hat ihre Thätigkeit abgeleitet von den größern Nationalinterejfen auf Flei- 
nere örtliche und ſtaatsrechtliche Verhältniſſe; es hat Titelſucht und das elende Treiben der Eitel— 
feit, Abſichtlichkeit, Ränke dur die Vervielfältigung der Fleinen Höfe vermehrt. Abgaben und 
Militärleiftungen find verhältnißmäßig in ihnen brüdender. Das Wohlthätige der Verwal: 
tung Eleiner Staaten, die genauere Rückſicht auf Örtliche und perfünlice Verhältniffe, ald in 
großen Staaten anwendbar ift, hätte können durch zweckmäßige Einrichtungen von ſtändiſchen 
Provinzial: und Municipalverfaflungen erreicht werben.‘ 

Aber das ijt nicht der einzige allgemeine Geſichtspunkt gegen Kleinflaaterei; jle macht in ven 
deutſchen Staaten jede Berfaflung auf monardifcher Grundlage problematifch, deren Ziel eine 
würdige politiſche Freiheit wäre. Sollte ſolche würdige politifche Freiheit in einem monarchiſchen 
Kleinftaat irgendwo beftehen, jo befteht fie, troß der Verfaſſung, durd befondere Gunft der 
Verhältniſſe. Was kann die jtändifche oder repräfentative Verfaflung, welche — unter wel: 
chem Namen auch — in den deutſchen Bundesitaaten bejtehen joll, anders bezwecken, als Die 
Gewähr politifcher Freiheit? Sie ſoll erreicht werden durd ein organiſches Zufaumenwirfen 
der Elemente der Gejellichaft, deren jedes feine beſondere Aufgabe hat, für die Wohlfahrt des 
Ganzen. Der Kampf der widerſtreitenden Intereffen, die nad) Ausgleihung jtreben, ift dabei 
förderlich, und felbft die Bildung der Barteien wird zu einem organifatorifhen Orbnungs- 
princip. Was aber in großen Staaten ver geregelte Kampf der herkömmlichen Parteien ift, 
wird in Fleinen Staaten, wo ſich ſolche Parteien nicht organifiren fönneu, zu einem erbitterten 
meift Fleinlihen Kampf gegen die Beamten, die Bureaufratie. Es fann feine natürlide Par: 
teienbildung geben, wo die Beſtandtheile ver Gefellihaft aus nem Gemeinweſen ſelbſt, für mel: 
es ſie zuſammenwirken follen, nicht herausgewachſen oder in dafjelbe nicht hineiugewachſen, 
und durd) dad Zufammenleben in diefem in das gegenfeitige Verhältniß gefommen find, welches 
ihre politiihe Berechtigung und ihr gegenjeitiges Verhältniß beſtimmt. Es muß ver Staat als 
ein naturwüchfiges Product diefes Zufammenlebens der verſchiedenen Beftandtheile der Geſell— 
haft betrachtet werden fünnen, um das ſich der Gemeinjinn aller Stände mit Liebe uud Opfer: 
willigfeit zu fharen vermag. An diefen Vorausfegungen gebricht ed in den meiſten deutjchen 
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Kleinfaaten, wie jie unter den unglücklichſten Gonjuncturen und verhängnißvollſten Einwirkun— 
gen faſt zufällig entitanden find. Die wünjchbaren Elemente zum Aufbau politifcher Freiheit 
find in ihnen entweder nicht genügend, oder im Misverhältuiffe zueinanner vorhanden. Ihre 
ziweifelbafte Staatsfähigfeit fann feine Quelle des Gemeinſinns fein, wie fie ein lohnendes 
Ziel für venjelben nicht in Ausſicht ftellen. Was geeinigt, unterworfen oder beerbt werden 
jollte, oder was zu neuem ſelbſtändigen Leben, einzeln oder durch Aſſociation, emporftrebte, 
widerſtand oder zeigte ſich ſpröde. 

Die monarchiſche Würde ſoll ein großer, und auf weitem Gebiete gleichſam ein ziger Vor— 
zug fein: ein eitler Titel. Was ehren und ſcheuen die Menſchen in ver Krone anders als den 
Inbegriff wirklicher Machtvollkommenheit, deren Symbol jie it! Friedrich der Große, von ber 
unzulängliden Macht feines eigenen, erſten königlichen Ahnherrn revend, jegt bei deifen Zeit— 
genoften folgendes geſunde Urtheil voraus: ‚I ne restoit des ressources à ce prince que 
ıenllure des titres, pour suppleer a lintrins&que de la puissance. Le bon sens du vul- 
gaire desiroit une augmentation de puissance avec une augmentation de dignite.” Schon 
haben weile Negenten Eleiner Bundesftaaten erfannt, dag ihre Territorien einer andern Er— 
ganzung zur Staatäfähigfeit und zur Befriedigung gerechter Anſprüche andie Staatsidee bepürf: 
ten, als das eigene Verfalfungsleben und das gegebene Bundesverhältnig zu bieten vermögen. 

Ter Adel mit feſtem Grundbeſitz bat, als politiſche Inftitution, feine Hohe Bedeu: 
zung. Gr muß aber dem Staate durch Urſprung oder Intereffe angehören, um ald Element der 
jelbitändigen Staatdentwidelung gelten zu fönnen, und feine politifchen Rechte müſſen im Inter- 

eſſe des Staats und zur Beförderung des gemeinen Beiten bemeifen fein, Gin Staat, aus defjen 
politiihen Bopen ein naturwüchſiger Adel durch Auszeihnung und unabhängigen feiten Beſitz 
nicht hervorſproſſen fann, der bedarf auch feines Adels ald politifcher Inftitution. Wäre eine un: 
sorbenflibe Dauer der Fleinen Staaten Deutihlands denkbar, fie würden einen naturwüchſigen 
Adel, deijen Anſehen und Einfluß gefhichtlich begründet fein muß, nicht bejigen, höchſtens einen 
Hof und Maitrejfenadel. Stein fagt: „Der Adel, der ver Stolz und die Stüße großer 
DMonarhien ift, gedeiht in einem Eleinen Staate nur kümmerlich: ift er reich, fo wird er ein 
Gegenſtand der Sceeljudt, wo nicht des Fürſten, doch feiner Umgebung; ift er arm, jo eröff— 
ner ſich feine Ausjichten zu feinem beſſern Sein; er darbt, verfümmert und erliſcht.“ 

Der Boden, in weldem der deutſche Adel feine Wurzeln bat, iſt das Neid, das für die 
Beſten, fie mögen rückwärts oder vorwärts bliden, die berechtigte Sehnsucht bleibt; oder Diejer 
Boten finder ſich in Theilftaaten, deren Bedeutung eine weltgejchichtliche it. Für ein deutiches 
Reih würde eine Pairdfammer leicht zu bilden fein; ſelbſt ſchon für das heutige Preußen war 
ihre Bildung ſchwierig, und ed wurden Beſtandtheile darin aufgenonimen, welde, in folder 
Zahl, ald dahin ungehörig eriheinen, der politiſchen Inftitution einen unverftändlichen Cha— 
tafter anfränfeln, den Adel verhindern, ſich als eine Gorporation zu geftalten und zu fühlen, 
und ber Aufgabe, die ihm zufommt, in würdiger Weife fid) zu unterziehen. 

Der Adel in den meiften deutichen Staaten iſt keine den Verhältniffen dieſer Staaten ent: 
waßjene politiiche Inftitution, jondern ein aus der Vergangenheit in fie hineingetragenes 
Zeugnis, daß jie jo nicht beſtehen ſollten. Nicht allein betrachtet jih der kleinſtaatliche Adel 
ſelbſt, ſchon nad) dem Gebot der Selbfterhaltung, als ein dahin nicht geböriger Beſtandtheil, dem 
die Fleintaatliche, feinen Erinnerungen wie feinen Intereifen widerſprechende Rolle gewaltfans 

aufgenöthigt wurde ; — wejentlich und im allgemeinen behandelte man ihn aud) jo. 

Wenn unter ber Reichsverfaſſung ein Iheil des Adels aud in Fleinern Territorien land: 
Jäflig wurde, jo geichah das im Berhältnif des Fleinen Bejiges ded Apelichen, der feine Anſprüche 
herabftimmen mußte, zu der Macht eines Landesherrn, die Schuß, vielfah auch Nang und Brot 
gewährte. Da vie perjönlihen Vorrechte und das grundherrliche Verhätniß verſchont blieb, jo 

war der Gewinn des lanbjäfjig gewordenen Adelichen oft größer als feine Einbuße formeller 
Selbſtändigkeit; dieſer hatte gleihfam nur den unmittelbaren Lehnsherrn gewechfelt. Diefes 
Berbältnig änderte ji aber zum Nachtheil des Adels, ald nad dem MWeftfälifchen Frieden, bei 
ih fortentwidelnder Staatsidee, unter dem Einfluß des demofratifch gefinnten, bürgerlichen 
Staatödienerfianded, deſſen Standespolitif im erften Abſchnitte charakteriſirt wurde, auf Be— 
ihränfung der Vorrechte des Adels und auf Verbefferung ver materiellen Lage feiner Grund: 
bolven auf Koiten des Adels bingearbeitet wurde, Sowie man anfing, die bergebrachten 
Rechte des Adels für ein Hinderniß der Entwidelung der Staatsidee zu betrachten, deren Ver- 
wirfiihung man damals in der gleihmäßigen Unterordnung aller Stände unter die Staats: 
gewalt ſuchte, erfannte auch der Adel in ver Entwidelung der Kleinftanten zur Selbſtändig— 
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feit eine Gefährdung feiner Standesintereffen, und von da an ftebt der Standesgeiſt des Deut- 
fchen Adels, gleihlam corporativ, gegen die Theilftaaten-Souveränetät in einer wirfungs: 
lofen Oppojition, wodurch ſich in der Behandlung des Adels von feiten der Staatöviener eine 
Politik ausbildete, die der Klage des Adels gegen Bureaufratie reihlihe Nahrung gewährte. 
Mittels der Rheinbundsacte wurden bis dahin felbftändige Reichsſtände unter Fürſten 
mebiatilirt, die nicht viel mächtiger gemwejen waren als die Geopferten, und diefe zum hoben 
Adel des fo vergrößerten Landes herabgedrückt. Das Territorium der Mediatifirten war zwar 
ein die Macht des Souveräns verftärfender, dieſem willkommener Zuwachs; aber einmal in 
Befig genommen, erjchienen Die Bedingungen des Erwerbs, die den Meviatifirten gewähr— 
leifteten Rechte nämlich, den Enthuſtaſten der gleichmachenden Staatdivee ald unerträglice 
Anomalien, und diefelbe Politik, welche dem niedern Adel wehe that, trat auch dem hoben ent: 
gegen. Niemand fonnte ernftlih glauben, daß unter jolhen Verhältniſſen ein jo berab- 
gedrückter hoher Adel, zum Theil in Länder geftellt, in denen früher nicht einmal Raum und 
Boden für einen niedern Adelgemwefen war, die Stellung zum Lande und zum Souverän, Dieman 
ihn gemacht hatte, in anderm Sinne verftehen werde, ald infomweiter ji ver Gewalt fügte, und 
als infoweit e8 feinen augenblidlidyen Intereflen zufagte. Niemand denkt daran, daß diefer hohe 
Model alseine dem Bedürfniß des Landes entfprechende politifche Inftitution, und als ſolche zur Be: 
förderung des gemeinen Beſten bejtehe ; ammenigiten denkt fo diefer Adel jelbit. Seine Intereſſen 
boffen nothwendig auf eine andere politische Zukunft, der das Stantengebilde, dem fie geopfert 
worden find, ſelbſt zum Opfer fallen müßte; denn der kleine Staat bietet dem Mediatifirten weder 
einen entfprechenden Wirfungsfreis im öffentlichen Keben, nod den nachgeborenen Söhnen eine 
Laufbahn; einem der größern deutſchen Staaten wird er enger verbunden fein als dem Fleinen 
Souverän feiner Standeöherrihaft. Später zwar hat fi die Lage der Mediatijirten den Re: 
gierungen gegenüber gebeſſert. Theils follte ver Art. 14 der deutichen Bundesacte den Media 
tijirten und der vormals reihsunmittelbaren Ritterichaft einen Zuftand gewähren, der ite „vor 
der Willkür‘ fiherte, mit welcher fie während der Zeit des Nheinbundes behandelt worden wa: 
ven; theils ſchloß fich ver Adel, ald die Nepräfentativverfaflungen eingeführt waren, im Mis— 
verftündniffe feines wahren Berufs, in großer Mehrheit ver Widerſtandspartei gegen die 
Gonfequenzen jener Berfaffungen an. Aber wie die politiihen Rechte den Meviatijtrten von 
Staats wegen nicht in der Überzeugung gewährt worden jind, daf das in dem Maße dem ge: 
meinen Beten und Intereſſe des Staats entfpreche und danach bemeilen fei, jondern Darum, 
weil ihr Anſpruch ein völferrechtlih gewährleifteter ift und in Nücjichten begründet, welche der 
ehemaligen Stellung der Mediatifirten im Neiche und der Gewalttbat entnommen find, die über 
fie verhängt wurde, und die man wohlfeil fühnen mochte, — ebenſo galt auch jene Unterftügung 
der Regierungen von feiten ded Adels, in der Neactionspolitif gegen die Verfaffungen, nicht 
fowol den Intereflen ver Regierungen und der Selbitändigfeit per Staaten, denen fie eingefügt 
worden find, jondern ed galt jene Unterftügung der unglücklichen höhern Politik, welche damals 
maßgebend die Einzelſtaaten leitete, und deren ſelbſtändiges Verfaſſungsleben in Frage ftellte. 
Man kann vielmehr täglich die Erfahrung machen, daß fich der hohe Adel in ven Kleinftaaten 
dem Berfaflungsleben dieſer Staaten, wovon er die perjünlihe Betheiligung unter feiner 
Würde hält, entzieht; die Ausübung feiner politiihen Rechte ſieht er für facultativ an, und ver: 
fteht ih dazu, ſoweit fie in feinen Intereſſen liegen ; ein Pflichtbewußtſein gegen das Fleinftaatliche 
Gemeinweſen fommt dabei nicht in Betracht. Wie fie ih auch wechlelieitig brauchen mögen, 
und welhen Wechſel darum die Behandlung der Stanvesherren von feiten der Negierungen der 
Kleinftanten und ihrer Agenten bisher ausgelegt war — der Kleinftaat wie der hohe Adel in 
ihm find beide von dem Bewußiſein durchdrungen, daß fie nicht zueinander gehören. Einen 
Staat im Staate, wie er nah den Rechten der Meviatifirten befteht, Fann am wenigften der 
Kleinftaat vertragen, dem es an eigener Staatsfähigkeit gebricht. Die Grfenntniß, daß der Me- 
diatiltrte dem ganzen Fleinen Staatsweſen feinen Intereifen nah ein Widerfacher fein müſſe, 
bleibt ald Bodenjag aller Negierungsfreundlichkeit. Mit viefer Hindeutung ftehen wir vor 
einem der bedeutendern corpora delicti der „Bureaufratie”. Intereffante Beiträge zu dem 
Proceß derfelben liefert des Frhrn. von Stein Brief?) an den Fürften von Ufingen, vom 
10. Jan. 1804, und Srievrih von Gagern von dem linterfchied der Stände und dem ariſto— 
Eratifchen Element 3) in der unteritellten Anrede eines Mediatifirten an feinen Souverän. 





4) Vers, Stein’s Lehen, I, 257. 
5) 9. von Gagern, Das Leben Friedrich's von Gagern, III, 102. 
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Die Aufgabe der Berwaltung, bei neueinzurichtender Geſellſchaft die unzufammenhängenden 
Beſtandtheile zu nähern, zu verfitten, zu einigen, ift im Kleinftaat, in Bezug auf ven Abel, eine 
an fih unlösbare. Der Adel, hoher wie nieberer, der Durch die ſouveräne Selbftändigkeit der 
Staaten an Rechten oder Einkommen beſchädigt worden, oder um eigene früher gleichberechtigte 
Selbſtändigkeit gekommen ift, wird auch geneigt fein gegen „Bureaufratie‘ bei feinen Be: 
ziehungen zu der Staatöverwaltung zu Magen, wo diefe nur gethan hat oder thut, was thr in- 
folge der neuen Staatöverhältniffe zur Pflicht wird. Der Vorwurf ift dann von der Ver: 
waltung unverbient, und trifft nur die Gewaltthätigfeit des neuen Staats felbft. 

In manchen Staaten ijt aber der Übergang in die neuen Verhältniffe mit einer Rückſichts— 
loſigkeit und felbft Härte vollzogen morben, die durch den Zweck nicht geboten war. In diefem 
Balle trifft der gerechte Vorwurf der Maflofigfeit in ven Befigergreifungsacten die ganze 
Berwaltung, wenn die oberftien Spigen von ſolchem Geifte geleitet waren und jo inftruirt 
batten; oder einzelne Beamte, wenn nur foldhe, ſchlecht ausgewählt, ſich in ihrem Eifer für die 
zu vollziehende Staatsidee übernahmen, oder in gemeiner Gemütbdart, an der Demüthi— 
gung der ohnehin ſchwer Betroffenen ſich noch weidend, gegen dieſe ſich in ihrer dienſtlichen 
Stellung überboben haben. In folden Fällen thut die Verwaltung oder der Verwaltungs: 
beamte das Gegentheil von dem, was ihm in folder Stellung obliegt: er verſöhnt nict, 
näbert nicht — er entfernt, erbittert, trennt. Die Aufgabe der Ginigung wird dann um fo 
mehr ein Act der Unterdrückung. Gin geipanntes Verhältniß wird bleiben zwifchen hohem 
Adel und Staatödienft, felbft in größern Staaten, wo die fociale Stellung des Beamten eine 
gleihberedhtigtere jein wird. Der Adel erträgt mit Widerwillen ven Gedanken, ver ihm doch 
nabe gelegt ift, daß er bezüglich der Wahrung einer Reihe von Intereffen in einem gewiſſen 
Abhängigkeitöverhältniffe von den guten Willen der Staatsbeamten ftehe, und viele Beamte 
glauben es ihrem Amte fchuldig zu fein, in ihren Amtsbeziehungen Feinerlei fociale Rüdfichten 
eintreten zu laffen, felbft wen die Unterfcheidung, wo fie niemand Nachtheil bringt, geboten 
wäre. Auf zwei zufammengebenden Wegen kann hier der Adel fich felbft Helfen. Er höre auf, 
Rechte zu behaupten, die den Hinterfaflen gegenüber Hobeitsrechte find, und deren Ausübung 
des beiondern, unwillig gewährten Schuges der Regierung bebürftig ift; er verwandle jein 
Bermögen in freies Eigenthum ohne Hoheitsrechte, und fein Einfluß wird ein um fo gelicherterer 
fein. Er unterflüge das Beſtreben, deſſen Erfolg auch feiner eigenen Stellung zugute käme: 
dem Volke nämlich zu größerer Theilnahme an der Regierung und Verwaltung, zu ums 
faffenderer Selbftvermaltung zu verbölfen, und dadurch die Sphäre der Staatsverwaltung auf 
ihre natürlichen Grenzen einzufhränfen. Statt deſſen geht ein Theil des preußifchen Adels 
darauf aus, das Verhältniß, wonach dad Gemeindereht in dem Recht ded Grundherrn auf: 
gegangen war, ald das narürliche und allgemein entfprechende geltend zu maden; ein Ver— 
bäftniß, weldjes vormals nur da beftand, wo die Maſſe des Volks nicht deutſchen Urfprungs ift, 
und bier in der Unterjochung vormals undeutjcher Bevölferungen feinen Grund hatte; ein Ber; 
bältniß, welches dem deutſchen Geift, Recht und Herfommen aud da, wo eine Grundherr⸗ 
haft über der Gemeinde ftand, gänzlich fremd und zumider ift; für deſſen Berallgemeinerung 
in Deutſchland aber nicht einmal ftatiftifch ein Boden zu finden wäre, weil die Zahl der Ge— 
meinden, bie ehemals ald Grundholden unter adeliher Grundherrſchaft geftanden haben, nur 
ala eine kleine Minverzahl im Verhältniß zu denjenigen befunden werden würde, mo feine 
Erinnerung mehr an folde Abbängigkeitöverhältniffe befteht. Nicht indem man eine Art von 
Bureaufratie an die Stelle der andern fegt: eine grundherrliche Bevormundung, auf Grund 
eigenen angeblichen Brivatrecht3, an die Stelle der Staatdvormundfchaft, nit dadurch für: 
wahr wird der Klage gegen Bureaufratie begegnet werben; und dad Gefchrei gegen Bureau: 
Fratie von feiten der grundherrlichen Bureaufraten leidet fih in die Farben des Feindes zu 
trügerifchen Zwecken. 

Was die Kirche Hetrifft, fo litt unter den ftürmifchen Greigniffen der Neuzeit die 
evangeliſche weniger als vie katholifche. 

Die Einrichtungen der evangeliihen Kirche, die auf kleinſtaatlichem Boden gleichſam 
aufgewachſen ift und der autofraten Selbſtändigkeit der deutſchen Theilftaaten Vorſchub geleiftet 
bat, paffen eher zu jeder Staatöverfaffung, und die wefentliche Forderung derſelben, Gewiſſens⸗ 
freiheit nämlich, war durch den Geiſt der Zeit am wenigſten beeinträchtigt. Gegen den territo— 
rialen, mit dem Staat fie verbindenden Charakter ver evangeliſchen Kirche hat man erſt in neue— 

ter Zeit und ſehr vereinzelt fruchtlos angefämpft, und ver Verſuch, fie ald Reich eigenen Lebens 
Staats⸗Lexikon. II. : 14 
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aufzurichten, aus der Mivalität mit der katholiſchen Kirche hervorgegangen, liegt noch in ven 
Anfängen. Da fie felbft ein wirkſames Glied der Bureaufratie iſt, vernimmt man von ihr felten 
eine Klage dagegen. 

Anders ift e8 mit der katholiſchen Kirche; ihre äußere Stellung ift mit und ſeit dem 
Weſtfäliſchen Frieden mehr benadtheiligt worden. Das dem Einfluß der fatholiihen Kirche 
in Deutfhland Nachtheiligſte, was ſich ereignet hat, neben der Berzichtleiftung Oſterreiche 
auf die der päpftlihen Tiara fo nahe ftehende deutſche Kaiferfrone, war infolge des Zune 
viller Friedens die Aufhebung der geiftlihen Kurfürftenthümer und Reichsſtandſchaften, und 
die Unterordnung einer unverhältnigmäßig großen Anzahl von Katholiken, die bisher unter 
zahlreihen Regierungen gleichen Glaubens gelebt hatten, unter die Souveränetät proteftanti: 
ſcher Fürften. Das Verhältniß der Zahl der Fatholifhen zu den proteftantijchen regierenden 
Fürſten ift zu Ungunften der erftern gänzlich geändert, und es gibt nunemehrere Staaten unter 
vorherrſchend proteftantifchem Negimente, deren Fatholifhe Bevölferungen die proteſtantiſchen 
theils überwiegen, theild wenigftens eine ftarfe Duote der Gefammtbevölferung ausmachen. 
Wenn es heutzutage nicht mehr angeht, wie zu den Zeiten der Neligiondkriege, wo die Kandeö- 
herren in ihrem Glaubendeifer, oder auch aus jonftigen Gründen ſich berufen fühlten, ihre Un: 
terthanen zu ihrem eigenen Glauben zu befehren und zu nöthigen — jo find bie Schwierig: 
keiten der Verwaltung eines Fleinen paritätifhen Landes darum nur um fo größer. Der 
mächtige Organismnd der Fatholifchen Kirche, der zu Zeiten Kaifer beugte und unter feinen 
Willen zwang, ift auch Heute noch zu ftarf, um, bei ſich widerfprechenden Intereflen zwiſchen 
Staat und Kirche, ald ein bloßer Beftandtheil der Gefellichaft vom Staate behandelt werben zu 
fünnen. Das Verhältnif von Staat zur Fatholiihen Kirche, befonders im paritätiihen Staate 
unter vorherrſchend proteftantifchem Regimente, ift eine trübe und gefährlihe Duelle des Ha— 
ders, die im Interefle der Staatöverwaltung nicht früh genug gereinigt und gefaßt werden fann. 
Es gibt gewiſſe Fragen, bezüglich deren die Anſprüche des Staatd und der Kirche, auf Die Spige 
getrieben, in einem unlöslichen Wivderftreir bleiben müflen ; es kann alfo zwiſchen Staat und 
Kirche niemals zu einem vollftändigen Einverftänpniffe, fondern ſtets nur zu einem neuen Com: 
promiß, zu einem neuen modus vivendi fommen. 

Der Staat mit vorherrſchend proteftantiichen Regiment wird billig berückſichtigen müflen, 
daß die Ausübung der jura circa sacra über die katholiſche Kirche von diefer in ihrem Umfange 
unbeftrittener und mit größerer Beruhigung bezüglich des Geiftes, in welchem jie geübt werben 
könnten, einem fatholifhen Staatöregimente überlaflen werben fonnten, als, felbft bei gerin- 
germ Umfange, einem vorherrſchend proteftantiichen. Diefelbe Nüdjicht ift dem katholiſchen 
Staatöregimente im Verhältniß zu den proteftantifchen Unterthanen geboten. 

Wie weit, in Berfolgung der collivirenden Anſprüche von Staat und Kirche, vonder einen oder 
der andern Seite mit Erfolg gegangen werben kann, das hängt znnächftvon der Stärke pedreligiö- 
fen Bewußtfeins der betreffenden fivchlichen Oefammtgemeinde und von dem Gewichte ab, das fie 
im Berhältniß zu der Gefammtbevälferung des Staats in die Wage legt. Es wird darauf an: 
kommen, ob diejenigen, welde zugleidh Staatsbürger und Mitglieder der kirchlichen Gemeinde 
find, fi in ihrem Gewiffen verpflichtet erachten, mehr dem Gefege des Staats, oder aber mehr 
dem Gebot der Kirche Folge zu leiften. Dabei wird ferner zu beberzigen fein, daß erfahrunge: 
gemäß die kirchliche Stimmung der Gemeinde ebenfo wechielnd ift wie diepolitifche des Volks, und 
daß aus dem Indifferentismus von heute nicht auf den Indifferentismus für morgen, bei ſonſt 
etwa ganz ähnlichem Anlaß, geſchloſſen werben kann. Der Glaubewird oft lebendiger indemfelben 
Verhältniſſe, in welchem das Vertrauen zu der Negierung des Landes, die Zufriedenheit mit ihr, 
geringer ift; und wenn bie Öffentliche Meinung mit der Landesregierung im Zerwürfniß liegt, 
dann wird ed auch Neugläubige genug geben, die bezüglich der Anſprüche ihrer Kirche auf das 
Geſetz fih berufen werben: Du ſollſt Gott mehr geboren ald den Menſchen. Da an Diejen 
Erfahrungsfägen nichts zu ändern ift, fo wird jede Megierung, die nit Märtyrer, Rebellen 
oder Auswanderer ſchaffen will, wohlthun, einen Conflict mit der Kirche nicht auf die Spitze 
zu treiben, ehe fie derihr günftigen Meinung der Gläubigen jicher iſt; und fie wird ferner wohl: 
thun, in ihren Gejegen und Maßregeln auf den tiefern und unwandelbarern- füttlihen und re 
ligidjen Überzeugungen der Maffe des Volks, nicht der Sprecher, zu fußen; endlich in ihrem 
Berhältniß zur Kirche diefer in der That zu überlaffen, was für die Stantögewalt irgend ent: 
behrlich ift. Es gilt das natürlich von beiden Kirchen, und von den Regierungen beiderlei Be: 
fenntniffes im Verhältniß zu den Diffidenten; und e8 muß der mächtige Zweifel proteftantifchen 
Regiments im paritätifhen Staate fallen, welches aus herkömmlichem Irrthum, mit Rückſicht 
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auf Das angeblich biſchöfliche Recht des proteftantifchen Landesherrn, der proteftantifchen Kirche 
nicht glaubt verleihen zu fönnen, was jie der Fatholifchen Kirche nach deren anerfannten Satzun⸗ 
gen nicht verweigern darf, und aus Paritätsrückſichten dennoch nicht einräumt. 

Als infolge des Luneviller Friedens und der rheinischen Bundesacte die Beute getheilt 
wurbe, da war eine Zeit, in welcher die Energie des Nationaldarafters, im religiöfen wie im po= 
ittiihen Bemußtiein, die Schwingen ſenkte; man ließ über jich ergehen, was man nicht glaubte 
ändern zu fönnen ; auch der ftarfe Organismus ver Eatholifhen Kirche ſchien damals gebrochen, 
und fügte fich duldend. Leichten Sinnes nahmen die fouveränen Kleinftaaten ihn unter Beftätt- 
gung alter feiner Anſprüche in ſich auf, nicht bedenkend, daß die Toleranz, die ihm damals gewiß 
auftichtig verbeißen wurde, dereinft anders von ihm verftanden werden fönnte, Selbit in ganz 
katholiſchen Ländern war eine Bermeltlihung der Kirche nach Joſephiniſchen Grundfägen unmit: 
telbar vorausgegangen, die von den protejtantifchen. Regierungen als ein aud für fie fünftig 
maßgebender, ſehr erträgliher modus vivendi betrachtet wurde; aber ed famen andere Zeiten. 
Mit dem wieder ſich hebenden religiöfen Bewußtjein wurde ver Joſephinismus ald den an= 
erkannten Sagungen der katholiſchen Kicche widerfprechend erwieien; das Verhältniß zwiſchen 
Staat und Kirche verbitterte ih; in den Verhandlungen über die Goncorvate, durd melde 
die Grenzen zwifchen den Gebieten der Kirche und des Staatd gezogen werben follten, wurbe 
die römiſche Curie ſchroffer; jie ind zum Theil noch in der Schwebe. 

Der Organismus der Kirche ift fiher nicht beftimmt von dem Staate aufgefaugt zu wer: 
ven; aber ebenfo gewiß ift ed, daß der moderne Staat unter andern Vorausſetzungen die Rechte 
der Kirche bei der Ginverleibung katholiſcher Landestheile anerkannt und gewährt bat, als fie 
jegt in Aniprud genommen werden; und bie Gonflicte mit der Kirche find dem ſchwachen Or: 
ganismus der Kleinftaaten viel nachtheiliger ald den größern. Dazu fommt, daß der große Staat 
leichter der Kirche principielle Conceſſionen maden kann, während die Ausführung doch nach den 
Intereiten des Staats bemeilen bleibt; während der kleine Staat nicht die Mittel befigt, dem 
karfen Organismus ver Kirche gegenüber in der Ausführung eines Concordats das noch zu 
verihieben und vorzubebalten, was er einmal principiell nadhgegeben hat. Es gibt Gegenftände 
der öffentlichen Wohlfahrt, die Volksſchule und die Armenpflege, auch ven höhern Unterricht, 
bezglich deren die Iuterejien des Staats und der Kirche faft untrennbar find, und ein einträch— 
tige3 Zufammenwirken beiver von höchſtem Werthe ift; es wird dem Fleinen Staate ſehr ſchwer 
werden, jich mit der Kirche diesfalls zu verftändigen. 

Auch vie Eingliederung der fatholifhen Kirche in den Nepräfentativförper des Staats 
Ihlägt zu des legtern Abſchwächung aus. Die Kirche hat dieſe Repräfentationsberehtigung an= 
genommen als etwas das ihr gebührt: aber der Biihof hielt ſich nicht verpflichtet, feinen Plag 
nun auch einzunehmen und dem Staat eine Stüge zu fein; erthut dies ausnahmsweiſe nur, 
wenn er eö bei einzelnen Bragen ven Intereffen der Kirche für entſprechend hält. Die Kirche 
wimmt in diefer Beziehung viefelbe Stellung zum Kleinftante ein mie der hohe Abel; fie 

nimmt Rechte in Auſpruch, ohne die entiprehenvden Pflichten anzuerkennen. Wenn in einem 
großen Staate ein oder der andere Biſchof feine Stelle in der Bairdfammer nicht einnimmt, jo 
wird das nicht bemerkt; bleiben alle Biihöfe weg, fo ift Das eine oppofitionelle Demonftras 
tion; bleibt im Eleinen Staat der einzige Biſchof weg, fo kann das leicht ald ein Beweis 
ver Misachtung, mindeſtens der Gleihgültigfeit gegen das, was dort gefchehen fönnte, erach— 
tet werden. Die Beſchuldigung gegen eine Staatöverwaltung, ihr Verhältniß zur Kirche 
im bureauftatiichen Geifte aufzufaflen, fann nur die Gefamnıtverwaltung treffen; ſie wird in 
der Regel unberechtigt fein, wenn dadurd eine die Kirche befchränfende Neuerung angeklagt 
werben joll; denn gebt man auf den modus vivendi in der erften Zeit ver Souveränetät zurück, 
fo wird die Staatsverwaltung die damals überfommene Linie ver Einmiſchung im die kirchlichen 
Angelegenbeiten jeirvem im allgemeinen nicht überfchritten Haben. Damit foll jedoch nicht bes 
bauptet werden, daß es vom Interefle ded Staats geboten fel, das jus circa sacra im joldhem 
Umfange, wie hergebradht, zu üben. Dem Heinen Staate wird ed am ſchwerſten fallen, die des— 
fallfige Anfchuldigung von feiner Verwaltung entfernt zu halten, wenn er ſich nicht ver Kirche 
unterordnen, d. h. ihr in allem zu Willen jein will over kann. 

Städte, die aldlandfällige entftanden waren, hatten für die Einrichtung ihrer Verwal⸗ 
tung die Reichsſtädte zum Vorbild genommen, und den Territorialherren war es vor dem 
Weſtfäliſchen Frieden nicht eingefallen, ihre autonome Verwaltung befchränfen zu wollen. Vor: 
maligen Reichsſtädten, die landſäſſig geworben waren, hatte man ihre hergebrachte Verfaſſung 
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beitätigt. Allerdings war die alte Unabhängigkeit der landfäfligen Städte allmählich ſchon durch 
den erweiterten Umfang ber landeöherrlichen Gefeggebung und durch die vermehrte Thätigfeit 
der Landesregierungen beſchränkt worben. Der Stadtrath war zu einer Obrigkeit hinabgeſetzt, 
welche ald vom Landesherrn angeordnete Behörde angefehen wurde; bie Stadt hatte fih den 
landesherrlichen Polizeiorpnungen zu fügen; die felbftändige Verwaltung der jtädtifhen An— 
gelegenheiten aber, mittel diefer Behörden, blieb den Städten. Innerhalb ver nähften Zeit 
nad dem MWeftfälifchen Frieden wurden die no übrigen Städte, die zwifchen Landſtädten und 
Neihsftädten in der Mitte ftanven, tbeilweife durch Gewalt ver Waffen, ver Landeshoheit voll- 
ftändig unterworfen ; aber auch diefen blieb im weſentlichen die alte ſtädtiſche Berfaffung. Erſt die 
im Rheinbund vereinigten Fürften begnügten jih nicht, die legten Reichsſtädte ihrer neuen 
Souveränetät unteritellt zu werben, ſondern fle gingen fo weit, mit der bureaufratifhen All— 
gewalt, die, ver Luft gleich, alle leeren Räume erfüllte, die Verfaffungen der eben mediatiſirten 
Neichöftänte wie Die der andern Stänte gründlich zu zerftören. Den ſtädtiſchen Obrigfeiten 
wurde die jelbjtändige Bermwaltung ihrer Angelegenheiten vermindert, die Bolizei ihnen bald 
genonmen, bald wenigftens beſchränkt, und die eigentlichen Gemeindeangelegenheiten nicht blos 
als der landesherrlichen Aufjicht unterworfen, fondern mehr ald Regierungsiache behandelt. 
Am drückendſten mußte eine folhe Behandlung für Städte fein, die eine größere und ehren— 
vollere Gefhichte hatten ald der Staat, dem fie einverleibt wurden, und deren Achtung vor ber 
neuen Staatögewalt nicht fteigen Eonnte, wenn fie in die Vergangenheit blidend, ihre vornta= 
ligen Schultheißen und Stantsmänner mit den Staatöbeamten verglichen, die nun bei ihnen 
die gebietenden Herren fpielten. Gewiß, auch mehrere dieſer Städte hatten ihre ſtädtiſche Frei: 
beit ſchlecht verſtanden; ihre Obrigfeiten, die fich zum Theil durch eigene Wahl ergänzten, führ- 
ten ven Haushalt ſchlecht und entzogen ſich der Rechenſchaftsablage. Wenn man aber, ftatt zu 
beflern, das Kind mit vem Bade ausfhüttet; wenn man die Verwaltungsgeſchäfte denen, wel: 
hen fie zunächſt angeben und die fie am beften verftehen müflen, abnimmt und in andere 
Hände legt, die fie weniger verftehen und ohnedies zu viel zu thun haben, jo entwürdigt man 
damit das Volk, und macht es ſchwach an Kraft und Muth, um fehwerere Prüfungen zu ertragen. 

Preußen, welches in Bevormundung der Städte mit am meiteften gegangen war, gab unter 
Stein, in Erfenntniß der eben hervorgehobenen Folgen derfelben, auch am früheſten venfelben 
ihre Selbftändigfeit zurück; zu einer Zeit ſchon, als im ſüdlichen Deutſchland Autofratie und 
Gentralifation nad) franzöſiſchem Vorbild fich erft einrichteten. Das war die eigentliche Schule 
der Bureaufratie im fhlimmften Sinne; je Heiner der Staat, um fo einfeitiger, rückſichtsloſer 
die Verwaltung, in mehr ald Bevormundung, in willkürlichſter Dispojition über dad Ge- 
meindevermögen in Städten wie Dorfgemeinden. 

Wir haben die wichtigften focialen Stellungen gezeichnet, deren in ihrer Vorgeſchichte und 
in ihren Intereffen gegründete Klagen gegen Bureaufratie in der That Klagen gegen den 
Staat felbft in feiner infoweit unabänderlihen Beſchaffenheit find. Denn er vermag dieſe 
nach feinem Willen und nach feinen Kräften nicht zu ändern, alfo auch die begründeten und un- 
begründeten Beſchwerden nicht abzuftellen. 

Gewiß, aud in den größern deutſchen Staaten wurden diefelben Klagen gegen Bureau- 
fratie, aus denſelben geſellſchaftlichen Kreifen, und vielleicht gegen einige Staaten nod ver: 
ftärft, laut, wie in ven Kleinftaaten; aber e8 beſteht ein Unterſchied. Staaten, melde nad 
ihrer Anlage eine Zukunft in fi tragen, brauden nicht eiferfüchtig zu fein auf jedes kleinſte 
Maß von adminiftrativem Einfluß; fie fönnen vielmehr — zu Gunſten einer unangefochte: 
nern Stellung des Adels, einer wieder aus der Vormundſchaft frei zu laffenden Gemeine, 
einer dem Meich ihres eigenen Lebens zu überlaffenden Kirche — verzichten auf Mandes, obne 
von dem Begriffe ihrer Macht allzu fehr einzubüßen; vielleicht felbft mit dem Gewinn, einzelne 
diefer gejellfchaftlihen Elemente fefter mit fi zu einem Geſammtleben zu verfnüpfen. Was 
hilft e8 aber, wenn Kleinftaaten nachträglich fih vornehmen, nachdem jie ihrer Staatdautorität 
trog allem Anerkennung verfchafft haben, Privilegien und Stellungen zu jhonen? Damit ges 
ben fie dem Adel die Bedingungen feiner politifchen und materiellen Eriftenz nicht zurück, damit 
ift Die Rechtskränkung der zerftörten Städteverfaflung, ift die Unſicherheit der politifchen Zu— 
kunft nicht befeitigt, womit der Gewerbfleiß der Städte bedroht und beunruhigt wird; und 
die katholiſche Kirche wird dem fremdartigen Staatöregiment, das fie gleichſam ignorirt, nicht 
freundlicher, feine Stüße. 

Noch eine andere Duelle ver Klagen gegen Bureaufratie fommt bei den Kleinftaaten als 
eine ihnen eigenthümliche, ſchwer zu befeitigende, in Betracht. Es wird in ihnen an einer 
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guten Schule für Staatsdiener fehlen. Im Jahre 1848 erfchien unter Cindrüden, die wir 
nit näher zu erörtern brauchen, eine Breſchüre von Frievrih Nohmer: „Deutſchlands alte 
und neue Bureaufratie‘ (Münden 1848). In diefer Broſchüre find, abgejehen von ihren jehr 
offen dargelegten Nebenzweden, die uns ferner liegen, zwei Gedanken enthalten, die unſere 
Aufgabe berühren. Der erfte diefer Gedanfen, dem wir im weſentlichen beipflichten können, ift 
der: ed wird nur dann gelingen bie Herrſchaft der Bureaufratie zu brechen, wenn Staatd- 
männer an der Spige der Verwaltung ftehen. Der zweite Gedanke ift jo eingehüllt, daß es 
nicht leicht ift, auf den Kern durdzubringen, in welchem wir ihn fpäter befämpfen werden. Er 
heiße: „Reine conftitutionelle Einrichtung, kein Anftoß von unten und feine conftitutionelle Ber: 
ummiung kann die Berwaltung ändern, wenn die Verwaltung nicht in ſich felbft geändert wird.“ 

Bir find alfo mit Friedrich Nohmer einverftanden, daß es ein großes Glück für ein Land 
if, von wahren Staatdmännern regiert zu werben. Wir find aber aud mit Nobert von Mohl 
einverſtanden, wenn er jagt, daß Staatdmänner ein feltenes Geſchenk des Himmels für Regen: 
ten und für Staatseinrichtungen, welde ihrer würdig jind und fie ertragen können. Alles 
was Rohmer über die Erforderniffe zu einem Staatdmanne, und von den Bedingungen fagt, 
unter weihen er gebildet wird, beweiſt, daß ein Kleinflaat feinen Staatsmann, oder einen 
ſolchen dody nur als eine feltene Zufälligkeit beiigen fann; daß alſo aud darum die Bureau— 
Fratie unbefiegbarer und drüdender wird in Kleinftaaten als in großen. 

Folgende Stellen aus Rohmer werden den Beweis zur Genüge liefern: „Deutſchland be: 
fgt die ausgebildetite Beamtung in Europa, und Deutfchland leidet zugleich an der äußerften 
Bureaufratie. Mit andern Worten: nirgends in Europa ift der adminiftrative Beitandtheil 
des Staatdlebend jo reihlih entwidelt, der politifche jo gänzlich vernachläſſigt worden als in 
Deutihland. Keine Nation hat beffere Beamte, feine hat wenjger Staatdmänner. Staats: 
männer bilden ſich entweder an ver Öffentlichkeit im innern, oder an der Größe der auswärti: 
gen Verhältniſſe. Im Mittelalter hatten wir unfere Staatömänner, ſoweit diefer Ausdruck von 
einer Zeit gebraudt werden kann, in welcher die Kürften nicht ſowol Regenten als Richter, 
Feldherren und Berwalter ihrer Domänen waren. In demjelben Maße, ald aus dem Kehne- 
mweien allmählich die Landeshoheit und mit ihr Die eigentliche Regierungskunſt ſich entwickelte, 
erflarb in Deutſchland die Öffentlichkeit im innern und die Gentralgewalt nah augen. Ver: 
waltung, Rechtspflege und Kriegsweſen gingen in die Hände eigens gebildeter Kaften über, und 
während in England an den innern, in Frankreich an den äußern Beziehungen ſich der ſtaats— 
männiiche Beruf ald Seele des Mechanismus, im Gegenfage zum Mechanismus ſelbſt, aus: 
bildete, wurde in Deutſchland die Regelung des Öffentlichen Lebens von ver Heimlichfeit der 
Schreibſtuben aus der Orundzug ded Staatöwefend u. |. w.“ 

„So gefellte ji zum Willkürlichregieren und Mechanifchregieren der alten Zeit das Alles: 
regieren und das Abftractregieren der neuen Zeit u. ſ. w.“ 

Wir können und mit dem fogeführten Beweis, daß der Verfall des Reichs in die Theilftaaten, 
und die Gntwidelung der Landeshoheit in diejen, Deutfhland um feine Schule der Staatdmän- 
ner gebracht und die Bureaufratie, ald eine unvermeidliche Folge, erzeugt habe, begnügen. Und 
wie es ſelbſt den größern Theilftaaten an einer Schule für Staatömänner gebricht, fo ſelbſt ven 
Heinern Theilftaaten an einer genügenvden Schule für Staatsdiener; denn auch diefe werben 
arbildet im Verhältniß zu dem Umfange, der Schwierigfeit und Wichtigfeit der Aufgabe. 

Zu 2) Klagen gegen Bureaufratie geben fid fund ald Symptome eines 
Bulturfortihritts des Volks. Es wäre ein großer Irrthum, wollte man das Liber: 
gewicht der Beamten, oder die Beamtenherrichaft, wenn fie zu irgendeiner Zeit beftanden haben, 
als ein Symptom der Unfähigkeit des Volks zur Freiheit und Selbftregierung, und als ein 
Hindernif feiner Entwidelung auf dieſem Wege, betrachten. Wie in den Anfangsftadien der 
Geſellſchaft ein Fürſt obne den berathenden und mitentideidenden Beiftand feines Volkes groß 
fein fann, weil er über nichts ald rohe Kraft zu verfügen hat und, je unumſchränkter feine 
Macht ıft, ein deſto größeres Maß materieller Mittel ihm zu Gebote ftehen wird, ebenſo kann 
ein berrichendes Beamtenthum, welches von dem Geiſte eines großen Negenten oder eines gro= 
sen Staatömannes feine Schule und feine Richtung erhalten bat, in folden Anfangsftadien 
der Geſellſchaft no für lange wohlthätig wirken und diefer Zuftand die Bedingung ber Ent- 
widelung des Volks gewefen fein. Darum ift vie Entftehung des bureaufratijchen Geiſtes viel: 
fach auf eine natürliche und gute Quelle zurüdzuführen ; fie mag der Reſt eines jeinerzeit nütz— 
lichen Abfolutismus fein. Aber wie mit dem Fortſchritt dev Geſellſchaft für den Fürſten ſich 
die Elemente jeiner Macht ändern, fo auch die Aufgabe der Beamten. _ 
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Aud England hatte feine Periode, in welcher der Beamtenftand einen großen, civilifivenden 
Einfluß ausübte. Nach der Organifation des Landes durch Wilhelm ven Eroberer waren die 
Sheriffs im Namen und Auftrag des Königs die Gerichtöherren der Grafichaft; und groß muf 
ihre Macht gewefen fein, ba fie es vermodhten, durch diefelbe in dem Grafſchaftsgericht die 
Gerichtöbarkeit ver Krone zu erhalten, und das libergewicht der feubalen Ariftofratie über das 
Königtbum und über dad Bauernthum, wie diefer Sieg in andern Feudalſtaaten (in Frankreich 
und Spanien vorübergehend, in Deutfchland bis zur gänzlihen Zerftörung des Königthums 
und Auflöfung des Reichs) errungen wurde, in England zu verhindern. Diefer durch weiſe 
Einrichtungen ded Eroberers unterftügten Macht der Sheriff kommt das Verdienſt zu, daß in 
England die Stellung des Adels eine jo ganz andere geworben iſt als in Frankreich und Deutſch⸗ 
land, daß er auf die Bahn geführt wurde, an die Spige der Interefen aller Stände ſich zu 
ftellen und auf Sonderrechte zu verzichten. Als dann unter Eduard IN. die Grafſchaften über 
die Misbräuche und Übergriffe, weiche ich die Sheriffs zu Schulden kommen ließen, klagten, fo 
wurde deren Amtögewalt in engere Grenzen gewiefen, und neben ihnen das unvergleichlice 
Inftitut der Friedensrichter in der Einzelftellung wie in den quarter sessions ausgebildet, 
welche fortan dad Graffhaftögericht zu halten hatten; aber jhon war von den Ständen von 
England eine einflußreiche und dem Lande beilfame Stellung durch Zuſammenwirken errungen: 
jener Fortſchritt der Gejellfchaft fchon eingetreten, welcher der Regierung des Landes vie thätige 
und ernfte Mitwirkung des Volkes werth machen muß. 

Der Staatäminifter von Schön, in dem befannten „Woher und wohin?“ fagt: „Woher der 
Ruf: allgemeine Stände!? So fragt ihr euch, jo fragt ihr andere. Fraget die Geſchichte, 
umd fie antwortet: Friedrich II. fand ein ungebilvetes, gedanfenlojes und kaum denkfähiges Volt 
vor. Zuerft aus feinem Geifte ging eine neue Gedankenwelt auf das Volf über, und die Madt 
des Geiftes machte fich geltend. Das Volk, hochbegeiſtert von dem ideenreichen Könige, folgte 
ihm blind, wohin er ed führte. Aber Licht entzündet Licht! Des Königs Ideen follten ins Le: 
ben treten ; Staatödiener mußten jeine Befehle vollführen, und aud in ihnen machte fich die 
Macht des Geiftes geltend ; es gingen einzelne Strahlen von dem Ölanze des großen Geiſtes 
auch auf fie über, dies gab der Dienerfchaft in ven Augen des Volks größere Wichtigkeit umd 
höhere Beveutung, als jonft vem Vollſtrecker höherer Befehl zu Theil wird,” 

Gewiß liegt in diefen Worten eine übertriebene Herabjegung fowol des Volks damaliger 
Zeit ald ded eigenen Verdienſtes der Staatsdiener. Gewiß waren die legtern nicht bloße Voll: 
firedfer höherer Befehle, denn „Licht entzündet Licht”; fie waren felbjtihöpferiih in ihren 
Wirkungskreiſen; und das ift ed, was dem preußiſchen Beamtentbume noch auf lange Zeit 
Hin die Achtung, die Anhänglichkeit und Folgſamkeit der Unterthanen, die zur Zeit Fried— 
rich's IT. im allgemeinen in Deutichland auf niederer Bildungsftufe geſtanden find, erbal- 
ten hat; und nur jo ift erklärlich, was Schön fortfahrenn weiter fagt: „Dieſer Abglanz des 
Heiligenſcheins des Königd mußte zwar vor dem immer beller aufleuchtenden Lichte der 
Bolkobildung, vor dem fteigenden Gulturzuftande des Volkes immer matter zuriidtreten. 
Allein wie die Kirche an ihren Heiligen immerdar gern feſthält, fo pflanzte ih auch die Mei: 
nung jenes Abglanzes von Geſchlecht zu Gefchlecht fort, bis das preußiſche Beamtentreiben 
einen Höbepunft erreichte, auf welchem — fo führt er weiter aus — die preußiiche Be— 
amtenmelt über ſich jelbit das Ziel ihrer Aufgabe aus dem Auge verlor, des Wechield der Zei- 
ten vergaß, und das Volk, bei zunehmender Gultur, ihrer Anmaßung überbrüfiig wurde.’ 
Diefer Geſichtspunkt ift, an die erwähnte Denkſchrift des Staatöminifterd von Schön an: 
fnüpfend, in einem Buche von Karl Heinzen „Die preufifche Bureaukratie“ (Darmitadt 1845) 
in der gebäffigften Weife gegen den preußiſchen Beamtenftand ausgeſponnen, als fei Diejer nur 
von einen und demjelben Geifte der Reaction und der Feindſchaft, gleichfam ſolidariſch gegen jede 
Breibeitdentwidelung befeelt geweien. Wie verleumderiſch viele Beihuldigungen find, die feine 
Wiverlegung verdienen, wie in Breußen Parteien gegen Parteien auch in dem Beamtenftande 
ftanden und ftehen, und mit offenem Viſir für und gegen conftitutionelle Freibeit und Selbft: 
regierung kämpfen — dafür liefert Die neuefte Zeit die erfreulichten Belege. Aber nicht im 
Preußen allein, auch in den meiften andern beutfchen Staaten war der Staatädienft nur ein 
hochgeachteter; das beſondere Verhältniß, unter dem er ed geworben, ift oben erörtert. Die zu 
große Neigung des deutichen Volks, ſich jeder, befonders jeder zu wohlthätigen Zwecken ſich ver— 
fündenden Autorität zu unterwerfen, hat wefentlich beigetragen, durch Vorzug der Beamten dag 
Gebrechen der Bureaufratie zu erzeugen, und auch von diefem Verhältniſſe gilt: „que ce sont 
les esclaves qui font les tyrans.“ 
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Biele Klagen gegen Bureaufratie find alſo Symptome, daß die alten Formen der Verwal: 
tung, die zu beſtimmter Zeit dem Bildungsgrad des Volks angemeſſen fein mochten, nun nicht 
allein abgelebt, fondern unerträglich geworben find; in materieller Beziehung, indem ein höhe: 
rer Grab von Selbftregierung des Volks und die Anerkennung feiner Fähigkeit dazu, in for: 
meller Hinficht, inden ein Gefhäftston von feiten des Beamten, dem Untertbanen gegemüber, in 
welbem die Menſchen⸗ und Standeswürbe deffelben ihre volle Beachtung findet, gefordert wird, 
und nicht ohne Nachtheil wird verweigert werden. Nicht jede Zeit erlaubt jede Rolle, und felbit 
der große Friedrich würde die feinige heute nicht in der alten Weile durchführen wollen. Häufen 
ib die Klagen, jo iſt ein Beweis, daß die Symptome des Wechfeld der Zeiten nicht früh genug 
beachtet worden jind. Die Stimme der wahren Volfövertretung gibt darüber das cumpeten- 
tefte Urtheil. 

Zu 3) Die Klagen gegen Bureaufratie geben aud der veränderliden 

Berfaffung und Gejeggebung bervor. Haben fi alſo Symptome fund gegeben, daß 
vie hergebrachten Verfaſſungs- und Berwaltungszuftände ven Bedürfniſſen des Volks nicht 
mehr entfprechen, dann ift ed die Aufgabe einer weifen Regierung, Reformen vorzubereiten und 
die Gunſt ded Augenblicks zu benugen, welcher ihr geftattet, ſolche Reformen mit Gontinuität, 
Ruhe und Maf zu verwirflihen. Glücklich dann der Staat, der fo beſchaffen, daß das Ge— 
fammtieben des Volks gleihmäßig für folhe Neformen empfänglih, die Verfaffung, folder 
Fortbildung fähig ift. Die Klage gegen Bureaufratie, wenn fie aus dem Verfaſſungs- und 
Berwaltungszuftande ded Staats hervorgeht, allgemein und dann gewiß gerecht ift, entſpringt 
einem fortgeihrittenen Gulturzuftande des Volks, bei welchem «8 die früher vielleicht nütz⸗ 
liche Bevormundung durch die Staatsverwaltung, bei welchem es das Aufſaugen des geſamm— 
ten gemeinſamen Lebens durch den Staat, nicht mehr ertragen mag; ſich fähig fühlt, ſeine näch⸗ 
ſten Angelegenheiten ſelbſt und beſſer zu beſorgen; nach einem größern Maß der Selbſtregierung 
ſich ſehnt. In dem Artikel über Centraliſation und Selbſtregierung des Volks werden wir, was 
nach dem Zeitbewußtſein in dieſer Beziehung gerechte Klage iſt und gerechter Anſpruch ſein 
mößte, näher beleuchten. Wir glauben, daß mit der Löfung der Frage über das zuträgllche 
Mas ver Selbitregierung des Volks, auf der Grundlage der freiern Gemeinde und der ſtändi— 
ihren Repräfentation ded Volks, für den zu gemeinfamen Leben befäbigten, überhaupt flaats: 
fähigen Staat, der Hauptftoff der Beſchwerde über Bureaufratie befeitigt werden kann. 

Das Maß der Selbftregierung des Volks, im Verhältniß zu der Aufgabe ver Staatögewalt, 
— das ift ja eigentlichderwejentliche Stoff für alle Verfaflungen. Dennoch ift behauptet worden, 
Die Klage gegen die Burenufratie hänge mit der Verfaflung nicht zufammen, So diente auch 
in der Bewegung des Jahres 1848 das Geſchrei gegen Bureaukratie zur Erleichterung vieler, 
die ich nicht Rechenſchaft zu geben wußten von dem, was fie als Drud fühlten, noch von dem, 
mas fie, um von ſolchem Drucke befreit zu werden, als Ziel erftreben follten. Und von andern, 
vie das beffer wußten, wurde in folhes Halloh gegen Bureaufratie mit eingeftimmt, oder erft 
noch dazu aufgereizt, weil der ernſtlicher gemeinte, wenngleich noch unbeftinnmte Ginheitsprang 
ber Nation den naͤchſten Intereflen mancher nicht zufagte, und ed ihnen daher darum zu thun 
war, dad über die Ziele feines unbeſtimmten Dranges umflare Volk von der rechten Spur ab, 
und mit feiner pamaligen Verbiſſenheit auf Gegenftände jeiner Abneigung zu lenfen, die leichter 
faglih waren, und die man feinem Zorn für eine Zeit lang mit geringerm Schaden, wie man 
meinte, preisgeben mochte. 

Aus ähnlicher Stimmung und Abſicht ging aud) die Brofhüre Friedrich Rohmer's hervor, 
deren wir fon oben gedachten: Man lee 3. ®. folgenven Eingang: „Im März dieſes Jahres 
konnte ich die Stimmung mit den Worten ausdrücken: Alle Intereffen , wie jehr fie fih auch 
durchkreuzen, treffen in einem Punkte zufammen, in ber Abneigung gegen die Bureaufratie. 
Der Adel wie der Bürger, der Bauer wie der Gewerbömann, die Induftrie wie die Kirche — 
alle wollten feine Bureaufratie mehr. Aber in ihrer Hand liegt dad Steuerruder, und fie allein 
trifft in dieſem Augenblid, wo die Wellen über das Schiff jchlagen, der allgemeine Haß. Als 
den einzigen Ausweg aus dieſer Lage bezeichnete ich die Reform der Verwaltung, welde vor 
affem bedingt jei von einer neuen, moralifhen und volksthümlichen Drganifation ver Polizei, 
Die Bolizei braucht praftifche Männer — Männer mit offenen Augen, die das Herz auf dem 
rechten Fleck haben. Da gilt es nicht feine Nummern erledigen und im Geidäftstritt bleiben, 
ob auch ringsum die Welt aus den Fugen weicht, jondern ſich ind Leben ſchicken, die Volks⸗ 
bedürfniffe erfaſſen, mit Menſchen menfchlich umgehen lernen. Wie dad Schreiberweſen in der 
Juſtiz gebrochen werben wird durch die Mündlichteit und Offentlichkeit, jo wird es in der Ver⸗ 
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waltung gebrochen werden durch die Ginrihtung einer wahren Polizei. Dieſe Worte klingen 
heute wie die bitterftce Ironie. Der Haß gegen die Bureaufratie ift in den legten vier Monaten 
erft groß gewachien, und der Punkt, an dem man ihn großgezogen hat, ift die Handhabung ver 
Polizei. Die Belege für diefe Thatſache jind in allen Theilen des Königreich, vor allem aber in 
der Hauptſtadt befannt. Und was wir erlebt haben, bat mehr oder weniger, wenn aud in 
verſchiedener Weiſe, jeder deutſche Staat erlebt.‘ 

Nun wollen-wir fürwahr nicht beftreiten, daß die Organijation einer volksthümlichen 
Polizei eine jehr wefentliche, in Deutfhland noch ungelöfte Aufgabe if. Wir geben ferner 
gern zu, daß eine Polizei, worunter hier die Thätigkeit des Polizeiperſonals verftanden if, 
volfsthümlich fein könne. Es wird dies durch die einftimmige Anerkennung bewiefen, welde 
von Einheimifchen wie Fremden der londoner Polizei gezollt wird. „Die Volizei ift va am 
populärften,, wo fie auch dem uneingeweibteften Blide als eine unabweisbare Nothwendigkeit 
ſich darſtellt.“ Aber auch in London ift diefe Polizei von fehr neuem Datum, und um fie zu 
haben, dazu gehören eben Mittel, wie jie nur in großen, reihen Städten aufgebracht werben 
können. Wir glauben, daß die VBolfsthümlichkeit einer Polizei theils, wie bei jeder andern Ge— 
walt , durch den Charakter ver Quelle bedingt wird, von der fie ausfließt; theils durch die Aus: 
wahl des Beamtenperfonald, dem die Handhabung anvertraut wird. Wir gehen davon aus, 
daß die Lofalpolizei ein Zweig der Gemeindeverwaltung, und daß in jeder Gemeinde jo viel 
Einfiht und Umficht zu finden fei, als die Handhabung der Polizei in der beftimmten Gemeinde 
erfordert. Je größer die Gemeinden, je wichtiger dadurch die Aufgabe der Polizei, um ſo ſiche— 
ver wird dann auch ein Perfonal, mit ver erforderlichen Einſicht und Thätigkeit zur Löfung dieſer 
Aufgabe, in der Gemeinde jelbft zu finden jein. Den Gemeindebehörden die Lokalpolizei— 
verwaltung entziehen, fchließt ein Mistrauendvotum ein, welches übeln Willen unter der ftädti- 
ſchen Bevölferung, folglih DOppojition erzeugt, deren Grade fid) nach ver eben herrfchenden yoli: 
tifhen Stimmung richten, und wodurd zum voraus die Aufgabe der Polizei erihwert, ihr 
Verhältniß zur Bevölferung vergiftet wird. Iſt die Gemeinde die Duelle der Polizei, und 
bat jie dad Polizeiperjonal auszuwählen, jo wird fie ed aus ver Klaſſe entnehmen und ent: 
ſprechend beſolden, wie ed dem durchſchnittlichen Bildungsgrade ver Gemeinde entfpricht, und 
e8 wird im allgemeinen dann angenommen werben fünnen, daß eine Gemeintebevölferung 
von ihrer Polizei jo wird behandelt werden, wie fie ed verdient. Werben deéfalls Beſchwerden 
erhoben, jo ift die Hülfe zur Abftellung verjelben, bei einer freifinnigen Gemeindeordnung, wie 
fie fich bei folder Gemeindegewalt von jelbft verfteht, nahe. 

Bei alledem wird niemand verfennen, weldye Übertreibung in der obigen Rohmer' ſchen 
Zirade liegt, die auf Rechnung der Volksſtimmung des Jahres 1848, der fi aud) Männer wie 
Rohmer nicht entziehen fonnten, kommt. Biel wahrer fagt der Berfafler des Auffaged: „Die 
joriale Aufgabe der Polizei” in der „Deutſchen Vierteljahrsſchrift“, Jahrgang 1857: „Nein, 
in der That, die deutjche Polizei fteht dem deutſchen Volke näher, ald man gewöhnlich glaubt; 
ober jollte es fein Zeichen vertraulihen Verhältniſſes fein, daß aller gemüthliche Spott des 
Volkswitzes ſich über fie ergießt, ohne doc) weder ihre Autorität noch ihre Wirkſamkeit ernſtlich 
zu untergraben; und jollte ed fein Zeichen guten Ginvernehmens fein, daß das Publikum von 
en — vielverlachten und verhaßten Behörde alles Mögliche und noch einiges mehr 
verlangt?’ 

Aber wir haben oben der beiden Hauptgedanfen der Rohmer'ſchen Flugſchrift gedacht, und 
der zweite, deffen Beleuchtung wir hierher verfchoben, war der: „Keine conftitutionelle Gin: 
rihtung, fein Anftoß von unten, und feine conftitutionelle Berfammlung fann die Verwal: 
tung ändern, wenn die Verwaltung nicht in ſich felbft geändert wird.” 

Es tritt dieſer Sag in der Flugſchrift mit einem gewijlen Anfprud auf; wir müſſen aber 
daranf verzichten, einen tiefen Sinn darin zu finden. Wenn die Verwaltung wejentliche Voll: 
jieherin der Gefege ift, jo find Gefege die Grundlage ihrer Thätigfeit; die Verwaltung fann 
alfo durch Gefege geändert werden; und wenn das in dem angeführten Vorderſatz hat in Ab: 
rede geftellt werden ſollen, jo gefhah das irrig. Gewiß „conftitutionelle Verſammlungen“ al: 
lein machen fein Gejeg, jondern find nur mitwirfend zur Gefeggebung; wenn aber unter einer 
„eonftitutionellen Einrichtung‘ eine gejegliche Einrichtung oder ein Gefeg verftanden werben 
wie ‚ To kann natürlid durch eine „conftitutionelle Einrichtung” die Verwaltung geändert 
werben. 

„Keine conftitutionelle Ginrihtung‘’, meint Rohmer, „kann die Berwaltung ändern, wenn 
die Verwaltung nicht in ſich jelbft geändert wird.” Diefer Sag ift entweder trivial oder falſch. 
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Benn die Berwaltung geändert wird, ſei ed durch Gefeg, conftitutionelle Ginrichtung oder wie 
ſonſt, dann wird jie natürlich „in ſich ſelbſt“ und nit außer ihr geändert. Soll’aber gegen ven 
Bortfinn damit gejagt fein, die Verwaltung könne nur durch fich jelbft, und darum nicht durch 
conftitutionelle Einrichtung oder Geſetz geändert werden, fo ift das falfch, wie in der Paraphraſe 
bes erſten Sages dargethan worden ift. Wir find alfo zweifelhaft, was Rohmer mit dem ans 
geführten, gleihfam ald Paradoron auftretenden Sage hat jagen wollen? Wir müſſen nad 
dem ganzen Geift der Schrift vermutben, daß der Sag ein Mistrauensvotum gegen die Erfolge 
der parlamentarijchen Verfaffung enthalten und eine abgefhwächte Neuauflage des befannten 
Verſes con Pope fein ſoll, worin er die Verwaltung über die Verfaffung jegt: 
On forms of government let fools contest, 
What ever best administerd, is best. 
Nur Staatsmänner, meint Rohmer, können den bureaufratifhen Geift brechen, und deutlich 
genug bezeichnet er jich ald den Staatdmann, den man dazu berufen foll. Leider ift er aber nicht 
Mitglied der bairiſchen Stände; er kann aljo feine ftaatsmännifhe Befähigung nicht auf con= 
Ritutionellem Wege darthun und jih durch ſtändiſche Wirkſamkeit zum Minifter deſigniren 
laſſen; er beruft ſich daher auf ſeine frühern Werke, die ihm jetzt eine traurige Genugthuung 
verſchafften, und motivirt folgende Säge: 

„Man täufce ſich alfo nit: die Bureaufratie kann nicht durch mittelbare Wirkungen, fie 
kann nur durch unmittelbare Umgeftaltung befeitigt werden. Ihr Sturz ift nicht eine von ſelbſt 
entipringende Folge der conftitutionellen Reformen, ſondern er ift die Grundbedingung, von der 
die Verwirklichung diefer Reformen ausgeht.‘ 

„Es ift aljo die Reform von oben und nur fie, worauf es anfommt.” 

„— Gänzlich unwahr ift es, dap die bloße Führung der Oppofition den Staatsmann mad. 
Stautsmann ift der Mann, der die Fähigkeit hat, fei es nun im großen oder innerhalb eines 
gewiſſen Kreiſes, zu regieren.” 

„Die Monarchie entſchließe ih, Staatdmänner an die Stelle der Bureaufratie zu jegen, jo 
wird ſie gleichzeitig ji, den dritten Stand und das Volk retten.” 

„Man frage nicht, woher Staatsmänner nehmen? Iſt einmal im Prineip und in der Ein— 
richtung der ſtaatsmänniſche Beruf ald eigenthümliche Sphäre ansgejhieden von dem Beam: 
ternberufe, jo werden fih auch die Menſchen finden, welde die Natur befähigt hat, dieſe Sphäre 
aus zufüllen u. f. w.“ 

„— Eine wirkliche Regierung aber iſt nur der Inbegriff der höchſten ſtaatsmänniſchen 
Kräfte einer Nation aus allen ihren Ständen, in und außerhalb der Verſammlungen.“ 

„Hat man ji denn wirklich Ihon Mühe gegeben Staatsmänner zu ſuchen?“ 

Da Robmer ſchließlich doch aud) der Meinung ift, daß das, was noth thue: die Einſchrän— 

fung der Staatögewalt auf die in ihrem natürlihen Wirkungskreis liegenden Geſchäfte, Die 
Herftellung einer dem Bildungsgrade des beftinnmten Volks entſprechenden Selbftverwaltung, 
db. aljo die Bejeitigung jenes Syſtems der Vielregierung fei, jo wird er ungeachtet aller jeiner 
Halb ſich widerſprechenden Außerungen aud einräumen müffen, daß diefe Ziele nur auf dem 
Wege der Gefeggebung erreicht werden können, fo wünſchenswerth es gewiß dabei wäre, wenn 
die Initiative dazu von Etaatömännern ergriffen würde, die dann freilich jih bemühen müßten, 
aud dem Wolfe befannt, und von oben und unten in die Gejchäfte und in das Öffentliche Ver— 
wauen eingeführt zu werden. 

Die Vope ſche Sentenz zu widerlegen, ift hier nicht ver Ort. Die Hinweiſung auf das be- 
Rebende Gebrechen der Bureaufratie, unter allen Formen und Verdienſten der Verwaltung, 
vor und nad unvollfommenen Berfaflungszuftänven, ift die Fürzefte Antwort. 

Zu 4) Die Klagen gegen Burraufratie finden in der Tradition der Ber: 
waltung, oder endlich nur in der zufälligen Individualität einzelner 
Beamten ihren Grund. In der Travition eined alle Selbftregierung des Volks aus- 
ſchließenden, aus ver Verfaſſung des Staats hervorgegangenen Verwaltungsſyſtems liegen fol: 
gende, den bureaukratiſchen Geift bezeichnende Gebrechen: 

1) Der Geiſt des Hochmuths, welcher mit windiger bureaufratifcher Unfehlbarfeit der 
Staatsverwaltung allein alle Weisheit und Intelligenz unterftellt, fehr im Wiverfprud gegen 
die haufig fich bewährende Unkenntniß bes wirklichen Lebens. 

2) In engem Zufammenbhange damit fteht das häufig wahrnehmbare Wiverftreben gegen 
ſtändiſche Wirfiamkeit, im Glauben, daß die Verwaltung allem gewachſen fei und es befler 
verfiche. 
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3) Ein gewiffer corporativer Gigennug, indem der Dienft ald Zweck betrachtet wire, 
während ver Staatöbeamte nur Mittel fein foll Zwede zu erreihen; und indem leicht ein Bor: 
wand gutgeheißen wird, um Stellen zu fhaffen, damit Berfonen untergebracht werben können. 

4) Die Thätigfeit der Bureaufratie ift ebenfo oft, alles Geiſtes entbehrend, blos auf den 
Formalismus des Geſchäfts gerichtet, ald daß fie im entgegengefegten Sinne mit revolutionäre 
Rückſichtsloſigkeit ihre Zwecke verfolgt und jeder confervativen Inftitution fpottet. 

5) Sie ift ebenfo oft dem Schlendrian zugethan und der Bewegung abhold, als zu viel re: 
gierend, unnöthiger und fhädlicher Weife in Lebensſphären eingreifend, die von ver Verwaltung 
nicht berührt werden follten. 

6) Die übertriebene Gontrole hat, wenn nit Fälſchung, doc Leichtfertigkeit zur Folge, 
womit namentlid das Tabellenwefen von denen behandelt wird, welche an der Benugung ihrer 
Arbeit für reale praftijche Zwede nicht glauben. 

7) Der bureaufratifchen Bequemlichkeit werben oft größere Intereflen untergeordnet, wo 
die Verwaltung — mit Bewahrung vor allen: ihrer Integrität — dienend, nicht herrſchend fein 
follte. Es ift beſonders dieſes Gebrehen der Bureaufratie, welches der Handeld- und Gewerbe: 
ftand in feinen Berührungen mit der Verwaltung ſcheut, und welches in den Hanſeſtädten we: 
nigftend mit ald Grund geltend gemacht wird, ihrer Abneigung zum Gintritt in den Zollverein. 
Ein Artikel der augäburger „Allgemeinen Zeitung‘, unter dem Titel „Nah Helgoland‘ 
(Nr. 235, Beilage, 1858), gab dazu folgenden Beitrag: „Der eigentliche Kern der handels- 
politijchen Exiſtenz der Hanſeſtädte liegt darin, daß bei der föderativen Öliederung des deutſchen 
Binnenlandes, gegenüber den mannihfahen anderweitigen Intereffen und politifhen Beitre: 
bungen notbwendigerweife an der Küfte eine freie Beweglichkeit für den Handel erforderlich ift, 
wie fie nur in den fouveränen Stadtftaaten Raum findet u.f.w.... Den abminiftrativen Krei: 
fen in den monardifhen Bundesftaaten, in deren Hände jept durch die Uniftände eine fo große 
Gewalt gelegt ift, mangelt ein umfaflender Überblick über den ganzen öfonomifhen Organist: 
mus von Deutihland. Man darf dies nicht immer einem böjen Willen zufchreiben, oder, mie 
gemeiniglih, dem linverftand beimeſſen; die Mafchinerie der Bureaufratie hemmt mit ihrem 
Formenweſen und Inftanzenzuge ven rafchen Entſchluß und die raſche That, womit allein 
durhgegriffen werden fann. So jchleppen ſich nothwendige Anordnungen durch Die Jahre bin, 
eine foftbare Zeit vergeht, und wenn fie dann endlich zu Stande fomınen, vermag ed niemand 
mehr zu begreifen, daß ihre Durchführung ſich fo lange verzögern konnte.“ 

Es wird allerdings eines längern Kampfes mit diefer Tradition bedürfen; einer ſtrengen 
neuen Schule für höhere Auffaflung des Berwaltungsberufs gegenüber einen zur Selbftver: 
waltung übergebenden Volke, der Gewöhnung an großartigere Verhältniſſe, wie fie die Hort: 
ſchritte der Induftrie und die heutige Entwicelung des Handels erzeugen — des Vergefiens, wo: 
möglich der Fleinftaatlihen DVerbältniffe, damit diefe Gebrehen allmählich abgeftellt werben 
fönnen. Dabei ijt zu bedenken, daß mande als Gebrechen der Bureaufrarie zu leichtfertig be: 
bezeichnete Vorkommniſſe im öffentlichen Dienfte, da diefer für untergeoronetere Functionen fi 
auch untergeorbneterer, folglich ungebilveterer Berfonen bedienen muß, dem Öffentlichen Dienfte 
unter allen Umftänden anhängig bleiben werben, und die Klage über die insolence of office, 
welche Shakſpeare dem Hamlet in den Mund legt, ijt ebenfo auf englifhen Boden gemadhien, 
wie die Beſchwerden über die Bequemlichkeit, Nüdfihtslofigkeit und wol auch Unböflichkeit ver 
Bureaur in Frankreich gewöhnlich find. 

Wenn befhränfter Hochmuth, Faftenmäßige Abfonderung von der bürgerlichen Gefellfchaft, 
Unfenntnif des wirklichen Lebens und feiner Anforderungen, ſtumpfſinniges Bebarren in Ge— 
ſchäftsgleiſe und gewohntem Schlendrian, der barfche Ton im fchriftlichen wie mündlichen Ver: 
kehr, wenn felbft die Form des Wohlmollend als eine in drückender Weife ſich geltend machende 
Bevormundungsfucht auftritt, und alle diefe ald Gebrechen der Bureaufratie fich fennzeichnen, 
fo können ſolche fhlinnmen Eigenſchaften wol duch den Geift des Vermwaltungsioftems heran: 
gebildet, zur Übertreibung gebracht werden; fie prägen ſich aber doch immer ald individuelle 
Mängel des einzelnen Beamten aus, welche bei dem einen mehr bervortreten, von denen der an: 
dere ganz frei iſt. 

In der Wahl vorfihtig zu fein unter den Afpiranten zum Staatebienit, ift ein wohlfeiler 
Rath. Namentlich in großen Staaten, wo die höchſten enticheidenden Beamten von dem Urtheil 
anderer ſich müſſen leiten laffen, ift es fehr ſchwer Misgriffe zu vermeiden. Jeder Zug eim Bam: 
busrohr — mit folchen in die Augen fallenden Eigenſchaften, die den dinefiihen Bureaufraten 
empfehlen, treten bei unfern Gulturzuftänden die Afpiranten nicht auf; der Blick des Menſchen— 
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fennerd, Prüfungen und Vorbereitungsdienſt iſt alles, was einige, oft täuſchende Anhalte⸗ 
vunkte bei ver Auswahl gewähren fann. — 

Bir haben verſucht, die Entftehung und Entwicelung bes eigenthümlichen Charakters ver 
Behandlung der Staatdaufgaben von feiten der damit beauftragten Diener ded Staats, welcher 
Eharafter unter der Bezeichnung des „bureaukratiſchen“, und infofern er der ganzen Staats: 
gerwaltung oder ganzen Zweigen derfelben anhängt, als „Bureaukratie“ geſcholten wird, unter 
Hauptgeühtöpunfte zu bringen. Wir ſehen, daß derfelbe aus der Auffaffung der Staatdidee 
hervorging, wie diefe bei dem Ausgang ded Mittelalters nah Überwindung des Feudalftaats 
roh ih geitaltete. Danach follte ver Staat die Aufgabe löfen, für die Erfüllung der Zwecke 
des gefellichaftlichen Daſeins der Menfchen, die zu der heutigen mit der fteigenden Gultur fort 
und fort ſich fteigernden Mannichfaltigkeit noch nicht vervielfältigt waren, in möglichſter Aus: 
debnung zu ſorgen; von ihm follten alle allgemeinen und lokalen geſellſchaftlichen Einrichtungen 
abbingen und ausgehen, und durch feinen Willen und feine Thätigfeit belebt werben, welde 
duch dad Zufammenfein der Menſchen in Gemeinden und jonftigen Verbindungen zu gemeins 
ſchaftlichen Zwecken erforderlich ſind; und er follte feinen fo ſich zugeichriebenen Beruf allein 
durch jeinen Organismus, nämlich durch die mehr oder weniger zahlreichen Agenten, vie er 
mittels deſſelben in Thätigkeit fegt, unter eiferfüdhtigem Ausschluß aller, ohnehin von ibm mis: 
achteter Mitwirkung des nicht im Amte ftehenden Volkes erfüllen. ' 

Wir hatten fodann bemerkt, daß die Entwidelung der Staatsidee gerade in Deutfchland 
einen ganz andern Verlauf gehabt habe ald in den andern großen mittelalterlichen Feudalſtaa— 
ten. Es wurde hervorgehoben, wie in Franfreih, England und Spanien die Staateidee ald 
erſte und hauptſächliche ftaatliche Aufgabe diejenige verfolgt hat, die Bedingungen ver Macht zu 
ſchaffen, damit der nationale Beruf erfüllt werden könne, und darum die Begründung und Be: 
feftigung einer einheitlihen Staatögewalt erftrebte, die aller nationalen Kräfte mit Allgewalt 
ſich bemächtigte, damit aus diefer, jo unter einen einheitlihen Willen geeinigten Gefammtfraft 
mächtige Nationalftaaten erftehen fonnten; wie dagegen in Deutſchland die Staatsidee der zer- 
jegenden Anſchauung und Richtung in die Hand arbeitete, als fei in den Territorien, in welchen 
vom Reich verliebene Hoheitsrechte mit einer gewillen Selbftänvdigfeit geübt wurden, aud) ver 
Staat ſchon da, auf welhen die Staatsidee Anwendung finden müſſe, ſodaß dieje hier, unter all: 
mäblicher vollftändiger Auflöjfung des nationalen Ginheitöbandes, die Kleinftaaterei in ihrer 
obumädtigen Zerjplitterung begimftigte. Als Folge ſahen wir, daß in den großen National: 
ſtaaten die Staatöidee von Staatdmännern getragen wurde und daß jie ſolche erzeugte; der 
kleinliche Kampf aber des zur Lebensfähigfeit emporftrebenden ſelbſt größern Kleinftaats, mit 
ohnmãchtigen Neften früherer Selbftändigfeit, einzelner Stände und Organidmen, unt diefe 
widerftrebend zu einem Staatöganzen zu verbinden, ebenfo wie eillen Mifrofoamus von Staat, 
jo auch einen Mitrofosmus von Staatdmännern erzeugen müſſe. 

Die Täuſchung, die darin lag, den Staat um fo mächtiger ſich vorzuftellen, je mehr er das 
gemeinfame Leben der Bürger unter feine Initiative, feine Beauflihtigung und Bevormundung 
Relit un» die Sphäre der Staatöverwaltung erweitert, fand ihre Vervollftändigung in der 
übertriebenen Schägung ihrer eigenen Wichtigfeit von feiten der Staatdbeamten, und ift die 
hauptſãchlichſte Quelle des bureaufratiichen Geijtes. 

Zwar hat ji, fo erfannten wir an, die Staatöverwaltung in derjenigen Ausdehnung ihres 
Berufs, die wir jegt zur Zeit ald eine Übertreibung deſſelben bezeichnen, unftreitig Vervienfte 
erworben; ale nämlich Adminiſtration überhaupt erſt eine Wefenheit wurde; die alten Einrich— 
tungen für die Selbftverwaltung theild durch Misbrauch und Verfennung ihrer Stellung von 
feiten der dabei Bevorrechteten ſich abgenutzt hatten, theild aus andern Gründen unbraudbar 
geworden waren. Die Initiative von feiten der Staatöverwaltung für Verbeſſerung fo man 

ber Zuftände, hat ſich in jener Zeit größerer Uneultur der Bevölkerungen, während welcher das 
Beamtenthum eine wirkliche Geiftesariftofratie darftellte, vielfach ald eine Wohlthat erwieſen, 
und die Dankbarkeit und das daraus hervorgegangene Vertrauen der Untertbanen zu dem 
ihrer fih annehmenvden Beamtenftand hat jene Zeiten überdauert. Als aber die Symptome 
niht wahrgenommen oder verfannt wurden, welde befundeten, daß das gemeinfame Leben 
der Menſchen im Staate theils zu vieljeitig fich zu geftalten beginne, um von der Initiative ded 
Staats und von feiner Bevormundung abhängen zu können, theild die zunächſt Berheiligten 
ihre gemeinfamen Angelegenheiten beſſer jelbft wahrnehmen würden; als die im Beamien⸗ 
Rande verkörperte Verwaltung auch dann nod) ihre Geiftesariftofratie behaupten zu wollen 
den Anſpruch machte, ald die allgemeinere Bildung des Volks diefen Vorzug fhon ganz im 
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Frage ftellte, da war die Zeit des Überbruffes mit der „Bureaufratie” ſchon hereingebrochen, 
mit allen nachtheiligen Folgen, welche in der geſchmälerten öffentlichen Adtung feiner Bram: 
ten den Staat treffen, ehe der Staat noch vorbereitet way, der neuen Phaſe der Entwidelung der 
Staatsidee Nehnung zu tragen. 

Robert von Mohl hat in der angezogenen Abhandlung ausgeführt, wie Staat, Bolf und 
Wiſſenſchaft in gemeinfamem Streben ſich vereinigen müßten, um die nothwendige Hülfe zu 
ihaffen, da der Staat die allgemeinere Misachtung feiner Diener nicht ertragen fönne. 

An der Wiſſenſchaft ift es vorzuarbeiten und „die fritiihe Fadel zu tragen‘ bei Beftim- 
mung der Aufgabe des Staats, damit dieſe nicht zu weit geſteckt fei über die Orenzen deſſen Hin= 
aus, was der Staat nad) Möglichkeit für das gemeinſame Leben der Bürger leiften kann. An 
ihr ift e8, an der Hand der Erfahrung die Vorſchläge zur Neugeftaltung, namentlich in ver Rich⸗ 
tung zu prüfen, weldes gemeinfame Leben und welches gemeinfame Intereffe füglich ſich ſelbſt 
überlaffen werden fönne, ohne daß, wenn der Staat ſich von aller Bevormundung oder nur Bes 
aufihtigung veffelben zurüdzieht, ein Staatsinterefje dadurch gefährvet wird; oder wo, mit 
Rückſicht auf die Zwecke des gemeinfamen Lebens und auf den durchſchnittlichen Bildungsgrab 
der dabei Berheiligten, eine ſtaatliche Beauffihtigung und in welchem Umfange ferner nothwen⸗ 
dig oder wünſchenswerth eriheinen möchte? 

Die meiften deutfchen Staaten haben feit längerer Zeit angefangen, die Betheiligung des 
Volks an ver Gefeggebung und an der Gontrole der Verwaltung ald eine ernſte Notbwenpig- 
keit zu betrachten und im Gemeindeleben eine freiere Bewegung zu geflatten ; aber diefe Anfänge 
müſſen durch die Wiffenihaft und dad Leben, aus den Duellen, aus denen die Öefeggebung ferner 
zu ihöpfen hat, gefördert werben. Aber auch, wenn die Gejeggebung den Rüdzug vom Bevor: 
mundungsivftem antritt, wird die Tradition deflelben dem Beamtenftand noch längere Zeit an— 
fleben, und es wird dauern, bis „durch den geiftigen Hauch von oben‘, dur jorgfältige Aus: 
wahl der Beamten, Bereinfahung dev Geſchäfte, bis endlich durch ftvengen Befehl und gutes 
Beifpiel die Gebrechen ver Bureaufratie, die wir bezeichnet haben, bis zu dem Grade werden 
überwunden fein, daß die Erinnerungen an vormald nur in vereingelten Beifpielen individuel— 
ler Iinvollfommenbeit und Unverträglichkeit mit einem öffentlichen Amte noch auftauden. 

Aber alle Klagen können nicht bejeitigt werden; diejenigen werden bleiben, die aus der von 
der Gefeggebung und dem Geift der Verwaltung unabhängigen, unvollftommenen Natur des 
Staats felbit und feinem Unvermögen jih herichreiben, der Staatdidee zu genügen. 

H.von Gagern. 

Bürger, ein Ausdruck, der im Laufe der Zeit jehr verfchiedene Bedeutungen erhielt und 
der theils mit der Entwidelung der Städte, theild mit der Ausbildung der Staatöwerbältnifle 
zufammenbing. Urfprüngli wurden die in dem Schuge der Burgen ihren Wohnig babenden 
Einwohner Burgenses genannt.) Als allmählid die Städte, durch die Macht ihrer Bemob- 
ner, durch glüdlide Kämpfe wichtig für die Regenten, denen die Stadtbeivohner dur ihren 
Reichthum und ihre Tapferkeit im Kampfe gegen den Adel dienten, durch Eluge Herricher daher 
begünftigt, eine befondere Gemeindeverfaſſung erhielten, wurde der Titel eines Städtebewoh— 
ners, der an allen ftädtiichen Privilegien theilnahm, beveutend, und der Ausdruck Bürger 
bezeichnete einen ſolchen Bewohner.?) Da die Stadt auch aus vielen hörigen Leuten beftand, fo 
bediente man ſich auch ded Worts Bürger zur Bezeichnung aller Städtebewohner, welche nicht zu 
den Unfreien oder Hörigen gehörten?) Manche Urkunden fpreden in diejem weiten Sinne 
von Bürgern ; allein häufiger bezeichnete der Ausprudf „Bürger“ eine engere, geſchloſſene, be- 
vorrechtete Klaſſe ), und zwar wahrſcheinlich zuerſt diejenigen, welche auch ald milites vor: 

kamen oder zu den von früherer ?) Zeit ber hochangeſehenen reichen Geſchlechtern gehörten ©), 
auf ähnliche Weiſe wie in den niederländischen Städten die poorters die bevorrechtete Klaffe ver 
Städtebewohner waren.) Da der Reichthum der Städte vorzüglich auf der fleigenden Blüte 
des Handeld und der Gewerbe berubte, jo war es begreiflih, daß Diejenigen Stävtebewohner, 
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weldhe ziwar Gewerbe trieben und oft verächtlich ald Handwerfer $) von den andern Bürgern 
getrennt wurden, ihre Macht fühlten und gegen den Hochmuth der übrigen, die vorzugsweiſe 
ih Dürzer nannten, ih empörten. Die Handeld= und Fabrifherren, die mächtigen Gilde: 
brüder erlangten ed bald, daß aud fie Bürger genannt wurden; die Gold - und Silberarbeiter 
— ſchon ald Künftler angefehen — blieben hinter ihnen nicht zurüd. Die Waffenſchmiede waren 
in den damaligen Zeiten viel zu wichtige Berfonen, ald daß ihr Handwerk fie nicht geehrt hätte, " 
und in manchen Städten, wo 3. B. die Tuchmacherei oder Weberfunft ein Hauptnahrungszweig 
der Stadt wurde, oder wo die Bierbrauerei ins Große getrieben wurde, war es begreiflih, daß 
die Eitte ſolchen Berfonen, welche dergleichen für die Stadt wichtige und darum geachtete Ge: 
werde trieben, den Titel Bürger nicht verfagte, ſodaß zulegt der Ausdruck Bürger die Mit: 
glieber alter Geſchlechter, die Handelsherren und diejenigen umfaßte, welde zu den höhern 
Zünften gehörten, im Gegenfag der Handwerker ) oder — wie fie and) in den niederländiſchen 
Städten genannt werden — der minores. 19) Nach der Berfchievenheit der Verhältniffe der 
Städte — je nachdem für die Stadt eines oder das andere Gewerbe wichtiger war — wurde 
nun der Ausdruck Bürger verfhieden angewendet. Dabei hatte er jelbft wieder eine befondere 
Bedeutung durch den Zufammenhang des Bürgerthums mit der Rathsfähigkeit. Da nämlich 
nur diefe vorzugsweiſe Bürger Genannten rathsfähig waren und in diefer Gigenfhaft einen 
vorzüglihen Einfluß auf die Stadtangelegenbeiten hatten, fo bezeichnete man häufig in den Ur— 
Funden die rathsfähigen Städtebewohner mit dem Worte Bürger. Ald nun allmählidh die 
alten Zeichen der Hörigkeit, 3. B. Heirathszwang und Sterbefall, immer mehr in den Städten 
aufgehoben und dadurch auch die Hörigen von dieſen Laften der Unfreibeit befreit wurden, 
als die Handwerker in ihrem Gewerbfleiß immer mehr ihren Werth fühlten und ihren Reich— 
thum vermehrten, ald der Hochmuth und der Egoismud der bevorrechteten Geſchlechter ihre Be- 
fugniß, ausjchlieplich die Rathsſtellen zu befegen, zur Herabwürdigung und Bedrüdung ihrer 
Mitbürger midbraudten, empörte fih das Freibeitsgefühl gegen diefe Anmaßungen. Be— 
fannt 19) find die Revolutionen, welche im Mittelalter von den Handiverfern ausgingen, um 
die Rathsfähigkeit jich zu erwerben. Der Sieg Frönte die Beſtrebungen, und von nun an war 
ver Ausdruck Bürger die Bezeihnung aller berechtigten Mitglieder der Stadtgemeinde. Die 
Zahl diefer Berfonen wurde vermehrt durch diejenigen, weldye, zwar nicht in der Stadt woh— 
nend, die Erlangung des Bürgerrechtd einer Stadt nachſuchten, woraus die fogenannten Aus: 
bürger 22), in den Niederlanden buyten poorters 1?) entjtanden, von denen manche mächtige 
Adeliche, ſelbſt Fürften, für die das Bürgerrecht der Stadt deswegen wichtig wurde, weil zur 
Ausübung gewiffer Rechte, 3. B. um Häufer in der Stadt zu befigen oder um gewifle Gewerbe, 
j. B. Bierbrauerei betreiben zu dürfen, das Bürgerrecht notbwendig war. Während auf Diele 
Art der Ausdruck Bürger fih erweiterte und eine zahlreiche Klaſſe umfaßte, entitand in ven 
Städten eine neue Beranlaffung, den Begriff zu verengern und von Bürgern im engern Sinne 
zu fprehen. Es gab nämlich viele Berfonen, welche ven Aufenthalt in ver Stadt ſuchten, weil 
daran ſich große Privilegien fnüpften, während doch diefe Berjonen die Erforderniſſe zur Er: 
fangung des Bürgerrecht nicht hatten, 3. B. nicht das nöthige Vermögen befaßen, oder feit der 
Reformation nicht der Religion zugethan waren, melde in ver Stadt gefordert wurde. Solde 
Verſonen **),, die in die Stadt aufgenommen wurden und ein unvollfommenes Bürgerrecht ge: 
noſſen, hießen Schugverwandte, Schugbürger, Beifaffen 1°), und die vollberechtigten Mit: 
glieder der Stadtgemeinde wurden Bürger im engern Sinne genannt. Seit dem 16. Jahr: 
bundert befam der Ausdruck Bürger eine neue Bedeutung. Durch die Vereinigung der Stände 
unter einem Gefege, durch die Ausbildung der Landeshoheit entftand die Anficht, die Landes— 
gemeinde wie eine geichloffene Vereinigung zu betrachten und das, was von einer andern freien 
Gemeinde galt, aud ähnlich auf die große Landesgemeinde zu übertragen. Hier wurde es 
Sitte, die vollberehtigten Mitglieder der Landesgemeinde (Untertbanen) gleihfall8 Bürger zu 


8) Urkunden ın Senfenberg’s Corp. jur. Tom, I, P. U, p. 5. 

9) Hüllmann, 1. c., ©. 480. 

10) Warnfönig, 1. c., ©. 352. 

11) Hüllmann, Städteweſen, II, 463; III, 333. 

12) Bobmann in Siebenfees, Juriſtiſches Magazin, 1. Thl., Nr. 1. 

13) Warnfönig, ©. 354. 

14) Gifenhart, Berfuch einer Anleitung zum deutfchen Stadtrecht, S. 234. 

15) Über Urfprung des Unterfchieds und Gründe für die Beibehaltung deffelben, f. Weishaar, 
Bürtembergifches Privatrecht, 1. Thl., $. 337. 
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nennen, ſodaß nun eine zweifache Bedeutung des Worts entftand: 1) diejenige, nad) welcher 
Bürger foviel ald Staatsbürger bedeutet; 2) die, nad welder Bürger foviel ald Ortsbürger 
bezeichnet. Im der legten Bedeutung fommt ed wieder darauf an, ob die alte Oemeindeverfaflung 
beibehalten iſt, nach weldher man die Municipalverfaffung der Städte und Marftfleden von der 
Verfaſſung der Dörfer trennt 16), oder ob nad) dem Streben der neuern Zeit eine alle Gemein- 
- den (alfo auch die Dorfgemeinden) umfallende Gemeindeverfaffung gejeglih eingeführt if.) 
Iſt das erftere ver Fall, fo bezeichnet Bürger nur dad berechtigte Mitglied einer Stadt: ober 
Marktfleckengemeinde, im Gegenjage von Bauern; wo dagegen eine vollftändig umfaflende 
Gemeindeorbnung befteht, wird auch jedes Mitglied einer Gemeinde mit dem Ausdrucke Bürger 
(Gemeindebürger) bezeichnet. 

Die Bedeutung des Ausdrucks Bürger hat in neuefter Zeit immer mehr die zuvor er- 
wähnte Ausdehnung erhalten, vorzüglich je mehr im neuern Staatöleben dad Streben ſich gel- 
tend macht, Mifhung der einft jchroff jich gegenüberftehenden Stände und einer Gleichheit 
Aller vor dem Gefeg zu bewirken. Der Staat jollte eine Genoſſenſchaft fein, wie einft die 
Gemeinde war, und wie unter dem Worte Bürger das vollberehtigte Mitglied der Gemeinde 
verflanden wurde, fo follte das Wort Bürger ven vollberehtigten Stantsangehörigen bezeich⸗ 
nen. In Bezug auf diefe Anficht zeigte jich aber bald die Unklarheit und Vieldeutigfeit des 
Begriffe. Die Geſchichte der Entwidelung des Ausdrucks citoyen in der franzöſiſchen Gefeg- 
gebung feit ver Revolution iſt belehrend. Während die declaration des droits de !’bomme et 
du citoyen von 1789 ven Ausdruck frangais und den von citoyen ald gleihbeveutend nimmt 
und audipridt: tous les citoyens, &tant egaux devant la loi, sont &galement admis- 
sibles ä toutes les dignitös, places et emploi, selon leur capacite; während die Gonftitution 
von 1791 die Identität eines Branzofen und eines citoyen anerkennt, wird von der assemblee 
constituante fhon eine Unterfheidung von citoyens actifs und non actifs gemadt, und für 
den eriten gefordert, daß jemand Franzoſe, 25 Jahre alt, in einer Gemeinde Frankreichs 
wohnhaft fei, einen gewiflen Betrag an Steuern bezahle, in den Regiftern der Municipalität 
feines Wohnortd als garde national eingetragen fei und den Bürgereid geleiftet habe. Allein die 
Männer der äußerften Linken fanden in diefer Unterfheidung eine ariftofratiiche Erfindung, 
und die Gonftitution von 1793 erfannte jedem in Frankreich geborenen und Wohnfig habenden 
einundziwanzigjährigen Franzoſen das Recht des citoyen francais zu. In den folgenden Ge: 
fegen wechſelten die Anfichten, und die constitution consulaire vom Jahre VIN flellte den 
Grundfag auf: tout homme ne et resident en France, qui age de 21 ans, s’est fait don- 
scrire sur le registre civique de son arrondissement communal et qui a dömeure depui 
pendant un an sur le terrioire de la republique, est citoyen frangais. In diefem Sinne 
gewann die Anficht, daß man ſtaatsrechtlich die Qualität frangais von ber bed citoyen trennen 
müſſe, und der Art. 7 des Code Napoleon deutet dies hinreichend an. Übrigens weiß jeder, der 
dem Gange der franzöfiichen Redtiprehung folgt, wie viel Streitigkeiten über die Grenzen 
beider vorfommen. (Laferriere, „Cours de droit public et administratif’’, vierte Auflage, 
1854, I, 76— 95.) Nad) dem Charakter der franzöſiſchen Gemeinden, denen eigentlich fein 
Grmeindeleben zum runde liegt, wonach die Gemeinde nur ein Fachwerk in dem Staatsbezirk ift 
und die Regierung nad vem Grundfage der Gentralifation ihren mächtigen Einfluß übt, ſodaß 
felbft der Gemeindevorftand nicht aus freier Wahl hervorgeht (Raferriere, „Cours“, II, 615), 
hat ver Begriff Bürger ald Mitglied der Gemeinde eine fehr geringe Bedeutung, und wie auch 
der Ausdruck citoyen für Ortsbürger gebraudt wird, knüpft fih daran noch die Borftellung 
eines bevorrechteten Gemeindeglieds. 

Völlig verfhieden davon ift die englifche Auffaffung, wo nad der Abftufung der Stände 
der Ausbrud citizen und burgess nur einen Ortöbürger bedeutet (Bowyer, „Commentaries on 
the constitutional law of England‘, S. 482). Bei den Berleihungen ftädtifcher Corporations⸗ 
rechte werden mayor und burgess bezeichnet ; allein durch die Umwandelung der Verhältniffe in 
den Städten trat die Eigenthümlichkeit ein, daß die Zahl der eigentlichen Bürger fehr zuſammen- 
Ihmolz, z. B. in Liverpool unter 165000 Einwohnern nur 5000 Bürger vorfamen. (Gneift, 
„Das beutige engliſche Verfaſſungs- und Verwaltungsrecht“, 1, 627.) Durch die neue Städte: 
verfaffung ift dies geändert, umd jegt werden unter citizens und burgesses alle großjüährigen 
Männer. begriffen, welche ald Eigenthümer over Miether ein Haus, Waarenlager, Gomptoir, 





16) 3. B. in Hannover, Preußen, Sachſen. 
17) 3. 8. in Würtemberg, Baben. 
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einen Laden in ber Stabt oder 1°/, Meilen im Umkreis haben und zur Armenfteuer abge: 
ihägt find. Für das, was wir Staatöbürger nennen, wird in England der Ausdruck citizen 
nicht gebraucht. | 
In den deutſchen Gejegen dagegen hat der Ausdruck Bürger noch immer die zwiefache Ve: 
deutung, injofern er entweder für Staatöbürger oder Ortöbürger gebraudt ift. Allein durch 
neue Verbältniffe ift manche Umgeftaltung erfolgt, zugleich aber auch vielfahe Verſchiedenheit 
in den Bezeichnungen durch die Gefege der einzelnen Ränder bemerkbar. Was den Ausdruck 
Bürger ald gleihbeveutend mit Staatöbürger betrifft, fo wird im Gegenjag von Unterthan unter 
Staatsbürger ein Unterthan verftanden, dem neben feinen politifhen Pflichten auch politifche 
Rechte zufommen. (Zöpfl, „Staatsrecht“, I, 244, und Held, „Syſtem des Berfaffungs: 
rechts‘, 11, 547.) In einigen Gefegen, 3. B. in Baiern, kommt, verjchieden von dem Staats: 
bürgerrecht, das Indigenat vor, an welches nad) dem Geſetze noch größere politifche Nechte als 
an das erftere gefnüpft find (Zahariä, „Deutſches Staatsrecht“, 1, 395). 


K. J. A. Mittermaier. 

Bürgerkrieg, ſ. Krieg. 

Bürgerrecht wird wieder in verſchiedenem Sinne genommen, je nachdem man vom 
Staatsbürgerrechte oder von dem Gemeindebürgerrechte (Bürgerrecht im eugern Siune) ſpricht. 
Nach der erſten Bedeutung iſt das Staatsbürgerrecht der Inbegriff der Rechte, welche einem 
Unterthanen des Staats zuſtehen, wobei wieder nach Verſchiedenheit dev Landesgeſetze Staats: 
bürgerrecht im engern Siune von dem Unterthanenrecht überhaupt (Indigenat) unterſchieden 
wird. Faßt man nun das Bürgerrecht in dem Sinne auf, wo es das Gemeindebürger— 
recht bedeutet, ſo iſt es der Inbegriff gewiſſer Rechte, welche einem Mitgliede einer Gemeinde 
als ſolchem zuſtehen. Man unterſcheidet ein vollfommenes und ein unvollfommenes Bürger: 
recht; das legte fteht in den Städten, wo ein Unterfchied von Bürgern und Schugverwandten 
vorfonmt, den legtern zu. Das Bürgerrecht begreift?) in ſich a) politifche Rechte, b) privats 
rechtliche Befugniffe. Zu den legtern gehört: 1) das Recht in der Gemeinde, welcher ver Bür— 
ger angehört, jeine Heimat und Unterhalt zu ſuchen und alle Gewerbe zu betreiben, injofern 
jemand die Erforderniſſe nachweiſen fann, welde nady den Geſetzen zur Ausübung eines bes 
ſtimmten Gewerbes verlangt werden; 2) das Recht, durch Heirath eine Bamilie zu gründen ; 
3) dad Recht ver Theilnahme an den Bürgernugungen; 4) Recht auf die ftädtifche Gerichts: 
barkeit, injofern ein befonderes Forum vor der Stadtobrigkeit für Bürger eingeführt ift; 
5) Recht der Iheilnahme an den Privilegien, welche den Bürgern einer Stadt verliehen find, 
„B. in manden Orten ein privilegirtes Teftament nad den ſtädtiſchen Statuten zu machen 
oder nicht wegen Schulden verhaftet zu werden ; 6) Necht der Theilnahme an den ſtädtiſchen Stif- 
tungen; 7) das Recht, in der Gemarfung der Stadt liegende Güter zu erwerben; 8) dad Recht 
der Markloſung, d. h. in einen Kauf einzutreten, wenn ein in der Gemarfung der Stadt liegen 
dei Gut an einen fremden veräußert werben joll; 9) Recht, im Fall der Armuth aus Gemeinde: 
mitteln Unterftügung zu erhalten. Zu den politiichen Rechten gehören inöbefondere: das Recht 
der astioen und paſſiven Wahlfähigfeit zu Gemeindeämtern und das Recht der Mitwirkung bei 
den Wahlen zur landſtändiſchen Vertretung. Nicht unpaſſend ift ed, das wirkliche Bürgerrecht 
son dem angeborenen zu unterfcheiden. Jedes ehelihe Kind eined Bürgers hat ein angeborenes 
Bürgerrecht ?), d. h. den Anſpruch, das Bürgerrecht in ber Gemeinde, welcher der Vater ange— 
hört (das uneheliche Kind folge dem Bürgerrechte dev Mutter), zu erwerben. Sobald nun eine 
ſolche Perſon die im Geſetze vorgefchriebenen Erforderniſſe nahweift, die zur Erlangung des 
Bürgerrechts gehören, erwirbt jie dad Bürgerrecht; fie muß daher volljährig fein, den Beſitz 
eines den Unterhalt einer Familie fihernden Vermögens over Nahrungszweigs ausweifen, und 
wenn ber Nahrungszweig, welden ver Bürger ergreifen will, gefeglich an beftimmte Erforver: 
nifle gebunden it, auch den Bejig diefer Erforberniffe varthun, 3. B. bei einem Gewerbe nachwei⸗ 
ien, dag man bie nöthige Lehrzeit, Wanderjahre und anderes durchgemacht habe. Solange nun 
eine ſolche Perfon, die dad angeborene Bürgerrecht befißt, 3. B. ver Sohn eined Bürgers, dieſe 
Grforderniffe nicht erfüllt, ift fie noch nicht wirklicher Bürger, hat daher nicht die dem Bürger 





1) Schilling's Lehrbuch des Stadt: und Bürgerredhts in den deutſchen Bundesftaaten (Leipzig 1830). 

2) Stellen in Mittermaier's Grundfägen des deutfchen Privatrechts, $. 68; von Würtemberg, 
Beishaar, I, 324; Bapifches Gefep vom 31. Der. 1831; Ausführliche neue Gefege über die Berhält: 
niffe des Bürgerrechts fommen in der Schweiz vor, 5. B. Züricher Geſetz von 1883, 

3) Badifches Geſetz vom 31. Dec. 1831, $. 6. 
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obliegenden Pflichten, aber auch nicht die zuvor bezeichneten Rechte, vermöge ihres angeborenen 
Bürgerrecht hat fie aber das Recht des Händigen Aufenthalts in ver Gemeinde, die Befugniß, 
Liegenfchaften zu erwerben, und im Fall der Dürftigkeit Anfprud auf Unterftügung. Uber ven 
Umfang des unvollfommenen Bürgerrechts (Beiſaſſenrechts) ift in den einzelnen Gemeinden 
große Verschiedenheit, da alles wieder von den befondern Statuten und den Bedingungen ab- 
hängt, unter welchen die Gemeinde dem Schugbürger die Aufnahme in der Gemeinde geben 
wollte. Im Zweifel H, wenn nichts anderes beftimmt ift, wird der Schugbürger nur von allen 
politifhen Bürgerredhten, ferner von den Anspruch auf den Genuß der Gemeindegüter, 5. B. 
an Gemeindewaldungen, ausgejhloffen; dagegen genießt er alle übrigen Rechte, insbeſon— 
dere des freien Gewerbebetriebs, jomwie auch alle ftädtifhen Privilegien auf ihn anwendbar 
find. Die neueften Gemeindeorbnungen haben mit Recht diejen Unterfhien von vollfommenent 
und unvollfommenem Bürgerreht aufgehoben.) Mehr varüber ift in dem Art. Gemeinde 
anzuführen. 

Ein nicht gleichförmig aufgefaßtes vielfach wichtiges Ver hältniß ift dad des Staatsbür— 
gerrechts und des Gemeindebürgerrechts. Das erſte muß als das allgemeine, das zweite 
als das beſondere Verhältniß angeſehen werben, ſodaß ein Gemeindebürger alle Rechte hat, die im 
Staatsbürgerrechte enthalten ſind, daß aber ver Staatsbürger nicht alle jene Rechte bat, welde 
aus dem Gemeinderechte fließen; 3. B. e8 kann jemand ald Beamter in einer Stadt wohnen, 
ohne deswegen Anſpruch auf Wahlrecht in ver Gemeinde zu haben. Die Gejeggebungen haben 
das Verhältniß des Staatsbürgerrehtö und Gemeindebürgerrechts auf verſchiedene Weije auf- 
gefaßt: 1) entweder indem jie den Sag aufftellen, daß jeder Staatsbürger Mitglied einer Ge— 
meinde fein müſſe, und daß der Staat das Recht habe, einer Gemeinde Mitglieder zuzumeifen; 
2) oder indem man die Gemeinde ald eine gejchloflene Corporation betrachtet, von welcher es 
allein abhängt, welche Mitglieder fie aufnehmen will, ſodaß ihr niemand von dem Staate auf: 
gedrungen werden kann; 3) oder das Syitem beftebt darin, daß der Staat geleglich gewiſſe Er: 
forderniffe bezeichnet, welche einen Staatsbürger berechtigen, die Aufnahme in eine Gemeinde 
als Bürger zu fordern. Das erfte Syſtem ift nicht zu billigen, weil der Grund, auf welchen 
man es baut, nämlich der, daß die Gemeinden bloße Staatsanftalten jeien, irrig ift, weil man 
die Güter der Gemeinde nicht ald Staatdgüter betrachten kann und ein Aufdringen vieler neuen 
Gemeindeglieder an eine Gemeinde große Ungerechtigkeit enthalten Fönnte. Das zweite Syſtem 
ift die Folge einer engherzigen Abſchließung der Gemeinden, die im verderblichen Zunftgeift 
nur an die zu ihnen gehörigen Mitglieder dachten und, ängftlich auf jeden Fortſchritt blickend, 
immer fürchteten, daß die Einkünfte der bereitd aufgenommenen Bürger durch neue Mitglieder 
beeinträchtigt und die Genüſſe des Gemeindevermögend vermindert werden könnten. Am zweck— 
mäpigften ift offenbar das dritte Syftem, welches auch der badiſchen Gefeßgebung von 1832 
zum Grunde liegt. Danach handelt die Gejeggebung nur im wohlverftandenen Intereffe ver 
Gemeinden felbit und erwägt, daß dem Staatöbürger die Möglichkeit gewährt werden muß, von 
feinen Kräften denjenigen Gebrauch zu machen, den er für den geeignetiten hält, um feinen 
Wohlſtand zu begründen, daß er daher aud) das Recht haben muß, jene Gemeinde zu wählen, 
in welder er hofft nach dem Maße feiner Kenntniffe feine Fähigkeiten gut verwenden zu fönnen. 
Hinge ed num von jeder Gemeinde ab, ob jie einen Bürger aufnehmen will oder nicht, fo könnte 
es leicht dazu kommen, daß der tüchtigfte Gewerbömann, welcher z. B. im Auslande mit allen 
Fortfhritten des Gewerbes ſich vertraut gemacht hat und alle Fertigkeiten ver Ausübung des 
Gewerbes befigt, nie Gelegenheit haben würde, feine Kenntniffe zu verwerthen, weil vielleicht 
in jeder Gemeinde diejenigen, deren Gewerbdarbeiten der Neuaufzunehmende betreiben will, 
aus Furcht vor der Überlegenheit feines Talents fi gegen feine Aufnahme ftriuben möchten. 
Der Staat hat hier die Pflicht, den Staatöbürgern die Möglichkeit zu garantiren, auf vie befte 
Weiſe von ihrer erlernten Geſchicklichkeit Nugen zu ziehen; er fegt foldhe Bedingungen der Auf- 
„ nahme in einer Gemeinde feft, daß die legte jich nicht gegen Aufnahme von Perſonen beſchweren 
kann, welde jene Erforverniffe befigen, ;. B. wenn der Aufzunebmende die in dem babifchen 
Bürgerrechtsgeſetz $$.18— 30 vorgefhriebenen Bedingungen befigt, daher guten Leumund bat, 
einen beſtimmten Nahrungszweig übt und ein gewijles Vermögen nachweiſt. ine Berfon 
diefer Art fällt der Gemeinde nicht zur Laſt. Das Staatsbürgerrecht gibt nach dieſem Syiteme 
dem Staatsbürger das Recht, die Aufnahme in eine Gemeinde zu fordern, ſobald er die gefeg- 


4) Mittermaier's Grundſätze des deutichen Privatrechts, $. 69. 
5) 3.8. in Baden Gefeg vom 31. Dec. 1831 über Berfafung der Gemeinden, $. 2. 
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lichen Bebingungen erfüllt. Weigert fi die Gemeinde dennoch, die Perfon aufzunehmen, fo 
muß der Staat den Staatöbürger fhügen und die Gemeinde nöthigen, denjenigen ald Bürger 
aufzunehmen, von welchem der Staat ſich nad gehöriger Prüfung überzeugt hat, daß er die 
geſetzlichen Eigenſchaften befigr. 6) K. J. A. Mittermaier. 
Bürgerſtand. Dieſer Begriff hängt mit der Geſchichte der Entwickelung der Stände zu⸗ 

ſammen. Im Mittelalter zerfiel die altgermaniſche Einheit des Volks in Vereinigungen ver— 
ſchiedenet Genoſſenſchaften von welchen jede nach ihrem eigenen Rechte lebte, und jeder, der in 
eine jolde Genoſſenſchaft aufgenommen war, auf den Schuß feiner Genoſſen rechnen Eonnte, 
gewiffe Rechte in der Corporation genoß und nur von jeinen Genoſſen gerichtet wurde. Jede 
ſolche Genoſſenſchaft bildete einen Stand, und in biefem Sinne I) bemerkt man im Mittelalter 
I) einen Stand der Dynaften (Herrenftand, aus welchem fpäter der hohe Adel hervorging); 
2) einen Stand der Ritter, nad Nitterrechte lebend; 3) Stand der Lehnsleute; 4) Stand der 
Dienftleute; 5) Stand der Geiftlihen; 6) Stand der Gemeinfreien, die nad) dem Volksrechte 
lebten, in den Volksgerichten ald Schöffen ſaßen und dort gerichtet wurden. ?) Diefer Stand 
der Öemeinfreien, welche das eigentliche Volk ausmachte, umfaßte früher ebenfo wol die freien 
Zandeigenthümer ald aud die Bewohner ver Städte. Als allmählich die Städte eine vollftändige 
Municipalverfaflung erhielten, durd Privilegien ausgezeichnet wurden, ald die Bewohner der 
Städte nicht mehr auf den allgemeinen Volksgerichten zu ericheinen nöthig hatten und ihr eige: 
nes Schöffengericht erhielten, ald in ven Städten ein eigened Recht, angemeſſen den ftädtifchen 
Verhältniffen, durch Gewohnheitsrecht im Gegenfage des gemeinen Landrechts, als Weichbild- 
oder Stadtrecht ſich ausbildete, ald der Ausdruck Bürger ein Ehrenname wurde, welder das 
vollbereptigte Mitglied der Stadtgemeinde bezeichnete, erhielt ver Begriff von Bürgerjtand eine 
Bedeutung, injofern er die Perfonen umfaßte, welche vollberechtigte Mitglieder von Städten 
waren und ald jolde nad) dem Stadtrechte lebten, die Privilegien genoffen, welche ven Städten 
verliehen waren, und von den übrigen Gemeinfreien unterjchieven wurden. Se tiefer der einft 
ehrwürdige Bauernftand janf, je mehr der Druck der Zeit die Gemeinfreien nötbigte, in Ab= 
hängigfeit von andern zu treten, deſto mehr wurde die Bezeichnung Bürgerftand wichtig. Auf 
den Landtagen erfchienen fpäter oft nur die drei Stände — Adel, Geiftliche und Bürger. Bei 
dem durch die Gefchichte bezeugten Streben der Herrfcher, allmählich die verſchiedenen Genoſſen— 
daften ihres Landes in eine Staatögenoffenfhaft zu vereinigen und unter ein Landesgeſetz zu 
Rellen, blieb der Bürgerftand, infofern ex die vollberechtigten Mitglieder der Städte (und ber 
Ihnen gewöhnlich gleichgeftellten Marktflecken) umfaßte, noch wichtig, da die Städte auf den 
Sandtagen den Bürgerftand repräfentirten, da die Bürger ald Städtebewohner vor den übrigen 
Untertypanen mannichfaltige Vorrechte genoffen, da insbefondere in den Städten allein eine 
vellftänsige Zunft: und Gewerbeverfaflung ftattfinden konnte, manche Gewerbe auf dem Rande 
gar nit betrieben werden durften, und da die Statuten der Städte viele den Städtebewohnern 
allein verliehene Freiheiten enthielten und jelbft das ftädtifche Brivatrecht vielfach von dem übri— 
jen Landesrechte abwich, indem z. B. in den Städten oft eheliche Gütergemeinfhaft galt, die 
auf dem Lande nicht ftattiand. So umfahte der Bürgerftand diejenigen, welche in Städten oder 
Marktfleden das Bürgerrecht genoffen, im Gegenfage derjenigen, welche auf dem Lande wohn: 
in, ſowie der übrigen, welche zwar in ber Stadt wohnten, aber entweder dem Adel oder der 
Seitlickeit, dem Beamten oder Militärftande angehörten und in der Stadt nur als Ein: 
mohner galten, bei welden die Rechte und Plichten ver Gemeindebürger Feine Anwendung 
fanden. In den gefellfchaftlichen und politiſchen Verhältniſſen aber bildete jich allmählich eine 
Iharfe Scheivewand zwiſchen dem Adelz, dem Beamten-, dem Militär: und den Bürgerſtande. 
Mande Borrehte wurden nur von den höhern Ständen in Anſpruch genommen, bis der Drud 
der Bevorrechteten den wohlhabenden, gewerbfleifigen und feine Würde und Kraft fühlenden 
Bürger erbitterte. Eine neue Anſicht, in welcher der Bürgerftand den ſogenannten dritten 
Stand und diejer die eigentliche Nation bedeutete, entitand, und der Ausdruck Bürger wurbe 
zum Die Bezeichnung der vor dem Geſetze gleichberehtigten Staatsbürger. Je mehr die ver: 
nn 

6) Richtige Bemerkungen in Chriſt, Das badifche Semeindegefep, in der Einleitung, S.41—43. 

1) Rittermaier's Grunvfäße des deutfchen Privatrechts, $. 44. =. 

2) Über die Gefchichte der Eräte f. de Gourey, Abhandlung über Freiheit und Reibeigenfchaft, Adel 
Ind dritten Stand, überfegt von Dfterlei (Göttingen 1788); PBütter, Vom Unterſchied der Stände in 
Deutſchland (Göttingen 1795); Hüllmanın, Gefchichte des Urfprungs der Stände in Deutfchland (Franf: 
art 1806; zweite Ausgabe, 3 Thle., Berlin 1830). 
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ſchiedenen Stände ineinander floffen und eine wahre ſtaatsbürgerliche Gleichheit vor dem Ge— 
feße ſich ausbildete, defto mehr verlot der beſondere Blirgerftand feine Bedeutung. Man ſprach 
von einem Bürgerftand, der diejenigen Staatsbürger umfaßt ?), mweldye nad ihrer Geburt 
weder zum Adel noch zu dem Bauernftande gerechnet werden können; allein in diefem Simme 
umfaßt der Bürgerftand fo verfchiedene Arten von Staatöbemohnern, daß von einer beſondern 
Genoffenfhaft (ihre allgemeine Genoſſenſchaft befteht in der Gleichheit des Untertbanenverhält- 
niffes) derjelben nicht die Nede fein kann. In einem engern Sinne wird ver Bürgerftand *) 
aber noch gebraucht zur Bezeichnung derjenigen, welche durch ihr Verhältniß ald Bürger von 
Städten befondere Rechte genießen, die andern Staatdunterthanen nicht zuſtehen. Die in 
Bezug auf die Städtebemohner in manchen Landesgeſetzen aufgeftellte und von einigen Schrift: 
ftellern 5) behauptete Unterfheidung eines höhern und niedern Bürgerftandes, infofern man 
gewiffen Bürgerflaffen (Honoratioren) Vorrechte vor den übrigen Bürgern zuſchreibt, be- 
rubt auf Misverftändniffen und ift beveutungslos, da die Rechte aller Bürger vor dem Geſetze 
gleich find. ©) 

Betrachtet man die Bedeutung des Bürgerftandes in focialer, politifher und national: 
dfonomifher Hinficht, jo kann nicht verfannt werden, daß eine große Umgeftaltung erfolgt ift, 
daß man dieſen Stand nicht mehr wie früher in einem fchroffen Gegenfage zu andern Ständen, 
insbefondere zu dem Bauernftande auffallen darf. Auf einer Seite find viele Vorrechte, welche 
einft andere Stände hatten, z. B. der Adel, weggefallen, und der Grundfag der Gleihheit aller 
Staatdangehörigen vor dem Gejege fommt immer mehr zum Siege; zugleich ift aber audy ver 
Gegenfag von den Bewohner der Städte und dem des flachen Landes immermehr verſchwunden, 
je allgemeiner die Bildung ſich verbreitet, je mehr alle Vorrechte, die durch Privilegien und 
Statuten die Städte erlangten, weggefallen find, je mehr auch auf dem Lande manche Perſonen 
ihr Intereife fanden, dort ihre Gewerbe zu betreiben, fodaß eine VBerfhmelzung der Bewohner 
der Städte und des Landes in Eine Klafle der Staatdangehörigen allmählich ſich bildet, und wer 
alte Bürgerftand feine Bedeutung nrebr als ein durch befondere Nedhte vor andern Ständen aus: 
gezeichneter Stand hat. Ungeachtet der Richtigkeit diefer Auffaflung darf eine andere Seite der 
Betrachtung, wodurd dem Bürgerftande im Verhältniß zu andern Ständen eine jelbftändige 
Bedeutung gebührt, nicht gering geachtet werden. In focialer Beziehung wird es wichtig, 
daß regelmäßig in dem Bürgerftande in Städten ſich ein höherer Grad von Bildung ent: 
wiceln muß. Schon die zu manden Gejhäften, etwa zum Handel erforverlihe Vorbereitung 
und Ausbildung, z. B. durd Erlernen von fremden Spraden, felbft die nad) der ſteigenden 
Bervollfommnung mander einft- nur handwerksmäßig betriebenen Gewerbe jegt geforderte 
Bildung, die Gelegenheit, weldye in Städten das Zufammenleben mit Perfonen höherer Bil- 
bung, die Benugung der Breffe, ver Austauſch der Anſichten zur weitern Ausbildung gewähren, 
der dadurch geweckte Sinn für Lectüre geben dem Bürgerftande die Stellung gebilveter Per— 
fonen, unter denen fih dann aud regelmäßig ein mehr lebendiger Sinn für öffentliche An— 
gelegenheiten,, eine Theilmahme an dem Staatöleben entfaltet. Zu bedauern ift nur, daß häufig 
der vornehme Bürgerftand (Kaufleute, Apotheker, Fabrikanten) in den Städten an den Abel, 
an Beamte, Gelehrte in gefelligen Verhältniffen fih anſchließen, von ven übrigen Bürgern, 
den mehr Handwerktreibenden, jich abfondern, und dadurd nicht felten in der Gemeinde eine 
Verſtimmung und jelbft eine bei Wahlen hervortretende Parteiung herbeiführen, die vielfach 
nicht blos im Gemeindeleben, jondern auch ald Hinderniß für das Zuftandefommen mandher 
wohlthätigen Vereine in Verhältniffen wirft, mo eine gemeinſchaftliche Thätigkeit aller Ge— 
meindeglieder etwas Erfpriepliches hätte erzeugen fünnen. Der Bürgerftand fomınt auch in 
politifher Beziehung in Betrachtung, injofern der eben vorher gefhilderte im Bürgerftante 
bemerfbare höhere Grad von Bildung, die leichte Möglichkeit, alle Greigniffe des Öffentlichen 
Lebens zu beobachten, das dur den Auffhwung der Gewerbe bewirkte Selbftgefühl in den 
Bürgern eine Selbftändigfeit, melde weniger durch Beamte eingefchüchtert werden kann, und 
eine Theilnahme an öffentlihen Angelegenheiten hervorruft, die bewirkt, daß der Bürger 
mehr zur Oppofition gegen das, was er für Unrecht hält, zur Erfenntniß der Wohlthaten ver 


3) 3. B. im Preufifchen Landrecht, Thl. IT, Tit. 8, $. 1. 

4) Mittermaier's Grundfäge des deutichen Privatrechts, $. 67a.; Maurenbrecher, Lehrbuch des 
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Freiheit und jo zu einem gejelichen Kampfe für Bortfchritte geeignet und geneigt ift, während 
bei em Landmann mehr ein confervativer Sinn fi begründet, indem, wenn audy durch die 
Hebung der Landwirtbidaft immermehr auf dem Lande intelligentere Grundeigenthümer vor: 
tommen, dennoch die in den Städten dargebotenen Mittel der Höhern Ausbildung fehlen, die 
ununterbrochen anftrengenpe Thätigfeit fordernde Arbeit Feine Zeit läßt, ven Greigniffen der 
Zeit und dem Gange der öffentlichen Angelegenheiten zu folgen, ſodaß eine gewiſſe Gleichgültig— 
keit gegen das Öffentliche Leben, eine leichtere Möglichkeit für Beamte, auf Landleute zu wirken, 
unter den Sandeigenthümern bemerfbar wird. Die Richtigkeit diefer Beobachtung bewährt ſich 
auch ferner, wenn man da, wo Geſchworenengerichte beſtehen, die Art der Auffaflung ver Ber: 
bältniffe durch Bürger ald Geſchworene mit der von jeiten der Landbewohner vergleicht. In 
nationaldfonomifher Hinfiht hat aber der Bürgerftand eine hohe Bedeutung infofern, 
als er Die Intereſſen der Juduſtrie vertritt, wichtige Hülfsmittel eröffnet, der Sorge des 
Staats eine eigenthümliche Richtung gibt, während der Landmann bie Interefien ver Land— 
wirtbidaft vertritt, dadurd eine Hauptquelle des Nationalreihthums eröffnet, weshalb eine 
verftändige Regierung auf eine diefen VBerhältniffen entſprechende Weife thätig ein muß. 
Daraus erflärt ih aud, warum der Bürgerftand die Aufgabe hat, wichtige Einrichtungen 
durch Aſſeciation zur Belebung der Induſtrie in das Leben zu rufen, während vie Affociation 
ver Bandeigentbümer in ihrem Kreiſe wohltbätig wirken fann. K. J. A. Mittermaier. 
Bürgertugend und Bürgerſinn, insbefondere auch ihr Verhältniß zur reli— 
ziöſen und Familientugend. Bürgertugend und Bürgerſinn ſind Tugenden der Men— 
iben, welche ſich zunächſt auf ihre wichtigſten Genoſſenſchaften beziehen. Wir aber beziehen 
diefelben Hier zunächſt nur auf den heutigen allgemeinen Begriff vom Bürger, nämlid von 
Staatöbürgern, nicht auf den engern von Stadt- oder Ortöbürger. Zwar überjehen wir keines— 
wegs das große Berdienft der germaniichen Städte und ihrer Bürger, daß in der fauſtrecht— 
lien feudalen Auflöjung des Staats im Mittelalter die gemeine Freiheit, ja faft alle ſtaatliche 
Bildung und der Begriff vom Staatöbürgerthum ſich in die Städte flüchteten und in ihnen ſich 
nen ausbildeten, daß die Städte und ihre bürgerlichen Ordnungen das Hauptverdienft bei ber 
Miedervereinigung und neuen Ausbildung der Staaten hatten. Deshalb ftammt ja fogar 
unfer heutiger Name Bürger von jenen altgermanifhen Burgenſes oder Stabtbürgern. Auch 
baben fiherlich die Bürger deutſcher Städte in Gemeinfinn und Opferbereitwilligkeit, in Unter: 
nehmungsfraft und in jeder Art von patriotiſcher Tugend zunächſt für ihre Vaterſtadt, dann 
aber au für das Reich und Reichsoberhaupt und jpäter auch für die Kandesfürften vielfach die 
hertlichſten Mufter aufgeftellt. Endlich findet aub in Beziehung auf unjere heutigen Städte 
und ibren Stabtbürgerfland noch immer der Begriff Bürgerfinn und Bürgertugend feine Ans 
wendung. Lind es iſt eine dev wichtigſten politiſchen Aufgaben, ſie auszubilden, zu fräftigen 
md zu erbalten. Sie werden jih von da dem größern Gemeinweſen des Staatö mittheilen. 
In», obwol · die Stadtbürger durd höhere Bildung und lebhafteres Gefühl der Zeitforderungen 
und durch ihre überwiegend republifanifche Verfaſſung vorzugsweiſe das Bedürfniß conftitus | 
toneller Staatäordnung empfinden und vertreten oder, wie man oft fagt, das Element ber 
Bewegung, jo ftügten jie doch Ihon früher auf Reichs- und Landtagen zugleich das monarchi— 
he Efement, und ihre Bevürfniffe des ſtädtiſchen Gemeinweſens, der Blüte des Handeld und 
der Inpuftrie geben nod heutzutage um fo beflere Bürgfchaften gegen revolutionäre und radi— 
cale Rigtungen, je mehr man ihnen durch wirklich freie ftädtiiche Berfaffungen wahres Gemein— 
weien und Gemeinfinn laßt und befördert. Überhaupt aber begründen die ftädtiihen Ber: 
faflungen, wo ihnen nicht Die nöthige Freiheit vorenthalten oder durch bornirte Junferei wieder 
geraubt wird, beute noch vorzugsweije die befte praftifche Schule der politifchen Bildung für 
das größere Gemeinwejen, in welchen ſich ja in größern Kreifen analoge Verhältniſſe und Bes 
bürfniffe ergeben wie in den kleinern Gemeinwefen. Die große politiihe Kunft, Ordnung und 
Freiheit innerlich zu verbinden, dieje lernt ſich im ftädtifhen Leben. Daffelbe gilt — zumal 
wenn fe allmählid mehr Übung und Bildung haben werden — von unjern Landgemeinden 
und den Provinz und Landrarhövereinen; ſodaß, wenn wir nad dem Vorbilde Englands 
uniere veprajentativen Staatöverfaffungen und ihre Wahlen foweit thunlih und heilfam auf 
Gorporationen oder Stände gründen wollen, wir doch vorzugsweife auf die Gorporationen 
ver Städte, Dann aber auf die der Land= und Provinzgemeinden zurücgeführt werden. Die 
verjhiedenen Gorporationen, welche im Mittelalter an die Stelle des ftaatlihen Gemeinwejens 
iaten, welche deſſen allgemeine genoſſenſchaftliche Einheit und Negierung auflöften, find natür- 
15* 
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lich nicht die geeigneten Grundlagen der Herftellung einedalfgemeinen freien ftaatshürgerlichen 
Gemeinweſens; nameutlich nicht die nach faftenmäßiger Abjonderung und nad Privilegien 
oder vorzugsweiſen und ausſchließlichen Sonderrechten gierigen geiftlihen und adelichen Gorpo- 
rationen. Und der etwas nebelhafte Begriff von Xehr:, Wehr: und Nährftand, ven ganz neuer: 
dings eine preußiſche Stimme ald Stände an ihre Stelle jegen wollte, begründet und bezeich— 
net nicht irgend ſcharfe Standesunterſchiede, wie fie jene mittelalterlichen Stände hatten. Diefe 
z. B., die Stadtbürger, Ritter, Geiſtlichen unterſchieden ſich in vierfacher Beziehung: 1) gefhaäft: 
lich oder nationalökonomiſch ſogar durch ausſchließliches oder privilegirtes Lebensgeſchäft; 2) cor⸗ 
porativ durch geſchloſſene Einigungen für ihre gemeinſchaftlichen Sonderintereſſen; 3) politiſch 
durch ſtaatlich anerkannte beſondere Rechte; endlich 4) ſocial durch eigenthümliche Bildung und 
Stellung im geſellſchaftlichen Leben. Unſere jetzigen Ständeverhältniſſe dagegen, ihre und des 
angeblichen Lehr-⸗, Wehr- und Nährſtandes einzelne Glieder geben überall ineinander über und 
unterfcheiden fich oft kaum in einem biefer vier Punkte etwas mehr voneinander, fo fehr find 
wir zu der altgermanifhen Einheit des Standes der Freien zurüdgefehrt. Und von unfern 
Vereinen find nur die politiihen Gorporationen der Städte, Gemeinden, Provinzen für den 
politiihen oder Staatsorganismus unmittelbar tauglich. Die Graffchaftövereine, worauf 
nächſt den Städten die ganze englifche corporative Grundlage der Verfaſſung beruht, find in 
unſerm Deutſchland leider dur den Feudalismus gänzlich zerriffen worden, Die Innkerei 
aber, die bei und im Haß gegen die conftitutionelle Verfaffung Das große Wort für corpo- 
rative Staatöverfaffung führt, wirft ihr auch jet noch gerade dadurch entgegen, daß ſie in 
ihrem Unverftande noch immer die Haller’fche fauſtrechtliche Staatsauflöſung ala ihr Ideal ver: 
folgt und ſich im völligen Widerſpruch mit der engliichen Ariftofrarie aus den Gemeindever: 
faffungen ausſcheidet oder in denſelben abfondert und über fie gebieten will, überhaupt durch 
Kaftengeift und Brivilegienhunger von Gemeingeift und Bürgertugend fid losſagt. Doch 
boffen wir auch auf ihre allmähliche höhere Bildung. Alsdann wird fie wie der englifche, der 
beigifche, der ſardiniſche, der ſpaniſche Adel dieſen abgeſchmackten Kaftengeift und Privilegien: 
hunger, dieſen Reſt des alten Raubritterthums vertauſchen mit dem Streben nad) wahrer Ari: 
ftofratie (oder ariſtokratiſchem Mitregieren), welche aber heute durch das Öffentliche Vertrauen 
und feine Wahlen bedingt ind. Dann wird fie, endlich von der altfauftrehtlihen Roheit be— 
freit, ihren Haß gegen freie Stantöverfaffungen, Städte, Gemeinden und induftrielle Beftre: 
bungen aufgeben und, fo wie der englifche Adel, durch Mitgliedſchaft und patriotifche Wirkſam— 
feit in den freien Stadt und Gemeinde: und Grafihaftöverfaffungen an Gemeinſinn und 
Bürgertugend theilnehmen. Alsdann erſt wird der fauftrechtliche Krieg des Mittelalters glück 
licher beendigt fein ald durch den jafobiniihen Vernichtungskrieg gegen den Adel und gegen das 
durch fie compromittirte und verhaßt gemachte Königthum und ald die ebenfalls das bürgerliche 
Gemeinmefen vernichtende tyrannifche Bureaufratie. 

Der Adel, der dieſe verderblichen und gefährlichen Kämpfe begann, bat die nächſte Ver: 
. pflihtung und Möglichfeit, fie, äbnli wie in England, zur Nettung des Vaterlanded und 
feiner Griften; endlich zu bejeitigen. Nur mit bürgerlihem Gemeinweſen und mit dem Stre: 
ben nad feiner Herſtellung ift Dürgerfinn und wahre allgemeine Bürgertugend möglich. 

Diefe ſelbſt aber find die herrlichſten Blüten menschlicher Cultur und die Lebenskräft ge: 
funder Staatsverhältniſſe. Alle politiihe Kunft und Verfaſſung, alle Weisheit für eine ge: 
rechte und glückliche Beſtimmung und Erhaltung der bürgerlichen Gemeinwefen, ver bürger: 
lichen Verhältniſſe und Mechte iſt umfonft, ohne Bürgertugend, obne das, was ibre beiden 
Hauptbeftundtheile find: Bürgerfinn und Bürgermuth. Diele erfranfen und erfterben ohne 
fie. Sie fallen übrigens im mwejentlihen zufanımen mit dem Gemeinfinn und find unter diefem 
Artikel von dem trefflihen Rotteck To vorzüglich behandelt, daß bier über fie nur ergänzende 
Worte Platz finden dürfen. 

Bürgertugend ift zwar nicht die ganze menfchliche Tugend, aber doch der umfaſſendſte, wich— 
tigfte Theil derselben und zugleich weſentlich bedingt und begründet Durch tugendhafte menſch— 
liche Gefinnung überhaupt. Nur wegen menfclicer Unvollfommenbeiten und Ginieitigfeiten 
kann Bürgertugend von der allgemeinen menichlihen Tugend getrennt oder gar ihr wider: 
ſprechend feinen. Es kann nämlich fürd erite der Staat, das Wolf im ganzen tugenphaft 
fein, ſodaß feine Glieder nach tugendhaften Negeln und Angewöhnungen handeln, wenn aud 
für manche einzelne Glieder diefed Handeln mehr von der tugendhaften Einrichtung und Hand: 
lungsweife der Sefammtheit, alfo mehr äußerlich unbewuft und umwillfürlich, als durch eigenes 
inneres freies ſittliches Bewußtjein und Wollen beſtimmt iſt. An ih aber und in Beziehung 
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anf die Diehrbeit ver Bürger befteht keine wirkliche Bürgertugenb ohne die wahre innere fitt- 
lie Grundlage und Ratur aller Tugend überhaupt. Sodann kann zweitens die Anſicht ſelbſt 
ganzer Bölfer von dem, was die wahre Tugend fei umd fordere, einfeitig fein. Sie können es 
„B. irrig, für abfolut unvermeidlich und alfo für fittlich erlaubt halten, Sklaven zu haben umd 
diefelben wie Sflaven zu behandeln. Alsvann Fönnen alle einzelnen Glieder eines ſolchen Staats, 
theilnchmend an dem Irrthum der Geſammtheit, trog ihrer Verlegung der Pflicht der Achtung 
der gleihen Bruder: und Menfchenrechte durch die Sklaverei, doch ebenfo gut im übrigen wahre 
Bürgertugend haben, wie wir ja aud und heute diefelbe zufchreiben Fönnen, wenn wir aud) 
unbewust aus ähnlichem Jrrtgum in einzelnem täglich fehr feblen follten. Diefe beiden nur 
fheinbaren Ausnahmen ftoßen aljo unfern Hauptſatz nit un, und niemand glaube an wahre, 
proßefefte und pauernde bürgerliche Tugend eines Mannes oder eined Volks, ohne wahre Gitt: 
lichkeit defielben. Die anerkannte und behauptete wahre fittlihe Würde ver Tugend aber ift 
die Ehre. Es war eine täufchende Abftraction von verdorbenen republifanifdhen Zuftänven, 
wenn Montedquieu („Geiſt der Geſetze“, II, 1) der Monarchie eine Ehre und der Nepublif 
eine Tugend ald Lebenäfraft oder Princip zufchrieb, welde beide von wahrer Sittlichkeit ſich 
losjagen. Der Uintergang jener Republiken des Alterthums und Mittelalters, als ihre frühere 
wahre Bürgertugend in einer von wahrer Sittlichkeit ſich losſagenden ſcheinbaren Bürgertugend 
unterging , forwie der Nuin der modernen Monardien als die frühere fittliche oder wahre Ehre 
in eine hoͤfiſche Scheinehre ſich verlor, fie beweifen diefes zur Genüge. 

Hieraus folgt nun, daß die Bürgertugend auf diefelbe Weiſe befördert wird mie die Tugend 
überhaupt , durch geiflige und fittliche Entwidelung, Erziehung und Übung; durch Aufklärung, 
Herworkildung und Kräftigung der fittlihen Triebe und durch Unterorbnung der felbftiichen 
und unfittlichen unter die fitrlihen. Nur bedarf natürlid) die Bürgertugend, bei ihrer befon- 
dern Geftalt und Richtung , auch eigenthümliche Aufflärungs:, Erziehungs: und Übungsmitrel 
gerabe in Beziehung auf dieſe befondere Nichtung. Und es liegt vor Augen, daß bieje befon= 
dere Bildung gerade durch die gute bürgerliche Einrichtung oder Verfaſſung, daß insbefondere 
die politiiche Aufflärung und Tugendübung durch politifche Preßfreibeit und freie thätige Theil: 
nahme der Bürger am bürgerlihen Gemeinwefen, an feinen Pflichten und Rechten, namentlich 
durh freie Afforiationd=, Petitiond- und Wahlrehte und durch allgemeine Wehrpflicht be: 
gründet werden muß. Ohne fie oder im Abſolutismus und bei politifher Wahrheits- und 
Freiheitsunterdrückung ift Bürgertugend unmöglih. Ja aud die übrige Tugend der Bürger 
wird durch die fittlihe Erfranfung in ver Hauptſache ebenfalls frank und faul, Die Bor: 
herrſchaft von Selbſtſucht und Sinnlichkeit, Feigheit und Feilbeit ver Mehrzahl der Bürger und 
sollends der Beamten war nod immer und überall die verderblichfte Folge ded Despotismus. 
Blos für Unfundige verhüllen die Wahrheitsunterdrückung und Lüge, öfter auch eine zeit— 
und theilmeife Fortdauer früherer Tugenden, ober auch die heitere Farbe finnlider Lebens— 
genäffe die ſtets und überall im Abfolutismus wuchernde Entjittlihung, Selbſtſucht, Beſtech— 
ligteit und Feigheit. 

Was aber iſt das eigentlihe Weſen der Bürgertugend und ihr Berhältniß zu andern 
Tugenden? 

Tugend überhaupt ift die tüchtige, die erfräftigte, aufopfernde, beharrlidde und muthige 
Unterordnung der Triebe und Beftrebungen für eine höhere Beftimmung, für die mürvige 
I heilnabme an einen höhern Ganzen, welden man fi angehörig fühlt und unterorbnet. 

Nun gibt es eine allgemeine göttliche oder fittliche Weltordnung, welcher der Menſch ange— 
Hört und worauf fid feine allgemeinfte, die firtlich religiöfe Tugend gründet, welche durch die 
religiöfe und firdlidye Bereinigung für viefelbe als Frömmigkeit und kirchliche Tugend, und 
bezogen auf das menſchliche Geſchlecht over die Menſchheit, als die allgemeine menſchliche oder 
auch die weltbürgerliche Tugend erſcheint. 

Nicht minder gibt es eine ganze Neihe befonderer gefelliger Kreife und Verbindungen, bie 
der Familie, Gemeinde, der Zunft, der gefhloffenen Standesverbindung und enblid Die des 
Staat. 

In allen viefen Kreifen kann nun zwar an ſich die Beſtrebung für das betreffende gemein- 
ſame Ganze tugenphaft fein, fie fann aber auch durh Wiverfpruc mit wichtigern und höhern 
Pflichten und durch felbftfüchtige Natur der Beftrebung wie durch eine nicht fittliche und ſelbſt— 
fühtige Auffaffung der Beftimmung des Vereins wirklich unfittlih werden. 

Hier ift ed nun von höchſter Wichtigkeit, die Natur und Aufgabe des bürgerlichen Vereins 
oder des Staats und fein Verhältniß zu den übrigen Vereinen richtig aufzufaffen. Der Staat 
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(f. Art. Staatöverfaffung) ift nun aber der fittliche, freie, allein vollkommen ſelbſtändige 
allumfaffende und höchſte — oder ber fouveräne Verein einer Nation. Es ift ver Verein, wel— 
her alle Beftrebungen ber Menſchen umfaßt und nad den höchſten Ideen der ganzen menſch⸗ 
fipen Beſtimmung, wie fie eine beftimmte Nation auf ihrer Culturſtufe zu erfaflen vermag, 
leitet und zur Verwirklichung bringt und welder zu dieſer Verwirklichung unentbehrlich iſt 
Seine Aufgabe ift ed: die wahre harmoniſch und allſeitig vermirklichte Sittlichkeit ver Nation, 
alfer ihrer Bürger und Vereine darzuftellen. 

Die Aufgabe der guten Berfaflung und der wahren Staatökunft ift ed nun vor allem , die 
Gollifionen des Stantslebend mit der individuellen menſchlichen Freiheit, Sittlicfeit und Be: 
flimmung, mit den allgemein menſchlichen völferrecrlihen und mit den befondern firchlichen 
Beftrebungen und Vereinen forwie mit allen untergeordneten Vereinen, alfo mit der Familie, 
der Gemeinde, Zunft u. f. w., zu verhindern und zu fhlihten. Darüber aber kann natürlich 
hier nicht gehandelt werden. !) Aber klar ift es ihon nad dieſer Natur und Aufgabe des 
Staats und feines Verhältniffes zu deu übrigen Beftrebungen und Bereinen ver Menſchen, ba 
die jener wahren Staatöweisheit gemäß aufgefaßte fittlihe muthvolle und alles aufopfernde 
Beftrebung für das bürgerliche Gemeinwefen , oder daß Bürgertugend die höchſte Tugend, daf 
die höchſte Pflicht die der Aufopferung und des Todes für das Vaterland if. Klar ift es, daß 
eine dem höchften Wohl und Gefeg ded Staat, daß eine der Bürgertugend widerjtrebende und 
verderbliche Veftrebung für untergeorbnete individuelle oder Vereindzwecke verkehrt, jelbitfüchtig 
und unfittlich iſt. So erfannten e8 ſtets die freien gefitteten Völker an. Ia, wenn man andere 
Pflichten, etwa die für religös-kirchliche Lebensaufgaben oder die für die Bamilie, der Bürger- 
tugend ald höhere ftärfere Pflichten feindlich entgegenjegen wollte, ſo widerſprächen dem die 
Gefege und Öffentlichen Anerfennungen aller eivilijirten Völker und aud der Deutihen. Be 
zweifelt man ed denn, daß es Pflicht für jeden Familienvater und jeden Familienſohn fei, bei 
der ftaatögefeglich eintretenden Pflicht der Vaterlandsvertheidigung derfelben Gejundheit umt 
Keben und mit ihnen alle andermweitigen VBeftrebungen und Pflihterfüllungen unterzuerv- 
nen und aufzuopfern? Bezweifelt man das Recht der Staatögefeggebung, in verfaffungs: 
mäßigen Wegen alle Beitrebungen ver Bürger, ſoweit fie dem Staats zweck und Gefeg wiver: 
ſprechen, zu verbieten und die ihm durch diefelben entſtehenden Berlegungen nöthigenfalls ſelbſt 
mit dem Tode, alfo ebenfalls mit der Zerftörung jeder meitern Beftrebung für andere Zwecke zu 
beftrafen und zu verhindern? Jeder würbige Mann und jede würdige Frau aus den Volke 
würde in der Gefahr ded Vaterlandes felbft die Pflicht des Gatten, des Familienvaters und 
Familienfohnd, ded Verforgerd der ganzen Familie anerkennen, wenn fie in dem Heere Der 
vaterländifchen Krieger auf gefährlihem Voſten ftehen, denfelben pflichtmäßig zu vertheidigen, 
ftatt etwa durch feiged Ausreißen ver bevrängten Bamilie einen gefunden Bater und Sohn, 
einen unentbehrlihen Verforger zu erhalten. Sie würden hier übereinftimmen mit den fpar- 
tanifchen Müttern und den altdeutſchen Frauen, bie in der Schlacht ihre wanfenden Gatten 
und Söhne zum todesgefährlihen Kampf ermuthigten, die feig fliehenven verachteten, die 
mutbigen priefen. 

Die aber im Kriege gilt, warum follte diefelbe Heilige Pflicht nicht auch in ven oft noch wid: 
tigern und fhwerern Kämpfen im Frirden — die, welche in Beziehung auf die höchſten Opfer 
und Gefahren der wihtigften Güter gilt, warum follte dieſe nicht bei geringern gelten ? 

Aber freilich ganz im Widerfpruche hiermit Haben manche Völker, haben insbeſondere wir 
unglüclichen Deutſchen, es hat unfer deutſches Spießhürgertgum in den werborbenen Zuftänden 
prieſterlicher, ariftofratifher und abfolutiftiicher Unterbrüdung und des Zerfalld unſers deut 
ſchen Staatslebens dur fie, ganz entgegenftehenden Gejichtöpunften die Herrfchaft über fic 
eingeräumt. 


1) Es wird die Lehre von ber rechten Staatsverfaffung zeigen, daf gerade die vollfommenjte Frei: 
heit, welche erſt auf fütlicher und hriftlicher Grundlage, auf der Unterfcheidung des —— ers 
lichen und kirchlichen Glaubensreihes von dem ſtaatlichen ihre feftete Grundlage hat, und welche vie 
freiefte Perfönlichfeit und das höchſte Recht der Bürger, ihre Beftimmung nach ihrer eigenen fitrficgrrett: 
giöfen Uberzeugung zu verwirffichen, und hiernach ihr Mitwirken und ihr Berbleiben in jevem befomberr 
Staate zu beftimmen, — daß gerade biefe Derfailungsfreiheit am beften die Widerfprüche der Bürger 
pflichten mit Höhern fittlich-religiöfen Pflichten befeitigt, und daß man bei ihr die Vürgertngend — welch 
bier die — regnen Pflicht in ihrer allerdings felbftändigen Geftalt mit umfaßt, als die Höchfte be 
handeln darf, und zwar mit befierm Recit, ats co in den alten Staaten geſchah, in welchen man die impı 
viduelle Freiheit und die Meligion dem Staatszwange unterwarf, ah, 
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Sraucht man weitläufig auszuführen die freiheits=, rechts- und vaterlandsfeinplichen 
Befktebungen, die hochverrätherifchen,, die königs- und brudermörderiichen Unternehmungen 
der duch ariftofratiihen Kaftengeift und durch Prieftertrug und Religiondfanatidmus Unter: 
drücten und Berleiteten, die unglädjeligen, die Religion und Sittlichkeit ſchändenden, das 
Baterland verberbenden Kegerverfolgungen und Religionskriege, den ſchaudervollen Dreißig— 
jährigen Krieg mit einbegriffen! Sie haben wahrhaft das Baterland gefchändet, um Wohlſtand, 
Ehre, Freiheit und Sicherheit gebracht und vielfach überhaupt die fittliche und geiftliche Gefund- 
beit des Volks geſchwächt und verdorben. Und auch die Geihihte vieler andern Völker läßt 
ums über die wahren Quellen unferer Gejunfenheit und jo tauſendfachen Unglücks feinen 
Zmeifel. Schen wir nicht vor unfern Augen bie einft fo Fräftige Nation der Bolen, ein Volf 
son zwanzig Millionen Menſchen, jammervoll unterdrückt und zerriffen und immer nur in ver⸗ 
zweifelten Reitungsfänpfen ſich verblutend, weil es die Bürgertugend hintanſetzte, fie preisgab 
dem Jeſuitismus und Ariftofratismus, dem fanatijchen religiöfen Verketzerungseifer mit feiner 
Zerteißung des Volld, und dem ariftofratifchen Kaftengeift und feiner Unterbrüdung bes 
Volts, feinem Verrath des Vaterlandes an die Fremden! Und dennoch fieht man aufs neue 
io viele unglücfelige deutfche Bürger den Berrath gegen das Vaterland erneuern und pietifli- 
jchen , jefwitifchen und orthodoxen Kegerverfolgungen und den Anfeindungen ber Freiheit und 
Bürgertugend die Hand bieten. Der hochmüthige Kaftengeift, die nichtswürdigſte Selbſtſucht 
und Herrſchſucht folder unglücjeligen Parteiführer und Parteimänner beftimmt ihren Bruch 
der Bürgertugend, ihren Verrath am Vaterlande, den fie heuchleriſch mit der angeblich höhern 
Religionspflicht befchönigen möchten. Insbeſondere ſuchen ung jene unglüdjelige Herrſchſucht 
und der Hochmuth der Frommen und der Priefter oder auch ſchlauer weltlicher Despoten, welde 
das Dumm- und Schlehtmadhen für ſich benugen, fowie überhaupt um die wahre, bie praf- 
tifche hriftliche, jo auch um die Bürgertugend zu betrügen. Sie thun ed duch Verachtung 
unferer in diefem Leben zu verwirklichenden Aufgaben und die träumerifhe, feige und träge 
Hinweifung und Hinwendung blos auf das Jenſeits. Sie machen fo nicht blos die Bürger 
gleihgältig und verrätherifch gegen die wahren praktiſchen Pflichten ihres irdiſchen Dajeing, 
welde allervings in überfinnlihen Ideen ihre Lebenskraft und ihr entfernted Endziel finden, 
fondern fie ſelbſt riefen auch durch ihre verberblidhe Einjeitigkeit die gleich troftloje materialijti= 
ie Berneinung des Überſinnlichen und des Ienfeit und aller Beziehung auf daſſelbe hervor. 

Auch unter dem Vorwande allgemeiner weltbürgerliher Pflichten ſahen wir nur allzu 
häufig die Bürgertugend, die Pflihten gegen das Vaterland hintangeſetzt, großentheild aus 
felbftfüuchtiger, feiger Bequemlichkeit, jedenfalld aus Irrthum. Diefe philofophiihen Ver— 
irrungen find nicht minder gefährlich als jene theologiſchen. 

Doch noch gefährlicher faft find die Berlegungen der Bürgertugend unter dem Borwande 
der Pflichten gegen die untergeorbneten Vereine der Bamilie, der Gemeinde, der Zunft, der 
Standeskaſte. 

Am verbreitetſten und am gefährlichſten iſt hier offenbar in Deutſchland eine einſeitige und 
jelbäfügtige Entgegenſetzung der Familienliebe und ver Familienpflichten gegen die wahre, 
aufopiernde, mutbige, patriotiſche Bürgertugend, gegen die patriotiſche Vertheidigung der 
Freiheiten und Rechte des Vaterlandes vorzüglich in Friedenszeiten. Ein Schriftſteller Voll: 
grafi bat fogar ein größeres Werk: „Die Syſteme der praktiſchen Politik im Abendlande 

(Gieen 1828), blos zur Ausführung des Gedanken gejhrieben, daß die germaniſchen Voͤlker 
nur Familien⸗, nicht, wie die alten, Staatsvölker ſeien, d. h., daß fie unfähig für politifchen 
Gemeinfinn und VBürgertugend und mithin aud unfähig für wahre Siltlichkeit und zur Be: 
gründung wahrer Staaten jeien, jo gänzlich unfähig, daß er ihre Staaten nicht einmal Staa= 
ten, fondern nur Staten (Zuftände) nennen will. Diefe Theorie ift nun allerdings ebenſo 
wie alle ſolche abfoluten Gegenfäge der bloß relativ verſchiedenen hiſtoriſchen Zuſtände geſitteter 
Bölfer unzuläffig. Es iſt eine ſehr große Täuſchung, bei den Bölkern des claſſiſchen Alterthums, 
fo herrlich ſich auch bei ihnen in ihren jhönften Zeiten ein freies, fittliched und bildungsreiches 
Staatsleben entfaltete, die fo oft übergroße Selbſtſucht und die Richtung, nicht auf Wohl und 
Ehre des Gemeinwefens, fondern auf die Privatgenüffe und Beſitzthümer, die ja dieſe Staaten 
fo oft zerrütteten und zulegt zum Untergange führten, ganz zu überjehen. Auch natürlige und 
an ſich edlere Familien⸗ und Stammesverhältniffe und noch häufiger unedle Geſchlechtsverhält⸗ 
niffe und die Leideuſchaften für dieſelben wurden bei den alten Völkern oft dem bürgerlichen 
Gemeinfinn verderblich. Und es ift eine nicht minder große Unwahrheit, den germaniichen 
Bölkern alle wahre Sittlichteit und. Bürgertugend, allen wahren politiigen Gemeingeift und 


232 Bürgertugend 


freies Staatsleben ganz abſprechen zu wollen. Es erſcheint dieſes gleich unwahr für die Er⸗ 
ſcheinungen der freien altgermaniſchen Volks- und Genoſſenſchaftsvereine, für die freien Städie 
und Staaten des Mittelalters, für die herrlichen Zeiten der Schweizer und Niederländer, enb: 
lich für die freien Völker und Staaten der Neuzeit und namentlid) für die freien Briten. Freilich 
weiß Hr. Vollgraff, freilich wiffen die andern Gegner der Engländer in dem englifhen Staats: 
feben viele Schattenfeiten zu finden. Aber, wo in der Welt, wo in ven herrlichſten Zeiten der 
Griechen und Römer finden ſich diefe nicht in menſchlichen Zuſtänden; zumal wenn man ben 
Blick nur auf die Kloaken ver menſchlichen Zuftände richten und nur rhetorifch übertriebene 
Klagen anhäufen will, wie es Vollgraff thut! Bei den Englänbern vollends erſcheinen bie 
größten Mängel nicht als die Folgen und Beweiſe von Gebrechen ihres fittlichen Volkscharakters, 
ihres politifhen Gemeinſinns und der politifhen Tüchtigkeit und Kraft ihrer Staatöverfaflung. 
Sie find vielmehr, fowie 3. B. die große Ungleichheit des Grundbefiges, wie die irländiſchen 
Berbältniffe, wie die durch jene Ubelftände und durch die Großartigkeit englifher Hanvdeld= und 
Fabrifverhältniffe veranlaßten theilweifen und zeitweifen Bedrängniſſe der unterften Arbeiter: 
Haffen einestheild Folgen des frühern Unglücks, daß England wiederholt von fremden Fürften 
und Völfern, zulegt von den Normannen erobert und dabei jedesmal unter die Sieger vertheilt 
wurde, daß ferner das mit England unvermeidlich verbundene Irland, durch Verſchiedenheit 
der Religion und des Volksſtammes veranlaßt, bei der Unterflügung der freiheitsfeindlichen 
Stuartd und der Berbindung mit den Branzofen, wiederholt der ganzen Breihelt und Selb: 
ftändigkeit ber Engländer den gefährlidhften Krieg machte, und daß auch fo in Irland unvermeid⸗ 
liche Kriegs- oder Eroberungs- und Unterbrüdungdverhältniffe entftanden, und daß enblid 
fo großartige Madıt= und Handels- und Fabrik- und Reichthumsverhältniffe wie die britifchen 
unvermeidlich neben ihren großen Vortbeilen, die jie allen Bölfern zum Gegenftand der Be: 
mwunderung und des Neides machen, auch unvermeidlich einzelne größere Schattenfeiten mit fid 
führen, als viejelben bei ärmern, ſchwächern und kleinlichern Verhältniſſen eintreten. 

Das aber fordert gerade doppelt zur Bewunderung des britifchen Gemeingeiſtes und ber 
britifchen Freiheit und Verfaflung auf, daß fie troß diefer großen Hinberniffe ſich fo Eräftig 
und herrlich entwickeln und behaupten konnten, und daß jene Hinderniffe und Mängel, ftatt ale 
Ausflüffe und als Mängel der britifhen Verfaſſung und Volfögefinnung betrachtet werden zu 
dürfen, vielmehr vermittelt verfelben immer mehr gemilvdert, durch andere Güter und nament- 
lich durch die volle Öffentliche Freiheit und den Gemeingeift unſchädlich gemacht, aufgewogen 
ober befeitigt wurden. 

Darf etwa der britifche Arbeiter, gefihert vor perfönlicher Mishandlung, vor willfürlider 
Polizei: und Strafgewalt, fo oft er will, mit Stolz Antheil nehmend an ben britiſchen freien 
Affociationd=, Volksverſammlungs-, Petitions- und Preßfreiheitsrechten, verglichen werben 
mit rechtlofen griehifchen und römifchen Sklaven? ft ev nicht auch ald Armer in ungleich 
weniger erniebrigenden Berhältniffen und felbft beſſer verforgt, und im Fall der Auswanderung 
befler unterftügt und geſchützt ald die Armen aller übrigen Völker? Darf man aber, wenn vie 
englifche Freiheit allen Menfchen der bewohnten Erde, Armen wie Reichen, Böfen wie Guten, 
geftattet, ohne Paß und ohne Heimatsſchein und ohne Erlaubniß, ohne Moͤglichkeit einer poli: 
zeilihen Ausweifung England zu betreten, zu durchreiſen, feine Städte zu bewohnen, in ihnen 
zu arbeiten und ſich Geld zu verdienen, die englifche Nation wegen ihrer Geftattung diefer un: 
ſchätzbaren großartigen Freiheit, die mit allen Fremden auch die Bürger von unfaglichen poli: 
zeilihen Befhränfungen und Mishandlungen befreit, dafür verantwortlich maden, auch alle 
verarmten Ausländer gut zu ernähren ? 

Mie fehr verfchwinden überhaupt fo manche feihhte Declamationen über einen vorzugs⸗ 
weiſen engliſchen Egoismus, ihres Egoismus beſonders in ihrem Verhältniß gegen Auswär: 
tige, wenn man die Engländer mit Welt: und Geſchichtskenntniß den übrigen Völkern der 
Erde vergleicht, felbft ven beften in ihren beften Zeiten! Wie oft jind diefe Klagen nur mit: 
leidswerthe Unmuthsäußerungen über unfere eigene Kraftlojigfeit, über unfere jammervolle 
und unpatriotifche Politik, die uns nicht zur eigenen Erwerbung und Behauptung unferer 
Vortheile und Rechte kommen laffen. Freilich beeinträchtigt uns überall englifhe Klugheit, 
Eoncurtenz und Überflügelung. Aber wo ift die Schuld? Wo die rechte Hülfe? Als die guten 
Deutfhen in jenen herrlichen Zeiten deutfcher Städtefreiheit und deutfcher Städtebünpniffe die 
erfte europäifche See: und Handelsmacht beſaßen, mein Gott, wie hatten da Engländer, Schwe— 
den und Dänen über deutfche Anmafung und Selbfifucht und Herrfchluft zu Hagen! Und bie 
Athener und Spartaner, die griehifhen Demokraten und Ariftokrater und vollends die Rönrer 
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zur Zeit ihrer Macht und Übermagit, diefe wird doch auch der Verblendetfte nicht ven Briten ala 
Mufter der Gerechtigkeit und großmürbiger Entfagung auf den Gebrauch und die Ausdehnung 
igeer Macht und ihrer Ginfünfte, ald Mufter vollends der Humanität und Milde gegen die 
Befiegten und Eroberten gegenüberftellen wollen? Gngland beherrſcht und bejigt ald Eroberer 
Indien mit Hundert Millionen Unterthanen, und in allen frühern Jahrhunderten, ja in den 
Jahriauſenden der frühern Eroberungen durch verſchiedene Nationen befaß dieſes Wolf, das 
duch die Verderbniſſe des Kaſtenweſens und Kaftengeiftes in Sklaverei gefallen war, Feine 
glei guten, zu neuer Entwidelung zuführenden Zuftände ald jegt. Wo ift das Reich in ver 
Welt, weldyes ſelbſt feinen eroberten Ländern und allen feinen Golonien neben der vollſten 
Eigentbums- und Religiondfreiheit und Geſtattung der nationalen Sprade und Sitte Pre: 
freibeit, Schwurgeriht und freie Municipaiverfaflung und womöglich auch Parlamentäver: 
faffung jelbft begründete ? Wo das Reich, das wie England aus feinen zahlreichen Kolonien feine 
Steuern bezieht, jondern noch Geld aus dem Staatsſchatz für fie verwendet? Wo findet ſich 
ferner das Reich, aus weldem jeine beherrichten Golonien, wenn fie ſich frei machen, in folder 
polttiihen Bildung und Freiheit aus deilen Oberherrſchaft hervorgeben fönnten, wie es früher 
die Rordamerifaner thaten, jpäter vielleicht die Kanadier thun werden? Wo gab es überhaupt 
jemals eine gleich große, glei mächtige und reiche und zugleich ebenfo freie Nation als die der 
Driten, mit der vollfommenften perfönlihen Freiheit, die irgendwo beftand, mit ihrer Herr: 
haft und mir ihrem mächtigen Schuß jedes britifchen Untertbans in allen Welttheilen? Und 
mag denn, wer die engliihen Zuftände und die oftmals fo ſchwierigen, langwierigen und 
epfervollen Kämpfe der Eugländer gegen die Spanier, Holländer, Sranzofen gründlich be: 
trachtet, einem andern Volk einestheils größere Freiheit und vollends perfönliche und Privat: 
freiheit, und anderntheilö entſchloſſenern und beharrlihern aufopferungsfähigern politifchen 
Bemeingeift zufhreiben? Welches große, mächtige Volk der Erde hat wohlthätiger auf die 
allgemeine Freiheit und Cultur der Menſchheit gewirft? Wahrlih, es ift wahrhaft jammer- 
soll und vernichtet jedes Lob jedes Volks der Erde, aud den größten und berrlichften, ben 
mutboolliten Handlungen nur ſelbſtſüchtige Motive unterfhieben zu wollen. Es it wahrhaft 
findifh, nur verwerflide Selbſtſucht bei an fich löblichen Beftrebungen zur Ehre der Menfchheit 
auch dann finden zu wollen, wenn diefe Beftrebungen, ſowie 3. B. die ſiegreiche Durchführung 
der allgemeinen Anerkennung der Verwerflichkeit aller Sklaverei und die Aufhebung der Neger: 
fflaverei, durd die Kraft der fittlidyen Idee, wie jie den unfterbliden Wilberforce mit feinen 
Benoffen im Parlamente endlich unwiderſtehlich machte, hervorgerufen wurden; fie erwa des— 
halb auch hier zu finden, weil folde fittliche Beitrebungen in der politifhen Ausführung mit 
em Staatsintereffe politifh vereinigt wurden. Laßt ſich mehr fordern von dem Staat in feis 
nem ſtets gefahrvollen Kampfe für feine Eriftenz und Macht im unſichern Völkerverhältniß? 
Wo ift und was wäre der Staatdmann, der feined Vaterlandes Macht großmüthig den andern 
Böllern binopferte? Kann man mehr von ihm fordern, ald daß feine Politik, geleitet von 
fittlien, patriotifhen und humanen Ideen, deren Verwirflihung mit dem Wohle des Vater: 
lande zu einigen weiß? 

Kurz der ſoll gar nit mehr fpreden von Staat und fittlihem patriotifhen Gemeingeiſt, 
der fie den germanijchen Völkern, der fie den Briten abſprechen will. 

Aber freilich, wie ſchon erwähnt, ariftofratiihe und priefterlihe und zulegt abfolutiftifche 
und polizeiliche Freiheitdunterdrüdung haben fie insbeſondere bei und Deutſchen feit mehreren 
Jahrhunderten gar fehr unterprüdt und in den Hintergrund geftellt. Da läßt ſich denn allge— 
mein und durhgreifend nur helfen durch Freiheit, melde allein genügend wirkſam, kräftig und 
lebendig die Menſchen und ihren fittligden Gemeingeift erzieht und bildet, während die abfolute 
Herrſchaft fiets und überall verunebelt, verdirbt und knechtiſch macht. Doch muß aud fon 
vorher die wahre Aufklärung folde Taufhungen zu enthüllen fuchen, welde die Freiheits— 
beftrebung der Beſſern lähmen und dem Despotismus in die Hände arbeiten. 

Zu diefen verderblihften Täufhungen gehört nun in dem heutigen Deutjchland der Wahn, 
man könne ein ganz fittliber Mann fein, wenn man nur nicht felbft morde und ftehle und übri— 
gens feine Kamilie und dadurch dann ſich felbft glüdlih made; man könne ed, auch ohne daß 
man tbeilnehme an den patriotiihen Kämpfen und Opfern für Wieverherftellung, Erhaltung 
ober Ausbildung würdiger freier Staatäzuftände, ohne Gemeinfinn für ein würdiges freies Ge: 
meinmwejen, man fünne es mit feiger, bequemer und jelbfüchtiger Vernachläſſigung der Bürger: 
tugend, Freilich find wir weit entfernt, die Liebe und Treue in der Familie herabzufegen. Nein, 
wirwürden vielmehr warnen vor denen, die jie nicht heilig halten, Sie find eine Örundlage auf 
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für die Buͤrgertugend. Aber fie find es, und fie find wirklich Heilig doch nur, wenn fie ſittlich, weun 
fie von der ganzen Idee der fittlihen Beftimmung ver Menſchheit durchdrungen find und ſich dem 
höchſten umfaſſendſten Verein für diefelbe, dem vaterländifchen Gemeinweſen oder Staate, und 
der Bürgertugend für denſelben anſchließen und unterorbnen, ftatt fie zu vernachläffigen und zu 
verrathen. Wenn man in den Familienverhältniffen blos den natürlichen Trieben und In- 
flineten folgt, die Seinigen zu ernähren und zu befhügen zur Befriedigung eben diefer ſtärkſten 
thieriſchen Inſtinete und um mit ihnen ſich behaglich und glücklich zu fühlen, was thut dann der 
belobte gute Familienvater viel andered als das, was auch die Beftie, was auch der Affe und 
Löwe und Hund thun! Auch die Ihiere ernähren, ſchützen und pflegen oft mit rührender und 
muthvoller Aufopferung, Liebe und Treue ihre Jungen. Das für ſich allein ift alfo faſt nur 
eine beftialifche Bamilienliebe, und fie wird noch dazu pofitiv unfittlih und unwürbig, wenn 
um ihvetwillen die höchſten und heiligften Pflichten, die des Bürgerd, Wahlmannes, Ab: 
georbneten aufgeopfert und verrathen werden. Man kann nicht genug die Feigheit und Nidts- 
würbigfeit diefer fo häufigen deutſchen Familientugend an den Pranger ftellen und die Bornirtheit 
bemitleiden, aus welcher fie jo viele deutſche Spießbürger und Beamte ald wirkliche Rechtſchaffen— 
beit und Tugend preifen. Wenn der Bater den Sohn verführte, vom gefährlihen Poſten aus: 
zureißen, wenn er auf andere Weife ald dur Vernachläſſigung feiner patriotifhen Pflichten 
Mord und Raub feiner Mitbürger, ja feiner eigenen Kinder und Enfel fördern wollte, dann 
würden ſelbſt gute Spießbürger Zeter über denjelben ſchreien. Was aber thun denn die, meldhe 
durch träges, feiges, ſelbſtſüchtiges Vernachläſſigen ihrer Bürgerpflihten mitwirfen, daß das 
Baterland, jowie unjer Deutichland, dem Raube und der Unterdrückung der Fremden, der 
Zerftüdelung , den ſchmachvollſten Bürgerfriegen, aller Schmach und allem moralifhen Ber: 
derben und phyſiſchen Elend der Knechtſchaft aufs neue anheimfällt, oder paß innerer Despo— 
tismus Beſtechung, Juftiz= und Kerfermord, Sittenlojigkeit und Verarmung und all deren 
Elend herbeiführt? Gewiß nur Geiſtesbeſchränkung oder Schlechtigkeit kann die Nichtswürdig— 
keit jener deutſchen beftialifhen Bamilienliebe ableugnen! Freuen wir und, daß die wachſende 
Aufklärung und die erwachende fittlihe Bürgertugend immer allgemeiner die Anerkennung der 
Verächtlichkeit und Verwerflichkeit verfelben verbreiten. 

Die Grundlage wahrer Bürgertugend ift übrigens der Bürgerfinn, der politifche Gemein: 
finn oder Gemeingeift. Weſentliche Beftanptheile derjelben bilden der Bürgermuth und die 
Bürgerfraft, oder die unerfhütterliche Beharrlichkeit in Beförderung und Vertheidigung des 
Bürgerwohls und des Bürgerrehtd. Gemeingeift ift die natürliche lebendige Richtung der Ge: 
danfen und Gefühle und der Gefinnungen auf das allgemeine Ganze und fein Wohl. Sein 
befted Bild und feine analoge Kraft ift das Gemeingefühl oder auch die ganze gefunde Lebens: 
fraft in dem einzelnen lebendigen Wefen. Wie dieſe und durch jie jeded Glied des ganzen Kör- 
pers jeden Schmerz und jedes Bedürfniß und jede Luft irgendeined Gliedes mitempfinden und 
für Befriedigung und Gefundheit und nad ‚Heilung und Ausſcheidung des Feindſeligen mit- 
zwweirfen ‚ftreben, fo ift ed mit dent wahren Gemeingeift. In diefem Sinne bezeichnen den 
nothwendigen lebendigen vaterländiichen Gemeingeift jene joloniihen Grundſätze, daß in bür- 
gerliden Zwifligfeiten, in dieſen Staatskrankheiten, feiner unbetheiligt fein, jeder vielmebr 
Partei nehmen folle, und daß das der befte Staat fei, two jeder Bürger das einem Mitbürger 
widerfahrene Unrecht als eigene Verlegung empfindet. Zwei der größten Mufter in patrioti: 
ſchem Gemeingeift und Bürgertugend find Juſtus Möfer und Benjamin Franklin. (S. diefe 
Artikel.) Welder. 

Bürgfchaft, ſ. Garantie. 

Burgunder, |. Deutſche Volksſtämme. 

Burfe (Eomund). Daß der Geifteögewaltige, welcher noch am Abend feines Lebens der 
Franzöſiſchen Revolution ven Fehdehandſchuh hinwarf und der Sturmflut einen fhügenden 
Damm für fein Vaterland entgegenthürmte, aus den einfachen Verhältniſſen des Mittelftandes 
entfprang, lehrt und ſchon die Ungewißheit über fein Geburtsjahr. Kein Stammbaum und 
fein Heroldsbuch verzeichnete ven Tag, da der Sohn des dubliner Attorney das Licht der Welt 
erblickte, und nur aus entfernten Nachrichten hat fi jeßt herſtellen laſſen, daß B. nicht, wie 
man gemöhnlidy angibt, 1730, fondernam 1. Jan. 1728 geboren wurde. Da feine Mutter 
eine Katholifin war, Haben fpäter feine Gegner ihn felbft der katholiſchen Abftammung be— 
ſchuldigt (wir reden Hier natürlih nur nach der Auffaſſung der damaligen Zeit), und aud 
mande andere wollten aus feiner angeblihen Herfunft die unwandelbare Anbänglichkeit 
an das Princip religiöfer Freiheit erklären, welche ihn vor der großen Mehrzahl feiner 
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Zatgenoffen auszeichnen würde, wenn nicht dieſer einzelne Zug in ber großartigen Ge: 
fammterjöheinung faft verloren ginge. Seine erfte Erziehung erhielt er durch einen Ouäfer 
Abraham Shadleton, und die Verbindung mit diefer Familie bildet in der B.eſſchen Gorre- 
fpondenz eine freundliche Abwechſelung mit den vielfachen politiiden Fragen und Staats: 
geichätten,, welche darin vorwiegen. Sie zeigt, daß Herz und Kopf des jungen Mannes gleich 
ſehr feüh auf Die rechte Bahn gelenft worden find. Im Jahre 1743 fam B. auf die Hochſchule 
Trinits College zu Dublin. Aber weder hier noch vorher zeigten ſich frühreife Spuren der außer: 
ordenilichen Begabung, welche fpäter an ven Tag trat. Im Innern reifte langfam und unſchein— 
bar die Frucht. Doch läßt fi) in den aufbehaltenen Briefen aus diejer Zeit eine gewiſſe ernfte, 
wenn auch oft in aufbraufender Rhetorik ſich äußernde Urtheildfraft nicht verfennen. Be: 
fanntlich dienen die engliſchen und jo auch die irländifchen Univeriitäten nicht ſowol den Fach— 
ſtudien, ala daß fie auf diefe vorbereiten. Da nun Burke für die Jurisprudenz beftimmt war, 
und die englifche Barre von jeher aud für die Irländer die Heerftrafe zu Ruhm und Würden 
geweſen ift, ging er nah England hinüber. Im Jahre 1747 finden wir ihn in den Kiften der 
QAvoratencorporation des Middletemple eingetragen, aber wahrſcheinlich Fam er ſelbſt erſt 1750 
nad London. Jede freie Zeit, welche ihm die Erfüllung der vorfhriftsmäßigen Bedingungen 
feiner Studentenzeit und der eigene Lerntrieb ließ, wandte er zu Reifen im innern England an. 
Bährend Taufende aus den erften Bamilien des Landes, deren Namen jet vergeffen find, die 
große Tour von Europa machten, wanderte B. von Stadt zu Stadt, von Dorf zu Dorf, 
und erlangte fo die Fähigkeit, die fpäter an ihm oft bewundert ward, mit den einfachiten Reuten 
in der einfachſten Weife zu verfehren, und doch zugleich alle Höhen und Tiefen menfchlichen 
Willens durchmeſſen zu haben Die nächſten Jahre B.'s find ziemlich dunkel, wir wiſſen 
nur, daß er nicht in der unwürdigen Armuth lebte, welche ihm bald Bewunderer, bald Neider 
haben nachreden wollen. Ald er im Jahre 1756 mit feinem erften Werfe „‚Vindieation of 
natural society’ auftrat, überrajchte er damit feine Freunde; allein eine allgemeine Auf: 
werfjamkeit warb der Schrift doch nicht zu Theil. Später ging allerdings auch das Intereffe, 
welches der Mann durch andere Leiftungen erweckt hatte, auf diefe Exftlingsarbeit zurüd, und 
man erftaunte über die meilterhafte Nahahmung der Bolingbroke'ſchen Darftellung und Dia: 
feftif, die fo weit ging, daß viele Leute für Ernft nahmen, was die gelungenfte Ironie war. 
Schon damals wußte er, was fpäter fein Sohn von ihm bemerft, den Irrthum mit beſſern Grün- 
den zu verteidigen ald Taufende die Wahrheit, und feine Schilderungen in der „Vindication“ 
#eben vor keiner fpätern Leiftung an Eindringlichkeit und Fülle zurüd. Diefes Werf mochte 
das Refultat eines kurzgefaßten Entfchluffes fein. Das fehr bald ihm nachfolgende „Philoso- 
phical inquiry into the origin of our ideas of the sublime and beautiful’ hat ev dagegen 
langſam und lange vorbereitet. In den Studien dafür ſcheint ihm auch die Luft an der Juris- 
prudenz abhanden gekommen zu fein, wenigftens gab er es auf, die Advocatenlaufbahn weiter zu 
verfolgen. Auch ein Project nad Amerifa zu geben, zerfloß vor der jegt wohlbegründeten Aus: 
fht, im Baterlanvde ſelbſt eine rühmliche Stellung einzunehmen. War in der „Vindication‘ 
die Kunſt ver Nachahmung das Hervorragende gewefen, fo zeichnet ſich die Inquiry“ durch eine 
Driginalität des Denkens aus, welche die gewöhnlichen Alltagsphraſen der Aeſthetik weit hinter 
Ach lieh, und zwar nicht von allen gebilligt, aber von jedem für bedeutend gehalten wurde. 
B.8 Verſuch, nur das Schreckliche ald erhaben nachzuweiſen, und dem Schönen das Niedliche 
als Hauptzug zu vindieiren, hat unzweifelhaft feinen Anſpruch auf Annahme, aber in der 
ganzen Behandlung ded Stoffd und den Beſchreibungen der einzelnen Geiftesphänomene tritt 
geniale Begabung unverkennbar hervor. 

Mit diefem Werke trat B. in die höhere literariſche Gefellihaft von London ein. Durch 
eine Jabresrente feines Waters, der mit dem Verfaſſer des „Philosophical inquiry‘ ſich voll- 
tommen ausgeföhnt hatte, nachdem die bis dahin unbeftinmte Laufbahn des Sohnes im Vater: 
haufe wenig Freude gemacht hatte, über die erften Bedürfniſſe emporgehoben, beſchäftigte ſich 
B. mit Arbeiten für die periodiſche Preſſe, bis er 1758 das „AnnualRegister’’ von Dodsley 
gründete. Bis auf den heutigen Tag bleibt dieſes Jahrbuch, weldes in Staat und Geſellſchaft 
der erſte Verſuch einer kurzen gleichzeitigen Geſchichtſchreibung war, für eine Reihe von Vorgän— 
gen die zuverläffigfte Duelle. In den erften Jahren hatte B. ven Hauptantheil an der Arbeit, 
ipäter drängten ihn feine parlamentarifhen Gefhäfte davon ab, aber von Zeit zu Zeit taucht doch 
no die Hand des erften Gründers darin auf. Unterdeſſen hatte B. jih mit ver Tochter des 
Dr. Shaw 1757 verheirathet, und im Umgange mit Sir Joſhua Neynolds, Dr. Johnfon, 
Goldſmith finden mwir ihn als einen der Stifter jened weltberühmten „Club“, der ein Viertel: 
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jahrhundert lang der Mittelpunkt des literarifchen Lebens von England war, und von dem ber 
BPinfel Sir Joſhua Reynolds’ und die Feder Boswell's au der Nachwelt ein fo lebendiges 
Bild Hinterlaffen haben. ’ 

Nicht fo glücklich und raſch ald B.'s Laufbahn zu literarifchen Ehren führte, waren bie 
Anfänge feiner politifhen Wirkjamfeit. In der „Chatbam Correspondence“ findet ſich aus 
dem Jahre 1755 eine Empfehlung des Dr. Markhan, wonach B. in Ermangelung anderer 
Ausfihten ich um das Conſulat zu Liffabon bewarb. Der Ehritt war, wir wiffen nit warum, 
erfolglos. Beſſere Ausſichten verſprach B.'s früher geknüpfte Bekanntſchaft mit Gerarb 
Hamilton, dem bekannten Single Speed Hamilton, „weil er im engliſchen Unterhauſe nur eine, 
aber zu den hödhften Erwartungen berechtigende Nede gehalten. Im Jahre 1759 trat B. zu die: 
fen Freunde in das Verhältnig eine politiſchen Amanuenſis oder Privatfecretärd, und als 
Hamilton 1761 dem Lordlieutenant von Irland, Lord Halifax, nad Dublin folgte, begleitete 
ihn B. Die Mittheilungen B.'s über diefe Stellung zeigen, wie fein raftlofer Fleiß von 
dem egoiftifhen Hamilton ausgebeutet wurde, und daß das ganze Verhältnig ſchwer auf dem 
Beifte, der ſich ind Joch verkauft hatte, laftete, Im Lauf des Verhältniffes, als B. einige 
Breiheit beanſpruchte, um das literarifche Anfehen, das er jih dur frühere felbftändige 
Arbeiten erworben, zu mehren („Alles, was ich beanſpruche, ift, daß ich nicht völlig von allen 
andern Gedanken in paffender Muße und nad) geböriger Unterordnung ausgeichloffen gelte; die 
Zeit dafür überlaffe ih volllommen Ihrer eigenen Beſtimmung.“ Brief Bes an Hamilton 
[März 1763]), ging Hamilton's Egoismus in fürmlihe Gemeinheit über, und B. fühlte 
fi frei und wie neugeboren, ald er die unwürbige Feſſel löfen und ven undanfbaren Freunde 
eine Beniien von 300 BF. St., die diefer ihm aus der irländiichen Staatäfaffe gegeben, vor Die 
Füße werfen konnte. Nicht wenig ift e8 zu bedauern, daß ein Werk, welches B. in diefer 
Periode begonnen hatte, „An Essay towards, an Abridgment of English History‘, infolge 
des Verbältniffes zu Hamilton ein Bruchſtück geblieben ift. 

Nachdem fo im Anfang des Jahres 1765 diefer Weg, der, wie Hamilton, nad B.'s 
eigenem Ausdruck, wollte, für ihn nichts fein follte ald lebenslängliche Dienftbarfeit, ohne eine 
Ausjicht mit Ehren vorwärts zu kommen oder in Zufriedenheit fih zurüdzuziehen (B. an 
5. Hood, 18. Nov. 1765), verlaffen worden war, öffnete ſich jhon nad) zwei Monaten durd 
das Minifterium Nodingham ein anderer Eingang zu den Ehren und Würden des politifhen 
Lebens. Auf die Empfeblung edler Freunde ward B. Privatjecretär des Premierminifters 
von England. Die Erbihaft, welche das Minifterium antrat, war feine ungefährlide. Seit- 
dem der erfte Jubel, der den jungen König, Georg IIL., empfangen hatte, wie er allen Fürften, 
folange fie noch feine Erwartungen getäufcht haben, laut genug entgegenſchallt, verflungen 
war, hatte die Entlaffung des großen Gommoner und der Einfluß des Lords Bute im ganzen 
Lande einen aufregenden Eindrudf gemadt. Die großen Whigfamilien zogen jih und mehrere an⸗ 
dere aus den Hofämtern und Staatöftellen zurüd, Zeitungen und Pamphlete führten ven Guer— 
rillafrieg gegen Oünftling und Begünftiger, Wilfes und Churchill wußten ihre vergifteten 
Pfeile geichieft zu verfenden, und ald 1763 nod ber unpopuläre Friede Hinzufam, als unter dem 
Minifterium Grenville der Streit mit den amerifaniihen Golonien und die Austreibung 
Milfes’ aus dem Haufe der Gemeinen mehr DI in die Flammen goß, war bie Leitung des 
Staatd eine Aufgabe, der von allen Lebenden nur die Hand des großen Pitt gewachſen ſchien. 
Aber ohne feinen Schwager, Lord Temple, der ſich mit dem zu jtürgenden Bruder, George Gren— 
ville, wieder ausgeföhnt hatte, wollte Pitt die Apminiftration nicht übernehmen. Nach mehr: 
monatlicher IIngewißheit, in der die Orenville und Bedford dem Könige das Leben fauer genug 
gemacht hatten, fand er endlich Gelegenheit fih für ihr Betragen bei der Regentſchaftsbill zu 
rächen. Die Neweaftle: oder wie jie feitven hieß, die Nodinghanıpartei, übernahm die Regie— 
rung. DB. felbit ſcheint von der ausjhlieglihen Amtsführung des einen Zweigs der Oppo— 
ſition wenig erwartet zu haben, denn in dem fhon oben angeführten Briefe vom 18. Nov. 
1765 macht er ein dauernded Syftem von dem Eintritt Pitt's abhängig. Lord Mahon zeichnet 
dad am 13. Juli 1765 ind Amt tretende Minifterium Rodinghanı = Neweaftle recht gut als ein 
foldes, worin alte audgediente Staatömänner und rohe Rekruten die Leitung hatten; ber 
Glaube an feinen Beftand war fehr gering. Daß im Minifterium der Privatfecretär des Pre— 
mier der bedeutendſte Mann war, wird jegt wol nicht beftritten werben, und ſchon in biejer 
untergeordneten Stellung macht fi fein geiftiges Überragen in der Partei bemerfbar. Es 
dauerte jedoch ein halbes Jahr, bis zum 28. Dec. 1765, daß er auch oftenfibel den politiſchen 
Schauplatz betrat, indem er für den Tafchenfledten Lord VBerney’s, Wendover, ind Unterhaus 
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gelangte. So war denn B. ein Barteimann geworben, und bis zum Tode des Marquis von 
Rockingham beftand zwiſchen beiden die innigfte politifche und freundſchaftliche Verbindung. 
Der veihe Lord Hob in der edelften und zarteften Weiſe feinen Anhänger über die Sorgen des 
Lebens hinaus; ed war mit einem Gefchenke Rockingham's, daß B. fein Landgut zu Bacons: 
field kaufen fonnte. Ob ih B. fo völlig frei fühlte, ald wenn ihm nicht pecuniäre Ver- 
vflichtungen an den Chef feiner Partei gefnüpft Hätten, iſt eine Frage, auf jeden Fall Hat der 
Bönner an den Begünftigten niemald den leifeften Anſpruch auf Dankbarkeit aus dieſem 
Grunde erhoben, und bei dem einförmigen, bequemen und trägen Wefen Rockingham's wird 
feine Fürforge für B. ſtets ehrend hervorgehoben werben müflen. Darüber, daß B. die Seele 
ber Partei war, foweit Rodingham ſelbſt Einfluß hatte, kann nad der Durchleſung feiner 
Gorrefponven; fein Zweifel fein. Wir fehen die täglichen Anftrengungen, die B. macht, den 
Iangfamen Premier zu Maßregeln zu bewegen, und wie ſich aus jeinen Entwürfen allmählich die 
witigften Vorlagen der Geſetzgebung geftalten. Aber auch unter günftigern Umſtänden 
fonmte das geniale Weſen eines einzigen, in einer Nebenftellung verharrenden Staatdmannd 
nit alles erſetzen, was dem Minifterium Rodingham für feine Aufgaben fehlte. Allerdings 
dominitten nod die Grundfäge von 1688, und die großen Häufer, welche darin gleihjam ein 
Fideicommiß hatten, waren ſtark genug geweien Lord Bute vom Ruder zu bringen; weder die 
Freunde des Königs, der fpätere Hauptſtützvunkt Lord North’, noch die Torypartei unferer 
Tage waren anders ald in ſchwachen Anfängen vorhanden. Aber Unfriede herrſchte im Haufe. 
Wie ih Pitt fogar mit feinen Schwägern nicht vertrug, ftanden den Grenville wieder die New: 
caftle und Rockingham gegenüber, und das Haus Nuffell ging feinen eigenen Weg. Nichts: 
deſtoweniger machten die übrigen Bractionen der Whigpartei es dem Minifterium zum Vor— 
wurf, daß es ohne jie gebildet worden. Schlimmer ftandes ſchon mit der andern Anfchulvigung, 
daß der Marquis von Rodingham eine Anzahlvon fogenannten ‚„Königsfreunden‘ (man fünnte 
datin ein Urbild des preußischen Treubundes unferer Tage jehen, wenn legterer ſich mit irgend— 
etwas Englifchem vergleichen ließe) ins Amt genommen und ihnen freie Hand bei Abſtimmun— 
gen gelaffen, eine Bevingung, welche Bitt ſich niemals hätte gefallen laffen. Die erften Sitzun— 
gen des Jahres 1766 liehen das Minifterium in Ruhe; der Bruderftreit zwiſchen Pitt und 
Grenville ward in großen Zweifämpfen durchgefochten. Als Pitt ſich mit aller Energie gegen 
die Stempelacte feines Schwagers erklärte, als er fich gefreut, „daß Amerika widerftand‘‘, ſah 
dad Minifterium klares Fahrwaſſer, und eine Bill ward eingebracht, welche jene Stempelacte 
aufbob. Aber ebenfalld einer Rede Pitt's folgend, wurde eine zweite Bill vorgelegt, die ſoge— 
nannte Declaratorg- Act, worin das Brincip der Oberherrlichfeit des englifchen Parlaments über 
die Solonien und namentlich das Recht, Gelege für fie zu machen, feierlich ausgeſprochen wurde. 
In der Debatte über Die Stempelacte, bei Belegenheit der Adreſſe, bielt B. feine parlamen- 
tarifhe Jungfernrede. Sie wurde alljeitig mit den größten Beifall aufgenommen, und B. 
hatte pie Ehre, von dem Great Commoner, der ihn in der Debatte folgte, und bei diejer Gelegen— 
beit feine legte große Rede im Unterhaufe hielt, gepriefen zu werben. Es war ald wenn der 
eine greße Redner den andern abgelöft hätte, denn bei aller Verſchiedenheit waren ihre oratoris 
ſchen Leiſtungen gleih groß. War jo Umerifa für den Augenblic beruhigt, fo wurden nun 
innere Schäden befeitigt. Bei den Berfolgungen Wilke’ und feiner Schriften unter dem vori— 
gen Minifterium war ein Grundredt ded Engländerd, Breibeit vor Verhaftung auf einen all: 

gemeinen, nicht die Perion bezeichnenden Verhafsbefehl (General Warrant) verlegt worden. 

Dagegen, ſowie gegen die Beichlagnahme von Papieren bei Libellproceffen (Search Warrant) 

richteten fi auf Antrag des Minifteriums Nefolutionen ded Unterhaufes. Kleinere Beſchwerde— 
gründe einzelner Kofalitäten gaben ebenfalls zur Abhülfe Anlaß. Alle dieſe Schritte waren 
dem Charakter eines Minijteriums entſprechend, welches feinen fihern Boden unter den Füßen 
harte, und daher jeder Klage nachgeben mußte. Zu all feinen Fehlern kam nod das des Mis— 
trauens in die eigene Kraft. Man fuchte Hülfe bei Pitt, aber er wollte ſich auf nichts einlaffen, 
und fo zerfiel nach der einen Sejjion dag Minifterium im Herbit 1766 faſt ohne äupern Ans 
ſtoß. Es hatte nichts Böles gerhan ; ihn diente der beveutendite politische Schriftfteller der Zeit, 
aber es fehlte ein Haupt umd es fehlten die Glieder, Für B. hatte diefe Furze Zeit jedoch viel 
getban. Zu feinem literarifchen Nuhm hatte er die Anerkennung ald parlamentariicde Größe 
und einen der Staatsmänner der liberalen Bartei fih erringen. Diefer Bartei, die allmählich 
fh wieder einigte, bat er von da an mit einer Energie gedient, daß fein anderer ſich rühmen 
darf, foviel 25 Jahre lang für fie geleitet zu haben. Unter ihren Rednern war er zwar nur 
einer, aber nicht ohne Grund kann man ihn ven Schriftfteler der Wpigs nennen. Was ji an 
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ihre Grundfäge Großed und Schönes anknüpfen läßt, was für ihre Perfönlickeiten nur irgend 
geltend gemacht werden fonnte, beim Angriff oder zur Abwehr — fletd war B. Eampfbereit. 
Über 16 Jahre lang hatte er in einfahen Verhältniſſen den ihm nicht leichten Dienft ver Oppo— 
jition zu verfehen, umgeben von Herzogen und Lords, denen das politifche Regiment nur als 
ein Zeitvertreib neben ihren andern Vergnügungen diente, während ihm die politifhe Arena 
zugleich Lebensbahn und Anfnüpfungspunft feiner gewaltigen Geiftesarbeiten war. Es ift 
nicht unfere Aufgabe, bier die Geſchichte jenes werhfelnden-Minifteriums zu ſchreiben, das zuerft 
Lord Chatham wirklich, dann nominell, endlich den Herzog von Grafton ald Haupt hatte und 
zulegt in die zehnjährige Herrſchaft des Lords North überging. Das Minifterium Nodingham 
war in der That ein Minifterium B., und fo mußten wir feinen Gang verfolgen. In der 
Folgezeit haben wir der Entwidelung der Politif nur jo weit nachzugehen, ald B. in ihr thätig 
it. Freilich fonnte man fagen, daß er ſtets und überall feinen Eifer zeigte. Die hinterkaffene 
Gorrejpondenz gibt auch Hier Zeugniß von feiner Rührigkeit für die Intereffen der Partei. Den 
trägen Führern Rodingham und Richmond fucht er das euer, das ihn vorwärts trieb, einzu- 
flößen und in jedem wichtigern Gegenftande, der damals Parlament und Bolitif überhaupt 
berübrte, finden wir ihn durch tiefes Studium heimiſch. Seine erfte literarijche Arbeit war eine 
Bertheivigung des Minifteriums Nodingham, „A short account of a late short administra- 
tion”. Wenn geſchickte und glänzende Darlegung der guten Seiten ein ſchwaches Minifterium 
als ein ftarfed und gutes erfcheinen laffen könnte, würde diefe Schrift ihren Zweck vollftändig 
erreicht haben. Wie ed war, mochte ſie praktiſch wenig Erfolg haben. B. Fam ihr daher durch 
eine Scheinwiderlegung zu Hülfe, welde unter dem Namen Whittington in der Korn eines 
Briefs an den „Public Advertiser“ erſchien. Unter der burlesfen Maske, welde bier vorge: 
nommen war, wurde ein großer Theil ded Grimms entladen, der ſich in der Partei Rodingham 
gegen Pitt gefammelt hatte. Es ſcheint, daß B. nody perjönli einen Grund des Übelwollens 
hatte, da Chatham, wie wir den Great Commoner jegt nennen müffen, jich geweigert hatte, 
nad einer Propofition des Herzogs von Grafton, B. in jein Minifterium aufzunehmen 
(Mahon’s „History Append.”, V, 355, Tauchnitz Ed.). Ob übrigend B. von diefer Wei- 
gerung, die Chatham namentlich auf des „mothwendigen Rekruten“ Kepereien in Handels: 
fragen (B. huldigte ftetd aus Überzeugung dem Freihandel) ftügte, jemals etwas erfah— 
ren bat, ift nicht ermittelt; wahrſcheinlich ift e8, daß B. felbft durchaus nicht geneigt war, 
jenem Antrage Bolge zu geben. Die Lauge des Spotts, welche „Mr. Wpittington, Käfe- 
främer und Bürgerrepräfentant‘‘, über dad Minifterium Chatham ausgoß, verfehlte ihre Wir- 
fung nicht, zumal das Publifun mit der Verwandlung feines Pitt in einen adelihen Chatham 
ſchon jo höchft unzufrieden war. Im Unterhaufe griff B. ebenfalls das Minifterium mit aller 
Schärfe an, jo nahm er gegen die großartigen Plane Chatham's, ver befanntlih jhon damals 
den Gedanken begte, die Herrihaft der Indifhen Compagnie in die eigene Hand zu nehmen, 
eine entſchiedene Poſition für die Corporation ein. Aber auch in England jelbft gab es Stürme 
genug, und wir nähern und der Zeit, wo Junius ſchrieb und herrfchte. Jetzt, da ed überzeugend 
nachgewieſen ift, daß Sir Philipp Francis der Verfafler der „Juniusbriefe“ war, ſcheint es über- 
flüffig, anzugeben, weshalb B. fie nicht gefchrieben haben kann. Der Hauptgrund, aus dem 
man jo oft auf ihn verfiel, war für beide gleih ruhmlid. Man traute feinem andern Bekannten 
die großen Fähigkeiten zu, weldye in den „Juniusbriefen“ zuTage kamen. Lafjen wir diefes Ar— 
gument, wenn es wirklich eines ift, beifeite, jo ift fich nichts unähnlicher als vie Schreibart Be's 
und der „Juniusbriefe“. Die Kürze, Durhfichtigkeit und das Stiletartige der Francis’fhen Die- 
tion findet in B.'s Reden und Schriften nicht ihresgleichen. Gharakteriftifch ift, daß Francis in 
einem Briefe an B. 1790 diefem zu jagen wagte: „Once for alll wish you would let me 
teach you to write English‘ und „Why will you not allow yourself to be persuaded that 
polish is material to preservation?” Wer jo an B. ſchreiben fonnte, dem dürfte man, zumal 
in noch jüngern Jahren, den Stolz und die Vermeifenheit des Junius zutrauen. Allein im 
Ernſte find die Gründe für Francis oder wenn man will gegen Francis fo überzeugend, und mit 
3.8 politifhen Gefinnungen ftehen fo viele Sympathien und Antipathien, die der Verfafler 
der Juniusbriefe gehegt haben muß, in fo fhroffem Widerſpruch, daß B.'s Name in der Junius: 
controverfe, wenn man fie noch fortführen follte, nicht mehr genannt werden Fann. (Vgl. ven 
Art. Junius.) 

Polemiſch war allerdings auch B.'s Beihäftigung in diefer Zeit. Aber der innere Zwie- 
jpalt, an dem die gegen das Minifterium Chatham-Grafton gerichtete Oppofition Franfte, war 
zunächit das Gebiet, auf dem er feine Meifterfchaft in ver Controverje bewährte. George Gren— 
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oifle, der Premierminifter , deſſen Stelle die Nodinghamabminiftration eingenommen hatte, 
unter dem alle jene Maßregeln ergriffen worden waren, deren Aufhebung den Ruhm feiner 
Nahfolger ausmanhte, ſonſt aber ein politiſches Talent erfter Größe und von praftifchen Staats: 
männern feiner Zeit kaum überragt, hatte in einem Bamphlet „On the present state of the 
Nation‘ (geichrieben von feinem Anhänger Knor, vgl. Grenville, „Papers“, IV, 359) bie eigene 
Verwaltung und namentlich ihre finanziellen Maßregeln zu vechifertigen und Vorwürfe aller 
Art auf das gegenwärtige, kaum weniger aber auch auf dad Miniſterium Rockingham zu wäl: 
zen gefuht. Ihm antwortete B. in der Schrift „Observalions on Ihe present state of the Na- 
tion”. Während fie eine volllommene Beherrſchung des finanzielten Gebiets, auf dem George 
Greneilte feine eigentliche Stärfe hatte, verräth, gelingt ed dem DBerfafler im Gegenjag zu den 
tredenen Ausführungen und ermüdenden Eitaten feines Gegners, mit wenig Worten die Kerns 
gründe des Streitö zu erfaflen und in überzeugender Weiſe die praftiihe Unmöglichkeit der 
Grenvilleſchen Caleulationen darzuthun. Während das Knox'ſche Pamphlet den ganzen 
Apparat mit ind Gefecht ſchleppt, kämpfte B. ohne ihn zu zeigen, nicht aber ohne vollkommen 
mit ihm gerüftet zu fein. Die Sicherheit feines Fingers läßt ihn mit dem bitterböjen Gegner 
fpielen. „DieferAutor hat in allen feinen Schriften die eigentbümliche Gewohnheit, anzunehmen, 
daß er eine Revenue für dad Land geichaffen hat, wenn er und zeigen fann, wo Geld zu haben 
ift, vorausgefegt, day wir dazu gelangen können, und dies jcheint das Meifterftück feiner ganzen 
Finanzkunſt zu fein.” B. weit dann namentlid auf Amerifa bin, wo man wol in Stande 
jein mag zu zahlen, aber eben nicht zahlen will, und deſſen Bewohner ſich weder zwingen noch 
überreden laflen, die 200000 Pf. St. jährlich herzugeben, die Orenville von ihnen haben möchte. _ 
Die Wilkes ſche Angelegenheit zog B. auf andere Bahnen. Wilkes war von der Grafihaft 
Middleſer wieder gewählt worden, nachdem ihn das Unterhaus ausgeftoßen. Es erflärte ihn 
jegt für unfähig, feinen Sig einzunehmen, und die Wahl für nichtig, und nachdem bei mehr— 
maligen Wahlen das Refultat ſtets daffelbe gewefen war, ließ es endlich den Gegencandidaten 
Lurtrell als Abgeorpneten zu, weil die auf Wilkes gefallenen Stimmen für ungültig anzufehen 
ſeien. Dies war die eine große conftitutionelle Frage diefer Zeit, das Necht des Unterhauſes durch 
feine einfeitige Refolution den Wählern ihr Wahlrecht zu verfürzen. Eine andere war der Ge- 
brauch, den bei einen: ber vielen Volkstumulte, welche ih an Wilfes and Liberty fnüpften, das 
Militär von feinen Waffen gemacht hatte. Jever Lefer der „„Juniusbriefe‘‘ weiß, wie viefe Kragen 
den Grundtert feiner erften Invectiven bilden. Im Parlament war es B., der am entſchieden— 
ſten und mit der Wuth, in die er fidh vergeffen fonnte, die Sache ded Rechts gegen minifterielle 
Billtür vertheidigte. Uber den Erfolg der Briefe find die Reden B.'s in den Hintergrund ge: 
treten und nur in Bruchſtücken erhalten, aber die Zeitgenofien fprechen mit Begeifterung da= 
von. Ein Vortheil der Wilkes'ſchen Angelegenbeit war, daß ih in ihr die verſchiedenen Ele— 
mente der Dppofition wieder zufanmenfanden. Auch Chatham, der von feiner eigenthümlichen 
Körper: und Geiftesfranfheit einigermaßen hergeftellt, 1768 im Dectober dad Minifterium 
verlaſſen hatte, erflärte ji gegen die Maßregeln des Miniſteriums und der Barlantentsma jo: 
rität. Mit feinen Brüdern Lord Temple und Grenville war er ausgeföhnt und durd ein großes 
Feſt in der Thatched House Tavern feierte die gefammte Oppofition den wiederhergeftellten 
Frieden. Das aber die Verbindung feine rückhaltsloſe war, ſieht man ſowol aus den vertraus 
ten Briefen der Grenville: ald Rodinghampartei. Nachdem die Barlamentfeffion von 1769 zu 

Ende war, juchte die Oppofition in den ganzen Lande einen-Adreflenfturm gegen das Unter: 

Haus mit Borwürfen über feine Haltung und Bitten um feine Auflöfung zu Wege zu bringen, 

aber die Involenz mancher Führer und die geheime Eiferfucht der Parteien war aud bier jehr 
binderlich. Nichtsdeſtoweniger war das Erſcheinen Chatham's in der Oppofition ein Erjag 
für vieles andere, und das Miniſterium des Herzogs von Grafton brach im Anfange 1770 zus 
fammen. Jet, nachdem ſich die meiften Schleufen der vertrauten gleichzeitigen Mittheilungen 
geöffnet haben, wird das Urtheil über feine Vergangenheit weniger hart jein müſſen; fo wiſſen 
wir namentlich, daß die Shlimmite Erbichaft des Nachfolgers, ver Entihluß, Amerika auf dem 
inpirecten Wege der Eingangszölle zu befteuern, und daran feftzubalten, als die Greigniffe des 
Jabres 1768 ſchon jo laut warnten, gegen ven Willen des Minifterpräfidenten zu Stande fam. 
Diefe Nachfolge fiel nun aber nit, wie erwartet wurde, auf die Oppofition. Das eindring— 
liche Bitten des Königs, der ſich in beiden Hauptſachen, der Wilkes ſchen und der amerikaniſchen, 
eine frörrifche Überzeugung gebildet hatte, vermochte den Lord North, bie dahin Schagfanzler, 
die Leitung des Minifteriums zu übernehmen. Der Hauptfampf der Sefjton wurde um Die 
Beibehaltung der Theezölle für die amerikaniſchen Golonien geführt. DB. war einer der Redner 
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dagegen, aber die unglückſelige Acte ging durch. Dafür verdanken wir aber dem Jahre 1770 
die fehlerlofefte Schrift, welche jemals der Feder B.'s entiprang, feine „Thoughis on ihe causes of 
the present discontents“. Auf diefe pflegen alle nody jo warmen Berwunderer zurüdzugreifen, 

welche in den Erzeugniſſen der legten Lebensjahre den Einfluß einer krankhaften Phantaſie im der 
Diction und in den aufgejtellten Orundjägen die Einwirkung einer einfeitig aufgefaßten ge: 

waltigen Weltbegebenheit wahrnehmen. Mit einer meifterhaften Schilderung der augenblid- 
lien Lage verbindet dieje Schrift einen Abriß der Geſchichte und der Principien der englifchen 
Berfaffung, wie fie B. damals auffaßte, und wie ſie mit wenigen Modificationen, welche die fo: 
eialen Umgeftaltungen hervorgerufen haben, aud Heute noch als die entſcheidenden behauptet 
werden müffen. Wogegen er mit allen Waffen feines Geifted ind Feld zog, war der Berjud 
des Könige und feiner perfönlichen Partei, der jogenannten Kings Friends, an die Stelle der 
Parteiregierung nad) den Grundjägen von 1688 jenes perfönliche Regiment wieder ins Leben 
zu rufen, das ben einen Stuart das Leben, den andern ven Thron gefofter hatte. Ein Grund: 
irrthum in ver B.'ſchen Schilderung war ed allerdings, day Lord Bute ald die Seele diefer 
Glique behandelt wurde; aber ihre Eriftenz war fo ficher geftellt und die Züge, welche B. ihr 
leiht, tragen fo den Stempel verWahrheit, troß des hier und da auffteigenden Zweifels, ob nicht 
eine Caricatur ftatt eines Bildes vor ung fteht, dag das Werk durch den Ablauf der Zeit umd 
der Fluten des politifhen Lebens, aus denen ed auftauchte, faft gar nichts von feiner Wirfung 
verloren bat. Jegt warb die Rache für die Intrignen dieſer Partei gegen dad Minifterium 
Rockingham genommen, aber viel höher ald dieſer Geſichtspunkt trug den Verfaffer vie Übergeu: 
gung, daß das Syſtem, weldyes von den jungen König verfucht wurde und lange noch immer wie: 
der zum Durchbruch fam, ven Ruin der engliſchen Verfaſſung in feinem Schofe barg. Rad B.' 
Schilderung war es der Plan, „vem Hofe den unbegrenzten, uncontrolirten Gebrauch ſeines gewal⸗ 
tigen Einfluſſes unter der ausfchließligen Leitung des perfünlichen Wohlgefallens zu fichern“. 
Deshalb aber follte das oftenjible Minifterium vom Hofe geihieden und zum bloßen Werkzeuge 
einer geheimen Glique gemacht werden. So würden zwei Arten der Regierung ind Yeben treten; 
die eine, welche im Geheimniß und Vertrauen ift, die andere, um die amtlichen Prlichten des Gou: 
vernements äußerlich zu erfüllen. Diefe jollte allein verantwortlich fein, während vie wirflichen 
Rathgeber im Bollbejige der wirkliden Macht, einer jeden Gefahr entlevigt wären. Aber diefe 
oftenfibeln Minifter müßten zur Erleichterung des Geſchäftsganges wenigftend einen Theil 
der Hofelique unter fih aufnehmen. Gndlih müßte das Parlament daran gewöhnt wer: 
ven, ein ſolches Syftem in Thätigfeit zu ſehen. Eine völlige Gleihgültigfeit gegen Ber: 
fon, Stellung, Einfluß, Fähigkeit, Verbindungen und Gharafter der Minifter müpte der 
Bolfövertretung beigebracht werben. „ine Kabale des Cabinets und der Hintertreppe ware 
fo an die Stelle einer nationalen Regierung geſetzt.“ „Günſtlingsherrſchaft in unferer Ere: 
eutivgewalt ift im offenen Widerſpruch mit den Grundlagen unferer Berfaffung. Ein Ziel 
unferer gemifchten Verfaſſung ift unzweifelhaft, daß der Fürſt nicht im Stande fein darf, 
die Geſetze zu verlegen. Aber fhon auf den erjten Blick ſieht man, daß dies nur ein ne: 
gativer Gewinn ift, eine bloße Vertheidigungswaffe. Deshalb ift ed von gleich großer Wich— 
tigkeit, daß die didcretionären Gewalten, welche in den Monarchen gelegt find, fei es für bie 
Ausführung der Gefege, die Ernennung der Beamten, in der Handhabung des Rechts über 
Krieg und Frieden oder in Finanzſachen, alle nad Grundjägen des öffentlichen und nationalen 
Snterejfe ausgeübt werden und nicht nad dem Gefallen oder Misfallen, den Intriguen und 
Machinationen ded Hofes.” Und über die Stellung des Unterhaufes zu dem Syfteme, das er 
angreift, bemerkt B.: „Das Haus ber Gemeinen galt urfprünglich als eine Controle, unmittel: 
bar vom Volke ausgehend und vajch in die Maſſe zurücktretend, aus der ed erftanden war. So 
war es in den höhern Functionen des Negiments, was die Jury in den nievern ift. Da bie 
Eigenſchaft der öffentliben Bunction vorübergehend, der Gharafter als Bürger aber dauernd 
war, hoffte man, daß die legtere Eigenſchaft in allen Verhandlungen vorwiegen würde, nicht 
blos zwiſchen dem Wolfe und der ftetigen Autorität der Krone, fondern aud) zwijchen den: Volke 
und der flüchtigen Autorität des Unterhauſes ſelbſt. Man hoffte, daß diejes in feiner Mittel: 

natur zwiſchen Unterthan und Negierung alle Intereflen des Bolfs wärmer und lebbafter theilen 
würde, als die andern von dieſem entferntern und beftindigern Bactoren der Gefeggebung. Diefer 
Gharafter iſt aber nur dann zu erhalten, wenn das Unterhaus wenigftens in etwas den Stempel 
der wirklihen Stimmung in der Nation trägt. Es würde unter verjchiedenen politiichen Übeln 
ein geringeres Unglüd jein, daß das Unterhaus von jeder epidemiſchen Fieberwuth des Volks 
ergriffen würde, da dies einige Blutsverwandtſchaft und eine natürliche Sympathie mit feinen 
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Gonftituenten bezeugen würde, als daß es in allen Fällen von den Anſichten und Gefühlen ver 
Mation unberührt bliebe. Das eigentliche Wefen des Haufed der Gemeinen befteht darin, der 
reine Ausdruck der Gefinnungen der Nation zu fein. Es if beftimmt, eine Gontrole für das 
Bolt, nicht über das Volf zu üben.” in Unterhaus, wie es die Partei der Königsfreunde 
wünjdt und zum Theil gewonnen hatte, fhildert B. folgendermaßen: ‚Gin wachſames eifer: 
fühtiged Ange auf die vollziehende und richterlihe Obrigkeit, eine angelegene Sparfamfeit mit 
den Öffentliben Geldern, eine offene faft zuvorfommende Haltung gegenüber Öffentlichen Klagen, 
die fheinen die harafteriftifhen Eigenschaften eines Haufes ver Gemeinen zu fein. Dagegen 
ift ein Sand der Gemeinen, welches Glückwunſchadreſſen erläßt, während die Nation mit Klagen 
petitionirt, ein vertrauendvolles Haus der Gemeinen, während das Volf in Verzweiflung ift, 
in der größten Harmonie mit Miniftern, die dad Volk mit dem äufßerften Abfcheu betrachtet, 
welches Danf votirt, während die Öffentliche Meinung die Miniiteranflage fordert, welches ſich 
mit Gelvbewilligungen beeilt, während das Volf Rechenſchaftsablage verlangt, welches in je— 
dem Streite zwiſchen Volk und Regierung gegen das Volk präfumirt, welches die Unoronungen 
des legtern beſtraft, aber ſich weigert, auch nur in die interfuchung der Provocationen dazu eins 
zutreten; ein ſolches Haus ift ein unnarürlicher monftröfer Zuftand der Dinge im unferer 
Staatöverfaffung. Solch eine Berfammlung mag ein großer, weifer, ebrfurdtgebietender Senat 
fein, ift aber zu keinerlei Frommen ded Volks ein Haus der Gemeinen.” („Works“, II, 288— 
289). Sein Heilmittel gegen einen ſolchen Zuftand der Dinge ift die parlamentarische Regierung, 
mie fie ſeit 1688 dem engliihen Staatsweien eingeimpft ift. Talent, Stand, Vermögen und 
Unabhängigfeit find ihm die Vorbedingungen für das eigentliche Herrichen im Staate. Eine 
Böbelherrihaft will er auch jegt nicht, aber der auf eigenen Füßen flehende Landmann, die 
wiſſenſchaftlich Gebilveten, die Kaufleute und Kabrifanten, kurz alle, welde ihr Vermögen oder 
ihr Fleiß unabhängig madıt, in die Hände folder will er die Intereflen der Nation gelegt willen, 
wit in die abhängiger Hofvienftboten. Als eine Partei fo zufammengefegt und unterftügt ftellt 
er, einerlei ob mit Recht oder Unrecht, die Whigs unter Rockingham dar. Auch in diefer Schrift 
geht er fühl am dem großen Chatham vorüber, der allerdings durch jein legted Minifterium — 
„To gefledt und aefprenfelt, jo wunderlich geleimt und curio® verbunden, eine bunte Moſaik— 
arbeit, ein Ziegelboven ohne Gement, hier ein weißes dort ein ſchwarzes Steinden, Patrioten 
und Höflinge, Königöfreunde und Nepublifaner, Whigs und Tories, verrätherifche Freunde 
und offene Feinde” — das Princip der Parteiregierung verlegt, aber nicht widerlegt hatte. 
Diefe Schrift und die „Juniusbriefe“ bildeten das Greigniß des Jahres 1770. Während 
legtere fich vorwiegend auf einzelne vorübergehende Fragen beziehen und nur ihr meifterhafter 
Stil ihre Unſterblichkeit fichert, find B.'s „Thoughts“ bi® auf den heutigen Tag die glän= 
zendfte und tüchtigfte Rechtfertigung der parlamentarifchen Regierung durch Barteien geblieben. 
Bon den hin- und hergeworfenen Argumenten der Tagesliteratur fehrt man zu diefem Werte 
ald der lautern Quelle zurüd, worin wir B.'s Hauptftärfe, die harmoniſche Verbindung von 
theoretifchen Principien und Erfahrungslehren ſich am Harften abfpiegeln fehen. 
Die Muße, welche er diefer Arbeit gewidmet, war dem parlamentarijhen Kampfe mit 
Mübe abgewonnen. Noch immer ſaß B. fir Wendover, das fein Freund Verney ihm 1768 
zum ziweiten mal zur Dispofition geftellt hatte. Bei Feiner der großen Debatten über die Ver: 
felgung Almon’8 wegen des berühmten „‚Juniusbrieft’‘ an den König, dad Recht der Geſchwore⸗ 
nen, die solle Schuldfrage, nicht das bloße Faetum der Publication und den Sinn der Anfpies 
lungen zu entſcheiden, Angelegenheiten der amerifanifchen Golonien und der Oftindifchen 
Gompagnie fehlte B. ald Nedner, und fo großartig al® er fahte Feiner jeinen Stoff an. Und 
bier kommen twir an ben enticheidenden Fehler B.’fcher Beredſamkeit. Ihm fehlt das Map für 
das Intereffe feiner Zubörer. Seine Reden find, um geſprochen und gehört zu werben, regels 
mäßig zu lang. Es ermüdete feine Hörer ihm in den Gewinden feines gewaltigen Gedanken— 
baues zu folgen. Als geſprochene Abhandlungen find fie für die Nachwelt um fo Frucht und blu= 
menreicher; die unmittelbare Gegenwart machte es oft, wie Goldfmith in feinem Gedicht fagt: 
Too deep for his hearers, he went on refining, And thought of convineing while they 
thought of dining! Aber feine Reden ftrogen von tiefem, vielfeitigem Wiflen über den Gegen- 
Rand, den fie betreffen. So entwidelte er in den Debatten über Amerifa die vollfte Einſicht in 
bie finanziellen Fragen, in den die Preßproceſſe betreffenden ſchlug er mit feiner Rechtskenntniß 
die Juriſten aus dvemfelde. Der Borfchlag der Oppofition, nicht wie Lord North wollte, die Thee— 
feuer beſtehen zu laſſen, fondern alle Zölle aufzuheben, wurde von niemand beſſer vertheidigt 
Staats⸗Lexiton. III. 16 
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als von B. „Der minifterielle Vorſchlag ift ein Plan, deffen Nachgeben nicht verföhnt und beffen 
Zwang nicht ausgeführt werben Fann.... Die Bößartigkeit euerd Willens wird verabfcheut und 
die Schwäche euerd Arms verachtet werben.‘ Doc gab es bekanntlich noch einige Jahre eine Schein: 
ruhe. Während des Jahres 1771 fpielten die Berfolgungen gegen die Druder wegen Veröffent⸗ 
lihung der Parlamentsdebatten und der Eitybeamten wegen Unbotmäßigfeit gegen die Befehle 
des Barlaments. Auch hier kämpft B. in erfter Reihe gegen bie minifterielle Majorität, während 
in dem Oberhaufe Chatham den Sturm führte. Ebenſo erfolglos war trog B.'s glänzende 
Unterftügung Dowdeswell's (Schagfanzler unter Rodingham) Bill, welde die Jury in Preß⸗ 
proceflen von den Beffeln befreien wollte, die eine Höfifche engberzige Auslegung der Richter 
ihnen aufzubringen verfudhte. Im Jahre 1772 finden wir B. vornehmlich mit den Angelegen: 
beiten der Oſtindiſchen Compagnie befhäftigt, deren Intereffen er mit feiner ganzen Partei 
warm vertrat. Infolge beflen wurde ihm die erfle Stelle in einer Commiſſion von drei Gubre: 
viforen angeboten, welde die Compagnie nah Dftindien fhiden wollte, um dadurch Lord 
North's Neformplanen das Prävenire zu fpielen. Allein B. lehnte im Intereile feiner Partei 
ben glänzenden Antrag ab, und dur rin Veto des Unterhaufed wurde aus der ganzen Gom: 
miffton nichts. DB. und feine Partei (die er freilich au jegt immer noch anzufpornen hat) 
fümpften,' fogar eifriger als die Oftindifhe Compagnie felbft, gegen die Regulationsacte von 
1773, weldhe für lange Zeit die Grundlage der indifchen Hegierung geblieben ift. Unter den 
Mafregeln, melde B. außerdem noch in dem 1774 zu Ende gehenden Parlament vertrat, ſtehen 
ein Gejeg zur Erleichterung der Lage der Diffenter und Befreiung des Handels von manden Bürven 
voran. Anerkennung und Dankadreſſen blieben dafür nit and, die willfommenfte von allen 
war aber, daß Briftol, damals nach London die Haupthandelsftadt des Reihe, B. zu feinem 
Vertreter fürd neue Parlament erwählte. Doc mar das alte nicht auseinander gegangen, obne 
die Früchte ver 1773 im Zufammenhang mit der Meorganifation der Oftindiihen Compagnie 
erlaffenen neuen Steuergefege für Amerika zu ernten. Die Theefhiffe im Hafen von Boſton 
waren angegriffen, ihre Ladung über Bord geftürzt worden. Voſton, der Ort, wo die Stempel: 
acte zuerft gezündet hatte, ftand aud) jegt wieder an der Spige. Das Minifterium antwortete 
darauf durch Gefeße, welche den Hafen von Boſton jchloflen und die Verfaffung von Maflahui: 
jettö juspendirten, und an diefe Schritte gewaltfamer Herrſchaft knüpfte ſich befanntlich der 
offene Widerftand, Vergebens hatte die Oppofition verfucht, jenen Gefegen die verwundenden 
Spigen abzubrechen. Bergebend waren ihre Anftrengungen, felbftändige Billd im entgegen: 
gelegten Geifte durchzubringen. Zu den berühmteften Reben B.’8 gehört feine Speech on Ame- 
rican taxation, wie fie gewöhnlich citirt wird, vom 19. April 1774, zur Unterftügung des An— 
trags von Roſe Fuller, die Theefteuer aufzuheben, Sie enthält eine vollftändige Geſchichte 
der nordamerifanifchen Golonien und ver Syſteme, welche die Regierung ihnen gegenüber ver: 
folgt hat. „Befördert ven Handel, vergeht Befteuerung! war der erfte und weife Rath, den Die 
Erfahrung prebigte. England erlangte fo nicht blos Handelsverkehr, ſondern erzeugte ſelbſt die 
Gegenftände des Handels in Amerika, und unfer Handel ward vervierfacht. Amerika hatte unjer 
Kapital ald Entſchädigung und ertrug dafür feine Unterorbnung. Außer der Hanveläbe- 
ſchränkung (durch die Navigationsacte) hatte es in feinen innern Angelegenheiten alle Merk: 
male eines freien Volls. Das Land befaß das Ebenbild der englifchen Verfaſſung; es hatte das 
Weſen, feine eigenen Repräfentanten legten die Steuern auf. Diejer ganze Zuftand der Un— 
freiheit in Handelsſachen neben politifcher Freiheit ift zwar nicht die volle Freiheit, aber verglichen 
mit den gemöhnlichen Umſtänden der Menſchen, war ed eine glüdliche und liberale Verfaſſung.“ 
DB. führt dann den Faden weiter, wie unter Grenville der Gedanke der Befteuerung erwacht 
und bis zur Stempelacte reift, wie alddann dad Minifterium Rodingham zum alten Syſtem 
und zur alten Ginigfeit zurüdführt, bis nad feinem Sturze Befteuerung und Berrüfung wie- 
der an der Tagesordnung find. In den Rahmen diefer Gefhichte find eine Reibe von Borträts 
ber bedeutendern Staatömänner der verfhiedenen Epochen eingefaßt, deren Farben ung noch 
heute lebenswarm entgegentreten. Aber auch B.'s gigantifche Anftrengung vermodte die Na- 
tion, welche jegt wirklich mit dem Minifterium zu gehen ſchien, nicht von der Bahn des Ver: 
derbens abzudrängen. Die Zwangägefege wurden angenommen, die Kolonien griffen zu den 
Waffen und wurden frei. 

ALS gegen Ende 1774 das neue Parlament zufammentrat, waren feine erften Schritte 
gegen die wiberfpenftigen Golonien gerichtet. Die Oppofition war ſchwach an Zahl, die jüng= 
ſten Wahlen Hatten ihre Reihen bedeutend gelichtet, aber im Oberhaufe war wieder Chatham 
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für jich ein ganzes Heer und neben B. trat jegt im Haufe der Gemeinen Charles James For, 
der im Laufe der legten Seſſion fih wegen Amerifas von Lord North getrennt hatte. Seine 
Beziehungen zu B. wurden bald von der innigften Art, wie zu einem väterlihen Freunde fchaute 
er zu diefem empor und bie reihen Geiftesfhäge, welche B. gefammelt hatte, dienten ber 
ſhnellen Auffaffung und der echt parlamentariihen Beredfamfeit des jüngern Freundes als 
Waffenplag. Kaum war der erfte Eindrud der großen Rede verflogen, worin Chatham feinen 
großartigen und vielleicht in der damaligen legten Stunde auch verſöhnenden Schlichtungsplan 
dem Oberbaufe vorgelegt, das ihn freilich ungehört von den Miniftern zurückſtieß, fo zog B. 
wieder aller Aufmerkfamfeit durch ſeine Rede vom 22. März 1775 auf die brennende Frage. 
Dreizehn Refolutionen bot er vem Haufe zur Beihlußnahme an. Er beſchreibt in feurigen Perio— 
den, was alles Anterifa für England im Kaufe der friedlichen Entwickelung geworden, ſchildert die 
Amerikaner ald von englifhem Blut und deshalb vom Geift der Freiheit bejeelt, denen nachzu— 
geben nüglich und gerecht it. Die ſtrenge Rechtsfrage will er beifeite laffen. „Ich frage nicht, 
ob ihr ein Recht habt, euer Volk elend zu machen, fondern ob es mehr euer eigenes Intereffe 
iſt, ed glüncklich zu fehen. Ich will nicht willen, was mir ein Jurift fagt, daß ich thun darf, fon- 
dem wad Humanität, Vernunft und Gerechtigkeit mir fagen, daß ich thun ſoll.“ In diefem 
Sage liegt das Hauptargument diefer großen Ansprache, melde für alle Zeiten zu ven Meifter: 
werfen oratorifcher Begabung zählen wird. Wie die „Thoughts“ frei jind von manden Fehlern 
ipäterer Schriften, fo zeichnet fich dieſe Mede vor den meiften jpätern durch die Meinheit ihres 
Stils aus. Wir laffen ed dahingeftellt, ob nicht Chatham's Plan der ſtaatsmänniſchere war, 
beide hatten daſſelbe Schickſal zurüdgewiefen zu werden. Mittlerweile hatte fih in Amerifa 
ſchon der Congreß der Provinzen gebildet und die Dinge drängten zum offenen Brude. Ein 
Zwittervorſchlag Lord North's, beftimmt die Provinzen einzeln von der rebelliihen Verbin— 
dung abzuiprengen, warb von der Oppofition befämpft und nad) feiner Annahme von Amerifa 
zurückgewieſen. So waren B.'s Anftrengungen, den Krieg mit Amerika zu vermeiden, vers 
geblich geweien. Zu Lerington floß am 15. April das erfte Blut. 

Anfänglich ſchien die Oppofition jegt muthlos geworden zu fein. Manche mochte noch der 
Zwieſpalt zwiichen einem ungerechten Anlaß zum Kriege und der Ihatjache des Krieges jelbft 
hören. Genug, die Whigs hielten ſich zeitmeife von den Verhandlungen fern. Schon in einem 
frühen Stadium feiner politifchen Laufbahn hatte B. diefen jegt nach dem Urtheil aller zu= 
tändigen Autoritäten niemals zu rechtfertigenden Schritt vorgeſchlagen, allein die Partei hatte 
Widerſtand erhoben. Diesmal fand die mobdificirte Enthaltung (ed war feine förmliche Se: 
cifion vom Parlamente, jondern nur eine Entfernung bei beftimmten Gegenftinden), die eben 
falls von ihm audging, wenigftens eine Zeit lang größern Beifall. Zur Widerlegung der 
entgegengefegten Anſicht ſchrieb B. eine Adreſſe an den König, worin ſich die Partei dieſem 
gegenüber über ihren Schritt rechtfertigt; je wurde jedod von feinen Meinungsgenöffen nicht 
günftig angejeben und deshalb nur als Privatſchrift in den Zeitungen verbreitet. Al8 Hauptgrund 
der Beſchwerde wird der Verſuch der Regierung hingeflellt, „über das Eigenthum eines ganzen 
Bolts ohne feine Zuftimmung zu verfügen‘, d. h. die Befteuerung der Golonien. Verwieſen 
wird auf die Grundlage des Throns der Dynaftie Hannover, 1688. „In diefer ewig denkwür— 
digen und lehrreichen Periode wurde der Buchſtabe des Geſetzes zu Gunften der Wirklichkeit der 
Freiheit beifeite gejchoben. Der freien Wahl des Volks, ohne König oder Parlament, vervanfen 
wir jene glüclihe Umgeftaltung , durch die ſowol König als Barlament regenerirt wurden. 

Ahnlichen Inhalts iſt fein „Letter to the Sheriffs of BristoP’, aber während er die Grundprin— 
eipien, welche vie engliſche Freiheit tragen, klar und fühn zu Tage legt, tritt er den republifani- 
ſchen Theorien politiiher Metaphyſiker ebenfo ftreng entgegen. Schon feine „Thoughts” waren 
Diefer Schule, welche in ven Wilkiten Londons ihre praktiſche Garicatur hatte, zumider geweſen, 
dem Letter’ ging es nicht beiler. Säge wie der folgende: „Es gibt Leute, melde die Lehre 
von dem freien Staat anatomijch zerlegt haben, ald wenn died eine abftracte Frage von meta= 
vbsiiicher Freiheit und Nothwendigkeit und nicht ein Gegenftand der Moral, Klugheit und 
Reigung wäre; Speculationen brechen los, die jede Autorität zerſtören, wie die arheiftiichen 
Lehren alle Freiheit; jede Regierung, melde nit nad ihren Borftellungen formirt iit, wird 
Torannei und Ufurpation geſcholten““, modten den Mrs. Macaulay und den Price Vrieſtley 
und Paine nicht wohl gefallen. Aber was diejenigen nicht vergejlen follten, welche uns aus die: 
jen und äbnlidyen Außerungen die vollftändige Unwandelbarkeit der B.'ſchen Anfichten einre— 
den wollen, bier erſcheinen ſolche Außerungen maßvoll an fih und neben den Fargezogenen 
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Grundfügen echter Freiheit, während fie Später allein und carikirt den Nefrain jener glühen: 
den Bhilippifen gegen das neue Frankreich mit feinen guten und ſchlimmen Seiten bilden. 

Mit dem Jahre 1777 nahm die Oppofition wieder vollen Antheil an den parlamentari: 
ſchen Gefhäften, und obgleich jegt Bor offenbar die Xeitung ihrer Bewegungen im Unterhauſe 
in die Hand nahm, blieb doch nach wie vor B. der eigentliche Stanprebner. Während Lord Rorh 
wieder und wieder mit halben Mafregeln der Verſöhnung auftrat, die er dem Könige abtrogen 
mußte, ging die Oppojition davon aus, daß nur durch Anerfennung ber Unabhängigkeit jept 

noch Frieden möglich fei. Hier war ed, wo Chatham ſich von ihr abwandte. Er hatte einft mit 
aller Macht des damaligen England das Haus Bourbon fiegreih befämpft, die Groberung 
Ganadas war zum großen Theil dad Werk der Eoloniften geweſen, welche jegt ausſcheiden foll: 
ten — er vermochte ed nicht, dazu feine Zuftimmung zu geben. Alle Zugeftänoniffe, nur nicht 
dieſes eine, wollte er gewähren. Durch ven Tod ward ihm dann der Schmerz eripart, audı diejen 
. Schritt gethan zu fehen. Schonungslos und oft alles Maß überfhreitend waren die Angriffe 
der Oppofition gegen die unglückſelige Kriegführung, ſelbſt die Erfolge engliiher Waffen wur: 
den gegen das Minifterium benußt. Das Ungeftüm feines Weſens führte B. in dieſer Rid- 
tung am weiteften. Um fo vervienftlicher war feine Vertheidigung einer Bill, welche 1778 zur 
Erleichterung der Katholiken eingebradht wurde, deren Durdyführung ibm 1780 bei den Ger: 
don'ſchen Unruhen die befondere Feindſchaft des lonvoner „proteftantifhen‘‘ Pöbels einbrachte 
Aber auch nad diefen Stürmen ließ er von feiner Überzeugung feinen Zollbreit ab. Im Jahre 
1779 309 ſich B. dadurch, daß er in Handelöfragen, die Irland betrafen, den egoiftifchen Forderun⸗ 
gen feiner Gonftituenten entgegentrat, ihren Unwillen zu und im nächſten Jabre vertheidigte er 
feine Selbſtändigkeit, die ihn feinen Sig für Briftol foftete, in einer Rede an die Wähler von Bri- 
ftol, die über das Verhältnig des Gewählten zu ven Wählern ſozuſagen das politijdhe Gejeg bar 
legte. In einem Privatichreiben an einen der Sheriffd, nad ver Wahl von 1780, warnt er die 
Whigs vor der Vermiſchung mit gewiffenpolitiihen Neformern. „Manche verftändige und wohl- 
meinende Leute fchrecft die Idee der Neuerung zurüd. Gäbe Gott, ed wäre in unferer Macht, die 
Dinge der äußern Form nad; zu laffen, wie jiefind, vorandgefegt, daß wir ſie in der Wirklichkeit ver: 
bejjern können. Die Maſchine ift gut genug, jeden guten Zwed zu erfüllen, wenn das Material 
nurgejund wäre, Aber was bedeutet diefeoder jene Einrichtung bei der allgemeinen Verrottung?“ 
Die Form der Berfaffung ſcheint ihm ausreichend, wenn das Volk gewillt ift, allen ſchlechten Prin⸗ 
eipien und fchlechten Leuten entgegenzutreten. Iſt der allgemeine Strom von entgegengeiegter 
Richtung, fo nugen alle veränderten Formen nichts. B. fpricht fih dann gegen die Neformplane 
des Herzogs von Richmond und Sir George Savile aus (allgemeines Stimmrecht, häufigere 
Parlamente, mehr Abgeorpnete ver Grafſchaften), die ihn um fo mehr ftören, als ſie „wicht von 
dem Schwanz herrühren, ver im Kothe nachſchleppt, und den jede Partei in jedem Staate haben 
wird und von dem höchſtens dann und wann einige Spriger und ins Geficht fliegen‘, jondern 
von den bedeutendſten Männern feiner Partei. Er hält eine Reform ded Parlaments für höchſt 
ſchwierig. Aus dem ganzen Briefe fpricht eine Unluft, ind ‘Parlament zu fommen. Doch nahm 
DB. jpäter einen Sig für Maldon, unter dem Ginfluffe Lord Rockingham's an. Im der legten 
Seſſion ded zu Ende gegangenen Parlaments hatten die unglücklichen Vorfälle des Kriegs mit 
Amerika und die Berftärfung des Gegners durch die Franzoſen, Spanier und Holländer ber 
Oppoſition natürlih gewaltige Handhaben gegen das Minifterium gegeben. Dies wirkte auch 
auf Fragen der innern Politif zurüd und während die ſchon erwähnten Reformvorfchläge fürs 
Parlament von Volks- und Graffdhistsverfammlungen discutirt wurden, hatte B. ſich als jeinen 
Gegenftand die Reform im Staatshaushalt durch Abihaffung einer Neihe unnüger Amter und 
Stellen genommen. Im Jahre 1780 zum erften mal. ind Parlament gebradt, wurde 1781 
nad) den Neumahlen der Antrag wieder vorgelegt. Man wußte nicht, worüber man mehr ſtau— 
nen follte: die Ausdauer, womit ein Privatmitglied fich diefen Gegenftand zu eigen gemacht, 
oder die vollfommene Beherrihung, welde in ver großen Einführungsrede ein jo klares Bil» 
von einem ſo vielfältig verihlungenen Syfteme von Eorruption und Verſchwendung zu geben 
vermochte. Selbit das Dinifterium ſah fih gezwungen, wenigftend formell auf die Sache rin- 
zugeben, deren wirkliche Durchſetzung — und aud dann nur eine theilweife — dem neuen Mi— 
nijterium vorbehalten blieb. 

Auf diefe Eventualität drängten die Greigniffe immer mehr hin. Lord North, ein perjön- 

lid) liebenswürdiger und wohlmeinender Mann und keineswegs das Scheufal, ald weldes ibn 
VPamphlete und Oppofitionsreven oft fhilderten, war ſchon feit mehreren Jahren nur aus An= 
hänglichkeit an den perfönlichen Wunſch des Königs Minifter. Gr hätte jedem, Chatham, 
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Rockingham oder wer nur wollte, gern das ihm Läftige Amt überlaffen. Aber Georg IH. war 
entſchloſſen, nichts mehr mit den großen Whigs zu fhaffen zu haben. Als nun in der Seffion 
von 1781 der Minifter verfprad, den Krieg in Amerika zu befhränfen und eine Anerkennung 
ber Unabhängigkeit der Golonien in Ausſicht ftellte, hatte der König mit diefen Zugeftänpniffen 
ein Ovfer feiner Überzeugung und feines Eigenwillens gebracht, nur um ben Minifter behalten 
zu können. Aber die Oppofition, der ſich jegt allmählich auch die Maffe der Countrygentlemen 
anſchloß, welche bei alter Loyalität dod feine Steuern für ven Krieg mehr zahlen wollten, ging 
auf birfen Handel nidt ein. Schlag auf Schlag folgten Angriffe, zweifelhafte Siege mit Nies 
derlagen vermiſcht brachen endlich Lord North's Geduld. Der König war aufer fi, mußte 
jedech zulegt Lord North zur Erklärung ermädtigen, daß fein Minifterium zu Ende fei. Schen 
sorber hatte man ſich in vertrauliche Weife bei Nodingham erkundigt, was feine Bedingungen 
fein würden ; allein die höchſt gemäßigten Vorfchläge erboften den eigenfinnigen Monarchen fo 
jebr, daß er von einer Netirade nach Hannover, ins Erbland, wo er doch noch ſelbſt etwas zu 
jagen habe, ſprach Durch die Bermittelung Lord Thurlow’s, der Kanzler blieb, Fam endlich doch 
dad neue Minifterium zu Stande. Mit Unrecht nennt man ed Rodingham, denn es berubte anf 
einerGoalition der alten Chatham⸗Partei, mit Shelbourne an der Spige, und den Rockinghams. 
Nominell Bremier war ver Marquis, im Unterhaufe hatte ald Staatdfecretär des Auswärtigen 
Bor die Leitung. Der Mann, dem die Partei ed weſentlich verdanft, daß fie noch ald ſolche exi— 
firte und der zum endlichen Siege neben Bor alles geleiftet Hatte, warb nicht für würdig ge— 
balten, ind Cabinet aufgenommen zu werden. Daß B. ſelbſt diefe Zurücfegung tief fühlte, 
beweiſt ein Privatbrief aus der Zeit. „Ariftofratifhe Nullen, zum Brüdteverzehren geboren, 
ſich vorgezogen zu ſehen, ift von jeher das Los der meiſten geweſen, welche ih aus dem Bürger: 
Rande der Whigpartei anſchloſſen.“ Während B. „Paymasterofthe Forces” (Kriegszahlmeifter) 
wurde und Sheridan, der dur die Neuwahlen von 1780 ind Parlament gefommen, Unter: 
fisatöfecretär, hatte der zweite Sohn des großen Chatham, Willianı Pitt, der ebenfalls noch 
Neuling in der Berfammlung war, ſchon ftolz erklärt, daß er feinen untergeorhneten Poſten 
annehmen werde. B.'s Stelle war bei feinen Berwaltungsreformen weſentlich ind Auge gefaßt, 
allein er bennugte fein Amt nur, um deſto beffer in dieſem Punkte reformiren zu fünnen, und 
wirtiih gelang «8 ihm, glei in den erften Monaten der Seſſion durch mehrere auf feine Vor: 
(hlägegegrümpete Barlamentsacten eine Erfparung von über 80000 Pf.St. jährlich durchzuſetzen. 
Zurücnahme der Refolution von 1769 gegen Wilkes, Ausſchließung der Contractübernehmer 
sont Interhauie, der Zollbeamten vom Wahlrecht waren die übrigen Hauptmaßregeln des Mini: 
ſteriums, das ſchon am 1. Juli durch den Tod des Premier zufammenfiel. Schon einige Tage nor: 
ber hatte Kor wegen eines Etreitö über die Art und Weiſe, die amerifanifche Unabhängigkeit 
anzuerfennen , erklärt, daß er außfcheiden werde. Der Tod des Marquis von Rodingham und 
die Ernennung des Barl Shelbourne zum Premier gab Cavendiſh, Bor, B., Sherivan und 
einigen andern Anlaß, aus der Regierung zu ſcheiden. Unter Shelbourne trat dann der dreiund— 
jwanzigjäbrige W. Pitt ald Kanzler des Schatzes ein. Auch dieſem Minifterium war fein 
langes Leben beſchieden. B., der mit einer alle Grenzen überſchreitenden Heftigkeit den neuen 
Bremier angriff und dadurd dad Verbienft minderte, welches in feiner, den Überzeugungen 
feiner tiebften Barteigenofien folgenden uneigennügigen Amtsniederlegung zu rühmen war, 
wurde ver Urheber der vielverfchrienen Goalition zwifchen ven Rockinghams und ver Partei 
Lord North's zum Sturze des Minifteriums Shelbourne. Das Urtheil der Geſchichte hat ih 
mit guten Gründen gegen dieſe Verbindung erklärt, fie erreichte aber zunächſt ihren Zweck. 
Durch ein Tadelsvotum über die Bedingungen des Friedens wurde das Minifterium zur Ab— 
dankung gezwungen, obgleich ſich Pitt mit gewaltiger Kraft faft ganz allein gegen die Fülle von 
Talent auf feiten der Oppofition wehrte. In den Reden, melde B. zu diefer Zeit hielt, läßt 
fidy nicht ſelten ein oder der andere Verſtoß gegen den guten Geſchmack finden, der in frühern 
Zeiten nicht zu bemerken ift. Nah dem Siege ver Goalition trat B. wieder in das Kriegezahl- 
meifteramt ein. Aber von nun an wandte fich feine Aufmerkjamfeit einem Gegenftande zu, ber 
mit einem zweiten faft ausſchließlich fein Interefle bis an das Lebensende theilte. 

Schon während er die Rechte des fernen Weſtens, des englifchen Reichs in Norbamerifa 
gegen die ungerechten, wenn nicht ungefeplihen Zumuthungen des Mutterlandes vertheibigte, 
jahen wir B. mit Fragen der oſtindiſchen Politik beſchäftigt. Am Ganges hatte fih aus den 
ſchwachen Anfängen faufmännifher Schreibftuben und Lagerhäuſer eine mächtige europäifche 
Serridaft entwidelt. Sie wirkte bald auf England zurüd und die indifche Bolitif warb an— 
dererfeitö von den Gange der heimifchen beftimmt. Als Anhänger ver Pattei Rodingham ver: 
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theidigte damals B. die Compagnie gegen Lord North's Neformplane. Zehn Jahre fpäter fin- 
den wir ihn felbftändig vertieft in das Stubium ber gewaltigen oftindischen Angelegenbeiten, 
Im Jahre 1781 waren zwei Commiſſionen des Unterhauſes mit der Unterſuchung und Bericht: 
erftattung über den Zuftand der Rechtspflege und der ganzen politiſchen Verwaltung im Ge⸗— 
biete der Compagnie beauftragt worden. Beide Barteien, Minifterielle und Oppofition, gingen 
rüftig and Werk, jede Seite fuchte e8 der andern zuvorzuthun, aber Dundas und B. wurden 
wie fein anderer Meifter des gewaltigen Stoff. Die Berichte enthüllten ein Syſtem von Mis— 
bräuchen, wie ed die weitfliegendfte Phantaſie nicht hätte zeichnen Eönnen. Neben gewaltigen 
Kriegsthaten und großartigen Berwaltungsplanen lagerten Unthaten und Verbrechen aller Art. 
B.'s brennendes Gefühl der Empörung gegen jeded Unrecht und fein Talent, auch das Entfern: 
tefte nahe zu bringen, das Zerftreute zufammenzufaffen und das Längitgefhehene zu reprodu⸗ 
eiren, hatten hier entjprechende Nahrung. Die Schuldigen and Licht zu ziehen, und das volle 
Maß der verdienten Strafe über fie zu ſtürzen, ward nun die beherrſchende Aufgabe feines 
Lebens. Als dem Unterhaufe 1782 jene berühmten Reports vorgelegt wurden, mochten andere 
in den Refolutionen, zu denen fie führten, politische Handhaben jehen; in B. brannte Die In— 
dignation und der Drang nad gerechter Vergeltung. Es ift hier nicht der Ort, die einzelnen 
Transactionen vorzuführen, die Schulden des Nabob von Arcot, die Erpreilungen des Gou: 
verneurd Numbold w. ſ. w.; für B. concentrirte ſich alles Unheil, das in Oſtindien geſchehen, in 
der einen Quelle, alle fhuldvollen Individuen in vem einen Großdelinquenten, Warren Ha— 
ftings, dem Generalgonverneur von Bengalen. Zum Unglüd für diefen war aud) fein früberer 
Gollege im Rath von Indien, Philipp Francis, jegt im Parlament. Mit dem Feuereifer B.'s 
verband jich der Nachedurſt des Diannes, in dem jegt die Mehrzahl der berufenen Urtbeiler ven 
gefürchteten Junius erfennt. So beſchloß denn auf den Antrag von Dundas das Unterhaus 
am 28. Mai 1782, „daß Warren Haftings bei verfchiedenen Anläflen die Ehre und das wahre 
Intereife dieſer Nation verlegt babe und deshalb von dem Directorenfige zurückzurufen fei. Dir 
Verfammlung der Actionäre der Compagnie hob aber den Abberufungsbefehl des Directoren: 
hofs auf und jo blieb Warren Haftingd noch bis 1785 Generalgouverneur. Mittiermeile 
waren die Unterfuhungen fortgegangen und die Ginficht allgemein geworden, daß radicale 
Peränderungen indemganzen Negiment von Ojlindien unvermeidlich ſeien. Als das Eoalitions: 
minifterium ind Amt getreten war, brachte Dunoas einen Reformplan ein, allein das Minifte- 
rium erflärte jelbit die Sade in die Hand nehmen zu wollen. Im Anfang der nächſten Seſſion 
in November 1783 brachte vengemäß For jeine beruhmte India-Bill ein. Mit größerm Recht 
fünnte man fie jedoch B.'s Bill nennen ; denn nad jeinem Entwurfe war jie von dem Attoruenz 
General in die legislative Sprade gebradt worden (B.’8 „Corresp.“, II, 22). Durd die 
neuefte Geftaltung der Regierung von Oftindien ift auch dieler damals vielgefhmähte Vorſchlag 
wieder zu Ehren gekommen, aber B.'s Rede für die zweite Lefung (27. Nov.) wurde ftets zu 
feinen Meifterwerfen gezählt. Auch hier aber zeigt ſich, daß die bloße Umgeftaltung ver Ver: 
hältniſſe nicht fein vollites Intereffe anzieht; die Schilderung des geftiiteten Unbeild und das 
Drohen der Vergeltung gegen den großen Schuldigen ruft auch bier Die ganze Kraft feines Ta: 
lents auf. Mochten bei andern Gegenjtänden die üppige Phantafie nnd die greflen Karben der 
B.'ſchen Beredſamkeit dem jüngern Geſchlechte als ein Mafel erſcheinen, bier umd in feinen 
fpätern Reden über Oftinvien vief ev durch jene Eigenſchaften die Scenen, die er ſchilderte, gleich 
fan vor das förperliche Auge. Während er jpricht, geſchieht was er ſchildert. Macaulay bat 
in feinem „Essay’ über Warren Huftings dieſe Seite des B.'ſchen Weſens meifterbaft ffiz: 
ziert. An der India Bill und dem Halle des Königs, der jene zu Dem Mittel für diefen gebrauchte, 
fcheiterte befanntlich die Goalition. B. war wieder der Kreibeit der Oppofition heimgegeben, 
aber von nun an betradptete ex es alö jeine beilige Pflicht, Warren Haftings zur Rechenſchaft 
zu bringen. Die Energie, womit er 14 Jahre lang diefen Diann verfolgte, haben einzelne 
auf Rechnung einer perjönlihen Rache jegen wollen, Andere ſahen darin den Ausbruch dei 
Parteihaſſes. Das eine ift fo unwahr ald das andere. B. batıe einmal die Überzeugumg von 
den ſchweren Unthaten des Öeneralgouverneurs, und ibm erichien fein Ningen gegen denjelben 
als ver Kampf des Lichts mit der Finſterniß. Aber dieſer unwiderſtehliche Drang, die ſtrenge 
Gerechtigkeit zu üben, iſt doch nur dadurch erflärlich, dap B. alles Große, was Haftings geteiftet 
batte, alle Entihulvigungsgründe, die ibm zur Seite ftanden, für nichts achtete. Seine Theorie 
war allervings, daß nicht einzelne Misgriffe in einer langen ehrenvollen und geredten 

Laufbahn feine Berfolgung rechtfertigen würden, aber er fonnte nicht feben,. dah Warren Ha: 

ſtings Regierung nicht jene ununterbrodene Kette von Unthaten war, wie er jie ſchildert. Nad: 
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dem fein Gerechtigfeitögefühl einmal feine Phantafie wach gerufen, war zuletzt das Urtheil kein 
Zügel mehr für das Gefühl, das durch Phantasmen erregt wurde. Es läßt ſich nicht leugnen, 
daß etwad Kranfhaftes dem ganzen Verhalten B.'s gegen ven großen Proconful zu Grunde 
liegt, aber ſelbſt vie Fieberglut eines B. leuchtet noch in die Nachwelt hinüber, 

Eine lange Rede, welche B. gleih im Anfange des neuen Parlaments von 1784 bielt, fiel 
wirfungslos zu Boden, eine Remonftration wegen ver Barlamentsauflöfung, welde er vorlas, 
ward friner Antwort vom Minifterium gewürbigt („Annual Reg.”, 27, p. 151), es war eine 
neue Zeit heraugekommen, aber für den einen Gegenfland wußte B. auch jegt noch das Ohr des 
Pariements ſich zu erzwingen, in dem der junge Premier Pitt eine überwältigende Ma— 
jorität gegenüber der aufs Haupt geihlagenen Oppofition hatte. Seine India-Bill ging im 
Alugedurd. Die Reform, die man zunächſt wollte, war vollzogen, aber B. raftete nicht mit 
feinem Verlangen, ven zu betrafen, deſſen Misregierung die Reform vorzüglich nothwendig 
zemadt hatte. Am 30. Juli übernahm er unter feierlichen Verfiherungen, denen freilich das 
Dans mit Gelächter antwortete, und unter andern auch der Bremier, die Pfliht Warren Ha: 
ſtings anzuflagen. Im Anfange der Seſſion von 1785, bei der Adreßdebatte, bildete ſchon wie- 
der Warren Haftings das Hauptthema feiner Beredſamkeit. Später treffen wir auf die Rede 
on the debts of the Nabob of Arcot, die man in England citirt wie in Deutfchland die Oratio 
pro Corona oder die Rede für den Milo. Sie war das Vorfpiel zu der großen Anklage felbt. 
Im Laufe des Jahres fam Warren Haftings in England an und gleich anfangs 1786 rief deſ— 
jen Agent, Major Scott, im Unterhaufe B. zur Erfüllung feines Verſprechens auf, daß er nad 
Haſtings' Rückkehr viefen anflagen wolle. B. wies den umgebetenen Natbgeber zurüd, aber 
am 17. Kebr. trat er endlich formell mit feiner Rieſenanklage hervor. Allerdings ftand hinter 
ibm vie Whigpartei, aber diefe folgte nur, mweiler voranging, wenn wir den einen, Philipp 
Francis, ausnehmen. Wie B. die perfönliche Indignation, fo trieb dieſen der perſönliche Has, 
und fein Benehmen gegen Haftings bezeugt die Richtigkeit der Boron’shen Bemerkung: Mer 
Junius immer war, er war ein guter Haffer (a good hater). Im April wurden die Anklage: 
punkte auf den Tiſch des Unterhauſes niedergelegt. Haſtings vertheidigte ſich vorläufig durch 
Adlefung feiner ganzen Lebensgeſchichte vor den Schranfen der Gemeinen, die, an lebhaftere 
Broductionen gewöhnt, bald auf und davongingen. Überhaupt war der Öeneralgouverneur jo 
unglüflih in der Wahl feiner Mittel, daß ihm alle Bortheile feiner Lage, Gunft des Hofes, 
bed Directoriums, der Actionäre und wenigftend anfänglich auch ded Minifteriumd von wenig 
Nugen waren. Im Juni legte B. die von allen Thaten Haftings vielleicht anı wenigften zu ver: 
theidigende, den Nohillafrieg vord Haus. Hier hatte Haftings, um Geld zu machen, wie er 
ſelbſt ſagt, „um unſere Kojten zu beihränfen und unfer Preftige zu mehren’, die Truppen der 
Cempagnie zu einer indischen Schlädterei eined ganzen Volksſtamms bergeliehen. Nichtsdeſto— 
weniger brachte B.'s Bhilippifa „On the Rohilla War” nur 67 Stimmen gegen 119 zufammen. 
Haſtings war von dem erften Anklagepunfte frei gemorven. Wenige Tage ſpäter — B. lien fi 
durch feine Sinzelniederlage von feinem großen Feldzuge zurückſchrecken — brachte For einen 
zweiten Hauptpunft, die Gelderpreflung von Cheyh-Sing vor, ibm ſecundirte Philipp 
Francis, Hier geihah nun das Unerwartete, daß Dundas und Pitt, die leitenden Minifter, ſich 
gegen Haftings erflärten, obgleich no am Tage vorher durch die gemöhnlichen Cireularſchrei— 
ben die minifteriellen Anhänger aufgefordert waren, gegen die Motion For’ zu flimmen. Tie 

Erklärung des Umſchwungs hat man darin geieben, daß Pitt die Nebenbublerihaft Warren 
Haſtings gefürchtet habe, wenn diefer ohne Anklage, alfo glänzend freigeiproden, alle Schleufen 
feined Einfluſſes und ſeines Vermögens in der englifhen Politik fpielen lafle. Es ift Schwer, 
Motive zu errathen, aber B. hat wenigſtens jpäter felbit vem Minifterium dieje Gefahr gezeigt; 
an eine Berurtheilung Warren Haftings’ glaubte er übrigens felbit nie (vgl. 3. B. feinen Brief 
an Ph. Francis von 10. Dec, 1785, „eine Verurtheilung ift, mie wir wilfen, nicht zu er: 
reihen”). Das Ende ver Seſſion unterbrad den Fortgang. Im nächſten Jahre nahm Sheri: 
dan mit der Anklage wegen ver Behandlung ver Begum von Audh den Angriff auf. Dies joll 
die größte aller Reden der modernen Zeit geweien fein. So überwältigend war der Eindruck, 
dag ein eigentliher Widerftand nicht mehr verfucht wurde. Im Raufe der Seſſion von 1737 
waren 20 Anklagepunkte vom Haufe angenonmen worden und B. hatte die Genugthuung, als 
Vertreter des Unterbauſes vor dem Haufe der Peers von England zu erjcheinen und Warren 
Haſtings wegen Staats: und Amtsverbrechen feierlich anzuflagen. Der Angefiagte ward darauf 
in Berbaft genommen, aber gegen Bürgichaft wieder auf freien Fuß gefegt. Der Receß trat 
auch jegt wieder zwifchen vie Procedur. In der nächften Winterfeijion 1787 — 88 Fam dann die 


248 Burke 


Beſtimmung der Leiter der Anklage. B., Fox, Sheridan, Windham und Grey wurden gewählt, 
va ſich die Minifter von der offenen Betreibung zurückzogen und zu B.'s großer Indignation 
Philipp Francis nit vom Haufe zugelaffen wurde, weil man jein perfönlidhes Verhältniß zu 
Haſtings in Betracht zog. Endlich am 13. Febr. 1788 begann die Öerichtöverhandlung im 
Weftminfterhall, dem vielhundertjährigen Sige engliiher Rechtspflege. Berjammlungsort 
und Berfammlung waren der gigantijchen Anklage, die jie hervorgerufen, würdig. Macaulay 
hat mit dem ganzen Brillantfeuer feiner Sprache dad mächtige Schaufpiel geſchildert. B. war 
es beftimmt, als erfter Manager des Impeachment die Anflage in einem Gejammtüberblid zu 
eröffnen. Seine Rede nahm vier Sigungen in Anſpruch, bis er endlich, mit einer Stimme, 
wovon die alten Eichenpfeiler des Saales widerhallten, aljo ſchloß: „Deshalb Haben mit voller 
Überzeugung die Gemeinen von England befohlen, daß ih Warren Haſtings wegen hoher 
Staatöverbrehen anflage. Ich Flage ihn an im Namen des Parlamentöhaufes der Gemeinen, 
deſſen Vertrauen er verrathen hat. Ich klage ihn an im Namen des Volks von England, deſſen 
altehrwürbigen guten Namen er befledt hat. Ich Elage ihn an im Namen des Volks von In— 
dien, deffen Nechte er mit Füßen getreten, deſſen Land er in eine Wüfte verkehrt bat. Endlich, 
im Namen der Menſchennatur felbft, im Namen beider Geſchlechter, im Namen eines jeden 
Alterd und jeden Standes flage ih an den gemeinjamen Beind und den Unterprüder aller.‘ 
Mit diefer Rede und der fpätern Sheridan's über Audh war der Höhepunft des ganzen Ver: 
fahreus erreicht. Andere wurden müde und läſſig, ald ji vie Verhandlung der einzelnen Punkte 
von Jahr zu Jahr Hinzog. Andere wieder wurden durd den nod) gewaltigern Proceß abge= 
zogen, der in Frankreich jih zu entwideln begann; die Freundſchaftsbande, welche die Ankläger 
anfangs zufammengehalten, wurden zerriffen, der Tod mähte unter den Mitwirfenven, die 
halbe Welt ward vom Kriegslärmen durchtönt, nur B. allein behielt unter alle viefem das In— 
tereife an ven Kanıpfe, der ohne ihn gar nicht begonnen wäre. Als endlich nad faſt zehn Jahren 
1795 die Verhandlung mit einer Freiſprechung endete, erft da fam aud er zur Ruhe. 
Viittlerweile hatte ſich im Herbſt 1788 plöglich eine Brage von politifher Tragweite ſelbſt 
über ven Proceß Haſtings hinaus vor die öffentliche Aufmerkſamkeit gedrängt. Der König hatte 
wieder einen feiner früher öfter verheimlihten Wahnfinnsanfälle. Diedmal war ein ſolches 
Verſchweigen ganz unmöglich, das feindliche Berhältnig zwifchen dem König und feinen Sohn, 
dem Prinzen von Wales, führte nothiwendig zu einer parlamentariihen Aufnahme ver Sache. 
Da Fox gerade in Italien war, fiel die erfte Leitung im Parlament B. zu, fpäter ſcheint er von 
der eigentlichen Verhandlung fern gehalten worden zu fein; aber in dem großen Kampfe, ob 
nad) englifhen Staatörchhte bei Verhinderung ded Königs dem präfumtiven Thronfolger ohne 
weiteres die Regentſchaft zufalle, oder die Parlamentshäufer die Lücke des Franken Fürſten aus— 
zufüllen haben, zeichnete ſich B. durd feine unbändige Hintanjegung aller Rüdjihten gegen 
die königliche Familie aus. Wie er font Warren Haftings anfiel, ſprach er jegt von Pitt. Biel: 
leicht war dieje Spredyart, die ihm einmal einen förmlichen Verweis des Unterhaufes zuzog, 
ber Grund, dag man ihn von der Angelegenheit ſelbſt jo fern ald möglich hielt. Bekanntlid 
verhörte das Parlament durch eine Commiſſion die Arzte des Königs, und der Anjicht Pitt's, 
daß der Prinz von Waled nur durch Beihluß beider Häufer zum Regenten gemacht werden 
fönne, ſtimmte die Majorität zu. Da aber der Königwieder genag, fiel die ganze Sache zu Boden. 
Wir fommen jegt zu der legten vielleicht am weitelten wirkenden Thätigkeit B.'s, auf feinen 
Kanıpf mit der Branzöjiihen Revolution. Mag man über feine Anfichten denken wie man will, 
ſchon daß man von dem Kampfe eines einzelnen gegen ein ſolches Weltereignig reden fann, ift 
ein glänzendes Zeugniß für den Kämpfer, auch wenn er gänzlich unterlegen wäre. Wir haben 
ſchon oben auf B.'s Betrachtungsart politiiher Dinge hingewieſen, die reifen Lehren der Er: 
fahrung laffen ſich nad ihm durch Speculationen und Organifationen aus erften Principien 
regelmäßig nur verwirren, nicht verbejlern. So war ihm aud) der Einflug von Religion und 
Kirche (die er freilich oft zufammenwirft) durch die Geſchichte als jegensreidh erwielen, und 
gegen ihnen feindliche abſtracte Neuerungen und dieje begründen jollende Philoſophirerei war 
er jeit der „Vindication of natural society?’ bei jeder Gelegenheit ind Feld gezogen. Die 
Schule der Encyklopädie und was jih an jie hing, war ihm bis ind Innerfte zumider und 
ebenjo wenig hatte er mit der rohen Politik eines Baine oder Price Sumpathien. Dies war 
fein günftiger Boden für die Formeln und Declarationen, aber dazu kam nod) eine nationale 
Antipathie gegen Frankreich. Im Jahre 1786 bei Berathung des Edenvertrags ſprach B. jeine 
Überzeugung von der Unverträglichkeit engliſcher und franzöſiſcher Intereflen mit jegt alltäglich 
gewwordener Aufregung aus. Auch in innern Angelegenheiten erwachte bei ihm dad Mistrauen 
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gegen ben neuen Geift, den die Unabhängigkeit der amerifanifhen Golonien, zum Theil fein 
eigenes Werk, angefaht hatte. Früher hatte er für die Aufhebung der Teft:Mct, welde vie 
von der Staatöfirhe diſſentirenden proteftantifchen Engländer befanntlid bis 1828 politiſch 
unfähig machte, ſich erklärt, jegt trat er 1787 ihr feindlich entgegen. Das Ereigniß von 1789 
fand daher in B.'s Geift einen großen Grad des Mistrauens gegen alles, was nicht Herfom: 
men war. Dazu mar er in einem verzweifelten Kanıpfe befchäftigt, deſſen Ausgang er ſchon 
vorausjah, wo es ihm nicht mehr galt, die Schuld des Angeklagten zu bemeijen, jondern bar- 
zuthun, dag er ein Recht gehabt, ihn anzuflagen. 

&o blieb denn Edmund B. falt unter dem allgemeinen Jubel, der auch in England die 
erften Schritte der Reihöftände von Frankreich, ihre Verwandlung in die Assembise nationale 
und das Zeichen der neuen Zeit, ven Sturm auf die Baftille, begleitete. Schon in einem 
Briefe vom October 1789 an einen Mr. Dupont, der aud) der Adreffat der „Reſlexions“ ift, 
ſprach ſich DB. auf das entjhiedenfte gegen deu ganzen Gang der franzöfifchen Bewegung aus, 
Die Forderungen, welche er felbit darin im verfchiwiegenen Öegenjag zu den Zuftänden in Franf: 
reich für ein geregeltes, freies Staatsleben aufftellt, find ein Mufter ftaatsmännifher Weisheit. 
In ruhiger Auseinanderfegung verdient diejed Privatichreiben den Vorzug vor allen fpätern 
Veröffentlihungen über diejelbe Materie, wo jeder neue Schreden ver Nevolution eine ent— 
ſprechende Steigerung in der Heftigfeit ihres Gegners hervorrief. Schließlid — und hier 
fommen wir an die Wurzel der falihen Schlüſſe B.'s — beſpricht er die Frage, warn ein 
Regierungsſyſtem mit Gewalt geändert werden darf. „Ein pojitiv ſchlechtes und verderbtes 
Regierungsiyftem muß geändert und wo nöthig mit Gewalt geändert werben.” „Aber wenn 
ed jich nur um die größere oder geringere Vollkommenheit in der Organilirung eines Staats 
bandelt, ift die Wahl der Mittel nicht fo frei.” Er jagt dann ferner, wie zur theoretifhen Boll 
fonımenheit oft jogar ein Defert Hinzutreten muß, um jie praftijch möglich zu machen ; die Mäßi- 
gung, dieſe politiiche Gardinaltugend, wird inüberzeugender Weife gepriefen; aber das Wichtigfte 
in diejen Briefe ift, daß ſchon jo früh B. die gewaltſame Veränderung der Dinge in Frankreich für 
ungerehhtfertigt erklärt und in dem ancien regime eine Regierung fieht, die nur etwas „weniger 
vollkommen“ iſt, ald was man an ihre Stelle jegen will. Mit dieſer Grundanſchauung mußte er 
natürlich zu andern Urtheilen über die Einzelheiten und den Fortgang der Begebenheiten fom= 
men als feine Freunde, und ba er befürchtete, Daß was in Frankreich geſchehen, aud in England 
Nachahmer finden fünne, und ven Jubel noch immer wachen jah, den man in feiner Nähe an 
Sranfreihs Neugeftaltung knüpfte, entſchloß er ſich, Öffentlich diefem neuen Chaos, dem er feine 
glüdlihe Welt ald legte Folge zutraute, entgegenzutreten. Schon im Anfang Februar 1790 
wurden Theile ded großen Briefs geihrieben, der durd die ſich überſtürzenden Neubegeben: 
beiten ſtets anwuchs, und endlich im Detober unter dem Titel „Refllexions on the Revolution in 
France etc.’ erſchien. Im Parlament hatte er ſchon im Februar, als For an das neue Frank: 
reich Hoffnungen einer freundlichern Zukunft fnüpfte, gewarnt: „Unſere gegenwärtige Gefahr 
it, dag wir verführt durch den Vorgang eines Volks, welches fein Map Eennt, durch die Bes 
wunderung erfolgreichen Betrugs und Gewaltthat, die Exceſſe einer unvernünftigen, grunds 
ſatzloſen, proferibirenden, confiscirenden, plündernden, graufamen, blutigen und tyranniſchen 
Demokratie nachahmen.“ Intereſſant ift,ein Briefwechfel zwiſchen B. und Francis über ihre 
Auffaffung der Franzöſiſchen Revolution. Der Gegenjag zwiſchen ven Anjichten des Verfaſſers 
der „Thoughts on the causes of the present discontents” und dem lirtheil des Verfaſſers der 
„Juniusbriefe“ klaffte fo weit auseinander, daß der Gegenftand aufgegeben werden mußte. 

Die „Reflexions” wurden fat in alle Sprachen überjegt, uns hat jie Geng in meifter- 
bafter Weiſe verbolmetfcht. Die meiften, welche etwas von B.'s Schriften kennen, haben ihre 
Befanntihaft auf dieſes Werk beſchränkt. Es wurde von den fanatiigen Anhängern aller 
Übelſtände des alten Regime ebenjo eifernd gelobt ald es von ben blinden Bewunderern der 
Sranzöjiihen Revolution verabfcheut wurde, und noch heutzutage fehlt viel, ald daß ein unbe: 
fangenes hiſtoriſches Urtheil über diefe „Gedanken“ des großen Mannes die Regel bilde. Der 
Streit der Parteien von heutzutage wirft fi zurüd in die Kampfſchrift gegen die Principien 
von 1789. Das Werk zerfällt in zwei große Ihemata, die Bekämpfung der Franzöſiſchen 
Revolution und die Verherrlihung der engliſchen Verfaffung wie fie ift. Viele Stimmen hat: 
ten Frankreichs Revolution von 1789 mit der glorreihen Revolution von 1688 zufammenz 
geftellt, manche hielten beide wenigftend von gleicher Würde, andere wollten den radicalern 
Umgeftaltungen von 1789 vor der Transaction von 1688 Borzug geben. Gegen dieſe eng— 
liſchen Bewunderer der Baftilleftürmer und der Befchlüffe in der Nacht des 4. Aug. wendet 
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fich ein großer Theil des B. ſchen Ingrimms. Wichtiger, weil bleibender wirkend, ift und fein 
Urtheil über die Begebenheit felbft. Hier Hat er fih von dem Frankreich des alten Regime, 
weil er die Überftürzungen des neuen gründlich haßt, ein Bild gemacht, zu dem ihm feine Phan— 
tafie die Schönften Karben leiht. Die tapfern Eayaliere, die frommen Möndye, dad angeftammte 
Herrfchergefchlecht, bedeckt mit dem Ruhme von Jahrhunderten, find Be's altes Frankreich, 
dem freilich in der Wirklichkeit nichts entſprach. So entſcheidend diefer Umftand gegen bie 
Richtigkeit der von folhen Schilverungen gezogenen Schlüffe ift, in der Schilderung felbft 
wird niemand die volle Geiſteskraft ded Redners über den Rohillakrieg oder des Verfaſſers der 
„Thoughts” verfennen. Die Revolution ift ihm ein anderer Haſtings. Wie dieſer die ge: 
fegneten Gefilve Indiens, fo verheert fie pas bis dahin glüdlic regierte Frankreich. Während 
B. aus der Vergangenheit die glänzenpften Waffen gegen den Umfturz entnimmt, fiebt er in 
der Zufunft nichts ald Sturm und Verderben, fütrlihen und politiihen Verfall des unglüd: 
feligen Landes. Gr fpricht fhon gleich von Mirabeau und Rafayette wie jpäter von Marat und 
Robespierre. Man hat dem prophetifhen Geiſte B.'s die ungeheuerften Robeserbebungen 
gewidmet. Gin zweiter Mofes foll er gemefen fein, nur daß er nicht das gelobte, ſondern das 
Land des Verderbens und die Saat, die in ihm aufging, mit dem Geiftesauge voraus über: 
fchaut. Hierbei wird zweierlei überfeben. Allerdings mußte ein Beurtbeiler, ver wie B. in 
den Anfängen ver Revolution nur Betrug und Verbrechen aller Art ſah, der ſich einredete, daß 
der Herzog von Orleans und Mirabeau die ganze Unzufriedenheit im Lande fünftlih gemadht, 
nicht? Gutes von dem Fortgang der Dinge erwarten. Wir jehen daher in jeinen Prophe— 
geiungen nur die natürlichen Folgen feiner falfchen Auffaflung der franzöjiichen Vergangenheit 
und des falfchen Urtheils, das er gleich über den Charakter der Revolution anfangs fällte. 
Auf der andern Seite ift auch zum größten Theile nicht eingetroffen, was er als unausbleibliches 
Refultat der Revolution hinftellt. Brougham hat in feiner Eharafteriftif B.'s eine Reihe 
jener Prophezeiungen vorgeführt, fo aud die aus der oben erwähnten Rede, ed werde die 
Nachwelt fagen Gallos quoque in bellis floruisse audivimus, Frankreich als eine Null im 
europäiſchen Stantenleben dafteben. Aber die „Reflexions‘ haben es nicht blos mit Frank: 
reich zu thun, er fämpft in ihnen gegen die Vorſchläge an, aud in England den raſchern Gang 
franzoͤſiſcher Umgeſtaltung einzufchlagen. Er wird deshalb zu einer Schilderung der englifchen 
Berfaffung geführt und bringt eine Beſprechung der Revolution von 1688, die, was man aud) 
fagen mag, in wefentlichen Punkten feinen frühern Äußerungen widerfpricht. Das Verhältniß 
des Volks zur Regierung, die Bedeutung des monarchiſchen Elements im englifchen Staats: 
verband wird in den „Reflexions“ und den ihnen nachfolgenden Werfen höchſt einfeitig und ver— 
fchieden von den Grundſätzen, die wir ſchon anführten, hingeſtellt. Man hat B. damit vers 
theidigt, daß er fih, um das Gleichgewicht zu erhalten, einjeitig auf die beprohte Poſition 
geworfen, aber dann foll man auch das wahre Staatörecht von England eben nicht in dieſen 
einfeitigen Vertheidigungsreden für die ariftofratiihen und monarchiſchen Elemente und die 
confervativen Züge der Verfaſſung ſehen wollen. Gin weiterer Febler der „Reflexions“ und 
noch mehr der ihnen folgenden Schriften ift die Heftigfeit, wonit andersdenkende Perſonen 
darin angegriffen werben. Die Motive, welche B. annimmt oder ſich einbildet, find immer die 
ſchlechteſten und jhmwärzeften der Menfchennatur. Unten denen, melde damals die Franzöſiſche 
Revolution begrüßten und daran für England Hoffnungen einer raſchern Reform knüpften, 
waren wenige, welche nicht gegen die Schrefen und Greueltbaten der Folgezeit cbenfo tiefen 
Abſcheu begten als B., aber weil fie politifh anders denken, werden fie auch gleich moralifch im 
jeinen Augen verworfen. Sonft ift allerdings die Polemik in den „Reflexions“ glänzend und 
das ganze Werk wimmelt von den ſcharfſinnigſten Bemerfungen und tiefen Lehren ſtaatsmänni— 
ſcher Weisheit, die ven ungelunden Kern umgeben. Mit Net jagt Madintofb, der bedeutendſte 
Gegner B.'s, in feinen „Vindieiae Gallicae’ von dem Werfe: ‚Argumente, immer gefickt und 
ſcheinbar, oft ſchwer wiegend und reich gefleivet in Bilder von den glühendften und mannichfach— 
ften Farben und getragen von einer Befhreibung, die zugleich hochpathetiſch und pittoresk ift, 
verratben den Reichthum und die Macht eines Geiſtes, deſſen Urtheildkraft nicht von Alter 
getrübt, deifen Bhantafie nicht geſchwächt, deſſen Feuer nicht vermindert, deſſen Geſichtskreis 
nicht beengt worden iſt.“ 

Der gewaltige Eindruck, den das Merk machte, war ein allerdings fehr verichiebener. Die 
intereijirten Gegner der Revolution wünſchten ih Glück, einen ſolchen Vorkämpfer gefunden zu 
haben, in England namentlich wimmelte ed von Gegenfhriften, aber ver Ginfluf in der Nation 
war entſchieden. Die Ereigniffe in Frankreich, wie fie die nächſten Jahre brachten, ſchienen frei- 
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lich B. auf die fürchterlichſte Weile recht zu geben, umd wie er felbft, hielt man die vorliber- 
gehenden für die bleibenden Folgen des Umfturzes. Innerhalb der Whigpartei war von 
Anfang an der Keim der Zwietracht durch das Werk gegeben. B. jelbft finden wir fhon gleich 
nachher offen auf jeiten der Emigration, in Briefen die Anhänger der Prinzen berathend, in 
Galonne einen großen Staatömann verehrend, den Einfall in Frankreich mit allen Kräften 
betreibend. Bon da wurde fein Urtbeil über franzöfifche Dinge rein das der Emigration. 
Daß ein Bruch mit der Whigpartei unter diefen Umftänden nicht lange ausbleiben konnte, lag 
auf der Hand. Im Jahre 1791 ſchrieb B. „A Letter to a Member of the National Assembly“, 
eine Fortfegung der ‚‚Reflexions‘, worin namentlih Rouſſeau und Voltaire in ihren verderb⸗ 
lihen Einfluffen gefchildert werden. Im Parlament ließ ihn das eine Thema ebenfalls nicht 
ruben. Bei Gelegenheit ver Debatte über die Gonftitution von Ganada griff B. weit aus 
und bonnerte gegen Paine's „Rights of Men’, und das franzöſiſche Unweſen. Bor trat ihm 
entgegen, bielt jeinen Vortrag nicht für zeitgemäß und ſprach ih gegen das allgemeine Ver: 
dammungsurtheil ded Freundes aus. B. antwortete und fündigte For die Freundſchaft auf. 
Dieler verfuchte wiederholt B. zu befänftigen, aber fo bejeflen war er von feinem Neuerungs—⸗ 
bafie, daß er unverföhnlich blieb. Die Folge war, daß ji das Organ der Partei „Morning 
Chroniele* in officieller Weife für For erklärte und B.'s Ausſcheiden aus dem Parlament 
andentete. Ein Jahr fpäter ward im Whigelub eine förmliche Refolution deſſelben Inhalte 
angenommen, welche den Rüdtritt B's, Windham's und fonftiger Anhänger der B. ſchen 
Doetrinen zur Folge hatte. In feiner Schrift „An Appeal from the New to Ihe Old Whigs“ 
bemüht ih B. nachzuweiſen, daß er bei ver alten Fahne treu ausgebarrt, die Gegner aber unter 
neuen Zeihen fämpften, und vaß er ſich confequent geblieben fei. Eine Reihe von Schriften 
folgte nun in den nächſten Jahren, von denen die Vertheibigung feiner Benfion und bie 
„Letters on a Regicide Peace‘ dad Bedeutendfte find. Mittlerweile hatte er jeinen Sohn 
Richard nah Koblenz geiendet und war durch diefen fortgefegt der Mentor der, wie er meinte, 
Giite von Frankreich. Seine Briefe find bei dem Lichte der fpätern Erfahrung betrachtet oft 
unbegreiflih. Als der Goalitiondfrieg begann, jubelte B. am lauteften nit, natürlich 
um aub allen Ingrimm über das erſte Misglüden zu theilen. Endlich hatte er die Genug— 
thırung , auch England gegen das atheiftiihe, königsmörderiſche Volk in den Waffen zu jeben. 
Auch in den innern Angelegenheiten fanıen Bitt, Dundas und Grenville mit B. und Wind: 
ham mehr und mehr überein. Die vielen Hochverrathsproceſſe hatten feine Billigung; aber 
dies trieb ihm noch weiter von Kor und deifen Freunden ab. Unter diefen Umſtänden reifte fein 
Entibluß, ſich aus dem Parlament, wo er-feinen alten Barteigenofien am ſchroffſten gegenüber: 
Kann, zurückzuziehen umd feinem Idol, feinem Sohne, den Plag zu räumen. Gin Grund mit 
war auch, daß er fich jet mit feiner Partei ganz einig fühlte, nachdem es jich gezeigt, wie wenig 
ernft es Pitt mit dem Prineipienfriege war. Kaum hatte B. feinem Sohne die Nachfolge zu 
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ſeines Sohnes Schritte in dieſer Sache und bewies, daß er gegen die Katholiken (anders war es 
bei ven Diſſenters) feine Geſinnungen nie geändert. Nach dreißigjährigem Wirken aus der 
parlamentariihen Laufbahn geſchieden, von ſeiner alten Partei getrennt — er der mit Leib 
und Seele Barteimann gewefen — des Sohnes, des Stolzes feiner Zukunft, beraubt, ftand B. 
va. Seine politifche Thätigkeit hatte er niemals zum Geldgewinnen benugt, ſodaß eine große 
Schuldenlaſt ſich über feinem geringen Bermögen angefammelt hatte. Um ihm die Rüdzah- 
fung zu ermöglichen und ald Anerkennung feiner Verdienfte in der langen parlamentarijchen 
Thätigfeit, gab der König dem ruinirten Staatdmann eine Penfion. Wenn je eine ſolche wohl⸗ 
serdient war, fo war ed dieſe. Mochte immerhin der König perſönlich fie dem Verfaſſer ver 
„Reflexions‘ und nicht dem B., ver die Golonien vertheivigt hatte, geben wollen, der größte 
politiiche Schriftfteller und der brillantefte Redner feiner Zeit verbiente mehr, ald ein König 
geben konnte. Nichtsvejtomeniger ließen ich zwei Whiglords, worunter der Herzog von Bed: 
tord, verleiten, dieſe Verleihung im Parlament zu kritiſiren. Die den Angriff zermals 
mende Antwort war der „Letter to a noble Lord‘ (1796), worin ber Verfaſſer, wie 
ein Kritiker ſagt, ſich als Burke all over zeigte. Wahrhaft rührend iſt die ſchmerzliche Be: 
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geifterung, mit der er darin von feinem vorangegangenen Sohne ſpricht. Das letzte feiner bei 
feinen Lebzeiten veröffentlichten Were find die „Thoughts on a Regieide Peace‘, worin er, 
ſchon ſelbſt Halb im Grabe, das Unterfangen, mit dem koͤnigsmörderiſchen Branfrei Frieden ſchlie⸗ 
Ben zu wollen, in den erhabeuften Ausbrüchen der Indignation und des Entfegend brandmarft. 
Bekanntlich zerihlugen fi die Unterbandlungen und er farb, ehe die Schmach des Friedens 
über das Land fam, Wenn nun aud fein Politiker feine leidenſchaftlichen Angriffe ganz billigen 
fonnte und in den untern Schichten die Richtung der Parlamentsrefornen, der Corresponding 
Societies u. ſ. w. Boden gewann, fo ift doch ſicher, daß B. durch feine Schriften, welche an- 
fangend mit den „Reflexions‘ nur den einen Gegner fennen, die engliſchen Mittelflaffen über: 
zeugt und für ji) gewonnen hat. Allerdings hatte er in ver nationalen Antipathie und fpäter 
in der Thatſache des Kriegs eine große Unterftügung, aber man fagt nicht zu viel, wenn man 
die Haltung der englijhen Nation der Franzöfiihen Revolution gegenüber vorzugsweiſe auf 
die Anftrengungen diejed einen Mannes zurüdführt, Die Correſpondenz aus feinen leiten 
Lebensjahren und der literarifche Nachlaß beweifen, daß ihm die Überzeugung, in diefem Kampfe 
einer heiligen Pflicht zu genügen, bis in feine Todesftunde am 8. Juli 1797 blieb. Seine 
Reichenbegleitung war gleichſam eine Inſchrift. Der Lordkanzler von England und der Spreder 
des Unterhaufes folgten dem Sarge, der nur nad dem ausdrüdlichen Befehle des Verftorbe: 
nen nicht, wie fein Freund und Gegner For beantragte, in dem Nationalmanjoleum der Weſt⸗ 
minfterabtei beigefegt wurde. Der ungemeffene Beifall, womit die Zeitgenofjen B.'s Schriften 
gegen die Revolution aufnahmen, hat feinem Nahruhm geſchadet. Noch heute können fi 
manche nicht überzeugen, daß man von den Artois und Galonne gepriefen werden und doch ein 
freilinniger Mann gewejen fein kann. Sie jehen nicht, daß B. von einem fallen erfien 
Schritt aus in eine falihe Bahn Fam, daß aber auch auf der falihen Bahn die einzelnen Be: 
wegungen die eines Geiftesriefen find. Und man follte doch nie vergeflen, daß wir jegt bie 
großen Greignijfe nad den Erfahrungen zweier Generationen beurtheilen, und daß während 
B. nad) der einen Seite hin irrte, andere, die ihm an geiftiger Kraft nicht ganz unebenbürtig 
waren, ihre eriten günftigen Urtheile über die Greigniffe von 1789 ebenfalls bedeutend zu 
modifieiren hatten, Bei B. war ed Schuld feiner eigenthümlihen Vorzüge, daß er weiter 
abirrte ald die andern, und fomit fei auch für jeine polemifchen Schriften gegen eine Belt: 
revolution gejagt, daß er fie mit beffern Gründen angegriffen hat als ihre Vertbeidiger in 
einer Region. von Werfen für jle geltend gemadt haben. Nur in dem einen Bunfte münten 
wir ben Gegnern B.'s vecht geben (wenn es heutzutage noch wirklich Gegner gibt, mit Denen 
ſich jtreiten ließe), daß feine blinden Verehrer ihn von dem Vorwurfe des Wechiels feiner llber: 
zeugungen niemals reinigen werden. Aber was will das heißen bei fo gewaltigen Leiſtungen 
innerer und äußerer VBollfommenheit, wie fie und in ven B.’jhen Werken heutzutage vorliegen. 
Er war eben nicht unfehlbar und hat einigemal gefehlt, aber niemals jind unreine Motive die 
bewegenden Kräfte feines Irrthums oder Unrechts gewefen. In feinen Werfen liegt das Heil: 
mittel neben dem Krankhafıen. Wer aufmerffan lieft, findet leicht wie die Abwege laufen 
und merft vorausjihtlid das falſche Ziel; daß fie Irrungen find, wird ven Genuß, ihnen mit 
dem Geiſte zu folgen, kaum ftören. Als Gejammterfheinung fällt bei B. zuerft die jeltene 
Reinheit des Charakterd ind Auge: Zu welhen Grtremen in der Außerung ihn auch fein 
lebhafıed Parteinehmen hinriß, die dreifigjährige politifche Laufbahn des Mannes ift wie 
die feines andern von einem irgend erheblihen Makel frei. Selbft das Ginzige, was ihm mande 
vorgeworfen haben, jein Ausharren im Parlament und Ankämpfen gegen feine frühern Genoj- 
fen, mußte ihm, nad unſerer Auffaffung jeines Wefens, als höchſte Pflichterfüllung ericheinen. 
Das politifche Prineip feines Handelns war die reife Frucht einer wiſſenſchaftlichen Kenntnis 
von ſeltenem Umfange. Bei wenigen find wie bei ihm die Erfahrungen der Vergangenheit in 
goldene Lchren der Gegenwart und Zukunft umgejchmolzen, und folange ein freies Staats— 
leben und eine gefunde Volkswirthſchaft jih gegen Irrthum und Intereffe in geiftigen Kampfe 
den Weg zu bahnen und ven gebahnten zu behaupten haben, wird in den Werfen Edmund 
B.'s eine unerſchöpfliche Rüflfammer für die gute Sache des Fortſchritts kommenden Ge— 
ſchlechtern zu Gebote leben. Lind lange kann e8 dauern, bis eine Berfönlichfeit wieder erſcheint, 
in der Denker und Staatdmann, Scriftfteller und Redner gleich jehr einen Meifter und ein 
Vorbild zu verehren haben. B.'s Werke, von denen wir nur die hervorragendſten berührt 
haben, jind in verfchiedenen Ausgaben und Auflagen (2 Imperialoctavbände, 16 Octavbände) 
erihienen. Dazu jeine „Speeches” (4 Bde., 1816), „Correspondence” (4 Bve., 1844), die 
„Memoirs of the Rockingham Party‘ von Garl of Albemarle (1856) und faft alle Me- 
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moiren der Zeit. Im feinen „Statesmen” hat Brougham eine Charafteriftit B.’3 geliefert. 
Lebensbeſchreibungen eriftiven vier, eine von Dr. Biſſet gleih nad dem Tode geichrieben 
(1797 un? 1800), eine befanntere von Prior, häufig aufgelegt, und nad) einem ziemlich ob: 
ſeuren Werke von Groly (1840) jegt ein angefangene® „Life of Edmund Burke by Mack- 
night‘ (1. Bd., 1858), daß bedeutend beffer ift ald feine Vorgänger, Aber alle find ſtark von 
dem Bewunderungsfieber der Biograpben influirt und ftehen fo einer gerechten Würdigung 
des grogen Mannes, den fie ehren wollen, in Wege. H. Marquardſen. 


C. *) 


Cabinet, Eabinetöbefehl, Eabinetsminifter, Geheimes Eabinet, Eabinetsregie- 
rung. — Gabinet bezeichnet ein Fleineves oder geheimeres Wohn: oder Arbeitäzimmer over 
auch ven Aufbemahrungsort für Kunſt- oder Naturalienfammlungen u. f. w., oder auch eine 
folge Sammlung felbft. Hier kann nur die Rede fein vom Gabinet, d. h. Arbeitözimmer des 
Fürften als foldhen oder überhaupt des Regierungschefs, von wo aus derfelbe feine perſön— 
lichen Entiheidungen in Staatsſachen (denn was feine Brivatangelegenbeiten betrifft, fo gehen 
fie uns hier nichts an, mögen fie auch in demfelben Gabinete verhandelt werben ) erläßt, oder wo 
er ich mit feinen vertrauten Räthen über Regierungsgefchäfte, d. b. über die ihn als Staats— 
haupt zufommenvden Gejchäfte, berathet oder ihrer Arbeitshülfe fich bedient. Auch bezeichnet Ca— 
binet die Summe oder die Berfammlung der in ſolchen engern Rath berufenen Perfonen felbft, 
Wenn e8 jih nun um Dinge handelt, welche zu beichließen, zu befehlen oder anzuoronen dem 
König perfönlih und ausſchließlich zukommt, oder infofern nur foldhe freie Selbftthätigkeit def: 
jelben in Sprache ift, fo erfcheint das Gabinet — in vielen Staaten aud das Geheime Cabinet 
(zur Erhöbung feines Glanzes) genannt — ald eine Berfon mit ihm felbft. Was vom Gabinete 
ausgeht, it eben vom Könige ausgegangen; und es ift dann weder vechtlich noch politifch irgend— 
ein Unterſchied dazwiſchen, ob er wirklich ganz allein oder aber mit Zuziehung eines oder meb: - 
rexer Gebülfen, die man etwa Gabinetäferretäre oder Gabinetsräthe oder auch Cabinets— 
minifter beißen mag, die Geſchäfte allvort erledigt. Die Staatdorganifationspolitif oder 
die Lehre von dem Syitem umd der Hierardie der Staatöbehörden nimmt alddann davon gar 
feine Notiz; fie beſchränkt ſich nämlich daranf, für die verſchiedenen Berwaltungszmeige die 
überall zwedmäßigen Artifulationen (Ober: und Unterbehörden), namentlich auf höchſter Stelle 
die Minifterien, und über denfelben das allgemeine oder Staatsminifterium (etwa auch noch 
einen Staatörath und eine weitere oder engere Minifterialconferenz) zu fordern oder anzu— 
ordnen, braucht alfo zur Vollendung der Hierarchie nichts Weiteres mehr ald den Fürften, und 
das Gabinet ift aldvann eben der Fürft. Aber die große, freilich nad) Berfchiedenheit ver Ver: 
faffungen auch verſchieden zu beantwortende Frage iſt: welches find jene dem Fürften perfönlich 
oder ausſchließend zufommenden Geſchäfte, Entſchließungen und Entfheidungen? Welches iſt 
der — nad) jtaatörechtlichen oder politiihen Gründen — zu ziebende Kreis, jenfeit welchem 
jenes autofratiihe Handeln aufhören und die wenigſtens theilnehmende Thätigfeit eigentlicher 
Staatsbehörden eintreten fol? Einen ſolchen — ob weiter over enger gezogenen — Kreis und 
das Überſchreiten deſſelben denkt man fich jedenfalls, fobald man von einer Gabinetöregierung 
im misbilligenden Tone fpridt, namentlich dadurd den Gegenfag zu einer im regelmäßigen, 
entweder geſetzlich beſtimmten oder überhaupt den geläuterten Drganifationsprincipien ent— 
ſprechenden Formen fi) bewegenden bezeichnet. ine Gabinetsregierung in diefem Sinne ift 
diejenige, die zum vorherrfchenden Charakter das Walten des alleinigen Eigenwillens des Für: 
ften bat und die höhere Gewalt des perſönlich vertrautern, neben oder über ven eigentlichen 
Staatöbehörden eingeiegten engern, d. h. Cabinetsraths. Das Babinet, unter folden Um: 
Händen, nähert fich leicht — wenn auch nicht in feinem Begriff, doch im Geift feines Waltens — 
jmem der „Camarilla“, obſchon zwifchen beiden immer der Unterſchied bleibt, daß dad Gabinet 
aus rigend zu Regierungsgehülfen des Fürſten ernannten und im diefer Eigenfchaft offen auf: 
tretenden Männern beiteht , alfo eine befannte und anerfannte Macht ausübt, wogegen die Ga: 
marilla bloße Hofbiener, überhaupt jene zur näbern Umgebung des Fürften gehörigen Günft: 
linge und Bertrauten — auch Beichtväter und Weiber nicht ausgeſchloſſen — in ſich begreift, 





*) Artikel, die man unter E vermißt, find unter 8 aufzufuchen. 


254 Cabinet 


welche auf die Entſchließungen deſſelben durch was immer für Mittel beſtimmend, leitend oder 
ableitend einwirken. Solche Einwirkung iſt ſodann naturgemäß eine bösartige. Die Cama— 
rilla ſehen wir faſt ohne Ausnahme den Fürſten mit Mistrauen und Abneigung gegen die im 
Intereffe des Rechts und des Gefammtmwohls waltenden Behörden, in conftitutionellen Staaten 
aber zumal gegen die pflichtgetreuen Landſtände erfüllen, an die Stelle echter Regierungs- 
intereffen jene des Egoismus und der Parteiung fegen, zum Frommen verjelben argliftig jede 
fürftliche Leidenſchaft oder Laune aufreizen, folhergeftalt aljo der wahren, offekundigen Re— 
gierung eine verborgene und unlautere entgegenfegen, und entweder die gefegliden Autoritäten 
zu Werkzeugen jener felbftfüchtigen oder Bactiondinterefien herabwürdigen oder das loyale 
Walten und die evelften Beftrebungen verfelben durch dunkle Gegenmachinationen vereiteln. 

Der Sinn, worin wir bisjegt von Gabinet und Gabinetöregierung ald von etwas theils 
Gleihgültigem, theils Verwerflihem ſprachen, ift jedoch nicht der einzige, ver mit jenen Worten 
verbunden wird oder verbunden werben kann. Das Wort Cabinet hat aud) eine ftaatd= und 
völferrechtlich tadellofe und wichtige Bedeutung. 

In conftitutionellen nicht minder ald in abfoluten Staaten fprigt man, wenn von aus: 
wärtigen Angelegenheiten, überhaupt von der Wechſelwirkung eined Staats mit andern vie 
Rede ift, durchgängig vom Gabinet als einem mit Regierung gleihbedeutenden Begriff, und 
man benennt es in der Regel nicht nach dem Staate jelbit, fondern nad) dem Sig der Regierung, 
alfo nad) der Hauptftadt oder der gewöhnlichen Reſidenz des Negenten. So jagt man häufiger 
als: das ruffifche, preußifche Gabinet, das Cabinet von St. Peteröburg, Berlin, ebenfo auch das 
von Wafhington oder das des nordamerikaniſchen Präfiventen. In den Verhandlungen ver 
Staaten untereinander ftellt die Regierung die Perjönlichkeit des zum Staate vereinigten Volkes 
vollftändig dar, und übt aud der conftitutionelle Monardy (wenige Ausnahmen abgerechnet) 
das Recht des Kriegs, der Friedensſchlüſſe und anderer Verträge in der Eigenſchaft ald Inhaber 
der vollziehenden Gemalt, ohne directe Theilnahme der Volförepräfentation aus. Daber er: 
nennt auch er die Gejandten und erfcheinen jene der fremden Staaten nur ald an ihn geiendet; 
und daher ift in dem diplomatiſchen Schriftenmwechjel niemald vom Staat die Rede, fondern nur 
vom König (oder wie fonjt benannten Monarchen) oder von ded Königs Hof, Cabinet oder Mi: 
nifter. : Diejes Gabinet nun ift nicht zu verwechfeln mit jenem, wovon wir oben ſprachen, näm= 
li mit dem blos aus Gehülfen der perfönlichen Geſchäfte und Arbeit des Fürften beftehenven. 
In dem legten nämlich, wiewol ed der Wejenheit nad nichts Anderes fein foll als eine Kanzlei 
zur Ausfertigung der Refolutionen des Fürften, mag derfelbe zwar die Meinungen oder Ratb: 
Schläge jeiner Diener einholen und danach fi richten; aber es erfcheint davon nichts, fondern 
ed gilt alles für rein perfönlicher Entfhluß. Dort aber find die Räthe oder Gabinetömitglieder 
zugleich verantwortliche Staatsbeamte und wirkliche Theilnehmer (juriflifhe Miturheber) des 
— obgleidh nur im Namen des Fürften Fund zu mahenden — Beichluffes, für deſſen Untadel— 
haftigkeit einzuftehen ſodann allernächft die Obliegenheit des ihn mit unterzeihnenden Mini- 
fters ift. In viefem Sinne fünnen alfo aud in conftitutionellen Monardien „Cabinetsordres“ 
oder „Gabinetöbefehle” Frlaffen werden, denn es bedeuten dann dieſe Worte nichts Anderes, als 
daß es Regierungsbeſchlüſſe feien, gefaßt ohne Mitwirkung der Kammern, fowie e8 die Con— 
ftitution erlaubt oder vorſchreibt. Es liegt alsdann auch nichts daran, ob fie gefaßt oder er: 
lafjen werden unter Beirath ſämmtlicher Minifter oder nur eines Theils verjelben. So beftebt 
in England das Cabinet council aus einem für jede Sigung befonders einberufenen engern 
Ausſchuß des Minifteriums und Geheimraths. Auf das Recht oder die Amtsobliegenheit, im 
Gabinete Vortrag an den Regenten zu erftatten, bezieht fich der Titel „Gabinetsminifter”. Die 
Minifter, melde zu folden Vorträgen nicht berufen jind, fondern blos den Minifterial- 
berathungen anwohnen, heißen mitunter, im Oegenfag von jenen, Gonferenzminifter oder 
auch Staatsminifter oder Minifter fchlechtweg. 

Cabinetsordres oder Gabinetöbefehle, wenn fie in der durch die Eonftitutionen dem fönig- 
lihen Willen überlaffenen Sphäre und unter der Verantwortlichfeit der dafür einftebenden 
Minifter ergehen, haben hiernach weder rechtliches noch politifches Bedenken gegen ih. Nur 
ift es Aufgabe der Gonftitutionspolitif, jene Sphäre genau zu zeichnen und der Überfchreitung 
derfelben einen wohlbefeftigten Damın entgegenzufegen. Die donnernden englifhen Gabinets- 
befehle vom 7. Jan. und 11. Nov. 1807, weldye ven anmaßenven kaiſerlichen Decreten Na— 
poleon’s von Berlin und Mailand entgegengefegt wurden, waren in Bezug auf das einheimiſche 
großbritannifche Staatsrecht untadelig und nur dem Vorwurf des verlegten Völferrechts aus— 
geſetzt; die verhängnißreihen Juliordonnanzen König Karl's X. in Franfreih dagegen vers 
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hoͤhnten die heiligſten conſtitutionellen Rechte der franzöſiſchen Nation ſelbſt und wurden da⸗ 
durch den eigenen Urhebern verderblich. 

In abſoluten Monarchien iſt die Autorität des Cabinets natürlich weit ausgedehnter und 
umfaßt neben der vollen Regierungs- oder Executivgewalt auch noch die geſetzgebende. Infos 
fern ed alsdann nicht aus dem Gefammiminifterium befteht, oder insofern nicht wenigitend bie 
betreffenden Minifter darin den Vortrag haben, fo bildet ſich daraus ſehr Leicht eine Kabinets: 
regierung in der oben bemerften verwerfliden Geſtalt. Das eigentliche Minifterium und ber 
Staatörach jinfen alddann zu blos begutachtenden Stellen, ihre von einer weifen Organifationd- 
politif geforderte Autorität zur Scheinautorität herab, und der über ihnen ſtehende Cabinets— 
vath oder ver etwa zum geheimen Vortrag im Gabinet ausſchließend berufene einzelne Minifter 
beherrſcht von dort aus und ohne alle Verantwortlichfeit ven ganzen Staat. Überhaupt ift es 
für ein Volk demüthigend und den Abfolutismus in grellem Lichte zeigend, wenn Verord— 
nungen, welhe für dad Wohl oder Wehe ganzer Provinzen oder des ganzen Staats ent: 
ſcheidend fein fönnen, und zumal wenn politiihe und Nechtögefege,, welche doch nad; ihrem ver= 
nünftigen Begriff nichts Anderes fein ſollen ald Ausſprüche des Gefammtwillend oder ded all- 
gemeinen Anerfenniniffes, unter dem Titel von Cabinetsbefehlen erlaffen werben ‚als Ausdruck 
des perfönlihen Willens oder auch des Unfehlbarkeit und Alleingeltung anſprechenden Dafür 
baltens eined Mannes — finnverwandt mit dem faft naiven, doch centnerihweren Worte: 
„L'etat c'est moi.‘ 

Doch aud unter der abjoluteften Regierung bleibt, nady heutzutage allgemein anerkannten 
Grundfägen, ein Oegenftand den Gabinetöbefehlen entrüdt, d. h. foll ihnen unerreihbar fein, 
nämlich der Rechtsgang. ine Gabinetöregierung fann, wie wir fahen, unter gewillen Um— 
ſtänden und in gewilfen Sinne oder Kreife gerechtfertigt oder ald zuläflig erfannt werden ; aber 
eine Gabinetsjuftiz durchaus nie. Eine ſolche nämlich ift, felbit wenn die Gonftitution fie er: 
laubte und in ihrer mildeften Form — nämlich als Juftizgewalt der Regierungsbehörde — 
eine dem Rechtsbegriff widerftreitende Ernennung der Partei zum Richter. Denn die Regie: 
rung ift in den allenvidtigften Proceſſen, nämlich ven peinlihen und zumal in den über politis 
fche Anflagen erhobenen, aber dann aud in den civilrechtlichen Procefien des Fiscus wirklich 
Bartei und foll alfo, d. h. kann wegen natürlicher Befangenheit nicht Recht fpredhen. Außerdem 
aber ift fie ald Gewaltsinhaberin ſelbſt da, wo der Gegenftand des Streits fie nicht unmittelbar 
berührt, in nahe liegender Verſuchung, ihre Stellung ald Macht aus Befangenheit für die 
Verſonen zu misbrauden zu willfürliher Ermweilung von Gunſt oder Ungunft. Hat aber gar 
die Berfaflung ihr (oder dem Fürften) die Gewalt des Rechtſprechens nicht verliehen, und wer— 
den gleihwol die vermöge conftitutioneller Grundjäge unabhängigen Gerichtsſtellen durch dad 
Gabinet mittelbar oder unmittelbar influenzirt (durh Befehl oder Einſchüchterung oder Ber: 
beifung), oder werben die von den competenten Behörden gefällten Urteile vom Gabinet mis— 
achtet oder umgeftoßen: alsdann ift eben die Gewalt an die Stelle des Rechts getreten, d.h. das 
Recht hat aufgehört. 

Noch baben wir hier der Eabinetöihreiben zu erwähnen, als einer der in der Diplomatie 
übliben Formen der zwiſchen den Fürſten untereinander zu geſchehenden Mittheilungen. Die 
feierlichfte Zorm nämlich ift die des Kanzleiſchreibens. In demſelben erſcheint der Titel des 
mittbeilenden Souveränd und die Formel „Wir. Auch wird das Schreiben von dem Mi— 
nifter contrafignirt. Die Cabinetsjhreiben näbern fih mehr dem Ton von Privatıchreiben, 
und der Fürſt, der fie allein unterzeichnet, vedet von fih nur mit „Ich“. Gine noch vertraus 
lichere Form endlich haben die eigenhänpigen Schreiben, welche jedoch nicht häufig vorfommen. 

Wer da bevenft, daß über das Wohl oder Wehe ver Völker, ja über jenes der Menjchheit, 
d. 5. über ihr materielled, geiftiged oder moralifches Voranſchreiten, Stilleftehen oder Rück— 
fchreiten oder die Richtung ihres Ganges, innerhalb der Wände einiger geheimer Gabinete die 
Entſcheidung getroffen, dag das Los eines ganzen Welttheild auf ein Geſchlechtsalter oder noch 

weiter binaus beftimnit werden kann dur eine Gabinetdveränderung, d. h. durd den Eintritt 
eined neuen Minifterd oder den Austritt eines andern, der wird durchdrungen von dem weh: 
miüthigen und niederjhlagenden Gefühle der Unbedeutjamfeit der Menfhenbaufen, genannt 
Nationen, und von der praftiihen Nichtigkeit der ſchmeichelnden Theorien über die rechtliche 
Kraft des Geſammtwillens. Doc fei dem, wie dad Verhängniß ed will oder die Natur der per— 
fönliben Macht es mit lich bringt! Immerhin wird doch jenes Gabinet das ehrwürbigere, das 
von Mitwelt und Nachwelt geachtetere, auch — wenigftend in der Regel — das in feinen Be: 
ftrebungen glücklichere fein, welches vor andern feine Richtung freiwillig und redlid in Überein: 
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ſtimmung feßt mit jener der in die Erfeinung getretenen vernünftigen — d. h. auf Recht und 
Gemeinwohl gehenden — Nationalwünfche und des edlern Zeitgeiftes. Rotted. 

Gabinetsjuftiz, Eabinetsinftanz. Trennung und Unabhängigkeit der riter: 
lichen Gewalt von der regierenden und der gejeßgebenden. I. Begriff der 
Sache. Im weitern Sinne verfteht man unter Gabinet überhaupt die Regierung, unter Ga= 
binetöverfügung alfo auch die vom Negenten ausprüdlic oder ſtillſchweigend genehmigte Ber- 
fügung feiner Minifter over feiner höchſten Vollziehungsorgane im Gegenfag gegen die übri- 
gen Öffentlichen Gewalten over Beſchlüſſe, insbeſondere gegen die des Parlaments und der Ge— 
richte. Da auch die Minifter ein Gabinet haben, fo nennt man auch ihre Verfügungen Gabi: 
netöverfügungen. So kam es, daß man unter Gabinetsjuftiz überhaupt eine von der Regierung 
odervon ihren abhängigen Dienern ausgehende Einwirkung in die richterliche Verhandlung 
und Entſcheidung einzelner Civil- oder Griminalproceffe verfteht. Cabinetsinſtanz aber ift die 
als Regel vorgefchriebene Verhandlung und Entfheidung von gewilfen Nechtöftreitigkeiten 
durch die Regierung. 

Vielleicht in wenigen Punkten war das Staatsrecht und die Öffentlihe Meinung, waren 
insbefondere die juriftiihen Schriftfteller aller civilifirten Staaten feit längerer Zeit fo ein— 
ftimmig, ald in der Verwerfung der Gabinetsjuftiz und der Gabinetöinftanzen. Ein fo all: 
gemeiner Abjcheu ſprach fidh dagegen aus, daß felbft ein Ferdinand VII. von Spanien ſich ge— 
nöthigt fah, mit Berufung auf alte legitime ſpaniſche Staatsgrundfäge jich Öffentlich davon los— 
zufagen. Ohne Rüdficht auf die materielle Güte der Regierungsverfügung über eine beftimmte 
Proceßſache ſah man ſchon blos in dem formellen Gingriff des Cabinets in die Juftiz einen 
Juſtizmord. Das ſtarke Wort follte die gänzliche Verwerflichkeit der Sache und den Abſcheu 
davor bezeichnen. Alle freien Verfaſſungen germanifcher Völker ſchloſſen Gabinetsjuftiz aus umd 
heiligten die Unabhängigkeit ver Gerichte. Beſonders auch in Deutfchland, deffen Reichs- und 
landftändifche Verfaffungen andere Mängel wenigfteng durch die Achtung unabhängiger Rechts— 
pflege und richterlicher Hülfe felbft gegen die Fürften zu vergüten fuchten, galt Gabimetsjuftiz 
ald der größte Vorwurf gegen eine Regierung, als Beweis eines rechtloſen, despotiſchen Zu— 
ſtandes, als eine von den Reichsgerichten beſonders eifrig verfolgte Verfaffungsverlegung. Es 
ift einer der vielen Beweiſe, daß das Werf von Meyer (‚‚Esprit orig. et progr. des instit. 
jud.”, IV, 314) oft wenig gründlich ift, wenn e8 die Gabinetsjuftiz als in Deutſchland gefeglich 
gebilligt darftellen will. Doch hatte die durch die Parteileidenſchaften unferer Zeit Hier und da 
beivirfte Verwirrung aller ftaatsrechtlihen Begriffe die Anhänger der Haller'ihen Theorie 
dahin geführt, auch dieſes Heiligfte und leßte Bollwerk der Freiheit und eines rechtlichen Zur- 
ftanded anzugreifen. Und aud mand)e neuere Beftimmungen feheinen wenigſtens die Gründe, 
den Umfang und die Bedingungen dieſes wefentlihen Nechts nicht ganz richtig zu würdigen. 

1. Gründe derBerwerflidfeit der Gabinetsjuftiz: Theilung der Arbeit. 
Es fragt ſich alfo vor allem, worauf ruht die Verwerflichleit der Gabinetsjuftiz? Gier fann 
man num als einen Grund gernden zugeben, weldhen Gönner in feinem „Handbuch des Proceſſes“ 
(Br. 1, Abhandl. 1) ald den alleinigen bervorhebt. Die Negierenden haben bei ihren ander- 
weitigen täglichen großen Aufgaben nicht die zur ruhigen parteilofen Prüfung und zur gründ- 
lichen juriftifchen Entſcheidung der Nechtftreitigfeiten nöthige Nuhe und Rechtskenntniß. Mit 
andern Worten alfo, eine wohlthätige Theilung der Arbeit ift auch für eine gute politiiche Ge— 
fhäftövermaltung mie für jede andere und insbeſondere in Beziehung auf die Berwaltungs- 
und die Juftigfachen wefentlih. Aber e8 widerftreitet ebenfo ſehr der Wahrfceintichfeit wie ver 
wirklichen Hiftorifchen Wahrheit, wenn mit Gönner manche vermeinen, blos durch eine foldhe 
relative, ungefähr erft feit der Ausbildung unjerer neuern, ſchwierigern wiſſenſchaftlichen Juris— 
prubenz entftandene politiſche Erwägung hätte ſich die angeblich früher allgemein als zuläfftg 
erfannte Gabinetöjuftiz allen gefitteten freien Völkern als fo abfolut verwerflih und redte- 
widrig dargeſtellt. 

II. Fortſetzung. Vertheilung oder doch ſelbſtändige Organiſation der 
Hauptzweige der politiſchen Gewalt. Es liegt vielmehr ein zweiter, wichtigerer Gegen: 
grund gegen die Gabimetsjuftiz in der notbiwendigen Abfonderung felbftändiger Hauptzweige 
oder der Hauptfunctionen der politifhen Gewalt. Selbft audy da, wo diefe Trennung, und na- 
mentlich die der rihterlihen Gewalt von der gejeßgebenden und von der vollziehenden oder Der 
regierenden, nicht jo, wie von Montesquieu (11, 6) und von Kant (Naturrecht, S. 164), zum 
Gegenſtand klarer Neflerion und bewußter Theorie erhoben wurde, da mußte fie ſich doch, 
gerade weil fie der Natureiner freien Verfaſſung wefentlih war, auch ohne diefes mehr oder 
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sinder wirffam erweijen. Sowie nun auf den untern Stufen des thierifchen Lebens, bei den 
Bürmern, den Schalthieren u. f. w., die verſchiedenen Functionen und organiſchen Syſteme 
uteinander vermiſcht find, bei den höhern Lebenögattungen aber immermehr ſich abgejondert 
nd jelbitändig ausbilden, fo ift es au im Staatöleben der Völfer. Nur auf den rohern Gul: 
xſtufen find Regierung oder Bollziehung, Gefeggebung und Nichten, ſowie ja felbft Privat: 
nd Öffentliches Recht und inäbefondere kirchliche und Staatdgewalt, ungetrennt und vermifcht, 
ihnli wie bei noch rohen Völkern ja aud die Lebensbeſchäftigungen, die Stände und Ge: 
werbe ungeſchieden find und ein jeder fein eigener Schneider und Schuiter und Schmied ift. 
Bei böderer Ausbildung der Staaten aber werden die Privatrechte und Privatvereine und na: 
mentlich Die Kirche und die politiihe Organifation und in legterer wieder, wie in den freien 
Berfaffungen von England und Nordamerifa, die geſetzgeberiſche, vollziehende und gerichtliche 
Irganifation ſelbſtändig ausgebildet. 

Freilich ift in unferer neueften Zeit gerade auch gegen dieſe früber fo allgemein ald noth— 
penwig anerfannte Abtheilung, diefe weſentlichſte Grundlage für Die Unabhängigkeit der Juftiz, 
Biderſpruch entftanden. Zuerft griff fie vorzüglich Hugo's allgemeine geiftreiche Zweifelfucht 
an, ſodann, mie fi von felbit verftebt, auch Die Haller'ſche Neftauration der Fauſtrechts— 
serhältniffe. Auch eine midverftandene politive Beftimmung und endlich andere achtbare 
Gründe, weldye jedoch cbenfalld auf Misverftändniffen und insbefondere auf fehlerhaften Dar: 
fellungen jener Abtheilung beruhen, beſtimmten insbefondere manche deutfche Staatsmänner, 
um Theil jebr liberale, zum allgemeinen Widerſpruch gegen dieſe Theorie. 

Es joll fürd erfte diefe Abtbeilung und jelbjtändige Organifation der Hauptzweige der po- 

itiichen Gewalt und Function gar nicht durchführbar fein, alfo auch nirgends befteben. Allein 
man denkt dabei, fowie freilih audy viele Verteidiger der Gewaltstheilung, an ein mechaniſches 
ind ganzlides Trennen und Auseinanderreißen der Organe. Dieſes aber ift für einen leben: 
tigen Staatsförper ebeufo wenig zuläfiig als im phyſiſchen Leben. In dem legtern find ja auch 
das Gebirn= (und Nerven:) Syitem, das Zell: (oder Haut:) Syitem, das Gefäß - (oder Blut: 
und Musfel=) Spitem unzertrennlich miteinander verbunden, unterflügen und ergänzen fich, 
ja fie geben zum Theil ineinander über. Sie werden von einer gemeinichaftlihen Lebenskraft 
und höchſten Lebensgejeggebung zu dem einen harmonischen Xeben und Lebenszweck innerlich 
bereinigt und jede Disharmonie bewirkt Krankheit, zulegt, wenn fie nicht geheilt wird, den Tod. 
Aber find fie umd ihre befondern Functionen der Beſeelung, der Ernährung, der Bewegung 
darum nicht Dennoch wejentlich verihieden? -Sind nicht für fie voneinander abgefonderte, felb: 
ſtandig nebeneinander ſtehende Organe mit befondern Hauptjigen im Kopf, im Bauche, in der 
Btuſt vorbanden? Steigt dieje Unterfheidung und befondere Ausbildung nicht gerade mit der 
Höhe des tbierifchen Lebens? In Amerika war e8 ſowol bei der Begründung des Bundes wie 
der Zandeäverfaflungen fogar der vollkommen bewußte leitende Grundgedanfe, es war und ift 
fertvauernd der von der ganzen Nation und allen ihren zum Theil höchſt audgezeichneten 
Staatömännern allgemein anerfannte Staatögrundfag, die Vollziehungs-, die Geſetzgebungs— 
und Die Richtertbätigkeit zu trennen und felbftändig zu organifiren. Gin halbes Jahrhundert 
bindurd beftebt auch hier wirklich dieſe Organiſation. Dennod aber jollte man und felbft hier 
diefe Theilung für eine abfolute Täuſchung erflären? Darum vielleicht, weil die geießgebende 
Gewalt jo organiſirt ift, daß ihrem Hauptorgan, dem Parlament, bei der Bollziehung und hin 
wiederum dem Organ der Vollziehung, dem Präſidenten, bei der Gefeggebung eine gemwilfe 
Mitwirkung zuſteht, ähnlich wie ja auch dem Blut bei der Gehirn: und Nerventhätigfeit und 
umgefehrt? Dver beſteht etwa in Amerika feine abgefonderte jelbftändige gerichtliche Organi— 
fation, obgleich in allen Sachen die ganz unabhängigen aus ven Volk hervorgehenden Ge— 
ſchworenen den einen Hauptbeftandtheil der Gerichtshöfe bilden und der andere, die Staats: 
richter, ebenfalls von der vollziehenden und gefeggebenden Behörde nicht entfegt, verfegt und 
zur Rube geſetzt und auch in ihrer verfaſſungsmäßigen felbjtändigen Ihätigkeit jo wenig be: 
berricht werden dürfen , daß fie nicht blos über jede fogenannte Aominiftrativftreitfache , fonbern 
mit Rechtskraft auch darüber entjcheiden, ob eine Öffentliche Verfügung Gejeg ift und ob daſſelbe 
oder ein Regierungsbeſchluß ver Verfaſſung entjpricht oder nit? Kann man fie etwa darum 
ableugnen, weil, joweit es die Berfaffung erlaubt, die Gejeggebung, die Organifation und Ver— 
fahrungsweiſe wie die Rechtsnormen allgemein geleglich beſtimmt, oder weil die vollziehende 
Gewalt die Richter ernennt und aud) das Begnadigungsrecht befigt? Gerade darin befteht die 
Güte einer Drganifation, daß fie mit der möglichften Sonderung und eigentbümlichen jelb- 
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ſtändigen Ausbildung dev verſchiedenen Hauptorgane aud ihre möglichfte harmoniſche Vereini— 
gung und Zufammenftimmung und ihr gegenfeitiged Unterftügen in der Wirkſamkeit fire den 
Geſammtzweck begründet, daß jie alſo im Staate ebenfo mol ein despotiſches Unterdrüden und 
Verſchlingen des einen politifchen Gewaltzweigs durch den andern als einen anardifchen Wider: 
flreit derselben ausſchließt. 

Hiermit fällt denn auch der fernere Widerſpruch gegen dieſe Theilung, daß jle verderklich 
fet, daß fie ver Einheit ded Staats, der nothwendigen Vereinigung feiner politifhen Thätigfeit 
in einem gemeinfchaftlihen Mittelpunkt entgegenwirke. Wäre — fo fagt man — von den ge— 
fonderten Gewalten eine die ftärfere, jo müßte diefe die eigentliche und fiherlich bald auch vie 
alleinige Regierung fein. Wären ie dagegen gleich, jo müßte ein Kampf um den Sieg und in 
ihm Hemmung und Anarchie entitehen. Doch dieſes beweiit jchon darum nicht, weil es zu viel 
beweijt, weil ed nämlich ſchon gegen jede nothwendige conftitutionelle Schranfe zur Verhinde— 
rung despotiicher Gewaltsausübung, ja gegen jedes Recht des Volks oder der Bürger, alſo gegen 
jede rechtliche Verfaffung ebenfo gut wie gegen die Vertheilung der Gewalt gelten müßte. Gin: 
heit und Harmonie ded Staats und feiner politifhen Ihätigfeit oder Gewaltsausübung ift 
freilich nöthig. Aber fie ift etwas Anderes als Einerleibeit und abfolute Einfachheit der Organe. 
Es ift wenigftend im allgemeinen und abgefehen von beiondern pojitiven Recht individneller 
Staaten nit weientlih, daß nur ein einziges abfolut unzuſammengeſetztes, geſetzlich ſelbſtän— 
diges Organ für alle Stantöthätigfeit beſtehe. Dieſes ift allerdings z. B. in der Türkei, in 
Perfien der Fall. Hier find wirklich alle geſetzlich ſelbſtändige, privatrechtlihe und alle öffent: 
liche, hier ift auch alle kirchliche wie alle weltliche, alle Gefeggebungs:, Vollziehungs = umd 
Richter-Gewalt in dem einen Sultan vereint. Dennod aber bieten uns dort tete innere Em: 
pörungen oder Bürgerfriege, Anarchie, Kraftlofigfeit, Auflöfung, Despotie und Roheit ein 
widerwärtiges Schaufpiel dar. Die Hauptvertheidigerin all jener erwähnten &ewaltseinbeit it 
die Theorie von Hugo's „Naturrecht“ ($.142,189fg.). Aber man muß ihr aud die Conſequenz 
nahrühmen, daß ſie fo gänzlich jegliches Recht der Bürger gegenüber dieſer Gewalt aufhebt, 
dag fle derſelben das Recht zugejteht, fie Beliebig ihres Eigentbumd, ihrer Kamilienrechte und 
durch völlige Verftoßung in gänzlihe Sflaverei jeder perjönlichen Freiheit zu berauben. Es 
können dagegen recht gut verfchiedene, in ihrem Kreiſe felbftändige Organe, verſchiedene phyſi— 
ſche Perfonen und Gorporationen ſich zu der einen moralifchen Perſon der Staatsregierung 
einigen. Sie können jedenfall® unter Herrſchaft des höhern Lebensprincips des Grundgeſetzes, 
der Vaterlanpsliebe und des Öffentlihen Nationalgeiftes zugleich wetteifernd und ſich wechſel— 
feitig begrenzen, zugleich aber doch auch ohne verderblice Anfeindung und Hemmung, vielmehr 
fid) gegenfeitig unterftügend, harmonisch zufammenwirfen. So nun jeben wir ed 3.8. in Gng= 
land und Nordamerika, wo ftatt einer türfifchen Barbarei und Auflöfung friſche Lebenskraft, 
freie Harmonie und ftets ſteigende Macht und entgegentreten. Und doch hat bier nicht einmal, 
was Hugo („Naturrecht“, $.384) abfolut fordert, fir den Fall des Streits ver Gewalten eine die 
unumfchränfte Entſcheidung, ebenjo wenig als im lebendigen Körper enva das eine der prei Sy— 
fteme. Sogar den Bürgern — um von dem Parlamente, von den einzelnen Bundesregierungen 
und von den Geſchworenengerichten gar nicht einmal zu reden — ſogar den Unterthanen legen 
diefe Berfaffungen nie fElavifche UInterwerfungspflicht auf, jondern geben ihmen gegen den Bruch 
weientlihen Verfaſſungsrechts ausprüdlich ein Widerftandsrecht und bleiben frei von türfiichen 
Einpdrungen. So jpottet das wahre Leben all dieſer theoretifhen Abiolutheiten und mecha— 
niſchen Berechnungen, 

Und in der That, möchten doch alle, welche von einer nothwendigen abjoluten und unwider— 
ſtehlichen Gewalt und Entſcheidung eines einzelnen Inhabers der Staatsgewalt oder aud des 
volf3jouveränen Stimmenmehrheitöbefchluffes theoretiſtren, ed ſich Mar machen, daß ſie ih mit 
der Geſchichte aller wirklich freien und conftitutionellen Staaten und, fofern auch fie eine mahre 
rechtliche Freiheit wünfchen und über die Willkür fegen, mit ſich felbft im offenbaren Widerſpruch 
befinden. Sie begründen und organifiren ja eine abfolute, eine bespotifche Gewalt. Entweder 
man begründet abfolute höchfte Entſcheidung und Gewalt eines einzelnen Organs und alsdann 
auch unvermeidlihe Empörungen gegen fie; oder man muß eine nicht abfolute, eine wirkſam 
begrenzte, alſo nicht unmwiderftehliche und mehr oder minder getheilte Gewalt begründen. 

Entweder man räumt einer einzelnen höchſten unwiderſtehlichen Gewalt, fobald fie will, 
auch die despotiſche Ausübung derfelben ein und läßt, fofern man nicht völlig blinden ſtlavi— 
hen Gehorfam gegen fie, gegen den tyranniichen Umfturz alfer rechtlihen Berfaffung zu Recht 
erheben kann oder will, als einzige Schugivehr gegen fie nur die rohe Revolution... Älsdann 
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aber ift doch wiederum das Abfolute, Ummiderftehliche aufgehoben, ja gewiſſermaßen die rohefte 
alfer Bolfsfouseränetäten unvermeidlid hervorgerufen. Und freilich mußten die liberalen Anz 
bänger diefer falſchen mechaniſchen Staatstheorie eines phyſiſchen und mechaniſchen Abſolutis— 
mus — und gegen ſie müſſen wir hier faſt noch mehr als gegen die ſervilen kämpfen — in einer 
misverſtandenen Volksſouveränetät, in einer fat regelmäßigen Revolutionirung den Erſatz 
einer weilen, allen Abjolutismus wirffam ausſchließenden Staatsorganifation ſuchen. Schon 
aber die neuefte Geſchichte von Sranfreih und von Sübamerifa könnte über die Wirkung einer 
ſolchen Volksſouveränetät für die wahre Freiheit belehren. 

Oder man will feinem einzelnen Organ eine Gewalt zum Umſturz der Freiheit und Ver: 
faffung, zum Despotismus einräumen. Alsdann muß man die Gewalt weder blog Durch leere 
Borte und fromme Münfche noch durd die rohe Nevolutionirung, fondern dur wirffame Be- 
grenzung, durch eine organifirte geieglide Gegenwirfung gegen Grenzüberſchreitung be: 
isränfen. Dan muß eine gewiſſe Vertheilung, ein gewifles Oleihagewict der Organe und Sy— 
Reme und ihrer Wirkſamkeit im politifhen Körper begründen, wie ein foldes im phyſiſchen 
Organismus befteht, alfo freilich nimmermehr ein blos mehanifches, fondern ebenfalld ein auf 
organiihe Weife wirfendes. Und diefes und nichts Anderes ift eben ver legte Grundgedanfe 
alter freien, aller conftitgtionellen VBerfaffungen. Denn wahre, wirfiame Beſchränkung, 
Theilung oder Miſchung der politiihen Gewalten find weientlic eins und daffelbe. Eins ohne 
dad andere ift gar nicht denkbar. Nie aber — ſoweit die Menfchengeihichte gebt — beſtanden 
oder dauerten weder Freiheit und Recht noch Kraft und Eultur bei den Völfern da, wo alle 
Gewalt grenzenlos und höchſtens nur durch leere Wünſche und Worte beichränft in einer einzi— 
gen Hand logen, wo alles von jeder augenbliclichen wechſelnden Laune und Leidenſchaft oder 
irrigen Richtung einzigen Willens, ja auch felbit von einer einzigen demokratiſchen oder arifto= 
kratiſchen Verfammlung abhing. Die Aufgabe, ſtets dem Rechte zu huldigen, auch da, wo es 
nicht wirffam vertheidigt werden kann, die Berluhung, durch eigene Irrthümer und Neigungen, 
sollend& aber durch verderbliche geheime Einwirkung anderer (ſ. Camarilla) über die Verfaſſung 
binausgeführt zu werden, da, wo derſelben feine jelbfländige organifirte Vertheidigungskraft 
sur Seite flebt: ſie find zu groß für ſchwache Menihen. Bon wahrhaft conflitutionellen Ein: 
sihtungen, von einer wirffamen Verantwortlichkeit ver Miniiter z. B. und von der nur dadurch 
mögliben Heiligfeit oder völligen Unverlegbarfeit des Fürften Fanıı vollends ohne Abſonderung 
und Selbſtändigkeit jener drei Bunctionen gar nicht Die Rede fein. Daher aud das Haller'ſche 
Soſtem He nicht kennt. (S. unten VI.) 

Sest man dieſer Theilung aber die Gefahren der Gollifion und des Widerftreits bei dem 
Mangel einer fteten höchſten Entſcheidung entgegen, jo kann man erwidern: auch im phyſiſchen 
Organismus bat fein Syſtem diefe abſolute höchſte Entſcheidung über die andern. Die geſunde 
böbere Lebenskraft erhält die Harmonie. Iſt aber ein Staatskörper weife organifirt und die 
Lebenskraft eines tüchtigen Nationalgeiftes, einer wahren Rechts- und Verfaſſungsachtung, die 
über alten politiſchen Gemalten ftchen muß, einer wahren Vaterlands- und Freibeitsliebe noch 
fräftig, fo wird aud das Staatäleben ſich gefund erhalten und ebenfalld einzelne Störungen 
obne Auflöfung beilend vermitteln oder ausſcheiden. Dann werden, wie Montesquieu richtig 
bemerft, Die drei Gewalten, weil fie eben geben müffen und allein nicht geben fönnen, vereinigt 
geben, ſowie jie ed in England, Amerika, Schweden wirklich thun. Fehlt aber die weile Orga— 
ntjation und die gefunde Lebenskraft, nun dann hilft auch jene Einheit abfoluter Gewalt nichts. 
Sie zerftört vielmehr, wie einft in Rom, wie in der Türfei, alles höhere und freiere Leben 
und vermebrt nur die Krankheit durch Despotismus, Empörungen und Abfall, abfolute und 
verderblide Theilungen treten dann ein. j 

Nur alio bei weifer Sonderung und felbftändiger Ausbildung und Begrenzung ber polis 
tiſchen Gewalten ift überhaupt Freiheit und höheres Fräftiges Leben und gelunde @inheit der 
Bölker zu hoffen. Es gehört in der That jenes deutſche unpraftifche, ja oft phantaſtiſche und 
'Swärnterifche Iheoretifiren dazu, für das gefellihaftlihe Leben ſchwacher irdiſcher Menſchen 
ſelche Geſetze, wie jene unmiderftehliche abjolute höchſte Gewalt und Entſcheidung eines ein— 
einen Organs als vernünftig hinzuftellen, Gefege, die jo wenig den irdiſchen Grundbedin— 
gungen entiprehen, daß fie geradezu das Gegentheil von demjenigen wirklich hervorbringen 
müflen, was man bezweckte; Gefege, die nur vernünftig wären, wenn Menſchen und wenigftend 
die Regierenven Engel oder göttliche Bhilofophen wären. Man begeht dabei den Behler, die 
Abfolurbeit einer fogenannten reinen Nechtöidee mit den ſtets relativen und unvolllommenen 
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menſchlichen Organen ihrer Verwirflihung zu verwechfeln. Man überfab bier ebenfalls wieder 
die wahren Lebendgefege des Staatskörpers (j. I, XXXVIL fg.). Und fo forderte man theils 
eine träumeriiche, theils eine mechaniſche höchſte Gewalt und Einigung, ftatt der lebendigen und 
moralifchen, ftatt jener höhern Lebenskraft und wahrhaften weifen Organifation des Staats. 

Dieje legtere nun wird allerdings auch einem der drei Hauptorgane, und zwar ihrer Natur 
nad dem regierenden oder ausübenden, vorzugsweiſe eine gewiſſe äußere Directorial:, Central— 
oder Vereinigungsfraft und die Nepräfentation der Ginheit ded Ganzen zugeftehen müſſen. 
Die ausübende Gewalt ift namlich weit entfernt, Die untergeordnete Stellung eines bloßen 
Dienerd der gejeggebenden Gewalt einzunehmen, welche derjelben jelbit Kant ſowie Rouffeau 
bei ihrer jhranfenlofen abjoluten Volfsfonveränetät dev gefeggebenden Verſammlung beilegen; 
vielmehr fteht, und dieſes erfennen auch ſelbſt Die amerikaniſchen Nepublifaner entſchieden an, 
über allen Gewalten das höchſte Rechts- und Verfaſſungsgeſetz. Und diejes oder den verfaf- 
fungsmäßigen Staatszweck bat die höchite ausübende, vollziebende, oder beſſer die regierende 
Gewalt zu verwirklichen und zwar allerdings mit Heiligbaltung der Gefege, die aber nicht ohne 
ihre Zuftimmung und ebenfalld mit Unterordnung unter die VBerfaffung gegeben wurden, ſo— 
wie mit Achtung der ebenfall$ verfaljungsmäfigen richterlichen Entiheidungen der einzelnen 
entitandenen Rechtsſtreitigkeiten. Sowie alfo diefes regierende Organ innerhalb jener Grenzen 
im innern wie im äußern Verhältniſſe des Staatslebens ſtets den jedesmaligen befondern in: 
dividuellen Umftänden und Bedürfniſſen wie den Gefegen gemäß die befonvern Ihätigfeiten 
und Einrichtungen zur Vollziehung der verfaffungsmäßigen Staatszwecke wählen, anoronen 
und leiten muß, fo mag es audy die nicht bleibend verfammelten gejeggebenden Kammern und 
die Wähler zu ihrer Bildung zufammenberufen, die beſchloſſenen Geſetze, mit feiner Sanction 
verfehen, öffentlich verfünden und auch durch Organifation der Gerichte nach dem Geſetz, durch 
Ernennung der Richter, ja auch durch Vollziehung ihrer Grfenntniffe, verbunden mit dem Recht 
der Begnadigung, das Zufammenwirfen der geſetzgeberiſchen und richterliben Thätigfeit mit 
der regierenden für den Staatszwed veranlaffen und äußerlich dirigiren und jelbft mit feinem 
Namen ins Xebens treten laffen. Es mag endlih aud) Hierdurch und durch gerichtliche Anklage 
und Verfolgung der wichtigern Verfaſſungs- und Geſetz- und Gerichtöverlegungen im Innern 
ſowie durch Vollziehung aller Nechte und Zwecke des Staats nah außen überall die Staats: 
einheit vepräfentiren und erhalten. Es mag fo in ihm vorzugsweije die moraliihe Würde und 
Majeität des Ganzen widerftrablen, Ja will man in diefem Sinne der Perfönlichfeit dieſes 
Organs allein dieſe Ehre der fouveränen Majeftät und Majeftätögewalt beilegen und ihm zur 
Verſtärkung dieſer moralifhen Kraft wie der moraliichen Staatdeinheit ununterbrocene oder 
erblidre Dauer verleihen, und will man deshalb in dem angedeuteten Sinne die wechſelnden 
Drgane der beiden andern Hauptfunctionen, der Geſetzgebung und des Nichtens, von dieſer per: 
ſönlichen Souveränetätsehre ausſchließen, obgleich Die oberften Gerichte in Frankreich ausorüd: 
lid) Cours souveraines heißen, fo ift gerade dann, wenn die verfallungsmäßige Selbſtändigkeit 
und Unabhängigkeit jener Functionen und der Gorporationen für fie verbürgt ift, dagegen 
nichts zu jagen. 

Nur aber muß wirflich, fowie in allen wahrhaft conflitutionellen Staaten, alle Ginigungs= 
gewalt des Regierungsorgans blos in den joeben bezeichneten Nechten und in einem moralifchen 
Einfluß, nicht in einer allgemeinen höchſten und unwiderſtehlichen Entſcheidungsgewalt be— 
jtehen, und es darf diefed Organ niemals rehtögültig und wirffam die andern Hauptzweige 
ihrer Function und ihrer Selbſtändigkeit, ihres jelbjtändigen inappellablen, ebenfalls in höch— 
fter Inftanz auszuübenden Rechts berauben und parüber beliebig verfügen oder ihre Bunctionen 
etwa felbjt ausüben. So ift ed nun 3.2. anerfannt in Gngland. Und fo ſprechen auch die 
deutfhen Bundes- und Landeögefege der Negierung das Recht ab, durch Gabinetöjuftiz über die 
Rechtſprechung, durch Machtſpruch über die ftändiihen, verfaſſungsmäßigen Rechte zu ver: 
fügen. Sie begründen fogar bei Hemmung der vichterlihen Hülfe durch die unabhängigen 
Berichte den Unterthanen einen Necurs an ven Bundestag und haben für den Fall einer Colli— 
fion zwiſchen dem Regierungs: und dem ftändiichen Recht ebenfalls, ftatt einer höchſten Re: 
gierungsentiheidung, den Ständen das Recht der Anklage der Minifter oder der erften Organe 
der Regierung vor felbjtändigem Gericht und das Recht einer organifirten, gegenfeitig gleichen 
fhiensrichterlihen Entſcheidung, ähnli wie jie zwiſchen den ſouveränen Regierungen jelbfi 
ftattfindet, angeorpnet. Kurz fie erkennen die verfaflungsmäßige Unabhängigkeit der Stände 
oder ded Parlaments und der Gerichte an. _ Bei einem Volke, wo dieſes nicht der Fall wäre, 
wo vielmehr die Negierung jene obenerwähnten abjoluten Rechte hätte, wo man etwa das 
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Weſen einer monarchiſchen Regierungsform ſo gänzlich falſch auffaßte, da wäre Abſolutismus 
oder Despotismus, nicht aber wahre verfaſſungsmäßige oder conſtitutionelle Freiheit, nicht 
geſichertes Recht der Bürger grundgefeglih. Wo dagegen Recht und Freiheit auf die angegebene 
Weiſe grundgefeglih anerkannt und gefichert find, ob mıan da von Theilung und von Trennung 
der Gewalten oder blos von verfaflungsmäßiger Form oder von Beſchränkung und von Mit: 
wirkung in der Ausübung, oder von gefonderten politifhen Functionen rede, das ift alsdann 
in der That unmwefentlih. Es ift entweder nur ein Streit der Worte und die Verneinung der 
Gewaltstrennung bezieht fi nur auf jenes moralifhe Gewicht der ganzen Souveränetäts- und 
Majeftätschre für den Erbmonarhen und auf jene obige erbmonarchiſche Direction‘, Vereini: 
gung und Repräfentation der Staatdgemalten. 

Durd das Bisherige und den Bli auf die Gefchichte befeitigt fich denn auch vollftändig die 
meitere dritte @inwendung oder Die Furcht, die bisherige Theorie widerſpreche ſchon ihrem all: 
gemeinen Weſen nad) der monarchiſchen Regierungsform. Sie widerſpräche ihr nur alddann, 
wenn man entweder die legtere fälſchlich zu einer despotiſchen Verfaffung herabiegen, oder wenn 
man in jene Theorie etwas, was ihr fremd ift, hineinlegen wollte. 

Übrigens bilden jene allgemeinen Directorial- und Ginigungsrechte des regierenden ober 
vollziehenden Organs und jene darangefnüpfte vorzugsweiſe Würde, welche die Engländer 
zum Theil als Prärogative der Krone bezeichnen, Feine von der fouveränen Vollziebung oder 
Regierung in dem oben aufgeftellten richtigen Sinne wefentlih verſchiedene und vierte politifche 
Gewalt. Sie bilden fein beſonderes pouvoir royal oder regulateur oder moderateur, nad) 
den Ausprüden von Benjamin Conftant und Lanjuinais. Ebenſo ift die fogenannte admini— 
ftrative und executive Gewalt für die Minifter und die Bollziehbungsbeamten nur Beftandtheil 
der allgemeinen vollziehenden Gewalt. 

Sollten nun wol, zumal gegenüber der Wirflichkeit und den wohlthätigen Wirkungen 
unferer Abtheilung in England und. Nordamerifa, noch ſolche Einwendungen etwas beveu- 
ten wie die, fie fei ſelbſt logiih unmöglich, nicht beſtimmt, nicht umfaſſend genug, das Rich: 
ten fei 3. B. Unterabtheilung der Vollziehung und felbft Feine Gewalt? Wer wein, ob zuletzt 
die (trihotomishe) Eintheilung des phyftichen Organismus in feine drei Hauptſyſteme logiſch 
ift, ob Feind derjelben zum Unterglied einer zuerft zweitheiligen Hauptabtheilung gemacht wer: 
den könnte! So aber wie ie, fo find auch die drei Hauptfunctionen der Staatägewalt wirflic 
vorhanden in ihrer erkennbaren Verſchiedenheit und Wichtigkeit. Sicher fann man aud mit 
demjelben Redyt, mit welchen man für das vernünftige, für das logifche Schließen ſelbſt drei 
Haupttheile des Syllogismus nebeneinander ftellt, für das vernünftige politiſche Wirfen deſſen 
drei formelle Hauptbeftandtbeile nebeneinander ſtellen: das Negieren nämlich als das Ergrei— 
ten aller befondern Mittel, um den verfaſſungsmäßigen Staatszweck nach den jevesmaligen Bes: 
dürfnifien des Lebens zu verwirklichen; dad Geſetzgeben ald das verfallungsinäßige Feitfegen 
der allgemeinen Rechtsregeln für alle Benwirflibung der Staatszwede ſowol durd die Re— 
gierung wie durch vie Bürger; und endlich das Richten als die bei entjtandenem Streit über das 
Verhältniß ſolcher Ihätigkeiten zu den Nechtöregeln durch unparteiifche dritte bewirkte recht— 
lihe VBermittelung. Diejes Richten untericheidet ih Ginlänglic von dem Negieren und Geſetz— 
geben, obgleich es ebenſo wie jene beiden ſelbſt zulegt nur zur Verwirklichung des Staatszwecks 
geihiebt. Gine Gewalt könnte es in Verbindung mit richterliger Vollziehung ebenfo gut ges 
nannt werben als die Gefeßgebung. Aber wir verftehen bier unter Gewalt überhaupt nur die 
verfaſſungsmäßige moralifch = politiiche Gewalt der öffentlichen Befugniß zu der felbftändigen 
Ausübung der befondern politifchen Function und zur Rechtsforderung, daß die Bürger fie anz 
erkennen und ihr fich unterorpnen,. Selbft die Negierungsgewalt verftehen wir zunächſt nur in 
diefem Sinne. Aud ihr, welcher die Bürger immer aufs neue durch ihre Vertreter die Steuern 
und Truppen verwilligen und fie dann leiften, entfteht ja die phyſiſche Gewalt ebenfalls erſt aus 
jener Achtung und Unterordnung der Bürger. 

Auch erfhöpfend ift die Gintheilung, nur muß man fie einestheils beſchränken auf die all: 
gemeine höchſte politifhe Gewalt, ſodaß alfo die Verwaltung der Nechtökreife der Bürger 
und ihrer Vereine, alfo z. B. die kirchlichen Geſellſchaftsrechte, die Wahlrechte und die Munici— 
palrechte der Bürger von ſelbſt ausgeſchloſſen bleiben. Anderntheils ift e8 überhaupt nur eine 
formelle Gintbeilung oder bezieht fih nur auf die allgemeine Art und Meife aller politifchen 
Thätigkeit ver höchſten Gewalt für alle befondern materiellen Staatszwecke, Wohlſtand, Bil: 
dung u. ſ. w. Auch von diefen materiellen Hoheitsrechten wollen wir hier die Abtheilungen 
nicht geben und jie nicht mit der Abtheilung ver formellen Hoheitsrechte verwechſeln. 
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Zuletzt wirft man dieſer Vertheilung der politiſchen Gewalt noch vor, ſie ſei unwirkſam; 
auch trotz derſelben beſtehe noch die Möglichkeit despotiſcher Freiheitsvernichtung durch despo— 
tiſches Regieren, Geſetzgeben und Vollziehen. Nun, dieſe Möglichkeit iſt freilich in dieſer un— 
vollkommenen Welt keineswegs zu leugnen. Aber zieht man denn etwa nicht mit Recht der Or— 
ganiſation einer Schnecke, einer Auſter die menſchliche Organiſation vor, obgleich doch auch in 
dieſer letzten ein Verſinken in Thierheit und frühzeitiger Tod möglich ſind? Gewiß aber iſt es 
doch, daß einzelne Verblendungen oder Leidenſchaften leichter verfaſſungswidrige Geſetze, Re— 
gierungshandlungen und Richterſprüche bewirken werden, wenn dieſelbe Perſon die Geſetze 
geben, regieren und auch richten kann, als wenn dieſe Functionen unter verſchiedene moraliſche 
Berfonen vertheilt find, die nicht denfelben Ginfeitigfeiten und Leidenjhaften und wenigſtens 
nicht in deimfelben Momente und nicht in Beziehung auf denjelben Gegenjtaud untertban und 
welche im Gegentheil dafür interefjit find, ſich gegenfeitig zu bewachen und verfaff ſungswidrige 
Übergriffe wirkungslos zu machen. Gewiß iſt e8 doc, daß ed überhaupt der Freiheit, der fveien 
vielfeitigen höheren Entwidelung, dem Reichthum und der Kraft des Lebens höchſt förderlich, 
ja notbwendig ift, fir verfchiedene Hauptaufgaben möglichſt entiprechend audgebilveie ſelbſtän— 
dige Organe zu befigen. Wie jehr gerade für die Regierung, die Gefepgebung und Nichter: 
gewalt fo verfchiedenartige, wie fie z. B. England befigt, entſprechend find, dieſes bat ſchon 
Montesquieu vortrefflih ausgeführt, und die Erfahrung beitätigt ihn hier befonders jeden Tag. 
Und wahrlich, fo natürlid; ift diefe Abtheilung und Einrichtung, daß, wenn wir heute ein großes 
wichtiges Geſellſchaftsverhältniß eingingen, wir fiher ein Dirertorium im Sinne jener Pte: 
gierung gründen, vie Öefeggebung aber den Verſammlungen der Geſellſchaftöglieder over ihrer 
Stellvertreter überlaffen und für entftehende Streitigkeiten, insbejondere auch für Die zwiſchen 
jenen Vertretern und den Directoren, möglihft unparteiifche Vermittler oder Richter aufiuchen 
würden. Somol für eine verftändige Iheilung der Arbeit wie für eine wohlthätige Sicherung 
gegen felbjtfüchtigen eigenwilligen Gewaltmisbrauch läßt ich gar feine weientlichere, durchgrei: 
fendere Sauptabtheilung der höchſten politiichen Gewalt venfen ald die der Regierung, der Ge: 
feßgebung und des Richtens. 

Insbeſondere aber — und darauf kommt ed und hier zunächſt an — ift diefe Abfonderung 
und jelbftändige befondere Organifation ganz wejentlih für die Aufgabe des Nidters, für die 
möglichſt rubige, unvarteiifche und gründliche Prüfung des rechtlichen Verhältniſſes aller be: 
fondern Wirffamfeit der Regierung und der Bürger für die Staatszwecke zu den allgemeinen 
Rechtögeſetzen. Cine ſolche Prürung und Entiheidung it weder von der regierenden noch von 
der gefeggebenden Behörde, welche beide in dem entjtandenen Streit durch ihre bejondern Auf— 
gaben und Thätigkeiten und die für fie nothwendigen Gejihröpunfte und Gewohnheiten des 
Verfahrens jtetö mehr oder minder betbeiligt oder befangen find und wenigſtens von jener par: 
teiloien gründlichen Prüfung abgezogen werden, nimmermehr fo ſicher zu erwarten ald von be: 
ſondern unparteiiſchen und von jenen beiden andern Staatögewalten unabhängigen dritten. 
Auf vie möglihft unparteiifche und richtige, oder auf Die möglihft gerechte Entſcheidung ihrer 
Nechtöftreitigfeiten aber haben alle Bürger gerade den heiligiten, den unabweisbarſten Rechts: 
anfprud. 

IV. Geſchichtliche und poſitivrechtliche Beſtätigung. Gben dieſe tief in der 
Natur der Sache liegenten, bald dunfler, bald klarer erfannten Bedürfniſſe haben denn nicht 
blos die freieften und die am meijten politiih fortgeidhrittenen heutigen Staaten, namentlich 
alle conftitutionellen, zu einer mehr oder minder vollftändigen Theilung jener drei politifchen 
Hauptfunctionen und insbeſondere zur Bildung unabhängiger Gerichte und zur Ausſchließung 
aller Regierungs- oder Cabinetsjuſtiz beftimmt. Nein, die Anfänge diefer politiſchen Weis: 
heit zeigen fich ſchon ſehr früh. Sie zeigen fih indem Mage, als die Freiheit und höbere po— 
litiſche Bultur ihre Herrſchaft behaupteten, als felbftändige, feite öffentlibe und Privatredte 
auch der Gewalt gegenüber anerfanut wurden. Denn freilid, wo diefes nicht der Fall ifi, alle 
für die despotiſche Furchtherrſchaft oder für die auf blindem Glauben bevubende ıheofratiiche 
Prieſtermacht, welche letztere nur zu oft ben mange/nden oder den wankenden blinden Glauben 
durch despotifche Furchtmittel ergänzen muß, gilt dieſes nicht. Ihnen ift es vielmehr gänzlich 
entiprechend, daß der Despot und feine Satrapen und die erleuchteten priefterlihen Stellvertre: 
ter Gottes, wo es ihnen gutdünkt, ſelbſt und ohne lange unparteiiſche Prüfung fhnell richten. 
Vorzüglich müſſen fie durch ſchnelle und blutige Rache des durch jede Befebläverlegung felbft 
beleidigten Despoten die Beleidigung austilgen, die Furcht und den blinden Glauben lebendig 
erhalten. Anders aber, fobald wahres ſelbſtändiges Recht, wahre rechtliche Breiheit und Gleich— 
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heit der Bürger ald höchſtes Geſetz des Staats anerkannt werden und wo einige höhere Cultur 
erwacht! Zwar ift nichts gewöhnlicher, aber auch nichts irriger ald die Behauptung: bei den 
Griechen, Römern und alten Germanen feien die Könige zugleich die Geſetzgeber, Bollzieher 
und Richter geweien. Wenn die Könige ald Voriger aud im Gericht erſchienen, fo war doc, 
wie die Geſetzgebung, fo auch das eigentliche Richten Sache der Volksgemeinde oder eines in 
ihrer Mitte und unter ihrer höchſten Inftanz richtenden Ausſchuſſes. So war es bei den Griechen 
ſchon zu Homer's Zeiten !), und die forgfältige Bildung aller verichiedenartigen Gerichtshöfe 
in Atben und die Aufgabe des ehrwürdigiten, des Areopags, auf ihre unabhängige Rechts— 
pflege zu wachen, zeugen wenigſtens deutlich genug für den Grundfag und die Abſicht. Ähnlich 
war e3 bei ven Nönern. Von diejen erzählt uns Livius (1, 26) ſchon aus der älteften Zeit von 
einem ſolchen königlichen Bericht über den Schweitermord des Horatius. Zuerft aber ſprechen 
bier zwei Männer aus dem Volk das eigentliche Urtheil. Dieſes geht auf Tod, Horatius aber 
appellirt jogleih an die Volksgemeinde, und dieje fpricht ihm frei. Als vorzügliden Beweis 
des Despotlsmus des legten Königs Tarquinius, deſſen tyranniſche Herrſchaft aber die Nömer 
durch Nevolution abwarfen, erzählt dagegen Livius (I, 49), daß er, um Furcht zu erweden, 
jelbft und allein gerichtet babe. Bekanntlich wurde auch nachher in Kom, ald ver Vorjig der 
Gerichte auf die Gonfuln und dann auf bejondere Prätoren überging, das eigentliche Urtheil 
von den Richtern (judices) nad der Wahl der Barteien geiproden, und insbeſondere aud in 
ven Griminalgerichten (quaestiones) wurden die Richter entweder geradezu oder doch vermittelit 
Der ausgedehnteſten Verwerfungsbefugniß der zuerft durch das Los Bezeichneten mittelbar durch 
die Parteien beftimmt, ſodaß Cicero mit Stolz ausruft: „Niemand jollte, fo wollten e3 unjere 
Vorfahren, über die Ehre, ja nicht einmal über die geringfte Geldſache richten, über deſſen Wahl 
ſich nicht die Barteien vereinigt hatten.” 2) Die Ausfchüffe ver Bürger, die unter dem Vorſitz 
eines Staats beamten in Oriehenland und Rom in den befondern Gerichten über Criminal— 
ſachen richten, find in vieler Beziehung den engliichen Geſchworenengerichten ähnlich. Freilich 
war es eine Folge der vorzüglich Tpäter immer ſchrankenloſern und deöpotifhern Volksherrſchaft, 
welche aber auch Griechenlands und Roms Freiheit vernichtete, daß zum Theil die abſolut ge⸗ 
wordenen Velksverſammlungen ſelbſt über die Vergehen gegen das Volk richteten. Und die 
römiſchen Kaiſer, welche alle Gewalten und Ämter in ihrer Berfon vereinigten, übten ſowie 
aſiatiſche Desporen auch Gerichtöbarkeit aus. Aber jah wol au jemals die Welt einen zerſtören⸗ 
dern, einen abſchreckendern Despotismus? 
In Beziehung auf die Germanen ruft ſchon Montesquien bewundernd aus, die engliiche 
Verfaſſung mit ihren felbftändigen Gewalten jei in den deutichen Wäldern gefunden worden. 
Aber e3 jollte doch wenigſtens jet nad den Forſchungen von Savigny, Eichhorn, Grimm und 
Rogge 3) niemand mehr reden von einem Recht der deutſchen Fürften, richterliche Urtheile zu 
ſprechen. Die Gentgrafen, Gaugrafen, die Fürften oder Kaijer präafidirten wol den Volks: 
verfammiungen und den VBolfsgerichten, melde übrigens früher faft nur Schieddgeridhte waren 
(if. Eompofitionenfyftem); aber das Urtheil iiber dad Recht wie über die Thatſache ſprachen 
überall die Verſammlungen des Volks oder der Genoſſen, over aus ihrer Mitte und mit ihrer 
Einwilligung *) bald für kürzere, bald für längere Zeit erwählte Richter und insbeſondere bald 
jieben, bald zwölf folder Schöffen, melde bei Fremden ſogar womöglich aus ihren Landöleuten 
gewählt wurden. Darauf gründet ich noch das heutige englifhe Gejhworenengericht ‚de me- 
dietate linguae, fomwie au das engliſche Gefhworenengericht überhaupt zufammenbängt mit 
dem altgermaniſchen Genoſſengericht (judicium parium) und ſelbſt mit jenen Schöfien, die jo: 
aar ibon früber häufig Geſchworene genannt wurden.) Auch bei ſolchen bejondern Richtern 
oder Schöffen aber behielt felbit durch das ganze Mittelalter hindurdy und bis zur allmablihen 
Zerftörung der voltd= oder genoffenidaftlihen Gerichte durch die fremden Rechte und die ſtän— 


1) Ilias, 16, 387; 18, 497. Odyſſee, 1, 372; 2, 50, 69; 16, 376, 387; 24, 419. Hefiod, Theo⸗ 
gonie, 86, 89. Werfe und Tage, 28, 185, 231, 246. S. Tittmann, Griechiſche Staatsverfailungen, 
©. 65 fg. —— 

2) Pro Cluentio, 43; In Verr., 1, 6, Pro Muraena, 23; Pro Planc., 15, 17; Asc. Paedian. in 
Verr., Il, 1817; Sigonius de Judic., II, 27; 1. auch L. 1, D. de judiciis. 

3) Savigny, Gaͤchichte des Römischen Rechts, I, 155 fg., 197; Eichhorn, Staats: und Rechtes 
geichichte, $$. 14, 27, 74, 75, 164, 165, 303, 381; Grimm, Rechtsalterthümer, ©. 745 fg., ©. 768, 
182; Rogge, Gerichtswefen, S. 1 fg. Vgl. auch Mittermaier, Das deutfche Strafverfahren, 1, $. 14. 

4) Eligant totius populi consensu. Capitul., 829, bei Georgiſch, ©. 901. 

5) Grimm, ©. 785; Savigny, I, 216. 
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digen wiſſenſchaftlichen Beamtengerichte, doch anerkannt die Verſammlung des Volks oder der 
Genoſſen, der ſogenannte Ring oder Umſtand, noch immer das Recht richterlicher Zuſtimmung 
oder Verwerfung. Wenn alſo von einem Gericht der Fürſten oder Könige geſprochen wird, fo 
ift dabei — abgefehen von fauftrechtlihen oder despotiſchen Verlegungen des allgemeinen 
Rechts — ſtets nur an diefe äußere Präftvialgewalt zu denfen, während die Urtheile von den 
Genoffen oder von fieben Schöffen aus ihrer Mitte, namentlid bei den Gerichten über Fürſten 
oder Grafen, von den um den König verfammelten Großen gefproden wurben., So beweifen 
ed 3. B. aud von Karl den Großen ausdrüdlich die gerichtlichen Urkunden jelbft. ©) 

Auch auf die in der feudalen PBrivatabhängigfeit ſtehenden Perſonen dehnte ih der wohl⸗ 
thätige allgemeine germaniſche Grundfag des Gerichts durch Genoffen, durd Gleiche (judi- 
cium parium), aus, Auch die altfranzöſiſchen wie die englifhen Gelege forderten für das 
Feudalgericht, daß es fei: suffisament garnie des pairs.?) Auch über alle feudalen Shüg- 
linge richteten bei ven Germanen, bei welchen felbft in der Bamilie, unter Vorſitz des Fa— 
milienvaterd, nur das Familiengeridht der Verwandten richtete 3), regelmäßig und von fauft: 
rechtlichen Verletzungen abgefehen, unter Vorſitz ded Schutzherrn oder feines Beamten die 
Genoflengerichte, über die Lehnsleute die Mannengerichte, über die Minifterialen die Hof: 
gerichte, über die hinterfäfligen Bauern und Leibeigenen die Meier: und Hubener= und 
Bauerngerichte. ?) 

Sp und nur durd die in diefem uralten Nationalrecht anerfannten höchſten Grundſätze 
war es dann erflärlih, daß feit der Gründung der ftändischen Gerichtähöfe von wiſſenſchaft— 
lichen Beamten und zuerft des Reichskammergerichts, die Reichs- und Landesverfaſſungsgeſetze 
und die Neichögerichte mit Nachdruck für die Unabhängigkeit ver Rechtspflege auch bei wieien 
Gerichten wachen. Es wird erflärlih, daß ſie außer der höchſten Begünftigung und unbe: 
ſchränkten Freiheit der Actenverfendung an abfolut unabhängige auswärtige Schöppenftühle 
oder Juriftenfacultäten (f. Aetenverfendung) nachdrücklichſt und felbft unter Strafanprobung 
für die Regierungen auf Erridtung felbitändiger Ober- und Untergerichte mit genügender 
Beiegung durd gehörig qualifieirte inamovibele unvarteiifche Richter dringen und alles Zu: 
gerichtjigen der Fürften und vollends jede eigentliche Cabinetsjuſtiz der Negierungen als Ver: 
faflungsverlegung verfolgen. 19%) Auch der Deutfche Bund, obgleich er fonit die Einmiſchung 
in bie innern Verhältniſſe zum Schutz der Verfaſſungsrechte deutſcher Bürger, feiner Natur 
nad, jo fehr jcheute, glaubte doc das Recht auf unabhängige Juſtiz und auf Ausſchließung 
aller Eabinetsjuftiz unter feinen ausprüdlichen befondern Schu nehmen zu müflen. Er that 
ed durch die Anerkennung der Norhwendigfeit der Begründung von drei völlig unabhängigen 
Zuftizinftanzen, ſodaß er fogar die Staaten unter 300000 Seelen zwingt, mit andern Staaten 
zur Bildung eines höchſten Gerichts fh zu vereinigen, damit diefes völlig unabhängig fein 
könne. Gr that es ferner durd die Geftattung eines Recurſes, welcher den Untertbanen gegen 
ihre Regierungen, wegen einer namentlich auch dur Gabinetseimwirfungen verzögerten over 
verweigerten ordentlichen Juftiz, unter der Zufage der Bewirkung unparteiifher Rechtshülfe, 
bei vem Bundestage eröffnet it. 4!) Und man erinnert ſich der wiederholten einftimmigen ftar: 
fen Erklärungen aller Bundesregierungen gegen die furhefitiche Negierung bei Grlegenbeit 
einer ſolchen Beſchwerde und insbejondere der Erflärung des Bundespräfiviumsd: „Die Bun— 
desverſammlung werde nie vergeffen, felbft bevrängter Unterthanen fih’anzunehmen und auch 
ihnen die Uberzeugung zu verfchaffen, daß Deutfchland nur darum mit ven Blute der Völler 
von fremden Jod befreit und die Känder ihrem rechtmäßigen Souverän zurüdtgegeben worden, 


6) Mareuif, 1, 25; Schöpflin, Alsatia illustr., 1, 51. 

7) S. Miyer, a. a. O., II, 395 fg. 

8) Tacitus Germ., 19, 20. 

9) ©. Eichborn, $. 303, und Urfunden bei Grimm, S. 750, 774, 778. Zu den ſchon oben (I, 308, 
310, 47 l, u. 11, 208) hierüber angeführten urfundlichen Belegen füge ich hier noch hinzu den Land— 
tagoſchluß von 1531 über die Bauern, Rechtes und Gerichtsorbnung der alten Marf Brandenburg, in 
den Jahrbüchern für Preußiſche Gedichte, Heft 89. Vgl. auch Eachfenfpiegel, I, 2; I, 55; Mt, 91, 
und Blackſtone, II, 18. 

10) Reichs-Kammergerichtsordnung von 1551, 8.1; R. D. A. von 1600, $.15;5 J. R. U., 88.108, 
109. Nash der Wahlcapitulation, XV, 1, XVI, 1, 8, mußten die Kaiſer befdhhwören, der ordentlichen 
Juſtiz ihren ungehemmten Lauf zu laſſen und denfelben allen NReichsuntertbanen zu ſchützen. S. auch 
Klüber, — Recht, $. 366 und 373. 

11) Bundesacte, Art. 12; Schlußacte, Art. 29 und 30; Mohl, Rechtepflege des Deutfchen Bun— 
des, S. 161 fg.; Klüber, Offentlicyes Recht, $$. 217 und 161. — 
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damit überall ein rechtlicher Zuſtand an die Stelle der Willkür treten möge.“ 12) Auch haben 
natürlich alle neuen Verfaſſungen die Unabhängigkeit der Gerichte und die Ausſchließung aller 
Cabinets juſtiz zu weſentlichen Verfaſſungsrechten erhoben. (Klüber, „Offentliches Recht“, F. 373.) 


V. Weitere Ausführung der anerkannten Rechtsgrundſätze über unab— 


hängige Rechtspflege und über Cabinetsjuſtiz. Die Grundſätze, die Abſichten und 
Geſinnungen waren alſo in Beziehung auf dieſe weſentliche Grundlage rechtlicher Freiheit aller— 
ſeits löblich und gut. Doch zeigte ſich beſonders auch hier die Neuheit in politiſcher Erfahrung 
und Bildung zur Zeit der Entwerfung und der häufig vertragsmäßigen Unterhandlungen der 
neuen Verfaſſungen. Sonſt hätte man nimmermehr glauben können, daß man in einem con: 
ftitutionellen Zuftande etwas nachlaſſen dürfe von der frühern Rechtsſicherung zu Zeiten des 
Reihe, während deren die ganz unabhängigen höchſten Reichsgerichte und jenes Palladium un- 
abhängiger Juftiz, die freie Actenverfendung, beftanden, zugleich aber überhaupt fein Nichter 
gegen jeinen Willen und ohne gerichtliches Urtheil von der Regierung entfegt, verfegt oder pen= 
fionirt werben durfte, fowie aud ohne Mitwirkung ver Stände die Gerichtöverfaffung nicht ge— 
ändert und ganze Gerichte nicht verfegt, ja häufig die Nichterftellen gar nicht einmal befegt wer— 
den fonnten, und wo fo, wie noch Beute in England, die Juftiz ſelbſt fonverän über ihre Com— 
petenz und aud gegen die Nechtöverlegungen durch die Verwaltung entihied. Ganz natürlich 
ift e8 freilich, daß die unvermeidlichen, an fich unſchädlichen Gegeuſätze mancher Regierungs— 
und ſtändiſchen Beitrebungen die Negierungen oder die Minifter in VBerfuhungen führen 
fönnen, auf die Gerichte einzumirfen, in Berfuhungen, die ohne conftitutionelles Reben gar 
nicht entfteben und die, wenn ihnen nachgegeben wird, zulegt ebenſo gefährlich für die Regie— 
rungen und für die Achtung und Unabhängigkeit der Rechtspflege, wie ververblich für die Bür— 
ger und die Freiheit werden müffen. Hätte man doch das große Borbild conftitutionellen Lebens 
in England ind Auge gefaßt! Hier betrachter man es, wie Feuerbach in der vortrefflihenSchrift : 
„&erichtöserfaffung eines conftitutionellen Staats, kann ſie durch bloße Verordnungen rechts— 
gültig geändert werden * (Nürnberg 1850) '?) ausführt, als zu dem Abe des conftitutionellen 
Staatsrechts gehörig, daß die Richter inamovibel, alfo aud nicht nad Regierungsbelieben ver: 
fegbar und penjionirbar find, daß feine Veränderung in der Gerichts- und gerichtlichen Ber: 
fahrungseinrichtung gemacht, vollends alfo nicht ganze Gerichte verfegt werben fönnen anders 
als durch Geſetze, welche mit Zuftimmung der Stände erlaffen wurden. 14) Die Richter entfchei: 
den über die Gültigkeit der Gefege und über apminiftrative Verlegungen. Es begründen end» 
lich die aus der Mitte der Bürger für jeden Proceß durch das Vertrauen der Angeflagten und 


der Regierung ausgewählten Geſchworenen neben den Staatsrihtern die höchſte Bürgichart 


wahrhaft unabhängiger Rechtspflege. Die Nation ift nad allen ihren langen Griahrungen 
zu der einftimmigen Überzeugung gefommen, daß Gefchworenengerichte und Brefifreiheit weit: 
aus Die wefentlichtten Grundlagen aller Freiheit feien. In England wahrte man, vorzüglich 
nachdem man vie furchtbaren Einflüſſe nicht ganz unabhängiger Gerihtshöfe, namentlidy ver 
beten Sternfanmer, Eennen gelernt hatte, die gerichtliche Unabhängigkeit fo eiferſüchtig, daß, 
als einft Jakob H. unter ven Zufchauern bei einem Gericht erfchien, der Bräftvent ihn bat: „Se. 
Majeität möge doch forgfältig den Ausdruck Ihres Geſichts bewaden, damit derfelbe den Rich- 
tern nicht Die Meinung des Königs über die Sache fund gebe.” In England würde man alfo 
auch nicht fo wie Gönner der Negierung erlauben, dem Gericht ihre Anfichten über einen Proceß 
zu eröffnen, um Unrecht zu verhindern. Doch haben diefes auch die beſſern deutichen Procef: 
ſualiſten (z. B. Orolman, $. 35) verworfen. Die Müller Arnold'ſche Sache aber ift Beweis 
genug, day auc der beite Wille nie größten Fürſten nr vor den unglücklichſten Misgriffen 
ſchützt, fobald jie in die Juſtiz eingreifen wollen. 

Die nothwendige Unabhängigkeit dev Rechtspflege ſchließt übrigens ſelbſt in England 
nicht aus, Daß ebenſo wie Die Geſetzgebung fo auch die Ausübung der Rechtspflege im Namen 
des Königs gefchehe, und daß ihm dad Begnadigungsrecht im mweitern Sinne des Worts zus 
ftebe, alio auch das Abolitionsrecht, das ihm mehrere der achtbarſten deutſchen Griminaliften, 


12 2) Brotofolfe d ec Bundesver); ammlung, 17. März 1817, $. 105. 

13) ©. auch Klüber, Öffentliches Recht, $. 366, und Mittermaier, Das deutfhe Strafverfahren, 
I, $. 251. 

14) Ueber die Nothwendi gfeit, das die Nichter nie ohne ihren Willen von der Negierung verfegt 
werden dürfen, ſelbſt nicht auf beffere Stellen, f. auch Tiritot, Science du publiciste, X, 262. 
Ein Penfioniren felbit wegen angeblicher Untüchtigfeit ohne gerichtliches Urtheil verbietet richtig auch 
die würtembergiſche Verfaſſung, 88. 46 u. 49; Mohl, a. a. D., ©. 207. 
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Tittmann, Mittermaier und andere, abjprechen (1. Begnadigung). Ebenfo Reht ver Negierung 
das Ernennungsrecht der Staatsrichter und die Oberaufjicht über die Gerichte zu. Sie darf 
auf vem Wege ver Kanvesgefeggebung die nöthigen Veränderungen der Gerichtsorganiſation 
und des Verfahrens für die zufünftig entftebenden Proceſſe bewirken. Sie darf ven Richter 
zur Ihätigfeit anbalten, im allgemeinen und felbft aud bei Gelegenheit von Beſchwerden über 
DBerzögerung und Verweigerung der Juftiz, dur einfache Förderungsbefehle (Promotoriales 
und Mandata de administranda justitia). Sie darf überhaupt ihre Amtsführung controliren, 
wozu jedoch geheime Berichte durchaus nicht zu empfehlen find, indem jie täufchen und die Un— 
abbängigfeit gefährden. Jede Pflichtverlegung darf fie gerichtlich verfolgen. 

Aber jie darf nie in Beziehung auf individuelle Brocefje weder unmittelbar auf ihre Ent: 
fheidung noch mittelbar durch Beftimmung der Schritte und der Formen ihrer Verhandlung 
einwirken. Sie darf dieſes insbeſondere aud nicht durch Beſtimmung eined andern ale des ge— 
feglich zuftändigen Gerichtd oder durch Veränderung deſſelben namentlih nicht durch Evoca— 
tionen oder Abforderungen ver Rechtsſachen an andere Gerichte oder durch Commiſſionen. Kür 
die Fälle, in welchen etwa dieſelben unentbehrlich find, 3. B. wenn dad ordentliche Gericht als 
beiheiligt over befangen in der Sache erfcheinen fann, oder wenn einzelne Handlungen entfernt 
vom Gerichtsorte vorzunehmen find u. j. w. muß die Vroceßgeſetzgebung diefelben zum vor: 
aus oder das höchſte Gericht fie beftimmen. Jede ſolche Einmiſchung der Negierung, namentlich 
auch des Juftigzminifterd (der durchaus nur Verwaltungs: oder Vollziehungsbeamter, nicht 
aber Richter ift), ift, wie gut fie auch gemeint fein möchte, Gabinetöjuftiz und verwerflihd. Was 
follte auch wol die durch eine ſolche Einmiſchung bewirkte Veränderung bedeuten? Warum 
würde man fie, trog ihrer Sehäfjigfeit, vornehmen, wenn man fie nicht auf irgendeine Weife 
für einflußreih auf den Ausgang des Brocejles bielte, wenn man mithin nicht dieſen, wenig: 
ftend mittelbar, durch Regierungdeinfluß beſtimmen und verändern wollte? Und wo bleibt 
irgendeine Örenze und irgendeine Sicherheit, daß man, ſobald einmal die heilige Schranke völ- 
liger Unabhängigkeit der Rechtspflege durchbrochen ift, nicht zum Außerſten fomme? Wenn 
jene Schranfe einmal gefallen ift, jo muß bald befangene Stimmung, bald felbft ver Glaube an 
pflichtmäßige politifche Vorſorge die Negierung gerade in Beziehung auf die gefährliciten Fälle 
weiter und weiter und bis zum Abgrund führen. 

Nur das ordentlide, das gefeglich zuftändige Gericht aber ift mein wirklicher, mein legiti= 
mer Richter. Jedes nicht zuftändige, namentlich die beliebig erwählte oder ernannte Com— 
miſſion, übt, falls ich nicht etwa einmwillige, nicht Gerichtsrecht, ſondern Gewaltthat gegen mich 
- aus. Nur ven gefegliben Verfahren bin ich gefeglih unterworfen, Nur die in ibm vom 
natürlichen Nichter zu Stande gebrachte Entſcheidung ift ein rechtsgültiges richterliches Urtheil. 
Und mit dem Beginn eines Rechtsſtreits babe ich ein wohlerworbenes Recht auf alle ſchützenden 
Procefeinrihtungen und gerichtlichen Handlungen nab den damals beftehenden Gejegen, ſo— 
weit irgend biefe Formen und Handlungen nur noch möglich find. Alles aber, was nicht in 
geieglicher Weiſe und Form zu Stande gebracht wurde, alfo jede Gabinetsjuftiz und das Ver: 
fahren und Die Entſcheidung, wofür fie wirkte, ift nichtig 15) und, wenn es gegen mid ohne 
meine Einwilligung gelrend gemacht werden foll, gar Feine Juftiz, jondern Juſtizmord, Gewalt: 
that. Sehr mit Recht jagte daher Marcoufii zu Franz I., als vieler bei gem Grabe des Mini— 
ſters Montaigu bevauerte, daß derjelbe durch die Auftiz ungeredyt zum Tode verurtbeilt worden : 
„Gnädigſter Fürſt! es geſchah nicht durch die Juſtiz; ed geſchah durch eine Commiſſion.“ 
Mohl („Staatsrecht von Würtemberg“, 1, 201 u. 203) jagt ſelbſt in Beziehung auf Urtbeile 
des Königs: „Von einem Unbefugten ausgeſprochen, iſt ein Urtheil völlig nichtig. Der dabei 
Betbeiligte braucht gar keine Rückſicht darauf zu nehmen und kann die gewaltſame Aufnötbigung 
auf jede Weiſe abwenden. Der Urtheilende ſelbſt aber hat die Verfaſſung verletzt. Die Ge— 
richte haben ohnedies ſich um ein ſolches ungeſetzliches Urtheil gar nicht zu bekümmern und den 
Fall, als wäre noch gar nichts in der Sache geſchehen, nad ihrer Anſicht zu entſcheiden. Gin 
rechtlicher Nachtheil kann in Feiner Beziehung aus jenem Befehl entſtehen. Wären die Ge: 
richte alle Inftangen hindurch feig und pflichtvergeflen genug, um ſich ein Urtheil Dictiren zu 
laſſen, jo bat der Beſchädigte fih an die Kanpftände, und wenn auch dieſe nicht helfen wollten 
oder könnten, an die deutſche Bundesverſammlung zu wenden, weldie legtere — im Noth— 
falle durch Executionsmaßregeln — die Regierung zur Gröffnung des freien Rechtsweges 


15) S. C.5, C. de legib., c. 22, X; De rescriptis, c. 64; De reg. jur. in 6to.; Mittermaier, 
Das deutjche Strafverfahren, $. 25, und Linde, Lehrbuch des Givilprocefies, $. 44. 
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anzubalten hat.“ Ganz vortrefflih und übereinftinunend mit jenen berühmten römiſchen Ge: 
fegen , welche alle die Rechtsgrundſätze verlegenven Faijerlichen Decrete und Edicte geradezu als 
unbedingt nichtig zu behandeln befehlen und allen Behörden ihre Anwendung verbieten 16), 
verordnete auch in der Füniglih preußiihen Allgemeinen Ordnung, die Berbeiferung des 
Juſtizweſens betreffend, von 21. Juni 1713, $.1(j. Mylius, „Corp. Const. March.”, I, 2, 
©. 519) Friedrich I.: „Daß Unfere Judicia und Commissiones lediglich die Juftiz, ald worauf 
fie geibmworen und beeidigt jein, zum Augenmerk haben follen, ohne an darwiderlaufende Ver: 
ordnungen, ald welche allezeit vor erſchlichen und mit diejer Unferer Willensmeinung ftreitend 
zu balten, im mindeiten fi zu kehren — maßen ihnen jolhe Verordnungen fo wenig, als 
Unſer etwa vorgeihügtes Intereffe zu feiner Entſchuldigung in diefem und jenem Leben dienen 
mag, und werden Wir, vergleichen ungegründeter Entſchuldigung ungeachtet, ſolche ungerechte 
Richter mit aller Strenge bejtrafen, wenn fie nehmlich überzeugt werden fönnen, daß fie mehr 
auf Unſer, alddann nichtiged und mit dem Nugen, der aus rechtichaffener Adminiftrirung 
der Juftiz entipringet, nicht zu vergleichendes Interefle, als auf die Juftiz und die Unſchuld, 
gott:, pflichtvergeſſener und gewiſſenloſer Weiſe ihr Abſehen gerichtet. Ja, Wir rufen jelbit 
den einzigen Herzendfündiger an, daß er die Thränen der Unſchuldigen, melde ſolche abſcheu— 
lie Proceduren ausprejlen mögen, allein auf deren Urbeber Kopf fommen laſſe!“ Bon Com: 
mifjtonen aber jagt das Project des Codicis Fridericiani, IV, 6,$. 1: „Die bisherigen Com- 
missiones jind nicht eine von den geringiten Landplagen Unſerer churmärkiihen Lande 
geweſen.“ Das ſchwediſche Nationalgrundgejeg von 1772, Art. XVI, bejtimmt darüber: 
„Alle Commiſſionen, Deputationen und außerordentliche Nichterftühle, fie feien vom Könige 
oder von den Ständen gejegt, jollen fünftig abgeſchafft fein, da jie nur zur Beförderung der 
Gewalt und Tyrannei dienen.“ 

Verbeſſert wird natürlih die Gabinetäjuftiz nicht, wenn mit Zuziehung rechtskundiger 
Verſonen, etwa des Jujtizminifters, in das Gabinet, oder wenn durch Überweiſung von wahren 
Juſtizſachen an Verwalrungsitellen, Domänenfanmern, Negierungen u. ſ. w. völlige Gabinets: 
inftanzen gebildet werden. Wenn dieſes vollends gerade in ſolchen Rechtsſachen geichieht, bei 
welden die Regierung bejonders- interefiirt ift, jo wird ſchon äußerlich an die Stelle unpar— 
teiiſchen Gerichtd über beftrittenes Recht parteiiiche Ubermacht, eigenmächtige Selbithülfe oder 
Selbſtrache geſetzt. So iſt es aber in der That bei unjerer neudeutſchen Adminiſtrativ— 
juftiz und Bolizeiftrafgewalt. Daffelbe it der Zall, wenn man Ausnahms-, Special: 
und Vrevotalgerichte bildet, um die ordentliche unabhängige Juftiiz zu umgehen. Mögen 
legitime Negierungen alles diefed revolutionären Schredensmännern, Ufurpatoren und Ip: 
rannen überlaffen! 

Gine blos verjchleierte, aber nicht die am wenigften verwerfliche und ebenfall$ nichtige 
Gabinetsjuftiz ift ed übrigend, wenn die Negierung durch neue Geſetze, indbefondere auch durch 
autbentijche Interpretationen (welche ald neue Acte der gejeggebenden Gewalt und, da fie ohne 
Rückſicht auf ihre wirkliche Ubereinitimmung mit dem frühern Gefeg gejeglich gelten, ſtets 
ſelbſt neue Gejege jind) und Durch den Befehl ihrer Rückwirkung bejtimmte erworbene Rechts: 
anfprüche zu zerftören und vie Proceile darüber zu ihren Gunſten zu entfcheiden ſucht. Dabei 
wird noch die geſetzgebende Gewalt zum Fallſtrick gebraucht und herabgewürbigt. Es wird dad 
erite Hecht auf Treu und Glauben, daß id nämlich auf die Gültigkeit der zur Zeit der Vor: 
nahme meiner Handlungen beitebenden Geſetze für die Beurtheilung diefer Handlungen muß 
rechnen dürfen, unwürdig verlegt. Eine unzuläſſige Beſchränkung der unabhängigen Richter: 
gewalt und häufig geradezu cite Cabinetsjuſtiz, jedenfalls das bequeme Mittel, fie nach Be: 
lieben auszuüben, ijt es auch, wenn die Negierung den Gerichten dad Recht entzieht, frei rich— 
terlih zu prüfen und zu entſcheiden, ob eine Verfügung ihrer Form und ihrem Inhalt nad) 
verfaſſungsmäßig ein wirkliches Gefep und nah der Staatdverfafjung rechtsgültig it, oder 
auch darüber zu enticheiden, was der wahre Inhalt aller der zur Entfheidung des Mechtsſtreits 
gehörigen Beſtimmungen, namentlih audy der Staatöverträge 17), fei. Zwar it allervings 
die richterliche Gewalt befhränft, fie vor allem au die Berfaffung und die verfaſſungsmäßigen 
Geſetze gebunden, aud der obenbezeihneten Negierungsdcontrole unterworfen. Und fie joll 
eine jernere Doppelt verfaffungsmäßige Schranfe ihrer Wirffamfeit eilig halten. Sie joll nie 


16) C. 4; C. de legib.; C.6, C. si contra jus; C. 16, De transact.; C. 7, De jur. et facti 
ignorant. i 
17) Bl. Klüber, Offentliches Recht, $. 373. 
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die Initiative ergreifen oder fie fol, wie man jagt, wefentlid paſſiv jein; fie joll mit andern 
Morten lediglich nur auf eine beftimmte vor ihr erhobene Klage wirkfam werben, nie gefeß: 
geberifch wirken. Iſt fie aber wirkfam geworben, alddann ift ihre Entſcheidung ftetö nur con⸗ 
eret, d.h. es hat jede ihrer Verfügungen eine wirklide unmittelbare Rechtskraft nur für den 
entihiedenen Fall. Sie gibt feine Geſetze und hebt Feine Geſetze auf. Aber über 
die rechrliche Natur und ven Inhalt aller Normen, die fie ald die vehtögültigen Entſcheidungs⸗ 
gründe ihres richterlichen Urtheils in dem von ihr zu entſcheidenden Rechtsſtreite ſoll geltend 
machen, muß fie eine unabhängige richterliche Prüfung und Entſcheidung haben, oder fie if 
nicht Gericht und nicht unabhängig. Und fie müßte indbefondere der Verfaffung Feine Achtung 
und feinen Gehorſam ſchuldig, diefe müßte überhaupt fogar von Rechts wegen irgendeiner 
Willkür regelmäßig preisgegeben fein, wenn irgendeine Behörde das Gericht zwingen könnte, 
verfalfungsbrücige Verfügungen mit vichterlicher Autorität ald verfaffungsmäßig und rebtd- 
gültig zu verwirklichen, oder einen Bürger, der über verlegted Necht klagt, ohne richterliche Ent: 
ſcheidung zurüczumeifen. Die Erfindung befonderer nichtrigterlicher Behörden für fogenannte 
Gompetenzconflicte, um die rihterlihe Gewalt ſtumm zu machen, ift ebenfalls nur eine 
Berfhleierung der Gabinetsjufti;. 

Noch gefährlicher und verderblicher als jede andere Gabinetejuftiz ift eine ferner im neuen 
Deutichland eingeführte und mehr und mehr ſich ausdehnende, kaum noch verjchleierte Cabinets— 
juftiz durch Ginwirkung der Regierung oder der Minifter auf die Gerichte vermittelft der Unter- 
grabung der richterlihen Unabhängigkeit. Drei Dinge benugt man hierzu: 1) neue Stantd- 
dieneredicte mit ihren meist beliebigen Penſionirungen und Berfegungen; 2) das immer 
willfürlichere Verfahren bei Anftellungen, Beförderungen und Befoldungen der Richter, wel: 
ches früher und anderwärtd an Mitwirkung der Stände, an fefte Regeln, Anciennetät gebunten 
war; 3) geheime Gonpuitenliften und Disciplinarftrafen. Es ift kaum nöthig hierin traurige 
Ginzelheiten der neuen Verordnungen und Mafregeln einzugehen. Wir wollen nur an vier 
Ausführungen erinnern. Fürs erfte an die oben citirte Feuerbach'ſche Schrift, dann an das 
böchft verbienftliche Buch „Die preußiſchen Richter und die Gefege vom 29. März 1844”, von 
H. Simon (zweite Auflage, Leipzig 1845); jodann an die Schrift „Geheime Inquiſition, 
Genfur und Gabinetsjuftiz im verderblihen Bunde”, von W. Schulz und K. Welder (Karle: 
ruhe 1844); endlih an die Begründung ber Motion des Abgeordneten Welder auf Ber: 
mwirflihung der Unabhängigkeit ver Gerichte, in der 97. Öffentlihen Sigung der badifchen 
Zweiten Kanımer, infolge deren die Kammer beinahe einftimmig beſchloß, um ein Geſetz zu bitten, 
„nach welchem die ald Richter angeftellten Beamten nur vermöge richterlihen Spruches gegen 
ihren Willen penſionirt und verfegt, entlajfen und entfeßt werden fünnen, die Größe ihres 
Gehalts aber und ihr Vorrücken zu höbern Gehalten durch Gefege beſtimmt feien“. In der 
That nur jo iſt die Befeitigung jener zweiten Art der verfchleierten Cabinetsjuſtiz möglih, die 
darin beftebr, daß die Negierung, um für gewilfe Proceffe die ihr wohlgefältigen Entſcheidun— 
gen zu bewirfen, die willfährigen Richter belohnt und befördert, die nicht willfährigen zurüd- 
oder zur Ruhe fegt, oder fie und vollends ganze Gerichte zur Strafe verfegt und zu dieſem 
Zweck die Gerichts- und Verfahrenseinrichtungen ändert. Verderblicher und graufamer gegen 
die unglüdlihen Verfolgten ift dieſes; denn eine offenbare Cabinetsjuſtiz gibt ſich ſchon durch 
ihre äußere Form als offene Gewaltthat. Sie gefährdet alfo den VBerurtbeilten nicht zu den 
übrigen Gütern auch noch das theuerfte, die Ehre, die Liebe und Achtung feiner Mitbürger, 
ſowie es jene hinterliftige Verfälſchung thut, weiche die parteiifhen Machtſprüche ala unpar— 
teiiſche richterliche Urtheile darzuſtellen ſucht. Für den Staat und die Freiheit und Die Regie: 
rung felbft ift aber dieſe binterliftige verfälfchende Gabinetsjuftiz in jever Weile ververblic. 
Sie macht vie ganze Juſtiz ſchlecht und wird gefährlih aud für den rechtlichſten Mann, der 
irgendeine mächtige Ungunſt auf fich zieht, ja vielleicht ald treuer, offener Areund von Wahr— 
heit und Recht und vom wahren Wohl feiner Negierung nur erworben zu haben ſcheint. Wo 
dergleichen der Negierung möglich ift, fann jie wenigftens, jobald fie will, in zweimal vierund: 
zwanzig Stunden ungleich gefährlichere und furchtbarere Werkzeuge der Tyrannei jich ſchaffen, 
als alle hohe Sternfammern, Prevotal- und Napoleoniſche Sperialgerihte, ja als die Leitres 
de cachet in Branfreid e8 jemald waren. Solde Einrichtung aber entzieht ven zu hinter: 
liftigem, verfälichten Werkzeug ver Mächtigen und mächtiger Keidenfchaften berabgewürdigten, 
ihrer würdigern Mitglieder und ihrer Unabhängigkeit beraubten, vielleicht mit unwürdigen, 
beftodhenen, verachteten Greaturen beiegten Gerichten das Vertrauen und die öffentliche Achtung. 
Sie gibt den beffern Bürgern mebr wie irgendetwas Anderes das Gefühl eines gedrückten, ge: 
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fübrlichen, despotiſchen Zuftandes und ſchwächt aljo ihre Anhänglichkeit an die Verfaſſung und 
die Regierung. Dieje leßtere, die durd die nun natürlib von allen Seiten allein noch laut 
werdenden Schmeichelreden getäufcht wird und welche vielleicht für den Augenbli Befreiung 
con manchen Unbequemlichleiten gewonnen bat, wird nur zu ſpät entweder im Mangel patrio: 
tiger Kraft und Begeijterung in der entfcheidenden Stunde der Noth, oder in der öffenlichen 
Demoralijation und Erfhlaffung die unbeilvolle Wirkung erkennen. Alle die VBerbüllungen, 
wodurd gewiſſenloſe Räthe oder Günſtlinge die wirkliche Gabinetsjuftiz dem Fürften und dem 
Volke zu verbergen ſuchen, durdfchauen die heutigen Völker fhnell genug. Die verfchleierte 
sie die unverjähleierte Gabinetsjuftiz find glei verhaßt und die Völker wilfen ed, daß alle 
terannifche Regierungen mit Verfälſchung der Juftiz begannen. Einzelne Bfifpiele ungeredhter 
richterlicher Maßregeln, welche vielleicht bei unterdrückter öffentlicher Mage darüber der Negent 
felbft gar nicht in ihrer wahren Geſtalt fennen lernt, machen auf alle würdigern nachdenkenden 
Männer einen größern Eindruck ald man glaubt und bewirfen vielleicht, wenn jie, bei endlich 
frei gewordener Stimme und bei verftummter Schmeichelvede, allgemein befannt werden, jeden= 
falls aber in der treuen Geihichte einen Eindruck, welchen erfahrungslofe, oberflächliche Den: 
Then nicht einmal für möglich halten. Und ganz befonders gilt diefes fiher in Deutſchland, wo 
bei vieler pedantiſcher Umbehülflichkeit doch der tiefe Sinn für Geredhtigfeit und öffentliche 
Moral, der Abicheu gegen Ungerechtigkeit und öffentiiche Unmoral, gottlob! noch nicht zerſtört 
And und, zur rechten Stunde angeiproden, Fräftig hervorbredien. So mögen denn alfo die 
Burger in Beziehung auf die verfaſſungsmäßige Begründung und VBerbürgung völlig unab: 
bängiger Rechtspflege dad Wort des ehrlichen Bladijtone (IV, 33) bevenfen: „Wahrlich, vie 
Kreibeit der Unterthanen beitebt nicht in der Gnade des Souveränd, ſondern vielmehr in der 
notbwendigen Beihränfung feiner Gewalt. Auch ift ed zu augenfällig, dag, wie Bofluet 
bemerfte, vor allem duch Misbraud und Verfälſchung ver Nechtäpflege eine Regierung die 
moraliide, legitime Grundlage ihrer Achtung zerjtört und zu Lift und Gewalt, wodurch fie 
ſelbſt die Unterthanen beherrſcht, auch diefe gegen fih herausfordert. Unabhängige Juftiz ift 
der Bürger legte Verſchanzung ihrer Sicherheit, die fie nur verzweifelnd verlaffen. Die Ad: 
tung diefes Deiligtbums bielt man bisher faft als Reng mit der Ehre und Würde legitimer 
Regierungen, 

vl. Die Vertheidiger der Gabineisjußiz, Borzüglih, um auch bei diefen wid: 
tigen Gegenftande, ſowie ſchon in der Lehre vom Adel (1, 180) die ganze Verfehrtbeit und 
Seichtigkeit, Die bodenlofe Sophiftif, die Rechts- und Geſchichtsverdrehung der ariſtokratiſch— 
ſervilen und despotiſchen Haller’fchen Schule zu veranſchaulichen, möge zuerſt auf ihre Verthei- 
digung der Gabinetsjuftiz hingewielen werben! 

Auch die Gerichtsbarkeit, namentlich auch Die Griminaljurispiction, find dem Hrn. von Haller 
(„Reftauration‘‘, 11, 222 fg.) ebenjo wie der Staat, bie Regierung, der Adel, durchaus feine 
nenſchlichen Inftitute, nicht mit freier Abſicht, viel weniger durd irgendein bürgerliches Uber: 
einfommen und Unterwerien begründet. Auch fie entjteben nach ibm, ebenfo wie Staat und 
Verfaſſung, wie Regierung und Adel und ihre Rechte, ganz von jelbft aus der natürlichen Ord— 
nung Gottes. „Die Geritöbarfeit geht ganz natürlicherweife aus der bloßen Hülfsanrufung 
des Schwächern bei dem Mächtigern hervor und it nichts weiter als die unparteiiſche Hülfs— 
leitung des Mächtigern. Beftrafung ift nichts Anderes als Veriheidigung oder Rache, für an: 
dere oder für fich felbit ausgeübt. Ihr Recht iſt unbegrenzt bis zur vollendeten Sicherheit, nur 
durch Gebote ver Menſchlichkeit und Klugheit temperirt. Civil: und Griminaljuriödietion find 
aber keineswegs ausſchließliche Majeftätsrechte. Vielmehr hat fie und übt fie und namentlich 
aud das Strafrecht noch heutzutage jeder Menſch aus, felbft das unmündige Kind, überhaupt 
aber jeder Stärfere gegen den Schwädern, der Vater gegen die Kinder, der Obere gegen die 
Untergebenen, der Lehrer gegen die Schüler, die Hausherren gegen die Diener, die Handels: 
leute, Fabrifanten und Handwerker gegen ihre Arbeiter, die Gutsherren gegen ihre Outsunter: 
gebenen. Sie befigen dieſe Gerihtsbarfeit und Straigewalt und üben diejelbe aus, joweit ihre 
Macht reiht, joweit fie ed ohne fremde Hülfe mit Sicherheit thun fönnen und wollen. Auch 
können nicht blos die Beleidigten ſich rächen, fondern es fünnen überhaupt die Streitenden, 
wenn jie ed wollen, noch heute, ftatt Höhere Hülfe anzurufen, ihre Streitigkeiten durch Kampf 
ausmachen, da ja die Mächtigern, die Herren nicht dabei interefjirt find, daß ihre Hilfe anges 
rufen wird. Als Mächtigere haben denn auch ganz von felbft von jeber alle Fürften dieſe Civil— 
und Griminaljurispiction und zwar, wie ſich ebenfalld von ſelbſt verfteht, auch in eigener Sache, 
in Berjon und durd ihre Beamten, deren Urtheile fie corrigiven und umändern,, die ſie beliebig 
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entfegen Fönnen, ſowie fie auch die Juftiz als freie Wohlthat oft ganz verweigern dürfen. Sie 
handeln nicht einmal flug, wenn fie das Richterrecht ganz abgeben und ſich die Hände binven. 
Cabinetsjuſtiz ift jo gut ald andere Juftiz, wenn ſie nur Juftiz iſt. Jeder Menſch richtet in 
eigener Sache foweit er kann. Von dem Fürften unabhängige Gerichte find verwerflih, weil 
fie die Idee von einer Unterwürfigfeit des Fürften und von einer Souveränetät der Gerichte er: 
weder. Und weni der Fürft ed ald Regel anerkennt, jelbft aud nur in Givilfahen den Aus— 
ſprüchen ver@erichte ji zu unterwerfen, jo ift er nicht mehr Fürft, oder inconfequent, Vollents 
aber bei Staatöverbrechen von den Gerichten die Entfheidung abhängig zu machen, hieße den 
Zürften ver Selbftvertheidigung berauben, ihn zum Sklaven und Spielwerf feiner vielleicht 
mitverihmworenen Gerichte mahen. Wenn dagegen die Fürften ſelbſt Verbrechen oder Miffe: 
thaten gegen ihre Untertbanen ausüben, fo kann es diefen legtern niemand übel nehmen, wenn 
auch ite jene ihre natürlihen Rechte ver Selbitwertbeivigung und Selbſtvollziehung gegen ihre 
Bürften gebrauchen. Gine förnliche Gerichtsbarkeit kann ed nur infofern nicht genannt werben, 
als es ihnen an Macht fehlt (infofern alfo, als es ihnen noch nicht geglüdt ift, nad ver Haller’: 
fhen natürlichen Orbnung Gottes felbft fürftliche Würde over das natürliche Glücksgut ver Un: 
abhängigfeit gegen ihre Fürften, welchen Sr. von Haller auch weder allgemeines Heerfolge— 
noch Beiteuerungsrecht zuſteht, für ji zu gewinnen). „So mar es in der ganzen Geſchichte zu 
allen Zeiten und bei allen Völkern. Nur erjt die beillofen Sophiſten tinferer neuern Zeit haben 
nad) ihrer Chimäre von dem Eünftlih: bürgerlichen Zuftand alle diefe natürlichen Rechtsgrund— 
jäge geleugnet und (z. B. jene unentbehrlichen Nechte fürftlicher Gabinetöjuftig oder die Patri— 
monialjuftiz) beſtritten.“ 

Auch hier alfo vernichtet dieſe unglücdlichfte aller Vertheidigungen der Adels- und Füriten: 
vechte, diefe die Keudalanardie und Despotie noch überbietende Neftauration, wicht der Staats— 
wiſſenſchaft, ſondern des Fauſtrechts, ebenfo wie in Beziehung auf den Staat, den Adel u. T. m., 
die wejentlichen Begriffe der juriftiichen und politifchen Inftitute, wie jie bei allen eiwilifirten 
Nationen in ihren wirflihen Staatsvereinen begründet wurden. Sie vermifcht diefelben gänz: 
lich mit generifch verfchiedenen, ſcheinbar ähnlichen Verhältniffen oder mit den äußerlichen Ver— 
anlaffungsgründen oder Motiven derfelben. Auch hier wird die ganze Geichichte Freier und 
eipilifirter Völker und Staaten todt geſchlagen. Nur die Zeiten der fauſtrechtlichen Anarchie sor 
und außer und neben den wirfliben Staaten und ihre Trümmer gelten den Shwärmern für 
das Junkerthum der Feudalzeit — wenn nicht Mackhiavelliften für etwas noch Schlimmeres — 
und höchſtens etiwa noch die despotiſchen Zuftände aſiatiſcher Horden oder Vriefterfürften. Mur 
aus ihnen werben die Begriffe und Mufter für unfere Inftitute entlehnt. Mer könnte nun da 
ernſtlich beweiſen wollen, daß Civil- und Griminaljurisvdietion im Kreife wahrer Rechts- une 
Stautsverhältniffe etwas ganz Anderes ift ald jede andere Hülfßleiftung oder ald eine Selbit- 
vache eines Stärfern, als väterliches Schutz- und Erziehungsreht. Wer möchte alle die uns 
richtigen, dunfeln, halben Begrifie nachweiſen wollen und alfe vie Widerſprüche, die auch bier 
wie bei faft allen Anhängern diejer Theorie auf der folgenden Seite wieder umfloßen,, was Die 
vorhergehende als Grunpfteine bezeichnete? Aus dem Hülfsanruf ver Schwächern entitanvene 
unparteiiihe Hülfsleiftung des Mächtigern ſoll die Gerichtsbarkeit fein und ein wahres Rett 
und Nedtöverhältnig, und doch hat ſie der Fürſt wie der Gutsherr zur Selbſtrache in eigener 
Sache und unbegrenzt, und doch bat fie jeder Mächtigere, alfo auch gegen den Fürften die durch 
Lit oder Gewalt mächtigere Faction, „ſoweit fie Eöunen und wollen”. In folder Weiſe be: 
iigen fie die mächtigen Parteihäupter, welche durch natürliche Übermacht ganz von ſelbſt und 
nad) dev natürlihen Ordnung Gottes — freilich nicht nach den Belegen des jo jehr verworfenen 
fünftlih-bürgerlichen Zuftandes — legitime Richter werben und das Glücksgut ſouveräner 
Herrihaft und Regierung erwerben. Und foldhe Theorie Fonnte im weſentlichen, auch in Be— 
ziehung auf die Gabinetsjuftiz, eine große Partei eines Staats zu der ihrigen maden und fant 
anpreifen, deſſen Fürſten fo energiich ihre Erfahrungen von ver Gefährlichkeit, von der abſo— 
luten Verwerflichkeit und Rechtswidrigkeit aller Cabinetsjuſtiz und auch die von der Schädlich⸗ 
feit und Staatswidrigkeit der Patrimonialjuftiz ausſprachen, deſſen Regierung und Bürger fc 
oft den vorzüglichften Nechtötitel zum patriotifchen Stolz darin fuchten, „daß fle in ganz vor: 
züglihem Maße jenes Palladium after gefitteten Völker, eine völlig unabhängige Rechtspflege, 
heilig Hielten und bewahrten“. 

Gefährlicher als dieſe Vertheidiger der Gabinetsjuftiz find diejenigen, welche fogar aus 
angeblich conftitutionellen Gründen die obenberüßrten verſchiedenen Arten der Cabinets juſttʒ 
oder der Beſchränkungen unabhängiger Richtergewalt als nothwendig empfehlen, ohne welche 
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in England die VBerfaffung umd die Größe und Blüte des Staats jd vortreffli gedeihen, welche 

aber leider in Deutfchland immermehr überhanpnehmen. In Wahrheit ftammen diefelben 

natürlich nicht aus conftitutionellen Brincipien und aus Achtung und Liebe der conftitutionellen 

Rerfaflung. Sie ſtammen vielmehr umgekehrt aus der Zeit ded Rheinbundes und aus der 

Ipätern dentſchen Reactionszeit, feit 1819, wo man geradezu die Verheißungen und die bereits 
gewährten freien Repräfentativverfaffungen wieder zerftören oder nad) dem Vorbild der Politik 
von Napoleon und Ludwig Philipp durch fürftlihe und Beamtenwillfür und durch Corruption 
zur Öffentlichen Lüge zu machen ftrebte. 

Die Beihränfungen der Fürften durch die Verfaffungen waren ſehr unvollfommene Wieder 
berſtellung der frühern deutihen Volkörechte. Sie verbieten entweder nur an ſich verwerfliches 
Unrecht, welches ein guter Fürſt niemals wollen kann, wie namentlih die Sicherung gegen 
willfürlihe Verhaftung oder gegen willkürliche Wahrheitsunterdrückung, vder fie fuchen, wie 
vie Zuftimmung der Volkövertreter zu den Staatögejegen, um zum gleihmäßigen Wohl für 
Fürft und Volk möglichit wechielleitig gute Berathung und Wahrung aller Staatöinterefien zu 
bewirken, und an der Stelle verderbliher Einflüffe von Günftlingen, Hofleuten, Intriguanten 
ven ſahkundigern treuern Rath der vertrauenswürdigſten tüchtigften Männer aller Klaffen ver 

Staardbürger zu jegen. Der gute Fürft fann dabei nur gewinnen. So wie ein Friedrid) der 
rose jelbft und allein dieje ſchwierigſten, wichtigſten Dinge zu beitimmen, dieſes ift ja unter 
Taufenden von Fürften faum einer im Stanve. Hat er aber wirklich größere Fähigkeit und Ein— 
iht und Staatöweisheit, jo hat er dur das große Übergewicht feiner Stellung und den red: 
lihen Gebrauch aller feiner Regierungsmittel und Nechte fiher den Einfluß, das wirflih Gute 
durhzuführen. Er wird alfo durch die Öffentliche Berathung der Sache im ganzen Lande nur 
volltommenere Erfenntniß des wirflic Heilfamen und die Mittel der beften Durdführung ge: 
winnen. Soll nun wol ald Entſchädigung für ſolchen angeblihen Berluft des Negenten 
durd die conftirutionelle Berfallung zu des Landes und zu feinem eigenen Schaden die Un— 
abbäangigkfeit der Juftiz zerftört werden? Weil denn doch eine ſolche Forderung gar zu einfältig 
Ningt, ſo behauptet man, um ſich jelbit und jedenfalls andere zu täufchen, die conftitutionelle 
Berantwortlichfeit ver Minifter fordere, daß der Minifter, um für die ganze Staatöverwaltung 
und die Handlungen aller Beamten verantwortlich gemacht werden zu können, überall müffe 
durhgreifen dürfen. Gin Blick auf das conftitutionelle Mufterland jollte diefe thörichte Rede 
verftummmen madhen. Nirgends iſt die Minifterveranmvortlichfeit ausgebildeter und größer ald 
in England. Nirgends zugleich die Juſtiz unabhängiger, das Recht der Bürger gegen alle 
Arten von Verwaltungs: und Negierungsdeingriffe geichügter und namentlih auch durch 
söllig unabhängige richterlihe Hülfe verbürgter als in England. Ja nirgends find, abgejehen 
von der völligen Unabiegbarfeit der richterlihen Beamten und der abjoluten Selbſtändigkeit 
der Shwurgerichte, jogar die übrigen Beamten gegen minifterielle Abjegung und Verlegungen 
geihügter. Dieſes hat neuerlih Gneiß in jeinem vortrefflihen Werke über die englijche Ver: 
waltung gründlich und anjhaulid dargethan. Eine verhältnißmäßig jehr geringe Anzahl be: 
fimmter Beamten erhalten und verlieren, ald unmittelbar mit den jedesmaligen minifteriellen 
Softem verbunden, ihre Stellen mit dem jedesmaligen Minifterium. Die übrigen jind, außer 
bei wirflichem Vergeben und erwiejener gänzliher Unfähigkeit, dur die flaatlihe Objervanz 
und den verfaflungsmäßigen und parlamentariſchen Schuß gegen jede Willfür auf ihren Stellen 
geihüsgter als bei ung felbft die Richter. Wegen umverdienter, durch minifterielles Belieben 
verhängter Entlaffung felbft eines Nachtwächters risfirt ein Minifter die unangenehmften par= 
lamentarifhen Angriffe und Verhandlungen. Auf mittelbare Weile, durch Entſchädigungs— 
auflagen, faben wir noch neulich ſelbſt gerichtliche Hülfe für einen untern Gefängnißbeamten 
eintreten. Und dieſes alles ift ohne Ververb, ja zum Vortheil für die Verwaltung und ohne 
alles Hindernif durch die Minifterverantwortlichfeit möglich, weil ed ja klar ift, daß der Mini- 
ter wirffih moraliſch und rechtlich nur für eigene ſchuldvolle Vernachläſſigung feiner rechtlichen 
Pllichten verantiwortlich gemacht werden fann, alfo nicht für die von ihm nicht verſchuldete Ver: 
legung eines Beamten, nicht dafür, daß er ihn nicht vorher verlegend entfernte oder gar in ben 
gefeglichen Gang der Gerichte eingriff. 

Ganz etwas Anderes aber freilicy verlangt jene unglückſelige Beftrebung , eine verfaffungs: 
midrige despotiſche Willfür und Gabinetd= oder Hofregierung, trog bed Parlaments und der 
serfaffungsmäßigen Schranfen und mit der täuſchenden Lüge einer conftitutionellen Regierung, 
durch zuführen. Da muß die von Ludwig Philipp beſchworene Charte verite, welche vie Juli— 
revolution erobern wollte und nach des neuen Königs feierlihen Erklärungen und Eiden gefichert 
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zu haben ſchien, zur Lüge gemadt, da muß hinter vem Nüden der conftitutionellen Minifter 
nit dem Auslande unterhandelt und aud der andere nationale Ehrengrundjag, die Noninter- 
vention, ber Heiligen Allianz preiögegeben und die Barlamentswahl und das Parlament jo 
corrumpirt werden, daß nun jede unvolksmäßige ververblidye Negierungsmaßregel ſcheinbar 
als von der Nation gebilligt durchgeführt werden fann ; von jenen beiden erften treulofen Ver— 
legungen bis zu den ſpaniſchen Heirathen, und bis dann endlich, nach zehn vergeblihen Emeuten 
und Mordverſuchen, ver öffentliche Unwille und Die öffentliche Verachtung zum Durchbruch kom— 
men und den Thron umſtürzen ann. Dazu nun, für die Durhführung ſolchen ververblidhen 
Syſtems, find auch alle jene Untergrabungen des unabhängigen gerichtlihen Rechtsſchutzes, 
dazu find in Wirklichkeit die Cabinetsbeeinfluſſungen ver Auftiz und die Gabinetöinftanzen, Die 
Inftitute der Adminiſtrativ- und Polizei- und Disciplinarjuftiz und der Gompetenzronflicte, 
die Willkür bei Anftellung, Beförderung, Verſetzung und Entlaffung der Richter ganz vor: 
treffliche, oft unentbehrliche Mitte. Aber wenn jelbit vie wahrhaft jeltenen Gaben eines Ludwig 
Philipp, wenn felbit die jonft fo großen Wohltbaten feiner Negierung den Haß und die Ver— 
ahtung gegen jein Corruptions- und Lügenſyſtem nicht zu unterdrüden vermodten, jo möchten 
die Nachtheile und Gefahren dieſes Syſtems doppelt bedenklich wirfen bei minder Eugen Re— 
gierungen und jevenfalld doppelt vie arnıjeligen Vortbeile überwiegen, welche dieſes Syſtem, 
welche die Gorruption der Juftiz, die Entweihung dieſes größten deutſchen Heiligtbums deut— 
fhen Fürften begründen könnte, Welder. 
Cachet, lettres de. (Tyranniſche Breibeitsberaubungen.) Der Ausorud 
Lettres de cachet, oder auch Lettres closes, bezeichnete in Frankreich im allgemeinen, im 
Gegenſatze gegen Die Lettres patentes, diejenigen Ausfertigungen Füniglicher Befehle, welche 
nicht, ſowie die legtern, ald offene, feierlichere Urkunden mit dem großen Staatsjiegel unter: 
jiegelt und von einem Minifter contrajignirt aus der königlichen Staatöfanzlei auögingen, 
welche vielmehr in unfeierlicherer Form auögefertigt, mit dem Fleinern königlichen Siegel ver: 
ſchloſſen und blos vom König unterzeichnet waren, Es waren alfo Gabinetdordres im Gegenfag 
gegen die fürmlihern Staatöregierungsbejhlüffe. Insbeſondere aber waren ed die Befehle 
jener Geheimregierung, welche die franzöſiſchen Könige unter dem Ginfluß von der Gamarilla, 
den Günjtlingen, Beichtvätern, Maitreſſen und Höflingen, außer und über allen Zweigen der 
Öffentlichen Regierung, insbeſondere auch der öffentlichen Polizei und Juſtizgewalt, förmlich 
organijirt hatten. Vorzugsweiſe verfteht man die geheimen Verbhaftöbefehle darunter, wodurch 
Staatöangehörige aller Stände, ohne irgendeine Unterfuhung und Form Rechtens und obne 
Angabe eines Grundes, auf längere oder fürzere, gewöhnlich auf unbeitimmte Zeit in die Ba— 
ftilte zu Paris oder in Gefängniffe ver Provinz und zwar zuweilen ſelbſt in ſcheußliche unter= 
irdiſche Köcher eingeferfert wurden. Man fchreibt ihre Erfindung dem unter dem Garvinal 
Nichelieu jo berüchtigten Pater Jofeph zu. Sie wurden den Miniftern, ven Maitreifen und 
Günftlingen häufig al$ cartes blanches, oder nur mit der königlichen Unterfchrift verjeben, 
übergeben, ſodaß fie beliebige Namen und Beftimmungen bineinjegen konnten. Ja ſie wurden 
fogar zum Gegenftand des Verkaufs gemacht. Sie bildeten aljo in jeder Beziehung die ſcheuß— 
lihfte Art der Gabinetsjuftiz. Wir können uns daher auf diefen Artifel jowie auf die Art. 
Baſtille und Befchlagnahme beziehen. Freilih mögen aud) anderwärts an den Höfen ganz 
abjoluterXegierungen mande einzelne und auch geheime Berlegungen der Freiheit dem Syſteme 
der Sucht und der pafjiven Unterwerfung oder auch der Rachſucht ver Mächtigen dienen. Aber 
zu einer ſolchen förmlichen Ausbildung und ſcheußlichen Organifation famen fie doch im neuern 
Europa nur in dem Staate, der endlich durch eine furdtbare Revolution ſich davon befreite. 
In ihren ganzen Lichte find diefe Einrichtungen dargeftellt in Linguet's „Memoires sur la Ba- 
stille‘ (Xondon 1783} und Mirabeau's „Des lettres de cachet et des prisons d'état“ (1782). 
Sowie alled Schändliche in der Welt, fo hat man aud) die Leitres de cachet zu vertheidigeg 
geſucht, insbejondere auch als ein Mittel, wodurch Väter gegen ihre Söhne, und der Regent 
gegen Beamte und Mitglieder vornehmer Stände, ohne Zerftörung ihrer Ehre und ohne ver- 
derbliches Aergerniß und Skandal, wohlthätige Strafen und Befferungsmittel hätten zur An— 
wendung bringen können. Aber es bedarf wol kaum einer ernftlihen Wiverlegung folder 
Gründe. Wohl verdient eine Verftärfung der väterlichen Autorität und Gewalt alle Berüd: 
fihtigung ; aber nichts wird die allgemeine Gefahr und vie vechtlofe Willkür geheimer Verbaf: 
tungen einem Volke, dad auch nur eine Idee von Achtung des Rechts und der Freiheit hat, an= 
nehmbar machen. Ärgerniß und Sfandal aber werben durch die Unwürbigfeiten felbft, die man 
indeß in den verborbenen Zeiten ber frühern franzöſiſchen Könige wenig fcheute, begründet, nicht 
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aber durch gerechte Disciplinar⸗ und andere Strafen, welche fie vielmehr ſoweit möglich wieder 
audtilgen. Darin haben freilich diejenigen, welche die Lotires de oachet vertheidigen oder doch 
entihulbigen, vet, dan ed auf den Namen nicht anfommt, welcher nun einmal bei die ſer Art 
ver Cabinets juſtiz im voraus allgemeinen Abicheu erwedt, und daß ed ohne diefen Namen oft 
gleich große. Berlegungen aller Freiheit und Sicherheit der Bürger durch Regierungseinfluß auf 
die Juſtiz gibt. Solches wäre z. B. allerdings der Fall, wenn man die Gerichte. abhängig mas 
Gen und dann unter der Form eines: Griminalproceiied verbaßte oder verdächtige Berfonen 
jahrelang in geheimem Verhaft laffen und zulegt vielleicht, um das Veriahren zu entſchuldigen, 
wenigſtens einigermaßen ſchuldig oder verdächtig erflären, oder nur von der Inftanz losſprechen 
und danıı unter dem Nauen von. Sicherbeitfmaßregeln vielleicht aufs neue fefthalten laffen 
wolite. Dieſes wäre ſogar noch viel ſchlimmer und. verderblicher als die Lettres de cachet, welche 
dech wenigitend die Juſtiz micht hinterliſtig verfälſchten, die Gerichte nicht beſtachen und ent= 
wurbigten umd bie Ehre der Mishandelten nicht angriffen. Aber kann daburd wol der ganze 
serdiente Abſcheu gegen die Lettres de cnchet mit Grund bekämpft werden? Jeder Freund der 
Serehtigkeit und jeines Bolfs wie feiner Regierung muß vielmebr beides befämpfen, wenn es 
ım großen ober auch. nur im kleinen irgendwo ſich zeigen jollte. Bei dem Fortſchritt ver Freiheit 
und Ginilifation in Frankreich und Guropa find Die verfchiedenen Arten tyranniſcher Freibeits: 
berausung zur Sicherung oder zur. Rache, welche in verichiedener Geitalt und unter verſchie— 
denemı Namen ftattfanden, die altfranzöjiihen, auch jonft wol. vordemmenden geheimen Ber: 
baftungen, die neufranzöſiſchen Deportationen, die ruſſiſchen Iransportationen nah Sibirien, 
die oͤſterreichiſchen nach ver Wilitärgrenge oder in Öfterreihiichen Militärdienft, allerdings felte- 
ner gemorden, Doc leider noch nicht überall gänzlich. verihwunden. Bon Fraukreich find jeit 
dem befaunien Sicherheitsgeſetz vielfache, abſichtlich der Offentlichkeit möglihft entzogene Nach— 
richten und Gerüchte dem eritaunten, zum Theil jchadenfroben Europa zu Obren gefommen. 
Von Oſterreich meldete neuliß aus Galizien jelbft die „Allgemeine Zeitung‘ von vielen Ber: 
baftungen mit: möglichit geheimen Unterſuchungen ohne Actuarien und: von natürlich nicht ges 
tihtlihen Ginweifungen in den Militärbienit, ſodaß man ſich ganz in die Metternich ſche Des— 
votie verjegt glauben fonnte. Doch müſſen wir zu Gunſten des neuen Staatsſyſtemg und der 
zebobenen Ehre des Militiritandes Diele angeblichen Tbatiachen, auch troß der für Oſterreich 
vartetiichen Duelle, immer noch bezweifeln. Jedenfalls paſſen jte zur beutigen Gultur nicht 
west. Sie würden jelbjt weniger Sicherung durch angeblih wohlthätigen Schreden , als ver: 
derbliche VBermebrung des von den Madicalen verbreiteten Hafles und Misſtrauens gegen die 
monarchiſche Stantäregierung verbreiten. Der erfte Ehrenpunkt eiviliſirter Negierungen, das we— 
ſeatlich ſte Gut Der Staatsbürger ift perſönliche Sicherheit. Ihre willfürlihe und. tyranniſche 
Berrihtung. gefährdet jo offenbar die Heiligfeit und Sicherheit. der beitebenden Verfaſſungen 
und Regierungen, daß jedes weitere Wort über dieſen Gegenſtand überflüſſig oder erfolglos 
jein muß. Melder. 
Calhoun (John Caldwell), einer der hervorragenditen amerifanifhen Staatsmänner 
der jüngern Beriode, der Bater „der heutigen Demokratie‘, ward, mütterlichers und väterlicher- 
ſeits von Irländern abſtammend, am 18. März 1782 im Diftriete Abbeville im Staate Süd— 
carolina geboren, mo fein. Bater Patrick ſich jeit 1756 miedergelaflen hatte. Aufwachſend im 
Genuß der weitejten perſönlichen Freiheit, genährt mit Grinnerungenan die Kämpfe, welche jeine 
Familie während des Freiheitskrieges niit Inpianern und Tories zubeftchen hatte, trat John mit 
Trab entwidelten Geiftesanlagen in. jeinem dreizehnten Jahre in die Schule feines Schwagers, 
eines Geiſtlichen, und verihlang in deilen Bibliothrf:mit ungemeiner Wißbegierde alle geſchicht⸗ 
lichen Werke, ſodaß feine Geſundheit infolge des Nachtwachens litt und feine Mutter ihn bald 
wieder nach Haufe rufen mußte. Gr lebte jegt vier Jahre lang auf der väterlichen Pflanzung 
und date ſelbſt Pilanzer zu werden, bid er auf Anrathen eines ältern Bruders ſich für das 
Rechtsſtudium entſchied und ihm in Dale College, im Staate Gonnecticut, mit ſolchem Eifer 
oblag, daß er bereits im Jahre 1804 graduirt wurde, Bei feinem Austritt wählte er für feine 
Abſchiedsrede das Thema: „‚Die einem tüchtigen Staatsmanne unentbehrlichen Eigenſchaften.“ 
Nachdem er noch. die Rechtsſchule in Litchfield befucht und in Gharledton ſich in der Prarid aus— 
gebildet. hatte, ließ ew-fich in feiner Heimat ald Anwalt nieder. Den jungen Apvocaten warf 
tinige Jahre ſpäter eine engliſche Gewaltthat, der befaunte Angriff ded Leopard auf die Fregatte 
Gheäapeafe , in die politiſche Laufbahn. Die Beſchlüſſe, die er für eine in Abbeville abgehaltene 
Volksve rſammlung entwarf, verjhafften ihm einen Sig in der Legislatur feined Staats, und im 
Staatsseriton. IE 18 
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Herbft des Jahres 1816 erſchien er zum erften male ald Repräfentant im Capitol zu Waſhington 
Die erfte Sigung des zwölften Congreſſes ift unter dem Namen ber Kriegäftgung befannt ; e8 war 
dies die Periode der englifhen Alleinherrichaft auf dem Meere, der faft täglichen Berlegungen 
der amerikanischen Neutralität dur Großbritannien. E. eröffnete feine parlamentarische Thätig- 
feit als der beredtefte und feurigfte Redner für ven Krieg und half deſſen Erflärung gegen Eng- 
land wirflih durchſetzen. Er ward in Anerkennung ſeines Scharfblids in der auswärtigen 
Bolitik jofort in das dafür beftimmte — damals wihtigfte Gomite des Hauſes gewählt und 
bald deſſen Vorſitzender. 

Unerſchütterlich tämpfte er nad Napoleon's Ball für die Fortſetzung des Krieges trotz der 
maritimen Übermacht Englands und ver Oppofition einer großen Partei des eigenen Landes. 
Der Erfolg rechtfertigte jeine Vorausſicht. Auch nah Beendigung der Feindjeligkeiten nahm er 
thätigen und einflußreihen Antheil an all ven großen Kragen, die aus dem Übergange vom 
Kriege zum Frieden erwuchſen. So ſprach er jich, um die Übel des faft überall geftörten Credits 
ſoviel ald möglich zu mildern, zu Gunſten einer Bereindftaatenbanf aus und ıumterflügte das 
Geſetz, welches die Annahme der Noten jeder Bank verbot, welche zu ihrer Sicherung fein Gold 
und Silber hatte. Ebenjo war er damals für „innere Verbeilerungen‘, die feitden von der 
demofratifchen Bartei für inconftitutionell erflärt ſind. 

Kurz nad dem Amtsantritt des Präfiventen Monroe übernahm GE. das von diefem ibm 
angebotene Kriegäminifterium (December, 1817). Died Departement war ihn: zwar in allen 
Details unbefannt; er arbeitete fih aber mit ſolchem Glück hinein und entfaltete ein ſolches Talent 
für Reformen, daß er ungeachtet einer durchgehenden Berbeilerung des gefammten Heerweſens 
der Bunvesfaffe noch immer über eine Million Doll. jährlich eriparte. Er ftand dieſem Amte 
länger als jieben Jahre vor und verbeflerte und vereinfachte während dieſer Zeit nicht allein feine 
verſchiedenen Zweige, jondern regulirte auch die damit verbundenen Branchen, wie Mepicinal: 
weſen der Armee, Indianerangelegenheiten u. ſ. mw. Sein größtes Verdienft in diefer Stellung 
beitand in der Ordnung und in den Erſparniſſen, die er überall einführte. Sein Bureau: 
reglement ift noch heute in Kraft, und der einzelne Soldat, der im Durchſchnitt 451 Doll. 
per Jahr bei C.'s Übernahme des Minifteriums Foftete, brauchte während feiner Amtszeit nur 
287 Doll., ohne daß er fhlehrter gehalten wurde. Beim Ablauf von Monroe's zmeitem 
Amisterminwar C.'s Anſehen ald Politiker bereit® jo groß, daß er vom Staate Bennfnl- 
vanien ald Präfidentihaftscandivat aufgeftellt wurde. Um aber die Ungewißheit nicht noch 
zu vergröhern — es waren anfänglich außer ihm noch fünf Gandidaten, fpäter drei im Felde — 
zog E. jeinen Namen zurüd; er wurde darauf mit einer bedeutenden Majorität zum Vice: 
präjidenten gewählt und nahm als folder am 4. März 1825 feinen Sig im Senat ein, Mit 
der Prãſidentſchaft John Quincy Adams' rip eine bedeutende Spaltung in der bis dahin un— 
eingeihränft Herrfchenden republifanifchen Partei ein; fie bewirkte einen folgereihen Wenve- 
punft im der innern Politif der Vereinigten Staaten und aud in E.'s Stellung zu der- 
jelben. Es wurde nämlich Adams von vielen feiner frühern Parteigenoffen, wie Crawford, 
Jackſon, C. und andern, Hinneigung zum Föderalismus und zu Centraliſationsbeſtrebungen 
vorgeworfen. Das von ſeinem Staatsſecretär Henry Clay zuerſt aufgeſtellte Syſtem innerer 
Verbeſſerungen und inländiſcher Induſtrie, das ſogenannte „Amerikaniſche Syſtem“ lieferte der 
ſich bildenden Oppoſition die Hauptwaffe zum Angriff. Um es durchzuführen und mächtige In— 
tereſſen an ſich zu feſſeln, bedurfte es vor allem eines hohen Schutzzolls. Die nördlichen und 
mittlern Induſtrieſtaaten, ſowie der (damals noch unbedeutende) Weſten waren dafür; der blos 
Rohſtoffe liefernde Süden und Südweſten ſelbſtredend dagegen. So war die „Tariffrage” 
im Grunde ein Kampf zwiſchen dem Norden und Süden, und die Erbitterung, mit der er geführt 
wurde, lieferte ven deutlichften Beweis dafür, daß Norden und Süden unter dem Aus hängeſchilde 
der Zölle um die Suprematie im Bundesftaat kämpften. Diefer Streit ift heute noch nicht ge: 
ſchlichtet; er wird jegt nur unter dem Namen „freier Boden gegen Sklaverei” geführt. Im 
Jahre 1828 wurde die von der Adminiſtrationspartei eingebradte Schugzollbill vom Gongres 
zum Geſetz erhoben. Die Reis-, Tabadd: und Baummollenpflanzer ſowie die großen 
Schiffahrtsintereſſen bildeten den Kern der ſich dagegen verſtärkenden Oppoſition, die, unter 
Yadion’s Leitung auftretend, deſſen Wahl zum Vräfidenten durchſetzte und C., der eben: 
falls von Jackſon eine Milderung der drohenden Übelftände erwartete, wieder zum Wice- 
präfidenten wählte. Von diefem Zeitpunfte datirt G,'s ververblide politifche Beveutung 
für die Vereinigten Staaten und fein gefährlicher Einfluß auf die Politik des Landes, Er er: 
langte ihm namentlich dadurch, daß er jegt die logenannten „jüdlihen Rechte“ ſchuf und fortan 
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ausſchließlich als deren Vertheidiger auftrat. Als er nah Annahme der Tarifbill im Senat 
nah Haufe zurüdfehrte, wurde er von allen Seiten gefragt, wa der Süden zur Wahrung feiner 
Intereffen zu thun habe. Er vertröftete zuerft auf die Wahl Jackſon's, ver dieſe Zollfrage in 
befriedigender Weiſe löfen würde; wies aber, falls ſich diefe Hoffnung nicht realiſiren jollte, auf 
dad Metorecht der Einzelftaaten bin, das er aus den befannten Virginiſchen und Kentuckyſchen 
Beſchlüſſen ver Jahre 1798 und 1799 ſowie auf die angebliche Autorität Jefferſon's bin dedu— 
eirte.. Died war die Proclamirung der „Nullification”, d. h. der Nichtanerfennung folder 
Acte ver Generalregierung, die aus dem angeblichen Misbraud der ihr von den einzelnen fouves 
ränen Staaten verliehenen Gewalt hervorgehen, und denen dieſe Staaten ji techtlicherweife 
wiberfegen fönnen. Die Erbitterung des Südens gegen die Tarifbill wuchs mit der Überzen: 
gung , daß fie troß alled Widerſtandes doch Gefeg werden würde, umd gleichzeitig wurde die 
Stellung C.'s zu Jackſon aus einer früher herzlichen zu einer feinplid) fhroffen. €. hatte 
nämlih bei Gelegenheit der Feier von Jefferfon’d Geburtstag (1830) verſucht, die Admini— 
ration des Präſidenten mit feinen Nullifications- und Uniondauflöfungsbeitrebungen zu 
wentifieiren ; der Plan ſchlug aber fehl, indem Jackſon fih an den nörblihen Zmeig der 
Bartei unter van Buren anfhloß und in feinem gefunden politifhen Takte die Union un: 
beeingt und ganz erhalten wiflen wollte. &. antwortete darauf mit der Kriegserflärung 
Südcarolinas — die übrigen füdlihen Staaten zogen ſich bei annähernder Entſcheidung zurück 
— gegen die Union. Es blieb indeflen bei bloßen Demonftrationen. Die Staatsrechtspartei 
triempbirte zwar in Sübcarolina bei den Wahlen über die Unionspartei, und die Gefeggebung 
des Staats pafjirte am 24. Nov. 1832 die Nullifcationsordonnang, begleitet von zwei Adreſſen 
an das Wolf von Südearolina und dad ver Union, worin die Mafregel gerechtfertigt wurde. 
Jackſon erlich dagegen die Proclamation vom 10. Tec. 1832, worin er jeden Miderftand 
gegen die Gelege mit Warfengemwalt zu bändigen und C. an einen Galgen, fo hoch wie den 
Haman's zu hängen drobte. Südrarolina gab bei Zeiten nah, und fo fam es zu feinen Feind: 
ieligfeiten. C. ſelbſt, der jeine Stelle als Vicepräſident niedergelegt hatte und von ſeinem 
Staate zum Senator gewählt war, reiſte nach Waſhington, um ſeinen Sitz im Senate einzu— 
nebmen. Unbeirrt durch die betroffenen oder finftern Züge feiner frühern Freunde, vertheinigte 
er mit kühner Stirn und feſter beredter Stimme feine Nullificationsbeihlüffe und feierte nicht 
allein einen großen oratorifhen Triumpb, jondern wandte auch durch fein entichiedenes Auf: 
treten jede Gefahr von jih ab. Gin milderndes Subftitut für das Tarifgefeg beendete diesmal 
ten Rampf. Henry Clay gab fih and „Flicken“ und brachte die Gompromißacte von 1833 zu 
Stande, vie ihm den Nanıen des großen Friedenäftifterd eintrug und eine allmähliche Erniedri— 

gung der Zölle feſtſetzte. 
übrigens gab trotz dieſer Niederlage C. ſeinen allmahlich zur Marotte werdenden Lieb— 
lingsplan nicht auf, den ganzen Süden dem Norden als eine „Section“ gegenüberzuſtellen, 
une dieſen entweder zu beherrſchen oder ſich davon zu trennen. Die Behauptung, daß die 
Sklaretei in Gefahr wäre, war fein nächſter Schlachtruf (1835). Die Namen von Tappan, 
Garriſen und andern Enthuſiaſten, welche ald Vertheidiger ver afrifanifhen Raſſe auftraten 
umd Das Gefühl und Gewiffen derer zu rühren fuchten, melde den Negern die Breiheit geben 
fonnten, wurben jeßt die Stihmorte von C.'s Partei. Gr bemühte fih, der Anficht Gel: 
tung zu verihaffen, daß dieſe „Abolitioniftenbewegungen” auf einen gewaltfamen @in= 
griff der nördlichen Staaten in die Rechte der ſüdlichen Sklavenhalter hinzielten. Für eine 
ſolche Befürdrung eriftirte aber in Wirklichkeit nicht der minpejte Grund, denn die große Mehr: 
beit in ven nörblichen Staaten verdammte jede Einmiſchung in Die innern Angelegenheiten des 
Südens. Ja felbit die bloße Diecuffion des Gegenftandes ward in den Städten ded Nordens 
unterbrüdt ; die jogenannten Abolitioniften z. B. wurden in Neuyorf injultirt und beinahe 
gefeihigt. Aber E. war nicht einmal mit diefer Kundgebung der öffentlihen Stimmung 
in den freien Staaten zufrieden. Er berief zunächſt ein „ſectionelle Convention” aller Sklaven— 
faaten, damit fie von den Gefeßgebungen der nördlichen Staaten die Unterdrückung der von 
Tappan und andern geleiteten Abolitioniftengefellfchaften verlangten. Zugleich erklärte er, daß 
der Süden die Union auflöfen müßte, wenn nicht der Norden feiner Aufforderung zur Unter: 
drückung der freien Rede und Preſſe, fobald fie fi gegen die Übel der Sklaverei richtete, nad): 
fine. Dieſe außerorbentliche Bewegung, welche die Verfolgung der freien Meinung durd) 
Strafbeftimmungen i in einem Theile des Landes erzwingen wollte, und im Falle ver Weigerung 
mit Aufruhr in andern vroßte, hatte die gewünſchte Wirfung, denn fie gab ae: Abolitioniften 
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eine Bedeutung, die fie ſonſt ſchwerlich erlangt Haben würden. C.'s Drohungen wurden 
jelbftrevdend von ben Geſetzgebungen des Rordens nicht beachtet. Erappellirte dann an ven Con— 
greß, daß diejer die Girculation der Brandſchriften der Abolitioniften unterdrücken, und brachte 
zu gleicher Zeit eine Bill ein, wonach vie Voſt eine Art Cenſur über jede ihr zur Beförderung 
übergebene Drudihrift ausüben follte. Alles, was ald der Sklaverei feindlich gedeutet werden 
fonnte, mußte vernichtet werden (1838). Zugleich flellte E, eine Trennung von der Union 
als nothwendige Folge der Nichtannahme ſeines Borfchlags in Ausſicht. Er löfte nun zwar trog 
der Verwerfung deflelben die Union nicht auf, allein die Aufregung und Agitation, die er herz 
vorzurufen beabjichtigt hatte, wuchs, und damit war der nächſte Zwer erreicht. Ja, ald E. und 
jeine füblihen Gehülfen im Congreß es durdgefegt hatten, daß die ald Antwort auf feine 
Anträge vom Norden einlaufenden Adreſſen gar nicht weiter beachtet, jondern, ohne nur ge= 
lefen zu werben, auf ven Tiſch gelegt wurden, fleigerte ji die Erbitterung zu einem wirklich 
bedenklichen Grade. 
Die Maſſe des Volks im Norden und Süden erfannte endlich, daß G. nichts als vie 
Erlangung der Präſidentenwürde im Auge hatte, daß er die Stimmen des ganzen Südens in 
ſich zu vereinigen Juchte, und von diefem dem Norden mit Trennung von der Union drohen ließe, 
falls er nicht, um einen ſolchen Schritt zu verhindern, ihn, den „großen Nulliier”, zum höchſten 
Amte des Landes berief. Diejer Ehrgeiz trat aber bald jo offen hervor, daß G, nicht ein— 
mal den ganzen Süden für ſich gewinnen konnte, zumal das Volk dort einfehen lernte, daß der 
Norden gar nicht daran dachte, in die Rechte des Südens einzugreifen, daß die Angft vor Brand: 
Schriften eine bloße Finte war, und daß die künſtlich erregte Panique vor den Abolitioniften nur 
ala Schreckſchuß gedient hatte. Es ftand fomit nur Südcarolina auf jriten C.'s. Es ergab 
fih aber bald eine Gelegenheit, die den ganzen Süden unter feiner Bohne vereinigte und 
jede Fiber im Herzen der Sklavenhalter ergriff, meil jie ihnen eine Ausfiht auf Vergrößerung 
des Sklavereigebietd und den Erwerb ſchöner Ländereien bot. Es handelte fi um die Annexa— 
tion von Terad, G,, damals Staatsjecretär von Tyler, jegte jle 1844 durch; bot fie doch 
dem Süden ein Feld für vie unbegrenzte Ausdehnung der Sklaverei in den Weften. Er jprad 
es unverhohlen in feinen Staatöihriften aus, daß die Verbreitung der Sklaverei über einen 
ganzen Kontinent die Aufgabe der amerifanifhen Demokratie feit), und natürlich ſcharte ih 
auf died Programm bin zum erften mal der ganze Süden um ihn, Die Anneration von Teras 
veranlaßte ven mericanifchen Krieg, der die Gier der fElavenhaltenden Intereffen nad Aus— 
dehnung ihrer Herrſchaft vollends entwirdelte. Sie waren nicht zufrieden mit dem Erwerb von 
Texas, noch mit der feierlihen Zufage, daß vier neue Sflavenftaaten aus dem von Merico er— 
oberten Gebiete gebildet werden follten. C. und feine Genoſſen drohten mit Auflöjung der 
Union, wenn nicht ganz Neumerico der Sklaverei geöffnet, und wenn nicht Galifornien trog 
des unzweidentigen Willens feiner Bürger als freier Staut abgewiefen würde, Der Verſuch 
der Gegner der Sklaverei, diefe von den fieuerworbenen Territorien auszuschließen (Wilmot 
proviso), wurde jelbftredend von C. aufs entſchiedenſte befampft. Gr ftellte ſchon damals 
den Sag auf, daß das Miffouricompromiß, wonach die Sklaverei nördlih von 36° 30’ verboten 
war, inconftitutionell fei, während er bei deſſen Paſſirung Minifter war und es für gültig hielt, 
ja nad 1845 bei Aufnahme von Teras die Grumpfäge dieſes Geſetzes ausdrücklich anerkannt 
hatte; er ftellte ferner den ſeitdem zum Dogma der demofratiihen Bartei gewordenen Sag auf, 
daß der Gongren fein Recht habe, Die Sklaverei in feinen eigenen Territorien zu verbieten, daß 
vielmehr die Ausübung einer ſolchen Gewalt die Gonftitution verlege und zur Auflöfung der 
Union führen müſſe. Der Kampf über die Art der durch den Frieden mit Mexico erworbenen 
Territorien nahm mehr als zwei Jahre in Anfprud. Gr ward befanntlich duch das Gompromiß 
vom September 1850 gefchlichtet, deſſen Vater wieder Henry Glay war, und deſſen Inhalt eigentlich 
nur zu Gunſten des Südens ausfiel. Die confequente Logik und parlamentariſche Taktik, vorlche 
C. bei diefer Gelegenheit wie immer entiwidelte, trieb feine unentſchloſſenen, ihr Ziel nicht ken— 
nenden Gegner in die Enge. Die Union muß um jeden Preis erhalten werden, lautete der all: 
gemeine Angftidwei; aber C.'s Drohung mit ihrer Auflöjung hatte die Unionsretter jo eins 
geihüchtert, daß fie, wie das in devartigen Fällen überall zu geſchehen pflegt, ihrer Stellung 
ſelbſtredend die Freiheit opferten und ſich Geſetze wie das berüchtigte „ſugitive slave law” aufs 
halſten. C. erlebte dieſen Triumph nicht mehr. Er ſtarb am 31. März 1850, war aber bis furz 
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vor feinem Ende die eigentliche Seele des Kampfes. Schon todkrank bereitete er feine legte Rede 
ser, welche er am 4. März 1850 im Senate durh Hrn. Mafon vorlefen ließ. Während’drs 
Vertrags ſchleppte ih E., auf zwei Freunde geſtützt, in die horchende Verſammlung. Er fhlng 
in diefer Abhandlung vor, durd ein Amendement der Gonftitution die Beſtimmung hinzuzu— 
fügen, welche dem Süben auch vechtlic die Macht des Selbſtſchutzes ertheilte, che das Gleich— 
gewicht zwiſchen beiden Sectionen des Landes durch die Handlungen der Regierung geftört 
wäre. „Und e& wird nicht ſchwer fein“, jagte er, „eine ſolche Beſtimmung zu entwerfen.” Gr 
ſprach Ah aber bei diefer Gelegenheit nicht Darüber aus, fondern fie fie erft fpäter durch feine 
Freunde veröffentlichen. Er wollte nämlich zwei Präfidenten gewählt haben, einen won den freien 
und einen andern von ten Sklavenſtaaten, und jolfte jeder von ihnen die Acte des Congreſſes 
genebmigen müſſen, ehe ſie Gefege werden fünnten. 

C. iſt einer der bedeutendſten Politifer der Vereinigten Staaten und nach Jefferſon derjenige 

Varteiführer, deſſen perfönlicher und geiftiger Einfluß der Politik feines Yandes auf Jahrzehnve 
ihre Wege vorgezeichnet hat. Aber Jeſſerſon iſt Philofoph und Staatämann, C. Sopbift und 
Demagog; Ieflerfon der Reprafentant der Ideen, welche die Gründer der Republik befeelte, 
C. der hoͤchſte Ausdruck der jetzt herrſchenden Nontinierd. Jefferfon will die Freibeit für afle, 
&. mur für die Herren ; Jefferfon it der Vater der Demofratie in ven Vereinigten Staaten, E. 
der Vater der heutigen Demofratie, d. b. der Brofflavereipartei. Iefferfon, ver Demokrat, gebt 
- vom fittlidhen Brineivien aus und proclamirt zuerft in der Bolitif die große Wahrheit von der 
Sonveränetät deö Individuums; E., der Ultrademofrat, geht von der geichichtlichen Thatfache 
der Ungleichheit ald einem fittlichen Brincip ans und proelamirt mit Hülfe falfcher Prämiſſen und 
ſchlecht angewandter Kategorien die Lüge, daß die Sklaverei eine normale und göttliche Einrich— 
tung, ein Segen fei. Und gerade in diefer Poſition liegt C.'s Stärke und Bedeutung in ber 
volitifchen Geſchichte der Vereinigten Staaten. Bis anf ibm friſtet die Sklarerei ihre Eriſtenz 
nur als eine Mafregel, ald ein geduldetes Übel, deſſen baldiges Abfterben damals felbit jeder 
Süpländer zu hoffen vorgab. Dadurch aber, daß E. die Sklaverei als Princip fegt, fie der 
Freiheit als aleichberechrigte Macht gegenüberftellt, daß er die Brutalität des Syſtems doctrinär 
ausbildet, flößt er dem Süden dieſelbe Anmaßung und venfelben frechen Muth ein. Sein 
Vrincip, To ſchlecht und verwerflich es au fein mag, bildet eine breite Operationsbafis für den 
Süden , eine Waffe, die je foyhiftifcher fie zugefpigt wird, defto mehr dem Lande imponirt. Da 
aber &. ſich feine Stellung erft gründen und Schritt vor Schritt fein Terrain erobern muß, fo 
läßt er jelbft ſich Compromiſſe gefallen, um fein Ziel zu erreichen, das immer Flar vor ihm fteht 
und mit jebem Jahre Flarer ald unbevingte Suprematie ded Südens in den politifhen Vorder: 
grune tritt. Gr zeigt fich ſtets als großer Bolitifer, als der Führer im Streit; fein Ehrgeiz 
Rrebt nicht nach Fleinen perfönlichen Vortheilchen, fondern nah ver höchſten Siegespalme. Er 
inie verlegen, findet immer neue Mittel und Wege, weiter vorzudringen, er erkennt ſtets die 
geeigneten Männer, die er ald Vionniere und Avantgarde vor jih herſchickt, und kehrt ſelbſt feine 
varlamentariſchen Niederlagen in Siege beim Volke um. Nach vierzigjähriger ununter: 
brodener Thätigkeit tritt er ruhmbedeckt und gefürdhter von einem Kampfplatz ab, auf welchem 
er fogar einen feiner frübern beveutenpften Gegner, Daniel Webfter, ats Nachfolger in der Skla— 
sereipropaganda hinterläßt, und in einem Augenblick, wo der Norden fih auf Gnade und Un: 
amade der Suprematie des Südens unterwirft. 

Das Werf, in welchem G. feine extremen fürlichen Anfichten und Beftrebungen in ein Sy: 
ſtem brachte, blieb unvollendet und erſchien erft nach feinem Tode. Dieſe „Disquisition on the 
government’ ift ein in jeder Beziehung intereflantes Buch. Der Mann, der fein ganzes Leben 
lang energifh für die Sklaverei kämpfte, fuchte Darin eine Form der Regierung zu finden, melde 
der Freiheit ved Individuums einen möglichſt freien Spielraum geftattet. Er bewies die Ver: 
derblickeit des Despotismus der Majeritäfen und die Nothwendigfeit einer Gonftitution der 
Geſellſchaft, in welcher jever Mann und jedes Intereſſe vertreten fein ſollte. Gine Regierung 
it nöthig, fagt E., um die Geſellſchaft vor egeiftiichen übergriffen zu ſchützen, undeine Verfaſſung 

it nöthig, um Die Regierung im Interefle des allgemeinen Beſten einzufchränfen. Es fragt ich 
alſo, wie foll das Volk gegen Gewalt, Misbrauch, Unterdrückung und Unrecht geſchützt werden? 
Tas freie Stimmrecht wählt nur eine herrſchende Mehrheit, welche ſich an die Stelle der frü— 
bern Autorität jegt und im übrigen ganz dieſelben Gelüſte hat. Die freie Preſſe kann aud nichts 
ändern, denn fie lehnt jich ſtets auf die Seiten der ftärfiten Intereſſen. Die einzige Möglichkeit 
zur Löſung diefer Schwierigkeit befteht in ben concurrirenden Mebrheiten; fie bilden den Ge— 
genjag zu ven numeriihen Mehrheiten und geben dem in feinen Intereflen bedrohten Theile ver 
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Gefellichaft das Necht der Negation der ihn beprobenden Handlungen der andern Theile und 
SIntereflen und das Recht der Trennung (secession) von ihnen. 8 fol jomit in ven Verei— 
nigten Staaten jeder einzelne Staat das Recht und die Pflicht Haben, bei Verlegung oder Schma: 
lerung feiner Rechte einen folhen ihn beeinträchtigenden Act zu vernichten. 

Die Schüler und Nachbeter E.'s baben aus dieſer Doctrinibred Herrn und Meifterd bereits 
die praftifchen Gonjequenzen gezogen. Für fie mußte ſelbſtredend die ſchrankenloſe Willkür des 
einzelnen das höchſte Öejeg werden. Die Ultrademofratie des Südens ift in ihr Gegentheil 
umgeſchlagen: die Demokratie ift prineipiell eine Dligarchie geworvden, in deren Interefle jogar 
Freiheit der Rede und Vreſſe unterdrüdt werden muß. Die Nobeit jened Sübdlänpers, 
der den Senator Summer im Senate prügelte, die Flibuſtierzüge, die Gewaltthaten in Kanſas, 
‚ die erbitterte Verfolgung jeder freien Meinungsäußerung, ſobald fie der Sklaverei nicht freund: 
lich ift, die Douglas'ſchen Kniffe der Syquatterfouveränetät, ja die ganze gefährliche Kriſe, in ver 
fich die Vereinigten Staaten wegen der Sflavenfrage befinden, ſie find alle nichtö ala die Gonie- 
quenzen und Auswüchle der von G. aufgeftellten Lehre von den ſüdlichen Rechten. 

a er 5. Kapp. 

Salboun. (Zweiter Artikel.) !) Henry Glay, Daniel Webiter und John E. find die her: 
vorragenditen Geifter, die einſichtsvollſten Staatsmänner und ergreifenpften Redner des zweiten 
Geichlehts im norvamerifaniihen Staatenbunde. Wegen ihrer Heimatlande erfreuen ſich Diele 
drei Männer überdies einer befondern geographifchen und geihidhtlihen Bedeutung, nicht blos 
für die Vergangenheit, fondern für alle dieſe ſturmvollen Tage Fünftiger Jahrhunderte. Glan, 
Webſter und E. enthalten ven Inbegriff der dreifach getheilten Union , des Weſtens, des Dſtens 
und des Südens; ſie find das Sinnbild ihrer widerftreitenden Intereflen. Die Gegenſätze zwi: 
hen den öftlihen und den meitlihen Staaten mögen wol, mittel$ befonnener Nachgiebigkeit, 
mitteld Abwägung der gegenfeitigen Vortheile zum befriedigenden Austrag gelangen. Nic: 
fo ihr grundfägliher Widerftreir zum Süden. Die nördliche und weitlide Oppofition zum 
Sklavenzüdter im Süden hat ihre weit vahinlaufenden und vielfah umjchlungenen Wurzeln 
in allen menfhlichen Gefühlen, in Recht und Befittung. Widerfag und Widerwille begegnen 
fih allenthalben im ftaatlichen, im bürgerlichen, im religiöfen und geiftigen Xeben. G., der Re: 
präfentant diejed Südens, feiner Bedürfniffe und Anfprüde verdient deshalb eine vorzüglid« 
Beachtung. Scheint doch dad ganze Schidjal der Union von der Entfernung dieſes Wider: 
ftreitö, was faum möglich, oder von einem mehr oder minder befriedigenden Vergleich jene: 
feindlichen Intereifen und Gefühle abzuhängen. 

Unter den Sklavenftaaten im Süden behauptete und behaupte Süpdrarolina eine bervor- 
ragende Stellung. Die Einwohner find wenig mit Bremden gemifcht, beinahe durchgängig 
Angelfahfen. Nur einige Bamilien ſtammen von franzöllihen Hugenotten und deutſchen 
Proteftanten, tüchtige Männer, welde das Vaterland für ihre Überzeugung hingaben. Hierin 
mag ed begründet fein, daß die Süpdcarolinier dur ſelbſtändiges, felbitvertrauendes Weſen 
bervorragen. Mehrere der großen Staatsmänner und ausgezeichneten Redner ver Union find 
aus diefem Kleinen Staate, deſſen freie weiße Bevölkerung felbit jegt faum 300000 Seelen 
erreicht, hervorgegangen. So Lowndes, Pinckney, Legare, Boinfett und E. 

Patrick E., ein nach Amerifa ausgewanderter Ire, war, wie nicht felten jene heißblütigen 
Gelten, ein Mann unabhängiger, überftrömend freier Geiftesrihtung. Blos deshalb ſtimmte 
Patric gegen die Uniondverfaffung , weil andere Bundesitaaten hiermit die Macht erbielten, 
jein angenommenes Vaterland Süpcarolina mit Abgaben zu belegen. Unter der Zucht eines 
ſolchen Vaters und in der Umgebung gleihgefinnter Männer ift der Sohn John Caldwell G. 
(geb. 1782, gegen das Ende des Revolutiondfrieges) bis zu feinem dreizehnten Jahre, 
innerhalb ver waldreichen Gegenden des carolinifhen Oberlandes herangewachſen. In dieſen 
innigen Zufammenleben mit dem Vater wurzelt feine ganze fpätere Yaufbahn, wurzeln vis 
Anfichten über die ſchrankenloſe Souveränetät der einzelnen Staaten, gegenüber ver Gentral 
regierung. Der Vater fandte ihn in die 50 Meilen von C.'s Nieverlaffung entfernte Er 
ziebungsanftalt eines Geiftlihen, welder zu gleicher Zeit eine Leihbibliothek führte für vi: 
nähere und entferntere Nachbarichaft. Der dreizehnjährige E. lad alles durcheinander: Rollin, 
Robertfon und Voltaire; Cook's und andere Reifen; philofophiihe Werke, worunter ihn ein: 





1) Wegen der außerordentlichen, aber freilich verberblichen Wirkſamkeit diefes erſten und größten der 
amerifanifchen Sophiften, welche nach ihm im der unglüdfeligen Sklavenfrage wie Pilze auffchoſſen, 
ſchien die Aufnahme diejes Doppelartifels gerechtfertigt. D Re, 
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zelne Abſchnitte von Lofe's Abhandlung Über den menfhlichen Verftand vorzüglich angezogen 

haben. Solche übermäßige und unverdaute Leſereien verbreiteten ein gefährliches Siechthum 

über ven Geift und ven Körper ded jungen Manned. Da it. feine einſichtsvolle Mutter, die 

Tochter eines tüchtigen Kämpfers im Revolutionsfriege, Galpiwell?geheißen, dazwiſchengetreten. 
Der Sohn mußte die figende Lebendiweife aufgeben , ih Bewegung machen und ftarfe Arbeiten 
im Freien vornehmen. G. befam Geſchmack an ländlichen Beſchäftigungen, welde ihn, wäh: 
rend eines langen arbeitfamen Lebens, aus kränklicher Hinfälligkeit wiederholt zu einen froben 
geiunden Weſen emporrichteten. 

Im abtzehnten Jahre befuchte E. das Gymnaſium, was man in England und Amerifa ge: 
wöhnlib mit dem Worte Akademie bezeichnet, im zwanzigſten die Univerjität, promovirte 
22 Jahre alt im Dale-Collegium zu Neuhaven und ward im fünfumbzwanzigften Advocat. 

Im folgenden Jahre faß er in der Legislarur Südcarolinas und nad kurzer Zeit im Congreß 
zu Waibingten. Die Verſäumniſſe ver Kinderjabre, wenn man fie fo nennen fann, wurden, 
wie in Amerika nicht ſelten geſchieht, jchnell nahgeholt. E. und Genoffen hatten und haben, 
besor jie an die Bücher geben, venfen gelernt; die Bücher gelten den Amerikanern blos als 
Geiftedübungen, um mitteld derfelben zu ven Brincipien des Denkens und Handelns durchzu⸗ 
dringen. Brach liegender, todter Stoff wird in jenen trandatiantiihen Staaten wenig 
cingeſammelt. 

Das Mitglied für Suͤdcarolina bat im Jahre 1811 feinen Sig im Congreſſe eingenommen. 
Krieg gegen Großbritannien war die ſchwerwiegende, folgenreiche Brage der Seſſion. Die eng: 
liſche und bie franzöfliche Regierung hatten durch ihre willfürlichen Erlaffe den Handelsverkehr 
aller Reutralen und fo auch den ver Bereinigten Staaten vernichtet; gegen England ergingen, 
wegen gewaltfamen Matrojenpreflens auf amerifanifhen Fahrzeugen, noch befondere Klagen. 
Freibandel und der Seeleute Recht war die Loſung des Tages. Südcarolina fand an der 
Spige ber Kriegspartei; Lowndes, Cheves, Williams und G. waren die Leiter der wichtigen 
Ausichüffe, welche den Krieg erklären und die Mittel bierzu anweiſen follten. Bei dieſer Ge— 
legenheit hat &. im Repräfentantenbaufe zu Waſhington zum erjten male dad Wort ergriffen 
(12. Dec. 1811). ‚Der Krieg ift nothwendig; er wird bedingt durch das Gefühl ver Ehre und 
Unabbängigfeit; nur niedrig Geborene können ſchmachvolle Unterwerfung ertragen. Die 
Mittel hierzu wird wol das Land leicht aufbringen, welches einen Schiffdraum von einer Million 
Ionnen befigt, einen Handel im jährlichen Wertbe von 100 Mill. Doll., das jährlich 
Kebrifate erzeugt von 150000 Mill. und wenigftens breimal foviel an Boden— 
erzengniffen.‘2) Die Republif ift auch aus dieſem Kriege gegen England, dem zweiten Un— 
abhängigfeitskrieg, wie amerikaniſche Schriftiteller ihn mit gutem Grunde nennen ſiegreich 
bervorgegangen. Die Marine des Mutterlandes hat an der Tochter eine ebenbürtige Rivalin 
gefunden — eine Thatſache unermeßlicher Folgen, mehr noch für die Zufunft als für bie 
Gegenwart. 

Das Amt eined Kriegsminifterd, unter Monroe's Präſidentſchaft, befleivete K. vom 
Derember 1817 bis zum März 1825 zu feinem großen Ruhme. Die mannihfahen Wirrniſſe 
im Berwaltungsd- und Rechnungsweien wurden befeitigt; die neue Ordnung, der eingerichtete 
Geibäftsgang haben fih bemährt für alle folgenden Zeiten. Beim beranmahenden Ende des 
zweiten Zeitraums der Monroe-PBräfidentihaft ward der Kriegäminifter von dem großen und 
einäugreichen Staate Pennſylvanien als Candidat für die Nachfolge aufgeftellt. C. ift zu Gum: 

ſten des Generald Jackſon zurückgetreten und mit großer Mehrheit zum Vicepräſidenten ge— 
wählt worden. Als ſolcher hat C. 1825 ſeinen Sig im Congreſſe als Senatépräſident ein: 
genommen. Es gebührt nämlich, vermöge des nordamerikaniſchen Grundgeſetzes, dem Vice: 
präfidenten die Boriigerftelle im Senate, was ihn bei Stimmengleihbeit berechtigt, die Ent: 
ſcheidung zu geben. 

Neben ver Sklaverei liefert der Tarif oder der Gingangszoll anf Rohftoffe und Fabrifate 
die wichtigſte firittige Frage zwifchen dem Norden und Süden der Union, Der Süden bat 
Sklaven, der Norden keine; der Wohlſtand ded Südens berubt auf der Erzeugung von Rob: 
producten, der ded Nordens auf Fabrikweſen und Handelsverkehr. Hohe Schug: und Eingangs: 
sölle find demnach im Interefle des Nordens, geringe Anfäge und freie Einfuhr zum beiten der 
füdlichen Staaten. Süpcarolina hatte ſich bereitd 1820 für das Princip des Freihandels er: 
Härt und fpäter gegen die Zollerböhungen von 1824 und 1828 förmlihen Widerſpruch er- 





..—. 


2) Speeches of John C. Cahoun. Edited by Richard K. Cralls (Reunorf 1853), I, 3, 5. 
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hoben. Die Bundesregierung achtete nicht darauf und beliebte 1832 noch höhere Anjäge. 
Südearolina verharrte jegt nicht beim Widerſpruch; man ift vom Wort zur That geihritten. 
Ein Ausſchuß iſt zufammengetreten, welcher jich über ven Congreß erhob und (24. Nov. 1832) 
den Tarif der Union für nichtig und ungefeglich erklärte. „Der Congreß habe feine conftitntie- 
nelle Befugniß überſchritten; dad Grundgeſetz verlange gleiche Austheilung ver Abgaben; der 
Süden werde jegt zum Bortheile des Nordens mit meuen Taren belegt. Die Bürger und Be- 
amten im Staate Sübrarolina, gleichwie in der ganzen Union, dürften ſich hieran nicht halten.’ 
Diefe in der Unionsgeſchichte folgenreihe Thatſache wird Nuklifieation genannt, und ihr ent: 
ſchiedenſter Verteidiger it E. Seine hierauf bezüglichen Reden, gehalten im Senaterzu Wa: 
fhington (15., 16..und 26. Febr. 1833), ftehen in Form und Inhalt den größten geiftigen Er: 
zeugniffen ver Alten und Neuen Welt mürbig zur Seite. Bräjident Jackſon, der Geld von Neun: 
orleans, hatte gegen Südrarolina ein Ausfbreiben gerichtet, worin er den Staat des Berrarbe 
bezihtigte und die Nuflificntion für ungejeglih erklärte. In einer Botſchaft an ven Congreß 
‚serlangte der Präfivent vie Vollmacht, den Aufftand mitteld der Land: und Sermadht nieder: 
zufchlagen, um die Rebellen der conftitutionellen Ordnung zu unterwerfen. Gegen diefe Bor- 
fhaft, gemein das Blut: und Gewaltgefeg geheißen, hat ſich E. in jenen unfterblihen Reben er: 
hoben. Bergebend! Der Präſident ſiegte. Webſter, deſſen Rede von feiner wbigiftiihen Barteı 
der C.'s gleihgefegt wird, ift bei dieſer Gelegenheit dem demokratiſchen Präſidenten getreulich 
beigeftanden. ‚Ein Bürgerkrieg ftand bevor. Er iſt durch Annahme Des jogenannten Yustrag= 
geſetzes von Henry Glay (vom 2. März 1833) bejeitigt werden. Deſſenungeachtet bilden Es 
Nullificationdoden, Bernihtungsreven, wegen des narhtheiligen Beifpield für alle Juknuft, eine 
Epoche in der Gefchichte ver Union. Mittels des Clay: Audtrags wurden die Schugzölle für 
immer bejeitigt; die Mauthenerträgniffe follten fünftig blos ald Einnahmsquelle dienen. Die 
Eingangäzölle mußten innerhalb neun Jahre derart heriibgefegt fein, daß die Einnahme die 
nothwendige Ausgabe nicht überfteige. „Die Gefchichte lehre, daß es den Völkern zum Nab- 
theile gereiche, wenn ihre Regierungen über viel Geld verfügen können.“ 

Die Rullificationd= oder Bernihtungdfäge find aus der ftrittigen Anficht über die richtige 
Stellung der Einzelftanten zur Geſammtheit hervorgegangen. Die ganze Grundfage der 
Union ward hierdurch erſchüttert und untergraben. E. behauptete, jeder einzelne Staat habe 
die Befugniß, den Bruch des Grundgeſetzes zu beuribeilen, und wie dem abgebolfen werben 
könne. Bon den beiden Mitteln, aus der Union zu treten — ein Recht, welches von vielen be: 
bauptet wurde — oder einzelne Beihlüffe der Gentralregierung zu verwerfen, wähle man aus 
Liebe zum gemeinfamen Baterlande die legtere Maßregel. Sie fei die confervative, bie linion 
bewahrende, und wäre bereitö von den großen Begründern und Leitern der vepublifanifchen 
Partei, wol auch die Partei der Staatenrechte und fpäter die demofratifhegenannt, von Jefſerſon 
und Madifon, im ver venfwürdigen Krifis von 1798 anempfohlen worden. Diejes weht: 
mäßige Veto der einzelnen Staaten gleiche dem Veto ver alten römiihen Tribunen; vaburk 
ſei Rom groß geworden und habe ſich nah und nad vom Drude der bevorrechteten Rlaflen bes 
freit. In dem iharfünnigen, erft nad Cs Tode erſchienenen Werke „Uber das Gruudgeſetz 
und die Regierung der Vereinigten Staaten“ werden dieſe Anſichten weiter ausgeführt und 
Mittel vorgeſchlagen zur Wahrung der Rechte des Südens. Der Plan zur Ernennung einer 
zweifachen gleichberechtigten Vollziehungsgewalt, eines Präſidenten aud dem Norden und eines 
andern aus dem Süden, ift der unglüclichfte, welcher nur erdacht werden Eonnte. Eine jolde 
Erecutive würde jih vom Beginne feinplih gegenüberftehen und nad kurzer Zeit die Anton 
felbit zerreißen.?) 

C. betheiligte fich bei allen großen Geſchäften und wichtigen Sreigniffen der Union. Hievon 
zeugen feine geſammelten inbaltfhweren Reden. Brälident Taylor erhob ibn (1844) zum Mi- 
nifter der auswärtigen Angelegenheiten (Secretary of State), zu einer Zeit, wo über die Ein— 
fügung von Teras in die Union und über die nordweſtliche Grenzlinie zwiſchen per Union une 
Großbritannien Verhandlungen gepflogen wurden. Die Einfügung von Teras brachte E. im 
Jutereſſe der Sklavenbefiger glüdlih zu Stande, Die Grenzorpnung in Oregon ift erft zur 
Zeit von Volk's Bräfiventfchaft, unter Mitwirkung E.'8, welcher ald Senator Mäßigung emı- 
pfahl, zu Stande gekommen. Die demokratiſche Negierungspartei wollte die Örenzlinie 50° 55’ 


e 8) The works of John Cathoun (Neuyorf 1853), I, 95, 392. „Von den beiden Praſidenten“, 
fügt Calhoun Hinzu, „möge ber eine die Leitung der auswärtigen, ber andere bie der innern Angelegen- 
heiten erhalten, eine Theilung ber Gewalt, welche durch das Kos eutſchieden werben ſolle.“ 
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gezogen wiſſen; die Oppofltion begnügte ſich mit den 49. °, welche Linie auch dem ſogenanten 
Dregondertrag (15. Juni 1846) zu Grunde liegt. Der Aufnahme Eallforntens al® Staat 
wurde vom Süben widerſprochen, weil deſſen Conſtitution die Sklaverei aubdrücklich verbietet. 
Aus demſelben Orunde wollte fie auch Neumerico nicht als Territorium oder Geblet anerkannt 
wiſſen. C. war in beiden Fragen wiederum das beredte Organ der Sklavenhalter. In ſeiner 
hierauf bezũglichen Rede (4. März 1850), welche er wegen koörperlicher Schwäche nicht mehr 
ſelbſt halten konnte — Mafon, Senator aus Virginien, hat fle abgelefen — enthält einem 
trefflichen gefchichtlichen Überblick des Sklavenweſens und der ganzen Agitation in Betreff ver 
Sflaverei in den Vereinigten Staaten. "Sie ift voller Sophiftereien, melde durch Die Geſchichte 
ver legten Jahre ihre Wiverlegung gefunden haben. Nah ihm müßte es mit der füberativen 
Republik lüngit zu Ende fein. Der Gonarei fel nicht weniger despotiſch wie der Selbſtherrfcher 
aller Reuflen; vem Süden bleibe unter diefen Umftänden feine andere Wahl, ale ſich den 
Freiheitsſtürmern im Norden zu fügen und feine Sflayen zu emancipiren, oder and der Union 
zu ſcheiden und einen eigenen Staatenbund zu begründen. Die Union fönne nur dann erhalten 
werden, wenn der Gonftitution der Vereinigten Staaten ein Zufag beigefügt würbe, wodurch 
die Überwiegende Macht des Nordens befeitigt und das ehemalige Gleihgemicht zwiſchen Süden 
und Norden wiederbergeftellt werde. Worin ber Zufag beftehe, hat C. in diefer Rede nicht 
ausgefprochen. Man weiß jedoch, daß, wie erwähnt, zwei Präſidenten aufgeftellt werben follten, 
einer aus dem Süden und ein anderer atıd dem Norden. Einige Wochen nad diefer denf: 
würbigen Rede — denfwürdig weil fie ven Schlüffel enthält zum Verſtändniß der ganzen Ge: 
ſchichte Der Union, und namentlich der Volitik des Südens — ftarb E. zu Mafhington am 
31. Mär; 1850. Der Staatsmann aus Südearoling beſaß Beiftedgaben und Thatfraft im 
boden Grade; im Privatleben hat er immerdar einen jledenfofen Charakter bewahrt, wofür 
ſelbſt feine Gegner Clay, Webfter, Benton umd andere zeugen. Wo füdliches Parteiweſen 
ſeinen Geiſt nicht verdunkelte, find feine Anſichten geſund, tft fein Urtheil treffend und durch— 
zangig begründet. So widerſetzte ſich C. ver Reſolution des Senators Allen von Obio, welche 
darauf hinzielte, der franzöſiſchen Nation ein anerkennendes Schreiben zu überſenden wegen 
der (1848) glücklich vollbrachten Revolution und der Einführung einer republikaniſchen Ver: 
faſſing. „Wahr“, ſprach E. am 30. März 1848, „das franzdjifche Bolt hat Großes aub— 
geführt, und zwar in furzer Zeit, ohne viel Blutvergießen und ohne ungemeine Verwirrung. 
Dieſe Großthat, diefer ſchnelle Umſturz einer mächtigen Monarchie erregt unfer Mitgefühl; die 
Zeit zu einer Beglückwünſchung ift aber noch nicht gefommen. Die eigentliche Aufgabe ift noch 
zu böjen; die Franzoſen haben eine Republik decretirt, jegt müſſen und follen fie die Republik 
auch ind Yeben rufen.” Bei alledem darf die umparteiifche Gefchichte dad harte Urtheil füllen: 
vie Union hätte fich beffer dabei befunden, wäre E. niemals geboren worden. Seine zerjegenben 
Anfibten, jein Auftreten gegen die Gentralregierung bat ſchlimmen Samen zurüdgelaffen, 
welder unter beſondern Uniſtänden der Einheit der föderativen Republik gefährlich werden 
tann. ©. ift der Gott des Südens, der Sklavenhalter, und nanıentlich feines Staates Süd— 
carolima; man bat ihm: dort bei Lebzeiten und nach feinem Tode gar große Ehren erwieſen. 
Alle vie überihwenglichen Kobreden auf den großen Mann find vor furzem im einem eigenen 
Werte gefammelt erſchienen*), woraus von neuem hervorgeht, wie die innere und äußere Vo: 
Kinf der Vereinigten Staaten mit der unglüdfeligen Stlavenfrage zufammenhängt. Die erfte 
Säyuld Hiervon trägt das Mutterland, von dem die trandatlantifchen Anfledelungen ausgegangen. 

K. F. Neumann. 
Californien. Die großen Seefahrten und Entdeckungsreiſen im 15. und 16. Jahr: 
hundert find aus zwei verfchiedenen Beftrebungen hervorgegangen: bie Abenteurer fuchten 
eine Waſſerſtraße nach Indien und die Goldländer, wovon durch Marco Polo und andere Nei: 
ſeude des Mittelalter Runde geworden. Die Bortugiefen erreichten beide Ziele nad öſtlicher 
Richtung. Die Spanier haben in der Neuen Welt nur edle Metalle aufgefunden ; eine leicht 
ſchiffbare und bequeme Waflerftrage von Weiten nad Often entdeckten fie nicht, vermochten fir 
nicht zu entdecken. Die Fahrt durch die Magellandftrage und um das Cap-Hoorn fonnte nur 
höchſt mühfam, unter ſchweren Gefahren und mit großem Zeitaufwand geſchehen. 
Die Befignahme Mericos hat im Beginne für die Grreihung beider Ziele neue Hoffnungen 
hervorgerufen. Zu Tehuantepec, am Stillen Deean, wurden Werfte gebaut und Schiffe ges 
immer. Die Spanier fuhren herab gen Süden, jte fuhren hinauf gen Norden, nahmen die 





4) The Carolina Tribute to Calhoun. Edited by J. P. Tbomas (Columbia 1857). 
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Länder längs des Meeres in Beſitz, plünderten und mordeten, ſoweit nur immer ihre Kräfte 
reichten. Vedro Nuñez Malvonado, ein hervorragender Mann unter den ſpaniſch-chriſtlichen 
Näubern, bezwang (1528) die von wilden und tapfern Bölkern bewohnte Landſchaft Kalifco, 
ſpäter Neugalizien geheigen ; Nuño de Ouzman gründete am Gingang zum Californiſchen Meer: 
bufen die Anfievelung Guliacan (1530); Gortez jelbft fuhr nah Norpweiten und entbeifre 
(1533) die jüböftlihe Gemarkung der Galifornifhen Halbinjel, welde im Weſten, unter ver- 
jelben Breite und in derfelben Richtung ſich Hinzieht, gleichwie Florida im Oſten. Auch die 
legte Expedition (1539), auf Befehl des „Eroberers“ unternommen, ging nad) jenen Gegenden, 
in der Hoffnung, neue Goldländer und die geſuchte Waflerftraße aufzufinden. DBergebens. 
Meitere Forſchungsreiſen wurden Aus allerlei Gründen bald aufgegeben. Man fürdtete, vıe 
Entdeckung einer natürlichen oder ver Aufbau einer fünftlihen Verbindungsſtraße vom Arlan- 
tifchen zum Stillen Ocean möchte fremde Nationen, Rivalen der ſpaniſchen Herrſchaft und ihres 
Gewinnes, nad den Stillen Meere verloden, das man als eine geſchloſſene ſpaniſche See zu be: 
trachten beliebte. „Nur Spanier follen jene Gewäſſer befahren, nur Spanier follen läugs ibrer 
mweitgeftredften Küftenländer landen und Anjiedelungen begründen.‘ Und dann, wie dürfte ber 
Menſch es wagen, in die Plane der Vorfehung einzugreifen ; wie dürfte er verbinden, was jene 
zu trennen beliebte? Man müßte, wie der Jefuit Jofe de Acofta lehrt, für ſolche Vermeſſenheit 
die Rache des Himmels befürdten. Plane einzureihen zur Verbindung der beiden Meere, ſei 
eö bei Panama, bei Tehuantepec oder Darien, war unter Philipp I. bei Todesftrafe verboten. 

Die Unterwerfung der Philippinas durch Miguel de Lagazpi (1564) und feine Nachfolger 
eröffnete den Spaniern neue Hoffnungen, um an den Eroberungen der Bortugiejen in Aften, 
an ihrem großen Kandelögewinn in Japan Antheil zu erlangen. Drei Fahrzeuge ded von Me: 
rico nad) dem Morgenlande gejegelten Geſchwaders, unter der Führung des Möndyes Urdañeta 
eined fundigen Seemannes und Begleiterd Magellau’3, waren glüdlih von Ajien nah Amerika 
zurüdgefehrt — ein Greigniß, weldes ven Grund zu dem erften regelmäßigen weſtöſtlichen 
Handelsverkehr zwifchen der Neuen und der Alten Welt legte. Innerhalb ver Wendekreite 
wehen ven größten Iheil ded Jahres öftlihe Winde, was eine Fahrt von Ajien nah Amerika 
jehr befhwerlih madıt. Urdañeta jegelte im Gebiete der wechjelnden Winde, unfern des 
40. Breitegrades, und landete nach verhältnifmäßig Furzer Zeit an der Küfte Obercaliforniene, 
welches den Spaniern mitteld diejer Bahrten immer bekannter und wichtiger wurde. Der in 
jenen Gegenden vorherrſchende Nordweit brachte ihn ichnell hinab nach Merico. Große Schiffe, 
Gallonen genannt, ziehen bald regelmäßig deilelben Weges aus Acapulco in Merico nah Ma: 
nilla auf den Philippinas, von dort weiter nah Macao. Sie taujchten ihre edeln Metalle und 
europäiſchen Babrifate für hinefifche Seidenzeuge, für Spezereien und Porzellan, Gegenftänvde, 
welche in Amerika felbft gebraucht oder über den Atlantiichen Ocean nad Europa verſchifft 
wurden. 

Die einheimische Bevölkerung Amerikas hat die goldgierigen Entdeder immer weiter gen 
Weſten, und zwar nad) beiden Richtungen, im Süden und im Norden, hingewieſen — wie wir 
jegt willen, mit gutem Grunde. Gold findet ſich allenthalben innerhalb ver ſcheitelrecht ſich hin 
ziehenden Bergfette und der Hochebenen an ihrem Fuße, von den rufiiih=amerifanifchen Be— 
tigungen bis herab nad Patagonien. Man findet Gold auf ver Charlotteninjel und in Neu: 
caledonien, in Ober- und Untercalifornien,, in Sonora und Mittelamerifa. Reichliche Funde, 
wie man aus der geologijchen Bodenbildung jchließen fann, werden wol aud weiter herab im 
Süden gefhehen. Bon diefer Goldſucht getrieben und den Ausfagen der Indianer vertrauend, 
haben die Spanier „noch im Verlaufe der erften Hälfte ded 16. Jahrhunderts, mehrere Fahrten 
nach dem Meerbufen unternommen, welcher vie Halbinfel Untercaliforniens ſcheidet vom Feſt⸗ 
lanve. Sie haben einige Nieverlaflungen im Lande begründet und PBerlenfifchereien errichtet. 
Juan Rodriguez de/Gabrillo, ein Portugieſe im jpanifchen Dienfte, umfegelte (1542) vas Gay 
Lucas. Nach feinem Tode (1543) fuhr der Steuermann hinauf bis zu 44°, entdeckte die 
Nordweſtküſte und ein Vorgebirge, welhes nad dem damaligen Vicefünig in Merico Caps 
Mendocino genannt wurde. „Man babe überall”, jo ward berichtet, „feftes zufanmen: 
hängendes Land gefunden, vom Capo Mendorino (40° 20’) bis herab nach de la Navidad — 
ein Fleiner Safenplag, wo Gabrillo ausfuhr, in Kalifco.” Da weder Gold nod eine Durch 
fahrt jich zeigte, fo wurden die Eutvefungdreifen in jener Richtung für lange Zeit aufgegeben. 

VPerlenfiſchereien, Garniſonen, Fiſcher- und Handelöftationen find jedoch am öftlihen Rande 
der Galiforniihen Halbinſel immerdar erhalten worden. Man ſuchte fie, im Verlaufe des 
17. Jahrhunderts, zu vermehren, dann aud das Binnenland und Obercalifornien zu unter- 
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werfen. Die vielen Hinderniffe, aus der Natur ded Landes und der Menihen hervorgehen, 
jowie die großen Unfoflen ſchreckten zurück. Man ift endlich ganz davon abgeftanden. Später 
wurde Das Abenteuer gern den Jejuiten überlaffen, welche fih in Galifornien — der Name ift 
ungewiller Bedeutung und Herfunft — ein neued Paraguay erobern wollten. Die Väter 
Salvatierra und Kubn, der eine aus dem Mailändifhen, der andere aus Baiern, landeten 
(1697) unter Vortragung des Bildes der Sonora oder Muttergottes von Loreto auf der 
Halbinjel, und empfahlen die ganze Gemarkung ihrem Schuge. Diejes Land und alle nord: 
wãrts jich erſtreckenden Gebiete follten nad der himmlischen Befhügerin Sonora heißen. Der 
Name konnte jedoh den bereitd allgemein gangbaren Californien nit verdrängen „nur als 
Benennung der gegenüberliegenden Landſchaft und mehrerer Ortihaften, wie in Sonora di 
Yoreto, der Hauptort Untercaliforniend, hat er jich erhalten. Die Jejuiten lernten die Sprachen 
der Einbeimiſchen und juchten jie durch Freundlichkeit und Wohlthaten zu gewinnen, was ihnen 
auch, joweit dies bei den bildungsunfühigen und wilden Indianern möglich, gelungen. Viele 
Namen der Städte und Dörfer geben noch heutigen Tages ein rühmliches Zeugnif von der auf: 
opfernden Beharrlichfeit jener Jejuitenjendlinge. Sie allein waren die Gebieter; weiße Anz 
edler find wenige gefommen; auch jtellten ihnen die Jejuiten allerlei Hindernijfe entgegen. 
Man wollte feine vernünftigen Leute in Sande, wie die Weißen im Verhältniß zu den India: 
nern genannt wurden; man fürchtete, die hörigen Rothhäute möchten verdorben und zum Un— 
geborjam aufgereizt werden. Die Mifjionen in Ober: und Untercalifornien waren thatſächlich 
unabhängige Fürftenthümer; nur dem Namen nah flanvden fie unter der ſpaniſchen Ober: 
bherrlichkeit. Und dies mit gutem Grunde. Die Mijjionare liefen jih, ohne irgendeinen 
Schug ihrer Perfon und Habe, unter den Wilden nieder, erforichten ihre eigentbümlichen Sitten 
und Ginrihtungen, und bequemten ji ihnen, ſoviel nnd foweit nur immer möglidh. Sie 
waren ed, welche Land und Leute gewonnen, erobert haben. Die auf ſolche Weile befreundeten 
Indianer wurden zur Arbeit angehalten, zum Aderbau und zu den mannichfachiten Gewerben. 
Der Miffionar ging in allem mit gutem Beifpiel voran ; er war Bauer, Gärtner und Hand— 
werfer, unterrichtete, lohnte und ftrafte je nach Bervienft. Die Indianer, weldhe den Nutzen des 
Arbeitens lange nicht begriffen, und an ein freies Herumftreifen gewöhnt waren, jtellten feine 
Geduld oft auf harte Proben. Mehrmals mußte jih der Mifjionar duch feine perjönliche 
Leibesttärfe Anſehen verihaffen, was immer außerordentlich wirkte. Im Verlauf von etwa 
einem Jahre Fonnte er ich gewöhnlich ſchon der Früchte feiner Arbeit erfreuen. Das Häuflein 
Indianer, die ihn umgaben, machte in gejitteter Lebensart Fortſchritte; auch erhielt man, trog 
des ungünftigen Bodens, reiche Ernten an Weizen, Mais und fonftigen Früdten. Gin Mij- 
tonar, Juan Ugarte, erzeugte ſelbſt Wein, und bald in jo beträchtlicher Menge, day er die vers 
ſchiedenen Mifjionen in Californien damit verfah und davon nad) Merico ausführte. Auch zog er 
Pferde, Rindvieh, Schafe, und ward ſomit in jeder Beziehung der Hauvtlieferant der andern 
Miſſionen. Salvatierra traf (1716) eine Anoronung, welche fortan in allen californifchen 
Miſſionen befolgt wurde. Die Indianer erhielten in den Miſſionen Koft, Kleidung, Obdach; 
ie wurden in der dhriftlichen Religion, in der Yandarbeit und in allerlei Fertigfeiten unter: 
rihtet. Dafür waren jie eine beſtimmte Friſt an die Miſſionen gebunden, ftanden unter deren 
Bormundihaft und mußten die Feld: und Hausarbeit verridten. Die Eingeborenen Unter: 
californiend gehören zu den roheften und niedrigften Menſchenraſſen, und ind jo armfeligen 
und unverbeſſerlichen Gemüths wie der Boden ihrer Heimat. Dennoch gelang ed den aus— 
dauernden Jefuiten, durch unausgefegte Wachſamkeit, durch verftändig ertheilte Belohnung 
und Beitrafung, durd Entfernung alles ſchlechten Beiſpiels und jtete Ausübung deſſen, was 
Nie ihren Zöglingen empfablen, diefe Wilden einige Stufen in der Givilifation zu erheben, 
As 1767 die Jeſuiten die ſpaniſchen Bejigungen verlaffen mußten, wurden jie durch 
mericaniſche Srancidcaner erfegt, an deren Stelle bald Dominicaner traten. Dieje befigen die 
Miſſionen in Untercalifornien noch jegt. Unter ihrer harten Herrſchaft find die Eingeborenen 
in Barbarei zurüdgejunfen. Die Städte Intercalifornieng, Loreto, La Paz und San: Antonio, 
ind von einer gemiſchten Nachkommenſchaft europäiicher Seeleute, ſpaniſcher Ereolen und In— 
dianer bevölfert. Die ganze Einwohnerzahl wird faum 10000 überfteigen. Zum Aderbau 
ift die Halbinjel wenig geeignet, Wälder mit vortrefflihdem Schiffbaubolz find in Menge vor: 
handen. Doch ift Intercalifornien nicht deshalb, jondern wegen feiner geographiichen Rage, in 
militäriiher Beziehung , von befonderer Wichtigkeit. Cine befeftigte Station in dem herrlichen 
Safen La Paz würde, im Falle eines Krieges, den Kandel längs der mericaniſchen Küſten und 
Mittelamerifas Schug gewähren, gleihwie San-Francisco höher hinauf im Norden, in Dregon 
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und Mafhington. Diefe und andere Umſtände haben, während der zmeiten Hälfte des 18. Jahr— 
hunderts, die Aufmerkſamkelt der Sremäthte nad) den nordweſtlichen Gegenden Amerikas ge: 
richtet. Der Streit über die Falklandéinſeln ftellte für Spanien die Nothwendigkeit heraus, 
jene Länder und Inſeln mittels Eofonifation thatfächlich in Befig zu nehmen. Zu diefem Ente 
wurde in San: Blas ein befonderes Vermaltungspdepartement errichtet. Im Jahre 1768 unter: 
nahm der Vicefönig von Merico, Marques de Croix, die Anftedelung Obercaliforniend. Das 
Unternehmen ward ebenfalls Geiſtlichen überlafſfen. Padre Junipero Serra, ein Franciscaner, 
zum Miſſiouspräſidenten von Obercalifornien ernannt, {ft mit einer Anzahl Franciscaner 
dorthin’ abgegangen. Die Erpevition beftand aus drei Schiffen und zwei Landzügen. Von 
den Schiffen ſcheiterte eines; vie Mannſchaft des zweiten ftarb faft gänzlih am Sforbut. Die 
erfte Überfandtrupve erreichte San: Diego im Mai, vie zweite im Juli 1769. Bon hier wen: 
dete jich der größere Theil norbwärts , un den Hafen Monterey aufzufuchen, während ter Prä- 
fivent mit zwei Mifftonaren und acht Soldaten zurückblieb. Nach fehsmonatlidien Herum: 
ziehen fehrte die Expedition nach San: Diego zurück, ohne Monterey gefunden zu haben. Eie 
waren weiter nach Norden gekommen, hatten hier einen überaus großen Hafen gefunden, 
welchen fie nach ihrem Schutzheiligen San-Francisco nannten. Sie vflanzten ein Kreuz auf, 
nahmen Beitg und kehrten nach San: Diego zurüd, wo fie am 24. Juli 1770 anfanıen. 
Inzwiſchen hatte der Präſident eine Miſſion gegründet, Die Miffionare ſuchten durch Ge— 
ſchenke und fonftige Freundlichkeit vie Eingeborenen herzuloden. Diefe achteten nicht darauf und 
tbaten abfihtlih, was man ihnen verbot. Unter feiner Bedingung wollten fie Speiten an: 
nehmen, was ſich fpäter als vortheilhaft ertwies, weil die Miffionare vor drüdendem Mangel 
bewahrt blieben. Hingegm ward dad Verlangen ver Wilden nah Kleidungéſtücken fo grof, 
‚ daß felbft die Segel der Schiffe nicht füher blieben. Auf ihre Anzahl vertrauend, wurden fie 
batd jo dreift, daß fie die Sachen offen und mit Gewalt davontrugen. Am 15. Hug. überfielen 
fie in großer Anzahl die Miſſion, wo fich nur vier Soldaten, der Präfitent und ver Padre Bis- 
cayno befanden. Die Garniſon reichte Hin, ven Indianern einen fräftigen Wirerftand entgegen: 
zuſetzen und jie mir grofiem Verluſt zurückzuſchlagen. Nach einigen Tagen fehrten fie zurüd 
und baten, ihre Wunven zu heilen, was and) geſchehen. Dieje Güte der Fremden und die blu: 
tige Erfahrung bewirften, daß ſich fortan ihr Betragen änderte. Nah Empfang friiher Bor: 
räthe beſchloſſen die Anjiedler einen nenen Verſuch zur Entdeckung von Monterey. Der Prä— 
fivent ging zur See, ver ®ouverneur über Land. Beide verliefen San-Diego Mitte April 1770, 
und nad 46 Tagen erft anferte das Schiff in der Montereybucht, wo der Landzug einige Tage 
vorher angekommen war. Cine Mifiion wurde errichtet; binnen dreier Jahren hatte Vadre 
Junipero bereits 175 Indianer getauft. Infolge folder günftigen Berichte fandte ver Vice— 
koͤnig noch 10 Franeiscaner und beträchtliche Borräthe. Die Miffion San: Antonio ve Padna 
in den Hirgeln von Santa-Lucia, acht Meilen vom Meere und 20 von Monterey, wurde alsbald 
gegründer, dann 1771 die Mifiion von San: Gabriel und die von San-Luis unweit San: Diego. 
Im Jahre 1773 mußten ſich die Mifftionare, da die Zufuhr von Lebensmitteln durch Schiffs: 
unglück ausblieb, acht Monate von Milch und Kräutern erhalten. Vadre Junipero, ver in: 
zwiſchen nad Mexico gegangen, fehrte mit einer Verftärkung von Miffionaren, von Sofvaten 
und einem beträchtlichen Vorrath zurück, mas die Miffionare in den Stand fegte, ihre Arbeiten 
nit erneuertem Gifer fortzufeßen, ſodaß die Zahl ver Bekehrten ſchnell zunahm. Im Jahre 
1776 begab ſich der Präfivent aus Monterey nad der Bai von San: Francidco und begründete 
dafelbft eine Milton. Ihn begleiteten mehrere von Sonora ber eingemwanderte Bamilien, 
welche fich daſelbſt anſtedelten. Junipero Serra legte noch drei andere Miſſionen an, die von 
Santa-Clara, Santa: Barbara und Santa: Buena: Ventura, im ganzen acht Niederlaffungen. 
Das Colonifirungsfuften Junipero Serra's, welder 1781 ftarb, ward auch von feinen 
Nachfolgern beobachtet, ſodaß endlich Das ganze Rüftenland, von San: Diego bis nah San: 
Francisco, fammt allen Einwohnern der zeitlichen und geiftlichen Herrfchaft der Miſſionen an: 
heimfiel, Diele Vermaͤchtniſſe und Schenfungen wurden in Mexico zum beften der califormi: 
ſchen Miffionen gemacht. Diefe Bonds verwaltete dad Klofter San: Ferdinando inMerico, und 
ſandte den jährlichen Ertrag regelmäßig nad Obercalifornien. Auch ließ der König den Miſ— 
- flonaren Jahresgehalte auszahlen. Unter folden Umftänden fonnten fi die Miffionen eines 
guten Wachsthums erfreuen; ihre Acker und Heerden waren in fortwährender Zunahme. Jeder 
Grundbeſitz im Lande mußte von den Mijjtonen verrwilligt werden; diefe aber hielten ihre Wer: 
willigungen dermaßen zurüd, daß freie Anſiedler faſt ganz ausgefchloffen blieben. Die einzigen 
Anjievler folder Art beftanven aus den Dffizieren und Soldaten der Garniſonen. Aud ihre 
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Zahl blieb gering, weil man ihnen gewöhnlich das Heirathen nicht geftattete. Unter dem Ober: 
befehlöhaber dev Truppen flanden diejenigen Plätze, welche nicht von der unmittelbaren Autos 
rität der Miffionen abhingen. In die innen Angelegenheiten ver Mifjionen durfte er jich nicht 
einmifhen, und war überdied angewiefen, ihnen jede nachgeſuchte Hülfe zu leiften, Die milis 
täriihen Bauten blieben im armfeligen Zuftande, Die Forts oder Burgen beitanden aus Lehm 
und waren mit wenigem Geſchütze vom verfchiedenften Kaliber befegt. Die Oarnifonen waren 
unbedeutend, die Leute ſchlecht bewaffnet, ſchlecht gekleidet, ſchlecht eingeübt, aber gut beföjtigt. 
Bereits hatte das Land an Viehheerden Überfluß, und mit geringer Mühe ward fo viel Mais, 
Bohnen und rother Pfeffer erzeugt, ald nur verzehrt werden konnte. Bei alledem blieben die 
Truppen, ſelbſt hinſichtlich des täglichen Unterhalts, von den Mifiionen abhängig. 

Die mit jo unbeihränfter Macht verjehenen Väter zeigten ſich als vortreffliche Wirthſchafter 
und Regenten. Jede Miſſion wurde von einem oder mehreren Miſſionaren regiert. Unter 
viefen führte einer den Titel ‘Bräjivent, welder ausschließlich mit der Negierung in Merico über 
bie Zandedangelegenbeiten correjpondirte, ven Borrang vor den andern Mifjtionaren hatte, jonft 
aber feine Autorität über die einzelnen, felbftändigen Miſſionen befaß. Jede Mifjion umfaßte 
ein Gebiet von wenigftens 15 Quadratmeilen, welches theils mit Frucht beftellt, theils im nas 
türlichen Zuftande als Weideland benugt wurde, Außer einem ausgedehnten Ader= und Garten— 
bau betrieb man in den Millionen manderlei Gewerke. Es muß Bewunderung erregen, daß 
dieſe Mönche, ohne europäiſche Arbeiter, mit ungejchistten Wilden felbit große architektoniſche 
und mechaniſche Werke ausführten, wie Kirchen, Häufer, Mühlen, Brunnen, Brüden und Be— 
wäfferungdfanäfe. Jegliche Arbeit lehrten die Senvlinge durd ihr eigenes Beijpiel, Die 
Miſſionsgebäude umzog gewöhnlich eine hohe Mauer; deu Mittelpunkt bildete die Kirche, oft 
von ganz anjebnlihem und zierlihem Aupern, im Innern pradtvoll geſchmückt. Hier prangten 
in bunten, auf die rohen Siune ver Indianer berechneten Farben Gemälde, meift den Himmel 
und die Hölle vorjtellenn, in dem Bekehrungswerke von unberehenbarer Wirkung. Ebenſo 
trugen die Vriefter Sorge, durch Herrliche Gewänder Ehrfurdt einzuflöpen. Neben der Kirche 
befanden jich die geräumigen Käufer der Padres, die ausgedehnten Korn: und Waarenſpeicher, 
mannichfaltige Werkitätten, Talgbrennereien, Seifenjlevereien, Schmieden, Webereien, Zimmer: 
und Screinerwerfftätten, Ginige Schritte davon lag die Kaferne, wo vier bis fünf Soldaten 
wohnten , größtentheils lieverliche Burfche, welche den Bätern mehr Mühe machten ald alle Ju— 
dianer zujammen. In weiterer Entfernung von etwa 200 Schritten befanden ſich, nach regel: 
mäßigen Straßen. eingetheilt, die Hütten der Indianer. Sie waren, meift aus ungebrannten 
Ziegeln erbaut, mit Strohdädern verjeben und weiß getündt, oft reinlich und wohnlich, mit— 
unter [hmuzig und verfallen. Hier und da blieb es aud ven Indianern überlajfen, Hütten in 
ihrer einheimifchen Weife aufzuführen. Bei der Miffion Santa:Glara bildeten ſolche Hütten 
fünf Straßen. In den Hütten wohnten jedoch. nur verheirarbere Indianer, die unverheiratheten 
lebten, jedes Geſchlecht für jich, in langen, ſcheunenartigen, ded Nachts verjchloffenen Gebäuden. 

Den Indianern, welche in den. Miffionen geboren, ward die Miſſionsdisciplin zur zweiten 
Natur. Jugendliche Neophiten erhielten die Miſſſonen durch Uberrevdung und Ankauf von ven: 
Altern. Während des Winters, wenn der Yandbau ftill liegen mußte, pflegten ältere Miſſions— 
indianer bewaffnet auf Neophitenwerbung andzuziehen. Wer einmal in die Mifjion ein- 
getreten, ver blieb unter allen IImftänden an die Anjtalt gebunden. Der Inpianer, welcher zum 
Chriſtenthum befehrt wurde, leiftete dafür 10 Jahre treue Dienfte, Nach Verlauf dieſer Frift 
fonnte er, bei guter Aufführung, Breibeit, ein Stüf Adergrund und einiges Vieh anforedhen. 
Nur wenige machten von diefem Nechte Gebrauch; wenn jie ed thaten, verſanken fie gewöhnlich 
in Schmuz und Glend, In der Regel blieben die Bekehrten den Mijjionaren und ihrer ge- 
wohnten Beihäftigung ergeben. In diefem freiwilligen Dienfte erfuhren ſie eine ziemlich gute 
Behandlung. Alle ohne Unterſchied jtanden unter gänzlicher Bormundjchaft der Väter und 
waren gleich Kindern gehalten, Art und Dauer der Arbeiten, der religiöfen Übungen, der 
Mahlzeiten, ver Beluftigungen waren genau vorgejchrieben. Die Bolizei ver Miljionen wurde 
Iharf gehandhabt, Nacläjjigkeit und Ungehorſam ſicher, jedoch nicht ſchwer beftraft: dafür aber 
echielt auch guted Berragen gehörige Belohnung. Außer der Landwirthſchaft, welche natürlich 
die meifte Arbeit.in Anſpruch nahm, bradyten ed viele Indianer zu beträchtlicher Geſchicklichkeit 
in den verfchiedenen Kandwerfen. Der Tageslauf ging -gleihförmig von jtatten; ver eine 
glich vollfonmen dem andern Sämmtliche Miſſionsmitglieder erhoben ſich mit Sonnen: 
aufgang. Nad der Mefie, welche eine Stunde, Sonntags aber viel länger dauerte, und welder | 
alle beimwohnen mußten, wurde das Frühſtück vertheilt, beſtehend aus dem Atola, einer von 
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Gerſtenmehl und erſt geröftetem, dann gemahlenem Maid bereiteten, in großen Keſſeln obne 
Salz over jonftige Würze gekochten Suppe. Jede Bamilte trug ibre Portion in den wafler- 
Dichten Korkkörben, welche die Indianer in Galifornien noch heute fo Funftreidh fertigen, nach 
Haufe. Was übrig blieb, wurde den Kindern zur Belohnung gegeben, wenn fie ſich artig be— 
nonmen und den Katechismus qut gelernt hatten. Nun ging es drei bis vier Stunden an die 
Arbeit, worauf die Mittagsglode zum Pozzoli lud, einem aus Gerſtenmehl, Mais, Erbien und 
Bohnen bereiteten Brei. Sodann ward abermals vier bid fünf Stunden gearbeitet, hierauf 
eine Stunde bindurd die Abendmeſſe gebört, und endlich Atola, wie am Morgen , vertbeilt, 
Die Mädchen und Witwen wurden des Tages über in abgefonderten Gebäuden bei der Arbeit 
gehalten, 

Die Flucht aus der Miſſion war äußerſt ſchwierig; fand fie ftatt, jo wurde der Flüchtling 
unverzüglich verfolgt und mit leichter Mühe eingefangen. Man wußte, zu welhem Stamme er 
gehörte; die kleinmüthigen Wilden lieferten ihn gewöhnlich freiwillig aus. Man ftrafte den 
Flüchtling durch Prügel, und legte ihm ſchwere Gifenflöge an die Beine, in denen er zum 
Schrecken ver Gefährten einbergeben mußte. Gine folde Flucht ereignete ih nur höchſt feiten. 
Die Lage der Miſſionsindianer fonnte man freilich als vollftändige Sklaverei bezeichnen : allein 
die californiichen Wilden ſchienen durchaus damit zufrieden. Ihre Arbeiten waren keineswegs 
anjtrengend ; Spiele, denen fie leidenichaftlidy ergeben, wurden geduldet ; der abhängige Zuftand 
entſprach ihrer natürliben Trägbeit und ungewöhnliden Mangel an Unabbängigfeitsiinm. 
Trotz der leinlihen Verpflegung waren die Miſſionsindianer Förperlich ſchwächlich; bei all ihrem 
fogenannten Chriſtenthum und tehniihen Fertigkeiten blieb ihr Verſtand unentwidelt; man 
kann fie kaum als menfchliche Weſen betrachten. Der Schmuz, welcher ungeachtet aller Be— 
mübungen der Väter innerhalb ver Hütten berrfchte, und der Mangel an freier Bewegung er: 
zeugten vielfältige Krankheiten. Auch grafiirte Sypbilis in einem furdtbaren Grade. Die 
Sterblichkeit in ven Miſſionen erwies fich meift fehr groß. Bringt man das tiefe Elend und die 
niedrige Natur des californiihen Wilden in Anfchlag‘, fo muß man, abgefehen von jenen Übel: 
ftänven, anerfennen, daß die Mifjtonen in ihrer unermeßlich ſchwierigen Aufgabe Erftaunliches 
geleiftet haben. Und was man auch gegen das Syſtem diefer Mönche felbft einwenden mag, im 
feiner praftiihen Ausführung entwidelten fie die bemunderungswürdigfte Sumanirät, Thätig— 
feit, Ausdauer, Mäpigung und Umſicht. Bei ihrer völlig uumſchränkten und uncontrofirten 
Macht finden wir faum ein Beifpiel des Misbrauchs derfelben, wol aber viele Thatſachen, 
welde von der höchſten Uneigennügigfeit zeugen. Freilich muB man bei dieſer vortbeilgaften 
Schilderung bedenken, daß wir die Gejchichte dieſer Miſſionen blos nach ihren eigenen Berichten 
ichreiben fünnen. 

Die Kosreifung Mericos von Spanien hat diefe patriardhaliihen Zuftände völlig um- 
geitaltet. Ealifornien wurde ein Territoriumoder Gebiet der neuen Republif, und die dem Mutter: 
lande und dem Papfte anbänglihen Miffionen — fie widerfegten fib allen Neuerungen — 
wurden nad und nad eingezogen. Ihre Kändereien wurden durch ein Gefeg (Merico, 19. Aug. 
1833) für Staatdeigentbum erklärt; die 1857 in Obercalifornien noch nicht verfauften Güter, 
und ed waren ſehr viele, hat man der römiſch-katholiſchen Kirche zurüdgegeben. Die Indianer, 
ledig der Zucht ihrer geiftlihen und mweltlihen Obern, arbeiteten von nun an nicht mebr und 
begingen große Ausſchweifungen. Die Nothhänte find der Civiliſation unfähig; te müſſen 
verſchwinden; je früher, deſto befler für die nachrückende kaukaſiſche Raffe und der fortichreiten: 
den Menſchheit. Jene californiihen Indianer, fagt ein deutiher Miſſionar, find Leute ohne 
Religion und bürgerlihe Ordnung, ohne Regierung und Gefege, obne Ehre und E ham, 
ohne Kleidung und Mohnung. Sie reden von nichts anderm ale von Effen und ähnlichen 
Dingen, welde vem Menfchen gemein ſind mit dem Vieh. Gin getreues Abbild dieier rhieri- 
then Zuftände find ihre Sprachen. Sie haben nur Wörter für Dinge, welche Leib baben und 
unter die Sinne fallen. Für menschliche Gefühle, für vernünftige Ginrichtungen, für Tugenden 
und after merden feine Ausdrücke vorgefunden. Solche Thiere in Menichengeftalt baben kein 
Anrecht auf die Länder, worin fie, gleichwie das übrige Wild, nur herumſtreifen. Und melde 
herrlichen und wichtigen Ränder waren ihnen nicht zugefallen! Sinn doch Galifornien und die 
andern Gemarfungen längs des nörblihen Stillen Ocean nicht blos wegen ihrer innern Be: 
Ihaffenheit, wegen ihres Reichthums und ihrer Fruchtbarkeit, fondern ſchon durch ihre Welt: 
ftellung als Bindeglieder zwiſchen Weiten und Often von großer Wichtigkeit. An ihnen bängt 
der Fortſchritt, die Entwickelung, der innigere Verband der Menſchen untereinander im großen 
und ganzen. 
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Die Idee, ven aſiatiſchen Handeldverfehr über Nordamerika zu leiten, ift nicht neu; fie 
ſtammt, mie wir geieben haben, bereitd aus dem 15. und 16. Jahrhundert und wurde gleich in 
den erften Jahren der norbamerifanifhen Union wieder aufgenommen. Den GEngländern 
waren dieſe Beftrebungen nicht entgangen. Auch fie erkannten die Wichtigkeit jener weröftlichen 
Sänder in der fünftigen Weltentwidelung. Sie haben alles aufgeboten, um die Nord- 
amerifaner zu hindern, ji im jenen Gegenden von Oregon weiter herab nach Süden auszu⸗ 
dehnen. Died war insbefondere in Obercaliformien ver Ball, wo fich feit ber Losreißung 
Mericod von Spanien eine Menge Amerikaner anfällig machten. in irifcher katholiſcher 
Geiftliher, Macnamara, jollte dort unter britifhen Schuge mehrere Anfievelungen feiner 
Yandsleute gründen. Macnamara fuchte die religiöfen Vorurtheile dev Mericaner zu feinem 
Vortheil aus zubeuten. „Sie möchten ihm das Land überlaffen, fonft fei es materiell und geiftig 
unrettbar verloren; es ftele jiherlich in Die Hände jener norbamerifaniihen Ketzer. Dann 
würden die methodiftiihen Wölfe die rechtgläubige Kirche zu Grunde richten.” Die mericaniſche 
Regierung überließ dem Geiftlihen an 3000 Leguas im Gevierte im reihen Thale San-oas ' 
auim, mit Santa= Barbara, Monterey und San: Francisco, zum Behufe feiner Anſiedelungen. 
Bevor aber dieſe Schenkung ausgeführt werben konnte, brach der Krieg zwiſchen Nordamerika 
und Merico aus, welcher bald die ganze Lage Galifornieng vollfonmen veränderte. 

Fremont hatte (Mai 1845) jeine Entdeckungsreiſe nad ven ‚fernen Weiten‘ angetreten. 
Die Feindſeligkeiten mit Merico waren noch nicht ausgebroden; fie ſchienen jedoch uns 
vermeidlich ; die bereits vollendete Thatfahe der Cinfügung von Teras mußte ald Kriegs: 
erflärung gelten. Dem fühnen Reiſenden wurde ein Bote nahgelandt, mit den mündlichen 
Auftrage, die Bewegungen in Obercalifornien , namentlich die fremder Mächte, genau zu über: 
wachen und die Einwohner in aller Weiſe den Vereinigten Staaten zu befreunden. Fremont 
nahm feinen Aufenthalt in dem Sacramentothale,, um die Bewegungen und Ereigniffe gu über: 
machen. Es zeigte ih bald, daß Vorkehrungen im Gange waren, zum großen Nachtheil der 
Union. Die amerifanifhen Anfiedler, fo wenigftend wird vom Schwiegervater Fremont's, 
dem wabrbaftigen Senator Benton, berichtet ?), jollten vertrieben oder ermordet werben; die 
Staateländereien an britifche Untertbanen verſchenkt und Galifornien unter engliſchen Schug 
geftellt werben. Dann wäre Oregon im Norden und Süden von engliichen Befigungen ein= 
geſchloſſen und eine Erweiterung der Vereinigten Staaten längs des Stillen Ocean unmöglich 
fein. Die Engländer und Mericaner warteten nur auf die Anfunft ver Flotte, welche fich bei 
Mapatlan fammelte, um offen herauszutreten. Fremont war ſchnell entſchloſſen; er ftellte ſich 
an die Spige feiner Landsleute und einiger unzufriedener Inſaſſen. „Die mericanifhe Re— 
gierung müſſe geftürzt und die Unabhängigkeit Californien erflärt werden.‘ Das Unter: 
nebmen ift innerhalb 30 Tagen zu Stande gekommen; die, jeitdem Drafe die Küſten beſuchte 
und Nenalbion nannte, fortwuchernden englifhen Blane haben für immer ihre Befeitigung 
erhalten. 

Nah wenigen Tagen erfhien der amerifaniihe Commodore Sloat, nahm Monteren 
(7. Juli 1856) mit Gewalt und lud Fremont zu einer Unterredung ein. Sloat, hörend, daß 
Fremont und Genoſſen obne Auftrag von feiten der Gentralregierung gehandelt haben, ward 
beſtürzt und fürdhtete große Verantwortung. Der Commodore hatte nämlich vorausgeleßt, bie 
andern Amrrikaner hätten Vollmacht zu Feinvfeligkeiten und deshalb mitten im Frieden — die 
Kriegserflärung gegen Merico war zu der Zeit in Galifornien noch nicht befannt — Monterey 
beihoflen und weggenommen. Commodore Stodton hatte bereit? den Oberbefchl übernommen, 
als ver britifhe Apmiral Seymour (16. Juli) mit einem zahlreihen Geſchwader, wie niemals 
zuvor eines erſchienen im Stillen Deean, erfhien, um die gebeimen Aufträge feiner Regierung 
zu vollziehen. Zu fpät! Auf der Eitadelle von Monteren flatterte dad Sternenbanner, das 
amerifanifche Geſchwader lag im Hafen und Fremont's Schügen bezogen da und bort die Wa— 
hen. Nach Bekanntgabe der Kriegserflärung vollendeten Stodton, Fremont und die andern 
mit geringer Mühe die Eroberung des ganzen Landes Ober: und Untercalifornien. Das 
Schickſal Obercaliforniend wurde dur zwei Gefechte, vorzüglih durh das am 8. Juni 1847 
entihieden. Die Mericaner mußten ſich zurückziehen, und das Land blieb im Beſitz der Ameri— 
faner, Früher hatten die Aufſtändiſchen das Bild eines californifhen Bären zu ihrem Wappen 
genonmen. Der weiße, in Galifornien einbeimifche Bär ragt hervor burd Muth und Stärfe; 
niemals weicht er einem Feinde; verwundet kämpft er mit großer Kraft und furdtbarer Wild— 
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heit, bis dad äußerſt zähe Leben zu Ende geht und dad Thier, wild berumbligend, zufanmen: 
flürzt. Jetzt befeitigten die Amerikaner dieſes Banier und erhoben das Unionsbanner, dem 
fpäter das befondere Wappen — Die aus dem Haupte Jupiter’d emporfteigende gewafinete Mi: 
nerva — binzugefügt wurde. 

Gleich nach Ausbrud des Krieged erhielt General Kearney den geheimen Auftrag, Rau 
merico zu nehmen, und dann weiter nad Oberralifornien zu ziehen, und auch dieſes Land ;ı 
gewinnen, Gin bleibende Befig war damals bereits zu Waſhington beſchloſſen. Kerr 
folle ven Einwohnern verfihern, jie würden eine freie Berfaflung, gleichwie die andern Staaten 
der. Union, erhalten; fie könnten fich ſelbſt vegieren und- in allen Dingen nad; Belieben ver: 
fahren, Neumerico wurde ohne, Blutvergiegen dur Berrath genommen, und Californien war 
bereits ‚ald Kearney dahin gelangte, in amerifanifhen Händen. Vermöge jeiner Vollmachten 
übernahm der General den Oberbefehl, jowol in den militärifchen wie in bürgerlichen An- 
gelegenbeiten. Bon Fremont follte feine Rede niehr fein. Diefer hatte fidy Durch fein tücriges 
Weſen zur Offizieröftelle emporgeihwungen. Noch mehr! Der junge Mann erfreute fi eines 
großen wohlverdienten Rufes in allen civilifirten Ländern. Dies konnten ihm die zu Wei: 
Point geſchulten Offiziere nicht vergeben, jowenig die von, unten herauf geſchulten Gelehrten 
Große, hervorragende und unabhängige Männer, die jo geworden durch jich ſelbſt, mit Über— 
gehung ver herkömmlichen Weifen, waren und jind zu allen Zeiten verhaßt den regelrecht Auf— 
wachſenden. Iſt doch ſchon ihr Dafein allein ein Hohn ven beitehenden Einrichtungen, rin Bor: 
wurf den jahrelangen Verfäumniffen während des Schnedenganges in der Schule. Man int 
die Männer folder Art zu drüden, ihnen mancherlei formale Hinderniſſe und Anklagen in den 
Weg zu werfen. So iſt's aud Fremont ergangen. Der Eroberer Galiforniensd wurde von 
General Kearney unter allerlei nihtigen Vorwänden und von. geheimen Feinden geſchmiedeten 
Anklagen der Empörung bezichtigt, ald Gefangener nah Waſhington geſandt, dort von einen 
Kriegögerichte jchuldig befunden und in milder Berückſichtigung blos zur Dienftentlaflung wer: 
urtheilt. Die Begnadigung ded Präfiventen Volk hat Fremont zurückgewieſen. „Ih gebt 
meine Entlaſſung“, ſchrieb der ausgezeichnete Mann (17. Febr. 1848), „weil ich mich keines 
Vergehens ſchuldig weiß; ich habe nichts getban, um ſolch ein kriegsrechtliches Urtheil zu ver: 
dienen; deshalb kaun ich auch die Gnade des Prafiventen nicht annehmen ; ich würde hiermit die 
Gerechtigkeit des Urtheils, die Gerechtigkeit meiner Schuld bekennen.” ö ; 

Die allentbalben gejhlagenen Mericaner wünſchten — mochten die Bedingungen nod ſe 
hart Inuten — Frieden zu erhalten. Vor allem war died bei der mächtigiten und reichſten 
Klaffe des Staats, bei ver Geiſtlichkeit, ver Fall, welche mit Schaudern ven Samen des Keger: 
regiments ausgeftreut jab im Lande. Es verbreiteten ſich nämlich die Amerikaner über alle 
Gemarkungen der Republik, verküindeten Gejege und. ſchufen eine ganz neue Ordnung der 
Dinge, in der Weife, ald wenn Merico ſchon zu ihrem Stnatenbunde gehörte. Die Union ließ 
ih zum Frieden geneigt finden. Nah kurzen Verhandlungen ift er am 2. Febr. 1848 in 
Guadelupe⸗Hidalgo ſchnell zu Stande gefommen, und zwar in Betracht der Umſtände, un! 
hoͤchſt günftigen Bedingungen für dad aus dem Felde geichlagene, zerrüttete und perarmı 
Merieo. Die jüolihe Linie von Teras ward. als Grenze angenommen, und den Amerifanem 
verblieben Neumerico und Obercalifornien, Umtercalifornien und die andern Groberunge! 
wurden zurückgegeben. Für die abgetretenen Länder erhielt Merico 15 Mil. Doll. Hier 
übernahm die Regierung von Waſhington auch- die Bezahlung aller Schuldforderungen und 
andern Anſprüche ver Unionsbürger an- Mexico, welde auf 3%, Mit, ſich belaufen mochten 
. Merico verpflichtete id Hingegen, alle jeine Macht aufzubieten, um die Einfälle der Indianei 
an ſeiner Nordgrenze zu hindern. Der Vertrag iſt mit einigen geringen; Anderungen zu 30% 
ſhington (10. März 1848) ratifieirt worden, und bald darauf vom Praidenten Vera Y Pete 
und dem zu Queretaro verfammelten Congreſſe (25. Mai 1848). Bier Monate vorber ( Ju⸗ 
nuar 1848) find ſchon die erſten Goldfunde auf den Beſttzungen des ſchweizeriſchen Haupt. 
manns Sutter gemacht worden. Sutter ſtaud urſprünglich in franzöifh- bourboniſden 
Dienften. Nach der Julirevolution ging er nad Amerika und wendete jih 1838 vom Stadt 
Miffouri nad Californien, Sutter erhielt von der mexicanifchen Regierung, auf der noͤrdlichen 
Seite des Sacramento, viele Ländereien angewieſen, wo er ſich eine Bebaufung ein richtete, DIE 
Neuhelvetia nannte, In der Näbe vieler Nievertaffung (38 33’ 45" nörbl. Br., 121 ’20 
weſtl. 2.) find bei Gelegenheit des Baues einer Schneidemühle die erften Boldiunde gemacht worden 
Höchſt wahrſcheinlich iſt dieſer Reichthum ſchon den Miſſionaren bekannt geweſen, fie mögen he 
dor der ſpaniſch-⸗ mexicaniſchen Regierung verheimlicht haben. Dies iſt ihnen wenigftend wiedel⸗ 
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bolt zum Vorwurf gemacht worden. „Aus den Erträgniffen Paraguays“, fagt ein fpanifcher 
Schriftſteller, „iſt jährlich eine Million Dollars nah Rom gegangen.” Wieviele Millionen mögen 
nicht von dem überaus reichen Californien dahin gefloffen ſein!?) Sutter lebte fpäter und jegt 
noch ald unbemittelter Mann auf feinem Landgute Hock-Farm, unweit Sacramento , und der 
erſte Entdeder des Goldes, ein gewiſſer Marſchall, zog mehrere Jahre arm und heimatlos im 
Lande umher. So erzählen die Verfaffer der Jahrbücher von San: Francidco.?) 

Die Geſchichte Galiforniens, während der legten zehn Jahre, ift denkwürdig und folgenreich 
im hoben Grade. Hier kann man lernen, wie die Angelſachſen, mitten unter taufenderlei Wirr— 
niffen und Unordnungen, Staaten, Gejeglichkeit, Orpnung, wenn aud vor der Hand blos eine 
mangelhafte, begründen. Es iſt ein erhabenes, ein einziges Schaufpiel in der ganzen Welt: 
geſchichte; nur die Fabelhafte Gründung und das Emporwachſen Roms aus zufammengelaufenen 
Rotten vermag hiermit einigermaßen verglichen zu werden. Gine ausführliche Darftellung wäre 
bier nicht am Plage; wir können blos einige leitende Thatfahen und Ereigniffe hervorheben. 
Sobald die Goldfunde ruhbar geworden, hat fih dort dad Gejindel dreier Welttheile, aus 
Amerifa, aus Europa und Afien zufanmengefunden. Die geringe Bevölkerung Obercalis 
forniens, welde zur Zeit der Feſtſetzung der Amerikaner, die Spanier und halbeivilifirten 
Indianer zufammengenommen, feine 24000 . Seelen betrug, ift ſchnell und rieſenhaft 
eınporgewahien. Die Einwanderung während der Jahre 1848 — 49 fol. ih zwiſchen 
40—50000 Seelen belaufen haben. In gleihem Maße ift Räuberthum und Mordweſen 
emporgeichoffen. Die jpaniich = mericanifchen Gefege waren unverſtändlich und unzureichend; 
eine gedrucdte Sanımlung derjelben fonnte überdies im Lande nicht aufgefunden werden. Die 
Gerichtsbehörden waren unwilfend und käuflich; wollten fie auch einmal einfchreiten,, fo wurden 
fie machtlos befunden. Da ijt eine Anzahl tüchtiger Männer zufammengetreten; jie halfen ſich 
ſelbſt, und jo hat ihnen auch Gott geholfen. Mit Genehmigung ded Oenerals Riley, welder 
Kearney in der Statthalterihaft Obercalifornieng folgte, wurden Wahlen zu einer conjtituiren: 
den Verſammlung ausgejchrieben ; ſie ift nad wenigen Wochen zufammtengetreten und hat 
mäbrend der Monate September und October 1849 eine Verfaſſung, vorzüglich nad) den! Mus 
fter jener des Staates von Neuyorf, bevathen und beſchloſſen. Die Beziehungen ver Bewohner 
Galiforniens zu ihrem frübern Souverän, jchrieb Statthalter Riley bereitd von Monterey am 
30. Juni 1849 nad) Waſhington, haben aufgehört. Neue jind entſtanden zwiſchen ihnen und 
dem Staate, weldyer das Land erworben. Die bloße Ihatjache der Übergabe hat ven Gehorfam 
ver Einwohner, weldye in der Heimat bleiben, zur Folge. Die ftaatlihen Verhältniſſe find ge= 
ändert, die bürgerlichen, der bejtehende Verkehr und vie Stellung ver Einwohner zueinander 
bleiben jedod in Kraft, bis jie durch die neue Macht eine Anderung erfahren. Um jolc eine 
Macht, um eine neue Staatdorganifation zu Ihaffen, zu dem Ende mögen die vom Volfe ge: 
wählten Abgeoroneten zufammentreten. „Einige Beftimmungen dieſer, in jo furzer Zeit ge: 
fHaffenen Verfaffung ind denfwürpig und folgenreih im hohen Grade. Weder Sklaverei nod 
Arbeitszwang, ausgenommen für Verbrechen, darf jemals im Staate Californien ftattfinden. 
Fotterien und der Verfauf von Lotterieloſen find nicht geftattet; Banken dürfen nicht errichtet, 
Banknoten und anderes ald Geld cireulirendes Papier nicht ausgegeben werden. Duelle iind 
verboten, und die Staatsſchulden follen, ohne befondere Genehmigung des Volks, 300000 Dollars 
nicht überfteigen. Deifenungeadhtet haben fpäter leihtiinnige und gefrglofe Legislaturen mehr 
als drei Miltionen Schulden aufgenommen. Das californifhe Volk war ehrlich und einſichtsvoll 
genug, die ungefeglihen Obligationen nachträglich (Herbft 1857) anzuerkennen, 

Gemäß dieſer neuen, vom Volfe und dem Statthalter Riley gutgeheißenen Verfaſſung 
wurden aldbald die Wahlen zur erften Legislatur in Galifornien ausgeſchrieben und vollzogen. 
Die Abgeordneten veriammelten fih im Beginn des folgenden Jahres (1850), gaben Geſetze 
und trafen Ginrihtungen in vollfommen jelbftänpiger Weife. Das ſpaniſch-merxicaniſche 
Geſetz ward alsbald aufgehoben, dad gemeine, auf dem engliſchen fußende Recht der Vereinigten 
Staaten eingeführt und während der, folgenden Jahre, durch die jährlich zuſammentretenden 
Legiölaturen, mitteld einer Anzahl örtlicher Statuten, welche jegt bereits acht Bände füllen, ab— 
geändert und fo den neuen Verbältniffen angepaßt. Die Unfoften der conftituirenvden Ver- 
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fammlung hat General Riley, ohne irgendeine Vollmacht hierzu von ſeiner Regierung zu haben, 
aus den Geldern der Gentralregierung geleiftet — eine Handlung, welde erft nah einigen 
Jahren (5. Febr. 1853) vom Gongreß genehmigt wurde.*) Die Beamten im angelſächſiſchen 
Volke handeln nicht blos nach dem formalen Geſetze; die eigene Einſicht, die freiwillig über— 
nommene perſönliche Verantwortung gibt, ihnen am Ende die Richtſchnur und die Tragweite 
ihres Benehmens. 

Ungeachtet mehrerer Unregelmäßigfeiten beim Zufammentritt der conflituirenden Ver— 
fammlung, fowie bei der Aufrechthaltung des Grundgefeges, ungeachtet des Widerſpruchs der 
Sklavenpartei beeilte fi doch der Congreß zu Wafhingten, die in revolutionärer Weife ent: 
ftandene Verfaſſung alsbald anzuerfennen. Schon am 9. Sept. 1850 erſcheint Obercalifornien 
als ver 31. Stern im Sternenbanner der Union. Ginige Tage fpäter haben die beiden Sena— 
toren des neuen Staatd, Fremont und Gwin, ihre Sige im Senat eingenommen. Dann 
wurde auch im Gongreffe die Beitimmung getroffen (28. Sept. 1850), daß alle Geſetze ver 
Union, welde nicht Örtliher Beſchaffenheit find, in Californien diefelbe Geltung haben jollen, 
gleihwie in allen Ländern der Vereinigten Staaten.) Sacramento, jegt die Hauptſtadt Cali— 
forniens, ift auch der Zeit nad) die erfte Stadt ded neuen Staats. Das erfte Haus ward im 
Januar 1849 erbaut; bereits am 27. Febr. 1850 hat Sacramento fein Charter oder Stadt: 
reht erhalten. San-Francisco, die wichtigſte Hafenftadt Galiforniens und aller Geftade: 
landfchaften längs bed nordweſtlichen Stillen Meeres, ift, ver Zeit nad), bloß die zweite Stadt; 
fie bat erft durch ein Gefeg vom 15. April 1850 ihren Freibrief im neuen Staate der Union 
erhoben. Das erfte Haus nah moderner Art wurde bereitd 1835 erbaut; der Beginn ber 
Stadt San-Francisco datirt jedoch von der Beſitznahme Obercaliforniend durch die Amerikaner. 
Im Juli 1854 zählte vie Stadt eine Bevölkerung von 54000 Seelen; fie wird jegt (Ende 1858), 
ungeachtet der großen Auswanderung nad der Bancouverinjel und dem neuen Golvlande 
Britiſch-Columbien über 55000 Einwohner haben. San: Francisco nimmt jegt bereits dieſelbe 
Stellung ein im Weſten, gleichwie Neuyork im Oſten der Union. Die erfte, von dem ameri— 
kaniſchen Geiſtlichen Walter Bolton begründete Zeitung erfhien 1846 zu Monterey, weldyer 
Drt jeit 1776 eine Miſſion war des Junipero Serra und bis 1847 die Landeshauptſtadt. 
„Ihe Californian”, wie die Zeitung hieß, wurde im folgenden Jahre nach San: Fran 
eißco übergefiedelt und erfcheint dort jeit der Zeit unter den Namen „Alta California”. Und 
fhnell naheinander entftanden aus den früheren Miffionen und bei den neuen Minen mehrere 
andere Städte: Stockton, Marvöville, Sandiego, Los Angelos, San-Joſe, Sonora , Benecia, 
Dafland, San: Bernardino und Crefcent City, und allenthalben erjcheinen ebenfalls Tagblätter 
und Zeitſchriften — im ganzen über 50, worunter eine auch in chineſiſcher Sprache. 

Bei der Maſſe lieverlichen Gejindeld, der Räuber und Mörder, welde ſich vorzüglich in 
diefen neuen Städten anfammelten, kam es nicht felten vor, daß die gewöhnlichen Gerichte nicht 
audreihten. Die Proceife dauerten zu lange, die Richter mochten ſich Hier und da beftechen und 
die Gefängnißwärter für Geld einzelne Verbrecher entjlichen laffen. Unter auferorventlihen Zu— 
fänden müſſe man zu außerordentlihen Maßregeln greifen. Dies ift zu Galifornien und wol 
aud in den ältern Staaten der Union wieberholt und in mannichfacher Weife geſchehen. Die 
auf der That ergriffenen Verbrecher wurden vor ein auf der Stelle zufammentretendes Shwur= 
gericht oder Schrannengericht geſtellt, verurtheilt und hingerichtet. Dies heißt Lynchgeſetz oder 
Lynchgericht, nad einem gewiſſen Lynch, welder ald Grunpbefiger 6) in Virginia zuerit dieſes 
formloje Volksgericht anordnete und ausübte. Hier und da ift auch eine Art Heilige Feme, 
der bewaffnete Uberwachungsausſchuß (Vigilance Committee) genannt, zufammengetreten, mel: 
her die läfjigen oder verdorbenen Behörden befeitigte, felbft die Regierung in die Hände nahm 


er Statutes at large and Preatics of the United States of America (Boften 1855), X, 


5) The Statutes at large and Preatics etc., IX, 452, 521. 


6) So überjege ich das Wort Farmer, welches in Amerifa eine ganz andere Bedeutung hat ale in 
England, wo man einen Pachter, einen Lehnsmann darunter verficht. Der amerifanifche Farmer if 
ber altdeutſche freie Grundholde. Die Klage Möſer's, in der Vorrede zum erfien Theil der „Dsnabrüd: 
ſchen Geſchichte“ und an andern Orten (Sämmtliche Werke, IX, 144), daß die deutiche Sprache alle die 
Worte eingebüßt hat, welche nöthig find, um die Gefchichte der Sachien von Karl dem Großen verfländ: 
lich zu machen, gilt auch in Betreff der Gefchichte der Sachſen in Norbamerifa. Unfere herabgewür: 
bigten Wörter: Bauer, Leute, paflen nicht auf jene urfprünglich germanifchen freien Grundholden, 
weldye die Träger find jenes großen und mächtigen Staatenbundes jenfeit des Atlantifchen Ocean. 
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und ſtreug und růckſichtslos gegen die Schuldigen verfuhr. Einen Theil hat der Überwachungs: 
ausihuß aus den Gefängniflen geholt und aufgehängt; einen andern des Landes verwiejen auf — 
gewifje Jahre oder für alle Zeiten. „Es ift Grunviag in den Demokratien“, jo fpraden die 
Mitglieder der neuen Feme zu ihrer Vertheidigung, „daß die Mehrheit des Volks regiere. 
Treten num bie Beamten, welde überdies in trügerifcher Weife ihre Stellen erhielten, abſichtlich 
der Vollziehung des Geſetzes entgegen, und laſſen die Schuldigen ſtraflos ausgehen, ſo fällt 
ihre angemaßte Gewalt wiederum dem Volke anheim, welchem fie gewaltſam entriſſen wurde.“ 
Dieſe dur die Noth der Umſtände zu San-Francisco (1854 und 1856) hervorgerufene re— 
volutionäre Einrichtung hat in mehreren öftlihen Städten der Union, wo nicht felten Leben 
umd Eigenthum der Bevölkerung ebenfalls im hohen Grabe geſährdet ift, vielen Anklang ge= 
funden. Verſuche zur Gründung jolher revolutionären Gewalten wurden mehrere gemacht; 
Bier und da ſind fie auch, wie im Mai 1858 in Neuorleans geſchehen, zu Stande gekommen. 
Diefe neue Einrihtung, welche mit der dictatorifchen Gewalt der Nömer verglidien werden 
fönnte, zeugt von neuem für die Fähigkeit der Amerikaner ſich ſelbſt zu regieren. Schon die 
Sucht vor einem ſolchen Tribunal war in mehreren größern Städten der Union von heil- 
famer Wirfung. 

Galifornien ift gewöhnlich wegen feines Reihthums an Gold, an Quedjilber und andern edeln 
Mineralien berühmt ; fein Reihthuman Bodenerzeugniffen und Gewächſen aller Art, feine berrliche 

Viehzucht und gewerbliche Thätigfeit während ver legten Jahre ift nicht minder erftaunenswerth. 
Dies ver Grund, weshalb jegt die Goldausfuhr nah Neuyork nicht mehr fo bedeutend ift wie im 
Beginnder funfziger Jahre. Galifornien erzeugt viele Producte, welche es früher aus der Fremde 
einführte ; Getreide und andere Öegenftände kommen jegt fogar zur Ausfuhr, welche vor einigen 
Jahren aus den atlantifhen Staaten für große Summen bereingebradit werden mußten. Die 
Goldgewinnung hat keineswegs abgenommen ; es bleibt hiervon nur mehr im Lande. Für dieſe 
That fache zeugt unter anderm auch die Minderung des Zinsfußes; man zahlte früher das Jahr 
20 — 30 vom Hundert, jegt blos 10 — 12, und zu manden Zeiten noch weniger. Die Aus- 
beute der californifhen Goldwäfcereien und Minen muß wenigitens auf 7O Mill. Doll. 
jährlich gerechnet werden, aljo in den 10 Jahren ſeit der Entdeckung (Mitte 1848 big 
Mitte 1858) auf 700 Millionen, wovon an 300 im Lande blieben. Rechnet man bierzudie 
großen Summen, welde von Auftralien, deſſen Reihthum durch californifdhe Goldwäſcher 
entvedt wurde, aus dem Ural und aus Mexico floſſen und fließen, jo wird man das Sinfen des 
Goldwerthes, im Berbältniß zum Silber, was mit jedem Jabre zunimmt und zunehmen muß, 
in der Matur der Dinge begründet und berechtigt finden, Auch die Erhöhung aller andern 
Werthe, die jogenannte Theuerung, hat zum Theil wenigftens in diefer Mehrung der edeln 
Metalle ihren Grund. Es jind diefelben Umftände, wie am Ausgang des 15. und im Verlauf 
des 16. Jahrhunderts nad der Entdeckung der reihen Minen in Beru und Merico, 

Die Geſchichte Galiforniens unter angelfähfifcher Herrſchaft, ſowie jene der Staaten Loui— 
Nana, Florida und Terad, dann die Zuftände des frangöfiichen Kanada unter englifcher Hoheit, 
zeigen eine andere folgenreiche, weltgefhichtlidhe Thatſache; fie lehren die geringere Befähigung 
der Romanen, in jeder Beziehung, in Handel und Betriebfamfeit, im bürgerlidhen und ftaat= 
lichen Leben, wo immer jie mit den Angelſachſen in Berührung kommen, wo immer fie mit den 
Angeifahien zufammen leben. Auch finden ih die Romanen gar unbehaglid ; jie verlaffen 
maſſenhaft Californien und ziehen hinab nad den mericaniihen Provinzen. Der Angelfachie 
vermiſcht ſich äußerſt jelten mitandern Raffen, ſelbſt jede nähere Berührung mit ihnen wird forg= 
ſam vermieten. Der Angelfachie ift jelbft der Miſchung mit andern Zweigen der faufafifchen 
Rafte entgegen. Die Halbzühtigen oder Halbſchlächtigen (half breed) find gar geringe an— 
geieben. Dies unter andern ein Grund, weshalb man die Gimwanderung der Chineſen in 
Californien von jeher mit misliebigen Augen betrachtete, obgleich man fonft in aller Weiſe Ein: 
wohner heranzuziehen und die Bevölferung zumehren ſucht. Der Staat Ealifornien, im Umfange 
gleich dem heutigen Frankreich, zahlt jegt noch Feine halbe Million Seelen, kann aber deren we— 
nigftens 30Millionen ernähren, und wird fie imeitenverlaufeerhalten. Schon vor einigen Jahren 
bat Statthalter Bigler, beim Beginne der neuen Legislatur (2. Jan. 1855), die völlige Aus— 

ſchließung der &hinejen anempfohlen. Dies ift damals nicht geihehen, und die Chineſen fonnten 
in großen Zügen herbeifommen; jegt ſchon find fie nah Anzahl, in manden Orten und Graf: 
ihaften ‚ den Angelſachſen überlegen. Nun erſchien durch die Pflicht der Selbfterhaltung ber 
Ausflug geboten. Vermöge eines, in englifcher und chineſiſcher Sprache — Geſetzes 
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der letzten ealiforniſchen Legislatur, beſchloſſen am 26. April 1858, iſt den Einwanderern 
chineſiſch⸗ mongolifher Rafle vom 1. Det. (1858) Ealifornien ein verſchloſſenes Sand; 
fie follen unter keinerlei Bedingung mehr zugelaffen werben. Diefer Beſchluß wird jedoch 
höchſt wahrſcheinlich, wie in ber That er ed if, für ungejegli erklärt, oder. wenig: 
fiens, unter den beftehendeh Umſtänden, wo fo viele Galifornier nad Britiſch⸗ Columbien aus: 
wandern, auf eine Zeit lang vertagt. Man erkennt hieraus wieder das vorwärts drängende, 
ſelbſtſüchtige Herrihergelüfte ber Angelfahfen. Wer nicht zurückweicht, wie der Indianer umd 
Momane, wie der Mulatte und Meftize, ven ſucht man gewaltfam zurüdzutreiben. Die ameri: 
taniſchen Angelſachſen wollen allein die Gebieter fein und bleiben, von Nordpol herab bis zu den 
patagoniichen Ebenen. Und fie werben auch, wie es jegt wenigſtens den Anſchein bat, Dies vor- 
geſtreckte Ziel, bevor nod das Jahrhundert zu Ende gebt, erreichen. 
RK. F. Neumann. 

Galmarifche Union, f. Dänemark und Schweden. 

Galvin (Johann), nad feinem franzöfifchen Bamiliennamen Chauvin, geb. den 10. Juli 
1509 zu Noyon in der Picarbie, Sohn des Procureur fiscal Gerard C., it in ſtaatsrechtlichem 
Geſichtspunkt weit Weniger merkwürdig durch feine dogmarifche Theorie ald durd feine Be- 
ftrebungen, der Kirche und ihren von der Geiftlichkeit geleiteten Presbyterien eine auch durch 
äußere Mittel mächtige Sittenherrihaft rigoriſtiſch zuzueignen. Leider verband er Damit feine 
in Thathandlungen übergehenden Grundſätze, eine der freien Wahrheitsforſchung wider: 
ſprechende obrigkeitliche Ketzerverfolgung auch in die evangeliſch-proteſtantiſche Kirche zu ver— 
pflanzen. Und allerdings hängen in ibm, als einem conſequenten, aber aus unrichtigen Prä— 
miſſen ſchließenden Denker, auch dieſe Folgerungen mit dem Eigenthümlichen feiner Dogmatik, 
mit der Prädeflinationslehre, fo zufammen, daß eben diefe neben jenen für und nit ganz un: 
beachtet bleiben darf. Die praftiihen Folgerungen, Die er dörtber zog und, im Orgenjag gegen 
den freiinnigern Verbefferer Zwingli, faft dictatoriſch nur allzu lange geltend machte, merven 
nur durd Gindringen in fein Lehrſyſtem begreiflih. Sie fteben und fallen mit diefem. Diefes 
Ineinandergreifen des Theologiſch-Wiſſenſchaftlichen, Kirchlich-Diseciplinariſchen und Hierar— 
chiſch-Politiſchen des Calvinismus ins Licht zu ſtellen, iſt um ſo mehr zeitgemäß, weil gegen— 
wärtig auch diejenigen Parteiführer, welche als ſtreng Lutheriſche und ausſchließend Evange— 
liſche gelten wollen, die Ehen Schriften weit thätiger als die Lutheriſchen zu verbreiten 
fuchen, ſich an C. viel näher ald an Zwingli und Melanchthon anſchließen und jelbit von Luther 
meift nur das vorziehen, was E. als abjolutiftiihe Hauptpunfte eined nad unbegreiflihem Gut: 
pünfen feftgeftellten göttlichen Weltregimentd behandelt und gefleigert hat, worin aber die ver— 
ftändig gelehrtere und milder gebildete Denkart Zwingli's und Melanchthon's und jelbit die 
Augsburgifche Gonfeffion mit dem in Luther's Individualität oft prädominirenden Auguftiniss 
mus übereinzuftimmen ſich hütete. 

C.'s Altern hatten für ihn, ald einen jüngern Sohn, frühzeitig einige Fleine Kirchen— 
präbenven zu Noyon gewonnen. Verwandte zu Paris machten es möglich, daß er dort in Stu— 
dien der lateinischen Philologie und der Philoſophie ich auszeichnen konnte. Bald nachher aber 
ftudirte er Jurisprudenz unter Petrus Stella (B. %’Ctoile) zu Orleans und noch weiter unter 
dem berübmtern Andreas Alciatus zu Bourges. Unftreitig hatte dieſe frübe Eingewöhnung 
in das Kanonifche Recht und in die gegen Kegereien und für byzantinifchzimperatorifche Ent: 
ſcheidungen über Orthodorie jehr anmaßliche Gefeggebung Juftinian’d darauf vielen Einfluß, 
daß C. jpäterhin, um die Kirche als einen theokratiſch vorherrſchenden Staat Gottes, unter der 
Ariftofratie feiner 4) Preäbvterien, zu geftalten, Neigung und Kenntniffe in fich vereinigte und 
dieſe Fünftfich berechneten Veranftaltungen nad feinem fhwargblütigen Temperament mit juris 
diſcher Strenge und Gewandtheit verwirklichte. 

Frankreich hatte auf einer firhlidhen Nationalverfanmlung zu Bourges feit 1438 die mei: 
ften Beſchlüſſe des Bajeler Generalconeiliums (früher und ftandhafter ald Deutſchland) benugt, 
um durd eine Sanctio pragmatica (vgl. Koch, „Sanctio pragmalica Germanorum illustrata“, 
Stradburg 1789) den übermädtigen Ginfluß päpftliher Kirhengewalt im monardiftifchen 
Sinn zu dämmen. Indireect wurde dadurch, daß jeder ber franzöſiſchen Biſchöfe in feinem 





1) Der Einführung einer freien Presbpterials, Dibceſan- und Synodalverfaflung in Baiern wurde 
es ſehr binderlich, dap Feuerbach und andere fie blos nach dem allerdings bierodespotiihen Typus ber 
C.'ſchen Kirchenzucht betrachteten. In Baden hilft jenes Repräfentativfpftem dazu, Geiſtliche und 
Meltliche. im Interefie für Kirchen: und Schulanftalten zu vereinigen, ohne daß fie den Binde: und 
Löfefchlüffel dictatoriſch miobrauchen fönnen. 
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Sprengel einzeln gegen Andersdenkende Nachgiebigkeit beweifen konnte und daß auch Beſchwer— 

ven gegen Misbrauch bifhöflicher Gewalt nebft den rechtlichen Einwirkungen der Barlanente 

möglich waren, eine freiere Bewegung der Beifter auch über kirchliche Gegenſtände vorbereitet. 

Da durch Franz’ I. Begünftigung der liberalen (d. i. frei erfindenden) Künſte und fhönen Wil: 

ſenſchaften noch mehr Geiftesthätigfeit erregt wurde und auf Die Studien Nichtgeiftlicher eine 
geſchmadvollere (elegant genannte) Denkfreibeit überging, fo Eonnte die Anwendung des Selbit- 

denkens und de& verbejlerten Geſchmacks auch gegen das Unglaubliche und Geihmadlofe man- 

her dem Religiöfen beigemifchten dogmatiſchen und hiſtoriſchen Traditionen nicht lange aus— 

bleiben. 

C.s Studienjahre, wo er feine Vorbereitung für ein feinen Talenten entſprechendes Em— 
rerfommen in Kirchenwürden auf audgezeichnete Kenntniſſe in der lateinifchen und griechifchen 
Sprache und in der gedoppelten Rechtswiſſenſchaft zu gründen juchte, fielen gerade in die Zeit, 
we überall eine Kirchenreformation in Haupt und Gliedern al& unentbehrlich gefühlt, von Nom 
and aber und von römijh gubernirten Goncilien (wie das zu Konftanz ſchon bewies) nicht zu 
erwarten war. Defto lichter wurde jie durch die philologifhen und philoſophiſchen Studien der 
Humanität aus Griechen und Römern beleuchtet und dur Dichter in den Landesſprachen volks— 
thümlih gemacht, bis die Hoffnung, fie verwirklichen zu fönnen, auch in Frankreich, jobald die 
Morgenröthe von Deutihland her jihtbar wurde, ein faft allgemeines Erwachen der Kräfte 
und der Gegenfräfte erregte. Auch des jungen C. Gemüth wurde von der Nothwendigkeit 
vieler Berichtigungen ergriffen und bald durchdrungen. Inden: er ſich zu Bourges bei Meldior 
Bolmar, einem Deutſchen aus Nottweil, im Griechiſchen übte, wurde er immer näher mit den 
Ginwürfen befannt, welche Luther erft nur gegen die bezahlbare Sündenerlajjung und die Zu— 
rechnung aus dem Schage überverdienftlicher Werfe der Heiligen auszuſprechen gewagt hatte. 

Dazu hatte den auf der neuen Univerfität Wittenberg als Lehrer und Prediger ſeit kurzem 
angeftellten jungen Auguftinereremiten, welder ebenfalls zuerft die Nechtöfunde ftudirte, zu: 
nächſt die gewiflenhafte Beobahtung der ververblihen Folgen des Ablaſſes in den Volfsfitten, 
die er als eifriger Beichtvater mit Schreden kennen lernte, beivogen. Zugleich trieb ihn der Haß, 
welchen ibm fein natürlic guter Verſtand gegen den die Theologie und alle Wiffenfchaft ver- 
wirrenden Scholaſticismus, das tft, gegen. die den gewalthabenven, befonders kirchlichen Vor: 
urtheilen dienftbare und fie dialektiſch verfechtenvde Speculation, eingeflögt hatte. Gr beabfid: 
tigte an der dialeftifchen Vertheidigung, mit welcher die kirchlich dienſtbaren Scholaftifer die 
Indulgenzen und ben durch die päpftlihe Curie disponiblen Thejaurus guter Werfe zu um— 
geben gewußt hatten, durch feine evidenten und echt ſatiriſchen 95 Disputirfäge vom 31. Det. 
1517 in der akademiſchen Welt ein Exempel zu ftatuiren und dem Lehren und Glauben ber 
ihelaftiichen Vhiloſophie auf der neuen Univerjität den Herzftoß zu geben. An ein Neformiren 
in der Kirchenlehre war noch nicht gedacht. 

Grit als die römische Curie die Eigennügigfeit und die dortige Hoftheologie die ftolze Un— 
fiugbeit gehabt hatte, bei dieſem unrettbaren Artikel von den durd zugerechnete Heiligenver: 
dienfte gegen die Gebühr auszugleihenden Sündenſchulden die Autorität des Eirhlichen Ober: 
bauptes zum Schuß der Scholaftif aufzubieten, und was bisher nur als gelehrte Meinung über 
den Ablaß gegolten hatte, durch eine päpftlide Bulle (quinto Idus Novembris a. 1518) für 
eine fegttimirte Kirchenlehre zu erklären, hatte ji der bis dahin gegen den Papſt jehr demüthige 

und von dem verfeinerten Mediceer, Leo X., das Feinere hoffende Luther genötbigt geieben, das, 
road er beim Gebrauch ded Namend Cleutherius?) empfand, vollftändiger zu werden umd bie 
räpftlice Auslegung unbiblifcher Dogmen nicht länger als authentiſch zu reſpectiren. 

Ebendadurdy war er zum Auffuchen anderer dogmatiſcher Süße für die jo unentbehrlich 
ſcheinende Rechtfertigung vor Gott durch jtellvertretende Genugthuung gedrungen. Und da 
Luther fi dabei, vermöge feiner Erziehung in einem Auguftinerorden, vornehmlid an des 
großen antipelagianifchen Kirchenvaters Auguftinus nicht moralifh, fondern juridiſch modifi— 
cite Theorien von Zurehnung der Erbiünde fowol ald der abjoluten Gnade Gottes hielt, 10 


2) Wie Luther ſchon 1517, 1518 ſich gern und charafteriftifch ale Frater Martinus Eleutherius 
unterzeichnete, f. in meiner afademifchen „Gedächtnißrede über den Urfprung der Reformation aus Wil: 
ienf haft und Gemüth, nebft Sammlung der auf Luther's Anweſenheit zu Heidelberg ſich beziehenden 
Urfunden‘‘ (Heidelberg 1817), S. 94, Nr. XII. In dieſer Darſtellung iſt — gezeigt, wie vieles 
von dem Weſentlichen ſeiuer Kirchenreformation aus feinem ſchon vorher glü lich begonnenen Kampfe 
gegen den Scholafticismus hervorging und wie er deswegen auch in der Geſchichte der Philoſophie als 
negativer, praftifcher Reformator unvergeflen fein follte. 
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veranlafte Died auch den C., in allem, was mit der Präbeftinationdlehre zufammenhängt, mit 
den individuellen Auguftinismus Luther's rigorofer zufammenzuftimmen, ald e8 in der Folge 
bei den Lutheranern Deutihlands ſymboliſch und kirchlich orthodox geworben ift. | 

In Franfreih wird nur allzu oft das Religiöfe, wenn auch nur zum Schein, in die poli— 
tifchen Aufregungen dieſes leicht beweglichen Volks gemiſcht. Geſchieht dies, jo wird, weil Die 
an äußern Bomp des Cultus ald an eine Modeſache fi gemöhnende Mehrzahl der Nation eine 
glänzend figurirende Hierarchie gern anftaunt, jeder Verſuch einer prunklofern Religionsform 
nur von ben fentimentalen Freunden einer einfadhern Bottandädhtigfeit mit ftillerer Begeifterung 
geliebt, von der unbefriedigten Menge aber nicht blos miégeachtet, fondern aud allzu oft mit 
rohem Wiverwillen zurüdgeftoßen. Margaretba von Balois, die einzige Schweſter Könige 
Franz I., bis 1525 an den Herzog von Alencon,. 1527 aber an ven König von Navarra ver— 
mäblt, war durch ihre Geifleöfräfte eine fähige Freundin neuer Forſchungen und unbeihränf- 
terer Ginfihten. Sie, die Verfaſſerin des „Heptaemeron“, wurde doch auch eine wißbegierige Le— 
ferin der Bibel, ließ fi gern wegen der Räthſel über Gott und Seelenunfterblichkeit in Reli- 
giondgefpräce ein und beförverte die für Philofophie und Geihmad förberlichen Studien. Auch 
der Lehrer des E. (und Beza), Volmar 3), welcher insgeheim Lutheraner geweſen fein joll, war 
durd fie ald Profeſſor der griehifhen Sprache nah Bourges gefommen. Und durd Dielen 
wurde der zur Kirchenreformation geneigte C. aud ihr befannt, während bereitd die Sorbonne, 
als pedantijche Vertheidigerin bergebrachter Lebrmeinungen, und noch mehr die mächtige Hof: 
magnatenpartei ver Guijen, nad der Macht, den Negenten zu regieren, trachtend, in dem Vor— 
jag, den der Reformation in Staat und Kirche ergebenen Theil des Adels und der Gelehrten 
im Namen Gottes zu verfolgen, übereinftimmten. 

Schon von Bourges aus hatte E. im benachbarten Linerie afatholifch gepredigt. Nach des 
Vaters Tode ging er nad Paris und machte für ſich tiefere theologiſche Studien aud) durch das 
Hebräifche und die ältern Kirchenväter. (Kenntniß ded Syriſchen ſcheinen feine Lobredner ihm, 
wie man aus dem Schluß feines Commentars über den erften Brief an die Korinther *] folgern 
muß, zu freigebig zugufchreiben!) Da der nur duch Tradition und patriftifche Autoritäten ge— 
gebene Theil der Kirchenlehren durch die Früchte, welche fie trugen (durch Herrſchſucht des hoben 
und Genußſucht des niedern Klerus, durch Verwandlung der Religiofität in Geremonienweien, 
durch leichte, bezahlbare Sündenvergebung u. dgl.), ſich allgemein verdächtig machte, fo begrif: 
fen die Selbftvenfenden wol, daß fie, um zu dem urſprünglichen Zweck und Inhalt des Ehriften- 
thums den Weg zurüdzufinden, ſich unmittelbar an das Bibelleſen halten müßten. Noch allzu 
wenig aber fonnten auch die Aufgeregteiten bemerken, wie viel der angewohnten, längſt gebei: 
ligten Vorurtheile fie zu ihrem Bibellefen mitbradhten. Daß Ablaß, Vertrauen auf Heiligen 
verbienft, Werfheiligfeit ohne Heiligung der Geſinnung, daß eine Oberherrſchaft ver römifchen 
Mutterkirche mit all ihrer weltlichen Geitaltung nicht in dem Bibelwort zu finden fei, war leicht 
ar. Was aber follte an die Stelle der wegfallenden Lehrmeinungen und Kirchengeſellſchafts- 
ordnungen gefeßt werden? Dieſes Aufbauen war weit ſchwerer ald alled Wegräumen. Luther 
nahm meift Auguftinus zum Führer. Schlichter, geſunder Berftand und bängliher Mofterien= 
glaube kämpften in ihm oft mit jehr ungleihem Erfolge. Zwingli, der republifanifhe Schweiz 
zer, war mehr Kenner der Menſchen, wie fie find, und praftifch Eluger Lehrer des Menſchlich— 
wahren. C. kam zu feinem Bibellefen mit abfolutiftiihen Begriffen von Bott nad juftinia= 


3) Grufius, Annalium Suevicorum Dodecas IH (Franffurt a. M. 1596), bemerft, IX, 508, 
zum Jahre 1497: „‚Natus est Rotvilae Melchior Volmarius. Studiis etiam Parisiis operam dedit. 
Inter centum magistros designatos primum locum obtinuit. Doctor juris evasit. Graece ei 
latine Tubingae docuit. Tandem Isnam profeetus ibi 1561 obiit.” Zum Jahre 1556 bemerft L. XII, 
697: „Melchior Volmarus Rufus, qui graecas et latinas literas pro ducenlis florenis per an- 
num docuerat utiliter, senio morbisque confectus, missionem petens a Senatu Academico, 
consecufus est decretis liberaliter ei, ut optime de schola merito, in reliquum vitae tempus 
quotannis centum florenis.’ GE. dedicirt ihm Genevae, Cal. Augusti 1546, feinen Gommentar 
zum zweiten Brief an die Korinther, als einem, von dem rudimentis (graccae linguae) fui imbutus, 
quae mihi majori postea adjumento forent, mit dem Beifag, dab Bolmar ibn wol weiter geführt 
haben würde, wenn nicht der Tod von E.'s Vater das Studium unterbrochen hätte. Davon, dab G., 
wie Moreri behauptet, durd) Volmar zu afatholifchen Überzeugungen veranlaft worden fei, ift in dem 
ganzen Ton diefer Dedication feine Spur. Sollte dies nur aus Borficht, um Volmar feiner-Gefahr 
auszufegen, fo ganz umgangen worden fein? 

4) Wer nicht wußte, was Maran atha bedeute, muß vom Sprifchen nichts, und wer ſich bereben 
lieg, dab Maharamatha foviel als Maran atha fei, muß vom Hebräifchen wenig veritanden haben. 
6. deutet auch alles orientalifch Gedachte nach orrivdentalifcher Buchftäblichfeit. 
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niſch⸗despotiſchem Kirhenreht und mit Vorurtheilen über das Grundverderben aller menſch— 
lihen Kräfte, ſodaß er jogar Auguftin’s Theorie von ver Onadenwahl dur unbedingte Nepro= 
bation der Gottmisfälligen erbarınungslos überbieten zu müſſen meinte. 

Scharfſinn, Beredſamkeit und Eifer machten ihn, den Jüngling, aud zu Paris bald fo 
audgezeichnet, daß die Verfolger ſchon jegt ihn gefährdeten. Gegen diefe konnte ed wenig wir: 
fen, daß er, vierundzwanzigjährig, 1533 feines Lieblingdautors, Seneca's, Schrift „De Cle- 
mentia’ gefhmadvoll conmentirte. Zwiſchen diefem Jahre und 1536 iſt er unſtet, bald zu 
Paris, bald auf der Flucht nach Bafel, bald ald Familienlehrer auf dem Lande. 

Don Stradburg aus mendete er ſich durd den erften (leider in feiner erften Geftalt nicht 
mebr befannten) Entwurf feiner „Institutio christianae religionis” ald Apologet an den feiner 
gebildeten, aber entnervten und endlich doch bis zum Kegerverbrennen pfäffiſch bethörten Franz J., 
um die damald gebraudte diplomatiſche Ausfluht, wie wenn man nur MWiedertäufer und 
Schwärmer als Hugenotten verfolgte, dadurch abzufchneiden, daß er in feiner die mittelalter- 
lien Dogmen furz und trefflich wivderlegenden Präfation und dann durch eine beredte und logi— 
caliſch confequente Darftellung feine im ftrengften Sinn antipelagianifchen Religiönsüberzeu: 
gungen den Berfolgern vor Augen ftellte. 

Wir bemerken diefe Lebenserfahrungen, welche E. fo frühzeitig machen mußte, weil ed um 
To auffalfender und faft unbegreiflih wird, wie ein felbft fo vielfach verfolgter Heterodore bald 
nachher felbft zum unerbittlihen Verfolger deſſen, was ihm Eegeriich fchien, werden fonnte. 
Dabin führte die unglücklich anmaßliche, durch Temperament und Dialektik hervorgebrachte 
Selbftüberredung von alleinfeligmahenvdem Rechthaben über die fubtilften Lehrgeheimmiffe. 
Deza, C.'s Geiſtesvertrauter, meint in deſſen Lebensbeſchreibung (ſ. Melch. Adami „Vitae theo- 
logor. exterorum“, 1653, ©. 67): „König Franz I., viel beffer als feine Nachfolger, ein Ge: 
lebrtenfreund und fharfiinniger Beurtbeiler, hätte durch C.'s Zufchrift überzeugt werben 
müffen, wenn des Königs und der franzöfiihen Nation Sünden, denen ſchon der Zorn Gottes 
nahe geweſen, es zugelaffen hätten, daß er, der König, jene Vorftellungen hörte oder las.’ 
Nur wer dergleichen ablolutiftifche Prädeftinationsbegriffe ind Leben überträgt, kann voraus: 
jegen, daß, was feine Verfolger thaten, fie zu ihrem Verderben thun mußten, daß aber, was er, 
der durch Die abfolute Gnadenwahl Gottes einmal Auserwählte, alſo Alleinrehthabende, thue, 
ebenſo ein nothwendiges Werk feiner Vorherbeftimmung zur Seligfeit fein müfle. 

Der verfolgte C. flüchtete ſich endlich nad; Oberitalien zu der dem freiforſchenden Geiſte des 
Vroteſtantismus geneigten Herzogin von Ferrara, der Tochter Ludwig's XIL, fühlte ſich aber 
auch dort nicht lange behaglich und in Sicherheit. Er wollte über Genf nad Bafel und Stras— 
burg zu dem mild wirffamen Bucer zurüdfehren. Zu Genf lehrten Wilhelm Karel und Peter 
Viret feit kurzem im Sinn des Proteſtirens gegen unbiblifhe Kirheneinzichtungen. Farel's 
Scharfblick entdeckte in dem blos durdreifenden E. einen Mann, der ein tüchtiger Mitarbeiter 
für diefen Zweck werden fünnte. Da diefer dennoch weder zur Annahme einer theologiichen 
Lehrftelle noh zum Predigtamt fi bereden laffen wollte, fo erſchütterte ihm endlich nad der 
herrifchen Art der Gläubigen jener Zeit Farel dur den Zuruf: „Je nun, wenn du alfo nur 
dich und deine freien Studien vorziehft und nicht mit uns für das Werf des Herrn arbeiten 
willſt, fo verfündige ich dir im Namen des allmächtigen Gottes, daß er ven, welcher mehr ſich 
felbft als den Herrn Chriſtus ſucht, verfluhen wird!” Durch diefe Donnerworte ergriffen, 
wurde E. von num an (jeit dem Auguft 1536) nicht nur der eigentliche vorherrſchende Reforz 
mator in der freien Stadt Genf, fondern auch ver Geiftiggemaltige, durch welchen in die Zwing: 
liſch freiere reformirte Kirchengeſellſchaft nicht allein ein alles vorberbeftimmender herrſcheriſcher 
Abfolutismus Gottes ald Dogma, fondern auch eine republikaniſch ſcheinende, aber in der That 
äußerft oligarchiiche Kircbenzucht mit einer von furdtbaren weltlihen Folgen nicht trennbaren 
Ereommunicationsgewalt der Kirhenobern eindrang. Mit mehreren Gantonen wurden dar: 
über von Genf aus Unterhanvlungen eingeleitet und diefe Hinneigung zu einem Paſtoraldo— 
minat wurde je nad) der Empfänglichkeit verſchiedener Gegenden mehr oder minder dominirend. . 

G. entwarf eine „Formula christianae doctrinae”*und einen furzen Katechismus und 
brachte e8 damit ald Lehrer an der Hochſchule und als eifriger Prediger jo weit, daß gegen Ende 
feines erften Jahres, den 20. Juli 1537, in einer feierlichen allgemeinen Verſammlung Senat 
und Bürgerihaft nicht blos der Papſtmacht abfhwor, jondern auch dagegen einen furzen Ent: 
wurf der hriftlichen Lehre und — Kirchenzucht eivlih als ein Grundgefeg annahm. Kaum bat 
der Menſch Feſſeln zerbrochen, fo erfünftelt er abermals welde für andere und verwickelt fich zu: 
gleidy jelbft wieder in dieſelben! 
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In folhen Zeiten, wo das Alte nicht mehr um der Herkömmlichkeit willen verehrt wir, 
vielmehr ded Irrthums in wichtigen Punkten verdächtig und überwieſen ift, entftebt ſehr natür- 
lich viel Midtrauen gegen alles Hergebrachte. Jede auch unbedeutendere Überlieferung und An- 
gewöhnung wirb mit übertriebenem Gifer bezweifelt, bis jie entweder neubegründet fi gelten» 
machen fann, ober der Streit dagegen bald um feiner Unwichtigkeit willen, bald wegen ftill- 
ſchweigend zugelaffener Berichtigungen einfhlummert. So nahmen viele an ber Kindertaufe, 
welche von den Neformatoren beibehalten wurde, faft ebenfo großen Anftoß ald an der päpft- 
lichen Verweigerung des Kelch im Abendmahl. Man nannte fie mit Unrecht Wiedertäufer; 
denn fie tauften nur einmal, weil fie das Taufen derer, die noch nicht glauben fünnten, nicht für 
eine faframentlihe Taufe anerfannten und daher erft in Jahren, wo ein durch Gründe befejtig- 
ter Religionsglaube möglich ift, taufen wollten. Unrecht hatten fie wol nicht, jolange beide 
Theile nicht von der Vorausſetzung ausgingen, daß die Taufe auch als eine feierlihe Aufnahme 
und Einweihung für die Chriftengemeinde zweckmäßig fein könne, ſondern dabei ſchon ein wirf: 
liches religiöjes Olauben in dem Täufling nöthig fein follte. Daß ein ſolches Glauben bei dem 
Taufen der Neugeborenen ftattfinde, konnten manche ſich nicht denfen und daher ven Pädobaptis— 
mus nicht für eine ſakramentliche Taufe halten, weil fie die myſteriöſe mitrelalterlihe Meinung, 
als ob durch das Sakrament fhon dem Kinde ein ſeligmachender Glaube und beiliger Geift ein— 
gegeben würde, als einen der Natur der Sache entgegenftrebendeu Überglauben erfannten. 

Gegen folde Anabaptiften nun, welche überhaupt auch mande andere myfteriöfe Fiction 
der Vatriftif zu bezweifeln fich die Breiheit nahmen und dafür den Hang der Menge zum Ge— 
beimnißglauben gegen ſich hatten, war ed für E. nicht ſchwer, die Volksmeinung zu Genf und 
anderswo für fi zu haben, Auch gegen Moverantiften, Nifodemiten genannt, welde im Her— 
zen anberögläubig fein und doch den Eultus der alten Kirche, gegen welchen C. ald gegen Ido— 
Iclatrie ſchrieb, mitmachen zu dürfen behaupteten, mußte er un diefe Zeit leicht objiegen. Aber 
anberd war ber Kampf gegen die natürlichen Feinde feiner rigorofen und alles der kirchlichen 
Preöbysterialgewalt unteriverfenden Kirchendisciplin und geiftlic (nicht blos geiftig) ftrafenven 
Sittencenſur. 

Sehr recht Hatte unſtreitig C., wenn er darauf beſtand, daß die Stadt nicht nur gegen anti: 
hriftliche Lehre, ſondern auch auf hriftliches Leben und Sittenzudt gejhworen habe. Immer 
aber verwirrte er ſich hier durch das Vermifchen des Moralifchen und des Juridiſchen. Diejes, 
das Juridiſche, als Pflicht und Recht, Unrecht durch Strafen zu verdrängen, gebt die äußere 
Gefeggebung an und betrifft die Staatsobrigfeit, welche Ausbrüche der Unſittlichkeit, wie fie 
äußerlich beobachtet und abgeurtheilt werben können, durch äußere Mittel theild verhüten, theils 
durch Strafzwang bei den Thätern und andern zurüddrängen fol. Die Moral und Religion 
Dagegen will Geiſtesrechtſchaffenheit. Sie hat die Ihaten nicht durch irgendeine Art von Zwang, 
jondern durch überzeugende Erregung der Willigkeit für dad Nechte und, Gute, alfo durch innere 
Motive eindringlider Belehrung und erziehender Grmahnung, in der Wurzel zu beflern. Der 
Gort des Chriſtenthums will nicht Handlungen (Werfe) ohne Überzeugung und ohne die der 
Überzeugung getreue Gefinnung. Im wollenden und denkenden Geiſte will er verehrt fein. 

C. vermengte beided und unternahm es, aud ein Äußeres Strafamt zur Sache ver Religio— 
fität und zur Aufgabe der Kirchenobern zu machen. Diejed drohte aufs neue den menſchlichen 
Hang zum Herrfchen in den Gemüthern derer, welche allein Lehrer fein jollen, zu erweden, 
fheinbar zu legitimiren und fogar unvermerft eine Art von Inquijition in den proteftantijhen 
Lehrſtand einzufhieben, kurz: neben der Macht über die Gewiffen auch eine Zwangsgewalt, und 
zwar eine unermeßlide, in die Hände der Preöbyterialen zu legen. 

C. vegulirte wol in ganz guter Abſicht die ſpeciellſte Sittenbeobachtung durch die Presby— 
terien, daher die Vorforderungen nicht blos zu Ermahnungen, ſondern auch zu richterlichen 
Verweiſen und Bedrohungen, und ſodann ein von dieſen Kirchencenſoren decretirtes Abweiſen 
vom Sakrament des Leibes und Blutes Chriſti, ja ſogar ein Ausſchließen aus der ganzen 
Kirchengemeinſchaft. Dieſe Abſchreckungsmittel gegen Sittenverderbniß anzuwenden, hielt C. 
für Pflicht der Kirche und ihrer Vorſtände, ſodaß er fie in den Kirchenſtatuten fanctionirt ſtreng 
zur Ausübung bringen ließ, aber eben dadurd viele zur Gegengewalt reizte und feine ganze 
Wirkſamkeit aufs Spiel fegte. Sein Charafter war: aut sim, ut sum; aut non sim. 

Allerdings hatte er für fih, daß die erften Chriftengefellichaften anerfannt Lafterhafte von 
ihrer Gemeinfhaft weg: und in die übrige weltliche Geſellſchaft hinauswieſen, ja daß man 
dieſes Greommuniciren fogar als ein „Hingeben an den Satan” (1 Kor. 5, 2—5) aus ſprach, 
weil jede der neuen Gemeinden ſich als einen Theil des Gottesreichs Jeſu, des Meſſias, anſah, 
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den offenbar Laſterhaften aber als einen Sklaven des Satans, des eigentlichen Antimeſſias“, 
betrachtete. Man konnte demnach dieſen als einen Unterthan des ſataniſchen Reichs dem Zu: 
ſtand, den er ſich durch ſeine Thaten gewählt habe, hinzugeben folgerichtig denken. Damals 
aber war dies alles doch nur ein Mittel der Chriſtengeſellſchaft, von jedem, der ſich notoriſch als 
Undrift betrug, ih um ihres eigenen guten Rufs willen zurückzuziehen und wol auch durch die 
äußern ihlimmen Folgen (1 Kor. 5, 5) auf fein Gemüth einen erſchütternden Eindruck zu 
machen. Das Verhältniß der Chriftianer zum übrigen Staat war aber noch nicht jo, daß der 
von ihnen Ausgeſchloſſene dadurch in feinen ftaatsbürgerlihen Berhältniffen Schaben leiden 
mußte. Schr viel anders ift dies, wo Staat und Kirche zugleih aus einerlei Mitgliedern bes 
fieben und alfo der Ausgewieiene in äußere Nachtheile verjegt würde, äußere Nachtheile aber 
nur Durch richterlihe Unterfuhungen juridiih auferlegt werden dürfen. Das von E. einge: 
führte Zurüdweifen von der Abenpmahlsgemeinfhaft bat ohnehin aud das Urchriſtenthum 
nit vom Urtheil ver Gemeinde oder ihrer Vorfteher abhängig gemadt, vielmehr ausdrücklich, 
nach 1 Kor. 11, 28, der eigenen Brüfung, aljo den Gewiflen, überlaffen. Gerade darauf aber 
hielt E. mit feinen Rigoriften, daß er ald Lehrer und Sittenbeobadhter das Abendmahl des 
Herm denen von der Kirchenzucht fi entfernenden Mitbürgern durchaus nicht gewähren könne. 

Genf war damals gerade noch in auffallend großer Sittenzerrüttung aus der Zeit der viele 
Bamilienzwietradt fliftenden Kriege mit Savoyen und der pfäffifchen Ubermadt. C.'s Strenge 
erſchien als den Umſtänden noch allzu wenig angemeflen. Die Gegenpartei, den Synpifus (Die 
jährlih wählbare höchſte Magiftratöperfon) an ihrer Spige, bewirfte 1538 durch eine Bürger: 
verfammlung den Beſchluß, daß E., Farel und Eorald innerhalb zwei Tagen die Stadt zu ver: 
lafien hätten, weil jie das Abendmahl zu halten verweigerten. 

Dennod jiegte E.'s Standhaftigkeit. Nicht nur fand er jogleich bei vem Senat zu Stra: 
burg an der Seite von Bucer, Capito, Hedion, Niger eine akademiſche Anftellung und die Ge: 
legenbeit, eine franzöſiſche Kirchengemeinde nach feinen Disciplinargrundjägen dort zu fiften, 
turh Miderlegung des Gardinald Sadoletus, eines beredten Vertheidigerd der Mittelalters: 
firde, zunächſt den Genfern und durd andere Ausarbeitungen allgemeinhin zu nügen, aud 
1541 auf den Religionsconventen zu Worms und Regensburg perſönlich zu wirken und auf 
Melanchthon, deſſen Milde er zu benugen verftand, einen allzu impojanten Eindruck zu machen. 
Sogar den Genfern felbft ſchien der beharrlihe Mann fo unentbehrlid, daß jie alles auwende— 
ten, bis er den 13. Sept. 1541 wieder zu ihnen in feine frühern Amter zurückkehrte, nunmehr 
aber natürlich mit nody weit größerm und übermächtigem Anjehen einwirkte. 

Gr jelbit hatte indeß durch Auslegung des Briefs an die Römer und durd weitere Bear: 

beitung feiner „Institutio‘ oder Glaubenslehre ſich noch tiefer in feine eiferne Präpeftinations: 
lehre hineinverjegt und ihr zugleich eine gewaltige Wirffamfeit auf den Staat und das Leben 
verausbeftinnmt. Denn E. war der Mann, in welchem feine Theorie unaufbaltiam in Praris 
uberging. Sein Gott, zu dem ſich der Geift C.'s gerade nach dem, was er nad feinem Maßſtab 
und Ihätigfeit aller wollenpdenfenden Weſen und das Dajein aller für fie nöthigen Mittel ge: 
wollt und vorbergejeben. Der von E, feinem eigenen Charakter gleich gedachte Gott follte ab: 
jolut aus ſich ſelbſt und nur um feiner ſelbſt willen einen Weltplan, eine alled Große und Kleine 
umfaflende Vorherbeſtimmung feitgefegt haben. Er ließ fodann jenen Abfoluten alle die Kräfte 
und Weien, welche dieſes unermeßlide Drama vollbringen oder ins Unendliche fort durchſpielen 
jollten, nit nur erſchaffen und in Thätigkeit verjegen, ſondern auch jo ftellen, daß alled Gute, 
was fie wollen und vollbringen, einzig das Werk feiner Gnade fei und von ihm komme, alles 
Böje aber und das Übel entftehe, fobald die Wollenden nicht unbedingt feinem Willen und 
Geber gehorchten. Offenbar ift nie ein mehr durdgreifender Abſolutismus als theologifches 
Ideal aufgeftellt worden, 

Das Specielle davon zu prüfen wäre bier nicht an der Stelle. Hier foll nur im allgemeinen 
eine Andentung gemacht werden, daß, wenn ein ſolches vorherbeftinnmtes Schöpfungsprama zu 
denfen wäre, alödann das Ideal eines Gottes darin beftehen müßte, daß ebenderjelbe allum: 
faſſende Geift vorerft all das unendliche Schaufpiel ewig nicht nur vorberwüßte, fondern aud 
ſelbſt nach feinen Fleinften Theilen zum voraus unabänderlich bejtinnmte, alsdann die jpielenden 
Werkzeuge alle verwirklichte, unaufhörlih in Kraft erhielte und zur Aufführung des vorher: 
beftimmmten in unabänderlihe Ordnung und Thätigfeit verfeßte, alſo eigentlich ſelbſt alle Rol: 
len bewegte, zugleich aber von Ewigkeit zu Ewigfeit der allgegenwärtige Zuſchauer des vorher: 
gewußten und gewollten, immerfort felbft zu machenden und nie zu beendigenden Meifterftücts 
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fein müßte. Unftreitig ift es ven Theologen darum zu thun, der Gottheit alles denkbare Voll— 
fonımene zuzufhreiben. Aber dergleichen undenkbare Phantafiefpiele entftehen, wenn ver nur 
allmählich denkende Menich das, was für ihn im feiner Unvollfonmenbeit eine relative Voll: 
kommenheit ift, nämlich die Verſtandeskraft, Plane zu machen, die Entwidelungen vorzuberei- 
ten, mitzumwirfen und dem Gelungenen zu applaudiren, mit einem Wort: das Teleologiiiren, 
auf den wahrhaft vollfommenen Geift überträgt, deſſen Einwirkungsart nad feinem menſch— 
lihen Maßſtab zu meſſen fein kann und gewiß, wie e8 auch die allgemeine Erfahrung nit an: 
ders bemerken läßt, allem Seienden die jedem eigene Kraftthätigfeit eher fichert als jie befchränft 
und in die Uniformität eines auch für alle Geifter präftabilirten Typus einzwingt. 

Uns ift, für den ſtaatsrechtlichen Gefihtöpunft, C.'s unbedingte Brädeflinationdlehre oder 
theologiſcher Abfolutismus zunächft deswegen denkwürdig, weil er natürlich, da er fid für ein 
Werkzeug diefed zur Gnade oder zur ewigen Verwerfung abjolut decretirenden Gottes hielt, 
auch feine Kirchengefeßgebung diefem Mapftab gemäß vorberbeftimmte und durchzuſetzen fuchte. 
Darauf aber mußte dann auch nod feine Theorie über den Menſchen und deſſen totale Ver— 
derbniß großen Einfluß haben. 

Dem von Bott gefhaffenen erſten Menjchenpaar ſchrieb zwar C., wie er meinte, zur Ehre 
Gottes ein ſo herrliches Ebenbild der Gottheit zu, daß es nur unbegreiflich würde, wie eben 
daſſelbe dennoch ein ſo leichtes Verbot ihres ſo freundlich anſchaubaren Schöpfers und Wohl— 
thäters ſo einfältig hätte übertreten können. Aber all jene Vortrefflichkeit der der Menſchheit 
zuerſt anerſchaffenen Kräfte wird in dieſem Lehrſyſtem nur deswegen ſo hoch vorausgeſetzt, um 
deſto entſetzlicher darzuſtellen, daß durch eine einfältige Eiferſucht auf ihres Gottes Weisheit 
und durch den Einen freilich ganz kindiſch egoiſtiſchen Appetit, ſo verſtändig wie Gott vermittelſt 
des Eſſens einer Furcht werden zu fönnen, alle Kräfte nicht nur der zwei Eſſenden, ſondern ihrer 
ganzen Nachkommenſchaft in lauter Verfehrtbeit zum Böfen und Gottwiorigen verwandelt 
worben feien, weil nämlich noch die gefammte Menjhennatur in dem einen jo herrlich audge: 
ftatteten, aber der unglaublichen Berführung fo unverftändig ſich hingebenden Menichenpaar 
zufammengefaßt und enthalten gewejen fei. Da E. num einmal die Verdorbenheit vieler Zeit: 
genoſſen und die Erfahrung, daß der Menſch fih zum Böſen leichter als zum Guten entſchließe, 
von einer uranfänglihen Zerrüttung ver ganzen, kaum vorber von Gott vortrefflich erichaffenen 
Natur der Menichheit ableitete und dann diefe Erbſündhaftigkeit mit ver abfoluten Präpeftina- 
tionstheorie fpigfindig genug in Verbindung brachte, jo find und diefe Blicke in feinen dialef: 
tiich fpeculativen Verftand degwegen bier unentbehrlich, um nad dem pſychologiſchen Zuſam— 
menhang klar einzuſehen, wie er, bei ſeinem ernſten, durchgreifenden Charakter zu all jenen 
Maßregeln ausgerüſtet erſchien, mittels der Kirche oder im Namen ſeines abſoluten Gottes alle 
die, welche ſich überhaupt der Presbyterial- oder Synodalgewalt hingegeben hatten, wie Un— 
mündige durch die pünktlichſte, in das Privatleben eindringende vormundſchaftliche Sittenzucht 
gleihjam zu bändigen und zu diefem Kirchenzwed auch die Staatsohrigfeit nur als folgfames 
Mittel für Strafvolfziehung gebrauchen zu wollen. Waren einmal alle Menjchen nicht etwa 
deswegen, meil Leichtſinn und Schlechtes zu treiben viel leichter und näher ift ald Vorbereitung, 
Anftrengung und Gewöhnung aller Kräfte für das ſchwerer zu erreichende Bleibendgute, zum 
Böfen geneigter, war in C.s theologiſcher Metaphofit die an jih unleugbare Vorneigung zu 
jenem Leichtern und die Luft Befrienigenden eine geerbte Naturverborbenheit, melde anders 
nicht als durch Gottes unmittelbare Gnadenmacht bei denen, die er abfolut zur Befferung und 
zum Seligwerben auserwählt hat, geiftig wiederhergeftellt und gefund gemacht werden fann, fo 
ift ed dann wol Pflicht für die Vorfteber der Kirche Gottes, daß fie ald ftrenge Pädagogen da: 
Hin mit all ihren äußern und innern Mitteln wirken, damit jenen Ginflüffen der fonft oft fich 
ſchnell zurüdziehenden Gnade weniger widerftanden werde und auch die von Gott abfolut Re: 
probirten oder der Schlechtigfeit und Verdammniß Überlaffenen doch den Begnadigten weniger 
Argerniß geben fönnen. 

Zweckmäßig aufs Außerfte gefteigert wurben in der kirchlichen Beredfamkeit die Schilderun— 
gen der Grundverdorbenheit des menſchlichen Herzens. Schauerlid wurden befonderd auch die 
furchtbarſten Darftellungen, mie plößlich ver Zorn Gottes alle Gnade unerbittlih abwenden 
könne und, ſowie die oben angeführte Stelle über Kranz I. ein Beifpiel gibt, ven Nevrobirten 
jogar gegen die naben Befebrungsmittel unzugänglic made. Alles dies follte die Iinterwür- 
figfeit unter C'.ſche Kirhendisciplin um fo unvermeibliher aufnöthigen. Faſt umerträg: 
lich aber mußten bie äußern Beihränfungen werden, welche C. aus feinem Syſtem zum Herr: 
ſchen des Kirchlichen über das Häusliche und Bürgerliche ableitete, 
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Schon den 20. Nov. 1541 wurde zwar feine Kirchenpolizeiordnung von Senat und Bür- 
gerichaft als „das Joch ded Herrn“ zum Stadt: und Staatögejfep gemacht. Aber die, welche er 
als Mitvollzieher am meiften gewünfcht hatte, die Previger Farel und Viret, blieben bei andern 
Gemeinden, jener zu Neuburg, diefer zu Laufanne, zwar noch als E.'s Freunde, aber doch wol 
feiner nahen Übermacht überbrüffig. Kein anderer Ausgezeichneter blieb neben ibm. Wer 
gegen ibn mar, befam entweder ald Anabaptift oder als Libertiner dad Anathema. Die ge: 
wöhnlihen Ehrentitel, die er in feinen übrigens gut gefchriebenen lateinischen Polemiken aus: 
tbeilte, waren „widerbellende Hunde‘ oder „Nebulones“. Mußte do, wer gegen ihn und 
Gott war, unfehlbar zur ewigen NReprobation präbeftinirt fein. Die Aufreizung war fo heftig, 
das 1545 die Meinung fich verbreiten fonnte, wie wenn eine entftandene Seuche dadurch be: 
wirft wäre, daß der Satan dem Vöbel eine Verſchwörung eingebaudt habe, die Häufer mit ver— 
giftetem Schmuz zu beftreihen. Dan entdeckte dieſen Satansfpuf durch Foltern und ſchickte 
dann die Öemarterten durch den Henfer auf ewig in die Hölle. Keine Reinigungsöweiſe bleibt 
im abjoluten Prädeflinatianismus confequenter. So fehr dreht fih das Staatsrecht nach der— 
gleichen theoretiichen Phantaiien. Nebenbei aber wurde im theologifchen Federkampf nie Still: 
ftand gemadt. Wie um der Seelen Heil willen mußte wegen eines Wörtchens vom Abendmahl, 
das Jeſus nit beftimmt hat, oder wie man vor dem Rechtſchaffenwerden vor Gott gerechtfertigt 
fein müffe, oder über die doch ohnehin verlorene Willendfreiheit, oder darüber, ob denn die 
Adiaphora wirklich gleihgültig (adiapborifch) feien u. ſ. w, disputirt, gefchrieben, Gonferenz 
gehalten werden, und wenn dann zu Genf oder Bern eine Glaubenöformel im Heiligen Geift 
und aus dem allmählich feiner felbft bewußt werdenden chriſtlichen Bewußtſein decretirt war, fo 
fand man dies ald jehr evangeliſch-chriſtlich, ſchalt aber zu gleicher Zeit darauf ald auf eine anti= 
chriſtliche Anmahlichkeit, wenn zu Baris die Sorbonne auch ihre Glaubensartikel ald Vorſchrift 
promulgirte. 

Bon all dieſer Vielthätigkeit und Exeommunicationsgewalt war nichts anderes die Folge, 
als daß der genfer Bürgerſtaat immerfort in ſtiller und heftiger Unzufriedene getheilt war, daß 
ein Hauptgegner der C.'ſchen Kirchenzucht, Perrin, bald durch die Volksſtimme (1546) zum 
Generalkapitän gewählt, bald aber (1547) aus dem Senat geſtoßen wurde, in welchem ſchon 
Die Barteien die Schwerter gegeneinander zogen und die dazwiſcheneilenden geiſtlichen Herren, 
mit C. an der Spige, faum ein Blutbad unter den Vätern des Baterlandes verhindern fonnten. 
Dennoch wurde im nächſten Jahre (1548) Verrin wieder in feine Würden eingefegt, aber auch 
mit einer beihworenen Amneftie — wie gewöhnlich, zu ſpät — ein Verſuch gemacht. Als 1553 
einer von Perrin's Bartei, Bertelier, welchen dad von E. präfidirte Presbyterium vom Abend: 
mabl ausgeſchloſſen hatte, durch den regierenden Senat loßgefproden wurde, brach E. mit auf: 
gehobener Hand auf der Kanzel in die Worte aus: „Ich werde mich, nad des heiligen Chryſo— 
ſtomus Exempel, eher umbringen laflen, ald daß dieſe meine Hand einem der (vom Preöby- 
terium) abgeurtbeilten Gottesverächter das Sakrament Gotted reihen follte. Natürlich wur: 
den bei folder Wiverfeglichfeit gegen die Staatsregierung die Worte Betri zur Grundlage ge: 
nommen, daß man Gott mehr gehorchen folle ald den Menfcen. 

Das Arrogantefte war, daß auch, wer E.'s Glaubensmeinungen nicht fo ganz infallibel 
finden fonnte, in Gefahr kam, wenigftens die Stadt räumen zu müffen. Der Senat lieh ſich 
1550 einbilven, ein übergetretener Karmelitermönd aus Paris, Hieronymus Bolfer, müßte bei 
Strafe des Staupenfchlags ihre gute Stadt meiden, weil ihm mehr Belagianismus als Präbe: 
finatianiömud anhing. Der legtere wurde dagegen 1551 aufs neue ald alleinſeligmachendes 
Symbol von dem Paftorenconvent zu Genf decretirt, ohne Zweifel, weil fie nun eben dazu prä- 
deftinirt waren. , 

Sebaſtian Gaftellio hatte eine für jene Zeit treffliche franzöfifche und lateinifhe Bibel: 
überjegung mit vieler Kenntniß verfaßt. Aber befonderd in feinem guten Latein 5) Elang 
manches nicht myſteriös und orientaliich-bilplich genug. Er fragte fogar, wie das Hohelied in 
den Kanon gekommen fein könnte, weil man vorausfegte, daß nicht blos alterthümliche, ſondern 
lauter heilige Überreſte dort geſammelt fein müßten. Daß aber Gajtellio die C.'ſche Präde— 
flinationdtheorie durch eine milvere Erflärung der Baulinifchen Stelle, Röm. 9 (wenngleid 


5) Die lateinische Ueberfegung erfchien 1551 zu Bafel, mit einer fehr moderaten, bie Religionsver: 
folgungen rügenden Präfation an König Eduard in England, Einen Wunfch von Goethe, daß die in 
der Bibel enthaltene Menfchengefchichte durch Auszüge aus Joſephus in den biblifch nicht berührten 
Zeiträumen ergänzt werben möchte, hat Gaftellio bio zum Anfange des Neuen Teftaments bin ſchon erfüllt. 
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ohne alle Hindeutung auf E.), wegzuräumen verfuchte, war nady der Anhänger Geſchrei eine 
unerträglich freche Störrigfeit. Der von E. ſehr dominirte Kleinere Rath von Genf meinte 
oder wurde zu meinen beivogen, daß das Staatöregiment dergleihen Geiſtesgegenſtände richter— 
lic zu behandeln habe, und widerlegte den feingebilbeten Forſcher — durch Landesverweiſung. 

Bid zum Abſcheulichen aber ftieg dieſes anmaßlichfte Einwirken C.'s in feiner Verfolgung 
des Michael Servetus. Für Die Staatörechtöfreunde ift e8 der Mühe werth, dag wir dieſe den 
C. für alle Zeiten charakteriſirende Handlungsmweife nad den Hauptzügen fhildern, weil die 
Flammen, durch welde Servet von fogenannten Proteftanten einem Huf gleidy behandelt wurde, 
endlich durch wahrhaft proteftantifche Vertheidiger der freien Wahrheitöforihung über alle 
eultivirte Staaten leuchtend gemacht wurden und auch wirklich allgemeinhin fo hell madıten, 
daß wenigftens in proteftantifchen Staaten zu diefer Methode, die Ehre Gottes zu ſchützen, felbft 
von den fchleihendften zelotiſchen Delatoren nicht mehr leicht eine Anreizung gewagt werden 
fann. Gervetus ift in diefem Sinn allerpings gleihfam „das Opfer für viele‘ geworben ! 
Um darüber ganz Elar zu werden, müſſen wir und mit wenigem bie damalige Lage theologiſcher, 
nit der Religion und Politik nur allzu ſehr vermiſchter Unterſuchungen vergegenwärtigen. Die 
Neformatoren zu Wittenberg und Zürich hatten nichts fo fehr zu fürdten, als daß man die 
Menge gegen fie und ihre den Misbräuden entgegengefegte Proteſtation durch den Schein auf: 
reizen könnte, wie wenn jie aus Neuerungsſucht völlige Inriften geworden wären, weil man 
damals das Chriſtenthum meift nur ald Tradition der kirchlichen Autoritäten kannte. Schon 
viel war e8 daher gewagt, die Entſcheidung aller Goneilien bis hinauf zu den vier erften Oku— 
meniſchen ald unverbindlich zu verneinen, 

Hätte freilich das Licht der Geſchichte mit einem mal von den Reformatoren felbft voll genug 
erfaßt und verbreitet werden können, jo würde jonnenflar geworden fein, daß ſchon auf der er= 
ften, dent ganzen Imperium als der Ofumene impevatorifch geltend gemachten Zujammenkunft 
zu Nicäa der Heilige Geift in vielen der verfammelten Bifchöfe nicht fehr repräſentirt war, da 
nad) Gelajius Geſchichte Kap. 8 der Katehumene, Kaifer Konftantin, die Menge ihrer gegen 
einander eingereichten Klagſchriften nicht beiler als durch öffentliches Verbrennen des ganzen 
Haufens zu enticheiden mußte. Auch die von ihnen feftgefegte, oder eigentlih von Athanaſius 
ald Presbyter eindoetrinirte Dogmenfornel von drei in einem Wefen jubitftirenden gleich gött= 
lien und doc in der Wirfungsart verſchiedenen Perſonen würde eher ald ein Bau ohne feite 
Grundlage erkannt worden fein, wenn fchon die Neformatoren Vorkenntniß und Muße genug 
gehabt hätten, das einzufehben, was Fuchs in feiner „Bibliothek der Kirchenverſammlungen“, 
1, 433 u. 383, zwar ſchüchtern, aber aufrichtig ausſpricht, daß nämlich von allen ven Beweis- 
gründen, worauf man jene (Athanaſianiſche) Formel ftügte, jegt fait feiner in dieſer Ge— 
ftalt zu brauchen fei. Was war aber das Deeretiren eined jhweren Dogma, wenn man dafür 
nur Gründe wußte, die nicht zu jeder Zeit überzeugend bleiben ? 

Mit einem Wort, Was die mit der Reformation im großen und befonders in praftiicher 
und politifher Beziehung beihäftigten und belafteten Hauptperfonen durchzuarbeiten nicht ver— 
mochten, eben daß fepte, jobald nur das Princip des Proteftirend gegen Autorität in Glaubens— 
ſachen auf den Leuchter geftellt war, andere forfchende Geifter in lebhafte Bewegung, um fofort 
zum Weitergehen Verſuche zu machen. Doch, weil diefe ſich auf das Feinere erſtreckten, konnten 
fie theils nur ſchwieriger in den Berihtigungen, theil® nicht populär werden. Melandthon 
allein war ſcharfſichtig genug ©), mit Angftlichkeit zu ahnen, was für Gärungen noch aus 


6) Außerft merfwürdig ift es, wie Melanchthon, der noch gelehrter als Zwingli und viel affectlofer 
als Luther Forſchende, dieſe Vorfchritte zum Richtigern doch nur mit Beſorgniß — weil auch er bald: 
möglichft wieder etwas Stabiles gern gehabt hätte — vorauefah. Er fchreibt an feinen Vertrauten, 
Camerarius, und gerade in Beziehung auf Servet, ſchon im Februar des für diefen tragifchen Jahres 
1533 und wagt faum halb griechiſch feine Ahnung, was wol zum Ausbruch oder Durchbruch fommen 
müſſe, merfen zu laffen: IIcol ns Tpladog (de Trinitate) scis me semper veritum esse, fore ut 
haec aliquando erumperent! Bone Deus, quales tragoedias exeitabit haec quaestio ad poste- 
ros, @i Eottv undgraars d Aöyos? el dariv Undoreors td Ilveoua? („Suter Gott! welch traurige 
Schaufpiele wird bei den Nachfommen noch die Frage erweden: ob ber Logos, ob der Geift als Periv: 
nen fubfiftiren?“) Ego me refero ad illas scripturae voces, quae jubent invocare Christum (7), 
hoc est ei honorem divinitatis (?) tribuere et plenum consolationis est. Ulud me pessime 
habet, cum eaedem res (nämlich die Anfichten des Servet, das die Worte: Vater, Sohn, Geift nur 
verfchiedene Verhältnifie der Gottheit, nicht aber gefonderte Perſonen bedeuten) agitatae sunt a Paulo 
Samosateno, nihil extare, praeter levia quaedam apud Epiphanium, unde intelligi possit, quid 
judicarint quidve secuti sint hi, qui eum damnarunt.... Im engiten Vertrauen geitand alfo wol 
Melanchthon, man fünne fid) mit der Autorität, daß endlich der Logos nicht blos als ewige Vernumft 
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manchen Dogmenformeln entftehen würden, die ebenfalld nur auf venerirten Autoritäten be: 
ruhten und von der Einfachheit der Schrift, der einzigen echten Duelle unferer Kenntniſſe über 
ven Sinn des Urchriſtenthums, abweichend, doch das zu Dffenbarende in paflendern Ausdrücken 
aid jene Offenbarung jelbft offenbar zu machen die Miene haben. Hätte man doch nur fogleich 
bis zu der Gemüthsruhe im Betrachten kommen können, daß alle dergleichen Verſchiedenheiten 
geroöbnlih wohlgemeinte Verſuche waren, den Vater, den Sohn umd das Heiliggeiftige hoch 
genug zu verehren und dennod die Einheit Gottes, gegen alle an unvollfommene Götter ſich 
anschließende Bielgötterei, ald das Unentbehrlichfte feftzubalten. 

Servet's Geſchichte it an ſich und wegen ihrer Folgen jo merkwürdig, daß der ingenid- 
iefte Kirchengeſchichtsforſcher, der einft görtingifche Kanzler von Mosheim, jie unter dem Titel 
„Anverweitiger Verſuch einer vollftändigen und unparteiiihen Ketzergeſchichte“ (Helmſtedt 
1748) auf 500 Seiten in Ouart fo vollftändig und (den philoſophiſchen Theil abgerechnet) fo 
nuftermäßig durchgeprüft und dargeftellt hat, wie noch feine andere ähnlich verwickelte Par— 
seulargefihichte. 

Michael Serveto, geb. 1509 zu Villa-Nueva in Aragonien, war ein Spanier an Genie, 
aber auch im Temperament. Gr wurde dem C., folange dieſer jelbft verfolgt noch zu Paris 
war, jben 1533 als ein gegen die Athanaſianiſche Art, dieſes Myſterium venfbar zu machen, 
beftig proteftirender Neuerer befannt. Heftig erflärte man ſich in jener Zeit wider alles, was 
man als theologische Täuſchung zu enthüllen meinte, weil die Borausfegung, daß für das 
Seligwerden der theoretiih irrthumsfreie Glaube und nicht blos das redliche und thätige 
Slaubenwollen von Bott zur arbiträren Bedingung gemacht fei, jeden Wahrheitöfreund wegen 
der Mopificationen des Inhalts feines Glaubens allzu ängftlid machen mußte. 

Servet's Geift insbeſondere war von der Klaſſe, die ſich gern mit vielerlei Wißbarem be- 
ſchaͤftigt, manche Berichtigung mehr ahnt ald zur Klarheit bringt, um fo lebhafter aber durch 
die das Dunfel durchblitzenden Lichtſtrahlen ſich irritirt fühle. Auch er hatte Jurisprudenz ftu: 
dirt. Zur Medicin und Theologie aber zugleich ſich abwendend, kam er auf fonderbare, ge: 
wilfermaßen pantheiftiiche Abnungen von einer Ginheit geiftiger, ſich doch materiell offenbaren= 
berKräfte. Die Gefchichte ver Medicin hat (f. Sprengel im 3. IHl., zweite Auflage, S. 40 u. 544 
nab eigenen linterfuchungen) zu feinem Ruhm anerkannt, daß er zuerſt (1552) den fogenann= 

. ten „kleinern Blutumlauf” oder den durch Die Lungen aus der rechten in die linfe Kammer des 

Herzens — (Harvey aber den allgemeinen) entdeckt habe. Er fuchte (I. feine „Restitutio Chri- 
stianisoni L. V.“, ©. 169 der nürnberger Ausgabe von Murr, 1790) denfelben ſich durch eine 
materiell wirfende Spiration oder Forthauchung zu erklären. War e8 ihm übel zu nehmen, 
dag er, der die Bibel mit jupernaturaliftiichsconjequentem Erwarten geoffenbarter Geheimniſſe 
las, da wo biblifch von einen Geift Gotted die Rede ift, ſich auch den Geiſt Gottes überhaupt als 
eine feine, alled durchdringende und beivegende Spirationdfraft Bottes deutete und dadurch den 
nah Geneſis 1, 3 auf dem Urgemiſch (Chaos) ſchwebenden Schöpfungsgeift zu erflären ver: 
ſuchte? Das Gehäſſige und ihm Verderblichſte war, daß er gegen die Formeln, weldye die Spiri= 
tualität und Die ewige Unvernunft (den Logos) wie perfönlich neben Gott dem Vater fubii: 
flirend befchrieben, oft mit verböhnendem Ungeſtüm proteflirte. Died aber war noch die rabuli= 
ſtiſhe Disputirart des Zeitaltere, von welcher C. ebenfo wenig frei blieb. 

Servet wagte fid in feinen intellectuellen Mutbmaßungen jo weit, daß er der Vorläufer 
eined Pantheismus wurde, welcher (mie der Schleiermacher’fchein den ‚Reden über die Religion‘) 
alles, auch die Materie, von der Spiritualität ableitet. Servet dachte ſich feine materiell wirk— 
ſame Spiritualität ald die einzige Subftanz, und als ſchon criminell angeflagter Gottesläſterer 
enthielt er gegen E. ſich eines übermüthigen Lachens nicht, da diefer ihn in der Behauptung: 
Alles was ift, gehöre nur zu der Einen Subftanz, der göttlihen!”) ad absurdum durd vie 


in Gott, fondern ala eine befondere Subfiſtenz oder Perfon im Einen und untheilbaren Gottesweien 
son den Bifchöfen angenommen wurde, nicht beruhigen; man müßte vielmehr, echt proteflantifch, ıhre 
Brände prüfen. Diefe aber wiffe man nicht u. f. w. Daß Servet dies auch wünſchte, nahm ihm dann 
wol Melanchthon im Herzen nicht übel, nur daß der fpaniiche Arzt fo beftig „erumpirte’‘ und durch— 
drehen wollte! Können, follen denn aber alle ſo leife auftretende Melanchthon fein? Iſt es criminell, 
dies nicht fein zu fünnen, was Luther jelbft an Melanchtbon oft nur belächelte ? 

7) Servet erflärte: Hoc mihi generale est principium, ex traduce Dei orta esse omnia et 
rerum naturam esse substantialem Dei Spiritum. Calvin, Refut. errorum Serveti, ©. 703. Der 
fublimfte Verfuch, um nicht zweierlei Arten von Subſtanzen, eine denfende und eine ausdehnbare, zu 
denfen, fondern zu fragen: ob das Ausbehnen oder Materiellfein nicht auch eine Wirfung der denfenden 
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Frage bringen wollte: ob denn alſo auch der Satan zu derfelben gehöre? Von einem ſolchen 
Geiſt und Materie in Eines faflenden Pantheismus fonnte E. nicht einmal begreifen, wie ihn 
ein anderer zu denken verſuche. Er meinte, daß man gar feinen Gott haben könne, wenn man 
ihn nicht ale eine Athanaſianiſche Trinität von drei in einer Subſtanz ſubſiſtirenden Perfonen 
babe. Lind dadurch, daß Servet in leidiger Eiferswuth über das aus drei Perfonen nad Atha= 
naſius beftehende Eine Weſen hier und da fhrieb: pro uno Deo habetis trieipitem Cerberum! 
(„ſtatt des Einen Gottes habt ihr — Athanaſianer! einen dreiköpfigen, wie Cerberus!“), fo 
war er für C. natürlich nicht blos ein blasphemer Verleger feiner menihlihen Goncilienformel, 
fondern der göttlichen ald nur Athanaſianiſch denkbaren Majeftät felbft. r 

In Wahrheit war Servet noch mehr ald C. Supernaturalift. Er wollte e& fein bis zur 
Schwärmerei und meinte nur, bis zur Apofalnpfe hinaus, die Bibel, die er orientaliſch ftubirte, 
richtiger und jogar den erften Kirhenvätern (Tertullian, Irenäus) gemäßer zu verftehen. Erft 
von der Meinung eingenommen, daß durch das Herrſchendwerden ver Kirche unter Kaifer Konz 
ftantin I. und dem römischen Biſchof Sylvefter die Hierodespotie ald der apofalgptiihe Drache 
das reinere Urchriftenthum zu verfolgen angefangen habe, die dort beftinnmten 1260 Jahre der 
Flucht ver wahren Kirche aber, von dort an gerechnet, nunmehr bald ein Ende nehmen würden, 
glaubte Servet zuverläffig ſich verpflichtet, ſelbſt au als ein Kämpfer aus dem Heere Michael's 
hervorzudringen, welches den Drachen mit allen in die Kirche durch ihn eingeführten Iretbümern 
befiegen werde. Im vielem Wichtigen jah er ebenfo fharf, als bitter er ed ausdrückte. Beides 
bewies er, zunächſt zu feinem Unglüd, in 30 Briefen, in denen er E. von mehreren noch irrig 
behandelten Lehren mit Heftigkeit überführen wollte, Um diefe Zeit lebte er ald Arzt zu Bienne 
ohne allen Verdacht von Heterodorie unter dem Namen Billanovanus, ließ aber 1553 fein 
Syſtem unter dem Titel: „‚Restitutio Christianismi” in der Stille fo drucken, daß er fi darin 
Servetus nannte, war fo unvorſichtig, feine Briefe, die er ald Servetus an E. geſchrieben hatte, 
anzubängen und einen Theil ver abgebrudten Exemplare des Werks an Robert Stephanus, 
den Buchhändlerund Freund C.'s, der feit 1552 zu Genf war, verfaufen zu laflen, ſodaß E. 
davon leicht Kenntniß erhalten mußte. 

Zu Bienne wußte man nit, daß der beliebte Arzt Billanovanus einerlei Berfon mit Ser: 
vet fei. Diefer wollte deswegen auch feine Originalbriefe von E. zurüd haben. Aber vergeb— 
lih. Factiſch ift vielmehr, daß ein Lyoner, Trie, welcher jidy zu Genf aufbielt, erſt zu Vienne 
anzeigte, daß der Erzketzer Servet dort als Villanovanus lebe und vor das Kegergericht gebracht 
werden müſſe, ja, daß vierzehn Tage darauf dieſer Trie von Servet's gelehrten Privatbriefen 
an C. zwanzig im April 1551 im Original an das Gericht zu Vienne jhidte, damit Servet als 
Verfafler der jehr fegerifchen Wiederherftellung des Chriſtenthums defto ſchneller überwiejen 
werden fonnte. Diefe Originalien, woher konnte fie Trie haben als von E. jelbft? Das Urtheil 
zu Vienne jagt ausprüdlih, daß es „mesmes les Epitres ei Escretures de la main du dit de 
Villeneufve, adressees a Mr. Jehan Calvin, prescheur de Geneve, et par le dit de Ville- 
neufve rocognues’ vor ſich gehabt habe. Hatte fie Trie hingeſchickt, ohne daß E. von diefem 
delatoriihen Misbrauch derfelben wußte ? E. in der „Defensio orthod. fidei’ verneint Died nicht 
direct, ſondern nur Dur die Wendung, wie umwahrjheinlich von ihm wäre, daß er cum Papae 
satellitio in folder Kamiliarität und Gunſt ſtehe. Will er hierdurch mehr jagen ald dies, daß 
er nicht unmittelbar mit ven katholiſchen Richtern in Correſpondenz war? 

Zu Bienne hatte Servet ald Arzt vanfbare Freunde. Dennoch mußte man ihn endlih auf 
jene Angabe verhaften. Man verhörte ihn zweimal, aber mit vieler Schonung. Der Vice— 
präfident ded Gerichts befahl dem Gefängnifmwärter, ihm, was er an Geldwerth bei fich hätte, 
und jedermann zu ihm zu laffen. Am dritten Morgen war der Verhaftete entfliehen. Erjt ven 
17. Juni fällte man auf Antrag des Procureur du Roi, ald demandeur en crime d’heresie 
scandaleuse u. ſ. w., gegen den Entflohenen, ver ſich als Servet befannt hatte, das Urtheil, 
daß er nebit mehreren Ballen jeiner auf feine Koften bei Balthajar Arnollet, Buchdrucker zu 
Lvon, ſoeben gedruckten Hauptſchrift: „‚Restitutio Christianismi‘, tout vif à petit feu verbrannt 
werden follte. Daß alsdann fünf folder Bücherballen nebft einer Effigies, die ihn vorftellen 
ſollte, a une potence expressement erigee wirflih dem Feuer geopfert wurden, fonnte dem 
Geflüchteten nicht wehe thun, wenn nur indeß nicht — — 


Subitanz, d. i. der Geiftigkeit, fein fonne? Spinoza nahm ein noch Höheres an, indem er nicht das 
Ausgedehntfein aus ber denfenden Subftanz vorausfegte, von welcher wir nur zweierlei Wirkungen 
a das vielfach erfcheinende Geiftige, als Denken, und das vielfach erfcheinende Ausgedehntſein, 
als Materialitat. 


Calvin 303 


Er jelbft, wie Beza in feinem Leben C.'s ganz prädeſtinatianiſch-fromm es ausdrückt, fato 
quodam ®) auf der Flucht lange umherirrend nad Genf gekommen wäre. Er wollte zwar blos 
durchreiſen ?) und hatte ſich ſchon auf den See ein Fahrzeug in der Richtung nad; Zürich be— 
ftellt. Davon, daß der Fremdling zu Genf Kegerei oder Staatsunruhe hätte verbreiten wollen, 
fam nit einmal ein Verdacht in die Protofolle. Dennoch, wie Beza fhreibt, „Dei providentia 
factum est’’, daß er bald 19) erfannt wurde. €. felbft drängte einen Syndikus, ven Fremden 
verhaften zu laffen. 

Nah den dortigen Gefegen konnte niemand verhaftet werben, ohne daß der Anfläger ſich 
ebenfalls verhaften lieg und fih, wenn er die Anklage nicht beweifen könnte, eben ver Strafe 
audfegte, die er dem Angeklagten zugezogen hatte. (Ein merkwürdiges Schuggejeß gegen will: 
fürlihe Berhaftungen!) C.'s heiliger Eifer war fo ftarf, daß er feinen etwas unterrichteten Fa— 
mulus, Nikolaus de la Fontaine, zur Anklage auf Criminalſtrafe gegen ven Keger fubftituirte und 
alddann, nachdem der Famulus feine Anklage zum Theil erwiefen hatte, durch feinen eigenen 
Bruder Anton für diefen Gaution ftellen ließ. C. ſelbſt nimmt alles dies in mehreren Brie- 
fen II) wie eine rechtliche That auf ih. Paſtoren alfo zu Genf, welche Zeter geſchrien haben 
würden, wenn die Sorbonne jie auf einer unfhuldigen Durchreiſe durch Paris aufgegriffen 
und ald Keger criminell behandelt hätte, machten in diefem Grade gegen einen in Franfreich 
Verſchonten die Kepergerichte und trieben (da E. immer mit der Ercommunication drohen 
fonnte) auch ihre Staatsobrigfeit zu dieſer undriftlichen und vernunftiwidrigen Glaubensinqui— 
fition. Aber aud) ein anderer Arzt, Hieronymus Bolſec, in vinculis tenebatur propter causam 
praedestinationis (wegen des Lieblingsvogma des zum Abfoluthandeln jo geneigten C.), und 
ein Kalefius (Jakob von Bourgogne, Herr von Falais und Bredanr — ſ. Mosheim, ©. 258), 
fonft C.'s Freund, in publica congreg stione (— im ftrafberedhtigten Presbyterium) a Calvino 
judicatus est haereticus, weil er fi des Boljee annahm. So war, wer nicht calviniſch mar, 
häretiſch, durfte nicht zu Genf, durfte womöglich nicht am Leben bleiben. 

Der abominable Proceß begann vor dem nichttheologifchen Korum den 14. Aug. 1553. 
Des Nicolaus meus Griminalflage war geftellt pour les grands scandales et troubles, que 
le dit Servet a deja fait par l’espace de vingiquatre ans ou environ (?) en la Chretiente 


8) Offenbar hatte demnach Servet nicht ſehr Unrecht, wenn er 3. B. in dem Briefe an den Prediger 
Perin zu Genf annahm, daß die Galviniften in ihrer Prabeftinationslehre eine Art von Fatum benfen 
wollten. „Pro fide vera habetis somnium fatale. Opera bona’', fügte er hinzu, „dicitis inanens 
picturas. Homo est vobis merus truncus et Deus servi arbitrii chimaera. Regenerationem ex 
aqua coelestem non agnoseitis sed velut fabulam babetis.... Vae vobis, vae! vae!“ (Nimwoer: 
den, Hist. Serveti, &. 48). 

In ebendiefen Briefe hat Servet bie Ahnung: „Mihi ob eam rem moriendum esse, certo scio, 
sed non propterea animo deficior, ut fiam discipulus similis praeceptori.” Die Ahnung beruhte 
wol auf der Wahrfcheinlichfeit, daß C., da er die Briefe nicht zurüdgab, fie gegen ihn benugen werde. 

9) Dies wußte C. felbfl. In Ep. 156 an Farel fchreibt er: „Huc transire forte cogitabat. Nec- 
dum enim scitur, quo consilio venerit. Sed, cum agnitus fuisset, retinendum putavi.“ 

10) Beza fagt ausdrüdlich: „„Mox agnitus.” Mosheim führt (S. 251) aus Spon’s Hist. de Ge- 
neve, II, 6lan: „ll arriva a Geneve, ou il se tint cache pendant un mois, en attendant une 
commodite pour partir“, und fegt voraus, Spon habe das „un mois‘ aus ben Gerichtsacten. Aber 
Spon fagt auch unridytig: „Il vint a Geneve, ou il commenga à dogmatiser‘‘, und La Roche, ber 
in der Biblioth. Angl., II, 109, aus den Acten referirt, gibt an: „Je n’ai pu decouvrir, quel jour 
il entra dans Geneve, mais il y lögea ä l’Enseigne de la Rose et il avoit dessein de louer un 
bateau le lendemain, pour traverser le lac et pour se rendre à Zurich.“ Bermuthlich fegte Spon 
aus Berfehen un mois ftatt une nuit. Was hätte Servet zu langem Aufenthalt an einem Ort, wo er 
se tenoit cach6, bewegen fünnen? Längerer Aufenthalt würde als ihm zum Vorwurf gemacht in ben 
Acten vorkommen. 

11) Beſonders fchreibt er in Epist. ad Sulzerum (f Calvini Epistolae, Genf 1597, ©. 294): 
„Tandem huc malis auspiciis (!) appulsum unus e Syndicis, me auctore, in carcerem duci jus- 
sit. Neque enim dissimulo, quin officii mei duxerim, hominem plus quam obstinatum et in- 
domitum, quoad in me erat, compescere. Was alfo etwa zu Madrid die Inquifition für ihr 
sanctum officium gegen C. gehalten hätte, das glaubt diefer, den man unferer Zeit als ein Firchliches 
Glaubensmuſter vorzuhalten nicht müde wird, als evangelifch-proteitantifcher Geiftlicher als fein offi- 
cium vollbracht zu haben. An Freund Farel erflärt er fih Ep. CLVI noch deutlicher: „Jam novum 
negotium habemus cum Serveto. Hue transire forte cogitabat, Necdum enim scilur, quo 
consilio venerit.’ (Gegen genfer Gefege hatte alfo der Ungtüdliche nichts begangen!) „Sed, cum 
agnitus fuisset, retinendum pulavi. Nicolaus meus (!) ad capitale judicium, poenae talionis se 
offerens, ipsum vocavit.” Der Nicolaus meus wurde, quum die tertio fratrem meum sponso- 
rem dedisset, quarto absolutus. S. &.'s Ep. CLU, S. 2%. 
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pour les blasphemes, qu'il a prononce& et &crit contre Dieu (?) pour les heresies, dont il a 
infecte le monde (ungeachtet Servet nicht den millionften Theil foviel Anhänger oder Gegner 
hatte ald E.). Dazu aber fam dann nod, wie unpaffend und unverftändig! die Anflage pour 
les möchantes calomnies et fausses diffamations, qu'il a publie contre les grands servi- 
teurs de Dieu et nolamment contre Mr. Calvin, duquel se dit Proposant (der Nicolaus 
meus) est tenu de maintenir l'honneur, comme de son Pasteur. Dieje Diffamationen be: 
trafen nichts ald gelehrte Discuſſionen, ob C. oder Servet richtiger theologifire. Dennod ver: 
handelte das weltliche Senatsforum darüber und war nad) wenigen Tagen fo inconfequent, dem 
angeblich verleumdeten E., welder die Anklagepunfte 12) verfaßt hatte, jelbft nebft ver übrigen 
von diefem Gewaltigen geleiteten Stadtgeiftlichfeit gegen den armen Verhafteten zur Über: 
weijung, daß nicht E., jondern er der fegerifch Irrende fei, zum Disputiren und Kegermaben 
vor ſich auftreten zu laflen, wo C. die wohlanftändigen Ehrentitel: impudens, impius, nebulo, 
canis, nicht außer Übung fommen lieh. 

Kläglich ift's, bei Mosheim, S: 155 — 230, mit der größten Behutjamfeit in Rückſicht auf 
den Barteiführer E. entwidelt zu lefen, wie feit dem 14. Aug. 1553 der ohne Recht Verbaftete 
in jenen meift nur controvertirenden Verhören ducchgequält wurde, daß er das, was er ih ganz 
anderd auslegte, dem triumpbirenden Dogmatiften gegenüber für Kegerei erklären follte. Aus 
griehifhen und lateinifhen Kirchenvätern ließen die juridiſchen Richter vor ſich debattiren, ob 
Chriſtus in den erjten Jahrhunderten ald ein ewiger Sohn Gottes, oder nur feit feiner wunder= 
vollen Menſchwerdung als ver Sohn des ewigen Gottes, in welchem Gott felbft in der Dispo— 
fition oder Qualität ald Logos erſchienen fei, geglaubt würde. Und diefe ftets feftgebaltene 
Differenz nebft ver doc; zur Widerlegung dargebotenen Meinung, daß man erft Erwachſene ala 
glaubensfundig taufen follte, ward das Hauptverbreden, um lebendig verbrannt zu werben. 
Mit Schauder lieft man, daß dem Fremdling ein Rechtsbeiſtand abgeihlagen, daß feine Vor: 
ftellung, wie nicht der Staat, ſondern nur jede Kirche ald Lehrgeſellſchaft den Anderslehrenden 
von fid) ausweifen dürfe, nicht überlegt, dad fein Berufen auf den größern Regierungsratb der 
Zweihundert, welcher die blutigen Geſetze Kaiſer Juftinian's und Friedrich's II. gegen Ketzer 
abzumweijen befugt gewejen wäre, nicht gehört wurde. Sehr natürlich ftellte er var, paper ebenſo 
gut den E. und feine befondern Lehrmeinungen des Kegereiverbrechens anklagen könnte. Das 
Einzige war, daß man die welt: und geiftlichen Obern von Zürih, Schaffbaufen, Bajel und 
Bern um ihr Gutdünken befragte, während ber arme Mann, der an Leibſchäden litt, bis in Die 
DOrtoberfälte hinein, im Griminalverhaft über die jchlechtefte Behandlung lamentirte. Ungeachtet 
nun feldit die Geiftlichfeiten der verwandten Gantone nur auf weile Eoereition, nicht auf Todes: 
ftrafe hindeuteten, fo entichied fi dennoch in mehrtägigen Deliberationen zwiſchen dem 18. 
und 26. Det. die Majorität des Kleinen Raths, ayans en bonne participation de conseil avec 
nos citoyens et ayans invoqué le nom de Dieu, gerade zur graufamiten Strafe, mit feinem 

‚Buche lebendig verbrannt zu werben. 

Das Unglaubliche ftürzte anfangs den heftigen Spanier in laute Janımerflagen,, welche E. 
für belluina stupiditas und einen Beweis anſah, daß ed ihm nie mit der Religion Ernft ge= 
weſen jei. Er bat um Gnthauptung. Gr befolgte den Nath, E. (defien Macht er nun wel 
allzu groß dachte) ins Gefängniß kommen zu laffen und um Verzeihung zu bitten. Diejer jelbit 
hätte zwar eine gelindere Todesart gewünſcht; aber zur Anderung des Urtheils war es jegt zu 
ſpät und E. verteidigte nachher alles Geſchehene durch dad, was er das ſchamloſe Beharren in 
der Kegerei nannte, Nicht durch C.'s Überzeugungen ſich bekehren zu laſſen war das belei— 
digendite Crimen. j 

Servet überftand (den 27. Det. 1553, erſt 44 Jahre alt) eine halbftündige Marter auf eine 
fhredliche Weife, immer nur den Sohn des ewigen Gottes anrufend. Vielen galt er alfo als 
Blutzeuge für feine Lehre. Und das Wichtigſte in der Folge war, daß das Unrecht, kirchliche 
Kegereien ftaatörechtlich zu beftrafen, von nun an viel ftärfer als je und befonders in dem Ge— 





12) Nee inficior, meo consilio dictatam esse Formulam (accusationis), qua patefieret ali- 
quis in causam ingressus, Calvinii Refutatio, &. 695; und in Ep. CLII fchreibt G. ſchon: „Spero, 
capitale saltem judicium fore. Poenae vero atrocitatem remitti cupio.“ Karel proteftirte ſelbſt 
gegen diefe Nachgiebigfeit: „Quod poenae atrocitatem leniri eupis, facis amici officium in inimi- 
eissimum tibi hominem. Sed te, quaeso, ila geras, ne temere quivis audeat, nova inferre in 
publicum dogmata et tamdiu omnia turbare impune, ut iste feecit.” Rarel vergaß die Frage: wo- 
durch denn er ein Recht hätte, nova dogmata nadı Genf zu bringen? Eben diejen Barel gab man 
Server als Begleiter zum Beuertode. 


Calvin 305 


genjag der aufgeklärtern Arminianer oder Remonſtranten gegen die dordraceniſchen Calviniſten 
bis zu einer faſt allgemeinen Überzeugung ins Licht geſtellt wurde. Man kann nichts dagegen 
jagen, als daß C. nach jeiner Überzeugung gehandelt habe. Aber eben deswegen iſt es unſerer 
Zeit unwürdig, wenn Verſuche gemacht werden, einen Mann, der ſich aus dergleichen Verirrun— 
gen der Überzeugung in den eigenthümlichern Theilen ſeines Syſtems ins Licht emporzuheben 
nicht vermochte, aufs neue zum Muſter 1) für evangeliſche Proteſtanten aufzuftellen. Wegen 
des dem Sokrates gereichten Giftbechers fühlten ſich die Athenienſer bald nachher ſo beſchämt, 
daß von da an niemand mehr eine Anklage wegen der Religion gegen die Philoſophen vorzu⸗ 
bringen wagte. Der an Servet verübte fanatiſche 1%) Juſtizmord war zwar ſelbſt in der Schweiz 
noch nicht das legte Beifpiel diejer Art; aber doch traf bei demſelben jo viel Auffallendes zus 
jasımen, daß er immer von den Vertheidigern der Toleranz und Prüfungsfreiheit ald das war: 
nendfte Signal vorangeftellt werden fonnte, welches auch jegt noch gegen die bei ven Freunden 
eined absolutum decretum der Önadenwahl jo leicht entſtehende Verfolgungsſucht wie ein ver: 
ſteinerndes Medujenhaupt wirken muß. £ 

C. war nad) diejer Tragödie, wie man denfen kann, noch weit gefürdteter und für feinen 
Groommunicationdzwang und Kirhenbann heftiger. Seine Kirchendisciplin (Schade, daß dar— 
über feine vollftändige Beichreibung befannt ift!) wurde 1555 aufs neue durch Stimmenmehrheit 
der Bürger beftätigt, auch von den vier verwandten Gantonen wenigjtens nicht mehr beftritten. 

Deſto gefährlicher wurde der genfer Freiftaat von der in Frankreich vorherrſchenden Klero- 
fratie deswegen bedroht, weil die dort und in England Verfolgten hier jo leicht Zufludt fanden. 
Genf ſollte wieder unter ſavoyiſche Obermacht kommen. Nur der plöglihe Tod des Königs 
Heinrich IM. zerſtörte dieſes Bündniß 1559. 

G. jeibit fränfelte jeit 1556 immer häufiger. Nur die enthaltiamfte Diät erhielt ihn bei 
ununterbrodenen Arbeiten, wodurch er bald gegen die aus Italien über Zürih nad Polen 
u. ſ. w. fich verbreitenden Antitrinitarier, bald gegen die mehr im Volkstone wider die Kirchen— 
autorität (Klerofratie) ih auflehnenden Wiedertäufer, bald für feine myſteriöſere Abendmahls— 
\ehre jelbjt gegen Zwinglianer zu Fämpfen nicht müde wurde. Durch eine legte Bearbeitung 
jeiner lateiniſchen und frangöjifchen „Institutio christiana’’, welche in den an ſich lichten Artikeln 
und in Der antipapiftiichen Bolemif jich duch Klarheit auszeihnet, in ven ihm eigenen Ver— 
wifelumgen des abjolutiftiihen Verhältnijles Gottes gegen die Menſchen aber um jo verwirren- 
der it, vollendete er jein meiſt auguſtiniſch-ſcholaſtiſches Syſtem, welches auch auf feine Com— 
mentare über mehrere biblifche Bücher, bejonders bei dem Johannesdevangelium (1553) und 
dem Römerbrief Einfluß haben mußte. Im Jahre 1564 den 26. April verfammelte ih noch 
der ganze Senat um jein Sterbebett. Ex befannte beionders, daß er ihnen wegen der Geduld 
gegen feine vehementia interdum immoderata zu danfen habe. Selbft Beza gefteht fein gal- 
lige8 15) Femperament. Er entſchlief ganz an Körperkräften erihöpft, aber immer noch geift- 
thatig, den 27. Mai, faſt fünfundfunfzigjährig. 





13) Hätten nicht die, welche den Pradeſtinationslehrer zum Jdeal für unſere Kirchenobern aufzu: 
ftellen fuchen, zuvörderft jeine „„Defensio orthodoxae fidei de sacra Trinitate contra prodigiosos er- 
rores Michaelis Serveti Hispani, ubi ostenditur, haereticos jure gladii coercendos esse et no- 
minatim de homine hoc taın impio juste et merito sumtum Genevae supplicium, Per Jöhan- 
ner Calvinum. Oliva Roberti Stephani“ (1554) wieder nen auflegen laffen tollen? Zugleich damit 
aber jellte die noch ſeltenere gleichzeitige Segenjchrift von Minus Celſus Senenfis, „De Haereticis an 
sint persequendi et omnino quomodo cum eis agendum, multorum tum velerum, tum recen- 
tiorum sententiae‘‘, wieder erſcheinen. 

14) Dit es nicht fanatiich und zugleich höchſt uuwahr, daß Beza, C.'s intimfter Anhänger, noch in 
feinem „Leben G.'8” ſchreibt: „Sumtum optimo jure Genevae de Serveto supplicium, non ut 
de sectario quodam; sed tanquam de monstro ex mera impietate horrendisque blasphemiis 
conflato, quibus totos annos triginta tum voce tum scripto coelum ac terram infecerat.” Man 
batte fich im den Berhören umjonft bemübt, auf Servet wenigitens einen Vorwurf von Ausjchweifungen 
ju dringen. Gr war wegen Leibesgebredyen nicht einmal dazu fähig. Über feine Lchrmeinungen aber 
wendete er fich nicht an die Menge, fondern an Gelehrte, um durch die Discuffion feine Anfichten defto 
mehr auszubilden. 

15) Fuit omnino naturae ipsius temperamento o&uyohog, quod vitium etiam auxerat labo- 
riosissimum illud vitae genus.“ Doch fei er nicht zu weit gegangen, „nisi tum commoveretur, cum 
de religionis causa agebatur, aut adversus praefractos homines ipsi negotium erat“ ‚(Adami 
Vitae theologor., 1653, ©. 109). Wer ſolchen Meinungsdespoten nicht nachgibt, ift dann ein prae- 
fractus homo. 
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Noch mehr als bei vielen andern großen Männern wird allerdings bei C.der Menſchen— 
freund- die Unvollkommenheit und Einfeitigfeit menſchlicher Tugend und Tüchtigkeit zu be: 
Magen haben. 

Freilich darf das Urtheil über fein ewig beklagenswerthes Benehmen gegen Servet gemil- 
dert werben durch die auch in dent Neformationgzeitalter noch ſehr beſchränkten Anfichten übe 
Geiftes: und Glaubensfreiheit, ſodann durch den erflärlihen doppelten Eifer der Reformatoren, 
ihre Beftrebungen nidyt Bid zum Unglauben und Aufgeben des Chriſtenthums ausgedehnt und 
mit demfelben vertwechfelt zu fehen, und endlich dadurch, daß das ganze harafterfefte, umeigen: 
nügige unermüdlich angeftrengte Leben und Streben C.'s für feine großen Zwecke die Über: 
zeugung unterftügt, ev habe ohne alled Bewußtſein von Unrecht in veinem Glaubendeifer ge: 
handelt. Aber auch hier wurzelt doch mol derrübergroße Irrthum, zu deffen Vermeidung ihn, 
bei der eigenen reformatoriihen Verwerfung fo vieler früherer Glaubendlehren nad freier 
Forſchung und Überzeugung, doppelt die reine hriftliche Liebe und Lehre hätten hinführen fol: 
Ien, in jehr fündigen Quellen! Er hatte audy hier fiherlich, forwie fo oftmals prieſterliche Ber: 
brechen und Verfehrtheiten, zur Duelle jene liebearme, leidenfchaftlihe und gallige, ſtolze, 
herrſchſüchtige und unduldfame Gemütbsftimmung und Handlungsmeife. Mit derſelben 
Duelle und Handlungsmweife hängen wol aud bei E. die großen Einfeitigfeiten jener fatalifti: 
ſchen, despotifchen und allzu nüchternen Anfichten von der Gottheit, von ber Kirchenordnung 
und von der priefterlihen Kirchenzudt und aud das Streben nad ver faft theofratifhen Herr: 
ſchäft zufammen, an welche in unjern Zeiten der jefuitiiche Dietator Dr. Francia wieder erinnerte. 
Wohl hatte der unglüdliche Servet in feinem merkwürdigen Schreiben an den genfer Geiftlichen 
Pepin sehr recht, daß in diefer calviniftifhen reformatorifhen Auffaffung des Ehriftenthumgs, 
welche auch die Staatslehre fait gänzlich auf das Alte Teſtament gründete, dad eigentliche Weſen 
des Neuen Bundes, die Herrichaft ver Liebe und der frommen fittlichen Überzeugungstreue, ſtatt 
der hebräiſchen theofratifchen Geſetzeshertſchaft, noch nicht richtig erfaßt war. Wahrlich, weder 
fie noch die Quellen der Reformation, die Heilige Schrift und ihre vernünftige logiſche Auf: 
legung begründen irgend die auch im ihrer Ausführung noch befonders ſcheußliche Keperver: 
folgung Servet's wegen des Nichtglaubend an die arhanafianifche Auffaffung der Dreieinigfeit, 
gegen welche der wahrhaft religiöfe faft ſchwärmeriſche Server mit ebenfo ehrlichen Waffen ge: 
kämpft hatte 16), ald gegen die fataliftifhe Prädeſtinationslehre und die äußere religiöfe Ge— 
ſetzesherrſchaft. 

Aber trotz der Größe folder Verirrungen ziemt es und ebenfalls ſchwachen Sterblichen 
nicht, das Verdammungsurtheil über den Irrenden auszuſprechen, und noch weniger ſeine 
übrige ſeltene Tüchtigkeit, Tugend und großartige Wirkſamkeit zu verkennen. Selbſt große Fehler 
vergütet die Strenge des nüchternen, ſittenreinen, uneigennützigen Mannes gegen ſich ſelbſt, in 
welcher er an Bucer ſchreibt: „Ich habe keine härtern Kämpfe gegen meine Fehler, die groß und 
zahlreich ſind, als diejenigen, in welchen ich meine Ungeduld zu beſiegen ſuche. Dieſes reißen— 
den Thiers bin ich noch nicht Herr geworden.“ Mit ausgezeichneter Gelehrſamkeit, großem 
Scharfſinn, großer ſchriftſtelleriſcher und organiſatoriſcher Tüchtigkeit, noch mehr aber durch 
die größte Charakterenergie hat er Großes gewirkt. 

Dennoch aber find wir doppelt verpflichtet, die aus unreinen Quellen gefloſſenen Berir- 
rungen des großen Mannes ernſt zu rügen und zum warnenden Beiſpiel aufzuſtellen, da noch 
immer jo viele, ungleich kleinere, angeblich chriſtliche Geiſtlichen an die Stelle ſegensreicher Ver: 
kündigung und Verbreitung des Reiches der göttlichen Liebe und ihrer befeligenden und erhe— 
benden Kraft ihre hochmüthige herrſchſüchtige Vrieftergewalt, ihre verfegernde Dogmenftrei: 
tigfeiten und Verlegungen der chriſtlich geheiligten perſönlichen Freiheit ihrer Mitbürger fegen, 
und durch Berufung auf die menſchlichen Verirrungen der Reformatoren zu rechtfertigen 
vermeinen. 

Gerade die wärmſten Freunde chriſtlicher Frömmigkeit müſſen dieſes doppelt beflagen in 
unſerer heutigen Zeit, in welcher ſolche Verirrungen deshalb jo beſonders verderblich wir: 
fen, weil ſie jetzt die Menſchen in Maſſe ungleich mehr von Religion und Kirche zurücfchreden, 
als dieſes in dem noch ungleich frömmern, weniger raiſonnirenden Zeitalter C.'s der Fall 
war. Jetzt ſchaden dieſe Zeloten und die ſie hegenden Regierungen der Kirche und der Reli— 





‚16) Es ſtritt unter anderm auch mit-der Logik nicht blos gegen die Einheit und Einzigleit son 
drei abgefonderten individuellen (perfönlichen) Wefen, fondern auch gegen die gleiche Emigfeit 
bee Sohnes wie des Vaters, der doch ale Vater früher, ebenfo wie der Sohn jpäter fein müſſe. 
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giofität ungleich mehr als alle Frivolen und Materialiften. Es ift Heutzutage allzu ſichtlich nur 
die Bornirtheit und Bildungsarmuth die Hauptquelle ihrer Verirrung. Dan merkt vor- 
züglich an ihr, daß jegt oft vorzugämeife die weniger Befähigten und Ungebilvetern ſich dem 
tbeologifhen Stande widmen. . 
Zu C.'s Zeiten konnte jelbft feine fataliftifche Präbeftinationslehre und puritanijche, aber 
wirtlich religiöfe Strenge zum Theil auferorbentlihen Auffhwung begeifterter Beſtrebungen 
für Staat und Kirche bewirken. Jetzt gab aud) fein einjeitiger fanatiſcher Dogmeneifer und 
feine harte Kirchen zucht ungleich weniger allgemeines Argerniß. Obwol aud in Genf eine 
freier gefinnte Partei, die Libertiner, längere Zeit gegen die neue, ihnen noch mehr als die 
fatbolifche bedrückend ſcheinende Prieſterherrſchaft kämpften und ven Neformator einmal fogar 
aöthigten Genf zu verlaffen, fo ſiegte er endlich doch vollftändig und die republifanifhe Bürger: 
ſchaft nahm freiwillig die Einrichtungen und Grundfäge des Zurücberufenen und den ſtreng 
salvinifchen vpriefterlichen Einfluß in fih auf. Freiwillig auch infofern, als C. nach feinen 
„Institutiones religionis christianae‘ eine von der Kirche abgejonderte jelbftändige weltliche 
Regierung anerfannte, welde monarchiſch, ariftofratifch oder demokratiſch fein könne. Seinen 
vrieſterlichen Einfluß übte er unmittelbar nur durch das ſtrenge Kirhenregiment und bie 
frenge Kirchenzucht in dem aus Geiftlihen und Laien zufammengefegten Conſiſtorium, welches 
seden vor jich laden und ſtrafen konnte, wegen Verſäumniß von Kirche und Abendmahl oder 
wegen Unfittlichfeit oder Glaubensverlegungen jeder Art. Mittelbar freilih herrſchten die 
Gerftlichen, ſoweit man ihren Einfluß zulieg — und diefes that man in großer Ausdehnung — 
in den Kamilien, und zumal bei C.'s Yebzeiten in den Beichlüffen der gefeßgebenden, ver- 
waltenden und gerichtlichen Behörden, an welde das Conſiſtorium auch die Sachen mit Gut: 
achten abgab, für welde die Kirchenftrafen nicht genügten, Wie ftreng bier der geſetzliche 
Sejichtepunft durchgeführt wurde, dieſes zeigen außer Servet's Fall aud andere, fo der des 
Yißertiner Öruet, welder enthauptet wurde, „weil er gottlofe Briefe und unfittlihe Verſe ge: 
ihrieben und die Kirchenzuct zu ſtürzen gefucht Habe’; jo die Verfolgung des Gelehrten Ga: 
ſtellio, der die Präveftinationslehre beftritten hatte und ſich durch die Flucht retten mußte. Hatte 
doch die genfer Bürgerſchaft nicht blos die firenge Kirchenzucht genehmigt, fondern das religiöfe 
Bekenntnis C.'s ald Grundlage der Republik anerkannt und befhworen, und den, der fie 
niht annahm, ald des Bürgerrechts verluftig erklärt (1537) und fo den religionspolitifchen 
Staat begründet. Aber e8 ift nicht zu leugnen, daß das früher zum Theil ziemlich zuchtlofe und 
von Barteien zerriffene Genf, in welden jegt unter C.'s Einfluß jehr viele flüchtige, and: 
ländifche, reiche Protejtanten eingebürgert wurden, als ein wohlgeorbnetes, fittliches und durch 
vie unter C. gegründeten gelehrten Anftalten, des Gymnaſiums und der Afademie, auch Als 
ein wiffenihaftlich ausgezeichnetes Gemeinweſen ſich entwidelte, in welchem auch die Nachtheile 
diefer Art von Priefterherrigaft, Heuchelei und religionsfeindlihe Richtungen ſehr zurüdtraten. 
Literariſch wichtig find zunähft C.'s Schriften und auch die von Servet; ferner Henry, 
„Das Leben C.'s“ (2 Bde., Hamburg 1835-- 38), und Audin, „Histoire de la vie, des ou- 
vrages et des doctrines de C.“ (dritte Auflage, 2 Bde., Barid 1845, deutſch von Egger, 
Augsburg 1840—44). Auch find zu beachten: Weber, „Geſchichtliche Darftellung des Cal: 
sinidmus im Verhältniß zum Staat, in Genf und Frankreich“ (Heidelberg 1836), und Hundes: 
baom, „Über ven Einfluß ded Calvinismus auf die Ideen von Staat und bürgerlicher Freiheit“ 
(Ren 1842). H. E. G. Paulus und Welder. 
Samarilla (ihre Gefahren für nicht conflitutionelle Regenten). — Ga: 
marilla nennt man in Spanien die Höflings- und Oünftlingspartei, weldye unter Ferdinand VII, 
jene zum Theil wenigiten® geheime Regierung aufer und über den verfaffungsmäßigen Or: 
ganen der Staatdgewalt bildete und wovon im allgemeinen jhon in den Art.: Befchlag: 
nahme, Cabinet und Lettres de cachet die Rede war. Der Name Gamarilla oder Kämmer: 
hen ſtammt wabhrfcheinlid von dem Gabinet neben den Eönigliden Sälen her, wo die Re— 
gierungsfachen mit dem vertrauten Hofgefinde geheim verhandelt wurden. Die Sache ſelbſt 
oder eine geheime Hof :, Cabinets⸗ und Günftlingsregierung ift leider durchaus weder Spanien 
noch der Zeit Ferdinand's VII. ausſchließlich eigen, fondern fo alt al abfolute Regierungen und 
bei unfräftigen oder ariftofratifchen ſtändiſchen Verfaſſungen auch in diejen zuweilen zu finden, 
Schon Friedrich der Große bemerkte es"), daß nur ſeht wenige unumſchränkte Fürften ſich frei 
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308 Camarilla 


halten fönnen von dem Einfluß, ja von der Herrſchaft ihrer Umgebungen, ihrer Schmeichler 
und Günftlinge, ihrer Verwandten, Frauen und Höflinge, und von der Verfuhung, nad) den 
in ihnen fünftlich erregten und unterhaltenen Anſichten und Meinungen und Leidenjchaften 
auch auf unregelmäßige Weife und nicht durch die Öffentlihen Staatsbehörden vie Regierungs- 
gefhäfte zu behandeln. Es ift dieſes offenbar die allergefährlichſte Seite einer abfoluten Re: 
gierung, ohne vollfommene Freiheit der Öffentlichen Meinung oder ohne Freiheit der Prefle. 
Es ift zunächft gefährlich für die Freiheit des Fürſten jelbft und für die Berwirklihung feiner 
guten Abjichten,, fein Volk gut und gerecht zu regieren. Blicke man in die Erfahrung und in 
die Gefhichte, vorzüglih auch im die geheimen Gefhichten der Höfe, in Die Denkſchriften der 
Hofleute! Welche feine, oft teuflifche Künfte werden nicht, Häufig vereint von vielen Perfonen, 
die den Fürften umgeben, angewendet, um denſelben über ſich ſelbſt, über die Staatöverhältniffe 
und die Menjchen zu täufchen und um die Wahrheit aus feiner Nähe zu verbannen, fie gehäſſig 
oder gefährlich zu machen und fo ihn mit dem Scheine der Selbftregierung zu täuſchen, durch 
ihn aber weſentlich felbft zu regieren und die eigenen Intereflen und Leidenſchaften zu befrie- 
digen. Geht doh Studium und Bemühung des ganzen Lebens, alles tägliche und nächtliche 
Sinnen diefer Umgebenden häufig nur aufdie Meiſterſchaft in diefem einzigen Punkte, und wenig: 
ftens, wenn fie nicht ſelbſt dirigiren fünnen, doch dahin, ſich leicht und ſchnell mit denen zu verſtehen 
und für einen Antheil ver Vortheile diejenigen zu unterjtügen, die jened vermögen. Gin guter, 
wohlmollender Fürft und der auch den Willen hatte, felbit zu regieren, wurde befanntlid von 
feinem allmächtigen Günftling vorgüglid dadurch regiert, daß derjelbe ihm zuerſt das Gegen: 
theil von demjenigen mehr oder minder eifrig anrieth, was er eigentlich jelbft wollte, und dann 
dem Fürften, wenn diefer, aus Freude am Selbftregieren und am Widerjpruc oder durd eine 
Greatur des Günſtlings auf den rechten Weg geleitet, dasjenige vorſchlug, was der Günftling 
beabfihtigte, mit fheinbarer Huldigung gegen die hohe Regierungsmweisheit und mitdem Scheine 
völliger Unbefangenbeit zuftimmte, Dabei wurden alle Berfonen, die dem Fürſten nabten, 
durd; den Günftling over feine Greaturen vorbereitet zu demjenigen, was jie dem Fürſten jagen 
durften, und wehe ihnen oder wenigitend ihren Wünſchen und Geſuchen, wenn jie etwa den ar: 
men Fürften durch unbequeme Auffehlüffe enttäufchten, wenn fie nicht ihn zu betrügen und zu 
umgarnen mithalfen! Einem verführeriihen Schmeichler und geiftesüberlegenen, weltflugen 
Bertrauten ift fhmwer zu mwiderftehen. Aber wenn von allen Seiten, von den verſchiedenſten 
Menſchen auf den einen Zweck einer Täuſchung und Misleitung zufammengewirft und wegen 
der Unterbrüdung der Öffentlihen Wahrheit dad Ney nicht zerriflen wird, aledanıı bedarf es faſt 
eines Halbgottes, um nicht beherrfcht zu werden. Im Scherz bradte man es durd ähnliches 
Zufammenwirken fhon dahin, daß Menſchen mit gefunden Augen blau für grün oder rotb 
hielten. Und wie oft werben diefe Täufhungen dur Agenten und erfaufte Werkzeuge, over 
mwenigftend durch Mitwirkung fremder Höfe und ihrer Gejandten und. dur die Berichte der 
eigenen Oejandten in der Fremde und die von ihnen veranlaßten Briefe unterflügt, ſodaß eine 
halbe Welt für eine einzige Täufhung zufammenzuftimmen jcheint. Wahrlich alſo, ſehr viele 
unumſchänkte Monarchen herrſchten ungleich weniger ſelbſt ald conftitutionelle, denen das Lid 
einer freien Preffe ven ganzen Hof und Staat erleuchtet, denen die freie Stimme ver Wahrheit 
aller ehrlihen Bürger vernehmbar ift, und welche niemals zum bloßen Werkzeuge fremder Plane 
ſchändlicher und verrätherifcher Höflinge oder aud auswärtiger Negierungen herabgewürdigt 
werden fönnen. 

Die Gefahren aber, welche für die Staaten, für die Fürftenhäufer und nicht blos für Frei: 
heit, Macht und Wohlitand, fondern auch für die Moralität der Völker aus folder Gamarilla: 
regierung bervorgeben, dieje mögen die Gefhichten und Nevolutionen von Frankreich, Spa: 
nien, Portugal und von noch mandem andern Staate bezeugen! (Vgl. den Art. Barri). Es 
gibt faum einen tiefern Pfuhl von menſchlicher Bervorbenheit, von Sinterlift, Selbſtſucht und 
Lüge, von freder Sittenlofigfeit, von Meudelimord und Raub gegen Fürften und Völker, als 
die Geſchichten ver Höflingsregierungen. Diefe Gefahren und Verwerflichkeiten aber find durch 
die außerordentliche Geſchichte feit der Franzöſiſchen Revolution au ven Bölfern jo nahe gelegt, 
fo offenbar und verhaßt geworben, und ed fünnten irgendwo neue Unfälle, neue Bewegungen 
und Aufregungen, nicht etwa von einzelnen freien Meinungsäußerungen, fondern durch mög: 
liche größere Ereignilfe fo jchnell herbeigeführt werden, daß gerade diefe Erwägungen wahren 
und treuen Freunden und Dienern der Fürften und der Völker die fiherften Mittel gegen dieſe 
Gefahren, die Freiheit der Wahrheit und freie kräftige Verfaffung, am allerftärkften empfehlen 
müſſen. Welcker. 
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Sambaceres (Johann Jakob Regie de), geboren zu Montpellier den 18. Oct. 1753, 
ſtammt von einer Familie, die ausgezeichnete Rechtsgelehrte unter ihren Gliebern zählte, und 
bat den Ruf, der ſich an dieſen Namen fnüpft, nicht nur behauptet, fondern ihm auch durch die 
großen Dienfte, die er in dieſem Fache geleiftet, neuen Glanz verliehen. Ohne die Ereigniffe, 
welche die Revolution herbeigeführt, hätte er fi mwahrfcheinlid in dem befchränften Kreiſe be— 
wegt, der feinem Leben durch Geburt und Glücksumſtände vorgezeichnet war. Die tiefe Gr: 
f&yütterung, unter der die alte Ordnung der Dinge in Frankreich zuſammenbrach und jich eine 
neue geflaltere, ſchuf auch ein neues Geſchlecht und neue Menſchen, welche die alten Namen und 
Verbaltniſſe verdrängten. Bei dem Ansbruche ver Revolution warer über die jugendlichen Jahre 
der Begeifterung, für welde die Natur ihn übrigens auch nicht empfänglic geſchaffen hatte, 
binaus. Gr folgte mehr dem Strome, von deſſen Wogen er fi tragen und leiten ließ, ald daß 
er auf ihre Richtung Einfluß zu gewinnen geſucht hätte. Seine Öffentliche Laufbahn, die ihm zu 
den höchſten Würden führte, begann mit dem Jahre 1792, wo er in ven Convent trat. rüber 
hatte er nur untergeorbnete Stellen befleidet, von denen die eines Präſidenten des peinlichen Ge: 
richts feines Departements die bedeutendfte war. Ihn zeichnete keine von den Eigenſchaften aus, 
die ih in Zeiten großer Bewegung, in Tagen der Gefahr und Noth geltend machen. Auch im 
Geonvenie blieb er ohne fihtbaren Einfluß, der ſich nur in feiner Wirkſamkeit zur Verbefferung 
der Bürgerlichen Gejege und der Rechtspflege äußerte. Es lag mol ebenso fehr in feinem Cha: 
rafter als in den Talenten, die er ausgebildet hatte, daß er jeded entichiedene Auftreten als 
Volksführer, Renner und Staatsmann vermied und ſich als Rechtögelehrter auf dad Fach be— 
ſchrãnkte, dem er fih gewachſen fühlte. Bei den fürmiihen Verhandlungen, zu denen der 
Procep des Königs führte, in welchen feine Stimme Gewicht haben fonnte, benahm er ſich mit 
fluger Borfit. Die Schuld des Königs gab er zu, beftritt aber dem Gonvent das Recht, ihn 
zu richten, fimmte, nachdem ber Broceh dennoch beſchloſſen war, dafür, ven Monarchen im Ge— 
fängniffe zu bewahren und die Todesſtrafe nur zu erkennen, wenn die feindlichen Mächte zu 
deſſen Befreiung den Krieg gegen Frankreich führten. In Beziehung auf die unglückliche Ba: 
milie Ludwig's XVI. zeigte er Geſinnungen der Milde und Mäßigung, die eine chrenvolle Anz 
erfennung verdienen. Er bot feinen ganzen Einfluß auf, um dem Monarchen die Erlaubniß zu 
erwirfen, ſich mit jeinen Näthen und den Gliedern feiner Familie frei zu unterhalten und ſich 
einen Beichtvater nad feiner Neigung und feinem Glauben zu wählen. Weniger treu blieb 
er üb in feinem Benehmen gegen Dumouriez, deſſen Vertheivigung er übernonmen hatte, un 
einige Tage fpäter als fein Anfläger aufzutreten. Gr wurde jegt ganz radical, beantragte die 
Vereintgung ber erecutiven und legislativen Gewalt und mit Danton das Schredenstribunal, 
murde auch Präfivent des Convents und fpäter des MWohlfahrtsausichufies. Das Haupt: 
serbienft, das ſich C. um fein Vaterland erwarb, beſteht in dem Antheil, welchen er an ver Ber: 
befferung der bürgerlichen Gefeggebung und der Rechtspflege gebabt, ein Verdienſt von hobent 
Wertbe, das gewonnene Schladhten aufwiegt und ihm unter den erften Männern feiner Zeit 
eine wohlverdiente Stelle fihert. Das war aud die Aufgabe feines Lebens, mit deren Löfung 
er Ah unermüdlich beichäftigte, die aber unter Napoleon erft zu Stande fam. Schon im 
Jahre 1793 hatte der Gonvent einem Ausfhuh, deſſen Mitglied C. gewejen, die Abs 
raflung eines Entwurfs zu einem bürgerlihen Geſetzbuche aufgetragen. Aud ward ihm und 
dem berühmten Rechtögelehrten Merlin von Douai die Revifion aller in Frankreich beſtehenden 
Gelege zugemiejen. Die politifhen Stürme, die das Fand erihütterten,, die Kämpfe der Bar: 
teien, welde den Sigungsfaal der Grfeggebenden Verfammlung zum Schlachtfelde machten, 
und die dringende Wichtigkeit dev äußern Angelegenheiten liegen indeſſen das große Werf zu 
feinem gedeiblichen Erfolge fommen. Zu den Greigniffen des 9. Thermidor, an welchem Robes: 
pierre mit feinen Freunden fiel, hat er nicht mitgewirkt, wie er allen ſtürmiſchen gefahrvollen 
Auftritten fremd geblieben ift. Sein Einfluß flieg mit der wiederkehrenden Ruhe und Mäßi: 
gung, die auf vie heftige Bewegung und Übertreibung folgten. Als Präſident des Convents 
ſprach er deſſen Wünſche und Hoffnungen zur Mieverherftellung und Befeſtigung des innern 
und äußern Friedens aus. In derfelben Eigenſchaft fiel ihm der Auftrag zu, eine Lobrede auf 
Rouffeau zu halten, als deſſen Afche im Pantheon beigefegt wurde. Er that, was feines Amtes 
war, obgleich fih zmwiichen ihm und dem Bürger von Genf feine nahe Verwandtſchaft finden 
mochte. liberhaupt beſaß er das Vertrauen der Republifaner nicht in hohem Grade. Sein 
unentfchiedenes Benehmen bei dem Proceſſe des Königs, feine Vorliebe für die friedlichen Ge: 
nüffe des Lebens, feine Abneigung gegen gemwaltfame Maßregeln und ertreme Mittel hatten ihn 
den Parteien verdächtig gemacht, welche die Gefeggebung und die Regierung theilten und ab: 
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wechſelnd beherrſchten. Die Parteien hatten ihn nicht verfannt. Charakter, Lebensweiſe, Be- 
fHäftigung und Neigung befreundeten ihn der Monardie, wenn er.ed auch nicht geftehen durfte. 
Unter der Herrſchaft des Directoriums, deſſen Schwäche den Leidenſchaften ver Parteien freien 
Spielraum gab, trat erinden gewohnten Kreis feiner Wirkſamkeit zurück und beſchäftigte ſich auch 
als Mitglied des Nathes der Fünfhundert mit Gegenftänden der bürgerlichen Gefeggebung. Als 
Sieyes in das Directorium kam, beftimmteihn diejer zur Annahme der Stelle eines Juſtizminiſters 
Der 18. Brumaire machte aller Unentſchiedenheit und dem Streite der Barteien ein Ende. Der 
Wille eined Mannes, der auch die Kraft befaß, zu fönnen, was er wollte, trat einigen» und 
orbnend in dem Gewühle der feindfeligen Intereffen und Leidenſchaften auf, und wie bei jenem 
römifchen Dichter auf die Drohung des Gottes der Gewäller, legten jich die braufenden Wogen 
ded empörten Meered auf fein Machtgebot. Bonaparte, der feine Leute kannte und fie zu wählen 
und zu behandeln wußte, gab ihm vie Stelle des Zweiten Conſuls der Republif. Jetzt waren 
die guten Tage für E. aufgegangen; es folgte ein Zuftand der Dinge, der feiner Natur 
entſprach. Er konnte feine ausgezeichneten Talente, feine Geſchäftskenntniß und feine gründ- 
liche Gelehrſamkeit im Fache ver Rechtswiſſenſchaft geltend machen, feiner Neigung zum Genuffe 
des Lebens nachgeben und ſich zwiſchen die ſchweren Arbeiten feined Berufs und die gejelligen 
Freuden, zu denen bejonderd die der Tafel gehört haben follen, tbeilen. An allen Ber: 
befferungen in der bürgerlihen Gefeßgebung und der Gerechtigfeitäpflege, die allein die Re— 
gierung Napoleon's unfterblih machen würden, hatte C. einen großen Antheil. Somie 
der Beherrſcher Frankreichs fich in feiner Macht erhob und befefligte, 309 er den freund, 
Gehülfen und Diener nad. Er ward zur Würde eined Herzogs von Parma und Erzfanzlers 
des Reichs befördert und fand auch Mittel, die Seinigen, Brüder und Neffen, anftändig zu ver- 
forgen. Napoleon hat immer ein großes Vertrauen auf ihn gelegt, und man muß gefteben, 
er bat es nie getäufht. Im Jahre 1813 ernannte ihn Napoleon zum Präfipenten des 
Regentſchaftsraths, und er fendete ald Begleiter ver Kaiſerin nah Bloid 1814 von da feine Zu- 
ſtimmung zu Napoleon's Abjegung, wurde aber in ven Hundert Tagen auf dringendes Bitten 
Napoleon's Juftizminifter und Präfivent der Pairskammer, obgleich er die Lage der Dinge für 
bedenklich Hielt, wie er denn ſchon früher dem leidenſchaftlichen Eroberer vergeblich guten Ratb 
ertheilte, fo gegen die Öfterreichifche Heirath und Allianz und gegen ven rufiilhen Krieg. Bei 
der Rüdfehr der Bourbons konnte er ven Wirkungen der Reaction nicht entgehen und warb 
ald Königsmörder geächtet, er, ven die Königsmörder verdächtig und gefährlich fanden, weil er 
nicht unbedingt für ven Tod Ludwig's XVI. geftimmt. Die Zeit feiner Verbannung bradte er 
zu Amftervam und Brüffel zu. Die fönigliche Regierung nahm indeſſen, eines Beſſern belehrt, 
am 13. Mai 1818 ihr Urtheil zurüd und fegte ihn in den Genuß feiner bürgerliden und poli- 

tiſchen Rechte wieder ein. C. begab ſich nah Paris, wo er in aller Stille lebte und am 
8. März 1824 verſchied. Er hat feine Denkwürdigkeiten gefhrieben, deren ji die fönigliche 
Regierung bemädtigt Haben joll, um ihre Befanntmahung zu verhindern. Die Stellung 
diefed Mannes in einer fo höchſt wichtigen, inhaltfchiweren Zeit, feine ruhige Beobahtungsgabe 
und leidenfchaftlofe Stimmung berechtigten zu der günftigften Meinung von dem Inhalt und 
Werth eines Werkes, das, wenn e8 unverfälicht und unverftünmelt mitgetheilt werden follte, unter 
den intereffanteiten Denfwürdigfeiten unferer Zeit eine ausgezeichnete Stelle einnehmen wird. 

C. war der hauptfächliche Verfaſſer des erften Entwurfs des Gode, welchen er mit einem 
„Rapport sur leCode civil, faitaunom du Comite de lögislation le 23 Fructidor I” dem Gon: 
vent vorlegte, ver ihn aber venwarf, ald „sentant FPhomme du Palais”, und nun einen Aus- 
ihup von PHilofophen ernannte zur Entwerfung eined Geſetzbuchs „auf liberale und ver- 
nünftigere Grundlagen”. Unter Napoleonifher Herrihaft legte E. zum zweiten mal einen 
von ihm verfaßten Entwurf vor: „Projet du Code civil, present au conseil des cinque 
cents et discours preöliminaire” (1798), welder die Grundlage des jegigen franzöſiſchen 
Civilgeſetzbuchs ift. Außerdem jhrieber auch noch „Resultat desOpinions sur l’institution des 
Jures en matiere civile‘‘ (1794) und „Rapport et projet de decret sur les enfants natv- 
rels‘ (1794). 3. Weigel und Welder. 

Gampo:Formio, ſ. Friedensfchlüffe und Franzöfifhe Nevolution. 

Canada. Die Vergleihung Neufrankreichs, wie ein großer Theil des jegigen britiſchen 
Nordamerika genannt wurde, mit Neuengland ift lehrreih in hohem Grade; fie zeigt den 
arundfäglichen Unterfchied zwifchen den feudaliftifchen Niederlaſſungen ver katholiſch-romani— 
ſchen Bölfer und den fich felbjt regierenden Golonien der proteſtantiſch-germaniſchen Nationen ; 
ſie zeigt da6 zeugungdunfäbige Wejen der Romanen und die Fruchtbarfeit der Germanen, 
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welche ſeit ihrem Auftreten, während der großen Voͤlkerwanderung, immer und immer neue 
lebendfräftige Bölfer gebären. 

Die Erkenntniß der Zuftände in Neufranfreich hat aber noch eine andere nicht minder welt: 
hiſto riſche Beveutung. Hier jehen wir die natürliche Beſchaffenheit des franzöjiichen Volks und 
wie es geworden im Verlaufe der Jahrhunderte; Hier jehen wir die. Früchte der franzöflichen 
Regierungdform in ihrer vollen Klarheit. Die Weife und die Geſchicke der Kolonien enthalten 
dad getreue Spiegelbild des Mutterlandes; die Unfähigkeit des Gedeibend, die nad und nad 
altes überziebende Verkommenheit im Mutterlande erſcheint bei ven Goloniften in einer ſchär— 
fern und bejtimmtern Umgvenzung. In Neufrankreih oder Kanada werden eine Menge Hin: 
dermiffe, Refte der frühern ftaatlichen und bürgerlichen Verhältniffe, welche im Mutterlande ver 
unbedingten Entwidelung der fhranfenlojen Burenufratie entgegentraten, nicht vorgefunden. 
Der Adel, wenn aud vorhanden, beſaß nur geringe Macht; die Kirche genoß zu feiner Zeit 
eined überwiegenden Einfluffes; die feudaliftifchen Ulberlieferungen, weldhe im Mutterlande dem 
Despotismus gegenüberftanden, hatten fich verloren oder waren verbunfelt; die richterliche Ge: 
walt hatte dort in den alten Einrichtungen und herkömmlichen Sitten feine Wurzel geichlagen. 
Nitä hinderte die Gentralgewalt, jich ihrer abjolutiftiicgen Neigungen unbedingt zu überlaffen, 
und ihre Beitrebungen bis zur äußerften Grenze zu verfolgen. Lind jo findet man zu Canada 
aud feine Spur der ſtädtiſchen Freiheiten, der Bezirks⸗ oder Kreisſtände im Mutterlande, feine 
gemeinbeitliche Vertretung, nicht die geringfte Initiative von Gorporationen und Berfonen ift 
geftattet. Der Intendant hatte in den Golonien eine viel größere Macht als jeine Gollegen in 
Sranfreid; die Berwaltung griff noch in gar viele andere Dinge ald zu Haufe, im Mutterlande. 
Bon Baris aus wurde alles angeoronet, alles anbefohlen; feine Widerrede ift geftattet, unter 
keinerlei Bedingung. Bon großen Brincipien, unter welchen Anjievelungen gedeihen und wach— 
fen, nad welchen die alten Griechen und die neuen Engländer verfahren, ſcheint nicht einmal der 
Gedanke vorhanden. Mitteld gemeiner Künfte und willfürliher Maßregeln wollen die Herren 
zu Baris bald dies, bald jenes, was ihnen gutdünfte oder zu ihrem Vortheil gereichte, hervor— 
' rufen. Dan befahl aus weiter Ferne, wann, wie und mit melden Getreidearten die angewie- 
jenen Ländereien beftellt werden, und wo und wie jich die Gigentbümer ihre Wohnungen ein- 
zurichten hätten. Alle aus Laudſchenkungen hervorgegangenen Brocele wurden den gewöhn— 
lichen Gerichten entzogen und der Verwaltung preisgegeben, Die Beamten, in manden De: 
zitken fo zahlreich gleihwie die Bevölkerung ſelbſt, miſchen ſich in alles, thun alles, denken und 
bandeln für alle. Die Regierung weiß jegliches Ding beiler ald die Negierten, welche als Gin: 
nchtloſe, ald Unmündige, die von ihrem eigenen Wohl und Wehe aud nicht die leijefte Ahnung 
hätten, behandelt und mishandelt werden. In Canada jicht man bereits zu den Zeiten Lud— 
wig XIV. und Golbert's das vollſtändige widerliche Bild ver Gentralijation Napoleon’s und 
feiner Greaturen, das unfruchtbare, verderbliche Colonialſyſtem im heutigen Algier, in Neu: 
caledonien , und wo immer die Franzoſen Nieverlaffungen begründeten und begründen. 

Ganz anvers in Neuengland. Die Selbftregierung, alle den Öermanen eingeborenen volks— 
thümlichen Inftitutionen, der Hinderniffe ledig, welche Adel und Geiftlichfeit. ihnen in der alt- 
englifhen Heimat entgegenftellten und entgegenftellen, entwickeln ji gleich im Beginne mit 
jugendlicher Friſche und Kraft, wie niemald zuvor gefchehen in der ganzen Weltgeſchichte. Die 
Abweſenheit der jonderrebtlichen und anderer einflußreichen Klafien, welde ven franzoͤſiſchen 
Canadier nur noch mehr knechtet, bringe den Angelſachſen zur größern Freiheit. Die freien 
Staaten find wicht erſt in der zweiten Hälfte ded 18. Jahrhunderts geſchaffen worden; Die enge 
liſchen Nieverlaffungen ind von ihrem Beginne, im Anfange des 17. Jahrhunderts, freie Staa: 
ten; fie find echt germantiche Gemeinweſen vom Tage ihrer Gründung. 

Die Befigungen Großbritanniens in Nordamerika find heutigen Tags immer noch von 
großer Bedeutung, ſowol wegen ihrer Ausdehnung als wegen ihrer innern Beſchaffenheit. 
Dieſe Beſitzungen erſtrecken ſich vom Polarmeere herab zu den Unionsſtaaten, vom Atlantiſchen 
binüber zum Stillen Ocean und weiter über mehrere Inſelgruppen in jenen Weltmeeren. Sie: 
leben theild unmittelbar unter der Krone, theild unter der Hudſonsbai-Geſellſchaft, melde 
ih eines ausſchließlichen Handeld und anderer Vorrechte erfreut in ihrem weitgeftredten Laud⸗ 
beſiz. Dieſe britiſchen Colonien zerfallen in folgende Abtheilungen: Obercanada, Flächen- 
raum in engliſchen Geviertmeilen 201980; Untercanada, Flachenraum 148832; Neubraun- 
ſchweig, Flächenraum 20700; Neuſchottland, Flächenraum 36900; Neufundland, Flächenraum 
5400; Gap-Breton, Flächenraum 30600; Prinz-Eduard-⸗Inſel, Flächenraum 18746; Bes 
Ägungen der Hudſonsbai-Geſellſchaft, Flächenraum .2,300000; Labrador, Flächentaum 
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16000; Nevcalevonien und Bancouverinfel, Flähenraum 160000. Im ganzen alfo über 
2%/, Mill. englifche Geviertmeilen. Rechnet man alle Gegenden bit zum Nordpol hinzu, fo 
mögen die englifchen Beftgungen in Nordamerifa wol 4 Mill. englifche Geviertmieilen betragen, 
während ber Umfang der Vereinigten Staaten blos auf 3,300572 angegeben wird. 

Das größte und wichtigfte Land, unmittelbar unter der Krone, ift das vereinigte Canada, 
von der Küfte Labradors und dem St.-Lorenzgolf bis zum Weftufer des obern Sees (Lake su- 
perior) und des Mifftffippt, in einer Länge von 1600 und in einer mittlern Breite von 230 eng: 
lifchen Meilen, mit einem Klähenraum gegen 350000 Geviertmeilen. Demnach ift biefe Co— 
lonie allein beinahe preimal fo groß ald Großbritannien und Irland zufanımen. Es liegt im 
Plane der englifchen Regierung, dem Lande Kanada überdies alle Gebiete im Often ver Felſen— 
gebirge, welche unter der Hudſonsbai-Gefellſchaft ftehen, in nächſter Zeit beim Erlöſchen ihres 
Freibriefes, einzufügen. Die Befigungen weftlich der Belfengebirge, mit einem Goldreichthum 
gleihwie Galifornien, find vor kurzem (Juni 1858) unter der Benennung Britifh:Golumbien 
zu einer felbftändigen Nieverlaffung erhoben worden. 

Während des Zeitalterd der Entdeckungen hatten die Könige Frankreichs ihre Aufmerkfjam: 
keit jenfeit ver Alpen gerichtet, fie wollten Mailand, Neapel und nod andere italieniſche Fürſten— 
thümer gewinnen. Dies der vorzüglichfte Grund, weshalb jie ſich anfänglich bei den überſeei— 
hen Reiſen nicht betheiligten. Auch fpäter ift die, der äußern Kämpfe und innern Wirrniffe 
wegen, nur im geringen Maße und in mangelhafter Weife geſchehen. Nach ven Rormannen, 
welche im Verlaufe des 10. und 11. Jahrhunderts wiederholt zum nördlichen Amerika fuhren, 
haben Italiener im Beginne der neuern Zeit zuerft wieder in der Neuen Welt gelandet und fie 
großentheil® zum Vortheil fremder Völker und Fürſten in Befit genommen. Chriſtoph Colon 
aus Genua ftand in ſpaniſchen, pie Cabot aus Venedig in englifhen und der Blorentiner Jo— 
Hann Berazzani in franzöftfchen Dienflen. Trotz aller Kenntniß, trog allen Internebmungs= 
geiftes feiner Bürger konnte Italien felbft auch nicht die Eleinfte Strecke Landes, weder in Amerifa 
noch in Afien, gewinnen. Dies hängt an zwei Urſachen. Das päpftlice Intriguengemebe ließ 
das ſchöne Land niemals zur Ruhe und Einheit kommen; die Herrſchaft ver Päpſte erheiſchte 
eine Zerfplitterung. Hierzu die unverftändige gegenfeitige Eiferſucht. Die Republiken Vene— 
dig und Genua, Pifa und Florenz ſchwächten fih und ihr Vaterland durd, allerlei Fleinliche 
Händel, wodurch fie den Planen ver benachbarten Selbſtherrſcher und mächtigen Familien, die 
Freiheit zu unterdrüden, großen Vorſchub leifteten. Man hatte weder das Herz nod Zeit und 
Zuft für große Unternehmungen nad außen. Der lintergang Italiens hatte bereitö begonnen. 
In jenen Tagen, als Johann Verazzani, im Dienfte Franz’ l., das drei Jahrzehnde früher von 
den Gabot entdeckte Nordamerika befuchte und Neufranfreich nannte, ward Alerander Medici 
durch Kaifer Karl V. zum erblidhen Herzog über Florenz gejegt und ein Willkürthum der ärg— 
ften Art aufgerichte. Das ift die reife Frucht jenes hochgerühmten mebiceifhen Zeitalters. 
Und ſolches Verderben ift der Menſchheit zu allen Tagen aus dem Getriebe der im fürftlichen 
Dienfte von Ehren und Befoldungen fhwelgenden Schhriftfteller geworben. Die gelebrten 
Despoten find immerbar die ärgften, die widerlichften geweien. So mehrere griechiſche Tyran— 
nen und römifche Imperatoren. ! 

Kühne Fifchersleute aus der Normandie und der Bretagne haben feit dem Anfange des 
16. Jahrhunderts, des reihen Fiſchfangs wegen, die Küften Neufundlands befucht. Cap-Bre— 
ton fol, wie behauptet wird, von den Bretagnern feinen Namen führen. Durch viele Fiſcher 
ift die Aufmerkfamfeit auf jene nordamerifanifhen Gegenden immer vege erhalten und bie Re: 
gierung endlich vermocht worben, felbft Hand and Werk zu legen und die Mittel zur Ausrüftung 
bedeutender Expeditionen zu gewähren. Der vielfundige und fühne Seemann Jakob Gartier 
aus St.:Malo wurde um 1534 in den Stand gefegt, mehrere Reifen nach Norvamerifa zu 
unternehmen. Am Tage ded Laurentius ſah er eine früher ſchon befuchte große Bucht und 
nannte fie, nad) der Zeiten Sitte, beim Namen dieſes Schugheiligen, welchen auch jpäter der in 
die Bucht mündende Fluß erhalten. Der St.:Lorenz kommt von Obern See, flieht durch die 
Seen Huron, Erie und Ontario, in einer Länge von 3000 und in einer abwechſelnden Breite 
von 1—90 englifhen Meilen. Auf verſchiedenen Streden erhält ver Strom verſchiedene Na- 
men. Bald heißt er Niagara, bald Detroit und St.-Clair. Die Landſchaften und Fernſichten 
dieſes weiten Stromgebiets gehören zu den fhönften und entzückendſten auf Erden. Durch Sin: 
zufügung einiger Kanäle gelangen Schiffe erften Ranges mit beveutendem Tiefgang von der 
Mündung hinauf zu feinem Ausfluß von Obern See. An den Ufern des St.-Lorenz liegen die 
zwei bedeutendſten Städte Canadas, Montreal und Dueber, 
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Die Ehre der Entdeckung gehört jedoch, wie geſagt, nicht den Franzoſen. Johann und Se— 
baſtian Cabot waren es, welche zuerſt in demjenigen Theile Nordamerikas landeten, der ſpäter 
Canada genannt wird. Beide, Vater und Sohn, gingen aus im Dienſte König Heinrich's VII. 
von England, forfhend nad einer Nordweſtdurchfuhr gegen China und Indien. Im Juni des 
Jahres 1497 kamen fte zu den Küften Neufundlands, unterfuchten ven St.-Rorenzgolf, lande— 
ten auf Labrador umd biegen die Landihaft Primaviita, wovon Neufundland die Uberfegung. 
Einige Jahre nachher (1502) befuchten Kaufleute aus Briftol die von ven Gabot aufgefunnenen 
Länder, in ver Abficht, Anſiedelungen zu begründen. Diele VBerfuche und andere vom König 
jelbft ausgeſandte Erpeditionen find ohne Erfolg geblieben. Die Engländer haben die Fahrten 
nad jenen an edeln Metallen armen Ländern aufgegeben und fie den Franzoſen überlaffen. 
Diele kamen jeit den Fahrten Cartier's häufig dahin, fingen längs der Küften große Fiſchmaſſen 
und taufchten innerhalb des Landes für Kleinigkeiten Eoftbare Pelzwerfe. Canada wurden alle 
diefe nördlihen Gegenden, in unbeftimmter Ausdehnung genannt, wahrſcheinlich mach einem 
indianischen Worte Kanata, was eine Anfammlung von Hütten, eine Dorfjchaft bedeutet. Im 
Zeitenverlaufe bat man, unter dem Schuße der Regierung, mehrere Anfiedelungen begründet, 
worunter (1608) die herrlich gelegene Duuebecdurd den Geographen Champlain. Ihre Eita- 
delle heißt das amerifanifche Gibraltar. Es wurden Statthalter eingefeßt, nach und nad) bie 
Gemarfungen landeinwärts erforfcht und allerlei Verſuche gemacht, um die Indianer zur An— 
erfennung der franzöſiſchen Oberbobeit zu bewegen. Die Jefuiten bemühten fi mit allem Ei— 
fer, mit der ihnen eigenthümlichen Gefchieflichkeit und Aufopferung, ihr Ehriftenthunt unter der 
zahlreichen eingeborenen Bevölkerung zu verbreiten. Ihre Arbeiten find jedoch, meil jie fih nur 
Knechte erziehen wollen, hier fo wenig wie in andern Ländern von einem erfpriehlichen, menſch— 
lichen Erfolge gekrönt worden. Die Jeſuitenherrſchſucht ift im Gegentheile, gleich vom Beginne 
ver Anftedelungen, zum großen Nachtheile umgefchlagen. Ihr Einfluß war ed, welder den 
Hugenotten vermehrte, ſich in Canada niederzulaffen; dann waren fie es vorzüglich, melde das 
angebotene ewige Freundſchaftsbündniß mit den britifchen Golonien in Neuengland vereitelten. 
Man harte nämlich von feiten der Buritaner vorgeihlagen, Branzofen und Engländer jollten, 
wenn fi aud) die Mutterftaaten in Europa befriegen, in Amerika den Frieden erhalten. Auf 
Anrathen der Jefuiten verlangten die Ganadier, die britiihen Inſaſſen in Maffachufetts follten 
ihnen zuvor im Kampfe gegen die Jrofefen beiftehen, was die Engländer verweigerten. Dies 
der Grund, warum fein Schug: und Trugbündnif zu Stande gefommen. Und fo ift ed ge: 
ſchehen, daß die Golonien, in alle europäifche Kriege hineingezogen, unſagliches Elend er: 
tragen mußten. 5 

Große frudytbare Landftreden Canadas wurden von der Krone an Hofleute und Adeliche, 
an Offiziere und Geſellſchafter verliehen, nelhe alädann Seignenrien hiefen. Die Eigenthümer 
konnten und wollten auch nicht ihr Beſitzthum bearbeiten. Sie haben ihre Herrſchaften in 
Bauergüter abgetheilt und dieſe den „Habitants“ als freie Lehne überlaflen, wofür dieſe Ab— 
gaben in Geld und Naturalien, ſowie Dienfte mancherlei Art zu leiften hatten, gemäß der Weiſe 
europäifcher Lehnsleute ehemaliger Zeiten. Die Seigneurd befaßen innerhalb ihrer Herrſchaf⸗ 
ten die hohe und niedere Gerichtäbarfeit; fie erfannten über alle Verbrehen, Mord und Hoch— 
serrath ausgenommen. Während der Negierung Ludwig's XV. zählte man in Ganada über 
bundert foldyer Seigneurien, wovon die nad) der Stadt gleihen Namens Montreal genannte die 
größte und einträglichte geivefen und dem Seminarium von St.:Sulpice gehörte. Die erfte 
am Range nad Montreal war die Seigneurie der Jefuiten. Ihre Verwalter ſaßen zu Quebec 
und ſandten die bedeutenden Erträgniffe an ven Orden nach Branfreih. Bei Aufbebung des 
Ordens wußten die Jeſuiten Mittel auszufinden, um ihre canadiſchen Befigungen zu behaupten 
und deren Früchte ald Privatleute einzufammeln. 2) Dies ift aud in vielen andern Rändern 
geſchehen, wodurd der große Neichthum und Einfluß des berühmten Ordens feine Erflärung 
findet, gleich nad der Erneuerung deſſelben durch Vapſt Pius VI. Man begreift nun leicht, 
wie unter ſolchen Umftänvden die Golonie an Bevölkerung und Wohlhabenheit, im bürgerlichen 
und politifhen Wejen hinter den Anfievelungen inMeuengland weit zurüctbleiben mußte. Bei 
der Eroberung Canadas durd die Engländer (1760) zählte die ganze frangöfifche Bevölkerung, 
die Indianer nicht mitgerechnet, 69278, nad) einer andern Angabe blos 60000 Seelen. ?) Benz 





1) Canada pait, present and future. By W. H. Smith (Toronto, ohne Jahreszahl), 1, Intro: 
buction , 68. 
2) Smith, a. a. D., ©. 78; Torqueville, L’ancien regime et la revolution, I, 404. 
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jamin Franklin, welder zu der Zeit ald Agent mehrerer britiſchen Golonien zu London lebte, 
bat auf die Wichtigkeit Canadas hingewiefen. Durch feine mündlichen und ſchriftlichen Bemü- 
hungen, heißt ed, wäre dad Minifterium vermocht worden, die Herausgabe ber Provinz in dem 
Parijer Frieden zu verlangen. Die Franzoſen haben das wichtige Land leichten Sinnes dahin: 
gegeben. Bei ihrer Verwaltung hätte es ſich freilich niemals zur befondern Wichtigkeit erhoben. 
Auch zeigt ih der Mangel an ſtaatswirthſchaftlichen Kenntniffen und Einfihten in der Beur- 
theilung diejer und anderer großer Verlufte Frankreichs um die Zeit, jelbft bei ven größten 
Schriftſtellern, wie bei Voltaire, in höchſt auffallender, überraſchender Weiſe. „An diejen un- 
fruchtbaren, mit Eis und Schnee überzogenen Ländereien”, ſprechen fie, „in nichts verloren. 
Sie waren niemals dem franzöjiichen Volke von Nugen geweſen.“ 

Während ver drei provijoriihen Jahre, unter englifher Herrihalt (1760— 63), hatten 
die neuen Gebieter eine militärifche Regierung eingeführt, womit die Ganadier ſich ſehr zufrie- 
den zeigten. Sie glich ihrem Herkommen; Willfür und Gewalt waren die Hebel des bürger- 
lichen franzöfiihen Weſens. Die nad) ver förmlichen Abtretung Ganadas an England (1763) 
neu errichtete, der britifhen Golonialweife ih annähernde Orpnung erregte Misbehagen und 
Beſorgniß. Die Canadier wünjhten den Fortbeſtand ihrer feudaliſtiſchen Zuftände; Freiheit 
und Selbftregierung erſchienen unbehaglich und läftig. Überdies fürchtete man, die Repräfen- 
tativverfaflung möchte in den geübtern Händen der Angelſachſen zur Unterdrückung der alten 
Injaffen misbraucht werden. Die canadiihen Franzoien, ungeübt, ſich mit politifchen Mapregeln, 
mit der Öejeggebung und ihren eigenen Angelegenheiten zu befaflen und duch lange Gewohn - 
heit, nach Weiſe deöpotifcher Staaten, zum bloßen Werkzeug herabgewürpigt, wollten Selbft- 
regierung nicht. Eine Gonftitution mit zwei Häujern war ihnen eine völlig fremde Einrichtung, 
erbacht von den fegerijchen Engländern, um den Eingeborenen ihre hergebrachten Einrichtungen 
zunehmen und jie zu unterjodhen. Die römiſch-katholiſche Geiftlichkeit, der Feind jeder freien 
Bewegung, that das Ihrige, um Unzufriedenbeit zu erregen und zu erhalten. Während des 
Revolutiondfrieges ver britifchen Eolonien war es im Plane, Canada zu erobern und den Frei: 
flaaten einzufügen; die Conföderation von 1781 enthielt beveitd eine hierauf bezügliche Be: 
flimmung. Viele Canadier erklärten jich hiermit einverftanden; ein großer Theil ift bei dem 
Frieden von Paris (1783) nad Neuengland übergefiedelt. Die Uniondgedanfen mit den Ber: 
einigten Staaten jind jedoch niemald, weder von Ganada noch von den Amerifanern, auf: 
gegeben worden. g 

Im Jahre 1791 wurde die Provinz Quebec — ſo nannten die Engländer zu jener Zeit 
Canada — zwiefach abgetheilt, in Ober: und Unter, oder in weitliche® und öftlihed Ganada. 
Diefe Theilung ſollte zur Shwähung der Golonie wie zur Sicherheit des Mutierlandes dienen. 
Jede Abtheilung erhielt ihren eigenen Statthalter und ihre bejondere Vertretung, mit einem 
Ober: und Unterhaufe. Die Mitglieder des Oberhaufes, Gejeggebenver Rath geheißen, mwur- 
den-vom König auf Lebenszeit ernannt ; dad Unterhaus oder die Berfammlung (Assembly) be: 
ftand aus gewählten Mitgliedern ver Städte und Grafihaften. Obercanada erhielt vollfom: 
men engliihe Einrichtungen in Gejegen, im Religions: und im Schulweien. Engliſche Anſied⸗ 
ler zogen maſſenhaft dahin. Die Regierung unterflügte die Auswanderung, um ein nationales 
Gegengewicht gegen die fremden und frenidartigen „Habitants“ zu gewinnen. Nach wenigen 
Jahren hatte auch diefes obere oder weitlihe Sanada — man könnte das engliſche Ganada ſa 
gen — die andere vorzüglid, Tranzöfiiche Abtheilung in jeder Beziehung überflügelt. Der lin: 
terſchied zwiſchen römischen Katholifen und Proteſtanten zeigte und zeigt fich hier, gleichwie im 
übrigen Amerika, in ver Schweiz und wo immer die beiden Gonfejjionen neben: und umterein: 
ander wohnen, in höchſt auffallender Weife. Zur Zeit ihrer Trennung hatte Obercanada 
blos einige tauſend Ginwohner. Im Jahre 1811 zählte die Provinz 77000 und 1851 
952000 Seelen. In demſelben Maße mehrten ich die Einwohner während-ver legten jieben bie 
acht Jahre, ſodaß im Beginne 1859 die Bevölferung der beiden, jeit 1840 wieder vereinigten 
Lande Ober: und Untercanada die Zahl von dreiMillionen erreichen mag. Die romaniſchen Ga: 
nadier jind bereit in der Minverzahl. Die Mehrung und dad Wahsıhum ver Städte hält 
gleihen Schritt mit ver Bevölferung. Ditawa, die jegige Hauptſtadt der vereinigten Ganada, 
jo benannt nach dem herrlichen Fluſſe gleichen Namens, war 1830 ein Dorf von 140 Häufern 
tie hat jegt 20000 Einwohner, Toronto, ein indianifches Wort, welches Verſammlung bedeutet, 
hatte 1797 blos 12 Bamilien und zählte 1851 eine Bevölkerung von 31000 Seelen. Mont: 
veal, 1816 mit 16000, vermehrte während der legten dreißig Jabre jeine Gimwohnerzahl auf 
&0000 Seelen, ein Berbältnig, was man in mehreren andern Städten vorfiudet. In demſelben 
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Grade fliegen und fleigen Aderbau und Handeldverkehr, mehrte fih die Wohlhabenheit und 
infolge hiervon das Selbftgefühl der Bevölkerung. Der Werth aller Bodenerzeugnifle Gana: 
das wurde 1851 auf 9,200000 Br. St. angegeben. Allein die herrlihen Waldungen Gana- 
va8 follen (1853) theils als Ausfuhr vorzüglih nah England, theils zum innern Gebraude 
ein Erzeugnis von einem Geſammtwerth an 4,532000 Pf. St. geliefert haben. 

Um rich für jeine Fabrikate einen Markt offen zu halten, ift England der Entwidelung der 
Manufasturen und Fabrifen in den Golonien allenthalben entgegen; man fucht fie wol auch, 
wie im angleindiichen Reiche geihehen, abjichtlich zu Grunde zu richten. Canada litt und leider 
ebenfail unter dieſem wohlberechneten, felbftjüchtigen Syſteme. Die Waaren werben aus der 
Fremde, vorzüglich aus dem Mutterlaude, bezogen, weshalb die Handelsbilanz immer noch zum 
großen Nachtheile der Eolonie ausfällt. Die Gefammteinfuhr flieg 1853 auf den Werth von 
7,395589 und die Ausfuhr blos auf 5,950322 Pf. St. Während deſſelben Jahres betrugen 
die Ginnahnıen, wovon bei weitem der größere Theil aus Zollerträgniffen, 1,320659, und 
vie Ausgaben, mit Ausihluß derjenigen für den confolidirten Fonds, 869871 Pf. St. Der 
conjolidirte Fonds, welcher 3 Mill. Pf. St. nicht überfteigen darf, dient zur Unterftügung von 
Eiſenbahnen und öffentlihen Straßen, zu Gas: und Wafferwerfen. Das ganze Land, ſowie 
die einzelnen Städte Canadas haben jedoch, gleihwie in ven benachbarten Vereinigten Staaten, 
während der legten Jahre zu viel unternommen. Man ift im Bau Öffentlicher Werke, nament: 
lich der Gifenbahnen, zu fchnell vorangejhritten, und hat fih im Verhältniß zur Bevölkerung 
eine jehr bedeutende Schuldenlaſt, nady einem amtlichen Berichte (1853) 9,650506 Pf. St. aui: 
gebürdet, wovon die Zinfen 544135 Pf. St. jährli betragen, Die Schulden ver einzelnen 
Städte und Grafſchaften find hierbei nicht mitgerechnet. Die Erträgnifle ver Eiſenbahnen, wo: 
von die wichtigſte die große, weſtliche Eiſenbahn (The Great Weſtern Railway), welche bei 
Deiroit mit der Michigan Gentral und jo mit Chicago in Illinois zufammenbängt, find, wie 
auch fonft fo häufig gefchehen, weit hinter dem Voranſchlag zurüdgeblieben. Große Verluſte 
errolgten namentlich während der Kriſis von 1857; doch ift der Eredit ded Landes nur auf Eurze 
Zeit erfchättert worden; die Gprocentigen Schulpfheine Kanadas haben ji jchnell wieder 
auf 113 - 114 gehoben, hingegen waren mehrere Städte der Provinz nicht im Stande, ihre 
Verpflichtungen einzubalten; ihre Schuldverſchreibungen find bedeutend zurüdgegangen. 

Seit der Anerkennung. der Selbſtändigkeit feiner ehemaligen Golonien in Amerika fürdtete 
England für ven Beftand ver noch übrigen Befigungen auf jenem Feſtlande, gleichwie in Weit: 
indien. Das Beifpiel ver Vereinigten Staaten, ihre nationale Selbftändigfeit und ihr außer: 
ordentliches Wahsthum, ſowie die Ginfügungsgelüfte der Neuſachſen könnten leicht Gelüfte zur 
Unabhängigfeit heroorrufen und zu aufrühreriihen Bewegungen führen. Die Trennung in 
völlig gefonderte Verwaltungen: Neubraunſchweig, Nova:Scotie, Neufundland, Prinz: Eduard- 
Injel, Gap: Breton und in die Befigungen der Hudſonsbai-Geſellſchaft, endlich die Scheidung 
des einigen Landes Canada in zwei ganz gejonderte Theile follten diejer Oefahr vorbeugen. Die 
Ganadier hatten die bewegenden Urfachen diefer Maßnahmen erfannt und find ihnen in ent: 
chiedenet Weiſe eutgegengetreten. Adam Lymburner, ein Kaufmann aus Quebec, ward vor 
den Schranfen des Hauſes der Gemeinen vernommen; vergebens wurden alle Nachtheile der 
Trennung dargeftellt, die ftaatlihen Gründe ded Mutterlandes aber überwogen. Die Unzu— 
itiedenbeit wucherte fort und bat mitteld allerlei anderer Anordnungen im Zeitenverlaufe neue 
Nabrung erhalten. So verlieh die englifhe Negierung von ihrem ausgedehnten Grundbejig 
Trüßer viele Ländereien unentgeltlih. Seit 1827 war dies nicht mehr der Fall. Gin Com— 
miſſar der Kronlande wurde eingefegt; Grund und Boden konnte nur fäuflid erworben werben, 
Bom langen Beſchwerdenverzeichniß, welches die canadiiche Legislatur übergab (1831), ſind 
nur einige gehoben worden; die Wellen der Unzufriedenheit gingen höher und höher; die co- 
loniale Bertretung fapte endlich unbefugte Beihlüffe, welche vom engliſchen Minifterium zurück— 
gewieien wurden. Sie wollte den Richtern eine von ver Krone unabhängige Stellung mit einem 
beftimmten Gehalte anweifen; dann jollte nur der Oberrichter im Bollziehungsrathe Sig und 
Stimme haben. Niemand dürfe mehrere Stellen vereinigen Aud die feftgejegten Bejoldungen 
nicht überjchritten werden. Der lebenslängliche, Geſetzgebende Rath (Legislative council) möge 
aufgehoben und ein gewähltes Oberhaus an vefien Stella gefegt werden. Alle dieje und andere 
Anträge wurden in berber verweifender Sprache abgewiefen. Die Legiölatur entgegnete mit 
Steuervermweigerung, und jandte zu gleicher Zeit einen Abgeordneten nah England, um die 
Beſchwerden der Golonie mündlich vorzutragen und zu erläutern. Beide Parteien, Canada 
und dad Mutterland, konnten fich nicht verftändigen. Der Ziwiefpalt ward größer und man 
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fuchte endlich der Gewalt mit Gewalt entgegenzutreten. Bei St.:Denis in Untercanada kam 
es zu einem förmlichen Gefechte zwifchen den Regierungdtruppen und den Aufftänbifchen, melde 
vorzüglich franzöſiſcher Abftammung waren. Bon den legtern find 300 auf dem Plage ges 
blieben und die Anführer nach den Vereinigten Staaten entflohen. ‘Bei einem folgenden Zu= 
fanımenftoß (4. Dec. 1837) haben die Nebellen ebenfalld den Kürzern gezogen; dann ift auch 
die erhoffte Hülfe von den Gefinnungsgenoffen (sympathisers) in den Vereinigten Staaten 
ausgeblieben. Die Irrungen wegen der Wegnahme des amerifanifhen Dampferd Carolina 
im Niagarafluffe, wobei ein Bürger der Vereinigten Staaten das Leben verlor, ſowie diejenigen 
wegen der Gefangenschaft eines gewiffen Alerander MacLeod find nad) langen, zu manden Zei: 
ten fehr bedrohlichen Verhandlungen ebenfall8 in Frieden gefchlichtet worden. Bon einer Be— 
theiligung der Union an dem canadiſchen Aufftand war nun nidt mehr die Rede. Das Mutter- 
land hätte jetzt Rache nehmen und die Aufftändifchen mishandeln können. Dies iſt mol vor— 
züglich aus Rückſicht auf die Stellung zu ven Vereinigten Staaten nicht gefhehen. Die Macht⸗ 
baber in England haben die Canadier nicht als beſiegte Rebellen behandelt, fondern ihren Be- 
ſchwerden, um ähnlichen Wirrniffen für die Zukunft vorzubeugen, aldbald abgebolfen. Canada 
ſollte derart geftellt werben, daß die Gelüfte einer Vereinigung mit der Union feine neue Mab— 
rung finden möchten. Ift man jih in England doch wohl bewußt, melde feindliche Stimmung 
in den Vereinigten Staaten gegen die „Britiſchers“ vorwaltet. So läßt fi der milde Senator 
Benton, nad ver ausführlihen Darftellung ver Gefhichten, infolge der Wegnahme der Garo- 
lina und der Gefangenjdaft des Mac Leod 3), zu folgenden bedrohlichen Worten binreigen: 
„Der Ausgang unſers erften Krieges mit den Engländern, zur Zeit, ald wir nur ein Fünftel 
unferer hentigen Bevölkerung zählten, zeigte damals fon, was mir in einem fiebenjährigen 
Kriege leiften können: im folgenden Kriege haben wir, nad Verlauf zweier Jahre, die Blotten 
und Heere der Engländer auf allen Punkten geworfen; wir ftanden, begeiftert von dem Siege 
bei Neuorleang, bereit mit 100000 Freiwilligen in Ganada einzufallen. Sollte wieder ein Krieg 
mit diefem Volke ausbrechen, fo find wir unter allen Nationen auf Erden die Leute, welche in 
Großbritannien und Irland lanven können, landen müffen. Wir werden dort ald Landsleute 
Sympathien finden, welche durch Feine Gefege, durch feine Proclamationen ausgelöſcht werden 
können.’ 

Die Trennung zwiſchen der obern und untern Provinz wurde aufgehoben und ein vereinig- 
tes Canada gefhaffen (1840). Später ward eine radicale Anderung des Golonialregiments 
vorgenommen, und zwar nicht blos in den amerikaniſchen, fondern aud in den vielen andern 
englifchen Befigungen. Die Selbftregierung der Golonien ift zum Orundfag erhoben, und zwar 
in folder Ieije, daß fie dem Mutterlande gegenüber felbft größere Freiheiten befigen als die 
einzelnen Staaten der Union im Betreff der Eentralregierung zu Wafhingten. Und viele Kreis 
beit in der Höhe berubt auf einem fihern Grunde in der Tiefe, auf der volllommenen Selbft: 
regierung in den Städten und Innungen, auf den unbedingten Vereinigungsredhte und ſchran⸗ 
fenlofer Breßfreiheit, endlich auf einem für afle Klaflen ver Bevölkerung wohlgeordneten Schul: 
unterricht. Die Jugendjahre werden zu Canada nicht mit der Erlernung von Guriofitäten ver: 
geudet; im Gegentheil, die Bevölferung wird zur Einſicht und Selbftregierung berangebilvet. 
Eine vollfommen verantwortliche Regierung nad englifhem Mufter ift eingeführt; England 
jendet den Statthalter, welcher zugleih Oberftatthalter aller andern engliihen Beligungen 
Nordamerikas ift. Diefer ernennt feine Minifter, Vollziebungsrath geheißen, welche jedoch 
das Vertrauen der Bevölferung und die Majorität der Legislatur befigen müflen. Die Legie- 
latur befteht, wie in England felbft, aus zwei Käufern, aus einem Gefeggebenden Ratbe von 
44 durch die Krone ernannten, lebenslängliden Mitalievern, ähnlich dem Haufe der Lorbd, dann 
aus einer Wahlfamner (House of Assembly) von 130 Mitgliedern, gemäblt vom Volke nad 
einem auf fehr breiter Grundlage beruhenden Wahlgefege. Grmangeln die Minifter ver 
Mehrheit in der Legislatur, fo müflen fie, was bereitd mehrmals und erft vor kurzem (Juli 
1858) geicheben, abtreten. Noch mehr. Alle Verträge mit ausmärtigen Staaten müſſen den 
Legislaturen zur Beratbung und zur Genehmigung vorgelegt werden. Stoßen fie bier auf 
Widerſpruch, fo erhalten jie feine Geſetzeskraft. Die Eoloniallegislaturen befigen demnach 
größere Freiheiten als felbft das engliiche Parlament, welches bekanntlich feine Entſcheidungs⸗ 
ftimme über die Verträge der Krone mit auswärtigen Staaten beigt. Dieſes Recht iſt zum 
erften male bei dem folgenreichen Neciprocitätövertrage (5. Juni 1854) mit den Vereinigten 
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Staaten, welcher den engliſchen Golonien viele Vortheile einer innigen gegenfeitigen Verbindung 
sit der Union fihert, zur Ausführung gefommen. Man hofit dadurch die Selüfte der Ein— 
ügung von beiden Seiten zu mindern und den Beitand im britiſchen Nordamerika zu fihern, 
dieſer Bertrag der Gegenjeitigkeit ift zuerft in ven Provinziallegislaturen, dann im londoner 
Parlament berathen und gutgeheißen worden. Eine Menge Erzeugnifie ver Golonien, welde 
früher Abgaben unterlagen, gebe jet zollfrei in Die Union, wofür England ven Bürgern ver 
Bereinigten Staaten den Biihfang innerhalb feiner Gewäfler geftattet, mit Ausnahme ver . 
Schellijde. An der Mündung der Flüffe und längs bes Flußbettes dürfen fie nicht fiſchen. 
Aud if ven Amerifanern, folange e8 Großbritannien beliebt, vie Schiffahrt)auf dem St.Lorenz 
und ſeinen Kanälen geöffnet, wogegen den Engländern und Canadiern das Recht eingeräumt ift, 
den Michiganſee zu befahren. Die Waflerverbindung Chicagos mit Liverpool, die bereits 
mehrmals unternommene unmittelbare Verſchiffung des Getreides vom fernen Weiten nad 
Furopa ift dadurch allein möglich geworden. 
Ganada, dies ift feinem Zweifel unterworfen, gebt einer großen Zukunft entgegen; fein 
Umfang wie jeine Hülfsquellen werden in der nächiten Zeit durch Erlöfchen des Sonderrechts 
der Hudſonsbai-Geſellſchaft (Mai 1859) bedeutend vermehrt werden. Die Auffindung großer 
Goldihäge in den angrenzenden weltlichen Gemarfungen, jenfeit des Felſengebirges, zu Neu— 
caledonien wird mittelbar ebenfalls auf Ganada zurückwirken. Der Reichthum Neucaledoniens 
bat vielleiht zur Folge, daß die erite Eijenbahnlinie vom Atlantifhen zum Stillen Dcean, ins 
nerhalb der nordamerifanifhen Bejigungen Gropbritanniend, gezogen wird. Der Blan hierzu 
it ſchon feit längerer Zeit entworfen. Sie beträgt von der Fuca-Straße nad dem Lake Su: 
perior 1600 und nah Montreal 2550 englifche Meilen. Große Streden, wie die-von Port: 
land im Staate Maine zum Huronſee, die fogenannte große Haupteifenbahnlinie (Grand Trunk 
Railway) von 1112 Meilen find theils vollendet, theild in Angriff genommen. Die hierzu ges 
hörige Victoriabrücke aus eijernen Nöhren, welche mitteld 24 Bogen bei Montreal über den 
St.Porenz führt, kann in ver That ein Weltwunder genannt werden, Sie übertrifft die Menai- 
brüfe; ihre Spannung von einem Ufer zum andern beträgt 10284 Fuß, fünf Dards weniger 
ald zwei engliiche Meilen. Südlich davon läuft die große meftlihe Eifenbahn von Kanada 
(Ihe Great Weftern Railway of Canada), melde vom Detroitfluffe bei der Stadt gleichen Nas 
mens beginnend, beſtimmt ift, am Ontariofee mitteld einer großen Hängebrüde über den Nia— 
garafluß, zwei engliihe Meilen unterhalb der berühmten Wafferfälle, mit dem Eiſenbahnſyſtem 
im Staate Neuyork in Verbindung zu kommen. Andere Eleinere Streden dienen zum Anſchluß 
an diefe Hauptlinien. Wenn einftend vollendet, werden jie dad Land Ganada mit einem eifernen 
Nege nach allen Richtungen durchziehen und auf vielen Seiten ven Anſchluß bewirken, jomol in 
ter Richtung nad) den Vereinigten Staaten wie nad) den andern engliihen Beiigungen in Nord— 
amerifa. Alle dieſe großen Erfolge Ganadas find innerhalb der wenigen Jabre der Selbit- 
kgierung erreicht worden. Bisjept zeigte ih die Golonie im hohen Grade dankbar, wozu aud 
tie vielen Bedrängniffe des Mutterlanded in den legten Jahren wiederholt Gelegenheit dar— 
boten. Canada jpendete reiche Beifteuer während des Krimfeldzugs und ftellte eine Hülfs— 
truppe zur Niederichlagung der indischen Rebellion. Bei allevem macht die Sehnſucht, macht 
das Streben als jelbitändige Nation einzutreten in die Weltgeihichte zu Canada wie bei den 
übrigen britiſchen Beiigungen mit jedem Jahre größere Kortichritte. Und fie werden aud alle, 
früber oder fpäter die Selbitändigkeit, wozu jie erzogen find und erzogen werden, erreichen. Ein 
beveutender Schritt in Canada ift dad Streben zur Vereinigung mit den übrigen britifhen Co— 
Ionien, zur Bildung von vereinigten Staaten Großbritanniens in Nordamerika. „Großbri— 
tannien“, erwidert der Oberftatthalter in jeiner Botfhaft vom 16. Aug. 1853, „werde über 
dieje Anträge Rathes pflegen, die hierauf bezüglichen Verfügungen der canadiſchen Kegislatur 
mittbeilen.“ Die welthiftoriiche Beftimmung Altenglands, die Mutter zu werden einer Menge 
mädtiger Töchternationen auf dem Feſtlande und den Injeln unferer Erde, in Amerifa wie in 
Auftralien, in Neuſeeland wie auf dem Vorgebirge der guten Hoffnung, ſchreitet immer mehr 
und mebr ihrem endlichen Ziele entgegen. KR. F. Neumann. 
Canning (Georg) ward den 11. April 1770 zu London geboren und hatte ſich weder einer 
sornebmen Abkunft noch vorzügliher Glücksgüter zu erfreuen. Sein Vater hatte jogar das 
Unglüd, enterbt zu werden, mweil er ein ſchönes, aber armes Mädchen heirathete, und ftarb bald 
nach der Niederkunft feiner liebendwürdigen Gattin mit unferm C. Dieſe ſah ſich genötbigt, die 
Bühne ald Schauſpielerin zu betreten, um ſich jelbjt und ihr Kind zu ernähren. Diejer Umſtand 
ward fpäter, da E. eine hohe Stellung im Staate gewonnen hatte, von der flarren und einge: 
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bilderen Ariſtokratie vielfältig benutzt, um den Mann zu kränken und zu demüthigen, ver alles 
ſich ſelbſt verdankte. Ein großmüthiger Oheim nabm ſich des Jungen, der glüdliche Anlagen 
zeigte, mit aufopfernder Freundſchaft an und forgte für feine frühere Bildung. Er machte raſche 
Fortfehritte und verſuchte ſich auf der Schule ſchon als Schriftfteller, indem er mit einigen Freun— 
den ein periodifche® Blatt unter dem Titel „Mikrokosmus“ herausgab. Mit dem achtzehnten Jabre 
bezog er die Univerſität Oxford, wo er feine Studien mit gleichem Eifer fortſetzte und mit dem 
nachherigen Minifter Lord Liverpool ein freundfchaftliches Verhältniß ſchloß, das nicht ohne Ein: 
fluß auf jein Öffentliches Leben geblieben ift. Bon Oxford begab ih E. nad London, um als An: 
walt jein Glück zu verſuchen; eine Yaufbahn, die in England wiein allen conftitutionellen Staa: 
ten einen Mann ohne Geburt und Bermögen, aber von Talent und Thätigfeit, am ficherften zu 
Ansehen, Einfluß und Wohlhabenheit führt. Das Schikfal, eine Verfettung von Umſtänden 
und Berhältniffen, die wir jo nennen, mweil fie außer dem Bereiche unferer Berechnung liegen, 
aber in dem Leben der bedeutenden wie unbedeutenden Menſchen eine fo große Rolle fpielen, 
fügte e8 anders. Es war gerade in der Zeit, wo die Franzöſiſche Revolution der Welt eine neue 
Zukunft verfündete, die Brust des Freundes der Menfchheit mit jugendlichen Hoffnungen erfüllt⸗ 
und die Beforgniffe ver Gewalt und der angeerbten Vorzüge weckte. Es begann der Kampf, zu 
dem die gebildete Welt ſich in zwei feindliche Heere fpaltete, und in welchem fie fi faft ein halbes 
Jahrhundert verbluter bat, der Kanıpf der Herrfchaft der Überlieferung und ver Selbftbeftim- 
mung, des Beſtehenden, wie ed die Vergangenheit geftalter hat, und ded Wervenden, mie e& die 
Gegenwart fordert. Die verſchiedenſten Gefinnungen, Gefühle und Intereflen wurden in ibrer 
ganzen Tiefe aufgeregt, die Grundlagen der gefellihaftlihen Ordnung erfchüttert und bevrokt. 
Die abfolute Fürftenmacht, die Ariftofratie mit ihren Vorrehhfen und Begünftigungen erfann: 
ten die Gefahr und boten alle Mittel auf, fie abzumenden. Vernunft und Borurtbeil, Glaube 
und Aberglaube, Wahrheit und Lüge, Redlichkeit und Täuſchung dienten als Waffen, um is 
des Sieges zu verficdern. Und da die Revolution im tollen uͤbermaße das Ziel weit überiprang 
und in der Verzweiflung jich zum Außerften entichloß, was fie fir ein Recht ver Nothwehr bielt, 
da wendete ſich die Menſchlichkeit entjegt von dem gräßlichen Schaufpiele, und die Geängftigten 
verzweifelten. Die engliſche Ariftofratie, die mohl erfannte, was auf dem Spiele ftand, benutzte 
dieje Stimmung, welde Die Übertreibungen in Frankreich, denen fie nicht fremd geblieben war, 
in Europa erzeugt hatten, und führte e8 zum Kampfe gegen die Neuerung. Die alten National: 
vorurtheile, Giferfucht, Gitelkeit und Eünftlich geſchaffene Intereflen, durch die man die Völker 
zu trennen gewußt hatte, um ſich durch das Theilen dad Herrſchen zu erleichtern, begünjtigten 
die Gntwürfe ver bevorrechteten Klaffen und der privilegirten Geſchlechter. Wenige Männer 
waren durch Ginficht, Charafterftärfe, freie Anficht der leidenſchaftlich gereigten Zeit hoch genug 
geitellt, um das Vorübergehende von dem Nothwendigen und Bleibenden in den Ereignifien 
zu unterfcheiden. Zu den Seltenen gehörte For, jo groß an Geift ald an Gemüth, jo aufge: 
zeichnet durch die Tiefe feiner Einſicht als durch das Wohlwollen feines Gefühls, mas verkun: 
den allein den wahrhaft großen Mann macht. Die auserlefene Schar, die jih ihm anichlor, 
war nicht bedeutend an Zahl, wenn aud an Kraft. An der Spige der Gegenpartei ſtand als 
Führer Pitt, ein großer Staatsmann. Neben Pitt, der ein mächtiger Geift mit engherzigen 
Geſinnungen war, ftand Burfe.. Diefen Männern und ihrer Sadıe ſchloß fih E. an, ob aus 
Überzeugung oder durch feine Lage beftimmt, in welcher er die geeignetften Mittel wählen zu 
müffen glaubte, um fein Glück zu maden, darüber hätte nur er jelbit uns aufklären können. 
Pitt ließ ihn durch den verfaulten Flecken Newport zum Mitgliede des Unterhauſes ernennen, 
in welches er 1793 getreten ift. Engliſche Staatsmänner willen Talente und claſſiſche Bildung 
zu Ichägen. Faſt ein ganzes Jahr beobachtete E. das tiefite Stillihweigen und trat zum erften 
mal bei ter Erörterung eines Antrags auf, der den Zweck hatte, den Könige von Sardinien 
Hülfsgelder gegen Frankreich zu zahlen. Er ſprach ſich für die Nothwendigkeit auf, die neut 
Ordnung der Dinge, die Fortihritte der Revolution, die Entwürfe der Republik aus allen 
Kräften zu befämpfen und diefen Kampf auf Reben und Tod zu führen. Es war das emigt 
widerlide Ihema, das Pitt und befonders Burfe und ihre Freunde anf tauſendfache Weile 
varüirt hatten und in wechſelnden Variationtn beſtändig wiederholten. Allerdings war, was in 
Frankreich geſchah, im höchſten Grave tadelnswerth und abſcheulich; aber man verabfcheut: 
dieſes Abjcheuliche weniger, als man zu nicht lobenswertherm Zwecke Vortheil ans ihm zu 
ziehen ſuchte. C.'s Talente blieben nicht unbemerkt und feine Verdienſte nicht unbelohnt; er 
ward 1796 zum Unterftaatsfecretär im Departement der auswärtigen Angelegenbeiten ernannt 
und blieb an diefer Stelle bis zum Audtritte Pitt's aus der Verwaltung im Jahre 1801. In 
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diefer ganzen Zeit, wo er nur unter ber Leitung feines großen Gönners zu handeln ſchien, be- 
ſchränkte fich feine ganze parlamentarifhe Thätigfeit auf die Unterftügung der minifteriellen 
Anträge und bie Rechtfertigung der Maßregeln der Verwaltung. Nur einmal richtete er ſich 
in feiner eigenthümlichen Kraft auf, die den jpätern E. in feiner ganzen Größe ahnen ließ, ein: 
mal, da der Gegenftand fein tieffühlendes Gemüth ergriff und feine gewandte Rede mit unwi- 
derftehlicher Macht beſeelte. Es galt die Abſchaffung der Sklaverei ver Neger. 

C. fand bei feinen mannidfaltigen Arbeiten im Staatsdienſte noch Zeit zu Titerarifchen 
Beiyäftigungen, die größtentbeil® in dichteriſchen Ergießungen beftanden, zu denen ihn feine 
Neigung zur Poeſie hinzog. Wenn man in denfelben aud nicht immer ven Zweck billigen kann, 
dann muß man doch die Leichtigkeit ver Behandlung und die Schärfe des Wiges anerkennen, 
ber oft nicht ohne Bosheit ift. Er legte die Erzeugniffe feiner Muße in einer Zeitichrift nieder, 
deren Titel „Anti-gallican‘ ihre Beitinnmung bezeichnete. Alle Angriffe waren auf Frank: 
reich- gerichtet, und die Entwürfe, die in diefem Staate, der im fhmerzlihen Kampfe um feine 
Mievergeburt begriffen war, durcheinander goren, ſich verbrängten und in abenteuerlichen 
BVorftellungen und Anfhlägen ſich nur zu oft überboten, gaben E. reihen Stoff. Er benutzte 
denfelben nicht jelten auf eineungropmütbige Weiſe. Der Glaube an einellmwandelung unjers 
Geſchlechts, an ein Kortichreiten im Beflern, an die Grreihung des Ideals der Menſchheit, 
Bernunft, Recht und Freiheit, war ihm in der Art, wie die franzöſiſche Philantbropie ver Zeit 
es darftellte und zu verwirklichen gedachte, lächerlich. In diefelbe Zeit Fällt auch die Vermählung 
C.'s mit einer Tochter des Generals Scott, die ihm ein Vermögen von mehr als einer 
Million BI. zubrachte. Der alte Scott, der feine engliſchen Eigenthümlichkeiten und Launen in 
hohem Grade hatte, wollte nicht, daß eine feiner beiden Töchter einen Peer heivatbete, und fegte 
auf die Übertretung feines Verbots Gnterbung. Indeſſen pflückte die Schwefter ver Gemahlin 
&.’8 die verbotene Frucht, und dem legten Willen des Vaters zufolge fiel dad ganze Vermögen, 
das heißt das Doppelte der angeführten Summe, der gehorſamen Tochter zu. Seltfames Spiel 
menfchlicher Einfälle! C.'s Vater war enterbt worden, weil er feine attin unter feinem Stande 
und Vermögen wählte; die Tochter Scott’ traf ein gleiches Los, weil ſie über ihren Stand hin— 
ausging. C. indeffen und feine Gemahlin wollten daraus feinen Vortheil ziehen und wiefen 
ihn entſchieden zurück. Habſucht und Eigennutz gehörten nicht zu feinen Fehlern. Bei allen 
Ämtern und Mürben, die er befleidet hatte, hinterließ er fein Vermögen geringer, ald es ihm 
zugefommen war. 

Im Jahre 1801 verließ Bitt, wie wir bemerkt, das Minifteriun und ward durch Addington 
eriegt. C. folgte vem Beiſpiele feines Freundes, obne ſich jedoch, wie er, der ſchwachen Verwal: 
tung feines Nachfolgers anzufhließen, die er im Gegentheil mit allen Waffen ver Logik und des 
Witzes befämpfte. Ihn befeelte ein vorherrichender Gedanke, und diefer Gedanke war bie Ent- 
fräftung und Demüthigung Frankreichs, dem er, wie der große Punier Nom, einen unverfühn: 
lihen Haß geſchworen zu haben ſchien. Was E. wollte, wollte er ganz, mit der ganzen Kraft 
feine® Millens, und um das Ganze zu erreichen, bot er auch alle Mittel auf, durch die es zu er: 
reichen war. In diefer Entſchiedenheit lag befonders feine Stärke. Pitt löfte im Mai 1804 Ad— 
dingten ab, und mit ibm nahm and G. wieder Antheil an der Verwaltung. Aber ſchon im 
nächſten Januar ftarb Pitt. Der Einfluß dieſes Mannes auf E., der ihm mit der ganzen Energie 
ſeines Charakters ergeben war, hörte nun auf, obgleich er feine innigften Gefühle der Achtung 
und Dankbarkeit nie verleugnete. Mit Pitt war die Herrſchaft der Yorie zu Grabe gegangen ; 
mit Kor farb die ver Whigs, und ihre Gegner gelangten wieder zur Regierung. Im Jahre 
1807 traten Lord Liverpool, Lord Gaftlereagb und E. in das Minifterium und bildeten die 
Seele ver Berwaltung. Da vdiefer die auswärtigen Angelegenheiten zu leiten hatte, jo beſchloß 
er die Aufhebung der däniſchen Flotte und die Beihiefung von Kopenhagen, weil Dänemark 
mit treuer Grgebung zu Frankreich hielt, welches damals Europa beherrſchte und Dänemarks 
Seemacht zu Englands Vernihtung benugen wollte. Mit gleihem Nachdrucke gedachte er in 
Spanien aufzutreten, überzeugt, daß die Halbinfel die Ferſe des Achilles für Frankreich fei. 
Hier, war feine Meinung, müſſe England feine ganze Kraft vereinen, um Napoleon mit Erfolg 
zu befämpfen. Gaftlereagh, der Kriegsminifter war, zeigte ihm weder die Thätigfeit noch das 
Geſchick, die er für nöthig hielt, wollte man anders feinen Zweck erreichen. Diefer Widerftreit 
der Anſichten und des Benehmend ber beiden Staatdmänner brach bald in offene Feindſchaft 
aus, und ed fam zwifchen ihnen zu einem Zweifampfe, in welchem C. einen Schuß in den 
Schenkel erhielt. Sie traten darauf aus der Verwaltung, an deren Spige Perceval berufen 
ward. Diefe Veränderung, die E. von der Keitung der Angelegenheiten jeines Baterlanded 
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ausſchloß, hatte wenigſtens die ihm angenehme Folge, daß der Marquis von Wellesley, den er 
an Caſtlereagh's Stelle zum Kriegsminiſter befördert wünſchte, ſeine eigene erhielt und den 
Krieg in Spanien mit der Thätigkeit und dem Nachdruck führte, die C. ſo ernſtlich empfohlen 
hatte. Für die Sache, die er als die ſeinige betrachten konnte, war aljo gewonnen, wenn er auch 
perfönlich dabei verlor. Nach der Ermordung Perceval's erhielten Lord Wellesley und E. pen 
Auftrag, eine neue Verwaltung zu bilden, was ihmen aber nicht gelang, weil &. auf der Be: 
dingung beitand, daß die Katholifenemancipation vom Gabinet für eine neutrale Frage erklärt 
werde. Diefer Umftand war Urfadhe, daß C. in ven für Europa jo folgenreihen Jahren 1813, 
1814, 1815 auf die wichtigen Greigniffe verjelben ohne Einfluß blieb. Seine Muße verwendete 
er auf die Prüfung und Erörterung großer politiiher Fragen, die für die Zeit befonderd wichtig 
geworden waren. Sein gejunder Sinn und fein richtiges Urtheil brachten ihn bei ruhiger For— 
Ihung und befonnener Abgeſchiedenheit den Anfichten immer näher, die feine Öffentliche Wirk— 
famfeit fpäter fo bedeutend machten. Den erjten Schritt auf der Bahn zu den Freiheiten, die er 
gegen das Ende derjelben für fein Land und, man darf wol jagen, für Guropa erringen wollte, 
that er für die Freiheit ded Handels und erklärte fi gegen die Monopolienwirtbidaft. Die 
Anerkennung einer Freiheit führt aber folgereht zur Anerkennung der Freiheiten überhaupt, 
welche diejelbe Grundlage haben und aus Einer Duelle fliegen. E. ging diefen Weg, nur für ven 
Nuhm feines Namens, der in der Geſchichte in doppelter Geſtalt ericheint, etwas langfam. Die 
erfte Frucht, die ihm feine freie Anjicht des Handels brachte, war jeine Wahl zum Abgeordneten 
in das Unterhaus duch die Stadt Liverpool (1812), da er früher nur der Nepräfentant eines 
faulen Fleckens geweſen war. Das folgende Jahr nahm er den reichbejoldeten Geſandtſchafts— 
pojten zu Liffabon an, wo ſich Fein Hof befand, und ordnete ji dadurd Lord Gajtlereagb unter, 
gegen ven er feine feinpfeligen Gefinnungen jo offen erklärt hatte. Im Jahre 1816 fehrte er 
nad) London zurüd und lieg fi) in der Verwaltung, bei der er die oſtindiſchen Angelegenheiten 
bejorgte, wieder anftellen. 

In dieſer Zeit ſchien Europa in politiiher Beziehung rajche, entfcheidende Rückſchritte zu 
thun, und England blieb in dieſer beichleunigten Bewegung nicht zurück. Die Habeas: Corpus: 
Acte wurde aufgehoben und jede Nuferung der Unzufriedenheit des Volks mit graufamer Ge: 
waltthätigfeit zurückgewieſen. Die blutigen Auftritte zu Mancheſter (1819), wo die verſam— 
melten Bürger, Die von ihrem Petitionsrechte Gebraudy machen wollten, von der Bürgermiliz 
zu Pferde, Deomanry genannt, mit dem Degen in der Fauſt nievergeworfen oder auseinander 
geiprengt wurden, find noch in jhmählihem Andenken. Die beftigften Mapregeln gegen die 
Preſſe und die Aſſociationen, welche die Regierung vorfhlug, gingen in den Parlamente mit 
großer Stimmenmehrheit durch. Wer überwielen ward, ein Yibell, das zum Aufruhr reiste — 
was liep jih nicht in den weiten Rahmen dieſes Gejeges bringen? — befannt gemacht zu haben, 
ward im Wiederbetretungsfalle mit Verbannung beftraft. Und zu allen diefen gewaltfamen 
Mapregeln wirkte C. kräftig mit. Die Ariftofratie feierte ihre Saturnalien. Aber der Menſch 
vergißt zu leicht, daß jedes Ubermaß zu feinem Gegentheil zu Führen pflegt, der Misbraudy der 
Gewalt zur Freiheit, wie der Misbraud der Freiheit zur Iyrannei. Die Art, wie die Tories, 
im Siegesrauſche übermüthig, die wiedererlangte Herrſchaft übten, beichleunigte ihren Unter: 
gang. Goethe jagt: „Vor dem Gewitter erhebt ſich zum legten mal der Staub gewaltſam, der 
nun bald für lange getilgt jein ſoll.“ Der Sturm war nit mehr fern. 

C. war nicht ver Mann, der halbe Arbeit machte und auf dem Wege, ven er betreten, um= 
kehrte, che er ihn zurüdgelegt. Aber was der Menſch nicht thut, thut das Schickſal oft für ibn. 
Georg I. ftarb und fein Sohn beitieg den Thron von England. Die Königin Karoline fehrte 
dahin zurück, und ed ward der berüchtigte Proceß gegen fie eingeleitet. C., von früherer Zeit in 
freundfchaftlihen Verhältniffen mit derfelben, fonnte jeine Oefinnungen nicht verleugnen, noch 
weniger aber zu den Feinden der mishandelten Fürjtin übergehen. Gr nahm feine Entlaffung 
und trat eine Reife nach Frankreich und Italien an, auf weldher er ven Stand der Dinge auf dem 
Feftlande und die Stimmung der Gemütber auf eine Weife fennen lernte, die ihn zu denfen 
gab. Im Jahre 1820 wieder in feinem DVaterlande angekommen, nahm er feinen Sig im 
Unterbauje, erklärte jih mit Wärme für die Emancipation der Katholiken und gegen eine Bar: 
lamentdreform. Die Ariftofratie war dankbar und E. nicht unempfindlich gegen dieſe Dankbar— 
feit, Im Gabinet gab es neben Lord Caſtlereagh für ihn feine angemeflene Stelle, und er hatte 
wol der Hoffnung entjagt, in England einen angemefienen Wirkungsfreis zu finden. Darum 
nahm er die Stelle eined Gouverneurs von Oſtindien an, und das Schiff, das ibn nad Kalfutta 
bringen follte, lag ſchon jegelfertig und er war im Begriffe, es zu befteigen. Da machte Gajtle: 
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reagh ſeinem Leben ſelbſt ein Ende. Der Schnitt eines Federmeſſers änderte die Lage C.'s, 
Englands, ver Welt. Von folder Art find die Ereigniffe, welche jo oft das Schidfal der Staa- 
ten und Völfer beftimmen. Das geſchah im Auguft 1822. An die Spige der Verwaltung fam 
Lord Liverpool, den frühere Verhältniffe mit C. befreundet hatten, und es gelang ihm, die Ab- 
neigung der übrigen Mitglieder der Verwaltung und felbft ven Widerwillen des Königs zu bes 
fliegen und feinem Freunde eine Stelle im Gabinete zu verfhaffen. E. ward Minifter ver aus— 
wärtigen Angelegenheiten und feine Ernennung fiel in eine höchſt wichtige Zeit. Die Congreſſe 
von Troppau und Laibach hatten dad Schidjal von Europa im Geifte ver Heiligen Allianz zu 
ordnen verſucht. Die conftitutionellen Negierungen verſchwanden oder erhielten fih nur dem 
Namen nah. Ein neuer Congreß war zu Verona eingeleitet, um das glücklich begonnene Werk 
zu vollenden oder doch fortzujegen. Lord Caſtlereagh jollte bei venifelben England vertreten, 
und die Orundjäge und Anjichten diefes Staatdmannes ließen über die Art feiner Mitwirkung 
feinen Zweifel. Es galt vorzüglid, die Gorted in Spanien aufzuheben und die Pyrenäifche 
Halbinjel der abjoluten Herrſchaft des Königthums wieder zu unterwerfen, Frankreich über: 
nahm willig den Auftrag, den es auch ohne befondere Anftrengung vollzog. C. hatte durch 
Wellington in Berona vergeblich gegen die Heilige Allianz- Politik proteftirt und fühltedie Würde 
Englands verlegt und feinen frübern Einfluß auf einen Staat bedroht, deſſen Schidjal ohne 
feine Theilnahme zu beitimmen ihm ein Eingriff in feine Rechte ſchien. E. war zu ſehr Brite, 
als dad er diefe Art Zurüdjegung nicht fchmerzlich hätte fühlen jollen, und es lag in feiner Art, 
den Schmerz nicht geduldig in feiner Bruft zu verichließen. Die Oppofition beftürmte ihn mit 
wiederholten Angriffen wegen der Misahtung Englands bei der Entſcheidung der Angelegen— 
heiten des Gontinentd. Die Oppojition hatte das Nationalgefühl für ih, das Graf Grey be: 
fonder& zu feinem Beiftand geltend machte. Er überhäufte ven Minifter mit Borwürfen, daß er 
unter folhen Umſtänden Frankreich nicht den Krieg erklärt. Da trat E. am 12. Dec. 1826 mit 
jener merfwürbigen Nede auf, die einen jo tiefen und allgemeinen Eindruck machte. Er dachte 
ich als Aolus, der ven Schlaud mit Winden in Händen habe. Sei es an der Zeit, ihn zu öffnen, 
dann, meinte er, ftehe es bei ihm, den Gontinent durch Stürme zu erihüttern und umzufehren. 
Die leihtgefprohenen Worte haben ſchwer verwundet; ein Beweis, daß fie verwundbare 
Stellen fanden, Taufend Stimmen haben fi tadelnd gegen fie laut erhoben, taufend 
und taufend andere dagegen jich im ftillen beifällig für fie erklärt. Es wurde alles aufgeboten, 
um den Gindrud, ven jie machen Fonnten oder wirklich gemacht, zu zerftören; aber jelbft dies 
Bemühen zeigte die Berlegenbeit, in der man jih befand, und die Gefahr, diejich leichter leugnen 
als entiernen läßt. „Ich kann den Krieg nicht fürchten““, fagte er, „wenn ich an die unermeßliche 
Macht dieſes Landes und daran denfe, daß die Linzufriedenen aller Nationen von Guropa bereit 
find, fih an England anzuſchließen. . . Statt einen Krieg mit ranfreih wegen Spanien zu 
fübren, war ich darauf bedacht, ven Befig diefes Landes nebenbuhlerifhen Händen unnüg, ja 
noch mehr als unnüß, dem Bejiger ſelbſt nactheilig zu machen. Ich habe das legtere Mittel er: 
griffen, glauben Sie nicht, daß England darin eine Audgleihung für dad fand, was ed zu 
empfinden hatte, ald es die franzöjiihe Armee in Spanien einziehen und Cadiz blofiren jehen 
mußte? Ich habe Spanien unter einem andern Geſichtspunkte betrachtet; ich fah auf Spanien 
und Südamerifa zugleich; ich habe in legtern Ländern eine neue Welt ind Dajein gerufen und 
jo das Gleihgewict georpnet. Ich habe Frankreich allen Folgen feines Einfalld überlaffen. Ic 
babe eine Ausgleihung für den Einfall in Spanien gefunden, während ich Frankreich jeine Laft 
überlaffe, eine Xaft, der es fich gern entlevigen möchte, und die ed nicht, ohne ſich zu beſchweren, 
tragen kann; damit antworte ich auf das, was man über die Bejegung Spaniend fagt. Id 
weiß, fage ih, daß unfer Land unter feinem Vanier alle Unzufrievenen und alle unrubigen 
Geifter des Jahrhunderts ſchlagfertig ſehen wird, alle Menſchen, die aus gerechten oder unge: 
rechten Gründen die gegenwärtige Lage ihres Vaterlandes mit Mismuth betrachten. Der Ge— 
danfe an eine ſolche Lage regt alle Bejorgnijie auf, venn er zeigt dad Dajein einer Macht in den 
Händen von Großbritannien, die vielleicht furchtbarer ijt ald irgendeine, von der die Geſchichte 
des Menſchengeſchlechts bisjetzt Kunde gegeben.“ 

C. kannte die Lage der Welt. Was der Friede gegeben hatte, man muß es mit Wehmuth 
ſagen, machte Tauſenden den Krieg wünſchenswerth. Wir ſahen die Neue Welt, deren Colo— 
nien noch durch manche Bande mit dem euröpäiſchen Mutterlande zuſammenhingen, von dieſem 
abgelöſt, den Kampf Griechenlands mit ſeinen barbariſchen Unterdrückern ohne Theilnahme 
fortgefegt, erſt den Aufſtand des gepeinigten Volks als ein Verbrechen gegen die Legitimität 
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gemisbilligt, dann das blutige Hinwürgen deſſelben als eine verſchuldete Züchtigung dargefteltt. 
Wir ſahen den Gedanken in Feſſeln gelegt, das freie Wort als Verſuch zum Aufruhr unterſagt, 
Gewerbfleiß und Handel gelähmt und eine faſt allgemeine furchtbare Verarmung herbeigeführt. 
Wir faben Spanien einer unmenſchlichen Selbitzerfleiihung bingegeben, das Rachegefühl einer 
graufamen Faction genährt, ihm freied Spiel gegönnt, die Schaffote mit Blut gefärbt, vie 
Gefängniſſe gefüllt. Das Ziel diefer action ift fein Geheimniß; es heißt Glinde Unterwärfe- 
keit des Volks durd Dummheit und Mangel. 

C. ſprach von den Miövergnügten in allen Ländern und hat die Hand unjanft auf die 
Munde gelegt, und ein lauter Schrei ded Kranken bezeugte feinen Schmerz. Er hat das Ham 
der Medufa enthüllt, das auf dem Schilde Minerva’s und in ihrer Hand furchtbar wirken kann. 

Durch die Sprade, die E. in dem Parlament führte, durch die Art, wie er die auswärtigen 
Angelegenheiten im Wiverfpruche mit den Anfichten und Gefinnungen der fremden Gabinete 
feitete, und befonderd durd die Anerkennung der Unabhängigkeit der ſpaniſchen Golonien in 
Amerifa erregte er erft den Verdacht, dann ven Unmillen der Toried, die ihn nicht mehr auf 
ihrem Wege fanden. Die entichiedenften von ihnen trugen fein Bedenken, ſich förmlich von ihm 
loszuſagen, und er verftärkte fih durch den Beiſtand Gleichgeſinnter, die mit ihm denſelben 
Zweck verfolgten. An die wichtige Stelle eined Minifters des Handels kam fein Freund Hus— 
kiſſon, der große, freie Anjichten in diefem Zweige ver Verwaltung entwidelte und durch allınäb: 
lihe Neformen ins Leben zu führen fuchte, In diefer Beziehung find die Jahre 1824, 1825 
und 1826 für England höchſt beveutend. Gegen das Ende des legten Jahres erfuchte vie portus 
giefiiche Regierung Großbritannien um Schug und Beiftand gegen die Einmiſchung Spaniens 
in ihre Angelegenheiten, die eine Folge der allgemeinen Reaction auf den Feftlande von Europa 
war. C. endete fogleih englifche Truppen nah Portugal und die Thronfolge der Maria da 
Gloria und die Verfaffung waren gerettet, die Ginmifhung der Heiligen Allianz beſeitigt. 
Im Anfange des Jahres 1827 mußte Liverpool, der durch einen Schlaganfall dienftunfäbig ge: 
worden war, and der Verwaltung treten. Der König ertbeilte C. den Auftrag, einen erften 
Miniſter zu wählen, bei dem er nur die Bedingung machte, daß er der Emancipation der Katbe- 
lifen entgegen fei. €. verweigerte ed und bot, im Falle dev Monarch darauf beitebe, jeine Ent: 
laffung an. Georg IV. zauderte, gab aber endlih nad und übertrug ihm felbit die Leitung des 
Cabinets. Seine Collegen, die den Abtrünnigen in ihm erfannten, legten ihre Stellen nieder. 
Unter ihnen waren Wellington, Beel und Lord Eldon, Männer von Anfeben und Gemidt. 
Die Audgetretenen wurden Durch Lord Lansdowne, Lord Holland, Brougham und Burbet, Die 
einen großen Namen unter ven Whigs hatten, erſetzt. Es hatte Äh vor C. und England eine 
große Zufunft aufgetban. Selten ftand an der Spige der Verwaltung ein Mann von gleicher 
Geiſteskraft und Entichloffenbeit, und in einer jo enticheidenden, folgenreidhen Zeit. Aber E. 
erkrankte infolge einer Erkältung. Drei Monate nachdem er die Stelle eines erſten Minifters 
übernommen hatte, fühlte ex fich durch Anftrengungen, Feindſeligkeiten aller Art und körper: 
liche Leiden fo geſchwächt, daß er fi von den Geſchäften zurüdziehen mußte, dad Lawobaus des 
Herzogs von Devonihire, Chiswick bei Kondon, bezog und am 8. Aug. in demfelben Gemade 
ftarb, in welchem For feine große Seele ausgehaucht batte. 

Man könnte fagen, C. fei in feinem öffentlichen Wirken, in Beziehung auf den Zwed, den 
beide verfolgt, der ungefehrte Burfe gewefen. Wie diefer angefangen, hat jener geendet, und 
geendet, wie jener angefangen. C. hat durch fein fpäteres Leben mit den Berirrungen und dem 
Beitreben des frühern verföhnt, Burke durch feine Spätere Wirkjamfeit fein großes Talent und 
den Gebrauch, den er Davon gemacht, verdunkelt und ſelbſtmörderiſch Hand an ſich gelegt. 
C. war, wenn auch fein großer Mann, dod fähig, Grones zu wollen, zu unternehmen umd aus: 
zuführen. Sein Tod gehört wegen der Zeit, in die er fiel, zu ven bedeutendften Ereigniffen dieſer 
Epoche und kann Einfluß auf das Schickſal von zwei Welten gehabt haben. Außer Kor batte 
England feinen Minifter, ver wie C. ſo ausgezeichnete Talente mit wahrer Menfchenliebe ver: 
band. Großbritannien ging ihm, wie jedem echten Briten, über alles; aber er hatte auch ein 
Herz für das Wohl und Webe der übrigen Welt, die fein Nationalftolz nicht als eine bloße Zu: 

gabe der Schöpfung zu Großbritannien betrachtete. Den politifhen Berechnungen feines Geiſtes 
gab die Poeſie ſeines Gemüths einen höhern Schwung und einen edlern Zwed. In feinen Anjichten 
lag nicht nur etwas Großfinniges, fondern auch etwas Großmüthiges, und erwäre fähig gemeien, 
ein kleines Intereffe feines Baterlandes einem größern ver Menfchheit aufzuopfern. Das will bei 
einem Minifter viel und bei einem englifchen fehr viel jagen. E.'s Barlamentsreven jind 1830, 
von Thorry gefammelt, in ſechs Bänden erſchienen. J. Weigel und Welder. 
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Ganon, canonifches Recht, ſ. Kirchenrecht. 

Canton, ſ. Reichsritterſchaft und Eidgenoſſenſchaft. 

Ganzleifäffigkeit, ſ. Gerichtöftände, privilegirte. 

Capet, ſ. Frankreich. 

Capital. Der Capitalbegriff. Alle allgemeinen Begriffe, lehrt der Logiker der Er— 
fabrungswiſſenſchaften, St. Mil, find nichts als das unentbehrliche Denkwerkzeug zur Aufbes 
wahrung, die dafür eingeführten Worte nur das bequemfte Hülfsmittel zur Erinnerung und 
Mittbelung des Gemeinfamen der Erfheinungen. Was dieſes Gemeinfame dagegen aufſchließt, 
was dem Begriffe ven Inhalt und dem Worte ven Sinn gibt, ift allein die Beobachtung und die, 
am ber Hand der Beobachtung fortichreitende und auf jedem Schritt durch die Beobachtung con= 
rolirte Sperulation. Solange daher das Erfheinungsgebiet einer Willenfhaft noch eines 
natürlichen Wahsthums, ihre Beobachtungen und Folgerungen noch einer Verſchärfung fähig 
ind, müſſen auch die Begriffe und Definitionen diefer Wiflenichaft ftetig voranjchreiten. 

Wenn diefe einfahen Wahrheiten irgendwo Erinnerung verdienen, fo ift ed auf vem Wif— 
ſensgebiet, dem der Gapitalbegriff angehört, in ver Wirthichaftslehre. Sie wurden und werben 
bier vom Laien und Gelehrten nur zu häufig verfannt, und dieſe Verkennung — darüber täu— 
ſchen wir und nicht, wird zum wefentlichen Hemmſchuh der wirthſchaftlichen Erkeuntniß. Dem 
Yaien erſcheint es vielfältig als eitel Wortflauberei, wenn fidy die Theorie mit jo landläufigen 
Begriffen, wie Werth, Preis, Gapital u. ſ. w. abquält: die Endlofigkeit diefer Controverſen ift 
ibm ein ſchlagender Beweis für ihre Unfruchtbarfeit. Ex bevenft nicht, daß jede ſchärfere Einz 
the in die Narur der Dinge auch eine Verihärfung der Begriffe und Begriffsbetimmungen 
hervorruft und vorausjegt, und die Wiſſenſchaft, wenn lehrreich und fortichreitend, demnach fo 
wenig mit den verſchwommenen Begriffen ded gemeinen Lebens, wie mit den unfertigen Bes 
griffsbeftimmungen einer ältern Forſchung auszukommen vermag. Wol entſtehen aus dem Wi— 
derſpruch gelehrter Definitionen mit einem eingebürgerten Herkommen, wie ſchon Malthus 
(„Defin. in. Polit. Econ.“) bemerkt, empfindliche Übelſtände; ; das Publikum fühlt ſich dadurch 
anfänglich mehr verwirrt als gefördert. Allein unter zwei Übeln iſt dies doch uur das geringere: 
der geiſtige wie der Geldverkehr kann ſchließlich nur bei dem Bedürfniß wirklich entſprechenden 
Unterſcheidungen gedeihen. 

Wenn fi aber der gemeine Menſchenverſtand gegen alle Begriffsumprägung ſträubt, fo 
trägt dafür, wenigſtens auf unferm Gebiet, audy das unnüge Begriffeprägen feine geringe 
Verantwortung. Unſere volkswirthſchaftlichen Müngmeifter ftehen nicht ohne Grund im Gerude 
der Logomachie. Vor dem Tribunale der Yogif gilt jeder Begriff und jede Definition nur dann 
für zutreffend, wenn fie diejenigen Dinge oder die Seite der Dinge (abftracte Begriffe) um— 
ſpannt, Die zu dem Eriheinungsfreis, um deſſen Erflärung ed jidehandelt, in einer wejentlichen 
und in weientlich gleichartiger Beziehung jtehen. Nah — jo weit die jeweilige Einſicht reiht — 
unmeientlichen Unterſcheidungen Begriffe formuliven, oder verfchiedenartige Dinge unter einen 
und weientlich aleihartige unter verſchiedene Begriffe bringen, heißt nur der Begriffsverwir— 
rung und den Anfcheine ver Gelehrfamkeit dienen. Bon diefen Vorwurfe ift die Wirthſchafts— 
lebre nicht freizufprechen; und ihre Begriffsipalterei ward um jo unleidlicher, je gewiflenhafter 
man um die eigene verfehlte Schablone mit allen gelehrten Goncurrenten zu procefiiren pflegte. 
Um inmitten diefer querelles allemandes einen Schiedöfprud aufrecht zu erhalten, willen wir 
feinen andern Weg, ald daß ſich der hier aufgejtellte Gapitalbegrifif als das ausweilt, was er 
jeinem Begriffe nad) fein joll: als ein brauchbares Werkzeug zur Erklärung der Erſcheinungen. 
Da hinaus gebt wenigftend unſere Bemühung. 

Als ein Wiffensbegriff von wirthſchaftlichen Eriheinungen jegt das Capital den 
Begriff der Wirthſchaft und ihre Wilfenfchaft voraus. Wir verftehen unter Wirthichaft jeden 
Inbegriff von Beftrebungen und Ginrihtungen, die der Verſorgung mit Vermögen (verkehrs— 
fähigen Sachen) gewidmet find; unter Wirthſchaftswiſſenſchaft aber einfach die Erflärung der, 
vie Erfolge der Wirthſchaft (pro und contra) bedingenden Umftände. Unter diefen Umſtänden 
finder ſich num einer, der von der Natur und Beitimmung alles Vermögens ungertrennlic, 
auch in das Wirthſchaftsleben nad allen Seiten entjcheidend eingreift: die Vergänglichkeit des 
Vermögens. Das Vermögen wird nur erworben, um es unmittelbar oder mittelbar zur Befrie⸗ 
digung der Bedürfniſſe zu brauchen; kein Vermögensgebrauch aber, der nicht einen Theil 
feiner frühern Gebrauchsfähigkeit — eine nützliche Eigenſchaft, eine Spanne nutzbarer Zeit, 
verbraudte; und jetön wo dad Bedürfniß rubt, ift doc der Zahn der Zeit an der Zerftörung 
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des Vermögens gefhäftig. Soll die Befriedigung durd das Vermögen eine nachhaltige, der 
Wohlſtand gefihert fein, fo gilt e8 vor allem diefer Vergänglichkeit der Dinge verftändig Rech— 
nung zu tragen. So durchdringt denn auch diefe Rückſicht das gefammte Wirthſchaftsleben. Sie 
macht ſich fchon bei Veranlaffungen geltend, die wie z. B. die Ehe einen vermehrten Verbrauch 
in wahrſcheinliche Ausficht ftellen: der zartefte Lebensbund wird nur mit Berückſichtigung der 
Vermögensverhältniſſe geſchloſſen. Ste durchdringt die ganze Aufgabe des Ausbildens der Dinge 
und Kräfte für wirthfchaftliche Zwecke: alle Technik erftrebt die Rüderftattung und einen Mehr: 
werth über ihren Güter: und Kraftaufwand. Sie drängt ſich endlich auch in allen perfönlichen 
Aufwand: mo diefer das Vermögen nicht mehrt, foll er es doch jedenfalls auch nicht mindern. 
Alles Vermögen nun, infofern es von diefer wirthihaftlihen Bedachtſamkeit vollftändig durch— 
drungen ift, das mit andern Worten die Wiederhervorbringung eines gleiden und 
größern Vermögenswerthes vermittelt, nennen wir Gapital. Die Bedingungen zu 
erforschen, mwodurd das Vermögen dieſe Beftimmung gewinnt oder ihr untreu wird, wodurch 
Gapital entfteht, wächlt, verfällt, gehört unter die Aufgaben ver Wirtbihaftäwiffenihaft. Se: 
weit diefe Bedingungen mit in der Technik hervortretenden Eigenſchaften zufammenhängen, 
handelt darüber die Xehre von der Arbeit, ſoweit fie in den im Güterverkehr mafgebenden Mo- 
tiven und Zuftänden weiter wirfen, die Lehre vom Taufche und der Vertheilung. Soweit da= 
gegen dieje Bedingungen in allgemeinen intellectuellen und moralifhen Kraft: und Schwäde: 
zuftänden wurzeln, gehört ihre Erforfhung und die Prüfung der eingreifenden forialen und 
ftaatlihen Einrichtungen in die Lehre vom Gapital, 

Seit der erften umfaffenden Analyie der „Natur und Urſachen des Nationalreihthums‘ 
war ed außer Zweifel, daß dem Capital in dem obigen, oder einem verwandten Sinn im Leben 
und daher auch in der Willenichaft eine beveutfame und eigenthümliche Nolle zufällt. Von der 
gefanımten Mirchfchaftslehre wird feitden neben der Natur und der Arbeit als dritte Bermö- 
gensquelle das Capital anerkannt. Mochte man mitunter fpigfindig auf die erften Kebendtage 
Adam's zurüdgehen und Natur und Arbeit als die urfprünglichern Quellen bezeihnen: wie 
weit reicht die Arbeitskraft des Menſchen und das Joch, das fie den widerſpenſtigen Naturkräf— 
ten auferlegt, wo ihr nicht das Werkzeug und ein Vorrath von Unterhaltömitteln, flet3 ergänzt, 
zu Hülfe fommt? Nicht über die rein thieriſche Eriftenz und das Los, das diejer jede Ungunſt der 
Naturverbältniffe bereitet, nicht im Iranuıme an jene weitaudjehenden Arbeiten, wodurch ſich 
der civilifirte, capitalgewaltige Menfch zum Herrn der Schöpfung emporſchwingt. Gleichwie die 
Gunft der Natur und die Kunft der Arbeit erſchien daher auch das Gapital, in der Berbindung 
nit jenen Quellen und als jelbftändiger Beitg, auf den Vermögenserwerb von felbjtändigem 
und mächtigem Einfluß. Nicht minder eigentbümlich zeigte es ji in den Bedingungen feiner 
Hervorbringung. Entſprungen und daher auch bedingt Durch das Zufammenwirken mit Natur 
und Arbeit, beruht dod die Erhaltung des Vermögensvorraths auf ganz eigenthümlichen Vor: 
ausfegungen, die in ganz andere Erſcheinungskreiſe als die Betrahtung der Natur und die Ge: 
nejid der Arbeit hinüberleiteten. Mit einem Wort, bevingend und bedingt erſchien dad Capital 
als ein Begriff, der eine ebenio wefentliche als felbitändige Seite der wirthſchaftlichen Erſchei— 
nungen umfpannte. 

Soviel wird auch, mie gefagt, feit Adam Smithallgemein anerkannt. Fragt man jedoch nach 
dem genauern Inhalt dieſes Begriffs, fo findet fich in feinen Definitionen nur das eine Gemein= 
ſame, daß man unter Capital einen Vorrath von Werthen verfteht, der zur Wiedererzeugung 
von Werthen vient: eine Voritellung, die in der That von jedem Gapitalbegriff ungertrennlid 
ift. Dagegen in der näbern Präcifion dieſer Vorftellung, über die Fragen, welche weitere Gigen: 
fhaften die unter diefen Werthvorrath begriffenen Güter aufweifen und welche Wertbe fie ber: 
vorbringen müffen, um unter das Capital zu rechnen, und folgeweiſe auch in den Lehrſätzen über 
das Capital, geben die Anjichten nach verfchievdenen Seiten ganz wefentlich audeinander. 

Ganz am Scheine bleibt die Unterſcheidung Eleben, Die den, wie fonft definirten Gütern, nur 
fofern fie noch im Borrathe und noch nicht im Verbrauche find, die Gapitaleigenfhaft zuerfennt. 
Am fhärfften hat dieſe Anficht Zachariä .formulirt („Vierzig Bücher von Staate”, 5. Br, 
1. Abth., S. 96 fg.); die Capitalien iind Ihm „Brauchlichkeiten, welche entweder nicht durch den 
Genuß confumirt werden, oder welde, obſchon in verbrauchſamen Sachen beftehend, dennoch 
von ihrem Gigenthümer für jebt noch nicht verbraucht worden find”, Auch durch die Capitaldar—⸗ 
ſtellung von A. Smith, Rau und andern klingt die ähnliche Anſchauung; und wenn ſich bie 
Lehre Roſcher's davon frei hält, fo doch nicht feine Begriffsbeſtimmung: „Capital nennen wir 
jeded Product, welches zu fernerer Production aufbewahrt wird.” Es ift dies „Aufbewahrtwer⸗ 


| 


ü Capital 325 


den’ für den Gapitalbegriff mehr ald ein unwefentliches und allzu enges — es ift ein trügerifches 
Merkmal, indem dadurch die Vorftellung an einer erften und gleihfam noch unfertigen Ent: 
widelungsftufe des Gapitald feftgehalten und von den Eigenfhaften, die daffelbe im Stadium 
jeiner höchſten Entwidelung charakteriſiren, abgezogen wird. Allervings ift das im Vorrathſein 
eine Durchgangsform, die alles Gapital, mit Ausnahme der von ihren Producenten unmittelbar 
verzehtten Erzeugnifle, im Kreislaufe feines Lebens einmal und in der Regel fogar mehrmals 
durchmacht. Biele Geld: und Nugcapitalien entfalten nur in größern Duantitäten ihre ganze 
productive Kraft ; amdere bleiben im Vorrathe, um die Gonfumtion gegen alle Verzögerungen und 
Wechſelfälle der Induftrie und des Verkehrs jiher zu ftellen, vefp. um von diefen Hinderniffen 
Nugen zu ziehen. Solange jedoch dieſes aufgehäufte Kapital die Schwelle ver Production noch 
nicht überſchritt, bleibt auch noch unentſchieden, ob ihm die Gapitaleigenfhaft unterwegs nicht 
wieder entzogen, ja ob fie ihm überhaupt nur verliehen wird. Das Geld, das einer aufjparte, 
um jich damit weſtfäliſche Staatsſchuldſcheine oder Actien einer Spielbank zu faufen, wird ſo— 
wenig Gapital wie der Borrath eines parijer Modegeichäfts, der dem Lurus der demi monde 
dient. Erft die reproductive Verwendung ift es, die dem Gapitale jein Gepräge aufdrückt. Alle 
Reprodurtion aber begreift einen VBerbraud. Sie begreift allerdings, wie gefagt, in den meiſten 
Fällen audy eine voraudgegangene Aufiparung; dieje Aufiparung bedeutet jedoch nicht etwa, 
daß bad Erſparte nicht confumirt, nur, daß ed nicht von dem, der ed erjparte, verbraudt wurde. 
Es wird verbraucht nicht zwar durd den Gapitaliften, mol aber durch die Unternehmer und 
Arbeiter (und productiven Dienftleiftenden), denen jener fein Geld anvertraut, und die damit 
ihren Berbraud an Werkzeugen und Stoffen und Unterhaltömitteln beftreiten. Es bleibt aber 
Gapital, trogdem jeder Bejtandtheil, und in der Regel jehr bald nach der Hervorbringung,, ge: 
braucht und zerftört wird, weil jene Iinternehmer und Arbeiter, während fie es verbrauden, mit 
der Hervorbringung des Gleich: und Mehrwerths des Verbrauchten beſchäftigt find. Aud für 
das Gapital gilt ver Sag: corpora non agunt, nisi fluida ; und je häufiger es in einer beftimm= 
ten Zeit aus dem ftarren Zuftand des Aufbewahrtwerdend in den flüffigen der productiven Ber: 
wendung übertritt, mit andern Worten, je rajcher fein Umſatz, um fo zahlreicher auch die Jah: 
teöringe, Die ſich dur die veproductive Verwendung des jeweiligen Mehrwerths um den Er— 
werbitamım legen. „Das Anwachſen des Capitals”, jagt St. Mill, „gleicht vem Anwachſen ver 
Benölferung. Jedes Individuum, das geboren wurde, ſtirbt, aber in jedem Jahre überfteigt die 
Zahl ver Geborenen die der Beftorbenen ; die Benölferung wächſt daher immer, obſchon alle die— 
jenigen, welche jie bilden, erft jeit verhältnipmäßig furzer Zeit am Leben jind.‘ 

Über das Unweſentliche jenes Aufberwahrtwerbend für ven Gapitalbegriff war ſchon A. Smith 
leiplih im Klaren. Es kam ihm jevenfalld nicht in ven Sinn, dad Capital allein auf die Bor: 
rätbe zu befhränfen, die in zahllofen Reſervoirs aufgeipeichert, ven Kreislauf des wirthſchaft⸗ 
lichen Lebens vor vorübergehenden Störungen zu bewahren dienen. Dagegen war e8 dem Be— 
gründer der volkswirthſchaftlichen Phyfiologie mit allem Scharfblid doch nod nicht gelungen, 
dieſen Kreislauf auch bis in jene entferntern Organe zu verfolgen, die ihren Güterverbraud) 
nicht fo unmittelbar in das Herz der Wirthfchaft, das Vermögen zurücdleiten. Smith erkannte 
das Gapital, wo ed in dem Verbrauche ver Technik die Wirthſchaft, jozufagen, bei Fleiſch und 
Knochen erhält; er verfennt es dagegen, wo es im Verbraud) der Geiftesarbeit im eigentlihen 
Sinn: die Denforgane der Wirthihaft ernähren Hilft. „Das ganze Vermögen‘, fagt er im 
1.Rap. des zweiten Buchs, „ſcheidet ji im zwei Theile. Der Theil, wovon man ein Einfommen er: 

wartet, wird Gapital genannt.” Es gehört dazu außer den materiellen Stoffen, Werkzeugen, 

Borrätben, Verbeflerungen u. j. w. auch der Theil des Capitals eines „Pachters, das er auf die 
Erhaltung und Auslohnung feiner Arbeiter verwendet”. Der andere dem Gapitale entgegenge= 
fegte Theil des Vermögens befteht dagegen in den Sahvorräthen, „woraus der unmittelbare 
Berbraud; beftritten wird‘; und unter diefesNichtcapital fallen die Gegenſtände eines unmittel- 
baren perſönlichen Gebrauchs fogartann, wenn jie, wiez.B. Wohnhäufer, dem Befiger ein Ein— 
fommen gewähren. Umſchreibt man diefe Ausführung mit zwei Worten, fo umfaßt der Smith’- 
he Gapitalbegriff alle feften induftriellen Gapitalanlagen, ſowie dad Betriebscapital, womit die 
Babrifanten, Kaufleute u. ſ. w. ihre Gejhäfte im Gang erhalten. Mit beinahe ängftlicher Ge— 
nauigfeit ſchließt ih an diefe Auffaflung von A. Smith die Begriffsbeftinmung von K. 9. 
Rau, „Eslaflen ih”, heißtesing. 51 der vierten Auflage feines vielverbreiteten Lehrbuchs, „zwei 
verſchiedene Beſtimmungen diefer ganzen (nicht ven Grunpftücen zugehörigen) Klaffe von Ver— 
mögenstheilen unterfheiden. Einige dienen dazu, die Bermehrung der in Volksvermögen ent: 
baltenen Gütermenge zu befördern. Sie bilden dad Gapital oder den Erwerbitamm, werben: 
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den Gütervorrath. Ohne den Beiftand folder fhon vorhandenen Güter würden die Menſchen 
nur fehr wenige neue zu erwerben im Stande fein, daher ift die Größe des Capitals für Die reic- 
liche Befriedigung der Bedürfniffe von großer Wichtigkeit. Andere werben blo® dazu verwen: 
det, unmittelbar Vortheile für die Menfchen bervorzubringen, aljo Bebürfnifie zu befriedigen 
und darüber hinaus Genuß zu geben. Sie fönnen Genußmittel im firengen Wortverftande ge: 
nannt werden. Ihre Grfammtheit ift der Gebrauchsvorrath.“ Tibereinftimmend mit Smith 
wird dann in der Note zu dem Paragraphen gegen das von Hermann aufgejtellte, unter anderm 
aus Gebäuden beftehende Nugcapital geltend gemacht: „Dieſer Mugen iſt fein Sachgut um 
fomit fein Zufluß des Bolfsvermögend“, dagegen den Unterhaltömitteln der induftriellen Arbei: 
ter (die A. Smith, doch in dem angeführten Beifpiele anerkennt, ob er fie auch unter den Be: 

ftandtheilen des Nationalcapitald aufzuzählen vergipt), ebenfalls in ver Note, die Gapiral: 

eigenfchaft zugefprochen. 

Durch eine Autorität wie K. H. Nau geflügt, vermochte fich dieſe Smith'ſche Doctrin in ſeht 
vielen Lehrbüchern zu verbreiten und bis zur Stunde.zu erhalten. Unter ven denfenden Prat: 
tifern hat fie jedoch wol faum je.viel Glück gemadt: die Conſequenzen find zu wenig ſchmeichel⸗ 
baft und viel zu wunderlid. Jeder rangirte Fabrikant und Kaufmann wird fih wol in feinen 
Büchern ein befonderes Haushaltungsconto anlegen; er wird aber darum bie Zumuthung Dod 
etwaß ftark finden, daß er mit feinem häuslichen Aufwand und mit der Arbeitöfraft, vie diefer 
erhalten, mehr dem Genuffe und weniger. vem Vermögen gedient, als der Aufwand und Die 
Thätigkeit dev Arbeiter, denen fein techniſches Willen und fein jpeculatives Talent erft dad Brot 
fchafft. Unſer Fabrikant würde ſich auch nicht wenig fträuben, wenn die Regierung, umnab 
dem Rau'ſchen Gapitalbegriif das Volfävermögen zu vermehren, fein Einfommen durch eine 
unmäßige Gewerbfteuer gewaltig redueiren und aus dem Ertrage der Steuer Sachgüter yre: 
ducirente Rurusfabrifen errichten würde. Wol würde vielleicht die blöde Menge auch darin eine 
Bereicherung bes Volks erbliden. Allein aud ihr würde es doch zu bunt werden, wenn 
die Regierung, nah Rau's Gapitalbegriff, alle Wohnhäufer niederreißen ließe, um, mit den 
Steinen, weil diefe nicht Nugungen, fondern Sachgüter, das Volfsvermögen zu mehren. Wer 
weiß, wie weit ed damit Fame, wenn erft einmal, wiederum nah Rau's Gapitalbegriff, Kunft 
und Wiſſenſchaft nur nod als Schmarogerpflanzen am Erwerbftanıme geduldet würden! Es 
ift in der That nur Selbjtvertheidigung, wenn man gegen dieſen Capitalbegriff im Namen der 
Wiſſenſchaft Verwahrung einlegt. Gleichviel was die Gelehrten für Begriffe mit den Ber: 
mögen, oder dem Sachgute, oder ſelbſt dem Gapitale verbinden, wenn man einmal mit Rau das ° 
Gapital, und zwar ganz treffend, ald den Erwerbſtamm charakteriſirt, fo verlangt die logifche 
Gonfequenz, dag man aud alle Güter, fofern ſie nicht allein zur Zierve, fondern zur Erhaltung 
dieſes Stammes dienen, diefem Stamm auch ohne Ausnahme einverleibe. Dieje Beſtimmung 
erfüllt aber nicht allein dev Aufwand der induftriellen, ganz ebenjo wol aud der aller andern 
Klaffen, die dur ihre techniſch-ſpeculative, duch ihre bildende und füttigende Thätigkeit der 
Technik erft vie intelleetuellen Schwingen und moraliihen Triebfedern verleihen: d. h. der Auf: 
wand der Unternehmer, dev Männer der Wiflenfchaft und des Staatsdienſtes ſo gut wie der der 
Induſtriearbeiter. Wer ſich gegen dieſe Wahrheit ſträubt, huldigt einem Vorurtheil des ger 
meinen Lebens, zu deſſen Zerſtreuung gerade die Wirthſchaftslehre berufen iſt. 

Nur ſchrittweiſe und unter häufigen Rückfällen hat ſich dieſe Einſicht ſeit A. Smith unter 
ven Nationalökonomen Bahn gebrochen. Der Verlauf dieſes ideellen Kampfes, die Waffen, 
deren man ſich dabei bediente und noch bedient, find für die Jugendlichkeit unſerer Wiſſenſchaft, 
für die Hinderniffe, die auch die einfachſte Wahrheit in ihrem logiſchen Entwickelungsgange zu 
überwinden hat, nicht wenig harafteriftiich. Jeder Bor: und Nüdfchritt in der angedeuteten 
Richtung dreht ſich nämlich um die Controverſe, ob neben jenen induftriellen und den ſachlichen 
Gebrauchscapitalien, aud) noch dieſes oder jenes immaterielle Gut als Capital anzuerkennen ſei 
Mit einem fühnen Griff hatte Ganard („Principes d’&conomie politique‘‘) und nach ibm ver 
vielverbiente 3. B. Say („Cours pratique“) neben den ſchon von Smith anerfannten inbu: 
ſtriellen Talenten auch alle Arbeitöfräfte, auch die der Lehrer, Gelehrten u. j. w. in ben Ga: 
pitalbegriff gezogen. Ähnlich bei ven Engländern ver vielgelefene Mac Culloch (‚Principles of 
Pol. Econ.“). Malthus dagegen bewährte ji („Defimifions etc.) aud auf dieſem Gebiet ald 
Puritaner. Er fo wenig als die fpätern franzöfiichen Eklektiker, Roſſi, Ganilh undandere, woll: 
ten die Arbeitöfraft als ein Capital gelten laſſen. Mit ihnen flimmt injomweit auch Roſcher über: 
ein. Er bezeichnet die Aufnahme ver Arbeitskraft unter dad Capital ausdrücklich ald einen 
Rückſchritt in ver Analyſe, während er dagegen „die höhere Fertigkeit, welche ſich ein Arbeiter 
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durch wiflenichaftlihe Studien, das größere Vertrauen, welches er ſich durch lange Bewährung 
erworben hat“, und jogar ven Staat ald das bedeutendſte unkörperliheGapital anerfennt. Man 
hebt, die Frage tft controverd genug, und fie bat auch in der That viel Scharfiinn ynd Papier 
gekoſtet. Sonſt unlösbar, löſt ſie ſich jedoch ſehr einfach, wenn man nur über das relativ un- 
weſentliche Merkmal des Materiellen oder Immateriellen hinwegſehen und den Maßſtab im 
Auge behalten will, der hier ausſchließlich entſcheiden kann. A. Smith, wenn er unter den Ca— 
pitalbeſtandtheilen die induſtriellen Talente aufzählt, behält ihn feſt im Auge: „Viertens“, 
heißt es a. a. O., „beſteht das ſtehende Capital aus den angeeigneten und nützlichen Fähig— 
keiten aller Bewohner und Mitglieder der Geſellſchaft. Die Aneignung ſolcher Talente jegt 
voraus, daß ſich der Beiiger während feiner Erziehungs, Bildungs: und Lehrzeit zu erhalten 
vermöge, verlangt daher ſtets eine wirkliche Auslage und dieſe ift ein, ſozuſagen, in feiner Per— 
fon firirted und verwirklichtes Capital, Dieje Talente bilden ebenſo einen Theil feines eigenen, 
wie ded Vermögens ver Geſellſchaft, ver er angehört. Die vermehrte Geſchicklichkeit eined Ar: 
beiters läßt ſich ganz in' demſelben Lichte betrachten wie eine Majchine oder ein Hülfsmittel des 
Handels, das die Arbeit erleichtert und abfürzt, und obgleich es einen beftimmten Aufwand er: 
fordert, diefen Aufwand doch mit Gewinn wieder einbringt. Aus den legten Worten gebt 
klar hervor, daß U. Smith jene geiftigen Eigenſchaften nur injofern ald Gapital gelten, als jie 
einen Gleich⸗ und Mehrwerth an Vermögen hervorbringen. 

Smith 5 Definition gilt nur mit diefer Beihränfung; wenn dieje bei jenen Gapitalcontro= 
verien nur zu häufig zu Boden fällt, fo mag man ſich Dafür vielleicht mit der loſen deſeriptiven 
Natur, aber nicht mit dem Sinn feiner Definition entſchuldigen. Wo dies aber immer geſchieht, 
begibt man ſich des einzigen Kriteriumd, das über die Gapitaleigenihaft der Güter und zwar 
aller Güter ohne Ausnahme entfcheidet. Warum? Aus dem einfachen Grunde, weil die Güter, 
inſoweit fie diefed Merkmal tragen, und nur injoweit jie ed tragen, ſämmtlich in gleichartiger 
Weife und unter gleichen oder au verwandten Bedingungen eine und diejelbe wejentlide Seite 
des wirthſchaftlichen Lebens berühren: die Seite des Verbrauchs durch den Gebraud und der 
für den Wohlftand überall unentbehrlihen Reproduction des verbrauchten Vermögens. ;Hic 
Rhodus — hic salta! Die Probe ift leicht zu machen, wenn man die erwähnten immateriellen 
Güter ohne diejes Merkmal unter die von den Sachcapital allgemein präpicirten Eigenſchaften 
und Gejege zu ſubſumiren, oder fie mit dieſem Merkmal daraus auszuſchließen verſucht. 

Kann die Arbeitskraft ohne dieſes Merkmal als Capital gelten? Eine Vermehrung der Ar⸗ 
beitskraft, ſei es durch verbeſſerte Ernährung oder durch Vermehrung der Familienzahl vermehrt 
oder vermindert das Vermögen, je nachdem der davon unzertrennliche Mehraufwand durch einen 
erhöhten Ertrag (mehr als) erſetzt oder nicht erſetzt wird, ganz ebenſo wie der ſonſtige perfün- 
lihe Aufwand, je nachdem er die Erwerbögejchicflichkeit fteigert, over nur den Genuß erhöht. In 
beiven Fällen wird die Wahl des einen oder andern Wegs theilweife von eigenthümlichen Um— 
ftünden (Stärke des Familientriebs, religiöfe Lehren — Gulturentwidelung), großentheild aber 
von denjelben moralijhen Kraft: und Shwächezuftänden und den gleihen dafür maßgebenven 

ſocialen und ſtaatlichen Verhältniffen abhängen. Rau erklärt es zwar a. a. D. für unpaljend, 
daf man ven Menſchen vergeftalt im Lichte eines Capitals betrachte. Und dünkt jedoch gerade 
som Standpunkte einer gefunden Ethik nichts erfprießlicher und nothwendiger, ald daß man die 
Fragen des Familienlebens und der Geſchlechtsverhältniſſe immer allgemeiner und Flarer im 
Zuſammenhang mit ihren naturgefeglichen wirthichaftlihen Folgen und im Lichte der Daraus 

rejultirenden Pflichten betrachten lerne. — 

Ahnlich verhält es ſich mit der von Roſcher dem Capitale zugezählten höhern Geſchicklichkeit. 
Sie iſt an ſich jo wenig ein Capital, daß bekanntlich gerade dieſe Geſchicklichkeit, inſofern ſie 
den Kunſttrieb oder ihren Liebhabereien blind nachgibt, für viele zur Urſache ihres wirthſchaft— 
lihen Ruins wird. Nur wo man den mit der techniſchen Ausbildung verfnüpften Aufwand an 
Zeit, Kraft und Mitteln der Rückſicht auf den Ertrag anpaft, wird auch vie höhere Geſchicklich⸗ 
keit zu einer Quelle erhöhten Wohlſtandes: eine Erwägung, die wiederum in eigenthümliche 
Culturverhältniſſe hinüberleitet. 

Nicht minder ſcharf iſt endlich das Merkmal ver Vermögeunsreproduction feſtzuhalten, wo 
es ſich um die Capitaleigenſchaft der perſönlichen und öffentlichen Dienſte handelt. Daß dieſe 
Dienſte unter Umſtänden genau wie die induſtriellen Sachcapitalien wirken, ſteht, wie gejagt, 
für jeden nicht in Schulbegriffen befangenen Beobachter außer Zweifel. Ginestheild verbraus 
en die Klaſſen, die dieſe Dienfte leiften, Sachgüter ; anderntheils wäre ed ohne dieſe Dienſte und 
den davon unzertrennlichen Verbrauch um die Ausbildung und Erhaltung ber phyſiſchen und 
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intellectuellen Hülfsmittel, der moraliſchen Triebfedern, der Öffentlihen Schutzwehren aller 
Sachproduction auf das übelfte beftellt. Das gilt nit nur von Arzten, Lehrern, Beamten 
u. f.w., gilt fogar von Schaufpielern, Muflfern und allen Bergnügungebienften , injofern 
ihre Thätigkeit dem Geifte eine neue Spannfraft verleiht und von unwirthſchaftlichern Zer— 
ftreuungen abzieht. In jener Gulturperiode Großbritanniene, wo man die nüglihe Bildung noch 
allgemein in ven Werkftätten und auf der Straße auflefen mußte, und wo ar dem geijtlichen 
Herrn nicht etwa feine chriftlihe Tugend am glänzendften leuchtete, wo der Dichter fo gut mie 
der Randpfarrer die ganze wüfte Roheit feiner ariſtokratiſchen Brotherren fpiegelte: in dem Zeit: 
alter Hogarth’8 und Smollet's mochte auch A. Smith die Gapitaleigenihaft der perfönlichen 
Dienite wol überfehen. Und es bedurfte nicht gerade feiner ſchottiſchen Nüchternbeit, wenn er ala 
Zeitgenoffe des Kampfes gegen die amerikaniſchen Golonien und der Schandthaten Haſtings' 
von allem reizvollen parlamentarifhen Parteiſpiele und allem Staatödienfte feine günftigere 
Meinung faßte. Wer jevod in dem Zeitalter ver Davy und Whatley, der Dickens und Peel an 
derjelben Anſchauung fefthält, begeht jogar in England einen Anahronismus, und muß es 
fi, wenn er diefelbe Vorftellung in das Land der Volksſchulen, der Humboldt und Stein ver- 
pflanzt, gefallen laffen, daß ihn jever Schulfnabe zurecht weiſe. 

Es bedarf nur diefer Veranſchaulichung, um in der Beurtbeilung der Gapitaleigenichaft 
der Dienfte auch an dem rechten Mapftabe feitzuhalten. Selbft aus jener geſchichtsphiloſo— 
phiichen Bogelperfpective, mo alles, was wirklich, in Eine Vernünftigkeit verſchwimmt, wird 
man doch faum behaupten wollen, daß der britifche Wohlſtand durch die unnüge Verlängerung 
deö Golonialfrieged und durd die Wortbrüdigfeit von Haſtings, oder daß er durd die Liba— 
tionen der englifchen Randpfarrer und durch die liederlihen Nomane and Garicaturen der eng: 
lifhen Dichter und Zeichner gefördert worden fei. Für die folgenden Generationen, für die 
Zeitgenoffen von Macaulay und Thaferay find ſchließlich auch alle jene Thorheiten und Uppig= " 
feiten zu einer Quelle der nüglichften Anregung und Belehrung und zur Beranlaflung des aller: 
wirthichaftlichften Aufwandes geworden. Und wer die Befriedigung jeder blinden nationalen 
Leidenschaft, wer den Kigel der parlamentarifchen Rhetorik und die Befriedigung der noblen 
Paſſionen höher anſchlägt ald ven Schuß gegen das Elend, die Mittel zu einem moralijchen 
Lebensmwandel und zur männlichen Unabhängigkeit, die ein wachſendes Vermögen der Maſſe 
einer Nation gewährt, mag von feinem Standpunfte jene ariftofratifhen Culturerſcheinungen 
auch für das 18. Jahrhundert als eine Wohlthat preiien. Selbſt von dieſem geſchichtöphiloſo— 
phifhen Standpunkte wird man jedoch fo viel zugeben, daß die Geiftlihen und Dichter und 
Maler und Politiker unferer Zeit, falls fie ihren Beruf in demſelben Sinne durchfübren woll- 
ten — vielleicht der Cultur, darüber läßt ſich ftreiten, aber ohne alle Widerrede dem Wohlſtande 
ihrer Zeitgenoffen nur dad gerade Gegentbeil eines Dienftes leiften würvden. Die Wirthſchafts— 
wiſſenſchaft aber hat ſich nicht mit der geſchichtsphiloſophiſchen, ſondern einzig und allein mit 
der wirthſchaftlichen Bedeutung der Lebenserſcheinungen zu befaffen ; und zwar von einem Stand- 
punfte, der ſich nicht in die Nebel ver Vergangenheit oder in die ungewiſſe Zukunft verliert, ver 
vielmehr feine Merkiteine mitten in ver Gegenwart, für alle, denen ihr eigenes oder das wirth- 
ſchaftliche Wohl ihrer Mitmenihen am Herzen liegt, deutlich unterfheidbar hinſtellt. Dem: 
gemäß ift auch allen Privat: und öffentlihen Dienften, fo viel Nugen oder Vergnügen fte fonft 
bringen, die Gapitaleigenfchaft wie jedem beliebigen materiellen Werkzeuge nur infoweit zuzu— 
geftehen, als ihre Rückwirkung auf das Vermögen, ihr jahliher Nugen, den Aufwand, ven fie 
verlangen, zu erfegen und zu vergüten verſpricht. Allerdings find die Verhältniffe, die hierfür 
maßgebend, nicht mit dem Zirkel und Lineale zu meſſen und nicht wie algebraijche Aufgaben mit 
einigen feftitehenden Formeln zu erihöpfen. Wie ganz unentbehrlich aber trogdem ein Abwägen 
diefer Berhältniffe gerade von den wirthſchaftlichen Gefihtöpunfte, zeigt doch ein jeder Blick 
in das praftifche Wirthſchaftsleben, und die Wirthſchaftstheorie hat diefem praftiichen Bedürf— 
niß ſchon dann einen weientlihen Dienft geleiftet, wenn jie nur im allgemeinen auf die Notb: 
wendigfeit eines ſolchen Abwägens und den bafür allein geeigneten Maßſtab Hinweift: die An= 
wendung bleibt dann der Beurtheilung des concreten Falld, der Wirthihaftspolitif überlaflen. 

So beſcheiden aber diefe Aufgabe, fo unentbehrlich ift ed, daß fie mit der nörhigen Präcifion 
und Klarheit gelöft werde. Vom wilfenihaftlichen Standpunkte erjcheint es gleich wenig dien— 
lid, ob man, wie es von Rau geſchieht, die Capitaleigenſchaft der Dienjte vollftändig ignorirt, 
oder ob man fie in einer Flut von hiſtoriſchem Detail vollftändig außer Augen verliert. Daran 
leidet insbefondere die Auffaffung der bedeutendften veutichen Autorität — die Gapitallehre Ro— 
ſcher's. Roſcher unterſcheidet von den Productiv: die Gebrauchscapitalien, die bei der Production 
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„berfönlicher Güter und nüglicher Verhältniſſe einwirken“, und bemerkt dazu weiterhin: „Die 
Neeife andererfeit®, welche der Fabrifant dem Staate vorfchießt, die Rente, welche der Pachter 
feinem Grundherrn vorauszahlt, der Lohn, melden der Arbeiter über fein dringendes Bedürfniß 
binaus erhält: find lauter Gebraudyscapitalien, obſchon fie gewöhnlich als Productivcapital bes 
trachtet werden.” Wir wollen nit darüber mäfeln, ob ſich nicht dieſe Unterfheidung, wie alle 
ähnlichen, die auf der vermeintlihen Gongruenz beftimmter Gapitalflaffen mit der Art — und 
nicht dem Maß ihrer Verwendung fuhen, genauer beſehen, in Schein auflöft; dad Wichtigere ift, 
daß nad diefer Definition auch das Capital erfheint, maß feiner Natur nad) das gerade Gegen- 
theil, ein nur capitalzerftörender, reiner Lurusaufwand fein mag. Wir erinnern an die obigen 
Beifpiele über die wirthſchaftlich- verderblichen Zwecke, mozu die Nente in den Händen des Guts— 
berrn, die Aeciſe in den Händen des Staats misbraucht werden kann. Es bedarf kaum des Bewei— 
ſes, wie ein Bermwifchen dieſes weſentlichen Unterſchiedes der Erſcheinungen durch die Unbeſtimmt— 
heit des Begriffs jeder ſcharfen Analvſe und zutreffenden Speculation über die Urſachen des 
Nationalreichthums, über die Veranlaſſungen und Heilmittel öfonomifher Misſtände im Wege 
fteben muß. Bedarf es eines Beweiſes, fo liefern ihn übrigens in ſchlagender Weiſe die eige— 
nen Betrachtungen, die das Haupt der hiftorifchen Wirthſchaftsſchule gelegentlic, feines Gapital: 
begriffs weiterhin anftellt. „Eine im Verhältniß zum Productivcapital bedeutende Größe 
des Gebrauchscapitals“, meint Nofcher, „kann bei Hocdheultivirten Völkern für ein ſicheres Zei: 
hen bedeutenden Reichthums gelten. Man glaubt hier, bei aller Erwerbluft, ſchon genug er- 
worben zu haben, um nun auch reichlich genießen zu dürfen. Ich erinnere an die auffallende 
Pracht des Silbergefhirrd und der übrigen Hausgeräthe im englifhen Mittelftande. Aber auch 
Länder wie Rußland oder Merico haben unverhältnigmäßig viel Silberzeug. Hier offenbar ein 
Sympton geringer Neigung oder Gefchicklichkeit, ſolche Gapitalien zur nüglichen Güterproduction 
zu verwenden. Wie viel reicher wäre Spanien heute, wenn es die müßigen Gapitale feiner 
Kichenpradt für Chauffeen und Kanäle benugt hätte!’ Was folgt aus diefer hiftorifchen Be— 
trachtung, aus diefer VBergleihung der fogenannten Gebrauchscapitale unter verſchiedenartigen 
hiſtoriſchen Berhältniffen? So weit wir fehen, nur das Trügerifche diefes fogenannten fihenn 
Zeichens des Nationalreichthums und die capitalfeindliche Natur, die das fogenannte Gebrauchs⸗ 
capital unter Umftänden annimmt. Es folgt daraus, daß inmitten eines Uberfluffes viefer Ge— 
brauchscapitalien das eine Volk doch an allen Gütern, die das Vermögen gewährt, an Sicher: 
Heit und Behäbigkeit ver Eriftenz, an Moralität und Rechtsachtung, an perſönlicher Tüchtigkeit 
und flaatlicher Kraft, weit hinter dem andern zurückſtehen fann. Einen Wink zur Löfung dieſes 
Räthſels gibt aber, dem Hiftorifer wie ven Staatsmanne, nicht der Begriff eines Gebrauchs— 
capitald, das ſchlechthin nützliche Verhältniffe und perfönliche Güter (?) erzeugt, fondern nur 
der Gapitalbegriff, der allen Aufwand für Genüffe und Dienfte, die die Inpuftrie befruchten, 
ein= und allen Aufwand, der die gegentheilige Wirkung hat, ſtreng ausſchließt. Man kann eö 
im Intereffe der Bopularifirung der wirthſchaftlichen Erfenntniß nur loben, wenn man bie 
wirthſchaftlichen Begriffe und Lehrſätze zur Erklärung ver Gefhichte und das hiftorifche Beifpiel 
zur Veranſchaulichung der Theorie verwendet: für beide Zwecke erfcheint ed doch gleich unent— 
behrlich, daß fih im Begriff und der Illuftration auch Züge nach ihrer wirthſchaftlichen Bedeu— 
tung fpiegeln., 

Um diefe Züge ſcharf zu harakterijiren, gilt e8 freilich, daß man der Fülle der Erſcheinungs— 
welt, womit der Hiftorifer und Staatsmann hantiert, für eine Zeit entfchloffen ven Rüden 
wende. Der Reihthum des Dafeins wirft nur verwirrend, wo man die darin offenbarten Kräfte, 
um fie in allen Berfhlingungen ihres Weges zu verfolgen, nothwendig, fei ed durch dad Erpe- 
riment, oder wie im ſocialen Leben durch die Macht des abftracten Denkens vereinfamen muß. 
Alle Theorie, die Ethik fo gut wie die Phyſik, und die Volkswirthſchaftslehre fo gut wie die 
Phyiiologie, lebt in dieſem abftracten Schattenreiche. Wie wenig fich jedoch unfere Theoretiker 
in diefem ihrem Elemente noch eingelebt, zeigt die ganze Dogmengeſchichte ver Wirthſchaftslehre. 
. Über die Güter, die inner= und außerhalb des Gapitalbegriffs fallen, wird der Meinungsftreit 
ganz ebenio geführt, als ob es ſich um die Klaffification eines Naturreichs oder um die Charak⸗ 
terifti£ biftorifcher Perioden handelte, ald ob durch die Merfmale, die ein Gut als Capital legiti: 
miren, über fein ganzes Dafein entſchieden würde, ald ob es jih um das Gepräge einer Art 
und nicht um Beftimmungen handelte, die den Gütern je nad dem Sinne der wirthſchaftenden 
Berfönlichkeit von heute auf morgen wieder genommen werben. In allen Gontroverfen über 
die Gapitaleigenfdaft ver Arbeitöfraft, ver Gejchieklichfeit, ver Dienfte u. f. w. fpuft dieſes Vor: 
urtheil, und ebenfo unverkennbar tritt e8 auch in der weitern Frage über die Capitaleigenſchaft 
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des Grundeigenthums zu Tage. Roſcher 3. B. läßt ald Capital nur gelten Bodenmeliora⸗ 
tionen, wie z.B. Entwäflerungs= oder Bewällerungsanftalten, Deiche, Zäune u. ſ. w., die fih 
oft (!) freilich mit dem Boden ſelbſt dermaßen vermiſchen, daß jie kaum mehr jelbftändig davon 
zu unterfheiden find.’ Dagegen kann er ed „nicht billigen, wenn andere die Grundjtüde mit 
unter den Begriff Capital bringen. Die Grundſtücke find in ihren vornehmſten wirthſchaft⸗ 
lichen Verhältniffen von den übrigen Gapitalien fo verſchieden, zum Theil fogar dieſen legtem 
fo diametrifch entgegengefegt, paß ihre Zufammenmwerfung in diejelbe Rubrik doch nur eine 
fcheinbare fein kann“. Beſtehen ſolche diametrifhe Gegenfäge etwa weniger im Vergleiche der 
Geſchicklichkeit oder des Staats mit ven Sadcapitalien? Was kümmern uns aber alle jonftigen 
Unterſchiede zwijchen diejen Güterklaſſen, wenn fie in der einen Eigenſchaft, aus der ſich der Ga: 
pitalbegriff allein aufbaut, in der Fähigkeit Vermögen zu verbrauchen und diejen Aufwand mit 
Gewinn mieder zu erfegen, und in ven Bedingungen, worunter dieſe Eigenſchaft entitebt, wächſt, 
verfällt, weiter wirft, congruent find? So verhält es ſich durchweg mit ven Grundſtücken. Soll 
die Landwirthſchaft nicht verarmen, jo muß das im Boden haftende und dur die Cultur ver: 
zehrte Vermögen, gleichwie die Abnugung einer jeven Maſchine, durch verftändige Sparfamteit 
regelmäßig wieber erfegt werben. Zu dem Verbraudten gehören aber in diefem Ball nicht nur 
die dem Grundſtück durch Meliorationen, ebenfo wol die ihm durch Die Natur verliehenen Vor: 
züge; werben fie nicht durch Erſatz erhalten, jo wird auch die jungfräulichſte Bodenkraft, gleich 
ver ſolideſten Mafchine, wo man ihre Neparatur vernachläſſigt, wenn auch langſam, doch jüder 
zu Grunde gehen. Wenn aber die Rente aus den Bodenbejig und der Preis des Bodens durch 
diefe natürlichen Vorzüge oder auch durch Die Seltenheit des Eulturbodend überhaupt eine Eigen: 
thümlichkeit erhält, fo gilt ganz das Gleiche von der höhern Begabung verfchiedener Arbeiter: 
klaſſen, und find darum Lohn, Nente und Preis doch ganz in demfelben Verhältniß höher oder nie⸗ 
derer ald die Naturfräfte durch fhonende Bewirthihaftung mehr oder weniger vollftändig wie: 
der erjegt worden. Welche andere Kräfte auch in die Production, ven Taufh und das Einfom- 
men aus dem Boden, aus der Arbeitöfraft ‚der Geſchicklichkeit, ver Dienftleiftungen eingreifen: 
pro tanto, als jie einen Vermögensverbrauch veranlaſſen und diefer mehr oder weniger durd 
Sparjamkeit und Betriebjamfeit erjegt wird, beweifen fie aud in allen ihren Verbindungen und 
nad) denſelben Bejegen ihre Capitaleigenſchaft. 

Nach diefen Erörterungen wird num auch die Streitfrage, die wir bisher abjichtlich zurud- 
geitellt, ob nämlich nur materielle oder auch immaterielle Güter unter ven Capitalbegriff fallen, 
mit wenig Worten zu erledigen jein. Das Capital ift fein Begriff, der an der Art der Güter 
fefthaftend, zu einer bleibenden Gintheilung biefer Güter zu gebrauchen wäre. Es iſt in erſter 
Linie eine Borftellung, die an allen Gütern, injofern fie einen Verbrauch und eine Erzeugung von 
Bermögen veranlaflen, in jeden einzelnen Ball das Werthverhältniß zwiſchen dem verbraud- 
ten und hervorgebrachten Vermögen unterfcheiven lehrt. Für pad Zutreffende diejer Unter— 
fheidung, für den Kern des Begriffs ift ed ganz gleichviel, ob fid) die Definition in jedem be— 
flimmten Fall an das verbrauchte Vermögen oder aber an den Act haftet, der zu dem Verbraude 
Beranlaffung gibt. Es ift für den Zwed der Unterſcheidung, was Gapital und mas nicht Ca— 
pital, ganz gleichviel, ob ich dad Capital definire als das in Verbindung.mit einer Dienjtleiftung 
verbrauchte und nad) feinem vollen und Mehrwerthe reproducirte Vermögen, oder aber.ald die 
Dienftleiftung, die den damit verbundenen Vermögensaufwand nad) feinem vollen und Mehr: 
werthe erſetzt. Es ijt jedoch ebenjo felbiteinleuchtend , daß der Wirthſchaftsſprache verſchiedene 
Worte zu Gebote ſtehen müfjen oder aber um dieſe Eigenſchaft von dem Aufiwand, der den Dienit 
begleitet, von dem Dienft, womit der Aufwand Hand in Hand geht, zuprädiriven. Zur Begrifis- 
verwirrung würde es führen, wenn man für den einen und andern Zweck daſſelbe Wort gebrau 
hen würde. Denn das Capital ift-eine Vorftellung, die zwar einestheild die Dinge nad ihren 
Wertheigenfhaften auseinander zu halten, aber auch die Dinge verfelben Art, injofern jie die be: 
ſtimmte Wertheigenjchaft befigen, ‚in einen Größebegriff zufammenzufaflen dient. Offenbar 
wäre ed eine durchaus irrige Borftellung von der Größe eined vorhandenen Gapitald, wenn 
man darunter mit dem Aufwand, der den Dienft nährt, auch den Dienft, ver den Aufwand 
verurſacht, begreifen wollte. Das beftimmte Maß des Vermögens, welded die aufzuimen: 
benden Güter repräfentirt, verfchwindet, jobald der Aufwand wirklich ftatthat, der Dienit 
wirklich zum Gapitale wird; ed wird in derfelben Progrejiion aufgezehrt, ald der Dienit 
feine ‚reprodustive Kraft gewinnt, neues Vermögen anjegt. Um dieſes Verhältniß nicht zum 
Nachtheile eines jeden klaren Verſtändniſſes ‚zu verbunfeln, iſt es unentbehrlich, die Capital: 
eigenſchaft der Sachgüter und der Dienfte mit unterſchiedenen Worten zu bezeihuen. Daran 
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wäre nicht vorbeizufommen, auch wenn für den befondern Zweck das entfprechende Wort erft zu 
erfinden wäre. 

Erwünſchterweiſe bevarf ed jedoch Feiner foldden neuen Prägung. Unter der Flut unnüger 
tehniiher Namen, die die Volkswirthſchaftslehre verunftalten, findet fich ein Wort, daß vie Ga: 
ritaleigenſchaft der Dienfte, und ſonſt von der Welt weiter nichts bezeichnet, das Wort: produce: 
tioe Arbeit. Auch darüber ift fich zwar die deutſche Wiſſenſchaft nichts weniger als flar gewor: 
den. Wer ihre Betrahtungen über das Capital und die productive Arbeit verfolgt, follte 
meinen, baß es fich hier und dort um bie Beftimmung und Aufklärung ganz verihiedenartiger 
Seiten des Wirthichaftölebend handelte. Nofcher nennt ed geradezu „einen auffallenden Rück— 
fchritt der Doctrin‘‘, wenn der bedeutendſte unter den lebenden Nationalöfonomen, I. St. Mil, 
in dem bier aufgeftellten Sinne die productive Arbeit ald diejenige definiert, Die eine Vermeh— 
rung materieller Producte zur endlichen (nicht unmittelbaren) Folge hat. Wir erinnern da⸗ 
gegen an dad weiter oben über die Gapitaleigenichaft dev Dienſte Beigebrachte. In der Technik 
und Gtbif mag man den Werth der Dienfte wie der Sahen nad) dieſer oder jener Eigenichaft 
bemeilen. In der Wirthſchaftslehre, vie alle Erfcheinungen nur nad) ihrer Bedeutung für den 
Zwed der Wirtbihaft, für die Verforgung mit Vermögen betrachtet, gilt nur dasjenige Ver— 
mögen ald Bapital und nur diejenigen Arbeiten ald productiv, die die Wiederhervorbringung 
eines Gleich⸗ und Mehrwerths an Vermögen vermitteln. 

Die Capitalbildung und ihre Störungen. Wie die Pflanzen ihre Nahrung zu— 
gleich and dem Boden und aus der Yuft ſaugen, fo find ed auch zwei wefentlich verſchiedene Ge— 
biete, woraus das Gapital (der Erwerbftamm) feine Kraft zieht: die Naturfräfte und die Künſte, 
die zu ihrer Beberrichung führen auf der einen — die Einſicht in den Gaufalzufammenhang des 
wirthſchaftlichen Verkehrs und die fittlihen Kräfte auf derandern Seite. Unter ſonſt gleichen 
Umftänden, d. b. eben bei gleicher wirthſchaftlicher Einficht und Moralität, wird ſtets dad Indi— 
viduumt und Volk das rapitalgewaltigere fein, dem die reichften Naturfräfte und die vollfom: 
mente Technik zu Gebote fteht. Wir haben es hier nur mit jenen intelleetuellen und ſittlichen 
Beringungen zu tbun; geographiide, etbnograpbiiche und technologiſche Betrachtungen liegen 
auger unjerer Anfgabe, 

Schon die techniſche Aufgabe muß jedoch, foll das Vermögen wirflih dadurd erhalten und 

gemebrt werben, von der Einjicht in jene Verkehrsgeſetze und der Kraft ihnen nachzuleben durch— 
drungen fein. Wer jagt, um wie viel ver Nationalwohlitand wachſen würde, wenn unjere 
Bauern, Handwerker und Krämer erft alle zu rechnen verftänden! Was hier täglich durch eine 
mangelhafte Einſicht in ven Verkehrswerth der Productiondmittel und Producte verloren gebt, 
beträgt vielleicht mehr ald das Capital, dad durch die periodiſch wiederkehrenden Irrthümer der 
stoßen Unternehmungen nicht zernichtet, aber in feinem reproductiven Werthe ganz weſentlich 
beeinträchtigt wird. Auf dieje Handelöftifen übt Die Entmuthigung der Gapitaliften in der Zeit 
dei revolutionären und der materialiftifche Schwindelgeift in der Zeit des reactionären Deli- 
riums einen ſehr entiheidenden Einfluß aus. Indeſſen überlaffen wir es den bezüglichen Ar: 
tifeln des „Staats-Lexikon“ näher auf diefe Punkte einzugehen: an diejer Stelle wollen 
wir nur den Segen einer verbreiteten Einſicht in Die Gefege des wirthſchaftlichen Verkehrs ber- 
vorbeben. Sie thut den fogenannten Gebildeten nicht viel weniger noth als den Ungebilveten. 
E handelt ſich dabei auch nit eiwa allein um die Kunft, einen Betriebsanichlag herzuftellen, 
oder umt vie Fähigkeit, dad Geld vom Gapitale und den Einfluß übermäßiger Gapitalanlagen 
von dem Einfluß eines geitörten Greditvertrauend zu unterſcheiden. So wohlthätig ſich diefe 
Ginfiht in normalen wie in kritiſchen Wirthſchaftsperioden der Mafle unjerer Landleute und 
Kaufleute und Bankiers bewähren würde: die Verbreitung volkswirthſchaftlicher Aufklärung 
bat aud eine höchſt bedeutungsvolle politifche Seite. Wenn gegenwärtig unjer Handwerker: 
fand, um „ſtandesgemäß“ zu leben, mehr verbraudt ald produeirt und in feiner Technif ftatt 
den ſocialen Werth ver Broducte eine überlebte Tradition und feine mechanischen Liebhabereien 
zur Richtſchnur nimmt; wenn der Arbeiter, ohne Die Erwerbsconjuncturen zu fragen, feine 
Kinvderzabl vermehrt: fo ift e8 „die Übermacht ded Gapitald, die Härte der Gapitaliften, die. 
Gleihgültigfeit des Staats’, die er fr alles Elend und alle Sorge, die ihm feine unwirth⸗ 
ſchaftliche Hanblungsweije einträgt, verantwortlich macht. Man belehre diefe Klafje über Die 
Ratur des Gapitald und der productiven Arbeit, jo wird jene Noth und Sorge nicht mit einem 
Schlage verſchwinden, aber jedenfalls um etwas raſcher abnehmen und feinenfalld wird Die 
Maſſe fernerhin — die Erfahrungen in England beweifen ed — die Bejigenden und ie Re: 
gierung für ihre ſelbſtverurſachten Xeiden verantwortlid machen. 
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Unfere Regierungen haben ohnedies, und wenn ihnen auch die Vernachläſſigung der wirth⸗ 
ſchaftlichen Aufklärung weniger.zur Laſt fiele, der volkswirthſchaftlichen Sünden genug zu ver= 
antworten. Unfere ganze Regalien= und Domänenwirthichaft (das Forftweien ausgenommen) 
ift das wahre Mufter eines regelrechten und unwirtbſchaftlichen Betriebs. Bei vielen dieſer 
Gifen= und Salz: und Porzellanwerfe wird nicht einmal verbient, was an Beriengelvern für bie 
officiellen Vifitatoren daraufgeht. Und es ift fein Induftriezweig von den großen Staats: 
eifenbahnen bis zu dem Fleinften Staatöbergwerfe, der nicht in den Händen der Privatinduftrie 
zugleich mehr Vermögen produciren und weniger Vermögen verzehren würbe. 

Jahrzehnde mögen noch vergehen, ehe den Geſetzen der Gapitalbildung auf dieſem Gebiete 
ihre Anerfennung wird. Generationen aber werden jih um die Aneignung und die Nach— 
achtung der wirthſchaftlichen Wahrheiten bemühen, ehe ſich diefe Grundfäge aud das Gebiet ver 
Staatöverwaltung und Befteuerung unteriwerfen, ebe das Vermögen, das fich der Staat mittels 
des Fiscus erwirbt, auch nad allen Seiten die Hervorbringung eines Gleich: und Mehrwerths 
an Vermögen vermittelt. Es ift zwar von jeher und inäbefondere wieder neuerdings nicht wenig 
von der nothivendigen Verminderung ded Berwaltungsaufiwandes geredet worden. Und mit dies 
fen Gerede ſteht und wenigftend auch Die neuerliche Erhöhung ver Beamtengehalte, ald ein unter 
den Zeitumftänden gebotener Stimulus ibrer productiven Thätigfeit, nicht im Widerſpruch — 
fofern dieje Thätigfeit ven Namen einer produetiven auch wirklich verdient, Dazu aber fehlt nicht 
nur noch unendlich viel: e8 müſſen auch, ehe ed damit beffer wird, ganze Berge von faulen Gewöh— 
nungen und Borurtbeilen abgetragen werben. Der Staat ift nicht allein, wie ihn Roſcher nennt, 
das beveutendfte unförperliche Capital, reſp. der gewaltigfte productive, er ift nicht minder unter 
allen ver foftjpieligite und unproductivfte Arbeiter. Productivität und Inproductivität liegen 
bier zwar überall nahe beifammen; aber das Unterfheidungsvermögen der Wirthſchaftslehre 
ift doch Scharf genug, um die entgegengefegten Eigenſchaften überall auseinander zubalten. Bro: 
ductiv wird man die Beamtenthätigkeit nennen, da, wo jie eine durch feudale, fiscalifche und 
polizeiliche Beprüdung herabgekommene Gemeinde vor einer unfinnigen Verſchleuderung ihres 
Dermögend bewahrt. Entſchieden inproductiv wird aber diefe Thätigkeit, wo fie Diefe Bevor: 
mundung auch über die Gemeinden in Perioden und Gebieten aufrebt erhält, wo durch In- 
duftrie und Verkehr neue Gemeinintereffen und aus diefem Boden auch ein neuer thatkräfti— 
ger und befonnener Oemeingeift erblüht ift. Als probuctiv wird aud Die Bolizeithätigkeit gel: 
ten, wo fie Berfon und Vermögen vor verbrederifchen oder muthmwilligen Störungen bewahrt. 
Aber ebenfo inproductiv wird diefe Sorge, wo fie unter dem Vorwande der Erhaltung von Ruhe 
und Orbnung den Nüglichfeitö: und Zerftreuungstrieb des Volks in jeinen wohltbätigiten Rich⸗ 
tungen hemmt, wo ſie das Aſſociationeweſen maßregelt und jede Tanzbeluſtigung zu einem 
ftaatlihen Vergeben ftempelt. 

88 ift weit weniger die Macht einer füßen Gewöhnung, die ſich auf diejem weiten Ge: 
biete mittelbarer Vermögenserzeugung einer wirthichaftlihen Handlungsweiſe entgegenftellt: 
die ungebildete öffentliche Meinung trägt daran die überwiegende Schuld. Man fpridht, wie 
gelagt, viel von Vereinfahung der Verwaltung; aber die „Gebildeten“ laſſen ſich zählen, die 
über das Broductive oder Unproductive dev einzelnen VBerwaltungsfunctionen ein richtiges Ur— 
tbeil befähen. Bei dem großen Publikum fteht vielmehr alle verkehrte Maßregelung der Volks— 
wirthſchaft in entjchiedener Gunft. Zu viel wird nur regiert, wo einem.gelegentlich felbft der 
Schub drückt. Dagegen hat der Staat unbedingt dafür zu jorgen, daß die nationale Induſtrie 
erzogen, die Gewerbe organijirt, dem Wucher gefteuert, die Theuerung verbhütet, die Brands 
ſchäden abgemälzt, die Wirthshäufer rechtzeitig geleert werden: das alles liegt ja im Gapital- 
begrifi des Staats! Schade, daß darin nicht zugleich auch die Mittel zur Beftreitung diejed Ver: 
waltungsaufmwandes liegen! 

Bis dieſes Kunftftüd erfunden, oder aber die Begriffe des Publikums über die Bedingun— 
gen einer productiven Staattarbeit aufgeklärt find, müſſen jedoch die unproductiven wie bie 
productiven Staatsausgaben vermittelft Staatöfteuern oder Anlehen beftritten werden. Aus: 
führlicher werden beide Quellen der Etaatdeinfünfte a. a. D. dieſes Werks behandelt. Nur 
in Beziebung auf die Staatdanlehen wollen wir aud bier eined Vorurtheils gedenfen, infofern 
diejes mit einer elementaren Verfennung des Gapitalbegriffs zufanımenhängt und aud neuer: 
dings in Verbindung mit einer irrigen Gapitallehre wieder aufgefriicht wurde. Als ein Vor: 
zug der Staatsanlehen von den Steuern wird es nämlich häufig gerühmt, daß dadurch ein Theil 
des Aufwandes für nüglihe Staatdunternehmungen: Öffentliche Bauten, Bertheidigunge: 
friege u. f. w., von den Schultern der gegenwärtigen auf die, ja aud an den Vortheilen partis 
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cipirenden, künftigen Generationen gewälzt werde. Solange das Gapital noch in ven nationalen 
Windeln ftaf und der Segen des Weltverkehrs noch wenig aufgegangen war, mochte fi 
diefe Theorie noch hören laffen. Seitvem dem Capital die weltbürgerlihen Flügel wuchſen 
und die Stodung oder langfamere Entfaltung eines jeden größern Induftriezweigs die ab— 
hängigen Producenten und Gonfumenten fo gut dieffeit wie jenfeit der Landesgrenzen in 
Mitleivenichaft zieht, ift jene Behauptung vollftändig am die Luft gefegt. Richtig bleibt daran 
zwar jo viel, daß jedes Staatsanlehen, inſofern ed verzinft wird, bis zu feiner Tilgung auch die 
künftigen Generationen beſchwert. Weit entfernt jedoch, daß dadurch die gegenwärtige Genera— 
tion irgend erleichtert werde, bat fie ſich durch die verzinsliche Aufbringung ihres Staatdauf: 
wandes nur um ihren Zinjenantbeil die eigenen Schultern überbürdet : igre Steuerlaft ift um den 
Betrag diejer Zinfen gewachſen. Dagegen ift ihr verfügbares Capital dur das Anlehen um 
ganz ebenfo viel gemindert, ald wenn viefelbe Summe mit Hülfe eines Steuerzufhlags aufge: 
bradt worden wäre. Gine Million auf das Steuercapital der Gewerbe ausgeſchlagen, erhöht 
um ebenjo viel die Betrieböfoften, mindert um ebenfo viel das Einfommen diejer Producenten be= 
ziebenplih ihrer Abnehmer. Diefelbe Million als Darlehn aufgebradit, vermindert aber um 
nicht weniger das Leihcapital, das ſich fonft den induftriellen Unternehmungen zugewendet, und 
bereitet allen, ald Arbeiter oder Conſumenten an dem Erfolg diejer Unternehmungen Betbeiligs 
ten die ganz gleiche Einbuße. Wenn demnach die Staaten einen Theil ihres Aufwandes duch 
Staatdanlehen flatt dur Steuererhöhung veden, fo liegen vie Erflärungsd: und Redtfertigungs= 
gründe nicht etwa in einer verichiedenen Ginwirfung auf das Volfscapital: dieſes wird auf dem 
einen und andern Wege um ganz gleichviel gemindert, Was vielmehr die Staatdanlehen bei 
Kraft erhält, find allein die politifhen, intellectuellen und moraliihen Schwächezuſtände ver 
Geſellſchaft. Das Finanzweſen ift in den meiften europäiichen Staaten weit genug voranges 
ichritten, um die Hauptwucht einer vermehrten Steuerlaft in erfter Linie auf die Schultern ver 
Beſitzenden zu wälzen; jedenfalls wird die relativ Fleine, aber politiſch rührige und einflußreiche 
Zahl, die fi eines Gapitalüberfluffes erfreut, dabei am wenigſten ungerupft ausgehen. Selbft: 
redend machen diefe daher ein ungleich befferes Geſchäft, wenn fie dem Staatöbedürfniß durch 
Darlehne entgegenfommen: fie fparen dadurd an Steuern und erwerben noch dazu für ihr Ca— 
pital eine mühelofe, gejiherte, ventable Kapitalanlage oder Umſatzgelegenheit. Solange daher 
der Beiig, wie überall, ven Staatöbeutel regulirt, wird ſchon aus diefem Grunde der Weg der 
Staatdanlehen nicht verlaffen werden. Auch die Maffe derer, die an der Soumiflion und Crei— 
rung von Stantörenten fein fo unmittelbares Interefle nehmen, klatſcht doch dieſer Auskunft 
nur zu bereitwillig Beifall. Was der Steuerzettel mehr verlangt, das ſieht und fühlt jeder 
Pflichtige als einen fihern Verluſt; mas die Verminderung des Volkscapitals mitteld Darlehne 
durch Minderung der Erwerbögelegenheit und Vertheuerung der Producte foftet, das willen die 
wenigflen nur zu erwägen, und wenn fie es wiflen, jo vermag doch feiner den Verluft, der ihn 
perfönlidh trifft, nady Thalern und Grojchen auszurechnen. Solange daher die Ignoranz der 
Berkehrögefege und ihr Zwillingsbruder, der Furziichtige Egoismus, die Geſellſchaft beherrſchen, 
bat aud das Staatdanlehn eine gejiherte Zukunft. 

Erſcheinungen, die auf der Weltbühne eine fo glänzende Rolle übernehmen, kann es auf 
nie an der wiflenichaftlicden Schminke fehlen. Das Staatdanlehn ift eine gewaltige hiſtoriſche 
Thatſache; und ed wird immer Geifter geben, denen angejichts einer ſolchen Thatſache die na— 
türliche Erklärungsweile aus der Richtung und Zähigkeit gewiffer Intereifen und Vorurtheile 
weitand zu trivial dünkt, die nicht ruhen und raften, bis aus der Tiefe der Erjcheinung der his 
ſtoriſche Ktlopfgeiſt heraufbefhrworen und das Wirklihe auch vernünftig wurde. Die alten 
Schminktöpfchen von der Itente, die dad Ausland in Tribut jegt und dem Inlande — gleich— 
zeitig! — als revolutionärer Bligableiter dient, find in ven neuern Credit- und politischen Krifen 
durch die fosmopolitiihe Entartung ded Gapitald und die noh unverantwortligere Haltung 
der parifer Nationalgarbiiten jo ziemlich aufgebraudt. Es bedurfte einer neuen Farbe, um 
die alten Sünden zuzudeden, Man hat demnach den Gapitalbegriff abermals in die wiſſen— 
ſchaftliche Retorte gebracht und herausgefunden, daß der Verflüchtigungsproceß durch die Staatö- 
anlehen in der Volkswirthſchaft nicht etwa Lähmungserſcheinungen, vielmehr eine höchſt wohl- 
thätige Reizung der reproductiven Nerventhätigkeit hervorrufe. „Man beachte nur die Natur 
und periodische Wiederkehr der Handelökrifen. Geben fie nicht ven ſchlagenden Beweis, daß 
aud die Wirthſchaft zeitweilig an einer liberfülle von Säften leidet, und daß auch hier dieſe 
Überfülle zum lbermuthe, zur Gorruption und ſchwindelhafter Bergeudung aller Kräfte vers 
lockt? Staatsanlehen wirken daher nur wie, nach der Bauernregel, ein Aderlaß in Frühjahr: 
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ſtatt die Volkswirthſchaft zu ſchwächen, leiten fie, was ſonſt nur einer unproductiven Verfchwen- 
dung der Mittel und Verbildung der Kräfte diente, in die Staatdfaflen, die ihon ihrem Begriffe 
nad) ein Productiveapital.” Wir wollen diefe Theorie nicht an jener Bauernregel meflen; vie 
Frage, ob die Periodicität der Staatdanlehen mit einer vermeintlihen Gapitalüberfüllung zu: 
fammenfälft, bleibe vahingeftellt: vie Theorie läßt ſich ſchon auf dem Boden ihrer eigenen Ar— 
gumente fhlagen. Was ift der verborgene Schaden, der in ven Handelskriſen, fo meit fie das 
Merk ver Gejellfhaft, zu Tage bricht? Sismondi und neuerdings Rodbertus ſprechen von einer 
allgemeinen Productenüberfüllung ; nicht in den Händen der geſammten Taufchgefellihaft, denn 
das wäre ein handgreiflicher Unſinn, aber in der Hand der relativ kleinen Zahl von großen Un— 

ternehmern; hier ein überfluß gewiſſer Produetenarten, ſonſt überall ein Mangel an Kaufkraft, 

daher die Abſatzſtockungen und alle ihre bekannten verderblichen Folgen. Fragt man nad der näch⸗ 
ften Veranlaffung ver Krifen, fo muß man viefe Erflärung gelten laffen : wenn fid) die Conſum— 
tion indem Maße und zu den Preifen, wie e8 jüngft die hamburger Kaufleute erwarteten, auszu⸗ 
dehnen vermochte, wenn ſich zu den induftriellen Anlagen unferer Credit mobilierd das Betriebe: 

eapital und die Nachfrage gefunden hätte, jo waren und die jüngiten Handelskriſen ſicher er: 

ſpart. Allein befteht nicht die Hauptaufgabe, wurzelt nicht der wirthſchaftliche Vorrang ber 

großen Unternehmungen gerade darin, daß fie ihr Geichäft nicht etwa, wie jeder Krämer, nur 
den gegebenen Abjag anpaſſen, vielmehr für ihr überfchiegendes Gapital unermüdlich neue Ab: 

fagtwege aufzufuchen und durch billigere Herftellung ihrer Producte ihren Kundenkreis zu er— 

meitern ftreben? Iſt nicht Die Noth, d. h. eben in diefem Bau der Eapitalüberfluß, bier wie 

überall die Mutter des Unternehmungs: und Erfindungsgeiſtes, ift e& nicht gerade dies um 

Beihhäftigung verlegene große Capital, das das Lehrgeld aller großen Erfindungen der Neu: 

zeit beftritten, die Maſchen des Verkehrs und die Eulturſaat über alle Gontinente ausgebreuet 

hat? Und wenn nun diefer Gulturberuf des großen Gapitald möglichit reiben und ungetrübten 

Segen bringen foll, was ift die unumgängliche Vorausiegung? Daß in möglichft wielen und 

verichiedenartigen Induftriezweigen und Gebieten die liberfülle des Capitals zur Bervollfomm: 

nung und Ergänzung treibt: je mehrere ihrer find, die ſich jo in die Hände arbeiten, je leichter 

und gefahrlofer wird jeder einzelne feinen Abjat erweitern. Wer die Staatsanlehen mit einem 

wohlthätigen Aderlafle vergleicht, der vergißt, daß den forialen Körper ein unendliches Wads: 

thum auszeichnet, und daß unter den Beringungen diefes Wachsthums das große Gapital und 

der productive Ihatendrang, den es hervorruft, nicht die legte Stelle behauptet. 

Wie reich an Vermögen und an der nur durch das Vermögen verbürgten Sicherheit, Un: 
abhängigfeit und Schönheit des Dafeins vie heutige Generation ſich finden würde, wenn ſich 
auch jene Milliarden, die das Staatöanlehen feither unproductiv verſchwendete, in dem Schoſe 
der Volkswirthſchaft erneuert hätten, das freilich wird niemals erprobt werden. In die Gründe 
dagegen kann ein jever den Finger legen, warum die Gefellichaft trog aller viejer Ber: 
ſchwendung doch ftetig und raſch in ihrem Vermögen voranzufchreiten vermochte. Wie viel auch 
mitteld der Staatsanlehen gegen die Wirthſchaft gefündigt wurde, das Gedeihen der beiden 
Hauptwurzeln aller Gapitalbildung wurde dadurch nur wenig aufgehalten: das gilt wie einer: 
feitd von den Fortſchritten der Technik, fo nicht minder von der Entwickelung der Betriebſam— 
feit und Sparfamfeit. 

Das ganze Leben ift ein Kampf mit den trägen Gewöhnungen und füßen Berlodungen 
ded Dafeind. Im Verhältnis als ſich die Individuen und Nationen in diefem Kampfe wader 
halten, ihren Nachbarn an Betriebſamkeit und Sparſamkeit voranftehen, wird auch ihre Gam- 
talbildung rafher vorangehen. Was dazu Die Zucht ver Schule und des Hauſes und Die Predigt 
vermag, liegt außerhalb unferer Aufgabe. Gewaltiger jevenfalld als alle Erziehungs: um 
Abihrefungstheorien wirkt der Preis, der materielle Lohn und die Anerkennung, die das Leben 
der Entfagung zuerfennt; unfer modernes Strafrecht bat dies bereits anerkannt, und die fire: 
liche und polizeiliche Sittenpflege thäte wohl darüber nachzudenken. 

Man verzichtet auf die Befrienigung des dolce far niente fo gut wie der materiellen Genüſſe 
nur wo dafür ein hinreichender Lohn in hinreichend fiherer Ausficht ſteht, und man verzichtet 
um fo weniger darauf, wo einem ber Lohn auch ohne diefe Arbeit in den Schos fällt: das find 
die beiden pſychologiſchen Gemeinpläge, an vie fich die Beurtheilung einer ganzen Kette ſocia— 
fer und flaatliher Ginrihtungen, von Begehungs- und Unterlaffungsjünden anreiht. Wir be 
ſchränken und auf das Wefentlichite. Als vor allem entfcheidend wird in der Regel der ſtaat⸗ 
lihe Schuß genannt, der die Früchte des Fleifes nnd der Entfagung vor ungefeglicher Berge 
waltigung ficher ftellt. Man arbeitet und fpart aud) in der That nicht gern für den Dieb und 
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Räuber ; in der Blütezeit dev Feudalttät, oder wo der Krieg durch dreißig Jahre wie ein Räuber: 
Handwerk betrieben wurde, mußte ſchon aus biefem Grunde der unbeſchützte ländliche Wohl: 
tand brad liegen. St. Mill bemerft jedoch mit Recht, daß zur vollftändigen Sicherung der 
Früchte der Arbeit ebenjo wol ver Schuß gegen den Staat, al& der Schug durch den Staat ge- 
höre, und der eritere jei der wichtigere. „Gegen alle andern Blünderer gibt es eine Hoffnung 
auf Selbjtvertheidigung; die einzige Unfiherbeit, weldye ganz und gar jede wirthſchaftliche Anz 
ſtrengung lähmt, ift diejenige, die von der Regierung oder von Berjonen, die mit ihrer Autoris 
tät befteivet, ausgeht.” In den Stäbteftaaten des deutſchen Mittelalters, Flanderns und Itas 
liens, war son dem, was wir heutzutage Ruhe und Orpnung nennen, fehr wenig zu finden. Es 
verging kein Jahrzehnd, daß ſich nicht die Zünfte und Magiftrate auf das erbittertfte in den 
Haaren lagen, und die Romantik der Bentelichneiver fand damals in ſchönſter Blüte. Ungleich 
vollfommener war da die Sicherbeitäpflege vor der Revolution in Franfreih. Allein in jenen 
blühenden Stäbterepublifen war jeder Mann wehrbaft, jedes Haus eine Burg und die Corpo— 
ration ſtets mit den Waffen bei der Hand, ihre Mitglieder und ihre Gerechtſame zu ſchützen. 
Unter vem ancien regime dagegen hatten, wie Mignet fagt, die Ritter und Prälaten ihre Waf- 
fen nur auögezogen, um mitteld einer fänflichen Oeredhtigfeit und legaler Zwangsmittel den 
webrloien vierten Stand um fo jhonungslofer auszufaugen. Auch in Deutihland hatte, wie 
es neuerdings Biedermann ſcharf beleuchtet, der ähnliche Abſolutismus auch vie ähnlichen 
Früdte getragen. Uns wurden damals die Leiden der Revolution durd die Leiden und Lehren 
ver Fremdherrſchaft eripart. Wenn aber die conftitutionellen Verfaffungen ver Folgezeit zu 
nichts weiter gedient als zu einer Handhabe gegen die Wiederkehr jener Iffland'ſchen Amtleute, 
fo waren vie auf ihren Ausbau verwendeten Koften auch vom wirthſchaftlichen Geſichtspunkte 
reichlich vergütet. 

Die Lehren der Revolution und Fremdherrſchaft waren übrigens, wie das Beiſpiel 
Preußens zeigt, an ih dazu angethan, um einen geordneten Staatshaushalt, eine unparteiiiche 
Rechtspflege und die Zucht unter dem Beamtenftand zu befeftigen. Damit fi Betriebjamfeit 
und Sparjamfeit friſch und reich entfalten, genügt jedoch nicht, da der Entjagung dergeftalt ein 
ſicherer, ed muß ihr auch ein hinreichender Lohn in Ausſicht ſtehen. Der Lohn muß hinreichen, 
um das Mad der Bedürfniſſe auszufüllen, das nad) der Anftrengung umd dem Gapitalverbraud 
son einer jeden Arbeit und von allen Berufszmeigen ald das andern gegenüber billige Map ver 
Belehnung feftgehalten wird. Dahin wirft aber nicht ver Schuß der Perſon und des Eigen— 
thums, dahin führt nur die volle Freiheit im Verkehre mit allen Gütern und in dev Wahl und 
dem Betriebe jedes Berufs, die die Leitungen dem ewig veränderlichen Werthe ver Dinge und 
der nicht minder raftlos voranſchreitenden Technik anzupaflen geftattet. Biel Nützliches ift in 
diefer Richtung durch Befeitigung der (natürlichen und) künſtlichen Hinderniffe, die den Men— 
ihen an vie Scholle und das Herkommen fefleln, in den legten Jahrzehnden geleitet worden. 
Rod mehr bleibt aufguräumen, und je rüftiger wir damit voranichreiten, je eher es mit der 
sollen Freizügigkeit und Gewerbefreiheit Ernſt wird, un jo mehr wird ſich auch durch alle Klaſ— 
ien hindurch ein betriebfamer und ſparſamer Volksgeiſt entfalten. 

Ohne ſolche Reformen wirken dagegen aud alle die, fonft noch jo verbienftlihen Einrich— 

tungen, womit man den Sparjamfeitätrieb inäbefondere in neuerer Zeit zu ftärfen ſucht, nur 
wie hemöopathiſche Pillen. Gerade den intelligenteften und jtrebfamften Theil unferer Arbei— 
terbenölferung wirb man weder duch Spar: noch durch Unterftügungsfaflen zur wirthſchaft— 
lichen Selbftbefchränfung befehren. Wer tüchtig arbeitet, und ſich als ein tüdhtiger Arbeiter 
fühlt, läpt Äh von einem überreichlichen Lebensgenuß wol durch die Ausficht auf eine gedeihliche 
und geachtete bürgerliche Stelluug, kaum dagegen dur eine Sparbüchſe für feine alten Tage 
abbringen. Unverhältnigmäßig wichtiger für die Gapitalbildung find bie forialen und flaat= 
lien Beranftaltungen und alle eingreifennen Marimen und Maßregeln, wodurch das in un— 
productiven Händen vorhandene Gapital der productivften Benugung zugewendet oder auch ab= 
gewendet wird: ausführlih handeln darüber unter andern die Art. Banken, Credit, Er: 
werbögefellihaften. 

Die Geſellſchaft und der Staat, die für die techniiche Ausbildung zu jorgen und ber Ber 
triebjfamfeit und Sparſamkeit einen gejicherten und freien Spielraum zu fchaffen wiflen, haben ber 
Aufgabe der Eapitalbildung im weientlihen Genüge geleiftet, denn den Verkehr und die Ar— 
beit freigeben — der Betriebfamkeit und Sparjamfeit zu ihren gerechten Lohne verhelfen, heißt 
mit demfelben Schlage auch den Klaſſen, die am liebjten von anderer Leute Arbeit leben, die eigent⸗ 
liche Nahrung nehmen. Kür den Wohlftand ift es dann nicht gleichgültig, aber doch weit ums 
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wefentlicher, wie man fich zu jenen Borurtheilen und Künften verhält, woburd nebendem &e= 
ſellſchaft und Staat außer dem Fleife und der Sparfamfeit auch der Trägheit und dem Lurus 
Preife zuerfennen. Das verbreitetite, aber wol auch unſchädlichſte unter jenen Vorurtheilen ift 
der Aberglaube an die Broductivität des Lurus. Probuctiv in unferm Sinne ift nur die Ar— 
beit, die ihren Verbrauch reproducirt,, und Gapital nur der Aufwand, der diefe Reproburtion 
vermittelt. Alle Arbeit, ob die der Impuftriellen oder fenftigen Dienftleiftenden, die jenen Wis 
dererjag nicht leiftet, gilt von unferm wirthſchaftlichen Standpunkte als unprobuctiv, und aller 
Aufwand, der feine Vermögensreproduction vermittelt, alſo ſowol der Berbraud aller Nicht— 
arbeiter als der der unproductiven Dienftleiftenden als ein unproductiver Aufwand — Lurus. 
Aber Lurus iſt darum, weil er Vermögen ohne Wiedererfag verzehrt, noch nicht nothwendig eine 
Urfache des Verfalld des Vermögens und noch viel weniger ſtets die Frucht und das Symptom 
der Unfittlichfeit. Alle productive Arbeit erzeugt ja in der Regel außer dem Gleihwerthe noch 
einen Mehrwerth und häufig einen jehr hohen Mehrwert an Vermögen. Wird dieſer Mehr: 
werth unprobuctiv aufgezehrt, fo kann das Vermögen zwar nicht voran=, ed wird.aber auch nicht 
zurückſchreiten: dazu führt erft ver unproductive Verbrauch ded Bermögensftammesd. Und 
daß jeder unproductive Aufwand — unter Umſtänden fogar bis zu dem, der Aufgabe der Wirth: 
Schaft direct widerſtrebenden Aufbrauch des Bermögensftammes, unter Umſtänden durd die Sitt— 
lichkeit, und nicht nur in Ausnahmefällen, fondern im tagtäglichen Leben geboten oder wenig: 
ftend geftattet wird, erinnert jhon der Gedanfe an die Verforgung der Arbeitöunfähigen und 
an den Frohſinn und Kunftiinn, der aus einem verjtändigen Lurus emporblüht, 

Ob aber auch unter Umſtänden noch jo ſittlich, jo bleibt doch der Lurus und gar die Ber: 
fhwendung ein durchaus unwirthichaftliher Aufwand; der Lurus dient nicht der Erhaltung 
und Vermehrung, die Verfhmwendung unbedingt nur zur Minderung ded Vermögens. Das 
große Publikum, und nicht etwa allein das ungebilvete faßt aber die Sache ganz anders auf. 
Allerdings jieht auch das gewöhnliche Auge Iharf genug, um jedem Berfchwender fein eigenes 
Schickſal vorauszufagen. Allein das Schickſal der verſchwendeten Güter hüllt fi für die mei: 
ften in ein Dämmerlicht, und dies Halbdunkel der Begriffe bleibt weder auf die moraliihe Wür- 
digung noch auf die praftifche Geftaltung der Wirthichaftöverhältniffe ohne Ginflug. „Die 
Dazwiſchenkunft des Geldes“, jagt St. Mill, „it es, die für eine mir der Sache nicht vertraute 
Auffaffung ven wahren Gharafter dieſer Erſcheinungen verdunfelt. Da faft alle Ausgabe durch 
Geld vermittelt wird, jo kommt legtered dazu, ald eine Hauptfigur in dem Geſchäfte angefehen 
zu werden. Weil nun dad Geld nit umkommt, fondern nur die Befiger wechſelt, fo überjehen 
die Leute die Vernichtung, welche im Falle einer unproductiven Verausgabung ftattfindet. Dies 
ift aber weiter nichts ald eine Verwechſelung zwiihen Geld und Vermögen. Das vernichtete 
Bermögen war nicht das Geld, fondern die Weine, Equipagen, Möbel, und da (infoweit) diefe 
obne Erſatz vernichtet werben, fo iſt die Geſellſchaft, im ganzen genommen, um dieſen Betrag 
ärmer.“ Gonfumirt werden allerdings alle Broducte, ob fie nun ald Capital oder zum Luxus 
und zur Verfchwendung dienen. Aber bei ver Verihiwendung iſt das erfte Stabium der Con— 
fumtion zugleich ihr legtes Stadium: der betreffende Theil ded Vermögens ift verihmwunden, 
ohne etwas anderes ald den Stachel einer rubelofen Berriedigung zurüdzulaffen. Dagegen 
hat ver Gapitalaufwand, während feiner ganzen Dauer, fei es Arbeiter befhäftigt, die, was ſie 
verzehren, alöbald wieder hervorbringen, fei es einen technifhen Gedanken oder einen morali= 
hen Trieb gezeitigt, der da oder dort in einem Mehrwerthe producirten oder erfparten Ver— 
mögens nicht minder wieder zum Vorſchein kommt. 

Im Leben wird diefer Unterſchied, wie gejagt, nicht von ben wenigften überfehen. „Das 
Geld unter die Leute bringen”, gilt gemöhnlid nicht nur für das, was es wirklich ift, für einen 
Beſitzeswechſel und für das Zeichen eines Güterumfages, fondern für eine Duelle des allge: 
meinen Wohljtandes, auch da, wo Die aufgefauften Güter vollſtändig unproductiv verzehrt wur: 
den. Hürden Verſchwender, der, folange er andern zu leben gibt, ohnedies für einen guten 
Kerl gilt, entfteht dadurch eine nahjichtige, wenn nicht gar günftige Stimmung, und ver ſchäd— 
liche Nachklang diejer Stimmung läßt ſich aus vielen wirthſchaftlichen Eriheinungen heraus: 
hören: aud dem verlängerten Lebenslauf eines auch wirthſchaftlich demoraliſirenden Abſolutis— 
mus, wie aus ven Wucher- und (manchen) Hypothekargeſetzen. 

Umgekehrt hat man aber auch die nachiheiligen Wirkungen des Lurus nicht jelten über: 
trieben. Wir reden nicht von jenen veralteten Teufeldglauben, der allen nicht direct reproduc— 
tiven Aufwand als unwirthſchaftlich eroreirte und die Volkswirthſchaftslehre dadurch zwar in 
einen ſehr orthodoxen, aber auch in den Geruch ungeniefbarfter Abftraction und des naivften 
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Materialismus brachte. Allein aud der wirflih luxuriöſe, wirthfhaftlih ganz unproductive 
Aufwand wirkt nit in dem Maße demoraliſirend und volksverderbend, mie man es ihm häufig 
zutraut. In den Geſchichtsbüchern lieft man, wie die altrömifche Sittenftrenge und Mannhaftig: 
keit durch Die aus Griehenland und Ajien importiste üppige Gewöhnung allmählich, aber un— 
aufhaltfam verweichlichte Warum übten aber Golontalherrfhaft und Proconfulat auf vas 
Belt und auf die Optimaten Großbritanniens nicht eine ähnlich verderblihe Wirkung? 
Die moderne Welt kennt keine Sklavenwirthſchaft! Es liegt im der menſchlichen Natur, alle 
Beobadtung und Geſchichte beftätigt ed, daß jede Perfünlichkeit und jede Geſellſchaftöklaſſe 
in den Anfängen ihrer Cultur und ehe ſich noch der wirthſchaftliche Segen der Gerechtigkeit 
bandgreiflich ausbreitet, die Laſt der Betriebſamkeit und Sparjamkeit auf andere Schultern 
üßerzumälzen ftrebt. Alle Entwidelung der Individuen und der Nationen beginnt mit der Aus- 
beutung, und ſchließt erft, wo ihr das Schickſal günftig, mit der Gerechtigkeit. In jener römi- 
ſchen Welt aber waren ed nicht nur die wenigen Großen, e8 war die Mafle des Bürgerthums, 
die vom erften bi zum legten Tage ihres Daſeins die wirthichaftliche Aufgabe auf eine rechtloſe 
Kiafle aberzumälzen vermochte. Alle die Bürgerftaaten der modernen Welt waren umgekehrt 
von vornherein auf die wirthſchaftliche Prlihterfüllung gegründet und behaupteten ihre Exiſtenz 
nur durch eine lebendige Erfüllung diefer Pflichten und im fleten Kampf gegen das Prineip 
der wirtbihaftlichen Vergewaltigung. In ihrem Boden fonnte das neue Evangelium der Nächſten— 
liebe, der Menſchenrechte, der gleichen Arbeitspflicht frifch und Fraftvoll Wurzel ſchlagen, um 
von da aus durd die Macht der Ideen und ihrer wirthſchaftlichen Erfolge im Kaufe der Jahr: 
bunderte die ganze Gefellichaft umzuwandeln. Auch diefe moderne Welt hatte ihre Perioden, 
wo der Sieg wwiſchen dem wirthſchaftlichen und fittlihen Fortſchritte over Zerfalle zu ſchwanken 
ſchien. Allein e8 war vann überall nicht der Lurus, der vie fittlihe und die damit identiſche 
wirtbichaftlide Tüchtigkeit verdarh,, ed war das Vermögen, ohne Arbeit auf anderer Koften zu 
leben, bie Ungerechtigkeit, die, ein zweiichneidiged Schwert, die Betriebſamkeit und Sparſam— 
feit der Bedrücker wie ver Bedrückten abtödtete, alles Vermögen und alle productiven Kräfte 
sernegen ließ. Wenn dagegen heutzutage der Aufwand unter allen Ständen wählt, jo iſt dies 
nur die föftlichfte Frucht und das erfreulihe Symptom der zugleich durch Technik und höhere 
wirtbfchaftlihe Gerechtigkeit emporblühenden Betriebfankeit und Spatiamfeir. Wäre den 
ander8, wäre diefer Luxus wirklich ein Leib und Seele verzehrender und nicht ſtärkender: 
die Statiftif unferd Nationalvermögend und das Budget der Paſtoren- und Beamtengebalte 
wäre dann ganz anders beftellt. Was unferer Volkswirthſchaft nach diefer Seite noth thut, 
find Daher aud nicht die Kreuzpredigten gegen die Uppigfeit des Fleiſches, noch die polizeiliche 
Masregelung ver Bolkaluftbarfeiten; es ift die fortihreitende Austilgung der VBorurtheile, Ge: 
wöhnungen und Gejege, wodurd Die einen ohne Arbeit vber ohne genügend veprodurtive 
Arbeit auf Koften ver andern leben, des Sinecuriftenwefens im gewerblichen und gemeindlichen 
und politifhen Leben: foll der Materialismud verſchwinden, jo müßte erſt diefe Ungerechtigkeit 
vertilgt fein. 
Es gibt jedoch fein Gift der: Welt, auch fein moralijches, das nicht je nad) der Stärke der 
Doſis ſehr verſchieden und das in Fleinen Gaben nicht mitunter höchſt wohlthätig wirfte. Das 
vergißt unter andern unjere orthodoreNationalöfonomie, wo fie das Wohlthätigkeitömejen ohne 
Unterſchied aus ihrem eingebilveten öfonomifhen Himmel ſtößt. Auch die Benugung der Milo: 
thätigteit ift eines der Mittel, wodurch man die Laſt der eigenen Berriebfamfeit und Sparſam— 
Feit auf fremde Schultern wälzt. „Folglich““, argumentirt nun Die franzöjijhe Okonomiſtenſchule 
im ihrem Wörterbuche und auf dem brüffeler Wohlthätigkeitscongreſſe, „wird duch die Wohlthä— 
tigfeit die Betriebfamkeit und Sparfamfeit und folglich auch das Volksvermögen pro tanto ge: 
mindert. So zeigt ſich wenigitens, meint Cherbulirz, die Charite vom wirthſchaftlichen Stand: 
vunkte; ob diefer dann mit den Geboten der Sittlihfeit oder Menſchlichkeit mehr oder weniger 
auseinander fällt, iſt nicht die Sache unferer abftracten Wiſſenſchaft.“ Wir haben dieſe Willen: 
ſchaft weiter oben in ähnlichem Sinn gegen das Bermifchen des ökonomiſchen mit andern Stand: 
vunften verwahrt. Doppelt nöthig ſcheint und aber eine ſolche Verwahrung, wenn man, Wie 
bier durch Die franzöſiſche Schule geichieht, nicht etwa von der nicht wirthſchaftlichen Seite des 
Lebens, fondern recht eigentlich von der pſychologiſch begründeten wirthichaftlihen Wahrheit 
abftrahirt. Iene Behauptung, daß durd alle Wohlthätigkeit die Selbftiorge pro tanto ge: 
ſchwächt werde, ruht auf der ſtillſchweigenden Vorausſetzung, daß allein Die Noth des Daseins 
den Menſchen in der Bahn der Betriebfamkeit und Sparjamfeit zu erhalten vermöge: ein hand— 
Staats⸗Lexikon. II. 22 
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greifliher pſychologiſcher Irrthum. Die Noth ift allerdings die erfte Lehrmeifterin aller An: 
firengung, und die Befreiung von biefer Noth mit Hülfe dev Mitvthätigfeit, da, wo man 
trog aller eigenen Anftrengung nicht mehr ald das Almojen zu erwerben vermag, der mühe: 
lofere und daher auch der haufig aboptirte Erwerbäweg. Sobald jedody der Erwerb durch eigene 
Arbeit und Entfagung einen Lohn an äußern Gütern und focialer Geltung in Ausſicht ftellt, 
wie ihn die Milothätigkeit auch in ihrer üppigften Entfaltung nicht gewährt, wird unter fonft 
gefunden Lebensverhältniffen der unauslöſchliche Fortſchrittstrieb die Oberhand gewinnen und 
die mühjeligere Erwerbsbahn befhritten werden. Das wird geſchehen, auch wenn die Thür der 

Mildthätigkeit noch ſo weit offen ſteht, und auch von dem, den ein unabwendbares Schickſal vor: 
übergehend zum Eintreten zwang. Es iſt hier nicht der Ort, dieſe Betrachtung und ihre praf: 
tiſchen Conſequenzen weiter zu verfolgen. Nur fo viel: wo, wie gegenwärtig bei und die Ted: 
nif im frifheften Aufſchwung, und die Gerechtigkeit den VBorurtheilen und faulen Gewöhnun- 
gen täglich an Boden abgewinnt, braucht die Furt vor den Übertreibungen und wirthſchaft⸗ 
lichen Gefahren der Wohlthärigfeit unfere legte Sorge zu fein. Was und noth thut, ſind 
keine Wohlthätigkeitscongreſſe, jondern Verfammlungen, die dem Vorurtheil vollends bie 
Binde löfen, das die mittelakterlihen und polizeilihen Erwerbsbeihränfungen nod anf: 
reht erhält. 

Gin Volk, das in diefer Richtung thatkräftig voranftrebt, forgt zugleich für den Erwerb— 
ftanım und den Rurudaufwand, für vie Sicherheit und den Schmud feines Dafeins, und mag, 
conftitutionell gefund, auch allen vorübergehenden Störungen feiner Eapitalbildung unverzagt 
entgegenfeben. Die unverſiegliche Leidenſchaft, die Zähigkeit der VBorurtheile und die nie voll 
ftändig zu gähmenden Naturgewalten werden folde Einbußen aud in ungleich vorgerüdktern Sta- 
dien der wirthſchaftlichen Bildung ftetö in Vorratbe halten. Aber aud mit vollem Bewußtſein 
und im höchſten Intereffe ver Wirthſchaft wird ſich ihnen der einzelne und die Nation oft zu 
unterwerfen haben. Aller Gapitalaufwand, der nicht unmittelbar in einem Ertrage, fondern erit 
nad längerer Zeit in wiederfehrenden Erträgen zum Vorſchein kommt, in der Wirchidafte: 
ſprache: alle ſtehen den Eapitalanlagen, enthalten vie Möglichkeit folder Verlufte. Wer durd 
£oftfpielige Uferbauten feine $luren, oder durch langjährige Affecuranz fein Bermögen ſchützt, 
unterziebt fi einem Opfer, das feinem Vermögen vielleicht niemals zugute fommt. Er banelı 
darum nicht weniger wirthſchaftlich, denn er begegnet einer Gefahr, die, wenn fie ihn unver: 
bereitet überrafcht, feinen ganzen Wohlftand mit einem Schlage zernichtet. Nicht anders ift es 
im Öffentlihen Wirthihaftsleben: auch hier wird die fheinbare Verſchwendung oft zur böchften 
wirtbichaftlihen Klugheit. Wo bliebe der britifche Wohlftand, wenn auf das Geheiß der Frie- 
dendfreunve mit jenen, nod jo £oftjpieligen, hölzernen Mauern die Bollmerfe der nationalen 
Unabhängigkeit je fallen würden? Wo wären die Productivfräfte Deutſchlands, wenn ſich 
das Volfscapital in den Befreiungdfriegen weniger opfermillig bewährt hätte! Wo es die 
Güter eriverben und bewahren gilt, ohne die auch der Wohlftand früh oder fpät im Sande zer: 
vinnt: für die Unabhängigkeit und Ehre einer Nation gilt aud vom wirthſchaftlichen Stantpunft 
fein Opfer für zu ſchwer — möge das „Staats-Lerikon“ das Seinige beitragen, daß unſer Bolf 
auch hierin immer richtiger rechnen lerne! E. Pickford. 

Capitalanſammlung und Erſatz für vernichtetes Capital. (Sparkaſſen, 
Renten- und Lebensverſicherungen, Verſorgungsanſtalten; Aſſecuranzen: 
Seeverſicherung, Brandverſicherung, Vieh: und Hagelverſicherung.) Dad 
Vermögen, welches durch menſchliche Arbeit hervorgebracht wird — abgeſehen alſo von Natur: 
kräften und Bodenfläche — wird je nach feiner Verwendung eingetheilt in Capital und Gebrauch 
vorrath oder Genußmittel. Das Capital gewährt ſeinem Eigenthümer einen Ertrag, Rente, und 
iſt volkswirthſchaftliches, wenn es zu neuer Production verwendet wird. So hat Adam Smith im 
zweiten Buche, Kap. 1, feines Werks über den Nationalmohlftand die Begriffe feſtgeſtellt 
Die meiften deutfhen und englifhen Schriftfteller, Mac Eulloh ausgenommen, laffen feine 
Eüge im wefentlichen gelten; die Franzoſen — Roſſi ausgenommen — unterjheiden nic 
zwifchen Vermögen und Capital. Mac Eulloh nimmt Anſtoß an der Schwierigkeit, die Unter 
iheidung in der Anwendung fireng durdzuführen, weil der nämlidhe Gegenftand bald zur 
Production, bald zu perfönlihem Gebrauche dienen fann, und weil auch nod nicht allgemein 
feftiteht, mas productiv ift oder niht. Man bilft ih dann damit, daß man jagt, jeder Ber: 
frau bringt etwas hervor, fei es eine braudbare Sache, oder eine Befriedigung, eine An: 
nehmlichkeit; wenn alfo jeder Verbrauch probuctiv ift, fo ift alles Vermögen auch Capital. 
Say und die Franzoſen überhaupt haben einen beffern Grund, alles Vermögen für Capital 
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auszugeben, nämlich die Armuth ihrer Sprade. Cocquelin jagt !): wenn man nur den Theil 
der angefammelten Werthe, welcher einen Ertrag gewährt, Gapital nennen wolle, fo nähere 
man fib zwar bem allgemeinen Spradgebraude, aber man habe dann fein Wort für die zur 
Goniumtion beitimmten Borrätbe, und fei genöthigt, diefelben unter ven Begriff von Ein— 
fommen zu zwängen, weil man file nicht paflender unterbringen könne. Um allen Anforde— 
rungen zu genügen, könne man für „productived Capital“ eine Unterabtheilung maden. Die 
Englämter, fügt Cocquelin hinzu, hätten das nicht nöthig, weil fie — mie er aus Malthus 
nachweiſt — für die Vorräthe im meitern Sinne den allgemein gültigen Ausvrud stock be: 
figen. Wir Deutſchen fünnten diefen nämlichen Ausdruck ald unfer ſprachliches Eigenthum 
anſprechen, allein unfere Sprade läßt und hier wie fonft nicht im Stiche. 

An der Sichtung der Beftandtbeile, welche Adam Smith unter das ſtehende und dad um: 
laufende Capital einreikt, hat ih Nau mit vielem Geſchicke verſucht, und wir ftimmen ihm bei, 
wenn er den Aufwand für Verbeflerung des Bodens wie für Ermwerbung von Kenntniffen und 
Geſchicklichkeiten des Menſchen nicht als ftehendes Capital gelten läft. Zwar ſoll dieſer Auf: 
wand durd den Ertrag des Bodens und der menſchlichen Thätigkeit erjegt werden; allein er 
läßt ib weder von dem Boden noch von dem Menjchen trennen; was er geihaffen, kann der 
Beiiger nicht einem andern zur Benugung überlaffen, wie andere Erzeugniffe. Der Menſch 
aber ift nur dann Capital, wenn ex ein Sklave ift. 

Die Beitandtbeile des umlaufenden Gapitald, Rohſtoffe, Halbfabrifate, fertige Erzeug— 
niffe, Lebensmittel, Geld, find zur Erhaltung der Arbeit wie zur nachhaltigen Befriedigung 
menſchlicher Bevürfnifle die wichtigften Elemente, und daher aud; von der Volkswirthſchafts— 
Ichre nad allen Richtungen hin zu unterfuchen. Die Unterſcheidung zwiſchen Rohſtoffen und 
Halbfabrifaten 3. B. wird bei Aufftellung oder Aenderung von Zolltarifen oft Gegenitand der 
verſchiedenſten Auffaflungen von feiten der betheiligten Intereflen, und die Entſcheidung im 
einzelnen Falle kann für mande Productionszweige von jehr bedeutender, guter oder Ichlimmer 
Birfung fein. Gier aber, bei der Frage von dem Anfammeln von Gapital und ‘von dem Gr: 
fage vernichteten Gapitals, haben mir einige Momente hervorzuheben, melde insbeſondere 
durch die Icharffinnigen Unterfuhungen von I. Stuart Mill ermittelt und feftgejtellt wor: 
den find. 

Das Verhältnif des ſtehenden und umlaufenden Capitals ift bei den einzelnen Produe— 
tionszweigen febr verſchieden. Den überwiegenden Theil des Nationalcapitald aber bildet das 
umlaufende. Mit andern Worten, der größere Theil des zu einem beſtimmten Zeitpunfte in 
einem Lande vorhandenen Vermögens ift während einer kurzen vorausgegangenen Beriode 
berworgebradht worden. Das Ueberraſchende dieſer Behauptung ſchwindet bei näherer Be: 
trabtung der Sache. Ä 

Die länger dauernden Beftandibeile des Vermögens, Baulichfeiten, Hausgeräthe, Ma— 
ibinen, Werkzeuge aus Holz, Metall und andern feiten Stoffen, Nugvieh, mögen in 
Jabresfrift zu einem Funfzigftel, einem Zehntel und einem Fünftel ganz oder theilweife 
(durch Ausbeſſerung oder Nachwuchs) erneuert werden. Rechnet man zu diefen Procent: 
jägen die vorräthigen und im Gebraudye befindlichen Kleivdungs- und Nahrungsftoffe, 
ionftige Handwerks- und Induftrieergeugnifie, jo wird man einjehen, dag der größere 
Theil des Geſammtvermögens ſeit nicht viel länger als Jahresfrift entjtanden, gefertigt und 
berbeigeibafft ift. Dabei ift der Zuwachs der Bevölkerung, als Antrieb zum raſchen An: 
jammeln non Bermögen, außer Betracht gelaflen, und doch kann dadurch in außerordent— 
lichen Fällen das ältere Vermögen von der legtjährigen Production weit übertroffen werben. 
So in den Bereinigten Staaten, wo in der erften Hälfte ded 19. Jahrhunderts die Be— 
sölferung ſich nahezu verſechsfachte, und am Schluffe ver Periode ungefähr fo viele Häufer 
(3,363427) vorhanden waren, ald im Anfange derjelben Einwohner gezählt wurden. Hier: 
nah ift auch die weit verbreitete Anjicht zu berichtigen, daß durch Natur: oder. Kriegser- 
eigniffe der Wohlftand und die Nahrungsquellen eines Landes auf Menichenalter, wenn nicht 
für immer , vernichtet werden. Dies kann nur geihehen, wenn die Zahl ver Menſchen weſent— 
ih vermindert, die Fläche und Beſchaffenheit des Bodens für den Anbau oder junftige Be— 
nugung unbraudbar gemacht wird. Trifft die Zerftörung hauptſächlich das Gapital, nament: 
lih das umlaufende, jo werben die Menfchen, unter Entbehrungen allerdings, durch Fleiß und 


1) Dictionnaire de l’Economie politique, ſ. Gapital. 
22° 
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Sparjamkeit in wenigen Jahren die Menge des Bermögend, melde eine Probuctionsperiode 
ber folgendem übergibt, wiederhergeftellt haben. Eine dauernde Verminderung ded National: 
vermögend’mirb nicht durch vorübergehende Zerftörung von Werthen, ſondern durch andere 
Urſachen bewirkt, wie Entfittlihung des Volks, unfihere Zuftände, Stilfftand, folglih Zurüd: 
bleiben hinter ven Nachbarn an Bildung, Kenntniffen, Fertigkeiten und Einrichtungen. Hier: 
aus folgt jedoch nit, daß die Menge und Zunahme des Nationalcapitald von den längſt ver: 
ſchwundenen Griparniffen früherer Perioden unabhängig fei. So wie die vorhandene Bevöl— 
ferung zwar unmittelbar das Erzeugniß der legten, mittelbar aber aller vorangegangenen Ge: 
nerationen, jo ift auch das vorhandene Gapital das mittelbare Erzeugniß aller frühern Bro: 
ductiondperioden. Jene alten, längſt verbrauchten Beftandtheile find nicht verfhiwunden, ohne 
fi vorher erjeßt und noch einen Zuwachs geliefert zu Haben, mweldyer die ftetige Vermehrung 
möglich macht. 

Ein nachhaltiges Anfammeln von Gapital fann nur mit gefunden und tüchtigen Arbeits: 
fräften erzielt werden, folglich nicht aus Entbehrungen und Noth der arbeitenden Klaſſen her: 
vorgeben; es kann nur beruhen auf frudtbarer Verwendung ded Gapitald und der Arbeit, 
indem mit möglihjt geringem Aufwande eine möglihft große Wirkung hervorgebracht wird, 
und auf dem Erwerbiinne, verbunden mit Sparfamfeit, welche ven Menſchen in die Lage jegen 
und antreiben, einen Theil feines Einkommens der Eonfumtion zu entziehen und neuer Pro: 
durtion ald Gapital zuzuführen. Alle Einrihtungen, welde beitragen, die nämliche Leitung 
mit geringerm Aufwande zu bewirken, oder die Umfäge zu befcpleunigen und müßiges Capital 
zu nügliher Verwendung hinzuleiten, vermehren den Nationalveihthum ebenjo wie jene, 
weldye dad Ueberjparen von Theilen des reinen Einkommens befördern. Soweit nad beiden 
Richtungen hin dieſe Einrichtungen nicht lediglich die Technik berühren, jondern die Geſetz— 
gebung und Verwaltung ded Staatd wie dad Zuſammenwirken zahlveiher Kräfte (Aſſocia— 
tionen) angehen, werben dieſelben in vielen Artifeln über Steuer= und Zollweien, Transport: 
und Berfehrsanftalten, Handels- und Gewerbegeiehe, Banken, Creditweſen u. ſ. w. bejproden. 
Hier bleiben und, um die Lehre vom Capital abzurunden, und um zujammenzufaflen, was 
feines innern Zuſammenhangs wegen nicht zerftreut werben foll, für die Anfammlung des 
Gapitald die Sparfaflen und damit verwandte Einrichtungen nebjt den fogenannten Renten: 
und Lebenöverfiherungen ; für den Erfag vernichteten Capitals das Aſſeeuranzweſen, insbe— 
fondere See=, Transport, Feuer, Hagel: und Viehverfiherungen. Dabei müffen wir auf 
möglihfte Kürze Bedacht nehmen, und und hüten, durch zu tiefes Eingehen in das überans 
reihhaltige Material der Ueberſichtlichkeit Eintrag zu thun. 

1. Gapitalanfammlung: Sparfafjen. Die Grundzüge der Einrihtung einer allge— 
meinen für die ärmern Klaſſen beftimmten Sparkaffe find folgende: Für die Einlage wird ein 
niederfter und ein höchſter Sag beſtimmt; die Anftalt fol Eleine Erfparnijfe aufnehmen, aber 
nicht eine wohlfeile Bermögendverwaltung für Wohlhabenvde werden; jie kann jedoch den Ein— 
legern behülflich werden, die erfparte höchſfte Summe anderweitig anzulegen, und dann ihnen 
eine neue Rechnung eröffnen. Die Berzinfung beginnt, fobald die Einlagen einen beftimmten 
Betrag erreihen. Das Mininum für die Einlage fann z. B. Y,2 Thaler, für die Verzinfung 
Einen Thaler betragen, und dieſe etiwa mit dem Anfange des nächſten Monats beginnen. Der 
Zinsfuß fteht gewöhnlich etwas unter dem allgemeinen, auf 2%/, bid 3Y/, Vrocent ; höher fann 
er nur fleigen, wo Schenkungen die Mittel für VBerwaltungsanfwand und Nejerve liefern. 
Manche Sparkaflen geben einen höhern Zinsfuß oder Prämien für Einlagen, die einen ges 
willen Betrag (3.8. 20 Thlr.) erreichen und längere Zeit (3. B. drei Jahre) bei ihnen bexuben. 
Die Rüdzahlung geihieht, ganz oder theilmeife, auf Verlangen des Einlegerd. Für größere 
Beträge werden in der Negel Friften bedungen, während deren Laufe feine Zinjen mehr ver— 
gütet werden. Die Einlagen werben verzindlich angelegt, und zwar, da Sicherheit hierbei das 
wejentlichfte Erforderniß, größtentheild auf Hypothek, zum Theil mol auch in Schuldurfun= 
den des Staats, der Provinz oder der Gemeinde, aus deren Veräußerung der Geldbedarf für 
ungewöhnlich ftarfe Nüdzahlungen gefhöpft werden kann. Aushülfsweiſe dient für ſolche 
Fälle ein Credit bei ver Gemeinde, einer Leihanſtalt oder einer Staatskaſſe. Der Ueberſchuß 
der Zindeinnahmen über den Bedarf für Verwaltung und für Verzinfung der Einlagen ift 
Eigenthum der Ginleger und joll ihnen ald Antheil odewPränie gutgejchrieben werden. Der 
Reſervefonds joll nicht über einen erfahbrungsmäßig ausreichenden Betrag anwachſen. 

Wenn eine Sparfafle geveiben fol, muß fie der zahlreihen arbeitenden und dienenden 
Klaffe leicht zugänglich fein und ihr Vertrauen genießen. Zur Grleihterung des Verfehrs 
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dienen Geſchäftslocale in den verfhienenen Stadttheilen, eine Agentur in jedem Dorfe, eine 
genugende Zahl von Tagen und Stunden für Annahme und Rüdzahlung von Einlagen; 
beſonders Die Sonntage, wo die Wohenlohne in ven Händen der Empfänger find und die 
Arbeit ruht. Das Vertrauen wird geftärkt, wenn ber Staat oder die Gemeinde für die Ver: 
binblihfeiten der Anftalt Garantie leiftet, über ihre Verwaltung die Aufſicht führt, und wenn 
vie Rebnungen periodiſch veröffentlicht werden. Ein Haupterforderniß für Gedeihen ift dann 
noch die Fähigkeit und Neigung der Bevölkerung, die Anftalt zu benugen. Dazu gehört, daß 
die Rohnjäge Die Möglichkeit von Erjparniffen zulaflen, und daß der Sinn für Fleiß und Spar: 
famfeit den Hang zum augenbliclihen Genuffe überwiegt. 

Früher pflegten Dienftboten ihrer Herrihaft, Gehülfen ihrem Meifter over Lohngeber, Tags 
lößner und andere Arbeiter einem wohlhabenden Bauern, Wirthe oder Krämer des Orts ihre 
Griparnifle anzuvertrauen, und diefe Sitte hat fih audy neben ven Sparfaflen, befonders auf 
dem Lande, bis auf den heutigen Tag erhalten. Sie knüpft ein perjönliches Band zwiſchen ven 
Arbeitern und Unternehmern, zwifchen ärmern und reihern Gliedern einer Gemeinde. Aber 
nicht jelten find auch die Beifpiele von Einbußen der Erfparniffe armer Leute durch Schuld oder 
Ungiüd derer, denen jie anvertraut waren, und jedenfalld jammeln die Sparfaflen weit mehr, 
als ohne fie der gute alte Brauch vermodt hätte. Die Geſchichte ver Sparkaflen führt uns nicht 
hinter die zweite Hälfte ded vorigen Jahrhunderts zurüd. Frühere Spuren — wie in den 
Hanſeſtädten und der Schweiz — find zu unbeftimmt; die Anfänge ihrer heutigen Entwidelung 
aber gehören ven legten Jahren des vorigen und den erften Jahren unfers Jahrhunderts an. 

In den deutfchen Ländern des öfterreihiihen Kaiſerſtaats beftehen. zwei große Sparkaflen, 
in Wien (feit 1848) und in Prag, außer ihnen no etwa 18 bis 20; auf die beiden erften 
kommen jedoch mehr ald zwei Drittbeile der Ginlagen und über drei Viertheile des angejam: 

‚melten Gapitald. Bei der Sparfafle in Wien fanf von 1847 auf 1848 das Einlagecapital von 
32 auf 24 Mill. FI. und erreichte erft 1852 wieder feinen frühern Stand. Nächſt den 
deutſchen Ländern hat das Lombardiſch-Venetianiſche Königreich die bedeutenpften Anftalten 
in Benedig und Mailand, dann folgt Ungarn, wo etwa 40 Sparkaſſen beitehen, während 
ſelche in Dalmatien, Siebenbürgen, Kroatien und Galizien noch wenig Boden gefunden haben, 
In Ofterreih, wie überall, find die großen Städte das fruchtbarſte Feld für diefe Anftalten, 
das Landvolk aber jteht, mit Ausnahme der deutichen und italienischen Bevölferung , nod auf 
einer niedern Stufe ver Bildung und Geſittung. Mit Befeitigung der perfönlihen Dienfte und 
Feudallaſten, mit dem Aufgeben des Prohibitivfgftems, der Annäherung an ven Zollverein und 
der Ausdehnung der Eijenbahnen wird, mit der Gelegenheit zum vedlihen Erwerbe, auch der 
Sinn für Berbeflerung der Lage ald die Vorbedingung für die Benugung der Sparfaffen unter 
ver Maſſe des Volks erwachen. 

In Preußen wurde die erſte Sparkaſſe im Jahre 1818 zu Berlin gegründet, und die Zu— 
nahme war eine langſame, bis die Regierung ſich der Sache annahm, zuerſt durch das Regle— 
ment vom 12. Dec. 1838 die allgemeinen Bedingungen für Errichtung von Sparkaſſen feſt— 
ſetzte, dann durch die Cabinetsordres vom 26. Juli 1841 und 8. März 1847 bezüglich auf die 
Anlage der Sparkaſſengelder die Beſtimmungen vervollſtändigte und erweiterte. Die Zahl der 
Sparkafſſen, welche bei dem Erſcheinen des Reglement von 1838 erſt 71 betragen hatte, war 
Ende 1850 ſchon auf 233 mit 58 Filialen, das Einlagecapital von etwa 6 auf mehr als 

18 MU. Thlr. geftiegen. Der Verein zur Beförderung der Arbeitfamfeit in Aachen grün 
dete dort ſchon 1825 eine Sparkaſſe, weldhe unter allen die erfte Stelle einnimmt, und deren 
Einrichtungen kennen zu lernen jedem zu empfehlen ift, der ſich näher mit diefem Gegenflande 
vertraut machen will. Seit 1844 hat der berliner Gentralverein für das Wohl der arbeitenden 
Kaffen das Sparkaffenweien rühmlich gefördert und nebft vem königlichen Statiftiihen Bureau 
ein reiches Material darüber (legteres nur etwas langfam) geliefert. Seit 1848 ift der Ge- 
genftand auch von den Kammern behandelt und in Commiſſionen erörtert worden, wobei 
außer den tbatfächlihen Momenten auch allgemeinere Geſichtspunkte hervortraten. 

Eine von der Commiſſion der Zweiten Kammer gefertigte Zufanımenftellung über die Ber: 
bältniffe der Sparkaffen im Jahre 1850 beftätigte den Erfahrungsjag, daß diejelben an den 
Mittelpunften der Induftrie vorzugsweife benugt werden; die Einlagequote auf den Kopf der 
Bevölkerung ergab für die Nheinprovinz und die Provinz Sachſen über 2 Thlr., für die Pro- 
vinzen Preußen und Poſen (großentheils Polen) nur 4 und 6 Sgr. Bei den Berathungen 
war unter andern die Frage aufgeworfen worden, ob nicht im Intereffe der Verbreitung der 
Sparfaffen und ihrer wohlthätigen Wirkungen der Zwang an die Stelle der freiwilligen Theil- 


342 Eapitalanfammlung 


nabme gejegt werben folle, und zwar in doppelter Richtung. Man könne jeden Staatsbür— 
ger anhaften, ſich bis zu einem gewiſſen Betrage bei einer Sparkaſſe zu betheiligen, dann aber 
“ aud; jeder Gemeinde oder jedem Bezirke die Verpflichtung auferlegen, eine Sparfafle zu er: 
vichten ; e8 wurbe fogar vorgefchlagen, daß ber Einleger nur in Notbfällen mit Genehmigung 
des Gemeindevorſtehers, oder feines Dienftberrn oder Arbeitgebers über fein Outbaben ver: 
fügen dürfe. Wie zu erwarten ſtand, wurde eine ſolche Ausdehnung des Zwanges nicht für 
angemeflen und zuläſſig erachtet, wol aber fönne von feiten der Arbeitgeber die Berheiligung 
bei einer Sparfajle mit einem angemeflenen Theile des Lohnes den Arbeitern zur Bedingung 
gemacht werben. Der Berichterftatter, Oberft von Prittwitz, erzählte, daß bei dem Feſtungsbau 
in Ulm, den er geleitet, unter 4 — 8000 Arbeitern in den Jabren 1847, 1848 und 1849, 
troß der großen Aufregung, nicht der geringfte Exceß vorgefallen fei, und er ichrieb dies lediglich 
ihrer — theilmeife erzwungenen — Theilnabme an der Sparfafle zu. Die Feitftelung ver 
Friften für die Kündigung der Guthaben glaubte man den einzelnen Sparfaflen überlaflen zu 
follen. Im Berlin wurden nad den Grfahrungen von 1848?) in dem neuen Statut vom 
12. Aug. 1850 dieje Friſten für Outhaben von 10—50 Thlr. auf zwei Monate, über 50 Xhlr. 
anf drei Monate erſtreckt; die Anftalt in Oberbarnim nimmt den Ginlegern das Kündigungs- 
recht, wenn Preußen ſich im Kriegszuftande befindet, alſo gerade dann, wenn ber Gebraud 
(3. B. für die Familien der Kandwehrmänner) am nothwenpigften wäre. 

Die Befugniffe der Sparkaflen zur verzindlihen Anlage ihrer Gelber find nad den Be: 
ftimmungen von 1838, 1841 und 1347 ziemlich ausgedehnt. In erfter Linie werden Schulo- 
jcheine des Staat oder-ber Gemeinde angefauft, auch Vorſchüſſe darauf gegeben. In Stral: 
fund dienen die Sparkaſſengelder zur Bezahlung der fävtifhen Schuld; in Urdingen werden 
jie ebenfalls an die Stadtkaſſe abgeliefert und mit 5 Proc. verzinft. In zweiter Reihe folgen 
Anlagen auf Hypothek, dann bei Staatskaſſen und Leihanftalten; endlih werden auch Dar: 
leihen gegen Wechſel und Bürgſchaft zugelaſſen. Die meiſten Statuten verlangen die Bildung 
eines Refervefonds, der von 1 Proc. (Erfurt) bis 20 Proc. (Königsberg) des Einlagecapitals 
befteht. Bon dem Grundſatze, daß die Brüchte der Griparniffe Eigenthum der Sparenden find, 
wird vielfach abgewichen. In Breslau bat die Syparanftalt jährlih 2000 Thlr. an die Armen= 
kaſſe zu entrichten, welder außerdem dort und an andern Orten die uͤberſchüſſe des Reſerve⸗ 
fonds zugewieſen werden; mehrfach werden dieſe Überſchüſſe allgemein „zu gemeinnützigen 
Zwecken“ beſtimmt. Endlich wird in dem Commiſſionsberichte erwähnt, daß an einigen Orten 
Sparbüchlein mit Nummern, nicht auf Namen lautend, wie verzinsliches Papiergeld im Um— 
laufe ſeien. Darau knüpft ſich ein Vorſchlag, ſolche Scheine über Guthaben bei den Spar⸗ 
kaſſen in Abſchnitten von 1,5, 10, 20 und 40 Thlrn. mit beſchränkter Umlaufszeit (ein bis 
zwei Jahre) auszugeben. Es kann jedoch nicht angemeſſen erſcheinen, die Sparkaſſen zur Aus: 
gabe von verzinslichem Papiergelde zu benugen, jie damit ihrem eigentlichen Zmede zu ent: 
fremden und in die Rage zu jegen, bedeutende Verbindlichfeiten jeven Augenblick erfüllen zu 
müſſen, während die Activen nicht fofort ( wenigftens nicht ohne Verluſt) verjilbert werben 
können. Alle die Gründe, welde längern Kündigungsfriften für die Ginlagen das Wort reden, 
ſprechen gegen die Ausgabe von Papiergeld, und eindringlich warnt die Geſchichte ver Preußi- 
ſchen Bank (1. Bankweſen). Die Fortichrittte des Sparkaſſenweſens in Vreußen find jeit 1848 
ſtetig und audgiebig. 


Ende 1848 1850 1855 1857 
Sparkaſſen 203 233 326 405 
Einleger (Sparkallenbüder) ? 278147 423542 515826 


Einlagebeſtand .. 14,313362 Thlr. 18,119853 Ihlr. 32,289820 Thlr. 41,027654 Thle.?) 

In den übrigen deutfchen Ländern entftehen die Sparfaflen ver Mehrzahl nad ebenfalls 
jeit dem Frieden von 1815, meift jeit den zwanziger Jahren durch die Bemühungen von Pri— 
vatperſonen, werden non ben Negierungen begünftigt, mehr oder weniger durch Geſetze und 
Verordnungen geregelt, haufig zu ftarf bevormundet. Ihre Mittel wenden ih aus freien 
Stücen der bequemen Anlage in Staatöihuldpapieren zu, was ihnen fpäter zuweilen er- 
ichwert oder unterfagt wird. Sie gedeihen am beften unter der Garantie ver Genieinden oder 
Bezirksgenoſſenſchaften bei angemeſſenem Spielraume freier Bewegung, durchſchnittlich im 
orven mehr als im Süden, wo fie zwar ebenfalls zahlreich, aber weniger bedeutend werden. 





2) 1848 hatten die Einlagen 680000, die Rüdzahlungen 895000 Thlr. betragen. 
3) Dazu Stvarat- oder Syarfonds 548230 Thlri, Refervefonds 2,195678 Thlr. 
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Bir befgränfen und auf wenige eigenthümliche und erläuternde Züge. Die ältefte veutiche 
Sparkaſſe beſteht jeit 1787 in Divenburg in Verbindung mit der Armenpflege, deren Organe 
(Directionen) die Geſchäfte ver Sparfaflen in den Kirchſpielen beforgen ; ihre überſchüſſe ge- 
bören den Armen, eine ähnliche Ginridhtung wurde 1833 für die Erbberrfchaft Jever getroffen: 
in Oldenburg wurde 1845 eine Spar: und Leihbank errichtet, für Einlagen, melde die ältere 
ausibließt (über 25 Ihlr.). Aus den Einrichtungen in Mecklenburg: Schwerin ſtammen einige 
von den Borfchlägen in der preußiichen Kammer, die oben angedeutet wurden. Dort befteben 
vier Privat: und etwa 20 Magiſtratsſparkaſſen. Gritere jind die bedeutenpften, ihre Spar: 
büchlein find fat durchgängig auf den Inhaber geftellt, fönnen daher fowol ald Unterpfand 
wie ald Zahlungsmittel ohne weitere Hörmlichkeiten gebraucht werden. Sie fammeln Vermögen 
und gründen Wohlthätigkeitsanſtalten, meift zu Gunſten der Einleger. Die Magiftratäfvar: 
kaſſen find ſtädtiſche Anftalten, von ven Gemeinden garantirt; fie verwenden die Einlagen, um 
höher verzinsliche ſtädtiſche Schulden abzutragen. 

In Braunfhweig war nad dem Mufter gleichzeitiger Verſuche Friedrich's des Großen in 
Preußen (ſ. im Art. Bankweſen den Abſchnitt über die Vreußiſche Banf) 1765 das herzogliche 
Zeibhaus unter Staatsgarantie errichtet worden, welches Einlagen von mindeſtens 25 Thlen. an: 
nimmt und verzinit. Durch ein Geſetz vom 20. Der. 1824 werden Sparkaſſen als Unterabtheilun— 
gen des Leibhhauſes eingerichtet, welche Einlagen von 1OSgr. und darüber annehmen, und Die Gut: 
Baben, ſobald fie 25 Thlr. erreichen, an das Leihhaus abliefern. In Hannover gehören die Spar: 
kaſſen, mit Ausnabıne der 1801 in Göttingen errichteten, ver neueften Zeit an und haben einen 
fruchtbaren Boden gefunden ; den fruchtbarften auffallenderweife in der pünnbevölferten Heide: 
gegend, wo die größte Anftalt im Lande zu Fallingboftel (Randproftei Lüneburg), von ven 
Bauerſchaften der Amtsvogtei Ballingboftel und Soltau garantirt, feit 1838 befteht und 
Ende 1850 von 3769 Einlegern 732070 Thlr. befuß, währenn die nächſtbedeutende in der Stadt 

Hannover an 8502 Ginleger 233720 Ihr. ſchuldete. Die zahlreichen Sparfaflen in Baiern, 
von Gemeinde= oder Bezirföbehörven geleiter, von den obern Verwaltungsbehörven beaufſich— 
tigt, leiden unter der beſondern Sorgfalt, melde die Regierung ihnen widmet. Das Normativ 
vom 30. Jan. 1843 ſucht von der Theilnahme alle Unberufenen auszufhließen, indem ed nur 
Minderjährige, ſodann Dienftboten, Lehrlinge, Handwerkögefellen, Babrifarbeiter und Tage: 
lötmer,, und zwar ausſchließlich nur mit ihren eigenen Erfparniffen zuläßt. Wer Eigenthum 
eines andern einlegt, verliert die Zinfen. Ausnahmen auf Grund Örtliher Verhältniſſe dür— 
fen Die Kreisregierungen geftatten. Bemerkenswerth ift das Verhalten der Regierung bezüglich - 
auf die Anlage von Sparfaffengelvern in Staatsjhuldfheinen. Im Jahre 1823 war die An- 
lage bei der Staatöfhuldentilgungsfaffe zu 5 Broc., ſolange- noch Sprocentige Schuldpa— 
yiere vorhanden feien, gejtattet, und ed wurde von diefer Befugniß ein umfaffender Gebrauch 
gemadt , welcher Beforgniffe erregte, die 1829 und 1836 zu einer Ermäßigung des Zinsfußes 
für neue Anlagen auf 4 und 31/, Proc., und im Jahre 1842 zu einem Minifterialbefhluß von 
13. Det. führten, welder die weitere Anlage von Sparfaffengelvern bei ver Staatöfchulden- 
tilgungafaffe gänzlih unterfagte. Das Jahr 1848 veranlaßte die Regierung, die Staatd- , 
ihuldentilgungskaffe von Sparfafjengelvern gänzlih zu befreien. Gin Geſetz vom 4. Jumi 
1848 verfügte neben ver Erhöhung des Zinsfußes von 3%/, auf 4 Proc. die Rückzahlung der 
Gapitalien in vierteljährigen Raten vom 1. Ian. 1849 an; die Tilgung follte jährlich eine 
Million Fl. betragen und an die einzelnen Anftalten im Verhältniſſe ihrer Anlagen vertheilt 
werden. Damit jedoch Feine Verlegenbeiten entftänden, wenn eine Anftalt mehr zu keiften 
hatte, als die ihr zufließende Tilgungsquote ergab, wurden die Gemeinden ermädtigt, Spar: 
kaſſen ſchuldſcheine in Stücken von 25, 50 und 100 Bl. auszuftellen, welde nad Maßgabe der 
eingehenden Tilgungsfummen audgeloft werden follen. Dieje bairifhe Anordnung unter: 
ſcheidet ih vortbeilhaft von einer franzöſiſchen in entgegengejegter Richtung, welder weiter 
unten gedacht werden joll. 

Die Freien Städte Frankfurt, Bremen und Hamburg erhielten ihre Sparkaſſen in ven Jah: 
ten 1822, 1825 und 1827. In Frankfurt Dürfen nur Bürger, Anſäſſige und Dienftboten 
einlegen, die Zinfen des Reſervefonds werden zu wohlthätigen Zwecken verwendet. In Bremen 
bürge eine Anzahl von mindeſtens 100 Theilhabern (Actioniften) jeder mir 250 Thlrn. Gold 
für Verluſte, die Sparkaſſe ſteht in Verbindung mit einer Rentenanſtalt für unverheirathete 
Frauen unter Aufſicht der Regierung und wird vielfach von wohlhabenden Perſonen, welde 
mehrere Bücher über Einlagen son mindeitens 250 Thlrn. beiigen (wofür 3 Proc, vergütet 
werden), auch von Angehörigen der Nachbarländer Hannover und Oldenburg benugt. Im 
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Jahre 1848 wurde der Anftalt durch Befanntmabung ihres Standes das Öffentliche Ber: 
trauen erhalten, ſodaß ſich trog der Stodung der Geſchäfte und des däniſchen Krieges vie Ein- 
lagen vermehrten. In Hamburg gab die Regierung 4000 M. zurserften Einrichtung , lehnte 
aber die Führung der Aufſicht über die Verwaltung ab, da fie ſich nicht gern mit derlei Geſchäf— 
ten befaßt. -An Einem Tage in jeder Woche werben bei den Diftrictdcomptoiren Einlagen an: 
genommen, jeden legten Mittwod im Monate (außerdem am legten December) werden Rüd: 
zahlungen, welche fpäteftens am vorhergehenden Sonnabend angemeldet werden müſſen, ge: 
feiftet. Hier wie in Bremen wird ein Theil der verfügbaren Mittel durch Discontirung von Wed: 
ſeln ventbar gemacht (in Hamburg Heißt diefer Theil „Roulancefonds‘), der größere Theil auf 
Hypothek ausgeliehen. Hamburg mußte 1848 auf den Refervefonds greifen, um ben lber: 
ihuf der Rüdzahlungen über die neuen Einlagen zu deden ; in Bremen wird der aus dem Ge: 
winn gebildete Reſervefonds, wenn er hinreichend erfcheint, nicht mehr vergrößert; der Gewinn 
dient alsdann für gemeinnügige Zwede. 

In England wurde die erfte Sparbanf — Saving bank — von Frau Priscilla Wakefield 
in Tottenham 1798 gegründet; fie war nur für Kinder beſtimmt. Bald darauf errichtete ein 
Geiftliber, Henry Duncan, eine vervolllommnete Sparbanf in Schottland. Seit 1810 ge: 
wannen die Anftalten weitere Verbreitung, und ſeit 1817 befchäftigte ji die Gejeggebung mit 
denjelben, indem fie die Grundzüge feitftellte und Garantien gemährte. Daher datirt man die 
Errichtung der Sparfaflen in Großbritannien vom Jahre 1817. Fünf Barlamentsacten, in 
der legten vom 28. Juli 1828, zu einer Berfallung der Sparfaffen zufammengefaßt, und bie 
große Zahl angefehener Männer (trustees), welde die Verwaltung unentgeltlich beiorgen, 
ſprechen für die allgemeine Würdigung der Wichtigkeit dev Sparkaſſen. Verſuche, die Ein: 
richtungen zu verbeſſern, liegen in einer Reihe von Bills vor, melde bis auf die neuefte Zeit mit 
mehr oder weniger Erfolg an das Parlament gebracht wurden. Bei den, nad den Statute 
von 1828 errichteten Anftalten beträgt das Minimum der Einlage 1 Sh., das Marimum 30 
Pr. St. Das Guthaben eined Einlegers darf ohne Zinfen 150 Pf. St., mit den Zinjen 200 
Pr. St. nit übersteigen; an diefer Grenze hört die Berzinfung auf. Bon den „freundſchaft⸗ 
lien und wohlthätigen Gejellihaften‘ (friendly and charitable societies — ſ. unten Spar: 
faffen zu befondern Zweden), welche vor 1828 errichtet jind, dürfen bei ven Sparkaſſen ie 
300 Pr. St. angelegt werden; ihre Verwalter und Kaffenfüher aber können nur halb ſoviel wie 
andere Berfonen, nur 100 Pf. St. guthaben. Der Zinsfuß, welder nad der Verordnung ven 
1828 tüglih 21/, Bence vom Pfund Sterling, etwa 3%, Proc. betrug, wurde 1844 auf 31, , Proc. 
ermäßigt. Die @inlagen können jederzeit perjönlich oder durd) Bevollmächtigte übergeben, die 
Guthaben ganz oder theilweile gefündigt und müſſen dann längftens in 14 Tagen zurückgezahlt 
werden; Kinder von jieben Jahren werden ſchon als jelbftändige Perſonen zugelaffen. 

Sämmtliche verfügbare Mittel müffen an die Banfen von England und Irland abgeliefert 
werben, melde diejelben nad Anmeifung der Commiſſion für die Verwaltung der National: 
ſchuld in Annuitäten oder Shagfammerfheinen anlegen. Seit 1844 gewährt ver Staat 31,, Pror. 
BZinfen; die Differenz gegen 31,4 Proc., welche die Einleger erhalten, dedt die Verwaltungs: 
koſten, welche mäßig find, weil die obere Keitung unentgeltlich ift und nur die Angefteliten und 
Diener für die laufenden Geſchäfte bezahlt werden, aud die Anftalten nod andere Begünfti: 
gungen, 3. B. Stempelfreiheit, genießen. Die Bilanz der Sparfaffen für die Rehnungsjahre 
1848 und 1849 ſchloß mit einem Deficit, weil die Schuld des Staats an die Sparfaffen gröger 
war ald der Werth der angefauften Stocks nad dem damaligen niedrigen Tagescurfe. Das 
Deficit berührte lediglich die Verwaltung der Nationalfhuld, da die Sparkaffen durch die Geirg- 
gebung und die Aufficht des Parlaments gefhügt werden und niemals wegen Erfüllung ihrer 
Verbindlichkeiten in Verlegenheit waren. Dieje Erſcheinung weckte die Öffentliche Aufmerkjam: 
feit, und man erfannte daraus einen doppelten Übelftand. Die Sparbanfen hatten für einen 
Theil ihres Guthabens nur eine moralifche, keine greifbare Garantie; der Staat war durch die 
- Guröverhältniffe Verluften ausgefegt, da die Rückzahlung jederzeit verlangt, der Verkauf ver 
Stods mithin in ungünftigen Momenten nöthig werden konnte. Die Sache gewann noch eine 
größere Bedeutung, als ſich Herausftellte, daß der Finanzminifter (Chancellor of the Exche- 
quer) die Sparfaffengelder zu laufenden Ausgaben verwenden, dann um den Betrag derielben 
ohne Bewilligung ded Parlaments die Nationalihuld vermehren fonnte, und von diefer Be: 
fugniß zwar nicht oft, zuweilen aber jehr ftarf Gebrauch gemadt hatte. Er gab nämlich für 
dieje Gelder Anweifungen (ways and means bills oder deficieney-bills), welche dann nit 
and den Steuern eingelöft, Tondern in Stocks umgewandelt wurden. Endlich fand man es un: 
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billig, daß die Bank, melde für die Zahlung der Dividenden und die Mühe der Übertragungen 
son jeder Million ber Nationalihuld 300 Bf. St. erhält, dieſe Vergütung aud) von den Stocks 
der Sparkaſſen bezieht, die nicht viel weniger ald 30 Millionen betragen, und nur geringe Mühe 
»erurjahen. Eine im Jahre 1854 eingebrachte Bill verlangte daher: daß in den Büchern der 
Schatzlammer den Sparkaſſen ein Depofitenconto eröffnet und ihnen darauf drei Viertel der 
Summen gutgeſchrieben werben jolle, welche der Staat ihnen ſchuldete. Die Stocks, welche bie: 
ber dieſen Betrag repräfentirten, jollten vernichtet werden. Diefed Conto vermehrte die ſchwe— 
bende Schuld, melde feine bejondern Koften verurfaht, und verminderte die fundirte Schuld 
und deren Koften. Das legte Biertheil bleibt in den Händen der Commiſſion ver National: 
ſchuld, wird in Schagfammerfheinen (Exchequer bills oder bonds) augelegt und genügt für 
ben Begehr zu Rüdzahlungen. Depofitenconto und Schatzkammerſcheine gewähren volle 
dedung für die Forderungen und feine Nothverkäufe drücken mehr auf die Curſe. In den 
Sefjionen von 1856 und 1857 wurde eine andere Bill vorgeſchlagen, welche die Staatsga— 
santie für alle Anftalten, die unter ihren Beſtimmungen errichtet werden, oder fich denſelben 
unterziehen, gewähren wollte. Der Staat ift nämlich gegenwärtig nur für die Gelder verant- 
wortlich, welche von den Verwaltern (trustees) an Die Commiſſion der Nationalſchuld abge: 
liefert werden ; nicht für die Einlagen, folange fie fi) in ber Verwaltung der trustees befinden. 
Dagegen foll den Commiſſaren dad Recht eingeräumt werden, die Anftellungen von Beamten 
feitend der Verwaltungen zu beflätigen, die Bejoldungen und alle übrigen Verwaltungsaus⸗ 
gaben zu reguliren, die Erforderniffe und Bedingungen für die Beftellungen feftzufegen, die 
Beamten zu juspendiren und zu entlaflen. Unſers Wiffens jind alle Vorſchläge diefer Art noch 
ſchwebend, fie werden aber immer von neuem wiederfehren. Gegen den legten Entwurf wurde 
hauptſãchlich eingewendet, daß engliſche Gentlemen die Stellen bei ven Verwaltungen (trustees) 
nicht mehr annehmen würden, wenn der Regierung ein jo mächtiger Einfluß eingeräumt würde. 

Die Sparbanfen in Großbritannien und Irland zählten in den am 20. Nov. jchließen- 
ven Rechnungsjahren 

1847 — 1,073167 Einleger mit 28,264615 Pf. St. 

1848 — 1,034946 „ „ 26,252680 „ 

1849 — 1,065031 „ 266671903 „ 
Zu dieien Privateiniagen fommen noch die Einlagen der friendly and charitable societies, 
weld; ım Jahre 1849 in der Zahl von 22323 mit 1,865107 Bf. St. betheiligt waren ; außer: 
dem lieferten noch 555 ſolche Geſellſchaften ihre Mittel wie die Sparfajfen unmittelbar an die 
Cemmiſſare der Nationalſchuld ab, und ihr Guthaben betrug 1,403281 Bf. St. Dies ergibt am 
Schluſſe 1849 für 1,065031 Privat: und 22878 Gefellichaften die Summe von 30,640291 Pf. 
St. — ein ſprechender Beweis für die Größe der Gapitale, die aus kleinen Erſparniſſen ih anfams 
wmels laflen. Im Jahre 1851 zählte man 1,113585 Einleger mit31,208320 Pf. St., und 1855 
Yıten 591 Anftalten ein Einlagecapital von 34,135525 Bf. St., wovon 33, 956105 in Stods 
mgeiegt waren. (S. unter andern Pratt, „History of Saving banks“) 

Das Aufblüben der Sparbanfen in England und die Verhandlungen des Barioments i im 
Jabre 1817 lenkten in Frankreich die öffentlihe Aufmerkfamfeit auf dieſe Anftalten. Unter ven 
Aufpicien der Föniglihen Seenffecuranzgefellihaft wurde 1818 eine Sparkaſſe in Paris er— 
lchtet, von vornehmen und reihen Leuten begönnert und beichenft, und von der Regierung be— 
anftigt. Sie mußte ihre Mittel in 5procentigen Renten anlegen, welche damals bei ven enormen 
Anleipen zur Herftellung der Finanzen fehr niedrig fanden, ſodaß die Sparfafle einen großen 
Gewinn erzielte. Gine Verordnung vom 3. Juni 1829 ermächtigte die Anftalt, ihre Gelder 
in Schatz ſcheinen (hons royaux) anzulegen zu 4 Proc., während die Einlagen 3Y, Pror. er= 
bielten, Sie verkaufte ihre Renten im Frühjahr 1830 zu rechter Zeit, denn wenige Monate 
ipäter fanf der Curs infolge der Julirevolution auf 75. Inzwiſchen waren noch etwa zwanzig 
Sparkaſſen entitanden.. Die Ordonnanz von 1829, fanetionirt durch das Finanzgeſetz von 
1830, vervofljtändigt durch ein Gefeg vom Juni 1835, war den engliihen Parlamentsacten 
nachgebildet. Die Anlagen in Bons und bei der Staatsihuld, ein Marimum von 300 Fr. 
für die wöchentlihen Ginlagen und von 3000 für das Guthaben einſchließlich der Zinfen, eine 
Ausnahme für die Hülfsgefellihaften (societes de secours mutuels), welde bis 6000 Br. 
zuthaben durften, die Stempelfreiheir, zeigen dentlich dieſe Nachbildung. Für wandernde Ar— 
beuer und Soldaten wurbe der foftenfreie llbertrag des Guthabens ohne Unterbrehung des 
Jinienlaufö pon einer Anftalt an die andere geftattet. Im Februar und März 1836 bemäd- 
digte ich der Gemüther ein paniſcher Schrecken, welder zwar durch prompte Auszahlung der 
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zurückverlangten Einlagen im Betrage von mehr als 11 Millionen beſchwichtigt wurde, aber nun 
bei der Regierung Beſorgniſſe weckte, welche zu den Geſetzen vom 17. März 1837 und vom 
Juni 1845 Anlaß gaben. Das eine übertrug die Verwaltung der Sparkaſſengelder und damit 
die Gefahr von dem Schatze auf Die Depoſitenkaſſe (Caisse des depöls el consignations), dad 
andere reburirte dad Marimum des Guthabens ohne Zinfen auf 1500, mit Zinfen auf 
2000 $r. Die Kaffe beiorgte ven Inhabern auf Verlangen Eojtenfrei den Anfauf von Nenten: 
inferiptionen für ihre Marimalguthaben. Im Februar 1848 ſchuldete der Staat den Spar: 
kaſſen 355 Mill. Fr. ; darunter war Baris mit 80 Millionen. Die Revolution brad aus, und die 
Proviſoriſche Regierung fonnte die Mittel nicht Schaffen, um dem Andrange nah Nüdzahlumg 
von Guthaben zu genügen. Die Bons verloren 30 — 40 Pror., die Rente war auf 70 ber: 
unter, der Berfauf ver Papiere, in denen die Gelder angelegt waren, nicht zu bewirken. Eine 
Reihe von Deereten fuchte vergebens zu helfen. Sie erklärten die erg der Armen für 
die heiligfte und unverleglichfte Art des Eigenthums, ftellten daffelbe unter ven Schuß ver 
nationalen Rechtlichfeit, erhöhten die Berzinfung der Ginlagen auf 5 Proc., konnten aber nicht 
umbin, die baaren Rüdzahlungen auf 100 Fr. an jeven Guthaben zu befchränfen; für den 
Mehrbetrag wurden zur Hälfte Schagbong, zur Hälfte 5procentige Renten zum Nennwerthe ge: 
boten, dann zum Curſe von 8O aufgenöthigt, Tpäter die Vergütung der Cursdifferenz ver: 
fproden, wad man Ausgleihung (compensation) nannte. Am beften half die Zeit, welche 
Untergang oder Heilung bringt. Merfwürbig aber war die Erjheinung und ein ſtarker Beweis 
von dem Bedürfniß folder Anftalten, daß während der gewaltigen Erſchütterung nur an einem 
einzigen Sonntage feine Einlagen in Paris gemadt wurden, und Dies war ver 25. Juni 1848, 
an welchem der Aufftand in den Straßen tobte. Mehr noch als der leere Schredden ven 1836 
mußte die Kataftrophe von 1848 auf Mittel denken laffen, fünftigem Unheile vorzubeugen, 
und ein Gejeg vom 30. Juni 1851 follte dafür Sorge tragen. Daffelbe ermäßigte das Marimum 
eines Guthabens auf 1000 Fr.; ift diefe Grenze erreicht, jo kauft die Verwaltung dem Fin: 
leger, fall8 er fein Guthaben nit innerhalb drei Monaten zurüdzieht, Hprocentige (jegt 44, pro: 
centige) Rente, wenn dieſelbe nicht über Pari ſteht; andernfalls Sprocentige Nente. Ausnahmen 
find zu Gunften der Einfteher beim Militär, der Matrojen und der Hülfsgeſellſchaften zugelaſſen. 
Die Depofitenfafle gewährt vom1. Jan, 1852 ab den Sparfaflen nur noch 42 Proc. und geitatter 
einen ftärfern Abzug ald früher für Verwaltungdaufwand. Endlich enthält das Gejeg Bor: 
schriften für Überwachung des Kaflen= und Rechnungsweſens durd die Behörden. DisEin- 
richtung des Rechnungsweſens, welche die parifer Sparfaife ihrem Generalagenten A. Prevoft 
verdankt, kann als ein Mufter zur Kenntrignahme empfohlen werben. In Paris beleben außer 
ver Gentralfaffe noch 16 Filiale; in den Departements find über 500 Haupt: und Nebenlofale; 
Teit 1846, wo Gorfica in der Stadt Baftia eine Sparkaſſe erhielt, entbehrt fein Departement 
mehr einer ſolchen Anftalt. Am Schlufle des Jahres 1853 waren in Paris 211448 Einleger 
mit 54,413164 Br. Im Laufe. des Jahres waren für 8398 Einieger 6,142289 Fr. zum 
Ankauf von Renten verwendet worden. Die Wirkung der beſchränkenden Gefege zeigte ſich in 
Abnahme der Einleger, Zunahme der Rüdzahlungen und Vermehrung der Rentenkäufe Nah 
einem, Mitte Derember 1858 verdffentlihten amtlichen Berichte beftanden Ende 1857 379 
Sparkaflen, genehmigt waren 411 mit 179 Filialen und 978802 Büchlein. Ihr Vermögen 
betrug 293 Millionen, wovon 197 bei ver Depofitenfafle angelegt waren. Die Negierung hatvie 
Abjiht, dad Marimum eines Gurhabens von 1000 auf 500 Fr. zu ermäßigen und dadurd 
ihre Verbindlichkeit zu vermindern, die Anlage von Erjparniffen in Renten zu vermehren. 

Aus diejen flüchtigen Notizen geht hervor, daß die Sparkaſſen überall von Privaten oder 
Corporationen in dad Leben gerufen worden find. Für die Sicherheit ver Anlagen und der 
Verwaltung forgt der Staat beſſer durch Aufficht und Controle ald durch Aufnahme der Gelder 
in feine jhwebende oder conjolidirte Schuld. Diefe Ginverleibung bat unter anderm aud ven 
Nachtheil, daß die Regierung, um ihre Verbindlichkeiten nicht zu hoch anwachſen zu laffen, bie 
Ausdehnung der Sparkaffen auf größere Guthaben und zahlreiche. Klaffen der Bevölkerung 
beihränft, Für Deutſchland ift es jedenfalls beifer, daß den Sparkaffen freiere Bewegung ge: 
lafien und der Einleger nicht gezwungen wird, Staatdgläubiger zu werben. 

Sparfafien zu befondern Zweden. Weit älter ald alle modernen Verſicherungs-, 
Renten:, Spar: und ähnliche Anftalten find die Genoffenihaften unter Arbeitern, Handwerkern 
und Dienjtleiftenden zur Unterflügung der einzelnen in Kranfheitsfällen, der Familien bei 
Sterbefällen, wol aud zur Berforgung im höhern Alter. In Deutihland wie in Englanr, 
Srankreih und faft in allen übrigen Ländern beftehen in ven größern Städten und an den 
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Sammelpunften zahlreicher Arbeiter ſolche Kranken, Sterbe: , Witwen-, VBorfichtd-, Verſor— 
gungskaſſen unter Arbeitern in Bergwerken und Fabriken, Laftträgern, Schiffern, Handwerkern, 
Dienftboten, Tagelöhnern u. f. w., die ihren Urfprung zum Theil bis in eine vorgeſchichtliche 
Zeit zurüdleiten. Und viele Vereine haben fih nicht nur neben den Sparkaſſen erhalten, fon: 
derm fie benugen diefelben und baben eher noch eine größere Ausvehnung erlangt, indem in 
mehreren Staaten die Aufmerkiamkeit der Regierungen und der Geſetzgebungen auf fie ge- 
richtet if, und Anordnungen zum Zmwede ihrer Begünftigung und Verbreitung getroffen wor: 
den find. Wenn diefe Bereine mit den Sparfaffen die Anjammlung ihrer Mittel ausBeiträgen 
einzelner von Erſparniſſen an Löhnen und anderm Erwerbe gemein haben, jo unterfcheiden ſie 
ib doch von ihnen durch ihre Zwecke. Die Sparkajlen jammeln Capital, geben demjelben nüg: 
liche Verwendung, fügen zu den Einlagen die Zinfen, bis der Eigenthümer fein Guthaben zu 
irgendeiner andern Beitimmung an jih nimmt. An die Stelle der zurückgezogenen treten neue 
Einlagen, unter normalen Berbälmiffen mehrt fi das Gapital und dient ftetig der Broduction. 
Die Bereine erheben von ihren Mitglievern Beiträge zu den befondern Zwecken, fire welche fie 
gegrümder find. Dieſe Zwede find jo wichtig, daß le nicht nur nod andere Mittel ald die Bei- 
träge der Genoſſen vielfah in Anſpruch nehmen, fondern daß jie vorzugsweiſe die Geſichts— 
vunfte abgeben, von denen aus die Vereine zu betrachten find. Sie treten auf im Zufammen: 
Bange mit den großen jocialen Fragen: Berbefferung ver Lage der arbeitenden Klaſſen, Ber: 
batıma von Armuth und Noth, Beförderung der Sittlichkeit, des Familienlebens, Gewerbefrei: 
beit,u.1.w. Es wird daher von diefen Genoflenfchaften in dem „Staats-Lexikon“ mehrfach 
die Rede fein; bier haben wir ums auf die Seite zu beſchränken, welche anderwärtd faum mehr 
berübrt werden wird, die Anfammlung ihrer Mittel, die Hülfe, welche ver Staat ihnen in diefer 
Beziehung bieten kaun, und die Anordnungen, welche ald Beijpiele zur Nachahmung oder zur 
Warnung vorliegen. 

In Deutſchland find die Kaſſen zu beiondern Zweden weit verbreitet, theilweiſe obligato— 
riſch gemacht und es werden wol auch die Arbeitgeber zu Beiträgen angehalten. Das preußiiche 
Grmwerbegeieg son 1849 beſtimmt z. B., daß die Yabrifanten mitteld der Orttsflatuten zu Bei— 
trägen für die Unterſtützungskaſſen, und zwar bis zur Hälfte der Beiträge, welche die Arbeiter 
geben müflen, angebalten werden fünnen. Die neuefte Reiftung der Gejeggebung in biejer 
Richtung ift die Altersrentenbank, welche durch Geieg vom 6. Nov. 1858 in Sachſen gegründet 
werden fol; um ihre Benutzung zu erleichtern, find jammtliche Steuer: und Zollerhebungs: 
fellen angewieſen, Ginlagen anzunehmen. Es ift jedvod gegenwärtig eine Bewegung in Gange, 
melde der Genoſſenſchaft eine höhere Aufgabe ftellt zum Gedeihen der wirthſchaftlichen Thätig— 
keit und zur Abhülfe wirthſchaftlicher Noth; eine Bewegung, die, von Hrn. Schulge in 
Delitzſch, Kreiögerihtsratb a. D., angeregt, durch die handgreiflihen Vortheile der von 
ibm gegründeten Vereine und durch tüchtige Mitarbeiter unterftügt, in dem Gongreile für 
volkswirthſchaftliche Zwecke, welcher im September 1858 zu Gotha verfanmelt war, folgenden 
Auẽdruck erhielt: 

1) Der Congreß erkennt ven Grundſatz an, es könne eine Regulirung und Organifation 
des Aſſociationsweſens nicht Durch den Staat erfolgen, ſondern es müſſe dieſelbe aus der freien 
und eigenen Thätigfeit der gewerbtreibenden und arbeitenden Klaſſen hervorgehen. Grläuternd 
wurde pabei anerkannt, dab eine Mithilfe des Staats durch Wegräumen von Hinderniffen und 
fördernde Beitimmungen für die freie Bewegung der Genoſſenſchaften nicht ausgeichloflen fei. 

2) Der Congreß empfiehlt nad den in Deutichland, England und Frankreich angeftellten 
Srbebungen und ven biäher gemachten Erfahrungen die Bildung a) von Vorſchußvereinen und 
Darlehnskaſſen; b) von Alloriationen ipecieller Gewerbe zum gemginjhaftlihen Bezug von 
Robitoffen; c) von Goniumvereinen zur Anfhafung notwendiger Lebensbedürfniſſe im 
ganzen als vorzüglihe Mittel zur Seltfthebung der unbemittelten Gewerbtreibenden und der 
arbeitenden Klaſſen. Gr erflärt d) dag nad den gemadten Erfahrungen bei ven Vorſchuß— 
vereinen und den Aflociationen zum gemeinfchaftlihen Bezug von Robftoffen als vorzügliches 
Mirtel zur Beſchaffung des erforderlihen Betriebsfonds das Princip der unbedingten ſolidari— 
iben Haftbarfeit aller Mitglieder für vie von dem Vereine als jolhem von dritten Berfonen 
aufgenommenen Gavitalien und Spareinlagen ſich praktiſch bewährt habe. 

3) Dur Empfehlung fpecieller Arten des Aſſociationsweſens foll keineswegs einer mweitern 
Entwickelung deſſelben vorgegriffen werden, fondern auch die nad andern Richtungen bin ge- 
machten Verſuche, jobald pofitive Erfahrungen hierüber vorliegen, bleiben den künftigen Erör: 
terungen des Congreſſes vorbehalten. 
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4) Endlich beauftragte der Kongreß feine ftändige Deputation, das flatiftifhe Material 
über die in Deutihland auf dem Gebiete des Aſſociationsweſens gemachten Grfahrungen zu 
fammeln und fo für bie zerftreuten Notizen auf diefem Felde einen Mittelyunft zu bilden. 

Dur dieſe Behandlung gewinnen die Beftrebungen für die Ausbildung der Genoffen: 
fhaften auf dem wirthſchaflichen Gebiete, in Verbindung mit den Bemühungen für Gewerbe: 
freiheit, eine Bedeutung, die eine befondere Stelle im „Staats-Lexikon“ unter dem Titel Genf: 
fenfhaftswefen verdient. Das bisjegt vorliegende Material hat Hr. Schulge:-Deligfh in 
feiner trefflihen Schrift: „Die arbeitenden Klaffen und das Aſſociationsweſen in Deutſchland“ 
(Leipzig 1858) zufammengeftelle. 

Die Geſellſchaften ver Freunde (friendly societies) in England führt Anfell (in feiner Ab: 
handlung von 1835) bis in das 9. Jahrhundert zurüd. Sie waren ſchon jehr zahlreid, als 
ihnen 1793 das Parlament in einer unter dem Namen ihres Urhebers Georg Roſe bekannten 
Acte zum erften male feine Gunft bezeigte. Spätere Beichlüffe, von 1795 — 1848, erfannten 
ihren wohlthätigen Einfluß an, räumten ihnen die Benugung der Sparfaflen, Stempelfteiheit 
und andere Privilegien ein, liefen die Tabellen für die Beiträge zu den Alteröpenftonen ver: 
beffern und ftatiftifches Material ſammeln, wonad 1849 ſchon nahe an 23000 Geſellſchaften 
mit mehr ald 2 Mill. Mitgliedern beftanden. Die zahlveichften darunter, die Odd fellows (große 
Burſche) hat gegen 400000 Mitglieder, und erhebt an Eintrittögelvern und Beiträgen jährlich 
etwa 340000 Pf. St. Sie gibt in Kranfheitsfällen wöchentlich 10 Sh., beim Tode eines Mit- . 
glieds 10 Bf. St., beim Tode der Frau 6 Pf. St. Angefehene, wohlhabende Männer treten als 
Ehrenmitglieder bei, zahlen die Beiträge, ohne auf Gegenleiftung Anfprud zu maden, und er: 
möglichen dadurch hauptſächlich die Zahlung von Alteröpenfionen, welche die meiften vieler 
Bereine gewähren. Für Verforgung im höhern Alter beftehen außerdem noch beſondere Ge: 
ſellſchaften, welche durch Gejege vom 10. Juli 1833 und vom 9. Aug. 1844 geregelt worden. 
Bei ihnen fann man Leibrenten von —30 Pf. St. erwetben, und im Jahre 1849 wurden 
6597 folder Annuitäten bezahlt. Morton Even änfert, er wiſſe kein Beifpiel, daß ein Mit- 
glied der friendly Societies oder eines feiner Bamilienangehörigen jemals dem Kirchſpiele zur 
Laft gefallen fei oder eine Unterflügung angeſprochen habe. 

Der Ursprung der Hülfägefellihaften in Frankreich reicht ebenfalls in die graue Vorzeit 
zurück. Die Laftträger in Marjeille, weldhe etwa 40000 Köpfe oder 10000 Familien in 120 
Vereinen zählen, die durch einen großen Rath organifch verbunden find, behaupten, daß ihre 
Organifation bereitd unter der Römerberrihaft beftanden habe. Unter Ludwig XIV. wurden 
mehrere Hülfsvereine gegründet, eine allgemeinere Verbreitung aber haben jie erft im Laufe 
des gegenwärtigen Jahrhunderts gewonnen. Die Gefeggebung unterfheidet zwiſchen ven 
Hülfsgefellfchaften für Krankheits- und Sterbefälle (societes de secours mutuels oder de 
prevoyance) und zwifhen den Verſorgungskaſſen (caisses de retraites). Erftere zählten 
1850 in Paris an 30000 Mitglieder. Beide find durch die Gefege vom 15. und 18. Juli 1850 
normirt, welche ven Hülfsvereinen den Charakter der Drtlichkeit und Selbftändigkeit verleihen, 
für die Berforgungsfaffen dagegen Gentralifation und Staatäleitung ald Princip aufitellen. 

Die Hülfsgefellfhaften werden ald gemeinnügige Anftalten (etablissements d’utilit& 
publique) betradhtet, wenn ſie ſich nachſtehenden Beftimmungen fügen: Sie dürfen feine Ruhe: 
gehalte geben (mol aber ſolche bei ver Berjorgungdfaffe für ihre Mitglieder aus Überſchüſſen 
ihrer Ginnahmen faufen) ; fie ſollen ohne bejondere Ermächtigung nicht weniger als 100 und 
nit mehr ald 1000 Mitglieder haben; der Ortsvorfteher kann ihren Verfammlungen bei— 
wohnen und darin ven Vorſitz führen; die Beiträge müffen nad den amtlichen Tabellen umge= 
legt werden; eine Änderung der Statuten fomwie die Auflöfung des Vereins bedarf der Geneh— 
migung ber Regierung. Unter diejen Bedingungen dürfen jie ald gemeinnügige Anftalten ihre 
Gelder mit ebenjo vielen Büchlein, ald fie Mitglieder zählen, in die Sparkaſſe oder zu 4Y, Pror. 
in die Depoſitenkaſſe legen; fie dürfen Geſchenke und Legate annehmen, und erhalten ihre Lo— 
fale, Büchlein und Beforgung der fchriftlihen Arbeiten von der Gemeinde. Ihre Verwaltung 
führen fie nah Gutdünken und werden nur aufgelöft wegen betrügerifher Geſchäftsführung 
oder Überſchreitung ihrer Befugniffe. Bei den Verhandlungen über das Gefep und in dem 
Berichte des Hrn. Benoiſtd'Azy wurde der Gegenftand von allen Seiten beleuchtet, und man 
findet dort manche bemerfendwerthe Angaben. So erklärte 3.8. die Gejellichaft in Nancy, daß 
jeit den vielen Jahren ihres Beſtehens gegen feines ihrer Mitglieder eine gerichtliche oder zucht⸗ 
polizeilihe Verurtheilung ergangen fei. Ebenfo verhielt es ih mit den 19 Hülfsgefellihaften 
im Departement der untern Seine. Auch in Paris ift fein Fall vorgefommen, daß ein Mitglied 
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Armenunterſtũtzung verlangt hätte. Dagegen klagte Michel Chevalier, daß ſolche Vereine, na— 
mentlich in Lyon, ihre Mittel zu Zwecken des Aufſtandes verwendet hätten, und will deshalb die 
Verwaltung in die Hände der wohlhabenden Bürgerflafle (bourgeoisie) legen. Das Geſetz 
überläßt jedoch den Geſellſchaften, Beitimmungen über die Betbeiligung von Patronen. und 
Ghrenmitglievern zu treffen, welde, wie in England, durch Anleitung und Förderung, nicht 
durch Bevormundung wirken follen. 

Dem Gejege über die Berforgungskaffen waren Unterfuhungen vorangegangen, die ſchon 
1844 son einer freien Gommifjion begonnen wurden, in welder Hr. Mole den Borjig führte, 
deſſen Bericht allen jpätern Arbeiten zu Grunde liegt. Im Jahre 1846 wurde die Frage den 
Genrralväthen vorgelegt, weldhe der großen Mehrzahl nah zuftimmende Gutachten abgaben. 
Die Sebruarrevolution verzögerte die Erlaffung des Geſetzes, welches endlich am 18. Juni 1850 
erihien, wonach am 1. Mai 1851 vie allgemeine Verſorgungskaſſe (Caisse generale de re- 
traites) eröffnet wurde. Die weientlihen Beftimmungen jind folgende: Die Depofitenfaile 
(Caisse des depöts et consignations) und ihre Agenten nehmen Ginlagen von 5 Fr, und 
einem Vielfahen (10, 15, 20 u. ſ. w.) jederzeit an, Bei der erften Ginzahlung hat ver Einleger 
zu erflären, ob er das Capital feinen Erben erhalten oder in der Penſion auflöfen will, welde 
dann höher wird. Die Penſion beginnt nicht vor dem funfzigften Lebensjahre, ausgenommen bei 
Arbeitöunfäbigkeit dur; Gebrehen oder Wunden. Für jeden Ehegatten wird eine befondere 
Rechnung eröffnet und jede Einlage, des Mannes oder der Frau, jedem zur Hälfte gutgeſchrie— 
ben; der Friedensrichter fann die Gemeinſchaft aufheben, wenn gerichtlich oder thatfächlich eine 
Trennung eintritt. Gin Bater fann für feine Kinder, ein Wohlthäter für feinen Schügling, 
ein Fabrikherr für jeine Arbeiter, ein Dienſtherr für jein Gefinde einlegen, auch eine Hülfäge- 
ſellſchaft für ihre Mitglieder. Sobald der Bezug der Venſion anfängt, wird das Ginlagebüch: 
lein gegen eine Zeibrenteninfeription auf die Staatskaſſe umgetauſcht. Die Penfionen werden 
auf Grund eines Zinsfußes von 5 Proc. und Zinſeszinſen nad) ven Sterblichkeitstabellen von 
Deparcieur berechnet. Spätere Modificationen haben feine rüdmirfende Kraft. Das Marimum 
einer Benfion ift 600 Fr. — ſie fann durch Ginzahlung von jährlich 30 Fr. vom zwanzigften 
bis ſechzigſten Lebensjahre erworben werben. Bis zu 360 Fr. darf vie Penjion weder übertra= 
gen noch mit Beſchlag belegt werben. Die Anftalt wird von einer Obercommilfion unter dem 
Borfige ded Handelsminifters geleitet, die Verwaltungsfoften beftreitet der Staatsſchatz; Die 
Venfionen ind vom Staate garantirt. 

Im nämlichen Jahre 1850 wurde in Belgien ein ähnliches Gejeg über Verſorgungskaſſen 
zu Stande gebradt; dort beträgt dad Marimum der Penſion 720 Fr. Außerdem beftehen in 
Belgien von-den alten Innungen und Zünften ber eine Menge von Hülfsvereinen ; ſämmtliche 
Staatsciſenbahnen bilden einen großen derartigen Verein; jede Steinfohlengelellihart befigt 
eine Hülfsfajfe für ihre Arbeiter und trägt ebenjo viel wie dieſe bei; alle zuſammen find in 
jeder Provinz wieder an einer allgemeinen Vorſichtskaſſe (Caisse de prevoyance) betheiligt, 
melde in Fällen von Gebrechlichkeit, wie für Witwen und Waifen Unterftügungen gibt. 

Indem die Geſetzgebung ſich für eine Staatsanftalt und folgeweiſe für Gentralifation ent: 
ſchied, hat fie doch nit den Zwang zum Beitritte ausgeſprochen, und die Gründung anderer 
Verforgumngävereine nicht unterſagt. Dadurch find auch die Bedenken gemildert, welche gegen 
die Belaftung der Finanzen mit Ahleihen gegen Keibrenten iprechen, eine Form, die früher all: 
gemein war, aber aus guten Gründen verlaflen wurde (ſ. Staatöfhulden). Gegen Lokalan— 
Ralten dieſer Art jpricht in Frankreich die Erfahrung, und es ift befannt, daß die Sterblichkeits— 
tabellen nur bei großen Zahlen ji bewähren. Auch ijt die Freiwilligkeit des Beitritts nicht 
jowol um des Principe willen als aus Beforgniß vor zu großer Anhäufung von Gapital an: 
genommen worben. Thiers berechnete, daß bei dem Zwange zur Betheiligung in nicht ſehr 
ferner Zeit 30 Milliarden Fr. jih anjanımeln würden, und dann ließ ji die Sicherheit einer 
io foloffalen von der arbeitenden Bevölkerung erhobenen Zwangsanleihe nicht mohl verbürgen. 
Staatöverforgungsfaflen für Arbeiter find eine große Errungenihaft ded modernen Sorias 
liämus. Sie bedingen aber Lohnjäge, welde Erſparniſſe zulaften, und ihr Gedeihen hängt mit 
dem Gedeihen ver volföwirthihaftlihen Zuftände überhaupt zufammen, 

Lebens= und Rentenverjiherung. Dieſe Einrichtungen haben mit den Anftalten 
zum Grfage unverſchuldeten Schadens oder Berlufted an Capital nun den Namen gemein. 
Ihrem Zwede nad dienen die Lebensverfiherungen, wie die Sparfaffen, zur Anjammlung von 
Gapital mitteld periodiiher Beiträge; die Rentenverfiherungen löjen in der Negel ein ange— 
jammeltes Capital wieder auf, jind aber doch bei den Lebendverfiherungen mit zu erwähnen, 


350 Eapitalanfammlung 


weil fie gewöhnlid mit folden verbunden werben, wie ja auch bie Hülidvereine häufig mit 
Sparfaflen in Verbindung ſtehen. Wollte man die Benennung Lebensverfiherung dadurch 
tedhtfertigen, daß man das menfchliche Reben ald ein Capital betrachtet, weldhes durch den Tor 
wie ein Gebäude dur Feier vernichtet wird, und bei dem @intritte der unvermeidlichen, mur 
der Zeit nach unbeſtimmten, Vernichtung den Hinterbliebenen durch eine Geldſumme eriegt 
wird — jo läge darin etwas Widerwärtiges. Der Name mag ohne ſolche Erflärung ebenie: 
wol beftehen wie die Benennungen „Sonne“, „Palladium“, „Phönir“, „Alyl“, „Arlas“ 
u. ſ. w., welche ſich beizulegen Aſſecuranzgeſellſchaften für gut gefunden haben. Die Franzoſen 
Tagen richtiger assurance surda vie (nicht de la vie), die Engländer life (nichtlife's) assurance 
oder assurance on lives. Dabei ift das Wort Gapital zu ergänzen und es heißt dann: Wer: 
fiberung (eined Gapitald) auf ein over mehrere Leben. Für die Nationalöfonomie haben die 
Lebenäverfigerungen nur infofern Bedeutung, als fie die Neigung zum Sparen befördern 
und Theile des reinen Einkommens als Gapital anfanımeln. Die Bortheile für den einzelnen 
kommen dabei fo weit in Betracht, ald er durch Verpfändung der Police Credit erlangen fann; 
die übrigen perfönlihen Vortheile für die Empfänger des von dem Verſicherer für fie erworke- 
nen Gapitald haben wenig oder feinen volfswirtbihaftlihen Werth. Die Gefellihaften ver: 
breiteten jih von England aus über die Staaten des Feſtlandes, und fie find theils Actienge: 
ſellſchaften, theils gemischte, d. h. ſolche, Die ein Actiencapital haben, aber einen Theil des Ge— 
winns den Verſicherten zuwenden, theils auf Gegenſeitigkeit beruhende, deren Theilhaber auf 
den ganzen Gewinn nad Abzug der Verwaltungskoſten-und der Reſerve Anſpruch haben. 
Der Gewinn wird entweder durch Abzug an den fpäter fälligen Prämien, oder dur verhält: 
nißmäßige Erhöhung bed bedungenen Gapitals, oder nah Wahl der Theilhaber entweder auf 
die eine oder auf die andere Art vergütet. Die Prämien werben für eine Gapitaleinbeit 
(100 Thlr., Fl. Pf. St., Br.) nach der mittlern Lebensdauer beftimmt. Zu diefem Zwecke bat 
man Tabellen — in England von Milne, Deutihland Süßmilch, Franfreih Deparcieur — 
welche durch fortgejegte ftatiftifche Erhebungen vervollfommmet worden. Danach laflen ji für 
jeden Zindfuß und jedes Lebensalter die jährlihen Beiträge berechnen, welde nah Ablauf ver 
durchſchnittlichen Lebensdauer die Gapitaleinheit bilden. 2 

NIS Beifpiel geben wir die weientlihen Beftimmungen einer londoner gemifchten Gefell: 
ihaft, des European (Europäerd), weil jie ziemlich alle Geſchäfte umfaßt, welche bei ſolchen 
Anftalten vorkommen. Die Gejellichaft ift 1819 gegründet, befigt ein nambaftes Actiencapital 
und wird von Directoren geleitet, welche von den Actionären und den Verſicherten gewählt 
werden. Wer nämlich mit wenigftens 500 Pf. St. verſichert ift und die Prämien drei Jahre 
lang (oder eine gleih Hohe Summe) bezahlt hat, erwirbt dad Mecht der Theilnahme an ven 
Generalverfanmlungen mit Stimmrecht und Wihlbarfeit. Die Gefellfhaft veriihert für den 
Todesfall, den Erlebens- und den Überlebensfall. Sie macht ſich verbindlich, rin bedungenes 
Gapital auszuzahlen, ſpäteſtens drei Monate nach dem Tode der verfiherten Berjon, oder nad 
Ablauf einer beftimmten Anzahl Jahre, falls der Verficherte noch lebt, oder für zwei Leben, und 
zwar fo, daß das bedungene Gapital ausbezahlt wird: an die eine Perfon A, wenn fie die 
andere B überlebt; oder an die überlebende, wenn eine von beiden ftirbt; oder an eine dritte 
Berfon, wenn beide geftorben find. Der mit Lebensdauer Berfiherte kann Anfprud auf ver: 
hältnißmäßigen Antheil an vier Fünftheilen des Gewinns erwerben, wenn er eine etwas hö⸗— 
here Prämie bezahlt. Ein häufiger Fall bei Verfiherungen auf beſtimmte Zeit find Einkäufe 
für Kinder, beſonders für Töchter, welche bei Eintritt der Volljährigkeit (wenn fie noch Leben) 
das bedungene Capital erhalten, Die Prämien können auf einmal, oder jährlich, halb- oder 
vierteljährlich entrichtet werden. Bei Verjiherung auf Lebensdauer kann eine jährlich ab 
nehmende Prämie bedungen, oder auch für eine beſtimmte Zeit die Hälfte der Prämie nebſt 
Zinjen für die andere Hälfte in den Terminen bezahlt werden; die andere Hälfte mim 
* Bequemlichkeit bezahlt oder, wenn die Verſicherungsſumme fällig wird, in Abzug 
gebracht. 

Von dem Gewinne wird ein Fünftheil zu dem Garantiecapital geſchlagen; vier Fünftheile 
werden unter die Berechtigten vertheilt, zu denen noch diejenigen auf Lebensdauer Verſicherten 
gehören, welche die für Erwerbung des Anſpruchs feftgeiegte höhere Prämie jieben Jahre (eder 
den fiebenfahen Jahresbetrag) bezahlt haben. Der Gewinnantheil (bonus) wird der Verfice: 
rungsſumme beigeichlagen , wenn nicht die baare Auszahlung oder die Abrehnung an den fpä: 
tern Praämien verlangt, oder ein anderes Abkommen getroffen wird. 

Die Geſellſchaft kauft Policen auf Lebensdauer, wenn diefelben mindeſtens fünf Jahre in 
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Kraft geweien, oder jie gibt auch Vorſchüſſe darauf, bis zu einem Drittheil der bezahlten ge: 
wöhnliden Prämien. 

Mit diefen Geſchäften verbindet die Geſellſchaft auch das Leibrentengefchäft (f. unten). 

Die Wahrung der Geſellſchaftsintereſſeu bezwecken Beſtimmungen, deren weſentliche fol⸗ 
gende find: Eine Police. wird ungültig, wenn die Prämie 14 Tage nach Verfall nicht bezahlt 
tft; dabei fünnen jedoch die Directoren Nahficht üben. Die Police wird ferner ungültig ‚wenn 
ihr Inhaber ohne Erlaubniß der Directoren in den activen Militär oder Seedienft tritt, oder 

wenn derfelbe Guropa verläht oder auf See ſtirbt, außer in Friedendzeiten bei der directen 
Überfahrt von einem europäifdhen Hafen zum andern in einem Dampfboote oder gedeckten 
Schiffe Unter gewöhnlichen Umſtänden und in Friedenszeiten kann — gegen Zahlung einer 
Ertraprämie — die Erlaubniß ertheilt werden, in Vandiemensland, Neuſeeland, einem 
Theile von Südwales und Auſtralien, im britiſchen Nordamerika, am Gap, auf Madeira, Te: 
neriffa oder in irgendeinem Lande jenjeit des 33.° nörbl. Br., oder aud in andern außer: 
europäiichen Plägen (mit einigen Ausnahmen) zu wohnen. Bei ver Rückkehr des Verfiher: 
ten fann die Grtraprämie ermäßigt oder erlaffen werben. 

Policen auf das eigene Leben werden ungültig dur Selbftmord des Verfiherten. Sind 
aber ſolche Policen bona fide cedirt oder verpfändet, fo bleiben fie vollgültig für den Betrag 
des Interefied, welches der Geifionar oder Pfandbefiger paran nachweiſen kann. Andernfalls 
fann bie Direction nach Gutdünken verfahren, und darf der verlegten Bamilie den Werth, 
welchen die Bolice am Tage vor dem Todesfalle hatte, auszahlen. 

Dem Mufter der englifchen find die Ginrihtungen bei allen übrigen Lebensverſicherungen 
nachgebildet. Die meiften englifhen Gefellichaften machten durch hohe Prämienfäge, verwirfte 

Policen und die infolge des zunehmenden Wohlftandes verlängerte durchſchnittliche Lebens: 
dauer gute Geſchäfte. Die Goncurrenz führte zu einer Ermäßigung der Prämien, zum Theil 
unter das zuläjiige Map, ſodaß etliche zwanzig Geſellſchaften im Laufe der Zeit liquidiren 
mußten. 

In Deutichland beftanden vor zehn Jabren 12 und beflehen jegt (1858) 25 Anftalten für 
Lebensverſicherung, wovon fieben auf Gegenfeitigfeit beruhen, drei gemifchte und die übrigen 
Actiengefellfchaften find. Mehrere find mit Sparbanfen und Rentenverfiherungen verbunden, 
eder betreiben no Affecuranzzweige ; jo ift die jüngfte, die Providentia in Frankfurt a. M., 
zugleih Feuer: und Transportverjiherungsanftalt. Nach einer Zufammenftellung über 18 
dieſer Anftalten — dem Jahreöberichte der Anftalt zu Gotha beigefügt — maren bei den= 
ſelben (Ende 1856 verjihert: 71169 Perſonen mit 80,412407 Ihlım. Ihre Jahresein— 
nahmen an Prämien und Zinjen waren 3,596853 Thlr., die Ausgaben für 1289 Sterbe: 
fälle 1,659851 Thlr. 

Die ältefte Anftalt ift die auf @egenjeitigfeit berubende Lebensverſicherungsbank für 
Deutihland zu Gotha, gegründet 1827, eröffnet 1. Jam. 1829. Ihr zunächſt folgte 1828 
die auf Actien gegründete Deutſche Lebensverfiherungsgeiellichaft zu Lübeck Die Anſtalt zu 
Gotha, heute noch weitaus die beveutendfte von allen, übernimmt Verfiherungen auf ein ein— 
jeined Leben oder auf zwei Xeben — nämlich für den Ball, daß eine beſtimmte Perfon A von 
einer andern (zu verforgenden) Perfon B überlebt wird. Stirbt daher B zuerit, jo erlijcht die 

Verüherung zu Gunften ver Banf. Es können auch kurze Berfiherungen, d. h. ſolche genom= 
men werben, bie nur dann bezahlt werden, wenn der Todesfall während der Zeit eintritt, für 
welche vie Berjicherung geichloffen wurde. Ende 1857 war der Befland der Verjiherungen 
20841 Berjonen mit 33,548300 Thlın. Darunter waren auf Lebenszeit: bis zu der Normal: 
grenze des neunzigften Jahres (länger Lebende zahlen feine Brämien mehr) 20395 Perſonen 
mit 32,776300 Thlrn., mit Abfürzung für ein jüngeres Alter (gegen eine Zuiagprämie) 222 
Berfonen mit 419300 Thlrn. Für den Überlebensfalf siner beftimmten zweiten Berfon: 
57 Berfonen mit 108000 Thlrn. ; für beftimmte Jahre 167 Perſonen mit 244700 Thlrn. 
Der Bankfonds betrug am Schluffe 1857: 8,952781 Thlr., wovon 8,168317 Ihlr. auf Hypo⸗ 
thek ausgeliehen waren. Die Überfchüfle der Anftalt bleiben fünf Jahre im Sicherheitsfondé 
und werben dann unter die Theilhaber, d. h. unter die Berfonen, melde lebenslängliche oder 
Überiebensweriherungen abgeſchloſſen haben, vertheilt, und zwar dur Abzug an den Prä- 
mien bei noch beftehenden, durch Baarzahlung nad dem Erlöſchen ver Verfiherung. Es em: 
fängt alfo jeder Theilhaber bei der jehsten Brämienzahlung die Dividende bed Beitrittd- 
jahres, bei der fiebenten die Dividende bed zweiten Jahres u. ſ. w. Während des legten Jahr: 
jehnds (1847 — 57) betrugen die Dividenden durchſchnittlich 27,6 Proc. einerJuhresprämie; für 
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1858 wurde diefelbe — ſtammend aus 1853 — auf 29 Broc. feftgefegt ; für 1859 fommen 
aus dem Überfchuffe von 1854 30 Proc. Dividende zur Vertheilung. 
* Weniger bemittelte Berfonen , welche nicht mit Beftimmtbeit darauf rechnen koͤnnen, jedes 
Jahr den Betrag der Prämie aus ihrem Ginfommen zu erübrigen, müffen erwägen, daß fie 
durch Niptbezahlung einer Prämie die bereitd bezahlten Prämien und die Anwartſchaft auf 
das verjiherte Gapital verlieren, und im günftigen Falle doch nur eine theilweiſe Abfindung 
erhalten. Solche Berfonen werben daher beffer thun, ihre Grübrigungen einer Sparkaſſe zu= 
uwenden. 
Rentenverſicherung, Verſorgungsanſtalten. Das Leibrentengeſchäft wird von 
den Lebensverſicherungsanſtalten als beſonderer Zweig, oder ed wird von eigend dafür gegrün⸗ 
deten Geſellſchaften betrieben. Die Lebensverſicherungen ſammeln Capital aus jährlichen Bei— 
trägen, die Rentenanſtalten gewähren gegen Hingabe eines Capitals ein entſprechendes jähr- 
liches Einfommen. Jene bezahlen das bedungene Capital, wenn der Verficherte ſtirbt; viele 
entrichten die Nente, folange der Verſicherte lebt. Dabei finden manderlei Gombinationen ftatt. 
Das Gapital wird entweder aufgelöft, und dann ift die Rente höher, oder es bleibt erhalten und 
fällt nach dem Tode ded Rentners feinen Erben zu (j. oben Verforgungskaflen). 

Der Bezug der Rente beginnt eritweder jogleih nad Ginzahlung des Capitals, oder erſt 
nad Ablauf einer beftimmten Anzahl Jahre, wenn ver Berficherte ein höheres Alter erreicht hat. 
Im legtern Falle ann das Gapital auch allmählich, bis zu der Zeit, wo der Rentenbezug an= 
fängt, eingezahlt werden. Der VBericherte fteht entweder für ſich allein der Anftalt gegenüber, 
und bebingt entweder eine unwandelbare, oder eine anfangs geringere, fpäter fteigende Rente; 
ober er fteht in einer Gemeinſchaft mit andern, ſodaß die Renten der mit Tode Abgehenven den 
Überlebenden zufallen, Eine folde Verbindung fann unter denen beftehen, welche mit gleichen * 
Antheilen im Laufe eined Jahres eintreten und eine Jahresgeſellſchaft bilden; jie fann auch 
unter einer Anzahl Berfonen geſchloſſen werben, welche von gleichem Alter find, oder den Unter— 
fhied durch verhältnißmäßige Einlagen audgleihen, ſodaß die Rente gleich vertheilt wird, bis 
der längft Lebende das Ganze bezieht und mit feinem Tode die Verbindlichkeit der Anftalt er: 
lift. Diefe verſchiedenen Syſteme fünnen wieder vielfad untereinandor verbunden werden, 
ſodaß man bei einer Anftalt die Wahl hat, das Capital einmal oder allmählich einzufchiepen, 
aufzulöfen oder zu erhalten, die Rente von einem frühern oder fpätern Zeitpunfte an, halb: 
oder vierteljährlich, in gleichbleibenden oder fleigenden Jabreöbeträgen, zu beziehen; endlich, ob 
man mit der Anftalt für jih allein contrahiven, oder mit andern in eine Verbindung treten 
will, wobei die Überlebenden den Nachlaß ver Verftorbenen ganz oder. theilweije erben. Die 
Anftalt hat ihre Sterblichkeitötabellen, ihren normalen Zinsfuß und fertigt daraus ihre Tarife, 
welche hiernad für jedes Rebensalter die Renten berechnen, die für eine Gapitaleinheit in jedem 
der verſchiedenen Fälle, mit denen fie fich befaßt, erworben werben kann. Wenn auch nicht jede 
Anftalt alle möglihen Combinationen vereinigt, jo findet Doch jeder, der ein Capital in eine 
Reibrente ummandelu will, bei einer oder der andern unter ben vielen eine Form, die jeinen 
Wünſchen annähernd entſprechen wird. 

In Deutichland beftehen, theils verbunden mit andern, theils für ſich, etwa 20 ſolche Anz 
ftalten , weldye meiſt jeit dem dreißiger Jahren in Haupt- umd Reſidenzſtädten entitanden find, 
wo jie vorzugsweiſe von Staatövienern für ſich und ihre Kamiliengliever, von unverebelihten 
Perfonen und dergleichen Leuten benugt werben. Die Einlage ift gewöhnlich nicht bedeutend, 
100 Thlr. oder 200 Fl., ſodaß zur Bildung einer mäßigen Rente deren mehrere erforderlich ſind. 
Es werden auch theilweiſe Ginzahlungen angenommen, mitteld. deren man ſich die Aufnahme 
in eine Jabreögefellihaft-fihern fann; der Bezug der Rente beginnt aber erft, wenn die Ein— 
lage ergänzt ift. Die im Kaufe eines Jahres beigetretenen Berfonen bilden eine Jahresgeſell— 
haft, melde wieder im ſechs oder mehr Alteröflaffen zerfällt. Die beveutendern find: die All 
gemeine Verforgungsanftalt in Wien (1825), die Allgemeine Rentenanftalt in Stuttgart 
(1833 — umgeflaltet 1844), die Allgemeine Verforgungsanftalt in Karlsruhe (1836), die 
Preußiſche Nentenverfiherungsanftalt in Berlin (1839), die Sächfifhe Rentenverſicherungs— 
anjtalt in Dresden (1841), die Hannoveriſche Rentenverfiherungsanftalt in Hannover (1841), 
die Rentenanftalt der Bairiſchen Hypotheken: und Wechſelbank in München (1836. und 1847), 
die Concordia in Köln, auch Lebendverfiherung (1853 und 1854). Seit neuejter Zeit hat 
zuerjt die Allgemeine Affecuranz in Trieft (1851), dann die Concordia (1854), die Teutonia 
in Leipzig (1855) und die Bairifhe Hypothefen= und Wechſelbank eigentlihe Capitalverfiche: 
rung mit Beerbung (Tontinen) eingerichtet. Das ausgedehntefte Geichäft hat die Preußiſche 
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Rentenverficberung in Berlin, doch ift die Zahl der Ginleger nicht im Zunehmen; fie betrug 
1851: 197186, 1855:194106. Ihr Vermögen dagegen war in den beiden Jahren 6,385135 
und 7,027162 Ihle. Die Rente der Ginlage von 100 Thlrn. war von 1857 an für die erfte 
Klaſſe der jüngſten Jahresgeſellſchaft 1855: 3 Thlr., der ältejten von 1839: 3 Thlr. 29 Sur. 
HB. Die fünfte Klaffe der Geſellſchaft von 1855 bezog 4Y/, Proc., der Geſellſchaft von 1839 
7 hl. 26 Sgr. Die Hammonia, Lebens- und Mentenverfiherungsgefellihaft, bat am 
6. Nor. 1858 bei dem hamburger Handeldgericht ihre Injolvenz angezeigt. Sie ſchuldete 
86300 M. Beo. für fällige Verfiherungen. Die Theilnehmer folder Anftalten beziehen ven 
grögern Theil ihres Lebens weniger ald den üblichen Zins, um in ihrem boden Alter, falls fie 
ed erreichen, etwas mehr zu bezieben. 

Im allgemeinen it das Interefle der Nentenanftalten jenem der Rebensverfiherungen be: 
züglich auf die Lebensdauer der Verſicherten entgegengejegt. Die Lebensveriherungen müjfen 
eine kurze durchfchnittlihe Lebensdauer für ihre Tabellen, ein langes Leben ihren Verſicherten 
wünjben; für bie Nentenanitalt berechnet ji für einen längern Durchſchnitt eine geringere 
Rente, und wenn an einem fhönen Morgen alle ihre Pfründner Todes verblichen,, fo würden 
ihre Zablungen aufhören, während die Lebensverjicherung nun erft einer furchtbaren Verbind— 
lifeit zu Gapitalzahlungen gegenüberftehen wide. Anstalten, welde beide Zweige vereini- 
gen, müſſen Für die entgegenftchenven Interveffen einen Einigungspunft finden; bei andern An- 
falten jorgen die Berheiligten und die Goncurrenz für Einhaltung gewiſſer Schranken. Nicht 
jelten fommt ed auch im Privatverfehre vor, dag Vermögenstheile gegen Leibrenten veräufert 
werden. Im frübern Zeiten pjlegien auch Regierungen Anleihen gegen Leibrenten und Ton: 
tinen zu machen, und ſolche find in England und Frankreich noch nicht ganz erlofhen. Daß es 
möglid war, große Summen unter diejer Form aufzubringen, wurde als ein ungünftiges Zei: 
Gen für Die focialen Zuftände gedeutet, indem daraus hervorging, daß eine größere Zahl von 
Verſonen, die nody thätig fein fünnten, ihr Vermögen bei Lebzeiten aufzehren wollen, um dem 
Müpiggange und dem Genufle zu fröhnen. Anders verhält e3 ſich bei hülflofen, vereinzelt 
kebenden Berfonen, wie bei folben, denen e8 an Einſicht und Befähigung zu nützlicher Ver: 
wendung von Vermögen fehlt. Für foldhe mag die Betheiligung bei einer fogenannten Nenten: 
oder Berjorgungsanftalt zu empfehlen jein. 

Wenn die Lebens: und Nentenverfiherungen ald Anftalten zur Anfammlung von Garital, 
ſei es, um daſſelbe zu erhalten over in Renten aufzulöfen, fi ven Sparfaflen anſchließen, jo 
bilden fie, ſowol durd ihre Benennung wie durch vielfache Verbindung der Geſchäftszweige ven 
Übergang zu den Anftalten zum Grfage für vernichtetes Bapital, ven Affecuranzen. 

1. Erfag für vernichtetes Capital: Verſicherung — Aſſecuranz. Ber: 
überung, Affecuranz (insurance, assurance) iſt der Zweck eines Vertrags, wonach der eine 
Theil gegen Vergütung die Verbindlichkeit übernimmt, den Schaden oder Verluſt, welchen ein 
beſtimmtes Eigenthum des andern Theils durch,ein mögliches, aber von dem Willen beider 
Theile unabhängiges Greigniß erleiven follte, zu erlegen. Der fhriftlihe Vertrag — welcher 
zu den aleatorifchen, Glücks- oder Hofnungsverträgen gehört — beißt „Volice‘‘; die bedun— 
gene Vergütung „Prämie“. 

Das Wort Verſicherung wird bier in dem Sinne von Erfag gebraudt, denn es ift nicht 
ihre Aufgabe, einen Gegenitand vor Beſchädigung oder Vernichtung zu bewahren, fondern die 
Mittel herzugeben, um den erlittenen Schaden oder Berluft zu erfegen. Die Nation und der 
Verſicherte werden durd die Leiftungen der Aſſecuranzen nicht reicher; die Mittel zum Erfage 
find als Theile des Nationalvermögens bon vorhanden, und müſſen einer andern Beſtimmung 
entzogen werben ; daß der Verlicherte daraus feinen Gewinn ziche, iſt ebenfo ein weſentlicher 
Grundſatz des Verſicherungsweſens, als dap der Verluft nicht etwa von einem Verſchulden der 
Verfon, von unglüdlihen Gonjuncturen, fondern von einer höhern Gewalt herbeigeführt wor: 
den fei. Jedes Abweichen von dieien Hauptgrundfägen führt auf Abwege, Öffnet dem Betruge 
Thür umd Thor, ja ed führt zu ſchweren Verbrechen. Die Gewinnſucht ſcheut jih nicht, den 
Verfiherer über den Werth des verfiherten Eigenthums zu täuſchen und dann die Vernichtung 
zu bewirken. Nicht jelten find im folder verbrecheriſcher Abſicht Häufer angezündet, Schiffe 
verjenft worden und dabei Menihen umgefommen. Zu ähnlihen Beginnen führt die Ver: 
weiflung über zerrüttete Vermögensverhältnifle. Darum ift die äußerſte Vorſicht geboten, 
um über dad VBorbanvenfein und den Werth der angegebenen Vermögenstheile, über die Ber: 
bälmiffe und ven Ruf des Eigenthümers, über die Veranlaffung und ven Verlauf der Beſchä— 
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digung oder Vernichtung die genaueften Angaben zu erhalten. Es ift hierauf um jo firenger 
zu achten, da die Unternehmer leicht in Verfuhung fonmen, um Kunden anzuziehen und ihr 
Geihäft auszudehnen, Verfiherungen anzunehmen und Erfag zu leiften, ohne genauere Nach— 
forihungen anzuftellen. Da es ſich hierbei um Verhütung von Verbrechen, aljo um ein öffent— 
fiches Intereffe handelt, jo liegt es in der Aufgabe der Staatsverwaltung, ſich zu überzeugen, 
daß die erforderlihen Beftimmungen zur Verbütung von Misbraud vorliegen und eingehal— 
ten werden. 

Die Befahren der Seefhiffahrt find die älteften und allgemeinften, gegen welche ſich Die 
Unternehmer zu fhügen ſuchten, indem fie zudem erforderlihen Aufwand eine größere Zahl von 
Teilnehmern fuchten. In diefem Tbeilen der Gefahr unter mehrere, welches ſeit dem höchſten 
Alterthume in der Form von Darleiben auf den Erfolg einer überjeeifhen Handeldunterneh: 
mung, und heute nod unter dem Namen ver Bodmerei befannt ift, liegen die Keime der Ver— 
ſicherung, welche ven Erfag von Verluften unter viele sertheilt und dadurch erleichtert. Es find 
ſchon im alten Nom Beilpiele vorgekommen, daß in Zeiten der Theuerung den Unternehmern 
von Getreidezufuhren der Griag des durch Schiffbrud verlorenen Getreides vom Staate zuge— 
ſichert wurde, und heute noch gibt e8 Staatdanftalten mit Zwang zur Verfiherung von Ge: 
bäuden gegen Feuerſchaden. Ebenſo widmen ſich heute noch einzelne dem Geſchäfte der See— 
veriherung. Aber erſt die Anwendung des Princips ver Affociation hat die Aſſecuranzen je= 
dem zugänglicd gemacht und jie in allen eivilifirten Ländern verbreitet. 

Innerhalb ver Schranfen, welche durch die beiden Hauptgrundfäge gezogen werden: der 
Erſatz darf den Verluft nicht überfteigen, und der Berluft muß durd ein beftimmtes, von dem 
Willen und der Kraft ded einzelnen nicht zu verhütendes Greigniß veranlaßt fein — innerhalb 
diefer Schranfen ift die Verſicherung von großem volkswirthſchaftlichen Nuten. Sie jhüst die 
Inpuftrie und den Handel vor den ſchlimmſten Folgen einer durch Zerftörung herbeigeführten 
Gapitalverminderung, indem fie aus andern, nicht productis verwendeten Vermögen Griag 
feiftet und den ungeichmälerten Fortbetrich des beſchädigten Unternehmens nad verhältniß— 
mäßig kurzer Unterbrehung ermöglicht. Site hebt ven Credit, diefen mächtigen Hebel der Pro— 
duction und des Verkehrs auf eine höhere Stufe, ald der einzelne, ſelbſt wenn er das hödite 
Vertrauen verdient, ed vermüchte, weil jie feine Befähigung, eingegangenen Verbindlichkeiten 
zu erfüllen, felbjt im Falle einer unabwenpbaren Zeritörung von fahlihen Vermögen alsbald 
wiederberftellt. Sie nimmt dem überfeeiihen Handel den Charakter eines Glückſpiels und 
verleiht ihm die Eigenſchaft eines regelmäßigen, jeder zuläffigen Erweiterung fähigen Verkehrs. 
Und wenn fie endlih auch Verlufte erſetzt, welche nicht productiv verwendete Vermögenstheile 
treffen, fo ift aud) hierbei die Production mittelbar betbeiligt, indem fie die Mittel zum Griage 
nicht herzugeben bat. Diele Vortheile find es, welche die Verfiherung da, wo fie einmal Boden 
gewonnen hat, indbefondere für den Gewerbe: und Handelöbetrieb, zur Nothwendigkeit macht. 
Kein linternehmer fann ih alsdann der Verfiherung entziehen, ohne feinen Gredit auf das 
Spiel zu jegen, und die „Prämie gehört zu dem nothwendigen Aufwande für den Ger 
ſchäftsbetrieb. 

Außer der Sees und Häuſeraſſecuranz find alle übrigen Zweige — Land- und Flußtrans— 
portz, Vieh-⸗, Hagel: und Nüdverfiherung — neuern Urfprungs, die meijten erft feit dem Frie— 
den von 1815 entflanden. Daß die Verfiherung noch einer weitern Auspehnung, ſowol inner: 
halb ver vorhandenen Zweige ald auf Verlufte aus andern Urfachen, fähig ift, leidet, ihrem 
täglichen Kortigreiten gegenüber, kaum einen Zweifel, Manche Verfuche, die bisher geſchei— 
tert find, werden fpäter gelingen. So fünnen vielleicht Verlufte durch Greigniffe Örtliher Na: 
tur, 3. B. dur Ueberſchwemmungen, infolge ver engern Verbindung unter den verſchiedenen 
Staaten, Gegenftand der Berficherung werden; ſchwieriger ift es bei andern, welche, wie 3. B. 
Miswachs oder Mäufefrag, in ihren Beträgen zu groß, oder ſchwer zu ermitteln, und deshalb 
dem Misbrauche zugänglichen find. An letzterm Umftande find aud vie Vorfchläge zu Ver— 
fiherungen gegen Verlufte an Forderungen insbefondere zu Hypothekenverſicherungen bisber 
geicheitert, da häufig ſchwer zu unterfcheiden fein würde, ob dem Redlichen geholfen, oder ver 
Schwindel unterjtügt werde. Zur Verfiherung von Hypotheken ift in Dresden (Ende 1858) 
eine Geſellſchaft In ver Bildung begriffen, die ih aber vorerft andern Zweigen wibnıen, und 
den urfprünglich angefündigten ver Zukunft vorbehalten will. Die „Napoleonifche Idee“ einer 
Staatdanftalt zur Zwangsverfiherung der Landwirthe gegen Schaden aller Art kann füglich 
als eine Zufunftsidee unerörtert gelaffen werden. Gine Aſſeeuranz gegen Kriegsſchaden endlich 
wird wol cher durch eine Vereinigung der auf den Frieden angewiefenen Intergiien zur Ber: 
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bütung häufiger, langer und ungerechter Kriege ald durch eine Aiferuranzgeiellichaft annähernd 
erreicht werben. 

Seeverfiherung. Die Verſicherung von Schiff und Ladung gegen Sergefahr ift un 
ftreitig der wichtigfte und Ichwierigfte Zweig der Aſſeceuranz. Der wictigfte — weil ohne ihn 
der Seehandel ſich nicht zur freien Weltbeveutung hätte erheben fönnen ; der fchtwierigfte — weil 
fein anderer aus fo vielen einzelnen, ftetd wechfelnden Unterlagen von Erfahrungen, Kennt— 
niffen und thatſächlichen Ermittelungen jeine Schlüſſe zu zieben hat. Darum haben ſich gerade 
in diefem ausgedehntefien und ſchwierigſten Zweige des Aſſecuranzweſens überall neben ven 
Geſellſchaften noch Privatunternebmer erhalten, welche auf eigene Rechnung und in Verbin— 
dung mit einen Fleinen Kreife von Bekannten die Seeaffecurang betrieben. In England wer: 
den beute noch die meiften derartigen Geſchäfte von einzelnen gemacht; bis 1824 waren dafür 
nur zwei Gejellichaften geitaltet, jeither haben ſich noch einige neue gebildet. Aus denjelben 
Gründen haben ſich die auf Gegenfeitigkeit beruhenden Gefellihaften ald ungeeignet für die 
Seeverſicherung erwieſen. Selbſt die Verſuche, ſolche für vie Aſſecuranz der Schiffskörper, 
ohne die Ladung, zu Stande zu bringen, ſind bisher geſcheitert, denn auch hier ſind die Ver— 
hältniſſe nicht einfach genug, um die Ermittelung und die Repartition des zu erſetzenden Scha— 
dens nach wenigen beſtimmten Normen zu regeln. Gegenſeitigkeit ſetzt annähernd gleiche Ver— 
hältniſſe voraus; ungleiche verbinden ſich nicht untereinander, wol aber wenden ſie ſich an 
dritte, die jeden Fall nach feiner Natur behandeln. 

Die Brämie richtet ih nach der Gefahr, mit einem Zuſchlage für Verwaltungskoften, Re— 
fervefonds und Gewinn. Die Gefahr wird nad dem Durchſchnitte der verlorenen und beſchä— 
Digten (havarirten) Schiffe im Verhältnifle zu ſämmtlichen Fahrten zwifchen zwei gegebenen 
Vunkten bemeifen. Lehrt 3. B. die Erfahrung, daß zwiſchen Bremen und Neuyorf unter 
150 Fahrten ein Schiff zn Grunde geht, fo wird der auf die Gefahr begründete Theil der Prä- 
nie % 30 oder 2/5 Proc. des Wertbs betragen. Dabei wird zwifchen dem Sciffsförper und 
der Ladung, und zwiſchen den Gütern, woraus die Ladung beitebt, je nachdem fie mehr oder 
weniger leicht verderben, ein Unterſchied gemacht. Das Refultat aller diefer Erwägungen drückt 
ſich in den Brämienjägen aus, welde für die Fahrten nad) den verjchiedenen überjeeiihen Häfen 
an den Sandelöplägen feftgeftellt werden. Aber nicht alle Schiffe laufen gleih große Gefahr. 
Es kommt dabei weſentlich auf die Beihaffenbeit, die Bauart und Ausrüftung der Schiffe, auf 
die Tüchtigfeit des Kapitäns und der Mannſchaft, jelbft auf ven Charakter des Rheders und ded 
Befracters an. Deshalb fcheuen die Unternehmer, Directoren und Agenten der Seraflecus 
ranzen feine Koften, um möglichit genaue und vollſtändige Nachrichten über alle diefe Verhält— 
niſſe zu jammeln. In London dient für ihre Zufanmenfünfte das Kaffeehaus des Lloyd, und 
es gibt wol auf der Erde feinen zweiten Bunft, wo fo viele Seenadrichten einlaufen. In Paris 
erſcheint jahrlih ein Büchlein unter dem Titel „Veritas, weldes jeder Verſicherer um den 
Preis von 500 Fr. anſchafft. Daifelbe enthält in alphaberifcher Folge in der erften Columne 
die Namen von beiläufig 50000 franzöfifhen und andern Schiffen. Im der zweiten Spalte 
ſteht der Tonnengehalt, dann folgen das Jahr der Erbauung, der Hafen, dem das Schiff an= 
gehört, die Flagge, unter der es führt, der Name des Rheders und des Kapitäns. AZulegt wird 
die Anficht über den Grad der Verläſſigkeit, welche das Schiff bieten mag, durch eine Bruchzahl 
angedeutet. Gin mit %, bezeichnetes Schiff wird als vollfommen tüchtig und zuverläflig ange: . 
geſehen; die Ziffern %, und 2%, deuten auf geringere Garantien. Der Takt und der Blid 
der Agenten ergänzen diefe Notizen. Schiffe, welche nicht die beſte Note haben, verfichert man 
entweder nicht zum vollen Werthe, oder man übernimmt nur einen Theil der Verfiherung, 
und überläßt e8 dem Gigenthümer, den Reſt bei andern affecuriven zu laffen. Zweifel an 
der Moralität des Betheiligten ſchließen jede Verfiherung aus: Offenheit und Rechtlichkeit 
ind die erften Erforderniſſe. Die Wahrfcheinlichfeitsberehnungen erhalten jedoch ihre Gel: 
tung erft bei der Anwendung auf eine große Anzahl von Fällen. Es muß daher einer: 
jeitö eine Mehrzahl von Unternehmern, Gefelliharten oder Agenten an einem Seeplatze vor— 
banden fein, damit jeder einzelne feine Betheiligung an den Beitandtheilen der VBerfiherung 
beſchränken und doch durh ihr Zufammenwirken ver volle Bedarf befriedigt werden fann. 
Auf der andern Seite dürfen fie ſich nicht auf die Verfiherung von Schiffen und Ladungen, 
die ihrem Hafen oder Lande angehören, beſchränken, fondern fie müffen bereit fein, Schiffe 
jeder Flagge, Waaren jeden Urfprungs für Fahrten nad allen Nichtungen zu verfidern, 
Ebenſo wendet fih der Eigenthümer einer werthvollen Ladung nicht ausfhlieplih an die 

23° 
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Affecnradeure Eines Plaged, fondern er läßt die einzelnen Beſtandtheile an verſchiedenen 
Plägen verjihern. 

So ſchwimmt denn heutzutage auf dem Drean faum ein Handelsihiff unter ver Flagge 
einer civilifirten Nation, deflen Körper und Ladung nicht verfichert wären, Lind fo ift die Ser: 
verfiherung die umfaffendfte Anwendung des Gedanfend der Bereinigung vieler Kräfte einer 
weltbürgerlihen Affociation geworden, welche weithin über Land und Meer die bei der Schiffahn 
und dem Seehandel betheiligten Menjchen verbindet, um durch ihre Beifteuer aus dem Ee— 
fammtertrage die einzelnen Berlufte zu erfegen, welche fie durd die Gewalt der Elemente er: 
leiden. Keine Verſchiedenheit der Nationalität, der Sprache, der Politik befhränft dieſen Welt: 
verein, der das großartigfte Beilpiel davon liefert, was vereinigte Kräfte ohne Herrſchaft, ohne 
Waffen, einzig durd Freiwilliges Zufammenwirfen vieler zum Vortheile aller einzeinen zu 
leiften vermögen. Wie vie Fortſchritte im Schiffbau, in der Schiffahrtöfuhde, die Seekarten, 
die Handeldverbindungen belebend auf die Verſicherungen wirkten, indem jie billigere Prämien: 
ſätze möglih machten, jo wirfen umgekehrt die Berfiherungsbedingungen wieder ſpornend für 
Herftellung tüchtiger Schiffe, um auf die billigften Säge Anſpruch zu haben. 

Unter den deutſchen Seeplägen bat Hamburg weitaus das bedeutendfte Seeaflecuran:: 
geihäft. Dort beflehen 23 Seeaſſecuranzeompagnien auf Actien, meilt zu 600 M. Beo., eine 
zu 800, eine — die Patriotiſche Aſſeeuranzeompagnie von 1820 zu 2600 Un. Beo. Ahr ge: 
ſammtes Artiencapital beträgt 14,125000 M. Beo., wovon aber nur 3,825000 M. Bro. ein: 
bezahlt find. Außerdem find drei PBrivataffecnradeure und mehrere Agenturen auswärtiger 
Sefellfharten vorhanden. Die Seeaflecuranzorpnung von #731 liegt heute nod der Geſeß— 
gebung zu Grunde; fie ift 1847 und Später repidirt worden ; das Neuefte ift ver „revidirte Ver: 
fiherungsplan‘’ vom 1. Jan. 1853, in 136 Paragraphen. 

Die Oberaufſicht über ſämmtliche Gompagnien führten vier Divertoren. Sie mahnen eine 
Geſellſchaft von ver Übernahme weiterer Verjiherungen ab, jobald ihnen die Erfüllung der 
eingegangenen Verpflichtungen zweifelhaft zu werden ſcheint. Die laufenden Gefchäfte einer 
Compagnie leitet ein gewählter, gut bejoldeter Director. Die Vertheilung der Seeſchäden ge- 
ſchieht dur ein Dispadhecomptoir, ohne Gerichte und Sachverſtändige, nach Gewohnheitsredt, 
unterſtützt durch ein Archiv, welches reiches Material von nahe einem Jahrhundert enthält 
Neue Geſellſchaften haben eine Abjchrift ihrer Statuten, der Vollmacht ihrer Geſchäftsführer 
und die Namenlijte ihrer Actionäre bei dem Handelögericht zu deponiren. Für die Vermitte: 
lung der Aſſecuranzgeſchäfte leiften 100 beeidigte und viele unbeeidigte Makler ihre Dienfte. 
In Hamburg verfihern auch viele fremde — däniſche, ſchwediſche, englifche und amerifanifche — 
Rheder, weil die Prämien billig, die Vergütung ſicher, vie Zahlungsleiftung prompt ift. Ob: 
ſchon mande Gompagnien ſchwere Verlufte erlitten haben, den weitern Betrieb einftellen und 
fiquidiren mußten, ift doch eine Zahlungsunfähigfeit noch nicht vorgekommen. 

. Die Prämien find im allgemeinen für die Schiffsförper höher als für die Waaren, für 
ftarfe deutiche Schiffe mäßiger als für fremde, für Waaren auf Segelichiffen höher ald auf 
Dampfſchiffen, für Baarihaften (Gontanten) gering, und werden je nad) der Länge und Ge— 
fährlichfeit der Fahrten bemeilen. So betragen 3. B. die Prämien für eine Fahrt von Ham: 


burg nad 


Bremen und nad weitlichen ee ee Ya ds Pror. 
Gngland Be ee vi 2 0 By —1 >: 
Frankreich . . ae aa ek 1 = 
Pyrenäiſche belbiuſe Be a et he 1!, - 
Trieſt erh GE 2 s 
Schwarzes Mer... ea ne Bull, = 
Dänemark und nördliche Häfen — 
Amerika, Vereinigte Staateen... 200. 19.⸗ 
Californienn. 1. 4 — 
Oſtindien und China . . . 21, — 2°, 


Hiernach gilt eine Fahrt nah Oftindien für nicht viel gefährlicher als nad Tief und für min: 
der gefährlich als nad dem Schwarzen Meere; eine Fahrt nah einem Hafen der Union gebött 
zu den minderjt gefährlichen. Wie haben ſich doch ſeit Vasco de Gama's und Columbus Zeiten 
die Verhaltniſſe geändert! 

Seit dem Frieden haben ſich die Verfiherungen außerordentlich vermehrt, und die Prämien: 
ſätze ind bedeutend geringer geworden, wie aus nachſtehenden Angaben erſichtlich iſt. 
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Selamntfumme Durhiäbnitisprämie 

M. Bee. rot. 
1814 . . circa 41%, Millionen . .. 316%, 
1816— 23 durchſchnittlich a: ee 
1824 — 31 * un 121% “ 0. 19a 
1832—39 F . un. 212 F 0 De 
1840—47 „ m BU 2 00. 11% 
1848 — — un 249%, * en Wa 
1852 ; u 881% Pr . IIG, 
1855 Fr 527%, 11%a 


linter den 1855 verſicherten Summen fommen auf die Privatafferuradeure etwa 60 Millio: 
nen, auf auswärtige Geſellſchaften etwa 23 Millionen. Nächſt Hamburg entwicelt jid) das See: 
aſſecuranzgeſchäft neuerlih am meiften in Bremen, wo daffelbe vom Norpveutfchen Lloyd mit gro= 
er Energie und Umſicht — feit 1857 — betrieben wird. Mehrere Geſellſchaften beitehen ferner 
in Lübeck, Stettin und Trieft; auch die 1848 in Köln gegründete Agrippina bat einen bedeuten: 
den Aufſchwung genommen. Mehrere von dieſen, fowie einige Beuerveriiherungsgefellichaften 
verbinden mit ihren Hauptzweigen die Transportverfiherung auf Flüffen, Eiſenbahnen und 
Landſtraßen, wofür auch noch befondere ejellichaften beftehen, vie jedoch meiſt ihrerfeits wieder 
Nebenzweige betreiben. Beiſpielsweiſe erwähnen wir die 1853 in Erfurt gegründete Thu— 
ringia, mit einem Actiencapital von 2 Mil, Thlr., welche zwei Abtheilungen bat und folgende 
Geſchäfte betreibt: 

In der erften Abtheilung: a) Verfiherung gegen Beuerögefahr für Gebäude und bewegliche 
Gegenſtände, welde zum Gifenbahnbetrich gehören; b) Verfiherung gegen Gefahren jever Art 
beim Transport und während der Aufbewahrung für die auf Eifenbabnen tranöportirten Ge— 
genftände, einfchlieflich der Transportmittel; c) Verfiherung des Lebens der Eiſenbahnbeamten 
und Baflagiere, ſowie deren Bamilien; d) Beriiherung des Lebens und gegen Schaden durch 
körperliche Berlegung für die Eiſenbahnreiſenden. 

In der zweiten Abtheilung: Rückverſicherungen aus den Zweigen der Feuer-, Land: und 
Waſſertransport-, Lebens- und Hagelverjiherung. 

Außerdem ift die Geſellſchaft berechtigt, mit Zuftimmung der betreffenden Aufſichtsbehörden 
die Verwaltung von Sterbe:, Alterverforgungs=, Penſions- und Ausſteuerkaſſen, melde auf 
Gegenfeitigfeit beruhen, zu übernehmen. 

Kür die Schweiz hat ih am 6. Der. 1858 in St.Gallen eine neue Transportverſicherungs— 
geiellicaft unter dem Namen Helvetia conftituirt, welche die Spätere Herbeizicehung der Brand: 
affecuranz in Ausſicht nimmt. 

Beuerverfiherung. Brandaſſecuranz. Bevor die Verfiherungen auffamen, 
pflegte die Obrigkeit den Brandbeſchädigten das Einſammeln von Beiftenern zu geftatten, bei 
größern Brandfällen wol auch allgemeine Gollecten zu veranftalten. Auch heutzutage haben 
ſolche Anweifungen an die Wohlthätigfeit auf Schadenerfag nod nicht aufgehört, ein Zeichen, 
daß die Aſſecuranz ihre volle Entwickelung noch nicht erlangt hat. Ihr Feld ift aber and) ein 
jeh x weites; ed umfaßt die Gebäude, ftehende Einrichtungen, Vieh, Vorräthe und Geräthichaften 
aller Art, Waldungen, Früchte auf vem Halme. Mit Ausnahme der Häuferverfiherung ift 
ferner diefer Verſicherungszweig noch neu, feine zahlreihften und mwichtigften Organe jind in 
diefem Jabrbundert, die meijten feit etwa dreißig Jahren nad dem Vorgange Englauds auf dem 
Gontinente entftanden. Endlich befteht die große Mehrzahl der Inhaber von Gegenftänden, 
weiche durch Feuer beſchädigt oder zerftört werben fünnen, aus Leuten, die immer noch lieber auf 
die Beifteueru ihrer Mitbürger fich verlaffen, al$ Prämien bezahlen. Minder ſchwierig ald die 
Seeaflecuranz, ift doch eine gute Beuerverfiherung feine leichte Ginrihtung. Von der Per: 
fönlichkeit des Veriicherten hängt vieles ab. Sein Gigenthum bleibt in feinem Berige und zu 
feiner freien Verfügung. Gr kann, im Vertrauen auf die erlangte Gewißheit des Erjages, an 
der gewohnten Vorſicht nachlaſſen; die Nachläſſigkeit kann fi zu grober Fahrläſſigkeit fteigern 
und zum Verbrechen werden. Daher werden die Anfchläge mit Sorgfalt gefertigt, den Ge: 
meinbebehörben und Hausnachbarn zur Begutachtung vorgelegt, die genaueſten Nachforſchungen 
über vie Entftehung eines jeden Brandfalles angeftellt, felbft wenn der Schaden unerheblich und 
fein Verbrechen zu vermuthen ift; denn die Statiftif muß möglichft viele einzelne Beobachtungen 
fammeln, aus denen ich die Grundlagen bilden, um den Grad der Gefährlichkeit zu bemeſſen 
und die Prämien abzuftufen. 
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In England beftehen gegen hundert, in Frankreich etwa halb jo viele, in Deutſchland 
einige dreißig Beuerverfiherungsgefellfhaften, von denen 13 auf Gegenfeitigfeit, die übrigen, 
deren Zahl faft mit jedem Jahre fi vermehrt, auf Actien gegründet find. Dazu fommen nod 
28 Brandafleeuranzanftalten, die theild Staatsanftalten mit Zwang zum Beitritte, theils Gor- 
porationsanftalten unter Auffiht und Leitung der Staatsbehörden ind, alle aber nur unbe 
mwegliches Eigenthum verfihern. Im Jahre 1855 waren bei 19 Actiengeſellſchaften für 
4468 Mill. Thlr., bei 13 gegenfeitigen, Geſellſchaften 604Y/, Mil. Thlr., bei 28 Bram: 
ajfecuranzanftalten 2266%, Mill. Thlr., zufammen alfo für 7339 Mit. Thir bewegliches 
und unbewegliches Eigentum gegen Feuerfhaden verfichert. 

In Frankreich waren Actiengefellihaften die erften, und ihre großen Gewinne, wie die ftei: 
genden Curſe ihrer Actien riefen nicht nur neue Unternehmungen feitend der Gapitaliften ins 
Leben, fondern veranlaßten auch Hausbeſitzer, jih untereinander auf Gegenieitigfeit zu ver: 
binden, um den Gewinn der Actionäre an den Prämien zu euiparen. Die erſte derartige Ge— 
fellihaft in Paris — wo die Bauart folid, die Löihanftalt trefflich iſt — machte die Directoren 
reich und ftellte die Theilnehmer zufrieden. Der Beitrag beſteht nämlid aus einem feften 
Theile, welcher den Directoren zufällt, und aus einem wandelbaren, zum Griag des Schadens 
Bei jener Geſellſchaft bezogen nun 1851 die Directoren 163840, die Beſchädigten 44620 fı 
Die Beitragsquote ift zwar für alle. gleich (der feſte Iheil 00,6, der wandelbare war 1851 
— 0,0164 per Mille), aber die Verjiherungsfumme beträgt z. B. für Gebäude, in denen mu 
Feuer gearbeitet wird, oder leicht entzündliche Stoffe aufbewahrt werben, den doppelten Wertb: 
anfchlag (11. Kaffe). Dadurch wird die Verfiherungsfumme fünftlih erbößt, und in den 
Jahresberichten ald ein Beweis des öffentlichen Vertrauens zu der Anftalt benugt. Im übrigen 
haben jih in Frankreich die Verfiherungen mit Gegenjeitigkeit jelbit für Gebäude wenig, 
für Fahrniſſe gar nicht bewährt. In Lyon belaftete der Brand eines großen Gebäudes, dai 
unter den Namen Maison de Niviere befannt war, im Sabre 1851 die Iheilnehmer mit 5 
perMille, während die Actiengefellichaften dort gegen eine Prämie von ?/, , per Milte verficern. 
Die Directoren erklärten daher in einem Rundſchreiben, daß im Kalle eines zweiten Unglüds 
von gleicher Bedeutung die Geſellſchaft liquidiren werde. 

Nur in Deutjchland find Staatdanftalten zur Verfiherung ſämmtlicher Gebäude gegen 
Feuerögefahr durch Gefege gegründet worden, welde jeden Hausbeitger zur Theilnabme zwin: 
gen und ihm die Beiträge nad Maßgabe der im Laufe eined Jahres vorgefommenen Gras: 
leiftungen als eine Steuer auflegen. Zu Gunſten diefer älteften auf Gegenfeitigfeit begründeten 
Zwangsanftalten läßt jih anführen, daß zur Zeit ihrer Errichtung andere nicht vorhanden wa: 
ren, daß der Eredit der Hausbeſitzer dadurch geſtärkt wurde, und daß eine geregelte Verteilung 
des Schadens an die Stelle des Einſammelns milder Beiträge, wobei die Wohlrhätigfeit haufig 
misbraucht wird, gefegt wurde. Als jedoch die Gefellihaften fi verbreiteten, vermehrten ſich 
die Gegner der Zmwangsanitalten, ſowol aus den Gejellihaften, denen die Staatsgewalt das 
frudhtbarfte Feld ihrer Wirffamfeit verichloß, wie aus den Zwangsverſicherten, unter de: 
nen die Städtebemohner längft geklagt hatten, daß jie zu Gunſten der übrigen zu hod 
bejteuert feien. Da nämlich die foliven Eigenthümer und Ortihaften bei ven Gefellihaften, 
wo dieſe freie Hand hatten, meit billiger verſichert wurden, jo betrachteten fie vie höhern 
Zwangsbeiträge nicht länger ald ein Präcipuum für ihre ärmern Mitbürger, fondern als eine 
Prämie zu Gunften ver Fahrläffigkeit, ja des Verbrechens. Diefe Anfiht gewann um fo mebr 
Boden, als die Statijtif Thatfachen an die Hand gab, welche gewilje, an Wohlftand und Eittlid- 
keit gefunfene Gegenven als ſolche bezeichneten, die durch häufige Feuersbrünſte die Beitrage: 
pflihtigen im buchſtäblichen Sinne des Worts „brandſchatzten“. Faſt alle übrigen Hausbefiger 
jehnten ſich daher nach dem Übergange zur freien Beriherung. Die Staatsanftalten dagegen 
ſuchten den nicht zu leugnenvden Übelftänden auf dem Wege der Gefeggebung abzubelfen; fei 
1852 haben die drei größern ſüddeutſchen Staaten ſolche Reformverſuche angejtellt. Gin zmed: 
mäßigered Verfahren bei ven Abihägungen, die Ermäßigung des Erſatzes unter den Betrag 
ded Schadens, weldhen zum Theil der Beſchädigte tragen jollte, die Ginführung von Klaffen mit 
höhern Beiträgen, jenad dem Grave der Gefährlichkeit ver Gebäude, oder nad) der Zahl der 
Brandfälle in den einzelnen Bezirken — dies waren die Mittel, weldye nicht ohne Erfolg an: 
gewendet wurden. Sie mögen auch nod eine Zeit lang den Staatsanftalten das Leben friften. 
allein fie werden nicht verhindern, daß allmählich die freie Vereinigung an die Stelle des Zwan— 
ges trete. Welde Gründe hätte wol aud eine Regierung, ſich mit derlei Gefchäften zu befaffen, 
fobald der gemeinnügige Zweck durch die freie Aſſociation beffer erreicht werden kann? 
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Den Staatdanftalten am nächften fommen diejenigen auf Begenfeitigkeit beruhenden Ge— 
iellfchaften, welche, faft ausfhlieglih in Nord: und Mitteldeutſchland, für beftimmte Provinzen 
oder Bezirke errichtet worden find, und da, wo fir die Gebäude Landes: oder Provinzialanftalten 
beftehen, jih auf die Beriiherung von beweglihen Vermögen beihränfen. Dahin gehören 
;. B. die MobiliarzBrandveriherungsforietäten (Gejellihaften) in Neubrandenburg, gegrün— 
det 1801, in Schwedt 1826, Marienwerder 1840, Oreiiswald 1842, Brandenburg a. d. 
Havel 1846. Alle dieſe Geſellſchaften legen die Beiträge nad Maßgabe der Erfagleiftungen 
um; ihr Wirfungsfreis ift mehr over weniger auf die Lofalität oder die Provinz beſchränkt. 
Sir zeigen durchſchnittlich, daß die Beiträge im umgekehrten Berhältniffe zu den Verſiche rungs— 
ſummen ſtehen, und beftätigen fomit den Erfahrungsſatz, daß die großen Zahlen die günftigern 
Reinltate liefern. 

Eine andere, wichtige Klaſſe von Geſellſchaften auf Gegenſeitigk. erhebt von ihren Mit: 
gliedern feſte Prämien nad einen beflimmten Tarif; der Gewinn wird unter die Mitglieder 
rertheilt, der Verluft, falls der Erfag den Prämienertrag überfteigt, wird nacherhoben. Die 
ältefte und bedeutendfte dieſer Geſellſchaften iſt die Feuerverſicherungsbank für Deutichland in 
Gotha. Sie wurde 1821 gegründet, zu einer Zeit, wo erſt zwei Uctiengefellihaften (in Berlin 
und Leipzig) beftanden ; fie fand daher leicht Gingang in andere deutſche Staaten und damit den 
ausgedehnten Wirkungskreis und die Grivlge, welche fie durch ihre zwerfmäßigen Einrichtungen 
und ihre treffliche Yeitung verdiente. Sie ift aud in neuerer Zeit, neben den vielen neuen Ge: 
ſellſchaften, no immer zunehmend. Es haben 3. B. betragen: 


Berfiherungdfumme Praͤmien Erſatz 
im Jahre 1851 Thlr. 349,603402 . . .. 1,154086 . . 262216 
n co 1855 ‚„ 362,726864 .... 1,691828 .... . 333535 


Die Überſchüſſe, abzüglich der Reſerve und der Berwaltungsfoften, kommen den Iheilnehmern 
zugute, und es werden jährlich anfehnliche Dividenden (bis TO Proc.) vertheilt, reſp. an den 
Prämien abgerechnet. Die vorerwähnten Provinzial: und Bezirkdanftalten erheben, bis auf 
— keine Vrämien, ſondern ſie repartiren die Schäden auf die Theilnehmer. Bei einer ſo aus— 
gerehnten Anſtalt würde jedoch der Einzug der umgelegten Beiträge außerhalb des kleinen Ge: 
Da worin jie ihren Sig hat, mit Schwierigkeiten und Einbußen verbunden fein, und deshalb 
war die Erhebung von Prämien und die Vergütung der Überfhüfle vorzuziehen. Daß übri: 
gend die günftigen Bedingungen, denen die gothaer Anftalt ihr Gedeihen verdankt, nur felten 
zuſammentreffen, dafür Spricht der Umftand, daß Feine andere auf gleider Grundlage feit 
23 Jahren nachgefolgt ift, und von den Altern feine eine nur annähernde Verbreitung gewon— 
nen bat, während die Actiengefellibaften feit vem Ende der dreigiger Jahre einen großen Auf: 
ſtwung genommen haben. 

Die älteften Feuerverſicherungsgeſellſchaften auf Actien find die Berliner 1812 und die 
Veipgiger 1818. Im Jahre 1824 folgten drei größere Anftalten: Die Aachen-Münchener, die 
Baterländifche in Elberfeld und die Erjte Ofterreihiiche in Wien. In Trieft entjtanden die 
Azienda Assicuratriee 1325, die Assicurazioni Generali 1831 und die Riunione Adriatica 
di Sicurta 1838. Die Bairiihe Hypotheken- und Wechſelbank betreibt das Verſicherungs— 
geihäft jeit 1836. In Köln wurde 1839 die Colonia gegründet. Nah dem großen Braude 
1842 in Hamburg entitand dort die Feueraſſeceuranzcompagnie von 1843, der Deutſche Phönir 
in Frankfurt a. M. und die Boruſſia in Berlin. Diefen folgten 1844 die Magdeburger, 1846 
in Stettin Die Preußiihe National = Verfiherungsgefellihaft, 1854 die Hamburg = Bremer in 
Hamburg, 1857 die Dresdener und in Frankfurt a. M. die Providentia. Die Aetiencapitale 
betragen bei einer Geſellſchaft 1, 2 bis 3 Mitt. Thlr., wovon meift nur der fünfte oder 
vierte Theil einbezahlt ift. Mehrere haben in neueiter Zeit ihre Gapitalien vermehrt, und ihre 
Geſchãfte theilweiſe auf andere Verfiherungszweige ausgedehnt. Die meilten bezahlen ihren 
Actionären anjehnliche Dividenden, und daher fonımt ed, daß Gründern von Actienunterneb: 
mungen, wenn ihnen für andere Zweige, für Bergwerfe, Fabriken, Gifenbahnen, das durd 
bittere Erfahrungen gewarnte Gapital ausbleibt, immer wieder den Aſſecuranzen fich zuwenden, 
und dafür aud Actionäre finden, mit der Loſung: geringe Ginzablungen, hohe Dividenden! 
In der That find die Verfiherungsgeichäfte in Deutſchland noch einer großen Ausdehnung fähig 
und bieten nod für mande Geſellſchaft Raum; aber die Prämienſätze würden jegt ſchon zu 
Bunften ver Verficherten mäpiger werben und bie Dividenden der Actionäre auf einen mittlern 
Durchſchnitt finken, wenn ein Übelitand, der in Deutfchland das Verſicherungsweſen, und zwar 
gleihmäßig die Actionäre wie die Verſicherten benachtheiligt, endlich gehoben werden fünnte. 
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Die deutſche Gefellfhaft kann ihre Thätigfeit nicht in dent ganzen Bundes-, auch nicht in dem 
Zollvereinsgebiete entfalten, fondern fie ift auf das Gebiet des Einzelftaats, in melden fie ihren 
Sig hat, angewiefen; ihre Zulaffung in den übrigen deutſchen Staaten hängt von dem Er: 
meflen ver Behörven ab, welches mehrfach noch durch enge Anfichten beftimmt wird. Der Ver: 
waltungsrath des Deutfchen Phönir hat in einer Denkihrift aus dem Jahre 1848 dad Begeh— 
ren begründet, daß allen Feuerverjiherungsgefellfchaften, welche von einer deutihen Regierung 
genehmigt worden find, die freie Gefhäftsihätigfeit im Bundesgebiete zu geftatten fei, und hat 
dabei die Nachtheile des bisherigen Zuftandes einleuchtend gefchildert. Die ältern Geſellſchaften 
— Gotha, Nahen: Münden, Leipzig, Elberfeld — fanden noch leichter Eingang, weil jie eben 
die eriten waren. Die Concurrenz der fpätern, wie die Colonia von 1839 und andere, brachte 
jenen nicht nur feinen Nachtheil, fondern ihre Gefchäfte und Einnahmen ftiegen fortwährend. Die 
Beſchränkung ver Eoncurrenz fchadet dem Publikum, aber auch der gefunden Entmwidelung der 
geihügten Anftalten. Belgien läßt alle franzöſiſchen Gejellicaften zu; in Preußen jind vie 
meiften deutſchen ausgeſchloſſen; die belgiſche Induſtrie verfihert daher billiger als die preußi— 
ſche, Oſterreich hat nur fünf, Würtemberg läßt acht Geſellſchaften zu; ebenſo viele Kurheſſen. 
In Sachſen verſichern drei inländiſche und 16 auswärtige Geſellſchaften. Baiern und Groß— 
herzogthum Heſſen laſſen neben zwei bevorzugten keine andern Anſtalten aufkommen. Die 
Freien Städte geſtatten ausgedehnte Mitbewerbung, und daher bieten in Hamburg einige zwan— 
zig, in Frankfurt mehr als ein Dutzend Geſellſchaften dem Publikum ihre Dienſte an. Wie 
wäre ed auch Hamburg bei dem Brande von 1842 ergangen, wenn nur bei einheimiſchen, etwa 
gar auf Oegenjeitigfeit beruhenden Geſellſchaften hätte verjihert merpen fönnen? Hamburger 
Anftalten waren ed, die ihre Berbinvlichfeiten nicht vollftändig erfüllen fonnten, während vie 
übrigen deutfchen und die englifhen Gefellihaften ven ihrigen genügten. Der Wunſch, daß jede 
deutiche Gefellihaft befugt fein folle, ihren Wirfungsfreis über ganz Deutſchland aufzudehnen, 
ift daher vurd die unleugbaren Vortheile der freien Mitbewerbung — Ausdehnung des Wer: 
ſicherungsweſens, Ermäßigung der Prämien auf ihre natürliden Säge und Sicherheit des 
Schadenerfages, begründet. Die Verwirflihung dieſes Wunſches aber fegt allgemeine Nor— 
men zur Verhütung des Misbrauchs, welher von einzelnen Regierungen mit Eonceffionirungen 
getrieben werden fünnte, und die Ginfegung einer obern übermadenden Behörde voraus. 
Einftweilen ift zu hoffen, daß die Normen für die Zulaffung auswärtiger Gefellfhaften all: 
mählich mehr und mehr mit den volkswirthſchaftlichen Intereſſen in Ginklang gebracht, und daß 
man in einer nicht jehr fernen Zukunft auf jegt noch hier und da beftehenve Beihränfungen und 
Monopole mitleidig zurücdbliden wird. Gin Anbaltpunft für die Gegner ver freien Concur— 
venz ift die fogenannte „Bedürfnißfrage“, mittel® deren man der Zulaffung von Geſellſchaften 
unter dem Vorgeben entgegentritt, daß die vorhandenen Anftalten dem Bedürfniſſe nad Ver— 
ſicherung bereitd vollfommen genügen. Erfreulich war daher die Nachricht, daß das im No: 
vember 1858 in das Amt getretene preußiiche Minifterium „im Interefle des Gewerbebetriche 
und Öffentlichen Verkehrs vie Herftellung einer größern Concurrenz im Feuerverſicherungsweſen 
für wünſchenswerth erachtet und demgemäß die Aufhebung der befchränfenden Beſtimmung 
über die Prüfung des Bevürfniffes vorbereitet“. Die Bedürfnißfrage follte dann aber auch 
nicht mehr für die Gründung von Agenturen maßgebend bleiben, weil vie Zulaffung von Ge— 
ſellſchaften illuſoriſch wird, wenn man ihnen an den einzelnen Orten die Beftellung von Agen— 
ten unterfagt, indem dafür fein Bedürfniß vorliege. 

Inzwiſchen haben die Gefellichaften bereits einen Weg gefunden, die Gefahren unter: 
einander zu theilen und dadurch die örtlichen Beſchränkungen zu umgehen. Eine Geſellſchaft, 
welche z. B. Babrifanlagen zu hoben Summen verihert bat, nimmt bei einer andern Gejell: 
Ihaft eine Rücverfiherung. Auf diefe Weife werden Anftalten Nückverficherer in einen Lande, 
wo jie nicht Verfiherer fein dürfen. Abgeſehen von den Gefellfchaften, welche die Rückverſiche— 
rung ald einen befondern Zweig betreiben, find eigens dafür im Jahre 1853 zwei Gefell- 
haften gegründet worden: die Aachener, welche lange auf ihre Betätigung warten mußte, be: 
vor fie am 15. Aug. 1853 ihre erfte Generalverſammlung halten Eonnte; ihr folgte im näm— 
lichen Jahre die Koͤlniſche Rüdverfiherungsgefellihaft. Jede hat ein Actiencapital von 
3 Mil. Thlen. — die Netie zu 1000 Thlrn. — wovon aber nur der fünfte Theil einbezablt ift. 
Die Aachener nimmt Rüdveriherungen von Feuerverſicherungsgeſellſchaften; die Kölnifche 
von jever Art von Affecuranzen, 

In Belgien wurde 1857 eine Rückverfiherungsgejellihaft mit einem Actiencapital von 
5 Mill. Fr. — die Actie zu 1000 Fr. — beftätigt, zu dem Zweck: ſowol in Belgien wie im 
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Ausfande gegen Gefahren von Feuer, Blitz, Erplofionen von Dampffeffeln und Leuchtgas 
rüczunerichern; fe darf auch ihrerfeitd wieder Müdverfiherungen bei andern nehmen. 
Ausgeihloffen von der Rüdverfiherung find Gold- und Silberbarren und MWerthpapiere jeder 
rt, Das Feuerverſicherungsweſen ift noch jung; feine gleihmäßige Entwidelung in ven Ländern, 
in denen ed Wurzel gefaßt hat, beginnt in der Regel mit der erzwungenen oder freiwilligen 
Gegenſeitigkeit, und ſchreitet dann zu der Form der Actiengefellfchaften mit freier Goncurren;. 

Berfiherungen gegen Viehſterben und Hagelihlag. Ungeachtet zahlreicher 
Beriube in verfchiedenen Rändern haben diefe beiden Affecuranzzmweige weder Ausdehnung noch 
Behtand in dem Maße gewinnen fönıen, wie man bei den Vortheilen, die jie der Landwirthſchaft 
bieten, hätte erwarten dürfen. Die Viehverfiherung wäre zwar das eigentlihe Werjuchsfelo 
für vie egenfeitigfeit, weil fie bier eine Mitbewerbung von Actiengefellihaften kaum zu be— 
ärben bat; allein unter ven Betbeiligten fehlt die erforverliche allgemeine Theilnahme. Selbft 
der forgfältige Landwirth [heut den Aufwand, weil er durch Vorſicht fih vor Schaden zu wahren 
beft, und unter denen, welche die Koften nicht jcheuen, find, wie leider die Erfahrung lehrt, gar 
mende, die den erften Grundſatz des Aſſecuranzweſens, dag den Verfiherten nur der Erſatz des 
uneeriäuldeten Schadens und fein beionderer Vortheil gebührt, nicht vor Augen haben. Ge: 
ielligaiten, auf Gegenfeitigfeir begründet, beiteben für die heflifche Provinz Starfenburg in 
Damnftadt, dann in Berlin, Könu.i.w. Gine Actiengefellfchaft in Magdeburg, 1855 mit 
einemGapital von 250000 Thlrn., Die Actie zu 200 Thlrn., gegründet, hat fih 1858 aufgelöft. 
Naſins — die erfte Autorität in dieſem Fache — fagt über diefe Verfiherungszweige („Jahr— 
such für Volkswirthſchaft und Statiſtik“ von DO. Hübner, 1852): „Es bat ſich — bei prompter 
Zahlung der Schädenanſprüche — auf die Dauer noch nicht eine einzige Geſellſchaft zu halten 
vermobt, wenn man auch mit der Zeit dev Hauptſache, Bemeſſung des Sterblichfeitägeieges, 
im Darchſchnitt weit näher gekommen ift. Je mehr man aber die Gefahr und die weitern 
Schwierigkeiten hat erkennen lernen, deſto erſchwerender mußte der Eintritt von gewiflenbaften 
Unternebmern gemacht werben, und da dies nur ſelten geihab, fo kannten die Verſuche auch nicht 
son langer Dauer fein. Die Viehverfiherung kann allerdings hohe, der Sterblichkeit bei ver: 
übertem Vieh angemeflene Prämien nnd andere Gentral= und Berwaltungsfoften nicht tragen, 
weil der aufmerffame Wirth bei der Selbitverfiherung manden Schaden abwenden und Ge: 
rabren vorbeugen kann, die ihm den durchſchnittlichen Verluſt weit geringer darftellen, ala die 
Vrimie fein muß bei einer foliden Anftalt, welde ihren Verpflichtungen pünftlih nachkommen 
'ell, und darum treten auch meift nur ſolche Viebbeſitzer in die Verſicherung, die ihren eigenen 
Vorrbeil fuhen und die Anjtalt als eine melfende Kub betrachten, das Gemeinnügige aber, was 
ene Geſellſchaft bewirken joll und will, ganz verfennen.” Die Erfahrung gibt bier ihr ehr— 
lied Jeugniß ab. s , 

Bei der Berficherung gegen Sagelihlag fommt zwar die Gefahr einer Übervortheilung oder 
ner Beihäadigung aus Fahrläſſigkeit oder Verbrechen nicht vor, ſteht alfo auch der Errichtung 
von Ceſellſchaften nicht im Wege. Dagegen wirft bier ald erichwerender Umftand die Gr: 
fahrungsiehre, daß der Hagel gewiſſe Striche einzubalten pflegt, und daß die außerhalb des 
Vereihs derſelben wohnenden Landwirthe keine Neigung haben, für den Erſatz eines Schadens, 
den ſie nicht beſorgen, Opfer zu bringen. Übrigens iſt dieſer Verſicherungszweig doch weniger 
cfümmert als die Viebverſicherung. Es beſtehen in Deutſchland über ein Dutzend Hagel: 
Mrüterungsgefellihaften auf Gegenſeitigkeit und etwa halb jo viele auf Actien. Unter den 
erztern ft die ältefte die mecklenburgiſche Hagelveriiherungsgefellfchaft in Neubrandenburg, 
gegründet 1797 ; ihr folgten 1818 eine Gefellfchaft in Kiel für die holſteiniſchen Ritter- und 
Koftergüter,, dann Gefellichaften in Leipzig 1824, Schwert 1826, Hannover 1833, Greifs— 
wald 1841, Erfurt 1845, Brandenburg a. d. Havel 1846, Germania in Berlin 1847, Köln: 
Nünfter und Marienwerder 1849, Saronia in Baugen 1850. Die Umlage für Schaden: 
ertap fteigt bei dieſen Geſellſchaften häufig über 1Proc. der verficherten Summe, und diejenigen 
unter ihnen, welche fefte Brämien erheben, fommen oft in die Lage, einen Nachſchuß zu ver: 
ne (3.B. die Leipziger 1855 — SOProc. der Prämie) und ihren Refervefonds in Anſpruch 
iu nehmen, 

Ton Actiengeſellſchaften wird die Hagelverſicherung theils als ein befonderer Zweig neben 
Beuer:, Transport: und andern Aſſecuranzgeſchäften betrieben, theils ſtehen ſolche, wennſchon 
außerlich getrennt, in einem innern Zuſammenhange mit größern Feuerverſicherungsgeſell— 
'baften. Zu den erftern gehören die öfterreihiichen Anftalten in Wien und Trieft (Assicura- 
zion Generali); zu den andern die Neue Berliner (1832), die Kölniihe (1853), die Magde— 
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burger (1854), die Elberfelder und die Union in Weimar (1855). So wenig wir im allgemei— 
nen die Zerfplitterung der Kräfte einer Anftalt unter vielerlei verſchiedene Aſſecuranzzweige für 
zweckmäßig halten können, fo [heinen doch die Hagelverfiherung und die Beuerverfiberung auf 
eine Verbindung angewiefen, weldye bei ver erftern faft als eine Lebensbedingung für die Form 
des Actienunternehmens erſcheint. Der Landwirtb läßt fich eher beftimmen, von den Agenten 
der Gejellichaft, welche feine Habe gegen Feuer verſichert, auch bei der befreundeten Anftalt jeine 
Ernte gegen Hagelſchlag verlichern zu laffen, und legtere kann ihrerjeitö wieder der Brand: 
aſſecuranz, welde ihr bei VBerluften unter die Arme greift, neue Theilnehmer zuführen. Eine 
1855 in Magdeburg gegründete Sagelverfiherungsgelellichaft, Geres, hat gegen Ende 1858 
zur Liquidation fchreiten müſſen. Auch vie Geſchäfte der übrigen find nicht eben glänzend zu 
nennen; dem Paricurfe zunächſt kommen die Actien der kölniſchen Gejellihaft, die andern 
ftehen weit hinter vemjelben zurück, und werden jelbft zu geringen Preiſen vergebens aus- 
geboten. Daf die Hagelſchäden in einzelnen Jahrgängen geradezu unerfeglid werden können, 
davon bat das Jahr 1853 traurige Beiſpiele geliefert. In der preußiſchen Provinz Sachſen 
3. B. wurden kurz vor der Ernte, Anfang Juli, die fruchtbaven Felder auf einer Fläche von bei: 
läufig 50 Quadratmeilen verbagelt und felbft dad Strob zerſchmettert. Der Schaden wurde 
auf durchſchnittlich 25 Thlr. für den Morgen und im ganzen auf 10 — 12 Mill. Ihr. 
für 200000 Seelen angefhlagen; war alfo jedenfalls ein ungeheurer Verluft, den feine Ge: 
ſellſchaft hätte erjegen fünnen. Die erwähnten Gefellihaften verbreiten ſich fat ausſchließlich 
über den Norden, wo der größere Grundbejig die Ausgabe weniger heut und auch leichter trägt 
als der mehr zerftücdelte Grundbeſitz im Süden, weldyer in ſolchen Unglüdöfällen die Hülfe von 
Gott und guten Menjchen zu eriwarten pflegt, wofür Feine Prämien zu bezahlen find. Es find 
zwar auch in Baiern, Würtemberg und den übrigen Heinen ſüddeutſchen Staaten Verſuche zu 
Hagelverfiherungen gemadt worden, aber bigjegt ohne jonverlihen Erfolg. Man hat ji 
aud von feiten der Verfiherungsbedürftigen dort vielfady an die Negierungen und Kammern 
gewendet, um zur Begründung von Anftalten Staatöbeiträge zu erbitten. Allein Died biepe 
wieder nichts anderes, ald die Betheiligten duch zwangsweiſe Befteuerung der Nichtbetheiligten 
unterftügen, denen angenehm, weldhe empfangen, aber ein Unrecht gegen die, welche geben 
müflen, Die allgemeine Staatö:Zwangöverfiherungsanftalt für die Landwirthſchaft gegen alle 
Schäden duch Feuer, Waſſer, Hagel, Viehfeuchen iſt, wie früher ſchon erwähnt, ein Lieblings— 
gedanke des Kaiſers der Franzoſen, aber bisjegt bat fein Wille die ernten Bedenken feiner Räthe 
noch nicht überwinden Eönnen. 

Zum Schluffe diefes kurzen Abriſſes über die Ginvihtung zum Anfammeln von Gapiral 
aus Erſparniſſen und zum Erſatze für vernichtetes Gapital verweilen wir, bezüglich der Litera— 
fur, auf die betreffenden Abjchnitte von Rau, „Grundſätze der Volkswirthſchaftspflege“, und für 
ftatiftiiches Material auf D. Hübner’ „Jahrbuch für Volkswirthſchaft und Statiftif”. 

Alle diefe Einrichtungen find im großen und ganzen eine Frucht des Friedens ſeit 1815; 
fie find ein weſentliches Moment für die großartige Entwickelung des Credits, des Handels, 
der Induftrie und für die Verbeflerung der Lage der arbeitenden Klaffen. Sie haben nod nir— 
gends, namentlich in Deutichland nod nicht, ihren Höhepunkt erreicht, und find nod mancher 
Berbefferungen nicht allein fähig, fondern bedürftig. 

Wie ſich die Anfichten über ſolche Einrichtungen, namentlidy aber für deren Gründung durch 
Die freie Affociation, und über ihre Bedeutung erweitert Gaben, dafür wollen wir nod) das Ur— 
tbeil anführen, welches vor 100 Jahren der damalige erite deutſche Schriftiteller über Volks— 
und Staatswirthſchaft, Juſti „„Staatswirthſchaft“, 1758), aus Anlaß der damals in Preußen und 
Sachſen eingeführten Brandaſſecuranzanſtalten füllte. „Gine folde Feueraſſecuranzſocietät“, 
fagt Jufti, „können in einem beträchtlichen Lande ſowol die Städte miteinander ald dag platte 
Land wieder befonders haben; und meines Erachtens ift e3 rathſam, daß der Landesherr ſolche 
Anftalten durd feine Autorität einführt, und es nicht auf die freiwillige Theilnehmung der 
Unterthanen ankommen läßt.” An Verfiherung der fahrenden Habe dachte man Damals noch 
nicht; doch meinte Juſti: „Es ift audy nichts Unbilliges, wenn die Hauseigenthümer ven Werth 
ihrer Mobilien, die der Feuersgefahr gleichfalls ausgefegt find, mit zu dem gerechten Vreiſe 
ihrer Häufer ſchlagen.“ Endlich äußert derjelbe: „Ich ſehe nicht ein, was und abhalten könnte, 
bei Waſſer und Hagelſchäden eine ebendergleichen Affecuranzforietät einzuführen.” Wiſſenſchaft 
und Erfahrung haben über dieje Verhältniffe im Laufe ded Jahrhunderts nicht allein merkwürdige 
Aufſchlüſſe gegeben, fondern auch großartige Anftalten ind Leben gerufen. K. Mathy. 

Gapitalfteuer, |. Einkommen- und Eapitaljtener. 
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Gapitularien, f. Deutſche Gefege. 

Capitulation bezeichnet wörtlich die Vereinbarung über gewiſſe Hauptpunfte. In 
ſtaatsrechtlicher Hinſicht verfteht man unter Gapitulationen, insbefondere unter Wahlcapitula— 
tionen, Verfaſſungsverträge zwilhen dem Volk und den Negenten. Völkerrechtlich werden die: 
jenigen Verträge Gapitulationen genannt, durch weldye im Kriege Feftungen, Landſtrecken oder 
Truppen unter gewilfen Bedingungen dem Feinde übergeben werden, In ältern Zeiten wurden 
diefe Gapitulationen, namentlid die der Beftungen, mit mehrfachen Förmlichkeiten, unter 
wechlelfeitiger Übergabe von Beifeln und eidlich geſchloſſen. Doch wimmelt die Geſchichte von 
Beifpielen, daß Gapitulationen unter den fpigfindigften, nichtigften Ausreden ſchändlich gebro: 
chen wurden, ähnlich etwa wie Die Des großen Alexander nad) der Einnahme von Maſſaca, oder 
wie bie des fränfifchen Major domus Ebroin nad der Einnahme von Laon. Alexander hatte 
verſprochen, die indische Befagung ſolle mit Waffen frei abziehen, ſetzte ihr aber nad) und hieb 
fie zuſammen, indem er fagte, er habe nicht verfproihen, fie nicht zu verfolgen. Ebroin ließ dem 
gegnerischen Heerführer Martin durd zwei Biſchöfe auf einen Meliquienkaften Sicherheit zu— 
Ihwören und ließ ibn dann nieverbanen unter dem Vorwande, der Neliquienfaften habe feine 
Reliquien enthalten. Gine größere Achtung der öffentlihen Meinung und mehr Rückſicht auf 
die öffentliche Ehre, welche in dem neuern europäiſchen Völkerrecht ausgebildet wurden, bewirft 
e3, daß jegt allermeift die Gavirulationen ohne Beifeln und Eide bejler gehalten werben als frü— 
ber mit denfelben. Doch fordert die Klugheit vorzüglich die Beſiegten auf, ald die Schwächern, 
mit möglichfter Sorgfalt in ven Gapitulationsbedingungen alle Zweideutigkeiten zu entfernen 
und alle ihre Nechte beſtimmt feftzufegen. Dazu fann z. B. oft aud) das gebören, daß man ji 
ausbedingt, daß die vertragsmäßigen Mechte nicht etwa unter dem Vorwand ver Nepreffalien 
wegen anderer Verbältniffe in demfelben Kriege verlegt werden können. Diejer Borwand 
wurde wenigftens früher häufig gebraucht. Auch mag es värhlich fein, bei dem Verſprechen: 
die Defagung da oder dorthin zu bringen, den kürzeſten Weg zu bezeihnen. So übergab im 
ſpaniſchen Succeſſtionskriege die engliſche Befagung Aleira gegen das Veriprechen, alsbald nad) 
Lerida geführt zu werden, beilen ſchwache Befagung Verſtärkung bedurfte. Die ſpaniſchen 
Generale aber liefen die Belagung von Aleira einen Umweg maden, auf welchem jie ein 
Bierteljahr braudten, ſodaß jie zu ihrem Zweck zu ſpät kamen. Sie erklärten dabei, die Spa: 
nier feien nicht ſchuldig, das zu vollziehen, was die Engländer ſich auszubedingen nicht ver: 
ftanden hätten. Gewöhnlich enthalten jegt Gapitulationen auch die wirrdige Beſtimmung, daß 
alle zweifelhaften Punkte zu Gunſten der Beſiegten auögelegt werden follen, Wegen der oft höchſt 
verderblidien Folgen, welche vorſchnelle Sapitulationen haben können und weil bei kleinern 
vereinzelten Heertbeilen leichter dev Muth jinfen kann, jind fo durchaus ftrenge Strafen, wie: 
Napoleon auf zu frühes Gapituliven fegte, und Die Voriorge, daß jeder tapfere Untergebene für 
eine weitere Vertheidigung an der Stelle des zur Gapitulation bereinwilligen Anführers treten 
fann, gewiß höchſt politiſch. Wollen bei einer Feſtung die Belagerten die Gapitulation au: 
bieten, fo fündigte man dieſes früher durd) fonderbare Förmlichkeiten an, durch Herunterlaſſen 
der Abgeordneten an Stricken oder durch Begleitung mit Waffenherolden u. |. w., ſpäter aber 
dur das Chamadetrommeln auf den Wällen, jegt durch das Aufſtecken giner weipen Fahne. 
Willigen die Belagerer in die Unterhandlung eig, To hören natürlich alle Feindſeligkeiten und 
alle Arbeiten zur Vertheidigung wie zum Angriff auf. 

Es unterfheiden ſich übrigens die Gapitulationen von andern völkerrechtlichen Verträgen 
Dadurch, Daß, wenn jie nicht ausnahmsweiſe beſonders ausbedungen ift, bier feine Matification 
nötbig ift, der Vertrag alſo auch nicht unter dem Vorwand der Natificationsverweigerung für 
ungültig erklärt werden fann. Einestheils liegt in der Natur der einem militäriſchen Anführer 
einer befondern militärifhen Unternehmung übertragenen Gewalt von ſelbſt auch dir Gewalt 
zu den ihm militärisch nothiwendig werdenden Vereinbarungen, Anderntheild würde bier der 
Ratificationdvorbehalt das Zuftandefonmen der Gapitulationen und dad Aufhören weiterer 
Beindjeligfeiten verhindern, Nur bei erwiejener Beſtechung des Vertragſchließenden hält man 
feine Negierung nihtverpflictet, die Capitularion zu halten. Gewöhnlich haben aud die Capi— 
tulationen eine eigene Korm. Der RNegel nad werden die Bedingungen von dem einen I heile 
in befondern Artikeln vorgeihlagen und dann von dem andern Theile bei jedem einzelnen Bunft 
die Zuſtimmung oder Nichteinwilligung Hinzugeichrieben. Welcker. 

Carbonari und Calderari, ſ. Geheime Geſellſchaften. 

Cardinal, Cardinalscollegium, ſ. Curie (römiſche). 

Carmer (Joh. Heinr. Kaſimir, Graf von), ſ. Preußiſches Landrecht. 
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Carnaval, auch Carneval, Faſtnacht, wird von gründlichen Wortforſchern von Carn- 
a-val — Gute Nacht Fleiſch! caro vale — das auch ſoviel fagen will als caro abscedit, seu 
tempus carnem comedendi, abgeleitet, und iſt in faſt gleichem Ausdrucke im Franzöftfhen und 
Italieniſchen gebräuchlich. Das Fleiſch thut ih gütlih und nährt fi vom Fleiſche, deſſen Ge: 
nuß durch Die römiſche Kirche an beitimmten Tagen, die darauf folgen, verboten ift. Ich wollte, 
ein Deuticher hätte diefe Ableitung entdeckt, da wir Deutihe doch faſt alles Bedeutende und 
Michtige entdeckt und erfunden haben, das Pulver, die Buchdruckerkunſt, die Ihren, die Philo— 
ſophie Hegel's und den Deutihen Bund, wenn auch nicht die Neue Welt und ven polnijchen 
Reichstag. Carn-a-val, nämlich ver Wein ift aus; gute Nacht Welt! Fort mit dem Fleifch ! 
Das gibt fo einfach und natürlich Garnaval, daß man fich wundert, das Ei des Columbus nicht 
gleich ſelbſt auf die Spige geftellt zu haben, Ghreaber, vem Ehre gebührt! Der große Du 
Fresne war der glückliche Erfinder. Cine Nacht trennt das fröhliche Wohlleben vom ſtrengen 
Faften und wird darum auch Faftnacht genannt. Wir wollen die Ableitung des Wortẽs in- 
deflen nicht verbürgen; denn tüchtige Etymologen wie Antiquare find wahre Zauberer, die durch 
eine gelungene Ableitung und Stellung von Worten dad Ding, das dieſe bedeuten follen, oft 
gefickt in ihr Gegentheil verkehren. Wie vortrefflid ift ed unter andern nicht mit dem 
Chriſtenthum, ver Menichenliebe, der Geredhtigfeitöpflege, den Berbejlerungsanftalten und 
Correctionshäuſern, der Freiheit und den Freibeiten gelungen! Man ift in ver That nicht we— 
nig überrajcht, wenn man den Namen mit dem Dinge zuſammenhält und beide in offenbarem 
Zwift und Widerſpruch miteinander ſieht. Wen, der Xotein verfteht, ift nicht befaunt, daß 
lucus ganz natürlid von non lucendo kommt? Das Garnaval ift eine Zeit toller Wirthſchaft, 
in der die Thorheit einen Freipap bat und die menschlichen Gelüfte jih etwas herausnehmen, 
oft über die Gebühr, um ſich für die folgende Abftinenz zu entihädigen. Die Enthaltſamkeit 
wird auf das libermaß des Genuſſes am leichteften, und die Menjchen haben es auch in ver 
Frönmigfeit und Andacht gern bequem. Wir tadeln dieſes Jagen nad) dem bunten Schmetter: 
ling der Freude nicht, wenn wir ihn auch athemlos zu erhaſchen juchen in dem Augenblick, wo 
er und nedend entjliebt. Wir müflen die freundliche Duldung der Kirche loben, die jo viel 
Nachſicht mit ver Natur ded Menſchen hat, dan fie ihm auch die Thorheit gönnt, wo fie ihn ver: 
gnügt. Und iſt vie Weisheit nicht vielleicht nur eine erufte Thorheit, die muntere Thorheit da= 
gegen weife, wenn fie und leicht und flüchtig über die beihwerlichen Unebenheiten auf dent raus 
ben Pfade des Leben hilft? Wer war ver wirkliche und wahre Weife: der Inftige Demokrit, 
der lachend in die bunte Faſtnacht des Lebens ſah und die Tborheiten der Narren und gefcheidten 
Leute zu feiner eigenen Ergögung ergöglid nabım, oder der weinende Heraklit, der bie Poſſe 

tragisch deutete und fih das ganze Keben zu einem Aſchermittwoch machte? Nehmt es wie ihr 
wollt! Gewiß hat das Dajein feinen hoben Ernit, der ſich auch ernftlih und ernſthaft ver— 
nehmen läßt; aber es liegt doch mehr Scherz in ihm, als ernfthafte Leute in trüber Stimmung 
in ihm zu finden willen. Laßt die Faſtnacht gelten mit ihrer lauten Fröhlichkeit, mit ihren 
Narrenftreihen und Feftgelagen, mit ihrer nedifchen Mummterei und ibren Inftigen Sprüngen, 
der Afchermittiwoch löft fie nur zu bald ab. Hinter dem Policinell der muntern Laune, des 
Scherzes und der kecken Luft fteht ver finftere Trappiit und Kartäufer und raunt ihm fein 
memento mori zu: Der Aichermittwoch folgt der Faſtnacht auf ver Ferſe, und dann gute 
Nacht Fleiſch! Menſch! gevenfe, daß du Staub und Aſche biſt und zurückkehrſt, woher du ge— 
kommen, in Staub und Aſche! So ſpricht die Kirche, und vieles im Leben ſpricht es vor und 
nach. Der Katholicismus ift freundlicher als der ſtrenge Vroteſtantismus und ſieht dem ſchwa— 
chen Menſchen ſeine Menſchlichkeiten nach und hat Vergebung für die Sünden des ſündigen 
Geſchlechts, wenn es bereut und Beſſerung gelobt. Alle Religion, die den Menſchen dem 
Menſchen befreundet und hülfreich entgegenführt und verſöhnt an ſeine Bruſt legt, wenn er eine 
Kränkung und Beleidigung von ihm erduldet hat, iſt von göttlicher Abkunft, weil Gott ſelbſt die 
höchſte Milde und Güte if. Es würdigt Die Kirche darum auch auf Feine Weiſe herab, daß fie 
den Gläubigen die Faſtnacht gönnt. Der Katholicismus hat Kunft, Schmuck, Schauſpiel und 
Gepränge, weil fie die Einbildungskraft erheben, das Gemüth anfpreden , durd die Sinne auf 
Geiſt und Seele wirken; und ijt das Geiſtige, das Höchſte in und nicht eine Blume, von der 
Pflanze der Sinnlichkeit hervorgetrieben, aus der fie die belebende Nahrung Ihöpft, um jich 
duftend zu entfalten und zur Frucht auszubilden? Darum bat fih der Katholiciämus wol 
auch im lebendigen, freundlichen Süden erhalten, wo die Sinnlichfeit der Menden reizbarer 
und die Phantafie vegfamer und thätiger ift; wo der heitere, mildere Himmel fie zu gefelligen 
Genüſſen im Breien zufammenfübrt und, im Austaufch ver Gefühle, die Mittheilung der Innern 
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Stimmung in Freude und Schmerz begünſtigt. Darum haben auch die Südländer vor andern 
ihre fröhliche Faſtnacht mit dem Wogen, Treiben und Drängen der lärmeuden, genußſüchtigen, 
fhauluftigen Menge, mit ihrer neckenden Mummerei, ihren wigigen Anfpielungen und phan— 
taftiichen Gebilden. Wer fennt nicht das venetianifhe und römifche Garnaval, deſſen Belufti- 
gungen von fo vielen Reiſenden beichrieben, von jo vielen Dichtern bejungen worden? Die 
lebensfräftige Jugend mit ihrem leichten Sinne bedarf diefer Entladung in Scherz und Spiel. 
Das Alter, die Grmüdung durd Anftrengung und Eutbehrung, die Erſchöpfung durch Notb 
und Kummer macht bei einzelnen wie bei Völkern ver Faſtnacht ein Ende und bringt den 
Bußtag in Staub und Afche, den Aſchermittwoch. 

Die Alten ſchon hatten ihre Faſtnacht, jedes Bolt nad feiner Weife, nad Religion, Sitten, 
Staatöverfaflfung, nad Klima und Jahreszeit eigentbümdich geftaltet, alle aber vemfelben Zuge 
der Menſchennatur nachgebend, der Veränderung will, Abwechſelung, Mannichfaltigkeit, ge: 
fellige Beluftigung und fröhliches Treiben. Der Menſch, der es müde wird, zu fein was er ift 
und ſcheint, verwandelt fich gern zum Scherze und am liebften in fein Gegentheil und fpielt die - 
angenommene Nolle zu feiner und fremder Beluftigung: Die untern Stände fleigen zu den 
höhern binauf, da diele ein Vergnügen darin finden, zu jenen hinabzufteigen. Die Damen 
werden Fammermädcen, die Zofen Danıen, die Vornehmen bürgerlich gemein, die Gemeinen 
ſtandesmäßig vornehm. Jeder gefällt ih darin, zu fein wad er nicht iſt. Selbſt der Verſtand 
wird läftig umd der Narr eine gejuchte Nolle. Es jind die gutartigften und geniefbarften aller 
Narren, viele Faſtnachtsnarren, und wollte ver Himmel, der Staat, die Wiffenihaft und ver 
Glaube hätten feine ſchlimmern aufzuweifen. Die Römer biegen ihre Faſtnacht Saturnalien. 
Es war ein politifched Volk, das römische, und erlaubte und liebte dieſe Satire auf jid und feine 
Berfaflung. Das goldene Zeitalter Saturn’s flieg vom Himmel auf die Erde nieder und brachte 
den Dienihen ven Segen der Freibeit, gleicher Rechte und gleicher Anſprüche auf die Genüſſe 
diejes Lebend. Die Sklaven gingen wie ihre Herren gekleidet und nahmen an der mohlbejegten 
Tafel Blag. Seltfame, ſchreckliche Laune der menfhlihen Natur, die fi eine Faſtnacht macht 
und eine Närrin wird, um in der flüchtigen Narrheit vorübergehend zu Verſtande zu kommen! 
Die Faſtnacht ſchlägt einen Grundton auf dem vielftinnmigen Inftrumente unferö Weſens an, 
das in ewigen Bariationen zwifchen Schmerz und Freude, Wahrheit, Dichtung und Lüge, lü: 
flerner- Begierde und enthaltſamer Tugend, Eder z und Gruft, Vernunft und Thorheit ſpielt. 
Unferer Natur gemäß führt und das Auferfte dem Außerſten entgegen, das Übermaß in einer 
Sache zum Gegentheil, die Anſtrengung zur Erſchöpfung, die Überladung zum Ekel, und ver 
Faſtnacht folgt der Aſchermittwoch, ihrem Teiptfertigen, fündigen Treiben ver Bußlag. Wir 
wiſſen ja, welche Art Jungfrauen und Junggeſellen ſich zu alten Betſchweſtern und Betbrüdern 
zu bekehren pflegen. Was könnte uns die myſtiſche Stimmung unſerer Zeit erklären, die ihren 
Vettag und Aſchermittwoch will, thäte es die tolle Faſtnacht mit dem üÜbermaße ihrer Genüſſe 
nicht, die vorausgegangen iſt? Ich ſage euch, daß ohne dieſen Schlüſſel ſelbſt die Weltgeſchichte 
euch ein verſchloſſenes Buch bleiben wird; ihr verſteht ſie nicht mit aller Philoſophie und dem 
ragmatiſchen Geiſte, die ihr hineinzulegen wißt, nehmt ihr dad Carnaval, die Faſtnacht und 
der Aſchermittwoch, den nachgeborenen Zwillingäbruder, nicht zu. Hülfe. Reiche, Staaten, Bölfer 
und Stände haben diefe Entiheidungstage wie einzelne und nad demſelben Geſetze, aus dem⸗ 
ſelben Grunde. Ich will mich fürzer faffen bei der Verhandlung diefed großen Gegenſtandes 
und nur erläuternd mich auf einige Beifpiele beichränfen. Hatte die franzöſiſche Monarchie 
unter der Regentſchaft und Ludwig XV, nicht ihre ausgelaifene Faſtnacht, die den Aſcher— 
mittwoch der Nevolution herbeiführen mußte? Da feierte die Freiheit und Gleichheit ihr tolles 
Garnaval und Napoleon fegte für fie den Bußtag des Aſchermittwochs ein. Gr ſelbſt aber be⸗ 
tauſchte ſich mit der Macht des Kaiſerreichs, die er in vollen Zügen trank, und beging ſein Car— 
naval in Spanien und Rußland, auf das der Aſchermittwoch bei Leipzig und Waterloo folgen 
mußte. Die Reſtauration fing ihre Faſtnachtluſtbarkeit ſogleich mit einer Galopade der 
chambre introuvable an, um fie mit dem Kehraus unter Polignae zu ſchließen. Wie wacker 
feierten die Tories unter Eaftlereagb ihr Carnaval, dem der verrätheriiche Ganning den Aſcher— 
mittwoch unterſchob! — Menihen von Staub und Ajche, bedenkt, daß ihr zurückkehrt, woher 
ibr gefommen, zu Staub und Aſche! Seid mäßig, befonnen und gerecht! Alles Übermaß 
führt zu ſeinem Gegentheil. Wollt ihr eine tolle Faſtnacht, dann bleibt der Bußtag des Aſcher— 
mittwochs gewiß nicht aus. J. Weitzel. 

Carnot (Lazare, Graf), ſ. Franzöſiſche Revolution. 

Carolina. (Halsgerichtsordnung und ihr Verhältniß zu frühern und 
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fpätern Strafgefeggebungen. — PBreiherr Johann von Schwarzenberg.) 
Daß deutſche Strafgefegbuch, welches 1532 unter dem Titel „Kaiſer Karl’d V. und des Heiligen 
Römiſchen Reichs peinliche Gerichtsordnung“ als Reichsgeſetz publieirt wurde, nannte man 
häufig auch die Halsgerichtsordnung, gewöhnlich aber die Karolina (oder constitutio criminalis 
Carolina). Dem Gegenjtande und dem Umfange nach iſt es eines der wictigiten deutſchen 
Reichsgeſetze und bisjegt noch gültig in einigen deutichen Staaten. Daifelbe verdient doppelt 
unfere Betrachtung, da in unferer Zeit ähnliche große Veränderungen der Cultur und Des ge: 
feltichaftlihen Zuftandes und ein ähnliches großes Misverhältniß des Strafrecht zu denfelben 
faft ebenio wie vor der Entfernung der Carolina überall in Deutfchland das anerfannte Be: 
dürfniß neuer ftrafrechtlicher Gefege und Einrichtungen erzeugten. Alle Vaterlandsfreunde 
müſſen natürlich wünfhen, daß die neuen Shöpfungen im VBerhältnig zu unferer beutigen Zeit 
und mindeſtens ebenfo ſehr wie einjt die Carolina im Verhältniß zu derihrigen ruhmvoll voran: 
gehen möchten in innerer praftifcher Tüchtigfeit und Geſundheit ver ftrafrechtlihen Theorie, in 
Achtung und Vertheidigung der Gerechtigkeit, der bürgerlichen Freiheit und Humanität. Wir 
müffen vor allem wünschen, daß wir heute im 19. Jahrhundert nicht zurückſchreiten jelbit 
hinter die im 16., noch im fauſtrechtlichen Mittelalter entworfene Halsgerichtsordnung. Und 
gewiß, diefen Wunsch wenigftens wird niemand unbeicheiden nennen. Aber dürfen wir feine 
Erfüllung auch mit Sicherheit hoffen nad) allen uns vorliegenden Proben und Zeichen der Zeit? 

In der Zeit des alten Deutſchland (ungefähr bis zu dem Ausfterben der Karolinger oder 
bis zum 10. Jahrhundert) waren das Strafredht und das Strafverfahren zwar unvollfommen, 
aber doch durchans von der Achtung der Gerechtigkeit und der Freiheit befeelt und beherrtſcht. 
Das rihterliche Urtbeil Sprachen unter Vorfig des öffentlichen oder patrimonialen Präſidenten 
die Senoffen oder aus ihrer Mitte ermählte Schöffen oder Geſchworene. Das Verfahren war 
Anklageproceh, öffentlih und überall dem Schuß der Unſchuld günftig. Die Strafen beftanden 
alfermeift in milden Genugthuungen oder Löſegeldern zur Wiederherſtellung des verlegten 
rechtlichen Sriedens mit dent Verlegten und feiner Familie und mit dev ganzen Genoflen daft. 
(S. Anklage, Cabinetsjuftiz [Abſchnitt IV] und Compofitionenfyftem.) Die Geiftlichkeit 
ſuchte, ſofern ed nöthig ſchien, noch bejonders auch Genugthuung für die beleidigte Gottheit, 
Austilgung des Ärgerniffes und Beſſerung zu bewirken, 

Im fauſtrechtlichen, feudalen und hierarchiſchen Mittelalter (bis zur Begründung des blei: 
benden Landfriedeng, des Reichskammergerichts und der ftändigen Staatsvienergeridhte, bis zur 
Reformation und zur Garolina) erhielt ſich allerdings zum Theil und an vielen Orten das alte 
Strafrecht. Zum weit größern Theil aber machten ſich jegt auch im Strafrecht die fauftrechtliche 
und feudal-despotiſche Gewalt und priefterlich=bierarhiiche Verfolgung und Inquifition gelten 
und verbrängten die alten Geſetze und Gerichtseinrichtungen. Die Aufnahme der fremven 
Rechte, vie Einmiſchung der römischen Tortur der Sklaven, zuerft für Vagabunden, dann für 
alle Bürger, ſowie die der fanonifchen und insbeſondere auch der Moſaiſchen theofratiichen 
Strafrebtsbeftimmungen und der Inquifitionsmarimen der geiftlichen Gerichte vermehrten nur 
die grenzenlofe Verwirrung. Sind die lauten Klagen, welche 5. B. die fogenannte Neforma: 
tion Friedrich's III., die Schriften Ulrich's von Hutten, die Beſchwerden dev würtembergiſchen 
Stände !) bei ihren einftimmigen, aber vergeblihen Forderungen des Ausihluffes der Dortoren 
der fremden Rechte aus Oerichten und Amtern über diefe damaligen Gloffatoren = oder Barto- 
liſtenſchüler, über ihre Infenntnig des vaterländiſchen wie des beſſern Römiſchen Rechts, über 
ihre Habgier, ihren Sklaven = und Despotenfinn ausſprechen, aud nur zun Theil begründet, 
ſo begreift man ganz ihren zerftörenden Einflug für die vaterländifche Freiheit und Rechts— 
einrichtung. Derſelbe ift um jo natürlicher, da ſchon feit Kaifer Friedrich's 1. Zeit gerade die 
abjoluten und fiscalifhen Grundfäge des ſchlechtern Römischen Rechts aus der Kaiferzeit den 
Bürften wohlgefielen, und da die Romaniften oder — un mit dev Reformation Friedrich’s IN. 
zu reden — „dieſe beftochenen Knechte, denen dad Necht viel härter verfchloffen ift als den Laien“, 
da nah Hutten's Ausorud „dieſe Nabuliften wie Schwämme in den Obren der Fürften lagen 
und überall ihren Ginfluß geltend zu machen wußten“. Zu allevem nun nod die fauftredt: 
lihen Räubereien von Hohen und Niedern und ihre Folgen, ein verwilderted, verarmtes Ge— 
iindel, und diefed bei dem Mangel aller feft ausgebilveten und durdhgreifenden Staats = und 
Bolizeianftalten, 


— — 


1) Müller, Reichstagstheater Friedrich's IIL., 1. Vorft., S. 59; Ulr, Hutten in remin. pracfat., ım 
Anfange; Sattler, Würtembergiſche Geſchichte, I, 161. 
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Die immermehr um fidr greifenvde geiftliche Gerichtsbarkeit mit ihrem inquifitoriihen Ver— 
fahren, die Femgerichte in ihren jede Leidenfhaft und Willfür verdeckenden Dunfel, vie Städte, 
weiche hinter ihren Mauern den eriehnten Frieden gegen das Fauſtrecht mühſam ſchützten, fie 
alle führten jett gegen die Angeklagten einen leivenichaftlihen — die landes- und qutöherrlichen 
Gerichtshalter, welche die Griminaljurispirtion mit ihren Confiscationen und Loskaufsgeldern 
ala wihtigen Finanzzweig behandelten ?), jogar einen vaubfühtigen — Krieg. Nahe genug 
allerpings lag damals der für das Strafrecht unglücfelige Grundgedanfe — nicht, zwiſchen 
einem Ankläger und den Rechte eines angeflagten Mitbürgerd parteilos zu entfcheiden und nur 
eine durch feine völlig ermiejene befondere Schuld begründete rechtliche Genugthuung zu er: 
mitteln — fondern vielmehr gegen alle wirflichen und möglichen Verbrecher einen möglichſt 
furchtbaren Abichrefungs = over Sicherungsfrieg zu führen und die Gingefangenen als rechtlofe 
Feinde zu ihrer Genoffen möglichfter Abſchreckung oder zum gemeinen Nuß zu martern und zu 
misbrauchen — diefer Grundgedanke führte in folgerichtiger Ausbildung zu der alle Gefühle 
empörenten fchaudervollen Griminaljuftiz des ſpätern Mittelalters, welche faft alles überbot, 
wodurd orientalifche Tyrannei, Rachſucht und Graufamfeit ver Humanität jemals Hohn fpra= 
hen. Ein ſchaudervolles Gemälde von den graufanen Strafen und ihrer täglichen Anwendung 
in feiner Vaterftadt Nürnberg ftellt namentlich Geltes?) auf. Ihre verſchiedenen Richtftätten 
waren überfüllt mit Leichen und in der Luft Flapperten die Gebeine. Neben allen Arten förper: 
liher Zühtigungen und einfaden Todesitrafen waren damals das Lebendigverbrennen, Be: 
graben, Rädern, Viertheilen, Pfählen, ja das Zerfägen und langſames Auswinden ver Ein— 
geweide, das Zerreigen mit glübenden Zangen in Übung. Noch iheußlicher ift die unerſchöpf— 
liche Erfindſamkeit in der Folter, womit man häufig die Proceſſe begann und viefelben meift 
ohne Schuß rechtlicher Formen zu Ende führte und von welcher unter andern Damhouder #) ein 
ihaudervolles Bild entwirft. Man fehte z. B. den Unglücklichen Sorniffe, ausgebungerte 
Mäuſe und andere Abfchen erweckende und verlegende Thiere unter Glasglocken auf den bloßen 
Leib, an den Nabel u. ſ. w. Oder man band ihnen fchwere Steine an Hände und Füße und 
zerrte, indem man ſie aufbängte oder über Breter mit Hödern und ſcharfen Kanten fpannte, 
ihre Glieder audeinander, die man dann noch durch untergeftellte Yichter brannte. Oder man 
ließ fie mit ölgetränften Schuhen auf glühenden Blatten brennen, over füllte ihnen mit uns 
gelöſchtem Kalk und Waſſer Mund und Naſe. Ja man marterte le durch noch greuelvolfere 
Qualen folder Art, daß felbft die Gelege der Scham fie auch nur zu nennen verbieten. 

Gewiß, unbegreiflich könnte eine ſolche Griminaliuftiz in Deutichland, ſelbſt in ven bildungs— 
reihen Freien deutichen Städten, eriheinen! Jene orientalifhe Tyrannei, Rachſucht und 
Grauſamkeit find ja doch funft am wenigſten dentiche Charakterzüge. Das Räthſel läßt ich 
allein löfen durch den Grundgedanken jenes Sicherungs- over Abſchreckungskrieges, welchen die 
damaligen Fraftigern Menſchen mit rückſichtsloſerer Conſequenz durchführten als unfere heuti— 
gen zahmern, aber noch immer ſehr verderblichen Vertheidiger deſſelben. Gewaltiger als die 
meiſten es begreifen, kann ein einziger Grundgedanke wirken. 

Sehr begreiflich wurden die neuerrichteten Reichsgerichte und die Reichstage beſtürmt mit 
Klagen, einerſeits über die Greuel der Criminaljuſtiz, „über die vielen unſchuldig zu Tode ge— 
marterten oder hingerichteten Opfer derſelben“, andererſeits über den Mangel regelmäßiger 
Ausübung der Strafrechtspflege. Der Reichstag zu Freiburg von 1498 beſchloß daher eine 
neue Criminalgeſetzgebung. Dem langſamen Gange der Reichsverhandlungen und der nieder— 
geſetzten Reichscommiſſion arbeitete ein tüchtiges Mitglied der letztern wirkſam vor. Es war 
der Freiherr Johann von Schwarzenberg (geb. 1463, aeft. 1528). Dem noch heute blühenden, 
jegt fürftlichen Gefchleht angehörig, hatte er unter Marimilian mehrere Feldzüge mitgemacht 
und war dann zuerft bambergiiher, und ſodann, nach feinem Übertritt zur proteftantiichen 
Kirche, brandenburgifher Minifter geworden, Er war ein Dann son gefunder Geſinnung und 
Geiſtesbildung. Beide hat er zu einer Zeit, wo des Alciat und Zaſius Bemühungen für beiferes 
Studium des Römiſchen Rechts noch zu neu waren, die von Gujacius und Donellus noch nicht 
begonnen hatten, glücklicherweiſe nicht, wie ſehr viele feiner Zeitgenoffen, durch den geſchmack— 
loſen Wuft der Gloffatoren und Bartoliften ſich ververben laſſen; wol aber hatte er, obgleich 


2) Seb. Brand, Richterlicher Klagfpiegel (1515), ©. 122; Ur, Zasii Opera (1580), ©. 178; 
Garolina, Art. 218. 

3) De poenis sontium, c. 14. 
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felöft des Lateins unkundig, vermittelft der Hülfe von Überfegungen, die er ſich fertigen ließ und 
zum Theil von ihm in der Sprache verbeffert herausgab, durch das Studium der Alten feinen 
Geiſt genährt. Er wußte ihre Ideen, namentlid auch Cicero's und Quinctilian's Mittheilungen 
über die gerichtlichen Verhandlungen, über die Verhöre, Anzeigen und Beweife, er wußte die 
beiten Grundſätze des Römiſchen und Kanonifchen wie des Altdeutſchen Rechts auf eine fruchtbare 
Weiſe zu verbinden. Er bewährte feine edlere Gejinnung und Bildung in feinen Schriften, 
inöbefondere auch in einem ihm nicht gefahrlofen ernften und jatiriihen Kampfe gegen die 
Roheiten feiner Standesgenoſſen, gegen ihre Unfitte übermäßigen Irinfens und Zutrinfend 
und gegen ihre fauftrehtlihen Näubereien (worauf auch fein Gejegbuh im Art. 126 un: 
erbittlich die Todesſtrafe beftimnite), ſodaun auch in Schriften für Die Kirchenverbeſſerung, vor 
allem aber in feinen Entwurf zum neuen Strafgefegbud. Derfelbe wurde bei der Langſamkeit 
der Reihstagsverbandlungen bereitd 1507 in Bamberg und 1516 aud in Brantenburg als 
Zandesgeleg angenommen (Bambergenjid und Brandenburgica). 

Mit einigen Veränderungen wurde er endlih 1532 auf dem Reichstage zu Negensburg 
auch ald ein Reichsgeſetz publicirt, welches nad) der Vorrede in blos hypothetiſchen Beſtimmun— 
gen (ſ. 3. B. Art. 104) wohlhergebrachten „rechtmäßigen und billigen” bejondern Yandes- 
gelegen Spielraum läßt, zugleih aber häufig ausdrücklich abjolut gebietend und ſelbſt mit 
Strafandrohungen gegen die Negierungen (3.8. Art. 1, 22, 84, 104, 135, 137, 206, 207, 
218) die „Misbräuche und die böjen unvernünftigen‘‘ Landesgeſetze überall abſchafft. (So 
3. B. Eonfidcationen, außer bei Hochverrath gegen das Neid, das Strandrecht, obrigfeitlichen 
Raub der geftohlenen Güter und andere ähnliche Erprejlungen und Härten, namentlich auch jede 
härtere Strafe, ald das Reichsrecht enthält, und ebenjo Verurtheilungen obne vollen Zeugen- 
beweis oder Bekenntniß oder ohne gehörige Befegung des Gerichts.) 

Die Barolina hat der verſchiedenartigſte Tadel getroffen. Früher eine grunvloje gänzliche 
Beratung und rohe Schmähung von feiten einfeitiger unvaterländifcher Romanijten, jelbit 
noch von einem Leyſer.“) War ja doch unter diefen damals wirklich entarteten Juriſten die 
Misadhtung der Gerechtigkeit und die Verachtung alles Vaterländiſchen faft unglaublih, die 
Carolina war jedenfalls eine unermeßliche Verbefferung des damaligen Strafrehts und Straf— 
proceſſes. Ihr tüchtiger Inhalt war in fo trefflicher populärer geieggeberiiher Sprache und 
Darftellung gegeben, daß in unferer Zeit Savigny fie bewunderte, ja die heutigen Juriften zu 
einer gleich guten nicht für Fabig halt. Und man darf nur einen Blick werfen in Die berühmteften 
furz vorhergehenden und nachfolgenden italieniihen und deutſchen praftifchen Rechtsbücher, 
3. B. in die von Hippolytus de Marjiliid, Durantis, Brand und Teugler, um ſich zu über= 
zeugen, wie unvergleihbar hoch Schwarzenberg über ihnen ſteht. Trotz alledem aber, trog 
feiner allgemeinen veihögejeglihen Autorität konnte das vaterländifce Gefeg doch nur erſt 
dann, ald es durch lateinische Uberfegung von Gobler und Nemus römifches Gewand angezogen 
hatte, zu der Ehre gelangen, von der romaniftifchen Juriftenzunft in ihren Grörterungen über 
die römijchen Griminalgefege — denn nur erft zu Anfang des 18. Jahrhunderts bewirkte der 
Neformator Thomaſius die Trennung des Criminalrechts von den Bandeften — dürftig neben: 
bei berückſichtigt zu werden. 

Ju der neuern Zeit hörte man dagegen nicht ſelten ſehr wegwerfenden Tadel gegen bie Ca— 
rolina, vorzüglich wegen zu harter Strafen, wegen Beitrafung der Zauberei und wegen der 
Zortur. Sehr mit Recht wurden allerdings ſeit den ruhmwürdigen Kämpfen von Thomafiug, 
Montesquieu, Voltaire, Beccaria, Sonnenfeld und Michaelis diefe Fehler verbeflert. Für 
Schwarzenberg's Rechtfertigung aber könnte fhon das genügen, daß er in Beziebung auf alle 
getabelten Härten ungleich milder war ald die Anfihten, die Beitimmungen und die Braris 
feiner Zeit. Wenn man nun aud zur nachdrücklichen Vertheidigung der Milde im Strafrecht 
alierdings jagen muß, daß nad aller Grfahrung die gute Wirffamfeit der Strafen durchaus 
von ihrem moraliihen Eindruck und nicht von ihrer Härte abhängt, fo jind doc zu plögliche 
Übergänge ſchwer durchführbar. Wer lange um Goldſtücke jpielte, ver wird Groſchen, Die viel: 
leicht jonft jeine Aufmerkjamfeit beflimmen würden, als ein Nichts verachten. Noch Jahr: 
hunderte nah Schwarzenberg bielt man feine Gonfiscationsverbote und mande feiner Strafen, 
3. B. den Grfag des Doppelten bei geringen Diebitäblen (157), feine geringere Strafen des Wil: 
derns als des Diebitabls (169) und andere für zu gering und verlegte vollends feine firengen 
Beweis- und feine gefegliben Milderungs- und Entihulmigungsgrundfäge Was aber ſoll 
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man fagen, wenn bie noch im fauſtrechtlichen Mittelalter aufgeftellten frafrechtlichen Grundſätze 
und Beflimmungen der peinlihen Halsgerichtsordnung Karl's V. noch nad) zwei und drei Jahr— 
hunderten, ja zum Theil bis auf den heutigen Tag den meiften deutſchen Eriminaliften als zu 
mild, zu liberal und human, ald zu gerecht erfchienen und deshalb felbft geſetzwidrig verlegt 
wurden? Die Rechtfertigung der Carolina, foweit ed zugleich die befcheidenften praktiſchen An 
forderungen, wenn aud nicht an Baterlands = und Freiheitäftolz , doch an das Rechtsgefühl un: 
ferer neuern Juriften enthält, foll hier in einigen Andeutungen verfucht werben. 

1) Die Earolina verwirft jene unglüdfeligen politifhen Grundgedanken eines -Ab- 
ſchreckungs⸗ und Sicherungsfrieges und mit ihm auch jene neuere Abſchreckungstheorie, welche 
ven Verbrechern ebenfalls jo viel Strafübel zufügt, als politiſch zweckmäßig ſcheint, um die durch 
fie gar nicht verſchuldete zukünftige böje Luft aller übrigen Menfchen zu tigen, welche vie Ver— 
brecher aljo ebenfalld als rechtlos misbraucht. Sie fließt ich vielmehr wieder dem rechtlichen 
Grundgedanken des altdeutſchen wie des römifchen und des kanoniſchen Strafrechts an, nad) 
welchem der Verbrecher nur geftraft wird zur Austilgung feiner Schuld, feines Mangels an 
rechtlichem Willen und des öffentlichen Argerniffes oder der Verlegung ver Achtung des Geſetzes 
und ded Beleidigten. 6) Die Erfahrungen aber liegen vor, einerjeitd wie nicht blos vor der Ca— 
rolina, fondern wie felbit trog aller inconjequenten Milvderungen und vielfach abändernden 
Novellen jener falſche politifhe Grundgedanke aud in der neuen Praxis und Gefeggebung, und 
wie andererfeitö in der Garolina der rechtliche Grundgedanke des Strafrechtö wirkten. 

2) Die dem legtern entſprechende höchſte rechtliche Achtung und Schügung ver Rechte der 
Angeklagten zeigt ji vor allem in der möglichften Vorſorge für hinlänglih unabhängige und 
unparteiifche, jihernde Gerichtseinrichtung. Die Vorrede der Bambergenjis wie der Carolina 
erklärt, vap: „aus langer gemeiner Übung die Haldgericht meift nit anders, dann mit gemeinen 
Berjonen, die die Recht nit gelernt oder geübt haben, befegt werden mögen.” Sie erklärt ferner, 
daß gerade eine deutliche Belehrung diejer ungelehrten Volksrichter ein Hauptzwed der neuen 
Gejeggebung fei, wozu die Bambergenjis auch mit ihrer populären Darftellung noch Holz: 
fhnitte und Reime verband. Hierauf beftimmt der erjte Artifel der Garolina: „Erftlich ſetzen, 
ordnen und wollen wir, daß alle peinliche Gericht mit Richtern, Urtheilern und Gerichts: 
ſchreibern verfehen und bejegt werben follen, von frommen, erbaren, verftändigen und erfarenen 
Berjonen, fo tugendlihft und beft viefelbigen nad; Gelegenheit jedes Drted gehabt und zu bes 
fommen fein, darzu aud Edele und Gelerten gebraucht werden mögen. In dem allem eyn jede 
Obrigkeit möglichen Fleiß anwenden foll, damit die peinlihen Gericht zum beßten verordnet und 
niemand unrecht geichehe; alsdann zu diefler groffen Sache, weldye des Menſchen Ehr, Leib, Leben 
und Gut belanget, dapfer und wohlbedachter Fleiß gehörig.‘ Der Artikel jchlieft mit Anz 
drohung unnadhjichtlicher Strafe für die Landes- und Gerichtsherrſchaften bei unvollfländiger 
fahrläfjiger Befegung der Gerichte. Im Art. 3 — 5 folgen nun die Eidesformeln für die Mit: 
glieder des Gerichts. Zuerft die für den Richter, d. h. den landeöherrlichen oder patrimonialen 
Gerichtöpräjidenten, der übrigend nah Art. 2 ebenfalls nidyt notwendig Rechtsgelehrter zu 
fein braudt. Sodann die für die „Schöpfen oder Urtheyliprecher‘‘, welche ſchwören, „rechte 
Urtheil zu geben und zu richten dem Armen ald dem Reichen‘ u. ſ. w. Endlich drittend die für 
den Gerichtöfchreiber, der als ein jelbfländiger wichtiger Gerichtsbeamte treue Aufzeihnung, 
Bewahrung und Vorlefung der Anzeigen, Beweife, Ausfagen u. j.w. angelobt(5, 181—191). 
Es verbindet die Karolina eine höchſt forgfältig beftimmte ſchriftliche Aufzeichnung des Weſent⸗ 
lihen mit der Beibehaltung der uralten Offentlihfeit und Mündlichkeit des Verfahrens. Für 
dieſes feßt fie als Negel ven Anklageproceh durch Privatkläger voraus (11, 99, 81), läßt jedoch 
auch Anklage und Verfahren von der Regierung und von Amts wegen; alfo auch öffentlihe Anz 
fläger zu (78—100. Insbeſondere 88,89, 165, 188, 201). Zu einem gültigen Straf: 
urtheil und zu der feierlichen öffentlichen Schlufverhanvdlung über Anklage, Beweis und Ver: 
theidigung (78— 100. S. vorzüglid 91 u. 92), wofür die Angeihuldigten einen Vertheis 
diger unter allen Mitbürgern und felbft unter ven Schöffen völlig frei zu erwählen haben (88), 
find mindeftens ſieben tauglihe Schöffen over Urtheiler nöthig (der Sachſenſpiegel 2, 12, 3, 
20, und der Schwabenfpiegel 82, 90, 108; fordern zwölf und fügen vom Richter noch aus— 
drücklich Hinzu, „das Urtheil joll nur nicht felbft finden und nicht ſchelten“). Kür alle wichtigern 


6) Art. 104, 120, 142, 150, 157, 158, 160, 112, 124; Ausführung f. in Welder, Leste Gründe, 
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Unterſuchungs⸗ und Proceßhandlungen waren mindeſtens vier Schöffen (4, 12, 13,153, 181) 
und ſelbſt für die unwichtigern mindeſtens zwei neben dem Gerichtöpräfidenten und dem 
Gerichtöfchreiber nothwendig. 

Der ebenso Hiftorifch gelehrte als echt praftiihe Juftus Möfer hat fein Bedenken, in der 
trefflihen Abhandlung, in welder er feine zwölf Hauptgründe für die Nothwendigkeit un: 
gelehrter Genoſſen⸗ oder Geſchworenengerichte ausführt (1, 59), auch nod) in diefen Beftimmun- 
gen der Carolina altveutfches und englifches Volks- oder Geſchworenengericht zu finden. Das 
Weſen beffelben befteht allerdings in dem unter Borfig von landed= oder gerichtäherrlidhen Be: 
amten ftattfindenden, entjcheidenden Mitrichten wenigftend einer Anzahl unabhängiger parteilofer 
Mitbürger der Angeklagten, veren Conſtituirung oder Bildung und Wirfungsfreis aber aller: 
dings verfohieden war. Hätte uns fpäter nur nicht der richtige praftiiche Taft der Engländer 
gefehlt, von deren Gefchworenen noch Bladftone (4, 27,33) es beftätigt, daß fie, wenn auch 
vermittelft verfähiedener Umformungen und zum Theil vielfeiht nach dem Vorbild der Eidhelfer, 
doch im wefentlihen aus den deutihen Volks: und Schöffengeriditen hervorgingen und daß fie 
feineswegs blos über die Thatſache, ſondern auch über die Rechtöfrage zu richten und „ſobald fie 
dieſes auf ihren geleifteten Eid wagen wollten, aud ein allgemeines Urtheil zu fällen das un— 
bezweifelte Recht hatten”! Diefer frühe britiihe Taft aber bewirkte einerjeitd die von jenen 
deutichen Patrioten vergeblich geforderte Ausichliefung der Gültigkeit des fremden Rechts und 
die Verbannung feiner Doctoren aus dem Parlament vermittelft eines förmlichen Barlaments- 
ſchluſſes. Als einen Grund gab man an: Beitimmungen wie die des Juftinianifhen Corpus - 
Juris: „auch das, wad dem Fürften beliebt, Hat Geſetzebkraft““, oder wie die: „ver Fürſt ift von 
den Geſetzen entbunden“, paßten für fein freies Volk. Andererſeits überließen in der Regel bie 
engliihen Geſchworenen das Rechtsurtheil freiwillig dem juriſtiſchen Staatsrichter und fte rid: 
ten alfo mit ihrem „Schuldig“ oder „Nichtſchuldig“ gewöhnlich blos über die durchaus von fei: 
ner juriftifchen Kenntniß abhängige Thatfrage. In Deutſchland gefchah leider Feind von beiden. 
Und fo vermifchten fich, wie es fcheint, ſchon von der Carolina an (3, 4, 81, 92, 94) mehr und 
mebr die Bunctionen der präfldirenden rechtsgelehrten Staatörichter und ber ungelehrten Ur: 
theiler. Die Rechtögelehrten befamen allmählich das Übergewicht über die ungelehrten Schöffen, 
machten dieſelben ſtumm und verbrängten fie an den meiften Orten gänzlich. Ja fie misachteten 
und vergaßen die Geſetze über fie fo fehr, dap man manchen Griminaliften die Beftimmungen 
der Carolina über ie ald Nenigkeit erzählen muß. 7) 

Neben jo bejegtem Gericht und Öffentlihem Verfahren gab die Carolina noch dem An: 
geflagten den koſtbaren Schug der Actenverſendung, welche jie ihm fo höchſt liberal im Fall der 
Armuth felbit auf des Gerichts Koften für das Endurtheil, fowie bei Hauptbandlungen des 
Proreffes geftattete (47, 219 und der Art. Hetenverfendung). 

Und welches Verfahren und welche Gerichte führten nun unfere neuern Juriften größten: 
theils an ber Stelle aller dieſer gejeglichen Garantien ein? Einen nicht felten glei der Feine 
in Dunfel gehüllten, rein inquiſitoriſchen Proceß und ein Geridht blos von Staatsdienern, ja 
von amoviblen Regierungsbeamten, ein Verfahren, in welchem häufig ein einzelner Unterrichter, 
ja oft ein bloßer Rechtspraktikant ohne allen, aber doch ohne jelbftändigen Gerihtäfchreiber zu= 
gleidy den Ankläger und Richter und Actuar machte; in weldem endlich, auf die von ihn im 
Dunfel gefertigten Acten bin, oder vielmehr auf eine Melation eines einzelnen aus denfelben, 
eine Anzahl anderer amovibler Regierungsbeamten, ohne den Angefhulvigten, die Zeugen und 
die Bertheidiger je auch nur zu fehen und zu hören, die Straf-, die Todesurtheile fällen! 

3) Neben allen viefen Garantien ſchützt die Garolina die Angeklagten noch durch die ftreng= 
ſten Vorſchriften über den Beweis. Ihre Höhft forgfältig ausgebilvete Theorie über die Wer: 
höre der Angefhuldigten, über die rihterlichen Nahforfhungen und beſonders über die Au— 
— oder Indicien (18—67) iſt von Kennern mehr bewundert als in Praxis hinlänglich be: 
olgt worden, Dennoch erklärt fie fo wie das altveutiche Recht (Capitulare, 5, 308) jede pein⸗ 
liche Berurtheilung ohne Geſtändniß oder Beweis durch wenigftend zwei oder brei völlig glaub⸗ 
würdige, nad eigenem Wiſſen ausfagende Zeugen (62—67) für nichtig (22—67). Ohne 
ſolchen Beweis aber tritt die völlige und gänzliche Losſprechung ein. 

Breilih durfte Schwarzenberg nicht glauben, damals ſchon vie Zuftimmung zu der gänz= 
lien Abſchaffung der durd das Römische Recht und die geiftlichen Gerichte eingeführten Tortur 


7) Über die Refte alter Volks- oder Genoſſen- und Schöffen» oder Gefchworenengerichte bie in die 
neneften Zeiten und über Entftehung und Wefen des Schwurgerichts ſ. den Art. Jury. 
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erhalten zu können. Man hatte bisher, jomeit vom Recht die Rede fein jollte, die alten Beweiſe 
der Schuld durch das Bejtebenen (dad Schwören von fieben Berfonen) oder durch Gottedurtheile, 
namentlich durch Zweikampf, den felbft Karl V. noch für feine Erblande neu regulirte, für un: 
entbehrlich gehalten und forderte jelbft neben den Zeugenausfagen von zivei oder drei glaub 
würdigen Zeugen noch Tortur zur Bewirfung des Geftändnifies (69). Die Carolina hob 
mit Recht alles dieſes und auch die negativen, jubjectiven Gegenbeweiſe durch Eidhelfer und 
Bottedurtheile auf. Man Hielt zugleich jegt allgemein den Ausgang der Tortur für ein neues 
Gottesurtheil und zwar für das befte. Man glaubte, daß Gott dadurd den Sieg der Unſchuld 
oder die Rache des Frevels herbeiführen werde (Malblane, 78). Schwarzenberg that alſo nur 
das Möglichſte, die Tortur zu vermindern und zu mildern und vorzüglich ihren Gintritt an 
rechtliche Bedingungen zu Fnüpfen. Sie durfte nicht eintreten ohne einen jo ftarfen Indicien— 
oder Zeugenbeweis, daß berjelbe vielen jegigen Gerichten zur Verurtheilung und zu außer: 
ordentlichen Strafen genügen würde. Bor derfelben aber ift vem Angeklagten förmliche Ver: 
theivigung und nöthigenfall® auf des Gerichts Koften Actenverfendung geftattet. Nichtern und 
Schöffen ift die höchſte Sorgfalt und Ihonende Vollziehung und nebft dem Gerichtsfchreiber An— 
weſenheit bei derjelben nachdrücklichſt zur Pflicht gemacht und ebenjo jede Suggeftivfrage und 
die Annahme eines Geftändnifles während des Leidens verboten, und alles dieſes unter der Anz 
drohung der Nichtigkeit und zugleich einer ftrengen Beſtrafung fowie der vollen Privatgenug— 
tbuung an den Angefhulbigten für Shmad, Schmerzen, Koften und Schäden (6— 61). 

Auch jo noch find wir freilich wahrlid nicht Verehrer der Tortur. Auch wollen wir nicht 
zur Entſchuldigung Schwarzenberg's ausführen, daß, nachdem Beccaria mehrere Jahrhunderte 
fpäter bereitö den Glauben ver Ehriftenheit an die Unentbehrlichfeit dev Tortur erichütterte, im: 
mer nod sehr, jehr viele Landesgeſetzgebungen fie beftehen ließen, ja daß berühmte Griminaliften, 
wie Koh, fie noch zu Ende des 18. Jahrhunderts förmlich vertbeidigten. Auch das wollen wir 
nicht ausführen, daß diefelbe jahrhunvertelang mit Verlegung jener gefeglichen Bedingungen 
und Milderungen von jo vielen Richtern ungleih ungerechter und graufamer ausgeübt wurde. 
Aber nad reifiter Prüfung würden wir felbft ald Angeklagte die Folter der Carolina mit ihren 
Beringungen und Wirkungen demjenigen weit vorziehen, was unfere Juriften an ihre Stelle 
festen. Vorziehen würden wir fie den fhauderbaften, völlig willfürlihen Torturen durch 
Prügel, durd jahrelangen Unterfuhungsarreft oder andere Leiden, wie fie,meift unter dem Titel 
von Rügenftrafen bis in die neuefte Zeit im Dunkel jo vieler deutſchen Griminalgerihte aus— 
geübt wurden, Torturen, welche ohne gänzliches Abſchaffen aller förperlihen Züchtigung 
(ſowie in Baden) und ohne Offentlichfeit ftets wieder vorfommen müſſen. Wir müßten fie 
ebenfo vorziehen den auferordentlihen Strafen und Sicherheitögefängniflen wegen mangelnden 
Beweiſes oder bloßer Vervähtigung und Beſorgniß, fowie fie jenes politifche Sicherungs— 
foftem in mebreren deutſchen Rändern, ebenfalls ſelbſt bis in die neuefte Zeit verſchuldete. Diefe 
Beleidigungen alles Rechtsgefühls, insbeſondere auch die dem Angefhuldigten nachtheiligen 
Losſprechungen blos von der Inftanz, ferner jene aus freien politächen Anßerungen und Bes 
firebungen gegen die allgemeinen Rechtsgrundſätze gebildeten neuern Begriffe ſtaatsgefährlicher 
Vergehen, endlich jene ſcheußliche Erfindung der ausgenommenen Verbrechen, welche jpätere 
Eriminaliften, vorzüglich Carpzov, machten, um bei ihren Lieblingäverbrechen, Hexerei, Hoch— 
verrath u. f. w., die firengen Rechts- und Beweisgrundſätze der Garolina zu umgehen — ſie 
alle widerſprechen ebenfo fehr der Carolina ®) ald dem Strafrecht der freien Briten und anderer 
freien Völker. 

4) Auch noch außerdem enthält die Karolina fehr viele, nicht jenen politifhen Sicherungs= 
frieg, ſondern vielmehr dem rechtlichen Schug des Angeſchuldigten günſtige Beftimmungen. 
Sie verbietet (11— 17 und 218), den Angeklagten zu verhaften, wenn nicht der Anfläger 
(deffen Stelle im Inquifitionsproceffe die anflagende Obrigfeit einnimmt, f. oben 2) demſelben 
nah Angabe fhmerer Verdachtsgründe peinlihen Verbrechens vollftändig und nöthigenfalls 
durch eigene Mitverhaftung, und fofern ein Fürſt der Ankläger ift, vurd Mitverhaftung wenig: 
ſtens eines Stanbeögenofien des Angeklagten, genügende Bürgfchaft leiftet, ihm, wenn nicht in 
der beftimmten Zeit die nöthigen Schulobeweife erfolgten, für „Schmah, Schaden und Koften 
nad der Gebühr Ergetzung“ (d. h. Genugthuung) zu leiften, worüber die Carolina zu Gunjten 


8) Mittermaier, a. a. D., II, $$. 176, 186; Theorie des Beweifes, S. 475; Neues Archiv, ILL, 
501; VIl, 581; Grolman, Erimin., $. 515; Bladitone, IV, 27. — 
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des Angeklagten ein jummarifhes Verfahren anoronet. Wiederholt und ftreng, wie fie jebe 
nicht völlig begründete Verhaftung verbietet, forbert jie auch möglichft mildes Gefängniß und 
ſchnelle Beendigung ded Proceſſes (11, 77,218). Sie befiehlt in ihrem Anfang und ihrem 
Ende und oft wiederholt mit ihtbarem großen Anliegen die böhfte Sorgfalt und Begünftigung 
für die Entſchuldigungsbeweiſe und für die Vertheidigung ded Angeklagten (1, 219, 6, 7, 47, 
49, 57,58, 83, 104, 151— 156). Muß man daran erinnern, wie oft noch heute alle dieſe 
Grundſätze verlegt werden? Genugthuung für die Ehrenkränkung, die Leiden und Beſchädi— 
gung durch richterliche Ungebühr und für unverfhuldete Griminalproceffe z. B., würden fie nicht 
vielen heutigen deutſchen Griminalijten als romantiſche Phantajien erfheinen ? 

Selbft die wenigen Beftimmungen, welde auf irrige veligiöfe Anfichten ver Zeit hinweiſen, 
fallen wol Schwarzenberg nicht zur Laft, da felbft die Beſchränkungen derſelben, namentlich 
die der geiftlichen Gerichtsbarkeit, welde fein Entwurf enthielt, zum Theil reichsgeſetzlich ge= 
ſtrichen wurden 9), und da damals noch Fein Michaelis die Unverbinplichkeit der Moſaiſchen 
Strafgefege erwiejen hatte. Nimmermehr hätte namentlih Schwarzenberg damals das, nad 
Malblanc’d Ausdruck, aus den Sümpfen ded Kanonifchen Rechts und des Aberglaubens ent: 
fprungene Verbrechen der Zauberei gänzlih tilgen können. Befanntlih hatte Papft In— 
nocenz VIIL durch die Bulle vom 5. Dec. 1484 neue Inquifitoren „ketzeriſcher Bosheit“ mit 
ausgedehnten Vollmachten ausgefendet und die Errichtung von Herengerichten angeordnet. Der 
Kaiſer Marimilian hatte leider am 6. Nov. 1486 der päpftlichen Bulle feine Billigung ertbeilt 
und die Reichsangehörigen zur Unterflügung der Herengerichte aufgefordert, das Verbrennen 
der Seren war in Übung und felbit dad Römifche Recht enthielt Strafbeftimmungen über Zau— 
berei. Schwarzenberg ſuchte aljo wenigſtens außer der Vorforge durd feine forgfältigen Be— 
weis- und Torturbeflimmungen und dem Berbot der Gonfidcationen, die auch bei den Hexen— 
proceffen eine Rolle jpielten,; auch dadurch weſentlich das Übel zu mildern, daß er nur für den 
Fall, wenn jemand ermwirjenermaßen durch Zauberei andere verbrecherijch beſchädigt hatte, die 
harte Strafe geftattete, jonft aber eine mildere Buße nach rihterlihem Ermeffen forderte. Aber 
wie verlegten die Juriften ganze Jahrhunderte hindurch auch bier alle feine für fie zu milden, 
zu gerechten Grundfäge! Der ebenſo geſetzwidrige ald graufame Jurift Garpzov, er, den Leyſer 
ebenſo laut pried, ald ev Schwarzenberg ſchmähte, und dem man die hauptſächliche Mitwirfung 
zu 20000 Todedurtheilen nahrühmt, entzog im 17. Jahrhundert Die Hexenproceſſe durch feine 
iheußliche Theorie von denfelben und von den audgenommenen Verbrechen jogar ausdrücklich 
dem Schug jener Örundfäge der Carolina. Nicht ohne Grauen blickt man in den Abgrund von 
Frevel und Wahnfinn vorzüglich diefer fpätern Herenprocelle, wie die aus Acten geihöpften 
Darftellungen, 3. B. die von dem gründlichen Forſcher H. Schreiber vorzüglid in Beziehung 
auf die würzburgifchen und vorderöfterreihifchen Lande (im ‚Freiburger Adreßkalender“ 1836) 
und die des Grafen von Yamberg über dad „Griminalverfahren in Herenprocejfen im Bisthum 
Bamberg von 1624— 30° (Nürnberg 1835) fte und ſchildern. In Bamberg namentlich wur: 
den innerhalb diefer ſechs Jahre in einer Bevölkerung von damals ohngefähr 100000 Seelen 
900 Herenprocefje geführt. Alle Angeklagte, Männer, Weiber, Greife von 75—90 Jahren 
und junge Mädchen, zum Theil aus höhern Ständen, wurden ohne weiteres auf das ſcheuß— 
lichſte und fehr viele zu Tode oder zu lebenslänglider Verfrüppelung gefoltert, 307 aber, von 
welchen viele erklärten, daß jie nur zur Beendigung der Folterqual gegen ſich und andere fälſch— 
‚lich ausgefagt, wurden lebendig verbrͤmnt. Selbft ſchwangere Weiber entgingen trog kaiſer— 
licher Einſprache der geiftlichen Wuth nicht. In derjelben Schrift lieft man mit Schaudern gleich— 
zeitige noch größere und zahlreihere Greuel von Fulda, wo der Abt jelbft Augenzeuge von 
fcheußlichen Torturen und von dem lebendigen Verbrennen ſchwangerer Weiber war. 10) Solde 
geiftliche Fürften, wie diefe von Bamberg und Fulda, oder wie die von Trier und Würzburg im 
Bauernfriege, oder mie vollends jener ſpätere grauſame Bifchof von Salzburg, könnten allein 
fhon die von Hrn. von Haller erneuerten Lobpreilungen des milden Krummftabes entkräften. 
Jedenfalls aber beweifen diefe greuelvollen Hexenproceſſe aufs neue ganz ebenjo wie jener Ab- 


9) Malblanc, ©. 207. - 

10) Als einft das Hauptwerfzeug diefer Greuel, ein gewiſſer Gentrichter, welcher fich rühmte, bereits 
700 lebendig verbrannt zu haben, und die Hoffnung äußerte, daß er das Taufend noch voll machen 
werde, anfragte, ob er die Folter bei mehreren Opfern noch fortſetzen folle, antwortete der geiſtliche 
Fürft: „Man fahre in Gottes Namen fort!” Über die gerichtlichen Berfolgungen der Heren und Zau— 
berer vgl. die Abhandlung (Nr. 4) und die Excurſe in K. G. von Waͤchter's vortrefflichen Beiträgen zur 


deutfchen Gefchichte Tübingens (1845). 
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ſchreckungs- und Sicherungskrieg, zu welchen Abgründen bie Menſchen kommen, ſobald einmal 
die heilige Achtung der wahren Rechtsgrundſätze aufgegeben iſt. 

5) Ebenfalls nur dieſer Achtung entſprechend und hoch über ihrer und über der nachfolgen— 
den Zeit, ja zum Theil über dem elaſſiſchen Römiſchen Recht ftehen die Orundfäge der Garolina 
gerade in den durchgreifendſten und ſchwierigſten eriminalrechtlichen Lehren von dem (fubjecti- 
ven und objectiven) Mapftab der Verbregen und von Milderung und Schärfung der Strafe, 
von Dolus und Eulpa, von Verſuch und Vollendung, von Hülfeleiftung und Urheberſchaft. 
Überall erfaßt hier Schwarzenberg nicht blos die im Römiſchen Necht aus der gerechten Straf: 
rechtstheorie abgeleiteten Grundſätze, welde der Abſchreckungs- wie der Wieververgeltungs: 
theorie überall wideripregen und daher von ihnen angefeindet werben. Er ergänzt und ver- 
bejfert jie auch häufig. So huldigt er z. B. ausprüdlid (178) dem wichtigen römifchen Grund: 
fag, daß der unrechtliche, rechtverachtende Wille und nicht der äußere Schaden das eigentliche 
Weſen, der Tharbeftand des Verbrechens fei. Aber er verbeffert die daraus abgeleitete römifche 
Beftimmung, daß der bloße Verfuh, wenn feine Ausführung verhindert wurde, dem voll: 
zogenen Verbrechen gleichzuftrafen fei. Der Carolina ſchien eine mildere Strafe nothwendig, 
einestheils weil ein ganz jo böfer Wille wenigftens juriftifch nicht erwiefen ift, wenn der Ber: 
brecher fein Verbrechen nicht ganz zu Ende führte, und weil anderntheild ſchon deshalb und 
überhaupt dad Argerniß (das scandalum oder malum exemplum) hier nicht fo groß und aus: 
gedehnt ift. So ftraft dad Römische Recht den Verwandtenmord zivar mit Necht härter als den 
Mord von Fremden. Die Carolina erkennt im allgemeinen die fubjectiven und objectiven 
Gründe diejer Berfhärfung an; aber mit tiefer Humanität und Gerechtigkeit ftraft fie einen 
Berwandtenmord, nämlich ven Kindermord, im juriſtiſchen Sinn fogar geringer als den Mord 
von Bremben (131), weil hier der erwiefene rechtswidrige Wille und das Argerniß wegen der 
aufgeregten Gemüthäftimmung dev Berbrederin und wegen der Wirkfamfeit des an ſich nicht 
verbrecheriſchen Triebes der Geſchlechtsehre als geringer ericheinen. 

6) Völlig gereht, männlich und liberal, ganz fo wie das Römiſche Necht erfennt endlich die 
Garolina (139— 145) aud dad Recht der Nothwehr an. Sie gejtattet mir, bei jedem unge— 
rechten, gewaltjamen Angriff eines jeden auf Perſönlichkeit, Vermögen und Befigftand von mir 
wie von meinem Mitbürger, fo viel Gewalt völlig ftraflo8 anzumenden, als ich ſelbſt zur Ab- 
mendung des Unrechts im guten Glauben für nothwendig hielt. Sie verwirft aljo entjchieden 
alle die von fnechtifcher, unmännlicher Gefinnung, von einem verfrüppelten Nechtögefühl over 
doch von Verwirrung des Rechts mit der Moral und Politik erzeugten fubjectiven, moraliſchen 
und willfürlihen Beihränfungen einer neuern geieg: und rehtöwidrigen Griminaljurisprus 
denz. Diefe aber hatte es dahin gebracht, daß auch die gerechtefte und dem Schug von Recht und 
Freibeit förderlihfte Nothiwehr den ehrenhafteiten Mann der höchſten Gefahr eriminalredht: 
licher Mishandlungen und Beihädigungen ausfegte. MWelder. 

Caſſationshof, ſ. Organifation der Gerichte. 

Caſtlereagh (Robert Stewart, Viscount), nad) dem Tode feines Vater, des Grafen und 
feit 1816 Marquis von Londonderry, (1821) mit dem legtbemerften Titel befleivet, geb. 1769 
zu Mount Stewart in Irland, geft. ven 12. Aug. 1822, der, wenn auch nicht größte, doch ein— 
Außreichfte, auf das Schickſal der Welt entiheidendft einwirkende Minifter in ver verhängniß— 
vollften Epoche der Neuzeit, nämlich in den Tagen der höchſten Herrlichkeit und bes tiefften 
Falles Napoleon's und in jenen, welche deffelben welterichütterndem Sturze folgten. Vom Jahre 
1809 anıbis zum Auguft 1822 lenkte er ald Staatsfecretär für die auswärtigen Angelegen— 
beiten ganz vorzugsweiſe das britiſche Staatsruder, nachdem er ſchon früher (von 1804—6) 
unter Pitt's Verwaltung und dann wieder unter jener Portland's und Werceval’d (von 
1807 — 9) das Minifterium des Kriegs geführt und in der legten Zeit mit Ganning und Liver- 
pool an der Spige der Verwaltung geftanden hatte. Auch andere hohe Stellen (namentlich in 
- Irland jene des Staatsſecretärs bei dem Vicekönig von Irland) hatte er fchon feit 1797 (unter 
Pitt und Addington) befleidet, ja ſchon in feinem einundzwanzigften Jahre (1790) im irifchen 
Barlament als deffelben Mitglied ſich hervorgethan. Wir übergeben jedoch feine frühern Tha— 
ten und Schickſale, um den Bli denjenigen zuzumenden, welde ihm feine eigentliche welthiſto— 
riſche Wichtigkeit verliehen haben. Nur muß bemerkt werben, daß er jhon ald Mitglied der 
irifhen Apminiftration, ungeachtet der an ihm in Privatverhältniffen gerühmten Milde, Huma— 
nität und felbft Großmuth, doch in politifhen Dingen jene Härte und Unbeugſamkeit des Cha— 
rafters fund gab, auch jene Nichtachtung der Volfsrechte und der Volksſtimme, melde ſpäter für 
das gejammte Großbritannien und für den ganzen Welttheil verhängnigreih wirkten, Er war 
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es, welcher, obſchon geborener Irländer, Pitt's Unterdrückungsſyſtem gegen ſeine unglücklichen 
— freilich katholiſchen und durch die erfahrenen Mishandlungen zur Empörung gereizten — 
Landsleute mit unerbittlicher Strenge durchzuführen befliſſen war und welcher nachmals veflel- 
ben Miniſters Unionsplan eifrigſt unterſtützte, wodurch unter dem Schein einer verhältniß— 
mäßigen Theilnahme Irlands an der gemeinſchaftlichen Staatsgewalt über das geſammte bri— 
tiſche Reich, in der That die engliſche Geſetzgebung, d. h. der Wille der im vereinten Parlament 
entſchieden vorherrſchenden engliſchen Majorität, das iriſche Volk, zumal deſſen aus Katholiken 
beſtehende große Mehrheit, vertheidigungslos hingegeben ward an die tyranniſche Macht der 
britiſchen Hochkirche und der weltlichen Gutsherren. Dieſe Politik hat ſich, wie ſie mußte, als 
verderblich erwieſen. Das Reich der bloßen Gewalt über ein Volk, welches zum Erkenntniß 
ſeines Rechts erwacht und durch fortwährende Bedrückung zum Widerſtand gereizt iſt, kann 
nicht von Dauer ſein. Zeitlich wol mochte der Ausbruch der Flamme gehindert oder einige ver— 
einzelt aufſchlagende Feuer anſcheinend erſtickt werden: aber deſto mehr fraß der zurückgetrie— 
bene Brand im Innern um ſich und deſto drohender ward die Gefahr, daß er endlich allgewaltig 
hervorbreche und ſelbſt die Grundpfeiler des Staats zerſtöre. Sogar die Tories ſahen endlich 
dieſes ein, und Wellington, C.'s innigſter Freund, erkannte ſieben Jahre nach deſſen Tode die 
Nothwendigkeit, vorerſt wenigſtens durch die „Emancipation der Katholiken“ die allerſchreiend⸗ 
ſten der zumal das iriſche Volk zur Empörung aufreizenden Unbilden aufzuheben oder zu mil— 
dern. Doch erſt das Reformminiſterium und das Reformparlament haben mit Aufrichtigkeit 
und Entſchiedenheit den Weg betreten, welcher der alleinige iſt, der zu dauerndem Frieden, zu 
wahrhaft geſicherter Ordnung und Ruhe führen kann, den Weg der Rechtsbefriedigung. Die 
Richtung, welche C. eingehalten, führte, wenn ſie fortgewährt hätte, nicht nur in Irland, ſon— 
dern auch in England ſelbſt zur Revolution. Er, mit ſeinem ſtarren Toryismus, mit ſeiner 
ſtationären, ja retrograden oder reactionären Politik, mit ſeinem rückſichtsloſen Feſthalten aller 
Ungebühr des hiſtoriſchen Rechts gegen die Forderungen des vernünftigen, mit ſeinen Ein— 
griffen in die conſtitutionellen Rechte der Bürger, mit ſeiner Bedrückung und Verfolgung der 
Preſſe und der freigeſinnten Richtungen im Volke, ev und feine gleichgeſinnten Freunde find die 
wahren Agitators geweien, d. h. fie haben die Agitation hervorgerufen und die Wortführer der 
Misvergnügten mit der Ihärfften Waffe, nämlich mit jener des einleuchtenpften Rechts und ver 
eindringlichſten Wahrheit, bewaffnet. 

Berantwortung und Tadel jedoch, was dieſe einheimifchen Dinge betrifft, mag E. über: 
haupt auf die gefammte Partei mälzen, in deren Namen ald Mitverbundener mehr denn ala 
Haupt er handelte und in deren Sinn zu handeln er, wenn er Minifter bleiben wollte, genötbigt 
war. Bon den Sünden feiner auswärtigen Politik aber fällt ein großer, wo nicht der größte 
Theil ihm (und etwa feinen vertrauteften Miniftercollegen) perjönli zur Laft; jhon darum, 
weil die Natur folder Politik mit ji bringt, ihre Richtung mehr nur von einem im Mittelpunkt 
der Geſchäfte waltenden Geift oder von einem Fleinen Kreife eng verbundener und tagtäglich 
unter fi berathender Männer zu empfangen ald von einem zahlreichen, öffentlih verhandeln: 
den und nur periodifch fi verfammelnden parlamentarifchen Körper oder von den im Schoje 
der Nation ſich erhebenden, oft unter ji im Widerſpruch ftehenden, oft von UInfunde berrübren: 
den Stimmen; und jodann auch darum, weil E. in feinem Eifer ſich nit — wie ſonſt in der 
Regel der Minifter pflegt — mit ber oberften Leitung des Departements, mit der Zeihnung all- 
gemeiner Plane, mit der Inftruction ver Agenten und Gefandten, mit den auf derfelben Berichte 
zu faffenden Beichlüffen u. |. w. begnügte, ſondern auch unmittelbar jelbftthätig, ald Geſandter 
und Iheilnehmer an Congreſſen, als perjünlider Vertrauter und Freund der Gontinental: 
monarchen auftrat und mehrere jonft wol auch von den Toried im Auge bebaltene Principien 
echt britifcher Politik feiner perfünlihen Befangenheit oder Leidenſchaft aufopferte. Die Ge: 
ſchichte von C.'s auswärtiger Politik aber, ald mit dem Wichtigſten ver allgemeinen Geſchichte 
feiner Zeit innig zufammenhängend, kann natürlich hier nicht gegeben werden. Wir müſſen 
nah Zwed und Umfang des „Staats-Lexikon“ auf eine Eleine Skizze ihres allgemeinen Charaf- 
ters und befhränfen. Mehreres Einzelne bleibt ohnehin einigen andern Artifeln, ald Congreſſe, 
Reftauration u. f. w., vorbehalten. 

C.'s Richtung in der auswärtigen Politif war im allgemeinen ziemlich gleihlaufend mit 
jener, welche früher der große Pitt verfolgt hatte, oder gewilfermaßen eine Fortſetzung derjelben. 
Doc nicht eigentlich wegen der Richtung an fi, fondern wegen der Kraft, Bebarrlichfeit und 
Genialität, womit Pitt fie gegen eine Welt von Hinderniffen und Gefahren zu behaupten wußte, 
Haben die verftändigen und unbefangenen Zeitgenoffen ihn als großen Staatsmann bewundert. 
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Die Richtung ſelbſt war keineswegs hohen ober edeln Zwecken zugewendet und dem wahren 
Wohle Englands, dem Heile Europas und der Welt mit nichten erſprießlich. Wol mochte, als 
— peranlaßt durch den Krieg ber Koalition wider Frankreich — die unter den fhönften Hoff: 
nungen begounene Revolution dieſes Landes eine unfelige Wendung nahm, ald die Berzweiflung 
der von innen und außen geängftigten Freiheitäfreunde den alled Menſchenrechts fpottenven 
Terrorismus hervorrief und die Macht der durch die angefachte Zornesglut flegreichen Republif 
als ein furchtbar jchwellender Strom alle Ufer und Dämme überflutete, eine Schilderhebung 
zum Zweit der Wiederherftellung des öffentlihen Rechtszuſtandes in Europa von einer weifen 
Bolitif angerathen oder geboten werden. Aber weifer und der Stellung Englands angemefjener 
wäre geweien, durch früßzeitige Einſprache gegen den zu Billnig verabredeten Krieg jener un: 
heilbollen Wendung der Nevolution zuvorzufommen und — fowie ed nad der Julirevolution 
bed Jahres 1830 erfolgreich geſchah — durd eine Allianz mit Franiceih den Eriegsluftigen 
Gontinentalmäcdten zu imponiren. Auch entjprang der wider Frankreich unternommene (me: 
nigftens durch Herausforderung veranlaßte) Krieg keineswegs aus der Sorgfalt für die Er: 
haltung eines öffentlichen Rechtszuſtandes, fondern aus ariftofratifchen, überhaupt dem hiftori- 
ſchen Recht farrjinnig zugewandten Motiven. Die gemeine, vemofratifche Freiheit, welche bie 
Loſung der Franzöſiſchen Revolution war, miöbehagte ven ftolgen Ariftofraten Großbritanniens, 
welche zwar für ſich die Freiheit und das politifche Recht ald von den Vorfähren ererbted Gut 
in Anfprud nahmen und darum wol die Beſchränkung der Thronrechte in Frankreich, als ihren 
eigenen Principien entſprechend, billigten, aber die Aufhebung der ariftofratijchen Vorrechte, 
die politiihe Emancipation au der gemeinen Bürger ald ein auch für Großbritannien ver: 
führerifches Beifpiel mir Abfcheu betrachteten. Darum wurde der Kampf auf Tod und Reben 
gegen das revolutionäre Frankreich unternommen, mit beifpiellofer Anftrengung und einer Erz 
bitterung ohne gleichen fortgefegt, ftetd neue Goalitionen durd) Aufforderungen, Ermunterun⸗ 
gen, Subſidien ind Leben gerufen, die Momente zu billiger Friedensſchließung verfäumt und 
dergejtalt Frankreich in die Lage geiegt, entweber von Europa erprüdt zu werben oder Europa 
zu überwinden. Das legtere geſchah, aber Pitt vor allen hat es zu verantworten. Die unab- 
läjjig angefeindete Republif fonnte nur durch Fortfchreitende Eroberung und Revolutionirung 
ſich erhalten und nur durch Erhebung des glüdlichften Kriegsmeifters zum Beherrſcher ven Sieg 
an ihre Fahnen feifeln. Der Ginfturz des europäifchen Staatenſyſtems, die Erridtung von 
Napoleon's Weltreih, die Unterdrückung und Shmad der Nationen, der völlige Untergang 
de3 öffentlichen Rechtszuſtandes find wenigſtens großentheild die unjeligen Folgen von Pitt's 
und C.'s Syſtem geweien; und auch Englands Untergang hätte leicht daraus fließen mögen, 
wenn nit Roſtopſchin's barbarifche Großthat, oder vielmehr der Himmel felbft durch den ver— 
derbenden Winterfroft pad „große Heer“ der Zernichtung hingegeben und Napoleon’d Macht 
gebrochen hätte. 

E., weldyer nad) Pitt's Tode (1806) in den Reihen der Oppofition gegen das friepliebende 
Fox⸗Grenvilleſche Minifterium ſich erhoben, fegte nach feinem Wiedereintritt in die Verwal⸗ 
tung (1807) das friegerifche Spftem mit beharrlihem Eifer, geſtachelt durch den Nationalhaß 
wider Frankreich und den perfönlichen wider Napofeon, fort, doch — einige Seetriumphe abge⸗ 
rechnet — mit wenig Glüd. Der von Ganning entworfene Zug gegen Seeland zumal erfuhr 
einen fhmählihen Ausgang (1809), was einen ärgerlihen Zweilampf zwiſchen beiven Mint: 
fern und den für C. jedoch nur kurz dauernden Austritt beider aus dem Minifterium zur Folge 
hatte. Tagtäãglich ftieg indeſſen die Herrlichkeit Napoleon’s, zu deſſen fortfchreitendem Länder: 
raub ftetö Englands Starrfinn und Englands „Seetyrannei” den Grund oder Vorwand ab- 
gaben. Tagtäglich rückte auch die Gefahr Großbritannien näher, zumal durch die Wirkungen 
des von dem weitgebietenden Feinde aufgeftellten und — freilich mitBerhöhnung aller Neutra= 
litätdrechte und abenteuerlihem Gewaltmisbraud; verbundenen, doch durd; Englands Gegen: 
maßregeln an Barbarei faft noch überbotenen — fogenannten „Gontinentalfoftemd’‘ und durch 
das fleigende Misvergnügen in England, welches durch die Verkümmerung der conflitutionellen 
Volksrechte und Freiheiten und durd gewaltſames Niederhalten der nad Verbefferung des 
Spftems Rufenden keineswegs befhwichtigt, vielmehr dem drohendſten Ausbruch näher ges 
bracht ward. 

Endlich aber erſchienen die Tage des Triumphes über den ſowie äußerſt gefürdjteten, fo 
auch äuferft gehaßten Feind. Der Brand Moskaus war der Wendepunkt feines Glücks ges 
wefen, die an feinen Siegedwagen gefeilelten Gegner und Berbümdeten ernannten ih, nun fle 
durch den ungeheuern Schlag ihn geſchwächt fahen, zum Abſchütteln ihrer Ketten und die un: 
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ſaglich mishandelten Nationen erhoben ſich zur Rache. Jetzt waren die britiſchen Unterhändler 
wieder glücklich im Zuſtandebringen von Allianzverträgen und jetzt fand das britiſche Gold 
wieder eine erwuͤnſchte Anwendung. Auch britiſches Blut, zumal auf der Pyrenäiſchen Halb- 
infel, wurde jetzt minder ſparſam als früher für; die allgemeine Sache vergoſſen; denn jetzt oder 
nie war endliche Siegeshoffnung. C. entwickelte in dieſer verhängnißvollen Zeit eine außer— 
ordentliche Thätigfeit, war perſoͤnlich Theilnehmer am Congreſſe zu Chatillon (1814, 4. Febr. 
bis 19. März), Hauptbeförderer des von ihm gleichzeitig verhandelten und mitunterzeichneten 
Bündniſſes von Chaumont (1. März) und Haupttriebfeder der Wiedereinſetzung der bour— 
boniſchen Herrichaft. Vergebens hatte der gebeugte Napoleon dit zu Frankfurt von feiten der 
vier Großmächte mit feinem Gefandten, dem Baron von St.-Aignan, verabredeten Friedens 
bedingungen augenblilich genehmigt (2. Dec. 1813); E. verwarf, was Graf Aberden in 
Englands Namen unterzeichnet hatte, und eilte nach dem Beftlande, un durch perfönlide Ver— 
handlung den zum Untergange des großen Feindes entworfenen Blan der Vollendung entgegen 
zuführen. Daher blieben die Friedensverhandlungen zu Ehatillon ohne Erfolg. Man madıte 
Napoleon theild nur verftellte, theild unannehmbare Vorſchläge und hob endlich, ald er nad 
einigen im Felde errungenen Vortheilen die Saiten wieder etwas höher ſpannte, den Congreß 
aufeinmalauf. Schon damals war der Plan der Wiedereinfegung der Bourbonen, welchen E. 
früh gefaßt hatte, der Reife bedeutend näher gerüdt, und das zu Chaumont gefchloffene Bünd— 
niß, durch welches die vier Großmächte ſich aufs innigfte zur Zerftörung von Frankreichs Prä— 
ponderanz und „zur Wieverherftellung eines dauerhaften, auf den Grundſätzen bes Gleich— 
gewichts und der Unabhängigkeit der Nationen ruhenden Weltfrievens“ und zur eifrigften 
Kriegführung, bis ſolches Ziel erreicht fei, verpflichteten, und weldes noch 20 Jahre lang nad 
gejhloffenem Frieden dauern follte, jicherte, foviel menfhenmöglid, ven Erfolg. 

Bald fam dur neue Siege der Alliirten und durd ven Abfall einiger Feldherren Napo— 
leon's die Eroberung von Paris (31. März), dur Talleyrand's Hinterlift aber und des knech— 
tifchen Senats Verrath die von England, Rußland und Preufen verlangte und endlich auch 
von Ofterreih genehmigte Thronentjegung Napoleon’8 und die Reſtauration der königlich 
bourbonifhen Regierung zu Stande. Doch wurde zu Fontainebleau dem gefallenen Helden 
der Raijerritel und die Infel Elba mit einem anſehnlichen Jahresgehalte bewilligt. C. wider: 
ſprach zwar jolhen Bewilligungen, weil blos die völlige Zernichtung des Feindes ihn beruhigen 
konnte; aber erft nachdem der Übermuth der Reftaurations- und Emigrantenregierung und die 
auf dem Wiener Congreß entftandenen Zerwürfniffe einen neuen Hoffnungsftern für den Kaiſer 
hatten aufgeben lajlen, er aber, nad) feinem wundergleidhen Triumpbzug von Elba nad Paris 
und verheißungsvoll wieder angetretenen Reid, dem Verhängniß bei Waterloo erlegen war, 
gelang es C., feinen Haß vollkommen zu befriedigen. Die Geſchichte jedoch hat den Bruch des 
Gaſtrechts an dem vertrauend ſich felbft Überantwortenden und die dem großen Gefallenen zus 
gefügte jehsjährige Kerkerpein nicht unter die Züge der britifhen Großmuth verzeichnet. 

Weldes war num die Richtung der Volitif E.’3 nah Napoleon's Fall und der Wieder: 
einjegung dev Bourbonen? Durch dieſe Wiedereinjegung war ein Princip aufgeitellt worden, 
welches die engliſche Revolution von 1688 verdammt und der Rechtsbeſtändigkeit des von dem 
wirklich in Großbritannien herrſchenden Haufe befeflenen Thrones den Krieg erklärt oder ihr 
hoͤchſtens noch die auf dem factiſch eingetretenen Ausſterben des Hauſes Stuart ruhende Stütze 
übrig läßt. Es war ein Princip aufgeftellt worden, welches die Voͤlker irr machen muß an ver 
Rechtsbeſtändigkeit irgendeiner, wenn auch ſchon lange beſtandenen und von den übrigen Staa- 
ten feierlich anerfannten, doch urfprünglid etwa infolge einer Umwälzung oder aud) eines frem= 
den Machtgebots an die Stelle einer andern getretenen Regierung, und welches nothwendig zu 
den unauflöslichſten Selbſtwiderſprüchen over zu den verderblichſten Conſequenzen führen muß. 

Wenn die Legitimität die rechtliche Unauflöslichkeit des Bandes bedeutet, welches einmal 
zwiſchen einem Fürſtenhauſe und einem Volke befteht, und die rechtliche Möglichkeit over Noth— 
wendigfeit son defien Wieverherftellung, wenn es längere oder Fürzere Zeit hindurch factifch zer= 
riſſen war: jo werben wol nicht nur die Fürften, denen gegen ihren Willen die Wölfer, fondern 
aud) die Völker, welchen gegen ihren Willen die Fürſten genommen wurden, darauf fih berufen 
fönnen ‚und ed möchte ſelbſt der Ausdruck Fürſt als allgemeine Bezeihnung überhaupt einer 
rechtmäßigen Regierung — ohne Unterſchied, ob republikaniſch oder monarchiſch — gelten. In 
dieſer Annahmie aber war ſicherlich Lord C. mit ſich ſelbſt in großem Widerſpruche, wenn er 
einerſeits die Bourbonen — und zwar nicht vermöge Kriegsrechto, ſondern ganzeigend unter dem 
Titel der Legitimität — auf den Thron von Frankreich fegte, andererfeits aber die Hälfte der 
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Sachſen an Preußen und drei Viertheile der Bolen an Rußland und fhon früher die Norweger 
an Schweden geben ließ, wenn er die Nepublif Genua (und zwar den feierlichen Freiheitöver- 
ſprechungen des britischen Befehlshabers zuwider) an den König von Sardinien und das bel: 
giſche Volk an jenen von Holland verſchenkte; wenn er die unter deſſelben — als Ujurpator ge: 
achteten — Napoleon Autorität gefhehene Mediatifirung fo vieler deutfher Fürſtenhäuſer gut- 
biep und befräftigte (ebenfv auch die Unterdrückung der geiftlichen Fürſtenthümer) und über: 
Haupt bei ver theils neu getroffenen, theild jhon vom Nheinbunde herrührenden Vertheilung 
der deutihen Bänder und Völfer die mannichfaltigfte Zerreißung alter legitimer Bande genehm 
hielt oder bejtätigte. - 

Aber noch ſchlimmer ald die Widerſprüche waren die Gonjequenzen des C.'ſchen Syſtems. 
Das ehevor ber britiihen Politif eigenthümlih gewefene Prineip, Schüger der Schwachen 
gegen die Starken, Hüter des Gleichgewichts, Vertheidiger der Unabhängigkeit und Selbftän- 
digkeit auch der Fleinern Staaten fowie der Freiheiten ver Völker zu fein, mußte jegt aufgegeben 
werden, da die innige Vereinigung der drei militärifcheg Gontinentalgroßmädhte und das von 
denjelben jeitvem behauptete Recht, auf Gongreffen gemäß gemeinfchaftlicher Verabredung die 
Angelegenheiten des ganzen Welttheild zu ordnen, von. Selbftändigfeit der Fleinern oder 
ſchwächern Staaten nur den Schall no übrig ließ. Zwar wurde der Beitritt zur „Heiligen 
Allianz‘, melde jener Vereinigung noch eine bekräftigende Weihe und eine wegen der Unbe— 
Rimmtbeit ver Ausdrücke höchſt bedenklihe Richtung gab (f. d. Art.), von England abgelehnt, 
doch nur darum, weil die Gonftitution nicht erlaubte, daß der König perfönlih, ohne Mitunter: 
zeichnung eined verantwortlihen Minifters, ein Bündniß ſchließe; aber die Grundfäge jener 
Alltanz wurden förmlich von ihm gebilligt, und auf den Gongreffen, zu welchen es (ſowie fpäter 
aub Frankreich) mit eingeladen ward, gab ed entweber feine Zuftimmung zu den Beſchlüſſen 
der militäriihen Großmächte, oder that dagegen nur fruchtlofe Ginfpradhe. In den großen Anz 
gelegen beiten des Welttheils fpielte England von nun an bi zu Ganning’8 Erhebung eine blos 
untergeorbnete Rolle. Es war überflüfiig zur Mithülfe oder Durchführung des von den drei 
oder vier andern Mächten Beichloffenen und unvermögend zum wirkſamen Widerftand. So 
beihrärnfte es ſich bei dem Principienfrieg Ofterreih8 gegen Neapel und Piemont auf eine vage 
Erklärung über die Unzuläffigfeit eined überhaupt oder ald Regel anzuerfennenden Interven— 
tionsrechts, geftand aber in dem gegebenen beftimmten Falle das Recht Ofterreichs zu. So 
iwideriprach es zwar — doch erft nach E.’8 Tode — der auf dem Congreß von Verona näher 
verabredeten (im Grunde aber jhon früher befchloffenen) unheilvollen Intervention in Spanien; 
aber ed ließ fie geſchehen oder vermochte nicht fie zu hindern; fo endlich war es durd die Conſe— 
zuenz des flrengen Legitimitätsprincips genöthigt, die Erhebung der füdamerifanifhen Colo— 
nien wider das drückende Jod des fpanifhen Mutterlandes, und jene der unglüdlichen Griechen 
gegen ihre barbariihen Iprannen zu verdammen. Erſt Ganning, welder C. im Minifterium 
aachfolgte, hat einige wirffame Schritte zu Gunften diefer die Theilnahme der Welt fo vielfach 
anſprechenden Völker getban und den Weg zur fpätern Anerkennung ihrer Selbſtändigkeit ge— 
bahnt (ſ. d. Art.). 

G., welchen neben ſeiner im allgemeinen toryiſtiſchen Geſinnung noch insbeſondere die ab— 
goͤttiſhe Verehrung für Pitt, der fanatiſche Haß gegen Frankreich und Napoleon, der Stolz 
über den endlich errungenen glorreihen Triumph, die Dankbarkeit und die Schmeidheleien der 
behen Häupter Europas und die durd den Widerftand der Breigefinnten im britifhen Bolt 
gereizte Srhitterung zum entihiedenen Anhänger der von der Heiligen Allianz aufgeftellten po= 
litiſchen Grundfäge nad) außen und zum heftigen Neactionsmann im Innern gemadt hatten, 
jah gleichreol — wie eine ihm günftigere Meinung behauptet — endlich ein, daß der von ihm 
eingeihlagene Weg zum Unheil führe, daß Großbritanniens Ehre, Macht und Wohlfahrt das 
durch empfindlichit verlegt und die traurigften Rückſchritte auf ven Bahnen der edlern Eivilifas 
tion herbeigeführt würden. Von Selbftvorwürfen und bitterer Reue gequält, fei er des Lebens 
überbrüßig geworben und habe, an der Möglichkeit verzweifelnd, das gethane Übel wieder gut 
machen zu können, ſich jelbft entleibt. So viel ift gewiß: eine Gemüthskrankheit kam über ihn, 
ob aber aus allzu großer Geiftesanftrengung, ob aus Furcht vor feinen tagtäglich fih mehren 
ven Keinden, oder ob aus Kümmerniß über die ſich drohend verdunkelnde innere und äußere 
Sage Englands, oder envlid aus phyſiſchen Krankheitsurſachen herrührend, ift natürlid un— 
ewig. Genug! am 12. Aug. 1822 ſchnitt er ſich auf feinem Landfig North: Eray nächſt Lon— 
don mit einem Federmeſſer die Bulsadern des Halſes durch und fiel tobt in die Arme bed eben 
eintretenden Arztes. Es geſchah dieſes ein paar Tage vor der feftgefegten Abreife des Minifters 
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nad Wien, allwo feit einiger Zeit die vorbereitenden Verhandlungen zum Congreſſe von Ve⸗— 
rona gepflogen wurden, und nad Verona jelbft, wo in der Mitte Detober der verhängnißvolle 
Congreß wirklich begann. Von der nah C.'s Tode durch Ganning, feinen Nachfolger, fofort 
geänderten Politik Englands und deren mächtigen Einwirkungen auf den Gang ber Greigniffe 
und dad Schickſal ver Welt redet umfländliher der Art. Eanning. 

Bei einem Staatsmann iſt der öffentliche Charakter die Hauptſache und die Verwerflichkeit 
beflelben kann durch Feine Privattugenden geheilt werden. Übrigens find auch jolde Tugenten 
— als Leutfeligkeit und Wohlwollen im perfönlihen Umgange, Mäßigung, Verſöhnlichkeit, 
Wohlthätigkeit u. ſ. w. — allzu oft nur blos äußere Form oder Heuchelei. Der Staat, die 
Welt fordern die ihnen frommenden Tugenden des Staatsmannes; die etwa gegen Breunde, 
Geſellſchafter oder Kamilienglieder geiibte berührt fie nicht. E., nad) dem Urtbeil feiner eigenen 
Mitbürger,. d. h. des edlern, freifinnigen Theils derfelben, ald deren Organe wir nur Lord 
Byron und die Herausgeber ber „Times’ anführen wollen, war ein Deöpot, den freibeitlichen 
und Fosmopolitiihen Ideen entfremdet, Eein würdiger Genoffe einer zur Erkenntniß des Ber: 
nunftrehts erwachten Zeit und einer zum Schirm ſolches Rechtes durch ihre Stellung ganz eis 
gens berufenen Nation. Bon den etwa übertriebenen Vorwürfen ded, wie man mitunter weg: 
werfend jagt, vndicalen „Morning Chronicle” und von den durd die erfahrene Mishandlung 
fehr erflärbaren Schmähungen, welde Napoleon (ſ. Las Eajed’ „Memoiren, Bd. 7) über 
ihn ergoß, mögen wir alfo wegbliden. Was aller Welt Elar vor Augen liegt, reicht hin zur 
Begründung des obenaudgefprodenen (auch durch die Richtung eined Halbbruders und Erben 
feines Titeld, Londonderry, befräftigren) Urtheils. Notted. 

Caueus und Rationaleonvention, Gaucus heißt zunächſt in den Vereinigten Staas 
ten von Amerika jede politifhe Verfammlung, melde den Zweck Hat, eine Partei zu unterflügen 
oder Candidaten für die Wahlen zu Öffentlihen Amtern zu ernennen. Über ven Urſprung des 
Wortes ift man nicht im Klaren. Man jagt, daß furz vor dem Ausbruch der Revolution in 
Boſton ſich die Volkspartei in der Werfftätte eines Kalfatererd (caulker) verjammelt habe, und 
dag aus der corrumpirten Bezeichnung „at the caulkers’ das Wort „Caucus“ entjtanden ſei. 
Der Caucus hat ſich im Laufe der Zeit zu einem einflußreihen und verderblichen Syftem ent: 
widelt, welches in der Politik der Vereinigten Staaten eine wichtige, vom Auslande noch zu wenig 
beachtete Rolle fpielt, und wegen feiner Allmadht vom Senator Thomas H. Benton nicht mit 
Unrecht ale „König Caucus“ bezeichnet ift. Aus einem einfachen Meeting von Männern näm- 
lich, die ihre individuelle Anficht über politifche Tageöfragen und Perſonen ausſprachen, bat ex 
fih ohne jede gefeglihe Baſis zu einer unverantwortliden, im geheimen wirkenden Behörde 
herausgebildet, melde, ihren Willen dem ganzen Lande ald Gefeg octroyirend, die Rechte des 
Volks ufurpirt und deſſen innere und äußere Politik beſtimmt. Nach den Buchſtaben und 
Geift der Conſtitution ruht alle Machtvollkommenheit im Volke, nad dem Gaucus aber liegt fie 
in ven politifhen Barteien. Diefe nämlich, ftatt fih damit zu begnügen, dem Volfe ihre Gan: 
didaten zu empfehlen, ftellen fie vermöge des Gaucusfoftems einfeitig auf und verlangen, daß 
ihr Candidat und fein anderer ermählt werden folle, ja fie laffen gar feinen andern zu und con= 
troliren ſomit jede Wahl in ihrem Intereſſe. 

Ein Beifpiel wird Died Verhältniß klar machen und zugleich die Entſtehungsgeſchichte des 
ganzen Gebrauchs darlegen. Nach der Gonftitution wählt dad Volk mitteld des allgemeinen 

Stimmrechts die Wähler des Präſidenten, die alfo eine fehr verantwortliche und wichtige Auf- 
gabe zugewieſen erhielten, da von ihrer Entfcheidung die Befegung der hödften Stelle in ver 
Republik abhängen follte. In der Praris aber find dieſe Wähler zu willenlofen Nullen degra: 
birt, der Caucus handelt ftatt ihrer. Gleich bei Wafhington’s Rücktritt von der Präſidentſchaft 
(1796) tritt dad Caucusſyſtem auf, wenn auch noch nicht in feiner fpätern offenen Form. Die 
Mitglieder des Congreſſes bezeidineten in geheimer Sigung ihre Kandidaten, von denen. be: 
fanntlid Adams ermählt wurde. Erft 1808 bei Ablauf von Jefferſon's Amtözeit verjammelten 
fi die der republifanifhen Partei angehörenden Repräfentanten und Senatoren offen im 
Senatsſaale und nominirten, gleichſam als wäre die Wahl ein Theil ihrer Amtspflichten, Ma: 
diſon und Clinton zu ihren Candidaten. Um dem, wie e8 ſcheint, erwarteten Borwurfe der 
Ufurpation und unerlaubten Einmifchung zu begegnen, erklärte dieſer Gaucus, daf fie nicht als 
Öffentliche Berfonen, fondern nur in ihrer individuellen Eigenſchaft als Bürger gehandelt hätten. 
Auf Grund diejed Borganges wurde bei den folgenden Wahlen der Caucüs der Gongrefmits 
glieder zur herrſchenden Regel bei der Bräfidentenwahl, und behauptete fich bis zu der Zeit, wo 
Jackſon zum erften mal als Candidat auftrat (1824). Das Volk hatte fortan weiter nichts zu 
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thun als Ja oder Nein zu den Erwählten des Congreſſes zu ſagen, es wurde gar nicht einmal 
des Scheines halber gefragt. Es erkannte endlich das Verfahren als eine Uſurpation ſeiner 
Rechte. Der Staat Alabama denuncirte ſogar das ganze Syſtem und ſchlug, unabhängig von 
einem Gaucus, Jadjon ald den geeignetften Mann zum Bräfidenten vor, welchem Vorſchlage 
bald der ganze Süden und Weiten beitrat. Wurde Jadjon diesmal auch nicht gewählt, fo 
flürzte er doch den Caueus, der bißber von den Gongrefmitglievern ausgeübt war; aber freilich 
nur, um ihn unter dem Batronat profefjioneller Bolitiker, neu und mächtiger als fogenannte 
„MRationalconvention‘ wieder erſtehen zu laffen. Das Volk glaubte gegen ven Congreß gejlegt 
zu haben; allein im Grunde wechjelte ed nur ven Herrn und Meifter. Martin van Buren und 
William 2. Marcy nämlid, welhe an der Spige der fi damals gerade organijirenden demo— 
Eratiihen Partei jtanden, waren es, die diefen rein äußerlichen Umwandelungsproceß zu Stande 
braten. Jackſon unterwarf ji den Bedingungen einer von ihnen aus den hervorragenden 
Parteimitgliedern berufenen fogenannten Nationalconvention, und wurde infolge deffen von 
diejer zum Präſidentſchaftscandidaten ernannt und mit ungeheurer Majorität vom Volke ges 
wählt. Seit diefer Zeit ift die Erhebung zum Präfidentenftuhle nichts mehr als ein Vertrag 
zwiihen dem höchſtbietenden Ajpiranten und den „Trading‘ Politikern, vermöge deſſen der er— 
ftere den legtern die Vertheilung ſämmtlicher Amter und Würden, kurz alle pecuniären Vor: 
tbeile der Regierung überläßt. Die Zahl der Mitglieder einer folden Convention ift willkürlich, 
beruht jedoch auf einer verhältnißmäßig gleichen Baſis für die verſchiedenen Staaten; die Zahl 
der Congrefrepräjentanten dient gewöhnlich als Anhalt. Die fogenannten Primärwahlen 
(etwa Vorwahlen ver Partei) jihern ven Führern ven unbedingteften Einfluß und die ftetö ge: 
wiſſe Erreihung ihrer Zwede, denn aus ihnen gehen die Mitglieder ver Gonventionen hervor, 
Das Volk jelbft Hat nichts mit ihrer Ernennung zu thun; diefe ift vielmehr reine Parteianges 
legenheit. Diefe Gonventionen, die immer ein ftehendes Executiveomité haben, das alle Fäden 
in der Hand hält (daher wirepullers), treten einige Monate vor der Präjiventenwahl zufammen 
und ernennen ihre Sandidaten. Es ift dann Aufgabe der Delegaten der betreffenden Staaten, 
die Gebote und Mapregeln der Convention in ihren Kreifen auszuführen. Im Jahre 1856 
wurden diefe Sonventionen von den Nepublifanern in Philadelphia, von den Demokraten in 
Gincinnati und von den Knownothings in Neuyork abgehalten. Inter dem Vorwande einer 
Bolfäcontrole find die Nationalconventionen nichts als ein Bündniß Handwerfsmäpiger Poli: 
tifer und politifcher Glücksritter oder Beutejäger, die fi zu den Agenten des Volks, zu den 
Dienern und Ridtern der Öffentlihen Wohlfahrt aufwerfen und eine eng geſchloſſene Phalanx 
bilden, die ihre feſten Gefege und Strafen gegen jede libertretung der von ihnen aufgeftellten 
Dogmen befigt und unbedingten Gehorfam unter ihre Gebote verlangt. Der mit Jackſon's 
Wahl in die amerikanische Bolitik eingeführte Marcy'ſche Grundſatz, daß dem Sieger die Beute 
gehöre, trug ſehr ſchnell zur Disciplinirung felbft der Widerſpenſtigſten bei. Bei der Präſi— 
dentenwahl iſt ed z. B. noch nie vorgefommen, daß ein Wähler, obgleichſer für einen beliebigen 
Ganpdidaten flimmen kann, jemals der Partei, die ihn wählte, den Gehorſam verweigert oder 
auch nur dem in ihn gefegten Vertrauen nicht unbedingt entſprochen hätte, Er ift jegt freilich 
weiter nichtd ald Stimmenträger, ald ein unnüges Mittelglied. Auf dem Wahlzettel ftehen über 
fein enı Namen die Präfidentichaftd: und Vicepräfiventichaftöcandidaten, ald wollte man ihm. 
jeigen, daß er gar nichtö zu beveuten hat. Die Wähler aber werben ebenfalls vom Caueus er= 
namnt. Man wein daher auch fhon vier Wochen vor der Wahl des Präſidenten durch die Wäh— 
ler, wer der Erwählte iſt. Es ift vielfach die Behauptung aufgeftellt worden, daß diefe Proce— 
dur die Wahl des Präſidenten zu einer directen made, und man hat daraus auf den gefunden 
Sinn des Volks geſchloſſen, welches die ihm in den Weg gelegten conftitutionellen Sinderniffe 
zu umgehen wiſſe und die indirecte Abftimmung aufhebe. Allein man vergißt bei diefer An: 
nahme, daß das Volf gar nicht mehr zu wählen hat, aljo noch viel ſchlimmer daran ift, als es 
von Anfang an war. Derartige nominirende Berfjammlungen mit dem ihnen vorausgehenden 
Gaucus ** von Jahr zu Jahr mehr Ausdehnung und Einfluß gewonnen und laſten wie ein 
Fluch auf der amerikaniſchen Politik. Sie neutraliſiren in der That die demokratiſchen Inſti— 
tute des Landes und erzeugen eine Oligarchie, nicht von Männern von Talent, Geburt oder 
Reichthum, jondern von principienlojen Bolitifern, die ih nur um die Beute des Sieges zanken. 
. Während jie wohlweislid die äußern conftitutionellen Kormen nicht antaften und vem Volke, 
als dem „alleinigen Souverän”, ji vem Namen nad) unterordnen, rauben fie ihm in ber That 
feine wichtigſten Rechte und gewöhnen es dadurch an politifche Gleichgültigkeit, Trägheit und 
Unmündigfeit. Der verderbliche Einfluß eines, folhen Syftems auf die Politiker ift natürlich 
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nicht minder groß. Gin Staatsmann kann dabei nicht aufkommen ober beftehen. Wer in der 
amerifanifchen Politik äußern Erfolg haben will, darf es darum vor allen Dingen mit niemand 
verderben, muß fi den Rüden nad allen Seiten hin freihalten und vor allen Dingen zu 
trandigiren verftehen. Faſt jeit Anfang dieſes Jahrhunderts befindet ſich die amerifaniiche Bo- 
litik im Zuftande des Compromiffes, der Vereinbarung von mehr oder minder guten oder ſchlech⸗ 

ten Principien und Zwedmäßigkeitsrüdfihten. Gin engherziges, auf den eigenen Vortheil be: 

rechnetes Taften ind Fühlen nad; der öffentlihen Meinung bildet darum auch einen der hervor: 
ragendften Charakterzüge der amerifanifhen Politifer. Wer offen feine Farbe herauskehrt, 
fteht einfam und verlaffen wie der Prediger in dev Wüfte. Der Präfident felbft ift nur ein Werf: 
zeug in der allgemeinen Mafchinerie; er darf mit jehr feltenen Ausnahmen Feine Anftellung 
vornehmen, die nicht vom Caucus feiner Bartei genehmigt oder gefordert wäre. Es iſt fogar 
ſchwer, ohne deffen Genehmigung zum Präſidenten zu gelangen; er hält Wade an deſſen Thü— 

ren. Welden Einfluß eine derartige Anftellungsweife auf den Dienfteifer und vie Moral ver 
Beamten äußern muß, ift leicht erſichtlich; find fie doch nur der Partei und nicht dem Lande ver: 
antwortlih! Was liegt ihnen an der Billigung des Volks, ſobald fie fiher find, der Partei 
nicht zu misfallen? Kenntniffe, Dienfteifer und Fähigkeiten find darum aud) ganz untergeorb: 
nete Gigenfchaften für einen Beamten, und die Ämter find nur dazu da, thätige Parteimitglie: 
der zu belohnen. 

Wie bei der Präfidentenwahl, fo auch bei ven Wahlen ver Gemeinden, Städte, Bezirke und 
einzelnen Staaten! Die Majchinerie des Caucus- und Conventionsſyſtems verzweigt jich übers 
ganze Yand, fie reicht bis ind abgelegenfte Dorf. Es ift nicht zu viel gefagt, dag ein Mann, der 
auf eigene Kauft und ohne das Endoſſament einer Partei ald Candidat für ein Amt auftreten 
wollte, für halbverrüdt gelten würde. Cine jolde Kühnheit kommt aud nie vor. So haben 
fi) Caucus und Konventionen über dad Volk und die gefchriebene Eonftitution geftellt, ja zwi— 
ſchen beiden neue Gefege und Autoritäten geſchaffen, und während das conftitutionelle Recht als 
ein todter Buchftabe beijeite gefhoben wird, find Gaucus und Gonventionen durch Gewohnheit 
und Bevürfniß ber Politiker zum Gefege aller Parteien geworben. Es ift deshalb auch fein 
Wunder, daß feit einem Menfchenalter die Vereinigten Staaten jo reih an Demogogen und 
Politikern und fo arm an Staatdmännern find, 8. app. 

Gautelen, Eautelarjurisprudenz. Unter Gautelen verfteht man wörtlich Klugheits— 
oder Vorſichtsregeln. Vorzugsweiſe aber nennt man diejenigen Klugbeitsregeln Gautelen, 
durch deren Befolgung man bei Gingehung und Abſchließung rechtlicher Geſchäfte und bei der 
Abfaffung von Urkunden über diefelben, z. B. bei Teftamenten, Verträgen, bei Bürgſchaften, 
Anlehen u. ſ. w., Schäden und Einreden möglichft vorzubeugen und die Geſchäfte fo vortheilhaft 
und für die Oegenpartei jo bindend wie möglich abzufchliegen hoffen darf. Man bat jogar den 
Inbegriff folder Borjihtsregeln unter dem Namen Gautelarjurisprudenz zu einem bejondern 
Theil der Rechtswiſſenſchaft erheben wollen. Zum Theil berubte die frühere Wichtigkeit diefer 
Eautelen darauf, daß die Gejhäfte vormals mit fehr vielen gefeglichen und durch Gebrauch ein- 
geführten, jegt gottlob! immermehr veraftenden Formalitäten eingegangen und oft aud wegen 
Unterlafjung derfelben von der Gegenpartei angegriffen oder hicanirt wurden. Freilich ift zu 
aller Zeit große Klugheit bei Eingehung rechtlicher Geſchäfte nöthig, um nit in Schaden zu 
fommen. Der befte Unterricht darüber für verftändige Bürger ift die Offentlichkeit der Rechts— 
pflege. Im einzelnen können diefe Regeln nur aus der rechtlichen und politifdhen und öfene: 
miſchen Natur und aus den gefeglihen Normen der einzugebenden Geſchäfte und aus deren 
rihtiger Auffaflung abgeleitet werden. Im allgemeinen ift Welt: und Menſchenkenntniß, ke: 
fonnene Ruhe und, da fein Wort wahrer ift als das Spridwort „Ehrlid währt am längſten“, 
Dffenheit und Beftimmtheit die befte Gautel. MWelder. 

Cautionen im Strafverfahren. Die Beforgniß, daß der Zweck der Strafrechtspflege 
— die Anwendung des verlegten Stvafgejeges auf den Verleger — werde vereitelt werben, 
wenn der Angejchuldigte, in feiner Freiheit unbefhränft, dieſe aud zur Flucht benugen könne, 
führte zu deffen Verhaftung während der Unterfuchung, der fogenannten Präventivhaft. Da 
feein Übel iſt, welches man dem nur verbädtigten, vielleicht ſchuldloſen, Individuum, im Wider— 
ſpruche mit feinem Rechte auf den Schuß feiner perjönlichen Sreiheit, zufügt, und welches ſich 
nur durch die Höhern Rückſichten auf dad Staatswohl rechtfertigen läßt, fo wird die moͤglichſte 
Beſchränkung der gedachten Haft zu einer unabweislichen Pflicht für den Staat. Zu den Mit— 
teln, auch mit Schonung der perfönlichen Freiheit den Strafzweck zu erreichen, gehört die Be— 
freiung von der Haft gegen Gautiondbeftellung, " 
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Das Römiſche Recht ftellte e8 im weiteften Sinne in das Ermeffen des Gerichts, dieſelbe ge- 
gen Bürgihaft, und felbft gegen eine eidlihe Angelobung des Angeſchuldigten eintreten zu 
lajfen. Je mehr in ver Republik die indivinuelle Freiheit geſchützt wurde, befto feltener wurde 
die Verhaftung. Die legtere Fam anfangs meiftens in der fehr milden Form der custodia 
libera, oder der Übergabe des Angeſchuldigten an einen Senator oder Magiftraten zu Über— 
wahung im Haufe, und erft jpäter gemeinhin als custodia publica (Gefängnißhaft) und 
custodia militaris vor, jedoch unbeſchadet des Rechts, ſich durch Gautiondleiftung von der Haft 
zu befreien. Auch in den ältern deutichen Rechtsvorſchriften war die Entlaffung gegen 
Sicherheitsbeſtellung befannt, in den deutfhen Städten wurde oft von der Befugniß Bürgen 
zu beftellen Gebrauch gemacht, und die Praxis fannte fie auch unter der. Herrſchaft der Garolina. 
Ein fehr wichtiger Schug lag für den Angeflagten im Anflageverfahren darin, daß der An 
fläger entweder jelbft Gaution beftellen mußte, oder gefänglid verwahrt werden konnte. Es 
entiprach dem Geifte der immermehr Berechtigung erlangenden Inquifitiondmarimen und ber 
biejelben verfechtenden Schriftfteller,, die Entlaffung von der Haft gegen Gautiondleiftung ſtets 
mehr zu befhränfen. In England, wo ſich der Anklageproceß erhielt, erhielt ſich auch die ältere 
Anficht aufrecht, und die Zuläfiigkfeit der Befreiung von der Haft durch einen dem Friedens: 
richter zu leiftende Gaution (bail) blieb die Regel, deren Ausnahmen in Betreff ſchwerer Ver: 
brechen in bejondern Statuten begründet waren, von welchen Ausnahmen der Gerichtshof ver 
Kings = Bend) jedoch abzugeben befugt ift. Ähnlich geftalter ſich die Sache in Schottland und 
Norvamerifa. In den Gejeggebungen und in der Prarid der Länder des europäifchen Con— 
tinent3 fommen in Beziehung auf die Berfegung in Griminalunterfuhung und auf die Ver— 
fügung der Unterfuhungshaft, fowie in Beziehung auf die Gautionen noch überall die Spuren 
jenes in dem Art. Carolina gejhhilderten fauftrechtlihen, inquifitorifchen,, ſpäter abjolutiftifch 
deöpotijchen rechtloſen Kriegs gegen die angefchuldigten Bürger zum Vorſchein. Das wejent- 
lihe, das aud) in ven Verfaſſungen geheiligte Necht ver perfönlichen Freiheit wird ohne wahren 
Rechtsgrund und ohne rechtliche Schavloshaltung aus Gründen der Süherheitäpolitif unter die 
Füße getreten. Wenn nun aud nur eine gejeßgeberiihe Reform die rehtlihern Grundſätze 
des römischen, altveutichen und engliihen Anklageprocejjes herftellen kann, der Nichter aber 
wirklich beftehende Gejege nicht verlegen darf, jo muß doch derfelbe zugleich auch die ebenfalls 
gejeglich geheiligten Grundfäge der perfünlihen Freiheit und einer rechtlichen und humanen 
Behandlung blos vervädhtigter Bürger und die rechtlichen Präfumtionen für die allgemeinen 
Rechtögrundfäge im Auge behalten und vorzüglich in zweifelhaften oder feinem rechtlichen Er— 
meffen überlaflenen Fällen zur Anwendung bringen. Er muß fi fo jenen rechtlichern Grund: 
lagen des römischen, altveutfchen und englifhen, jelbit nod) in der Carolina gebeiligten Rechts 
annähern. Die gegenwärtigen Zuftände der einzelnen Länder in diefem Theil der Rechts— 
verwaltung laffen ſich hier nur fragmentariſch andeuten. i 

Das neuere franzöſiſche Strafrecht, in weldem nach dem Schluß der Revolution vorzug8; 
weise der neue Faiferliche Despotismus jich geltend machte, Fennt die libert& provisoire gegen 
Gautionsleiftung nur bei Anfhuldigungen wegen delits, nicht bei denen wegen crimes. 

Nach dem neuern gemeinen Deutſchen Rechte ift dad Ermeſſen des Richters über die Zu: 
läffigfeit ver Sicherheitäbeftellung ein freieres. Er Hat vie Gründe, welde ven Angejhuldigten 
bewegen müflen, fich der Flucht zu enthalten, und die, welche ihn zu diefer antreiben, gegen= 
einander abzumägen, und zu beurtheilen, ob, wenn den erftern die Sicherheitöbeftellung hinzu= 
tritt, jih für deren Zuläfiigkeit ein Übergewicht ergibt, und dann dieſe audzufprehen. Zus 
gleich aber muß er berückſichtigen, ob nicht die durch die Blucht bewirkte Verbannung ded An— 
geflagten aus dem Lande als ein fo großes Übel erfcheine, daß es dem Zweck des Strafübels ent: 
fpreche, ſodaß alfo die Sicherung durch Präventivhaft ald eine unzuläfjige Härte erfcheint. 
Hielten doch die Alten folhe freiwillige Selbftverbannung jelbft bei den größten Verbrechen 
genügend für den Staat! Und ganz befonders erfcheint bei geringern Vergeben eine Prä— 
ventivhaft, die fo oft dem vielleicht Schuldloſen größeres Übel zufügt ald die Strafe, und die bei 
diefer legtern ungerechterweije meiftend nicht angerechnet wird, doppelt empörend, Überhaupt 
mußte der Richter nach gemeinem Recht, wo fein neuered Gefeg ihm entgegenfteht, ganz die ge= 
rechten Grundfäge der Carolina, in Beziehung auf den dort ald Regel Hingeftellten Anklage: 
proceß befolgen, und den Angeſchuldigten dadurch nicht leiden laffen, daß in neuerm Ver— 
fahren ein öffentliher Ankläger, im inquifitorifchen Proceß als folder indeß der Richter 
die Stelle des frübern Privatanflägers übernimmt. Dieſes wäre in vieler Hinſicht eine 
humane und gerechte Milverung unfers noch heutzutage vielfach barbariſchen Eriminal- 
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verfahrens, und zwar völlig nach gemeinrechtlicher Grundlage. Endlich wird ja auch in neuerer 
Geſetzgebung die Gerechtigkeit und Humanität vollſtändiger ſiegen. Bidjegt ſtreitet man in 
der Prarid noch darüber, ob die Cautionsleiſtung auch bei todeswürdigen und ſolchen Ber: 
brechen, welche eine lebendwierige Strafe bedingen, zuläffig ſei. Die preußifche Griminal- 
ordnung von 1805 eradhtete die Cautiondleiftung nur dann für zuläffig, wenn bie Strafe des 
Verbrechens eine Vermögenäftrafe war, und die auferlegte Gaution zur Deckung derſelben und 
der Koften hinreichte, oder wenn mit Wahrfcheinlichfeit angenommen werben konnte, daß ver 
Angeſchuldigte den Verluſt des beitellten Unterpfandes empfindlicher ald das Strafübel fühlen 
werde, und wenn der Angefhuldigte nicht zu denen gehörte, deren Verhaftung (nad $. 215) 
jederzeit erfolgen follte. Da die Griminalordnung nur noch infoweit zur Anwendung fommt, 
als ſie mit den neuern Gefegen vom 3. Jan. 1849 und 3. Mai 1852 ji verträgt, hiernach 
aber in Betreff der Nothwendigkeit der Haft andere Beftimmungen maßgebend find, jo werden 
auch nur diefe die Anleitung zur Entfheidung über die Zuläffigfeit der, in Preußen ſehr felte: 
nen, Gautiondbeftellung zu geben haben. Auch die ſächſiſche Strafproceßordnung fennt die 
unbedingte Beihränfung der Gautionszuläffigkeit auf den Fall des Vorliegen leichterer Ber: 
brechen nicht mehr. 

Iſt es nicht die Gefahr vor der Flucht, ſondern die vor der Colluſion mit den Mitſchuldigen 
(oder auch, was beſtritten iſt, mit den Zeugen), welche die Haft bedingt, dann ſoll nach der ge— 
wöhnlichen Meinung dieſelbe durch eine Cautionsbeſtellung nicht beſeitigt werden können. 
Durch dieſe Hinterthür führt eine rechtsgefühlloſe Praxis überall die Verwerfung der Cautions— 
leiſtung wieder ein, wo dieſelbe auch ſonſt als zuläſſig erkannt wurde. Richtiger aber iſt, vollende 
heutzutage, die Furcht vor Colluſionen, da dieſelbe bei der Unnöthigkeit der Geſtändnifſe zur 
Berurtheilung hoch mehr im Werthe gefunfen it, gar kein Grund zur Beraubung der Freiheit 
gegen blos angeichulvigte Bürger. Der Anfläger darf ihnen ihre Freiheit nicht rauben, weil er 
ſich zu ſchwach fühlt, ihnen ihre Schuld zu beweiſen. So urtheilte auch die neue badiſche Ge— 
feßgebung. 

Man unterfcheidet die Sicherheitäbeftellung durch einen zu leitenden Eid oder zu gebendes 
Handgelöbniß, und die durch Pfänder oder Bürgen. Bei der Beftellung.felbft greifen vie 
Beftimmungen des Civilrechts überall plag. Nach gemeinem Rechte verfteht man unter cau- 
tiones judieatum solvi diejenigen, welde die Unterwerfung der Inculpaten unter die mög: 
lichen Urtbeile und die Befolgung derfelben bezmeden und hier nicht weiter in Betracht fonımten, 
und die cautiones de judicio sisti, welche die Geftellung des Inculpaten vor Gericht betreffen, 
und die find e8, auf melche e8 mejentlih ankommt, wenn die Gautiondleiftung die Präventivhaft 
ausſchließen ſoll. 

Wurde die in einem bloßen Verſprechen beſtehende cautio verbalis durch einen Eid beſtärkt, 
dann wurde fie zurcautio juratoria, wogegen fie fonft eine nude promissoria blieb. Die jura: 
torifhe Gaution und das Handgelöbnif bedingen, nady gemeinem Rechte, das Vorhandenſein 
des guten Rufes und der befannten Zuverläffigkeit des Angefchuldigten, ſowie die nur vor: 
handene Bedrohung mit geringern Strafen. Diefe Art der Cautionsleiftung läßt ih, dem 
Princip nad, nicht wol reditfertigen, indem fie den Angeihuldigten gleihfam in die Ber: 
ſuchung führt, neue Verbrechen zu begehen, und fomit ftatt auf deren Vermeidung, auf welche 
die richterliche Thätigkeit abzielt, auf deren Vermehrung hinwirkt. 

Die preufifhe Criminalordnung läßt nur nod in feltenen Ausnahmsfällen das eidliche 
Angelöbnif, fih vor ausgemachter Sache ohne Wiſſen des Richters nicht aus dem Gerichts— 
bezirk zu entfernen, zu. Im mehreren neuern Strafgefeggebungen ift dieſe Gautiondart ganz 
unterfagt, fo in Branfreih, Würtemberg, Baiern. Die ſächſiſche Strafprocefordnung vom 
11. Aug. 1855 kennt die Entlaffung gegen Handgelöbnig. Der Angeſchuldigte gelcht, ſich 
während der Unterſuchung obne Genehmigung des Richters, oder einer von ihm bezeichneten 
Ortsgerichtsperſon, von dem ihm angeriefenen Aufenthaltsorte oder aus dem Bezirke nicht zu 
entfernen, umd ih Fünftigen Vorladungen dur Verbergung nicht zu entziehen, und verfällt, 

> wenn er dem entgegenbandelt, in eine Strafe, deren Marimum auf ſechs Wochen Gefängnis, 
oder 150 Thlr. Geldbuße bemeffen ift. 

Die Caution fann ferner durch Pfänder (Fauſtpfänder oder Hypotheken, cautio pignora- 
titia) von Angeihuldigten gerichtlich oder notariell beftellt werben, und zwar dur Nieder: 
fegung einer vom Richter beftimmten Summe baaren Geldes oder geldwerther Papiere, und 
u. zen biefer Summe in das Hypothekenbuch, nad vorheriger Prüfung der 

erbeit. 
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Sowol dad Römiſche Recht als die deutſche Praxis fehen auch die von einem dritten für den 
Angeſchuldigten bewirkte Bfanpbeftellung und geleiftete Bürgſchaft (cautio fidejussoria) für eine 
genügende Gautiondbeftellung an. Die Bürgen müffen hier alle fonft in Civilſachen erforver: 
iihen Eigenfhaften haben, und es hat bei ihrer Annahme ver Richter befonders zu prüfen, in 
welchem Berhältniffe ver Bürge zu dem Angefhuldigten fteht, und ob dies Verhältniß von der 
Art it, daß angenommen werben kann, der Angefchuldigte werde lieber die Strafe leiden, ala 
das Bertrauen des Bürgen täufchen. Gemeinfcaftlich bat der Bürge zwar auf die Rechte: 

mohlthat der Theilung (beneficium divisionis) bei mehreren Bürgen, nicht aber auf das ber 
Borausflage (beneficiufn excussionis) Anfprud, wenn die Gaution verfallen ift. 

Dies ift gemeinhin dann bei jeder beftellten Gaution der Ball, wenn der Angeſchuldigte ich 
der Fortſetzung der Unterfuhung oder der Strafvollfiredung entzogen hat, und es verbleibt 
ſedann die zu Gaution beftellte Summe dem betreffenden Gerichte. Verſchiedene Gefeg: 
gebungen, 3. B. die frangöftiche, beftimmen ein für allemal die Höhe der Gaution auf einen Be: 
trag von 500 Fr., was nicht angemeffen erſcheint, da die Caution dann in einem Balle leicht zu 
bob, in dem andern aber zu niedrig fein fann. Ginige Öejeggebungen ftellen ein Minimum 
(Baden 200 31.) feſt, was jedoch audy nicht rathſam tft, da auch dies für einzelng Fälle zu hoch 
gegriflen fein kann, und dann bei vorhandenem Unvermögen einer ungerechtfertigten Entziehung 
der Befugniß, Caution zu flellen, gleihfommt. Am richtigſten wird wol in jedem einzelnen 
Falle die Höhe der Gaution, nah den obwaltenden Vermögens = und fonftigen Verhältniffen, 
und der größern oder geringern Fluchtgefahr vom Richter feftgefteltt. 

Mebrere Gefeggebungen Ihügen dann den Bürgen vor dem Verluft der Gantion, wenn er 
dem Gerichte reihtzeitig von der beabjichtigten Flucht des Angefchuldigten Kenntniß gibt, 3. B. 
die würtembergifche, andere laffen die Gaution erft nach dem Ablauf einer Frift nach dem Acten- 
kundigwerden der Flucht verfallen, 3. B. die ſächſiſche nach 3O Tagen, und überlaffen e8 dem 
Bürgen, melden fie von der Flucht in Kenntniß jegen, innerhalb diefer Friſt den Angeſchuldigten 
vor Gericht zu ftellen, oder feinen Aufenthalt jo zu bezeichnen , daß er daſelbſt aufgefunden wer- 
den kann, und jo den Berluft der Eaution zu vermeiden. Sobald ver Zweck erreicht ift, zu wel: 
Gem Die Caution beftellt wurde, ift dieſelbe dem Befteller zurücdzugeben, namentlich dann, wenn 
ver Angefhuldigte freigefprodhen wird, oder wenn ungeachtet der geleifteten Caution fpäter 
dennoch jeine Verhaftung erfolgt. 

Die Caution verfällt in Würtemberg nicht, wenn der Angefchuldigte fich binnen 24 Stun- 
den, in Baden nicht, wenn er jih innerhalb vier Wochen nad) feiner Entfernung jelbft wieder 
geftellt. Daß außer der Gelpitrafe auch die Koften, foweit fie den Angeſchuldigten treffen, ans 
der Gaution zu entnehmen jind, ift nirgends zweifelhaft. Die jähftiche Strafproceßordnung gibt 
aud den durch dad Verbrechen Berlegten pas Recht, feinen Schadenerfag aus der Gaution zu 
verlangen. 

Nach dem Borbilde des Code penal hat das badiſche Strafgefeg aud zur — von 
der Volizeiaufſicht Die Cautionsleiſtung für zuläſſig erachtet. Trieft. 

Eenfur als Sittengeriht in alter und neuer Zeit. Die Staaten u Alterthuurs 
hielten bekanntlich Sittengerichte für weſentlich nothwendig, und zwar nicht etwa die rein 
religiöſen oder moraliſchen, welche vorzüglich in frühern noch mehr theokratiſchen Zeiten ſtets 
die geiſtlichen Behörden bilden, ſondern auch politiſche. So war in Sparta jeder Greis ein 

Sittenriter für die Jüngern. Die Ephoren aber übten ein allgemeines Sittengericht aus vor: 
zůglich auch über die Beamten und felbft über die Könige.) Im Athen hatte die ehrwürdigſte 
Staatsbehörde, der Areopag, eine allgemeine fittenrichterliche Gewalt. Der Senat aber, die 
Arhonten und vorzüglich die Thesmotbeten und fodann die Euthynen und Logiften waren no 
insbejondere fittenrichterliche Behörven für die verſchiedenen Klaffen der Beamten, welche vor 
dem Beginn ihred Amtes (durch die Dokimaſie) und während deffelben und nad feiner Been— 
digung (durch bie Euthyne) ſtrenger Öffentlicher Prüfung und Rechenſchaft auch über ihren 
fttlihen Wandel unterworfen waren.?) Auch Karthago hatte feine Sittengeridte. 

r. Doch eine vollfommmere Ausbildung und größere Wirkfamfeit erhielt kein Sittengericht 
jemald als während der ganzen fehönften Zeit der Republif die römiſche sun ur.®) Be- 


1) ©. Tittmann, nr Staatsverfaffung, S. 108 fa. ’ 
3 Tittmann, a. a. O., 251, 255, 268, 262; Bademuth'6 Hellenifche Alterthümer, I.1, 
62. 
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Eanntlich hatte ver vorlegte römische König Servius Tullius das gefammte römiſche Volt nad 
dem Vermögen in ſechs Klaffen und dieſe in Genturien, und zugleich die fünf erſten Klaſſen, alfo 
mit Ausfhluß der fehöten, der Proletarier, die blos Kopfgeld zahlten, in Tribus abgetheilt. 
Nach jener Abſchätzung des Vermögens (Genfus) und den auf fie gegründeten Abtheilungen 
hatte er zugleich die Steuern und Kriegädienfte und den Antheil eines jeven an der Negie: 
rung des Staatd beftimmt. Hiermit nun verband er eine allgemeine öffentlihe Mufterung, 
und dieſe wurde jedesmal mit einem feierlih dargebradten Sühnopfer zur Entjündigung 
oder Reinigung (Luftration) des ganzen römischen Volks beſchloſſen.) Nah der BVertrei: 
bung der Könige wurde det Genfus mit jener Mufterung und dem’ feierlichen Reinigungs: 
opfer zuerft vor den zwei Gonfuln vorgenommen, und zwar der Negel nad aller fünf Jahre, 
welcher Zeitablauf von jener Neinigung nun Luftrum genannt wurde. Seit dem Jahre der 
Stadt 312 aber wurden alle fünf Jahre zwei bejondere höhere Staatöbeamte, die Genioren, zu 
diefen und einigen andern Geſchäften erwählt. Bor ihnen mußten alle römiſchen Bürger er: 
feinen, ihre und ihrer Väter und Großväter Namen, ihr Alter, ihre Weiber und Kinder, ihr 
Vermögen, Grundftüde, Sklaven, Vieh und deffen Gelowerth angeben. Sie wurden alödann 
von den Genforen in die Bürgerrollen, und zwar in bie angemeflene Klafje und Genturie und 
Tribus, und zum Theil in den der Regel nad) früher aus den altbürgerlichen oder patriciſchen 
Geſchlechtern gebildeten Senat und in die früher regelmäßig theild aus Patriciern, theild aus 
bevorzugten plebejiſchen Geſchlechtern gebildete Reiterei oder in ven Stand ber Ritter ein— 
gefhrieben und nad diefer Einſchreibung öffentlich verlefen.d) Diefe Shägung und Mufte- 
rung des Volks in Verbindung mit jener alten Idee der Reinigung und zwar zuerft einer reli— 
- giöfen, dann aber immermehr auch einer politifchen oder einer Reinigung des ganzen politiſch 
berechtigten Volkskörpers und feiner höhern Abtheilungen, feiner Gewalten und Stände von 
Öffentlicher Veflekung und von unwürbigen Glievern wurde bald zu einem vollftändigen all= 
gemeinen politifhen Sittengericht ausgebildet. In Verbindung mit dem Cenſus übten die 
Cenſoren ald „Wächter und Regierer ver Sitten, oder der Sitten der Vorfahren, als Erhalter 
der Öffentlihen Ehre und Scham und des öffentlihen Anftandes’ alle fünf Jahre eine Genfur 
der Sitten über das römische Volk feierlich und Öffentlich aus.6) Sie bildeten zwar im ganzen 
nad den Vermögen bei den Senat und den Rittern, in der frühern Zeit nad) der Abftammung, 
jene verjchiedenen Verzeichniffe und Abtheilungen ver Nation; aber fie verftichen diejenigen, 
welche ji ihrer Bürgerwürbe oder ihres Standes unwürbig berragen hatten, durch Aus: 
lafjung in dem beftimmten Verzeichniß mit der Bemerkung des Grundes (cenforifche Note), 
aus ihrem Stande, aus dem der Senatoren oder Ritter oder durch Verftoßung aus ihrer Tri— 
bus fogar unter die Klaffe ver Ararier (Proletarier, Capite Genfi, Cäriten), melde von allen 
politifchen Bürger= oder Stimmredhten wie von allen Würden ausgeſchloſſen waren.’) Gie 
lohnten umgefehrt aud befondere Verdienfte und höhere Würdigkeit durch Einzeihnungen in 
höhere Abtheilungen. 8) Sie bildeten alfo gewiffermaßen und wenigftens für ihre Amtöperiode 
und für die Ausübung alles politifchen Rechts ven ganzen politifchen Volkskörper und alle poli— 
tiihen Stände und Gemwalten des Staatd nad der Würbigfeit. Sie nahmen aud Statuen 
weg, welde ohne Beſchluß des Senats oder Volks jemand zur Ehre gejegt waren.?) Nie: 
mand aber konnte fih ihrem Gericht entziehen. Denn wer fi dem Genfus und der Cenſur 
entzog, wurde angejehen als felbft auf feine Bürgerwürde verzichtend und ald Sklave fammt 
feinem Vermögen verfauft.19) Daß diefe ungeheure Gewalt in Verbindung mit jener religiö- 
fen Reinigung die Würde ver Genforen über alle andere Staatswürden erhöhte, jie zur heilig: 


Geſchichte, II, 438; Hüllmann im Staatsrecht des Alterthums, und Jarfe, Darftellung des cenforiichen 
Straftechts der Römer (Bonn 1824). . 

4) Livius, J, 42, 43; Dionys von H., 4, 15; Barro, 5,2. Belannt ift die jährliche Entfündigung 
des ganzen hebräifchen Volks, 3 Mof., 16. 

5) Cicero in Rullum, 11; De leg., 3, 3; Livius, 4, 8; 29, 37; 43, 14. 

6) Livius, 4, 8; 24, 18; 40, 46; 42, 3; Cicero de leg., 3, 3; In Pison., 4; Blutarch im 
Gato, 16, und im P. Am., 38. 

D Livius, 27, 11; 34, 44; 38, 28; 40, 51; Jarke, a.a. O, S. 83. Die Ausfchliefung der unter 
die Ärarier Verfegten (alfo auch aller Ararier ?) gleich den Parias, felbft von den öffentlichen Opfern, 
hat Jarfe ebenfo wenig bewiefen als die Urfprünglichfeit der Genfur. A 

8) Zonaras, 7. 19; £iv., 8, 7; 45, 15; Gellius, 5, 18. 
9) Livius, 4, 8; 39, 44; Plin, Hist. nat., 34, 4. 
10) Cicero pro Caes,, 24; Dionys von H., 4, 15. 


Cenſur old Sittengericht 385 


ften wie zurhödften machte, it begreiflih. 11) Feſtus fagt: „In einer religidfen Verehrung 
hebt vor allen die Majeſtät des Cenſors.“ Ebenſo natürlich ift ed, daß die cenforifhe Note 
außerordentlich gefürchtet wurde. Als Strafe zur Erhaltung der Öffentlihen Ehre und Scham 
und der Achtung der Sitte war ſie ihrem Weſen nad) eine höchſt empfindliche Ehrenftrafe, eine 
Schande; ald Erhaltung der Würde und Reinheit des politifhen Volkskörpers und feiner hö— 
hern Abtheilungen war fie politifche Degradation und Ausftopung.1?) Cicero fagt: „Mit 
einem von der cenforifchen Schande Betroffenen mochte niemand mehr Gemeinſchaft und Ge: 
fhärteverbindung haben. Kein Verwandter mochte ihn zum Vormund erwählen ; niemand ihn 
beſuchen, mit ihm umgeben oder zu Gaft figen. Alle vermieden und verabfheuten ihn wie ein 
verderbliches Thier, wie einen Peſtkranken.“ 

Die Macht ver Genforen war jedoch auch wieder durch mehrere Umſtände jehr weife ermä= 
Bigt. Die Genforen wurden nur einmal und nur fir einen einzigen Act ver Genfur ermäßlt, 
und zwar einerjeitd aud Männern, die jhon in den andern höchſten Staatsämtern, namentlich 
als Conſuln, jich ald des höhften Zutrauens würdig bewährt hatten, feit 404 in der Regel einer 
derjelben aus den Reihen der Patricier, einer aus den Reihen der Plebejer. Sie wurden an: 
dererjeitö ernannt burch Die beiden Bolfsverfanmlungen, ſodaß die mehr plebejiiche, die der Tri— 
bus, fie der mehr ariftofratiihen der Genturien zur Betätigung vorſchlug. Dabei noch mußten 
ihre Beſchlüſſe einftimmig fein, ſodaß ver Wiverfpruch des einen eine cenſoriſche Note durch 
den andern unmöglich machte. 1?) Auch pauerten ihre Beitimmungen nicht etwa jo wie eine 
gerichtliche Infamieftrafe immerwährend, fondern nur bis zur nächſten Dufterung, wo denn die 
neuen Cenſoren diejelbe nad Belieben erneuern oder aufheben fonnten, welches legtere jie bei 
der cenforischen Strafe fogar gewöhnlich thaten.1%) Somie nun ſchon durch dieſes alles, fo 
wurden die Genforen vollends durch Die vollfommene Freiheit und Offentlichfeit eined ganz res 
publifanijchen Lebens von felbjt wahre Organe der Nationalüberzeugung, ähnlich wie die Prä— 
toren bei allen ihren Nedhte zu neuen Beftimmungen dod nur die lebendige Stimme des Na— 
tionalrechtö genannt wurden (ſ. Billigkeit). Und nur dadurd und durd ihre Achtung der 
nationalen Überzeugungen fonnten ihre Urtheile der Negel nach jene große von Gicero beſchrie— 
bene Wirfjamkeit erhalten und behaupten. Sie mußten um fo mehr nur treue Organe jener 
Nationalüberzeugungen fein, da bei offenbarem Widerſpruch mit denfelben oder bei Gewalt: 
misbraud eine einftimmige Einſprache (Veto) der Bolfätribunen gegen ihre allgemeinen 
Boraudverfündigungen oder Ediete über die Grundſätze ihres Verfahrend bei Antritt ihres 
Amtes !5), oder gegen ihre befondern Beſchlüſſe icher ihre allgemeine verhindernde Kraft aus: 
geübt hätte 26), und da endlich, aud ohne eigentliches Appellationsrecht von ihren Beihlüffen, 
diejelben doch noch außerdem infofern unter der höchſten Entſcheidung der Nation ftanden, daß 
diefe bei ihren Wahlen zu ven höchſten Staatswürden ſich an eine ihr ungerecht ſcheinende cen— 
ſoriſche Note nicht band. So hatten z.B. die Genforen den Mamercus, weil ev ald Dietator 
durch Volksgeſetz bereirkt hatte, daß die Genjoren von den fünf Jahren des Luſtrums nur eins 
und ein halbes ihre Würde behielten, ſodaß während der übrigen Zeit ded Luſtrums feine 
Genjoren eriftirten, im Verdruß aus dem Senat, ja aus feiner Tribus und aljo unter die 

rarier verftoßen. Schon bald nahher aber wählte ihn dns Volk aufs neue zum Dietator. 17) 

In Beziehung auf die Grundfäge, deren Verlegungen die cenſoriſchen Strafen nad) fi 
jogen, fand ebenfalls Beihränfung und eine Abfonderung derfelben von reiner Moral ftatt; 
eine Beihränfung ſowol in Beziehung auf die Form wie in Beziehung auf ven Gegenftand. 
Gine Beſchränkung in Beziehung auf die Form begründeten in gewilfer Mape Ihon jene 
Borausverfündigungen in den cenforifhen Gvicten. Es follte aber aud) die Cenſur ald Organ 
der wahren Nationalanerfennung Grundfäge der auch politiich anerfannten Stautöreligion ers 
halten, vorzüglich aber alte, wäterlihe oder nationale Sitten (mores, mores majorum, mit 
welchen Worten die römischen Juriften einen ſtillſchweigenden Willen oder Conſens des Volks 
und das Gewohnheitsrecht bezeichnen, und die jevenfalld ebenſo ſehr ald die Anſtandsregeln 


11) Livius, 4, 3; Plutarch, a. a. O. 

12) Cicero pro Cluent, 14; De republ., 4, 6, und Asconius ad Cic. in Verr. ed. Lugd., &.20 
13) Cicero in Rullum, 11: 

14) Cicero pro Cluent , 43; Ascon., a. a. D. 

15) Plin., 8, 72, 77, 82; 13,5; 14, 16; Gellius, 15, 11; Cornel..N. Cato, 2. 

16) Livius, 24, 34; 29, 37; Valer. Marimus, 7,2, 6; Blinius, 7, 44; Gellius, 3, #. 

17) £ivius, 4, 24; 9, 30. BR 
Staats⸗Lexikon. II. 20 
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etwas Objectives, allgemein erfennbared Hiftorifches 18), nicht fubjective moralifche und philo⸗ 
ſoph iſche Überzeugungen waren). Die Beihränfung dem Gegenjtande nad) lag darin, daß vie 
Genfur nur dasjenige beftrafte, was nad) ver Staatöreligion und nach diefen Mores der Staats: 
bürger: und Stanvesehre und Würde und der Würbigfeit der einzelnen politifhen Perſönlich— 
feiten und der politifhen Gorporationen widerſprach, was in diefem Sinne — wie Niebuhr 
fih ausdrückte — „die Pflichten gegen Staat und Stand verlegte”. Es war alſo nad Form 
und Gegenftand eine nicht bloß fubjective, ſondern objective und wirklich politifhe, gewiſſer— 
maßen juriftiiche Ehrbarkeit (honestas), welde die Genfur erhalten follte. Keineswegs follte 
fo, wie Jarke es darftellen möchte, Die reine und die ganze Moralität und Privattugend, worüber 
zulegt ftetd fubjective Gefühle und Gewiffensüberzeugungen entſcheiden, Gegenſtand, es follte 
nicht eine fubjective Gewiffensrihterei Aufgabe der Genfur fein. Diefe fhon in der ganzen 
Natur der Sache und des Inftituts liegende Grundanſicht entfpricht der juriftifihen Richtung 
des römischen Volksgeiſtes. Sie beftätigt ih aud durch die und aufbewahrten Beifpiele cen= 
forifch beitrafter IInwürdigfeiten (Jarfe, S.22 fg.). Breilich Eonnten einzelne Genforen einmal 
ihre feine Grenzlinie überfhreiten. Und noch leichter könnte man, fo wie Jarfe, aud in 
mancher politifhen Unwürbigfeit zugleich eine Verlegung anderer rein moralifher Grundjäge 
auffinden. Dennoch tragen alle jene Beifpiele, wenn man fie im Zufammenhang und nad dem 
Sinne der geſchichtlichen Duellen felbft auslegt, gerade jenen Charakter der juriftifchen oder po= 
litiſchen Unwürdigkeit an fih. Es wurden nicht reine Immoralitäiten und Verlegungen reiner 
Privatpflihten, niemals z. B. unmoralifhe Härten und Grauſamkeiten gegen Weib und Kind, 
gegen die Sklaven, gerügt. Auch traf die Genfur niemals die Frauen, obgleich doch dieſe ver 
richterlichen Strafe der Infamie unterworfen waren. Ebenſo wenig traf fie die fo fehr zahl: 
reiche unterfte Volköflaffe der Proletarier, denen ja die cenforifche Note weder Stimmrecht no 
höhere Standesehre nehmen Fonnte. Und ed entzog auch die cenforische Note nicht, gleich der 
gerichtlichen Infamie, auch Privatrechte. So widerlegt fi denn auch zugleich die andere Haupt⸗ 
anficht, welde Hugo und Jarke in Beziehung auf die Genfur aufftellen, indem diefe beiden Ge— 
lehrten überhaupt leider das große Inftitut zu einem Beleg fo wie für ihre grumdverberbliche 
gänzlihe Vermiſchung von Moral und Recht, fo auch für despotiſche Negierungs: oder Polizei— 
willfür herabziehen. Sie ſchreiben ihm nicht blos eine Beftrafung reiner Immoralitäten zu, 
fondern fegen auch feine Hauptbeſtimmung im eigentliche polizeiliche und criminalrechtlice 
Wirkſamkeit. Die Cenſur foll vorzüglich eine Ergänzung der Rüden der Polizei: und Cri— 
minalgefege und Anftalten bezwedt, und dazu in Furzem, formlofem, inquifitoriihen Ver— 
fahren nach Gutdünken Strafverfügungen audgefproden haben. Für diefen Zweck fonnte bie 
Eenfur aber jhon deshalb nicht berechnet fein, weil jie ja nad) dem vorher Angegebenen die in 
biefer Beziehung wichtigſten, zahlreihften Klaffen von Perfonen und Verlegungen gar nicht 
treffen Fonnte, und aud) darunı nicht, weil fie, ftatt der dazu nöthigen täglichen Wirffamkeit von 
mehreren Behörden, vielmehr nur alle fünf Jahre ein einziges mal von einer Behörde über bie 
römifche Nation ausgeübt wurde; - 
Wohl aber konnte das große Nationalinftitut der Genfur jenes politiſche Honeftum und die 
Öffentliche Ehre und Scham, wohl fonnte fie einerfeit jene anerkannten politifchen altwater- 
ländiſchen Ehrengrundfäge und Sitten und andererfeitö die anerfannte moralifhe Würde, die 
Ehre und Achtung der vaterländifchen Behörden und der politifchen Berfünlichkeiten bewahren 
und in allgemeiner Icbendiger Anerkennung (in ihrer Objectivität) erhalten. Sie vermochte 
dieſes, wenn fie aud nur beifpielöweife einzelne befonders auffallend gewordene, Ärgerniß er⸗ 
weckende, keiner weitern Unterſuchung bedürftige Verletzungen jener Grundſätze und jener 
Würde zu erneuerten öffentlichen Heiligung derſelben mit öffentliher Schmach brandmarkte 
und jo am allgemeinen politiſchen Reinigungs- oder Verſoͤhnungstage der Nation den politiſchen 
Volkskörper und feine höhern Stände von diefer Schmach und von den unwürdigſten Ur: 
hebern derfelben reinigte. Denfe man fi die ganze moralifhe Wirkung für ven bezeichneten 
Zweck, wenn in der politifch und religiös wichtigften und feierlichften Verfanmlung des ganzen 
römiſchen Volks Senatoren, Nitter und die ffimmberechtigten und ämterfähigen Staatöbürger 
wegen jenerBerlegungen und als Unwürdige aus ihrem Stande, aus ihren politiihen Staats— 
bürgerreht und aus deſſen Ehre Öffentlich auögeftoßen wurden, und wenn dabei die ehrwürdigſten 
Beaniten ded Staats, wenn ein Genfor Gato von dem hohen curulifhen Throne herab in 


18) ©. Dionys von H. bei Reisfe, ©. 2358; Ulpiani fragm,., I,1,L.85; D. de legib.; 2i- 
vius, 40, 46. 
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oͤffentlicher Rede die geſtraften Pflichtwidrigkeiten rügten, die Unwürdigkeiten brandmarkten, 
die altehrwürdigen nationalen Sitten und Ehrengrundſätze des römiſchen Staatsbürgerthums 
vertheidigten. 19) 

Es traf num aber, entſprechend dem angegebenen doppelten Zweck, die cenſoriſche Schande, 
außer Verbrechen, die auch eriminalrechtlich ſtrafbar waren, fürs erſte die unmittelbaren Ver— 
letzungen der anerkannten Grundlagen der bürgerlichen Vereinigung und der bürgerlichen Ehre 
durd ven Bruch der Öffentlihen Treue oder der Heiligkeit ver Eide, ſodann durch fchimpfliche, Ehre 
und Baterland vergeflende Feigheit und durch jedes Shimpflihe Gewerbe. Sie traf fürs zweite 
Öffentliche, unanftändige Verlegung ver Achtung gegen die Staatsreligion und die verfaſſungs— 
mäßigen Gefege und Einrichtungen des Staats „ namentlih Verlegungen ver Achtung gegen 
obrigfeitliche Amtögewaltund entweihenden Misbrauch derfelben und ver politifchen Nechte über: 
baupt, vorzüglich auch Beſtechlichkeit. Es traf fürs dritte endlidy, weil die Nömer würdiges 
ebeliched und Bamilienleben und geordneten Haus: und Bermögensftand ald Grundlagen und 
Bürgſchaften aud für die politifche Würbigfeit und Zuverläfiigkeit anerkannten, die cenfori- 
ſche Note aud) die Misachtung von deren Heiligkeit und Wichtigkeit. Sie traf die Verlegung der 
Öffentlihen Zucht und muthwillige Ehelofigfeit. Und fie beftrafte unbürgerliche, verderbliche, 
ſchlechte Wirthſchaft durch fchlechte Betreibung des altehrwürbigen Aderbaues, durch Luxus jeder 
Art und durch leichtſinniges übermäßiges Schuldenmaden. 

I. Auch bei den Germanen finden ſich frühzeitig Sittengerichte. Schon in der erften Be- 
riode der fränfifhen Monarchie bis zum 6. Jahrhundert beftraften die geiftlichen oder bi— 
Ihöflichen Gerichte Bergehungen gegen die hriftlihe Religion und Moral und gegen die Kirchen 
disciplin mit den firhengefeglich (in den libri poenitentiales) beſtimmten Bupen und Strafen 
und in äußerften Fällen mit Interdict und Ausfchliefung.?9) In der zweiten Periode werden 
diefe biihöflihen Sittengerichte über die offenfundig gewordenen Vergehungen zu ben ſo— 
genannten Send: oder Synodalgerichten ausgebildet, welche die Biſchöfe jährlich einmal bei der 
Kirchenvifitation in jedem Hauptparochialſprengel ihrer Diöcele hielten, und in welchen einige 
dazu bejonders beeidigte glaubwürbige Männer die offenkundig gewordenen VBergehungen an= 
zeigen mußten. Immer vollftändiger bildete daneben die hierarchiſch-theokratiſche Gewalt zu: 
gleich das Beichten und Abbüßen auch der geheinen Sünden aus, nicht minder die Anrufung 
der Unterflügung bes weltlihen Arms zur Berfchärfung der geiftlihen Strafen, insbefonvere 
auch durch bürgerliche Ausſchließung der aus dev Kirche Ausgeichloflenen; ferner das Indulgenz— 
und Ablaßweſen und das inquifltorifche Verfahren, ja zum Theil völlige Ketzer- und geiftliche 
Inquifitionstribunale.2) 

In ungefährlicherer und in einer für frömmere Zeiten heilfamen Weife errichteten auch die 
Proteftanten nad) der Reformation kirchliche Sittengerihte in Gemeinen und Kirchſpielen, 
Presbyterialgerichte, Kirchenconvente n. f.w. Und wenigſtens in Trümmern haben fatholifche 
ud proteftantifche Sittengerichte und felbft manche nicht geiftliche theilweife Sittengerichte, Nüges 
gerichte u. f. w. bis in die neuere Zeitund wenigftens bis zur Franzöſiſchen Revolution fortgedauert. 
Ja man bat felbft hier und da in neuejter Zeit eine verbefferte Wiederherftellung verſucht. 

Bekanntlich hatten hierneben früher die verfhiedenen Stände, namentlich die Zünfte, alfo 
mit ihnen alleStadtbürger, und die Nitterorden noch ihre befondern Sitten: und Ehrengerichte. 
Und aud) dieje haben in verfciedenen Kormen oder auch formlos und zuweilen in Ausartungen 
bis in neuere Zeiten fortgedauert, bei Offizieren und Studenten zum Theil durchgeführt durch 
Duell und Verruf oder durch die Erflärung, dag ein Standesmitglied unjatisfactiondfähig ſei 
und man mit ihm mit Ehren nicht dienen oder in gefellichaftlicher Berbindung ſtehen könne. In 
Frankreich haben fi) bei Apvocaten und Notaren, wenigftens in Beziehung auf eine ehrenhafte 

Dienftverwaltung, neue Sitten: oder Disciplinargerichte ausgebildet. Auch fordern bekanntlich 
gewöhnlich ver Staat und die Kirche von den weltlichen und geiftlichen Beamten ein der Würde 
des Dienſtes entſprechendes anftändiges, die allgemeine Sittlichkeit nicht Öffentlich auf anftößige 
Weiſe verlegendes Leben und rügen auf verfhiedene Weife, zuweilen auch durch Dienft- 
entlaffung, das Gegentheil. Auch in Ständeverjammlungen verſuchte man ſchon die vorzüglich 
auch dem Rechte der Wähler gefährlichen Ausſchließungen. 





19) Cicero de senectute, 12; Liv., 39, 42. 
20) ©. den Art. Bann, und Eichhorn, Staates und Rechtegefchichte, s$. 105, 106, 181, 182. 
21) ©. den Art. Ablaß, und Eichhorn, 88. 182, 322. — 
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It. Alle diefe frühern und fpätern Einrichtungen der Völker feinen wenigftend vie fo 
oft von den größten StaatSmännern ausgeſprochenen Grundjäge anzuerkennen, daß für Er: 
haltung der Freibeit, Würde und Kraft der Völker, für Erhaltung der Ehre und Tüchtigkeit 
ihrer politifchen Gewalten und Stände und des öffentlichen Vertrauens auf fie die blos negati— 
ven, ftreng juriftifchen äußern Freiheitögefege und die gewöhnlichen Griminalgerichte nicht aus: 
reihen, Und gewiß, fo ift ed. Heiligkeit der Sitte und der öffentlichen Ehre find die unent- 
behrlichen Grundlagen und Lebenskräfte der Freiheit und Tüchtigfeit ver Staaten. Deren Er: 
haltung und Herrfchaft aber müffen wie alles, was im Staatsleben Kraft und Beſtand haben 
fol, durch entiprebende Organe und Einrichtungen gefhügt und verbürgt werden. Auch felbft 
diejenigen Politiker, welche Necht und Moral fogar in ihren Örundlagen gänzlich zerreißen zu 
können glauben, und welche auch die fittlihe Ausbildung und Beſtimmung der Menſchheit durch— 
aus nicht ald Staatszweck anerkennen, finden dennoch eine fittenpolizeiliche Vorſorge für Erhal— 
tung der Sittlichfeit nöthig. Die claſſiſche römiſche Jurisprudenz erklärte fogar, ohne dabei 
Recht und Moral zu vermiſchen, doc ebenſo wie das altdeutſche Recht vie Achtung der fittlichen 
Würde und Beſtimmung und die Ehre des Menſchen (honestas und existimatio) als die un— 
entbebrlihen Grundlagen und Grundbedingungen alled NHechts.2?) In dem Grade aber 
vollends, als ein Volk vie bürgerliche und politifche Freibeit feiner Bürger ausdehnen und be- 
feftigen, ald es von ihrem Streben und Wollen Einheit, Kraft, Geſundheit und Ehre bes 
Staats abhängig machen will, in vemfelben Grade muß es auch bedacht fein, deren ‘Privat: 
intereffen und Privatleidenihaften durch die Herrſchaft der Öffentlichen Ehre und Scham, ber 
Heiligkeit und Achtung der religiöjen und bürgerlichen Sitte zu bändigen, dem Baterlande unter: 
zuordnen und dienftbar zu machen. Keine andere Gewalt der Erde hält jonjt den natürlichen 
Gigennug und die unwürdigen, feigen und feilen Gefinnungen ab, die Freiheit der Mitbürger 
und das Vaterland und feine Ehre preiszugeben, fie liftig oder gewaltfam zu verlegen. Diejes 
lehrt die Geſchichte aller Zeiten und aller Bölfer. Bloßer Zwang ift nie vollftändig durchführ— 
bar gegen die Lit und Gewalt ver Böjen und vollends gerade gegen die Mächtigern, welde 
zwingen follen. Die Erfenntniß des Bortheild allgemeiner Rechtsbefolgung ift ebenfo wenig 
allgemein und genügend wirkſam gerade gegen die gefährlichſte Selbftiucht, welche zwar die Be: 
folgung von den andern annimmt, fich jelbft aber auf ihre Koften privilegixt. Die Geſchichte 
der alten Staaten insbeſondere beftätigt ed, was von Rem Montesquieu, von Athen Hüllmann 
ausführt, daß der Untergang ihrer Freiheit und ihr jihtbar nahendes Verberben mit dem Ber: 
fall ihrer Sittengerichte gleihen Schritt gingen. In Nom hatte nah Asconius (a. a. O.) fra: 
her die Abneigung des Volks gegen die Strenge der Cenſur ihre Einftellung bewirkt. Bald 
aber zeigten fich jo jehr die verderblichen Folgen, daß das Volk felbft ihre Herftellung forderte. 
Später fanf die Genfur feit ver bürgerlichen Erſchütterung unter ven Gracchen und vollends in 
den großen Bürgerfriegen. Sie erloſch unter den Kaijern , obgleich diefe zuerft mit allen übri- 
gen hoben Amtsgewalten aud die Cenſur an fi riffen, aber natürlich nur für die Beförderung 
ihres Despotismus anwendeten, keineswegs zur Förderung der öffentlihen Ehre und Scham, 
der Bürgertugend umd des Bürgermutbs, die ja dem Despotismus tödlich gewejen wären. 
Taeitus läßt daher feinen Tyrannen Tiberius (2, 33) vie ale Überzeugung ausſprechen, 
daß für feine Zeiten die Genfur nicht mehr paſſe. 

IV, Aber können wir nun jetzt, wo wir aufs neue Freiheit = freie Berfaffungen wollen, 
in der Straf= und Ausichliefungsgewalt neuer ftaat&bürgerliher Cenſurgerichte die rechten 
Wächter und Pfleger der öffentlihen Sitte und Ehre finden? Können wir durch fie jene wür- 
dige Bürgergeiinnung erhalten, welche Monteöquieu mit Recht ald Grundprineip für jedes 
freie Gemeinmwefen fordert, und welche wir bedürfen, weil unfere vepräfentativen Staaten ein 
freied Gemeinwesen bilden follen; zugleich aber auch jene von Hofgunft und Hofwillkür und 
von Höflingsgefinnung unabhängige Ehre, die er ald Grundprineip jeder nicht deöporijchen 
Monarchie fordert, die wir aber ebenfalld bedürfen, weil wir ja mit der freien Standſchaft die 
Erbmonarchie verbinden? Ich glaube nein, Schon darum fürs erjte würde heutzutage eine 
Straf: und Ausſtoßungsgewalt eines Sittengerichts undurchführbar ſein, weil daſſelbe aus der 
vollkommenen Freiheit und eigenen Überzeugung und Sitte der durch daſſelbe zu Richtenden 
hervorgehen muß, wenn es heilſam und nicht despotiſch wirken ſoll. Es kann alſo nicht vom 
Hofe oder von der monarchiſchen Reglerung ausgehen. Es wird aber auch nicht ohne ſie und 
ohne verderbliche Colliſion mit ihr durch ein Volkögericht eine jo große, unmittelbar über alle 





22) Welder, Legte Gründe, S. 478; Syſtem, I, 242. 
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wichtigen Staatöverhältniffe entiheidende Gewalt ausgeübt werben können, Jene unmittelbare 
cenforifhe Straf: und Ausftoßungsgewalt würde ferner heutzutage aud) darum nicht heilſam, 
wol aber despotiſch wirken, weil wir feine allgemeine Staatöreligion, überhaupt feine ſolchen 
Grundlagen für die Gemeinſchaftlichkeit der Sitten und der Überzeugung von der Geredhtigfeit 
eines cenforifchen Strafurtheild Haben wie einft die Nömer. Mit unferm Bedürfniß der voll- 
ſtändigen geiftigen, moralifchen und religiöjen Überzeugungsfreiheit und unſern verfchiedenen 
Lebensanjichten und Berhältnifien würde eine jolhe in die Hand einzelner Beamten gelegte, ja 
ſelbſt die von einer einmaligen unwiderruflichen Stimmenmehrheitsentſcheidung des Volks ab— 
Hängige Straf: und Ausſtoßungsgewalt ſich nicht vertragen. Sie würde ebenfalld der mora= 
liſchen Achtung entbehren und ald despotiſch ericheinen. Selbft eine Eräftige Durchführung jener 
obenermähnten befondern fittengerichtlihen Einrichtungen einzelner Klaffen und Stände wird 
wegen diejer beiden Hauptgründe unmöglich fein, obgleich eine weiſe zeitgemäße Einrichtung 
derjelben, foweit fie jegt noch möglich iſt, durchaus nicht verworfen werden fol, Am aller: 
wenigften aber können diejelben ein allgemeines nationales Genjurgericht erfegen. Und dennoch 
wird beflen Bedürfniß für jene großen Aufgaben zur kräftigen Erhaltung und Vertheibigung 
der dffentlihen Ehre und Scham und zur Ginigung einer lebendigen, wirfjamen öffentlichen 
Meinung für dad Würdige und gegen dad Unwürdige und Verderbliche bei und verdoppelt und 
gerade um jo größer, je mehr jene gegen eine heutige unmittelbare cenſoriſche Ausſtoßungs- und 
Strafgewalt ſprechenden Verhältniſſe und zu einer höchſt verderblichen, völlig allgemeinen Auf- 
löfung und Gleichgültigkeit der Öffentlihen Meinung über das öffentlich Würdige und Heilſame 
und deren Gegentheil führen könnten. 

In diefer doppelten North werben wir das für uns wohlthätige Genfurgericht oder feinen 
beilfamen Erfag nur darin finden, worin die freien Briten es fanden, feitvem fie nad) langer 
Berwilderung in ihren Bürgerfriegen immer bewundernswerther allen übrigen Nationen ver 
Erde in der Breiheit und der Macht, in Bolfsehre und Cultur vorangehen, das heißt, ſeitdem fie 
bie wahre parlamentariiche und Breffreiheit errangen. Sie fanden die wahrhaft heilfame, 
jener römischen ähnlich wirkende Genfur nur dur Aufhebung derjenigen Genjur, welde ganz 
entgegengefegt jener ehrwürdigen cenforifchen römiſchen Mufterung vie möglichfte Freiheit und 
Kraft ver Offentlichkeit und Öffentlichen Meinung unterbrüdt, ftatt fie hervorzurufen und in 
Anſpruch zu nehmen, welche, wie liberal fie auch ſcheinen möchte, doch gerade das für ven Schuß 
von Sitte, Freiheit und Recht Wefentlichfte, die öffentliche Nüge der gerade gegenwärtigen poli- 
tifchen Ingebühr und Unwürdigkeit ver politiichen Oewalten und Perfonen, die Berufung auf bie 
Öffentliche Ehre und Scham gegen ihre wachſende Herrſchaft unterbrüdt, welche endlich da, wo fie 
trifft, nicht mit Angabe ihrer Gründe vor dem Nichterftuhl der Nation die begangene offenfundige 
That beftraft, ſondern vielmehr im Dunfel, mit Ausſchluß aller Rechenſchaft und öffentlihen Prü— 
fung, die Ausübung des wichtigften Rechts für die Zukunft nimmt und unterdrückt. Mit andern 
Worten: das wahre und unentbehrliche politiiche Genfurgericht beſteht heutzutage nur in der voll= 
kommenen rechtlichen Hffentlichkeit und in der vollkommenen rechtlichen Freiheit der Öffentlichen 
Meinung des Vaterlandes, in der Kreiheit ver Anflage und der Bertheidigung vor ihrem Gerichts⸗ 
hof. Nur fie können heutzutage fo wie einft die römiſche Cenſur die Wächter der Sitte und ber 
Freiheit, der Öffentlichen Ehre und Scham jein. Nur fie können jegt für jede neue Bildung ber 
Liften der politiihen Berfönlicykeiten in jedem beftimmten Kreife, bei ver Wahl der Staats- und 
Gemeindebeamten, der Wahlmänner und der Abgeorpneten den zu dieſer Wahl Berechtigten die 
zur Prüfung und Entiheidung der Würdigkeit oder Ummwürdigfeit nörhigen Gründe vorlegen, 
wozu nimmermehr bürre gefegliche Beitinmungen geeignet find, wozu fein anderes Gittengericht 
befähigt ift. Dieſes einzige jegt mögliche Genfurgen icht ift aber auch zugleich daß befte und höchſte 
aller Sittengerichte. Es befteht in jenem göttlichen Gericht, daß die Wahrheit in die Belt 
kommt. Es befteht in jenem Gottedgericht einer folchen Öffentlichen Meinung, welche ſich bildet, 
indem die erften und würdigften Männer des Vaterlandes in öffentlicher Rede und in ven freien 
öffentlichen Blättern mitfprechen über die täglichen Erfheinungen der Geſellſchaftsverhältniſſe, 
und indem die Freiheit und Dffentlidyfeit von Lob und Tadel alle Berheiligten und alle Wiflen- 
den zur genauen Enthüllung der Wahrheit auffordern, inden endlich jegt alle, noch vollftändiger 
al& bei den Genjurgerichten der Alten, das Urtheil zulegt unter die höchſte Entſcheidung der jegt 
wohlunterrichteten, veiflich prüfenden und durch ihre Wahlen ihr Urtheil bethätigenden Nation 
ftellen. So fiegt zulegt unvermeivlid dad Würdige und Rechte in der öffentlihen Meinung 
und findet feine verdiente Ehre, wie jedes Unwürdige die verdiente Schmach. Dieſes Sitten- 
gericht aber wird in der That zerftört durch falſche Genfur, welche gerade die edelften Beftrebun: 
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gen unterbrüct, vie Gefinnungen der Menfhen Kleinlih und fflavifh macht, die Schmeichelei 
gegen das Gemeine und Schlechte, deſſen Nänfe und die im Finſtern fehleihende Schmähſucht 
gegen die Guten beihügt. 

Wol mögen freilich zuweilen herbe Anklagen und Beurtheilungen der öffentlichen Perſönlich— 
feiten und ihrer Handlungen als unbequem erſcheinen, ſowie einft ven Römern Die dennoch alsbald 
zurüdgerufene Genjur, und auch ungerechte Anklagen mögen laut werden. Auch äußern mande 
eine Furcht vor verderblichem fittlichen Ärgernif und vor ungerehten Ehrenfränfungen gerade 
durch die Veröffentlihung ded angeblih Unwürdigen, Sind dieſes num ehrlihe und achtbare 
Beforgniffe, nit Vorwände, geihöpft in andern Quellen; überjieht man dabei nicht abjtchtlich, 
daß ja ſtets auch alle firhliche und weltliche Strafe das Böſe befannter machte, daß aber aud Die 
öffentliche Unſittlichkeit durch den Ausschluß Öffentlicher Rüge nirgends jih minderte, vielmehr 
z. B. unter den früheren franzöſiſchen Königen bis zum Umſturz von Thron und Staat an— 
wuchs; vergißt man endlich nicht, was durch vernünftige Öefeßgebung ih ohne Vernichtung 
der Offentlichfeit und Preßfreibeit befeitigen laßt, alddann fann man dieſe Beforgliden nur 
an die Erfahrung verweifen. Denn fie find ed ja gerade, die der Negel nad gegen das Flare 
Recht nur auf angeblich erfahrungsmärige Gefahren fi berufen. Mögen fle denn alle Briten 
nach ihren anderthalbhundertjährigen Griabrungen fragen, ob bei ihnen ein Ghrenmann 
wahrhafte Bejorgniffe für feine Ehre und für die öffentliche Ehre und Scham von feiten jenes 
großen Genfurgerichts befürchtet, ob ihnen nicht vielmehr unter der Herrſchaft veffelben der 
Sieg und die öffentliche Anerkennung dieſes einzigen würdigen Lohns der wahren Ehrenhaftig= 
feit, ſowie die Öffentlihe Schwach umd zulegt die Ausftoßung wahrer Unwürdigkeiten und ber 
unmürdigen Glieder noch ungleich verbürgter ſcheint als felbit unter einer vömiichen Genfur? 
Sicher, jeder Brite wird die unermeßlich wohlthätige Wirkſamkeit jened Genjurgerichts ver 
neuen Zeit für Erhaltung und Wirkſamkeit der öffentlihen Moral und Ehre, für Entwidelung 
des patriotiſchen Gemeingeifted und edeln Metteiferd anerkennen und dem großen Pitt darin 
beiftimmen, daß tüdhtige Staatömänner nur im Sonnenjchein der Publieität gedeihen. Von 
der Sittlichfeit und Ehre oder dem Verderben der politiihen Gewalten und Beamten aber 
hängen Sittlihfeit und Ehre oder Verderbniß ebenfo fehr wie die Freiheit und Kraft oder bie 
Sklaverei und Schmach ver Bölfer ab. Im fittlichen Volke vertraue man dem mächtigen Triebe der 
öffentlihen Ehre und Scham und ſchaffe ihnen freie Bahn. Sowie aldvann das Ehrenwerthe 
und bie öffentliche Schande nur laut werden, fo fiegen fie über das Schlechte und die Halbheit, 
aud wenn fonft und im Dunkel die große Mehrzahl für fie fein würde. Mögen daher die 
MWohlmeinenden die Beforgnifle gegen die freie Wahrheit aufgeben! Im Dunfel, da wuchern 
die Lüge und Selbſtſucht, die Feigheit und die Beitehung, vie Lift und die Jaäͤmmerlichkeit, und 
darum eben lieben fie das Dunkel und ſcheuen das Licht. Alled Gute aber — fo ſpricht ja auch 
die tieffte und die fittlichfte aller Rehren es aus — alles Gute und Tüchtige erträgt und liebt das 
Licht und gedeiht in dem Licht, und das Gericht für das Vöſe beitand darin, daß die Wahrheit 
in die Welt fam. 

Freilich jegt die genügende Wirffamfeit eines ſolchen britifhen Cenſurgerichts drei Dinge 
voraus: das Volk mup im wejentlichen ein jittliched, ed muß nicht unrettbar dem lintergange 
geweiht fein. Seine Verfaſſung muß der Böbelberrihaft hinlänglihe Dämme entgegenfegen. 
Und endlich feine Berfaflung und jein Parlament müſſen frei fein von der eigenen öffentlidyen 
Heiligung des abfolut Unſittlichen und Ungerechten, wie z. B. einer amerikaniſchen Sklaverei. 
(S. Amerika.) Vöbelherrſchaft, wie ſie jetzt ebenfalls Amerika ſchon öfter bedroht, macht 
das beſſere offentliche Urtheil machtlos, und eine öffentlich gerechtfertigte und ſanctionirte große 
Öffentliche Unſittlichkeit und Preisgebung der Ehre, wie ſeit dem Siege Calhoun'ſcher Grund— 
ſätze in dem nordamerikaniſchen Verfaſſungsleben (ſ. Calboun), zieht immer allgemeinere 
öffentliche Demoraliſation und Unehrenhaftigkeit nach ſich; denn dieſelbe Sophiſtick, welche 
ſchamlos die erſte rechtfertigt und lobpreiſt, dient bald auch der überall wachen Selbſtſucht zur 
Rechtfertigung ver zweiten und dritten. Für unheilbar kranke Conſtitutionen kann auch im 
politiſchen Leben kein Heilmittel dauernde Geſundheit gewähren, und tödlich vergiftende Stoffe 
muß der Staatskörper ausſtoßen, wenn er geſundes Leben wiedergewinnen und erhalten will. 
Solche tödliche Krankheiten abgerechnet aber kann auch eine umfaſſende ſtaatsmänniſche Vor— 
forge für zeitgemäße jittengerihtlihe Erhaltung der vaterländiihen Religion und Gitte, des 
würdigen Maßes der öffentlihen Ehrbarfeit und Anftändigfeit ſehr wohlthätig wirfen. Diefe 
Borforge bleibt auch heutzutage wahrhaft unentbebrlih. Bei aller Nothwendigkeit ver Selb: 
fändigfeit ver Rechts- und Staatdordnung dürfen dod niemals Recht und Freiheit und Ber: 
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faflung von ihren ſittlichen und religiöfen Grundlagen jo gänzlich Iosgeriffen werben, daß man 
für bie legtern und ihre Erhaltung gleichgültig und forglos fein dürfe. Auch hier Fann ein ge- 
funder politijher oder focialer Aſſociationsgeiſt in den einzelnen Gorporationen und Vereinen 
fehr heilſam für dad Nechte und Zeitgemäße wirken. Wahrhaft ſtaatsgemäße Auffaflung der 
Gejellichaftöverhältniffe von feiten der Staatögefeggebung und von feiten der Bürger werben 
in Verbindung mit der obenbezeihneten allgemeinen Sittencenfur dur die freie Öffentliche 
Wahrheit und den würdigen Gemeingeift überall Mittel finden, die Sittlichkeit zu ſchützen, ohne 
ein felbft ſittlich verderblich wirkendes verlegendes Eingreifen geift: und weltliher Behörden und 
ihrer kirchlichen und ftaatlihen Sittencenfur in die rechtliche Privatfreiheit. So z. B. kann e8 
geſchehen durch die freien Wahlen und Ausſchließungen in Beziehung auf die Theilnahme an 
ebrenvollen Vereinen und öffentlihen und Geiellihaftögewalten, jo auch durch Disciplinar: 
gerichte für geift= und weltliche Beamte, Anwälte, Volksvertreter, wenn jie nicht ald Werkzeuge 
reactionärer Gewalt erjheinen, jondern zur Erhaltung der Ehre und jitilihen Achtung dieſer 
Stände aus deren Mitte ermählt werden. Es darf aud die Vereind= und felbft die ſtaats— 
bürgerlihe Gejeggebung zur Wahrung ihrer nothiwendigen Gundlagen ausnahmsweiſe einen 
unüttlien, Argernig gebenden Gebrauch ver Privatfreiheit unrerdrüden, wie ja nach manden 
juriſtiſchen Grundanſichten ſchon die Verbote und Beftrafungen polygamijcher, blutſchänderiſcher 
oder ehebrecheriſcher oder ſonſt Ärgerniß gebender öffentlicher Geſchlechtsverbindungen als 
Ausnahmsgeſetze erſcheinen. 

Ganz beſonders aber müſſen der Fürſt und ſeine Familie überall durch eigenes Beiſpiel, durch 
Austheilung ihrer Ehren und Gunſten und durch ihre Misbilligung ein lebendiges öffentliches 
Sittengericht üben. Bon allen Theorien und Mitteln zur Erhaltung und Sicherung des mon— 
arhiihen Princips in ven heutigen Völkern Fenne ich fein wirkſameres als dieſes. Wahre 
fürſtliche Rechtſchaffenheit und Sittlichkeit begründet die tieffte und dauerndfte Achtung und 
Anhänglichkeit im Volke. Und Ehre ift in Wahrheit, wie Monteöquieu richtig hervorhebt, das 
Lebensprineip der Monarchie. Wie aber ift jie in gelitteten Völkern, in Verbindung mit jener 
allgemeinen Freiheit ver Wahrheit, anders zu erhalten ald durch wahre Sittlichfeit und ihre 
Achtung, Bewahrung und Förderung. Wo der Fürſt lebendig die wahre Ehre, die ſittliche un— 
antaftbare Würde der Nation bewahrt und repräfentirt, wozu ihm die hohe glänzende einfluß- 
reiche Stellung die größten Mittel gewährt, da nährt er die dauerhafteiten Orundfräfte feiner 
Herrſchaft und forget für eine hundertmal gefahrlofere und wirkſamere Befefligung derſelben 
als Durch eine gegen die Volksfreiheit mistrauifche und feindjelige Ausvehnung des fogenannten 
monarchiſchen Herrſchaftsprincips. Es Scheint aud wirklich dieſe Überzeugung bei fürftlicden 
Regierungen endlich einigen Eingang zu finden. Nur finden id auch immer wieder zu viele 
treuloſe Minifter und Günftlinge, welche, um ihre eigene vorübergehende Gewalt zu verlängern 
und um mit Aufopferung der wahren fürftlihen Ehre fih ſelbſt unangreifbar und unver: 
antwortlid zu machen, jenes faljhe monarchiſche Prineip vorſchieben, ſchwache Fürſten zur 
unfittligen Wahrheitd: und Freiheitsunterdrückung verleiten und fie fo lange über die fteigende 
innere Grfältung der Achtung und Liebe des Volks täufchen, jo lange die Heilfame Wirkung ver 
wahren Sittengerichte unterbrüden, bis traurige Kriſen alled Ubel zu Tag fördern, Hoffen 
wir, daß in unferm Deutſchland, nachdem unfere legten Kriſen jene ſchändlichſte Verfälſchung 
der wahren Genjur, duch melde man zum voraus dad Gittengericht der Öffentlihen Wahrheit 
unterdrüdte, glücklich bejeitigten — hoffen wir, daß jegt endlich die wahre Cenſur allmählich fo 
erftarfe, daß jie jene Nichtswürdigen auch den Fürſten in ihrem richtigen Xichte zeige, Denn 
freilih nur jene wahre Genfur der freien Öffentlichen Meinung, nicht etwa ſpartaniſche Ephoren 
wird man heutzutage tauglih und wirkſam halten zur Bewahrung der fürftlien und 
Staatäehre. 

Alle jene einzelnen zuvor angedeuteten ſittenrichterlichen Genfuren finden übrigens ebenfalls 
in dem heutigen gefunden, freien und fräftigen Staatsorganismus ihre höhere Gontrole nicht 
durch ein römiſches Cenſur- oder ſpartaniſches Gphorenamt. Sie finden fie jegt in der die 
Volks- und Negierungdorgane und die verſchiedenen Standpunkte umfallenden freien öffent= 
lihen Sprache des Nationalparlamentsd und ver nationalen Preffe. Die legte beftätigende oder 
verbeffernde Entfcheivung aber finden alle in dem öffentlichen Gewiſſen, in dem fittlichen Urtheile 
der freien gejitteten Nation. ?3) Welder. 


23) Die aus dieſer cenforifchen Natur ber Prefie für die Breßgefeggebung und bie Preßgerichte ſich 
ergebenden Gefichtspunfte mup der Wıtifel über Prepfreipeit würdigen. 
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Eenfur der Drudichriften (alte und neue, und bie zum dauernden Sieg über 
fie nöthigen organifhen Bedingungen). I. Das Allgemeine über die frü— 
here und die jegige Mahrheitsunterbrüdung. Obwol den Nanıen des groß: 
artigften altrömifchen Inftituts ſich anmaßend, ift doch unfere Cenſur überafl, in Gegenftand, 
Ausübung und Wirkung, gänzlich verſchieden von jener römiſchen. Die römifhe belegte 
richterlich bereits begangene, erwiefene, verwerflihe Handlungen mit angemeflener Rüge oder 
befhimpfender Strafe. Die unferige dagegen unterdrüdt, polizeilid bevormundend und freiheit: 
verlegend, dem Genfor misfällig und bedenklich fheinende Mittheilungen von Thatſachen und 
Gedanken vor ihrem Erſcheinen. In der römischen jprach öffentlich und unter den höchſten Bürg: 
ſchaften gegen Ungerechtigkeit, Sprach unter ver Gontrole des ganzen Volks und feiner Vertreter, 
ja bei ver Möglichkeit eines Veto von feiten der Gollegen oder der Volkötribunen, die Maje— 
flät ver ehrwürbigften hoͤchſten Beamten des Staats nur auf fünf Jahre ihre Nüge aus. In der 
unferigen fließt ſchon die Abficht, alles Misfällige ganz zu verbergen, alle ähnliche Bürgſchaft 
und Gontrole aus, und Hier vernichten im Dunfel der Schreibftube untergeordnete Diener der 
Polizei in beliebiger Wahrheitd= und Gedankenunterdrückung für immer das ihnen ſubjectiv 
Misfällige und Bedenkliche. Die altrömifche Cenſur endlich, ebenfo wie die [partanifchen Epho— 
ren und der Solonifche Areopag, hoc erhaben über modernen Materialidgmus und Mechanis-— 
mus, huldigten ver ſittlichen Idee als der Grundlage des freien Staats, und erhielten ald dad 
ehrwürdigſte öffentliche Sittengeriht die Heiligkeit und Achtung der von dem Beftraften ver: 
legten Orundlagen der Eitte und der rechtlichen Ordnung. Unſere Genfur dagegen unter: 
drückt in einem Sittlichfeit und Recht verböhnenden Medyanidmus mit der Freiheit der öffent: 
lichen Meinung zugleich die durchgreifendſte Bürgſchaft für die bürgerliche Freiheit und auch das 
einzige heutzutage mögliche öffentliche Sittengericht. (S. Cenſur ald Sittengeridt.) 
Nach den ausgedehnteſten und dauerndften Kämpfen gegen unfere frühere Genfur, und nad: 
dem fie nicht blos überall die unwürdigfte Cultur- und Freiheitsunterdrückung begründete, fon: 
dern nachdem auch unter ihrer Herrfhaft wiederholte Nevolutionen und Misachtungen aller 
Autorität entftanden waren, gemannen in den gefitteten Staaten Guropas und auch in Deutfch: 
land die obigen Wahrheiten über die Verwerflichkeit folder Einrichtung fo entſchiedenen Sieg, 
daß dieſe Genfur faft überall aufgehoben werden mußte, und daß eine jede meitere Erörterung 
über diefelbe faft unnöthig geworden zu fein ſcheint. Dennoch aber hat in der Gefeggebung des 
Deutſchen Bundes und der deutfhen Bundesftaaten diefe Aufhebung noch ſehr unvollftändig 
geftegt. Theild hat man, nach der, zuerft von der preußischen Reaction gemachten binterliftigen 
Erfindung, vermittelft willfürlicher Conceſſionsertheilungen und Entziehungen die Redacteure, 
Verleger und Druder, durch die Androhungen beliebiger Vernichtung ihres Nahrungsftandes 
wegen jeder etwa midliebigen Außerungen, an die Stelle ver unmittelbaren ftaatspolizeilichen 
Cenſur ald neue, die freie Wahrheit oft noch ängitlicher bedrohende Genforen untergefhoben, und 
Berweigerungen und Entziehungen der onceffionen, Beſchlagnahmen und Verbote erhalten die 
Wirkſamkeit diefer Cenſur. Theils Hat auch die neuefle Bundesgejeggebung vom 6. Juli 1854 
wiederum dad Bundesgrundgefeg, welches zwar bundesgefeglihe Garantien, aber feine Be: 
fhränfungen der innern Freibeitöredte der Bürger in den fouverinen Bundeäftaaten ge— 
ſtattet (ſ. II, 465 fg.), gänzlich misfannt. Sie hat nämlich nicht etwa ein Minimum 
der vom Bund garantirten Preßfreiheit für die Bürger, alfo etwa Aufgebung der Genfur, 
bundesgeſetzlich fanctionirt, ein Minimum, welches die Bundesregierungen den Bürgern nicht 
entziehen dürfen; fie hat vielmehr auch in dem Fall, daß die Regierungen und Landesgeſehze 
den Bürgern ausgedehntere Preßfreiheit bewilligen, eine Neihe neuer Beſchränkungen, darunter 
die Beftimmungen über die Goncefjionen, ftaatöpolizeilid abfolut gebieten feftgeftellt, ven ein- 
„zelnen Landesregierungen aber außerdem noch alle „eingreifendern Anorbnungen‘‘, alfo auch die 

Cenſur ausdrücklich erlaubt, und fo die in der Bundesacte den Unterthanen gegebene Garantie 
ber Preßfreiheit faft in deren Gegentheil verwandelt. So konnte es kommen, daß zu allen den 
unerträglichen Kränkungen, welche ſich für das deutſche Nationalgefühl und die Nationalehre 
an die Behandlung der Herzogthümer Schleswig und Holſtein knüpfen, auch noch die hinzutritt, 
daß dieſe deutſchen Länder, die doch vor allen übrigen und bis zu der erſten Bundes— 
preßgejeggebung in Karlsbad fih der allervollfommenften Preßfreiheit erfreuten 
Ci. Bernftorff) und ſtets würdig erwiefen, jetzt allein unter der ſchmachvollſten Wahrheit: 
unterbrüdung durch Genfur jeufzen, und daß ihre dänifchen Unterprüder zur Rechtfertigung 
derfelben die deutihe Bundesgefeßgebung für fi anführen.*) 


1) ©. Ailgemeine Zeitung vom 18, Oct. 1858. 
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Auch hat die Farholifche Kirche das Princip ver Cenfur feflgehalten. Diefer großen Gor: 
sorationm freilich Fönnen wir die Erwägung überlaffen, ob ihr in heutiger Zeit diefe Genfur 
heilſame Früchte bringen mag, in einer Zeit, wo die Befahr droht, daß alle großen Inftitutionen 
vom Materialismus untergraben oder hberflutet werden könnten, und wo zugleich, bei dem all: 
gemein erwachten, mächtigen und hriftlichen Trieb nach Kortichritt und Vervollkommnung, die 
böbern, die geiftig ſittlichen Lebenselemente mehr denn je aus dem allgemeinften Neiben und 
Kämpin der Kräfte, umd aus dem ganzen nationalen Leben ſich entwideln. Sie jelbft mag 
ed erwägen, ob jegt der blod negirende und unterdrückende Mechanismus der verächtlichen und 
verachteten Genfur jenes hohe echt chriftfiche Leben der Kirche, ohne welches auch jle, fo wie 
einft im bvzantiniſchen Reihe, in Mechanismus und Materialismus verfällt, in der That 
teirffam zu pflegen, ja ob er nur die Äußere Achtung der Kirche in unfern Tagen zu fördern ver= 
mag? Auch hegen wir politifch nicht eine übergroße Furcht vor ver Freiheit vernichtenden Macht 
des Ultramontanismus und Hierarhismus. Wir glauben vielmehr, Daß auch diefe reactionäre 
Richtung, melde ebenfalls durch frühere Voltaire'ſche und jafobinifche Ercefle veranlaßt, ja theil⸗ 
weife berechtigt war, bereits ihren Gulminationspunft erreichte. Wir fürdten fle nicht, fofern 
die Kirche für ſich allein betrachtet und ſich ſelbſt überlaffen würde. Und letzteres ſei ja, wie wir 
ort hören, ihr eifrigftes Nerlangen. Aber freilich ift dieſes Verlangen ebenſo einfeitig wie die 
Berufung auf die allgemeine Breiheit, 3. B. auf die der franffurter Grundrechte. Beides be: 
sieht fich lediglich nur auf das der Hierarchie Nützliche. Die alte pia fraus ift viefem Syſtem 
eingeboren. So ift denn die natürliche Bundesgenoſſenſchaft des firdlichen Despotismus mit 
der abjotutiftifhen weltlichen Neaction, welche jenen keineswegs fich ſelbſt überläßt, jondern ihn 
werfthätig unterftügt und nur ibm Freiheit läßt, dagegen die der Bürger unterdrückt, noch 
immer gefäbrlih genug, vollends tödlich gefährlid, wenn der allgemeine Kampf gegen fie er= 
fhlafft. Zu diefem Kampf aber ift die Preßfreibeit unerlaplih. Und in welcher Weife viefe 
kirchliche Reaction auch an ihrer Unterdrückung, an ver Wieverberftellung und völligen Erfegung 
der weltlichen Polizeicenjur arbeitet, diefes liegt wol mehrfach zu Tage, namentlich aud in 
Ofterreich, wo fie nicht wie in Belgien durch feftbegründete freie Inftitutionen in rettenden 
Schranken gehalten wird. 

Inter diefen Umftänden könnte felbft in unſerm bürgerlihen Gemeinweſen eine reactio= 
näre Wiederberftellung der alten Polizeicenfur noch neben jener der Redactoren, Verleger und 
Drucker irgendwo hereinbrechen. Ja wenn, jo wie in Branfreih und zum Theil leiver aud in 
einzelnen deutſchen Staaten, jene undeutſche unredliche Conceſſionswillkür, mit geheimen, durch 
wirkliche Goncefiondentziehungen und Beſchlagnahmen befräftigten Warnungen zur Unter: 
lafung der Mittheilungen oder Beiprehung beſtimmter Thatſachen oder aud ihrer Beurtheis 
lungen verbunden wird, fo ift hier eine neue maſſenweiſe verhängte Genfurunterbrüdung ber 
ſchändlichſten Art. Die deutſche Polizeiwillfür weiß dann diefelbe auch nod anderweitig zu 
verftärfen, 3. B. durch Entziehungen der allgemeinen Poſt- und Aufenthaltsredhte, überhaupt 
durch ſolchen treuloſen Misbraud der der Regierung für ganz andere Zwecke ans 
vertrauten Rechte, welche, fo wie jene Conceſſionswillkür, die Bürger nicht blos ihrer po= 
litifben Meinungs = umd ihrer Wahlfreiheit berauben , fondern auch ihre perfönliche und ver: 
moͤgensrechtliche Sicherheit zerftören und fie ald Leibeigene behandeln. Wenn vollends zu dieſer 
Unterdrückung der Wahrheit und bei der täglichen Vertheidigung ihres Gegentheils in den mi- 
nifterielfen und reactionären Parteiblättern nody geheime Staatägelver verwendet und ganze 

Preßburtaur errichter werden, um durch gedungene Schriftiteller und Zeitungsredactionen, ja 
durd Artikel, vie man felbft den übrigen Zeitungen aufzwingt, den gutmüthigen Bürger von 
allen Seiten zu der von einem Minifter der herrſchenden Faction beliebten Anſichtsweiſe zu beſtim⸗ 
men, fo haben wir hier doppelte Wahrbeitdunterbrüdung und =Berfälfhung. Wir haben das: 
jenige, wogegen Friedrich der Große in feiner Ausführung über dad Recht der Könige mit 
ſittlicher Entrüftung proteftirte. Gr fagt („Oeuvresposthumes‘, 11,82): „Müßte man nicht ver: 
rückt fein, um ſich einzubilvden, die Menſchen hätten zu einem ihresgleihen gefagt: Wir erhe— 
ben dich fiber ung, weil wir die Sflaverei lieben, und geben dir Gewalt unfere Gedanken 
nad deinem Willen zu leiten? Sie haben vielmehr im Gegentheil gefagt: Wir haben 
dich nöthig, um die Gefege aufrecht zu halten, melden wir gehorchen wollen, um und weife 
zu regieren, um und zu vertheidigen, übrigens aber fordern wir von dir, daß du unfere 
Freiheit achteſt.“ Und in ver That, folhe Wahrheitsunterdrückung zerftört für bie, id nur 
allmählich und durch freies gegenjeitiges Mittheilen ausbildenden Menfhen und Völfer jogar 
die Freiheit des rechten Glaubens und Denfens. Das beftätigt alle Erfahrung umd Geſchichte, 
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zumal die Gefhichte unterbrückter und fanatifirter Völker. ine Gefellfhaft von Wiglingen 
traf einjt die Verabredung, daß ein Mann, der fih einen neuen grünen Mantel gefauft Hatte, 
von den verfchiedenften Leuten an verfchiedenen Orten fo oft wiederholt über die ſchöne blaue 
Farbe veifelben angeredet wurde, daß er ihn zulegt ſelbſt ganz ernftli für blau Hielt.. Wo wir 
nun in Deutichland jhon wiederum ſtehen, nachdem man doch 1848 allieitig das Cenſurſyſtem 
als unheilvoll verwarf, das veranſchaulichen überall traurige hiftorifche Zuftände und Indicien. 

Auch die neue Genfur wird natürlih überall zu Ounften ſtaatsverderblicher auswärtiger 
Politik wie zur Berfaflungsverlegung im Innern gebraudt, So hatte nad jenem angedeuteten 
Preßſyſtem neulid ein Minifter die Naivetät, zur Anempfehlung ver Kortjegung des Syſtems 
und namentlich zu neuer Verwilligung jener geheimen Beftehungsgelver, zu verfihern, nur bei 
folher Preßbeherrſchung fei es dem Cabinet möglich gewejen, in dem legten europäiſchen Kriege 
feine Politik durchzuführen; mit andern Worten: ohne ſolche Wahrheitsuntervrüdfung und Fäl- 
[hung würde eine laute und flarke öffentlihe Meinung der Nation und mit ihr der König diefe 
minifterielle Politik, welde nur einer Eleinen verblendeten Neactionspartei gefiel, welche aber 
die eveliten und weifeften Männer noch jegt ald der Ehre und Sicherheit des Vaterlandes auf 
lange hin verderblich erklären, alsbald bejeitigt, wahrfcheinlich zugleid mit dem Minifterium be— 
feitigt haben. Die eigenthümliche Aufgabe unferer heutigen Genfur in Beziehung auf die Ber: 
faflungen beſteht vorzüglid in der Bekämpfung eines „parlamentariſchen“ Syftend. Diejelbe 
bat freilich den ſehr bedenklichen Urſprung, daß fie zuerjt von einem flüchtigen Demofraten aus— 
ging, welcher, wie die Republifaner häufig, ven Glauben an alle conftitutionelle Verfaſſung, 
alfo vor allen den an bie fräftigfte, die engliihe Verfaſſung, zu zerſtören fuchte, womit, wenn 
es gelingt — und es ſcheint ja in höhern Negionen Beifall zu finden — der befte Vorfgritt zur 
Nepublif gewonnen ift. In jenem Haß gegen den Parlamentarismus nun erflärt man die 
englifchen Minijter „nur für die Organe einer Partei”. Sie ſollen alfo gar nicht die Organe 
des Königs jein, in deilen Namen ſie doh handeln. Diejer vielmehr ſoll eine Null fein, trog 
feiner unermeßlichen Rechte, die er mit einer glänzenden, vom Volke verehrten, unangreifbaren 
unabhängigen Stellung und mit den reihften Mitteln ausüben kann, alfo troß der Rechte an der 
Spige der Staatskirche zu ftehen, die fand= und Seemacht zu befehligen, alle Offiziere, Beamten, 
Minifter zu ernennen und (die Nichter ausgenommen) zu entlaſſen, das Parlament zu berufen 
und auch aufzulöjen, die Geſetze vorzufchlagen und ihnen erſt durch feine Beiftimmung Gültig: 
feit zu geben oder fie zu verweigern, Krieg und Frieden und Staatöverträge allein zu be: 
fhliegen und die Verhandlungen darüber geheim zu leiten. Kann denn wirklich hierbei 
und bei allgemein freier Sprache, allo bei der beftmöglichen Kenntnis von allen Verhältniffen 
und Bedürfniſſen ein geifted = und willenskräftiger Fürſt, der überhaupt ſelbſt zu regieren fähig 
ift,nicht die dem Wohl und Bedürfnip der Nation entfprechenden Regierungsmaßregeln verwirf: 
lichen, kann er dafür nicht durch feine uud feiner Anficht Anhänger, durch feine Freunde, Diener 
und nöthigenfalld durch veranlaßte mehrfache Prüfungen des ganzen Landes frei und ent= 
fheidend wirken? Kann er ed nicht mehr wie irgendandere Perjonen und Gorporationen im 
Neiche, ja mehr felbit ald von Gunſtſchleichern, Höflingen, Factionen und Auswärtigen ge: 
täufchte und misleitete abfolute Fürſten? Vergeſſe man doch nicht, dag im Parlament und im 
Bolfe für jede Frage, 3. B. ob dieſes Geſetz zu erlaſſen ift oder nicht, ſich meiſt zwei jtarfe Par— 
teien gegenüberftehen, und daß der König, um feinen Willen durchzuiegen, mit allen feinen 
Kräften und Mitteln nur die eine derjelben zu verjtärfen braudt. So fann er wirfid regie— 
ren, felbft wenn er fein Dranien if. Nur die mechaniſche voctrinäre Staatstheorie ver: 
langt eine mechaniſche, allgemeine, abfolute Gewalt, ein äußerliches Obenſein, wie der. Hammer 
über dem Amboß, zur Anerkennung einer monarchiſchen, einer ariftofratijchen oder demokrati— 
hen Regierung. In dem organiſchen und freien lebendigen Staate aber findet jich dieſes 
nicht, jondern ein innered wie äußered Zufammenhängen, Ineinanderübergeben und gemein: 
fames Wirken. Aud) das Königthum des freien Volks kann nicht mehr außer ven Volfe fichen, 
und nicht jo eingerichtet fein, daß es ungehemmt daffelbe auch zertreten und vernichten könnte, 
wenn und wie es ihm beliebte. Dover fordert man denn wirklich zum Königthum eine Gewalt, 
nicht blos ftarf für das Gute, fondern ungehemmt aud für alles Böfe, eine abjolute Gewalt, 
ungebemmt, alle dem Wohl und Recht und der Ehre des Volks verderbliche Willensmeinungen 
zu verwirklichen, eine ſolche, wie ſie überall in der Geſchichte lich als verderblich erweift, und zwar 
nicht blos bei einem Bhilipp D., nein, auch bei guten Königen, 3.8. bei Friedrich Wilhelm IM. 
im Bajeler Frieden, in den Jahren 1805—6, ferner in der lebenslang verzögerten Erfüllung 
des Fürſtenworts und in der Zulaffung und Förderung der Unterprüdung und ruſſiſchen Ein— 
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verleibung Polens? Übrigens kann allerdings durch eigenthümliche Verhaͤlmiſſe in einer freien 
Monarchie das monarchiſche Element und Recht auch ftärfer, das ariftofratiihe und demokra— 
tiſche auch ſchwächer fein als in England. Und fo itedsganzvonfelbftin unfern deut: 
hen Staaten. Aber aud in England ift jene wirkliche dirigirende, gewaltige, unantaftbare 
königliche Gewalt an der Spige des Neichd eine monarchiſche. Keine andere bat eine rechtliche 
oder auch nur eine factifche abjolute Dberregierungägewalt über fie und das Neich. Jene neuefte 
Erfindung, unfere deutihen Berfalfungen als von der engliſchen generisch verſchieden dar: 
zuftellen, diefe dient nur ganz demſelben Beftreben wie die frühere Metternicy'iche Behauptung, 
fie müßten als ftändifhe und nicht als repräfentative oder conftitutionelle behandelt werden. 
Diejed aber gab man auf, ald die lügenhafte Scheinverfaffung mit ihrer Preßunterdrückung 
und ihrer Unverantwortlichkeit der Minifter die Unehrenhaftigkeit ver Narionalzuftinde, den 
feigenven Unmuth des Volks, den Unglauben an die conftitutionelle und fomit von felbit die 
Vorliebe für die republikaniſche Verfaſſung und plöglich alles Unheil von 1848 herbeiführten, 
Man wird wol auch die neue Taufhung der Nation nicht einreden und hoffentlih noch vor 
neuem Unheil wieder aufgeben! 

Eine völlige Täuſchung ift aber überhaupt die Darſtellung, ald fei man mit Montedquieu 
im ganzlichen Irrwahn, wenn man die engliiche Verfaffung als annehmbar und wenn man fie 
ald in den europäiichen conjtitutionellen Berfallungen, in den wichtigſten Punften einge: 
führt betrachte. Montesquieu erkannte richtig, daß diefe Bunfte nit England ganz rigen: 
thümlich, fondern daß fie nad feinem Ausdruck in den germaniſchen Wäldern gefunden, oder 
in den allgemeinen germaniſchen Grundverhältniffen der europäiichen Völker gegeben, und daß 
fie zugleich in der nenzeitlihen Ausbildung, fo wie fie zuerft das fein altes Necht tapfer feft- 
baltende und gerade dadurch zugleich geſund und rüftig fortfchreitende engliſche Volk geftaltete, 
für die heutigen Eulturzuftände auch allgemein vernünftig feien. Und die gejitteten Völker er: 
fannten ed mit ihm. So wurden jene Punkte zuerft 1789 von den Franzoſen angenommen 
und, nad) den unglüclichiten Abweichungen von beiden Seiten, zum zweiten mal in den Jahren 
1814— 30; ja ed ward fogar die Charte von 1814 unter den Aufpicien der alliirten Monarchen 
verliehen und 1815 wieberhergeitellt. Jene Bunfre waren enthalten in den den Polen und den 
Preußen gleichzeitig verſprochenen Verfaſſungen, jie liegen zu Grunde den von den deutjchen 
Volksſtämmen wirklich errungenen freien Volförepräfentationen oder vepräjenta= 
tiven Gonftitutionen, fowie den Verfallungen in Spanien, Bortugal, Belgien, Sardinien, 
Holland, Dinemarf. Verglichen nun mit dem l’stat c'est moi, mit dem feudalen, patrimonialen 
und deöpotifchen göttlichen Rechts- und Vormundſchaftsſyſtem zu Montesquieu'd Zeit, waren 
dieſe ins mefentlihen nah Englands Vorgang aufgenonmenen oder neu ind Leben gerufenen 
Punkte: 1) Anerkennung eines juriftifch berechtigten mündigen Volks gegenüber dem König; 
2) vepräjentative Organifation dieſes Volks zur Vertretung feiner Rechte, Bedürfniſſe und 
Wünſche und, jiatt der alten und altveutichen unmittelbar demokratiſchen und ver feudalſtän— 
digen Organiſation, eine Abtheilung diefer Nationalrepräjentation in zwei Kammern, in eine 
mehr ariftofratiiche undeine auf Volkswahl gegründete mehr vemofratiiche ; 3) Zuſtimmungsrecht 
der Stände für Oejege und Steuern und mindeitend dadurd Zufammenwirfung derſelben mit 
der monarchiſchen Regierung; 4) unabhängige Gerichte und 5) Geſchworene (deren Wejen, bei 
verſchiedenen örtlichen und zeitlihen Entwidelungsformen, darin bejteht, daß für die Schuldig- 
erklärung eined Angeklagten das rechtliche Volksbewußtſein mit obrigfeitlihem und wiſſen— 
ſchaftlichem Beanitengericht zufammenwirkt). In einer theoretiihen Auffallung bezeichnete 
Montesquien den zweiten, dritten, vierten und fünften Hauptpunft ald (organijches) Zuſam⸗ 
menmwirfen monardijchen, ariftofratifhen und demofratifhen Negierungsdelementd und zugleid 
als eine Theilung oder vorzugsweife Zumeifung der drei Hauptfunctionen, des regierenden 
Vollziehens, des Geſetzgebens und des Nichtens, für drei Hauptorgane, für den König, ſodann 
für das Parlament und für die Gerichte, wobei jedenfall® nie das organiihe Zujammen- 
und Zueinandenvirken diefer und auch noch anderer Organe zu überfehen, und wobei and) andere 
theoretiihe Anichauungsweifen derſelben weſentlichen Sache möglid find (j. 11, 471). 
6) Dffentlichfeit aller Verhandlungen über die öffentlichen oder gemeinſchaftlichen Ange— 
legenheiten; 7) cenfurfreie Sprade der Volksvertreter und Bürger über dieſelben; 8) Un- 
verantwortlickeit ded Königs, und Verantwortlichfeit der Minifter für alle (deshalb von 
einem Minijter zu unterzeichnenden) Regierungsverfügungen; 9) im wefentlihen Übereinftims 
mung des Minifteriumd mit der feften Majorität der Stände, nöthigenfalls durch Auflöjungen 
und Neuwahlen beider erhalten; 10) freie und rorporative Vereinigungen der Bürger zur 
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Selbſtverwaltung ihrer eigenen Angelegenheiten wie zur Theilnahme an den Öffentlichen; 
11) allgemeine Rechtsgleichheit vor dem Geſetz, oder, wie Gneiſt ſich ausdrückt, das gemeine 
Recht für alle (alſo im Gegenfag feudalftändifcher, ariftofratifher, militärifcher Privilegien); 
12) durchgehender gerichtlicher Schug alter Rechte auch gegen die Berlegungen der Verwaltung, 
oder, nach Gneiſt's Ausdruck, die gerichtliche Berhränfung des Verwaltungsrechts. Daß Ab- 
folutiften und daß Junfer, weldye fRatt, fo wie der Adel in England, Belgien und Sardinien und 
Spanien, wirflihen beilfamen ariftofratifden Einfluß durd das freie Verrrauen 
ihrer Mitbürger, welches heute ftatt des fauſtrechtlichen Schwertes über die politifche Geltung 
entfcheiden muß, vielmehr Junferei, d. h. nehäflige Privilegien und Eaitenmäßige Abſonde⸗ 
rung (ſ. Adel) erſtreben, zugleich mit herrſchſüchtigen Miniſtern das deutſche Volk immer neu 
zu bereden ſuchten, alle- Übertragung engliſcher Freiheitsrechte auf deutſchen Boden oder „in 
unſere ſich von ſelbſt machende abſolutiſtiſche oder junkerliche göttliche Rechtsordnung“ ſei unthun— 
lich, daß ſogar manche deutſche Gelehrten, befangen in fleißig erforſchten verſchiedenen Einzel— 
heiten der Entwickelung und Geſtaltung der Inftitutionen der germaniſchen Völker, eine Ge— 
meinſchaftlichkeit ihres Grundweſens — daß ſie vor lauter Bäumen den Wald nicht ſahen — 
dieſes iſt ebenſo begreiflich als weltkundig. Auch das war nicht befremdlich, daß ein gewiſſer ſich 
gern accommodirender und diplomatiſirender Neuliberalismus, welcher die unerſchütterliche 
Behauptung der Grundſätze Flug den beſondern Umſtänden opferte, jo z. B. mit Steuer: 
verwilligungsrecht ohne Steuerverweigerungsrecht ſich zufrieden erklärte, auch hier ſich accom— 
modirte. Aber ed überraſchte, daß auch jo vortreffliche Männer wie die Herausgeber des „Preußi⸗ 
ſchen Wochenblatt“ und der „Preußiſchen Jahrbücher“, ja daß ſogar Gneiſt zum Theil jene 
beliebte Waffe der Gegner unſerer zeitgemäßen Freiheit zu unterſtützen ſchienen, ſo namentlich 
auch durch die Behauptung: „Das weſentlich Wahre und Übertragbare in den englifchen Inſti— 
tutionen beftehe nur in jenen obigen drei legten Bunften’’ („Jahrbücher“, I, 4). Doch wird ſich 
diejed Misverſtändniß ohne Zweifel befriedigend auflöfen, Und ficherlich wird jeder ſchwächliche 
diplomatifirende Neuliberaliömud in dem großen neuen preußifhen Aufſchwung abgeſchüttelt 
werden. Es wird endlich wieder Die Zeit fommen, wo die deutſchen Liberalen aufs neue allge: 
mein die wahren ®rundlagen aud unferer deutichen Verfaſſungen energifch vertheidigen, und 
auch fich darin nicht irren Faffen durch Auflöfungen oder Berufungen an das Volk, welches ohne 
folhe energiihe Behauptung der Rechtsgrundſätze, und ohne manndafte Sprade für das 
Recht allen Glauben und alle Theilnahme für die VBerfaffungen verliert. Der flare Buchſtabe 
der Geſchichte aber erweiit ed in der That, daß jene ſchon urfprünglich im wefentlichen gemein: 
ſchaftlichen Grundſätze wirflid den übrigen europäiſchen Staaten zur Zeit der Franzöſiſchen 
Revolution entweder fremd oder doch entfremder, daß fie aber in England zeitgemäß ausge— 
bildet waren und den neuen euvopälfchen und deutſchen Berfaffungen theils zum Vorbild dienten, 
theil8 in natürlicher Kolgerichtigkeit in fie übergingen. Auch das erjte läßt ſich wegen der ur- 
fprünglichen germanifchen Örundlagen dieſes freiheitlihen Syſtems fogar hiſtoriſch rechtfertigen. 
Es find dieſe 12 Sauptpunkte und in Feiner Meije fremd und unzuftändig. Sie vereinigen 
und begründen fib alle dur die Natur und Entftehung unferer freien, unferer repräjenta= 
tiven oder conftitutionellen, oder auch nur landſtändiſchen Verfaſſungen, mag man viele nun 
parlamentarische oder nicht parlamentarifche zu nennen belieben. 

88 bilden dieſe Hauptpunfte den Organismus des freien, des conftitutionellen Staats. 
Sie ftehen daher auch in fo organifcher, inniger Verbindung und Wechſelwirkung, daß wo ein: 
mal mehrere derſelben Wurzel fallen, die andern ebenjo wejentlid durch den Lebenstrieb des 
Volks und Staatd nah Harmonie und Gonfequenz gefordert werden, wie für den Logifer und 
Mathematiker fo oft mit einigen gegebenen Buntten vie übrigen ſich als unfehlbar ermeifen. 
Ebenfo ift unvermeidlich, daB wer die einen haft und verwirft (z.B. die Minifterverantwortlid: 
feit), aud die andern (3.8. die cenfurfreie Sprache) zu unterprüden ſuchen muß. Jeder 
einzelne, aljo aud die Preßfreiheit, ift nur fiher in der organiſchen Verbin: 
dung mit allen, Deshalb Franken nun aud natürlich unfere deutichen Staaten, melde 
bie einen anerfennen, die andern auffhliefen, jolange an einem innern mehr oder nıinder 
revolutionären Kampf, Zwieſpalt und unfihern Zuftand, welche die Negierungd: und Volks— 
kräfte lähmen und verzehren und nur zu oft die Orundlage des Friedens zwiſchen Thron und 
Volk, zwiſchen Königthum und Freiheit zerrütten. Wir werden nicht eher hinlänglich mächtig 
werden, bid wir endlich über Preßfreiheit und Volksrepräſentation, fo wie längſt ſchon die an— 
bern freien Bölfer, Frieden fchließen. 

Selbft der jo vielfah und natürlih am meiften den für ihren Gewaltbeſitz beforgten 
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Miniftern verhaßte neunte Hauptpunft oder die Majoritätsentſcheidung wird dort in einer 
richtigen Auffaflung im minveften nicht beanftandet. Den gewöhnlihen Ginwand, man 
müffe die Stimmen wägen, nicht zählen, findet man albern, da ja durch möglihft gute Wahl: 
gejege und durch den natürlichen Einflup gründliher Verhandlung, und namentlid auch aller 
guten Gründe der Negierung und ihrer Minifter wie ber nationalen Preſſe, die Majora beft: 
möglihft ponderirt werden, noch ehe fie definitiv werden, und da ihre Beſchlüſſe das einzige na— 
türlihe Mittel find, pie Geſammtheit für die Negierungsbefhlüffe zu gewinnen und der Regie— 
rung Einheit und Sraftzugeben, da endlich für arme Sterbliche, folange ihnen Gott nicht felbft das 
Weiſere bezeichnet, doch jicherlich das Mehrgelten ver Minorität weniger vernünftig wäre. Auch 
weiß man in England aus Erfahrung, wie ein König, der fo willend: und geifteöfräftig ift, daß er 
als abjoluler Monarch ſich nicht täufchen und regieren ließe, glei einem Wilhelm von Oranien, 
feine guten Abſichten zur Majorität machen kann, und mie jelbft ein Shwächerer die Mittel be— 
figt, unreife Majoritäten zu befeitigen. Wie denn z. B. Georg II. zu Gunſten von Pitt, welcher 
ded Könige Anficht vertheidigte, aber die allergrößte Majorität gegen ih hatte, dieſe brfeitigte 
und ihm dur die Parlamentsauflöjung eine Majorität für feine und des Königs Anfichten 
verſchaffte. Auch die Freiheit der Preſſe anzufeinden und Genfur oder ihre Stellvertreter ein: 
zuführen — diejes kommt in England jelbft feinem König und feinem Dinifter auch nur in den 
Sinn. Und troßg aller der bedenflichit ſcheinenden Lberbleibfel ver frühern Heudaleroberungs: 
zeiten, von denen Deutjchland frei blieb, zeigt fidh in England das höchſte Werk des Menſchen— 
geiftes, eine freie Staatöverfaflung in nie zuvor gejehenerMajeftät, und verleiht dem zuvor klei— 
nen Bolfe eine Mahtgröge und zugleid) feinen Bürgern ein Wohlgefühl, einen befriedigten 
Baterlandsftolz und eine Sicherheit, wie fie die Weltgefhichte nirgends anderswo zeigt und 
wie e8 deutsche Buchgelehrſamkeit nie herausfpintijiren, neuliberales höfiſches Verhüllen nie 
berauspiplomatifiren wird. 

Dap gerade in allen politiihen Hauptſachen auch wir ſämmtliche Deutſche noch weit zurüd 
find — wer darf dieſes beftreiten! Unſern Kräften follen wir vertrauen, aber nicht fie ein— 
fhläfern durch Beihmeihelung unferer Regierungs- und Bolfözuftände, ebenfo wenig ber 
frühern ald der gegenwärtigen, in welchen legtern, wie die traurige Geſchichte unferer Ver: 
faflungen zeigt, jene Hauptpunfte, und mit ihnen unfere Verfaſſungen nod fo unvollfommen 
und beftritten jind, wo bald das Volk in europäifchen Kriſen wie 1830 und 1848 eiligft zu— 
greift, um feine Freiheit endlich zu erobern, bald die Negierungen wie 1849 das foeben Zuge: 
flandene wieder zu nehmen ſuchen, wo alsdann aud) liberale Bürger und Stände oft vergeffen, 
daß nur die fräftigfte Vertheidigung der verfaſſungsmäßigen Grundlagen, eine joldhe, welche 
die Berfafjungsfeinde jo gern als altliberale Starrheit, ald unpraftifche Principienreiterei ver- 
folgen, eine rubige friedliche Entwidelung hoffen läßt, Bei und alfo kann wirklich jegt noch 
niemand Bürgicaft.leiften gegen eine wenigftens vorübergehend reactionäre Wiederheritellung 
ſelbſt der unmittelbaren Bolizeicenfur, von welcher ja unfer Deutſchland noch nit allgemein 
gefeglich befreit und noch nicht volljtändig gereinigt if. Ganz gewiß aber werben wir nod 
ernitlid zu fämpfen haben für die Befreiung von jenen unglüdligen neuern Surrogaten 
derjelben. i 

Somit wird, auch trop aller dankbaren Anerkennung, dag die unermüdlihen und langen 
Kämpfe gegen die alte Genfur wenigftens vorläufig ihre thatſächliche Abſchaffung bewirften?), 
doch noch ein Überblick der Geſchichte dieſes weltgefchichtlih wichtigen Inftitut3, und eine Be: 
trabtung feiner fo oft überjebenen verderblichſten Gigenfhaften und Folgen, gegen welde wir 
noch heute zu kämpfen haben, unerlaplich fein. 

1. Geſchichte der Cenſur. Der freie wechielfeitige Austaufh von Erfahrungen, Ge: 
fühlen, Gevdanfen auf allen und von Gott gegebenen Wegen, diefes freie wechfelleitige Mit: 
theilen, Reiben und Vereinigen der Geifter, dieſes freie geiftige und moraliihe Wirfen des 
Menſchen auf feine Mitmenjhen — die Grundbedingung aller menſchlichen Entwidelung 


2) Scyon die Trtelangabe der Schriften in dieſem Streite würde ein Buch füllen. Auch der Heraus: 
geber. des „Staats-Lexikon“ fehrieb in dem großen Kampfe, außer den Artifeln in diefem Werfe, eine 
ganze Reihe befonders abgedrudter im der badifchen Kammer gehaltener Motionsreden und noch Tols 
gende Bücher: „Die ganze und vollfommene Preffreiheit in ehrerbietigfter Petition an die hohe deutſche 
Bundesverfammiung‘' (Freiburg 1830); ‚Neuer Beitrag zu der Lehre von den Injurien und der Preß— 
freiheis” (Freiburg 1833); „Wichtige Urkunden über den Rechtszuſtand der deutſchen Nation (die Protos 
lolle des Karlobader Congreſſes) mit Erläuterungen‘ (zweite Auflage, Manheim 1845); „Geheime Ins - 
quifition, Genfur und Gabinetsjuftiz in verberblichem Bunde” (Karlsruhe 1845). 
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und Vervollkommnung wie alfer freien gefellihaftlihen Vereinbarung und Einrichtung — ift 
das ältefte, heiligfte Recht wie die heiligfte Pflicht Freier gefitteter Menfchen und Völfer. 

Ein zuvorfommendes Verbieten und beliebiges Beherrihen und Unterprüden der freien 
geiftigen Mittheilung, etwas Ähnliches wie die Genfur, welde gegen Anfang des 16. 
Jahrhunderts die Hierardhie zur Stüge ihrer finfenden Weltherrſchaft erfand, zuerft bekanntlich 
der unmwürbdigfte aller Bäpfte, Alerander VI., und darauf Leo X., und welche von den weltlichen 
Regierungen zuerft Philipp H. von Spanien zur Stüße feiner Union des geiftlihen und welt: 
lichen Despotismus ausbildete, Fannten weder die Völfer des Alterthums noch bis dahin die 
germanischen Völker. 

Zwei faft unbegreifliche Begriffsverwechſelungen verwirren öfter die Lehre von der Cenfur 
und Preffreiheit. Die erfte iſt die, daß manche bei einer allgemeinen Feſſelung der Preſſe und 
der Mittheilung durch jie, bis und foweit eine Cenſurbehörde ihren factifhen Gebrauch geftattet, 
den fo noch geftatteten Gebrauch mit einer rechtlichen Freiheit der Preſſe verwechſeln oder ver— 
einbarlich halten (ſ. unten III). Die zweite ift die, daß man mit der rechtlichen Preßfreiheit eine 
Erlaubtheit und eine Straflofigfeit rechts- und gefegwidrigen Misbrauchs dieſer Freiheit ver: 

miſcht und alfo auch die allgemein rechtlihen Beſchränkungs- und Strafmittel, die allgemein 
rechtlichen Vorbeugung = wie Unterbrüdungsmittel gegen diefe rechtswidrige Verbreitung von 
Drudichriften mit ver Genfur auf Eine Linie ftellt. Nur aus diefer in der Ihat feichten Be— 
griffsverwirrung fonnte auch Hoffmann (in feiner „Geſchichte der Büchercenſur“, Berlin 1819, 
©. 6 fg.) die römischen Straf: und Unterdrückungsbeſtimmungen gegen bereit8 mitgetheilte 
Shmähfhriften und Schmählieder und Majeftätsbeleivigungen in der Geſchichte der Eenfur 
als eine Art derfelben aufführen. Nicht darin liegt hier der große Irrthum, daß früher das 
Nömifche Net auch fogar in Beziehung auf die ausgefprochenen Außerungen fo mild war, daß 
Tacitus (1, 72) jagen fonnte, bis zu Tiberius feien Worte überhaupt ftraflo® geweien, daß 
auch noch in der Kaiſerdespotie felbit bei Schmähfhriften ver Beweis der Wahrheit der That: 
ſachen von Strafe befreite?) und daß auch das neuefte Römische Recht dieliberalften Orundfäge über 
bie Freiheit ver Außerungen enthält.*) Aber alle diefe Geſetze enthalten nicht die leifefte Spur 
einer vorausgehenden allgemeinen Befhränfung der Öffentlihen Auferungen in Verſammlun— 
gen aller Art und im Mittheilen durch Infchriften und Handſchriften, durd deren Vermehrung 
durch Abichriften und ihre Verbreitung, obgleich foldye Verbreitung in den alten Staaten wie 
bei ven Germanen, je mehr die Gultur flieg, um jo mebr in großer Ausdehnung und als 
wichtiger Verkehrszweig, namentlich aud durch Öffentliches Ausrufen und Norlefen ftattfand, 
und obgleich insbeſondere aud) in der fpätern Verderbniß die Verbreitung von Schmähſchriften 
felöft gegen Kaiſer fehr häufig wurde.d) Es war mit Ginem Worte bei ven Völkern des Alter- 
thums wie bei den Germanen bis zum 16. Jahrhundert der Gebraud aller gemeinen Wege 
der gegenjeitigen geiftigen Mittheilung frei für alle, wenn auch die bereitd erfolgte Mittheilung 
rechtlich und zumeilen despotiſch gerügt und unterdrückt wurde. 

Wohl aber gibt ed für die geiftige Mitteilung überhaupt und vorzüglich für die politifche 
Mittheilung der civilifirten freien Bölfer zwei verfchiedene Hauptwege und zwei große Haupt: 
prerioden. Nur darin flimmten alle freien Völker der Erde überein, daß fie als die Grund: 
bedingung eines wirklich freien, rechtlichen Geſellſchaftsverhältniſſes freie Sprade und freie 
Stimme aller jelbftändigen Staatöbürger und Kamilienväter über die gemeinfchaftlihen oder 
Öffentlichen Angelegenheiten forderten, eben weil es die gemeinfhaftlihen Angelegenheiten Treier 
Männer und Gejellihaftösgenoffen find, von denen feiner allein die allgemeine oder reine Ber: 
nunft hat, bei denen die gemeinſchaftliche Vernunft für das gemeinfhaftliche Leben, der ſittlich 
freie, vernünftige Gefammtwille oder die wahre Öffentliche Meinung und die gemeinſchaftliche 
Freiheit ih nur in freier Sprade entwideln und offenbaren kann. 

Aber in der Periode der alten Zeit, bei den freien Völkern des Alterthums und bei den alten 
Deutſchen, da fand die wefentlihe wechfelfeitige Mittheilung, Belehrung, Beiprehung und 
Meinungsäußerung, vorzüglic auch Die politifche über die Gefellihaftsverhältniffe, mündlich in 
Öffentlichen und unmittelbar vemofratifhen Berfammlungeu, Berarhungen und Abftimmungen 
aller Bürger ftatt; in den officiellen, den Gemeinde = und Volks-, den Geſetzgebungs- und Re: 


3) C. unica de famos. Nibell., f. auch das Kanonifche Recht Caus. V, 9, c. 1. 

4) Welder, Neuer Beitrag zur Lehre von den Injurien und der Preßfreiheit, S. 106 fg., und bie 
dafelbit angeführte treffliche Schrift von Weber, Über Injurien. 

5) Bıl.y B. audı Paulus Rec. sent., 5, 4, 15, 16; L. 4 u. 5; C. Theodos., 9, 34; Sueton. 
Aug., 55; Tıber., 58, 59, 61; Nero, 39; Domit., 8; Tacit. Annal,, 4, 34; 14, 48, 49, 50; 16, 14 
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gierung8= und Gerichtöverfammlungen, wie auf den nicht officiellen und öffentlichen Blägen, auf 
dem Forum, in den Straßen und Öffentlihen Hallen. Griedhen und Römer und alte Germanen 
forderten für die Breibeit und zu diefer gemeinſchaftlichen politifchen Beredung und Beftimmung 
der gefellihaftlidhen Angelegenheiten fo unbedingt jene® unmittelbare demokratiſche Verſam— 
meln, jenes Mitiprechen aller, daß befanntlich felbft Gis zum römifhen Kaifertgum herab (fo 
z. B. noch bei Tacitus in Annal., 1,1) ſolche Demokratie und ein freier, rechtlicher Zuftand 
in der Sprache und im Gedanken ebenfo völlig gleichbedeutend waren wie im Gegenjag Alleine 
berrfhaft und Despotie, und daß bei ven Germanen der Rechtsgrundſatz galt, daß den freien 
Mann nur binde, wozu er mit gerathen. (So wir nicht mit vathen, fo wir nicht mit thaten!) 
Die Nothwendigkeit der hinlänglichen Zeit für diefe allgemeine, mündliche, öffentliche Mitthei- 
lung und Beiprehung aber war nad) Ariftoteled der alleinige Nechtfertigungsgrund der Skla— 
verei für die ÜÜberwundenen und ihre Nachkommen, die bei Griechen und Nömern und Germa— 
nen den freien Bürgern den größten Theil anderer Gefchäfte abnehmen mußten. Und die Klein- 
heit ver bloßen Stadt: und Oauftaaten machte auf der andern Seite die Durhführung der Frei— 
heit auf diefem Wege möglih. Da aber, wo (bevor noch ein befferer Weg der geiftigen und 
gejellihaftlihen Mittheilung gefunden war) und in dem Grade, wie diefe mündlichen und uns 
mittelbar demokratiſchen Beiprehungen aller Bürger in öffentlihen VBerfammlungen aufhörten, 
fo wie in Rom unter den Kaifern, wie bei den Germanen, feitven fie in große Reiche vereint 
wurben und jeitvem vollends fpäter die fremden Rechte, die Geiftlichkeit und die romaniftifchen 
Juriſten ihre Volks- und Gerihtöverfammlungen unterdrüdten und ihnen die freie Sprade 
über das Gemeinfhaftliche entzogen, da und infoweit hörte auch die politiſche und bald auch die 
bürgerliche Freiheit auf und machten zum Theil ſcheußlich despotiihen und fauftrechtlihen und 
fHlavifhen Zuftänden Pla. In Deutſchland felbft war indeß aud bei hereingebrochenem Feu— 
dalismus und Fauftrecht die freie Sprade der Vereine und Genoſſenſchaften und ihre neue Ent— 
widelung, namentlidy die in den vielen Städten, doch wenigftend nicht durd äußere Eroberungs— 
gewalt und Inquifition und wenigftend nicht fo ſehr wie in Branfreih, Italien, in Portugal 
und Spanien und zum Theil felbft in England unterprüct worden. Gerade durd diefe Freiere 
Sprache und größere geiftige Freiheit war die deutſche Nation im Stande, die erjte zu werben 
in Givilifation und Macht. Dadurch war fie im Stande, in der Erfindung und Ausbildung 
aller Mittel der Givilifation vorauszugehen und das wichtigfte aller Werfzeuge der Eultur und 
der Freiheit, die freie Preffe, ver Menſchheit zu Schenken, diejes Werkzeug, durch deflen Gebrauch 
fie alsbald die Hierarchie ftürzte und zuerft die Grundlagen des Feudaldespotismus erjchütterte, 
und welches mehr ald irgendetwas anderes die neue Zeit und Eultur, die neue Staatdordnung, 
die repräfentative und Durch fie die neue, größere und ausgedehntere oder allgemeinere und hu— 
manere Freiheit und Bildung begründete. 

In der Periode der neuen Zeit und in den neuern, freien, germanifchen Staaten oder feit 
der Erfindung der Druderprefle fand immermehr die wichtigſte wechjelfeitige Mittheilung, Be— 
lehrung, Beiprehung und Meinungsäußerung, vorzüglid auch die politifche über die Ge: 
ſellſchaftsverhältniſſe, durch die freie Preife und vor allem auch durch Tageblätter und Zeitz 
und Slugichriften ftatt. Die Telegraphen geben in neuefter Zeit noch ein weiteres faſt wunder— 
ähnliches Mittel freier Mittheilung ab. Die freie Preſſe, diejes wichtigfte Organ der Mitthei— 
lung der Wahrheit und Freiheit für die neue Zeit und Welt, das ſichere und leichte und wirf: 
fame Spradorgan für unendlid) viele und auch für ganz entfernte Zeiten und Näume, für alle 
Millionen unferer Mitbürger und aller gejitteten Menſchen und für eine dauernde Vorlage zu 
reiferer Prüfung, übertrifft unendlich bie Mitteilung durch jene ältern Organe. Sie trat immerz 
mehr an die Stelle nicht blos des früher ausgedehnten Gebrauchs und gewerbmäßigen Vertriebs 
von Handſchriften und von Infhriften aller Art, fondern befonders auch an die Etelle jener 
täglichen, unmittelbar demofratiihen Bolfsverfammlungen und der mündlichen Neden und Bes 
lehrungen und Abftimmungen zur Begründung der politifhen Gultur, zur Bildung der öffent: 
lihen Meinung und ver nationalen Sittengerichte, zur allgemeinen Berathung aller gemeinſchaft⸗ 
lichen Angelegenheiten. Eine freie Preſſe machte die Freiheit in großen Neichen möglich und die 
Teilnahme aller ihrer Millionen von Bewohnern an diefem herrlichften Gute der Menſchheit, 
die Theilnahme an der freien Beſprechung der vaterländiihen Angelegenheiten und an ihrer 
Mitbeftimmung durch Repräfentanten, neben der Übernahme aller andern Geſchäfte für Die ges 
meinihaftlihe Gultur. So wurde die Prepfreiheit, vor allem die allgemeine und die politiſche 
der Zeitungen, Zeit: und Flugſchriften über die täglichen und gemeinſchaftlichen Angelegenheiten 
— denn die Freiheit bloß für dicke Bücher und über allgemeine, entzernte Gegenſtände, welche 
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wenige lejen, wäre faft wie ein Privileg für Gelehrte und Buchhändler und zum Theil jelbfl jener 
Politik nicht ganz unähnlich, die dem „‚gemeinen Volk“ das Lejenlernen unterjagt — nidt blos 
ein mehr als volljtändiger, fondern zugleich aud der unentbehrliche Erjaß jener alten Organe 
der Wahrheit und Freiheit oder der freien wechlelfeitigen Mitteilung. 

Daß die vollkommene Preßfreiheit für jene ältern Organe mehr ald genügenvden Grfag 
gebe, das beweift ſchon ein Blick auf die preffreien Länder. Wie erhebend ift z. B. nicht ein 
folder Blid auf das freie und würdige politifche Leben des großen britiſchen Reihe. Im Ber: 
lauf weniger Stunden haben bier alle Millionen Bürger durch freie Zeitungen in ihrem Haufe 
jedes Wort, das in den repräjentativen Barlaments= und Gerichtsverſammlungen gefproden 
wurde, und alles, was im Staate vorging, vernehmlicher und zu reiferer Beratbung als bei den 
Reden in den demokratiſchen Bolföverfammlungen vor fih. Und alliogleih fünnen fie im den— 
felben Zeitungen oder in freien Petitionen, ebenfalld durch Mittheilung ihrer Meinungen, Er: 
fahrungen und Bedürfniſſe, allgemein vernehmlid darauf antworten. So fünnen alle, welche 
wollen, an den nun rubhigern, veifern, verftändlichern Verhandlungen ihrer wenigen Re— 
präfentanten, ohne viel Zeit: und Koftenaufwand, ungleich mehr Antheil nehmen, als es bei 
den großen, lärmenden Volksverſammlungen jemald möglicd gewejen wäre. 

Unentbehrlic aber fcheint jener Erfag, weil wegen der Größe der Staaten und wegen der 
Aufhebung der Sklaverei und Leibeigenſchaft und auch ded Helotidmus, in welchem die Stadt— 
ftaaten des Alterthums alle Provinzbewohner unterdrüdt hielten, jegt der ungleich größere Iheil 
der freien Gejellihaftögenoffen unmöglid mehr in demofratiihen VBerfammlungen und Be: 
rathungen an den gemeinjcaftlihen Angelegenheiten des Vaterlandes, an der Kenntniß der: 
jelben und an ver Bildung der öffentlihen Meinung über fie Antheil nehmen, feine Wünſche, 
Bedürfniſſe, Erfahrungen mittheilen fann. Ohne Prepfreibeit, ohne vollftändige preffreie 
Mittheilung, und zwar nicht bloß von einem einzigen, etwa dem minifteriellen Standpunfte aus 
und mit Unterdrückung entgegenjtehender Thatſachen und Anſichten, oder mit Verfälſchung der 
Wahrheit, könnten ſich jetzt die einzelnen Staatsgenoſſen nicht einigermaßen gegenſeitig verneh— 
men, austauſchen, verſtändigen und gründlich belehren. Sie könnten ſelbſt auch nicht einmal 
diejenige politiſche Kenntniß, Bildung und Tüchtigkeit erlangen, die ihnen zu einer richtigen 
Wahl ihrer Vertreter, zur heilſamen Mitwirkung in ihren Gemeindeangelegenheiten, zum Schutz 
gegen Beamtenwillkür und zum Schutz gegen Volksverführer, endlich zur klugen Einrichtung 
ihrer induſtriellen, commerziellen und ökonomiſchen Unternehmungen nöthig find. So ſcheint 
alſo nach der Zerſtörung jener ältern phyſiſchen Sklaverei und Leibeigenſchaft und Provinz— 
knechtſchaft erſt jene allgemeine Preßfreiheit alle Bürger auch vollſtändig gegen neue geiſtige und 
politiſche Leibeigenſchaft zu ſichern. Sie erſt ſcheint das unentbehrliche Mittel der wirklichen 
Zutheilung der Würde und der höchſten Güter der Menſchheit, ver Freiheit und des Bürger: 
thums, und der eveljten Früchte menſchlicher Gultur zu fein. Sie ift auch das unentbehrliche 
Mittel für Verbreitung der beften Früchte ver gelehrten Beſtrebungen. Sie erft ertbeilt allen, 
je nad ihrer Tüchtigkeit, die wahre active Theilnahme an der freien Menſchen- und Staatd- 
gefellihaft und an ihren Beitrebungen, das active Staatsbürgerrecht. Sie zerftört das Kaften- 
mäßige und Despotifche auch in dem Verhältniſſe der Studirten zu den Nichtſtudirten. Durch 
ftetö neue Erfahrungen wie durch die Natur der Sache wirft dieſe Wahrheit fo unzweifel— 
haft, daß überall, wo irgendein Unterdrückungsſyſtem ji behaupten will, die Unterdrückung 
freierMittheilung ihm zum Werkzeug dienen muß. Selbft ein allgemeines Stimmrecht des Volks 
weiß fie, wie die neuefte Geſchichte Frankreichs beweiſt, alöbalo wirkungslos zu madıen. 

Und nicht blos im innern Staatsverhältniß ijt die freie Preife das Hauptorgan der Frei 
heit und Gultur. Statt daß früßer die verihiedenen Staaten und Völker getrennt lebten 
und faft nur im Vernichtungskampfe oder in unglücjeligen despotiſchen Eroberungskriegen ſich 
fennen lernten, bietet und jegt die freie Preſſe das Hauptorgan für jene immer größere und 
herrlichere Bereinigung freier und jelbftändiger Völker zu einem friedlichen Reiche freier brüder: 
liher Wechſelwirkung und täglichen wechfeljeitigen geiftigen Austaufches und des Ichendigen 
Metteiferd der Gejittung und Bervolllommnung. Freie Zeitungen find nicht mehr blos Die täg: 
liche wecyjelfeitige Sprache der Staatsbürger über ihre eigenen gemeinichaftlihen Angelegen— 
heiten. Sie find auch der wechſelſeitige Unterricht und Die wichtigften Verkehrs: und Verbin: 
dungsftraßen für alle Bölfer des menſchlichen Brudergeſchlechts. Sie find in jeder Beziehung die 
wichtigften Organe der allgemeinen Gultur und Freiheit. Sie wenden die Blicke der Menſchen 
von ihren Fleinlichen und egoiftiihen Verhältniſſen und Beitrebungen auf vie höhern, reichern, 
gemeinihaftlihen Verhältniſſe, auf die Freiheit und Eultur des Baterlandes und der Menſchheit. 
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So ſchien denn durd jene große Erfindung des deutſchen Geiftes ein Fortfchritt der Freiheit 
und Gultur des menſchlichen Geſchlechts gewonnen, von weldhem man früher Feine Ahnung hatte. 

Da erſchien — wer hätte jolden traurigen Rückſchritt fürdten follen — da erjhien, um 
einen großen Theil von Europa, namentlih Spanien, Bortugal und Italien, zum Theil auch 
Sranfreih, Deutihland, England und die übrigen europäischen Völker auf Jahrhunderte hin 
in neue, die Zeiten des Fauſtrechts weit überbietende geiftige, moraliſche und politifhe Barbarei 
und Verderbniß zu ſtürzen — die Cenſur — die Cenſur in ihrer von der römischen Genfur (i. 
Genfur ald Sittengeriht) jo ganz abweichenden Geitalt. 

Die theokratiſche, geiftlihe Gewalt hatte früher und jo lange, als fie in geiftiger Cultur vor- 
angeben und jie fördern, ja durch fie, durch ihre Schulen und Univerſitäten, herrfchen konnte, 
weil die jugendlichen germaniſchen Völker, ihrer Erziehung bedürfend, in freiem Olauben ih - 
an fie anjhlojfen, wohlthätig gewirkt. Aber fie wurde in dem Maße unterbrüdend und des: 
potifch, ald diefe Völker ihrer Erziehung und Bevormundung und dem blinden theofratijchen 
Glauben entwachien waren, und jienun dennoch ihre theokratiſche Glaubensmacht undHerrſchaft, 
und zwar jegt durch allgemeine Inquiſitions- und Kegergerichte und durch Bekämpfung des ihr 
nun verberblich werdenden geiftigen Fortſchreitens, behaupten wollte, und als je, die früher das 
Volk gegen Fauftrehtögewalt und Despotismus geihügt hatte, ſich jegt umgekehrt, ſowie in 
Spanien unter Philipp Il., mit dem Despotismus der Könige, oft auch der Ariftofratie und 
mit den ſchändlichſten Höflingsregierungen zur Unterbrüdung ber Freiheit verbündete. So 
mußte ihr denn jehr begreiflid die von Papſt Alexander VI. in jeinem Evict von 1496 eins 
geführte Genfur zur Unterdrückung des freien Gebrauchs des neuen, wichtigften Organs für rei: 
beit und ‚Wahrheit dienen, während ihr jelbt vie leichte Mittheilung durch die Preſſe ein neues 
Mittel für den Deöpotisinus wurde. 

Und welde Gntwürdigung, welche Verdummung und Entfittlihung der Völker, welcher 
ihändliche, vernichtende Despotismus der Regierungen und der geiftlihen und weltlichen Arifto- 
fratie, welche grenzenloje Verderbniß der Höfe und der höhern Stände entwidelten ſich nicht 
jegt unter der Herrjchaft und mit Hülfe der Genfur, durch Unterdrüdung des freien Gebrauds 
der Vreſſe für die Beherrſchten jo wie durch den falihen Gebraud der Prefle von feiten der 
Herrſchenden, durch die Täuſchung der unglüdlihen Völker! Diefe neue hierarhiiche Gedanken» 
inquijition wirfte vernichtender als die frühere und gab auch ven blutigen Kegereiverfolgungen 
erſt Beitand und die jhauderhafte Wirfung. So konnte 3.8. das ftolze Volf der Spanier, 
das in feiner Freiheit weltherrihend, veih an Cultur und Macht jeder Art geworden war, von 
40 Millionen bis unter zehn herabfommen, in ſchmachvolle Nihtigfeit und fremde Abhängig: 
feit verjinfen, in dem Bejige einer halben Welt an Bermögen und Gultur verarmen. Es fonnte 
unter der jheußlichiten, verderbtejten Gamarillaregierung in eine ſolche geiftige und jittliche Ent: 
artung und Verwilderung jinfen, daß, wie die Proclamation von der Injel Leon fagte, ſchon 
das Antlig der einft jo herrlihen und ftolzen Bürger die Entwürdigung abjpiegelt, und daß in 
den jchauderhaften Bürgerfriegen und Nevolutionen, in welchen nad dreihundertjähriger 
Schmad das unglückliche Volk ſich von diejer geiftigen und politifchen Unterdrückung zu befreien 
ftrebte, bald ſittliche Verderbniß oder Kraitloigkeit, bald thieriſche Grauſamkeit, bald der roheſte 
Fanatidmus mit dem ſchmachvollen Rufe: Es lebe die Inquifition, es fterbe die Nation! bald 
revolutionäre Umjtürzungsmwuth die Freunde der Menjchheit erſchrecken und ihnen den unver— 
wůſtlichen edeln Kern des Volkächarafters verhüllen Eonuten. 

Traurig genug, wenngleich nicht überall auf gleidy ſchauderhafte Weiſe, entwidelten ſich 
auch in andern europälihen Staaten die Folgen der Unterdrückung der freien Wahrheit. Durch 
meiſt fehr blutige religiöſe und politiſche Revolutionen und Reformationen in Deutſchland und 
den nordiſchen Reichen, in den Niederlanden und der Schweiz, in England und Amerika, endlich 
in Frankreich, und ſeit der Franzöſiſchen Revolution aufs neue in den meiſten europäiſchen 
Staaten, zuweilen auch auf friedlihem Wege durch große Fürſten und Staatemänner, wie Fried— 
rich und Joſeph und Karl Friedrich, wie Guſtav II. und wie die däniſchen Bernſtorffe, wurden 
endlich mehr oder minder die geiftige und politiſche Unterdrückung und ihre Folgen bejiegt und 
großentheild auch die ausdrückliche, gefeglihe Sanction der Wahrheitäfreiheit oder der Auj- 
bebung der Cenſur errungen. 

Übrigens wäre es nicht blos lieblos und unanftändig, es wäre jicherlich völlig unwahr, 
wollte man einer jeden Ginführung der Genfur eine bloße deepotiſche Abſicht zuichreiben. 
Konnten ja doch jelbft Männer, wie Rouſſeau, wie Bolunire, wie Lamennais, durch Misbräuche 
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ſelbſt der heiligſten Güter und Rechte, Rouſſeau durch die der Cultur, Voltaire durch die des 
Chriſtenthums, Lamennais fo wie Rouffeau und fo viele andere durch die des Königthums 
fih fo verblenven laffen, daß fie, ftatt zu möglichfter rechtlicher Abſchaffung der Misbräuche, 
vielmehr alles Ernftes zur Abſchaffung der Eultur, des Chriſtenthums und des Königthums 
riethen und an ihrem Untergange arbeiteten. Konnte es aljo nicht auch andern ausgezeichneten 
Menfhen und vollends der Mehrzahl der Kleinen, vie ſich ſtets nur dur das Anterdrücken zu 
helfen willen, bei ehrlihem Willen mit dem Rechte ver Wahrheits- oder der Preßfreiheit ähnlich 
ergeben? Vollends war dieſes damals natürlich, ald die Erfindung der Preſſe noh neu war 
und man nod nicht die Verdrängung der alten Wege geiftiger und politifcher Mittheilung 
großentheils durch fie felbft, die furchtbaren Folgen ihrer Unterdrückung, die Möglichkeit ihres 
gefahrlofen Beftandes und ihrer guten Wirkungen in der Erfahrung fo wie jegt vor fi ſah. 
So, durch den immer noch großen Einfluß der hierarchiſchen Geiftlichkeit und vorzüglich 
durch die Furcht vor den ſtets ſich erneuernden blutigen Religiondfriegen erklärt es ſich denn 
auch, daß im Deutfchen Reiche reichspolizeiliche Geſetze Aufſicht auf die Preffe und landesherrliche 
Genfureinrihtungen verlangten. Dod hielten fi, wie aud) der Bundestagsgejandte Hr. von 
Berg in feinem Vortrag über Prepfreiheit (1818 in der 51. Bundestagsjigung, ©. 346) be: 
merkte, die Landesregierungen hierdurch keineswegs verhindert, in Gemäßbeit ihres Rechts der 
Zandespolizei und Landesgefeggebung, nah ihrer eigenen Überzeugung landesgefeglich bie 
Prepangelegenheiten fo oder fo zu ordnen. Biele Regierungen, namentlich Fleinere, viele Reichs— 
ſtädte, auch die Regierungen von Medlenburg und von Heſſen-Darmſtadt führten niemals Gen= 
fur ein, ſelbſt nicht in den Napoleonifchen Zeiten. Andere, wie Dänemark ald Regierung von 


“ Holftein, hoben durch ausdrückliche Sanction der vollfommenften Preßfreiheit alle Cenſur gänz— 


lich auf. (S.Bernftorff.) Noch andere, wie die Regierungen von Hannover und Baden, hoben 
wenigſtens für diejenigen, welche am meiſten fchrieben, für die Profefforen und höhern Staats— 
beamten, die Genfur auf.“) Und Hr. von Berg (a.a.D., S. 328) rechnet, daß im Jahre 1818, 
alfo vor den Karlsbader Beihlüffen, ungefähr ein Drittel der deutihen Staaten feine 


Cenſur hatte. Hierbei muß man nod in Anfchlag bringen die frühern Verhältniffe; die durch— 


einander laufenden Gebiete von dreihundert deutſchen Neichsftaaten, die wenig ftreng ausge: 
bildeten Polizeieinrihtungen und den Wetteifer, nicht ver Verfolgung, jondern der Shügung 
der in einem diefer Staaten politifh Verfolgten (z. B. auch der in Berlin verfolgten, in Altona 
aufgenommenen „Allgemeinen deutſchen Bibliothek”). Ferner kam noch hinzu der damals ganz 
freie allgemeine veutihe Buchhandel und der ungehinderte Gingang ausländifcher, namentlich in 
Holland und in der Schweiz gedruckter Schriften und Tageblätter, fodann die damalige völlig 
freie VBerfaffung und der ungehemmte Beſuch aller deutſchen Univerfitäten, ferner die Publicität 
aller Reihstagsverhandlungen, und die Möglichkeit, vor den ſelbſtändigen Reichsgerichten jelbft 
die Landesregierung wegen Negierungsmisbräuden zu belangen und alle Procefacten unge: 
hemmt druden zu laffen; endlidy der eiferfüchtige Gegenſatz zwiſchen Faiferlicher und fürftlicher 
Macht. Durch alles died war wenigftens unter jo ruhmvollen Regierungen, mie die von Fried— 
rich und Joſeph, die Freiheit der geiftigen Mittheilung in Deutſchland weit größer als heut: 
zutage, und Deutfhland fand aud in diefer Beziehung den meiften andern europäiſchen Na= 
tionen voran, wenngleich für ganze Länder und Klaffen ver Untertbanen die Genjur alles Licht 
allgemeiner Wahrheitsmittheilung auslöſchte. 

Fortdauernd hatte fih in Deutfchland, fo wie fhon früher, an das wohlthätige Geftirn der 
Freiheit und der freien Sprache alles Gute und Große, alles Unglück an ihre Unterbrüdung 
geknüpft. Sowie die Reformation an den freien Gebrauch der Preffe, fo knüpften ich an ihre 
Unterdrüfung und Verfolgung jene hundertjährigen, Deutſchlands Einheit zerreifenden Reli— 
giondfriege. Es knüpften ſich an jene Unterdrückung der freien Volksſprache in den Vereinen 
und Gerichten vermittelt der fremden Rechte und der romaniftifchen Juriftenfafte die Knecht: 
ſchaft des Volks und die Erftarrung der Landesverfaſſungen und insbeſondere aud) jene in ge= 
heimen Fürftencongreflen entworfenen Wahlcapitulationen mit ihren Angriffen gegen die Na— 
tionalverfaflung und insbefondere gegen die freien landſtändiſchen Rechte. So aber entitand 
num in vielen ihrer Freiheit beraubten Staaten eine ganze Saat von Misbräuden ; es erlahmte 
der Volks- und Nationalgeift, vollends als nah dem Ausbruch der Franzöfifhen Revolution 


6) Der berühmte Heyne pries in feiner Jubiläumsrede 1787 die Preßfreibeit von Göttingen als 
das Palladium der Univerfität, als fegensreich für Deutfchland und Europa. S. auch Schlöger's 
Staatslehre, S. 188. 
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ihre furchtbaren Mahnungen, ftatt zu verjüngter Ausbildung ber Freiheit, vielmehr zu ihrer 
Unterbrüdung benugt wurden. Sy erfolgten in langem Kriege gegen das von Freiheit und 
Nationalruhm begeifterte neue Kranfreih immer blutigere Niederlagen, endlich die Auflöfung 
des Reichs und jener ſchmachvolle Rheinbund. Deutichlands Fürften und Völker mußten dem 
Siegeswagen des fremden Eroberers folgen, gegen ihre Brüder oder auch gegen fremde Nationen 
als Werkzeuge der Unterdrückung dienen. Aber wer vermöcte wol in wenigen Worten alles 
Unheil zu jhildern, was an die Vernichtung der freien Sprache und Verfaſſung fi knüpfte! 

Doch ald endlih, fo wie es oben bereits urkundlich dargeftelft wurde (1, 757 fg.), 
mehr und mehr und zuerft in Preußen das äußerſte Unglüd zur rühmlichen Anerkennung fo 
wie der wahren Quellen des Unglüds, fo auch dev wahren rettenden Kräfte, der Freiheit und 
freien Wahrheit, geführt hatte, al8 vor allem vie Napoleonifche Unterdrückung der Wahrheit 
und die unter ihrem Schug wuchernde öffentlibe Demoralifation in der Tiefe dev deutichen Her: 
zen eine Zornesmacht und eine Breiheitäliebe entwickelten, welche die Blutgerichte gegen Balın 
und andere Ehrenmänner nur neu entflammten, und als endlich die Fürſten freie Verfaſſung 
und freie Sprache ald Ziel und Preis einer allgemeinen Volkserhebung verfündeten und das 
Wort fogleih frei wurde in Deutſchland, da erfolgte die glorreichite Mettung! Die deutiche 
Bundesacte verhieß jegt nach dem erflen und vor dem zweiten Freiheitäfrieg in dem Art. 18, 
als das wichtigfte der vier allgemeinen deutihen Bürgerrechte, welche „die verbündeten Fürften 
und Freien Städte allen Unterthanen der deutſchen Bundesftaaten zuzufichern übereingefommen 
waren’, die „Preßfreiheit“ und ihre gejepliche Verwirflihung durch ein Preßgeſetz „in der erften 
Zufammenkunft der Bundeöverfammlung”. Mehrere Bundesjtaaten, jo namentlih Naſſau, 
Weimar, MWürtemberg, hoben durch auédrückliche Beſtimmungen der Landesverfaſſungen und 
Landesgeſetze alle Cenſur auf und die hohe deutſche Bundesverſammlung ertheilte einſtimmig 
der weimariſchen Verfaſſung mit ihrer vollſtändigen Preßfreiheit die ausdrückliche Gewähr— 
leiſtung des durchlauchtigſten Bundes. 7) Alles augenfällige Beſtätigungen, daß jene fürſtliche 
Verheißung des Art. 18 der Bundesacte, ſo wie es ſchon der urkundliche Sinn und Zu— 
ſammenhang der Verhandlungen und der Worte erwieſen, allen Deutſchen die Freiheit der 
Preſſe, die fie zum großen Theil damals ſchon beſaßen, jetzt als allgemeines deutſches National: 
recht zuſichere, nimmermehr aber fie mit deren Zerſtörung durch Cenſur bedrohen ſollte. Die 
ſeitdem entſtehenden landſtändiſchen Verfaſſungen ſicherten ebenfalls bald mit, bald ohne Be— 
ziehung auf die Verheißung der Bundesacte den Bürgern die Preßfreiheit zu.*) 

Doch neue Kämpfe hatte die Freiheit in Deutſchland, in Europa zu beſtehen. Einzelne un— 
gewohnte und ſchon deshalb durch den Mangel der Übung zum Theil ungeregelte und verkehrte 
Erſcheinungen der Freiheit in Deutihland, Frankreich, ven Niederlanden mochten aud) bei wohl: 
wollenden Regierungen Beforgnifle erregen. Gleichzeitig aber trat jene Bartei der verrotteten 
Sleden in ganz Europa, die da fürchtete, daß die Misbräuche abgefhafft würden, woran jie ihre 
bisherige Gewalt gegen die Nechte ihrer Mitbürger fnüpften, ald Neaction auf. Auch ihr 
Hauptmittel konnte Fein anderes fein als die Unterdrückung der freien Wahrheit. Der Zu: 
fanımenhang diefer Partei in ven verjchiedenen Ländern, die heutige Einwirkung des einen Lan— 
des auf dad andere Famen ſehr erflärlich bald in den Schickſalen der Preſſe auch in den deutſchen 
Ländern zum Vorſchein. Voraller Augen ftehen nody mit ihren Beranlaffungen, Zweden und Er— 
folgen die Känıpfe der Reftauration in Frankreich gegen die Freiheit der Wahrbeit und gegen bie 
Wahrheit ver Berfaffung, deren roh despotiiche Vernichtung in Spanien und Italien, die dadurch 
berbeigeführten neuen Revolutionen in Frankreich, Spanien, Portugal, Neapel und Piemont, 
die wenigitend in Spanien und Portugal fo unglücklich ausgefallenen Beruhigungen und zulegt 
die Julirevolution und abermals die neuen Mevolutionen in Belgien und in der Schweiz, in 
Spanien und Portugal, ja in mehreren deutſchen Ländern. Die befondern deutſchen Känıpfe 
für und gegen freie Preſſe und freie Berfaffung wollen wir hier weder nad) ihren Urſachen noch 
nach ihren Folgen, weder rechtlich noch politifh würdigen. Wir wollen hier nur vie äußerlichen, 
thatſächlichen Eriheinungen noch Furz berühren, jene vorzüglich feit 1817 fteigende Ungeduld 
wegen verzögerter allgemeiner VBerwirflihung der verheigenen Freiheiten und wegen der Be: 
forgniß fremden Cinfluffes, welcher legtere Sand's unheilvolles Verbrechen veranlaßte, ſodann 


7) ©. Bundestagsprotofolle von 1817. ng} 22, $. 125. 
8) S. diefe Beftimmungen und überhaupt die Riteratur über die Genfur in Klüber, Dffentliches 
504. R 
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der durch nichts erwieſene allgemeine Verſchwörungslärm und unmittelbar hierauf 1819 die 
Karlsbader Befhlüffe vorzüglich gegen vie Preffe und die Univerjitäten. Obwol nur auf fünf 
Jahre gegeben, wurden jie auch in der rubigen Zeit 1824 erneuert. Als nun, ermuthigt durdy 
die Vorgänge in Deutſchland, die Reftauration vie Genfurbeftimmungen ver Karlöbader Be: 
ſchlüſſe 1830 in Zranfreich publicirte, die Franzoſen aber, eingedenk des Elends, welches ihnen 
die Preßfklaverei unter frühern Königen und unter Napoleon gebracht, die Schmach rüftig vor 
fi warfen, da entftand befanntlich gefährliche Aufregung aud in Deutſchland. Es entitanden 
die Revolutionen und neuen Berfaffungen in Sachſen, Kurheſſen, Sannover und andern deut: 
ſchen Ländern, während in Baiern, Würtemberg und Baden, wo, neben den freien Verfaſſun— 
gen, factifch jegt auch die Preffe frei wurde, die gefeglihe Ruhe ungeftört blieb. Bekannt find 
ebenfo die fait allgemeinen, jedoch nur in Baden fiegreihen Kämpfe dev Landſtände für gejeg- 
liche Preffreigeit. Doc ald mit der jinkenden Hoffnung, eine Reform in Deutſchland zu ge: 
winnen, eine fteigende Gärung der Gemüther ſich zeigte und bei der unerwarteten Geſtaltung 
der franzöſiſchen Politik die Beforgniffe eines auswärtigen Krieges für den Augenblick ſchwan— 
den, da wurden von anderer Seite auf andere Weife die Auperungen jener Unzufriedenheit be: 
kämpft. Es erfchienen 1832 die befannten verfhärfenden Bundesbeſchlüſſe. Auch die badiſche 
Preßfreiheit wurde wieder vernichtet; Die Misſtimmung wuchs, äußerte im einzelnen jih auch 
durch verzweifelte, verbrecheriiche Unternehmungen und füllte deutſche Kerker mir politiſch An: 
geflagten. Bon dem neuen Gongreß in Wien 1834 gingen abermals neue, noch ſtrengere Map: 
regeln gegen die Preſſe aus. 

Auch der infolge der Bundesgefeggebung in Deutſchland ftattfindende Zuſtand ver Vreſſe 
und Öffentlihen Mittheilung foll hier ohne irgendeine Würdigung nur thatſächlich kurz ange: 
geben werben. Die Preßfreiheit für alle Drudihriften unter 20 Bogen, alſo aud für die 
ganze allgenseine tägliche Mittheilung über die gefellicpaftlihen Angelegenheiten durch Zeitun: 
gen, Zeit: und Flugichriften ward überall aufgehoben, auch da, wo nad dem Dbigen ſelbſt im 
Napoleoniſchen Zeiten feine Genjur bejtand, oder in neuern Randesverfaflungen Prepfreibeit 
eingeführt worden war. Nach ven Landesgefeggebungen der beiden größten und mebrerer an— 
dern deutſchen Bundesjtaaten fand außerdem Genfur für alle Druckſchriften itatt, und zwai in 

fterreich allgemein auch für die im Auslande gedructen. An vie Stelle der Cenſur auswär- 
tiger Druckſchriften traten anderwärts die Öffentlichen oder nur ven Buchhändlern unter Straf: 
androhung mitgetheilten polizeilihen Verfaufsverbote und die Genjurunterdrüdung der An: 
fündigungen. Mit Berufung auf neuere, nicht öffentlich publicirte Bundesbeſchlüſſe wurden 
nach Zeitungsnachrichten in mehreren Ländern auch bereits alle im Auslande deutich gedruckten 
und auch viele der wichtigiten englifhen und frangöfiihen Zeitungen ausgefchloffen und faft nur 
die Minifterial: und ultraariftofratiichen englifchen und franzöſiſchen Blätter freigelaffen. Auf 
diefelbe Weile wurden auch alle frühern, gegenwärtigen und zufünftigen Verlagswerke ganzer 
Buchhandlungen fowie frühere und zufünftige Schriften einzelner Schriftjteller verboten, ferne: 
auch das Offenlaffen der durch Genjurunterdrüdungen entjtandenen Lüden unterfagt; ebenjo 
aud andere Mittheilungen über fändifche Verhandlungen anderer deutſchen Staaten, als die 
aus den cenfirten Landeszeitungen entnonmenen, nit minder auch — und zwar unter ausdrüd: 
licher Beprohung der Aufhebung der ganzen Zeitung, jede nicht amtlihe Nahricht über Ber: 
haftungen und über Unterfuhungen politifch Angeflagter im Inland wie in andern deutſchen 
Ländern. Aud die Mitrheilung der Actenſtücke bei Beſchwerden deuticher Staatsbürger gegen 
die Landesregierung am Bundestag, namentlich wegen Juftizverweigerung, wurde, ſoweit nicht 
gerade die betheiligte Negierung ſie geftatten wollte, bundesgefeglicdy verboten. Da dieje und 
andere Bundeömapregeln meift nicht öffentlich publicirt wurden, ſondern nur durd die Beru: 
fungen der einzelnen Landesbehörden auf fie allmählich und unvollſtändig zu Tage kamen, auch 
alle Bublicität der Bundestagsverhandlungen ſchon früher aufgehört hatte, jo können wir nicht 
entiheiden, ob und wiefern wirklih mit dem bundesgefegliden Verbote ver Actenverjendung 
in Griminal= und Polizeiſachen, auf deſſen Tenvenz lich berufend bereits eine Bundesregierung 
ihren Juriftenfacultäten alle Annahme von Proreßacten unterfagte, aud das zufammenbängt, 
daß die Cenſurbehörden von mehreren Bundesregierungen das Rechtsgutachten einer berühm— 
ten Jurijtenfacultät für einen peinlich Angeflagten, als deilen Verwandte es zu feiner Verthei— 
digung wollten vruden laflen, gänzlih verboten, Ebenſo läßt ed ſich nur als Mirtbeilung ven= 
firter Zeitungen referiren, daß nad bundesmäßiger Vereinbarung die Negierungen für Ber: 
minderung der Zeitungen und ibre allgemeine Abbängigfeit von btos widerruflihen Conceſ— 
fionen Bedacht zu nehmen hätten, woneben aber bekanntlich nad ven Karlsbader Beſchlüſſen auch 
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noch der Bund felbft das Recht ausübte, Schriften und Zeitungen zu umterbrüden und die Re— 
dactoren von Zeitihriften auf fünf Jahre für unfähig zu einer neuen Nebartion zu erklären. 
Auch wurden wirklich durch Bundesbefhlüffe eine Reihe freimüthiger Zeitungen und Zeit: 
ſchriften unterdrückt. Andere find dur die Genfur zu Grunde gegangen. Es gab feine deurfche 
Zeitung, welche, ich will nicht Tagen, mit der im Deutichen Reiche ſtets möglichen Freimüthigkeit, 
etwa gar mit der Kraft der „Allgemeinen deutſchen Bibliothek“ oder des befanntlich ebenfo derb 
gegen „veutiche Hundsdemuth” und „Staatdlafaiengefinnung‘ als gegen die Sünden ver Höfe 
kämpfenden Moſer'ſchen „Patriotiſchen Archivs’ oder ber Schlözer'ſchen „Staatsanzeigen“, der 
Voffelt'ſchen „Annalen“ und der Gentz'ſchen „Berliner Monatoſchrift“, nein, welche auch nur in 
mildem Tone noch die Gebrechen und Misgriffe in der Verwaltung der allgemeinen und beſon— 
dern deutſchen, vaterländiſchen Angelegenheiten aufdeckte und rügte. Wohl aber vernahm man 
häufig in deutſchen Zeitungen ſolche, ſonſt gewöhnlich den geſunkenſten Zuſtänden eigenthüm— 
liche, unwürdig ſchmeichleriſche und unmännlich ſich windende, kurz in jedem Wort den Volizei— 
ſtempel der Cenſur an ſich tragende Äußerungen, daß man, auch abgejehen von den fonftigen 
politifhen Gefahren der Unterprüdung ver Preßfreiheit, bei dem Gedanken an die freien Na: 
tionen ded Auslandes ebenjo wenig die Röthe ver Scham, als bei dem Gedanken an das Vater: 
land die Furcht vor allmähliher Entwürdigung des Nationaldarafters unterdrücken konnte. 

Selbſt auch noch die beftgemeinteften Wabrbeiten umhüllten fich meift, um den Genfurpaß zu 
erbalten, fo ſehr mit ihrem Gegentheil, theilten ihr Licht fo fchief und fo nebelfalt mit, daß fie 
nicht8 wirften. Es ſchien ein Genfurprincip zu fein, daß, Fräftig und gerade zu reden mie die 
freien und tüchtigen Männer von Athen und Nom und London, und vollends auf Herz und 
Gefinnung zu wirken, in Deutſchland nicht legitim, daß es „leidenschaftlich“ fei. Das Jahr: 
taufende alte chinefifche Lied 9) „vom mächtigen Kranken’, „ven verwöhnt mit Honigtränfen 
jeder ſchmeichleriſche Wicht“ und der feinen Arzt beorvert: „gib mir nichts, was mir nicht ftehet 
an’, zu welchem daher niemand darf „das Wort, das herbe, ſprechen, welches helfen kann“, 
keiner darf „reinen Wein einſchenken“, ſchließt mit dem ſchönen Troft für den armen Arzt: 

Willſt du, Edler, ſchmeichelnd, zwifchen 
Honigfeim die Worte mifchen, 
Trinkt er fie mit ein — und fpürt fie nicht! 

Zu ſolchen hinefifhen unwürbigen Zuftänden war auf der abfhüffigen Bahn des öffent: 
lichen Unrechts in wenigen Jahren nad ihren großen Befreiungsfriegen die deutſche Nation 
gelangt. Doch trog ihrer fo lange unterbrüdten politifhen Bildung, trog ihrer überwie— 
genden Richtung für Ruhe und gefeglihe Ordnung zeigte ſich durch jede Lücke des Unter: 
drückungsſyſtems der Heiligen und der Bundes: Allianz der innere ſittliche Unmuth über die Mis— 
adhtung ihrer legitimften Freiheitsrechte. Für dieſe legterm fuchte die Achtung fih geltend zu 
machen in mündlihen Mittheilungen, in Kammerverbanblungen, in den Gelehrtencongreffen. 
Borzüglid aber, wenn große neue Berlegungen, wie die in Hannover und Schleswig: Hotftein 
allgemein in ganz Deutſchland das nationale Nechtögefühl empörten, dann genügte feine po: 
lizeilihe Gewalt, ven Ausdrud der öffentlihen Stimmung ganz zu unterdrüden. Die Miniſter 
und Beamten wurden jelbft unwillfürli von der ſittlichen öffentlihen Stimmung ergriffen, 
masften ihr huldigen und die Schranfen des Reactionsſyſtems fallen laffen. Das legtere war 
vollends der Ball bei der gewaltigen Erſchütterung im nachbarlichen Branfreih im Februar 
. 1848. Hier hatten die öffentlichen Strafgerichte gegen die napoleonifhen und die bourboniſchen 
Freiheitdunterdrüdfungen nicht genügt, um die vom Volk zur endlichen Freibeitsbefeftigung auf 
dern Thron erhobene Julivynaftie vor neuem Treubruch zu warnen. Bei aller fonftigen Milde 
und Wohlthätigfeit ihrer Regierungszeit hatte fie doch die beiden von ihr beihworenen Haupt: 
grunpfäge ihrer Ginfegung: die Noniutervention und die Charte verite, fhon in den erften 
Wochen gebrohen. Sie hatte mit inconftitutioneller gebeimer Gabinetsregierung binter dem 
Rüden ded verantwortlihen Minifteriums der Heiligen Allianz: Politik des Fürften Metternich 
die Intervention zur Unterdrüfung der Freiheit in den italienifhen Staaten geitattet. Sie 
hatte dann zur Durchführung ihres treubrüchigen Syſtems, welches ſehr erflärlidy feit feiner 
alsbaldigen Enthüllung die moraliihe Entrüftung und ftets neue revolutionäre Internehmunz 
gen bervorrief, Durch die ausgedehnteſte Gorruption die Öffentliche Misftimmung vermehrt. Durch 
den abjoluten Widerftand gegen jede vernünftige Erweiterung des Wahlrecht, weldhe zwar je— 
dermann dringend nothiwendig, aber jenem Corruptionsſyſtem hinderlich erichien, durch die un— 


9) Schi: King, Chinefifches Liederbuch, gefammelt von Gonfueius, überfegt von F. Rückert. 
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firtliche gebeime Gabinetspolitif in Spanien und durch die Ausbrüche der Fäulniß des Corrup— 
tionsſyſtems hatte fie endlich die Misftimmung bis zu dem Ausbrud in der Februarrevolution 
gefteigert. Dieſe beftrafte zwar das königliche Vergehen offenbar jelbft maßlos, aber fie er: 
fhütterte auch den Glauben an fürftlihe Iveue und für das conftitutionelle Syſtem in gan; 
Europa und erzeugte jo au in Deutihland die größten Gefahren für die Fürften und vie 
Öffentliche Ordnung. 19) 

Welchen Schug aber gewährte num jegt, wo endlid einmal wirkliche Gefahr berannabız, 
all jenes große und mühſam errichtete und gepflegte Cenſurſyſtem? Auch nicht den allermine: 
ften, vielmehr umgekehrt vermehrte e8 Gefahren und Übel. Der Bund hob jegt alöbald durs 
förmlidhen Bundesbeichlup alle feine Genjurgefege auf. Aber die Negierungen und alle Be: 
anıten warteten dieje bundesgefegliche Löjung der Feſſeln nicht einmal ab, Sondern liegen tbat- 
ſächlich alle Bregbeihränfungen, ja alle gerechte gerichtlihe Verfolgung der Preßverbrechen 
fallen. Die foldergeftalt in der gefährlichiten Zeit gänzlich ſchrankenloſe Preffe, vorzüglich die 
der gleich Pilzen aufſchießenden Slugblätter und Volfszeitungen, ſchienen durch maßloſe Brei: 
frechheit die frühere maßloſe Unterdrückung rächen zu wollen. So erſchwerte die Wirfung der 
Cenſur jelbjt die Beftrebung ver ehrlichen Gonftitutionellen für die Erhaltung der Dronung, 

- für die Beſeitigung eines revolutionären Schwindeld, weldem aud nod in anderer Weiſe ge: 
rade die Cenſur vorgearbeitet hatte. Denn fie hatte die politifche Bildung des Volks unmegiid 
gemacht. Es konnte nicht einmal politisch Xejen. Der jahrelange Unmuth über diejen öffent: 
lichen Treubrud und über den Scheinconftitutionalismud fonnte deshalb ganz fo wie in Aranf: 
reich nit nur den Olauben an monarchiſche Treue und an die conjtitutionelle Verfaſſung er: 
ſchüttern, ſondern aud zu Maplofigfeiten verführen. Bei jolhem Ende alio mußte in der 
That die Genfur fo jehr der abjoluten Verachtung anbeimfallen, daß man felbjt damals ibre 
MWiederheritellung nidt wagen kounte, als die bald nachfolgende Neaction mit gewohnter Un: 
gerechtigkeit die Exceſſe einzelner der ganzen fie misbilligenden Nation und ſelbſt ven Gonft:: 
tutionellen, welden man doc ſoeben noch die Retlung der Throne verdankt hatte, nun ohne 
weiteres zur Yaft legte, 

IH. Begriff und Wefen aller alten und neuen Genfur. Genfur ift bekanntlich 
der Gegenſatz der Preßfreiheit. Vreßfreiheit im rechtlichen Sinn oder ald Recht beſteht nämlich 
darin, daß ich die Druckerpreſſe zur Mittheilung und zur Vernehmung von Wahrheiten, That: 
fahen und Meinungen ebenſo vedhtlih ungehindert nad) meiner Überzeugung gebrauchen kann, 
als Mund und Ohr für die mündliche Rede, als für meine Zwede und für meine freie Be: 
wegungen Arm und Fuß und jedes beliebige Werkzeug. Es muß alfo 1) im allgemeinen das 
Mittheilen und Vernehmen durch den Druck allen freien mündigen Staatöbürgern freigelaflen 
bleiben. Es muß 2) aud bier nur gegen den juriftiih ermweisbaren (alfo bereits zu Tage ge— 
brachten) vechtäwidrigen Freiheitsgebrauch Zwang oder Beſchränkung erlaubt fein. 3) Die: 
jelben müflen ganz nach gemeinrechtlihen Orundjägen begründet werden, wie bei allen andern 
Beihränfungen. Es muß 4) derjenige, der zwangvoll in dem Gebrauche feiner Freiheit be— 


10) Neulich mußte der Verfaſſer diefes Auffages felbft in den liberalen ‚‚Breußifchen Jahrbüchern“ 

auch folche Beurtheilung Ludwig Philipp's als einen etwas zu ſtarren Altliberalismus bezeichnet chen. 
Dennoch, glaube ic), der in dem „Staateeterifon‘‘ ſchon alsbald nach jener wejentlichften Verlegung der 
befehworenen Treue und Grundſätzlichkeit, trog der fleis anerfannten vielen Freiheiten der Aranzojen 
in jener Zeit, doch wiederholt den Sturz des arundfaglofen Juftemilieufyftens als unvermeidlich vor 
ausfagte, nirgendwo widerlegt zu fein. (S. Eenfus und Juftemilien.) Man follte denfen, politiſche 
Männer, welche auch nur den Sturz der alten und neuen Stuarte und Bourbonen und des großen Nape: 
leon, ven Sturz unfers alten Genfurjpftems im Jahre 1848 und bald darauf den Umſturz der Maßloſigkeiten 
in Deutfchland und Franfreich, und allerneuejlens den Sturz des preußischen Reactionaſyſtems umd die 
wahren Duellen diefer Greigniffe gründlich prüfen können — daß foldye Männer endlidy die Überzen: 
gung gewinnen müſſen, daß die fittlichen, geredyten Grundſätze unendlich mächtiger find als alie Klug: 
heit und alle Macht ihrer Verlegung, daß fie felbit ganze Spiteme der Gewalt und des meifterlicdhiten 
Macdriavellismus zu Staub zermalmen und zulegt ſtets alle auf Lift und Gewalt gegründeten Theorien 
um Geſpött machen — kurz, daß fie im wejentlichen die potitifche Geſchichte geritteter Bölfer beberrichen. 
freilich fommen fie nur felten zu fo lebendigem Bewußtſein als jept in Preußen, wo man endlich all: 
gemeiner anerfennt, daß nur durch ihre entfchiedene Durchführung, durch eine endlich wirflich befriedigte 
feite Einigung zwifchen Fürft und Volk mittels der ganzen Verwirklichung der höchſten Zeitaufgabe 
einer vollkommen freien Verfaſſung, die ehrenvolle und glorreiche Stellung Preufens in Europa un 
Deutſchland zu retten und zu halten ift. Much fann wol bei allgemein gleicher Heilighaltung oder 
Derlegung der Grundſätze der Sieg und die Niederlage durch fie äußerlich weniger hervertreten, ader 
die unbefangene Betrachtung wird fie auch dann nicht verfennen. 
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ſchränkt wird, über die rechtliche Begründung wie über die rechtlichen Grenzen der Befchränfung 
und über feine Beſchwerden wegen willfürlicer verlegender Überſchreitung derfelben die Prü— 
fung und Entſcheidung der Öerichte, der Landſtände und die Öffentliche Meinung der Nation 
zu feinem Schug anrufen können. Kurz es mup alles ganz ebenfo fein wie bei andern Rechts— 
over Freiheitsbeſchränkungen. 

Die Cenſur und aud jene oben (I) erwähnte neue Genfur dagegen beiteht darin, daß ver 
Staat 1) jhen im allgemeinen und zum voraus und fortdauernd allen alles freie Mittheilen 
und Vernehmen durch Druckſchriften verbietet (Mund und Ohr, Arm und Fuf zum voraus 
fejjelt) und nur diejenigen Schriften und diejenigen Stellen in jeder Schrift mitzutheilen und 
zu vernehmen jedesmal befonders erlaubt, welche eine von ihm niedergefegte Polizeibehörde 
nicht zu unterprüden, fondern zu erlauben für gut findet; daß er vabei 2) auch keineswegs blog 
den rechtöverlegenden Freibeitögebraudh zum voraus unterbrüdt, fondern auch das nad) des 
Cenſors Meinung angeblih Gefährliche, Unanftändige, Unfittliche u. f. w.; daß er 3) und 4) 
aud die gemeinrechtliche, gegen Misbrauch und Willkür ſchützende Prüfung und Entſcheidung 
der Gerichte , der Stände, der Öffentlihen Meinung über das Unterdrückte und über die Gründe 
und Grenzen der Unterdrückung ausfchliegt, indem die Unterbrüdung ihrem ganzen Zweck nad 
im Dunfel vorgenommen wird und im Dunfel bleiben foll. Klar ift ed nun wol, daß fhon nad 
jedem einzelnen der angegebenen Sharaftere der Genfur der allgemeine Sprabgebraud recht hat, 
nad weichem, ſoweit Cenſur ftattfindet, die Breffreiheit, oder alles Recht freier Mittheilung und 
Vernehmung des freien Austaufches der Wahrheiten und Meinungen durd die Preffe, aufge: 
hoben ift. Diejes wäre jelbjt alsdann ver Fall, wenn die Genfur im übrigen eine noch ſorg— 
taltigere Ginrihtung, eine noch mildere Geſtalt hätte ald jemals irgendwo in der Welt. Kann 
ja doch auch ſelbſt einem Sklaven fein Herr factiich die größten Freiheiten gejtatten, und den— 
noch fehlt demjelben alle rechtliche Freiheit gänzlich, er bleibt in rechtlicher Hinficht vollfommener 
Sklave, wenn gegen die Beichränfung ihm feine Rechtshülfe zufteht. 

Die Genjur aber zerftört zugleih aud das Recht auf Wahrheit, auf freies Denfen oder 
auf Gedanfenfreiheit, auf freies Bilden und Willen, infofern dieſes alled von dem Mittheilen 
und Vernehwmen auf dem jegt wichtigiten Wege, dur Drudjchriften aller Art, abhängt. Das 
Recht zu diefem Mittheilen und Vernehmen felbit hat ja die Genfur aufgehoben, ja fie hat denen, 
welche jie handhaben und handhaben laffen, die durch Feine gerichtliche und conftitutionelle Ber- 
antwortlichkeit beihränfte, alfo unbegrenzte Möglichkeit, d. h. das abfolute Recht, gegeben, ven 
Menſchen beliebige und falſche Gedanfen und Anfichten mitzutheilen. Und fofern aud der 
Glaube, die Geſinnungen und Handlungen von den Gedanfen und Anfichten beſtimmt werden, 
bebt ie Geniur aud ihre Freiheit auf und hat die Gewalt, fie nad ihrem Belieben zu beftim= 
men. Sollten wol nidyt wirflih, wenn einem Volke, wenn feiner heranwachſenden Jugend 
auch jelbit über Dinge, die fie nicht mit eigenen Augen ver ji jehen und prüfen können, nur 
beitimimte, z. B. alle ver Freiheit und ihren Freunden ungünftige Thatſachen und Meinungen, 
wabre und unwiderlegte falfche in täglichen Zeitungen wie in allen andern Schriften mitgetheilt, 
die entgegengejegten aber ausgeſchloſſen würden, die Anfichten, Meinungen, Gedanken und Ge— 
finnungen und Handlungen der Mehrzahl allmählich faljch und ganz anders bejtimmt werden 
tönnen, als fie unter der freien Prefle beftimmt worden wären? Hätten wol die Spanier ohne 
die Ginführung der Genfur durd ihren Philipp IL. die Anſichten und Geſinnungs- und Hand— 
lungsweije erhalten, von welchen ein Theil derfelben erft allmählich unter Einfluß freier Zei- 
tungen und Schriften, vorzüglich feit der franzöſiſchen Invaſion, fi wieder frei machte, welche 
ſie aber drei Jahrhunderte hindurch zur Duldung, ja zur eigenen Unterftügung des Scheußlich⸗ 
fen beſtimmten? Hätten die Franzoſen ohne Unterdrückung der Preßfreiheit ihre ſcheußlichen 
Maitrefienregierungen und jpäter die Napoleonifche erduldet und unterftügt und Millionen 
ihrer Mitbürger und der Bürger anderer Nationen jelbft morden helfen? Möchte ferner wol 
jemand behaupten, daß eine jüdiſche und römiſche Staatscenſur die hriftlichen heiligen Schriften, 
daß eine katholiſche Staatöcenfur die Schriften der Neformatoren, vollends die lutheriichen, 
erlaubt haben würde, daß unter damaliger Herrſchaft unjerer heutigen Genfurgefege und Ver— 
breitungsftrafen jemals Chriſtenthum und Reformation oder die heiligften und wohlthätigſten 
Wahrheiten und Verbeſſerungen des Glaubens, ver Geſinnungen, Handlungen und Einrich⸗ 
tungen zur Herrſchaft gefommen wären, die die Vorſehung dem Menſchengeſchlechte zu ſeiner 
Veredelung und Beglüdung geben wollte ? 

Geſetzt aljo auch, es fönnten nicht wirklich, fo wie wir glauben, alle weſentlichen Gefahren 
der freien Preſſe durch fie ſelbſt und eine gute Geſetzgebung bejeitigt werben; gejegt auch, dieje 
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Gefahren würden nicht unendlich dur die guten Wirkungen der freien Preffe und durch die 
Nachtheile und Gefahren ver Cenſur überwogen, fo ſcheint doch Zweierlei die Cenfur fhon ale 
ihrem Wefen nach verwerflidh parzuftellen. Die etwaigen Übel der Preßfreiheit nämlich werben 
fürs erfte nicht verſchuldet durch die Regierung, fondern dur die natürliche und die rechtliche 
Freiheit, welche Gott felbft und die Rechtsordnung ven Menfchen verliehen. Die Regterung iſt 
nicht für fie, mol aber für vie Misbräuche, welche von der durch ſie gegen diefe Freiheit beliebig 
geſchaffenen Genfur unzertrennlich find, verantwortlih. Der Regierungsftempel ift denfelben 
aufgedrüdt. Sodann aber fteht aller Gebrauch und aller Misbrauch der Preßfreiheit unter der 
allgemeinen öffentlichen rechtlichen Gontrole und Verantwortlichkeit. Jeder Hat den allgemeinen 
rechtlichen Schuß gegen den Misbraud, und diefer wirb nicht zum Recht geftempelt. Anders bei 
den Berlegungen durd die Genfur! 

Nah diefen Geſichtspunkten würdige man dad. zuvor Ausgeführte, daß die Genjureinz 
richtung den Genforen (wenn mehrere Genfurbehörden einander übergeordnet find, wenigſtens 
der oßerften) jene abfolute, grenzenlofe, im Dunfel auszuübenve Gewalt gibt, die Wahrheit und 
ihre einflußreichfte Mittheilung und folgeweife die Freiheit der Gedanfen, Gefinnungen und 
Handlungen und ihren Gebrauch zur Bervollfommnung und zum Schug ded Rechts zu unter: 
drüden, umd, flatt ver wahren und guten Gedanken und Gefinnungen, unmahre und böfe zu be: 
fügen und zu verbreiten, ein umbegrenzte® Recht alſo zur Wahrheitsverfälſchung, zur Lüge, 
zur Unterbrüdung und zu jedem Böfen. 

Die Genfur gibt indbefondere auch wirflich die Gewalt, Recht und Freiheit und die weſent⸗ 
lichſten Shugmittel diefer und aller andern Güter der Mitmenfchen zu zerftören, und zwar eben: 
fowol ihre Privatrechte mie die Öffentlichen oder wie die gangerechtliche Berfaflung. Der Staate: 
minifter Frhr. K. von Mofer, der ſcharf beobachtende, der in die geheime und Öffentliche Ge: 
fehichte der deutfchen Höfe und Ränder eingemweihte praktiſche Staatsmann, nannte die natürlich 
uncenfirte Schlözer'ſche Zeitſchrift, welche unermüdlich und mit der ftärfften Spradye bie täglich 
aus allen Theilen Deutſchlands ihr zugefendeten Beſchwerden über öffentliches Unredt und über 
Misgriffe ver Regierungen und Öffentlichen Behörben zur Sprache brachte: „eines der wichtig⸗ 
ften und fruchtbarſten Inftitute für den Schuß des Rechts, für Beftrafung und Verhinderung 
geheimer und öffentlicher Gemwaltthaten.” Er verlangte, daß dad Deutſche Neich dem freimü= 
thigen derben Berfaffer, „dem in feiner Art einzigen Wahrbeitäprofeflor, ver Öffentlich und 
noch mweit mehr im Stillen und Berborgenen bereitö unendlich viel Gutes gefliftet, von dem eine 
Note oder ein Nötchen oft mehr gewirkt habe ald die Bußpredigten ver Reichsgerichte, die Vor: 
ftellungen der Gollegien und die Supplifen der Landftände und Unterthanen, einen Römer: 
monat alljährlich als Belohnung zuerfenne”‘. 1) Die Genfur aber machte dieſem höchſt wohl: 
thätigen Werfe, ähnlich wie hundert andern und wie ja felbft dem fegensreihen Nationalwerf, 
den Möfer'fhen „Phantaſien“, ein Ende und ließ viele andere, welche Deutſchland vor dreißig: 
jährigen Erniedrigungen und vor der Gefahr des Untergangs, vor einer Reihe von fpätern 
Revolutionen und vor vielfahem Unglück hätte bewahren können, gar niemals auffommen. 

Ja, um gar nicht einmal zu reden von der Pflichtwidrigkeit der Beamten, welche zu emt: 
decken nach der berühmten königlich preußifchen Cabinetsordre von 1804 nur allein die Publi— 
eität das wirkſame Mittel ift, um nicht zu reden von all den Fleinen und großen, verderbliden 
und bedrückenden Diafregeln, von Yuftiz: und Kerkermorben, von Beſtechungen und Betr: 
gereien, welche in der freien Preſſe ihre fräftigfte Verhinderung finden und ohne fie oftmals 
auch unter dem beften, um wie viel leichter unter den ſchlimmen Regenten menſchlicherweiſe 
vorkommen, fo zerflört die Cenſur auch noch außerdem die weſentlichſten Schutzmittel gegen 
große Gefahren der Bürger. Auf ven: badischen Landtage von 1835 erzählte, ohne irgendeinen 
Widerſpruch zu erfahren, ver Verfaſſer dieſes Artifels folgendes Beifviel: „Befanntlich entbiel: 
ten vor einiger Zeit unfere Anzeigeblätter eine von dem Gefandten eines großen europäiichen 
Reichs ergangene Ginladung zur Auswanderung in eine Provinz diefed Neid. Die Beam: 
ten hatten diefe Einladung, welche fehr lodende Bedingungen enthielt, ihren Untergebenen be: 
fannt zu machen. Die Yandleute aber Eonnten über den Sinn diefer Befanntmahung durd die 
Beamten der eigenen Xandedregierung leicht in Irrtum kommen, Die Regierung felbft und 
bie Beamten, die fehr erflärlich eben nicht als abrarhend auftreten fonnten, ſchienen ihnen dieſe 
Auswanderung im Gegenfag anderer Öffentlich niemals vorgeichlagener Auswanderungen vor: 
zugsweiſe anzurathen, und außerordentlich viele entſchloſſen fich zu derſelben. Ich aber hatte 


11) Moſer's Patriotiſches Archiv, XI, 547; Schlöger’s Staatsanzeigen, Heft U, S. 281. 


Eenfur der Druckſchriften 409 


zufällig fehr genaue Nachrichten und Kenntniffe von den ganzen örtlichen Verhältniffen, nad; 
welchen ich mit Gewißheit jagen fonnte, daß diefe Menfhen ins Unglüdf gingen. Die Genfur 
aber binderte mich, meinen am Rande des Abgrundes ftehenden Mitbürgern jene Mittheilungen 
zu machen, welche gewiß eine große Zahl von diefem Unternehmen abgehalten haben würden. 
Diefe Unglüdlichen find jegt wieder zurücdgefommen, beraubt eines großen Theils ihrer Fami— 
liengenoſſen, Die der Tod hinraffte, und ganz von Vermögen entblößt. Die Eenfur hat diefe 
Leute in Tod und Elend geftürzt und — ich begehre nicht Schuld daran zu fein.’ 12) 

Jenes Verhältnig der Genjur aber für die ganze freie Verfaſſung und für ihre fegendreiche 
Wirkung für den Thron und das Volk, follte diefed wol nod) des Beweiſes bedürfen? Wären 
etwa alle diefe Erfahrungen und Urtheile englifcher, Franzöfifcher und deutſcher Staatdmänner, 
melde Preßfreiheit für den Lebensodem und die wefentlidfte Garantie der Verfaflung erflärten, 
welche diefelbe ohne fie eine Täuſchung nannten und in der Wahl zwifchen dem Parlament und 
det Brefifreiheit legtere vorzuziehen erflärten — wäre alles diefed etwa aus der Luft gegriffene 
Shwärmerei? Wollte man wol an Schlözer’8 Ausfprud: „daß die ftändifche Verfaffung, ohne 
Bublieität und Preßfreiheit, nur allzu leicht zur privilegirten Landesverrätherei werde“, nicht 
blos die Derbheit des Ausdrucks tadeln, fonvern ihr alle Wahrheit ableugnen? Zwar gute, 
Fräftige Fürften können viel Gutes wirfen, viel Böfed abwenden, Aber könnten, wo die freie 
Preſſe fehlt, nicht allzu leicht Negenten getäufcht werden durch eigene oder fremde Hofeingebuns 
gen, durch untrene Minifter und ihre Greaturen? Könnten fie nie auch, jelbft leidenſchaftlich 
verſtimmt duch ftändifchen Widerſpruch, leicht von Höflingen auf Abwege geführt werben ? 
Könnte etwa nie durch die Genfur nur die Stimme der Schmähung gegen die felbftändigen 
Wähler und Gewählten, nur Lobpreifung für die ſervilen Werfzeuge der mächtigen Partei — 
laut, bald den erftern jede Verfolgung oder Zurüdfegung, den legtern jede Auszeichnung und 
öffentliche Gewalt zu Theil werden und fo, wo nicht Nevolution eintritt, wie in England und 
Frankreich, die angebliche Volkswahl und die Verhandlung der Volksvertreter felbft zur Be— 
förderung verfaflungdmidriger VBeftrebungen dienen? Es fei erlaubt, um auch Hier das Allge— 
meine durch den Blid auf das Leben zu veranſchaulichen, noch eine Stelle aus der fhon ange— 
führten Öffentlihen Nede im Jahre 1835 anzuführen. Es traf fie ſowol bei dem öffentlichen 
Bortrage ald feitvem fe im Drud ganz Deutihland vorliegt, Fein Widerſpruch oder Tadel, 
vielmehr wiederholt das Öffentliche Lob ver Mäpigung. Die Stelle lautet S. 77 der officiellen 
Protofolle wörtlich folgendermaßen: 

„Als ich zum erften mal hier von der Preßfreiheit ſprach, fand ich Ihre Tante Zuftimmung, 
da ich erflärte, daß die Wohlthaten ver Verfaſſung nicht ind Leben getreten feien wegen des 
Mangeld an Prefreibeit, daß auf den Randtagen von 1825 und 1828 bei beinahe noch un= 
veränderter Stenerlait aus den Kriegsjahren ber ſelbſt aus ver Mitte ver Stände der Ruf nad 
nod mehr Steuern ertönte, daß die allgemeine Misachtung der ganzen ftändifchen Verfaflung 
es bewirkte, daß in vielen Theilen unfers Landes unfere Bürger bewogen werben fonnten, um 
Aufbebung diefes, wie e8 fhien, werthlofen Inſtituts zu birten. Als im Jahre 1830 unfer 
jegiger Fürſt bei feiner Thronbefteigung erflärte, die Verfaſſung folle eine Wahrheit werben, 
als von da an zuerft factiſch und nachher geſetzlich durch das ganze Land die freie Sprache ber 
Preffen ertönte, mie vortheilhaft veränderte ſich da nicht alles in kurzer Zeit! Und nod reichen 
von dieſer glücklichen Periode gute Refte in unfere Zeit hinüber.” 

„In dieſen guten Zeiten ift unfere Berfaffung dem Volke theuer geworben. Aber feitvem die 
Preßfreiheit wieder unterbrückt ift, hat mandyes in den Öffentlichen Angetegenheiten jihtbar wieder 
eine Wendung nach jener traurigen Geftalt der Dinge hin genonmen. Ja, wer wird es leugnen, 
daß bei einer Fortdauer dieſes Zuſtandes auch jegt wieder die Kammern der Stände in Mis— 
achtung kommen, ja achtungsunwerth werden könnten? Erwägen wir ferner, mie bie Unter— 
drückung der Breffe auf die Öffentliche Demoralifation, auf jenes Gejindel der Angeber, Zwi— 
fchenträger und Speichelleder, wie fie auf die Öffentliche Sicherheit und endlid auf das öffent- 
liche Bertrauen einwirkt!“ 

Und wahrlich, es find die größten Kränfungen für die Ehre und Kraft des ganzen deut— 
ſchen Baterlandes und feiner einzelnen Staaten, es find überall zahlloſe Berlegungen ihrer 
Bürger durch die rechtswidrigen Unterbrüdungen der Breßfreiheit und ſchon dadurch and) der 
MWahlfreiheit vor und nad 1848 verjdhulder worden. Zugleich aber hat es wol nunmehr 
die reiffte Erfahrung beftätigt, daß es tief in Wefen des Genjurinftitut® und der menſch- 


12) Pritofolle der badifchen Zweiten Kammer von 1835, Heft VI, S. 77. 


410 Eenfur der Drudichriften 


lihen Berhältniffe liegt, daß bie Genfur felbft bei dem beften Willen ver Regierungen und 
der Genjoren Misbräude und die größten Hemmungen der geiftigen, bürgerliben und poli- 
tifchen Breiheit begründet. Nur wegen ded Dunfeld, das ihre Ausübung verhüllt, und weil 
das Unterdrückte und vollends das zum voraus von ihr Verhinderte nicht zu Sage fommt, - 
fann man diefes überiehen. Wo und fobald aber nur irgendeinmal etwa in ſtändiſchen 
Berhandlungen auch nur zum Eleinften Theile dev Schleier gelüftet wurde, da wurden alle 
rechtlichen Männer von Staunen und von den ſchmerzlichſten Gefühlen ergriffen. 13) Hier 
mögen nur nod die Erfahrungen von zwei Publiciſten Blag finden, welche nody niemand einer 
ultraliberalen Schwärmerei beihulvigt Hat. Zachariä 1), nachdem er die allgemeine Mei- 
nung der Sachkundigen ausgeführt hat, daß die Cenſur dad Weſen ver repräfentativen Mon: 
archie und ihr Lebendelement, eine freie Öffentlihe Meinung, aufhebe, dag man auf freie mon— 
archiſche Berfaffungen entweder überhaupt verzichten oder die Freiheit der Prefle zum Grund: 
Hefeh derfelben machen müffe, daß aber gerade Tageblätter, Zeit: und Flugſchriften weſentlich 
die Schwingfedern in den Flügeln der freien Preffe find, und dap, wie Mohl >) jih ausdrückt, 
„pie ganze ſtändiſche Verfaſſung durch Cenſur ganz verdorben und in die härtejte, wennſchon 
formell gejeglihe Ziwangsanftalt verfehrt werben fann‘, fügt dann noch hinzu: „Gine Genfur 
entmündigt das Volf. Sie räumt einer befondern Meinung die Herrichaft ein, welche nur der 
gemeinen Meinung gebührt. Man darf lächeln, wenn ein Genjurgejeg wegen der Achtung ge: 
priefen wird, die ed für die Freiheit des geijtigen Verkehrs an den Tag lege — die Aufgabe, ein 
Genjurgejeg zu entwerfen, welches die Freiheit dev Preffe nur auf ihre rechtlichen Beringungen 
beſchränkte, ijt ihrem Weſen nad unauflösbar. So gewiß das Urtheil über die Gefährlichkeit 
einer Schrift eine Wahrſcheinlichkeitsrechnung ift, jo gewiß muß ein jedes Genfurgejeg einer je— 
den Ausdehnung empfänglich jein, weldye man ihm geben will.” Zu diefen erften Örunde einer 
unvermeidlich verlegenden, verberblichen Ausübung der Genfur kommt der zweite, daß ſchon Die 
menſchliche Natur und die menſchlichen VBerhältniffe ganz unvermeidlich einen vielfältigen großen 
Misbrauch diefer abfolut grenzenlofen, ohne alle vehtlidhe Gontrole und Rechenſchaft insgeheim 
nad dem fubjectiven Meinen ausgeübten Gewalt begründen. Es ift dieſes der Misbrauch durch 
menſchliche und politifche Leidenſchaften, Ginfeitigfeiten, Interefien, Verirrungen und Abhän— 
gigfeiten der Genforen und der jie geheim beliebig inftruivenden Mächtigen. Hierzu fommt fürs 
dritte, Daß die Negierungdorgane, die Minijter und ihre Agenten, gegenüber den Bertheidigern 
der Volksrechte und Volksfreiheiten, den Beſchwerdeführern gegen öffentlihe Misbräuche, ver 
Natur der Sahe nad) als parteiiih daſtehen. Noch verderblicher wirft ein vierter Umſtand. 
Selbit die Regierung des Eleinjten Schweizercantons bleibt jegt unangefochten bei der dort ſo— 
gar völlig ſchrankenloſen Ausübung der Preßfreiheit in ihrem Gebiete, weil die Preßfreiheit 
nun einmal guundgefeglih und weil der feite Wille ver Regierung, fie nicht aufzugeben, ein— 
mal angenommen iſt. Alle Genfurbehörven und ihre Negierungen dagegen werben gegen die 
Bürger und die Behörden des eigenen Staatö, gegen alle Botentaten und Geſandten der Chris 
ftenheit verantwortlid,. Sie werden aber feinedwegs wegen deöjenigen, was fie insgeheim 
unterdrücken, ſondern nur wegen aller unangenehmen Wahrheiten und Äußerungen, die fie 
nicht unterprüden, verantwortlich gemacht und geplagt. So wird denn auch abermals jede Gen= 
furbehörde der Natur der Sache nad parteiiſch gegen die Freiheit und die Schriftiteller. Sie 
ift in jedem zweifelhaften Zalle zur Unterdrückung angewieſen, deshalb muß denn aud die Er— 
richtung einer boppelten oder einer Obercenjurbehörde, wie [don Mohl ausführt, die Hemmung 
und Unterdrüdung der Cenſur nur gleihmäßig verſchärfen, ſtatt jie zu mildern. 

Und bei dieſem allen follte nicht tauſendmal aud gegen das Beſte und Unſchuldigſte der 
ficher vernichtende Strich dem Misbehagen und der Beſorgniß folder Verantwortlichkeit und 
Plagen vorgezogen oder durch jene andern Urſachen beftimmt, es follte der geiftige Verkehr, 
es jollten Wahrheit und Net, VBervollfommnung und Bildung unſers Volks nicht feldft von 
den Fremden wie von inländifhen mädtigen Berjonen und Barteien abhängig,’ die Cenſur nidt 
Gehilfin von Täuſchung und Unrecht werden müſſen? Alle dieſe wie wie früher erwähnten 
unvermeidlichen Gefahren und Übel werben natürlich nicht vermindert, fondern nur vermehrt, 
wenn ganze Schiffsladungen byzantinifhen und alexandriniſchen Bucflabenframs, wenn farbe 
und Fraftlofe oder die einjeitige Richtung der Cenſur unterflügende Werke verkauft und gelejen 


13) 3. B. auch die citirten Protofolle, S. 73 und Note 12. 
14) Bierzig Bücher vom Staate, Il, 349, 
15) Syſtem der Brüventivjuftiz, ©. 192. 
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werden. Mol mit Net Fonnte daher Mohl (a. a. D.) von dem gegen die Cenſur verbreite 
ten Haffe jagen: „Er muß von der Leichtigkeit und Häufigkeit der Misbräuche oder von dem 
unzertrennlichen Dafein fhädlicher Folgen herrühren. Dies ift venn auch der Fall. Der ge: 
tingere und minder ſchädliche Theil der Misbräuche ift noch der, welcher aus bloßem Unverftand 
oder aus übertriebener Angftlichfeit des einzelnen Genford herrührt. Bedeutender und wirklich 
dem Umfange nach kaum zu ermellen find Die von der höchſten Behörde felbit ausgehenden Mis- 
bräude, wenn nämlich den Cenſoren der Befehl ertheilt wird, nicht nur Nechtöverlegungen, 
fondern auch Wahrheiten, deren Befanntwerdung der Negierung oder einzelnen mächtigen: Ber- 
fonen unangenehm wäre, zu unterbrüden. In einem ſolchen Falle iſt ed möglih, das Laut— 
werden jeder noch fo gerechten Klage einzelner oder aller zu unterdrüden. Jede beliebige Be: 
bauptung und Darftellung fann dagegen von der Negierung verbreitet werden, ohne daß fie 
eine Widerlegung des Unterdrückten, eine Rechtfertigung ver unfhuldig Angeklagten zu fürd: 
ten hätte. Bei dem engen Zufammenbang aller menſchlichen Kenntniffe und Ideen ift fogar 
möglih, dap dem Anſcheine nah weit entfernte Seiten des geiftigen Lebens ſchwer leiden unter 
der zunächſt nur politiſchen Cenſur.“ Mohl führt dann ebenfalls die anerfannte Unmöglichkeit 
aus, dieſe Misbräuche durd die Genfurgefege und Einrichtungen zu verhindern, und fährt fort: 
„Kurz, die Unzureichendheit diefer Mittel Fällt in die Augen und die Möglichkeit und Leichtigkeit 
des Misbrauchs ift im Weſen der Genfuranftalt jelbft begründet und die hieraus ſich ergebende 
Abneigung gegen diefelbe ebenfo gerechtfertigt ald unentfernbar. Sobald Cenſur in einem 
Laude eingeführt if, find einzelne Beamte zu untrüglihen Richtern in allen Fragen über Staat, 
Kirche und ſelbſt Wiſſenſchaft ernannt und die Verhinderung alles geiftigen Vorſchreitens ift 
in ihre Willfür geſtellt.“ Und braucht man nun wegen der gleihen Verderblichkeit auch der 
neuen Genjurmittel noch hinzuweiſen auf Hannover, Kurheſſen und auf die preußifche Reaction, 
aufihre Greuel in Königsberg und Elbing? Oder gar auf die neufranzöfifhen Zuftände ? 
IV. Redtlide Würdigung der Genfur im allgemeinen. Die Überzeugungen 
der freien Völker, die faft einftimmige Überzeugung auch unferer deutſchen Staatsrechtslehrer 
von den Hecht der einzelnen und der Völker auf freie geiftige Mittheilung und von dem rechts— 
veriegenden Charakter aller Genfur find befannt. Blackſtone, der erſte britiiche Nechtögelehrte, 
drückt ſich darüber in feinem Kommentar über das engliſche Recht (IV, 11) mit feinen geſun— 
den praftiihen Urtbeile jo aus: „Die Preffreiheit ift mit den Weſen eines freien Staatd auf 
das innigfte verbunden. Jeder freie Mann bat ein unbezweifeltes Net, feine Gedanfen 
dem Publitum vorzulegen; dieſes verbieten, heißt die Freiheit ver Preffe zerſtören, alle Freiheit 
der Gedanken den Vorurtheilen und den Willfürlichfeiten eines einzigen Mannes anheimges 
ben. Der einzige fcheinbare Grund für die Genjur, daß fie nothiwendig jei, dem täglichen 
Misbrauche der Preffe vorzubeugen, wird feiner ganzen Kraft beraubt, da es zu Tage liegt, 
day bei gehöriger Handhabung der Geſetze die Preſſe zu feinem verberblihen Zweck misbraudt 
werden faun, ohne daß der Misbrauch einer angemeffenen Beitrafung anheimfällt, wogegen 
fie feinem guten Zweck dienen fann, während fie einem Aufſeher unterworfen iſt.“ In der am 
7. März 1836 in der Altftadt London unter Borfig des Lordmayors gehaltenen öffentlichen 
Berfammlung über Abjhaffung des Stempels, in welcher fpäter auf ven Vorſchlag Hume's 
und anderer liberaler Barlamentömitglieder noch weit Fräftigere Beihlüffe genehmigt wurden, 
lauteten nad) der „Allgemeinen Zeitung” die beiden erften vom Parlamentsmitgliede Grote vor: 
gejhlagenen, einjtimmig angenommenen Beſchlüſſe folgendermaßen: „Das Glück, die Größe, 
die Güte der Regierung einer Nation hängen ab von der geiftigen und moralijchen Tüchtigkeit 
und Einſicht der Nation. Alſo iſt jede Auflage auf die Mittel für die intellectuelle Entwicke— 
lung ein Act der Ungerechtigkeit, welchem man auf gllen gejegmäßigen und conftitutionellen 
Wegen entgegentreten muß.” — „Die Tare auf Journale ift eine directe Auflage auf die gei— 
ftige Ausbildung, denn jie verhindert vorzüglich die mittlern und untern Klaffen der Bevölter 
rung, fi fortlaufend zu unterrichten über das, was in den zwei Häufern des Parlaments und 
in den Gerihtähöfen vorgeht. Sie beraubt diefe Klaflen dev genauern Kenntniß über bie aus— 
mwärtigen und innern Verhältniffe, welche für ein freies, gewerbthätiges und handelndes Volk 
unentbehrlich it. Denn dadurd werden fie fähig, ihre gefellfchaftlihen Pflichten zu erfüllen, 
ihrer Induftrie einen Aufihwung und ihren Unternehmungen die ihnen felbft und dem Vater: 
Iande heilfame Richtung zu geben.” Bereits am 6. Mai bei der Borlage ded Budget fegte 
der Kanzler ver Schagfammer den Zeitungsftempel von 31, auf 1 Benny herab und erklärte: 
„ex boffe, daß diefe große Herabfegung den gewünſchten Erfolg haben werde, die Verbreitung 
der öffentlichen Blätter und ihre größere, ungehemmtere Gireulation zu vermehren.“ Für dieſen 
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liberalen Zweck wurde in dem fortfchreitenden England befanntlich auch früher ſchon das Poſt⸗ 
porto für alle Zeitungen gänzlich aufgehoben, auch ſelbſt für die Zeitungen fremder Länder, 
ſofern die Regierungen der letztern, ſowie bereits Frankreich und Spanien, auch die engliſchen 
Zeitungen ohne Porto verbreiten. 

Ein hochachtbarer Schriftſteller hat eine Vereinbarkeit der Cenſur mit dem Rechte behaup- 
tet. Es that dieſes Mohl, trog feiner obigen Befämpfung verfelben. Wir würden num bierge: 
gen nicht ftreiten, wenn durch Genfur wirklich etwa auch das Recht ver Prefifreiheit, ſowie Mobt 
ausdrücklich vorausfegt (S. 189), nur ganz auf dieſelbe Weife und unter venfelben rechtlichen 
Bedingungen einer Beihränfung und Vernihtung unterworfen würde, wie aud die andern 
Rechte, wie Leben und Eigenthum oder die perfönliche Freiheit der Bürger. Es gefhieht näm— 
lich dieſes theild allgemein rechtlich nach den ftrengen rechtlichen Beningungen wahrer Nothwehr, 
wahren Nothftandes und der rechtlichen Genugthuung und Strafe (f. oben IM). Es finden 
anderntheil8 ausnahmsweiſe (f. Mohl, S. 26) an ſich weniger weſentliche Rechtsbeſchränkun— 
gen and dringenden Gründen ftaatöpolizeirechtliher Sicherung ftatt, jevoh nur auf den ver: 
faffungsmäßigen Wegen, alſo bei Aufopferung von Privat: und Berfaffungsredten nach ftän: 
diſch bewilligten Gejegen und unter dem verfaflungsmäßigen Schuge der Gerichte, der Stände 
und der öffentlichen Meinung gegen den Mishrauc und die Überfchreitung. Mohl insbeſon— 
dere fordert ebenfalld noch ausdrücklich für die rechtliche Möglichkeit folder Beſchtänkungen: 
1) daß der Nachtheil ver Beihränfung in feinem Verhältniſſe ftebe zu ihrem Vortheile, 2) daß 
diefer Vortheil ein allgemeiner und ungmeifelhafter, und daß 3) das durch die Beihränfung 
aufgehobene Necht ein verhältnißmäßig unbedeutendes ſei, daß auch 4) die Beſchränkung ſtets 
auf den mit Erreichung des Zwecks irgend verträglichen geringſten Umfang zurückgeführt und 
daß fie 5) ſoweit immer moͤglich nur gegen Entſchädigung zugefügt werde. Auch dieſe recht: 
lihen Bedingungen aber widerlegen ſchon die Rechtmäßigkeit bleibender Genfur. Mit ihnen 
ift ſicher nicht vereinbarlich eine bleibende gänzlihe Aufhebung ganzer großer und wichtiger 
Hauptfphären ber redhtlichen Freiheit, 3. B. der perſönlichen Freiheit oder der Eigenthumsfrei— 
heit, oder ver für alle Güter und Rechte der Menfchbeit fo unendlich wichtigen Prepfreiheit. Es 
ift vollends unvereinbarlich eine despotiſche Zerftörung und Verfügung ohne all jenen recht— 
lichen Schuß gegen torannijchen Misbrauch, eine ſolche Aufhebung, mobei, mie ja Mohl (S. 193 
— 196) ſelbſt fagte, der Nachtheil jedenfalls ungleich „größer und der verberblichfte Misbrauch 
wenigftend „das Sichere’ ift, ja die nad ihm fo hochwichtigen Rechte und das ganze geiftige 
Fortſchreiten der Nation und Die weſentlichſte Garantie der ganzen Berfaflung „ver Willfür 
unterwirft”. Wo aber dieſes ift, mo alle rechtliche und verfaffungsmäßige Gontrole und Ver- 
antwortlichfeit gegen dieſe Willkür fehlt, da ift das ganze Recht ſelbſt preisgegeben. Wollen 
aber andere blos mit den hohlen Phrafen ber nothwenvigen Verhinderung des Unrechts oder 
der Nothwendigkeit des Nichtgeftattend des freien Verkehrs mit gefährliben Sachen, die Gen: 
fur ald Schuß gegen Misbraud der Preßfreiheit, ja wol gar ale Schug des vernünftigen Ge— 
brauch derjelben mit dem Rechte und einer rechtlihen Preffreibeit vereinbaren, fo feien fie we— 
nigftend conjequent! Man erkläre es alsdann auch als mit dem Rechte und mit der rechtlichen 
perſönlichen und Eigenthums-Freiheit, mit dem Rechte, zu hören und zu fprechen, zu geben, 

- Feuer und Gifen zu gebrauchen , vereinbarlih, wenn gegen diefe Rechte ebenfalls zur Verhinde— 
rung des Misbrauchs, zur Verhinderung von Mord, Brand, Diebſtahl, Majeſtätsbeleidigung, 
Aufruhrſtiftung eine Polizeibehoͤrde die gleiche, allgemeine, grenzenlofe und unverantwortliche 
Gewalt im Dunkel ausübt und mit ihr Verſon und Gigentbum, Arm und Bein, Ohr und 
Mund zum voraus bei allen Bürgern in Beihlag nimmt, feſſelt und diejenigen Bewegungen 
zuläßt, die ihr beſonders jedesmal zu gefbatten beliebt! Oder man wage es, angeſichts des ge— 
bildeten Curopa auszuſprechen: nur das Recht auf Preßfreiheit, welche alle Voölker, die fie ken— 
nen, als ihr heiligſtes Ehrenrecht, als den Schutz aller übrigen und als das wichtigſte Mittel 
auch der materiellen Vervollkommnung mit Gut und Blut vertheidigen, ſei überhaupt oder für 
uns Deutſche ſo unendlich viel ſchlechter als alle jene materiellen Güter und andern Freiheiten, 
daß man nur fie zum voraus vernichten dürfe, um die etwaigen Misbräuche beſſer zu verhüten! 

Alle ſolche jeichte und gemeine Anfichten lagen Mohl fern. Aber er fegt offenbar eine Ern= 
fur voraud, wie fie nirgends ift und fein kann, und Üüberfieht feine eigenen Bedingungen recht— 
licher polizeiliher Befhränfungen, fowie jenes Preisgeben aller rechtlichen Freiheit der Preſſe 
an die rechtlich durchaus nicht controlirbare, nicht verantwortliche Willfür. Er täuſcht ih audy 
offenbar (S. 9 u. 189, 190), wenn er fagt, die Genjur beichränfe nicht die rechtliche Freiheit, 

* fondern nur die Rechtsverletzang, zu welcher niemand ein Recht habe, da ſie doch nicht blos 


Eenfur der Drudfchriften 413 


ſtets auf nicht rechtöverlegende Mittheilungen treffen ſoll, da jie vielmehr aud die ganze recht⸗ 
liche Preßfreiheit aller, welche nie das Necht verlegten, zum voraus feffelt, d. h. beſchränkt und 
verlegt, Ne und „den geiſtigen Fortſchritt der Willfür preisgibt‘ (S. 193). Mohl ſelbſt aber 
erflärt die freie Gedanfenäußerung als heiliges Urrecht der Menſchen und ald wejentlic für vie 
freie Verfaffung. Er wirft zugleich nad vem Obigen auch vie gewöhnlichen Täufhungen über 
das praftifche Weſen der Genfur von ih. Sein gejunder praftiiher Verſtand mußte aljo aud, 
trotz jenes theoretiichen juriſtiſchen Irrthums, dringend rathen: „die ungleich gefährlichere und 
nachtheiligere Cenſur“ der Preßfreiheit weichen zu laſſen. 

Die Cenſur oder die Aufhebung der Preßfreiheit ift nun aber insbejondere eine Verlegung 
der privatrechtlidhen Freiheit, 1) weil ie mir das wichtigſte Recht ver Mittheilung und Verneh⸗ 
mung der Wahrheit, der freien geiſtigen und moraliſchen Verbindung mit meinen Mitmenſchen 
und der Förderung meiner Zwecke durch dieſelbe zerſtört und mich durch Unwahrheit täuſcht. 
Sie zerſtört mir 2) das wichtigſte Vertheidigungsmittel meiner Ehre und meiner übrigen Rechte, 
ſelbſt oft gegen die in der cenjirten Preſſe vorgebrachten furdtbarften Angriffe und Verleum— 
Dungen.16) Sie nimmt mir 3) vorzüglich vermittelt der Interdrüdung freier Tagblätter, wie 
jene englifhe Adreſſe ausführte, die wichtigften Mittel zur Veförberung des Wohljtandes auf 
dem Wege der Induſtrie und des Handels und ift vielfach auch unmittelbar ökonomiſch verlegend 
für einen jo wichtigen Verkehrszweig, wie der literariiche ift, für jeine Theilnehmer, Schrift: 
Reller, Buchhändler, Buchdrucker. 

Die Eenjur und die Zerftörung der Prepfreiheit aber, insbejonvdere Die der Zeit= und 
Flugſchriften über die täglihen Ereigniffe, ift nach dem Visherigen zugleich die größte Ders 
legung der ſtaatsbürgerlichen oder politiſchen Freiheit; deun als freier Bürger eines freien 
Volks und ſeines politiſchen Gemeinweſens habe ich 1) das heilige Recht, durch wechſelſeitige 
freie Mittheilungen auf allen rechtlichen Wegen die vaterländiſchen Verhältniſſe kennen zu ler— 
nen, die Wahrheit und die Meinungen meiner Mitbürger darüber anzuhören und ihnen und 
der Negierung meine Erfahrungen, Anſichten und Wünſche witzutheilen, jo eine möglich 
wahre, nicht eine verfälichte öffentliche Meinung zu vernehmen und bilden zu helfen. Sie ver: 
legt aber nad dem Obigen auch 2) das Recht der Bürger auf Verwirklichung und Erhaltung 
einer freien Verfaſſung, weil diejelbe ohne Freiheit der öffentlihen Meinung nicht befteht. Sie 
zerflört feiner ven Bolf 3) das durchgreifendſte Gontrol:, Verhinderungs= und Genugthuungs— 
mittel gegen Berlegungen und jhlechte Mafregeln ver Beamten und der Verwaltung und bür: 
vet ihm viel größere Laſten auf für eine nicht gute Verwaltung, als die gute often würde. Es 
führte die ſchon eitirte Schrift (S. 72) als eine vierte Verlegung der Unterbrüdung der Preß— 
freiheit durch die Cenſur noch das aus, daß ſie ehrenfränfend für die durch fie entmünbigte 
Nation und die durch jie ebenfalls entmündigten Schriftiteller fei. 

V. Bolitifhe Würdigung der Cenſur. 1)Die erfte Frage iſt natürlid hier die, 
ob die Zerftörung des wichtigen und wohlthätigen Rechts der Preffreiheit etwa politiich noth: 
wendig, ob jie alſo unentbehrlih, unerfegbar und in der That wirkſam ift für die Erhaltung 
der Religion und der Sittlichfeit, ver Majeftätd- und Bürgerehre, der gefeglihen Ordnung 
und der Megierung, für die Erhaltung und Vermehrung der Selbftändigfeit, der Macht und 
Blüte der Nationen? Wir müſſen diefe Fragen mit Nein beantworten. Und wir haben bie 
Grfahrung auf unjerer Seite. Waren und jind alle dieſe Guter etwa mehr vorhanden und 
gegen die Gefahren und Wechſel, die ftets alle menihlihen Dinge beprohen, fiherer verbürgt 
in den Ländern und in den Zeiten, wo die Genfur herrſcht, jo wie in den italieniihen Staa: 
ten, jo wie früher in Portugal und Spanien, fo wie 1792 und 1806 in Deutſchland und 
im Preußen? Ober find ie fräftiger und verbürgter unter der Herrihaft dev Preßfreiheit? 
Sind fie ed nach jeder menschlichen Berechnung und nad) der eigenen Erfahrung und Ueberzeu: 
gung aller jegt prefreien Nationen, welde doch früher auch bei ſich ſelbſt die Ceuſur und nun 
die Vreßfreiheit und ihre Wirkungen beobachteten und fie jegt vergleichen können? Sie find es 
unter der Herrſchaft der freien Preife, fo erwivern dieje Nationen einftimmig und erklären die 
Preßfreiheit für ihr beiligftes, höchſtes But. 

Breilib, das muß man zugeben — aber es iſt gerade daß beſte Lob für die Prepfreiheit — 
Hörlings- und Maitreffenvegierungen und Napoleoniiher Sultanismus, Uſurpatoren, eigen: 
füchtige arijtofratiihe Factionen, ſchwache oder dem Auslande dieuſtbare Diinifterien, jie müſſen 


16) Mertwä.d.ne De fpiele im: MWelder, Die vollfonmene und ganze Preßfreiheit, S. 37, 102, 
und in ven obenz.tirten Protolonen der banifa, n Kammer, ©. 75, 77, 
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nothwendig die Preffreiheit fürchten, welde die Intereffen der Nation fiegreih zur Sprade 
bringt. Auch jever Kaftengeift mag fie, die Verbreiterin der Eultur und Freiheit, haffen. Und 
nicht Durch die Preßfreiheit, fondern durch das im Dunfel ihrer Unterdrüfung ſich durch Hundert 
geheime Kanäle einſchleichende Gift und durd die Täufhung über die wahre Volksftimmung 
oder durch die Empörung über diefe Unterdrückung entjtanden die Nevolutionen und Thron— 
entfegungen, namentlid) die boppelten und dreifachen gegen die Stuart und Bourbonen, und 
felbft vie in Deutſchland. 

Es wird aud in dem Bundesftaate von Amerifa und in dem Schweizerbunde, ebenjo 
wie einft in der holländiſchen Republik, das Bundesband, das nationale Bereinigungsband der 
verfchiedenen Staaten durd den Austaufh und die Beförderung der Mittbeifung der Ideen, 
durch die wechfelfeitige Verftändigung Gefräftigt und keineswegs der Friede des Bundes ge= 
ftört werben, 

2) Die zweite Neihe der politifhen Gründe gegen die Cenſur ergibt ſich aus den erfah— 
rungsmäßigen Vortheilen der Preßfreiheit und vorzüglich der Tag: und Flugblätter für bie 
Öffentliche Sitte (ſ. Cenſur als Sittengericht), für die geiftige, für die mercantiliſche und öko— 
nomiſche und politifhe Bildung, Entwidelung und Vervollfommnung, für den Schuß der 
Berfaffung und aller Rechte und gegen verkehrte Beamten: und Verwaltungsmaßregeln. 

3) Die Genfur begründet nämlich eine fehr fatale moraliſche und politiſche „Verantwort— 
lichkeit der Negierung für dad Gedrudte mit vielfahen Verlegenheiten und Berwidelungen 
vorzüglich gegen das Ausland, während im Inlande auch jelbft nur ein faljcher Scheu, den die 
Genfur auf ven Muth und das gute Gewifjen und die Abjichten der Verwaltung gerade bei 
dem Volke fo leicht wirft, fehr nachteilig wirken fann. 

4) „Von ſelbſt“, fo fagt Mohl, „von felbft leuchtet ein, daß die Genfur vem Staatäober: 
haupte und ven höchſten Stellen eine Menge unfhägbarer Nachrichten über einzelne Vorfälle, 
über das Betragen von Beantten, über die Wünſche und die Stimmung des Volks vorenthält. 
Man macht entweder gar feinen Verſuch, folhe Dinge befannt zu machen, oder der Verſuch 
mislingt an des Cenſors Angftlichfeit. Erleidet ed nun ſchon feinen Zweifel, daß unter den 
von einer freien Preffe vorgetragenen Klagen viel Übertriebene8 oder ganz Unmwahres ji be— 
findet, fo ift doch ebenfall® wahr, daß eine ſchlimme Nahricht und die wirflihe Stimmung ber 
Bürger nicht früh genug in Erfahrung gebracht werben fünnen, daß died aber durch die Cenſur 
in vielen Fällen gehindert wird. Überdies ift ed gefährlich, gerechte Klagen des Volks nicht 
laut werben zu laffen; vielleicht entfteht mit einem male eine den Staat mehr oder weniger ers 

fhütternde Explofion, während die freie Preſſe ald Sicherheitöventil gedient hätte, indem für 
bie meiften Menichen das Rautwervenlaffen ihrer Klagen eine beruhigende Wirfung hat.’ 

5) „Nechnet man’, fo ſchließt Mohl, „zu allen diefen Nachtheilen noch den fittlihen Scha— 
den, welchen wenigftens gegenwärtig bei den politiich vorgefchrittenen Völkern der Staat durch 
die Verweigerung der freien Preffe erleidet, indem er jih dadurd einem ziemlich allgemeinen 
und wiederholt mit größter Leidenſchaftlichkeit ausgeſprochenen Volkswunſche entgegenjegt und 
der aufgeregten Menge fomit als eine felbftfüchtige Zwangsanftalt, nicht aber ald eine ſämmt— 
liche Nechte möglichft verwirklichende, wohlthätige Einrichtung erfcheint, fo jtellt jich die Auf: 
bebung der Genfur als das Fleinere Nebel dar. Allerdings darf fich die Regierung nicht ver— 
hehlen, daß jegt überwiegende Intelligenz audy in Führung des Öffentlihen Wortes für fie 
nöthig ift. Allein die Erfahrung hat gezeigt, daß Kraft und Talent auch ohne die Hülfe der 
Genfur das Steuerruder zu führen im Stande find.‘ 

6) Doch was jeden Zweifel überwindet, bleibt für den gewiffenhaften Mann zulegt ſtets 
nicht die rein politifche Erwägung der Vortheile und Nachtheile, fondern das, daß eine Ver: 
nichtung der Freiheit der Preſſe oder der Wahrbeit zugleich — irrten wir nicht — die Moral 
und das Recht verlegen. Gott felbft gab dem Menſchengeſchlechte die Freiheit, wennſchon in 
ihrem Weſen die Möglichkeit auch zum Misbrauche liegt, wenn aud) der gute Same nicht ohne 
Möglichkeit des Unfrauts gedeihen kann. Er gab ihm das freie Streben nah Wahrheit und 
Bervollfommnung und allen die Pflicht, ihre und ihrer Mitbürger Freiheit als ihr heiligftes 
Gut, als ihr Necht zu vertheidigen. Und niemand foll fie feinen Mitbrüdern rauben. 

Bei einer Erwähnung von Gefahren aber werben tüchtige und wahrhaft monarhijch ge— 
finnte und treue Staatömänner nicht blos an die Gefahr in friedlichen Zeiten und für den näch— 
ſten Tag oder für eine Minifterlaufbahn und für die Lebensdauer ihres jegt regierenden Fürs 
ften, ſondern, wie diefer felbft vor allem auch an die Gefahren und- die Sicherftellung feines 
Bürftenhaufes, an die Gefahren für Ehre und Kraft feines Volks und feines Throns in jeder 
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Lage denfen. Sie werden mit Indignation einen einft laut gewordenen politifhen Rath: im 
Bundesverhältniß mehr gegen die Volfäfreiheit zu wagen, als e8 bei einer Staatseinheit der 
Nation-möglich fei, „weil der Unwille des Volks ſich vertheile“, als nicht blos moraliſch, fon= 
dern auch politifch verwerflich abweifen. Sahen wir ed doch 1805, 1806 und 1813 bereits 
deutlih genug, daß auch für die mächtigften deutſchen Volksſtämme die Bruderliebe und natio— 
nale Begeifterung der Fleinern Lebensberingung ift. Was aber in jeder neuen europäiſchen 
Entwidelung und Krife nad allen Seiten Hin die Fleinern deutfchen Staaten nur allein fhügen 
kann, dad bedarf wahrlich meiner Ausführung nicht. 

In dem bezeichneten Sinne die Gefahr auffaffend und die eigenthümlichen Verhältniffe der 
deutſchen Staaten ermägend, bitte ih um Erlaubniß, zur Unterftügung des ehrlidften und 
treueften patriotiihen Wunſches, ver bald möglichften allgemein gefeglihen Aufhebung aller 
alten und neuen Genfur in Deutfchland, die Worte hinzuzufügen, mit weldhen die mehrer— 
wähnte öffentlihe Ausführung von 1835 ſchloß: 

„Mit Demjenigen, der diefe Gefahren nicht einfehen und die Möglichkeit nicht zugeben 
wollte, daß fie eintreten können, mag ich mich nicht weiter verftändigen. Halte man mid) aber 
darum nicht für fo ängftlih, daß ich glaubte, die Freiheit werde zulegt zu Grunde gehen, und 
dag ich in diefer Beziehung übertriebene Beforgniffe hegte. Nein, fo gewiß ich zur Zeit des 
Rheinbundes überzeugt war, daß diefer Despotismus ſtürzen werde, jo gewiß ich überzeugt 
war, daß die dur fremde Bajonnete eingeführte Neftauration in Frankreich fich nicht Halten 
und die unterdrückte Freiheit in Spanien und Portugal nicht ewig im Staube liegen werde, fo 
gewiß weiß ih auch, daß die Freiheit in unferm großen deutſchen Vaterlande jiegen werde. 
Aber wird fie fo, wie alle Guten wünfchen, fiegen auf dem Wege der ruhigen Gntwidelung und 
mit dem feften Beftand unferer Fürftenhäufer, oder aber auf dem ftürmifchen Wiege der bluti— 
gen Revolution, oder auf dem noch unglüdlidhern ver Einmifhung der Auswärtigen? Wird 
fie ftegen auf dent Wege der Reform, wozu die Prehfreibeit den Weg bahnt , oder auf dem 
Wege der Ummälzung, wohin die Unterprüdung der Wahrheit führt? Das allein ift vie 
große Frage.” | 

Die neuerdings entftandenen Preßgeſetze des Bundes und der einzelnen deutichen Lande 
und ihre erfahrungsmäßigen Wirkungen können nur die Art. Breßfreiheit und Prefigefeg 
näher würdigen. Der gegemwärtige hatte nur zur Aufgabe, die allgemeine Natur und Würbi: 
gung aller vorausgehenden Unterdrückung ber Freiheit der Wahrheit und der Wahrheit felbft 
durch alte und nene Genfur varzuftellen. Der Widerſpruch derfelben mit der Sittlichfeit und 
Rechtſchaffenheit, mit dem natürlichen und deutichen Rechte wie mit männlicher Politik ift jegt 
den Bewußtſein unferer Nation zu tief eingegraben, ald daß wir noch ein weiteres Wort dar: 
über hinzufügen bürften. Betrachtet man unfere gegenwärtigen deutjchen Zuftände, ihre Wider: 
ſprüche in fih und mit dem Nedhte, dem Bedürfniß und den öffentlichen Bewußtſein ver Na= 
tion, ſowie mit dem lebendigen Fortihritt aller Wiſſenſchaften, Erfindungen und Bildungs 
mittel, mit den Fortfchritten der immer freiern und fchnellern Verkehrs: und Mittheilungs: 
mittel unferer großen und gewaltigen Zeit, fo müſſen alle die Fleinlichen Unterprüdungsmittel 
der Wahrheit und der politifch freien Sprache ver Bürger und Stände aud zur Verantwort- 
lichmachung der Minifter bald allgemein fo veradhtet und hinfällig fich zeigen, wie jegt in 
Preußen. Dann werben wir in nationaler zeitgemäßer organifcher Geftaltung und Verbin— 
dung jener obigen zmölf Hauptpunkte auch, fo wie in England, in Belgien und Holland, in 
Sardinien und den ffandinavifchen Staaten, eine wirklich cenfurfreie Preffe erwerben, und ebenfo 
die thörichte Mühe belächeln, die deutiche Nation, fo wie früher dur die Vorgaufelung des 
Schattenbilded der verfiorbenen Feudalſtände, jo jegt burd das Schredbild des Parlamentaris- 
mus von dev Ausbildung ver und von Gott und Rechts wegen gebührenven echt deutſchen und 
vernünftigen freien Berfaffung zurüdzubalten. Melder. 

Cenſus, insbejondere Wahlcenfus. Derjenige Eenfus, melden wir hier einer nähern 
Betrachtung unterwerfen, ift die rein dem Öffentlichen Recht und der Politif angehörige Ver: 
mögensihägung zum Behuf der danach zu beitimmenrben Verleihung oder Abftufung (Er: 
mweiterung ober Befchränfung) der bürgerlichen oder der politiichen Rechte. 

Diefer Eenfus nun ift dem Namen nad römifhen Urfprungs, aber die Sache, nämlich die 
nad den VBermögensverhältniffen der Bürger bemeffene Vertheilung ftaatsbürgerliher Rechte 
und Laften, ift fhon vor Rom bei mehreren Völkern anzutreffen. So hat insbeſondere Solon 
die athenifchen Bürger in vier Klaffen nad) ven Abftufungen des Vermögens eingetheilt, näm— 
lich in die Bentafojiomedimnoi, Hippeis (Ritter), Zeugitai und Thetes. Die drei erften Klaffen 


- 


416 Ä Cenſus 


beſtanden aus denjenigen, welche 500, 300 oder 200 Maß Getreide ober DI jährlih aus ihren 
Nändereien bezogen, die vierte aus den ärmern und ganz armen Bürgern, vie ihren Lebens— 
unterhalt meift nur durch Lohndienfte erwarben, Nach dieſer Abſtufung richteten ih dann 
einerfeitö die Steuern und andere Beiträge zum Staatödienft (fowie namentlih von den Hip— 
peis jeder ein Pferd zu ftellen hatte, von den Zeugitai aber nur je zwei und zwei ed thaten) und 
andererjeitd auch die politifchen Rechte, wenigftens infofern, dap nur die drei erften Klaſſen zu 
den obrigfeitlidhen Amtern berufen, die Thetes aber davon ausgeſchloſſen waren, Ariftives, ver 
große Freund der bürgerlichen Gleichheit, hob jedoch die letztbemerkte (auf Art eines Vergleichs 
mit der früher ganz übermädtigen Ariftofratie von Solon getroffene) Einrichtung auf, wonach 
die Verfaſſung eine völlig demofratifche, endlich jelbit eine ochlokratiſche ward. 

Der römische Cenſus schreibt ji her von Servius Tulliud, den vorlegten Könige Rouis, 
einem Eugen und wohlgelinnten Manne, welcher, um einerjeits die damals übermächtige Ariito= 
fratie der patrieiihen Geſchlechter zu ſtürzen und andererjeitd do auch die Demofratie zu mä— 
Bigen oder der Ochlokratie einen [hügenden Damm entgegenzujegen, zuvörderſt die Plebejer in 
die Gemeinschaft ver früher von ven Patriciern ausſchließend befellenen politifhen Rechte auf: 
nahm, dann aber dad geſammte — aus Patriciern und Plebejern beſtehende — Volk nach den 
Abſtufungen des Reichthums in ſechs Klaſſen, dieſe zuſammen aber in 193 Centurien abtheilte 
und durch die mittelſt ſolcher Einrichtung den Reichern künſtlich übertragene größere Stimmen— 
zahl denſelben das Übergewicht über die minder Reichen und noch entfchiedener über die ganz 
PBermögenslofen verlieh, Es wurden nämlich aus der erften Klaffe ſchon allein 98 Eenturien 
gebildet (worunter 18 der Ritter), aus den nädhftfolgenden vier Klaſſen zuſammen aber nur 
94 und aus der legten (nämlich aus jener der Armen), wiewol der zahlreihften, gar nur eine 
Genturie; ſodaß auf den Gomitien, d. 5. in den berathenden Berfammlungen der National: 
gemeinde, wo nämlich von nun an nah Genturien abgeftimmt werden jollte, die Klaffe der 
Neichften allein ſchon — Falls fie unter ji) einig war — die Mehrheit ausmachte, die nachfol⸗ 
genden Klaſſen aber einen im Verhältniß ver Zahl ihrer Glieder fi fortwährend verringern 
ven Einfluß üben konnten und die ganze Klaſſe der Vermögenslojen (die fogenannte Capite 
censi oder Proletarier) gar nur mit einer einzigen Stimme gegenüber von 197 auftrat. Frei: 
lih waren dann auch die Staatölaften (Steuern und Kriegsdienſt, hier namentlich die Bewafl: 
nung) annähernd nach demſelben Berbältnip vertheilt, und inöbefondere die legte Klaſſe vom 
Kriegsdienſt gänzlich befreit. 

Wie das durch dieſe Einrichtung hervorgebrachte, von ihrem Urheber wohlberechnete Ver: 
hältni der drei politiſchen Mächte, nämlich der monarchiſchen, ariftofratiihen und demokrati— 
Ihen unter ji, namentlih das zwiſchen ven beiden legten künſtlich Hergeftellte Gleichgewicht, 
durd die Abjhaffung des Königthums, deſſen Gewalt jegt faft ausſchließend die Patricler 
erbten, völlig zerflört und infolge des hiernach über die Plebejer gefommenen Drudes und der 
daduch bervorgerufenen demokratiſchen Reaction die römiſche Verfaſſung unter vielfahen 
Stürmen weitern wejentlihen Veränderungen unterworfen worden, bedarf hier feiner eigenen 
Darftellung. Auch von den Eenforen, die da beauftragt waren, den immer von fünf zu fünf 
Jahren zu erneuernden Genfus vorzunehmen, d. h. allernädjit jedem römischen Bürger die ihm 
nad jeinen Vermögensverhältniſſen gebührende Stelle in einer oder der andern Klaffe anzu: 
weijen, haben wir hier nicht zu reden (f. Cenſur als Sittengeridht). Unſere Aufgabe beihränft 
fi) auf die Beantwortung der Frage: darf und fol die Gewährung oder Zutbeilung gewiſſer 
bürgerlicher oder volitiiher Nechte durch die Bermögensverbältniffe der Bürger beſtimmt wer: 
den, d. h. darf und foll ald Bedingung folder Berechtigungen die Nachweiſung einer gewiſſen 
Bermögensfunme feftgefegt oder nad den Abftufungen des nachgewieſenen Vermögens eine 
Erweiterung oder Beſchränkung der befragten Rechte ftatuirt werden? 

Zunächſt wird unfere Frage wie alle Fragen in Beziehung auf politifche Einrichtungen 
nad) ihrer rein politifhen Eeite zu beautworten fein. Es wird ſich namlich fragen, kann nad 
den in der Geſellſchaft vorherrſchenden Intereffen und Kräften eine Ginführung des Inftituts 
mit Erfolg und Dauer erwartet werden, und ſodann wird Diefelbe den Endzwecken der Staats: 
gelellihart und den ald gut anerfannten Intereſſen und Kräften entiprechenn und förderlich fein ? 
So könnte z.B. in Branfreih, nachdem einmal dort ein Wahlſyſtem ohne Genfus nad Kopf: 
zahl, nachdem das allgemeine Stimmrecht eingeführt if, zuerft die Frage entjteben, kann dad 
Eyitem des Cenſus mit Hoffnung auf Dauer wieder eingeführt werden?. Für die Nepublif 
wurde 1848 idiom glei anfangs das allgemeine Stimmrecht eingeführt. Sie felbft bob es 
wieder auf. Doch wurde befannılicy für den Umſturz der Republik felbft die Wieverherftellung 


Eenfus 417 


ded allgemeinen Stimmrechts der ſtärkſte und fiegreiche Hebel. Auch nad der Bejahung diefer 
beiden Fragen aber, oder in jonfliger politijcher Räthlichkeit der Ginführung, ift die Einrichtung 
nod von der Seite ihrer alljeitigen Öerechtigfeit zu unterfuhen. Da aber ver Glaube an die 
Gerechtigkeit oder Ungerechtigkeit einer Einrichtung bei fittlihen Völkern felbft die ſtärkſten In— 
tereſſen und Kräfte für oder gegen fie begründet, jo mag die Unterfuhung nad der Gerechtigkeit 
des Genjus hier voranftehen. Im allgemeinen aber müffen wir bemerfen, daß wir bier nur 
die Frage über den Cenſus für jih allein beantworten dürfen, und die Erörterung der übrigen 
Punkte eined guten lanpftändiihen und Oemeindewahlgefeged dem Art. Wahlgefeg überlaffen 
müflen, welcher ven ganzen Organismus aller Bedingungen einer guten, dem Wohl und Recht 
der Staats: oder Gemeindegeſellſchaft, die Intereffen aller Glieder möglichft vermittelnden und 
vereinigenden Wahleinrichtung darzuitellen hat, 

Wir fragen aljo zuvörderſt: Hat und inwiefern hat der reichere Bürger einen vernunfts 
rechtlich gültigen Anſpruch auf Bevorzugung bei der Austheilung der bürgerlichen und politi— 
ſchen Rechte? Hat er zumal einen ſolchen in Bezug auf die activen und paſſiven Wahlrechte? 
Oder ift wenigftens mit vem Recht der minder Meichen vereinbarlich,, daß jenen ein folder Bor: 
zug durch poſitives Gejeg ertheilt werde? 

Zur Durchführung des fraglihen Rechtsanſpruchs der Reichen vergleiht man gern wie 
Juſtus Möſer ven Staat mit einer auf Actien gegründeten Privatgeſellſchaft oder überhaupt 
mit einer ſolchen, bei welcher die Mitglieder nicht gleichmäßig betheiligt ind, d. h. bei welcher die 
einen mehr, die andern weniger in das Geſammtgut oder in den gemeinfhaftlihen Unter: 
nehmungsfonds aus dem Ihrigen eingeworfen haben oder fortwährend einwerfen und daher auch 
nit nur in demjelben Verhältniß, alfo theild mehr, theild weniger an Vortheil und Schaden 
der Unternehmung participiren, ſondern aud in den gejellihaftlihen Berathungen mit einem 
eben diejem Verhältniß entfprechenden, mithin ungleihen Gewicht der Stinme auftreten. Wir 
haben jedoch jhon in einem frühern Artikel (ſ. Ariſtokratie) bemerkt, daß zwar folder Verglei— 
hung einige Wahrheit zu Örunde liegt, aber bei weitem nicht fo viel, um damit, zumal nad) den 
heutigen Verbältniffen der eivilifirten Staaten, einen auf entfchiedene Bevorzugung der Reichen 
oder gar einen bis zur Ausichliegung der Armen von allem politifchen Recht gehenden Anſpruch 
der erften begründen zu können, Wohl! wenn etwa die Summe der eine Öegend bemohnenden 
Grundeigenthümer durch Zufammenwerfen ihres (durch Decupation oder Anbau bereits rechts— 
gültig erworbenen) Privatguts dad Staatögebiet gebildet (oder auch, wenn eine Horde in Ge: 
ſammtheit einen Bezirk occupirt und denjelben ſodann unter ihre Mitgliever zu Privateigen- 
thum vertheilt) hätte, jo möchten diefe Suffen, ald Gründer des neuen Staats und als privats 
rechtliche Inhaber ded jein Gebiet ausmachenden Bodens, fi eine Zeit lang ald die alleinigen 
Actionäre der jugendlichen Geſellſchaft betrachten und gegenüber den ſpätern (theils ganz befig- 
lojen, theils nur als Hinterjaffen bejigenden) Einwanderern das fraglihe Vorzugsrecht be= 
baupten, zumal folange fie auch allein (oder doch größtentheils) die Staatslaſt in Krieg und 
Frieden auf den eigenen Schultern trügen. Oper auch, wenn oder infofern ein beſtehendes 
Steuerfoftem nur gewiſſe Arten des Beſitzthums (und zwar ohne Berückſichtigung der darauf 
haftenden Schulden) mit Abgaben belegt (oder doch unverhältnißmäßig höher ald andere), jo 

mögen die Inhaber folder Steuerfapitalien (z. B. der Gründe, verglichen mit jenen der unbes 
fteuerten Gelvfapitalien) allerdings als die vorzüglicheren Actionäre der Staatögejellichaft be— 
trachtet und ihnen die entiprechenve politiiche Bevorredhtung ertheilt werden. Von dieſem legten 
Usmftand jedoch wollen wir, um die Frage zu vereinfachen, für jegt wegbliden; wir wollen nämz= 
lich ein gerechte, d. h. alle Bermögensgattungen gleihmäpig in Anſpruch nehmendes Steuer: 
ſy ftem vorausjegen und von ſolchem Standpunft aus die Anfprüche ver Hochbeſteuerten in Ber: 
gleihung mit jenen der Minderbefteuerten oder durchaus Unbeſteuerten vernunftrechtlich 
würdigen. 

In Geſellſchaften, die auf Actien errichtet und deren Mitglieder eben nur in der Eigenſchaft 
als Actionäre ſtimmberechtigt find, deren ganze Geſellſchaftspflicht auf das Ginwerfen der Actie 
(oder eined danach bemeilenen jährlichen Beitrags) und deren ganzer Vortheil auf bie von dem 
gemeinfhaftlihen Gewinn jeder Actie zufallende Dividende ſich beſchränkt, da ift ed freilich ganz 
natürlich und billig, ja jelbft im ſtrengen Necht (nämlich in dem der gejellichaftlihen Gleichheit) 
gegründet, daß — wofern nicht durch gemeinjame Verabredung, aljo mit Einwilligung der 
Berheiligten, etwas anderes fejlgefegt ward — das Gewicht von jedes einzelnen Stimme ich 
nad ver Zahl jeiner Actien richte, ſodaß aljv der Inhaber von 10 Actien auch ge 10, jener von 
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nur einer Aetie auch nur mit einer Stimme auftrete, ja daß die mehreren Inhaber einer (3.8. 
in Quoten verteilten) Actie zuſammen nur eine Stimme führen. Hier erſcheinen nämlich nicht 
eigentlich die Perſonen als Einheiten, jondern die Aetien (oder die durch das Geſellſchaftsſtatut 
zur Bedingung der Stimmberehtigung gefegte Zahl von Netien); der Inhaber von 10 Actien 
zählt alſo natürlich für 10, und 10 Miteigenthümer einer und derſelben Aetie zufammen nur 
für einen. Hierzu fommt die mit dev Actienzahl natürlich fteigenpe Zuverläfiigfeit des Inha— 
bers, weil eben damit auch fein Intereffe an dem Gedeihen des Unternehmens jteigt, und ihm doch 
niemals möglich ift, feinen eigenen, durch das Gefellihaftögefeg und eine einfahe Rechnungs 
operation beftimmten Gewinn, d. b. den Betrag der ihn treffenden Dividende, zum Nachtheil der 
Mitgeiellfchafter zu erböhen; wogegen er, wenn die Mehrzahl der Fleinen Intereffen ihn über: 
flimmen fönnte, immervar der Gefahr audgefegt wäre, durd ihren Eigenſinn oder Leichtfinn 
(da fie nämlich nur eim Weniges dabei wagen, oder durch ihre Trägheit, Lauheit oder felbft Un— 
Iauterfeit, d. b. Verfolgung von dem Geſellſchaftszweck fremden Intereffen) ven Unter: 
nehmungsgewinn, wovon ihm der größere Theil gebührt, verringert zu jeben. 

Ein ganz anderes Verhältniß aber tritt im Staate ein. Hier ift nämlih, wenn man, maß 
die Bürger in die Geſammtmaſſe der Kräfte oder Mittel zum Geſellſchaftszweck einmwerfen, mit 
Actien vergleichen will, daſſelbe nicht blo& aus Geld over aus dem Stenerfapital beftehend, ſon— 
dern zugleich auch aus der perfönlichen (phyfiſchen, intelleetuellen und moralifchen) Kraft, oder 
aus Leib und Keben. Dieje Berfünlichfeit aber, die da höchſt Eoftbar ift für den Staat wie für 
jeden einzelnen ſelbſt, muß jedenfalls (obſchon fie freilich einen beftimmten Werthanſchlag nicht 
zuläßt) ald ein jehr bedeutender Faetor in der ideal zu ziebenden Rechnung gelten ; und obſchon 
derſelbe (weil Verfchiedenheiten des perfönlichen Werthes weder jurtitiich erfennbar noch einer 
Taration empfänglich find) bei jedem einzelnen als gleich groß angenommen werben muß (ein 
jeder ihäst feinen Kopf jo hoch als der andere), demnach dur deſſen Zufag (wie immer mar 
den idealen Anſchlag mache) zum Steuerfapital das arithmetiſche Verhäftnig der Aettengrößen 
untereinander nicht verändert wird, jo wird es doc das geometrifche; und auf das legte allein 
fommt es bier an. Meiter wirft jener Bürger in die Gefammtmafle noch ein feinen idealen Ans 
theil am Gefammtgut, nämlich an der Dontäne und am Gebietörecht, einen Antheil, meldher im 
Staat wie in der Gemeinde bei jedem Bürger von Rechts wegen ein gleicher it. Sodann ber 
fhränft fi die Bürgerpflicht keineswegs aufs Zahlen, und das Bürgerredt keineswegs auf 
materiellen Empfang ; ſondern es geht jene noch auf taufenderlei andere — zum Theil unfchäge 
bare — Opfer und Leiftungen, wie z. B. die im Kriegädienft, und dieſes umfaßt neben dem 
Schuge des Eigenthums und Erwerbs noch die Pflege aller höhern menfhlichen Güter und In= 
fereffen, oder die theild negative, theil® pofitive Beförderung aller rechtlichen Lebenszwecke. 
Freilich trägt, da alle zu ſolchem Behuf zu errichtenden Anftalten und überhaupt die geſammte 
Einrihtung und Thätigfeit der Staatsmaſchine allernähft pecuniäre Mittel erbeifcht, der Reiche 
mehr zum Geſammtzweck bei ald der Arme; aber er empfängt dafür — auch ohne politifche Be: 
vorrehtung — die mehr als genügende Vergeltung in der jür ihn weitaus größern Wohlthätig⸗ 
feit des Staatöverbande®. Denn nicht nur wird ihm ein größeres Beſitzthum (nad deſſen Mas 
eben die Steuer fich richtet) geſchützt, ſondern er ift auch in demſelben Maße geeignet over im 
Stande, die mannichfaltigſten — gleichfall® den Staatsihug oder die Staatöfürforge voraus— 
feßenden — Genüfle, Bedürfnißbefriedigungen und Annehmlichkeiten des Lebens fih zu ver— 
ſchaffen. Es fommt noch hinzu, daß oft fein Beſitzthum felbft, wenigftens großentheils, eine 
Mohlthat oder ein Geſchenk dei Staats ift. Denn mit Ausnahme feines lebzeitigen perjön- 
lihen Erwerbs und etwa desjenigen — jedenfall® geringen — Gutes, welches fhon natur: 
rechtlich (durch Gonfelivirung des Miteigenthbums in der Verſon ver überlebenden Mit- 
eigentbümer) von Altern auf Kinder oder andere Miterwerber und Mitbeiiger übergeben Fann, 
hat er jein Vermögen, nicht nur in Rückſicht dev Sicherheit des Beſitzes, fondern felbft dem Titel 
der Grwerbung nah, dem Staat, d. bi. deſſen poritiven Erbes- und Grwerbögefegen zu ver: 
danken; und es wäre eine offenbare Anmaßung, auf den Gmpfang folder Wohlthat den Anz 
ſpruch der Staatsbeherrſchung (wohin nämlich das politische Vorrecht zielt) zu gründen. Diefe 

Anmapung erſcheint um fo verwerflicher, da im Staat die Zuverläffigfeit ver Stimme mit nich— 
ten fo wie in der Privatactiengefellichaft mit der Zabl der Actien fih erhöht. Denn im Staat 
ift der Antheil, welcher jedem von den Staatswohlthaten gebührt, keineswegs aud einer ein- 
fachen Divivendenrehnung bervorgebend und, ebenfo wenig durch eine dem Betrug und Streit 
entrüdte Zahlungsart zu empfangen ; jondern bier machen allzu gern und allzuleicht die rgoiſti⸗ 
Then Intereffen fich geltend und ift für die politifch Bevorrechteten, d. h. für Die das gewichtigere 
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oder enticheidende Wort Führenden die Verfuhung immer nahe, ſolchen Einfluf zur Über: 
vortheilung, ja zur Untervrüdung der vom Stimmrecht ausgefhloffenen oder mit nur gering 
zählender Stimme befleiveten Gelellichaftögenofien zu misbrauden. Das politiihe Vorrecht 
führt gar leicht auch zu bürgertihem und menſchlichem Vorrecht; es jegt feine reihen Inhaber 
in den Stand, die Yaften des Staats von ich ab und vorzugäweiie auf die armen nicht Stimm- 
berechtigten zu wälgen, dagegen aber die Wohlchaten des gefellihaftlihen Vereins mit Zurüd: 
drangung der Mitgeſellſchafter ſich jelbft im überfließenden Maße anzueignen. 

Diefer legten Betrachtung — welche übrigens nicht nur der rechtlichen, ſondern auch ver po= 
litiſchen Seite der Frage angehört und daher den Übergang zur Beleuchtung diefer zweiten Seite 
bilden mag — ſteht jedoch eine andere gleich gewichtige und einpringliche entgegen, diejenige 
nämlidy, melde ſich auf die von der Herrichaft der Bermögendlojen abfliefenden Gefahren be: 
sieht. Die vermögenslofe Menge, aljo jagt man mit Nachdruck, ift überall mit Scheelſucht ge: 
gen die Reichen erfüllt und nach deren Befigthum lüftern. Sie verfennt ober vergift, daß ohne 
die vom Staar ausgehende Befräftigung ber Eigenthums- und Ginführung der Erbredhte alle 
arm, ärmer als jegt die Dürftigften wären, daß gerade in dem aufgehäuften Beſitzthum der vom 
Glück Begünftigten, d. h. in ven Bedürfniffen, Gelüſten und Unternehmungen ver Reichen, die 
ergiebigite Duelle der Ernährung für die Bermögenslojen fließt, und daß eine wann und wie 
immer zu bietirende gleiche Gütervertbeilung oder Gemeinſchaftlichkeit des Güterbeſitzes nach der 
fürzeften Friſt eine allgemeine Armuth erzeugen oder — wenn der Noth gefteuert werden follte 
— die Wiedereinführung der Eigenthums- und Erbredite zur Folge haben müßte. Die Ver: 
mögensloſen aber gedenken dieſer Berbältniffe nicht oder nur wenig, oder der Reiz einer augen= 
blicklichen Bereicherung durd ven Raub des fremden Beſitzthums überwiegt bei ihnen die Be— 
Vorgnifle wegen ver Zukunft. Darım find fie immerfort geneigt und bereit zum Umſturz der 
beftehenden Orpnung oder zur Sitffeleiftung bei Ummälzungöverfuchen, die etwa von einzelnen 
Ehrgei zigen oder leivenihaftlihen Kactionshäuptern ausgeben möchten. Ja jelbft ohne eigenes 
Verlangen nady einer Revolution find fie, eben weil arm, wenigitens als willenloje Werkzeuge 
dazır zu erfanfen und, weil in der Negel unwiſſend und rob, auch leichter von Aufwieglern over 
Verblenveten zu verführen und zu jedem böfen Zwede zu misbrauchen. Hieraus gebt hervor, 
daß ihnen die Herrſchaft oder das Übergewicht in politifhen Rechten durchaus nicht errheilt mer: 
den darf, alfo auch fein gleiches Stimmrecht wie den Reichen, weil, da in ver Negel ihre Zahl 
die weitaus größere ift, ſchon das gleihe Stimmrecht ihnen das Übergewicht, ſonach Die Herr— 
ſchaft verleiht. 

Dar Befürchtungen dieſer Art nicht grundlos find, zeigt freilich die Geſchichte; aber es ift 
einfeitig,, fih ihnen allein hinzugeben und ver aud auf der Gegenfeite drohenden Gefahren zu 
vergeflen.. Auch ift jedenfalls viele Übertreibung darin, oder kann mwenigftend die große Gefahr 
nur allvort ftattfinden, wo die Negierung die ihr obliegende Pflicht, für die Erziehung und 
Bildung des Volkes (in technischer, intelleetueller, fittlicher und veligiöfer Beziebung) und für 
Eröffnung rehtliher Erwerböwege zu jorgen, verabjäumt oder ungenügend erfüllt hat. Ja 
felbft wenn man die Befürdtungen ald begründet vorausiegt, To find doch die Folgerungen, 
welche die Ariftofratie überhaupt oder inäbefondere die Grldariftofratie daraus ableiten will, 
viel zu weit gehend. Denn nur die völlig Vermögensloſen — wenn ihnen das Übergewicht 
zufällt — können der Gegenjtand einer vernünftigen Beſorgniß fein, nicht aber auch die Kleinen 
oder mittlern Beiiger (die da in der Regel ſchon aus Liebe zu ihrem fleinen Bejigthum den 
eingeführten Gigentbumsrechten und der bürgerlichen Orpnung zugethan find); und vor den 
Gefahren der Ochlokratie ſich zu fihern, gibt es noch ganz andere Mittel ald die Oligarchie der 
Meichen. Wir wollen verfuhen, ven Weg zu zeichnen, welchen bier zum Frommen des Ge- 
meinwohls zu verfolgen das Necht erlaubt und die Klugheit anräth. 

Daß den Reichen oder vielmehr den Berigern überhaupt zwar einiges Vorrecht gegenüber 
den Vermögensloſen gebühre, doch nur ein jehr befchränktes, haben mir oben gezeigt. Wir 
ſetzen bier noch bei, daß ſelbſt auf dieſes beichränfte Vorrecht Verzicht zu leiften ihnen nicht nur 
erlauft fein muß, fondern Daß, wofern nur wenigftens die Mehrzahl der Reichen in eine ſolche 
Verzichtleiſtung einwilligt (bierdurch alſo ihre eigene Überzeugung von der Gemeinnützlichkeit 
derſelben ausſpricht und damit auch den klarſten Beweis ihres wirklichen Vorhandenſeins her⸗ 
ſtellt), ſie dann au allen Übrigen ohne Rechtsverletzung kann aufgelegt werden. Den näms 
lihen Grundfag (von der Zuläfjigkeit der Verzichtleiftung und von der Unbedenklichkeit, eine 
ſolche von allen zu fordern, fobald die freie Einwilligung — folglich die dafür — Selbſt⸗ 
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überzeugung — wenigftend der Mehrheit ver Betheiligten erkennbar vorliegt) werden wir fpäter 
auch auf die Frage von den Nechtdanfprücen ver Armen anwenden. Wir find hiernach jegt 
völlig auf dad Feld ver Politit, namentlih der Gonftitutiondpolitik, verfegt, worauf nämlich 
nicht mehr bloße Rechlsideen die Entſcheidung geben, jondern die Gründe der Zweckmäßigkeit, 
d. h. der Nothwendigkeit oder Räthlichkeit in Bezug auf die möglichit geficherte Verwirkllchung 
des Staatszwecks. 

Die Vollkommenheit einer Staatöverfaflung und Einrichtung befteht darin, daß fie dem 
wahren, vernünftigen Gefammtwillen für dad Geſammtwohl die Herrſchaft fihere, zunächſt 
alfo demfelben das möglichft zuverläffige Organ verleibe. Diefes Organ glaubt Die Demo: 
fratie in der Geſammtheit oder wenigftend in der Mehrheit der natürlid vollbürtigen Bürger 
zu finden. Die Ariftofratie dagegen Hält die Befähigung, alfo aud die Berechtigung, zum 
Ausipruc des Gejammtwillens für eine blod einer auserlefenen Minderzahl — beitimmt ent- 
weder durch Geburt, oder durch Stand, oder durch Neichthum, oder auch durch Wahl — zufom= 
mende Eigenſchaft, ſchließt alfo die Maffe des Volfd von der Stimmgebung aus (ja betrachtet 
mitunter die auderlefene Klaffe oder Kaſte ald allein das wahre Volt — im Gegenjaß einer 
blos dienftbaren Menge — ausmachend oder die eigentlihe Staatsgeſellſchaft bildend) und 
macht vergeftalt die Staatsgewalt zum Sondergut der Vornehmern, die Theilnahme am politi: 
fhen Gejellichaftsrecht zum Privilegium. Die abjolute Monarchie endlich beruht auf ver Idee 
der Unmünpigfeit ded ganzen Volks, folglich der Nothwendigkeit, daß demfelben ein Herr oder 
wenigftend ein Bormund gejegt werde, welcher vollgültig die Perfon des Mündels vorftelle und 
in beifen Namen den rechtlihen Willen ausſpreche. Aus einer Verbindung mehrerer dieſer 
Prineipien in einer Siaatsform entftehen die fogenannten gemiſchten Verfaſſungen, die da 
mittelft gegenfeitiger Beihränkung oder angeorpneter Zuſammenwirkung jener drei Organe 
oder zweier derielben das ideale Ziel (nämlich die Herrichaft des vernünftigen Befammtwillens, 
d.h. die Bürgſchaft dafür, daß niemald etwas anderes geichehe oder verorbnet werde, als mas 
dem wirklichen oder mit Grund zu jupponirenden Willen aller vernünftigen Staatöglieder für 
das Geſammtwohl gemäß ift) zu erreichen ftreben. Von ver Natur und dem Gharafter dieſer 
verfchiedenen Staatöformen reden wir theils unter den den Staatäverfatfungen im allgemeinen, 
theild unter den den einzelnen Hauptformen gewidmeten befondern Artifeln. Hier haben wir 
blos zu unterſuchen: ob oder inwiefern der Genfus und inäbejondere der Wahlcenfus vem Geift 
jener Berfaflungen, zumal jenem der conititutionellen oder Nepräfentatiomonardie, entipreche? 

Dem Geifte ver Ariftofratie allerdings entipricht der Genius, denn er iſt eben dieſem Geijte 
entflojfen und feiner Wefenbeit nach nichtd anderes ald (geld =) ariſtokratiſches Vorrecht. Eben 
darum widerſpricht er dem Geifte der reinen Demokratie, weil nämlich jede nicht ſchon durch Die 
Natur gebotene Ausſchließung von activen Geſellſchaftsrechten — wie namentlich im Staat der 
Weiber, Kinder, oder der aus mad immer für einem vernünftigen Rechtätitel für mundtodt zu 
Achtenden, und dann etwa noch der Knechte und der ihren Lebensunterhalt aus öffentlichen 
Wohlthätigkeitsanſtalten oder aus öffentlichem Almofen Beziebenden — eine Beihränfung der 
demofratiihen Gleichheit durch ariftofratiiches Vorrecht, folglich eine gemifchte Eigenſchaft der 
Verfaſſung hervorbringend und im Widerſpruch mit der in der Idee der Demokratie gelegenen 
Anerkennung der Mündigfeit ſämmtlicher (natürlich vollbitrtiger) Geſellſchaftsglieder ſtehend 
iſt. Es ift diejes der Fall ganz vorzüglich alsddann, wenn oder infofern durch Die Mehrheit der 
Stimmenden die Sachen ſelbſt entihieven, namentlich Geſetze gegeben oder allgemeine Verord— 
nungen beſchloſſen oder auch Negierungsgeichäfte im engern Sinn von der — in einem gewiflen 
Kreis auch mit der Regierungdgewalt befleiveten — Landesgemeinde erledigt werden follen, 
Etwas anderes mag vielleicht gefagt werden, wo nicht von ſolcher unmittelbaren Entſcheidung 
der Sachen, fondern nur von Ernennung der Perſonen, welche jene Entiheidung treffen follen, 
die Nede ift. In großen Staaten, felbft wenn fie den demokratiſchen Principien eifrigſt huldi— 
gen (einige wenige, den Urverſammlungen oder der im ganzen Neiche zu veranftaltenden all: 
gemeinen Abſtimmung vorbehaltene Gegenitände abgerechnet), bleibt, nah der Natur der 
Dinge, das politifche Recht der Bürger beihränft auf die Wahl des mit der Ausübung der ideal 
der Geſammtheit zuſtehenden Befugniſſe zu beauftragenven Ausihufles, oder auch der zum 
Bollzug der Gefege und überhaupt zur gefegmäßigen Erledigung der vorkommenden concreten 
Geſchäfte aufzuftellenden Obrigfeiten und Beamten. Es trifft alsdann dieſes Recht fo ziemlich 
überein mit dem auch in der conftitutionellen Monarchie dem Wolfe zufteßende Rechte, feine Ber: 
treter zu wählen, d. b. ven ganz eigens zum Ausfpreben der Volkswünſche gegenüber der Ne: 
gierung und zur Eontrole der Negierungsgewalt beſtimmten repräfentativen Körper ganz oder 
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wenigſtens dem Haupttheile nach durch freie Wahl zu bilden. Auf dieſes Wahlgeſchäft nun 
(und zwar nicht nur in Bezug auf das active Wahlrecht, fondern auch auf das paffive, aljo auf 
Wahlberehtigung und Wählbarkeit) richten wir vorzugsweife ven Blick, wenn mir von der 
Zweckmäßigkeit eines einzuführenden Genus fprechen. 

Wir Haben jhon oben darauf hingedeutet, daß eim großer Unterſchied fei zwifchen dem 
Stimmrecht über Sachen (d.h. über zu faſſende Beiclüffe in was immer für unmittelbaren An- 
gelegnheiten der Geſammtheit) und dem über Perſonen (d. h. über eine vorzunehmende Wahl). 
Man kann ohne Inconjequenz dort den Cenfus verwerfen und hier ihn gleichwol billigen. In 
allen Angelegenheiten, worüber dem Bolfe die unmittelbare Entſcheidung oder Mitentieidung 
zuftebt (mag dieſes je nah Verhältniſſen und Umftänden, zumal nady der vorherrfchenden Gultur- 
fiufe ein engerer oder ein weiterer Kreis fein), ſoll jedem (natürlich vollbürtigen) Bürger, ohne 
Unterihied des Bermögend, das Stimmrecht verliehen fein. Schließt man, wie Servius Tul- 
lius that, die Proletarier davon aus, fo mug man fie — gleichfalls nach dem Beifpiel jenes Kö- 
nigs — auch aller Staatälaften, namentlih auch des Kriegädienftes entheben, d. b. man muß 
fie gewiffermapen aus der Mafle der Bürger ausſchließen und zu bloßen Schüglingen des 
Staats erflären. Die neuern Geſetzgebungen aber thun dieſes nicht. Vielmehr befteht überall 
ein jebr großer (mitunter felbft der größte) Iheil ded Heeres aus Proletariern, welche häufig 
auch nod zu Staatsfrohnen und — wenigftend mitrelft der indirecten Beftenerung — zu ſchwe— 
ren Abgaben beigezogen werden. Hiernach gebührt ihnen alfo auch das Stimmrecht glei) den 
veihern Klaffen, ſolange nicht von Geſchäften die Rede ift, zu deren Verſtändniß erweislich (oder 
nach allgemeinem Anerfenntnip) die Armen nicht, wol aber die Neichen fähig find. 

Menn Sahen and Volk zur Entiheidung gebracht werden, fo jind ed entweder ſolche, die 
wegen ihrer nahen Verbindung mit dem Intereffe der einzelnen von biefen durch eigenes Nach— 
denfen ald gut oder übel erfannt werden mögen (gleich gut wenigftens von Ärmern wie von 
Reicyern, blos eiwa minder gut als von der kleinen Zahl ver wiſſenſchaftlich Gebilveten oder 
durd natürliche Anlage höher Stehenten), oder welche wenigftens durch Erflärung von feiten 
der Kundigen der gemeinen Baflungsfraft nahe gebradt werden fünnen. Den ans Volk zur 
Entſcheidung gelangenden Anfragen (fei ed in der allgemeinen Verſammlung, wie in ganz flei- 
nen Staaten, oder durch überall eröffnete Stimmregifter, wie in größern) geht nun in der Negel 
voran oder kann wenigjtend leicht vorangeſchickt werden eine ſolche belehrende Erklärung, fei es 
dur das Organ der z. B. das Geſetz vorjchlagenden Negierung, ſei eö durch jenes der freien 
Dreffe. Jeder Bürger aljo, wenn er jein Ja oder Nein ausjpricht, weiß oder kann wiffen , was 
die Wirfung ſolches Ausſpruchs, wenn er jener der Mehrheit wird, für ihn felbft und für bie 
Geſammtheit ift, und das Erfenntniß folder Bedeutſamkeit feiner Stimme hält ihn von leicht: 
iinnigem Wegwerfen derfelben oder von einer Abflimmung gegen die eigene Anſicht ab. Jeden— 
falld mag man annehmen, daß die unfundigen oder unlautern Stimmen (deren e8 hier bei ven 
Reihen nicht minder als bei ven Armen geben wird) ſich wecjeljeitig aufheben und ver Beſchluß 
der alddann noch übrigen Mehrheit ein verftändiger fein werde. Etwas anderes jedod) ift der 
Ball bei ven Wahlen, ſei es der Häupter, fei ed der Dertreter. Abgeſehen nämlich davon, daß 
bier, wenigftend in größern Staaten, feine gemeinjchaftlihe Stimmgebung , fondern eine nad) 
Bezirken oder Ortichaften zerftüdelte ftattfindet, wodurd dem Irrthum oder der Befangenheit 
auch fhon einer kleinen Anzahl eine bedeutende Wirkſamkeit verliehen wird, ift ed wol un: 
beitreitbar, daß eine gute Auswahl der Berjon weit jhwieriger ald ein guter Beſchluß über eine 
Sache, d. h. daß die Abftimmung des einzelnen dort weit weniger zuverläfjig und dabei weit 
mebr Folgen nad ſich ziehend ift ald hier. 

Eine gute Wahl von Häuptern oder von Abgeorpneten fegt nicht nur die Kenntniß der— 
jenigen Eigenſchaften voraus, welche zur tüchtigen Führung des Regiments oder ver Volksver— 
tretung nothwendig find, fondern auch eine genaue Kenntniß derjenigen Perfonen, welche man 
zu fo wichtigen Anıtern berufen will. Um mit völliger Überzeugung hier feine Stimme abzu= 
geben, d.h. um aud nur mit einiger Zuverficht annehmen zu fönnen, daß der Gewählte in 
allen Vorkommniſſen nah dem Sinne des Wählenden oder im wahren Intereife des Gemein— 
wohls (wenigitend nad eigener treuer Meinung) flimmen werde, wäre neben allgemeiner 
gründliher Menſchenkenntniß aud die genauefte perjönliche Geiftes- und Gemüthsberührung 
mit dem zu Wählenden nothiwendig. Die Mehrzahl der Wähler hat ſolche Kenntnig nicht, 
wählt aljo jedenfall® auf „gut Glück“; eine vorgängige Belehrung findet hier weit weniger 
als bei materiellen Beſchlüſſen Plag. Wer foll fie ertheilen? Die Regierung, da ſie hier 
nichts vorzuichlagen hat, darf es nicht, umd die aus der Mitte des Volks jelbft theild mündlich, 
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theild durch die Preffe erklingennen Stimmen mögen leicht von Barteiintereilen eingegeben oder 
von ehrgeizigen Bewerbern erfauft jein. Bei der unermeplihen Wichtigkeit des Wahlgefhäfts 
(da nämlich eine misglücte Wahl taufend böje Folgen nach jid zieht, während ein übler ma= 
teriellev Beſchluß theild nur ein einzelner ift, theild dur einen Gegenbeſchluß wieder aufge- 
hoben werben fann) iſt alfo mehr ald irgendwo ſonſt die größte Vorſicht räthlih und alſo die 
größte Sorgfalt anzuwenden, um, foweit irgend das Recht es erlaubt, die minder zuverläfligen 
Stimmen auszufließen. 

Welches joll aber das Princip der Ausichliefung jein? Cine individuelle Ausſchließung 
aus andern Gründen ald wegen natürlicher Iinvollbürtigfeit oder wegen Rechtöverwirfung 
(alfo blos wegen vermeinter oder vermutheter perſönlicher Unfähigkeit oder Unwürdigkeit, 
überhaupt Unzuverläffigkeit oder geringerer Zuverläfitgfeit) wäre fhon theoretiih ungerecht 
und praftifch theild unausführbar, theils der empörenpften Willfür die Herrichaft einräumen. 
Mer kann mit Beitimmtheit ven Grad ver Verſtandeskräfte des andern erfennen? Wer mit 
Sicherheit ded andern Herz und Nieren durhfchauen? Wen aljo dürfte man darüber das mit 
Rechtswirkungen verknüpfte Urtheil anvertrauen? Es bleibt alfo nur die Ausſchließung von 
ganzen Klaffen übrig, von ſolchen nämlich, weldhe nad der bei ihnen, den Verſtändigen er: 
fennbar, vorherrfchenden Eigenſchaft in der Mehrzahl ihrer Glieder als unfähig oder unzuver: 
läſſig ericheinen oder wenigſtens gewichtige Zweifel an der Verftändigfeit oder Lauterfeit der 
von ihnen abzugebenden Wahlftimmen vechtfertigen. Dei der Ausſchließung folder Klaſſen 
wird durchaus fein Urtheil über irgendeinen einzelnen, ver ihnen angehört, gefällt. Es ſpricht 
dadurch der Gefeggeber blos die allgemeine (etwa auf pſychologiſche Gründe oder auf Erfah: 
rung gebaute) Anjicht aus, daß, nad der Natur der Dinge oder nad) ven Lebensverbältniflen 
einer ſolchen Klaffe, die Abftimmung wenigſtens der Mehrzahl ihrer Angehörigen unzuver— 
läſſig, oder daß in Bezug auf ſolche Mehrzahl die offenbare Gefahr entweder der Selbſttäu— 
fung (d. h. des eigenen Irrthums), oder der Verführung, ober der Beſtechung, oder der Ein— 
ſchüchterung, überhaupt der Befangeiheit oder Unlauterkeit obwalte, und daß demnach, weil 
von der Mehrheit das Ergebniß der Wahl abhängt, nur durch die Ausihliefung der ganzen 
Klaſſe das befürchtete Lbel abzuwenden jei. In der Vorausjegung, Die Befürchtung fei eine 
wirflih im allgemeinen vernünftig begründete, fönnen dann ſelbſt diejenigen einzelnen in ver 
Klaſſe, bei welchen fie nicht zutrifft, d. h. welche durch beflere Ginftcht, wärmern Vatriotismus 
oder fejtern Charakter jenen Gefahren ſich zu entziehen vermögen (und dergleichen gibt es ſicher— 
lich in jeder Klaſſe, ſelbſt in jener der Knechte), ſich über ihre Ausſchließung nicht beklagen. 
Denn ein Privilegium wegen juriftifch nicht erfennbarer, rein perſönlicher Eigenſchaften werden 
fie nicht anſprechen wollen und es ift ihnen — fo wahr jie gute Bürger jind — bei vem Wahl: 
geichäfte nicht um perfünliche Befriedigung, jondern um ein gutes Ergebniß zu thun. -Willig 
verzichten jie daher auf eine wiewol ehrenvolle Function, durch deren Ausübung fie, weil als— 
dann eine größere Zahl von Unlautern oder Unfundigen diefelbe gleichfalld ausüben wird, dem 
Gemeinweſen nichts nügen können, d. h. jie geben gern ihre Zuftimmung zu dem Gefege, 
welches jie mit dieſen ausſchließt. ; 

Bon Ungerechtigkeit alfo kann nicht Die Rede jein, wenn aus wirklich rriftigen Gründen 
eine Klaffe vom Wahlrechte ausgeſchloſſen wird. Der. gejeggebenden Gewalt, d. h. dem Ge: 
fanımtwillen, fteht unbejtreitbar die Befugniß zu, alles politifche Necht jo zu vertheilen, wie es 
das Interefle des Gemeinwohld, zumal alſo das Interefle der möglichiten Sicherftellung feiner 
eigenen (nämlich des vernünftigen Geſammtwillens) Herrichaft fordert, und jedes dahin ge: 
hende Geſetz ift der Billigung von feiten der verftändigen und pflichttreuen Bürger gewiß. Die 
einzige Frage alfo bleibt immer nur die: ift vie Ausſchließung diefer oder jener beftimmten 
Klafje wirklich auf triftigen Gründen ruhend? und bier aljo insbefondere: ift die Ausfchließung 
wegen geringern Vermoͤgensbeſitzes ald eine jolde anzuerkennen? 

Die Schwierigkeit der Entſcheidung gebt bier fhon aud dem Umſtande hervor, daß wir den 
Cenſus von Abjolutiften und von Freiheitsfreunden vertheidigt und entgegen das allgemeine 
Wahlrecht von den fenrigften Kegitimiften und ven fchlaueften Ufurpatoren und Dedpoten wie 
von. den exaltirteſten Republifanern gefordert jeben. Die weitaus vorberrichende Richtung der 
neuen und neuejten europäiſchen Gefeggebungen gebt indeflen auf Feftiegung eines anfehulichen 
Cenſus, amd zwar nicht nur fürd active, fondern aud fürs paſſive Wahlrecht, oder, wo man 
beim erſten ibn nicht ftatnirt, wenigftend auf Verwandlung der unmittelbaren oder Urmwabl in 
eine blos mittelbare, nämlich durch gewählte Wahlmänner. 

In England, dem Mutterlande der Repväfentativverfafjung (deren Idee jedoch erft jeit der 
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Nordamerikaniſchen und der Franzöſiſchen Revolution in veinerer Auffaffung und Geſtaltung 
erſchien), war bis zur neueften Reform mit vem Wahlrecht begabt in ven Grafſchaften neben 
Dem niebern Adel (gentry) auch jeder erbliche Bejiger eines zinöfreien Guted (freeholder) von 
wenigſtens 40 Sh. reinen jährligen Ertrags; in Städten und Fleden aber nur zinäfreie 
Hausbeſitzer, und zwar mit fo vielen weitern Beſchränkungen und Ausnahmen, daß in vielen 
Städten die Wahl ausſchließend in den Händen einiger weniger Familien fih befand. Wählbar 
aber war jeder (vom hohen Adel, injofern er noch feinen Sig im Oberhaufe hatte, bis zum 
Künftler und Kaufmann, der feinen offenen Laden hielt), welcher als Adelicher 600 (in Schott: 
Land 400) oder ald Bürgerliher 500 Pf. St. reinen Einkommens von feinem Vermögen bezog. 
Die Reformbill vom Jahre 1832 hat, neben der Abihaffung der abgefhmadten Wahlrechte 
der fogenanuten verfaulten Sleden und anderer faft unglaubliher Misbräuche und neben der 
Verleihung folder Rechte an eine Anzahl bisher davon ausgeichloflen gewefener Städte, auch 
die Horderung der Bermögensnahweilungen ermäßigt, ſodaß nun auch Heinere Vächter und 
in Städten neben den Bejigern von Käufern, welde 10 Bf. St. jährlihen Ertrag abwerfen, 
zum Theil auch bloße Miethbewohner, wenn der Mietbzind nicht allzu gering ift, zur Stimm— 
gebung berufen find. Br 

In Nordamerika defteht in einigen Bundesſtaaten ein Genius, d. h. eine Bedingung des 
Wahlrechts an einen gewillen Vermögensbeſitz (z. B. in Maſſachuſetts, wo jeder Wähler 
3 Pf. St. reines Ginfommen beziehen , und in Virginien, wo er 25 Morgen Landes mit Haus 
und Hof oder aber ein Haus in einer Stadt befigen muß, u. j. w.), in einigen andern (ie 
3. B. in Bermont) aber nicht. In Bezug auf die Wahl ver Repräfentanten im Gongreife 
Ichreibt die Berfaflung der amerifanifhen Union von 1787 (1,2 b) vor: „Die Repräfentaus 
ten werden gewählt von Wählern, welde jene Eigenſchaften befigen, die für Wähler des 
zahlreichſten Zweigs der Örjeggebung in ihrem eigenen Staate erforderlich find.” 

In Fraufreih ward von der conjtituirenden Nationalverjanmlung in der Gonftitution von 
1791 allen franzöſiſchen Bürgern, welde 3 Br. (eigentlich ven Werth dreier Arbeitstage) di— 
recte Steuer zablten, dad Wahlrecht verlieben, jedoch nur behufs ver Ernennung von Wahl: 
männern, welhen dann vie Wahl der Deputirten oblag. Die Gonititution von 1793 berief 
alle Bürger zur unmittelbaren Wahl in den Urverfammlungen. Die Directorialverfaffung 
von 1795 verorpnete wieder Die doppelte Wahl (d. b. dur gewählte Wahlmänner) und for: 
derte ſchon von den Urmählern einen Cenſus, d. b. irgendeine directe Grund- oder Perfonal: 
ſteuer, von den Wählern aber einen je nach der Größe dev Öemeinden und andern Verhälte 
nijfen verfchiedentlich bejtimmten Grund- oder Hausbejig. Die Conſularverfaſſung fegte zwar 
keinen Genjus feit, ließ aber das Verzeichniß der für die Repräfentantenftellen Wäblbaren aud 
einer in drei Stufen getheilten Wahloperation hervorgehen und übertrug dann die eigentliche 
Ernennung dem, Erhaltungsſenat“. Von hier an bis zur Reftauration war die Volfsreprä: 
jenzation ein leered Wort. Die Charte Ludwig's XVIU. beihränfte die Wählbarfeit für die 
Stellen ver Volködeputirten auf diejenigen Bürger, die eine directe Steuer von 1000 Fr., und 
das active Wahlrecht auf jene, welche 300 Ir. zu entrichten hatten. Später (duch ein Reac- 
tiornögefeg von 1820) wurde den Reichften jedes Departement ein doppeltes Wahlrecht ver: 
ließen, eines gemeinschaftlich mit ven minder Neichen der einzelnen Bezirfe, und dann ein ande: 
res ausſchließlich für fich allein. Die Julirevolution von 1830 hob diefe ſchamlos gelvarifto: 
kra tiſche Einfegung auf und verhieß ein den liberalen Principien angemeflenes Wablgeſeh. 
Aber die noch unter der Herrichaft ded vorigen Geſetzes erwählten Deputirten, welde man — 
freälich im Widerſpruche mit dem Geifte der Julirevolution — ald Nationalrepräjentation bei— 
behielt, waren wenig geeignet, ein gutes, d. h. den Forderungen eined echt repräfentativen Sy⸗ 
ſteins entſprechendes Geſetz zu geben. Daher mußte das Volk ſich abfinden laſſen mit der kaum 
nennenswerthen Gewährung, daß — in einer Nation von 30 Mill. Seelen — durch die Er— 
niedrigung des Wablcenjus von 300 auf 200 Fr. und in Bezug auf das paflive Wahlrecht von 
1000 auf 500 Fr. anitatt der bisherigen 80000 Wähler etwa 180000 reiche Leute (nebit 
einer Schar von Stantädienern und Candidaten des Staatsvienftes) berufen und anftatt der 
bisherigen 8000 Wählbaren etwa das Dreifache diefer Zahl als fähig zur Deputixtenftelle er— 
klärt wurden! Diefed Wahlgejeg erklärt freilich zur Genüge, warum die franzöſiſche Deputirten: 
fammer fo ganz und gar nicht ben Geift und Willen der großen Nationalmehrheit ausſprach 
und warum hinwieder die Nation mit täglich fleigender Geringihägung und Abneigung auf 

ihre angeblichen Nepräfentanten blickte. Denn was war hiernach die angebliche Nationalrepräs 
fentatien? De Repräfentation des funfzigiten Theild der activen Bürger, mithin ebenſo 
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eine Öffentliche Täufhung mie, nad der obigen Politik des Königs, die beſchworene Charte ve- 
rit& und die Nonintervention, ja eine VBerhöhnung der doch fo laut proclamirten Bolfsfouverä- 
netät? Welche Stimmen mußten vorherrſchen in der franzöfifhen Deputirtenfammer, und 
welche Intereflen waren vorzugsweiſe vertreten in ihr? Die des großen Beſitzthums, des nad 
Ämtern begierigen Ehrgeizes, der vornehmen Volksverachtung, der alles iveale Ziel, Freiheit, 
Ruhm und Gemeinwohl den nächſtliegenden materiellen Gütern opfernden Selbſtſucht. Begreif: 
li wird es hierdurch, wie ver fonft fo gefcheinte König, der aber nach der Verlegung der erften 
Grundbedingungen feiner Einfegung leider in der Gorruption das Mittel der Durdführung 
feiner unparlamentarifchen geheimen Gabinetöregierung fand, feinen Minifter Guizot, als 
diefer endlih den Widerftand jelbft gegen eine aud nur mäßige Wahlerweiterung aufgeben 
wollte, durch die Erklärung lähmte: „mit jolden (duch Gorruption nicht mehr zu beherrichen= 
den) Wählern und Deputirten könne er nicht regieren.” Hiermit aber führte der unglüdliche 
Fürft den unmittelbar folgenden Sturz feines Throns herbei. So unheilvoll waren die Früchte 
bes zu hohen Genus; Bine wefentlich erweiterte Baſis der Wahlberechtigung, d. h. eine wefent: 
liche Verringerung des Genfus, wurde von dem echt freifinnigen und daher auch gemäßigten 
Theile der Nation gefordert, während die ſich entgegengejeßten Extreme der rechten wie der lin= 
fen Seite, d. b. ver Legitimiften over Karliften wie der Mepublifaner, die Abihaffung alles 
Genfus, d. h. die Allgemeinheit des Wahlrechts, zur Loſung Hatten; eine Loſung, welche offen- 
bar die Hoffnung ausdrückte, durch die Stimmen der leichter zu verführenden oder zu er: 
faufenden Maffen der Proletarier jene ber gebildetern und vermöglichern Bürgerflaffe zu über: 
wältigen und dergeftalt, anftatt des wahren, vernünftigen Geſammtwillens, ven fanatifchen 
und engherzigen einer Partei zur Herrſchaft zu bringen. 

Schon folde keineswegs grundlofe Berechnungen, die traurigen Erfahrungen, welche 1848 
felbft für die Republik die Franzöfifhe Nationalverfammlung in Beziehung auf das eingeführte 
Stimmreht machte, und welde fie jelbft zu dev Wiederaufbebung deſſelben beftimmte, vollends 
aber die Gründe und die Folgen feiner Wiederherftelung bei dem Umſturze der Freiheit am 
2. Dec. 1852, alles diejes ſpricht wol gegen ein allgemeines Stimmrecht nah Kopfzahl ohne 
alle Beihränfung. Es ſpricht alfo namentlich auch gegen die Beſtimmung der deutfchen Natio- 
nalverfanmlung, im welder, nad ſchwerem Gegenkampfe der jonjt übermiegenden gemäßigten 
Partei, eine Majorität für folhes allgemeines Stimmrecht ſich dadurch ergab, daß manche aus 
ihrer Mitte wegen mangelnder politifcher Bildung ſich hier mit den ertremen Parteien einigten. 
(Bol. das Reichsgeſetz Über die Wahlen fürs Volfshaus vom 12. April 1849, Art. 1, $. 1.) 
In der Reviſion der Nationalverfaffung in Berlin und Erfurt (Berliner Entmurf, IT, $. 11, 
und Reihswahlgefeg, $. 14 fg.) fiegten dagegen wieder * Beſchraͤnkungen, durch einen Eenfus 
und durch indirecte oder mittelbare Wahlen. 

Ganz Ähnliches ergab ih in den Verfaffungen — einzelnen deutſchen Länder, in welchen 
vor 1848 dieſe Beſchränkungen vereint oder getrennt ſtattfanden, dann zum Theil aufgehoben, 
nach 1848 aber meiſt wiederhergeſtellt wurden. 

Wir haben die rechtliche Zuläffigkeit der Ausſchließung der Armern vom Wahlrechte im 
allgemeinen zugeftanden. Aber wo ift die Grenze derfelden? Wir glauben vort, wo die 
Selbſtändigkeit des Lebensunterhalts, d. h. die Unabhängigkeit deflelben von der Gunſt anderer 
Berjonen, beginnt. Wer nur von folder Gunft — zumal beftimmter Berfonen — den Un: 
terhalt bezieht, hat in der Negel feine Freiheit des Willens mehr und verftärft alfo, wenn er 
zur Stimmgebung berufen wird, blos das Gewicht der Stimme feines Brotheren. Auch wer, 
ohne eines bejtimmten Herrn Diener (oder Elient, Grundhold u. f. tw.) zu fein, doch) durd feine 
gegen Tagelohn geleiftete gemeine Arbeit oder durch ein ganz geringes Handwerk nur den küm— 
merlichen Unterhalt ſich zu erwerben im Stande, oder wer überhaupt nad der Beſchränktheit 
feiner Bermögensumftände dem gemeinen Tagelöhner zu vergleichen ift, mag als ver nähern 
Gefahr der Beftehung (die Reichen zwar laſſen ſich auch beftehen, aber fie koſten zu viel, als 
daß leicht ein Privatvermögen ihrer die nöthige Zahl erfaufen Fönnte), oder aud der Verfüh— 
rung oder Ginfhüchterung, oder aud der Luft nad gewagten Veränderungen unterliegend be— 
trachtet werden. Die Feitfegung eines jo niedrigen Cenſus, daß nur die ebengedahten Klaffen 
(welche freilich je nach ven befondern Umſtänden der einzelnen Staaten bald mehr bald weniger 
zahlreich fein werden) dadurd vom Wahlrechte ausgeſchloſſen werden, läßt ſich nach den obigen 
Betrachtungen wol rechtfertigen, nicht aber ein höherer over gar ein jo hoher, daß er die eminente 
Mehrzahl ver Nation ausſchlöſſe. Es wird zumal bei Völkern, die an Eultur vorangefchritten 
find und bei welchen der Unterricht auch die nievern Volfsflaffen der geiftigen Mündigkeit näher 
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gebracht bat, die Ausſchließung vergleihungsmweife Wenigere treffen dürfen ald bei nod halb 
rohen, in Dummpeit wie in Armuth verfenften Völfern, deren Mehrzahl etwa von übermütbi- 
gen Ariften niedergetreten oder von fanatiichen Pfaffen beherrſcht ift. 

Führt man einen dergeftalt ermäßigten Genfus für das active Wahlrecht ein, oder auch nur 
die ermäßigende indirecte oder Wahlmännermwahl ,, fo ift man dadurch der Nothwendigkeit ent: 
hoben, zur Sicherung guter, dem vernünftigen Geſammtwillen zuverläſſige Organe gebender 
Wadhlen ein anderes vielfach empfohlenes, auch häufig — zum Theil ſelbſt neben dem Cenſus 
fürs active Wahlrecht — wirklich eingeführten Hauptmittels anzuwenden, nämlich die Feſt— 

ſetzung eines hohen Cenſus fürs paffive Wahlrecht, d. h. für die Wählbarkeit. 

Beftebt fein Genius fürd active Wahlrecht, und ift zugleich jeder im Volfe ohne Aus: 
nahme wählbar, fo läßt ſich nicht beftreiten, daß nad Umſtänden das Übergewicht der ärmern 
Klaſſen nicht nur die Intereffen der Wohlhabendern, ſondern auch die ganze Ordnung des 
Staats bedrohen fann. Alsdann wird es räthlich oder erſcheint als Nothwendigkeit, die Wähl— 
barkeit zu beſchränken und bei der Schwierigkeit, Schranken aufzufinden, die der Idee unmittel— 
bar entſprächen, das Heil in einer mittelbaren (wenn auch höchſt unzuverläſſigen) Garantie zu 
ſuchen, d. h. durch Feſtſetzung eines Wählbarkeitscenſus die Gefahr ganz ſchlechter Wahlen 
zu entfernen, ſelbſt durch Verzichtleiſtung auf die Möglichkeit ber beſſern und allerbeſten. Nach 
unferer Theorie dagegen würde nach Einführung eines niedern Wahlcenſus aller Grund zur 
Statuirung eines Cenſus für die Wählbarkeit aufhören; die Geſammtheit würde die Hoffnung 
ſich erhalten haben, immer die rüchtigften und tugendhafteſten Bürger mit ihren Vollmachten 
bekleidet zu feben, und die ärmere Bürgerflaffe würde ald überreichen Erjag für das ihr ent: 
zogene active Wahlrecht jenes ver unbeichränften Wählbarfeit befigen. Bei der Wählbarfeit 
namlich, da nur einzelne gewählt werben, ift vie Ausſchließung ganzer Klaffen nicht nur zweck⸗ 
los, fontern ſchädlich, ſobald man ein zuverläffiged Wahlcollegium Hat, Die Unwürdigen oder 
minder Würdigen aus jeder Klaffe, und ganz vorzüglich aus jener der Arınen werden durch dad 
Wahlcollegium ſelbſt ausgeſchloſſen, d. 6. übergangen werden; aber die in ben ärmern Klaflen 
zewiß nicht minder als in ven veihern anzutreffenden einzelnen Würdigen und Würdigſten 
geben Dann der Nation nicht verloren für den evelften Wirkungskreis, und ven Wählern ift er: 
laubt, nady ver höhern Einſicht und nach der reinen Tugend zu fragen, anftatt nach dem größern 
Steuerfapital. Iſt aber das Mableollegium nicht zuverläffig, aldvann wird aud durd den 
Wählbarkeitscenſus die Gefahr der ſchlechten Wahlen nicht aufgehoben; derjelbe ift alio unter 
jeder Vorausſetzung dem Principe nach verwerflih und im Bezug auf Die davon erwartete 
Wirkung ungenügend. 

So groß aber ift die zumal in den höhern Negionen herrfhende Vorliebe für den Cenſus, 
daß man ihn nicht blos für die Ausübung der ftaatsbürgerlihen, ſondern auch der gemeinbürs 
gerlihen Rechte ald Bedingung zu fegen ftrebt. Die Idee der bürgerliden Gleichheit, alſo der 
gleichmäßig erlaubten Berufung aller Klaffen zu Stellen des Vertrauens oder der Ehre oder 
gar der Gewalt, ift den Ariftofraten unerträglich, und ein weit leichteres, zum Alleinbeiig folder 
Stellen führendes Mittel, ald die Grwerbung höherer perfönliher Tüchtigkeit, ift allerdings die 
gefegliche Ausichließung der Armern. Das „gemeine Volk”, der „„Böbel”, wie man gern ſich 
auedrückt ſoll überall niedergehalten werden ; Ehre und Gewalt jind natürliche Vorrechte der 
bödern Stände, und die praftifch bequemfte und fiherfte Methode der Unterſcheidung ift — wo 
nicht das erbliche Vatriciat noch beſteht — die Beftftellung eines hohen Cenſus. 

Inpeffen ift nicht zu leugnen, daß, wenn ein hoher Genius den Intereffen der Geldariſto⸗ 
kratie entſpricht, dieſelben auch alldort, wo gar kein Cenſus beſteht, ihre Rechnung finden. Wo 
nämlich auch die armen und abhängigen Bürger Stimmrecht beſitzen, da fällt es ven Reichen leicht, 
wenigften® eine große Zahl derſelben zu erfaufen oder durch dad Gewicht des Anſehens für fich 
ju beftimmen. Ihre eigene Stimme gewinnt alfo an Wirffamfeit durd die gleichlautenden 
ihrer Glienten. Hiernach möchte allerdings in der Gemeinde wie im Staat ein Cenſus, doch 
nur ein niedriger zu empfehlen fein. Alsdann wird die Mittelflaffe die Oberhand bei Wahlen 
erhalten (denn nur vom Wahlrecht, nicht von der fonftigen Stimmgebung in der Gemeindever: 
ſammlung, für welde durchaus fein Cenſus beftehen darf, ift hier die Nede), was überall das 
Bünfchenswerthe ift, weil in dieſen Mittelffaffen der Regel nad Tüchtigkeit und Zuverläfiigfeit 
am meiften anzutreffen find, während in den höhern Klaſſen uns allzu oft nur gefteigerter Egois⸗ 
mus und Anmaßung, in den unterſten aber Roheit und Unwiſſenheit, dort alſo Unlauterkeit, 
bier Irrthum und Schwäche begegnen, Eigenſchaften Hier und dort, welche wenig tauglich ma— 
den zu Organen eine vernünftigen Geſammtwillens. 
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Alſo auch Freiheitsfreunde können einen Genius (veritebt ſich einen niedrigen) für Ge: 
meindewahlen verlangen oder wenigitend zugeben, aus ähnlichen Gründen wie die oben ange: 
deuteten, welche dafür in der ftaatsbürgerlichen Geſellſchaft ſprechen. Doch walten allerdings 
einige Unterſchiede ob zwiſchen hier und dort und auch zwiſchen den Gemeinden untereinander 
ſelbſt. Ein Genjus in fleinern, zumal ländlihen Gemeinden erſcheint ald durchaus überflüſſig, 
mithin au ungerecht. In großen, namentlid in Handeld= und Fabrikſtädten, überhaupt in 
folben, die eine Menge von Proletariern in der eigentlichen Bedeutung des Worts beherbergen, 
möchte es vätblich jein, ja ed möchte ſogar, infofern auch die Verwaltung des Gemeindevermö— 
gend ‚oder die Bürgfchaftsleiftung für die Nichtigkeit der Grund- und Pfandbücher u. ſ. w. zu 
den Attributionen der Gemeindevorfteher gehören, auch für vie Wählbarfeit ein mit der zu 
übernehmenden Verantwortlichkeit im Verhältniſſe ſtehender Genfus zu beſtimmen jein. 

Andererſeits gibt es jedoch auch Betrachtungen, welche gegen jeden Genus in der Gemeinde 
fprechen oder wenigſtens venfelben hier weit entbehrlicher ald im Staat darftellen. Fürs erſte 
nänlich ift bei ver Wahl von Gemeindevorftänden weit weniger Gefahr des Leichtſinns oder ver 
_ Gleihgültigfeit und auch der Unkunde ald bei der Deputirtenwahl für Die allgemeine Volksver— 
tretung. Auch der ärmſte Gemeindebürger erfennt und fühlt die Wichtigkeit einer guten Wahl 
feiner unmittelbaren Obrigfeit, deren Verwaltung ihm tagtäglich Gutes oder Böjes bringen 
fann. Jeder mag auch ermeiten, welde Eigenſchaften zu folder nur in Eleinen Kreiſe jich be: 
wegenden Verwaltung erforderlich find, und die Candidaten, da ſie alle feine nähern Mitbürger 
find, können ihm nicht leicht perfünlich unbekannt fein. Beiden Deputirtemwahlen verhält ſich 
dieſes alles ganz anders. Was hier zu erwägen ift, liegt der beihränkten Faſſungskraft des 
Tagelöhners meift zu fern und dad Gewicht der einzelnen Stimme iſt dabei zu unbedeutend, als 
daß er bei deren Abgabe mit gehörigem Ernſte aller möglichen Folgen gedenken jollte. Auch 
mangelt ihm bier gar oft die perfönliche Bekanntihaft mit dem Gaudidaten, ven er aljo blos 
auf Empfehlung anderer oder nad dem zudringlichen Verlangen anderer wählt. Sodann if 
in der Gemeinde ein etwa geihehener Misgriff unendlich weniger ihäplid als im Staat. Denn 
— auch abgejehen von dem der Regierung meiſt vorbebaltenen (wiewol freilich ſehr bedenk— 
lichen) Hecht ver Betätigung oder Verwerfung wenigftens der Bürgermeifterwagl — bat die 
Staatsbehörde, ald die Oberaufiicht über das Gemeindewefen und die Gemeindeverwaltung 
führend, überall bad Recht und die Prliht, einer etwa übeln Verwaltung durch eigenes Gin: 
ſchreiten Ginhalt zu thun und das Gemeinwohl gegen den Unverftand oder Die Unredlichkeit der 
gewählten Municipalvorjleher zu fhirmen. Gegen eine misglüdte Wahl ver Volksvertreter 
aber gibt es Fein Heilmittel ald etwa die Auflöjung der Kanımer, welche jedoch fiherlih nicht 
auf Anrufen einzelner Wahlcollegien erfolgen wird, ja welche überhaupt höchſt jelten im Inter: 
eſſe ver Gommittenten, jondern meiſt nur in jenem der wirklih im Amte befindlichen Miniſter 
ftattfindet, 

Aber wird nicht, wenn aud Die Klafie ver Vermögensloſen mitſtimmt, dad Megiment ver 
Gemeinde in die Hand der — meiſtens jehr zahlreihen — Proletarier gelegt und eine ochlo— 
kratiſche Verwaltung dadurch hervorgebracht werden? Möglich allervings oder gedenfbar if 
jolde Folge. Doch in der Wirklichkeit wird fie nur höchſt felten und unter ganz ungewöhnlichen 
Umftänden flattfinden und aud alsdann noch durch die Autorität der Staatöbehörben wieder 
geheilt werden. Ju der Regel aber werden die Proletarier ſich nicht auf einen Gandidaten ihrer 
eigenen Klaſſe vereinigen. Selbft wenn er wirklich würdig wäre, würde die Eiferſucht feiner 
Standesgenoſſen, deren jeder gewöhnlich ſich für gleichviel werth achtet, eine Vereinbarung auf 
ihn verhindern, und noch weit jicherer, wenn er nicht perfönlid ganz ausgezeichnet, demnach 
feine Wahl nicht wirflih wünfhenswerth ift. Naturgemäß gehen (aud) ſchon darum, weil die 
Vermögensloſen oder minder Wohlbabenden vie unbezahlten Stellen der Gemeinderäthe gar 
nicht annehmen Fünnen) aus den Wahlurnen der Gemeinden meift nur die Namen von Nota- 
bilitäten verfelben, insbefondere der Reichern hervor; und es thut meift eher noth, dem oft mis: 
brauchten Übergewicht ver Ariftofratie eine Hemmung entgegenzufegen, ald das Einbrechen der 
Ochlokratie abzuwehren. 

Neuerdings hat man, und zwar zuerft in einer Abänderung des badiihen Gemeindegrieges, 
dann in dem neueften Wahlgefege für das preußiſche Haus der Abgeorbneten (f. die Ber: 
faflungsurfunde von 1850, $. 71) eine Cenſuseinrichtung eingeführt, die ich dem altrömiſchen 
Geſetze über den Genjus von Servius Tulljus nähert. Man theilt nämlich die Bürger zur 
Beſtimmung ihres Wahlrechts in drei Klaſſen ein, in die der höchſt-, der mittel: und der nie 
drigftbeftenerten, um in allen drei Klaſſen eine gleiche Anzahl von Wahlmännern mäblen zu 
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laſſen. Hierdurch erbalten je nach Verhältniß des Reichthums wenige Neiche ebenfo viel Stimm: 
rest als die größere Klaffe dev Mittelveihen und als die noch viel größere Zahl der Geringſtbe— 
ſtenerten. Dieſe Einrichtung nähert ih ganz jenem obigen einieitigen Syſtem der Stimm: 
vertbeilung bei einem Actienbeiige. Sie wird um fo einfeitigev, je weniger man nad) dem Bor: 
gange von Servius Tullius and die Prlichten und Laften den geordneten Nechten entiprechend 
zu verringern ſucht. Allein fie bietet allerdings Gelegenbeit dar, die offenbar na blos ganz 
undemofrntiiche, jondern ungerechte und ſchädliche gänzliche Ausichliefung 2er Arnıern von 
altem Wahlrechte zu bejeitigen, während dieſe Doch durch ihre gleiche Blutſteuer, ihre indirecten 
Steuern und die andern oben angedeuteten Umſtände, und dur ihre Intereflen und Kräfte 
gerinlib Anſprüche auf das Mitmäblen der Volkövertreter haben. 

Der Verfaſſer dieſes Artikels har fters geglaubt, daß Ariftoteles, fo wie für die meiſten ſchwie— 
rigen Brobleme der Politik, fo auch für dieſe Wahlfrage die vortrefflihften Winke einer richti— 
gen Löſung gibt. Sein gerechtes Mittlereö zwiſchen dem Zuviel und Zuwenig, oder jein Mittel, 
um allen Bürgern das wichtigite Bürgerrecht der öffentlihen Wahlen zu laflen, und um doch 
zugleich Die turbulentejten und gefährliciten ‘Berfünlichfeiten von ven Wahlen fern zu halten, 
und um Den Wahlen eine von Eigennutz und Leidenſchaften möglich unbeftochene, befonnene, 
jahtumdige und patriotiihe Abſtimmung zu ſichern, beitebt bier in dein Vorſchlag, ein erhöhtes 
Alter fur die Ausübung des allgemeinen Wahlrechts zu fordern, was für alle gleich unverlegend 
ift, da das Geſetz feinen verhindert im ganz natürlichen Verlaufe der Zeit von felbit dieſes Alter 
zu erreichen (1. Ariftoteles). Welche Mafle von bevenflihen Berfönlichfeiten gänzlich oder 
doch in ihren gefäbrlichiten Zeiten bier vom Wahlgefege fern’ gehalten werden können, und 
welche Härten in Beziehung auf die Forderungen eines Genius oder der fogenannten perfün- 
ben Unabhängigkeit hierdurch überflüffig würden, dieſes leuchtet von ſelbſt ein. Gleichzeitig 
aber würde diefe Bedingung, etwa der Forderung eines Alterö von 30 — 32 Jahren, eine an= 
dere höchſt bedenkliche Schwierigkeit in Beziehung auf die Ausübnng des politiihen Stimm: 
rechts ganz beiriedigend löjen. Es ift nämlich anerkannt fat ebenfo widerwärtig und bedenf- 
lich, Die kriegeriſchen Baterlandsvertbeidiger als ſolche und weil fie diefe edle patriotiſche Pflicht 
leiten, von allem Stimmrechte in den vaterländifchen Angelegenheiten ganz auszufcließen, als 
he entweder maſſenweiſe zu politifchen Deliberationen oder zu einer Abjtimmung ohne genügende 
Vorbereitung und auf höheres Commando zu veranlaflen. Alte viele dreifachen Widerwärtig— 
feiten,, welche wir abwechfelnd in unſern neuern Wablgejegen zu bedauern baben, fie jind be— 
ſeuigt Dur unſern Vorſchlag, indem doch die eigentlide militärifche Dienftpflicht in dem flehen- 
den Heere bis zu denn beitinnmten Altersjahre erloichen ift. Es ind biermit zugleich die Ge: 
fahren einer völlig unbeſchränkten Theilnahme aller Bürger an jeder Wahl bejeitigt, zugleich 
aber auch die Gefahren einer ſolchen Beſchränkung, die verlegend wird für viele Bürger, ja für 
die ganze große Maife ver ärmern, melde fie und ihre Intereilen und Kräfte auch leicht den In— 
tereſſen Des vaterlandiichen Verfaſſungslebens entfremvet, fie außerhalb deilelben oder gar in 
einen mistrauiſchen oder feindlichen Gegenſatz gegen diejelben ſezt. Rotteck und Welcker. 

Gentralifation und Selbitregierung des Volks. Gentraliüiren beiät foviel ald: Aus— 
einanderliegendes zu beitinmten Zweden in einem Mittelpunfte zuſammenziehen. Auf den 
Staat angewendet bedeutet Gentralifation die Zuſammenfaſſung der Thätigkeiten für Geſetz— 
gebung und Verwaltung in einem einzigen Mitrelpunkte, zum Zweck der einbeitlihen Ent: 

widelung des Staatslebens. i 

Bei dem gewöhnlichen Gerede über Gentralifation begegnet man, ſowol in Deutſchland als 
in Frankreich, einer gropen Berworrenheit der Begriffe, indem nıan häufig über Gentralijation 
der Berwaltung Elagen hört, wo ein Vermwaltungsgegenjtand gar nicht in Frage jteht. Es läßt 
ih dieſe Verworrenheit ver Begriffe auf zwei Urſachen zurückführen. Man ift fi zuerft dar— 
über nicht klar gewejen, welches die einheitlichen Zwede jeien, für welche ver Staat.allein befugt 
und berufen ift, die Gentralifivung durchzuführen, und dann hat man die Gentralificung der 
Sejeggebung von der ver Verwaltung nicht ſcharf unterſchieden. 

In erfterer Beziehung ift zwar die Überzeugung eine fehr verbreitete, daß eine zu weit ge; 
triebene Gentralifirung der allgemeinen politifhen Entwickelung des Volks ſchädlich fei, aber 
erit die willenfchaftliche Begründung des Gegenfages zwifchen Staat und Geſellſchaft, welde 
eine Errungenſchaft der Neuzeit )) ift, hat die Feſtſtellung der Grenzen angebahnt, jenjeit derer 





1) Robert von Mohl, Die Geſchichte und Literatur der Staatswiffenfchaften (Bd. 1, 1. Die Staats: 
wiſſenſchaften und die Geſellſchaftswiffenſchaften), S. 67—110. 
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der Staat in die Gefeggebungs= und Vermwaltungsthätigfeit der nationalen Geſellſchaft nicht 
übergreifen follte. 

Indem wir von einer Öefeggebungs: und Verwaltungsthätigfeit der nationalen Geſellſchaft, 
unabhängig von der ded Staatd, reden, berühren wir den Kern des ganzen Gegenſatzes. An 
einem andern Orte (1. Bureaufratie) ift ausgeführt, wie die neuere Staatdivee ald Reaction 
gegen den mittelalterlichen Feudalſtaat ſich geltend gemacht und die Mängel, welche ven Feudal⸗ 
ſtaat feinem Verfall entgegengeführt, in das Extrem ihrer Gegenjäge übertrieben babe. 
Während nämlich unter der Herrfchaft des feudalen Rechts die Indivibualität der Bevorred: 
teten und die genoflenfhaftlihen Anfprüche zur höchſten Geltung gefommen und die ein- 
heitlichen Zwecke dem Staatöbewußtfein allmählich ganz entſchwunden waren, ſodaß der Staat 
kaum mehr gefunden werden fonnte, jo fchlug die Staatsidee bei ihrem erften rohen Gebah- 
ren in da® Ertrem um, zu fordern, daß der Staat die Zwecke des geſellſchaftlichen Daſeins 
ber Menſchen im weiteſten Umfange umfaſſe, daß er allein das Recht zu einer Organiſation habe, 
welcher ein Zwangsrecht entfließen könne, daß daher jede Gewalt und jedes Zwangsrecht, welches 
im Staate geübt werde, auch ein Ausfluß der Staatsgewalt ſein müſſe. 

Gegen ſolche Übertreibung der Staatsidee hat der Freiheitsſinn und die Erkenntniß der 
Grundlagen der politiſchen Freiheit angekämpft, ſeitdem ſie im Felde erſchienen ſind; aber ein 
Princip war nicht gefunden, nach welchem die Aufgabe des Staats und damit die Grenzen feiner 
Thätigkeit für Gefeggebung und Verwaltung zu beſtimmen geweien wären, Diefes Princip if 
es, deflen Feſtſtellung man burd die Begründung des Gegenfages zwiſchen Staat und Gejell: 
ſchaft, oder vielmehr durd den Nachweis, daß beide Begriffe nicht ineinander aufgehen, um vieles 
näher gekommen ift. Wir folgen ven Ausführungen Robert von Mohl s, indem wir die Haupt⸗ 
geſichtspunkte hervorheben, aus denen der Begriff der Geſellſchaft im Gegenfage zu dem bed 
Staats ſich ergibt. 

In der Wirklichkeit des menſchlichen — finden wir „bei jedem Volke, ſei im 
übrigen feine Geſittung und feine Negierungsform, welche fie wolle, drei zwar verſchiedene, ih 
jedoch berührende und ſelbſt theilweife ineinander greifenvde Zuftände”: 1) „die Vielheit ver 
in Raum und Zeit nebeneinander beſtehenden einzelnen Berjönlichfeiten und ihrer Berhältniffe 
zu gleichen Berjönlichfeiten‘, deren mannichfaltige Erſcheinungen auf dem Örundgedanfen ruben 
de8 vernünftigen Auslebens der Perjönlichfeit nad) Maßgabe ver gegebenen Möglichkeiten; 
2) einen „Organismus von Einrichtungen, welder je eine Anzahl von einzelnen, in einem bes 
grenzten Raume zufammenlebenden :Perjönlichfeiten zu einer mit einem Gefammtmillen und 
einer Geſammtkraft verfehenen und gemeinfame Zwecke verfolgenden Einheit verbindet”. Aber 
während jowol die Abſchließung der einzelnen Perſönlichkeiten in erlaubter Selbitiuht, als ihr 
Aufgehen in einer Allgemeinheit, ven Staate, logifhe Folgen unveränderlicher Geſetze der gei> 
ftigen und körperlichen Welt find, und dieje beiden entgegengefegten Eriheinungen des Ginzel: 
lebend und ded Einheitsorganismus deutlich vorliegen, fo ift dad weniger 3) bri dem dritten 
Verhältniß ver Fall. Theils die weit größere materielle Verſchiedenheit feiner Gegenftändr, 
theild die oft verihmommenen Formen feiner Geftaltungen, endlich das nicht feltene Hinüber— 
greifen in die Sphären des Einzellebend oder des Staats, machen die Auffaffung ſchwieriger. 

Aber von folgenden Thatſachen: 1) dem Beftehen verſchiedener Stände bei allen europäiſchen 
Bölferfchaften; 2) dem Grmeindeleben; 3) den Geftaltungen infolge des Zufammenlebens ver: 
ſchiedener Raffen; 4) den Verhältniſſen zur Arbeit und zum Beiig; 5) dem Bekenntniß zu der— 
felben Religion; 6) dem Belige höherer Bildung ; — vonallen dieſen Thatjachen und ven daraus 
hervorgehenden gemeinſchaftlichen oder genoflenihaftlihen Verhältniſſen fann man als gemein- 
ſchaftliche Merkmale bezeichnen, daß fie dauernder Art, von größerer Bedeutung, allgemeinerer 
Berbreitung, durhaus nicht unverträglid find mit der gleichzeitigen Theilnahme an andern 
ähnlichen Genoſſenſchaften; daß fie binfichtlich ihres Umfangs befreit find von fünftlicher politi— 
[her Abgrenzung, und daß diefe natürlichen Gemeinichaften zu ihrer Vollendung und zu ihrem 
Beitehen keineswegs einer förmlihen Organiſation nothwendig bevürfen, vielmebr einer ſolchen, 
da ſich aus großen gemeinſchaftlichen Intereſſen beftimmte Zuftände natürlid entwideln, haufig 
entbehren. Aus den angeführten thatſächlichen Verbältniffen und ihren gemeinfhaftlihen Merf: 
malen ergibt fih nun, daß man e8 dabei mit einer eigenen Art von Zuftänden zu thun bat, und 
daß die geſchilderten Genoſſenſchaften weder in den Lebenskreis ver einzelnen Berjönlichfeiten 
eingereibt, noch als Ausflup des Staatäverhältniffes betrachtet werden können. 

Bon dem Leben der Perfönlichkeiten unterfcheiden jie ſich dadurch, daß pas Weſen diefer na: 
turwüchſigen Genoflenihaften Ausdehnung und Gemeinſchaftlichkeit ift, während das des Ber: 
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fönlichfeitslebend in felbftifhem Zurückbeziehen auf fich felbft gefunden werden wird. Die reiche 
fen Beziehungen der Perfönlichkeit, deren Zurüdbezieben auf ſich felbft keineswegs als gleich: 
bedeutend mit Bereinzelung genommen werben darf, führen doch alle wieder auf das eigene Ich 
zurüd, und eö wird mittelft derfelben ein Gewinn oder ein Genuß ausſchließlich für ven betref- 
fenden einzelnen verfolgt; die Beziehungen der fraglichen Genoſſenſchaften dagegen treffen in 
dem gemeinjchaftlihen Zuftande zufanımen, und wenn aud in ihnen das einzelne Mitglied eben- 
falls feinen eigenen Vortheil verfolgt, fo geſchieht das doch durch die factifche Anerfennung, mit: 
tels des Beftehens der Genoflenfhaft, daß dabei der gemeinfchaftliche Vortheil zugleich ver Vor— 
theil des einzelnen fet. 

Deutlicher fpringt der Unterſchied zwiſchen den natürlihen Genoffenfchaften und dem Staat 
und deſſen Anftalten in die Augen. Wie „der Staat immer nur die Verwirklihung des Ein— 
beitögedanfens im Volke iſt“, jo „haben die aus befondern Intereilen bervorgebenten Genoſſen— 
ihaften immer nur einen fragmentarifchen Lebenszweck zum Gegenſtande“, ver in die Wahl der 
Genoſſen gelegt ift, deilen Erfüllung alfo von feiner Willkür abhängt, und jie behalten diejen 
son dem ded Staats im Grundſatz verfchienenen Charakter, auch wenn fie ſich räumlich oder 
nach der Zabl der Genofjen noch fo weit ausdehnen. Man fafle 3.8. den firdlichen Verband 
neben dem Stantöverband ind Auge in einem Lande, deſſen Bewohner deſſelben Glaubens find. 
„Das äußerliche Unterſcheidungszeichen aber beftebt darin, daß auch die in das Einzelſte hin— 
unterfteigenden Staatdanftalten durch die Staatsgewalt jelbit oder vermöge eines nadhweisbaren 
Auftrags von ihr errichtet und mit Geſetz, Gegenftand und Umfang ihrer Thätigfeit verſehen 
find, während die Intereffengenoffenichaften unabhängig von dem Staate und feinem Willen, 
aus den natürlichen Beziehungen der Menfchen zu gewiflen Thatfachen, entjtehen und beſtehen.“ 

Nach dieſen Unterfcheidungen und Merkmalen erſcheinen die Intereflengenoffenichaften als 
ein eigenthümliches, weder mit ven Verſoöͤnlichkeits zuſtänden, noch mit der ftaatlihen Einheit zu 
verwechfelnded und zu verbindendes menſchliches Verhältniß, für welhes man die Bezeihnung 
Geſellſchaft gewählt hat, und man nennt „geſellſchaftliche Lebenskreiſe die einzelnen, je aus 
einen beftinmten Interefje jich entwidelnden natürlihen Genofjenichaften, gleihgültig ob form— 
lich georonet oder nicht ; gefelfchaftliche Zuftände die Folgen, welche ein ſolches mächtiges Intereſſe 
zunächſt für die Theilnehmer, dann aber auch mittelbar für die Nichtgenoflen hat; die Geſell— 
fchaft endlich den Inbegriff aller in einem beftimmten Umkreiſe, 5. B. Staate, Welttheile, that— 
fachlich beitebenven geſellſchaftlichen Geftaltungen“. 

Aus diejer Beftimmung des Begriffd der Gejellichaft ergibt ich, daß, da die Verwirflidung 
der Einheitsbeftimmung eined Volks nicht der einzige Zweck des gemeinfhaftlichen Lebens ver 
Menſchen ift, aud „das gemeinſchaſtliche Leben der Menjchen nicht in den Beziehungen allein 
zum Staate befteht, ſondern daß zwifchen ver Sphäre der einzelnen Perſönlichkeit und Der orga— 
nifhen Ginheit des Volkslebens eine Anzahl von Lebenskreiſen in der Mitte liegt“, in welder 
der Menic in materieller, politiicher und geiftiger Beziehung die Zwede ver Gefellihaftung in 
Genoſſenſchaften erweitern und vervielfältigen kann, „welche alfo auch gemeinihaftliche Gegen— 
ftände zum Zwecke haben, nicht aus dem Staate und durch ihn entftehen, wenn fie ſchon in ihm 
sorbanden, von höchſter Bedeutung für Wohl und Wehe ſind“. ‚ 

Jene Kreife und die Einigung der Menſchen in ihnen find theils willkürlich gebildete — und 
eö jollte zu den natürlichen Menichenrechten gehören, fie mit andern für beliebige Zwecke ſchließen 
zu dürfen, vorausgefegt, daß diefe Zwecke mit ver Thatſache des Staats und feiner natürliden 
Aufgabe, ſowie mit den gleihen Nechten dritter zu vereinbaren find; theild können es folde 
fein, melde durch den Wohnfig mit einer gewilfen Nothwendigkeit für den einzelnen begründet 
werben. Die Unabhängigkeit des gemeinjchaftlichen Lebens in dieſen, zwiſchen dem Einzelleben 
und dem Stante in der Mitte liegenden Pebensfreifen von der Staatsgewalt und ihrer Aufgabe, 
bildet wejentlich ven Bereich der Selbftregierung des Volks, welche die Form und der praftifche 
Zweck der politiihen Freiheit ift. Aber auch ver Staat ſelbſt iſt nur einer der Kreife, wenn auch 
der unvermeidlide, un®bem Umfange der gemeinſchaftlichen Interefien nach, weldye in ihn ver— 
folgt werben, jegt umfaſſendſte, der beſtimmt ift, Die Zwecke ver Geſellſchaft zu erfüllen. 

In den Genoſſenſchaften, weldhen er angehört, wird der Menſch gewiffen Regeln für fein 
Berhalten unterworfen fein, melde vorfchreiben, was in dem beiondern Verein für Recht und 
Pflicht gilt. Wie einfach immer die Zwecke der Einigung fein mögen, nirgends, wo Menſchen 
zahlreicher zufammen leben oder jonft gemeinjhaftlihe Zwede verfolgen, fünnen jolde Regeln 
ganz entbehrt werden. In jeder Genoflenfhaft wird aljo eine Gewalt vorausgefegt, die befugt 
ift, das Opfer der natürlichen Freiheit des einzelnen, inſoweit der erlaubte oder gebotene Zwed 
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per Einigung es erfordert, zu erheiſchen und die Ilntenwerfung der Betbeiligten unter den anz 
ordnenden Willen zu erzwingen. 

Der Organismus, weldher einen Geſammtwillen erzeugt und eine Geſammtkraft zur Durchs 
führung des Gefammtwillens entwidelt, ift fonadı feine Eigenthümlichkeit des Staat, vielmehr 
kann er Überall erforderlich werden, wo eine Mehrheit von Menihen auf weiterm oder ngerım 
Raume in einer gewiſſen Zufammengebörigfeit ſich befinden oder gemeinſchaftliche Zweite ver: 
folgen, und folde Organifation ift dann die ſelbſtverſtändliche Befugniß der aus gemeinſchaft⸗ 
lichen Intereflen natürlich ſich entwickelnden Genoſſenſchaften. 

Nachdem jo die Berechtigung zu einem jelbftändigen Leben folder unabhängig von dem 
Staate und feinem Willen aus den gefellibaftlihen Lebenskreiſen berausgebildeter Genoflen: 
ſchaften begründet ift, ergibt fich für Die nähere Beſtimmung des Begriff der ver politiihen Ent- 
wickelung des Volks nachtheiligen Gentralifation, daß fie darin beitebe, wenn durch Verfaflung 
und Geſetzgebung gemeinihaftliche Zwecke für Staatszwecke erklärt, und deren Verfolgung durch 
ſtaatliche Organifatiönen dem Staate vorbehalten find, die das einheitliche Volksleben und den 
Organismus für den Einbeitögedanfen im Bolfe nicht berühren, kein natürlicher Ausfluß der 
Staatögewalt, no in ihren Organismen ergänzende Glieder des Staats find, vielmehr als von 
der Staatsaufgabe weientlih unabhängige Geſellſchaftszwecke ſich darſtellen. Dabei müflen wir 
aber einräumen, daß e8 allerdings eine petitio prineipii tft, wenn wir mit Robert von Mobl 
dem Staate den Beruf zuerfennen, der Organidmus für die einheitliche Entwidelung des Ge— 
fammtvolföleben® zu fein; daß Die Bedingungen des einheitlichen Volkslebens ſehr verſchieden 
aufgefaßt werden fönnen, und daß es daher nöthig ift, die ®renze feftzuftellen, jenieit welcher der 
Staat in die Gejeggebungs: und Vermwaltungsthätigkfeit der nationalen Geſellſchaft nicht über: 
greifen follte. 

Wir werden Daher, um der Löjung unferer Aufgabe näher zu treten, die Kragen zu beant: 
morten juchen: I. Was fann ver Staat zu jeiner Aufgabe machen? N. Was joll ev zu feiner 
Aufgabe madıen? Gibr es natürliche Grenzen Für feine Aufgabe und welches jind ſie? II. Welche 
Beſchränkungen fol demzufolge der allzu ſehr centralifirte Staat unſerer Zeit an feiner biöber 
durchſchnittlich umfaßten Aufgabe eintreten laflen ? 

Zu 1) Was fann der Staat zu feiner Aufgabe machen? Das erfte geiellfchaftlihe Ord— 
nungsprincip ift, daß ein Organismus beitebe, welcher einen Geſammtwillen erzeugt und wel 
her eine Gelammtfraft, zur Durdführung des Gefammtwillens, entwidelt. 

Derjenige Organismus, welcher aus der umfaſſendſten Gemeinſchaftlichkeit ver Intereſſen 
hervorgeht; der als Bedingung erfheint, daß andere gemeinſchaftliche Intereſſen der veribieden: 
flen Art unter feinem Schuge entitehen; und welcher erit ven Boden fchafft, auf welchem jie ver: 
folgt werden können — ber Staat aliv, mun feiner Natur nad einen Geſammmwillen erzeu: 
gen und eine Geſammtkraft entiwideln, melde feinen Widerſpruch noch Auflehnung dulden. 
Diejer Anſpruch des Staats auf Unwiderſtehlichkeit feines Willens innerhalb der Staatögrenzen 
bilder ven Begriff ver Staatähoheit. Die Aufgabe der Staatsklugheit ift ed, den Staat fo ein: 
— daß feine Kraft wirklich das Product des Geſammtwillens und ſchon dadurch unwider⸗ 

ehlich ſei. 

Inſofern alſo iſt die Verfolgung gemeinſchaftlicher Zwecke innerhalb des Staats von der 
Staatsgewalt abhängig und feiner Maßregelung unterworfen, als der durch den Staatsorga— 
nismus fih fund gebende Geſammtwille nothwendig der legte Richter darüber fein muß, was 
innerbalb des Staats berechtigte Intereflen fein follen; es kann keinen höhern Richter darüber 
geben. Selbft das heiligſte Menſchenrecht, die Gewiſſensfreiheit, und infolge davon das Ver: 
hältniß der Barität der Culte, berubt in einem großen Theile von Europa auf Staatöverträgen 
und Staatögefegen, und aud in dem Staate, wo der Staatögewale die engften Schranken geftedt 
find, in den Vereinigten Staaten von Nordamerika nämlich, bat es die Staatdgewalt, wie das 
Beifpiel der Erpedition gegen die Mormonen beweift, in ihrem Beruf finden müflen, in Grmäs 
gung zu zieben, welches Maß von Gewiflensfreibeit mit der Stantdanfgabe, die Einbeit des 
Staatd: und Volkslebens zu erhalten und fortzuentwideln, verträglich und infofern berechrigt fei? 

„So weit ver Staat glaubt feine Wirkſambeit und feinen Organismus ausdehnen zu fönnen 
und zu follen, jo meit gebter auch in der I hat; der ſouveräne Staat ift thatſächlich unumſchrankt 
in Ausübung der Gewalt, alle Kreife des Lebens feiner Angehörigen gebieterifch zu regeln. 
Was er aber auf diefem Wege nicht ſchafft oder ausdrücklich annimmt, gehört ihm auch nicht ar. 
Es enticheidet alfo hier einfach die Thatſache.“ 

Der wirkliche Bereich gemeinfhaftliher Intereffen, zu veren Verfolgung fi, unabhängig 
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vom Staate, Genoſſenſchaften bilven können, ift alfo nur negativ dahin zu beftimmen: er geht 
fo weit, ald der Staat die Verfolgung diefer gemeinſchaftlichen Intereifen nicht für feine eigene 
Aufgabe erklärt, ſondern fie der freien Selbftthätigfeit feiner Angehörigen überläßt. 

Wenn wir hiernach die geftellte Frage kurz dahin beantworten müffen: der Staat fann zu 
feiner Aufgabe machen, was er dazu machen will — fo ift ſelbſtverſtändlich, van der Wille des 
Staats durch die Einſicht geleitet werde: 1) ob ein für eine Mehrzahl feiner Angehörigen ge: 
meinſchaftliches Intereite ein wirkliches Staatsintereffe fei und mit der Staatsaufgabe zuſam— 
menfalle? 2) ob es nicht vielleicht für die Betheiligten ſelbſt als eine Wohlthat erſcheinen mag, 
wenn der Staat die Fürſorge für ihre gemeinſchaftlichen Intereſſen, deren zweckmäßigere Pflege 
ihre eigene Einſicht und Kraft vielleicht nicht gewachſen iſt, unter ſeine Obhut nimmt und durch 
ſeine Organiſation ganz oder theilweiſe beſorgen läßt? 8) ob jein eigener Organismus dazu 
audreihen fann? 

Die erite Frage fällt mit der oben geftellten zweiten zufammen, der nämlih: Was fol 
der Staat zu feiner Aufgabe mahen? deren ſpätere Beantwortung wir uns vorbebalten. 
Bezüglich der zweiten Frage wird man einräumen, daß eine im Verhältniß zu der Cultur— 
ftufe des Volks vorgefchrittene Regierung die Aufgabe red Staats zu verſchiedenen Zeiten 
verſchieden wird beſtimmen fönnen und müſſen. Selbft der Despotismus fonnte für gemiffe 
Völker, ebenfo die übergreifende Bureanfratie unter patriarhaliihem Negimente für ans 
dere, eine Wohltbat fein. Somie aber bei zunehmender Bildung in ver Intelligenz ver Re— 
gierung der durchſchnittliche Bildungsgrad des Volks ſich wiberfpiegelt, und fowie der In— 
baber ver Staatögemalt ald Repräfentant ver Geſammtvernunft und des Geſammtwillens des 
Volks ſich geltend macht, dann tritt Die Forderung entſchiedener hervor nad rationeller Unter— 
ſcheidung der Staatdhoheitärechte und nach einer deren Natur entſprechenden Organifation ihrer 
Ihätigkeiten. Dann fällt die zweite obige Frage weientlid mit der dritten, nämlich mit derjeni— 
gen zufanımen: Ob nicht, felbft wenn die Regierung glauben follte, daß gemwifle gemeinſchaftliche 
Interefien, die nicht nothwendig Stantöintereifen find, unter der Leitung der Staatögemwalt beifer 
ich befinden würden — ob nicht der rationelle Staatsorganismus für folde Leitung ald unzu— 
länglich ji ergebe, und Die Nachtheile, die daraus dem Staate wie den von ihm bevormundeten 

Intereilen im ganzen erwachſen, wenn er vemungeachtet ſolche Intereſſen unter feine Füh— 
rung nebmen wollte, einzelne Vortheile, die eine ſolche Bevormundung unter Umſtänden 
haben kann, überwiegen? Ob nicht bei einer zu meiten Ausdehnung der Staatdaufgabe die 
Übertragung von Runctionen der Staatögemwalt, welche ihrer Natur nah unübertvagbar find, 
an untergeordnete Agenten nöthig werde, wodurch einer wichtigern Staatsrüdiiht und einer 
gebotenern Staatspfliht entgegengehandelt, und der reichfte Stoff zu gerechter Klage über 
Gentralifatton gefhaffen würde? In den Beziehungen diefer verichiedenen Fragen zu der Natur 
der Staatöhoheitsrechte ift ein um fo dringenderer Anlaß geboten, über diefe Natur und näher 
auszufpreden, ald die dabei zur Sprache fommenden Grundſätze wichtige Gelichtöpunfte ergeben 
werden für Einſchränkung in der Beftimmung der Staatdaufgabe. 

Es iſt ſchon gefagt, dan jedes gemeinichaftliche Leben oder die Verfolgung gemeinſchaft— 
licher Zwecke eine Gewalt voraudfege, deren ald von dem Repräfentanten des Gemeinwillens 
ausgebende anordnende Ihätigfeit für die bei der Gemeinihaft Berheiligten eine Beſchrän— 
fung ibrer natürlichen Freibeit, infoweit ed durch die Zwecke der Gemeinſchaft erfordert 
wird, eine Verpflichtung entweder zu pofitivem Handeln oder zum Unterlaifen gewiſſer Hand» 
lungen zur Folge hat — Verpflihtungen, deren Grfüllung durch Androhung von Nach— 
theilen erzwungen wird, die denjenigen treffen, der ſich ihr entziehen wollte. Wenn ber 
Staat für jeine Zwecke ſolche Verpflichtung , ſolche Beſchränkung der natürlichen Freiheit auf: 
erlegen will, fo liegt das Recht dazu in der Machtvollkommenheit, welde dem Inhaber ver 
Staatsgemwalt beiwohnt, um als unterftellter Repräfentant dved Bemeinwillen®, in Ausübung 
der gefetzgebenden Gewalt, jeinen höchſten Beruf zu erfüllen. „Die Ivee ver Machtvollkommen— 
beit’‘, ſagt Karl Salomon Zachariä in den „Vierzig Büchern vom Staat”, „d. h. einer Herr— 
ſchaft, welde ein jedes Opfer als ein Necht fordert und gleihwol nur von Menichen gehandhabt 
wird — ift jo überſchwenglich, daß ein Volt ihon gewiſſe Rortichritte auf der Bahn der Gultur 
gemacht baben muß, wenn dieſe Idee bei ihm tagen und auf die Geftaltung feines rechtlichen 
Zuftandes Einfluß erhalten ſoll.“ Der Gehorſam gegen das Gefeg ift, wenn er in dem Rechts— 
ſtaate geleiftet wird, durch die Borftellung begründet, daß das Geſetz, welches der Souverän verz 
kündet bat, ald Ausdruck der Gefammtvernunft und des Gefammtwillens im Stante ih geltend 
made. Gerade diefe Vorftellung ift eö, welde, mo wir fie verbreitet finden, jenen Fortſchritt ei⸗ 


432 Eentralifation und Selbftregierung des Bolt 


ned Volks auf der Bahn der Eultur bethätigt. Dem Geſetze dad Gepräge zu erhalten, meldet es 
zum Ausdruck der Gejammtvernunft und des Geſammtwillens ftenpelt, um damit die Adtung 
des Volks vor dem Geſetze zu erhöhen, das bleibt ein fortdauerndes Problem der Staatsweisbeit 
Die Achtung vor dem Gejege ift, weil fie phyſiſchen Zwang entbehrlih macht, die dem Beſtand 
und der normalen Entwidelung der Staaten günftigfte, und überhaupt eine der politifhen Tu- 
genden eines Volks, welche die vollkommenſte Staatsfähigkeit und den am meijten entieidelten 
Sinn für politifche Freiheit befunden. Im Interefle der Erhaltung diefer Achtung vor dem Ge: 
ſetze liegt es, daß ed niemals zweifelhaft fein dürfe, weder nad) der Duelle, woraus jie fliegt, 
noch nach dem Inhalt, noch nach der Form der Publication — ob eine von der Regierungsgemalt 
ausgegangene Verfügung als ein Geſetz zu betrachten jei oder nicht, Und wenn die Korberung 
an den Rechtsſtaat eine begründete ift, daß die geſetzgebende Gewalt auch wirflih nach deren 
eonftituirten Bactoren fo beihaffen fei und jo geübt werde, damit Das Geſetz ald Ausdrud der 
Sefammtvernunft ded Staatd geachtet werden könne, fo ergibt jich die Nothwendigkeit für die 
Drganifation ded Staats, die centrale Eigenſchaft der gejeggebenden Gewalt bei Ausübung 
diejes Hoheits⸗ oder Majeſtätsrechts feſtzuhalten. 

Im Gegenſatz zu dem Gebiet der geſetzgebenden Gewalt, welche allein befugt iſt, Vorſchriften 
für das Verhalten der Staatdangehörigen, wodurch die perjönliche Freiheit beſchränkt wird, vom 
Gentrum des Staatd aus zu ertheilen, bejtimmt fich Das Gebiet ver Berwaltung negativ dabın, 
daß es zwar in dem Weſen der adminijtrativen und erecutiven Gewalt liege, ih mit Geſetzen 
zu beſchäftigen, daß jie aber ſolche nicht zu Schaffen, fondern nur diejenigen, welche bereitä vor: 
liegen, zu handhaben habe, daß alfo Verwaltungsbehörven feine Attributionen erhalten dürfen, 
woraus Verfügungen derjelben fließen fönnten, die, wenn aud nicht der Korm, dod dem In: 
halte nach, als Geſetze ſich kennzeichnen; indem fie, ohne auf ein bereits beſtehendes Geſetz gleichen 
Inhalts ſich zu beziehen, befehlen, was in Gemäßheit folder neuer adminiftrativer Verfügung 
recht, oder verbieten, was in Gemäßheit derjelben unrecht oder unerlaubt fein joll. Laufen nam: 
lih bei übergreifenden Attributionen der DVerwaltungsbehörden die Grenzen zwiſchen der 
geſetzgebenden Gewalt und dem Verwaltungsrecht ineinander; übt der Beamte eine Gemalt, 
welde nur das Attribut der höchſten Machtvollkommenheit fein jollte: jo ſchwindet dem Beamten 
wie vem Bürger dad Bewußtjein der Rechtsſphäre, in der jie fich zu bewegen haben; es wird 
mit der Achtung vor dem Charakter des Geſetzes auch der Bolköglaube an die Machtvollkommen— 
heit, welche die ausſchließliche Duelle des Gejeges fein follte, gemindert oder abgeſchwächt. 

Nun aber ift Die angeftrengteite Thätigfeit in Ausübung feiner gejeggebenven Gewalt des 
nur einigermaßen größern Staat der Aufgabe nicht gewachſen, die überſchwengliche Maſſe jo: 
eialen Lebens unter jo mannichfaltiger Gejtalt, wie es jid fort und fort auf jedem Punkte des 
Staats entwicdelt — wofür wir nur das Volizeibevürfnig einer jeden Gemeinde ald Beilpiel 
anführen wollen — gefeggeberiih oronend zu durchdringen und dem Bedürfniß zu genügen; 
am wenigſten natürlich in ven größern Staaten, in welchen zur Ausübung der gefeggebenven 
Gewalt mehrere Factoren zufammenzumwirfen haben und nicht der Wille eines einzigen Gejes 
macht. Daraus folgt aber fürwahr nicht, daß dieſe gefeggeberijche Aufgabe, inſoweit jie vom der 
gejeggebenden Staatögewalt nicht bewältigt werden fann, dem Staatöverwaltungsreht anbein:- 
falle und zu den Attributionen der Staatsverwaltungsbeamten gejchlagen werden könne, ald ob 
der Verſtand des Volks in dem Beamten verförpert. wäre, jondern e8 folgt daraus, daß es einen 
Bereich fragmentariſcher, gemeinſchaftlicher Intereflen gebe, die, obgleich jie für die dabei Betbei- 
ligten einer fortgefegten geſetzgeberiſch ordnenden Thätigkeit bevürfen, doch mit der Aufgabe 
und den Ziweden des Staats nicht zufammenfallen, daß es aljo außer der Staatdgewalt ned 
andere Öewalten geben müſſe, die zu folder gejeggeberifh orpnenven, die Intereſſengenoſſen— 
ihaft bindenden Ihätigfeit Beruf und Befugniß haben, und zwar, wie wir gejeben haben, ver: 
möge natürlich der Gejellihaft innewohnenden eigenen Rechts. Schon in dem gleichſam phoi: 
hen linvermögen der Staatögewalt, die Summe der ſich fteigernden und vervielfältigenden ge: 
meinihaftlichen Intereſſen des gejellichaftlihen Lebens ald Staatdaufgaben gejeßgebend und 
adminiftrativ zu bewältigen, follte ein entſcheidender Grund für fie gefunden werden, ihre Auf: 
gabe in engern Grenzen zu begreifen, und der anzuerfennenden natürlichen Geiellihaftägemalt 
in denjenigen Kreijen des gemeinihaftliden Lebens, deren Zwede dad Staatöleben weniger un: 

‚mittelbar berühren, die Öefeggebung und Verwaltung für dieje Zwecke zu überlaffen. Statt ih 
aber von jolchen Geſichtspunkten leiten zu laſſen, beharren viele Staaten nod bei der Gentrali: 
ſation der Geſellſchaftszwecke, ungeachtet ſie dieſelben als Staatsaufgaben geſezgebend nicht be: 
waältigen können; ſei es in eiferſüchtigem Feſthalten an der Tradition der überwundenen Staats- 
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idee, daß es feine Gewalt im Staate geben dürfe, die nicht ein Ausfluß der Staatögewalt fei und 
ihr Mandat vom Staate habe; fei es in fortgefegtem Schwanken, theils über die durchſchnittliche 
Reife des Volks, ſeine nächſten Angelegenheiten ſelbſt beſorgen zu können, theils über das Maß 
der Zugeſtändniſſe, welche bei ſo vorgeſchrittener Reife der Forderung nach Selbſtregierung des 
Volks zu machen ſei. 

Die Folge dieſer Centraliſation der Geſellſchaftsgewalt von ſeiten des Staats iſt, daß eines⸗ 
theils vie überbürdete, höchſte Staatsgewalt genöthigt iſt, die ihre Entſcheidung erwartenden 
Iofalen und fragmentariſchen, geſellſchaftlichen Intereſſen zu Gunſten allgemeiner, welche das 
einheitliche Staatsleben näher berühren und ihre Thätigkeit in erſter Linie in Anſpruch nehmen, 
hintanzuſetzen, und daß anderntheils dennoch den lokalen Verwaltungsbehörden unter ver— 
ſchiedener Einkleidung, worauf wir zurückkommen, eine Macht übertragen iſt, wodurd diefe ale 
Repräfentanten der Gefammtvernunft ded Staats oder der Gefellfchaft erfcheinen; eine Macht, 
welche dieſen bei geordneten Staatözuftänden, nach dem Begriff des Verwaltungsrechts, nicht 
zufommen darf. 

Don den Franzofen wurde fürzlich gejagt, es jei ihnen ver Trieb, in allen Dingen, welche 
gemeinſchaftlich ſein können, einer einheitlichen Autorität wenigſtens äußerlich ſich zu unter— 
werfen, fo in das Blut gegangen, daß dieſes franzöſiſche Blut ſelbſt die Gewiſſensfreiheit im 
Sonderglauben einzelner verwerfe und ausftoße. Ob diefe Eigenſchaft endlich zu Glück oder. 
Unglüd ausihlagen werde, diefe Frage ift noch nicht ſpruchreif, doch ift fie durch die übertrie— 
bene Gentralifation in Frankreich mächtig gezeitigt worden. Die Nufe nach Derentralifation 
erſchallen jegt auch dort, und wie es jcheint unter officiöfer Nachſicht; und es ift gewiß nicht 
obne Bedeutung, wenn bei den wenig entwidelten Sinn der Franzoſen für Selbftregierung 
ein Mann in der Stellung ded Grafen Morny, bei Eröffnung der Verſammlung des Departe- 
mentalraths zu Glermont, deſſen Präſident und zugleich Präfivent des Regislativen Körpers 
Frankreichs er ift, ſich alfo äußerte: 

„Wenn id eine Departementalverfammlung von jo gutem Geifte befeelt ſehe, wie fie jih 
offen ihrem Präfecten anſchließt und ihre Rofalangelegenheiten jo gut begreift, fo ift meine Freude 
eine doppelte; weil ich, abgeiehen von dem Umſtande, daß dies mein eigenes Departement ift, 
dies ald einen Schritt zur adminiftrativen Decentralifirung und wahrſcheinlich auch zu einem 
größern Betrage bürgerlicher Freiheit betrachte, deren eifriger Vertreter ich bebarrlich in jeder 
politifhen Rage, worin ich mich befand, geweſen bin. Wegen gefeglicher Beftimmungen, die 
uns die Vergangenheit übermacht hat, darf man ohne die Erlaubniß oder die Gontrole der 
Eentralregierung nicht an einem Steine rütteln, einen Brunnen graben, eine Grube ausbeuten, 
eine Maſchine bauen, eine Affociation bilden — furz von feinem Gute Gebraud machen oder 
Misbraud damit treiben. Große Intereffen werden oft in den untern Graden der Verwaltung 
gebemmt oder geopfert. Ich glaube, daß mehrere Reformen diefer Lage durd die Initiative und 
den mächtigen Willen des Kaiferd ftattfinden werden, welcher jeit lange alle Elemente diefer 
Frage erforfht hat. Wenn das Departement, die Commune, die einzelnen jich gleichſam ſelbſt 
verwalten können, dann werben die Geſchäfte leichter erledigt und viele Unzufriedenheit, welche 
bis zur Gentralregierung reicht, wird erlöſchen. Das Land muß indep feine eigene Erziehung 
in viefem Syfteme durchmachen; e8 darf nicht alles von der Regierung und nichts von feiner 
eigenen Anftrengung erwarten, und darf in feinen Saunen nicht die erftere für Greigniffe und 
Jahreszeiten verantwortlich machen, die unglücklicherweiſe nicht in ihrer Gewalt liegen.” 

Nicht direct in Antwort, aber ohne Zweifel mit ans Veranlaffung diefer Außerung des 
Grafen Mornv, erihien in dem offleiöfen Blatte „La Patrie’” vom 6. Sept. 1858 in Form 
eines Xeitartifels ein Lobgeſang zur Verherrlihung der Gentralifation, das heißt der Unter— 
drückung jeder Selbitregierung ded Volks; wicht etwa in der Richtung, daß ſolche Gentralifa- 
tion unvermeidlich fei in der augenblidlichen Rage Frankreichs; fondern zur Verberrlichung 
der Gentralifarion ald dauernden, fegenreihen Zield der Regierung. Folgendes iind bie 
Hauptitellen dieſes Lobgeſangs: 

„Alle Fortſchritte in Frankreich ſind möglich und leicht mittels der Centraliſation. Damit 
es anders würde, müßte das Volk ſeine Inſtincte, Ideen, Gefühle, kurz ſein ganzes Weſen 
ändern; Frankreich müßte England oder Amerika werden, was ſobald nicht geſchehen wird. 
Die Engländer und Amerifaner find Proteftanten und Frankreich ift katholiſch. Republik und 
Proteſtantismus bedeuten aber Mehrheit; Katholicismus und Monarchie bedeuten dagegen 
Einheit. Alfo muß in England und Amerika der Fortſchritt Hauptfählih durd bie Initiative 
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der einzelnen gefchehen, in Frankreich durch die Initiative der Staatsgewalt. Unſer National- 
charakter ift fo, dag wir es nicht lieben und zu ifoliven, um unter dem Gefeg unſerer eigenen 
Souveränetät zu leben, wie die Amerikaner oder Engländer, Wir lieben es, in der Religion 
wie im Staat von dem gemeinfamen Leben zu leben. Uns ift weniger an den Fleinen Kapellen, 
an den fleinen Republifen gelegen; wir begnügen und mit der Kirche aller Welt, und betrach— 
ten die Monarchie wie eine große Vaterſchaft. Daher denn die Neigung, ſich ganz auf vie 
Staatögewalt zu verlaffen, von der Regierung alles zu erwarten, und nie auf feine eigene 
Kraft zu rechnen, was mande Täuſchungen zu Wege bringt. In dieſem Sinne war ed ein weiſes 
Wort, das der aufgeflärte Prinz ſprach, ald er die Initiative der einzelnen ein bischen anzuſpor— 
nen fuchte. Es ift alfo wünſchenswerth, daß ver einzelne nicht mehr foviel vom Staat ver: 
lange; aber es ift nicht zu wünſchen, daß der Staat weniger thue ald bisher. Aus den Reful= 
taten muß man auf ven Werth einer Inftitution fliegen, und was ſehen wir? Gin mädtiges 
Land, das vom Centrum bis an feine äußerftien Grenzen der jchönften Ordnung ji erfreut, 
die je eriftirt hat, und ein fo wunderbar harmoniſches Ganze bildet, daß man es für eine 
Phantajie halten würde, wenn ed nicht da vor Augen läge. Dennoch will man der Gentralis 
fation ven Proceß machen. Gewiß kann man ihr nicht vorwerfen, für das Wohlſein, für den 
Unterriht und die Verſchoͤnerung Frankreichs nicht genug gethan zu haben. In den legten 
funfzig Jahren hat Frankreich mehr Fortichritte gemacht als in den vorhergehenden drei Jahr: 
Hunderten. Ginige Misbräuche der Gentralifation find leicht zu befeitigen. In der That han— 
belt es fih nur um eine VBerbejjerung des bureaufratiihen Syſtems, und bier beklagt man fi 
auch weder wegen Ungerechtigkeit noch wegen Mangel an Einfiht und Unabhängigkeit, jon= 
dern lediglich wegen der Langſamkeit ver Gefchäftserlevigungen. Um die Geſchäfte ſchneller zu 
erledigen, bedarf ed mehr Arbeit, darum follte man die Angeftellten bejjer bezahlen. Gine 
andere Reform ift Die, den Bureaux etwas mehr Köflihfeit für das Bublifun zu empfehlen. 
Sind diefe Reformen einmal eingeführt, fo wird niemand mehr etwas gegen bie Gentralifation 
zu lagen haben, außer vielleicht diejenigen, weldhe den Feudalismus oder den Parlamentaris— 
mus zurückwünſchen.“ 

68 ift nicht die Abſicht, die bloßen Phrafen und Lobhudeleien auf die Leiftungen der jegigen 
Regierung, noch weniger, die Abiurditäten hervorzuheben und zu beleuchten, von welchen dieſer 
Dithyrambus auf die Gentralifation und auf den nationalen Geift der Franzoſen, weil dieſer 
der Selbftregierung des Volks widerftrebt, ftrogt. Wir wollen nur von einigen Zugeftänd: 
niffen Act nehmen, und einige die Sache weſentlich berührende Irrthümer zu berichtigen ſuchen 
Eine Analyfe diefer beiden, in der Würdigung der „Gentralifirung” ſich gegenüberſtehenden 
Außerungen wird zum Ziele führen und mandes früher Gefagte ergänzen. Beide dieje Aufe: 
rungen jind alſo darin übereinftimmend, daß eine ver Gentralifirung, wie fie in Frankreich be= 
fteht, ungünftige Stimmung jegt da verbreitet ſei. Wenn die „Patrie“ ausruft, daß man auf 
den Werth einer Inftitution aus ihren Refultaten fliegen müſſe, und wenn fie mit Emphaſe 
auf dasjenige hinweilt, was aus Frankreich geworden, welche Kortfchritte e8 namentlich in ven 
legten 50 Jahren gemadt, fo hat fie in ihrer Sophiftif ven Beweis unterlaffen, daß diefe Fort: 
fhritte gerade der Gentralifirung zu verdanken feien; daß ähnliches nicht au unter anderer 
Berwaltungsform, wenn die Nation die Mittel aufwenden wollte, hätte erreicht werden können. 
Sie verſchweigt, daß die Fortſchritte, welche fie im Auge hat, während des gleichen Zeitraums 
allen eivilifitten Ländern gemein-find; daß fie in dem Lande, in welhem die Staatägewalt am 
wenigſten centralifirt ift, vielmehr Selbftregierung des Volks in größter Ausdehnung beſteht, 
daß jie in England wahrfcheinlich größer, das ganze Land durhdringender jind ald in Frank: 
teih. Darum unterläßt e8 aud Graf Morny, den heutigen blübenden, oder nach einzelnen Er— 
ſcheinungen zu urtheilen, vielmehr blendenden Zuſtand Frankreichs auf Rechnung der Centra— 
liſation zu ſetzen; vielmehr gebt er im Widerſpruch gegen jenen Lobgeſang der „Patrie“ fo 
weit, die Gentralifirung zu befhuldigen, daß jte der induftriellen und jeder andern jhöpferiigen 
Thätigfeit der Individuen, und daß fie ver Benugung des Eigenthums ungebührlihe Schranz 
fen jege; daß „große Intereffen oft in den untern Graden der Verwaltung gehemmt oder ge= 
opfert werden‘; und wir find geneigt, darin mehr Morny als der „Patrie“ Glauben zu jchenfen. 

Beide find dann wieder darin übereinftimmend („Patrie“): daß bei den Franzofen die Nei— 
gung beftebe, ſich ganz auf die Staatsgewalt zu verlaffen, von der Regierung alles zu erwarten, 
nie aufeigene Kraft zu rechnen — bis zu dem Grade (Morny): daß fie „in ihren Launen 
die Regierung für Greigniffe und Jahreszeiten (Witterungsverhältniffe) verantwortlih maden, 
die unglücklicherweiſe () nicht in ihrer Gewalt liegen”. Wenn aber die „Patrie” diefe Neigung 
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der Franzoſen, alles von der Regierung zu erwarten, ald eine in dem Nationaldarafter be: 
gründete, aber zufällige zu betrachten jcheint, und fi auf den fehr unfruchtbaren Wunjch be= 
ſchränkt, daß der einzelne, bei dev Gefahr, die er Dabei läuft, manchen Taufhungen ausgefegt zu 
fein, nicht mehr jo viel von der Regierung verlangen möge, fo bezeihnet Morny deutlicher 
die Quelle jener Neigung, jener die Unmündigfeit bethätigenvden Kingebung des Volks an 
feine für alles „die Initiative’ beanjprucdende Regierung. Indem er fagt, daß das Land in 
einem neuen Syſteme (dem nämli dev Selbftregierung des Volks) „feine eigene Erzie— 
hung durchzumachen“, d. h. wiederum von neuem zu beginnen habe — jcheint er andeuten 
zu wollen, daß jene Neigung nicht ein urfprünglicher Charakterzug des Volks, jondern das 
fünftlihe und nachtheiligſte Product der Volkserziehung mitteld der übertriebenen Staatsider, 
mittelö jener unnatürlichen Gentralifirung fei, mobei alle natürliche Geſellſchaftsgewalt inner— 
balb des Staats von der Staatsgewalt monopolifirt, das Selbitvertrauen und die Shöpferifche 
Selbftthätigkeit der einzelnen und in Genoſſenſchaften ſyſtematiſch untergraben ift. 

Wir laffen dahingeitellt, ob Graf Morny nicht auch die Erfahrung gemacht haben werde, 
wie nur aus einem folhen, und jo anerzogenen Mangel an Gewohnheit zur Selbftverwaltung, 
an Selbitvertrauen und fchöpferiiher Selbftthätigfeit der einzelnen zu erflären ift, daß bei der 
beifpiellofen Agitation für Öeldaflociationen zu ſchwindelhaften Zweden, die feit einigen Jahren 
befonders von Franfreih ausgegangen ift, die franzöfiihen Eleinern Kapitaliften mehr als die 
anderer Länder die Opfer ver Schwindler und Betrüger haben werden können. Nur dieſen 
bat man in ven Maße vorſchwindeln können, wie dies von ihren Geldkünftlern geicheben ift, daß 
das Talent für Organifation und Gentralijirung, womit die Franzoſen, d. h. natürlich jene 
agitirenden und Tpeeulirenden Geldmänner, vorzugsweiſe begabt jeien, diefen den überwiegen 
den Vortheil bei der Initiative und der Goncurrenz auf dem europäiihen Speculationsmarfte 
ſichern müſſe. 

Während die „Patrie” in ihrer Oberflächlichkeit nur davon abmahnt, von. der Regierung 
alles zu erwarten, weil das dem einzelnen manche Täufhungen zu Wege bringe, fo erkannte 
Morny die tiefer gehenden Nacıtbeile jener Neigung, folglih des Syſtems der Gentralifi= 
tung, weiches ihre Duelle ift, für den Staat und den Beftand der Regierungen. Er fieht ein, 
daß wo die Staatögewalt die Initiative für alles beanſprucht und alle Gejellihaftsgewalt mo= 
nopolijirt, da auch die überfpannteften Erwartungen von ihren Leiftungen von jeiten derjeni— 
gen gerechtfertigt feien, deren Selbftvertrauen und deren Selbitthätigfeit fie entmannt ; während 
fie doch auf der andern Seite unvermögend ift, der guten Fee gleich, in allem zu helfen, und, 
beffer als die Vorſehung, ed allen recht zu mahen. Daher wünſcht Morny und hofft für Branf- 
reich auf eine größere Summe bürgerlicher Freiheit mittels „adminiftrativer Decentralifirung‘, 
melde er ald den Weg dazu betrachtet; und er hofft ferner, daß dann „viele Unzufriedenheit, 
welche bis zur Gentralregierung reicht, erlöjchen werde“. 

Die „Patrie‘ gibt enplih zu, daß bei ver Gentralifirung einige Misbräuche beftehen, die 
aber leicht zu befeitigen feien, und dann werde „nientand mehr etwas gegen die Gentralifirung 
zu jagen haben, außervielleicht diejenigen, welche ven Feudalidmus oder den Parlamentarismus 
zurückwünſchen“. Ob Hr. von Morny zu dieſen gehört, willen wir nicht; jedenfalls ift ev 
aber nicht der Anjicht, daß die Nachtheile der Gentralifirung bei Beibehaltung des Syſtems jo 
leicht zu beieitigen feien, wie die „Patrie‘ es darſtellt; vielmehr hält er dafür, daß die heutige 
Gentralifirung ein in Frankreich veraltetes Injtitut fei, das „und die Vergangenheit übermacht 
hat“, und das mir den heutigen Ansprüchen und Bedürfnifien der Geſellſchaft ald unverträglich 
fich daritelle. 

Die „Patrie“ ift ver Meinung, bei den gerügten Mängeln der Gentralifirung handle es ſich 
lediglich um eine Verbeflerung des bureaukratiſchen Syſtems, man bejchwere ſich nicht, weder 
wegen lingerechtigfeit noch wegen Mangel an Einfiht und Unabhängigkeit, fondern lediglich 
wegen der Langſamkeit der Gejchäftserlevigungen. Dem werde durd eine größere Zahl und 
beifere Befoldung der Angeftellten abzubelfen, diefen aud etwas mehr Höflichkeit für das Pu— 
blikum zu empfehlen jein. Morny it anderer Anfiht: Wenn man, wie er jagt, „ohne die Er: 
laubniß oder die Gontrole ver Eentralregierung nit an einem Stein rütteln, nicht einen Bruns 
nen graben, eine Grube ausßeuten, eine Mafchine bauen, eine Affociation bilden, furz von 
jeinem Gute weder Gebraud machen noch Misbrauch damit treiben darf“ — und wenn ferner 
„große Interefien oft in den untern Graden ver Verwaltung gehemmt oder geopfert werben‘, 
dann ift nicht mit einer Vermehrung der Arbeiter, Erhöhung ver SALES etwas mehr 
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Höflichkeit „ver Vureaux“ geholfen, fondern nur mit größerer Freiheit aller und engeter Be: 
grenzung der Aufgabe der Staatögewalt ; oder, mie Graf Morny fagt: „Wenn das Departe: 
ment, die Commune, der einzelne ſich gleichſam felbft verwalten können, dann werben die Ge- 
fchäfte leichter erledigt, und viele Unzufriedenheit, welche bis zur Gentralregierung reicht, wird 
erlöſchen.“ 

Wir müſſen endlich dahingeſtellt ſein laſſen, inwiefern die von dem Grafen Morny aus: 
geſprochene Hoffnung, die Centraliſation in Frankreich gemildert zu ſehen, eine aufrichtig ge: 
meinte und begründete ſei; die bekannten Ideés Napoléoniennes“ bieten dazu feine Anhalt: 
punkte. Aber aud Graf Morny fcheint die gewünfchte Decentraliirung in einem mieverſtande⸗ 
nen Sinne aufzufaſſen. 

Wir ergreifen dieſen Anlaß, ven Unterſchied näher zu beſprechen, welcher zwiſchen der Cen⸗ 
traliſation der Geſellſchaftszwecke durch die Staatsgewalt und der Centraliſation der Ver— 
waltung beſteht. 

Unter Gentralifation der Verwaltung kann nämlich nur diejenige Einrichtung verſtanden 
werden, bei welcher Regierungsaufgaben, die unter den Begriff der Verwaltung fallen, in 
weitem Umfange zur eigenen Behandlung, oder wenigſtens zur legten Entſcheidung, der Cen— 
tralregierung vorbehalten, alfo untergeordneten Behörden in der Gliederung der Verwaltung 
nicht, oder doch diefen nur mit befhränfter Gompetenz zur Grledigung übertragen jind; fo: 
daß die Thätigfeiten, mitteld welcher die Staatdaufgabe in den auseinander liegenden Beftand- 
theilen des Staats, in den Provinzen, Bezirken und Gemeinden, gelöft wird, von der Gentral: 
regierung aus wejentlih Anftoß und Leitung empfangen, und diefer wiederum für ihre Lei: 
ftungen fperieller verantwortlich jind. 

Wenn neben einer weiſen Beſchränkung der Staatszwecke der Selbftregierung des Volks 
der ihr gebührende Wirfungsfreid belaflen iſt, dann kann die Gentralifation der Staatsver— 
waltung nicht leicht ein Gegenitand der Klage werden; vielmehr mird e8 der Verwaltungsorga— 
nijation zum Lobe gereihen, wenn mitteld ihrer einestheils die gegliederte Hierarchie über: 
einander gethürmter Verwaltungsbehörden möglichſt entbehrlich gemacht, anderntheild vie 
Gentralregierung in den Stand gefegt ift, die gelammte Ihätigfeit der notbiwendig gebliebenen 
untergeordneten Verwaltungsbehörden zu leiten und zu überwachen, und jo fi zu verfichern, 
daß die Staatdaufgabe überall nah dem Zwed der Gelege, mittels ihrer Handhabung gelöſt 
wird. Dann wird der Bürger für feine privaten wie gemeinfchaftlihen und genoflenichaftlichen 
Zwecke nur felten den Berwaltungsbeanten in Anipruch zu nehmen haben, und es wird ihm 
gleihgültiger fein, ob er ihn in der Nähe oder mehr in der Ferne zu ſuchen bat. Es wird ſelbſt 
die Aufgabe fein, die Bevölkerung fo zu gemöhnen, daß fie des bevormundenden Beamten ent— 
behren lernt, Drüdend kann diefe Entbehrung eines nahen Lokal: oder Bezirfsbeamten, und 
die Berweifung mit ihren Belangen an die Gentralregierung, nur dann fürdie Vermalteten fein, 
menn die Staatögefepgebung fie zu fehr von der eutſcheidenden Thätigfeit der Verwaltungs: 
behörden abhängig macht, und wenn ih diefem Falle die Arbeitöfräfte der Behörden der 
Bielheit ihrer Gejchäfte nicht entfpredhen, ſodaß durch die ſchleppende Beförderung Intereffen 
verlegt werden. 

Es ifb zwar gejagt worden, die Gentralifation und ftrenge Gliederung abbängiger Voll— 
zugsorgane führe zu einer befchränften, einfeitigen, meift nur mechaniſchen Thätigkeit verfelben. 
Darauf ift zu erwidern, day für die Beftimmung der Attriburionen der Behörden nicht vie 
Annehmlichkeit des Dienftes nach dem Urteil der Beamten, jondern der zu erreichende Staats: 
zweck die entſcheidende Rückſicht iſt; daß fchon das Daſein oder Bedürfniß einer vielfachen und 
ſtrengen Gliederung der Stanrsverwaltungsorgane auf den Mangel genügenver Selbflregie- 
rung des Volks ſchließen läßt; daß, wenn die Staatöverwaltung auf ihre eigentlihe Aufgabe 
beſchränkt bleibt, dann für die Höbern Verwaltungsbebörvden viel weniger Anlaß zu ängſtlicher 
Gontrole über die Thätigfelt der untergeordneten geboten ift; daß endlich die eigentliche Auf: 
gabe der Verwaltung: Handhabung der beftehenden Geſetze und kritiſche Würdigung ihrer 
Wirkungen, Beobahtung aller gefellihaftlihen Zuftände und Wahrnehmung der öffentlichen 
Bedürfniſſe des Volks, Übermahung der Vorgänge bei der Selbftverwaltung deifelben in ihren 
mannichfaltigen Beziehungen , Abmahnung und Abwehr, wo das Grbiet der Selbſtverwaltung 
überſchritten und in dasjenige der Staatöverwaltung übergegriffen wird; daß, fo fagen wir, 
diefe Aufgabe der Verwaltung, welche mannicfaltige Kenntnif des Lebens und der Menſchen 
und reife Urtheilskraft bei dem damit betrauten Berwaltungsbeamten voraugfept, wenn auch 
nur auf beſchränktem territorialen Umfange erfüllt, feine mechanifhe und, wohlerfaßr, feine 
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beſchränkte und einfeitige iſt, fondern einen vielfeitigen und überaus danfbaren Beruf be— 
gründet. Nicht die Unterordnung unter höherer Gontrole und die wirkliche Ausübung derſelben 
von feiten der vorgefegten Behörden führt zu einer befhränften und einfeitigen, nur mecha— 
nifchen Thätigfeit der Organe der Verwaltung; fondern das Hinz und Herzerren einer großen, 
ſchwer beftimmbaren, dabei beftrittenen Gewalt zwiſchen den obern und untern Behörden, von 
denen die obern, nah augenblidliher Convenienz, bald gewähren laflen, bald hemmen, bie 
untern bald gewaltthätig zutappen, bald fih die Finger nicht verbrennen wollen, ſich daher 
zurüdhalten und allmählich erlahmen, 

Die obenangeführte Rebe des Grafen Morny läßt nun darüber Zweifel, wie er die Decen= 
tralijation verfteht. Er Flagt nur darüber, daß man ohne die Erlaubniß der Gentraltegierung 
nit an einem Stein rütteln dürfe, und diefen Sag, mit dem Ausprud feiner Freude dar— 
über in Verbindung gebradt, daß die Departementalverfammlung ji ihrem Präfecten fo offen 
anſchließe, läßt der Unterftellung Raum, er verftehe die Decentralifation in dem Sinne, 
daß die Gentralvegierung von ihren centralen Attributionen auf den Präfecten übertragen 
möge. Mit einer Decentralifirung der Art aber, daß nur die Gentralregierung ſich gewifler - 
Nefersatrechte begibt und die Attributionen der Präfecten um fo viel bereichert, dieſe alſo noch 
um fo viel mächtiger macht — damit würde wol dem Lande wenig gedient fein, namentlich 
würde, was doch Morny hofft und erftreben zu wollen fagt, bürgerliche Freiheit — feinen 
Gewinn daraus ziehen. Je größer der Umfang der Macht ver Präfecten, je ſchwieriger die Über— 
wachung, in welcher bisher allein noh Damm und Schug gegen adminiftrative Willkür ge- 
funden wurde. ” j 

Die Unterftellung, daß Morny die Decentralifation fo verftehe, gewinnt dadurd an Wahr: 
icheinlichfeit, daß fie überhaupt in Frankreich jo verftanden zu werden fcheint. In gleihem Sinne 
ift davon in den Berichten ded prinzlihen Miniſters der Golonien an den Kaiſer über die neue 
Drganifation Algiers, und in den darauf erfolgten Derreten die Rede. Nun ift in ber That 
nicht zu verlangen, daß die Decentralifation der Staatögewalt, d. h. die Beihränfung der 
Staatdaufgabe zu Gunften ded Selfgovernment, in den Golonien beginne, und Algier wäre 
wol dazu die zulegt zu wählende; auch beftreiten wir die Zwedmäßigfeit nicht, wenn fich den 
Golonien gegenüber die Gentralregierung auf eine obere Keitung und Aufjiht befhränft und 
die Bermaltung decentralifirt, d. h. den Golonialbehörden in meiterm Umfange überläßt. Und 
gerade au für das Ausnahmsverhältniß einer Golonialregierung wird der Begriff von Ber: 
waltung ein ganz anderer und viel umfallenderer; darauf ift dieſelbe Staatdorpnung, unter 
Kefthaltung der Unveräußerlichfeit und der centralen Eigenſchaft ded Geſetzgebungsrechts, wie 
fie der Rechts- und Vernunftftaat fordert, nicht anwendbar; die Colonie entbehrt des Staatd- 
rechts. Um was ed und zu thun war, ift, darzuthun, daß wenn in Frankreich von Decentralifation 
die Rede, dies nicht im Sinne der Decentralifation der Staatögewalt zu Gunften des Self: 
government der Fall ift, jondern immer im Sinne der Decentralifation der Verwaltung, d. h. 
der gewünschten Vermehrung der Attributionen der Unterbehörden und Grleihterung dadurch 
der Gentralregierung,, unter Fefthaltung aber des ganzen herfümmlichen Umfangs der Staatd= 
aufgabe. Unſere Anficht ift aber die: ver Staat befchränfe ji in feiner Aufgabe; er decentra= 
liſire die Geſellſchafts zwecke. -Hat er fich aber in folder Weife beihränft, daß Selbftregierung 
des Volks für diejenigen gemeinſchaftlichen Intereffen befteht, deren Förderung der Staat nicht 
zu feiner Aufgabe zu maden für nöthig befunden hat, und ift fein Organismus nun ausrei— 
hend zur Bewältigung der Staatdaufgabe, dann halte die Regierung die Gentralifation der 
Verwaltung feft, und verfichere fich jo ver Löfung der Staatsaufgabe im Geift der Gefege. 

In den „Id6es Napol&oniennes” fommt folgende Stelle vor, weldye über die ebenbefpro: 
hene Materie ebenfo viele Quidproquos und Widerſprüche enthält, ald Säge darin enthalten 
find. Bei dem Einfluß, den franzöftihe Staatdmarimen feit lange in Deutfhland gewonnen 
haben, ſcheint ed und nüglich, fie zu beleuchten: „1)In einem Staate mit demokratiſcher Grund⸗ 
lage befigt das Staatsoberhaupt allein die Regierungdgewalt, wie es die einzige Duelle der 
moralischen Macht ift; Haß wie Kiebe fallen unmittelbar auf dieſes zurüd. 2) In einem ſolchen 
Staatöleben muß die Gentralifation ftärfer als in irgendeinem andern fein, denn die Bevoll- 
mädhtigten der Gentralgewalt imponiren nur durch den Schein, welchen diefe ihnen überträgt. 
3) Es ift daher nothwendig, daß fle über eine große Machtvollkommenheit verfügen, ohne 
darım aufzuhören von dem Staatsoberhaupt unbedingt abzuhängen, damit fie auf das Ge— 
nauefte überwadt werben können.‘ 

Solange, was den erſten Sag anlangt, an einem Staate „mit vemofratifhen Grundlagen‘ 
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noch irgendetwas ift, was nad Demokratie ausſieht, fo bejigt in ihm das Staatsoberhaupt 
gewiß nicht allein die Regierungsgewalt; denn dad Wefen der Demofratie oder Bolfsberrichart 
beftebt ja gerade in deren Gegenſatz gegen die Alleinherrſchaft. Auch beiigt der Alleinherriger, 
bei vorgefchrittener Bildung des Volks, wenn patriarchalifche Zuftände überwunden fint, felten 
noch eine moralifche Macht. Unter „einem Staate mit demokratiſcher Grundlage‘ ſcheint aber 
bier ein folcher verftanden zu fein, der, wie Die urfprimglich ſlawiſchen Staaten, der ariftofran- 
hen Glemente entbehrt, und würde dann der erfte Sag der Er fahrung i in der politifcen Wiſſen⸗ 
ſchaft etwa in folgender Geſtalt und Übertragung anzupaſſen fein: In einem Staate, welcher 
der ariftofratifchen Glemente entbehrt, wird der — 28— nur durch den Despotismus gegahm 
und der Despot wird dann zur einzigen Quelle der Macht. Allerdings muß (ad 2) in einem 
despotiſchen Staat die Gentralifirung ftärfer fein als in einen nicht despotifchen ; denn der dei: 
potifhe Staat duldet Feine bewußte Selbftverwaltung des Volks; alles gebt von dem Staats— 
oberhaupt aus. Wenn aber die ftärfere Gentralifirung darin befteht, daß die Macht in ver 
Hand der Gentralgewalt mehr vereinigt ift, fo Fann fie nicht zugleich in weitem Umfange an 
Bevollmächtigte der Gentralgewalt übertragen fein, damit diefe durd den ihnen damit verlie- 
benen Nimbus imponiren Eönnen. Das jind alſo Wiverfprüche in ſich, die durch ven dritten 
Satz nicht aufgeklärt werden. Der Sinn des Ganzen könnte Daher wol nur der fein: Gin Bolt 
oder Staat ohne ſtändiſche Gliederung verfällt leicht der Alleinberrfchaft, weil dann auch jever 
andere mäßigende Ginfluß der moraliſchen Stügen gebridt. Der Staat unter Alleinberridant 
fordert eine flärfere Gentralilation, theild weil georpnete und bewußte Selbitverwaltung des 
Volks mit der Natur der Alleinherrichaft ich nicht verträgt, theils weil fie bei dem Mangel ari: 
ftofratifcher Elemente fehr erichwert if. Wenn ungeachtet diefer nothwendigen Gentralifation 
im Staat unter Alleinberrichaft, an Bevollmächtigte dev Gentralgemwalt eine große diseretionäre 
Machtvollkommenheit übertragen werden muß, jo ift dies eine unvermeidliche Folge der Un: 
vollfommenpheit diefer Staatsform. Daß die Abhängigkeit der Bevollmächtigten von dem 
Stantöoberbaupte, und die Überwachung derfelben von feiten der Gentralgemwalt, feine Heil: 
mittel für viefe Unvollfommenbeit find, fteht als Erfahrungsſatz feft. 

Aber auch abgefchen von den oben geltend gemachten höhern Rüdiichten, welche gebieten 
follten, die gefeßgebende Machtvollkommenheit des Staats nicht durch Delegation abzuſchwächen 
bat die im centraliirten Staat unvermeidliche Zumweilung an Berwaltungsbeamte von Attri- 
butionen und Vollmachten, die aus dem Begriff des Verwaltungsrechts ſich nicht ableiten laſſen, 
und den Gharafter ver Verwaltung in den einer Herrichaft umgeftalten,, noch andere, unmittel: 
bar praftiihe Nachtheile und Ungebörigfeiten zur Folge. Glaubte nämlich der centralifitte 
Staat folde übergreifende Attributionen den VBerwaltungsorganen beilegen zu müſſen, damit 
nicht in gefellfhaftlihen Organismen das Leben ganz ſtocke, jo wird die Regierung in der Be: 
forgniß, welcher Gebrauch von folder, in bejtimmte Grenzen ſchwer einzuengender Gemalt von 
feiten ihrer Agenten gemacht werden könnte, die Entfcheidung einer Reihe von Gegenftänven, 
oder die ind einzelnfte gehende und dennoch unfruchtbare Gontrole darüber, wie jte behandelt 
werden (von Gegenftänden, welde bei naturgemäßer Selbitregierung eines Gulturvolfä 
zu den Belangen ver Staatögewalt gar nicht gehören würden) — der oberften Verwaltungs: 
inftanz vorbehalten. Die Maſſe der dadurch erforderlihen, durch mehrere Verwaltungs: 
inſtanzen laufenden, und dadurch die Schreiberei vervielfältigenden Verfügungen ; das Anfragen 
um Entſcheidung; das Einholen von Inftructionen; die Wahrung folder Eontrole — alles das 
erfordert nicht allein Arbeitäfräfte, die für den Zweck, der damit erreicht werden kann, viel zu 
theuer find, fondern ed werden auch Kräfte, Die einer beifern Verwendung werth wären, in dem 
Mechanismus abgenugt. Gine weitere, wie die Gefhichte lehrt, mitunter Schwer zu büßende 
Folge der übergreifenden Macht der Staatöverwaltung, wie fie die übertriebene Gentralijation 
ber gemeinbeitlichen und genoflenfhaftlihen Autonomie mit fich bringt, find die Gonflicte zwi: 
hen den Factoren der gefeßgebenden Gewalt, wenn zur Ausübung derfelben mehrere berech— 
tigte, und zur Fefthaltung an ihrem Rechte verpflichtete Bactoren mitzuwirken haben. Diefe 
Eonflicte find unvermeidlich, wenn Anoronungen, die ihrer Natur nad) Gefeße find, auf Grund 
des Vermwaltungsrechtd von der Negierungsgewalt getroffen werden, unter Ausſchluß der Mit: 
wirkung der andern Faetoren der Gefeßgebung. 

An anderm Orte (f. Bureaufratie) ift ausgeführt, wie unter den gewaltjamen Zerrüttun: 
gen der Staaten während der Religionsfriege die Selbftregierung des Volks in den mannich— 
faltigen Kreifen, in welden fie unter der Feudalherrſchaft zu hoher Blüte gelangt war, allmäb- 
lich in Verfall gerathen ift, weil fie, in ven alten, auch von verjährten Misbräuchen übermuder: 
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ten Formen abgefhloffen und verfteinert, nicht verftanden hatte, ihren Organismus den neuen 
Bevürfniffen anzupaffen, durch neue Kräfte ihn zu flärfen, und meil fie fo jedes Fort- 
bildungs- und Verjüngungselementes entbehrt hätte. In die von der Selbftregierung des 
Volks preisgegebenen Stellungen war, vorerft ald nadte Thatſache, die Staatsallmacht einge— 
drungen, der Luft gleich die leer gewordenen Räume erfüllen. Diefe nadte Staatsallmacht 
denn au, unter dem Beiftand der gärenden Staatdidee, mit einem rationellen Gewande zu 
umbüllen, war das Beftreben einer fpätern Zeit, während es einer noch fpätern vorbehalten 
blieb , vem Heißhunger der Staatsallmacht, die wie Saturn ihre eigenen Kinder frißt, Einhalt 
zu thun, indem fie aus den übertriebenen Verkleidungen der Staatdidee die Staatöhoheit 
bervortreten ließ, die dem unabweisbaren Anſpruch genügt, das, was der Zweck des Staats 
erfordert, ihm aneignen, und das, was diefem Zweck entgegentritt, entfernen oder audftoßen 
zu können, ohne darum jeden gemeinſchaftlichen Zweck ald dem Staatöbegriff angehörig anzu— 
ſprechen. Die in der bureaufratiichen Welt noh andauernde Abneigung gegen ſcharfe Beſtim— 
mung der Kriterien der gejeggebenden und adminiftrativen Gewalt deutet darauf bin, daß 
Übergangszuftände in der Entwidelung der Staatsidee noch nicht überwunden find, und daß 
Die Theorie von der Staatdallmaht noch immer Anhänger findet, denen e8, wenn nur bie 
Macht im Namen ded Staats geübt wird, nicht darauf ankommt, ob folhe Auferungen der 
Staatsmacht dev Forderung genügen, daß fie zugleich der Ausdruck der Stantövernunft fein 
follen; 

Für die Behauptung, dad auch Verwaltungsbeamte in gewiffer Stellung eines beihränften 
Umfangs von gefeßgebenvder Gewalt nicht entbehren könnten, find verfchiedene Gründe geltend 
gemacht worden. Am öfterften wird fi auf die Möglichkeit berufen, daß die Sicherheit des 
Staats ein augenblicliches gefeßgeberifches Eingreifen aud eines untergeordneten Agenten der 
Staatögewalt erfordern könne. Dieſe Möglichkeit kann nicht beftritten werden. Das in die 
Augen fpringenpfte Beifviel für die Nothwendigfeit befonderer Vollmachten für die vollzie: 
bende Gewalt oder für die Negierung im engern Sinne zu Handlungen, welche die rationellen 
Grenzen der vollziehenden Gewalt überfchreiten und für welche die Frage augenblidlih maß— 
geben» ift, nicht mas im allgemeinen Rechtens, fondern was im Augenblid unvermeidlich 
oder vortheilhaft fei, bietet die Stellung ded Feldherrn im Kriege, deſſen Wechſelfälle nit 
vorzufeben find, und wo dem Kriegsrecht mandes andere Recht untergeorbnet bleiben muß; 
gibt ebenſo die Stellung diplomatifher Agenten, die in die Lage kommen können, bei Briedend- 
oder andern internationalen Unterhandlungen dem Staate im ganzen wie den einzelnen Staats— 
angebörigen Laften aufzubürden, deren nachträgliche Gutheißung dur die normale Geſetz⸗ 
gebung unter Umſtänden nur formaler Natur ſein wird. Es enthalten daher auch die meiſten 
neuern Verfaſſungsurkunden, welche Repräſentativverfaſſung einführen, eine Beſtimmung, 
welche von der Vorausſetzung ausgeht, daß die Sicherheit des Staats einen Übergriff der voll- 
ziehenden in das Gebiet der gefeggebenden Gewalt nothwendig machen und aljo rehtfertigen 
fönnen, 

Die zu ausgedehnte Interpretation diefer außerordentlihen Befugniß der DBerwaltung ‚ wie 
fie auf Grund des Art. 14 der franzöſiſchen Gharte vom 21. Oct. 1814 in Frankreich verſucht 
wurde, bat zur Julirevolution von 1830 und zum Sturz der ältern Linie der Bourbonen ge— 
führt. Es befagte diefer Art. 14: „Der König iſt höchſtes Oberhaupt ded Staats; er befehligt 
die fand: und Seemacht, erflärt Krieg, ſchließt Friedens-, Allianz und Handeldtractate, ernennt 
zu allen Stellen der Öffentlichen Verwaltung und erläßt die zur Bollziehung der Geſetze und 
zur Sicherheit des Staats nöthigen Verfügungen und Verordnungen.“ In dem Bericht ſelbſt 
des Miniſterraths vom 25. Juli 1830, wodurch die ſogenannten Juliordonnanzen motivirt 
wurden, iſt anerkannt, mit den Worten: „Der Art. 14 bekleidet Ew. Majeſtät mit einer hin⸗ 
länglihen Gewalt, allerdings nicht um unſere Inſtitutionen zu ändern, aber‘ EEnEE daß eine 
Änderung der Verfaffungsgefege dadurch nicht zuläfiig geworben iſt. Inwiefern die Juli⸗ 
ordonnanzen dieſe von dem Miniſterium ſelbſt anerkannte Beſchränkung eingehalten haben, iſt 
hier nicht zu erörtern; aber wir entwickeln die letztere dahin, daß jene außerordentliche Befug- 
niß der Berwaltung zu vorübergehendem Ubergriff in das Gebiet der gefeßgebenden Gewalt 
unter feiner Borausjegung jo weit gehe, daß ſie jene zu Eingriffen in die Verfaſſung, oder zur 
Suspenſion verfaſſungsmaͤßiger Normen berechtigt; denn bier würde das Schutzmittel für bie 
Sicherheit des Staats die größere Sicherheitöverlegung enthalten; das Heilmittel alio ſchlim⸗ | 
mer fein als das abzuwehrende Übel. Es ift jedoch ſchon nad dem Sprichwort: „Noth fennt 
fein Gebot” — aus diefem eminenten Rechte der Vollziehungsgewalt irgendein Schluß oder 
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eine Nuganwendung zu Gunften ihrer größern Ausdehnung überhaupt nicht zuläſſig. Was 
dur Nothwehr und Dringlichkeit des Falls, die feinen Aufſchub erleidet, aljo nicht zuläßt, daß 
die ordentliche Gefeggebung dafür in Thätigkeit geſetzt werde, entſchuldigt wird, trägt ſchon hier: 
durch den Charakter ver Ausnahme. Es gibt Fälle der Noth, wo ſchließlich jeder berufen ift, feine 
Autorität geltend zu madyen, jo weit fie reiht; und aud der untergeorbnete Agent der Staats: 
gewalt, ver die höchfte Function des Inhabers derſelben bei augenblidlicher Gefahr auf dem 
Verzug ihrer Ausübung, gleihfam im öffentlichen Intereſſe ufurpirt, thut ed im Verlaß auf 
nachtraͤgliche Gutheißung, und in Erwartung der Schabloshaltung (indemnity) für die nach— 
theiligen Folgen, welche aus folden an und für ſich ufurpatorifhen Handlungen möglicherweiſe 
für den fo Handelnden entftehen können. So kann die Ufurpation durch die Umflände gerecht: 
fertigt werden, wie jede Handlung der Gewalt für einen nadträglid für wohlthätig erachteten 
Zweck. Gefeggebung aber kann nicht, aud nur in beſchränktem Umfange, die ordentlihe Attri= 
bution eines übertragenen Amtes fein, ed wäre dad von jeiten des Inhabers der Staatsgewalt 
Entäußerung jeiner Machtvollkommenheit. 

Einen weitern Vorwand zu Übergriffen der Verwaltung in die Sphäre ver Geſetzgebun— 
gen bietet die fogenannte ftaatlihe Obervormundfchaft über die Gemeinden. Wir werden Ver: 
anlaffung haben, mit dem Verhältniß des Staats zur Gemeinde und eingehend zu beſchäftigen, 
und beihränfen und bier nur auf Beleuchtung des Gewaltstitels für die ſtaatlichen Übergriffe. 

Nachdem das ſelbſtändige Gemeinderecht der zuerft rohen, die Gentralifation und Auto- 
fratie begünftigenden Staatdivee zum Opfer gefallen war, wurden bald aud die Gemeinde: 
angelegenheiten im engften Sinne, ver Städte wie der Dörfer, die Verwaltung nämlich des 
Gemeindevermögend und der Lokalpolizei, nicht blos ald der landesherrlichen Aufiiht unter: 
worfen, jondern als eigentliche Negierungsfache behandelt. Die Gemeindebehörden waren 
buchfähnittlih zu einer Obrigkeit geworden, weldye für eine vom Landesherrn angeordnete 
Behörde, und als die unterfte Stufe in der Hierardie der Staatöverwaltungsbehörden galt. 
Der Begriff eines felbitändigen Gemeinderechts war aber zu eng mit der deutſchen Rechts— 
anihauung verwachſen, ald dag nicht jene Behandlung dev Gemeinveangelegenheiten, jenes 
Aufgehen der Gemeinde im Staate, ein ftetö bejtrittener Zuftand geblieben wäre, der große 
Unzufriedenheit der Bevölkerung erzeugte. Es mußte daher jhon ald ein Fortſchritt in der 
rationellen Begründung ded Staatöverwaltungsrechtd über die Gemeinden betrachtet werden, 
als man an die Stelle der nadten Thatſache der jtaatlihen Berwaltung der Gemeindeangelegen— 
beiten die Theorie von einer obervormundſchaftlichen Gewalt des Staats über die Gemeinden 
ſetzte. Die aus der patriarchaliſchen Autofratie hervorgegangene Anjicht, daß ver Bauernſtand 
namentlich in Bezug auf den Abſchluß gewiller Kategorien von Verträgen für unmünvig zu 
halten, und zu feinem Schuge gegen Übervortheilung dabei unter die Vormundſchaft ver Re— 
gierung zu ftellen fei, fand zuerft auf die Verwaltung des Gemeindevermögend der Land— 
gemeinden, dann unter der Fahne des Gleihheitäprineips auch auf das der Stadtgemeinden, 
endlich auf das ganze Gemeindeverhältnig analoge Anwendung. j 

Einen Fortſchritt in der rationalen Begründung. ded Staatöverwaltungsrehts über die 
Gemeinden nannten wir die Theorie von der ftaatlihen Obervormundſchaft, weil diefe Theorie 
wenigftend die Erijtenz eines Rechtsſubjects, die früher in Frage geftellt war, zugibt und vor= 
ausfegt; eines Rechtsſubjeets, deſſen Willensäußerung nur eine unvollftändige ift und des 
Vollworts und der Genehmigung des Tutors zu ihrer Vollgültigkeit bedarf, Da ed der Staat 
ift, welder den Anfprud auf diefe Obervormundſchaft über die Gemeinden macht, fo ergab ſich 
von jelbft, daß diejenige polizeiliche und bezüglid der Gemeindebefteuerung finanzielle Gefeg- 
gebung, welde für das einzelne Gemeindeverhältnig dauerndes Bedürfniß ift, des ſtaatlichen 
Bollworts bedurfte ; ed ward aljv ftatt des geſellſchaftlichen Gejeggebungsactes ein flaatliher 
Geſetzgebungsact erforderlih. Diefer Anforderung an feine centrale Tätigkeit konnte der 
Staat nit genügen; er fcheiterte an dem Mangel phyſiſcher Kraft zur Bewältigung folder 
Geſchäftsmaſſe. Der Staat mußte daher auf die centrale Selbftausübung feiner Obervormunp: 
haft verzichten, und übergab diefe, freilich unter feiner Gontrole, deren geringer Einfluß unter 
folgen Umftänden felbftverftändlich ift, an feine Bezirks- und Lokalbeamten, welde dadurch die 
Befugniß zur Ausübung eines wirklihen Geſetzgebungsrechts, die höchſte Mactvolltommen: 
heit über die von ihnen verwalteten Gemeinden erwarben. Der Schein einer rationellen 
Staatsorbnung bei Ausübung des jo angeſprochenen Hoheitöchts der Obervormundſchaft über 
die Gemeinden würbe noch einigermaßen haben gewahrt bleiben können, wenn die Verwaltung 
die Pflicht des Tutors, feinen Mündel allmählich zur Selbftbeftimmung zu erziehen, ihn feine 
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Angelegenheiten, unter Borbehalt der Genehmigung des Tutors für wichtigere Aete, felbft 
wahrnehmen zu laffen, in formeller und materieller Beziehung befler erfüllt hätte. Dann 
wären die Acte der corporativen Gefeggebung, gleichſam nur mit einem Viſa verfehen, von 
der Gemeinde, von der natürlich berufenen Gejellfhaftsgewalt felbft ausgegangen. Aber 
die burenufratiihe Tradition von der Allgewalt der Verwaltung ließ eine ſolche Geſchäfts— 
behantlung nicht zu, und fo blieb die Obervormundſchaft des Staats über die Gemeinden ein 
Titel, unter welchem die reichhaltigfte Duelle adminiftrativer Willkür floß, veranlaßt duch 
Ineinanderlaufen der Grenzen zwifchen der gefeggebenben Gewalt und dem Verwaltungsrecht, 
mit allen den Folgen, die wir oben hervorgehoben haben. 
Es iſt jelbftverftändlih, daß weder die Geringfügigfeit in der Beſchränkung der Freiheit, 
wenn jie Folge von Berwaltungsverfügungen ift, noch der lokale Charakter derjelben zur Recht: 
fertigung oder Entihulvigung dienen kann, dafür, daß Staatöverwaltungsbeamte ſolche Attris 
butionen haben, oder ſolche Gewalt factifh üben. Das entfcheidende Moment dafür, daß die 
Staatöverwaltung der Gemeindeverwaltung ſich enthalten follte, liegt darin, daß für die gefell- 
ſchaftlichen Gewalten in höherm Mape als für die Staatöverwaltungsbehörden die Bermuthung 
flreite, fie werden diejenigen Anorbnungen, welche ihr genoſſenſchaftliches Intereffe fordert, 
am zwedmäßigften, wenigftens mit dem geringern Anlaß zur Beſchwerde, zu treffen wiffen, 
da fie von den Genoffen felbft oder von den durch dDiefe Bevollmächtigten erlaffen werden. Und 
mie geringfügig immer die Befchränfung ver Freiheit fein möge, welche die Folge einer ſtaat— 
lihen Anordnung wäre, ed find oft die fleinen Beſchränkungen, bie fih ald die drückendern 
darfiellen, wenn weder der vernünftige Grund berfelben, noch das Recht jie zu erlaffen, fofort 
einleuchtet. So erklärt es jidh, wie das neuere Stveben für Wiederaufbau des jelbitändigen Ge- 
meinderechtö gegen den Begriff von der obervormundſchaftlichen Gewalt des Staats über bie 
Gemeinden anfämpft. 

Nachdem mir in dem Vorſtehenden verſchiedene Verhältnifie berührt haben, in denen 
ich der Organismus ded Staats ald unzulänglid) zeigt, um die Staatsaufgabe, welde ſich der 
centralifirte Staat herfümmlich jet, in Übereinftimmung mit der Natur der Staatsfunctionen, 
melde dabei thätig zu fein haben, zu bewältigen, fallen wir die Beantwortung der geftellten 
Brage in ven Sägen zufammen: Der Staat fann zu feiner Aufgabe machen, was er dazu 
machen will; fein Wille ift aber in diefer Hinfiht beſchränkt, durch die Rückſicht auf das 
phufiihe Vermögen des Gejeggebers, den Theil der Staatdaufgabe, bezüglich deſſen die erforder— 
lie Thätigfeit ded Staats als eine gefeggebende ſich kennzeichnet, mitteld des Organismus der 
geſetzgebenden Gewalt in feiner nothwendig centralen Gigenfchaft zu löfen. 

Zul) Was joll ver Staat zu feiner Aufgabe mahen? Gibt ed natürliche Grenzen für 
dieſe Aufgabe, und welde find fie? Davon alſo ausgegangen, daß der Staat zu feiner Aufgabe 
maden fann, was er dazu machen will, beftehen bezüglich der Politik, welche ven Staat bei Be: 
ftimmung feiner Aufgabe leiten foll, die ertremften Anfichten. 

Die mit jeder fortgefchrittenen Staatsidee unverträgliche und doch in bureaukratiſchen 
Kreifen noch weit verbreitete Anihauung, daß Die misera plebs, die zu regieren ift, unfähig und 
abgeneigt jei, bezüglich irgend für eine Mehrzahl gemeinfamer Angelegenheiten ihr eigenes 
Wohl zu erkennen und für daffelbe jelbftändig zu handeln, und daß darum die Staatögewalt, 
vermöge der ihr vermeintlich innemwohnenven Allmacht und Allwiffenheit, berufen fein müffe, 
das Nöthige vormundſchaftlich aller Wege zu beforgen — eine Vormundſchaft, deren Ausübung 
im einzelnen doch nicht als ein Act der Gefammtvernunft des Staats, fondern als ein ſolcher der 
mögliherweife jehr beſchränkten Einſicht eines einzelnen Beamten fi) darftellt — bat dag ent- 
gegengefegte Extrem hervorgerufen, welches 3. B.in einer ver JZugendarbeiten Wilhelm von Hum⸗ 
boldt's: „Ideen zu einem Verſuch, die Grenzen der Wirffamkeit ded Staatö zu beſtimmen“, 
feine Bertretung gefunden bat. Wilhelm von Humboldt fühlte ſich verpflichtet, einen präſum— 
tiven fünftigen Negenten vor dem Fehler der Vielregiererei zu warnen und ihm das Bild eines, 
ih in den engften Grenzen der Wirfiamfeit beicheidenden Staats entgegenzubalten. Unter 
dem Motto des ältern Mirabeau: das echte Verfaffungsprineip betehe darin, daß man ji 
webre contre la fureur de gouverner, la plus funeste maladie des gouvernements mo- 
dernes, führte er eine ſchon früher ausgeſprochene Anfiht aus, wobei er das Princip, daß 
die Regierung für das Glück und Wohl, das phyſiſche fomol als das moralifhe, der Nation 
forgen müffe, als die Kormel des „drückendſten und ärgften Deöpotismus’ bezeichnet hatte. 
Alles was der Staat für den Menſchen und damit mittelbar für fich felbft thun Fönne, fei, daß 
er nichts thue. Indem er einem Individualismus das Wort redete, der faum noch würbe eine 
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Schranke haben dulden fönnen, bezeichnete er ald die würdigſte Aufgabe des Staats, daß er daran 
arbeite, „sich felbft entbehrlich zu machen“, dahin zu ftreben, „die Menſchen durch Freiheit dahin 
zu führen, daß leichter ®emeinheiten entftehen, deren Wirkſamkeit an die Stelle des Staats treten 
Fönnte“, Auch der beite Staat ift ihm nur ein Nothbehelf, ein nothwendiges Übel. Im dem 
Augenblid, wo er die Forderung des Selfgovernment auf die Sphäre ver Staatsanftalt aus- 
dehnen follte, weicht er zurüd vor der Vorftellung des Staats, von der er nicht loskommen kann, 
als einer Schranke der Freiheit; ihn wäre der Staat überflüfflg, wenn es nicht fofort eins gäbe, 
was ihn unentbehrlich machte. Wie nämlich Freiheit die Bedingung der Menſchenbildung, fo 
ift Sicherheit die Bedingung der Freiheit. Sicherheit ift zugleid das Einzige, was der Menſch 
jich ſelbſt allein nicht verichaffen fann. Sicherheit zu gewähren, fowol gegen auswärtige Feinde 
wie gegen innere Zmiftigfeiten, ift ihm daher die einzige Aufgabe des Staats; dieſer ift ihm 
eine Sicherheitdanftalt. Dabei fordert er aber noch, daß der Menſch nicht dem Bürger geopfert 
und die Sicherheit nicht durch Mittel erzielt werde, welche die Freiheit mehr als ſchlechterdings 
nothwendig befhränfen. 

„88 war ein fchledter Staat und eine ſchlechte Praxis, wogegen diefe Iheorie anging‘‘, 
fagt ver Biograph 2) Wilhelm von Humboldt's, indem er diefe Jugendarbeit deſſelben analyſirte, 
und er fügt zum Beweis, wohin Verfümmerung- im Staatsleben führt, treffend hinzu: „Der 
abjolutiftifch = bureaufratiiche Staat hatte ji zu einer einfamen und abftracten Macht aus- 
gebildet, die der freien Berheiligung des Volks entbehren zu können glaubte, und darum aud 
der Liebe und Anhänglichkeit des Volks entbehrte. In Deutfchland war mit dem Staatsgefühl 
zugleich das Nationalgefühl erftorben. Das Beite, was der Menſch beſitzt, feine Freiheit, fein 
intellectuelle8 wie fein moraliiches Reben, fühlte der einzelne duch den Staat mehr gehemmt 
als geförvert. Bon praftifcher Thätigkeit ausgeſchloſſen, Hüchtete er ſich in das Ideen- und Em: 
pfindungsgebiet. Er löfte fi innerlich von dem Staate los, ver ih von ihm losgelöſt hatte. 
Er ſuchte Befriedigung in dem Gingelleben, in der Beziehung von Individuum zu Individuum, 
in der ivealen Gemeinfhaft, welde, über den Staat übergreifend, das ganze Geſchlecht umfaſſe. 
Der Gemeingeift verfümmerte zum Geift der Gejelligfeit und des freundihaftlihen Umgangs. 
Der Menſch gewann es über und gegen den Bürger, und in weltbürgerlihen Befinnungen ver: 
flüchtigte ſich der Patriotismus.“ 

Die politiſche Richtung unferer Zeit verlangt, in großer Übereinftimmung ſelbſt der Bar: 
teien, die fih-Tonft principiell befämpfen, daß der centralifirte Staat ich verentralifire, feine 
Aufgabe beichränfe und der Selbftregierung des Volks ein weites Feld lafle. 

Zu den franfhaften Auswüchſen diefer Beitrebung gehört eine der ſocialiſtiſchen, melde 
eine fogenannte „organifche Durdgliederung der Geſellſchaft“ bis zu der Übertreibung fordert, 
die in der in der „Deutſchen Vierteljahrsſchrift“ von 1857 (3. Heft) enthaltenen Abhand— 
lung: ‚Der bureaufratiihe Staat nah feinem Ausgangspunkt und Ziel“, ihre Vertrerung 
findet. Wegen des Anſpruchs, welchen viele Abhandlung macht, Staatd= und Geſellſchaftstheorie 
reformiren zu wollen, und weil auch bier die focialiftiihen Grundgedanfen, wenn auch in neuer 
Form und Anwendung, wiedergefunden werben, die unferm Gegenjtande näbe verwandt 
find, wollen wir diefer Abhandlung eine eingebenvere Beleuchtung widmen, und glauben da— 
dur das populäre Verſtändniß der einſchlagenden Materien zu fördern. Wir wurden aber 
auch dadurch veranlaßt, dieſer Abhandlung eine größere Aufmerkjamfeit zu zellen, weil, bei 
directeftem Gegenfag gegen die philoſophiſche Grundanihauung, melde in der ebenbeſprochenen 
Wilhelm von Humboldt'ſchen Jugendſchrift zu Tage tritt, dem Invividualismus, deſſen An— 
fpruch bei Wilhelm von Humboldt bis zur Unverträglichfeit mit der Staatöidee gefteigert war, 
bier jede jelbftändige Berichtigung abgefprochen, und der Menſch fait in allen feinen Lebensbezie— 
hungen in engſter Zwangsjacke unter das corporative Geſetz einer Berufsgenoſſenſchaft, in die 
er genötbigt wird einzutreten, geftellt ift ; dennoch aber, ungeachtet jo verichienener Ausgangs- 
punfte, beide Ausführungen in dem die Staatsaufgabe betreffenden Reſultate zuſammen- 
treffen, daß diefe auf ein Beringftes zurüdzuführen fei. 

Nachdem wir längere Zeit gezweifelt hatten, ob ed ji in diefem Aufiage um eine ernft ge— 
meinte, für dad Leben berechnete wiſſenſchaftliche Anficht, oder nur um eine Moftification handle, 
haben wir den fomptomatifhen Gedankengang deſſelben nicht ohne Mühe zu verftehen geſucht. 
Der Autor geht davon aus, daß dad Bewußtfein der jegigen Zeit mit dem heutigen Hinausftreben 
über den bureaufratifchen Staat überhaupt, mittels einer höhern geſellſchaftlichen Ordnung und 
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ner demgemäßen Erneuerung ded Staats felbft, einen gewichtigen Schritt vorwärts gethan 
sabe. Das ſei etwas ganz anderes als die alten Klagen über Vielregiererei und Vielichreiberei 
ınd als die Beftrebungen nad möglichfter Gmancipirung der Gemeinde von dem einfeitigen 
Reaterungseinfluffe. Der frühere Liberalismus babe den Kampf gegen das ganze Princip der 
Bureaufratie, trog feines erbitterten Krieges gegen diefelbe, noch fo wenig gefannt, daß er viel: 
mebr in der Hauptſache nod gar feinen Begriff von einer andern Negierungsform gehabt, viel- 
mebr ſelbſt nothwendig() diefe Form mit ich geführt und vollendet habe. 

Aber aud mit den neuern Neformideen befeitige man nicht die Burenufratie; auch bei dieſen 
fehle nod eine Hauptſache, ein weſentliches tieferes Clement, mit dem fih das Bewußtſein erft 
durchdringen müſſe, damit es zu jener organischen Durchgliederung des Gefellichaftsleibes, umd 
damit auch einer höhern und feinern Staatäform, ſittlich und rechtlich fahig werde. Dem Beifte 
der Gegenwart wird der Vorwurf gemacht, er fei „einerſeits noch zu jehr in dem materiellen 
PBrivatinterefle gefangen, andererfeitd noch zu fehr, nach Art des frühern Freiheitsftrebeng, nur 
negativ auf die Selbfländigfeit gegenüber der bureaufratiihen Bevormundung gerichtet, ftatt 
auf das pofitiv neue eines höhern organifhen Gemeingeiſtes“. Um diejen Geift der Gegenwart 
zu überwinden, genügten nicht „die bloße Einſicht in das Heilfame und Große einer genoſſen— 
Ihaftlihen Gliederung, und die in der äußerlich fachlihen Zweckmäßigkeit liegenden Antriebe”. 

Das Prineip, um welches es dem Autor zu thun ift, bezeichnet er ald „das Bewußtfein der 
umfaflenden vechtlihen Berufspflicht aller; ein weientlich vervollftändigtes und ſittlich durch— 
drungenes Rechtsprineip“, von welden darzuthun verfucht wird, „daß ed im Gegenſatze 
gegen das formelle und unvollitändige des frübern Liberalißmus, der Revolution u. ſ. w., allein 
im Stande jet, jenen Gemeingeift höherer genoſſenſchaftlicher Organifirung zu Schaffen, und ihr 
denjenigen rebtlichen und fittlihen Halt zu geben, durch welchen fie auch die Grundlage einer 
mwürdigern und fräftigern Staatdform wird.’ 

Mir fenden ein Wort über deu Titel der Abhandlung vorand, der und veranlaßt hat die— 
ſelbe zu leſen, und der etwas ganz anderes zu verfprechen ſchien. 

Mit „Bureaukratie“ und „bureaufratiihem Staate“ verbindet ver Autor, wie ſchon aus 
den ebenangeführten Sägen hervorgeht, einen ganz andern Begriff, als wie wir diefen in dem 
betreffenden Artikel entwidelt haben. Es darf daher auch den Liberalismus nicht Schmerzen, 
wenn ihm gleich im Eingange ver Abhandlung der Vorwurf gemacht wird, daß er den bureau— 
fratiihen Staat vollendet habe, während man erft durch den ganzen Inhalt der Abhandlung 
und ausdrücklich gegen das Ende hin darüber ind Klare gelegt wird, daß der Autor unter bureau— 
kratiſchem Staate jeven Staat verftebt, alſo auch England, alfo auch die Vereinigten Staaten 
son Norbamerifa, welder, als eine befondere Ordnung für die Staatszwecke, der Gejellichaft 
gegenüuberfteht, welcher nicht die Sefellichaft felbft, welcher nicht ver organiſche Berufsftaat ift, 
der von feiner Phantafie conjtruirt wurde. Jede Staatliche Ginrihtung ift ihm ein „unfreier 
bureaufratifcher Mehanismug”. 

Rur für den Autor ift es „eine ganz einfache in die Augen fpringende Wahrheit: ver Gegen— 
jag von Geſellſchaft und Staat ift nothwendig Begenfag der Gefellfhaft und der Bureaufratie, 
Denn eben nur deshalb, weil fie blos «Geſellſchafto, nicht in fich ſelbſt wahrhaft öffentlich, poli— 
ih, d.h. nicht von den allgemein organifchen Rechtszwecken der umfaſſenden Berufspflicht 
erfüllt ift, vielmehr einfeitig in ihren Brivatzweden lebt, hat jie den Staat ald eine andere ung 
fremde, d. b. bureaukratiſch- bevormundende Ordnung außer und über fih. Dagegen ift e8 ein 
Widerſpruch, die bureaufratifhe Staatöforn reformiren ‚und die Geſellſchaft organisch durch— 
gliedern zu wollen, während fie doch ala bloße « Gefellihaft» etwas anderes gegenüber vom 
Staate bleiben fol. Die jegigen Ideen von focialer Gliederung und Neufräftigung der Ges 
ſellſchaft gegenüber vom Staate ſcheinen uns alſo nur erſt eine in ſich ſelbſt noch halb wider— 
prechende übergangsform aus dem unfrei mechaniſchen Staate und der ihm entſprechenden 
atomiſtiſchen Geſellſchaftsform ver Jetztzeit in den frei organiſchen Berufsſtaat.“ 

„Bureaukratiſch“ iſt zwar auch dem Autor ein Beſcholtenheitsbegriff: er gebraucht das 
Wort als Flickwort überall mit Vorliebe, wo es irgendein angebliches Gebrechen der Staats— 
ordnung noch ſteigern will; aber der Beſcholtenheitsbegriff gilt bei ihm weſentlich der Staats— 
ordnung felbit, deren Hauptfriterien, nad ihm, das Mechaniſche und Bureaufratifche jind. 

Die fo aufgeftellte Theorie von dem organijchen Berufäftaat fordert: Es fei vie Pflicht eines 
jeden, und Bedingung feines Bürgerrechts in Gemeinde und Staat, einem beftimmten Beruf ſich 
zu widmen, und mit andern gleichen Berufs, zur Genoffenfhaft organifirt, diefem Beruf zu leben. 
Jede Lebensftellung alfo umd jeder Lebendberuf müſſe, um die Idee mit einem analogen Begriff 
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zu bezeichnen, zünftig werden, und jeder müfle einer Zunft ganz angehören (nicht blos in dem 
formellen Sinne, in welchem wol in den Städten des Mittelalters die Patricier ſich bei gewiſſen 
Zünften aufnehmen ließen) ‚nur dadurch erfülle ex feine rechtliche und ſittliche Pflicht. 

„Dede Berufsgemeinſchaft ſoll ſich « durch den ganzen Staat hindurch zu gegliederter und 
inbaltsvoller Selbftverwaltung zufammenfaflen»,, da dieſe Gliederung auf derfelben um: 
faffenden Pflicht aller beruht, und nur in der Gefammtheit der einzelnen Glieder die ganze 
Summe der Einfiht und rehtlihen Zweckmäßigkeit jeder beftimmten Berufögemeinſchaft vor- 
handen iſt.“ 

„Diele Stellung der Berufögenoffenfhaft ſoll ferner beruhen auf ihrer vollen organischen 
Einordnung in den Geſammtzweck des Staats und der Geſellſchaft. Sie ift daher auch weſent— 
lid) ergänzt durch die Wechſelwirkung mit allen andern, in entſprechender Weife ih zufammen= 
faffenvden und organifirenden Berufsgemeinfhaften, und durch die von folder Grundlage aus 
ſich auferbauende höchſte und einheitliche Staatsordnung. Ebenſo ift jeder einzelne, eben als 
Glied dieſer beftimmten und. in fich geglieverten und zufammengefaßten Berufögemeinihaft, 
auch erft ganz Glied des Staatd und ſeines umfaſſenden Rechtszwecks.“ 

„Jene Zufammenfaflung des beftimmten Standes bildet fid) aber natürlid durch fiufen: 
weife Gliederung.‘ 

„Das erſte und nächfte Element in jever Gliederung ift die zufammentretende Gefammtheit 
der örtlich zufammengehörigen einzelnen Mitglieder der beftinımten Berufsgemeinihaft. Aber 
ſchon diefer engfte Kreis, wenn er aud vielfach und unmittelbar in der Gejanmtheit feiner 
Glieder feine ordnende Ihätigfeit ausübt, wird doch zugleich gewählte Vertreter haben, melde 
ihm als einheitlibe Organe dienen. Mitteld dieſer faßt ev ih zufammen mit den andern 
entſprechend organiiirten, Örtlihen Kreifen feiner Berufsgenoflenfhaft — zunächſt zu einer 
provinziellen Vertretung, und ſchließlich mitteld vieler zur Gejammivertretung des ganzen 
Standes, die nun als ſolche unmittelbar ein Glied der allgemeinen VBolfövertretung ift, und 
fo als einzelnes Glied mit der oberften einheitlichen Staatögewalt zuſammenwirkt.“ 

Nach dem Verſuche der philofopbifhen Begründung des aufgeflellten Rechtsprincips von 
ber umfaſſenden rechtlichen Berufspflicht aller wird die Frage beantwortet: „welche allgemeine 
Stellung der « Gefellihaft» zum Staate denn in dieſem allen ausgeſprochen liegt, und welches 
Gefammtbild von der geihichtlichen Entwidelung des neuern Staats ſich daraus ergibt?“ 

Diefes Gefammtbild zeichnet der Autor infofern mit Aufrichtigkeit, als er vor feinen Con— 
fequenzen zurüdjchredt. Bei Entwidelung eines Syftems aber, zu deſſen Verwirklichung nir- 
gends auch nur ein fefter Punkt, um den Hebel anjegen zu fönnen, in der heutigen Staatenord= 
nung gegeben ift, wozu vielmehr eine Wiedergeburt der Welt erforderlich wäre, verihmäht er 
es nicht, feine captaliones benevolentiae in einer geringihägigen Aburtheilung über die bis— 
herigen Beftrebungen des Liberaliönus und in Sichaneignung von Stihworten auözufpielen, 
deren jich, bei Bekämpfung ihrer Gegner, die Anhänger der Theorie von der Alleingeltung 
des hiſtoriſchen Nechtö zu bedienen pflegen. 

Der Autor hat die „von der organisch rechtlichen Berufspflicht aller ausgehende Gliederung 
und Selbftverwaltung der Geſellſchaft nicht mehr als eine blos « fociale» feftzuhalten vermocht, 
fie hat an ſich felbft zugleich politifche Bedeutung erhalten “. 

Der einzelne in Gejellihaft und Staat „ift nicht mehr wie früher der bloße Staatöbürger 
in abstracto,, jondern er ift jegt in der umfaffenden Beftimmung feines ganzen Berufs Staats— 
bürger oder Staatsdiener“. „Jener Gegenfag alfo, welcher dem bureaufratifchen Staate fo 
weſentlich ift, der des Staatsdieners und andererfeitd der gewöhnlichen Privatperfon, ift ver— 
ſchwunden, obgleih aud hier Stufenunterfchiede bleiben.” 

„Die kraft der allgemeinen Berufspflicht organifirte Gejellfchaft ift jelbft zum freien in= 
haltövollen Organismus des Staats geworden, Staat und Gejellfchaft jind zu ihrer bleibenden 
wahren Einheit zufammengegangen, aber fo, daß beide darin etwas anderes geworben find, 
der Staat aufgehört hat unfreier bureaufratifcher Organismus zu fein, ebenjo wie die Geſell— 
Ihaft aufgehört Hat eine aufgelöfte atomiftiiche Maffe zu fein.” 

„Der ganze Gegenfag von Staat und Gefellihaft, an den die Geſellſchaftswiſſenſchaft wie 
an eine « Entdefung» ihre großen Refultate knüpfen will — er muß felbjt fallen, jobalod man 
jene Forderung einer ſoeialen Durdglieverung und die Reform des bureaufratiihen Staats 
ganz und nad) ihrer vollen Möglichfeit, nad) ihren beftimmten Bedingungen denkt.’ 

Es fei falih, jagt der Autor, feinem Syfteme den Vorwurf zu machen, es löfe ben 
Staat in die Gefellfchaft auf, ohne daß er jedoch diefen felbft unterftellten Vorwurf widerlegte. 
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Wenn er dagegen bie biöherigen Staatsrechtsprincipien ald jelbjtifch - materiell = weltliche charak⸗ 
terifirt, die von der religiös-fittlihen Seite, an deren Äußeriich gegenftändlihen Beringungen 
das tiefere wahrhafte Recht feinen Inhalt habe, noch losgetrennt jeien, jo nimmt er für fein 
Princip den veligiössfittlichen Eharafter in Anſpruch; umd diefer Anfpruc wird dadurch zu be= 
gründen gelucht, daß wie nach dieſem PBrincipe ver Gegenfag von Staat und Gefellfchaft ver: 
fhwinde „und durdaus zu einem lebendigen Ganzen zuiammengeht”, To „bat auch jene 
ganze biäherige (bis auf das Mittelalter zurückgehende) einjeitige Weltlichkeit und zunehmende 
Berweltligung, die in Staat und Geſellſchaft vorhanden ift, ihr Ende erreicht. Es verichwindet, 
wie jegt wol von felbft erhellt, zugleich mit dem Gegenſatze von Staat und Bejellihaft auch 
andererfeitd, wenigſtens principiell, der alte Gegenfag von Staat und Kirche. Denn indem 
Recht und Staat jegt erſt wahrhaft in ihre ganze unendliche Würde, ald Inbegriff ver äußerlich: 
gegenftändlichen Bedingungen des geſammten veligidd= fittlihen Zweckes, eingetreten find, fo 
befaflen fie notbwendig auch den Inhalt der Kirche, joweit fie eine äußere Ordnung der relis 
giöß = fittlihen Zwecke ift, als ein beftimmtes Gebiet in ſich. Und bei dieſer principiellen Ein— 
beit von Kirhe und Staat, wie fie durd den vollendeten Begriff des Rechts und des organi— 
ſchen Beruföftaatd gegeben tft, wird eine verbältnigmäßige Trennung beider nur noch infolge 
der geſchichtlichen Bielgetheiltheit des religiöfen Bekenntniffes fortbefteben können, ſodaß aber 
jene unendlich vertiefte Bedeutung und innerlich organifche Einheit der ganzen Rechtsordnung 
auch der mächtigſte Hebel fein wird, der auf die Einigung aud der geihichtlich zertrennten Reli— 
gionsgemeinden hinarbeitet.” | 

„Indem ſchließlich als das legte Ziel des vollendeten freien Rechtsbegriffs das aufgeht und 
im organisch rechtlichen Berufsſtaate fich zu verwirflihen beftimmt ift, daß nämlich das Net 
felbft in feiner wahrhaft vollendeten Bedeutung, als äußerlich gegenftändliches Reich (oder In— 
begriff) des umfaflenden religiös = fittlihen Zweckes jelbit erkannt werde, jo erbält auch das 
Ehriftentbum (welches in feiner erften Periode einfeitig innerliche religiös = fittlihe Anti: 
tbeje gegen den in die Endlichkeit nationaler und äußerlicher Zwede verfunfenen Geift des 
Altertbums war, und das mit der reinen Abfehrung von dem Nechte, als der einfeitigen Welt: 
lichkeit, auftrat) vielmehr feine eigene gegenbilplihe und wahrhaft fittlihe Vollendung durch 
die Schöpfung des umfaſſenden ſittlich durchdrungenen Rechts und feines Berufsorganismug(!). 
Eben damit aber vollendet fih auch jene ganze gewaltige Antitheie gegen den Geift ver antiken 
Welt, endlid zur bleibenden neuen Syntheſe mit den vollen und gegenwärtigen natürlichen 
Bedingungen des menſchlichen vechtlich = fittlihen Dafeins.“ 

„Jener kraftvolle ftraffe Geift, welcher zufolge der lebendigen Einheit des rechtlichen und 
religiös = fittlihen Dafeind den antifen Staat in feiner Blütezeit durchdrang, wird in feiner 
menschlich verflärten, und vom jittlich unendlichen Zwecke durchdrungenen und geweihten Geſtalt 
wiederfehren in dem allgemwaltigen und ebenfo erit ganz und wahrhaft freien Bürgerjinne des 
organiſchen Berufsſtaats.“ 

Nach der Anſicht des Autors regen ſich die unmittelbar natürlichen (wenn auch noch nicht 
bewußten rechtlich-ſittlichen) Vorzeichen jener innern Umwandeluug der Geſellſchaft jetzt ſchon 
auf allen Wegen und Stegen. 

„Die gewaltigen phyſiſchen und geiſtigen Verkehrsömittel und die dadurch unendlich erwei— 
terte und großartigere Auffaſſung der eigenen Berufs: und Thätigkeitsform und ihres Ver— 
kehrs; die unendlich anwachſende Bedeutung des überſichtlich ftatiftifchen Elements auf allen 
Gebieten, diefe unmittelbar natürliche Verbindung eines umfaſſenden Berufsorganismus u. |. w. 
— dies alles find ebenfo viele Vorboten einer Umbildung des bisherigen, unorganifh aufges 
löften Sonderlebens ver Geſellſchaft.“ 

„Für uns (den Autor wol) aber ift e& die fiherfte Bürgichaft einer größern und bleibenden 
Zukunft, daß jenes wahrhaft Menſchliche des umfaſſenden rechtlichen Berufsorganismus auch 
erft das wahrhaft Deutfche iſt; daß erft die volle rechtliche Einordnung aller Befellichaftselemente 
in den univerfellen rechtlich = fittlichen Zmwedt des Staats und des Ganzen, audy eben damit ftatt 
der unfrei äußerlichen mechaniſchen Staatsmacht, den innerlich organischen freien Staat bringt, 
und daß foeben das, was für und das Zeichen wahrer nationaler Ginigung fein wird, auch erit 
da8 volle und in freier Eigenthümlichkeit felbftgeorbnete Reben der einzelnen Glieder, der deut: 
fhen Stämme und Landestheile, berftellen wird. Denn für und Deutſche ift und wird ber 
bureaukratiſche Staat immer auch Kleinſtaat fein. Wie er nad innen eine aufgelöfte, in ſpröde 
particulariftifche Elemente zerfaltende Geſellſchaft regiert, fo ift er jelbft wieder nad aufen ein 
fprödes und particulariftifhed Sonderbafein, das höchſtens auf eine analoge äußerlich bureau— 
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Eratifche Weife mit den andern zufammengehalten wird; nur der organifche Berufsſtaat wird 
und auch zum großen organifhen Bundesftaat mahen. Auch hierin ift und bleibt Deutſchland 
das eigenthümliche Spiegelbild der höhern Geſammtgeſchichte der neuern Stantenentwidelung !’ 

Wir glauben die Hauptgevanfen, aus welden fi das Syftem zufammenfügt, in vorſte— 
henden Sägen vargelegt zu haben. Es wäre unrichtig, wollte man das Geſammtbild des ſoge— 
nannten „Berufsſtaats“, welches jih aus diefen Grundſtrichen ergibt, unter die Staatsromane 
zählen; von dev Wirklichkeit ift e8 zwar weit genug entfernt, aber auch von aller Poeſie. 

Die Entwidelung des Dogmas vom Berufsftaat bietet wenig des Neuen; fie ift nah Grund⸗ 
lage und Zielen eine der nüchternften Nachbildungen des Staats von Blaton, von aller Idealität 
entkleidet und auf Geſellſchaftszuſtände angewendet, die für diejelben ganz unempfänglid find, 
und nod viel unempfänglicer dafür werben würden, wenn ed möglid wäre, daß jie ſich in der 
von dem Autor geträumten Weife entwiceln könnten. Ähnlich dem Staate des Platon, „wel— 
her einen organifchen Geſammtzuſtand darftellen foll, ver fi für eine Abtheilung des Men— 
Ichengeichlehts ergibt, wenn fie Die außer ihr und an jich feiende Idee des Guten (der ®eredhtig: 
keit) in ihrem Zufanmenleben zur Handlung und Wirklichkeit werven laffen will“ — ſo ſoll 
aud „der organisch rechtliche Berufsftaat beftinmt fein, das Recht (die Idee des Rechten und 
Guten) «in feiner vollendeten Beveutung » — als Inbegriff ver äußerlich gegenftändlidhen Be: 
dingungen des geſammten religiös-ſittlichen Zweckes“ der im Staate vereinigten Gefellihaft 
zu verwirflichen 

Wie in dem Staate des Platon der Mangel an Achtung der menſchlichen Perjönlichkeit als 
ſolcher harakteriftifch ift, der einzelne Menſch dabei nicht an ih, fondern nur in feiner Stellung 
im Gefammtorganismud in Betracht fommt, und dem legtern in allen feinen rein menſchlichen 
Beziehungen zum Opfer gebradjt wird, fo auch, wie wir jehen werben, im „Berufsjtaate‘“. 

Menn aber ?) Platon's ftaatliche Ideale feft auf dem Boden der belleniihen Lebensanſicht 
ruhen, und Ariftoteles die Gejege nur in den Thatfahen aufzufinden fucht, jo entbehrt ver 
Autor des Berufsftaats der einen wie der andern Örundlage für feine Geiftesgebilde. Er tritt 
damit demjenigen Princip geradezu entgegen, welches der ganzen neuern Geſellſchaftsentwicke- 
lung zu Grunde liegt; welches fih aus der germanischen Perſönlichkeit des Rechts und aus der 
Forderung der abjoluten Bedeutung der Berjönlichkeit berausgebilvet hat, und weldes dad der 
freieften Selbftbeftimmung des Individuums ift. Nichts ift daher willfürlicher, unberechtigter, 
unmwahrer, ald wenn der Autor „den redhtlihen Berufsorganismus” in der von ihm geforder— 
ten, den Staat umfaflenden und erfüllenden Allgemeinheit „das wahrhaft Menfchliche nennt, 
und darum auf die Zufunft vertraut, „daß er auch das wahrhaft Deutfche“ fein werde. Der 
Untergang der antiken, namentlich der hellenifchen Lebensauffaſſung und ihrer Darftellung im 
Staate, beruht auf tiefern Gründen, ald der Autor, indem er ji der Hoffnung der Wiederbele- 
bung derſelben hingibt, fcheint würdigen zu können. Dem griechiſchen Bürger war das Leben 
im Staate ein Oefammtleben. Der einzelne Bürger ift nur ein Beftandtbeil dieſes Ganzen und 
ohne Selbſtzweck. Nur infofern vie Geſammtheit durch Erreihung ihres Zwecks glücklich if, 
fommt dem Bürger auch fein Antheil an Grreihung des Lebensziels zu. Gin foldes, das ganze 
perſönliche Leben durchdringendes und erfüllendes Gefammtleben war nur in Stadtftaaten 
unter den eigenthümlichiten DVerhältniffen möglich. Diefe ihre Stadtſtaaten hatten die Alten 
auf dem Boden der Freiheit, ver allein vie höhere Vaterlandsliebe erzeugt, durch politiihe Ein— 
richtungen ausgebildet und mit allem, ihrer hohen Gulturftufe Entfprehendem geihmüdt, ſo— 
daß es für fie nichts Höheres gab ald ihre Stadt, die ihnen als Vaterland und gemeinihaftlice 
Mutter galt; ſodaß jie einen höhern Beruf ſich nicht zu denken wußten als ven, in diefer Stadt 
nur für fie zu leben, oder, wenn es ihre Vertheidigung galt, zu fterben; und daß al& die empfind- 
lichfte Strafe von ihnen das Exil betrachtet wurde. 

Aber auch auf dem Boden der helleniſchen Kebensanjhauung erfennt Platon, deffen ariſto— 
kratiſchere Überzeugungen den demofratifchen Ergebniſſen der Solon'ſchen Gefeggebung entge⸗ 
gentreten, daß ſein Ideal vom Staat nur bei Abweſenheit aller Selbſtſucht zu verwirklichen ſei; 
dann, wenn jeder nur das gemeinſchaftliche Gute im Auge habe, und darum der Wille und das 
Glück des einzelnen unbedingt dem Zwecke, dem Willen und dem Glücke der Geſammtheit un— 
tergeordnet werde. Eine ſolche Forderung aber, an die Maſſe der im Staate vereinigten menſch⸗ 
lichen Geſellſchaft geſtellt, ſieht er für eine unmögliche, nicht zu befriedigende an; ein jo hoher 
Grad von Verleugnung des Egoismus und des Invividualismus lag auch nicht in dem Cha⸗— 





3) Robert von Mohl, Die Gefchichte der Literatur der Staatswiffenfchaften, I, 219 fg. 
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after der Dod gern an den Staatszweck ſich hingebenden Briehen. Daher hat Platon die For: 
derungen an jein Ideal von Staat, wie dies in den „Geſetzen“ ausgeführt ift, um ein Merk: 
liches berabgeftinmt. An die Stelle ver vollflommenften Gemeinſchaft von Weibern, Kindern, 
Gut und Habe, die ihm ein unerreihbares Ideal bleibt, jegt er den Grundſatz der Gleichheit 
innerhalb einer, feit beftimmten Ordnung, womit ſich der für Menſchen allein mögliche Staat 
begnügen müſſe. Aber dieje Gleichheit, welche ift ie? Nur ein Eleinfter Bruchtheil der Ge: 
fammtbevölferung der antifen Staaten war zu ſolchem idealen Gefanmtleben berechtigt, oder 
vielmehr, nad ihrer Verbreitung über das ganze Staatögebiet, befähigt. Sflaverei ift auch 
bei Platon jelbftverftändlih, und er wie die Griechen überhaupt hatten von der bürgerlichen 
Gleichberechtigung im Staate etwa ähnliche Anſichten wie in unfern Tagen die nordamerikani— 
ſche Proſtlavereipartei. Aber auch tie Bürger follten nicht alle gleichberechtigt fein; fondern 
die Gleichberechtigung nur für eine Ariftofratie von 5040 Vollbürgern, aljo etwa ven 
vierten Theil der Bürger, welche Attifa zählte, gelten. Dieſe 5040 Vollbürger jollen 
gleihen Grundbefig haben; es ift ihnen verboten von Gewerben Nugen zu ziehen; und, als 
hinreichend mit dem Staate beichäftigt, dürfen ſie Handiwerfe und Krämerei gar nicht treis 
ben; dies auch darum, weil dergleihen Kantierung ihrer unwürdig ſei. Solche ihrer un 
würdige Hantierung bleibt Fremden, Breigelaffenen und Sklaven überlaſſen. Auch viele 
Ariftofratie von 5040 Vollbürgern würde weniger zur Herrſchaft ald zur Theilnahme an 
diefer berufen fein; die Herrſchaft felbft im Staate foll auch, nad) allen diefen Zugeſtändniſſen 
an den Gonfervativismus, doch noch den Philofophen gehören. Damit bezeichnet Platon den 
hoben, über ven gewöhnlichen Lebensbeziehungen und Intereffen von demjenigen zu nehmenden 
Standpunkt, ver die Leitung der höchſten Staatsangelegenheiten, der Gefeggebung im Intereffe 
der Wohlfahrt feiner Mitbürger, der Regierung und Verwaltung, zu feiner alleinigen oder 
iwejentlihen Aufgabe, zum Gegenſtande feined Nachdenkens und feiner Ihätigfeit macht. Nicht 
zu erwähnen, dag auch nad) ven Begriffen unferer Zeit für folhen Beruf, um fo mehr für den 
eigentlid ftaatSmännifchen, neben den Charaktereigenſchaften, eine hohe allgemeine Bildung 
erfordert wird, um alle Intereifen und ihr wechfelfeitiges Verhältniß würdigen, bei der Staats: 
leitung wahren, oder vermitteln ausgleichen zu können. Wie würde ſchon Platon eine Staatö= 
earicaturzeihnung beurtheilt haben, bei weldyer von allen ſolchen Eigenſchaften und Erforder— 
niffen für die Staatdlenfer abgeſehen ift; nad) welder das gemeinſchaftliche Leben weientlich in 
der Selbftverwaltung durch den ganzen Staat hindurch, ftufenweile zufammengefaßter Berufes 
gemeinſchaften durd ihre Genoſſen verlaufen foll, ſodaß die höchſte Kandesvertretung, die zu— 
gleih Mitregierung wäre, aus Vertretern der Berufsgemeinichaften des ganzen Landes beftchen 
würde, deren höchſtes Lob das fein fünnte, daß fie wegen ihrer vollendeten Berufsbildung, als 
Landwirthe, Kaufleute, Gelehrte, „Gevatter Schneider und Handſchuhmacher“, zu jenem hoben 
Regierungs- und Verwaltungsberuf erforen feien. 

Bei jenen Borichlägen batte Platon die thatſächlichen Verhältniffe Attikas im Auge, deſſen 
Bevölferung*) um 400 v. Chr. auf nahe bei 40 Duadratmeilen in 500000 Seelen beftanden 
baben mag, darunter 20000 Bürger mit 90000 Seelen; 10000 Schugverwandte mit 45000 
Seelen und an Sklaven, mit deren Weibern und Kindern, deren aber verhältnißmäßig nur 
wenige geweſen wären, etwa 365000 Seelen. Wol fah Platon ein, dab das ideale bürgerliche 
Geiammtleben nur in einer Stadtgemeinde wie Athen, und auch bier nur für einen Theil der 
Bevölferung, nicht für die Geſammtbevölkerung des Staats Attika verwirklicht werden könne; 
er kannte ven Abftand in dem Grave dei Geſammtlebens, und folglich im der politiihen Bil— 
dungsitufe, welcher bei ver Mehrzahl ver Bürger, und namentlich bei denen der kleinern Städt— 
hen und auf vem Rande angeſeſſenen, jene erforderte Abweſenheit aller Selbſtſucht nicht erwarz 
ten ließ; und die Betradhtungen fonnten auch ihm nicht fremd fein, welche feinen Zeitgenofjen 
Ariſtophanes zu den dramatiſchen Epigrammen veranlaften, in denen diejer das in den Augen 
des Städters dumme und doc jo zahlreiche Bauernvolf verhöhnt, wie ed in die Stadt kommt, 
um jeine politifhen Nechte auszuüben. So die antike Staatdanihauung. 

Was nun vermag der jogenannte „rechtlih organische Berufsitaat‘‘ den Bürger der 
Jetztzeit zu bieten, um diejen für die Verleugnung feiner Individualität, für das geforderte 

gänzlihe Sihhingeben an die Zwede dieſes Berufsſtaats zu entihädigen? Gin Gemeinleben 
im antifen Sinne der Athener und Spartaner offenbar nidt. Nicht blos die Natur und 
die Menſchen unter dem nördlihern Himmel fchliept ein Gefammtleben aus, wie ed die Alten 


4) Auguft Böckh, Die Staatshaushaltung der Athener (Berlin 1817), I, 40. 
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als Ideal erftrebten; auch vie politifhen Bevürfniffe ver Neuzeit und fittliche Motive, Dir 
auf dem Boden des Chriſtenthums wurzeln, ftehen ihm entgegen. Beifpiele von war— 
mer, aufopfernder, ja enthufiaftiidher Vaterlandsliebe, durch ähnliche Antriebe erzeugt zur> 
genäht wie bei den Alten, überliefert und auch Die Geſchichte unſers Vaterlandes, namentlick 
einzelner unſerer Reichoftädie aber ein Geſammtleben wie in den griechiſchen —E—— 
konnte ſich in ihnen nicht entwickeln. Dazu fehlte es an der fo lebendigen Empfänglichkeit daftt 
der nordiichen, fühlern Naturen und an andern damit zufammenhängenden Flimatifchen Bor- 
ausſetzungen. Denn nur unter wärmerm Himmelsſtriche, unter welchem der Menſch auch we— 
niger zu feiner Exiſtenz bedarf und daher enger zuſammen wohnen kann, gibt er ſich ausſchließ— 
licher dem Öffentlichen Leben hin; und nur hier laffen fich die Staats: und Gemeindrangelegen- 
heiten auf dem Marfte verhandeln, der duch Himmel, entfprehende Ginrihtungen une 
Schmuck zum Verweilen und zur Widmung an das Öffentliche Leben einladet, und etwa über- 
dies noch mit Erinnerungen an die Bürgertugenden der Vorfahren zum Nacheifer im Gentein- 
finn fpornt. Der Bürger in jenen Reihsftädten Eonnte diefe nit ald das Höchſte betrachten. 
was es für fie gab; über den Heimatäftädten jtand, während Jahrhunderten wenigftens ibrer 
höchſten Blüte in der That wie in der Jvee — das Reid. Dann hatte das Chriſtenthum vir 
Benölferungen auf ein höheres Vaterland im Gottesftaate hingewieſen, und für die, ald höbere 
Menfchentugend ihnen zur Bflicht gemachte, Liebe der ganzen, vor Gott gleichen Menſchheit, die 
in folhem Maße von den Alten als ein Verrath am Vaterlande betrachtet worden fein würde 
war ihnen himmliſcher Preis und Kohn verbeißen. 

Mit ver umfaſſendern Gleihberehtigung der Menſchen unter allen Lebensbedingungen und 
mit dem maſſenhaftern Zuſammengefaßtſein der Staatenbevölkerungen i in den heutigen Staaten 
ift auch in den ſüdlicher und dichter wohnenden, für das Gefammtleben empfänglichern Nationen 
der Sinn dafür ein anderer geworben, ald er in ber elaſſiſchen Vorzeit war. Durch eine lange 
Periode hindurch, während welcher Gemeinſinn und Vaterlandsliebe, wenn nicht geringer grad: 
tete, doch weniger zur Geltung gefommene Tugenden waren, find diefe zwar wieder zu mächti— 
gern Factoren der geſchichtlichen Greignifle erwacht, aber unter ftaatlihen Verbälmifien, welche 
die antike Intenfität diefer Tugenden ausſchließen. Die erfte Forderung der Varerlandöliche 
bleibt immer die jtaatlihe und nationale Unabhängigkeit, und diefe ift — da Kriege: un? Er: 
oberungäluft bei folden Völkern und ihren Führern, welche die fchönere und freiere Heimat nicht 
feffelt, nicht abgenommen haben — bei dem größern gegenfeitigen Völferverfehr und den er: 
leihterten Mitteln veffelben zum Theil leichter und fortdauernder bedroht, ald das hei den Böl- 
fern des Alterthums der Fall war. Dieſe dauernde gegenfeitige Beprohung der Unabhängigkeit 
der Staaten, bei unjichern Grenzen und beftrittenen Intereffen, auch oft nur um der Ehrfucht 
oder dem Ehrbepürfniß der einzelnen willen und aus Luft an Kriegsruhm, Kriegäbeute um? 
ftantliher Vergrößerung, bat, ſowol in offenfiver als defenfiver Haltung, das Streben der 
Nationen erzeugt und zum Theil an das Ziel und über das Ziel hinausgelangen laffen, in grö— 
fern Nationalftaaten nebft Dependenzen davon fih zufammenzufaffen, um dadurch um fo ſicheret 
entweder die eigene Unabhängigkeit zu fhügen, oder die der andern zu gefährden. Gemeinjimn 
und Baterlandsliebe haben ſich daher in der Neuzeit national gefteigert; aber die gegenwärtigen 
Staatenverhältniffe laffen die Eriftenz von Stadtftaaten und fehr Fleinen Staaten nur nod ale 
geduldete Ausnahmen zu; und es fallen damit die Vorausfegungen eines ftaatlichen Gemein- 
lebens weg, welche den bohen Grad von Selbftgefühl, Gemeinfinn und Aufopferungsfähigkeit 
zu erweden und zu beleben vermödte, wie, nach dem Zeugniß der Geſchichte, das antife Leben 
der Griechen zu ihrer Blütezeit ihn bewaͤhrte. | 

Das Bevürfnig der Unabhängigkeit, die große Seelenzahl der nad Ginheit in ſich ftrebenter 
Nationen bedingen größere Staaten, und zwar, um der Einheit willen, unter monardiiher Zub: 
rung. In folden ift ein Map von Freiheit und ein daraus bervorgebendes Geſammtleben, mie 
dies in den bellenifchen Stadtftaaten beftand, nicht möglich. ine gemäßigterd Vaterlandsliebe 
kann auch in ihnen befteben, in dem Maße gefteigert, in welhem den Bürgern e8 möglich gemacht 
ift, eine Öffentliche Meinung zu haben und zu betätigen, und in welhem die Staatdangelegen- 
beiten in Übereinftimmung mit diefer öffentlichen Meinung geführt, Freiheit und Recht gefchügt, 
Bildung und Wohlſtand des Volks befördert werden. 

Dieſe realen Verhältniffe können nicht durch transfcendentale Speculationen geändert werden, 
und anı wenigften ift, wie wir ſehen werden, der organische Berufsftaat, nach der Grfindung fei: 
nes Autors geeignef, ein Geſammileben nah antifem Vorbild zu fhaffen oder darzuftetlen, 
welches das Opfer des Indivivualismus lohnen könnte. 
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Indem wir alfo das aufgeftellte Rechtsprincip von der umfaſſenden Berufspflicht aller 
fowol aus dem Gefihtspunfte feiner philofophifgen Begründung, ald aud dem feiner prafs 
tifhen Zwede verwerfen, wollen wir zunächſt die erftere der Betrachtung unterwerfen. 

1) Das Recht auf natürlich freie Selbjtheit aller ſei die dürftigſte Seite deö vollen Rechts. 
Das Recht auf die Erfüllung der ſittlichen Beſtimmung des Menichen gebe erft vie Vervollſtän— 
digung des ganzen Rechts. Dem Recht des Menſchen entjpricht die Nechtöpflicht ver übrigen, 
fein Recht ihın zu gewähren, und es kommt dabei nicht darauf an, ob diefe Rechtspflicht, Gegen- 
ftand eines unmittelbaren Rechtszwangs iſt“. Bezieht ſich die urfprünglide Rechtspflicht auf 
die geſammten äußerlich, gegenftändlien Bedingungen der ſittlichen Beftimmung aller, jo folgt 
unmittelbar daraus eine urjprüngliche und umfallende rechtliche Berufspflicht aller innerhalb 
der Gemeinſchaft. Denn — und nun fonımt die petitio principii: „jener umfaffende Rechts— 
zweck, welder die mannihfachen äußern Mittel zur Grreihung der vollen Beflimmung aller 
enthält, ift nur möglich Durch eine gegenfeitig fi ergänzende mannichfache Berufsarbeit aller 
für die verfchiedenen Seiten diejer Beftimmung, und es ift alfo ein in feinen Gliedern fich gegen 
feitig ergängendes organifched Syſtem der allgemeinen zwedmäßigen Berufsarbeit gefordert, 
dem jeder angehören ſoll.“ 

Dieje Begründung des aufgeftellten Rechtsprincips läßt, wie gefagt, einestheild den Beweis - 
vermiffen, daß nur mitteld dev Berufspflicht aller die ſittliche Beſtimmung des Menfchen zu er— 
füllen fei, und dieſer Beweis ift fo wenig zu erbringen, daß vielmehr die Haltlojigfeit der Be— 
hauptung durch jeded ausgezeichnete Product ded neuern Gewerbfleißes dargethan ift; andern 
theils hebt fie den Theil des Rechts, den jie vervollftändigen zu wollen vorgab, und auf den wir 
dad Hauptgewicht legen, dad Recht der natürlich freien Selbitbeitimmung, ded Judividunlismus, 
pollftändig auf. Uber die desfallſige Abjiht des Autors bleibt fein Zweifel, wenn man lieft: 
„Uber berichtigt wird dadurd (dur dad Bewußtſein nämlich der Berufspfliht) allerdings der 
fittlich wie rechtlich unwahre Freiheitäbegriff, der auf jene einfeitige Privatftellung aller (den 
Individualismus) ih gründet.” Mir wollen dem Autor feine Anfhauung über den wahren 
dreiheitsbegriff laflen, ohne die unferige zu ändern, welche dahin geht, daß der Individualismus, 
wie er in der chriſtlichen Lehre wurzelt, jo dad Princip der ganzen modernen Geſellſchafts— 
entwickelung ijt, und wer es befeitigen fönnte, dieſe, ohne etwas Befleres an die Stelle zu fegen, 
erftifen würde. Unter allen Hemmungen jind die ſchlimmſten diejenigen, welche direct die freie 
Bewegung des Arbeiters beihranfen und jo das Gefühl feiner wirthihaftlihen und moralifchen 
Selbjtverantwortlichfeit verfünunern. 

2) Die Kritik ver Rechtsanſchauung, welhe von dem Staate und von der Gefellichaft die 
Möglichkeit ver freiejten Selbftbeflimmung ded Individuums fordert, unferer Rechtsanſchauung 
aljo, wird aus angebliden Folgen verjelben abgeleitet, welche theils erdichtete, theils zufällige, 
feinesfalld nothwendige find. Allen Erfahrungen trogt die Behauptung, daß das Rechts: 
princip des Individualismus in Feiner Weije den Trieb zu einer zu höherer Gemeinſam— 
feit organijirten Verwaltung und eines fräftigen politifhen Lebens habe hervorrufen können; 
und daß die Rechtsintereſſen des individuellen Erwerbs und Bejiges den höhern allgemeinen 
Intereſſen des Staatd entfremdeten. Sehen wir von der antifen Rebendauffaffung und ihrer 
Darftellung im Staate ab, zu deren Wiederbelebung, wie wir gefehen haben, alle Borausfeguns 
gen fehlen, jo kann ed ald Ariom gelten, daß in dem Berhältnig der Möglichkeit und Wirklichkeit 
des individuellen Erwerbs und Beñtzes das Intereile des Individuums fleigt an den Bedingun— 
gen der Selbftändigfeit, ver Macht, der Bildung, der Ehre des Staats, und was die Summe 
alles deſſen ift, ver Pflege des Gemeinſinns. Die Geſchichte Englands und der Vereinigten 
Staaten von Nordamerika beweift, daß die von der Intelligenz geleitete Gntwidelung zur Frei— 
heit Hand in Hand gegangen iſt mit dem Antriebe zum unbefchränkteften Unternehmungsgeiſt 
und Unternehmungsmuth der Individuen und mit dem daraus erwachſenen individuellen Er: 
werb und Bejig. 

Ebenjo willkürlich ift die Behauptung, daß das fo bezeichnete, gleihmäßig abjtracte Staats- 
bürgerthum — das Heißt alfo in dem Hier entwicfelten Sinne dad Bürgerthum, weldyes und einer 
Staatägejellihaft verbindet, ohne daß wir genötbigt feien, dieſen Verband durd) das Mittel einer 
erzwungenen Genoſſenſchaft zu ſuchen — jeder umfallenden genofjenihaftlihen Organifirung 
entfremde, mit den Ölievern desjenigen Berufsfreijes und Geſellſchaftsgebiets, dem ed angehört. 
Es widerſpricht dieſe Behauptung einerjeits der eigenen Anführung ded Autors an einer andern 
Stelle, daß man „jener falſchen «Allgewalt» des Staatd, jener einfeitigen en bed 
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Ganzen jegt mit fo vielem Rechte zu entgehen ſtrebe durch eine neugefräftigte, innerlich ſelbſtän— 
dige Gliederung der Geſellſchaft“; andererfeitd der Thatſache, daß überall freie Aſſociationen 
entftehen, nicht allein da, mo wohlverftandenes Privatintereffe fie hervorruft, fondern auch da, 
wo gemeinjames Intereffe nur vorgefhwindelt und das Privatintereffe übertölpelt wird, feiner 
Selbftthätigkeit in oft Übelgeipendetem Vertrauen zu dem Verwaltungstalent von Schwinvlern 
ſich zu begeben. 8 

Es iſt nur die Wiederholung und Umſchreibung derſelben falſchen Auffaſſungen, wenn be— 
hauptet ift, daß der Conſtitutionalismus die Möglichkeit ()) eines wirklichen, kräftig-politiſchen 
Lebens aufgehoben habe. Das Problem, mittels der geſellſchaftlichen Einrichtungen ben Gemein: 
geift und Nationalauffhwung immer auf gleicher Höhe zu erhalten, ift Bisjegt nicht gelöſt wor— 
den, weder durd die Staatdformen der antifen, nod) durd die der modernen Welt. Nicht blos 
ift Ebbe und Flut die conftante Regel für die Bewegung des gefunden öffentlichen Lebens, ſon— 
dern aud der Wechſel des Gefundheitszuftandes ift eine conftante Erfahrung im Staats: 
und Völferleben; und nad ungünftigern Zeitläufen, während welcher die Staatöformen gemalt: 
jam verändert oder in Frage geftellt, Parteien gebildet over zerfegt, mächtige Intereflen ver: 
legt wurden, werden Gorruption und andere Kranfheitöiymptome unter allen Staatd= und 
Geſellſchaftsformen bervortreten, bis wieder eine heilfame Reinigung der Atmofphäre durch 
ſchwere Heimfuhung ftattfindet. 

Das aufgeftellte Nehtsprincip von der umfaſſenden Berufspflicht aller ſcheint nicht danach 
angethan, Epoche maden und jenes Problem löfen zu jollen; in Gegentbeil: Es gibt Formen, 
welche ven Geift beleben, und andere, welche ihn tödten; und’die Übertreibung der Durchgliede: 
rung der Gejellihaft mit Zwangsmitteln führt unvermeidlich zu den Formen der legtern Art. 

3) Der Autor läßt an die Stelle des Geſammtlebens in den antifen Stadtftaaten, gegen 
welches die Bürger ihr natürliches Recht auf freie Selbftbeftimmung in weitem Umfange bin: 
geben, weſentlich eine Berufsgemeinihaft treten, in welcher, wie er meint, diefelben Antriebe 
gefunden werden müßten, und umgibt num auch diefes Verbältnif, in Worten wenigſtens, mit 
einer Slorie von erhabenen und ſelbſtlohnenden Zwecken, die alle jene Antriebe zu Widmung 
und Opfern, woruch Menſchen bisher zur Veredelung und zur Verbeflerung ihrer materiellen 
Zuftände geführt worden find, weit hinter ji Iaflen würden. Wir werden aber die Macht vieler 
Antriebe erjt beurtbeilen Eönnen, wenn wir die Berufsgenoflenihaft in Thätigfeit und werden 
verbeutlicht haben. 

4) Berufsgenofjenihaft nennt der Autor den Organismus, den er befürwortet; er mis— 
braucht aber dad Wort zur Bezeihnung einer Zwangsanftalt, die auf den Begriff von Zunft 
hinausläuft, aber nur noch befchränfender ift. Das unterſcheidende Merkmal der Benoflenichaft, 
im Gegenfag zu der Zunft fowol wie zu den falfhen Erfindungen der Phantaften, denen wir Die 
Phalanftere, Nationalmwerfftätten u. ſ. w. verdanken, ift dies, daß fie niemand Gewalt antbut, 
daß jie mit der Freiheit und dem Individualismus beftehen kann. Die freie Genoſſenſchaft, melde 
weder von der Staatägewalt oder einem Princip, das ſich an deren Stelle jegen will, zufanmen: 
getrieben, noch vermöge der Staatsgewalt oder des jte vertretenden Princips auf anderer Koften 
erhalten wird, breitet das Reich der menſchlichen Selbftändigfeit aus; der Autor will dieſelbe 
unter dem Titel von Genoſſenſchaften nur einſchränken. Der Autor läßt e8 zwar in einem etwas 
myſtiſchen Dunfel, inwiefern das Individuum mit Zwangsmitteln zur Erfüllung der behaup— 
teten Berufspflicht foll angehalten werden können. Da der Staat nad) feiner Anfhauung zwar 
nicht in der Oefellichaft untergegangen, fondern — was wir für daſſelbe halten — die Geſellſchaft 
mit allen ihren religiöfen, ſittlichen, rechtlichen, wirthſchaftlichen Zwecken „zum freien inhalt: 
vollen Organismus des Staats felbft geworden iſt“, fo fällt für den Autor der Unterfchied zwi— 
hen Rechts- und Moralgefegen ganz meg. Die Gejege, welche er für erforderlich hält, damit 
der Menjc die von ihm unterftellte rechtlich-ſittliche Beſtimmung erfülle, find ihm auch Rechte: 
gefege, die eine rechtliche Nöthigung in fi tragen, „da fie durchaus nichts der freien ſitt— 
lihen Würde Widerfprehendes, jondern für diefelbe unentbehrlich” (!) find. Das Zwange: 
verhältnig aber, in weldem das Individuum zu der Berufsgenoffenihaft fteht, gebt ſowol aut 
dem entwidelten Syftem hervor, wonach jeder einer Berufsgenoffenfchaft angehören, wonach es 
fein gegründetes Necht zu einer bloßen Privateriftenz geben foll, als auch aus folgenden (ſchon 
oben angeführten) nähern Ausführungen dieſes Verhältniffes: „Aber berichtigt wird da: 
durch allerdings der fittlich wie rechtlich unwahre Freiheitsbegriff, ver auf jene einfeitige Pri= - 
vatjtellung aller ji; gründet. Es bleibt 3.8. die volle fittliche Freiheit der Berufswahl; aber 
rechtlich-ſittlich ift diefelbe nur dadurch, daß fie im Einklang ift mit ver zu erprobenden Fähigkeit 
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zu dem beftimmten rechtlichen Berufe, ſowie mit dem durch den allgemeinen Rechtszweck gefor- 
derten quentitativen Verhältniß, in welchem die einzelnen Berufsformen ihrer Beftimmung ge: 
mäß vertreten jein ſollen.“ Es wird ſodann von jedem Gewerbtreibenven volle, zeitgemäße 
Zwerfmäßigfeit jeiner Berufsarbeit gefordert, welche ihre rechtliche Beſtimmung nur dadurch 
erfüllt, daß ſie das Erzeugniß ihrer Arbeit in den allgemeinen Verkehr bringt, was aud von 
Grfindungen und VBervollfomnmungen in den beſtimmten Berufszweigen gilt, und aus dieſer 
„allgemeinen Verkehrspflicht“ wird weiter gefolgert, daß die Genoſſenſchaft die Preiſe macht. 
„Die felbitiihe Berehnung, Speculation u. ſ. w. des bloßen Privatinterefles ift rechtlich Eraft 
jener Berufspflicht ausgeſchloſſen.“ „Die bloße Privatausbeutung und Zurüdbehaltung eines 
Folgen Fortſchritts im eigenen Intereſſe ift der unmittelbare Widerſpruch gegen die wahre, recht⸗ 
liche Berufspflicht.“ 

Es fann nidt verfannt werden, daß dieſe Anjichten auf eine Steigerung aller Misjtände 
hinaudlaufen mürden, die der exeluſiven Tendenz des verderbten Zunftgeiftes bisher zur Laſt 
geiärieben worden jind, ohne daß ein praftiiches Gorrectiv geboten wäre; und diefe Anfichten 
erbalten noch vielfach ihre Färbung durch die Misgunft, womit das Fabrikweſen behandelt wird, 
das jedoch der Autor, um nicht mit der ganzen induftriellen Zeitrechnung in Widerſpruch zu ge: 
rathen, nit wagt, direct anzugreifen, jo unverträglich es auch mit feiner ganzen Auffaflung ift. 

5) Die behauptete Zweckmäßigkeit von Berufsgenoffenihaften führt mitten in den Streit 
über den Vorzug, ob der Gewerbefreiheit, ob ded Zunftzwangs? Die Zwedmäßigfeit von frei 
th bildenden Berufsgenoſſenſchaften, oder Affociationen zu beftimmten Berufözweden, wird 
niemand beftreiten ; fomie aber der erſchwerte Eintritt ald Bedingung erſcheint des Gewerbbe- 
triebs und der bürgerlihen Nahrung, ſo handelt es ſich, wie geſagt, nicht mehr von einer Ge- 
noffenihaft, jondern von Zunftzwang. Auf der andern Seite nennt der Autor diejenige Ge: 
mwerbefreibeit, die das Gewerbe zum freien Privaterwerb ausnutzt, eine falfche, ſchrankenloſe und 
unorganifhe, und bezeichnet, mit willfürlicher Verfehrung der Begriffe, die genojlenfchaftliche, 
vielmehr, da fie eine nothwendige fein joll, die zunftmäßige Gliederung als ‚das praftiiche 
Complement der Gewerbefreiheit“. 

Zwar wird vorausgeſetzt, „daß die ſtarre Form beſtimmter und hergebrachter Zünfte und 

Innungen und der hierauf bezügliche Zwang, daß ebenſo die unzweckmäßige Form einzelner 
Prufungsarbeiten aufhöre, und die volle, der Zeitbildung entſprechende Möglichkeit der freiflüf- 
fgen Umgeftaltung und Berichmelzung der beftimmten Gewerbögebiete und ihres Betriebes ge- 
mwabrt werde“, mit dem Zufage, daß „dieſe Forderungen der Gewerbefreiheit auch die Ord— 
nung Der allgemein rechtlichen Berufspflicht zu der ihrigen machen müſſe“. Allein, wie dies 
alles gefchehen, wie dem Zeitgemäßen überall in den genoſſenſchaftlichen Verſammlungen und 
bei deren Anordnungen der Sieg über ven Schlendrian gejihert, wie, „daß die Formen der Zu= 
jammenfaffung ftarre, feite jeien‘’, vermieden, „daß fie freiflüſſige würden“ und bleiben, bewirft 
werden ſoll: dieſes Problem läßt der Autor ungelöft, und in der geſuchten Zurückweiſung des 
Begriffs von Zwang bezüglich der Betheiligung an der Genoflenihaft, vie Schließlich nur auf die 
jubtile Unterfcheidung zwifchen einem mittelbaren und unmittelbaren Rechtszwange hinausläuft, 
liegt dennod eine unlogiiche Verleugnung der Gonfequenzen des Syitems. Auch die hergebrachten 
Zünfte und Innungen beftanden nicht urfprünglich in ftarrer Form; die fogenannte Wohlfahrts- 
polizei hat die jegigen Vogelſcheuchen aus ihnen gemadt. Ihren Stiftern ift e8 nicht eingefallen, 
andere ungerecht vergewaltigen zu wollen, da fie vielmehr nur der freien Arbeit unter ſchwierigen 
Verhältniften eine Stätte Ar bereiten fuchten. Aber in der vorgefchlagenen Organifation felbft 
der unter dem Namen von Berufägenoffenihaften verkleiveten Zünfte liegt fein innerer Grund, 
welder diefe davor bewahren könnte, daß fie nicht in gleichem Entwickelungsgange wie die mittel- 
alterlihen der Entartung und dem Verfalle ausgefegt wären; daß eine obligatorische Berufs- 
genoffenichaft bei Selbftverwaltung ihrer Intereflen in dem beantragten Umfange, die faft einer 
ſouveränen Dispofition über die Kräfte der Genoſſen gleichkommen würde, ſich nicht von ihrer 
in der Genoſſenſchaft verfhrumpften Einſicht und von dem traditionellen Vorurtheil deflen, 
was ihr Intereffe fordere , werde leiten laffen. 

Auf der andern Seite haben neuere Erfahrungen vielfach gelehrt, daß jelbft ſolche Berufs- 
genoffenihaften, deren eigentlichite Aufgabe es ift, für Verbreitung von Bildung, nüglichen 
Kenntniffen und Wiffenfchaften thätig zu fein, und welche diefe Thätigfeit durch freie genoffen= 
aftliche Beſtrebungen fördern zu wollen erflärt haben, von nachtheiliger Ginfeitigkeit fich nicht ' 
Rei zu erhalten wußten, und eines temperirenden höhern Einfluffes — —— ſeiner 


452 Sentralifation und Selbfiregierung des Volks 


Natur na fähig ift, auch die andern Berufsftellungen und ihre billigen Anfprüde an das 
Ganze mit überſichtlicher Sahfenutniß zu würdigen, gegenfeitig audzugleihen, und jo jeinen 
Standpunft über ven Berufsintereffen zu nehmen. Ein folder Einfluß wäre ja nicht mehr zu 
finden, wenn die Geſellſchaft fi in lauter Berufsgenoſſenſchaften auflöft und die Vertreter der: 
felben, lediglich auf den Titel ihrer Berufsbildung hin, am Ende jelbit zur Staatsregierung 
werden. 

Mir treten daher der Vorausfegung eines nothwendig vortrefflichen Geiftes der fo organi: 
firten, obligatorifchen Berufsgenoffenfchaften mit der Frage entgegen, wad wol das Schickſal 
Galileo Galilei's und feiner Lehre gewefen fein würde, wenn er zu feiner Zeit, in welcher der 
bureaufratifhe Staat das Übergewicht nicht hatte, im Sinne des Autors einer Genoſſenſchaft 
der Phyſiker und Mathematifer Italiens, oder jeded andern der damaligen großen Staaten, an 
gebört hätte, bei Machtvollkommenheit folder Genoſſenſchaft, die Lehre zu prüfen, zur Offent— 
lichkeit zuzulaffen over davon auszuſchließen; über die Tüchtigkeit ver einzelnen Mitglieder zu 
wachen, und „Die zur Wahrung der Berufdchre gehörige jonftige Zucht, über die ſelbſtändigen 
fowol ald die erft noch beranzubildenvden unjelbftändigen Mitglieder’, zu handhaben. Oder 
wird man vielleicht die Stirn haben, behaupten zu wollen, daß unter der angeflrebten Herrichait 
der focialen Theorie von der umfallenden Berufspflicht aller analoge Verfolgungen, wie vie Ga: 
lilei's, nicht vorkommen könnten? Auch ven Autor fcheint ſolche Zuverficht zu verlaffen, indem 
er jagt: „Die innerlich felbftändige Organifirung und Verwaltung der Gewerbsgenoſſenſchaften 
mit ihrer freien innern Zwedmäßigfeit (!) wird an jich ſelbſt fortwährend die pallende Zu: 
jammenfaflung und Abtheilung der beſtimmten Gewerbögebiete jihern (?),; allein dies alles 
iſt doch erſt dann wahrhaft möglih, wenn dieſe ganze Ordnung von jenem höhern rechtlichen 
Bewußtſein der wahrhaften Berufspfliht durchdrungen ift und eine demgemäße allgemein recht: 
liche Bereutung im Staate hat, nicht aber dad bloße particnläre Thun einzelner Genoſſenſchaften 
iſt, Die auch ald ſolche' noch (ähnlich wie Die mittelalterlihen) das einfeitig bejondere und zähe 
Standesinterefje in ji tragen können.“ 

In der Forderung und Erwartung des fünftigen Durchdrungenſeins einer ganzen Nation 
von dem höhern rechtlichen Bewußtiein ver wahrhaften Berufspflicht wird ed jchwer fein, etwas 
anderes als eine Phrafe zu entdecken; die „ſtufenweiſe Gliederung und organiſche Einordnung“ 
können an ji den davon verfprochenen Erfolg nicht verbürgen; und der aufgeftellte Sag, daß 
„in der Öefammtheit der Glieder die ganze Summe der Einjiht und rechtlichen Zweckmäßigkeit 
jever Berufsgenoſſenſchaft vorhanden ſei“, erleidet große Einfhränfungen bei Zünften, bei deren 
Genoffen, je geringer ihre Bildung zu fein braudt, um fo eigenjinniger ihr Wille, um fo zäber 
ihr VBorurtheil fein wird. Das befannte Diſtichon: 

Jeder, ſieht man ihn einzeln, ift leidlich Hug und verftändig: 

Sind fie in corpore, gleich wird euch ein Dummfopf daraus — 
fheint auf viele folder Zünfte und Gorporationen gemünzt, die, nad) ihrer ganzen Bildungs: 
ftufe, nur von dem engen Geſichtskreis ihrer Berufsbeihäftigungen ausgehen fünnen. 

Aber wir wollten und in vie Brage: Ob Gewerbefreiheit — ob Zunftzwang ? tiefer nicht 
einlajien, ald ed nöthig war zur Beleuchtung des Syftems „von der rechtlichen allgemeinen Be: 
rufspflicht“, und um zu zeigen, daß bezüglich jener Frage nichts Neues zu Tage gefördert wor— 
den ift. In neuerer Zeit find zur Verftändigung über diefelbe bedeutende Schritte vorwärts 
geihehen. Wenn auf der einen Seite die ganze wirtbiaftlide und inpujtrielle Entwidelung 
auf das Bedürfniß ver Gemwerbefreiheit hindeutet, fo hat auf der andern Seite die freie Afforia- 
tion, welche von der Genoffenfhaftsbildung zu gewerblihen Zweden den Staat und jede 
zwingende Gewalt ausſchließen will, gleichfalls ihren Boden erobert. Aber die ſtaatliche 
Überwahung der induftriellen Entwickelung foll damit nicht gänzlich auf die Seite geſchoben 
fein; e8 wird immermehr anerkannt, daß in der Gejtaltung des Fabrifwefens eine unabweis- 
bare Forderung liegt, das inpuftrielle Interefle, auch unter genoſſenſchaftlicher Gontrole, nicht al? 
das unbeſchränkt waltende im Staate gelten zu laffen ; und daß die Stantögewalt nicht etwa, um 
im Stile des Autors des beſprochenen Rechtsprineips zu reden, im Vertrauen auf die „höhere 
ſittlich durchdrungene Bedeutung der Berufopflicht“ und die Kraft dieſes Sittlichdurchdrungen⸗ 
ſeins, ſich abhalten laſſen dürfe, von einem höhern, ſchützenden Standpunkte aus Anordnungen zu 
treffen, wie z. B. die Beſtimmung der Länge der Arbeitszeit, insbeſondere für jugendliche Ar— 
beiter, bei denen die Möglichkeit ver phyſiſchen Entwickelung und des Unterrichts neben ver Ar— 
beit beſtehen muß; wie die Beſtimmung des früheſten Alters, in welchem das Kind zur Fa— 
brifarbeit gebraucht werden darf; wie die Verhinderung der Misbräude ded Truckſvſtems 
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ei der Verſorgung ber Arbeiter mit den nothwendigſten Lebensbedürfniſſen vom feiten der Fa—⸗ 
rikherren ſelbſt; wie vielleicht die Nörhigung der Befiger ländlicher Fabrifanlagen, in dem 
erhältniß der Zahl ihrer Arbeiter Grundbeſitz zu haben und Barcellen davon in Pacht an ihre 
tcheiterfamilien zu begeben oder ſelbſt die Anſäſſigmachung einer verhältnigmäßigen Anzahl 
erfelben in der Art zu vermitteln, daß die communale Armenpflege vor der font aus der Fabrik: 
lage ihr drohenden Lajt bewahrt bleibe. u 

Wenn die Begründung von Fabrikſchulen, Krankenverpflegungsanftalten, gewerbliche Un— 
terſtützungskaſſen und Nöthigung zur Selbftverficherung mitteld derfelben mehr der Privat: 
thätigfeit bei der induftriellen Entwickelung überlaffen bleiben muß, fo ſtehen dem Staate und 
der Gemeinde doch Mittel zu Gebote, dabei hülfreiche Hand zu leiften. 

Die ſtärkſte Verurtheilung des Syſtems des Autors und der ftärfite Beweis, wie wenig bie: 
es aus dem wahrhaft veutfchen Geiſte hervorgegangen ift, liegt in der bezeichneten Richtung der 
neuerm Zeit, weldye die Gewerbefreiheit fordert, ven Druck verjelben für manden fleinern Hand: 
werter durch freie Aſſociation zu mildern ftrebt, den Staat aber für berufen erflärt, vorſichtig 
einzufreiten, mit offenem Auge bezüglich des möglichen Misbrauchs des Kapitals im Verhält- 
nis zur Arbeit und zu den Bedingungen der menſchlichen Exiſtenz der Arbeiter. 

6) Die „organiſch-rechtliche Berufsgefellihaft‘ fol ihre volle Bedeutung erft dadurch er— 
halten, daß ſie zugleich die Grundlage eines neuen Gemeinde- und provinziellen Lebens, und fo 
auch von hier aus wieder des ganzen Staatslebend wird, : 

Mit nachſtehenden einleitenden Sägen fünnen wir und einverflanden erflären: „Wie der 
einzelne, fo hat in höherer Beziehung die Gemeinde (in höchſter felbft ver Staat) ihre auf die 
ganze kbrige Gemeinfchaft wie auf ſie jelbft bezogene Berufspflicht, die ih gemäß ihren beſon— 
tern, natürlihen und gefchichtlichen Verhältniſſen, 3. B. ihrer örtlichen Lage und Gegend, den 
geſchichtlich gegebenen Berbältniffen ihrer Einwohnerſchaft u. f. w. eigenthümlich beftimmt. Die 
Gemeinde (wenigftens in ihrer höhern zufammengejegten Beftalt) und vollends die Provinz ift 
nad biefer Seite felbft ein Mikrokosmus der uniwerjellen Beruföorbnung des ganzen Staatd- 
förperd, wiederholt im Fleinern das Leben des ganzen Staats, und hat daher vor der Einjeitig- 
teit der bloßen beftimmten Berufsform und ihrer Rechtsintereſſen die umfaſſende Gefammtheit 
der Rechts zwecke und der mannichfachen Berufsformen voraus.‘ 

„Auf diefer ihrer tiefern Grundlage fließt Die Gemeindeordnung von felbft auf innerlich 
nethwendige Weiſe das Recht der vollen freien Selbftvertretung und Selbftverwaltung in fi; 
re lann hier ihrer ganzen Natur nad gar nicht anders gedacht werben, obwol jie zufolge ihrer 
organiſchen Stellung im ganzen Staatöförper auch nothwendig den ergänzenden und höhern 
Finfluß die ſes Gefammtorganismus fortwährend empfindet.‘ 

„Diele innerlih umgewandelte Gemeinde kann dann auch die mehr formelle allgemeine Seite 
ver Benwaktung, die Polizei vor allem, vie ja doch in befonderer Weile in der eigenthümlichen 
Kenntniß und Zweckmäßigkeit örtlicher und perjönlicher Verhältniffe wurjeln muß, jomwie der 
unmittelbarften, nievdern Rechtspflege in die Hand nehmen, wie fie ja in der That aud im übrigen 
ion nicht mehr blos eine neue «forinle», ſondern in derfelben zugleich eine höhere allgemein 
volitiſche Stellung einnimmt.” s 

Nah dieſen Vorderfägen fährt der Autor fort: „An vie Stelle der Gleihgültigfeit und 
Stumpfheit gegen das Genteinveleben oder amjtatt der Fleinlihen Privatintevefien und Privat: 
rüdfihten, durch welche die jepige Gemeinde beherricht wird, kann der Fräftige Schwung eines 
von grögern und inhaltövollern Aufgaben getragenen und aus einer lebenövollen innern Glie— 
derung fammenden Gemeingeifteö treten umd jenes rege, jegt fo vielfach erftorbene Ehrgefühl, 
welches weiß, daß es erft durch feine beftimmte Gemeinde hindurd auch dem Staate angehört, 
und daß es die Ehre und Größe dieſes legtern zunächſt auch in jeiner Gemeinde auf entiprechende 
ebendige Weife verwirklicht jehen ſoll.“ 

Wir find zwar aud darin mit dem Autor einverftanden, dag wie der Menſch wächſt mit 
"nen größern Zwecken, jo auch) der Gemeingeift in der Gemeinde erftidt werben kann durch Die 
größere und inhaltövollere Aufgabe, melde ihr bei zu gewährender freierer Selbftvertretung 
und Selbflverwaltung zufällt. Da aber dad Gemeindeleben in Deutjchland in früherer Zeit, 
wenn auch nur in vereinzelten Beiſpielen, ganz auf der Höhe fland, um das Bewußtſein erzeus 
gen zu können, daß die Ehre und Größe des Staats zunächſt aud in der Gemeinde zu verwirk- 
lihen fei, fo fönnen wir ung in diefer Beziehung allzu ſanguiniſchen Erwartungen nidyt über— 
laſſen, ſondern find auch in dieſem Theil des Öffentlichen Lebens ver. conflanten Regel von Ebbe 
und Flut eingedenk. Es harakterifirt die eigenthümliche Monomanie ded Autors, wenn er bes 
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hauptet, die jegige Stumpfheit im Gemeindeleben rühre daher, daß Die heutige Bemeinde aus 
einer „aufgelöften Maffe einjeitiger Brivatperfonen‘ beftehe, nicht nad) dem Rechtsprincip der 
allgemeinen Berufspfliht organifirt, und nicht genoflenjhaftlidh vertreten fei. Diefe An: 
ſchauung fteht mit vem Ariom im Widerſpruche, daß das Gemeinweſen die Genoſſenſchaften 

fnüpft, das Befondere fie zerftreut; und fo können wol freie Genoflenihaften in der Gemeinde 

und im Anſchluß an fie, die Gemeinde aber nicht aus den Genoſſenſchaften entſtehen. Steig: 

man aus dem Dunft der Übertreibungen des Genoſſenſchaftsweſens und feiner Hinüberleitung 
zu ſtarrem Zunftzwang, deren fi der Autor ſchuldig macht, in die Atmojphäre der realen 
Melt herab, fo erinnern wir und freilich einestheild nur einer kurzen Zeit trauriger Anardie, 
in der felbft der Burmmler in weingründem Hochmuth ſich „Herr Souverän“ und feine „ein- 
feitige Privatperfon” mehr dünkte; anderntheils aber wird der, welder aufmerfjam und tbeil- 
nehmend an Gemeindeverhältniffen gelebt hat, ſelbſt bei den jegigen Zuftänden der abminiftre- 
tiven Abhängigkeit dev Gemeinden, bei ven Bürgern, und namentlich in Landgemeinden, das 
Bewußtſein nicht vermißt haben, daß die Gemeinde aus Bürgern befteht; daß fie dazu gehören, 
und daß ihre Stimme zählt und wol aud wiegt. Die meiften werben aus fi ſelbſt und aus 
Beobachtung außer ſich die Überzeugung geſchöpft haben, daß es eine ebenfo unberedhtigte als 
willfürliche Borausjegung jei, als könne pas höhere Bewußtſein der Berufspflict erſt vapurs 
geihaffen werben, wenn dieſe Berufspflicht eine allgemeine wiirde. Auch wird man bei näberer 
Prüfung zur Einfiht gelangen, daß vielmehr mit der allgemeinen Berufspflicht, wenn fie aner: 
kannt wäre, und mit der genoffenfhaftlihen Organifation in der Mehrzahl ver Gemeinden, und 
für die weit überwiegende Mehrzahl ver Bevölkerung, tbatjächlich nicht viel geändert wäre. 

Wir legen ald Bei, piele die Verhältniffe in zwei mitılern Staaten Deutſchlands zu Grunde, 
um folder Einſicht vorzuarbeiten. In dem verhältnißmäßig zu feiner Ausdehnung ſtädte— 
reihen Großherzogthum Baden lebt nur etwa der jechöte Theil dev Bevölferung (222000 
von 1,300000 Seelen) in Städten iind Städtchen über 2000 Seelen; fünf Sechätbeile allo 
in Gemeinden, welche ald ländliche Gemeinden gelten Eönnen, und deren weientlichite Berufs: 
arbeit Landwirthſchaft ift. Im ſtädteärmern Großberzogtbum Heſſen ift das Verbältnig ver 
eigentlich ſtädtiſchen Bevölkerung zur ländlichen, weſentlich Aderbau treibenden, wie ein Neun: 
theil zu acht Neuntheilen. Etwa 95000 Seelen von 860000 werben hier in ſolchen Städten 
wohnen, die nicht blos in geſchichtlicher Berechtigung den Namen von Städten tragen. Davon 
ausgegangen, fragen wir nun, welche Veränderung; in der Ginrihtung des Gemeindelebend 
die Anerkennung der allgemeinen Berufspflicht und die genoflenihaftlihe Organijation haben 
fönnte? Im der weit überwiegenden Mehrzahl der Gemeinden würde weientlih nur eine 
Berufsgenoflenfchaft, die der Bauern oder Kandwirthe beftchen, und diefer Die Mafle ver Be: 
völferung angehören, mit dem ganzen Übergewicht, ven folde Zahl und fold; vorwiegendes 
Interejle natürlich gibt. Es ift.nicht die Anficht des Autors, daß „der umfajlende, allgemeine 
Stand der Orundbejiger und Landbauer” etwa nad der Größe feined Beſitzes, oder nach Art 
und Weiſe des Iandwirtbichaftlihen Betriebs, in Genoflenichaften unterabgetheilt fein folle, 
denn auch „ver Adel foll ihm angehören, da es ji nicht von einer jocialen Gliederung, fondern 
von einer zugleih den ganzen Staat umgejtaltenden Gliederung Eraft der organifb recht— 
lihen Berufspflicht handelt“. (Aus diefem Grunde läßt aud der Autor ven Adel, den er der 
Genoflenihaft der Grunpbejiger und Landbauer zuerft „in hervorragender Weije‘ angebören 
läßt, zulegt ganz dingeben, da er fein „‚gegenftänpliches allgemeines Berufsgebiet” begründet, 
und als „Öffentlicher Stand“ nur möglich war in der dem Staat noch gegenüberjtebenden Ge: 
ſellſchaft, nicht aber in der des Berufsſtaats.) Die zur Selbftverwaltung berufene organifirte 
Genoſſenſchaft der Orundbeiiger und Landbauer würde alfo wejentlich die Gemeinde fein, und 
es würde praftiih auf daſſelbe hinauslaufen, ob jie als Genoflenfhaft oder als Gemeinde ven 
Inhalt des Gemeindelebens zur Selbftverwaltung erhält. 

Freilich haben fich Die heutigen Kandgemeindeverfammlungen nicht als landwirthſchaftliche 
Dereine, noch die Gemeindebehörden ald deren Ausſchüſſe zum Zwed der Verftänpigung über 
Beruföinterefjen gerirt. Männer aber, die biöher in freiwilligen landwirthſchaftlichen Verei: 
nen thätig waren, werden davon zu erzählen wiffen, wie ſchwer es fällt, die Landbauern vom 
durchſchnittlichen Schlag zur lebendigen Iheilnahme an Beiprehungen über ihren Beruf zu 
bewegen, und zu welchen unerſprießlichen Erfolgen die Verfuche, die mit der Bildung von 
Lofalabtheilungen folder Vereine gemacht worden find, auch da in der Regel geführt haben, wo 
ed dem Bauernitann an Empfänglichkeit zur Aneignung folder Verbeſſerungen in ihrer 
Berufdarbeit oder Einrichtung, welche von andern erprobt find, und an Intelligenz nicht feblt. 
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63 ift daher anzunehmen, daß aud eine nad dem Syſtem des Autors, auf Grund der 
behaupteten allgemeinen Berufspflicht organifirte Genoffenihaft ver Landbauer „in ihrer 
lofalen Zuſammenfaſſung“ nicht fehr tiefe Berathungen über die Intereifen ihres Berufs pfle- 
gen würden: daß ihre Gelbftverwaltung vielmehr auf das allgemeinere Gebiet der Intereffen, 
die mit denen der Geſammtgemeinde identische ſind, wesentlich ſich beſchränken werde. Es wäre 
daher für die Mehrzahl der Gemeinden ein jehr überflüfjiger, und. dem Öffentlichen Leben nach— 
theiliger Pleonasmus, wollte man einen Organidmus fhaffen, vermöge weldes die ländliche 
Bevölferung veranlaßt würde, einmal ald.Berufsgenoffenihaft in lokaler Zufammenfaffung, 
und einmal als Gemeinde, weſentlich denjelben Kreis von Intereffen zu verwalten, für deren 
Auseinanderhaltung fein einleuchtender Grund geltend gemadht und zum Bewußtſein der Be- 
völferung gebracht werden kann. Allerdings würden ſich in unjern Landgemeinden nod) einige 
andere mehr vereinzelte Elemente zu befondern Genoſſenſchaften im Sinne des Autors finden, 
Was Handwerfe betrifft, von denen dad eine oder dad andere etwa nad) natürlichen oder ge— 
ihihtlihen Verhältniffen in einer Landgemeinde ausnahmsweiſe blüht, ſodaß eine Berückſich— 
tigung diejed Intereſſe in der Oemeindeverwaltung geboten wäre, jo wird überall die Erfahrung 
lehren, dag, aud ohne genofjenfhaftlihe Drganifation, und ohne darauf gegründete Berechti— 
gung zur Vertretung in der Gemeinde, tbatfähli die hervorragenden Vertreter des Hand: 
werf3 in den Oemeindevorftänden ihren Platz werden gefunden haben, ohne daß eine Entſchei— 
dung nothwendig geworden wäre, in weldhem Verhältniß dieje Vertretung des Handwerks im 
Gemeindevorſtand ftattfinden fol: Die Schwierigkeit dieſer Entfheidung würde aber bei der 
genoffenihaftlihen DOrganifation im Sinne des Autord eintreten, ohne daß für ihre Löfung 
genügend vorgeſehen ift. Und fo würde die Zufammenfegung des ländlichen Gemeindevorftan: 
des auch in dieſer Beziehung feiner wejentlihen Veränderung unterliegen, wollte man fi 
die Ideen des Autors, bezüglich der Organifation von Genoſſenſchaften auf Grund der Berufs: 
pflicht verwirklicht denken. Das befondere berufsgenoflenihaftlihe Leben würde ald unpraftifch, 
von feinem realen Bedürfniß geboten, ſich darftellen und in das allgemeine Gemeindeleben über: 
geben, dem aber bei größerer Decentralijation der Staatögewalt ein viel veiherer Inhalt ge: 
geben werben fann. 

Der Autor führt aus, daß das Map des Anrechts auf Mitwirkung und Mitvertretung, ſo— 
wol der Genojfen innerhalb der eigenen Berufsgenofjenihaft, ald der Berufsgenoſſenſchaften 
bei ihrer Zufammenfaflung mittels ihrer Vertreter in Gemeinde, Provinz und Staat, nah 
denn Maße der Production und der Berufserfüllung, d.h. aljo im allgemeinen, nad dem 
Maße ded Vermögens oder Greditd, und dem dadurch bedingten Umfange des Betriebs, ſich 
richte. Nur für die höhern geiftigen Berufsformen foll ein anderer Mafftab gelten. Der Ge— 
meindevorftand würde aljo mit wie ohne Organijation der Berufsgenoſſenſchaften in den länd- 
lihen Gemeinden vorherrſchend aus wohlhabendern und geacdhtetern Landwirthen, mit Zus 
laſſung eines oder des andern Handwerkers, wo dieſes durd die Gewerbverhältniffe einer 
Gemeinde angedeutet ift, beitehen, und die Neuerung, deren Zwedmäpigfeit ſehr fraglich 
erjcheint, würde nad) des Autors Theorie ſich wejentlich darauf bejhränfen, daß dann etwa auch 
ein Vertreter des Lehrerſtandes (ob dazu die Pfarrgeiftlicheit mitzurechnen ſei, oder als jelbftän- 
dige Genoſſenſchaft zu gelten habe, wäre bei der Anſchauung des Autors über dad nothwendige - 
- Zufammenfallen von Kirche und Staat zwar eine interelfante, aber für unjere Zwecke müßige 
Frage) in den Gemeindevorftand einzutreten hätte. Durch welchen Wahlmodus die beften 
Wahlen zu fihern feien, würde, fo wie fo, das Problem bleiben, und eine Sicherheit bei 
feiner Wahlart befteben. Bei der aus den Genoſſenſchaften jih dann aufbauenden Provinzial: 
und Staatövertretung würden die ftäptifchen Glemente des Handeld und der Induftrie etwas 
ftärfer vertreten fein, und ihr Einfluß vielleicht ein überwiegender werben, wie dies aud bei 
den heutigen Nepräfentativförpern da leicht der Fall iſt, wo die Landeövertretung nicht bei 
Gefunfenheit des Öffentlichen Lebens in den Händen der Bureaufratie liegt, oder in theils rich— 
tiger, theils übertriebener Würdigung hijtorifher Momente ven privilegirteften Klajfen oder 
deren Übergewicht überlaffen worden iſt. 

Dies wäre, von Überfhwenglichkeit entkleivet, die wahrfheinliche Geftaltung des Gemeinde: 
lebens in Landgemeinden, nad) etwaiger Verwirklichung der genoflenfhaftlihen Organifa- 
tion auf der Grundlage der Berufspflicht. Daß eine Einrichtung, welde auf etwa ſechs 
Siebentheile der Geſammtbevölkerung faft feinen Einfluß ausüben würde, während daß lepte 
Siebentheil unter Bedingungen lebt, welche ein ſtaatliches oder ſtädtiſches Gejammtleben in 
antifem Stile, wie doch ein folhes von dem Autor davon erwartet wird, gleihmäßig ausſchließen 
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— daf eine ſolche Einrichtung nicht allein feine vegenerivende Macht üben, fondern in Feiner 
Weiſe lebensfähig fein würde, bedarf feines weitern Beweifeß, 

7) „Doch e8 iſt Zeit”, fo follten wir mit dem Autor fagen, „daß wir einen Blick werfen 
auf das Verhältniß diefer (kraft der umfaſſenden, rechtlichen Berufspflicht aller organifirten) 
Geſellſchaft, zur Staatöregierung im engern Sinne, und mithin, was der Geſichtspunkt iſt, 
unter dem wir dem fogenannten Berufäftaat eine eingehente Erörterung gewiomet haben, 
zu der Frage: Mas foll der Staat zu feiner Aufgabe mahen? Wenn — „bie geglieerte 
Selbſtverwaltung zugleich zu einer aflgemeinen politiihen Macht geworben ift, die ſich ja als 
folhe in der allgemeinen Volksvertretung zufammenfaßt“, wenn „der ganze inhaltsvolle 
Reichthum der höchſten Staatszwecke eben in diefer felbftändig geglieverten Berufsordnung, 
Gemeindeordnung, Provinzialregierung u. f. w. enthalten iſt“, wenn „die eigentgüm= 
liche, inhaltsreiche Beftimmtheit und Zweckmäßigkeit der befondern Gebiete ſelbſt niht Sache 
der allgemeinen Staatsregierung (fowie fie ch in dem Negenten als ihrer Spige zufammen= 
faßt), jondern nur Sache des innerlih zweckmäßigen und in dieſen Verhältniſſen felbft hei- 
mifchen, organifirten Lebens der Berufögenoffenfhaften, der Gemeinden u. f. w.“ fein fol, 
fo wird man fragen müſſen, was bleibt denn der allgemeinen Staatsregierung ?, Darauf wird 
nun zwar folgende ſchwülſtige Antwort ertheilt: „Was alſo die oberfte und einheitliche Staats- 
regierung vertritt, das iſt vielmehr theils das organisch rechtliche Verhältniß aller jener einzel: 
nen Glieder zum Ganzen, zum Rechtszweck aller übrigen Glieder, theils die Vollſtändigkeit ver 
Rechts zwece dieſes Ganzen, theils endlich die organiſche Stellung deſſelben (d. h. des Staats) 
nach aufen im Verhältniſſe zu andern Staaten.” Wem fällt nicht bei dieſer Definition der 
Staatögewalt des Mephiſto Sentenz ein: „Denn eben wo Begriffe fehlen, da ftellt ein Wort 
zur rechten Zeit ji ein’, und diefer Eindruck wird noch gefteigert durch das Folgende: „Die 
einheitliche von dem Regenten ausgehende Staatsregierung hat alſo zu ihrem Inhalte dieſe 
großartige, überſichtlich ordnende Beſtimmung, nicht aber wie im bureaukratiſchen Staate die in 
das Specielle und Kleinliche der beſondern Gebiete herabgehende und eben dadurch unfrei bevor— 
mundende Vielregiererei und Vielſchreiberei.“ 

Niemand wird ſich der Schlußfolge erwehren können, daß dieſe allgemeine Staatsregie— 
rung, „ſowie ſie ſich in dem Regenten als ihrer Spitze zuſammenfaßt“, dem ganzen Organis— 
mus des Berufeſtaats als eine durch Vorſicht angerathene Conceſſion aufgepfropft iſt, damit 
doch der Wirklichkeit einige Rechnung getragen ſei. Der organiſche Berufsſtaat in ſeiner reinen 
Conſequenz muß dieſer Staatsregierung entbehren können. Dukch die volle organiſche ge 
nung der Berufsgenoflenfhaft in den Geſammtzweck des Staatd und der Gejellihaft, „e 
gänzt durch die Wechfelwirfung mit allen andern, in entiprehender Weife ſich TE 
den und organifirenden Berufögenoffenihaften, find die Elemente gegeben für die, von folcher 
Grundlage aus ſich aufbauende höchſte und einheitliche Staatdorbnung. Wo wäre die Berufs- 
genoffenichaft, aus welcher der Negent hevvorginge und feine Berufsarbeit lernte? Woher 
nehme er feine Beamten? und gar Staatömänner? Gewiß müßten auch Armeen und Flotten 
ſich felbft organijiren, refrutiren, discipliniren und commanbdiren können! Genügt „die Wed 
felwirfung der Berufsgenoffenichaften‘‘, um in der Sphäre der lofalen und provinziellen Zu— 
fammenfaffung, ohne Zuthun einer höhern fchiedsrichterlihen Autorität ihr Anrecht an Mit— 
vertretung und Mitverwaltung bejtimmt zu ſehen, fo bleibt fein Stoff zu der, ‚großartig, über: 
ſichtlich ordnenden Beftimmung” der einheitlihen Staatsregierung; und genügt jene „Wechſel⸗ 
wirkung‘ nicht, bedarf ed auch in jenen Sphären einer höhern Autorität, fo ift auch „der 
bureaufratiihe Staat‘, wie ihn der Autor nennt, da, welder, die Gefellihaft ordnend, feine 
Zwecke mitteld der Geſeilfchaft verfolgend, außerhalb der Geſellſchaft ſteht. 

Wir haben ein Syſtem entwickelt, welches die antike Staatsanſchauung wieder auf die 
Oberfläche heraufbeſchwören möchte, ohne ſich über die Bedingungen derſelben irgend klar zu 
ſein; welches, indem es alle Staatsangehörige zur Betheiligung an Berufögenoſſenſchaften 
und zur Berufsarbeit nöthigen und in ein Abhängigkeitsverhältniß von der Genoſſenſchaft, 
die jeldft über die Tüchtigfeit und den Werth ihrer Arbeit zu entfheiven haben würde, verjegen 
will, und unter dem Vorwand, daß das hriftliche Freiheitöprineip von der abfoluten Bedeutung 
der Perfönlichfeit und deren Anſpruch an Selbftbeftimmung nur die eine, dirftigfte Seite des 
vollen Rechtsbegriffs fei, dieſes Freiheitsprincip in der That ganz aufhebt; ein Syitem, 
welches den Staat zu einem Organismus machen will, der alle äußerlich gegenftändlihen Be: 
dingungen zur Erreichung der gejanmten religiös-fittlihen Zwecke des gemeinſchaftlichen Le— 
bens der Menſchen in ſich begreifen full, während der Menſch mit feinem ganzen Anjprude an 
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Reht und Freiheit unter das engherzigfte Zunftregiment geftellt und dem Communismus zum 
Opfer gebracht wird; ein Syſtem, bei welchem die Selbſtverwaltung der Genoſſenſchaften nicht 
als ein Ausflug der Freiheit, fondern als ein Organismus der Herrichaft ver Mehrheit aud 
über ſolche Beziehungen des gemeinichaftlihen Lebens ſich darftellen würde, bei welchen der 
Menſch weder der-Autorität noch der Majorität unterworfen, jondern dem Individuum die 
Selbſtbeſtimmung gefihert fein jollte; ein Syſtem, welches den Anſpruch macht, der Staatd= 
ibee dadurch einen reihern Inhalt zu geben, daß es die genoffenichaftlihe Thätigkeit zu einer 
öftentlihen, Den geflidten Schuh zu einer gelöften Staatdaufgabe machen, und den in die Ge— 
noffenſchaft gezwungenen Schuhflider in dieſer Function zu einem Öffentlihen Charakter im 
Dienft des gefammten religidd-fittlichen Staatözwecks befördern möchte; ein Syſtem enplich,® 
an melhem das Beite if, daß ed nicht möglich ift, weil der Organismus, den es befürwortet, 
geihaffen werben müßte, fich nicht ſelbſt ſchaffen kann; während es doch jede außer und über 
der Geſellſchaft, d. h. außer und über dem fo befürmworteten Organismus fi betheiligende 
organifatorifche Schaffungsfraft ablehnt. | 

Das beſprochene Syſtem hat eine große Geiftesverwandtichaft mit einer neuern anonymen 
Schrift: „Schuß der Arbeit! Schuß der Freiheit!’ welche der bremiſche Gewerbeconvent als 
Streitihrift gegen die Gewerbefreiheit patronifirt. Die communiftifhe Phraſe diefer Schrift 
von einem „Rechte aller auf Benugung der zur Arbeit erforberlihen natürlihen Hülfsmittel“ 
läuft ganz auf die ähnliche von dem „Rechte auf die gefammten, äußern Bedingungen der 
menihlihen, d. h. fittlihen Beſtimmung“, und der daraus hergeleiteten „urſprünglichen 
und rechtlichen Berufspflicht aller’ binaus, .. ? 

Jede ſociale Reform wird mit dem Staat felbft, d. h. mit vem Organismus für das ein— 
heitliche Vollsleben, der außer und über der Geſellſchaft fteht, Hand in Hand gehen müflen; und 
dann wird die Wirthsſchaftsreform der Volksklafſſen, die vorzugsweiſe der Kürforge bedürfen, 
welde die einzig noch übrig gebliebene praftifche Seite des Socialismus ift, au an den Ge— 
jegen, @inrihtungen und Hülisquellen des Staats ihren Antheil behaupten. Wenn ber So: 
cialismus, ald das den Staat in die Gefellihaft auflöfende Princip, zugleih das Volk als 
individuelles und nationaled Gemeinweſen aufzuheben und hinwegzuſchwemmen trachtet, jo 
mus man dagegen das Volk in feinen eigenften Zuftänden und Gliederungen auffudhen, um es 
wu erhalten und in aller feiner Lebensfähigkeit neu zu entwideln. Dieſe eigenften Bliederungen 
find aber nicht Die Zwangsanftalten der jogenannten Berufögenoffenfhaften, welde aus einer 
dem Volksbewußtſein fern liegenden allgemeinen Berufspflicht aller hergeleitet werben, ſondern 
die Vereinigungen verſchiedener Lebenszwecke und Aufgaben zum gemeinjhaftlihen Leben in 
der Öemeinde. | | i 

Bir haben im Gingange die Begründung des Gegenfages zwiſchen Staat und Geſellſchaft 
noch Robert von Mohl analyfirt. Wir faben, daß das Recht zu einer eigenen Drganifation nicht 
etwa blos der Staat, fondern jeder an fi) dazu fähige, und zum Beftehen berechtigte menſchliche 
Verein habe; daß der Staat und die Interefiengenoffenfhaft ſich inhaltlich nicht widerſprechen, 
weil beide verſchiedene Organismen zur Erfüllung verfchiedener Zwecke derfelben Individuen 
md; dag fie aber weſentlich verfchievene Begründung und Richtung haben. Doch könnten 
allerdings Intereffengenoflenihaften ſich Zwecke vorſtecken, die mit den Einheitszwecken des 
Staats oder mit der Gleihberehtigung coeriftirender Privaten unvereinbar find, und aus dem 
Recht des Staats, ſeine Zwecke zu beſtimmen, welches, wie wir geſehen haben, ein faſt unbe— 
Ihränktes iſt, Folgt im dieſem Fall feine Pflicht, ſolche Organiſationen, welche mit feinen Gin: 
beitözweden unvereinbar find, entweder zu verhindern oder zurecht zu rücken. 

Robert von Mohl erflärt den Staat für den Organismus zur einheitlichen Entwidelung 
ded gefammten Volkslebens, zur Verwirklichung des Einheitsgedankens im Volke, und alle 
Ihätigfeitsäußerungen bed Staats, aud wenn fie fih nur auf einen Theil der Staatsgenoſſen 
und deren gemeinfame Zwecke beziehen, haben die Entwickelung ded gefammten Volkslebens 
ur Grundlage und Berechtigung; fie find dann nur Nachhülfe im einzelnen, aus dem Ges 
"Höpunfte und Interefle der Einheit. Danach würde alfo die Frage: Was der Staat zu feiner 
Aufgabe machen joll? dahin zu beantworten jein: alles das was erforderlich ift, um den Ein— 
heitsgedanken im Volke zu verwirklichen, um das Geſammtvolksleben eihheitlich fort und fort 
zu entwickeln. Wir machten jedoch bereits darauf aufmerkſam, daß die Frage: was zur ein— 
beitlichen Entwäckelung des Volkslebens gehöre? welches ihre Bedingungen ſeien? ſehr verſchie— 
den beurtheitt werden fönnen. Der Spielraum, den jene Mohl'ſche Beſtimmung der Staats— 
aufgabe für deren pofitive Loͤſung läßt, ift eine Probe auf ihre praktiſche Brauchbarkeit und 
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eines ihrer Verbienfte. Innerhalb dieſes Spielraums prägt fi die entweder centripedale obeı 
centrifugale Individualität der Staaten und Völker aus; innerhalb dieſes Spielraums nehmen 
auch die politifchen Parteien ihre Stellung, welche je nad) den Ergebniffen der Geſchichte ihres 
Volks oder nad ihrem Urtheil darüber, die Staatdaufgabe entweder enger oder weiter geſteckt 
zu ſehen wünſchen. 

Das Leben der Völker iſt auf viel ſicherern Grundlagen einer ethiſchen Beurtheilung zu 
unterwerfen als das Leben einzelner Menſchen. Der Menſch wird durch äußere Verhältniſſe 
erzogen, die ſein Leben mit größerer oder geringerer Gewalt beſtimmen und von dem Veurtheiler 
nicht oder nur unvollkommen gekannt find z dieſes Leben iſt von kurzer Dauer und wir können 
ſeinen Charakter nicht lange in ſeinen Außerungen beobachten; ein Volk aber erzieht ſich in 
der Folge der Generationen ſelbſt, und feine größere Unabhängigkeit, ſein Beruf, die Welt: 
gefchichte mitzugeftalten, bewährt jih gerade darin, daß äußere zwingende Ginflüfle feine 
felbftändige Entwidelung nicht geftört haben. In einer langen Reihe von Jahren entfalten 
und wiederholen fih die Wirkungen des Nationalcharakters; alle Entwidelungs: und Bil: 
dungsmomente treten vor dad forſchende Auge; und in der eit, in der wir leben, erkennen wir, 
fowol was eine Nation aus ſich felbft gemacht hat, ald daß ihre Geſchichte noch mehr ihr eigenes 
Merk ift ald das Leben des einzelnen Menſchen das jeinige. Mit mehr Wahrheit fann man von 
großen Völkern ald von Menſchen jagen: Sie find die eigenen Schmiede ihres Glücks. 

Ein Volk hat feine Individualität zu bewahren; aber dieſe ift Feine flereotype Form; fonft 
müßte es ſich den Ginflüffen ver Erfahrung, der geläuterten Sitte, der fortgefhrittenen Wiſſen— 
{haft uud Bildung ewtziehen; man müßte ſolche Kortfihritte hemmen und verpönen. Seine 
Individualität bewahren, heißt von einem Volke: feine Unabhängigkeit, jein Vermögen der 
felbftändigen Fortentwicelung, feine Selbſtbeſtimmung bewahren. Aber mit Unabhängigkeit 
und unter freier Selbftbeftimmung darf ed nicht blos, ſondern ſoll ein Volk ſich ſelbſt erzieben; 
: d.h. feine guten Anlagen entwideln, feine jhledhten Neigungen und Fehler erkennen lernen, 
befämpfen und überwinden. Langſamer freilich jchreitet die Erziehung der Völker vorwärts 
durch jich jelbit; und die Erziehungsabſchnitte bilden jih aus Jahrhunderten. Es gibt keine 
jugendlichen Völker in dem Sinne, daß jie — wie jugendliche Menſchen, als ein weicherer Stofi 
unter der Hand des geſchickten Bildners fich bildſam bezeigten, um jo erft zu einer Individua— 
lität zu werden; Völker jind urſprüngliche Individualitäten von ſpröderm Stoffe, die nur 
wie reife Männer, durch eine harte Schule des Lebens zu einer dem Lebenöberuf mehr entipre: 
chenden, gegen die Schläge des Schickſals mehr gewappneten, mehr harmoniſchen Ausbildung 
eined in Orundzügen feſtſtehenden Charakters gelangen. 

Und doch gibt e3 der Bildungsmomente und Grziehungsmittel der Völker mannicfaltige. 
Die ethiiche Beurtheilung eine! Volks wird alſo dadurch beftimmt werden, was es in verhält: 
nipmäßiger Zeit und unter der Gunft oder Ungunft ver Umſtäude aus jih gemadt har. Es 
kann ein Eleined, auf engem Raume zufammenmwohnendes Volk nad feiner Geſchichte in der 
ethiſchen Beurtheilung fehr hoch ftehen, wenn es jeine Unabhängigkeit gegen mächtige Nadı- 
barn durch Gemeingeift, Tapferkeit und Staatöflugheit zu bewahren, und rohere, bedrohliche 
Nahbarvöfer in Schranfen zu halten gewußt hat; und e3 kann die einem Volke erbaltene 
Unabhängigfeit, wenn es für ſich abgefchloffen geringe Anziehung übt, und an dem Weltverkehr 
wenig Antheil nimmt, ein ſehr geringes Verdienſt fein. 

Unabhängigkeit ijt ein relativer, vehnbarer Begriff. Nicht blos die Unterwerfung eines 
Volks unter die Macht und die Gejege eines andern beraubt das erſtere der Unabhängigkeit. 
Wenn ein Eulturvolf aus einer welthiftorifhen Veruföftellung, die ihm nicht etwa Durch zufäl— 
ligeö und außerordentliches Kriegsglüdf und gleihlam im Misverhältniffe zu feinen natürlichen 
Kräften zugefallen war, fondern welde ihm feiner ganzen Anlage, Größe und der Beſchaffen— 
heit des Landes nad jahrhundertelang unbeftritten gebührte, wenn ein ſolches Volk, ohne daß 
ſich die natürlihen Grundlagen feiner frühern Macht geändert hätten, ohne daß es in despo— 
tifher Laune und Selbftüberhebuug feine Macht misbraucht hätte, aus folder Stellung ſich 
verdrängen läßt; wenn ed nad) fortpauernd unglücklichen Kriegen aus jedem mit nachhaltigen 
Verluſten ſcheidet; die größern der e8 umgebenden Nationen auf feine Koften ein Übergemicht 
gewinnen — dann hat ein ſolches Volk feine Unabhängigkeit ſchon halb verloren. Bon dem be: 
rechtigten Stolze eines Volks, das erfte zu fein, und fein anderes ſich ebenbürtig zu erachten, 
bis zur gevemüthigten Rejignation, das erſte gewejen zu fein, und bis zum Verluft des Selbft: 
vertrauend; bis zur Anerkennung fremden Übergewichts im Gefühl des Zurückſtehens in man: 
hen wejentlihen Beziehungen der Volfsentwidelung ; bis zur darin gründenden Nahahmıungs: 
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ſucht und Bevorzugung des Fremden; bis endlich zur Geringihägung der eigenen Volksthüm— 
lichkeit — alles das jind, für ein großes Volk, nur Stufen zunehmender Abhängigkeit. Am 
demiitbigenditen ind Dann die zweideutigen Tröftungen, die einen ſolchen Bolfe gefpenvet werben, 
No mit Höflichkeit wird dann z. B. von Fremden über die Deutſchen gejagt: Sie feien, wenn 
auch Der praktiſchen Anftelligkeit ſich jelbft zu helfen und der Thatkraft bar, doch ein Volk von 
Denkern, und ein reflectirend lefenvdes DVolf geworden. Dem Eynismus einer deutfchen Be— 
dientenjeele war es jedoch vorbehalten zu jagen, daß Macht, folglich Geltung vor und unter 
den andern Nationen, nicht der Beruf des deutihen Volks fei. An ein ſolches Volk ergeht in 
der elften Stunde noch die ernfte Mahnung, rückwärts und vorwärts zu fchauen, ob die Bedin— 
gungen jeiner einbeitlihen Entwidelung noch diefelben fein fönnen wie-vormals? ob nicht alle 
Berbältnifie um es herum andere geworden find? 

In Rückſicht auf. feine Gentralverfaflung wird dann nach den Ergebniffen diefer Erwägung 
die Entiheidung fallen: Ob einem jo ernftgeprüften Volke der lare Föderalismus ferner er= 
laubt oder nicht vielmehr der zujammenfaflendere des Bundesftaatd, und wenn auch diefe nicht 
ausreicht, die firaffere des Unitarismus geboten fei? Und wenn eine Nation taujend Jahre 
zwifchen Unitarismus und Föderalismus geihwanft haben follte, jo folgt daraus nicht, daß 
das Schwanken fortvauern müfle, jondern es werden Erfahrungen endlich ihre Früchte tragen, 
wenn nah gebäuften Unglück, bei immer fchwieriger werbdender Zufammenfaflung und fteis 
gender Einſicht in die Gründe des nationalen Verfalld, endlih noch der rechte Augenblid von 
den rechten Männern benugt wird, und dad Glüd noch einmal Gunft bewährt. 

Und da wir von der Stärfe der Völker im Vergleich zu andern reden, wodurd die Kriegs: 
verfaflung eines jeden bedingt it — welchen Einfluß hat nicht dieſe auf die einheitliche Entwicke— 
lung eined Bolf3? Ob der Kern eines Heeres aus geworbenen Prätorianern bejteht, die der 
Ruhm eines Feldhauptmanns und der Durft nah Ruhm und Beute unter die ahnen lodt, oder 
Die Grundlage deffelben das Volk in Waffen ift, das für ſeinen Herd, feine Ehre, Selbfländig: 
feit und Macht einfteht; ob die Gonfcriptiondzeit im zweiten Balle eine furze, oder eine fo 
lange ift, daß der Krieger für andern Beruf untauglidh wird; ob die taftiichen Körper aus den 
Dienftpflibtigen bejtimmter Rekrutirungsbezirke beftehen, ſodaß fie Brovinzialregimenter mit 
dem die verjchiedenen Stämme ded Volks harakterijirenden Typus darftellen, oder ob die Dienſt— 
pflihtigen aus allen Landſchaften planmäßig in die taktiſchen Körper vertheilt werden, ſodaß 
diefe ans Soldaten zufammengejegt find, die allen Lanvestheilen oder Volksſtämmen angehören 
und deren Stammeigenjhajten zu einer Nationaleinheit miſchen und verbinden; ob hier der 
Krieger als ein Mann von Ehre behandelt wird, dort der Prügelſtrafe ausgefegt ift: wer wird 
leugnen, dag nad folden Alternativen ganz verſchiedene Heere entjtehen, und bei häufigen 
Kriegen ganz verſchiedene Volkscharaktere ſich entwideln ? Wer verkennt heutzutage noch, 
welchen Einfluß nicht blos die Übereinftimmung in Farben, Bahnen, Flaggen und Feldzeichen, 
ſondern felbft in Kleidung, Bormation, Erereirreglement und Commando auf das Gefühl der, 
Zufammengebörigfeit, auf das Nationalbemußtjein eines Heeres hat? Aber gerade darum — 
wird diefe Libereinftimmung von der Souveränetät der Ginzelftaaten verworfen, und es hat 
große Mühe gekoftet, daß im deutfchen Bundesheere die einzelnen Armeecorps ih nur über 
gleiches Kaliber und übereinftimmende Signale verftändigten. 

Eine einheitliche Entwidelung des Volkslebens findet da nicht ftatt, wo ein Theil des Volks 
zu Einfluß auf die Regierungsangelegenheiten in Geſetzgebung, Beiteuerung und durd das 
Gewicht einer öffentlihen Meinung auch auf die auswärtige Politik feiner Regierung berufen 
ift, und im Bewußtſein eines höhern Grades von Selbitändigfeit und jenes Einfluſſes an Gefühl 
feiner Würde zunimmt, während dem Nationalcharakter anderntheils, entweder durch gänzliche 
Vorenthaltung jeder Betheiligung des Volks an den öffentlichen Angelegenheiten, oder durch 
Ableitung feiner Thätigkeit von den größern Nationalintereffen auf Fleinere, Örtliche und 
ſtaatsrechtliche Verhältniffe, die mit dem Nationalintereffe nichts gemein haben, das Gefügl 
von Selbjtändigkeit und Würde genommen wird. Cine einheitliche Entwidelung des Volks— 
lebens ift da nicht denkbar, wo einem Theil des Volks die Selbflverwaltung jeiner mit der 
Staatdaufgabe nicht in unmittelbarer Beziehung ſtehenden gemeinfamen Intereſſen überlaflen 
it, während ein anderer Theil, dem Unmündigen gleich, unter Vormundſchaft gehalten, in des 
müthigender Abhängigkeit von bureaukratiſcher Präfectenwirthſchaft, zum Servilismus ers 
jogen wird. 

Nichts ift fo unwiderſprochen ald die Bedeutung für die einheitliche Entwidelung des 
Volkslebens einer gemeinfamen Handels-, Zollgefeggebung und Handeläpolitif, oder, wie der 
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moderne Ausdruck befagt, bed gemeinfamen Güterlebens. Die Zuverficht gebt fo weit, daß 
viele für Deutſchland rathen, nur diefe Einheit des Güterlebens anzuftreben,, das Weitere werde 
ſchon von ſelbſt kommen. Gewiß ift, daß wenn auch mädhtiger Wiverftand und augenblicklich 
vorwiegende Intereſſen, wie 3. B. die Vorneigung der Hanſeſtädte für Bad unbepingte Frei⸗ 
bandelsprincip, die Einigung zu gemeinfamem, großem Handelsgebiet und zu einem großen 
Binnenmarkt lange verzögern können, doch als bedeutfame Thatfache feſtſteht, daß nad voll: 
zogener Bereinigung die materieflen Intereffen fich als weſentlich die gleihen, in Süd» um 
Norddeutſchland, von der Oftfee bis zum Bodenſee, ermwiefen haben, und daß, auch abgefehen 
von den dfonomifhen Verhältnifien, die dadurch gefährdet fein würden, die einmal geeinigten 
Intereffen fich nicht wieder trennen, auseinander zerren und dem flaatööfonomifchen Erperimen— 
tiren Kleiner Regierungen überantworten laflen, ohne einen Schrei der Entrüftung und viel= 
leicht noch etwas mehr den fonft zahmſten und fügſamſten Intereffenten zu entreifen. Es ift 
daher eine querelle allemande, darüber zu ftreiten, ob die Zofleinigung Fleinerer Staaten ntit 
einer Großmacht auch die Solidarität der übrigen politiſchen Intereſſen zwiſchen den zoll 
vereinten Staaten, folglich die politiiche Abhängigkeit der kleinern von der zollverbündeten Große 
macht, zur natürlichen Folge hätten? Wer den Staatövertrag auf dem Fuß der Gleichberechti— 
gung der contrahivenden Staaten abgeſchlofſen, der hat fich formell weder politiſch unterordnen 
noch eine Hegemonie des Großftaats anerfennen wollen ; wer aber eine Gemeinſchaft begründet, 
welder zufolge er mit andern Staaten gemeinfame Ginnabmen und Kaſſen bat, ſodaß 
Staatögelver, von deren geregeltem Bezug die Möglichkeit, die Staatsbedürfniſſe zu beſtreiten, 
in manchem der verbündeten Staaten abhängt, in die Hände des einen Verbündeten nur durd 
die VBermittelung ded andern gelangen fünnen, der hat gewiß und zu feinem beften der Mög: 
lichkeit vorgebaut, daß folche Verbündete jemals in verfchirbenen politiihen Lagern gegenüber: 
ſtehen, fowie die gollverbundene Großmacht als folche eine beftimmte politifche Richtung verfolgt. 

Eine allmählich anzuftrebende gleihe Gefetzgebung bezüglid der ermaigen Abgaben von 
inländifhen Verzehrungsgegenftänvden wird al& eine nothwendige Folge einer gemeinfamen 
BZollgefepgebung betrachtet; das Bedürfniß gleihmäßiger Orundfäge über die Beftrafung der 
Eontraventionen gegen die Steuergefege kann allmählich und follte conſequenterweiſe zu einem 
übereinftimmenden Strafredt und Strafverfahren führen. 

Auf einem geeinigten Handels- und Induftviegebiete mußte ſich das Bedürfniß eines ges 
meinfamen Wechſelrechts geltend mahen. Das Givilreht läßt fich nicht wol in einzelnen 
Teilen reformiren, ohne daß das Ganze davon berührt wird. Died mag den Umfang und die 
Bedeutung der einheitlihen Intereſſen andeuten, die durd ein geeinigtes Handelsgebiet zur 
Entmwidelung kommen. 

Aber auch abgejeben von diefem Motiv: die Wichtigkeit eines nationalseinbeitlichen 
Rechts für dad Bemußtjein der Zufammengehörigfeit, alfo für die einheitliche Entwidelung 
einer Nation, ift ein von den Männern der Wiſſenſchaft längft entſchiedener und erfchöpfter 
Gegenſtand. Dafı die rechterzeugende Autonomie der Corporationen des Mittelalters der ein- 
heitlihen Entwidelung des Volkslebens nicht günftig war, wird allfeitig eingeräumt. Sollen 
wir hervorheben, welchen Ginfluß ein verſchiedenes Rechtsbewußtſein über einzelne Privat: 
rechtslehren bei den verſchiedenen Stämmen veflelben Volks auf die einheitlihe Entwidelung 
des Volkslebens und des Volfsharafters ausüben fünnen; und wie ſchwer es tft, we jolde 
Rechtolehren feit Jahrhunderten in verfchiedener Richtung ſich entwidelt haben, die Wirkungen 
ſolchen verfhiedenen Rechtsbewußtſeins wieder auszugleichen, jo wollen wir als Beifpiel nur 
die Lehren von Primogenitur und Majorat, erftere zugleich in ihrer Anmendung auf Bauer- 
güter und die daraus folgende Theilbarfeit oder Untheilbarfeit derfelben, hervorheben. Se 
nachdem die eine oder die andere befteht, ift der Bauernftand ein ganz anderer. 

Mir wollen jchließlih die unermefliche Bedeutung der WVolfsbildungs = und Jugend: 
erzichungsanftalten für die einheitfibe Entwidelung des Volkslebens berühren, nicht blos 
der Schulen aller Art, fondern aud der Volksſpiele, der Kunftanftalten, ver nothwendigen 
Handreihung ded Staats an Wiflenfhaft und Kunft, um es in das Licht zu ftellen, wie um- 
faffend die Aufgabe des Staats gedacht werden fann, wenn fein Organismus fi aud nur auf 
die Gntwidelung des einheitliben Volkslebens beihränft. 

Aus der Geſchichte und den daraus zu erfennenden Bedürfniſſen feines Volks bis zur feiner 
Zeit hat der Geſetzgeber die Motive zu fhöpfen zu der gejeglich zu beftimmenden Tharfache, was 
die einheitliche Entwickelung des gefammten Volkslebend von dem Organismus bes Staats zu 
fordern habe; und der Staat ift, wie wir gejehen haben, nothwendig felbft Richter darüber, 
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welches berechtigte Interefle er zu dem Ende zu ſchützen oder in die Hand zu nehmen habe, 
Was num nad) dem Urtheil des Staats und nad feinen Geſetzen von gemeinfamen Interejjen 
bad Geſammtvolksleben und jeine Entwidelung nicht berührt, das bleibt der Gefellichaft zu 
ſelbſtändiger Geftaltung, wie es die verfhiedenen Anſprüche, Bildungsitufen, Mittel erlauben 
oder erfordern, Aber niht darauf beſchränkt ſich das Feld der Selbftregierung 
des Volks. 

Man gebraudt häufig für ‚„Selbftregierung des Volks“ — ald ob auch anderes darunter 
verftanden werden könnte — dad engliihe Wort „Selfgovernment“, weldyes do nur daſſelbe 
befagt. Es geihieht died wol aus dem Grunde, weil mit den engliihen Worte gleich auch die 
in England befannte Sache bezeichnet ift, während man ji über die une wie über das ent⸗ 
foredende Wort unter Deutſchen erit verftändigen muß. 

Diejenige Ihätigfeit für gemeinfame Zwecke wird unter — des Volks nicht 
verſtanden, welche nach der politiſchen Theorie, daß das Volk die Quelle aller Staatsmacht ſei, 
von dieſem ald Ausfluß feiner unterſtellten Machtvollkommeunheit ausſchließlich und ohne Con— 
currenz anderer Staatsgewalten zu üben wäre, und welche nach jener Theorie den Begriff der 
Volksſouveränetät bildet. 

Ebenſo wenig iſt aber, was man unter Selbſtregierung des Volks verſteht, auf die Thãtig⸗ 
keit der Intereſſenten für ſolche gemeinſame Zwecke beſchränkt, welche lediglich aus dem Privat: 
leben der Bürger eutſpringen und die Aufgabe des Staats micht berühren. Selfgovernment 
findet Anwendung auf die Sphäre der dem Privatrecht angehörenden gemeinſamen, aber frag: 
mentariſchen Interejjen, wie auf eine Vielheit folder, die ver Staatdaufgabe heimfallen. In 
legterer Beziehung gewährt jelbft der orientaliſche Despotismus der Selbftverwaltung des Volks 
in der Gemeinde einen weiten Spielraum, Gr thut died nicht, um Damit der Freiheit feine Huldi— 
gung darzubringen, jondern weil er ed für feine Aufgabenicht hält, Wohlfahrtspolitif im Detail 
zu treiben. 68 leitet ihn dabei ein viel richtigerer Inftinet, als in der entgegengelegten Auf— 
faffung, von welder der jogenannte aufgeflärte Despotismus in Staaten mit übertriebener 
Gentralijation ausgeht, Weisheit zu erkennen if, indem dieſer, nadı der Natur des Despotismus, 
die Fähigkeit des Volks zur Selbftregierung ebenſo fehr unterſchätzt, als er ſich über feine eigene 
Krälte und Mittel täuſcht. Erſt dadurch, daß die Selbftregierung bes Volks auf dem ganzen 
Felde der gemeinjamen Zweite des Privatlebens ſich thätig erweift, zugleich aber dieſe Selbit- 
tbätigfeit des Volks auf die Sphäre der eigentlichen Staatsdanftalten oder ſolcher Drganifationen 
ausdehnt, welde die einheitliche Entwidelung des Volkslebens zu nahe berühren, ald daß der 
Staat fie ganz ji jelbit und der autonomen Ihätigfeit ver Bürger und Intereffenten überlajjen 
möchte — erft dadurch bereichert jie ven Inhalt des Freiheitöbegriffd und wird zum praftiihen 
Zwed ver politiihen Freiheit. 

An dem jo bezeichneten Charakter der Selbitregierung des Vollks, der fie zum prafti- 
chen Zwed der Freiheit macht, wird dadurch nichts geändert, dap in unſerer Zeit zahlreiche, 
centralijirtefte Staaten die Pyramide der politifhen Freiheit auf den Kopf geftellt, und 
das Schaugerüfte der politifchen Freiheit in einer vepräjentativen Verfaflung aufgeführt 
haben, nad welder eine Berheiligung des Volks an der Staatögejeggebung und höchſten 
Staatöregierung gefordert wird, ohne dan Selbftregierung ded Volks in den engern Kreifen 
deö gemeinjamen und Öffentlichen Lebens beftände, Es ift dieſes Verkehrte in Frankreich, duch 
die ganze Periode der Revolution hindurch, und unter allen Verfaſſungen, welde dieſe gebracht 
bat — es ift aber auch in Deutſchland geſchehen. Da ſolcher Staatseinrichtung der Aufbau der 
Selbſtregierung von unten auf fehlte, derſelbe auch von oben herab nicht genügend nachgeholt 

wurde, fo ift das Product nicht politiſche Freiheit geworden, ſondern es entwickelte ſich aus dieſen 
und andern Umſtänden ſeit 1815 jener, die Formen ohne das Weſen des engliſchen Varlamen— 
ta rismus nachnahmende Scheinconſtitutionalismus, welcher, bei unfreier Preſſe, bei ſchlechten 
Wahlgeſetzen und bei durch Beamtenwirthſchaft beherrſchten Wahlen, die öffentliche Meinung 
hinderte zu ihrem wahren Ausdruck zu gelangen. Unter der Herrſchaft dieſes Scheinconſtitu— 
tionalismus wurde die in den Kammern berufene, abhängige Intelligenz eingeſchüchtert und 
corrumpirt; die thatſächlich abſolute Reglerungsgewalt der Verantwortlichkeit für ihre Thaten, 
indem man dieſe von einer unfreien Repräſentation gutheißen ließ, enthoben; uno da die zwei 
extremiten Barteien, der Abſolutismus und die pejfimijtiihen Begünftiger ver Anardie, nicht 
ohne Erfolg mitteld Ausbeutung des Unverftandes der Menge darauf hinarbeiteten, daß dem 
Syſtem der Verfaffung die Fehler zur Laft gelegt wurden, melde entweder auf Rechnung ber 
Gleichgültigkeit und Fahrläſſigkeit eines auf feine Rechte nicht hinreichend eiferfüchtigen Volks 
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fommen, oder welche in unfertigen , für jedes Verfaſſungsleben untauglihen Staatszuſtänden 
lagen, oder welche endlich zufällige over beabfichtigte, aber bei einem in feine Verfaſſung ein- 
gelebten Volke nicht unvermeidliche waren, fo wurde die ganze Form ber monarhifh-reprä= 
fentativen Verfaſſung, um ihrer aus diefen Gründen zu erflärenden Unwirkſamkeit willen, bei 

der unverftändigen oder unfritifhen Menge in Misahtung gebracht, und der maßvollen Ari: 

heit jelbft ihre Zukunft zu verderben geſucht. 

Diefer Scheinconftitutionalismus culminirte in Frankreich bis 1848, von wo an, unter 
Verhöhnung-aller natürlichen Folgerungen der wahren Repräfentativverfaffung, unter Bei- 
behaltung der leeren Formen derfelben, das allgemeine Stimmrecht zum Recept der abfoluten 
Monarchie wurde. 

Auf den Begriff-ver Selbftregierung des Volks zurückzukommen, wird diefer alfo dahin zu 
beftimmen fein, daß fe theild in der frei fich rührenden, anorbnenvden und verwaltenden Thätig- 
feit ver Genoſſen befteht; eine Thätigkeit, melde in ihren Wirkungen bindende Rechtsnormen für 
diefe Genoffen erzeugt für die gemeinfamen Zwecke und dad gemeinjame Leben in ſolchen In 
terefiengenoflenchaften, deren Zwecke und Ordnungen gefeßgebend zu regeln der Staat zunächt 
nicht für jeine Aufgabe hält; daß fie anderntheils befteht in derjenigen, ſei ed auf Grundlage 
eigenen Rechts geübten, fei es repräfentativen Thätigfeit dev Bürger für weſentlich ftaatlice, 
d. b. aud dem Organismus für das gefanmte Volksleben ſich ergebende Zwecke in dem organi: 
ſchen Staate, in welchem bei der Ordnung und Belebung ganzer Kreife auch des ftaatlichen kLe— 
bend der Rath und die Mitwirfung ver Bürger erfordert wird (Kandes-, Provinzial=, Kreis: 
vertretung und Verwaltung); daß fie endlich befteht in der innerhalb vom Staat gefegter 
Schranken auszuübenden, anorbnenden und vermwaltenden Thätigkeit der Bürger für folde 
corporative Organifationen und ihre Zmede, die, wie die Gemeinden, Marfgenoflenichaften, 
Deichverbände, Adeldcorporationen, Organifationen von gemifchter, privatrechtlicher und flaatd: 
rechtliher Natur find, und gleihfam unabhängig von vem Willen der zeitlichen Tbeilbaber 
befteben. Die innere Ordnung diefer Organifationen und die Handhabung derſelben find 
für die Wohlfahrt der Gejammtheit des Staat? und für die Entwidelung des Volkslebens 
von fo hoher Beveutung, daß der Staat in diefer Nücficht gewifle Garantien durch Beftim: 
mung der Berfaffungen derfelben in allgemeinen Umriffen und durch Gontrole ver Einhaltung 
derjelben id, wird verfchaffen müffen, während er die Ausführung und Belebung diefer Ord- 
nungen in größerer oder geringerer Ausdehnung der Selbftthätigfeit der zeitlihen Inter: 
effenten an jeder einzelnen diefer Organifationen überläßt. Gin Hauptgrund des Unterſchiede 
zwifchen der franzöſiſchen und deutſchen Entwidelung in Beftimmung und Löſung der Staatk- 
aufgabe liegt darin, daß der Sinn und die Neigung für Selbftregierung des Volks in jeinen 
fragmentarifchen gemeinſchaftlichen Intereflen in Sranfreich bei weitem weniger entwidelt ik 
als unter den germanischen Völkerſchaften, vaß ein nationales Gefammtgefühl, das wieder nad 
Selbftverwaltung in dev Gemeinde verlangt, in Frankreich nicht vorhanden ift. Um jo mebr 
fühlen fi die Franzoſen angetrieben, einer einheitlihen Autorität ſich menigftend äußerlich 
unterzuordnen, und diefe Eigenſchaft hat bei dem Einfluß, den franzöfifhe Staatsgrundfäge 
feit 200 Jahren auf Deutichland geübt haben, die Gentralifation der Staaten mächtig gezeitigt. 

Die Gemeinde, welche ald felbftändiger, in feiner Individualität geſicherter, ſich ſelbſt re: 
gierender Körper ber Eckſtein jedes freien Staatsweſens ift, erfcheint in Frankreich ald ein blo- 
Ber Staatöverwaltnngsbegriff; die franzöfifchen Gemeinvebehörven, fo uneigentlich noch 
jegt „Municipalites” genannt, während doch das römifche jus municipale fo weientlich die auf 
privatrechtlihe Corporation unterftellt, find blos nod die unterften Stufen der Staate: 
verwaltungsmafchinerie ; die Gemeindefreiheit, dieſe unentbehrlide Schule der Selbftregierung, 
ift nicht einmal dem Namen nad vorhanden, und nur wenige laffen fih träumen, daß die 
Staatäfreibeit ohne dieſelbe nicht beftehen könne. Zwar ift erft in der Revolution die felbftändige 
Gemeinde bis jelbit auf den Namen vernichtet worden; aber die fociale Revolution, wodurch 
die legtere fo jehr erleichtert wurde, die Nichtahtung des Gemeindebegriffs und die Gentrali: 
fation aller Gefellihaftsgewalt in der Staatögewalt, ift der politifhen Revolution voraus: 
gegangen und war vernichtend für die Zukunft ver Freiheit. Alle nachfolgenden Revolutionen, 
welche die politiihe Freiheit zum Ziele nahmen, beftanden nur in Anläufen, die an dem man: 
gelnden Sinn des Volks für Selbftregierung fcheiterten. 

In Deutſchland ift es, was die noch herrſchenden Staatötheorien von dem Verbältniß der 
Gemeinden im Staate betrifft, zwar nur um weniges beffer beſchaffen als in Frankreich; aber 
wefentlich beffer ift e8 mit der allgemeinen Meinung von dem Recht und von dem Bedürfniß 
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iner ſelbſtändigen Gemeinde beftellt. Über diefe deutiche Anfhauung hat die Staatötheorie, 
welde wir mit der Nahahmung der franzöſiſchen Geniralifation überfommen haben, nicht 
allein nichts vermocht, vielmehr ift die legtere in Deutfchland ſeit ſchon längerer Zeit auf dem 
Rüdzug vor der darin entfchiedenen öffentlichen Meinung begriffen, auf dem fte durch Schein- 
conceffionen mol nod Stellungen zu nehmen ſucht, die aber nicht fange mehr haltbar bleiben . 
werden. 

Benn wir fagten, daß dem franzöſiſchen Volk ver Sinn für Selbftregierung fehle, fo gibt e8 
doch gewiß auch in Frankreich Coterien (feine politifchen Parteien), welche „Decentraliſation“ 
und ſelbſtän digere Bewegung der Provinzen und Gemeinden für ein nationales Bedürfniß aner- 
kennen und dieſe Doctrin verfünden; aber tbeild wird der Begriff von Gentralifation und Des 
ventralifation ganz falſch aufgefaßt, wie wir bereits erörtert haben; theils wird diefe Doctrin von 
er öffentlihen Meinung Frankreichs nicht in Hinreihendem Maße getragen und unterftügt. Die 
Fähigkeit zur Selbftregierung und fomit zur politiihen Freiheit ruht nicht in der Bildung eins 
zelner, fondern in einem Gejammtgefühle der meiften. Die Franzoſen find ein gebildetes Volk; 
ein Volk wurden fie genannt „voll bumaner Inftincte” ; aber es fehlen ihnen weſentliche Eigen— 
ihaften, ohne welche Selbftregierung unmöglich ift, und fie müflen fich dabei noch gefallen Iaf= 
ven, daß dieſe Unfähigkeit zur Selbftregierung durch die eigenen Organe ihrer aus den Votum 
der SM. Stimmen beruhenden Regierung zum Verdienſt ihmen angerechnet werde. Jene 
Gigenthaften And: Achtung vor der Vergangenheit und dem Hergebrachten, ohne ſich dabei der 
Erfahrung und der Entwicelung zu verihließen; Genügiamfeit bei ſchmalem Erwerb; frieds 
liter Sinn, der auf das Erhalten und Fördern auch im engen Wirkungskreiſe gerichtet ift. 
Nichts hat den Sinn für Selbftregierung in den engern Kreiſen des gejellihaftlihen Lebens 
in Franfreiß mehr untergraben ald die weltbeherrfhenne Rolle, melde Frankreich feit 
Ludwig XIV, angeſtrebt, und melde die Nation gemöhnt hat, das Auge ganz auf den einheit 
lichen Staat gerichtet zu halten, ganz im Staatszwed aufzugeben, und von der Staatöregierung 
alles zu erwarten. Nur folhen Gewinn hat auch Guizot im Auge gehabt, ald er in feiner 
„Histoire dela eivilisation en France‘ (49. Borlefung) ſich alfo ausſpricht: „Auch ich bin über: 
zeugt, daß, alles zufammengenommen, die Gentralifation, welche unſere Geſchichte harakterifitt, 
Franfreih einen höhern Grad von Wohlfahrt und von Größe, glücklichere und glorreichere 
Shitungen eingebracht babe, als e8 erfahren haben würde, wenn die lofalen Inſtitutionen, bie 
lekalen Unabhängigkeiten, die lofalen Ideen in demſelben jouveräne oder ſelbſt nur vorherr— 
ibente geblieben fein würden. Ohne Zmeifel, wir haben etwas verloren bei der Niederlage der 
Gemeinden des Mittelalters ; aber, nad) meiner Anficht, nicht fo viel, ald man es und einveden 
mochte.“ 

Vieles iſt in dieſer Stelle zuſammengeworfen, was, um zu ſolchem Urtheil zu gelangen, 
hätte auseinander gehalten und unterſchieden werden müſſen: wie z. B. „die lokalen Inſtitu⸗ 
tionen“ und „die lokalen Unabhängigkeiten“, die in ihrer Wirkung zu ſehr verſchiedenen Ne: 
fultaten führen können. Lokale Inftitutionen erhöhen ven Gemeingeift, welder durch die Ent⸗ 

fernung der Bürger von aller Theilnahme an den öffentlichen Angelegenheiten vernichtet wird; 
lokale Unabhängigkeiten dagegen, und gar „ſouveräne“, ziehen, wenn ſie Sonderſtellungen 
mit ſich bringen, die ſich ſelbſt genügen wollen, vom Gemeinweſen ab und ſchwächen daſſelbe. 

Deutſchland iſt von ſeiner Höhe herabgeſunken, ebenſo ſehr dadurch, daß ſeine thatkräftig⸗ 
ſten Kaiſer den Blick zu ſehr ins Weite getragen, und das Nähere, was noth that, „die lokalen 
Ideen und Inſtitutionen“ minder beachtet haben; als dadurch, daß die lokalen Unabhängig: 

feiten, eben aus dem erften Grunde, zu einer zu großen Geltung gekommen, „Touveräne‘ ges 
morden find. Frankreich hat gewiß wohlgethan, „die lokalen Unabhängigkeiten“ nieberzuhalten, 
und den Weg über fie hinaus zur Reichseinheit, und dadurch zu feiner ftaatlihen Beſtimmung, 
ih zu bahnen; aber es bedurfte dazu nicht Vernichtung allerlofalen Inftitutionen, nicht der 
gänzlichen Abtödtung der ſelbſtändigen Berfönlichfeit der Gemeinden; und es zeugre von feinem 
gefunden Zuftande, wenn neulich das „Journal des Debats ” die Urſache der Unbedeutendheit 
Yet Departementalpreffe und des äffentlihen Lebens in den Departements überhaupt in dem 
Verlangen der Franzoſen begründet fand, lieber den hundertſten Plag in Paris als den eriten 
in ihrer Heimat einzunehmen. j 

Und da wir an eine Stelle von Guizot angefnüpft haben, fo fei ferner erwähnt, daß er im 
weiten Theil feiner neuerlich erſchienenen „Mémoires“ über die „Folgen der Centraliſation 
und des Beſtrebens““, mittels ver Beamtenwelt die Allgewalt des Staats über jede Erinnerung 
"rüherer Selbſtändigkeit zu fegen, nachdem die Regierungsmittel, welde einer jocialen Sub: 
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orbination entfpringen, entfräftet over befeitigt find, ſich alfo ausprüdt: „Man war fidh des 
Übels wohl bewußt, und um ihm abzubelfen, ſuchten alle Cabinete von 1816—48 eineötheils 
den lofalen Apminiftrationen eine größere Unabhängigkeit zu geben, anderntheils die natär- 
lichen Autoritäten, welche aud in ven demokratiſchen Gefellichaften aus dem Ginfluß des Gruud⸗ 
eigenthums, der Induftrie, ner Traditionen hervorgehen, zu heben, und demnächſt durch dieſe 
einen vermehrten Einfluß auf das Rand auszuüben.” Aber in folder Weiſe laflen jid neue 
Autoritätdelemente nicht Schaffen. Solange man noch von lokalen Apminiftrationen fpriät, 
denen eine größere Unabhängigkeit gegeben werben foll, befteht feine ſelbſtändige Gemeint: ; 
und eine Ariftofratie, welcher Art fie auch fei, kann erft da anfangen ſich naturwüchſig zu bilden, 
wo ihre Autorität in Ermangelung einer andern eine gewünfchte und gemohnge wird. Als Hülfe- 
perfonal der Präfecten und Lüdenbüßer wird eine ſolche Ariftofratie zu natürlichem Anfeben 
niemals gelangen, 

Der Anfprud an Selbftregierung des Volks ift ein in deutſcher Geſchichte und in deutſcher 
Rechtsanſchauung tief begründeter, weldhen der Despotismus wol vorübergehend brechen oder 
in feiner Ausübung niederhalten, aber nicht verhindern fonnte, daß er immer wieder auflebt, 
und daß als die beſte Bolitif der Staaten diejenige ji erwiejen hat, in weiten Umfange ibm 
Rechnung zu tragen. 

Werfen wir einen flüchtigen Blick auf die geſchichtliche Entwickelung der Staaten, ſo finden 
wir die Thatſache der Selbſtregierung des Volks in mannichfaltigen Beziehungen des öffent: 
lihen und des Privatlebend. Sie fam in den älteften Zeiten zur Geltung, ald Das gemeine 
Recht der Freien, ſowol in der Gemeinde, der Gent und dem Gau, in welchen beiden legtern 
Drganifationen der fönigliche Beamte in Verwaltung und Rechtſprechung dur das dabei mit: 
teld der gewählten Schöffen felbftthätige Wolf untertügt wurbe; ald aud durch entidri- 
dende Mitwirkung der Freien zu der Neihsregierung, auf den Placitis oder Reichstagen. 

Der die Gemeinfreiheit untergrabende Lehnsſtaat fchuf oder vermehrte die Standedunter: 
ſchiede, und damit das Privilegium einer erweiterten Berechtigung zur Selbitregierung für bie 
bevorzugten Stände. Wo fo viele öffentliche Gewalt in Privateigenthum übergegangen war, 
und aud ohne dieſen Grund, mußte ji, bei der vorzugsmweijen Geltung des perſönlichen und 
genoſſenſchaftlichen Anſpruchs im Lehnsſtaate, die Autonomie der Familien , d. h. die Befugnis 
derfelben, mit vechterzeugender Kraft ihre Familienordnungen zu beftimmen, von felbit verſtehen. 

Biele Dörfer und Diftricte waren dann nur nod von unfreien Leuten (Hörigen) bewohnt, aber 
die Verfaffung der Gemeinden blieb im weſentlichen diefelbe, in den von Unfreien ebenio wie 
in den von Freien bewohnten; in den erjtern allerdings’ unter dem gefteigerten Einfluß der 
Grundherren auf die Wahl der Ortövorfteher. Das Gemeinderecht der einen wie der andern 
war durhbroden durch die Gremtionen der Privilegirten (der Mitterbürtigen, Kleriker mit 
ihren beiderjeitigen Hinterſaſſen, wie auch ver Pfahlbürger ver Städte). 

Aus der Geſammtheit der Gemeinden treten mehr und mehr und immer zahlreicher die pri- 
vilegirten Stadtgemeinden hervor, deren Selbftverwaltung ven Staat im kleinen darfellte. 
In der Schöffenbarfreiheit, d.h. in dem Recht als Schöffe gewählt werben zu fönnen, um Urtheil 
mit zu finden, hat die Selbitverwaltung der Juftiz dur das ſchöffenbar freie Volk jehr ver: 
ſchiedene Stadien durdlaufen. Das Recht der Einigung war das gemeine Recht aller Freien 
und erzeugte nicht blos, ald den mächtigſten Ausdruck dieſes Einigungsrechtes, die deutſchen 
Städtebündnifje mit ihrer für bejtimmte Zwerfe geeinigten Selbtregierung, welche, wie die 
Hanſa, ohne völferrehtlihen Geltungsact, blos auf Grund ihres gemeindeutjchen Einigungs— 
rechts, zu welthiftorifhen Territorial: und Seemächten ſich erhoben; fondern es ſchuf auch dieſes 
gemeine Recht der Ginigung Genoſſenſchaften anderer Art unter einzelnen Freien: innerhald 
der Städte die gewerbliden und Kandeldinnungen; außerhalb der Städte zu Schug um 
Trug die ritterfchaftlihen Gorporationen; endlih, bei mehr entwidelter Landeshoheit, die 
Einigungen ver Landichaften, fpäter Landſtände genannt, unter ven landſäſſigen, privilegirten 
Territorialftänden, welche auf Grund ihrer zu Schug und Trug gejchloffenen Einigung nicht 
bios ji jelbit, fondern in manden Reihslänvdern allmählich auch das Territorium mit vegier: 
ten, in welchem jie landſäſſig waren. Das Recht aller wehrpflicgtigen Freien, auf Neichätagen 
zu erſcheinen und ihre Stimme mit abzugeben, war zu einem Recht der Reichsſtände einge: 
ſchrumpft, die ihre Landſaſſen auf Reichstagen von Rechts wegen zu repräſentiren hatten. Bei 
concentrirterm Zuſammenwirken der geringern Zahl von Berechtigten, von denen außerdem 
viele weggeblieben, während die Kurfürſten als Führer immermehr in den Vordergrund traten, 
wurde zulegt von diejen dad Mitwirkungsrecht zu der Neihöregierung in jo intenjiver Weile 
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geübt, baß die vormals einheitlihe monarchiſche Reichöregierung, vermöge weldyer der Kaiſer 
die plenitudo potestatis sive imperii batte, allmählich zu einer bloßen Gonföderation herab: 
gedrüdt wurde, in welder dem Kaifer nur noch die Leitung der Reichsgeſchäfte, gleihfam als 
einem primus inter pares zuftehen follte. Dieje Ufurpation der dieGentralgemwalt abſorbirenden 
Selbftregierung der vorzugdweife Privilegirten endigte mit der gänzlichen Auflöfung des Reichs 
und mit jeinem Zerfall in die fouveränen Einzelftaaten. 

Es kann nicht die Abficht fein, die Gejchichte der Selbftregierung des Volks in den mannid:= 
faltigen, vorftehend angeveuteten Beziehungen zu verfolgen, es fommt und darauf an, für das 
dringendſte heutige Bedürfniß der Selbftverwaltung die Anfnüpfungspunfte feftzuhalten, und 
dieſe liegen in Deutſchland mehr ald irgendwo fonft in der Freiheit ver Gemeinde, wovon die 
Tradition fi durch alle Revolutionen hindurch erhalten hat. Die Gemeinde ift nicht allein vie 
Geſellſchaft, in welcher jih primitiv die Selbftverwaltung des Volks verſucht und geltend gemacht 
Hat; es ift auch diejenige, welche, ihrer Natur nah, am mwenigften dem Wechſel und Wandel 
unterliegt. Die ſtaatenbildende und ſtaatenregierende Macht fann willkürlich, oder nach gewiſſen 
zeitlichen und wandelbaren Rückſichten, eine Mehrheit von Gemeinden zu größern oder kleinern 
territorialen Einheiten zufammenlegen; diefe Einheiten (vormals Gent, Gau, Grafſchaft, Her- 
zogthum, jegt Amt, Landgerichts-, Landraths-, Regierungsbezirk, Kreis, Provinz, Kron- 
land) und ihre Zufammengehörigkeit find dann eine Fiction der Macht oder des Geſetzes. Aber 
bie einzelne Gemeinde ijt feine Fiction des Geſetzes; fie befteht nicht durch den zeitlichen Staat, 
oder doch nur fehr ausnahmsweiſe; die Gemeinde ift in der Regel dem zeitlichen und verän- 
derlichen Staate voraudgegangen und wird nach ihm fein; fie ift dad Product einer Zufammen- 
gehörigkeit der in ihr zufannmenlebenden, Schug und Nahrung in ihr findenden Bamilien, das 
erfte nabebei unveränderliche Element jedes Staats; fie ift, weil fie iſt. 

Die genaue Kenntniß des Beilandenen und ded Gewordenen ift die Grundlage eines ge— 
funden und nachhaltigen Fortſchreitens zum Beſſern; indem wir daher die Verfaffung ‚der 
Gemeinden befprechen, wollen wir unterfuhen: Was war — worin beſtand die Gemeinde: 
freibeit? j 

Auf die Ungleichheit in der Berfaffung der Gemeinden haben wir hingedeutet. Die Ver: 
ſchiedenheit in der Berfaffung der Stadt: und der Landgemeinden ift ver Ausbildung des Lehn- 
flaatd — und wahrfcheinlich nicht blos bezüglich der deutſchen Städte römischen Urfprungs — 
voraudgegangen. Unter ven Randgemeinden (Dörfern) urjprünglid deutfher Nationalität 
ind ferner diejenigen zu unterfcheiden, deren Bewohner Freie blieben, von denen, deren Be: 
wobner in ein Hörigfeitäverhältnig gebracht wurden; wir glauben aber annehmen zu dürfen, 
daß diefer Unterjchied Feine weſentliche Verſchiedenheit in dem Gemeinderecht, in dem Gange 
der Berwaltung der Dorfgemeinden hervorgebracht haben werbe, nur daß in den Dörfern 
im Hörigfeitönerus der Grundherr auf die Wahl der Vorſteher (Schultheigen, Bauermeifter) 
einen größern Einfluß gewonnen haben wird, auch bier und da dieſe Wahl der Vorfteher durch 
bie Gemeinden ganz abgefommen und der Borfteher von dem Grundherrn überhaupt abhängis 
ger geworden fein mag. Doch blieb die Jurisdiction über die Nichteximirten in der Gemeinde, 
bezüglich aller Rechtsſachen, die nicht ihrer Natur nad vor das Gent= oder vormals Gaugericht 
gehörten, alfo bezüglich Kleiner Schuldſachen und geringfügiger Frevel, in der Hand der Gemeinde— 
behörde, die aus dem Vorſteher und ven Schöffen beitand, welche legtere zu allen Zeiten von den 
Gemeinden gewählt, fpäter aber von den Grundherren, beziehungsweife Vögten, auf Vorſchlag 
beftätigt wurden. Der Autonomie diefer Gemeindebehörde war auch die Verwaltung der Ge— 
meindeangelegenheiten nach jelbftgefundenen Normen weſentlich überlaffen, indem ji Territg- 
tialherren und Bögte wenig darum befümmert haben. 

Gin viel intenfiverer Hörigfeitänerus der Landgemeinden wurde aber in denjenigen Theilen 
Deutihlands, die vormals von ſlawiſchen Stämmen bewohnt und der germanifchen Nationalität 
erft allmählich erobert worden waren, wurde längs den Geftaden der Ditfee und bis gegen die 
Eibe herab aus dem Verhältniß der Eroberer zu den Eroberten begründet. Bon einem Ge: 


meindereht nad) deutſchen Begriffen konnte in folhen Gemeinden lange Zeit Feine Rede fein, _ 


indem der Grundherr in allen VBerhältniffen Obrigfeit wurde und alle Gewalt, welche die Ge: 
meinde berühren Eonnte, in fi vereinigte. Die daraus hervorgegangene Verſchiedenheit in der 
Verfaſſung der norddeutſchen Kandgemeinden reicht in unfere Zeit herein. 
Die Städte waren entweder römifchen Urſprungs und hatten in der Verfaſſung römiſche 
Traditionen bewahrt, oder die ſtädtiſche Eigenſchaft war vom Lehnäftaat in feiner jpätern Ent- 
Staats⸗Leriton. III. —J 30 
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wicke lung verllehen, da Öfferttliche Gewalt lehnsweiſe, doch zu eigenem Recht, von Individuen 
wie von Corporationen erworben werden konnte. 

Mit der ſpätern Entwickelung des Lehnsſtaats, welcher die Gemeinfreiheit untergrub 
und Frele zu Hoͤrigen machte, waren, als Zufluchtsorte der Freiheit, Städte *) zahlreicher ent⸗ 
ſtanden. Der wachſende Einfluß der chriſtlichen Kirche hatte im 10. Jahrhundert nah und 
nad alle Bifhofsfige zu Immunitäten geftaltet, in welchen die Grafengewalt von biſchöflichen 
Bögten gehandhabt wurve, und da um diefelbe Zeit die Kaifer große Diftricte, im welchen fai- 
ferliche Herrſchaften Tagen, zu befondern Reichsvogteien erhoben, fo bekamen aud andere Städte 
die VBerfaffung einer geiftlihen Inımunität infofern, als aud hier die Grafengemwalt auf einen 
beſondern Eaiferlichen Vogt überging. Solche Städte waren theils ſchon befeftigt, als fie das 
Stadtrecht erwarben, oder fle lehnten fi an eine Burg an, und wurden dann, in Verbindung 
mit diefer, weiter befeftigt. In jedem Falle war Befeftigung, und die Pflicht der Bürger, die 
Stadt felbft zu vertheidigen, während die Burgen mit Dienftleuten (Burgmannen) des Kaifers, 
Biſchofs over Landesherrn befegt und von diefen vertheidigt wurden, die unterſcheidende urfprüng- 
liche Eigenſchaft der deutſchen Städte, d. h. derjenigen, die nicht römifchen Urſprungs find. Die 
Grundlage der Berfaffung aller dieſer Städte be; zeichnete man ebenfotwol mit dem Außbrude: 
„Weichbildrecht“, obgleich dieſer Ausdruck feinen Urſprunge nah — indem er eine geheiligte 
(„weich“ ift sanctus) Grenze ımterftellt, innerhalb welcher von der biſchoflichen Gewalt der 
Gottesfriede gewährt wurde — nur auf Biſchofoſitze paßte. 

Das 12. Jahrhundert verwandelte die Städte in ganz etwas anderes, als ſie, ihrem Ur— 
ſprunge nach, ſein ſollten; aus bloßen Immunitäten wurden ſie falbſanvige, d. h. nach eigenem 
unbeſchränktem Gemeinwillen regierte Corporationen. Dieſe Veränderung ging unter dem Ein: 
fluß der römischen Rechtsanſchauungen und Traditionen wor fi, deren ſpätere vorberrfähende 
Geltung in anderm Betracht fo nachtheilig wirkte. Die erften Bifhofsfige finden wir in ben= 
jenigen Städten am Rhein, an der Maas, ber Möfel und an ver Donau, die urſprünglich rö- 
miſche Städte geweſen und Erinnerungen an römifche Nunicipalverfaflung ſich erhalten hatten. 
In Verbindung damit nahm das Meihbildreht in dieſen Städten eine Eigenthümlichkeit am, 
welche in der Folge zu dem Wefen des Weichbildrechts gehörig erachtet, und dann auch auf die 
andern Städte von nicht römifchen Urſprunge übertragen wurde. Die Städte römiſchen Ur- 
fprungs Hatten in dem erhaltenen Deeurionenjtande eine engere Gemeinde, einen ariftofratijchen 
Körper, dem von feiner alten Würde wenigftens die Verwaltung des Gemeindeguts, bie Polizei⸗ 
gewalt und befonders die den römiſchen Einrichtungen eigenthümliche Aufjicht bei der Markt: 
und Sandwerköpolizei geblieben war. Aus diefer engern Gemeinde und den Schöffen dver Freien 
in der deutſchen Gemeinde bildete verbifchöfliche oder Faiferlihe Vogt, welder in dem Stabtge: 
richte an die Stelle des Grafen im Gaugericht trat, fein Schöffengerit. Der Schulthelß vagegen, 
der die Stelle des orbentlichen, öffentlichen Kofalbeamten einnabm, war Richter in allen Sachen, 
die nicht ihrer Natur nad) vor das vormalige Gaugeriäht, jegt ſtädtiſches Vogtgericht, gehörten. 
Ein aus der vormals römischen und deutfhen Gemeinde zufanmengefegter Rath war mächtig 
genug, die unabhängige Berwaltung des Gemeindeguts und der Polizei allmählich zu einer jelb- 
fländigen Verwaltung aller Öffentlihen Angelegenheiten der Stadt in ihrem innern und äußern 
Berhältniß auszudehnen, und babei dem Vogt wenig Mitwirkung zu belaſſen. Durch die Ver— 
leihung der libertas romana war die Stadtgemeinde auẽdrücklich für das lebendige Abbild des 
Raatlihen Gemeindeweſens erklärt worden. 

Städte waren durch Faiferliche wie durch landesherrliche Verleihungen und Privilegien ent: 
flanden ; in allen ohne Ausnahme flieg während des 14. und 15. Jahrhunderts der Wohlſtand 
und die Bevölkerung durch Handel und Gerwerber welche ſie vurd; von Kaiſern und Landesherren 
erworbene Privilegien, ald Stapel= und Einlagereht, Markt- und Geleitsreht, Zollfreiheit 
und Beftätigung ihrer dad Monopol manderlei Gewerbbetriebs bedingenden Zunfteinrichtumgen 
u. f. w., zu befördern wußten. Über die Stellung der einzelnen Städte zu ihrer Herrſchaft ent: 
ſchied meit mehr Die Macht, welche denfelben ihr Wohlſtand verlieh, ald die Verfaſſung, wodurch 
diefe Stellung beftimmt wurde. Zwiſchen den Reichsſtädten und vielen Landſtädten war daher 
nit nur in den innern Einrichtungen und der Verwaltung der Gemeindeangelegenheiten wenig 
Unterſchied, fondern ſelbſt ihre äußern Verhältniſſe waren, bis auf die Theilnahme der legtern 
an den landſchaftlichen Ständeverbindungen, während die Reichsſtädte auf ven Reichſtagen ſich 
vertreten ließen, ähnliche. Der Begriff einer Reichsſtadt berubte lediglich in dem Umſtande, daf 


5) Eichhorn, Deutfche Staats: und Rechtsgefchichte (Göttingen 184345). 
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die Vogtei und andere Regalien feinem geiftlichen oder weltlichen Herrn eigenthümlich überlaſſen 
oder verblichen war, und daß die Reichsſtädte auf ven Meichdtagen ſich felbft vertretem konnten, 
während bezüglich feiner Randftädte ebenio, wie bezüglich feines übrigen Territoriumd, dem 
Reiheftande das Vertretungsrecht, gegenüber von Kaifer und Reich, zuftand. Unter jener Vor— 
ausfegung hatte der Kaiſer in den Reichoſtädten vie Rechte eines Landesherrn, nach dem fpätern 
Begriff eines ſolchen. Stand hingegen die Vogtei eigenthümlich einem Reichsſtande zu, fo be- 
gründete dies freilich zunächft Fein anderes Rechtsverhältniß, als die Befugniß des Herrn, ſich die 
tatinlihen Gerechtfame ald Landesherr zuzueignen; aber eine ſolche Stadt fonnte ſich auf die 
Länge der ſtändiſchen Bereinigung mit den übrigen zur Landſchaft gehörigen privilegirten Stän— 
ven nicht mol entziehen, und wurde dadurch dann aller der Gewalt unterworfen, welche die ver> 
änderten Umftände aus der Landeshoheit entwickelten. Am wichtigften aber in der Entwirfelungs= 
gefhichte der ſtädtiſchen Verfaſſung in Deutichland ift die Erwerbung von feiten der Städte des 
Vogte- und Schultheißenamts, oder deffen Ginlöfung aus den Händen derer, an welche es ver: 
vfändet war. Den Reichoſtädten ſicherte es am vollftänvigften diefen ihren Zuftand; es fommt 
aber dieſe Erwerbung auch von feiten von Landſtädten vor, ala ein Beweis ihres Wohlſtandes 
und folglich ihrer Macht, welche ihre Bedeutung gegenüber dem Landesherrn fleigerte. Die 
Runetionen ber faiferlichen oder landesherrlichen Beamten, nämlich die vormaligen Grafſchafts— 
rechte in Jurisdiction und Verwaltung, gingen dann auf ven Rath der Stadt oder auf eine ein- 
zelne Magiftratur über, und damit befaß denn die Stadt eigenthümlich die Jurispiction durch 
mei Inſtanzen. 

Zu welchet Macht ſich einzelne Reichsſtädte unter folder Verfaffung aufgefhmwungen hatten, 
darauf fol Hier nur, als auf einen Glanz: ımd Ehrenpunft der deutſchen Entwidelung, hinge— 
deutet werden. Denn wenn die beutfchen Reichsſtädte darin den deutfchen fürftlihen Landesherren 
über größere Territorien gleich waren, daß fie von dem Verfall und Abfall der Faiferlichen Macht 
großwuchſen, fo waren jie doch darin jenen ungleich, daß in den Städten die dem Kaifer entfal= ' 
lene Macht gleichfam als ein Depofitum bewahrt blieb, um einem etwa wieder erftarfenden Kai— 
fertbum, wenn dieſes davon Gebrauch zu machen verftand, zur Verfügung zu bleiben, während 
diefelbe dem Kaiſer entfallene Macht, von fürftlihen Händen an fi geriffen, der einheitlichen 
Reihögewalt für immer verloren ſchien. 

Nah diefem Entwickelungsgange des Gemeinderechts in Deutfhland waren zur Zeit ver höch⸗ 
ten Blüte der Städte die gleihen Rechte der Städte wie der Dörfer: 1)das unbeſchränkte 
und uncontrolirte Recht ver Verwaltung des Gemeindeeigenthums durch die Gemeindebehörben; 
ebenfo 2) das Hecht der Befteuerung dev Gemeindegenoſſen; 3) das Recht, das innere Gemeinde⸗ 
ben — die Polizei — felbft zu regeln und zu handhaben, mit rechterzeugender Kraft; und 4) das 
Recht der Jurisdiction bezüglich kleinerer Schuldſachen und geringfügiger Brevel. Das höhere 
Recht der Städte, abgefehen von dem Hoheitsrechte der Reichsſtädte, welches die wichtig- 
ten Zweige der Staatsgewalt in fich begriff, und abgefehen von befondern Privilegien, war 
im allgemeinen: 1) das jus praesidii oder Befagungd- und Bewafinungsrecht, welches jeve an= 
dere Befagung von den Städten ausſchloß; 2) eine Höhere Jurisbiction, nämli die ganze vor- 
malige Grafſchaft; und in enger Verbindung mit dieſer höhern Jurisdiction 3) eine rechterzeu⸗ 
gende Autonomie ſowol bezüglich des öffentlichen als des Privatrehts; 4) das Privilegium, 
gewiſſe Gewerbe innerhalb eines bejtimmten Territoriums nur durch die ftädtifchen Zunftgenof= 
ien für dieſes Gewerbe betreiben zu laſſen, welches Privilegium ſich zu einem allgemeinen ftäbti= 
ſchen Rechte ausgebildet hatte. Das jus foederis (Bündnißrecht) wird nicht erwähnt, weil das 
Einigungsrecht gemeines Recht aller Freien und alfo Fein befonderes Gemeinderecht war. ‚ 

Wir gehen zu der Frage über: Warum und mit melden Folgen tft die vormalige deutfche 
Gemeindefreiheit ven Gemeinden beutfhen Urfprungs entzogen worden? Noch ehe ver alte 
Lehnsſtaat ganz Überwunden und die neuen Staatöverhältniffe und Staatdanfhauungen ange: 
bahnt waren, erlitten die Städte eine Beeinträchtigung ihrer-frühern Bedeutung, beſonders 
dur zwei Momente: 

Gegen die Gewalt der immermehr fi vervollfommnenvden Schießwaffe, welche die ganze 
Kriegführungsmeife allmählich umgeftaltete, konnten die alten ſtädtiſchen Befeftigungen feinen 
Widerſtand mehr Ieiften. Neue Befeftigungsarten wurden nöthig, deren Koften die Kräfte ver 
meiften Städte überftiegen, und nur mit zahlreichen Befagungen durfte man jegt hoffen, dem 
geübtern, kriegskundigen, zahlreichern Feinde widerſtehen zu kͤnnen. Das urſprünglichſte Stadt⸗ 
recht, dad Recht, well Macht ver Setbſtvertheidigung, kam dadurch in En 6108 Land⸗ 
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ftädte wurden dem landesherrlichen Beſatzungsrecht unterworfen, auch Reichsſtädte, jetzt weniger 
durch Städte bündniſſe — geſchweige denn durch Kaiſermacht — geſchützt, wurden zu Landſtädten. 

Die zweite Urſache der Beeinträchtigung des Stadtrechts lag in der Entwickelung der Ter— 
ritorialgewalt. Diefe hatte die engere und organiſche Einigung der Landfhaft, die Bildung 
der Landftände zur Folge. Im Einverſtändniß des Landesherrn mit feinen Panpftänden, zu wel- 
hen die Landſtädte gehörten, wurde die territoriale Öefeggebung thätiger und um ſich greifender. 
Diejer größern Thätigkeit der territorialen Geſetzgebung und der Territorialvegierung unterlag, 
fowol für das Privatrecht als für die öffentlichen Zuftände, die rechterzeugende Autonomie der 
Städte. Polizeiordnungen, welche zu erlaſſen früher unbeſtritten zum Bereich der Gemeinde: 
gewalt, auch in den Dörfern, gehört hatten, gingen nun von der territorialen Geſetzgebung aus, 
und mußten von ven Gemeindeobrigfeiten, ald infoweit blos flaatlihen Erecutivbehörden, ge— 
bandhabt werden, 

Nachdem durd biefe Entwietelungen das Gemeinderecht fon fo gemindert war, trat allmählich 
die große IImmälzung in den Staatdeinrihtungen unter den Gebürtöwehen der neuen Staatd: 
idee ein. Der Lehnsſtaat wurde überwunden, die Neaction gegen die Zerjplitterung der Gewalt 
in den Händen fo vieler eigenberechtigter Inhaber ihrer Bartifeln und Atome, wie dieje Zerjplit- 
terung in der Eigenthümlichfeit des Lehnsſtaats lag, machte fih, nah Art aller Reaction, durch 
den Umſchlag in das entgegengejegte Extrem geltend. Plöglich follte feine Gewalt im Staate 
und in feinen Fractionen geübt werden fönnen, die nicht ein Ausfluß der Staatdgewalt wäre; 
„der «Staat» follte nicht blo8 die Summe, fondern aud die Duelle alles öffentlichen Lebens be: 
zeihnen‘ ; alle Staatögewalt ſollte unbejhränft in dem Staatdoberhaupte vereinigt bleiben. 
Dad war die neue Staatödoctrin, der ed bald an doctrinärer Begründung von feiten der Hof: 
publiciften nicht gebradh. Der Despotismus, wie ihn Ludwig XIV. verförperte, wurde das Vor: 
bild der Staatdmänner und Höfe von Europa; die Zuverficht zu den alten Formen der Selbſt— 

regierung des Volks, wie diefe in der Aflociation und Gorporation ſich geftaltet hatte, war ge: 
wichen, und wie unter ein Fatum beugte fi ver Geiſt der alten Freiheit unter den — 
der, gleichſam in ſolidariſchem Verband, über Europa ſich lagerte. 

Eine neue Periode der Gewaltäußerung begann ſeit dem Weſtfäliſchen Frieden. © ganz 
im Widerſpruche mit der hiftorifhen Entwidelung ver Territorialhoheit wurde diefe zu einer 
Machtvollkommenheit ausgebildet und im Intereffe der Fürftengewalt ausgebeutet, die nur noch 
in den Ruinen ver Reichsgewalt einige formelle Beihränfung fand; aber nicht mehr die ber: 
kömmliche Beihränfung durd die Rechte ver Landſtände; vielmehr wurden dieje jegt entweder 
vollfommen ignorirt, oder nur no zur Wahrung der Form berufen. Die ftädrifhen Raths— 
eollegien waren durchſchnittlich zu einer Obrigkeit herabgefegt, welche für eine vom Landeshetrn 
angeordnete Behörde galt, und die ſich, ſowie die Dorfgemeinden, den landeäherrlihen Polizei: 
anordnungen zu fügen hatten. 

Nachdem ed mit dem Gemeinderecht fo weit gekommen war, fonnte die nun aud formelle 
Souveränetätderflärung der deutſchen Staatdoberhäupter bei der ſchimpflichen Auflöjung des 
Reichs daran nicht8 mehr mindern, als daß die legten unter ihrer frühern Verfaſſung und Selb- 
fändigfeit noch übrig gebliebenen Reichsſtädte nun aud zu Landftädten entwerthet und als ſolche 
den fürftlihen Territorien einverleibt wurden. 

Jetzt zwar kam mit der Fremdherrſchaft in einem großen Theile von Deutſchland die Periode 
der tiefften Erniedrigung und Knechtung, aber mit dem Übermaß der Ungebühr auch die Ausſicht 
auf Erlöſung⸗ Es war mit dem hiſtoriſchen Rechte überhaupt dahin gekommen, daß ed als für die 
Fürſtengewalt abſolut verfügbar erachtet wurde, und bezüglich deſſen, was bei Beurtheilung der 
Rechte der Regierung und der Unterthanen berückſichtigt werden koͤnne, blos noch nach der Con⸗ 
venienz und nach dem Willen des Souveräns gefragt wurde. Die Fürſtenmacht galt für das allein 
unzweifelhafte und, wenigſtens von ſeiten der Staatsangehörigen, unantaſtbare Recht. Die ſo— 
genannten „Organiſationen“ der neugebildeten oder vergrößerten Territorien hatten vielfach von 
dem leichtſinnigſten Geiſte der Neuerung und des Umſturzes gezeugt. Es ſoll gewiß nicht geleugnet 
werden, daß manche der alten Einrichtungen ſich überlebt hatten, daß Misbräuche abzuſtellen 
waren, daß viele Privilegien theils in Anmaßungen beſtanden, theils für die Nichtprivilegirten 
unerträglich geworden waren; aber zur gewaltſamen Zerſtörung eines durch die Zeit geheiligten 
Nechtözuftandes ſollte eine Geſetzgebung nicht ſchreiten, als mo es feinen andern Ausweg gibt, 
und noch niemand hat ven Beweis verfudt, daß die Schwierigkeit, jene Misftände ohne Gewalt: 
famfeit aufzuheben, wenn ver Verſuch von den Berufenen ausgegangen wäre, unüberwinpdlid 
gewejen fein würde, 
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Während alfo die Ausübung aller Gewalt und Rechte, welche, wie z. B. Juſtiz und Polizei, 
als ein Ausflug ver Landeshoheit nur irgend dharafterifirt werden Fonnten, ven Gemeinden ohne 
Unterfhied fhon früher enızogen und vom Staate monopolifirt worden war, jo wurden nun 
auch die Gemeindeangelegenheiten im engften Sinne, der Städte wie der Dörfer — die Ver— 
waltung des Gemeindevermögend nämlih — nicht blos als der landesherrlihen Aufſicht unter: 
mworfen, fondern als eigentliche Regierungdfadhe behandelt. Und wie man die Verfügung über 
das Kirhengut von Staats wegen anfprach, fo hat ed auch zu jener Zeit an Lüfternheit und an 
Verfuhen nicht gefehlt, dem Staate eine Dispofitiondbefugniß Über dad Gemeindevermögen, 
und keineswegs blos in feiner obervormundſchaftlichen Eigenfhaft, zu vindiciren. Die verdienſt⸗ 
liheReaction gegen dieſe gewaltthätigen Übertreibungen ift,noch andauernd. Der Anfang damit 
wurde gemacht, gleichſam um der Entartung der Zeit einen Spiegel vorzuhalten und eine Fahne 
aufzupflanzen, um die man ſich im Streben nach einer beſſern Zukunft ſcharen konnte, mit der 
preußifchen Städteordnung von 1808, für welche Stein in dem Bericht an den König als lei— 
tenden Gefichtspunft aufftellte, daß durch ſolche Berfaffung die Gemeinde und ihre Vorfteher - 
„mit nur von den Fefleln unnüger fchwerfälliger Formen befreit werden, fondern aud ihr 
Bürgerfinn und Gemeingeift, der durch die Entfernung von aller Theilnahme an der Bermwal- 
tung der ftädtifchen Angelegenheiten vernichtet worden, wieder neues Leben empfängt”. 

Das nationale Wiedererwachen, wie ed ji in den Kriegen von 1813— 15 verfündete, hatte 
zu einer neuen Bildung des öffentlichen Rechts in Deutichland einigen Anftoß gegeben. Zwar 
die Abfindung und Abfertigung, welche dem deutfchen Volke für feine Anſprüche an nationale 
Miedervereinigung in dem Art. 13 der Bundesacte geworden ift, war nur eine fpärliche halbe 
Erfüllung des Verheißenen, und nur wieder eine Verheißung; doch bot diefer Art. 13 ‚welcher 

verfügt, daß in allen Bundesftaaten eine landftändifche Verfaſſung befteben foll, vie Handhabe 
und den legalen Boden, um die Bedingungen der damit wieder neu-aufzubauenden bürgerlichen 
Freiheit in ihrem Zufammenhange mit der Selbftregierung des Volks zu erörtern und zu er— 
fennen. Mit den Beitrebungen für den Verfaffungsftaat gingen diejenigen nad der Wieder: 
berftellung der felbftändig jich regierenden und verwaltenden Gemeinde Hand in Hand; die Be- 
wegung nach dieſem Ziele ift unter allem Unbeftand und den Rückſchlägen der Zeiten nad: 
daltig geblieben, und es find nur ncd wenige deutfche Staaten, die nicht feit 1816 neue Ge- 
meindeorbnuengen erhalten hätten. 6) Diele Gemeindeorbdnungen, obgleih dem Princip der 
Selbſtändigkeit der Gemeinden mehr oder weniger huldigend, tragen den Gharafter ihrer Zeit; - 
fie erſcheinen größerntheils ald abgedrungene Conceſſionen, und e8 wird in ihnen vielfadh Schein 
ſtatt des Wefend geboten. Dieler Täuſchung ift man mehr und mehr inne geworden, und es ift 
bereitö oben bemerft, daß fonft principiell fi befämpfende Parteien in neuerer Zeit darüber 
einig geworden find, dad Bedürfniß der Vereinfahung ded Organismus der Staatöverwaltung 
ſei nur durch ein felbftändigeres Leben und durch Selbftregierung der Gemeinden zu befriedigen. 

Die Frage ift alfo: Was müßte an den beftehenden Gemeindeordnungen geändert werden, 
um die Gemeinden zu ſolchem felbftändigern Leben zu erwecken? 

Ehe wir zur Beantwortung diefer Frage übergeben, faflen wir uns bezüglich derjenigen: 
Bas ſoll der Staat zu feiner Aufgabe mahen? in Kolgendem zufammen: Was der Staat zur 
einbeitlihen Entwicelung des Volkslebens nad den in Verlauf feiner Gefchichte ſich heraus- 
Rellenden Bevürfniffen nöthig glaubt, das hat er in feine Organifation aufzunehmen und von 
diefer durchdringen zu laffen. 

Es kann das nicht oder nur ausnahmsweiſe die gemeinfamen Zwede berühren, für welde 
ich Intereſfſengenoſſenſchaften im Privatintereffe einer Mehrzahl von Perſonen bilden. Diefe 
bleiben daher von der Staatdorganifation unberührt. 

Es gibt einen Bereih ron DOrganifationen zu gemeinfamen Zweden, die von gemifchter 
Natur find, ſodaß fie theils für die fragmentarifhen Geſellſchaftszwecke der nächſten Intereffenten 
befteben, theils zur Bervollftändigung der Ausführung der einheitlichen Staatszwecke dienen. 
Bei diefen, wefentlich ven Gemeinden, ift ed die Aufgabe und die weife Politif ved Staats, der 
freien und felbftändigen Verwaltung der Gefellfhaft diejenigen Thätigkeitskreiſe zu belaffen, 
welche die einheitlihen Staatszwecke nicht berühren. Es ift nicht die Aufgabe des Staats, um 
diefer gemifchten Natur willen den ganzen gemeinheitlihen Organismus zu centralifiren; viel- 
mehr kann er den fich ſelbſt verrbaltenden Organismus auch für feine Zwecke benugen. 

Es ift eine weife Politik, in den eigenen Organismus des Staats die Selbftverwaltung des 





6) Julius Weisfe, Sammlung der neuern deutfchen Gemeindegeſetze (Keipzig 1848). 
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Volks mit aufzunehmen. Es kann dies geſchehen durch Landesvertretung und Bezirlsvertretung. 
Hierdurch wird die Staatsaufgabe nicht verändert, ſondern nur eine vorzugsweiſe nützliche Thaͤ— 
tigfeit mehr für den Staatszweck zur Geltung gebradit. 

Mir laffen den Antheil des Volks an der Staatöverwaltung, ald unferer Aufgabe ferner 
liegend, unerörtert, und wollen nur in Bezug auf die Bezirkövertetungen bemerken, daß. je 
zwar bei größerer Selbftändigfeit der Vertretungen (Brovinzialftände, Amtsverſammlungen, 
Bezirksräthe) eine jehr wichtige Inflitution, ein Beförderungdmittel politifcher Freiheit und 
meijer Zofalapniniflration werben fünnen, daß eö aber ein Irrthum wäre, fie unter irgendeinem 
andern Gejichtäpunfte ald dem einer Staatsanftalt zur Erveihung einheitlicher Staatszwechke, 
wenn auch auf befchränfterm Territorium, zu betrachten. Sieift nicht, weber ganz noch theilweiſe, 
ein Gefellihaftsinftitut wie Die Gemeinde, die eine jelbfländige, vom Staate unabhängige Eri: 
ftenz hat, wenn aud) dem Staate vielfadhe Mittel zu Gebote ſtehen, ſie Höher zu ftellen und ihre 
gemeinfanen Zwede zu fördern; der Bezirk jelbft ift eine vom Staate angeordnete Verbindung 
mehrerer Gemeinden, deren ganze Aufgabe durch den Staatöwillen geftellt und bedingt ifk, und 
bie Bezirfövertretung ift alfo aud nur ein Organismus zur Mitwirkung des Volks zu dem jo 
geftellten Staatszwecke. 

Zu I) Was wäre bezüglich der Gemeindeoronungen zu wünſchen, um die Gemeinden zu 
felbftändigerm Leben zu erwecken? Welche Beihränfungen müßte der centraliirte Staat umferer 
Zeit zu dem Zweite an der Aufgabe eintreten laſſen, die er durchſchnittlich in Deutſchland bis: 
ber erfaßt und für die feinige gehalten hat? 

Wir maden nicht den Anspruch, die ganze Literatur zu kennen, welde dem Wiederaufbau 
per jelbftändigen Gemeinde gewidmet iſt, noch liegt e8 in unjerer Aufgabe, fie zu beſprechen; fon: 
dern wir werden unfere Anjicht in einer Reihe von Sägen vortragen, von denen manche Ge: 
meinpläge jind, die aber, um ded Zuſammenhangs mit andern willen „nit übergangen wer: 
den dürfen. Doc wollen wir einige der literarifhen Quellen bezeichnen, in denen wir braud: 
bares Material gefunden, und welche wir, ohne mit einer derfelben überall einverftanden zu fein, 
berückſichtigt haben. 

Eine Reihe von Aufjägen in der „Deutſchen Vierteljahröſchrift“ gehören dahin: Jahr— 
gang 1845, Heft 3: „Die Selbftvermaltung der Gemeinden und Diftricte *; Jahrgang. 1846, 
Heit 3: „Der Staatödienft und die Staatödiener in Deutichland”; Jahrgang 1847, Heft 2: 
„Die Thätigkeit der veutihen Negierungen gegen innen’; Jahrgang 1853, Heft 3: „Die 
Selbftverwaltung des Volks“; Jahrgang 1855, Heft 1: „Die Gemeindeordnung in Wür— 
temberg und der neue Entwurf wegen Anderung derſelben“; Jahrgang 1857, Deft 3, außer 
der bereit ausführlich beiprochenen Abhandlung: „Der bureaufratiihe Staat nach feinem 
Audgangdpunfte und Ziele‘, die weitere: „Die jociale Aufgabe der Volizei in Deutſchland.“ 

F. E. Dahlmann's „Politik“ im 10. Kap. „Von den Gemeinden” ſpricht Anfichten 
aus, mit denen wir faft durchgehends einverflanden find; zunächſt in den Sage, daß ed, mo ed 
ih um Wiederaufbau der Gemeinde handelt, auf einen Neubau ankomme. Diejenigen gebeu 
den Anhängern der Gentralifation und den Gegnern der Selbitverwaltung ded Volks nur will: 
kommene Waffen in die Hand, welche, wie der angeführte Auffag: „Die Selbftverwaltung des 
Volks“, und mehrere in ähnlichen Geifte verfaßte, theils die mittelalterlide Städteverfaffung, 
wie fie zur Zeit der Blüte der Reichsſtädte beftand, wiederhergeftellt, theild gar auf die Landge— 
meinden ausgedehnt jehen wollen. Die richtig verftandene Einheit der Staatögewalt, dieſe Er: 
rungenfchaft ver neuern Staatdidee, darf zum vermeintlich Beften der wiederherzujtellenden Ge: 
meinden nicht rückgängig gemadt werben. Aber die Aufgabe ift, daß den Gemeinden eine 
Selbjtändigkeit gegeben werde, wodurd die Fleinen Selbſtherſcher entbehrlich werden, melde 
im Auftrage ded Staatd zwar in enggezogenen Örenzen des Territorialbezirks, aber in weit: 
geftedten Grenzen für den Umfang ihrer Wirkjamfeit Gewalt üben, 

1) Das Rechtsinſtitut der Gemeinde ift ein gemifchtes, welches dem privaten und dem öffent: 
lihen Rechte angehört. Die gemeinfamen privaten Zwede ver Ortögemeinde beziehen ſich auf 
ein beftinumtes, im Privateigenthum der einzelnen oder der Corporation befindliches Gebiet 
(Gemarfung). Der öffentlide Charafter der Gemeinden geht aus der Thatſache hervor, das 
nur durch eine wejentlid übereinftinnmende Lebensordnung in den Gemeinden, in welchen die 
Bevölferungen ein von Gemeinde zu Gemeinde getrenntes Leben verbringen, die Gemeinſamkeit 
des Volksdaſeind, melde der Zweck des Staats ift, inniger begründet werden fann. Infofern 
eine politiiche Gemeinde, gehört ed zu deren Wefen, daß fie vom Staate, deſſen Zwecke fie mit zu 
erfüllen bat, anerkannt ſei, woraus aud das Aufſichtsrecht ded Staats entfließt. 
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2) Inden die politiſche Gemeinde hiermit den, Charakter eirier ihren Mitgliedern überlegenen, 
höher geftellten Berfönlicgkeit gewinnt, und ver Kategorie der bloßen Intereſſengenoſſenſchaft für 
Vrivatzwecke entrügft wird, ift die Frage ihres Fortbeſtandes dev Entihridung ihrer zeitlichen 
Mitglieder entzogen, was, worauf wir fpäter zuxückkommen, auf vie Dispofitionsbefugniß über 
das Gemeindevermögen von Einflu if. 

3) Indem der Staat Gemeinden anerkennt, geſchieht dies unter einer beſtimmten Form ihrer 
Eintihtung (Verfaſſung), die er entweder gutheißt, ober felbft in algemeinern Umriffen oder 
beftimmtern Ausführungen für alle gleichmäßig, ober verſchieden für verfchievene Klaffen von 
Gemeinden, geſetzlich vorfchreibt. 

Eine nad Parteiftanppunften beſtrittene Frage ift ed, ob diefelbe Gemeindeordnung für 
Stadt: und für Landgemeinden, oder aber für beide Kategorien von Gemeinden eine verfchievene 
beftchen ſoll? | . n 

Die Entſcheidung diefer Brage dahin, daß eine und diefelbe Gemeindeordnung für Stabts 
und Zandgemeinven zu beſtehen babe, feßt voraus, das die bejondern Privilegien, welche den 
Städten des Mittelalterd eigenthümlih waren, für die Stadtgemeinden nicht fortbeftehen oder 
erneuert werben. Damit find wir nun zwar aud) einverftanden; dennoch glauben wir, dag aus 
andern Gründen noch die Städteverfaffung eine andere fein follte ald die Landgemeindeordnung. 
Ehe wir diefe Gründe entwideln, wollen wir den Satz, daß die mittelalterlihen Städteprivi— 
legien nicht fortbeftehen können, bejprechen. 

4) Es gilt dies vor allem felbitverftändlich von dem jus praesidii. Es war diejed Privi- 
legium nur eine Folge des eigenen Bewaffnungsrechts und des jus belliet pocitber alten Städte. 
Dieje Verhältniſſe find feit lange fo gründlich geändert, daß nicht darauf zurüdzufonmen iſt. 
Es find im unfern Tagen gerade die Städte die eigentlichen Staatöwaffenpläge, und bie zweck⸗ 
mäßigften, zum Theil nothwendigen Garnifondorte. Auf Bhantafien über Umgeftaltung des 
gejammten Vertheidigungs- und Volföbewafinungsmweiens, wie fie in mehreren der oben= 
erwähnten Auffäge theils unterftellt, theild mit Liebhaberei näher ausgeführt find, wollen wie 
uns, als gänzlich unfruchtbar, nicht einlaffen, 

5) Die Gerichtäbarkeit durch alle Inftanzen bleibe ver Krone. Die Patrimonialgerihtäbar- 
keit der Städte hat feine größere Berechtigung in ſich ald die ver Gutsherren. Es gehört zu den 
willfürlihen Behauptungen, wenn gefagt wird, daß die eigene Jurisdictionvas Hauptrecht der 
Gemeinden und immer als die fiherftie Grundlage aller Gemeindefreiheit betrachtet worden fei. 
In England bewährte es ſich ald einen Grundpfeiler der Öffentlichen Freiheit, dafı die Eöniglihe 
Jurisdiction in den Grafihaftägerichten ftetd unveräußert aufrecht erhalten worden, niemald 
an die Barone übergegangen war. Dadurd wurde der Sieg der feudalen Ariftofratie über 
das Königthum und über dad Bauernthum verhindert; und auch die Jurisdiction der deutſchen 
Städte des Mittelalters berubte nur auf feudalem Rechtstitel. 

Eine andere Frage if, wie bei Ausübung der Jurisdiction die Krone ſich der Geſchworenen, 
Schöffen zu bedienen und dabei die Selbftregierung des Volks zur Geltung zu bringen habe? 
Diefe Frage hängt mit der gefammten Gerichtöverfaflung des Staat zufammen und ift daher 
bier nicht zu erörtern: — aber ein Gemeinderecht auf Jurisdiction, d. h. auf allgemeine Hand⸗ 
habung der Gerechtigkeit in der Gemeinde, nad) den Staatögefegen, gibt ed nicht. 

Zwar füpnte man jagen, daß, da die Gemeinden das autonome Recht befigen mußten, für 
die beflere Verwaltung der Gemeinde und für die Handhabung einer guten Orbnung ftatutari- 
ſche Bönalvorjhriften (by-laws) zu erlaffen — aus diefem größern Rechte, dad Gejeg zu ma⸗ 
chen, das kleinere, es zu handhaben, fließe. Es ift aber nicht nothwendig, dieje Conſequenz zır 
ziehen; auch die von den Gemeinden ausgehenden Pönalgejege werden, ald von dazu befugten 
Behörden erlaffen, von den königlichen Nichtern refpectirt werben, und die Jurisdiction ruht 
befler, jicherer, in ven Händen ver Krone. 

6) Ebenſo wenig fann ed ung einfallen, den Zunftzwang, oder das vormals ziemlich all 
gemeine Gewerbeprivilegium dev Städte, welches hier und da noch fort: und darin beſteht, daß 
innerhalb eines beftimmten Territoriumd gemiffe Gewerbe und durch ftädtifche Zunftgenoflen 
betrieben werben dürfen, als ein ſtädtiſches Vorrecht ferner behaupten zu wollen. Das Ges 
meindereht wird unabhängig von der Örfeggebung über die Gewerbe feftzuftellen fein. Aber 
in einer Beziehung hängt der Gewerbebetrieb mit dem Gemeinderecht zufammen, nämlich durch 
Die von der Theorie der Grwerbefreiheit in zu weitem Umfange beanfpruchte Niederlaſſungs— 
freiheit, wovon fpäter. 

7) Wenn wir hiernach auch der Meinung jind, daß die vormaligen ftädtifchen Privilegien 
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nicht fortbeftehen ſollen, fo ſcheint uns, wie geſagt, daraus dennoch nicht zu folgen, daß das Ge⸗ 
meinderecht das gleiche fein muͤſſe für Städte wie für Landgemeinden. 

In England beftehen nur Stäbteorbnungen, uud jede incorporirte Stabt hat ihr eigenes, 
auf Staatögefep beruhendes Statut. Landgemeinden haben Feine Corporationsrechte; gemeinfame 
Angelegenheiten find nur denen gemeinfam, die ih dazu beſonders verbinden (Kirdfpielsin- 
treffen, Armenverforgung, Schulen, Wegebau) und dazu befonderer autorifirenver und das 
Interefle ſchützender Gejege bedürfen. Diefe gemeinfamen Angelegenheiten und namentlich ber 
finanzielle Theil verfelben, fteht unter ‚ver Eontrole der Graffchaftöverwaltung, welche in ben 
Quarter Sessions bie vereinigten Friedensrichter führen. 

Wir ſehen es als einen deutſchen Vorzug an, daß bei und auch die Lanngemeinden incorpo= 
rirte find; aber es liegt in der Natur der Sache, daß gewiffe Rechte und Freiheiten nur ba geübt 
werben können, wo die lofalen Bedingungen dazu vorhanden find ; und nur eine misverſtandene 
Gleihheitömonvmanie mag eine umfaflendere Berechtigung der Städte zur Selbftverwaltung 
zurückſtoßen, weil nicht die gleiche Berechtigung ven Landgemeinden zu Theil werben fann. Städte 
bieten befondere Kräfte und Grleichterungen der Selbftverwaltung dar, welde in Landgemein- 
den fehlen, und unterfcheiden ſich auch materiell, d. h. nach ihren lofalen Bebürfniffen, von ben 
Kandgemeinden. In Städten-mwird ein flärfered Regiment gefordert ald in Landgemeinden, 
um unter der dichtern Maffe ver Bürger, welche jene bewohnen, den Frieden und eine gute Orb: 
nung zu bewahren und den vielfahern Bedürfniſſen, welche aus der befondern Natur der Städte 
fich ergeben, gewadhfen zu fein. Wenn die Städte in allen diefen Beziehungen unter bie exe— 
eutive Staatsgewalt geftellt wären, fo würde es mit der Öffentlichen Freiheit am Ende fein; 
die Städte wären dann weniger frei als die Landgemeinden. In den Städten werben ſich taug- 
liche Männer finden, um die ftädtifchen Angelegenheiten zu führen, und fie werden in dem 
ſteigenden Berhältniffe ver Fähigkeiten gefunden werben, welche den fleigenden Anforderungen 
an das größere ſtädtiſche Gemeinweſen entſprechen. Daß ift in den Landgemeinden weniger 
der Hall. In Städten muß ji der Vorſtand vem Gefchäfte ver Verwaltung weſentlich widmen; 
in dev Dorfgemeinde muß die Geneindeverwaltung nur ald Nebengefchäft betrieben werben 
fönnen, damit fi unabhängige Männer finden, die dem Geſchäfte ſich unterziehen wollen, 

Die größere Freiheit befteht in der größern Summe von Redten und Freiheiten. Die 
Säule der Selbftuermwaltung zurückzuweiſen, welche mitteld einer freiern Städteordnung ges 
boten wird, weil der gleiche Umfang von Gemeindereht nicht auch für die Landgemeinden in 
Ausficht geftellt werden kann, heißt der Freiheit Abbruch thun. Aber es entipricht dem deutſchen 
. gefhichtlihen Rechte, daß auch die Landgemeinden als moralifche Perſonen gelten, mit vem An⸗ 
fprude auf Selbftändigfeit in ver Verwaltung ihrer Gemeindeangelegenheiten. Das bureau- 
Eratifche Vorurtheil befhränft dieſe Selbftändigfeit über Gebühr. Der Anfang eines ſelbſtän— 
digern Gemeindelebend in den Städten, mit feinen zu erwartenden guten Erfolgen, wirb dieſes 
Borurtheil immermehr beflegen und auch der Selbftändigkeit der Randgemeinden zugute kommen. 
Mit fteigender Gefammtbildung werden auch in den Landgemeinden immermehr fähige Männer 
gezählt werden, die an bie Spige der Selbfiverwaltung der Gemeinden treten und von ihren 
Mitbürgern mit Vertrauen dazu berufen werden können. Wir fprehen uns alfo im Intereſſe 
der Freiheit wie der Selbftändigfeit der Gemeinden dahin aus, daß eine verfchiedene Städte- 
orbnung und eine verſchiedene Landgemeindeordnung beftehen möge. Gemeindeordnungen, 
welche Stabt= und Dorfgemeinden nach einem Modell reguliren wollen, werben niemals, weder 
den großen noch den Fleinen, genügen; weder ein rechtes Städteleben noch ein tüchtiges Leben 
in den Dörfern zur Entwidelung und Blüte fommen laffen. Worin die Verſchiedenheit zwiſchen 
den Gemeinderedhten in Stadt und Land beftehen könnte, darauf werden wir bei den nad: 
ſtehend erörterten Berfaflungsfragen hindeuten. 

8) Häufig ift, wegen behaupteter Unzulänglichkeit der Landgemeinden zur jelbftändigen 
Berwaltung ihrer Angelegenheiten, die Verbindung mehrerer Gemeinden zu einer größern 
politifhen Genoſſenſchaft vorgefchlagen, für gewiffe Beziehungen des Gemeindelebend auch zu= 
weilen gefeglich angeordnet worden. ine folde Verbindung hat für die Selbftverwaltung ver 
Gemeinden feine Bedeutung, fondern bildet dann nur einen Fleinen Verwaltungsbezirk für 
ſtaatliche Zwecke, wobei etwa der Beamte auf Grund eines befhränkten Wahlrechtö ver Ge— 
meindebürger ernannt wird. Solche Einridtung berührt alfo mehr die Frage von der Con— 
eurrenz oder Selbftthätigfeit der Bürger bei ver Bezirföverwaltung. In Bezug auf das Ge— 
meindebedürfniß fönnen zwar mehrere Gemeinden gewiſſe Anftalten, wie 3. B. Kirche, Schule, 
die Feuerſpritze u. ſ. w., für deren Gründung oder Erhaltung jede einzelne nicht groß oder wohl: 


Eentralifation und Selbftregierung des Volks 473 


habend genug ift, in Gemeinschaft Haben; aber diefe Gemeinfhaften bilden fein Gemeindever⸗ 
haltniß und ändern nichts am Gemeindeverhältniß. In folder Gemeinſchaft kann dieſelbe Ge— 
meinde, wegen verſchiedener Anſtalten, mit verſchiedenen Gemeinden ſtehen. Das Gemeinde- 
verhäftniß haftet an der gefchloffenen Gemarkung; und fowie eine Gemeinde, fie fei nod fo 
flein, eine foldhe und ein beſonderes Eigenthum befigt, jo hat fie au das Bedürfniß einer be— 
fondeen Polizeiordnung; ſie hat gemeinheitliche Laſten; und es wird für fle wünfchenswerth, 
daß ihr Haushalt ein befonderer, felbftändiger ſei. Es ſchadet ſchon dem Selbftändigfeitäbegriff 
der Gemeinde, wenn ihre Kaſſen und ihre Gomptabilität außerhalb derfelben, wenn ihr Kaſſi⸗ 
rer und Rechner fein Gemeindemitglied, ſondern ein Ortsfremder ift. 

9) Was nun die Gemeindeverfaſſung betrifft, fo find wir ver Anſicht, daß dabei das eigentlich 
demokratiſche Princip, wonach als der Rechtsinhaber des Gemeinderechts die Geſammtheit der 
Gemeinde zu betrachten iſt, feſtzuhalten ſei. Die Gemeinde würde ihr Recht theils unmittelbar 
in der Gemeindeverſammlung, theils, etwa wenn fie über 30 Bürger zählt, durch Repräſen— 
tanten üben, in beiden Fällen aber die Geſchäftsleitung und Erecutive einem erften Gemeinde: 
vorfteher (Schultheiß, Bürgermeifter) übertragen, fh zwar unter folgenden weitern Einrich— 
tungen: in Gemeinden bid zu 30 Bürgern, in welchen das Gemeinderedt in der Gemeinde: . 
verfammlung beruht, würde für die Grecutive ein Bürgermeifter mit vier Beiräthen genügen. 
In Gemeinden von 30— 600 Bürgern würde die Nepräfentation ver Gemeinde in 13— 25 
Rathsmitgliedern, den Bürgermeifter mitgerechnet, zu beftehen haben. Diefer Rath wäre zu= 
gleich die gefeggebende Behörde in ven Gemeindeangelegenheiten , und würde für die im der lei: 
tenpen Hand bed Bürgermeifterd liegende Erecutive vier Beiräte des Bürgermeifters aus fi 
feldft zu ermählen haben, In Gemeinden von über 600 Bürgern würde die Gemeinde felbft 
dur einen Bürgerausfhuß, der etwa aus einem Repräfentanten auf 25 Bürger beftehen 
förinte, vepräfentirt werben. Die gefeßgebende Gewalt ftände bei dieſem Bürgerausſchuſſe. 
Außer dem Bürgerausfchuffe hätte ein Gemeinderat von 13—19 Mitglievern, einſchließlich 
des Bürgermeiſters, für die laufende Verwaltung, Initiative und Executive zu beftehen. Der 
Bürgermeifter wäre in allen Gemeinden das vermittelnde Glied zwifhen Gemeinde und Staat; 
der eigentlich ausführende Beamte bezüglich der beftehenden Gefege und Anordnungen, der aber 
bezüglich eigentliher Gemeindeangelegenheiten bei allen neuen Anorbnungen, die nicht den 
Charakter von Rofalgefegen haben, nad Rath und Beihluß des gefanmten Ortövorftandes, 
welder infomweit die erecutive Gewalt mit ihm zu theilen Hat, zu Handeln hätte. 

10) Im Gegenſatz zu vorftehenden Anfichten hateine Partei in Deutfchland die Forderung aus 

geſprochen, daß das Gemeinderecht der Landgemeinden in dem Recht des Gutsherrn gleihfam 
aufgehe, daß der Gutäherr den Willen ver Gemeinde repräfentire und deren gegebene Obrigfeit 
fei. Wir haben oben hervorgehoben, daß das Gemeinderecht fich in einftmals erobertem Lande 
vormals jlawifcher Nationalität, zwifchen Elbe und Oftfee, in dem Verhältniß zwifchen einer 
erobernden Ariftofratie und einer eroberten und erbunterthänig gemworbenen Bauernſchaft anders 
geftaltet habe ald im urfprünglic freien Deutihland. Jene Forderung kann alfo nur auf die 
Uberbleibfel jenes Ausnabmezuftandes in Deutfchland Anwendung finden; es zeugt von ebenjo 
viel Egoismus ald Unkenntniß deutſchen Rechts und deutfcher Geſchichte, jene Forderung als ein 
Vrincip verallgemeinern zu wollen, das auf alle Landgemeinden Deutſchlands oder auch nur 
Preußens angewendet werben follte. 

11) Bezüglich der Beftellung der Gemeindevorſteher aller Art ift e8 eine gegründete Aus— 
ftellung gegen neuere Gemeindeordnungen, daß in ihnen der Lurus der Wahlformen auf der 
breiteften Grundlage demofratijher Anſprüche in vemfelben Verhältniffe verſchwendet werde,’ 
in weldem die ven Gemeinden und ihren Vorſtänden eingeräumten Rechte beſchränkte und ge— 
ringe feien, und es' ſcheint allerdings eine gegenfeitige Beziehung zu beftehen zwifhen dem 
täufchenden Scheine ver Wahlberechtigung und dem darum um fo geringern Inhalt an mate- 
riellen Gemeinderechten. Es liegt übrigens eine ebenfo große Taufhung darin, wenn dem all 
gemeinen Wahlprineipe für Gemefndebeamten nur ſchlechte Erfolge zugefehrieben werben. Wenn 
man mit genügenden Hilfsmitteln einen Vergleich anftellen wollte zwiichen den Grfolgen des 
Gemeindelebens in einem beftimmten Bezirke und während einer beftimmten Anzahl von Jahren 
aus der Periode, in weldyer die Gemeindevorſtände mehr oder weniger von der bevormunden— 
den Regierung ernannt wurden, und aus derjenigen, in welcher fie aus Wahlen der Gemeindes 
bürger bervorgingen, fo ift fein Zweifel, daß der Ausichlag ber beffern Erfolge auf die 
Seite der legtern Periode fallen werde; und man wird bei dieſem Vergleiche nicht einmal ſolche 
Bezirke zu wählen haben, in denen ed vormals Gebrauch war, dad Schultheißenamt an emeri- 
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tirte Soldaten ber alten Schule, faſt ohne Rückſicht auf ihre Fähigkeiten und blos, um dieſe zu 
verſorgen, zu verleihen. “ 

Es ift wahr, daß Ortövorftände, weldhe von der Mafle der Gemeindebürger für kurze Dauer 
gewählt ſind und daher, infofern fie ih im Amte erhalten wollen, von ber Volksgunſt abhän- 
gig bleiben, in ſturmvoller Zeit leicht ald.Ihwadhe Stügen der Öffentlihen Ordnung erfunden 
werden. Aber die Erfahrung hat gelehrt, daß in foldhen Zeiten der Bewegung und der Gefahr 
von der Regierung ernannte, bem Volke nicht betraute Beamte ebenfo wenig Einfluß auf daſ⸗ 
felbe haben, ebenjo ungurerläffige Stügen der Ordnung und der Staatögerbalt waren, 

Einmal aber das Prineip ver Wahl angenommen, fo iind allerdings, ſowol für die active 
als pafjive Wahlfähigkeit, gewille Garantien zu fordern; man beberzige aber dabei, daß nadı 
feſtſtehender Erfahrung fein noch fo confervatived Wahlgejeg für Zeiten plötzlich hereinbrechen⸗ 
den Sturmes eine ftetige Haltung und befonnene Wahlen jihert; daß nah denjelben höchſt 
eonfervativen Wahlgefegen die abhängigſten und veftructivften Elemente abwechſelnd aus ver 
Wahlurne hervargegangen find. Und oft hat eine Nemejis gewaltet, wo man das Volk unter 
Präfectenwirtbihaft, unter Abhängigkeit von ven unbedingten Werkzeugen der eben herrſchen⸗ 
den Partei gehalten, zu einer unfelbftändigen und willenlojen Heerde ſyſtematiſch erzogen bat. 

Bildung überhaupt, politifhe Mündigkeit, bürgerlicher Muth und die Achtung deflelben, 
wie diefe in volksthümlichen, und dann heiliger gehaltenen Rechts- und Staatsverhältniſſen ſich 
entwiceln, das jind die einzigen, wenigftens die zuverläffigften Mittel, die aura popularis 
weniger unftet zu machen, damit dev Wind in ftürmijchen Zeiten nicht umjchlage, ſondern 
diefer, aus derjelben Richtung kommend, bei neu aufgefegten Segeln, die nöthig werben können, 
damit das Schiff nicht Hinter dem Winde bleibe, viele höchſtens ſtärker blähe. 

Das ſchlechteſte Ausfunftömittel ift das, die Magiſtrate durch eigene Wahl oder Vorſchlag 
fich jelbit ergänzen zu laffen. Der Beijpiele, wie eine einmal vorherrſchende ſchlechte Richtung 
in folder Weile verewigt wird und jolde Magiftrate jih dem Volke entfremden, zählt die Ge: 
ſchichte zahlreiche auf, Eines der neuejten gibt die badiſche Kirchengemeindeordnung für die pro= 
teftantiihen Gemeinden, aus welcher die Generalfunode von 1855 hervorgegangen üt, weldye 
durch. ihre einfeitige Richtung und fervile Bevollmächtigung des Oberkirchenraths den eben 
lebendigen Kirchenagendenſtreit angefacht hat. Dieſes Ausfunftämittel jegt voraus, daß durch 
irgenpeinen Uct der Autorität die erite Zufammenjegung eines Magiftratö: oder Gemeinde: 
vorftchercollegiums eine ſolche geworden fei, daß die Beibehaltung des in ihr vorberrichenden 
Geiſtes wünſchenswerth oder dem Regierungdfofteme zufagend ſei; ed fegt aljo einen gewalt- 
famen und ungefeglihen Zuftand voraus, aus dem man, oder durch welden man hindurd erft 
zu einem neuen gejeglichen gelangen fan, 

Was aber die Modification jenes Auskunftsmittels dahin betrifft, daß dem Magiftrat ein 
Vorſchlagsrecht, der Gemeinde ein Recht der Auswahl unter den Vorgefhlagenen eingeraumt 
‚werben möge, jo wird damit wenig, am wenigiten der Friede in der Gemeinde gewonnen fein. 
Iſt es mit dem Recht der Auswahl ernitlich gemeint, ſodaß eine wirkliche Wahl ver Gemeinde 
ftattfindet, ſo iſt mit einem Vorſchlagsrecht nichts gewonnen; die Mehrheit ver Gemeinde wird 
den wählen, der ihr zufagt. Iſt ed mit dem Nechte ver Auswahl nicht ernſtlich gemeint, ift es 
zu eng gefaßt, jo wird der entftehende Unfriede dem Gemeindeinterefle nachtheiliger jein ald eine 
ſchlechte Wahl. 

Es iſt einzuräumen, daß das Maß ver Mechte, welches ven Gemeinden zugeitanden werben 
ſoll, durd die Garantien beſtimmt ift, welche mitteld der Gemeindeverfaflung für die zwei: 
mäpigfte Ausübung diefer Nechte geboten werden, Den Rechten der Gemeinden entiprechen 
Plihten gegen den Staat. Wollte man aber ven Gemeinden gegen die Beringung, das 
Recht, ihre Beamten zu wählen, aufzugeben, Staatshoheitsrechte übertragen, fo würde das 
abernralö nur eine Täufhung fein; damit wäre für die GSelbftverwaltung der Gemeinden 
nichts gewonnen, jondern diefe würden, auf anderm Wege und unter dem pompöfen Titel 
ihnen zu gewährender Rechte, zu bloßen Staatöverwaltungdorganismen werden, Dieje Abſicht 
tritt befonderd in dem erwähnten Auffage: „Die Selbftverwaltung des Volks“, hervor. Hierin 
werden überall die Worfchläge zum Wiederaufbau der Gemeinden mit folden zur Ginrihtung 
der Bezirksverwaltung, die als den Magiftratövorftehern ver einzelnen Gemeinden collegialiih 
zujammengefegt werben ſoll, in Verbindung gebracht. Auch wir theilen die Anficht, daß die 
ähnliche englifhe Einrichtung der Quarter Sessions fehr viel Nachahmungswerthes enthalte; 
aber wir halten es dem nächften zu erreichenden Zwede, ver Erreichung einer jelbjtändigern 
Stellung der Gemeinden, für nachtheilig, diefe Organifationsfrage mit einer andern in Ver: 
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bindung zu bringen, bie auf noch größern Widerftand ſtoßen könnte. Wir haben daher ſchon 
oben gefagt: die Aufgabe ift nicht, die freien Städte des Mittelalters mit den damals geübten 
Rechten wiederherzuſtellen, denn dieje waren Staaten gleich und ihre Rechte waren übertragene 
Staatshoheitsrechte; es ift vielmehr Die Aufgabe, dem Staat zu belaffen, was unveräußerlid 
des Staats ift, die Gemeinde aber in ihrer Stellung im Staat mit denjenigen Rechten auszu— 
Rattep, die ihr zu einem felbftändigen Leben und zur Erhaltung, ihrer Indivipualität nöthig 
find, ohne daß damit dem Staate ein Abbruch geichehe. 

Wir find aljo der Meinung, daß die Mitglieder des corporativen Ortsvorſtandes aus 
directen Wahlen der Gemeindebürger hervorgehen jollten, daß für das active Wahlrecht ein 
niederer Genjus zu fordern fei; in Anfehung der pafjiven Wahlfähigfeit aber eine Steigerung 
des Genius einzutreten habe, und aus Klaffen der Steuerpflichtigen zu wählen ſei. Dabei wird 
man aber davon ausgehen müſſen, daß auf feinem Wege das Vollkommenſte zu erreichen ift; 
daß die Ausnahmen die Anerkennung der beiten Regel nicht umſtoßen; daß die Freiheit aud) die 
Befugnis des Gebrauchs zu ſchlechten Zweden in fid) begreift; daß daher aud den Gemeinden 
‚überlajfen werden muß, die nadhtheiligen Folgen felbit zu erfahren, die aus ſchlechten Wahlen 
für fie hervorgehen, und nah Mafgabe diefer Erfahrungen das Gleichgewicht durch Begünfti- 
gung einer naturwüchſigen Gemeindrariftofratie, der die Landgemeinden ohnehin zuneigen, 
her zuſtellen. Hier wird es noch mehr zu rechtfertigen fein, wenn man die Garantien conjerva: 
tiver Wahlen, durch Beihränfung der activen und pafjiven Wahlfühigfeit, vermehrt; immer: 
Bin aber muß bej richtiger Stellung der Gemeinden im Staate bezüglih ded Erfolgs ver 
Wahlen zu Gemeindeämtern fetgehalten werden, daß das Staatswohl nicht durch deren Er: 
folg bepingt jein fann, und daß der Staat, der in feiner Entwidelung, jelbft dazu beigetragen 
bat die arifiofratiichen Elemente zu entwertben, auch jeinerjeitd die Kolgen davon tragen muß, 
Daß er dad dadurch in feinem Erfolge zweifelhaft gewordene Wahlprincip mit nichts Beſſerm für 
bie Beflallung der Oxtövorftände zu erjegen weiß. Bezüglih der Beſtallung des erften Ge: 
meindevorjtanded (Bürgermeiſters) neige ih mich der Anſicht zu, daß eine Mitwirfung der 
Staatöregierung dabei, angelichts fo verjchiedener Bildungsftufen und diefen entſprechenden 
vorgefaßten Meinungen, in Deutſchland vorerft nicht zu bejeitigen; daß es daher vielleicht beiler 
jei, in jedem Falle einen geringern Wahllurus erfordere, wenn der Bürgermeiter nicht Direct 
von der Gemeinde gewählt, fondern wenn von dem direct zu wählenden, corporativen Orts: 
vorftande aus feinem Kreife der Negierung mehrere zur Auswahl und Beitallung vorgeihlagen 
würden 

12) Je größer der Umfang der Oemeinderechte wird, um jo nöthiger ijt es, daß der Ortsvor— 
fand überhaupt, und der erſte Ortövorgefegte indbejondere, nicht auf zu Furze Dauer gemäblt, 
und daß der legtere für feine Dienflleiftung in angemejlener, d. b. den Verhältniſſen der Ge: 
meinde und dem Umfange ver Geſchäfte entjprechender Weife belohnt werde. Nur wenn die 
Drtövorgefegten nichts zu tbun, oder eine fehr geringe Verantwortlichkeit haben, laſſen ſich ihre 
Amter ald Ehrenämter harakterijiren, wobei ohnehin nichts herauskommt. Was auf diejem 
Wege etwa erjpart wird, haben die Steuerpflihtigen auf anderm Wege dreifach zu leiften. Hat 
aber der Ortövorftand nichts zu thun, iſt er blos Geihäftsgehülfe der Staatöverwaltung, jo 
börz fein Amt auf ein Ehrenamt zu fein, und die ſich jelbft Achtenden entziehen ſich häufig folder 
Stellung. In den Amte ſelbſt und in ven Vortheilen, die es bietet, muß ein Reiz liegen, damit 
die fähigjten und wohlhabendſten Söhne der Bürger ſich dazu vorbereiten, höhere Lehranftalten 
beſuchen, nicht Mühe noch Koften fcheuen, um einft unter ihren Mitbürgern die erften, ſtatt 
wie jegt der Staatögewalt untergeorpnete, abhängige Diener zu fein; und um im feſten Wohn- 
fige der Heimat ihre befte Kraft und Zeit dem Wohle der Gemeinde und zugleid ded Staats 
ju wibmen, 

13) Das unbeihränfte Recht der Verwaltung der Gemeinde durch fie jelbit, d. h. durch ihre 
eigenen, von ihr betrauten Behörden, ift das nothwendigſte, die Selbftändigfeit der Gemeinden 
eigentlich conitituirende Gemeinderecht, weldes den Städten wie den Landgemeinden zujteben 
muß. Wir find aber nicht der Meinung, welde von andern vertheidigt worden ift, daß dieſes 
Recht ohne alleGontrole des Staats gewährt fein müffe. Vermöge der ftaatlichen Anerfennung, 
durch welche die Gemeinde zu einer höher geitellten Perſönlichkeit, und ihre Exiftenz von dem 
Willen der zeitlihen Mitglieder unabhängig gemacht wird, ıft der Staat befugt ji zu verge: 
wiffern, daß die jo von ihm anerkannte Gemeinde in ihrer Gigenthümlichfeit fortbeſtehe; daß bie 
jeßt Lebenden nicht etwa die Activa auftheilen und davongehen; daß fie nur über die Früchte, 
nicht über den Stamm ded Baums verfügen; daß jelbit die Früchte des Gemeindevermögens vor 
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allen Dingen ven Gemeindezwecken gewidmet bleiben. „Dergeſtalt“, fo ſagt Dahlmann, „ſchützt 
der Staat die unfterbliche Gemeinde, indem er die vergängliche lebende beſchränkt.“ Dagrgen 
glauben wir, daß dad Maß ver Gontrole, welde der Staat im Intereffe der Orbnung bed Ge⸗ 
meindehaushalts zu üben bat, ein verſchiedenes fein follte bei Stabtgemeinden und bei fand- 
gemeinven, 

Der Staat wird bei allen Gemeinden darauf beftehen müflen: a) daß ein Voranſchlag ver 
Gemeindeeinnahmen und Ausgaben zu rechter Zeit aufgeftellt werde, von dem er Einſicht neh⸗ 
men kann, und welder den Nachweis enthalten müßte, daß das Gemeindevermögen in feinem 
Beftand erhalten fei; b) daß über Einnahme und Ausgabe jedes Jahr Rechnung geftellt und 
geprüft werde. 

Die preußifche Städteordnung hat die zwedmäßige Beftimmung, daß Städte über 
4000 Seelen, weldye in ihrem Gemeinderath zwei oder mehrere Mitglieder zählen, die ein admi⸗ 
niftrative8 oder Fameraliftifches Dienfteramen wohl beftanden, das Recht haben follen, ihre 
Gemeindeetats (Voranfhläge) aufzuftellen und durch Gemeinderathsbeſchluß in Wirkfamfeit 
zu fegen, ihre Gemeinderehnungen materiell zu prüfen und formell abzuſchließen, ohne vie: 
felben vorher den Staatsauffichtäftellen zur Prüfung und Genehmigung vorgelegt zu Haben. 
Die Staatdauffichtöftellen haben die Etat? und Rechnungen folder Gemeinden nur dann zu 
prüfen, wenn von einem oder mehreren Mitgliedern ded Gemeinderaths, oder von wenigftend 
drei Mitgliedern der Gemeinde Beſchwerden erhoben werden. Diefe Stellen find dann befugt, 
bie beftrittenen Säße, foweit die Beſchwerden für begründet erachtet worden find, zur Ände— 
rung an ben Stabtvorftand zurüdzugeben. Voranſchläge und Rehnungen für Gemeinden 
unter 4000 Seelen , und wo in der Zufanımenfegung des Gemeinderathsé die oben erforberten 
Oaranitien der Geſchäftskenntniß nicht geboten find, müffen von den Staatdauffihtsbehörben 
geprüft und abgejchloffen werben. Beſſer dieſe Gontrole, als daß dieſe Geſchäfte auf ein von 
den Gemeinden damit zu betrauendes Schreiberperfonal übergeben, das ſolches Vertrauen in 
der Regel jehr wenig verdient. | 

Prüfung des Zwecks von feiten des Etaatd und deflen Gutheißung wird ferner vorbehalten 
bleiben müſſen: c) bei Veräußerung von Gemeindeimmobiliarvermögen in zu beſtimmendem 
Minimum des Werths. Auch in diefer Beziehung könnte das Minimum des Werths des Objerts, 
zu deffen Veräußerung die Staatdgenehmigung einzuholen ift, und d) das Minimum des 
Schuldkapitals, zu deffen Aufnahme Staatdgenehmigung erforderlich fein fol, verſchieden be: 
flimmt werden für Stadt: und Landgemeinden. e) Ebenfo hat der Staat feine Edntrole geltend 

zu machen bei Waldausftodungen. Überhaupt ift ed die Brage, ob ed zweckmäßig fei, die Selb: 
ftändigfeit ver Gemeinden, befonders fleiner Gemeinden, auch bezüglich der Verwaltung ihrer 
Forften unbefhränft zu laſſen. f) Das Befteuerungsrecht der Gemeinden fiber Die Gemeinde: 
genoffen für Gemeindezwede muß natürlid an fi unbeftritten fein. Bezüglich der auszuüben: 
den Staatdcontrole muß es aber fehr darauf anfonımen , in welden Händen das Befleuerungs: 
recht liegt. Die größern Bejiger find In ihren Intereffen am meiften gefährdet durch das Unter— 
laffen zwedmäßiger Mafregeln zur Beförderung ded Gemeinwohls, was eintreten wird, wenn 
dad Proletariat regiert. Berner muß das Grundvermögen der Ausmärker (auswärtiger Grund- 
herren) gegen dad Befteuerungsrecht der Gemeinden befondern Shug genießen. Es befteht in 
vielen Gegenden eine Neigung der Gemeinden, eine Befteuerungsart zu wählen, durch welche 
dieſes Vermögen, das oft einzeln fo viel beträgt als dad fteuerpflichtige Vermögen ver Bürger 
zufammengenonmen, beigezogen wird. Der Schutz dagegen muß darin beftehen, daß bad 
nicht geſchehen könne, ohne daß die Audmärfer varüber gehört werden; ed muß nicht für Zwecke 
und Anftalten gefhehen, die diefen feinerlei Vortheil oder Nugen gewähren. 

Wenn ih der Staat endlid eine fortgefegte Gontrole darüber verihafft, inwieweit bie 
ee die Pflichten erfüllen, die ihnen etwa durch Geſetze, 3. B. bezüglich der Dotation der 
Schulen, der Erhaltung der Wege und Deiche, der Armenverforgung, einer ordentlichen Gomp: 
tabilität auferlegt find, fo wird das nicht zu viel fein. Nicht alle Gemeinden bieten im gleicher 
Stärke Oarantien für Gefeged: und Orbnungsiinn dar. Die Controle läßt ſich fehr verein- 
fachen, ohne zur Fiction zu werden ; und man wird in Bezug auf eine foldhe Eontrole nicht fagen 
fönnen, daß ihre gänzliche Unterlaffung ver geringere Schaden fei, im Vergleich zu dent Kraft: 
aufwand bei ihrer regelmäßigen Ausübung, j 

Die Staatscontrole ift aber kein Selbftverwaltungsredt; der Staat follte eine Gemeinde zu 
Anftalteif und Verwendungen nicht nöthigen dürfen , wozu fie dad Gefeg oder das Privatrechte: 
verhältmiß nicht nöthigt. Inwieweit ſoiche Nöthigungen beftehen, darüber muß unter Umſtän— 
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ven ſelbſt richterliche Entfheidung zugänglich und competent gemacht werben; fonft treten Fälle 
ein wie z. DB. der, daß von einem eifrigen Berwaltungsbeamten aus der Borfhrift für die Ge— 
meinden, ihre Gemarkungswege in fahrbarem Stand zu erhalten, die Verpflichtung für vie 
Gemeinde bat abgeleitet werden wollen, alle Wege zu haufjiren, und ähnliches, wogegen bie 
höhere Berwaltungsinftanz nicht immer ſchützt. Beſonders aber hüte ji der Staat, daß er im 
Formweſen zu weit gebe; daß er alles nad derſelben Schablone einrichte; diejelben Formulare 
für Boranjhläge und Rechnungen den größten Städten wie den kleinſten Gemeinden zur Nach— 
achtung vorjchreibe. Voranſchläge und Rechnungen jind Gemeindeeigenthum, aber dem Staat, 
damit er eintretendenfalld Einwand erheben könne und aud für ſtatiſtiſche Zwecke, ſtets zu- 
gänglih.” Eine minutiöfe Prüfung und Gutheißung der Voranfchläge und Rechnungen durch 
die Staatsbehörden erſcheint nicht nöthig; noch weniger, daß die Staatdardive die Duplicate 
davon aufbewahren. In England werden Streitigkeiten, welche aus der Rehnungsftellung über 
Öffentliche Gelder entftehen, vor den Quarter Sessions erledigt; eine Inftitution, deren Nach— 
ahmungswürdigfeit überall und entgegentritt, wo es ji um freie Bewegung und Erfparung 
der Berwaltungsinftangen neben Barantien für Recht und Ordnung handelt. 

14) Der Auffag ‚Die Selbfiverwaltung des Volks“ enthält die extremften Vorſchläge bezüg⸗ 
lich ver Selbſtändigkeit der Gemeinden in ihrem Haushalt, die wir im einzelnen nicht beleuchten, 
nur Eennzeichnen wollen. Das Verlangen, ven Gemeinden das Recht zurüdzugeben, ihr Ver: 
mögen, unbeengt durch die Aufjicht der Landesbehoͤrden, zu verwalten, wird geſtützt: zuerſt auf die 
behauptete Thatſache, daß alle Städte, welche eine Reihe von Jahrhunderten ohne alle Aufſicht 
ihr Vermögen verwalteten und Steuern nach ihrer Willkür oder beſten Überzeugung umlegten 
(die Freien Reihsftädte), jelbit diejenigen, welde durch ihre Lage und äußern Verhältniffe nicht 
begünftigt gewefen feien, am Schluffe ihrer Unabhängigfeit im Jahre 1803, in vergleihender Be- 
rüdjihtigung der Bevölferungsverhältniffe, ein größeres Vermögen und namentlich viel veichere 
Wopltgätigkeitsftiftungen gehabt hätten als andere unter firenger Aufficht gehaltene. ( Ver— 
gleihung in diefer Hinjicht der Städte Augsburg und Nürnberg mit Münden, nad) den Zuſam— 
menftellungen, welde das „Regierungsblatt für das Königreich Baiern’‘ über die Vermögens: 
verhältniffe ver Gemeinden, Jahr 1852, veröffentlicht hat. „Sodann vergleichende Überficht zu 
gleihem Zwed der würtembergifcen vormals freien Städte: Ulm, Eplingen, Hall, Reutlingen, 
Ravensburg, Biberach, Giengen, Weil, Isny, Wangen und Aalen, mit den altwürtembergijchen 
Städten: Stuttgart, Tübingen, Böblingen, Urad, Schorndorf, Cannſtadt.) Sodann wird jenes 
Verlangen auf die fernere Behauptung geftügt, daß ſich der ökonomiſche Zuſtand der meiften 
vorgenannten vormaligen Freien Reichsſtädte verfchlimmert habe, als mittelbare Folge ver Über: 
wahung. Endlich aber, und wie und jcheinen will, mit beſonderm Nachdruck wirb für eine 
ſolche uncontrolirte Berwaltungäbefugniß ver Gemeinden über ihr Vermögen. ein Selbft- 
befteuerungsrecht der Gemeinden in einem Umfange in Anſpruch genommen, wie daffelbe ſchon 
darum nicht beftehen darf, weil ed ver Gemeinde jelbft noch viel weniger möglich wäre, die Fi— 
nanzoperationen ihrer Behörden zu verfteben, alſo zu berathen und zu controliren, alö den 
Staatöbehörden ; aljo ein unzuläffiges unbedingtes Vertrauen und Vollmacht der Gemeinde in 
und an ihren Vorftand voraudgejegt wird. Es heißt nämlih: das Recht der Gemeinden, ihr 
Gemeindevermögen zu verwalten, nad Umſtänden zu befhränfen und dann wieder zu vermehren, 
jei mit der Zurüdgabe des Befteuerungsrechtd an die Gemeinden auf dad engfte verbunden und 
in diefer Verbindung am beften gejichert. „Das Gemeindevermögen ift der Fonds, den die Ge— 
meinde muß angreifen können, fo oft fie größere Verbeilerungen für die Zufunft einleitet. 
Wenn die Gemeinde auf die Bejteuerung einzelner Gewerbe verzichtet, um eine fünftige Ver— 
mebrung derjelben zu veranlajfen, 3. B. alle Fabriken 10 Jahre lang fteuerfrei läpt, bis hin— 
reichend viele in ihr vorhanden find, jo muß fie, um ihren Gteuerertrag nicht zu verringern, 
durh Schulden auf dad Gemeindevermögen jih Erſatz ſuchen können, bis der Zweck erreicht ift, 
die Fabriken groß gezogen find. Dann muß jie aber aud) wieder ungehindert fein, zu jeder Zeit, 
ohne lange anfragen zu müffen, bei jeder Gelegenheit Erwerbungen zu maden, Güter zu faufen, 
Gewerbe auf eigene Nechnung zu betreiben, den Ertrag von Steuern zum Vermögensfonds zu 
lagen. „Sowie ein Kapitaliit, der nichts wagt und unternimmt, nur von feinen Zinfen lebt 
und dieje verbraucht, für vorübergehende Verluſte und große Ausgaben feinen Erjag hat, und 
im Verlauf der Zeit in feinem Vermögen herunterfommt, fo verlieren aud) die Gemeinden bei 
der jegigen jorgfältigen Überwahung jede Gelegenheit, ihr Vermögen zu vermehren, und bie 
Mittel, für größere Berlufte und Ausgaben Erfag zu erhalten. Sowie einzelne nur beim Wa- 
gen und Unternehmen vorwärts kommen, fo ift auch den Gemeinden fein anderer Weg offen ald 
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durch die Freiheit der Bewegung, den ſie in Verbindung mit dem Befteuerungsredt ihrer Mit: 
glieder mit vemfelben großen Erfolg verfolgen können, den alte freien Städte ungeachtet vieler 
Drangfale und Misgriffe erreicht Haben. Im der Freiheit dev Gemeinden liegt daher das fihere 
Mittel zur Löfung der ſchwerſten Aufgaben der Volks: und Staatswirthſchaft verborgen, iſt der 
Weg geöffnet, um bei wachfendem Wohlftand der einzelnen und der Gemeinden, und bei min- 
deſter Beläftigung der Steuerpflidgtigen, ven Höchften Ertrag der Steuern zu fihern.‘ 

Au wir nehmen für die Gemeinden das Recht in Anſpruch fich jelbft zu befteuern, fei ed in 
ber Weiſe, wie der Staat für Fälle des Bedarfs die Normen der Befteuerung ein für alle— 
mal geſetzlich feftgefett hat; fet es, daß die Ortsvorftände mit ihren Gemeinden über beſondere 
Befteuerungsnormen fih verftändigen und diefe zum Ausſchlag bringen. Aber wir halten 
weder den Staat noch die Gemeinden zu foldhen gewagten und ſchwindelhaften Operationen 
mit dem öffentlichen Vermögen, und gar.mit dem Bermögensftand, der ein eiferned Inventar 
fein ſollte, berechtigt, wie diefe in vorftehender Ausführung, würdig der Zeit und des Geiftes 
des Grebitmobilier und ähnlicher Anftalten , anempfohlen werben. 

In Verbindung mit diefer uncontrolirten Selbftbeftenerung der Gemeinden ift ferner in 
jenem Auffage vorgefchlagen, den Gemeinden das Recht zurückzugeben, die Abgaben jelbit, und 
zwar nicht blos die für Gemeindezwede erforderlichen , fondern aud) die, deren der Staat bedarf, 
auf die ihnen angemeffenfte Weife zu erheben, wobei ihrem Gutfinden anbeimgegeben fein müſſe, 
ob fie die Abgaben indirect ober direct, durch Beſteuerung diefer oder jener Objecte, erheben 
wollen. Es wird zur Unterftügung dieſes Vorſchlags hervorgehoben die durchſchnittliche Über⸗ 
bürdung des Staatshaushalts in faft allen Staaten und die Unmöglichkeit, mefentliche Erſpa— 
rungen auf anderm Wege einzuführen. „Bei Rückgabe des Befteuerungsrehts an die Ge: 
meinden, ſodaß dieſe an den Staat eine beftimmte Summe abzuliefern haben, würden ben 
Steuerpflichtigen die großen Summen erſpart, welche fie jegt zahlen müffen, damit die Steuern 
erhoben werben ; die vielen Millionen ; welche der Unterſchied zmifchen Roh: und Reinertrag 
ausmacht. Und dabei hätten die Gemeinden feinen größern Aufwand bei der Erhebung fämmt: 
licher Steuern, ald fle bisher hatten, um die Gemeindeſteuern u. f. w. zu erheben." Es feien 
in jeder Gemeinde, und jo auch in jedem Verbande von Gemeinden befondere Beſteurrungs⸗ 
weifen ausführbar, durch welche mit den mindeften Koften und Nachtheilen der höchſte Ertrag 
zu erzielen fei, welche die Gemeinden bald herausfinden würden, ſowie man ihnen die Freiheit 
dazu gibt. Befonders würden dann bie Städte auf die einfachſte, wohlfeilfte und ficherfte Be— 
ſteuerung ded Vermögens durch Faſſionen ver Bürger zurückkommen, melde nur durch Die Een: 
tralifation ver Beſteuerung verdrängt worden fei. Statt Kapitalien, Grundftüde, Gebäutid- 
feiten und Gewerbe im einzelnen zu befteuern, und auf unfichere, und doch nrühfelige und Foft- 
fpielige Schägungen fi zu verlaffen, wird man jedem Bürger überlaffen, fein gefanımtes Ber: 
mögen zu fatiren und nad; beflimmten Normen zu befteuern, und nur in einzelnen auffallen: 
den Fällen Schägungen durd die Gemeindebehörben fi vorbehalten. Die Steuern würden 
beim Einzug dur die Gemeinde mehr Bürgfhaft gegen Defraudation und mehr Ausfiht auf 
pünftliche Bezahlung haben. Größer ald die finanziellen Vortheile feien die volkswirthſchaft⸗ 
lichen bei der Befteuerung durch die Magiftrate felbftändiger Gemeinden. Auf die volfswirth- 
ſchaftlichen Vortheile, anf die innige Verbindung volfswirthfchaftlier und finanzieller Zwecke, 
mwoburd die Abgaben Häufig, wie z.B. bei Schugzöllen, mehr zu Wohlthaten als zu Laften 
würben, müſſe bei ver Erhebung durch Beamte des Staat? nad) allgemeinen Gefegen ganz ver: 
zichtet werben. Die Befteuerung in den Händen der Gemeinden ergebe diefe Vortheile durch vie 
benfelben bereit liegenden Mittel, das fehlende Gleichgewicht zwifchen den verfchiedenen Zweigen 
der Induftrie herzuftellen, fehlende Ermwerbs= und Induftriezweige berbeizuziehen, übermäßig 
bejeßte zu befchränfen, 

Denn in einer Gegend noch zu viele große und fählechtcultivirte Güter find, fo beftenere 
man biefe fo hoch, ala wie wenn fie ven vollen Nugen eines Fleinen gehörig umgetriebenen 
Gutes abwerfen würden. Wenn die Güter zu fehr vertheilt find und infolge deren die fleinen 
Landwirthe verarmen, dann beſteuere man die Gütergertrümmerer um fo höher, und ſetze die 
Steuer für die herab, welche Güter zufanmenfaufen. „So kann das Gleichgewicht zwiſchen 
großem und Fleinem Güterbefig Hergeftellt werben ; nur die Gemeinde kann hier das rechte Mat 
finden; ein allgemeines Gefeg würde ven Zweck nicht erreichen. Die Grenzen der zweckmäßigen 
Bertheilung find überall verfihieden. Was in einer Gegend ein großes Gut ift, wird in anderer 
für_ein Meines gehalten. Wenn eine Gegend Überfluß an Kleinen Bewerben, Kleinmeiftern 
und Kleinhändlern neben Mangel an großen Geſchäften hat, fo laffe man für eine Reihe von 
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Jahren alle großen Gewerbe, melde einen Abſatz in Die Ferne nachweiſen, ober kleine, die ſich 
zu größern verbinden, ganz fleuerfrei; fihere ihnen ſogar Unterflügung durch Anleihen und 
mwohlfeile Verpachtung von Grundſtücken. Wenn umgekehrt in einer Gegend zu viel größere 
Geſchäfte bei mangelnder Grundlage Fleinerer, eine gefährliche Anhäufung von Fabrifproleta- 
tiern beforgen laffen, jo ift nöthig, die Beflger größerer Umternehmen nicht blos Hinreichend 
zu beftenern, ſondern auch ihnen durch Abgaben zu Unterftügung ihrer Arbeiter, durch fundirte 
Spar: ımd Krankenkaſſen, Laſten aufzulegen und fie oder andere Goncurrenten dadurch zu ver- 
ankaffen, fich nad andern Gegenden zu wenden, mo man ihrer mehr bedarf und fle durch ange— 
botene Bortbeile herbeizieht.“ Diefe verfihiedene Beſteuerungsweiſe, die Befugniß ver Ge- 
möinden, die Abgaben anf die Gewerbe nach Bedarf der Gegend zu erhöhen oder zu vermindern, 
werde auf gleihförmige VBertbeilung ver Fabrifinduftrie hinwirken, und bei dieſer Verbreitung 
den Nutzen der Schupzölle vervielfachen. Aber auch fittlihe Vortheile ließen fich durch die Frei— 
beit der Gemeinden bei der Befteuerung erzielen, welche bei einer allgemeinen Befteuerung ganz 
unerreibar feien. Nicht durch allgemeine Gefege, welche auf Iofale Gewohnheiten und Be: 
pürfniffe feine Rüdfiht nehmen, und für Wohlhabenheit und derſelben unſchädlichen Luxus 
keine allgemeine Norm finden Fünnen, jondern nur durch von ver freien Gemeindeverwaltung 
ansgegangene Lokalgeſetze, befonders durch Lokalſteuern, laſſe ſich das verderbliche libermaß 
im Genuß des Branntweins durch hohe Befteuerung des Detailverfaufd und Freigebung von 
ber Steuer anderer unſchädlicher Getränke, ſodann ver Misbrauch im Beſuch des Wirthshauſes 
überhaupt abſtellen; der verderbliche Luxus bei Feſtlichkeiten, bei Hochzeiten, Taufen, Leichen 
und Kirchweihen, wie auch der Luxus in Kleidern, welchen Dienſtboten und andere abhängige 
Menſchen machen, in entſprechender Weiſe beſchränken. 

Daß der Staat nicht einer der wichtigſten Erwägungen, mie nämlich bei dem Aufbringen 
feiner Bedürfniſſe das Vermögen feiner Bürger zu befteuern oder zu fehonen fei, entfagen und 
diefe anf die Gemeindebehörden übertragen könne, verftebt ih von ſelbſt; aber wir haben die 
vorſtehenden Anfichten ausführlicher dargelegt, um ein Warnungszeichen gegen diejenigen auf: 
zupflangen, die unter dem Anſchein von Kenntniß ver praftifchen Dinge vorgeben, für Gemeinde⸗ 
freiheit zu Sprechen, während folde extreme Anfichten nur dazu dienen Fönnen, bie Sache zu 
verderben und davon zurückzuſcheuchen. Wir fragen einfach: welchen Gemeinden und Ge: 
meindeborfländen,, denen mehr Weisheit zugetraut wird ald den Staatdregierungen, könnten 
ſolche Befugnifle eingeräumt werben, ohne eine Summe von Intereflen zu gefährden? Wir 
bleiben unbeirrt bei ver Forderung einer gemäßigten, weſentlich einzuſchränkenden Staatscontrole 
über die Verwaltung ded Gemeindehaushalts. 

15) Niederlaflungsfreigeit. Einer felbftändigen Grmeinde kann das Recht nicht beftritten 
werben, die nadhgefuchte Aufnahme in das Bürgerrecht zu bewilligen ober aus Gründen zu ver⸗ 
meigern. Dem Staatöbürger foll es aber dagegen möglich jein, das von ihm gewählte Gewerbe 
pa auszuüben, wo er glaubt fih nm beften ernähren zu können, und der Staat foll das allgemeine 
Staatsbürgerrecht ſchützen, welches in ſich begreift, daß einem jeden innerhalb der gefeglichen 
Schranken die mögliäft freie Entwidelung und Anwendung feiner Anlagen, Bäbigfeiten und 
Kräfte, in moratifcher fowol als phyſiſcher Hinficht , geftattet und erleichtert jei. Mit Rückſicht 
auf diefen Grundſatz ift alfo jened Aufnahmerecht der Gemeinde ein aus Staatsrückſichten be= 
fhränftee. Der Staat ift geneigt das allgemeine Staatsbürgerrecht zu fhügen; die Ge— 
meinde ift geneigt, fich gegen Einpringlinge abzufchließen, von denen fie glaubt, daß ſie dem 
Gemeinvewohl eher zum Schaden ald zum Nutzen gereihen. Bei Geltendmachung dieſer 
Mückfſicht find die Gemeinden oft fehr engherzig, und es maltet bei der Entſcheidung zu— 
mweilen weniger bie Nüdiicht auf das Ganze als vielmehr auf das Intereffe einzelner wor, 
Pie in der Gemeinde Ginfluß haben und nicht wollen, daß etwa von einem neuen, bis— 
jegt noch unberechtigten Gewerbögenoffen ihnen Goncurrenz gemadt werde. Aus biefem 
Dilemma hat die Geſetzgebung der Staaten Auswege geſucht, die fih mehrentheild ald un— 
befriedigende ergeben haben, 

Zwei Nüdfichten müffen unter alfen Umftänden als gefeglihe Schranken gegen die Nieber- 
kaffungsfreiheit im Intereffe der Gemeinden gelten. Eine Gemeinde, die Vermögen hat, von 
dem der Bürger Nutzen zieht, fei es direrter Nutzen durch Vertheilung von Geld oder Geldes⸗ 
werth, fei e8 indirecter Nutzen, durch das Beftehen reicher Wohlthättgkeitsanftalten und da⸗ 
durch, daß aus dem Vermögen der Gemeinde alte Gemeindebebürfniffe ohne Beſteuerung der 
einzelnen gededt werden — eine ſolche Gemeinde muß gegen Eindringlinge geſchützt werben, 
die bei Ihrem Nieverlaffungsverlangen etwa auf dieſen Nugen fpeculiren. Der Aufzunehmende 
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muß fi alfo in ven Bürgernugen durch eine entiprechende, an die Gemeinde zu entrichtende 
Summe einfaufen, ynd Died zur Bedingung der Aufnahme gemacht werben. 

. Der Gemeinde ift von der Staatögefeggebung ziemlich allgemein die Berpflihtung aufer= 
legt, für ihre Armen zu forgen, damit diefe nicht andern zur Laft fallen. Alſo aud eine Ge— 
meinde, die fein ſolches Vermögen hat, welches dem Bürger Nupen gewährt, bat doch den ge: 
rechten Anfprud, daß fie nicht zur Aufnahme folder Ortöfremden in ihr Bürgerrecht genötbigt 
werde, von welchen ed mehr oder weniger wahrſcheinlich ift, daß fie ald Arme ver Gemeinde zur 
Laft fallen. Gefunde Arbeitökraft ift zwar oft mehr werth ald Kapital, aber die Geſundheit, 
und namentlich die Geſundheit einer Familie, kann nit garantirt werden. Es ift alfo gewiß 
nicht billig, daß eine Gemeinde zur Aufnahne folder genöthigt werde, die nichts haben ala 
gelunde Arbeitöfraft, 

Mo Gewerbefreiheit beſteht, wo alſo das Bemeindebürgerredit nicht die Bedingungift, unter 
der allein ein Gewerbe an beitimmtem Orte ausgeübt werden darf, da löſt ih die Frage am 
leihteften ; da ift fchon der Widerſtand der Gemeinde ein geringerer. Der Ortöfremoe mag fein 
Gewerbe an dem gewählten Orte ausüben, ohne Bürger zu werden, folange er ji damit er- 
nähren fann. Hört dieſe Bedingung auf, fo wird er nach ven allgemeinen Grundfägen über 
das Heimatörecht behandelt; fein Aufenthalt an dem Orte, wo er ed verfuchte, ji zu ernähren 
ohne Bürger zu fein, unterliegt der polizeilihen Gontrole. Er darf nicht Bettler jein und bat 
ald Drtöfremder feinen Anſpruch auf Unterftügung von-der Gemeinde, in welder er vorüber: 
gehend feinen Aufenthalt genommen hat. 

Eine fouveräne Entfheivung über Aufnahmegeſuche in das Bürgerrecht oder nur zum Auf: 
enthalt, des Gewerbes wegen, haben die Gemeinden nicht anzufpredhen; ed muß ein Recurs 
ftattfinden wegen vorgeblicyer Verlegung des flaatdbürgerlichen Rechts. Bon der Staatsregie⸗ 
rung kann nur vorausgeſetzt werden, daß ſie mit unwiderſtehlicher Macht die Entſcheidung in 
höherer Inſtanz ertheilen werde, nicht aber mit durchdringenderm Urtheil, ob der Mann Nah— 
rung finden und ber Gemeinde, wo er ſich niederlaffen will, nicht zur Laſt fallen werde; der 
Staat darf durch ſolche Entſcheidungen Gemeinden nicht befteuern wollen. Gonflicte über ſolche 
Entfheidungen find vielfach für die Regierungen peinlich gewefen. Es bieten ji mit den Lokal⸗ 
verhältniffen wohl betraute und beidem einzelnen Kalle unbefangene, ver Negierungdgewalt zur 
Seite ftehende repräfentative Bezirköräthe (etwa in Nahahmung der englijchen Quarter Ses- 
sions) ald geeignete Injtanzen für ſolche Entſcheidungen dar. 

16) Die Lofalpolizeiverwaltung ift ein Beſtandtheil ver Gemeindeverwaltung. Wir haben 
und darüber in vem Art. Bureaufratie (III, 216) bereitö ausgeſprochen. Der Staat wird gut 
thun, den Gemeindebehörden aud) die Handhabung ver Staatöpolizei, infoweit fie in den Rofali: 
täten zur Anwendung fommt, zu übertragen. Infofern jind vie Gemeindebehörben, wie auf 
in fo manchen andern Beziehungen, Diener des Staats. Es befteht j ja fein Gegenſatz zwiſchen 
Staat und Gemeinde, fondern, unter jo mandem Betracht, ein Streben nach gleichen Zielen. 
Es konnten. Zweifel beftehen, ob aud-in großen Städten die Polizeiverwaltung von der Ge— 
meindeverwaltung abhängig fein fol. Dabei hängt freilich akled von der Art und Weife der 
Bufammenfegung ver Gemeindevorftände ab. Die Polizei der City von London ift unter der 
Zeitung des Lordmayor der City; die ver Umgebung der City unter der Leitung des Minifters 
des Innern. Selbftverjftändlih muß die Gitvpolizei in genauem Zufammenhange mit der Gen: 
tralpolizei ftehen, und kann noch will jie jih den Directionen der legtern entziehen. Eine ſtaat— 
lihe Gentralleitung der Polizei iſt aljo erforberlih, und dagegen ſpricht nicht, wenn George 
Bowyer („Commentaries on the Constitutional law of England”, Kap. XXIL, ©. 391) jagt: 
„Abgeſehen davon, befteht eine augenfheinlihe Gefahr, daß die neue Graffhaftepolizei das 
Werkzeug einer Eleinen Tyrannei über die untern Bevölferungsflaffen werden könnte, indem fie 
ihre Gewohnheiten ſtört und ihrer individuellen Freiheit unnoͤthige Schranken ſetzt. Dieſes 
ſcheint ein Gegenſtand ernſter Betrachtung zu ſein. Denn eine Beſchwerde der Art, welche die 
Menſchen in ihrem täglichen Leben, in ihren Vergnügungen, Beihäftigungen und Gewohn⸗ 
heiten berührt, ift mehr dazu gemacht als irgend jonft etwas, einen Geijt der Unzufriedenheit 
und der Misftimmung gegen jede Autorität Hervorzubringen. Und fehr wenig Nachdenken 
gehört dazu, um einzujehen, wie unmöglich es fein muß, dieſem ernten Übel, welches mit der 
Disriplin der Polizeimannfhaft und dem ihr in der Erfüllung ihrer Pflicht zu gewährenven 
Sup zufammenhängt, vorzubeugen.” Aber das jind Gründe, die Polizei der Gemeinde: 
verwaltung zu übertragen.} 

Wenn die Selbftverwaltung des Volks. in der Gemeinde eine Ausdehnung erhalten haben 
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wird, tie wir ſie in Vorſtehendem befürwortet haben, dann wird die Klage über Gentralifation - 
verſtummen, und diefe auf ein Daß zurückgeführt jein, in welcher fie der Staat, um feiner Auf: 

gabe gewachſen zu fein, nicht wird entbehren fünuen, Auch werben bei folder Decentralifation 

Bereinfachungen im Organismus der Stantäverwaltung möglich werden, welche es erlauben, 

den anerkannten Bebürfniffen gerecht zu werden: Beihränfung des Staatsverwaltungsauf: 

wanded und beffere öfonomijche Stellung der wirklich nothwendigen Staatödiener. 

Wichtiger aber nod wird der Gewinn an politifcher Freiheit, welcher nur da befteht, wo ſich 
die Selbitregierung des Volks in den verfhiedenen Nichtungen zugleich geltend macht, nämlich 
mittels freier Ihätigfeit ſowol der Genoffen in den Jutereſſengenoſſenſchaften und in der Ge: 
meinde, ald auch mitteld Betheiligung bei der Verwaltung des Staats. 

In erjterer Beziehung erhält der in der Gultur vorgeichrittene Staat von ber Politik den 
Rath, das Opfer dev natürlichen Freiheit feiner Angehörigen in weitern Umfange nicht zu for— 
dern, die Gentralifation nicht weiter zu führen, als es im Intereſſe ded Staats nötbig fl, 
damit die Entwidelung des geſammten Volfslebens geleitet und gefördert und er darin nicht 
gehindert werde; daß er vielmehr der Unzulänglicyfeit feiner Mittel eingevenf bleibe, vie. 
Bedürfniſſe aller Kreiſe des geſellſchaftlichen Kebens feiner Angehörigen zu durchdringen. 

Politik und Geſchichte lehren ferner, für die eine wie für die andere Richtung der Selbft- 
regierung des Volks, daß nur durd freie Selbftthätigfeit der Bürger für die gejellichaftlichen 
Zwede im weiteften Sinne Leben und Bewegung aud im Staate erzeugt oder erhalten, der 
Gemeingeijt ver Bürger erweckt, die Liebe zum Baterlande und die Opferbereitichaft für daſſelbe 
erböht werde; daß fein gejitteted Yand wahrhaft groß werden faun, wo die Negierung jich 
nicht die ernit gemeinte und thätige Mitwirkung des Volks ſichert, nnd daß nichts ihr dieſe 
Mitwirkung jo vollitändig raubt, wie der Auſpruch ded Staatdoberhauptd an jene unuus 
ſchränkte Gewalt über vie Geſchicke des Staatö und über alle Lebenöbewegung im Saate, wel: 
her, wenn das Staatsoberhaupt in diefem Anfpruche feinen Beruf oder feine Zuflucht findet, 
entweder die Kindheit des Staats bezeichnet oder feine Schwäche verräth. 

Mit Wahrheit wurde aus Anlaß der ‚IdeesNapol&oniennes” gefagt: „Die Gentralijation 
ermöglicht große Erfolge, aber jie jihert fie nicht; fie jichert nur dann die Gewalt, wenn ſtets 
Männer von ungewöhnlihem Map die Spige derjelben einnehmen, wie das weder in der 
Monardie noch in der Nepublif wahrſcheinlich it. Sie macht den Staat mehr, als ed auf an— 
derm Wege werden faun, zu einem Ganzen, aber auf Koften des Individuums. Sie verlangt 
unbedingte Unterordnung der einzelnen, einfeitigen Theile, und eine Kraft, die dieje fort: 
während gutwillig oder gezwungen vereint. Das Selfgovernment, auf die Selbitändigfeit, 
harmoniſche Entwidelung ver Individuen bafirt, jihert dagegen einen langfamen, aber fletigen 
Fortſchritt. Gine gewille Gentralijation muß in jevem Staate fein; wo ihr aber dad Gegen— 
gewicht des Selfgovernment nicht geveihliche Grenzen jegt, wo die Gentralijation überwiegt, 
da muß das Staatsoberhaupt zum Abſolutismus geführt werden, wie oft man auch daſſelbe 
ſtürzt und neu erſetzt.“ H.von Gagern. 

Centralverein für das Wohl der arbeitenden Klaffen.!) Dieſer Verein ver: 
danft feine Entſtehung der erjten Gewerbeausſtellung der deutſchen Bunded: und Zoll: 
vereinäjtaaten in Berlin im October 1844. In Preußen hatte bereitd dad Ediet vom 2. Nov, 
1810 die Freiheit der Gewerbe, das Gefeg über Zölle und Verbraudsiteuern vom 26. Mai 
1818 mit Aufhebung aller Zollinien und Verkehrsbeſchränkungen zwiſchen den vericiedenen 
Provinzen oder Landestheilen die Handelsfreiheit im Innern ded Staats hergeitellt, und es ward 
dieje Freiheit des Verkehrs ſeit dem Anfang der dreißiger Jahre durch befondere Verträge mit 
einer Mehrzahl anderer deutiher Staaten ſchrittweiſe über einen größern Theil deutiher Län— 
der ausgedehnt. Die Wirkungen diefer Gewerbe: und Handelöfreiheit traten auf jener erjten 
allgemeinen öffentlichen Schauftellung preußiiher und deutſcher Induſtrieerzeugniſſe lebendig 
vor die Augen der Nation ; damit aber trat auch zugleich der nahe liegende Gedanke in das Be: 
wußtjein edler Männer: „daß ihre, der Unternehmer und Fabrikbefiger Ehre, Kohn und An: 
fehen nicht weniger die Frucht der Anjtrengung, Geſchicklichkeit und Ausbildung ihver Arbeiter 


— 





1) Bei der heutigen großen Wichtigfeit der Affociationen und der richtigen Grundſatze fir fie, 
welche. ver Art. Affociation nur im allgemeinen darſtellen funnte, fchien es uns müglıc, dieſe 
Seunpfäge durch ihre Verwirklichung in einer muſterhaften deutſchen Aſſociation möglichſt zu vers 
anichaulichen. D. Red. 
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fei und ihnen, den Babrifunternehmern, um jo mehr eine höhere jittliche Pflicht obliege, in 
fürforglicher thätiger Ginwirfung das Wohl der Hand- und Babrifarbeiter zu befördern, daß 
überhaupt die Verbefferung des ſittlichen und wirthſchaftlichen Zuftandes verfelben eine brin- 
gende und ſehr wichtige Aufgabe dev Gegenwart ſei.“ GErfüllt von diefen Überzeugungen trat 
während jener erften deutfchen Gewerbeausftellung eine Anzahl von Induftriellen und Gie⸗ 
werbsfreunden zu einem Verein zuſammen, welcher die Beſtimmung haben ſollte: „für jene 
Zwecke anregend und fördernd, zunächſt in Preußen, ſoweit moͤglich aber auch in allen andern 
deutſchen Staaten zu wirken.“ Dabei wurde von der Vorausſetzung ausgegangen, „daß die 
Aufgabe weſentlich nur durch jelbftändige Lofalvereine in einer deren Selbſtändigkeit nicht be: 
einträcdhtigenden Verbindung mit Provinzialyereinen und beſonders mit einem Gentralverein 
gelöft werben könne, welcher den erftern mit Rath und That entgegenzufommen und über jeine 
wie der ofalvereine Wirkfamkeit und Erfahrungen Mittheilungen zu veröffentlichen babe”. 

Dieſe bei der Bildung des Gentralvereind leitenden Gefihtöpunfte fprah der Aufruf vom 
7. Oct. 1844 aus; fie liegen demnächſt auch feinem Statut zum Grunde, welches, vom 
2. März 1847 datirt, erft unterm 12. April 1848 die Beftätigung erhielt. 

Gleihwol hatte der König Friedrich Wilhelm IV. in der Gabinetdorbre vom 25. Dt. 
1844 der Bildung eines folden Vereins fein großes und lebhaftes Intereſſe wie die 
Hoffnung zu erkennen gegeben, „daß der Verein bald durch den Hinzutritt aller wahrhaft edeln 
Männer unter dem Gewerbsſtande zu einem' Baume erwachſen werde, der feine Zweige über das 
ganze Vaterland breite”; „auf dem Wege des gemeinfamen hülfreihen Wirkens für das 
Wohl der arbeitenden Klaſſen werde die vaterländiiche Induftrie, die ſich durch ihre Fortſchritte 
fo glänzend auszeichnet, zugleich eine höhere Weihe erhalten und ih am gewiſſeſten einen 
dauernden Segen ſichern“. Auch hatte der König dem Vereine Die Summe von 15000 Ihlrn. 
für feine Zwecke zur Dispofition geftellt, jedoch in der Vorausfegung, daß nicht die Errichtung 
von Spar: und Vrämienkaſſen ausfchließlic von ihm für jest ind Auge gefaßt, fondern feine 
Tätigkeit auch zugleich den andern von ihm beabſichtigten wohlthätigen Einrichtungen werde 
zugewendet werben. Als ſolche bezeichnete bereitd dev Aufruf die Bildung von Kranten: und 
Sterbeladen, Unterftügungss und Venſionskaſſen, Bortbildungsihulen und Kleinkinderbe⸗ 
wahranſtalten, Verbreitung gemeinnütziger Kenntniſſe durch Schriften und mündlichen Vortrag. 

Als dennoch aber die Anerkennung des Vereins und die Beſtätigung des Statuts mehrere 
Jahre auf fih warten ließ, verflog bei vielen die urfprüngliche Begeifterung für die Sache, bei 
andern, wol auch bei ver Regierung, lähmte die Burcht vor den Bewegungen und Berirrungen 
der arbeitenden Klaffen in Frankreich und anderwärtd; denn aller Verbote zum Trotz wurden 
vor 1848 foctaliftifche und commmuniftifche Brofhüren aus Frankreich und der Schweiz maflen: 
weife importirt und unter dem Handwerker: und Arbeiterftande, felbft der öſtlichen preußiſchen 
Provinzen, heimlich verbreitet; dagegen anzufämpfen aber war die gefellelte Preſſe und das 
unterdrückte Affociationswejen damald außer Stande. Nachdem endlih die Gabinetsordre 
vom 31. März 1848 (unter ven Miniftern von Auerswald und Hanjemann) dem Gentral- 
vereine die Beftätigung ertheilt und demſelben Corporationsrechte verlieben, auch die Über: 
weifung der bewilligten 15000 Thlr. befohlen hatte, der Verein ſonach ins Leben treten und 
wirkſam werden fonnte, wirkten feiner Stärfung und Grweiterung einerfeits bie Antipa= 
thien der aldbald wiederum hervortretenden politiihen Reaction, andererſeits die mächtigen 
politifhen Strömungen entgegen, bei denen die Bewegungen im deutſchen Handwerker: 
und Arbeiterftande, je nad dem Sonderinterefle der Meifter auf ber einen und der Gr: 
hilfen und Arbeiter auf der andern Seite, für oder gegen Aufrechthaltung, beziehungsweife 
Herftellung gefchloffener und monopoliftifher Innungen und Zünfte over für oder gegen Die 
Freiheit der Arbeit und des Gewerbes, wie für den fogenannten Schutz der deutfchen Arbeit 
durd Prohibitionen der Fabrik: und Handwerkderzeugniffe ded Auslandes, eine nicht unter: 
geordnete Stelle einnahmen. 

Infolge deffen trat fogar in der erften Generalverfanmlung des Gentralvereins, alsbald 
nad) der Beftätigung feines Statuts, der Antrag auf deifen Auflöfung und allenfalls neue 
Gründung hervor, welcher jedoch glüdlicherweife verworfen wurde. 

So hatte der mit einer fehr umfaffenden forialen Aufgabe ind Leben tretende, vabei aber 
doch nur mit einer moraliſchen Wirkſamkeit der „Anregung und Förderung” ausgeſtattete 
Berein in bemwegter, beſonders ſchwieriger Zeit erft das Gebiet, die Anfnüpfungspunfte mie 
bie bei feiner Bildung und in feinem Statut vorgezeichneten Bahnen und Grenzen feiner 
Tpätigfeit zu fhaffen; in folder Zeit hatte er das VBepürfniß feiner Bildung wie die Zwecke 
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und Aufgaben zu bewahren, welche bei feiner Gründung vorſchwebten und dieſe letztere ald eine 
bedeutungsvolle Erſcheinung im focialen und culturbiftoriichen Fortſchritt der deutfhen Nation 
bezeichnen. Es ift dies dem Vereine je mehr und mehr gelungen, dank den Männern, die ver: 
möge einer flarern Erfenntnip der Bebürfniffe ver Zeit, wie der Verpflichtung der intelligen- 
tern und wohlbabendern Klaflen der Geſellſchaft, treu und feit ausharrten. 

Der Berein hat feinen Sig in Berlin; an deſſen Spige fteht ein aus neun Mitgliedern 
zujammengefegter Borftand ; die Angelegenheiten des Vereins werden in gemeinfamen Sigun= 
gen vom Vorflande und von einem aus 36 Mitgliedern beſtehenden Ausihug — deren Hälfte 
in Berlin, deren andere Hälfte in den verfchiedenen Provinzen ded Staats anfällig ift — be: 
forgt; es findet jährlich eine Generalverfamnilung aller Mitglieder ftatt, welcher Bericht über 
die Jahreswirkſamkeit des Vereins und der mit ihm in Beziehung ftehenden Xofalvereine er: 
ftattet, auch Rechnung gelegt und von der die Wahl der jährlich zu einem Drittel ausſcheiden— 
den Vorſtands- und Ausihußmitglieder vorgenommen wird. Das Verhältnif des Vereins zu 
ven Staatsbehörden ift ein durchaus freies; auf feinen Antrag iſt ein Gommiffar der Re— 
gierung, welder zu den Sigungen eingeladen wird, beftellt. Provinzialvereine im Sinne ded 
Aufruf vom 7. Det. 1844 haben fich nicht gebildet, dagegen mehrere Xofalvereine, von denen 
indeß ber größte, der zu Berlin, fich Ipäter, infolge der Ingunft der Verhältniffe, aufgelöft hat, 
einige andere ſehr wohltbätig und nach verſchiedenen Richtungen der materiellen und ſittlichen 
Hebung des Handwerker: und Arbeiterſtandes wirkende Kofalvereine, z. B. zu Frankfurt an 
der Oder, Grüneberg, fortbejtehen. Jedoch fteht der Gentralverein durch Berathung und gegen= 
jeitigen Austaufd feiner Zeitfchrift und ver Jahresberichte mit einer großen Zahl gemeinnügiger 
Vereine und Inftitute für ſolche jperielle Zwede, weldhe in den Umfreis der Wirffamfeit des 
Gentralvereins fallen, in Verbindung. 

Unbedingt außerhalb der Grenzen der Wirkſamkeit dieſes Vereins liegt die „freiwillige 
Armenpflege‘‘, welde nur auf der Wohltbätigfeit (charite, bienfaisance) der reihern und 
höhern Geſellſchaftsklaſſen beruht. Inſofern unterſcheidet fih der Gentralverein in Preußen 
3. B. von dem am 24. Dec. 1853 für das Königreih Baiern geftifteten St.-Johannisverein, 
der bei engerm Anſchluß an die Staatöbehörden und einer dem Verwaltungsorganismus ded 
Landes entiprechenden gegliederten Organifation, unter dem Protectorat des Königs und der 
Königin von Baiern, „ver Hauptträger der freiwilligen Armenpflege in Baiern tft”. (Val. 
„Congres international de bienfaisance deFrancfort sur leMain. Session de 1857“, II, 64.) 
Kür eine ſolche freimillige Armenpflege beftehen (zur Zeit wenigftend in Berlin und vers 
ibiedenen andern Städten) bejondere Männer: oder Frauenvereine, 3. B. für verſchämte 
Arme, für arme Wöchnerinnen, für Krankenpflege, zur Erziehung verwahrlofter oder verlaj: 
jener Kinder u. ſ. w., neben der Öffentlihen Armenpflege und neben zahlreichen öffentlihen und 
Brivatinftituten für Blinde, Taubftumme u. ſ. w. 

Auf ven Boden der in Preußen feit einem halben Jahrhundert und zum Theil länger be: 
ftebenven, gleihmäßig den arbeitenden Klaffen zugute fommenden bürgerlihen Breiheiten 
(Sreiheit des Eigenthums, insbejondere der Erwerbsfähigkeit von Grundeigenthum, der Anz 
fiedelung, der Arbeit und Gewerbe, wie der Freizügigkeit) gepflanzt und gegenüber der, troß 
aller Declamationen, unleugbaren Erfahrung, dap ſich der materielle wie der fittlihe Zuftand 
der fogenannten arbeitenden Klaffen (der Handwerker wie der Aderbauer, der ländlichen wie 
der Babrifarbeiter) unter dem Schutze und Ginfluß jener bürgerlien Freiheiten im großen 
und ganzen jehr erheblich verbeifert hat, dag, abgeiehen von beſondern zufälligen Unglücks— 
fällen, das Wohlbefinden ded Arbelterd hauptſächlich von feiner eigenen Sparfamfeit, Anz 
firengung, Ausbildung und Geſchicklichkeit abhängt — bat der Gentralverein feine Wirkſam— 
feit vorzugsweiſe der Anregung und Förderung folder Cinrihtungen für die arbeitenden 
Klaffen zugewendet, welche auf die perjönliche und bürgerliche Breiheit, mithin auf die Selbſt— 
serantwortlidkeit, auf verftändige Selbfthülfe und eigene Fürſorge jener Klaſſen berechnet, 
ihre fittlihe und Willenskraft zu beleben und zu erhöhen geeignet find, daher diejer eigenen 
Fürforge und verftändigen Selbfthülfe nur angemeffen entgegenfommen und dieſe unterftügen. 

Es geihah nur hier und da und jehr vorübergehend, daf die bei der Fellelung der Preſſe 
und des Aſſociationsrechts unbelehrte Menge in der ftürmifch bewegten Zeit des Jahres 1848 
einzelnen Rednern horchte, welche die dem deutichen Gharafter und Individualismus wider: 
ſprechende franzöfifhe Glüdfeligfeitölehre der Phalanfteren oder der Nationalwerfftätten nad) 
Deutjhland zu importiren bemüht waren, Ebenſo nad der andern Seite hin widerjegte man 
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jich alsbald auch nicht blos unter den einſichtsvollern Staatsmännern und Volfswirthen, denen 
Die ältern und neuern Zuftände gründlich befannt waren, fondern auch unter den einjichtigen 
Gewerbtreibenden felber jenen auf ven Kandwerfercongreflen des Jahres 1848 beihloffenen 
Gewerbes und Handmwerferordnungen, welche verschiedene mit den bürgerlichen Freiheiten in 
Preußen unvereinbare, feit fait 50 Jahren befeitigte Privilegien und Monopole des Handwer— 
kerſtandes und der handwerksmäßigen Arbeit zurüdzuführen bezwedten. Hauptiählih und 
zunächſt aber waren e8 doch die Babrifarbeiter — obwol fie in Preufen nur etwa. den zehnten 
Theil ver nicht felbftändigen befiglofen männlichen Bevölkerung über 14 Jahre ausmachen und 
zu der bei ter Landwirthſchaft beichäftigten Arbeiterzahl in einem fehr geringen Verhältnif 
fteben — welche, wie bereitö bei der Bildyng des Gentralvereind im Jahre 1844, fo aud 
1848, ein bervorragendes Intereffe in Anfprucd nahmen. Demzufolge beibäftigte ſich ber 
Gentralverein im Jahre 1848 vorzüglid mit der Berathung einer Fabrikordnung und von 
Fabrifvereinen, des Verhältniſſes zwiſchen Fabriknnternehmern und Arbeitern, dabei der Ein: 
rihtung von Kranken-, Unterftügungs: und Äbnlihen Kaflen für letztere, der jugendlichen 
Arbeiter u. ſ. w. 

Der erfte Jahrgang der veröffentlichten „Mittheilungen des Gentralvereins‘ (1848 —49) 
gibt über dieſe Berathungen nähere Auskunſt, enthält aber auch zugleih ein treues Spiegel: 
bild der damaligen Bewegungen und Anfhauungen im Gewerb: und namentlih im Sand: 
werferftande, deren verschiedene Entwürfe und Vorichläge von Gewerbeordnungen neben trefflis 
hen willenihaftlihen und neben mehreren praftiihen Auffägen über die obengedachten und 
verwandten Gegenſtände dort mitgetheilt find. Es finden ſich aber daſelbſt auch bereits vie 
Statuten verfchiedener, nad der Anregung und Anleitung ver Beſchlüſſe des Gentralvereind 
mit Fabrifen verbundenen Einrichtungen, dergleichen die ſpäter erfchienenen „Mittheilungen“ 
noch in größerer Zabl enthalten, während vor dem Jahre 1844 Ginrichtungen viefer Art nur 
fehr vereinzelt beftanden und häufiger erft feit 1844 — 48 befonderd von folden Unter: 
nehmern eingeführt worden waren, welche bei der Begründung des Gentralvereing auf der 
erften veutihen Gewerbeausftellung zu Berlin mitgewirkt hatten. Inzwifchen iind jeit 1848 
Einrichtungen dieſer Art Über alle Fabrikgegenden Preußens und anderer deutfcher Staaten 
verbreitet. Das preußiiche Geſetz vom 9. Febr. 1849 in Verbindung mit einigen Beſtim— 
mungen einer fpäter ergangenen Gewerbeordnung vom 17. Jan. 1854 traf bieranf allae- 
meinere Beſtimmungen wegen ver Errichtung von Unterſtützungs-, Kranken, Sterbe =, und 
Hülfskaſſen und ähnlicher Ginrihtungen mit der Zwangspflicht zum Beitritt und zu Beiträgen 
für Oewerbtreibende, insbeſondere Geſellen und Fabrifarbeiter und mit der zweifelbaftern 
Vorſchrift, daß den Fabrikinhabern eine Beitragopflicht bis zur Hälfte des Beitrags der von 
ihnen beſchäftigten Arbeiter aufzulegen fet. 

Später traten jenen Beftrebungen für die Arbeiter die öfonomifchen Aſſociationen unter 
Handmwerfern in Norddeutſchland zur Seite, viele theils als Borfhußvereine mit Bildung von 
Kapitalfonds unter folidariiher Verhaftung der vereinigten Handwerksgenoſſen für anfge: 
nommene Darlehne, theils als gewerkichaftlide Vereinigungen zum gemeinihartlihen Ankauf 
von Nobitoffen fir ven Gewerbebetrieb, theils ald Vereine zur gemeinfamen Anſchaffurtg der 
nothwendigen Lebensbedürfniſſe. 

In welcher Art ſich außerdem der Centralverein während dev Folgezeit in erſter Yinie mit 
dem Sparkaſſenweſen, hiernächſt mit der Einrichtung einer auf arithmetiſche Grundlagen über 
die Lebensdauer zu gründenden Altersverforgungsanftaft, ferner mit den Wohnungsverhält— 
nilfen, mit Walch: und Badeanftalten, mit Gejundheitspflegevereinen, mit Fortbildungsan: 
ftalten, Fabrikſchulen, VBolfsbibliothefen, mir Kranfen >, Unterftügungsfaffen und andern gegen: 
feitigen Verfiherungen gegen Unglüdsfälle beihärtigt hat, zu dem Ende auch die Kenntniß 
der Ginrichtungen und Gelege von Großbritannien, Belgien, auch Frankreich dem deutſchen 
Publikum näher zu dringen veftrebt geweien ift und feine Wirfjamfeit in Anregung und För— 
derung nah allen dieſen Beziehungen zu bethärigen bemüht war, ergeben die von Vereine 
jelbft oder von einzelnen Mitgliedern deſſelben theils in feinem Auüftrage, tbeild in näberer 
Berbindung mit ihm oder doch mit feiner Theilnahme und Unterſtützung herausgegebenen 
Drudfcriften. Zu vergleihen find unter anderm: die „Mittheilungen des Eentralvereing in 
Preufen für das Wohl der arbeitenden Klaſſen“, 1. Jahrgang, 1848 — 49; desgleichen 
2. Jahrgang, 1849 — 50; 3. Jahrgang, 1851 — 52; ferner Neue Folge, Bd. 1, 1853 — 55: 
besgleihen Bd. 2, 1.— 5. Heft bis 1858; Todann much einige im „Congres international de 
bienfaisance de Bruxelles. Session 1856”, 1, 67, 74, 162, und „Congrös international 
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de bienfaisance de Francfort sur le Main. Session de 1857, 11, 80, 152, 249, 252, ent: 
baltene Auffäge; ferner verfhiedene Vorträge und Schriften des Broielforg Huber, „Über, vie 
Wohnungsnoth der fleinen Leute und über cooperative Vereine’; fodann des Dr. Karl Rä— 
dell: „Vollftändige Anweiſung, die Lebensfähigkeit von Verjiherungsanftalten in Bezug auf 
das menſchliche Leben und Sterben zu unterfuhen” (Berlin 1857); Schultze-Delitzſch, 
„Affoeiationebud für deutihe Handwerker und Arbeiter” (Leipzig 1853) und „Vorſchuß— 
vereine als, Nolfsbanfen“ (Leipzig 1855); deögleichen „Die arbeitenden Klaffen und das 
Affosiationswefen in Deutjchland‘ (Leipzig 1858). 

Wie der Gentralverein fortan zur Beförderung feiner Wirkjamfeit und Zwecke in einer 
gewiffen Verbindung mit den Verhandlungen des Wohlthätigkeitscongreſſes, ingleichen der in 
Ausſicht ſtehenden volkswirthſchaftlichen Congreſſe, als Organ aller in ſein Gebiet fallenden 
Beſtrebungen und Einrichtungen in Preußen und Norddeutſchland, die bisher herausgegebenen 
Mittheilungen in eine regelmäßig erſcheinende Vierteljährsſchrift umgewandelt hat, darüber 
ſpricht ſich der über letztere ausgegebene Proſpeet vom 12. März 1858 aus. (Vgl. „Mitthei— 
lungen u. f. w.“, Neue Folge, Bd. 2, Heft 4 und 5, ©. 4115g., und das 1. Heft der neuen Zeit: 
fhrift vom Auguft 1858.) 

In Frankreich verbot ein Decret der Gonftituirenden Verfammlung vom Juni 1791 den 
Bürgern deffelben Berufs und Gewerbes, den Gewerbdunternehmern und Handwerkern, den 
Genoſſen einer und derfelben Kunft oder andern Beihäftigung in gemeinſchaftlichen Vereinen 
_ oder Verfammlungen Präſidenten, Secretäre, Syndifen oder Bevollmädtigte zu ernennen, 
Berathungen zu pflegen, Brotofolle zu Führen und Beichlüffe zu faffen oder in Beziehung auf 
gemeinfame Interejfen reglementarifche Beftiegungen zu treffen. Indem man die mittelalter: 
lichen Formen und Misbräude der alten Zünfte und Meifterihaften in ihrer Wurzel vertilgen 
und für immer unmöglich machen wollte, traf und zerftörte man die fruchtbaren Keime der 
naturgemäßen freien Affociation, aus welcher ſich die bürgerliche Geſellſchaft durch die verfchie- 
denen Epochen der germaniih:hriftlihen Welt fort und fort verjüngte, woraus jie in eigener 
ſchöpferiſcher Kraft zu vollfommenern Geftaltungen wieder emporwuchs. Dabei hatte bie 
Staatäbevormundung mir ihrem feit länger als einem Jahrhundert vor der Revolution und 
feitdenn weiter ausgebildeten Polizeiregime den verfehrten jocialiftifhen Doctrinen vorgear- 
beitet, ihnen zum Muſter gedient und jie groß gezogen. Der Kampf zwiichen Socialismus und 
Polizeiftaat entſchied vorläufig nur die blutige Volksſchlacht vom Juni 1848 zu Ounften des 
legtern. In Preußen und in einer Mehrzahl deutſcher Staaten, wo die bürgerliche Freiheit, zu 
der indbefondere aud die Freiheit des Aſſociationsrechts gehört, verfaſſungsmäßig garantirt 
ift, bieten fich bei einſichtsvoller vedlicher Anerkennung dieſes verfaflungsmäßigen Rechts ver: 
möge defjelben auch für die arbeitenden Klaſſen glücklichere Ausſichten. Es ift eine Pflicht ver 
Intelligenz und deutihen Wilfenichaft, jene Klaffen von dem aud für fie gewonnenen Boden 
der perſönlichen und bürgerlichen Freiheit aus auf der Bahn der eigenen Fürſorge und verftäns 
digen Selbjthülfe in der fortichreitenden Verbeſſerung ihres jittlihen und wirthſchaftlichen 
Zuftandes zu unterftügen. In dieſem Sinne für dies Ziel mitzuarbeiten, ift eine ftatuten= 
mäßige Au’gabe des Gentralvereind. W. A. Kette. 

Centrum und natürliche Abtbeilung der Deputirtenkammern. Bekanntlich thei— 
len ſich gewöhnlich die Mitglieder der repräſentativen Ständeverſammlungen in verſchiedene 
Varteien, in England die Miniſterial- und die Oppoſitionspartei genannt. Sie nehmen auch 
gewöhnlich in der Kammer nebeneinander Plag. In Frankreich hatte jich dieſe Abrheilung etwas 
abweichend geftaltet. Inter der Reftauration jegten jih die jogenannten Royaliften zur rechten 
Seite, die Mitglieder der Oppojition zur linfen. Bald aber zeigte es jih, daß die Noyaliften 
zum Theil royaliftifher waren als der König jelbft, oder aud gegen feinen und der Minifter 
Willen die äußerften Reactionsmaßregeln durchjegen wollten. Die Minifter fonnten aljo wur 
an den gemäßigtern Theil der Novaliften jich halten, näherten ſich aber nun von felbft ſchon 
dur ihren Kampf gegen jene übertriebenen Noyaliften den gemäßigtern und mehr oder min— 
der an die Regierung ſich anſchließenden Mitgliedern der linken Seite. So bildete ſich zwiſchen 
den Mitgliedern der äußerſten rechten Seite und denen der äußerſten Linken, welche jetzt faſt in 
ſtehender Oppofition gegen die Miniſter ſtanden, eine mittlere, dev Regel nach miniſterielle 
Partei, welde num aud die Sige in der Mitte einnahın und pas Centrum genannt wurbe. 
Dabei ſaßen die urfprünglic der rechten Seite angehörigen Mitglieder des Centrums oder dies 
jenigen, welche doch mehr zu ihnen ald zu den Grundjägen der linfen Seite ſich hinneigten, auf 
der rechten Seite des Centrums und die urfprünglich der linken Seite angehörigen oder doch id 
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mehr zu ihr hinneigenden Minifteriellen auf der linken Seite. Das Centrum beftand alſo aus 
einem rechten und einem linfen Centrum. Und feldft die Oppojitionsglieder der reiten und der 
linken Seite theilen fih zum Theil noch in die äußerſte vechte oder linfe Seite und in die rechte 
oder linke Seite ſchlechtweg. An ſich enthielt wol die franzöfifche Abtheilung eine fehr natürliche 
Schattirung der unvermeidlichen verſchiedenen Anſichtsweiſen und Richtungen folder Deputir- 

tenverjammlungen, welche fih auch ohne Namen und befondere Sige bilden und finden würden. 

Auch weicht die Sache an ſich im mefentlichen von der engliihen Ginrihtung nicht ab. Aut 

hier find Ultvatories neben den gemäßigtern Tories und Nadicale neben ven Whigs, und ed if 
wol nur die Unweisheit der Toried und der noch fortvauernde Umgeftaltungsfampf ſchuld 
daran, daß noch nicht eine Vereinigung der gemäßigten Toried und Whigs zu einem minifte 
riellen Gentrum die Ultratories und die Radicalen zu einer rechten und linfen Oppoſitionspar— 
tei verwandelt hat. Außerdem gab ed in England aud fhon von langer Zeit ber eine Partei, 
„die ein vecht eigentlihes Gentrum bildet und nur in der legtern Zeit mehr zu verihwinden 
fheint, nämlih die fogenannten Neutralen. Dieſes find diejenigen Barlamentsmitglieder, 
welche am wenigften an die Barteianfidhten der beiden Hauptparteien, der Toried und Wbigs, 
fih anschließen und vielmehr regelmäßig, foweit die Eriftenz des Minifteriums auf dem Spiele 
ſteht, mit diefem ftimmen und nur, wenn fie dadurch ganz ihre Lleberzeugung zu verlegen glau— 
ben, es verlaffen, aldvann aber auch bisher ſtets feinen Sturz herbeiführten. 

Manche nun haben diefe Barteiabtheilungen gänzlich verworfen ; dieſes läuft aber gegen die 
Natur der Dinge und ift daher vergeblih. Auch hat die Abtbeilung febr gute Seiten. Man 
hat zugleich einen großen Werth darauf gelegt, daß die Deputirten nicht nah ſolchen Abtbei: 
lungen, ja überhaupt nicht nach ihrer freien Wahl ihre Sige einnehmen können, fondern fie 
durd das Log erhalten. Aber wo die Dinge felbft nicht aufgehoben werden fünnen oder follen, 
da ift es eitel, ja unnötbig, flörend und felbft, ſchon weil es die Wahrheit weniger deutlich mac, 
nachtheilig, ihre äußern Zeichen zu unterbrüden. 

Die Natur der Dinge aber führt e8 mit fih, dag die Menfchen zum Theil mehr auf dieſe, 
zum Theil mehr auf die andere Seite fi neigen und daß alfo dem gerade jegt an der Spige 
ſtehenden Minifterium gegenüber in der Kammer der Volfävertreter theils ſolche fich Anden, die 
nad ihrer Anfichtsweiie und ihren Neigungen mehr und mit einer gewiffen Borneigung dem 
einen Hauptpol des freien vernünftigen Staats, nämlich der Freiheit und Bewegung und dem 
Bortfchritte fi zuneigen und alfo vorzugsweiſe deren Intereflen vertreten, theils aber ſolche, 
die ebenfo, wenn freilich auch nicht ausschließlich, doch mehr dem andern Hauptpol, nämlich ver 
Ordnung, der Ruhe und Feftigfeit und ihren Intereffen geneigt find. Je nachdem nun die 
Richtung des Minifteriumg ift, wird es, abgefehen von den Gleihgültigen, Abbängigen, Gunſt— 
ſuchenden, Erfauften, die ihm dienftbar find, die eine Partei zur Minifterialpartei, die andere 
zur Oppofitionspartei haben. Es ift nun gerade der Hauptvortheil dieſes Gegenjages und ſelbſt 
der ganzen parlamentariichen Verbandlungen, alfo auch das Verdienft der Oppofition, das 
durch fie, durch ihre Widerfprühe und Angriffe und durd die Vertheivigung von der andern 
Seite alle Hauptrihtungen des Staatölebend und alle verfchiedenen Gelihtöpunfte ver Maßre: 
geln erwogen und vertreten werden, daß ihre Mängel zu Tage kommen und zulegt da& reif und 
gut Erwogene fiege. Es können ferner die Minifter und die Mitglieder der Kammer nur dann 
mit einiger Beftigfeit und Sicherheit ihre Beitrebungen für gute Hauptmaßregeln durchführen 
und auf ihren Erfolg in den parlamentarifhen Verhandlungen und Kämpfen rechnen, wenn 
fie in dieſen Kämpfen nad Verſtändigung mit ihren Breunden mit venfelben zuſammenwirken 
und zufammenbalten und aufeinander rechnen fönnen. Es ift endlich die jiherjte Garantie 
für das Land umd die Wähler, daf die von ihnen gewählten Vertreter au dem Sinne ver 
Mahl tren bleiben und den Klippen der gefährlichen Beftehungen aller Art in ihrem ſchweren 
Berufe entgehen, daß es, ſowie in England, eine poli tische Ehrenſache wird, den ausgeſpro— 
chenen Hauptgrundfägen und der ergriffenen Hauptpartei in allem Wefentlichen treu und folge: 
richtig anzubängen und bei einer wirklichen Hauptveränderung der Überzeugung wenigſtens bie 
Deputirtenftelle over die Minifterftelle in vie Hände der Mandanten zurüdzugeben, vie nur in 
dem Glauben an die Treue in den alten Orundfägen übergeben wurden. 

Dur alles dieſes ergibt jich mit der Natürlichkeit und Unvermeidlichkeit jener Abtbeilun: 
gen auch ihre Heilſamkeit. Aber freilih kann dabei verkehrte Übertreibung und Misbraud mit 
unterlaufen. Zunächſt ift es nothwendig, daß für alle dad höchſte Gentrum und aud den ſteten 
PVereinigungspunft dad Vaterland, feine Verfaſſung und die verfaflungsmäßige Negierung, 
die Vaterlands- und Freibeitsliebe, die Ehre und Treue bilde. Sodann müllen, ſowie nament: 
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lich auch in England, eine ganze große Reihe von Maßregeln durchaus nicht ald Entſcheidungs⸗ 
fragen behandelt werben, ſodaß bei ihnen alle Mitglieder völlig frei ihrer augenblidliden indi— 
viduellen Meinung folgen können. Nie darf ferner in Sachen des Rechts und insbejondere aud 
der moraliſchen Gerechtigkeit gegen Berfonen und gegen unwürdige Angriffe Parteirückſicht und 
Parteileidenſchaft des Mannes Urtheil gegen das Recht beftinnmen. 8 ift erhebend zu ſehen, 
wie auch in diefer Beziehung die Briten allen andern Ständeverfanmlungen ald Mufter voran 
fteben, mit welder moraliihen Würde fie willig aud dem Gegner Gerechtigkeit und Achtung 
beweifen. Alles aber fommt überhaupt darauf an, daß die höhern Grundfäge, die Ehre und 
das Wohl des Vaterlandes und nicht Selbſtſucht, Kleinlichfeit und perfönliche Leidenſchaft dad 
Ruder führen. Für eine folde ftändijche Berathung, die faft nur den Charakter einer Fami— 
lienserhandlung hat, können natürlich jene obigen Abtheilungen nicht paſſen. Inwiefern fie 
auf deutiche Ständeverfjammlungen anwendbar find, muß in den Artifeln über dieſe legtern 
nachgewieſen werben. MWelder. 

Ceremoniel, Etikette. Es ift eine natürliche Eigenſchaft und auch faft allgemein vor— 
kommende Gewohnheit der Menſchen, dap fie Handlungen oder Verhandlungen, welde für jie 
beſonders wichtig find oder welden fie eine ſolche Wichtigkeit oder höhere Bedeutſamkeit beizu— 
legen wünjchen, mit bejondern auf folden Zweck berechneten Formen oder Beierlidfeiten vers 
binden. Gleichartige Gemüthsrichtung oder auch Nahahmungstrieb oder endlich Autorität 
verwandeln die urjprünglich freien oder willfürlich angewandten Förmlichkeiten allmählid in 
regelmäßiges Herkommen und bleibende Gewohnheiten oder endlich in wirklich verbindliche 
Borihriften, zu-deren Beobachtung nämlih aud die perfünlid dazu Ungeneigten theild vie 
berriende Sitte nöthigt, theils felbit ein förmliches — durch Geſetz oder Verordnung audges 
ſprochenes — Gebot der Machthaber, die dabei ein politifches oder kirchliches Intereſſe im Auge 
haben, zwingt, oder aud) ein — ausdrüdlic over ftillihweigend geſchloſſenes — Übereinfommen 
vertragsrechtlid verpflichtet. Das Geremoniel, d. h. der Inbegriff der bei gewiſſen Gelegenheiten 
(Handlungen oder Verhandlungen) in der Negel beobachteten oder zu beobachtenden, entweder 
durch bloßes Herfommen oder Sitte, oder aber durch Geſetz, Verordnung oder Vertrag beftimmten 
Förmlichfeiten und Gebräuche, mag nad) den Hauptfphären feiner Herrihaft in das privatgejell: 
ſchaftliche, das Eirchliche und das politifche unterfhieden werben. Wir haben hier blos von dem 
legten zu ſprechen, und zwar nur in engerer Bereutung, mithin von den entferntern Zuſam— 
menhang, worin allerdings oft auch die beiden erſten mit'politifchen Berhältniffen oder Inter: 
effen ſtehen, wegblickend. Das insbeſondere an Höfen vorgejhriebene oder durch Herkommen 
jeftgejegte Geremoniel wird auch Gtifette (Etiquette) geheigen, welder Name jedod) in weiterer 
Bedeutung aud) zur Bezeichnung der überhaupt in der vornehmern Geſellſchaft gebräuchlichen 
oder als verbindliche Vorſchrift geachteten. Formen dient. Die Etikette geht und hier nur info: 
fern an, als jie in dem politiſchen Geremoniel mit einbegriffen ift. 

Das politiſche Geremoniel iſt entweder ein ſtaatsrechtliches oder ein völkerrechtliches, d. h. e8 
bezieht ſich oder findet jeine Anwendung entweder auf einheimifche oder auf auswärtige Ver: 
haltniſſe, Verhandlungen und Geſchäfte. Das ſtaatsrechtliche wird vorzugäweije durch Geſet 
oder Verordnung regulirt, das völkerrechtliche durch theils ausdrückliche, theils ſtillſchweigende 
Convention, zu deren Vollzug jedoch abermals Verordnungen oder Vorſchriften von ſeiten 
der Autorität an die Untergebenen ergehen mögen. 

Das ſtaatsrechtliche, überhaupt das innere Staatsceremoniel iſt meiſt berechnet entweder 
auf Hervorbringung eines geeigneten Eindrucks gewiſſer wichtiger Staato— ober Regierungs⸗ 
handlungen, oder auf Darſtellung der Würde und Erhabenheit der Regierung ſelbſt, oder der 
Perſon und der Familie der Regierenden gegenüber dem Volke. Es iſt natürlich verſchieden, 
theils nach dem Gegenſtand oder Inhalt ſolcher Handlungen, theils nach der Größe oder Macht 
des Staais, theils nad) deſſen Regierungsform und Verfaſſung. Ein republikaniſches Feſt 
oder ein der Erinnerung an ein glorreiches oder heilbringendes Nationalereigniß, z. B. der 
Verkündigung einer Conſtitution, geweihtes, wird natürlich mit andern Ceremonien begangen 
werden als ein höchſter oder allerhoͤchſter Geburts- oder Namenstag, eine landſtändiſche Er: 
offnungsfeier anders als ein gewöhnliches Hoffeſt. Ein eingeſchränkter und ein Wahlkönig 
wird mit andern Formen von dem Throne Beſitz nehmen als ein abſoluter und Erbmonarch, 
und anders beſchaffen wird bei allen Anläſſen das Ceremoniel in demofratifch als in ariſto⸗ 
kratiſch verfaßten Staaten fein. Auch bei Gleichheit der Verfaſſung mag, je nad) dem Geiſte 
der Regierung oder dem Charakter eines wirklich regierenden Herrn, ein verfchiedened Ge: 
temoniel vorgeſchrieben werben, und aud der allgemeine Geift. einer Zeit, auch Gultur: 
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und Meichthiimsverhältniffe ver verſchiedenen Völker können darauf von beſtimmendenn Ein— 
uſſe ſein. 

Bei der Beurtheilung des hier oder dort vorkommenden Ceremoniels iſt zwar ber nachſt 

liegende Punkt jener der Zweckmäßigkeit, d. h. der gut oder übel gemachten Berechnung auf den 

dabei ſich vorgeſetzten Zweck. Aber eine höhere und wichtigere Betrachtung bezieht ſich auften 

merk ſelbſt, der aus irgendeinem Geremoniel erfennbar hervorgeht, und auf die natürliche ober 

nothwendige Wirkung des legten. Nur von diefem Standpunkte aus kann die Lehre vom Er- 

vemoniel unfer Intereffe in Anfpruch nehmen; denn Geremonien vorzuſchlagen oder Geremo: 

nienmeifter oder Hoſmarſchälle zu bilden liegt nicht in der Aufgabe des „, Stant8= Kerifon‘. 

Ein Geremoniel, welches beftimmt und — je nach der Bildungsftufe des Volks und andern 
Umftänden — geeignet ift, die Gemüther mit dem Gefühle der Ehrwürdigkeit des Geſetzes, der 
Regierung und der regierenden Perfonen zu durchdringen, ift alles Beifatl8 und Lobes werte. 
Dasjenige aber, welches die Idee einer herrifchen oder gar überirdiſchen Gewalt ver Hänpter 
dem Volke verfinnlichen und diefes zur fflavifchen oder gar abgöttifhen Berehrumg over Anbe: 
tung vor dem Gebieter niederwerfen fol, tft die traurige Schauftellung der Despotie, verſchlech⸗ 
tert den Volkscharakter und beleidigt die Würde des Menſchen und Bürgers. Im Orient fin 
ſolche Geremonien ſchon feit den älteften Zeiten in Ubung gewefen, verichieden zwar nach ®ra- 
den der Noheit oder Verfeinerung, doch übereinftimmend in der allgemeinen Richtung und 
Wirkung. Vom Orient ging ſolches Despotenceremoniel ind römiſche Kaiferreich über und 
verbrängte allda die aus ven republifanifchen Zeiten ſtammende edle Einfachheit der Gebrände. 
Divrletian, Konftantin der Große und Juftinian der Große zumal waren die Begründer un? 
ſelbſt geſetzlichen Ordner eines die faft göttliche Majeftät des Kaifers verkündenden und den Irb- 
ten Freiheitsgedanken in dem Gemüthe der fih dem Throne nähernden Bürger tilgenren Erre: 
moniel®. Die geheiligte Perfon des Monarchen, welchen — zur eindringlidern Bezeichnung 
feiner Erhabenheit — eine vielgliederige Abftufung von Hohbeiten und Würden vom Boffe 
trennte, war diefem hiernach fait unzugänglid. Cine lange Reihenfolge von Gemächern 
und Wachen und höhern und niedern Hofbeamten lag zwifchen ven Kaijer und jedem Gehör- 
fuchenden. Und gelangte der leßtere endlich ind Innerſte, jo mußte er durch Niederwerfung auf 
die Erde die dem Hoherhabenen ſchuldige Anderung verrichten. Der Glanz folder Majeftät 
teilte fih auch den die geheiligte Berfon umgebenden Dienern nad Maßgabe der Näbe oder 
Unmittelbarfeit der perfönlichen Dienftleiftung mit; und dev Präfeet der faiferlichen Schlaf: 
kammer, ja felbft der zweite Diener derfelben ging an Rang und Glanz den höchſten Beamten 
des Reichs vor, 

Auch im Mittelalter finden wir an ven Höfen ver mächtigern Fürſten ein mehr oder minder 
glänzendes — durch Lehnweſen und Ehevalerie in Formen eigenthümlich beſtimmtes — Eere: 
moniel. Die deutſchen Kaifer zumal, und indbefondere von der Zeit an, als ihre wahre Hobeit 
fanf, fuchten durch feierliches Gepränge die Idee der von ihnen lange ausöſchließend in Anſpruch 
genonmenen Majeftät und ihrer alle Königsthrone überragenden Herrlichkeit einzufcärfen. 
Selbft Grundgeſetze — mie Karl’ IV. Goldene Bulle — regelten ſolches Gepränge. Vieles 
von dem mittelalterlihen Geremoniel hat ſich bis auf die neueften Zeiten erhalten ; doch find feit 
Entftehung der großen und nad Uneingeſchränktheit ftrebenden Monardien und dem Empor: 
fommen allgemeiner Verfeinerung weſentliche Veränderungen und Znfäge ins Dafein getre- 
ten, bezeichnend für den Geift und wirkſam zur vollftändigern Entwicelung des monarchiſchen 
Principe. Epoche darin machen zumal Kaifer Karl V. in Deutfchland und König Ludwig XIV. 
in Frankreich, nad) deren Höfen ſich mehr oder weniger faft alle andern bildeten. Karl V. hatte 
daß fteife Wefen der fpanifchen Grandezza an dem feinigen eingeführt. und es blieb dieſer Cha— 
rafter der vorherrſchende in Ofterreich bis auf Jofeph II. (welcher — ſowie aud der Philoſoph 
von Sansſouci — die Oröfe mehr in edler Einfachheit als in fhwerfälligem Hoheitsgepränge 
fand) und in Spanien; bier jedoch jeit der Thronbefteigung der Bourbond durd einige Nab: 
ahmung der franzöfifchen Sitte in etwas heiterer gemadt und in neuefter Zeit, feit dem Siege 
der Verfaffung, bebeutend gemildert. Ludwig's XIV. Hofhaltung verfündere durch ihre Kor- 
men und Gebräuche den Stolz des Monarchen, welcher nicht anftand zu fagen: „état c'est 
moi!‘ und wurde pas mit Eifer ſtudirte und zu einer Art von Wiſſenſchaft ausgebildete Mufter, 
wonach feither faft alle andern ſich richteten. Im Mutterlanve fetbft jedoch wurde vie Strenge 
feines Ceremoniels durch den franzöfifchen Frohſinn gemildert und bildete ſich neben dem ängſt⸗ 
lichen Reſtdenz- ein leichteres Gampagneceremoniel and. Auch erftered hinderte jedoch vie Ari: 
volität und Verdorbenheit der Sitte nicht; fein volle Schaugepränge warb mehr und mehr'den 
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feterlihen Gelegenhelten, als Audienzen, befondern Hof: und Staatsfeften oder Galata— 
gen u. |. w., vorbehalten; im engern Hofeirkel machte man ſich's bequemer. 

Die Franzöſiſche Revolution bedrohte das alt monarchiſche Geremontel mit dem DVerlufte 
feiner Herrihaft zur Verzweiflung der Höflihge, welche daffelbe für das Wefen ver Majeftät 
hielten und als die Bedingung ihrer eigenen Wichtigkeit achteten. Darum riefen fie ihrem fd: 
niglichen Gebieter Ludwig XVI., als ver conftitutionelle Minifter Roland zum erften male in 
Bandſchuhen ji der Perfon des Monarchen zu nahen wagte, Hagend zu: „Ach, Sire! Alles 
ift verloren!’ Aber das monardifche Geremoniel, nachdem es eine furze Zeit den republika— 
niſchen Formen gewiden war, fehrte ſiegreich an Napoleon's faiferlihen Hof zurück, ja wurde 
in mehreren Dingen noch prachtvoller als zuvor, und feit den doppelten Neftaurationen — bie 
erſten Wochen ver Regierung des „Bürgerkönigs“ ausgenonmen — ift feine ungetrübte Herr: 
ſchaft, wie es fcheint, für die längfte Dauer befeſtigt. Müßige Würdenträger aller Art, Hof: 
und Oberhofhargen, Kammerherren und Bagen und welche Namen fonft die glänzende Hof: 
dieneriibaft führt, haben die heiterfte Ausſicht vor fich. 

Injofern das Geremoniel Bezug auf die Verhäftniffe zum Auslande bat, nennt man es 
das völkerrechtliche. Daſſelbe, da es nicht von jeweils freier Feſtſetzung oder Negulirung durch 
die einheimische Staatsgewalt abhängt, fondern großentheils auf förmlichen Gonventionen over 
wenigſtens ftillfchweigenven Übereinkommniſſen oder Anerfenntmiffen, ſonach auf wechſelſeiti— 
gen Verbindlichkeiten und Anſprüchen ruht, iſt allerdings praktiſch wichtiger als das blos ein— 
heimiſche. Ein angemeſſenes Ceremoniel erinnert an die Würde der Staaten und Regierun— 
gen und der Staatsgeſchäfte, und die Beſtimmtheit der Formen erleichtert die Verhandlung und 
verhindert Misdeutungen. Alles dieſes rechtfertigt und empfiehlt alſo ein angemeſſenes völker— 
rechtliches Ceremoniel. Ein ſchwerfälliges, überladenes und auf Kleinlichkeiten Werth legen— 
des Ceremoniel, wie es vorzüglich noch im 17. und 18. Jahrhundert unter den europäiſchen 
Höfen herkömmlich war, macht die Regierungen und Geſandten mehr lächerlich als ehrwürdig, 
hindert die Geſchäfte und erzeugt die abgeſchmackteſten und ſtörendſten Streithändel, wovon die 
Geſchichte der diplomatiſchen Verhandlungen, der Friedenscongreſſe u. ſ. w. voll iſt. Die Ein— 
wirkungen der Franzöſiſchen Revolution, die freiern Staatsverfaſſungen, das Verſchwinden 
einer rein perſönlichen Politik der Fürſten hat dieſem Unweſen ein Ende gemacht. Die jetzige 
Ceremonielbeſtimmung, welche man da, wo ſie Colliſionen herbeiführen könnte, gern gemein: 
ſchaftlich beſeitigt, ſowie z. B. die Unterzeichnung nach der Rangordnung durch Wahl der 
alphabetiſchen Ordnung, iſt im ganzen mäßig. Sie betrifft vier verſchiedene Gegenſtände: 1) das 
Hofceremoniel für die Beziehungen der Regierungen und der fürſtlichen Familien zueinan— 
der, je nach der Rangverichiedenheit der Staaten und Regierungen; 2) das diplomatiſche 
Geremoniel, welches ſich vorzüglich je nad den verfchiedenen Rangklaſſen der Gefanpten 
unterſcheidet; 3) das Kanzleiceremoniel in Beziehung auf die Ertheilung der reiten 
Titel umd der Anwendung der fonftigen Kanzleiformen; 4) das Seeceremoniel, weldes 
im Beziehung auf die Verftändigung und das fonftige angemeffene Verhalten auf der See, 
die Signale u. f. w. praftifch Heilfames enthält. Die beftehenden Formen zu achten, dlefes 
maß immer als praftifch vernünftig angefehen werden. Die philofophifhe Geringfhägung, 
welche ein Staat dagegen äußern würde, Fünnte nur als Verzichtleiftung auf die eigenen An— 
fprüdye, nicht aber ald Entbindung von der Verbindlichkeit gegen andere wirkſam fein; und 
allzu große Nachgiebigfeit gegen hochfahrende Anfprüche oder Begegnungen anderer fann wirk— 
lichen Nacıtheil bringen. Dagegen ift das allzu ängſtliche oder ftrenge Feithalten an Formen, 
die auf Anfprüce des Ranges hindeuten, mit dem Selbftgefühle der wahren Macht kaum ver: 
einbarlid, und Nachgiebigkeit in ſolchen Dingen fann allerdings mit Würde, zumal von feiten 
eines Starfen, ftattfinden. So vergaben fi die triumphirende franzöfifche Republif und nad: 
mals ihr weltgebietender kaiſerlicher Beherrſcher durchaus nichts, als fie in den Friedensſchlüſſen 
nrit dent tiefgebeugten Öfterreich in die Beibehaltung der alten Rangordnung zwifchen dieſem 
und Frankreich einmwilligten, und fo hätte Kaifer Leopold I., ald nad der Befreiung Wiens 
durch den Heldenarm Johann Sobieffi'8 die Frage entftand, wie er — unbeſchadet feiner 
Würde ald Kaifer und ald Erbmonard — den Wahlfönig von Polen empfangen Fönne oder 
ſolle, ſehr wohl daran gethan und die echte Würde entfaltet, wenn er den hochherzigen Rath des 
Herzogs Karl von Lothringen: „mit offenem Arm ift er zu empfangen, da er dad Reich ge: 
rettet”, befolgt hätte. 

Die weitläufige und vorzüglich früher oft mehr nur der Armfeligkeit als ver wahren Hohelt 
dienende Lehre vom völferregtlihen Geremoniel gedenken wir jedoch Hier nicht abzuhandeln. 


490 - &eremoniel 


Mir verweifen die nad umſtändlicher Kenntniß verlangenden Lefer auf die vielen eigens dar— 
über gefhriebenen Bücher, ald, ſchon aus der ältern Zeit, auf „Leti Ceremoniale historico- 
polilicum“, Amſterdam (1685); J.C. Lunig, „Theatrum ceremoniale historico-politicum‘‘, 

oder „Hiſtoriſch-politiſcher Schauplatz“ (Keipzig 1719 und 1720); Nouffet, „Cer&monial diplo- 
matique des cours de l’Europe” (Amfterdam und Haag 1739); fodann aus der neuern auf 
K. von Martens, „Guide diplomatique‘ (1851) und Kampg, „Neue Literatur des Völker— 

rechts“, $. 124 fg., ſowie die meiften Hand- und Lehrbücher des Völkerrechts. Ginige befon- 

dere Partien ver hier befprochenen Lehre werden wir übrigens, ihrer nähern Verbindung mit 
verfchiedenen Haupttheilen oder Materien der außwärtigen Politif willen, unter den benfelben 
eigend zu widmenden Artifeln vortragen. Hier blos nod) eine allgemeine, den Principien des 
einheimiſchen nicht minder als jenen des auswärtigen Ceremoniels angehoöͤrige Bemerkung. 

Eine faſt in allen civiliſirten Staaten beſtehende Übung hat in Bezug auf fremde — ein 
anderes Land etwa bereiſende oder zum Bejuh dahin Fommende — Souveräne und deren Fa— 
milienglieder ein zum Ausdruck ganz beſonderer Hochachtung beſtimmtes Geremoniel zu einer, 
wenn auch nicht ftreng verbindlichen, dod für Anſtands-, Chren= oder aud Friedens- und 
Freunpfhaftspfliht geltenden Regel erhoben. Das blos natürliche oder reine Vernunftredt 
weiß indeflen von einer folden Pflicht nichts, ſondern befhränft ſich darauf, die Unverletzlichkeit 
der fremden Fürften und Prinzen einzufchärfen, zuvörderſt als juriftiiche Perfonen überhaupt; 
und dann, wenn fie in der erflärten oder erfcheinenden Eigenſchaft ald Souveräne, mithin als 
wirkliche Repräjentanten ihrer Staaten oder Völker, mit andern Staaten in Berührung treten, 
aud als folder. Weiter räth vie Politik, ſolche Souveräne oder deren Angehörige im Intereſſe 
des Friedens oder der wechjeljeitig wünſchenswerthen Befreundung mit aller auf dieſe Zwede 
berechneten Nückſicht zu behandeln. Die beſtehende Übung aber geht noch weiter und rubt noch 
auf einem andern Grunde, nämlich auf dem Intereffe des — ſchon vorlängft den Herrſchern der 
Völker wenigſtens in dunfler Ahnung vorgeihwebten, in der neuen und neueſten Zeit aber 
deutlicher begriffenen und kunſtvoller entwidelten und eingefhärften — „monarchiſchen Prinz 
cips“. Daſſelbe ſuchte und fand nämlich eine willfommene Stärkung in der allmählich — zus 
mal auch durch die vielfeitigen Familienverbindungen ver Negentenhäufer unter jih begünſtig— 
ten — Idee einer über die ganze europäiſche oder civiliiirte Welt jih auspdehnenden Gemein: 
ſchaftlichkeit des Regierungsrechts over der Negierungsfähigfeit unter ven einmal beſte henden 
regierenden Käufern gegenüber der gleihfalld gemeinfhaftlidhen Unterwürfigkeitss oder Inter: 
thanenpflicht der Völker. Der fremde Souverän alfo, felbjt wenn er zeitlich in Feindſchaft over 
gar im Kriege mit einem andern ftand, blieb gleichwol, ald Souverän, der Begenftand der ad: 
tungsvollften Behandlung von jeiten des legten, welcher die Nüplichkeit ſolches Grundſatzes für 
ſich jelbft anerkannte, und wurde ebenjo ven Untertbanen als Gegenſtand pflihtmäßiger Ver: 
ehrung dargeftellt, weil alle Hulbigungen, welche irgendeinem Angehörigen eines fremden Für: 
ſtenhauſes erwiefen wurden, zugleich als dem eigenen Herrn dargebracht erfchienen oder alö An: 
erkenntniſſe des auch die Erhabenheit des eigenen Herrn befräftigenden Princips. Daber aljo 
die Sitte der nicht nur von feiten der Höfe felbft gegeneinander beobachteten Höflichkeit und Ad: 
tungsbezeigung (wie Die Becomplimentirung des ind Land oder aud nur an der Örenze vor— 
überreijenden fremden Fürſten durch ihm entgegengeſchickte vornehme Perſonen, das ihm gege: 
bene Ehrengeleit, die ſplendide Bewirthung, der feierliche Empfang und die in glänzenden Hof: 
feiten oder militärifchen Spielen u. dgl. ſich äußernde Befliffenheit, ven hoben Gaft würdig 
zu behandeln), fondern auch der von feiten des Volks, d. b. nicht nur der Behörden, fondern au 
der Einwohnerſchaft der von dem fremden Fürften bereiften Ortichaften oder Vezirke, ihm dar: 
zubringenden Ehrenbezeigungen aller Art. 

Der Geijt der Neuzeit, man kann es nicht verfennen, ift diefem Ceremoniel nicht hold. 
Mol findet man natürlich und tadelfrei, daß jever Hof mit andern den freundfchaftlichen oder 
Berwandtichaftöverfehr durch Mitteilung von Familienereigniſſen, als VBerebelihungen, Ge: 
burten und Todesfällen, durch Beglückwünſchungen oder Beileivsbezeigungen und Traueran: 
legen u. f. w. unterhalte, und daß er jeweils feine Gäſte fo ſplendid und ehrenvoll, als Neigung 
oder Rüdjichten es mit fich bringen und die disponiblen Mittel ed erlauben, empfange, bewirthe 
und unterhalte. Auch ſelbſt von Staats wegen mögen aus politifhen Gründen Feſtlichkeiten 
aller Art in gewiſſen Fällen zu veranftalten fein. Aber das Verlangen felbfteigener thätiger 
Theilnabme von jeiten ded Volks und zwar ald allgemeine Regel geltend gemacht, ftreitet wider 
das Selbftgefühl der Stolzern. Immerhin mögen die müpige Neugierde, vie bezahlte Dienſt- 
oder die freiwillige Servilität zur Verberrlihung der Hoffefte Taufende berbei- 
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loden: aber eine befohlene Theilnahme erregt Unwillen. Die Beſſern und Freigeſinnten im 
Bolf bringen gern nur den von ihnen perſönlich verehrten Häuptern, nicht aber jedem Fürften- 
fohne ohne Unterjhied oder gar jeder fürſtlichen Leiche ohne Unterfchied ihre Huldigungen dar. 
Die Eintheilung der europäiſchen Menſchheit in vermöge Blutdeigenfchaft regierende oder re: 
gierungsfähige und zur Unterthanenſchaft beftimmte Berfonen oder Häufer ift von der öffent- 
lihen Meinung nit ald rechtsbeſtändig anerfannt. Jedes Volk verehrt wol pflichtgemäß fein 
augeſtammtes Regentenhaus; aber gegen die fremden Käufer hält es fi für unverpflichtet. 


Rotteck und Welder. 

Eeffion, f. Abtretung. 

Charge d’affaires, f. Gefandter. 

Charta magna, ſ. Englifihe Verfaſſung. 

Eharte (Verfafiungsurkfunde, Freiheitäbrief, Dcetrovirung derjelben). 
Wir verfiehen hier unter Gharte die urkundlichen Verleihungen, Zufiherungen, Bejtätigun: 
gen, überhaupt Feflfegungen conftitutioneller, d. h. ald grundgefeglich geltend zu behauptender 
politijger, nämlich auf die Staatsform ſich beziehender, oder auch gemein bürgerlicher und 
menſchlicher Nechte oder Freiheiten eined Volks. 

Tie gewöhnlichſte Form, worunter die Charten ind Leben treten, ift die der — freiwilligen 
oder abgenötbigten — Verleihung. So ſchon die berühmten charta libertatum und Die magna 
charta in England, aber fo aud die Charte Ludwig's XVII. in Frankreich und die meiften der 
neuen Gonftitutiondurfunden in Deutichland. Die dazu bewegenden oder nöthigenden Umſtände, 
felbft der etwa dabei ftattgefundene Zwang, kommen dabei nicht in Betrachtung, infofern fie nicht 
in der Urkunde ſelbſt ald Motive aufgeführt oder überhaupt nicht juristisch erfcheinend find, Ihr 
geltend gemachter Charakter ift oft die von dem einfeitigen Butfinden oder Willen des Herrn 
oder des Herriherd ausgehende Gewährung oder Feilfegung. Häufig jedoch kommt auch die 
Born eines Bertragd zwifchen dem Gewährenden und den Empfangenden vor, oder wird wenig— 
fien® ein folder, ald dur — ausdrückliche oder ſtillſchweigende — Annahme der Verleihung 
geſchloſſen, zur Befeitigung der Rechtsgültigkeit vorausgefept. Am feltenften erfheint vie Form 
einer gejeßgebenden Statuirung, d. h. einer dem rechtlich verbindlichen Gefammtwillen ver 
Staatögefellichaft entfloffenen Feſtſetzung. 

Allerdings, wenn etwa ein großer Grund: und Leibherr aus Gründen der Humanität oder 
der Klugheit das zwiichen ihm und feinen Golonen und Knechten factifch ftattfindende Verhältniß 
in ein wahrhaft rechtlidyes, zumal ftaatörechtliches Verhältniß umzugeftalten fih entſchließt, fo ift 
dazu fein einfeitiger Wille inforweit hinreichend, ald er blos Verzicht leiftet auf früher ausgeübte 
Rechte, over früher nicht beftandene oder nicht anerfannte Freiheiten und Nechte gewährt. Die 
Grflärung feines perſönlichen Anerfenntnifles oder Willens oder Entichluffes reicht hin zur Her: 
vorbringung der beabiichtigten Wirkung. Der Knecht wird der herriſchen Oewalt entlaifen, der 
dienftpflichtige Golone wird freier Bejlger oder Eigenthümer lediglich duch vie Verzichtleiftung 
des bisherigen Leib: oder Grundherrn auf das früher behauptete Necht oder durch die Erflärung, 
Daß er daſſelbe ald unftattbhaft anerfenne. Nicht einmal eine ausdrückliche Annahme ift erforder: 
lich zur Rechtsgültigkeit folder Erklärung. Sie macht für ich allein fhon ven Beweis der per— 
fönlihen oder dinglichen Breibeitsanfprüche der früher Unterjochten aus und ſetzt dieſe, auch ohne 
eigentlihen Vertrag, in den Bejig ihres aus höherm oder früherın Titel rührenden Rechts ein, 
Und aud wenn man die Annahme — wie bei dem Schenfungsvertrag — ald zur Gültigkeit des 
Geſchäfts erforderlich betrachten wollte, würde dazu jeder einzelne für lich berechtigt jein, dem— 
nad von einem folhe Annahme ausfprehenden Geſammtwillen der durch den fraglichen Act 
Befreiten oder wie immer Begünftigten gar nicht geredet werden fünnen. 

Auch in der eigentlihen Staatögefellihaft mag eine Charte von dem einfeitigen Willen des 
Berleiberd ausgehen, wofern vieler ſich (rechtlich oder auch blos factifch) in dem ausſchließenden 
Beige der Staatögewalt, namentlich der gejeggebenden Gewalt, befindet, Im Staale nämlich 
genügt zur Statuirung von Rechten und Freiheiten wie von Schuldigfeiten der ausgeſprochene 
(verfteht fich auf den Staatszweck gerichtete, demjelben wenigftend nicht offenbar widerſprechende) 
Wille des Geſetzgebers ald jolden. Wenn aljo der bisher unbefhränfte Autofrat verordnet, Daß 
in Zufunft z.B. eine gefeggebende Verfügung oder eine neue Auflage u. f. w. nicht ander# folle 
zu Stande fonımen können ald nad zuvor eingeholter Gutmeinung oder Zuflimmung einer — 
fo oder fo gebildeten — Verſammlung u. f. w. oder daß in Zufunft feine Berhaftnahme anders 
ald aus gefeglih beftimmten Gründen und unter Beobachtung gewiffer Kormen flattfinden, daß 
Religionsfreiheit, Preßfreiheit, Unabhängigkeit der Gerichte u. f. w. gewährt fein, daß ver Fis⸗ 
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cu8 vor den ordentlihen Gerichten Recht nehmen folle u. ſ. w., jo iſt ſolche Verordnung gültig 
und wird nicht erſt durch Annahme von feiten des Volks oder feiner Vertreter Vertrag. 

Wird aber eine folde vem einfeitigen Willen des Herrſchers entfloffene Charte ohne Beweis 
diefer Annahme nicht auch in ihrer Dauer von ſolchem Willen abhängig, d. h. dem Widerruf 
oder der willkürlichen Abänverung durch denfelben fo wie jeded andere Gefeg unterworfen lein? 
Mir fagen nein! Selbft der abfolute Monard oder der Autofrat nämlich ift vechtli ver— 
pflichtet, nur nad) den Gefegen zu regieren, wenn er nicht als blos factifhen Gewaltherriäer 
fich darstellen, folglidy feiner Macht ven Rechtsboden benehmen will. Er kann zwar das feiner 
legiölatorifchen Gewalt entflojfene Geſetz nah Belieben wieder aufbeben oder abändern; aber 
folange er dieſes nicht gethan hat, ift ev in Bezug auf die einzelnen Aete der Negierungdgemalt 
gebunden auch an fein eigenes Gefeg. Er gab nämlich; diefes Geſetz in der Eigenſchaft als reiht: 
lich beftehended Organ des Geſammtwillens und ſprach dadurd aus, daß nad jeiner eigenen 
Überzeugung das darin VBerordnete von dem Geſammtwillen verlangt werde. Wenn er alfo — 
öhne daß das Geſetz Ihm folhe Befugniß ausdrüclic für gewiſſe Fälle vorbehalten hätte — eine 
dem Gefege zumwiderlaufende befondere Verfügung trifft, während das noch fortvauernde Seſch 
den wahren Geſammtwillen als allgemein gültige Regel verfündet, jo handelt er nidyt mebr als 
Drgan des Geſammtwillens (welder nämlich, wofern er vernünftig ift, mit fich ſelbſt nicht in 
Widerſpruch fein kann), fondern als unbefugter Ginzelwille, welchem daher nur factiſche Gemalt, 
nicht aber dad vernünftige Recht eine Geltung verſchaffen kann. Abſchaffen alfo fann der Auto: 
frat das Gefeg, nicht aber verlegen; jonft jegte er ſich ſelbſt außer dem Geſetz. Nun bringt e® 
aber die Natur der Berfaffungsgelege, alfo namentlich der von einem Autofraten erlaffenen 
Harte, mit ſich, daß fie nicht abgeſchafft werden können, ohne zugleich verlegt zu werden, Se: 
bald nämlich einmal der Autofrat, ald Organ des Geſammtwillens, ausgefproden but, daß in 
Zufunft nicht mehr er allein, fondern nur er unter Zuftimmung 3. B. der Yandftände, ein Ge: 
ſetz folle geben fönnen, jo ift er gar nicht mehr alleiniges Organ ded Geſammtwillens und fann 
alfo auch das fragliche Verfaſſungsgeſetz nicht mehr aufheben ohne Überfchreitung des ihm wirf: 
lich noch zuftehenden Rechts. Gine Verfügung, vie er im Widerfpruc mit feiner eigenen Charte 
erlaffen würde, erjchiene blos als Außerung eines — bier unbefugt auftretenden — PBrivawil- 
lens und wäre ſonach ungültig. 

Wenn diejes einleuchtend und unbeftreitbar ift in Bezug auf den Theil ver Charte, welder 
bie Perfonification der Stantögewalt und die Formen ihrer Ausübung feitfegt, To ift es nicht 
minder wahr in Bezug auf ihren materiellen Inhalt. Auch bier hat ver Autofrat, fobald er 
Hrundgefeglich etwas verorbnete, ſich dadurch der rechtlichen Möglichkeit beraubt, daffelbe zu wider: 
rufen oder abzuändern. Der wefentliche Unterfchied nämlich zwifchen einem Grund: (oder Ber- 
faſſungs-) Gefeg und einen gemeinen Geſetz befteht darin, daß jenes ganz eigentlich der Regie- 
rung, d. 5. der conftituirten Staatdgewalt oder dem Fünftlihen Organ des Gefammtwillenz, 
Berpflihtungen auflegt, d. h. deſſen rechtlicher Thätigfeit Schranken fegt oder beſtimmte Rich— 
tungen vorjchreibt. Mögen diefe Schranken in Formen beftehen oder in Grundfägen, immer 
jind fie ein „noli me tangere” für die conftituirte Staatögewalt. Sie find alfo in der Idee einem 
Willen entfloffen, der feinem Begriffe nach höher ift als diefe Gewalt und als ihrer Errichtung 
dorangehend gedacht wird, nämlich jenem der conftitwirenden Autorität, welche Feine andere ift 
ald die der Geſellſchaft jelbft. Solange nun dieſe Geſellſchaft unmündig oder mundtodt ift (d. b. 
fein natürliches Organ ihres Geſammtwillens bejigt), fo ift eben der Autofrat (oder überhaußt 
die abjolute Regierung) nit nur conftituirtes Oberhaupt, fondern zugleich auch conftituirende 
Gewalt. Erläßt er aljo eine Charte, d. h. fegt ev grundgefeglich (nit blos durch gemeines Ge— 
feg) gewiffe Formen oder Grundfäge für die Regierung feft, fo bat er dabei als conftituirenve 
Gewalt, d. h. als derselben Stelle vertretend, gehandelt und fann jegt, ald conflituirtes ‚Haupt, 
nicht mehr zurücknehmen, mas er ald conftituirendes Organ verfügte. Was er in legter Eigen— 
haft feftiegte, ift jet für ihn als Regent verbindlich, und er fann in der Sphäre folder gemach⸗ 
ten Feftfegung nicht mehr zurücgehen auf feine früher ausgeübte unbefchränfte conftituirende 
Autorität; denn diefe hat er erſchöpft oder verbraucht durch die einmalige Verordnung; er ift 
in der bemerften Sphäre jegt blos noch conftitwirted Haupt, mithin gebunden an die Bebin: 
Hungen oder Schranken der ihn von der conftituirenden Autorität aufgetragenen Gewalt. Hat 
er alſo grundgefeglich (nit blos gemeingefeglich) 3. B. Preffreipeit, Gewiſſensfreiheit, perfön- 
liche Freiheit, Unantaftbarkett des Gigenthung u. |. vw. verfündet, fo fteht ihm Feine folder Ver: 
fündung mwiderftreitende Gewalt mehr zu. Er mag dann für ſich allein (oder mit Zuftimmung 
der etwa eingefegten Theilnehmer feiner Gewalt) wol nod die Macht Haben, die Nechtägemäb: 
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rungen zu vermehren, nicht aber ſie zu verringern, d. h. die früher gemachten wieder zurückzu— 
nehmen oder zu ſchmälern. Sr hat ih — wie bei einmal verfündeter formeller Beſchränkung 
feiner Macht — in die Unmöglichkeit verfegt, dad Statuirte wieder aufzubeben, 

So lautet indeſſen die gewöhnliche Lehre nicht. Diefelbe findet vielmehr die Grundlage oder 
Nechtsbefeſtigung einer Charte im Vertragsrecht, und allerdings ift fol ein Vertragsrecht, in: 
fofern e8 hier angerufen werden fann, ein näher liegendes und bequemeres Erflärungsmittel der 
Heiligkeit einer Gonftitution als unfere auf tiefern Gründen rubende Theorie, 

Denfen wir und einen Staat, worin noch Feine Berfon ein beftimmtes Herrſcherrecht bat 
und ſonach die conftituirende Gewalt ver Gefammtbeit noch ganz frei und ungebunden ijt, fo 
wird fie die Form der von ihr einzujegenden Megierung und die derjelben ald Richtſchnur vor: 
zuf&reibenden Grundſätze blos im Intereſſe ver Sadıe, nach ihrem beften Wiffen und Gewiſſen 
beftimmen, nicht aber varüber mit den (erft noch zu ernennenden oder auch bereit ernannten) 
Regenten einen Vertrag abſchließen. Sie wird unter ſich ſelbſt die Artikel des Auftrags aus- 
maden, welcher dem einzufegenden Oberbaupte zu ertheilen fei, und nur darüber, ob der zu Er— 
nennende geneigt fei, foldhen Auftrag (etwa auch unter einigen ihn perſönlich betreffenden Be. 
dingungen) zu übernehmen, wird fie mit ihm fel6ft contrabıren, In Wahlreichen geſchieht ein 

ſolches häufig. Der das Reich und Volk betreffende Inhalt ver „Wahlcapitulationen‘’ wird 
fetgefegt von den Wählern, welche dabei eine Art von conftituirender Autorität ausüben, und 
der Gewählte — außer dem, was er etwa bloß für feine Berfon ausbedingt — unterfchreibt die 
Gapitulation nicht eigentlich als über den Inhalt der Gapitulation Vertragſchließender, fondern 
blos ald Ubernehmer des beftimmten Auftrags, wodurch er jedoch jegt auch vertragsmäßig für 
deſſen befondern Inhalt verpflichtet wird. 

Dem Bertrage aber will eine neumodifche Schultheorie in Verfaſſungsſachen die Gültigkeit 
abiprehen. Man fegt Geſetz und Vertrag entgegen und jagt, der Vertrag fei ald Beftimmung 
der Privatwillfür für das Privatinterefle und als blos privatrechtliches Inſtitut nicht gültig in 
Öffentlichen, nur nad der Pflicht zu beftimmenden Dingen, Alles diejes aber, worauf man ganze 
ftaatsrechtliche Theorien und die Bekämpfung anderer gründet, find abjolut nichtige falſche Vor— 
ausſehungen. 

Geſetz und Vertrag ſind fürs erſte keine wahren Gegenſätze, ſondern der Vertrag iſt nur eine 
beſondere Form für ein Geſetz. Dieſes, d. h. eine bindende Norm, kann bald über Öffentliche, 
bald über privatliche Dinge beſtimmen, von gültigem Privat- oder öffentlichem Willen ausgehen, 
und Geſetz und Vertrag gehen vielfach ineinander über. Das elaſſiſche Römiſche Recht bezeichnet 
daher das öffentliche Geſetz nad) feiner häufigen Form auch als Vertrag und die privatliche Ver- 
tragsbeſtimmung als Geſetz (lex sacrata oder lex communis rei, publicae sponsio und dann 
lex commissoria). 

Es ift fürs zweite auch falſch, und eine dem biftoriichen, dem alterthümlichen germaniſchen 
und chriſtlichen Rechte wie der Vernunft abfolut widerfprechende Willkür, dad Inflitut des Ver: 
trags auf das Privatrecht, aufBrivatintereifen und reine Willkür zu befhränfen, bei öffentlichem 
Recht Dagegen die rechtliche Freibeit auszuſchließen. Nur allein das ift richtig: über öffentliche 
Dinge foll nur nad öffentlichen Intereffe für das öffentlihe Wohl und Recht der Geſammtheit 
von Öffentlichen Organen verfügt werden, aber ebenfalls nad ver rechtlich freien Überzeugung 
und Willensbeftimmung der dazu berechtigten Öffentlihen Berfönlichkeiten, von dem was ihnen 
der öffentliben Beſtimmnng angemeſſen fcheint, während über die Brivatverhältniffe, 3. B. das 
Hamilienvermögen, die berechtigte Privatperſon nad ihrer rechtlich Freien Uberzeugung von der 
Privatbeſtimmung verfügt. Daß wirklich diefer öffentlichen und Privatbeftimmung gemäß ver: 
fügt werde, diefes ift die natürliche Vorausſetzung, die juriftiihe Präfumtion jedes jtrtlichen 
Redrs. Eine veine, ihrem Weſen nad unſittliche Willfür will es nirgendwo, ſondern Erfüllung 
von Pflidten, entweder für die Öffentliche oder Die PBrivatbeitimmung. Aber mit der rechtlichen 
Freiheit und Berechtigung achtet es die freie Über zeugung innerhalb der Berehtigung. Da nun 
bie Öffentlihen Perfönlickeiten ald Organe des Staats wegen ihrer Menfchlichfeit ebenfo gut, 
wie die privatliden wegen verſchiedener Überzeugungen in Wivderfprud und Streit fommen 
fönnten, und da fie zugleich gegenfeitiger fejter hülfreiher Verbindung und Zufammenwirfung 
bepürten, jo entjteht für fie dad Bedürfniß des gegenjeitigen friedlichen Ausgleihend und Eini⸗ 

gens oder des Vertrags. (Daber die Ableitung von pax und pacisci im Römiſchen Recht.) Der, 
Bertrag, d. h. die gegenfeitige Sinwilligung, befejtigt dann ſchon Beſtehendes, gleicht Beſtritte— 
ned aus, begründet Neues, ſowie vereinigted Zufammenwirfen für daſſelbe. Das fo von den 
dazu beredtigten feloftänigen (oder fouveränen) Organen der Staatsgeſellſchaft (alſo von 
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den Organen der regierten Bürger und von den Organen ihrer Regierung) Vereinbarte ift 
zugleich, ſoweit ihr Recht und ihre Gewalt reihen, auch öffentliches Geſetz, alfo Vertrag und Ge- 
feg, während wirkliche Geſetze durch gegenfeitige Annahme und gegenfeitige Verpflichtung von 

felbftändigen Organen auch Verträge werden. Die vertragsmäßige Begründung gibt für die 

pacideivenden Organe, ſoweit fie nicht von höherer Gewalt abhängen, ſchon an jih das Recht 

zur Mitftimmung bei authentiſchen Auslegungen und Anderungen, weldes ber Feſtigkeit för: 
derliche Necht bei andern Gefegen erjt noch aus deren Natur und Inhalt zu begründen ift. Übri— 
gend fönnen auch vie einzelnen Staatsbürger als ſolche nach dem altrömiſchen Grundfage: Majores 
nostri in quocunque civium summum esse voluere, ſowie nad echt germaniicher und chriſt— 
licher individueller Freiheit und Autonomie ald Organe für gefellfhartlihe Angelegenheiten 
erfcheinen, wie e8 3.3. bei den Abflimmungen nad Stanmmregiftern zum Vorſchein kommt. 
Ein natürliches und fonftiges Organ freier Staatögejellichaft ift die allgemeine Volksverſamm— 
lung und ihre Mehrheitdentiheidung, welche aber dadurd zur Geſammtentſcheidung wird, daß 
alle, welche an der Gefellfhaft und ver Abſtimmung theilnehmen wollen, zum voraus die Stim— 
menmehrheit als die am meiften der allgemeinen und ihrer engern Freiheit entiprechende Schluf: 
faffung anerkennen. Weshalb denn aud) der ganze Spradhgebraud des clafjiihen Römiſchen 
Rechts merfmürdigerweife bei allen Volks: und Collegiumsbeichlüffen und Geſetzen nicht von 
consensus plurimorum, fondern von consensus omnium fpricht, zugleich aber unveränverlide 
Urrechte aller Gefellichaftsglievder anerkennt (|. Grundgejeg). Es ift nämlich bierbei 
wesentlich, Daß auch das Organ der Stimmenmehrheit die Orundbedingungen und Grundgeſetze 
feiner Ginfegung und feiner Gewalt nicht überfchreite. Diefe beftehen [don allgemein in der 
Heiligbaltung des allgemeinen gleihen Friedens: oder Nechtögefeges, welches jeder friedlichen 
oder rechtlichen Gefellihaft nach der Geſchichte aller freien Völker, wie nad) der Natur der Sadı, 
als wefentlihe Grundbedingung voraudgeht, oder doch zu Grunde liegt (ſ. I, XLI), wonach die 
Beſchlüſſe namentlich auch nicht über das gemeinſchaftlich Gemachte hinausgehend und willfürlic 

in den Privatrechtskreis eingreifend fein dürfen. 

Sodann aber fann aud das Organ der Volföverfammlung und ihres Mehrheitsbeſchluſſes 
noch weiter. befonderd gebunden fein. Zwar befigt e8 vor dem Beftand andermeitiger Organe 
und Beihränfungen die volle conftituirende Gewalt. Es darf alfo die verfchiedenen bleibenden 
Ausübungsweifen und Organe für die ftantögefeglichen Functionen zur Verwirklichung des Ge: 
fammtwillens für dad Geſammtwohl, namentlich auch fürdie dem Grund: oder Verfaſſungsgeſetz 
entſprechende gewöhnliche Örfeggebung feftitellen. Aber es wird durch eine etwaige bereits gültig 
gegebene oder conftituirte Berfaffung gebunden. Diefe Bindung entfteht zwar ganz ebenfo, wie 
nad) den Obigen bei der von Autofraten gegebenen Charte, ſchon unmittelbar durch den ausge— 
ſprochenen Verzicht und durch die Gültigkeit ſolchen Gejeges, und fie kann wie dort durd die 
Annahme von jeiten der Negierten, 3. B. durch allgemeinen freien gegenfeitigen Verfaffungseiv 
berjelben, auch vertragsmäßig zwifchen ihnen und den neuen Regierungsorganen werden. Ja 
ſelbſt zwifchen der regierenden Stimmenmehrheit und der regierten Gefammtheit entſteht, da ſich 
beide ja in der That mit verfhiedenen Rechtsanſprüchen gegenüberftehen, durch der Negierten 
freie Annahme und Beſchwörung der von der regierenden Mehrheit gegebenen Verfaſſung ein 
gegenfeitig angenommened, aljo vertragsmäßiges Verhältniß, und der gewöhnliche allfeitige 
Berfaflungseid [hafft auch Hier nicht das Recht, jondern er beftätigt ed nur. 

Nah den natürlichen Gefegen menfhliher Entwidelung gehen übrigens bei den Völkern 
bem Zeitalter männlicher Reife und der Vorherrſchaft des Vernunftgeſetzes und feiner 
rechtlichen Freiheit kindiſche und jugendliche Zeitalter, Zeiten der Vorherrihaft der Sinn: 
lichkeit und eines noch fehr finnlich-blinden Glaubens, oder der finnlich=-despotifhen und 
ber theofratifhen blinden Glaubendgefege und Gewalten voraus. So zeigt die Gejchichte 
häufig, z. B. im Mittelalter, herrifchdespotifche oder dod; bevormundende und autofratifchmon= 
archiſche und ariftofratifhe, namentlich auch priefterlihe Gewalten an der Spite ver Völker, 
welche unjere obigen vernunftrechtlichen Geſetze noch nicht, oder doch nur ſehr unvollfommen ans 
erkennen. Auch wenn ein Theil der Bürger zur vernunftrechtlichen Freiheit erwacht iſt und für 
fih und die Regierung die obigen vernunftredtligen Grundfäge zur Geltung gebracht hat, 
bleiben oft in demfelben Staate neben der Freiheit Nefte der fauftrechtlichen, despotifchen und 
theofratijchen Zeiten, ſtlaviſche Leibeigenſchafts- und patrimoniale Herrſchafts- und Bevormun- 
bungsverhältniffe, Unterdrückungszuſtände für die ärmſten und niedrigften Klaffen oder für 
fremde oder eroberte VBolfätheile. In dem Maße aber wie auch bier vernunftrechtliche Sreiheitd- 
grundfäge Eingang und Herrſchaft erhalten, werden diefe durch Forderungen, Kämpfe und recht⸗ 
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liche Zugeſtändniſſe ſich geltend machen, wie bei ven griechiſchen Patrimonialbauern, bei den rö— 
miſchen Plebejern und ihrem Auszug, wie bei unſern geiſtlichen und weltlichen patrimonialen 
Schutzgenoſſen, den Juden, den Proletariern, den Irländern. Dieſe gedrückten Bürger werden 
dann auch, wie neulich in Mecklenburg, gerechte Reformen der frühern Grundverträge, der fie 
bedrückenden Berfaflungsgefege und der von einfeitigen ungenügenden Organen abgejchloffenen 
Verträge mit Recht fordern, und die fittlihe Gerechtigkeit der Öffentlichen Meinung und die un= 
parteiiſch richtende Geſchichte wird die raubritterliche Fefthaltung oder gar Wieverherftellung 
alten Unrechts und Fauſtrechts in einem gejitteten zur allgemeinen Vernunftherrfchaft gereiften 
Zeitalter nad) Verdienſt brandmarken. Friedliches gerechtes Ausgleichen, gerechte, neue, er= 
weiterte ober reformirte Orundgelege und Örundverträge over Freiheitscharten müffen bier 
helfen die binterliftigen oder gewaltſamen und gefährlichen Kriegszuftände in verfaflungs- 
mäßigen Friedensſtand verwandeln. 

Überall werden dann Grundgefege und Grundverträge bei dieſen Eharten, ſowie in der eng— 
lifchen magna charta, ineinander übergeben. Stetö aber werden fie höher ftehen, die Normen 
abgeben für die übrigen Gefege und in ihrer allgemeinern oder beſchränktern vernunftrechtlichen 
Rechtsgültigkeit für die Regierung und den Bürger ſich nad) ven angeveuteten Grundfägen leicht 
beurtbeilen laflen. 

Und welche reihen Belege für alle unfere Andeutungen liefern uns die alterthümlichen he— 
bräiſchen, griehifhen, römischen und die germanifhen Staatövereine; zuerft die demokratiſchen 
Naturftaaten der aus dem Orient eingiehenden freien Auswanderer und Volks- und Groberungds 
beere, fodann diein der Entwickelung zum neuftaatlichen Eulturleben, namentlich auch in unferm 
Mittelalter zuerft hervortretenden fauftrechtlichen ariftofratifhen und priefterlihen, dann die 
aus ihnen fi entwidelnden neuen ftaatsbürgerlichen Verhältniffe ver verfchiedenften Art, zuerft 
in den freien demokratiſchen Stadt: und Yandgemeinden der europäiſchen Staaten, jodann in 
den freien Verfaſſungen Hollands und der Schweiz, in England und Amerika und mehreren 
deutichen, allmählich endlich der meiften europäiſchen Staaten. 

Auch die in der Form von Örundgefeßen errichteten und verfündeten und vertragsmäßig 
geworbenen Charten, obſchon fie allerdings den Charakter einer höhern Heiligfeit oder Unan— 
taftbarfeit an fi zu tragen beftimmt find, ald gemeine Gefege, jind gleihwol mit folder Eigen: 
{haft nicht unbedingt und nicht ausnahmslos begabt. Auch bei ihnen findet die Frage über recht— 
liche Gültigkeit — in Bezug auf Urſprung, Form und Inhalt — ftatt, und auch wo foldhe Frage 
zu bejahen ift, hat ihre Autorität — nad Perfonen und Zeiten — eine ideal leicht zu beſtim— 
mende, wierwol in concreten Fällen beftreitbare und oft verhängnißvolle Grenze. 

Zuvörderſt alfo fonımen Urfprung und Form in Betrachtung. Waren die Verfertiger und 
Perfünder folher Charten oder der daran getroffenen Abanderungen mit der conftituirenden 
Autorität wirklich verfehen? Haben fie bei deren Ausübung die für Erlaffung von Grund: oder 
conftitutionellen Geſetzen theils natürlich, theils nach pofitiven Rechten notbwendigen Formen 
beobachtet? Der revoluticnäre „Kriegsrath“, nad Cromwell's, der „Erhaltungsſenat“, nad 
Bonaparte’3 Mahtgebot die angemafte Gewalt ausübend, die vor Dom Miguel kriechenden 
Cortes von Lamego waren freilich zur Grlaffung von Grundgefegen nicht ermächtigt; aber wir 
mögen hinzufügen: auch König Ferdinand VIL, welder fein Reich an Napoleon abgetreten und daf= 
felbe nur durch die heldenmüthigen Anftrengungen des unter den Bahnen der Cortesverfaſſung 
ftreitenden Bolks wieder erhalten hatte, war zur einfeitigen Verfündung einer neuen harte 
(d. H. zur Proclamirung des föniglichen Abjolutismus) keineswegs berechtigt; und nicht minder 
widerrechtlich handelte das Cabinet König Karl's X. in Frankreich, welches die beſchworene Charte 
durch „Ordonnanzen“ in den weſentlichſten Punkten umzugeſtalten, d. h. zu verhöhnen ſich ver— 
maß; nicht minder widerrechtlich und daher auch rechtsungültig die ariſtokratiſche Faction in 
Bern, Solothurn, Freiburg und Luzern, welche, die mit Napoleon's Fall eingetretenen Verwir— 
rungen benutzend, an die Stelle der volksthümlichen Verfaſſungen ihrer Cantone tumultuariſch 
ihre eigene Herrſchaft einfegte. 

Mas ift aber von den Fällen zu fagen, wo Berfaflungdgefege durch dad Madtwort von 
Fremden dictirt, dann etwa vermöge Friedensvertrags von ben betreffenden Regierungen ange— 
nommen und fodann den Völkern gefeggebend verfündet werden? Auch hier zwar ift eine 
Heilung des urfprünglichen Gebrechens durch nachfolgende (ausdrückliche oder ſtillſchweigende) 
Genehmigung der wahren conftituirenden Autorität möglich. Solange aber eine ſolche nicht 
vorhanden ift, mangelt ver Charte der vom innern Staatörecht geforderte Rechtsboden und ver: 
bleibt ihr bloß diejenige Gültigkeit und Dauer, welde nad) ven Principien des äußern Staats-, 
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d. h. des Staatenrechts, den Friedensartikeln zufommen fann (1. Friebensfhluß). Mir haben 
gejehen, wie die unter Napoleon's Auspicien gefhaffene Rheinbundsacte durch anderer Gewal: 
tiger, die fpäter feine Sieger wurden, Machtgebot (in der Broclamation von Kalifh) und dur 
eigenes Losſagen der Fürften, welche fie früher aus Napoleon’s Händen angenonmen, endlich 
auch durch die Erhebung der Völker, welche das feufzend ertragene Joch abzufchütteln freudig die 
Gelegenheit wahrnahmen, zerrijfen ward; wir haben ähnliches auch andere Völker, welden 
Frankreichs Dictat Berfallungen aufgedrungen, thun ſehen (z. B. die Schweizer, die man früber 
gegen ihren Willen zur,Helvetiſchen Republik“ gemacht und fpäterbin durd die Mediationsacte 
nur theilmeife befriedigt hatte, audy die Holländer und Belgier, weldye von Frankreich, mit dem 
fie grundgefeglich vereint waren, ſich losriffen, und andere mehr), und es wird ſolche Erſchei— 
nung ſich wiederholen, fo oft ähnlicher Gewaltmisbrauh und ähnliche Gelegenheit zur Auf: 
lehnung gegen fremdes Machtgebot wiederfehren. 

Freilich gelten ſolche durch auswärtige oder durch einheimische Machtgebote dictirte harten, 
folange die Gewalt jie feſthält, äußerlich auch als rechtlich gültig und ift die Auflehnung gegen 
fie ein für die Urheber gefährliches Wageſtück. In ven Zeiten des Nheinbundes ward ale Ver: 
breder behandelt, wer aud nur fein Misvergnügen mit der dadurch erichaffenen despotiſchen 
Gewalt der Fürſten brzeigte, und fiel der edle Palm dem Zorne des fremden Protectord zum 
Opfer. Dies ijt natürlich, weil jede Gewalt, die einmal beiteht, ſich zu erhalten ſtrebt und deſto 
ſtrengere Mittel dafür nöthig hat, je ſchwankender oder hohler der Rechtsboden ift, worauf fie 
erbaut ift. Aber die öffentliche Meinung und die Geſchichte richten gleihwol auch über Die trium— 
phirende Gewalt, und gar oft treten Umſtände und Greignijfe ein, welche das verwerfende Urtbeil 

‚vollzugereif machen. Sich dagegen wahrhaft zu fichern, gibt ednur Gin Mittel, nämlich die Heiz 
lung des rechtlichen Gebrechens — was Urſprung und Zorn betrifft — durch nachträgliches 
Einholen ver Volkszuſtimmung oder jener feiner echten Nepräfentanten, was aber ven Inhalt 
betrifft, durch einzuleitende VBerbejlerung deſſelben mittelö Befragung der legitimen conſtituiren— 
den Autorität, d. h. eines lantern Organs des vernünftigen Geſammtwillens. 

Solches Befragen und dann dad Anhören und Beachten ded Geſammtwillens, wenn er auch 
ungefragt — auf zuverläflige Weife — fih ausſpricht, ift überall, wo ein weitverbreitered Mis— 
vergnügen mit einer beſtehenden Charte fi herausſtellt, eine politifche wie eine vechtliche Norb: 
wendigfeit. Denn nimmer vergibt ih auch dur das frierlichit erlaſſene Grundgeſetz der Ge: 
ſammtwille dad Recht, wann immer wieder ein neues, namentlich ein verbelfertes, ein den etwa 
veränderten Zeitverhältniffen over ven erhöhten politiſchen Einſichten angemefleneres zu geben. 
Das Geſetz, welches der conjtituirende — ob natürlich oder künſtlich organiſirte — Geſammt— 
wille gab, iſt nur verbindli für die conftituirte Autorität und für jedes einzelne Glied der Ge: 
ſellſchaft, nicht aber für die große — aus Regierung und Negierten beftebende — Geſammtheit 
Ja jelbit jene conftituirte Autorität und jedes einzelne Mitglied derjelben oder des Volks fann, 
ohne dadurch den etwa geihworenen Verfaſſungseid zu brechen, Vorſchläge zu Verfaſſungs— 
änderungen machen oder Gedanken und Wünſche darüber äußern, jowie ed eines jeden beion: 
dere Stellung mit ſich bringt oder erlaubt. Der Verfaſſungseid (im Grunde nichts anderes als 
eine feierlihe Ginihärfung der auch ohne ihn fhon aus ſchuldiger Folgfamfeit gegen das be- 
ſtehende Geſetz fliegenden Pflicht oder eine weitere Sanctivnirung derfelben durch religiöfe Ideen 
und pojitiv vechtlihe darauf gebaute Beftimmungen) verpflichtet blos zur Heiligbaltung oder 
Beobachtung der Verfaſſung, folange jie gefeglich befteht, auch zur Enthaltung von jedem that: 
ſächlichen Verſuche, fie auf ungejeglibem Wege umzuftürzen oder zu alteriven, nicht aber zum 
Aufgeben jedes Wunſches oder Strebens nadı ihrer Verbeſſerung auf gefeglihem Wege. Daher 
kann die Regierung (ja fie ſoll fogar, zumal wenn ihr allein das Recht der Initiative zufteht) 
z. B. den Ständen ven Vorſchlag zur Modification oder Nevijion der Charte machen (veritebt 
fh frei gewählten Ständen und mit firengfter Enthaltung von jedem unlaytern Ginmwirfen durch 
Einſchüchterung oder Gorruption), wofern ihr eine Veränderung fürs Geſammtwohl nothwen: 
dig oder räthlich däucht. Daher fann und darf aud jedes Ständeglied frei und frank feine An: 
fiht über etwaige Mängel oder Lücken ver Berfaffung ausfpredhen (ja ed darf jelbft jeder im 
Volk ſich darüber auf geziemende Weife äußern), um dadurch etwa den Kammern die Anregung 
zu entiprechenven Bitten oder Vorſchlägen zu geben, überhaupt die conititwirende Autorirät oder 
diejenigen, welde berufen find, diefelbe unmittelbar in Thätigkeit zu fegen, zur Kenninißnahme 
von den im Volke herrſchenden Wünſchen oder Bedürfniſſen zu vermögen und dergeitalt Die Ab: 
bülfe wirkſam vorzubereiten, Ja es haben die Negierten — ohne Unterſchied 06 jie zu einer ge: 
feglid) verfünveten Charte unmittelbar oder durd das Organ von Nepräjentanten ihre eigene 
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Zuftimmung erflärt haben oder nicht — fortwährend die Befugniß, nicht nur der Bitte oder des 
Vorſchlags, jondern felbjt der Forderung einer entfpredenden Verbefferung oder Bervollftän: 
bigung, wenn die Charte wirklich ihr Recht verlegend oder ihren rechtsbegründeten Anfprüchen 
nicht Genüge leiftend ift. Hätte z. B. auch wirklich das ſpaniſche Volk durd das Organ felbft- 
gewählter Repräfentanten (nicht blos durch jenes der fanatiihen Pfaffen und des betbörten 
Vöbelhaufens) der von Ferdinand VIL. proclamirten Unumfhränftheit des Könige beigeftimint, 
fo würde ihm gleihwol der Widerruf der Zuftimmung, fobald es das Unheil des Abfolutismus 
erfannte,. oder die Forderung einer rechtsgemäßen Gonftitution immerdar zugeftanden haben. 
Und ebenjo würde das Estatuto real ded Hrn. Martinez de la Roſa, auch wenn es von einer 
wahren Nationalrepräfentation wäre angenommen oder gefeggebend bekräftigt worden, ven 
Borberungen von etwas Beſſerm, den Anfprüchen der Zeit Genügenderm Fein rechtliches Hin- 
dernig entgegenfegen. Bedenklich dabei kann jedenfalls nur der etiwa vorhandene oder künſtlich 
angeregte Zweifel über die wahre Volksgeſinnung und das wahre Volksbedürfniß und dann die 
Wahl ver Mittel zur Durchführung des in der Idee dem Necht wie dem Gemeinwohl entſpre— 
henden Werks jein. Das natürliche Organ der conftituirenden Autorität nämlich tritt nur in 
auperorpentlichen Lagen und Umſtänden von felbit in Thätigkeit, und ohne dringende Veranlaf: 
jung wird es nicht leicht von feiten der conftituirten Gewalt dazu aufgerufen. Daber ift es gut 
und weile, wenn die Berfaffung ſelbſt auch die Mittel und Wege ihrer eigenen zeitgemäßen Ent: 
widelung oder Fortbildung und Verbeſſerung vorfchreibt, zumal alſo ein möglichſt zuwerläfiiges 
Organ ver conftituirenden Macht ind Leben ruft und die feine fortwährende Übereinftimmung 
mit dem wahren vernünftigen Geſammtwillen möglichht gewährleiftenden Formen für feine Be: 
rarhungen und Schlußfaſſungen feftjept. 

Solange jedoch die praktiſche Staatskunſt dieſen ivealen Forderungen nicht völliges Genüge 
zu leijten im Stande ift, bleibt allerdings räthlich, der Charte einen abjoluten, felbft gegenüber 
den conflituirenden Autoritäten zu behauptenven Charakter ver Heiligkeit pofitiv zu verleihen, 
dergeſtalt, daß z. B. ihre Unantajtbarfeit wenigftens für eine beftimmte Reihe von Jahren feft: 
gejegt (in der Cortesverfaſſung waren dafür acht Jahre beſtimmt), auch einige Hauptgrundjäße 
ald der abändernden Verfügung des Geſammtwillens völlig entrückt erklärt (fo in der nordame— 
rikaniſchen Verfaſſung jene der Preßfreiheit, der Religionsfreigeit und andere), und dann für bie 
im allgemeinen noch zuläfjig bleibenden Abänderungen die Zuftimmung auch der conftituirten 
Autorität, insbeſondere der Regierung verlangt oder (tie die meiften Verfaffungen thun) diefer 
Regierung in Verbindung mit der gewöhnlichen Bolksrepräfentation zugleich die Eigenſchaft 
der conſtituirenden Autorität ertheilt, die Ausübung derfelben jedoch an erſchwerende Formen 
gebunden, zumal aud ein größeres Stimmenmehr dafür geforvert werde. Denn beffer ift es, 
neben dem Bejige weſentlicher Rechtsanerkenntniſſe und Garantien aud) noch mancherlei Mängel 
und Gebrechen fortichleppen zu müſſen, als der ſanguiniſchen Hoffnung auf völlige Rechtsbefrie— 
digung oder auf Grreihung idealer Vollkommenheit der Verfaſſung die Sicherheit des beveits 
errungenen Buten aufzuopfern und die Erhaltung oder den Verluft der koftbarften Rechtsgaran— 
tien abhängig zu mahen von der jeweiligen Stimmung einer Volls- oder Repräfentantenverz 
fammlung, alfo von den bei feiner wie immer gebildeten Berfammlung durchaus vermeidlihen 
Irrthämern oder Verführungen oder Ginfhüchterungen des Augenblicks, bervorgebradt etwa 
durh das Streben der Neyierung nad Uneingeſchräuktheit oder durch Umtriebe oder Gewalt: 
thätigfeiten hier einer herrfchſüchtigen, dort einer zügellojen Partei. Rotteck und Welder. 

Chaͤteaubriand (Franz Auguft Vicomte von) ward 1769 zu St. Malo in der Bre⸗ 
fagne geboren. Das Haus, in dem er zur Welt fanı, liegt neben dem, wo Lamennais fpäter 
das Dajein erhielt. Die erften Jahre verlebte er bei feinen Tanten, zwei Damen, die fromm 
waren und von denen bie eine Verſe machte. Bon diefen kam er.in feinem achten Jahre nad 
St. Malo zurüd. Zufillig nahm ihn fein älterer Bruder dajelbjt einmal mit in das Staus 
fiel, und es begegnete ihm, mie er jelbft erzäglt, daß er das Theater für einen Theil der wirk— 
lihen Welt und die Dichtung für Wahrheit nahın, was ihm auch jpäter noch im Keben begegnet 
fein mag. Ginen Theil feiner frühern Jugend brachte er in dem väterlichen Schloffe Gombourg 
zu, bas jich über dem Städtchen erhebt, welches venfelben Namen führt. Diejes alterthiimliche 
Gebäude, der Schauplag feines jih entwidelnden Knabenalters, liegt mitten in einem weit: 
ſchichtigen Gehölze, dad wilde Heiden umgeben, an deren ödem Rande ſich die Wogen des Mee: 
teö brechen. Dan hätte für einen gemüthlihen frommen Dichter, deſſen Einbildungskraft ſich 
in fliller Schwermuth und unbefriedigter Sehnſucht zum Unendlichen erhebt, keinen paſſendern 
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Aufenthalt wählen Finnen. Auch ſtimmte die Gemüthsart des Jünglings, der ungefellig, fin- 
fler und dabei von ſchwächlichem Körper war, ganz zu der einförntigen, düftern Gegen, die ihn 
umgab. Den erften Unterricht empfing er im älterlidhen Haufe, und da er der jüngere Sohn 
und ohne Vermögen war, beftimmte man ihn zum geiftlihen Stande, in dem er eine ange= 
meflene Laufbahn finden follte. Die fromme Mutter freute fih per Zukunft des Gott gemeib: 
ten Kindes, ver fie voll Hoffnung entgegenfah. Die Gegenwart hatte ihr nicht viel zu bieten 
und fie fuchte Entſchädigung für das, was nicht war, in dem, mad fommen follte. Der Vater 
war ein hagerer, blaffer, finfterer Mann, ver mehr in der Erinnerung der guten alten Zeit des 
ritterlichen Adels als im häuslichen Kreife feiner Familie lebte, und lieber die verrojtete Rüftung 
feiner Ahnen, die Werkzeuge des Krieges und der Jagd als die milde Frau und die fpielenden 
Kinder um ſich fah. Alles war in feiner Nähe ſtumm, wenn'er im abgefchloffenen Gange den 
ballenden Saal ſchweigend auf und nieder fhritt. Angftlih vrängten fih die Kinder um die 
Mutter aneinander, die Augen auf den Vater gerichtet, der, gleich einem Geſpenſt ver Vorzeit, 
wie der wandelnde Geiſt des Feudalwefens in dem Schloffe umzugehen ſchien. So brachte die Fa⸗ 
milie gewöhnlich jeden Abend und beſonders die langen düſtern Stunden veffelben im Winter 
zu, bis der Vater mit dem Schlage zehn in fein Zimmer fi verlor. Da trat die Natur in ihre 
Rechte; die Kinder plauderten und fpielten, und die Mutter nahm an dem findifchen Treiben 
mütterlih theil. Ehe ſich die Jugend zu Bette legte, war e8 die Sache unſers Helden, ſich in allen 
Winfeln des Zimmers behutfam umzufehen, ob jich nicht Gefpenfter, die in ver Wohnung zahl: , 
reich fein follten, irgenvwo verborgen hielten. Wer weiß, wie folgenreich bie frübefte Umgebung 
und die erften Eindrücke auf das fünftige Leben und die Entwidelung des Menſchen wirken, 
ber wird die angeführten Züge, fheinbar jo unbedeutend, nit für überflüfjtg hatten. €. 
ſelbſt jagt, feine erften Lehrer feien die Winde und Wogen geweſen. Die Natur ift die 
Säule des Dichters, und er war zum Dichter geboren, wie ihm denn auch alled Praftifche und 
Pofitive in Leben ziemlich fremd geblieben ift. Den üblichen Schulunterricht erhielt er in dem 
Gollegium von Dol und dann in dem von Rennes. Die erften Schriften, melde ihm in bie 
Hände fielen und einen bejondern Gindrud auf ihn machten, waren die Befenntnifle des heiligen 
Auguftin und eine Ausgabe des weltlihen Horaz. Das afretifche Chriſtenthum und das finn- 
liche Heidenthum bemächtigten ſich mit gleicher Gewalt des funfzehnjährigen Jünglingd und zo: 
gen ihn befreundet an. Auch diefer Umſtand ift in feinem Leben nicht zu überfehen und fommt 
öfter in ihm vor, wo Widerfprechendes, faft Entgegengefegtes fi verträglich zufammenfindet. 
Da ©. feinen befondern Beruf zum geiftlihen Stande zeigte, jo judte man um 
die Stelle eines Unterlieutenantd für ihn nach, die er auch erhielt. Sein Gefhäft war nun, ſich 
felbft und die Refruten einzuüben, dem er ſich auch eifrig unterzog. In derſelben Zeit folgte 
ein anderer Unterlieutenant demfelben Berufe und übte feine Kameraden zu Brienne, mie C. 
die feinigen zu Dieppe ein. Die Zufunft, die in diefen Menfchen ſchlummerte, vie, beide groß, 
von folgenreihem Ginfluffe, ungleidh in Anlagen, ungleih im Streben, auf ganz veriäie: 
denen Wegen ihrem Ziele fi ſelbſt unbewußt entgegengingen, ließ ſich nicht ahnen. Wer Härte 
in jenem den Sieger bei Arcole, Marengo und Aufterlig, den Gründer eines Kaiſerthrons, in 
biejem den Verfaſſer von „Rene“, „Atala“ und ven beredten Dichter des Chriftenthumd voraus: 
gejagt? Darauf ging er nach Paris, wo er durd die Verwandten feines ältern Bruders, der 
mit einer Enfelin des berühmten Malesherbes vermählt war, eine gute Aufnahme fand. Er 
ward Ludwig XVI. vorgeftelft. Ein großer Tag! Der König ſpricht mit jedermann, Bleibt auch 
vor C. flehen, betrachtet ihn und gebt, ohne ein Mort an ihn zu richten, weiter. 
Der Aberglaube hätte eine böfe Vorbedeutung darin finden können, welche die Bourbon in: 
deffen fpäter nicht Lügen ftraften. Dagegen ift es ihm vergönnt, in ven Vrachtſälen von Ver: 
failles ich ſtandesgemäß umberzutreiben,, ſelbſt ven Föniglihen Wagen zu befteigen und im dem 
Gchötze von St. Germain einer Hofjagd beizumohnen. Seine Neigung führteihn den auf 
gezeihnetften Männern entgegen, die auch einen Hof bildeten, der feine Großwürdenträger und 
Bünftlinge hatte und im Neiche ver Literatur eine Macht bildete, die fih geltend zu madhen 
wußte. Er näherte fi denſelben mit einer Ehrfurcht und dem Streben zu gefallm, die er ſelbſ 
in Berfailles nicht weiter treiben konnte. Da glänzten Delille, Parny, Chamfort und Laharpe, 
damals Sterne der erften Größe, deren Licht fpäter vor dem ſtrahlenden Lichte feines Ruhms 
erbleiäte. Es war ein wichtiger Oegenftand feines Chrgeizes, neben diefen gefeierten Namen 
feinen eigenen noch unbefannten gedruckt zu ſehen, und es gelang ihm. Er fihrieb eine gefühl: 
volle Idylle, welche einen eben nicht ganz neuen Stoff, die Liebe zum-Landleben, behandelte 
Laharpe, der ſich darauf verftand, erflärte die Verfe für gut gedrechſelt, und Ghamfort meinte, 
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das Ding ſei für einen jungen Edelmann ſo übel nicht. Seine eigenthümliche beſſere Natur 
fündigte indeſſen ſich durch ſeine Liebe für Rouſſeau und Bernardin de St.-Pierre an, in 
denen Geiſt und Gemüth eine reichere Nahrung fanden. Was aber ſein Inneres aufregte und 
mit Sehnſucht erfüllte, war ein unbeſtimmter Ehrgeiz ohne Ziel, das Verlangen, ſich einen Na— 
men zu machen und unter ſeinen Zeitgenoſſen mit Bedeutung aufzutreten. Dieſer Ehrgeiz, wie 
ihn die Jugend zu haben pflegt, der den Zwed will, ohne die Mittel zu prüfen oder zu kennen, 
die zu ihm führen, trieb &. That es die Gnade des Königs nicht, dann Fonnte es die Gunft des 
Publitums thun, und gelang es nicht durch eine Joylle zum Robe des Landlebens, dann fonnte 
ed durch eine Ode zur Berherrlihung des Kriegs gelingen, Amerifa war damald dev große. 
Gegenftand der politifhen Verehrung und der gefelligen Unterhaltung. Gine neue Welt ging 
in den Vereinigten Staaten der alten auf und Waſhington und Lafanette wurden mit Begeifte: 
rung genannt. Aber auf diefem Felde fand der Ehrgeiz feine Lorbern mehr zu ernten; die 
Unabhängigfeit Nordamerifas war geſichert, feine Freiheit befeftigt. Dagegen hatte man bis— 
jegt vergebens durch die Hudfonsbai einen Weg nad Oftindien gefuht. Nod unlängft war 
Madenzie von feiner gefährlichen Fahrt auf dem Polarmeere zurückgekehrt, ohne ven Zwed der 
Entdeckungsreiſe erreicht zu haben. Das fhien eine würbige Aufgabe für E. zu fein. In 
Branfreih gab es ohnedies für fein Veftreben weder Aufnunterung nod Gelegenheit. Die 
Mevolution war ausgebrochen; wie ein veißender Strom, der alle Dämme brach, die jeisem 
Laufe Schranken fegen follten, überflutete fie zerftörend dag weite Reich. Der Adel verkep fein 
Vaterland, das ohne die Vorrechte feines Standes es nicht mehr für ihn war, und mmelte ſich 
um die audgewanderten Bringen. C. hatte feine Luft, nah Koblenz zu gehe, um ſich dem 
Kreuzzuge anzufchließen, der das heilige Land des unbeichränften Königtpt® und der Ariſto⸗ 
kratie von dem Unglauben der Revolution zu reinigen Vorkehrungen +. Er ſchiffte ſich im 
Frühling von 1791 zu St.-Malo ein und nahm ven Weg nah Multimore. Zu Philadel⸗ 
phia angekommen, meldete er ſich zu einem Beſuche bei Dahn, an den er ein Schreiben 
eines Freundes Hatte, das ihn eine gute Aufnahme erwarten *B- Der Befreier der Neuen Welt 
empfing ihn wohlwollend, wie e8 in der Art des gen“ Mannes war. Da der junge Alben: 


teurer nun von dem Zwecke feiner Reife Sprach, pn Nordweitlihe Durchfahrt aufzufinden, bes 
merkte ver Präfident der Vereinigten Staaten "Helnd, das Vorhaben feine ihm doch etwas 


5 soft ‚gufsmittel, die zu feinem Gelingen nöthig wären. An 
en ME ar Be — Leben nach nicht beſonders reich ‚und der Beiſtand 
jeiner Regierung möchte unerlagt; ein. Coerwiderte, er halte e8 für leiter ‚ben gefugten 
Durchgang aufzufinden, ald ei’ neues Volk zu ſchaffen. Waſhington, der die Schmeichelei ver⸗ 
fand und feinen Mann te, verlor etwas von dem Ernfte feines Geſichts, machte feine 
Ginmwendung mehr un ceichte dem Scheidenden freundlich die Hand. Nun trat C. in allem 
Genfte feine Enw⸗ ‚angöreife an, durchwanderte die Staaten Nordamerikas, verlor ſich in die 
eigen Wälber, veilte an den Niefenftrömen, an den Seen, erfüllte feine Seele mit den Wun— 
dern der Neuer Belt und lebte in den Hütten der wilden Kinder dev Natur. Gr mar auögezo= 
gen, um ben 210 durch die Hudſonsbai nad Oſtindien zu fuchen, wie er fpäter audzog, um den 
alten Röı sthron ber Bourbond wiebderherzuftellen und zu befeftigen, den großen Zwed mit 
lebendip: Einbildungäfraft verfolgen, ohne ein Mittel, dad den Samen der Phantafle be- 
eruche-, ihm Boden in der Wirkfamkeit gewinnen konnte. Er fand nit, was er juchte, wie 
das s gar oft begegnet; aber ein tüchtiger Menſch wird tmmer finden, oft Beſſeres als er ge= 
„at. Den noroweftlihen Durchgang fand er nicht, aber „Rene, „Atala”, die „Natchez“ und die 

Kunder der Neuen Welt, deren Reihthum er in feine Seele aufnahm. Auf einer feiner romanz 
tiſchen Wanderungen, die ihn der Givilifation wieder näher brachte, ruhte er eined Abends in 
einem einzeln ſtehenden neugebauten Hauſe eines Anfievlerd aus und fand, was eine Seltenheit 
für ihn geworben, das Blatt einer Zeitung. Er nimmt es zerftreut in die Hand, wirft einen 
Blic darauf und lieft betroffen mit großer Schrift gedruckt: „Flucht des Könige. Es war eine 
Erzählung des Verſuchs der königlichen Familie, nad vem Auslande zu entfommen, der an ber 
Wachſamkeit und Entſchloſſenheit des Boftmeifters zu Varennes ſcheiterte. Sein Entſchluß ift, 
nach feiner Art, ohne weitere Berechnung ſogleich gefaßt. Er geht zu Schiffe und trifft nad) 
einer glüdlihen Fahrt auf dem Befllande von Europa ein. Zu Koblenz angekommen, empfan= 
gen ihn die ritterlichen Getreuen ald einen Saumjeligen, der es faum verdiente, an der glorreis 
hen Wieverherftellung Frankreichs theilzunehmen. Der einzelne konnte ohnedies nicht zählen, 
da Die ganze Sache auch ohne ihn in einem kurzen Feldzuge entſchieden mar. Indeſſen ließ 
32° 
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man Gnade für Recht ergehen, und C. ward in ein Regiment ver Armee ver Prinzen aufge: 
nommen. Gr machte den Feldzug von 1792 mit, ward bei Thionville verwundet und endlich 
von der Seuche befallen, die unter den Preußen jo verderblich wüthete. Faſt fterbend wird er 
nad Oſtende gebracht und von da nad England übergefegt, wo er fremd, arm, hülflos, dem 
Tode nahe, im Elend lebte. Seine Rettung verdgnfte er einzig dem barmherzigen Mitgefühle 
guter Menfchen. Wiederhergeſtellt, ſah er ſich einſam und verlajfen, verlegen um die Mittel, fein 
nacktes Daſein zu friften. Er gab Unterriht im Branzöfiigen und Überfegte um fargen Kot 
für Buchhändler, die ihn zu dieſem Dienfte gebraudyen wollten. Auf dieje Weife verwendete er 
den Tag zur Befriedigung der erften Bedürfniffe des Lebend und einen Theil ver Nacht zum 
Selbftunterricht und zu fchriftftellerifchen Arbeiten. Zu diefen gehört fein Hiftorifcher Werfus 
„Essai historique sur les revolutions’‘, der 1796 erfchienen ift und wie alles, was er gefchrie: 
ben hat, das Gepräge feined Lebens, die Farbe feiner perfönlichen Lage und Stimmung an #6 
trägt. Der Inhalt dieſer Schrift foll zu dem troftlofen Nefultate führen, daß alle Revolutionen 
das Geſchlecht nicht weiter bringen, die Opfer, die fie Foften, immer meit mehr ald der Zinet 
werth find, den fie erreichen, und die Menſchheit in allen Zeiten der Ungewißheit, der Motb um 
der Willfür Hingegeben war. Sogar die Offenbarung findet nicht® weniger ald einen Gäu. 
bigen in ihm. ©. hat fpäter ein ganz anderes Glaubensbekenntniß abgelegt, und feine Feind 
benupten ven hiftorifchen Verſuch, um den Verfaffer mit ſich felbft in Widerſpruch zu ſetzen um 
mit feinen eigenen Waffen zu befänpfen. Die religiöje Bekehrung, die ſich im raſcheſten Über: 
gange zeigte, Sınn allerdings auffallen und befremden; aber ein Gegenſtanddes Vorwurfs fann 
fie feinem Billiger umd menſchlich Gefinnten fein. Das ift eine Sade, von der C. nur jeinre 
Gewiſſen Rechenſchas zu geben hatte. Wir wollen die Aufrichtigkeit des Bekehrten nicht kr: 
zweifeln, wenn er und fing, wie das Unglück ihn erfchütterte und beugte, die Erde ihm feinen 
Troft mehr gab, ber Zweite ihn zur Verzweiflung treiben fonnte, der Himmel mur Murb 
und Stärke für ihn hatte, umd „ie in dem Glauben er ſich wiederfand. Dazu kam der Tor 
ſeinee frommen Mutter, den ihm ine Schweſter mit der Bemerkung meldete, die Ver: 
irrungen des Sohnes hätten die legten <a, der Abgefchiedenen mit Bitterfeit erfüllt. Bald 
folgte der Mutter die geliebte Schweſter mar, und beide waren an ben Folgen ihrer Ge— 
fangenfhaft geitorben. Für diefe Harte Schläge ı Geſchicks war das Gemüth Cs zu wei 
und wir glauben ihm, wenn er jagt: „Dieje zwei Str en, die aus dem Grabe zu nie fora- 
chen, diefer Tod, der mir die Bedeutung des Todes fagte, „ri ” ia 
warb ein Ghrift.” erichütterte mein Innerftes und id 
C. fehrtee 1801 nah Frankreich zurüd und gab bald darauf, ‚zuuyz » 
über das Chriſtenthum („Génie du Christianisme“) beraus, die De a — Ser 
* grün: 
beten. Beide machten ein großed Auffeben und gaben dem Verfaffer ı., Stelle unter den 
erften Schriftftellern feiner Zeit. Die beredte und dichteriſche Apologie des Rſtenthum 55 
Bonaparte gewidmet, und die Zueignungsſchrift enthält die Stelle: „Ih übe,.g, pas Wert 
dem Schutze deſſen, welchen die Vorſehung von lange her bezeichnet hatte zur Aulung ihrer 
wundervollen Abjichten.” Der Verfaſſer hatte ed nicht mit Undanfbaren zu tbun. über fhen 
war ihm und feinem Freunde Fontanes das Eigenthum des franzöſiſchen „Mercui ertheilt 
worden; jetzt, 1803, erhielt er die Stelle eines erften Secretärd bei der Geſandtſchaft z. 
Da ſich aber mit feinem Borgejegten, dem Cardinal Feſch, Fein freundliches Verhältniß Ren = 
wollte, kehrte er fo raſch nad Paris zurüd, ald wäre ihm bie Flucht des Könige mit gru,, 
Schrift geprudt zum zweiten mal verkündet worden. Napoleon gefiel diefe Handlungemer, 
nicht, er fab aber vem Manne, für den fo vieles ſprach, mandes nah und ernannte ihn zum 
Gejandten in Wallis. Er gab jelbft vem Nationalinftitut ven Wink, ihn nah Chenier's Tore 
an deifen Stelle zum Mitglieve zu wählen, und empfahl das Werf über das Chriftentbum zu 
einem der zehnjährigen Preiſe, die er gegründet hatte. Die Hinrihtung des Herzogs von En: 
ghien aber trat mie ein finftered Geſpenſt zwifchen die beiden Männer, die das blutige Ereignis 
auf immer ſchied. Mit Vergnügen erinnern wir an die Rede, die C. bei feiner Aufnabme in 
die Akademie nach altem Braude halten wollte. Die männliche Unabhängigkeit feines Ehe 
rakters und feined Glaubens, die er bei dieſer Gelegenheit zeigte, verdient um fo mebr eine ge. 
rechte Anerkennung, ald Beifpiele diefer Art in feinem Leben -felten find. Das Inftitur, Des. 
wie alle Körperſchaften, wie ganz Frankreich, fi ſtlaviſch dem Willen deö Gebieterd fügte, fubr 
erfchroden vor einer Rede zurüd, die Wahrheiten ausſprach, welde zu denken ſchon gefährlid 
ſchien, wenn ſie die Gewalt hätte errathen fönnen. Das Inftitut weigerte ih, Die Rede anzu: 
hören, C. dagegen, etwas an ihr zu ändern. Unter ſolchen Umftänden war in der Nähe des 
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Hoflagers des Löwen nit gut wohnen und die Zeit zum Reifen günflig. C. benugte jie, ging 
nach Italien, ſchiffte fich zu Venedig nad) Griedyenland ein, befuchte Korinth, ließ fih auf den 
Irummern von Sparta nieder, verweilte an allen Stellen des clafjiihen Bodens, welche die Er— 
innerung einer großen Vergangenheit geheiligt hat. Von Jaffa zog er dur die Wüfte nad 
der heiligen Stadt, vor der er im flillen Gebete auf die Knie fanf, dann mit Andacht die Nuinen 
des Tempels und die Grotte von Bethlehem betrat. Bon Paläftina begab er jih nad Ägypten 
und kehrte von da wieder nach Europa zurüd. Sechs Jahre verfloffen nad diejer Bilgerfahrt, 
in denen E. feine Märtyrer („Les Martyres’) und die trefflibe Beſchreibung feiner Reife 
(„Itineraire‘ )vollendete. Zurüdgezogen in feiner Einſamkeit, mit feinen fhriftftellerifchen Un: 
ternehnrungen beſchäftigt, nur wenige Freunde fehend, die von der Ungnade des Kaiſers wenig 
zu fürchten hatten, überraſchten ihn Die Greignifle von 1814, die eine Welt in Trümmer legten. 
Die Bourbons wurden dur den Sieg des verbündeten Europa wieder auf den Thron 
Frankreichs erhoben. Der Glaube, die Neigungen und Wünſche C.'s waren in alle ihre Rechte 
und Anjprüce eingejegt. Er feierte den Ball des Helden durch jeine Schrift: „Bonaparte und 
die Bourbond‘, ein vae victo! Wäre auch wahr, was Ludwig XVII. gejagt haben ſoll, daß 
diefe Schrift für die Bourbond ein Heer von 100000 Diann werth gewefen fei, war jie eines 
&. würdig? Die Reftauration belohnte ibn mit der Geſandtſchaft in Schweden, die auf feine 
Weile nad feinem Geſchmack war. Der ftrenge Legitimift follte ſich dem Throne eines Einge— 
drungenen, eined Gmporfömmlings, eines Geſchöpfes der Nevolution, eines Waffengefährten 
Bonaparte'd mit Achtung nahen! Napoleon rettete ihn großmüthig aus diefer Verlegenheit, 
indem er fi zu einer Reije von Elba nad Paris entſchloß, die einen König in der Mitte von 
30 Mil. Unterthanen entthronte. Dad war ein bündiger Gommentar zu der Schrift: 
„Bonaparte und die Bourbons!“ Ludwig XVIII. ging nad Gent, und E. folgte ihm. Hier 
fchrieb er ald StaatEminifter den merkwürdigen Bericht an den König über die Lage Franfreiche, 
ein Ding, über das ſich leichter ſchreiben, als es ſich machen läßt. Europa führte die Bourbons zum 
zweiten mal zurüd. Die Ariftofratie, die nichts gelernt und nichts vergeflen hat, in dem wieder— 
gewonnenen Branfreih nur das treuloß abgefallene von dem Glauben und den hergebrachten 
Resten ihrer Väter jah und um jeden Preis das 16. Jahrhundert an die Stelle des 19. jegen 
wollte, um die Reftauration gründlic zu vollenden, vereitelte jeden Berfuc einer Verſöhnung. 
Eie ſah ſich als ſiegendes Franfenvolf in dad neuunterworiene Gallien wieder eingeführt. 
C. focht ritterlid in den erften Reihen mit, namentlich auch durd dir Schrift: „De la monarchie 
selon la charte”, und fänıpfte für einen Gieg,.in dent erjelbft einen Übergang sur Niederlage ſah. 
Man ſteht erſtaunt und betroffen vor dieſem Manne, der ſo groß und doch ſo klein erſcheint, im 
ewigen Widerſpruche mit ſich ſelbſt, wenn er vom Bulte in das Leben tritt, ven Gedanken zur 
hat geftalten joll, ih aus der Unendlichkeit des Reichs der Geſinnungen und Gefühle, in denen 
kb Ordnung und Einheit findet, in die enge Wirklichkeit verliert, wo er, ſelbſt verwirrt, nur 
Berwirrung ſchafft; dem Geiſte nad ein Bürger feiner Zeit, der ſich fogar über feine Zeit ers 
hebt, Dagegen mit Gemüth und Neigung eime alterthümliche Überlieferung, ein Nachzügler der 
Vergangenheit, ein Geſpenſt ver Nacht, das feine Morgenluft gewittert und ſich bis in den Tag 
verſpätet hat, Republikaner und Abſolutiſt. Im Dienſte einer Partei, die er leiten wollte, ſuchte 
er Gewalt, Die er andern gab, und die dieſe benugten, um ihn davon entfernt zu halten. So 
ward er für feine Dienfte mit einer glänzenden Verbannung abgefunden, ging als Geſandter 
nad Berlin und bald darauf nad London. Zu Verona wohnte er den Gongreile bei, wo man 
mit \einen Anjichten jo zufrieden war, daß er dad Minifterium der auswärtigen Angelegen= 
heiten erhielt. An diefer hohen Stelle, dem Gegenſtande feines Ehrgeizes, fühlte er ſich zu 
großen Dingen berufen, von denen durch feine Mitwirkung das Begentheil gefhah. ine be— 
waffnete Einmiſchung in die Angelegenheiten Spaniens jchien ihm bevenflih, und durd) ihn 
ward jie audgeführt. Seinen Einfluß wollte ev benugen, um in ven ſpaniſchen Golonien con= 
ſtitutionelle Monardien zu gründen, die ev in Europa zertrümmern half und in Amerika nicht 
gründen konnte. Für die Griechen und ihre Sache zeigte er Mitgefühl, das aufrichtig war, und 
er ſtand ihren Feinden bei, die fie wie Aufrührer behandelten. Er war das Werkzeug jener 
ſogenannten praktiſchen Menſchen, die ihr Ziel um fo gewiffer erreichen, da ihnen alle Mittel, 
die zu ihm führen, die rechten find. Man darf fih darum kaum wundern, daß er ſich an feiner 
hohen Stelle nicht behauptete und fie gerade durch Diejenigen verlor, denen er ſich durch geleiftete 
Dienfte aufgeopfert hatte. Auf die unzartefte Weife, ward er 1824 aus dem Minifterium ent- 
fernt. „Sie haben mich“, rief er in feinem gerechten Unmillen aus, „wie einen Bedienten fort- 
gejagt, der die Uhr des Königs vor dem Kamin geftohlen.” Gr rädte ſich an der ſchnöden Ge— 
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malt, die er erhoben hatte, um ſich von ihr erniedrigt zu ſehen, durch alle Mittel der Preſſe für 
die er die Mehrheit von Frankreich nur zu empfänglid fand. Aber aud hier half er wieber zer: 
flören , was er gebant, und feßte fich, im Wiverfpruche mit ver Macht, für die er früher fo viel 
fältig gewirkt, mit ſich felbft in Widerſpruch. Diefe Art Selbſtmord ift aber in Zeiten ver Bar- 
teiung felten gefährlih. Der Tod für die eine ift eine Auferſtehung für die andere, und gibt 
man feine Freunde für feine Feinde auf, dann wird man biefen ein um jo wertherer Freund 
Pilldle, der Gegner C.'s, fiel; aber auch durch diefen Fall erhob ſich C. nit. Alles, wat en 
gewinnen konnte, war eine ehrenvolle Sendung nah Rom. Durch die Schrift: „Le roi est mart 
vive le roi“, begeifterte er für Karl's Regierung. Die Julitage jegten einen andern Zweig der 
Bourbons auf den Thron, und C. entfagte der Würde eines Pairs und gab feine Stelle auf 
Mit rührender Anhänglichkeit dem alten Königsſtamme ergeben, pflegt ihn, der verwittert in der 
Erde Frankreichs Feine Lebensnahrung findet, feine treue Hand. Am Grabe ver alten Vonar: 
hie fteht er ein Leichenflein, der eine Vergangenheit ehrt, die feine Zukunft hat. Mit welder 
frommen Begeifterung er die Herzogin von Berri ald eine Heilige begrüßt und wie weltlich ge: 
finnt der andächtige Gruß erwidert ward, das haben wir gejehen. Und dieſer Mann, ver bar: 
delnd die Wirklichkeit wie einen Traun behandelt, wie fiher geftaltet fie ih unter der Feder 
wenn er ſie mit fhöpferifhem Geifte darftellt! Sind feine geihiätlihen Studien (,‚Etudes 
historiques”) nicht ſibylliniſche Blätter, deren Wahrfagungen die Vergangenheit erflären un 
die Zufunft verkünden? E. ftarb am 4. Juli 1848. Seine Denfwürvigfeiten erſchienen nad 
feinem Tode unter dem Titel „„ M&moires d’outre-tombe” (12 Bde. Paris 1849 — 50). Di 
Gefammtausgabe feiner Werke von 1826, dann von 1832 und der Verkauf der Memeiren 
machten E, reich. 3. Weigel und Welder. 
Chatham (William Pitt) ward 1708 zu Weftminfter geboren. Den Bamiliennamen Bir 
führte er, wie jein zweiter Sohn, der unter demfelben Namen die Angelegenheiten feines Bater- 
landes unter ſchwierigen und eutſcheidenden Berhältniffen geleitet hat, bis zum Jahre 1766, 
wo er, in den Grafenftand erhoben, ald Lord in das Oberhaus getreten ift. Um ibm nicht mit 
verfhiedenen Benennungen anzuführen und einer Verwechſelung mit dem fpätern Rilliam Bir 
vorzubeugen, werben wirihn auch jegt ſchon G. nennen, obgleich er erft 58 Jahre fpäter zu Veimer 
Würde befördert wurde. Sein Großvater war Thonas Pitt, Gouverneur zu Madras, der dem 
Könige von Franfreih um die Summe von zwei Millionen den berühmten Diamant verkauft 
bat, der noch feinen Namen führt. Indeflen waren die Verınögensumftände des Vaters nicht 
die glänzendſten, und er hinterließ unſerm William nur ein jährliches Einkommen von 1008. 
Seine erfte Bildung erhielt er in den Collegien zu Eton und Oxford und fam dann als Fähn— 
rich zu der Meiterei, welche Stelle ihm feine Verwandten fauften. Seine Neigung eignete ibn 
werig für diefen Stand, dem er indeffen wahrſcheinlich treu geblieben wäre, hätte er mücht früßer 
fhon an der Gicht gelitten. Diefer Umſtand entſchied, und ver Fähnrich diente ſich zum erften 
Staatämanne feiner Zeit herauf. "Sein eigentliches Leben lebte der junge C. im claſſiſchen 
Alterthum, deifen Größe ibn mit Bewunderung erfüllte und mit feinen Thaten und Schriften 
feinen Geift nährte und fein Gemüth erhob. Alle Zeit, die ihm feine körperlichen Leiden um 
feine Gefhäfte ald Anwalt, für welden Stand er ſich entfchieden hatte, zur Verfügung ließen, 
gehörte Griehenland und Nom umd den Heroen, die ihr Vaterland durch That und Wort je 
wunderbar verherrlicht hatten. Im Jahre 1735 ward er in das Unterhaus gewählt, wo er ſeine 
Stellung in der Oppofition nahm. Sir Nobert Walpole, der ih an der Spige der Berwaltuny 
befand, war keineswegs der Mann, der die Zuftimmung C's verdienen fonnte, Da im Par- 
fament vie Vermählung des Prinzen von Wales mit der Prinzeſſin von Sadıien = Gotha mı 
Svrache fam, äußerte fih €. über das erhabene Baar auf eine fo freundliche und anziehen: 
Weiſe, daß der dankbare Thronerbe ihn zu feinem Kammerherrn ernannte. Das Miniſterium 
welches die Geſinnungen C.'s nicht tbeifte, war gegen den, der fie ausgeſprochen hatte, febr anf: 
gebradjt und mußte in feinem Zorne fein anderes Mittel der Rache zu finden, ale daß et ihn 
nöthigte, die gekaufte Fähnrichoſtelle aufzugeben. Die Ungnade einer verhaßten Permwaltun: 
erwarb ihm in höherm Grade die Liebe des Volks, und feine fteigende Popularität entſchädigte 
ihn reichlich für die Unzufriedenheit derſelben. Im dem Kriege mit Spanien, der in dieſe Zei 
fiel, trug das Minifterium auf gejhärftere Mafregeln des ſchändlichen Matrojenpreitens ar 
C. widerfeßte ſich denſelben mit der ganzen Stärke feiner Beredſamkeit, und Walpole, im bit: 
ften Grade über die Vermegenbeit des jungen Mannes erbittert, ergoß die ganze Lange feine 
bittern Spottes über ihn. C., empört durch diefe Behandlung, fuhr ven Minifter an: „Dr 
Elende, der die ververblichen Folgen feiner Verirrungen geſehen hat und die’ alten nur mit neuen 
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vermehrt, und zu deſſen Beſchränktheit das Alter nur den Starrſinn gefügt, verdient nicht, daß 
ſeine grauen Haare ihn gegen meine Angriffe ſchützen. Der Abſcheu gegen ihn kann nur ſtei— 
gen, wenn man ſieht, wie im vorgerückten Alter er die Selbſtſchändung weiter treibt, des elenden 
Geldes wegen, das ihm keine Genüffe mehr geben kann, und der den Reſt feiner Tage dazu ver— 
wendet, jein Vaterland zu verderben. Zwei Jahre jpäter fiel Walpole; aber C., der jich der 
Bunft des Königs nicht zu erfreuen hatte, blieb von der neuen Verwaltung ausgeſchloſſen, fo 
entihieden ſich aud die öffentlihe Meinung für ihn erklärte. E. war der Mann nicht, der ih 
leicht {reden ließ, und erwiderte die feindſelige Stimmung ber Regierung durch ein engered 
Anſchließen an das Volk und feine Sache; er legte die Kammerherrnftelle nieder. In feinen 
Vermögendumftänden trat (1744) eine merkliche Verbeflerung ein, die ihn jehr erleichterte, da 
die verwitwete Herzogin von Marlborougd ihm 10000 Pf. St. in ihrem Teftamente vermadhte. 
Sie gebe ihm vielen Beweis von Achtung, fagte jie, feines perfönlichen Verdienſtes wegen und 
weiler mit jo edler Uneigennügigfeit das Anjehen der Gefege aufrecht erhalten und dem Ber: 
derben des Landes entgegengewirft habe. In England hat die öffentliche Meinung eine folde 
Macht gewonnen, dap ihr feine andere auf Die Dauer widerfteht. Im Jahre 1756 warb unter 
. dem Herzoge von Newcaftle ein neued Gabinet gebildet und E. erhielt eing Stelle in demſelben. 
Aber feine untergeorpnete Wirkjamfeit, da die meiften feiner Gollegen in den wejentlichften 
Dingen nicht feine Aniicht teilten, ver König jelbft ihm auch nicht befonders gewogen war, 
entfprach feinen Wünfchen nit. Er ſah mit Miövergnügen, day auf Hannover ein Gewicht 
gelegt ward, das Englands Wohl gefährdete. Das deutſche Kurfürftenthum betrachtete er als 
ein Eigenthum der Eöniglihen Familie, dad mit England nur durch diefen Befig zufanımenhing, 
welches darum auch jeine Intereffen demjelben nicht unterordnen dürfe. Sein Herz ſchlug warn 
und voll für fein Vaterland, und jein britifcher Stolz empörte ſich, daflelbe aufgeopfert und her= 
abgewürdigt zu fehen. Die ganze Nation teilte dieſe Geſinnung und diefed Gefühl, Die Un— 
fälle des englifchen Heeres in Amerika, der Verluſt von Minorca, die ſchmachvolle Niederlage 
des Admirald Byng hatten ven Mismuth zur Erbirterung gefteigert. C. bemühte fi ver: 
gebend, die Verwaltung mit feinem Geifte zu befeelen. Sie ſchloß ji) der Neigung des Königs 
an, die er für feine veutfchen Lande nicht verleugnen Eonnte. C. ward 1757 aus dem Gabinete 
entlaſſen. In diejer Lage trat der edelmüthige For zum Beiſtande auf. Bor, ein großer Staats- 
mann und, was ſelten ift, ein großgeiinnter Menſch, allen perjönligen Rüdjichten fremd, wenn 
ſie nicht daß öffentliche Wohl berührten, Kor, nur das Vaterland und des Baterlandes Wohl be: 
denfend, gab E. der Verwaltung wieder. Es gelang ihm, die Abnelgung bes Königs zu be- 
fiegen, dad Gefühl in ihm zu beleben, daß er König jei für das Volk, das fein Wohl durch freie 
Mahl den Händen der Fürften jeined Hauſes anvertraut. Der Monarch berief E. in feinen 
Kath. „Sire“, ſprach diefer zu ihm, „ſchenken Sie mir Ihr Vertrauen, ich werde es verdienen.‘ 
Die Antwort ded Königs war: „Verdienen Sie mein Vertrauen und Sie werden ed erhalten,‘ 
C. verftand die Worte nit, wie fie der vielleicht verftanden willen wollte, von dem fie famen, 
Aber nie hat ein Diener mehr dad Vertrauen jeined Herrn verbient, wenn ev der Herr im rechten 
Sinne war. E. trat den 29. Juni 1757 an die Spige der Verwaltung. Da ſah man, was ein 
Mann vermag, der Kraft und einen Willen hat, das Ziel erkennt, nach dem er ſtreben muß, bie 
MWege, die zu dieſem Ziele führen, und die Beharrlichkeit bejigt, die Wege zum Ziele zu verfols 
gen. Die Erfheinung war nicht neu; jie ift alltäglich in der Geſchichte und ſpricht ſich durch Die 
Unfähigfeit ver Männer aus, die Wahl oder Zufall, Glück, Gewalt oder Geburt an die Spipe 
der Bölfer ftellt; aber die fo alte Erſcheinung wird für Menſchen, vie leicht vergeflen, immer 
wieder neu, Friſche Lebenskraft verjüngte die gealterte Verwaltung, und die Nation bot alle 
Kräfte auf, um eine Regierung zu unterjtügen, der jie vertraute. Der in Deutſchland be⸗ 
gonnene Krieg wurde mit Nachdruck fortgeſetzt und dem Könige von Preußen eine jährliche 
Summe als Subſidie bewilligt. Die britiſche Seemacht erhob ſich zu ihrem frühern Ruhne. 
Die franzöſiſchen Geihwader wurden aufgefangen oder in den Häfen eingeſchloſſen. Die Eng: 
Länder jegten jich in den Beiig von Ganada, und in den Gewäſſern der beiden Indien fiegte ihre 
Flagge. Holland fah ſich feiner Neutralität ungeachtet genöthigt, feine Schiffe einer Iinter- 
Fuchung von englifder Seite zu unterwerfen, und wenn fie franzöſiſche Waaren führten, wurs 
den fie weggenommen. In allen Maßregeln, die ſich auf dad Ausland bezogen, berriäte 
ein Eruft, eine Gnergie, man könnte fagen, oft eine Härte und Willkür, die man verdammen 
müßte, wenn fie die Politik nicht dur eine lange Obfervanz geheiligt hätte. Der Erfolg ent: 
ſchied für E. und England, und jo war aud) das Recht auf ihrer Seite, und ber lberfegenheit 
ward.eine Achtung grzollt, die der beften Suche, der es an gehöriger Kraft gebrach, nimmermehr 
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zu Theil geworden wäre. Frankreich ſchloß ſich in der Gefahr Spanien näher an, und es ward 
der Kamilienvertrag erneuert, den Ludwig XIV. ins Leben gerufen hatte. C. fam das Greignig 
nicht unerwünſcht; er ſchlug vor, fich der fpanifchen Blotte, die noch nicht eingelaufen war, mit 
den Schägen, die fle führte, zu bemächtigen und auf diefe Weile die Seemacht dieſes Staats mit 

einem Schlage zu lähmen. Der Vorſchlag Hatte die Mehrheit im Gabinet gegen fi, mt & 

ſchied aus vemfelben. Der König Georg II., der unterdeffen feinen verftorbenen Vater inter 

Regierung gefolgt war, zeigte fich feinem alten Kammerherrn gewogen, und obgleid er niät 
beffen Meinung theilte, wollte er ſich ihm doch erfenntlich erweifen. Seine Entlaffung ward an- 
genonmen, ihm aber eine Penfion von 3000 Pfd. bewilligt, die, im alle feines Todes, audy auf 
feine Gattin und feinen älteften Sohn übergehen follte. 

Der Erfolg reditfertigte C.'s Vorausfiht; denn faum fah Spanien feine Gallionen in Si— 
cherheit, ald es England den Krieg erklärte. Indeſſen behauptete dieſes feine Überlegenheit, und 
ſchon im folgenden Jahre (ven 3. Nov. 1762) wurben die Präliminarien eines Friedens ab: 
geſchloſſen, der Frankreich ebenfo nadıtheilig ald England günftig war. Doch zeigte fi K 
demfelben entgegen, und da er im Parlament erörtert ward, befämpfte er ihn mit aller Kraft 
Gr litt an heftigen Gichtſchmerzen und mußte ſich nach dem Kaufe bringen lafien, da die Bedin— 
gungen des Friedens zur Sprache famen. Nichts Fonnte ihn abhalten, der Sigung beim: 
wohnen. Unfähig, ich aufrecht zu erhalten, machte ev Gebraud von der Erlaubniß, fitgend zu 
Sprechen, eine Begünftigung , welche die Achtung bewies, die man für ihn hatte. Er ſprach drei 
Stunden mit großer Anftrengung, der endlich feine Kraft erlag, und fühlte ich jo erſchöpft, daß 
er den Schluß feiner Nede nicht mehr verftändlich vorzutragen im Stande war. Die Oppe: 
fition unterlag und der Friede ward abgeichloffen. Lord Bute, der an der Spike des Cabinets 
ftand, feierte einen Triumph, der, obgleich bei dieſer Gelegenheit mohl verdient, nicht von Dauer 
war. Die Minifter trugen auf ftrengere Maßregeln gegen die Preſſe und die Schriftſteller an, 
und die der Gewalt fo verhafte Freiheit der Öffentlihen Mittheilung ward von erniter Gefehr 
bedroht. GE. erhob jich zur Vertheidigung diefer erften aller Freiheiten, unter deren Schutze nur 
die übrigen ficher find. „Bei ſolchen Maßregeln“, rief er, „wie ihr fie vorgeſchlagen, muß au 
der Unſchuldigſte für jein Leben fürchten, und unsere Verfaſſung will, daß die Wohnung tine® 
jeden Engländers für ihn eine Feftung fei, eine Feſtung aud ohne Wälle und Gräben. Eri 
e8 eine Strohhütte, um melde die Stürme ded Himmels toben, in welche die Glentente der Natur 
dringen. Was die Elemente thun, der König kann es nicht, der König darf ed nicht wagen.” 
In welhen Grave E. die Achtung und dad Vertrauen der Nation beſaß, wie fehr ihm die 
Freunde des Baterlandes ehrten und liebten, ibn, den entfchloffenen Freund des Vaterlandes, 
feiner Größe, feines Wohlſtandes und feiner Freiheit, ohne die alle Größe und aller Wohlſtand 
nur vorübergehend oder eine Täufchung ift, davon hat man auf dem Feſtlande von Europa auch 
kaum jegt noch eine Vorftellung. Gin reicher Engländer enterbte durch einen legten Willen 
feine Familie und ftellte fein Vermögen E, zur Verfügung, ein Entſchluß, deſſen nur ein Brite 
fähig jein fann. Daß die Regierung einen großen Werth darauf legen mußte, einen ſolchen 
Mann für fi zu gewinnen, liegt in der Natur der Sache; daß diefer Mann aber allen Mitteln, 
melde gewöhnliche Menſchen nicht vergebend verfuchen, unzugänglich blieb, dieſe Erſcheinung ift 
feltener. Der Herzog von Euniberland bot ihm, auf Befehl nes Königs, wiederholt dag Mint: 
flerium an. Er aber machte Bedingungen, nicht in feinem Intereffe, ſondern in dem ded Landes, 
die der Krone fo läftig dünften, dag die Unterhandlung feinen Erfolg hatte. Endlich, 1766, 
als die Verwaltung feinen andern Ausweg fand, übertrug der König E. die Bildung eines 
neuen Gabinetd. Zugleih ward er zur Würde eines Grafen und eines Pairs erhoben und 
nahm feinen Sig im Oberhaufe. Diefe Standeserhöhung fchien der Nation ein Abfall ven 
ihrer Sache, wenigftens bradte fie ihn um einen großen Theil feiner Popularität, die freilich 
oft jo leicht und unverdient gewonnen als verloren wird. Die Macht, die er einbüßte, ging zur 
DOppofition über, die er verlaffen hatte. Der Mann, der fo unerſchütterlich feſt an feiner Einſicht, 
feiner Überzeugung bielt, die Beharrlichkeit feines Willens aud bis zum Starrfinn treiben 
Eonnte, allen Lodungen der Gewalt ohne Anftrengung wiverftand, diefer Mann fühlte es 
ſchmerzlich, daß die Öffentlihe Meinung ihm argwöhniſch zu mistrauen fhien. Diefer Umſtand 
und feine leidende Geſundheit beftimmten ihn, jich aus dem Gabinet zurüdzuziehen. Im Ober- 
hauſe erſchien er jedoch, fu oft die Wichtigkeit des Gegenftandes, der verhandelt wurde, feine An- 
weſenheit erforderte. Dazu gehörte die ernfte Frage, db ed gerecht und weile fei, die Golonien 
dur das Parlament bejieuern zu laffen. Die Regierung beftand auf diefem Vorrechte, deſſen 
Ausübung in Nordamerika zu bedenklichen Auftritten geführt Hatte. C. jprad fir Mapregeln 
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der Milde und Verföhnung und beftand darauf, die Truppen, die nad Bofton waren geſchickt 
mworben, mieber zurüdzuzieben. Seine Rebe ſchloß er mit den Worten, deren Wahrheit nur zu 
bald der Erfolg bewährte: „Beftehen Sie auf Ihren verberblihen Mafregeln, dann hängt ver 
Krieg an einem leichten und gebredlichen Baden über Ihrem Haupte. Frankreichs und Spa—⸗ 
niens Blicke find auf Ihr Benehmen gerichtet und erwarten, um zu handeln, nur ven Augenblick, 
wo die Ausfaat Ihrer Fehlgriffe zur Neife gelangt fein wird.” Es fan, wie er vorausgefagt. 
Branfreih erfannte die Unabhängigkeit der Vereinigten Staaten an. Jetzt entſchloß ſich das 
britifhe Gabinet zu demfelben Opfer, wenn fi die Vereinigten Staaten mit England gegen 
Frankreich verbinden wollten. Einiges hatte man nicht zugeftehen wollen, wo noch vieles, faft 
alles zu erhalten war. Jetzt gab man fait alles auf, um einiges zu retten. Dieſe Schwäche 
empörte C. Obgleidy er leivend war, begab er fi in das Oberhaus, in dem er erfchien, auf 
feinen zweiten Sohn, William Pitt, geftügt. Bei feinem Eintritte erhoben fidy die Lords ehr- 
furchtsvoll von ihren Sigen. Der Antrag, in die Unabhängigfeit der amerifanifchen Golonien 
zu willigen, ward geftellt, weil, wie man fagte, e8 Fein anderes Mittel gebe, ven Krieg zu enbi- 
gen. „Ich habe”, erhob fih E. mit dem Ausdrucke des bitterften Schmerzeö, „ich babe mid 
Beute über die Kräfte ‚ die mir mein Zuftand läßt, angeftrengt, um unter Ihnen zu erſcheinen, 
vielleicht das legte mal. Der Antrag, die Selbftänpigkeit der amerifanifhen Golonien anzu: 
erfennen, bat meinen tiefften Unmwillen aufgeregt. Ich freue mich, Mylords, van ji das Grab 
noch nicht über mir geichloffen hat, daß e8 mir vergönnt it, meine Stimme zu erheben gegen die 
Zerftüdelung diefer alten und edeln Monardie. Jeder andere Zuftand ift beifer ald Ver— 
zweiflung; bieten wir noch einmal unfere ganze Kraft auf, und müffen wir fallen, dann fallen 
wir wenigftens mit Ehre!” Gr entwidelte feine Gründe und befhwor das Haus, die Größe 
und Würde Englands zu wahren. Die Minifter erflärten, jie wüßten fein anderes Mittel, dem 
Kriege ein Ende zu machen und dem Lande den Segen ded Friedens wiederzugeben. Lord C. 
wollte ſich noch einmal erheben, fanf aber, erichöpft und von Schmerz gefoltert, auf feinen Gig 
zurüd. Auch nicht ein Wort fonnte ex über die Kippen bringen. Die nächſten Lords hielten ihn 
in ihren Armen. Das Haus wagte nicht die Berathung fortzufegen, und fie ward geſchloſſen. 
Das geihah am 7. April 1778. Als Yord E. wieder zu jich gefonmen war, brachte man ihn 
nach feinem Landhauſe, wo ereinen Monat ſpäter in feinem fiebzigften Jahre ftarb. Das Haus der 
Gemeinen beichloß eine Adreſſe an den König, um ihn zu bitten, den großen -Verftorbenen auf 
Koften des Staats zu beerdigen und ihm ein Denkmal in der Abtei von Weftminfter errichten zu 
laffen. Da e8 jich berausftellte, daf der Verewigte, weit entfernt, ſich Vermögen erworben zu 
haben, Schulden hinterlaffen, votirte das Hand am folgenden Tage eine zweite Adreſſe, in wel: 
her e3 darauf antrug, den Erben C.'s eine jührlide Penfion von 4000 Pfo. und zur Tilgung 
der Schulden nod 20000 Pfd. zu bewilligen. Die Anträge des Haufes wurden genehmigt. 
Wenn große Männer dazu gehören, um eine Nation frei, geachtet und glücklich zu machen, dann 
gehört aber audy ein großes Volk dazu, um foldye Männer zu verdienen.?) I. Weigel. 
Ehatouff-( Schatul-) Gut, Eabinetögut, bonum scatullae, Privateigenthum 
der Negentenfamilie. Der Ausdruck: Chatoullgut, Gabinetägut, bezeichnet dad Privat: 
vermögen des Staats überhaupt. Schon das Staatsrecht ded römiſchen Reichs, welches den 
Kaifer in der Verfügung über die Güter des Fiscus nicht beichränfte, gedenft wenigftend des 
ald Gegenfag erſcheinenden Privateigenthuns des Herrſchers (L. 3 Cod. de quadr. praescr.). 
Die Geſchichte des deutſchen Staatsrechts lehrt, dan die Fürften ihr reines Privargut theild von 
dem reihslehnbaren, theild von den allodialen, zur Beftreitung der Koften der Staatöverwal- 
tung beftimmten Pertinengen ver Landeshoheit unterſchieden. So machten ſich aud) lediglich die 
Grundfäge des Privatrechts geltend, jedod unter analoger Anwendung des Römiſchen Rechts 
bezüglich gemifler Privilegien des Fiscus, welche es nicht nur dem Kaiſer, fondern auch deffen Ge⸗ 
mahlin und Nachfolger wegen ihrer Privatgüter eingeräumt hatte. Das Ehatouligut pflegte 
(und pflegt) in unbeweglihem Gut, befonders in Grunpdftüden, zu beftehen und von Privat- 
dienern des Fürften verwaltet zu werden. Der Ertrag fließt (und floß) in deffen Kaffe zur Bes 
ftreitung feiner perfönlihen Ausgaben. Die Neuzeit firirte durch neichriebened Recht. Der 
Öfterreichifche Kaifer geftattete, daß ſich der $. 20 eines im Jahre 1811 publicirten bürger: 
lichen Geſetzbuchs dahin ausſprach: „Auch ſolche Rechtögeſchäfte, die das Oberhaupt des Staats 
betreffen, over auf deffen Privateigenthum, oder auf die in dem bürgerlichen Nechte gegründete 


1) Über das Berfennen der höchſten flantsmännifchen Groͤße Lord Ehatham’s in Maraulay's Bios 
graphie, |. oben Br. 2, ©. 9. D. Red. 
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Erwerbungsarten ich beziehen, find von den Gerichtsbehörden nach den Geſetzen zu beurtheilen“, 
und von Zeiler in ſeinem Commentar (I, 113) hinzufügen durfte: „In Rechtsgeſchäften, 
die der Landesfürft über jein Privateigenthum vornimmt, handelt er als eine Privatperſon 
Nach diefer Anſicht Haben die Untertanen dad Zutrauen, daß das Geſchäft nad den Priar- 
geſetzen werde beurtheilt werden; Grund genug für einen gerechten Fürſten, dieſes im dem &e- 

jege ausdrücklich vorzuſchreiben.“ Bekanntlich befigt der Kaifer jehr anfehnlihe Chatoullgiuer 
Überblictt man die conftitutionellen deutſchen Staaten, jo verfügt das Preußiſche Landrecht m 
dem vierzehnten, „von den Staatdeinfünften und fiöcaliihen Rechten“ handelnden Titel dei 
weiten Theils, $. 13: „Was Perjonen aus der Bamilie des Landesherrn duch eigene Gt: 
fparnif, oder auf andere Art gültig erworben haben, wird, jolange von dem Erwerber oder 
feinen Erben feine ausdrückliche Einverleibung (ald Domänengut) erfolgt, und foweit darüber 
durch Familienverträge und Hausverfaffungen nit ein anderes beftimnt ift, ald Privateigen- 
thum betrachtet”, indem er $. 14 und 15 hinzufügt: „Eben das gilt von Gütern und Sadıen, 
welche der Landesherr felbft aus eigenen Eriparniffen, oder durch irgendeine andere, aud be 
Privatperjonen ftattfindende Erwerbungsart an ſich gebracht hat. Hat jedoch derjenige Landes 
herr, welder ein ſolcher Erwerber war, über unbeweglice, von ihm auf dergleichen Art erwer: 
bene Sachen weder unter Lebendigen, noch von Todes wegen verfügt, jo ſid diejelben für ein: 
verleibt in Die Domänen des Staats anzuſehen.“ 1) Das Staatsgrundgejeg läßt es ſtillſchwei⸗ 
gend dabei.?2) Der Nechtözuftand im Königreih Baiern fennt nur ein doppelte: Staatägui 
und Privatvermögen des Königs und der Mitgliever ver königlichen Familie. ?) In Dem da: 
miliengefege vom 28. Juli 1808 wird Art. 56 und 57 hervorgehoben, daß die Mitglieper der 
fürftligen Familie in Bezug auf Verfügung über ihr Privatvermögen den bürgerlichen Ge— 
jegen unterworfen jeien und Die Erbfolge in daffelbe ſich hiernach richte. *) Der$. 2 des „von 
dem Staatsgute“ handelnden dritten Titeld der Berfaffungsurfunde zählt auf, was „zu dem 
unveräußerlihen Staatögute, weldes im Ball einer Sonderung des Staatövermögens von ber 

Privatverlaffenfhaft in das Inventar der legtern nicht gebracht werben darf“, indem er Dazu 

namentlich rechnet „alle Sammlungen für Künfte und Wiſſenſchaften, ala: Bibliotheten, phyii- 

Ealifche, Naturalien- und Dünzcabinete, Antiquitäten, Statuen, Sternwarten mit ihren Jnttru: 

menten, Gemälde: und Kupferſtichſammlungen und jonftige Gegenftände, die zum öffentlichen 

Gebrauche oder zur Beförderung der Künſte und Wiffenihaften beſtimmt find“. Ein auf dem 
Zandtage von 1827 — 28 zu Stande gefommenes Gejeg vom 9. März 1828 ermöglicht, pas 
folge Beſitzthümer der Privatverlaffenfchaft geihert werden, und, aud wenn jie im Kreije der 
Öffentliben Sammlungen bleiben, ald Brivateigenthbum der Erben gelten.?) Die Geſchicht 
von Wirrtemberg läßt, im Oegenjage zu dem Kammergute, das Hofpomänenfummergut ber: 
vortreten. Herzog Eberhard III. 6) kaufte von den durch die Kolgen ded Dreißigjährigen Krieg? 
wertblo8 gewordenen Gütern jo viele ald möglich auf, vereinigte jie aber nicht mit dem Kam: 
mergut (mit dem längit beftehenden, freilich tbatjählih in Staatögut verwanpelten Familien: 
fiveicommiß), und erflärte jie teftanıentariih als ein unveräußerliches Ganzes, deilen Ertrag 
dem Fürſten zufließe. Kurfürft Friedrich, der dieſes „KRammerſchreiberei-Gut““ bei Gelegenheit 
ber durch den Reichsdeputationshauptſchluß zuerfannten Entſchädigungen bedeutend vermehrte, 
gab ihm ven Namen „Hofdomänen-Kammergut“.?) Während ver $. 103 der Verfaſſungs 
urfunde dad Kammergut in der „Eigenihaft eines von dem Königreiche unzertrenulichen 
Staatögutd‘ anerkannt, fügt der $. 108 hinzu: „Das Hofdomänen-Kammergut ift im Privat: 
tigentbum ver königlichen Bamilie, veifen Verwaltung und Benugung dem Könige zuitebt. 
Der Grunpftod darf nit vermindert werden; es gelten jedoch, was die Aufnahme von Geip- 
‚anlehnen zu einer vortheilhaften Erwerbung und die Veräußerung und Ausraufhung einzelner 
minder bedeutenden Beitandtheile zum Vortheile ded Ganzen betrifft, die im vorigen Para: 
graphen bei dem Kannnergute angegebenen VBerwaltungsgrundjäge. Zu ven allgemeinen Zan- 





1) Bergius, Preußen in ftaatsrechtlicher Beziehung (Münfter 1838), ©. 39. 
2) Rönne, Das Staatsreht der preußiſchen Monarchie (Leipzig 1856), 1, 275. 
3) Wintopp, Der Rheinifche Bund (Bdo. 17, 1810), ©. 13, 
* ne } SIR des Berfaffungsrechts der monasdnichen Staaten Deuticlands (1857), Ihl. 2, 
S. 187, Note 1. Bi 
5) Benzel: Sternau, Bericht über die Standeverſammlung des Königreichs Baiern von 17. Mor. 
1827 bis 18. Aug. 1828 (1829), S. 48—50. 
‘ 6) Memminger, Beichreibung nebft einer Uberficht der Geichichte von Würtemberg (1820), S. 6, 88. 
7) Mohl, Das Staatsurht des Königreichs Wuͤrtemberg (1829), Thl. 1, &, db. 
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deskaſſen liefert das Hofpomänen- Kammergnt feinen Beitrag, und zwar, foweit es bisher ſteuer⸗ 
frei war, gleich andern früher fteuerfreien Gütern.’ ®) Die Verwaltungsbehörbe ift die Hof— 
und Domänenfammer, welche auch das aus der Staatskaſſe Hiehende Einkommen des Staatd- 
oberhaupts, jedoch mit getrennter Verrehnung, verwaltet.) Dieſem Privateigenthum ber 
fürftlichen Samilie fleht das unbeſchränkte Privateigenthum ded Königs gegenüber, der hier nur 
als Privatperfon erſcheint. 19) Das Staatsgrundgeſetz des Königreichs Sachſen 1!) handelt im 
6.16 vom „Staatögute”, und fügt am Schluffe Hinzu: „Neben vemfelben befteht das Fidel: 
commiß des königlichen Hauſes. Bon beiden ift das Privatvermögen des Königs und der kö— 
miglidien Familie zu unterfcheiden.” Der $. 20 hebt hervor, woraus das Hausfideicommiß 
befteht, und daß demjelben alles das zumwachfe, „was der König während feiner Regierung aus 
irgendeinem Privarrechtötitel oder durch Erfparnifle an der Givillifte erworben und worüber 
er unter den Lebenden nicht disponirt, ingleihen vasjenige Vermögen, weldes der König vor 
feiner Oelangung zum Throne beſeſſen, was er mit dieſem Vermögen nachher erworben bat, in- 
fofen von ihm über diejed Vermögen weder unter den Lebenden noch auf den Todesfall ver: 
fügt worden iſt“. Dieſes Fideicommiß it Eigenthum des fürftlihen Hauſes; fein Bejig geht 
auf ven jevedmaligen Negenten über. Es ift von dem Lande ungertrennbar und unveräußerlic. 
Der $. 21 bezeichnet ald „Privateigenthum des Königs alled das, was er vor der Gelangung 
zum Throne bereit beſeſſen hat und mit diefem Bermögen ferner erwirbt“. Er kann darüber 
frei verfügen. Hat er dieſes nicht gethan, jo wächſt dieſes Bermögen bei jeinem Ableben dem 
Hausfideicommiſſe zu. Über das Vermögen, weldes er fonft während feiner Regierung aus 
einem Privatrechtstitel oder duch Erſparniſſe an der Givillifte erwirbt, ſteht ihm die Verfügung 
unter Lebenden zu; bei feinem Ableben aber fließt ed ebenfalls dieſem Fideicommiſſe zu. Das 
Königreih Hannover zeigt eine ähnliche gefchichtliche Entwidelung, wie Würtemberg. Kurfürft 
Ernft Auguft bildete im Jahre 1688 ein Chatoullgut aus feinen „beiondern Privatgeldern“ und 
jeinem „Properkuren“ auf dem Harz. Diefed Vermögen vermehrte ji unter feinen Nachfol— 
gern. Lehzen legt in feinem Werke: „Hannovers Staatshaushalt“, und zivar in der erſten Ab: 
theilung des zweiten Theild (1854), S. 26—-30, das Nähere dar, und fügt dann hinzu: „So 
blieb der Zuftand im wejentlichen bis zum Stantögrundgefege. Als daſſelbe zu Stande fam, 
erließ König Wilhelm IV. zum beiten des Landes nicht nur das bei dev Kammer ſtehende Kapital 
von 1,100000 Thlrn. Kaffenmünze unter der Bedingung, daß ein der Kammer 1774— 75 
gegebened Darlehn von 384000 Thlrn. Gold, auf welches bis dahin die Zinfen erlaſſen 
waren, in Zufunft mit 3 Proc. verzinft werde, jondern erflirte auch zu jeinem perjönlichen 
Gebrauche nur 6000 Pro. jährlih aud dem SKrongute entnehmen, außerdem aber jährlich 
150000 Rthlr. C.M. von der Krondotarion zur Verwendung von Landesbedürfniſſen 
überweijen, und endlih noch die Koften ver deutihen Kanzlei (des bannoverihen Mi: 
nifters u. f. w.) in London, mit Ausnahme ver Befoldungen, aus der Ehatoullfajle beftreiten 
laffen zu wollen. „So ift alſo“, fügt der Verfaſſer hinzu, „bei weitem ber größte Theil des 
Chatoull⸗ und fonftigen Privatvermögens unferer Fürften (über 22%, Mill. Thlr. Kaflen- 
münze) für Zmede und Ausgaben des Landes verwendet, ber noch verbliebene Stand der Cha: 
toulfkaffe aber (im Jahre 1832 zu 2,400000 Rthlr. E.=M. angegeben) wurbe durch das fö- 
nigliche Hausgefeg von 1836 mit mehreren dem Lande günftigen Nebenbeflimmungen zum 
Kronfideicommiß erklärt, und diefe Verfügung hat mittelbar durch $. 87 des Geſetzes vom 
5. Sept. 1848 Beftätigung erhalten.” Der $. 89 dieſes Verfaflungsgejeged verordnet: „Das 
Vermögen der jegigen Chatoullfafle bleibt getrennt von ven Staatöfaffen und zur ausſchließ— 
lichen Verfügung des Königs. Das Privatvermögen des Königs, der Königin, der Prinzen 
und PBrinzeffinnen, wohin namentlih auch das gehört, wad aus den ihnen zuftehenven Gin: 
fünften envorben worden, verbleibt nah Maßgabe der Hausgeſetze oder, ſoweit dieſe nicht 
darüber entfcheiden, der Landesgeſetze, der völlig Freien Verfügung. der Berechtigten.“ 

In dem benachbarten Kurbeilen erhob jih bald nad ver Reftauration im Herbit 1813 
zwifchen den Ständen und der Regierung ein Streit darüber, ob das höchſt bedeutende Kapital: 





8) Pölig, Die Eonftitutionen der europäiichen Staaten (1820), Thl. 3, S. 309-311. Pal. noch 
den dort S. 170-248 abgedrudten Entwurf der Verfaſſung vom 3. März 1817, ©. 212, 213. 

9) Mohbl.a.a.D., ©. 30, 250, 251, 255 —259. 

10) Näberes bei Mobl, a. a. O., S. A6267 

11) Rüder, Kritiſche Bemeriungen zum ſachſiſchen Verfaſſungsgeſetze vom 4. Sept. 1831 (S. 147 fg. 
des eriten Bandes von A. Müller's Archiv für die neurſte Geſetzgebung aller deutichen Stauten, —* 
S. 157, 158; Held, a. a. O., ©. 187, Note 1. 


508 Ehatoullgut 


vermögen, dad vor der Kataftrophe im Jahre 1806 gegen 60 Mill. Fl. betragen Haben joll, 
und deſſen Quelle befonvers in engliihen Subſidien zur Zeit des Siebenjährigen und des norb- 
amerifaniihen Unabhängigfeitäfriegs beftand, Privatgut des Fürften oder Bermögen des 
Staats fei?!?) Der Streit erlofh in der Auflöfung der nicht wieder zufammenberuienen 
Ständeverfammlung. Als das (nun wieder auf die Seite geihobene) Staatsgrundgeſetz nom 
5. Ian. 1831 berathen wurde, kam ed zu einem Vergleiche (Art. 140 der Berfaflungsurfunke). 
Er wendete einen Theil des Vermögens „als Staatdfhag‘ dem Staate zu. Gin anderer Theil 
wurde, wie es ſcheint, der unbeichränften Verfügung ded Kurfürften überlaſſen. Ein dritter 
Theil wurde zum „immermwährenden Kamilienfideicommiffe des Kurhauſes unter dem Namen 
eines „Hausſchatzes“ geftempelt. 13) Gin noch folgendes Gejeg vom 27. Febr. 1831 1?) Handelt, 
gegenüber einem gleichzeitigen Gefege über die Bildung und Verwaltung des Staatsjchages, 
des Nähern von diefem „Hausſchatze““, vejlen „Auffünfte vem Landesherrn in der Eigenſchaft 
eines Nugniepers von dem Tage feines Negierungsantrittd bis zu feinem Ableben‘‘ gehören. 
Später erhob fih die Streitfrage, ob die heimgefallene Rotenburger Duart dem Staatsjhape 
oder dem Hausſchatze angehöre. 15) Dem ftammverwandten Großherzogthum Heilen ift ein 
folder Hausjhag fremd. Nur zwei Drittheile der Domänen bilden „pas ſchuldenfreie unver: 
äußerliche Bamilieneigenthum des großherzoglihen Hauſes“, während die „Ginfünfte vieles 
Familiengutes“, das auch ohne ftändiihe Ginwilligung nicht verpfändet werden fann, zu den 
Staatdausgaben verwendet werden, obwol vorzugsweiſe zur VBeftreitung der Bedürfniſſe des 
fürftlihen Hauſes (Eivillifte und Apanagen). Bei fünftigen Grwerbungen foll der Rechtstitel 
darüber entiheiden, ob das Grworbene zum Staats- oder Kamilienvermögen gehöre. 16) Hin 
ſichtlich des Privatvermögens des Negenten gelten die allgemeinen Rechtsgrundſätze, jedoch mit 
der Abweihung, daß der Regierungsnachfolger aud der Univerfalerbe des Privatnachlaſſes 
ift 17), ein Recht, von welchem Großherzog Ludwig II. zu Gunjten feiner drei Brüder feinen 
Gebrauch machte. Analog jpricht der Art. 59 des Staatögrundgejeges des benachbarten Örop: 
herzogthums Baden aus, die Domänen jeien „Batrimonialeigenthun bed Regenten umd jeiner 
Familie“, während der Ertrag ‚außer der darauf radicirten Givillifte und außer andern Laſten 
zur Beitreitung der Stantölajten dienen jolle. Das vevidirte Staatsgrundgeſetz für pas Groß⸗ 
berzogthum Oldenburg vom 22. Nov. 1852 verfügt im Art. 186, dem Großherzog und der 
fürftlihen Bamilie ftehe nah Mapgabe ded Hausgefeges über das Privatvermögen die freie 
Berfügung zu. Eine Anlage bezeichnet das Privatgrundvermögen des Fürften, während eine 
andere Anlage ein Arrangement dahin bekundet, von dem gefanımten, bisher von den Staatk: 
behörden verwalteten Dominialbeitande follten zur Suftentation des fürftlihen Haufes Grund— 
ftüde zum Pachtwerthe von 85000 Thlrn. ausgeſchieden und für Krongut deilelben erflärt 
werden; der jevedmalige Negent jolle der Befiger fein. 15) 

Eine bejondere Gruppe bilden die ſächſiſchen Herzogthümer. Die Verfaſſungsurkunde des 
Herzogthums Sahfen : Meiningen vom Jahre 1829 hanvelte im fünften Abſchnitt „vom 
Staatövermögen, Kammergut und Chatoullgut‘. Der das Staatövermögen angehende $. 37 
hebt hervor, auch die Überſchüſſe und Griparnifje in deſſen Verwaltung gehörten dem Staate 
und Fönnten nicht zu den Domänen, noch weniger zu dem Ehatoullgut gezugen werben. Baäb- 
rend num der $. 38 vom „Domänenvermögen‘ handelte, weldes Eigenthum des herzoglichen 


12) Pfeiffer, Geſchichte der landftändischen Verfaſſung in Kurheilen (Kaſſel 1834), $. 32: Keil: 
ftellung des Staatsvermögens, S. 232— 242; Göſſel, Gefdyichte der furheffifchen Landtage von 18% 
— 35 (Kaflel 1837) , 1, 179— 181. 

13) Murbard, Die kurheffifche Berfaffungsurfunde. Zweite Abtheilung (Kaſſel 1835), S.533— 540; 
Martin, Kritifche "Bemerfungen über das Staatsgrundgefeg Kurheſſens (Bd. 1, ©. 558,569 des 
Müller'ſchen Archivs der Gefeggebung, Mainz 1832); Pfeiffer, a. a. O., ©. 801. 

14) Abgedrudt bei von Zangen, Die Berfalungegejege deutfcher Staaten in fuftematifcher Zufams 
menftellung (Darmfladt 1836), Thl. 3, S. 622— 626, und bei Göſſel, a. a. D., S. 304-308. 

15) Das genannte Mitler’fche Ardyiv (Stuttgart 1836), VII, 34 — 96: Zur landeeherrlichen 
Haus: oder Familiengeſetzgebung, über die rechtliche Gigenfchaft der Rotenburger Duart. 

16) Floret, Hiftorifch = Fritifche Darflellung der Berbandlungen der Ständeverfammiung des Grof- 
— — Heſſen im Jahre 1820 und 1821 (Gießen 1822), S. 100 —111; Weiß, Syſtem des Ber: 
aſſungsrechts des Großherzogthums Heſſen (Darmſtadt 1837), 8. 56, ©. 191—193. 

17) Weiß, a. a. O., $. 60, ©. 204; Kritiſche Jahrbücher für deutſche Rechtowiſſenſchaft (Leipzig 
1838), ©. 1088, 

18) Die Gegenwart (Leipzig 1854), Bd. 9: Das Großherzogthum Oldenburg in feinen öffentlichen 
Zufländen, ©. 278, 279, 286, 287. 
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Haufes fei und zunächſt die Koften ver Hofhaltung und der Unterhaltung ver herzoglichen Fa— 
milie zu beftreiten babe, und betonte, daß Überfhüffe in der Kammerkaſſe ver freien Berfügung 
des Fürften anheimfielen und, infofern die Domänenfaffe feine Zuſchüſſe aus ver Landeskaſſe 
erbebe, und wenn nicht Umftände und dringende Landesbedürfniſſe den Fürften eine Verwen— 
dung zum Nuten des Landes anrathe, zu dem Chatoullgut gezogen werben könnten, fügte der 
Art. 39 Hinzn: „Das Chatoullgut ift das, was der Herzog aus der Landes: und Kammerkaſſe 
für feine Perfon bezieht und daraus erübrigt, aus den Griparniffen der Kammerkaſſe dazu 
ausdrücklich beftimmt, oder Tonft durch Erbſchaft, Teftament oder auf irgendeine Weije erwirbt. 
Zu dem Chatoullgut können auch heimgefallene Lehne gezogen werden, und nur die Lehnherr: 
lihfeit, nebft den davon abfallenden Nutzungen gehört zum Domänengute und zu dem Fidei— 
rommiffe des herzoglichen Hauſes.“ Gin fpäterer Baragraph ($. 66) ſprach noch aus: „Das 
Chatoullgut fteht unter der unbeſchränkten Diöpofition des Souveräns und wird nach privat- 
rechtlichen Grundfäßen beurtheilt. Deſſen Privatihulden können nur gegen das Chatoullgut 
geltend gemacht werben, und der Negierungsnachfolger ift für folhe nur inſoweit zu zahlen ver: 
bunden, als daflelbe reicht. Auch durch Teftamente, Schenfungen und Vermächtniſſe fanıı nur 
über das Chatoullgut gültig verfügt werden.“ Der Umſchwung im Jahre 1848 führte zu einem 
Gelege vom Mai 1849, wodurch, unter Bejeitigung der grundgeſetzlichen Beftimmungen, dad 
geſammte Dominialvermögen, mit Ginfchlug aller Chatoull- und Allodialgüter, für Staatögut 
erflärt und dem Fürften eine Givillifte ausgeworfen wurde. Indeflen wurde auch dieſes Geſetz 
beieitigt und erfegt durch ein Geſetz vom 3. Juni 1854 „über das Domänenvermögen und das: 
jenige Chatoull- und Allodialvermögen, deſſen Ertrag vor dem Jahre 1849 zur Domänenfaffe 
gefloffen if”. Dieſes Geſetz, welches das Domänenvermögen wieder zum „Eigenthum bes 
berzoglihen Hauſes“ in der „Eigenſchaft eines Yamilienfiveicommiflfes‘ machte, verfügte im 
Art. 11: „Das Chatoull- und Allodialvermögen, deffen Ertrag vor dem Jahre 1849 zur 
Domänenkaſſe gefloffen ift (Gele vom 23. Mai 1849) ift Eigenthum des herzoglichen Hauſes, 
und zwar, folange der Mannsſtamm dieſes Specialbaufes befteht, in der Eigenſchaft eines 
Familienfiveiconmifles für denfelben u. f. w.“ 

Das Staatögrundgefeg für das Herzogthum Sahfen: Altenburg vom Jahre 1831 er- 
Flärte dad Domänenvermögen für Eigenthum des herzoglichen Hauſes ($.18), hob im $. 20 
bervor, daſſelbe befige ala Privateigenthum Fideicommißfapitalien, namentlih das Joſephi— 
niſche Fideicommiß; hinſichtlich des Stammes und der Benugung diefer Kapitalien beftänden 
Vorſchriften, melde unabhängig feien von einer zuwiderlaufenden Verfügung des Nutznießers, 
und fügte in den $$. 21 und 22 hinzu: „Hiervon verſchieden bildet das, was der regierenve 
Herzog aus dem Öejamnitbetrage der Givillifte für feine Perfon, oder ald Nutznießer der eben 
genannten Fideicommipßfapitalien bezieht, oder was er jonft außer der Staatdabfolge durch 
Erbichaft, Teſtament, oder auf irgendeine andere Weiſe nach privatrechtlichen Titeln erwirbt, 
die berzoglichen Ehatoulleinfünite und das Chatouflgut. Die Ehatoulleinfünfte und das Cha— 
toullgut ftehen unter ver unbeſchränkten Dispofition des Souveränd und werden nad) privat: 
rechtlichen Srundfägen beurtheilt. Privatſchulden des Landesherrn können nur gegen die her: 
zogliche Chatoulle — nicht aljv au gegen das Fideicommiß — geltend gemadt werben, und 
der Regierungsnadfolger ift für ſolche nur infomweit verbinplid, ald das von dem Vorgänger 
erworbene und von ihm binterlaffene Chatoullvermögen reicht. Auch durch Teftament, Schen- 
kungen und Bermädtniffe fann nur über das Ehatoullgut gültig verfügt werden. In Er: 
mangelung einer legtwilligen Verfügung findet in das zurüdgelaffene Ehatoullvermögen des 
Regenten die Inteftaterbfolge nach deren Tandesgejeglicher Beſtimmung ftatt.’ 19) Infolge des 
politiichen Umſchwungs kam e8 im Jahre 1849 zu einem Vertrage zwiſchen dem Negenten und 
den Ständen über die Vereinigung des Kammer- und Oberfteuervermögens, der indeſſen durch 
ein Geſetz vom 18. März 1854 wieder weggefchoben wurde. In dieſem Geſetze, welches das 
Domänenvermögen wieder zu einem Eigentbum des fürftlihen Hauſes machte und hinſichtlich 
deffelben Näheres anoronete, madtemanaud ven Vorbehalt, eöverftehe ſich von ſelbſt, daß hier: 
durch weder das Chatoullgut, noch das Jofephinifche oder Alvisleber Fideicommiß, noch auch 
der fogenannte Brinzefjiinnenfonds berührt werde, daß es vielmehr bei den hierüber beftehenden 
Rechtsverhältniſſen verbleibe. . 

Nach $.93 des Landesverfaffungsgefegesvom 28, Febr. 1850 für das Herzogthum Anhalte 


19) Puis, Andeutungen über den flaatsrechtlichen und volitifchen Charakter des Grundgefeges für 
das Hergogtäun Sadhfei » Altenburg n. f. w. (Leipzig 1881), ©. 5961. 
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Bernburg fließen nicht nur alle Einkünfte von den Domänen, reſpective Stamm- und Fidei- 
commißgütern ded Herzogs, fondern aud die Erträge feiner inländifchen Privatgüter in Die 
Staatöfafle, welche auch die Eivillifte zu beftreiten hat. Diefe Privatgüter ertragen jährlich 
über 19000 Thlr. 29) Ä 

Nach officiellen Angaben beträgt dad Ausgabebunget der Chatoull: und Apanagekafle ves 
ruſſiſchen Kaiſers 9 Mill. Silberrubel. 

Die Geſchichte bezeugt, daß die Stuartd zur Erreichung des Ziels ihrer verfaſſungsfeind⸗ 
lichen Beitrebungen aud ihr Privarvermögen nicht fhonten. Karl I. jendete, unter dem 
BVorwande, feine Tochter Maria ihrem Gemahl, vem Brinzen Wilhelm von Oranien, zuzu— 
führen, die Königin nah Holland, um Waffen und Schießbedarf zu faufen und Truppen zu 
werben, und gab ihr feine Juwelen und fonftigen Koftbarfeiten mit, um darauf hin Gelder auf: 
zunehmen. In Aufwendung der dadurd gewonnenen Geldmittel jendete fie gediente Offiziere, 
Waffen und Gefhüge nad England.?!) So ift ed erflärlih, daß nad der Nevolution vom 
Jahre 1689 dem König nicht einmal ein Privateigenthum vergönnt wurde. Erft unter dem 
König Georg IH. und dem Minifterium Pitt wurde den Oberhaupt des Staats ein Recht zu 
rüdgegeben, dad dem geringften Staatöbürger zuftand. Das Geſetz declarirte, daß das gefammte 
bewegliche Vermögen des Königs und feiner Nachfolger, jo weit es befteht aus Geldern, welde 
disponibel für die Privathatoulfe find, und nicht appropriirt zu einem Öffentlichen Dienft, und 
alle Sahen und Effesten, welde dem König nicht nermöge Kronrechts zufallen, für gewöhn— 
lies Mobiliarvermögen erachtet werben folle, über welches der Monarch durch ſchriftliches 
eigenhändig unterfchriebenes Teftament verfügen dürfe, und daß diefes Privatvermögen baften 
folle für die aus der Privashatoulle zu tilgenden Verpflidgtungen. Dies bezog ſich auch auf 
die mit Eriparniflen angefauften Ländereien, was unter Georg IV. auf Rittergüter und Grund: 
ftüde ausgedehnt wurde, welche fi zur Zeit feiner Ihronbefteigung im Beſitze des Könige 
befanden. 22) 

Bekannt ift die Lehre des Reftaurators Haller, daf der Fürft dem Staate gegenüber allei- 
niger Gigenthümer fei, 23) 

Literatur (ſoweit nicht bereit berühre): Mofer, „Von der deutihen Reiäfänte 
Landen‘ (Frankfurt 1769), S. 212—14, und „Bon der Landeöhoheit in Gameraljahen‘ 
(Frankfurt 1773) $. 5, ©. 45 fg. (unter Mittheilung eines Erfenntniffes des Reichshofrathé 
vom Jahre 1751, dahin gehend, daß ein unbewegliches Chatoullgut mit der Verbindlichkeit 
zur Theilnahme an öffentlichen Laſten verknüpft jei); Mayer, „Deutſches weltlihes Staats: 
recht” (Reipzig 1776), III, 65 fg., 91, 92,149; Fifcher, „Lehrbegriff fünmtliger Griminal: 
und Polizeirechte“ (Frankfurt 1785), Br. 2, $. 732, S. 485 fg. u. j.w.; Häberlin, „Haud⸗ 
buch des deutſchen Staatdrehtö‘ (neue Ausgabe; Berlin 1797), Bd. 2, $.193, ©. 19; 
Walther, „Lehrbuch der Stantswirthichaft" (Gießen 1798), S. 147; Rau, „Lehrbuch der 
politifchen Dfonomie“ (‚Heivelberg 1832), Bo. 3, Abth. 1, S. 89; Gönner, „Deutſches 
Staatsrecht“ (Landshut 1804), $. 450; Klüber, „Dffentliches Recht des Deutſchen Bundes 
u. f. w.“ (vierte Auflage, 1840), $. 263, S. 337, $. 332, S. 520, 521, $.335, S. 527— 29, 
$. 473, ©. 701; Weiß, „Syftem des deutſchen Staatsrechts““ (Regensburg 1843), 8. 265, 
©. 550— 558; Zachariä, „Deutſches Staatd- und Bundesrecht” (Göttingen 1841), Abth. 1, 
$.56, ©.190,191, Abth. 3 (1845), $. 185, S. 22-— 25; Schmitthanmer, „Grundlinien ded 
allgemeinen oder idealen Staatsrechts“ (Gießen 1845), S. 220, 408; Zahariä, ‚Die deut: 
ſchen Berfaflungägefege der Gegenwart‘ (Göttingen 1855), ©. 110, 162— 164, 309, 310, 
338, 535, 543—546, 569, 577 — 579, 634, 639, 931, 939, 941,972; Held, „Syſtem des 
Berfaflungsrehtd der monarchiſchen Staaten Deutjchlands, mit befonderer Rückſicht auf den 
Eonftitutionalismus” (Würzburg 1857), Thl. 2, &. 181— 202. DH. Bopp. 

Chemie, Von ven Naturwiflenfchaften hat unftreitig die iu neueſter Zeit den übrigen 
vorauseilende Chemie den größten und allgemeinften Einfluß auf die Lebensverhältniſſe der 
Bölfer der cultivirten Staaten. Insbefondere wichtig ift der Einfluß der Chemie anf den Ader: 
bau, auf die Landwirthſchaft, venen die Befriedigung des erften und allgemeinften Bedüri— 


20) Die Gegenwart, IV, 138. 
21) Zimmermann, Die englifche Revolution (Darmftadt 1851), S. 184, 185. 
22) Gneift, Das heutige englifche Verfaſſungs- und’ Verwaltungsrecht (1857), Thl. 1, &. 568. 
‚_23) Rarl Ludwig von Haller's Staatsrechtliche Grundfäge. Mac defien Reftauration der Star“ 
wiſſenſchaft bearbeitet und beleuchtet von Dr. K. Riedel (Darmftadt 1842), ©. 114, 115 
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niſſes, des unabweisbaren Bedürfniſſes ver Nahrung zugewieſen ift. Treffend nannte ſie Sully, 
ver berühmte, edle Miniſter Heinrich's IV., „die Brüſte des Staats“. Der Ackerbau fteht 
den Menſchen am näditen, er ift die ältefte Induſtrie und feine andere beſchäftigt ſoviel 
Hände. Die landwirthſchaftliche Bevölkerung macht in Deutichland nahe an 70 Proc. aus. 
Bon den 36 Millionen der Gefammtberölferung Frankreichs gehören 24 Millionen vem Ader- 
bau an. Der Wohlftand der landwirthſchaftlichen Bevölkerung ift die Grundlage der Wohlfahrt 
aller andern Betriebsarten der Gewerbe, ver Induſtrie und des Handels. 

Die Verwendung des richtigen Bodens für die zu bauenden Gulturpflanzen, die rationelle 
Anwendung des Kalfed, des Mergels, des Gipſes und der verfchiedenen Düngerarten: dieſe 
wihtigen und großen Fortſchritte verdanft die Landwirthſchaft der Chemie. Es ift fomit wol 
flar, welche nationalöfonomifhe Bedeutung dieſe Naturwiſſenſchaft hat. Dieje wird noch da— 
durch gefteigert, daß die Chemie zugleich auch eine weientliche Stüge und Führerin der land⸗ 
wirtbihaftlichen Gewerbe ift, ver Wein:, Bier-, Eſſig-, Stärke-, Zuder-, Branntweinberels 
tung u. ſ. w. 

In Beziehung auf Sanitätspolizei tritt ihre Wichtigkeit dadurch hervor, daß fie die wohlthäti⸗ 
gen und ſchädlichen Beitandtbeile der Luft und des Waflers und aller Nahrungsmittel nad: 
weit, die Arzneimittel bereiten und unterfuden, und die Echtheit und Verfälfhung der Lebens: 
mittel, des Mehls, ver Milh, ver Butter, des Brotes, der Getränfe, darzuthun und beweijen 
lehrt. Im Fällen der Vergiftung zeigt fih der enticheidende Ginfluß der Chemie auf die Refuls 
tate der Unterfuhung der gerichtlichen Medicin, vorzüglich in Bezug auf Gonftatirung des Ver: 
brechens, in recht auffallender Weite. Es werben durch vie feinften Unterſuchungen jelbft die 
Heinften Mengen des Giftes nachgewieſen und mit einer Sicherheit vor die Augen des Richters 
gebradt, melde diejem die Entiheidung leicht madht und die Darlegung ded Thatbeſtandes 
ſichert. 

Ganz beſonders hat die Chemie in neuerer Zeit die Gewerbe und die Induſtrie gehoben 
und dadurch eine beſondere Wichtigkeit für die Finanzen der Staaten erbalten. Sie hat, wie in 
England, Kranfreih und Nordamerika, fo aud in Deutichland weſentliche Verbeſſerungen ver 
Induſtrieproducte bemirft und jelbit neue Induſtriezweige hervorgerufen. Von dieſen bat 
namentlich die Zuderfabrifation aus Runfelrüben für die Staaten des Zollvereind eine große 
Bedeutung erhalten, welche noch zur Zeit der Napoleonijchen Gontinentalfperre, jelbft mit 
Unterflügung des Staats, in Branfreich eine kümmerliche Eriftenz hatte und auf die Finanzen 
obne Einfluß war. Die Metallurgie und die Salgwerföfunde, beide von fo großer Einwirfung 
auf tie Finangverhältniffe ver Staaten, find dur die Chemie auf eine Stufe der Ausbildung 
geführt worden, auf welcher wir fie nicht nur hinfichtlih der Quantität der Production, jons 
bern insbeſondere auch hinſichtlich der Beſchaffenheit der Producte weit vorangeſchritten fehen. 
Die Beleudtung und Heizung mit Gas, die Gerberei, Bärberei, verdanken ihre Ausbildung der 
Chemie. Dies alles greift fo tief in die bürgerlihen Verhältniſſe ein, daß man jagen fann, 
die Chemie wirke belebend und bebend auf alle Zweige ver Volkswirthſchaft. Diefe Willen: 
ſchaft muß daher das Interefle der Staatsregierungen ganz beſonders auf fi Ienfen und dies 
felben zu ihrer jorgiamen Pflege auffordern. 

Einen großen Einfluß auf tehnifche, agronomifche, mediciniſche, finanzielle Verhältniffe der 
Staaten übt insbefondere der Theil der Chemie aus, welchen man „analytifche Chemie’ heißt, 
deren Wirkjamfeit in der Zerlegung zufammengeiegter Körper befteht, wobei gleichzeitig die 
Mengenverhältnäffe der einzelnen Körper ermittelt werben, die fich in der Zufanımienfegung bes 
finden. Die Hemifhe Unterfuhung der Adererven, Düngerarten, der Aſche der Pflanzen, der 
manmihfaltigen Broducte und Materialien der Induftrie, ver mediciniſch angewendeten Prä⸗ 
parate und natürlichen Erzeugniffe, der Baumaterialien, ver Erze und hüttenmännifchen Pros 
bucte u. f. w., haben den verſchiedenen Betriebszweigen in neuerer Zeit unfhägbare Vortheile 
gewährt und die meiften derfelben auf eine höhere Stufe der Vollkommenheit gebradt. Die 
Duantität und Onalität der Producte vieler Induftrie: und Fabrikationszweige ift dadurch 
weſentlich vermehrt und verbeffert worben, felbft vieleneue Fabriken find dadurd entflanden. So⸗ 
mit ift ſowol Hinfichtlih der nationaldfonomiihen als der finanziellen Verhältniffe der Staa⸗ 
ten durch das Eingreifen der Chemie fehr viel, ja Großes geiheben. 

Auf eine wahrhaft überraſchende Weife hat fie in neuefter Zeit Fabriken hervorgerufen, in 
denen jegt Stoffe, die man vor noch nicht langer Zeit nur in den Kaboratorien der Chemiker, 
und nur als Proben, zu Geſicht bekam, im großen bereitet werden unp’jegt Stoffe einednüglichen 
Gebrauchs find. Dahin gehört namentlich ver Traubenzucker, der zur Berbeflerung geringerer 
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Meine, dad Schieferöl, dad ald Beleuchtungsmaterial gebraudt wird, das Paraffin aus dem 
man Kerzen anfertigt, die [höner jind ald Wachskerzen, ein jhöneres Licht geben ald dieſe, und 
eine größere Brennzeit haben. Das Paraffin !) iſt einer von den Stoffen, welche Reichenbach 
bei der hemifchen Unterfuhung des Holztheerd in dieſem in den dreißiger Jahren entbedkte. 
Es war aber bi in die neuefte Zeit, felbft von Ghemifern, wenig beachtet, bis man dieſen 
Körper auch aus fhieferiger Braunfople und aus Torf durd Deftillation gewinnen und aus 
diefen Materialien im großen bereiten lernte. In beträchtliher Menge findet jich das Parafjın 
im Steinöl, insbejondere in demjenigen, das in ver ®egend von Baku, am Kaspiſchen Meere, auf 
der Halbinjel Abscheron, gewonnen wird, dort in jeneg weit entfernten, einfamen Gegen, 
welche, ald Fremde, fait nur Wallfahrer zu den heiligen Feuer bejuchen, meift Greife aus 
Indien, die den ungeheuern Weg dur Afghaniſtan, vie Bucharei und Khiwa zu Fuß zurüd: 
legen und ihre Tage beim ewigen Feuer ald Ginjiedler beichließen; dort bei Bafu hat die Chemie 
die Anlage einer Baraffinfabrik hervorgerufen und den rufiiihen Binanzen damit eine neue 
Duelle eröffnet. F. 9. Waldner. 

Ehiffren und Chiffrirkunſt. Geheimſprachen und Geheimſchriften find jo alt ald Ge— 
heimniſſe und jolange es Anläffe und Motive zum Verbergen von Mittheilungen geben wire, 
von der Schulftube bid zur Staatenlenfung, in Liebe oder Haß, zu guten oder böjen Dingen, 
werden Mittel des geheimen Einverjtändnijfes gefucht und gefunden werden. Dieje Zeichen nenat 
man mit einem Worte, deffen urfprünglidher Sinn bedeutend erweitert ift, Chiffren, weil aller: 
dings ſehr Häufig Eyphern, Ziffern over Zahlzeihen die Stelle der Buchſtaben oder Worte ver: 
treten, In gleicher ausgevdehnter Bedeutung wird auch Chiffrirkunſt für die GejhidlichFeit, mit 
geheimen Mittheilungszeichen zu operiven, gebraucht. Unter jie füllt nicht blos das Schreiben, 
fondern auch das Leſen nad den verabredeten Negeln, während fie in ver Dediffrirfunft, d. $. 
der Gejchilichkeit, ohne vorherige Kenntniß der verabredeten Negeln oder des fogenannten 
Schlüſſels eine Ehiffrenihrift zu enträtbieln, ihren ſchlimmſten Feind, fozufagen die Negation 
ihrer jelbit hat. Es liegt übrigens auf der Hand, daß der Dediffreur aud zugleich ein tüchtiger 
Ehiffreur fein wird, da ohne Kenntnig von den Örundregeln ver Ehiffrenivftematif an ein ſyſte— 
matiſches Dediffriren nicht gedacht werden fan. Wenn die geheime Mittheilung auf keinem 
eigentlichen Syiteme beruht, jo ift allerdings das Enträthſeln wefentlih Sade des Rathens und 
nur der Zufall entſcheidet bei ver Entdeckung; allein eine ſolche Mittheilungsart gleicht dann 
aud der Sprache eined rohen unentwicelten Volksſtammes, jie ift nur geſchickt, wenige und die 
einfachſten Begriffe zu übermadhen. Auf dem Gebiete, um dejjentwillen wir hier den ganzen 
Gegenſtand erwähnen, im Staatenverfehr und der politifhen Welt, würde ſich mit einem fo un: 
ausgiebigen Medium der Zweck einer Geheimſprache fajt nie erreichen laffen. So mag z. B. die 
Blumenſprache liebenden Herzen volle Genüge leiften, aber die fein caleulivende, Weltgeſchichte 
machende Bolitif kann nicht blos durch die Blume reden. Und, um von etwas weniger Poetiſchem 
zu jprechen, jo groß immer die Perfection fein mag, zu welder dad Gaunerthum das Zinfenen, 
die Finger: und Klopfſprache gebracht hat (Ave-Lallemant gibt darüber in feinem vortreffliden 
Werke: „Das deutſche Gaunerthum in feiner ſocial-politiſchen, literarifchen und linguiftiichen 
Ausbildung zu feinem heutigen Beſtande“, 1858, die neueften und vollſtändigſten Aufſchlüſſe), 
die Diplomatie bedient ji dieſer anrüchigen Verfehröweife doch höchſtens in der Vermittelung 
bes Morje'fchen Telegrapheniyitems, das mit dem althergebrachten Alphabet der gauneriihen 
Klopfgeifter eine merkwürdige Ahnlichkeit hat. Übrigens ift die Kernjhreibefunft, wenn aud 
gewöhnlich, fo doch nicht immer, eine geheime. In ihrer ältern rohern Form war jie ziemlid 
gemeinverjtändlich, wenn z. B. die Feuerzeichen aufden Bergen das Bolf zum Kampf zufammen: 
fachten. Man hatte in folden und ähnlichen Mitteln (auch während der indischen Nevolte ſchei— 
nen ſolche Feuerboten durch dad Volk gegangen zu fein) Zeichen, ohne daß ſich von einer Zeichen: 
ſprache eigentlidy reven läßt. 

Schon früher hat man in Staatdangelegenheiten auf Geheimfpradhen gehalten, da in ihnen 
die Wichtigkeit des Verheimlichens durch entgegenftehenve Interejjen am Kennenlernen der Ge: 
heimniffe noch verftärft wird. Die künftigen Züge des politifchen Schachbrets, wie die firategi- 
- Shen Bewegungen auf dem Kriegöfelve, müſſen nothwendig bald mehr over weniger zahlreichen 
Vertrauten mitgetheilt werden, und doch liegt alles daran, dap jie nur den Gingeweihten zur 
Kenntniß kommen. Schlaue Gegner und ſchwache Freunde, unerprobte Genoffen und verdächtige 
Untergebene gelten für gleich jehr zu fürchtende Feinde des Geheimniffed, dem aufer dem 


— — —— — — 


1) Der Name iſt von parum und affinis gebildet, wegen feiner ſchwachen Berwandiichaft. 
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Errathen aud der Verrath droht. So ift ed denn von jeher ein Princip der militärifchen und 
yolitifchen Diplomatie gewefen, ſolche Zeichenſprachen zu erfinden, bei denen das Geheimniß mög: 
lichſt ſicher gewahrt erjcheint. Laffen wir die ägyptiſchen Hieroglyphen und die lacedämonifche 
Geheimſchrift beifeite, fo ift aud noch in der Neuzeit der Nefpect, den der Ehrenmann vor dem 
unverjchloffenen Briefe eine dritten hat, in den europäiihen Diplomaten fogar für wohlver: 
fiegelte Staatömittheilungen lange nit vorbanden gewejen. Wir reden jegt zwar von dent 
Boſtgeheimniß als einem auf gemeinfamer Überzeugung und Willensäußerung der Staaten 
berubenden Bölferrehtögrundfag, aber wie lange ift es ber, daß ebenderſelbe Ausdruck Poft- 
geheimniß Das gerade Gegentheil bezeichnete, die ſyſtematiſch ausgebildete Sitte, in fogenannten 
ſchwarzen Gabineten alle dem befoͤrdernden Staate wichtig ſcheinenden Briefihaften der Inſpee— 
tion im eigentlichen Sinne des Worts zu unterwerfen. Daß dies eine Zeit lang förmlich Völker— 
fitte war, wovon freilich der Brauch mehr ehrte ald der Brauch, daß man ich gegenfeitig dieſe 
feinen Pfiffe geftattete, beweilen Vorgänge wie die lächelnde Antwort des Herzogs von New: 
caftle auf die Beſchwerde des franzöſiſchen Gefandten, daß ihm Depefchen jeines Hofd mit dem 
greopbritannifchen Staatöjiegelverjchloffen zugefommen jeien: „Durch einen Misgriff der Kanzlei.” 
Auch in der Erridtung und Ausbildung der Poftanftalten lag Anlaß genug, um ſich zw 
wichtigen Mittheilungen geheimer Zeichen zu bedienen; aber feine eigentlidhe Ausbildung- bat 
das Chiffrenweſen doch erft erhalten, ald man fih fchon an den durd fremde Staatdanftalten 
vermittelten Voftverfehr gewöhnt hatte. Hier drängte dad Wachſen dev Gefahr für das Brief: 
geheimniß auf andere Sicherungämittel, ald Wahs und Siegel, oder felbft Sympathetiſche Tinte 
fie boten. Manche erfinderiſche Köpfe haben ſich mit der Aufftellung von Geheimſprachen be: 
ſchäftigt, am befannteften ift wol der Abt von Sponheim, Johann Tritheim (in der Poligra- 
phiae libri VI, 1500). Aud ver große Baco hat eine Gebeimfchrift feiner Erfindung in den 
Augmenten mitgetheilt. Eine ziemlich vollftändige Überſicht der Literatur findet ſich in Klüber's 
noch immer unterhaltend und belehrenv tedbarem Buche: „Kryptographik“ (1809), deſſen Ber: 
faffer fich ebenfalls der Erfindung einer fehr ſichern Chiffrirmethode rühmt. In allen für polis 
tische Zwecke braudbaren Methoden bedient man ſich der Buchſtaben und der Zahlen, indem bald 
ein Buchflabe für einen andern oder Zahlen für Buchftaben und umgekehrt jtehen. Die hier 
möglichen Gombinationen jind natürlich ver mannichfachften Art, für praktiſche Zwecke ift freilich 
immer an der von Klüber aufgeftellten Forderung feftzubalten, daß die Geheimſchrift 1) einfach, 
2) leicht zu hantieren, 3) unzweideutig und 4) wirklich geheim, für den Uneingeweihten nicht 
leicht zu enträthieln ſei. Allein dieſe Bedingungen können nun nod im erhöhten Maße erreicht 
werden, wenn mit den gewöhnlichen Verjegungen von Zahlen und Buchſtaben noch ſolche Vor: 
ãchtsmaßregeln, wie z. B. die Neg= oder Gitterfchrift, verbunden werden. Das heißt, von einer 
Mittheilung ſollen ver Verabredung gemäß nur ſolche Buchſtaben gelten oder folche Zahlenzeichen 
Werth haben (valeur ift der technische Ausdruck diefer im Gegenfag gegen non valeur, alle ſolche 
Zeichen, welche nur gebraucht werden, um den Verdacht einer geheimen Mittheilung fern zu halten 
oder auch die Dediffrirung einer äußerlich ericheinenden Geheimſchrift zu erſchweren), melde 
erfcheinen, wenn ein beftimmtes Gitter oder Negwerf von Bappe, Blech oder vergleichen in be= 
ſtimmten Richtungen auf die gefammte Mittheilung gelegt wird. Manchmal bedient man ji 
dieſer Netz- oder Gitterſchrift allein, obgleich offenbar die Sicherheit hier nicht fo groß iſt. Ebenſo 
wurden aber nicht felten Depeichen oder jonjtige Nachrichten nur theilweife in Geheimſchrift mit 
getheilt, wenn man auch jo vor unberufenen zufälligen oder abjichtlihen Infpecteuren das Ge: 
heimniß wahren zu fönnen glaubt. Doch findet ſich ſchon in einem diplomatiſchen Schreiben aus 
dem 16. Jahrhundert (bei Reumont, „Italieniſche Diplomaten u. ſ.w in Raumer's „Diftoriihem 
Taſchenbuche“, 1841, S. 487 u.488) die Warnung, „daß es beſſer wäre, den ganzen Brief ohne 
Chifften zu ſchreiben, ald einige wenige Stellen deſſelben zu &iffriren, denn das, was vorgeht 
und was nachfolgt, vereinigt ich, um jenes leicht verjtehen zu laffen und den ganzen Chiffre zu 
verraten“. Heutzutage ift dieſe halbe Ehiffrirung wol außer Gebrauch. Um fo nöthiger iſt 
deshalb Die moͤglichſt große Vervolllommnung des Schlüſſels, der bei den gewöhnlich vorfoms 
menden Buchftaben- und Zahlmiihungen ald eine Art doppelten Woͤrterbuchs erieint. Der 
Chiffreur überjegt dad gewöhnlich aufgejegte Original durch Nachſchlagen der Werthverhältniſſe 
G. B.a iſt nah Verabredung — c, == m u. f. w.) in die Chiffreſchrift, und von ſeiten des 
Empfängerd wird auf dem angebahnten Wege die hiffrirte Depeſche wieder in Klarſchrift, wie 
der Ausdruck iſt, zurücküberſeht. Bei manchen Arten von Chiffren iſt dieſe Operation jehr er⸗ 
leichtert, indem man z. B. ein Wörterbuch zum Schlüſſel nimmt, wie denn auch überhaupt die 
Gtaatö-@eriton, II. 33 
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fogenannte Buchſchrift, mobei die auszubrüdenden Worte, Silben oder Buchſtaben nad ihrer 
Stellung in bezeichneten Seiten eined zum Medium gewählten alten ober feltenen Buches durch 
Zahlen oder andere Zeichen hiffrirt werben, ſich durch ihre große Sicherheit gegen Entbefungen 
auszeichnet. Von ihr fagt Klüber in feinem Werke über Kroptographif, S. 349: ‚Bei einem 
gedruckten Schlüffel von einer bis ſechs Dctavfeiten läßt ſich in einer Depeſche von einem geſchrie⸗ 
benen Bogen eine fo taujendfältige Abwechſelnng und eine jo regellofe Verſchiedenheit bringen, 
daß auch der beharrlichſte Nachſpäher an der Hoffnung einer Entdeckung verzweifeln muß. Aber 
ſelbſt die entferntefte Hoffnung diefer Art muß verfhwinden, ſobald man die Geheimſchrift ohne 
Abfonderung der einzelnen Worte in Zufammenbange fortſchreibt.“ Andere Methoden, 3. B. 
ein ganzes Buch zum Schlüffel für Silben und Worte zu machen, jind zeitraubender in der An: 
wendung, weil man oft lange nach dem einzelnen nöthigen Ausdruck juhen muß; daſſelbe gilt 
von tem Vorſchlage, ven einzelnen Buchſtaben immer nach der Entfernung vom zulegt gefundenen 
zu bezeichnen, fonft ift freilich im legtern Falle eine Dediffrirung ohne ven Schlüffel eine linmög- 
Hichfeit. Daffelbe hat man oft von einem Chiffre behauptet, ver feit dem Ende des vorigen Jahr: 
hunderts in häufigen Gebrauch gekommen ift, in Wirklichfeit aber fhon viel früber, fo auch von 
Abt Tritheim, angegeben wurde, dem fogenannten Multiplicationshiffre. Diefen Namen bat tie 
Metbove deshalb erhalten, weil die Chiffrentabelle einer Multiplicationdtabelle gleichiteht umd 
wie eine ſolche gebraucht wird. Im Franzöſiſchen heißt diefe Art wegen ihres häufigen Vorfom: 
mens oft ver Chiffre ſchlechtweg. Die Tabelle ift jo eingerichtet, daß jie 676 Quadrate enthält, 
ausgefüllt mit ven 25 Buchftaben des Alphabets und dem ergänzenden Zeichen et, nur das erfte 
Quadrat bleibt frei. In der verticalen Linie beginnt das Alphabet mit A im zweiten Quadrat, 
bis Z im ſechsundzwanzigſten. Inder horizontalen iftes ebenjo. Nach der Buchſtabenreihe immer 
mit dem nächſten Buchſtaben anfangend werden die andern Linien beider Richtungen ebenfo audge: 
füllt, ſodaß eine jede Linie das volle Alphabet und das et (mit Ausnahme der beiden erjten, mo das 
et fehlt) enthält. Das horizontale Alphabet heißt die Spradlinie, das verticale die Wahllinir. 
Zum Schlüffel wird ein Wahlwort genommen, auf deſſen Geheimhaltung alles berubt, da die ge- 
bräuchlichen Tabellen fehr oft übereinftimmen, wenn fie fih aud durch verabredete Stellungen 
modificiren laffen. Die Depeſche wird dergeftalt nad diefem Wahlworte gefchrieben, vap jeder 
Buchſtabe ver Devefche durch einen Buchftaben des Wahlworts ausgedrückt wird, wobei ſich letz⸗ 
teres oder die Wahlphraje (denn man kann auch mehrere Worte nehmen) aber immer mieverbolt. 
Mit Hülfe der Tabelle multiplieirt man dann gleihfam den einzelnen Buchftaben der Depeſche 
mit dem darunterftehenden Buchſtaben des Wahlworts, 3. B. I ift der erfte Buchſtabe ver Mit: 
theilung, a der des Wahlworts, fo wird in der Tabelle das Product von a der Wahllinie mit 
dem I der Spradlinie gefucht, welches m ift. In der biffrirten Depeſche erfiheint daher m als 
der erfte Buchitabe u. f. f. Bei dem Leſen der Depeſche wird daffelbe Verfahren beobachtet. Der 
Empfänger jet die einzelnen Buchſtaben des Wal lworts fortlaufend unter die Ehiffrereihe und 
multiplieirt dann, alfo in unferm Falle a xXm1. Wenn aud in ihrer Ginfadhheit nicht ganz 
vor Entdeckung fiher, kann dieſe Methode doch durch allerlei Vorſichtsmaßregeln fo verwahrt 
werden, daß ſelbſt Klüber, der ihr ſonſt nicht den gewöhnlich angenommenen Nutzen zugeſteben 
will, fie für fo gut als abſolut ſicher erklärt. Freilich erſchweren feine vorgeſchlagenen hülfs⸗ 
mittel auch wieder die Thätigkeit des Empfängers ſehr bedeutend, wogegen bei feinen reducit⸗ 
ten Multipficationätabellen mit der Uberfichtlichfeit auch die Möglichkeit der Entdeckung wählt. 
Dies führt uns auf die Dediffrirkunft, mie wir fhon ſahen die Geſchicklichkeit, auch ohne in 
den Schlüffel eingemeiht zu fein, eine Geheimſchrift zu enträthſeln. Die gemaltjamen und font 
berbrecherifchen Mittel, wie Diebſtahl mit Einbruch; um ven beim Abfenden oder Empfangen 
der Geheimmittheilungen vorhandenen Schlüfjel in feine Hand zu befommen, oder Beſtechung 
ber Vertrauten zur Herausgabe deffelben find feine Kunft; geübt wurden fie freilich oft genug. 
So hatte namentlich der ſächſiſche Hof unter Graf Brühl ſich durch ſolche Mittel den berliner 
Chiffre verihafft, und las dvemgemäß die Mittheilungen Friedrich's an feinen dresdener Geſandten, 
auch wenn fie chiffrirt waren, vermittelft des ſchon erwähnten Poftgeheimniffes, immer einige 
Stunden früher ald der rehtmäßige Empfänger. Auch das bloße Rathen, z. B. auf dad bei 
einer offenbaren Buchſchrift gewählte Medium, gehört nicht zur Dediffrirfunft, da dabei nur 
der Zufall entfcheiden ann. Nicht immer aber dient auch die eigentliche Dediffrirfunft, dad Auf: 
ſuchen ver Regeln des Geheimniffes, unmoralifhen over ftrafbaren Zwecken. Nicht felten ge 
fhieht e8, daß der rechtmäßige Empfänger einer geheimen Mittheilung durch Zufall außer Betg 
des Schlüſſels gekommen ift oder ihn verloren hat, während doch die Entzifferung ver Mittheilung 
drängt. So hieß es vor kurzem, daß eine nad) Korfu abgefandte Depefche des englifhen Mini- 
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fteriums nicht gelefen werben fonnte, weil fein Schlüffel dazu vorhanden war. Auf dem Weft- 
fãliſchen Friedens⸗Congreß entſchuldigte fich der Faiferliche Gefandte über die Nichtmittheilung 
der kaiſerlichen Rejolution an die Reichsſtände mit der Bemerkung, daß ihm zu dem in Chiffren 
gefchriebenen Beſcheid der Schlüffel feble, worauf die Stände gemeint: „es fei pur lauter Myſti— 
fication dahinter, die Stände wolle man für Ziffern achten, es feien feine Ziffern, fondern ſpa— 
niſche Muden dabinter”, und der hannoveriihe Geſandte den päpftlihen Nuntius um den 
Schtüffel Petri zur Löſung bat. 

Daß eine jede Geheimſchrift durch Dechiffrirung ohne vorherige Kenntniß des Schlüffels zu 
enträtbfeln fei, ift eine ungegründete Behauptung. Es gibt ſolche Syſteme, daß ihre Regeln ſich 
in der Unmaſſe der unter ihnen zuläffigen Sombinationen aus den einzelnen Momenten nicht 
entwirren laffen. Dies gilt für ganze Syfteme, melde in vielfachen Anwendungen vorliegen. 
Bei einer einzelnen kurzen Mittbeilung Fann ſchon eine an fich nicht beſonders geficherte Chiffrir— 
methode gegen Entzifferung ſchützen, weil die Kräfte, mit denen ver Dechiffreur zu arbeiten hat, 
zu gering find. Aber auf der andern Seite ift auch gewiß, daß die meiften der angeblich unles- 
baren Ehiffren durch gehörige Anwendung der Dediffrirfunft entdeeft werben können und ent— 
deckt worden find. Je leichter es ſich der Chiffreur macht, defto leichter macht er ed auch in der 
Regel dem Deciffreur, wie wir auch ſchon bei den theilweiſe hiffrirten Mittheilungen fahen. 
Durch häufige Einftreuung von non valeurs, durch Zufammenfhreiben der Worte, durch häu— 
figes Wechſeln der Ehiffrirmethode oder des Schlüffels in ein und derfelben Depeihe (wodurch 
fozufagen aus einer ganzen eine Reihe fürzer, daher ſchwerer zu lefender Mittheilungen wird), 
fann dagegen der jorgfältige Ehiffreur feinem unberufenen Bruder vom Handwerk das Geihäft 
zu einer Danaidenarbeit machen. Aber die am meiften gebrauchten Methoden ver Buchſtaben— 
und Zablenverfegung laflen dem Geſchick des Dechiffreurs noch ein Feld. Bei ihnen wird ein 
Buchſtabe durch ein anderes Zeichen dargeftellt, aber zur Erleichterung des Depefchenempfängers 
fteht dieſes Zeichen auch nur für einen beftimmten Buchftaben. Hier ftehen wir an der Wurzel 
der ganzen Dediffrirfunft. In den verfchiedenen Spraden kommen gewiffe Buchftaben am häu— 
figften vor, 3. B. im Franzöſiſchen e, im Deutichen e, n. In allen Sprachen überfteigt die Zahl 
der Conſonanten die der Vocale um das Vier- und Fünffadhe. Daraus läßt ſich die Regel ziehen, 
daß ſtets die am häufigften vorkommenden Zeichen, Buchftaben, Zahlen einer Ghiffrenmittheilung 
Vocale bedeuten werden, und die Wahrfcheinlichkeit it vorhanden, daß wir, wenn wir die Sprache 
der Mittheilung aus fonftigen Momenten erratben oder fchließen können, aud bald das Werth: 
zeichen des einen oder andern Vocals auffinden werden. In ähnlicher Weife wird mit den bes 
fannten Berhältniffen anderer Buchſtaben weiter operirt, wobei namentlih auch der Umſtand 
ins Gewicht fällt, daß in jeder Sprache gewiſſe Buchftaben häufig zufammenftehen, 3. ®. ei, ch 
im Deutſchen. Wenn in ver Chiffrefchrift die Worte getrennt erfcheinen, ift ed von großer Bes 
deutung, die Monogramme, Bigranıme u. f. w. zuerft aufzuſuchen. Die Zahl der Wörter von 
fo wenig Buchftaben ift in allen Spraden verhältnißmäßig gering, ſodaß Hier das Errathen 
wenig Schwierigkeiten macht. Außerdem erleichtern ſolche kurze Zeichen auch die allgemeine 
Buchſtabenerkenntniß fehr, jo ift 3. B. in Bigrammen immer ein Buchſtabe ein Vocal, in Tri— 
grammen wenigftend einer, oft auch zwei. Bei ver geringen Zahl der Vocale ift hier die Com— 
binationsmöglichfeit nicht gar zu groß. Cine weiter zu beachtende Eigenthümlichkeit ift, daß ge= 
wife Buchftaben oft nebeneinander fteben, 3.®. tt, II, nn. Wo wir daher in einer Chiffreſchrift 
daffelbe Zeichen unmittelbar wiederholt finden, ift mit diefen und ähnlichen Buchſtaben zu pro= 
biren. Es mögen dieſe Andeutungen genügen, um nachzuweiſen, daß eine Theorie der Dediff- 
rirung wirflid vorhanden ift und daß ſie auf einer eingehenden Sprachkenntniß beruhen muß, 
Die Eigenthümlichkeiten der verſchiedenen Sprachen laflen fi wieder zu Specialtheorien der 
Entzifferumgsfunft verwenden, wovon Klüber in feinem Werke wenigftens einen Anfang ges 
macht bat 

Man fieht, daß ed nicht nuglofe Mühe ift, wenn die Chiffren häufig vertaufcht werben, 3.8. 
für einen und denjelben Buchftaben eine ganze Reihe von Zeichen beftimmt find, wenn man die 
Sprade, den Schlüflel Häufig wechſelt, non valeurs zahlreich bineinftreut und für beftinmte 
Begriffe bloße Zeichen wählt. Doch können allerdings die verfchiedenen Arten der Buchſchrift 
und der Netz- oder Gitterfchrift, des Multiplicationschiffre jo angewendet werden, daß eine Ent- 
deckung nicht zu befürchten ift. Nachdem man hätte glauben fönnen, daß durch die größere Sicher— 
heit des brieflihen Verkehrs durch Staatsanftalten und die zahlreichen Gelegenheiten, durch zu= 
verläffige Reifende Depeichen beftellen zu laflen, die Chiffrirfunft ihre praftifhe Bedeutung 
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eingebüßt, hat die Grfindung des elektriſchen Telegraphen aud jener alten Kunft einen neuen 
Wirkungskreis gegeben. Die wichtigften Mittheilungen, in gewöhnlicher Sprache gemacht, müſſen 
nothrwendig zur Kenntniß der Telegraphenbeamten kommen, und mit allem Vertrauen in das 
Dienftgeheimnig fucht ſich die Diplomatie und der Börſenſchwindel dod noch beſſer zu deden. 

Alle Tage fliegen chiffrirte Depeihen die eleftriihen Drähte entlang, und wenn auch einzelne 

Methoden der frühern Ehiffrirfunft wegen der bejondern Art ver telegraphiichen Mitrheilung 
nicht angewendet werben fönnen, fo find doch die meiften dabei brauchbar und au wirklich im 
Gebrauch. Anfänglich hat man in einzelnen Staaten hiffrirte Depefchen nur für die Regierun: 
gen befördern wollen, allein viefer polizeiliche Geſichtspunkt fieht nicht weit, da nichts Leichter 
ift, als eine Depeſche zu fchreiben, welde in der Alltagsweife abgefaßt ift und doch nad) einem 
Ehiffre einen geheimen Inhalt Hat. In der- Diplomatie unterfheidet man die verfhiebenen 
Ehiffren, welche für einzelne Amter und Poſten beftimmt find, aud von dem fogenannten Chiffre 
banal, worin alle viplomatiidhen Agenten eined Landes miteinander verkehren. Und endlich bat 
es auch wol ſchon falſche Chiffres gegeben, beftimmt dem Gegner in die Hände gefpielt und von 
ihm gelefen zu werben, wie denn überhaupt die alte Diplomatie von dem Sage, daß alles in der 
Liebe und im Kriege erlaubt ift, eine fehr weitgehende analoge Anwendung gemacht*hat. 

H. Marquardſen 

China. Die großen Flachlande des weitgeſtreckten oͤſtlichen Aſien wurden von der Natur 
zur Heimat einer unabhängigen, in ſich geſchloſſenen Menſchenfamilie gebildet. Im Oſten und 
Süden das Meer, im Weſten und Norden von Bergen und Wüſteneien umſchloſſen, konnten die 
Bewohner jener Länder, fobald fie nicht vermeichlichten,, mit leichter Mühe nicht blos Die Ein: 
fälle ver Nachbarn zurückſchlagen, jondern dieſe auch ihrer Herrihaft und Eultur unterwerfen. 
Es find jene Flachlande frudtbar und anmuthig in hohem Grade, weder von unüberfteiglicen 
Gebirgsketten, noch von Wüften und Steppen werben fie durchzogen. Der Boden bringt alles 
in Fülle hervor, mad ver Menfch zur Erhaltung, zur Erleichterung und Verſchönerung des Le: 
bens bedarf. Die zahlreichen großen und Kleinen Flüſſe, welche nach allen Seiten ziehen, er: 
leichtern die Verbindung und befördern den Austaufh der Erzeugniffe zwiſchen Süden und 
Morven, fowie die Verbreitung der Gultur und menſchlichen Gefittung. 

In diefen herrlihen Gegenden hat ſich, wie ed fcheint, viel früher als ſonſtwo auf Erben, 
eine Menjchenfamilie gefammelt und einen vegelmäßigen Staat eingerichtet. Innerbalb der 
weftlihen Kreife des heutigen Mittelveihs, auf dem Gebiete zwifthen dem Hoangho im Nor: 
den und dem Kiang im Süden, längs den gemäßigten Breiten, wurben von derjenigen Ab- 
theilung Mongolen, welche wir jpäter unter dem Nanıen des hinefiihen Volks kennen lernen, 
die Grundnormen der ftaatlihen, religiöfen und bürgerlihen Verfaſſung entworfen, wenn fie 
die Urwäter nicht bereitö von den benachbarten Gebirgen mitgebracht hatten. Sie haben dieſelbe 
Sprache geſprochen, welche fih im Zeitenverlaufe zu mehreren Mundarten ausbildete. Bon 
diefen warb eine, man weiß nicht wann und unter welchen Umſtänden, zur allgemeinen Schrift: 
und Umgangsjpradhe der Gebildeten und Gelehrten ausgeſchieden. Sie heißt Kuan hoa, allge: 
meine Sprache, zum Unterſchiede der neben ihr fortbeftebenden zablreihen Mundarten. In bem 
Mejopotamien zwiſchen Hoangho und Kiang finden wir die von allen folgenden Geſchlechtern 
hochgeachteten Herrſcher der Vorzeit: Fohi und Hoangti, Jao und Schun. Ihre zahlreichen 
Nachkommen ſchritten fort auf der von den Ahnen vorgezeihneten Bahn. Sie beftrebten ſich 
ihre eigenthümliche Eivilifation nah allen Weltgegenven zu verbreiten. Die ringdum wohnen: 
den rohen Haufen, vie dreifach getheilten Tataren, Mongolen, Türfen und Tungujen im Nor— 
den; die Ainos in Japan und den andern Infeln im öfllihen Meere; die Laos und Anamejen 
im Süden: jie alle wurden und werben theild im Frieden, theils mit Waffengewalt in das di: 
nejiihe Gulturfoftem gezogen. Die Chinefen find die Griehen und Römer im öfllichen Aſien 
Die Mitte wird von den verſchiedenſten Völkern für etwas Hohes und Vorzügliches, für ein der 
Borjehung gebeiligter Bunft gehalten. Das Mittelland wählt bie Gottheit, wenn fie herabfteigt 
auf Erden, entweoer um den Menſchen die Geheimmiſſe des Jenſeits zu verkünden, oder den 
Berirrten auf die Bahn des Rechten zurüdzuführen. Delphi, Jeruſalem, Mekka und Kapila- 
puta werben von den Griechen, Juden, Chriften, Mufelmanen und Buddhiſten für ſolche Gen: 
tralpunfte gehalten. Hier, jagen fie, hat die Gottheit ſchon mehrmals, während des Auf und 
Niederganges der Zeiten, die ewige Wahrheit verfündet. Iſt einft deren himmliſcher Abglanz 
durch menjchliche Leidenſchaften und Schwächen verbunfelt oder verwiſcht, wie dies nothwendig 
geſchieht in der Jahrhunderte Berlauf, fo wird die Gottheit nochmals und nohmals diefem Na—⸗ 
beipunft des AUS erfcheinen und die Wahrheit verfünden. Diefes glüdliche Mittelland, fügen 
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fie hinzu, Hat die Gottheit ihrem Günftlinge zum Wohnplag angewieſen. Hier ift die wine 
ſchenswertheſte Miſchung von Luft, Waller und Erbe, welche in Verbindung mit einer gemäßig: 
ten Sonnenneige das lieblihfte Klima hervorbringt, geeignet fowol zur Erzeugung der man: 
nichfachſten, herrlichſten Früchte, wie zum Hervorbringen und zur Ausbildung der edelſten, er- 
habenften Geiſter. Hindu und Chineſen, verſchieden fonft in jeder andern Beziehung, kommen 
darin überein, daß beide ihr Land, Mittelreich“ nennen und dem Wahne ſich hingeben, fie, bie 
Bewohner des Mistelveihd, vagten über alle die ummwohnenden menſchlichen Geichöpfe ſoweit 
empor wie die Götterwohnungen felbft im Meru und Kuenlun über alle an ihrem Buße ſich hin- 
ziehenden Hügel und Flächen. 

68 ift ein Zeichen des ſtlaviſchen Sinnes der aſiatiſchen Völker und Stämme, daß fie ſich 
gemeinjam nad) dem Namen des Gebieters nennen: von Selvihuf heißen ſie Seldſchuken, von 
Doman Osmanen. Die großen Lehnsbeſitzer im öſtlichen Aſien nannten ſich, folange das 
- Beubalregiment dauerte, gleichmwie ihre Genoflen im parthifchen Reihe und im europäiichen 
Mittelalter , nach ihren erblichen Herrſchaften. Hatte einer derjelben das Glück, ch zum Herrn 
des ganzen Reichs emporzufchrwingen, jo nannten er und das Volk, welches ihm gehorchte, fein 
neued erweitertes Bejigthum nad der Stammherrſchaft feiner Bamilie. Das ganze Mittelland 
hieß nun das Reid; der Hia, der Schang und Tſcheu, wie man wol auch Deutſchland das Reich 
ver Staufen, der Lügelburger und Habsburger genannt hat. Als das Feubalmwefen gegen 
das Ende des 3. Jahrhunderts vor unferer Zeitrehnung, durch Tſinſchi Hoangti aufgehoben 
und an deſſen Stelle ein Adminiſtrativſtaat eingerichtet wurde, fo mußte jene Sitte, das Neid 
nach der Stammberrfchaft zu nennen, aufhören. Die Gründer der folgenden Dynaftien gaben 
dem Mittelreihe jene Ehrenbenenungen, melde jie oder ihre Vorfahren erworben hatten; fie er= 
fannen wol au, gleihwie die Mongolen, dann die legte einheimifch = hinefifche Dynaftie und 
die jegt regierenden Mandſchu, irgendeine willfürlihe Titulatur. Die Mongolen nannten das 
Mittelveich Juen, „das Unermeßliche‘‘, weil, wie niemals vorher auf Erden, eine fo große Menge 
Bölfer durch die Onade des Himmels unter ihrer Herrſchaft vereinigt wurde. Die Nadfolger 
biegen ihre Dynaftie Ming, „die Leuchtende“, und die Mandſchu gaben ſich den Titel Taitfing, 
„die Überausreinen”. So erhielt dad Land und die Bevölkerung der Mitte, mit dem Wechſel 
der mehr ald 34 geſchichtlichen Dynaflien, welche fie im Laufe der Jahrhunderte bald ganz, bald 
theilweiſe beherrichten, immer verfchiedene Namen, von denen nur einige über die Grenzen des 
eigenen Staat hinausgereicht und bis auf den heutigen Tag ſich erhalten haben: Ifin, Ifina, 
over China; Kitan oder Kitaja, nah dem Volke der Kitan; Tai Ming und Taitjing. Serer, 
ein Wort, mit welchem die Alten die Chineſen bezeichneten, war niemals der Name einer Herr: 
haft oder eines bejondern Volks. Serer wurden, nad dem dinefifhen Namen des Stoffes, 
welchen die Ghineien, wenn nicht ausſchließlich, fo doch Hauptjählic zu Markte brachten, die Seis 
denhändler des Oſtens genannt, mochten fie wirktih Ehinefen fein, Perjer over Türken. Das 
Land, aus welchem die Seide herfam, hieß man dann Serica. In der Sprade des Mittels 
reichs heißt Seide Sfe, wozu man das bedeutungslofe Endwörtchen „‚orl’ fügte, deſſen ſich bie 
Ghinejen in den nordweſtlichen Kreifen ebenfo häufig bedienen wie in den ſüdweſtlichen des 
Lautes „a“ und „ia“. Daraus ift der Name Serer, Serica, ſowie die Benennung der Seide 
in den meiften Spraden des Weſtens hervorgegangen. 

Die Urahnen des Staats und der Bildung ded Mittelreichd werben in feiner Beziehung für 
Weſen anderer, höherer Art gehalten ald ihre Söhne und Nachkommen der fpätern Jahrhun— 
derte. Sie find weder von einer übermenſchlichen Kraft befeelt, no ſteht ihnen eine Gottheit 
lehrend und warnend zur Seite. Die Erzeugniffe, weldye ie der Welt überließen, find dem eiges 
nen Herzen entquollen. Alte Menfchen find gleich; ein Unterjchied der Gattung oder aud nur 
in Kaften und erblihen Ständen wird nicht gefunden. Durch ſich ſelbſt, durch Arbeit und Ent= 
fagung , fo Ichren die Weilen ded Mittelreih®, ward von jeher und wird zu allen Zeiten das 
Goͤttliche — das Menſchliche herangebilvet. Im Gegenfage zu dem Spruche: des Menſchen Herz 
iſt böſe von Jugend auf, lehren fie: der Menſch ift feiner Natur nad) vortrefflich; die Natur bes 
freundet die Menſchen, getrennt werben fie nur durd Erziehung und Gewohnheit. Sind fir zu 
moralifchen und geiftigen Wefen herangebilvet , jo können ſich die Menfchen zu Herren des Alle 
emporjchwingen umd jeder Unordnung in den Erſcheinungen am Himmel wie auf der Erbe 
feuern. Alle Körper werden fi in ihrem ewigen, gejeginäßigen Kreislauf bewegen. Rur 
diefe Welt unferer Leiden und Freuden ſoll und am Herzen liegen; man forſche und frage nicht 
viel mach Genien und Göttern. Mögen deren aud vorhanden jein, fo find fie doch in jedem 
dalle fo weit entfernt, daß uniere Hoffnungen und Wünfce nicht zu ihnen emporbringen können, 
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Hilf dir ſelbſt, fo wird Gott dir helfen! Dieſe Weisheit ver unabhängigen ſelbſtändigen Geiſter 
aller Voͤlker und Zeiten iſt die Grundlage des chineſiſchen erbene, in ſtaatlicher, in religiöſer und 
bürgerlicher Beziehung. 

Dieſe Grundſätze und die hieraus hervorgegangenen — bilden, von den älteften 
Zeiten bis zum heutigen Tage, den Unterfchied zwifchen ven chineſiſch gebilveten Völkern und den 
Anhängern der andern orientalifhen Gulturfsitene, des Brahmanismus und Buddhismus 
des Chriſtenthums und Islam. Das römische Reich ging unter dem wiederholten Andrange ver 
Barbaren zu Grugde: jeine Religion, feine Staats- und bürgerlichen Einrihtungen , Sitte, 
Gejeg und Sprade jind bid auf wenige Refte verſchwunden, verfehrt und umgewandelt worden. 
Ehina dagegen mwiderftand und widerſteht viel zahlreichern Barbarenfchwärmen jeit 4000 Jahren 
China widerftand und widerfteht allen fremden, dad Land ungarnenden Religionen und Eul: 
turfoftemen; an feinem unwandelbaren Sinne find Buddhismus, Mohammedanismus und 
Ehriftentgum abgeprallt. Wahr ift ed, China ward theilmeife mehrmals von Mongolen un? 
Mandſchu ganz erobert. Die Eroberungen haben jedoch in dem Glauben und der Negierungs: 
weife, in Sprache und Schrift des Mittelreih® nichts geändert. Die hinefiihe Cultur wurde 
in diefen Stürmen, wo es ſchien, daß Alles zu Grunde gebe, jo mächtig befunden, daß fie inner: 
halb weniger Jahre den wilden Sinn des barbarifhen Zwingherrn umterjohen und ibn auf 
hinefische Weife umgeftalten konnte. 

Mongolen und Mandſchu find bereits in der zweiten Generation Chinejen geworden. Die 
hergebrachten Einrihtungen wurden beibehalten, vie Behörden blieben, es wechſelten blos die 
Berjonen; an die Stelle der Einheimiichen find hinefifch gebildete Fremde getreten. Unter Chu: 
bilai, jagt und Marco Bolo, haben Mongolen, perfifche und türfifche Mufelmanen, Chriſten und 
andere Ausländer die erſten Stellen im Staate bekleidet. Nur den Fremden glaubte der fremde 
Eroberer vertrauen zu dürfen. Etwas Ähnliches findet man heutigen Tages unter den Mandſchu. 
Alle wichtigen Stellen find doppelt beſetzt, von Mandſchu und Chineſen; bei mehreren Bebör- 
den ift die Anzahl ver erften weit überwiegend. Auch hält die Regierung zu Peking, der Vor— 
fiht wegen, immerdar ein jchlagfertiges, blos aus ihren Landdleuten zufammengeiegted Heer 
in Bereitjchaft. Ungeachtet aller dieſer Vorfehrungen ift ed doc der herrſchenden Mandſchu—⸗ 
bynaftie, worüber fie Häufig Klage führt, nicht möglich, die Sprache und die angeftammten Sit: 
ten ihres eigenen Volks rein zu erhalten. So gewaltig ift der Einfluß der größern Male der 
Chineſen und ihres umgeftaltenden Eulturfyftenns. 

Bon einer Trennung der geiftlichen und weltlihen Macht ift in China nicht einmal der Be: 
griff vorhanden. Der Herrſcher wird ald Himmelsfohn verehrt, welder vom Himmeldvater 
den Auftrag erhielt, die Welt zu vegieren. Er iſt zu gleicher Zeit Papft und Kaifer jeines Lan: 
ded, der ganzen Erde, nad) vem kanoniſchen Rechte ver biumigen Mitte. Als Oberpriefter ver: 
fanımelt ver erhabene Gebieter, zu beftimmten Zeiten des Jahres, die Großen jeines Hofs und 
die Reichsbeamten, ertheilt ihnen Lehren über einen Tert aus den hochgeachteten Schriften der 
Ahnen, wie fie tugenphaft leben und das Kafter meiden mögen. Der Sohn allein hat vas Medi, 
feinem Bater Himmel und feiner Mutter Erde die jhuldigen Opfer darzubringen. Das Reid 
des Himmelsjohnes Heißt auf deutſch Erdenrund. Daß es ſich nicht jo weit erftredt, daß nicht 
alle Völker bienieden ihm gehorchen, ift nicht die Schuld des himmlifchen Gebieterd. Seine , 
rechtmäßigen Anſprüche fcheitern an dem Starrjinne und der Wiverfeglichkeit ver Barbaren, 
welche der heiligen Pflicht ded Gehorſams mwiderftreben. 

Zwifchen ver Menſchheit und dem Himmelsjohne, zwiichen dem Volke und feinem Herrſchet 
befteht, ven Principe nah, daſſelbe Verhältniß wie zwiſchen Vater und Sohn. Pietät iſt die 
Grundlage, worauf das ganze Staatd = und bürgerliche Leben der Völker des chineſiſchen Eul- 
turſyſtems auferbaut wurde; es fhimmert durch in den höchſten wie in ven niedrigften Ber: 
bhältniffen. Der Himmelsſohn hat den Auftrag, die Gebote ſeines Vaters da oben zu vollziehen 
hienieden auf Erden; dem Volke aber ift es Pflicht, diefem Sohne zu gehorchen, wie erwachſene 
Kinder ihrem Vater. Hieraus folgt, dag der Herrider fein unumſchränkter Gebieter ift, nad 
Laune und Willkür. Der Monarch Ehinad erfheint im Gegentheil ein durd Sitte, Herkom⸗ 
men und Gejege höchſt beſchränkter Fürſt. Er hat die Pflicht, das Volk in Tugend und Gerech⸗ 
tigfeit zu erziehen und zu regieren, ed zu ernähren und zu bejgügen. Der Fürſt bevenfe, heißt 
e8 im chineſiſchen Staatsrecht, daß die Beſchlüſſe des Himmels, wie in allen Dingen ſo auch in 
Ertheilung der Herrihaft, nicht unwiderruflich find, daß fie ed nur dann werben, wenn man 
feine Befehle vollzieht, wenn bie erhabenen Gebieter auf. dem Pfade der Tugend und Geredtig: 
keit wandeln, Der Herriher ward des Reichs wegen eingejegt, das Reich ift nicht des Herrſchers 
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wegen vorhanden. Das Volk kann feiner wol entbehren, er nicht ded Volks. Das Waſſer bleibt 
immer Waſſer, wenn jich auch fein Fiſch darin bewegt ; der Fiſch ftirbt ohne Waſſer. Der Fürft 
ift das Schiff, die Maſſe des Volfd das Waſſer. Das Schiff kann glüflih durch das Waller 
jegeln; es kann aud von den ſtürmenden Wogen verfhlungen werben. Handelt der Sohn gegen 
die väterlichen Gebote, fo verfolgt ihn die Strafe des Himmels; beſſert er ſich nicht, jo wird er 
ausgerottet und fein ganzes Geichleht. Iſt das Volk laftechaft, verfährt der Beamte wider bie 
ewigen Geſetze ded Rechts und der Menjchlickeit, wird Tugend verabfäumt und dad Laſter er: 
hoben, dann ift die Sicherheit des ganzen Staats wie ded einzelnen gefährdet. Vater Himmel 
beurkunpet jeine Unzufriedenheit dur wundervolle und gräßliche Naturerſcheinungen; ed ent= 
ſtehen Sonnen- und Mondfinfternifje, Dürren und Überſchwemmungen. Hat der Sohn bie 
moralijchen Gejege der Menſchheit zu Boden getreten, jo zerftört, um ihn zu züchtigen und zu 
warnen, ver Vater auf gine kurze Zeit die Gejege ver Natur. Wohl ihm, den Sohne, wenn 
er jetzt in jich geht, wenn ihn die Zerrüttung aus feiner Ververbtheit zum Guten, zu feiner 
Pflicht Hinleitet. Nur ungern ftraft ver Himmel. Sind Lafter und Schlehtigfeit entfernt, fo 
bewegt ic) das Weltgebäude wieder im herkömmlichen Gleiſe. 

Das Mittelveich ift, feit dem Untergange der Tſcheudynaſtie, im 3. Jahrhundert vor un: 
jerer Zeitrechnung, ein Aominiftrativftaat, ohne irgendeinen auf Grundbeſitz ruhenden und 
Sonderrechte fi erfreuenvden Erbadel. Nur die Nachkommen des Gonfurius, des Lehrers der 
hinefiihen Menſchheit — feine Familie bildet den älteften Adel ver Welt — und der Clan der 
berrfchenden Dynaftie genießen bejondere Auszeichnungen und erbliche Vortheile. Die Kaifer 
verleihen zwar, gleichwie in den weitlichen Monarchien geſchieht, allerlei Zitel ; eö jind Died aber 
bloße Ehrenbenennungen, wodurch die Stellung ihrer Träger in der bürgerligen Geſellſchaft 
feinerlei Anderung erleidet, ’ 

Die eigentlihen Herren ded Staats jind die Beamten: jie bilden die mächtigſte und ents 
wickeltſte Bureaufratie auf Erden. Gine Selbitregierung des Volks ift mit dem Principe des 
göttlichen Rechts unverträglich; die hinefiihe Sprade hat Fein Wort für Breiheit und Selbftän- 
digkeit. Die Fürſten fenden ihre Diener, welche willfürlid angeftellt und befördert, erniedrigt 
und abgejegt werden, im Neiche herum, um die mit ewiger Unmündigkeit geihlagenen Maſſen 
in Gehorjam zu erhalten. Sorgſamen Auges, jo fprehen die Magifter des hiſtoriſchen Him⸗ 
melſtaats im oͤſtlichen Aſien, blickt der Himmelsſohn im Lande umher, damit er Tugend und 
Talent herausfinde und ſie zu ſeinen Öehülfen erhebe. Der erhabene Herr von Gotted Gnaden iſt 
ver Wagenlenker, vie Miniſter feine Hände. Die Geſetze ſind das Gebiß im Munde des Volks, 
welches gezügelt wird mittels der Beamten. Die Strafen bilden die Streiche, wodurch Unge-— 
horſame angetrieben werden. Damit nun aber verdienſtvolle und kenntnißreiche Männer vor 
dem Auge des Allgebieters nicht verborgen bleiben, jo jind Prüfungen angeordnet, wo jeder erz 
iheinen und fein Talent leuchten laffen kann am Lichte ded Tage. Die Gegenftände, aus wel: 
hen geprüft wird, bleiben jeit Jahrhunderten unabänderlich vorgeſchrieben. Auf diefe Weife 
it im Zeitenverlanfe das in fih abgeſchloſſene, verfnögerte Chineſenthum entitanden, bewacht 
von der Selbſtſucht, von der Unwiflenheit und dem Hochmuthe der Hunderttaufend, aus ven gei= 
figen Mufterfihrauben hervorgegangenen Magifter und faiferlihen Knechte. 

Das Beamtenweien hat unter den verihiedenen Dynaftien mehr äußerliche Veränderungen 
erfahren. Es zerfällt jegt, wie in Rußland, in neun Ordnungen, von denen eine jede zwei 
Rangſtufen bildet, im ganzen 18 Klaſſen. Alte die zahlreichen öffentlichen Givil- und Miliz 
tärdiener des chineſiſchen Reichs, dort Kuan, in Europa gemeinhin nad dem indiſchen Worte 
Mantri, welches Rath oder Rathsherr bedeutet, Manbarine genannt, gehören zu einer oder ber 
andern Klafle. Der innere oder geheime Rath, jo genannt, weil er innerhalb bed kaiſerlichen 
Palaſtes, links vom Thronſaale feinen Sig hat, bildet unter Dem Kaifer, mit dem er in unmittel- 
barer Verbindung fteht, die oberſte Verwaltungsbehörde, den Staatsrath ded Reihe. Er be: 
ſteht aus vier Geheimräthen erften Ranges, erſter Ordnung, welche jämmtlih Kundige der 
großen Wiflenihaft, d. h. ver Staatöweisheit, genannt werben. Die zwei erften find Mandſchu 
und die andern Chinejen. Den Geheimräthen werden noch eine unbeftinmte Anzahl Beiliger 
zugetheilt, welche gewöhnlid von der Hauptſtadt abwejend und höhern Verwaltungsftellen in 
den Kreifen vorflehen. Unter dem Geheimrathe ſtehen die ſechs Miniſterien, deren Präfidenten 
ald Geheimräthe in außerorventlichen Dienften zu betrachten find. Sie führen ebenfalld den 
Titel Kundige der. großen Wiſſenſchaft oder Staatsweis heit, und werben gemeinhin Oberſchrei⸗ 
ber genanut. Dies find die Miniſterien des Innern, der Finanzen, des Eultus, des Kriegs, der 
Gerechtigkeit umd ver öffentlichen Arbeiten. Er | 
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Aus den zahlreichen Geſetzen und Vorſchriften über die Verwaltung des Reichs geht im 
ganzen hervor, daß China an der verderblichen Krankheit des Zuvielregierend leidet. Desbalb 
wird auch, wie unter ſolchen Verhältniſſen zu geſchehen pflegt, von hundert Verordnungen kaum 
eine einzige ausgeführt. Man würde in China, wie in allen andern despotiſchen Staaten, zu 
einem ganz falſchen Ergebniß kommen, wollte man die wirklichen Zuftände an dem geſchricbenen 
Buchſtaben der Geſetze und Erlaffe meflen und beurteilen. Nicht auf Ehre und Auszeichnung, 
wie Montesquien jagt, fondern auf Schein und Rüge find die Deöpotien gegründet. 

Wie zu den Zeiten Karl's des Großen und Napoleon’s zwifhen Branfen und dem Franken: 
reiche, zwiſchen Frankreich und dem franzöftfhen Reiche unterfhieden ward, fo müffen auch 
während vieler Perioden des öftlichen Afien die Benennungen Ehina und dinefifhes Reid 
genau unterſchieden werden. Es ftanden nämlih und ftehen heutzutage unter der Herrichaft 
der Himmelsföhne mehrere Völker und Reiche, welche nicht zu China, im engern Sinne dei 
Worts, zu den von Chineſen bewohnten Gegenden gehören. Will man einen rechten Begriff 
son der Macht und dem Einfluffe des chineſiſchen Volks und feines Culturſyſtems erlangen, jo 
dürfen diefe auswärtigen Befigungen nicht übergangen werben. Reichten doch bald bie unmit- 
telbare Herrſchaft, bald die mittelbaren Einflüſſe Chinas von Peking nad Bokhara und, in 
manden Jahrhunderten, felbft bis zum Stromgebiete des Oxus und bed Jarartes. 

Bom nörbliden Aſien fteigt man leicht hinab in die Tiefebenen und Alpenländer des Mit- 
telreich8; kein Rieſenſtrom, feine Gebirgäfette bildet hier eine natürliche Scheidewand. Die 
Kunft folkte ven Mangel der Natur erfegen; fie ward aber unwirkſam befunden. Türken, Mon- 
gofen und Tungufen durchbrachen die riefigen Schugwälle und vernichteten in ihrem wilden, 
unvernünftigem Grimme die geiftigen und phyſiſchen Saaten der Süblänver. Dieje mußten 
nun, wollten jie ihres Beſitzthums und Lebens fiher fein, die ungeftümen Menfchenraffen in 
ihrer Heimat auffuchen, fie zur Eultur erziehen und durch flug erfonnene Bande auseinander 
halten, damit fte nicht, zu einer Maffe zufammenfchmelzend, die Tieflande überſchwemmen und 
unterjohen. Selbft die große Wüfte, melde Ehina von Mittelajien trennt, ift zu manden Zei: 
ten, weil fie feine hinreihende Schutzwehr gegen Die Nomadenvölker darbof, überjäritten wor⸗ 
den, um jenfeit derſelben, in ben Ländern Mittelafiend, die Gefahren zu erſticken, welde ven 
norbweftlichen Kreifen des Reichs drohten. Died ward aud an andern Grenzen, im Welten, 
Süden und Often, für notwendig befunden, in den Alpenländern Tibets, auf den Inſeln des 
Öftlihen Meered und in den Ländergebieten zwiichen dem Jrawaddi und dem Meerbufen von 
Tongfing. 

Es bedarf im Reiche ver Mitte feiner Staats: oder Gemeindeerlaubniß, um eine Familie zu 
begründen. Jeder heivagpet jo viel Weiber zweiter Art — nur eine ift erften Ranges, ift die 
Frau des Haufed — jeder nimmt fo viele Beifchläferinnen,, ald er nur immer ernähren kann. 
Heirathen und Söhne erzeugen gehört zum Seelenheile eines echten Sohnes des Jao und Schun. 
Wer follte ihn in alten Tagen nähren und pflegen; wer follte fünftig auf feinem Grabe opfern, 
die Manen am Hausaltare verehren und für ibre Bepürfniffe im Schattenreiche Sorgetragen! Die 
Bevölkerung bat ſich demgemäß, innerhalb der fangen Friedensjahre, derart vermehrt, daß 
mande Statiftifer des Weftend die Angaben der Ehinefen für übertrieben, für ein Ergebniß 
himmliſcher Eitelkeit halten. Sie glaubten in der großen Berfhiedenheit mehrerer Bevölke— 
rungsliften, nad einem verhältnigmäßig kurzen Zeitraume, einen binlänglihen Grund zum 
Miötrauen zu haben. Man bedachte oder mußte nicht, daß diefe Liften, in Ghina wie in Ruf: 
land, gewöhnlicd; blo8 zum Behufe ver Erhebung von Abgaben in Geld und Naturalien und 
andern Verpflihtungen entworfen, daß blos die Leiftungen unterworfener Familien und Ber: 
fonen darin aufgeführt werden. Die allgemeinen Volkszählungen find hiervon gänzlich ver: 
fhieden. Die Zählung von 1812 lieferte für China, im engern Sinne des Worts, ein Ergebniß 
von 362%/, Millionen. Rechnet man hierzu die fremden Völker, welche unter dem Golonial: 
minifterium ftehen, Mongolen, Tungufen, Tibeter und Türken mit 27%/, Millionen, fo hätte 
ſich bereits im Jahre 1812 die Bevölkerung des chineſiſchen Reichs auf 400 Millionen belaufen. 
Im Jahre 1849 wurde eine neue Zählung angeordnet, deren Ergebnifle im Weften noch nidt 
befannt find. Die Ländermafle des Chino-Mandſchuſtaaté ift aber je groß, daß bei Annabure 
einer Bevölkerung von 400 Millionen kaum 149 Berfonen auf die englifche Geviertmeile 
fommen. Man fieht, daß die amtlichen Angaben, nad der Natur der Dinge, keine Unwahr⸗ 
ſcheinlichkeit enthalten. Die Zweifler feinen ven Umfang und die Fruchtbarkeit des Reichs ſo⸗ 
wie die mäßige Lebendweife ver Bevölkerung überfehen zu haben, Alle aufmerffamen kundigen 
Beobachter, welche in den legten Jahren einige Bezirke des öſtlichen Afien durchzogen haben, 
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namentlich Gützlaff und Medhurſt, berichten von der außerordentlich dichten Menfchenmaffe. 
Der legtere glaubte fogar, nad) den Erfahrungen, welche er auf einer Reife durch die Seiven- 
und Iheediftricte einfammelte, daß die amtlihen Angaben weit hinter der Wahrheit zurüd- 
bleiben. Die Familienväter geben nämlich ihre Angehörigen nicht tichtig an, damit fie wenis 
ger Kopffteuer zu bezahlen hätten, was ſich die Unterbeamten für geringe Beftehungen gern 
gefalten laffen. 

Gar viel und vielerlei, während ihrer viertaufendjährigen Geſchichte, ift gefchehen in dieſen 
weitgeftrerften Marken des hinefifhen Eulturfoftens; die Länder find wiederholt getrennt und 
wieder vereinigt worden; Dynaftien find entftanden und verſchwunden; Fürften und Räuber 
haben zu Land und zu Waffer gräßliche Thaten verübt. Deflenungeadhtet hat China, fo wenig 
wie die andern deöpotifchen Staaten, in unjerm, im wahren Sinne des Worts eine Gefchichte. 
Wo die Entwidelung , wo der Fortſchritt fehlt, gibt es keine Geſchichte. China Hat ſich überdies, 
mitten unter den Völkern der Erbe, der Einſamkeit übergeben; Fremde, wenn aud an einzelnen 
Drten zugelaffen, wurden wie Diebe und lieverliches Gefindel bewacht und mishandelt. Der 
Fremde ift dem Chineſen nicht blos ein außerhalb der Eivilifation lebender Wilder, fondern ein 
Gott und Menſchen verhaßter Dämon. Wer aber ven andern fein Recht geftattet, ſtellt ſich 
ſelbſt rehtlos hin; Macht erhebt fih gegen Macht; pie Schwachen find verloren und bürfen nicht 
einmal Klage führen. Audy ohne ven Opiumfrieg wäre die Abfperrung Chinas von der übris 
gen Welt nicht lange mehr zu halten gemwefen. Dampffchiffe, Eiſenbahnen und Telegraphen 
dulden in unfern Tagen feine Ifolirung mehr. Japan, Siam und Cochinchina, das nordöſt⸗ 
liche Aften, das Amurland und Afrika wurden aud ohne Opium und dad Auswärtige Amt zu 
London in vie Weltbewegung hineingezogen. 

In allen Staaten, wo fid die Menſchen nicht ſelbſt regieren, fondern von andern regiert 
werben, ba fann den Maſſen weder Einſicht noch Tapferkeit, weder Tugend noch Gerechtigkeit 
innewohnen. Mag die Regierung auch den beften Willen Haben, mag fie dad Volk in der That 
zum Beffern, zum Höhern erziehen wollen: e& ift vergeblich, ihr eigenes Prineip tritt ihr feindlich 
entgegen. Preßfreiheit, politifche und religiöfe Vereine find in Ehina nicht geftattet; felbft eine 
rũckſichtsvolle Beiprehung der Landesverhältniſſe, fei ed nun in öffentlichen oder Privathäus 
fern, iſt bei dem herrſchenden Spionirwefen nicht möglih. In Aſien und allen Ländern, wo 
Bielweiberei herrſcht, ift überdies eine gemifchte Gefellihaft undenkbar; und doch will und muß 
der Menſch, hat er die Laſten des Tages ertragen, eine Erholung haben. Da ergibt er ſich allen 
finnlichen Gelüften ; er ißt und trinft und fpielt. Opium, Branntwein, Bier und was fonft die 
Sinne figelt, find die Freuden der verthierten Maflen. Ermahnungen, alle Maßnahmen der 
Behörden, welche diefer oder jener Ausfchweifung feuern wollen, damit fie am Ende nicht ſelbſt 
in den Abgrund gerathen, find vergebens. Sie kämpfen gegen die Orundpfeiler ihres eigenen 
Dafeins. Feigheit und Verdummung, Lafter und Verbrechen find ihre Stügen. Das Opium- 
rauchen hatte, während der erften Jahrzehnde unferd Jahrhunderts, in ganz Aſien derart zuge- 
nommen , daß die Einfuhr die Ausfuhr um große Summen überftieg, melde in Metallwerth 
erfegt werben mußten. Das Opium ward verboten, fein Gebrauch fteigerte fih immermehr. 
Nun verlangt ver Herrſcher zu Peking, England folle feinen Unterthanen die Anpflanzung und 
den Handel mit Opium verbieten. Man bat in China und allen ähnlichen Staaten feinen Be: 
griff von perfönlidher und bürgerlicher Freiheit ; die Regierungen thun was fie wollen, und ver— 
langen Ähnliches von England und Nordamerika. Daß es Gefepe gibt, welche auch die Herr= 
fer binden, davon hat die Willkür feine Ahnung. England erwiderte: Wir können dad 
Dpiumgefchäft nicht unterdrücken, und e8 möchte auch wenig helfen. Anftatt der Briten würden 
Kaufleute anderer Nationen auf dem Marfte erfcheinen. Eine Zeit lang wurden Schriften ges 
wechſelt; ein befriedigendes Ergebnif war unmöglich. Wie bei allen Principienfämpfen mußte 
auch hier das Schwert entſcheiden. 

Die katholiſchen Sendboten Hue und Gabet fanden (1844) den Mandſchu Kiſchen, welcher 
im Beginne der engliſch-chineſiſchen Wirren eine fo große Rolle ſpielte, als Statthalter zu 
Lhaſſa. Kiſchen fage zu ihnen unter anderm: „Ja gewiß, eure Mandarine find weit glücklicher 
als wir. Eure Regierung ift beſſer als die unſere. Unſer Kaifer kann nicht alles wiflen, und 
doch enticheidet er über alles, ohne daß jemand zu wiberfpredhen wagt. Unfer Herr fpricht zu . 
und: das ift weiß. Wir werfen und zur Erde und fagen, ja, das ift weiß. Zeigt er und denſel⸗ 
ben Gegenftand und fagt: das iſt fhwarz, fo werfen wir und wieder zur Erbe und fagen: ja, 
das iſt ſchwarz. Wenn nun aber jemand entgegnen würde, daß ein und berfelbe Grgenftand 
nicht zugleich weiß und ſchwarz fein könne, fo möchte der Kaiſer vielleicht zu dem, der ſolchen 
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Muth Hätte, ſprechen: du haft recht, und zu derſelben Zeit ihn erdroſſeln oder enthaupten laſſen. 
Ad, wir haben feine Verſammlung, wie ihr”, jo nämlid bezeichnete Kiſchen das Parlament. 
„Wenn euer Gebieter ver Gerechtigkeit zuwiderhandelt, jo kann die Verſammlung aller 
Häupter feinem Willen Ginhalt thun.“ Kiſchen erzählt weiter, wie man 1839 die Angelegen- 
heit mit den Engländern in Befing behandelte. „Der Kaijer berief die acht Näthe, melde jei- 
nen Geheimen Rath bilden, und fprad von den im Süden vorgefallenen Greignijlen. Die 
Abenteurer ver weitlichen Meere hätten fidy rebellifch und ungehorfam gezeigt, man müſſe fe 
feftnehmen und ftrenge beſtrafen, damit alle, melde ihre jhlimme Aufführung nachahmen möd- 
ten, abgefchredt würden. Hierzu verlaugte der Himmelsjohn das Gutachten jeined Raths. Da 
warfen fich die vier Mandichu: Geheimräthe auf das Angeficht nieder und ſprachen: Ja, ja, je, 
fo lautet der Befehl des Herrn. Als die Reihe an die vier hinefiihen Geheimräthe kam, warfen 
fie ſich ebenfalls auf das Angeficht nieder und ſprachen: Ja, ja, ja, es ift die heilige Wohlthar 
des Himmelsſohnes. . Dem hatte man nichts mehr hinzuzufügen; die Berathung mar zu 
Ende und die Berfammlung verabichiedet. 

Ein Heiliger Befehl ift ergangen: „Der Opiumhandel joll vernichtet, die Barbaren in um: 
bedingte Unterwerfung gebracht werben.” Die Schmuggelflotte an der Tigermünbung zu Lin⸗ 
ting mußte ihr Opium den chineſiſchen Behörven übergeben. 20233 Kiften, welche im Ankauf 
an 10 Mil, Dollars koſteten, wurden vernichtet, und den Engländern, infolge mehrerer Unord⸗ 
nungen und Kämpfe, mobei die Chinefen große Berlufte erlitten, für ewige Zeiten der Zutritt 
zum Mittelreiche unterfagt. „Man kann leicht befehlen‘‘, erwiderten dieje, „der Handel joll auf 
ewige Zeiten aufhören. Aber wie will man, abgeiehen davon, ob irgendeiner Nation fol ein 
Ausſchließungsrecht zugeflanden werden kann, dieſen Befehl vollziehen, zu einer Zeit, we wir 
noch jo große Forderungen zu machen haben? Wir verlangen Genugthuung für die Schmach 
wir verlangen Schabenerjag für dad weggenommene Opium. Unſere andern Verluſte belaufen 
ſich ebenfalls auf einige Millionen, ſodaß wir die ſämmtlichen Forderungen mit gutem Grunde 
auf 17—18 Millionen berechnen fönnen. Hierzu fommen nod vie Ausgaben für die Rüftun: 
gen, in welche wir geftürgt wurden und werden, um dieſe Schulven einzutreiben. Die Würfel 
find geworfen ; Warfengewalt, die legte Zuflucht der Fürften und Völker, wird entſcheiden 

Chineſen und andere ſüdliche Völker werben niemals einen Waffenftiliftand eingeben und 
Brieden jchließen, wenn es in ihrer Macht ftebt, ven Feind vollfommen zu vernichten. Taokuang 

hielt vemgemäß die friedlichen Anerbietungen der Engländer nad ver Beſitznahme der Iniel: 
gruppe Tihufan (Juli 1840) für Schwäche. Der faiferlihe Bevollmädtigte, der Mandſchu 
Kiſchen, erwiderte fogar bei ven Unterbandlungen am Fluſſe Pebo, woran Peking liegt: die Eng- 
länder fönnten fich über feine Mishandlungen beklagen; fie feien ja als tributbringende Bölfer 
eingereiht und ftänden unter dem Gebote des Himmelsſohnes. Die faijerlihe Gnade wolle je: 
doch ihr Geſuch nicht unbedingt zurückweiſen, und die Vorfälle an Ort und Stelle, mo jie ih 
ereigneten, nochmals unterjuchen laffen (September 1840). 

Der nad) wiederholten Beinpfeligfeiten und Unterhandlungen abgeſchloſſene Friede an der 
Tigermündung(7. Ian. 1841) ward von beiden Regierungen, der britiichen wie der chineſiſchen, 
zurüdgewiejen. In London wollte man mehr haben und in Peking weniger gewähren. Die 
vorjihtigen und wohlwollenden Unterhändler Kifhen und Elliot wurden abberufen ; der Krieg 
begann wieder und ward unter der Leitung ded neuen Bevollmädtigten, Sir James Portinger, 
in viel entſchiedenerer Weife geführt: Mehrere Städte und Bezirke, längs der ſüdlichen und öſt⸗ 
lihen Geſtadelandſchaften, jowie die von Elliot, nah dem Friedensſchluſſe herausgegebene 
Zihufangruppe, fallen ſchnell nacheinander in die Hände der Briten, und zwar unter großem 
Berlufte an Menſchen auf feiten ver Chineſen. Von Tſchuſan zieht man hinüber zum Feſtland; 
die Hafenſtädte Tſchinhai und Ningpo find eingenommen und der ganze Kreis Tſchekiang ſteht 
dem Feinde offen. Die Engländer verbleiben hier während der Wintermonate; man wartet auf 
Berftärfungen, um im Frühjahre die Operationen mit friiher Kraft beginnen zu können. 

Kein andered Land ift von fo zahlreichen Flüſſen durchzogen, wie die mittlern, ſüdlichen und 
Öftlichen Kreife des Mittelreihs. Die Rinnſale wurden frühe, jhon in ven Jahrhunderten vor 
unſerer Zeitrechnung, durch viele künſtliche Waſſerleitungen derart miteinander verbunden, daß 
die Hauptflädte von einem wahren Wafjerneg umzogen find. Weil nun einzelne Herrſcher in 
verſchiedenen Iheilen des Landes ihren Hof hielten, fo ward auch die Richtung des Waſſernetzes 
manden Beränderungen unterworfen. Es hatten die Mongolen, um ihren Beilgungen im 
nörplihen und mittlern Ajien näher zu fein, ihre Hofhaltung zu Peking aufgefchlagen ; dorthin 
nun leiteten jie die Hauptwallerftraße des Reichs. Diefer große Kanal, von der erſten Stadt 


China 523 


des Kreiſes Tſchekiang bis zur Reſidenz fich ziehend, ift auch unter ven beiden folgenden 
Herrfherfamilien, der Ming und Mandſchu, welche mit geringen Ausnahmen ihre Reſidenz 
ebenfalls zu Beling hielten, in gutem Zuftande erhalten worden. Sie bezeichneten und bezeich⸗ 
nen den Kanal mit allerlei Namen. Bald heißt er Kaiferfirom, bald Transportfluß oder au 
Fluß für die Weiterichaffung der Lebensmittel und Abgaben. Diefe Waſſerſtraße bildet die 
große Puldader des Reihe. Dadurch erhält Peking, erhalten die weniger fruchtbaren Länder 
den Reichthum und den Überfluß der mittlern und ſüdlichen Kreife. Eine Hemmung der Zus 
fuhr aus dieſen Gegenden würde bald eine Hungersnoth, und infolge verfelben gefährliche Auf: 
ſtände erregen. Diefer Weg mittelbaren Zwanges erſchien am geeignetiten, um die Halsſtarrig— 
keit des chineſiſchen Hofes zu brechen und die Regierung des Himmelsſohnes über ihre Schwäche 
aufzuklären. 

Im Verlaufe des Frühjahrs 1842 waren die Berftärfungen aus Indien und dem europäi— 
fhen Mutterlande eingetroffen. Die Operationen gegen das herrliche Land Kiagnan oder die 
Gegenden füdlich des Stroms, konnten mit Nachdruck begonnen werden. Am 16. Juli jegelten 
die Anführer der britifchen Land und Seemacht ven Dangstjesfiang aufwärts, unterjuchten die 
Zugänge und Lage von Tſchinkiang, d. h. der Stromeswarte, um hiernad ihren Angriffsplan 
zu entwerfen. Sir William Parker und Sir Hugh Gough fuhren bis nahe an den Gingang 
in den Kaiſerkanal, ohne irgendeinen Widerſtand zu finden, ſodaß man wähnen fonnte, dieſe 
Stabt würde ohne Schwertſtreich fallen, eine Meinung, welche wol abſichtlich von den chine— 
ſiſchen Dolmetſchern genährt wurde, damit die Engländer feine Vorbereitungen treffen und 
überraſcht werden möchten. Tſchinkiang liegt auf der Südſeite des Stromes und ift die wich— 
tigfte Feſtung des Kreifed Kiangnan, die eigentlihe Schugmauer des Neihs im Süden. Der 
große Kanal läuft zwifchen ven Wällen der Feſtung und der weitliben Vorſtadt hindurd und 
vereimigt ich hier mit dem Strome. Man hat jpäter durch Armeeliiten, die nad Einnahme ver 
Stadt den Engländern in die Hände fielen, erfahren, die ganze Bejagung habe blos aus 
2400 Mann beftanden, wovon 1200 aus einheimiſchen in Tſchinkiaug anfälligen Mandſchu— 
truppen und 400 aus ver ferne berbeigefommen waren. Warum hatte die Regierung nit 
50 — 60000 Mann der adt Banner, welde ja, nad amtlihen Angaben, die Anzahi von 
160000 erreichen jollten, dahin beordert? Warum find, während des ganzen zweijährigen 
Kampfes, den Gngländern feine Heere von 100— 200000 Mann entgegengetreten, da ja nad 
dem Staatshandbuche eine Million Soldaten vorhanden fein follen? Weil die amtlichen Anga— 
ben despotiſcher Neiche der Wirklichkeit widerjprechen, auf Lug und Trug beruhen. Die eng: 
liihen Truppen in China waren niemals fo zahlreich, ald zur Zeit, wo fie vor Tſchinkiang ſtan— 
den, und doch beliefen jte ſich nicht auf TOOO Mann! Mit diejer verhältnißmäßig fo geringen 
Macht haben die Briten der Regierung von Beking die Friedensbedingungen vorgefchrieben, und 
biermit hätten jie auch, wäre eö nothwendig geweien, oder hätteed in ihrem Plane gelegen, ohne 
Zweifel die Mandſchudynaſtie aus ihrer Hauptſtadt jagen und dad ganze chineſiſche Neich ge: 
winnen fönnen. Mit einer nicht größern Truppenzahl wollte bereits, in der zweiten Hälfte des 
16. Jahrhunderts, ein ſpaniſcher Handeldagent in Manila das chineſiſche Reich der Ming für 
König Philipp H. erobern. 

Der Angriff begann den 21. Juli in der Frühe. Bon verihiedenen Seiten zogen die Eng— 
länder gegen dad Innere der Stadt, wo ſich die Mandſchu mit ver größten Erbitterung jchlugen, 
ſodaß es in manden engen Straßen zu einem förmlihen Kandgemenge fam. Kaum hatten 
dieje ehemaligen Eroberer des Mittelreichö die Liberzeugung erlangt, daß, aller Anftrengungen 
ungeadtet, ver Tag verloren, fo wollten fie die Schande nicht überleben. Zuerſt opferten fie 
Weib und Kind und rannten dann felbit auf mannichfache Weije in ven Tod. Greigniffe fielen . 
bier vor, die nicht gräßlicher erdadht werden fünnen. In einem Haufe wurden 14 ermiorbete 
Weiber gefunden und ringsum fahen Männer, welde ji, jobald die Feinde eindrangen, den 
Hals abſchnitten. Aber aud der Berluft ver Öngländer war bedeutend, der bedeutendſte in einem 
Treffen während dieſes ganzen Kriegs; er belief jih im ganzen an Todten und Verwundeten 
auf 198 Mann. 

Ein paniſcher Schreck ergreift jept alle Bewohner des Mittelreihe. „Wer könnt’ es noch 
wagen, biejer mächtigen Nation Wiverftand zu leiften, nachdem die ſtärkſte Feſtung, von den 
tapferften Truppen vertheidigt, in wenigen Stunden gefallen it!“ Allgemein ging in den 
mittlern und felbft in den wejtlichen Kreifen die Sage, die rothen Teufel hätten den Süden ero⸗ 
bert und den Norden ausgehungert. Über den Norden wäre, nach der Flucht des Taokuang, 
ein einheimiſcher Fürſt, Tſchu geheißen — der Name des Gründers der Mingdynaſtie — gejegt. 
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werden, den Süden dagegen hätten die Fremden unter ihre unmittelbare Herrſchaft genommen. 
Alle Länder vieffeit des Kiang würden jegt twieder, wie jo häufig während der frühern Jahr: 
hunderte, in felbftändiger Weife regiert werden. Die unwiffende Menge wähnt ſogar, allent- 
halben hielten fi Engländer auf, welche heimlicherweife ind Land gekommen und nächftene über 
das Volk ver Mitte heriallen würden. Man kaun ſich leicht denken, wie diefe Leute die flüchtigen 
Truppen verhöhnten, welche in ven fernen Kreijen mit aufgepflanzten Bahnen umberzogen und 
Lieder fangen, deren Reigen lautete: Bor diefem Panier flohen, flohen die Barbaren! 

Am 3. Aug. 1842 fegelte die Erpedition firomaufiwärts gegen Nanfing, welches auf der 
MWafferftrafe längs der nörplichen Biegung des Fluffes, ungefähr 13 deutſche Meilen in ſüd⸗ 
weftlicher Richtung von Tſchinkiang entfernt if. Wegen ſtarken Falles des Waflers gelangte 
fie erft am 9. Aug. zu diefer zweiten Hauptftabt des Reichs, deren Bevölferung fi damals menig- 
ſtens auf 1%), Million belaufen mochte. Man fand hier an beiden Ufern, wie in vielen andern 
Gegenden Chinas, vortreffliche Steinfohlen, eine wichtige Entdeckung für die Dampfſchiffahrt 
auf den Flüſſen, melde ind Herz des chineſiſchen Reiche bis unfern der Grenzen Tibets und 
Hindoftand führen. Der Kiang felbft ift für Dampfer wenigftens auf 400 engliihe Meilen 
fhiffbar, von feiner Mündung gerechnet. Wie ed um die Zeit in Nanfing ausfah, weiß man 
aus einem aufgefangenen Berichte des Generals der Manpichubefagung. „Als Tſchinkiang 
von den Barbaren angegriffen wurde, fonnte der Sklave des erhabenen Herrn dieſer Beftung 
nicht zu Hülfe fommen. Ich Hatte nur geringe Streitfräfte und mußte auf Verteidigung Nanz 
fings bedacht fein. Jetzt ſchwebt dieſe Stadt ſelbſt in größter Gefahr; denn die geringe Gar: 
nifon befteht blos aus Flüchtlingen der Truppen, weldye bereitd ſämmtlich von den Barbaren 
geihlagen wurden, Peinigende Gedanken erfüllen Tag und Naht die Serle des Sflaven Ew. 
Majeftät; fie vafen mir, einem wilden Feuer gleich, durch alle Grbeine.“ 

In den nächiten Tagen gingen zahlreiche Botichaften zwifchen den chineſiſchen Behörden und 
Sir Henry, die zu feinem Ergebnip führten. Die Geſandten Kijing und Ilipu zögerten immer 
no, die Vollmachten des Hofes aufzumeilen, welche fie nad dem Kalle von Tſchinkiang, zur 
Beilegung der Zwiftigfeiten, zur Abhülfe aller Beſchwerden des Feindes erhalten hatten. Dem— 
nad ward beſchloſſen, am folgenden Morgen (13. Aug.) von verſchiedenen Bunkten der Tand- 
und Seefeite zu gleicher Zeit ven Angriff zu beginnen. Die Gefandten find hiervon mit dem 
Zufage unterrichtet worden, nur die Vorlegung der unbebingten Vollmachten ihres Gebieters 
könne Nanfing vor dem fihern Untergange retten. Mitternacht war bereitö vorüber, und noch 
ift feine Antwort erfolgt. Kijing und Ilipu mochten fühlen, wel ein hochwichtiger, entfcheis 
dender Augenblid gefommen, und ihn folange ald möglich zu verfchieben ſuchen. Handelte ed 
fi doc um die Unabhängigkeit und Selbftändigfeit des Mandſchureichs! Nur drei Stunden 
waren no übrig His Tagesanbruch, bis zum Sturmbeginn, als die Botichaft anlangt, die faifer: 
lichen Abgeordneten wollten fi den Wünfchen Pottinger's fügen und ihre Vollmachten vor: 
zeigen laffen. Es waren in der That, wie die chineſiſchen Geſandten am Beho (Juni 1858) er: 
Härten, feine vorhanden. Kijing hatte Vollmachten' diefer Art gefälfht. Der Glanz des 
Herrſcherhauſes des goldenen Gioro ift erblichen ; die Majeftät des Mandſchuſtaats ift zu Boden 
gefallen. Die Auflöfung des großen, vom Amurftrome bis zum füplichen Weltmeere, zu den 
Grenzen von Birma und Siam, dann von den Gewäſſern Japans und Koreas bis nah Kho— 
fand, zu den indiſchen Befigungen der Briten ſich dehnenden Reichs ift hiermit auf die erfte 
Stufe getreten. Für alle Völker des hinefifchen Eulturjuftem®, ja für das ganze Öftliche Aſten 
— mad die Ehinefen und zum großen Theil au ihre Sieger nicht ahnten — hatte eine neue 
Zeit begonnen. 

Der Friede zu Nanking vom 29. Aug. 1843 gewährte den Engländern den größten Theil 
ihrer damaligen Wünfche und Forderungen. China zahlt 21 Mill. Dollars, öffnet fünf Hafen— 
ſtaͤdte: Kuangtong, Amoy, Futſcheu, Ningpo und Schanghai dem freien Handel und Anfenthalt 
der Fremden, welche hier Käufer und Kirchen, Hospitäler und Schulen bauen können. Es 
überläßt die Infel Hongkong auf immer und geftattet, daß ber Verkehr zwiſchen den beiden 
Staaten auf dem Fuße der Ebenbürtigfeit und vollfommener Gleichheit geführt werde. Das 
Begehr der Annahme eines Gefandten zu Peking und der Einfuhr des Opiums, gleichiwie anderer 
Erzeugniſſe, gegen beftinimte Zölle ward zurückgewieſen. Solher Demüthigung, fold einem 
unmoralifhen „die Rache des Vaters Himmel und der Mutter Erde herausfordernden Geſetze“ 
würde der Himmelsſohn niemals feine Zuftimnung geben. Die Zollfäge, melde man fpäter 
(22. Juli 1843) vereinbarte, find fehr mäßig, nur in wenigen Artikeln überfleigen fie 
5 Proc. Das Opiumgefchäit blieb auch jept den englifchen und chineſiſchen Schmugglerbanden 
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überlaflen, welche längs ber weitgeſtreckten Küften des Mittelreihs ihre Stationen haben, und 
deren Gewinfte ji immer mehren. Die Einfuhr beträgt feit der Zeit, im jährliden Durch— 
fhnitte, 35000 Kiſten, im Betrage von 43 — 44 Mill. Fl., wovon mehr als drei Een der 
angloinpifchen Regierung als reiner Gewinn bleiben. 

Kaum bat ih Nordamerika zu einem felbftändigen Staate emporgeſchwungen, fo richten 
feine Inſaſſen am Atlantifchen Meere ihre Blide nah den Uferlanden am Stillen Decean, 
Boftoner Kaufherren bilden (1787) eine Gefellihait, um Peltereien vom Nutkaſund nad 
China zu verführen und dort gegen Thee, Seidenzeuge, Nanfing und Porzellan zu vertauſchen. 
Dies glückte im hohen Grade. Der Congreß bat erſt nady Erwerbung der Länder Lonifiana 
(1803) und Florida (1819) den Gegenden jenfeit der Felfengebivge andauernde Aufnerkfam: 
feit gewidmet und fie in ben Bereich feiner Verhandlung gezogen. Die Bereinigten Staaten 
haben auf ganze Länderſtrecken, längs des Stillen Ocean, Anſprüche erhoben und bereit zu der 
Zeit ward auf Ehinefen hingewieſen, welche zum Anbau jener Gegenden mit großem Vortheil 
verwendet werben fönnten. Die vieljährigen Unterhandlungen mit Großbritannien und Ruß: 
land über die Grenzen jener weitgeftredten Marken haben die Aufmerkfamkeit auf Weſtamerika 
und Oftafien immer rege erhalten, welche num durch den engliſch-chineſiſchen Krieg und die gang 
verſchiedene Stellung des Mittelreichs zur civilifirten Welt im hohen Grade gefteigert wurbe. 
‚Begebenheiten von großer Wichtigkeit”, jagt eine Botfchaft des Prajidenten Tyler an das Haus 
der Repräfentanten (31. Dec. 1842), „haben fih in China zugetragen. Der chineſiſche Handel 
erfordert ed, und zu verſichern, ob auch wir, ob auch alle andern Rationen der Erde in den neu— 
eröffneten Häfen Zutritt erhalten. Der Vortrag des englifchen Bevollmächtigten mit der chine— 
fiihen Regierung übergeht dieſes Verhältniß mit Stillſchweigen; nichts iſt darüber beſtimmt, 
ob die Schiffe anderer Staaten in den neueröffneten Häfen aufgenommen oder zurückgewieſen 
werben. Es ſcheint demnach geeignet, daß jedes mit China Handel treibende Volk feine Bezie- 
hungen zum Mittelreiche, mitteld eigener Verträge feſtſetze.“ 

* Der engliihschinefifche Krieg brachte zwar Oftaflen in engere Verbindung mit der übrigen 
Welt. Großbritannien hat aber nicht in unmittelbarer Weife — man kann. nicht für fremde 
Staaten unterhandeln — dad Mittelveich den andern Völkern geöffnet. Der hinejiihe Bevoll- 
mädtigte Kijing war e8, welcher dieſe Angelegenheit zuerſt in Anregung brachte und verlangte, 
die Engländer möchten ſich nicht widerjegen, wenn andern weſtlichen Nationen gleiche Freiheiten 
geftattet würden. Die Vereinigten Staaten von Nordamerika, nad England des größten Ber: 
kehrs mit ven Öftlichen Ajien fich erfreuend, erfcheinen zuerſt und ftellen zuerft die Forderung 
eined beſondern Handelsvertrags. Der Hof zu Peking war anfangs angenehm überrafcht, daß 
fich der Gefandte hiermit begnügte. Das hinefifche Volk und feine Regierung glaubten, die 
andern Barbaren würden ebenfalls Millionen und Infelgruppen verlangen. . Nur begriffen fie 
nicht, wozu ein befonderer Bertrag, da man doch allen weitlihen Völkern gleiche Rechte geftatte. 
Galifornien gehörte damals noch nicht zur Union; vom Goldreichthum und der jchnellen Ent: 
wickelung der Länder längs des Stillen Ocean fonnte man noch feine Ahnung haben. Und 
doch deutet Bräfivent Tyler oder Daniel Webfter, welder die Schrift verfaßte, in einem denk⸗ 
würdigen Schreiben an den Kaifer (12. Juli 1843) auf die Unternehmungen Amerikas gegen 
Aſien: „China“, heißt ed darin, „iſt ein großer Staat und die Ehinefen find jehr zahlreich. Die 
16 Staaten unferer Union find groß wie China, wenn auch nicht fo ſtark bevölkert, Die aufs 
gehende Sonne blickt auf die großen Berge und großen Zlüffe eures Reichs; die untergehende 
beleuchtet die gleich großen Berge und Ströme unferd Landes. Unſer Gebiet erftredt ſich von 
Deean zu Drean; im Weften trennt das Weltmeer unjere beiden Länder. Verlaſſen wir die 
Mündung unferer großen Flüſſe und ziehen gegen Weiten, jo gelangen wir nad) Japan und 
zum Gelben Meere. Zwei jo mächtige benachbarte Nationen müflen freundlichen Verkehr mit- 
einander pflegen; es ift der Wille des Himmels, daß fie ſich mit Achtung begegnen und ver- 
fündig handeln. Dazu bedarf es aber fefter Normen, beftimmter Grjege. Giner der Weiſen 
und Gelehrten unſers Landes, Caleb Eufhing, hat ven Auftrag, nad) Veking zu geben, um dort 
das Nöthige zu befprechen und feſtzuſetzen. Iſt der Bertrag von Ihrer Hand unterzeichnet, fo 
werde auch ich, wenn hierzu bevollmächtigt vom großen Mathe unferer Nation, dem Senate, 
meinen Namen darunterſehen.“ 

Die Berhandkungen zwiſchen dem jugemdlid = fräftigen Freiſtaate und der altersſchwachen 
Monarchie find voll anziehender und lehrreicher Ginzelhelien. Die orientaliſch- despotiſche 
Etiferte mußte ver menſchlich freien Sitte weichen : das frifche Reben trug ven Sieg davon über 
abgefioxrbene Formen. Itdes Wort, jeder Brauch, welder auf Unterwürfigkeit, auf eine tribut- 
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bringende Geſandtſchaft gedeutet werden konnte, mußte beſeitigt werden. Selbſt die Namen 
ihres Landes, ihrer Fürſten und Großen durften die Chineſen nicht, wie alte Sitte es will, über 
die Zeilen hinaufrücken. Geſchenke, eine allgemeine Gewohnheit des Morgenlandes, wurden 

weder gegeben noch genommen. Solche Nichtigkeiten ſeien ungeeignet im Verkehr zwiſchen 

großen Staaten. „Geſandte“, fo belehrt Caleb Cuſhing den Statthalter ver beiden KreijeRuang- 

tong und Ruangii, „vertreten die Stelle ihrer fouveränen Nationen. Jede Midahtung wir 

von den Staaten gerächt. Die Gefandten haben das Net zu kommen und zu geben nach Be: 

lieben. Nach weftliher Sitte erfcheinen fie ungehindert am Hofe, begrüßen den Fürften und 
unterhandelm mit feinen Miniftern. Werden vie Mittler des Friedens zurückgewieſen, fo bleiben 
blos Truppen und Schiffe, die Werkzeuge des Kriegs.’ Diefe Sprade erjchredte ven Himmels: 
ſohn Taofuang derart, daß er zu feinem einfichtsvollen Verwandten, dem Mandihu Kijing, 
nochmals feine Zuflucht nimmt. Der Minifter ward zum Stellvertreter des Kaiſers erhoben, 
ging nach Kanton, bot alles auf, um den Amerifaner von feiner Weiterreiſe nah Peking abzu: 
halten und hier im Süden den Bertrag abzuſchließen. Freilich vermeinte der Hof immer noch, 
man fei ia mit Amerifa nicht im Krtege und bebürfe Feines Friedens; die Untertanen des 
Staats hatten ih auch gehorfam und ordentlich betragen, was von den ſchlechten, aufrühre: 
rifchen Engländern nicht gelagt werden könnte. 

Kijing fügte Äh am Ende allen Forderungen, und mo er nicht helfen konnte, da mußte bie 
aufrühreriich gefinnte, verborbene Bevölferung Kantons die Schuld tragen, „Es jeien dies un: 
bändige, heftige Reute, die taufend Streiche im Kopfe führen. Seitdem die engliihen Soldaten 
berbeifamen , haben jie fi in Bünde zufammengethan, welde unter vem Vorwande, vom 
Baterlande die Shmah zu nehmen, rauben, plünvdern und allerlei fonftigen Unfug treiben. 
Sie find es, welche die Fremden beleidigen und immer und immer Unruhen erregen.‘ Gufbing 
hielt e8 für geeignet, die Geſandſchaft nad Pefing aufzugeben, mit vem Stellvertreter des Kai: 
fers zu unterhandeln und abzufchließen (3. Juli 1844). Es ift dies der Bertrag von Wan: 
gbia, jo genannt von einem Dorfe unfern Macao , in der dortigen Mundart Mongba gebeißen, 
wo er unterzeichnet wurde. Die Amerikaner beftanden darauf, daß fie ſich, im Falle einer Be- 
ſchwerde, an den Hof wenden dürften. Nun fragte es fich durch welche Behörde? Der hinefi- 
ſche Staat befigt fein auswärtiged Minifterium. Das Lifan juen, die Behörde für die Fremden, 
ift zur Negierung der nörplihen und norbweftlihen unter China ſtehenden Völkerſchaften ein- 
gefeßt, für Mongolen, Türken, Tungufen und Tibeter; dad Sittentribunal verkehrt blos mit 
tributbringenden Völkern, den Siameſen und Anamefen, mit Korea, Rußland und ven Licu: 
kieu. Mittels folder Stellen wollten die Amerikaner nicht verhandeln. Kijing verordnete, daß 
ihre Schreiben, melde von den Statthaltern der Provinzen empfangen werben müßten, an den 
Geheimen Rath zu rihten wären, Die Union genießt alle Begünftigungen, weldye mit den 
Engländern vereinbart wurden. Auch ift feſtgeſetzt, daß ohne Zuftimmung Amerikas feine 
neuen Monopolien eingeführt, feine neue Drbnung über Ein- und Ausfuhr getroffen und eine 

nderung der Zollfäge nicht vorgenommen werden dürfe. Die Amerikaner find überdies, mie 
alle Fremden in China, blos ihren eigenen Behörden unterworfen, ſſowol im peinlichen wie im 
bürgerlichen Rechte. n 

Die foftipielige franzöſiſche Geſandtſchaft war ein nutzloſes Bepränge. Branfreih bat in 
Ehina weder große politiihe noch Handelsintereffen zu vertreten. Da wird vorgegeben, der 
Geſandte Lagrine wäre im Öftlihen Afien ald Vertheidiger der religiöfen und humanen Be: 
frebungen aufgetreten. Der Vertrag von Wanghia liegt der franzöſiſch-chineſiſchen Überein⸗ 
funft von Whampo (24. Det. 1844) zu Grunde. Es ift blos hinzugefügt: den Sendboten und 
chineſiſchen Ehriften, deren wol kaum 200000 unter den 400 Millionen fein mögen, follten feine 
Hinderniffe in ven Weg gelegt werden. Aber auch dies blieb natürlich eitler Schein. Niemand 
kann das Benehmen der Regierung im Innern des Reichs überwachen. Welche humane Grund: 
fäge aber die Schüglinge ver Brangofen, die Jejuiten, in Ehina befolgen wollten, ift varaus zu 
eriehen, daß fie behaupteten: nur fie und ihre Gläubigen genöffen Religionsfreibeit; auf prote: 
ftantifche Mifftonen könne dieſer Artikel Feine Anwendung finden. Da trat Kijing nochmals 
mit der beftimmteiten Erklärung dazwiſchen: feine Sonderrechte; allen ſei religiöje Freiheit ge: 
ftattet, mögen fie nun ihren Herrn Jefus nad diefer oder jener Weife verehrten. In beiden 
Verträgen, im amerifanifchen wie im frangöfifchen, ward überdies gleihmäßig beſtimmt, erft 
nad Verlauf von 12 Jahren (1855) fünne eine Anderung in den vereinbarten Beflimmungen 
vorgenommen werden. 

Der Hof zu Peking hat mehrere gegen die Vertragsmächte übernommene Verpflichtungen 


Ebina 527 


niemals erfüllt. Nach den Tractaten mit Großbritannien jollte Kanton, forwol um dort zu 
wohnen ald Kandel zu treiben, geöffnet werden ; die Höhern Beamten Englands müßten, ſobald 
jie es münchen, von den Mandarinen zu allen Zeiten empfangen und, in jever Beziehung, ala 
ebenbürtige Vertreter eined unabhängigen Staats behandelt werden. Beides ift nicht gefchehen. 
Gemäß der Übereinkunft mit Norpamerifa follte die chineſiſche Regierung, ohne Beirath und 
Zuftimmung der Vereinigten Staaten, die Zölle weder erhöhen noch fonft abändern; dann 
müßten alle die Beichmerdefchriften und andern Gingaben der Regierung zu Wafbington von 
den oberften Kreisbehörden angenommen und zur Erledigung nad Peking geiandt werben. 
Beides ift nicht geſchehen. Frankreich murde, außer den England und der Union gewährten 
Freiheiten, noch zugeftanden, daf die Gingeborenen des Mittelreich® in der Ausübung des römi> 
ſchen Katholicismus nicht gehindert werden follten. „Würden Frangofen, gegen das beftehenve 
Perbot, nach dent Innern des Reichs gelangen, fo fönnen fie die chineſiſchen Behörden gefangen 
nehmen und in das nächſte Gonfulat bringen. Niemals aber vürfe der gefangene Franzoſe ge— 
Tchlagen, verwundet, oder in irgendeiner Weiſe mishandelt werden. Geſchähe dies, fo wäre 
Gefahr vorhanden , daß das gute Ginverftändniß, welches immer erhalten werden foll, zwifchen 
beiden Reichen getrübt werden könnte." Auch diefe beiden Verpflichtungen hat die chineſiſche Re— 
gierung in gröblicher Weife und wiederholt gebrochen. Zwiftigkeiten und nene Kriege konnten 
nicht ausbleiben. 

Die äußerliche zufällige Veranlaſſung der blutigen Kämpfe in und um Kanton ift von ges 
ringem Gewichte. Die wiederholt und weitläufig befprochene Frage, wer zuerft, die chineſiſche 
Regierung oder die englifhen Behörden, bei dem Streithandel in Betreff des Schiffes Arrow 
gefehlt Habe, ift eine Nebenfache geringer Bedeutung. Es herrſchte und berricht bei allen Frem— 
den, nicht blos von feiten der Engländer, jolh ein Widerwille gegen das hochmüthige, jedes 
menſchliche Gefühl verlegende Benehmen der Ehinefen; dann von chineſiſchem Standpunkte 
told mohlbegründeter Hay gegen alle Ausmärtigen, Briten, Amerifaner und Franzoſen, welder 
ſich durch eine Menge Angriffe und räuberifche Überfälle kundgab und kundgibt, daß ein furcht— 
bar blutiger Entiheidungsfampf nicht lange ausbleiben konnte. 

Kanton wurde (October 1856) wiederholt befchoflen und ſo das Vorfpiel zum neuen engliſch— 
hinefifchen Kriege alles Ernſtes begonnen. Oberftatthalter Jeh jegte in einem Erlaſſe an die 
ganze Bevölferung, an alle Berfonen vom Militär: und Handelsftande (5. Nov. 1856) einen 
Breis von 150 Dollars auf den Kopf der englifhen Barbaren, „welche in der ſchamloſeſten 
Weife die Kreishauptitadt angegriffen und eine Menge Menſchen ermordet haben. Ergreifet 
jeden englifchen Schurfen, fchlagt ihm den Kopf ab und bringt ihn in meine Amtöftube zur Unter- 
fuhung. Der Vorfall mit der Lorcha ift blos ein Vorwand; in die Stadt wollen diefe Bar— 
baren, gegen den Willen der Gefammtbevölkerung , Zutritt erhalten. Habt Vertrauen. Greift 
zu den Waffen umd ſchart euch um eure Vorgefegten. Ich werde eine große Armee zuſammen— 
bringen, um dieje barbariiche Räuber von der Erde zu vertilgen”. 

Die Behörden von Hongkong hatten einen Fehler begangen, welcher unter andern Ver- 
hältniffen von unberechenbaren Folgen geweſen wäre. Sie haben Krieg begonnen, ohne vie 
Mittel zu beſitzen, einen großen Schlag zu ſchlagen. Hätten fie gleich im Anfange ver Wirr: 
niffe Furcht und Entjegen im feindlichen Lager verbreiten können, ihre Forderung würde ges 
währt worden und dad Anjehen der englifchen Nation nicht zu Schaden gefommen fein, wenn 
aud nur für kurze Zeit. Bomring und Genoffen find von der Anſicht ausgegangen, Oberfts 
ftatthalter Jeh würde, gleichwie (1847) fein Borfahr im Amte, Kijing, nah Empfang einiger 
Drohſchriften oder wenigitens nad) Zerftörung der Burgen innerhalb des Verlenflufles und bei 
Kanton, in Demuth erfcheinen und fih jedem Begehr ver Fremden unterwerfen. Die Herren 
hatten vergeflen , daß mit der Ihronbefteigung des Hienfong (25. Febr. 1850) ein neues, oder 
vielmehr das alte Syſtem wieder auf den Dradenfig gelangte. Der Sohn und Nachfolger des 
Taoknang wollte die Macht und Würde des Mittelreihs, bloßgeftellt und arg beſchädigt, wäh— 
rend des anglo-chineſiſchen Kriegs, im frühern Glanze erneuen, wozu vorzüglich gehört, jede 
fernere Anmaßting der immer „Böſes finnenden engliſchen Barbaren“ in-fchroffer Form zurück— 
zumweifen und, wenn nothwendig, gewaltſam nieverzufchlagen. Kijing, ſowie die andern eins 
fihtövollen und nachgiebigen Räthe des Waters find aus der Nähe des jungen Fürſten entfernt 
und zum Theil hart beftraft worden. Hochmüthige und unwiflende, die Fremden und alles Aus⸗ 
ländijche verachtende Althinefen, Mandſchu und Mongolen, welde dem europäifchen Feinde nie— 
mals gegenüberftanden, melde von den außerhalb der Blume dev Mitte lebenden Bölfern, von 
igrer Machtſtellung und den Bedürfniſſen ver Neuzeit eine Ahnung haben — folde Leute 
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wurden ind kaiſerliche Cabinet und zu andern wichtigen Stellen berufen. Sie regierten jetzt das 
hinefiiche Reid. Einer von ihnen war Jeh-Mingſchin, Oberftatthalter der beiden Provinzen 
Kuangtong und Kuangfi, ein tüchtiger Mann nad feiner Art. Bei der Plünvderung feines Pa- 

laftes in Kanton durd die Barbaren — ald ſolche haben fi die Angelſachſen, Engländer und 

Amerikaner; in der Ihat benommen — bei der Einäſcherung der Kreidhauptftabt, mitten unter 

den Leichenhaufen feiner Freunde und Landsleute, ift Jeh derjelbe unbeugjanıe Staatsmann 
geblieben. Wir finden ihn umfichtig und raftlod thätig nad) den verſchiedenſten Seiten ; er zeigt 
fi unter höchſt ſchwierigen Umſtänden den mannichfachſten Gefhäften gewachſen. „Das treu: 
loje Barbarengezüct foll audgerottet, muß von der Erde vertilgt werben.” Selbſt die freundlich 
kriechenden Gefälligfeiten und andere Lockungen der engliihen Behörben fünnen den Ober: 
ſtatthalter nicht zu mildern Maßnahmen bewegen. Zuvor follen jih die Barbaren unter: 
werfen und für den unermeßlichen Schaden Erſatz leiften; dann erft würden die faiferlichen Be: 
hörden reiflich berathen, ob und unter welchen Bedingungen die muthwilligen Rebellen ned: 
mals in Gnaden aufgenommen werden fünnten. 

Nah dem Ausbruche ver Feinpieligfeiten am Perlenfluſſe hat die Regierung von Hongkong 
eine Botihaft nah Kalkutta gefandt und um ein zahlveihes Truppencorps gebeten. Der Ober: 
ftatthalter Lord Canning ift bierauf nicht eingegangen. „Zuvor wolle und müſſe man Ber: 
baltungsbefehle aus ver Heimat erwarten; es könne füglich bezweifelt werben, ob den britiſchen 
Behörden in China, ohne befondere Ermädtigung, dad Recht zuftehe, Krieg zu beginnen.” 
Statthalter Bowring auf Hongkong und Admiral Seymour find dadurch in große Verlegenheit 
gerathen; die Yandoperationen konnten, in Ermangelung eines Heeres, nicht unternommen 
werden. Die Herren mußten ji auf die wiederholte Beſchießung der Gaftelle beichränfen. 
Später wurde jogar der Rüdzug aus Kanton und der Umgegend (10. Jan. 1857) für notb: 
wendig erachtet. Zu Whampoa allein hat man Schiffäwerfte, Boote, Waaren und allerlei Ge: 
räthe, im Werthe von wenigitend 200000 Doll. — dies ift die Schägung des „Orerland 
Register’ (15. Jan. 1857) — den Mandarinen ald Beute binterlaffen. Die wenigen Frem⸗ 
den, weldye in dieſem Hafenorte Kantons zurückblieben, wurden von den Chineſen überfallen 
und ermordet. Unter ihnen auch ein Deutſcher aus Baiern, Biſchoff mit Namen. 

Die Chineſen, vom Standpunkte ihrer Unwiſſenheit urtheilend, mußten die Barbarenmacht 
für völlig gebrochen halten. „Endlich iſt die Zeit gekommen zur Ausrottung dieſes engliſchen 
Raubgeſindels, dieſer Tiger und Wölfe, welche unbekümmert um himmliſches und menſchliches 
Recht, unſer leuchtendes Herrſcherhaus mit Verachtung behandeln. Sind ſie doch, dieſe Ban: 
diten, plötzlich hereingebrochen zu einer Zeit, wo wir feine Kriegsmacht bereit hielten, zerſtörten 
unjere Feſtungen, verbrannten zahlreiche Häufer ver Provinzialhauptftadt und vernichteten die 
Habe der fleipigen Arbeiter. So erhebt euch jegt Krieger, Landwehr und Menſchen aller 
Klaffen. Sind nur einmal dieje Vater: und Kindermörder!) ausgerottet, fo wird das Glück 
der goldenen Tage des Jao und Schun wieder aufblüben.” Dieſe und andere Worte, in zahl: 
reihen Öffentlichen Grlaffen, haben im Herzen der Benölferung Kantons und der ganzen Pro: 
vinz, welche ohnedies von ererbter Abneigung gegen die englifchen Barbaren erfüllt if, heilen 
Widerklang gefunden. Ein wahrer Volkskrieg begann, woran ji alles betheiligte, Alte und 
Junge, Frauen und Männer, Rebellen und Kaiferlice. 

Das Erwachen diefer armen Menfchen aus ihrem Iraumleben wäre fhnell und furdıbar 
geweien, hätten jich bereits im Frübjahr 1857 die Truppen und Kriegsmittel in der Stärfe in 
Hongkong eingefunden, womit die britiiche Negierung alöbald die Operationen gegen Kanton 
zu eröffnen gedachte. Daß dies nicht jo früh uno auch ſpäter nicht in der Stärke geſchehen, ba- 
ben die Chineſen der Revolution in Oftinvien zu verdanken, welche die militärifchen Kräfte . 
Großbritanniens in Anſpruch nahm und noch auf längere Zeit befchäftigenwird. Die Truppen, 
welche ven Grund zum neuen anglo⸗-chineſiſchen Reiche legen follten, mußten zur Stüge des 
alten angloindiſchen Reichs nah Kalkutta beorbnet werden. Lord Elgin, von der britiſchen Kö: 
nigin als außerordentliher Botſchafter nah China gejandt, ſtand nad feiner Ankunft auf 
Hongkong (Juli 1857) macht- und rathlos da, wie ein verlaffener Mann; er fonnte weder 
gegen Kanton noch am Peho, in der Richtung nah Peking, irgenveinen gewaltigen Schlag 
führen. Unter dieſen misliden, Großbritannien bloßſtellenden Verhältnifien bielt ed der Lord 





1) Die hinefifchen Wörter laſſen ſich nur annähernd überfegen. Das eine Wort wird mit einem 
Die, zufammıngefrpt aus Vo el und Mutter, Das andere mit einem Bilde vierfüßiges Thier umd 
Vater geſchrieben. Sie bedeuten Vater⸗ und Mutiermörder — alle nur erdenfbare Scheufale 
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für angemeffen, feinen Truppen nachzufolgen, um mit dem dortigen Oberftatthalter Lord Can— 
ning Rath zu pflegen. Elgin kehrte Anfang September (1857) aus Kalfutta nach Hongkong 
zurüd, wo dann aud während der folgenden Wochen allerlei Zuzug eintraf von Indien und 
Auftralien, von Cap und dem Mutterlande. Ende November lag vor Hongkong und auf dem 
Kantonfluffe eine Flotte, wie niemals zuvor in diefen Gewäſſern: 8 Segelichiffe mit 250, 
9 Dampfer mit 149 Kanonen, 19 Kanonenboote und 3 Poftvampfer. Überdies zählte 
man fünf große Kriegsihiffe in den nördlichen Häfen. Die Landungstruppen beliefen 
fh in runder Summe auf 6000 Mann Engländer und Sipahis aller Waffengattungen, das 
dienende Lagergefolge aus angeworbenen Ghinefen, das fogenannte Kulicorps nicht mitge- 
rechnet. Ein bedeutendes franzöſiſches Geſchwader, darunter ebenfalld mehrere Kanonenboote 
und einige taufend Mann Landungätruppen, war bereits im Auguft (1857) in den chineſiſchen 
Gewällern angefommen. Der Kriegsmacht folgte ein auferorventliher Botſchafter, Baron 
Gros, welder am 13. Det. von der Dampffregatte Audacieufe im Hafen von Hongkong lan 
dete. Gin gemeinihaftliher Feldzug der Weftmächte gegen China war, wenn ſich der Himmels— 
‚john den anglo=franzöfifhen Forderungen nicht fügen follte, ſchon feit längerer Zeit befchloffen. 
Kundige Engländer auf Hongkong waren hiermit nicht zufrieden. „Könnten doch die Chi— 
nejen‘, fprechen jle mit gutem Grunde, „leicht in ven Wahn verfallen, Großbritannien wäre 
allein nit Mannes genug, für fein gutes Recht zu fämpfen; fie möchten glauben, man hätte 
Frankreich zu Hülfe gerufen, zu Hülfe rufen müflen. Befler wäre es, die Franzoſen hielten ſich 
fern, gleidhwie Amerikaner und Ruffen. Der amerifanifhe Gejandte Reed und der ruſſiſche 
Botichafter Butjatin, welche jeit November (1857) bier verweilen, werden blos unfere Siege, 
unjere Triumphe zu berichten haben.‘ 

Unerflärbar, unverzeihlich ift die Nachläſſigkeit ver weitmächtlichen Vertreter, weldhe unter 
dieſen Umftänden die Herbeiführung chineſiſcher Soldaten aus den nördlichen Kreiien nad 
Kuangtong auf engliihen und amerifaniihen Schiffen immer noch geftatteten. Es beviente ſich 
nämlich die Regierung des Mittelreichs feit kurzem dieſes Transportmitteld, um ihre Streit 
macht im Süden zu vermehren. Kanonen und Flinten mit den neuejten Verbeſſerungen wur— 
den überdies von Engländern und Amerikanern an die Kreisregierung in Maſſe verkauft; jie 
ind nad) der Einnahme Kantons den Siegern in die Hände gefallen und ald gute Beute da— 
vongetragen worden. Die hinejiihen Truppen wußten nicht gur damit umzugehen. Auch 
fonnten Jeh und Genoſſen, trog aller Prahlereien, nur über eine ſehr geringe Heeresmacht 
verfügen. Natürlid. Die Taiping ftanden und fteben mit Macht im Stromgebiete ded Kiang 
und unternehmen häufige Naubzüge nach den nördlich und ſüdlich jich erſtreckenden Gemarfun= 
gen. Andere Rebellenhaufen durchziehen die öftlihen und weitlihen Provinzen. Selbit an den 
Grenzen jind bedeutende Unruhen ausgebrodhen. Die Aufitände in der Kleinen Bucdarei und 
zu Uliafetai werden häufig beſprochen in dem pefinger Hofherold. Nach allen diefen bedrohten 
Zändern mußten Truppencorps entſandt werben. 

Bor Beginn der Feindieligkeiten wendeten ſich die Bevollmächtigten Großbritanniens und 
Frankreichs nochmals an die Kreisregierung. Ihnen haben ſich auch die Amerikaner ange: 
ſchloſſen, welche Abftelluug einer Anzahl Beſchwerden und Reviſion deö Vertrags von Wanghia 
verlangten. Lord Glgin erhielt die Antwort und den Rath, ſich in Güte und Freundſchaft zu 
vertragen, dann würde er auch, gleichwie Hr. Bonham, von feiner Negierung belohnt werben. 
Zu gleiher Zeit ward eine Hongfongzeitung, worin die Veförberung des Hrn. Bonham zum 
Ritter gemeldet wurde, von Jeh überfandt, damit der Kord durch die Belohnung des frühern 
Statthalterd von Hongkong angefpornt, eine gleihe Auszeihnung eritrebe. Mit Frankreich, 
meinte die Kreisregierung, babe man gar feine Irrungen. Wäre auch in der That ein franzö— 
fifher Sendbote ermordet worden, jo möchte ibn blos die gerechte Strafe getroffen haben. Diefe 
Leute pflegten, wie bekannt, viele Mädchen und Frauen zu verführen. Den Amerikanern er: 
klärte man, fie hätten ſich immer freundnadhbarlid betragen; ihre Wünjche, werden jie billig 
befunden, jollten in friedlichen Zeiten die gehörige Berückſichtigung erhalten. Nach dieſen Bot— 
haften fonnte auch bei den Unkundigften und Gläubigften fein Zweifel mehr obwalten. Auf 
diplomatiſchem Wege ift nichts zu erlangen; was man von China will, muß mit nachhaltiger 
Gewalt erzwungen werden. s 

Am 12. Dec. (1857) wurde der Fluß und Hafen Kantons, nad allen jeinen Zugängen 
und Wafferftragen, in Blokade erflärt und von den vereinigten Engländern und Franzoſen in 
ſcharfer Weiſe vollzogen. Die Zurückweiſung der Reis- und Proviantſchiffe Hat unſagliches 
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Elend über die dichtbevölkerte Kreishauptſtadt ausgegoſſen. Reihe und Arme zogen haufen: 
weife aus den nörblien und Öftlichen Thoren, flüchteten landeinwärts, wo fie nicht felten von 
Räubern und Nebellen ihrer Habe beraubt und ermordet wurden. Gegen 6 Ubr in ber 
Frühe, Montag, 28. Dec., hat die Beſchießung Kantons mit aller Macht begonnen; fie 
dauerte ununterbrochen fort den ganzen Tag und die folgende Naht. „Das furchtbare Gekrach, 
die zufammenftürzenden Häufer und die eilig aufipringenden Flammen“, ſchreibt ein Augen: 
zeuge, „das Gezifh der Raketen, dad Gebrumm der Bomben und Gepraffel der Granatn 
werde ich niemals vergeflen, mein Xeben laug. Während der kurzen Baufen herrfchte Todten: 
ftilfe. Kein Ton ließ ſich hören; fein Lärm, fein Gefchrei, weder auf Honan noch innerhalb ver 
Stadt. Schien ed doch, ald wenn der Todesengel über das gebannte Kanton jein Schwert 
fhwinge und aller Greatur vor Entjegen der Laut erſticke.“ Weld ein Verderben die Stapt 
getroffen, kann man daraus entnehmen, daß allein die beiden Fahrzeuge Nimrod und Surpriſe 
1200 Kugeln und Granaten bineingefchleudert Haben. Viele Straßen geriethen in Brand; 
die Vorſtädte glichen einem - einzigen Beuermeer. Dienstag morgens hat man zur Necognofei: 
rung der Wälle eine Truppenmadt vorgefhoben. Sie wurden ringsum mit Soldaten befegt 
gefunden, welde ein heftiges Feuer mittels ſchweren und leichten Geſchützes gegen die Anrüden: 
den unterhielten. 

Im Laufe ded Tages wurden Sturmleitern herbeigeholt, angejegt und die Wähle, ohne 
nachhaltigen Widerftand zu finden, erftiegen. Zum zweiten mal, während feines mehr als zwei: 
taufendjährigen Beftandes, lag das ſtolze Kanton zu den Füßen eines fremden Eroberers. Die 
auf 40000 Mann gefhägte bewaffnete Maht, Gemeine und Führer, war entfloben. Auch 
von der zahlreihen Einwohnerſchaft find verhältnißmäßig nur wenige zurüdgeblieben. Cine 
ganze Woche war nothwendig, bevor ſich die Alliirten in der verödeten Stabt zuredht finden, die 
Anhöhen und hervorragenden Plätze bejegen, und, foweit in der Schnelle möglich, befeftigen 
konnten. Man mußte und wollte gegen plöglich hervorbredende Aufftände und Meutereien ge: 
rüftet vaftehen. Gutbezahlte chineſiſche Spione leifteten vortreffliche Dienfte. Durd fie erfuhr 
man aud) Die verborgenen Zufluchtöorte der Herren Jeh, Oberftatthalter, Pikuei, Statthalter, 
und Mub, General ver Mandihutruppen, fomie den Aufenthalt anderer hohen Staatöbeamten. 
Die meiften wurden, ohne den geringften Wiverftand zu leiften — feine Hand rührte fich zu 
ihren Schuge — gefangen genommen. Dem Öberftatthalter erlaubte man drei Bedienten, 
brachte ihn auf das Schiff Inflerible, um fpäter als Kriegsgefangener nach Kalkutta überführt 
zu werben. Es wäre wol fhirklier, für das Staatsintereffe Englands beſſer geweſen, hätte 
man Jeh nach Auftralien oder nach einer andern Golonie abgeführt. Die zu jener Zeit theil— 
weife wenigftend fiegreiche Revolution in Hindoftan war nicht geeignet, die Maht und Würde 
Großbritanniens in den Augen des Ehinefen zu erhöhen. Mit Statthalter Pikuei und dem 
Iatarengeneral wurden Unterhandlungen eingeleitet; fie jollten unter Auffiht eines Aus: 
ſchuſſes der Meftmächte geftellt und in ihre Amter wieder eingewiejen werden. In der Negie: 
rungskaſſe'lagen blos 200000 Doll., welde, fowie eine große Anzahl Flinten nad der neue: 
fen europäiſchen Gonftruction, und anderer Kriegäbedarf für rehtmäßige Beute erklärt und 
weggenommen wurden. Gin unerwarteter Bund waren die prei mit China geichloffenen und 
ratificirten Verträge, der englijhe, der amerikaniſche und franzöfifche, welche uneröffnet dala⸗ 
gen, ſowie eine Denkichrift des ehemaligen Unterhändlers Kijing, melde die Hinterlift und 
Boͤsartigkeit des Scheinbar jo gutmüthigen und den Fremden geneigten Mannes bloßſtellte. Die 
Berträge wurden von den Stellvertvetern der Mächte in Empfang genommen. Wahrſcheinlich 
wollten die Himmelsſöhne demüthigende Schriftftücke folder Art, welche fie vermöge des allein- 
ſeligmachenden, allein berechtigten Chineſenthums nur ald den Ausfluß barbarifchen Unge— 
borjams betrachten mußten, in ihren Archiven zu Peking nicht aufbewahren laſſen. 

Die Verhandlungen mit Pikuei und General Muh waren fo weit geviehen, daß der 9. Jan. 
(1858) zur Einfegung der neuen Behörde angeorbnet werden konnte. Lord Elgin und Baron 
Gros haben hierbei-ein ſchweres Verſehen begangen; ſolche Unkenntniß orientalifher Denk⸗ 
weife ift bei Männern von welthiftorischer Stellung faum verzeihlich Müde des mehrjtündigen 
Mäfelns haben die Gejandten ver Weſtmächte dem Statthalter Pikuei und General Mub, 
während der Öffentlichen, mit großem Schaugepränge vorgenommenen Einweihung in ihrem 

Amte, neben ſich Sige geftattet. Die Admirale, die höhern Dffigiere und andere Europäer 
mußten, unterhalb der Erhöhung, auf nievern Sigen Plag nehmen. Lord Elgin und Barom 
Gros hielten Anreven, welche den weitmächtlihschinefiichen Beamten verdolmetſcht wurden 
„England wünſcht Frieden zu erhalten‘, deshalb habe man die frühern Behörden wieder in ihr 
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Amt eingewiefen. Sie Heben jedoch unter der Auffiht dreier Commiſſare. Sobald die neuen 
Verträge mit dem Mittelveihe gefhloffen, werde auch Kanton zurückgegeben. In ähnlichem 
Sinne hat auch Baron Gros geſprochen. Pikuei und der General fahen verlegen herum, ohne 
den Mund zu bewegen. Die Kantonefen ſelbſt jhienen ihr Schickſal mit Geduld zu ertragen 
und fich ſchnell in die neuen Berbältniffe zu fügen. Sie kehrten in Muffe zurüd, fie famen aus 
ihren Schlupfwinkeln innerhalb der Stadt hervor und öffneten ihre Läden. Gegen die Fremden 
benahmen fie ſich zuvorkommend und untermürjig im widerlicher Weiſe. An die Stelle dei 
frühen Hochmuths ſchienen Rathlofigkeit und Verzweiflung getreten. Die Kantonefen machten 
vor jevem Europäer die tiefften Verbeugungen; viele warfen ſich nieder und baten um Gnade 
und Barmherzigkeit. Die armen Leute waren freilihd von Noth und Elend, von Jammer aller 
Art furchtbar heimgeſucht. „Mein Gott, mein Gott“, Schreibt ein römiſch-katholiſcher Sendbote 
aus Kanton, „was ift doch der Krieg-für ein furchtbares Weſen und wie Schrecklich find nicht - 
ſeine Folgen! Diefe ehemals jo lärmende und fröhliche Stadt ift in Todtenftille verfumten. Das 
Bombardement hat eine furdtbare Zerftörung hervorgerufen ; ein Theil ift abgebrannt, vom 
andern ift faum ein Haus unbeſchädigt geblieben. Da ftehen eine Menge feiernder, hungern— 
der, elender Gefchöpfe, welche kaum es wagen, kaum die Kraft dazu haben, Almoien zu erfleben. 
Andere liegen bereitö auf dem Pflafter, nahe daran ihren Geift aufzugeben. Hier und dort 
reifen ganze Scharen verlaflener Kinder herum und Greife, welde ein jammervolles Geichrei 
erheben. Aus den Häufern hört man Seufzen und Ächzen der Verwundeten. Und welch ein 
furchtbarer Anblick zeigt ich nicht in den Hintergebäuden! Mädchen und Frauen haben fich in 
Brunnen geftürzt, andere fih aufgehängt. Verſtandloſe Furcht trieb fie zu viefen Schritten der 
Verzweiflung. Selbft eine Anzahl Beamten und Soldaten, zu feig um kämpfend einen ehren 
vollen Tod zu fallen, haben jih umgebraht — Widerſprüche, denen man fo häufig begegnet 
bei dieſem wunderlichen Wolfe.‘ 2) 

Höcft lehrreich ift es, und zwar nicht blos für die Gegemvart, fondern für alle Vergangen— 
beit, zu fehen, wie die amtlichen Berichte der chinefifchen Behörden über die Einnahme ver Kreis: 
bauptitadt und die Aufführung der Sieger lauteten. „Die engliiben und franzöjiihen Bar: 
baren”, jo ungefähr ſchrieben ſie, „haben ſich ganz fchlecht und aufrührerifch gezeigt. Sie 
überftiegen die Wälle und jchlichen fich in die Stadt ein, während unfere Soldaten rubig blie— 
ben und fie gewähren ließen. Bald erichreden fie felbft über ihre Unthat, fandten geborfame 
Botſchafter und baren um Frieden. Nah Verlauf weniger Tage wurden Se. Ercellenz der 
Statthalter und dev General in ſehr freundlicher Weife empfangen und mit Ehrenbezeigungen 
überhäuft. Den Oberftattbalter Jeh, welchem die Barbaren alles Unheil zufchrieben, haben fie 
gefangen fortgeführt, wohin, weiß man nit. Ordnung und Ruhe Fehrten in die Stadt zurück; 
ein friedliches Ginverftändniß mit den rebelliihen Barbaren ftebt in Ausſicht.“ So wird, fo 
wurde Die Gefchichte in China und in allen Despotien geichrieben. 

Lord Elgin und Baron Gros, Hr. Reed und Graf PButjatin, die Gefandten der vier Welt: 
ftaaten England, Franfreih, Rußland und Nordamerika, find Ende Februar nad Schangbai 
abgegangen, mo fie vergebens auf eine Beantwortung ihrer Schreiben an den pefinger Hof 
warteten. Sie ift niemals erfolgt. „Ich bin nadı China gefommen‘, ſprach Lord Elgin zu einer 
Deputation der britifhen Kaufleute in Schanghai, „mit dem Vorfage, nur mäßige und gerechte 
Forderungen zu ftellen. Dieje Forderungen müffen gewährt werden. Ich werbe feft darauf be: 
ſtehen, und follte e8 auch nothwendig fein, die kaiſerliche Reſidenz demſelben Geſchicke preiszu— 
geben, welches vor kurzem Kanton getroffen.“ In der erſten Hälfte des April fuhren die Ge— 
ſandten, in Begleitung eines Geſchwaders von Kriegsſchiffen, von Dampfern und Kanonen— 
booten hinauf zum Golf von Petſchili, wo fie (17. April 1858) unfern der Mündung des Peho 
oder Norofluffes vor Anker gingen. Neue ernftlih mahnende und drohende Botſchaften find 
von bier aus wiederum nad Peking gegangen. Sold eine zahlreiche Flotte, wie jene der ver: 
einigten vier Mächte, ift niemals vorher in jenen Gemäffern erfchienen. Die Fahrzeuge trugen 
Zerflörungsmerfzeuge in fo maflenhafter Weife, daß man im Stande gewefen wäre, nicht blos 
den Widerftand der Ehinefen, ſondern von ganz Aſien zu brechen. Man hätte mittels der flachen 
KRamonenboote gegen Peking vorrüden und auch diefe bevöffertfte Stadt auf Erben in einen 
Schutthaufen verwandeln können. 

Innerhalb der fünweftlihen und nordöſtlichen Gebirge des Hoffreifes entfpringen die 
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Quellen ver Blüffe, welche die pefinger Ebene vielfach durchkreuzen, am Ende theilweiſe zufam- 
menfließen und fi in ven Golf von Petſchili ergießen. Es werben deren in der neueflen Aus- 
gabe der amtlichen Beſchreibung des Mittelreih® eine große Anzahl aufgeführt. Sie find je- 
doch mit Ausnahme des Peho, woran Peking oder die Nordreſidenz liegt — fie wird auch Schnu⸗ 
tien, die Himmelgehorchende genannt — bloße Küftenflüffe und von geringer Bedeutung. Des 
Peho Duelle entfpringt in einer romantifchen Alpengegend, nad ihrer Hauptftadt Siuen boa, 
Landſchaft der Fruchtbarkeit genannt. Siuen hoa liegt in einem berrlihen Thale, mit Reis: 
felvern und fruchtbaren Adern vingd umgeben, wo allerlei Öetreide, namentlich Gerfte, in üppi- 
ger Fülle emporgewachſen. Unfern der Duelle heißt der Fluß Dradenpfortenbah. Hat er ſich 
mit einem andern Bache vereinigt, und den vom Norden ber fommenden Puentaofeu aufge: 
nommen, dann erft erfcheint dad Gewäſſer unter dem Namen Peho, Nordfluß. Die Einfahrt 
bei feiner Mündung ift wegen der vielen Sandbänfe und Untiefen mannichfachen Schwierig: 
feiten untertvorfen. Zur Blutzeit fteigt das Waller über die Verriegelung blos 5 Buß emper; 
bei der Ebbe ift das Flußbett von beiden Seiten trocken, ſodaß ein Rinnfal von faum-einer 
halben engliſchen Meile übrig bleibt. Dieſes Naturverhältniß leiftet eine nahhaltigere Ver: 
theidigung Vekings, ald alle vie Burgen und Erdwälle hinter ver Mündung, ald alle vie Trup: 
pen und Gefchüge längs der Bergfahrt des Peho hinauf zur Reſidenz. Gine zahlreiche Hantels: 
flotte paflirte jeine Mündung, fuhr nah Tientfin, dem größten Hafen und Handelsplatz im 
nördlichen Stillen Ocean, hinter welchem ſelbſt San: Francisco in Galifornien weit zurüchſteht 
Die Engländer haben einige Didonfen weggenonmen, um fie als Kohlenſchiffe zu gebrauden. 

Nur einigemal im Verlauf jeiner ganzen viertaufendjährigen Geſchichte ift pas Mittel: 
reich, find die Chineſen und ihre Fürſten in folder Bedprängniß gemejen. Und zwar zu gleider 
Zeit von innen wie von außen. Die Dynaftie der Mandſchu-Himmelsſöhne hatte ſchon lange 
Schaden gelitten; diefe Kremdherrichaft war vom Beginne gehaßt bei einem großen Theile der 
Bevölkerung. In den Provinzen Kiangfi, Kiangfu, Tihefiang, Fokien, Nganhoei, Kuangtong 
und Kuangſi haben Rebellenbaufen ganze Gemarkungen in Befig genommen und bier und da 
jelbftändige, der berrichenden Dynaftie offen entgegentretende Regierungen eingerichtet. Ganz 
frei von Unruben ift faum irgendein inefifhes Land. Fremde herrſchten nicht blos zu Kan— 
ton, fondern in allen ſüdlichen und norböftlihen Gewäflern. Nanking ift feit Jahren verloien. 
Innerhalb dieſer alten Neihshauptjtadt figen die Taiping und verbreiten niit Neuer und 
Schwert, im Gegenfage zum alten Chineſenthum, eine andere, auf dem Grunde der heiligen 
Schriften ded Neuen und Alten Teftaments auferbaute Offenbarungsreligion. Jept follte der 
Kaijer und jein Hof von den vereinigten Weftmächten in feiner eigenen Refidenz aufgeſucht 
‚und die dichte, feit Jahren bungernde Bevölkerung allen Elende des Kriegs und des Mangels 
preisgegeben werden. Und nicht in der Heimat allein, auch in ver Fremde unterliegen die armen 
Chineſen allerlei Vedrängniſſen. In Auftralien müffen fie ſchwere Kopfiteuer entrichten und 
werden aus den Minen vertrieben. Mit vem Beginne October 1858 ift ihnen, vermöge 
eines in chineſiſcher und engliiher Sprache erſchienenen Geſetzes der Legislatur, unterzeichnet 
vom Statthalter am 26. April 1858, Galifornien verihloffen; chineſiſch- mongolifche Gin- 
wanderer werden unter- feiner Bedingung mehr zugelafien. Die Angelfahfen am Stillen 
Deean hielten diejen barbarifhen Ausſchluß durd die Pflicht der Selbfterhaltung geboten 
Jetzt ſchon find in mander Grafihaft die Mongolen zahlreiher ald vie Einheimiſchen faufa- 
ſiſcher Raſſe. „Abgeſehen von andern Gefahren”, ſprechen die einjihtsvollen Männer Gali: 
forniens, „ſo ift bei dem mädjtigen Undrange eine vermifchte mongoliſch-kaukaſiſche Beröl- 
kerung, eine halbſchlächtige Nachkommenſchaft längs des Stillen Ocean zu befürdten. Die 
wäre das größte Unglück nicht blos für Die Union, fondern für die fortfchreitende Cultur der 
ganzen Menſchheit. Man ſehe nur die Früchte des Miſchlingsweſens innerhalb der ſpaniſchen 
und portugieiifhen Golonien. Wir Angeljahien, Engländer und Amerikaner, fonnten nur 
dadurd jo heilfam auf die ganze Welt zurückwirken, weil wir immerdar die niedern Raſſen 
abftiegen und unfer Blut rein erhielten. Wir Angelfahjen find fremd dem entwürdigenden 
und feigen Müßiggange ver Romanen; wir arbeiten jelbjt, wir finden unfere einzige Befried 
gung in der Arbeit; wir haben ver Welt dad Beilpiel gegeben, was man werden fann durd 
Arbeit. Deshalb haben wir Galifornier gleih am Anfang die Sklaverei verworfen. lInd mag 
der Süden fi fträuben mit aller Kraft, die Zeit wird ficherlich Eommen, mo diefe von der Mon: 
archie und auferzwungene und binterlaffene Schmad der Sklaverei verihmwinden wird vem 
allgefegneten Boden der freien Union.“ 

Drei bis vier engliihe Meilen landeinwärts, unfern der Mündung des Pebo, liegt die 
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zahlreich bevölkerte Ortſchaft Taku, d. h. Großer Markt. Die Häufer bilden, gleichwie jene der 
vielen andern Ortſchaften längs des Pebo, ein Viereck; die gen Norden ſtehenden Mauern find 
in Petſchili Höher erbaut ald jene nad andern Meltgegenden, um die falten, aus den Wilpniffen 
Serhaftens herabwehenden Winde abzuhalten. Hier zu Taku wollten die Abgeoroneten der vier 
Mächte — fo lautete ihre (24. April 1858) mitteld des Oberftatthaltere Yan vor Petſchili an 
den Hof gefandte Botſchaft — einen dem Range nad ebenbürtigen faiferlihen Commiſſar 
empfangen, um die Bedingniffe der neuen Verträge zu berathen und feftzuftelfen. Sollte inner= 
Halb ſechs Tagen feine Antwort oder ungenügende erfolgen, jo werben bie friegführenden 
Mächte, England und Frankreich, ven Fluß hinauffahren und aldbald die Feindſeligkeiten be= 
ginnen. Während der folgenden Tage waren mehrere Beamte, wahrſcheinlich ald Kundſchafter, 
bei und und auf den Schiffen der Alliirten erfchienen. Ein kaiſerlicher Abgeordneter mit unbe— 
grenzten Vollmachten ift jedoch zur beftimmten Frift nicht eingetroffen. Am Abend des 19. Mai 
fuhren eine Anzahl englifher und franzöſiſcher Kanonenboote und anderer ftarf bemannten 
Boote über die Barre und gingen bei ven Schiffen ver Weſtmächte unfern der Forts vor Anker. 
Der Angriff begann am folgenden Tage; die Chineſen feuerten ihre Kanonen ab und liefen von 
dannen. Innerhalb zweier Stunden war bie ftarfbefeftigte Stellung des Feindes in den Hän— 
den der Berbündeten, obgleich die Forts ringsum mit 138 Kanonen ſchweren Kalibers befegt 
und mit einer ftarfen Heeresmacht veriehen waren. Tan, der Statthalter des Kreifes Petſchili, 
und die andern Befehlshaber, Mandihu und Mongolen, wurden, wie die pefinger Zeitung 
(8. Aug. 1858) meldet, vor ein Kriegögericht geftellt und teils zum Tode, theild zur Degra= 
dirung verurtbeilt. Ihre Feigheit trage die Schuld, daß die Schiffe ver Barbaren nad den 
innern Gewäffern vordringen fonnten. Im folden Täuſchungen ift der pefinger Hof immer 
noch befangen oder fucht wenigftens feine Völfer darin zu erhalten. 

Die Alliirten fuhren nun ungehindert ftromaufwärts nach Tientfin, welcher berühmte 
Handelsort, gegen 60 engliihe Meilen von der Pehomündung, als der Hafen der Hauptſtadt 
betrachtet werden kann. Schon im Namen ift diefe Hindeutung enthalten. Tientfin heißt Him— 
melöfurt, die Kurt, welche hinaufdringt zum Himmel, zur Refivenz. Peking lag zu den Füßen 
des Feindes; der Hof mußte ſich unterwerfen. Auf Einladung der feindlichen Weſtmächte 
waren auch die Neutralen, Ruffen und Amerikaner, zum Peho gefonmen und den Fluß auf- 
wärts nad Tientiin gefahren. Man fonnte hoffen, durch die Vereinigung der NRepräfentanten 
der vier Mächte einen großen moralifchen Gindrud und einen jchnellern Frieden herbeiführen 
zu können. Ind foift ed auch gefcheben. Nach Furzen Unterhandlungen wurden die vierfadhen 
Verträge zuerft mit ven Neutralen, mit den Ruffen (13. Juni) und den Amerifanern (18. Juni), 
dann mit den friegführenden Mädten, den Engländern (26. Juni) und den Franzojen 
(27. Juni 1858) abgeihloffen — Ereigniſſe von weltbiftorifhen Folgen. Der wefentliche 
Inhalt kann unter folgenden Abjchnitten zufammengefaßt werden: 

1) Elfneue Häfen find den fremden Schiffen geöffnet, darunter einer in Hainan, zwei auf 
Fermofa, ein anderer in der Provinz Schantong und einer an der Spite des Golfes von Pet: 
ſchili. Die freie Küftenfchiffahrt, welche den Fremden geftattet ift, wirb wol die Folge haben, 
daß fie nah und nad längs des ganzen liferlandes anlegen und fich des ganzen Küſtenhandels, 
zum Schaden der einheimifchen Fahrzeuge, bemächtigen. Die Chinefen geben jegt bereits aus— 
ländiſchen Fahrzeugen ven Vorzug, nicht blos weil fie jchneller und ficherer jegeln und von Pi- 
raten nicht angegriffen werden, fondern weil ihre Kracht billiger kommt als die der Diconfen. 
Diefe find durch Beſchränkungen, durch allerlei Bedrückungen und Gefahren zu höhern Preiſen 
gezwungen. Alles, was nöthig, um den fremden Schiffen die vollftändigfte Überlegenheit zu 
verfchaffen und zu fihern, ift geſchehen, ſowol durch Herabfegung der Tonnengelder, ald durch 
die Freiheit innerhalb vier Monate nur einen Eingangszoll zu entrichten, und zwar im Durch— 
ſchnitt blos 2/, Procent von allen Werthen. Kleine, gut befehligte Schiffe von Hamburg und 
Bremen können, fobald und Deutfchen gleihe Begünftigung geworben, einen großen Theil des 
Küftenverfehrd an ſich ziehen. Sie werden auch bald fiherer ſegeln als früher, Die Piraten, 
nicht mehr durch die, Stärke der Eingeborenen unterftügt, müſſen in der nächften Zeit ganz 
verihwinden. 

2) Der Dangstjesfiang ift oder wird in nächſter Zeit dem Verkehre geöffnet, wie es fcheint 
— der hierauf bezürgliche Art. 10 des engliſch-chineſiſchen Vertrags ift, wie er jegt vorliegt, un= 
Deutlich — von der Mündung aufwärts im feinem ganzen Laufe. Doch follen nicht mehr ala 
drei Häfen dem Handel geöffnet werden. Wir glauben nidt, daß große Schiffe von diefem 
Rechte häufig Gebrauch machen. Es hat der Strom, Meeresfohn genannt, einen ſtarken Ball 
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und viele Krümmungen. Man wird Schooner, kleine Fahrzeuge, mittlere Daupfer und Barken 
vorziehen, was unfern nordiſchen Rhedern wieder zum Vortheile gereihen könnte. 

Es ift unmöglich zu ermeſſen, welde Ausdehnung des Handels dieſe theilweile, und in der 
nächſten Zeit vollftändige Eröffnung des Riefenfluffes zur Folge hat. Eine neue, früber gay; 
unbekannte Welt ift der Menjhheit und dem Verkehre geöffnet. Der Kiang wird mit gutem 
Grunde der Gürtel Chinas genannt, und ein reicher prachtvoller Gürtel iſt ex in der Ihat, 
welcher die mittlern Provinzen des Reichs mit Tibet und Köfonor im Welten und. dem Stillen 
Ocean im Often verbindet. Der ganze Lauf in allen feinen mannihfahen Windungen, unter 
allen ven verſchiedenen Namen, wird fi mwenigftend auf 3000 (engl.) Meilen erfirerfen. In 
Betreff der Nebenflüffe und der Städte innerhalb feines Waffergebietö, in Betreif des Boden: 
reichtbums und der verſchiedenen Producte längs feiner Ufer, vorzüglich aber wegen der ftarfen 
links und rechts in den Thälern, in den Ebenen und am Fuße ver Hügel wohnenden Bevöltfe: 
rung hat diefer Meeresjohn Feinesgleihen auf Erden. Der Kiang, feine natürlichen und Fünft: 
lichen Berzweigungen gewähren eine binnenländijche Verbindung mit den größten und reichften 
Gemarfungen aller 18 Provinzen des Mittelreihd. Der Amazonenftrom bat an feiner Mün: 
dung eine größere Waflerfülle; der Mifjifjippi einen längern Lauf. Auch mögen dieje beiden 
im Reichthume, nicht aber in der Mannichfaltigkeit ver Producte längs der Ufer mit dem Kiang 
werteifern. Wäre das Stufenland des Kiang fo genau unterfucht, wie jenes des Miſſiſſippi, 
wird man einftend die artefifchen Brunnen, ven Goldſand und die Kohlenlager in Hufuang, in 
Sſetſchuen und den andern Provinzen erforjchen; wahrlich ed werden Reihthümer zu Tage 
kommen, wovon jegt Feine Ahnung vorhanden. Aber weldher Fülle von Erzeugniflen, welden 
Reichthums jih immer aud dad Stromgebiet erfreuen mag, fie verfhwinden im Vergleiche zu 
den vielen Millionen, welche bier leben, welche hier alle ihre Bedürfniſſe befriedigt finden. Vor: 
züglid in diefer Beziehung ftehen der Miffijfippi und ver Amazonenftrom weit hinter dem 
Kiang zurück. Da nun blos die Menjchen, denkende fleipige Menfchen dem Lande einen Werth 
verleihen, ein Werth, hinter welchem alles andere zurüdbleibt auf Erden, jo wird wol fein 
Strom mit dem chineſiſchen Meeresjohn wetteifern wollen. Und welche neue Producte mag man 
hier nicht auffinden, die, wie bereits vor Furzem bei ven hineftihen Dams und Zuderrobt ges 
heben, mit Vortheil nad) dem Weiten verpflanzt werden. Die zahlreichen Steinfoblenlager in 
feinem Blußgebiete und in andern Gegenden des Mittelreichs gewähren der Schiffahrt großen 
Vortheil. Der Binnenhandel muß außerordentlich jein; der bedeutendere Theil wird wol eben: 
falls ven Weg zu den jihern und überlegenen Fahrzeugen der Fremden finden. Dort ift er der 
mancherlei Bedrückungen enthoben,, welche ihn jegt überall verfolgen. Die Sicherheit wir» zu: 
nehmen, je mehr Kapital und Unternehmungögeift jih in jene Richtung ziehen, je mehr fie in- 
uerhalb des weitgejtredten und reichen Stromgebietd Leben und Thätigkeit bringen. Der aus- 
ländiſche Handel wird noch mehr gewinnen, wenn nadfolgende vertragsmäßige Bedingungen 
eingehalten, eingehalten werden können. 

3) Die Durhgangszölle im Innern ded Mittelreih8 müſſen den Conſuln angegeben und 
dürfen niemals erhöht werden. Ghinefen und fremde Kaufleute haben das Recht, die Zölle auf 
einmal zu erlegen, worüber ihnen eine Beiheinigung wird, welche fie blos bei den andern Zoll: 
häufern vorzeigen, Die Waaren gehen dann frei von einem Ende des Mittelreihs bis zum 
andern. ”) 

Die Wichtigkeit dieſes Artifeld wird Die Erfahrung beweiſen. Fremde fünnen and Land 
gehen, Broducte Eaufen, fie zum Meere verſchiffen laflen und im nächſten Mauthamte ihre geieg: 
lihe Schulvigkeit entrichten. Andererfeitö wird der hinejiihe Käufer fremder Waaren, in ir: 
gendeinem Seehafen, jeine Gertification, welche Befreiung von binnenländiſchen Zöllen geben, 
vorzeigen oder nicht, je nachdem er glaubt, daß fie ihm Schaden over Nugen bringen können 
Wird die chineſiſche Negierung dieſe ihre Souveränetät fo beſchränkenden Vertragäbeitimmun: 
gen halten, oder auch mit dem beiten Willen aufrecht halten können? Wir glauben es nicht 
Sollte dies aber, gegen alle Wahrfceinlichkeit, doch der Ball ſein; follte ver Tarif, welcher zu 


. 3) Die Verträge find noch nicht in amtlicher Weife veröffentlicht. Wir geben den Juhalt mach der 
Überfegung der chineflichen Texte im ‚North China Herald vom 28. Aug. 1858. Dieſer in Betreff des 
Handelsverfehrs To widytige Artikel ift der 28. im englifch = hinefifchen Bertrage. Der 10. Artikel, m 
Detreff der Eröffnung des Dangstfesfiang, enthält, wie er jegt vorliegt, einen Widerſpruch. „Britiſche 
Kauffahrer“, heißt es im Beginne, „können längs des Stromes Handel treiben; dann weiter, „, im 
hen Hankin und dem Meere jollen nicht mehr ala drei Häfen geöffnet werden.‘ Der Tert der Berträg 
wird wol diefen Widerſpruch befeitigen, 
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Schanghai (Drtober 1858) vereinbart wird, wirflid für das ganze Reich Geltung erlangen, 
jo wird ber Handel der Fremden und unter frembem Schu einen unermeßlihen Aufſchwung 
nehmen und in demjelben Maße die Zolleinnahmen Chinas ſich mindern. Noth und Elend wird 
das Los fein der chineſiſchen Rheder und Zwiſchenhändler, Mangel und Berzweiflung der Si: 
nanzbehörden im Mittelreiche. Die Selbſtändigkeit und der ganze Beftand des chineſiſchen Reichs 
iſt durch Diefen und andere Artikel des Bertragd von Tientfin vollkommen gebrochen. 

4) Das Tonnengeld ijt auf ein Fünftel ermäßigt; Schiffe, welche es in einem Hafen erlegen, 
haben während vier Monate nichts mehr zu bezahlten. Der Tarif wird, wie gejagt, durchaus 
geändert, und je nad) Bebürfnif den neuen Handelsverhältniſſen angepaßt. Die einzige weient: 
liche Zollminderung von Hauptartifeln tritt wol beim Thee ein, ex joll, wie es heißt, einen 
Ausgangdzoll von blos fünf Procent je nad dem Werthe zahlen. Thee würde demnach, find 
einftend vie Verträge nad) ihrer Ratification in Wirkfamfeit getreten, viel wohlfeiler werben. 

5) Den Fremden ift geftattet, in allen ruhigen Theilen des Reichs zu reijen, fei es in Ge: 
ichäften oder ihres Vergnügens willen. Sie fönnen ungehindert Boote und Leute miethen, um 
ihr Grpäd oder ihre Waaren fortzuſchaffen. Die Päſſe erhalten fie bei ven Gonjulaten der Ver— 
tragsmächte und find dadurch vor jever Beläftigung geſichert. Ein anderer Zweck der Päſſe if, 
die Ehinejen jelbft vor ſchlechten Leuten aus der Fremde zu bewahren. Dieie erhalten feine 
Päſſe und können das Innere nicht bereifen. Die dadurch gewährten Rechte und Sicherheiten 
iind für beide Theile ſehr wichtig. Da keine Straßen und Entfernungen beitimmt jind, welde 
Waaren und in welder Menge die Handelsreiſenden fie mit fi führen dürfen, fo ift e8 dem mit 
einem Baile verfehenen Fremden möglich, beveutende Waarenverfäufe an jedem ihm beliebigen 
Drte zu machen oder gegen Landesproducte umzutaufhen. Bon Tihingkiang kann der Kauf: 
fabrer mit jeinen Schiffsladungen hinauffegeln bis nach Tientſin oder Peking. Was der 
Fremde durch den Ausſchluß feiner Schiffe von irgendeinem Seehafen verliert, das kann er 
durch feine Züge im Binnenlande leicht erfegen. Seine Waaren find mäßigen und feitgejegten 
Abgaben unterworfen ; feine Berfon ift unverleglich, und fo wird der Fremde nicht blos die Gon= 
currenz der Gingeborenen beftehen können, fondern fie mit der Zeit aus allen Hauptmärkten 
verbrängen. Der allgemeine Mangel ver chineſiſchen Sprachkenntniß, dann das verhältniß— 
mäßig geringe fremde Kapital in China mag die Chineſen noch eine Zeit lang vor der Gefahr, 
welche ihrer eigenen Induſtrie droht, befreien. Sie und die Japanen werben aber dem furdts 
baren Schickſal, welches die Inouftrie im benachbarten Hindoſtan getroffen, nicht entgehen. 
Nach den hinefifchen Rhedern werden die Millionen Krämer und Haufirer bald die furchtbaren 
Folgen diefer weſtöſtlichen Verträge fühlen. Die faiferlihen Gommifläre haben wol die volle 
Tragweite ihrer Zugeftänpniffe nicht erfannt. Wahrſcheinlich ift es, daß fpäter allerlei Aus— 
fürchte erdacht werden, um die heillofen Folgen abzuwenden. Die Conſuln müflen bei ver Paß— 
ertheilung mit großer Befonnenheit verfahren. Für Erhaltung des guten Einvernehmens der 
' Fremden mit China ift e8 durchaus nothwendig, daß mur Männer von hoher Moralirät und 
großer Menſchenkenntuiß dieſe wichtigen Stellen erhalten. 

6) Importirte Waaren fünnen wieder ausgeführt. werden. Haben fie den Eingangszoll 
entrichtet, jo ſollen die dafür ausgeftellten Scheine vom der hinefijchen Regierung ald Zahlung 
für andere Abgaben angenommen werden. Weld eine reiche Gelegenheit für Ausflüchte und 
Betrügereien! Man ermangelt der Beftfegung einer Gelomährung. Nur heißt ed (Art. 33 des 
engliſchen Bertrags), die englischen Kauflete ſollen vie Zölle in verſchiedenen Münzlorten, nad 
dem vom MWarbein zu Kanton beftimmten Werthe, bezahlen können. Man hofft, daß die Gom: 
miffare zu Schanghai diefen wichtigen Grgenftand ind Auge faffen und die Mittel finden wer: 
den, um dem Übel abzuhelien, welches daraus entipringt, daß an jedem Küftenorte eine andere 
Münze gilt. Die weftlihen Gommiffare follen bereits, wie es heißt, vie Feſtſtellung eines be 
flimmten Münzfußes, gleihwie mit Maß und Gewicht geſchehen, bei den Verhandlungen am 
Veho zur Sprache gebracht haben; es wäre jedoch unmöglich geweſen durchzudringen, oder den 
Chinefen auch nur die Nothwendigkeit einer ſolchen Einrichtung begreiflich zu machen. 

Die Frage wegen der Opiumeinfuhr in China iſt unerledigt geblieben. Es mangelte wol 
von beiden Seiten ver Muth, dieſen ſchwierigen Gegenſtand zur Sprache zu bringen. Die Eng: 
länder wollen ihre großen Gewinfte nicht aufgeben, und der Maſſe Chineſen ift pas Opium- 
rauchen zum Bedürfniß geworden. Selbſtſucht und Sitte ftreiten gegen die Moralität und Ge⸗ 
ſundheit; die letztern ſollen und müſſen, wie im Leben gewöhnlich geſchieht, ihren Feinden weichen. 
Der Opiumhandel wird wol in der beſtehenden Weiſe fortgeführt, wie es jetzt bereits geſchieht, 
theils als Schmuggel, theils unter Zöllen. Mögen die Menſchenfreunde jagen, was fie wollen, 
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die Opiumeinfuhr in China kann, unter den beſtehenden Verhältniſſen, fo wenig aufgehoben 
werben wie die Sflaverei in den ſüdlichen Staaten der Nordamerikaniſchen Union. Bor allem 
follten die hriftlihen Sendboten aller Eonfefjionen, welchen jegt vermöge der vierfaden Ver: 
träge vollfommene Freiheit geftattet iſt, ihre fonft widerftreitenden Kräfte auf dieſem neutralen 
Bunfte vereinigen, un dem furdhtbaren Übel des Opiumgebrauchs zu ſteuern. Ländererwerb 
lag nicht im Sinne ver Weſtmächte, noch viel weniger im Sinne der Amerikaner. Nur Rußlaud 
dringt immer weiter herab vom Norden gen Süden, vom Welten gen Dften. Seine friedliden 
Eroberungen in der Mandſchurei während der legten Jahre find größer ald mander europäiſche 
Staat; jie bilden das fhöne, das fruchtbare und goldreiche Amurreih. Wie meit die Grenzen 
nad) dem Bertrage mit dem Grafen von Amur, Murawiew, dem Statthalter Oſtſibiriens, herab: 
laufen, wiſſen wir nit. Rußland hat bisjegt feinen jener neuen Tractate der Öffentlichkeit 
übergeben. Iſt es doch gleichviel. Seine Verträge mit China find mehr noch als alle andern be: 
ſchriebenes Papier. Die ruffiiche uͤbermacht wird in den nächften Jahren immermehr zugreifen, 
und die chineſiſche Schwäche immer größere Zugeftändniffe machen, machen müffen. Überdies 
ift vie Stellung der Slawen und der ihnen befreundeten Amerikaner am pefinger Hofe eine 
höchſt günftige; Rußland hat China niemals mit Krieg überzogen. Im Gegentheil. Man bat 
den Mandſchu in der Kleinen Bucharei und bei ven Verhandlungen am Peho manderlei Nach- 
richten und Warnungen zufommen lafjen und Bermittelungspienfte erwieſen. Der Gefandte 
des Zaren foll in Befing diefelbe Stelle einnehmen, gleichwie der englifche Gejandte zu Konftan: 
tinopel. Bon dieſen erwartet der Sultan Rath und Schuß in allen feinen Nötben ; hingegen foll 
der Simmelsfohn zu den Ruffen emporbliden um Hülfe und Abwehr gegen dad „, ichamlofe 
Raubgefindel ver tothborftigen englifhen Barbaren’. „Rußland hat vie Aufgabe‘, jo lieft 
man jegt nicht jelten in peteräburger Blättern. (Mittdeilungen ſolchen Sinnes wird man > 
dem pefinger Hofe madhen), „China gegen bie Übergriffe der Engländer zu ihügen. 
Chino⸗Mandſchuſtaat könnte, verftände er feinen Vortheil, nichts beſſeres thun, als ein — 
und Trutzbündniß mit dem Zar zu ſchließen.“ Die Amerifaner neigen ſich ebenfalls dieſer Ric: 
tung zu. Der erfte Artikel ihres Vertrags könnte jelbft zu einer Art Schugherrlihteit ausge⸗ 
deutet werden. „Wenn Zwiftigfeiten zwiſchen China und einer andern Nation entjteben‘‘, heipt 
ed dort, „oder wenn den Ghinefen Unrecht geichiebt, jo werben bie Vereinigten Staaten ihre 
guten Dienfte aufbieten, um eine freundliche Ausgleihung zu Stande zu bringen.” Die Er: 
nennung eines englifhen Gefandten zu Peking, weldye im zweiten Artikel ded Vertrags, mit 
allen Rechten und Befugniflen gleichwie bei europäiſchen Höfen, zugeftanden wurbe, ift wol des: 
halb fo jchnell erfolgt, um die Intereffen Großbritanniens gegen jene vereinigten ruſſiſch— 
amerifanifchen Limtriebe zu wahren und den chineſiſchen Hof zu belehren, welche Gefahren ihm 
von den neuen guten Freunden drohen. Es wird dies wenig belfen. Das große chineſiſche 
Reich geht unvermeidlich jeiner Auflöfung entgegen. Das nördliche Erbtheil der Mandſchu 
fallt ven Ruffen anheim und das ſüdliche China den Englänvern. Ja das angloindiſche Reid 
hat bereitö mit dem Vertrage zu Tientſin begonnen; die Conſuln in den geöffneten Häfen find 
die britifchen Proconfuln i im Mittelreice. R.%. Neumann. 

Ehriftenthum im Verhältniß zum Staat. 1. Nothwendigfeit ver Unter— 
fuhung des Hiftorifh und praktiſch gleid wichtigen Verhältniſſes. Mit der 
Entſtehung des Chriſtenthums beginnt die Weltgeſchichte eine neue Zeitrechnung. Und in der 
That ed beginnt mit dem Chriſtenthume eine neue Weltgeſchichte. Es hat die Grundverhält⸗ 
niffe der Völker, der forialen und politifchen, die der Stände und der Fanlilien, die de3 Staatd- 
und Völferrehtö, es hat mit der Religion die Weltanfchauung und Eultur umgewandelt. In 
wachſender Auspehnung unterwarfen die hriftlichen Völker alle Welttheile ihrer Herrſchaft und 
dem uͤbergewichte hriftliher Gultur. Das Chriſtenthum, die größte Erſcheinung, die erhabenfte 
Macht der Erde, dehnte feine Herrſchaft aus bald durch äußerliche und weltgeſchichtliche Ereig- 
niffe, wie die Berfündigung bed Evangeliums durch muthvolle Senvboten, oder die kirchlichen 
und hierarchiſchen Einrichtungen und Geſetze, welche legtere ald Kanonifches Redt, in Ber: 
bindung mit dem Nömifhen und Germaniſchen, ein gemeines Recht von Deutihland und 
Europa begründeten, bald durch ftillere und mittelbare Einflüffe, durch chriſtliche Weltanſchauun⸗ 
gen und Gefinnungen, durch religiöfe und moralifche Grundfäge, welche in dem Privat und 
Staatsleben der Menſchen Hiftoriih wirffam wurden und welde praftiih wirk— 
fam werden follen. 

Aber fie follen praktiſch wirffam werben nur in ihrer richtigen Auffaffung und Anmen: 
dung, nicht, wie vielfach geihah, in unrichtiger, aljo nicht jo wie in den Verirrungen ſchwär— 
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meriſcher Sekten oder ſelbſt der allgemeinen Kirche, nicht in blutigen Ketzerverfolgungen, nicht 
in afcetifcher Weltverachtung oder in priefterlicher Weltherrihaft, überhaupt nit in unmit: 
telbarem äußern Gebieten und Erzwingen religiöfer. und moraliſcher Pflichten, nicht jo 
wie in der despotiſchen oder theofratifhen Theorie Ludwig's XIV., der Stuart, der Filmer, 
Bonald und Maiftre, den Haller'ihen und Kreuzzeitungs= Theorien. Solche praftiihe An- 
wendung hriftliher Lehren ift doch gewiß ebenfo verderblich, und wol aud wahrhaft undhriftlich, 
als die andere große Verirrung, in welcher man, gerade aus leidenſchaftlichem Haß gegen foldyen 
Misbrauch hriftlicher Lehren, entweder mit Voltaire, den Encyklopädiſten und den Neuhegelia: 
nern, mit alten und neuen Jafobinern und Gommuniften, das menfchliche Leben oder menigfteng, 
wie in unſern Kantifchen Theorien , die Rechts- und Staatögejeggebung von allen religiöfen 
und fittlihen Grundlagen gänzlich losreißen wollte. 

Weit mehr, ald man gewöhnlich glaubt, geht das Böfe und Ververbliche in den menſchlichen 
Beitrebumgen und Ginrichtungen , namentlich dad Berfehrte, welches ganze Gejellfhaften, Par: 
teien und Zeitalter beherrſcht, von Irrthümern, von falihen Theorien über das Wahre und 
Gute aus. Das an ſich Böfe befommt ohne fie nicht die gleichzeitige Gewalt über Taufende. 
Borzugsmweife wirkſam und verführerifch aber find gerade foldye Irrthümer, welche ih an vie 
höchſten und beiligften Wahrheiten anfnüpfen, ihnen eine falfche Geftalt oder Anwendung 
geben. So zeigt denn die Gefhichte neben den mwohlthätigen Wirkungen des Chriſtenthums 
auch an fein Misverſtändniß und an feinen Misbrauch gefnüpfte verderbliche Erfcheinungen. 
Durch den täufchenden Schein des Höchſten und Beften, und burd die Misleitung feiner gewal- 
tigen Kräfte erhält das Verkehrte feine Eräftigfte Unterftügung, oft das gänzlich entgegengefegte 
Verkehrte. Wenn hier despotiſcher oder ariftofratiiher Eigennug, gu Gunften der Unter: 
prüfung, zu Gunften einer weißen ober ſchwarzen Sflaverei, zu Gunſten eines noch bis zur 
heutigen Stunde miöverftandenen göttlichen Nechts, das Ehriſtenthum misdeutet und mid- 
braudt, fo leiten ebenjo unmittelbar die jefuitifchen Mariana, die fanatifchen Thomas Münzer, 
die Lamennais und Proudhon und andere Sorialiften und Gonmuniften ihre revolutionären 
königsmörderiſchen, ihre Familie und Eigenthum anfeindenden Rechts- und Staatötheorien aus 
demſelben ab, und bethören Hunderttaufende und ganze Zeitalter. 

So ift es denn wol klar, daß e8 bier vor allem gilt das Richtige zu finden. Nichts Hiftori: 
ſches aber ift ohne gründliche Erforſchung feiner Quellen, nichts Praktifches ohne richtige Auf- 
faffung feiner Grundlagen richtig zu verftehen. So fünnen alfo ohne gründliche Erforſchung 
ves Chriſtenthums in feinem hiftorifchen und praftifhen Berhältniffe zu unfern Staatseinrich— 
tungen dieſe legtern weder hiftorifch noch auch praftifch richtig aufgefaßt und ausgelegt werben. 
Nur die früher einfeitig ideale und abftracte Rechts- und Staatätheorie konnte ſolche Erfor— 
ihung ausſchließen. Bei der heutigen realen und hiftorifch:philofophifhen Richtung wird unfer 
Artikel Hoffentlich ſchon jegt weit mehr gerechtfertigt fein, ald es noch zur Zeit dev erſten Aus- 
gabe des „Staats-Lexikon“ der Fall war. 

Wie und wodurd aber entftanden nun auf diefem Gebiete jene zuvor angedeuteten Berir- 
rungen? Und weldes find die rechten Wege fie zu vermeiden? 

I. Die Gefahren und Abwege, und der rechte Weg bei ber Erforfhung der 
wahren driftliden Grundſätze in Beziehungauf das Recht und den Staat. 

Vor allem müſſen wir die echte, die wirkliche chriſtliche Lehre aus den echten Quellen ſchöpfen 
und von den davon abweichenden Lehren in ſpätern Auffaſſungen unterſcheiden. Bei der Schwäche 
der Menſchen, bei ihrer Abhängigkeit von ihren und ihrer Vereine Vorurtheilen, Leidenſchaften 
und Gewohnheiten wurde natürlich die chriſtliche Lehre vielfach entſtellt und verfälſcht, beſon— 
ders durch die Einflüſſe und Einmiſchungen anderer Religionen, der altjüdiſchen und der orien= 
taliſchen, der griehifchen und fpäter der germanifchen, ſodann durch die Einflüffe philofophifcher 
Softeme und firhlicher oder ſtaatlicher Einrichtungen und Sagungen. Wollte man, fo wie 
mandhe, mit dem Namen Ehriftentgum alle geſchichtliche Auffaflung und Geftaltung der rift- 
lihen Wahrheiten verftehen, fo müflen wir hiervon das echt Chriſtliche unteriheiden und 
zum Gegenftanve unferer.Unterfuhung machen, und zu feiner Erforihung ums an die echten 
Duellen, vie heiligen Schriften, halten, 

Gefährlich für die Wahrheit bleibt hier aber immer noch die allgemeine Gefahr bei hiſtori— 
ihen Unterfühungen, die nämlich, daß man eigentlich nur auf Beftätigung vorgefaßter Anjih- 
ten und Parteimeinungen ausgeht. Wer zu diefem Zwede vollends die heiligſten Urkunden 
und Wahrheiten des Menſchengeſchlechts zu misbrauchen nicht verabſcheut, der hielte viel beſſer 
feine Hand fern von diefer Unterfuhung. Verkehrt wie das Unternehmen müffen feine Erfolge 
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und Wirkungen jein. Wie oft aber Haben leidenſchaftliche religiöfe und politifche Barteifämpier, 
feile Diener und Schmeichler der mächtigen Hierarchie oder der weltlichen Regierungsgemalt 
und aud revolutionäre Fanatiker dieſen Hauptabweg betreten, und dann jehr begreiflich auch 
noch fernere verkehrte Wege in der Unterſuchung eingeichlagen! 

Hierhin gehört ed zunächſt, daß man bei einem fo großen und reihen Ganzen, bei einem 
Ganzen, welches, jo wie das römische Corpus juris und wie die heiligen Schriften, aus veriäe: 
denen, oft gelegentlihen,, oft bilvlichen und beifpielöweifen, mündlichen und ſchriftlichen Aue: 
rungen verfchiedener Berjonen zufammengejegt ift, ganze Syſteme blos auf einzelne, aus dem 
Zufammenhange geriffene vieldeutige Stellen zu gründen fucht, wie 3. B. dad des Abfolutis- 
mus und Servilidmus auf jeme Stelle aus dem Nömerbriefe oder auf jene orientalifche bildliche 
Hyperbel: „Schlägt dich einer auf die rechte Wange, fo halte ihm aud die linke var!’ Auf 
folche leichtfertige Weife läßt jich Freilich alles und ebenſo leicht auch jedesmal dad Gegentheil be: 
weifen und den ehrmwürbigiten Autoritäten fälſchlich aufbürden. Und was hat man auf dieie 
Weiſe nit Schon aus dem Chriſtenthum gemacht! 

Gleich verkehrt aber möchte es fein, die klaren und feften praftiichen Grundſätze für-alles 
Thun und Laflen ver Menſchen in ihren ftaatsgejellihaftlihen Verhältniſſen aus einzelnen 
metaphyſiſchen oder myſtiſchen, unfichern oder dunfeln Speculationen und Dogmen, und ans 
einer willfürlihen und fpielenden Deutung und Anwendung derfelben ableiten zu wollen. &e 
leiten 3. B. Adam Müller und Hr. von Bonald dieſe praktiihen Vorſchriften aus dem Mole: 
rium der Dreieinigfeit ab und aus willfürlichen phantaſtiſchen Spielereien mit derſelben. Dabei 
kommt denn Hr. von Bonald in ſeiner Urgeſetzgebung zu jener ſchönen Theorie, den König als 
Gott Vater und den Adel als ven Heiland für das abſolut beherrſchte, paſſiv gehorſame, blind⸗ 
gläubige Volk darzuftellen. Adam Müller aber trägt kein Bedenken, in F. Schlegel’8 Zeitſchrift 
„Concordia“ jened Myſterium jogar zum Mittelpunfte feiner nationalöfonomiichen Theorie 
zu machen, und in derjelben den Boden ald Gott Vater, die Arbeit ald Gort Sohn und den 
Dünger ald den Heiligen Geift auftreten zu laflen. 

Mögen ſolche und ähnliche metapbyfiihe und myſtiſche Iheoreme, wie die Dreweinigfeit, 
gern gelten, als was fie das gläubige Gemüth und die künſtlich ausgebildeten metaphyſiſchen und 
dogmatifchen Lehrgebäude gelten laffen! Und die gelehrte Theologie mag ſolche zur Bekämpfung 
faljcher Theorien oder auch zur Darftellung der Harmonie zwiſchen der tbeologiichen und ber 
andern menſchlichen Wiſſenſchaft nad beften Kräften jo wie bisher immer neu entwiceln und, 
„da unjer Willen bier Stückwerk bleibt”, immer neu und anders deuten! Aber man kann ed 
geradezu eine offenbare Verlegung der Abſicht des Stifters der hriftlihen Religion nemmen, 
wenn man aus ihnen feine Gejege für das praßtiiche Handeln der Menſchen ableiten will. 
Hundertmal wieberholt und jonnenklar wie das Licht des Tags und fo, daß wirklich noch alle 
achtbaren Chriſten und chriſtlichen Gonfejlionen in ihrer Anerkennung ſich vereinigen mußten, 
ſprach er, ſprachen feine Jünger die großen einfachen praftifhen Hauptgrundiäge fir alles 
menſchliche Streben und Handeln aus: das vertrauensvolle, mitgänzlidher Verwer— 
fung jeder jündigen Gefinnung verbundene Ergreifen der durch den Grlö: 
fer verfündigten Wiedervereinigung der fündigen Menſchen mit Gott; und 
die tete Bervolllommnung inWahrbeit und wirffamer findliher und brü:- 
derlicher Liebe gegen Bott und alle Mitmenſchen. Mit gleiher Einfachheit und Be: 
finuntbeit verfnüpft er dieſe praftiihen Hauptgrundfäge mit den wenigen theo retiſchen 
Wahrheiten: erftiensvon®ottdemfreien perfönligenGeift, dem väterlich liebe: 
vollen und heiligen, dem allmädtigen und allgegenwärtigen Schöpfer und 
Regiererfeinerfinnliden Weltund feiner freien Gefhöpfe; jodann vonder 
freien unfterblihen Würde und Beſtimmung der menfhliden Perſönlichkei— 
ten, feiner zu göttliher Ebenbildſchaft geihaffenen, aber durch Misbraud 
ihrer Freiheit ſündigen Kinder; endlich von dem ihnen in erbarmender Liebe 
duch Ehriftus eröffneten göttlihen Reihe, weldes, getrennt von demmelt: 
liden Streben, inliebevoller Gemeinfhaft und fittlider Vervollkommnung 
immermebr das brüderlide Menſchengeſchlecht umfaffen foll. Es find dieſes 
Wahrheiten, welche alle heidniſchen, polntheiftiichen, pantbeiftifchen, alle dualiſtiſchen, materia: 
liſtiſchen und aſcetiſchen Irrlehren ſowie die jüdiſche äußerliche theokratifche Geſetzesherrſchaft 
ausſchließen, und die zugleich die genügenden Grundlagen für die höchſte menfchliche Vervoll⸗ 
kommnung und Seligfeit bilden. 

Über alle entferntern metaphyſiſchen Lehren und Mofterien, über die Welt, die Entjtebung 
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deo Boͤſen, über beſondere Verhältniſſe des göttlichen Lebens u, f. w., erklärte er ſich ſo unvoll⸗ 
ſtändig, blos gelegentlich und bildlich, daß bekanntlich manche der gelehrteſten Theologen ſelbſt 
in Beziehung auf die Dreieinigkeit die Stellen, die von ihr reden ſollen, von ganz etwas ans 
derm verjteben und dieſelben entweder ald unbegründet und logijch widerſprechend anſehen over 
doch auf die verichiedenartigfte Weile deuten. Ghrijtus, der überall feine Lehre an das Volk 
rihtet und den Hochmuth und die Spigfinpigfeit der Vornehmen und Gelehrten bekämpft, 
wollte durchaus jeloft für die Unterften im Volke verftändlich lehren und alle ſich hochmüthig 
zurüdiegenden oder ausſchließenden Geheimlehren, philoſophiſche Speculationen, alles aufblä: 
hende Willen der ich Hug Dünfenden, und vollends eine pharifälfche und fchriftgelehrte Verdun— 
kelung feiner weſentlichen praftiihen Hauptlehren moͤglichſt ausſchließen.) Wer aljo ven gött- 
lichen Lehrer und feinen Willen achtet, dev wird anerkennen, daß er in Beziehung auf die praftis 
ſchen Lebensgejege jene von allen Neligiondparteien anerkannten Haren, praftiihen Hauptge— 
bote befolgt, nicht aber fie durch dunkle, vieldeutige Mofterien und Speculationen verbunfelt 
und verwirrt willen wollte. 

Vollſtändiger beftätigt, jchärfer bejtimmt und für ihre Anwendung verdeutlicht werden und 
dieſe großen Hauptgrundfäge aldödann werden, wenn wir, von den einzelnen praktiſchen Bes 
flimmungen, den einzelnen Anwendungen jener Dauptgrundiäge in der Heiligen Schrift rück⸗ 
wärts ſchließend, wieder auf fie zurückgeführt werden, und wenn wir fie in ihrer allfeitigen Har— 
monie erfannt haben. So wird denn aljo unfere Aufgabe von gemeinſchaftlich anerfannten 
feiten Grundlagen aus fi löjen laffen, ohne daß wir in die Streitigkeiten der Theologen, 
der religiöfen Parteien und firdlihen Gewalten uns einzulaflen oder von ihren beiondern 
Stanppunften auszugehen braudten. Nicht ausſchließlich römiſch- oder griechiſch- katho— 
lifche oder proteftantifche Sagungen brauchen wir zur Begründung unferer Darftellung , ſon— 
dern nur jene jocben angedeuteten allgemein anerfannten einfachen hriftlichen Grundlehren umd 
ihre logiſch nothwendigen in der Heiligen Schrift unzweideutig ausgeſprochenen Bolgefüge. 
Die Allgemeinheit ihrer Anerkennung von feiten der ganzen ſtimmfähigen Ehriftenheit finpet 
felbft Betätigung bei den einzelnen Ausnahmen von diefer Anerkennung, Denn eben weil diefe 
Anerkennung für alle, welche nur ernſtlich chriſtlich fein und das Ehriftliche erfennen wollten, 
nothwendig begründet war, fo wurden die einzelnen Abweihungen, welche die menſchliche Ein— 
feitigfeit oder der Einfluß beidnifcher und philoſophiſcher Irrlehren, bald in fegeriihen Seften 
oder in vorübergehenden Parteiungen und Entwidelungszuftänden erzeugten, infolge kirchlicher 
und weltlicher Brotefiationen und Reformen ſtets aufs neue wieder doch zurückgedrängt, oder 
mit Bejeitigung ihrer urfprünglichen falfhen Grundlagen umgedeutet. So jehen wir es bei den 
auf pantheiſtiſche und dualiſtiſche Weltanihauungen gegründeten Kegereien, fo bei ähnlichen 
afcetiihen und materialijtifchen Richtungen in der katholiſchen Kirche, ebenfo wie bei den frü— 
bern gewaltſamen Kegerverfolgungen, bei den Ablafgrundfägen und beiden Forderungen welt: 
licher Herrihaft für die Geiftlichfeit und den Bapit. 

Bei der bezeichneten Unbeitreitbarfeit der Grundlagen, von welchen dieſer Artikel ausgeht, 
fonnte jein Berfafler aub die Freude erleben, feine Darftellung über das Verhältnig des Chris 
ſtenthums zum Staate witderholt von den erjten katholiſchen und proteftantiihen Theologen 
gleichmäßig, als ihrer hriftlihen Überzeugung entſprechend, anerkannt zu feben. 

1, Die einzig mögliche Art ver Anwendung praktiſcherchriſtlicher Gebote 
auf die ftaatsgefellfhaftlihen Verhältniſſe. 1) Das erfte Hauptergebniß bei unbe: 
fangener Auffaſſung der hriftlichen Gebote ift Folgendes: Diefelben follen durchaus nicht un— 


1) S. z. B. Matth. 5, 3; 10, 26 u. 27; 11,25. Ev. Joh. 18, 20. 1 Korinth. 8,1. Epheſ. 3, 9. 
Koloſſ. 1,25 —29. Hebr. 8, 10 un. 11. 1 Betr. 2, 9; 4, 10. „Nil obscurum in sceriptura ex his, 
quae sine salutis dispendio ignorari non possunt Aperta posita sunt, quae continent lidem 
moresque vivendi.‘‘ Augustin, de doctrina Christiona, II, 9. „Das Wefentliche der eigentlichen 
Religion Chriſti“, fo fagt der berühmte Pland in feiner Gefchichte des Chriſtenthums, I, 14, „laßt 
fich in wenige einfache Worte zufammenfaffen, die ſich dem einfältigen, reinen Gemüthe wie der Der: 
nunft mit unmwiderfehlicher Gewalt aufprängen.‘‘ Auch der berühmtefte der neuern Fatholifchen Theolo— 
gen, Hug, fagt in der „„Zeitichrift für die Geiftlichfeit des Erzbisthums Freiburg‘, Heft VIl, S. 227, in 
der vortrefflihen Abhandlung: „Iſt das Entſtehen des EChriftenthume auf natürliche Weite erflärbar ?“: 
„In der Abficht, eine Weltreligion zu gründen, mar nicht der Gelehrte, fondern der Menjd in Allge⸗ 
meinheit der Gegenſtand der Unterwerfung, wobei die mittlern und die geringſten Fähigkeiten in Anſchlag 
famen. Es mußte das Höchſte zum Niedrigiten berabgezogen und dem Findlichen Kafinngsvermögen be: 
greiflich werden. Das ift ein eigenes — des Chriſtenthums im Plane, nach welchem es angelegt 
it, und in ber Lehrart feines Stifters“ 
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mittelbar juriſtiſch und politiſch gültig, ſie ſollen als ſolche durchaus feine Rechts- und Staatd- 
geſetze, ſondern nur religiöſe Moralgebote fein. Chriſtus iſt der erſte, der einzige Religions: 
ſtifter ver Erde, der fein weltlicher Geſetzgeber fein wollte, der die Religion und die religiöſe 
Moral ganz rein und ganz unabhängig von der Nationalität wie vom Staatöverhälmig bin- 
ftellte. Chriſtus erflärt auf die verfchiedenfte Weife immer aufs neue, daß fein Reich , welches 
feine Jünger ausbreiten follen, nicht von diefer Welt, Fein äußerliches, weltliches fei, daß er und 
feine Jünger nicht auf weltliche Weife gebieten, fein weltliche Beleg geben wollen. Und er gibt 
wirflich nicht ein einziges. Ja er vermeidet felbft forgfältig jeden Schein einer politifhen Geſetz⸗ 
gebung und Entſcheidung. Sogar als ihn ein Schüler nur um feine Meinung über eine Erb: 
fchaftstheilung mit feinem Bruder bittet, vertweigert er ihm diefelbe mit den Worten: „Wer bat 
mic zum Nichter oder zum Erbſchaftstheiler über euch geſetzt?“ 2) Schon der erjte Blick auf die 
ganze chriftliche Lehre beftätigt auch dieſes. Hätte Chriftus, Hätten feine Jünger politifhe Ge- 
feßgeber fein wollen, ihr Werk wäre ebenfo das armfeligfte, wie es ald Xehre der Moral das 
herrlichfte und großartigfte ift. Die wichtigften politifchen Verhältniffe und Fragen, 5.8. Die 
über eine monarchifche, vemofratifche oder ariftofratifche Verfaffung, über ihre Entftehung und 
Fortdauer u. f. w., find gar nicht einmal berührt. Seine praftifchen moralifhen Ermabnungen 
über gefellige Verhältniſſe, z. B. auch die: „Nimmt dir einer ven Mantel, jo gib ihm auch den 
Rod!” Haben einen vortrefflihen Sinn, fobald man fie betrachtet als bildliche und beifpield- 
weiſe Veranfhaulihungen und Anwendungen der einfachen Hauptgebote für die moralifhe 
Gefinnungsweife, worauf in der Moral alles anfommt, und damit das moraliſche Handeln von 
diefer Gefinnungsweife, und nicht von einer mechaniſchen äußern Beftimmung ausgehe, hat Ehri- 
ſtus felbft niemals eine irgend vollitändige Sammlung und genaue Beflimmung aller einzelnen 
moraliſchen Pflichtgebote, gar Feine eigentlicdien Gejege, geben wollen, ?) Als unmittelbare poli: 
tifche oder juriftiiche Gefege betrachtet, Fehlt aber jenen hriftlihen Ermahnungen vollends alle 
nötbige Beftinnmtheit und Anwendbarfeit. Sie würden als abfurd und überall ala ſich ſelbſt 
‚ wiberfprechend erfcheinen und alle Rechts- und Staatsordnung aufheben. Wollte man fie un: 
mittelbar politifch anwenden, dann freilich könnte man hier in der Ermahnung zu frommer Ge: 
duld an die Sklaven eine göttliche Ginfegung der Sklaverei, in der Lehre ber völligen brüder— 
lichen Gleichheit aller Menfchen dagegen unmittelbare Aufhebung aller Sflaverei, aller Obrig— 
feit und aller Vermögensungleichheit finden wollen. Man könnte ebenjo mit jener Grmabnung, 
zum geraubten Mantel auch noch den Nod hinzugeben, die Aufhebung alles Eigenthumsrechts 
und die Begründung einer Näubergefellihaft, mit ver Ermahnung an den mit Unrecht Ber: 
legten aber, bei ver Gemeinde jchiedsrichterliche Hülfe zu ſuchen, und mit dem Lobe des wohl- 
thätigen, gerechten Schuges der Obrigkeit *) aud) wiederum das Gegentheil beweifen. 

Auch durch die Stellen, welche man fehr häufig als politifhe Entfcheidungen und Gebote 
anführt, jene Worte: „Gebt dem Kaifer, was des Kaifers ift!’ oder: „Jedermann fei unter: 
than der Obrigkeit!” gab Chriftus keineswegs jenes großartige Grundprincip und alle Conſe— 
quenz auf. Auch diefe Stellen leiden, als unmittelbare politifche Vorſchriften betrachtet, ganz 
an derjelben Unbeſtimmtheit und Untauglichkeit. Sie haben ebenfalld nur ganz benfelben 
rein moraliſchen Charakter, entweder der Abweiſung der weltlihen Entſcheidung, jowie jene 
Stelle von der Erbtheilung und die Antwort über die juriftifhe Beftrafung der Ehebrederin, 
oder den der Veranſchaulichung der rechten moraliſchen Gefinnungsmeife. Diefes fonnten nur 
ſolche Theologen verfennen, welche jehr ſchlechte Juriſten waren. 

Jener erfte Ausſpruch Ehrifti murbe befanntlid nad) der ausprüdlihen evangeliihen Er: 
zählung 5) dadurch veranlaft, daß ihm die phariſäiſche Hinterlift dur die Frage, ob es erlaubt 
für Juden jei, dem römiſchen Kaifer die von ihm den Juden gemachte Auflage des Cenſus zu 
zahlen, eine, wie fie vermeinte, ganz unausweichliche Schlinge legen wollte. Wie auch Chriſtus 
anmorten möge, fo dachten die boshaften Gegner ſchon triumphirend, müfle ihm die Antwort auch 
zum Verderben gereichen. Hätte er mit Nein geantwortet, fo hätte er natürlich Roms despotifche 
Macht gegen ſich, als gegen einen Aufwiegler, gereizt. Hätte er aber mit Ja geantwortet, wie 
eine gewöhnliche theologiiche Auslegung anninımt, um in diefer Stelle eine Aufforderung zu 
unmeigerlicher Befriedigung jeder Negierungsanforderung , der Anforderung auch felbft einer 


2) S. 3. B. Matth, 20, 25. Lucas 12, 13; 17, 20; 22, 25. Ev. Jch. 1, 17; 8, 10; 18, 36. 
3) Evang. Joh. 1, 17. Matth. 5, 17—48. 

4) Röm. 13,4. Apoftelgeich. 25, 11. Matth. 18, 14— 18. 

5) Matıh, 22, 15—22. Marc. 12, tur. 20, 20—26. 
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‚ offenbar uſurpatoriſchen Gewalt, zu finden, dann Hätte er das ganze jüdiſche Volk in doppelter 
Hinfiht gegen fih empört. Die Römer hatten offenbar gegen alles Recht, felbft ohne ein 
Recht der Eroberung dur Krieg, rein ufurpatoriih die Erben des frühern jüdiſchen Königs 
Herodes ded größten Theild der Negierungsgewalt über die Juden beraubt und eine oberberr: 
liche Gewalt ujurpivt, jedoch einige Reſte des alten Nationalrechts übrig gelaflen, wie jie z. B. 
bei Jeſu Tod fihtbar werden oder aud) bei der Zahlung der Tempelfteuer an den Tempel zu Je: 
rujalem, welche die Juden, die nad ihrem Nationalrechte nur felbftbewilligte Abgaben zahlten, 
freiwillig entridteten. 6) In feiner Beziehung alio, weder nad dem allgemeinen Völkerrechte 
und jüdischen Nationalrechte, noch nach den jüdischen Vorjtellungen von dem Meſſias und feiner 
weltlihen Herrihaft, konnte das jüdische Volk eine heidniſche, römische Herrichaft über Judäa 
irgend als rechtlih anjehen. Hätte nun Jeſus, der unmittelbar vorher das Herkommen feines 
Meſſiasreichs verfündigt und dadurch gerade die Pharifäer zu ihrer gehäſſigen Hinterlift gereizt 
batte, eine Rechtmäßigkeit der römiſchen ufurpirten Herrſchaft und der allgemeinen vechtlichen 
Anerkennung verjelben duch Steuerzahlung oder gar eine rechtliche Verpflichtung zur Zahlung 
jeder unbewilligten Abgabe an die römische Negierung pofitiv und ald durchs wahre weltliche 
Recht begründet ausfprehen wollen, jo mußte dieſes ald ein feiges Preidgeben des wefentlichften 
Nationalrechts an fremde Ufurpatoren erfcheinen. Es ſchien alle Parteien des jüdiſchen Volks, 
die von den Pharijäern abſichtlich mitgebrachten Anhänger der legitimen, von den Nömern ver— 
drängten Erben des jüdiſchen Nationalkönigthums, die Herodianer, und alle Anhänger des 
jelbftändigen Nationalredhts aufs äußerfte gegen ihn empören zu müflen. Gin ſolches empö- 
rendes, ja lügnerifches pofitives Ja nun erwarteten die Pharifäer. Deshalb, da fie glaubten, er 
werde der fremden Übermacht huldigen müſſen, verſpotteten ſie zum voraus dieſe Antwort, die 
hubdigende Beſchönigung der despotiſchen Uſurpation, wie fie von jedem gemeinen ſchwachen 
Menſchen erwartet werden durfte, nimmermehr aber des göttlichen Meſſias würdig war, mit 
den Worten: „denn du achtejt nicht das Anjeben der Menſchen.“ Selbft jede pas politive Ja 
Flug verhüllenve Flosfel, oder eine blos liftige, den Schein der Feigheit an ſich tragende völlige 
Derweigerung aller Antwort hätte beide Theile gereizt, jedenfalld die Phariſäer nicht befiegt 
und beſchämt, fie nicht mit „ Bewunderung‘ der Weisheit Ehrifti erfüllt, ſodaß fie ihn „nicht 
tadeln fonnten vor dem Volk“, wie ed ausprüdlich Heißt. Was aber that er? Durd das ver- 
langte Vorzeigen des weltlichfien aller Dinge, einer Geldmünze, eined Denars, mit welchem 
man den römiſchen Cenſus, nicht aber die Tempelabgabe (Matth. 17,24) zu bezahlen pflegte, 
und durd die Frage über das dieſem Denar eingeprägte Bildniß des Kaiferd fammt der Um— 
ichrift und nun durch die Worte: „To gebet Gott, was Gottes ift, ven Kaifer, was des Kaiferd 
iſt!“ veranſchaulichte er auf dad geiftreichhte, erklärte er auf das würdigfte, fich jelbft treu, daß 
dieje ganze Geldfrage eine nur dem weltliden Rechte und Reiche angehörige Frage fei, die von 
ihn, deſſen Reich ja nad allen feinen Erklärungen nicht von diefer Welt, jondern eben das 
Reich Gottes jei, ebenjo wenig unmittelbar entfchieven werden dürfe ald andere früher von ihm 
zurückgewieſene Fragen, als Fragen jelbit ver Pharifäer über das weltliche Recht, jowie z. B. 
Die über die Beftrafung der Ehebrecherin. (Joh. 8.) Nur fo auögelegt, Eonnte wirklich dieje Ant: 
wort jo, wie fie es that, als offenbar würdig und folgerichtig entiprechend der ganzen Lehre 
und Stellung Chrifti und zugleich weder den Kaifer noch dad Volf im mindeften verlegend, dem 
fhlauen Feind jede Waffe entwinden, ihn befiegen und beihamen. So offenbar ftellt auch Ti— 
zian in feinem berrlihen Meiftermerfe (Der Zinsgroſchen) die Sade dar, und legt hier das 
Evangelium richtiger aus als fo viele Theologen, welche ſich leider oft durch Servilismus 
verleiten laffen, und fo auch für ihre Auslegungen der wirfli gegen revolutionäre Gefinnung 
fpredenden Stellen den Glauben verwirfen. Jedenfalls übrigens beantwortet der hier vor- 
liegende Ausſpruch Chriſti gar nicht die Frage von einer Rechtspflicht zur Zahlung, da die Pha— 
tijäer ihn ja nur blog fragten, ob es ihnen erlaubt ſei (EGsorı), Steuern zu zahlen. 

Auch jene Ermahnungen, gegen die Obrigfeiten, „welche Gewalt haben‘ und „melde nicht 
den guten Werfen, fondern den böjen zu fürchten find‘, welde im „‚Dienfte Gottes“ viejenigen 
beitrafen, welche „Böſes thun“, und vie „Guten belohnen‘, gehorfam und „zu allem guten 
Werk bereit’ zu fein, und zwar diejes nicht „aus Furcht, jondern aus Kiebe‘, ſowie der Zufag, 
daß — was die zum Theil ih aus dem heidniſchen Staat zurüdziehenden erften Chriſten zu— 
weilen verfannten — die obrigfeitlihe Einrichtung aud für die Chriften wohlthätig und gott: 


6) Matth. 17, 24 u. 27 und 2 Chron. 24, B—11. 1 Kön. 5,1. Pſalm 72, 10. Nehem. 10, 33 
u. 34. Michaelis, Moſ. Recht, $. 173 u. $. 59. 
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gefällig, eine göttliche Anordnung ſei oder von Gott komme7), — auch diefe Ermahnung hat 
lediglich jenen obenbezeichneten rein moralifchen Charakter. 

Kein gründlicher Theolog kann fie namentlich al8 eine allgemeine, unbedigte und unde- 
grenzte Gehorfamspflicht erklären. Sie tft ja Theil einer Lehre, melde fo energifch lehrt, va 
man Gott mehr gehorchen müffe ald den Menfchen, dag man in Erfüllung diefer Pflicht, wie die 
Apoftel bei ihrem wiederholten Ungehorfam gegen die ausdrüdlichiten obrigfeitlihen Verbon 
(Apoftelgeih. 4 und 5, 28) und nad ihnen zahllofe Märtyrer gethan, Feine Gewalt und Strafe 
der Obrigkeit fürchten folle. 3) Und felbft vie am meiften legitimiſtiſche Theorie verftebt fie eben: 
fall8 nicht unbedingt und nicht allgemein in Beziehung auf jede Obrigfeit und billige, wie 
ja die Monarchen felbft billigten, ven Widerſtand der Tiroler, der Heflen, Weſtfalen, Ham: 
burger, Bremenfer gegen die Obrigfeiten Napoleon und Yeröme, oder Die Revolution der 
Griechen gegen den türfifchen Kaifer. 

Offenbar aber ift nun doch jene allgemeine riftlihe Ermahnung: wann denn eine höher 
Gewalt eine rechtmäßige oder eine räuberifche fei und wann der erlaubte, ja pflichtmäßige In: 
gehorjam jelbft gegen die rechtmäßige Obrigkeit ftattfinde, zur unmittelbaren äußern Berwirt: 
lichung in jedem beftimmten Kalle noch näherer Beitimmung bebürftig. Sie ift zu jeder um: 
mittelbar politifchen Lehre ebenfo untauglich al8 jene Ermahnung, zu dem Mantel auch noch 
den Rock hinzugeben, welches ebenfalls vom beften Ehriften zuweilen auch zu unterlaffen ik, 
oder als jene Ermahnungen an den Sklaven, feinem Herrn nicht mehr ans Furcht, fonden 
aud Liebe zu gehorchen. Wenn man alfo aus jenen Stellen, zum Schaden der Völker und der 
Könige, das Syſtem des Abfjolutismus und Servilismus mit feinen politifih und moraliſch 
verberblichen Folgen begründet und dadurch das Chriſtenthum verhaßt macht, fo ift dieſes 
nicht minder eine Entweibung deſſelben, ald wenn man aus den andern Stellen eine chriſtliche 
Begünftigung der Räuber over eine Nectfertigung der Sklaverei, oder aus der brüderlichen 
Gleichheit ver Menſchen die Abihaffung des Königthums und des Eigenthums begründen 
wollte. 

Alles dieſes gilt insbeſondere auch von denjenigen Theorien, welche die moraliihe Etmah⸗ 
nung von der Gott wohlgefälligen oder göttlichen Begründung der obrigfeitlichen oder Staats: 
einrichtung zu verfehrten myſtiſch legitimiftiihen und despotiſch politifhen Grundlagen und 
Rechten ver Regierungsgewalt, und zwar meift vorzugsweife ver monarchiſchen, umgeftalteten. 
So begründeten befanntlih zu ihrem eigenen Verderben und zu ihrer Völker vielfachen Un: 
glüd die Stuart und die Bourbonen hierauf und auf das „von Gottes Gnaden“, welches ut: 
fprünglich geiftlihe und weltlihe Beamten und Regenten nur als Zeichen der Demuth ge: 
brauchten, ſpäter auch manche auf päpftliche Belehnungen bezogen, jene Theorien, melde alle 
freien vertrags- oder verfaſſungsmäßigen rechtlichen Bedingungen und Schranfen ihrer Ge: 
walt aufheben jollten. Ludwig XIV. verfocht, Hierauf geftügt, im fhanifchen Succeſſionskriege 
fogar den Sag, daß ein monarchiſcher Prinz auf das ihm von Gott unmittelbar übertragene 
Thronrecht jelbit nicht einmal verzichten dürfe (heritier de toute necessite fei), was er jedoch 
im Utrechter Frieden endlich, ebenſo wie die engliſchen und franzöſiſchen Könige fpäter die ms: 
fifche despotiihe Ableitung ihrer Gewalt, förmlich aufgeben mußte. Ja man legte deshalb den 
Königen priefterlihe Würde und Wunderkräfte bei, ſodaß z. B. die bloße Berührung rines 
franzöfiihen Königs die Kröpfe heilte. Ein König von Dänemark bannte fogar Geifter damit. 
Als ein königliches Schloß duch Gejpenfter jo beunruhigt wurde, daß niemand e3 zu betreten 
wagte, betrat er ed mit den Worten: „Ich, von Gottes Gnaden, König”, und fie verſchwanden. 
(&. 11, 581 fg.) ; 

Das Chriſtenthum aber verfhuldet nicht all das Blut und die despotiſchen und ſtklaviſchen 
Lafer und den Unſinn, welche falfche Auslegung an diefe Stellen knüpfte. Diefelben reden nicht 
blos von der höchſten Regierungsbehörde, am menigften blos von der monarchiſchen, fondern 
enthalten in Beziehung auf die ganze Staats- oder obrigfeitliche Einrichtung und die Obrigfeiten 
überhaupt die moralifche Ermahnung, daß fie ald mohlthätig, ald Gott wohlgefällig oder nad 
feinem Willen begründet zu achten feien. Sie enthalten nichts Myſtiſches und auch nicht bie 
Bedingungen der gültigen rechtlichen Entftehung und Dauer der fhügenven gerechten Obrig: 
feiten und die nöthige Beftimmung ihrer Gewalt, fondern fie überlaffen dieſes alles der menſch⸗ 


T) Rom. 13, 1—8. Tit. 3,1. 1 Petr. 2, 13—19. Kol. 1, 16. 
8) Sregorius der Große warnte: ne subditi plus, quam expedit, fiant subjecti, ne cum stu- 
dent, plus, quam necesse est, hominibus subjici, compellantur vitia eorum venerari! 
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lihen Freiheit nach dem weltlichen Recht. Diejes fagt fogar ausdrücklich der Apoftel Petrus in 
der Note 7 angeführten Stelle, indem er alle Anogpnung von Obrigfeiten, auch die des Kaifers, 
wörtlich eine menſchliche Ordnung nennt. Am allerwenigften alfo wollten dieſe Stellen welt: 
liche freie Verträge zur Begründung der Obrigkeiten und ihrer Nechte ausſchließen, ſowie ja 
felbft bei ver Ehe, ob es hier glei, ebenfalls als rein moralifche Lehre, heißt, fie würde im 
Himmel und von Gott und unauflöslih geſchloſſen, ver freie Heirathövertrag der Ehegatten und 
das weltliche Eherecht ebenfalls zuläfjig und nöthig find. Stetd gingen aud die Kirche und das 
Kanoniſche Recht von diefer Vertragsmäßigkeit der Regierungsgewalt aus. Sie beriefen ſich 
dabei beſonders auch auf die förmlichen und feierlih abgeſchloſſenen Verträge des hebräifchen 
Bolfes mit Gott ald mit feinem göttlichen Könige und auf die im Alten wie im Neuen Bunde mit 
Gott durchherrſchende Vertragsidee und der Vertragsmäßigkeit wahrer Gehorfamspflidt für 
freie Menjhen.?) Selbi das Erbrecht ändert hieran nichts. Denn es muß doch erft jelbft durch 





9), S. den Art. Bund Gottes und eine große Reihe Fatholifch firchlicher und Fanonifcher fowie ſtfaats— 
aeichichtlicher Beweisſtellen in: Welder, Syftem, I, 115— 116, und unten Note 25 u. 26. Diefe 
päpftlihen und fanonijchen und fonftigen kirchlichen Stellen drüden fidy ebenfo oder ähnlid aus wie 
Maffillon in feiner Lobrede auf den heiligen Ludwig, indem er die Könige auffordert, fich ſtets zu er= 
innern: que ce sont les peuples, qui, par l'ordre de Dieu, les ont fait ce qu'ils sont. Möge 
man es aljo doch endlich ſich flar machen, daß es ebenfo wenig chriftlich ift, das „von Gottes Gnaden“ 
im Titel der Könige, wie zum Theil 1848 gefchah, angufeinden, als ihm irgendeinen politifchen und 
vollends einen autofratifc despotiſchen Rechtsinhalt beizulegen. Der chriftlichen Geſinnung entfpricht 
es, alle wichtigen, an fich guten Dinge und Ginrichtungen, auch wenn fie zu ihrer juriftifchen Begrüns 
dung der Rechtsform einer freien gegenfeitigen (d. h. der vertragsmäßigen) Einwilligung oder Aner: 
fennung beburften, wie jede beftimmte Ehe, oder jedes beftimmte gefellfchaftliche Regierungs— 
recht, doch mit frommer danfbarer Gefinnung zugleich auf göttliche Zulaffung und Heiligung zurückzu— 
führen, und biefes bei befonders wichtigen, wie bei der Ehe oder bei der Regierung, äußerlich auszu⸗ 
fprechen. Aber der Achtung der chriftlichen Gebote entfpricht es ebenfalls, die Selbftändigfeit wehtlichen 
Rechts oder des Staats und die perfonliche Breiheit der Menfchen anzuerfennen, deren logijch 
nothwendige Bolgerung eben die Nothwendigfeit freier gegenfeitiger (oder vertrags: oder verfaflungs- 
mäßiger) Anerfennung zur rechtlichen Begründung ihrer Sefellfchaftsverhältnifie ift. Bis zu der leg: 
tern oder ohne fie, welche oft ftillichweigend oder thatfächlich erfolgt, ift jede Regierungsgewalt eine ge: 
waltjame, oder blos factiſche. Diefe friedliche Bereinigung eines verfaffungsmäßigen Königthums 
und zugleich feiner frommen Auffaſſung (des Königthums von Gottes Gnaden) heilige nun überall 
das Kihoriläe Staatsrecht aller freien und namentlich der hriftlich germanifchen Voller, welches in 
den Verfafiungsurfunden,, 3. B. in der englifchen Magna Charta fowie in den gegenfeitigen eidlichen 
Krönungs= oder Verfaflungs: und Huldigungszufagen, ausdrüdlich die Redytsform des Vertrags mit der 
frommen Heiligung, mit bem „von Gottes Gnaden“ verbindet (f. oben Bd. I, XLI, und II, 581 und 
die Art. Bund Gottes; Deutfched Landesſtaatsrecht und Grunbvertrag). Sobald ein Bolf und feine Mes 
gierung als rechtlich und juriſtiſch berechtigt anerfannt find, jteht alles juriftiiche Nedyt auf dem Boden 
der Verfaſſung, ift lediglich nach ihr zu beurtheilen. Beide follen frei zufammenwirfen, 
Welche Begriffsverwirrung gehört alſo dazu, re htlich dem ‚„„Rönigthbum von Gottes Gnaden“, welches 
ja ſtets im fehr freien England beftand, einen eigenthümlichen, einen die juriftiichen Verfaſſungsrechte 
irgend verändernden und befchränfenden Nedytsinhalt unterichieben und andichten zu wollen. Alle 
frühere und alle fpätere Geſchichte beftätigt vielmehr, was Friedrich der Große, als Kronprinz und 
nach beinahe halbhundertjähriger reifer Erfahrung in Regierungsfachen, in feinen beiden Abhaydlungen 
über das Corps politique de l’Europe und über die Formes de gouvernement ebenfo energiſch 
ald competent ausführte, daß das Verkennen diefer Grundfäge — daß namentlich die Theorie des angebs 
lich göttlichen Königsrechts im Gegenſatze gegen die Vertragstheorie — „die vergiftete Duelle“ 
unermeflichen Unglüds für die Fürften wie für die Bölfer fei, „indem, wo die Grundprincipien falich 
find, auch die Folgefäge ſelbſt in unwillfürlicher Gonfequenz falfch und verderblich werden müſſen.“ Und 
doch auch im Staate Friedrich's des Großen und des großen Kurfürften, der ebenſo entjchieden diefelbe 
falfche Anficht verworfen hatte, auch hier ſahen wir in einer hoffentlich verfchwundenen Zeit diefes völlig 
unpreufßifche Brincip einführen. Im einer Zeit, wo fo wie niemals früher die günftigfte Gelegenheit 
für Die nöthige Ausbildung der Macht des Staats gegeben war, verfchuldete gerade jenes falfche Grund: 
prineip alles Unglüd, alle Demüthigungen. Es verſchuldete zuerſt jene lange Verweigerung ber vers 
beifenen allein zeitgemäßen conflitutionellen Berfaffung, und noch bei dem Vereinigten Landtage das un- 
glüsfchwangere Princip der einfeitigen Widerrufbarfeit alles Verfaffungsrechts durch den König. Es 
rief fo die Revolution hervor. Es verſchuldete nach endlicher Begründung der Verfaſſung jenen reactios 
näten Kampf zu ihrer Bernichtung, zur Wiederherftellung des göttlichen Rechts, in welchem unter 
dem Schuge der ärgiten Polizeiwillfür, ja in welchem in der Provinz Preußen jahrelang ein Zucht: 
häusler an der Spige eines privilegirten Schanbblatts und von Pobelrotten die rechtlichen Beam: 
ten und Bürger terrorifiren und unterdrüden, die Nechtshülfe wie die Verfaffungsrechte vereiteln 
durfte. (Dal, außer den Kammerverhandlungen: „ine Elbinger Dentichrift: Zur Gharafteriftit 
des gegenmrärtigen preußifchen Miniſteriums“, Zürich 1858; und: „ine politiiche Todtenſchau“, 
Kiel 1859.) Es verfchuldete daſſelbe Princip, theils durdy feinen Haß auch genen die Freiheit im 
übrigen Deutichland, theild durch die in dem imnern Kampfe entitandene Kraftlofigkeit, jene un: 
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einen gültigen weltlichen Verfaſſungsact begründet ſein. Denn ſonſt wüßte man ja gar nicht, 
welcher zufällig Mächtige oder Prätendent depn von Gottes Gnaden iſt. 

Das vollſtändige Ausſchließen aller unmittelbar politiſchen und juriſtiſchen Gebote ent- 
ſpricht nun offenbar auch der Reinheit und Tiefe, ver Freiheit und Allgemeingültigfeit der hrift- 
lihen Moral, durd melde Ehriftus das ganze Menſchengeſchlecht veredeln und auf die höchſte 
Stufe reiner Menfhlichkeit erheben wollte. 

Auf das allernachdrücklichſte und wiederholteſte erklärt er, daß, wenn auch früher die Ro— 
beit der Menſchen das Moſaiſche Zwangsgeſetz erheiſcht habe und, ſoweit fie noch jegt fortdauert, 
noch immer beſondere Rechts- und Staatsgeſetze nothwendig mache, dennoch das wahre ſittliche 
Leben, wofür er die Ermahnungen und Lehren gab, durchaus nicht durch Furcht und Zwang, 
äußere Gewalt, mechaniſche Angewöhnung und irgend äußerliche und ſinnliche Motive, ſondern 
lediglich aus der vollen innern Freiheit und freien Liebe hervorgehen koͤnne, aus einer Geſin⸗ 
nung, welche gänzlich der natürlichen ſinnlichen Lebensrichtung entſagt und die göttliche ergriffen 
hat (geiſtig wiedergeboren iſt); aus ſolcher völlig freien, liebevollen, innern Geſinnung, welche, 
ſoweit ſie reicht, das äußere Geſetz ganz aufhebt oder vielmehr in innere ſittliche, freie, gute 
Geſinnung verwandelt, müſſen dann, als ihre natürlichen Früchte, nothwendig auch die mahr: 
haft ſittlichen äußern Handlungen und Lebenseinrichtungen, alſo auch die im Staate hervor: 
gehen. Aber ſittlich ſind ſie für die Handelnden ſelbſt durchaus nur inſoweit, als ſie wirklich 
ganz frei aus der innern liebevollen Geſinnung hervorgingen. 19) Das geiſtige chriſtliche Mo— 
ralgeſetz will alſo als ſolches unmittelbar nur blos von innen nach außen durch die innere 
Geſinnung Wiedergeburt wirken, richtet ſich nur an ſie, legt ohne ſie dem äußern Werke gar kei— 
nen Werth bei, während umgekehrt das äußere weltliche Zwangsgeſetz, ſoweit es noch noth— 
wendig iſt und als ſolches, mit ſeinen genau beſtimmten äußern Befehlen und äußern Motiven 
von außen nach innen wirkt und bei den noch im Sinnlichen verlorenen unerzogenen Menſchen 
für das freie, ſittliche menſchliche Leben die humane Wohnſtätte und Entwickelungsbahn und die 
Möglichkeit einer immer vollkommenern allgemeinen äußern Geſtaltung und Offenbarung 
ſchafft. Dieſer ſeiner Natur und Beſtimmung gemäß kann und muß das äußere Staatsgeſetz 
nach der Verſchiedenheit der Entwickelungsſtufen und der jedesmaligen beſondern äußern Ver— 
hältniſſe der Völker verſchieden ſein, während die reine göttliche Sittenlehre allgemein und 
bleibend für das menſchliche Geſchlecht ſein ſollte und auch ſchon deshalb nicht mit unmittelbar 
politiſchen Geſetzen vermiſcht werden durfte, von welchen auch nur ein einziges ſchon die andern 
nach ſich gezogen hätte. 

2) Dagegen ſollen auch alle Staatsgeſetze auf mittelbare Weiſe oder durch die freie Beſtre— 
bung und Beſtimmung derer, welche fie als Regenten, Beamten, Landſtände, als Bürger und 
als Rathgeber vermittelft der Öffentlichen Meinung oder ver willenfchaftlihen Lehre geben over 
bewirken, hriftlicd moraliich oder ven Grundſätzen der hriftlichen Moral entſprechend gemacht wer: 
den. Dieſes fordert ver allumfaflende und ver durchaus praftifche Charakter der hriftliden Moral. 
Einestheils fordert die hriftliche Religion ebenfalls vollftändiger ald jede andere Religion der 
Erde, daß ihre Anhänger alle ihre Gejinnungen, alle ihre freien Handlungen und Beitrebungen 
nur nah den wahren Moralgrundfägen und für ihre unendliche Aufgabe ver möglichften eigenen 
Vervollfommnung und immer größern Gottähnlichkeit und der möglichften Vervollkommnung 
und Beglückung ihrer Brüder verwenden jollen. Nicht blos an ven Sonntagen, fondern in all 
ihrem freien Thun und Laſſen follen fie chriftlih handeln. Anverntheils ift die hriftliche Moral 
durchaus praftiiher Natur. Sowie für den Handelnden einerſeits alle äußern Werke ohne die 
fittlihe Gefinnung todt und umfittlich jind, fo fordert und erkennt doch das Chriſtenthum ande: 
rerſeits nur eine ſolche liebevolle und glaubend: oder überzeugungstreue Gefinnung als wirklich 
und als lebendig an, welche auch alle guten Früchte bringt, welche die Liebe gegen Gott und die 
eigene innere Vervollkommnung in der Liebe gegen die Mitmenfhen und diefe in der Thätigkeit 
für ihre möglichfte Vervollkommnung, Unterftügung und Beglückung auch äußerlich erweilt. 


lückſeligſte Politif gegen Deutfchland, gegen Kurhefien und gegen Schleswig- Holftein, eine Pas 
itif, welche vorzüglich in Beziehung auf SchleswigsHolftein nach allen frübern wörtliden und that 
fählichen Zufagen und gegen die eigenen preußifchen Staatsintereffen in der Art treulos und nutzles 
fich erwies, daß wenn hier nicht die preisgegebenen Rechte bis zum legten Jota wiederhergeftellt würden, 
aller Glaube an preußifche Verheigungen und preußifchen Rechtsichug wegfiele.. Möge alio Preußens, 
möge Deutichlands guter Genius von nun an jene unglüdfelige Begriffsverwirrung fern halten, und bie 
richtige chriftliche Anficht fiegreich machen! 2 : 
10) ©. 3.8. Ev. Job. 1, 17. Galat. 5, 6. Röm, 3, 28, ' 
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In dem wirklichen „Speifen, Tränfen und Kleiden der Brüder”, daran, daß man „fröhlich ſei 
mit den Fröhlichen und weine mit ven Weinenden”, und dieſes tiefe Mitgefühl durch praftifche- _ 
Unterftügung beweife, daran, daß man das Leben für fie läßt, daran will Chriſtus feine wahren 
Jünger erkennen. Beſſer ald alle Bußen und Opfer ift diefe thätige praktiſche Liebe: Nur fie, 
‚nicht Martern und Brennen der Glieder” hat Werth. Glaube und Liebe, die nicht Früchte 
bringen, nicht in guten Werfen ſich zeigen, „haben gar feinen Werth. Keine Religion ver 
Erde hat weniger auf äußere Formeln, Worte, Gebete, Geremonien, Opfer, Bußen, Reiniguns 
gen und auf unfruchtbares Glauben und Wiffen, feine mehr auf jene praftifche Liebe, Vervoll— 
kommnung und Beglüfung den eigentlihen Werth gelegt. Dabei werden alle Chriften aufge: 
fordert, dieſes lebendigſte Mitgefühl, dieſes thätigfte gegenfeitige Helfen, Unterftügen, Beglüden 
in fo inniger Verbindung, in jo feftem Zufammenhalten für das allgemeine Wohl zu verwirf- 
lichen, „wie die Ölieder eines einzigen Xeibes, wo jedes nach feinen bejondern Kräften und Auf: 
gaben für Alle und für das Ganze wirkt. Sie follen ſchon hier ein chriftliches, brüderliches 
Reich nach dem Vorbilde des göttlihen gründen. Bor allem follen fie auch ihre Mitmenſchen 
nicht blos gegen äußeres Unglück und gegen äußere Verlegung, jondern vorzüglich, als vor dem 
Allerſchlimmſten, vor Argerniß oder. vor moralifher Verſchlechterung duch verderbliche Bei— 
jpiele und Einrihtungen bewahren. Mehr aljo als irgendeine politische, patriotiiche Lehre und 
Mahnung, mehr als Solon's Anforderung an den beiten Staat: daf jeder Bürger die Ver— 
legung gegen den Mitbürger als ihm ſelbſt wiverfahren empfinde und behandle, fördern diefe 
Hriftlihen Lehren das innigite, Eräftigfte Gemeinwefen und eine treue Liebe und Wirkſamkeit 
für daſſelbe; ſodaß auch die frühern Ehriftengemeinden unter den Augen der Apoftel beinahe 
zu einer Art von Gütergemeinſchaft dadurch fich vereinigt fühlten. Überall aber leuchtete ven 
Chriſten ihr göttlihes Vorbild in Erfüllung all jener Lehren auf das herrlichfte voran. Nicht 
blos für die jittliche Bervollfommnung feiner Mitmenſchen, fondern auch, two er fann, für ihre 
leibliche Unterftügung, Heilung und Rettung ift er unabläfjig bemüht. Wo fie ihm wegen ihrer 
Sünden unmöglid it, da vergießt er Thränen über das Unglüd feines Vaterlandes und ven 
Untergang jeiner Hauptitadt. Selbft mit edelm Zorn und mit dem tiefften Gefühl der Entrü— 
lung ftraft er in niederfchmetternden Worten die Bedrückung und Verderbniß des unglücklichen 
Volks durd feine vornehmen fhriftgelehrten und pharifäifchen Führer, 1) 

Wer dürfte alfo nun noch einen Augenblid zweifeln, daß Ehriften, von folder praftifchen 
Geſinnung und Liebe durchdrungen, daß wirklich chriſtliche Regenten und Bürger auch ihre ges 
meinſchaft lichen, ſtaatsgeſellſchaftlichen Geſetze und Einrichtungen, welche ja ebenfalls faſt alles 
menſchliche freie Thun umfaſſen, und welche auf Erziehung, Vervollkommnung und Beglückung 
der Menſchen ſowie auf ihre Verſchlechterung, ihr Elend und ihren Tod den ausgedehnteſten 
Einfluß haben, welche Chriſtus ausdrücklich als Gott wohlgefällig, wichtig und heilſam erklärt 
(ſ. Note 7), ſoweit ſie können, ſoweit die weſentliche techniſche Natur des Rechts- und Staats— 
vereins es geſtattet, mit Freiheit mittelbar chriſtlich oder nach jenen Geboten und Zwecken der 
chriſtlichen Moral einrichten müſſen! Alle chriſtlichen Nationen waren und find auch im weſent— 
lien in dieſer Anerkennung einftimmig, fomeit fie nicht entweder, fo wie im Mittelalter, noch 
weiter gingen und irrig die chriſtlichen Moralgrundfäge jhon unmittelbar als weltliche Gejege 
betrachteten, oder foweit jie nicht, jo wie die Franzofen, vorübergehend durch die traurigen Fol— 
gen diefes Misgriffs und des Misbrauchs und der Verdrehung ver hriftlihen Grunpfäge zu 
Gunften der Unterdrüdung, von der Religion jelbft zurückgeſchreckt wurden. Es hat zu den 
beflagen&wertheften Berwirrungen geführt, daß bis auf den heutigen Tag Juriften und Theolo— 
gen die foeben unter 1 und 2 ausgeführte vollfommene, aber durchaus nur mittelbare Anwen 
dung hriftliher Gebote auf die weltlihen Rechtsverhältniſſe nicht Klar und richtig erfaßten; 
namentlich auch ſolche nicht, welche, wie Stahl und das Wagener'ſche „Staats-Lexikon“, aus— 


11) Beifpiele und Belege für alles diefes: Matth. 7,21; 8,2; 10, 42; 12, 7; 15, 4—20; 18, 1—4, 
15 u. 17; 22, 37—40; 23, 2—39; 25, 31 —45. Marc. 2, 23—27; 3,5; 12, 33. &uc. 6, 27—31; 
43—49; 10, 25—37; 11, 37—40; 17, 1—3; 19, 40 u. 41. @v. Joh. 4, 23; 14, 31; 15, 1,2 u. 
10 fg. Avoflelgefch. 2, 44; 3, 32; 10, 11 fg. Epheſ. 2,10;5,9. 1 Tim. 4,4. Philipp. 2, 4. 1Ioh. 
8, 1K. Jakob. 1, 22; 2, 14—17. Röm. 12, 1—2%0. — Hug, a. a. D. (Mote 1), S. 327, bezeichnet es 
ale Endzweck des Chriftenthums, „die Sittenlehre als Religion zu verfünden, den Opfers und Geremos 
niendienft der vorchriftlichen Religionen durch eine Bildungs: und Erziehungsanftalt der Bölfer zu ers 
feßen und in eine Tugendichule zu verwandeln, welche dem gefammten Menfchengeichlechte bie Weihe 
moralifcher VBortrefflichfeit ertheilt“. 
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drücklich erklären, ein geiſtliches Staatsrecht aufſtellen zu wollen. Es mußte uns alſo fehr er 
freulich fein, daß neulich ein jo geiſtvoller Publiciſt wie Bluntſchli in feinem Artikel „Ehri- 
ſtenthum“ im „Staats-Wörterbuch“ entſchieden fi für unjere Grundanſicht aus ſprach 

IV. In ihrer richtigen, mittelbaren Anwendung enthält num vie chriſtliche Lehre mehr 
als irgendeine Religion oder ein Moralfsftent in der Welt fowol das Grundprineip um 
die Grundlagen wie die Orundfäge für ein freies und frievlihe8 Völker- um 
Staats recht, für das Staatsverhältniß namentlich die Grundlagen zugleid für vie mögliätt 
große bürgerliche und politifche Freiheit der Staatögefellfhaft und zugleid für die möglicfte 
Ausſchließung aller jelbftfüchtigen und gewaltfamen, anarchiſchen und revolutionären Friedens: 
und Orbnungsftörungen. Bei dem Staatsleben der Völker muß man nicht, wie Die meiften 
zu glauben feinen, blos die praktiſchen Grundfäge und Geſetze ind Auge faſſen, welde ſich 
zunaͤchſt auf das ſtaatsgeſellſchaftliche Handeln derjelben beziehen. Ihre Befolgung ift nur ver: 
bürgt, wenn ihnen auch ald Lebenskraft die weſentlichſte Willensrihtung und ald Grund— 
lagen die wichtigften Grundverhältniſſe des Lebens der Geſellſchaftsglieder entſprechen. 

1) Das Chriſtenthum begründet mehr ald irgendeine Religion der Erde die rechte Willend- 
tihtung, das richtige Grundprincip oder Die Lebenskraft, nicht der despotiihen und der theofra: 
tifhen Verfaſſung, jondern die des freien Rechtsſtaats, nämlich die Vorherrſchaft der freien 
prüfenden fittlihen Vernunft, der geprüften freien Gewiffensüberzeugung oder der freien Wahr: 
beit und Sittlichkeit. Es ift das in der menſchlichen Natur und der Menichengefchichte Flar be— 
gründete Geſetz, daß die Lebenskraft despotiſcher Herrſchaft und jerviler Unterwerfung in der 
Vorherrihaft der Sinnlichkeit befteht, in Materialismus, in Selbſtſucht, Genußſucht und 
Furcht, in dem Brutifiren oder, wie Napoleon wollte, in dem Aviliren der Menſchen. Sonit, 
und wenn fittlihe Bildung und Aufklärung, wenn freie fittliche Beftrebungen, wenn tugend- 
hafte Ehr- und Freiheitöliebe vorherrihen, find die Beftehungs: und Beftrafungsmittel der 
Despoten ja nicht mehr wirffam, um das Volk in eimem unnatürlichen, der gleichen Breibeit und 
Vervollkommnung aller Bürger fo gänzlich widerſprechenden knechtiſchen Gehorfam zu er- 
halten. 12) Keine Religion der Erde aber firebt nun mehr als die hriftliche, Sinmlitet und 
Selbſtſucht, Materialidmud und namentlich materialiftifches genußſüchtiges Streben nah 
Reichthum und unzüchtige Geſchlech "liebe ebenjo wie alle Furcht und knechtiſche Unterwürſigkeit 
audzutreiben. Keine begeiftert  ,. zu hoben, idealen, zu freien, muthigen, aufopfernvden De: 
frebungen für alle höchſten Zwecke, für Vervollkommnung und Beglüdung der Menſchen, zu 
bereitwilliger Hingabe felbft des Lebens für Vollziehung der göttlichen Gejege, denen man mebr 
geboren ſoll wie den menſchlichen, ſowie aud für die Befolgung auch diefer legtern nit and 
Burdt und Belohnungshoffnung, fondern nur aus Gewifienhaftigkeit und aus Achtung der 
eigenen gottähnlichen, unfterblichen Würde und Beflimmung. 3) Und zwar alles dieſes in Ge: 
mäßheit des völlig freien Anſchließens an Gott und feine göttliche Lehre, nach freier Prüfung 
und Gewiſſensüberzeugung und mit dem Streben nad ftetem Wachsthum in ver Erfenntniß, 
ſowie mit der Anerkennung: daß Wahrheit und Licht iventifh mit dem Göttlihen und Guten, 
bie Liebe zur Wahrheit und Öffentlichkeit der Prüfftein deſſelben, Lüge aber iventifch mit dem 
Böfen, und Schen vor Wahrheit und DOffentlichkeit das Wahrzeichen veflelben ſeien. Alle 
Ehriften werben ausdrücklich für priefterlich erklärt und follen vollftändig an ver göttlichen Er: 
kenntniß theilnehmen; wie fie denn jelbjt die Apoftel an der Beflimmung ver kirchlichen Ge— 
fellfpaftsverfaffung, an der Wahl ihrer Vorſteher und ſelbſt des zwölften Apofleld, ja ſelbſt an 
der Entſcheidung des Streitd der Apoſtel über die —— Grundſätze theilnehmen laſſen 
Und während ſchon das Moſaiſche Recht auf fo merkwürdige Weiſe durch fein Prophetengeſeh 

für die freie Wahrheit und für jeden, der vom Geiſte ſich dazu getrieben fühlt, ſie den Fütſten und 
dem Volk Öffentlich und ohne Genjur vorzutragen und ihre Fehler zu rügen, geſetzlichen Shut 
verleiht (j. den Art. Bund Gottes, II,156), fo gibt das Chriſtenthum jedem Ehriften die Pflicht 
und das Recht, wo er ed für heilfam Hält, mit freier Wahrheit, mit Rüge ver Fehler alle feine Mit: 
riften, aljo auch die Regenten, brüderlich an ihre Pflicht zu mahnen. Sein heiliges Gebot if: 


12) Weitere Berweisführangen über die verfchiedenen Grundprincipien, Grundlagen und Grund 
fege der Berfaffungen f. in: Welder, Epftem, I, 327 fa. 

13) ©. } B. Matth. 6, 19—34; 10, 21—39; 12,7. Marc. 10, 173; 12, 2 - 34. Pur. 12, 
20—31; 14, 26,27 u. 33; 16, 13. Joh. 1,12 u. 13; 15,14 u.15. 1%05.3, 16 u. 17; 4, 18 
Röm. 8, 15. Galat. 8, 24 u. 25; 4,1. „Das Wefen riftlicher Frömmigfeit it Selbftän digkeit, Frei⸗ 
heit, Liebe und fefter Muth. Schleiermadher, Werfe, IV, 4. S. aud oben I, 1. 


J 
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Redet Wahrheit untereinander!“ Aus Sorgfalt gegen jede Unterdrückung der freien Wahr: 
heit und Entwidelung gebietet Ehriftus ſelbſt das Unkraut zu dulden, um nur ja gar feine gute 
Saat mit zu vernichten. Er verbietet, ven Geift zu dämpfen, droht Gottes Zorn allen denen, 
welche die Wahrheit und ihren Fortſchritt unterdrücken, oder welche die Wahrheit in Ungerech— 
tigfeit aufbalten. Seine wiederholte Verheißung zum Troſt und Schuß der Guten, zur War: 
nung und zum Schreden der Böfen ift, daß alled an das Licht kommen jolle. 1%) 

Durch alles dieſes und durch die Lehre, daß Gott ein reiner Geiſt ift und eine rein geiftige 
Anbetung fordert (Joh. 4, 24), verwirft das Chriſtenthum natürlih aud das Prineip einer 
theofratiichen Prieſterherrſchaft. Es verwirft vie Vorherrſchaft eines nod auf Sinnlichkeit und 
ſinnlicher Einbildungsfraft beruhenden prüfungslojen, blind unterwürfigen Glaubens an eine 
die Sinnlichfeit und Phantafie und dunfle Gefühle für jih in Anſpruch nehmende irbiiche 
Glaubendgewalt. Damit ſtimmen nimmermehr überein die Gewiffensfreiheit und jene Forde— 
rungen freier Prüfung, des fteten Bortfchreitens in der Erfenntnig der allgemeinen gleichen 
Brüverlicyfeit wie der Priefterlichkeit und jenes Mitftimmen aller Ghriften, ſowie die Forde— 
rung ded größern Gehorjams gegen das erkannte göttliche Gejeg ald gegen alle Menſchen; mit 
ihm nicht jene Verbote Chrifti an feine Apoſtel, irgendwie nach menſchlicher Weiſe zu herrſchen; 
und ebenjo wenig ald jene einfachen klaren Vorftelungen von dem Weſen Gotted und des gött— 
lichen Lebensgeſetzes, aud jene vernünftige praftiihe Liebe, ſtatt finnlihen Ceremonien— 
und Opferdienſtes. Wie ſehr mußte daher aud in allen diefen Gauptbeziehungen die theo- 
fratifche Priefterherrichaft und ihre Freiheitsunterdrückung die hriftliche Lehre und Tugend 
verfälichen! 

2) Auch die wihtigftien Grundlagen freier Staatdverfaffungen und namentlich fürs erite 
üittliche und freie Geſchlechts-- Ehe- und Familienverhältniſſe begründet das Chriftenthum mehr 
als irgendeine Religion oder irgendeine frühere Gefeggebuug. Da, wo in dem engften, in dem 
für die ganze menſchliche Erziehung wichtigſten Kreife des Menfchenlebens Sinnlichkeit und 
jelbftjüchtige, despotiſche Herrſchaft des Stärfern, alſo ded Mannes, ded Vaters und nach ihm 
des Erftgeborenen, ſpäter des ältern Stammes, vorberrfchen, da werden Sinnlichkeit, Selbit- 
jucht und despotiſche Herrſchaft und Knehtihaft auch für den Staat groß gezogen. Die politifche 
Freiheit ftand ftets im Verhältniß zur Reinheit und Freiheit der Geſchlechts- und Familienver— 
baltnifle. Im Vergleih mit der jinnlihen polygamiſchen despotiſchen Geftalt, welche dieſelben 
bei den meiften Bölfern ded Orients hatten, erjcheinen jie allerdings ftufenweife jhon reiner und 
freier bei den Hebräern, bei den Griechen und Römern in ihren beffern Zeiten und vorzüglich 
bei ven Germanen. Doch ungleich reiner und würdiger fordert und geftaltet jie das Ehrijten= 
thum, Es tilgte auch jelbit die gejeglichen Nefte ver Polygamie, des Goncubinatd und den noch 
nad hebräiſchem, griehiichem, römiſchem und veutihen Recht ftraflofen Ehebruc des Mannes 
niit der ledigen Frau, ſodaß alfo die Ehefrau kein Recht auf eheliche Treue hatte. Es tilgte die 
willkürlichen Eheſcheidungen, die ehelichen und despotiſchen Herrenrechte zum Vortheil des Ehe— 
manns und Vaters und mittelbar auch frühere damit und mit der Zurücfegung der Frauen zu= 
jammenhängende Vormundſchafts- und Erbrechte. Es begründet bisher unbefannte Pflichten 
der Keufchheit und fordert allgemein die höchſte jittliche Reinheit, jegt die Würde ber Frau der 
Würde des Mannes glei und heiligt die Ehe als ein unter beſonderm göttlihen Schuß ſtehen— 
ded, von Gott oder im Himmel geſchloſſenes, willfürliher Auflöfung entzogenes Verhältniß, 





14) ©. für alles dieſes z. B. Matth. 5, 13—16; 10, 26; 13, 29 u. 30; 18, 15—17. Luc. 11, 52; 
12, 2u.3. Joh. 1,7; 8,18—21; 7,16 u.17; 8,31 u. 44. Npoftelgefch. 1, 15—26; 3, 3—6; 
15, 2— 25. Röm. 1, 18; 12,2. 1 Korinth. 7, 23; 13, 16. Epheſ. 4, 25; 5, 10 u. 17. 1 Theflal. 5, 
11,15, 20 u. 21. 1 ®etr. 2,9; 5;,2u.3. 1Joh. 4, 1—3. „Allenthalben“, fo fagt Herder (Werfe 
zur Religion und Theologie, Thl. 2, S. 395), „rüget Chriftus den geheimen und offenen Haß gegen die 
Wahrheit als das ficherite Grebitiv, daß man zum Reiche bes Teufels gehöre, denn der fei ein Lügner 
von jeher und hafje wejentlich die Wahrheit.‘ Luther fagte: „Die Wahrheit bat allezeit rumort, und 
die falfchen Lehren haben allezeit Frieden! Frieden! gerufen.‘ Reinhard nannte in feiner Moral, UI, 
40, Wahrheitsliebe und ftete Bervollfommnung ‚das Wefentlichite hriftlicher Sittlichkeit“, und ftellt, 
Moral, IV, $. 345, insbefondere aud) die Geftattung der Preffreiheit als Pflicht für chriftliche Obrig— 
keiten dar. Hug, a. a. O. (Note 1), S. 225 fagt: „‚ Sein Streben war ganz anderer Art und gröhern 
Stils. Sein Blick ging ins Allgemeine und umfaßte die Völfer des Erdbodens, nicht fie unter ben 
Mofaiemus zu beugen, fondern in geiftiger Freiheit aus eigenem Pflichterfenntniffe auf die höchfte er⸗ 
reichbare Stufe zu führen, welche fittliche Weſen zu erfteigen befähigt find.’ 
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und ausdrücklich als ein Verhältniß fo innig, gegenſeitig liebevoll, fo ehrwürdig, rein und frei 
wie das des Erlöſers zu der Chriſtengemeinde. 19) 

Auch die zweite Hauptgrundlage freier, vernunftrechtlicher Staatöverhältniffe, nämlich freie, 
unfaftenmäßige Standesverhältniffe, begründet ebenfalls das Ehriftenthum mehr als irgend: 
eine Neligion, als irgendeine frühere Gefeggebung. Alle feine Hauptlehren ſchneiden alle 
Wurzeln und Quellen und alle jheinbaren frühern Rechtfertigungen aller Sklaverei und Leit: 
eigenſchaft, aller Stammes: und Kaſtenherrſchaft, aller die Freiheit und Gleichheit ver Menſchen 
wahrhaft verlegenden, dem Hochmuthe dienſtbaren Bevorzugungen und Bevorrechtungen wegen 
angeblicher beflerer begünftigterer Abftammung der Nationen oder ver Geſchlechter völlig ab. 
(88 bedarf aber wol feiner Ausführung, wie jehr diefe Bevorrehtungen nicht blos an fi der 
Freiheit der großen Mehrzahl der Unterdrückten und Ausgefchloffenen widerſprechen, ſondern 
auch die Freiheit jelbft für die Bevorzugten, furz wahre und dauernde freie Berfaflungen unter: 
graben. Die hriftlihen Orundfäge laſſen nur folde Standesunterfchiede zu, welche die allgemeine 

leiche Menſchen- und Bürgerwürde und die freie Wahl des Lebensberufs nah eigener freier 
open nicht verlegen, und nur infoweit jie ſelbſt dem allgemeinen geſellſchaftlichen Woble 
entiprechen. Hierhin führen nun jene veinen, freien Familienverhältniſſe; bierbin führt vie 
Lehre, daß alle Menſchen von einem gemeinihaftlihen irdischen Stammvater abftamımen und vor 
Gott, vor welhem Fein Anfehen der Berfon gilt, völlig gleiche, gleich geliebte, gleich theuer er- 
löfte Kinder und Brüder, alle überhaupt, jowie von gleich edler irdiſcher Abkunft, fo aud alle 
„göttlichen Geſchlechts““, ven Stempel göttliher Ebenbildſchaft an ji tragend, alle von gleicher 
freier unfterbliher Würde und Beitimmung, alle tugend: und vervollfommnungsfähig jeien. 
Hierhin führen die Hauptpflihten aller Ehriften: alle Menſchen, ohne Unterſchied ver Abftam- 
mung und des Olaubens, ald ihre Brüder oder ihre Nächten zu lieben und zu achten und für 
fie das Leben zu laffen, ihnen demüthig zu dienen und jede hochmüthige und eigennügige Be: 
vorzugung, Ausſchließung und Herrihaftgemwalt, „als von Gott verabſcheut“, ganzlid zu mei: 
den und aufzugeben, gegen ſie alles zu thun und zu unterlaffen, was man ſelbſt von ihnen ge- 
than und unterlaflen wünjcht. 1%) 

Nach dieſen Grundfägen mußten jehr begreifli ſchon die erften chriſtlichen Kaiſer die Auf: 
hebung ver Sklaverei beginnen 17), mußten von früh an würdige hriftliche Geiftliche, mußten mit 
Energie die-allgemeinen Rechtsbücher ded Mittelalters 18), mußten fpäter bei Abihaffung des 
Negerhandels der edle Wilberforce und bei der Sklavenemancipation das britiiche Parlament, 
mußten endlich auf dem Wiener Congreſſe die europäifchen Regierungen alle Sklaverei und Leib— 
eigenſchaft für völlig unchriſtlich erklären und für ihre Aufhebung wirfen. Es hätte felbft hierzu 
nicht einmal anderer wiederholter moralifher Misbilligungen der Sklaverei in der heiligen 
Schrift bedurft, jo z. B. nicht der Aufforderung an die Herren, daß ſie nunmehr, als Chriften, 
nicht länger ihre Sklaven als Knechte, fondern ald Brüder behandeln, alles Droben laſſen und 
ihnen gleiches Net (Lsornra) zugeftehen follen, oder der Aufforderung an die Sflaven, wenn 
fie es auf rechtlichem Wege könnten, ſich womöglich die Freiheit zu erwerben, oder der Auffor: 
derung an alle Chriſten, ald theuer Erlöfte nun nicht der Menſchen Knechte zu werden. *9) 
Wenn aber bei all diefem Hugo ſelbſt eine hriftliche Sanction der von ibm leider vertbeidigten 
Sklaverei daraus ableiten will, daß Chriſtus nicht felbft alle Sklaverei ausprücdlich verbot und 
aufhob, und daß einzelne Stellen den hriftlihen Sklaven ermahnen, fein hartes Los mit liebe: 
voller Ergebung zu tragen, jo überfieht dieſe unglüdliche Lehre gänzlich, daß Chriftus Fein ein: 
ziges weltliches Rechtsinſtitut unmittelbar politiih aufheben oder gewaltſam zu zerftören be: 
fehlen wollte, was in diefem Ball fogar aller Givilifation wie den für die Freiheit noch unver: 
bereiteten Sklaven ſelbſt höchſt verderblid gewejen wäre. Hugo hätte zugleih auch den Raub 
als von Chriſtus fanctionirt darftellen müflen, denn Chriftus gab feine ausprüdlichen Geſetze 


15) Matth. 19,3 fg. Epheſ. 5, 21 fg. 1 Korinth. 6, 15 fg. 

16) ©. 3.9. Matih. 7, 12; 10, 42; 18, 1 u. 11; 20, 26; 23, 6—13. Marc. 10, 42—55. Luc. 6, 
88; 9,48; 10, 29; 16, 15. Apoſtelgeſch. 10, 34 u. 35; 17, 18; 26, 29. Epheſ. 6,9. Nöm. 2, 11. 
1 Betr. 1, 17. Jakob. 2,9. S. auch unten Note 24. Die Schrift weiß, wie gegen das materialiftifche 
Streben nad) Neichthum, fo auch gegen jede hochmüthige, berrfchfüchtige, die brüderliche Gleichheit 
und Freiheit verlegende Zurückſetzung und Herrichaft faum ftarfe Worte genug zu finden, 3. ®. „denn 
was hoch ift, ift dem Herrn ein Greuel“, Luc. 16, 15. 

17) C. 56. de episcopis. Nov. 5,2. 

18) Sadyienipiegel, 3, 42. Schwabenfviegel, 52. 

19) Koloſſ. 4, 1. 1 Korinth. 7, 21—23. Philem. 16. Epheſer 6, 9. 
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gegen denfelben und fordert ebenfalls in der Stelle: „Nimmt bir einer ven Mantel, jo gib ihm 
auch den Rock!“ zu liebevoller Ergebung auf. Ganz befonders aber veranfchaulicht dad Beiſpiel 
der Sklaverei gerade jene große Marime des Chriſtenthums, auch felbft die feinem ganzen Geifte 
am meiften widerſprechenden weltlihen Rechtsverhältniſſe nicht unmittelbar politifh und von 
außen zu zerftören, wol aber durch die rechte hriftliche Gefinnung ihre freie, auch politiiche Ab- 
ihaffung oder hriftlihe Umgeftaltnng mittelbar zu bewirken. Mit Berufung auf die hriftlichen 
Grundſätze eiferte die Geiftlichfeit und die Kirche auch ſtets gegen adeliche Vorzugsrenhte. 20) 
Endlich find denn aud in den allermeiften chriſtlichen Staaten alle wirklich verlegenden und 
faftenmäßigen adelihen Standesrechte verſchwunden. Faſt allein in Deutjchland gibt ed noch 
mande fo robe und verwahrlofte Glieder frühern fauſtrechtlichen Feudaladels, melde, ftatt eines 
mohlthätigen, auf freiem Vertrauen der Mitbürger beruhenden ariftofratifchen politifchen 
Mitwirkend im Gemeinwefen, eine hochmüthige felbftiüchtige Junkerei reftauriren, und der: 
felben,, unter dem Vorwande jenes falichen göttlichen Rechts, die Freiheit ihrer Mitbürger, die 
Ehre und Macht des Staats und des zum Junfergenoffen erniedrigten Königs unterorbnen 
und aufopfern möchten (1. den Art. Adel). Doch mit der beffern Ginfiht in die wahrhaft 
chriſtlichen Grundſätze find zugleih der Abſcheu und die Verachtung gegen ihr heuchleriſches, 
vaterlandsverderbliches Streben genügend erwacht, um daffelbe unihädlich zu machen, wozu die 
eblern gebilvetern Adelichen höchſt verdienftlich mitwirken. 

Auch die dritte Hauptgrundlage der Freiheit, die Selbjtändigfeit und die Trennung von 
Staat und Kirche, gibt das Ehriftenthum vollftändiger ald irgendeine Religion, ja allein unter 
allen. Diefed ergab ſich Schon oben III, 1 und 2. Soweit vor und neben dem Chriftenthume vie 
Weltgeſchichte reicht, beberrichen und misbrauchen entweder die Priefter mit öffentlichem Betruge 
und mit Entweihung der Religion wie mit Zerftörung der Kreibeit die weltliche Obrigkeit und 
das weltliche Recht für ihre Herrſchſucht und Habſucht; oder die weltliche Gewalt misbraucht die 
Religion, die Augurn, die Orakel, die Briefterichaft für ihren weltlihen Desvotismus. "Die Rein- 

-beit und Würde der Neligion wie die Freiheit des Staats beſtehen nur bei ver Selbftändigfeit 
beider, nur bei einer gegen äußern weltlihen Zwang geihügten völligen Glaubensfreiheit und 
bei einem gegen fubjective Glaubensmeinung geſchützten feften weltlichen Recht. Alle Freiheit 
wird vernichtet, zulegt fogar in den Gedanfen der Menjchen, wenn die geiftlihe Behörde zugleich 
mit weltlicher Macht ihre Glaubensſatzungen, als auch weltliches Geſetz, aufzwingt, oder wenn 
die weltliche Gewalt jede Willfür aud zum Glaubensartifel ftempelt und ebenfalls mit dem 
Schwerte durchführt, wenn fo wirklich jede Appellation von der geiftlihen Anmaßung an ein 
ihügendes weltliches Recht und von der weltlihen Tyrannei an ein beiferes religiöfes Gefeg 
gänzlich und felbt für ven Gedanken zerftört wird. Chriſtus nun gründete dieſe volle Selb: 
ſtändigkeit der zwei Vereine von Staat und Kirche mit der wechjelfeitigen Pflicht, das ſelbſtän— 
dige Recht des andern nicht zu verlegen und nur in freier brüpderlicher Unterftügung für das 
Gute und Rechte gemeinjhaftlih den menſchlichen Geſammtzweck zu fördern. Daß Chriſtus 
durch Beichränfung der religiöten Gebote und Behörden auf das religiöfe Gebier die Selbftän: 
digfeit des Staats anerkannte, wurde Icon oben (IH, 1) nachgewieſen. Aber er, der die welt: 
lihen Geihäfte aus dem Tempel verjagte, der aus feinem Reiche jeden äußern oder weltlichen 
Zwang ausfhlog und dabei lehrte, daf man Gott mehr gehorchen müſſe als den Menſchen, ver 
in muthiger Todesverachtung feinen Jüngern zur Nichtachtung weltlicher Befehle gegen gött- 
liche Brlichtgebote das Beifpiel gab und mit Dielen feinen Jüngern die Anflagen und Verurtheis 
lungen wegen Volks- und Jugendverführung, wegen Gefährdung ded Friedens und des Anz 
ſehens von Staat und Kirche ſich nicht irren ließ — er wollte wahrlid auch ein freies religiöfes 
und firhliches Reich gründen. 

Freilich wurden fpäter auch diefe riftlichen Grundfäge dev Selbjtändigfeit von Staat und 
Kirche oft und lange verlegt. Sie wurden ed ion unter den despotiſchen griechiſch-römiſchen 
Kaifern, dann auf entgegengefegte Weife in der fränkischen Monarchie, in welcher z. B. Chil— 
perich alle weltlichen Gerichte der höchſten Entſcheidung der Biſchöfe unterftellte, und im hierar— 
chiſchen Mittelalter. Sie wurden es in jeder Weiſe feit Philipp I. in Spanien, in Portugal, 
Italien und wiederum auf die römiſch-despotiſche Weife unter Heinrich VII. in England und 
fpäter in ber jafobinifchen und Napoleonifhen Despotie. Sie wurden endlich auch verfannt in 
einigen falichen deutſchen Theorien, welche, wie die Hugo'ſche, die Kirche zur Staatsdanftalt er- 





20) ©. 3. C. 37. et ult. X. de praebend. C. 37. de praebend, in VI, die Goncilien von Kon- 
ftanz, Ausgabe von Hardt, I, 637, von Baſel Sess. 31 und von Trident, 6,1; 22,2 u. 4; 24, 1u. 12, 
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niedrigen ober eine falſche Einheit von Staat und Kirche vertheidigen. Aber bei jeder Ver— 
fegung zeigte fih auch das Verderben für die wahre reine Religiofität ſowie für bie Freibeit, 
und ftetö fanden die richtigen chriſtlichen Grundfäge wieber ihre Anerfennung und Sanction, 
fo wie durch Karl den Großen, fo unter Kaiſer Ludwig den Baier, und vollends in ver Refor- 
mation. Auch in der ſchlimmſten Zeit blieben dod) ‘Bapftihum und Koönigthum geſchieden. Ga 
wurden in riftlichen Reichen die weltlichen Herrſcher nicht fo wie Noms Imperatoren auh 
Oberpriefter und Bäpfte, noch die legtern, jo wie die Nachfolger des Propheten im Khalifat und 
im türfifhen Kaiferthum, auch die weltlichen Herrfcher. Nie wurden jene großen chriſtlichen 
Hauptgrundfäge gänzlich zerſtört. Seit der Reformation, die wie das Chriſtenthum ſelbſt 
nur dur den Grundfag: Man muß Gott mehr gehorchen ald den Menſchen, fih ausbreiten 
konnte, fiegen fie allmählich immer vollitändiger. Auch in Rußland, wo freilich auch in biefer 
Beziebung Peter der Große den Despotismus organijirte, ſuchte man bei der undpriftlichen 
und gewiß auch nit immer dauernden Bereinigung ver geiftlihen Vorſteherſchaft und bes 
Zarenthums doch in ver Synodaleinrichtung nod ven Schein des Richtigen zu retten. 2") 

3) Aud die Hauptgrundfäge oder Die Grundgejege der Freiheit werden mittelbar durd 
die hriftlihen Moralgebote gebeiligt. 

Das Chriſtenthum heiligt allerdings nur ein durch ſittliche Zwecke und Gefege beftimmtes, 
mit Achtung einer gefeglihen, Frievlihen Ordnung vereinigtes Streben nach Freiheit, wobei 
eine liebevolle, verlöhnliche Gefinnung gar mande Berlegungen der eigenen Freiheiten und: 
Rechte verzeiht und verſchmerzt. Obwol eine Lehre, die jene höchfte praktiſche Liebe lehrt, um 
welche von ſich felbft jagt, daß fie nicht zum Frieden, jondern zum Kriege in die Welt kam, over 
die, mit Vorausſicht des gewaltiamen Widerftreitö gegen fte, zur mutbigen Todesverachtung in 
Ausübung Elar erfannter Pflichten auffordert ??), allerdings jehr weit entfernt ift von jener Be: 
rehnung der Pflicht blos nah Außern Erfolgen, von jener feigen und materialiftiihen Ber: 
götterung der äußern Sicherheit und Ruhe ald des höchſten Guts, von lieblofer Gleichgültigkeit 
und Barteilofigfeit in Beziebung auf die politifchen oder die gemeinſchaftlichen, Wohl und Wehe, 
Berbeilferung und Verſchlechterung unferd Volks beftimmenden Angelegenheiten, ſo beiligt ſie 
doch keineswegs eine für felbjtjüchtige Zwecke mit eigenwilliger Gewalt ertrogte anarchiſche Frei⸗ 
beit. Und diejenigen, welde mit ſolchen Gefinnungen gegen jede Icheinbare oder wirkliche Un— 
vollkommenheit, vielleicht ſchon gegen jede nicht die individuelle Korn der Republik an fi tra- 
gende Einrihtung , nad ihren individuellen Meinungen, ohne Adytung des Willens ihrer Mit: 
bürger und der Öefege, jeden Augenblick zu ungeduldigen Empörungen, zu geheimen Berfchmö: 
rungen oder gar zu Meuchelmorden und andern die Bande des Vertrauens auflöfenden Mitteln 
geneigt find, finden in der hriftlichen Lehre keine Unterſtützung, ſondern das Gegentbeil. Dieied 
bedarf wol überhaupt und aud nad den, was fhon oben berührt wurde, feiner weitern Be: 
weife. Sollte man aber vielleicht erſt beweiſen müſſen, daß diefe Säge fidh in feinen Wiver: 
ſpruche befinden mit einem wahrhaft freiheitlichen Charakter des EChriftentbums? Doc über: 
einſtimmend mit dem Chriſtenthum fagt ed die Weltgeichichte, fagt e8 jedem Unverdorbenen vie 
innere Stimme, dag nur dad Gute und Rechte Segen und Beſtand hat, daß ſelbſtſüchtige, alfo 
zulegt ſtets fir einen Höheren Breis erkäufliche, für Entfagung und Aufopferung unfähige, daß 
die gemeinfchaftlihen Überzeugungen ihrer Mitbürger und die Geſetze ihres Vaterlandes nicht 
achtende, gewaltfame und meuchleriſche Menſchen die ichlehteften Stügen der Freiheit fine. In 
einem von Selbftfucht beherrichten, unfirtlichen, geſetzloſen Volke, aus welchem Treue und Glau 
ben und das Öffentliche Bertrauen verſchwunden iind, ift Die Freiheit nur ein Hobles, auf Sant 
gebauted Berüft. Sie wird nur dauernd und fruchtbar und immer vollfonmener unter ber 
Herrſchaft höherer Gelege, bei der Verbindung der mutbvollen und aufopfernden Wahrbeits: 
und Sreibeitöliebe mit einer altrömiſchen und britiihen Beharrlichkeit, Geduld und reiigiös: 
fttlihen Achtung der gefeglihen, ehrlichen und friedlichen Wege für ftufenweije Entwickelung 
der Freiheit ſowie der zur Peftigfeit dev Staatsordnung unentbebrlihen Beſchränkungen. 
Durd ein fie nicht beachtendes eigenmächtiges, Teihtfertiges Nevolutioniren, wie es jedem gerade 
einfällt, durch fo gemachte Revolutionen laffen jich vieleicht Tyrannen ſtürzen — oft auch ſchaffen, 
fo wie in Franfreih — aber Feine Freiheit gründen, Wreibeitsfämpfe müß nicht der eigene 





21) Weiteres über das Berbalten von Staat und Kirche, und über das Staatskirchenthum f. im Art. 
Chriſtlicher Staat. 

22) ©. z. B. Matth. 10, 16 u. 28—39. Joh. 7, Tu. 12. Luc. 12, 49fg. Bol. auch oben Möte 11 
und die niederfchmetternden Strafreden gegen die Heuchelei und den Hochmuth der Schriftgelehrten und 
Phariſaer, Matth, 23 und Luc. 11, 37 Mare. 3,5. 
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Bortheil, das eigene Net, ſondern die Pflicht, die unbezweifelbare, anerkannte Pflicht Leiten, 
wenn jie zum Heile führen follen. Trogiger Eigenwille und Selbſtdünkel ohne die Tugend der 
Selbftbeherrihung und die nahhaltige Kraft hoher fittliher Gedanken find nicht die für eine 
gemeinihaftlihe und dauernde Freiheit günftigen Gefinnungen. Der geſetzliche, der durd die 
Religion und Geſchichte unferd Volks und durch ſeine Zuftimmung geheiligte ehrlihe Weg, das- 
iſt für die innern Freiheitskämpfe der Völker daffelbe, was für die äußern und für feine Kriegs- 
heere die Disciplin und die gemeinihaftliche Fahne find. Wenn alle auf-eigene Kauft, wann 
und wo es ihnen gefällt, losſchlagen wollen, jo find aller Muth und alle Streitmacht verſchwen⸗ 
det. Und Breiheitäfreunde, die, flatt in der Religion und Geſinnung, in der Geſchichte und 

Geſetzgebung ihres Volks die guten Keime und Wege für feine Verbefferungen aufzufuchen, 
verleitet durch ven Misbraud und die Verunftaltung derfelben, ihnen mit Haß und Verachtung 

und Zerſtörungsluſt gegenübertreten,, die werben nicht mit ihrem Volk und für pafjelbe jiegen. 

Kreilih muß, wer im Kampfe gegen folde durchaus verkehrte Freiheitsbeftrebungen gerecht 
bleiben und heilſam wirken will, zugeſtehen, daß dieſelben faſt immer hervorgerufen und unter⸗ 

fügt werben gerade durch ſolche unwürdige, niedrig gefinnte Anhänger und Diener des Despo— 

tismus, welche die Gejeglichfeit des politiihen Strebens in Knechtgeſinnung, die nothwendigen 

Schranken der Freiheit in Abjolutismus verwandeln, weldhe aus der Berüdfichtigung der beſon— 

vern Berhältniffe der Nation die Erklärung ihrer fpeeiellen Unfähigkeit und Unwürdigkeit für 

die Freiheit ableiten, melde tie ihr Heute wegen der ruhigen und morgen wegen der beivegten 

Stimmung verweigern und bie traurige Furcht begründen, auf freiwillige Rechtsgeſtattung fei 

niemals Hoffnung ; welche endlih unter vem Namen der Ordnung und einer nur allmählichen 

Entwickelung der neuen Freiheit bei fteigender Wahrheitöunterbrüdung die Refte des frühern 

Rechts zerftören und Gejinnungen und Staatseinrihtungen nur immer ferviler machen möchten, 

aber dur die Gefühle und Bejorgniffe ver Täuſchung in ven gerehteften Erwartungen und durch 

den Rath zu unwürdigem Gebraud der Regierungsrechte zulegt eine gefährliche Erbitterung 

des Volks veranlajjen. Alles diefes aber kann die entgegengefegten Verfehrtheiten höchſtens 

entfchulvigen, aber niemals rechtfertigen oder heilſam machen. 

So zeigen ſich denn aljo auch diejenigen hriftlihen Grundfäge, welche man der Freiheit un- 
günftig hielt, nicht blos der geieglichen , friedlichen Ordnung, fondern auch der Freiheit ſelbſt 
höchſt günftig. Sie unterflügen den glüdlichen Erfolg der guten Beitrebungen für jie, fordern 
auf zu diejen und verbieten die verberblichen. 

Die Freiheit aber müſſen nun.allerdings alle wahren Chriſten erftveben und begründen, da 
fie Der heiligen perfönlihen Würde ver Menfchen, ihrer höhern Vervollkommnung und erlaubten 
Glückſeligkeit entipricht und die Mittel für jie darbietet, da fie überhaupt das höchſte und ebeljfte 
irdiſche Gut der Menſchen umd Völker ift. Infofern darf und foll fie fürs erfte jeder Menſch 
auch für fi jelbit und die Seinigen und für feine Nachkommen erfireben und beifügen, ſowie 
ſchon nad jener ausdrücklichen Hriftlihen Lehre ihre unterfte Stufe, die Freiheit von Sflaverei. 
Er darf und ſoll jie aber fürd zweite feinen Mitmenfchen, ſoviel an ihm ift, und ſoweit er, zu— 
mal als Mächtigerer, namentlich ald Regent, vechtmäßige Gewalt und Mittel dazu hat, ein= 
räumen und vor allem unverlegt laflen. Dieſes fordern ſchon die Heiligen Pflichten der jurifli- 
ſchen und moraliſchen Gerechtigkeit, deren Achtung überall das ChHriftenthum einjihärft.2?) Er 
bat fürd dritte für fie zu mwirfen, und vollends jede Beeinträchtigung verjelben zu meiden, nad 
jener tbätigen Brupderliebe gegen alle feine Mitmenfhen und nach der durch fie beftimmten Auf: 
gabe, für ihre Beglückung und Vervollkommnung das Möglichfte zu thun, insbefondere aud, 
um fie gegen Gewaltthat und Berlegung, Beraubung und Unterbrüsfung und gegen die Vers 
derbniſſe dev Knechtſchaft zu ſchützen. Solder Schug wird oftmals Pflicht der Liebe da, wo wir 
den ums jelbft zugefügten Schaden dur rechtswidrige Verlegung und Bedrückung aus liebe 
voller eigener Aufopferung verfhmerzen oder doch nur zum Schutz des gemeinſchaftlichen Rechts 
ver Mitmenſchen oder aus andern Pflichten abwehren jollen. +) Gin Streben nad mwürbiger, 
gefeglicher Freiheit ift viertens nothwendig zur möglichiten Verwirklichung einer gemeinfhaft- 
lichen Geſellſchaftsordnung nad dem Vorbilde des freien hriftlihen Reichs, wodurch insbeſon⸗ 





23) Matth. 7, 12:24, 12. Luc. 6,38. 1 Korinth. 5, 9. 

24) Luther (Werke, Ausgabe von Wlach, X, 441) fagt: „Aber für andere mag und foll er 
Rache, Recht, Schutz und Hülfe fuchen und dazu thun, wie er Fann und mag.” Werner X, 539: 
„Meiner Berfon und meines Lebens halber will icy mich demüthigen vor jedermann. Aber meines Amts 
und meiner Echre halber und injofern mein Leben denfelben gleich ift, warte nur niemanp meiner Geduld 
und meiner Demuth.” S. auch Luther's Schriften von Lomler, I, 328. i 
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dere auch die heranwachſenden Geſchlechter würdig erzogen und vor Elend und Verderbniß ge— 
ſchützt werden. Aus allen dieſen Gründen werden wahre Chriſten mit aller Anſtrengung und 
Aufopferung auf jedem würdigen Wege für ihr Vaterland und die Menſchheit geſetziche Frei: 
heit zu erwerben, zu befeftigen und zu vertheidigen ftreben. Als völlig feiht und Erankhaft muß 
es ihnen erfcheinen, wenn manche dieſes Streben gering ſchätzen wollen, weil es politifch jei, und 
weil allerdings für die eigene Tugend des Handelnden feine fittlihe Gefinnung Grundbedingung 
und die fittlihe Gefinnung menigftens eines großen Theild ver Bürger für die Freiheit felbit 
nöthig und die beſte Stüge und aud ohne Freiheit von- Werth und gutem Einfluß if. 
Hat ja dod die fittlihe Gefinnung der Liebe nur Wahrheit und Werth, wenn fie die Mit- 
menfchen zu verbeffern und zu beglüden ſtrebt. Da nun die Menfchen überall in politifchen 
Geſellſchaften leben und die guten oder ſchlechten Gejege und Einrichtungen derjelben im höchſten 
Grade für die Vervollkommnung und Verſchlechterung, Glück und Unglüd unferer Mit: 

menſchen, vorzüglich der noch unerzogeen, einflußreich find — namentlich) auch für die Schulen 
und die Kirche und die Kirchenlehre —, ſo muß jene ſittliche Geſinnung, ſoweit fie kann, auch 
in hohem Grade auf fie, alſo politiſch oder für eine heilſame Geſtaltung der Gott woblgefälligen 
obrigkeitlichen oder Staatsordnung und dadurch mittelbar für Tugend und Glück unjerer Mit: 

menjchen zu wirken ftreben. Solange wir in diefer Welt leben, befteht ja eine gegenfeitige Be: 

ſchränkung und Wechſelwirkung des Innern und Äußern, des Greien und Nothiwendigen. Wer 
Mord und Raub, Ververbniß und Elend verhindern, das Gute befördern will, muß die Tyrannei 
und Sklaverei verhindern. 

Von folhem Standpunkte aus empfiehlt nun die hriftliche Lehre der Beſtrebung der Re: 
gierungen und der Bürger ebenfalld mehr ald irgendeine andere Religion auch die Haupt: 
grundjäge der Freiheit, 

Sie Spricht nad) dem vorhin (unter IV, 2) Ausgeführten fürd erfte für die möglichſte brüder— 
liche Rechtsgleichheit, zwar nicht für eine materielle, wol aber für die formelle oder für die Gleich⸗ 
heit vor dem Geſetz, das heißt für die gleiche Heiligkeit des Rechts und für den gleichen Rechts: 
ſchutz ſowie für die verhältnigmäßige Gleichheit. Diefes ift eine je nad) Verdienſt, Berürfnig 
und Kraft verhältnißmäßig gleiche Zutheilung der Vortheile und Laſten oder ver Pilihhten 
und Rechte des gemeinihaftliden, brüderlichen, gefellihaftlihen Lebens. Alle, aljo aud die 

Regierenden, jollen als freie Mitglieder eines und veifelben brüderlichen Vereins wechſels— 
weife für aller Wohl forgen, wechjeldweife einander dienen, unterthan fein und nützen, alle 
ſich als Brüder von gleicher höherer Würde und Beftimmung achten und „Ebrerbietung“ 
beweiſen. 2°) 

Sie fpricht fürs zweite ebenſo für die möglichfte gleiche Privar- und politifche Freiheit over 
für die freie Beſtimmung über die eigenen und die freie gefegliche Mitbeftimmung über die ge: 
meinihaftlihen Angelegenheiten. Schon die Gleichheit enthält mittelbar die Freiheit, jomie 
diefe die Gleichheit. Nach Gottes Bilde oder gottähnlich und frei erſchaffen, mit der Erkenutniß 
und der freien Wahl von gut und böfe, mit unfterbliher Würde und Beſtimmung find alle 
Menſchen gleich freie Mitglieder des menschlichen Brudergeſchlechts und feiner gemeinſchaftlichen 
freien Vereine für ihre Lebensbeſtimmung. Aus freier Liebe und nach ihrer frei geprüften, ge— 
wiſſenhaften Überzeugung ſollen fie ſich immermehr zu vervollkommnen, in Wahrheit und 
Gottähnlichkeit zu wachſen ſuchen, mit Gewiſſensfreiheit auch für die möglichſte Vervollkomm— 
nung und Beglückung der Ihrigen und aller ihrer Mitbürger thätig wirken und gerade i in dieſer 
Wirkſamkeit ihr hoͤchſtes Glück ſuchen. Selbſt ihr brüderlicher Erlöſer verlangt nur freien Ge: 
horſam dieſer freien Weſen, durch Lehre ‚Wahrheit, Überzeugung und Liebe beſtimmt. Selbſt 
für die Gefeße des göttlichen wie des kirchlichen Reichs fordert das Chriſtenthum nur freie, liebe: 
volle, überzeugungdtreue Befolgung. Dur einen feierlihen Bund, eine Erfüllung und eine 
Erneuerung jenes Alten Bundes, melden Gott mit dem aus der Sündflut erretteten Menſchen⸗ 
geſchlechte, mit Abraham und dann mit feinen Nahfommen am Sinai und im Moabiterlante 
fo feierlich abſchloß, wird auch jego das neue Bürgerrecht in dem göttlichen Reihe und die Ver: 
pflihtung zu feinen Gejegen begründet. Durch Taufe und Glaubendbefenntniß erneuert ib 
diefer Bund zwiſchen jedem einzelnen und zwiſchen Ehriftus, der and ſeinerſeits durch die 
Taufe in diefen Bund feierlich eintrat. Der Gehorfam jelbft gegen die göttlichen Geſetze, denen 
alle doch mehr gehorchen follen als allen menſchlichen, ift alfo nach diejen erhabenften Vorftel: 


25) ©. z. B. Ev. Joh. 13, 14. Röm. 12, 10. Epheſ. 4, 25; 5, 21. 1 Petr. 1,22 umd oben 
Note 14 — er 
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lungen von der menſchlichen Würde und Freiheit für die freien Menſchen nur ein freier, auf 
eigener Prüfung und Überzeugung beruhender, vertragsmäßiger. 26) 

Wie könnte nun nad) allen diefen Grundfägen und nad) dem Vorbilde des göttlichen Reichs 
und Regenten der menfchliche Verein unter freien und gleihen Brüdern anders ald frei und 
vertragsmäßig eingegatgen und beftimmt werden? Wie könnten die freien, unter dem höchſten 
göttlihen Geſetz nad) ihrer freien Prüfung und Überzeugung ſtehenden Chriſten eine andere als 
eine ſolche frei anerkannte, geiegliche fouveräne Gewalt hriftlic finden und erftreben? Wie 
fünnten die hriftlichen Regenten in diefen freien brüderlichen Vereinen von ihren freien Mit: 
brüdern einen andern als ebenfalls einen freien, durch deren freie Prüfung und Anerkennung 
begründeten, ald einen vertrags- und verfaffungsmäßigen Gehorfam fordern wollen? Wie 
fönnten fie hiernach und nach jener Pflicht, die Wahrheit frei zu laffen (f. Note 14), wol ihrer 
freien Mitmenfchen Gedanken beherrichen , venjelben ihren eigenen Willen ald Gefeß und ihre 
Gedanfen ald Regel aufzwingen wollen? Wie möchten fie diejenigen, die fie al8 völlig gleiche 
Brüder achten, mit der höchſten Gerechtigkeit und Liebe behandeln follen, ihrer Freiheit und des 
möglichft gleichen Antheild an verfelben und an dem gemeinſchaftlichen Vereine berauben wollen? 
Wie pürften fie ihnen das ihrer gleihen Würde und Beſtimmung entſprechende höchſte menſch— 
lihe Gut , dad Fräftigfte Mittel für eigene und fremde Vervollkommnung und Beglüdfung mie 
für ihren Nehtsihug entziehen und fie ald Herren despotiſch beherrfchen, ſie allen Entwürdi— 
gungen und.Berderbniffen und Verlegungen der Knechtſchaft preisgeben? Am menigften dürf— 
ten etwaige Beſorgniſſe für ihre Herrichaftsrechte jie von Einräumung der Freibeit abhalten. 
Aud an fie ergingen ja jene Gebote ver Achtung der Gleichheit und Gerechtigkeit und der mu— 
tbigen Liebe, welche zu jedem Opfer, felbft dem des Lebens, bereit fein muß für Begründung 
eines würdigen Zuftandes der Menſchen, und fie fordern ja auch Muth und Aufopferung von 
jeiten der Bürger für ihren Schuß. An fie erging ausdrücklich das Wort: daß ſie, eben wegen. 
jenes brüderlichen Verhältniſſes und weil fie einem gemeinfchaftlihen höhern Herrn und Gefeg 
unterftehen, nun nicht mehr herrſchen follen nach ver Weife heidnifcher Gewalthaber.27) Frei: 
lich fließt das Chriſtenthum nicht blos jede niederträchtige, knechtiſche, feige und gegen die ge: 
meinfchaftlide Freiheit und Gefellihaftseinrihtung gleihgültige, fondern auch jene ebenbezeich- 
nete eigenjüchtige und revolutionäre und eine mistrauifche und lieblofe Gemüthsſtimmung der 
Negierten gegen den Regenten ebenfo entfchieden aus als eine hochmüthige, eigenmwillige Herren: 
oder despotiſche Gefinnung von feiner Seite. Und vollends ift ed ein feltfamer Sprung, wenn 
Yamennais von dem Sage, daß der Eigenwille eines Regenten nicht fouverän fein dürfe, 
nun dahin gelangt, jeden einzelnen Bürger zum Souverän zu machen und die Erbmonarchie mit 
dem Chriſtenthum wie mit der Freiheit für unvereinbar und, fo wie Rouffeau, nur eine unbe: 
dingte (alfo abfolute) demokratiſche Volksfouveränetät und Stimmenmehrbeitögewalt für mög: 
lich zu erflären.28) Es ift aber klar, daß aus dem erften Sage vielmehr das folgt, daß bei allen 
Regierungsformen das Verfaſſungsgeſetz und die in ihm frei und allgemein und eidlich anerfann= 
ten höchſten Grundfäge und Pflichten für das gemeinfchaftlihe, gefellfchaftliche Leben jouverän 
fein oder herrſchen follen; fie, die eben wegen diefer freien Anerkennung auch mit dem göttlichen 
Gefege aller übereinftimmen werden. So ift gerade durch das Ehriftenthum die Monardie, 
nämlich eine rechtliche und freie, mit gegenjeitiger freier Rechtsachtung und einem wahren ver= 
faflungsmäßigen Friedens- und DVertrauensverhältnig zwijchen der Regierung und den Re: 
gierten, nur erft möglich geworden; vorausgejegt nur, daß die Feinde der Fürften und der Völker 
nicht durch jene falſchen abfolutiftifhen und legitimiftifchen Brincipien den heidnifchen Kriegs— 
oder Herren: und Sflavenzuftand oder die Furcht davor zurüdführen, daß die —— nicht 
in dieſe Schlinge eingehen! 


26) ©. z. B. Matth. 3, 13; 26 u. 28. Marc. 14, 24. Lucas 1, 68- 75; 22, 20. Ev. Joh. 1, 11 
u. 12; 8, 31; 15, 14 u. 15. Apoftelgeich. 2, 39; 3, 21—26; 6, 1—6; 7, 37. Röm. 15, 8. Hebr. 9 
u. 10. 1 Betr. 1u. 2. Co au die Noten 9, 14, 16 u. 25. Luther jagt: Sine verbo promitten- 
tis et sine fide suscipientis nihil potest nobis esse cum Deo negotii. . 

27) Lucas 22, 25; 16, 15 und dazu Tertull. Apol. 21 und Augustin, de divit. Dei 2,21; 4,4; 
17,14; 19, 23 u. 24. Auguftin fordert hier zugleich einen Staat ale eine societas aequalis nach dem 
consensus populi für die salus populi. In einer andern Stelle (Ap. 37) jagt Tertullian vom Kaifer: 
liber sum illi, Dominus meus unus est Deus omnipotens, idem qui et ipsius. @uther X, 539 und 
ähnlich XIX, 839 fagt: „„ Wer ein chriftlicher Bürft fein will, der muß wahrlich die Meinung ablegen, 
daß er herrichen und mit Gewalt fahren will. Berflucht ift alles Leben, das ihm felbft zu gut gefucht 
wird! Verflucht alles Werk, „das nicht in Liebe geht!‘ 

28) ©. dagegen Br. 1, ©. 71 und LVII; vorzüglich aber Welder, Syitem, I, 186. 
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Es enthält ferner freilich auch ſelbſt die Forderung, die möglichſte Gleichheit und Freiheit 
in dem Staate zu erſtreben, außer dem, was über die würdige Begründung geſagt wurde, auch 
noch die Beſchränkung, daß beide mit der Natur einer feſten geſetzlichen Staatsordnung verein⸗ 
bar bleiben müſſen. Und dieſe Beſchränkung kann nad den befondern Bildungszuftänden und 
Berhältniffen verfchiedener Völker allerdings verihieden fein. Aber aud bier begienitigt das 
Chriſtenthum im höchſten Grade wiederum die Freiheit, 

Keine andere Religion der Erde fordert nämlich fürs dritte jo unbedingt wie Die riftlih: 
überall und ſchon durch die Brliht, dem unendlichen Ideal der göttlichen Bolltommenbeit un 
der Verwirklichung eines göttlichen Reichs nachzuſtreben, ein fteted, unermüdliches Fortfchreiten 
und Wachſen in aller Vollkommenheit und thätiger Liebe, alſo auch in jener Verwirklichung ver 
freien hriftlichen Grundſätze der geſellſchaftlichen Ordnung.?9) 

Dieſes große Geſetz einer ſtets ſteigenden, freiern, höhern und reichern Entwickelung des 
Menſchengeſchlechts und des nothwendigen Untergangs derjenigen Staaten, Stände und Fürften- 
häuſer, welche bei dieſen nothwendigen Lebensgeſetz des allgemeinen Fortſchreitens ſchon kur 
das bloße Stillſtehen ſich dem Zurückgehen weihen, ſpricht das Chriſtenthum auch ſchon in feiner 
ganzen äußern Erſcheinung, in feiner Vorbereitung wie in ſeiner fortſchreltenden Entwickelung 
und Berwirflihung aus, Es wird dieſes Gejeg ausgeſprochen oder heflätigt durch Die ganz 
weltgefchichtliche Entwidelung ver menſchlichen Gultur. Ihr Centrum ift das Chriſtenthum, die 
alte Welt ihre Vorbereitung, die neue ihre fortfchreitende Verwirklichung. Der Blick auf die 
Weltgeſchichte, auf den Drient, ſodann auf Griechen, Nömer und Germanen, ebe jie Chriſien 
wurden, zeigteinunverfennbaresallmäbliches Vorrücken in ver Auspehnung der Qumanität und 
Freiheit, in jenem Grundprineip der Freiheit, der Vorherrſchaft der freien, prüfenden Vernunft, 
in jenen großen Grundlagen verfelben, den fittlihen und freien Geſchlechts und Familien: 
verhältniften, den freien Standesverbältniffen und der Selbſtändigkeit geiftliher und weltlicer 
Gewalt, ſowie endlich in jenen Grundſätzen ver Gleichheit, der Freiheit und des Fertihritts. 
Dod hatten die gebildeten orientalifchen Völker und die des elaſſiſchen Alterthums getrennt ihre 
bejondern Aufgaben, einzelne Hauptjeiten der höhern menfhlichen Cultur und Versollfomm: 
nung, entwidelt. Die orientalifhen nämlich vorzugsweife die überirdiſche Seite, die tiefere und 
erhabenere Auffaflung des Göttlihen und des menfhlihen Verhältniſſes zu demielben, das 
tiefere, geiftigere Weſen und die Idee der Einheit Gottes, die tiefere Liebe und die Sehnſucht, die 
Demuth, Selbftentfagung und Aufopferung ded Irdiſchen für das Überirdiſche, vie höhere, un: 
Rerblihe Beitimmung des Menſchen. Und in diefen Beziehungen batten befanutlih auch vie 
Juden jeit ihrer babyloniſchen Gefangenſchaft ihre Bildung erweitert. Die Griechen und Ro: 
mer dagegen bildeten vorzugsweise die irdifche Seite, Die angemeflenen irpifchen Formen wur 
Träger des höhern Lebens aus, nänlid) die freie ſelbſtändige Verfönlichkeit, ven klaren prafti: 
ſchen Lebensverſtand und die rege Thatkraft für das irdiſche Leben und feine praktiichen Geſetze 
und- Formen, für die Formen der politiichen und rechtlichen Freiheit oder des Staats und des 
Mechts, ſowie der Kunft und der Wiffenfhaft. Die höchſten Geifter und die größten Unter: 
nehmungen des Altertbumd, Platon und feine Philofophie, Alexander und fein Zug nad In: 
dien, unternommen in dev audgeiprochenen Beftrebung der Bereinigung indiicher und griebi: 
ſcher Eultur, feine Groberungen und orientalifchen Neiche, befonders auch fein Alerandrieır, 
ſodann fpäter das römiſche Weltreih, begründeten eine äußere Annäherung und Vereinigung 
orientaliiher und clafftih- alterthümlicher Gultur, Da erſchien das Chriſtenthum, deifen heilige 
Schriften jhon der Sprade nad halb orientaliich, halb griechiſch ind, vereinigte in jeiner gött: 
lichen Weisheit die guten Früchte diefer doppelten Gultur innerlich unter ſich und mit feiner 
göttlichen Lebenskraft. Alle Lichtſtrahlen höherer religiöfer, fittliher und allgemeiner praktiſchet 
Weisheit, welche irgendwo in eine Religion oder Philoſophie der Welt vereinzelt hineingefallen 
waren, vereinigte Die Sonne des neuen Lebens. Aber fie veredelte fie und, allein fledenlos, 
reinigte jie diejelben von den menſchlichen Schwächen und Verfehrtheiten, welche jelbft die befien 
aller bisherigen religiöfen und philoſophiſchen Sufteme hinter Die cbenfo tiefe und erhabene 
ald allgemein verftänvliche, ebenfo reiche als einfache, harmoniſche chriſtliche Lehre ſo weit zurüt: 
ftellen. Es gehören dahin z. B. felbt in dem Moſaismus jene Beihränfung des einigen Gottes 
auf einen eiferfüchtigen, vächenten Nationalgott, der Volkshochmuth und Fremdenhaß, die Ver: 
mifhung von Kirche und Staat, die Priefterkafte, der Geremonien= und Opferbienft, die Leib⸗ 
eigenfchaft, das unvollfommenere Eherecht, u. ſ. w. Es gehören dahin eberifo felbft in der Pla— 


2) ©. z. B. Epheſ. 4, 15. 1 J06. 3,2. 2 Theſſal. 3,13. Matth. 5, 48. 
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tonifchen Lehre jo viele verkehrte heidniſche Neligiondvorftellungen und ebenfalls die Vermi— 
hung von göttlihem und weltlihen Geſetz, die Zerftörung des ehelichen und Familienleben 
durch Weibergemeinihait, die Sflaverei und kaſtenmäßige Standeseinrichtung, die Knabenliche, 
u. ſ. w. Und während jelbft ein Sokrates, gebildet und wirfend im Reichthum atheniſcher 
Eulturmittel und mehr als dreißig Jahre lehrend, mit Schülern wie Platon und Ariftoteles, 
doch nur eine wenig fruchtbare Schulgelehrfamfeit begründete, gelang Ehriftus das größte, das 
von allen übrigen allein unerklärt gebliebene Wunder. Er, im armen Handwerferflande ge: 
boren und erzogen, vermochte ed, in dem bildungsarmen Galiäa, in etwas mehr ald zweijähri- 
gem Unterricht völlig unvorbereiteter Schüler, die er vom Fiſcherkahn und Zimmerplage nahm, 
eine ſolche Lehre zu gründen. Es war eine Lehre, welche, nicht unterſtützt durch Schwerteögewalt 
ober die Mächtigen, ſondern von ihnen auf das äußerfte verfolgt, an ihrem Urheber mit ſchmach⸗ 
vollem Tode beitraft und bald im ganzen römiſchen Weltreiche mit fhimpflicher Todesſtrafe 
bedroht und verfolgt wurde, die aber dennoch, trog der unerhörteften Berleumbung, Schmähung 
und martervoflen und blutigen Bekämpfung durch die römische Welttyrannei, fortdauernd ihre 
todveradhtenden Anhänger mehrte und blos durch ihre geiftige Kraft nad) dreihundertjährigem 
Kampfe alle Millionen Bewohner jammt den Herrihern des Weltreichs unter ihre bejiegten, 
gläubig untermorjenen Verehrer zählte, die endlich jegt, nachdem längft alle Trümmer bes 
Römerreihs zufammenfanken, mit ſtets friſcher Lebenskraft von Tag zu Tag fiegreicher die ganze 
Menſchheit, ihr Wiffen und Leben umgejtaltet und beherrſcht. 

Die orientalifhen Völker aber und die Griehen und Römer hatten in Polygamie und 
Sklaverei zu tief verderblice Grundlagen. Sie hatten bereitd das fittliche Streben nah Fort 
ſchritt in ihrer höhern Beftimmung, Griehen und Nömer namentlich die Ausdehnung und 
Ausbildung der politifchen Freiheit, welches den beſſern Theil ihrer Geſchichte bezeichnet, auf: 
gegeben und waren durch die großen Groberungsreiche und durch die furchtbare Vermehrung des 
Sinnengenuffes und der Sklaverei in denfelben in eine ſolche tiefe, ſtets wachſende Verderbniß 
und Fäulniß gefunfen, daß fie unfähig waren, das Menſchengeſchlecht feiner neuen großen Ent: 
wickelung, der immer volllommenern, reinen Menfhlichfeit und immermehr veredelten und 
ausgedehnten Freiheit und freien Bereinigung, oder mit andern Worten, der immer vollfonımes 
nern hriftlichen Geftaltung entgegenzuführen.?0) Darum rief faſt gleichzeitig mit der Erſchei— 
nung des Chriſtenthums die Vorſehung das früher unbefannte, unverdorbene, jugendlich kräf—⸗ 
tige, bilvungseifrige und freiheitsliebende Geflecht der Germanen, welches ſchon urfprünglid 
eine Anlage zur Verbindung jener beflern orientalifhen und jener beffern clafitich = alterthüm- 
lihen Lebensrichtung in ſich zeigte, aus dem Dunkel feiner Wälder auf die Bühne der Welt: 
geihichte und in den Kampf mit der römifchen Welttyrannei, die es jiegreich zerichmetterte. 
Ihm vertraute die Vorſehung jegt zugleich mit dem Chriſtenthume das Erbe der ganzen menſch— 
lihen Gulturbeftrebungen,, welche e8 von den bejiegten bisherigen Weltherrſchern freudig an— 
nahm. Ihm wurde die Aufgabe der Gründung der neuen hriftlichen Welt und ihres ſtets grö— 


30) Keine Worte bezeichnen vollitindig und deutlich genug dieſes im römischen Weltreiche ausgebilz 
dete Verderbniß, die fchädliche Wirfung der verfehrten heibnißihen Religionsvoritellungen von ihren ches 
brecherifchen, räuberiichen, vatermörderifchen Gottheiten und von dem Zerfall aller religidien Bande und 
jeder Art von Volksbildung, als man mit Epifur diefe Borftellungen immer allgemeiner als „nichts— 
würdigen Wahn“ erkannte und als zugleich immermehr jede mürdige öffentliche politifdye Verhandlung 
verfiummte; ferner jene ſchamloſeſte Sittenlofigfeit und Schwelgerei der Großen und Reichen und Das 
Giend der bedrückten, beraubten Völker; endlidy die entfegliche Vermehrung und die immer jcheußlichere 
Geftalt der römischen Sklaverei, feitdem immermehr die ſchwelgeriſchen Mächtigen ganze Provinzen zu 
ihren Landgütern machten, deren Bersohner ihrer Freiheit over ihres Cigenthums beraukten, fie von Skla— 
venheeren bebauen liefen und dieſe graufamer behanvelten, als je die Beſtien von den Menſchen behan— 
deit wurden. Eine Schilderung diefes Werderbens gibt ausführlid, Gibbon, furz umd geiftreid, audy die 
angeführte Hug’fche Abhandlung. Jene Sklavenverhältniſſe veranichaulicht ſchon die Vergleichung einis 
ger Stellen aus den Quellen: Appian 1,7. Flor. 2, 19. Senec. ep. 89 u. 114; de benef. 7, 10, 
de ira 3, 40. Juven. 6, 222. Cicero in Verr. 10, 47. Plin. h. n. 7, 3, 5. Strab. p. 668 ed. Casaub. 
In fo ſchaudervollem Zuftande Fonnte das Chriftenthum viele einzelne erheben und füttlich machen. Es 
fonnte durch feine fittliche Lehre und Zucht für das Volf und die SHaven, es fonnte durch feine Erbes 
bung, Tröftung und Beſchützung der Sflaven, der Frauen, der Unterdrücten aller Art, durch feine allges 
meinen, reichlichen Armenjyenden für das vorhandene Verderben eine unendliche Milderung, für das 
Fortfchreiten defjelben einen Damm begründen. Aber das römiſche Volf, als ſolches, Fonnte die Melt 
nicht neu und frei geftalten. Das zeigt ſchon der Blick auf die taufendjährige Gefchichte des chriſtlich ges 
wordenen griedsifcherömifchen Kaiſerthums, welche, trotz feiner von freier Lebenskraft verlaffenen alerans 
drinifchen und byzantinischen Gelehrfamfeit, Voltaire eine Schande für das menſchliche Geichlecht nannte: 
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Fern Fortſchreitens ver Menſchheit in Freiheit und Cultur. Und ed übernahm dieſelbe, wurde 
für ſie und durch ſie ungleich mehr als je ein anderes Volk der Erde, aber auch auf eine der 
Freiheit ebenſo viel günſtigere Weiſe weltherrſchend und theilte immer vollkommener in allen 
feinen Reichen die Güter der Freiheit und Cultur, die früher bei ven Gründungen der Staaten 
aufPolygamie, Sflaverei und Provinz-Helotismus nur weitaus der geringfte Theil beſaß, allen 
Millionen ihrer menſchlichen Bewohner zu.37) 

Alle hriftlich germaniichen Völker und Staaten und ihre Fürftenhäufer zeigen ſich ſeitdem 
blühender und fräftiger in dem Maße, als fie, ihrer großen Beltimmung treu, unter Zeitung 
chriſtlicher Grundideen fortihhreiten in Veredelung, Ausdehnung und Befeftigung der Freiheit 
und in ſtets innigerer, harmonifcherer Verſchmelzung und höherer Entwidelung aller jener 
beffern Gulturelemente oder der wahrhaft guten Seiten und Brüchte des orientalifchen, des alter: 
thümlichen und des national vermittelnden germaniſchen Lebens. Sie erfcheinen dagegen ſtets 
elender oder dem Nande des Abgrundes näher in dem Maße, ald fie, fo wie die Spanier und 
Bortugiefen ſeit Philipp II., oder fo wie die Stuart, die Bourbonen und wie Napoleon, jene 
hohe Beftimmung verlegen, auf Freiheit und Fortſchritt verzichten und durch Sillftand oder po: 
fitive Unterdrückung fie anfeinden, gleichviel dann, ob ſie dieſes thun durch Die rohe Kriegsgemalt, 
oder durch die hierardhifche oder die Polizei = Inquifition und die Umſtrickung und Vergiftung 
des öffentlichen und Privatlebens, der Wiſſenſchaft und der vertraulihen Mittheilung, ver Uni: 
verfitätd= wie der Kirchenlehre.' 

So kann denn alfo wahrlich Feine weiſe, feine riftliche und Feine deutſche Regierung, gleich 
jenen geflürzten englifhen und franzöfifhen Königsfamilien, das unglüdliche, frevelbafte Wort 
des Stillftandes oder des Widerſtandes gegen ven Bortfchritt der Freiheit und freien Entwicke— 
lung und VBervollfommnung, jenes fchicjalövoll gewordene bourboniiche Wort: „Bis bierber 
und nicht weiter”, ausſprechen wollen! 

Ja allerdings, das Chriſtenthum heiligt, jo wie die gejegliche Ordnung und die Harmonie, 
fo auch die Negelmäßigfeit und Stetigfeit in der Gntwidelung. Aber es will jie doch nur in der 
innigen Verbindung mit der möglichften Freiheit und mit dem freien Kortichritt, ebenſo wie dieſe 
nur in der Verbindung mit der Achtung für jene. Die einen ſchwachen menihlihen Syſteme 
und Parteien ftrebten und wirften für die höchſte Freiheit; aber fie untergruben fie ſelbſt, weil 
fie die Einheit, die Harmonie oder die Ordnung vergaßen. Die andern dachten nur an die Ord— 
nung und Sicherung der Negierungsgemwalt; aber jie zerjtörten fie durch die Anfeindung der 
Freiheit und des freien Fortſchreitens. Beide wußten fie nur äußerlich, nicht tief im Innern des 
Menichenlebens zu gründen und zu einigen. In dem Höchſten und Tiefften — in dem wahren, 
in dem lebendigen Chriſtenthume, in dieſer göttlichen und doch fo menſchlichen Lehre — da löſen 
ih alle Räthiel, da verjöhnen ſich alle einfeitigen Gegenfäge und Parteiftrebungen auf das 
vollfommenfte. Hier findet alles Gute und Nothwendige feine freie und friedliche Ginigung 
und feine unfterbliche Lebenskraft. i 

Die reinſte tieffte Moral mußte zunächſt die innere, fittlihe Gefinnung, nicht äußere 
Werkheiligkeit und unmittelbare politifche Gejege vorfchreiben. Aber diefe tiefe und reine, le— 
bendige praftifche Kraft der fittlihen Gefinnung erzeugt eine lebensfräftigere Verwirklichung 
jeglichen guten Werks und eine würdigere weltlihe Ordnung, als es ein unmittelbares äußeres 
Geſetz für fie je vermochte. Jene höchſte jüttliche Gefinnung verfagt das eigenfüchtige Streben 
nach den Erwerb und Genuß eigener Glücksgüter und Rechte und jeden die Achtung und Liebe 
gegen Gott und die Mitmenſchen vergeffenden Stolz und Hochmuth. Aber auch bier bietet das 
Chriſtenthum dem fittlihen Menfchen überreihen Erſatz nicht blos durch die höhern Güter des 
Gefühls einer frei mit dem göttlihen Willen vereinigten Gefinnung und ſittlichen Würbe, fon: 
dern auch durch die Pflichten aller Mitmenſchen gegen ihn, ſowie durch jein eigenes Behaupten 
feiner Güter, feiner Rechte und feiner Würde, foweit e8 zugleich Höhere Pflichten gebieten , ſo— 
meit er mit dieſer höhern Weihe und Kraft für fie ftreben und kämpfen foll und darf. Ganz 
ebenſo nun, wie foldhergeftalt dieſe erhabene Lehre vie veinfte und tiefite Sittlichkeit ver Gefin- 
nung mit allem guten äußern Werf und dem würdigſten weltlihen Necht vereinigt und mit der 
liebevollen fittlihen Entjagung und Demuth die glüdlichfte Befriedigung und Behauptung der 
eigenen Würde, fo vereinigt fie auch wirklich in allen Beziehungen und nach jeder Seite hin mit 
der möglihften Harmonie und Ordnung der Entwidelung den Fräftigften Fortſchritt wie die 


31) So wurde alfo buchftäblich nadı Matth. 21, 43 die Gründung ‚des Reiches Gottes einem an- 
bern Volle übergeben, welches beffere Früchte brachte”“. 
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moͤglichſt größte Freiheit. Mit feinen hohen Ideen und dem Aufſchwunge zu ihnen, welchen es 
den Menſchen ertheilt, ſobald ein Strahl derſelben ihr Gemüth wahrhaft erleuchtet und erwärmt, 
bekämpft das Chriſtenthum, als ven Todfeind aller wahren, aller chriſtlichen Tugend, allen Ma— 
terialismus, den despotiſchen und ariſtokratiſchen wie den ſervilen und jakobiniſchen Materia— 
lismus, welche ſämmtlich wir beſonders auffallend in Frankreich wechſelsweiſe um den ſelbſt— 
fühtigen Beſitz und Genuß ſtreiten und die Freiheit wie die Ordnung gefährden ſehen, und 
welche jetzt in dem überall in der Welt begonnenen oder vorbereiteten Kampfe zwiſchen der er— 
wachten ſelbſtändigen Vernunft und der Liebe für Freiheit und Fortſchritt und zwiſchen dem 
Widerſtande die beklagenswertheſten Erſcheinungen herbeiführen könnten. 

Auf dem wahren Chriſtenthum vor allem oder auf einem immer vollſtändigern Siege ſei— 
ner erhabenen Grundſätze und Geſinnungen ruhen in dieſem Kampfe unſere Hoffnungen für die 
Erhaltung und die fortſchreitende Entwickelung der Freiheit und Cultur in Deutſchland und Eu— 
ropa, in dem unter Einfluß chriſtlicher Cultur ſich immermehr einigenden menſchlichen Geſchlecht. 
Seine Grundſätze fordern dieſe Freiheit und Cultur und ihren Fortſchritt. Wol mit Recht 
alſo durfte der edle Johannes Müller feine Betrachtungen über die Anforderungen des Chriſten— 
thums an unfere politifchen Beitrebungen mit ven Worten fließen: „Wenn wir die Sorge für 
die Freiheit verfäumen, jo will ich nicht einmal fagen, daß mir ummürdig find, Bürger dieſes 
Welttheils, und unwürdig, deutſche Männer zu heißen: wir können feine Ehriften fein.“ 

v. Schluß und Endergebniß über den eigentbümliden und höchſten 
Werth des Chriſtenthums. Nicht etwa blos die Theologen und die Frommen, auch der 
Menſchenfreund, der Patriot und der Staatdmann, auch ſie müſſen, je tiefer fie mit offenem 
Sinn das Wefen des Chriſtenthums an jih und im Verhältniß zur bürgerlichen Geſellſchaft 
und zu den Problemen der Staatölehre ind Auge faſſen, um jo mehr die Tiefe und Wahrheit 
diejer göttlihen Lehre bewundern. Daß diefelbe auch im fpeciellen techniſchen Gebiet befler 
als alle Weisheit der Welt alle ſchwierigſten Probleme und Gegenfäge löft und verföhnt und 
alle Berirrungen befeitigt, diefed wird manchen, welder vom religiöfen Standpunft aus fein 
beſcheidenes: „Herr ich glaube, hilf meinem Unglauben!” ausjpricht, im Ölauben. befeftigen. 
Es muß jedenfalld den Staatdmann beftimmmen, in freier, aber hülfreiher Wechſelwirkung ver 
jelbftändigen Vereine von Staat und Kirche die Ausbreitung des Chriftentbums und feine 
jegensreiche Wirkſamkeit in allen Verbältniffen auf angemeflene Weife zu unterftügen. Er wird 
deshalb auch dringend wünſchen und dazu mitwirken, daß die Diener der Religion in echt evan— 
geliiher Brüderlichkeit und praftifcher Liebe und Duldung dieje Ausbreitung und Wirkſamkeit 
fördern, nicht aber, wie leider allzu oft, durch Herrſchſucht und hochmüthigen Kajtengeift und 
dur elenden Wort: und Formenftreit, Haß und Misahtung auf ih und leider zugleich aud) 
auf die von ihnen vertretene Neligion und Kirche laden möchten. 

Soll nun aber fhlieflih das eigenthümliche Weſen und die höchſte Vortrefflichkeit ver 
Hriftlihen Religion bezeichnet werden, jo will unfere neuefte gelehrte theologifhe Dogmatik 3?) 
diefelben nicht finden in der Lehre und der Moral (ebenſo wenig wie in der Gottesverehrung und 
Grlöfung), jondern vielmehr in der durch den Gottmenſchen Ehriftus begründeten Gemeinſchaft 
der Menjchen mit Gott. 

Bon einem etwas univerjellern Standpunkte aber und wenn wir die myſteriöſe Seite der 
Dogmatik überlaffen, wird ung diefer, die Lehre und die Moral unbillig zurückſetzende Gegen: 
ſatz verſchwinden. Nach dem chriftlihen Sag: „Gott hat auch den Heiden jich nicht unbezeugt 
gelaffen‘‘, nad der Leſſing'ſchen Idee einer göttlichen Erziehung des Menſchengeſchlechts, jeden— 
falls wirklich hiſtoriſch, finden ſich viele einzelne Strahlen göttliher Wahrheit und mithin mit 
dem Ghriftenthum Ubereinftimmendes, ebenfo in Beziehung auf die Gemeinihaft mit Gott 
wie in Beziehling auf die Lehre und Moral, aud in frühern Religionen. In dem Buddhis— 
mus vollzieht fich vie Gemeinſchaft durch die völlige Aufopferung der finnlihen Natur. In der 
Brahmareligion findet für fie auch Menſchwerdung Gottes ftatt. In dem griechiſchen Heroen— 
cultus zeigt jich bei der zugleich göttlichen und menſchlichen Natur ded Gottes und feiner bluts— 
verwandten Berehrer, bei feinen Erlöfungen, Verjühnungen und Vermittelungen durch Opfer 
und Bußen ebenfalls lebenpige Gemeinſchaft ver Menfchen mit Gott. Das aber, was das Chri— 
ſtenthum fo hoch über alle Religionen der Erde erhebt, dieſes bejteht, wie oben (11) rückſichtlich 
ber Lehre angedeutet und rückſichtlich der Moral bisher ausgeführt wurde, darin, daß in dem 





32) ©. &. Ullmann, Das Wefen ded Ghriftenthums mit Beziehung auf neuere Auffaffungsweifen. 
Auch für gebildete Nichttheologen dargeftellt (vierte Auflage, Gotha 1854). 


558 Chriſtenthum 


Chriſtenthum die in den beſten Religionen und in den edelſten Philoſophien vereinzelten und 
getrübten Strahlen göttlicher Wahrheit über Gott und die Welt und die Menſchheit und über 
das moraliſche Verhältniß der Menſchen zu ihnen tiefer und reiner aufgefaßt ſich offenbaren, 
und daß gerade auf diefen Grundlagen durch EHriftus und fein Reich auch die herrlichſte Ge— 
meinfchaft mit Gott ins Leben gerufen wurde. Da alle Theile zugleich von den beigemiſchten 
Irrthümern gereinigt waren, fo mußten fich in diefen reinen göttlichen Lite und Leben au, 
wie wir faben, alle frühern Widerſprüche und Schwierigkeiten löfen und befeitigen. Es 
mußten ſich aud in ihrer lebendigen organifhen Einigung alle wechſelſeitig unterftügen 
und beleben. 

Gewiß aber find dieje vollkommenere Lehre und Moral felbft, fo wie fie Chriſtus in Wort 
und Beifviel ausſprach (ſ. oben II fg.), für die rechte Gemeinfhaft der Menſchen mit Gott 
wefentlihe Vorausfegungen und Grundlagen. Weſentlich ift namentlich jene Lehre von dem 
das Weltall und die Menfchheit durchdringenden geiftigen felbftberwußten und freien oder per— 
fönliden väterlic liebevollen Schöpfer und Negierer, welcher, ald der rechte Zeitpunft ges 
fommen war, in freier Liebe zum Heil feiner Menfchenfinder Chriſtus ind Leben treten ließ; 
nicht minder auch die Lehre von jener hohen Würde und Beitimmung der ebenfalls perjönlichen 
freien brüderlihen Menſchenkinder: Ebenfo ift ferner wefentlich die auf diefe Natur Gottes und 
der Menſchen und auf ihrem gegenfeitigen Berhältniß jowie auf der Trennung des göttlichen 
Reichs von dem Weltlihen berubende eigenthümliche hohe und reine Moral, welche ſowie das 
Weſen ver Sünde jo auch das der Sittlichkeit in die geiftige und freie lebendige Geſinnung, 
die Sittlichkeit in die werfthätige Liebe zu Gott und den Brüdern fegt, welche ven dualiſtiſchen 
afcetifchen vernichtenden Haß gegen die Natur und alle äußere Werfheiligfeit ebenfo verwirft wie 
die blos angeblich jittliche Willensrichtung, die Feine Früchte bringt oder ſich nidyt in entſprechen— 
der liebevoller Wirkſamkeit ald wahr und lebendig bewährt (ſ. oben IE). Die echt chriſtliche Ge— 
meinjchaft ver Menfchen mit Gott durch Ehriftus und fein Reich war ja nimmermehr möglid in 
der jonft überall ftattfindenden Vermiſchung des göttlichen nıit dem weltlichen Neice, nimmer— 
mehr in den polytheiſtiſchen und dualiftifhen und (im naturgejeglihen Sinn) pantheiſtiſchen Re— 
ligionen, in ihvem äußerlichen finnlichen und werfheiligen Gößendienft und Sinnengenuf noch 
auch in ihrer quietiftiichen Schwärmerei und Fleifdhesvernichtung, und ebenfo wenig in jon- 
iger materialiſtiſcher und pantheiftiiher Vernichtung eines wahren perſönlichen Gottes und 
menſchlicher perlönlicher Freiheit. Sie war es aber auch nicht bei den moſaiſchen Nationalgett 
blos eines einzelnen Volksſtammes, bei feinem äußerlichen theokratiſchen Gefeßesreih und 
feinem umfaflenden äußerlihen finnlihen Eultus, nicht bei dem Mangel der hriftlichen reinern 
tiefern Auffaffung der Geiftigfeit Gottes und feiner väterlichen Liebe für alle Menſchen, 
nicht bei dem Mangel der reinen riftlichen Idee der freien geiftigen gottähnlihen Würde und 
Beitimmung aller Menſchen ald brüderlich verbundener Kinder deſſelben Vaters. Die 
chriſtliche Gemeinſchaft war jedenfalls auch bei den Hebräern jhon ausgeſchloſſen durd den 
Mangel ver tiefen hriftlihen Auffaffung von der Trennung und dem rechten Verhältniß des 
weltlihen und des göttlichen Reichs, ſowie des rediten Weſens und des Verhältnifles ver dhrift: 
lihen Gefinnung und des Werks in den legtern. 

Es ift alfo für die hriftliche Gemeinfhaft wefentlich, ebenjo wie fie jelbft dem Chriſten— 
thum eigenthümlich, und bewundernswerth vortrefflich die echt hriftliche Auffafiung von drei 
Hauptverhältniffen: zuerft die von Gott und dem Menjchen, ſodann die vom göttliden und 
weltlihen Reich, und endlich die von der hriftlien ſittlichen Geſinnung und dem äußern Werk. 

Ohne dieſe hriftliche Lehre und Moral erfcheint die Gemeinſchaft ald im weſentlichen grund: 
los und inhaltsleer. Man könnte ohne fie felbit die verfehrteften Auslegungen in die nad 
Ehriftus benannte hineintragen. Wir aber wollen ja doch nicht etwa eine Gemeinihaft der 
Menſchen mit Gott wie die buddhiſtiſche oder wie die einer Hegel’fchen oder Feuerbach' ſchen 
Theologie und auch nicht die eines dur Propheten und Orakel und Infpivationen erhaltenen 
theofratifchen Reichs. Ullmann felbft führt gelegentlih aus (S. 83 fg.), daß die chriſtliche Ge: 
meinſchaft die eigenthümlich chriſtlichen Begriffe von Gott voraugjegt, daß fie nicht befteben 
fönne bei heidniſcher Gottheit, die ſich nicht über die Natur erhebt, auch nicht mit den bloßen 
Phantaſiegebilden heidniſcher Perfonificationen und nicht ohne heilige und heiligende Gört: 
lichkeit. Er hielt fie ebenfalls undenkbar bei einem pantheiftifchen, orientalifhen und bei einem 
Hegel'ſchen unperfönliden unfreiern Nichtgott. Sie jegt auch nad ihm eine Religion voraus, 
welche einen weſentlich ethiſchen und monotheiftifchen Gott und freie Berfönlichfeit und Heiligkeit 
von Gott und Menſch in fih aufnimmt. Er findet jie jelbft in der Moſaiſchen Religion ſchon desbalb 
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unmöglich, weil bier die chriſtliche ſtete innige Verbindung und Durchdringung der Gottheit 
mit der Welt und den Menſchen (Apoſtelgeſchichte 14, 26; Röm. 2, 14; Jak. 14, 8; Joh. 
14,23; 2 Kor. 6, 16; Joh. 1, 32) fehle, und weil fie bei dem mofaifhen unnahbaren Gefeg- 
geber und Richter nicht paſſe. Nur der hriftliche Gott Laffe fih in Heiliger und erbarmender Liebe 
herab zu der Menfchheit und vereinige fih mit dem Menfchlihen. Nur jo werde die Religion 
Gottinnigkeit, Leben des Glaubens und der Liebe im Gott, Verklärung ded Menichen von Gott 
and, So erft trete an die Stelle des heipnifchen Natur: und Selbftgenuffes der Friede und die 
Freude im Heiligen Geift (Gal. 5, 22) und an die Stelle der jüdiſchen Unterwerfung die kindliche 
Liebe und die Freibeit ver Kinder Gottes, welche die Furt austreiben und das Gute von jelbit 
erfüllen (Röm. 8, 14; 1 Iob. 4, 18 und 5, 2; Matth. 11, 29). 

Nun aber, wenn dieſe ganz eigenthümlichen hriftlichen Lehren abſolut weſentlich find auch für die 
weientliche Gemeinſchaft, ſodaß dieſe ohne jie zu etwas anderm wurde als jie fein ſollte, fo Fällt ja wol 
auch der Gegenſatz hinweg, daß fie nicht mit das eigenthümliche Weſen des Chriſtenthums bilde. 
Als weſentlich erklärt ja aud) Chriſtus felbft feine Lehre und ausdrücklich fein Lehramt (Joh. 18, 
37; 17, 3; Zuc. 24, 14,19; Röm. 10, 14,17). Daſſelbe gilt aber ebenfo von jener eigen= 
thümlichen hriftlichen Sittlichkeit. Chriftus bezeichnet offen und deutlich genug auch ihre Eigen— 
thümlichkeit; fo z.B. wenn er im Gegenfag zu der bisherigen höchſten jittlichen Pflichtenlehre 
fagt: „Es fteht geſchrieben: ihr ſollt nicht tödten, nicht ehebrechen, ich aber fage euch, wer nur 
die feindfelige und die lüfterne Gefinnung hegt, der ift des ganzen Verbrechens ſchuldig.“ Ahn— 
li werden überhaupt die Hauptpunfte hriftlicher Moral ausgeſprochen: jo vie rein geiftige 
innerliche Natur der Sünde (Matth. 15, 18) und ebenfo ver Sittlichkeit, diefer in Glaube und 
Liebe zur Heiligkeit wiedergeborenen Gefinnung; der Haß nicht gegen die göttliche Natur und 
gegen das Fleiſch und irdiſche Gut, fondern gegen die fündige Begierde in Beziehung auf die 
felbe ; die Werthlofigkeit jeglichen Werks ohne die lebendige fittlihe Geſinnung und jeder fcheinbar 
frommen Gefinnung ohne Werf; überhaupt alle jene tiefiinnigen Löſungen der ſchwierigſten 
Probleme, wodurch dieſe zugleich tieffte und von Schwärmerei und Verirrung freiefte Lehre in 
gelunder Harmonie die ſonſt wechfelnden entgegengejegten Einfeitigfeiten ausfchlieft, paſſiven 
Quietismus wie äuferlihe Werkheiligkeit, Afcefe wie jinnliche Genußſucht, Servilität wie 
anarchiſche revolutionäre Freiheit, egoiftiihen Individualismus ohne Brüderlichfeit wie brü— 
derlihen Communismus ohne jelbftändige Perſönlichkeit. 

Freilich in einem organischen Ganzen kann man von jedem Hauptbeil zum Mittelpunkt und zum 
Banzengelangen, auch wol das eine ald mit demandern gegeben darftellen. Aber man darf des— 
halb doch nicht einen Gegenſatz gegen die gleiche Wefentlichfeit und Eigenthümlichkeit ver Haupttheile 
bilden wollen. Viel richtiger jheint mir die Schrift felbft auszuſprechen, daß nach ver ganzen 
bisherigen göttlichen Leitung der Entwidelung der Menichheit die hriftliche Offenbarung alle 
bisjegt vereinzelten Lichtpunfte des göttlichen Lebens zur vollkommenſten höchſten Erſcheinung 
vereinigte (Eph. 1,10; Gal. 4, 4). Es ift alfo das Chriſtenthum, wie auch Ullmann aner: 
kennt (S.56), ebenjo die fittlichfte wie Die wahrfte und die die Menſchen mit Gott am innigſten 
vereinigende Neligion. Dasjenige aber, was in Beziehung auf Lehre und Moral Chriſtus noch 
mehr durch jein Leben und Vorbild ald durch ausgeiprodene Worte verfündete, dieſes ift 
natürlich nicht wieder zugleich gültige Lehre und fittliches Plichtgebot. Aber gewißlich, noch 
gewaltiger und fegensreiher ald das Wort wirkte natürlich die lebendig gewordene Wahrheit 
und Gejinnung und das lebendige Vorbild des Gründers und Anfängers des neuen göttlichen 
Reihe. Es wirkte dieſes Leben, gänzlich erfüllt von der göttlichen Liebe und von der werfthä= 
tigften Liebe zu Gott, „deilen Willen zu thun feine Speije war‘, dem bis zum martervollen 
Tod gehorjam er unermüdlid war in liebevoller Vervollkommnung und Beglüdung der Brü— 
der, unermüdlich in Fraftvoller Wahrheitölebre und Bekämpfung des Unwahren und Böſen 
wie in der ausgedehnteften brüderlichen Hülfe, bald für das äußere Lebenöglück, in Krankheit, 
Schmerz und Noth, und felbft bis zur Erbeiterung beim fröhlichen Hodyzeitäfeft und bis zur 
liebevollen Freundlichkeit mit den Kindern, bald für ihre geiftigsfittliche Wervollfommmung , für 
ihr unſterbliches Seelenheil. 

So, durch ſolche göttliche Wahrheits- und Pflichtenlehre, durch die in ſolchem Leben und 
Tode lebendig gewordene und zur Wievdervereinigung der Sünder mit Gott begeifternde höchſte 
göttliche und brüderliche Liebe entwickelt fich für ChHrifti treue Jünger in ſteter Vervollkommnung 
das Leben in und mit Gott, das göttliche Reich. Diefe Gemeinſchaft der Menſchen mit Gott, 
der Zielpunft aller Religionen, ift dabei ebenfo in eigenthümlicher unvergleihbarer Tiefe und 
Reinheit aufgefaßt wie jene obigen Grundelemente verfelben. Es fteht das Hriftlich göttliche 
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Reich, ſtets wachſend in der innern Vervollkommnung der Glieder wie in Umgeſtaltung der 
Welt 33), ebenſo hoch über allen andern Religionsgemeinſchaften und Philoſophien mie der 
nad dem Vorbilde des göttlichen Reichs umgeftaltete Staat, und das durchs Ehriftentbum erft 
geichaffene Völkerrecht und Weltbürgerthum überragt hoch alle andere politiſche Weisheit 
und Geitaltung. 

Ein tiefered Eingehen in das Wefen der hriftlichen Gemeinſchaft ift in dieſer Darftellung, 
welche abfichtlich alles Myſtiſche und fpeciell Dogmatifche ausſchloß, natürlich nicht zulaffig. **) 
Wie man au dieje Gemeinschaft und überhaupt die Sendung und das GBöttlihe und Menid;: 
liche in der Natur Chrifti und in der Gemeinfhaft ver Menſchen mit Gott auffaſſe, fupranatu: 

liſtiſch oder nicht, die abfolut unerreichte göttliche Vollkommenheit des Chriſtenthums bleibt, 
ebenjo wie die Wahrheit unferer dargeftellten organifch verbundenen Hauptpunfte, unverändert 
und tritt bei jeder weitern Erwägung in immer neuen und vollfommenerm Lichte hervor. Keine 
einzelne Bezeichnung aber vermag aud nur ihre höchſte Vortrefflichkeit erihöpfenn bezeichnen ; 
nicht die von Herder, welcher fie in ver Humanität, nicht die von Chäteaubriand, der fe 
in der Schönheit, nicht die von Johannes Müller, der fie in der Wahrheitätiefe finden wollte. 

Diefe Vortrefflichkeit bewährt ſich namentlich aud) in der göttlichen Kraft des Ehriftenthums, 
das Leben ver Völker zu verjüngen. Dieje Kraft iſt geſchichtlich, und fie knüpft ſich zunächſt an drei 
der oben entwidelten Eigenthümlichkeiten. Das Chriſtenthum befteht fürs erfte nicht, wir 
die andern Religionen, in einer Sammlung äußerliher Sagungen für weltliche Einrichtungen 
und Handlungen. Dieje veralten, werden lüdenhaft, finnverlaffen und unanwendbar, und das 
nur durch fie getragene höhere Volksleben gebt alsdann unrettbar unter, wie wir es im ganzen 
Alterthum und Orient, überhaupt bei allen nicht hriftlichen Völkern fehen. Wohin gelangten 
doch ohne die hriftliche Religion alle edelſten Völker, wohin felbft die Stammgenoffen ver 
Germanen, die Indier, die Afgbanen, die Kabylen! Die auf das Ewige, Göttliche gerichtete 
Geſinnung und ihre höhere Lebenskraft, fie bejeelen und haben aud neue verjüngte Formen 
und Ginrihtungen. Sodann werben im GChriftentbum, mit der Zerftörung der Kaftenberr= 
{haft und der Knehtihaft für die Mehrheit im Volke, aud ver Staat und alle welllichen wie 
kirchlichen Einrichtungen vielmehr auf die allgemeine fittlihe Menfhenwürde gegründet, und ihre 
ſegensreichen Lebenskräfte bewähren ſich vettend und verjüngend in untern, nicht regierenden 
Schichten, wenn die regierenden, erliegend den Verſuchungen ver Herrſchaft, verborben und 
fraftlos werden. liberal endlich, bei allen fhwierigften Fragen und Verhältniffen im Leben 
bewährt jich jene oben geichilverte vettende Kraft des Chriſtenthums, die Schwierigfeiten, die 
Gegenſätze, Widerſprüche und Verirrungen in der Tiefe und in dem Neichthum der göttlichen 
Wahrheit und durd die Kraft der Orundprineipien zu löfen, zu verföhnen, zu befeitigen, und 


33) Matth. 13, 31. Philipp. 3, 12. Epheſ. 4, 13. Apoftelgeich. 17, 30. Ich. 3, 17: 9,39. 
1 Kor. 3, 11. 2 Kor. 2, 16. 

34) Man fann übrigens jagen, daß jene obige chriftliche Lchre von Gott, wie für die chriftlice 
Gemeinichaft fo audy felbit für einen vernünftigen Glauben an eine übernatürlidye Sendung Ehrifi mer 
fentlich jei. Sie faßt nämlich Gott auf nicht nach dem Weſen der niedern finnlichen Natur ale beienft: 
lofe unfreie und unperfönliche Naturkraft, fondern mit Recht analog dem höchflen, was der Menſch feunt, 
nach der geiftigen freien Perfönlichkeit des Menichen. Sie befreit ihn mur von den menichliden Be— 
fchränfungen. Sie denft ihn als den das ganze Weltall mit feinem Leben durchdringenden und beberr: 
ſchenden jelbitbewußten freien Geift, der natürlich noch weniger wie der Geift des Menfchen auf einm 
beiondern phyſiſchen Sig im Körper befchränft ift, und welcher feine freien Kinder als liebevoller Bater 
mit Schonung der ihnen verliehenen Freiheit regiert. Und ficherlich höhere Voritellungen und Worte 
von Gott ala die eines jolchen liebevollen Vaters oder väterlichen Schöpfers und Regierers aller Dinge 
fennt feine Sprache und Wiffenfchaft. Wir müßten der würdigen Jdee von Gott offenbar Abbruch tbun, 
wollten wir uns Gott als zwangvoll feiner eigenen Schöpfung, als dem Naturgefege untergeordnet, und 
der höchiten denfbaren Freude der liebevollen und freien Wechfelwirfung mit freien Wefen beraubt ben 
fen, während fie das Ghriftentbum überall, 3. B. auch in der liebevollen Freude Gottes bei der Beile- 
rung des Sunders, lehrt: Wollen wir nun diefes nicht, fo iſt eine freie, alfo auch der bloßen naturariep- 
lichen Ordnung übergeordnete liebevolle göttliche Leitung der Schieffale ihrer freien Gefchöpfe, der Gott— 
heit unendlich würdiger, als jene zwangvolfe Unterordnung unter ihr eigenes Werf, das Naturgefeg, 
und als ein müßiges faltes Zufchanen bei dem Verlaufe der naturgefeglich beftimmten Ordnung ber 
Dinge. Sie ift unendlich würdiger und verftändiger als der in die eine, in die niedere Seite des Lebens 
einfeitig verfunfene Materialismus, als jenes wahrhaft armielige Refultat blos naturphiloſophiſche 
pantheiſtiſcher Speculation, welche dem wirflichen lebendigen Gott eine todte Abſtraction, eine bloße 
Naturfraft ober auch untergeordnete menschliche Kräfte unterfchieben will, Auch Wunder, melde 
nothwendig find für die wäterliche Weltregierung, find hiernady ungleich annehmbarer, als Die Ver— 
nichtung auch der legtern durch faliche Einmiſchung bes Naturgefeges in das Gebiet der Freiheit. 
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fo die höchſte menſchliche Ordnung zugleich mit ver Freiheit nicht blos richtig zu begründen, 
fondern auch die Gefahren ihres Untergangs zum voraus abzuwenden. Zwar große Verirrun: 
gen verfchuldet überall ſtets neu die menſchliche Einfeitigfeit und Verkehrrheit. Aber niemals 
verfhulden diefelben die Einſeitigkeit oder die Falſchheit der Hriftlihen Principien. Diefe rufen 
vielmehr rettend zurüd von den eingeſchlagenen Abwegen. Dagegen ift es das wahrhaft Tragifche 
in der Geſchichte der Völker von andern Religionen, wie die Einfeitigfeiten und Verkehttheiten 
in biefen Religionen ſelbſt fie vettungstos ind Verderben führen. Wer könnte mol ohne Web: 
muth die Gefchichte der bupphiftifchen Religion und Reformation verfolgen. Der Stifter, der 
alferevelfte Mann, Hoch begeiftert von der reinften Liebe zur Wahrheit und zu jeinen Brüdern, 
mit Schmerz erfüllt über die verderblichen Abmwege, auf welchen brahmaniſcher Gögendienft 
feinen edeln Volksſtamm verleitete, vertaufcht er, ein geborener mächtiger König, das glän- 
zendſte genußreichfte Leben mit dem bürftigen prangjalvollen Leben und Märtyrerthum eines 
Volksbekehrers. Er thut diefes bei der Größe ſeines Geiſtes wie feiner fittlihen Kraft mit 
äußerlih ungebeuern Erfolgen. Millionen und abermald Millionen werben die begeifterten 
Anhänger feiner theilweiſe herrlichen und erhabenen Lehre. Aber die naturphiloſophiſch pan— 
tbeiftifhe Grundlage und der Zielpunft einer falfhen Vereinigung mit Gott, des Eingehens in 
ihn durch quietiftifches Aufgeben und Vernichten der Perfönlichfeit wie der finnlichen Natur als 
des an ſich Böſen, führt ſchon den Reformator felbft und feine beiten Nachfolger zu verkehrten 
Anfhauungen und Beftimmungen über die menfhlihen Verhältniffe. Die Maflen der Völker 
aber, vie der Religion ih anſchloſſen, fie verfielen, wegen der Ginfeitigfeit der Grundlagen 
und der Folgefäge und weil für die Maſſen vie geiftige Selbftvernidhtung nicht paßt, aufs 
neue der äußern finnlihen Werfheiligfeit, dem heidniſchen Gößendienft und der Herrſchaft 
einer hochmüthigen fcheinheiligen Priefterfchaft,, welchem jämmtlichen Unheile ver edle Buddha 
fie für immer hatte entreigen wollen. Die Kraft und Gefundheit felbft der gebildeten Völker 
ganzer Welttheile,- die der afiatifchen und amerikaniſchen Völker, gingen durch ſolche Einfeitig- 
feiten ihrer Religionen zu Grunde. So wurden aud die dem fräftigften und evelften aller 
Menihenflämme angebörigen, den alten Germanen jo brüderlich nahe ftehenven Inder zunächſt 
durd die Faftenmäßige Ausbildung ihrer Priefterfchaft immer tiefer und jet faft unrettbar 
in ihren verruchten Gögendienft und Kaftenunfug verftrict. Bei den chriftlihen Nationen 
dagegen werden die aus dem Orient aus dem Judenthume und dem europäifchen Heivdenthume 
eingemifchten oder durch falihe Philoſophien und menſchliche Schwächen neu entſtehenden 
Irrtbümer und Einjeitigkeiten mit Hülfe feiner tiefern und reinern göttlihen Grundlagen ſtets 
aufs neue wieder überwunden; fo die afcetiichen wie die gößendienerifchen, die deöpotiichen, die 
tbeofratiichen und hierarchiſchen, die faftenmäßigen Verunftaltungen des reinen göttlichen Le— 
bens, jo Hoffentlih auch die einfeitig humaniſtiſchen, dieindividualiftifhen wie 
die communiftifhen, focialiftifhen und die einfeitig demokratiſchen. 
Allerdings begründet nämlich die chriſtliche Religion ſelbſt die höchſte allgemeine 
Achtung der Menſchenwürde, während vor und außer derſelben oft jelbft alle perfün- 
liche Rechts- und Freiheitdanerfennung auf Mitglieder deſſelben Staats: oder Neligiondvereing, 
deilelben Stammes oder Standes beſchränkt blieb, oder die perfönliche Würde und die menſch— 
liche Beſtimmung aſcetiſch oder despotiſch vernichtet wurden. Es trug die edelſten Früchte, ald 
vorzüglich im vorigen Jahrhundert die größten und edelſten Geifter, ein Rouſſeau und Leſſing, 
ein Kant und Herder und Bhilantbropen ver verfhiedenften Art, die Achtung ver Humanität all 
gemein geltend zu machen fuchten, als man vie individuelle freie Perfönlichkeit, ihre Selbſt— 
gefeggebung und die gleiche hohe Bejtimmung des Menſchen aud im irdiſchen Leben ajcetifcher 
Möncherei und despotiſcher und ariftofratiicher Unterdrüdung entgegenfegte. Aber das Chri— 
fteniyum in feiner tiefern Auffaſſung verwarf aud hier die entgegengefegten Ginjeitigfeiten, 
bier die Verfennung und Untervrüdung der Menſchenwürde, dort den Gögendienft mit der 
Humanität, die zulegt felbft bis zur Feuerbach'ſchen Vernichtung Gottes führte. Es befeitigt fie 
durch jene obigen richtigen Begriffe von Gott und den Menfhen und ihrem richtigen väterlichen 
und finplichen Verhältniß, welches ja zuerft die Menſchenwürde begründete, Es reift ven Men— 
ſchen nicht 108 von der Gottheit und dem göttlichen Geſetz und ebenfo wenig bie freie individuelle 
Perſönlichkeit von der liebevollen brüderlihen Gemeinschaft im fittlihen Reiche. Es erfennt fo 
nur auf die Pflicht gegründetes Net, nur mit der Pflichterfüllung verbundene berechtigte und 
mit der unfterblihen Beſtunmung vereinbarliche irdifche Glückſeligkeit. Es ſchließt fo abermals 
befler ald alle Religion und Philofophie der Welt zahllofe einfeitige Auffaflungen und %ol: 
Staatö-2erifon. II. 36 
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gerungen des Humanitätsprincips aus. So alle egoiftifhen, eudämoniftifchen und individua- 
liftifhen, einer gemeinnügigen und gemeinfhaftlihen Wirkfamkeit für das Geſammtwohl ver 
Brüder fi entziehenden Beftrebungen ; nicht minder auch jene Rouſſeau'ſchen abfoluten Glrig- 
heits⸗ und falſchen Volksſouveränetätsrechte und ebenfo die St.-Simoniftifchen , focialiftiihen 
und communiftifchen Theorien. Es gebietet liebevolle Verwendung eigener Kräfte und eigenen 
Bermögens für dad Gemeinwohl und die Bebürftigen. Aber feine Gebotegehen nur an die freie 
Gefinnung und Liebe, und es heiligt ald Grundbedingung: die freie, felbftändige, beſondere 
BPerfönlickeit und Würde und ihre Heilighaltung und mithin auch die im ſelbſtändigen menid: 
lihen Recht gerade zu ihrer irbifchen Erhaltung begründeten Eigenthumsrechte. Es anerfennt 
ebenjo auch in der Heiligung des innigften ehelichen und Bamilienvereins die Orundbedingungen 
höherer menſchlicher Erziehung, die Beihränfungen der menſchlichen Kräfte, die Begrün- 
dung auch befonderer Staaten und Nationen im allgemeinen weltbürgerlihen DBerein. Ge 
können in beſonders innigen Berhältniffen und befondern Zeiten eben durch und mit Dem jtets 
freien Willen der felbftändigen Perfönlichkeiten Kräfte und Mittel theilweife gemeinjchaftlih 
gemacht werden, wie ed auch in den Zeiten gemeinfhaftlicher Nöthen und Kämpfe der erften 
Ehriftengemeinde zuweilen geſchah, jedoch fern von Vernichtung alles Eigenthums und der per: 
fönlichen Freiheit, von einem allgemeinen Zwangsmechanismus und von den übrigen Abſurdi— 
täten verfehrter communiftifcher und focialiftifcher Theorien. Die echte hriftliche Lehre verwirft 
gleihmäßig die frühern, zunächſt von religiöfen Verirrungen ausgehenden, aber aldbalb von 
rohſinnlichen und despotifchen Gelüften regierten Sekten und geiftlihen Brüderſchaften, wie 
der Brüder des freien Geiftes, der Wiebertäufer, der Libertiner u. ſ. w., und ebenjo der neuern 
franzöfifhen St.:Simoniften, Gommuniften und Socialiften. 35) Überall erkennt Chriſtus 
das auch für die Erhaltung der Familien und des Staatd ebenfo wie für die Freiheit weſentliche 
Eigenthumsrecht und freie Erwerben an. Er gebietet als fittlihe Pflicht nur ihre freie ſittliche 
Unterordnung und ihren Gebraud; für die höhere Beftimmung und für das Wohl der Brüder, 
&o förbert feine Lehre mehr ald irgendeine andere die echte Humanität und gemeinnüßige, 
politifche und patriotifche und. zugleich da® gefammte brüderlice Menfchengeihleht umfaſſende 
weltbürgerliche Beftrebungen. Melder. 
Chriſtlicher Staat, riftlich-germanifhes Staatsrecht. Schon lange, ebe der Artifel 
Chriſtenthum gefhrieben wurde, ſchon jeit 1816, bielt fein Verfafler an ven Hochſchulen zu 
Heidelberg und Bonn Vorleſungen über das hriftlih = germanijche Staatsrecht und wurde mit 
ausdrücklicher Wahl diefesNamens für daffelbe nach Freiburg berufen. Ich entwidelte in vielen 
Vorlefungen im weſentlichen ganz diefelben Grundſätze, wie ſie die Art. Ehriftettbum, Deut: 
fhe Staatögefhichte, Deutiches Landesftaatsreht enthalten. twaiger Tadel, viel: 
leicht fogar einiger Spott von manden Liberalen über die Idee eines chriſtlich- germaniſchen 
Staatsrechts, Fonnte mich in meinen wohlgeprüften Überzeugungen nicht irre maden. Wohl 
aber hätten mich beinahe die vielen Zuftimmenden, welche wenigftens im Namen und in der Ab- 
leitung des Staatsrechts aus hriftlihen und germanijchen Grundlagen mit mir übereinzufom: 
men ſchienen, von meinem riftlich = germanischen Staatsrecht zurückſchrecken können. Die be— 
fannten Theorien eines Haller, Bonald, Maiftre, Ballande, A. Müller, Friedrih Schlegel, 
eined Maurenbrecher, Stahl, Matthäi, Krauß!), welche die Grundbedingungen jedes rechtlichen 


35) Die Unchriftlichfeit und die Verirrung dieſer zahlreichen verſchiedenen focialiftijchen und commu- 
niftifchen Beftrebungen von den früheiten Zeiten bis zum heutigen Tage find vortrefflich dargeftellt von 
Hundeshagen: „Der Communismus und die afcetifche Eocialreform im Laufe der chriſtlichen Jahrhun— 
derte“ in den „Theologiſchen Studien und Kritifen“, herausgegeben von Ullmann und Umbreit (1845), 
11, 536 u. 821; Derfelbe, „Gommunismus und Socialismus‘ in Herzog's „Realencyklopadie““, Br. 3. 
©. weiter den Art. Eommunismus von W. Schulz: Bodmer im Staats-Lexikon; ferner Romang, „Die 
Bedeutung des Gommunismus aus dem Gefichtspunfte des Chriftenthums und der fittlichen Gultur “ 
(Bern und Zürich 1847). Man fehe z.B. für die chriftliche Anerkennung der Belonderungen und 
des Eigenthums auch unter den Mitgliedern der chriftlichen Gemeinden: Eph. 6, 5—8. Kol. 3, 22u. 24. 
Apoftelgeich. 5, 4: 12, 12 (bei Ananas [Npoftelgefch. 5.] wird nur die Heuchelei beftraft). Mattb. 5, 17. 
Gal. 5, 22; 6, 10. 2Ror. 8,3. 1 Kor. 16,2. 2 Kor. 8 u. 9. 

1) 8. £. von Haller, Reftauration der Staatswiffenfchaften (zweite Auflage, 4 Bde., Winteribar 
1820); Bonald, La legislation primitive (Paris 1802); A. Müller, Elemente der Staatsfunft (3 Pde.. 
Berlin 1819); Maiftre, Essai sur le principe gen6rateur des constitutions politiques (Petere: 
burg 1810); Du Pape (non 1819); Les Soirees de St. Petersbourg ou entretiens sur le gou- 
vernement temporel de la providence (Paris 1821); Ballanche, Essai sur les constitutions 
(Baris 1818); Palingenesie sociale (Baris 1827); Stahl, Philofophie des Rechts (zweite Auflawe, 
2 Bde., Heidelberg 1853); Matthäi, Die Macht und Würde der Fürften auf hriftlihem Standpunfte 
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und freien Staatölebens, die Glaubens: und bürgerliche Freiheit, überfahen und zerftörten und 
unter jenen ehrwürdigen Namen mehr oder minder die, wie man glaubte, veralteten despotiſchen 
Theorien der Stuart und Bourbong, die Theorien des Filmer, Wandal, Maafius und Salma- 
fius von dem göttlihen Net und von der deöpotifchen Gewalt der Könige und zugleich die 
Priefterherrihaft und Verfolgung der Ungläubigen wiedererweckten — fie nahmen wirflich um 
fo mehr, je mehr fie Begünftigung und Einfluß bei ven Mächten erhielten, die Freiheitöfreunde 
gegen Ehriftenthum und Deutichthum ein. Hatte ja überhaupt der Misbrauch der riftlichen 
Religion für geiftige und bürgerliche VBerdummung und Untervrüdung Millionen mit Voltaire 
zu Beinden der Religion ſelbſt gemacht! Ebenſo macht aud heute der ähnliche freiheitsfeindliche 
Misbraud des Hiftoriihen, des angeblich Hriftlihen und deutſchen Rechts viele Taufende zu 
bittern Gegnern niht nur des Misbrauchs, nein, der misbrauchten ehrenwerthen Gegenftände 
jelbjt; ganz ähnlich wie ja auch die einjeitigen (blos verneinenden over abftracten) Richtungen 
bed Ratioualismus und eines gewiſſen Liberalismus, des Kantiſchen und neuhegel'ſchen Forma— 
lismus, die Hiſtoriſchen und die Frommen zu Feinden der Vernunft und der Freiheit gemacht 
hatten, oder ebenſo wie Anarchie und Jakobinismus viele gegen Freiheit und ſelbſtändiges Volks— 
recht einnahmen, oder wie umgekehrt neuerlich der despotiſche Misbrauch des jogenannten mon— 
arhiihen Principe für die Monardie ſtets zahlreichere und gefährlichere Gegner erwedt. Die 
Aufgabe für eine wahrhaft gründliche und praktiſche Staatöweisheit aber bleibt es, ven Blick 
und die Richtung von folder Einfeitigfeit möglichft frei zu halten und ohne eine falſche (princip- 
loſe und fonfretiftiihe) Vermiſchung das Wahre und die rechte Vermittelung zu finden. Mögen 
in den natürlihen lebendigen Kämpfen, Schwanfungen und Fortfhritten des Staatsſchiffs 
auf dem großen Entwidelungsjtrome der Menſchheit auch viele der bewegenden Kräfte und 
Gegenfräfte ohne Bewußtjein für das rechte Gleihgewidht und den rechten Gang des Schiffs 
wirfen, den Führern und Leitern der Fahrt ziemt ed, mit Elarem Bewußtſein das Ziel, die rechte 
Bahn, die Grundgefege ded Ganges, die nothiwendigen und die verderblihen Wirkungen und 
Gegenwirfungen jener Kräfte herauszufinden und zu berechnen. Sie jollen durch feine falſchen 
Scheine ſich irren laffen. 

‚Die Ergebniffe, die id in ſolchem Streben in Beziehung auf die Grundfäge des Rechts und 
der Politik unferer deutſchen Staaten zugleich philoſophiſch over aus ver Vernunft, und hiſto— 
rifch= philofophiih aus den chriſtlichen, alterthümlihen und germaniſchen Grundideen des 
menſchlichen und gejellfchaftlihen Lebens entwidelte und in den citirten Artikeln, überhaupt in 
allen meinen Artifeln des „Staatö-Lerifon‘ niederlegte, find mir durch feine einfeitigen Leiden 
Ihaften und entgegengefegten jchriftjtelleriichen und Parteirihtungen unferer vielbewegten Zei: 
ten irgend erichüttert oder verleidet worden. Aber ich misbillige und bekämpfe mit allen meinen 
Kräften meine jheinbaren, faljhen Bundesgenoſſen, jene zuvor fhon angeveuteten angeblich 
chriſtlichen und germaniſchen Staatölehren, welche im bemußten oder unbewußten leivenichaft- 
lichen oder feilen Dienfte der Anhänger und Knechte beftehender Misbräuche und ſchlechter Ge— 
wohnheiten, im Dienfte ver Gegner der Freiheit und der freien vernünftigen Entwidelung, zum 
Schaden der Ehre und Blüte des Vaterlandes, ihr verfehrtes und ſündhaftes Wirken durch den 
falſchen Schein der Ehriftlichfeit oder der wahren Deutſchheit zu beihönigen und fo ſchwache 
Fürften und Völker zu täuſchen ſuchen. Ich haſſe ſolche Verfehrtheit und ebenjo ven Misbraud) 
des Chriſtenthums für communiftifche Intergrabung der wejentlichen Grundlagen der Geſittung 
und für revolutionäre Pöbelherrſchaft. Ich haſſe jie voppelt deshalb, weil jie gerade das mir 
Hetligfte und Ehrwürdigfte misbraudt, verunftaltet und gehäfjig macht, und weil fie gerade der 
böchften Aufgabe und der Grundbedingung des Heild meines Vaterlanvdes entgegenwirkt. 

Schon oben (Bd. 1, XLIX) wurde angegeben, wie in unferer ganzen geiftig= fittlihen und 
politischen Eultur ſich überall drei verſchiedene, aber jih gegenfeitig vortrefflih unterftügende 
und ergänzende hiftorijche Örundelemente, das Hriftliche, das alterthüumliche und das ger— 
manijfche vereinigen. Die vorher genannten Artikel, ſowie alle meine Artikel des „Staats: 
Lexikon“ über deutſche Rechts- oder Staatöverhältniffe entwickeln entweder dieſe Grundelemente 
oder ftellen das aus ihrer Verbindung entftandene hiſtoriſche und pofitive Recht dar. Der Art. 





(Zeipzig 1841); Maurenbrecher, Deutſches Staatsrecht (1841); Krauß, Verſuch die Staatswiflen: 
ichaften auf eine unwandelbare Grundlage zu ftellen (Wien 1835; zweite Ausgabe, Wien 1842, unter 
dem Titel: Das hriftliche Staatsprineip); ſ. auch das Staats: und Geſellſchafts-Lexikon von Wagener 


(Berlin 1858). 
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Naturreht, Politik und Philoſophie der pofitiven Gefege wird die höchſten hiftorife- 
philoſophiſchen Grundſätze unſers biftorifchen und pofitiven Rechts und jene in ihm verfihmol: 
zenen brei Grundelemente wiſſenſchaftlich eritwideln. 

Hier fann mit Rüdjiht auf den Art. Ehriftenthum nur noch Furz angegeben werven, in 
welcher Beziehung der Begriff eines hriftlihen Staats haltbar over verwerflich if. 

Unverwerflicd ift ed natürlid, wenn man von einem hriftlihen Staate und einem ärit- 
lihen Staatsredht lediglich in dem hiftorifhen Sinne ſpricht, daß die Mehrheit feiner Bär: 
ger Ehriften find, oder daß in ihm hiſtoriſch die Staatdeinrihtungen und Staatsgeſetze met: 
oder minder vollftändig nad) chriſtlichen Grundſätzen beſtimmt worden ſeien. Hier entſcheiden 
in jeder Beziehung die hiſtoriſchen Beweiſe über das, was zum hiſtoriſchen oder auch zu 
noch gültigempoſitiven Recht geworben iſt. Es iſt hier gerade ſo wie bei dem Römiichen 
und Germaniſchen Redt. 

Unverwerflid und wohlbegrünvdet ift aud) in ver Beziehung der Begriffeined chriſt⸗ 
lihen Staats und Staatsrechts, daß in einem Staate, in welchem mit ver Mehrheit ver Bürger 
auch die Negierung hriftlich ift, das Streben derjelben natürlih und rechtmäßig dahin gerichtet 
fein fol, auf vem freien verfaſſungsrechtlichen Wege in der im Art. Ehriftentbum bezeichneten 
mittelbaren Weife ihre Staatdeinrihtungen und flaatlihen Maßregeln infoweit mad 
hriftlichen ſittlichen Gruudſätzen zu geſtalten, als ſie überhaupt berechtigt ſind, ihre morali— 

ſchen Überzeugungen in Geſetzgebung und Verwaltung zur Geltung zu bringen. Niemand 
N behaupten, daß irgendeine andere Moraltheorie und jittliche Überzeugung für Ehriften 
höher ftehen und mehr gelten müſſe ald ihre hriftlich-fittlichen Überzeugungen. Selbit wenn fie 
in der Minderheit befinplid ind, können Ehriften nicht wohl anders Handeln, aber ihre chriſt 
lichen Überzeugungen werden dann oft nicht jiegreich, fondern fie werden überftimmt und zurüd-: 
gewiejen werben. 

Verwerflich dagegen ift ed, wenn man davon ausgeht, die Ehriften, wenn fie Die Mebr: 
heit bilden, und ihre Regierung dürften riftlich-religiöfe Beſtimmungen, blos weil fie dieſes 
find, aldunmittelbar gültige weltlihe Rechts-und Staatsgeſetze binftellen, ven 
nicht chriſtlichen Staatsgenoſſen aufzwingen und vermeintlich in folder verkehrten Weile den 
Staat möglihft chriſtlich machen, und vollends — was jih natürlich damit verbindet — die 
Nichtchriſten von der gleichen Theilnahme an folden chriſtlich gemachten Gejellichaftäyerbält: 
niffen und überhaupt an den Rechten und Vortheilen der Staatögefellihaft mehr oder minder 
ausſchließen. 

Hierdurch wird zugleich die Glaubens- und Gewiſſensfreiheit und die bürgerliche Freiheit 
und Rechtsgleichheit verlegt. Selbft wenn der Staat aus lauter Chriſten beftände, ift jolde 
unmittelbare Aufftellung chriſtlicher Beſtimmungen, weil fie im chriſtlichen Glauben der Be- 
ſtimmenden als riftlich erfcheinen, unzuläffig. Es ift eine Vermiſchung des chriſtlich-kirchlichen 
mit dem weltlichen Rechtskreis, welche, weil jie diefe Glaubendmeinungen mit dem weltlichen 
Staatözwang durchſetzen will, alle Andersgläubigen in ihrer Gewiſſens- und bürgerlichen Frei- 
heit verlegt. Rein veligiöje Glaubensſätze haben ja nirgends die nöthige juriftifche Erfeunbar: 
keit, Beweisbarfeit und Gültigkeit, welche für juriſtiſche Geſetze nöthig iſt. Sie haben ſie am 
wenigſten für Andersgläubige. Sie paſſen auch in ihrer Unmittelbarkeit nur fürs göttliche 
nicht fürs weltliche Reich. Vollends alſo wenn, wie heutzutage, immermehr Menſchen von 
verſchiedenen Religionen und Kirchenvereinen und von religiöſen Überzeugungen, wenn Katho⸗ 
liken und Proteſtanten, Juden und Heiden, Sektenanhänger und Deiſten in der Staats— 
genoſſenſchaft ſich einbürgern, alsdann wird der Ölaubenszwang, die Intoleranz und die Unter: 
drückung eines folden chriſtlichen Staats verlegend. Gr wird bei der heutigen Ausbildung der 
Humanität, Freiheit und Aufklärung immermehr von der öffentlichen Meinung verworfen, 
verhaßt und unerträglich. Doch hat auch in dieſer Beziehung noch immer die Wahrheit mit dem 
Irrthu * dem Vorurtheil und dem Eigennutz zu kämpfen. Als unſere neuere Cultur ſich den 
Beihränfungen des Mittelalters und der traurigen Religionäkriege entwand, und Humanität 
und Geijtedfreiheit und bürgerliche Freiheit in Friedrich I. und Kaifer Iofepb jo mächtige unt 
glänzende Organe fanden, da ſchien ihr Sieg beinahe gefihert. Doch ald in dem verborbenen 
Leben ver Höfe und ver vornehmen Gejellfchaft und jeit ver Franzöſiſchen Revolution aud in den 
mitilern Kreifen Frivolität und Maßloſigkeit fi jenen edlern Richtungen beimifchten,, fie ent: 
arten machten und oft in ihr Gegentheil verwandelten, da führte die fiegreihe Reaction aus 
neue Intoleranz, veligiöfe und bürgerliche Unterbrücung unter dem Namen der Religion umd 
des hriftlihen Staats herbei, jo unter der legten Regierung in Preußen und eben jegt in Ofter: 
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reich. Doch ift ſelbſt bei aller Beſchränkung freier Meinungsäußerung die entſchiedene öffent: 
liche Meinung gegen diefe beinahe verhaßtefte Seite der Reaction fo wenig zu unterbrüden, und 
der Geift des Fortſchritis in ganz Europa ift fo fichtbar, daß man auf den Sieg des Rechts und 
der Wahrheit, ver echt hriftlihen Wahrheit zuverjichtli Hoffen darf. 

Die verkehrte praktiſche Richtung in Beziehung auf den Hriftlichen Staat hat natürlich durch 
ſtaatsrechtliche Theorien Ausbildung und Berbreitung erhalten. Den frühern Fatholifchen 
theofratifchen Theorien zu Gunften der päpftlihen Oberherrfhaft ſchloſſen ſich in den veligiöfen 
und neuern politifchen Kämpfen jeit dev Neformation in den proteftantifchen Staaten, nament= 
lich in England und Dänemark, Schriften für das göttliche Königsrecht an, wie die von Filmer, 
Wandal, Manfius, Salmafius, Grasmwinkel, Doc ſchrieb ſchon Luther vielfach, ſo z. ®. in 
feiner „Berwahrung zum Frieden auf die zwölf Artikel“ im entgegengefegten Sinne 
für die Freiheit (mofür er auch Stelfen wie die Eph. 6,9; Kol. 4, 1; Pf.2, 10, 11 gut benugte). 
Auch ift „ver Ehriftenftaat” von Veit Ludwig von Seckendorf (Leipzig 1706) zu Gunften der 
Freiheit geihrieben. Dagegen find vie zu Anfang dieſes Artikeld genannten riftlichen Theo— 
rien, welche in den reactionären Kämpfen zuerft gegen die erfte Franzöſiſche Nevolution und die 
Republik, dann aber auch vorzüglich gegen die fpätern conflitutionellen Verfaffungen entftanden, 
wiederum mehr oder minder freiheitfeinplich. Schon der wadere Carove in feiner Schrift: „Über 
das fogenannte germanifche und bad jogenannte hriftlihe Staatsprineip, mit befonderer 
Beziehung auf Matthäi, Stahl und Maurenbreder” (Siegen und Wiesbaden 1843), 
bat nachgewieſen, daß diefe Theorien durch die principlofe Einmiſchung einzelner bibli- 
fher Säge in philofophiihe Rechts- und Staatötheorien haltlos und durch fortlaufende 
unauflöslihe Widerſprüche verunftaltet und unanwendbar werden. Selbſt wer den reac: 
tionären Eifer diefer Schriften bewundern fünnte, muß doch den faft nod bewunderns— 
wertbern Leichtfinn tadeln, mit welchem diefe Schriften daß Heiligthum des Chriſtenthums mis— 
brauchen. Jeder nimmt ohne Beweisführung die erften beſten einzelnen angeblich chriſtlichen 
Borftellungen und Gebote und macht daraus ganze ſtaatsrechtliche Theorien, welche dann mit 
den vorgefaßten eigenen philofophifchen und politifhen Meinungen bunt durdeinander ge= 
mifcht werben. Unter ji ſind alle höchſt verichieden. Nur der Haß gegen die Freiheit, wenigſtens 
gegen die heute zeitgemäße und allein mögliche, ift gemeinfam. Bei manden neuern pojitiven 
ſtaatsrechtlichen Theorien?) kommt dann zu der Bermifchung der erwähnten fremdartigen Be- 
ſtandtheile noch die Zufammenmifhung beider mit den neuern pojitiven Sagungen, Überall 
werben dabei zu einer unmittelbaren flaatsgefeglichen Gültigkeit abfolut ungerignete bibli- 
ſche Säge, und gewöhnlich in völlig untergefhobener falfher Auslegung (ſ. den Art. Chriſten⸗ 
thum unter III, 1), das hriftliche Gebot der fittlichen Achtung der Obrigkeit, bald in pietiftifcher, 
bald in ſerviler Tendenz mitten in die ſyſtemloſen bankbrüchigen Syiteme hineingewürfelt. So fudt 
man unangenehmen Gonfequenzen ver philofophiihen oder auch der pofitiv rechtlichen Vorder: 
ſätze oder auch) ſelbſt die ausprüdlichen pofitiv:gefeglichen Sanctivnen freibeitliher Orundfäge 
zu umgeben und beliebte Schlußfolgerungen für despotiſches Fürſtenrecht zu gewinnen, welche 
die philofophifche Vernunft ebenſo wie das wahre hiftoriiche und poſitive Recht verwirft. Leider 
ihader man dabei wenigftend ebenfo fehr der Achtung der Willenfchaft und der misbrauchten 
Religion wie der politifchen Freiheit und Bildung. 

Gehen bie ftaatsrehtlihen Theorien von naturphiloſophiſchen, alfo die Freiheit verleug- 
nenden Grundlagen aud, auf weldden auch die jogenannte geſchichtliche Theorie und ihr Sichvon— 
ſelbſtmachen beruht, alddann freilih verändert die Einmiſchung des göttlihen Rechts nur ven 
Namen, und das Chriftentgum wird nur unwürdig misbraucht zur Heiligung emer nad) un= 
ferm vorigen Artifel fo völlig widerfprechenden materialiftifhen despotifhen Iheorie. Leider 
entgeht auch das Stahl'ſche Werk der Hauptſache nach nicht den angeführten Vorwürfen, obgleich 
ed durch Scharffinn und Gelehrfamkeit ven andern Schriften überlegen ift, und aud mit ver 
unfreien Theorie noch fo viel Freiheit, ala möglich fcheint, vereinigen möchte. Die Wider: 
ſprüche werben aber hier um fo greller, weil der Verfaſſer der armjeligen Hegel'ſchen, nur auf 
die Menſchheit beſchränkten Gottheit und dem fonftigen undriftlichen Materialismus der Natur- 
pbilofophie entgehen wollte. Allein durch die Hiftorifche Theorie, die, jo vortrefflich fie großen: 
theils zur Entwickelung poſitiv⸗rechtlicher Säge wirkt, doch weſentlich auf naturphiloſophiſcher 


2) Bal. namentlich Maurenbtecher's angeführte Schrift und auch Held, Syſtem des Verfaſſungs— 
rechts der monarchiſchen Staaten Deutſchlands (Würzburg 1856), Bd. 2. 
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Grundlage ruht ?), und mithin für das Freiheitsgebiet, für Die Rechts- und Staatäbegründung 
abfolut untauglich ift, fallt Stahl im Widerſpruch mit ſich felbft und dem Chriftenthum 
doch wieder in den Materialismus zurüd, Er verwirft gänzlich ven fogenannten Einzelwillen. 
Alles foll gefhichtlih vom Volke ausgehen. Freiheit aber ift wefentlid gefnüpft an die Ver— 
fönlichkeit, und der freie Wille der Bürger, wenn auch der menſchlich befhränfte und vereinigte, 
iſt weentlicher Beftandtheil eines freien Volks, eined freien Volkswillens, Volksſtaats um 
Volksrechts. Die angebliche Freiheit ver Bürger und des Volks und des Staat bei dem un: 
perſönlichen, bemußtlofen , geſchlchtlichen Sichvonſelbſtmachen ift ein eben ſolches Unding, wie 
der naturphiloſophiſche und Hegel’fche Gott. Völlig beweislos wird dann zur Deckung dieſer 
Blöfe das undriftliche göttliche Recht, die ebenfalls ver Freiheit widerfprehende Begründung 
ſelbſt jedes beftimmten Staats, feiner Verfaffung und Regierung durch den unbewiefenen gött: 
lihen Willen, zu Hülfe gerufen. 

Die bisher bezeichnete verwerfliche Theorie vom chriſtlichen Staat wird oft auch durch das 
ftetö verwerflihe Staatsfirhenthum ausgedrückt. Diefes befteht eben in der undhriftlichen 
Bermifhung von Kirche und Staat, in welcher man eine beftimmte religiöfe Gemeinſchaft privi- 
legirt und als von dem Staate vorzugsweife begünftigte Gemeinschaft erflärt. Dabei werden 
dann die andern Religionsgefellihaften beliebig zurüdgefegt, und zum Theil der Kirche in bie 
Staatöverhältniffe, nicht jelten auch dem Staate in Beziehung auf die Kirche unmittelbare, chriſt⸗ 
lich verwerfliche Eingriffe und Einmiſchungen erlaubt. 

Das Richtige aber befteht (T. den Art. Chriftentbum, II) darin, daß die Vereine des Staats 
und der Kirche ebenfo wie die ver Wiſſenſchaft oder ver Schule frei und ſelbſtändig neben: 
einander ftehen, jedoch fo, daß fürs erfte alle drei Vereine, ald Beftandtheile der ganzen chriſt⸗ 
lichen menſchlichen Beſtimmung und Aufgabe, fi gegenfeitig frei und brüderlich unterflügen, 
und daß fürs zweite in Gollifionsfällen zur Erhaltung des geſellſchaftlichen Friedens, 
ald der Gruntbedingung der gemeinihaftlihen gefellfchaftlihen Eultur und Beſtrebung, die 
Kirche und die Schule der höchſten Staatsentſcheidung untergeordnet find.*) So, durch Diele 
der Theorie des fittlichen freien Nechtöftaats wie dem Chriſtenthume entſprechende Entiheivung 
einer weltgejchichtlich beftrittenen Frage, werden aud hier die entgegengefegten ververbliäten 
Einfeitigfeiten und verkehrten Theorien ausgeſchloſſen; bier die verkehrte, unfittliche, gänzliche 
Kodreifung der drei großen Hauptinftitute der Menfchheit voneinander, dort ihre ebenſo ver: 
derbliche, unioniftifche, despotifche oder theofratifche Vermifhung, und ſodann (bei theilweiſer 
Sonderung) einerjeit die dedpotifche Unterordnung der Kirche und Wiſſenſchaft unter vie welt: 
liche Politif, andererfeitd die hierarchiſche und ebenfalld unterbrüdtende Unterordnung des Staatt 
und der Wiffenfchaft unter die Kirche. MWelder. 

Cicero (Marcus Tullius). Der berühmtefte Redner. der Römer und einer ihrer bedeutend: 
ften politifhen Charaktere, ward 107 v. Ehr. in Arpinum, einer Municipalftadt, aus melder 
auch ver berühmte Feldherr Marius ftammte, geboren und erhielt, da feine Altern jehr wohl: 
habend waren, die befte Bildung, welche jene Zeit fannte. Bei feinen großen Fähigkeiten und 
feinem ungemeinen Fleiße machte er die größten Fortſchritte unter vorzüglichen Lehrern in Rom, 
ſodaß fein Römer feiner Zeit ihn an wahrer Bildung des Geiſtes und Herzens übertraf. Ohne 
Neigung zu dem Eriegerifchen Leben, wandte er ſich ver Beredfamfeit, der Rechtskunde und der 
Staatöverwaltung zu, und ſchwang fi bald zum größten Redner und trefflichſten Staats: 
manne auf, welcher einer fo feltenen Achtung genoß, daß alle, welche Rom beherrſchten oder einen 
überwiegenden Einfluß in demſelben erftrebten oder erlangten, fih alle Mühe gaben, wenig: 
ſtens den Schein eines freundlihen Verhältniffes zu ihm zu gewinnen, denn er galt als der ehr: 
liche, uneigennügige und unbeftechliche Repräfentant ver Republik, welcher, allem Pärteigetriebe 
fern, nur ihr Wohl im Auge hatte und die ſtets bedrohte Freiheit raftlos zu retten bemüht war. 
Ja nad feinem Tode ward noch fein Schatten heraufbefhtworen von Auguftus, um in einem 
fritifchen Momente der Sache veflelben den beſſern Schein zu verleihen; denn als er mit Anto— 
nius, dem Mörder E.'8, den Entſcheidungskampf um Rom känıpfen mußte, nahm er, obwol er 
ebenfalls an dieſem Morde beteiligt war, ven Sohn E.’8 zu feinem Gollegen im Gonfulate an, 
um durch das Gedächtniß und den Namen ded großen Bürgers und Senatord den Haf gegen 
Antonius zu entflammen. 


3) Dal. Welder, Syſtem, ©. 262 fg., und im Staats-Lexikon den Art. Freiheit. 
4) Die weitere Ausführung in Welder, Über das techte Verhältniß von bürgerlicher Ordnung 
Kirche und Schule (Freiburg 1828). 
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C.'s Streben in der Politik war auf nichts weiter gerichtet, ald die Schäden des verfallen: 
den Gemeinwefens foviel ald möglich zu beffern, allem herrſchſüchtigen Getreibe entgegenzutre= 
ten und bie republifanifche Form zu retten. Wenn je ein Mann in einer ähnlichen Rage eines 
Staat? zu einer fo edeln, patriotiihen Aufgabe befähigt und berufen war, fo war es C. Er be- 
ſaß die allgemeine Achtung des Senats, ver Ritter und des Volks durch fein würbiges Leben 
und den anftändigen Taft in feinem Benehmen. Selbft vermögend und mit einer vermögenven 
Frau vermählt, aber nicht gerade reich nach damaligen Verhältniffen reicher Römer, lebte er mit 
Vermeidung des Luxus und der Oftentation durchaus anftändig, wie ed nad feiner Anficht 
einem römiſchen Senator geziemte. Obgleich nad Ehre und Ruhm firebend und am Lobe ver 
Mitmenfchen ji freuend, war er doch ohne allen Neid und alle Misgunft. Alles Gute, was 
einer that, jede zu lobende Eigenfchaft, welche einer befaß, erkannte er offen und freudig lobend 
an, und war aljo von einem ver häßlichften und leider zugleich verbreitetften Fehler der menſch— 
lien Natur, dem Neive, frei. Seine Dienftfertigfeit und feine Bereitwilligfeit zu helfen, ſo— 
weit feine Kräfte ed nur irgend erlaubten, verfehlten nicht dad Vertrauen auf ihn fehr allgemein 
zumaden. Durd feine vaftlofe Arbeitfamfeit, welche fo weit ging, daß er die Mittagsftunden 
aud der heißen Jahreszeit, welche die Römer gewöhnlih dem Schlafe widmeten, mit Studien 
zubraßte, erreichte er e8, ungewöhnlich viel zu leiften. In dem damaligen Gewirre des Öffent- 
lien Lebens konnte feiner, weldher einen bedeutenden Antheil an Staatsangelegenheiten nahm, 
vielfachen Feindſchaften entgehen, und E. mochte diefe zuweilen wol noch fleigern durch feinen 
treffenden Witz, denn er gehörte zu den wigigften Köpfen feiner Zeit, aber er war ſtets zur Ver— 
föhnung bereit, und nie war bei ihm ein Eleinliches Nachtragen von Haß und Feindſchaft zu be- 
merken, wie groß auch die ihm angethane Beleidigung gewefen fein mochte, 

Die bedeutende gelehrte Bildung, welche er ji erwarb — und feine Zeitgenoffen erkannten 
in ihm einen der gelebrteften Männer ver Zeit — war feine von dem politifchen Leben, dem 
Hauptzwecke feines Strebens, in bloße Speculationen führende, fondern bezog fich ſtets auf 
das Leben und die Oeftaltung der Staatsgeſellſchaft. Seine philoſophiſchen Schriften, welde er 
in der ſchlimmſten Lage der Öffentlihen Angelegenheiten in feinen ältern Tagen ſchrieb, um fi 
einigesmaßen von den ſchmerzlichen Gefühlen über ven unglüdlichen Zuftand Roms zerftreuend 
abzuziehen, geben den fihern Beweis dafür. Man erkennt in ihnen leicht, daß man die meta= 
phyſiſche Tiefe der griehifchen Philofophie nicht in ihrem ganzen Umfange bei ihm ſuchen darf, 
wol aber das, was fih auf das praftifche Leben bezieht. Selbft die Wahl der philojophifchen 
Schule, welder er folgte, hängt genau damit zufanımen. Zwei Syfteme der griehifchen Philo- 
jophie fanden befonders Eingang in Rom zur Zeit C.'s, dad der Stoifer und das der Epifu- 
räer, und C. jelbit ftudirte legteres in frühern Jahren mit Eifer. Dies Berhältniß lag in den 
Zuftänden der Entwidelung des Staats. Gin immer höher gefteigerter Lurus der Reihen und 
das damit verbundene inımer tiefer greifende jittliche Ververben und Elend mußte jegt ſchon an= 
fangen firtlich reizbare Gemüther in eine feindfelige Stimmung zu verfegen und fie in trübem 
Zweifel an ver Möglichkeit einer Heilung der ſchweren Gebredhen des Gemeinwefens der ftoi- 
ſchen PHilofophie zuführen, welche die Tugend ald das höchſte Gut preift und den Tugenphaf: 
ten, den ftoifhen Weifen allein glücklich nennt. Die aber, welche ver fittlighen Verderbniß ſich 
ftoifch entgegenzuftellen nicht erwählen mochten oder Eonnten, wandten ip damals jehr be= 
liebten epifuräiihen Philofophie zu, welche das höchſte Gut in das reinfte Vergnügen, das ift 

in ein Leben ohne Sorgen und Schmerzen fegt und eine Einwirkung der Götter auf die Welt 
feugnet. C. hatte ſelbſt diefe Philoſophie ſtudirt, aber diefe fo wenig wie jene vertrug jich mit 
feinem Streben und dem Berufe, welchen die Natur in ihn gelegt hatte, weshalb er ſich der Pla— 
tonifchen Philojophie der Akademie zumandte, denn da diefe nach Wahrheit forſcht, ohne fie in 
einem fehroffen Syſteme für erwiefen anzunehmen, und da fie ſich im gegebenen Kalle mit der 
Wahrſcheinlichkeit begnügt, fo fordert fie auch in allen Dingen des Lebens eine erwägende Würz 
digung der Dinge, welche zur Billigkeit führt, ohne der Wahrheit und Gerechtigkeit den gering— 
ſten @intrag zu thun. €.'8 eifriges Studium diefer Philofophie, welche gar nicht im Geifte der 
Zeit lag und in Nom feinen Anhang als durch ihn Hatte, ift, wenn ed außer feiner politifhen 
Wirkſamkeit noch eines Beweifed für feinen natürlichen ftaatsmännifchen Beruf bedürfte, ein 
bedeutender Beweis dafür, dap ihn die Natur zum römiſchen Staatömanne beftimmt hatte, 
Wie eifrig aber auch C. diefen ernften Studien oblag, fie zogen ihn nie von der Öffentlichen 
Tätigkeit ab und trübten nie feine Verhältniffe zu den Anhängern anderer philofophiigen 
Schulen. Stets war er inniger und vertrauter Freund des Epifuräerd Atticud und unter: 
ftügte Cato's, des ſchroffen Stoikers, politisches Wirken, ohne ven Schaden zu verfennen, wels 
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chen dieſer durch ſeine unſtaatsmänniſche Schroffheit zuweilen den öffentlichen Angelegenheiten 
ufügte, | 

j Da er feinen politifhen Egoismus hegte und nichts für ſich fuchte, ald wonach jeder Römer 
zu fireben vollfommen berechtigt war, jo fland er fletd unabhängig da, im Kampfe der Parteien 
nur bie unterftügend, welde die Kormen ded Staatd gegen gewaltiame Änderungen und ten 
Senat gegen despotiſche Unterbrüdung vertheidigten, und raftete aud in den ſchlimmſten Zeiten 
nicht, mit großem Eifer für- die Erhaltung des römischen Freiſtaats alle feine Kräfte anzu: 
fivengen. Diefe Anftrengungen verdienen um fo mehr Bewunderung, ald er mußte, wie wenig 
. ber Senat, deſſen Anfehen aufrecht zu halten feine angelegentlihe Sorge blieb, geneigt war, 
energiich zu handeln. Die Mehrzahl der Senatoren führte ein Leben des Luxus, melcher, ges 
nährt dur die Erpreffungen in den Provinzen, fich wie eine vergiftete Atmofphäre über Nom 
lagerte und das ganze Leben der Stadt verdarb, mährend eine große Zahl Armer für jeden 
Parteimann feil war, feine Abſichten mit Gewalt, zum wenigſten mit der Stimue hei Wahlen 
und Gefegen zu unterftügen. Breili war der Olaube an die Möglichkeit einer Verbeſſerung 
der innern Staatdangelegenheiten in fehr vielen Gemüthern erlofhen, und dieſes Übel, eines 
ber traurigften im Staate, mußte um jo mehr anreizen, vom Staate abzufehen und Erfag in 
Genüflen zu ſuchen, denn weder hatte Marius die Demofratie noch Sulla die Ariftofratie durch 
alle Ströme des reichlich vergoffenen Bluts zu einer feſten Herrihaft zu bringen vermodgt. Man 
könnte daher den E. der Kurziichtigfeit zeiben, als einen, welder ih dem Untergange eines 
Staats widerfegt, ohne zu erkennen, daß ein folder Untergang nothwendig erfolgen mußte, 
weil der Staat fi audgelebt hatte. Aber das vielgefagte und blind geglaubte Ariom, dag nim: 
ih Staaten und Völfer ih ausleben und dann dem Untergange verfallen, ift weder philofo: 
phiſch noch geſchichtlich bewieſen oder zu beweifen, fondern beruht auf oberflächlich einjeitiger 
Auffaffung gefhichtliher Begebenheiten. Ginrihtungen in Staat und Religion nutzen ſich 
allerdings ab, und müflen den veränderten Zuftänden gemäß rechtzeitig geändert und mit den 
neuen Zuftänden in Ginflang gebracht werben, oder ed wird aus der Verabſäumung großer, 
zulegt die ganze Staatögrundlage erfhütternder Schaden erwachſen; aber wenn ſich herrſch— 
ſüchtige despotifhe Menſchen folde Zuftände zu Nuge machen und dur ein zahlreiches Heer 
den erfhütterten Staat in eine Despotie verwandeln, jo find diefe die eigentlichen Vernichter 
des Staats, welchem durch Verbeflerung feiner Einrihtungen geholfen werden fonnte. Gine 
zeitgemäße Dictatur, wie ja die Römer foldhe in ſchlimmen Zeiten antwandten, genügt um einen 
Staat aus Erfhütterungen zu retten, aber der vollendete Militärdespotismus erftidt alles po: 
litifche Leben und mit ihm den Glauben an den Staat und an die Menſchenwürde, womit ein 
Bolf aufhört einen Staat zu bilden. 

C.'s ſtaatsmänniſches Streben war für Rom das einzige wahrhaft lebensfähige und auf 
zeitgemäße, weldem aber zum Verderben Roms die Gunft des Zufalld nicht zu Theil wart. 
Meder die abjolute Demofratie noch die abfolute Ariftofratie war dem Geifte der Nömer ge: 
mäß, und ed wird immer ein vergeblihes Bemühen bleiben, ein Volk, feinem, durch natürliche 
Anlagen und ihre jahrhundertelange Ausbildung zu einem feften Typus gewordenen Cha— 
rafter entgegen, mit einer biefem nicht entforehenden Form regieren zu wollen. Zweihundert 
Sabre hatten die Pläbejer dieſes Gemeinweſens mit ven Patriciern um volle Gleichberechtigung 
gerungen und hatten fie durchgeſetzt, aber nie war ed gelungen, das Anſehen aller Geſchlechter 
bei dem Volfe zu vertilgen, denn es war ein phantafielojes derbes praktiſches Wolf, religiös und 
patriotifh, welches nicht, von Neuerungsſucht erfüllt, nach ivealen Zuftänven begehrte. Nah 
den Erſchütterungen der Grachifhen Unruhen hatte Marius mit großem Talente die Demo: 
fratie verſucht, und fie hatte wüthend und tobend Ströme von Blut vergoffen; umſonſt, denn 
der Sieg blieb dem Sulla, deſſen ebenfo großes Talent nun Ströme Bluts für die Ariftofratie 
vergoß, ebenfalls umfonft, denn beide Negierungsformen fagten dem Volksgeiſte Roms in ihrer 
Abſolutheit nicht zu, aber auch der Despotismus des einzelnen fand in Nom keinen eigentlichen 
Boden ded Gedeihens und fonnte ein organifirte® Bürgerthum nur nahäffen, während ber 
Staat ein todtes Object in den Händen des Heeres war. 

C. hatte flet8 das Anfehen des Senats und die Rechte ded Volks zugleih im Auge und 
wirkte den Parteibeftrebungen und allen Ungefeglicfeiten ftandhaft und unabläfjig entgegen, 
ohne ſich je durd die Schlaffheit des Senats, oder die verderbliche Demagogie der Volkstribu- 
nen, ober die tumultuarifchen Auftritte, welche die Stadt zuweilen in einen Schauplag der 
fhnödeften Rechts: und Gefegverlegung unrwandelten, beirren zu laffen. Da es Rom an einem 
wahren, für feine Verhältniffe ausreichenden Mittelftande, dieſem weientlihen Elemente man= 
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her modernen Staaten, fehlte, fo glaubte C., welcher in ſeinem nur auf das Wohl des Vaterlan⸗ 
bed, auf Öeredtigfeit und Humanität gerichteten Streben frei von politifhen Egoismus über 
allen Parteien ftand, das Erhaltungsprincip in dem innigen Aneinanderſchließen des Senats 
und des Ritterftanded zu finden. Er bewirkte dieſe Vereinigung durd fein Anjehen und jeine 
ſtaatsmänniſche Gewandtheit, aber die Verderbtheit, beionderd des Senats, welchem Kraft und 
Energie ded Willens gebrach, geftattete der Verbindung Feine Dauer, welde jiherlih dem 
Staate zu großem Glücke gereicht haben würde. 

Da feine Geburt ihn nicht geradezu berechtigte, die höchſten Staatöwürben zu erlangen, fo 
begann er jeine Laufbahn ald Redner und übernahm Bertheidigungen in dem öffentlichen Ge— 
riht, was in Ron jehr beliebt machte und zu Anjehen führte. Diefen Weg betrat er mit Glüd, 
und obgleich unter feinen Zeitgenoffen mande vorzüglihe Nebuer waren, jo galt er doch in nicht 
langer Zeit ald der vorzüglidhfte, und fpäterhin betrachteten ihn Die Nömer als ihren größten 
Redner. Jahrhunderte Hindurd fand diefe römische Anſicht auch bei andern Völkern Glauben, 
aber in neuern Zeiten ift fie in Deutjchlaud wenigſtens, wo man ſich die Verfleinerung dieſes 
und mandes andern bedeutenden Mannes angelegen fein läßt, für irrig erflärt worden, und er 
fol, neben Demoſthenes geftellt, Fein vorzüglicher Redner fein. Darüber aber, daß er ein großer 
römiſcher Redner gemeien jei, Fann fein Zweifel fein, weil ein jedes Volk am beiten weiß, wer 
ein großer Nedner für daffelbe ift. Römer und Athener bilden in ihrem ganzen Wejen einen 
bedeutenden Gegenfaß, und ed bedurfte einer andern Art von Beredſamkeit für diejes, einer 
andern fir jenes Volt. Senat und Volk in Nom wurden durd C.'s Reden in hohen Grade 
beſtimmt und ebenio die Richter, ſodaß die Gebilveten wie die Ungebildeten jeine Meifterihaft 
empfanden und anerfannten. Gr jelbit börte nicht auf, lich ftets in dev Redekunſt zu vervoll: 
fommmen und fie durch Schriften, welche von ernftem Studium zeugen, zu lehren, denn er hatte 
nicht die Gitelfeit zu meinen, er fei vollkommen, jondern blieb lernbegierig bis an jein Ende. 

Als er die erſte Stufe der Staatöwürden, die Quäſtur, erlangt hatte, welche er wie alle 
übrigen Würden ohne Beſtechung oder fonftige unfautere Künfte erhielt, zeigte er ſich in dieſem 
Amte ald ein durchaus revliher Manu, und in Sicilien, wohin er kam, erwarb er jich das größte 
Vertrauen, ſodaß diefe Provinz ſpäter, ſich auf feinen Beiſtand verlaffend, ven Muth faßte zu 
einer Klage gegen den Proprätor Verres. Der Muth, welchen er in diefer Sade zeigte, war 
jehr groß und fein Anſehen wuchs dadurch ſehr. Iener Dann hatte dad gewöhnliche Maß der 
Bedrückungen in der Provinz allzu weit überfhritten, da aber die vornehme Klaſſe ih durch 
Plünderungen der unglüdlihen Landſchaften während ihrer Amtözeit bereicherte, jo war fie 
ftetö bereit, Anklagen in Rom von feiten der Provinzen jelbit durch Beſtechung der Gerichte und. 
jeden möglichen Einfluß zunichte zu madyen, und die Provinzen durch die Rachfolger der Anzu— 
klagenden zu jhrefen. G. war damals deiignirter Adilis, und Verres hatte den dejignirten 
Conſul Hortenflug, einen guten Redner, an feiner Seite; aber wiewol die vornehme, reiche Klaffe 
alle nur möglichen Mittel aufbot, C. an der Verfolgung des Verres wenigftens vor der Hand 
zu hindern, um eine günftigere Zeit für den Proceß zu gewinnen, fcheiterte jie an der raftlojen 
Ihätigfeit dieſes Mannes. Er durchbrach alle Intriguen, ſchreckte die jenatoriichen beſtechlichen 
Richter, und Verres unterlag. Dieſe bürgerliche That zeigt uns ſeinen bürgerlichen Muth und 
ſeine Unbeſtechlichkeit in einem ſchönen Lichte, und die hierauf von ihm veröffentlichten Schilde— 
rungen der Verriniſchen Verwaltung Sieiliens iſt für uns ein unſchätzbares Document, welches 
in erſchütternder Weiſe die entſetzlichen Mishandlungen und Ausplünderungen der Provinzen 
durch die vornehmen Römer darlegt. Sein Anſehen ſtieg bei Volk und Senat, und ſeine große 
Bedeutung ward bald allgemein empfunden. 

Zum Gonfulate gelangt, mußte er feinen bürgerlichen Muth, feine Klugheit und Gewandt- 
heit auf das äußerfte erproben, ald er eine Verſchwörung wüfter Art entdeckte, die fogenannte 
Gatilinariiche. Liederliche, durch wüſtes Leben in Schulden gerathene vornehme junge Leute, 
welchen jih noch andere, in der Hoffnung von günftiger Gelegenheit Vortheile zu ziehen, an— 
ſchloſſen, verbanden ſich in verzweifelter Keckheit, durch Mord und die Anzündung Romö die 
vornehme Oligarchie zu ftürzen und jih Geld und Macht zu erwerben. Selbft E.’8 College im 
Gonjulat, Gajus Antonius, war fehr zweideutiger Stellung in diefer Sache, und Gäjar, immer 
bereit alles zu erfaſſen, was ihn dem Ziele feiner Herrſchaft näher bringen konnte, fland auf der 
Lauer; doch jeine Klugheit bewahrte ihn davor, eine Blöße zu geben. C. verjchafite ih die voll- 
gültigen Beweife der Verſchwörung. Gatilina mußte aus der Stadt weichen, und der Conſul 
Antonius ward in die Stellung gebradt, daß er gegen die nicht unbedeutende Heerſchar des 
Gatilina ziehen mußte, welcher tapfer kämpfend den Tod fand. In Rom aber ließ E. die Häup- 
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ter der Verſchwörung, ohne ihnen eine Appellation an dad Volk zu verftatten, hinrichten, dar— 
unter Männer von anfehnlihen Familien, obgleich Cäſar alles aufbot,, ven Berfchworenen pas 
Leben zu retten. Die Reden, welche der Eonful bei dieſer gefährlichen Gelegenheit hielt, waren 

immer unter dem Namen ver Gatilinarifchen bejonverd berühmt und angefehen, doch nur vie 

erfte und dritte find und erhalten, die zweite und vierte find untergeihoben. Das dankbare Rom 

aber erfannte in ihm feinen Retter und gab ihm den Namen eined Baterd des Vaterlanves, 

Mit Genugthuung erinnerte ih E. ftets diefer That, und wenn er ſchlechten Bürgern entgegen: 
zutreten batte, erinnerte er aud die andern daran, mas manden Gelehrten misfallen hat und 
misfällt ald Eitelfeit. Nach geführtem Gonfulat begehrte €. feine Statthalterfhaft, um berent- 
willen jo mander nad den höchſten Würben ftrebte, infofern ji einer dadurch bereichern 
konnte, felbft ohne ftarfe Plünderungsmittel anzuwenden. Ja, als er 12 Jahre fpäter nicht 
umbin Eonnte, die Statthalterſchaft Etliciend anzunehmen, war ftetd feine angelegentlide 
Sorge, durchaus nicht länger in derfelben zu weilen, als ed für ihm nöthig war. Seine Ber: 
waltung war für die Provinz eine Erholung, da ihr fogar ganz gewöhnliche mäßige Unkoſten 
eripart wurden. Durch eine Eleine glückliche kriegeriſche Expedition durfte er in Nom auf einen 
Triumph Anspruch erheben, denn dieſe Ehre war nicht mehr blos der Preis großer Thaten, fon: 
dern wurde bereits für ebenfo Geringes und fogar noch Geringeres, als E. geleitet Hatte, ertbeilt. 
Da fie aber auch das Anfehen und die Beliebtheit eined angejehenen Mannes immer noch etwas 
vermehrte, fo war fie für Männer von politifher Wirkſamkeit nicht ohne einigen Nugen. Aber 
C. zeigte auch bei diefer Gelegenheit, mie das Wohl Noms ihn jeder Rückſicht auf feine Verſon 
vergeflen ließ, denn weil jeder um den Triumph ſich bewerbende Feldherr während dieſer Zeit 
vor der Stadt weilen mußte, bis diefer ihm bewilligt war, fo konnte er an den öffentlichen An- 

gelegenheiten nicht theilnehmen; da diefe aber gerade in jener Frift feine Anweſenheit erbeif: 

ten, jo gab er feine Werbung auf, und der fo vielfach ver Eitelkeit in hohem Grade geziebene 

Mann leiftete auf die glänzendſte Ehre, welde der Staat ertheilte, Verzicht, um das Gute wir: 

fen zu können. 

Gleich nad feinem Conſulate, ja ſchon bei der Nieverlegung deffelben zeigten die Führer 
und Anftifter der Staatözerrüttung ihren heftigen Haß gegen den unbeftehlichen Staatämann, 
welcher ihnen am meiften im Wege ftand. Clodius, ein fehr verborbener und frecher Patricier, 
ließ ji fogar, um Volkstribun werden zu können, von einem Plebejer adoptiren (mas obne 
rechtliche Korm geſchah) und benutzte dann fein Tribunat, durd heftige Aufwiegelungen den 
C. als einen, welder römijche Bürger ohne Beobachtung aller rechtlichen Bormen habe binrid- 
ten laffen, in die Verbannung zu treiben. Sein Haus ward zerftört, feine Habe, Bibliorbef, 
feine Kunftwerfe würden ihm entriffen, und er follte weit weg von Stalien leben. Pompejus 
hätte mit dem Ritterftande, welcher vem C. anhing, ihn [hügen fönnen, denn der Senat war 
ohne Energie und mußte immer erft von E. jelbft angeleitet und beftimmt werden; Gato aber 
war durch jeine philoſophiſche Starrheit gewöhnlich vem Guten, welches in Rom noch ausführ: 
bar war, mehr hinderlich als förderlich. Pompejus aber war durch fein Feldherrntalent, mel: 
chem das Glück ſtets ſehr günftig geweien war, zu einem großen Anſehen gelangt und bejaf 
eine bedeutende Macht, welche er um fo eher zu Gunſten C.'s hätte gebrauchen follen, als diejer 
nicht allein ihn ſehr geförvert hatte , fondern auch der einzige Mann war, welcher fein Anjeben 
fhügen Fonnte. Pompejus benahm fi bei diefer Gelegenheit zweideutig und that den erften 
falſchen Schritt auf der Bahn hin, melde ibn jpäter feinem Untergange zuführte; denn fiebt 
man von feinem Ehrgeize, der angeſehenſte Mann im Staate fein zu wollen, ab, fo befand er ih 
mit C. auf demfelben Boden der Politik und konnte diefen nicht verlaflen, ohne ven Parteikampf 
zu erneuern. ©. vergalt ihm jpäterhin keineswegs jein jehr zweideutiges Betragen in dieſer 
Angelegenheit, und obgleich er das Herrihlüchtige, Unrepublifanifche, was bei Pompejus öfters 
zu Tage trat, feinen Freunden gegenüber vollfommen misbilligte, jo entzweite er ſich doch nicht 
mit ihn, weil das Staatdwohl fein höchftes Ziel war. Da wir eine reihe Sammlung Gicero: 
niſcher Briefe Haben, fo befigen wir noch die Klagen dieſes Mannes, welche er im Schmerze über 
dad herbe Leid feines durch die Verbannung geftörten Lebens gegen die Freunde ausſprach, und 
diefe dienen jeinen Verfleinerern, ihn der Unmännlichfeit mit Behagen zu zeiben. 

Rom konnte den großen Staatsmann nit milfen, und die wüften Leute, welche die Ver: 
bannung bewirkt hatten, mußten fi vor der allgemeinen Stimme zurüdziehen, und E.'s Heim= 
fehr war wie ein Triumphzug, welcher einem jeden Werth und Wichtigkeit diefes Trägers der 
zeitgemäßen Politif zeigen kann. Aber es bereiteten fih nun Dinge ververblicher Art vor, melde 
zu hindern nicht in feiner Macht lag. Cäſar's Herrfchaft fand die Wege, melde fie zum Ziele 
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führen follte, und berücte ven Bompejus, welcher ſich in feinem Anfehen über die ihm drohen⸗ 
den Gefahren um fo eher täufhte, als er ſich feines bedeutenden Feldherrntalents wohl bewußt 
war, welches ihn allerbings befähigte, jedem, wer er auch fei, die Spige zu bieten. Da die despo— 
tiſche Herrſchaft in Rom nur durch ein ganz ergebenes Heer zu gewinnen war, bilvete Gäfar ein 
ſolches in Gallien, und beredete dann den Pompejus zu einem Iriumvirate mit ihm umd dem 
höchſt reihen Graffus, ſodaß Nom ganz in der Gewalt diefer Männer war, melde fi in die 
Provinzen theilten. Doc verfäumte Gäfar nicht, fi in aller Weife um C.'s Gunft zu be— 
mühen, da er ſich nicht Über deflen große Bedeutung verblendete. Diefer, außer Stand, jo unge- 
heuerliche Zuftände zu befeitigen, wirfte, ſoviel er konnte, zum Guten, vorzüglich um einem Bür: 
gerfriege vorzubeugen ; aber der Senat war nicht zur Energie und zum Ernſte zu ftimmen, wel: 
chen eine joldhe Lage der Dinge erheifchte. Als Eraffus in einem Kriege gegen die Partber ums 
gekommen war, nahte die Entſcheidung zwifhen Gäfar und Pompejus unaufhaltfam, und leg- 
terer ward plöglich von jenem, welcher alles wagte, weil er alled erringen wollte, überrafcht, fand 
aber den ebenbürtigen Gegner in ihm, denn derfelbe, Herr einer guten Flotte, ſchlug fich nicht in 
Italien mit den ungeübten Kriegen gegen die höchft geübten und in den mehrjährigen galli— 
{hen Kriegen abgehärteten Regionen und die fremde auserlefene Reiterei, fondern ging trog 
allen Geſchreies derer, melde es beſſer wiſſen wollten, nach Griechenland und bildete dort ein 
Heer. ©. ftand auf der Seite des Pompejus, denn mit ihm war die römifhe Republik möglich, 
mit Gäfar nicht, und außer der Republik fonnte in Rom nur der Militärdespotismus befteben, 
alfo die heillofefte und traurigfte Herrſchaft, welche es geben kann, wenn fie auf eine längere 
Dauer angewendet wird. Der Mangel an Ginfiht in der Umgebung des Pompejus ermüdete 
diejen Feldern, welcher den Gäfar auf griechiſchem Boden bereits in eine ſchlimme Lage ge= 
bradt hatte, fo ſehr, daß er fein den Kriegern Cäſar's nachftehendes Heer eine Schlacht bei Phar— 
ſalus ſchlagen ließ, in welcher es vollftändig beflegt ward. Pompejus ward auf der Flucht nach 
Agypten ermordet, und Cäſar war nun als Dictator der Alleinherricher Roms. C.'s Wirf- 
famfeit im Staate war unter diefen Umftänden unmöglich, aber jo groß blieb feine Geltung, 
daß Eäfar ſich alle Mühe gab, den Schein des guten Einvernehmens mit demſelben zu behaupten. 
Geift und Bildung deffelben galten ihm ſo viel, daß er ſich alle Wige und Sentenzen, welde €. 
ausfprach, durch eigens dazu beftellte Leute zutragen ließ und fie fammelte, und zwar fehr forg= 
fältig, denn er fichteft das ihm Zugetragene Eritifh und ftudirte C.'s Geift jo genau, daß er 
fühlte und erfannte, was diefem gehöre, und daß er das Unechte ausſchied. Cäſar's Lage er: 
fannte G. Elar, und fein Wort konnte dieſe deutlicher ſchildern ald das, welches in einem Briefe 
an den Papirius Pätus ftebt: „Er weiß nicht, was werden wird. Wir dienen ihm, er den Zeit: 
umftänden ; jener weiß nicht, was diefe erheiichen werden, und wir können nicht willen, was er 
denkt.” Schon früher ſchrieb er feinem Freunde Atticuß, daß wenn Gäfar die Alleinherrſchaft 
erlange, diefe nicht über ein halbes Jahr dauern werde, denn er werde durch feine Gegner fallen, 
oder durch fich felbit, feinen eigenen heftigften Gegner. Seine Ermordung durch die Verſchwö— 
rung ded Brutus und Caſſius erfolgte, und jegt ftand E. wieder in vorderfter Linie, um den 
furdtbaren Moment zum Wohle des Staatd zu geftalten und den Bürgerkrieg zu hemmen, 
deſſen Ausbruch fofort drohte. Er fegte zur Beruhigung aller eine allgemeine Amneftie durch, 
fowie die Betätigung aller Handlungen und Anordnungen Gäfar'd; aber die Verſchworenen, 
insbeſondere Brutus, der philofophifche Tugendheld ded Mordes, waren der Lage der Dinge 
nicht gewachſen, und fobald Antonius, der talentvolle Feldherr Cäſar's, ein zwar ritterlier, abet 
auch höchſt leichtiinniger, gewiffenlofer und lieverlicher Menſch, deſſen wüſtes Leben ftetd große 
Suntmen nötbig hatte, die Flägliche Nathlofigkeit des Brutus und feiner Genoffen volltommen 
erfannte, begann er fein Spiel. C. bot ihm die Spige, feine Dietatur zu vereiteln,, und ftellte 
ihm in ven Gäfarianern Hirtius und Panſa, ven Conſuln für das nächſte Jahr, und in Gäfar's 
Erben, dem jungen Octavian, eine hinreichende Macht gegenüber. Die Reden, welde er in dieſen 
Angelegenheiten hielt, und die man die Philippiſchen benannt hat zum Vergleiche mit Demoſthe⸗ 
ned’ Reden gegen Philivp von Macedonien, zeigen feine römifche Beredſamkeit und feinen bür— 
gerlihen, ſenatoriſchen Muth noch einmal in dem glänzenpften Lichte. Umfonft, denn einer jener 
Zufälle, welche in ver entſcheidenden Stunde das Geſchick des einzelnen twie das ganzer Staaten 
beſtimmen, vereitelte alled, was in diefem Momente Roms Knechtſchaft noch hätte abwenden 
können. Beide Gonfuln ftarben bei ver Verfolgung des Antonius, und der verfchmigte Jüng- 
ling Octavianus, ohne Keloherrntalent und wahren Kriegömuth, ſchloß mit dem bewährten 
cäfarifchen Feldherrn und dem unbedeutenden Lepidus ein Triumvirat. Greuel und Projerip- 
tiönen folgten unmittelbar, und E. ward ermordet. Schon hatte er ein Schiff zur Flucht beftie- 
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gen, ald er wieder and Land ging und dem einft von ihm vor Gericht vertheidigten, gegen ihn 
ausgeſchickten Morpgefellen ver Triumpirn den Hals darbot zur Ermordung. So endete mit 
dem Scheitern der legten Hoffnung Roms der legte wahre Bürger und Senator dieſes Mittel- 

punkts der damaligen Weltherrfchaft, welcher während feines langen ſturmreichen Lebens vie 

einzig mögliche innere Politik unwandelbar verfochten hatte, und Nom diente fortan knechuſch 

dem Militärdespotismus, denn mit dem Untergange des freien Bürgerthums entwich ver legte 
politische Lebensfunke aus dem Körper diefer Stadt, melde, auf dem Grunde einer engen Statt: 
individualität erwachſen, nie über diefe Individualität hinausging und felbft Das große eroberte 
Reich nur auf diefe bezog und für diefelbe benugte, dem Gedanken aber, dieſe aufzugeben und 
ſelbſt in einem großen Reiche aufzugeben, ftetö fremd blieb, weshalb auch vie beften der fpätern 
Despoten Eeinen lebendigen Organismus begründen Eonnten. K.Schwend. 

Eisalpinifche Republik, j- Italien. 

Gitadelle, So nennt man eine Feine Feftung, die in eine größere eingeſchachtelt oder 
einer ſolchen angehängt ift. Eine Feftung ohne Citadelle ift wie eine Baftion ohne innere Ber: 
fhanzung, wie eine Armee ohne Neferve. Sie kann nicht auf das äußerſte vertheidigt werden 
und ift gegen die Folgen eines erften Unfalls nicht gehörig gefihert. Napoleon jagt: vie Be 
ſatzung einer Feftung iſt eigentlich) die Befagung ihrer Gitadelle, und wenn dieſe fehlt, jo iſt die 
Feftung ſelbſt faum einer Befagung werth. . 

Dieje Anficht von den Citadellen ift aber nicht die urſprüngliche: die Eitadellen hatten von 
jeber die Bedeutung von Zwingburgen, das heißt, fie waren von jeher dazu beſtimmt, die zur 
Empörung geneigte oder feindlich geſinnte Bevölkerung der großen Städte in Zaum zu halten. 
Die beiden Eitadellen, welche in der neuern Zeit von den Rufen bei Warſchau hergeftellt morben 
find, Haben feine andere Beftimmung. Auch bei Errichtung der Gitadelle von Poſen, des Fort 
Winiary auf der Stelle des abgebrocdenen Dorfes dieſes Namens, mochte die gleiche Abſicht 
mitgewirkt haben; wie hoch man auch ſonſt die jtrategiiche Bedeutung vieler Feſtung erften 
Ranges nahe der ruffifhen Grenze anjchlagen darf. 

Heinrich IV., der volksthümlichſte und bürgerfreundlichfte aller franzöſiſchen Könige, wollte 
nichts von folhen Zwingburgen willen; er jagte: „Meine Gitadellen find die Herzen meiner 
Unterthanen.‘ Dagegen bat Ludwig XIV. in den von ihm eroberten Provinzen ſofort eine 
Menge von Gitadellen aufführen laffen, . 

Weiter noch ald Ludwig XIV. trieb e8 der Bürgerfönig Ludwig Philipp, indem er die aufihre 
Freiheit fonft jo eiferfüchtigen Franzoſen nicht gar lange nach einer gelungenen Revolution da= 
hin brachte, ihre eigene Hauptftadt ald eroberte Stadt behandeln und Paris mit einer Ring- 
mauer fowie mit einem Gürtel von Forts umgeben zu laffen, obgleich von zahlreihen Stimmen 
dieje Forts ald ebenso viele Eitadellen, Zwingburgen oder Baftillen bezeichnet wurden. 

3. v. Theobald. 

Civilgerichtsordnung, ſ. Gerichtsordnung und Proceß. 

Civiljuſtiz, ſ. Juſtiz. | 

Civilliſte. Zu den wefentlihen Staatsausgaben gehört natürlich in jedem Staate auch 
die Beftreitung des angemeflenen ftandesgemäßen Unterhaltö des Regenten, in einem erbliden 
Fürſtenthum namentlich aud; der erbberechtigten fürſtlichen Familie, fomeit nicht bereits zu dem 
Zmede dieſes Unterhalts beftimmte fürſtliche Familienfideicommiſſe geforgt haben. In den ger: 
maniſchen Staaten wurde der Unterhalt der Fürften und der fürftlichen Familie, wie überhaupt 
der regelmäßige Aufwand für die Regierung, der Regel nach beftritten aus ven Domänen, ven 
Kron-, Staatd: oder Kammergütern, dad heißt dem lehnbaren oder allovialen Grundeigentum 
und den damit verbundenen grumdherrlichen nugbaren Gerechtſamen, deren Grtrag zu dem 
Staatdaufwande beftimmt war. Bon ihnen unterſchieden fi die Privatz, oder Chatoull-, oder 
Gabinetögüter, worunter man das reine Brivateigenthum der Negenten oder auch der fürftlichen 
Bamilie verftand. Do wurden in der Zeit der Feudalanarchie und Despotie hänfig die De— 
mänen mit Privatgütern der Fürften verwechſelt und, fo wie ja die Staatögewalt zum Theil 
ſelbſt, als ein fiveicommiffarifhes Haus- und Bamilieneigenthum behandelt. (S. Ehateouf- 
gut.) Namentlich aber wurden aud oftmals Theile ver Staatdeinfünfte und der Staatspomi- 
nen zu fürftlihen Familienfiveicommiffen gemacht und gerade für den Unterhalt der fürftlichen 
Familie beftimmt. Wo und fobald- fidh indeß ein wahrer georbneter ftaatsrechtliher Zuftand 
und indbeiondere eine freie ſtändiſche Verfaffung ausbildeten, da mußten dieje Berhältniffe ge: 
regelt und die Einfünfte der Domänen dem Staate geſichert werben. Zugleich aber zeigte ſich 
das Bedürfniß, die jährlihe Summe, welche zur flandesmäßigen Erhaltung des Fürften un» 
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feiner Familie, namentlich zur Beftreitung feines Hofſtaats, nöthig ift und worüber der Staat 
und die Stände keine befondere Rechnungsablage zu fordern haben, gefeglich feftzuftellen und 
von dem andern Staatdaufwand und Staatsgeld abzufondern. Die gefeglich beſtimmte Summe, 
welde der Fürft jährlich als jolher aus ven Staatseinkünften für feinen und feiner Famille ftan- 
vesgemäßen Unterhalt bezieht, ift die Civilliſte Mitverfelben ift denn gewöhnlich verbunden eine 
Krondotation von Schlöſſern, Gärten und Mobilien, namentlich au Kronkleinodien, welche der 
Regent nach den Orundfägen von der Rutznießung oder befondern Beſtimmungen verwaltet und 
benugt; oft aud noch eine Befreiung von Öffentlichen Abgaben. Zuerft wurde 1688 in England 
eine Givillifte für das föniglibe Haus feftgefegt, damals 120000 Pf. St. und einige Neben: 
einfünfte, von denen der König aber noch viele Staatslaſten, namentlich Beſoldungen mehrerer 
Staatsbeamten, zu bejtreiten hatte. Zuerſt im Jahre 1831 wurde endli in England die Eivif- 
lifte, vamald von 800000 Pf. St., von andern Laften als den Koften des Hofhalts und der ra: 
denbezeigungen und Penjionen befreit, und dadurd viele frühere Misftände befeitigt. Jetzt 
endlich befteht in England die Eivillifte frei von Öffentlihen Laften in 396457 Pf. St., wo— 
neben nod die Apanagen bejonvers bezahlt werden. Friedrich ver Große, das Beifpiel Eng— 
lands, ald vortreffliher Ordner des Staatöhaushalts, befolgend, beftinnmte ſich ſelbſt eine Civil⸗ 
lifte von nur 220000 Thlrn. für feinen ganzen Privataufwand mit Einfchluß der Geſchenke. 

Das Breußifche Landrecht, I, 13, $.14, fanctionirtedann förmlich die Abſonderung einer be- 
flimmten Summe als Givillifte für die Fürften, nur ohne den Namen Eivillifte. Es beſtimmte: 
„Damit das Oberhaupt ded Staats die ihm obliegenden Pflichten erfüllen und die erforderlichen 
Koften beftreiten könne, find ihm gewiſſe Einkünfte und nugbare Rechte beigelegt.” Durch die 
Verordnung vom 17. Jan. werden dann für ben Unterhalt des königlichen Hauſes die jährliche 
Rente von 2,573099 Thlrn. aus den Einkünften dev Domänen und Korften vorbehalten. 

Auch in Frankreich wurde in der Franzöſiſchen Revolution eine Giviltifte beftimmt. Die des 
Kaiſers betrug jpäter mit der Krondotation und mit der Summe für die Prinzen 32 Mill. Fr. 
Die Civillifte von Ludwig Philipp betrug nur 18 Mill. Fr., ungefähr ein Sechzigſtel ver 
Staatdeinnahmen. In den conftitutionellen Staaten Deutichlands wurden die Civilliſten auf 
die verjchiedenfte Weile feftgefegt. 

Theils nad) despotiihen Anfichten, nad welchen man Staat und Fürft identificirte (nad) 
dem l’etat c'est moi von Ludwig XIV.) oder wenigſtens aus der Neigung, die ganzen Staats: 
domänen den Fürften ald Privateigenthum beizulegen, endlich aus Haß gegen conftitutionelle 
Berfaflungen, hat man häufig gegen Givilliften geeifert. Doch da in Deutſchland rechtlich nie— 
mal3 der Fürſt die Staatseinfünfte ald feiner Willkür unterworfenes Privatvermögen anjeben 
konnte, und da die Trennung des fürftlihen Hofhalts und feiner Einkünfte vom Staatshaushalt 
fih überall ald jo nothwendig zeigte, daß jogar der türfifche Kaifer fie anerkennen mußte, fo 
beftebt jegt auch überall eine Givillifte für die Fürften , gleichviel ob fie auf beftimmte Güter und 
Gefälle, Domänen u. f. w. angewiefen ift oder nicht, und gleichviel ob man fte fo nennen will 
oder nicht, welches legtere leerer Wortftreit ift. Sie befteht aus demjenigen Theil des Öffentlichen 
Bermögens, welches dem Fürften zur Beftreitung feiner und feiner Familie Bedürfniſſen über: 
laſſen ift, ohne daß darüber Öffentliche Rechenſchaftsablage gefordert werden darf. Dabei wird 
oft jener Geſichtspunkt, den der größte aller deutſchen Fürften, Friedrich der Grope, und fein 
Landrecht ausgeſprochen, umgangen, wie denn 3. B. die ſächſiſche Verfaffung $. 22 die Eivil: 
lifte nur ald Grjag der dem Staate abgetretenen Nugungsredhte des angeblich ganz königlichen 
Domänenguts angejeben willen will. Auch wird die Eivillifte häufig auf die Domänen radi— 
eirt, welches alles jedoch das Weſen der Sache nicht ändert. 

Rechtlich läßt ſich im allgemeinen nur jo viel fagen , daß die Verwendung ber Eivillifte, ſo— 
weit fie nicht bei der gejeglichen Feſtſtellung und Bewilligung mit beſtimmten Zaften und Bebin- 
gungen belegt ift, z. B. mit der Verpflichtung zu beftimmten Apanagenfummen (ſ. Apanage), 
ganz dem Ermeflen des Regenten anbeimgeftellt ift und daß darüber feine Nechnungdablage 
gefordert werden Fann. Sodann aber müflen aus der GEivillifte und dem etwaigen Privat: 
vermögen ded Fürften alle Koften für das Leben der fürftlihen Familie, für die ganze Hof: 
haltung und Hofdienerſchaft und alle perfönlichen Schulden des Fürften beftritten werben, ſo— 
weit fie nicht ausnahmsweiſe befonders auf die Staatöfaffe übernommen werden. Sofern 
dieſes nicht geſchah, hat eben das Gefeg über die Givillifte den Staat von weitern Anfprüchen 
an benjelben freigefproden. Endlich läßt fi nad dem früher deutfhen Staatsrecht ") jagen, 


1) ©. den Art, Beeten, und Häberlin, Handbuch des deutfchen Staatsrehte, Th. 2, S. 267. 
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daß, joweit die Domänen nicht ausreichen für die Staatsbedürfniſſe, der Regel nad eine Be- 
willigung der Stände oder des Volks zu den Steuern, alſo auch zur Begründung — 
nöthig war, welches vollends in ven Repräſentativverfaſſungen anerkannt iſt. 

In politifcher Hinficht entfteht fürs erfte die Frage: Ift es vortheilhaft, daß überhaupt eine 
Eivillifte abgefondert werde von den übrigen Staatseinnahmen und Ausgaben? Hier mödten 
etwa nur die Anhänger des Hrn. von Haller, welche aud in diefem Punkte die rohen anargi- 
ſchen Anfihten des Mittelalters reftauriven, ja weit überbieten wollen, und hiernad alle Re: 
gierungsrechte, alfo aud) die Staatdeinkünfte, ein Privatglüdsgut ded Regenten nennen, wider: 
forehen. Das Staatsrecht des Rechtsſtaats aber trennt das Öffentliche, lediglich für dat 
Staatsiniereſſe beftimmte Recht von dem Privatrecht, und die Privatverhältniffe des Fürſten von 
der Verwaltung der Öffentlichen Angelegenheiten, Aber auch bei einer despotiſchen Anſicht if 
doch Ordnung in dem Finanzhaushalte vortheilhaft für den Fürften felbft. Auch ift es höchſt 
räthlih, daß die Mittel für fürftlihe Gnapdenbezeigungen und Lurusausgaben irgendeine be: 
flimmte Grenze haben. Der Fürft wird dadurch felbft gegen läflige und zulegt ihm und dem 
Rande ververbliche allzu große Anforderungen feiner Familie und feinerlimgebung gefhügt und 
weiß, was nad) dem wohlüberdachten geſetzlichen Maßſtab billig und, ohne dem Staatswohl zu 
nahe zu treten, für feine beliebigen Brivatausgaben verwendet werben kann. Er hat aud nid: 
dad unangenehme Gefühl, daß bei feinen Ausgaben etwa dad Volk immer aufs neue denke, dat 
und jenes, was ihnen auf ihrem Standpunft vielleicht eine unnöthige Ausgabe dünkt, werde 
fie, werde arme Bürger aufs neue bevrüden, 

Es entſteht die zweite politifche Frage: Soll die Eivillifte groß oder Elein fein? Hier mi: 
jen die befondern Kräfte des Landes, die Bedürfniſſe des fürftlichen Haufes, auch die etwa bei 
Überlaffung von Einnahmen und Gütern von mehr oder minder privatrechtliher Natur an die 
Staatöfafje zumeilen ausbedungenen Rechte berücfichtigt werden, Auch läßt ſich ebenjo im all: 
gemeinen fagen, daß ed für den Fürften ſelbſt nicht gut ift, wenn die Givillifte zu groß iſt. Es 
wird dieſes leicht Misftimmung erregen, und die erfte Aufgabe für die Politik eines Erbfürſten 
iſt es, nicht einen Augenblick zu vergeflen, daß das höchfte Intereffe und Wohl feines Hauſes, 
feiner Nachkommen ganz zufammenfällt mit dem Wohle des Landes, mit feinem Glüd, mit 
feiner Zufrievenheit. Übrigens aber möchte eine Knauferei von feiten des Volks und ver 
Stände bei Bewilligung der Eivillifte befonders übel angebracht und wahrhaft unpolitifch fein. 
Freilich Haben ſich die Sitten der fürftlichen Höfe in der Beziehung gegen früher jehr gebeſſert, 
dag man jegt nicht mehr in großem Lurus die fürftlihe Würde findet. Indeß kann doch na⸗ 
türlich in kleinen Erbfürſtenthümern ſchon der Natur der Sache nach eine Civilliſte nicht in dem 
Verhältniß wie die Einnahme des kleinen Staats zu dem großen ſich vermindern. Ein Theil der 
Ausgaben auch des kleinen Erbfürſten im Verhaͤltniß zu dem des größern Staats mindert ſich 
durchaus nicht in gleichem Verhältniß. Auch für das Volk und ſeine Stände muß es eine 
Hauptaufgabe der Politik ſein, den Fürſten und das fürſtliche Haus vollkommen zufrieden und 
glücklich bei ver Verfaſſung zu wiſſen. Freilich Hat man, namentlich in Frankreich, geſagt, daß 
es gefährlich ſei, wenn der König über ſehr große Summen disponiren fünne, indem dadurd 
leicht gewiſſe Beſtechungen möglich würden. Will man aber einmal ſolchen Gedanten ein Gewicht 
einräumen, alddann könnte man jagen, daß es noch viel gefährlicher fei, wenn der Regent ſich 
etwa veranlaft fühlte, fih) aus den Staatömitteln vielleicht ungleich größere Summen beimlih 
zu verihaffen und die Staatdämter und andere ‚Öffentliche Intereffen , Rechte und Nachtheile zur 
Beftehung zu verwenden. in Erbfürft muß außer den Mitteln zu einem ftandesgemäfen, 
heitern fürftlichen Leben insbefondere auch die Mittel haben, ein Wohlthäter und Tröfter der 
Unglüdlihen in feinem Lande, ein Förderer und Schüger der Künfte und Wiſſenſchaften zu fein. 
Dabei gewinnt das Land ja jelbft. Was iſt doch — ſobald fie nicht auf unwürdige Weiſe er: 
firebt wird — die glückliche Bereinigung des Fürften mit dem Wolf und feiner Freiheit, was die 
Abihaffung einer einzigen verderblien Unordnung oder bemmenden Maßregel i im Lande, was 
"ein Zuwachs an Kraft und Leben erweckender Freiheit nicht wertb für ein Volk, im Vergleich 
mit der Erjparung einiger Taufende von Gulden, die zulegt doch wieder dem Lande zugute ge: 
fommen wären! 

Die Größe der Eivilliften in ven einzelnen Staaten ift jehr verſchieden, ſodaß z. B. die Gi: 
villifte im Königreih Sachſen (895223 Thlr.) ähnlich wie die des türkiſchen Kaiſers 10 Proc. 
der orbentlihen Staatdausgaben beträgt, während die von Würtemberg (1, 222746 Thlr.) nur 
5 Proc. und die von Belgien (2,751323 $r.) nur 2Proc., die von England ſogar nur Vroc. 
derſelben hinwegnimmt. 
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Die Frage, wer die Eivillifte feftjtellen fol, wird beantwortet durch die Frage: Wer hat Ver⸗ 
faffungsrechte feftzuftellen ? In despotifchen Staaten, wo diefelben natürlich aber nur ſcheinbar 
feſt jind, der Despot, in freien Staaten die Regierung und das Land durch feine Vertreter. Die 
Wiener Minifterialconferenzen vom 12. Juli 1834, Art. 22, beftimmten (freilich incompetent, 
ſ. II, 465 fg.): ſie follten nit ohne Zuftimmung des Fürften vermindert, nidt ohne bie 
des Volks vermehrt werden dürfen. Die portugiefifche Verfaſſung $. 27 und die norwegifche 
$. 75 aber mweifen inconflitutionell die Beftimmung der Civilliſte allein der Volfsvertretung zu. 

Man ftreitet darüber, ob die Civilliſte auf die Domanialgüter und Revenuen radicirt wer— 
den, oder ob gar, wie in Hannover, für fie ein beflimmter Komplex von Landgütern und Korften 
unter eigener Berwaltung des Fürften gebildet werben foll. Diefe Zweifel ftanımen nur aus 
veralteten und mitleivswerthen Borurtheilen. Die allgemeinen Staatseinnahmen find weder 
weniger ehrenvoll noch weniger jiher ald die Domänenrevenuen oder die zum Krongut zuge: 
wiefenen. Bei den legtern verliert, wie die Erfahrung in Hannover beiwiefen hat, der Staat, 
und die Güter werden theuerer und jchledter verwaltet. Man ſchiebt gewöhnlich den Vertheidi— 
gungen diefer befondern Arten der Bezahlung der Givtlliften einerſeits altvespotijche Geſichts— 
punke unter, nach weldhen man immer noch die fürftlihen Verhältniffe mit aus dem privatlichen 
Gefihtspunfte betrachtet und vom Landesrecht unabhängig machen möchte, und dann bie noch 
unfürftlihern, daß man jih vor Mediatijirung fürdtet, und in folhem Falle vielleicht leichter 
Domänen und Krongüter ald Privateigenthum zu retten hofft. 

Eine fünfte politifche Frage ift die: Soll die Givillifte für jede Finanzperiode neu, oder ſoll 
fie lebenslänglich oder für Die Dauer der Regierung eines Fürften oder gar erblich für alle Zeiten 
beftimmt werden? Wir flehen feinen Augenblid an, auch bier wieder das in dem conftitutio: 
nellen Mufterftaate für Europa, pas in England und nad) Englands Beifpiel auch in den mei— 
ften deutſchen conftitutionellen Staaten eingeführte mittlere Syſtem oder die Beflimmung für 
die ganze Regierungdvauer vorzuziehen. ine jährlich oder für jede Finanzperiode neue Bes 
willigung madt den Bürften zu abhängig von dem guten Willen ver Stäude in einer feine 
ganzen perſönlichen Verhältniſſe betreffenden wichtigen Beziehung, abhängiger jelbjt wie bie 
meiften Beamten, deren flandesmäßige Einnahme Iebenslänglich gefichert ift. Eine ſolche un 
natürlihe Abhängigkeit, weit entfernt der Freiheit vortheilhaft zu fein, führt zu ververblichen 
Mitteln, die fürftlihen Intereffen zu fihern, und zu nachtheiligen Collifionen mit den Ständen, 
Das haben die Stände in Baiern erfahren, ehe fie auf dem Landtage von 1834 die früher fin 
jede Finanzperiode neue Bewilligung der Eivillifte durch die Stände aufhoben. Aber hinläng— 
lihe Gründe, von der englifhen Einrichtung abzugeben und die lebenslängliche Bewilligung 
erblich zu machen, Eönnen wir im allgemeinen nicht finden. Die Verhältniffe, ver Werth bes 
Geldes und der Dinge, die Einnahmen des Staats und die Bedürfniſſe der fürftlihen Familie 
verändern ih, Veränderungen in der Beftimmung ber Givillifte, Nevifion ver Einrichtungen 
auch in dieſer Beziehung werden ſtets von Zeit zu Zeit nöthig. Ein paffenderer, in jeder Hin: 
ſicht günftiger Zeitpunft für eine beiverfeits befriedigende neue Beſtimmung läßt jih aber wol 
nicht finden ald der Negierungsantritt des neuen Fürften. Im der Zwifchenzeit aber ſoll, jo 
wie in England und nad; diefem Mufter in mehreren deutichen conftitutionellen Staaten, 3. B. 
in Baden, feine Erhöhung ohne Bewilligung der Stände flattfinden und feine Minderung ohne 
Einwilligung ded Regenten. Mohl in feinem „Staatsrecht des Königreihs Würtemberg” 
(S. 250) legt die desfallſigen ähnlichen Beftimmungen der würtembergiihen Verfaſſung fogar 
fo ftreng aus, daß jeder Antrag auf Erhöhung und Erniedrigung der Givillifte, jedes Rütteln 
an derjelben während der Dauer einer Negierungsperiode gänzlich ausgeſchloſſen bleiben müjle. 
Nun ijt zwar nicht zu leugnen, daß es gut ift, wenn im allgemeinen dieſes als Princip aner— 
fannt wird, weil fonft immer jene fatalen Colliſionen, Ausübung eined moraliihen Zwangs 
und ſchädliche Verhandlungen ftattfinden Fönnen. Doch wird ſich bei jehr bedeutenden Ver— 
änderungen der Verhältniffe nicht wol zum voraus jede mögliche Veränderung der Eivillifte 
abjolut ausschließen laſſen. R 

Die Literatur über Cabinets- und Chatoullgüter und Givillifte enthält Klüber, „Dffents 
liches Recht“, $. 251, 332—335. Über die Gejhichte und den Nugen der Civilliſten enthält 
eine Abhandlung in Klüber's „Staatsarchiv““, Heft4, S.453, gute Bemerkungen und Notizen. 


Welcker. 
Civilrecht, ſ. Geſetzgebung und Geſetzbuch. 
Clay (Henry), amerikaniſcher Staatsmann der ſogenannten zweiten Periode, wurde am 
12. April 1777 in Hannover County in Virginien geboren, Sein Vater, der Baptiſtenprediger 
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war, ſtarb wenige Tage nach der Geburt dieſes Sohnes und hinterließ unter zerrütteten Ver— 
mögendverhältniffen eine Witwe mit ſieben Kindern. Schon in zarteflet Jugend lernte €. den 
Ernſt des Lebens kennen, indem er bri ärmlicher Lebensweiſe ſchwere Feldarbeiten zu verrichten 
hatte. Derlinterricht, welchen er genoß, war bürftig und beſchränkte ſich auf Leſen, Schreibenund 
Mechnen. Im vierzehnten Jahre (1791) trat er bei einem Krämer in Richmond in die Lehre, blich 
daſelbſt ein Jahr lang und ging dann als Schreiber zum Clerk der High Court of Chancery. 
Bier Jahre verbrachte er in diefer Stellung und füllte feine Mupeftunden mit grammatifiten, 
ftitiftifchen und juriftifchen Studien aus. Letztere fegte er hierauf im Bureau des Generalan: 
walts, Robert Brooks, aufs eifrigfte fort, ſodaß er ſchon im Herbſte des Jahres 1797 ven dem 
yirginifchen Appellationsgerichte die Erlaubniß zum Prafticiren als Advocat erhielt. Im Mo: 
vernber 1797 fiedelte er nach Lerington im neuen Staate Kentucky über. Jung, unbekannt 
und freundlos, wie er war, erregte er gleichwol ſchon nach Furzer Zeit die Aufmerkſamkeit ſei— 
ner Collegen, von denen die Mehrzahl zu den hervorragenpften Advocaten Kentuckys gehörte. 
Bald wurden ihm die verwickeltſten Givil- und Griminalprocefle zur Führung übergeben: 
feiner Beredfamfeit gelang es faft immer, ſelbſt die zmeifelhafteften Bälle glüflih durchzufüb— 
ren. Gleichzeitig begann er im Winter 1797 — 98 feine politifche Laufbahn, als es ſich um die 
Wahl von Abgeordneten zur conftitwirenden Verſammlung von Kentudy handelte. Furchtles 
trat ev auf die Seite derer, welche die allmähliche Aufhebung der Sklaverei erftrebten, un 
wirfte, obmwol vergebens, mit Wort und Schrift in diefem Sinne. Im folgenden Jahre trat er 
gegen die unter John Adams’ Apminiftration ſoeben erlaflenen berüchtigten Fremden- um 
Aufrubrgefege auf und that ih im Kampfe fo fehr hervor, daß man ihm fchon damals 
den Beinamen „the great commoner” gab. Pier Jahre fpäter wählte ihn das Wolf von 
Fayette County in feiner Abwejenbeit und ohne fein Willen in die Aſſembly von Kentude, 
welche ihn im Verein mit dem Senate im Winter 1806 zur Ausfüllung einer Vacanz zum 
Bereinigten = Staaten= Senator wählte. C. nahm am 26. Der. 1806 feinen Sig in Wafbing: 
ton ein. Seine erfte Nede, welche er zu Gunften der Überbrückung des Potomac bielt, ent: 
wickelte bereits die Grundzüge feines fpäter fo berühmt gewordenen Syfteins der innern Ver: 
befferungen (internal improvements). Kurz darauf bradte er einen Beſchluß ein, wilder 
behufs Anlegung eines Kanald an ven Ohioftromfchnellen eine Landſchenkung bezwecte und 
noch in derfelben Sitzung paſſirte. C.'s erfte jenatorielle Ihätigfeit ſchloß mit dieſer Sigung. 
Im Sommer 1807 fandten ihn die Bürger von Fayette abermals in die Aſſembly von Kentuds, 
welche ihn alabald zu ihrem Sprecher erwählte. Er jegte bier durch, daß der Staat fich durch ver: 
ſchiedene Beſchlüſſe bereit erklärte, die Maßregeln der Regierung gegen England aufs Fräftigite zu 
unterftügen, und daß er den Präfidenten Thomas Jefferfon für feine Fräftige Politik zum Dant 
des Vaterlandes für berechtigt erflärte. Gin gleichzeitigvon E. eingebrachter Beſchluß, wodurch den 
Abgeorpnetenempfoblen wurde, ſich nur in einheimische Manufacturmaaren zu Fleiven, veranlaßte 
einen heftigen Wortmechfel mit H. Marſhall und fchlieflich ein Piftolenduell, in welchem E. leidt 
verwundet wurde. Im Winter 1809 — 10 nahm er zum zweiten male, und zwar, um wieder 
eine Bacanz auszufüllen, feinen Sit im Vereinigten : Staaten: Senate ein. Gr entfaltete hier 
eine außerordentlihe Thätigkeit und fegte mehrere Maßregeln von größter Wichtigkeit durch. 
Zunächſt arbeitete er daranf bin, daß die Kriegs- und Schiffämaterialien ſoviel als möglih 
im eigenen Lande angefertigt würden, dann nahm er Madiſon (den Präftventen) in der Weſt⸗ 
florida= Frage gegen die Böderaliften in Schuß, und envlich seranlafte er die preemption right 
bill, wonad den Anſiedlern auf Staatsländereien das Vorkaufsrecht gefihert ward. Kaum 
war er am Schluffe des 11. Congreſſes nah Haufe zurückgekehrt, ald ihn feine Mitbürger 
fhon wieder zu ihrem Vertreter und zwar im Repräfentantenhaufe ermählten ; dieſes machte ibn 
bei feiner erften Abſtimmung mit großer Majorität zu feinem Sprecher, melde Stellung et, 
folange er dort ſaß, befleidete. Gleich zu Anfang ver Sigung that ev ſich durch Die Energie 
hervor, mit welcher er auf Krieg gegen England drang. Unter feinen Gegnern waren Män: 
ner von großem Talent und Ginflup, wie John Raudolph und I. Duiney; allein &.% 
Stimme drang, wie ein Zeitgenoffe fagt, wie eine Trompete von Jericho durch die Hallen und 
die Macht feiner Beredfamkeit warf wie eine römiſche Phalanx die Oppofition zu Boden 
Diefe Energie bewährte er (in Gemeinfhart mit Galboun) während des ganzen Krieget, 
wesbalb deſſen entſchiedene Durchführung gröftentbeild ſein Vervienft it. Im Winter 1814, 
als ſich Ausfichten auf Frieden zeigten, fandte die Bundesregierung C. und Ruffell ald Be: 
vollmächtigte zum Abfchluffe deſſelben nad Europa, nachdem ſchon im Herbſt zuvor drei außer: 
ordentliche Gefandte (Adams, Gallatin und Bayard) dahin abgegangen waren, C. übe 
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begreiflierweije auf die in Gent gepflogenen Briedensverhandlungen den größten Einfluß aus, 
und ift es ihm namentlich zu verdanken, daß die Frage über die Fifchereien und die Befahrung 
des Miffifjippi feitens der Engländer nicht in den definitiven Vertrag mit aufgenommen 
wurde. ©. fehrte nad einem Ausfluge nach Paris und England im September 1815 in fein 
Vaterland zurüd und landete in Neuyork. Noch che er zu Haufe anlangte, war er von den 
Bürgern Fayettes beveitd wieder zum Nepräfentanten erwählt worden. Er nahm die Wahl 
an, eilte nah Wafhington und ward am 4. Dec. 1815, als der Congreß zufammentrat, faft 
einftimmig zum Spreder des Haufes erwählt. Er hatte in diefer Sigung mandem bittern 
Angriff ſeitens der Höderaliften und John Randolph's zu wehren, da diejelben theils mit dem 
Sriedenstractat unzufrieden waren, theils aber auch ihn tadelten, daß er ich für Erneuerung 
der Vereinigten: Staaten-Banf-Charterd erklärte, während er doch im Jahre 1811 dagegen ge: 
weſen. Dieie ſcheinbare Inconfequenz redhtfertigte er ala durch die finanzielle Zerrüttung be: 
dingt. Madifon bot E. wiederholt einen Sig im Gabinet und einen Geſandtſchaftspoſten an; 
dieſer lehnte aber ab, weil er feinem Vaterlande mehr im Haufe als im Cabinet nügen zu fön: 
nen glaubte. Im 15. Congreß fungirte E. wiederum ald Sprecher. Seine Thätigfeit wurde 
zunächſt durch den Kampf der ſpaniſchen Colonien in Anfpruc genommen. Er mar der erfte, 
welcher die Anerkennung ihrer Unabhängigfeit beantragte. Der Congreß von Merico votirte 
ihm Dafür den Dank der jungen Nepublif, und Bolivar drückte ihm in einem Briefe feine Be- 
winderung und Anerkennung aus. In der innern Politik trat zu jener Zeit die Frage der in: 
nern Berbefjerungen und des Tarifs wieder in den Vordergrund. C. war für ein Schutzzoll⸗ 
und Verbeſſerungsſyſtem (Anlage von Kanälen, Poſtſtraßen und Wegen) im mweiteften Sinne 
des Worted; er jegte ed auch durch, daß ſich der Congreß endlic dafür ausſprach, daß ihm die 
Befugniß zur Bewilligung von Geldern für derartige innere Verbefferungen conftitutiondge: 
mäß zuftand. Die Tariffrage wurde erft im Jahre 1824 im Sinne C.'s entſchieden. In der 
Sigung von 1819 — 20 nahm der Streit über die Bedingungen der Aufnahme Miffouris 
(ob als freier oder als Sklavenſtaat?) die ganze Union in Anfprud. C. fpielte bier mit 
Glück die Holle des Vermittlers; er war innerhalb wie außerhalb des Hauſes raſtlos thätig, 
die ſtreitenden Parteien zu verföhnen, und es gelang ihm noch im Laufe ver Sigung, die An— 
nahme des Miſſouri-Compromiſſes herbeizuführen, wonab — ſchlimm genug für den Nor: 
den! — Miffouri Sklavenjtaat, allein die Sklaverei nörblih von 36°30° von den Territo— 
ven ausgeſchloſſen wurde. (Seitdem vom Süden gebrochen.) Diefe Vermittelung brachte E. 
ten Beinamen „‚the great pacilicator” (der große Friedensftifter) ein. 

G. hielt ſich Hierauf etwa drei Jahre lang von den öffentlichen Geſchäften fern und wid— 
mete ſich ausſchließend feinen Privatangelegenheiten. Im Sommer 1823 ließ er fich wieder 
zur Annahme eines Siges im Congreß bewegen und ward abermals zum Spreder des Hauſes 
erwählt. Diefelbe Wärme und Begeifterung, welde er früher für die fpanifchen Nepublifen 
betundet hatte, legte er jegt für die nad Unabhängigkeit ringenden Griechen an den Tag; 
feine zu deren Gunften gehaltene große Rede ift ein Meiſterſtück der Beredfamfeit. Als Mon— 
roe's zweiter Amtstermin feinem Ende nahte (1824), wurde E. von feinen Freunden als 
Vräfiventfhaftscandivar aufgeftellt; feine Gegner boten indeffen alles auf, um feine Nieder: 
lage herbeizuführen. Verleumdungen und Lügen aller Art wurden ansgeftreut; Jackſon und 
feine Anhänger intriguirten und eiferten ganz beſonders gegen ihn. C. unterlag, von feinen 
Mitcandivaten (Jackſon, Crawford und Adams) erhielt aber aud feiner die unbedingte 
Stimmenmehrheit; fo ging die Wahl and Haus, und durch C.'s Einfluß ward John Quincy 
Adams zum Präjidenten gewählt. E. übernahm unter ihm dad Staatöfecretariat (Minifter: 
präfivent): Grund genug für die Jastjoniten, ihn der Gorruption zu bezihtigen. Sein Schritt 
war politifh unklug, indeſſen durchaus ehrlich, und wenn fih auch bald herausitellte, daß 
diefe Verleumdung ebenfo grundlos wie alle frühern war, fo machten feine Gegner doch bis 
an E.’3 Ende den frechſten Gebraud davon. Unter ihnen war John Randolph fein erbit⸗ 
tertſter Feind. Er ſchleuderte im Senate die gemeinſten Invectiven gegen ihn. C. forderte 
ihn; das Piſtolenduell (1826) lief aber unblutig ab. Er ſchloß in ſeiner neuen Stellung 
eine große Anzahl wichtiger Verträge, förderte die Unabhängigkeit Griechenlands und der ſpa— 
niſchen Colonien, ſchlichtete die zwiſchen den Vereinigten Staaten und Canada obwaltenden 
Differenzen und verlor dabei nie die innern Verbeſſerungen und Hebung der amerifanis 
Ihen Induftrie aus den Augen. In den Inftructionen, welde er den Abgejandten der Ver: 
einigten Staaten zum Panamacongreß mitgab, wies er fhon auf die Durchſtechung des Iſth⸗ 
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mus von Panama hin. Am 3. März 1829 legte C. fein Amt nieder und trat erſt im Herbſte 
1831, von der Legislatur Kentuckys gewählt, wieder in den Senat zu Wajhington. Im 
Frühjahr 1832 nominirte ihn die republifanifhe Nationalconvention zum Candidaten für die 
Präſidentſchaft; Jackſon wurde jedoch wiedergewählt. Der 22. Congreß (1831— 33) beſchäf⸗ 
tigte ſich faſt nur mit der Tariffrage und der dadurch hervorgerufenen Nuflification. €. be« 
harrte, feinem alten Principe getreu, bei dem Protectlvſyſteme und fegte eine daffelbe einfüb- 
rende Bill durch, worauf Sübearolina unter Galhoun die Revenuegeſetze für null und nichtig 
erklärte. Der Bürgerkrieg ftand vor der Thür. Da trat E. abermals als „Pacificator“ auf 
und beantragte ein in der Folge angenommenes Compromiß, wonach bis 1842 eine allmähliche 
Zolfreduction auf 20 Pror. eintreten follte. Die wiederholten Übergriffe Jackſon's, fein Misbrauch 
des Vetos, wie z. B. in der von E. bevorworteten Landreformfrage, feine Erklärung, daß jeber 
die Eonftitution nach Belieben auslegen Eönne, die Zurüdziehung der Staatövepofiten der Ber: 
einigten-Staaten=Banf, Jackſon's Proteſt gegen den Senatsbeſchluß, wonach er feine Befugniſſe 
überfchritten,, alle diefe Vorgänge gaben E. häufige Gelegenheit zur Entfaltung feines großen 
Rednertalents und zur Gonfolivirung der Oppoſitionspartei, die von jegt an als „Whigs“ gegen 
die conjerpativen und reactionären Demokraten fänpfte. Im Jahre 1835-—36 war ed E., ver 
die Vereinigten Staaten vor einem Kriege mit Frankreich bewahrte, in welchen der Ungeftüm 
Jackſon's fie zu flürzen im Begriffe ftand. Es handelte ſich nämlih um Entidhädigungen, 
weldye Frankreich den Vereinigten Staaten für die in den Jahren 1800 — 17 erlittenen Han: 
delsbeeinträchtigungen zu leiften fich verpflichtet hatte. E8 hatte den erften Zahlungstermin nicht 
eingehalten, worauf Jackſon fofortige Repreflalien empfahl, falls die eben zufammentreten: 
den franzöjifchen Kammern nicht jogleich Anftalten zur Zahlung der Schuld träfen. Ludwig 
Philipp hatte in Entrüftung darüber feinen Gefandten bereits abberufen. Der Krieg ſchien 
unvermeidlich, als G. im Senate auftvat und denfelben zur Desavouirung des Jackſon'ſchen 
Vorſchlags beftimmte. Diefe Mäpigung verfehlte ihre Wirfung auf Frankreich nicht; es Fam 
zu einer friedlihen Ausgleihung. Beim Streite über das Petitionsrecht, welches ein Theil 
jeiner ſüdlichen Eollegen ( Galhoun an der Spige) den auf Abſchaffung der Sklaverei im Ti: 
ſtriete Columbia dringenden Bürgern freitig machen wollte, ſprach ſich E. für die Bittfteller 
aus, und ebenjo trat er im Juni 1836 für die Umabhängigfeit von Teras auf, während er 
jpäter gegen deſſen Anneration an die Vereinigten Staaten war. Die von feinen Freunden 
beabfihtigte Nomination für die Präſidentſchaft (1836) lehnte er ab. Im 25. Gongrefle bil: 
dete das Unterfhagamtproject den Hauptgegenftand der Verhandlungen; C. war der Führer 
der Oppofition, und wenn auch erſt im 27. Gongreß , jo jcheiterte dody an dem von ihm orga= 
nifirten Widerftande ver ganze Plan. Als die Wahlcampagne von 1840 herankam, zweifelte 
niemand daran, dag E. von feiner Partei nominirt werden würde. Gleichwol überwog in der 
Harrieburger Convention die Anſicht derer, welche feine Chancen für unzulänglid) Dielten. Man 
einigte jid) deshalb auf einen alten Soldaten, Harrifon. C. fügte ih mit Ruhe und Würde 
in die Entſcheidung und war während der Wahl der unermüdlichfte Streiter für Harriſen. 
Die Abtrünnigkeit Tyler's (des dur den baldigen Tod jenes Präfident gewordenen Pireprä- 
ſidenten) indignirte C. aufs höchſte und machte ibn zum Führer der erbittertften Oppofition. 
Gr hatte den Triumph, daß außer der Aufhebung des Unterſchatzamts ein Bankrottgeſctz 
ſowie ein Theil feiner alten Landbill und feine revidirte Tarifbill paffirte. Am Schluſſe des 
Eongrefies hielt er jeine berühmte Abſchiedsrede. Ihre Wirkung war fo gewaltig, daß fein 
Auge troden blieb, und daß jogar Calhoun, der fünf Jahre lang nicht mit E. geſprochen Hatte, 
ihm die Hand zur Verſöhnung bot. Er zog ſich darauf auf fein Landgut Aſhland bei Yerington 
in Kentudy zurück. Am 1. Mai 1844 nominirte ihn die Nationalconvention der Whigs in 
Baltimore zu ihren Präfiveritfhaftscandidaten. C. nahm die Nomination an, erlitt jedoch 
eine abermalige Niederlage, hauptſächlich aus dem Grunde, meil er gegen die Annerarion von 
Texas und den Krieg mit Mexico war. Er beabjiähtigte, fih fortan von allen Staatsgeſchäf⸗ 
ten fern zu halten, und lebte im vollen Oenuffe feines Nuhmes glücklich und zufrieden in feiner 
ländlihen Ruhe, als die drohende Wendung, welche der durch die Beute des mericanifchen 
Krieges angefachte Streit zwifchen den nördlihen und fühlihen Staaten nahm, C. beftimmtr, 
im Herbſt 1849 ſich wieder in den Senat wählen zu Taffen. Seine Neije nah Wafhingten 
war ein ununterbrodener Triumphzug. Gr brachte hier im Laufe der Sigung das Compre- 
miß zu Stande, wonach ſchließlich zwar die Sflaverei im Diftricte Columbia abgefchafft und 
Californien als freier Staat zugelaffen wurde, dagegen der Süden ald Gegengabe das br- 
rüchtigte Jagdgefeg gegen flüchtige Sklaven erhielt. Im Sabre 1851 fing E. an zu fränfeln; 
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eine Reiſe nach Cuba zur Wiederherſtellung feiner Geſundheit hatte nur einen ſcheinbaren Er⸗ 
folg. Er ſtarb am 29. Juni 1852 in Waſhington. 

Henry E. war einer ber audgezeichnetften und einflußreichften amerikanischen Politäfer, 
Beinahe funfzig Jahre lang im Congreß, ift jein Rame mit allen großen Greigniffen won 
1806 — 52 aufs engfte verbunden. Er ward verleumdet und gehaßt, geliebt und verehrt 
wie faum eine mächtige Perfönlichkeit vor ihm, und erft als er aufhörte, Präſidentſchaftscan⸗ 
didat zu fein, fing er an — darakteriftifch für die amerikaniſchen Parteien! — fi feines 
mohlverbienten Rufes und ber-Anerfennung von Freund und Feind zu erfreuen. Um €. als 
Staatsmann richtig zu mürbigen, darf man vor allem die Verhältniſſe und Ortlichkeiten, in 
denen er zum Mann beranreifte, nicht außer Acht laffen. Geboren in einem Staate, der durch 
ſeinen Reichthum und ſeine Intelligenz damals an der Spitze der Union ſtand, ſiedelte er kaum 
zwanzigjährig nach einem jungen weſtlichen Staate über, der ſich erſt aus der Wildniß her— 
aus zuarbeiten hatte. Innerhalb dieſer Vorausſetzungen entwickelte ſich fein ganzer ſpäterer 
Charakter, ſeine Stärke und ſeine Schwäche: einerſeits ſein jugendlicher, hinreißender En— 
thuſiasmus und ſein dadurch bedingter grenzenloſer Einfluß auf die Zeitgenoſſen, andererſeits 
ſeine zur Vereinbarung (Compromiß) hinneigende Natur. C. führte zuerſt den Weſten in die 
amerikaniſche Politik ein. Norden und Süden theilen ſich fortan nicht mehr unbedingt in die 
Herrſchaft; der Weſten wirft jetzt auch ſein Wort in die Wagſchale, und wohin er ſich neigt, 
dahin fällt die Entſcheidung. So iſt C. perſönlich und ſachlich gerade fo der Repräſentant des 
jungen aufſtrebenden Weſtens, als Webſter bis kurz vor ſeinem Ende der anerkannte Vor— 
kämpfer des Nordens und Calhoun der ſtarre Vertreter des Südens iſt. Im dieſer Weiſe er— 
gänzen die drei Staatsmänner der ſogenannten zweiten Veriode einander. Webſter iſt der 
ſcharfſinnige Ausleger des geſchriebenen Buchſtabens, der gewandte Advocat, der große Mann 
ver kleinen Mittelchen und voll von erborgtem Pathos; Calhoun der nüchterne Verftandes: 
menſch, ein fharfer, namentlich in ber Debatte ſich auszeichnender Denfer, jeder Zoll ein Se: 
nator; C. endlich ein warmer Gefühlsmenſch, ein immer bereiter und beweglicher Agitator 
und brillanter Redner, der alles glaubte, was er fagte. Darum war er au ganz der Mann 
des Volkes, dem alle feine Sympatbien gehörten. Er verftand es, im Gegenfag zu den Dema— 
gegen heutigen Tages, ſich mit unvergleichlicher Gefchiklichfeit an die enlern und beſſern Im— 
pulfe der Maffen zu wenden; feine Offenheit und Wärme nahmen den Hörer gleich von vorn— 
herein für ihn ein. Er gefiel darum auch, felbft wenn er im Unrecht war. Sein ganzer Cha: 
tafter mußte ihm unbedingten perfönlichen Erfolg und Einfluß fihern. Er war ſanguiniſch, 
fühn, verwegen und ſiets voll Selbftvertrauen. Er ſchrak vor feiner Frage, vor feinem Geg— 
ner zurück und zanderte nie mit dem Angriff. Gr ging ſtets offen aufs Ziel los, ohne Schliche 
und Zweideutigfeiten. Selbft fein erbittertfter Feind, Jackſon, nannte ibn einen großmüthi— 
gen Schurken. E. hatte alle Eigenfhaften für einen tüchtigen Barteiführer, Ex war leicht zu: 
gänglich, Vertrauen erweckend und praftifh; dabei aber voll Würde, gefellig, männlich, zu— 
vorfonmend und jeden Augenblick zu den fühnften Schritten bereit. Er wußte wie feiner die 
Schlüffel zu den Herzen der Menichen zu finden und feinen Vortheil zu ergreifen, vergab nie 
feinen PBrincipien und feiner Partei das Mindefte und war von einer Energie befeelt, die gar 
nicht gebeugt oder gebrochen werden konnte. Namentlich verftand ev es meifterhaft, die ge: 
ſchlagene Partei wieder zu fanımeln,, die Hoffnung der Verzweifelnden wieder zu beleben, ven 
Angriff zu führen, als wenn er feines Erfolgs unbedingt fiher wäre, und ftetd das Felt als 
der Ießte zu behaupten. Als er, 72 Jahre alt, 1849 wieder nah MWafhington Fam, arbei: 
tete, ſprach und handelte er voll Frifche und Zuverficht wie ein Jüngling. Sein Enthufias: 
mus, feine ftolge und Eräftige Geftalt, feine fonore volle Stimme zog alle begeiftert und 
willig Hinter ihm ber; e8 konnte fcheinen, als ob zur Beilegung der Streitigkeiten das Volt 
nur auf fein Auftreten auf dem Kampfplatze gewartet hätte. 

&. entwidelte vielen feinen Charakter durch feine Niederlaſſung in einem ganz neuen 
Lande. Eine junge, unerganifirte und freie Gemeinde, wie Kentucky damals war, bietet 
ein unbegrenztes Feld für den Verftand und die Energie des Menfhen. In Birginien, mo 
das Staatsleben fhon ganz georbnet war, wäre es C. ſchwer geworben, jih Bahn zu bre: 
“hen, und jedenfalls unmöglich gemweien, in ven Augen der ariflofratifchen, die SPolitif mo: 
nopslifivenden Familien für mehr als ein Barvenu zu gelten; in Kentucky dagegen lag ihm 
die Bahn offen, er brauchte fie nur zu betreten, und alles paßte ich jeinem Willen, feinen 
Schopferhänden an. Vorurtheile für alte Sufteme und Männer eriftirten va nit. Voller 
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Unternehmungsluſt und Verwegenheit, in der Mitte zwiſchen Reichthum und Armuth, un— 
abhängig und einig in Intereſſen und Anſchauungen, befand ſich dad ganze Volk in einem 
Zuftand primitiver Gleichheit. Die Gewalt der Umſtände macht eine folhe Gemeinde vor- 
zugsweife praktiſch; fie hat noch Feine Zeit für entwidelte Theorien, für verwidelte Princi— 
pienfragen oder philofophifche Ideen. Erſt der fortgeſchrittene Zuftand der Geſellſchaft ent- 
wickelt die Speculation und etbifche oder politifche Principien. Sie fann fih nur um den con= 
ereten Fall, um die Gegenwart und dad Materielle fümmern. Was ihre Mitglieder zu 
thun haben, müflen fie gleih und fo ſchnell ald möglih thun, Überall alfo, wo erft bie 
Wildniß eultivirt werden muß, kommt ed zunächſt nicht auf das Princip, ſondern auf die leg: 
ten Mittel zur Herbeiführung eines geordneten Zuftanded an. Das Princip wird zulegt fein 
Recht beanſpruchen und behaupten; allein es fügt nicht vor Indianereinfällen und den Ele— 
menten. Der weftliche Anfiedler lebt von heute auf morgen, von der Hand in den Mund und er: 
bält ſich durch möglichft praftifche Benugung der Umftände. 

So muß alfo auch der geiftige Lenker und politifche Leiter dieſer Hinderwäldler ihren eige— 
nen Geift und Charakter in fi widerjpiegeln. C. that ed in hohem Grade, und darin lag 
eben feine Stärke und Schwäche — und fie hat fih an vem Mann bitter geräht — daß er 
überall ven augenblidlidy wirkiamen Mafregeln ven Vorrang vor den Principien einräumte, 
und daß er dadurch, wenn er aud für ven Augenblid nügte und fernern Gonflicten vorbeugte, 
doch den Streit nur in feinen Auswüchſen, in feiner äußern Erſcheinung, nicht aber in feinem 
innern MWefen jchlichtete. Beweis dafür find feine drei Gompromiffe von 1820, 1832 und 
1850, deren erfted und letztes die läftige und drängende Sflavenfrage nur vertagte. Kaum 
drei Jahre nad dem legten Compromiß brad der Streit mit erneuerter Grbitterung wieder 
aus und ift noch nicht gefchlichtet (1858). E.’8 Bedeutung, fo groß jie zu feinen Lebzei— 
ten auch war — man nannte ihn „the prince of the Senate” — hörte darum auch mit 
feinem Tode auf. Sein Name wird in der amerifaniichen Geſchichte fortleben; feine Tha— 
ten und Werke werden jedoch bald vergeflen fein. Wie mächtig aber C. auf feine Zeitge: 
noffen einwirkte, gebt am beften aus dem Umftande hervor, daß unſer größter Staatömann, 
Hr. von Stein, vom Glanze des amerifanifhen Redners angezogen, einmal deſſen Adoptiv: 
ftaat, Kentucky, zu feiner Heimat zu mahen gedachte, ald Napoleon auf dem Gipfel jeiner 
Macht jtand und für den deutichen Batrioten die Ausſicht auf die Erhebung des Volks no in 
weiter Ferne lag. 8. Rapp. 

Cölibat, ſ. Ehelofigkeit. 

Eolleeten, Eollectiven. Sofern unter dem Namen Gollecten früher häufig die Steuern 
verftanden werden, find darüber die Art. Beeten und Steuern nachzuſehen. Man verftebt 
aber auch unter Gollectiren das Einſammeln von freiwilligen Beiträgen für gewiſſe Zwecke, 
in&befondere auch für wohlthätige Zwede. Nicht ſelten verbieten befondere Landesgeſetze das 
Gollectiren ohne befondere Staatderlaubniß, um Misbräuche zu verhüten. Sofern nun bejon= 
dere Gründe zu ſolchen Verboten vorhanden find, wie für das Verbot des Gollectirend für ver: 
derbliche Lotterien, in&befondere für auswärtige, fo wollen wir dagegen nichts einwenden. 
Außerdem aber möchte ein allgemeines Verbot für ſolches Gollectiren durch öffentlide Blätter 
oder perjönlid nur dem Syftem der Bevormundung der Bürger ald unmündiger Kinder ange: 
hören und der vespotifchen Ausſchließung jeder freien Beftrebung der Bürger für ihre befonvdern 
erlaubten Zwede, für den Ausdruck und die Bethätigung ihrer freien Überzeugungen und 
namentlich auch ihrer wohlthätigen oder auch der politifchen Freiheit günftigen Gefinnungen. Es 
möchte eine ſchwer zu redhtfertigende Beſchränkung zugleich der Eigenthums- und der perfön: 
lien, der moraliſchen und politifhen Freiheit fein. Sind nun diefe Güter und ihre freie Be: 
nugung nicht auch etwas werth? Was würde wol ein freier Brite zu einem folden Verbote ſa— 
gen? Das verfteht ſich freilich von felbit, daß der Staat feine Betrügereien, 5. B. Fein betrüg- 
liches Gollectiren für Abgebrannte, die nicht abgebrannt find, zu dulden braudt. Aber etwas 
anderes ift Beftrafung wirklicher Betrügereien oder Unterfagung einer Begünftigung offenbarer 
Geſetzwidrigkeiten und wachſame Aufjicht Dagegen, etwas andereö ein zum voraus die Freiheit 
alfer Bürger felbft oft in ihren ebelften Beſtrebungen lähmendes geſetzliches Verbot. Wer 
Sinn und Achtung für die natürlihen und politifhen Rechte freier Bürger und freier Männer 
hat, und wer ed weiß, wie hundertmal fie ed verſchmähen, ſich erft befondere Staatserlaubniſſe 
für natürliche freie Beftrebungen zu erbitten, und welchen Bedenklichkeiten und Schwierigkeiten 
folde Erlaubniſſe ſelbſt unterliegen, wird fich nur gegen jede Bevormundung diefer Art er: 
Hären müffen. MWelder. 
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Eollegium, Unter Eollegien verftanden die Römer gewiſſe Innungen und Corporatio⸗ 
nen, befonders auch religiöfe, im welcher Bedeutung auch in der hriftlichen Kirche jich der Aus: 
drud erhielt. Auch bildete fi der Ausdruck Gollegialfyftem für diejenige Theorie über das Ver— 
hältniß der Kirche zum Staat, welde beide Vereine als felbftändig nebeneinander ftellt, im 
Gegenſatze gegen das falſche hierarchiſche Syſtem, meldes den Staat der Kirchengewalt unmit- 
telbar unterorbnet, und gegen dad Territorialfyftem, welches die Kirche gänzlich dem Staate 
unterwirft, Hiervon muß in den Artifeln über Hierarchie und Kirchenſtaatsrecht gehandelt wers 
den. Hier reden wir nur von Gollegien in der heutigen gewöhnlichen, auf die innere Berwal- 
tung der Staatdangelegenbeiten bezüglichen Bedeutung. In diefem Sinne nennt man Gollegien 
ſolche öffentliche Verwaltungsſtellen, melde aus einer moralifhen Verſon beftehen, ſodaß 
mehrere Iheilnehmer an dem Verwaltungsgefhäft vaflelbe als eine moraliſche Perſon ver: 
walten, alfo durch gemeinfhaftlihe Berathung und durch Befchlüffe, die nad) Stimmenmehr: 
beit, zumeilen und ausnahmöweife auch durch Stimmeneinhelligfeit gefaßt iherben. Eine Or: 
ganifation ver Verwaltung, bei welder der Regel nad) die Behörben aus Collegien beftehen, 
nennt man das Gollegialfyftem. Den Gegenſatz hiervon bildet das bureaufratifche Syſtem der 
Verwaltung (. hierüber Bureaufratie), 

Bei freien Nationen und namentlich bei den germaniſchen herrfchte in der Negel das reprä- 
jentativscollegialiihe Syftem vor. Von der Gemeinde oder Defanie, von der Gent, fpäter dem 
Kirchfpiel oder Amt, dem Gau und dem Herzogthum oder der Provinz bis hinauf zu Kaifer 
und Reich wurden die Nechtöpflege und die übrige Verwaltung regelmäßig fo gehandhabt, daß 
zwar der Kaifer oder ein Öffentliher Beamter eine Präfivial- und Directorialgewalt ausübten, 
daß aber unter deren Leitung einem Collegium, großentheild aus den Verwalteten oder ihren 
Vertretern beftehend, Berathung und Schlußfaſſung zuftand. Und natürli konnten hierbei 
auch die Berwalteten Hülfe gegen verlegende Beihlüffe fuhen und die Verwaltungsbeamten 
verantwortlich machen. Dazu fand theils ein regelmäßiger Inftangenzug oder ein Beſchwerde— 
recht über die Entjheidungen der untern Stellen bei den obern ftatt, theils hatte namentlich 
Karlder Große noch bejonderd, um die Geltendmachung diefer Verantwortlichfeit und die Be— 
ftrafung der Berlegungen durch Die Beamten zu erleichtern, das Inftitut der Föniglichen Send: 
grafen erfunden, welche die Provinzen bereiften und in den Öffentlihen VBerfammlungen die 
Klagen gegen die Beamten vernahmen, unterſuchten und ihre Wilffürlickeiten und Vergeben 
durch das Volkögericht oder die Anzeige beim Kaifer zur Strafe braten. Gegen Willkür des 
Kaiferd dagegen waren die lebenslänglid ernannten Beamten geſchützt. Bekannt ift ed, daß vie 
chriſtliche Kirche, wie befonders auch Walafrid Strabo hervorhebt, nachdem fie früher als 
Staatskirche im despotiſchen römifchen Reiche zum Theil die despotiſchen römifchen Verwal: 
tungseinrichtungen angenommen hatte, in ven freien germanifchen Völfern ihren Verwaltungs 
organismus ganz jenem freien germanifcen nachbildete, welches aud den chriſtlichen Grund— 
lehren und der erften hriftliden Kirche entſprach. Durch die Hierarchie aber erhielt jie freilich 
wiederum despotiſche Formen. 

Den reinen Gegenfaß dieſes repräfentativen, collegialiſchen Syſtems der Germanen bilden 
die orientalifchen Berwaltungseinrichtungen. Hier wurden und werden noch von dem Sultan 
und Bezier und Pafcha herab bis zum unterften Beamten die Beſchlüſſe regelmäßig von einem 
einzigen Beamten gefaßt und nad feinem Befehl verwaltet. Auch findet eine eigentliche 
BVerantwortlichkeit der Beamten nur gegen die Vorgefegten oder nur infoweit ftatt, als dieſe 
ſich durch Nichtbefolgung ihrer Befehle verlegt fühlen. Es findet mithin auch kein Inftangenzug 
ftatt. An eine feſte, gefeglich geficherte Stellung diefer Beamten denkt man dort natürlich eben= 
falls nicht. Soweit es noch mit einiger Schonung der Refte der Formen der Freiheit verein- 
barlih war und mit Ausnahme der collegialifhen Organifation aller Gerihtshöfe und des 
Geſchworenengerichts, hatte befanntlih Napoleon in Frankreich dieſes orientalifche autofratifch- 
bureaufratifche Syftem durchgeführt und felbft dad Princip der Verantwortlichfeit der Beamten 
gegen die Bürger aufgehoben, indem Fein Beamter ohne Regierungserlaubniß von den Bür— 
gern wegen Verlegungen durch feine Amtshandlungen belangt werben durfte, während umges 
kehrt alle Verwaltungsbeamten gegen Willkür des Kaiſers durchaus feine geficherte Stel- 
lung hatten. 

Im despotifchen Staat ift das Grundgefeg nicht die fouveräne Herrſchaft eines objectiven, 
allgemein anerfannten Rechtsgeſetzes, fondern der Wille und Genuß des Despoten und ihre 
moͤglichſt ſchnelle Befriedigung, und ſoweit diefe es geftatten, Wille und Genuß der Mächtigen 
oder der Veziere und Satrapen und fo ftufenmweife herunter. Das Grunpprincip der Vollzie⸗ 
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hung der höhern Befehle für Die Untergebenen aber tft Sinnlichkeit und Furcht und durch ſie 
beftimmmter blinder Gehorfam. Ebenfo wenig als ein auf dem gemeinfhaftlihen Geſellſchafts 
willen berubenves objectives, allgemeines feſtes Geſetz, haben bier die Negierung und bie 
Beamten objective heilige Nechtdanfprüche ver Negierten zu achten. Es gibt aljo bier auf feine 
Nothwendigkeit einer moͤglichſt forgfältigen und geeigneten Berathung jeden Beſchluſſet ver 
Berwaltung, daß jie moͤglichſt jenen allgemeinen objertiven Geſetzen und Rechten entipreden. 
Es befleht Hier auch nicht fo wie im Rechtsſtaat dad Grundprincip der Befolgung aller öfen:: 
lien Maßregeln in der freien Achtung ber Grundgeſetze, des allgemeinen freien Volkswillen 
und der ihm entſprechenden Maßregeln. Hiernach ſchon iſt es wol klar, daß im allgemeiner 
dad repräfentativ⸗collegialiſche Syſtem dem Rechtsſtaate, das autokratiſche und bureaukratühe 
Syſtem dagegen der Despotie entſpricht. 

Je mehr übrigens in repräſentativer Weiſe die Mitberathung und Controle freier, ſelbſtan— 
diger Bürger und die Verantwortlichkeit aller Regierungshandlungen auch gegen fie verbürg: 
find, um jo eher fann dann bei den Staatsbeamten im engern Sinne eine collegialiſche Orga 
nifation da nacdhgelaffen werden, wo etwa die Vortheile einer nicht collegialifhen Ginrigtung 
überwiegen follten. Es müſſen daher zunächſt in Beziehung auf die Organifation blos der 
Staatöbeamten im engeru Sinne die Vortheile und Nachtheile der collegialen Einrichtung ge: 
prüft werden. 

Die collegiale Geſchäftsbehandlung hat den Hauptvortheil, daß je individuelle, ſubiectire 
Ginfeitigfeit, übereilung, Willkür und Gewalt mehr ausſchließt und eine vielfeitigere, teilen 
Erwägung, eine befonnenere, beffer controlirte, Eurz eine mehr dem objectiven Natiomalgejet 
und Recht entſprechende Schluffaffung verjpriht. Mehrere Mitgliever eines Gollegiums haben 
verfchiedene, zum Theil enigegengefegte invivivuelle Standpunfte und Anſichten. Sie haben 
nicht fo leicht alle dieſelbe vorgefaßte leidenſchaftliche Auſicht, decken alfo die Blöpen und Geſetz 
widrigkeiten der Anfichten eined einzelnen Referenten auf, verhindern ihn durch ihre Conttole 
daß er jich dieſen Ginfeitigfeiten überläßt, find auch ſchwerer beitehlih und haben zulegt nur 
das allgemeine objective Gefeg und Recht zum gemeinfchaftlihen Bereinigungspunft. Une 
wenn zumal nicht gänzlich und für immer ihre Verhandlungen ver Kenntnip ihres Volts enge - 
gen bleiben, jo liegt e8 in der Natur dev Sache, daß, wenn auch geheime Neigungen die 
Mehrzahl ver Collegiumsmitglieder für fih allein auf ven unrechten Weg hinziehen würden, fie 
dennoch den Grundfägen der Ehre und Pflicht, welche auch nur von einem Mitgliede ofen um 
£räftig geltend gemacht werden, nicht leicht widerfteben. Auch behalten fie aldvann feine Ent 
fhuldigung für das Verfehrte übrig. Es bilden fich zugleich in den Gollegien dem objectisen, 
allgemein erfennbaren, feſten Rechtszuſtand entjprechende fefte Marimen. Und durd aller 
diefed genießen die Gollegien größeres Zutrauen, höhere Achtung, und freie Bürger füger 
fich leichter und williger ihren Beichlüffen, jelbit va, wo fie ihnen unangenehm find. 

Gegen diejen weſentlichen Hauptvortheil der collegialen Einrichtung, der im allgemeinen 
fiher die beifere, dem Nectöftaat entſprechendere Geihäftsbebandlung verbürgt, führt mar 
denn ald Nachtheile fürs erite das an, daß durd die Verwaltung von Ginzelbeamten die Re 
gierungsgeichäfte für die Gentralgewalt erleichtert, dap Geld und Zeit und Kraft eripart wur: 
den, Die Fehler bei der ſchlechten Verwaltung aber können leicht in jeder Hinſicht ungleis 
theuerer zu fleben kommen. Auch ein zweiter dem Collegialſyſtem vorgeworfener Nachtheil 
daß in Collegien Schtendrian, zu viele Schreiberei und geifttödtende Formen, oft auch ein cin 
feitiger Ginfluß des Referenten fiegten, entſcheldet nichts, weil alle dieſe Nachtheile durch zur 
Einrihtung, Aufficht und, ſoweit fie hier möglich ift, auch durch Die Gontrole der öffentlicher 
Meinung befiegt werden können. Ein dritter Nachtheil ſoll in der bei Gollegien ſchweret au 
handhabenden Berantwortlichkeit beftehen, weshalb man namentlid oft vom Standpunkte der 
Berantwortlihkeit ver Minifter aus die Nothwendigkeit uncollegialer und vorzüglich auch wil 
Fürtich entlaßbarer Unterbeamten behauptet. Aber es jcheint bei der Vorſchützung viefer Ber 
antwortlichfeit entweder viel Misverſtändniß oder viel Fuge Täuſchung mit unterzulaufen 
Abgefehen davon, daß dieſe Verantwortlichkeit in den meiften Staaten wol noch nicht vielen 
Miniftern unruhige Nächte verurfachte, fo iſt ja ihr Sinn gar nit der, die Minifter für etwar 
andered verantwortlich zu machen als für das, was fie den beftehenden Verhältniffen nad ſelbi 
durch eigene Nachläfjigkeit oder böfe Abſicht verfchuldeten. Somwenig man den Binanzminifte 
für jeden Receß der Kaffenverwalter des Landes verantwortlich macht, fowenig wird jeman 
daran venfen, einen Minifter für die etwaigen nachtheiligen Folgen verantwortlich zu machen 
die blos aus der Unentlaßbarkeit ober der gefickerten Stellung und aus der collegialen Ginus- 
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tung feiner Unterbehörden entftehen. Übertwiegen alfo nur die Vortheile dieſer Einrichtung an 
fih, To kann die Verantwortlichkeit der Minifter gar nichts daran ändern. Anders wäre es, 
wenn bie collegialen Beamten ſelbſt auf bevenklihe Weife aller Verantwortlichkeit entgingen. 
Das ift aber keineswegs der Fall. Beitehung und treulofer, böfer Wille kommen umgekehrt 
gerade bei einzelnen Beamten viel ſchwerer zu Tage als bei halbwege gut bejegten und gut con- 
trolirten Gollegien, und eine gute Aufjicht kann e8 bewirken, daß aud bei Nachläſſigkeit und 
Ungeſchicklichkeit von eollegialifhen Beamten der Schuldige ſich nicht hinter die Gollegen ver: 
ftefen und daß er von den Motiven der Ehre und Scham, des Wetteifers u. ſ. w. ebenfo gut 
erreicht werden kann ald ver oft fern von aller höhern oder gleichen controlirenden Autorität 
ſtehende Ginzelbeamte. Für die Miniflerverantwortlichfeit ift nur fo viel nöthig, daß für dag, 
was jeder Minifter in feinem Departement verfügt und voflzieht, jedesmal er durch feine Unter: 
jchrift verantwortlich wird, und daß bei allgemeinen, im Minifterrath (Geheimen Rath, Staats: 
minifterium u. |. w.) beichlojfenen Mapregeln immer beftimmte Minifter, einer, mehrere oder 
alle, unterzeichnen und durch diefe Unterzeichnung verantwortlich werden. Gin vierter und ein 
wirfliher Vorzug der Einzelbeamten vor den Gollegien ift allerdings ver, daß die Geſchäfts— 
behandlung und Bollziehung höherer Befehle durch Einzelbeamte ſchneller, energifcher, gleich: 
mäßiger und durch leichtere Beweglichkeit ver ganzen Behörde und ihr Selbftiehen und Selbit: 
hören an Ort und Stelle den augenblicklichen und individuellen Umftänvden entjpreddender fein 
kann. Und diejer Vorzug Fann für gewiſſe Verhältniffe, z. B. für ven Dienft des artiven 
Kriegsheers oder für gewille Polizeigefhäfte, die Vortheile ver collegialen Ginrihtung aller: 
dings überwiegen. Doch muß diefe legtere die allgemeine Negel bleiben für den Rechtsſtaat, 
vollends für alle Arten ver Ausübung der Gerichtsbarkeit, und nie dürfen die obenerwähnten 
deöpotifchen Seiten eines autokratiſchen Bureauſyſtems, 3. B. Unverantwortlichfeit gegen die 
Bürger und ihre Nepräfentanten und Schuglofigfeit der Beamten gegen höhere Willkür, 
eintreten. 

Übrigens haben Beamtencollegien und ihre Mitglieder die Rechte und Pflichten nicht ver 
Sorietätögenoffen, jondern der moraliihen Perfonen und ihrer Mitglieder. Nur jind für jie 
die verfaffungsmäßigen Staatögefege für ihre Amtöpflichten ald unabänderlihe Statuten anzu: 
ſehen. Die Rechte der Mitglieder find an ſich gleich, und auch die Präfivial: oder Directorial: 
gemalt begründet nur einen Borzug unter Gleichen, feine Obergewalt. Das Recht, ji durch 
Ausführung ihrer Sefondern Gegengründe (Separatvota) gegen die wenigſtens moraliſche 
Berantwortlickeit eines Mehrheitsbeſchluſſes zu ſchützen, ſteht jedem Mitgliede zu. — Die Lite: 
ratur ſ. in Klüber's „Offentliches Recht“, $. 343. Melder. 

Eollifion der Gefege und Rechte. (Hypothetiſch und abjolut gebietende 
Geſetze.) Unter Eollifion verfteht man ein ſolches Zufammenftoßen oder Zufammentreffen ver= 
ſchiedener Kräfte, daß beide nicht zugleich wirkfjam fein können, jondern eine der andern weichen 
muß; wiez. B. wenn ein Gefeg eine bejtinmte Handlung verbietet und ein anderes dieſelbe 
Handlung erlaubt. Bei der großen Menge und Verfchiedenartigfeit unferer Gefege, unferer 
ältern und neuern römiſchen, deutichen und Fanonifhen, unferer Reichs- oder Bundes- und 
Landes, Provinz: und Ortögejege, find ſolche Gollifionen der Geſetze und der durd fie be- 
gründeten Rechte leider etwas ſehr Häufiges. Man pflegt nun nad einzelnen gelegentlichen ge: 
jeglichen Entfheidungen folder Collifionen, vorzüglid im Römiſchen und Kanoniſchen Recht, 
eine große Neihe zum Theil einfeitiger und fich ſelbſt widerſprechender Negeln für diefelben auf: 
zuftellen. Die Hauptface ift auch bier wie in allen Lehren über das Geſetz, daß man vor allem 
von dem wahren gefepgeberiichen Willen als dem Weſen des Gejeges und von der Ausdehnung 
der gefeglichen Kraft des gejeßgeberifchen Willens ausgehe und danad die Negeln zu bilden 
ſuche. Im dieſer Beziehung muß man nun vor allen Dingen die abjolut gebietenden und die 
hupotbetifch gebietenden Geſetze unterſcheiden. Abfolut gebietende Gejege find ſolche Beflimmun- 
gen, welche vie höchſte gefellichaftlihe Gewalt eines beftimmten gefellfchaftlichen Lebenskreiſes 
aus Gründen deö allgemeinen Öffentlihen Wohles allen Bürgern und Behörden ald abjolut 
nothwendig erklärte und ihnen ald unbedingte Pflicht vorfchrieb, wie z. B. dad Verbot der 
Vielweiberei. Hypothetiſch gebietende Gefege find folhe, melde nur in der Vorausfegung, 
Hypotheſe, gelten follen, daß die Bürger ſich nicht felbft ihren Verhältniffen angemefjene Be- 
ſtimmungen zur Regulirung beftimmter Verhältniffe begründen, welche alfo nur bei dem Man: 

gel folder Beftimmungen die Rechtsungewißheit aufzuheben und eine gleihförmige und im 
allgemeinen paßliche Entfheivung der Behörden und indbefondere auch der Gerichte zu bewir— 
fen beſtimmt find. So it z B. die Beftimmung, daß es bei ſtillſchweigender Bortfegung einer 
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abgelaufenen Miethe fo angefehen werden ſoll, als hätten die Parteien die Miethe noch einmal 
auf die ganze früher beſtimmte Zeit erneuert, ſofern durch Vertrag oder Ortsgewohnheit nichts 
anderes beſtimmt iſt, ein hypothetiſches Geſetz. Bei weitem der größere Theil der Privatrechts⸗ 
beſtimmungen und ſelbſt ein, wenn auch verhaͤltnißmäßig nur kleinerer Theil der Beſtimmungen 

in ben öͤffentlichen Rechtsverhältniſſen iſt hypothetiſcher Natur in jeder wahrhaft die Freißeit 

achtenden Gefeggebung. Jede politifche Gewalt muß, foweit nicht dad Gejammtinterefle gebir- 

terifch das Gegentheil heiſcht, ven einzelnen Bürgern, Gemeinden, Städten, Provinzen um 
Bundesländern die Freiheit laffen, nad ihren befondern Überzeugungen, Bedürfniſſen, Ber- 
bältniffen in ihren Kreifen die gejellfhaftlihen Angelegenheiten zu orbnen. So überließ es 
3. B. das allgemeine Reichsgeſetz der Carolina (j. oben S. 368) bei einer großen Reihe von Be: 
fimmungen, die fie hiernach blos für hypothetiſch erflärte, den einzelnen Landesgeſetzgebun— 
gen, andere ihnen zweckmäßig ſcheinende Beftimmungen zu befolgen oder zu begründen, wäh: 
rend fie bei andern, alfo abfolut gebietenden Beftimmungen jede frühere ober jpätere entgegen- 
ftehende landeögefegliche Beftimmung für ungültig erklärte. 

Diefed vorausgefeßt, laſſen fih nun zur Schlihtung der Gollifionen wiberftreitender 
Geſetze und der durch fie begründeten Rechte und Verbindlichkeiten folgende Gauptregeln 
aufftellen. 

1 Alle abfolut gebietenden Geſetze gehen ſtets den blos hypothetiſch gebietenden vor. Dieies 
folgt unmittelbar aus dem gejeglihen Sinn und Willen diefer Grfege jelbft. 

I. Bon den abfolut gebietenden Gejegen geht ftetd das allgemeinere oder von der allge: 
meinern und höhern gefellihaftlihen Gewalt ausgehende dem fpeciellern oder untergeorbneten 
abfoluten oder hypothetifchen Gejeg vor. So ging aljo früher das abjolute Reichsgeſetz dem 
Landeögefeg vor. Das abjolute Landesgeieg geht dem Provinzialgefeg, das Provinzialgeieg 
dem Ortsgeſetz, diefed der autonomifchen und Privatvertragsbeftimmung vor. Es folgt dieſes 
unmittelbar aus der Unterordnung der fleinern Geſchäftskreiſe unter die höhere Gewalt der 
größern und aus der Abſicht der von der höhern Gewalt erlaffenen abfolut gebietenden Gefege, 
daß fie um des größern allgemeinen Wohls willen unmeigerlid im ganzen Umfange ihres 
Gebiets befolgt werden. Ob und inwieweit diefes nun aud von den Bundesgeicken in Bes 
ziehung auf die Landesgefege gilt, diefes hängt von der Frage ab, ob der Deutſche Bund ein 
wirfliher Bundesjtaat mit fouveräner, wahrhaft geſetzgebender Gewalt ift und alſo vie volle 
perfönliche Souveränetät der deutſchen Negierungen aufbebt, oder ob er nur ein rein völfer: 
rechtlicher Bundesvertrag fouveräner Staaten ift (ſ. 11, 464 fg. und unter Deutſcher Bund). 
Im legtern Falle ift es das völlig Angemeffene, daß die Bundesgefege, ſoweit fie auf landes- 
verfaffungsmäßigem Wege gültige Landesgejege geworben jind, lediglich als ſolche gelten, fonft 
aber nur nad der Glaufel in den einzelnen Yändern zur Anwendung fommen, welche ;. ®. 
Baiern bei der Publication der Karlsbader Beſchlüſſe ausdrücklich hinzufügte, „ſoweit fie nam: 
lich nit mit dem Landesverfaſſungsrecht (den verfaflungsmäßigen abfolut gebietenden Lande: 
geſetzen) im Widerſpruche ſtehen“. 

III. Bei der Colliſion von blos hypothetiſch gebietenden Geſetzen unter ſich gilt eine gerade 
umgekehrte Rangordnung. Der beſondere Vertrag geht hier dem Ortsgeſetz, dieſes dem Pro: 
vinzial-, dieſes dem Landesgeſetz und dieſes wiederum dem Reichs- uno Bundesrecht vor. 
Dieſes bezeichnet das deutſche Rechtsſprichwort: „Stadtrecht bricht Landrecht, Landreöt 
bricht gemein Recht.“ Daſſelbe könnte in Deutſchland um fo mehr allgemein, freilich nad II 
immer noch zu allgemein, ausgedrüdt werben, weil, bei der großen Achtung der Deut: 
Der für die autonomifche Freiheit der Bürger, die allermeiften Gefege nur hypothetiſche Ge— 
ege waren. \ 

IV. Wenn gleich allgemeine abfolut gebietende Gefege unter ji colliviren und ebenfo bei ver 
Eollijion gleich allgemeiner oder gleich ftarfer hypothetiſcher Gefege unter ſich, geben die ein: 
heimiſchen Gejege den nur zur Aushülfe (oder in subsidium) aufgenommenen fremden, na: 
mentlich römifchen oder kanoniſchen Gefegen vor. Auch dieſes folgt wiederum aus der geiek: 
lichen Abſicht, daß legtere nur für ven Fall gelten follten, wenn es an einheimiſchen Nedtite: 
flimmungen fehlte. 

V. Nad dem hiftorifhen Sinn der Aufnahme des Kanoniſchen und Nömiihen Rechts gebt 
in der Regel oder bis befondere Ausnahmen nachgewieſen werden, das Kanoniſche Recht dem 
Römifchen vor. 

VI. Wenn glei allgemeine abfolut gebietende und nad) IV und V dem hiſtoriſchen Ur— 
fprunge nach gleich ftarfe Gejege miteinander in Gollifion fommen und ebenfalls bei einer Eol- 
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lifion gleich allgemeiner abſolut gebietender und dem hiſtoriſchen Urſprunge nach gleicher Geſetze, 
gehen die jüngern, d. h. die ſpäter publicirten Geſetze oder Geſetzſammlungen, den früher 
publicirten oder ältern vor. Dieſe Regel folgt von ſelbſt daraus, daß durch das neuere Geſetz, 
welches einem ältern wiberfpricht, ſich der wahre lebendige Pille der Geſetzgebung ausdrückt, 
daß nicht mehr das ältere, ſoweit es widerſpricht, ſondern das neuere gelten ſolle. Aber die 
Geſetzgebung muß die rechtliche Gewalt Haben, dieſes rechtsgültig wollen zu fünnen, und es 
au wirflid wollen. Daher kann diefe Regel vom Vorzug des neuern Rechts nur erft nad) 
jenen frühern Regeln und nur erft mit der angeführten Befchränfung gelten, was man ge: 
möhnlich überficht. 

VI. Bei fonftiger Gleihheit der Geſetze geht im Kolliftonsfalle die Ausnahme von der 
allgemeinern Negel diefer Regel vor, weil es eben die Abſicht des Geſetzgebers war, in diefem 
Balle die Gültigkeit der allgemeinern Negel zu beihränfen. So gebt alfo ein fogenanntes jin- 
guläres Recht, z. DB. eine allgemeine Abweichung von dem gemeinen Net rückſichtlich der 
Bürgfhaften zu Gunften aller Frauen, dem gemeinen Redt vor, und wiederum eine für nur 
individuell beftimmte Perfonen und Sachen gemachte Ausnahme, oder ein Privilegium, dem 
fingulären Recht. Und ganz nad) vemjelben Grundfag muß dann auch wieder ein mehr fingu= 
läres Recht und ein fpecielleres Privilegium dem weniger fingulären und weniger jpeciellen 
vorgehen, 3. B. ein Privilegium des einzelnen Bürgers dem wiberftreitenden Privileg feiner 
ganzen Stadt. 

VII. Ebenſo gehen bei font gleihen Gejegen diejenigen befondern Beflimmungen, die 
nad der verſchiedenen Natur der Rechtsverhältniffe zunächſt für einen befondern Kreis diefer 
Rechtsverhältniſſe gegeben find, denen vor, melde zunächſt für einen andern Kreis berechnet 
waren. Es geben alfo 1) die in Beziehung auf die bleibenden perſönlichen Verhältniffe und 
rechtlichen Eigenſchaften oder PBerfonenrechte der Bürger, z. B. die zur Feſtſetzung ver Zeit der 
Grofjährigkeit gegebenen Beftimmungen (statuta personalia) des Orts, weldem ver Menſch 
zunächſt perfönli angehört, überall andern perfönlichen Statuten vor. Er wird, wo er auch 
vorübergehend fich befinde, überall nad) den perfonenredtlichen Statuten feiner Heimat be: 
urtheilt. 2) Es gelten ebenfo die für die unbeweglichen Sachen eines beftimmten Diftrictö gege— 
benen ſachenrechtlichen Beftimmungen (statuta realia) ftet8 für diefe Sachen, ihre Befiger mö— 
gen fich befinden, wo fie wollen. 3) Auf gleiche Weife endlich gelten die Gefege, welde für die 
in einem beflimmten Diftriet ftattfindenden Gefhäfte und Handlungen die obligationenredht- 
lien Kormen und redtlihen Folgen beftimmen (statuta mixta), für alle Handlungen und 
Gefhäfte in diefem Diftricte, 3. B. für Procefgefhäfte, Contracte. Auch auswärtd wird aljo 
die Frage über die Gültigkeit und die rechtlichen Folgen diefer Gefhäfte nach ven Gefegen des 
Orts, wo fie vorgenommen werden, beurtbeilt. 

Es wäre nit ſchwer, diefe Regeln, welche aus dem wirklichen und rechtsgültigen oder dem 
Umfang der gefeggeberifhen Macht entſprechenden Willen abgeleitet find, auch durch unfere 
pojitiven Gefege gegen die zum Theil abweichenden und verwideltern Regeln, wie fie mit der 
betreffenden Literatur ſich z. B. in Thibaut's Pandekten $. 37, 38 und 86 finden, zu verthei= 
digen und fie nad) ihren olgefägen weiter audzuführen. In flaatsrehtlicher Beziehung jedoch 
ſcheint das Bisherige zu genügen. MW elder. 

Eolufion, Im meitern Sinne verfteht man unter dem Wort Colluſion das auf rechts— 
widrige Täuſchung gerichtete Verabreden. So nennt z. B. das Geſetz (das römische Rechtsbuch) 
ein Berabreden zwifchen dem Bevollmächtigten des Verkäufers und dem Käufer zu dem Zmede, 
um einen zum Nachtheile des Verkäufers gereihenden Vertrag durch Herabprüden des Kauf: 
preifed zu Stande zu bringen, Gollufion. Das Gejeg will, daß ein joldes Handeln Feine 
Rechtsgültigkeit in fich tragen foll, und bebroht jede Colluſion, welche den Eharafter eines be= 
fimmten Vergehens annimmt, mit der demfelben entfpredhenden Strafe. Se trifft ven Sach— 
walter, welder mit dem Gegner feines Glienten colludirt, und ſich jo der Prävarication ſchuldig 
macht, die Strafe diefed Vergehens. 

Im eigentlichen tehnifhen Sinne ift Colluſion ein Verabreden zu dem Zweck, um eine 
wahrheitswidrige Übereinftimmung mehrerer Berfonen, melde ein Intereffe dabei Haben, daß 
die wahre Beſchaffenheit eines Criminalfalls verdeckt bleibe, vor Gericht zu bewirken, und dieſen 
Angaben einen höhern Schein von Wahrheit zu verleihen. Der Beweggrund ſolchen Han— 
delns fann verſchieden fein, Selbftliebe, ver Wunſch des Handelnden, daß um feiner felbjt willen 
die Wahrheit nicht and Licht fomme, Furcht vor dem Angeſchuldigten, deſſen Gharafter von der 
Art ift, daß zu vermuthen ift, eine wahre Ausfage werde ihm zur Rache reizen, Theilnahme für 
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den Angeſchuldigten, welche, wie die Erfahrung lehrt, beſonders rege iſt, wenn es ih von ſoge⸗ 
nannten politifhen Verbrechen handelt !), u. ſ. w. 

Sowie dad Strafverfahren überhaupt auf Erforfhung der Wahrheit der Aniduldigung 
gerichtetift, fo beiteht feine Aufgabe aud) darin, das fern zu halten, was diefem Zwecke entgegen: 
ſtrebi. Da Eollufionen deſſen Erreihung erſchweren oder verhindern, fo war ed in Deutiäland 
herrſchender Grundfag, daß der Unterſuchungsrichter dagegen Mittel anwenden, daß er nament: 
lich wegen Verdachts von Colluſionen zur Haft ſchreiten dürfe. 

Bis zur Zeit, da die peinlihe Gerichtsordnung Karl's V. zu Stande fam, war eine 
ſolche Maßregel für einen ſolchen Zweck unbekannt. Auch dieſem Reihegefege blieb ſie noch 
frenıd. Der Art. 11 deſſelben läßt nur lefen: „Wenn der Gefangenen mehr denn einer ift, ſoll 
man fie voneinander theilen, damit fie jih unwahrhaftiger Sage miteinander nicht vereinigen, 
oder, wie fie ihre That beichönigen wollen , unterreden mögen“, will alfo nur, dag man Collu— 
fionen durch Trennung der wegen Gefahr ver Flucht Verhafteten verhindern ſolle. Indeſſen 
bildete jich in dem Grade, in welchem der Inquifitionsproceß zur Herrſchaft gelangte?) und jich 
die Marime geltend machte, daß der Unterfuhungsrichter in der Anwendung der Mittel zur 
Grreihung des Zwecks der Unterſuchung freie Hand haben müſſe, bei der immermehr finfenden 
Achtung vor der bürgerlichen, vor der perſönlichen Freiheit der Gerichtsgebrauch aus, dap es 
geftattet jei, zur Vermeidung der Golluiion die Verhaftung eintreten zu laffen. Dazu murde 
jene Stelle der Carolina misbraucht, indem man ihr eine jogenannte analoge Anwendung gab. 
Mit dieſem Gerichtsgebrauche hielt die Doctrin nicht gleihen Schritt. In den Schriften ver 
ältern Griminaliften findet jid) kaum eine Spur von dem Injtitute der Haft zur Abhaltung der 
Colluſion. Es ift beachtenswerth, daß es jich erft von da an ausbilvete, ald die Philoſophie 
auch das Gebiet des Strafrechts erobert hatte, vom Ende des vorigen Jahrhunderts an. ?) Die 
Geſetzgebung wurde von diefer Schule beherrſcht. Die preußiſche Criminalordnung geftattete 
im $. 200 dem Richter die Verhaftung, wenn er mit Grund bejorge, dap der Angefhuldigte 
feine Freiheit zur VBerpunfelung der Wahrheit und Erſchwerung der Grreihung des Zwecks ver 
Unterfuhung misbrauchen werde.) Die öfterreichiiche Strafgeſetzgebung vom Jahre 1803 
wollte den Beichulpigten nur dann mit ver Verhaftung verfchont wiffen, wenn es ich von einem 
Delict handle, welches nad dem Geſetze höchſtens eine einjährige Strafe nad) ſich ziehen könne, 
derſelbe eine befannte Berfon von unbeſcholtenem Rufe fei, und nicht zu beforgen wäre, er werde 
entfliehen oder jeine Freiheit zur Erſchwerung der Unterfuhung benugen.d) Das bairijhe 
Strafgejegbud vom Jahre 1813, das unbedingt Verhaftung verhängte, wenn das den Gegeu— 
ftand der Anſchuldigung bildende Verbrechen mit Todes-, Ketten oder Zuchthausſtrafe bedroht 
it, verfügte, vaß bei geringern Verbrechen gegen Perſonen, welde innerhalb des Landes ihren 
MWohnfig hätten, und weder dur hinreichenden Befig liegender Gründe, noch Durd ordentliches 
dteteö Gewerbe, oder Anftellung im Staatsdienſte angeſeſſen jeien, Die Maßregel ver Verhaftung 
gerichtet werden fünne, rechnet aber zu ven Fällen der Statthaftigkeit verjelben nicht die Gefahr 
der Gollufion. Dagegen durften „bei Unterfuchung über Räuber- oder Diebesbanden und an: 
dere dergleichen verbrecheriſche Complots oder Banden alle, die mit den Verbrechern in Ver: 
bindung geftanden haben und welde eine Gollufion mit den Übelthätern befürchten laſſen, pro: 
viforiih verhaftet werden.” 6) Der im Jahre 1831 den Ständen vorgelegte Entwurf einer 
Strafproceßordnung verbannte die Gollufionshaft. Auch die Strafproceforpnung für das 
Königreih Würteniberg vom Jahre 1843, welde im Art. 150 veroronete, dad bei Verbrechen, 
welche mit Zuchthaus oder noch höherer Strafe bedroht jeien, die Haft unvermeidlich fei, über: 
ließ es im Art. 151 für die fonftigen Bälle dem Ermeſſen deö Gerichts, zu entſchelden, ob auch 
„nach der Lage der Sache die Vereitelung des Zwecks der Unterfuhung duch Verabredung mit 
Zeugen oder Mitfhuldigen zu fürchten” fei, wenn die Haft unterbleibe, machte jedoch den Vor: 


Pr ra Actenmäßige Darftellung des gerichtlichen Berfahrens gegen Weidig (Darmitadt 1844), 
S. g. 

2) Der Art, Anklage in Bo, 1 dieſes Werks, ©. 561 fg. 

3) Grolmann, Feuerbady, Tittmann u, ſ. w. 

4) Fürftenthal, Lehrbuch des preußifchen Civil: uud Criminalproceſſes (Königsberg 1827), I, 256 
— 288; Abegg, Lehrbuch des gemeinen Briminalproceffes mit befonderer Derüdfichtignng bes preußi: 
fchen Rechts (Königsberg 1883), $. 79: Verhaftung. 

5) Borſchitzky, Handbuch des Dfterreichifchen Geſetzes über Verbrechen (Prag 1816), S. 308 u. 309. 
R — ge Gennbjüge des deutſchen und befonders bairifchen Briminalprorefies (Erlangen 1826), 

: 60, S. 98 u. 99, 
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behalt, va dieje nur dann angewandt werden jolle, wenn von dem Haus- oder Ortsarreſt, dev 
Beihlagnahme der Päfle over der Verſetzung unter beſondere polizeiliche Aufficht die Erreichung 
des Zwecks nit zu erwarten, daß hierbei auch forgfältig zu prüfen fei, ob den Angeſchuldigten 
ſchon durch die Berhängung der Haft oder deren Dauer ein mit der ſcheinbaren Verſchuldung 
im Misverhältniffe ſtehendes Übel treffe. Der Art. 177 hob noch hervor, daß Befreiung von 
der Haft gegen Sicherheitsleiſtung unftatthaft fei, wenn von den Verdächtigen „neue Störung 
des Zwecks der Unterſuchung durch Verkehr mit andern zu beſorgen“ fei. 

Der Strafproceforbnung für das Großherzogthum Baden vom Jahre 1845 war die Anz 
gabe eined Örundes fremd, aus dem der Nichter oder Nechtspolizeibeamte ſchlechthin genöthigt 
wäre, den Verdächtigen zu verbaften, gab nur die Gründe an, die Dazu ermächtigten. Der Un: 
terfuchungsrichter habe (Art. 174) diefe Befugniß, aufer der Gefahr der Flucht, „bei Verbre- 
hen, die wenigftend Kreisgefängniß nach ih ziehen fönnen, wenn nad) den Umſtänden des Falles 
zu beforgen ſteht, daß der Angeſchuldigte durch Verabredung mit jeinen Mitſchuldigen oder durch 
Bernitung der Spuren des Verbrechens die Unterfuhung vereiteln oder erihweren werde‘, 
Dictirt von dem Beſtreben Gollufionen zu vermeiden, ift der Art. 182. Er jprah aus: „Wenn 
bei einen Aufruhr oder bei einer mit Verübung eines fchweren Verbrechens ftattgefundenen 
Schlägerei die Schuldigen nicht gleich bald ausgemittelt werden Fönnen, ſo iſt der Unterſuchungs— 
richter befugt, alle, weldye dem Vorgang anwohnten und von dem Verdacht ver Theilnahme 
nicht völlig frei find, einftweilen feſtnehmen zu laſſen“, fügte indeflen hinzu: „Er darf jle jedoch, 
ſofern ſich ihm Schulolofigkeit nicht Früher ergibt, längſtens 48 Stunden in Gewahrfam behal— 
ten, die ausgenommen, welche bis dahin in ſolchem Grade verdächtig geworden find, daß fie nach 
anderweiten Beilimmungen der Verhaftung unterliegen.” Das Intereife der Unterfuhung 
fordert bier dringend ein ſolches Cingreifen.?) 

68 fehlte nit an Eifrigen, welche ven Geſetzgeber vorſchlugen, auch Zeugen ver Colluſions— 
haft zu unterwerfen. So madte z. B. der bairiihe Appellationsgerichtspräfivent Graf von 
Lamberg in jeiner Schrift „Entwurf zum öffentlichen Gerichtöverfahren in peinlihen Sachen“ 
(Sulzbady 1821) den Vorſchlag, einen Sicherbeitöverwalter zu betellen, dem zur Verhinde: 
rung von Verbindungen ver Zeugen oder Indicirten alle möglihen Mittel, ja jelbft nöthigen— 
falls proviſoriſche Haft der Zeugen zu Gebote ftehen-jollten.®) Ja jelbit ver Gerechtigkeitspflege 
waren ſolche Theorien nicht fremd. So theilt 3. B. Higig in den ‚„„Aunalen ver Criminal: 
rechtspflege“, XII, 353— 364, einen Strafredhtöfall mit, deſſen Darftellung einen Unter: 
juhungsrichter zeigt, welcher ſich nicht bedachte, und fich durd den Art. 23 des Staatsgrund— 
geſetzes des Großherzogthums Heften: „Die Freibeit der Perſon ift feiner Beſchränkung unter: 
worfen, al& welche Recht und Geſetz beſtimmen“, ſowie durd den Art.33 deſſelben: „Kein Heſſe 
darf anders ald in den durch das Recht und das Geſetz beitimmten Fällen und Formen verhaftet 
werden‘, nicht abhalten ließ, neue Zeugen zur Verhinderung möglicher Gollufion 17 Tage 
lang in Haft zu halten, und, als der vorgejegte Gerichtshof durd ein Gefuh um Gewährung 
einer Entſchädigung für das durch dieſe Detention dem Staate gebrachte Opfer, das unerhört 
blieb, von einem ſolchen Verfahren Kenntniß erhielt, nicht einmal einen Tadel davontrug.?) 
Wie indeſſen aus Obigem fhon hervorgeht, konnte ſich doch der Geſetzgeber nicht entſchließen, ſo 
weit vorzugehen. u 

Das Jahr 1848 trug den altersſchwachen Ingquifitionsprocep mit feinen Gefolge zu Grabe 
und führte zur Berathung der Grundrechte des deutfchen Volks im Schofe ver verfaflung- 
gebenden Neihäverfammlung. Der $. 8 verfelben handelt von der Unterſuchungshaft, ſchweigt 


7) Thilo, Strafprocefordnung für das Großherzogthum Baden u. ſ. w., mit ven Motiven der Regie 
rung und den Refultaten der Ständeverhandlungen im Zufammenhange dargeftellt (Karlsruhe 1845), 
S. 126 fg.; Beiträge zur Erläuterung der neuen Strafgefeßgebung im Großherzogthum Baden, ber: 
ausgegeben von W. Brauer und Dr. E. von ir (Freiburg 1847), Bd. 1, Nr. V: Die Unter: 
ſuchungshaft, von W. Brauer (S. 131—155), ©. 140—142. 

8) Mittermaier's DBeurtheilung diefer Schrift im Bo. 6 des Neuen Archivs des Griminalrechte, 
S. 328 fg. 

9) Boyp ‚ Mittheilungen aus den Materialien der Gefepgebung und Rechtspflege des Großherzog 
thums Hefien (Thl. 5, Darmftadt 1831): II. Darf ein Unterfuchungsrichter für den Zwed der Unter 
ſuchung, 3. B. zur Vermeidung von Eollufionen, einen Staatsbürger, welcher als Zeuge erfcheint, de: 
tiniren? H. K. Hofmann, Beiträge zur Erörterung vaterländifcher Angelegenheiten (Bd. 1, Damnftadt 
1831): V. Die perfönliche Freiheit der Staatsbürger im Großherzogthum Heffen in der Theorie und 
in der Praxis, ©. 52—56. 
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aber von derſelben, infoweit ſie Mittel zur Verhinderung der Collufion ift.1%) Ginzelne Ge— 
fege über das ſchwurgerichtliche Strafverfahren behielten (gleich der Öfterreihifchen Strafproreh: 
ordnung vom Jahre 1853, Art. 151, 156) die Colluſitionshaft bei, 3. B. das würtembergifche 
vom 14. Aug. 1849, das infofern die Strafproceforbnung vom Jahre 1843 aufrecht erbiet.\t) 
Das großherzoglic heſſiſche Affifengefeg vom Drtober 1848 ließ es in Bezug auf das Ber: 
fahren bei dem Beſtehenden und janctionirte fo die Gollufionshaft, welche der Geriät: 
gebraud eingebürgert hatte. Dagegen ift diefe dem kurheſſiſchen Strafproceßgejege vom 
31. Oct. 1848 fremd, während fie von ver Praris feftgehalten wirb.12) Ausprüdlich verbannt 
wird fle von der badifchen Gefeggebung (Gefeg von 10. März 1849), und zwar mit voller 
Eonfequenz. Denn, um mit einem Mann zu reden, der wol feinen Antheil an dieſem Gefege 
nahm: „der Collufiondverhaft beruht mejentlih auf dem Unterfuhungsprineip. Nur wenn 
die Unterfuhung den Zwed hat, ven Verbrecher zu einem Geftänpniffe zu vermögen, Fann bie: 
fer Berhaftgrund gerechtfertigt werben, weil allerdings das Beftreben des Unterfuhungsridters, 
um Geſtändniß zu erlangen, wefentlich erfchwert und vereitelt wird, wenn der Angeſchuldigte 
ich frei mit ven Mitfhulvigen und Zeugen verbinden kann. Uber jelbft bei dieſem Princip 
fonnte man ed nicht rechtfertigen, ven Angefchuldigten wegen zu bejorgender Gollufionen mit 
den Zeugen zu verhaften ; denn wenn das Gefeg von der Unterftellung ausgeht, daß Die Zeugen 
fo ſchwach und pflicgtvergeffen fein werden, daß fie mit Berlegung ihrer Eidespflichten zu Gun: 
ften des Angefchuldigten ausjagen würden, falld fie fich mit ven legtern verabreden Fönnten, fo 
hätte man folgerichtig ebenfo viel VBeranlaffung, auch die Zeugen zu verhaften, um fie vor 
Meineid zu bewahren. Aber mit der Ginführung des Anflageprincips kann man diefen Ber: 
baftgrund nicht mehr beftehen laffen. Wenn der Staat fein Recht hat, den Angefhuldigten zum 
Geftändniffe zu nöthigen, fo ift diefem die Ableugnung des Verbrechens geftattet, und man fann 
ihm demnad auch nicht verwehren, ſich wegen der Art der Vertheidigung mit feinen Genoflen 
zu verabreden. Muß man doch aud nad dem franzöfifhen Rechte den Mitſchuldigen in der 
Schlußverhandlung diefe Befugniß geftatten. Weldes Recht hätte man, fie ihnen vorber zu 
verfagen? Der Grund einer leichtern Überführung kann nit genügen; denn derſelbe führt 
auf die Tendenz zurück, diefe Überführung durch ein Geſtändniß zu erzielen.‘ 13) (Im gleihem 
Sinne fpriht ſich Temme in feiner Schrift: „Grundzüge des deutſchen Strafverfahrend“, 
Arnsberg 1850, ©. 63 u. 64 aus.) 

Den Gefeßgebungen der Staaten, in welchen ſich die perſönliche Freiheit hochgeſtellt findet, 
daher Freilaffung gegen Sicherheitsleiſtung erfolgen muß, namentlih Großbritanniens und der 
nordamerifanifchen Freiftaaten, ift das Inftitut der Haft wegen Gollufion fremd.2) Das 
Gleiche gilt von Frankreich, jedoch nur cum grano salis.15) Lehrreich ift die Geſchichte dieſes 
Landes. Was fahen die Mauern der Baftille! Wie finnreicy die Mittel ver Gefangenen, der 
Dpfer ded Despotismus! Jene Kunft, mit dem Stod zu fpreden! Man lefe die denkwürdige 
Schrift: „Beſchreibung und Geſchichte der Baftille. Aus dem Franzöſiſchen“ (Berlin 1784). 

Literatur (ſoweit nit fhon berührt): Mohl, „Syſtem der Präventivjuftiz oder Nedts: 
polizei’ (Tübingen 1834), $. 12: „Verhaftung“, S. 103— 13; Mittermeier, „Das deutſche 





10) Die Zeitfchrift: Der Gerichtsfaal (Jahrg. 1849, Bd. 1, Nr. XXIV): Zur Erläuterung der 
Art. III und IX der Grundrechte des deutschen Volks. Von Dr. Drechsler, Advocat in Roſtock, Mitglied 
der beutfchen Nationalverfammlung. Der Berfaffer diefes Beitrags, der im $. 6 „die Verhaftung we- 
gen Beforgnif der Colluſion“ zum Oegenftande hat, findet als Ergebniß feiner Betrachtung: Die Grund: 
rechte haben in dem bisherigen Rechte über die Haft zur Vermeidung von Gollufionen nichts geändert. 
Diefer Fall der Verhaftung if, wo ihn nicht innere Gefege vollftändig befeitigt haben, ein noch fortwäb- 
rend praftifcher, und bie Beftimmung der Grundrechte (im $. 8, Abi. 2) über die Aufhebung der Haft 
gegen Stellung einer Gaution oder Bürgfchaft find auf denfelben nicht anzuwenden. 

11) Reuß, Die Gefege über die Schwurgerichte, die Abänderungen der Strafproceforbnung und der 
föniglicyen Verordnung über das Verfahren in Prefproceßfachen, nebft der Strafproceforbnung und den 
Abänderungen derfelben durch obige Geſetze (Stuttgart 1849), ©. 53. 

12) Gerichtsfaal (Jahrg. 1855, Bd. 2, Nr. VIII): Kompe, Über die fogenannte Gollufionshaft nad 
gemeinem und insbefondere furhefftfchem Rechte, 

13) Gerichtefaal (Jahrg. 1849, Bd. 2, XX): Brauer, Die Vorunterfuchung auf der Grundlage des 
Anflageprincips (S. 321—366), $. 5: Bon der Borunterfuchhung des Verdächtigen, S. 339. 

14) Bgl. Mittermaier, Das englifche, fchottifche und norbamerifanifche Strafverfahren im Zuſam— 
ne or ben politifchen, fittlichen und, focialen Zuftänden u. f. w. (Erlangen 1851), S. 169 19. 

‚19. _ 

15) Slaubrech, Über die geſetzlichen Garantien der verfönlichen Freiheit in Rheinbefien (Darm— 

ſtadt 1834), ©. 83 fü. 
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Strafverfahren‘ (vierte Auflage), Thl. 1, $. 74: „Verhaftung wegen Einverſtändniſſes“, 
©. 464 -466; „Criminal-Lexikon“ (Erlangen 1854): „Colluſion“, S. 163—64; „Zeits 
ſchrift für deutſches Strafverfahren” (Karldruhe 1841), Bd. 1, Nr. 4: „Colluſionskämpfe. 
Actenmäpige Mittheilung von Bopp‘; E. Brauer, „Die deutſchen Schwurgerihtägefege im 
ihren Hauptbeftimmungen überſichtlich zuſammengeſtellt“ (Erlangen 1856), in ven Abſchnitten 
XIL, XII, XV, XXXT, XAX VI, XXXIX; Mittermaier, „Die Öefeggebung und Rechtsübung 
über Strafverfahren, nad ihrer neueften Fortbildung dargeftellt und geprüft” (Erlangen 1856), 
©. 377 u.378; Schletter, „Jahrbücher der deutſchen Rechtswiſſenſchaft“ (Erlangen 1858), IV, 
59. Außerdem mehrere Beiträge zum „Archiv des Criminalrechts“. Ph. Bopp. 

Comitat, ſ. Lehnbweſen. 

Communismus. Einleitung. Seit wenigen Jahren iſt in Deutſchland vom Commu— 
nismus die Nede, und ſchon ift er zum drohenden Geſpenſt geworden, vor dem bie einen ſich 
age womit die andern Furcht einzujagen ſuchen. Der Spuf ſchwindet, jobald man ihm zu 
Leibe geht. R 

In allen Abftufungen hat es der Gommunidmus auf allgemeine und bleibende, darum auf 

zwingende Gütergemeinſchaft, wenigjtens für die unbeweglihen Güter abgefeben. Die ver: 
ſchiedenen Soriallehren der Neuzeit, wozu aud die neuern Doctrinen des Communismus ge= 
hören, haben ſämmtlich die Natur des Menden, freilich in abweichender und meiſt fehr einſei— 
tiger Auffaflung, ald das Princip für die Begründung neuer Zuftände anerfannt. Sie weichen 
aber unter ſich auch in den Mitteln zum Zwede ab, und das den Communismus eigenthümlich 
unterſcheidende Mittel ift gerade die Aufhebung des Privateigenthums. Was dagegen diefe 
Zehren über jonftige gefellfchaftliche Beziehungen anlangt, wie über &he und Familie, über Auf- 
hebung der häuslichen Erziehung durch die Öffentliche, oder über Vermittelung und Verbindung 
der einen mit der andern u. ſ. w. — fo untericheiden fih darin felbft die eigentliden Commu— 
niften fo jehr voneinander oder flimmen beziehbungsweife mit andern Socialiften jo ſehr überein, 
daß darin das Wahrzeichen des Communismus nicht gefucht werben darf. Die Aufhebung des 
Privateigenthums aber fteht in grellem Widerſpruch mit der in ihrer Totalitäterfaunten menſch— 
lien Natur und mit der ſchon beſchrittenen höhern Stufe des Völferlebend. Diejer entfpricht 
ſchlechthin nur ein beftändig vermittelter Ubergang vom Eigenthum des einzelnen in das des 
Staats, vom Gigenthum des Staat in dad des einzelnen. Gine folhe Bewegung in der dem 
Menichen unterworfenen Sachenwelt ift in den herrſchenden Syitemen der Befteuerung von Ver: 
mögen, Erb und Erwerb jegt ſchon eingeleitet und in ihren Anfängen ausgeführt. Doch muß 
fie freilich noch in viel weiterm Umfangedurcdgefegt werden, wenn dem drohendeu Kampfe zwiſchen 
Armen und Reichen vorgebeugt, wenn nod auf friedlihem Wege der ſchneidend gewordene 
Zwiefpalt bejeitigt, wenn die wahre Beitimmung des Menjchen in der Gejellihaft und durch fie 
erreichbar werden foll. 

Droht gleich den beftehenden Zuftänden in der Art feine Gefahr, daß gerade ver Commu— 
nismus fie verdrängen und der Geſchichte jein einförmiges Gepräge aufpreſſen fönnte, jo ifter 
Doc das aͤußerſte Symptom des Übels einer fiech geworbenen Zeit. Er iſt jo wenig die Krank: 
beit felbit, ald die wilden Phantafien des Fieberfranfen pas Fieber find; er ift fo wenig dad Heil: 
mittel, als e8 etwa das Gelüfte des Kranken ift, ih aus dem Fenſter zu flürgen, um der Be: 
Hemmung zu entgehen. 

Das Übel, für deffen Befeitigung zu wirfen die heiligite Pflicht eines jeden ift, ver ſich nicht 
felbftfüchtig abſchließen mag vom Schickſal feiner Mitbürger — ift die wachſende Ungleichheit 
in der Vertheilung des geiftigen und materiellen Beſitzthums; das zunehmende Proletariat der— 
jenigen, die in ungejicherter Eriftenz nur von Hand zu Mund leben, für die nicht blos die gegen— 
wärtige Noth, jondern aud die beflemmende Vorftellung des fünftigen größern Elends eine 
dauernde Pein it; die der ſchlimmſten Tyrannei jich preiögegeben ſehen, der des blinden unver: 
nünftigen Zufalld; die unter dem Drud folder Tyrannei ſelbſt das Gefühl der Menfhenwürbe 
verlieren oder jich diefer Würde nur no in Haß und Grimm gegen ihre glücklichern oder glüd- 
licher ſcheinenden Mitbürger bewußt jind; die durch die Noth dem Verbrechen in die Arme ge: 
fhleudert und durch das Elend abgeftumpft werben, ſodaß es für ihren Stumpfjinn nur noch 
einen grellen Gontraft geben kann, den einer beftialifchen Leidenſchaft, die ſich zerftörend gegen 
ſich felbft und gegen andere wendet. Diefe Leidenſchaft aber — wer kann es bezweifeln? — 
vermag wol im gefährlichen Augenblicke weithin anfledend ganze Maffen zu ergreifen und die 
Damme zu durchbrechen, die ihr die organifirte Macht des Staats entgegenfegt, bis jie ein reißen⸗ 
ber Strom mit fhäumender Wuth über Trümmer ji Hinwälgt. 
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Wie e8 in einem großen Theile Europas zu vielem Zuftande kommen mußte, und warum fidh 
das Übel umter den noch beftehenden Verhältniffen nothwendig fteigert, ift für jeven klar genug, 
der mit unbefangenem Blick die Veränderungen unferer Gulturverhäftniffe auch nur in den 
feßten Jahrzehnden ind Auge faßte. 

Eine gewaltige Revolution hatte Millionen und aber Millionen ans den gewohnten Kreis 
fen ihrer Lebensweiſe und Denfweife herausgeriffen. Das Hohe wurde erniedrigt, das Nie: 
drige erhoben. In der Reibung alter Kräfte ſchien ſich der Unterſchied der Stände und Klafſen, 
der Gebildeten und Ungebilveten, der Befigenden und Befiglofen aufzulöſen. Eine neue Völker: 
wanberung, die ſich von Frankreich erft nach Oſten und Süden ergoß, um fi dann rückwärts 
zu wälzen, hatte aud) die Nationen durcheinander —— Im gewaltſam vermittelten Ver— 
kehr von Menſchen und Völkern, wie ihn die Welt ſeit länger als einem Jahrtauſend nicht er: 
lebt, find veränderte Anfichten und Intereffen aufgetaucht; und jene fünfundgwanzigjährigen 
Kriege, worin ſich größere Maflen als je zuvor gegeneinander drängten, haben mit ihrem 
tauſendfachen raſchen Wechjel von Glück und Unglüd, von Entbehrung und Genüflen neue An— 
ſprüche, Bedürfniſſe und Gelüfte gewedt. 

Jetzt erfolgte ver Übergang von langen Kriegen zu dauernden Brieden. Das Schwert fraß 
nicht mehr Tauſende von Menfchenleben. Und nicht blos ſchloſſen fich die Lücken, die der Krieg 
geſchlagen, jondern das Wahsthum der Bevölkerung ſowie gleichzeitig die Vervielfältigung 
und Bervollfommnung des Menſchenkraft erfparenden Maſchinenweſens nahmen in fleigendem 
Berbältniffe zu. Schon in diefer Vermehrung der Bevölkerung allein, die binnen wenigen 
Jahrzehnden, troß Auswanderungen und verheerenden Seuchen, auf viele Millionen geftiegen 
ift (f. Bevölkerung), liegt ein hinreichender Grund, daß ſich ganz andere Verhältniſſe des Be: 
figes und ded Anſpruchs auf Beilg ausbilden mußten. Und diefe Millionen, fie vergrößern zu 
wenigftens drei Viertheilen von Jahr zu Jahr die anfchwellende Maſſe eines grolfenden Bro: 
letariats. 

Gleichzeitig begannen jene politifchen und ökonomiſchen Grundſätze, deren Herrſchaft ſchon 
vor der Franzöſiſchen Revolution angefangen hatte ihre Kolgen in größerın Umiange zu ent- 
wideln, ja die Nevolution felbft war in der Hauptfache nur ihre befchleunigte Vollſtredung. 
Der Aufhebung der Leibeigenſchaft, ver Entfeffelung des Menfchen vom Boden, der Befeitigung 
des Feudalzwangs, der Auflöfung des Zunftverbandes — ven allen lag ein humaniſtiſches 
Prineip zu Grunde: nicht mehr follte der Menſch von der Sachenwelt abhängig fein, fondern 
frei über diefe Schalten und walten. Aber damit batte man nur die Herrſchaft eines leeren Ab- 
ftractumd der Freiheit und Gleichheit aller Menichen anerkannt, ohne ihr einen Inhalt zu geben. 
Denn die fogenannte freie Goncurrenz, die ald Heilmittel gegen alle frühern Misftände pomp- 
haft verfündet wurde, was ift fie noch anderes als nur die Offenbarung eines Geiftes der Ver— 
neinung, als die bloße Auflöfung der bisher beftandenen corporativen Vereine, worin bei alter 
unzweckmäßigen Vertheilung von Arbeit unv Genuß doch ein fiherndes Wechſelverhältniß der 
Rechte und Pflichten zwilchen ven Betheiligten beſtand, oder diefe wenigſtens durch ein bleiben: 
des Intereſſe fefter aneinander geknüpft waren? Nur das leere Necht ver Arbeit und des Er— 
werbs, nur der hohle Titel des freien Staatsbürgers ift bisjegt den Armen und Ungebildeten 
bewilligt. Was hilft es au, wenn in Verfaſſungsurkunden verkündet wird, daß jevem Talent, 
ob ed aus den höchſten oder unterften Schichten ver Gefellihaft auftauce, die Bahn offen fiebe, 
die ed nach innerer Berufung und Befähigung zu durchlaufen beftimmt fei? Was Hilfte®, wenn 
in abftract gleicher Weife jedem und allen geftattet wird, nach Bildung, Befigthum, Wohlftand 
und Reichthum zu ringen und der Früchte ihrer Anftrengung und ihres Fleißes zu genießen? 
Eben dieſes Recht ſchlägt doch, bei den jetzigen Misftänden in der Vertheilung ver Mittel zu gei- 
fliger und materieller Production und Gonfumtion, zum fchwerften Unrecht aus. Für den Ar- 
men, ber zum ſtets ſich erneuernden Kampfe mit der Noth des Tages, der zu Unwiſſenheit, Ro— 
beit und Verbrechen unerbittlich verdammt bleibt, wird felbſt die Gottesgabe der befondern Be: 
fähigung umd bes Talents zum beſondern Unglüd, das ihn vie ganze Hoffnungslofigkeit der 
Lage, in der ihn ein ehernes Schickſal gebeugt hält, nad) ihrem ganzen Umfange tiefer empfinden 
lääßt. Mit der Anerkennung diefes Rechts der freien Concurreuz für Gebildete und Ungebildete, 
für Reiche und Arme, ftellt wol ver moderne Stamt den einen wie den andern auf freiem Felde 
den lohnenden Kampfpreis vor Augen. Er gibt dad Zeichen zum Wettſtreit. Er gibt ihn auch 
den Armen, die zur Friftung eines kümmerlichen Dafeind gezwungen find, um den niedrigſten 

Preis ihre Gefundheit und ihre Kraft an den reihen Mitfämpfer zu verhandeln. Und mım’erft 
fühlen fi) die Millionen, im Gegenfas zu den wenigen Begünſtigten, an Händen und Füßen 
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gebunden. Sie fühlen ven Hohn, der felbft in dev Anerkennung jener werthloien Freiheit, jener 
fheinbaren Gleichheit liegt, auf welche die Vornehmen und Reihen mit ihrem noch nigebruce: 
nen Egoismus der Intereffen fpottend hinweiſen. Sie fühlen ihn un fo fhmerzlicher, wenn 
aufs Gerathewohl einige Broden geiftiger oder leiblicher Speife ald Almofen unter pie Menge 
ausgeworfen werden. Denn zumehr als zumerniedrigenden Almofengeben haben es ja die beften 
noch nicht gebracht; zu mehr können es die einzelnen nicht bringen. Darum ift die wahrhaft 
freie Coneurrenz erft gegründet, wenn die Gefammtheit einem jeden ihrer Mitglieder, gegen 
mäßige und verhältnigmäßige Arbeit, das zur Erhaltung umd fteten Erneuerung ver Kräfte 
Nothwendige verbürgt, wenn fie ihm damit eine freie Stellung verichafft, damit er von ihr aus, 
mit noch unerichöpfter Kraft, in den Wettſtreit dev Kräfte ſich einlaffen und, wenn ihm das Clint 
nicht lächelt, ji doch wieder in die von allen gefiherte Stellung zurückziehen fönne. Darum 
aber ift auch jenes neckende Trugbild der blos Scheinbar freien Concurrenz das eigentliche Mittel 
geworden, um Schein und Sein immer fhärfer untericheiden zu laſſen; um dem PBroletariat der 
neuern Zeit zum Bewußtfein der fecialen Erniedrigung und eben damit zum Dafein zu Helfen. 

Der Krieg der Reihen gegen die Armen wird ſchon lange geführt, vom lügnerifchen Börfen: 
fpieler an bis zum Wucherjuden, der methodisch berechnet den Bauersmann Stüd für Stück 
nicht blos un die Früchte feiner Arbeit, fondern auch um die Mittel zum Fünftigen Erwerb betrügt. 
Wie fol man jich denn wundern, daß auch der Krieg der Armen gegen die Reichen in wachſenden 
Kreifen zum Ausbruche fommt? Wir find bereitö mitten darin. Er bejteht nicht blos in jenen 
zeitweife ernenerten Verfuchen der Arbeiter zur Erpreflung eines höhern Lohne; er wird ald 
kleiner Krieg ununterbrochen fortgeführt dur die wachſende Menge ver Verbrechen gegen das 
Eigenthum. Und in diefem Kriege, inmitten unſers militärifh und polizeilich bewaffneten 
Friedens, vergrößert ih fort und fort die Zahl derAngreifer. Denn mit dem Gefühle der Noth, 
mit dem Bemußtfein der widernatürlih ungleihen Vertheilung des Eigenthums ift zugleich die 
Achtung vor dem Eigenthum in ſchnellem Sinfen begriffen. Haben ſich doch ſchon commu— 
niſtiſche Schriftſteller bis zu der Verirrung fortreißen laſſen, eine Rechtfertigung des Diebſtahls 
zu verſuchen und ein „ſtehlendes Proletariat“ in Ausficht zu ſtellen. 

Geſchichte des Communismus. (Orientaliſche Staaten.) Die ganze menſch— 
liche Geſellſchaft befindet ſich in einer nothwendigen Gemeinſchaft des Lebens. Was auch der 
einzelne thue, er greift mit jedem Pulsſchlage, mit jedem Athemzuge in das Daſein und Werden 
der Menſchheit mitbeſtimmend ein. Wer dieſen Gedanken einer unwillkürlichen organiſchen 
Verbindung, einer ununterbrochenen Wechſelwirkung nur in ſeiner Allgemeinheit auffaßt, kann 
ſich wol bis zum Traum einer allgemeinen und überall nothwendigen Gütergemeinſchaft ver— 
irren. Der Begriff der Einheit hat ihn den der Mannichfaltigkeit, der Begriff der Geſammtheit 
oder des Ganzen der Menſchheit hat ihn den ihrer Gliederung überſehen laſſen. Aber der 
Menſch, der zugleich ein Ganzes für ſich, der Individuum iſt, tritt ſchon mit dev Geburt in eine 
beitimmte Welt von Sinnesempfindungen, darum von Vorftellungen, Begriffen und Willens— 
äußerungen ein; ex tritt alfo, wie mit beſondern Gliedern der Perfonenwelt, fo mit beftimmten 
Teilen ver Sachenwelt vor jedem anvern in mannichfachere Berührung, in innigere Berbin- 
dung. Das ift eben fein individuelles Leben und es hängt gar nicht von feinem Willen ab, day 
dies nicht geſchehe. Diefes nothwendige ſich Einleben in befondere Theile der Sachenwelt ift 
aber der aus der vernünftigen Erfenntniß ver Menſchennatur gefchöpfte Grund des ſtets ſich er- 
neuernden Anfpruchs auf gefiherten Beitg, auf perfönliches Eigenthum und felbft auf Erbrecht; 
wie zahlreich übrigens die Irrthümer in der Erfenntniß, wie vielfach die Misgriffe und Mis- 
bräuche in dev Negulirung der perſönlich dinglichen Verhältnifſe geweſen feien. 

Diefelbe Nothwendigkeit der engern Verbindung jedes Menſchen mit . Theilen der 
Sachenwelt läßt ſich wieder in zweifacher Beziehung auf einfeitig abftracte Weife nehmen. Hält 
nran ſich nur Daran, daß jeder inte affe auf eine ſolche Verbindung hingewieſen ift, fo kommt 
man in die Verſuchung, den Anspruch jever Perſoͤnlichkeit an Die Sachenwelt nach einförmig 
gleihem Maße zu bemeffen. Man überſieht die nothwendige unendliche Verſchiedenheit in den 
Weiſen der Production und der Ihr entſprechenden Bonfumtion. Legt nran dagegen das Gewiäht 
weientlich auf dieſe Verſchiedenheit, wie fie fih ausprägt in den bwelchendſten indivilduellen 
Beziehungen nad) außen, jo hält man es allzu leicht für überflüffig, daß jener Perſönlichkeit die 
ihrer Productionsfähigkeit entſprechenden Productionsmittel im Berhältniffe zu andern gefihert 
werden. Das blinde Walten des Zufalls, der jubjeetiven Willkür und des Egoismus wird da⸗ 
mit zur Marine erhoben ; der Starke und Vermögende, der ſich gerade im Brig eines reichern 
Maßes von Productionsmitteln befindet, greift dann mehr und mehr ausſaugend in die Sphäte 
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des dürftiger Ausgeſtatteten ein. Man gelangt fo zu einem Syſtem der Syſtemloſigkeit, deſſen 
Wirkung Überwuderung auf der einen und Verfümmerung auf der andern Seite ift. In un= 
ferer jegigen Periode überwiegt nun gerade diefer abitracte Indivivualismus, deffen Ausdruck 
die Tyrannei der Neichen über die Armen, der Gebildeten über die Ungebildeten ift. 

Wie mit beftimmten Saden, fo tritt — wie fhon gejagt — jeder Menſch mit bejtimmien 
Perfonen vor andern in nothiwendig engere Verbindung, die zum ebenjo nothwendigen Be- 
wußtfein und Ausdruck der Ginigung und Ginheit wird. So enthält jede Bamilie, in den rohe: 
ften Zuftänden ver Fiſcher- und Jägervölfer, jhon ven Embryo der Gemeinde, wie ſchon vie 
wandernde Oemeinte, der Nomadenftanınr, den des Staats enthält. Das ift indeh der Gang 
der Weltgeſchichte, daß auf ihren erften Stufen noch nicht der ganze Reichthum der menſchlichen 
. Natur, daß dieſe erjt einfeitig und unvollftändig zur Erſcheinung fommt. So geihah ed auch 
mit dem einheitlichen oder communiftifhen Element, mit dem der abjtracten Gleichheit, und end— 
lih mit den der abjtracten Ungleichheit oder der ſchrankenloſen individuellen Freiheit. Nicht 
als ob auch nur ein einziges diefer Glemente zu irgendeiner Zeit und in irgendeinem Staate 
völlig beieitigt worden wäre. Gine foldhe Befeitigung wäre die an ſich unmögliche Vernichtung 
der menjhliden Natur ſelbſt geweſen. Aber es mußte dod jedes derjelben nah dem andern, 
in mannichfachen Übergängen und Verbindungen, zu überwiegender Herrihaft gelangen, die 
jih vom Standpunft jeder folgenden Periode aud ald einfeitig darftellt. 

Eine vollftändige Bildungsgeſchichte des Eigenthums, womit auch die ver Staaten zufam:- 
menbängt, kann hier nicht verfucht werben. Die Hinweifung auf einige Hauptmomente, die zur 
beſſern Würdigung ded modernen Gommunismusd dienen, muß genügen. !) 

Bei dünner zerftreuter Bevölkerung hat fih die menſchliche Thätigkeit noch nicht zu beſon— 
den Berufszweigen abgeglievert. Jede Familie, die durch geihlehtliche Vereinigung und Ab: 
ſtammung zunächſt VBerbundenen, forgt für Nahrung, Bekleidung und Obdach und greift, je 
nad) dem Gebot des Bedürfniſſes von einer Thätigfeit zur andern übergehend, die zunädjtlie: 
genden Mittel für ihre Zwede aus der Sahenwelt heraus. Auf viefer unterfien Stufe, bei 
Fiſcher- und Jägervölfern, ift aljo die Decupation noch die vorherrfchende Form ver Aneignung. 
Aber dieje fogenannte Decupation, als eine bewußte abfichtlihe Thätigkeit zum Zweite ver An: 
eignung, ift Schon Arbeit und begründet eben dadurch den vernünftigen und naturgemäßen An— 
ſpruch auf Eigenthum. Wer fih einen Vorrath an Wild oder Fiſchen gefanımelt, hat auch für 
ich und die ihın enger Verbundenen gefammelt. Er ſucht ſich gegen die Gewalt eines dritten 
im Bejige zu behaupten; denn er hat gearbeitet un will für feinen andern gearbeitet haben; 
er bat die Natur audgebeutet und will fih von feinem andern ausbeuten laffen; er will nidt 
der Sklave, nit das Werkzeug des andern fein. In gleicher Weife vertheidigt er die Höhle, 
die Hütte, die ihm zur Wohnung dient; alfo ven Theil des Bodens, den er feinen Zweden un: 
terworfen hat. Aber auch) der Fiſcher, ver am Ufer die Angel oder das Neg auswirft, oder der 
Jäger, der mit Bogen und Pfeil dem Wilde auflauert, fucht fih und die Seinigen gegen jede 
Störung beider Arbeit feiner Decupation in der Herrichaft über den Theil des Bodens zu be: 
haupten, den er zur Erreihung feines Zwecks mit Ausſchließung von andern beherrſchen muß. 
Ja für den Fiſcher over Jäger, der wiederholt an vemfelben Orte feiner Beute nachgeht, entſteht 
ihon daraus allein ein nothiwendiger Anſpruch auf vorzüglihe Benugung dieſes beftimmten 
Theils des Bodens. Er ift gerade mit diefer Zofalität vertraut geworden, er hat zumal viejen 
heil der Sahenwelt in feine Anfhauungen und Vorftellungen aufgenommen und fie eben 
darum zum befondern Gegenftande feined Denkens und Thuns gemacht. Wer ihn alſo in der 
Denugung hindert, greift eben damit in pad eigenfte Wefen feiner Individualität ein. So finden 
wir jhon auf den unterften Stufen der Gefellihaft ven Keim des individuellen Eigenthunis 
nicht blos an beweglichen, ſondern ebenſowol an unbeweglichen Sachen. | 

Eine höhere Stufe beſchreitet das nomadiſche Hirtenvolf mit feiner mannichfachern Be: 
nugung der Ihiere duch Zähmung, Sorge für Fütterung und Vermehrung. Damit bildet ji 
ein Eigenthum an beweglichen Saden in größerm Umfange und an mehrerlei Gegenftänven. 
Im Zufammenflug der Menſchen bewältigt der Starke ven Shwaden. Neben und bald auch 


1) Bgl. jedoch die Art. Abel; Alodium; Bauer; Beſitz; Eigentdum; Erblicgkeit; Erbrecht u. ſ. w. 
im Staate:Lerifon. Auch den Art. „Eigenthum‘ im NechtssLerifon. Berner: H. W. Kaifer, Die Ber: 
fünlichfeit des Gigenthums in Bezug auf den Sorialismus und Communismus im heutigen Franfreich 
(Bremen 1843). In diefer Fleinen Schrift ift viel Material zufammengedrängt, ſodaß man dem Ber: 
fafler einige Begriffstortur, wodurch er die Gefchichte zwingen will, die Hegel’fche Schulſprache zu 
ſprechen, wol verzeihen kann. 
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vor der unbedingten Herrichaft des Familienvaters über Frauen und Kinder, alfo neben der 
Sklaverei in der Familie 2), tritt der Unterfchied von Herren und Knechten hervor. Der Knecht 
ift der vom andern und für einen andern gezähmte Menſch. Gr ift jeiner freien individuellen 
Thätigkeit in Beziehung auf die Sahenwelt möglichft entäußert, er hat darum für ſich nichts 
Eigenes mehr. Die Entftehung der Sklaverei hängt aljo keineswegs mit der erften Entftehung 
des individuellen Eigenthums zufammen, wie einige Communiſten phantafirt haben, ſondern 
mit dem erſten Berluft deſſelben. Sie ift gerade diefer Verluft, Auf diefer Stufe wird die ver: 
fändige Herrſchaft über die Natur noch zumeift durd mündliche Überlieferung von Geſchlecht 
zu Geflecht begründet und durch den größern Reichthum der periönlichen Erfahrungen, wie 
ihm nur ein längeres Xeben verleiht. So entiteht ein Erbrecht mit Bevorzugung der Eritgeburt. 
Aber au der Mächtigſte dev mächtigſten Familie oder des mächtigſten Stamms behauptet ein 
natürliches Übergewicht. Er wird vor andern das lebendige Geſetz, wodurch die fortwährende De= 
cupation Des Weidelandes geordnet und verivaltet wird. Der individuelle Anſpruch auf beftimmte 
Theile des Bodens verfhwindet alfo auch jegt nicht, ſondern tritt nur in anderer Korn hervor. 
Als Gefammtheit aber fucht ih das nomadifirende Hirtenvolf jedem fremden Stamme gegen: 
über in einem beftimmten Bezirke zu behaupten ; und wie früher bei der noch mehr iſolirt leben: 
den Familie, fo entiteht nun bei dem Nomadenvolfe, neben den fort und fort fid) erneuernden 
individuellen Anſprüchen, zugleich ver Anſpruch auf ein Gefammteigenthum an einen gewiſſen 
Theil der Erbe, 

Wie bei den Heerzügen einer Armee, To bildet ih bei ven Wanderzügen der Hirtenvölfer 
aus dem Bedürfniß aller die Unterwerfung unter einen Willen und Damit eine Art militärifcher 
Subordination und unbedingten Gehorfam®. Und wie im eriten Fortſchritte die natürliche 
Herrihaft des Familienhaupts zur Herrihaft des Stammbaupts geworden ift; jo wird auf die 
weitere Stufe der Anſäſſigkeit und der vorherrſchenden Beſchäftigung mit Aderbau die patriar: 
chaliſche Gewalt als Desvotie ſchon mit hinübergenommen. Der Despot behält alſo die Dispo— 
fttiondbefugnig über die Gegenftände des Beſitzthums, darum aud über die Vertheilung des 
Grundbeſitzes. Er erhebt ſich aber, da er über reichere Mittel gebietet, zu größerer Macht, als fie 
dad nomadiihe Stammhaupt haben konnte. Der Staat und alles im Staate wird nun als jein 
Gigenthum betrachtet. Das individuelle Eigenthum geht alfo für alle, mit Ausnahme des Des: 
voten verloren; d. h. alle, außer ihm, find zu Sklaven geworden. Die einzelnen Grundbefiger 
ind jegt Erbpächter, und auch dies nur factiſch, folange der Herrfcher will. Die Grundfteuer, 
die fortan entrichtet wird, hat noch den Charakter des Tributd: fie muß nicht, fe kann nur zum 
beiten aller verwendet werden. Mit dem duch den Aderbau geihaffenen größern Reichthum an 
Kapitalien entſtehen neue Berufszweige 9), die fih von Geſchlecht zu Geſchlecht fortpflanzen, 
bis die Gewohnheit wol auch ald Regel und Geſetz ausgeſprochen wird. So entitehen geſetzlich 
erbliche Kaften oder gewohnheitsmäßig erbliche Stände mit erblichem geiftigen und materiellen 
Beſitzthume, ſoweit nicht der ablolute Herricher von einem Stand in den andern erhöht oder er— 
niedrigt und Beſitzthum zufpricht oder raubt. Gin folder erblicher St. Simoniftifher Papſt, 
der ſich vermißt, wie früher der Familienvater unter den Gliedern der Familie, fo unter Miklio: 
nen die Verdienſte der einzelnen zu erkennen und abzufhägen, ift noch in eminentem Grade der 
Kaifer von China. Aber daffelbe Ingrediens des St.:Simonidmus fpielt auch noch ſtark genug 
in das europäiſche Monarchenthum hinüber. Steht nun in einer Gefellihaft ohne erbliches Ka: 
ſtenweſen ein abjoluter Gewaltbaber an der Spige von Staat und Kirche, fo iſt dieſer dem herr: 
ihenden Rechtsbegriffe nach die einzige vollitindige Perſönlichkeit und darum der einzige wahre 
Eigenthümer. Sind Kaften vorhanden, fo konnten fie nur durch Überhebung der einen über 
die andere entfteben. Das gemeinſame Interefle verbindet die Höher Geftellten. Es kommt zum 
Bunde der Fürften, als der Häupter der Kafte der Krieger und meltlihen Beamten, mit ber 
Prieftevfafte, bis unter ven Verbundenen felbft der Kampf über dad Map des Vorrechts aus— 
bricht. Hier gelten nur die Mitglieder der Höhern Kaften als wahre Perſönlichkeiten und freie 
Eigenthümer. 

Selbft im einheitlichen Despotenreiche, wie im Kaftenftante, ift jedoch die auf einzelne über: 


2) Über die Milderung ver Sklaverei in der Familie, durch die Entftchung der Sflaserei bei Frem: 
den, äußert ſich Geijer in den ‚„‚Borlefungen über ſchwediſche Seichichte‘‘. 
3) Über das Gefeh der Gliederung der Production f. meine Schrift: Die Bewegung der Produe: 
tion u. f. w. (Zürich 1844). 
Staats-Lerikon. II. 38 
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tragene Vorausjegung dev vollen Perſönlichkeit und des freien ‚Eigenthums bis zu gewiſſem 
Grade eine bloße rechtliche Fiction. Dieſes oder jenes Individuum und fein Beiigtbum kann 
wol der veöpotifchen Herrfcherlaune zum Opfer fallen, ohne daß dies als Nechtöverkegung be— 

trachtet wird. Im ganzen aber bilden doch Gewohnheit und Geſetz beflimmte Formen aus, denen 

ſelbſt der abfolutefte Alleinherrſcher unterivorfen bleibt, die er bei Strafe der Revolution mist 

zu verlegen wagen darf. Auch fommen auf diejer wie auf allen Stufen der Geſellſchaft nebın 
der nothwendigen Anerkennung des Individualismus noch gleichheitlihe und einheitliche Ele 
mente zum Vorſchein. Dahin gehören z. B. in Ehina die herkömmlichen und geſetzlichen Ver— 
theiluhgen von Nahrungsmitteln und Kleidern an die Armen; oder die in großem Mapftabe ans: 
geführten gemeinſchaftlichen Bewällerungsanftalten ; oder die wirthſchaftlichen Vereinigungen 
mehrerer Bamilien. Läßt ih ja nie das Bewußtſein völlig unterprüden, daß jeder ein Ned 
auf die nothwendigen Subiiftenzmittel habe, und daß die Befugnip der individuell abgeſchloſſe— 
nen Benugung des Beſitzthums im augenfälligen Interejfe der Gelammtheit ihre nothwendige 
Schranke finde. 

Immer gibt jedoch der vorherrſchende Individualismus einer einzelnen Berjon oder einzel: 
ner Kaſten den orientalifhen Reichen ihr beſonderes Gepräge. So ift in China der Kaiſer er 
oberfte Beherricher aller Ofonomie, der jedem feiner Unterthanen die Grundftüde, die ex beit, 
wegen ſchlechter Bewirtbihaftung entziehen fann. Die Grundbejiger können nicht frei im Ir: 
ftament über ihre Ländereien verfügen, und bei Theilung der Erbidaften in die Familie finder 
von Staats wegen eine genau beftimmte Gontrole ftatt, In Altindien war aller Boden den Kö: 
nigen abgabepflitig, außer den Beilgungen der Braminen. Alles Land in Altägypten befand 
ih im Eigenthum des Königs, der Kriegerfafte und der Prieſterkaſte, ſodaß die Aderbauer nur 
um Zins auf Grund und Boden diefer drei Klaſſen jagen. Das Land ber Priefteridaft jedes 
Tempels war in gemeinſchaftliches und privates getbeilt. Hier fam alfo ein einheitliches Ele: 
ment neben dem individuellen oder gleihbeitlihen zum Vorſchein, aber nur innerhalb der 
Rechtsſphäre einer beſondern Kafte, Da die Aderbauer nicht den eigenen Grund und Boden 
bearbeiteten, fo wurde ihnen ſchwerlich eine individuell ungleiche Vertbeilung vefieiben über: 
laſſen. Es ijt alſo ſehr wahrſcheinlich, daß die Bewohner jeder Ortſchaft die ihnen zugewieſenen 
Acker gemeinſchaftlich bebauten, und daß vom allgemeinen Ertrag jeder Arbeiter eine Quote 
bezug. Überhaupt waren die rechtlichen Verhältniſſe des Eigenthums und Beſitzes am unbe— 
weglichen Vermoͤgen ſchon früh ſcharf ausgebildet, nachdem der Übergang zum ackerbauenden 
Staate erfolgt und der Grund und Boden als Hauptquelle alles Reichthums erfannt war. 
In geringem Grade war dies bei dem noch verhältnißmäßig unbedeutenden beweglichen Ber: 
mögen*) der Ball; da man es dem einzelnen ſchon mehr überlaflen fonnte, fich in beilen 
Beiig und Benugung zu behaupten. Wenn alfo Diodor berichtet, daß in Altägupten Die 
Diebe in der Art priviligirt gewejen, daß fie nur verpflichtet waren, das Geftohlene bei ihrem 
geſetzlich beſtimmten Oberhaupt nieverzulegen, von dem es der Beſtohlene gegen Zahlung 
von einem Viertheil des Werths zurückfordern Eonnte; jo hat man doch ſchwerlich damit rin 
communiftifched Diebſtahlsrecht anerkennen, fondern ein nicht völlig zu bewältigendes Übel 
auf ein Minimum zurüdführen wollen?) Gine Shugwehr gegen das jhranfenloie Walten 
des Individualiämus in der Aneignung von beweglichem Vermögen findet ih dagegen in der 
auch im Römiſchen Recht wiederkehrenden altägyptiichen Beitimmung, daß niemand ein auf: 
geliehenes Kapital durch die Zinfen um mehr ald das Doppelte vergrößern dürfe. Auch in Alt: 
perſien, wo die Theofratie der Magier die königliche Machtvollkommenheit wenigftens für Die 
Hauptmaſſe der Bevölferung nicht aufbob, berief man ſich auf ein Gefeg, daf dem Könige er: 
laubt jei, zu thun was er wolle. Er galt als Eigenthümer von allem Land und Volk; die Grund: 
beitger waren bloße Pächter. Das alte Stanımland Perſis bezahlte zwar feine Abgaben, dech 
war für feine Bewohner der Despotiömud nur herkömmlich etwas gemildert. Endlich gilt in 
den jegigen weftajiatiihen Staaten nod ver Grundſatz, daß das volle Eigenthumsrecht an bie 
beftimmte Perfon des Herrſchers gefnüpft ſei. Diefer Grundfag wurde noch in neuefter Zeit 
durch Mebemed - Ali 6) ſelbſt factiſch auf eine Spige getrieben, und ev kommt namentlich in ven 
zahlreichen willfürlihen Gonfiscationen zur Anwendung. Indem aber dieje Confidcationen 


4) ©, den Art. Mobilien. 

5) Unter anderm deutet die Erzählung von Joſeph und Benjamin und dem filbernen Becher au! 
viel flrengere altägyptiſche Gelege gegen den Diebſtahl. 

6) ©. den Art. Agypten. 
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unter ber Form von Strafen verhängt werden, liegt do darin zugleich die indirecte Anerfen- 
nung des gegründeten Anſpruchs aller auf vechtlich geficherten individuellen Befig. 

Die orientaliihe Vorſtellungsweiſe, daß das völlig freie Eigenthum nur einer beſtimmten 
Verſon im Gegenjage zu andern zuftehen könne, greift auch in die jüdiſche Gefeggebung ein, 
wonach Jehovah jelbft ald Obereigenthümer und König des Landes Kanaan?) betrachtet 
wurde. Nad feinem Gebote ind daher die Adler ven Keviten zehntpflichtig. Der Zehnt war die 
Beſoldung für die geiftlihen und weltlichen Functionen des levitiihen Beantenftandes; und 
noch auf andere Weife war für die Diener des jenfeitigen Königs Jehovah geforgt. Gegen die 
Berufung eines diefleitigen Alleinherrfchers vergebens warnend, hatte Samuel den Juden das 
abfolute Recht des orientalifhen Gewalthabers verfündigt, über das Beſitzthum nach Gutdün— 
fen zu verfügen ®) und nah Willkür feine Beamten zu ernennen und zu belohnen. 9) Aber die 
einmal im Namen Jehovah's, darum ald dauernd und unabänderlich verfündeten Geſetze fonn- 
ten von den Königen nicht aufgehoben werden, wenn fie zum Theil auch außer Brauch famen. 
Sp geſchah es mit jener geitweiien Ausgleihung der Ungleihheiten des Befiges, wie fie durch 
die Moſaiſche Gejeggebung in den Beflimmungen über das fiebente und funfzigfte Erſatzjahr 
angeordnet wurde. 19) Je das fiebente Jahr follte ein eigentlih communiftiihes Feierjahr 
fein. 11) Die Knete, Mägte, Taglöhner, Hausgenoffen und Fremden follten wie die Eigen— 
thümer von den Früchten des Feldes eſſen. Doch die Wahrheit vor Augen, dag die Arbeit ein 
Recht auf die Früchte verjelben verleiht, gebot Mofes, daß im fiebenten Jahre niemand den Bo— 
den befäe, daß fein Eigenthümer fein Feld oder feinen Weinberg bebaue, Die Sorge um Nah: 
rung im ftebenten und achten Jahre warb durch die Verheißung Jehovah's bejeitigt, „er wolle 
- je im ſechsten Jahre feinem Segen gebieten, daß er dreier Jahre Getreide machen Tolle‘, Im 
funfzigften (oder neunundvierzigiten) großen Jubel: und Halljahre jollten überdies, mit Aus- 
nahme der verfauften Häufer binnen dev Stadtmauer und der dem Heiligthume verlobten Ader, 
alte fonft veräußerten Ader und Käufer auf dem offenen Lande an die vorigen Eigenthümer 
oder ihre Erben ohne Erftattung des Kaufpreifes zurüdfallen, „damit jeder wieder zu feiner 
Habe und feinem Geichlehte komme’. Wie hiernad die Kaufpreiſe, womit im Grunde nur eine 
Reihe von Ernten gefauft wurde, je nah dem größern oder geringern Zeitabflande bis zum 
nächſten Halljahre zu berechnen feien, darauf ward ausbrüdlich hingewieſen. Diefe merkwür— 
dige Anordnung, in Berbindung mit einem jehr ausgedehnten Rückkauförechte zwiſchen zwei 
Halljahren und einem ehr ausgedehnten Armenrechte, hatte den beitimmt ausgeſprochenen 
Zwed der Verhinderung von driidender Armuth und übermäßigem Reichthum fowie den der 
Bewahrung der alten Gleichheit des Beſitzes, doc freilich nur mit Rückſicht auf die urfprägg: 
lie Bertheilung des Landes an die einzelnen Geihlechter. 12) Gine ſolche Ausgleihung aller 
ihroffen Ungleichheiten des Beſitzes, die nach ver Moſaiſchen Geſetzgebung an beftimmte Perio— 
den gebunden war und darum nur ſtoßweiſe eintreten fonnte, follte nad der klar vorliegenden 
aber noch unerfüllten Aufgabe unſerer neueften Gefeggebung ununterbrochen, darum allmäh— 
lich und mit Rückſicht auf alle Glieder der Geſellſchaft erfolgen. 17) 


T) 8er. 25, 23: „Darum follt ihr das Land nicht verfaufen ewiglich ; denn das Land ift mein, und 
ihr ſeid Fremdiinge und Gaſte vor mir.’ 1 Sam. 8,7; „Denn fie haben nicht Dich, ſondern mich vers 
worfen, daß ich ſoll König über fie fein.‘ 

31 Sam. 8,14: „Eure beiten Ader und Weinberge und Olgarten wird er nehmen und feinen 
Knechten geben ‘‘, u. f. w. j 

9,1 &am. 8,16: „Und eure Knechte und Mägde umd eure feinften Juuglinge und eure Efel wird 
er nehmen und jeine Gefchäfte damit ausrichten.” Wie auch der legte Theil dieſes Spruchs noch im mo: 
dernen Beamtenftaate zur Anwendung fommt, bedarf feiner befondern Bemerkung. — 

10) Daß die Anordnungen über das Sabbatjahr nicht ſehr ſtreng und bei weitem nicht immer eins 
gehaften wurden, dafür führt Michaelis, Mofaiiches Recht, Bd. 2, hinlänglidye Belege an. 

11) Die foeialiftifche Bedeutung des Sabbat hob Proudhon in feiner Echrift über die Sonntags: 
feier hervor, 

12) Darauf iſt es auch mit der Beſtimmung abgeſehen, dag alle Töchter, — befigen, nur 
einen „som &efchlechte des Stammes ihres Vaters freien follen, damit nicht ein Erbtheil von einem 
Stamme auf den andern falle‘ (Num, 36,8 u. 9). 

13) Vgl. ev. 25. Im Deut. 15 wird auch das fiebente Jahr in der Art als Erlaßjahr beftimmt, 
daß man das Celichene von „feinem Nächſten und Bruder nicht einmahnen, fondern es ihm erlaſſen ſoll“. 
Übrigens iſt ſich die Moſaiſche —— darüber Mar genug, daß fie den Unterſchied von Armen und 
Reichen nicht aufheben wollte und fonnte. Es heißt zwar: „Es ſoll allerdings fein Bettler unter euch 
ſein“; aber auch: „Es werben allegeit Arme fein im Lande.’ 
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Hellenen. Römer. Germanen. Gin naturkräftiger, mit tüchtigen Anlagen ausge: 
ftatteter Volksſtamm mag unter förderlichen äußern Berhältniffen des Klimas und der Ortlid: 
lichkeit aus ſich ſelbſt heraus eine Lebensweife entwideln, wodurch nad einigen Schwankungen 
eine Reihe individueller Kräfte und Thätigkeiten gar bald zu einer Art politifchen und jocialen 
Gleichgewichts gelangt. Jeder weiß ih dem andern gegenüber in feiner Selbftändigfeit zu be: 
haupten, aber feiner kann des andern entbehren. Hier find nun die Bedingungen für ein Ge— 
meinwefen vorhanden, das auf der Bajis einer gleichen Berechtigung feiner weſentlich activen 
und felbftthätigen Mitglieder ruht. Stößt eine ſolche Genoffenfhaft mit Fremden feinblich zu: 
fanmen, fo werden diejenigen, die in die Gewalt der ſiegenden Genoſſenſchaft fallen, die Sklaven 
diefer Genoſſenſchaft jelbft, denn fie find durch gemeinfhaftlihe Thätigkeit erbeutet worden. 
Im Gegenfage zu dieſen pafjiven Mitgliedern des Gemeinweſens bildet ih dann bei dem herr: 
fhenvden Volk das Bewußtſein der gleichen Berechtigung aller um fo ſchärfer aus und fommt fo 
lange als abftract einförmige Gleichheit zur Anerkennung, als ſich noch nicht die einzelnen In: 
pividualitäten beftimmter ausgeprägt und in mannichfach eigenthümlichen Weifen der Brotuc: 
tion und Gonfumtion voneinander unterſchieden haben. 

Alle dieſe natürlichen und Hiftorifchen Bepingungen trafen in Griechenland zufammen, um 
demofratifche Gemeinweſen auf der Grundlage der Sklaverei entſtehen zu laſſen. In ven alten 
helleniſchen Staaten waren die Ländereien in Drei Theile getheilt: für die Götter oder Priefter, 
für das Gemeinwefen und für die einzelnen Vollbürger. Die öffentlichen Ländereien waren Ge: 
fammteigenthum, ſodaß nur eine Vertheilung der Nutzungen unter die einzelnen flattharte; 
und damit war aljo ein einheitliches oder communiftiihes Clement anerkannt. In Hinfiht des 
PrivateigentHums an Grund und Boden war der Belt der einzelnen gleich gemacht. Jeder 
hatte fein beftimmtes Los, worin feine Erben ungetheilt figen blieben. Weil es um Erhaltung 
diefer Familienlofe zu thun war, waren VBeräußerungen unter Xebenden und auf den Todesall, 
alfo auch Teftamente unterjagt. Starb eine Familie aus, fo fiel ihr Land an den Staat, der es 
einem Nichtbefiger zutbeilte. So war e8 früher in der Hauptſache auch in den ioniſchen Staaten, 
wie denn noch Solon durch das Verbot beliebiger Ankäufe eine gewifle Gleichheit der Ländereien 
zu erhalten fuchte. Doch erhielten ſich dieſe Zuftände längere Zeit bei den Völkern des doriſchen 
Stamms. In Sparta wurde das in 9000 gleiche Güterlofe getheilte Land von den der Ge— 
fanımtheit angehörenden Heloten oder auch von tributpflichtigen Beriöfen gebaut. Jedes Gut 
ftand im Eigenthum der gefammten Familie, und wenn der ältefte Sohn Erbe war, war er ed 
doch nur ald artiver Eigenthümer, ſodaß auch die andern Antheil am Genuſſe hatten. Noch aus 
andern Staaten weiß man von verfhiedenen Beilimmungen zur Bewahrung der Gleichheit des 
Grundbejiges, wie vom Verbot ver Verpfändung der Grundſtücke in Elis; von Gefegen für Er: 
haltung der Gleihzahl ver Bürger: und Güterlofe in Altkorinth; von der Unveräußerlichkeit ver 
legtern in der korinthiſchen Pflanzſtadt Leukas; von einer zeitweije eintretenden Ausgleihung 
des Vermögens in Theben, ähnlich wie bei ven Juden. Gin communiftifches Element in Bezie— 
hung auf Conſumtion waren Die gemeinihaftliden Mahlzeiten. Zu den Syſſitien in Sparta 
batte jeder eine beftimmte Quote von Lebensmitteln beizutragen; in Kreta wurden fle aus dem 
Grtrage der Staatsländereien, den Tributen der Periöken und aus Beiträgen der einzelnen be: 
fleitten. Für die genauere Ausbildung des Privateigentbums an beweglichen Sahen mar ein 
geringeres Bedürfniß vorhanden. Wo die Sklaven, wie in Sparta, das Gigenthum des Staats 
waren, wo gemeinſchaftliche Mahlzeiten gehalten wurden, wo der Beſitz von edeln Metallen ver: 
boten war und die Ginführung eiferner Münzen die Anhäufung bewegliher Kapitalien er: 
ſchwerte; wo die Entwendung beweglicher Sachen ald militäriihes Bildungsmittel betradıet 
murde: da blieben kaum andere Mobilien übrig als Waffen, Hausgerätbe und bewegliche In: 
firumente der Arbeit. Daran fand zwar Gigenthum ftatt, aber zugleich gab es ſich von 
ſelbſt, daß fih für alle Bürger bis zu einem gewiffen Grade ein gemeinihaftlihes Nugunge: 
er zumal an den Arbeitöwerfzeugen, wie an Zug= und Laſtvieh u. dgl., ausbilden 

onnte 

Keine Öejeggebung vermag eine abjolute Gleichheit des Erwerbs und Beſitzthums feſtzu— 
halten; je nad) Individualität und Gunft der Umftände greift doch jeder jogar unmwillfürlic in 
die Sahenwelt ein, um ih das Cine vor dem Andern anzueignen. Iſt dies in größerm Um: 
fange geſchehen, fo tritt die Ungleichheit des fahlichen Vermögens ind Bewußtſein; und mie 
man erſt die thatſächliche Gleichheit deffelben zur rehtlihen zu machen und gefeglich zu ſichern 
bemüht war, fo verſucht man ed num mit der deutlicher gewordenen factifhen Ungleichheit. Ber 
den Mächtigern und mehr Befigenden erwacht dad Streben, dieſes Mehr ih und den Ihrigen 


Eommunismus - 597 


zu erhalten. Man knüpft alfo die nothwendigen Übergänge des fachlichen Bermögend auf an 
dere, zunächit und hauptſächlich wieder die des Grundeigenthums, an befondere Bedingungen 
der Veräußerlichkeit unter Lebenden und für den Todesfall. So entftehen veichere und darum. 
mächtigere Familien von Grundeigentbümern, die mehr und mehr auch politiihe Vorrechte an 
ich reißen und dadurch zum Adel werden können, ohne es jedoch dadurch allein ſchon zu fein. 
Diefer Bildungsgang zeigt ſich deutlich bei ven Hellenen der fpätern Zeit, bei ven Nömern und 
bis zum Ende ded germaniichen Mittelalters. Zunächſt trat dad Moment des Individualismus 
bei den ioniſchen Völkern, zumal in Athen, deutlicher hervor und offenbarte ſich in ver freiern 
Veräußerlihfeit ded Grundeigenthums. Damit verband ſich jedoch die Sorge einer mög— 
lichſten Befeſtigung des Familienbefiges im Verbot der Teftamente bei dem Vorhandenſein 
von Leibeserben, und in der Bevorzugung des Mannsftammes. Später war auch in Kreta 
der Ankauf neuer Ländereien nicht mehr verboten, und in Sparta geflattete ein Geſetz die 
beliebige Verſchenkung des Grundbefiges, wodurch größere Gütercomplere an einzelne und 
an Brauen fanıen. Auch dad Verbot ded Befiged von edeln Metallen wurde nicht mehr ge= 
achtet; das Eigenthum an mehrerlei beweglichen Sachen trat beftimmter hervor, und mit 
der Vermehrung der mögliden Gegenftände des Obligationenrechts prägte ſich diefes ſelbſt 
jpäter aus. ” 

Die jährliche neue Vertheilung des Landes im Suevenbunde, wovon Cäſar berichtet und 
worauf Tacitus ald auf ein gemeinfames germanifches Inftitut binzumeifen ſcheint, deutet auf 
das Übergewicht eines einheitlichen und gleichheitlichen Elements. Wahrſcheinlich gründete ſich 
dieſe Einrihtung auf eine noch Halb nomadifhe und Halb anfäflige Lebensweiſe, wonach dieje— 
nigen Mitglieder der Genoſſenſchaft, die im Intereffe ver Geſammtheit während des einen Jahres 
in Heereözügen oder ald Hirten ein Wanderleben geführt hatten, im nächften Jahre zur Be— 
bauung des Feldes berufen waren. Als dann die nomadiſche Lebensweiſe mehr in den Hinter: 
grund trat und man zu einer dauernden Vertheilung von Grund und Boden fam, mar es ohne 
Zweifel das Princip der gleichen Vertheilung an alle Freien, das man zur Anwendung brachte. 
Die pofitiven Rechte bilden ſich nach Maßgabe ver Bedürfniſſe. Um auf eine fernere Zukunft 
hinaus die möglichen Folgen einer focialen Anordnung vorauszufehen und hiernach vorbeu— 
gende Geſetze zu erlaffen, wird ſchon ein höherer Grad von Eultur erfordert. Darum finden ſich 
bei den ältern Germanen nicht ebenso ausgebildete Beftimmungen zur Erhaltung der Beſitzes— 
gleihheit wie bei Griechen und Juden, die viel früher in die Reihe der Culturvölker eingetreten 
waren. . Die thatjächliche Ungleichheit des Befiged war ſchon in höherm Grade vorhanden, als 
man zu nähern Beftimmungen über Erhaltung veffelben in den einzelnen Familien gelangte. 
Dahin gehörte, daß die Veräußerung des Grundeigenthums in ver Regel nur mit Einwilligung 
der nächſten Erben erfolgen fonnte, und daß bei erlaubten Veräußerungen die Erben ein Recht 
des Vorkaufs oder binnen Jahr und Tag ein Recht des Netractd hatten. Binden aber geiegliche 
Beihränfungen binfichtlich der Beräußerungen aus der Familie ftatt, jo trägt dies zwar zum 
Schaltung der bereitö vorhandenen Ungleichheiten bei, aber e8 erfchwert aud auf ber andern 
Seite die Entftehung größerer Ungleihheiten. Darin liegt alfo noch keineswegs ein Abfall vom 
Grundfage der Gleichheit, und man muß allzu ſehr in den Hegel'ſchen Kategoriengang verfan= 
gen jein, um bei den Germanen oder bei irgendeinem Volke an ein plögliches Umfchlagen von 
Vrincip ver Gleichheit in das der Ungleichheit zu glauben. 

Auch die gemeinfchaftlihen Gewere, oder die Gerwere zur gefammten Hand an Stammz 
gütern und Fideicommiffen, mit einem oder mehreren activen Gigenthümern, bis die andern 
Berechtigten durch Erbfolge an ihre Stelle traten — war urfprünglih nur ein Ausdrud für 
das Gefammteigenthum der natürlich nothwendigen Affociation der Bamilie. Erſt mit Auf— 
nahme von entfernter ftehenden Perfonen durch Erbverträge und Ganerbſchaften, oder durch 
Anwendung auf juriftifche Perfonen erhielt die gemeinſchaftliche Gewere eine ausgenehntere 
foctale Bedeutung. Eine folhe Bedeutung hatte dagegen von Anfang an, ald die Anerfennung 
ver Einheit einer aus mehreren Familien beftehenden Genoſſenſchaft, pas Inftitut ver Allmend 
und der gemeinen Marf. Die legtere ftand nicht allein im Geſammteigenthum einer Gemeinde, 
fondern oft in dem mehrerer Gantone und ganzer Gaue. Da die Benugung allen freiftand, jo 
richtete fie ſich factifch nach der Größe des Privatbefiges, wie z. B. bei gemeinſchaftlichen Weiden 
nach dem Viehſtande jedes einzelnen Genoffen. Dies wurde fo lange nit ald Rechtsverletzung 
empfunden, ald noch, von einzelnen Schwanfungen abgejehen, ver Brivatbejig ſelbſt weſentlich 
gleih war. Später erhob ſich jedoch zwiſchen den ärmern und reihern Benugern dieſes Ge= 
Tammteigenthums nicht felten Streit, ver ſich oft durch Jahrhunderte bis in die neuefte Zeit fortz 
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gefegt hat. 14) Endlich verwirklichte ſich noch die Idee der Einheit in den Verbindungen zu ge: 
meinſchaftlichem Handeln fowie in der Gefammtbürgfhaft oder in ver Haftung aller wegen 
der auf dem Gebiete der Genoffenfhaft verübten Vergehen; und in zahlreichen Gorperationen 
und Innungen, namentlich der Handwerker. Nachdem aber innerhalb der Vereine der freien 
das Recht des Individualismus, oder das Recht, ungleich zu erwerben und zu befigen, zur Gel⸗ 
tung gekommen war, dehnte es fich endlich auf die Unfreien aus. Zuerft bildete ſich eine Gewert 
des Unfreien an beweglichen Sachen, ſodaß ſich das Recht des Heren nur noch bei Todesfällen 
im Befthaupt zeigte. Später entjtand auch für einen Theil der Hörigen, mit der gleichzeitigen 
Enttwidelung ihres Erbrechts, eine abgeleitete Gewere an Grund und Boden, wie für Erbzins: 
männer und andere. 

Der veutfche Nechtsbegriff von der Gewere legte ein großes Gewicht auf das factifhe Ver: 
hältniß der Perſon zur Sache, auf die Förperliche Herrſchaft über die Sade. Im römijhen Be- 
griffe vom dominium wurde das einmal Erworbenhaben und das Fefthalten des Erworbenen 
wit dem Willen ein befonders hervortretendes und in feine äußerſten Gonfequenzen ausgebil: 
deted Moment. Diefer ausgedehntern Befugniß, mit dem Willen feftzubalten, entſprach die an- 
dere, durch Willensäußerung das Eigenthum aufzugeben. So war jelbjt die Veräußerung des 
ager in italico solo unter Xebenden an feine Ginwilligung der nächften Erben oder der Agnaten 
gebunden. In dieſer Beziehung zeigte ſich alfo beiden Nömern früh fhon ein deutlich hervor: 
tretendes Necht ver Individualität. 2?) Doc) blieben Erwerbung und Veräußerung von Eigen: 
thum, namentlich für befondere Arten von Sachen, wie Die res maneipi, an beſchränkende Förm: 
lichkeiten gebunden, die aber wefentlich nur ven Zweck hatten, das Dafein des befonnenen und 
entfchiedenen Willens zur Veräußerung objeetiv gewiß zu machen. Daffelbe Brincip des In: 
dividualismus fand darin Anerkennung, daß die Hinterlaffenfhaft, in die Fein suus eintreten 
mußte, zur res nullius ward und alſo nicht der Gemeinſchaft, dem Staate, zufiel, ſondern der 
Decupation jedes freien Bürgers unterworfen war. 19) Auch der suus war nur norbmendiger 
Erbe, ald ver mit dem Erblaffer fort und fort Decupirende ; und die Erbredt gebende Arroga- 
tion oder Adoption, dur dad vom Volfe vermitteld einer lex beftätigte jogenannte Teſtament 
in den Gomitien, war nur die Aufnahme eines dritten als suus. Als das Zmölftafelgeleg, 
neben dem Inteftaterbrecht ver Agnaten und Gentilen, ſchon die freie testamenli factio ge: 
währte, war auch dies die Anerkennung einer fehr ausgedehnten Befugniß des individuellen 
Eigenthümers. 17) Übrigens war in Rom wie überall das volle Eigenthum zunächſt nur mög: 
lid für die völlig freien Staatöbürger, für den herrfchenden Stamm der Duiriten, ſodaß ed 
nur ein wahres Eigenthum ex jure Quiritium gab. Darum war nur den Batriciern die Occu— 
pation und Benugung des ager publicus, der Staatsdomäne, erlaubt. Erſt in dem Mape, als 
ſich die Blebejer die ftaatsbürgerlihen Nechte erfämpften, errangen fie ich zugleich ven Mitbeiig 
und Mitgenuß am frühern Eigenthum des Staats, nachdem zuvor das Licinifche Gefeg vom 
Jahre 378 das individuelle Befig- und Benugungsrecht der Batricier am ager publicus be: 


14) Wie 3. B. der Streit der fogenanten „Hörner“ und „„Klauen’ im Santon Schwyz. Überhaupt 
zeigt ſich im Hinblick auf die altgermanifchen Allmend: und Marlverhältniffe, zumal was die Gemeinde: 
weiden betrifft, auf das allerdeutlichite, wie neben der Theilung des Bodens zu Privateigenthum doch auch 
im Gemeindegute die Ginheit in ber Vielheit, die Grmeinfchaftlichfeit in der Abjonderung ibren Aus: 
drud behalten hatte; wie aber fpäter für die ärmern Gemeindegliever felbit das gemeinfchaftliche und 
abitract gleiche Recht aller an der Benugung des Gemeindeguts immermehr feine factifche Bedeutung 
verlor; wie eben dadurch der Arme noch ärmer, der Reiche noch reicher wurde, da jever unglückliche Zw 
fall, der jenen in feinem Privatbefige betroffen hatte, auch unmittelbar feine Benugungsfäbigfeit des 
-Gemeinguts verfürzte und verfümmerte, Um fo gewiſſer ift die fortwährende Ausgleichung der flets 
ſchroffer gewordenen Ungleichheiten des Befiges die Aufgabe des Staats geworben, des Bertreters der 
Einheit und Gemeinfhaftlichfeit aller Glieder der Getellichaft. Es iſt alſo auch Har genug, Daß due 
alljeitig geforderte Socialreform im wefentlichen nur eine ————— von uralten rechtlich = factitchen 
Verhaͤltniſſen it; indem wieder für das nie verichwundene, aber feiner Realität entleerte Mecht aller 
Glieder der Geſellſchaft der conerete Inhalt gefunden werden muß. 

15) In anderer Beziehung, wie z. B. in der mildern väterlichen Gewalt, in der größern Rechtsgleich⸗ 
Fu Ehegatten u. ſ. w. trat fchon im altgermanifchen Rechte die Bedeutung der Individualität ſchät 
er hervor. 

16) Erſt nach der fpätern lex Julia caduciaria fielen die erblofen Güter dem Volke, dem populus 
zu, und unter ven Kaifern, wahrfcheinlich ſeit Saracalla, dem faiferlichen Fiscus; alfo nicht mehr ein: 
"zelnen, fondern der ganzen Gejellfchaft oder dem Repräfentanten ihrer Einheit. 

17) Diefe freie Dispofltionsbefugniß war auch im testamentum per aes et libram anerkannt, ob⸗ 
gleich noch diefe Übertragung von Sacjenrechten an eigenthümlich ftarre Formen gefnüpft war. 
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ſchränkt hatre. Damit fam man zu einer freilich nur theilweifen und vorübergehenden Ausglei— 
hung einiger Ungleichheiten des Beſttzes. 

Neue Zeit. Der Gedanke einer fortwährenden Ausgleihung der die freie Entwicelung 
jedes Menſchen hemmenden Ungleihheiten des Befiges, durch ſtets fich erneuernden Übergang 
des Privateigenthums in Öffentliches und des öffentlichen in privates, gehört erft der neuern Zeit 
an. Er gründet ſich einerſeits auf die Überzeugung vom Zufammenhange alles Menſchenlebens, 
wonad geiler Überfluß und drückender Mangel nur als entgegengelegte Krankheiten erfcheinen, 
die in der gefunden Gefellichaft beide verſchwinden follen; ſowie andererfeitd auf die Anerfen- 
nung der freien Berjönlichkeit und Menſchenwürde in jedem Menſchen als einziges und darum 
als allgemeines Menſchenrecht. Die wirkliche Vollziehung dieſes Gedankens ift erft möglich ge- 
worden durch Cinführung einer regelmäßigen Beiteuerung. Diele konnte wol anfangs als 
neue Laft empfunden werben, ift aber in ihrer Entwidelung und vernünftigen Anwendung dazu 
beſtimmt, nicht blos die Wunden zu heiten, die fie jelbft gefchlagen hat, fondern überhaupt ein 
frifches und geſundes gefellichaftliches Leben zu vermitteln. Die allgemeine Beiteuerung aller 
einzelnen Glieder der Geſellſchaft nah Verhältniß ihres unbemweglihen Vermögens knüpft fich 
an die Ausbildung des Geldſyſtems und im römifchen Reiche wie in den germaniſchen Staaten 
an vie Entftehung einer unumſchränkten monarhifhen Gewalt. Die legtere wurde hiernach 
allerdings die Brüde, aber nur die ſchon überfhrittene Brücke zu einer höhern Stufe der Ge— 
ſellſchaft. Denn trog aller Toramnei vieler römiſchen Imperatoren und troß dem „Tetat c'est 
moi’ eines Ludwig XIV. wurden Doch nie Die Monarchen des Ocecidents gleich den orientaliichen 
Despoten als Alfeineigentbümer betrachtet, fondern vorherrſchend nur als Beihüser und Ge: 
wäbrleifter ver rechtlichen Möglichkeit aller einzelnen, Gigenthum zu erwerben und zu bejigen. 

Diefer Umſtand der noch abftracten Möglichkeit aller, im rechtlich gleiher Weife wie jeder 
andere Eigentbümer zu fein oder zu werden, wurde durch eine lange Reihe von Entwickelun— 
gen herbeigeführt. Die treibende Wurzel der ganzen Bewegung war das in wahfenden Krei— 
fen erwachende Bewußtſein, daß jeder Menfchengeift in feiner Weife zur Theilnahme an der 
Herrſchaft über die Sabenmelt berufen fei. So murden die Borurtheile und Vorrechte, die ein- 
zelnen Ständen und Claſſen der Bevölkerung eine privilegirte Herrichaft verliehen hatten, 
mehr und mehr durchbrochen, und damit im Zufammenhang bildete ſich ein gleihmäfigeres 
Recht für die Behandlung aller Arten von Sahen aus. In Rom flellte dad jus gentium des 
Pratorifhen Rechts dem Gigentbum der Duiriten erft das in bonis habere und das fin- 
girte Eigentbum der bonae fidei possessio durch Uſucapion zur Seite. Trajan gab felbft an den 
res mancipi ein bonitarifches Eigenthum, und Juſtinian hob endlich den Begriff des ftrengen 
Gigentbums der Quiriten ganz auf, ſodaß nun alle Rechtshandlungen, die früher nur boni- 
tarifches Gigenthum gaben, jett das volle Gigenthum begründeten. Auch bei ver Emphyteuſis 
wurde materiell der Bejiger beinahe zum Gigenthümer. Der ager publicus ging immermehr 
in Brivateigentbum über; Domitian ſchenkte den Gemeinden die von ihnen beſeſſenen Antheile, 
und endlid; verwandelte ein Gefeg vom Jahre 423 den bisherigen Beſitz an dieſer Staatöde: 
mäne in volles Eigentbum. Zugleich wurde das Erbrecht mehr und mehr cognatiih und trug 
zur Verbreitung des Beſitzthums weſentlich bei. 

Bei allen Verſchiedenheiten im einzelnen war doch im ganzen bei den germanifhen Völ— 
fern der Neuzeit die Gntwidelung eine weſentlich gleidje wie im römifhen Staat; mit dem 
großen Unterſchied jedoch, daß fie zugleich die Keime einer neuen Zukunft in ſich entfalteten. 
Die vermittelnde vogteilihe Gewalt der Regenten gewann größere Bedeutung, als die mäch— 
tigen abgeſchloſſenen Stände und Gorporationen in gegenfeitigem Kampfe ihre Kräfte mehr 
und mehr aufrieben; als die Städte, die Induftrie und der Handel ſowie dad bewegliche Ver: 
mögen im Gegenfag zum Grumdeigenthum ein größeres Gewicht in die Wagſchale warfen; als 
die Fürften, auf diefe neue fociale Macht geftügt, ihre politifche Gewalt zu erweitern vermod: 
ten. In nächſter Oppofition gegen die auf Grundbeſitz bafirte Macht des Adels und der Geift: 
lichkeit begann num der Staat durd; Aneignung von Kegalien und durd Beſteuerung in das 
Privateigentbum einzugreifen, woburd er ſich für eine fernere Zukunft die Möglichkeit an: 
bahnte, ein durchgreifendes Syſtem der Ausgleihung ins Leben zu führen. Das Gindringen 
des Nömifchen Rechts that dem Individualismus und dem individuellen Gigenthun, gegenüber 
dem ftändifhen und corporativen Befigthum, weitern Vorſchub. Aber auch die Reformation 
und jene einflußreihen Erfindungen und Entdeckungen, welde auf den Trümmern des Mit: 
telalter3 eine neue Welt theils ſchufen, theild fanden, wirkten in ver gleihen Richtung. Die 
endliche Folge von dem allen war die refornatorifche und revolutionäre IImgeftaltung der ſeit⸗ 
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herigen Verhältniffe des Beſitzthums: Vermiſchung der Stände, Aufhebung der Leibeigen- 
fchaft, Befreiung des Grumdeigenthbums, Auflöfung ded Zunftverbandes — kurz die Herr: 
{haft ver ungebundenen ftatt der ftändiih und corporativ gebundenen Goncurrenz. Auf ver 
Grundlage der Statiftif erhob fh num die neue Wiſſenſchaft der politiigen Okonomie, vie in 
ihrer weitern Ausbildung die Arbeit ald Duelle des Eigenthums erfannte. Darauf gründete 
endlich die neuefte Sociallehre die Forderung, daß jeder wie alle mit den zureichenden Mitteln 
auszuftatten jei, um aus diefer Duelle ihöpfen zu fönnen. 

Gommuniftifhe Lehren. Vorgriftliherafcetifger Gommunismuß. Der Rücdh 
blick aufdie Geſchichte ver Entftehung des Eigenthums und feiner Umwandelungen beftätigt es deut⸗ 
li genug, wie bald das communiftiiche, bald das gleichheitliche Element und bald das des Inpivi- 
dualismud vorherrſchend war, ohne daß je das eine durch das andere völlig verbrängt werden 
konnte. Bedrohte nun das wachſende Übergewicht des Individualismus die früher in größerm 
Maße auf gemeinſchaftlichen oder gleichen Beſitz gegründete Geſellſchaft, ſo ſtellten ſich ihm 
communiſtiſche Doetrinen oder Gleichheitslehren entgegen. Vom weſentlich politiſchen Stand⸗ 
punkte aus geſchah dies ſchon in Griechenland, unter andern durch Phaleas, Hippodamos 
und beſonders durch Platon. Der erſtere wollte durch gleiche Erziehung und durch Maßregeln 
bei der Verheirathung, wonach der Reiche Mitgift geben, aber keine annehmen ſollte, die 
moͤglichſte Gleichheit des Grundbeſitzes erhalten haben. Hippodamos theilte ſeinen Staat von 
10000 Bürgern in die drei Klaſſen der Handwerker, Ackerbauer und Krieger, und das Land 
in ähnlicher Weiſe wie in Altgriechenland. Die Republik Platon's beſtand nad ſeiner Drei: 
gliederung der Menſchennatur in Wiſſenden, darum Geſetzgebenden und Herrſchenden; in 
Kriegern, und in Gemeinen oder Ackerbauern und Handwerkern. Ahnlich wie im neuern 
St.-Simonismus, ſollte der Staat den Stand und für jede Perſon ven Kreis ihrer Ihätig- 
feit beftimmen. Damit war die Perjönlichfeit des Gigenthums aufgehoben: Die Aderbauer 
bearbeiten den allen gemeinihaftlihen Boden, vie Früchte werden unter alle vertheilt. Auch 
die Frauen find gemeinfhaftlic und werden nod glei den Sklaven ald Sache behandelt. In 
jeinem Werk über die Gefege verlangt er jedoch für jeden jo viel Beſitz, daß er ein fittliches 
Leben führen fünne, und geftattet eine Vermehrung des beweglichen Vermögens bit aufs 
Fünffache. Damit nähert er ſich den Anſichten des Arijtoteles, der den mittelmäßigen Beſitz 
eines jeden für das Beſte erklärte; der die Perfönlichfeit des Gigenthums und darum auch feine 
Unterſchiede nit aufgehoben haben wollte, aber doc eine gemeinfhaftliche Benugung wie in 
Sparta noch für zweckmäßig hielt. 

Durch Jahrtaufende hindurch, im Zufanımenhang mit einer eigentbümlichen veligiöien 
Weltanfhauung, zieht ſich eine weitere Reihe von communiftifchen Lehren, von Gründung ie: 
paratiftifher Gommuniftenvereine und von gewaltfamen Verjuchen zur communiftifhen Um: 
geftaltung der Gejellihaft. Die Selbſtunterſcheidung des Menſchen in Geift und Sinnliäfeit 
ſchlägt immer wieder in einen feindjeligen Gegenjag, darum in einfeitige Vorherrſchaft des 
einen oder andern Elements aus, folange noch nicht die fort und fort verſöhnende und aus: 
gleihende Überzeugung von Daiein einer felbftbemußten Einheit alles Geworbenen, von ei: 
nem etwigen Gott, welcher Schöpfer und Träger ver gejammten Welt des Geifted und der Ma: 
terie ift, das ganze Menfchenleben richtend und leitend durchdrungen hat. Liber dieſen feine: 
jeligen Dualismus, der bald ven Geift der Sinnlidfeit, bald dieſe dem Geifte zum Opfer 
brachte, kam die heidniſche Weltanfhauung nie vollftändig hinaus; nidt einmal in der jüri- 
ihen und bellenifhen Anihauungsweije mit ihren materiellen Sühn- oder Dankopfern. Ta 
man das aus der Entzweiung des Geiftes mit fich felbft entfprungene Böfe no nicht vom finn: 
lichen Ubel unterſchied, machte man die Materie zum Sig und Quell des Böfen und verfinn: 
lichte fh den irrig aufgefaßten Gegenfag ded Guten und Böfen in der Vorftellung ve 
Kampfes zwiſchen Göttern des Lichts und der Finfternig, zwiſchen Ormudz und Ahriman, 
oder unter fonftigen Namen und Bildern. Kamen nun die fhlimmen Folgen der einfeitig vor: 
herrſchenden Sinnlichkeit augenfälliger zu Tage, fo traten einzelne mit der Verachtung oder 
dem Halle gegen alle Materie entgegen. Dieſe Oppofition offenbarte ih dann entiveder in der 
quietiſtiſchen Verzichtleiſtung auf materiellen Befig, oder in der ftrengern Afcefe einer Abröt- 
tung des Fleiſches und einer directen Bejigesfeinvfhaft. Da aber gleihwol das Leben mit un: 
auflöslihen Banden an die Materie gebunden bleibt; da zugleich die in der Oppofition gegen 
den Bejig befindlichen gerade in der Gemeinfhaftlichfeit diefer Richtung jih zufammenfinten 
mußten: fo entftanden bald aud Gemeinſchaften, deren Mitglieder, mit Verwerfung des 
Privatbeiiges und Privateigenthums, eine mehr oder minder ftrenge Gnthaltianfeit und die 
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Beſchränkung des Genuſſes auf ein kärgliches Maß zur gegenſeitigen Pflicht ſich machten. Da— 
mit ging das quietiſtiſche und aſcetiſche Bettlerthum in die ſociale Oppoſition des aſcetiſchen 
Communismus über, 19) 

Aus Aſien wiffen wir aus ältefter und neuefter Zeit von den fo oft ſeltſamen Kaftelungen 
indiſcher Gymnojophiften. Der Buddhaismus wird zwar mit Necht ald der ältefte orientalifche 
Proteftantismus bezeichnet. Aber er bejeitigte nicht jenen Dualidmus, und feine Sittenlehre 
technete vielmehr den Gläubigen die Losreifung vom Materiellen und die Unterbrüdung der 
Sinnlichkeit zum befondern Verdienſte an. Daher noch jegt in Mittel= und Oſtaſien die vielen 
auf Almofen angewiejenen buddhaiſtiſchen Klöfter mit Kafteiungen, Gölibat und Entfagung 
von irdiſchen Gütern. Solche orientalifche Anjichten waren ohne Zweifel von Einfluß auf die 
Verfaſſung des auf Gütergemeinfhaft gegründeten Pythagoräiſchen Bundes und auf feine zum 
Theil afcetifchen Lebensregeln. Bei dem Zerfall der römiſch-griechiſchen Welt erſchloß ſich ver 
Deeident wieder mehr ald früher dem orientalifchen Geifte. Der Neuplatonismus trieb zwar 
feine aſcetiſchen Gemeinſchaften hervor; aber doch rang Plotin felbft nah dem Verdienſt der 
Entbaltfamfeit. Und dieſe neuplatonifchen Lehren griffen bald aud in die Bildungsgeichichte 
des Chriſtenthums ein. } 

Schon weit früher hatten die orientalifch= aſcetiſchen Anfichten bei den Juden Eingang ge- 
funden, und bei ihnen entſtanden auch gegen Ende ver alten Geichichte aſcetiſche Genoſſenſchaf⸗ 
ten. In der Sefte der Therapeuten am ägyptiſchen See Möris lebte zwar jeder einzelne in fei= 
ner Zelle; aber am Sabbat Hatten fie doch gemeinfchaftliche kärgliche Liebesmahle und für 
alle galt das Gebor der Ehelojigkeit, des firengen Faftens und der vürftigen Nahrung. Gin 
jüngerer Zweig diejer Sefte waren die Efjener in Paläftina, die gruppenmweife an der Weit: 
ſeite des Todten Meered oder auch einzeln in den Städten lebten. Da Moſes ven Aderbau in 
dem zu gleichen Loſen an alle jüdiſchen Familien getheilten Lande zur geehrten Beihäftigung 
gemacht batte, ſchloſſen ſich aud die Effener von Aderbau, Viehzucht und friedlichem Ge: 
werbe nicht aus. Im ihrem hierarchiſch fireng und vielfah abgeftuften Orden galt jedoch 
gleichfalls dad Dogma, daß das Fleiih das Gefängniß des Geiſtes, ver Quell des Böfen 
jei. Darum mußte jeder Eintretende jein Vermögen der Gemeinjhaft übergeben; das täg— 
lich Erworbene mußte noh am Abend in die gemeinfame Ordenskaſſe abgeliefert werben, 
welche die Mittel zur Beftreitung der Bebürfniffe im ganzen und einzelnen bergab. Auch 
ließ man nur die vor dem Eintritt in den Orden abgeichloffene Ehe gelten, die von da an ent= 
baltiam fein mußte. 

Der chriſtlich-aſcetiſche Communismus bis zur Reformation. Die Blüte: 
zeit des Eſſenerthums und die Ausbildung des neuplatoniihen Pythagoräismus fiel mit ber 
erſten Entfaltung des Ehriftenthbums zufammen. Man hat fih ſchon früh Mühe gegeben, vie: 
ie8 aus den Eſſenismus herzuleiten und ald eine Verallgemeinerung des legtern aufzufaflen. 
In neuefter Zeit geſchah dies aud von ſeiten einiger Gommuniften, Allein das allen Völkern 
gepredigte Chriftenthbum, mit feiner Idee der brüderlichen Gleichheit, mit feiner Oppofition 
gegen die den freien Genuß und die freie. Benugung der materiellen Welt noch vielfach be: 
ihränfende Moſaiſche Religion, war feinem Weſen nad; ganz verihieden vom Eſſenismus, der 
in vielfacher Beziehung nur ein auf die Spige getriebener Moſaismus geweſen ift. Es hatte 
nichts zu thun mit der geheimen Weisheit der Ejjener, die von den Novizen an bis zu den 
Epopten in verjchiedenen Graden offenbart wurde, und nichts mit ihren afcetifhen Lebens: 
regeln und ihrer Fleinlichen außern Moral, nad dem hriftlichen Orundfage, daß dem Reinen 
alles rein, dem Unreinen alles unrein iſt. Mit dem Princip eines Gottes der Liebe, ver 
Schöpfer des Menfhengeiftes und der finnlichen Welt des Menſchen ift, bleibt die Forderung, 
daß die Sinnlichkeit dem Geifte zum Opfer gebracht werde, jchledhthin unvereinbar. Damit ift 
alfo auch der aſcetiſche und überhaupt jeder allgemeine und zwingende Gommunismus unver= 
träglih, weil diefer für viele Doc wieder zum afcetifchen werden muß, und weil ſich die freie 
Liebe nicht blos im Binden und Verbinden, fondern auch im Löſen und Befreien bethätigt. 
Die Worte: „Es iſt ein Geift, aber der Gaben find manderlei”, weifen deutlich genug darauf 
hin, daß nad dem Sinne der hriftlihen Lehre die Individualität Feiner abftracten Einheit 
oder Gleichheit geopfert werden foll. Es waren alſo nur jehr unvollftändige hiſtoriſche Andeu— 


18) Siche den fehr beachtenswerthen und inhaltreichen Auffag: ‚, Der Gommunismus und die afces 
tifche Sorialreform im Laufe der chriſtlichen Jahrhunderte. Bon Dr. G. 2. Hundeshagen“, in Ulle 
mann’s und Umbreit's Theologifchen Studien und Kritifen (Jahrg. 1845) , Heft 3 u. 4. 
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tungen oder beliebig generaliſirte Stellen von ganz concreter Bedeutung 9), wodurch man 
das Chriſtenthum zu einer communiſtiſchen Doctrin umſchaffen wollte; während an bundert 
andern Stellen das perjönliche Eigenthum, die Begriffe von Tauſch, Kauf, Lohn u. |. w. ent= 
ſchieden anerkannt find. Wahr ift jedoch, daf das Chriſtenthum mit dem Grundfag der Kiebe 
ein ausgleichendes ſocialiſtiſches Princip aufgeftellt hat, das zur fortſchreitenden Bewältigung 
des Gegenfages von arm und reich auffodert und das die Gefeggebung unferer nur fogenann- 
ten chriſtlichen Staaten noch lange nicht durchgedrungen hat. Aud in dem von Proudhon be- 
fonders hervorgehobenen Gleichniffe vom Kimmelreihe und Bamilienvater (Ev. Mattb. 20), 
der jedem feiner Arbeiter für längere wie für kürzere Arbeit einen Groſchen als Tagelohn gibt, 
liegt nur die Anerkennung eines gleihen Rechts, fih durch Arbeit das Nothwendige zu verſchaf⸗ 
fen. Dies ift aber von gezwungener Gütergemeinſchaft oder Gleichmacherei nicht blos verſchieden, 
fondern fteht damit geradezu im Widerſpruch. 

Ein Theil der Befenner des Chriſtenthums juchte indeß die Lehren des Eſſenismus mit den 
chriſtlichen in Einklang zu bringen und fam hierdurch in die Stellung einer reactionären Op: 
yofition innerhalb des Gebiets der neuen Religion. Nach dem noch im Dualismus befangenen 
Manichäismus follte ver Menſch, ald Berehrer des guten Gotted, fein Eigentbum haben dür— 
fen. Nur der Genuß von Vegetabilien wurde geftattet und dadurch die notbiwendige Bermi- 
{hung mit der ſchlechten Materie wenigitens auf ein gewiſſes Maß beſchränkt. In weiterer Ent: 

wickelung entftand daraus eine erneuerte effenifhe Orvendverfaffung, werin die electi ohne 
Ehe, Geld und Sur, ohne Entweihung ihrer Hände durd irgendein weltliches Geſchäft leben 
jollten. Ebenjo lehnte ih der Gnoſticismus in feiner muthmaßlich älteften Form an dem Eile: 
nismus an. Die erneuerte Verbreitung ber Anlichten über Verdienftlichkeit der Faften, ves 
jungfräulichen Lebens, ver Selbjtentmannung führte zumächit wieder zu einem einſiedleriſchen 
Leben männlicher und weiblicher Anacoreten; zumal in der Thebaifhen Wüſte, doch aud in 
andern Gegenden von Nordafrifa. Unter Umftänden ſchlug die Gleihgültigkeit oder die Ver: 

achtung gegen den materiellen Befig in thätigen Haß gegen die Befigenden aus. So miſchten 

fich die in Nordafrika ald afcetiiche Bettler herumſchweifenden Gircumcelliones in den Streit 

der Donatiften über Trennung von Kirche und Staat. Sie fammelten fi unter eigenen Ans 

führern zu einer für das göttliche Recht Fämpfenden heiligen Schar, welche die Unterbrüdten 
beihügte, ſich der Sklaven gegen die Herren, der Schuldner gegen die Gläubiger annahm 
und die Güter ver ihren Geboten nicht gehorchenden Eigenthümer verwüftete. Der Kampf 
Dauerte vom Jahre 311 bis weit in die zweite Hälfte des 4. Jahrhunderts. 

Bei den Anachoreten mußte wieder der Trieb ver Gemeinſchaft erwahen. Gegen Mitte des 
4. Jahrhunderts fammelte fie Pahomius in größern zufammenbängenden Gebäuden, unter: 
warf fie beftinnmten Regeln und Vorgefegten, gliederte fie nach Klaffen und bilvete fomit das 
Anadoretenleben zum Möndtbume um. In der erften Hälfte des 5. Jahrhunderts zählte der 
Moͤnchsverein auf ver Nilinfel Tabennä nicht weniger ald 50000 Mitglieder. Neben ven re: 
ligiöfen Functionen wurden die Mönde auf landwirthſchaftliche und induftrielle Arbeit ange- 
wiejen, und gegen Ende des 4. Jahrhunderts hatte jenes Klofter fein eigenes von Mönchen er: 
bautes Schiff. So erbielt das afcetifhe Leben eine feftere Organifation, und die Gewöhnung 
an ftreng georonete gemeinfchaftliche Thätigkeit wirkte auch nach außen anregend und förbernp. 
Eine ähnliche Organifation der Arbeit in geiftlihen Gommuniftenvereinen wurde im Abend: 
Lande durch Auguftin, Hieronymus, 3. Caſſianus, beſonders Benediet von Nurſia zu 


19) Dahin gehört zumal die berühmte Stelle der Apoftelgeich. 2, 42 u. 44— 46, über die Urge— 
meinbe von Sernfalem, die feit Chryſoſtomus, aljo erfi von ber] zweiten Hälfte des 4. Jahrhunderts 
an, von der einer afcetifchen Lebensanfchauung verfallenen Partei im eigentlich communittifcyen Sinne 
gedeutet wurde: „Sie blieben aber befländig in der Apoftel Lehre, umd in der Gemeinfchaft, und im 
Brotbrechen, und im Gebet“... „Alle aber, die gläubig waren geworben, waren beieinander, und hiel⸗ 
ten alle Dinge gemein. Ihre Güter und Habe verkauften fie, und theilten fie aus unter alle, nach dem 
jedermann not war.“ Hier ift deutlich genug nur von der freien Gewohnheit einer gegenfeitigen Unter: 
ftägung die Rede, nicht aber von einem communiftifchen Gemeindegefeg. Ebenſo unleugbar iſt jedoch, 
daß ber chriftliche Staat, der ſich nicht jelbft zur Lüge machen will, das allgemeinzsfittlich religiöfe Gebot 
der Liebe auch in feiner Geſetzgebung objectip zu machen, daß er alſo auch von feiner Seite für eine 
Austheilung ber Güter zu forgen hat „nach dem jedermann noth iſt“. Die ftrengere afcetiiche Nusle- 
gung, wonach jeder irdifche Beſitz mit der chriftlichen Heiligfeit unverträglich fein foll, fügte ih noch 

efonders auf die Aufforderung von Chriſtus an den reichen Jüngling (Luc. 18, 22), feine Habe zu ver: 
faufen und fein Gut unter die Armen auszutheilen. Im dieſer Stelle von ganz indivinweller Beziebung 
fonnte und Sollte jedoch fein aſcetiſches Princip ausgefprochen werben. 
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Stande gebracht. Indem aber die Macht der Affociation mit den Genußmitteln aud die Ge— 
nußfucht fteigerte, begann der Verfall des Klofterlebens. Als Reformatoren gegen die Zucht: 
lofigfeit der Mönche traten Ihon zu Anfang des 9. Jahrhunderts Benedict von Aniane und 
andere auf. Im 11. Jahrhundert begann fogar die afcetifche Idee von neuem ihre Bewegung, 
in Gegenjag zur entarteten Welt und verweltlichten Kirche. Eine größere Menge lebte wieder 
ald Anachoreten, die fih dann zu neuen Orden fanımelten und geftalteten. Zugleich abmte 
man Die möndiihen Bereine im fanonifhen Berbande von Weltgeiftlihen nad ſowie in den 
geiftlihen Ritterorden. 68 entſtanden communiftiihe Gorporationen aller Art, die über un- 
ermeßliche geiftlihe und materielle Mittel geboten; deren Macht aber aud immermehr zur 
drüdenden Feubaltyrannei über das arme Bolf wurde. Darım erhob fi eine ſtets mächtiger 
anſchwellende Oppofition, weldye theils politifh war, theild im Schoje der Kirche felbft ihren 
Urſprung batte. 

Je mehr die Kirche die eigene Ehrſucht und Habſucht nährte, um fo mehr trat ihre frühere 
Sorge für die Armen, ihre foctaliftifche Function einer Ausgleichung der Ungleichheiten des Be— 
fiße® in den Hintergrund. Sie wurde gleichzeitig die tyrannifche Beherrſcherin der weltlichen 
Gewalthaber wie ver Mafle des gehorchenden Volks. Hiernach ging auch die Proteftation ge— 
gen wie Übermacht des Klerus theild von den weltlichen Feudalherren aus, wie in Süpfranf: 
reih, wo fie durch den Albigenferkrieg erftickt wurde, theild vom Volke, vom 10. bid 13. 
Jahrhundert, in zahlreihen Aufſtänden wegen der kirchlichen Zebnten und Fronen, bis 
zum Stevingerfriege (ſeit 1234) und dem zu einem Kreuzzug gegen die Kirche gewordenen 
Kreuzzuge in der Picardie (1251), theils von den Fürften, tie zumal im großen Kampf der 
Hohenſtaufen gegen die Päpfte und in vem Philipp's des Schönen. Als dann zunächſt von 
Frankreich aus die Uebermacht der Päpfte gebrochen war und die weltlichen Gewalthaber ſich 
mebr und mehr von der Kirche emancipirten, wurde vom Wolfe der Druck der weltlihen Feu— 
dalberren jchärfer empfunden. Gin Zeugniß veilen find die Bauernaufftände im 14. bis zu 
Anfang des 16. Jahrhunderts, die Jacquerie in Sranfreih, die Empörung Wat : Tyler's in 
England, der Käſebrödter in den Niederlanden, ded ©. Dofa in Ungarn. Nur in Süddeutſch⸗ 
land kamen noch häufige Bewegungen gegen Biſchöfe und Äbte vor. Sonſt aber machten bei 
viefen Aufftänden gegen die weltlihen Herren die Mönche nicht jelten die Xobredner und zu: 
weilen die Anführer. 

In Mitte des katholiihen Klerus traten feit dem 11. Jahrhundert Neformatoren des 
Mönchsweſens auf, wie zumal der berühmte Bernhard von Glairwaur. Trotz ſolcher theil- 
weifen Beflerungen, die nur den Verfall anerkannten, ohne ihn hindern zu fünnen, erbob 
ih von anderer Seite ein Sturm, ber nicht blos die Kirche, ſondern das ganze joriale Leben 
erihütterte. Alle Berfolgungen nn in der orientalifhen Kirche die gnoftifch = manihäiichen 
Sekten nicht auszurotten vermocht. Die zahlveihern Verbindungen mit dem Drient durch die 
Kreuzzüge gaben auch im Abendlande den kathariſchen Sekten eine ausgedehnte Verzweigung. 
Sie kamen faſt durchweg darin überein, daß ſie eine Reformation der Kirche vom Laienſtande 
aus forderten, und daß ſie ſtreng aſcetiſchen Grundſätzen huldigten, wonach ſie die Ehe ver— 
warfen und alle animaliſche Nahrung verboten haben wollten. Als nun der calabreſiſche 
Abt Joachim von Flora den Plan zu einer in apoſtoliſcher Einfachheit und Armuth lebenden 
Verbindung religiöſer Perſonen für reformirende Thätigkeit gefaßt hatte, ſteigerte ſich die 
Gärung im Volk und verbreitete ſich in Südfrankreich, Oberitalien, Deutſchland, England, 
Niederlande und bis in den Kirchenſtaat. Die Mönchsidee ſchien die Wurzel einer von uns 
ten auf betriebenen Sorialreform zu werden. Da ergriff die weitſehende Politik des Pap— 
ſtes Innocenz II. das Mittel, den gärenden Elementen wenigſtens theilweiſe eine kirchliche 
Baflung zu geben und fie daburd ber Disciplin und Herrfchaft der Kirche zu unterwerfen. 
Dies gefhah zunächſt (im Jahre 1209) durch Ausföhnung der Kirche mit den Anhängern des 
Durand von Huedca, den pauperes catholici oder Humiliaten, die ſich zu freiwilliger Ar: 
muth, Keujchheit und ſtrengem Faften verpflichteten, außer ihrer Kleidung feine Art von Ei— 
genthum beſaßen und in religidfer Gemeinihaft lebten. Aus ähnlichen Elementen bilveten ſich 
die feit 1220 zuerjt in den Niederlanden hervortretenden Begharden, die Vereine unverheivas 
tbeter Männer, meift Weber und andere Handwerker, vie unter einem Meifter in gemein- 
ſchaftlichen Häufern lebten und ſich mit Andachtsübungen, Handarbeit und Liebeswerken be- 
ihäftigten. Eine noch größere Verbreitung Hatten jchon feit vem 11. Jahrhundert vie gleich: 
falls bei dem Volke ſehr beliebten weiblichen Beguinenvereine erhalten. Dieje volksthümliche 
Partei religiöfer Socialreformer ſchwoll mehr und mehr an, bis ihre Kraft vurd Errichtung 
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der beiden großen Bettelorden, zumal der Franciscaner, gebroden wurde. Dies war eine 
ausweichende Conceſſion an den herrſchenden Volkögeift; denn die aus dem Volk ftammenden 
Mönde halfen nun felbft die Oppofition gegen die Kirche niederhalten. Zwar wurde ver alte 
Unabhängigkeitögeift gegen die Curie, aus dem die VBettelorven hervorgegangen waren, in 
diefen jelbft nie ganz unterbrüct. Aber der Gedanfe einer Socialreform trat doch in den Hin: 
tergrund, da die individuellen afcetifchen Tendenzen wieder innerhalb der Kirche ihre bered- 
tigte Stellung und Befriedigung fanden. Schon bei dem Tode des heiligen Franz von Ajti 
(1226) zählte fein Orden viele Tauſende. Diefer war nicht auf gemeinſchaftliches Beſitzthum, 
fondern auf Armuth und Bettelerwerb gegründet ſowie auf Heiligung durch Abthuung der 
Fleifhesluft und des verführerifchen Reihthums. Später wurde dem Orden der Nießbrauc 
an den ihm zufallenden Gütern geftattet. Und wie ji jhon die Manichäer in auditores und 
electi getheilt hatten, fo bildeten fich bei ven Franciscanern die einer milvderen Regel unter: 
worfenen Tertiarier, denen die weltlichen Geſchäfte oblagen und die Bejorgung des weltlichen 
Verkehrs mit der fündigen Geſellſchaft. 29) Übrigens war die Bewegung zu mädhtig, als 
daß jie durch Errichtung der Bettelorden völlig gedämmt werden konnte. Schon um die Mitte 
des 15. Jahrhunderts wurde Gerardo Segarelli in Parma der Gründer der fogenannten Apo- 
ftel. Die Mitglieder diefes Vereind mußten firenge Armuth angeloben und alle Begüterten kri 
ihrem Eintritt allem Beſitz entſagen. Doch hatten fie gleichfalls eine Klaffe von Tertiariern, de 
nen Ehe und Arbeitderwerb erlaubt waren. Bei ihnen erwachte wieder der faum beſchwichtigte 
Trieb der afretifhen Unabhängigkeit und die Korderung einer Raienreformation. Im Jahre 
1303 ftellte ich der feurige Schwärmer Dolcino mit feiner Genofjin, der jhönen Margerita 
von Trank, an die Spige dev Bewegung. Er fand großen Anhang unter ven Bewohnern der 
piemontefifhen Alpen. Dolcino forderte ven Übergang vom äußern zum innern Geboriam, 
prebigte Armuth, brüderliche Gleichheit, Haß gegen Reiche und Beligende. Gr wurde dad 
Haupt eines religiös = communiftifhen Bauernfriegd, den ev mit feinen Patarenern vier 
Jahre lang meift fiegreich führte, bis er endlich mit feiner tapfern ſchwärmeriſchen Schar auf 
den eifigen Höhen des Monte = Gebello dem Hunger und dem Bunde geiftlicher und weltlicher 
Herren erlag. 

Trog allen Auto da Fes und allen Martern, womit man die Keger verfolgte, dauerte vie 
häretiſch-ſocialiſtiſche Oppofition im Volke fort. Sie befreite jih von einer läſtigern Aſceſe 
und erhielt eine mehr unmittelbare Beziehung auf Staat und Gejellihaft, als feit Anfang des 
13. Jahrhunderts durch den Einfluß der ariftorelifch = averroiftifhen Naturphilofophie zumal 
in Paris pantheiftiihe Anſichten auftauchten und au im Volk Gingang fanden. Davon 
wurden namentlich die Begharden ergriffen, und e8 entftand die Sefte der Brüder und Schwe— 
ftern des freien Geiſtes. Sie lehrten, daß die Natur an ſich nichts iſt; daß Gott vorzuge- 
weife da lebe, wo Geift ſei, aljo im Menihen; daß demnach göttliche und menſchliche Na: 
tur in eins zufammenfallen. Der gute und gerechte Menich wirfe dad Nämliche, was Gott 
wirfe; er habe mit Gott Himmel und Erde geihaffen, Gott fönne ohne ihn nichts thun. Es 
fomme alles auf die gotteinige Gefinnung an. Gott wolle, wenn fi der Menjch zu einer 
Handlung disponirt fühle, und habe Gott gewollt, daß der Menſch fündige, fo dürfe dieſer 
nit wünſchen, die Sünde nicht begangen zu haben. Die Sünde jei überhaupt nur die Be: 
fonderung. Alfo müfle der reine Urzuftand vor dem Falle, da nod die Menichbeit das Be- 
mwußtjein ihrer Einheit mit Gott gehabt, wiederhergeftellt werden, und zwar durch Aufbe- 
bung der durch dad Geſetz in der urfprünglich gleichen Menſchheit entftandenen Unterſchiede. 
Die Brüder und Schweitern des freien Geiftes zogen wandernd umher, Eehrten bei Gleichge— 
finnten ein, machten ji bequeme Tage und betrachteten die Verbreitung ihrer Lehre als wich— 
tigfted oder ausſchließendes Geſchäft. Staat, Kirche, Gejellfhaft mit allen Ständen und 
Gliederungen wurden negirt. Man wollte nichts mehr willen von Obrigfeit, bürgerlicher 
Ordnung, Privatbefig, Bamilie und Ehe, melde legtere zugleich ald Grund und als Folge 
der Abfonderung oder Sünde betrachtet wurde. In ihrer Spige lief alfo diefe Lehre auf Ge 
meinſchaft ver Güter und Weiber hinaus. Selbſt verbüllende Kleider galten ald Abweichung 


20) Ahnlich den urfprünglichen Vereinen der Begharden gründete Gerhard Groot zu Ende des 
14. Jahrhunderts die Genoffenfchaft der Brüder des gemeinfamen Lebens, die von der Kirche anerfannt 
wurde, ohne ein eigentlicher Möndhsorden mit feffelnder Regel und übertriebener Ajcefe zu fein. Die 
Genoſſen lebten in Denberbänfere und hatten Gütergemeinfchaft ; diefe jedoch nur als Mittel zur fürders 
lichern Berbreitung des Unterrichts im Volfe und zur Erfüllung der Pflichten der Wohlthätigkeit gegen 
die der Genoſſenſchaft nicht Angehörigen. 
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von Natur und Unſchuld. Darum hielten die Seftirer verborgene Zufammenfünfte, oft in 
unterivdifhen Behaufungen, Paradiefe genannt, wo in „heiligen Nächten” nadte Prediger 
vor Männern und Frauen über die dur das Geſetz der Che widernatürlich verbrängte freie 
Geſchlechtsvereinigung predigten. Unter verfhiedenen Namen verbreitete fi) die Sekte von 13. 
Jahrhundert an in Frankreich, Italien und Deutſchland. 

Altere und neu entjtehende afcetiiche Sekten wurben von der pantheiftiihen Lehre des 
freten Geiſtes beſonders da ergriffen, wo ohnehin der Volksgeiſt mit der Hierarchie zerfallen 
war. So kam aud diefe Art Freigeifterei im Huffitenkriege zum Vorſchein, obgleich diefer in 
feiner Hauptrihtung einen ganz andern Gharafter hatte. Im Kampfe mit dem entarteten Kle— 
rus und Monchsweſen überwog bei den Huſſiten zunächſt ein ariftofratifches, dann aber, mit 
Nikolaus von Huſſinecz und bejonders mit Ziska, ein theofratijch = demofratifches Clement. 
Die Taboriten und Horebiten, melden der Kelch dad Symbol der Einigkeit und Gleichheit in 
einer ſchönen Zukunft war, gingen allerdings auf Zerftörung der bisherigen Staats- und 
Kirhenordnung aus, aber doch nur, indem jie den fhon als fertig vorgefundenen Staat der 
Iſraeliten aus der Nidterperiode zum Mufter nahmen. Daher entbrannte ver taboritijche 
Bauernfrieg wider die Ariftofratie der Barone und Städte, ohne daß es auf eine totale So— 
einlummälzung abgeieben war. Dies war nur der Fall, ſoweit ſich Aſcetiſches einmiſchte; 
bejonvers aber jeit 1421 durch den Einfluß der Brüder und Schweftern des freien Geiftes. 
Es bildete ſich nämlich eine Sekte ver Adamiten, die nadt geben mußten: Ahr Stifter lien 
ih Sohn Gotted und Adam nennen. Sie hatten Gemeinihaft der Weiber, doch war zur 
jedesmaligen Beimohnung die Grlaubnig Adam's erforderlih. In ihren Augen waren alle 
Unfreie, melde Kleider und bejonders Hojen trugen. Darum mordeten fie die befleideten 
huſſitiſchen Landleute ald Kinder des Teufeld und begingen Ausihweifungen aller Art, bis jie 
durch Ziska vertilgt wurden und unter Gejang und Jubel den Feuertod erduldeten. 

Neben der afcetiihen Oppofition, welde endlih, von pantbeiftifchen Glementen durch— 
drungen, in einen eraſſen Communismus ver widerlichſten Art ausgelaufen war, batte ſich 
inzwifchen eine evangelifche Oppoſition gebildet, die als Vorläuferin der Neformation auf das 
unverfäljchte Chriſtenthum zurückzuführen trachtete. Wie aber jede religiöfe Weltanihauung, 
die ich in Widerſpruch mit dem Beſtehenden ſetzt, endlich ein neues forialitiiches Element in 
fich entwideln muß, To geſchah es im germaniihen Mittelalter. Zunächſt auf der Grundlage 
eined abftracten Schriftglaubens begann mit Anfang des 12. Jahrhunderts ein Kampf gegen 
die Kirche, aus dem die pauperes de Lugduno, Leonistae u. ſ. w. und feit 1170 die Walden— 
fer hervorgingen. Das Ziel war: hriftliche Bruderliebe, Gemeinihaft, Maßregeln gegen 
Sittenverberbnig und Selbſtſucht. Die Natur follte wieder in ihre Rechte eingelegt werden, 
was jedoch die eriten Bührer mit Zmwangsmitteln durchzuſetzen ſuchten. Man erhob jih 
gegen die Grihwerung der Ehen, bei denen feine Mitgift mehr gegeben werben jollte, da— 
mit fie nicht aus Gigennug geichloifen würden. Daher verheirathete Heinrih von Lauſanne 
Leibeigene mit Freien und fleidete fie aus dem vom Volke in feine Hände gelegten Gelbe. 
Aus dieſem noch wirren Zuftande erhob ſich die geläuterte Lehre der Waldenſer, die wahr: 
fheinlih von früh an Feine eigentliche Gütergemeinſchaft einführte, fondern nur zu gegen- 
feitiger Unterftügung verpflichtete; ſowie fie auch den katholiſchen Prieftern den Gölibat zum 
Borwurf machte. 

Bortiegung. Communismus zur Zeit der Reformation. Bei der jittlichen 
Ausdartung der Kirche drang der Geift der Oppoſition bis in die höhern Klaffen und in die 
Seiftlichkeit ſelbſt ein. Allein die Fümmerlihen Reformen, welche die kirchenverfaſſungs— 
mäßige Oppofition auf den Goncilien von Piſa, Koftnig und Baſel verfuchte, konnte den 
Bruch nicht verhindern. Die Kehre Luther's von ver Rechtfertigung durch den Glauben, im 
Gegenfag zu ver äußerlichen Werfheiligkeit der römiſch-katholiſchen Kirche und zu der afce- 
tifchen Selbftverberrlihung, war der noch unvollfommene, theologiſch verhüllte und darum 
vieler Misventung fähige Ausorud für die Wahrheit, daß ſich ver Geift nur in fi felbit von 
ber Sünde befreien fünne, nicht aber durch ven Kampf mir der außer ihr gefegten Materie. Um 
ſolchen Misdeutungen möglichft vorzubeugen, wurde fpäter ausgeſprochen, daß zwar die Redt: 
fertigung duch den Glauben allein erfolge, aber nicht ohne des Gejeged Werke, die wie gute 
Früchte vom guten Baume aus dem lebendigen Glauben hervorgehen. 

Die Idee der Reformatoren von der „hriftlihen Freiheit”, gegenüber dem traditionellen 
Glaubenszwang der römiſch-katholiſchen Kirche, blieb nicht ohne Einfluß auf den Ausbruch 
des Banernfriegs. Seinem Weſen nah war er jedoch politiicher und focialiftiiher Natur. 
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Auch waren fhon vor der Neformation, feir Mitte des 15. Jahrhunderts, die Baurmauf- 
flände, zumal in den Kleinen veihsunmittelbaren Gebieten von Süddeutſchland häufiger gemer- 

den. - Mit ven berühmten zwölf Artifeln der Bauern war ed auf Beſeitigung des Icheußliäiten 

Feudaldruds, doch keineswegs auf eine Ummälzung der Gefellichaft in ihren Grundlagen ıb- 

gejehen. Wohl aber erhob man ſich in Schwaben und Franken bis zu großartigen Planen ein 

Reichsreform, wovon damals alle Gemüther erfüllt waren. Die religiöfen Motive follten übri- 
gend die gerechte Sache der Bauern unterflügen. Sie jollten zeigen, daß ihre Forderung öfe: 
nomijcher und politifher Meformen aud mit der evangeliſchen Lehre im Einklang fiehe. Ee— 
rade dadurch wurde diejer deutſche Bauernfrieg ein weltgeichichtliches Moment von höchſter Br- 
deutung. Gr war vom geſunden Sinne des Volfd aus die prophetiihe Verkündigung dei 
neuen Staatd und der neuen Gefellichaft, im Geijt der wahren Freiheit und des echten Chri— 
ſtenthums. Darum hat bereits die Geſchichte ſelbſt wenigftend die theilweife Rechtfertigung 
diefer deutſchen Rebellen übernommen, die unter dem Schwert und dem Henferbeile geiſtlichet 
und weltliher Bedränger ihr Blut vergoffen. Sind doch endlich jene Feſſeln, in vie nod der 
Grundbeiig geichlagen war und die ſchon jene gedrüdten Bauern zu zerreißen bofften, im allen 
Ländern des weitlihen Europa entweder gelöft oder durch eine neue Revolution geiprengt mer: 
den. Und iſt doch auch die Idee einer politiihen Reform des deutfchen Völkervereind an Hat 
und Gliedern wieder in Kopf und Herz aller Klaffen ver Nation gedrungen. Aber freilich für 
jenen „Hriftlihen Staat”, wie ihn die Deutihen Bauern im Namen der „chriſtlichen Kreibeit 
verlangten, ift auch jegt noch das Wenigfte gethban. Denn was wollten die Bauern, als ür 
die Beleitigung drüdender Zehnten und Fronen verlangten? Sie wollten ven fanem 
Schweiß ihrer Arbeit nit fort und fort für andere, fie wollten ihn nicht für Die mäßigen 
Neichen vergiefen. Der Kern ihred Gedankens war alſo die Forderung ded Rechts auf den 
freien Genuß der Früchte ihrer Arbeit, im Verhältniſſe zu diefer Arbeit. Denn darauf fommt 
es wenig an, daß fie dieſe ſocialiſtiſche Forderung noch nicht in eine allgemeine Formel cin: 

zukleiden wußten; daß fie biejelbe nur für Das ausſprachen, was ihnen zunächſtlag, was 

jie ald unmittelbar drückend fühlten und erfannten. Aber gerade diefes Net it noch un- 

ter der Anardie der ungebundenen Goncurrenz und bei der jegigen Tyrannei ver Reihen 

über die Armen ebenſo wenig verwirklicht ald unter der frühern Herrfchaft des Feudal— 
jwanges. 

Es iſt befannt, wie Luther zwar den geiſtlichen und weltlichen Tyrannen, durch deren 
unbarmberzige Härte ver Bauernfrieg erzeugt wurde, herbe Wahrheiten ſagte und ihnen ver: 
fündete: „Thun's diefe Bauern nicht, ſo müſſen's andere thun“; mie er aber auch unmittel: 
bav nad einem entitellenden Bericht über den Exceß in Weindberg ein einjeitiges Verdam— 
mungsurtheil ausſprach und zum Vernichtungsfriege „wider die räuberifchen und mörderiſchen 
Bauern‘ aufforderte. Er meinte, daß dem „Seelenheil“ des fogenannten „gemeinen Manne?”, 
der fonit allzu üppig werde, eine ſchwere Laft von Arbeit und Entbehrung dienlich ſei. Er bul: 
digte alſo einem Vorurtheile, das jich im Hinblick auf unfern neuern demoralifirten Fabrikpoöbel 
von jelbft widerlegt, hinter dem fi) aber auch jetzt noch die Selbſtſucht ver Reihen und Vor: 
nehmen zu verſtecken ſucht. Überdies war bei ihm die politifche Rückſicht entſcheidend, das ohne 
Unterflügung der durch den Bauernaufftand bedrohten Fürften und Adelichen das Werk der 
Reformation ſcheitern müſſe. Dazu famen einzelne Ausbrüche eines ſchwärmeriſchen Wahn: 
fund, die zwar befondere und ganz andere Wurzeln hatten als ver eigentliche Bauernfrieg, vie 
man aber dieſem felbit unterfhob, ohne fie noch bei dem Drange ver Begebenheiten in ihrer 
Beſonderheit zu erfaflen und zu begreifen. Man hat aljo nicht Urſache, wie dies in neuerer 
Zeit gebräuhlid geworden, das Verdammungsurtheil eines Luther gegen den Bauernfrieg mit 
einem ebenfo einfeitigen Verdammungsurtheil gegen Luther zu erwidern. Kein einzelner, wie 
hoch er feine Zeit überrage, vermag fih den herrſchenden Vorurtheilen dieſer Zeit ganz zu ent: 
ziehen ‚ und je folgenreicher das neue Prineip ift, das er verfündet, um fo weniger vermag er 
jelbft den ganzen Umfang dieſer Folgen zu ermeffen. Seit anderthalb Jahrtaufenden hatte die 
Kirche weltliche Macht und Reichthum an ſich zu raffen geſucht, während fie die enterbten Völker 
mit ihren Anweifungen auf das himmliſche Ienfeits vertröftete. Diele Lehre, in der auch der 
Auguftinermönd groß gezogen war, ließ ihn den Leib und die ganze reiche Sinnlichkeit des 
Menſchen no als „ſtinkenden Madenſack“ betrachten; während ex doch ſelbſt gegen Kaſteiung 
und Faſten, gegen den Ablaßkram und alle andern blos äußerlichen Opfer und Merfe der 
Scheinheiligkeit eiferte, und fih an den keineswegs aſcetiſchen Spruch bielt: „Wer nicht liebt 
Wein, Weib und Geſang, der bleibt ein Narr ſein Leben fang.” Die Maſſe des Volks hatte 
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aber, wie immer, einen richtigern Sinn für die Bedürfniſſe ver Maſſe, als es jeder einzelne 
ihrer Lehrer und Weifen dabei haben fonnte. So erfannten au die veutihen Bauern im 
weitern Umfange alö die Neformatoren ſelbſt, dap die Rechtfertigung durch den Geijt des Evan— 
geliums nicht ohne die Werke des ihm entſprechenden Gefeges fein könne. Sie forderten daher 
als das Werk eines ſolchen Geſetzes die geredhtere Vertheilung der Arbeit, des Erwerbs und 
Genuſſes. 

Trug der Bauernkrieg ein ſolches ſocialiſtiſches Element in ſeinem Schoſe, ſo war dies doch 
keineswegs ein communiſtiſches oder abſtraet gleichheitliches. Dieſe traten vorübergehend nur 
da hervor, wo ſich eine mit dem Prineip der Reformation im Widerſpruch ſtehende religiöſe 
Weltanſicht gebildet hatte. So war es ſchon vor der Reformation bei der durch Hans Böheim 
im Jahre 1476 im Würzburgiſchen hervorgerufenen Bewegung, wonach kein Papſt, Kaiſer, 
Fürſt, geiſtliche oder weltliche Obrigkeit beſtehen, jeder Zoll, Steuer und Zehnt gänzlich ab— 
geſchafft und jeder ald des andern Bruder leben jollte. Cine entſchieden communiftiiche Rich— 
tung hatte aber die Bewegung der Wiedertäufer oder „Geiſtler“, die von Anfang an auf die 
„Brüder und Schweitern des freien Geiſtes“ hinweiſt und mit den im ftillen fortgepflanzten 
Lehren derielben im deutlihen Zufammenhange fteht. Aus dem pantheiftifhen Spiritualismus 
dieſer ältern Sekte erklären ſich auch die Anfprüche der Wiedertäufer auf Vijionen und unmit— 
telbare Inipiration. Ihr Grunddogma ft wieder die Entgegenjegung von Fleiſch und Geift; 
ihr Ziel die Darftellung des reinen Geiſtesmenſchen. Dem Grundgedanken der Reformation 
entgegen, tilgt der Menſch nad) der Lehre der Wiedertäufer durch den freien Willen feines Gei- 
ftes die Sünde an feinem Fleiſche. Sie erfannten darum werer Erbfünde noch Ehriftus als 
Sündentilger an und verwarfen hiernad) die Kindertaufe. Dagegen war ihnen Chriſtus der 
Lehrer des göttlichen Lebens, der die Menſchen erlöjfe, wenn jie feinen Fußtapfen folgen, Sie 
gingen aljo von einer äußerlichen Gefegeäftrenge aus, und zumal von einem buchſtäblichen Beit: 
halten an den Vorſchriften ver Bergpredigt. Bei vielen aber fteigerte ih dies bis zum Wahn, 
dag in wahrhaft Wiedergeborenen und Heiligen fortan der Geift allein herrſche; daß er feines 
Lehrers mehr bebürfe; day er auch aller bürgerlichen Gejege entbunden sei. Dies ftellte ih zu— 
nächſt dar in dem 1521 durd den Tuchmacher Nik. Storch geftifteten und meift aus Handwer— 
fern beſtehenden Bunde der fogenannten himmlischen Propheten. Sie lehrten Gütergemeinidhait, 
Aufhebung der Ehe in der beftehenven Form und Einführung der Vielweiberei, Abſchaffung 
aller weltlichen und geiſtlichen Obrigkeit. Nach ihrer Vertreibung aus Zwickau fanden jie 
Unterftügung in Wittenberg, wo fi ihnen Karljtadt zugeiellte, der gleihfalld von einem 
ſtarren Fefthalten am Buchſtaben der Schrift ausging und ſich gegen jede wiſſenſchaftliche und 
gelehrte Auslegung verielben erhob. Dieſes Treiben dauerte, bis ihm Luther durch feine 
Deredfamfeit ein Ende machte. Es kam aber von neuem zum Vorſchein dur Th. Münzer, der 
1522 in Zwidau Prediger gewejen war, nach manden geiftlihen Fahrten nad Thüringen 
zurücfehrte und zumal in Mühlhaufen großen Anhang fand, bis zu feiner Niederlage bei 
Frankenhauſen (1525). Es ift jehr bezeichnend, aber auch jehr erflärlih, dap die damaligen, 
wie viele der neuern Gommuniften , von Anfang an ven feften Boden des Vaterlanded unter den 
Füßen verloren, daß bei ihnen, die es in ihrer luftigen Schwärmerei jogleich auf eine Reforn 
der Menichheit in Bauſch und Bogen abgejehen hatten, die Idee einer Reform der deutichen 
Reichsverfaſſung wie bei den Bauern in Franken gar nicht zum Vorſchein fam. Schon vor 
feinem Auftreten in Mühlhaufen war Münzer mit feiner Gemeinfhaft aller Dinge, die jedem 
„nach Nothdurft” und „nad Gelegenheit” ausgetheilt werben jollten, mit jeinem Reid von 
Heiligen und Gerechten ohne Obrigkeit und Gericht, ein fertiger Gommunift. Nach weniger ald 
zehn Jahren fchlug der wiedertäuferiſche Communismus, feinem Wejen nad) unverändert, im 
Münfter feinen Sig auf. Nur hatte er in Thüringen mehr in der Noth des armen Volfs feine 
Duelle, während er. in ven wohlhabenden Städten Niederdeutihlands gar bald in ein raffi= 
nirtes Syſtem der Genußſucht ausſchlug und zur Lieverlichfeit im Namen des „freien Geiſtes““ 
fich verzerrte. 

Nach dem baldigen Falle des weitfäliihen Zion im Jahre 1535 verbreitete ſich Die wieder: 
täuferifche Lehre durch verfprengte Anhänger in den Niederlanden und drang unter manderlei 
Wandelungen von da in Frankreich und abermals in Norddeutſchland ein. Unter Drud und 
Berfolgung läuterte fie ſich durch Menno Simons. In andern Verzweigungen der Sefte gär: 
ten aber die frübern Elemente fort und bildeten fi in den Werfen ver beiden Niederländer 
David Joris und Goppin zu einem Syftem auf der pantheiſtiſch-myſtiſchen Grundlage eines 
alldurchdringenden freien Geiftes, der alles unmittelbar vollbringt. Der von ihm Beſeſſene 
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oder Wiedergeborene weiß nichts mehr von Sünde, unterſcheidet nicht mehr Gutes und Böfes; 
ift frei von jedem Gefeg, denn der Geift treibt ihn, und feine Begierden und Thaten find 

Gottes Begierden und Thaten. Darum ift dem alles erlaubt, der nicht zweifelt. Welt, Teufel, 

Sünde jind Wahn. Dies ift auch jeder, den der Geift Gottes noch nicht umgeftaltet bat. Der 

MWiedergeborene dagegen ift bereitö mit Chriſtus vom Tode zum Leben und zum vollkommenen 
Genuſſe der Seligkeit durchgedrungen. Darum ift ed thöriht, eine andere Auferftehung, na: 
mentlich des Fleiſches, zu erwarten; da der Geift in Gott zurüdgeht und alles Ubrige als Wahn 
vernichtet wird. Mit dem jich jelbit Gefet gewordenen freien Geifte find Obrigkeit und Eigen: 
thum unverträglid. In der Gemeinfhaft der Heiligen gibt e8 nichts Eigenes: jeder nimmt 
aus den Gütern ded andern, was ihm beliebt. Auch die Ehe binvet nicht; der Geiftliche (Wie: 
dergeborene) kann und ſoll geiftlihe Ehen eingehen, mit wen und auf wie lange der Geift be: 
gebrt. Diefe Anficht wurde zumal von Joris auf die Spige getrieben. Er erklärte die in der 
Ehe erzeugten Kinder für Kinder der Bosheit und predigte die freie Vereinigung in brünftiger 
Liebe Gottes zur Erzeugung eines reinen Geſchlechts, wobei feiner an eine einzelne Berfon ge— 
bunden fein folle. Kür dieſes Syſtem der Ungebundenheit fuchte man vorzüglich die höbern 
Stände duch möglichſten Aufwand von Geift und chriſtlich Elingende Sprache zu gewinnen. 
Sp fam die gefhminfte Beftialität no einmal in Genf bei der Partei der Lihertiner, zumal 
bei vornehmen Frauen und Männern, fowie im benachbarten Neuenburg zum Vorſchein — 
bis im Jahre 1544 Galvin dem Treiben mit Erfolg entgegentrat. 

Im geraden Zufammenhange mit diefem Zweige der Wiedertäuferei ſteht die dur einen 
Anhänger von Joris, H. Niklas aus Münfter, um das Jahr 1542 in Holland und England 
geftiftere Sekte der Bamiliften, womit ſich aud die der Nenters verband. Die von Niklas ge: 
gründete Liebesfamilie wurde mehrfacher Ausjhweifungen beſchuldigt, die indeſſen nicht er: 
wiejen werben konnten. Die Familiſten verloren ſich nach einem Verbot der Königin Elifabeth 
im Jahre 1580. Bei den ſchwärmeriſchen Levellers kam mehr ein afcetifher Haß gegen den 
Beſitz, oder doch gegen die Reihen, als eigentlicher Communismus zum Vorſchein. Auch in 
der Gemeindeverfajlung der Herrnhuter finden fih nur communiſtiſche Elemente.*4) Sonit 
gibt es aber noch von Alten Zeiten her einzelne communiftifche Gemeinden , wie bei Thiers in 
der Auvergne, deren Urjprung nad) einigen Angaben ins Jahr 780, nach andern ind 12. over 
13. Jahrhundert fällt und in diefem Fall wol mit den religiöfen Bewegungen jener Zeit zu- 
jammenhängt. Von ihrer fonft entſchieden communiftifchen Verfaffung find noch zahlreiche 
Spuren vorhanden und fie heißen noch jegt communautes. Es waren Familienvereine. An 
der Spige der Verwaltung fanden gewählte Meifter und Meifterinnen zur Vertheilung aller 
Geſchäfte nad) der Fähigkeit. Alles Vermögen, aller Erwerb, alle Arbeit waren gemein 
ſchaftlich. Um ihre Fortpflanzung zu erleichtern, hatte ihnen Papft Leo X. im voraus Dispenſe 
für Ehen zwiſchen Vettern und Bafen u. ſ. w. ertheilt. Ähnliche landwirthſchaftliche Gemeinden 
beftanden jahrhundertelang in der Bicardie. 22) 

Communiftifhe und focialiftifhe Utopien. Communiftiihe Lehren Sit 
zur Revolution. Wider die Misftände des überwiegenden Individualismus fam, unab- 
hängig vom veligiösscommuniftifchen Sektenweſen, eine Doctrin zum Vorſchein, vie ſich zu: 
nächſt darin verſuchte, die Gegenbilver eines idealen Staats und einer idealen Geſellſchaft zu 
zeichnen. Seit der 1516 von Thomas Morus herausgegebenen „Utopia, wohin der berühmte 
engliſche Kanzler eine Gemeinſchaft der Güter und der Arbeit verpflanzt, ohne jedoch die der 
Frauen zuzulaffen, find ſolche Utopien bis auf die neuefte Zeit ziemlich zahlreich geworben. 
Schon das 17. Jahrhundert hatte die „Civitas solis’ und die ‚Monarchia Messiae” des calabre: 
ſiſchen Moͤnchs Gampanella; die „Nova Atlantis“ des großen Reformators der Pbilojopbie un? 
Staatömanns Bacon, die „Oceana“ von Harrington und Ähnliches von andern bervorgebradit. 
Doch find die beiden legtern nicht eigentlich communiftiih. Vom 18. Jahrhundert an trat Die 
communiſtiſche Lehre theild nur in einzelnen Andeutungen, theils jhon etwas vollftändiger 
ausgebildet und in mehr wiſſenſchaftlicher Kaffung auf; immer jedoch im Zufanmenbange mit 
einer religiöfen oder philoſophiſchen Weltanfhauung, ob diefe nun hriftlich hieß, oder deiſtiſch 
theiſtiſch oder atheiftifch-materialiftifch war. 





& > a j. B. Grund der Verfaffung der evangelifchen Brüder-Unität Augsburgifchen Confeſſton, 
.277f9. 
22) Michelet, Le peuple (Paris 1846); Briefe aug der Auvergne (Morgenblatt 1845). 
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Auf einzelnes ift Hier um fo weniger einzugehen 23), als ji die communiftifchen Mei— 
nungen des 18. Jahrhunderts im 19. wiederholen, indem ſie zugleich in fchärfere Formen 
und Unformen auögeprägt wurden. Nur auf eine Hauptſache ift aufmerkfjam zu maden. 
Die wihtigften Schriften, aus denen die neuern franzöftfhen Communiften gefhöpft Haben, 
auf die auch einige deutſche liebäugelnd zurückblicken, find, außer denen des epikuräifchen Dei: 
ften Morelly, die von Holbach, von Helvetius und das wahrfheinlih aud von Holbach her- 
rührende „Systeme de la nature”, && find alfo materialiftifhe und zum Theil entſchieden athei- 
ſtiſche Schriften, wie fie aus dem von England nad Frankreich verpflanzfen noch einfeitigen 
Senſualismus hervorgehen mußten. Darin ift fhon viel die Rede von der „freien Leiden— 
ſchaft““, der freien Begierde und freien Sinnlichkeit; wie bei den „Geſchwiſtern des freien 
Geiſtes“ und bei den „Geiſtlern“ der Reformation vom „freien Geiſte“ die Rede war. Auch 
unter unfern veutfhen Gommuniften fanden ſich ſolche Nenommiften des „freien Geiftes‘. 
Mit dem fomifhen Dünfel des bornirteften Seftengeiftes verſuchten fie auf die angeblich Un— 
freien herabzuſehen, ſeit fie fih aus ihrer „freien Sinnlichkeit” zwar kein goldenes, aber ein 
ſehr natürliches Kalb aus Fleifh und Bein gemacht haben, indem fie fich felbft mit ihren Lau— 
nen und Gelüften verehren. Darin liegt kein Widerſpruch, weil diefer fogenannte freie Geift 
doch nur der unfreie, zum Sklaven der Sinnlichkeit gewordene iſt. Wer fi einbilvet, über 
ben Unterſchied von Gott und Menfchen weg zu fein, während ihm doch der platte Atheismus, 
das bloße inhaltleere Wegleugnen der Gottheit nicht mehr genügt; mer ſich alfo dennoch ge— 
trieben fühlt vom ewigen Bevürfniß der Vernunft nad) Einheit und einem Lebensprincip, der 
hat nichts anderes übrig, ald daß er entweber auf den Geiſt des Menſchen oder auf feine Sinn 
lichkeit den Nachdruck lege. Im erften Kalle kommt er zu jenem ibealiftifchen Bantheismus, der 
von einem bemußtlofen Geifte ausgeht, um ihn erft im Menfchen zum Selbftbemußtfein über: 
fhnappen zu laffen; im andern Falle zum materialiftifchen Pantheismus, dem der Geift nur 
noch als raffinirte Sinnlichkeit erfcheint. Aber auch jener Idealismus ift nur ein Umweg, um 
doch wieder unter die rohe Herrſchaft der Sinnlichkeit zu fallen. Denn hat ſich erft der Menſch 
zum allein freien Geifte, zum Gott geträumt, fo entdeckt er bald in jeden Sinnenfigel ein gött- 
liches Gebot. Darum ift die Afcefe, die vom felbftgenügfamen Menfhengeifte aus die Sinn: 
lichkeit beherrſchen wollte, gerade auf dem Punkte, da fie dieſe Herrfchaft errungen zu haben 
meinte, ftetd wieder in die Knechtſchaft ver Sinne zurüdgefallen. In den endlichen praftifchen 
Folgen ift ed auch weſentlich gleihgültig, ob dieſer Bildungsgang mit Philofophie beginnt 
und eine Zeit lang in Begriffsformeln ſich fortiegt, oder ob man durch pietiftifhen Gefühle: 
figel über den Unterfchied zwiſchen Gott und Menſchen fih wegſetzt. Der Pietiömus, der die 
unmittelbare Einkehr Gottes in den Menſchen Herbeizubeten wähnt, ift doch nur ein praftifcher 
Pantheismus, der auf feinen letzten Stufen zur aufgeregten Sinnlichkeit des Muckerthums 
wird. Darum fländen die philofophirenden Nachhegeler diefem Muckerthum lange nicht fo fern, 
als fie ihre Philoſophie träumen ließ. Und darum war ihr monoton verhallendes Geſchrei vom 
„freien Geiſte“ over von „freier Sinnlichkeit” doch nur das alte Lied, das mit immer gleichen 
Strophen bald von vorn nach hinten, bald von hinten nad vorn gefungen wird und mit ſchnei— 
dendem Miston durch Jahrtaufende ver Weltgeihichte Elingt. Diefe Diffonanz fann einzig ihre 
Auflöfung finden durch die vollftändige Geltendmahung des hriftlichen Theismus aud in den 
geſellſchaftlichen Verhältniffen des Menſchen zum Menſchen. 

Der Communismus jeit der Franzöſiſchen Revolution. Der immer deut: 
licher erkannten, immer bitterer empfundenen Ungleichheit in der Bertheilung von Vorrechten 
und Unrechten an die verſchiedenen Klaffen der Geſellſchaft konnte die Franzöſiſche Revolution 
in ihrem Beginne nur den noch inhaltleeren Begriff ver Gleichheit der Rechte entgegenfegen. 
Doch wurde von diefem Standpunkte aus ſchon in der Gonftitution von 1791, neben der Aner- 
fennung des Eigenthums „als eines unverleglichen und geheiligten Rechts“, zugleich auf „eine 
öffentliche Einrichtung“ hingewiefen, um allen Bevürftigen Unterflügung zu gewähren und 
den „gefunden Armen Arbeit zu geben, wenn fie fich felbft Feine verſchaffen können“. Wäre 
diefe „‚Öffentlihe Einrichtung“ wirklich getroffen worben; wäre fie in dem vernünftig nothwen⸗ 
digen Umfange getroffen worden, daß der Staat jedem feiner Mitglieder in einem beftimmten 
Quantum Arbeit und Arbeitöverbienft zugleich die Subfiftenz und eine Bafis freier Entwicke⸗ 





23) Näheres in: Grün, Die foriale Em in Frankreich und Belgien (Darmftabt 1845); einzels 
nes auch in: Engel und Marr, Die heilige Bamilie u. f. w. (Frankfurt 1845). ⸗ 
Staats⸗Lexikon. II. 39 


610 Eommunismus 


lung gefichert hätte: jo wäre die Idee dev Freiheit und der Gleichheit in der Einheit des Staats 
zugleidy verwirklicht, fo wäre die wejentli nur politiſch gebliebene franzöſiſche Unwälzung 
von Anfang an aud) eine durchgreifend fociale geworden. Dies ift jedoch bis zur Stunde nicht 
geſchehen, weder in Branfreih noch in irgendeinem andern europäifhen Staate, der in den 
Kreis der von dort audgegangenen Bewegung himeingezogen wurde. Darum ift die Franzöfiiie 
Revolution, ebenſowol als die deutfche Reformation, nur Bruchſtück. Und darum iſt dcı- 
flärlih genug, daß die zurüdgefegten, nur mit einer unerfüllten Verheißung abgefundenen 
Bliever der Geſellſchaft in ihrer Weife ſich felbft Recht zu ſchaffen fuchten, wobei denn Aud- 
ſchweifungen in That und Lehre ebenjo wenig ausblieben, als jie im Gefolge ver Reformation 
ausgeblieben find. War ja das thatſächlich vorhandene Proletariat ſchon durch die Gonftitution 
von 1791 aud ein ausdrücklich berechtigte® geworben, da man ihm Die Ausficht auf geſicherten 
Erwerb. verfaffungsmäßig eröffnet Hatte. Breilid wäre e8 zu den Kämpfen des Proletariats 
auch ohne jene Verheißung gekommen, Aber die Formulirung feines Rechts in der Berfaflung 
war doc die Anerfennung einer focialen Nothwendigfeit von jeiten des Staats und trug we- 
nigftend dazu bei, dem Geifte der proletariſchen Maffe von vornherein einen Anhaltpunft und 
eine beftimmte Richtung zur Verfolgung beftimmter Rechte zu geben; jie trug alſo bei, daß ih 
Proletariat und befigende Bourgeoifie erft unterfcheiden lernten, um ſich fpäter feindſelig ent- 
gegenzutreten. Die Berfaflung von 1791 erklärte, „daß die Bürger feinen andern Unterſchied 
unter fi anerfennen als den der Tugenden und der Talente‘; umd forderte doch für die Aus: 
übung des aetiven Staatsbürgerrechts eine dem Werth dreier Arbeitstage gleichkommende di- 
recte Steuer, ſowie für die Wählbarfeit ven Nachweis eines beftimmten, wenn aud nicht be— 
trächtlichen Beſitzes. Robespierre's Entwurf einer Grflärung der Menſchen- und Bürgerrechte 
fowie die Gonftitution von 1793 erklärten die „öffentlichen Unterftügungen für eine gebeiligte 
Schuld’. Sie erfannten alfo abermals ein durd den Staat zu verwirklichendes Recht des Pre: 
letariatd an, zwar in unbeflimmterer Faſſung ald 1791, aber auch ohne die Widerſprüche in 
der Gonftitution diefes Jahres. Zugleich wurde, wie früher, das Gigenthum garantirt. Mit 
der gleichzeitigen Anerkennung einer „geheiligten Schuld öffentlicher Unterftügung‘ erkannte 
fi) alfo ver Staat für verpflichtet, jedem Geſellſchaftsgliede das ihm notwendige Cigenthum 
zu garantiren; ein Gedanke, den Gondorcet in der Gefeggebenven Berfammlung mehr ent: 
wickelt hatte. Died geihah auch factifch während der Schreckensherrſchaft, da ſich die Gewalt- 
haber auf die untern Klaffen ffügten und alfo die temporäre Sicherftellung der Subfiftenz ihrer 
Helfer ihre nahe liegende Sorge war. 

Nach dem Sturz der Schreckensherrſchaft, als wieder die Verfaflung von 1795 die politi: 
fhen Rechte von Bejig und Eigenthum abhängig gemadjt hatte, fahen ſich die nicht oder nicht 
genügend Befigenden durch die ausſchließend oder vorzüglich Beſitzenden abermald vom artiven 
Staate ausgeſchloſſen. Sie wurden alfo zur Oppofition gegen ven auf Eigenthum gegrünketin 
Staat; und ihre Oppofition mußte fich gerade in ihrer erften Phaſe ald bloße Verneinung ei 
inbivibuellen Eigenthums, als Communismus offenbaren. Diefer fand feinen Ausdrud un 
Sammelpunft in der Verſchwörung Babeuf's und feiner Gefährten. Seine Lehre verfündet 
die gleiche natürliche Berechtigung jeded Menſchen auf den Genuß aller Güter und den aufge 
meinfame Arbeit gegründeten gemeinjchaftlihen Genuß. Sie bezeichnete jede ausſchließlich 
Aneignung der Güter des Bodens oder der Induftrie ald Verbredhen. Ein befonderes Gewiät 
wurde auf die Gemeinfhaftlichkeit des Bodens und auf die Organijation der ceommuniſtiſchen 
Yandwirthfchaft gelegt, während die Induftrie nur nebenbei in Betracht kam. Sehr natürlid, 
da ſich in Frankreich das große Grundeigenthum allmählich zerfplitterte, während ſich die große 
Induftrie erft ausbildete. Die ganze Bewegung der Nevolution- war im Anfange gegen den 
grundbegüterten Adel und Klerus gerichtet. Große Fabrikherren waren nod wenige vorban- 
den. Alfo konnte ſich der erfte Communismus nod auf feine Mafle von Fabrikarbeitern fügen, 
jondern nur auf ben nicht befigenden und nicht arbeitenden Pöbel der großen Städte, ſowie in 
zweiter Linie auf das Proletariat auf dem Lande, oder auf die große Zahl derjenigen , Die ned 
nit Grundeigenthümer waren. Ginzelne unter den communiftiichen Betheiligten wollten fogar 
die Städte zerflört haben. Sie gingen in der Sucht, die ganze Geſellſchaft in eine einförmis 
gleiche Maſſe zu verſchmelzen, ſo weit, daß fie felbft jeder Auszeichnung durch Kenntniß um 
Bildung vorbeugen wollten. Eine gleiche Erziehung für alle Kinder follte alle auf ein gleicht 
Map von Bildung befhränfen; eine tyranniſche Genfur follte varüber wachen, daß fi die 
plattgetretene Geſellſchaft über diefed Niveau nimmer erhebe, Es war nur eine Gonceijion füt 
die mit Babeuf in Verbindung getvetenen Republifaner und Anhänger ver Verfaffung von 
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1793, daß dieſe ald wahres Gefeg der Franzoſen verfündet wurde, weil das Volk jie feierlich 
angenommen habe. In ver That follte aber nach der Anficht der eigentlichen Babeufiften ver 
Staat in feiner frühern wejentlihen Bedeutung völlig verſchwinden: ald einzige Obrigkeit 
follte fortan nur eine Theilungsbehörde beftehen für Vertheilung der Arbeit, für Einſamm— 
fung aller Producte in Öffentlihen Magazinen und für ihre Verabreihung an Gemeinden und 
einzelne. Es verfteht ſich, daß bei folden Ausgangspunften für die Gründung einer neuen 
Gejellfhaft am wenigſten von Kirche und Geiftlichfeit die Nede war. Ebenſo wenig kam aber 
ein atheiftifhes Element zur Entwidelung. Babeuf und viele der ihm Verbundenen ließen 
noch in der Weife eines Nobespierre neben ihrer communiftifhen Tugendgeſellſchaft ein höch— 
fies Wefen gelten ; doch ftanden ſich Gott und Menfchen blos äußerlich und gleichgültig einander 
zur Seite. Die Tugend felbft war ebenfo äußerlich geworden und einzig in das Gefeß verlegt, 
das für alle tugenphaft war, da ed jeden zwang, nicht mehr und anders zu fein und zu haben 
als jeder andere. Im ftrengfter Conſequenz hätte man von da zu einer Gemeinschaft ver Weiber 
fommen müffen. Aber keine Lehre entfaltet ſogleich alle ihre Folgen. Und fo ſprach denn felbft 
der cyniſch⸗materialiſtiſche Silvain Marechal, nad Babeuf und Darthe einer der communi— 
fifchen Hauptführer, noch mit einiger Salbung vom Menfchen in der Familie und vom häus— 
lichen Frieden. 2%) : 

Mit unerfhüttertem Muthe und fefthaltend an ihrer Überzeugung farben Babeuf und 
Darthé auf dem Schaffot. In einer Gefellfchaft, welche die erfannte Pflicht gegen ihre leiden- 
den, zu leiblihem Elend und fittliher Berwahrlofung verdammten Mitglieder nicht erfüllt, 
muß fich felbft jever Irrthum und Wahn für gerechtfertigt Halten, umd der Fanatismus erringt 
fih die Krone des Märtyrerthums. Gleichwol ſchien die communiftifche Lehre ſchon im Blut 
ihrer erften Opfer erftidt. Doc fo ſchien e8 blos, denn fie ließ fi mit ganz Frankreich nur 
feffeln durd den beraufchenden Zauber des militärifhen Ruhms, um fpäter wieder trogig 
herausfordernd hervorzutreten, ohne viel gelernt und viel vergeffen zu haben. Noch unter dem 
Soldatenfaifer und dem Geräufch der Waffen verbreitete St.-Simon in feinem Kreife feine 
Lehre, aus der alle fpätern Gründer von Theorien einer neuen Gefellfchaft, auch fpätere Com— 
muniften mehr oder minder ſchöpften. Die Verſuche der Reftauration zur Herftellung der Herr= 
haft der Ariftofratie und Hierarchie hielten alle Gegner einer Reaction, über welche ſchon vie 
erfte Revolution den Stab gebrochen hatte, in noch compacter Maffe zufammen. Nach ver 
Julirevolution handelte e8 fih zunähft um den bloß politifchen Kampf einer vepublifanifchen 
Partei gegen die Monarchie. Im Verlaufe deffelben wurde es jedoch immer deutliher, daß 
auch der neue Bürgerfönig nur an der Spige einer neuen Ariftofratie des Reichthums ſtehe. 
Die Nation fhied ji hiernah mehr und mehr in den Gegenfag der Bourgeovifte, die ſich im 
Befig eines irgendwie auf Kapital gegründeten zureihenden Nahrungsſtandes befindet und zur 
Erhaltung ihres Beſitzthums an den Thron fi anlehnt, um unter feinem Schuge mit dem 
Muth der Angſt ſich felbft und ihre Habe zu vertheidigen; und in pas Proletariat oder die große 
Zahl derjenigen, die im ungefiherten oder unvollftändig geſicherten Erwerb durch Arbeit nur 
son Hand zu Mund leben. So mußte endlich die Hauptmaſſe aller Unzufriedenen von fociali= 
fifhen Anfihten durchdrungen werden, die aber darum noch lange nicht communiſtiſch find. 

ine eigentlih communiftifhe Baffung erhielt die Unzufriedenheit bei einer Fraction des 
peuple erft nad dem Siege der Negierung im Jahre 1834 über die republikaniſche Gefell- 
ſchaft ver Menfchenrechte. Der äußere Anlaß dazu war die Verbreitung einer Geſchichte der 
Verſchwörung Babeuf'8 von Buonarotti, einem der hervorragendften Mitverfhworenen. 
Seine Schrift machte Bropaganda unter ven gefangenen Republifanern, die nun theilweife als 
Babeufiften die Kerfer verliefen und nad wiederholt mislungenen Verſuchen ven Hebel zum 
Umfturz der Monardie im Commmmnisınud gefunden zu haben meinten. Die erneuerte Lehre 
wurde fortan im Broletariat verbreitet. Zugleich trat die Schon lange Feimende Spaltung zii: 
fhen der communiſtiſchen und alten republifanifchen Partei Ihärfer zu Tage. Die communi- 
ſtiſche Fraction brachte e8 im Jahre 1837 zu einem erften Öffentlichen Organ, dem „‚Moniteur 
r&publicain“, der ſich fogleich mit blutdürſtiger Gleichmacherei an die Leidenſchaften und Gelüſte 
bes roheften Pöbeld wandte. Etwas gemäßigter in den Ausbrüden trat der „Homme libre“ 
auf und ging näher auf Darftellung der Babeuf'ſchen Lehre ein, Auf eine fociale Umwälzung 





24) Bol. Stein, Der Sorialismus und Communismus des heutigen Sranfreich (Leipzig 1842), 
S. 365 fg- — 
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in diefer Nihtung, doch ohne ein beftimmtered Ziel, mar ed auch bei dem aus der „Geſellſchaft 
der Jahreszeiten” hervorgegangenen Aufftande vom 12. Mai 1839 abgefehen. Der auf offener 
Straße überwundene Communismus hatte ih, da er feine Tollkühnheit büßte, zugleich in 
feiner Schwäche gezeigt. Er kam nur noch in vereingelten Attentaten(Dueniffet) zum Borigein 
oder z0g ſich in geheime Gefellihaften zurüd, um fi vorerft ald Doctrin in verfäieener 
Weiſe audzuprägen. So hielten fi die travailleurs &galitaires noch an den Babeufitmus, 
den fie in mancher Beziehung auf eine äußerfte Spige trieben. Ihre Doctrin predigte die Ver: 
fündung ded Materialismus, weil er das unveränderliche Gejeg der Natur ſei; die Aufhebung 
der einzelnen Familie, weil fie die Zerfplitterung der Zuneigungen erzeuge; und bie der Ehe, 
weil es ein ungerechtes Geſetz fei, welches das Fleiſch als perjönliches Eigenthum fege; die Zer— 
flörung der Städte, als ver Mittelpunkte ver Beherrihung und Beitehung u. dgl. 

Bon diefem Unfinn zurückgeſchreckt, bildete fi in den „Reformiften“ eine Partei ſocialiſtiſcher 
Proletarier, die ſich redliche Mühe gaben, über die Gebrechen der Gefellihaft und die Mittel 
ihrer Heilung zum Verftänpniffe zu fommen. Gie feinen es jedoch zu mehr nicht gebradt zu 
haben als zu einigen communiftifhen Anflügen und Allgemeinheiten. Ein beftimmteres und 
im Gegenfag mit den Rafereien der Egalitaired zugleich ein humaneres Gepräge erhielt dagegen 
der franzöſiſche Communismus durch Gabet, welder denn aud weitaus von der großen Mebr: 
zahl der franzöfifgen Communiften ald geiftiges Oberhaupt betrachtet wurde. , 

Zur friedlichen communiftifhen Propaganda auf dem Wege der Lehre und Lberzeugung 
hat Gabet eine raftlofe literarifhe Thätigkeit entfaltet. 2°) Im Widerjpiel mit feinen meiften 
Vorgängern, die ſich entweder in trübjelige Träume von Zerftörung und Gleichmacherei einge: 
wiegt oder in nur vagen Skizzen eines communiftifhen Himmelrelchs auf Erden verſucht hatten, 
gab fih Cabet in feinem Hauptwerfe, der „Voyage en learie“, die unſchuldige undankbart 
Mühe, feine blonden und brünetten communiftifchen Engel forgfältigft aufzupugen. Sein 
utopiſches Schlaraffenland ift eine Geßner'ſche Idylle ins Communiftifche überfegt, nur dap 
man vor Schafen feine Schäfer fieht; fein Staat ift ein Cabinet von Wahsfiguren, die mit 
Federn verfehen find und wie Vaucanſon's Ente fauen und verbauen. Darum gibt's auß in 
Ikarien „beinahe fein Zahnweh mehr“. Als größtes Ubel, das einen fonft eifrigen ikariien 
Theiſten faft am Dafein Gottes zweifeln läßt, bleibt nur übrig, daß die „unſchuldigen Kin: 
der“ die Zähne nicht ganz ohne Schmerz befommen. Sonft ift ed ein Vergnügen krank zu fein, 
denn die ikariſchen Arzneien find wahre Leckerbiſſen. 

Übrigens war Gabet nicht thöricht genug, um gleich den meiften deutſchen Communiſien 
den Staat, die Nationalität und das Gefeß in der fogenannten freien und gleichen Gemeinſchaft 
„aufheben‘ zu wollen. Er that ed jo wenig, daß vielmehr „la loi“ ven „funfzig Millionen 
Ikariern“ ihr ganzes Thun und Laffen vordenft und vorjagt. La loi fegt die tägliche Arbeit— 
zeit auf fo und fo viel Stunden und Minuten feft; la loi ordnet an, wann und wie lange jümmt: 
lihe communiftifhe Männlein und Fräulein Toilette zu machen haben; la loi führt ein „neue 
Gemüuſe“ in allen ifarifchen Haushaltungen ein; la loi forgt für „Ealte Küche‘ zu den ikariihen 
Landpartien. Der Communiftenftaat Ikarien verdankt jeine Geburt einer großen Revolution 
unter ber Führung des „bon Icare” gegen eine ſchöne Königim und den böfen Minifter Birder 
Darum gebietet la loi, gleihwie die Engel im Himmel Halleluja fingen, daß die Marie 
immer und immer die große Nationalhymne fingen zu Ehren veffelben „bon leare“, ver mutt: 
maßlich in der „ſchlechten Gefellihaft” M. Cabet hieß. Dies foll mitunter in Chören vor 
„100000 Stimmen” geſchehen. Auch verordnet la loi, daß der Jahrestag diefer Revolutior 
viel jplendider gefeiert werde ald die Julitage in Paris. Da werden am Morgen des erjten dei: 
tags die überrafhten Bürger durch den Ton der Sturmglode gewedt; Flinten ſchüſſe fallen 
Kanonen donnern, Barrifaden werden errichtet. Die erfte Barrifade des „königlichen Mil: 
tärd‘‘ wird von einem tapfern ikariſchen gamin erftiegen. Zwar wird bei vem großen National: 
feſte nicht mit Kugeln gefhoffen, aber zur Erhöhung des dramatiſchen Effects befiehlt la Io 
dem gamin, daß er wie todt niederfalle u. dgl. Bei all viefem Glanze ift ven guten Ikarien 
nit erlaubt, zu jchreiben und druden zu laffen, was fie wollen. Ahnlih wie in Babeuf 
Communiftenftaat, hat in Fkarien la loi befohlen, daß die nicht officiell gutgeheißene Literan 
als „ſchlechte Preſſe“ verbrannt werde. Zum Erjag dafür dejeuniren, biniren und foupir 
bie Ikarier zu Haufe oder bei ihrem „restaurateur röpublicain‘’ viel beffer ald bei den bein 





25) S. Gabet, Etat de la-question sociale en Angleterre ,’en Ecosse, en Irlande et en Fran“ 
(Paris 1843). _ 
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Traiteurd in Paris und London. 20) Und jo iſt diejes ganze Werk von Anfang zu Ende ein 
Haufe kindifher Pedantereien und pedantiſcher Kindereien. Von allen Völkern könnten am we— 
nigften Pie Franzoſen nur ſechs Stunden in diefem ifariihen Communiftenftaate aushalten, 
Aber auch das reizt, was unferer Natur recht gründlich widerfpricht. Die „Voyage en Icarie‘ 
bat mehrere Auflagen erlebt; fie war das Credo der großen Mehrzahl aller leichtgläubigen 
Gommuniften, die in dieſem Buche einen Beleg für die Ausführbarkeit ihrer Träumereien zu 
finden wähnten, ohne nur zu gewahren, wie in ihrem Jfarien die ganze Freiheit ver Inpivi- 
pualität mit ihrer unermefbar reichen Bethätigung entweder zu Tode gefüttert oder mit der fei- 
denen Schnur des milden ifarifchen Gejeped zu Tode gewürgt wird. 

Bei dem allen Hat Kabet, wie fhon gefagt, das große Verdienft, daß er fi dem Unſinn 
der Egalitaired entſchieden entgegenjegte. Ihm ift namentlich die Ehe und das Kamilienleben 
heilig. Er hat in feiner Weife feine Stunden der Andacht und hält wenigftend feft an einem 
fümmerligen Deismus, der ih in feinen Ikarien auch äußerlich foll gebaren dürfen, ohne 
vaß er in den noch plattern Atheismus fällt. Der Idyllendichter Cabet fand indeß neben großen: 
Anhange aud entidhiedene Gegner unter ben Sommuniften ſelbſt. Namentlich trat ihm Dezamy 
mit feinem atheiftifh-beftialifhen Communismus entgegen. Da wird im „Code de la Com- 
munaute’” wieder kurzer Hand alle Regierung in Verwaltung verwandelt: an der Spige des 
Staats fteht ein Rehnungsführer und ein — Regifter. Die Arbeit braucht nicht erzwungen 
zu werden; man bat nur allen Naturantrieben freien Spielraum zu laffen, dann concorbiren 
jie durchweg in ihrer Geſammtheit. Folglich braucht ed Feines Geſetzes. An feine Stelle tritt 
die Wiffenihaft, die mol aud ins „Regiſter“ gehört. Im Namen diefer Wiffenfhaft wird vie 
She verworfen; fie wird durch die Naturphilofophie der Hunde auf der Gaffe erfegt. 

In Belgien, wo eine zahlreiche Bevölferung von Babrifarbeitern zu wiederholten malen 
drohende Anfprücde erhob; wo de Potter, einer der frühern Hauptführer der republifanifhen 
Partei, fon im Jahre 1831 erklärte, daß die politifchen Ummälzungen nichts helfen, daß man 
eine fociale Revolution machen müſſe: Hat ſich doch der Socialismus noch nicht bis zurlingeftalt 
des Communismus aufgetrieben, ob ihm gleich die Lehren eines Bartelö, Jottrand und Kats 
ziemlich nahe ſtehen. Von der weitern Verirrung zum atheiftifhen Communismus fcheint ſich 
jelbft die entſchiedenſte Oppofition gegen ven Fatholifchen Klerus fern gehalten zu haben. Der 
weite Boden des freien Nordamerika ift noch ein Verſuchsland für alle möglichen Theorien.?7) 
Unter den taufend Zeitungen und Zeitfhriften in den Bereinigten Staaten befinden fi einige 
wenige von communiftifher Färbung. Schon vor der europäifch-jorialen Bewegung fomwie im 
Verlaufe derfelben haben fid dort in engern Kreifen, wo fie überhaupt nur ausführbar find, 
einige communiftifche Gemeinfhaften gebildet. Davon gedeihen nur diejenigen öfonomifc gut, 
welche geiftig um fo ſchlechter gedeihen. Es find vie von ven Anhängern eines bornirten Pie— 
tismus gegründeten, die fi in ihrer Stumpfjinnigfeit um jo leichter der dictatoriſchen Leitung 
eines weltlihen und geiftliden Oberhauptsfügen. Dies gilt zumalvondervon Rapp gegründeten 
und lange unumfchränft beherrſchten Harmoniftencolonie Economy am Ohio; ſowie von den zehn 
communiftifhen, aus je 3—800 Mitgliedern beftehenven Gemeinden der Shafers, einervor nahe 
RO Jahren geftifteten ſchwärmeriſchen Methodiftenfekte, mit unmittelbaren Injpirationen und 
Bemühungen des „Heiligen Geiftes‘ in allen Rappalien ihres beſchränkten Dafeind. Diefe pro: 
teftantifchen Seftirer begannen mit einer Aſcetik, wonach fie die Ehe und jede fonftige geſchlecht⸗ 
liche Verbindung für unerlaubt erflärten. Im Inftinet der Selbfterhaltung haben fie dafür ges 
ſorgt, daß nicht Erziehung und Unterricht ihre Anhänger ein fehr fnapp zugemeffened Maß von 
Bildung überfchreiten laffen. 

Der Communismus hatte unter den deutſchen Handwerfern in Paris einige Anhänger ges 
funden , und wurde von da durch Weitling in die Schweiz verfähleppt, aus der ev nad) flüchtiger 
Erſcheinung und einigem Gepolter ſpurlos wieder verſchwunden ift.?®) Unter den in den vier— 





26) Gabet berichtet von fich felbft (im Etat etc., ©. 79), er habe die Reife in Ifarien während feines 
fünfjährigen Erils in England verfaßt, ‚„‚apres avoir etudie les opinions de tous les philosophes 
(plus de 1000 volumes) ‘'! 

27) Über den Gommunismus in England f. den nachfolgenden Art. Eontmunismus und Socialid- 
mus feit 1848. u 

28) Außer den Schriften von Weitling felbft und einer Reihe bald verfchollener communiftis 
fcher Brofchüren und Zeitfchriften f. den Bericht von Dr. Bluntfchli über: Die Communiſten in ber 
Schweiz u. f. w. (Zürich 1843), fowie die Berichte über die 1845 in Neufchätel geführten Unterfuchuns 
gen gegen die Gommuniftenvereine und bie fogenannte „Geheime beutfche Propaganda”. Diefe Berichte 
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ziger Jahren in Deutſchland und der Schweiz erſchienenen communijtifhen Schriften jind faſt 
nur diejenigen von Weitling ſelbſt der Erwähnung werth. Ob er gleich manche Verkehrtheit zu 
Tage gebracht und von den franzöfifhen Gommuniften mandes entlehnt hatte, erfaßte er doch 
feine Aufgabe auch mit origineller Kraft; und jelbft in feinen wunderlichſten Erfindungen, wie 
in feinen „Commerzſtunden“ und im Trio‘ feiner geträunten Handwerferwelt, that ſich wenig: 
ſtens das Beftreben Fund, über die bloße Verwirrung des Beſtehenden hinaus- und zu itgent: 
einem Pofitiven zu gelangen. Seine Schilderungen der „ſchlechten Geſellſchaft“ Haben bei aller 
Übertreibung viel Wahrheit; und ihm, einem proletarifhen Autodidakten, mochte man ed noch 
am mwenigften verübeln, wenn er in feiner Geſellſchaftölehre die Befriedigung der Sinnlidfeit 
im Menſchen vorzugsweife zum Zielpunft Hatte. Unter den andern deutſchen Gommuniften 
fanden fih wol mande, die fih durch Schilderung gejellfhaftliher Misftände, wol aud durch 
einzelne praftifche Vorſchläge zu focialen Beſſerungen Verdienſte erwarben.??) Aber für vie 
ganze focialiftifhe Literatur des vorigen Jahrzehnds bleibt e8 vennod) wahr: was darin taugte 
war nit Communismus, und was Communismus war, taugte nicht. 

Der Communismus im Widerfprudh mit den gejeglih anerfannten Ber: 
bindungen des Menſchen mit der Sadenwelt: Eigenthum, inöbefonder: 
Eigenthum an Grund und Boden. Erbredt. Es gibt nur individuelles Menjhen: 
leben, nur Thätigkeit von fi, d. b. von feinem Ich aus oder nach fi Hin. Das Leben if alſo 
in beftänpigem Wechfel Production und Confumtion in weiteften Sinne. Indem id meine 
Thätigkeit äußere, auf beftimmte Gegenftände richte, wirken diefe fogleih auf mid zurück 
ih nehme Gindrüde von ihnen in mid) auf, ich trete alfo vor andern Menſchen mit diefen 
Gegenftänden in eigenthbümlih beftimmte und befimmende Verbindung. Dies ift, wie 
ſchon hervorgehoben wurde, der in der Menſchennatur liegende Grund für die nothwendige 
Entftehung des individuellen und mannichfacher Arten des befondern Eigenthums, durd die 
ausdrüdliche Anerkennung der zum Staat verbundenen Gefellfhaft, d. h. durd das Gejep. 
Und dies gilt ebenfowol für dad Eigenthum am Boden, wogegen der Communismus haupt: 
ſächlich zu Felde zieht, ald für das an beweglihen Sachen. Ja die Bildungsgeſchichte des 
Eigenthums zeigt ganz deutlich, daß fi überall das Recht an Grund und Boden zuerſt voll 
ftändiger entwidelt hat. Died war jehr natürlid. Gerade darum weil wir der Erde alle unfere 
beweglihen Güter durch Occupation und Arbeit entnehmen, war mit der Sicherung bei 
Rechts von Individuen, Bamilien oder fonftigen Menjchenvereinen auf beftimmte Theile des 
Erdbodens, zugleich dad Recht auf die Früchte derſelben gejihert. Nähere Beflimmungen über 
das Eigenthum an Mobilien bedurfte ed dann erft, ald größere Kapitalien an beweglichen Gü— 
tern gejammelt wurden. 

Wie follte auch je das befondere Gigenthum an Grund und Boden aufgehoben werven fün: 
nen? Die Kraft des Individuums und jedes bejondern Vereins, der fih mit Bebauung dei 
Bodens abgibt, findet ſtets in jich felbit und in ver Thätigfeit anderer eine nothiwendige Grenze. 
Schon darum ift die communiftifch herkömmliche Phrase, daß die Erde gemeinjhaftlich jein müſſt 
wie bie Luft, eben nur eine luftige Phrafe. Die Anerkennung jener Nothwendigkeit und ihrer 
Folgen im Staate ift aber jchon die Anerkennung eines befondern Eigenthbund. Das wäre ein: 
faubere Wirthſchaft, eö wäre eine Probe jener „Anarchie“, womit die „vorgerücktern“ Commu: 
niften und beglüden wollen, wenn der eine da Kraut ſäen Fönnte, wo der andere Müben gelär 
hat. Dergleichen könnte aber nicht blos, ed müßte auch gefcheben, wenn nicht die landwirthſchaft— 
lihe Thätigkeit in bemeilene Sphären gewiefen wäre, 

Erwidern dagegen die &ommuniften, daß mit einer ſolchen nothwendigen Theilung der laud 
wirthſchaftlichen Arbeit Anſpruch auf gemeinfhaftlihen Genuß oder gleiche Vertheilung der 
Früchte des Bodens nicht aufgehoben werde, fo erwidern fie nur in andern Worten mit der: 
felben Ungereimtheit, Man denke ſich zwei gleich zahlreiche Gemeinden mit gleich großen um 
gleich fruchtbaren Gemarkungen, von denen jede ihren Boden gemeinfchaftlich bearbeitet. Diei 
ift ſchon eine leere Abftraction, wie fie nur die Anhänger ver abfoluren Gleichmacherei zu macher 
pflegen, weil ſolche Gleichheiten in der Wirklichkeit nicht vorfommen und vorfonmen Fönner 


enthalten manche interefiante Ginzelheit, ob fie gleich die communiftifch=focialiftifche Lehre nur feh 
oberflächlich umfaflen, und von offlcieller Einfeitigfeit und Übertreibung feineswegs freigeblieben fins 

,‚ 29) Dahin gehören: Engel, Die Lage der arbeitenden Klaffe in England, der fid) Die Erforichte 
eines Gegenſtandes Zeit und Opfer hatte foften laffen; einzelne Aufläge oder Bruchſtücke von Auflige 
m: Bürgerbuch (befonders Wolff über die fchlefiichen Zuftände und Unruben) ; in den Rheinifchen Jahr 
büchern für gefellichaftliche Reform, im Zeitipiegel u. ſ. w. 
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Aber gejegt, ed wäre andem, jo blieben doch da und dort die Individuen ungleih. Finden ſich 
nun in der einen Gemeinde mehr Mitglieder, die Arm und Kopf für rationelle Bewirthſchaftung 
nicht viel anſtrengen, fo haben fie vorläufig damit ihre Individualität befriedigt. Wer könnte 
fie hindern, in einer relativ größern Trägbeit zunächft ihren Genuß zu finden? Die Teiblich und 
geiftig Thätigern der andern Gemeinde werden unter fonft gleichen Umftänden mehr Früchte 
probueiren; und weil dies die Früchte ihrer befondern Thätigkeit find, fo ftehen fie zu dieſen 
Früchten vor den andern in engerer Beziehung. An dem etwaigen Genuß der größern Be— 
auemlichfeit, womit die Landwirthſchaft in ver andern Gemeinde betrieben wurde, könnte man 
fie nicht mehr Antheil nehmen laſſen, wenn fie auch wollten. Mit dieſer Möglichkeit ift e8 ſchon 
lange vorbei, wenn ihre Früchte reif geworden find. Will man fie alfo zwingen, diefe Früchte 
dennoch mit denen der andern Gemeinde in Gemeinfchaft oder gleiche Theilung zu werfen, fo 
greift man in ihre individuelle Weife der Bethätigung gewaltfam ein, fo macht man fie zu 
Sklaven, welde für andere thätig fein mußten. Dies ift eine Anwendung des au von Prou— 
dhon aufgeftellten Saßes, daß der Gommunismus in allen Formen und Modificationen die Ty— 
rannei der Schwachen über die Starken, daß er alſo die unnatürlichfte und unhaltbarfte aller Ty— 
ranneien ift. 

Was im Berhältniffe zwifchen Gemeinden gilt,‘ gilt für das zwifchen einzelnen. Commu— 
niftifche Gemeinden beftehen und haben beftanden. Indem fie ſich bilveten, haben die Theil- 
nehmer ihr perfönlihes zu ihrem gemeinfhaftlihen Eigenthum gemacht und von dem aller an: 
dern unterſchieden. Und jo ift daraus doch nur wieder ein befondered, wenn auch Fein indivi- 
duelles Gigenthum entftanden. Alle dieſe Gemeinden oder die niemals in allen Beziehungen auf 
Communismus gegründeten Kleinftaaten 39), in denen eine gewifle Gemeinſchaft von Produes 
tion und Gonfumtion möglih war, fonnten übrigens nur fo lange beftehen, als jich nicht im 
Fortſchritt der Bildung die Individualitäten mit eigenthümlihen Forderungen, Anfprüchen 
und Intereffen jhärfer hervorhoben. Darum war ed immer die Bedingung ihres Beſtandes, 
daß alle Theilnehmer möglichft unter daſſelbe Niveau niedergedrüdt wurden. Soweit nun diefe 
negative Bedingung, diefe fümmerliche Ginförmigfeit ver Bildung und Intereffen noch vorban: 
den iſt, foll der Staat der Gründung folder Gemeinihaften nicht in ven Weg treten, Man 
mag deren fo viele ftiften ald man will und jolange man kann, wenn nur der freie Austritt ge— 
flattet und damit dad Recht gefichert bleibt, audy für ſich zu fein und zu erwerben, alfo indivi- 
dueller Bigenthümerzu werben. Aberalle diefe Communismen find fein ſoclaler Communismus 
Diefer wäre erft da, wo fich der einzelne ver Gemeinſchaft nicht fo weit entziehen könnte, um fei= 
ner Individualität nad, darum mit Ausfhluß anderer, für fi zu erwerben und zu haben. Als 
allgemeined und darum als nothwendig zwingendes Inftitut bleibt aber viefer Communismus 
nur dad Gedankending einer unmöglichen Iyrannet; wie fehr man biefe auch mit der Verhei— 
fung von taufenderlei Genüffen u. dgl. zu verfchleiern bemüht fei. Er ift unmöglich in jedem 
größern Staate mit freier und darum mannichfaltiger Bildung. Er ift ed fo fehr, daß jelbft 
Cabet in feinem Ikarien ein perfönliches Gigenthum als herkömmlich fort und fort vorausſetzt, 
wie Sehr er fich auch Mühe gibt, diefe Vorausjegung nicht auszufpreden. La loi läßt feine 
fo herrli und in Freuden lebenden „fermiers” im rubigen Beiig ihrer Landgüter. Es beſtimmt 
nur, weldes Quantum von Früchten fie in die „Öffentlichen Magazine” abzuliefern haben, was 
denn nichts weiter ald eine Naturalabgabe ift, weil jich Gabet in den Kopf geſetzt hat, das Geld ab: 
fhaflen zu wollen. Er hat die weitere Gaprice, daß es angenehm wäre, wenn die Leute 
familienweije zufammenwohnten. Statt nun die Leute diefe etwaige Annehmlichfeit gerade 
jo thewer bezahlen zu laflen, als fie ihnen werth ift, läßt er la loi befehlen, daß die nicht 
zur Familie gehörigen Nachbarn einer zahlreicher gewordenen Familie Play zu machen haben. 


30) Als Beleg für die Möglicjleit des Sommunismus in größern Staaten berufen ſich wol auch 
die Anhänger deſſeiben (mie Cabet) auf Altperu. Aber im monarchifch > theofratifchen Reid ber Inka 
beſtand eine ahnliche Theilung des Grundeigenthums wie im dem altgriechiſchen Staaten ; ſowie in ben 
einzelnen Gemeinden eine gemeinschaftliche rbeitsleitung und Arbeitsordnung. Außerdem lief man ſich 
in ziemlich weitem Umfange die Sorge für die Armen angelegen fein; aber daß es Arme und Belder der 
Armen gab, ift ſchon ein Beweis gegen den Beſtand eines peruanifchen Gommunismus. Ebenſo wenig 
fann man fich auf das frühere Paraguay, auf diefes jefuitifche Jfarien berufen, wo die erſt der Geſell⸗ 
ſchaft Jeſu unterworfenen 50 Indianerfamilien zuletzt auf 300000 gewachſen waren. Haben auch Mon: 
tesquieu (Esprit de loi, I. IV, c. VI), Herder (Adraſtea) und andere mit den Lobfprüchen auf den 
merkwürdigen Prieſterſtaat in gewiſſem Betracht ganz recht; fo ift doch nicht zu überfehen, daß der 
Sefuitenerden der eigentliche Eigenthümer und Arbeitsherr, und daß das ganze Land eine große Plan⸗ 
tage war, die mit geiftlich gezäbmten und leiblich wohlgenährten Sklaven eftellt wurbe. 


- 
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Daß dies nur in viefem Falle geſchehen ſoll, deutet doch wieder auf ein geſetzlich geihügtrs 
Befisthum. 
gr vom Eigenthum, gilt in gleihem Maße vom Erbrecht für die unter fi) und mit be- 

ftimmten Theilen der Sachenwelt enger verbundenen Individuen. Es gilt alfo namentlid für 
das Erbrecht in gerader Linie und zwifchen Ehegatten. Sobald ji irgendwo Individuen in 
ein beſtimmtes Beſitzthum, in eine damit zufammenhängende eigenthümliche Weiſe der Eon: 
fumtion und Production eingelebt haben, ift das gewaltfame Heraudreigen aus dem Boden, 
worin bereits dieje oder jene Perfönlichfeit ihre Wurzeln geſchlagen hat, doch nur ein nichts⸗ 
würbiger, verlegender Eingriff in das Recht der Individualität.?!) Irog aller Misſtände in 
der Vertheilung des perfönlihen Eigenthums ift aljo dieſes jelbft jo tief im Weſen des Men: 
ſchen begründet, daß ed immerhin ver Gommunismus in Gebanfen zur einen Thür hinaus- 
werfen kann; ed fommt zur andern Thür doch wieder herein. 

Bortjegung: Arbeit. Gut. Waare. Werth. Eonjumtion. Kapital. Gelr. 
Tauſch. Kauf. Pacht. Zinjen. Lohndienfte. Der jogenannte organifirte 
Productenaustaufh des Communismus. Jede Arbeit ift Brobuction, aber bei weitem 
nicht jede Production Arbeit. Die Arbeit ift die verftändige Thätigkeit des Menjhen zur Um— 
bildung eined Gegenftandes der Sinnenwelt, damit er. zu einem menſchlichen Zweck diene, zu 
etwas gut fei, zu einem Gut werde. Als verftändige Thätigkeit muß die Arbeit ihren Zweck er- 
veichen oder do auf dem rechten Wege zu deſſen Erreihung fein. Schon in der Bolksiprade 
ift das alles genau genug bezeichnet. Das Volk nennt ebenſo wenig das blos zufällige Finden 
oder die blos ſpielende Thätigfeit mit ihrer möglichen zufälligen Production eines Guts Arbeit, 
als das Zerftören oder das von Anfang an als vergeblich erſcheinende Bemühen um Erzeugung 
eined Guts. Das legtere bezeichnet es etwa ald ein „ſich Abarbeiten” und faßt es alſo ald Ge—⸗ 
genfag der vom Ich aus auf ein Anderes gerichteten Arbeit. Was für den einen ein Gut ift, fann 
für den andern noch in höherm Grade gut fein. Im Austaufch von Gut gegen Gnt wird es zur 
Waare. Dabei wird ein Gut mit dem andern verglihen, dad eine wird nad dem andern ge= 
ſchätzt; der Ausdruck dieſer Vergleihung ift der Werth, und im concreten Falle der Preis oder 
das, was die Waare foftet. Im feiner wirklihen Verwendung zum Zwer fällt dad Gut unter 
den allgemeinen Begriff der Conſumtion. Durd feine befondere Beftimmung für ven Zmed 
einer weitern Production wird es zum Kapital.??) Diejelbe Sahe wird alfo zu diejem over 
jenen je nad) der Beftimmung, die ihr ver Menfc gibt. So ift ein beftimmtes Grunpftüd, das 
jih unter dem Pflug befindet, Gegenftand der Arbeit oder Arbeitöftoff; mit Rückſicht auf die 
daraus zu gewinnende Früchte it e8 Arbeitömittel, Arbeitöinftrument und Kapital, fo gut 
wie der Pflug, womit daffelbe bearbeitet wird; im Austaufh gegen andere Saden wird 
es zur Waare, hat Werth, beftimmten Preis u. j. w. Werben die Früchte davon geerntet, 
fo wird ed conjumirt; denn die Conſumtion eined Guts iſt immer nur deſſen Verwendung 
zum Zweck, wobei die Materie, der Stoff nicht vernichtet, ſondern nur anders geftaltet wird, 
wie ed ja überhaupt feine Vernichtung, fondern nur eine beftändige Transformation ber 
Materie gibt. 

Zwar nennt man zumeilen auch die muthiwillige oder zufällige Zerftörung von Gütern eine 
Eonfumtion derfelben, aber nad) wiſſenſchaftlichem Sprachgebrauch ſoll gerade die zweckloſe Zer⸗ 
flörung der Güter von der ihrem Zwede entfprehenden Verwendung, oder von ber eigentlichen 
Gonjumtion unterfhieden werben. 

Das alles ift auch auf das Geld anwendbar. Die Communiften hatten feine Bedeutung 
nicht begriffen und fuchten ſich alfo eine Satisfaction für ihre Gonfufion dadurch zu verſchaffen, 
daß jie das verrüdtefte Kauderwelſch über die „ſchnöde Schlacke“, den ‚allgemeinen Plunder“, 
den „Pfahl in unferm Fleiſche“, über die „Entäußerung des Weſens des Menſchen im Gele”, 
über die „im Gelde ſich felbft trandjcendent getvordene Menſchennatur“, über das „als Geld ver: 
gofiene foriale Blut’, über das „Geld ald realifirted Wefen des Chriſtenthums“ (!) u. dal. 
zu Markt bradten. Diefe communiftifhen Verächter der Autorität der Geſchichte und des 
Bölferlebens, diefe Gegner des Individualismus haſchen doch begierig nad) individuellen Auto: 


. —— die Misftände und Auswüchſe des jetzigen Erbrechts, auch in der geraden Linie, ſ. den Art, 
r eit. 

32) Die gewöhnliche Bezeichnung des Kapitals ale „aufgehäufte oder geſammelte Arbeit“ iſt nur 
eine Hinweifung darauf, daf ein Kapital das Erzeugniß vorangegangener Arbeit iſt. Dies gilt aber 
von jedem Gute, auch wenn diefes nicht als Kapital zu neuer Production verwendet wird. 
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titäten. Da weiden ein Locke und andere eitirt 32), wenn fie etwa in einem ſchwachen Augen— 
blick eine vage Bemerfung gegen das Geldweſen hingemworfen haben. Für weit die meiften Ver— 
fünder der Gemeinſchaft wurde gerade die Abſchaffung des Geldes zum Schibbolet. Doch hatte 
wenigftens Weitling noch eine Ahnung davon, daß fich der freie individuelle Austaufch von Gut 
gegen Gut nicht verhindern läßt. Darum will er den Mitgliedern feiner ſchlechten Geſellſchaft 
neben den ſechs Stunden Tagesarbeit, wozu jeder verurtheilt ift, noch ſogenannte Gommerz= 
ftunden ober weitere Arbeitöftunven geftatten, die in Gommerzbücher eingetragen und gegen 
beliebige Güter, etwa eine Gommerzftunde gegen eine Flaſche Wein, ausgetauscht werden können. 
Er ſetzt alfo nur ein ſchlechtes, unbequemes Papiergeld an die Stelle des bequemen Metallgeldes. 
Damit aber ja feine größern Kapitalien gefammelt werben können, will er die armen und in 
feiner Borausfegung armfeligen Individuen auf eine beftimmte Zahl Commerzftunden be— 
ihränfen. Das kümmert ihn nicht, daß dieſes oder jenes Individuum nur gerade jegt die Kraft 
und die Neigung haben kann, über das fetgejegte Maß hinaus im voraus für ſich zu arbeiten. 
Gr wollte alfo gleichfalls die freie Bethätigung der Individualität in ihren Verbindungen mit 
der Sachenwelt gründlich verftümmelt haben. 

Das Geld ift Gut, Waare, Werth u. ſ. w., wie jedes andere Erzeugniß der Arbeit, je nach 
der Beſtimmung, die man ihm gibt. Es wird in jevem Augenblide confumirt, da es zu feinem 
Zwecke verwendet, d. h. audgegeben wird.?*) Sein Zwed ift, ald möglichſt allgemeines und 
darum vom Staate garantirtes Taufchmittel zu dienen. Damit es dazu dienen fönne, werden die 
zu verwendenden Metalle in einzelne Werthzeihen (Münzen) verprägt, die einzeln oder in 
Summen möglihft alle Werthe ausdrüden, die eben darum der bequeme Maßſtab für die Schä= 
gung aller Waaren find. Im diejer vervollfommneten Geftalt, die nicht mehr die erfte rohere 
Form des Geldes ift, dient es auch zur Befeitigung der beiläufigen Ungleihheiten des befondern 
Tauſches: joll eine Waare von größerm gegen eine von geringerm Werthe vertaufcht werben, fo 
wird die Differenz mit Geld ausgeglichen. Berner ift es dadurch ein zweckmäßiges Verkehrs⸗ 
mittel, daß es vielfach einer läftigen Sorge für die Erhaltung und Aufbewahrung fowie für den 
Transport von Waaren überhebt, einer Sorge, die gar oft nicht einmal ihren Zweck erreichen 
fönnte. Der Bäder, der zum lberfluffe für den eigenen Bedarf Brot gebaden und gerade ein 
Paar Schuhe nöthig hat, braucht nicht erft fein Brot troden werden zu laffen, um dann noch 
den vergeblihen Verſuch zu machen, feine werthlod gewordene Waare gegen Schuhe umzutaus 
ihen. Und weil der des Brotes Bedürftige dieſes für Geld faufen fann, hat er nicht nöthig, ſich erft 
bei dem Bäder zu erfundigen, ob und welcher Schuhe diefer bedarf, um dann hungerig in die 
Welt umberzulaufen, bis er das zur Befriedigung des anderfeitigen Bedürfniſſes gerade paſſende 
Taufhmittel aufgetrieben hat. Was für den Fleinen täglichen Verkehr gilt, gilt in noch viel 
böherm Maße für ven großen Verkehr in die Ferne, wofür dad Metallgelv, vie darauf bafirten 
verfchieden Arten des Papiergeldes und der hierdurch in größerer Ausdehnung erft möglich ge= 
wordene Grebit bei weitem die wichtigften Mittel der Erleichterung und Beihleunigung ges 
worden find. 35) 

Das Geld fann aufgehäuft und gefammelt werden, wogegen ſich die Communiften beſonders 
ereifern. Daß dies geſchehen kann, ohne daß es verdirbt, macht es gerade zum zweckmäßigen 
allgemeinen Tauſchmittel. So fann aud der Wein in den Fäffern gefammelt werben und hat 
noch die befondere Eigenſchaft, daß er während geraumer Zeit durch das bloße Liegenlaſſen und 
eine jehr geringe Sorge um ihn fi verbeflert, daß er fi in feinen Werthe erhöht. Diefe 
Eigenjhaft hat wenigftend das Geld nicht, weil ed ald Tauſchmittel feinen Nugen immer nur 
dadurch bringt, daß es vertaufcht, daß es fort und fort in Girculation gefegt wird. Aber gerade 
weil das Geld in größern oder kleinern Summen geſammelt werden fann, fann ed auch überall= 
hin vertheilt werden. Jene Sammlung ift ja jhon eine Bertheilung. Und wie das Geld feinem 


33) Sogar Montesquien mit einigen Bemerkungen über das Geldweſen in ganz fpecielfer Beziehung 
auf beſtimmte Staaten und beftimmte Staatseinrichtungen. 

34) Die Verwirrung, die noch da und bort in den Begriffen über das Geldwefen herrfcht, beruht 
zum Theil darauf, daß die Münzen nur einer langfamen Abnugung unterworfen find und darum, nad) 
einem noch herrfchenden Vorurtheite, Feiner eigentlichen Gonfumtion unterliegen follen. Aber das Ab- 
fchleifen der Münzen durch die Gonfumtion ift jo wenig biefe felbft als das Abnugen von Handwerkszeug 
durch den Gebrauch, oder als das Eſſen eines Stücks Brots das zerfaute Brot ift. Das alles find nur 
Bolgen einer als „Conſumtion“ bezeichneten Thätigfeit. 

35) Bel. den Art @eld. In der Gefchichte der Production ift die Erfindung des Metallgeldes ganz 
baffelbe für dert materiellen Verkehr, was die Erfindung der Buchftabenfchrift für dem geiftigen Verfehr. 
Vgl. meine Schrift: Die Bewegung der Proburtion. 
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Weſen und Zweck nad zunächſt der Erleichterung des individuellen Verkehrs und der Aus- 
gleihung ber Ungleichheiten des Tauſches dient; wie es alfo von Anfang an ein Mittel zur Er- 
haltung einer wahren und vernünftigen Gleichheit gewefen ift: ſo kann dad Geldweſen gerave in 
feiner jegigen vollfommenern Entwidelung für den Staat das Mittel, und zwar das allein z- 
reichende Mittel werben, durch zweckmäßige Befteuerung alle wivernatürliden , die freie indiei 
Duelle Ausbildung hemmenden Ungleihheiten des Befiged und Erwerbs fort und fort zu befe- 
tigen. Darauf alfo foll ih die Thätigfeit der wahren Volköfreunde richten, die ſich ſchämen, 
das hungernde Proletariat mit faulen Phrafen gegen das fogenannte Geldſyſtem abfüttern zu 
wollen. Alle jene communiſtiſchen Diatriben haben doch nur ihre Entihuldigung, aber Feines: 
wege ihre Rechtfertigung in dem Wucher verfhiedener Art, ber auch mit dem Gelde getrieben 
wird, in der durch die ſchlechte Bertbeilung ded Geldes möglid geworbenen Ausbeutung ber 
Armen durd die Reichen. Nun ja! Auch der Stahl läßt ih zum Banditendolch ſchleifen, und 
das Geld läßt ſich nicht weniger misbrauden ald alles andere Brauchbare. Es hat indeß feine 
Noth mit all den ungereimten Deelamationen gegen das Geld. Die proletariihen Bewegungen 
haben mit vem Verlangen begonnen und werben mit der Befriedigung des Berlangend endigen, 
nicht das das Geld abgeichafft werbe, jondern daß jeder Arbeiter gegen mäßige und gefiderte 
Arbeit ein hinlängliches Quantum von der zum allgemeinen Tauſchmittel jo tauglichen „ſchnö— 
den Schlacke“ verdienen fünne. Und darin hat das Volk ganz vedht. 

Die mannihfahen Bedürfniſſe der Conſumtion werfen eine mannichfaltige Production. 
Im daraus nothivendig entitehenden Austaufch der Producte iſt auch ver Kauf, das Hingeben 
einer Sache gegen Geld, nur eine befondere Korın des Tauſches. Mit dem Gelde wäre alfo der 
Kauf abgeſchafft, d. h. der Kreis der möglihen Außerungen einer freien menjchlichen Thatigkeit 
wäre gewaltfam beengt und beichränft. Wie gegen Kauf und Verkauf, folglih gegen ven 
Handel, ven fie nur in feiner jegigen Zerriffenheit und in feinen Auswüchſen auffaßten, find bie 
Eommuniften zumal gegen Baht und Pachtzind lodgefahren, ob legterer nun Geln= oder Na: 
turalzind fei. Darin gerade bethätigt fid) die freie Individualität, d. h. der wirflide und leib- 
baftige ganze Menſch, daß er nad feinem Willen von einer Weife der Eonfumtien und Pro: 
duction zur andern übergeht und darum feine Probuctiondmittel gegen andere vertaufät. Hat 
der Bigenthümer eined Grundſtücks etwa Neigung, ein Jahr lang das Schreinerhandmwert zu 
treiben, und ein Schreiner, dad Grundſtück zu bebauen und die Früchte davon zu ziehen: fo fön- 
nen ſich beide dahin vertragen, daß jener dem Schreiner fein Grundſtück, daß dieſer dem Grund: 
eigenthümer etwa einen Vorrath an Holz überläßt. Was fie für das eine Jahr beſchloſſen ba— 
ben, £önnen fie für das folgende Jahr oder im voraus für eine ganze Reihe von Jahren be: 
ſchließen. Und ftatt den Arbeitsftoff Boden gegen den Arbeitsftoff Holz zu vertaufchen, kann 
der Pachter ebenfomol Geld gegen Boden vertaufchen, aljo einen Vachtzins entrichten und dem 
Verpachter es überlaffen, wie er ihn anwenden will. Ganz daffelbe gilt bei vem Darlehn in 
Geld gegen Geldzins. Denn ed ift wieder völlig gleichgültig, ob ein fo oder fo beſtimmtes Gut 
gegen ein anderedö Gut ausgetauſcht wird, oder ob dies in der Form des allgemeinen Tauſch— 
mitteld, des Geldes, geihieht. Der eine könnte jich doc wieder für dad empfangene Kapital den 
Arbeitsſtoff Boden, der andere für den empfangenen Geldzins den Arbeitäftoff Holz oder was 
fonft verichaffen. 

Die Phrafen gegen den Geldzins find aljo durch und durch gehaltlos. Sie jind gerade jo 
hohl als das communiftifche Zetergeichrei gegen den Lohndienſt oder gegen den Arbeitsmarkt 
Dem Miether des Dienſtes ift ed nicht um die Arbeit zu thun; er kauft für Geld nicht die Arbeit, 
nicht die Ihätigkeit des Menſchen, ſondern das Product ver Arbeit, die gearbeitete Sache, ob num 
diefe in einem gepflügten Ader, in. gebürfteten Kleidern, in gepußten Stiefeln over was fonf 
beftebe. Wenn ſich die Durch die Arbeit probueirte oder modiſicirte Sache von ſelbſt machte , be: 
dürfte es feines Lohns. Da dies nicht der Fall ift, wird eine genrbeitete Sache gegen eine andere 
gearbeitete Sache, gegen Geld, umgetaufcht. Alfo find Kauf, Pacht, Miethe, Lohnvienfte immer 
und immer nur Verträge über den Austauſch von Sachen. Ohne verlegenden Eingriff in das 
ewige und einzige Menſchenrecht der freien Bethätigung der Individualität können jolde Ver: 
träge nur ungültig fein, wenn fie in fich ſelbſt eine Verlegung enthalten; aljo bei weſentlichem 
Irrthum und bei pſychologiſchem oder materiellem Zange (Betrug und Gewalt). Darauf bat 
aber die „ſchlechte Jurisprudenz“ fhon lange Bedacht genommen, ohne erft auf die moderne 
communiftifche Verſchlimmbeſſerung warten zu müffen.36) 





36) ©. den Art. Proudbon. 


Eommunismus 619 


Wird eine Sade, die, am allgemeinen Maßſtab des Geldes gemeilen, einen größern Werth 
hat, mit Bewußtfein und freiwillig gegen eine Sache von geringerm Werth oder ganz ohne 
Gegenleiftung vertauſcht, jo erhält der Vertrag in Beziehung auf die Differenz die Bedeutung 
einer Schenfung. Da der Grund der Überzahlung nicht in der Sache liegt, für Die eine werth: 
vollere Hingegeben wird, jo ann fie nur in einenr beftimmten perfönlichen Interejje des Schen- 
kers für den Befchenkten liegen. Aber auch dieſes perjönliche Intereſſe ift das Erzeugniß einer 
Thätigfeit des Beſchenkten; hätte gleich jeine Thätigkeit nur unwillkürlich produeirt, und be- 
ftünde dad Product in nichts anderm als etwa in deu das Mitleid erwedenden Ausfehen eines 
Menſchen, das ven Schenker zum Schenken beftimmt. Darum ift felbft die fogenannte reine 
Schenkung doch immer ein Austaufh von Grzeugniffen menfhlicher Thätigkeit; nur daß nicht 
jede menſchliche Thätigfeit Arbeit und nicht jedes Erzeugnip diefer Thätigfeit etwas Grarbei- 
tetes it. Auch im Gebiet ver Schenkung muß alfo diefelbe freie Bethätigung der Individuen, 
wie bei Kauf,. Pacht u. dgl. anerkannt werden.?”) Es ijt mithin fo thöricht ald unausführbar, 
die Beftimmung der Waarenpreije von etwas anderm abhängig machen zu wollen als von der 
freien Goncurrenz der Meinung, aus der fi fort und fort eine öffentliche und vorherrſchende 
Meinung entwidelt. Nur muß dieje Goncurvenz, und darauf fommt alles an, eine wahrhaft 
freie fein. Dies ift nicht bei dem jegigen Übergewicht der Reichen über die Armen, der Kapita- 
liften und Arbeitäherren über die Arbeiter. Sie ift es überhaupt nicht, foweit einem Menfchen 
das ihm Nothiwendige nicht gefichert iſt; ſobald er aljo durch Entziehung ded Nothwendigen ge: 
zwungen werben fann, das etiva in zwölfitündiger Tagesarbeit von ihm Grarbeitete gegen 
das in einftündiger Arbeit von einem andern Grarbeitete umzutauſchen. Darum aber ftellt ſich 
immer wieber ald die einzige Aufgabe hervor, daß jedem Mitglieve der Geſellſchaft, gegen 
mäßige und verhältnigmäßige Arbeit, vom Repräfentanten der Öffentlihen Meinung, vom 
Staat, dad Nothwendige gefichert werde. Iſt für jeden einzelnen dieſe Lebensbaſis einer 
freien Entwidelung nicht blos in Worten, fondern aud) der Sache nach garantirt, fo macht ſich 
alles Weitere von jelbft. Jeder vertaufiht dann nur die Erzeugnifle feiner Thätigkeit gegen 
die Erzeugnifle der Thätigfeit ded andern, wenn ihm diefe mehr werth jind als feine eigenen, 
ſodaß im Austauſch Feiner mehr verliert, fondern jeder gewinnt. Dann braucht man ſich zumal 
auch darum Feine Sorge zu machen, daß befondere Talente unverhältnigmäpig belohnt, daß 
etwa die Rouladen einer Sängerin mit Taufenden bezahlt werden könnten. 

Was meint nun der Communismus an die Stelle der freien Perjönlichkeit jegen zu Eön- 
nen, die fi von gelicherter Bafid aus auch im freien Austauſche der Erzeugniffe ihrer Thä— 
tigkeit offenbart? Gabet und Weitling erfinden ſich Öffentlihe Magazine, in die alle oder doch 
die nicht der unmittelbaren Gonjumtion der Producenten überlaflenen Producte abgeliefert 
werden müffen, um von da an die Gonjumenten als normalmäpig zugeichnittener Bedarf ver: 
theilt zu werden. Man hat Magazine und Waarenlager errichtet und mag fie ferner nad 
Luft und Lieb errichten, damit jeder nah Auswahl die Erzeugnifje anderer gegen die jeinigen 
eintaufhe. Aber wenn er nun diefe Wahl fhon in der Nähe getroffen, wenn er ſich bei diefem 
oder jenem Producenten gerade die Sache ausgeſucht oder beftellt hat, vie jeinen Bebürf: 
niffen, Intereflen und Wünſchen entfpriht — warum foll diefe Sache entweder gar nicht 
produeirt, oder doch erft an andere Perfonen und andere Orte abgeliefert werden, wo fie 
vorerft nicht confumirt, nicht zu ihrem Zwede verwendet wird? Warum follder gerade dieſe 
Sache Begehrende erft noch in das „ſociale Magazin’ wandern, oder e8 erft abwarten, ob 
ihm etwa der Zufall der Vertheilung die begehrte Sache zufallen oder nicht zufallen läßt? 
Diefe ganze jogenannte Drganifation des Productenaustauſches, wodurch der den Gommuni- 
ften jo verhaßte indiwinuelle Handel befeitigt werden foll, läuft doch nur auf die widernatürlichfte 
Beſchränkung des individuellen Handelns hinaus. Sie zwingt vom geraden Wege ab zu Um— 
wegen, auf denen das Ziel der Beirievigung der Individuen nur ſchwieriger oder gar nicht er: 
reicht werben kann. Statt eine Abkürzung der Arbeit zu fein, ift diefe Organifation genannte 
Desorganifation des Handels die augenfälligfie und lächerlichſte Verſchwendung von Zeit, 
Trandport und Arbeit. 

Noch bequemer, ald Gabet oder Weitling, hatten es ji einige Doctrinäre dis deutſchen 
Communismus gemaht, indem fie furzweg den „organijirten Productenaustauſch“ decretir- 


37) Noch weniger ift jedes Product der Menfchenthätigfeit, auch nicht jebes Product der Arbeit, der 
mögliche Begenftand eines weitern Austaufches und des möglichen Marktverlehrs. Dahin gehören z. B. die 
Erzeugniffe der fünftlerifchen Arbeit von Schaufpielern, Sängern u. ſ. w., die fogleidy confumirt werben. 
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ten, ohne nur anzudeuten, worin denn diefe neue Drganifation beftehen folle. Aber darin 

liegt e8 eben, daß jeder Menſch nur von ih aus den Kreis feiner individuellen Be dürfniſſe 
und Intereſſen, ſowie der Mittel ihrer Befriedigung beſtimmen kann; daß mithin auch der 

Austauſch der Producte von den einzelnen aus und in freien Vereinen, alſo nad Indivitue- 

lität und Ortlichfeit, fort und fort ſich felbft organifiren muß; daß eben darum das alles erfer: 
derlich ift, mas der Communismus verwirft, daß nämlich das Privateigenthfum und der freie 
Austaufh in Kauf, Pacht, Miethe, Lohndienſten, Schenkung u. dgl., Furz daß Die volle 
Freiheit des Handels und des Handelns erforderlich ift, wenn nicht die Menſchennatur ſelbſt 
communiſtiſch mishandelt werden ſoll. 

Der Communismus im Widerſpruch mit den geſetzlich anerkannten Ber: 
bindungen in der Perfonenwelt: Ehe. Familie. Erziehung. Die Ehe iſt eine 
Verbindung, worin Mann und Frau zugleich eine geiftige und finnlide Befriedigung ſuchen, 
welche darum ihrem wahren Begriff nah im Vertrauen des einen Ehegatten auf Die ganze 
Perfönlichkeit des andern abgeſchloſſen wird. Die Perfönlickeit in ihrer Offenbarung iſt das 
individuelle Leben felbft. Darum kann die Ehe nur auf Lebenszeit abgefhloffen werben. Es 
gibt jhon feine wahre Freundſchaft, viel meniger einen Ehebund auf Termin. Die Freund: 
ſchaft wäre gar nicht zur Exiſtenz gefommen, wenn fie ji im voraus eine Grenze gejegt hätte; 
ihre Beſchränkung ift fhon ihre Aufhebung. So gründet fi vie Ehe auch, aber nicht einzig 
und allein auf gegenfeitige Achtung. Sie mußte alfo in ihrer jegigen Bedeutung, als Iebens- 
längliche Verbindung und zwar vorherrfchend ald Monogamie, von der Zeit an zur Entwicke⸗ 
lung kommen, da aud im Weibe die volle Idee der Perfönlichfeit mehr und mehr erfannt 
wurde. Den Keim diefer durch das Chriſtenthum nur geförderten Entwidelung enthielt ſchon 
das ältere Germanifche ſowie das ſpätere Römiſche Net ; das legtere vom Verſchwinden der Die 
Frau zur Sklavin mahenden ftrengen römischen Ehe an. Jede andere geſchlechtliche Verbin: 
dung auf Termin, oder zur bloß vorübergehenden Befriedigung der Sinnlicfeit, oder zur 
Erlangung irgendeined äußern Vortheils ift feine Ehe. Es ift mithin fehr natürlih, daß 
ſolche Verbindungen gerade darum, weil fie nicht aus einer beiderjeitigen Anertennung ver 
ganzen Perfönlichkeit hervorgegangen find, im Vergleiche mit ver Ehe nad dem Urtheile ver 
Öffentlichen Meinung in Misadtung ftehen. Aller blinder Eifer gegen dieſen nothwendigen und 
darum fehr vernünftigen Ausdruck eines fittlihen Volksgefühls, wie oft auch diefer im einzelnen 
Falle zum unbilligen Urtheile werden möge, beruht auf einer Verwirrung der Begriffe. 

Ebenjo natürlich ift ed, daß der Staat in feiner Gefeggebung von der Ehe Notiz nimmt, 
als von der wichtigſten Verbindung, wodurch frühere fociale Verhältniffe gelöft und neue ge— 
gründet werben und wodurch der Gefellihaft die Ausficht auf Vermehrung ihrer Mitglieder 
gegeben wird. Aber nur in feiner Freiheit rechtfertigt das Leben ſich ſelbſt, und gerade weil 
die Ehe auf Lebenszeit abgeihloffen ift, muß fie trennbar fein, damit fie im ſtets fich erneuern: 
den Willen der Fortdauer der ehelihen Gemeinfhaft ſich rechtfertigen Fünne. Sowol daß geirg: 
liche Verbot der Scheidung ald das Gebot des Cölibats ift alfo gleich widernatürlid; va ih 
dritte Berfonen, die Gejeggeber, ein Vorurteil über das Geheimniß der Individualität an⸗ 
maßen, das ji nur aus der eigenen und von feinem andern ermeßbaren Tiefe heraus offen= 
bart. Jenes Verbot ift auch dann ein verlegender Eingriff in pas innerfte Wefen der Menſchen— 
natur, wenn zwar bie vorübergehende Aufhebung ver ehelichen Gemeinihaft, nicht aber ibre 
Auflöfung und die Eingehung einer neuen Ehe geftattet wird. Dagegen ift es in fich geredt: 
fertigt, daß nicht jede flüchtige Mislaune ded einen oder beider Ehegatten zum Grunde der 
Scheidung gemacht werden kann; daß vielmehr der Gefeggeber im Intereffe ver gefammten Ge— 
ſellſchaft vorerft vermittelnd eintritt; daß die Auflöfung der Ehe an gemiffe Formen und Bes 
dingungen geknüpft wird. 

Der Streit gegen die von diefem Gefihtöpunft aus betrachtete fogenannte Zwangsehe if 
aud in ven Communismus gedrungen. Er hat indeß feine eigentliche Bedeutung nur in der 
Richtung gegen das die Ehe zum Saframent verunftaltende katholiſche Kirchenrecht. Auf dem 
Gebiet des Proteftantismus kann e8 fih nur um das Mehr oder Minder und um dad Wie der 
einzelnen Beftimmungen der Ehegefege handeln. Noch von anderer Seite her beherrfcht ein 
unnatürliger Zwang bie gefhlehtlihen Verbindungen: in ver aus Öfonomifcher Noth oder 
Gewinnſucht entfprungenen Proftitution in und außer der Ehe. Es ift klar, daß diefe an= 
derswo als in einer falfhen Auffaffung der Ehe ihren Grund hat; daß fie auf der ſchon beſpro⸗ 
Genen ungleihen Vertheilung des Eigenthums berubt, wodurd die einen von den andern per= 
ſönlich abhängig werden. 
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. Das gefunde Urtheil des Volks Hat die maßloſen Angriffe des frühern Communismus 

gegen das Inftitut der Ehe, und feine Träume von einer Abfhaffung derfelben faft durch⸗ 
weg zu Schanden gemadt. Weit die meiften neuern Gommuniften erfennen vie Bedeutung 
der Ehe und folglid die der Familie in ihrem vollen Umfange an. In ihrem tiefern Grunde 
herrſcht diefe Anerkennung auf einer hellern Einfiht in das Weſen ver Perfönlichkeit bei 
Mann und Fran. Cabet vecretirt fogar, daß die Männer ven Frauen Dankbarkeit, Adtung, 
Liebe und Hingebung ſchuldig feien; daß überall ven Frauen der erfte Plag und der erfte An⸗ 
teil gehöre; daß vor allem die alten Frauen der Gegenftand einer Art Cultus fein follen, 
Bon früher her, zumal jeit vem aus dem St.: Simonismus entfprungenen Gerede über bie 
fogenannte „‚Smancipation des Fleiſches“, find den neuern Gommuniften theild nur einige Un— 
Elarheiten und Roheiten übrig geblieben, theild einige blos lächerliche declamatorijche Über: 
treibungen. Entſchiedener dagegen zeigt ſich noch ihr tyrannijches Gelüfte der Schererei über 
Einen Kamm in den communiftifden Borurtheilen über die Aufhebung der häuslichen, oder 
über dad Verhãältniß dieſer zur Öffentlichen Erziehung. 

Der atheiſtiſche Communismus, der bei feinem MWegleugnen einer ſelbſtbewußten Gott: 
beit auch die menſchliche Perfönlichkeit am wenigften begreift, fällP Hierbei wie immer in ven 
grellften Unſinn. „Kein zerftüdeltes Familienleben mehr!” ruft Dezamy; „keine häusliche 
Erziehung! Fein Bamilismus!‘ abet dagegen hat wieder feine ſcharf und wilffürlih ab: 
gemefjenen Klaflen: bis zum fünften Jahre foll die Erziehung eine häusliche, von da an eine 
Öffentliche fein. Andere kamen auf den kindiſchen Einfall, die öffentliche Erziehung vom acht— 
zehnten Jahre an noch eine Zeit lang in Arbeiterarmeen fortfegen zu laſſen, die zu Öffentlichen 
Arbeiten commandirt werden, oder vom fechzehnten Jahre an in Jungfrauenarmeen, die in: 
deß in gemeinfhaftlihen Küchen, Webereien u. dgl. nur Garnifondienft thun follen. Alfo ge: 
ade in dem Alter, wo die Fähigkeiten und Neigungen für beftimmte Berufözweige entſchiedener 
bervortreten, joll wieder die tyrannifche „Geſellſchaft““ der immer und immer en bloc behan⸗ 
beiten „Menſchheit“ ihr communiftifches Joch auflegen. 

Bei dem Intereffe aller an der gebeihlihen Entwidelung jedes einzelnen verfteht ſich frei- 
li in jedem nicht ganz rohen Staate die Sorge für Öffentliche Erziehung von felbft. Aber ge- 
rade damit eine freie indivinuelle Entwidelung möglich werde, darf nie die häusliche Erziehung 
durch die Öffentliche aufgehoben werden, ſondern dieſe darf ihr nur ergänzend zur Seite ſtehen. 
Auch muß zur Erreihung deſſelben Zwecks ven Altern in den Beftimmungen über die Erzie— 

ung ein nicht unangemefjener, aber ebenfo wenig ein allzu beſchränkter Einfluß bleiben. Die 
tern find ed, die mit den Kindern in der nächſten und innigften Verbindung fiehen. Nur bie 
Liebe als Leidenſchaft kann blind machen; aber die der Altern zu den Kindern ſieht in hundert 
Fällen ſchärfer, ald jeder andere jehen kann. Darum freitet die aus der Menſchennatur ge: 
fhöpfte Bermuthung dafür, daß vor allen die Altern die Eigenthümlichfeit der Kinder am ge- 
naueften erfennen und am richtigften beurtheilen. Und darum find die Gefege über Erziehung 
Die beiten, die der Beurtheilung des beſondern Falld einen noch freien Spielraum gewähren und 
die Öffentliche Erziehung nicht als einen Zwang, fondern als die Erfüllung des eigenften Wun- 
ſches der Altern erſcheinen laffen. 

Fortfegung: Religion und Kirche. Chriſtenthum. Geiftlihfeit. Im Ver: 
£ehr der Menſchen mit Menſchen äußern ſich nothwendig auch die religiöfen Anſichten und Vor: 
ftellungen, und die offenbar gewordene Ubereinftimmuug berjelben in weitern oder engern 
Kreifen findet ihren nothwendigen Ausdruck in beftimmten Kirchen und kirchlichen Formen. 
Religion und Kirche laffen ih im conjequent fortgefegten Denfen, ſobald man in Wahrheit 
den wirklichen und lebendig thätigen „Menſchen zum Princip” gemacht hat, jo wenig wie 
Geift und Leib auseinander reißen. Darum ift auch der moderne Atheismus, in ber Gon- 
fequenz feines Irrthums, von der erft blos äußerlichen Oppofition gegen Kirche und Geiftli- 
feit ſtets bis zum Verſuch der Religionsfrefjerei ſelbſt fortgetrieben worden. Er konnte indeß 
nur die Schale benagen und fand bald feine Abweijung und Schranke am unverwüftlich gejun= 
den Kern der Menſchennatur und des Volkslebens, an dem unerjhütterliden Glauben, daß das 
menſchliche Selbftbemußtfein einen ewig jelbftbewußten Weltgeift ald Duelle vorausfege. So 
brachte in Frankreich ſchon die Herrſchaft des eigentlihen peuple im Jahre 1793 dem boctri= 
nären Atheismus des 18. Jahrhunderts und der vornehmern Geſellſchaft eine entſcheidende 
Niederlage bei. Dann fand er noch einmal feinen cyniſchen Ausdruck in der Volkähefe, bei ven 
Egalitaires, und endlich Fam die logifche oder unlogifche Nachgeburt des todt geborenen Kindes 
in der Lehre eined Dezamy zum Vorſchein. 
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Bei aller Oppofition gegen die unlebendige Abart des Chriſtenthums, welche mit ſchlecht⸗ 
verhüllter Selbftfucht das Reich der Liebe in das Jenſelts verweift und in jedem Jenſeits ein 
neues ſich erfinden würde, um abermald darauf verweilen zu können; bei allem gereäten 
Eifer gegen Pfafferei und gegen ven Theil der Geiftlihfeit, der fi die Neligion zum Lotte: 
bette macht, um die Stürme der Zeit zu verſchlafen; bei allem Kampfe für freie Entwidelung 
gegen den Glaubenszwang vweralteter Dogmen und ulten, in dem freilich die Communiſten 
nur eine beiläufige Rolle fpielen — bei diefer ganzen gerechten Oppofition gegen Misbräuche 
und Miöftände, die nur mitunter im einzelnen ihr Ziel überläuft, hat fih die große Mehrheit 
der Anhänger des Communismus nicht fo weit mit dem Volke in Widerſpruch gefegt, um der 
Religion und vem Ehriftenthum den Krieg zu erklären. Dies gilt fo gut für die franzdfifhen 
Gabetiften als für weit die meiften deutſchen Gommuniften. Cine Ausnahme bildete in Deutſch⸗ 
land wieder nur das Aufßerfte communiftifhe Ende des nachhegel'ſchen Schweifs; der Zopf der 
deutſchen Wiffenfhaft, der ji mit dem Kopfe verwechfelte; eine Fleine Schar literariſcher Krebie 
mit dem Felbgeichrei: „Vorwärts! 

Bon dem Standpunkte dieſer Bornirtgeit aus hörte man denn Klagen, daß felbft Die fran: 
zöftichen Gommuniften nichk über die „Beſchränktheit der Religioſität“, nicht über den „‚religiö- 
fen Tie“ hinausgefommen find. „Der deutſche Socialisnus”, bemerkte dagegen ein deutſchet 
Communiſt, „hat im ganzen noch feine Abrehnung mit der Neligion gebalten ; bei mir 
aber, meinen Freunden und allen ſelbſtbewußten Sorctaliften ift er antireligiös.“ Weitling 
hatte fib, zumal in feinem „Evangelium des armen Sünders“, von der falfchen Hypo— 
thefe aus, daß das Chriſtenthum aus dem Geheimbund der Effener entſtanden fei, aus ab: 
geriffenen Lappen einen ſeltſamen chriſtlichen Gommunismus zufanmengeflidt. Doc konnte 
er mwenigftend auf feinem Irrwege nicht bis zu dem Unſinn fommen, das Ghriftenthum, 
die Lehre und die That ver Liebe, für „die Theorie, die Logik des Egoidmus” auszu⸗ 
geben. Eine ſolche Ungereimtbeit Fonnte nur von einer afterpbilofophifdyen Dortrin aus: 
gebrütet werben. 

Fortfegung: Staat. Baterland und Baterlandsliebe. Geſetzgebung. 
Inöbefondere Strafgefege. Politik. Als Folge davon, daf das communiſtiſche Ab- 
ftractum ber „Menſchheit“ doch nur in ven Individuen leibt und lebt, wahr und wirflid if, 
wurde fhon darauf hingemwielen, daß ed gar nicht in der MWilffhr des Menfchen fteht, mit ei: 
nem Theile ver Menfhen feine engere Verbindung als nıit andern einzugehen. Jede Verbin: 
dung ift aber ein relatives Ausfhliefen anderer und Abſchließen von andern. In der Reihe ber 
nothiwendigen Vereinigungen ift der Staat die umfaſſendſte Affociation jener Afforiationen, in 
die fih das große Ganze der Menſchheit gliedert. Die fortwährende Anerkennung der Eri: 
ſtenz des Staats ift zugleich die Anerkennung eines im Staat vorherrfchenden und darum bie 
Bereinigung zum Staat beherrſchenden, eines Hödften oder fouveränen Willens, der nur 
darum auch Geſammtwille heißt, weil von ihm aus alle Mitglieder des Staats fort und fort 
Beftimmungen empfangen. Wohl können Vereinigungen zu Sonderzweden, wie nament 
lich Firchliche Vereinigungen, über die äußern Grenzen des Staats weit hinausreihen. Aber 
zur förderlichen Erreihung aller Menſchenzwecke kann es nur eine höchſte und letzte Vereini⸗ 
gung geben, welche eben Staat genannt ift. Wo etwa die Kirchengewalt mit der Staatsge: 
walt in Kampf tritt, kann darum auch dieſer Kampf ſtets nur im Staate flattfinden. Und wäre 
vielleicht die Kirche ſiegreich, fo hätte fie doch nur ihren Willen zum herrſchenden Willen ge: 
macht; fo wäre doch nur eine Staatögemwalt an die Stelle der andern getreten, ohne daß va 
mit Begriff und Eriftenz des Staats felbft aufgehoben würden. Wollte man endlich den 
Traum eines Kourier und einer centralen Leitung aller menſchlichen Production träumen, jo 
blieben dennoch in der allgemeinen Affociation befondere Affoeiationen mit ihrem Sonderwillen, 
und man fäme auch nad diefer Theorie wenigſtens nie und nimmer Tiber die Form eines menſch⸗ 
heitlihen Bundesſtaats hinaus. 

Die natürliche Baſis des befondern Staats ift vie Gemeinfhaft des Lebens im Vaterland, 
wie fie in ae, Sprade und Sitten fi offenbart. Denn der Staat ſelbſt iſt nur 
die umfaffendfte Außerung viefer Gemeinschaft. Die Willkür kann die natürliche Grmeinfihaft 
zerreißen ; fie fann dad Staatenweſen verunftalten, fie hat e8 gethan. Aber jede wirkliche Na: 
tionalität, die nod nit mit einer andern Nationalität fi verſchmolzen hat, äußert fi gerade 
fo weit, als dies noch nicht geſchehen ift, im Streben nach Erhaltung ober Herftellung jener 
Gemeinſchaft des Lebens. Die Schiefale, Sitten und Sprache meines Volks haben auch mid 
und meine Individualität vor den Schickſalen anderer Wölfer beſtinnnt. Ich muß alfo theil- 
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nehmen am Leben meines Volks mit lebhafterer Liebe, mit lebhafterm Haß; und es ift nur 
eine widerliche Ausnahme, wo died nicht geſchieht. Wer etwa dem Deutfchen zumuthet, erft 
Menih und dann Deutſcher zu fein, der muthet ihm auch zu, fich felbft zu zerftüceln, ftatt 
eined ganzen individuellen Menſchen ein Halbmenfc zu fein. Es ift dies gerade jo albern al8 
die Zumuthung an die Mutter, daß fie ihr Kind nicht vor andern Kindern liebe, daß aud die 
Mutter im Abftractum „Menſch“ verſchwinde. 

Abermals waren es hauptſächlich einige deutſche Doctrinäre, die in ihren Rodomontaden 
über und gegen Staat, Vaterland, Baterlandsliebe, mit der Fahne der „Menſchheit“ in ver 
Hand, den Gipfel des Unfinnd erftiegen. Sie delirirten nun von einer Befeitigung der 
„Schranke des Staats““. Sie witterten „Nationalegoismus“, mo etiva ein belgifcher oder franzö⸗ 

ſiſcher Socialift oder Gommunift zunächſt ein belgiſches Volk oder eine franzöſiſche Nation vor 
Augen hätte. Was die ſtumpf und blind Geworbenen nicht mehr fühlten und fahen, hatten 
fie „vernichtet““. So warf einmal Weitling die rhetoriſche Floskel hin: „Nur wer etwas beilgt, 
wer etwa von den Vätern erbt, hat ein Vaterland; der Arme hat Feind!’ Umd ein anderer rief 
aus: „Weitling zertrummert den Begriff des Baterlandes, der Nation!” 

Im Unding diefer Specied communiſtiſcher Gemeinſchaft fol die Anarchie over Herrichafts- 
lofigfeit an die Stelle der Herrjchaft treten ; die Berwaltung an die Stelle der Regierung; bie 

- Wiffenihaft an die Stelle des Gefeged. Als wenn nicht auch dad Gefeg und feine Vollziehung 
eine verwirklichte Wiffenfchaft wäre; ald wenn fich die Gejeggeber micht erſt das Wiflen deſſen 
zu Ichaffen hätten, was den Intereflen der Gemeinfhaft entipriht, um das Sollen auszu— 
ſprechen! Als wenn die Production ver Regeln des Sollens für die möglichen Äußerungen der 
Tätigkeit in jeder Staat genannten Gemeinſchaft nicht gerade jo natürlich wäre ald etwa die 
Production des Brot aud Mehl; und ald wenn diefe Regeln bed Sollend gefhaffen werben 
fönnten ohne die Sorge für das Bollbringen! Auch diefe „Abſchaffung“ des Geſetzes wäre eine 
„Abihaffung‘ ver Menfhennatur ſelbſt. Aber die communiftifchen Spiefbürger im Reiche 
des Gebanfend merkten es wicht, wie fie den lebendigen Menihen an ven Spieß ihrer Doc— 
trin ſtecken und auf ber einen Seite braten laffen wollten, damit er auf der andern Seite nicht 
erfröre. Ä 

Beſonders viel thaten fi) die meiften communiftifchen Dilettanten der ‚Wiſſenſchaft“ auf 
die angebliche Entvedung zugute, daß die Verbrecher ald Kranke zu behandeln feien, daß die 
„Geſellſchaft“ für ihre Beflerung zu forgen und die Gurfoften zu bezahlen habe. Abgefehen 
von der verwerflichen und immermehr verworfenen Tobeöftrafe, hat man e8 auch ohne Gom= 
munismus fhon lange fo weit gebracht, die Strafe zur Beflerung ober Heilung des Berbre: 
ers anwenden zu wollen. Aber auch die möglichite Heilung des durch dad Vergehen entftan= 
denen Schadens ift Zwed der gerechten Strafe. Die Verbüßung der gerechten, d. h. ber einem 
wirfliden Vergehen angemeflenen Strafe liegt alfo auch im fittlihen wie im focialen Intereſſe 
des Verbrechers jelbft, der fonft immer und immer wieder ber ihre Heilmittel nicht gar genau 
anmeflenden Privatrache ver Verlegten ausgeſetzt wäre. Es handelt ſich alfo immer um Heil: 
mittel; aber man nennt einmal dieſe fpecififhen Heilmittel Strafen, und das Regime ihrer Anz 
wendung Strafgejeßgebung,. 

Der vom Strafrecht nichts wiffen will, braucht fich über deffen Reform nicht ven Kopf zı 
zerbrechen. Er behilft ſich mit jolchen Äußerungen wie bie eines Dezamy, baf „die Jury eine 
bürgerlide und föderaliſtiſche Einrichtung, folglih (1) das fhlimmfte aller Geſetze ſei““. Wer 
fih gar den Staat und dad Geſetz als „etwas über ihm und außer ihm Seiendes” aus dem 
Kopfe gebracht hat, um weitern feeren Raum zu gereinnen, kümmert ſich entweder nidt mehr 
um Politik und Staat, trog aller Klagen, daß die Neichen den Armen im Staate das Geſetz 
machen ; ober er hält ſich berufen, auch die übrige Welt vom Alp des Staats und Gefeges zu 
befreien. Solcherlei doctrinäre Abolitioniften gab es wirklih unter den Gommuniften von 
1848: es waren geifteöfranfe Ärzte, bie der „ſchlechten Geſellſchaft“ die Naſen abſchneiden woll⸗ 
ten, um ihr den Schnupfen zu vertreiben. 

Schluß. Freiheit ift die tieffte treibende Wurzel des Menſchenlebens. Mit ver Kraft 
feines Willens, der zugleich beftinmmt und beftimmend ift, wirft jeder Menſch geſtaltend und 
umgeftaltend in die Welt feiner Anfihauungen und Borftellungen hinein, und nur aus ber 
Freiheit jedes einzelnen erzeugt ſich die Harmonie aller; Im freien Spiel des Lebens tritt bald 
das Bebürfnig der engern Verbindung und Gemeinfhaft mit andern in fleinerm ober größerm 
Kreife hervor; bald das Bewußtſein der tweientlid gleichen Wirkſamkrit mit gleihen Au— 
fprüchen; bald auch das der individuell verſchiedenen Ihätigkeit mit ihren nothwendig unglei- 
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hen Forderungen. Darum befteht der ganze geſchäftliche Berkehr nur in diefen immer wechſeln⸗ 
den Übergängen von der Einigung und Einheit zur zeitweifen Nebenordnung in Gleiäftellung 
und Gleichheit, oder zur zeitweifen Über- und Unterorbnung in Unterfheidung und Un: 
gleichheit. Und feine Lehre fol überweifer fein wollen ald das Leben, das in ſich ſelbſt das 
Geſetz feiner Entwidelung trägt und es allen nicht Verblendeten veutlih offenbart. Dieier 
Sünde des doctrinären Hochmuths hat fih aber aud der Gommunismud mit feiner abftracten 
und ausfhließlihen Forderung der Gemeinſchaft ſchuldig gemacht, trog feines ſcheinbar anipre- 
enden Wahlſpruchs: „Alle für jeden und jeder für alle. Denn darin liegt es eben, daß 
jeder für alle viel weniger wäre, als er fein kann, wenn er nicht zugleich das unverkümmerte 
Recht hätte, für fich zu fein und feine Eigenthümlichkeit auch in eigenthümligen und darum 
ausſchließlichen Verhältniffen zur Sachenwelt auszuprägen. Diejenigen aber, die in einem 
Athem von der allgemeinen Gemeinfhaft und von der freien Affociation reden, willen nicht 
was fie thun. Die freie Affociation fegt nicht blo8 den ungezwungenen Eintritt voraus, jon- 
dern auch die Möglichkeit, nad den im voraus feftgefeßten Bedingungen innerhalb der Affe: 
ciation auf gleiche oder ungleiche Weife zu produciren und zu confumiren. Und fie Hört immer 
fo weit auf, frei zu fein, als fie nicht auch den freien Austritt geftattet und damit das Recht an: 
erkennt, wieder für ſich zu fein, für fi zu erwerben und derjenigen Affociation, deren Mitglied 
man war, jelbftändig zur Seite zu ſtehen. 

Das Eigenthum ift das in der Gefellichaft durch den Staat anerkannte Recht, daß der eine 
vor allen andern Mitgliedern der Gefellichaft über beftimmte Theile ver Sachenwelt verfügen 
dürfe. Gerade weil ed auf der Anerkennung und Gewährleiftung des Staats beruht, ift die 
Gewalt des Eigenthümerd dur die Staatögewalt nothwendig beftimmt und beihränft, nad 
dem Grundfag, daß das Öffentliche Necht dem Privatrecht vorgeht. Dem Princip nah bat «6 
aljo ein unbedingtes Eigenthumsrecht in dem Sinne nie gegeben, daß dadurch die notbiwen: 
digen Zmede jedes Gliedes der Geſellſchaft und darum des Staats felbft vereitelt werden bürf: 
ten. So ift venn auch theoretifch Schon lange genug anerfannt, daß durch das individuelle Ei- 
genthumsrecht des einen fein anderer in feinen nothwendigen Bildungsmitteln und Lebendmit- 
teln verfürzt werben folle. Die vollftändige und ausreichende Verwirklichung dieſer Wahrheit 
it nun die Aufgabe unferer Zeit. Das eine und alle, worauf ed dabei ankommt, beftebt 
darin, daß jedem Mitgliede der Gefellihaft, nad dem in der Geſellſchaft vorherrfchenden Be: 
griffe des Nothwendigen, die nothwendigen Bildungsmittel und Arbeitsmittel fort und fort 
gewährleiftet werden. Damit werben aber die Grundlagen der „alten ſchlechten Geſellſchaft“ 
feinedwegs „aufgehoben“ und „vernichtet, fondern befeftigt und nad ihrem wahren Weſen 
entwidelt. Damit fommt man nit — wie pie Gommuniften träumen — über „die auf den Be: 
griff nes Lohns, des Verbienftes und der Strafe, des Kaufs und Verkaufs gegründete Welt 
hinaus“ und in den Unſinn hinein; fondern dur die Beſchränkung des Zwanged und des 
Irrthums auf möglihft enge Grenzen wird erft die fogenannte freie Concurrenz in die wahr: 
baft freie, und der Tauſch in feinen verſchiedenen Formen in den wahrhaft freien Austaufch der 
Güter verwandelt. W. Schulz : Bopmer.‘ 

Eommunismus und Socialismus feit 1848. "I. Allgemeines. Für den Com: 
munismus und Socialidmus der That und des Worts ift ein entſcheldender Wendepunkt einge: 
treten jeit der Juniſchlacht in den Straßen von Paris und der hierauf folgenden Geiſterſchlacht 
in der franzöfifhen Nationalverfammlung. Der Gegenftand dieſes merkwürdigen parlamen: 
tarifhen Kampfes, bei dem fich bald auch die ganze Tagespreſſe betheiligte, und bei dem alle Schu: 
len und Syiteme des Sorialismus ihre Vertreter hatten, war dad communiftifh und ſociali— 
ftifch gedeutete Recht auf Arbeit. Die Verurtheilung und Verwwerfung der neuen Gejellichafts: 
lehren erfolgte in der nach ihrem äußern Beftande noch ungefährdeten Republik und unter der 
Herrſchaft des allgemeinen Stimmrechts. Um fo entfcheidender war die Niederlage des Socia— 
lismus, ald doch die Socialiften felbft an die Mehrheit ver Nation Berufung eingelegt hatten 
und gegen dad Verdict der Öffentlichen Meinung erft zu proteſtiren anfingen, da es jhon gewiß 
geworben, daß daſſelbe gegen fie ausfallen werde. Aber im allgemeinen Schiffbruche jener Welt: 
beglüdungdtheorien, die von einem abftracten Princip aus alle Schäden der kranfen Menſch— 
beit in fürzefter Friſt zu heilen ſich getrauten, liegt noch keineswegs eine Rechtfertigung des 
ihnen entgegenflehenden Syſtems des Individualidmus, des ftantlihen Gehenlaffens und ver 
völlig ungebundenen Goncurrenz. Es liegt darin gleichwenig eine Rechtfertigung jener nicht 
minder abftracten Staatslehre, die in diefer oder jener Staatöform den Welterlöfer anbetet; 
die im äußern Mechanismus für Fabrikation und Vollzug der Gefege dad Ein und Alles 
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gefunden zu haben meint; die vor nichts ald Staat den Menſchen im Staate, in der Gemeinde 
und Familie aus dem Auge verliert und es nicht einmal bemerkt, wie die Menfchen mit ihrem 
gejellihaftlihen Thun und Laffen, ihrem Handeln und Wandeln, ihrem Arbeiten und Ge: 
niegen fort und fort auch den Staat, jowie die Begriffe und Vorftellungen von Staat und Recht 
umarbeiten. Durch die Niederlage einer Reihe von Soriallehren bat alfo die Socialfrage felbit 
fo wenig an Bedeutung verloren, daß fie nach wie vor das Räthſel geblieben ift, auf deſſen Nicht: 
löfung die Strafe der einreißenden Barbarei fteht, der fortichreitenden Entiittlihung, der Zer: 
ſtörung des Wohlftanded. Die Kluft zwiſchen Armen und Reichen, zwiſchen Darbenven und 

Genießenden hat ſich nicht geihloflen oder nur verengt, fondern erweitert; und die ſtets tiefer 
einjhneidenden Wunden, aus denen die Geſellſchaft blutet, [hmerzen nur um fo mehr, weil jegt 
jelöft ver Glaube an die Möglichkeit baldiger Heilung durch die Wundercur einer focialen Heils- 
lehre verſchwunden if. Darum ift aud) die Gefahr noch vorhanden, daß von einer neuen Re: 
volution, die im Jahre 1848 doch nur in Frankreich ein focialed Gepräge hatte, die europäiſche 
Welt in weitern Kreifen überflutet werden könne. Und wie ed bis 1848 eine revolutionäre 
Poejie gab, welche die baldige Erhebung und den geträumten Sieg eines grollenden Proleta: 

riats verfündete und im voraus feierte: fo ift jet die Ahnung und Furcht vor einer ſchweren 
Krije bei jenen ernften und befonnenen Männern der Wiflenfchaft eingefehrt, die auf vem Wege 
geſchichtlicher und fatiftifcher Forſchung eine genauere Kenntnig von den Zuftänden und Mis- 
Händen der Gegenwart gewonnen haben. Die ernft mahnenden Stimmen des Zweifeld an der 
unerjhütterlihen Keftigkeit des Beſtehenden haben ſich nur vermehrt, feit ver Welt verfündet 
wurde, daß bereit am 2. Dec. 1851 die Rettung der Gejellihaft glücklich vollbracht worden 
jei. Gleichwol läßt eine nähere Betrachtung der jüngften Veränderungen fowol im Lehrgebiet 
ald in der Praris des Sorialidmus die Hoffnung nicht völlig jinfen, daß die ſchwer erfranfte 
europäiſche Geſellſchaft doch noch im jich jelbft fo viel Kraft finden werde, um jich zum geveihlichen 
Fortſchritie die von Vorurteil und Selbſtſucht noch allerwärts gejverrten Bahnen zu öffnen. _ 

Diefe Veränderungen jeit 1848 betreffen ſowol Form als Inhalt der focialen Lehren und 
Leiftungen. Selbft die Sprache ver neuern Socialiften hat fich verändert und mit wenigen Aus: 
nahmen gebeſſert. Sie it bejcheidener geworden. Der blutige Ernft der Ereigniffe und das 
Scheitern aller Parteien hat doch in etwas jenen doctrinären Hohmuth gebeugt, in dent jede 
Schule die andere mit unerfüllbaren Verheißungen zu überbieten und das Privileg moderner 
MWeltverbejlerung zu erfteigern gejucht hatte. Jene knabenhafte überhebung der Lehre über das 
Leben, jene gegenjeitige Renommifterei im Namen aller neuentdeckten Weltwiffenfhaften, die 
zu Dugenden angekündigt wurden, jene cavaliere Gurgelabjchneiderei, womit man ber alten 
Religion, dem alten Staate, der alten Familie und der alten ſchlechten Geſellſchaft auf dem Pa— 
piere ein Ende machte: kurz jener ganze geſchmackloſe Stil, wie man ihm vor der großen Nieder: 
lage der Doctrinäre aller Art im Jahre 1848 in einem Theile der jocialiftiihen Preſſe begegnet 
war, ift jegt faſt durchweg verfhwunden. Wir haben kaum nod Erinnerungen aus jener vor= 
fündflutligen Zeit, da ein Weitling kurzweg den Begriff des Staats zertrümmerte. Jenes jelt- 
fame und dünfelhafte Gebaren, wie es befonders in Deutihland zu Tage getreten war, hing 
wejentlich mit ver Selbftvergötterung der damals vorherrſchenden Schulphilofophie zufammen. 
Es hing damit auch bei denen zuſammen, welde die gleihe Schulphilofophie mit den von dieſer 
jelbjt geſchmiedeten Waffen befämpften und fih nun von der Kritik ver Wiſſenſchaft aus bis in 
jenen Aberglauben verirrten, daß ed auch zur Vernichtung des politifhen und focialen That: 
bejtandes der Wirklichkeit nur ihres unmaßgeblihen Verdammungsurtheild bedürfe. Dieje 
„Kritik der Gejellfhaft‘ aber ift 1848 duch die Geſellſchaft felbft einer vernichtenden Kritif 
unterworfen worden, 

Was ven Inhalt der neueften Gejellihaftslehren anlangt, jo haben fie ji zu ihrem Ge— 
winne aus ber Zerftreuung ind Ungemeſſene mehr und mehr gejammelt; jie wenden fih nun 
auf ein engeres, aber jhärfer begrenztes Feld. Bis 1848 hielten es viele focialiftifhe Schrift: 
fteller für ihre wiſſenſchaftliche Pflicht fo weit auszuholen, daß ihnen nicht Zeit und Kraft blieb, 
um die genauere Bekanntſchaft mit der Jegtwelt machen und die wirflih praftiihen ragen 
anders als mit einigen banalen Phrafen abıhun zu fönnen. Man begegnete noch Häufig jenen 
willfürlihen und bei aller Weitfchweifigkeit doch unzulänglihen Geſchichtsconſtructionen, mozu 
man die Baufteine aus der Vergangenheit aller Völker zufammentrug, um damit die Funda⸗ 
mente zu geſellſchaftlichen Utopien zu legen, wozu man dod den Bauplan nicht einmal im Kopfe 
fertig brachte. Man wagte faum über die Marktpreife des heutigen Tags zu ſprechen, ohne die 
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vorgängige Entwidelung einer religiös-philoſophiſchen Weltanſchauung, ohne die Auseinander- 
jegung irgendeines Dogmas ded Glaubens oder Unglaubens. Darum wurde ein religiöfer 
Dualismus von einem irreligiöfen oder atheiſtiſchen unterſchieden. Man hätte ebenfo vpaſſend 
von einer hriftlihen und antihriftlihen Volköwirthichaftsichre reden dürfen, da nad jeinem 
Hauptzwecke und eigentlich praftifchen Intereffe der Kampf des Socialismus doch weſentlich mur 
gegen das volkswirthſchaftliche Syſtem ber freien Concurrenz gerichtet blieb. Beſonders in 
Deutſchland war es zur Mante geworden, die metaphyſiſchen und religiöfen Streitfragen mit 
der Arbeitöfrage zu verquiden, um gelegentlich der finen auch die andere zu entſcheiden und 
alle harten Nüffe ver Welt mit einem Biffe zu knacken. Und menn jegt die gleiche Mante in das 
Gebiet der Naturwiſſenſchaften übergeftedelt Iheint, um hier die Banner des Materialismus 
oder Spiritualismus aufzupflanzen, fo ift dies zwar ein Beweis, daß wir von einer zweckmäßi— 
gen Organifation und Iheilung der geiftigen Arbeit noch weit entfernt find. Aber auf dieſem 
Gebiete finden doch die Poltergeifter ver Theorie einen minder gefährlichen Spielraum ald auf 
einem Belde, mo es ſich um Negierte und Negierende handelt, um Arme und Reiche, um Sun: 
gernde und Schwelger, und wo die beiberfeitigen Misverftändniffe nur allzu oft in Barrifaden- 
fimpfen und Straßenſchlachten zur Grörterung kamen. 

Sit die Periode jenes dogmatifhen Socialismus vorüber, womit die Bildung größerer 
Schulen zufammenhing, jo {ft damit nicht gefagt, daß auch die Propheten einer neuen Weltords 
nung in Staat und Gefellfhaft verfhmwunden find. Ihre Zahl hat ſich vielmehr vergrößert, 
und zwar befonders in Frankreich.“) Das ift begreiflich genug, da fih nach dem intellectuellen 
Tode der Meifter jever Schule nun aud die Schüler ald Meifter zu bethätigen verſuchten. Aber 
für diefes fociale Lehrgebiet läßt es ſich als erfprießlihe Wirkung der freien Goncurrenz ge: 
wahren, daß ein Prophet dem andern die Kunden abipannt; daß jich die Utopiſten in unbedeu— 
tende und minder ſchädliche Coterien zerfplittert haben, Die leicht umgangen werden fönnen, va 
fie nicht mehr in gröfern Maffen den wirklich ausführbaren Mafregeln zur Befferung der ge: 
jellichaftlichen Zuftände im Wege ſtehen. 

Seit die Reformation das römiſch-katholiſche Kirchenthum gefpalten und das Chriftentbum 
in mannichfachere Befenntniffe und Gultusformen gegliedert bat, ift es ein beſonders unfrudht- 
bares Beginmen geworden, irgendein pofitives religiöfes Bekenntniß zum Prineip einer 
Staats: und Geſellſchaftslehre machen zu wollen, die eine praftifche Bedeutung auch mur für die 
Staaten des mittlern und weitlihen Europa gewinnen fünnte. Kein Befonnener mag alfo von 
einer neuen Wiflenfchaft des hriftlichen Staats und der hriftlichen Gefellfchaft in diefem Sinne 
etwas willen. Aber gleichwol gibt es eine hriftliche, d. b. auf Moral gegründete Staatd- und 
Geſellſchaftslehre, ſowie eine hriftlich-foriale Praris, die im kräftigen Aufblüben begriffen ift; 
die nach ihrem innerften Kern fo recht unferer Zeit angehört; die eine Geſchichte machende Be- 
deutung hat, ob fie gleih den Doctrinären des Materialismus von ihrem Sonderftandpunfte 
aus nur ald religiöfe Heuchelei ericheinen mag und auf diefem Standpunkte faum anders er: 
ſcheinen kann. 

Das iſt die Aufgabe unſerer Zeit, die Arbeit der Reformation da wieder aufzunehmen, wo 
fie dieſe fallen ließ, um ſie mit freierm und umfaſſenderm Geiſte weiter zu führen. Damals hatte 
das ſeines ureigenen Geiſtes ſich erinnernde Chriſtenthum das ſtarre und erſtarrende Dogma 
durchbrochen; ein befeuchtender Strom ergoß ſich ſowol über die neue proteſtantiſche als die alte 
katholiſche Welt. Hier wie dort kam es abermals zur dogmatiſchen Erſtarrung, nur daß der ſeit 
der Reformation mannichfacher verzweigte Strom des religiöſen Lebens in mannichfachern Ric: 
tungen und Bormen zum winterlichen Eife gefror. Er ift in der neueften Zeit wieder in Fluß 
gekommen, um zerftörend zu wirken gegen die unter die Obhut des Pfaffenthums aller Eon- 
feffionen geftellten Zöllner und Zollſchranken des freien geiftigen Verkehrs, um ſchöpferiſch zu 
wirfen auf dem Gebiete des focialen Lebens. Die Bewegung unferer Zeit ift alfo auch jegt wie— 
der, wie diejenige der Neformation, wenigſtens beiläufig mit gegen das Pfaffenthum aller Art 
gerichtet. Aber fie ift gerade darum ebenfo wenig eine antireligiöfe und antichriftliche, als es 
die Neformation felbft geweſen iſt. 

Den Theoretikern gegenüber, die das Chriſtenthum wiſſenſchaftlich überwunden zu haben 
melnen, beweiſt es feine fortdauernde Lebenskraft ungefähr nach derſelben Methode, wie die 
Schweiz die Möglichkeit der Republik in Europa beweiſt: es lebt, wirft und bethätigt ſich mit 
wachſendem Ginfluffe. Oder es beweift diefe Lebenskraft, wie in der Februarrepnblif das allge: 
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gemeine Stimmrecht den focialiftiihen Zertrümmerern ded Staats und Eigenthums die unge: 
ſchwächte Fortdauer der angeblich veralteten Inflitutionen vor Augen gehalten hatte. Denn es 
laͤßt jich nicht leugnen, daß jo ziemlich bei allen Gonfefftonen die Zahl derjenigen im Wachſen 
ift, die ihren Glauben auch im Leben zu bethätigen fuchen, die zur Bewältigung oder zur Linde: 
rung des Elends bis in jene Höhlen des Schmutzes, ded Siehthums und des Laſters dringen, 
wohin die Schriftgelehrten des Socialismus nicht immer gelangen. Ob auch manche Heuchelei 
und frömmelnde Prunffucht unterlaufe, es wird dod Gutes gethan, und die große Maffe ver 
Armen und Beladenen bleibt ſtets geneigt die Lehre nad den Früchten zu bemeffen, die ihr ge- 
boten werden. 

Dieſes zunehmende Heraudtreten aus der jelbftgenügfamen überirdifchen Glaubensfeligkeit 
in das fociale Leben und Leiden der Völker hinein, ift gleich bedeutend für die Geſellſchaftslehre 
wie für ihre Anwendung. Auch zur Zeit der Reformation war ed faum fo wichtig, was Luther 
und die andern Neformatoren lehrten, als wie fie lehrten. So ift es auch jegt. Es fommt dar: 
auf an, daß die Wahrheiten, welche dann erft zu Wirflihkeiten werben fönnen, wenn fie die 
Maſſe des Volks durchdrungen haben, diefem in der Sprache des Volks zu Gehör fonımen. 
Dazu gehören alle Wahrheiten ver Geſellſchaftslehre, denn das Volk ift die Geſellſchaft. Für 
die geiftige Arbeit zur Fortbildung der menſchlichen Geſellſchaft gilt aber das Gleiche, mas für 
die körperliche Arbeit gilt: wie diefe an das materielle Kapital, an die fhon gethane Arbeit an: 
fnüpfen muß, fo muß die Geiftedarbeit an das überlieferte geiftige Kapital, an die im Volke 
und vom Volke ſchon gethane geiftige Arbeit anfnüpfen, wenn überhaupt etwas gethan werden 
ſoll. Seit Jahrhunderten hat die Lehre dafür geforgt, daß bei allen riftlihen Nationen die 
überlieferten religiöfen Begriffe und Vorftellungen einen beträchtlichen Theil des überhaupt 
vorhandenen geiftigen Kapitals bilden. Hiernach hat ein großer Theil des umlaufenden Spradj: 
ichages fein Gepräge erhalten, und wenn davon vieles veraltet ift, fo hat ſich auch vieles er— 
halten. Wo alfo das Volk über ernjthafte Dinge ernfthaft verhandelt, da erinnert überall — 
und wie fönnte died anders fein? — die ganze Ausdrudsweife an die Sprache der ihm durch 
Kirche und Schule von Geſchlecht zu Geſchlecht vererbten religiöfen Überlieferungen. Aber die 
Sprache jener Gebildeten, Die infolge der ungleihen Vertheilung der geiftigen Güter zu der be— 
vorzugten Klaſſe der geiftig Befigenden gehören, die den aus allen Zeitaltern und von allen 
Nationen ererbten geiftigen Erwerb im Gedädhtniffe und in Bücherfchägen angefanımelt haben, 
die aber darum in geiftiger Beziehung nicht von Hand zu Mund leben müffen, wie der ‘Proleta= 
rier, welcher durch Arbeit und Sorge des täglichen Lebens auch in feinem ganzen Denken, Füh— 
(en und Wollen an Stunde und Scholle gefeffelt bleibt — die Sprache diefer Gebildeten ift noch 
jegt eine ſehr verſchiedene von derjenigen der großen Mehrheit. Eine äbnlide Spradfluft wie 
heutzutage ſpaltet im 15. und 16. Jahrhundert die gelehrten Humaniften und die Wolfsmaffe, 
bis der Genius der Neformatoren diefe Kluft überfprang, bis die geiftvolfften und begeiftertften 
Männer ihrer Zeit den Hochmuth des gelehrten Zunftgeiftes fo weit in ſich felbft überwanden, 
daß fie wieder die Sprache ded Volks und des Volfsglaubens reden konnten und wollten. Im 
19. Jahrhundert bildet vielleicht die wachjende Betheiligung der fogenannten chriſtlichen Socia- 
liften an den Fragen ded Mein und Dein, der Arbeit und des Kapitald, der Vereinigung oder 
Pereinzelung für Erwerb und Genuß, eine Brüde zur Verftändigung zwiſchen Gebildeten und 
Ungebildeten. Wie viel aber daran gelegen ift ven rechten Ton zu treffen, mögen wir etwa nad 
der weitgreifenden, obwol anscheinend nur vorübergehenden Wirkung von Lamennai’s ‚Worte 
eines Gläubigen‘ bemeilen; nad) der Wirkung eined Buche, das weit weniger durch feinen In— 
halt als durch feine Sprache eine von den Shftematifern des Sorialiamus nicht anerfannte, 
aber deshalb nicht minder große Bedeutung hatte. 

So menig die hriftliche Kehre unmittelbar auch Staats: und Gefellfchaftölehre fein Fann, 
fo bat fie doch eine dem ftaatlihen und gefellfhaftlichen Leben zugefehrte Seite. Darum war 
und Mt fort und fort die Nede von einem chriſtlichen Staate und hriftliher Geſellſchaft, trete 
nun die Idee diefed Staats und diefer Gelellfhaft in den Phantafien von einem Tauſendjähri— 
gen Meiche zu Tage oder in der begriffsmäßigen Gonftruction eines chriſtlich genannten Conſi⸗ 
ſtorial-, Volizei- und Soldatenſtaats. In der Gärungszeit der Reformation war der im Na— 
men der Religion verfündete Kommunismus eines Thomas Münzer und der Wiebertäufer mit 
geiftigen und Fiblichen Waffen auf deutſchem Boden überwunden worden, wie 1848 ber auf 
Communisnus audlaufende Sorialismus der Neuzeit in den Straßen von Paris und im Saale 
der franzöſiſchen Nationalverfammlung. Auch diefer neuefte Socialismus (hie Reden und 
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Schriften eined Louis Blanc, eines Vidal und vieler anderer geben Zeugniß davon) hatte nicht 
verfehlt, feine Berufung an das Chriſtenthum einzulegen. Neben ven Communiſten des 
16. Jahrhunderts Hatten die Bauern und ihre Führer im Namen der hriftlihen Freiheu jene 
Forderungen geftellt, die wir auf unferm jegigen Standpunkte zum großen Theile ald gewkt, 
Hillig und beſcheiden anerkennen; auch) jle hatten in ihrem Sinne und ihrem Interefle den brik- 
lichen Staat und die hriftliche Gefellfhaft gefordert. Aber diefer Forderung des chriſtlichen 
Volksſtaats fegte ſchon Luther felbft ven Begriff feines chriſtlichen Staats entgegen, den dei 
unbedingten Gehorſams und blinder Unterwerfung unter die von Gott gegebene Obrigfeit, die 
Gewalt über und hat. Er ftügte fih aljo auf ein völlig zweifhneidiged Dogma, das in feiner 
Weiſe ein Rechtsprincip ausfpriht, das den ſtlaviſchen Gehorfam zu gebieten fcheint, aber 
durch Berufung auf das thatfähliche Verhältniß der Gewalt die Sklaven zur That der Be- 
freiung zwar nicht geradezu aufforvert, aber ebenfo wenig für unberechtigt erflärt, ihre Gewalt 
mit der fie fnechtenden Gewalt mefjen zu dürfen, damit jie es thatſächlich erproben, ob Die ihnen 
gebietende Obrigkeit zugleich factifch die Obrigkeit ift, die noch Gewalt über fie hat. Der Ein: 
tritt in eine lange Periode von Nevolutionen und Gegenrevolutionen hat auch genügend gezeigt, 
daß ſich die Weiffagung: „Ich bin nicht gekommen, Friede zu bringen, jondern das Schwert“, 
nod fort und fort erfüllt, daß die maßlofe Gewalt der Regierungen bie gemwaltthätige Gegen: 
wirkung der Regierten hervorrufen muß. 

Das Ziel aller Reformen und Ummälzungen feit 80 Jahren iſt die Befreiung der Arbeit 
aus dem erdrückenden Übergewicht des Kapitals und der ftaatlihen Willkürherrſchaft. Diejer 
Weltkampf richtete fi in feiner erften Phafe gegen die Feudallaften, oder gegen die Torannei 
des Bodenfapitald. Er wurde und ward in diefer Richtung mit fihtbarem Erfolge geführt, bis 
in die neuefte Zeit hinein und bis zu den äußerften Grenzen unjerd Welttheild: bis zur Grün 
dung eines freien Bauernſtandes in der Öfterreihifhen Monarchie im Jahre 1848, bis zur be: 
ginnenden Emancipation der ruſſiſchen Reibeigenen. Eben diefer Kampf, durch die Confequen; 
feiner eigenen Gefhichte getrieben, mußte fich aber im weitern Verlaufe fein Ziel weiter hinaus: 
rücken: er ift im weftlihen Europa nicht mehr vorwiegend gegen das Bodenkapital geriätet, 
fondern gegen das in Geldwerth ausdrückbare Kapital überhaupt. Noch ſchwankt er unent- 
ſchieden hin und her. Er läßt ſchwere Wetter, verheerende Stürme ahnen; er wird und muß 
fo lange dauern, bis die Solidarität der Intereffen des Kapitals und der Arbeit nicht blos willen: 
ſchaftlich erkannt, fondern praftifch zur Geltung gebracht, bis hiermit die fociale Frage die Ge— 
genwart zur Löfung gekommen ift. Denn vie bisherige Unentſchiedenheit dieſer Frage ift die 
Unentfhievenheit des bisherigen Kampfes zwifchen Arbeit und Kapital. Und diejer Kampf jelbft 
ift nichts anderes ald die Wiederaufnahme und Fortjegung des im 16. Jahrhundert im Namen 
ver „chriſtlichen Breiheit‘ begonnenen, der in unferer Zeit nur weit größere Dimenfionen ange: 
nommen hat. Er ift in folhem Maße nur eine Fortſetzung, daß aud ſchon die „chriſtlichen“ 
Bauern der Reformationdzeit die Forderung geftellt hatten, jeder folle mit eigenen Händen 
feine Nahrung erwerben und feiner mehr haben ald der andere; daß aud ſchon im 12. Art. 
von Wendel Hippler's berühmten „, Entwurf zur deutſchen Reichsreform“ unter andern ver: 
langt wurde: Aufhebung der großen Handeldgelellihaften und Beſchränkung des Übergewichts 
des Hauptgutd (Kapitals), Beſchränkung des Betriebsguts von einzelnen und Gejellihaften 
auf die Summe von höchſtens 10000 Fl., eine Ordnung für die Kaufleute, wie fie jeve Waare 
geben jollen.. Alfo ſchon damals der Vorſchlag eines in der Franzöftihen Revolution und in 
der allerneueften Zeit wieder auftaudenden Maximums. Nach alledem ift es nichts weniger als 
blos ein wiflfürliches Spiel mit Paraboren, wenn gar mande unter den hervorragendſten 
Geiftern des heutigen Franfreih in ihrer Revolution ſeit 1789 dad von neuem twieder aufge: 
nommene Streben erkennen, das Chriſtenthum nach feiner weltlichen Seite hin zu verwirklichen, 
zur Erlöfung vom tödtenden Buchſtabenrechte, das fi zum wahren und lebendigen hiſtoriſchen 
Rechte umzulügen verfucht hat. Eben diefe Auffaflung hat ih Bahn gebroden, obgleichoder 
gerade darum, weil die Revolution während einer £urzen Zeit entjchieden feindlich gegen alle 
chriſtliche Religion aufzutreten [dien ; denn diefe Feindſchaft dauerte nur jo lange, bis die Kirche 
in ihrer befondern Eigenſchaft ald Feudalherrin, ald bevorrechtete Mitbefigerin von Grund un? 
Boden und darum als Feindin der freien Arbeit überwunden war. 

Die fociale Idee des Chriſtenthums, melde zugleich die Ipee des Humanismus ift, ſobald 
diefer fich im feiner gefhichtlich gewordenen Eigenthümlichfeit und Lebendigkeit felbft begriffen 
bat, ift indeflen eine andere und höhere, als einerfeits diejenige eines abgelebten hiſtoriſchen 
Rechts, ald andererſeits der abftracte Begriff der Freiheit und Gleichheit, auf deſſen Verwirk⸗ 
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lung die blutige und vergebliche Arbeit der Revolution in ihrer erften Phaſe gerichtet war. 
Diefe jociale Idee ift die der fortfchreitenden Befreiung vom Drude leiblihen, geiftigen und 
fittlihen Mangels, ver fortſchreitenden Ausgleihung aller Härten des Schickſals, der fortfchrei- 
tenden Vereinigung deffen, was in feiner Vereinzelung verfümmern müßte. Das alles drängt 
ſich in dem einen Gebote der Liebe zufammen, die in ihrer Bethätigung bald befreiend ift, bald 
ausgleihend, bald vereinigend. Ind diefe humaniſtiſche und hriftliche Idee läßt fi in ihrer 
verneinenden Bedeutung auch dahin ausfprehen: Es gibt überhaupt Feine feſte Form des 
Staats und der Geſellſchaft, ver Freiheit und Gleichheit, in welcher die Menfchen ihre dauernde 
Berriedigung finden könnten; die Wahrheit und Wirklichkeit des Friedens, der Freiheit und 
Gleichheit unter ven Menſchen ift vielmehr die ftets fih erneuernde Thätigkeit des Befriedigens, 
Befreiens und Ausgleichen®. 

Diefe inhaltſchwere Wahrheit ift den Zeitgenoffen durch die bittern Erfahrungen des letzten 
Jahrzehnds nahe gerüct, und wir verdanken e8 der Strafe für unfere doctrinären Sünden und 
Gitelfeiten, daß wir im Felde der Staats- und Gefellfhaftslchre wenigftend für einige Zeit ver 
Syſtemmacherei, der Principienreiterei und Dogmenwirthſchaft enthoben find, daß nicht auf 
jet noch in dem Maße, wie früher, auf die Gründung und Widerlegung neuer Theorien Zeit 
und Kraft verfhwendet werden muß. Noch in anderer Beziehung ift die Aufgabe des Socia— 
lismus eine einfadhere geworden, indem feit 1848 die wirffame Kritif der Gefchichte einige Ge— 
genftände, als nicht mehr oder jegt nicht in Frage ſtehend, von der Tagesordnung völlig geftri= 
hen hat. Man ftreitet nicht mehr über dad Recht der Eriftenz des Staats, ſondern ſetzt dieſes 
Recht ſtillſchweigend voraus, ſeitdem die beftehenden Staaten eine neue Probe von der Zähigfeit 
diefer Eriftenz gegeben haben. Alle Angriffe auf Ehe und Familie, alle unerquicliche Rednerei 
in Profa und Berjen über Gmancipation der Frauen und fogenannte „freie Liebe‘, find wie 
weggefehrt vom europäischen Boden ; fie find ald abgelegte Mode in die Neue Welt übergefiebelt, 
aus der fie ald Mormonenthum oder ald Free Love Union, welde die Ehe ald die Sklaverei der 
Liebe, als ven Tod der Gefühle betrachtet, fragenhaft herüberfchielen und an die Tölpeljahre 
des Socialismus erinnern. Was das Erziehungsweſen anlangt, fo denft niemand mehr daran, 
im Sinne früherer Gommuniften die Verdrängung der häuslichen Erziehung in der Familie 
dur eine ausſchließlich öffentliche und gemeinfhaftlihe nur zur Sprache zu bringen, Selbſt 
die Beiprehung des eigentlichen Volksſchulweſens (eines wichtigen, obgleich öfters allzu ſehr 
überfhägten Factors für jene zweckmäßige oder zweckwidrige Vertheilung des geiftigen Kapi— 
tals, die in höchſter Inftanz auch über diejenige des materiellen Kapitals entſcheidet) iſt jegt 
mehr und ausjchlieglicher die Aufgabe der Schulmänner von Bad) geworden. Bei den eigent— 
lihen Socialiften hört man etwa nur noch eigentliche Klagen, wie da. und dort das Pfaffen— 
thum, der gelehrte Zunftgeift, oder die Beſeſſenheit durch ausschließlich materielle Intereflen 
einer gedeihlichen Entwidelung des Unterrichtsweſens entweder abfihrlich oder gevanfenlos im 
Wege fteben; 

So ift endlich die fociale Frage (nachdem fie fih von mandem Beimerfe befreit hat) in 
ihrer unmittelbaren praftiihen Bedeutung für die Gegenwart und nächſte Zufunft zur blos 
ökonomiſchen Frage geworden. Aber auch nad) diefer engern Begrenzung, oder erft durch die— 
ſelbe ift fie die eigentliche Weltfrage; fie ift e8 jegt mehr als je zuvor, wie dies jeder und alle, die 
nicht zu einer beſonders glüdlich fituirten Minderheit gehören, Tag für Tag an jich felbft er: 
leben. Man fann nicht einmal fagen, daß der neuefte Socialismus noch jegt, wie früher, der 
principielleGegner des Syſtems der freien Concurrenz geblieben ift, wenn er auch gegen die Art 
feiner Anwendung manderlei und oft gegründete Ginwände zu erheben hat. Unter Socialiften 
verfteht man heutzutage fo ziemlich alle, die fi die wiffenihaftlihe Auffaffung und Begutach— 
tung der wirthichaftlihen Zuftände zur Hauptaufgabe gemacht haben; die zugleich ein entſchie— 
den größeres Gewicht, ald auf die Fragen des blos formellen Staats- und Völferrehtd, darauf 
legen, ob und wie ſich die Knoten des vielverfhlungenen Güterlebens friedlich löfen oder nur 
gewaltfam durchhauen laffen, und die eine befonders lebhafte Sympathie mit dem Loſe des Pro= 
fetariatd entweder wirklich Haben oder doch zur Schau tragen. Gewiß gibt e8 manche unter diejen 
Socialiſten, die noch jegt die alten Feſſeln ver Schule tragen, und die, wenn fie nur mit diejen 
Feſſeln Elirren, vie fhärfften Waffen der Wiſſenſchaften zu führen meinen. Aber viele und viel- 
leicht die meiften gehören doch nicht zu denen, die feit 1848 nichts gelernt und nichts vergeflen 
Haben, und feit fie fich jelbft ihrer Vervienfte nicht mehr allzu ſehr überheben, werden dieje um 
fo lieber auch von Unbefangenen anerfannt, die niemals zu einer focialiftifhen Heilstheorie ge= 
ſchworen batten. Es wird anerfannt, daß die Schriftfteller des Socialismus ihren Theil dazu 
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beigetragen haben, um die Aufmerkjamfeit der Welt und Wiſſenſchaft auf die „wichtigen gefell: 
ſchaftlichen Kreife‘ zu lenken.) Gleichſam zur nahträglihen und wenigftens theilweifen Recht: 
fertigung der gegen die „alte Wiſſenſchaft“ und „alte Geſellſchaft“ geſchleuderten Machtſprüche 
haben fi wenigitens einzelne diefer Socialiften die Erforſchung des wirflihen Beftanves der 
heutigen Geſellſchaft, befonders die ftatiftifch nachweisbare Vertheilung des Einkommens an vie 
einzelnen und Bamilien, zum Oegenftande einer ernten und gewiſſenhaften Thätigkeit ge: 
madt.?) Uber die heutige Geſellſchaftslehre ift endlich noch zu bemerfen, daß felbit die oͤkono— 
mifche Frage bei weitem nicht mehr in dem Umfange, wie vor 1848, der Tummelplag der Socia— 
liften ift. Die frühern doctrinären Angriffe gegen das perſönliche Eigenthum, fowie Die Decla- 
mationen gegen die „ſchmuzige Schlacke“ des Geldes jind nicht mehr an der Tagesordnung, und 
der vereinfachte auf die Grreihung nahe liegender Ziele gerichtete Socialismnd bat es nur noch 
zu thun mit dem Schuge des rihtig oder irrig aufgefaßten Rechts der Arbeit und der Arbeiter 
gegen ven Kapitalismus, d. h. gegen die wirflihen oder angeblichen Übergriffe und Anmaßun— 
gen des Kapitals. In ihrer pofitiven Thätigkeit hat es Hingegen die neueſte Geſellſchaftslehre 
fo wenig mehr auf die Ausarbeitung neuer Syſteme abgejehen, um nad ihrer Anleitung mine: 
ftend eine ‚Heilung der öfonomiihen Schäden in Baufh und Bogen zu Stande zu bringen, daf 
jie jih vielmehr meift nur auf die Begründung einzelner Vorſchläge zu beſtimmten Maßregeln 
und Borfehrungen beſchränkt, woburd bier und da in diefem ober jenem Yande irgendein 
Gutes geleiftet, irgendein uͤbel gelindert werden mag. j 

Diefer Richtung der focialiftifchen Lehre entſprechend hat es auch die focialiftifche Praxis, 
im Hinblide auf die geſellſchaftliche Noth, nur noch mit beftimmten Mapregeln, namentlich mit 
der Stiftung von Vereinen zu dieſem oder jenem befondern Zwede zu thun. Es haben hiernach 
aud jene Verſuche aufgehört, um etwa durch Gründung von Phalanfteren oder communities, 
nad den Syftemen eines Fourier und Owen, die völlig neue Geſellſchaft wenigftens vorbildlich 
in die alte hineinzupflangen und Diefe durch jene zu verdrängen. So haben ſich denn die frühern 
Schulen und Syiteme ded Sorialidmusd in eine Reihe der verſchiedenſten ököonomiſchen Maß— 
regeln und der Vorſchläge zu folhen Mafregeln zerlegt. Darin läßt ſich ein theuer erfaufter 
Fortſchritt erkennen, im Vergleiche zu jenen utopiftifchen Träumen, aus denen man plöglidh in 
einer neuen vollfommenen Welt zu erwachen hoffte. Faßt man aber die ſtatiſtiſch nachweisbaren 
und unaufhörlih wachſende Summe der gejellfhaftlihen Ubel und Misftände ind Auge, ſucht 
man die fteigenden Proportionen zu ermeſſen, in denen der leibliche, geiftige und ſittliche Pau— 
perismus zunimmt und zunehmen muß, wenn nicht endlich feine Quellen verftopft werden: jo 
muß man freilich anerkennen, daß mit allen Vorſchlägen, Maßregeln und Stiftungen, welde 
von einzelnen oder freiwilligen Vereinen ausgehen, auf die Dauer nichts gebeilert werden 
fann. Damit allein wird nicht geholfen, ob aud) die Gedanken zur Hülfe von den verjtändigften 
und fahkundigften Männern bis zur anſchaulichſten Klarheit vurchgearbeitet werden; ob auch 
mit warmer, nadhhaltiger und wahrhaft religiöfer Begeifterung die Verwirklihung ſolcher Ge: 
danken unternommen wird. Nicht eher kann die eherne Kette fallen, an der feit TO Jahren 
die Völker Europas umbergepeiticht werden zum ſtets ji erneuernden Kreislaufe von Parteien: 
muth und Eridlaffung, von Revolution und Reaction, von Zerrüttung des Wohlſtandes durd 
Krieg oder bewaffneten Frieden: bis fih Völker und Regierungen zu einer großen und gemein: 
ſamen That der Erlöfung zufammenraffen, deren Gedanke non jo einleuchtender Einfachheit ift, 
daß er ſo gut in Haus und Hütte jedes Bauers und Taglöhners begriffen wird, als im Stupir: 
. zimmer des Gelehrten oder Salon des Minifterd; zu einer That, von der die heilſamen Folgen 
des Belingend jo allgemein und unmittelbar empfunden werden, daß alle für die Bewältigung 
der gemeinſamen Noth und Gefahren gern zufammenwirfen, weil jever damit auch die eigenfte 
Noth und die ihn bedrohenden eigenften Gefahren von jih abwehrt. 

Zur nähern Kennzeihnung der neueften Geſellſchaftslehre ift der gegenwärtige Standpunkt 
bei ven Völkern, welde die Hauptträger ded Socialismus jind, ind Auge zu faffen, damit nicht 
blos das Gemeinſame, fondern auch das volksthümlich Verfchiedene in den fociafen Lehren und 
Reiftungen zu Tage trete. Dabei müffen vie Hauptfuftene des Socialismus vor 1848 jo weit 
berüsfjichtigt werben, als zu deſſen Verſtändniß nach 1848 unumgänglich erforderlich ift. *) 


2) Mohl, Gefchichte und Literatur ver Staatswiffenfchaften, Bb. 1. 

3) In den ein tieferes und umfaflendes Stubium vorausfependen und fehr beachtenswertben ſtati— 
Fisch -gefchichtlichen Darftellungen: Belgien feit 1848, im zweiten Bande (1858) des Werkes „, Uniere 
Zeit‘, ift wol die Feder eines Deutfchen eialiftifgpen Schrifkflellers zu erfeunen. 

4) So wird einerfeits eine Rüde der frühern Ausgaben des „, Stants-Eerifon ' ausgefüllt, das wicht 
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I. Sommunismus und Socialidmuß einzelner Völfer. —A. Franfreid. 
1) Umriffe der aufern Geſchichte: Kämpfe un das „Nedht auf Arbeit”. Die 
neuejte Geſchichte Frankreichsꝰ), beſonders diejenige der erſten Monate nad der Februarre— 
volution, bat mehr Licht über die Bedeutung des Socialidmud und feiner verſchiedenen Ver: 
zweigungen verbreitet ald alle Darftelungen und Grörteruugen früherer Jahrzehnde. Die 
bewaffnete Macht der Befigenden, die Nationalgarde, Hatte ſich noch für die Reform der con- 
ftitutionellen Monarchie gefhlagen; aber die bewaffneten Arbeiter hatten die für Millionen fo 
unerwartete Entiheidung für die Republik gegeben, daß jih am Morgen des 25. Bebr. vie 
Bürger zugleich mit Staunen und Laden als Nepublifaner du lendemain begrüßten. Damit 
war ſchon auf ven Zwiejpalt hingewieſen, der die neue Republik zerreißen und wieder der 
Militärnionardie in die Arme werfen follte; auf jenen Zwiefpalt, der einen wohlmeinenden 
Sorialiften, Pierre Lerour, in die Klage ausbrechen ließ: „Oh. que l’avenir est menagant 
puisqu'il ya des aujourd’hui deux republiques en presence!” 

Das Gewicht, weldes das fiegreiche Proletariat in die Wagſchale geworfen, war indeſſen 
maßgebend genug, um jenen Zwiejpalt vorerft noch zu verdecken, und um der Bewegung in 
ihrem nächſten Verlaufe ein vorwiegend focinliftifched Gepräge zu geben. Dies zeigte ih ſchon 
in der Zufammenjegung der Proviforifhen Regierung, worin der Socialismus an Louis 
Blanc, dem Arbeiter Albert, dem bejonnen auftretenden Flocon fowie an Ledru-Rollin feine 
Vertreter oder Begünftiger hatte. Die Mehrheit ver an die Spige der Verwaltung berufenen 
Männer gehörte zwar der reinen Demokratie und der weſentlich politiihen Partei des „‚National” 
an, die jich zur Lehre von der Volksſouveränetät und ihrer Verwirklichung mitteld des allge: 
meinen Stimmrechts befannte; allein fie ftand gleichfalls unter dem Einfluffe der focialiftifchen 
Ihatfahen. Gine der erften Maßregeln war hiernach die Herabfegung der Arbeitszeit auf 
10 Stunden in Paris und 11 Stunden in den Departements (!) fowie die Aufhebung oder 
Berminderung der die Arbeiter beſonders belaftenden Abgaben auf Getränke, Fleifh, Brot 
und Salz. Da man aber zur Deckung des Ausfalld das Kapital belaftete durch eine Steuer von 
1 Proc. auf die hopotbefarifhen Forderungen und durch Erhöhung der Grundfteuer um 45 
Zufageentimen, fo watf man ſchon damit den befigenden Klaffen ven Handſchuh Hin und wedte 
beſonders bei ven Millionen der ländlichen Bevölferung, deren Kapital in Grund und Boden 
befteht, ein verhängnifvolles Mistrauen gegen die Februarrevolution und diejenigen, die fle 
an die Spige gehoben hatte. In der That wurde damit der ländlichen Bevölkerung der"®e: 
danfe aufgezwungen, daß es aufihre Ausbeutung abgefehen fei, zum einfeitigen Vortheile der 
Arbeiter in den Städten und beſonders in der Hauptftadt. 

Gin weiteres Zeugniß der focialiftifhen Strömung war die unverzüglide Berufung von 
Abgeordneten der Arbeiter in den Luxembourg; alfo die officielle Gründung eines Arbeiter: 
parlamentd, das unter dem Vorfige von L. Blanc vor und neben der conftituirenden National: 
verfammlung tagen follte. Neben Arbeitern und Meiftern aller Art berief %. Blanc viele der 
focialiftifhen Berühmtheiten des Tages: Ch. Duveyrier und Garreaur (St.-Simonidmus), 
Victor Conſidérant (Fourierismus), I. Neynaud, Vidal und Pecqueur (neuefter Socialis— 
mus). Sodann wurde Wolowäfi berufen, damit auch die politifche Dfonomie und die alte 

Seſellſchaft ihre Vertretung habe. Die Genannten wohnten indeſſen nicht allen Sitzungen bei, 
und andere Eingeladene, wie Enfantin (St.-Simonismus), P. Lerour und E. Girardin fa: 
omen gar nicht. Schon am 10. März, in der erſten Generalverſammlung von 250 Mitgliedern 
aller Gewerke, trat eine ſolche Verwirrung zu Tage, daß man einen permanenten Ausſchuß 
zur einigermaßen geordneten Fortſetzung der Verhandlungen bilden mußte. Das Ergebniß dei: 
felben wurde jpäter von Vidal und Vecqueur zu einem förmlichen Entwurfe ausgenrbeitet, der 
als eine Art Vereinbarung und Verfchmelzung verfchiedener Socialtheorien von Intereffe ift. 
Bei der Berufung des Arbeiterparlaments hatte die Mehrheit ver Regierung die zweifellofe Ab⸗ 
fht, die Gründung des von L. Blanc eifrig befürmworteten Minifteriums des Fortfhrittd oder 
der Arbeit zu hinterteiben, das jeinen Inhaber an die Spige einer bedeutenden Macht geftellt 





alle forialen Hauptſyſteme berüdfichtigt hatte; es wird andererjeits der Forderung möglichiter Raumer: 
Parnis genügt, da nunmehr der ausführliche Artifel über Fourier's Theorie der Gefellichaft ganz weg- 
allen fann. 

5) Bol. befonders Stein, Die forialiftifche und sommuniftifche Bewegung feit der dritten franzöfi: 
Ichen Revolution (Leipzig und Wien, 1848); Proudhon, Les confessions d'un revolutionnaire 
(Paris 1849). 
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hätte. Auch follte der gefürdhtete Volfstribun durch die leere Repräjentation einer oberften 
Leitung unfrudtbarer Verhandlungen abgenugt werden, damit aud die Arbeiter die Nichtig- 
feit der focialiftifchen Theorien begriffen und ihr Gögendienft für &, Blanc verſchwände. Diele 

Abſicht wurde theilmeife erreicht. Es dauerte nur wenige Wochen, bis im Proletariat die Bei- 

nung laut wurde, daß der kaum noch Hochgefeierte gleichfalld ein Volfäverräther fei, und bit 

die Arbeiter begriffen, daß ihnen die Thätigkeit ihrer Commiſſion, die nad Lamennais' Aus- 
druck „in der Wüfte tagte‘, nur fhöne Worte geben könne. Wenn aber gerade die Verſtändig— 
ften unter den Sorialiften, wie dies auch im fpätern Entwurfe von Vidal gefhah, die Erlöfung 
des Proletariats in eine ferne und ſchwer zu erreichende Zeit binausrüdte, fo wurde bamit nur 
die Ungeduld gefteigert, ftatt gemindert. Denn die Socialfragen, die Anjprüde und An: 
mafungen des Befiges und der Arbeit, wurden nicht blos im Lurembourg erörtert, fondern 
zugleich in ven zahlreichen Clubs, in ver Journaliftif aller Barden, in der Straßenprefie, wo 
Leidenſchaft und Cynismus die verfpäteten Verſuche doctrinärer Belehrung und Aufklärung 
oft weit in den Hintergrund fhoben. Überdies hatte die Verfammlung des Lurembourg dazu 
beigetragen, im Proletariat das Gefühl feiner Zufammengebörigfeit zu jhärfen und jeten 
Zweifel an feinem Recht niederzuſchlagen, eine Madt im Staate fein zu dürfen, ſoweit es 
diefe fein koͤnne. 

Diefe Macht wurde ihm von der Regierung felbft in die Hand gezwungen, durch die un: 
beilvolle Gründung der Nationalwerfftätten, durch die Organifation einer Arbeiterarmee, ber 
bald feine andere Mahl blieb, als zu den Waffen ftatt zum Werkzeuge zu greifen. Schon in 
der erften Revolution hatte man zu dem fcheinbaren Nothmittel der Staatäwerfftätten gegriffen, 
woraus ſchon damals tauſendfache Berlegenheiten entiprungen waren, 9) Im Drange des Augen 
blicks vergaß man auch 1848 der Warnungen der Geſchichte, und in größerm Maße wurde 
der alte Fehler von neuem begangen... Die Bebruarrevolution hatte, mie jede Revolution, das 
Kapital fheu und die Duellen der Production augenblicklich ftoden gemadt. Es war dringend 
geboten, den Arbeitslofen Arbeit zu fhaffen, und e8 war eine Pflicht ver Klugheit wie der 
Menſchlichkeit, der vom plöglihen Schlage gelähmten Privatinduftrie zu Hülfe zu fommen. 
Statt dies aber durch Beftellung nüglicher Arbeit unter den bisher gemöhnten Berbättnifien 
von Meiftern und Geiellen, Babrifanten und Arbeitern zu thun; und flatt einen Theil der 
gärenden Maffe von Paris zu entfernen, durch unverzüglice Kortfegung oder Unternehmung 
großer Öffentliher Arbeiten an Eifenbahnen, Strafen, Kanälen u. f. w. wußte man nidte 
Beſſeres, als Die unzufriedenen Glemente im Brennpunfte der Hauptſtadt felbft zu vereinigen 
und unter fogenannten Brigadierd halb militärifh zu organifiren. Man mies alfo vieler 
Maſſe gerade am entſcheidenden Punkte von Regierungd wegen eine Stellung an, morin fie in 
ihrem ſchon lange vorbereiteten Kampfe gegen die alte, „ſchlechte“ Geſellſchaft am allererften einen 
unmittelbaren äußern Erfolg erwarten fonnte. Übrigens ging die Gründung der National: 
werfftätten, deren Verwaltung der rein republifaniichen Partei des „National“ angehörte, 
keineswegs von den Socialiſten aus, welche diefelbe nur ohne Widerſtand gefchehen liefen. 
Proudhon jagte daher ganz richtig: „Die Nationalmerfftätten waren die Garicaturen des So— 
cialismus; da fie aber nicht fein Werf geweſen, fo haben fie ihm feine Unchre gebracht.“ Sie 
waren vielmehr das Werk ver nicht foctaliftifchen Mehrheit der Regierung, und zmar nit blos 
darum , weil Diefe im Drange ver Umftände nicht anders zu verfahren wußte, ſondern weil te 
aud vergebens hoffte, ih für alle Fälle der Stimme der von ihr bezahlten Arbeiter verfichert 
zu haben. | 

Schon am 25. Febr. war ein Heiner bewaffneter Haufe von Arbeitern in das Sigungszim: 
mer der Pröviforifchen Regierung gedrungen und batte die Anerkennung des Rechts auf Arbeit 
gefordert. Sogleih entwarf L. Blanc ein Decret, worin ſich die Regierung verpflichtete, ven 
Unterhalt des Arbeiter& durd die Arbeit zu garantiren und allen Bürgern Arbeit zu gewähren. 
Zugleich wurde anerfannt, daß ſich die Arbeiter affociiren müffen, un ven rechtmäßigen Ertrag 
ihrer Arbeit zu genießen. Später erflärte L. Blanc, daß er wohl gewußt, wie fehr er die Re: 
gierung damit verpflichtet habe, „da die Ausführbarkfeit nur mitteld einer Socialreform möglich 
fei, melde die Affociation ald Princip, die Aufhebung des Proletariats ald Ziel aufftelle”. 
Der Decretöentwurf wurde ohne Widerfland genehmigt und unterzeichnet, aud son Lamar— 
tine, ob es gleich diefer bald darauf offen ausſprach: „er habe dieſes Recht auf Arbeit nie be— 
griffen und werbe es nie begreifen.‘ 


6) Sybel, Gefchichte der Nerolutionszeit w. |. w. (Bd. 1, Düffeldorf 1853). 
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Man beeilte ih nun, das unbegriffene Recht begreiflich zu machen, indem man es durch 
den benfbar ſchlechteſten Verfuh der Verwirflihung zu veranſchaulichen fuchte. Schon am 
26. Febr. ward die unmittelbare Gründung der Nationalwerfftätten befchloffen. Jeder in den 
Werkplägen zugelaffene Arbeiter erhielt täglich 2 und, wer feine Arbeit finden fonnte, 1Y/, Br. 
Solange man nur wenige Taufende zu verforgen hatte, ging alles gut. Aber aus der Haupt: 
ſtadt und den Departements drängte jich unter die Arbeitömilligen eine wachſende Zahl Müßig— 
gänger. Diefe wußten ſich ihre 1Y/, Br. entweder ohne alle Arbeit zu verfchaffen,, oder fie be— 
trogen in der Art, daß fie fih vom Staat bezahlen ließen und dann nach Arbeit in der Privat: 
induftrie ſuchten. Die Beihäftigung, über die man in ungenügendem Mafe wirklich verfügte, 
beftand meift nur aus groben Erdarbeiten, und fo konnte man die an figende Lebensweife ge: 
wöhnten, oder mit höherer techniſcher Kunftfertigkeit ausgeftatteten Arbeiter nur gegen ihren 
Millen und meift nur zum Schein befhäftigen. Der anfängliche Arbeitslohn ward alfo immer: 
mehr zu einem Bettelpfennig, der felbft die ehrliche Arbeit in Miscredit brachte. Auch lag in 
den Staatöwerfftätten eine faft unmiderftehliche Lockung für die Arbeiter ver Privatwerkſtätten, 
durch eine große gröve, durch einen allgemeinen Arbeitsftillftand die von ihnen beliebten Be— 
dingungen den Meiftern und andern Arbeitsunternehmern aufzunöthigen, ir fie ih bis 
zur Annahme vom Staat unterhalten liegen. Die Zahl der zudrängenden Arbeiter und Baus 
lenzer flieg von 14000 Gmbrigadirten (11. März) zu 49000 theils Embrigadirten, theils 
nicht Eingetheilten; dann zu 88000 (19. Mai) und 117000 (Juni). Gleichzeitig mehrte ſich 
die täglihe Gefammtausgabe von 20000 Fr. (11. März), auf 183000 (19. Mai), auf 
208000 (10. Juni). So wuchs die von der Regierung gepflanzte, auf Koften des Beſitzes 
und des redlichen Fleißes genährte Wucherpflanze, der fih nah Umfang und verderblichem 
Einfluffe nur das Übermaß unſers jegigen ftehenden Heerweſens zur Seite ftellen läßt, zu einer 
riefenhaft bedrohlichen Größe heran. Doc) hat der vorübergehende Beftand der Nationalwerf: 
ftätten wenigſtens den theuer erfauften Beweis geliefert, daß ſich die gefchichtlich gewordenen 
und vom lebendigen Getriebe der Menfchen noch erfüllten Formen der Production — 06 dieſe 
noch jo tadelnswürbig erfcheinen mögen, doch nicht plöglih durhbrehen und gegen andere 
Formen vertaufhen laſſen. In gleicher Weife zeigte die Geſchichte dieſer Werkftätten, mie 
wenig die Regierung gegenüber den gefellfhaftlihen Mächten vermag, und eben dieſe Ge— 
Ihichte follte mithin dem befonderd in Frankreich bei Befigenden und Proletariern noch berr= 
ſchenden Aberglauben an die Allmacht des Staats einen Stoß gegeben haben. 

Das Proletariat und diejenigen, die mitteld deffelben die Herrfhaft behaupten oder erlan= 
gen wollten, auch alle nicht ebrgeizigen,, aber bis zur Unbeſonnenheit eifrigen Sorialiften des 
Worts und der That — ließen es inzwifchen nicht an Reden und Schriften, an Projecten und 
Demonftrationen fehlen, wodurch die befigenden Klaffen in Schreden gefegt und herausge— 
fordert wurden, fich im entfcheidenden Kampfe mit den Feinden der alten Geſellſchaft zu meflen. 
Es Half wenig, daß gegen diefes Gebaren die Verftändigften unter dem Socialiſten jelbft auf: 
traten. Dahin gehörte Proudhon, der feinen eigenen Weg oder Irrweg verfolgte, aber gegen 
jeden Verſuch focialer Umgeftaltung nad der Initiative irgendeiner Regierung warnte. Dahin 
gehörte Lamennais, der in feinem „Representant du, peuple“ entjhieden gegen 8. Blanc und 
feine Organifation der Arbeit, gegen das Lurembourg und die Nationalwerkftätten auftrat, 
während er auf eine Organifation des Credits durd die zu berufende Nationalverfanmlung 
hoffte. Auch die einflußlofen Überrefte der Schule Fourier's erwarteten die friedliche Social: 
reform von einem unter dem wachſenden Einfluffe der öffentlihen Meinung tagenden Parla— 
ment. Wichtiger war die zahlreiche und dem „impuissant liberalisme“ ver alten Linken, aber 
auch allen gewaltfamen Schritten abgeneigte Partei unter ven Arbeitern felbft, die fi zu den 
Anjichten des von Buchez und andern geleiteten „Atelier“ befannte. Damit ſtimmte ein Theil 
der Arbeitervereine in den Departements überein, von denen einige fogar offen erklärten, daß 
ihre frühere Forderung einer unmittelbaren Erhöhung des Arbeitölohnd eine verfehrte ge= 
weſen fei. 

Gleichwol war die Minderheit der Leidenihaftlihen und Voreiligen groß genug, um ‚die 
befigende und befonders die ländliche Bevölkerung gegen die Sorialiften aller Barben ſo weit 
aufzuregen, daß dieſe bald genug ald Communiſten erft gefürchtet, dann gehaßt und verfolgt 
wurden: So hatte Ledru-Rollin, ald Minifter des Innern, in feinem Wahlcireular an die 
Generalcommiflare der Departements unter anderm nicht bloß eine verhältnigmäßige und pro= 
grefiive Erbihaftäfteuer in Ausfiht geftellt; ſondern auch die allen gefiherte Möglichkeit der 
Arbeit, ſowie die demokratiſche Reorganifation der Induftrie, des Credits und der freiwilligen 
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Vereinigung, die überall an bie Stelle der ordnungswidrigen Einflüffe ded Eigennutzes treten 
folfe. „Wer nicht fühlt’, jo hieß es, „daß bie frühere Gefellihaft untergegangen ift und eine 
neue errichtet werden muß, würde ein lauer und gefährlicher Abgeordneter ſein.“ In dem von 
Georges Sand verfaßten Anſchlage vom 15. April, der in den Provinzen einen erklärlichen 
Unwillen hervorrief, wurde verfündet: „wenn nicht die Wahlen die ſociale Wahrheit fiegen 
ließen, werde das Volk von Paris nod einmal feinen Willen äußern und eine falſche Volte: 
vertretung zu verhindern willen.” Nach dem Aufftande vom 15. Mai fand man unter den Pa: 
pieren Sobrier's den Decretsentwurf zu einer Beiteuerung der Kapitaliften von 200 Fr. auf 

1000—3500, von 250 auf 3500—5000 Rente u. |. w. Alle Orundbefiger, die mehr ala 
100 Fr. Orunpfteuer zahlen, follen für je 50 Fr. mehr noch weitere 25 Br. geben; und lei- 
ften fie dies nicht, foll ihr Vermögen ald Nationaleigenthum erklärt werden. Auh 8. Blanc 
hatte in einer feiner ungedruckten Neden die Republik Ieben laffen, „die ed dahin bringen wird, 
daß es weder Reiche noch Arme gibt, und das Journal „La republique‘ rief den Beſitzenden 
zu: „Ja, es handelt ſich um euer Eigenthum und eure Geſellſchaft. .. ja, die erite aller jo: 
cialen Mapregeln muß die Übergabe,der öffentlichen Cireulationdmittel an den Staat fein, den 
ihr beftoblen habt.” Zu diefen wörtlihen Drohungen kamen die thatfäglien durch maſſen⸗ 
hafte Demonftrhtionen der arbeitenden Klaſſen und des Proletariats in ven Straßen der Haupt: 
ftadt: fo am 17. März; am 16. April, wo ſchon die zahlreich verfammelte Nationalgarde den 
Ruf: Nieder mit ven Communiften! hören ließ; am 15. Mai, wo Barbes in der von der 
Volksmaſſe bedrohten Nationalverfanmlung eine Befteuerung der Reihen mit einer Milliarde 
vorſchlug. 

Alle Thätigkeit des revolutionären Socialismus war zunächſt auf Verhinderung der 
Mahlen zur Nationalverfammlung, dann auf Sprengung derfelben (15. Mai) gerichtet, jo- 
wie auf Gründung einer unumfchränften Regierung im Sinne der Partei. So erklärte 2. Blanc 
fpäterunummunden, die Proviforifhe Negierung hätte die Dietatur in die Hand nehmen und 
dem allgemeinen Stimmrecht dann erſt Rechenſchaft ablegen follen, nachdem fie alles Gute ge: 
than, was zu thun war; ſie hätte fühn die Initiative zu umfaſſenden Reformen ergreifen jol: 
len, „in Betracht des Zuftandes der tiefen Unwiffenheit und Verknechtung des Landvolks in 
Frankreich“. Diefe Nihtung der focialiftifhen Politif ergab fih ganz natürlich aus der Über: 
zeugung, daß in einer Gefellihaft, worin die bisherigen Nechte des Befiged und Kapitals, 
mithin auch die biöherigen Formen des Erwerbs durch Betheiligung des Kapitald an der Arbeit 
in Frage geftellt werden — das allgemeine Stimmrecht kaum anders ald zu Gunften ver Be: 
jigenden entſcheiden könne. Der Grund dafür liegt in der geradezu unvermeidliden Abhängig: 
feit jedes neuen Erwerbs durch Arbeit von dem in der Gefellichaft ſchon vorhandenen Kapital; 
denn jede neue Arbeit muß an die ſchon gethbane, an die als Kapital „gefammelte” Arbeit an: 
fnüpfen. Wer mit den Händen einen Ader umwühlen ‚ ober das Korn zermalmen wollte, um 
den über landwirthſchaftliche Werkzeuge, Maſchinen und Zugthiere, über Waſſer- oder 
Dampfmühlen verfügenden Kapitaliſten Trotz zu bieten, ginge in ſeiner Thorheit zu Grunde 
Es bildet ſich alſo überall zwiſchen beſtimmten Arbeitern und beftimmten Kapitaliften, ſowie 
im beiverfeitigen Intereffe, ein ſo nothwendiges und gewohnheitsmäßiges Nerhältniß der Über: 
und Unterordnung, daß in der Regel die Arbeiter dem Ginfluffe ver Arbeitgeber aller Art un: 
willfürlih nahgeben, daß fie ihm gar nicht wiverftehen wollen. Dies gilt befonders für die 
über weitere Räume zerftreute ländliche Bevölkerung. In den größern Städten, wo ſich dichtere 
Mailen der Arbeiter zufammendrängen, wo aud die Misbräuche in der Herrſchaft des Kapitald 
maffenhafter zu Tage treten und alle focialen Lehren, melde viefe Misbräuche irgendwie be: 
fämpfen, eine größere und rajchere Verbreitung finden — fünnen dagegen allerdings die Beſißz⸗ 
lofen gegen die Befigenden in eine feinpfelige Stellung kommen, worin die Unterwerfung der 
erftern unter den Einflup ver legtern mwenigftend theilweife und vorübergehend aufgehoben ift. 
Aber jelbit in den größten Städten erreicht doch niemald dieſe zeitweife Emancipation der Hr- 
nern vom Einfluſſ e der Vermögenden einen jo großen Umfang, als ihn die grundfägligen 
Gegner des in Staat und Geſellſchaft Beftehenven voraudzufegen pflegen. Kommt es alic 
mwirflih zur Berufung an das allgemeine Stimmreht, fo wird dieſes für die Beſitzenden ent: 
ſcheiden. Der federe Theil der franzöfifchen Sorialvemofraten konnte dieſe Berufung nidt 
verhindern; und jo gefhah, was fie befürchtet hatten: in der am 4. Mai eröffneten National: 
verfammlung bildeten die Socialiften eine geringe Minderheit; die Verfammlung beftand, wie 
Vroudhon fagt, „zu neun Zehnteln aus Unhängern | der freien Goncurtenz, bed freien Handelt 
bed freien unabhängigen Eigenthums“. 
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Nach dem Verſuch vom 15. Mai zur gewaltfamen Auflöfung der Nationalverfammlung 
rihteten fi faft alle Intereffen und Meinungen gegen die Nationalwerfftätten. Diefe waren 
felbft den Socialiften verhaßt, weil die Direction der Werkſtätten im offenen Zwieſpalt mit 
2. Blanc und den Männern bed Lurembourg fand. Die Bourgeoifie ſah darin einen auf ihre 
Koften unterhaltenen Herd zu immer neuen Unruhen; und die rein demokratiſche Partei fürd- 
tete ihre Kortdaner, weil diefe nur der Reaction Vorſchub thun konnte, weil ſich der gegen die 
Schöpfung der Februarrevolution gerichtete Haß der Beſitzenden bald aud) gegen die Februar— 
revolution felbft wenden mußte. Nur über die Art der Befeitigung ſtritt man noch. Es ift mehr 
als blos wahrjheinlih, daß Neactionäre aller Farben eine die Arbeiter empörende plögliche 
Auflöfung beabſichtigten; daß fie einen legten Kampf hervorrufen wollten, deſſen Ausgang 
nach den im voraus getroffenen Maßregeln nicht zweifelhaft fein und nur der Reaction zum 
Vortheile gereihen Eonnte. Unter dem Eindrucke des überall wiederholten Rufs: „Man muß 
ein Ende machen!“ handelte man nun bei Auflöfung der Werkjtätten ebenfo rückſichtslos gegen 
die Arbeiter, ald man bei ihrer Errichtung gegen die Arbeitgeber gehandelt hatte. Vergebens 
erhoben 100000 Männer den jegt ernftlich gemeinten Ruf nad nüglicher Arbeit, und ver: 
geben rief Trelat: „Ja, die Nationalverfammlung muß die Arbeit deeretiren, wie früher der 
Eonvent ven Sieg!” Die Auflöfung wurde beſchloſſen, und die unverzügliche Verabſchiedung 
der Arbeiter follte mitteld einer Entihädigung von 3 Millionen, oder etwa 30 Fr. auf den 
Arbeiter erfolgen, nad Antrag des Berichterjtatterd Fallour am 23. Juni. Auf diefes Aner: 
bieten antworteten die Arbeiter am gleichen Tage mit Errichtung der Barrifaden. Am viertä- 
gigen Kampfe betheiligten ſich nicht blos foldye, die vom Auflöfungsbeihluffe unmittelbar be- 
troffen waren, jondern, nad) dem Bericht der Unterfuhungscommifjton über die Borgänge vom 
Mai und Juni, unter andern auch die Arbeiter in den Werkftätten einer großen Gifenbahn 
mit 5 Fr. Tagelohn, jowie Mechaniker mit jährlih 4500 Fr. Beſoldungen. Alfo nit blos 
der Drang der Noth oder die Furcht vor baldiger Noth trieben zum Kampfe; fondern auch die 
unter den Arbeitern verbreiteten und von den Socialiſten feit lange genährten Anfichten über 
die allgemeinen Misftände ihrer ganzen gejellihaftlihen Stellung. Indeſſen war den ftreng 
republifanifhen Mitgliedern der Nationalverfammlung zumeift an Bewältigung des Aufftandes 
gelegen. Sie alle, wie Flocon, arnier:Pages, Marie und andere, erklärten den Aufitand 
nicht blos mit Worten für ein Werf der Reaction; fondern e8 waren auch gerade republifanifche 
Abgeoronete, die zur Vertheidigung der Nepublif gegen die misgeleiteten Freunde derſelben 
kämpften und zum Theil bluteten. Gin Zeugniß für diefe Auffaſſung der Sachlage war e8 auch, 
daß General Cavaignac mit ausgedehnter Machtbefugniß befleivet wurde. Aber der Sieg dieſes 
Republikaners über feine Mitbürger war gleichwol eine Niederlage für die Republif. Arbeits- 
ſtockung, Bedrohung des Befigftanded, Unruhen und die höchſten Greuel des Bürgerkriegs 
fnüpften ſich für die nach den augenfälligen Erſcheinungen urtheilende Mehrheit wenigftend an 
den Mamen der Republik, und die erfte Freude über die Februarereigniffe, über den Sieg der 
von Proudhon fogenannten „Revolution der Beratung” , ftimmte ih ſchnell, wenn nicht in 
Haß, doch in völlige Gleichgültigkeit gegen die neue Verfaſſung um. 

Den blutigen Siege der alten Gefellichaft folgte der parlamentarifche Sieg. Im Gefühl 
ihrer Schwäche bei fortvauernder Trennung, hatten fich die verfihiedenen focialiftifchen Sekten 
gleich nad den Februartagen zu vereinbaren gefuht. Dies gelang aud fo weit, daß fie ſich 
gegenfeitig bei ven Wahlen unterftügten, daß z. B. auf der Liſte eines Lerour zugleich der &om: 
munift Gabet erſchien. ine Bereinbarungsformel fand man im „Recht auf Arbeit, das bei 
feiner Unbeftinnmtheit jeder einzelnen Doctrin den nöthigen Spielraum zu belaffen jhien, um 
ſich allen andern Doctrinen gegenüber in ihrer Beſonderheit durchſetzen zu können. Auch die 
6108 politiihen Demofraten, die ven Beftand der Republif und ihre augenblickliche Herrſchaft 
der Betheiligung der Arbeiter in ven Februartagen verdanften, ftimmten für diefes Recht auf 
Arbeit; nur daß fie es verwirklicht fehen wollten ohne Verlegung des Privateigenthums, mittels 
der aus Staatömitteln zu unterftügenden Gründung freiwilliger Affociationen. So fam in 
den am 20. Juni veröffentlichten Verfaffungsentwurf der Art. 2, ver allen Bürgern Unterricht, 

“Arbeit und Unterftügung garantirte. Im Art. 7 wurde zwar unbeſtimmt genug diefes Recht 
auf Arbeit nur ald dasjenige jedes Menfchen bezeichnet, „vurd Arbeit feinen Lebensunterhalt 
zu erwerben“; aber zugleich erläutern beigefügt, daß „die Geſellſchaft durch die productiven 
‚und allgemeinen Mittel, über vie fie verfügen kann und die noch organifirt werben follen, allen 
Arbeitöfähigen,, die fi nicht auf anderm Weg Arbeit verfchaffen tönnen, dazu verhelfen foll”. 
Gnolich wurden im Art. 132 jene „productiven und allgemeinen Mittel” näher bezeichnet, und 
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darunter namentlth „die Unternehmung großer Arbeiten von öffentlichem Nugen durd den 
Staat’ angeführt, „zur Verwendung der unbefchäftigten Arme bei Arbeitämangel”. No& am 

21. Juni hob auch der alle focialiftifchen Sekten befämpfende „National“ hervor, daß tasten 

neuen Entwurf von allen frühern republikaniſchen Verfaflungen weſentlich Unterſcheidende vie 

Anerkennung und Sanction ded Rechts auf Arbeit und Unterricht jei. „Es wird unferer Re: 

volution ”, fährt er fort, „zum Ruhme gereihen, aus einer biöher nur beftrittenen Frage fir 
den Theoretifer einen Artikel unjerer neuen Verfaſſung gemacht zu haben. Schon dies allein 
wird genügen, die tiefe fociale Bedeutung unferer Nevolution zu bezeichnen. Sie breitet ihre 
Wohlthaten ſelbſt über diejenigen aus, die von den frühern Nevolutionen vernadhläffigt, oder 
gar vergeifen waren.” Zwei Tage fpäter follte die Juniſchlacht zu diefen Worten einen grauen: 
haften Gommentar liefern. 

Faßt man das nad den Junitagen den Mittelpunkt der ganzen Verfaflungsfrage bildende 
Recht auf Arbeit nur oberflädlid und nad; feinem bloßen Wortlaute auf, fo fann man ed etwa 
an der ihm ſcheinbar entſprechenden und kaum mehr bezweifelten Pflicht des Staats zu erkennen 
glauben, daß diefer feinerfeitd nichts verfäumen dürfe, um allen Arbeitäftofungen vorzuber: 
gen; und daß er ven zur Arbeit Willigen und Fähigen Unterftügung gemähre, jobald fie Ar— 
beitölofe und Bedürftige geworden jeien. Auch wird die ftrengfte Auslegung im Art. 7 do 
nur die Verpflichtung des Staats erkennen, dem ohne feine Schuld arbeitslofen Arbeitäfähigen 
irgendeine Arbeit, wofür er fähig ift, zu verfchaffen, und ihn etwa, bis dies geichehen ift, 
jogar ohne die Gegenleiftung feiner Arbeit aus Staatsmitteln zu unterhalten. Allein alle poñ— 
tiven Rechte erhalten ihre praftiihe Auslegung durch die befondern Verhältniffe, unter melden 
fie verfündet worden, und dur den Sinn, den die Meinung oder das Vorurtheil der Betbei: 
ligten wirflih darin findet, oder zu finden glaubt. Die feit Jahrzehnden verfündeten Lehren 
des Communismus und Socialismus; die in Wort und That ſtets fi erneuernden Drohungen 
gegen die Befigenden; der Verſuch einer zugleih fragenhaften und Beſorgniß ermwedenden 
Verwirflihung des Rechts auf Arbeit durch die Nationalwerfftätten; dann noch die Vor: 
ſchläge Proudhon's Hinfichtlich diefer Verwirklichung: das alles ließ der großen Mebrheit der 
Vertheiviger der jegigen Zuftänve feinen Zweifel, daß der Socialismus und das Proletariat 
diefem Rechte auf Arbeit eine das Recht des Eigenthnms tief verlegende oder es völlig vernichtende 
Bedeutung zufhreiben würden. Von diefer Eeite wurde darunter ein Recht jeded Arbeiterd 
auf eine vom Staat ihm zu gewährende und fo einträgliche Arbeit verftanden, daß er ſich damit 
jelbft zum Kapitaliften machen könne. Over man erflärte, nad) der beſonders von dem Fourie— 
riften V. Confiderant verfochtenen Anfiht, den Staat für verpflichtet, daß er jeder beſtimmten 
Arbeit das ihr entſprechende Betrieböfapital zu ſichern habe. ”) Danach hätte der Staat zur 
Bertheilung dieſer Kupitalien den Gigentbümern das Verfügungsrecht über ihr Eigenthum, 
alfo dieſes jelbft, fort und fort entziehen müffen. Die Initiative zu jedem neuen Arbeittunter: 
nehmen wäre von den Arbeitäherren und Kapitaliften an die Arbeiter übergegangen, unt die 
bisherige Abhängigkeit ver Arbeit vom Kapital in das Gegentheil umgefehrt worden. Mit 
vollem Recht hatte alfo Broudhon der Nationalverfammlung rundheraus erklärt, daß dad im 
Sinne der Sorialiften und in feinem eigenen Sinne geveutete Recht auf Arbeit „unverträglich 
jei mit den Herrſchaftsrechten des Beſitzes“; und daß durch Anerkennung eines ſolchen Rechts 
auf Arbeit „der Verfaflungsentwurf den Beſitz zerftört habe’. 

Unter folden Umftänden war es begreiflih, daß die jegigen Inhaber der „Herrſchaftsrechte 
des Beſitzes“ für die völlige Ausmerzung ded fo gedeuteten Rechts auf Arbeit aus dem Laer: 
faſſungsentwurfe zu forgen wußten. Vergebens forderte Conſiderant nur vier Abendiigungen 
zur Redtfertigung feines Syſtems und feiner Auffaffung jenes Rechts. Vergebens fuchten « 
die DVertheidiger wenigftend ald „droit A l’existence par le travail‘, oder ald „droit de 
travail” zu retten. Es ward endlich aud in biefer letztern Faſſung mit 638 gegen 86 Stimmen 


7) Nach blos buchitäblicher Auffaffung fonnte man unter Recht auf Arbeit audy den Anfprud de 
gerade unbefchäftigten Arbeiter auf Theilnahme an der gerade vorhandenen Arbeit und ihrem entire 
chenden Arbeitslohne verſtehen. Danach ware jenes Recht nicht blos ein Eingriff in die Befugnis der 
Arbeitsunternehmer geweien, nach ihrer Mahl mit beftiimmten Arbeitern in Bertragsverbältniffe treten 
zu dürfen, fondern auch ein Eingriff in den rechtlichen Erwerb der gerade vortheilhaft beichäftigten Ar 
beiter felbft. Diefe Auslegung, die nicht wirklich gemacht wurde, hatte doch fogleidy darauf hingemieien, 
daß die Vollziehung eines Redyts auf Arbeit im Sinne abftracter Gleichheit überhaupt nicht möglich if, 
als auf Koften desjenigen Theile der arbeitenden Bevölkerung, der gerade bie tüchtigften und fleigigiien 
Arbeiter in fich faßt. 


Eommunismus und Socialismus feit 1848 637 


verworfen. Dagegen kamen in die am 4. Nov. ald Ganzes angenommene Verfaffung folgende 
Beftimmungen: „Die Republik joll ven Bürger befhügen in feiner Arbeit... Sie ſchuldet 
den bevürftigen Bürgern den Unterhalt, ſei es, indem fie ihnen Arbeit verſchafft innerhalb der 
Grenzen ihrer Hülfsquellen, fei es, daß fie, wo die Familie nicht ausreicht, die Eriftenz= 
mittel denen gibt, die außer Stande find zu arbeiten.“ Ferner: „Die Verfaſſung gewährleiftet 
den Bürgern die Freiheit der Arbeit und der Induftrie. Die Geſellſchaft begünftigt die Arbeit 
dur unentgeltlihen Elementarunterriht, gewerbliche Erziehung, Gleichheit der Beziehun: 
gen zwiſchen Arbeitern und Arbeitäherren, Spar: und Grebitinftitute, freiwillige Affocias 
tion, Öffentlihe Arbeiten des Staats, der Departements und Gemeinden, Unterftügung der 
Hülfloſen.“ 

Durch die parlamentariſche Niederlage der zur gemeinſchaftlichen Vertheidigung des Rechts 
auf Arbeit Verbundenen wurde die Fuſion der verſchiedenen ſocialiſtiſchen Sekten und Mei— 
nungen nicht ſofort aufgelöſt. Sie ſchrieben den Sieg ihrer Gegner zum Theil dem Umſtande 
zu, daß ſchon ſeit Mai und Juni eine beträchtliche Zahl ihrer hervorragendſten Führer durch 
Verhaftung oder Verbannung vom Schauplatze des öffentlichen Wirkens entfernt war, Vor und 
nach der Abſtimmung über den am 29. Aug. veröffentlichten ——— wurde noch 
eine Zeit lang auch der journaliſtiſche Kampf über das Recht auf Arbeit lebhaft fortgeführt. Für 
daffelbe traten unter andern auf Gormenin, der nach London geflüchtete 2. Blanc in „Le socia- 
lisme et le droit au travail‘, Proudhon in „Le droit au travail et le droit de propriedte”, 
Allein wie ih durh Gründung der Nationalwerkftätten und durch den Junikampf die rein 
republikaniſche Partei in die Lage verjegt hatte, über ſich felbit den Stab brechen zu müffen; 
fo waren nad den Verhandlungen über das Recht auf Arbeit alle bisherigen focialiftifhen 
Sekten und Meinungen dem Verdammungsurtheile der großen Mehrheit ver Nation verfallen. 
Überall Hatten aus jenen Verhandlungen die befigenden Klaffen wenigftens jo vielerfannt, daß 
das mit Hülfe der Staatögewalt geltend zu machende Recht auf Arbeit die feitherigen Beſitzes— 
rechte weſentlich beihränfen over völlig vernichten würde; und jelbft bis in die Nähe von Paris 
glaubten alle Kleinen Bejiger, daß die ganze fociale Bewegung nichts ald Kommunismus, daß 
ihr Zieldie unmittelbare Gütertheilung fei. Der ſelbſtmörderiſche Tod aller alten und neuen Par: 
teien in Frankreich, und der Überdruß an ihren zerfallenden Überreſten, öffnete Ludwig Napo- 
leon den Weg. „Frankreich hat mich gewählt”, fo jagte er ſelbſt, „weil ich von feiner Partei 
bin.” Das Bedürfniß der Ruhe um jeden Preis hob durch das in der Furzlebigen Republik 
gewonnene allgemeine Stimmrecht die unumfhränfte Militärherrigaft auf ven Schild. Es war 
die Wiederholung eined jhon einmal gemachten Verſuchs, ob vielleiht das agitationsmüde 
Sranfreih unter dem von den Befigenden theuer bezahlten Schuge der Bajonnete über feine 
weltgeſchichtliche Aufgabe ind Klare kommen könne. " 

Nach Bejeitigung der misgedeuteten ‚, Garantie der Arbeit” bezeichnen die oben angeführ- 
ten Beftimmungen der republifanifchen Verfaſſung von 1848 in fo zwedmäßiger Faſſung, als 
fie überhaupt bei ſolchen allgemeinen Formeln möglich ift, den Umfang der Verbindlichkeiten, 
die der Staat zur Ordnung des Verhältniffes von Arbeit und Kapital zu erfüllen Hat. Aber 
gleichwol ift nicht einmal auf dem Papier weder die foriale Frage überhaupt beantwortet, noch 
irgendein Näheres über die Mafregeln gefagt, momit der Staat feinerfeitd zur Löfung jener 
Frage beitragen fol. Denn wenn er ſich zu bemühen hat, „innerhalb der Grenzen feiner 
Hülfsquellen‘’ den bevürftigen Arbeitsfähigen Arbeit zu verſchaffen, fo fragt es fih eben, wie 
weit diefe Grenzen reihen; und ob er nicht im Intereffe der arbeitenden Klaſſen berechtigt und 
verpflichtet fei, die ohnehin fo beweglichen Grenzen feiner Hülfsquellen ſich felbft zu erweitern? 
Und wenn der Staat den Bürgern die Freiheit der Arbeit und „Induſtrie gewährleiſtet“, fo 
fragt es ih, ob dann überhaupt von einer freien Arbeit die Rede ift im heutigen Militärftaate, 
der felbft ja durch jeine Eonfeription, durch die maſſenhafte Berurtheilung feiner arbeitstüch— 
tigften Bürger zum foldatifhen Zwangsdienſte diefe verhindert, die freie Arbeit ihres jelbftge- 
wählten Berufs thun zu können ; der aud) alle andern Arbeiter zwingt, zur Unterhaltung ihrer 
zum Militärdienft verurtHeilten Mitbürger arbeiten zu müffen? Der Kampf um das „Recht auf 
Arbeit‘ Hat aljo feine Entjheivung gebracht. Er bilvet jedoch einen wichtigen Wendepunft im 
Weltkampfe ver geſellſchaftlichen Gegenfäge, deſſen heutiger Gharafter ind Auge zu faflen ift 
unter Berüdfihtigung der Einjlüffe, womit noch Hier und da die alten Socialſyſteme in die 
Gegenwart herübergreifen. 

2) Sommunismusd. Gabet. Zur Zeit der Februarrevolution hatte der doctrinäre 
Communismus nur no in Gabet einen nennenswerthen Vertreter. Diejer wanderte 1848 
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aus, um in Nordamerifa mit einem Theile feiner bereits ſehr verminderten Schüler den 
misglücten Verfuch zur Gründung einer Golonie nad) feinen Lehren der ikariſchen Giter- 
gemeinschaft zu machen. Schon damals rühmte fi kaum noch jemand, wie Gabet gethan hatte, 
ein Communiſt zu fein. Die communiftifche Lehre mar ſchon vor 1848 allgemein in Miscreta 
fie war ſelbſt den andern focialiftifchen Sekten verhaßt, weil fie der politifchen Apathie Vorſcheb 
that, während die meiften Soclaliften nur mit Hilfe des von ihnen Geeinflußten oder beherrſchten 
Staat? ihre Zwecke zu erreichen trachteten. Mit dem Verſchwinden des foftematiihen Commu— 
nismus jind indeflen die communiftifhen Gelüfte und Neigungen nicht zugleich verſchwunden. 
Auch ift der Parteiname ver Gommuniften allen denen geblieben, die mit Hülfe des Proletariars 
und auf gewaltthätige Weife dem mehr oder minder deutlich gedachten Ziele der Gütergemein: 
ichaft oder Gütergleichheit zuſtreben. 

3) St.-Simonismus. Frühere St.-:Simoniftenundihreneuefte Praxis der 
Gütertbeilung. Der Communismus der Neuzeit gehört durch feine Geburt mie durch 
feine ganze Lebendeinrichtung dem Proletariat an: ihm galt es um Ummälzung dev Geſellſchaft 
von den unterften Schichten aus. Zum Zweck feiner wiſſenſchaftlichen Rechtfertigung oder Em: 
ſchuldigung knüpft er zunächſt an die Lehren Rouſſeau's an, des mächtigen und lange hinaus io 
einflußreichen Proletarierd der geiftigen Arbeit. Dem Communismus der erſten Franzöſiſchen 
Revolution war es Ernſt mit feiner Proteftation gegen die ganze Eulturgefchichte, mit feiner 
Umkehr in den jogenannten Naturzuftand, der felbft doc; nichts anderes war ald der unrubige 
Traum einer einjeitig überfättigten Eultur. Man begegnet ven Keimen des fpätern Commu— 
nismus ſchon deutlich genug im den Anfichten ver Männer der Schreifenszeit. So erflärte 
Couthon in Lyon: „Es bedürfe Feines Handels und Feines Kaufmannsſtandes.“ Und St.-Juſt, 
der fanatifche Anhänger Rouſſeau's, der jenes Wort ſprach: „Brot ift das Recht des Volks“ — 
wollte doch jeden Bauer guiklotiniren laffen, der das Feinfte Stück Acker auf eine neue rationelle 
Art und nicht auf die einfache alte Weiſe beftellte. Aus der gleichen Wurzel trieb der Babrır- 
fismus (ſ. Eommunismus) hervor, der alle großen Städte vertilgen,, allen Luxus vernichten, 
fowie durch das Mittel einer Tpartanifchen Erziehung und einer unerbittlihen Cenſut alles 
MWahsthum der Bildung über ein fnappes Maß hinaus hindern wollte. Zwar mußte der ſpä— 
tere Communismus die Thatſache der neuen induftriellen Gefellfchaft mit ihrem reichern und 
unhemmbar wachſenden materiellen und geiftigen Befigthume anerkennen. Aber aud Cabet, 
Weitling und andere wollten doch nur den Bortgang der Welt nach gleihem Schritt und Tritt; 
jie wollten die Herrſchaft ver Mittelmäßigfeit, wenn auch der fih vorwärts bewegenden Mittel- 
mäßigkeit. Und mas auch Durch die tauſendfach verfchiedene Arbeit der Glieder der Geſellſchaft 
fünftig noch errungen werde, die Anſprüche auf den Genuß aller Eörperlichen und geiftigen Güter 
follten doch weſentlich die gleichen bleiben. Im Gegenfage zu der Lehre des St.Simonismus 
„Jedem nach feiner Fähigkeit”, follte in der communiftifchen Geſelliſchaft, nach der Seite des 
materiellen Beſitzthums hin jede Bevorzugung des Talents wegfallen. Auch für ven jüngſten 
Communismus blieb alſo die eigentlich treibende Wurzel der Neid und Haß gegen alle leiblich 
und geiftig Bejigenden oder Mehrbeſitzenden; und an dem ihm wieder vergeltenden Haſſe der 
Befigenden aller Art ift er endlich zu Grunde gegangen. 

Diejer Communismus endigte jedoch dur den nicht ganz unehrenvollen Top auf dem 
Schlachtfelde: er ftarb nicht, ohne zuvor feine Gegner in Furcht und Schrecken zu fegen. Der 
St.:Simonismus dagegen ging zu Grunde, meiler ſich lächerlich gemacht hatte, und er wurde dies, 
weil dev Ehrgeiz und die Gitelfeit feiner Anhänger inmitten der alten Gefellfhaft ariſtokratiſche 
Anfprüche erhoben, wofür fie feine andern Titel anzuführen hatten als gerade nur ihre neue 
Doetrin, die dem ganzen Leben und Treiben ver alten Gefellfchaft verneinend und herausfordernd 
entgegentvat. 

Der Stifter diefer Schule, der durch feine Geburt den höchſten Reihen der Feudalariſte 
kratie angehört, den aber die Strudel der Revolution in die Maſſe des gleichberechtigten Yürger: 
thums untergetaucht hatten, nahm doch ariftofratifche Gelüfte und den Anſpruch auf eine bevor— 
zugte Stellung auch in die neue induftrielle Geſellſchaft hinüber. Vielleicht hatte fein Kopf, 
aber ſchwerlich fein Herz mit den Vorurtheilen und Privilegien der alten Welt gebrochen. Die 
geiftoolle und Fühne Kritif, womit ev fi der neuen Feudalherrſchaft des beweglichen Beſitzes 
fhon nad ihren erften Kortfchritten entgegenftellte, fammelte einige jüngere Talente um ihn. 
Erft nad) dem Tode St.:Simon’s traten feine Anhänger ald eigene Sekte oder Schule zufammen, 
die viel Geräufch machte, aber auch viel Ginfluß auf Ausbildung der ſocialen Lehren und An— 
ſchauungen gewann. Die Einſichtigſten und Berftändigften der Schule, ein Bazard, Lerour, 
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Reybaud und andere, traten aus, ald unter dem Banner des fogenannten Bere Enfantin mit 
der Lehre von der Emancipation des Fleiſches, von der freien Liebe und Gemeinfchaft der Frauen, 
die Baſis der Gejellichaft, die Familie, aufgehoben und das Prineip des finnlichen Genuſſes zur 
Herrſchaft in der neuen Welt berufen werden jollte. Der zum Enfantinismus gewordene St.- 
Simonismus ftellte ziemlich unverhoblen die naive Forderung an die alte Geſellſchaft, daß fie ſich 
der neuen „Prieſterſchaft der Liebe” auf Gnade und Ungnade hingebe ; er verlangte nichts Ge— 
ringeres als ſogleich die Herrihaft Aber die ganze Erde, da in der neuen Geſellſchaft alle tren- 
nenden Marken ded Staats und der Nationalität verfhwinden follten. In der Erwartung der 
wirflihen Weltherrſchaft fuchte fih einftweilen die neue Sekte mit priefterlihem Nimbus zu 
umbüllen; und ſie gab ſich durd das Kinverfpiel mit eigentbümlichen Geremonien und Trach— 
ten gar bald dem vernichtenden Spotte ihrer Mitbürger preis. 

In öfonomifcher Beziehung war ed der höchſte Grundfag des St. = Simonidne: „Jedem 
nach jeiner Fähigkeit, jeder Fähigkeit nad) ihren Werfen.” Davon war der weitere Grundfag: 
„Keine Erblichkeit des Beſitzes“, nur eine Kolgerung. Nicht mehr der Zufall der Geburt und 
des damit zufammenhängenden Erbrechts ſollte über Vertheilung der Kapitalien entſcheiden; 
fondern unter der oberften Leitung der „‚priefterlichen Naturen‘‘, oder der „Menſchen der Liebe’, 
welche die „weltliche Vorſehung“ bilden, follte die Vertheilung alter Mittel des Erwerbs und 
Genuſſes dur ein überall Hin verzweigtes Syſtem von Banken erfolgen. Damit wäre alle 
Sicherheit des individuellen Befigthums verihtwunden; alles Gigenthun, das Necht des Ge— 
brauchs und Misbrauchs der ganzen Sachenwelt, wäre in höchfter Inftanz in die Hand einiger 
Bankdirectoren gelegt worden. Diefe Bankfofratie wäre dann im Intereſſe ihrer eigenen Herr: 
fchaft mit der „weltlichen Vorjehung der „prieſterlichen Naturen“ einig gegangen. So ge: 
dachte man ein Syftem der geiftigen und leiblichen Bevormundung zu Stande zu bringen, ne- 
ben dem ſogar der Abjolutismus jeder Priefterfafte noch ein Reich der Freiheit geweſen wäre. 
Denn der priefterliden Kaftenherrichaft ftand doch überall ver genoffenichaftliche Geift anderer 
Kaften mäßigend und beſchränkend zur Seite, während #6 die St.-Simoniftifhe Hierarchie und 
Bankofratie nur mit einer unverbundenen Menge individueller Eriftenzen zu thun gebabt hätte. 
Gleichwol war fhon im 17. Jahrhundert etwas Ähnliches zu Stande gefommen: der jeſuitiſche 
Gonmumniftenftaat von Paraguay. Allein ob auch die geiftlichen Väter ihre indianiſchen Unter— 
tbanen bis zum fheinbar gleihgültigften Thun und Laffen des täglichen Lebens zu bevormunden 
mußten: jo ftanden fie ihnen doch noch mit wirklich geiftiger iberlegenheit gegenüber. In der 
Neuzeit Dagegen und in Europa ift durch eine bei weitem veihere und allgemeinere Bildung die 
Vertheilung der geiftigen Gaben und intellectuellen Leiftungsfähigfeit eine wielleicdht no man= _ 
nichfaltigere, als ſogar die Vertheilung des materiellen Beſitzthums. Um fo größer war vie 
Anmapung des St.: Simonidmus, indem er feine Priefter und Bankiers zu Taratoren der 
Fähigkeiten machen wollte, welche die Mittel zur Bethätigung diefer Fähigkeiten vertheilen und 
alſo befugt fein follten, ihre befondern Anfihten und Zwede ven Millionen der Mitlebenvden 
unterihieben und hiernach die Menſchen als Mittel für ihre Sonderzwecke misbrauchen zu dür— 
fen. Immerhin ift es bemerkenswerth, wie der Jefuitismus und St.-Simonismus in der Mis— 
fennung und Misachtung ver freien Verfönlicykeit übereinftimmten. Es ift um fo beachtens— 
werther, ald auch der legtere, wie alle Socialſyſteme der Neuzeit, unter der Fahne der Freiheit 
zu kämpfen vorgab; und als er ſich durch jeine Banfokratie mit den Anſichten feines eigenen 
Stifters in Widerſpruch zu fegen fehlen. Denn St.= Simon hatte befonders in feinem „Caté- 
chisme industriel’ ausdrücklich hervorgehoben, daß die zurerften Stufe in der neuen Geſellſchaft 
berufene induftrielle Bevölkerung noch in Knechtſchaft gehalten werde, ſowol durch die Reſte des 
feudalen Staats, ald auch durch einen Theil ihrer eigenen Partei, durch die Bankherren oder 
Kapitaliften. Aber ed gehört ja zu ven freilich noch unfruchtbaren Siegen der Freiheit, daß ſie 
fogar die Herrſchſucht gezwungen hat, die Maske der Freiheit tragen zu nrüffen ; und ed war nur 
das ſtets wiederkehrende „, Ote toi que m'y mette ”, wenn der St.= Simonisnu die gerade be- 
ſtehende Bankherrſchaft befämpfte, um feine eigene an die Stelle zu fegen. 

So leicht die St. :Simoniftifche Lehre ald Anachronismus erkannt werden mußte, und jo 
gänzlich fie im Jahre 1848 verfchollen fähten, haben doch einige wichtige Erfcheinungen der Ge— 
genwart die Aufmerkfamfeit von neuem darauf Hingelenft. Ginige Gründer der umfaflendften 
Grevitanftalt, des Credit mobilier, gehören der St.:Simoniftifchen Schule an; und wiealt aud die 
Herrfchaft des Kapitals über die Arbeit iſt, fo wurde doch das Ziel diefer Herrſchaft kaum noch 
mit fo deutlihem Bewußtfein verfolgt. Darin laffen fid die Nachwirkungen der Schule ebenſo 
wenig verkennen als in dem Bemühen, das rückſichtsloſe Streben nach Knechtung der Arbeit 
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durch Monopolifirung ded Kapitald und Credits unter der Firma einer „Demokratiſirung des 
Credits“ zu verbergen. Über den äußern Erfolg dieſes Strebend bemerkt Proudhon °): „Bios 
die ehemalige St. Simoniftifhe Kirche Hat — fo jagt der «Neid» — eine Razzia von einer bal- 
ben Milliarde gemacht. In Franfreih, in Algerien gehören ihr unermeßliche Beſitzthümet: 
Parke, Schlöffer, Latifundien mit dem vom Staat gepadteten Chepetel (Viehpacht). Die 
ſchuldet man dieſen Begründern des demofratifirten Credits weniger?‘ Uber die Richtung ihrer 
Thätigfeit bemerkt er fodann: „Schon hat die Gejellfchaft ihre Hand auf dad angebaute Eigen: 
thum gelegt; ihre Zeitungen bereiten die gezwungene Gntäußerung (die Erpropriation) des 
Landmanns vor, unter dem Vorwande feiner Unwifjenheit und bloßen Routine. «Wir laufen 
Gefahr», jagen fie, «in der Bodencultur zu verfumpfen. Im Intereffe der öffentlichen Emäb- 
rung, im Intereſſe des Bauers ſelbſt muß man ihn expropriiren, ihm zwangsweije fein Gigen- 
thum nehmen, die großen Lehngüter wieverherftellen, und die verfügbaren Arme, Die unnügen 
Magen nah den Golonien jenden.» Jeſuitismus und Enfantinismus find einftimmig über 
diefen Punkt. Das «Univers religieux» fpricht ih mit compromittirender Offenheit darüber 
aus; die St.-Simoniften möchten jih mit ver Maske des Öffentlichen Intereſſes bedecken.“ Diele 
Übereinftinmmung des Jeſuitismus und St. Simoniftife gefärbten Kapitalismus iſt, wie ſchon 
bemerkt, nicht blos zufällig. Weder Jefuiten noch Bankherren denken daran die Unwiſſenheit 
der franzdjishen Bauern durch Verbreitung befferer Bildung zu bejeitigen. Zur Steigerung 
ihrer Macht und ihres Einfluffes wollen fie nur diefe Unwiſſenheit benugen; und um jie be: 
nugen zu können, müſſen fie diefelbe zu erhalten ſuchen. Es läßt ſich nicht wohl ermeſſen, ob es 
der Geſellſchaft Jeſu fon in demjelben Maße wie der „ehemaligen St.-Simoniftifchen Kirche “ 
gelungen ift, fih zum großen Kapitaliften zu machen. Notoriſch ift jedoch im legten Jahrzehnd 
die mafjenhafte Vermehrung des Beſitzthums des flug fpeculirenden Ordens, der ed wohl weiß, 
daß er ji zum größten Kapitaliften mahen muß, um fein nie aufgegebenes Ziel der geiſtlichen 
Bevormundung und Beherrſchung ver Völker erreichen zu Fönnen. 

4) Fourierund ſeine Lehre. Conſiderantüber das Recht auf Arbeit. Neuere 
Socialiſten und ihre Vorſchläge zurOrganifationdesGreditd. Jit der eigent- 
lihe Communismus dem Proletariat, und der St.- Simonidmus der Ariftofratie der geiftig 
DBornehmen und vorweg Nehmenden entjprungen, jo gehört Dagegen der Fourierismus dem 
dritten Stande an. Sein Stifter befleivete eine untergeordnete Stellung im Kaufmannsſtande, 
ald er durch die Sünden des in gewinnſüchtiger Abſicht mit unbarmderziger Selbſtſucht ver: 
fahrenden Handels zum Nachdenken über die fociale Krankheit und die Mittel ihrer Heilung 
angeregt wurde. Auch bei ihm finden wir einen ungewöhnlihen Scharfblid für die Fehler unt 
Gebrechen der neuern Geſellſchaft. Aber eine ungezügelte Phantafie ließ ihn in den wunder: 
lihften Träumen von einer rofenfarbigen Zufunftöwelt ſchwelgen, und doch blieb dieje Phan— 
tajie eine kümmerliche, da fie faum hinaus kam über pas Ideal der höchſten ſinnlichen Genus: 
fähigkeit und der ihr gemäßen veihlichften Fülle der Genußmittel, Diejes phantaftifh Will: 
fürliche offenbarte ſich auch in feinen an die Jegtwelt gerichteten Beſſerungsvorſchlägen. Sein 
unbeweisbares höchſtes Dogma war, daß die Fähigkeiten beftimmt werden durch die Neigungen, 
die in ihrem höchſten Grade Leidenfhaften find. Betroffen von dem grellen Gegenfage in der 
wirklichen Welt zwiſchen mühjelig Arbeitenden und fchwelgerifch Genießenden, follte der Ge: 
genfag von Arbeit und Genuß völlig verfhwinden. Denn aud die Arbeit follte zum Genufle 
werben: fie jollte „altrayant et passionne” fein. Schon Fourier's ganze Piychologie ver 
menjhlihen Neigungen und Fähigkeiten war eine willfürlihe. Nein willfürlih war es aud, 
daß er in dem an die Stelle des ifolirten Familienhaushalts tretenden Phalanftere, im feiner 
von 12— 1800 Menſchen jeden Alters und Geſchlechts bevölferten Normulgemeinde, einen 
gerade jo weit ausreichenden Beitand verſchiedenartiger Arbeitöneigungen vorausjegte, dag bie: 
jelben im freien Wechſel ihrer Bethätigung auß fich felbft eine Organifation der Arbeit herwor: 
bringen würben, welde die reihlichite Production erwarten laffe. Und weil er, ftatt der langen, 
einförmigen und abjtumpfenden Arbeit ver heutigen Induftrie, den höchſten Ertrag von der 
Energie des leidenfhaftlihen Betriebs der Arbeit hoffte, aber wohl wußte, daß die Leidenſchaft 
nurihre kurzen Momente Habe — ſo follte nad) kurzen und meift nur halbftündigen Friſten ein ſtets 
ſich erneuernder Wechſel ftattfinden. Jeder denfende Arbeiter weiß ed, daß die mit befonnener 
und faltblütiger Ausdauer fortgejegte Arbeit bei weitem größere Erfolge erzeugt, daß die ſtets 
neue Gruppirung der Arbeiter erfordernden Übergänge von einer Thätigkeit zur andern pas 





8) Manuel du speculateur de la bourse etc. (Paris 1857). 
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fiherfte Mittel find, um die Production auf ein Minimum Herabzubringen. Dennoch erwartete 
Fourier die reichlichſte Fülle einer nah Kapital, Fähigkeit und Arbeit zu vertheilenden Broduc- 
tion. Er getraute ſich, die engliſche Nationalihuld mit den in Phalanfteren gezogenen Hühner: 
eiern heimzahlen, und das zur Gründung diefer Gemeinden vorgeſchoſſene Kapital mit 20 Bror. 
und mehr verzinfen zu können. Inzwiſchen harrte er auf den Reichen, der die erfte Million 
für jene erfte Phalanr hergäbe, welche durch das hinreißende Beifpiel ihres erfreulichiten Gedei- 
ben ſehr bald für die ganze menſchliche Geſellſchaft ven Fortſchritt in die neue Welt hinein ent- 
ſcheiden werde. Aber wie er jelbft vergebens harrte, ebenjo vergebens forderten feine Anhänger 
vom Staate einen Credit von 4 Millionen und eine Duadratlieue Boden zur Errichtung einer 
Muftergemeinde. Sie trachteten wenigftend nad einer VPflanzſchule für ihre Phalangen mittels 
der Auswahl von —500 Kindern, die noch nicht die fchlechten Eindrücke der jchlechten Gefell- 
fhaft in jih aufgenommen hätten. Damit erfannten fie freilich felbft an, daß fie an das ge- 
ſchichtlich Gegebene nicht anzufnüpfen wüßten; daß fie zur Gründung ihrer unmöglichen Bor: 
bedingung vorausfegten, die Weltgefchichte von neuem anfangen zu dürfen. 

Übrigens war fo viel kindlicher Glaube, fo viel Wohlwollen und Friebfertigkeit im Lehrer 
und feiner Lehre, daß Kourier treue und eifrige Schüler fand. Diefe wußten ihn zum Theil 
auch dadurd zu ehren, daß fie feine kosmogoniſchen Spielereien beifeite ließen und in feinem 
Geifte praftiiche Dinge beſprachen, während ihnen gleihmwol feine Phalanx das iveale Grund- 
element der künftigen Gejellfchaft blieb. So wirkte namentlih Gonjiderant, durch Herausgabe 
der „D&moeratie pacifique‘‘, bid nad 1848. Als Mitglied der Nationalverfammlung war er 
unter den Bertheidigern bed Rechts auf Arbeit, das er mit fleter Beziehung auf das Recht des 
Beſitzes Durch eine 1848 neu aufgelegte Schrift im weſentlichen auf folgende Weife zu begrün- 
den ſucht: 

Alle Mitglieder der menschlichen Urgeſellſchaft hatten ein gleiches Recht auf das Urfapital, 
auf den der menſchlichen Thätigfeit zur Benugung vorliegenden Grund und Boden. Alle hat: 
ten mithin auch das urſprünglich gleiche Recht, fich die Früchte ded Bodens anzueignen durch 
Einfammeln, Jagd, Fiihfang und Weide. Da nun die Arbeit des Einfammelns, der Jagd 
u. ſ. w. gerade die Bedingung für die Ausübung jenes urfprünglichen Rechts war, fo war dieſes 
jelbft nichts anderes als dad Recht auf Arbeit. Später ging man zu neuen und höhern Formen 
der Arbeit, zur Induftrie über; und jet wurde jeder Arbeiter der rechtmäßige Beiiger der von 
ihm gefhaffenen Werthe, alfo aud desjenigen Werths, um den irgendwo der urſprüngliche 
Werth des Bodens durch Arbeit bleibend vermehrt worden war. In dieſer Gefellihait, vie ſich 
zum erften male der Induftrie gewidmet, flimmte das Eigentyum mit dem Recht fo lange zu: 
fammen, ald der durch die Thätigfeit aller erzeugte Reichthum vertheilt blieb nad dem Verhält- 
niffe, wonach jeder einzelne an der Schöpfung des Reichthums theilgenommen hatte. Aber 
dieſes rehtmäßige Eigenthum befteht nicht in ver heutigen Geſellſchaft, in ver vielmehr die ganze 
Bertheilung bed Beflges durch Beraubung bewirkt ift. Auch müſſe man fich wundern, wenn 
died anderd wäre in einem forialen Staate, der faum aus dem Kriegszuſtande erlöſt ift; und 
unter einer Gefeßgebung, die nichts weiter fein kann ald eine Mopification des alten Rechts over 
Unrechts der Eroberung. Damit alfo die Thatſache des Bejlges mit vem Recht übereinftimme, 
damit der Bejig wieder rechtmäßig fei und bleibe, muß das Recht auf das Urkapital jevem Indi⸗— 
viduum vorbehalten, oder ihm ein folches von gleihem Werthe, ein Aquivalent, zuerfannt 
werden. Auch muß alles neugefhaffene Kapital, ſowie es erzeugt wird, nad der verhältnig- 
mäßigen Mitwirfung eines jeven an diejer Erzeugung zur Bertbeilung fommen. Das Indiz: 
viduum bat fich alfo erſt dann nicht mehr zu beſchweren, wenn die Geſellſchaft wieder jein Recht 
auf Arbeit anerkennt, dad er früher in der einfachen Werkſtätte einer rohen Natur ausgeübt, 
und das er als gegen wärtiges Recht in einer beifer ausgeſtatteten Werkſtätte auszuüben hat, 
worin auch jeine individuelle Thätigkeit eine productivere geworden ift. 

Davon abgefehen, daß ſich der jegige Werth des angeblichen Urrechts auf Arbeit unmöglich 
beftimmen läßt, ift fonft au die ganze Argumentation eine jehr ſchwache, da ſie eben dieſes 
Urrecht, das gegenüber der gewaltiamen Ausbeutung der Menihen dur Menſchen erwieſen 
werben ſoll, ſchon als erwieſen voraudjegt. Der Menſch it im gleihen Sinne, wie das jagd⸗ 
bare Thier des Waldes und Feldes, ein Erzeugniß des Bodens, und dad Urrecht der Jagd, das 
der Ausbeutung und Eroberung iſt bis zur Stuhde au von Menjhen gegen Menihen aus: 
geübt worden. Ebenſo wenig kommt Conſiderant damit über das Unbejtimmte hinaus, daß er 
Die Organifation der Arbeit oder der Induſtrie ald das zu löjende Broblem bezeichnet und be= 

Staats⸗Lerikon. II. al 
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hauptet, das Recht auf Arbeit jei eine Thatſache geworden, jobald die Induſtrie eime freiere 
(Bourieriftifche) Organijation erhalten habe, und ſobald die „Regierungen die regelmäßigen 
Arbeiten in hinreichender Quantität organilirt haben‘. Überhaupt ift ed eine oft aufgewandte 
vergeblihe Mühe, aus der Vorausjegung irgendeiner beliebigen Urgeſellſchaft und aus dem 
Glauben an ein dageweſenes Utopien der Vergangenheit Die Rechte der Jetztwelt ableiten un 
bemeſſen zu wollen. Sagen wir einfah, daß man nad dem jegigen Bildungsſtande jeden 
Menſchen ein Recht auf die Mittel. für ein menjchenwürdiges Dafein zuerfennen muß: jo hat 
man ſich wenigftend fürzer, wenn aud nicht beftimmter ausgedrückt, weil doch immer die Be— 
meflung dieſes Rechts von den zeitlich und örtlich mapgebenden Menjchen abhängig bleibt. 

Unter der freien Organijation der Inpuftrie hatte Conſiderant diejenige nad den Grund⸗ 
fügen Fourier's verfianden. Aber gerade dafür fanden ji feine Anhänger mehr. Statt eincı 
Drganifation dev Arbeit in Bauſch und Bogen, wollte man es alfo vorerft mit einer „Orgami- 
jation des Credits“ verfuhen. Ohnehin erfannte man immermehr, daß jich der ganze jociale 
Kampf um das Verhältniß von Kapital und Arbeit drehe; und jo fehlte es nicht an jocialifti- 
ichen Vorfchlägen für Sammlung und zweckmäßigere Vertheilung des Kapitals, zur alljeitigen 
Befrudtung der Arbeit durch möglichſt wohlfeilen Credit. Ginige dieſer Sosialiften, mie 
F. Coignet mit feinen Borjhlägen zu einem umfaffenden Bank- und Tauſchſyſtem 9), gehören 
der Schule Fourier’s an. 

Folgendes ift das Wefentliche diejer jedenfalls durchdachten und beachtenswerthen Vorſchläge 
Durch ein über ganz Frankreich verzweigtes Syſtem von Banfen, deſſen Gründung von Privaten 
ausgehen kann, die aber bejler der Staat unternimmt, wegen der für die Geſammtheit damit 
verbundenen Bortheile — joll zunächſt derjenige Theil des Credits vermittelt werben, der in 
der Form des Darlehns gegen reale Sicherheit gegeben wird, aljo gegen Verpfändung werth 

voller, theild unbeweglicher, theild bemegliher Sachen. Die Ertheilung des Perjonalsreritd 
erfolgt an Die Genoſſenſchaften (Affociationen), denen ver Kapitalbevürftige angehört, und deren 
Mitglieder jolivarif füreinander einftehen; fie erfolgt nur in dem Maße, als diefe Genoflen- 
ſchaften notoriſch oder nachweisbar ald hinlänglid haftbar -befannt find. Da nun auch der 
Realeredit nur bis zu einem beftimmten Theile des Schätzungswerths der verpfänderen Sachen 
ertheilt werben foll, jo jegt Goignet voraus, daß jeine Bank überhaupt nur gegm abjolute Si- 
cherheit varleihe. Sie macht ihre Vorſchüſſe in der Form von Banknoten, je nach den Berürf- 
nifien der Girculation von 5, 10, 20 u. ſ. w. Er. ; und leiht gegen ven geringen Zins ven 1— 2, 
höchſtens 3 Pror., wodurch zugleich die Verwaltungsfoften beftritten werden. Dieje Woehlieil⸗ 
beit ihres Eredits wird ermöglicht, meil fie angeblich feiner gemünzten oder ungemüngten me: 
talliſchen Baarſchaften bedarf; nicht einmal zur theilweifen Deckung der umlaufenden Bank: 
noten, die in ihren fpeeiellen und ſpeciell gewertheten Unterpfändern eine mehr al& genügend: 
Sicherheit Haben und darum ohne Zwangscurs circwliren. Der Entwerthung der Banfnoten 
wird zugleich dadurch begegnet, Daß fie jeder Befiger derſelben auch wieder bei der Banf aut: 
leihen kann, die jie nun ihrerjeitd mit höchſtens 3 Proc. zu verzinien hat. Da jedoch in Kranf- 
reich die Summe der Taufchzeichen , Die ald Baargeld, Banknoten und individuelles Papiergeld 
Wechſel, Promeſſen, Obligos u. j. w.) umlaufen, zu etwa 15 Milliarden gefhägt wird, ſo 
rechnet Coignet, daß feine Bank doch minveftens ven Zins von einem Kapital von 12 Mil: 
liarden zu beziehen habe. Das jährliche Einfommen der Bank würde aljo bei 3 Proc. 160Mil- 
lionen ‚betragen. Zu demielben billigen Preife von 3 Proc. würde nun den Producenter 
aller Art Erebit gewährt werben, während diefer gegenwärtig für das mobile Vermögen (auf 
gute Wechfel) wenigftend 4 Broc. beträgt, für das unmobile Bermögen aber, wrgen der Net: 
rintöfoften u. dgl., jogar 7—8 Pror. 

Mit diefem Bankſyſtem ſoll ein Syſtem von Gemeindeagenturen in Beziehung fichen, mi: 
Niederlagshäufern für die aufbewahrungsfähigen Waaren, mit Bazard für den Verkauf gegen 
Baarzahlung; mit Comptoirs für Ausftellung von Empfangideinen für die hinterlegten Wae 
en, unter Angabe ihres von Experten ermittelten Werths. Dieje Werthſcheine können gleich 

den jegigen Wechfeln envoifirt werden, und gegen Einhändigung derjelben Urfunden macht vie 
Bank verhältnigmäßige Vorſchüſſe. Für ven Handel mit vem Auslande ſollen auch bei allen 
Handelsconſulaten jolde Agenturen beftehen. Nach vem Grundſatze der Wahrbeit und Difeur 
lich keit jollen alle heimiſchen und auswärtigen Agenturen in beftändiger Gorreipondenz fichen, 


_ N Deutsch, unter dem Titel: Der Sociälismug in feiner Anwendung auf Eredit md Handel, Nad 
Fourier'ſchen Grundfägen (Zürich 1851). 
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um jich gegenfeitig den örtlichen Beftand und Bedarf an Waaren mitzuteilen, und um zugleich 
bie Spedition der irgendwohin begehrten Waaren zu beforgen. Dadurch wird, wie Goignet 
erwartet, „bie Speculation faft unmöglid und der nagende Wurm der Geſellſchaft bejeitigt 
werben, nämlid; die Anregung und folgeweife die Bertheuerung der Broducte durch Ziwifchen- 
händler’. Diejelben Gemeindeagenturen jollen unmittelbar thätig fein für die Förderung 
nüglicher Production und einen den Gonjumenten möglichft vortheilhaften Austaufch der Pro- 
ducte: durch Verleihung verbeflerter Aderbauwerfzeuge an ärmere Landwirthe; duch Wereini- 
gung für Bewällerungsfanäle, Gindämmungen u. f, w.; durch möglichft billigen Einfauf von 
Gegenftänden des täglichen Verbrauchs im großen und möglichft billigen Verkauf. im einzelnen; 
duch Errichtung von Gemeinbebädereien , von Bleiich- , Wein:, Spezereiläden u. dgl. Endlich 
wird auf die Möglichkeit einer Bereinigung von Gemeindeagenturen zur Gründuug eines um⸗ 
faflenden Affeeuranzfyftems gegen unverfhuldeten Schaden jeder Art hingewiefen. So hoffte 
Eoignet, indem er an die jegige Gemeinde anzuknüpfen juchte, nahebei auf diefelben Vortheile, 
die Fourier erft nad) vorgängiger Gründung feinerNormalgemeinden erwarten zu dürfen glaubte. 

Die Kritik diefer Vorſchläge läßt jogleih ven bei deu Franzoſen jehr gewöhnlichen Fehler 
erkennen, daß fie in ihrer nationalen Selbftgenügfamkeit ver Abhängigkeit Frankreichs von der 
übrigen Welt nicht gewahr werden. Der Zins, der für Benugung des Kapitals zu zahlende 
Kaufpreis, läßt fich nicht einfeitig und willfürlich herabſetzen, weil er ſtets auf allen Märkten 
der dur den Welthandel verbundenen Nationen beftimmt wird. Die Banknoten Coignet's 
mürben das baare Geld, theils für pie Zwecke des auswärtigen Handels, theild ald Scheidemünze 
für den täglien Kleinverkehr — nicht entbehrlich machen. Nach wie vor würden ſich alfo einzelne 
Geldkapitalien anſammeln und diefe, bei nieprigem Zinsfuße in Frankreich, nur zur Befruchtung 
der fremden Arbeit im Auslande angelegt werden. Bor allem würden ſich die Bejiger und 

Erwerber der in Grund und Boden, in Häujern, Fabrifanlagen u. ſ. wm. beftehenden Kapita= - 
lien durch die Erhebung von Pacht- und Mietbzinfen, ſowie duch Drud auf den Arbeitslohn 
mit den Kapitaliften des Auslandes auf gleiche Linie zu fegen willen. Endlich gäbe die fünftliche 
Wohlfeilheit des durch Banfnoten dargeftellten Kapitald den großen Grundbefigern und Inbu= 
firiellen die leihtern Mittel in die Hand, durch Auspehnung ihrer Unternehmungen auf Koften 
ded mittlern und kleinern Kapitals in wachſendem Umfange die Arbeit und die Arbeiter zu be= 
herrſchen. Da überhaupt dad Kapital mit feinem wechſelnden Steigen und Fallen gerade jo 
meit reicht, als die in unterbrochener Arbeit auf-und abwogende Menjchenwelt jelbft, jo fönnen 
alle Mafregeln zur Herbeiführung eines Marimums des Kapitalzinfes nur Örtliche Stockungen, 
aber feine Bellerung ber Zuftände bewirfen. Der befte Zuftand bleibe aljo immer noch ver, 
dag dem freien Verkehr des Angebots und Berlangend die Beftimmung ded Kapitalpreiied 
überlaffen bleibt; daß jever des Kapitald Bebürftige daſſelbe nad) feinem örtlich und zeitlich gel= 
tenden Werthe zu bezahlen hat. Nur dafür ift zu forgen, daß der Preis des Kapitals durch 
vielleicht entbehrliche Speſen des Zwiſchenhandels, durch Gebühren fürNotare, Senjale u. ſ. w., 
nicht über den wirklichen Werth hinaus gefteigert werde. Dazu braucht ed wol Banken, aber 
nicht ſolche, wie fie Goignet wollte. 

Gleichwol ift in feinen Vorſchlägen viel Zukunft, und er bemerkt mit Recht, daß die Anfänge 
deſſen, was er will, bereitö vorhanden jind. Das Metallgeld iſt ſchon vielfach durch dad Papier: 
geld aller Art in verhältnigmäßig engere Grenzen gewiefen. Aber ver forialiftifhe Glaube an 
feine künftig mögliche gänzliche Entbehrlichkeit ift nicht maßgebend für Die Gegenwart ; er iſt vor⸗ 
erft durch die neuen Golofunde, die wieder. den Strom der baaren Umlaufsmittel anſchwellen, 
mehr ald jemals zum Aberglauben geworben. Die Geſammtbürgſchaften von Gemeinden und 
Affoeiationen zur Vermittelung eines zweckmäßig zu benugenden Perſonalcredits find jehr 
wünſchenswerth; aber die felbftjüchtige Zerfplitterung der Intereffen und Meinungen läßt «8 
an neuen Menihen für die neuen Inftitutionen fehlen. Die allmählide und ſporadiſche Ent- 
ſtehung der. Warrants des englifhen Handels, die Entſtehung von Gewerböhallen und Bazars 
mit Vorſchußkaſſen, von Conſumvereinen u. dgl. ift fein Beweis, dad ſich dad unter bejondern 
Umſtänden örtlich und zerftreut Entftandene auch centralifiren und in weitem Kreife allgemein 

einführen laſſe. Für die Genteindeagenturen und ihren verwidelten Geſchäftsbetrieb fände man 
weder die nöthigen Fäbigfeiten und Charaftere, noch das nöthige Vertrauen feitend der Ge: 
meindeglieder; man fände e8 zumal nicht in Frankreich, wo unter der alles bevormundenden 
Staats gewalt am wenigften die Rebe ift vom einenr in freier Selbſtthätigkeit fich emporbildenden 
Gemeindeleben. — 
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Die Vorſchläge anderer Sorialiften zu neuen Banken ſtehen zum Theil der Ausführberkeir 
näher als diejenigen Coignet's, da ſie nicht allzu viel mit einem male erftreben. Sie diene mit 
zum Belege, daß der Sorialisnus fich felbft immer engere Grenzen gejegt hat, indem er von 
feinen Projecten der Weltreform zu den Anträgen aufReform des Credits und einzelner Zmeeize 
des Credits übergegangen ift.10) 

5)LouisBlancundfeine Organijationder Arbeit. Die Schule Fourier's weht 
höchſtens die Unterftügung des Staats zur Reform der Gejellihaft; nad 2. Blanc follte ver 
Staat felbft diefe Reform in die Hand nehmen, und fie durchſetzen durch dad Gewicht feiner Au- 
torität und Macht. Im Jahre 1843, als noch die rein demofratifche Partei mit ven Socialiften 
zur Oppofition gegen die Julidynaſtie verbunden war, jagte er: „Die vemofratifhe Schule mill 
die Berwirklihung der Freiheit in der Moral durch die Bruderliebe; in der politifchen Ofono- 
mie durch dieAffociation ; in ver Politik vurd Gründung einer fräftigen und tutelaren Gemalt; 
in der Religion durch die heilige Anwendung der Orundfäge des Evangeliumd.’11) Dabei war 
ihm Frankreich fo fehr der Staat, und er hatte fo wenig Sinn für die Rechte und Imterefien 
anderer Völker und Staaten, daß er meinte: „Die Rheingrenze fei für Frankreich Feine Frage 
der Vergrößerung, ſondern der Nationalvertheivigung” ; und daß er eine „friedliche Verftän: 
digung über die Abtretung der deutſchen Nheinlande ‘ für möglich hielt. Seine Anfichten über 
den gouvernementalen Socialismus find in der feit 1839 wiederholt aufgelegten Schrift: 
„Organisation du travail’, entwidelt, die in Frankreich, wo man alled von der Allgemalt ded 
Staats erwartet, viel Beifall fand, Diefelben Anfichten hat er 1848 in den Verhandlungen 
des Lurembourg geltend zu machen und in einzelnen Maßregeln auszuprägen gefucht. 

Wie aller neuere Communismus und Socialismus aus dem Gegenfage gegen die ſoge— 
nannte Anarchie der ungebundenen Goncurrenz und gegen das fogenannte inpuftrielle Faufl: 
- recht entftanden ift, wonad in dem um die öfonomifche Eriftenz geführten Kriege aller gegen 
‘jeden mit unerbittlider Selbftfuht das Kapital die Arbeit, ſowie jeved größere Kapital das 

Fleinere zu Boden zu werfen und niederzuhalten fucht, fo gründete aud 2. Blanc feine Lehre 
auf diefe Auffaffung der focialen Bewegung. Er wollte die Heilung der aus ver Übermadt der 
größern Rapitaliften entjpringenven Übel durch die Herrfchaft des Staats, ald des größten Ka— 
pitaliften. Die mit großer Gewalt ausgerüftete Regierung ſoll durch ihre Goncurten; die Gon: 
eurrenz verſchwinden laffen, jie joll jih zur Herrin und Ordnerin der ganzen Production 
‚machen, um für die Arbeiter forgen zu fönnen. Die Privatinduftrie möge dann friedlich neben 
derjenigen des Staats weiter vegetiren, da jle von dieſer legtern doch bald verſchlungen were, 
wenn fie ſich nicht freiwillig und unter günftigen Bedingungen in dieſelbe auflöje. Der Staat 
ſoll alfo nah und nad alle induſtriellen Anftalten gegen reihlihe Entſchädigung ihrer Beiger 
übernehmen. Diefe Entſchädigung foll durch verzinsliche, auf ven Werth der abgetretenen An- 
ftalten verfiherte und mittels jährliher Amortifation rüdzahlbare Schuldſcheine erfolgen. Die 
alten Anftalten erjegt der Staat durch feine großen Werfitätten. Er previgt jeinen Arbeitern 
die Moral: „Unter arbeitenden Brüdern ift jever Faulenzer ein Dieb‘; er jagt ihnen: „Ar: 
beitet al8 verbündete Brüder lieber um gleichen ald ungleihen Kohn.” Aus dem gemeinjamen 
Ertrag ihrer Arbeit ſoll jeder Arbeiter einen reichlichen Kohn beziehen. Er kann ihn verzehren, 
wo er will, doch wird bald das gemeinschaftliche Intereffe gemeinfhaftlie Speifeanftalten u.dal. 
hervorrufen. Nah Abzug dieſes reihlichen Arbeitslohns, der Intereilen des verzinslichen Ra: 
pitald, der Koften des Rohmateriald und der Verwaltung fol doch nod ein Reingemwinn blei: 
ben, der zu je ein Viertheil zur Amortijirung verwendet wird, zur Vertheilung unter die Ar 
beiter, zur Gründung eines Hülfsfonds für Greife, Kranke u. f.w., und zu einem Refervefondi 

Alle in ganz Frankreich zerftreuten Werkitätten eines und deſſelben Induſtriezweigs werden 
in ſolidariſche Verbindung gejegt. Der Arbeitslohn in diefen Werkſtätten foll zwar fein abjo: 
lut, aber doch verhältnißmäßig gleicher jein, weil die Bedingungen des materiellen Lebens nid 
im ganzen Lande gleich find. Durch Summirung diefer Arbeitölöhne und der weitern Probur- 
tiondfojten foll ver Nettowerth der jährlichen Erzeugniffe des Induftriezweigd ermittelt und ie: 
dann vom Staate (je nad der Lage der induftriellen Welt) der über den Nettowerth binaut 
r zuläjjige Gewinn bejtimmt werden. Indem hiernach der Staat den Tarif Für alle Arten 


10) ©. z. B. den auf Vidal's Werk, „Vivre en travaillant‘‘, gegründeten Vorſchlag von M. Enge 
hard, Grrichtung von Aderbaubanfen, mit vem Motto: „Wohlfeiler Erevit — Tor dem Wader!” 
(Strasburg 1850). 

\ 11) D’un projet d’aliance intellectuelle entre l'Allemagne et la Frange (Revue indep., 1843). 


Communismus and Sorialismus feit 1848 645 


von Waaren feftfegt, foll er zugleich dem Gonfumenten die moöglichſte Wohlfeilheit ver Waaren 
fihern, denn „nicht mehr die Goncurrenz foll den Preis beftimmen, fondern die Vorficht des 
Staats; nicht mehr die Regierung ded Zufalld, fondern des Wiſſens“. 

Endlich ſoll, zur Herftellung einer Soliparität zwiſchen allen Induftriezweigen, die Ge- 
fammtfumme der Gewinne aller Induftrien gezogen und unter alle Arbeiter verteilt werben. 
Sodann ift aus den verſchiedenen Reſervefonds ein allen Induſtrien angehörender Golfectiv- 
fonds zu gegenfeitigem Beiftande zu bilden, woraus die in einem Jahre nicht gedeihende In— 
duftrie mitteld der gedeihenden unterftügt würde. Die Verwaltung und Verwendung dieſes 
Fonds Hat ein Berwaltungsrath, der an der Spige aller Werkftätten fteht; während die Leitung 
jedes bejondern Induftriezweigs einem vom Staate ernannten Ingenieur zugewiefen ift. Vorerſt 
foll aber der Staat aud in jeder einzelnen Werfftätte für die Arbeitöleitung oder die „Hierar— 
die der Bunctionen‘ forgen. Erſt wenn der Staat der alleinige Broducent ift, follen die Ar— 
beiter, die fih inzwifchen gegenfeitig würdigen lernten, ihre unmittelbaren Borfteher wählen 
und das demokratiſche Princip foll ſoweit an die Stelle des ausschließlich gouvernementalen treten. 

Den im Arbeiterparlament erhobenen Einwand, daß diejes Syftem die Grundlage der Ge— 
jellfhaft, ven Aderbau, außer Augen jege, umging L. Blanc mit der Verfiherung, daß er zur 
Bervollftändigung des Plans das Ergebniß feiner Studien über landwirthſchaftliche Werk— 
fätten und ihre Berfnüpfung mit den induftriellen bald veröffentlihen werde. Wichtiger waren 
die Verhandlungen über Gleihheit oder Ungleichheit des Arbeitslohns. Dem Grundjage des 
&t.-Simonidmud: ‚‚ Jedem nach feiner Fähigkeit“, ftellte 8. Blanc die Behauptung entgegen, 
daß überwiegende Intelligenz jo wenig al8 überwiegende Muskelkraft ein größeres Recht ge- 
währen. Das Ideal der Menſchheit jei vielmehr: „Zu produeiren nad Kräften, zu verbrauden 
nad Bedürfniß.“ Unter der Herrichaft diefes höchſten Brincips der Gerechtigkeit, „wonach ji 
die Pflihten nad ven Fähigkeiten und Kräften richten, die Rechte aber im Verhältniffe zu den 
Bebürfniflen ſtehen“, würden fi endlich die herrlichen Worte des Evangeliums verwirklichen : 
„Der erfte unter euch joll der Diener der andern fein.” Auch habe das Menſchengeſchlecht 
durch jeine ganze Gejhichte gegen den Grundjag proteftirt: „Jeder nad) feiner Fähigkeit.“ 
Denn fonft hätte gar fein Lohn fein dürfen, wo gar feine Fähigkeit geweien, und Blödfinnige 
oder Kranke hätten verhungern müflen. Gegen die Bemerkung, daß ohne die beſſere Belohnung 
der Fähigen gerade die Ausbildung und Verwendung der Fähigkeiten zum Vortheile aller ge= 
hemmt werde, entgegnete man, daß ſich die Arbeit in einer Weife organifiren laffe, um aud 
ohne den Köder des individuellen Interejles, durch die Macht ver Verbrüderung und Geredtig- 
feit, zum höchſten Wetteifer anzufpornen. „Der Lohn”, jagte 2. Blanc, „der des jih aus— 
zeichnenden Arbeiterd warte, fei die Achtung und die Ehre; es fei der Kohn des Soldaten auf 
dem Schladhtfelde. Da man jedoch in der Wirflichkeit neben ven wahren Bepürfniffen aud 
eingebilvete ſah, ſowie thörichte und ſchädliche Gelüfte mit dem anmaplichen Anſpruche auf Be: 
friedigung,, und da der unermeßlihen Mannichfaltigfeit der individuell verſchiedenen Produe— 
tiondweilen ebenjo viele verfchiedene Gonfumtionsweifen entiprechen, jo blieb man ſchließlich mit 
der Forderung der rechtlichen Gleichheit des Arbeitslohns, d. h. feiner Verhältnißmäßigkeit 
je nach dem Bedürfniſſe, bei einer inhaltleeren Allgemeinheit ſtehen, die ebenjo wenig maßge- 
bend ift, als die Regel ded St.:Simonismus: „Jedem nad feiner Fähigkeit.‘ 

Infolge der Verhandlungen unter ven Männern des Lurembourg hatte X. Blanc auf eine 
unverzügliche Einrihtung der Staatswerkſtätten verzichtet. Er wollte vorerft (mitteld eines 
Vorſchuſſes von feiten des Staats für Gründung des erften Unternehmungsfapitals) die Ge: 
ſellſchaftung der Arbeiter des gleichen Gewerks in gemeinfhaftligen Werfftätten und unter 
jelbftgemählten Aufjehern. Später, aldBerbannter in England, veröffentlichte er die Vorſchläge, 
die er der Proviforifhen Regierung zur aldbaldigen Annahme hatte vorlegen wollen (,‚Nouv. 
monde‘, September 1849). Sie find: Gründung eined Minifteriums des Fortſchritts, das durch 
allmähliche und förberliche Abihaffung des Proletariats die ſociale Revolution vollenden follte; 
Ankauf der Eifenbahnen und Minen mitteld Staatörenten ; Berwandlung der Banf von Franf- 
reich in eine Staatsbanf ; Gentralifation aller Verfigerungsanftalten ; Erridhtung großer Waa— 
rennieverlagen in Verbindung mit der Ausgabe von Werthſcheinen, die als völlig geſichertes 
Bapiergeld cireuliren follen. Mit alledem follte jedoch der Alleinherrihaft des Staats über die 
gefanımte Production nur vorgearbeitet werben: 

Die Unmöglichkeit eines folden Staatdcommunismus läßt jich jedoch leicht erfennen. Bor 
allem ift auch hier wieder der durch den Welthandel vermittelte Zufammenbang alles Güter— 
lebens außer Acht gelafien. Selbft in dem der flaatlihen Vormundſchaft gemöhnten Fraukreich 
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fönnte ſich doch nicht der Staat im geforderten Mafe zum größten Kapitaliften , zum Beherr⸗ 
fer aller Production und mithin alled Privatfapitald machen. Sept man dies gleichwel als 


geihehen voraus, fo könnte doch der Staat den Arbeitern in feinen Werfftätten Feinen tig: 


lien Lohn und darüber hinaus gar noch einen ſogenannten Reingewinn gewähren. Gr hätt: 
damit die Goneurrenz ded auswärtigen Kapitals nicht befeitigt, dad durch Herabdrũckung des 
Arbeitslohns auf ein Minimum zu billigern Preiſen verkaufen, das eben dadurch Die franzön: 
{che Induftrie vom Weltmarkte ausſchließen würde. Damit wäre diefer Inbuftrie ver Todesſtoß 


. gegeben. Aber nicht einmal Frankreich könnte gegen die wohlfeitern Waaren des Auslandes her: 


metifch abgefperrt werden, und im eigenen Heimatlande fänden vie theuern Waaren der franze- 
ſiſchen Arbeiter kaum noch Abſatz. Überdies fegt die umfaflende Gründung von Staatswerk- 
ftätten an Ämtern, Gontrolen, Beaufiihtigung und Mapregelung ein bureaukratiſches Gewebe 
voraus, deffen Fäden ſich ftet8 von neuem zu unauflößbaren Knäueln verwideln würpen. Und 
wie dürfte man auf das „brüderliche Zuſammenwirken“ ver in den Gewohnheiten der Iren: 
nung aufgewachfenen Arbeiter zählen? Iſt aber die nur vom Staate ausgehende Neugeftal- 
tung unausführbar, fo ift fie ohne die Mitwirkung des Staatd nicht ausführbarer. Die Mög: 
licjkeit, daß man bei ver forialen Reform den Staat beifeite jegen fünne und ſolle, wurde 
jedoch befonvders von Proudhon im Widerſpruche gegen 2. Blanr verfochten. 

6) I. P. Prondhon und der niht gouvernementale Socialidmud. a) Prin: 
ceip feiner Lehre. Von allen Soctaliften der Neuzeit ift der geiſtesſtarke Proudhon nicht blos 
der rüftigfte Bekämpfer der Sünden und Misftände der jegigen Geſellſchaft, ſondern aud des 
foftematifhen Socialismus aller Art. Er hat fo ziemlich alles behauptet und alles beftritten, 
was ſich überhaupt in ven gejellichaftlihen Fragen behaupten oder beftreiten läßt. Eben darum 
knüpft ſich die einlaplihe Beurtheilung ded Socialismus am paflenpften an ihn und feine 
Werke an. Durch feinen Kampf gegen die Utopiften hört er ſelbſt nicht auf Utopiſt zu fein. 
Aber er hat ftetd eine achtungswerthe Selbftändigfeit auch in feinen Irrthümern behauptet und 
fich, wie wenige Franzofen, den eigentlich nationalen Borurtbeilen fern gehalten, obgleich zuwei⸗ 
len nur um den Preis einer Abjhweifung nad entgegengefegter Richtung hin. Bei ihm it 
feine Spur eines Gelüftes nad) Vergrößerung Frankreichs durch Eroberung oder Anneration. 
Gr mag nichts wiſſen von der ,„, Don Duiroterie‘ einer Propaganda, welde ven Völkern die 
Freibeit auf der Spige der Bajonnete bringen will und dadurd die Freiheit nur aus Frankreich 
felbft verbannt. Darum widerſprach er jener Demonftration vom 15. Mai 1848, ald ed umter 
dem Borwande der, Unabhängigkeit Polens auf den allgemeinen Krieg gegen das Ausland und 
die proletarifche Dictatur in Innern abgefehen war: er erwartete davon nur die bewältigendr 
Reaction der ganzen befigenden Bevölkerung Europas gegen die Bebruarrevolution. Er nennt 
ji einen Schüler von Hegel, Strauß, Feuerbach und glaubte ver fatholifhen Kirche ein baldi— 
ges Ende weiffagen zu dürfen. Gleichwol Hat er fo viel Sinn für alles, was organisch aus der 
ganzen Gejellihaft heraus entfteht und vergeht, daß er ed ein Wagniß nennt, deſſen er ſich ſelbſt 
nicht vermeffen haben würde, ald die Charte von 1830 die fatholifhe Neligion für die der 
Mehrheit ver Franzoſen erklärte, ald fie dur Hinweifung auf eine bloße Thatſache die Aner: 
fennung eines Rechts ald Staatskirche zu umgehen juchte. Ebenſo gelten ihm die Grunbfäge 
der heftig von ihm befämpften katholiſchen Kirche in Beziehung auf Ehe und Ehefcheidung als 
weſentlich richtig. Vor allem aber will er nur die Gründung feinerneuen Gefellfchaft durc 
die Geſellſchaft, nicht durch die Autorität und Deerete der Staatögewalt. Darum ſchrieb er den 
Wählern ded Doubs (3. April.1848): „Die ſociale Frage ift angeregt, man wird ihr nicht ent: 
geben können. Zu ihrer Löfung braucht ed Männer, die mit äußerſt radicalen Gefiunungen 
äußerſt confervative verbinden. Arbeiter, reicht euern Arbeitäherren die Hand hin, und ihr 
Herren ftoßt dad Entgegenkommen berjenigen, bie eure Arbeiter waren, nicht zurüd. ..... Ber: 
geflen wir eö nicht, der Sorialismus muß alle Welt zu Schöpfern haben, wenn er nicht eine 
babylonifhe Verwirrung, eine Tyrannei, ein furchtbares Elend erzeugen ſoll.“ Vom gleichen 
Standpunkte aus eifert er gegen den politifä=focialen Aberglauben ver Franzoſen, ver alles 
Beil von einer ſogenannten ftatfen, einer alles überwachenden, orbnenvden und leitenden Megie: 
rungsgewalt erwartet: „Lind wenn wir hundertmal weniger regiert würden, wären wir mid 
hundertmal beffer verwaltet?” So gehörte auch Proudhon zu der geiftig.hervorragenden Min 
derheit jener Franzoſen, die ed ſchon 1848 erfannt hatte, daß nad jeder Revolution, unter 
jeder republifanifchen oder monarchiſchen Negierung, doch nur ein neuer Militärdespotismus 


.entftehen könne, jolange diefe Regierung über ein zahlreiches ſtehendes Heer verfüge. Na 


feiner Anficht Hätte man alfo, um für Frankreich und ganz Europa zugleich die Erhaltung des 
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innern und äußern Friedens zu verbürgen, mit Entlaffung der halben Armee beginnen follen, 
ſowie mit der Abſchaffung der Gonfeription. 

BProud hon hat feine Stärke in einer einſchneidenden Kritik, die felbit wieder ver Kritik bedarf. 
Sein Eifer für die Gerechtigkeit und für das, was er unter Gleichheit verfteht, treibt ihn allzu 
oft zur Ungerechtigkeit gegen Perſonen, ſowie zur ſchielenden Beurtheilung von Verhältniſſen 
In feinem doetrinaren Vernichtungszorne, der im Reiche der Begriffe das Unterſte zu oberſt 
kehren möchte, ift er abwechſelnd erhaben und lächerlich, aber faft immer belehrend. Denn feine 
geiſtvolle Kritik leuchtet wicht blos mit zahllofen Blitzen in die dunfelften Abgründe der Geſell— 
ſchaft hinein; jie ift ſtets auch gemifcht mir Höchft beachtenswerthen und oft noch wenig beachteten 
Thatſachen der ſoeialen Statiftif. Meifterhaft ift feine Schilverung der Boͤrſenſpielſeuche und 
aller diaboliſchen Brfindungen eines Papierwuchers, der ſich neben dem Geſetze und troß allen 
Gejegen zu einem in die zäheften Fäven fein ausgeiponnenen Syſteme ded legalen Betrugs und 
der honneten Spigbüberei ausgebildet hat. 22) Aber er ift ein Fanatiker des Begriffs, für den 
das reiche Leben der Geſchichte nur in Begriffen beſteht; der jich einer Thefe gegenüber ftets auf 
der äußerften Spige einer Antitheje befindet, wo er jeine logijchen Kimfte treibt und der Welt 
unter ihm feine nit befolgten und nicht befolgbaren Machtiprüche zuruft. Inden er Sag und 
Gegenſatz, die ſich gleich den Helden Homer's nicht blos bekämpfen, ſondern auch gegenfeitig 
ausihimpfen müflen, zum Zmeifampfe führt, hat er wie die Götter Homer's immer felbft ſchon 
Partei ergriffen. Ohne Rückſicht auf die Meinungen und Intereffen der Millionen um ihn ber, 
die ven Factor der wirklichen Geſchichte bilden, bemerkte er es nicht einmal, daß auch die von 
ganz andern Boraudfegungen ausgehende und fortbauende Logik der Geſchichte eine andere ift 
und fein muß als feine eigene Logik. Denn er wird nit müde von dem ihn gerade beherr: 
ſchenden Gevanfen aus eine fonftige, eine jegige und Fünftige Welt willfürlich aus ſich heraus 
zu conftruiren, ſodaß fich fort und fort der gute Kritifer in einen fchlechten Propheten verwan- 
delt, der ſchon oft genug durch die Ereigniffe Lügen geftraft wurde. Die einfeitige Schärfe, mo- 
mit er die Anftchten feiner Meinungsgegner bekämpft, hat begreifliherweife ebenfo einfeitige 
Verdammungsurtheile gegen feine Meinungen hervorgerufen. Seine eigene Forderung einer 
Gegenfeitigkeit ver Dienftleiftungen ift damit nur an ihm felbft erfüllt worden. Aber noch ver: 
legender als durch feine Lehre wurde er durch den Ausdruck, ven er ihr gab, und noch öfter als 
dur den fahlihen Inhalt feiner Schriften hat er durch feine eigenthümliche Redeweiſe ange: 
ſtoßen. Schon in feiner erften Hauptihrift, „„Qu’est ce que la propriete?‘ (1841), ſchien er 
das als, Diebſtahl“ bezeichnete Gigenthum zu befänpfen, während er im Grunde nur gegen 
das arbeitslofe Einfommen anfämpfte. Schon damals jhien er den Staat und jeve Staats: 
ordnung in „Anardie” auflöfen zu wollen, die nach ven einmal gewöhnlichen Sprachgebrauche 
nichts anderes ald Zürgellofigfeit und Rechtloſigkeit für die Mehrheit feiner Leſer bedeuten Fonnte. 
Sah man aber genauer zu, jo wollte er nur (im Gegenfage gegen die Fünftlihe und maßlos 
maßregelnde Gentralifation des franzöliihen Staats), daß ſich alled von unten herauf und von 
Der Geſellſchaft aus im Staate und zum Staate entwideln folle. In diefem Sinne wird man 
ihm in der Hauptfache, wenn auch nicht in allen Folgerungen, beipflidten. Überhaupt ift nicht 
zu verfennen , daß Proudhon gerade durch feine Paradoxie und den berausforbernden Trotz 
feiner Sprache die blafirten Geifter wach rufen half; daß er mit reichlich ſpendender Hand nicht 
blos Spreu, fondern huch Korn ausfäet; daß er fhon darum, weil er im ehrlichſten Glauben 
feinen Irrthum für Wahrheit hält, fogar durch feine Irrthümer und Misverftändniffe ver 
Sache ver Wahrheit vielfach genugt hat. 

Alle Borzüge und Fehler dieſes eigenthümlichen Denfers treten auch ſcharf zu Tage in dem 
größern Werke: „Die Gerechtigkeit in der Revolution und in der Kirche.’ 1?) Mit Beziehung 
anf feine frühere Schrift „über die ökonomiſchen Widerſprüche“ bemerkt er, daß feine damals 
befolgte Methode mit vem Begriffe ver Gegenfäglichkeit zufammengehangen, wie er fi dieſen 
nach der Lehre Hegel's gebildet habe. Hiernach ſolle ji die Gegenfäglickeit in einem höhern 
Sage auflöjen, in ver von Theſe und Antithefe unterſchiedenen Svntheſe. Aber die Gegenſätz 
lichkeit (und darin liege der Grundfehler der ganzen Hegel’ihen Philoſophie) Löfe ſich nicht auf. 
„Die beiden Sätze, woraus fie beſteht““, fagt Proudhon, „wiegen ſich auf.“ So fommt er zu 
der neuerdings von ihm befolgten Methode, daß er dad volle reihe Menfchenleben, ohne nur 
die Vermittelung feiner Widerfprüche in höherer Einheit zu verfuchen, in zwei feindliche Hälften 


12) Manuel du speculatenr de la bourse (1857). 
13) Deutſch von Pfau (Bd. 1, Hamburg und Zürıdı 1353). 
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ſpaltet und jede diefer Hälften unter einen Begriff zufammenfaßt, ſodaß ſich auch die beiden 
Begriffe mit Ja und Nein einander gegenüberſtehen und ſich gegenſeitig aufwiegen ſollen. Wie 
ſehr man aber durch eine handwerksmäßige Anwendung der Hegel'ſchen Methode ver Geſchichte 
fhon Gewalt angetban und einer unbefangenen Auffaffung der Wirkjamkeit in den Weg ge: 
treten fein mag, fo ift dod in Proudhon's jüngftem Gebaren nur ein Rückſchritt zu erkennen. 
Die wirflihen Menſchen und Dinge ftoßen jelten oder in gerade entgegengejeßter Richtung auf⸗ 
einander, wie Sag und Gegenfag im Gebiete ded reinen Gedankens. Aber gerade Darum, weil 
die von den mannichfachſten Triebfevern bewegten Menſchen und Dinge in ben verſchiedenſten 
Neigungen oder Abneigungen zufammentreffen oder auseinander gehen, muß es über der Ge— 
fellfhaft ein Drittes geben, das in eigenfter Beſtimmung die in der Geſellſchaft wirfenden 
Kräfte und Intereffen fort und fort in eine Richtung bringt, in welder alle Menſchen ihre 
menfchlihen Zwecke zu erreihen vermögen. Diefes Dritte ijt der Staat, deſſen nothwen⸗ 
diges Daſein und deſſen eigenthümliche Aufgabe Proudhon ganz oder beinahe ganz über- 
ehen hat. 
F Die beiden Glieder des Gegenſatzes, in den ſich Proudhon in ſeinem neueſten Werke die 
Weltgeſchichte halbirt, ſind ihm die Religion, insbeſondere das Chriſtenthum, als ein Syſtem 
der Transſcendenz oder Offenbarung, mit ſeiner angeblich aus dem Menſchen heraus und in 
Gott hinein verlegten Gerechtigkeit — gegenüber ver Revolution, als dem Syſteme der Immo: 
nenz oder der dem Bemußtfein der Menſchen innewohnenvden Gerechtigkeit. Dieje grundfalſche 
Auffaffung der Gegenfäglichfeit (mie jie hin und wieder noch bei deutſchen Sorialiften fpuft, 
von denen jie wol aud Proudhon überfam) hat ihre Wurzel in einer Schulphilofophie, melde 
die allgemeinften und täglihen Erfahrungen des Menſchenlebens als ihr allzu gewöhnlich am 
häufigſten zu überfehen pflegt. Jeder unbefangene Selbſtbeobachter erkennt aber in der blos 
ſubjectiven Auffaffung des Lebens, d. h. nur in Beziehung auf fein Ich, daß alles, was ift, nur 
feine eigene Ihätigkeit ift. Er erfennt aber au, weil er es fort und fort erlebt, daß er jein 
eigened Sehen, Hören, Denken außer ſich jet; daß er fich dieſes aljo trandjcendirt oder zum 
Gegenftande macht und madhen muß. Diejer nothiwendige Begriff von einer Außenwelt und 
ihren Außenvingen hat die gleiche Realität, wie die gleich nothwendige Erfenntmig uniers 
Selbſtbewußtſeins, unferer Ichheit und der ihr innemohnenden Thätigkeiten. Wir haben aljo 
fletö nur einen Begriff von ven Außendingen, indem wir unfere Anfhauungen, Vorſtellungen 
und Gedanken zugleich ald Erfheinung, ald Offenbarung jener Dinge auffaffen und darum an 
ein fi offenbarendes Wejen verjelben mit der gleihen Zuverjiht glauben, womit wir unjer 
eigened Weſen wiffen, weil wir diejes in feinen Thätigfeiten mit Bewußtfein erleben. So glau: 
ben wir nach der Offenbarung, die wir von andern Menſchen haben, an das Selbftbemußtiein 
diefer andern, weil wir die Gewißheit unſers eigenen Selbitbemußtjeind haben. So muß auch 
der Öotteögläubige zugleid an eine Offenbarung Gottes, aljo an deſſen Erſcheinung im Leben 
glauben, mögen gleich die Begriffe und Vorftellungen der einzelnen von der Art und Beile 
diefer Offenbarung nod fo jehr voneinander abweichen. Und jo muß fi derſelbe Gottesgläu: 
bige eine Gerechtigkeit in Gott, alfo eine der Gottheit immanente und ihm ſelbſt transjcendente 
Gerechtigkeit eben darum denken, weil und foweit er ein ſittliches und rechtliches Gewiſſen in 
fih felbft erkennt und erlebt. Mit ven Worten Immanenz und Transſcendenz wird aljo, wie 
mit den Worten: fubjectiviren und objectiviren,, verinnern und veräußern, auf die beiden Sei: 
ten des ganzen und untrennbaren Denfprocefjes hingewiejen, und wenn man ein fogenanntes 
Spftem der Trandfcendenz und der Immanenz als Nein und Ja einander gegenüberftellt, jo 
ift dies nicht beſſer, ald wenn man den lebendigen athmenden Menſchen in zwei angeblich feind- 
felige Hälften, in eine ausathmende und einathmende, jpalten wollte. 

Iſt man aber einmal in diefen Irrthum verfallen und hat man einmal für ein jogenanntes 
Syftem der Immanenz gegen die Neligion Partei ergriffen, jo ift ed nur die Conſequenz diejes 
Irrthums, daß man der Religion alle Sünven und Thorheiten der Menſchen aufzuladen juct, 
und daß man zu dieſem Zwecke das alles auf einen Haufen zufammenträgt, was jeit Jahrtau⸗ 
jenden die Barbarei und der Fanatismus, die priefterlihe Herrſchſucht und Heuchelei verfehlt 
und gefündigt haben. So macht ed aud der miöverftandene Eifer eines Proudhon! Er ver: 
anftaltet eine Sammlung von Miögeburten und Ungeheuerlichkeiten, die er mit der reichlichen 
&ülle feines Spiritus übergießt, um dann ausrufen zu können: „Sehet hier den priftlichen 
Menſchen und die hriftliche Gefellichaft, bis zur Entdeckung der Volföbank und des unentgelt: 
lihen Credits!“ Ex gibt religiöfe und kirchliche Einzelheiten, losgeriſſen von allen örtlichen 
und zeitlichen Bedingungen ihrer Entftebung, ſodaß wir und nur irgendeiner zufammenbän- 
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genden Geſchichte ver Religion zu erinnern haben 1%), um es fogleich zu gewahren, daß es darin 
bei weitem wirflicher hergeht als in dem aphoriſtiſchen und anekdotiſchen Gemengſel der Proud⸗ 
hon'ſchen Fabelwelt, die bei aller Wahrheit i im befondern ohne alle Wahrheit im ganzen bleibt. 
Nach viejer Methode ſchildert er jo wenig die Religion, oder dad Chriſtenthum, oder auch nur 
den Katholicismus, gegen den er ſich hauptſächlich wendet, als etwa ein Maler durch die ſorg— 
fältigſte Sammlung aller Fratzen, die ein Menſch ſeit Kindesbeinen gemacht, eben damit das 
Geſicht dieſes Menſchen oder irgendein menſchliches Geſicht gezeichnet hätte. Auch verwechſelt 
er fort und fort Religion und Kirche, oder auch Religion, Chriſtenthum und römiſch-katholiſche 
Confeſſion. Und hier und da ſcheint er des Irrthums feiner willkürlichen dualiſtiſchen Zerſpal— 
tung des Menſchenlebens ſelbſt zu gewahren, wenn er z. B. ſagt: „Immer miſchte ſich etwas 
Religion in die Sache der Freiheit, immer ſchlich ſich etwas Freiheit in das religiöſe Syſtem.“ 

Proudhon beſtreitet nicht die chriſtliche oder irgendeine andere Dogmenlehre, er ſagt es 
ausdrücklich, daß er ſie nicht beſtreiten will. Dies hindert ihn freilich nicht, den Gedanken der 
Vorſehung und Vorherbeſtimmung, damit er ihn als unwahr und verwerflich bekämpfen könne, 
auf jene äußerſte Spitze zu treiben, wo er (im grellen Widerſpruche mit der Idee der perſön— 
lichen Freiheit und darum der Freiheit überhaupt) mit der fataliſtiſchen Lehre des Materialis- 
mus zwar nit den Worten, aber der Sache nach völlig zufammenfällt. Jede unbefangene Be— 
trachtung des Lebens in der Gejellfhaft, die Betrachtung der menſchlich wirklichen, fort und fort 
fi bethätigenden Vorſehung der Altern für die Kinder, des Lehrers für den Schüler, des 
Sreundes für den Freund, der Genoſſenſchaft für die Genoffen, des Staats für die Bürger — 
hätte jedoch Proudhon zeigen fönnen, daß ed auch für die Idee einer lebendigen Wechfelbezie: 
hung zwiſchen Gott und Menſchen den Begriff einer Vorſehung gibt, welche ven der perfön= 
lien Freiheit niht aufhebt, jondern vielmehr vorausjegt. 

Konnte ji Proudhon einiger verunglüdten Razziad in das Dogmatijche Gebiet nit gänz⸗ 
lid enthalten, jo fällt er doch keineswegs in die veraltete und abgejhmadt gewordene Mode ver 
Spötterei gegen Religion, Kirchenthum und Geiftlichkeit zurüd. Um neu zu fein und jeiner 
Liebhaberei am Paradoxen zu genügen, verſuchte er e8 Dagegen, dad jogenannte Syſtem ver 
Transjcendenz an feiner nicht transjcendentalen, an feiner jocialen Seite anzugreifen. So 
fommt er, im Hinbli auf zeitweilige afcetiiche Verirrungen, zu ber ungebeuerlihen Behaup- 
tung, daß das Chriſtenthum durd fein Princip die „„Veradtung ver Perſon“ fei, daß ſich das 
chriſtliche Syſtem definiren laffe ald das „ver perfönlihen Entwürdigung oder ded Nicht-Rechts“. 
Auf diefe Weife macht ih Proudhon das jophiftifihe Vergnügen eines Widerſpruchs gegen 
jo ziemlich die ganze übrige Welt, die bisjegt nur eine fortichreitenpe Anerkennung und Gel- 
tendmahung der perjönlidhen Freiheit und Würde unter dem natürlichen Einfluffe einer Reli- 
gion zu gewahren vermochte, welche ſich das Verhältniß zwiſchen Gott und Menſchen im Gleich— 
niffe eines Vaters und feiner Kinder verdeutlicht, welche alfo die weienhafte Gleichheit göttlicher 
und menſchlicher Vernunft anerkannt hatte. 

Zur jheinbaren Rechtfertigung feiner ſeltſamen Meinung glaubt Proudhon eined angeb- 
lich neuen Movalprincips, der Heilquelle der von ihm erft entdeckten rechten Gerechtigkeit, nicht 
entbehren zu können. Es lautet: „Achte deinen Nächſten wie dich jelbft, jogar dann, wenn du 
ihn nicht lieben kannſt, und dulde nicht, daß man ihm die Achtung verfage, Die du für dich jelbft 
in Anjprud nimmft. Damit meint er etwas anderes und bejjeres gejagt zu haben ald das: 
„Liebe deinen Nächten wie dich ſelbſt“, und „Thue deinem Nächten, was du willft, daß er dir 
thue.“ Erwägt man aber vieje in ihrer erhabenen Einfachheit fo unerfhöpflidy geiftreichen 
Worte, jo gewahrt man fogleih, daß man keineswegs das lieben joll, was an ung jelbjt oder 
an dem Nächſten ſündhaft und jittlich verwerflih, unweiſe und thöridt ift. Die Aufforderung 
zur Liebe bezieht fi vielmehr auf das Selbft, auf unjer eigenes und auf dad anderer; jie bezicht 
ich auf das, was dem Menſchen ven Werth und die Würde jelbftbewußter Perjönlichkeit gibt, 
und fliegt mithin ganz folgerihtig fogar das oft jo miöverflandene Gebot der Feindesliebe 
in ih. Ebenſo deutlich ift vamit jeder aufgefordert ed nicht zu dulden, daß in ihm felbft und 
im Nächſten ver Werth und die Würde jelbftbetwußter Perſoönlichkeit verfannt und verlegt werde. 
Dem größern Umfange nad geht alſo dad Gebot der tbätigen Liebe gerade fo weit als das ver 
Adtung. Allein es ift zugleich ver Ausprud eines höhern fittlihen Princips, weil ed eben 

dadurch, daß es unmittlelbar zum Thun und Handeln auffordert, die bloße Achtung und Bead- 
tung der eigenen und fremden PBerfönlichkeit ſchon in jih aufgenommen hat und als felbftver- 


14} 3. B. Scherr, Gefchichte der Religion (3 Boe., Leipzig 1855—57). 
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ſtändlich vorausiegt. Proudhon's Aufitellung eines angeblid neuen Moralprincivs if alfo 
nichts anderes als eine Abſchwächung und Verwäflerung des hriftlihen Moralprincips. %) 

Trotz der doetrinären Selbftüberhebung, wonach Proudhon meinte, daß er der alten Ge— 
ſellſchaft ven Boden der Gittlichfeit und des Rechts unter ven Füßen wegziehen und son vr 
andern Seite her in feinem Namen wieder unterfchieben könne: ift der tiefe fittlihe Ernſt an: 
zuerfennen, womit er fi gegen alle Lehren des Firchlihen und naturphiloſophiſchen Mäateria: 
lismus erhebt, welche mit der menſchlichen Willensfreiheit zugleich die Möglichkeit jeder ſut⸗ 
lichen Selbftregierung ver einzelnen und der gejellfhaftlihen Vereine aller Art wegleugnen; 
welche die Menſchen entweder zu Sklaven eines unlebendigen Gottes und feiner dunkeln, uner: 
erforſchlichen und unabänderlichen Beſchlüſſe mahen, oder zu Sklaven eines Stoffwechſels, bei 
dem fie es in blödfinniger Unterwerfung unter die Allmacht der Materie abzuwarten haben, ob 
jie zu Mafchinen der Gerechtigkeit oder Ungerechtigkeit, der Weisheit oder Thorbeit geformt 
und umgeformt werden. Solchen troftlofen Lehren gegenüber erkennt Proudhon im der Ge- 
rechtigkeit eine „Fähigkeit ver Seele, eine Gewalt verfelben Art wie die Liebe, mit einen Wort 
eine Realität”. „Der Skepticismus“, fagt er, „nachdem er Religion und Politik verwüſtet 
hatte, warf ſich auf die Moral und darin befteht die moderne Auflöſung.“ Bermer: „Um 
eine' Familie zu bilden, um die Freude und den Frieden zu finden, die Dann und Weib an: 
ftreben, und ohne welde jie, nur durch die Begierde verbunden, nie vollftändig vereinigt 
find, bedarf e8 eines ehelichen Glaubens.” Ebenſo um eine Geſellſchaft zu bilden, um den 
Antereffen von Perſon und Familie jene Sicherheit zu bieten, welche ihr erſtes Bedürfniß it, 
ohne welche die Arbeit ftodt, der Austaufh von Werthen und Producten Gannerei und der 
Reichthum ein Fallſtrick für feine Befiger wird, bedarf ed eines juridiſchen Glaubens, mei- 
cher die Herzen über die Anfehtungen der Habfucht erhebt und fie mehr Glück in der Achtung 
fremden Rechts als im Erwerb eigenen Befiges finden läßt.” Auch ift Proudhon Feineswegs 
von fo blindem Haſſe eingenommen, daß er nit an die Möglichkeit einer großen fitt- 
lichen Miſſion der Kirche glauben follte, die er am Schluffe jeined Werks auffodert, ibre 
Macht in ven Dienft der Idee zu ftellen und die große Verſöhnung zwifchen Theologie und 
BPhiloſophie, Sollen und Wollen, Pflicht und Recht, Kapital und Arbeit vollziehen zu heiten. 
Gr deutet auf den Weg zur Erfüllung diefer Miffion, indem er in die Worte ausbricht: „Hätte 
die Kirche entſchloſſen die Sache ver Gerechtigkeit ergriffen, fie wäre immer Königin geblieben, 
die Herzen der Völker hätten ſich ihr nie entfremdet, fie hätte in ihrem Schofe weder Ketzer noch 
Gottesleugner geſehen.“ Und: „O heilige, apoftoltihe, römiſche und gallikaniſche Kirkr, 
Kirche, in der ich erzogen wurde und die mein erſtes Gelübde empfangen hat, du bift ſchuldig 
daß ih Glauben und Vertrauen verloren habe. Warum habe id) in Dir ftatt einer Mutter nur 
eine Stiefmutter gefunden? Warum haft dur, die Braut EHrifti, des Erlöſers ver Proletarier, 
einen Pact gemacht mit den Feinden Ehrifti, mit den Ausbeutern per fas et nefas des Prole- 
tariats?“ In der That follte darüber fein Zweifel fein, daß jegt mehr ald je auch alle chriſt⸗ 
lihen Kirchen und Confeſſionen eine große jociale Aufgabe zu erfüllen haben ; daß fie im eigen: 
ſten Intereſſe ihrer Selbfterhaltung, ihrer Verbreitung und neuen Verherrlihung mehr noch 
durch That ald Lehre in rühmlichem Wetteifer dahin wirken ſollen, damit endlich das große 
joctale Brineip des Chriſtenthums und der Gerechtigkeit in feinem ganzen unzweideutigen Sinne 
zur Anwendung komme. Aber ſelbſt durch den übertreibenden Eifer feiner meift nur ſchein⸗ 
baren Berneinung, und gerade dadurch hat Proudhon auf den in der Geſchichte der Neuzeit 
eingetretenen merkwürdigen Wendepunft hingemwiefen. Gr ift vom Untergange der Geſellſchaft 
überzeugt, wenn fie nicht jittlih wiedergeboren wird; er ſtößt das Moralprincip des Chriſten⸗ 
thums von ji, um ein neues zu ſuchen; und nad allen Anftrengungen feines kräftigen Geiſtes 
um jened hriftlihe Moralprincip los zu werben, dietiren es ihm Geift und Herz abermals in 
die Feder und machen ihn zu deſſen eifrigitem Bekenner. Er Hätte ſich jelbft nicht ſchlagender 
widerlegen und nicht glängender diejenigen feiner feheinbaren Gegner vedptfertigen können, melde 
in den Weltbegebenheiten feit 1789 den Beginn einer Beriode erkannt haben, die entweder die 
Entwickelung des Ehriftenthums nad feiner focialen Seite hin, oder den Untergang der euw⸗ 
päiſchen Gejellihaft zum Inhalte haben wird, 


15) Zur fcheinbaren Rechtfertigung der Originalität jeines Moralprineips beruft ſich Proudhon bier 
und da auf feine Deutuug einiger Bibelftellen, die ganz und gar nicht zur Sache gehören, ba fir nur in 
der Form des Gleichniſſes irgendein Befonderes zu verdeutlichen fuchen. Dagegen läßt er gerade dieſe 
nigen Stellen ganz oder beinahe unbeachtet, worin das chriftliche Moralprincıp als ſolches deutlich 
und unummunden ausgeiprochen wird. 
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b) Sociale Okönomie. Prodnetionund Speculation. Wie für alle Socialiſten 
fo ift für Proudhon „die Amvendung der Gerechtigkeit auf die Ökonomie vie wichtigſte aller 
Biffenjhaften”. Erſt die Revolution hat aber nach feiner Behauptung die Grumdlagen zu der 
neuen Socialdfonomie gelegt, weil diefe nur die von der Revolution anerkannte Gegenfeitigkeit 
der perfönlichen Achtung oder das perſönliche Recht in eine Gegemfeitigkeit ver Dienftleiftungen 
ober in daß reale Recht unzumandeln habe. Während er das Chriſtenthum deshalb zu tadeln 
iheint, daß es nicht ſchon vor 1800 Jahren als Syſtem der ſocialen Wirthſchaftslehre in die Welt 
eingetreten iſt und er es ebenſo gut einem Homer vorwerfen könnte, daß er ſtatt „Iliade“ und 
Odyſſee“ nicht die Dampfmaſchine erfunden hat: arbeitet er doch auch für die „wichtigſte Wiſſen⸗ 
ſchaft“, immer nur mit den Ideen der chriſtlichen Lehre. Denn wie könnte die Forderung einer 
‚‚ Gegenjeitigkeit ver Dienſtleiſtungen“ deutlicher und beſtimmter ausgedrückt werden, als ge: 
vade in dem Gebot: „Thue dem Nächſten, was du willſt, daß er dir thue?“ Auch brauchte die 
Welt nicht erft auf einen St.-Juſt zu warten, damit er ihr jage: „Brot ift das Recht des Volks.“ 
Schon in dem Hauptgebot der Chriſten ift nicht blos die Rede vom Reiche Gottes, d. h. vom 
Reiche ver Gerechtigkeit und ver das Recht ergänzenden Liebe, im Himmel, ſondern aud auf 
Erden; und die Bitte um das tägliche Brot bezeichnet e8 deutlich genug als ein Unrecht, wenn 
die einem durch die andern um das für alle Menſchen gegebene Brot verkürzt werden. Wenn 
dann Prondhon in dev „Gleichheit des Products und des Lohns“ eine Anwendung des Geſetzes 
der Gegenfeitigkeit in Beziehung auf die Arbeit findet; und wenn er fagt, daß, nach einer gerech= 
ten Gegenjeitigfeit ver Leiftungen , ver Meifter oder Arbeitsunternehmer dem Arbeiter das hin 
geben ſoll, was dieſer ihm gibt: fo ift das alles in dem ‚, jeder Arbeiter ift feines Lohns werth“ 
ſchon kürzer und einfacher gefagt. 

Iſt der Grundfag einer Gegenfeitigkeit der Dienflleiftungen nicht neu, fo ift er dod wahr. 
Die Irrthümer Proudhon's fangen aber mit ver Anwendung diefes Grundfaged auf das wirf- 
liche Güterleben an; und an feiner Auffaffung ver Production im allgemeinen ift das eine und 
andere zu berichtigen. Ihm find vie vier Factoren der Production: Arbeit, Kapital, Handel 
over Tauſch, Speculation.?6) Der Zweck des Handels ift die Bewegung der Waaren an ven 
Ott, wo fie größern Werth ald am Drt der Erzeugung haben; er ift alſo die Vollendung ver 
Werthe jhaffenven Arbeit und fallt jelbft unter ven Begriff ver Arbeit. Das Kapital ift info= 
fern als „aufgehäufte“ oder „geſammelte Arbeit“ richtig bezeichnet worben., ald damit auf die- 
jenigen Erzeugnifle einer ſchon gethanen Arbeit hingewieſen wird, die zu einer neuen Produe: 
tion verwendet werden. Zur Aufnahme ver Speculation unter die Bactoren der Gütererzeu— 
gung wurde Proudhon mol erft Durch jenen Löwenantheil beftimmt, den gerade im Leben ver heu- 
tigen Gefellfchaft die Speculation an fidy geriſſen bat. Er verfteht darunter die verftändige 
Auffaflung und Leitung jenes Proceſſes, in dem ih Arbeit, Kapital, Erebit, Transport, Tauſch, 
Handel bei ver Gütererzeugung betheiligen können ; und erläutert diefen Begriff durch ein paf= 
ſend gewähltes Beiipiel. Ein Kunftfehreiner A Hat für 1000 Er. einen Block Paliffander over 
Arcajowangefauft. Er läßt das Holz anfägen und beweiſt dadurch defien Brauchbarkeit bis zu 
einem gewiſſen Umfange. Darauf hin wagt es B, dent A den Blod für 1500 Br. abzufaufen; 
er veräußert ihm dann feinerfeits für 2000 Fr. an C. Hier ift der zu einer neuen Production 
beftimmte Block ein Kapital, das mittels eines Zwiſchenhandels und durch Bezahlung eines 
Kapitalzinfes von 500 und abermals 500 Fr. in die Hand von B und von C übergeht, weil 
es endlich für diefen den Werth von 2000 hat. Durch vie bloße Übertragung vom einen auf 
den: andern wird ver Werth des Holzes an und für ſich, d. h. ohne Rückſicht auf deffen ſpätere 
Berarbeitung und Veryendung, weder vermehrt noch vermindert. Auch kann ſich C in deſſen 
Werthſchätzung getäufcht haben und es kann gerade in feiner Hand durch irgendeinen Zu— 
fall, etwa durch Feuer, [how vor jeder nugbaren Berwendung zu Grunde gehen, während es 
vielleicht in der Hand jedes andern erhalten worden wäre. Aber durch diefes unaufhörliche 
Eingreifen perfönlicher und fachlicher Zufälligkeiten in das Gebiet der Production wird die Spe⸗ 
culation überhaupt weder unnüg noch nnnörhig. Es kann doch auch das Kapital durch Über⸗ 
tragung auf G gerade an ven Arbeiter gelangt fein, der es auf die allerwerthvollſte Weiſe zu 
benugen weiß. Und wie man e8 überhaupt in der Güterlehre wefentli nur mit Zwedbegriffen 
zu thun hat, ſodaß diefelben Theile der Sachenwelt, je nad den Zwecken, venen fie gerade 
dienen, bald ala Vermögen, bald als Waare, bald ald Berbrauhögegenftand, bald als Ka— 


16) Manuel du speculateur etc. Bgl. die nähere Beſtimmung der volkswirthſchaftlichen Haupt: 
begreiffe im Art. Eommunlömus, 
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pital u. f. w. bezeichnet werben : fo ift auch, abgefehen von jedem Erfolg oder Miderfolg im be⸗ 
fondern Falle, die Speculation ald productiv zu bezeichnen, wenn fie die Erſchaffung neuer 
Güter und Werthe auch nur zu ihrem Endziele hat. Sie ift dann probuctiv, ob es glei noch 
fo vielen einzelnen Speculanten nur um den möglichft reichlichen und möglihft mühelofen Er— 
werb zu thun war. Bleibt doch auch die Förperliche Arbeit eine Güter und Werthe erzeugenve, 
obgleich möglicherweife im befondern Falle, durch einen Miögriff in ven Operationen ver Arbeit, 
im Augenblide mehr Werthe zerflört, ald in Stunden und Tagen gefhaffen werben können. 
Etwas Ähnliches kommt bei den ber Speculation ein weites Feld darbietenden VBerfiherungs- 
anftalten aller Art in Betradt. Durd Abſchluß und Vollziehung dea Berjiherungsvertrags 
wirb der Werth der verfiherten Waaren einedfeewärts handelnden Kaufmanns nidt erhalten 
und nicht gefteigert. Aber die ganze probuctive Thätigfeit ded Kaufmanns wird dadurd zu einer 
geregelten, zu einer zujammenhängend fortwirfenden und darum wirfiamern gemadt, ſodaß 
auch die hierbei betheiligte Sperulation von Verfigerern und Verfihernden eine productive ift. 

Es gibt aber auch eine improductive Speculation. Überhaupt erfiredt fih die Specu— 
lation feineswegs blos auf das Gebiet des Güterlebend, jondern auf das der ganzen menjd- 
lichen Thätigfeit. Sie reicht gerade jo weit, als es zufällige Umftände zu erfennen und zu be= 
nugen gibt, ald man fi gegen Unfälle zu ſchützen und diefe abzuwehren hat. Zufall Heißt aber 
alles, was in unfer Xeben hereintritt, ohne daß ed zum voraus nad) der zeitlichen und örtlichen 
Beftimmtheit feines Eintritt im Zufammenhang mit unfern Lebenszweden erfannt worden 
ift. Speculirteiner auf die Heirath mit einer reihen Witwe, jo gehört es jhon zu den zufälligen 
Momenten diefed Borgangs, daß ſich die beiden Betheiligten im Leben in der Art begegnet find, 
um jene Speculation überhaupt möglich zu machen. Diefe felbft ift improdurtiv, weil nur der 
Bejig eines fremden Vermögens, aljo der Erwerb von fhon geihaffenen Gütern bezweckt wirt. 
Auch wurde diefe Speculation nicht dadurch zu einer productiven, daß nachträglich oder fogar 
gleichzeitig die Verwendung des zu verheirathenden Vermögens für neue Gütererzeugung be- 
jwedit wäre. Denn died wäre jelbit eine andere Sperulation, die das Gelingen der erflern nur 
zur Borausjegung hätte. Aus den gleihen Gründen find völlig improductiv alle Speculaties 
nen in Berthpapieren, die es ftetö nur mit Übertragumg ſchon geichaffener Werthe und Wertb: 
zeichen zu thun haben. 

Das Spiel des Zufalld, und eben darum das Wagipiel ver Sperulation, greift aber ſtets 
aud) in diejenige Arbeit ein, die jih unmittelbar mit der Verwandlung der Robftoffe in Güter 
befaßt. Es greift ein auf der jubjectiven wie auf der objectiven Seite der Arbeit; und fpridt 
man gewöhnlid nur von Handeldjpeculationen, fo rührt died daher , weil dem Handel und fei- 
nen Muthmaßungen über Bedürfniffe und Gelüfte entfernt lebender Menjchen , jowie über ihre 
bereiten Zahlungsmittel, ein befonders geräumiges Feld zur Speculation geöffnet if. Aber 
aud) die größere oder geringere Vorfiht in der Wahl der Arbeiter für die verfchiedenen Opera— 
tionen der Arbeit ; die zeitweien Schwankungen im Thätigfeitötrieb und in der Leiftungsfähig- 
feit bei den Arbeitern jelbft; die zufälligen äußern Störungen dev Arbeit und die Beſchränkung 
biefer Störungen auf das möglichft Kleine Maß; die mehr oder minder zweckmäßige Sorge für 
paflende Arbeitöwerfzeuge; die mehr oder minder wirffame Vertheilung und Verbindung der 
Arbeitöfräfte in Beziehung auf Menſchen und Maſchinen; die beffere oder ſchlechtere Kunde hin— 
ſichtlich des Etwerbs umd der Beſchaffenheit der Rohfloffe: dies alles und taufenderlei andere® 
gibt dem Zufalle und der Sperulation auch bei allen productiven Befhäftigungen unaufhörlich 
zu tun. Hier gewahren wir aber jogleich, daß diefe Speculation mit der alle körperliche Arbeit 
vorbereitenden und dieſe beftändig leitenden und begleitenden Denfarbeit zufammenfällt ; daß fie 
jelbft diefe geiftige Arbeit, oder eine Thätigkeit des Verſtandes zum Zwecke der Erſchaffung over 
Erhaltung von Gütern. Zugleich führt dieſe Betrachtungsweiſe auf die Bemerkung, daß man 
ſich in neuefter Zeit viel zu fehr gemöhnt bat, die bloße Bethätigung techniſcher Bertigkeiten , die 
Thätigkeit der Hand, als eigentliche und einzige Arbeit gelten zu lafjen; während man den Um- 
fang und die Wirkung der Geiftesarbeit oft viel zu gering anſchlägt. So wird z. B. ein fleißi⸗ 
ger und geſchickter Arbeiter binnen beflimmter Zeit mehr und befferes zu Stande bringen als 
der leiblih minder fleipige und minder geſchickte Arbeiter verjelben Art. Wenn aber ver er: 
fere jeine Werke durd Feuer, Waſſer oder ſonſtwie zu Grunde gehen läßt, während der andere 
die von ihm geſchaffenen Güter durch zweckmäßige Vorſorge zu erhalten weiß: fo hat ſchließlich 
ber weniger geſchickte Arbeiter doch mehr und befleres geleiftet, fowol zum eigenen Nugen als 
zu bem ver Geſellſchaft. 

Hätten die neuern Communiſten und Svrialiften, unter den legtern auch Proudhon, die Be- 
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deutung des Zufälligen, fowie der nad) Zwecken und Individualitäten taufendfach verſchiedenen 
geifligen Arbeit richtiger erwogen: fie hätten ſich und andere verſchont mit der Forderung all- 
gemeiner Öütergemeinfhaft, oder abjoluter Gleichheit de Vermögens, des Kapitald und Ar- 
beitslohns. Sie hätten ſich feit Jahren mande überflüfjige Ausrufung erfpart über die auf 
die freie Goncurrenz, auf Lohn und Strafe gegründete alte, fchlechte Geſellſchaft; über den fluch- 
würdigen „Arbeitsniarkt“; über das alles Berfehröleben beherrfchende „‚barbariiche Geſetz der 
Nachfrage und ded Angebots“. So wahr es bleibt, daß es die Arbeit und nur die Arbeit ift, 
welche die Güter oder diejenigen Dinge ſchafft, die zu irgendeinem menfhlichen Zwecke gut find, 
die alio einen Werth haben: fo ift doch bei diefer Erzeugung von Gütern und Werthen aufer 
der körperlichen gerade aud die geiftige Arbeit in Betracht zu ziehen. Es ift ferner nicht zu 
überfehen, daß ji) ver Werth ver Waaren aller Art hauptſächlich nad) der zu ihrer Erzeugung 
erforderlichen durchſchnittlichen Arbeit bemißt. So ift z.B. der Werth des Goldes gefunfen, 
jeitvem ed nach der Entvedung reicherer Goldlager zur Hervorbringung eines Pfundes Gold 
einer geringern durchſchnittlichen Arbeit als zuvor bedarf. Selbſt der gefchictefte und feiner 
ſelbſt gewiſſeſte Arbeiter kann alfo im befondern Falle und bei vem Einjlufje ver Zufälligkeiten, 
unter denen er ſteht, gar nicht im voraus willen, welche Arbeit gerade ihn die Hervorbringung 
diejed odes jenes Guts koſten wird, und jelbft bei größerer Anftrengung kann er mitunter weni- 
ger Werthvolles als der minder tüchtige Arbeiter geichaflen haben. Danach jind nun die Grenzen 
zu bemeffen, innerhalb welder die aud von Vroudhon geforderte Gegenfeitigkeit der Dienft- 
leiftungen eine der Idee der Gerechtigkeit entfprechende Wahrheit bleibt. Der mit diejer Forde— 
rung ganz gleihbebeutende Grundſatz: „Jeder Arbeiter ift feines Lohnes werth“, drückt ed aus, 
daß der Arbeiter dasjenige, was er ſelbſt an Werthen der Geſellſchaft hingegeben, an gleichen 
Werthen von der Geſellſchaft zurücempfangen fol. Nun ift jeder Arbeiter jelbft auch ein Glied 
der Geſellſchaft und als ſolches berechtigt, den Werth feiner Arbeit auch feinerfeits feftjegen zu 
helfen. Der Grundſatz der Gegenſeitigkeit gleihwerthiger Dienftleiftungen ift aljo in Beziehung 
auf jeben Arbeiter gleihbedeutend mit der Forderung der Freiheit ver Arbeit. Es ift damit ge: 
fagt, daß Feiner ald Sklave, als Leibeigener oder Bröner überhaupt zu einer Arbeit und alfo 
aud nicht dazu gezwungen werben ſoll, die ihm aufgendthigte Arbeit zu einem nur von andern 
mit einfeitiger Willkür feſtgeſetzten Preife thun zu muſſen. Aber gerade darum, weil dieſe Frei— 
beit und dieſes Recht gegenjeitig find, bleibt ftet3 auch die Geſellſchaft berechtigt, daß jie ihrer: 
feits beftimme, was ihr in jedem befondern Falle die Dienftleiltungen der Acheiter werth ge: 
worden find. Und dabei iſt wohl zu beachten, in welcher Weile dieſe Preisbeftimmung vor fid 
geht und nur vor ih gehen kann. Mit dem Worte „Gejellihaft‘‘ wird wie mit dem Worte 
„Staat ein Gollectivbegriff bezeichnet. So wenig es in jedem befondern Falle der Staat ift, 
der ald Ganzes handelt, da ed immer nur bejtimmte Individuen, Staatsbeante iind, die im Na- 
men des Staatd mit andern Staatsglievern in Beziehung treten; ebenfo wenig iſt e8 die Gefell- 
ſchaft, vie als foldhe bei der Beſtiamung des Breifes der Waaren und der Arbeit thätig if. 
Darauf beruhen aber zum grogen Theile vie Jerthümer der Socialiften, daß jle jih aus der 
„Geſellſchaft“ ein ideales Gedankending zurecht gemacht haben, wie ed in ver Wirklichkeit 
nimmernebr leibt und lebt. Gie leugnen ed zwar nicht, aber fie vergeilen es hundertmal, daß 
in der Geſellichaft ſtets nur beſtimmie Berföntihkeiten mit den verfdiedenften Leitungen und 
Bevüriniifen in Beziehung zueinander treten. Gin noch jo treiflich gearbeitetes chirurgiſches 
Zuftrument hat aber unmittelbar für die Gejellihart gar keinen Werth; es hat nur einen be: 
flimmten und zu beftimmenvden Werth für diejenigen, die ed anzuwenden und darum nach feinem 
Werthe zu ſchätzen wiſſen. Es kommt aljo in der Gejelligait gerade darauf an, dap die der 
Bollziehung des Gejeges der Nachfrage und des Angebots noch entgegenftehenden Hinder- 
niffe des freien Verkehrs immermehr bejeitigt werden, damit zur ſtets ſich erneuernden vertragd- 
mäßigen Feſtſetzung der Wiareapreije diejenigen, vie ein Beitimmtes leiten fönnen, mit denen, 
die eben diejes Bejtimmte bevürfen und begehren, in die beiverjeitig vortheilhafteſte Verbindung 
gelangen. 

Es hieße der Menſchennatur die geillofeite Gewalt anthun und das Unmögliche verſuchen, 
wollte mın Broducenten und Konjumenten verhindern, die glüflihen 3 ıfülle zu benugen, um 
frühern Shaven zu erjegen, over ih für künftigen möglichen Nachtheil ſchon im voraus ſchadlos 
zu halten. Auch wird man feinen Beilger von Waaren hindern können, feine Waaren vor allen 
andern anzupreiien, um mit vadurd auf die den Preis beſtimmende Meinımg einzuwirken. 
Dies kann im beiten Glauben geihehen: und imm rhin mag jih ver Kaufmann in vollem Maße 
des Muths jeiner Speculation und der Flugen Benugung günftiger Umſtände erfreuen. Darum 
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fagt Proudhon mit Net, daß mit der Speculation zugleich der Misbrauch derjelben gerade jo 
unvermeidlich fei, ald mit dem Beſtand des Eigenthums der Miobrauch dieſes legtern. Aber 

daraus folgt keineswegs eine unbedingte Hingabe an die blödfinnige Marime des „laissez aller, 

laissez passer”. Gerade darum, weil dem Zufalle und der Sperulation ein Spielraum bleibt, 

woburd die Harmonie der gefellfhaftlichen Orbnung fletd von neuem geflört werben fann, 

bleibt e8 die ftete Aufgabe einer vernünftigen geſellſchaftlichen und ftaatlidien Organijation , den 
Zufall und die Wagniffe der Speeulation in möglichſt enge Schranfen zu bannen; das unver- 
ſchuldete Unglüd der einen mit dem unverbienten Glüd der andern fortwährend auszugleichen ; 
die Öffentlihe Meinung über den Werth der, Güter mehr und mehr aufzuklären, damit fie id 
nicht täufchen laſſe; die Käufer aud fonftwie gegen Betrug und Fälſchung zu ſchützen, die Be- 
trüger und Fälſcher zur Strafe zu ziehen. Und wenn man fogar im Gebiete der productiven 
Speculation gegen die anarchiſche Herrſchaft des Zufälligen, und das hiermit zufanımıenhängende 
Wagſpiel auf Glüd und Unglüd fort und fort anzufämpfen bat: fo iſt man dazu um fo mehr 
berechtigt, gegenüber der improbuctiven Speculation in den Formen ded Börfenfpiels, der Spiel- 
höllen u. dgl. Wie jollte man denn zu gefeglihen und polizeilihen Mapregeln gegen die befon- 
ders von den höhern Klaſſen aus um ſich freifende Spielfeuche nicht ebenſo befugt und unterlim- 
ftänden ſogar verpflichtet fein, wie etwa gegen die Branntweinfudt und andere mehr proleta- 
rifhe Krankheiten der heutigen Geſellſchaft, vie fich nicht ebenfo leicht indie Tracht der vorneh- 
men Welt zu vermummen willen? 

Darüber ift fein Zweifel, daß alles, was die Productionskoſten vermindert, daß jede zweck⸗ 
mäßigere Theilung und Verbindung der Arbeit, jede Verwendung wirffamerer Werkzeuge und 
Maſchinen eine Wohlthat für die Geſellſchaft ift, ſobald ſich Damit gleichzeitig eine das geiftint, 
‚fittliche und leibliche Wohl der arbeitenden Bevölkerung fördernde Vertheilung der im reicherer 
Fülle gefhaffenen Werthe verbindet. Alle Gliederung der Arbeit in die am einzelne Arbeiter 
verteilten Operationen beruht auf Afforiation, deren Erfolg wiederum eine Befpränfung des 
Zufälligen auf ein geringeres Maß ift, mitteld einer Vereinfachung der vie förperliche Ihätig- 
keit leitenden und mit der productiven Sperulation zufammenfallenden geiftigen Arbeit. Die 
‚größere techniſche Fertigkeit, welche ver einzelne Arbeiter durch ungetheilte Aufmerkiamteit auf 
ſtets wiederkehrende einfache Handgriffe gewinnt, ift ja fhon eine Berminderung von Zöge- 
rungen und Störungen, die dad Schidfal der Arbeit betreffen können. Dazu fommt, daß die 
zur Gefellihaft verbundenen Arbeiter jhon darum gegen Störungen und Misgeſchick beiter 
gerüftet jind, weil mehrere mehr vorausſehen und vorſichtig beachten als der einzelne. Indem 
nun jede Geſellſchaft ihre materiellen und geiftigen Errungenſchaftem zu beſſerm Betrieb und 
Schutz der Arbeit auf die folgenden Geſchlechter verpflanzt, entwickelt jich immermehr die auch von 
Proudhon jehr richtig gezeichnete geſellſchaftliche Kraft, die der Summe dervereinzelten Arbeitö- 
fräfte unermeßlic überlegen ift. Für die Verringerung der Proburtiondkoften des Handels 
fommt inöbefondere die Bejeitigung alles oft unnöthigen Zwiſchenhandels in Betracht; alfo bir 
Organiſation des Verfehrs zum möglihft unmittelbaren Austaufche der geſchaffenen und be: 
gehrten Güter. Dadurch werben der improbuctiven Speculation jene Zwijdenftationen ent- 
zogen, auf denen fie fi zur Vertheuerung der Güter durch Erhebung ihrer Waarenzölle nur 
allzu Häufig niedergelaffen hat; und viefen wichtigen Gegenftaud haben denn auch fat alle 

‚ neuern Socialiften befonderd ind Auge gefaßt. R 

Schon diefe wenigen Bemerkungen deuten auf das von der focialen Dfonomie mod zu br: 
bauende unermeßliche Feld. So hoch man indeflen die bisherigen Fortſchritte anfchlagen man 
es ift damit noch wenig gewonnen, bis es endlich auch gelingt, eine gerechte und zwecimähis: 
Bertheilung des Kapitals zu Stande zu bringen, des materiellen wie des geiftigen, des ſchon gr: 

. fhaffenen wie des von Tag zu Tag neu zu fhaffenden. Alle oder faſt alle Mittel, die bisjetzt zu 
diefem Zweck von den Sorialiften vorgeſchlagen wurden, laſſen ſich aber ald unbrauchbar nad: 
weifen. Zu diejen untauglichen Mitteln gehört auch die von Broubhon befürwortete Linentgel- 
lichkeit des Credits und der Verfuh, mitteld diefer Unentgeltlichkeit das fogenannte Recht auf 
Arbeit zu verwirklichen. 

e)UnentgeltlidEfeit des Ereditd. Volksbank. In Erzeugung und Vertheilung 
ber Güter ift der Einfluß des Zufälligen jo augenſcheinlich, daß ihn Proudhon Feinetwegs.un: 
beachtet gelafien hat. Nah ibm hat die geſellſchaftliche Okonomie die höchſte Bollfommenbei 
erreicht, wenn die von ihm jogenannten vier Factoren oder Facultäten der Produrtion (f. oben) = 
gleichem. Verhältniſſe von allen Producenten ausgeübt werden; ſie ſteht dagegen auf niedriger 
Stufe, jolange dieje Bacultäten unter befondere Klaffen von Bürgern vertheilt jind und ns 
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ebenfo viele Körperihaften oder Kaſten von Arbeitern, Kapitaliften, Handelöleuten und Specu⸗ 
lanten mit widerftreitenden Intereflen bilden. Um dieje verhältnißmäßig gleiche Vertheilung zu 
Gewirfen, will er: Garantie ver Arbeit, wohlfeile Lebensmittel, höhern gewerblichen, willen: 
ſchaftlichen und literariſchen Unterricht für alle, damit ſich der Arbeiter bei ven Vortheilen des 
Arbeitsunternehmers in wachſendem Maße zu betbeiligen vermöge. Bor allem galt es ihm aber, 
die Möglichkeit einer Garantie der Arbeit durch Organifation eine wechfeljeitigen und unent- 
geltlichen Credits darzuthun. Zur Erbringung diefes Beweifes beruft er ſich auf einige Erfah: 
zungen, die er zwar irrig deutet, die aber auf fehr beachtenswerthe Erfcheinungen in ver heutigen 
Geſellſchaft hinweifen. i 

Ein wohleingerichtetes Bankierhaus zu Paris, das 6 Proc. jährlichen Zinſes berechnet 
und Wechſel bis zu 30 und 45 Tagen Verfallzeit discontirt, hat einen jährlichen Gewinn von 
15 Proc. feines Betriebsfapitald. Zum größten Theile liegt aljo der Grund des Erwerbs 
darin, daß ſich der Bankier feine Arbeit, d. h. den wirklichen Kauf und Verkauf der Wedjiel, 
durd Berechnung von Commiſſionsgebühren und Spefen nicht allzu niedrig bezahlen läßt; und 
dag ſich die Verwendung feined Kapitald zu diefer Arbeit durchſchnittlich etwa zwölfmal im 
Jahre wiederholt. Dazu fommt, daß der Bankier das zu 6 Proc. verzinsliche Baargeld, deſſen 
ex zu feinem Geſchäfte bevarf, zu nur 4—5 Proc. von der Banf von Frankreich geliehen er: 
Hält. Was nun dieſe legtere anlangt, fo wird ihr das als Caution in Staatörenten hinterlegte 
Gejellihaftäfapital von 914, Mill. Sr. gerade fo wie jevem andern Staatsgläubiger verzinit. 
Sie ift aber zur Ausgabe von Banknoten privilegirt; und feit jie deren von 100 und 50 Br. 
ausgab, ſtieg ihr Incaſſo bis zu 600 Millionen. Danit- machte jie für 5400 Millionen Ge: 
Ihäfte und bradte alſo das Kapital von 600 Millionen zu neunmaligem Umtauſche. Bon die 

jem Kapital erhob jie den gebräuchlichen Jahredzins, und ließ jich, wie jeder andere Bankier, die 
Arbeit ded jededmaligen Umtaufches mit ven feftgefegten Gommiffionsgebühren und Zaren be: 
zahlen. Ihre Berlufte dur unbezahlt gebliebene Billets waren gleich Null. So flieg im 
Jahre 1856, während ſich die gewöhnlichen Verwaltungsausgaben der Banf auf nit ganz 
7Millionen belaufen, der Ertrag auf mehr ald 37 Millionen ; und im Verhältniſſe zu dem wirklich 
eingezablien Geſell ſchaftskapital von nicht ganz 100 Millionen flieg ver Gewinn aufnicht weniger 
als 27,2 Proc. Hätte dagegen dieſe Bank, bei einem Geſammtbetrage ihrer Geſchäfte von 
5400 Millionen, nur Proc. erhoben, fo hätte ſich ihr Ginfommen, nad Proudhon's ganz 
richtiger Berechnung, immer noch auf 1,650000 Fr., auf 18 Fr. per Actie oder auf 5,8 Proc. 
des Artienfapitald belaufen, was dem herkömmlichen Zinsfuße entſprochen haben würde. 

Der unverbältnifmäßig große Gewinn, den die Franzöſiſche Bank trog des nicht geringen 
Arbeitölohnes für die Arbeit des Umtaufches von Geld und Geldzeihen macht, hat hauptſächlich 
jeinen Grund in dem ihr ertheilten Privileg, fatt des Baargeldes Noten in Umlauf jegen zu 
pürfen ; ohne daß fie jelbft erft — gleich jeden andern Käufer von Banfnoten — Diefe papierenen 
Werthzeichen zu. dem darauf bemerften Geldbetrage anzufaufen verpflichtet ift. Ahnliche unver- 
hãltnißmäßige Gewinne können von allen Banfen gemacht werden, die nicht ald Dedungsmitiel 
für den Rominalwerth ihrer umlaufenden Noten ebenjo viel Metallmerth im Vorrath haben 
möffen; die alſo — was damit gleihbebeutend ift — nicht verpflichtet find, ihre Banfnoten gleid- 
ſam bei ſich jel6ft einkaufen zu müflen. Im gewöhnlichen Kauf und Verkauf vertaufcht der Be- 
iger einer Waare ihren Geldwerth gegen wirkliches Geld; ober, mas das Gleiche jagt, er ver- 
taufcht die Arbeit, welche die Production feiner Waare gefoftet hat, gegen die Arbeit, welche die 
Production ded dafür empfangenen Metallgelved erforderte. Die Franzöſiſche Banf fonnte da⸗ 
gegen, mitteld des ihr eingeräumten Privilegs, die tauſendfach geringere Arbeit, welde die 
Babrifation ihrer Noten koſtete, gegen die taufendfach größere Arbeit vertaufhen, melde die 
Production von 600 Millionen Metallgeld Eoftete, fie konnte ih aljo den Nutzen dieſes ganzen 
und beinahe umfonft erworbenen Kapitals aneignen. ’ 

Darin hat alfo Proudhon ganz recht, daß er gegen die Ertheilung und Erneuerung von 
Privilegien eifert, die einen Erwerb ermöglichen , ver außer allen Verhältniſſen mit der wirklich 
getbanen Arbeit fteht. Da überall ver Etaat das Münzrecht in die Hand genommen bat; da 
andererjeitö Banfnoten und fonftiges Papiergeld dem Handel in vielen Fällen beffere Dienſte 
ald Dietallgeld leiften: jo follte fi aud der Staat zum alleinigen Producenten des Papiergeldes 
machen, und jede Banf, die damit Handel treiben wollte, hätte erjt ihren Bedarf an Noten vom 
Staate einzufaufen. Die angeführten Beifpiele beweifen, daß gleihwol diefer Handel mit Geld 

und Gredit einen der Arbeit des wirklichen Umtaufches völlig entſprechenden Lohn abwirft, So 
käme ver Staat in den Beſitz der feine ausgegebenen Noten völlig deckenden Baarmittel ; und er 
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würbe zugleich in Nothfällen über beträchtliche Gelvvorräthe verfügen. Zugleich wäre dieſe 
Befeitigung befonderer Privilegien ein Mittel, um den Credit für alle glei theuer zu machen; 
undesiftwohl zu beachten, daß der für alle gleich theuere Credit auch der gleich wohlfeile iſt. Er— 
mwägt man aber ſolche unverhältnigmäßige Gewinne einer Bank von Franfreih, während vie 
franzöflichen Landwirthe, infolge der Gebühren für Infeription, Notariatögefhäfte u. dgl., den 
einmaligen Grebit mit 8 Proc. 17) und wegen Öfterer Auffündigung und Wiederholung des Dar— 
lehns durchſchnittlich ſogar mit 10—12 Proc. bezahlen müffen; überfieht man nicht die faum 
erheblich beſſeren Verhältniſſe in andern Ländern: fo ift allerdings einzuräumen, daß bier noch 
ſchwer verlegende Ungleichheiten und arge Misftände zu bejeitigen find. Daraus erflärt fid 
auch, daß fich die neuern Socialiften hauptſächlich die Organifation des Credits für ihre Reform— 
vorfchläge auserjeben haben. Wenn aber Proudhon darum, weil die befonders privilegirte 
Bank von Franfreid mit Erhebung von 4, Proc. ausreidhen, mithin ihren Eredit umjonft oder 
beinahe umfonft verkaufen und gleichwol dabei beftehen fönnte, auf die Möglichkeit de? ıment- 
geltlichen Credits überhaupt ſchließt, fo ift dieſer Schluß ein durchaus voreiliger. Er fegt das 
gerade voraus, was erft noch zu beweiſen wäre, daß nämlich an die Stelle des allgemeinen 
Taufchmittel®, des Geldes, deſſen Production eine dem Werth der andern Güter entſprechende 
Arbeit Foftet, willkürlich irgendein fonftiges conventionelled Werthzeichen gejegt werden könne, 
deſſen Broduction nur eine unverhältnigmäßig geringe Arbeit erfordert. 

Der franzöfifche Socialift glaubte indeifen die Möglichkeit des unentgeltlihen Credits und 
damit zugleich den Schlüffel zur Löfung der Sorcialfrage entdeckt zu haben. Noch vor Befeiti- 
gung des Rechts auf Arbeit aus der Verfaflung von 1848, brachte er feine Anfichten in der 
Nationalverfammlung zur Verhandlung mittels eines Beſteuerungsvorſchlags, welcher dieſel— 
ben Hypotheſen zur Vorausſetzung hatte, wodurch aud der unentgeltliche Credit durch Grün: 
dung einer Taufhbanf verwirklicht werden follte. Proudhon beantragte in der Form einer fehr 
hochgegriffenen Steuer die allgemeine Verminderung alles Einkommens aus verliehenen Kapi- 
talien, aljo die Herabjegung der ald Baht auf Miethe, als Intereffen over Renten von hypo— 
thefarifchen und dirographarifchen Forderungen jeder Art erhobenen Kapitalzinfen. Dieſer 
Herabfegung ftellte er eine angeblich ausgleichende Befteuerung aller ihm zu hoch erſcheinenden 
Arbeitslöhne und Befoldungen zur Seite. Die Hälfte feiner Kapitalfteuer jollte dem Staat, 
die andere Hälfte dem feine Schuld dem Staate anzeigenden Schuloner zufallen. Durch gleich— 

zeitige Verminderung der Koften ded Kapitald und der Arbeit glaubte er die Productions: 
koſten überhaupt vermindern zu können; umd er fhien es wenigftens nicht zu bemerken, daß 
eine wirklich allgemeine, aber blos nominelle Herabfegung des Tauſchwerths oder des Gelb: 
preifed der Producte das reale Berhältnig und Misverhältnig zwifhen Kapital und Arbeit 
durchaus nicht verändern würde. Aber freilich hatte ed Proudhon damals fhon auf die Ab- 
ſchaffung des Geldes felbft nnd auf den durch feine Volksbank zu bewirkenden unentgeltlien 
Gredit abgefehen. Nach der einflimmigen Verwerfung feines Steuerprojectd von Socialiften 
und Nichtfocialiften, von politifchen Freunden und Feinden, verfuchte er alſo auf eigene Hand 
die Gründung feiner Tauſchbank. Binnen ſechs Wochen meldeten ji gegen 20000 Theil: 
nehmer, und da er wegen eined Verſtoßes gegen die beſtehende Gefeggebung feinen Verſuch 
nicht fortfegen durfte, fo konnte er den Grund des Mislingend in einem äußern Hinderniffe zu 
finden glauben. Gine genauere Prüfung feines Unternehmens ließ aber deſſen baldiges Schei- 
tern auch aud den in der Sache ſelbſt liegenden Gründen vorausſehen. 

Mitglied der „Geſellſchaft ver Volksbank“ follte jever fein, der fidh ihren Statuten unter: 
mürfe und ihr Papier flatt baaren Geldes anzunehmen verpflichtete. 19) Mit diefem in Ab- 
ſchnitten von 5, 10, 20 u. f. mw. Fr. ausgegebenen Papier (Umlaufsnote) kauft wie 
Bank den betheiligten Arbeitern, wenn fie dies verlangen, die von ihnen verfertigten Waaren, 
alfo ihre ſchon gethane Arbeit auf Ziel ab, und gibt ihnen dafür einen unverzinslichen Bor: 
ſchuß von ein Halb bis vier Fünftel des Schägungswerths. Läuft der Termin ab, ohne das 
fi der Arbeiter durch Nüderftattung des Vorſchuſſes wieder in den Befig feiner Waare gefrgt 
hat, fo wird dieſe an den Meiftbietenden verkauft und der überſchuß dem Arbeiter zugeftellt. 
Außerdem tauſcht die Bank ihr unverzindliched Papier gegen die erft fpäter erfolgende Rüder: 
ftattung aus; und namentlih — zur Begünftigung der Arbeit — gegen die von einer noch 





17) Moniteur, 1855. 


a. = Proudbon, Die Volksbank. Eingeleitet und erläutert von Bamberger (Frankfurt 1849), $$. 6, 
u. f. w. 
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nicht gethanen Arbeit erſt zu ſchaffenden Werthe. Diefer Austauſch erfolgt nur gegen reale 
oder perfönlihe Sicherheit. Im erftern Falle hat alfo genau genommen der Arbeiter der Bank 
einen Vorſchuß gemacht, oder ihr unentgeltlich Credit gegeben, denn diefe hat von ihm wenig 
ftens ein Fünftel mehr empfangen, als jie ihm an Papieren gegeben hat. Im andern Falle ift 
dagegen die Banf die Greditgeberin. Kür noch directere Belebung der Arbeit fpornt vie Bank 
zu Erfolg verheißenden Unternehmungen an und unterftügt diefelben durch Vorfchüffe (Gom: 
manbitirung der Arbeit). Dazu werben jedoch bejondere Syndikate errichter. Neben dem 
Zaujhverfehr der Bank mit den einzelnen Mitgliedern der Geſellſchaft foll befonders noch 
zwiſchen dieſen felbft ein lebhafter Austaufh von Gütern und Umlaufsnoten bewirkt werben. 
Darum verpflichtet fich jeder Betheiligte im feiner Eigenſchaft ald Gonfument, feine Anfchaf- 
fungen von Verbrauchsgegenſtänden moͤglichſt bei feinen Mitgejellfpaftern zu machen, während 
er in feiner Eigenſchaft als Producent verpflichtet ift, feine Waaren den andern Mitbetheiligten 
zu einem berabgefegten Preife zu liefern. Zur weitern Beförderung des Umſatzes mittels 
Banfpapieren fol endlich jogar jeder zur Geſellſchaft nicht Gehörige gegen Baargeld folde 
Papiere im gleihen Betrage eintauſchen und damit die Waaren der Geſellſchaftsglieder zu ihrem 
berabgefegten Preiſe an ſich kaufen können. Aus dieſen Beftimmungen erhellen die Zwecke ver 
Anfalt ſowie die Mittel zu ihrer Erreihung. Alles weitere betrifft die Geihäftsführung und 
einige Übergangdmaßregeln. Zu den legtern gehört die vorläufige Beibehaltung eines Fleinen 
Zinſes von höchſtens 2 Proc., bis allmählich auch diefer befeitigt werben kann, und die Banf- 
beamten nur noch die Berwaltungsfoften und ihre eigentliche Arbeit des Umtaufches vergütet 
erhalten 

Der Zwed der Anftalt, die völlige Verdrängung des verzinslichen Grebitd durch den un— 
verzinslichen, ſoll alſo durch völlige Verprängung des gemünzten Geldes bewirkt werben. 
Denn darin, daß fie ftatt des Geldes dienen jollen, unterſcheiden fidh die Noten der Volksbank 
von den gewöhnlihen Banknoten, die gegen Münze umgefegt werden können und alfo gerade 
die Fortdauer des Metallgelved vorausfegen. Davon verſpricht ich Proudhon fabelhafte Er: 
folge. Er nennt fein Unternehmen eines, „das nie feinedgfeichen hatte, dem keines je gleichen 
wird”. Er will damit „die Baſis der Gefellihaft ändern, die Achſe der Givilifation verrüden 
und machen, daß vie Welt, die fih unter vem Impuls des göttlichen Willens bis auf diefen 
Zag von Weften nad Dften gedreht, von nun an fich durch den Willen des Menfchen von Oſten 
nah Weiten drehe”. Es handle ſich varum, die biäherigen „Beziehungen ver Arbeit und des 
Kapitals zu flürzen, ſodaß die erfte, die immer gehorcht hat, gebiete und das zweite, das 
immer befohlen hat, gehorche““. 1%) ‚Die Unentgeltlichfeit des Credits“, fagte Proudhon in der 
Nationalverfammlung, „fei in der Öfonomijchen Sprache vie Überfegung von Garantie ver 
Arbeit, und vieſe werde eriftiren, fobald die Arbeit im ganzen mehr gefucht ald angeboten fei. 
Dies geihehe nun unter dem Einfluffe feiner Volksbank, wovon er eine noch nie dageweſene 
Geſchwindigkeit ver Conſumtion und Production erwartet. Denn die Verbrauchsfähigkeit in der 
Geſellſchaft und im Individuum fei eine unbegrenzte, oder faft unbegrenzte; und flatt der küm— 
merlichen durchſchnittlichen Ausgabe von täglih 75 Gentimen könne jeder Franzoſe leicht auch 
zehnmal foviel verthun. Werde nun jeder Producent durch die Volksbank in den Stand ge= 
fegt, den Werth feiner ſchon gethanen oder noch zu thuenden Arbeit fogleich zu verzehren, fo 
würden alle produciren, um zu genießen, nicht aber, um Erjparniffe zu machen, alfo nicht 
zur Anhäufung verzinslihen Kapitals, um ſich dadurch von der Arbeit zu, befreien und durch 
Ausbeutung der Arbeiter zu leben, ohne produeiren zu mülfen. In einer Geſellſchaft, worin 
Millionen der zu menſchenwürdigem Daſein erforderlichen materiellen und geiſtigen Genuß⸗ 
mittel noch entbehren, hat man allerdings auf eine zweckmäßigere Vertheilung derſelben zu 
dringen, und man muß andererſeits einräumen, daß allmählich auch im ganzen eine weit 
reichlichere Production noch ermöglicht werden kann. In feinen maßloſen ökonomiſchen Träu- 
men vergißt indeffen Proudhon nicht blos, daß der Tag vierundzwanzig Stunden hat; daß 
nicht blos die Erzeugung, fondern aud der Verbrauch und befonderd der verfländig bemeffene 
Verbrauch der Genußmittel eine beftimmte Zeit erfordert und auf ein beftimmtes Maß gewiejen 
ift. Er vergiät au, daß ſich der Arbeiter in der Zeit der größern Arbeits- und Erwerbskraft 
zwar ſehr leicht an eine Genupweife gewöhnen kann, die eben dieſen größern Erwerb von Tag 





19) Opitz, Theoretifcher und praftifcher Beweis des So:ialismus oder Revolution durch den Credit 
(Leipzig 1849). . 
Staats⸗Lexikon. III. 42 
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zu Tag wieder verſchlingt, daß er aber in derſelben Zeit in der Lage jein follte, Eriyamijie 
machen zu können, und daß er dieſe wirflih machen jollte, um während jeiner gänzlichen oder 
theilweifen Arbeitsunfähigfeit über diejenigen Genußmittel zu verfügen, die er nach feine In: 
dividualität für ſich ſelbſt und feine Familie ald nothwendig oder nüglich erfennt. 

Um die Unausführbarfeit ver Volksbank deutlich zu machen, braucht man nicht einmal auf 
das unlösbare Geſchäftsknäuel hinzumeifen, das für die Verwaltung bei größerer Auspehnung 
des Inftituts entftehen würde. Man braucht ebenjo wenig die einzelnen Vorſchläge für Sicher⸗ 
ſtellung der Bank bei ihren Operationen einer Kritif zu unterwerfen. Aber Proudhon will 
die Berzinslichfeit des Kapitals abſchaffen und fängt fogleid damit an, nod einen neuen Do: 
dus feiner Verzinslichkeit einzuführen. Alle Gonfumenten, ob zur Bankgeſellſchaft gebörig 
oder nicht, Eönnen ſich mittels ihres Kapitals Banfnoten und mitteld diefer zu herabgeſegtem 
Preiſe die Arbeit der arbeitenden Geſellſchaftsglieder verſchaffen. Das ift gerade wieder bie von 
Proudhon und allen Sorialiften jo fehr verichriene Ausbeutung der Arbeit durch Das Kapital. 
Sehr begreiflih werden aljo die der Bankgeſellſchaft angehörigen Producenten, trog aller 
vorher eingegangenen Verbindlichkeiten, darauf bedacht fein, zum nicht herabgeſetzten Preiſe 
möglichft viel für die Mitglieder ver alten „schlechten Geſellſchaft“ zu produciren. Das heiht 
mit andern Worten: ftatt einer Verdrängung diefer Gejellihaft dur Die neue Proudhon's 
wird ein unaufbhaltfames Beſtreben entftehen, vie legtere ſobald ald möglich wieder im der alten 
ſchlechten Geſellſchaft untergehen zu laſſen. 

Die Abſchaffung des Zinſes von dem Kapital, das in Metallgeld oder Anweiſungen auf 
Metallgeld beſteht, wäre ein zugleich thörichtes und ſchädliches Beginnen, ſolange noch die 
Verzinslichkeit jedes andern Kapitals fortdauert; ſolange der Verpachter, der Vermiether over 
jeder Berfäufer von Waaren einen Zind vom Werthe feines Bodens, feines Hauſes oder feiner 
MWaaren erheben fann, die er andern zur zeitweilen Benugung oder als Eigenthum überläßt. 
Der Gelobefiger Hätte fein Metallgelo nur in Boden, Käufer oder irgendwelche verfäuftice 
Sachen zu verwandeln, um feinen Zins dennod beziehen zu können. Aber ed wäre aud 
ſchädlich, wenn der Zins nicht unmittelbar von einem ausgeliehenen Geldkapital erhoben wer- 
ben könnte. Kauft oder miethet man gegenwärtig ein Haus, Pferd u. ſ. m. für eine beitimmte 
Geldfumme, jo würde man dazu nad Aufhebung der Verzinslichfeit einer weit gröpern 
Summe bebürfen, weil ja durch die Verzinslichkeit des Geldes auch deſſen eigenfter Werth er: 
höht worden ift. Die Folge diefer Aufhebung wäre eine allgemeine Steigerung aller Waaren- 
preife, eine Erfchwerung alles Güterumfages, eine verderbliche Verſchwendung von Kräften 
zur Production und Bewegung größerer Geldmaſſen für die Zwecke des Verkehrs. Eben darum 
gilt e8 Proudhon und andern Socialiften um die Abfhaffung des Metallgelves jelbft, womit 
freilich auch feine Berzinslichkeit wegfiele. a 

Iſt nun diefe Abſchaffung möglih ? Für das in den weiteften Kreiſen des Weltverfehrs zum 
allgemeinen Taufchmittel gewordene Metallgeld bemißt ſich ver reale Werth hauptſächlich nad 
der durchſchnittlichen Arbeit, die feine Production gekoftet hat. Statt der Bezeihnung dei 
Werths der einzelnen Münzen in diefer oder jener Müngeinheit, hätte man alfo denſelben auch 
in Arbeitszeit berehnen und bezeichnen können, wie jih denn überhaupt aller Austaufh von 
Werthen auf den von Arbeit gegen Arbeit, oder auf einen Austauſch gegenfeitiger Dienſtlei⸗ 
Rungen zurüdführen läßt. Nachdem man aber einmal im Metallgelv einen allgemeinen Wertt- 
meſſer gefunden, läßt ſich allerdings eine conventionelle Befeitigung deflelben dadurch ala mös- 
lid denfen, daß man Papier oder einen andern wohlfeilern Stoff, als edles Metall, zum 
Träger ber herkömmlichen Werthbezeihnungen macht. Der allgemeinere Gebrauch des Barırı 
geldes läßt ja oft jhon gegenwärtig, bei den einzelnen Operationen feines Umtauſches geger 
Waaren, den bejondern Gebanfen in den Hintergrund treten, daß dieſes Bapier auch geges 
Metallmünze umgetaufcht werden Eönne; und fo kann wol noch eine Zeit fommen, in welder 
das Metallgeld entbehrlich ift, weil ed allgemein für entbehrlich gehalten wird. Aber wie der 
Blaube an die Nothwendigkeit des Metallgeldes nur allmählich und auf organifche Weife in ne 
Weltgeſchichte hineingewachſen ift, fo kann er aud nur in derfelben Weife wieder verſchwinden 
und folange ed noch ein einziges Volk gibt, welches das Papiergeld aller andem Völker nic 
ale Metallgeld annimmt, ift diefes letztere noch nicht völlig entbehrlih. Wenn nun gar 
Proudhon die „Abihaffung des Geldes den größten Act in der Zukunft” 20) nennt, jo mad: 
er ſich wieder einer argen Übertreibung ſchuldig. Selbft nad dieſer Abihafung würde man dr! 


20) Die Serechtigfeit u. f. w., Bb. 1. 
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Goldes und Silbers zu Dingen ded Nugens und der Zierde, vielleicht auch zu Münze für den 
Kleinverkehr, nicht ganz entbehren können und wollen. Würde aber auf der ganzen Erde die 
Arbeit von 200000 Gräbern, Schmelzen, Transportirern und Bermünzern von edeln Me— 
tallen erjpart, fo wäre dies wol ſchon hoch gerechnet. Dieſe 200000 Arbeiter würden ih an 
andern Zweigen der Production betheiligen und ihre Betheiligung würde zugleich zweckmäßi— 
gere Verbindungen von Arbeitöfräften, aljo die Entftehung neuer und productiver Social- 
fräfte ermögliden. Dies wäre freilich ein Vortheil. Aber wir haben blos in Europa weit über 
200000 Zollbeamte und Mauthner, die ih durch ihre Arbeit nicht ſelbſt ernähren, fondern 
von der Gefellihaft mit Millionen unterhalten werden müffen, und deren einziges Geſchäft 
darin befteht, daß fie der nüglihen Production des Handeld Henmniffe und Zögerungen in 
den Weg legen. So richte man feine Thätigkeit auf die Abſchaffung von Zöllen und Mauthen, 
auf die Herftellung des von Proudhon höchſt oberflächlich und nebenſächlich behandelten Frei— 
handels, und man wird ſich bei einem weit größern Aete betheiligen als bei jenem „‚größten 
Het der Zukunft‘. Noch mehr! Wir haben in ven flebenden Armeen Europas über 
3 Mill, arbeitöfräftiger Männer, die zu unfruchtbarem Waffendienfte gezwungen find, und 
für deren jährliche Unterhaltung Milliarden der von der arbeitenden Bevölkerung gefchaffenen 
Werthe verwendet werden. So richte man feine Thätigkeit auf die Mittel und Wege, wie diefe 
Millionen Arbeiter der nützlichen Production wiedergegeben werben können; und es handelt 
fi Hier jogleih um hundertfach größere Erfolge als bei ver Abſchaffung des Metallgelves, jelbft 
wenn diefe Abſchaffung feine Jahrhunderte oder Jahrtaufende mehr ind Gebiet der Märchen 
fallen würbe. 

Eine bloße Abihaffung des Metallgelves würde noch nit einmal die Verzinslichkeit des an 
feine Stelle getretenen Vapiergeldes bejeitigen, da man ja nad) wie vor gegen dieſes legtere ver: 
zinsliche Kapitalien andern Stoffes, Ader, Käufer, Mafchinen u. ſ. w., eintaufchen könnte. 
Es fragt ji alfo, ob die Verzinslichkeit alles und jedes Kapitals bejeitigt werben könnte? Lind 
ob diefe Befeitigung, wenn möglih, auch gerecht und vortheilhaft wäre? Beide Fragen find 
entihieden zu verneinen, und wurden fie von Proudhon und andern Sorialiften bejaht, jo 
liegt dem eine durchaus irrige oder unvollitändige Auffaffung des Kapitald und feines Ver: 
haltniſſes zur Arbeit zu Grunde. 

Der irgendeinem Stoffe durch irgendeine Arbeit eingefhaffene Werth ift Kapital, ſobald 
dieſer werthvolle Stoff zu Erwerbözweden verwendet wird, und er iſt nur Kapital für denjenigen, 
für den ertvorben werben full. Ein Ader oder eine Maſchine von 1000 Werth ift ein ebenſo 
großes Kapital für den, dev mit diefem Ader oder diefer Mafchine für feine Zwecke arbeitet, wie 
für den, welcher arbeiten läßt. Der Befig von 1000 Werth in dem an id unfruchtbaren Metall: 
gelde oder Papiergelde ift vorerft nichts weiter ald ein unfruchtbarer Bejig; gerade jo wie es der 
Beiig unbenugt gelaſſener Ader, Maihinen und Werkzeuge iſt. Wer eine Geldſumme bejigt, 
macht fi erft dadurch zum wirklichen Kapitaliften, daß er dieſe Summe verzinslich audleiht. 
Dagegen ift jeinerjeitö ver Empfänger des Geldes zunächſt nur zu einem unfruchtbaren Befig ge- 
fonımen; er fann ſich erft duch Verwendung des Geldes zu Erwerbszwecken jelbft auch zum 
Kapitaliften machen. So findet im Güterleben ein beſtändiges Kapitalifiren bald auf der einen, 
bald auf der andern Seite flatt; jowie ein beftändiger Austauſch von Erwerbömitteln für neue 
oder veränderte Erwerbsweiſen. Aber freilic, ift es eine leichte Erwerböweife, wenn der Eigen 
thümer eined Aderd, eines Haufes, einer Geldſumme u. ſ. w. diefe Sachen nur hinzugeben 
braudt, um vorerft einen Zins zu beziehen und fpäter eine Sache gleihen Werthes zurüdzu- 
empfangen. Worauf beruht nun das jeit Jahrhunderten ſtets von neuem beftrittene Recht dieſer 
ſtets fortvauernden Zinfennahme? Es beruht gerade auf jenem „ſpäter“; es beruht auf der 
von Gommuniften, Socialiften und Nationalöfonomen nod viel zu wenig beachteten Pro— 
ductionszeit der ald verzinsliches Kapital verwendbaren Sahen, Nehmen wir z. B. an: 
A verfertigt zehn Jahre lang in jedem Jahre eine Maſchine und verzehrt in jedem Jahre den 
Erlös dafür. B macht diejelben Mafchinen von gleihem Werthe; er bringt aber ſchon im 
erften Jahre zehn folder Mafchinen zu Stande und verzehrt gleihfalld nur den Erlös für eine 
einzige. Nun kann er den Preis für neun Maſchinen ald Zins tragendes Kapital anlegen 
und erhält darum mehr ald A, welcher doch ſcheinbar der Gejellfchaft ebenfo viel Dinge von 
Werth liefert. Allein gerade das ift nur ſcheinbar. Denn bezeichnen wir den Nugen, der 
jährlich mitteld einer dieſer Maſchinen erarbeitet wird, als N, jo werden in den eriten zehn 
Jahren nad Verfertigung der erften Mafchinen mit denen von A nur 55 N, denen von B 
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dagegen 100 N geivonnen. Alſo hat B der Geſellſchaft 45 N mehr geleiftet, und ſo iſt auch 
die Geſellſchaft verpflichtet, ihm dieſe Mehrleiftung zu vergüten, was in der Form von Zinfen 
gefhieht. Ihrem Weſen und Begriffe nach ift alſo die Verzinfung des Kapitals eine Anwen: 
dung des „Bis dat, qui cito dat” auf das Güterleben; fie ift der gerechte Preid des Boraus- 
arbeitend, des größern Fleißes und der größern Geſchicklichkeit des Arbeiters. Denn auf vat 
ift eine fletö von neuem ſich geltend machende Forderung der Gerechtigkeit, daß die Gejelliäah 
die von dem geſchicktern Arbeiter gefchaffenen Mehrwerthe gegen gleiche Mehrwerthe eintaufgt. 

Die Gerechtigkeit des Kapitalzinfes macht fogleih auch deſſen Zweckmäßigkeit augenſcheinlich 
Hätte der fleißigere und geſchicktere Arbeiter, oder aud der durch verfländige Sparfamfeit auf 
Erhaltung der geſchaffenen Werthe bedachte, deifen Feinen Lohn: fo gäbe ed nur no mehr 
Faule und Ungefhicte, oder unnüge und fchänliche Verſchwender. Es ift eine grundſchlechte 
Maxime, ven Leuten vorzufagen, daß fie ſich auch bei Halbem Lohn mit der ehrenvollen Aner- 
fennung ihrer Leiftungen begnügen, daß fie ih mit andern Worten um ihr Recht betrügen 
Iaffen follen. Der Arbeiter fol vielmehr für das, was er der Geſellſchaft leiſtet, vie gleich 
werthvolle Gegenleiftung zu erlangen ſuchen; dann mag er dad über ven eigenen Bedarf Er: 
worbene nad freier Neigung zum beiten der Seinigen und feiner Mitbürger verwenden, um 
fih außer dem Ruhme des fleifigen und tüchtigen Arbeiterd auch noch den eines verftändigen 
MWohlthäters feiner Umgebungen verdienen. Er ſoll an ſich jelbft zu erleben juchen, daß Geben 
feliger ift ald Nehmen. Beſtände jeder in feinem Kreife auf diefem guten Recht, jo hätten wir 
nicht blos weniger Unrecht, fondern auch mehr thätige Menfchenliebe, denn diefe kann nur auf 
dem Boden ded Rechts gedeihen. Gerade die Verzinslichkeit des Kapitald ift aber bei richtiger 
Anwendung ein Mittel, dem thätigen und tüchtigen Arbeiter zu feinem Recht zu verhelfen, zu 
feinem Lohn, den er werth ift. Sie ift eben darum eine Wohltbat für die Geſellſchaft. Könnte 
jeder tüchtige ober untüchtige Arbeiter das ihm nöthige oder nöthig ſcheinende Kapital ument: 
geltlich erlangen, dürfte Das Kapital nicht mehr audgeboten und zu dem Preife oder Zinfe bin: 
gegeben werden, der von irgenbivem gerade jetzt und gerade da oder dort zu erhalten ift: fo 
wäre dies die Unterbrüdung der fleißigen und tauglihen Arbeiter und Arbeitäunternehmer 
durch Die trägern und minder tauglihen. Denn in der Regel kommt doch dad Angebot des 
Zinfes für die Benugung eines Kapitald gerade von denjenigen, die fi im Bewußtſein ihrer 
höhern Eörperlihen oder geiftigen Arbeitöfraft verjihert fühlen, durch jene Benugung noch 
größere fortale Werthe zu ſchaffen, ald fie für die Benugung bingeben. Die Unentgeltlikeit 
des Kapitals würde alfo nah allen Seiten hin die Production lähmen, zum Nachtheil der Ge— 
ſellſchaft und aller Glieder derſelben, fowie ganz befonderd zum materiellen und ſittlichen Ber: 
derben der arbeitenden Bevölferung. Diefe Unverzinslichkeit ift nichts andered ald ein rüdwartd 
gerihteteß Utopien, das, dem Strom der Weltgeſchichte entgegen, die fortgejhrittene Geſellſchaft 
wieder in die alte Barbarei verfenfen würde. Sie ift zugleich die naive Forderung eines rein 
Unmögliden; denn fie muthet den Menſchen zu, die von ihnen gefchaffenen und als Kapital 
verwendbaren Werthe gegen das nicht auszutaufchen, was fie andern werth find. Alle Gründe 
der Gerechtigkeit und Zweckmäßigkeit ſprechen alfo gegen die eiteln Verfuche zur Verhinderung 
bed freien und möglihft unmittelbaren Verkehrs zwiſchen Kapitaliften und des Kapitals Be: 
bürftigen; und eine wirklich förderliche Thätigkeit kann nur auf Befeitigung der diefem Ber: 
fehr noch entgegenftehenden Hemmniſſe gerichtet fein, namentlich auf Befeitigung alles ver: 
meidlichen Zwiſchenhandels mit Geld und Kapital. 

Schon die fo oft wiederkehrende und fo begreiflie Erfahrung, daß die Preife des Kapitals 
und ber Arbeit gleichzeitig zu fteigen pflegen, weil der größere Bedarf von neuen Gütern aud 
das Verlangen vermehrt, theild nach ſchon gethaner Arbeit, oder nah Kapital, theild nad nech 
zu thuender Arbeit, hätte auf die gänzliche Unmwahrheit des von Proudhon und andern Socia: 
liften aufgeftellten Oegenjages von Kapital und Arbeit hinweiſen follen. Sieht man genaurt 
zu, fo iſt in der Wirklichkeit jeder Arbeiter zugleich Kapitalift. Der Befig der zur Arbeit um 
zum Erwerb des Arbellslohns unumgänglich erforderlihen Nahrungsmittel, Bekleidung unt 
Wohnung ift ja auf Kapital; ebenfo das alles, was bis zur Zeit jeder wirfliden Arbeit für 
Erhaltung und Ausbildung des Arbeiterd aufgewendet werben mußte, und was dieſer num in 
feinem größern oder kleinern perſönlichen Arbeitövermögen befigt. Aud gilt ja überall um 
mit Recht der um feiner befondern Gefchidlichkeit willen dauernd gefuchte Arbeiter für reicher 
als ver arbeitdunfäbige Befiger eines kleinen ſachlichen Vermögens. Aller Kampf unferer Tage 
auf dem wirthſchaftlichen Gebiete wird alfo ganz und gar nicht zwiſchen Kapital und Arbeit, 
zwiſchen Beſitzern und Nichtbefigern geführt; ſondern zwiſchen größern und Fleinern Befigerm 
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oder Kapitaliften, zu melden letztern thatfächlich allerdings eine beträchtliche Zahl der Handar- 
beiter gehört. Gerade darum handelt es ſich für die Zwecke der Production und Gonfumtion 
um eine erfprießliche Bertheilung ber Rapitalien; nit aber um Abſchaffung des Kapitalzinfes, 
die vielmehr, wäre fie überhaupt ausführbar, zu der möglihft unzweckmäßigen Vertheilung 
führen würbe 

Im Kampfe der Gegenfäge, oder vielmehr der forialen Elemente und Kräfte, vie als großes 
und Fleined Kapital gegeneinander ringen, wird die ſchwächere von ber ftärfern Macht bewältigt 
und unterbrüdt, bis durch das Übermaß des Drucks der faule Frieden wieder gebrochen ift und 
der zerftörende Kampf zum Schaden beider Theile von neuem beginnt. Alfo aud in diefer Be: 
ziehung wiegen fich die Gegenſätze nicht auf, fondern fönnen nur durch ein Drittes aufgewogen 
werben; und die Entſcheidung des Kampfes kann und foll mithin dem Hin= und Herwogen der 
von ihren Sonderintereffen gegeneinander geftoßenen focialen Elemente nicht überlaffen bleiben. 
Jenes auf in ökonomiſcher Beziehung ausgleichende Dritte ift wieder der Staat, der durch 
feine Befteuerung, durch eine zweckmäßige Verwendung des mitteld der Befteuerung zum zeit- 
weifen Gemeingut gewordenen Vermögens, durch feine Geſetzgebung über Erblichkeit und 
andere Formen der Übertragung des Beſitzes, auf die zweckmäßige Vertheilung der Kapitalien 
fort und fort hinzuarbeiten hat. Bon der größten Wichtigkeit ift e8 aber, daß man über ven 
unmwahren Gegenjag von Kapital und Arbeit, von Befigern und Nichtbefigern, fowie über 
alle davon erzeugten Midverftändniffe endlich wegkomme. Diefe Misverftändniffe Haben ganz 
falfche ſociale und politifche Parteiftellungen zur Folge gehabt; fie haben die geredhteften Er- 
wartungen ſcheitern gemadt; fie haben Blut, Leichen und den Wohlftand von Millionen ge: 
foftet und find nod weit mehr zum Verderben der Arbeiter ald der reichern Befiger aus— 
gefhlagen. 

7) Communismus und Socialismus des KRaiferreihd. Sociale Po— 
litif; Arbeitervereine; Gefellfhaft der Marianne. Als Napoleon IM. zur un: 
umſchränkten Herrſchaft gelangte, erwartete ein Theil der Sorialiften, eine Zeit lang aud 
Proudhon, daß der neue Imperator nad) dem Ruhm eines Neformators der alten Geſellſchaft 
traten, daß feine Politik auf eine wefentlihe Berbefferung der Stellung des Proletariats und 
der arbeitenden Bevölferung gerichtet fein werbe, im Gegenfage zur Bourgeoiſie, von der 
man voraudfegte, daß fie in ihrer Mehrheit der gegenfaiferlihen Partei der Orleaniften zuge: 
than fei. Nicht wenige diefer Socialiften gingen in ihrer Täuſchung fo weit, daß fie gerade in 
diefen eigenften Erwartungen aud den Grund der mit ungeheuerer Mehrheit erfolgten Wahl 
zum lebenslänglichen Präfidenten und zum Erbfaifer zu entveden glaubten. Aber Napoleon II. 
hatte ſelbſt diefen Grund richtiger bezeichnet, als er feine Erhebung dem Umftande zufchrieb, 
daß er zu feiner Partei gehöre. Ebendeshalb, weil er damals nur ein Name war, hoffte jeve 
Partei unter der Autorität diefes Namens zur Herrfhaft und zur Bewältigung jeder Gegen 
partei zu gelangen ; und ebendeöhalb erwarteten von der neuen Regierung die Befigenden jeder 
Partei den Schuß ihres Beſitzes und wol auch die Mittel zur Vermehrung deffelben. Diefer 
legtere Punkt war um fo entſcheidender, als jede Partei und jede Klaffe ver Gefellfchaft ihren 
Befigftand durch jede andere Klaffe bedroht fah oder bebroht glaubie. So beforgte die land— 
wirthſchaftliche Bevölkerung eine weitere Verlegung ihrer öfonomifhen Intereffen dur das 
Übergewicht der Städte, befonderd der Hauptſtadt; und nicht blos befürdteten die größern 
Kapitaliften eine Gefährbung ihres Beflgftandes von feiten des Proletariatd und der arbeiten=, 
den Bevölferung, fondern in keineswegs geringerm Made fürditeten auch die Kleinbefiger ver 
arbeitenden Klaffen die fortfhreitende Verfümmerung ihres Erwerbftandes durch das große 
Kapital. Als gegenkaiferlihe Oppofition blieb alfo vorerft nur die bei allen Parteien ftets 
geringe Zahl derjenigen übrig, denen eine Idee, eine politifche oder fociale Überzeugung, 
vielleicht nur ein Vorurtheil und ein Teidenfchaftliches Gelüfte des Haffes oder ver Vorliebe mehr 
gilt als ein nahe liegendes dfonomifches Interefle. % 

Mitteld derfelben Triebfedern, denen die neue Kaiſerherrſchaft ihr Dafeln verdankt, fucht 
die foriale Politif der Negierung diefe Herrfchaft zu erhalten und zu befeftigen. Die allgemeine 
Erwartung einer Siherftellung des Beſitzthums wurde wirklich erfüllt, ſoweit fie durch die 
Aufrechthaltung einer blos Außerlien Ruhe und Orbnung erfüllt werden fann. Dagegen 
wird freilich mehr als je zuvor jene höhere und dauerhaftere Sicherſtellung vermißt, die auf 
einer das ganze Volföleben durchdringenden fittlihen Idee der Geredhtigfeit beruft, wonach 
jeder dieſelbe Achtung, bie er für das durch eigenen Fleiß Erworbene fordert, gern und mit 
gewiſſenhafter Scheu auch dem fremden Eigenthume zoflt. Nach wie vor kann die alte @efell- 
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ſchaft in ver alten Weife produciren und verbrauchen, ohne durch Häufige Emeuten im gemoßn: 
ten Treiben beunruhigt zu werben. Aber nichts ift geihehen, um aud der alten und fetd un: 
gleicher werbdenden Vertheilung der Arbeit, ded Erwerbs und der Genüſſe ein Ziel zu iegen. 
Die neue fociale Politik weiß überhaupt nichts von großen Maßregeln der Gerechtigkeit und 
Humanität, wofür ſich die Nation zu begeiftern, und durch ihre Begeifterung aus dem faulen 
Sumpf der gänzlihen moralifhen Erſchlaffung zu erheben vermödte. Dagegen ſah man eine 
Reihe Eleiner focialer Mafregeln, wodurd man bald der einen, bald der andern Klaffe der 
Geſellſchaft ein Geringed gab, oder zu geben ſchien; wodurd man ſtoßweiſe bald nad ver 
einen, bald nad) der andern Seite hinwirkte ; wodurch bald da bald dort entweder Hoffnung over 
Furcht geweckt wurbe. Dieſe abwechſelnde Verbreitung von Hoffnung und Furcht, Die beliebige 
Beruhigung und Beunruhigung der Öffentlichen. Meinung, die früher von den Parteien und 
einer nicht völlig unfreien Preffe ausging, Hat ji die Regierung zum Monopol gemaät; ie 
hofft, ich Dadurch zur allherrjchenden jocialen Macht erhoben zu Haben, indem fie aud vie Gr: 
füllung der Hoffnungen und die Zerftreuung der Bejorgniffe nur von ih aus erwarten läßt. 
Noch jegt, wie früher, befindet ſich die franzöſiſche Landwirthſchaft in jenem verhältnis: 
mäßig fümmerliden Zujtande, wie er in einem Lande, dem ein beträdhtlicher Theil der Kräfte, 
die e8 zu gedeihlicher Eultur bedarf, auf dem Wege der militärifchen Gonfeription fort und fert 
entzogen wird, nicht anders zu erwarten ift. Während man ed geicheben ließ, daß Die neuen 
Iuftitutionen des Mobiliareredits die Kapitalien in Anfprud nahmen, die vor allem zur för: 
derung des Aderbaues erforderlih waren, wurde doc) die Hoffnung des Landvolfs auf wohl: 
feilern Credit durch die ſchwächlichen Operationen einer gleichzeitig errichteten Anftalt für ven 
Immobiliareredit wach gehalten. Der Bevölferung der Hauptitadt und anderer Städte wurde 
durch Erridtung von Bädereifaffen etwas wohlfeileved Brot in theuerer Zeit gefchafft, ſowie die 
Ausfiht auf theuered Brot in wohlfeiler Zeit. In Handel. und Induftrie hatten ſich bal die 
Anhänger des Freihandels, bald die des Schußzolld der größern Aufmunterung zu erfreuen. 
- Einen Theile der arbeitenden Klaffen gab man Arbeit nicht blos durch Errichtung neuer Pracht: 
bauten und Feitungsbauten, um fie leichter im Zaum zu halten, jondern auch durd ven Bau 
von Wohnhäufern zur Herabjegung des Miethzinfes, während gleichzeitig dieſer Mierbzins 
dur Niederreißung ganzer Quartiere wie nie zuvor in die Höhe getrieben wurde. Die großen 
Kapitaliften fuchte man zu gewinnen, inden man jie nad der ihnen beſonders zujagenden 
Marime des laisser-aller in der arbeitslofen und fhranfenlofen Benugung ihrer Kapitalien 
gewähren ließ, indem ſie durch das Gefeg felbft gegen das Gefeg geſchützt blieben, das höchſtens 
den Kleinen und unbejonnenen Wucher zu erreichen vermochte. So entjtand beſonders in Franf: 
rei, wo der Bethätigung im öffentlichen Leben für die Zwecke des Gemeinwohls die Wege ge: 
jperrt wurden, jener fieberhafte Wettftreit um die mühelofe Aneignung der ſchon geichaffenen 
Werthe, ohne neue Werthe fchaffen zu wollen; fo trieb ſich die improductive Speculation auf die 
ſchwindelhafteſte Höhe; jo wurden ungeheuere Vermögen von Millionen und aber Millionen 
jo leicht erbeutet, als wahnwigig verſchleudert; Jo verbreitete fich die Spielſeuche immermehr 
von den großen bis zu den kleinern und Fleinften Kapitaliften, und hatten ſich vor zehn Jahren 
. zahlreiche Vereine der Arbeiter für gemeinfchaftliche Arbeit gebilvet, fo bildeten jih nun Vereine 
von Arbeitern und Dienftboten zun gemeinjamen Börfenfpiele um nie von ihnen beſeſſene 
Millionen. Unter ſolchen Umftänden findet man die Bemerkung Proudhon's erklärlich, daß 
man ſchon weit und breit die Arbeit ald das untauglichfte Mittel bezeichnen höre, um zu Beſtt 
und Erwerb zu gelangen. Und doch hatte ſich noch vor zehn Jahren die ganze Geſchichte Frant: 
reichs um dad Recht auf Arbeit gedreht! Aber auch dem großen Kapital follte durch Heiliamen 
Schrecken feine Abhängigkeit von dev Staatögewalt fühlbar gemacht werben: Die Familiengüter 
ber Orleans wurden confiscirt, die Öffentlichen Woplthätigkeitsanftalten find mit dem Zwange 
bedroht, ihr Grundvermögen in Staatdrenten anlegen zu müflen. Da nun ſtets mit beiden 
Händen zugleih die Achtung und Misahtung der Arbeit, die Achtung und Misachtung ri 
. Eigenthums ausgefäet wird, fo hat man ſich nicht zu wundern, daß au) in ven höhern, regie: 
rungäfreundlihen Kreijen Stimmen und Vorſchläge von bevenklicher forialiftifcher Richtung 
laut wurden. Kam body jelbft der „Constitutionnel“ bis zum Zweifel an der Unantajtbarkei: 
bed Eigenthums und bis zur Erörterung des Rechts des Staats, in die Feititellung ver Mieth 
zinjen eingreifen z0 dürfen. Eine Broſchüre 21) entwigfelte ven Vorſchlag einer mit Ermädti: 
gung feitend der Regierung vorzunehmenden Erpropriation parijer Häuferbefiger durch bie 





21) Pourquoi des proprietaires à Paris? (Paris 1857). 
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Stadtgemeinde. Der Berfailer, der ſich felbft einen mit dem ‚‚nobeln Necht des Gebrauchs und 
Misbrauchs“ ausgeftatteten Eigenthümer nennt, jagt darin: „Der Eigenthümer ift feine um: 
verleglihe und heilige Berjon; er iſt nicht unumgänglich-nothwendig zur Erhaltung der focia- 
len Dronung, zum Wohlftande des Landes, zum Ruhme der Hauptitadt. Er ift vielleicht nur 
ein Uberwucherndes (une superfetation sociale). Der Eigenthümer hat nichts zu lernen, nichts 
zu leiften, nichtö zu erfinden, nichts zu vervollkommnen .... Er ift Befiger, er oder ein anderer; 
die Berfon ift ganz gleichgültig.“ Bei folden Kehren ift e8 natürlich, daß felbft ver Glaube an 
die Möglichkeit eines jocialiftifhen Staatsftreihs noch nicht völlig verſchwunden ift. 

Die den Arbeitern jhuldigen Rückſichten hatten die Negierung zur vorfchußtweifen Unter: 
ftügung von Arbeitervereinen (associations ouvrieres) für gemeinfchaftlide Berufsthätigkeit 
bewogen, jowie zur Betheiligung an fogenannte citös ouvrieres, oder an Errichtung und Ver: 
waltung einiger zu Arbeiterwohnungen ausfchließlich vermietheten Gebäude. Die in mehreren 
Departementsftädten, wie in Mühlhauſen, zu gleichem Zwede gegründeten reinen Privatan- 
ftalten fheinen indeß beſſeres Gedeihen zu haben als die von der Negierung umterftügten. Zu 
Eude 1849 hatte ed in Paris und den Departements viele Hunderte von Arbeitervereinen gege- 
ben, die jelbjtändig und für eigene Rechnung arbeiteten. Aber nur wenige überlebten die Kaiſer— 
zeit: im Jahre 1854 zählte man in der Hauptitadt noch 31 folher Affociationen mit der unbe: 
deutenden Gefammtzahl von etwa 700 Genofjen. Höhft lobenswerth waren die Anftrengun- 
gen beſonders derjenigen Vereine, die ohne Darlehn von feiten der Regierung nur fi jelbft 
und der eigenen Kraft ihre volle Unabhängigkeit verdanken wollten, die ſich durch freiwillige 
und jahrelang beharrlich fortgefegte Entbehrungen, durch Abzüge von ihrem erft ſpärlichen 
Arbeitsverbienfte allmählich ein kleines Betriebskapital und einen Refervefonds zu fhaffen 
wußten, 22) Diefe rubmvollen Anftrengungen hatten jedoch nur geringe Erfolge; faft alle 
dieſe Bereine mußten verfümmern in der Zeit ded Kriegs, der Arbeitsſtockung und unter dem 
erdrückenden Übergewichte des großen Kapitals. 

Neben diejen frievlihen Verbindungen hat ih zu revolutionär = communiftifhet Zwecken 
die geheime Berbindung der Marianne gebildet, die meift Arbeiter zu Mitglievern und ihre 
Verbreitung hauptfächlih im innern, vielleicht auch im fühlichen Frankreich zu haben fcheint. 
Es ift wahrscheinlich, daß fie hon nach dem Juniaufſtande von 1848 von Anhängern 2. Blanc's 
getiftet wurde. Proudhon bezeichnete die Marianne ald den Ausorud des reinen Communis— 
mus, und jolange er jelbft nicht über den Gedanken an eine Miffion des Kaiferd zur Aufhe— 
bung der Bourgeoifie wegfam, glaubte er darin eine Mahnung ded Volks an den zögernden 
Alteinherrfher zu entdecken. Nach vem Wenigen, mas befonderd durch die Unterfuhung über 
den ſchwachen und leicht unterdrückten Aufftand zu Angers (26. Aug. 1855) zur Öffentlihen 
Kenntniß gelangt ift, müßte man diefe Verbindung für den Niederfchlag und Bodenſatz der 
robejten Gelüfte der Bermögenstheilung und politiſchen Rachſucht halten, die nach den Februar: 
ereigniffen von 1848 vorübergehend bis zur Oberfläche des Öffentlichen Lebens aufgeftiegen 
waren. Man müßte bei verjelben Verbindung nicht die Spur irgendeiner inteflectuellen Füh— 
rung voraudfegen, da es fih um Projecte handeln würde, deren Unausführbarkeit nur der jhon 
zum völligen Blödſinn abgeitumpfte Fanatismus zu verfennen vermöchte. Danach wäre die 
Rede von projectirten Deportationen aller politifhen Gegner nad Algerien in vielfach größern 
Maflen, ald fie nad) vem 2. Dec. 1851 wirklich vorgenommen wurden ; von Verwandlung alles 
über 50000 Fr. betragenden Privateigenthums in Staatdeigenthum; von Gonfiscationen der 
Güter aller politifhen Widerſacher im Betrage von Milliarden, neben denen die Gonfidcation 
der Güter der Orleans nur ald Mafregel dev Milde erfcheinen würde. 23) Indeſſen ift nicht zu 
überfehen, daß die amtlichen Berichte blos die überfpannteften Meinungen und Außerungen 
einzelner hervorheben, und daß der Glaube an dad Dafein einer mweitverzweigten und nicht 
völlig mahtlofen Verbindung, mit einem ſolchen Gemengfel von zugleih unjinnigen und ver- 
brecheriſchen Umfturzplanen, die faiferliche Regierung im Lichte einer fortwährenden Erhalterin 
und Retterin der Gefellihaft glänzen läßt. Es ift aljo möglih, daß ed im Innern der Gejell- 
haft nit ganz fo ausſieht, als man vermuthen laffen will; es ift jogar möglich, daß auch dieſe 
communiftische Verbindung, mie vor ihr jo manche andere, bereits im ſich ſelbſt erftorben iſt. 


22) Näheres in Huber, Reifebriefe aus Belgien, Branfreich und England im Sommer 1854 (2 Bbe., 
Hamburg 1855). . _ 
23) Bat. den Artifel über die geheime Gefellichaft Marianne im erften Bande (1857) des Werkes 
„Unſere Zeit. Jahrbuch zum Converſations-Lerikon“, namentlich aber darin den Unterſuchungsbericht. 
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Gleichwol läßt fi nicht leugnen, daß nod in Frankreich gefährliche communiftifhe und foriali- 
ftifche Glemente gären. Nach allevem, was gelehrt wurde, mehr noch nad) alledem, was gethan 
wurde, bis zu den neueften materiellen und moralifhen Verwüftungen burd ein frewelhaftes 
Wagſpiel um Macht und Reichthum, das ſich nicht blos auf die Börfe befhränfte, mußten un- 
vermeidlich alfe fittlichen Begriffe von Recht und Pflicht in unheilvolles Schwanken geratben, 
Der Communismus der Armen und die Speculationdwuth der Vermögenden haben ja die 
gleiche Wurzel und das gleiche Ziel: den Befig und Genuß der durch fremde Arbeit geſchaffe— 
nen Güter. Hält man alfo nicht mit Proudhon die Entftehung der Marianne für eine Mah— 
nung an Napoleon II., fo wird man doch darin eine Mahnung an die Nemefis der Geſchichte 
erkennen. 

B. England. 1)Robert Owen und die Cooperativvereine. Während der franzö- 
fifche Socialismus mit Aufftellung neuer und umfaflender Gefeltfchaftstheorien begann, um dann 
erft zu den misglückten Verſuchen ihrer Anwendung überzugeben, war der Bildungsgang ein 
gerade entgegengefeßter bei dem an ein großes und freies Öffentliched Leben gemöhnten britiſchen 
Bolfe. Hier begann die Bewegung mit einem glänzend gelungenen Unternehmen, mit einem 
großen praftifchen Erfolge, und da man in theilweife irriger Auffaffung die allgenieinen und 
für allgemein anwendbar gehaltenen Gründe jened Erfolgs nachträglich entdeckt zu haben 
glaubte, fo gelangte man nun auch zu einem neuen Syſtem dev moralifhen und geſellſchaft⸗— 
lihen Welt. Der Urheber jenes Erfolgs, ſowie des auf eine einfeitige Anwendung von Ben: 
tham's Nüglichfeitslehre gegründeten Syftems, war Robert Owen. Trotz mander Schwä⸗ 
dhen?*) und Berirrungen war Owen eine der bebeutendften Perſönlichkeiten feiner Zeit, von 
einem einfathen Lebenswandel, voll aufrichtiger und aufopfernder Menfcenliebe; furchtlos, be: 
barrli und unermüdlich, arbeitäfräftig und gefhäftstüchtig ; mit reichlichfter Kebenderfahrung 
und einem mitunter prophetifch geworbenen Scharfblide ausgerüftet. Aus einer fümmerliden 
Baummollfpinnerei zu New-Lanark machte er eine Mufteranftalg für die zweckmäßigſte Ver: 
bindung der Intereffen des Kapitals und der Arbeit, wie fie unter den damaligen Verbältniffen 
der Production möglih war. Alle Echwierigfeiten, die fih ihm in der Roheit und dem Mis- 
trauen feiner Arbeiter in den Weg ftellten, wußte er zu überwinden durch die Gründung einer 
Reihe der trefflichften und ſich gegenfeitig förbernden Anftalten, deren gute Früchte mehr noch 
ben Arbeitern ald dem Unternehmer zugute kamen. Seine verſtändige Sorge erftredte ih auf 
das leibliche, geiftige und fittlihe Wohl von alt und jung, die in gefhäftlicher Verbindung mit 
ihm fanden. Gauptfählid gewann ihm die in ihren heilfamen Folgen bald erfannte Thätig- 
feit für eine tüchtige Erziehung der Kinder bie treuefte Anhänglichfeit der Altern. Aus vem 
mit Recht verſchrienen Truckſyſtem, womit er gemeinfchaftlihe Speifeanftalten in Verbindung 
fegte, wußte er eine Wohlthat für feine Arbeiter zu mahen. An der Stelle der faft gänzlich) be- 
feitigten Geldbußen und eigentlihen Strafen ließ er die Triebfever ver Ehre wirken, und durch 
eine einfache Auszeichnung der tüchtigſten und tüchtigen vor ven mittelmäßigen und ſchlechten 
Arbeitern fpornte er alle zu wetteifernder Thätigkeit. So brachte er durch den Einfluß jener 
von ber aufrichtigften Liebe zu feinen Arbeitern getragenen höhern Gerechtigkeit und höhern 
Klugheit, die jeden den ungefhmälerten Vortheil redlicher Pflihterfüllung an fich felbft erleben 
läßt, ein ſolidariſches Intereſſe aller Betheiligten von größter Energie und Wirkſamkeit zu 
Stande. Das Lo8 feiner Arbeiter war ein beneidenswerthes und allgemein beneidetes, wäh: 
rend zugleich der Reingewinn des Unternehmens ein weit größerer war als bei jeder andern 
Induftrie, die mit furzfichtigem Blicke nur den einfeitigen Vortheil des Arbeitäherrn durch rüd: 
ſichtsloſe Ausbeutung der Arbeiter verfolgt. Fragt man aber nad den befondern Gründen des 
außerorbentlichen Gedeihens, fo find fie zum guten Theile in der außerorbentlien Berfönlid: 
feit Owen's ſowie darin zu entbeden, daß er bei allem Wohlwollen für die Arbeiter doch dad 
Heft in den Hänpen behielt, daß er Herr und Leiter feines Unternehmens geblieben ift. Noch 
weniger ift außer Acht zu laflen, daß zur Zeit jenes Gedeihens mit der Anwendung der Spinn- 
maſchine Arkwright's die Periode der großen Induftrie doc nur begonnen hatte. Erft durch die 
Dampfmaschine wurde die Herrfhaft des großen und größten Kapitals zur vollen Entwickelung 
gebracht. Um fo mehr zeugt es aber für den Scharfblid Owen's, daß er im großen und ganzen 
diefen Bildungsgang vorausfah, daß er feinen verderblichen Folgen für die arbeitende Benölfe: 


' 24) Dahin gehört ber Glaube des fonft nicht übergläubigen Mannes an bie Klopfgeifterei. Er ſchrieb 
nody in feinen legten Jahren eine Echrift, worin er über den feltfamften Verkehr mit @efpenflern be— 
richtet, die fämmtlich lebhafte Anhänger feines @efellfchaftsfpftems geweſen zu fein fcheinen. 
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rung fhon zu New-Lanark durd eine wohlbemeflene Verbindung landwirthſchaftlicher und 
induftrieller Befhäftigungen vorzubeugen trachtete. 
Hätte fih Owen darauf beſchränkt, hauptſächlich nur durch die Macht eines großen Beifpiels 
zu lehren und zu befehren, hätte er ed andern anheimgegeben, die unter beftimmten Verhält- 
niffen der Zeit und Srtlichkeit von ihm ſelbſt verwirklichten Ideen den mit überraſchender 
Schnelle ſich verändernden Verhältniſſen anzupaſſen, ſeine Wirkſamkeit wäre wol eine noch 
weiter greifende geworben. Da er ſelbſt aber ſeine Meinungen höher achtete als feine Thaten, 
fo fpann er fich die erftern zu einem Syfteme aus und hielt fich verpflichtet, dafür weit und breit 
aud unter unbefannten Menfhen und Berhältniffen Bropaganda zu maden. Nad der vor- 
theilhaften Veräußerung von New-Lanark wandte er fein erft ſehr beträchtliches Vermögen zur 
Verbreitung feiner Lehren durch Wort und Schrift an, fowie zu Verſuchen der Eolonifation 
und Bereinsftiftung in Norbamerifa und jpäter in Großbritannien. Zum Theil fcheiterten 
diefe Verſuche, weil er e8 felbft zu vergefien ſchien, welde Zeit und Mühe es ihn in Lanark ge- 
koſtet, um die Menſchen zur Ausführung feiner Plane zugleid; geneigt und tauglich zu madyen. 
Zum andern Theile Hatten die nad feinen Grundfägen gebildeten Vereine zwar ein zeitweifes 
Gedeihen, aber wol nur darum, weil es bei der geringen Zahl ihrer Mitglieder zu Feiner voll- 
ftändigen Anwendung bes Syftems kommen fonnte. Was diefes jelbft anlangt, fo berubte es 
auf dem gleichen Grunbirrtgume, in dem die Mehrzahl der focialiftifhen Theoretifer verfallen 
ift. Denn aud Owen midfannte die volle Bedeutung der freien ſelbſtbewußten Perfönlichkeit. 
Er glaubte in den Menſchen nur Gefhöpfe der äußern Umftände zu erfennen, ſodaß es einzig 
darauf anfomme, fie unter glei günftigen oder ungünftigen Berhältniffen aufwachſen zu laffen, 
um von ihnen (etwa wie von Pflanzen verjelben Art) die gleich guten oder gleich ſchlechten 
Früchte zu ernten. Er miskannte ed alfo, daß jedes menſchliche Individuum, vom Augenblide 
feiner nur unter ihm eigenthümlichen Verhältniſſen erfolgten Geburt an, aud fhon eine Welt 
für ſich ift, die um ihr Ich ald um ihren eigenften Mittelpunkt kreiſet, daß eben darum jede Per— 
ſönlichkeit die fie umgebenden äußern Umftände in eigenthümlicher Weife in fih aufnimmt und 
zu eigenthümlichen Probuctionen verarbeitet, daß mithin die verſchiedenen Menfchen einen ver: 
ſchiedenen Boden erfordern, um im reihlihften Maße ihre aud der Geſellſchaft nüglichften 
Früchte zu bringen. Darauf beruht dad Recht jeder freien Berfönlichkeit, daß fie für Production 
und Gonfumtion nah dem Maße ihrer eigenften und innerften Kraft fo weit ſich ſelbſt ihre 
Grenzen zieht und ihre Ziele fegt, als fie nicht verlegend in das gleiche Ned: anderer Perfön- 
lichkeiten eingreift, und darauf beruht die Verfehrtheit jeder Erziehungsweife und jeder Gefell- 
ſchaftsordnung, melde Land, Licht und Luft nach abftract gleihen Maßen an die einzelnen ver- 
tbeilen will. Da aber Owen, von feiner einfeitigen Anſchauungsweiſe aus, das auch in jeder 
einzelnen Perjönlichfeit anzuerfennende Recht und die Pflicht des verantwortlichen Selfgovern= 
ment nicht anerkennt, fo erklärte er jede Strafe für verwerflih und konnte doch nit umhin, 
auf dem Ummege einer moralifhen Heilfünftelei zum Zwecke ver Beflerung, auf dad nur an- 
ders benannte Strafrecht zurücdzufommen. Vom gleihen Irrthume aus fam er zu einer will- 
kürlichen Bertheilung der gefellfchaftlihen Bunctionen auf der Grundlage einer ebenfo willfür- 
lichen Gliederung ver Geſellſchaft nad Alteräflafien. 
Trogdem behielt er den großen praftifchen Hauptzwed im Auge, deſſen Erreichbarkeit ihm 
durch Die Erfolge von New-Lanark bewiejen ſchien. Nach feinem Plane follte außerhalb ver 
größern Städte eine allmählidhe Vertheilung der Maſſe der arbeitenden Bevölkerung in ge: 
noffenfchaftlihe Vereine (communities) von höchſtens 3 — 4000 Mitgliedern jedes Geſchlechts 
und Alters ftattfinden. Dabei rechnete Owen wenigftens eine Zeit lang auf die Unterftügung 
der Regierung und der höhern Klaffen der Geſellſchaft. Seine auf Gefammtbefig gegründeten 
Genoſſenſchaften jollten zugleich induftrielle und landwirthſchaftliche fein, wie er ji denn unter 
den damaligen Verhältniffen des Landbaues bejondere Bortheile von der Spatencultur ver: 
ſprach. Während der Welthandel und die Weltinduftrie den größern Städten überlaffen blie— 
ben, follte jede diefer kleinern Golonien durch die eigene Production möglichſt den eigenen Ver— 
brauch decken und durch ſich jelbft ökonomisch unabhängig fein. Es wurde nit ohne Grund 
bemerft, daß das von Owen, im Zuſammenhange mit dem Bildungdgange der großen Indu— 
ſtrie, voraudgejehene Übel des Pauperismus ſehr weſentlich hätte gemilvert werden können, 
wären bie feit 30 Jahren ald Armentare erhobenen 300 Mi: Pf. St. zur Anlegung folder 
Colonien verwendet worden. Ya fhon die zweckmäßige Verwendung der Hälfte diefer und ans 
derer verfihleuderter Summen hätte genügt, um nicht blos Großbritannien und Irland, ſondern 
auch ein gut Theil der Golonien mit einer zufriedenen und wohlhäbigen Benölferung in. ge: 
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deihlich aufblühenden Anfievelungen zu bedecken, ftatt mit den Millionen eined verwilderten 
und verwildernden Proletariat3 in und außer den fogenannten „‚Arbeiterbaftillen‘‘ (work- 

houses). 25) Darf man aud; größere Erfolge, ald von der mislihen und koſtſpieligen Grün- 

dung neuer innerer Golonien, von einer an das beftehende Gemeindeweien anfnüpfenden Aus- 

bildung der Gemeindewirthichaft neben der befondern Familienwirthſchaft erwarten, jo läßi ih 
doch nicht leugnen, daß Omen mit feinen Vorſchlägen auf ein großes Bedürfniß umferer Zeit 
hingewieſen hat. berall fehen wir die bäuerliche Bevölkerung, wie namentlih in Frankreich, 
an den legten Scholfen ihres Beſitzthums mit zähefter Ausdauer fethalten. Wir ſehen anderer: 
ſeits, wie gerade in England die enterbten Millionen nad irgendeinem Beſitze von Grund und 
Boden mit raftlofem Eifer Hinftreben. Das ift der die Maflen bewegende Inſtinct Der Rettung, 
der fie nach einem feften Boden fuchen läßt, damit fie nicht in ven Sumpf des Pauperismus ver: 
finfen. In der That ſcheint jede Hülfe jo lange unmöglich, bis wieder ein hauptſächlich in Grund 
und Boden angelegted großes Gemeinvefapital, deſſen Benugung allen und beſonders den är- 
mern Mitgliedern jever Gemeinde zugute kommt, dem großen Kapital von einzelnen und Acien: 
geſellſchaften Concurrenz macht; bis in jeder Gemeinde die große Landwirthſchaft mit der klei⸗ 
nen, fowie mit ber Örtlidy betriebenen Induſtrie in ein Verhältniß tritt, daß ed doch nit in 
Fehljahren und Gewerbskriſen für alle ärmern Familien an nicht gänzlich unzulänglider Ar: 
beit fehlt; biß, gleich dem productiven Fruchtwechſel auf dem Aderlande, audy ein menſchlich för: 
dernder Arbeitöwechjel für landwirthſchaftliche und induftrielle Thätigfeit vermittelt wird, damit 
nach der Erlöfung der Jungen und Alten von jeder überlangen, abſtumpfenden Fabrikarbeit 
wieder ein leiblih und geiftig gefundes Geſchlecht aufblühen könne. 

Bon allen neuern Soeialiften war Owen ber erjte, der innerhalb feiner Gemeinjchaften une 
mittels derſelben die anarchiſch ungebundene Goncurrenz durd) die Cooperation und die Soli: 
darität der Intereffen aller Gemeindeglieder zu beſeitigen gedachte. So wurde er der Schöpfer 
der zum Theil noch jegt beftehenden Gooperativvereine. Diefe jind, gleich ven Afforiationen der 
franzöſiſchen Handwerker, entweder auf gemeinfhaftlihen und vom größern Kapital unabhan- 
gigen Erwerb gerichtet, indem die Leitung des Unternehmens und des Vertriebs ver Waaren 
den von den Arbeitern ſelbſt an die Spitze geftellten Mitarbeitern überlaffen iſt, over fie haben 
als fogenannte Cooperativ-Store's, gleich den Gonfumvereinen des Feſtlandes, den Zwed dei 
möglihft wohlfeilen Anfaufs von Lebensmitteln im großen zum Verkaufe im einzelnen. Solche 
Eooperativ-Store’8 gedeihen in der Negel, wenn fie die Conſumenten ihrer Waaren nur in der 
nicht allzu geringen Anzahl der Vereinsglieder felbft Haben. Sobald fie aber ihre Kunden auch 
außerhalb des Vereins fuchen, fallen fie allen Schwankungen und Gefahren ver Sperulation 
und der Goncurrenz mit dem großen Kapital anheim. Viele der auf Affociation gegründeten 
Kramläden diefer legtern Art gehen darum zu Grunde, oder jie ſuchen ihr Dafein zu friften, 
indem jie fi im kaum geringerm Grade wie die gewöhnlichen Krämer an der nicht blos in den 
engliſchen Städten jhon zu einer furdtbaren Höhe getriebenen Verfälfhung der Lebensmittel 
betheiligen, die mitunter fogar ven Charakter einer maffenhaften Volksvergiftung durch jhär- 
lihe Subjtangen annimmt. Zu den Vertheilvereinen gehörten aud) die Tauſchbanken, die von 
englifhen Arbeitern ſchon lange verjudht und wieder aufgegeben waren, che damit Broudbon 
eine neue weltummälzende Entdeckung gemacht zu haben glaubte. Sie berubten auf den glei: 
hen Grundfägen wie die von ihm projectirte Volksbank, nur daß die englifchen Arbeiter in 
ihrem Taufchverkehre das Baargeld jogleich bejeitigten, indem fie die Arbeitäzeit zum Mapftab 
für den Werth der auszutauſchenden Producte zu machen fuchten und ed nicht bemerften, dar 
fie Damit nur ein Wort für das andere fegten. Diefe Banken gingen aus den gleichen und ſchon 
oben angeführten Urſachen zu Grunde, die aud für die Volksbank kein Gedeihen erwarten 
liegen. Bon ven auf gemeinihaftlies Zufammenarbeiten gegründeten, eigentlich productiven 
Bereinen fonnten diejenigen nicht beftehen, vie mit verhältnigmäßig fleinem Kapitale gegen 
die große Fabrikation wirkſam anzufämpfen hofften. Längern Beftand und beſſern Erfolg bei 
oft jehr geringem Anfange hatten dagegen ſolche Vereine zu gemeinſchaftlicher Arbeit, für melde 
der befte Theil des Betrieböfapitals in einer beftimmten technifchen Fertigkeit, alfo in jemem 
perſönlichen Kapital beiteht, das die Arbeiter in ſich ſelbſt Haben. Dahin gehört eine Affociation 
von Majhinenarbeitern in London, einige Vereine von Schneidern, Shuhmadern, Bud 
druckern u. f. w. Im Jahre 1854 war die Zahl der wirklich nachweisbaren Gooperativvereine 
in Großbritannien etwa 220, wovon aber die mieiften zu den Store's und nur etwa 35 zu ben 





25) Huber, a. a. D. 
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eigentlich productiven gehörten. Die Öefammtzahl der Mitglieder wurde auf etwas über 25000, 
alſo auf einen Kleinen Bruchtheil der induftriellen Bevölferung geihägt. Die früher erlahmte 
Evoperativbewegung machte nah dem Jahre 1848, befonders feit 1850 wieder Fortſchritte; 
die Strikes der Arbeiter gaben Anlaß für die Entſtehung einiger neuen Vereine, Dem Ver— 
einsweſen überhaupt, und befonders unter der eigentlichen Arbeiterbevölferung 29), ſchien ſodann 
ein neuer Aufſchwung gegeben, ald enblid die fogenannte limited liability durchgeſetzt wurbe, 
wonad aud in England, wie bei den Arctiengefellihaften des Feftlandes, die Vereindglieder nur 
bis zum Belaufe ihres vertragsmäßig in das Geſellſchaftskapital zu leiſtenden Beiträge haftbar 
werden. Auch erkannten volkswirthſchaftliche Autoritäten, namentlih I. Stuart Mill, der frü— 
her anderer Meinung war, die Bedeutung der cooperativen Bewegung für Löfung der Social: 
frage an. Während er mit Recht fefthielt am Principe der freien Coneurrenz, ſah er doch gleich- 
falls in der Betheiligung der Arbeiter am Gewinne ein bedeutſames Mittel der Ausgleihung 
im Kampfe des Kapitald mit der Arbeit, oder (richtiger ausgedrückt) im Kampfe des fachlichen 
Kapitald mit dem perſönlichen. Aber trog alledem ift in ver neueften Zeit ein Stillftand, felbft 
ein Rückſchritt im cooperativen Vereinsleben zu gewahren; denn gerade in England follte es 
am deutlichiten hervortreten, daß in allem Kampfe gegen das erdrückende Übergewicht des großen 
Kapitald Fein großer Erfolg zu erwarten ift, wenn nicht auch der Staat in die Schranfen tritt, 
wenn nicht die jociale Bewegung zugleich eine politische ift. 

Diefe Überzeugung ijt mehr und mehr für die britifche Volksmaſſe die Triebfever faft ihres 
ganzen öffentlichen Handelns geworben, alles Streben der arbeitenden Bevölkerung ift nad 
feinem innerften Grunde und deutlih ausgeſprochenen Ziele auf Teilnahme am Staate, auf 
parlamentarifhe Mitherrſchaft gerichtet. Durch feine vaftlofen vieljährigen Anftrengungen 
konnte es hingegen Owen zu nichts bringen, als zu einem in den großen Strömungen des 
Volkslebens immermebr verfhwindenden focialiftiihen Separatismus. Als er mit gerechtem 
Stolze auf feine Erfolge in New-Lanark hinweifen durfte, ſchien ein großer Theil dev weltlichen 
und geiftlichen Ariftofratie zur Förderung feiner Plane geneigt. Sie wendete ſich von ihm ab 
und trat ihm mit felbftfüchtigem Kaftengeifte entgegen, als fie den ganzen Umfang der an fie ge- 
ftellten Forderungen erfuhr. Aber der einmal zum Theoretifer gewordene Praktiker verftieß 
auch nad) anderer Seite mit feinen materialiftifch gefärbten Lebensanſchauungen gegen die weit 
und breit vorherrfchenden religiöfen Meinungen, und trieb mit dadurch jich felbit und die Kleine 
Schar jeiner Anhänger in verfümmernde Abfonderung hinein. Selbft nad) der ftaatlichen und 
geſellſchaftlichen Seite hin blieb ihm die tiefere Bedeutung jener Bewegung verborgen, an der 
fi die große Mafle des Volks und zumal der arbeitenden Klaffen betheiligte. Der Schöpfer 
eined neuen Socialfyftemd war jchon zu ſehr der Sklave feines Syſtems, als daß er noch außer: 
halb ver Schranfen deilelben die Möglichkeit irgendeines Heils erblict Hätte. 

2) Politiſch-ſociale Bewegung. Baht man die große britiſche Volksbewegung feit 
Beendigung der Kriege gegen Napoleon nad ihrem äußern Verlaufe ind Auge, fo findet man 
zunächſt, ver politifch = focialen Gliederung der Nation entſprechend, die Oppofition der land— 
wirthſchaftlichen Bevölkerung unter der Führung ihrer Landlords, alfo die Oppoſition der poli: 
tisch befigenden Klafle, gegen die Forderungen ber in ſich ſelbſt noch wenig gefpaltenen indu= 
ftriellen Bevölferung. Denn wie fi} die in behaglichen Umſtänden lebende Mehrheit ver Pad: 
ter, der Unterpächter und felbft der Freebolberd von den großen Grundeigenthümern willig lei: 
ten ließ, fo folgten die induftriellen Arbeiter um fo lieber den Impulfen von feiten der Meifter 
und Unternehmer, als die große Induftrie, durch Erhöhung ded Arbeirslohns bei reichlicher Be— 
fhäftigung, in ihren erften Anfängen nur günftige Folgen erwarten ließ. Unter dem Drucke 
augenblicklicher Noth, wie am blutigen Tage von Peterloo (1823), traten zwar ſchon dann und 


26) Außer den von den Arbeitern felbit entweder ausfchließlich oder hauptſãchlich egründeten Verei⸗ 
nen gibt es noch viele, deren Mitglieder der höhern Geſellſchaft angehören, die aber gleichfalls eine Ber: 
beflerung des Loſes der arbeitenden —— zum Ziele haben. Dahin gehören mehrere Geſellſchaf— 
ten zur Verbeſſerung der Arbeiterwohnungen, die jedoch meiſt ihres Zwecks zu verfehlen ſcheinen, ba ſich 
ihnen eine mitunter wucheriſche Speculation zu bemaͤchtigen wußte. Eine hauptſächlich aus Rechtsge— 
lehrten und Geiſtlichen beſtehende Geſellſchaft iſt eigens geſtiftet, um den Arbeitern bei der Gründung 
ihrer Vereine mit Rath und — Beiſtande an die Hand zu gehen. Ein 1857 von kord Brougham 
gegründeter Verein, dem auch Lord J. Ruffell, die Grafen Earlisle und Shaftesburn u. f. w. angehö= 
ven, hat es mit Verbreitung focialer Kenntnifie zu thun und foll einen Mittelpunft für die focialen Re: 
former bilden, Er hat ſich in fünf Abtheilungen gegliedert; für Nechtswiflenichaft und Geſetzverbeſſe⸗ 
zung, für Erziehung, für Griminalrecht und Beſſerungsanſtalten, für allgemeine Gefundheitspflege, für 
fociale Bolfswirthfchaft. . 
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wann bie arbeitenden Klaffen als eigenthümliches fociales Element hervor”), aber in ber 
. Hauptfache erhielt ſich doch durd die Gemeinfhaftlichkeit ihrer Intereflen eine Ginigung ber 
ganzen induftriellen Bevölkerung während einer Reihe von Jahren und bis zur Durchſetzung 
der Reformbill von 1832. Die Reform brachte die Mittelklaſſe zur parlamentarifgen Mitherr: 
ſchaft, ohne der arbeitenden Bevölferung zum unmittelbaren Bortheile zu gereihen. Gine ver 
erften Maßregeln des reformirten Parlaments war vielmehr die Errichtung der den Arbeitern 
in hohem Grabe verhaßten Worfhoufes, während früher jede Gemeinde für ihre Armen zu for: 
gen hatte. Die Überzeugung, daß vom fo reformirten Parlament eine Verbeflerung ihrer Lage 
nicht zu erwarten fei, trieb nun bie arbeitende Bevölkerung zu jener noch fortdauernden Agita- 
tion für politifche Gleichſtellung, die bereit in der Volkscharte von 1835 ihren beftimmten Aus- 
druck fand. Gleichzeitig murben ſich befonders die eigentlichen Sabrifarbeiter ver Gemeinfhaft- 
lichkeit ihrer Intereffen gegenüber ven Fabrikherren immermehr bewußt, und in biefen großen 
Intereffenfampfe bilvete fich auf beiden Seiten eine eigene Socialpolitik mit ſcharf ausgeprägten 
Klugheitöregeln aus, wodurch jede Partei einer beftimmten Disciplin unterworfen wirb. Eben 
diefe Disciplinirung machte ed möglich, daß fich Die beiden großen Parteien, in die ſich die indu: 
firielle Bevoͤlkerung theilt, zeitweife auch wieder fir gemeinfchaftliche Zwecke gegenüber den 
Grundherren zu einigen vermochten. So war ein beträchtlicher Theil der arbeitenden Klaffen 
bis zur Abſchaffung der Kornzölle im Jahre 1846 mit ven aus Fabrikherren und Freihänd⸗ 
lern beftehenden Führern der Anti-cornlaw-league einig gegangen, ald es ſich darum handelte, 
dem Volke wohlfeiles Brot und durch theilweife Entlaftung des Handels überhaupt mwohlfeilere 
Maaren zu verfhaffen. Nur diejenigen unter ven Ehartiften, die blos politifche Zwecke ver: 
folgten, hatten ſich aus Eiferfucht gegen die großen Induftriellen an dieſer Freihandelsbewegung 
entweber nicht betheiligt,, oder waren fogar als Gegner derfelben aufgetreten. Auf der andern 
Seite hatten die Fabrikarbeiter ver Eiferſucht der kLandlords gegen die großen Inpuftriellen einige 
wenigſtens fcheinbare Gonceffionen zu verdanfen. Dahin gehörten die Geſetze gegen bas Truck⸗ 
und Cottageſyſtem, ſowie die fogenannte Zehnſtundenbill, wodurch beſonders dem mit der Babrif: 
arbeit ver Kinder getriebenen Misbrauche ein Ziel gefeßt werben follte. Allein gerade dieſe Geſehze, 
die das Intereffe der Fabrikherren leicht zu umgehen wußte, blieben faft gänzlich wirkungslos. 
Der Kampf der focialen Intereflen, der in England feine größten Dimenfionen und feine 
beſonders ausgebildete Parteitaktik hat, hängt mit ver Ummälzung aller geſellſchaftlichen Ver: 
hältniffe feit Einführung ded großen Mafhinenmwefens zufammen. Die Folgen diefer Umwäl⸗ 
zung, die fi mehr und mehr auch über das Gebiet der Landwirthſchaft erftreden, haben ſich 
doch auf dem der Induftrie zunächſt und im mweiteften Umfange entwidelt. Am maffenhafteften 
treten ihre Mirkungen im weit ausgebehnten Zweige der Baummollfabrifation und in ver 
Stellung ber fogenannten Cottonlords zu ihren Arbeitern hervor. Doch haben die gleichen Ur: 
ſachen die wefentlich gleichen Wirfungen auch in allen andern Zweigen ber großen Inpuftrie. 
Faffen wir zunächſt die aus der Stellung der Cottonlords und der andern großen Fabri- 
fanten entfpringende fociale Politik ind Auge, wie fie fih in den Lehren oder der fogenannten 
Philoſophie der Mancheſterſchule formulirt hat. Die Anwendung der großen Mafhinen, zumal 
der Dampfmaſchinen, ift zugleich die Anwendung bed großen Kapitald. Die hierdurch gewaltig 
gefteigerte Production geht weit über ven Bedarf der zunächſt Wohnenden hinaus. Sie muf 
ihren Abfag auf vem Weltmarkt fuchen, fie muß ſich den Gefahren ausfegen, die bei der Unſicher⸗ 
beit der in die Berne gerichteten Speculation am wenigften zu vermeiden find. Auf dem Welt: 
marfte hat die englifche Induftrie nicht blos die Concurrenz der gleihartigen Induftrien anderer 
Nationen zu beftehen und womöglich zu überwinden, fondern jeder einzelne Kabrifant tritt aud 
durch VBermittelung des Handels mit jedem andern Babrifanten verfelben Waarengattung in den 
Wettftreit um größern Gewinn ein. Um nun die günftigen Ghancen des Weltmarfis, auf 
welche die Erwerböluft immer fpeculirt, im größten Umfange benugen zu können, ſucht der Ra: 
brifant feine Production dur möglichfte Vergrößerung feines Betriebskapitals immermehr 
zu fteigern. Auch die großen Induftriellen Englands arbeiten darum meift mit dem brei= und 
vierfahen Kapital deſſen, was fie wirklich befigen, ſodaß ihre Bankiers, die ihnen Vorſchüſſe 
machen und ihre Wechfel discontiren, gleihfam ihre mitbetheiligten Gefellichafter find und einen 
ſehr beträchtlichen Theil am Gewinne haben, den fie in der Form von Zinfen und Gefchäftsge: 


27) Bol. die treffliche Monographie über die Lage der arbeitenden Bevölferung in England im zwölf 
ten Bande ber "rt ya ber die über die Manchefterfchule im zweiten Bande (1858) bes Series 
„Unfere Zeit. Jahrbuch zum Eonverfatione-2erifon‘. 
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bühren einziehen. So entfteht auf dem den großen Kapitaliften eingeräumten Felde ver großen 
Induftrie ein nothwendiges Streben der Monopolifirung jeder weſentlich gleihartigen Indu- 
firie durch ven Sieg des größten Kapitals über Das minder große. Davon ift ed eine in England 
bereits jehr fihtbar Hervortretende Folge, daß ſich bei fteigender Production im ganzen die ver: 
ſchiedenen Induftrien in immer weniger Händen vereinigen. 

Neben diefen Siegen des größten Kapitals über das minder große erzeugt ſich ebenfo un— 
vermeiblich ein wachſender Drud der großen Kapitaliften und Induftriellen gegen ihre Arbeiter. 
Denn diefe legten find jelbft ja die Eleinften Kapitaliften, die mit dem großen Kapital ihrer 
Arbeitäherren auf dem gleichen Felde der Induftrie in die den Gewinn diefer Arbeitöherren be- 
Ihränfende Goncurrenz treten. Doch ift hier zu unterſcheiden. Die ganze Politik ver Man- 
cheſterſchule läuft darauf hinaus, möglichft wohlfeil einzukaufen und möglichft theuer zu verfaufen. 
Namentlich ſuchen aljo die induftriellen Unternehmer die Arbeit, deren fie benöthigt find, zum 
wohlfeilen Preije zu erlangen. Da nun ihre Arbeiter genährt und gefleivet fein müffen, un ar: 
beiten zu können, jo haben fie mit diefen ein wenigftend ſcheinbares gemeinſchaftliches Intereſſe 
für möglichfte Billigkeit der nothwendigften Lebensbedürfniſſe. Daher die Agitation der großen 
britiſchen Induftriellen für die allgemein erfprießliche Aufhebung der Kornzölle und überhaupt 
für den Freihandel. Aber die gleichen Induftriellen haben aud ein Intereffe für möglichfte 
Berminderung des Lohns ihrer Arbeiter. Und dieſes Intereffe ift bei Fabrikanten beſonders 
groß, die mit beſonders großem Kapital arbeiten. Gin Fabrifant, der etwa mit taufend Spin= 
deln tägli 2 Etr. Garn fpinnt, gewinnt nur 16 Sh. 8 P. täglih, wenn er auf jedes Pfund 
den Arbeitslohn um einen Farthing oder Y, Benny herabdrückt. Diefe Summe ift bei feiner 
Heinen Spinnerei feine bejonderd große Aushülfe bei ven Ausgaben für feine Familie. Ein 
Babrifant mit Hunderttaufend Spindeln ift dagegen in einerganz andern Lage. Ergewinnt durch 
die gleiche Herabdrückung des Arbeitslohn täglih 1666 Sh., oder jährlih 25000 Pf. St.; 
er jegt fich eben dadurch auf dem Weltmarkte in ven Stand, die Goncurrenz feiner nur um ein 
Geringes theuerer producirenden Mitbewerber aus dem Felde fhlagen zu können. Nach der an: 
fänglihen Vermehrung des Arbeitälohnd durch Entftehung der großen Induſtrie, ift denn wirk⸗ 
lich aud die Periode der Herabjegung dieſes Lohns auf das erreihbare Minimum eingetreten. 
Und wo es feine Schwierigkeiten hat, das gleihfgm Hiftorifch gewordene Recht' des Arbeiterd auf 
einen beſtimmten Lohn geradezu zu befeitigen, da ſucht man daſſelbe Ziel auf Umwegen zu er= 
reihen. Damit hängt, troß alle gefeglichen Verbote, die Fortdauer des Truck- und Gottage- 
ſyſtems zufammen, wonad der Babrifant feinen Arbeitern die ihnen nothwendigen Lebensmittel 
und Wohnungen zum theuerften Preife zu verkaufen umd zu vermiethen weiß. Dies ift nichts 
anderes als eine indirecte Verminderung des Lohne: der Fabrikant nimmt wieder dem Arbeiter 
mit der einen Hand, was er ihm mit der andern gegeben hatte. Und große Babrifanten haben 
darum im Parlament unummunden erklärt, daß fie ohne ein ſolches Truckſyſtem nicht zu befte: 
hen vermöchten. Diejed Streben nah Herabdrückung des Arbeitslohns thut ſich noch in anderer 
Richtung fund: man fucht möglichſt die Eoftjpielige männliche Arbeit durch die wohlfeilere der 
Frauen und Kinder zu erfegen. Von ven 800000 Arbeitern in ven Webereien Englands ift 
etwa die Hälfte unter 20 Jahre alt, und drei Zehntel gehören dem meiblihen Geſchlechte an. 
Daher die fortvauernde Oppofition der Fabrikanten gegen jede geſetzliche Beſchränkung der 
Arbeitäzeit überhaupt, fowie insbeſondere gegen das Zehnftundengefeg, das für die Arbeit der 
Kinder und Frauen ein nicht zu überſchreitendes Zeitmaß einzuführen verſuchte. Daher die nur 
allzu wirkſame Oppofition gegen jeden Schulzwang, oder gegen Recht und Pflicht der menſchen⸗ 
würdigen Erziehung des heranwachſenden Geſchlechts, ſoweit dieſelbe mit einer maßloſen Aus— 
beutung der jugendlichen Kräfte für die Intereſſen ver Fabrikherren unvereinbar iſt. So wurde 
noch 1856 der Antrag auf Schulpflichtigkeit als unverträglih mit der individuellen Freiheit 
verworfen. In den Manufacturbezirken — hieß es — feien 700000 Kinder von 8—15 Jah: 
ten beſchäftigt, und die Altern feien einzig auf den durch feinen Schulbeſuch zu vermindernden 
Arbeitserwerb ihrer Kinder angewiefen, um dieſe unterhalten zu können. Man dürfe aljo durch 
Schulpflichtigkeit jo wenig die Intereffen der Altern verlegen ald diejenigen der Kabrifanten, 
die fonft gezwungen feien, ihre Fabriken zu ſchließen und Hunderttaujende den Hungertode 
preiözugeben. 

Die ſchweren Übel, vie ih an die jegige Ausbildung ded Kapitalismus und der großen 
Induftrie fnüpfen, treten noch deutlicher hervor, wenn man die dadurch bewirkte Imwälzung im 
ganzen häuslichen und geſellſchaftlichen Leben der Arbeirer ind Auge faßt. Die Dampfmaſchine 
ift ver Hundertarmige „‚Arbeitöriefe” geworben, der mit feinen Rädern und Hebeln vie jonftige 
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ſchwere Arbeit von Taujenden jpielend verrichtet. Er fliftet neue Golonien, denn er zwingt ganze 
Scharen menſchlicher Arbeiter in jeinevNähe zu wohnen. Er beihränft die gleichförmig wieder- 
fehrenden Handgriffe diejer Taufende darauf, daß He ihm raſtlos den zu verarbeitenden uff 
darreichen, um ihn verarbeitet wieder zu empfangen , oder auf die unabläfjige Sorge, dapesitm 
an feiner täglichen Nahrung von Feuer und Waſſer nicht gebreche. Bor der Rieſenkraft ver 
Dampfes ift der Unterſchied der Geſchlechter und des Alters verfhwunden: die Maſchine mast 
Männer und Frauen, Kinder und Erwachſene zu ihren glei brauchbaren Sklaven. Sie bat 
die Nothwendigfeit jeder techniſchen Vorbildung überflüſſig gemadt ; fie hat den Unterſchied 
zwiſchen Lehrlingen und Meiftern aufgehoben, und den Arbeitslohn für alle auf ein Minimum 
herabgeſetzt; fie hat jeden Wetteifer um den Preis der größern Geſchicklichkeit erftict ; jie hat alle 
Arbeiter gleich gemacht, denn alle find zu Theilen eines großen Mechanismus und aufer Ber- 
bindung mit vemfelben zu werthlofen Nullen geworden. Schon vom achten Jahre an wird der 
Menſch tauglich befunden, der Maſchine angepaßt zu werben, die fortan feine Ernährung wie 
feine Erziehung beforgt, indem jie etwa mit dem Herangewachſenen einen andern Theil des 
Mechanismus als früher mit dem Kinde ergänzt. Eben diefe Dampfmaschine fliftet Ehen und 
gründet Familien zu Taufenden, um gleichzeitig jogar die Möglichkeit jedes gefunden und freu: 
digen Bamilienlebend zu zerftören; fie bewölfert das Land mit Dichten Menſchenmaſſen, um dem 
Tode eine veichere, frühzeitige Ernte zu bereiten. Die Leichtigkeit einigen Erwerbs durch Kinder: 
arbeit läßt in no jungen Jahren und bei den erften Regungen des Geſchlechtstriebes zabl- 
lofe Ehen abſchließen. Aber die des Kindes faum genejene Mutter und alle, die deſſelben war: 
ten und pflegen könnten, find an die Maſchine gebannt, denn fie müſſen arbeiten, um leben zu 
fönnen. Um dem Säugling Ruhe zu ſchaffen, füttert ihn bie Mutter, bevor fie in die Fabrik eilt, 
mit Raudanum, mit der in der Babrifjprache fogenannten „‚mother's quietness”. Sie wendet 
das gleiche Mittel am Abende an ; denn fie jelbft und die andern arbeitöfähigen Familienglieder 
bedürfen dringend des Schlafd und der Herftellung ihrer erihöpften Kraft zur Arbeit des fol: 
genden Tags. Während die Frauen der Fabrifarbeiter nicht die Fleinften häuslichen Gejchärte 
erlernen ; während jie oft genug aus ihren Kartoffeln nur eine geſchmackloſt und ungelunde 
Koft zu bereiten wiflen : gewinnen fie doch eine traurige Fertigkeit in der Mifhung der Dpium- 
ipeife für ihre Kinder. Gleihwol werden viele Fälle unvorfihtiger Opiumvergiftung eomitas 
tirt; und felbft nah Einführung der Zehnftundenbill Hat ver Verbrauch ded Laudanums nicht 
abgenommen. Mit dem Eintritt in die Fabrik beginnt für die Kinder eine zunächſt günftig 
fheinende Entwidelung: ihre leichte Arbeit ift für fie felbft nur ein Spiel, während das ver: 
wickelte Spiel ver Maſchine ihre Aufmerkjamkeit reizt, ihre Verſtandeskräfte weckt und beſchäf⸗— 
tigt. So tritt eine Furze Zeit des geiftigen und jelbft des leiblichen Geveihend ein, wie man es 
nach der vorangegangenen Lebensweiſe nicht erwarten follte. Aber bald äußert pas Einerlei ver 
täglich wiederkehrenden Beihäftigung feine abftumpfende Wirkung, bis es duch Die Regungen 
der Geſchlechtstriebe unterbrochen wird, und fi in Heirath und Kinderziehung der Lebenslauf 
jeder ältern Generation in jeder jüngern wiederholt. Trog ver zahlreichen Todesfälle in den 
Jahren der Kindheit und dem durchſchnittlich frühen Lebensende der Erwachſenen, ift mehr noch 
als durch Einwanderung infolge jener zahlveihen und frübzeitigen Ehen die Bevölkerung der 
induftriellen Orafihaften binnen 40 Jahren um 37 Proc. geftiegen, während die der landwirih⸗ 
ſchaftlichen Bezirke nur um 7 Proc. zugenommen hatte. Aber vie heutigen Menſchen find eine 
leiblich und geiftig ſieche Maffe im Vergleiche mit der frifchen und kräftigen Bevölkerung, mo: 
durch ih zumal Lancafterihire vor dem Beginne der großen Induftrie ausgezeichnet hatte. Der 
gemeinfame Drud ihrer einförmigen Lebensweiſe hat jedoch in dieſer ganzen Mafle auch das 
gemeinjame Streben geweckt, ſich durch Befolgung einer eigenthümlichen Sorialpolitif auf eine 
höhere Stufe in der Geſellſchaft zu erheben. 

Es wurde ſchon manches leichtfertige Urtheil über die auf dem Feftlande fait ſprichwörtlich 
gewordene Selbſtſucht britiiher Handelspolitif geäußert. Aber in der großen Induftrie und 
dem auf die Coneurrenz der Völker und einzelner gegründeten Welthandel begegnen wir dem 
ſcheinbar unvermeidlihen Gejege einer eifernen Notbwendigfeit, wonach fort und fort der 
Schwädere dem Stärfern zum Opfer fallen muß. Es ift alfo begreiflich genug, daß bie eng: 
liſche Handelöpolitif darauf bedacht ift, überall dem Handel Englands das Übergewicht zu er: 
halten oder zu verſchaffen: jede Stockung in ven Abſatzwegen droht ja fogleih, Das ganze un: 
geheuere Getriebe der induftriellen Production ind Stoden zu bringen und Millionen dem 
rettungslojen Elende preiszugeben. Bine ähnliche Bewandtniß hat es mit den verdammenden 
Urtheilen über die ſogenannte Philoſophie der Mancheſterſchule; fo jehr man berechtigt fein 
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mag, einzelne Habrifanten der Hartherzigkeit und eines greuelhaften Mammonsdienſtes anzu: 
Elagen, und jo jehr man es anerfennen mag, daß eine praftifche Bhilofophie dieſer Art enplich 
auch ihre humanften Befenner egoiftifch verhärten muß. Allein gerade darum , weil Millionen 
englifche Arbeiter nur noch ald Mafchinentheile in Betracht fommen, darf man nicht willkürlich 
einzelne Beſtandtheile aus dem ungeheuern Mechanismus herausnehmen wollen. Man würde 
mit dieſem fünftlihen Mechanismus zugleid) die Exiſtenz ver arbeitenden Bevölkerung zerftören. 
Nicht einmal zum Zwede menfhenwürdiger Erziehung jind rückſichtslos eingreifende Maßregeln 
geftattet: in der Schule des Elends würden ja Altern und Kinder noch weit mehr Schlimmeg 
fernen als Gutes in den Schulen des Staats oder der Kirche, zu deren Beſuch fie gezwungen 
würben. Wenn irgendwo, jo ift darum Hinfichtlich ver großen Induſtrie jeder jocialen Politik 
die höchſte Vorſicht geboten: fie darf jih um der beften Zwecke willen nicht vermeſſen, ven Ar: 
beitern die noch fo ſauer erworbenen Früchte ihrer Thätigkeit irgendwo zu fhmälern, ohne zuvor 
ſchon für genügenden Erfag geforgt zu haben. 

Darf man ed aber den großen Fabrikanten nicht kurzweg als verbrecheriſche Selbftjucht aus: 
legen, wenn jie ſich in ber einmal gewonnenen Stellung zu behaupten ſuchen: fo jollte man fich 
noch weit mehr vor jedem oberflädlichen Tadel gegen die Sorialpolitit der Arbeiter hüten, wo— 
dur ji dieſe aus ihrer unmwürbigen gefellfgaftlihen Stellung zu befreien trachten. Die 
Millionen englifher Arbeiter find in der Negel nicht jo ſchlecht bezahlt, daß fie nicht jährlich 
Millionen auögeben könnten für ven Genuß von Bier, von Gin und Taback, oder für Muftf und 
Geſang. Aber die von dem frühern Opiumgenuß und der fpätern Fabrikarbeit abgeftumpften 
Nerven können am wenigften jener Neizmittel entbehren. Zwar find die meiften Gooperativ: 
vereine und Cooperativ⸗Store's zugleih Mäßigkeitövereine ; aber ihre Mitglieder gehören mehr 
zur Klaſſe der Handwerker als Fabrifarbeiter. Auch die bei den legtern fo entſchieden hervor: 
tretende Neigung für Mufif und Gefang hängt offenbar mit dem Bebürfniffe eines Gegenreizes 
‚gegen das eintönige und betäubende Mafchinengetöfe zufammen. Man hat e3 gleichwol ven 
Arbeitern zum Vorwurfe gemadt, daß fie ſich im ihren fogenannten Lurusausgaben nicht felbft 
beihränfen, um fi maflenhafter an den zahlreichen Sparkaffen zu betheiligen. In ver That 
fommen bieje weit mehr den Heinen Handwerkern, ſowie Bedienten, Knechten und Mägden zu: 
gute ald den Fabrifarbeitern. Aber diefe fürchten fi vor den Einlagen in Sparfaffen, weil jie 
damit nur ben Arbeitäherren ven Beweis in Die Hand geben würden, daß ihrXohn noch nicht auf 
das äußerfte Minimum vermindert ift. Werden ſolche Einlagen dennoch gemacht, jo wählen die 
Einleger meift nicht die Sparkaffe ihres Wohnorts, fondern eine entferntere, um die Erſparniſſe 
ihren Arbeitöherren zu verheimlichen. Gleihwol haben es die englifchen Arbeiter ſchon lange 
erfannt, daß fie über Kapital müffen verfügen können, um ſich von der Tyrannei des Kapitals 
zu befreien. Daher begegnen wir ſehr mannichfaltigen Verſuchen einer ſolchen Kapitalificung, 
theild im Intereſſe befonverer Vereine, theils für die focialen Zwecke der gefammten Arbeiter: 
bevölferung. So haben Arbeiter ihre erfparten Pence zufammengelegt, um auf eigene Red: 
nung im großen zu fabrieiren. Aber dies führte zu feiner Befferung. Durch alle Erſparniſſe 
fonnten fie im beften Kalle doch nur — wie died treffend bezeichnet wurde — einen „Collectiv⸗ 
Eottonlord‘ zu Stande bringen, der nun feinerfeitö dem Gefeg der Concurrenz verfiel und den 
arbeitenden Vereinsglievern den Lohn immermehr ſchmälern mußte, bis er dennoch durch das 
Übergewicht ded größern Kapitals erdrückt wurde. So haben ſich zahlreiche Arbeiter bei den 
building-societies theils ald Mitglieder diefer Baugefellihaften betheiligt, theild mit Hülfe der⸗ 

ſelben ihre Erfparniffe zum Erwerb von Wohnhänfern verwendet. Für ihre elenden Woh: 
nungen müflen die Arbeiter 10—15 Proc. des Häuſerwerths zinfen; jie fönnten mit dem glei- 
hen Aufwande während etwa 10 Jahren dad Eigenthum erwerben. Dazu jollten ihnen vie 
Baugejellihaften helfen. Aber die allverberbliche Gewinnjucht errichtete zumal in Mandhefter 
und Liverpool ganze Reihen gefällig ausſehender Gottages, die den Unternehmern 15 Proc. 
abwerfen, weil die neuen Käufer und Wohnungen innerlich noch fchlechter find, als es die alten 
waren. Die ftetö wiederkehrende Sehnſucht der Arbeiter nah einem nod fo geringen Grund⸗ 
bejig und nad) einer gefunden Thätigfeit unter freiem Himmel, hat noch bis in die neuefte Zeit 
Bereine für das fogenannte Syſtem der alloetments hervorgerufen, für Erwerb und die Ber: 
theilung von Grundbefig an einzelne nad) Fleinen Rojen. In bebeutendem Umfange trat dieſes 
Streben zur Zeit der Agitation für Abſchaffung der Kornzölle hervor, als ſich die Freihandels⸗ 
partei eine möglichft große Anzahl liberaler Freeholdervoten zur Durchſetzung ihrer politiihen 
Zwecke zu verfhaffen ſuchte. So entftand die große National-Freehold-Society und dieſer zur 
Seite, oder auch in Oppofition mit ihr, noch etwa 130 ähnliche Geſellſchaften mit einem wenig- 
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ſtens nominellen Kapital von nahe 4 Mill. Pf. St. Es wurden wirklid einige Hundert Güter 
erfauft und in 19500 Barcellen beſonders an Arbeiter ausgethan, die fih zum Theil zur Selbſt⸗ 

bewirthſchaftung verpflichteten. Aber mit diefer Verwendung ihrer Erſparniſſe auf den &- 

werd Kleiner Grundſtücke Fam die arbeitende Bevölkerung zu fpät. Denn nad der Abjchaffen 
der KRornzölle begann aud für die Landwirthſchaft die Periode der großen Induftrie und de 
Anwendung ver Mafchinen, wodurch die Spatencultur und jede Art ver Kleinwirthſchaft fat 
gänzlich verbrängt wird. 

Endlich gehören nody die trades-unions zu den wichtigften ver auf Erfparniffe der Arbeiter 
gegründeten Vereine für gemeinfchaftlihe Zwede. Die jeweiligen Arbeitspreife werben im 
Grunde, wie dies aud die Mancheſterſchule einräumt, durch die gerade unbejhäftigten Arbeiter 
gemacht. Unter dem Drud der Noth bietet fich die vielleicht nur geringe Zahl ver augenblicklich 
Geſchäftsloſen zu geringem Lohne ven Fabrifanten an und ſetzt diefe in ven Stand, der vielleicht 
zehnmal ftärfern Zahl ihrer Arbeiter gleichfalls einen geringern Lohn aufzuzwingen, wenn fir 
nicht auf die Straße gefegt fein wollen. Um nun diefem Zubrange zur Herabjegung des Arbeits: 
lohns vorzubeugen, werden einftweilen die Unbeſchäftigten von den trades-unions unterhalten. 
Aus eben diefen Spar: und Kriegskaſſen werden die Koften der Strifes beftritten, wenn fid eine 
größere Anzahl Arbeiter freiwillig außer Geſchäft und Lohn gefegt hat, um die Arbeitäherren 
zur Berwilligung eines fünftighin größern Lohns zu nöthigen. Und gerade in Beziehung auf 
diefe Strifes fommt für beide Parteien eine jhon funftgerecht ausgebildete Taktik zur Anwen: 
dung. Diefe nur jelten öffentlich beiprochenen Verabredungen und Verbindungen der Arbeits: 
herren zur Erniebrigung des Lohns oder zur Bereitelung der Zwede eined Strike find ebenfo 
häufig oder häufiger als diejenigen der Arbeiter. Bei den Fabrikanten fommt denn namentliä 
der Zufammenhang der verfhiedenartigen Induſtriezweige in Betracht. Haben etwa die Ar: 
beiter in Baummwollfabrifen einen Strife unternommen, fo vermindert ſich jogleih auf der 
Kohlenverbraud. Um fo geneigter find nun die Eigenthümer ver Kohlenwerke, ihre Arbeiter 
gleichfalls außer Thätigfeit zu fegen, wodurch fi die Mafle ver außer Nahrung Gefegten fo ſeht 
vergrößert, daß die trades- unions nicht mehr ausreichen und alle freiwillig oder gegwungen 
Feiernden zur Wiederaufnahme ihrer Arbeiten um fo eher genöthigt jind. 

Selbft in den Gewerben, die eine beflimmte Vorbildung und technifche Fertigkeit voraus: 
feßen, gewinnt doch das Slopſyſtem oder der fabrifmäßige Betrieb ein wachſendes Übergewicht. 
Denn auch diefe Gewerbe laffen bis zu gewiffem Grade theils eine weitere Anwendung der Ma: 
ſchinen (neuefte Nähmaſchinen für Kleiverfabrifation u. f. w.) zu, theils eine weitere Theilung 
und Scheidung der einförmig wiederkehrenden Operationen der Arbeit von ſolchen, die eine bi: 
here Kunftfertigkeit erfordern. Eben damit dehnt fich die Herrfchaft des großen Kapitals aus, 
und auf allen Feldern der Induſtrie treten einander die focialen Intereffen und Parteien in 
ſtets größer werdenden Maffen entgegen. Was die jociale Politik diefer Parteien betrifft, je 
richtet ſich der oft nur auf oberflächliche Auffaffung gegründete Tadel beſonders gegen die Strifes, 
während die Goalitionen der Arbeitöherren unbeachtet bleiben. Allerdings find durch jolde 
Strifes Millionen verwendet worden und der Schaden, den fi dadurch die Arbeiter felbi 
zugefügt, ift fheinbar ein vielfach größerer als der für die Fabrikanten entflandene. Im der 
Hauptſache mußten fich ftet3 auch die erftern den Bedingungen der legtern fügen. Und wenn 
zuweilen durch endliche gegenfeitige Nachgiebigfeit vorübergehend etwas beſſere Verttags— 
verhältniffe für die Arbeiter gewonnen wurden; oder wenn hier und da die Strifes einem unbe: 
deutenden Bruchtheil der Arbeiter zur Gründung eines vielleicht gedeihlichen Gooperativvereint 
Anlap gaben: fo find diefe unmittelbaren pofltiven Erfolge nicht Hoch anzufhlagen. Aber da 
mit ift die Sache nicht erfhöpft. Die Arbeiter dürfen fi nicht auf Gnade und Ungnade der 
Herrſchaft des großen Kapitals ftumpfiinnig ergeben; jie müffen von Zeit zu Zeit reagiren al? 
Achtung gebietende und von Bewußtjein gemeinfhaftliher Intereffen durchdrungene Maffen. 
Ohne diefen felbftthätigen Widerſtand wäre ihr Los noch weit ſchlimmer, ald es mwirklid 
ift; durch denfelben zwingen fie mehr und mehr auch die Staatögewalt fowie die höher 
Klaffen der Geſellſchaft zu den noch möglichen Berbefferungen ihrer Stellung; fie gewinnen üd 
und dem Parlament die zu den Mafregeln ver Rettung erforderliche Zeit, jie halten bei ih un 
andern bie Hoffnung auf die Möglichkeit dieſer Rettung wach. Auch gilt es ja die Wiedererobe⸗ 
zung der höchiten fittlichen Güter. Dieje Arbeiter Haben noch die Sehnfucht nad) einem beifern 
Bamilienleben, worin nicht mehr Gatte und Gatte, Altern und Kinder zu gegenfeitiger Mid: 
handlung gezwungen find. Namentlich fühlen die Mütter die ganze Verſchrobenheit ihrer 
Lage: die Frauen der Arbeiter betheiligen ſich daher meift bei ven Strifes mit bejonderm Gifer 
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und Ausdauer, Auch die Gewohnheit beftändiger Opfer für gemeinfchaftliche Zwecke bildet 
einen mächtigen Damm gegen die fonft viel raſcher fortfchreitende Demoralifation. Trotz aller 
einzelnen Verirrungen und Misgriffe hat darum die in ſich felbft fi reinigende Bewegung 
etwas Achtunggebietendes. Die erfte Periode der rohen Mafhinenzerftörung ſcheint ganz over 
beinahe vorüber: die Arbeiter wiſſen e8, daß fie durch Zerftörung fremden Kapitals fein eigenes 
erwerben. Uberhaupt nehmen die Strifes ein frieplicheres Gepräge an; beſonders feit fie 
gleichfam gefeglid geworden find durd die das Vereinsrecht erweiternden Barlamentsbefchlüffe 
von 1824— 36. Selbft die Zahl der Strifes fheint abzunehmen, während die Betheiligung der 
arbeitenden Bevölkerung für fortihreitende Barlamentöreform lebhafter und allgemeiner wird, 
je mehr jich Die Überzeugung verbreitet, daß ohne ihre Iheilnahme an der Geſetzgebung auch 
feine wejentlihe Beflerung ihrer geſellſchaftlichen Stellung zu hoffen ift. 

Bon der größten Wichtigkeit ift zumal feit Aufhebung der Kornzölle der zunehmende Ge: 
brauch der Maſchinen im Landbau: die Fabrikation derjelben hat wieder 1857 —58 im Vergleiche 
zu frühern Jahren beträchtlich zugenommen. Zu den ftets fortwirfenden und wirffamften Ma- 
ſchinen ift namentlich die dem feuchten Klima der weſtlichen Theile des Landes beſonders zufa= 
gende Drainirung zu zählen. Englifhe Landwirthe nennen die Erfindung der Drainröhren 
den „Anker von Altengland“. Neben ven Mafhinen für Ausfaat, Ernte und Ausdruſch ſchei— 
nen auch nad einigen techniſchen Verbeſſerungen die bisher nur auf wenigen Mufter: 
wirthſchaften gebräudhlihen Dampfpflüge eine Zukunft zu haben. Durch diefe Bewirthſchaf— 
tung im Stile der großen Fabrikation verſchwindet immermehr der Kleinbefig und die Klein: 
eultur, jowie die behäbige Klaſſe ver Pächter und Unterpächter, die mehr und mehr zu 
Tagelöhnern beradjinfen. Die Idylle des britiſchen Landlebens ift jegt ſchon großentheils zum 
Märchen aus alter Zeit geworden. In gleihförmig arbeitenden und erwerbenven, gleich: 
förmig ftrebenden und leivenden Maffen, gruppirt ih immermehr auch die landwirthfchaftliche 
Bevölferung unter die Herrſchaft des großen Kapitals, um die Mafhinen und das Nugvieh 
weniger Grundherren zu bedienen. Zum Unterfhiede von Babrifarbeitern bleibt diefer Be- 
völferung nur die öftere Arbeit in freier Luft und ein vom Wechſel der Jahreszeiten bedingter 
Wechſel der Beihäftigungen. Seit Anwendung der Maſchinen erfordern die vor etwa 
30 Jahren durch 35 Arbeiter beftellten Grunpftücde nur noch 25, und liefern gleihwol einen 
weit höhern Ertrag. Im Vergleiche zu Franfreih nimmt mar an, daß in England auf dem 
gleihen Bodenraume mit nur ein Drittheil der Handarbeit dennoch eine dreifach größere Menge 
von Getreide produeirt wird. Durd den fabrifartigen Betrieb wird alfo menigftens die Ge- 
jammtproduction beträchtlich gefteigert, während der Ertrag der franzöftichen Landwirthſchaft 
bauptfählih darum ein verhältnigmäßig dürftiger bleibt, weil man bei der fortſchreitenden 
Barcellivung des Bodens aud über deſſen einmal herkömmliche Ausbeutungsweife nicht bin- 
ausfommt. Unter 11 Mill. der Landtare unterworfenen Grundeigenthümern befanden 
ih 1845 in Franfreih nicht weniger ald 5 Mill. Familien, die einzig und allein von 
ihren eigenen Producten lebten, die alfo für verſchiedene Fruchtgattungen ihre Parcellen nod 
weiter parcellirt hatten. Darum nahm aud die Überſchuldung des franzöfifhen Landvolks 
immermehr überband. In den Jahren 1835 —37 ward nicht weniger als ein Viertel ded gan= 
zen frangöfifchen Bodens durch die Huiffierd veräußert. In den 10 Jahren 1835—45 gingen 
von je 100 Grundſtücken oder Patrimonien 60 in andere Hände über; davon nur 10 durch 
Bererbung und 50 durch Zmangsverfauf. In der Hand derjenigen Käufer, die von vorn= 
berein über ein größeres Kapital verfügen, ſammelt ih dann wieder ein größerer Grundbefig, 
der vielleicht eine vortheilbaftere Bewirthſchaftung ermöglicht. Diefer Proceß geht aber jehr 
langfam von ftatten, weil er durch neue Vertheilung der Güter nad) Erbredt u. ſ. w. häufig 
wieder unterbrochen wird. Die Wirkungen auf die Bevölkerung find jevoh in England und 
Frankreich die wejentlich gleihen. Der franzöftiche Kleinbauer, der ſich felbft an feine Scholle 
fejfelt, und deilen Zwergwirthſchaft nicht die volle Arbeitäfraft feiner Familie beſchäftigt, ift 
fogar meift noch weit übler daran ald der ländliche Tagelöhner in England. Da wie dort ent= 
fteht alſo ein ökonomiſch unſelbſtändiges und von wenigen großen Kapitalijten abhängiges, 
länvliches Proletariat. Die Verminderung der landwirthſchaftlichen Handarbeit durch Ber: 
mehrung der Maſchinen muß überdies in England einen vermehrten Zudrang zu den eigent= 
lich induftriellen Befchäftigungen zur Folge haben und die Lage der Fabrifarbeiter noch mis- 
licher maden. Unter folden Umſtänden ift es begreiflih, daß im Jahre 1858 ein Bright den 
englifhen Arbeitern zu maflenhafter Auswanderung rathen fonnte; während in Frankreich faft 
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gleichzeitig der Gedanke auftaudte, daß man dem unaufhaltfanen Streben des großen Kapi- 
tald nach Alleinherrſchaft in allen Gebieten ber Production durch Erpropriation der „unwiſſenden 
Bauern“ zu Hülfe kommen folle, un defto ſchneller auch zu einer intelligenten Bewirthſchaftung 
ded Bodens zu gelangen. 

Dieſe bevrohlihen übelſtände finden ſich ſchon mehr oder weniger in allen Staaten ve 
mittlern und wejtlihen Guropa. Sie treten im britifchen Infelreihe nur am deutlichften her- 
vor; und ver hier beobachtete Gang der Dinge‘ hat beſonders zu dem ſchon weitwerbreiteten 
fataliſtiſchen Glauben geführt, als handle es jih um ein Geſetz unerbittliher Nothwendigkeit, 
dem fi jeder Berftändige fügen werde, um wenigftend für ſich ſelbſt und feine Familie nit 
das Übel ärger zu machen. Für Erzeugung und Vertheilung der Güter gebe es überhaupt 
nur zwei Wege und Ziele. Der eine Weg führe zum Communismus, zur Gemeinſchaftlichkeit 
alles Befiged, alled Kapitals, alled Erwerbs. Aber diefe Tyrannei der Schwachen über die 
Starken fei nicht möglich und nicht erträglig. Es bleibe alfo nur der andere eg der freien 
Goncurrenz, auf dem man es geſchehen laſſen müſſe, daß das große Kapital das fleine zu Boten 
werfe, und daß ſich die ganze arbeitende Bevölkerung dieſem ſiegreichen Kapital auf Onade und 
Ungnade ergebe. Das Ziel diefer Bewegung ſei eine die ganze Erde umfaſſende ariftofratiide 

"Drganifation der Arbeit. Jeder befondere Zweig der induftriellen wie der lanpwirtbihaft: 
lihen Production werde jih endlich in der Hand eines einzigen Kapitaliften, oder unter ver 
Herrſchaft eines einheitlich geleiteten Gollectivfapitald vereinigen. Nach diefer Gliederung in 
große Gruppen von Kapitaliften und Arbeitern werde fi die wünfhenswertbe Production 
von Gütern jeder befondern Art durch jede einzelne Gruppe nah dem leichter überfebbaren 
Bedarf aller andern Gruppen richtig ermeſſen laſſen. Und nachdem die früher vernihtende 
Goncurrenz innerhalb jedes bejondern Erwerbszweigs ihr Ziel erreicht habe, höre aud das Te: 
ftteben der Kapitaliften auf, ihre Arbeiter übermäßig auszubeuten und auf den kärglichſten Lohn 
berabzudrüden. Denn nun habe jede Gruppe ein Interefle, daß ihr von ihren Erzeugniſſen 
jede andere Gruppe moͤglichſt viel abfaufen könne; und diefe größere Kauffähigkeit der geſamm—⸗ 
ten arbeitenden Bevölkerung fei überall bedingt durch ihren größern Ermerb mittelö der Arbeit. 

Sole Conſequenzen laffen jih nun freilich auf dem Papiere ziehen. Sieht man genaver 
zu, fo ift diefe patriarchaliſch wohlwollende Ariftofratie des großen Kapitals ebenjo jebr ein 
unmögliches Utopien, ald es die Herrichaft eines abjtract demokratiſchen Communismus it. 
Die Vielherrſchaft des Kapitals läpt ji jogar für feinen einzelnen Hauptzweig der Production 
in dauernde Alleinherricaft verwandeln. Deun die nußbarfte Verwendung eines Kapitals bat 
in jeder Production eine beftimmt bemeſſene Grenze in der gerade zweckmäßigſten Arbeit: 
theilang an menſchliche und ſachliche Productivkräfte. Diefe Grenze ift noch dazu eine jehr ver: 
änderlide; wie es denn gerade die Bereinfahung ded Maſchinenweſens ermöglichen kann, daß 
fortan ein minder großes Kapital mit dem größern in vortheilhafte Goncurrenz tritt. Müſſen 
etwa, nach dem jegigen Standpunkte einer ſolchen Arbeitstheilung,, die zur förderlichiten Fabri— 
Fation einer Dampfmaſchine erforderlihen Operationen au 500 Arbeiter vertbeilt fein, und 
läßt jih in diefem Falle ver Reingewinn des Unternehmers auf 25 Proc. feines Betriebe: 
Kapitals berechnen: jo darf man ſelbſt bei unbejchränftem Abjage noch keineswegs ſchließen, daf 
dur Verzehnfachung des Kapitald umd der Arbeiter der Gewinn auf 50 oder 100 Proc. ge- 
fteigert, oder daß er wenigftend auf 25 Proc. des zehnfachen Betriebsfapitals erhalten werden 
könne.28) Bis zu einem gewillen Grade fann vielleicht der größere Fabrifant an den ver: 
hältnißmäßigen Verwaltungsfoften eriparen, die ſich nicht gleichfalls verzehnfachen werden 
Aber die allzu große Ausdehnung erſchwert die Leitung des Geſchäfts; ftatt ver unmittelbare 
Aufſicht geht die Adminiftration in das bureaufratiicdhe Treiben einer blos papierenen Gontrek 
über, und bie unvermeidlich läſſige Aufſicht Hat die läfjige Arbeit zur Folge. Der fo entjteben- 
den Verminderung feines Gewinns ſucht nun wol der Fabrikant durch möglichſte Verminde— 
rung des Arbeitlohnd und Verlängerung der Arbeitözeit vorzubeugen. Aber die Uberfpannuns 
der menſchlichen Kräfte hat zur nothwendigen Folge eine Reaction der Arbeiter, die jid in 
Mitte ihrer Arbeitszeit dennoch die nöthigen und oft auch unnöthigen Erholungsfriſten zu ver- 
fhaffen willen. Darum wird erfahrungsmäßig bei überlanger Arbeitözeit nit mehr, jonvder 
weniger gearbeitet (f. ven Art. Arbeitszeit), Endlich laflen es die gedrückten Arbeiter nik 


28) Nach Senior, Outlines of political economie (1850), werfen in England gewerbliche Unter: 
uehmungen von 100000. Bi. St. umd mehr einen jährlichen Gleiviun von weniger als 10 Proc. ab, die 
von 40000 Pf St. mindeitens 12% Bror., von 10—20000 Pf. St. 15 Proc,, fleinere 20 Proc. und mehr 
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mehr dabei bewenden, daß jir, durch einen nad ſtillſchweigender Übereinkunft organifirten 
Müfiggang, ihre Herren nur um die vertragämäßige Arbeitzeit beftehlen. Den rückſichtsloſen 
und unbarmherzigen Induftrieherren gegenüber bilden ſich förmliche Vereine zu eigentlichen 
Diebftählen werthvoller Stoffe und Waaren, die niht zum hundertften Theile in den Jahr: 
büchern der Griminalftatiftif zum Vorſchein fommen. Sie bilden fich mit der gleichen traurigen 
Nothwendigkeit und den gleichen traurigen Folgen der fortſchreitenden Entſittlichung, wie fi 
dem Staate gegenüber ein Syſtem des Trugs und der Täufchung ausbildet, um ji auf taufen 
derlei Schleichwegen dem Mauthzwang ober dem auf Gonfeription gegründeten Militärzwang 
zu entziehen. Sogar im allzu ausgedehnten Binzelgefchäft bleibt jede noch fo ftrenge Aufficht 
obnmächtig ; und bei ganzen Productiondzweigen, die ſich über weite Gebiete veräften, wird jede 
einheitliche Leitung und Beauffihtigung vollends unmöglih. Es ift darum auch eine gefähr- 
liche Lehre, dag man in der trügerifhen Hoffnung auf eine endliche freiwillige Verföhnung der 
Interejlen des Kapitals und der Arbeit die Dinge nur ihrem berfömmlichen Verlaufe zu über: 
faffen habe. Dürfte man noch einige Jahrzehnde damif fortfahren, ganze Generationen mit 
Opium abzuftumpfen und jie von noch unreifer Jugend an zu einer lebenslänglichen Arbeit zu 
verbanmen, bie fie an Leib und Seele vergiftet, jo würde jede Hülfe zu ſpät fommen. 

Darum ift es erfreulih, daß ib im wirklichen Leben ein lavinenartig anſchwellendeb 
großes Kapital nicht bis zu feinen äußerſten Folgen zu entwickeln vermag; daß ein Kapital dem 
andern bejchränfend in ven Weg tritt, daß überhaupt der zerftörende Strom egoiftifcher 
Intereſſen ſtets wieder unterbrochen werden kann durch die fhöpferifchen Iveen und Thaten vor: 
ſorgender Menihenliebe. So verlängert ſich die Zeit der möglichen Rettung; und auch die der 
wirklichen Rettung ift vielleicht gerade für England mit feinem freiern Öffentlichen Leben ſchon 
näher gerüdt ale für die meijten Völker des Feſtlandes. Die fociale Aufgabe, melde dort 
noch der Staat zu erfüllen hat, ift für dieſen eine einfachere geworben. Es bedarf feiner bes 
fondern Sorge, um die Quellen der Production zum möglichft reichlichen Ergufle zu bringen. 
Dafür hat in England — was in den meiften Feftlandsftaaten noch keineswegs der Fall ift — 
dad Privatinterefie ſchon jelbft geiorgt. Alle volkswirthſchaftliche Thätigkeit kann ſich mithin 
faft ausjchließlih auf Die gerechtere und zweckmäßigere Bertheilung der reichlich gewonnenen 
Güter richten, ſowie auf eine weife und vom gefunden Volfsgefühl ſchon lange angezeigte Ver: 
bindung der allzu ſchroff geihiedenen induftriellen und landwirthſchaftlichen Thütigkeiten inner: 
halb der eingelnen Familien und Gemeinden. Auf das, was zu thum möglich ift, wurde jhon 
durd die praktiſchen Verſuche Owen's hingewiefen. Die zur Erreihung des Zwecks aus: 
rrichenden Mittel kann ſich das Seligovernment der britifchen Nation durch Reviſion der Gefeg=- 
gebung, durch Beftenerung und die nahhaltige Sorge für zweckmäßigſte Verwendung des 
öffentlichen Einkommens verfhaffen. Die Macht einer britifhen Regierung und eines briti— 
fhen Parlaments find unermeßlich, jobald aud nur ein Theil der Mitglieder die Beſchränkt— 
heit ariftofratifcher Vorurtheile und den Egoismus ariftofratifcher Sonderintereffen in jich ſelbſt 
überwunden und ſich mit dem erhebenden Gefühl durchdrungen hat, in welhen Maße fie durch 
verftändige und energijche Thätigfeit für das leibliche und fittlihe Wohl der Arbeiter nicht bloß 
die Wohlthäter der britifhen Nation, fondern der ganzen Menfchheit zu werden vermögen. 
Eben diefe Macht einer Regierung, die jich durch thätiges Wohlwollen für die arbeitende Be— 
völferung des dauernden Wohlmollens diejer legtern zu verfihern weiß, hat gerade in ver 
neueften Zeit mehr und mehr zugenommen. Innerhalb der großen Maſſe der induftriellen Ar- 
beiter find jeit geraumer Zeit faft alle jpaltenden Sonderintereflen verſchwunden. Diefe ganze 
Maſſe, vom gemeinfamen Interefle der Nothwehr gegen das übergroße Kapital in Bewegung 
gejegt, folgt eben varum den Impulfen einer Socialpolitif. Sie handelt mehr und mehr wie 
ein Mann, und hat fie nicht immer mie ein weifer Mann gehandelt, jo ift fie durch die Folgen 
ihrer Irrthümer und Misgriffe nicht abgeſchreckt, jondern belehrt worden. Da nun auch im 
Landbau durch die um fich geeifende große Induftrie die Klaffe der Pächter und Unterpächter 
immermebr verdrängt und das Band der ſolidariſchen Intereffen, das jie früher mit den großen 
Grundeigenthümern vereinigte, gefprengt wird, jo fteben jih in England bald nur noch zwei 
fociale Sauptparteien und Hauptintereffen einander gegenüber. Die unermeplihe Mehrheit 
der arbeitenden Bevölkerung, und die verſchwindende Minderheit der großen und größten Kapi— 
taliften. Gin wichtiges Element ver Macht, das Gute vollbringen zu können, ift endlich die 
neuefte Wiederbelebung des britifchen Milizwejens. Diefe Milizen, die mit ihrer bürgerlichen 
Berufsthätigfeit ver arbeitenden Bevölferung angehören und mit ihr gemeinſchaftliche Intereffen 
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haben, find während ihrer kurzen militärifchen Dienftthätigkeit von der Regierung ökonomiſch 
abhängig. Hat aljo einmal vie Regierung die Sache der arbeitenden Bevölkerung zu ihrer 

eigenen gemacht, jo gibt ed feine Partei und feine Macht mehr, die ſich ihr widerfegen könnte. 

Eben darum ift das ganze Streben der arbeitenden Bevölkerung darauf gerichtet, daß jeis 

felbft und den Männern ihres Vertrauens Eingang in die Regierung und das Parlament zer: 
ſchaffe. Und dieſe doppelte Überzeugung, daß die jociale Frage zugleich die politifche ift, jomie 
daß durch einfeitig überftürzende Beftvebnngen und Mafregeln die Lage der arbeitenden Klaſſen 
nur verjhlimmert werden kann — diefe ſchon zur öffentlihen Meinung gewordene Überzeu— 
gung gibt zwar noch nicht die Gewißheit, aber doch die nicht völlig grundlofe Hoffnung großer 
und heilfamer Erfolge. ' 

G. Deutihland. Begriff ver Geſellſchaftswiſſenſchaft. Sociale und ſo— 
eialiftifche Literatur. Vereine. Für die neue Gefellihaftslchre ift nit Deutſchland, 
ſondern Franfreih das Mutterland der Utopien und luftiger Theorien geworden. Bis zum 
Sahre 1848 hatte fih faft nur Weirling mit der papierenen Gonftruction einer neuen Belt be: 
faßt, während ſich die andern deutichen Communiſten und Socialiften weſentlich nıtr auf eine 
Kritik der beftehenden Geſellſchaft beſchränkten. Auch dabei fehlte es nicht an IInmöglichkeiten, 
Überihwenglichkeiten und leichtfertigen Verdammungsurtbeilen. Aber neben zabllojen Luft: 
freien wurde mancher faule Fleck empfindlich genug getroffen, um die deutihe Wiſſenſchaft 
aus ihrem Schlendrian aufzumeden, damit ſie Überſchau über ſich jelbft Halte und Der mannid- 
fachen Lücken gewabre, die fie trog oder wegen ihrer Gründlichkeit unausgefüllt gelaflen hatte. 
Man erkannte allgemeiner, daß innerhalb der großen menſchlichen Gejellihaft mannichfach 
unterſcheidbare Lebenskreiſe befteben mit weſentlich gemeinfhaftlihen Intereflen, mit beftimm: 
ten focialen und interfocialen Rechten und Prlihten gegenüber ven andern Lebendfreijen und 
ihren Mitgliedern; daß diefe Genoffenjhaften häufig über die Grenzen jeder befondern Staats— 
geſellſchaft hinausragen; daß jie ungeachtet ver lebendigen Wechſelwirkung, die zwifchen ihnen 
und dem Staate befteht, doch nicht ihr Dafein dem Staate verdanfen; daß jie aber von ber bis— 
herigen Staatswiſſenſchaft in ihrer Eigentbümlichkeit und Selbſtändigkeit nicht jelten midahhtet, 
darum oft nur beiläufig und ungenügend berüdjichtigt worden find. So kam man zu dem Be- 
griffe einer eigenen und neuen Geſellſchaftswiſſenſchaft, welcher die verſchiedenen firdlichen 
Genojjenihaften anbeimfallen follen; die Ortsgemeinden, mit ihrem räumlich beihräntten, 
aber inhaltlich reichen Intereflenfreife; die Stände, Zünfte und jonftige Gorporationen, ſoweit 
fie noch mir beftimmten Rechten, Pflichten und Sonderintereflen in die Gegenwart hereinragen; 
die Berufäfreife der landwirthſchaftlichen, gewerblichen und handeltreibenden Klaflen; das 
Berbältnig und die Gegenfäge von Producenten und Gonjumenten, Arbeitern und Kapita: 
liften, Armen und Reihen, Gebilveten und Ungebilveten. Jeder einzelne gehört gleichzeitig 
zu mehreren und oft fogar — wie 5. B. Producenten und Gonfumenten, Arbeiter und Kapita- 
liften — zu mehreren gegenfäglich aufgefaßten aber doch nur iveell ſich ausſchließenden Intereflen- 
kreiſen. Dies iſt begreiflib, da es dieſe Geſellſchaftswiſſenſchaft mit der Auffaflung aller nad 
großen Gruppen unterfheidbaren Thätigkeiten, Richtungen und Zwede des menſchlichen Le— 
ben& zu hun haben joll. Wie nun das fociale Leben in ſich jelbft beſtändigen Veränderungen 
unterliegt, jo bieter es auch jener wahren Wiffenichaft, die ſich in eitler Selbftgenüugfamfeit von 
der Wirklichkeit nicht abıwenden will und foll, immer neue Stoffe zur Erforfhung und Bear- 
Beitung dar. Denn auch die Wiffenichaft hat ihre Tagesordnung; und tritt z. B. die frühere 
Bedeutung mittelalterliher Stände und Gorperationen immermehr in den Hintergrund der 
Geſchichte, jo fordern dagegen andere gejellichaftliche Verhältniffe und Beziehungen, wie na- 
mentlid diejenigen der großen Kapitaliften und der arbeitenden Klaflen, zu der umfichtigiten 
und gewiffenhafteften Prüfung auf. 

Troß der Veränderlichkeit ihred Stoff, hat namentlih R. Mohl die Grenzen ver Geiell- 
ſchaftswiſſenſchaft fharf zu ziehen verfucht. 29%) Dabei wurde im befondern und mit Recht ber: 





29) Mohl, Geſchichte und Literatur der Staatswiffenfchaften, in Monographien dargestellt (3 Bde 
Erlangen 185558). Darin ift folgendes Schema für Behandlung der neuen Wiſſenſchaft: I. Al— 
gemeine Geſellſchaftslehre (Begriff. Beſtandtheile. Zwecke. Berhältnig zu andern Lebensfreijer). 
U. Dogmatiſche Gefelligyaftswiffenihaften: 1) Geſellſchafts-Rechtswiſſenſchaft: a) Philoſophiſches 
Geſellſchaftsrecht. b) Pofitives (Allgemeines und innerhalb beftimmter Staatsgrenzen). 2) Geſell— 
fchafts-Sittenlehre. 3) Geſellſchafts-Zweckmäßigkeitslehre (fociale Politik, wozu befonders die Lebre 
von ver Anwendung der focialen Dfonomie auf die gefellfchaftlichen Kreife gehören würde). III. & 
ſchichte der Geſellſchaftewiſſenſchaften: 1) Gefchichte der Gefellihaft und ihrer Kreife. 2) Stati 
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vorgehoben, daß die Familie, weil fie nur die potenzirte Perjönlichkeit fei, nicht unter die fo- 
eialen Gruppen zähle; daß fie deshalb im Yamilienrecht, ald einem Theile des Privatrechts, 
nach mie vor die ihr angenteffene wiſſenſchaftliche Stellung finde. In der That hängt überall 
die fociale Stellung der Familie und die Befonterheit ihrer Intereſſen von derjenigen des Fa— 
milienhaupts ab, der entweder dieſem oder jenem Lebenskreiſe, dem ver Kapitaliften oder Ar— 
Beiter u. j. w. angehören fann. Will dagegen R. Mohl unter anderm auch die ganze Volks— 
wirthichaftölehre aus der Staatswiſſenſchaft weg und in die Geſellſchaftswiſſenſchaft hineinwei— 
ſen, fo ift doch aufmerkſam darauf zu machen, daß man nicht die Gliederung ver Wiſſenſchaften 
bis zur unlebendig machenden Zerglieverung und Trennung auszudehnen habe. Vom Güter- 
leben und jedem bejondern focialen Lebenskreiſe läßt fi gar nicht fprechen, ohne daß man fort 
und fort die Ginflüffe des Staats beachtet, dieſes innerhalb beſtimmter geographiſcher Grenzen 
aber überall beſtehenden Vereins aller Vereine, diefer Genoffenfchaft aller Genofjenihaften; 
und gerade die neuefte Gefhichte hat ja aufs deutlichfte gezeigt, daß es einen vom Staat loßge- 
löften und abftracten Socialismus nur und faum in der Bücherwelt geben fann; daß dagegen 
in der Wirflichkeit des öffentlichen Lebens die jociale Bewegung ſtets auch eine politifche it. Da 
indeffen die wiflenfchaftlihe Betrachtung bald den Staat, bald auch befondere Lebenskreiſe zum 
Hauptgegenftande nehmen kann, fo mag man immerhin als Geſellſchaftswiſſenſchaft denjeni— 
gen Theil ver Staatswiſſenſchaften bezeichnen, der von ſolchen Lebenskreiſen audgeht, um dann 
auch die lebendige Wechjelwirfung zwifchen ihnen und dem Staat zum Bewußtſein zu bringen. 
Und weil endlich thatjächlich die Forderungen, Intereflen und Bedürfniſſe befonderer Gejell- 
ſchaftsklaſſen erft in neuefter Zeit eine hervortretende geſchichtliche Bedeutung erlangt und fi 
dadurch ſelbſt erſt zu einem Hauptgegenftande der wiſſenſchaftlichen Forſchung gemacht haben, jo 
mag man infofern vie heutige Gefellihaftslehre als eine wirklich neue bezeichnen. 

Um die Geltendmachung des Rechts der jocialen Genoſſenſchaften im Staate 30) — feien fie 
nun blos durch die Gemeinſchaftlichkeit ihrer Intereflen verbunden, oder wie Kirchen und Ge— 
meinden auch durd; ein corporative® Band der pofitiven Geſetzgebung — haben ſich einige 
neuere Bearbeiter ver Rechtsphiloſophie, wie Ahrens, Röder und andere ein wiſſenſchaftliches 
Verdienſt erworben. Sonft aber betrachten noch die einen allzu ausſchließlich das Socialleben 
als sin Product des Staatslebens, während andere in den umgekehrten Irrthum fallen. Wenn 
nun Mohl a. a. O. einen Herbart, Stahl und Liebe nennt, welche — „fo ſehr fie unter ſich 
abweichen, doc die Verſchiedenartigkeit des Staats und der Gefellfchaft zu jehr aus dem Auge 
verlieren und der legtern eine unmittelbare ftaatliche Aufgabe ſetzen“ — jo läßt fi) dies auch 
von allen eigentlichen Socialiften jagen. Denn jo jehr berühren ſich in dieferAluffaffung bie Ex⸗ 
treme, daß auch Proudhon, mit feiner auf die focinlen Gruppen und Gorporationen gegrüns 
deten Organifationdes allgemeinen Stimmrechts (f. unten E. Schweiz) den Lehren eined Stahl 
und aller Anhänger des ftändifhen Feudalſtaats nahe fteht; ob er gleich nicht, wie diefe letz⸗ 
tern, feine Gruppen und Gorporationen aus den Mittelalter in die Neuzeit verpflangt haben 
will. Das von Vroudhon aufgeftellte Ideal des Öffentlichen Lebens, feine fogenannte Anar⸗ 
hie”, iſt im Grunde nichts anderes ald eine auf die maßloſe Selbftändigfeit der einzelnen 
Soctalgruppen gegründete Anardie der Stände, wie fie auch das Mittelalter hatte und wie fie 
durch Herftellung des ſtändiſchen Feudalſtaats, wenn dieſe überhaupt möglich wäre, von neuem 
würbe erzeugt werben. Wenn andererfeitd viele Anhänger des neuzeitlihen Verfaſſungsſtaats 
noch allzu fehr die eigenthümliche Bedeutung der focialen Genofjenfhaften überfehen, fo erklärt 
ſich dies daraus, weil auf der noch nicht durchweg überſchrittenen Übergangäftufe vom Militärz, 
Polizei: und Beamtenftante zum Volksſtaate die Regierungen einen größern Einfluß als je 





ftif der Gefellfchaft. Der Verfaffer rügt es an den bisherigen ftaatswiflenfchaftlichen Encyflopädien, nas 
mentlich an den frühern Auflagen des ‚Staats-8erifon‘' , daß fie die Geſellſchaft und ihre Wiſſenſchaft 
kaum berührt haben. Aber die vor mehr als zehn Jahren erſchienene zweite Auflage dieſes Werks ent⸗ 
hält bereits hinlanglich einlaßliche Berichte über den damaligen Stand der neuen Lehren (3. B. Commu⸗ 
nismus;.Kourier und feine Lehre u. |. w.). Der Verfaſſer hat es wol überjehen, daß damals die angeb⸗ 
Lich neue Wiffenfchaft erft noch aus einigen jehr ſubjectiv gefärbten Utopien, oder einſeitig verdammen— 
den Kritiken beſtand, daß fich erſt nach der thatfächlichen und wiſſenſchaftlichen Niederlage, welche die 
Berirrungen des Sorialismns im Jahre 1848 erlitten, die fogar diefen Irrthümern zu Grumde liegenden 
Wahrheiten als Keime neuer Lehren erfennen ließen. Bor einem Jahrzchnd. wäre es ebenfo. unzweck⸗ 
mäßig geweſen, die neuen Lehren einlaßlicher zu beſprechen, als es jetzt unzweckmäßig wäre, dies nicht 
u thung 

’ z 30) Über eigentliche „Genoſſenſchaft“ f. den Art. Afociation, I, 763. Ginem neuern Sprachgebraudhe 
gemäß ift hier und a. a. D. biefer Auedruck im angegebenen weitern Sinne gebraucht. 
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zuvor auch auf alle geſellſchaftlichen Lebenskreije gewonnen haben. So beruht z. DB. unfer 
ganzes neuered Heerweſen auf der Initiative der Negievungen; und eben dieſes Kerrweien 
greift thatſächlich in die ökonomifchen, geifligen und ſittlichen Intereflen aller geſellſchaſülichen 
Gruppen fo tief ein, daß eine foriale Neforn ohne Die Reform der Wehrverfaflungen gar nicht 
denfbar ift. Allein wenn hiernach für alles öffentliche Keben die Aufgabe unferer Zeit eime 
ſtaatlich⸗ fociale geworden ift, und wenn in diejem Sinne ein Geſchichtſchreiber Des newers 
Sorialismus +) mit Net bemerft: „Alles Königthum wir fortan ein beerer Schatten oder 
Deöpotie werden, over untergehen in Republik, wenn es nicht den hoben ſittlichen Much hat, 
ein Königthum der jocialen Reform zu werben‘: fo kommt ed um jo mehr darauf an, da aud 
wiffenichaftli genauer fefigefegt werde, mas denn feinerfeits der Staat zum Zwecke jener Re: 
form zu thun hat. So jehr dies überall von dem befondern Verhältniffen abhängt, laßt ſich 
doch im allgemeinen die eigenthümliche Aufgabe des Staats dahin bezeichnen, daß er meber die 
forialen Genofienfhaften nur den Impulien ihrer Sonderinterefien überlaflen, noch aud es 
verſuchen joll, ſich jelbft und die eingebildete Allmacht ſeines Willens an die Stelle verjelben zu 
fegen. Seine ununterbrocdene, ſowol poſitiv ſchöpferiſche ala abwehrende Thätigkeit foll viel- 
mehr darauf gerichtet jein, unter Anerkennung jedes bejondern und noch lebenäftäftigen 
Intereſſenkreiſes den verlegenden Übergriffen in die andern Kreiſe entweder vorzubeugen, oder 
das ſchon geflörte Gleichgewicht rechtzeitig wwiederherzuftellen. 

Auch in der deusichen jorialen Literatur läßt ich eine conſervative Richtung von derjenigen 
der Neuerungdwilligen und theilweife Neuerungsfüchtigen unterfheiden. Die jüngften Bear 
beitungen ver Volkswirthſchaftslehre ind faſt durchweg infofern conſervativ, als ie, wies. B. 
die von Roſcher und Hilvebrand, die Irrthümer der franzöſiſchen Serialiften aus wiſſenſchaft 
lien Gründen befämpfen. Die Schriften von W, Riehl find eine Urt forialer Statifif, die 
mit oft geiftoollen Bemerkungen auf mandes Beachtenöwerthe und wenig Beachtete hinweiſt, 
die in farbigen Bildern das an der Oberfläche zu Tage Liegende ſchildert, ohne die Tiefen des 
forialen Elends ermeſſen zu wollen, ohne deifen Gründen und pen Mitteln der Beilerung nach⸗ 
zuforſchen. Eine lebhafte Theilnahme an dem der Beflerung jo bebürftigen Loſe der proleta- 
rifhen und eines großen Theild der arbeitenden Bewölfekung, ſpricht ſich dagegen be B. U. 
Huber aus, deſſen ernfleres Gingehen auf den Gegenſtand man anerfennen muß, ob man 
gleich feine Hoffnungen auf das Heilmittel der innern Colonifation nicht: in ihrem ganzen Um- 
fange teilen mag. Im ganzen hat jedoch der nicht ſtreng wiſſenſchaftliche Theil dieſer ſogenann 
ten confervativen Literatur, die fi ald joriale von der die alte Gefellihaft in Bauſch und Bo: 
gen verbammenden focialiftifhen Preffe gefliffentlich unterfcheivet, gerade dadurch eine gefähr: 
lich einihläfernde Wirkung, daß fie die gefellihaftlihen Misflände und die Hieraus entiprin- 
genden Gefahren mehr zu verhüllen ald zu offenbaren bemüht iſt. In dem entgegengejegten 
Fehler fällt no dann und wann die Preſſe des radiealen Sorialismus; allein in der Hanpt- 
farbe iſt vo anzuerkennen, daß dieje jeit 1848 einen guten Theil ihrer Jugendfehler abgelegt 
und eine maßvollere Haltung gewonnen hat. Die Begabteften diefer Richtung icheinen ſit 
bejonders das Feld ver jocialen Statiitif augerfehen zu haben; man verdankt ihnen einige Ar: 
beiten, die um jo jhägbarer find, als jie den dunklen Grund unteugbarer Thatſachen und be: 
drohlicher UÜbelſtande durch fein roſeufarbenes Licht umgufärben ſuchen. 92) 

So löbli es iſt, ſich um die ſchärfere Abgrenzung der verſchiedenen Lehren zu bemühen, 
jo bevauerlih wäre ed, wenn die deutſche Wiſſenſchaft an ven bloßen Formalismus allzu viel 
Zeit und Kraft verſchwenden würde. Auch wird man auf eine baldige harmoniſche Durchbil 
dung allev Theile der vielgliederigen Geſellſchaftswiſſenſchaft im voraus verzichten müſſen. Diet 
ift kaum zu beklagen: die Lehre ſoll ich nicht vom Leben unabhängig maden wollen, fie fol 
fid) von diefem ihre zunächſt zu erfüllenden Aufgaben vorfchreiben laffen. Es ift varum ſeht 
erklärlich, daß die Geſellſchaftswiſſenſchaft vorerft faft ausichließlich nur als fociale Dkonomit 
zum Vorſchein kommt. Sie wäre weniger, als jie ift, wenn fie mehr fein wollte. Der Gegen: 
fag von Arm und Reich ift es nun einmal, der vor jevem andern die heutige Gefeilfchaft 
fpaltet; und felbft in der Brage nah Volfsbildung und Volkserwerb, mach Vertheilung der 
geiftigen und materiellen Güter, tritt da Erziehungsmefen vor ver forialen Ökonomie jo weil 
in den Hintergrund, daß es kaum noch anders ald mit hauptſächlicher Berückſichtigung des Ein- 





31) Stein, a. a. O., Br. 3. 
32) Dahin — die bereits erwähnten anonym erſchienenen Monographien über Belgien in drm 
Werke „Unſere Zeit, Jahrbuch zum Gonverfations-kerifon‘’ und anderes. 
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fuffes ver Bilvung auf das Erwerbsleben behandelt wird. Darin befteht aber trog aller Ein— 
feitigfeiten und Verirrungen das Hauptvervienft ber eigentlichen Socialiſten, daß ſie nicht blos 
im Sinne ver frühern Volkswitthſchaftslehre den tharfächlichen Verlauf der Erzeugung und 
Vertheilung der Güter ind Auge gefaßt haben, ſondern mehr noch die perföntiche Seite des 
Güterlebens, oder ben Menſchen und darum die Rüdwirkung aller Berhältniffe ver Arbeit un 
ded Erwerbs auf die Öfonomifcher und moraliſchen Zuftände der arbeitenden Bevölkerung. 

Weder auf die Lehre noch auf das Leben des deutſchen Volks hatten Gommunidmus und So: 
ctalismus einen jo großen Einfluß geivonnen wie in Sranfreih. Für die fogar in der Zeit der 
größten Aufregung vorherrfhenven Anjihten bleiben vielmehr die 1849 veröffentlichten 
„Beundrechte des deutfchen Volks“ ein wichtiges geichichtliches Zeugnig. Im forialer Beziehung 
ift ihr mweientliher Inhalt: 1) Anerkennung eines vollfreien und unantaftbaren Rechts des 
fahligen und geiftigen Eigenthums (befonders: freie Beräußerlichkeit des Grundbeflges unter 
Lebenden und aufden Todesfall, alfo auch unbefchränfte Theilbarkeit des Grundeigenthums; 
Ablösbarkeit aller Grundlaften und Verbot neuer umablösbarer Belaftung). 2) Recht Der freien 
Arbeit und mithin Befugnig zu ihrer unbefchränften Verwerthung (Freiheit der Niederlaſſung 
und Auswanderung; freied Bereinsreht); Unentgeltlichkeit des niedern Unterrichts, zur Aus— 
gleihung der allzu grellen Unterfchiede der Bildung und zur Grmöglihung einer nicht gänzlich 
illuſoriſchen Betheiligung im Getriebe der freien Goncurvenz. Die durch allgemeine Wehrpflicht 
gebotene Beichränfung des Rechts der freien Arbeit follte wenigftend für alle eine gleiche fein, 
und zwar unter Aufhebung jeder militärifchen Stellvertretung. 3) Grundrechte ver Gemeinde: 
Wahl ihrer Vorfteher und Vertreter; jelbftändige Verwaltung unter gefetlich bemeſſener Ober: 
aufjicht ded Staats; Dffentlichfeit ihres Haushalts und regelmäßige Dffentlichkeit der Verhand⸗ 
lungen. Hinſichtlich des Gemeindeweſens äußerte ſich alfo im Jahre 1848 das im Jahre 1858 
befonders im preußiſchen Volke wieder lebhafter hervortretende Verlangen einer Erlöjung der 
Gemeinde von jeder bureaukratiſchen oder grundherrlihen Bevormundung; ein Verlangen, das 
faſt alle Bölfer Europas erfüllt und von der Überzeugung eingegeben ift, daß es ji) dabei um 
eine der erflen Vorbedingungen handelt, ohne deren Erfüllung die Hebung jchwerer übel und 
die Abwehr drohender Gefahren faum venkbar if. As Nahwirfung von 1848 hörte man 
war auch von einem profetarifhen Aufrufe und einem fogenannten Gommuniftenverein, der 
fi aber als völlig bedeutungdlos erwied. Dagegen hat das Bereindleben für befondere öfono- 
mifche Zwecke bemerfbare Kortfchritte gemacht. Hiermit verbinden ſich zum Theil confejlionelle 
Zwecke, wie bei ven Beftrebungen der Innern Milfton. Aus Würtemberg vernahm man von 
der Entftehung einer an die Herrnhuter erinnernden, vom Reifeprediger Werner gegründeten 
Sekte, die auf chriſtlicher Bafis eine auf Gegenfeitigfeit berubende Gemeinſchaft der Pro- 
dnction, Gonfumtion und Ereditgewährung bildet; die mit glüdlihem Erfolge verſchiedene 
induftrielle Unternehmungen im großen betreiben foll, wobei namenflih Arme und Gebrech— 
fiche nützliche Beihäftigung finden. Zu den blos Öfonomifhen Affociationen gehören: zahl: 
reiche Sparvereine; Baugefellfgaften zur Verbeſſeruug der Arbeiterwohnungen; Gonfum: 
vereine oder Vertheilgeſellſchaften; gemeinfchaftlihe Speifeanflalten, Creditkaſſen für Hand: 
arbeiter u. f. w. In der neueften Zeit hat jich eine beſonders thätige Sorge ver Klaſſe der eigent- 
lichen Handwerker zugewendet. 3?) Allein felbft die zweckmäßigſte Benugung des in Deutſch⸗ 
land nod vielfach verfümmerten Vereinsrechts weift doch nur darauf Hin, daß ohne die volfs- 
thũmliche Betheiligung ded Staats eine Bejeitigung oder erhebliche Verminderung der ſocialen 

bel nit zu erwarten ifl. i 

D. Belgien. Spanien. Italien. Oſterreich. Rußland. Das in der Entwicke— 
lung feiner producfiven Kräfte weit vorgeſchrittene Belgien hat auch die Schattenfeite der neuern 
induftriellen Gultur, den Vauperismus und daß feiner untergeorbneten Stellung bewußt de: 
wordene Proletariat, in weitem Umfange ausgebildet. Die Regierung felbft hat indeffen zu 
einlaßlicher Prüfung ver bedenklichen Zuftände die Hand geboten. So ift Belgien das eigent- 
fihe Mutterland der forialen Statiftif geworden, da hier die umſichtigſten Forſchungen über 
Vertbeilung ded Einfommend unter die verſchiedenen Klaffen der Bevölferung angeftellt wur: 
ven. Die Ergebniffe waren von ver Art, um auch ven Regierungen aller andern Staaten 
Europas eine gründlihe Prüfung und unverſchleierte Darlegung der ſchon tief eingerifferren 


nn en — en 


33) Schulze: Delipfch, Die arbeitenden Klaffen und das Aſſociationsweſen in Deutſchland (1858); 
—— Beiträge zur Reform der Gewerbegeſetze (1858): bie im Art. Aöciation ſchon genannten 
Schriften. 
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Misftände and Herz zu legen. Haben doch belgiſche Staatdmänner aller Parteien ihren Glau- 
ben an die Möglichkeit einer unheilſchweren focialen Ummälzung unummunden und öffentlich 
ausgeſprochen! Doch hat gerade in Belgien jeit 1858 eine der Nachahmung würdige Reform: 
bewegung begonnen, welde, fall fie mit größerer Energie wieder aufgenommen und fort- 
gejegt wird, zu einer Bellerung im großen führen fann. Es iſt die von der gemäßigt katho— 
lichen Partei auögegangene Agitation für Abihaffung des auf Eonfeription gegründeten ſte— 
benden Heerweſens; alfo für die Reform einer Inflitution, die vor allem die Erzeugerin eines 
um ſich freſſenden Pauperismus und die Pflanzſchule eines fortwuchernden Proletariats ge- 
worben ift. 

Sowol in den ſkandinaviſchen Königreihen, wo eine dünne Bevölferung über weite Flä— 
hen zerftreut und die große Induftrie nod wenig ausgebildet ift, ald aud in den jübeuropdi- 
ſchen Staaten, wo ſich ohne ſchwere Arbeit noch leicht eben läßt, jind die Unterfchiede von reich 
und arm, von Arbeitern und Kapitaliften noch nicht zu feinpfeligen Gegenjägen geworben. 
In Spanien lief fi etwa in einigen größern Kabrifftädten, namentlid in Barcelona, ge: 
wahren, daß jocialiftiiche Lehren und Gelüfte Hier und da in der arbeitenden Bevölkerung 
Wurzel gefaßt hatten. Die jogenannten communiftiihen Aufftände und Verbeerungen in 
Altcaftilien (1856) waren dagegen nur Parteimanöver, gegen Espartero und die Negierung 
der Progreſſiſten gerichtet, Die einem die Befigenden bedrohenden Socialismus Thür und 
Thor geöffnet haben jollte. Bei den Italienern dreht jid) noch alles zu jehr um die politijcen 
Gegenfäge der Unabhängigkeit und Fremdherrſchaft, der ftaatlihen Einigung und Zeriplittes 
rung, des Abjolutismus und der Verfaſſungsmäßigkeit, ald daß ſich auch focialiftifche Parteien 
und Varteienkämpfe hätten bilden können. 

Durd Aufhebung der Robote und Gründung eines jelbftändigen Bauernftandes infolge der 
Greigniffe von 1848, hat Oſterreich in der Reihenfolge der politiſch-ſocialen Entwidelungen 
jene glatte und jhwanfende Stufe beſchritten, auf meldher eine Minderheit von Orundberren 
feine Mittelinftanz mehr bildet zwiſchen der Regierung und der großen Maſſe der bäuerlichen 
Bevölferung. Regierung und Volk ſtehen ſich jegt unmittelbar einander gegenüber, obne 
Trennung durch eine bevorrechtete Ariftofratie, aber aud ohne Verbindung durch das Band 
einer Verfaflung. Bei diefer Stellung iſt ed nicht ebenfo gewiß, daß das Volk für nützliche 
Mapregeln der Regierung danfbar bleibe, als daß ed nur ver Schuld der Regierung das alles 
beimißt, was mit Recht oder Unrecht feine Unzufriedenheit erwedt. Aber gerade hei einer 
ſolchen Lage der Dinge läßt der alles Öffentliche Intereffe in Anipruch nehmende politiſche Gegen= 
ſatz zwiſchen Regierung und Volk die Bildung focialer Parteien nicht auffommen. Aud if 

fterreich in jeinen ausgedehnteſten Gebieten nad) viel zu ſehr Aderbau treibendes Land, als 
daß jegt ſchon die Hauptjächlidh mit der großen Induftrie zufammenhängende Scheidung der ge: 
ſellſchaftlichen Intereffenfreife in auffallender Weije hätte zu Tage treten können. 

In Rupland darf. man einer merfwürbigen Ummandelung oder Umwälzung der geſellſchaft— 
‚ lihen Berhältniffe entgegenfehen, jeit man in den Vorbereitungen für Aufhebung ver Leib: 
eigenjchaft jo weit fortgejhritten ift, um auf den betretenen Wege faum noch ſtillſtehen oder 
gar ummenden zu können. Wie bei allen Völkern auf noch niederer Bildungsſtufe, ſo hat auch 
dort dad Gemeindeleben und die Gemeindewirthſchaft ein entſchiedenes Übergewicht über ben 
Individualismus und die Einzelwirthſchaft. Die Gemeinde ift Bejigerin des Bodens ihrer 
Gemarkung, die Kinder haben fein Erbredt auf Grund und Boden, jondern jedes männlide 
Mitglied ver Gemeinde ift zu gleichen lebenslänglihen Anſprüchen beredtigt. 3%) Es fragt ſich 
nun, ob die Gründung eines mit freiem Grundeigenthum audgeftatteten Bauernftandes be: 
wirft und zugleich eine zwedmäßige Verbindung von Gemeindewirthſchaft und gefonderter Fa- 
nifenwirthichaft hergeftellt werden fann, die auf lange hinaus eine förderlihe Kombination 
landwirthſchaftlicher und induftrieller Beihäftigungen ermöglihen würde? Offenbar ftrebt 
man diefem Ziele jegt wieder in den weftlichen Gulturftaaten entgegen, nachdem einerjeits durch 
die Gingriffe der Staatögewalt und andererfeitö durch die Übertreibungen des Individualismus 
die Selbftändigfeit dev Gemeinde, dieſes natürlichften und bedeutſamſten aller jocialen Ber: 
bände untergraben und verfümmert ift. In Rußland aber jcheint ver paflende Boden für die 
rechtzeitige Ausführung deſſen, was an den Vorſchlägen eines Owen nüglihd und anwend— 
bar ift. Und wenn die ruſſiſchen Staatsmänner ihrer großen Aufgabe gewachſen jind, wenn 
fie ſich die Geichichte der jocialen Bewegung in den weſtlichen Eulturländern theild zum Beifpiele, 





34) Haxthauſen, Studien u. ſ. w., Bd. 1. 
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theils zur Warnung dienen laffen: jo werden fie den Völkern des öftlihen Europa manche 
bittere Erfahrung, mandes unbeilfhwere Zerwürfniß eriparen fönnen. 

E. Schweiz. Soriale Meinungen und Beftrebungen. Die Demokratie 
des allgemeinen Stimmrechts und die fogenannte Anardie Proudhon's. 
Nicht blos in politiiher, aud in focialer Beziehung nimmt die republifanifhe Schweiz eine 
noch eft verfannte, ebenjo eigenthümliche ald erfreuliche Stellung ein. Man hat fie oft genug 
als einen Herd des Communismus geſchildert; aber nichts ift weniger wahr. Im einem Lande, 
we dad Örunbeigenthum mehr ald irgend ſonſtwo vertheilt ift, wo jeder feines Beſitzthums fi 
freut und der Früchte jeines Fleißes jelbft genießen kann, weil jie nicht vom Staate zu andern 
Zweden verwendet werben dürfen, als wozu die zu freien Bürgern gewordenen freien Arbeiter 
ihre Zuftimmung gegeben haben: in einem jolden Kande muß ja der Sinn für das individuelle 
Eigenthum, für den unantaftbaren Beſitz und Erwerb innerhalb der Familie in beſonderm 
Grave audgebilbet jein. Die zumal von Frankreich her eingefchleppten Lehren des Gommunis- 
mus und Sorialismus ließen alfo die Maffe der jchweizerifchen Bevölkerung völlig gleihgültigz 
und mo bieje Lehren bier und da in engern Kreifen einige theoretifche Anerkennung fanden, 
nahmen jie doch jofort eine mildere Geftalt an, da ſich nicht einmal die Gedanken über die maß: 
gebende Wirklichkeit hinaus bis zu den äußerſten Conſequenzen jener Lehren fteigerten, 

Schon geraume Zeit vor der Februarrevolution, im Jahre 1845, wurde über das beſonders 
von Druey und Eytel befürwortete Recht auf Arbeit im Großen Rathe des Gantons Waadt ver- 
handelt. Dem Antrage einer Organifation der Arbeit in der Art, daß fie jedem zugänglich, für 
jeven einträglih und unter alle gleichmäßig vertheilt fei, wurde jedoch jogleich das Recht auf Unter— 
ftügung durd die Bürgerſchaft (bourgeoisie), oder durch die ®emeindegenoffen für ven Fall bei- 

gefügt, daß der Ertrag der Arbeit für Unterhaltung des Arbeiterd und feiner Familie nicht aus— 
reiche. Es wurde eben damit qnerfannt, daß zur®eltendmahung des Rechts auf Arbeit eine Or- 
ganijation derjelben, wodurd jedem Arbeiter ein ausreichender Erwerb gefichert werde, doch nicht 
für alle Fälle möglich fei. Nach einen andern Vorſchlage follten die Gemeinden den gefunden 
Nothleidenden Arbeit geben, und der Staat nur die Erfüllung dieſer Verbindlichkeit übermwa- 
hen, ſowie im Nothfalle jelbft dazu beitragen. Im Gegenfage zu den in Sranfreich vorherr⸗ 
ſchenden Anihauungen, wonad von der Selbftändigkeit einer aus eigenftem Necht und eigenfter 
Pflicht handelnden Commun faum nod) die Rede ift, tritt im einen wie im andern Antrage der 
alles ſchweizeriſche Volksleben durchdringende Gedanke hervor, daß der einzelne in erfter Linie 
auf feine Gemeinde angewiejen ift, während der Staat etwa nur ſubſidiariſch einzutreten hat. 
Selbit das jo formulirte Recht auf Arbeit wurde jedod von den Gegnern zu Communismus 
geftempelt. Es kam aljo feine darauf bezüglihe Beftimmung in die VBerfaffung des Cantons 
Waadt, weil in einem Lande mit wejentlih günftigen Erwerböverhältniflen auf die immer blos 
tbeoretiiche Anerkennung eined Rechts auf Arbeit im Grunde doc von feiner Partei ein jonder: 
liheö Gewicht gelegt wurde. Gleichwol hielt e8 jpäter A. Vinet für angemeflen, ben Soeialis— 
mus ald unverträglid mit dem durch das Chriſtenthum anerkannten Brincip der freien Indivi— 
dualität und darum auch der freien Aſſociation zu befämpfen. 35) Diejem Anhänger der freien 
Kirche erſchien ſchon jede vom Staat unterflügte und dadurch vom Staat abhängige Kirche ald 
verwerfliher Socialismus, meil hiernad ein Theil der Bürger für den Glauben der Anders: 
gläubigen bezahlen müjle. | 

In der nörblihen Schweiz, bejonders im Canton Zürich, fand nah 1848 der friedliche 
Soxialismus eined Fourier und feiner Schüler einigen Anklang. Die Bekenner dieſer Lehre, 
die als jocialiftifche Partei bezeichnet wurden, unterſchieden ſich aber in ihrem Öffentlichen Auf: 
treten von den andern Parteien nur dadurch, daß jie fich vorzugäweife auf die induftrielle Ars 
beiterbevölferung zu ftügen ſuchten und einige keineswegs unbillige Forderungen des mate— 
riellen Intereſſes lebhafter befürworteten. Gin von diefer Seite erlaffened Programm enthielt 
eine lange Reihe von Wünſchen hinſichtlich der demokratiſchen Kortbildung der Verfaflung und 
Geſetzgebung. Zu den Vorfchlägen von halbwegs joctaliftiicher Färbung gehörten aber nur: 
Unentgeltlichkeit des Volksunterrichts durch Abſchaffung des Schulgeldes; allmähliche Abſchaf⸗ 
fung der indirecten Steuern; Einführung einer mäßig progreſſiven Einkommen- und Vermö— 
genäfteuer, ſowie einer Erbſchaftsſteuer; Errichtung von Arbeitdanftalten für geſchäftsloſe 
Arbeitökräftige. Außerdem tauchte noch in der deutſchen Schweiz, hauptfählid im Ganton 





35) Du socialisme considere dans son prineipe (Genf 1846): mırdh beutich mit einem Vor— 
wort von Neander (Berlin 1849). 
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Bern, das Begehren der allgemeinen Erneuerung eines noch nit völlig verſchwundenen Srr- 
fommend auf. Hiernach follen die Gemeinden hauptſächlich an ihre ärmern Angehörigen uns 
dem Gemeindegut ein beftimmtes Quantum Pflanzland, von je 1—3 Juchart auf die Familie 
zu deren eigenfter Bearbeitung und Benutzung vertbeilen, und der Staat foll Maßregeln ir: 
fen, damit nad und nach auch die Ärmern Gemeinden zur Erfüllung diefer Verbindlichkeit be- 
fähigt werden. Hier begegnen wir abermals dem bei den Völkern Europas immer deutlicher 
hervortretenden Gedanken, daß die Überwindung des Pauperismus hauptſächlich nur won der 
Gemeinde aus, aber mit Betheiligung des Staats bewirft werden könne. 

In der demokratiſchen Schweiz regiert das allgemeine Stimmrecht: von der Befugnip, in 
den Öffentlichen Angelegenheiten des Ginzelftaats und Bundesſtaats mitzurathen und mitzu- 
thaten, find etwa nur diejenigen Bürger zeitweife ausgeſchloſſen, die al® Almoſengenöſſige, 
Falliten oder Verbrecher für ökonomiſch oder moralifch unfelbftänvig gelten. Alle Abmarkun- 
gen der ſtaatsbürgerlichen Rechte nah Maßgabe eines gewiflen Vermögens find dagegen (von 
einer unbedeutenden Ausnahme im Canton Tefiin abgefehen) völlig verſchbunden. Diefes Ziel 
wurde nicht ohne Parteifämpfe erreicht. Und in einem Lande, wo ſich alles öffentlihe Leben aus 
den unummunden verfündeten und allfeitig beſprochenen Bedürfniſſen des Volks heraus geftal: 
tet, wo an diefem Volksbewußtſein bald auch jede willkürliche Verſuchspolitik Bureaufratifcher 
oder doctrinärer Sondergelüfte icheitern muß, ift e8 von befonderm Intereſſe, die jocialen Folgen 
der neuen politifchen Grrungenfchaft ind Auge zu faffen. Es hatte nicht an falfchen Propheten 
gefehlt, die von der Herrſchaft des allgemeinen Stimmrechts eine proletariihe Tyrannei der 
Armen gegen die Befigenden und verderbliche Unordnungen bejorgten. Aber gerade jene frü- 
bern Störungen der Ordnung, Me hier und da den noch unentſchiedenen Barteienfampf be: 
gleitet und ſtets auch einigen ökonomiſchen Nachtheil zur Folge Hatten, find ſeitdem verſchwunden 
Gbenfo wenig wurde mittel! des allgemeinen Stimmrechts nur der Verſuch gemadt, auf dem 
Mege der Gefeggebung in das Bejigrecht verleßend einzugreifen. Das ift fehr erflärlid. So 
geläufig der Gegenſatz von Beſitzenden umd Befiglofen der Theorie geworven ift, beſteht er doch 
in diefer Unbedingtheit nicht auch in der Wirklichkeit, fordern deutet nur anf den Unterſchied 
zwiſchen mehr und weniger Bejigenden. In jedem noch nicht völlig verfümmerten Volke itt aber 
die Zahl derjenigen bei weitem überwiegend, bie ſich (von einem noch jo geringen materiellen 
Beſitzthume aus, aber mittels ihres felten allzu niedrig geſchätzten Kapitals an Fähigfeit und 
Geſchicklichkteit) fogar vor andern einen befrievigenden Ermwerböftand zu erarbeiten hoffen. Auf 
bleiben ja die meiften Menſchen darin zeitlebens Kinder, daß fie fih von jedem jegigen Augen: 
blide an für Glückskinder zu halten pflegen. Unter ver Herrſchaft des allgemeinen Stimmrechts 
machen nun meift diefe noch Hoffenden mit den fhon Habenden gemeinfhaftlihe Sache gegen 
diejenigen, die mit communiftifchem Gelüfte an den in reichlicher Fülle erwarteten Früchten der 
Arbeit, der Klugheit oder ver Begünftigung durch befonvere Glücksfälle tbeilnehmen möchten 
Iſt dagegen die Staatsmacht nur in den Händen der nach einem Vermögenscenſus ſchon fo over 
fo viel Habenden, fo find eben dadurch alle Ausgefchloffenen in eine große Maſſe geworfen, 
welche mun leicht genug von den in ihr enthaltenen proletarifhen und communiftifchen Glemen: 
ten in gefährliche Gärung gefegt wird. Das allgemeine Stimmrecht, ftatt den Gommunidmnd 
alle Schleufen zu Öffnen, tft alfo gerade die ſicherſte Schugiwehr gegen feine verheerenden Sturm: 
fluten. Und hat man vom heutigen Königthume gejagt, daß ed, um ſich zu behaupten, ein Kö— 
nigthun der forialen Reform fein muß, fo darf man aud in allen Staaten, worin die Bene: 
gung für verfaffungsmäßige Berheiligung des Volks einmal begonnen hat, einen geficherten 
politifhen Zuftand dann erft ertwarten, wenn nicht mehr die zur thätigen Theilnahme am 
Staatsleben Berufenen, fondern vielmehr die Davon Ausgeichloffenen eine verfchwindende Min- 
derbeit bilden. 

Das allgemeine Stimmrecht, wie ed in ver Schweiz in bewährter Wirkjamfeit beſteht, be: 
ruht anf der Überzeugung, daß der Staat eben dadurch eine eigenthümliche Aufgabe erfülft, in 
dem er zwiſchen den ſocialen Genoſſenſchaften ein Gleichgewicht zu erhalten ſucht, wodurch jedes 
genoſſenſchaftliche Intereffe durch das andere geförbert, keines durch das andere gehemmt oder 
ihm aufgeopfert wird. Es beruht zugleich auf dem forialen Glauben, daß der durch das Ver— 
trauen feiner Mitbürger zur Theilnahme an der geſetzgebenden Gewalt Berufene, ob er glei 
perſoͤnlich einem befondern Lebenskreiſe angehört, dennoch das Sonderintereffe feiner Genoffen- 
haft dem Gefammtintereffe unteroronen fann und will, daß z. B. ver Fabrikant nicht ſchon 
durd feine Stellung dazu beftimmt ift, alle Rüdfichten auf die arbeitende Bevölkerung hintan: 
zufegen. In jedem noch gefunden, auf die freie Bewegung des Öffentlichen Lebens gegründeten 
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Gemeinweſen liegen in den Rücjichten auf die Anerkennung oder den Tadel der Mitbürger, in 
der öffentlihen Moral und ven Gewiflen des einzelnen, in ver Mannichfaltigkeit der inbuftrieften 
und genoſſenſchaftlichen Intereffen, deren Feines durd das andere geknechtet fein will, fowie 
darin, daß jeder einzelne gleichzeitig verſchiedenen Lebenskreiſen angehört — in dem allen liegt 
eine hinlängliche Gewähr, daß es unter. dev Herrſchaft der auf das allgemeine Stimmrecht ge: 
gründeten öffentlihden Meinung am feltenften zu der Tyrannei eines focialen Sonderinterefled 
fommen werde. Und droht gleichwol irgendeine genoſſenſchaftliche Vereinigung, wie etwa eine 
über große Mittel verfügenve mächtige Aetiengefellichaft, ein einfeitiges Übergemicht ju gewin: 
nen und immermehr einen Staat im Staate, einen Sonderbund im Bundesfinate zu bilven, jo 
gewährt Doc; gerade wieder die unverfümmerte Offentlichkeit, das Gegenvereinsrecht und die 
Ausdehnung des activen Staatsburgerrechts auf den weiten Kreis aller ſelbſtändigen Stauts: 
genofien das tauglichite Mittel, um die Gefahr ſchon im Entftehen zu erfennen und ihr recht⸗ 
geitig vorzubeugen. 

Auf der Erfenumif jener eigenthünslichen Aufgabe des Staats, auf dem politifch=focialen 
Glauben an den Sieg des höhern vaterländifhen und menſchheitlichen Intereffes über jede ge: 
noſſenſchaftliche Selbſtſucht, beruht der große politifhe und jittlihe Vorzug der verfaflungs: 
mäßigen Regierung im Sinne der Neuzeit, vor der auf die Vertretung einzelner Stände ge: 
gründeten Berfallung. Darauf beruht auch der Vorzug der ſchweizeriſchen Demokratie vor dem 
Staate der Socialiſten, und namentlich vor der von Proudhon vorgeſchlagenen ſogenannten 
Organiſation des allgemeinen Stimmrechts. Er meint, daß dieſes Stimmrecht, wie man es ſeit 
1789 begriffen habe, die „Erdroſſelung des öffentlichen Bewußtſeins, der Selbſtmord ver 
Volksſouveränetät“ geweſen jei. Um daſſelbe intelligent und moraliſch zu machen, müſſe man 
(nad) vorgängiger Organiſirung ded Gleichgewichts der Kräfte und Aufhebung der Privilegien) 
die Bürger nad den Kategorien ihrer Functionen ſtimmen laffen, gemäß dem Principe ver 
Gollectivfraft, welche die Grundlage des Staats und der Gefellichaft ſei und wonach ſich die 
Geſellſchaft in Fleine und große arbeitende Gruppen oder Gorporationen glievere. Aus den 
Spigen der großen Gorborationen, d. bh. aus den Männern, auf welche fih das Vertrauen der 
Gruppe ver Handeltreibenden, ver Lehrerſchaft u, ſ. w. vereinigt habe, folle ih dad Miniſte 
rium bilden. Hiermit fei die Leitung der jocialen Gewalt der Gerechtigkeit übertragen, die nur 
erklärt und verſtanden zu fein braude, um von jedermann begehrt und in Wirkung gejegt zu 
werden. In diefem glücklichen Zuftande der Regierungstojigkeit over Anarchie leite alfo jever- 
mann die foriale Gewalt, was foviel heiße ald niemand, und wie im Ginzelmefen die Gefunv- 
heit, ver Wille u. ſ. w., fo fei nun im Collectivweſen die Orbnung eine Frucht der ganzen Or: 
ganifation und nicht mehr das Ergebniß der Initiative einer befondern Regierungsgewalt. 

Diefes Utopien einer jogenannten Anarchie, die zugleich die Ordnung ift, fegt in ver als 
ſchwerkrank geſchilderten Geſellſchaft die völlig unzerflörbare Geſundheit jhon voraus, um die 
Hervorbringung eines ſtets unfehlbaren Geſammtwillens der eigeniten Thätigfeit der beſon— 
dern Genoſſenſchaften überlajlen zu dürfen; jie fegt mithin auch innerhalb jeder einzelnen Ge— 
noſſenſchaft voraus, daß bei ihrer maßgebenden Majorität fogar die Möglichkeit eines Irrthums 
und jeder corperativen Selbſtſucht verihwunden ift, die ſich auf Koften der andern Genoffen- 
ſchaften geltend zu machen fucht. Die ſchweizeriſche Organifation des allgemeinen Stimmrechts 
gründet ſich aljo auf ven Menſchen, wie er wirklich ift; diejenige Broudhon’s auf den Men- 
ſchen, wie er nicht ifb und niemals fein wird. Auch ift die Folge jener Organijation ſo wenig die 
Erdroſſelung des allgemeinen, als des bejondern und genoſſenſchaftlichen Bewußtſeins. Denn 
gerade unter dem Einflufje des allgemeinen Stimmrechts und des damit jo enge verbundenen 
freien Vereinsrechts wiffen jih (nach den vielfältigften und deutlihften Erfahrungen aud dem 
ſchweizeriſchen Volksleben) auch alle bejondern Lebenäkreije die der Gemeinſchaftlichkeit ihrer 
Intereffen eutfprechenven Formen der Bereinigung zu ſchaffen. Sie willen ſich auch dem Staate 
gegenüber in ihren eigenften Rechten und Intereilen energifch felbit zw vertreten und finden 
darum ſtets von feiten des Staatd diejenige Berückſichtigung, die ihnen obne Ungerechtigkeit 
gegen die Befammtheit gewährt werden kann. Damit hängen in der Schweiz die vergleichäweife 
inmer noch befonderd günftigen joeialen Berhältniffe nahe zufammen. 36) 

F. Bereinigte Staaten von Nordamerifa. Individualidmusd Gommuni- 
ſtiſche und ſocialiſtiſche Gemeinſchaften. Mormonen. Die Mehrheit der erften An: 
fiedler in Nordamerika gehört den germanifchen Völkern ver Briten, Deutfchen und Niederlän- 


36) Näheres varüber und über befondere Gründe des Gedeihens f. in bem Art. Schweiz. 
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der an, bei denen fi der Sinn für perfönlide Freiheit und Selbftändigfeit fhon zu hohem 
Grade entwickelt hatte. Die Entftehung der nordamerikaniſchen Gefellfhaft ging mithin von 
einem bereitd ausgebildeten Individualismus aus, und um fo mehr it Norbamerifa aud das 
Heimatland des audgeprägteften Individualismus geblieben, ald nad) den dortigen Verbält- 
niffen jede rührige und kräftige Perfönlichkeit noch heutzutage die größten Erfolge zu erringen 
vermag. In den mächtigen Strömungen eines kecken Unternehmungägeifted und einer wett 
eifernden Goncurrenz wechfelt der einzelne leicht feine gefellfchaftliche Stellung, er gebt von Ge: 
ſchäft zu Geſchäft über, von der Armuth zum Reichthume, von diefem zu jener. Darum beftebt 
zreifchen arm und reich noch feine ſchwer zu überfpringende Kluft, welche vie Geſellſchaft in zwei 
feindfelige Hälften fpaltet ; darum gibt e8 noch feine großen von Gorporationdgeift durchdrun⸗ 
genen Genoſſenſchaften, deren Mitglieder, ven andern Lebenskreifen gegenüber, dur das Band 
gemeinfchaftlicher Intereffen dauernd verbunden wären. Dem Individualismus entſpricht da⸗ 
gegen injofern die höchſte Thätigkeit des Vereinsgeiſtes, als er leicht lösbare Verbindungen 
aller Art fort und fort anfnüpfen und wieder aufgeben läßt. Jede befondere Richtung, jedes 
perjönliche Gelüfte, das hier und, da mit verwandten oder verwandt fcheinenden Beftrebungen 
in Berührung kommt, fucht fich jogleich in der Korm der Vereinigung auf wirkſame Weife gel: 
tend zu mahen. Im Drängen und Treiben ungebundener Goncurrenz haben darum aud com: 
muniftifche und focialiftifhe Verbindungen auf dem weiten Bopen ver Neuen Welt Pla ge: 
funden. Aber verjelbe Individualismus, der folde Vereine entftehen und gewähren läßt, ver: 
hindert ihre größere Ausdehnung, oder löft fie in kurzem wieder auf. In der unvermeidlichen 
Berührung mit dem bunten Leben und Streben um fie her treten bald die nur jcheinbar oder 
vorübergeheud gleihartigen Lebensanfthauungen der Vereindglieder in ihrer Eigenthümlichkeit 
hervor, um in verſchiedenen Richtungen auseinander zu gehen, und bald fallen aud die Ver: 
einszwecke den perfönlichen Zweden zum Opfer, da man es täglich vor Augen ſieht, daß jede 
fräftige Perſönlichkeit ſich jelbft ein befleres Los zu Ihaffen vermag, als ihr die Verbindung mit 
ſchwächern Genofjen bieten kann. Aud das liegt alſo im Geifte jenes Individualismus, daß 
mitunter diejenige, die erft noch eifrige Befenner des Communismus und Radicalidmus mwa- 
ren, plöglich in das Gegentheil umfchlagen. So wurde 3. Warren, faum nod ein Socialift aus 
R. Owen's Schule und Mitglied feiner zwei Jahre lang beftandenen Golonie New: Harmony, 
der Gründer und Mitgründer der auf die abfolute Souveränetät ded Individuums gegründeten 
Eolonien Utopia am Ohio und Modern= Times auf Long = Island bei Neuyork. Beſonders 
durh Warren und P. Andrews wurde dann auch theoretifch das Princip der individuellen 
Souveränetät auf eine, die Anarchie Prouphon’s noch weit überbietende phantaftifche Spitze 
getrieben, ſodaß nach ihrer Lehre jelbft jede Herrfhaft der Majorität wegfallen würde und alle 
politiihen Angelegenheiten (Gerichtsweſen, Kriegsweſen, ja jogar die centrale Zeitung der 
Union) der völlig ungebundenen Goncurrenz der einzelnen und freien Vereinen überla ffen blieben. 

Eine Ausfiht auf längere Dauer und wenigftens auf zeitweife öfonomifches Gedeihen haben 
etwa nur diejenigen communiſtiſchen und jocialiftifchen Vereine, deren Mitglieder, auf niererer 
Bildungsftufe ftehend, fih noch mit blindem Glauben der Autorität eined Dogmas oder der 
Führung eines zugleich kirchlichen und öfonomifchen Häuptlings unterwerfen. Dies gilt ron 
den communiftifhen Vereinen der Sekte ver Shaker, eines proteftantifchen Mönds= und Haze: 
ftolzenorvens, der aber durch feinen Verzicht auf Ehe und Fortpflanzung zugleich auf feine eigene 
weitere Ausbreitung verzichtet. Auch die Harmoniften unter Rapp hatten e8 für eine Reibe 
von Jahren zu blühendem Wohlftande gebracht, unterlagen aber endlich den allmählich zer- 
jegenden Einflüffen. Einer jehr baldigen Auflöfung fielen dagegen jene neuern Vereine ar: 
beim, deren Mitglieder ſchon eine höhere Bildung nad Amerifa hinübergebracht Hatten, wir 
die von Gabet in Nauvoo geftiftete Gommuniftencolonie, oder wie der unter der Leitung ven 
V. Eonfiderant in Teras gemachte Verfuch zur Gründung einiger Gemeinden nah Fonrier': 
Lehre. An diefem legtern misglücdten Verſuche hatten ſich einige Anhänger diefer Lehre aus der 
Schweiz, befonderd aus dem Canton Züridy betheiligt. 37) 

Die merkwürdigfte Erfcheinung auf diefem Gebiete ift die Entflehung der Sefte und bei 
Staats der Mormonen. Das ganze Unternehmen ift eine auf religiöfen Aberglauben berechnete 
und mittels eines zweitellofen Betrugs ausgeführte öfonomifhe Sperulation. Der Prophet 


37) Näheres in Fröbel, Aus Amerifa (2 Bde., Leipzig 1858); darin auch Mittheilungen über dır 
Überrefte eines communiftifchen Gemeindehaushalts bei einigen Indianerftämmen, wie bei den Taruma— 
tes in Nordmerico. Sie erinnern zum Theil an das ruſſiſche Gemeindeweien. 


Eommunismus und Socialismus feit 1848 685 


biefer Heiligen des Tages, I. Smith, hatte auf gut amerifanifch fehr bald daran gedacht, eine 
Bank „nach dem Willen Gottes“ zu gründen, bie gleihmol zu Grunde ging. Im neuen Kir— 
chenſtaate, deflen jegige Hauptſtadt nach wechſelnden Schiefalen die Great: Saltlake- City im 
Gebiete Utah, ift dad Befteuerungs = oder Erpreſſungsſyſtem befonders ausgebildet. Dem Kir- 
chenzehnt ift nicht blos das Naturaleinfommen jeder Art unterworfen, fondern aud) zur Staate- 
fronarbeit diejenige Zeit, die nit zur Erzeugung des Naturaleinfommend verwendet wird. 

Das Zehntamt führt genau Buch über ven Bermögensftand jenes ein zelnen. Überdies fällt nad 
der Entjheidung des ‚Hohen Raths“, oder vielmehr des jeweiligen Bropheten der Bermögend- 
überfhuß jedes neu Getauften der irche zu. Wenn diefer 10000 Dollars einbringt, aber nur 
die Hälfte braucht, um ji in Utah Haus und Farm einzurichten, oder fonftwie feinen Unter: 
balt zu fihern, jo follen 5000 Dollars dem ‚, Werke des Herrn‘ gewidmet fein. Durch mande 
zwedmäßige Einrichtung und die günftige Lage von Utah für den Zwiſchenverkehr mit Galifor- 
nien ift gleihtwol die Golonie zu zeitweiſem Wohlftande aufgeblüht. Dieſe Thatfache, ſowie die 
nicht blos erlaubte, ſondern als verbienftlich geſchilderte Wielweiberei und der Reiz der Neuheit 
hatten indeſſen der Sekte eine wachlende Zahl von Anhängern geworben. So konnte dieſelbe 
ihren Gegnern einen fräftigen und nicht unzweckmäßig geleiteten Widerftand entgegenfegen, 
fie konnte im Jahre 1858 fogar den Verfuh wagen, fich mit bewaffneter Hand den Beihlüffen 
der Unionsregierung zu widerfegen und ih in unabhängiger Stellung zu behaupten. Aber 
ſelbſt abgeſehen von den Schwierigkeiten ſeiner äußern Lage, trägt ſchon der Kirchenſtaat der 
Mormonen in ſich ſelbſt die ſichtbaren Keime der Auflöfung. Nordamerika iſt am allerwenig— 
ſten das Land, für das fich die culturhemmende Vielweiberei rechtfertigen oder nur entſchuldigen 
ließe, und trog aller Berufungen auf Nltes Teftament und Patriarchen werden es ſelbſt die 
Gläubigen des Mormonentbums bald begreifen, daß ihre Polygamie nur ein willfürliches 
Machwerk ift zur Befriedigung der fultanifhen Gelüfte einiger wenigen auf Koften der Mehr: 
beit. Auch verfteht man ſich dort viel zu fehr auf die Arithmetik des perfönlichen Vortheils, als 
dag man dem Ihamlofen Ausbeutungsfyfteme eines duch den Nimbus der Jahrhunderte nicht 
gebeiligten Priefterthums eine längere Dauer prophezeien dürfte. 

Bon energifhen Individualismus der anglo-fähitfhen Bevölkerung aus wird fehr wahr: 
ſcheinlich die Gefellihaft und das Staatentyum der ganzen nörblichen Hälfte des Welttheild das 
Bepräge empfangen, felbft wenn die Zeit der eigentlichen Annerationen in Bezug auf größere 
Länderftreden ſchon vorüber fein follte. In diefem Lande der freieften Goncurrenz wird endlich 
die eigentliche Sklaverei [bon darum verſchwinden, weil die Zwangsarbeit neben der freien Ar— 
beit nicht dauernd befteben kann, weil auch im amerikaniſchen Feldbaue die Handarbeit durch 
die wirfjamere Mafchinenarbeit immermehr wird verdrängt werben‘, weil die wenig förder: 
liche Sklavenarbeit verhältnißmäßig noch Eoflfpieliger wird, je mehr fih unter dem Einfluffe 
eines gefteigerten Weltverfehrs die Unterſchiede des Arbeitspreiſes zwifchen ver Alten und Neuen * 
Melt ausgleichen. Nach forgfältigen Vergleihungen in Virginien und andern Sklavenftaaten 
nimmt man jegt ſchon an, daß ein freier und tüchtiger weißer Arbeiter die Arbeiten von vier 
Sklaven thut, und da bei Einrehnung von Weibern, Kindern, Alten, Kranken und Gebrechlichen 
ſtets drei Sflaven gehalten werden müflen, damit man auf die volle Arbeit eines männliden 
Sklaven zählen könne, fo ift durchſchnittlich der Befig von zwölf Sklaven erforberli, um bie 
Leiftung eined einzigen tüchtigen weißen Arbeiters zu erfegen. Dagegen vermuthet Bröbel, 
a. a. O., daß fih aus den Gonflicten der anglosamerifanifhen mit der hispano-amerikaniſchen 
Bevölkerung ein politifch = foctaled Syſtem entmwidele , das zwiſchen dem der Sflavenftaaten und 
freien Staaten die Mitte halten und feinen Kern haben werde in den fünf Staaten Guatemala, 
Honduras, Salvador, Nicaragua und Eofta-Rica, fowie in dem mit Merico nur noch loder 
verbundenen Ducatan. Er erivartet eine Art Hörigkeit der Farbigen und felbft der Hispano— 
Amerikaner, oder doch ihre Bevormundung durch die Anglo Amerikaner, als die politifh und 
geſellſchaftlich allein Vollberechtigten. Auf die Möglichkeit folder künftigen und der Leibeigen- 
ſchaft ähnliden Zuflände deute auch das im ehemals fpanifchen Amerika noch jegt herkömmliche, 
aber freilih nur zeitweilige und nicht erbliche Verhältniß der Peonen oder der meift nur dem 
farbigen Proletariat angehörigen zahlungsunfähigen Schuloner, die ihre Schuld im Dienfte 
des Gläubigerd abarbeiten müſſen und von dieſem wol aud an dritte Berfonen abgetreten wer⸗ 
den können. Gewiß wird ih das thatfächliche Übergewicht der Anglo- Amerikaner noch lange 
und in wachfenden Räumen geltend machen. Abgefehen von der Negerfflaverei ift jedoch in 
Amerika die perfönliche Gleichberechtigung der Weißen und Farbigen wenigftend grundfäglich 
anerkannt. Diefer geſchichtlich gewordene Rechtsboden und die fhon berührten volköwirthſchaft⸗ 
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lihen Gründe lafien mithin vermuthen, daß fi dort feine geſetzliche Leibeigenſchaft fogar noch 
neben der jhwarzen Sflaperei auöbilden werde, 

II. Die ftaatlid = gejellihaftlibe Aufgabe Europas im Vergleiche zu 
Amerika. Schlufbetradtung. Amerika mird noch Jahrzehnde, vielleicht Jahrhunderte 
lang dev Tummelplag eines feſſelloſen Individualismus fein, und Das ift gerabe feine Beftim: 
mung, woran ed nicht gehindert werden kann und ſoll, daß feine politiſch-ſociale Neubildung 
weit mehr dem freien Walten der perfönlichen Kräfte, ald der Initiative des Staats überlaffen 
bleibe. Eine andere Aufgabe hat dagegen Europa zunächſt in feinen weſtlichen und mittlern 
Gulturländern zu erfüllen. Sie befinden ſich im einer Phaſe der Entwidelung, worin ſich die 
freie Thätigkeit der Ortögemeinden und Bollsgemeinden rinerjeitd der ungebundenen Goncur: 
renz der einzelnen und der bloß gelegentlichen Vereine maßgebeud zur Seite zu ftellen, ſowie 
andererfeitö den Gingriffen ded Militär: und Polizeiſtaats entgegenzutreten hat, der zugleich 
das Volk und die Gemeinden, die einzelnen und ihre vertragsmäßig abgeſchloſſenen freien Ber: 
eine an ber Grreihung gemeinnügiger Zwecke verhindert. 

Für diefe Praris des öffentlichen Lebens, fowie für die Wiſſenſchaft vom Staate und der 
Gejellihaft haben die Erſchütterungen des Jahres 1848 und einige Vorgänge fpäterer Jahre, 
zumal die Handelöfrijis von 1857 —58, eine reihe Duelle nugbarer Erfahrung geöffnet. Diefe 
Erſcheinungen weifen auf eine ſchwere ſoeiale Krankheit, über deren bedrohliches Daſein man 
ſich vergeblich zu täufchen fucht durch Die Berufung auf die Thatjahen einer officiellen und off- 
ciöſen Statiftif, die ihre Ziffern theils mit, theild ohne Abficht im einer Weile gruppirt, um den 
oberflädglihen Beobachter an einen Fortſchritt zum Beſſern nach allen Richtungen hin glauben 
zu laffen. Aber die noch junge Wiſſenſchaft der vergleichenden Staatenkunde ift feineswegd 
ſchon in der Lage, um die beiden Bhafen ver Entwidelung, die das europäiſche Bölferleben jeit 
einem halben Jahrhundert durchläuft, in der rechten Weife unterjcheiden zu können. Rad ver 
mit dem Jahre 1815 abgelaufenen langen Kriegsperiode war es jehr begreiflich, daß die Stati: 
fliker, unter den beilfamen Einflüflen des endlidy errungenen Friedens, nur von einer Zunahme 
der Bevölferung und mittlern Lebensdauer, von einen Steigen des Wohlftandes und Arheitt: 
lohns, von einer Verminderung der Verbrechen u. dgl. zu berichten hatten. Es iſt ebenfo be⸗ 
greiflich, daß ſich der ſeitdem wieder eingetretene Wendepunkt vom Guten zum Sthlimmen nicht 
haarſcharf bezeichnen läßt. Bei der Vergleihung verichiedener Zeiträume kommt aljo die Gta- 
tiſtik ſogar unwillfürli in die Lage, daß fie Die einer frühern Zeit angehörenden Errumgen: 
ſchaften auch noch den fpätern Jahren zugute fchreiben muß. Allein es fehlt gleichwol nit am 
zahlreichen Belegen dafür, daß die nad 1815 aufiteigenve Eulturbewegung ihren Gipfelpunft 
bereits hinter ih hat und wieder im Abwärtsſchreiten begriffen ift, 38) 

Die Geſchichte des legten Jahrzehnds und ihre noch fo unbefangene Auffaflung und Er- 
- wägung gibt zwar fein unmittelbares Heilmittel gegen Die Übel der Zeit an die Hand, aber fie 
warnt doc in erfter Linie gegen eine befonders folgenichiver gewordene Berirrung. Man hatte 
fi vielfach gewöhnt, die Intereflen der Arbeiter und Kapitaliften, der Befiglofen und Beligen- 
den in einem ſchroffen und bis zur Unwahrheit getriebenen Gegenjage aufzufaflen. Die natür: 
liche Folge davon war, daß ſich fehr bald die große Mehrheit aller Beſitzenden durch die fleine 
Minderheit derjenigen bedroht glaubte, die irgendwie den communiftifchen ‚oder ſocialiſtiſchen 
Anfihten und Beftrebungen huldigte oder nur von jerm zu huldigen ſchien. Zu biefen Br: 
figenden gehörten aber nicht bloß die Reihen und Überreichen, fondern zugleich die minder Be: 
mittelten und befonderd auch derjenige Theil der arbeitenden Bevölkerung, der in feiner techni⸗ 
ſchen Geſchicklichkeit und ſeiner Gewöhnung an Arbeitſamkeit ein werthvolles perjönliches Kapi- 
tal beſaß und darum in feiner Weiſe Neigung hatte, die Früchte ſeines künftigen Fleißes mi 
einem müßiggängeriſchen Broletariat zutbeilen, das noch Aır Zeit für keinerlei beſonders werth⸗ 
volle Arbeit vorgebildet war. Den eommuniſtiſchen Gelüſten gegenüber mußte die Reaction 
diefer überwiegenden Mehrheit überall das Feld behaupten, und es zeigte ſich deutlich genug, 
daß auch oder gerade unter der Herrſchaft des allgemeinen Stimmrechts die befigenden Klaſſen 
am alferwenigiten zu beforgen hatten. Weil aber dieje Reaction Fein gemeinjchaftliches nei: 
tived Ziel verfolgte, jondern nur abwehrend war, jo endigte die ganze Bervegung mit der Rüͤd⸗ 
kehr zum frühern gefelichaftlichen Statusquo, ſodaß die billigen und unbilligen Grmwartungen 
der Befigenden wie der Befiglojen im gleicher Weiſe getäufcht wurden. Darand ergibt fi für 
die Zukunft die Lehre, daß pofitive Erfolge erft dann zu erwarten find , mern bie nicht Überrei⸗ 


38) €. den Art. Europe, ſowie bie Statiſtik verfchiebener Einzelſtaaten. 
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hen und nicht allzu Berürftigen, mit Einſchluß des perſönlich tüchtigen Theils der arbeitenden 
Bevölkerung, in ihrem gemeinſchaftlichen Intereſſe gleichzeitig Fronte machen, ſowol gegen die 
übergriffe der Plutokratie als der Ochlokratie. Es ergibt ſich auch, daß jeder Verſuch focialer 
Reforn ſtets und fo lange ſcheitern wird, als nicht die Anhänger dieſer Reform ſogar den Schein 
einer Begünftigung communiftifcher Plane zu vermeiden wiſſen; denn ſchon dev Glaube an das 
Daſein folder Plane und die nod fo grundloje Kurt vor der Möglichkeit ihres Gelingens wird 
ſtets wieder die Majorität der Befigenden zu einem nicht zu bewältigenden, aber auch jeverlei 
Fortſchritt verhindernden Widerftande vereinigen. Die große Maffe derjenigen, die fi durch 
redlichen Fleiß mit Kopf und Hand ein menſchenwürdiges Los fhaffen wollen, und die noch nicht 
daran verzweifeln, ji daffelbe ſchaffen zu fönnen — fie bildet ja aud) jegt noch die alles ent— 
ſcheidende Mehrheit. Aber gerade darum wird alles darauf anlommen, ob diefe von dem Bande 
des großen materiellen und jittlichen Intereffed der Arbeit umſchlungene Mehrheit für ihre ge: 
meinſchaftlichen Zwede fräftig genug einzuftehen weiß gegen die beiden Ertreme ver Geſellſchaft, 
die ohne Arbeit oder ohne verhältnißmäßige Arbeit befigen und genießen wollen; ob fie aljo 
nicht blod einzuftchen weiß gegen die rohe Habſucht eines bejiglojen Proletariats, fondern auch 
gegen die abgefeimte Habſucht eines fpeculativen Wuchergeiſtes, der bei weitem gefährlicher ift, 
weil er die fittlihen Grundlagen alles Beſitzthums immer tiefer untergräbt, und felbft den 
Glauben an die Wirklichkeit eines auf nügliche Thätigfeit gegründeten Eigenthumsrechts mehr 
und mehr zerftören hilft. 

Nicht blos bei den Doctrinären ded Gommunismus und Socialismus, aud bei ihren Beg= 
nern in Lehre und Leben, haben jedoch die legten 10 Jahre mandye Blöße aufgededt. Sie ha: 
ben eö jeder theoreriihen Befangenheit gegenüber in der harten, aber deutlihen Sprade der 
Thatſachen verfündigt,, daß aud die Wiſſenſchaft, in gar mandem ihrer für untrüglich aus— 
gegebenen Glaubensjäge, oft nur einen zur Gewohnheit gewordenen Aberglauben von Ge: 
ſchlecht zu Gejgledt vererbt. Zu diefen Blaubensjägen gehört-bejonders derjenige von der ab— 
foluten Heiljamfeit der unbeſchränkten individuellen Goncurrenz , ſowie dad Vorurtheil der un: 
bedingten Verwerflichkeit der als Foftfpielig und verſchwenderiſch gefchilverten Staats= und 
Gemeindearbeit. Der von Adam Smith und feiner Schule auf die Spige getriebene Grundjag,, 
daß der feinem freieften Walten überlaflene Egoismus gerade in diefer Freiheit ſogar unwill: 
fürlid) das Gemeinwohl erzeuge, hat zwar in der deutihen Wiſſenſchaft nie fo weit Geltung 
gefunden, daß man den Staat auf die blos negative Thätigfeit der poligeilihen Abwehr odex 
criminaliſtiſchen Abſchreckung und Beitrafung zu beihränfen gedachte. Aber doch hat in ver 
Praris die Bolitif des Gehenlaſſens in Beziehung auf Staat und Gemeinde viel zu ſehr die 
Oberhand gewonnen ; fie ift in Sachen des Gemeinweſens ebenſo ſehr das Zeichen als eine Ur⸗ 
ſache jener Gleichgültigkeit, die in ihrer Trägheit die ſocialen Übel ſich anhäufen läßt, bis man 
unter ihrer Laſt entweder erftiden, oder burd) einen gewagten Sprung über jie wegzufommen 
verſuchen muß. Ohne Zweifel ift die fortfchreitende Verwirklichung der Freiheit der Inhalt der 
Weltgeſchichte, an ven jeder glaubt und glauben muß, ver als Lebendiger noch mitſchwimmt in 
ihrem Steome. Soll aber der Begriff ver Breiheit und darum der freien Goncurrenz ein wahrer 
fein, jo muß er in feiner Ganzheit aufgefaßt werden; alſo auch mit Rückſicht auf die Intereilen 
und den Willen der zur Gemeinde und zum Staat vereinigten Genoffenfhaften. Dieje Ge: 
noſſenſchaften dürfen nicht dulden, daß die Intereffen aller oder der Mehrheit ven jelbftfüchtigen 
Sonderintereffen einzelner ihrer Mitglieder hingeopfert werden; und obgleich) niemals, nad) den 
Übertreibungen vieler franzöfifchen Socialiften, durd) die Goncurrenz des Staatd die der ein— 
zelnen vernichtet werben joll, fo fol fie ſtets doch auf ein für alle erſprießliches Maß beſchränkt 
werden. Warum ſollten ſich nicht auch die Gemeinden oder der Staat in poſitiver und ſchöpfe— 
riſcher Weife bei der Production betheiligen dürfen, um eben dadurch allen bedrohlichen uͤber— 
griffen des großen Kapitals der einzelnen und Uctienvereine rechtzeitig die Spige zu bieten, um 
der Gefahr jocialer Aufftände und Ummälzungen jhon in ihren Keimen entgegenzutreten? 
Dürften fie ed nit, jo wäre Dies eine lUinterwerfung der Mehrheit unter die Tyrannei der 
Minderheit; eö wäre die Vernichtung der Freiheit der Goncurrenz im Namen diefer Freiheit. 
Erſcheint gleichwol das Mistrauen gegen alle Einmiſchungen des Polizei- und Burcaukraten— 
ſtaats in die verſchiedenen Zweige der Production noch vielfach gerechtfertigt, ſo folgt daraus 
nur, daß die Herſtellung des politiſchen Selfgovernment die Vorbedingung iſt, durch deren Er— 
füllung es den Gemeinden und dem Staate erſt möglich wird, ihre ſocialen Aufgaben erfüllen 
zu können. Auch iſt nicht zu überfehen, daß dieſe ſocialen Aufgaben im höchſten Grade mannich⸗ 
faltig und wechfelnd find. So fann etwa für einen beſtimmten Staat die Periode [don lange 


688 Communismus und Socialismus feit 1848 


vorüber fein, da noch eine Selbftbewirthihaftung feiner Domänen rathſam fchien, während 
doch jet erft die Zeit gefommen ift, da ihm die Rückſichten auf Die ganze Zufunft des Volks— 
lebens eine dringende Sorge für die Forſteultur gebieten, und zwar nicht blos abwehrende Maß— 
regeln gegen Ausrottung ver Wälder, fondern auch eine ſchöpferiſche Thätigkeit für neue An- 
pflanzungen. So kann die Errihtung von Staatsfabrifen im Sinne ded Mercantilfgftems und 
zum Zwecke der induftriellen Erziehung eines Volks ald völlig veraltet erſcheinen, während es 
vielleicht in hohem Grade zeitgemäß ift, wenn der Staat für Gründung von Mufterwirtbicaften 
forgt, oder für die Errihtung von Mufterwerfftätten zur Fabrikation der beten Mafchinen und 
Werkzeuge. Damit nun ſtets fo gut ald möglich das örtlih und zeitlih Zweckmäßige getban 
werde, gilt ed um eine Organifation der Gejellihaft und des Staats, wonach alle Anfichten und 
Meinungen über dad zu Thuende ungehindert zu Tage treten fönnen; wonad in den Fällen des 
wirflihen oder fheinbaren Widerſpruchs forialer Intereflen die unparteiiihen Wahriprüde 
von Sahverftändigen, unter der Gontrole der unbeſchränkteſten Offentlichkeit, das dem beſon— 
dern Falle Entfprehende bejtinnmen. Darauf berubt die Möglichkeit einer ver lebendigen 
Mirklichkeit ſtets gemäßen Selbftorganifation ver Arbeit, die und weder der Tyrannei des 
taufendfältigen Zufalld nod dem Despotismus des Buchſtabens und der inbaltleeren Abftrac- 
tion des Gejeges verfallen läßt. Darauf beruht aljo auch und gerade in ökonomiſchen Dingen 
die Möglichkeit einer Selbftregierung, die nicht ausschließlich den großen Kapital von einzelnen 
und von vertragsmäßig gegründeten Vereinen zu ftatten kommt, ſondern aud den zum lebend: 
vollen Organismus ausgebildeten Genoflenichaften der Gemeinde und des Staats.) 

Der Eulturzuftand eines Volks und feine geſellſchaftliche Ordnung in gegebener Zeit be: 
ruht auf der jeweiligen Bertheilung feiner Güter; oder dieſe Vertheilung ift vielmehr feine ge: 
ſellſchaftliche Ordnung, fobald man unter Gütern nicht blos die materiellen, fondern aud die 
ideellen verfteht, alfo auch die Verbreitung von Fertigkeiten und Kenntniffen, von @injihten und 
Anſichten, womit die verſchiedenen gejellihaftlichen Intereffen untrennbar zufammenbängen. 
Die Geſchichte des legten Jahrzehnds hat von neuem den fhlagenden Beweis für die alte Wahr: 
heit erbracht, daß die Staatäverfaffungen nicht das Erzeugniß zufälliger Sonverumftände, 
ober dortrinärer Willkür fein können; daß fie ſtets bedingt bleiben durch den von der Korm ver 
gefellfhaftlihen Ordnung umfhloffenen eulturgeſchichtlichen Inhalt des Völkerlebens. Aber 
es wäre eine fehr dürftige Ausbeute, wenn ung die Erfahrungen des legten Jahrzehnds nur 
eine Beftätigung dieſer an jih blos formalen Wahrheit gegeben hätten. Einige Männer ver 
foctalen Wiffenihaft ſcheinen es gleihwol fhon für eine erhebliche geiftige Errungenihaft zu 
achten, wenn jie ein fchon lange Anerfanntes und kaum noch Beftrittened nur mit etwas ver: 
änderten Worten wiederholen; wenn fie jegt von einer die politifche Geftaltung beftinnmenven 
gefegmäßigen Entwidelung der Gefellfchaft und geſellſchaftlichen Ordnung ſprechen, mo matt 
früher von dem au für ven Staat und feine Ordnung maßgebenden Einfluffe eines gefegmäßig 
verlaufenden Gulturlebend gefprodhen hatte. s 

Aber jelbft damit hätte die Wiſſenſchaft ver Geſellſchaft wenig gewonnen, wenn fie nur bis 
zu der Überzeugung vorgebrungen wäre, daß gerade die von den Socialiften fo lebhaft be: 
fämpfte und ald Knehtung der Armen dur die Reihen gebranpmarkte freie Goncurrenz bie 
Retterin aus der Noth fein würde, fobald fie in ihrem vollen Umfange und mit befonperer 
Beziehung auf das dem Staate und der Gemeinde Obliegende begriffen jei. Eine Wiffenihaft, 
welche mit Recht die zeitliche Entwidelung der Geſellſchaft auch ald maßgebend für die flaatlide 
Thätigfeit anerkennt, muß ebendeshalb beftimmt anzugeben wiſſen, was zunähft und vor allem 
andern an der Zeit ift. Sie muß die eigentlihe Mutterquelle jenes ökonomiſchen und morali: 
fhen Pauperismus entdecken, aus welder die unjerm Welttheil mit neuen Ummälzungen be 
drohende Unzufriedenheit immer neue Nahrung Ihöpft. Sie muß fagen können, worurs 
nod der moderne Staat im grelfften Widerſpruche fteht mit der von ihm felbft befannten Rechts: 
idee und mit dem ganzen Inhalt unferer gefellfchaftlihen Entwidelung, deren deutlich erfenn: 
bares Ziel die völlige Befreiung der Arbeit und die. Herftellung der wahrhaft freien Göncurren: 
ift. Sie muß endlich nicht blos anzugeben willen, wo die Hülfe nöthig, fondern auch mie fe 
möglich ift. Wüßte fie dies nicht, fo bliebe die fogenannte Wiſſenſchaft ver Gefellichaft vos 


39) Näheres über die focialen Aufgaben, welche Staat und Gemeinde mittels der Erziehun 
und Befteuerung ſowie durch Bejeitigung von Erwerbshinderniffen und durch pofitive Betheiligung as 
der Production zu erfüllen haben, f. in den Art.: Gintommen ; Erblichkeit und Erbſchaftoſteuer; Er 
diehung; Gemeinde; Drganifation ber Arbeit; Proletariat. 
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nur eine unfruchtbareLehre, die in ihrer doctrinären Selbſtgenügſamkeit nicht dem Ertrinfenven 
die Hand böte, jondern ſich damit befhäftigte, die nähern Umſtände feines Untergangs zu Pro— 
tofoll zu nehmen, 

Gibt ed num wirflich eine ſolche Hauptquelle unjerer politifhen und geſellſchaftlichen Übel, 
die bei richtiger Einfiht und redlicher Abficht vielleicht noch rechtzeitig abgegraben und frucht- 
bringend verwender werben fönnte? Dieje Frage ift ſchon lange bejahend beantwortet, ſowol 
von den Negierungen ald den Völfern. Es gibt kaum eine Regierung in ganz Europa, die nicht 
ſchon die ökonomiſche und perfönliche Laft eines auf Zwang gegründeten und maßlos aus- 
gedehnten ſtehenden Heerweſens als die ſchwerſte aller Yaften und bad größte aller Übel bezeich- 
net hätte, wenn auch zumeilen ald ein angeblich nothwendiges bel. Es gibt fein Volt in Eu- 
ropa, das nicht bei übrigens gleicher Anjicht auch die Überzeugung von der Bermeidlichfeit dieſes 
Übels Hätte, und in deſſen Mitte nicht die Mehrzahl ver Militärpflihtigen ftets darauf bedacht 
wäre, ſich dem über fie verhängten Militärgwang durch alle erlaubten, fowie oft genug durch un— 
erlaubte Mittel zu entziehen. Was könnte auch im ſchroffern Widerſpruche mit der nur von 
einer verſchwindenden Minderheit von Gommuniften und Socialiften angefohtenen Emanci— 
pation der Arbeit ſtehen, als gerade die jährliche Verurtheilung von Hunderttaufenden der 
arbeitäfräftigiten Männer zum unfruchtbaren folvatifhen Frondienfte? Jede einlafliche Be— 
trachtung dieſes Gegenſtandes zeigt, daß damit alle ſocialen Misftände ver Gegenwart in erfter 
Linie zufammenbängen. Sie zeigt aber auch, daß eine ſehr wohl ausführbare Reform des Heer- 
weſens im Geifte der Gerechtigkeit und Humanität die reichlichfte Fülle der Wohlfahrt über die 
Völker ausgießen und zugleich der Schlüffel fein würbe, um vie friepliche und befriedigende Lö— 
fung aller andern jocialen Räthſel unferer Zeit möglich zu machen. Auf diefen noch viel zu fehr 
vernachläffigten Punkt bat alfo die fociale Statiftif, die fociale Dfonomie und Politik ihre For: 
ſchungen und ihre Thätigkeit hauptſächlich zu richten, wenn die ald fo vielverheißend angekün— 
Digte „Wiſſenſchaft der Geſellſchaft“ mebr fein ſoll als das todt geborene Kind einer an un— 
beilbarem Siechthum binfterbenden Zeit. #0) W. Schulz-Bodmer. 

Compenſation. Wenn dem zu einer Leiſtung Verpflichteten zugleich aus einem andern 
Grunde eine Berechtigung gegen den ihm gegenüberſtehenden Berechtigten zuſteht, ſo beſtehen 
etgentlich Die gegenſeitigen Berechtigungen nebeneinander. Wenn aber geſetzlich Die eine als 
durch die andere aufgehoben angeſehen wird, fo nennt man dieſes Gompenfation. Die eivil— 
rechtliche Compenſation aber gehört nicht hierher. Begeben dagegen zwei Berfonen vaflelbe 
Verbrechen gegeneinander, fo wird an ſich Feines derfelben weniger ftrafbar, und die auf die 
Verbrechen geiepten öffentliben Strafen können nicht unvollzogen bleiben, wenn auch die aus 
der verbrederiihen Handlung entipringenvden Privatentſchädigungsanſprüche ih aufheben. 
Die öffentlihe Strafe ift nit dem verlegten Privaten verfallen, jondern ift ein Recht des 
Staats, das diefer im Intereſſe der öffentlihen Sicherheit ausübt, und dies Intereſſe wird im 
Falle der von mehreren Berfonen gegeneinander begangenen Verbrechen ebenfo verleßt wie in 
jedem andern. Daher kann auch die auf die Injurie gefegte öffentliche Strafe durch die Einrede 
ver Eompenjation nicht aufgehoben und nur infofern gemilvert werben, ald in der zugefügten 
Injurie eine beiondere Anreizung zur Chrenfränfung gefunden werden kann (Örolman, 
„Brundfäge ver Criminalrechtswiſſenſchaft““, $.229). Dagegen kann ver Anſpruch auf eine Pri— 
vatftrafe wegen Injurien dur die Sompenfation, d. b. durch die Behauptung, daß man von dem 
Kläger gleichfalls injuriirtworben ſei, aufgehoben werden. Einige (wie Tittmann, „Handbuch“, 
zweite Auflage, $. 362 des zweiten Bandes; Krug, „Gompenfation‘‘, S. 148) wollen dies bei 
jeder Art von Privatgenugthuung (Ehrenerklärung, Abbitte u. |. mw.) gelten laſſen, voraus: 
gejegt, daß ſowol die Injurie felbit als die Privatgenugthuung von gleicher Art feien, während 
andere (wie Feuerbach, Ausgabe von Mittermaier, $. 2967) die Gompenfation nur bei pecu- 
niaren Strafen wirfen laſſen. Injurienflagen und Strafen wirken in ver Regel vielfad nadı: 
theilig. Der privatrehtliche Charakter, welchen in Fräftigen Zeiten die Injurien und geringere 
Körperverlegungen fait ausſchließlich an ih tragen, und der doch auch jegt hier noch immer 
vorherrſcht, ſprechen ebenfalls dafür, daß man die Gompenfation bei Injurien begünftigt und 
ihr einen möglichſt großen Spielraum läßt. MWelder. 





40) Den Verſuch einer eindringenden Grörierung tes bier nur berührten Gegenftandes habe idy ger 
macht in: „Die Rettung der Geſellſchaft ans den Gefahren der Militärherrfchaft” (Leipzig 1859); vr, 
Damit die militärpolitiichen Art. des „Staats-Lexikon'“: Eonfeription, Geerweien, u. ſ. w 
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Competenz und Competenzeonfliet. Competenz heißt wörtlich die Zuftänbigfeir 
Sie iſt politiſch wichtig als Zuſtändigkeit des Rechts der amtlichen Behandlung und Gnükei- 
dung eines Öffentlichen Geſchäfts. Für Deutſchland iſt die wichtigſte Competenzfrage dieüker 
die Competenz der Bundesverſammlung. (S. darüber Deutſcher Bund und Belagerum- 
ftand VII.) Hier verdient Erwähnung: 

1. Die Competen im Griminalproce$. Zu einer gültigen Behandlung ver ein 
zelnen Criminalrechtsfälle gehört nicht nur, daß das Gericht, welches ſich mit einem beftimmten 
Falle beihäftigt, Criminalgerichtsbarkeit überhaupt habe, fondern aud dag ed insbefonden 
für den ihm vorliegenden beftimmten Fall das zuftändige Gericht, competent jei. Nur mens 
der beſtimmte Angefhulpigte in dem beftimmten vorliegenden Falle rechtlich verbunden ift, vor 
diefem beftimmten Gericht Recht zu nehmen, hat das Gericht in diefem Falle und über dirie 
Perion Competenz; während das Verfahren niht competenter Gerichte im Criminalpreceß 
durchaus nichtig ift. Es gibt num im Griminalproceh manderlei Gründe der Competenz ein: 
Gerichts; und hierauf beruht die Lehre vom Gerichtsſtande überhaupt. Im gemeinen deutſchen 
Criminalrecht gibt e8 fogenannte ordentliche (regelmäßige) und außerordentlide Gerichteftänve. 
Den regelmäßigen Gerihtöftand theilt man wieder in ven gemeinen und in den privilegirten 
ein. Gemeine Gerihtäftände find: 

a) Der Gerichtsſtand des begangenen Verbrechens. Ein Briminalgeriht, in deſſen Bezuıf 
ein Verbrechen beenbigt (oder, wenn ein bloßer Verfud vorliegt, nur verſucht worden) if, if 
hierdurch (wenn nicht jpecielle Ausnahmen geleglich vorliegen) gemeinrechtlich als Griminal- 
gericht erfter Inftanz für den einzelnen Fall competent. 

b) Der Gerichtsſtand des Wohnorts des Verbrechers. 

c) Der Gerichtsſtand ded Ergreifens. 

Außer dem gemeinen Gerichtsſtande gibt ed nach gemeinem deutſchen Criminaltecht einen 
privilegirten, welcher bald für beftimmte Gattungen von Verbrechen (causae privilegiatae), 
3. B. geiftlihe und Militärverbrehen, bald für beſtimmte Klaffen von Perionen (personae 
privilegiatae) beftebt. Zu den legtern gehörten zur Zeit des deutſchen Reichsverbandes die 
Reichsftände, ſodann gemeinrechtlich noch Geiſtliche (bis nad) erfolgter Amtsentjegung) u. ſ. w. 

Deutihe Varticulargejeggebungen haben dieſe privilegivten Gerichtöftände grofentgeilt 
aufgehoben. Berfönlid privilegirte Gerichtsſtände ind aud allerdings nicht empfehlenswerth, 
weil fie der Gleichheit der Bürger vor dem Geſetz widerfprehen, und dem Glauben an eine 
durchgehende parteilofe für alle gleihe Gerechtigkeitspflege ſchwächen. Deshalb wurde die in 
den deutſchen Rheinlanden beibehaltene Gleichheit des Gerichtäftandee für alle Berionen zu: 
gleich mit Öffentlichkeit, Mündlichkeit und Schmwurgeridht ein Gegenftand ver Anhängliäten 
an ihre bejondern, die jogenannten franzöſiſchen Inftitutionen, ja vielfah die Grundlage 
franzöftrender Geſinnung, bis auch in deutichen Yändern dieje Verbefjerung der frühern feudali— 
ſtiſchen Zuftände zugleih mit freien Verfaflungen mehr oder minder vollftändig eingeführt 
wurde. Doch läßt man Ausnahmen zu, wo, wie bei Afademikern oder Militärperfonen, wid: 
tige Gründe dafür zu ſprechen jcheinen. Leider liefen ſich bisjegt die meiften deutſchen Staa: 
ten noch immer nicht durch das ohne Nachtheil für die militärifche Vortrefflichleit der Armer 
in Sranfreid durchgeführte Veifpiel der Beſchränkung der Militärgerichtsbarfeit auf Miltär- 
verbrechen und Disciplinfahen zur Nahahmung beftimmen. Auch die deutfche Reichsnerfaflung 
von 1849, $. 176, nahm vergeblich die richtige Beftimmung auf, 

Das deutſche Bundesrecht begründete durch Art. 14 und 15 einen je nach den Landet 
geſetzen auszuübenden privilegirten Gerichtsſtand für die Familien der Standesherren und x: 
ehemaligen Reichsadels. Auch für die Kamilien der fouveränen Fürſten beftebt ein ſolches Pr: 
vilegium überall. Ä 

Einen neuen für beftimmte Verbrechen begründeten privilegirten Gerichtsſtand Hilden nad 
einigen deutſchen particulargeſetzlichen Beſtimmungen, namentlich nad bairiſchen, badiſchen, 
großherzoglich heſſiſchen Geſetzen, die Preßvergehen. Dieſe ſollen nämlich hiernach überall 
gerichtlich verfolgt werben fünnen, mo die angeblich verlegende Drudicrift hinfam. Ge fi 
dieſes indeſſen ficher Feine löbliche Beſtimmung. Sie dankt ihren Urfprung nämlich jenem un: 
glücklichen Kriege, welchen man feit fo vielen Jahren in vielen deutſchen Staaten den Verfaſ— 
fungsrehten der Stände und ver Bürger macht, um fie und ihre Ausübung möglichft zu be- 
Ihränfen, fie eng auszulegen und möglichſt zu verfümmern. Es if natürlih, das Schrift 
Heller, Verleger und Druder, wenn fie jo im Audlande verfolgt werden, ſich nicht leich 
dem Gericht ftellen können, weil vieles gegen fie ald Ausländer in der Negel Verhaftung wäb— 
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vend des Proceſſes eintreten laffen würde. Sie werden dann im Contumacialverfahren ber: 
kömmlich verurtheilt und auf Jahre hin bei Gefahr der Verhaftung verhindert, das betreffende 
Land zu betreten oder auch nur durch daſſelbe in ein anderes dentjches Land zu gelangen. So 
verfümmert man den Deutſchen, die trog der verfallungdmäpigen und ald wohlthätig aner: 
fannten Prepfreiheit doch vielfach verhindert jind, in ihren fleinen Vaterländchen eine wohl: 
thätige öffentliche Kritit der Beamtenmisbräude und anderer öffentlichen Verkehrtheiten zu 
leſen, ausſprechen und eine öffentlihe Meinung bilden zu helfen, ven einzigen Erfag für die 
Kleinftaaterei, daß doc in einem der vielen andern deutihen Ränder und Ländchen die mis— 
liebige Wahrheit zu Tage dringen fann. Andern VBortheil ald den einer präventiven Wahr: 
heitsunterdrüfung im allgemeinen ernten dann die Negierungen meijt ebenjo wenig ald neu— 
lich im dem famofen pfälziihen Broceß gegen ven verehrungswürdigen Arndt, wodurch die ge= 
rügten Verkehrtheiten aus der Rheinbundszeit erft recht zu Tage kamen. 

Dem dur das Gejeg zum voraus bejtimmten or dentlichen Gerichtsſtande jegt man den 
augerordentlihen entgegen, welder für den bejondern Fall begründet wird. Da es aber 
eine aud in unjern neuermGejegen anerkannte Hauptforderung der Gerechtigkeit ift, daß nie: 
mand feinem ordentliben Richter entzogen werde, jo fordern die Gejege, daß, wo dringende 
Gründe für den Eintritt eines außerordentlichen Gerichts vorhanden find, daflelbe, auf den 
Antrag des Untergerichts, oder des Staatsanwalts, oder des Beklagten, der höchſte competente 
Gerichtshof beftelle. Dieſes jo bejtellte Gericht ift dann vermöge der gejeglihen Ermäch— 
tigung des Obergerihtd mittelbar gejeglih zuftändig. Die Gründe können beftehen: 
1) in der Befangenheit, oder 2) In der Verhinderung des Untergerihts, z. B. bei Krank: 
heit des Unterrihterd, oder wenn diejer wegen der vielen Angejchuldigten und Verhafteten 
den Proceß niht ordentlih und jhnell genug führen fann; 3) in dem Intereſſe ver öffentlichen 
Sicherheit und einer ungeftörten parteilofen Verhandlung und Entſcheidung der Sache, wenn 
etwa durd große Aufregung oder Parteinahme für oder gegen den Angeklagten in dem orbent= 
lichen Gerichtöbezirk oder von dem nahen Auslande her Störungen der ruhigen parteilojen Ber: 
handlung der Sache mit Grund zu befürchten find. Ubrigens darf bei Beitellung eines außer: 
ordentlihen Gerichtäftandes dem Angeſchuldigten feine gejeglihe Injtanz genommen werben. 

Mit Unrecht zählt man zu den außerorbentlihen Gerichtäzuftändigfeiten aud) die Fälle, wo 
durch jogenannte Gonnerität die Gompetenz eined Gericht8 durch dad Geſetz jelbft unmittel- 
bar feftgeftellt ift. Dieſe geieglihe Untrennbarfeit oder Gonnerität fann ftattfinden dadurch, 
das derſelbe Verbrecher in verjchiedenen Gerichtöbezirfen Verbrechen beging (jubjective Con— 
nerität), oder daß an einem und demjelben Verbrechen Perſonen aus verſchiedenen Gerichtsbe— 
zirken theilnahmen. Der Vortheil einer tüchtigen und nicht unnöthig foftipieligen und weit: 
läufigen Verhandlung der Griminalprocefie muß das Gejeg beſtimmen, die gemeinfhaftliche 
Behandlung der conneren Fälle Einem Gericht zuzumweiien. 

Sind mehrere Griminalgerichte competent, jo enticheidet die jogenannte Prävention für 
Unterſuchung und Behandlung des Falles durch dasjenige Geriht, welches die erfte gültige 
Verfügung erläßt. 

Eine nähere Grörterung diefer Yehren des gemeinen Rechts, insbeſondere aud) die Lehre 
son der Gompetenz im Civilproceß gehört nicht hierher. 

IH. Die Competenz der Adminiftrativbehörden, d. h. ihre gefeglihe Befugniß, ihre 
Geihärtsthätigfeit in einem beftimmten Falle auszuüben, worüber die Organifation der 
Staatöverwaltung beſtimmt, fann hier ebenfalls nicht abgehandelt werden. 

111. Die Eompetenzconflicte zwiſchen Juftiz: und Adminiftrativfahen, melde erft 
neuerlich jo wichtig geworden find, müſſen dagegen hier wenigftend furz beſprochen werben. 

Nach echtem deutichen Recht, welches auch in England und noch folgerichtiger in Nord: 
amerifa feſtgehalten wurde, galt der Grundjag, daß jeder Bürger, weldher glaubte, daß 
ein ihm zuftebendes Recht, gleihviel von welchem Privatmann oder von welher Behörde, 
verfaflungd= oder rechtswidrig verlegt worden jei, bei den betreffenden Gerichten jeine Klage 
erheben fönne und Diele dann competent feien, nad) ihrer unparteiiihen richterlihen Über— 
zeugung über die rechtliche Zuläfiigfeit und über die Begründung diejer Klage oder über 
ihre Unzuläfiigkeit oder Nihtbegründung zu entiheiden. Hierin liegt allerdings die vollfte 
Anerkennung und Gewähr und zugleih ver durchgeführte Beweis, daß in einem Staate 
das Recht als die heiligfte Grundlage der Geſellſchaft anerkannt jei, und daß jedem Bürger 
fein Recht werde. Uber die Zweckmäßigkeit in allen Regierungs: und Verwaltungsſachen 
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haben allerdings ſtets nur die betreffenden Regierungds und Verwaltungsbehörden zu ent: 
ſcheiden. Site ift ja niemals eine Rechtsſache, d. h. eine Streitfahe über die angebliche 
Rechtöverlegung eined Bürgers. Diefe aber entfteht auch alddann, wenn ein Bürger behaun- 
tet, in feinem ihm zuftändigen (mohlerworbenen) Recht bei der Ausübung jener Bermaltung:- 
und Regierungsthätigkeit rechtswidrig verlegt zu fein. Wreili wird das mandyer behaupten, 
wo fhon unmittelbar nad) feinem Elägerifchen Vorbringen jeder verftändige unparteiifche Richter 
ausfprechen muß, daß ein foldes angebliches Recht, z. B. auf Unveränderlichkeit der Steuer: 
oder anderer Gejege, und daß eine wirkliche Verlegung eines Rechts bier nicht vorliege. Allein 
‚ihon das Abweiſen folder unzuläfligen Klagen nur durd den Richter ift ein Gerichtsact um 
wohltbätig, und nicht hemmend für die Negierung und Verwaltung. Frivole Klagen aber 
werden beftraft durch Koften u. ſ. w. Dennoch haften vespotiihe Staatäbehörben die möglichen 
Widerſprüche gegen ihre despotifhen Abfichten, Theils fürchteten auch wohlmeinende Männer, 
die Juſtiz würde hierdurch auf eine verberbliche Weife fih die Staatsverwaltung, vielleicht 
gar die Gefeggebung unterordnen. Man überjah dabei, daß ja die gerichtlihe Entſcheidung 
lediglich nur über das in einem beftimmten einzelnen Ball etwa verlegte Recht entſcheidet, mie- 
mals allgemeine gejeglihe und adminiftrative Normen geben oder aufheben darf, und baf em 
etwaiger Nachtheil durch eine indirecte Störung durd das Rechtsurtheil über den einzelnen Fall 
weit überwogen wird durch die in jeder Beziehung beilfame Folgen einer gröftmöglichen Achtung 
und Durhführung ver Gerechtigkeit und des patriotiihen Glaubens an diejelbe. Es fragt üd: 
ſoll denn nicht wirklich das Recht überall ald Grundbedingung gelten und durchgeführt werden? 
Und ift dazu bei entftebendem Streit nicht ein Rechtsurtheil nöthig? Und darf eine Regie: 
rung bei guter Organifation der Gerichte, dieſe für weniger gefeglih halten, wo fie competent 
find, als die Adminiſtrativbehörden, wo dieſe ed nicht find, vd. b. wo ed um ein Rechtsurtheil 
gilt, wozu die Juftiz befähigter ift? Dennoch konnten diefe Gegengründe nicht verhindern, dab 
man in den neuern Zeiten, vorzüglich feit den Vorgängen der revolutionären und Napoleoni- 
ſchen Geſetzgebungen, immermehr den Gerichten jene alte allgemeinrechtliche Gompetenz fhma= 
lerte und vielerlei Beſchwerden über verlegte Nechte unter dem ſich ſelbſt logiſch wireriprehenven 
Namen von Verwaltungs: (oder Apminiftrativ-) Juftisfahen ven Berwaltungsbehir: 
den übermied. Mit einen dem nothwendigen Blauben des Staats an die Unparteilichkeit une 
Gerechtigkeit feiner Gerichte widerfprechenden Mistrauen, vie Gerichte möchten nicht einmal 
unparteiifch über ihre geieglihe Gompetenz richten, nahm man ihnen nun aud nod im ven 
Fällen, in weldyen darüber zunächft eine Streitfrage entitebt, etwa von der Abminiftrativbe: 
hörde erhoben wird, ob nad den neuern Gejegen die Sache Adminiſtrativjuſtizſache jein fell 
oder nit, das Recht der Entſcheidung über ihre Competenz. Man lieg dann lieber die Ber- 
waltungsbehörde ald Richterin in eigener Sache entiheiden. Man ließ namentlich nicht etwa vir 
höchſten Gerichtshöfe, jondern die Minifterien über die fogenannten Gompetenzconflicte richten 
So hatte der Despotismus gemonnenes Spiel, und auch unter wohlmeinenden Regierungen war 
fein Bürger feiner Rechte mehr ſicher. Tauſend ſchreiende Nechtöverlegungen erfolgten durs 
den Eifer der Berwaltungsftellen, welche nicht das Recht, fondern die befondern politifhen 
Zwede ihrer Berwaltungszmweige und Mafregeln im Auge hatten, und weldye oft auch in den 
politifhen Kämpfen über die Verfaſſung die betreffenden Bürger als rechtlofe Feinde ihrer Re: 
gierung verfolgten. Die überall entftehenden Klagen veranlaßten alsdann zunächſt pie Begrün- 
dung bejonderer Behörden zur Enticheivung über die Gompetenzeonfliete. Man überwies die— 
jelben, ſowie früher in Baden, nicht mehr den einzelnen betreffenden Minifterien, fondern den 
Gefammtminifterium oder, wie in Frankreich, einer befondern Section des Staatsrathe. Te 
aber aud hier offenbar zu jehr der Verwaltungs = und politifhe Stanppunft vorherrſchte ur 
die Beſchwerden nicht endeten, jo bildete man beſonders componirte, aus Juftiz: und Vera! 
tungsbeamten zufanımengejeßte Behörden, oder Commiſſionen wie jegt in Baden, in Kobur 
und andern Staaten. Diejes legtere iſt jedenfall beſſer als wenn, wie jegt auch in Preufet 
unter dem Namen eines befondern Gerichtshofs für Gompetenzconflicte, doch nur eine Abın: 
lung des politifhen Staatsraths enticheidet. Wir vernahmen aus den neuejten Berbanplunger 
des preußischen Abgeorpnetenhaufes vom 16. März 1859, und namentlich aus den Erflänu: 
gen der ehrenwertheiten Abgeordneten von Nönne, Neichenäperger und Wengel, daß die bei: 
hende Ginrihtung große Unzufriedenheit begründe. Der Abgeordnete Wengel machte mi 
Nachdruck ven deutihen Grunvfag geltend, daß, wenn irgenpmöglih, über alle Streits, 
feiten die Gerichte zu enticheiden haben, und daß man ihnen doch wol ebenfo qut wie in Baur 
bung auf die Entſcheidung überhaupt (felbft wenn, wie z. B. bei Griminalproceflen, wichtie 
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Interefien der Regierung in Frage fommen) fo auch bei ver Gompetenzfrage richtige und partei= 
loſe Gejegauslegung zutranen dürfe. Jedenfalls aber müffe, wie ed aud die preußiſche Ver— 
faflung fordere, die Behörde zur Entſcheidung der @ompetenzconflicte ein wirkliher Gericht s— 
bof fein. Diejes beftimmt allerdings ebenjo, wie die deutſche Reihäverfaflung vom 28. März 
1849, $. 180, die preußifche Verfaſſung von 1850, $. 96. Diefed ift nun allerdings 
wohlgemeint und viel jihernder ald die übrigen Entſcheidungsarten der Gompetenzconflicte 
mit Ausnahme der ordentlihen Gerichte. Aber es ift dabei nicht wohl abzufehen, warum man 
denn die allgemeinen Juſtizhöfe und ihr altes Necht, jelbft über ihre Gompetenz zu entſcheiden, 
verwerfen will. 

Der um die Justiz hochverdiente Abgeordnete Wengel berührte hierbei zugleich den noch 
größern Misſtand, daß unjere neuern deutihen Geſetze häufig in Beziehung auf Rechtäver- 
legungen, z. B. Die der Beamten dur ihre Amtshandlungen, oder durch rechtswidrige Verord⸗ 
nungen, die nicht einmal die formellen Bedingungen verfaffungsmäßig gültiger Gefege haben, 
die richterlihe Entſcheidung ganz ausſchließen, und alſo unmittelbar wahre Juſtizverweigerung 
und Rechtövernichtung becretiren. Diefes ift denn allerdings noch ſchlimmer als der Umſtand, day 
die Beſtimmungen der einzelnen Yänder über Adminifttativiuftiziahen und Gompetenzconflicte 
eine ganze Reihe wirfliher Rechtsſachen ven Gerichten ebenfo entziehen wie ihr Recht bei Com— 
petenzconflieten, über ihre Gompetenz jelbft zu entſcheiden, welches legtere nad gemeinem Recht 
allerdings nod die freilich jehr durchlöcherte Regel bildet, wie jelbft Zöprl zugibt. (S. deſſen 
„Grundſätze des allgemeinen und deutſchen Staatsrechts“, 1856, $. 452.) Der ganze Übelſtand 
aber wird fortdauern, folange der unglüdjelige deutſche Regierungskampf gegen die Wahrheit 
und die Berwirflihung der conftitutionellen Verfaſſungen und ihrer wejentlihften Gonjequen- 
zen nicht ebenfo wie in England, in Belgien, Holland, Sardinien gänzlih aufhört. Bis 
dahin werden faljche verberbliche Kreunde der Regierungen fie verleiten, den Öffentlichen Frie— 
den jelbft zu untergraben und jo wohlthätige Grundlagen deſſelben und der Throne wie das 
Vertrauen auf einen unerjchütterlihen und heilig gehaltenen, allgemein durchgreifenden Rechts⸗ 
zuſtand iſt, zu erſchüttern. 

Einiges Nähere über die hier berührten Gegenſtände gehört übrigens den Artikeln über 
Juſtiz und Juſtizverweigerung an. Welcker. 

Complot, |. Verſchwörung. 

Eompofitionen: Syitem. CAlteres Strafrecht der Völker, vorzüglich alt— 
deutſches, Naturftand, Selbſthülfe und Fehderecht, Blutrache, Buße, Wer: 
gelt und Fredum, Geſammtbürgſchaft und Talion.) Einleitung. Die bier ge— 
nannten Verhältniſſe, welche in genauer Verbindung unter ſich ſtehen, verdienen die Betrach— 
tung des Staatsmannes. In ihrem Zuſammenhange veranſchaulichen ſie beſonders lebhaft die 
Verſchiedenheit der rechtlichen und politiſchen Bedürfniſſe in den verſchiedenen Bildungszuftän- 
den der Völker. Das, was uns jetzt, nachdem es durch die Einrichtungen unſerer heutigen 
Cultur erjegt iſt, vielleicht ſogar als abſolut verwerflich erſcheint, war doch natürlich, wirkte doch 
wohlthatig ganze Jahrhunderte hindurch. Sodann zeigt und die Betrachtung jener Erſchei— 
nungen eine bewundernswerthe Übereinftimmung fo vieler gejelli&aftliher Einrichtungen der 
verfchiedenften Völker der; Erde, eine Übereinftimmung, die ſich großentheils ſchon durch die 
Gemeinſchaftlichkeit der Menſchennaiur und der Bildungsſtufe der Wölfer und nur zum Theil 
durch hiſtoriſche Mittheilung unter denſelben erflärt. Es ftellen ferner jene Berhältniffe in 
ihrer Verbindung ein ganzes Syftem von Recdhtseinrichtungen dar, welches nicht von der be= 
mußten TIhätigfeit, von der freien Reflerion und Prüfung einer höhern Staatögewalt, von 
ihrer Gefeggebung und Vollziehung begründet und erhalten wurde. Vielmehr erbaute fich 
dieſes Syitem in einem wenigftens theilweifen Naturftande auf den natürlichen menſchlichen 
Bepürfniffen und Inftineten, Gefühlen und Sitten und durd den jtarfen menſchlichen Trieb 
nad Folgerichtigkeit. Es zeigt endlich die tiefere Erfaffung jener Einrichtungen, wie aus ihren 
nod rohen Anfängen und Geftaltungen immer reiner die vernünftigen, die natürlichen Rechts— 
ideen hervortreten, welche durch die gejunden Grundtriebe ver Menjchennatur auch ihnen ſchon 
eingepflanzt jind. Bilder ja doch aud im Leben des einzelnen eine und diejelbe Idee höherer 
Menſchlichkeit, welche freilih noch ſchwächer und verhüllter ſchon in dem noch ſinnlichern Kin— 
desalter lebt, auch in der Neife des männlichen Alterd das Grundweſen. Alles dieſes aber ift 
wol widtig genug jhon ald Theil der Philojophie der Geſchichte ver Menſchheit jowie auch 
zum Verſtändniß ver alten Gejege, ja der Volkspoeſie und Volksgejhichte, worin jene Verhält- 
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niſſe, namentlich die Blutrache, eine große Rolle ſpielen, vor allem aber für die richtige Theorie 
und die Entwickelung des Strafrechts. 

Mas könnte wol in der That unſere heutigen Begriffe von Sittlichkeit, Vernünftigke und 
Givilifation in dem gejellihaftlichen Verhältnig mehr verlegen als Selbſthülfe und Rad ter 
einzelnen, ja als die durd die Sitte ver Blutrache und der Privatfehde begründete Nötbigung 
der Familiengliever, der Stammes: oder Bolfsgenofien zur höchſt gefahrvollen Ausübung der: 
felben? Nur etwa die Austilgung von Verbrechen und Strafen dur das zufällige Grreiden 
eines Afylö, oder ihr Abkaufen dur Köfegeld, nur die Abnahme einer Geldſumme für die Gr: 
mordung meiner Ältern und Kinder, für die Verlegung meines Leibes und meiner Ehre, und 
eine Geſammtverbürgung endlich für jene Rache und für dieſes Löſegeld — nur ſie vielleicht 
möchten unjer heutiges Gefühl noch tiefer verlegen. , Und dennoch iſt der Beweis nicht ſchwer, 
daß alle dieſe Einrihtungen — gleihfam von Gott und der Natur ſelbſt erihaffen — wirflid 
nicht blos einftmals ebenjo heilfam ald natürlich waren, fondern daß ſie auch, obgleich freilich 
nod in ſehr unvollfommener Form, das Rechte enthielten und ihm dienten. 

I. Der Naturftand und feine natürliden, zum Theil überwiegend jinn: 
lihen Strafverhältnijie. Viele beftreiten mit Recht mandye einfeitige Theorie vom Natur: 
ftande; aber fie werden ihrerſeits ungefchichtlih, wenn fie allen Naturzuftand leugnen un? 
überall den Staat für ven Menſchen als uranfänglih varftellen wollen. Man darf ven Staar 
nicht mit jeder andern menſchlichen Verbindung verwechfeln. Und ınan darf, wenn man den 
Staat, eben um ihn überall zu finden, ungründlich jhon mit der Familie verwechjeln wollte, 
nicht vergeſſen, daß zuweilen verſchiedene einzelne Familien, einzelne Stämme und Horten im 
wechſelſeitigen Berehre gefunden wurden, und daß, wenn nun dieſe eben noch nicht eine ge: 
meinfchaftliche höchite Gewalt anerfennen, zwifchen ihnen aud noch fein Staat, fondern ein 
Naturftand befteht. Abfolut wejentlih für den Begriff des Staatd ift es ſtets, daß fih ver: 
ſchiedene zuſammenlebende Familien in Beziehung auf ihr inneres und äußeres Geſellſchafte 
verhältniß einer gemeinſchaftlichen höchſten (oder fouveränen gejeggebenden, vollziehenden und 
richtenden) Gewalt unterwerfen. 

1) Selbftpülfe, Fehde und Kriegsrecht. Wenn und fomweit nun eine ſolhe 
Staatsverbindung oder der genügende, durchgreifende Rechtsſchutz durch ihre wahre jouweräue 
Zwangs- und Strafgewalt noch fehlen, wenn umd foweit fie mithin den Naturftand wenig: 
ſtens noch nicht ganz bejeitigen, alddann und infofern bildet fhon die rohe Selbftbülfe und 
Race der Bedrohten und Verlegten und der ftarfe natürliche Trieb für diefelben, welden Gott 
in aller Menſchen Bruft gelegt bat, den erjten, unentbebrlihen Schug für der Menſchen Leben 
und Gefundheit, für ihre perfönliche Freiheit und ihr Beſitzthum. Sie find zugleich die weſent⸗ 
liche Grundbepingung für höhere Entwidelung der gefelligen Verhältniſſe. In allen auf gleicht 
Weiſe regt ih der Zorn gegen den feindlihen Angreifer, und diefes hält ihnen ſämmtlich das 
alsbald durch die Erfahrung unterftüste Vorgefühl lebendig, daß auch ihre eigenen Angriffe 
gegen andere denjelben Zorn und feine ſchützende und rächende Gegenwehr auf fie ſelbſt zieben 
würden. So wird auch die nachfolgende Rache des einzelnen DBerlegten mittelbar zu einem für 
die Zukunft und für alle vorbeugenden Schug, zu einem Schug gegen Nachahmung des ver: 
derblichen Beiſpiels. Sie wird zu einem gleihfam gefeglihen Schuß gegen die böfe Leidenſchaft 
erhoben. „Jedes Leben, auch das vunfelfte‘‘, fo jagt F. H. Jacobi, „fordert feine Erhaltung 
mit einem Nachdruck, ver fein Recht iſt.“ Im der bezeichneten Lage aber und bis fie geändert if, 
iind Selbſthülfe, insbefondere auch Selbitradhe oder mit andern Worten das Febveredht im 
Verhältniß der einzelnen und das Kriegsrecht im Verhältnis der Völker das allgemeine ‚narür: 
liche und auch von der Vernunft genehmigte Recht der Menfhen und ihrer Gefellfchaft. Sie 
ind ihr Rechtsſchutz gegen rechtswidrige Vernichtung. Der Rachetrieb ift Selbſterhaltungs 
trieb; er treibt bei blos finnlihem Leben zunächſt zur Austilgung des Schmerzes durch den jinn: 
liben Rachegenuß, bei höherm Leben zur Seritellung der Achtung der Berfönlichkeit und Ehre, 
des Gefühls ihrer unverleglihen Heiligkeit und Achtung. Dieſes erkennt jogar unſere heutige 
Geſetzgebung nod an. Im Völkerverhältniß ftetd und im Verhältniß der einzelnen überall da, 
wo entichieden eine höhere Staatögewalt entweder gar nicht oder doch anerfannt nicht jo voll: 
ftändig ſchützen kann, da erfennen unjere Gefege die vem Bedrohten oder Verlegten zum Schus 
ſeines Rechts nothwendig ſcheinende Selbfthülfe im weitern Sinne ald rechtlich erlaubt an. 
Sie laflen hier zugleich das Recht des eigenen Gericht? mit der eigenen Hülfe jo wie im gänz— 
lihen Narurftande zu. Sie erlauben alfo ftetd und unbedingt die mir nötbig ſcheinende Ab: 
wehr oder Nothwehr zur Bertheidigung gegen jeden Angriff auf meine und meines Nebenmen: 
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ſchen Berfönlichfeit, perfönliche Freiheit und Beſitzverhältniſſe. Sie geflatten auch die Selbit- 
Hülfe im engern Sinne oder die Selbfthülfe zur Herftellung bereits verlegten Rechts alsdann, 
mern alle gerichtliche Rechtshülfe unmöglich iſt. Und fie überlaſſen hierbei mit hoher Achtung 
Der Würde der perſönlichen Freiheit, der juriſtiſchen Folgerichtigkeit und ver bezeichneten allge- 
meinen Rehtögrenze alle etwaigen Milderungen und Beihränkungen in Ausübung diefer 
Rechte durch die moraliſchen Rückſichten aufopfernder Nachgiebigfeit, Duldung und Verzeihung 
Lediglich dem Gewiſſen der Bedrohten und Verlegten. 1) Selbſtrache, eine ähnliche 3. B. wie 
der Rachekrieg Frankreichs gegen Abd:el-Kaver und Maskara, ift von der erlaubten Selbfthülfe, 
wo fie, jo wie ftetö im Völkerverhältniß, ftattfindet, auch noch jegt nicht ausgeſchloſſen, infoweit 
fie nur dem vernünftigen Zweck rechtlicher Genugthuung und Schügung entfpricht. Denn unter 
der bewußten Vernunftherrſchaft gilt ſpäter das zuerft dur dunkle Triebe oder Gefühle Er— 
zeugte nur infoweit, ald es jih durch klar nachweisbare vernünftige Rechtsgründe begründen 
läßt. In dem Maße aber, wie die wen auch dem Namen nad vorhandene ſtaatsrechtliche 
Schutz- und Strafgewalt in ver That wirkungslos oder unvollkommen ift, jo wie früher in 
Eorjica und Sardinien oder jo wie in Beziehung auf mande jegt gewöhnlich durd Duelle ge: 
tilgte Ehrverlegungen, in demjelben Maße wird auch aller Kampf gegen die natürlichen An- 
triebe zur Selbfthülfe und Blutrache vergeblich werden, und ed werben dieſelben ſehr begreiflich 
auch oft wieder mehr durch dunkle Gefühle ald durch die Elare Vernunft geleitet werben. 

2) Die Blutrache. Der einzelne aber ift in dem Naturſtandsverhältniß zu ſchwach, um 
Ach allein durch Selbityülfe fhügen zu können. Er fann vollends die höchſte Misachtung feines 
Rechts, jeine Ermordung, nicht ſelbſt rächen. Bedürfniſſe gemeinſchaftlicher Vertheidigung und 
vie Gefühle der Pietät und Anhänglichfeit, welche die Verlegung eines Angehörigen als eine 
eigene Verlegung empfinden laffen, machen die Fehde wegen verjelben zu einer gemeinjcaft- 
lichen für die Familien, zuweilen für die Stammes: und Volksgenoſſenſchaft. Diejenige Radıe 
aber, melde bei einer Tödtung die Angehörigen des Getödteten und zwar gewöhnlich zunächſt 
bie nähern Verwandten und Erben, je nach dem Grade der Nähe oder je nach der größern oder 
geringern Einheit und Gemeinschaft des Bluts ausüben, ift die Blutrache. In der Regel wird 
Ne an dem Verbrecher jelbft ausgeubt, in der Fehde jedoch jehr natürlih oft aud an den Sei: 
nigen. Und es gibt Völker, wo die einzelnen Stämme ih fhon im allgemeinen fo jehr ald ein 
gemeinihaftlihes Ganze betrachten, daß, wie bei ven Beduinen, fajt gewöhnlich nit gegen 
den Verleger, jondern gegen einen der ausgezeichnetften feines Stammes die Blutrade von 
dem andern Stanıme ausgeübt wird. 

Mehr oder minder ausgebilvet, edler over unedler aufgefaßt und durchgeführt finden wir 
die Sitte der Privatfehde und Blutrache bei allen uncivilifirten Völkern. Wir finden fie bei 
den kaukaſiſchen, malaiiſchen, mongoliihen, amerifanifhen und äthiopiſchen Völfern, bei den 
Arabern, PBerjern und Hebräern, bei den Griehen, Nömern und Germanen, bei den Gelten 
und Slawen. ?) 

Von den eveliten Stämmen der norbamerifaniihen Indianer berichtet nach vieljährigem 
Aufentbalt unter ihnen Hunter nicht blos die Sitte ver Blutrache, jondern daß auch überhaupt 
die Streitigkeiten der einzelnen ohne Gericht abgemaht wurden. „Nur Weiber‘, jo fügen 
fie, „verwickeln ſich in Streitigfeiten mit Worten, ohne jich wieder aus denjelben herausfinden 
zu können.“ Bon unfern deutihen Vorfahren wird und befanntlid ebenfalls berichtet, daß 
fie es haften, jo wie die Nömer ihre Streitigkeiten durch eine richterliche Gewalt entſcheiden zu 
laſſen, vielmehr ich rühmten, dap fie durch Waffen dieſelben abmadten.?) Zwar erkannten die 
alten Germanen mehr und mehr für dad Grundeigenthum, weldes urjprünglid völlig gemein⸗ 
ſchaftlich, dann als Grundlage wechſelſeitiger Friedensverbürgung an die Genoſſen vertheilt 
war, und für die damit zuſammenhängenden Vermögensrechte die Entſcheidungen und die durch 
die gemeinſchaftlich gebliebenen Rechte begründeten Beſtimmungen der Volksgemeinde als gül— 


1) ©. Thibaut, Pandekten, $. 60 u. 61; Grolman, Criminalrecht, $. 139, 140, 344; Feuerbach, 
Peinliches Recht, $. 37 umd die daſelbſt eitirten Geſetze; ferner die Art. Garoline, 6, und Mothwehr. 

2) S Belege in Meiners, Gefchichte der Menſchheit, S. 188 fg. und in der Aligemeinen Encyflopädie 
unter „Blutrache“; rückſichtlich der Hebräer, der Oriechen und Römer insbejomdere in Welder, 
Letzte Gründe, S. 300, 377, 542; rüdfichtlid aller germanifchen Völfer in Grimm's Rechtealterthü— 
mern, ©. 625 fg., 647 fg. ; rüdfichtlic der Ruſſen bei Ewers, Alteſtes Recht der Ruſſen, ©. 50; rüd: 
ſichtlich der amerifanischen Bölfer bei Hunter, Denfwürbigfeiten, IH, S.1fg. _ 

3) Vellejus Paterc., 2, 118. Florus, 4, 2. Cassiodor., 9, 14. Vos armis jura defendite, Roma- 
nos sinite legum pace defendere. 
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tig an. Aber fie hatten doch noch, theils unmittelbar nach größern perſönlichen Verletzungen, 
theils wenn ber gerichtliche Schutz nicht geſichert war, das Recht der Privatfehde, welche alldanın 
der Familie gemeinſchaftlich wurde.“) Die Volksverſammlung, das Genoſſengericht, weltes 
durch den Bruch des gemeinſchaftlichen Friedens ſelbſt verletzt ward), war bereit, dem verkekien 
Frieden wiederherzuftellen und aud zu rächen. Klagte ver Verlegte und mollte der Verleger 
durd Stellung vor Gericht die Fehde vermeiden ©), jo erkannte ed auf eine Beilegung, Compe— 
jition oder Buße, melde theild ald Sühne, emendatio, Wergelt dem Berlegten und feiner Fa— 
milie bezahlt wurbe, theils als öffentliches Friedensgeld, fredum, der Genoſſenſchaft und ihren 
Vorſtehern. Verweigerte aber der Verlegte dieſe Wievergutmahung oder Beilegung des 
Kriegs, jo wurde er aud dem Frieden ausgeſchloſſen, friedlos gemacht und allen preiägegeben.”) 

Wie unentbehrlih aber nun auch in ven frühern Zuftänden der Bülfer Selbſthülfe und 
Blutrade fein mochten, fo mußte doch jelbft bei der edelſten Auffaſſung verielben ſchon ihre frie: 
gerifche Ausführung durch die leivenichaftliche, beleivigte Partei taufendfady ververblic werten. 
Sie mußten zu Verlegungen der Unjchuldigen, zu rohen und graufamen Härten, zumeilen, je 
wie noch heute bei ven Gircaffiern und manden amerikanischen Stämmen, ja zum Theil noch in 
Sardinien und Gorfica, zu ftetd neuen Erwiderungen und zu Zerftörungäfriegen, zur Aus— 
rortung ganzer Familien, Geihledter und Stämme führen, In den jinnlihen Zufländen der 
‘Beriode der Kinpheit aber wurde freilich auch Die Rache meift noch keineswegs jebr edel, fondern 
noch finnlich genug und als finnlihe Genugthuung für das verlegte ſinnliche Gefühl aufgefaft. 
Hierhin gehören zum Theil ſelbſt noch jolde Auffaffungen, wie Die der Alten: „Dem Berlepten 
iſt des Schmerzes Linderung feines Feindes Schmerz‘); oder: „Süß und angenehn ik dem 
verwundeten Herzen die heilende Nade‘' ?); oder folde, mie der Rechtöſatz der alten Frieſen 
„Mord kühlt man mit Mord.’ 19) Und eine widerwärtige Seite diejer Privatfehden, wenig: 
ſtens bei orientaliihen Völkern, 3.3. bei den Arabern, ift ed, daß die Leidenſchaft umd der Ge: 
danfe des Kriegs jede Art von Kriegslift, Verrath und Treubrud entihuldigen, ja zum Gegen: 
Raupe jelbft poetiſcher Verherrlichung machen. 

I. Die Beredelung und Milderungder Strafverhältniſſe des Raturſtan— 
des durch die theofratifhereligiöfe Einwirkung und durch die Anfänge ver— 
nunftredtlider Ordnung. 1) Die veredelte Auffaifung derfelben. Bei den 
ſich eivilifirenden Völfern vereveln und mildern ſich bald die Auffaffung ſowie die Ausübung 
der Selbfthülfe. Sie veredeln und mildern fi oft in dem Keranreifen zum Jünglingealter 
durch den theokratiſch-religiöſen und priefterlihen Einflug. Diefer Einfluß wird, flatt der 
Herrichaft des bloßen Naturtriebs, allmählich der wohlthätige Pfleger und Schüger humanerer 
Verhältniffe, bis bei Annäherung des Mannesalters die Völker immermebr zu rein geiftiger 
Auffaffung und bewußter ſelbſtändiger vernunftrechtlicher Geftaltung ihrer geiellichaftlichen Ein- 
richtungen heranreifen, 

Vorzüglich einzelne hervorragende Männer, ein Mofes, ein Homer, wiſſen durch ihre Gin: 
wirfungen die Anfhauungen, die Gefühle und Sitten ihred Volks zu veredeln, das Sinnlice 
den höhern Ideen unterzuoronen. So erhebt nad der mofaifchen Darftellung Gott ſchon in 
jeinem erften Bunde mit dem Menfhengeihlehte nad der Sündflut die Blutvache zur auf: 
drüdlichen Anerkennung und Verbürgung der Heiligkeit und Würde des Menfchenlebens und 
zur heiligen Pflicht gegen die Gottheit ſelbſt. „Denn ich will”, fo lauten Die Worte (1 Mei. 
9,5), „id will eures Leibed Blut vähen an allen Thieren und an jeglichen Menſchen, ſei— 
nem Bruder. Wer von ihnen Menjchenblut vergeußt, dei Blut joll wieder vergoflen werben: 
denn Gott hat den Menjchen nach feinem Bilde geichaflen. So hatten au nad griechiichen 
Vorftellungen die Götter die Blutrache der Angehörigen gebeiligt, und das delphiſche Orakel 
wachte über deren Bollziehung.'!) Überall tritt zugleich jegt neben vie Selbfthülfe und Blur: 
rache, ald ihr Vorbild und als ihre Ergänzung, die theofratiiche Strafe mit ihren Ideen einer 


4) Tacitus, 12, 21, Suscipere tam inimicitias quam amicitias seu patris seu propinqui ne- 
cesse est. Beweiſe in Eichhorn's Staats: und Rechtsgeichichte, $. 18, 76. ©. auch L. Rotharis 76. 

5) Tacitus, 12. 

6) Lex Saxon., 2,5. 

7) Bgl. Rogge, Das deutſche Gerichtöverfahren, ©. 1 fg. ; ©. 289. 

8) Laeso doloris remedium inimici dolor. Publ. Syr., 340. 

9) Simonides und Plutarch, Arat. 

10) Aſegabuch von Wiarda, 21. 
11) Euripibdes, Oreſt, 497 fg. 
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Berföhnung ded Volks oder der Verbrecher mit der durch das Unrecht beleivigten Gottheit. 
Diefe Berfühnung oder die Austilgung des Unrechts und der Beflefung wird jegt bewirkt ent- 
weder durch eine Rache, welche die im Sinnlichen verlorenen Menſchen erfhüttert, ihnen die 
Macht des von ihnen vergeflenen und gefränften Gottes wieder fühlbar macht, feine Ehre, die 
Achtung gegen ihn und feine Gebote wiederherftellt, oder auch ftatt der Rache durch Opfer, 
venige Bußen, Gntfündigungen und Reinigungen. 12) Auch bei den Römern wurden fogar, 
nachdem früher Numa dem Strafrehte jenen theofratifchen Charakter gegeben und verjühnende 
Opfer, Bußen und Reinigungen eingeführt hatte, jelbft noch in ven zwölf Tafeln größere Ver: 
bredyer der beſtimmten, durch ihre Verbrechen beleidigten Gottheit ald Opfer geweiht (sacer 
estod) und die Bollziebung dieſes Opfers den Berlegten und dem Volk preiögegeben.13) 
Solchergeſtalt, ja ſchon als eine mit eigener Gefahr und Aufopferung ausgeübte Pietäts- 
prlicht und durd die Jdee, die dem Ermordeten und den Seinigen widerfahrene Schmach abzu- 
waschen, erhielt nun zunächft Die Blutrache einen höhern Charakter. Nah griehiiher Vor— 
jtellung, nad) Homer, nad welchem ſchon ebenfo wie in der jpätern Soloniihen Gejeggebung 
neben ber Religion überall vie Ehre und die Achtung der Würde des freien Mannes ald Haupt: 
beweggrund edlern Handelns hervortritt 1%), ja noch nach Ariftoteled „erniedrigt die Erduldung 
ungerochenen Unrechts zum vechtlofen Sklaven. 15) „Es läßt ſich“, wie Kallikles in „Gor: 
gias“ des Blaton jagt, „Fein Edler unrecht thun; ſolches duldet nur der Sklave.“ Die von 
den Angehörigen mit eigener Gefahr vollzugene blutige Rache des Ermordeten aber thut e8 zur 
Herſtellung ſeiner Ehre allen kund, daß die erlittene Mishandlung ald Unredt anerfannt wird. 
So wie das Opfer die erzürnten Götter, fo verföhnt die Blutrache die Ermordeten. „Nicht zu 
verachten iſt“, wie noch Platon zur Nectfertigung der von ihm ſelbſt beibehaltenen Blut— 
rache jagt, „nicht zu verachten ift der alte Mythos, daß ein gewaltſam Ermorbeter, welcher 
als freier Mann lebte, dem Mörder nad) feinem Tode, wenn er ihn ruhig unter ven Seinen 
ſieht (wenn alſo die Ermordung nicht ald unrecht anerkannt wird), gewaltig zürne; daß aber, 
wenn feine Berwandten ihn nicht rächen, fein Zorn und gleichſam die Schuld auf ſie fallen.“ 16) 
Die Blutrache dagegen tilgt die Schmad des frevelhaft vergoflenen Bluts, welches „nach Rache 
ſchreit“, ja weldes nad ven Volfövorftellungen, namentlih nad arabifchen und hebraifchen, 
den Boden entweiht, worauf es floß, ſodaß kein Thau und Regen ihn mehr tränfen.17) Noch 
in der Unterwelt flagt Agamemnon und mit ihm fein großer, nun ausgefühnter Gegner Adil: 
leus über fein trauriges Schidjal, daß die Schmach jeined Mordes noch ungerochen ift.19) Leb⸗ 
bafter aber, als wir es und jegt oft vorftellen, jind in jenen Zeiten, in den Zeiten Homer's oder 
der Nibelungen, alle diefe Gefühle der Menſchen. Kann doch der erfte Held der „Ilias“ bitterlich 
weinen über die Ehrenkränkung durd Verlegung jeines Rechts 19), und eine ganze Zahl edler 
Trojaner müſſen zur Ehre des Andenkens feines Batroflos ald Rache- und Sühnopfer fallen.20) 
Sehr begreiflich begründet auf jolche Weife die Ausübung ver Pietäts- und Ehrenpflicht ver 
Blutrache ven höchſten Rubm. Gr bildet ven Hauptftoff begeifterter Gejänge bei ven Arabern. 
Aud bei den Griechen fpricht zu Telemachos Athene: 
Höreft du nicht, wie erhabener Ruhm ben edlen Dreites 
* in der Menſchen Geſchlecht, ſeitdem er den Mörder Agifthos 
odtele — — 

Dieſelben Vorſtellungen finden ſich überall auch bei den Germanen, namentlich auch in den Ni— 
belungen. Auch bei den Germanen „reinigt die Rache die ermordeten Genoſſen“ oder „das 
vergoffene Blut” und „Blut tilgt Blut, Mord den Mord”, und die Blutrache fordert von dem 
Mörder die Ermordeten zurück, vindicirt ſie oder ihre Ehre 21), weshalb fhon bei den Hebräern 


12) ©. über diefen Gharafter der theofratifchen Strafen bei den Hebräern, Perſern, Griechen und 
Römern: Welder a. a. O. ©. 284, 328, 371, 536. Diefelben Grumdzüge finden fid im indischen Ger 
ſeßzbuch des Menn. . 

13) Welder, Letzte Gründe, S. 573. Uber die theofratifche Gewalt der Priefter bei den Germanen, 
f. Tacitus, 7, 10; über theofratifche Nacheopfer bei den Galliern, Gäfar, VI, 16. 

14) 3. B. Ilias, 1, 374; 16, 53. Welder, a. a. D., ©. 379 u. 423. 

15) Aristot. Ethie., V, 5. 

16) Plato de legib., IX, p. 866. 

17) Gejenius, Gommentar zu Jeſaias, 16, 20. 

18) Odyſſee, 24, 30; 11, 456. 

19) Ilias, 1, 347; 16, 53. 

20) Ilias 18, 335; 21,23 u. 175. 

21) Stellen bei Grimm, Rechtsalterthümer, ©, 644. 
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der Bluträcher ver Zurüdforberer, Vindicant (Goel) genannt wurde 22) und audy bei den Grie- 
hen und Römern Herftellen des Rechts und Nähen (Exdrxeiv, vindicare) Ein Wort it. Auch 
hei den Germanen wie bei den Griechen werden Altern, die feine Söhne haben, bedauert, weil‘ 
ihnen die Blutrache zur Herftellung ihrer Achtung und Ehre weniger gefihert iit.23) Suden 
ja doch auch noch heute bei uns, felbft bei geringern Injurien, bei welden nicht etwa von Amts 
wegen die auch dem Berlegten genugthuende öffentliche Strafe vollzogen wird, die Beleidigten 
oft mit großer Leidenſchaft ihre Ehrenherftellung darin, daß für ihre Schmach dem Beleidiger 
wieder Schmach zu Theil werde. 

2) Milderung in der Ausübung. A) Freiſtätten. Die zuerft durch theokratiſch— 
religiöfe Anfihten, ſodann dur freiheitliches Rechts- und Chrgefühl bewirkte edlere Auf: 
faffung von Selbfthülfe und Blutradhe führte nun aud zu großen Milderungen und Beſchrän— 
fungen in ihrer Ausübung. 

Die erfte wohlthätige Milverung war die, daß der dur Selbjthülfe und Blutrade Ber: 
folgte bei dem Herde und den Hausgöttern wohlthätiger Gaftfreunde **) und im Heiligtbume 
der Volksgottheit eine Zuflucht, eine Freiſtätte oder ein Aſyl fand. Und faſt ebenjo allgemein 
als die Blutradye finden wir bei ven Völkern, felbft bei ven unciviliſirten, ſolche Freiftätten.?°) 
Die nächſte wohlthätige Wirkung der Afyle war ſchon der Schug der vielleiht ganz unſchuldi— 
gen oder wenigftend nicht böswilligen Verfolgten gegen die erjte blinde Leidenſchaft der Ber: 
‚legten. So war ed namentlid der Fall bei den ſechs Freiftätten, welche Mofes, weil das alte 
Aſyl des Nationaleigenthums nicht für alle erreihbar war, in ſechs befondern Prieiteritädten 
in den verjchiedenen Gegenden des Landes gründete. Sie hatten zugleich, ähnlich wie die hrift: 
lichen und deutſchen Ajyle, vorzüglid die an beftimmte Städte verliehenen, die Aufgabe, nad 
Befund der Sade dem Verlegten Genugthuung zu verihaffen, und zwar nad Mojes durch 
Auslieferung der abfihtlihen Mörder an die Bluträcher. Der ganz Schuldloje aber war nun 
geibügt, und der unabfichtlihe, namentlid aud der culpoje Todtſchläger mußte, um vor der 
Blutrache ficher zu werben, bis zum Tode des Hohenpriefters in der Freiftabt verweilen und eine 
Art von Berbannung ertragen, welche zugleich feine Strafe war.?6) Ahnlichen Schug gewährte 
in Griehenland und Rom die Sitte für die unabſichtlichen Todtſchläger, wenn jie im ausläandi⸗ 
ſchen Alyl ein Jahr lang verweilt hatten und von der Blutſchuld entjündigt worden waren.?”) 
Überall aber und insbejondere auch bei ven Germanen ſuchten die Priefter die ſchuldigen Ver: 
folgten durch religiöje Bußen mit Gott zu verfühnen und dann auch mildernd oder verſöhnend 
der Ausübung der menjhlihen Rache entgegenzutreten.23) Standen ja doc die um Hulfe Ale: 
henvden und Reuigen überall unter dem Schuge der Oottheit. Bei den Germanen kommt der 
Schuß der Aſyle gewöhnlich unter ven Namen befonderer „Srieden‘ vor, z. B. Hausfriede, 
Kirchenfriede, Gerichtäfriede. (S. den Art. Fauftredt.) 

B) Löjegeld. Gompofition. Duck jolde Bemühungen und durch das Vorbild der 
theofratiihen Ausföhnung der Gottheit durch reuige Bußen und Opfer, und durch die Milve- 
rung der Nationalgefühle bildet ji eine fernere große Milderung aud) der Selbſthülfe, nämlid 
die Zahlung von Privatbußen oder von Löſegeld an die zur Fehde Berechtigten. „Laſſen ſich ia 
doch“, fo jagt ein Homeriſcher Held, „ſelbſt die Götter, die doch viel erhabener an Herr: 
lichkeit find ald die Menihen, durch die reuigen Bitten, die Töchter des allmädhtigen Zeus, durch 
anmutbige Gaben und Opfer befänftigen; wie viel mehr ziemt folde Barmherzigkeit ven Men: 
ihen, wenn Reue und Abbitte beilend ver Schuld folgen”. 29) Selbſt ver Form nad erinnerte 


22) Midyaelis, Mofaifches Recht, $, 15, und Allgemeine Gncyflopädie unter „Blutrache‘. 

23) Odyſſee, 3, 196. Ilias, 9, 607; 18, 335 und Grimm in Saviguy's Zeitjchrift, I, 327. 

24) S. 3.8 Herodot, 1, 35 u. 41. Ilias, 23, 85. 

25) Beweife bei Meiners, a. a. O., ©. 189; rückſichtlich der Griechen inabefondere bei Potter, Ar: 
häol., I, 480; rüdfichtlich der Nömer, von weldyen fie Meiners irrig leugnet, bei Welder, a.a 0, 
©. 539; rückfichtlich der Araber bei Michaelis, Moſaiſches Recht, U, ©. 315; rüdfichtlich der Deutſchen 
und ber chriftlichen Volker f. Art. Aſyſ. L. Bajuv. 1, 7. 

26) 2 Mof. 21, 13. 4 Mof. 35,9. 5 Mof. 9, 13 und 19,1. Joſ. 20,1. 1 Kön. 1, 50 um 2, ® 
und Michaelis, Mofaifches Recht, $. 274. 

27) S. Note 24. Demesthen. in Aristocr. p. 736 und die Grflärer zu Pollux, 7, 10, 118. Festus 
s. voc. Februarius. Ovid. Fast. 2, 25. 

28) ©. 3. B. Gregor. Turon., VIL, 47; L. Bajuv. 1,7; Marculf Form., 11, 18. Rojewinge, Dis 
Rechtsg., $. 24. In Albanien, Bosnien und Jllyrien wird noch heutzutage die Ausübung der Biutrat: 
durch die ausföhnende Vermittelung Ver Prieiter abgewendet. Vgl. übrigens den Art. Afol. 

3 — —* 9, 496. Vgl. auch Ilias, 15,203. „Du haſt mir gebüßt, indem du dich ſchuldig bekennſt 
erod., 1, 45. 


Eompofitionen-Syitem 699 


anfangs das Löſegeld an Opfer, da es überall in Vieh beftand 30), welches bäufig den Göttern 
geopfert wurde und auch das ältefte Geld war, ſodaß das legtere im Lateiniſchen (pecunia) und 
im Altdeutſchen (Be) den Namen von dem Worte Vieh hatte.) Diefen Charakter des Löſe— 
geldes als eines zur genugthuenden Anerkennung des Unrechts und zu feiner Sühne dargebrady: 
teri Opfers ſelbſt in der Form hatte es namentlich auch, wenn in Nom nad Numa’s Geſetz der 
ceulpofe Todtfchläger im feierliher Berfammlung die Verwandten durch Darbringung eines Wid- 
ders verföhnen mußte, während der doloſe Todtfchläger in ven königlichen und in den Zwölf: 
tafelgelegen der Blutrache preisgegeben blieb.3?) Bei ven Germanen opferte man früher auch 
wol ein Kind oder auch ein Thier ganz von edelm Metall zum Löſegeld, oder man deckte die 
ganze Reiche, alſo gewiflermaßen das ganze Unrecht, mit edelm Metall, bei Beihädigungen von 
Thieren auch das ganze Thier mit edeln Früchten völlig zu. Auch ſuchte man noch ſpät durch 
die Zahlung des Löfegeldes in edlem Metall zu ehren.??) Gabe und Annahme des verföhnen: 
den Löſegeldes aber war mit einem feierlichen, gewöhnlich eidlihen Friedensſchluß begleitet. 
Dazu (oder um fie ad pacis concordiam zu revoeiren) waren befondere Formeln vorhanden. ?*) 
Und im Abſchwören ver Ur- oder Ausfehde blieb dieſe Sitte bis in fpäte Zeiten. Noch nad; ver 
Carolina müſſen die entlaffenen Verbrecher, z. B. ver beftrafte Dieb, „zur Erhaltung des ge- 
meinen Friedd ewige Urfehde thun“.260) Solche Löfegelvder, ja Gaben, Geſchenke überhaupt, 
3. B. auch Gaftgefchenfe, ehrten in frühen Zeiten wie die Götter fo die Menfchen. 36) Kurz, 
in jeder Weife waren ſolche Sühngaben, welche unter Zuſtimmung der vermittelnden Volksge— 
noffen gegeben und angenommen wurden und welche thatfählih die reuige, die demüthigende 
Erklärung des Verleger, daß feine Verlegung ein jegt auf ihn ſelbſt zurückfallendes Unrecht 
fei, befräftigten und ſelbſt enthielten, jehr wohl geeignet, die Schmach diefer Verlegung genug: 
thuend auszutilgen und den geftörten rechtlichen Briedendzuftand wiederherzuftellen, ſicherer und 
beiler jedenfalls ale der unfichere Ausgang der Fehde. Weit entfernt aljo, daß fo edeln Gefüb- 
len, wie die der Homeriichen Helden und die unferer tüchtigften deutſchen Vorfahren waren, der 
gemeine Gedanke natürlich geweſen wäre, ihr und der Ihrigen Xeben und Ehre feien ihnen als 
gemeine Waare für einen Marktpreis feil, fo hatte vielmehr die Verſöhnung durch Privatbußen 
die Götter und ihre Verehrung zum Vorbild. Freilich aud vie Blutrache und felbft ja aud 
unjere heutigen Strafen, namentlich unfere Injurienftrafen, vollends ſolche, welche, jo wie die 
ehrbaren Römer, jo auch bisjegt ftet8 die ſtolzen Briten, welche jelbft deren großer Feldherr 
Wellington in einer Geldſumme einzuflagen feinen Anftand nahmen, fonnten von einzelnen 
auf eine gemeine und niedrige Weife angejeben und erftrebt werden. So auch ſicher die Löſe— 
gelder. Aber das ift nicht ver Sinn und das Weſen des Inftituts. Die moralifche Strafe und 
Abbüßung, melde nad allgemeinen Volkögefühle mit irgendeinem großen oder geringen ſinn— 
lihen Strafübel ih verbinde, nicht aber dieſes finnliche Übel ſelbſt it das Weſentliche und 
Wirkende bei der Beftrafung. Mit allevem foll indeß nicht geleugnet werden, daß die Men- 
ihen, noch näher der Periode der Kindheit und Sinnlihfeit, daß die ebeliten Menihen des 
Homer und der Nibelungen und des Snorri Sturlufon und der legtere felbit noch ſinnlicher 
waren.und mehr an finnlihen Gütern und Gaben ſich erfreuten als die edeln Menſchen in einer 
geiftigern Zeit. 

Die Sitte des Röfegelded nun finden wir bei uncivififirten und civilifirten Nationen ebenſo 
allgemein als Blutrache und Aſyl.?) Selbſt die allgemeinſten Namen der Strafe (morvn, 
Arorva, Tunwple, vun, tlorz, poena) und der Sprachgebrauch in Beziehung auf die Strafe, 
namentlich das griechiiche und römische „Strafe fordern, zurüdfordern, nehmen‘ ftart: ftrafen, 


30) Luitur etiam homicidium certo armentorum et pecorum numero, recipitque satisfactio- 
nem universa domus. Tacitus, 21 u. 12. 

31) Grimm in Savigny’s Zeitfchrift, I, €. 325. 

32) Servius zu Birgil’s Eflog., 4, 43, in Welder, a. a. O., ©. 543. Die Beſtimmung von jedem 
dolofen Todtichläger: paricida esto, welche ihn als Mörder eines Gleichen der Talion oder der Blut: 
rache preisgab, hat nicht ben abgefehmactten Sinn, ihn für einen Batermörder zu erflären, für den ja 
gar fein Strafgefeg eriftirte. Mie bei den Römern überall Gompofitionen und Strafen als Privatge: 
nugthunngen aus der Privatrache hervorgingen, darüber f. Gellius, 11, 18 und 20, 1. 

33) Grimm, a. a. O©,, I, 329. Sachen piegel, 3, 45. 

34) L. Rotharis, 143; Marculf, II, 18: Append,., 51. Grimm, Rechtsaltertbümer, ©. 39 u. 53, 

35) Garolina, Art. 108, 147, 157, 164. 

36) Ilias, 1, 118; 9, 297 u. 600. Taeit., 21. 

37) Beweiſe bei Meiners, a. a. O. S. 190: —— der — bei Welcker, a. a. DO, ©. 540; 
rüdfichtlich der Rujien bei Ewers, a. a. ©, ©. 2 
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und das „Strafe zahlen oder geben” ftatt: geftraft werden, bezeichnet eine Verſöhnung, eine 
Wiederherftellung des rechtlichen Kriedend dur Zahlen und Aunehmen der Genugthuung, des 
Löſegeldes. Im wefentlichen venfelben Grundgedanken und wenigftens ftetd nur eine Aufhe— 
bung der bereitd vorhandenen Störung des Friedensdverhältniffes bezeichnen auch Ausorüde 
wie 3. B. büßen, Buße, d. h. wörtlich: wieder gut oder beſſer machen, und Beſſerung, oder wie 
firafen, d. 5. wörtlich: wieder gerade (oder ftraff) machen, während die noch übrigen, wie 3. ®. 
ixdıxeiv, vindicare, Exdlungıs, vindieta, eine Wiederherftellung durch Race bezeichnen. 3°) 
Bei den Deutichen bieß das Verbrechen felbft ein Hohn, eine Schmach, ein Schaden (wie noxa), 
Schuld, Unfrieve, Frevel.??) Die Strafe, das Löſegeld wird bezeichnet dur Buße, Sühne, 
composilio, satisfactio, emendalio, Gialt oder Gelt, d. h. Entgelt, Genugthuung, aud 
Widrigelt, d. h. Wiedergenugthuung, ald Genugthuung für Todtſchlag aber gewöhnlid: 
Wergelt, oder auch Leudgelt, d. h. wörtli: die Genugthuung für den Mann.) Wollte 
man die erfte Silbe in Wergelt nicht mit Grimm von Ver, vir, der Mann, fondern ven 
Wehre ableiten, jo hieße ed die verbürgte, die gewährte Genugthuung, ähnlich wie Wette, 
was eigentlich ver Bund, der Vertrag heißt, ebenfalld aber zuweilen die Brivatbuße bezeichnet, 
gewöhnlicher jedoch, ebenjo wie Fredum (d. h. Frieden) oder auch Brüde und Bann, die Be- 
nennung der öffentlihen Genugthuung ift, welche jpäter noch neben der Privatbuße für den 
Brud und die Wieverberftellung des Friedens an die Volksgemeinde oder ihren Borftand ge: 
zahlt werden mußte.*!) 

C. Die Geſammtbürgſchaft und dvergeridtlihgeormuete Kampfund Der: 
glei. Die Bamilien=, oft die Stammes: und Gemeindegenoflen waren mit von der Privat- 
fehde betroffen. Sie waren betheiligt bei dem Frieden. Sie und indbejondere die Volksge— 
meinde hatten alfo aud dad Recht, auf die oben (1, 2) beichriebene Weiſe Kampf und Vergleich 
gerichtlich zu orbnen und die Verſöhnung zu vermitteln. Und wenn Diefelbe zu Stande fam, jo 
verbürgten fie den erneuerten Brieden und die Buße, welde bei Verlegung folden Vertrags 
doppelt gezahlt werden mußte.*?) Das Vermögen der Verwandten aber, welche ja auch das 
Erbrecht gegen den Verwandten und Theil an jeiner Buße hatten, baftete für das von ihm zu 
zahlende Löfegelv.??) Im äußerften Halle aber und wenigitend alsdann, wenn für vie in dem 
Gemeindediftricte begangene Berlegung der Ihäter nicht entdeckt wurde, haftete ald Gejammt- 
bürgſchaft zuweilen felbft vie Gemeinde, ſowie jie ja auch einen Theil der Buße erhielt und ge: 
wiſſe Aurechte an die Güter der Gemeindegenoflen hatte.**) So haftete auch bei den Hebräern 
nod), nachdem Moſes bei vem Mord das Löſegeld verboten hatte, die Volksgemeinde doch wenig: 
ftend infofern für einen das Land verunreinigenden Todtihlag eines unbefannten Mörders, 
daß alle in feierlicher Verſammlung jede ihnen befannte Spur zur Entdefung anzeigen, nichts 
weiter davon zu willen befennen und ſich reinigen mußten.*5) Noch bis heute ift für den Scha— 
denerfag in den englifchen Kirchſpielen die altdeutſche Geſammtbürgſchaft bis zur Stellung des 
Thäters praftiich geblieben. Es trägt, in Ermangelung unjerer gewöhnlihen Bolizeimittel, 
dieſes weientlich zu der großen Sicherheit im Innern von England bei. Und wer mag leugnen, 
daß dur eine ähnliche weife beftimmte Geſammtbürgſchaft die Rechtsſicherheit und das leben: 
dige Rechtsgefühl der Bürger fehr vermehrt und manche prüdende geheime und öffentliche Boli- 
zeihülfe entbehrt werden fünnte? In Beziehung auf frühere Strafverhältmifle aber hatte die 
Geſammtbürgſchaft ver Volksgenoſſenſchaft ven höchſt wohlthätigen Einfluß, daß dieſelben jegt 
mehr und mehr vermitteld der Volksgeſetzgebung und der Volksgerichtsbarkeit bewacht, georr: 
net, gemildert und wenigitens die Exceſſe der Selbfthülfe und der Blutrache verhindert wurden. 


38) Ausführliche Beweife bei Welder, a. a. O., ©. 135. ©. über das räcdende.repetere in alı: 
deutichen Formeln Marculf, H, 18; Append., 51. 

39) Grimm, Rechtsaltertvümer, ©. 622. 

40) Grimm, a. a. O. ©. 622, 

41) Grimm, ©. 148. 

42) L. Rotharis, 143. Rogge, a.a.D.,&.124. 

43) Tacit., 12, 21. L. Salic., 59 u. 61. L. Saxon. 2, 6. Eichhorn, $.19. 

44) Tacit. 12. — $. 18. Rogge, S. 26. Grimm, ©. 6. 324 dem Recht der alten Rufen 
(eigentlich dem Recht der germanischen Waräger in Rußland) haftete die Gemeinde auch bei entdeckten 
Thäter für einen Theil, der; ©. 306, 314 u. 315. 

45) 4 Mof. 35, 33. 5 Mof. 21,1. Auch behielt Mofes die in rohfinnlicher Zeit natürliche Rate 
an Thieren (bei den Griechen fogar au) an leblojen Sachen) bei und gab ihr zur ſtärkern Heiligung de— 
Menfchenlebens einen theofratifchen Gharafter. Gott follte befohlen haben, audy den Ochſen zu Bingen, 
ber einen Menfchen getödtet hatte, 2 Mof. 21, 28. 
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D. Wievdervergeltung. Seitdem nun die jinnlihe Nahe und die Friegerifche Fehde 
durch den mildernden theokratiſchen Einfluß, duch Ideen der natürlichen wie der göttlichen Ge— 
rechtigfeit veredelt und durch die volksgenoſſenſchaftliche Einwirkung bewacht und gemilvert 
wurden, hörte hierdurch von ſelbſt auch die urfprüngliche Grenzenloſigkeit und Maplofigfeit ver 
Selbfthülfe und Rache auf, So verwarf bei ven Griechen, Römern und Germanen ebenjo wie 
bei den Hebräern und felbft bei ven Arabern *6) ſchon früh die Sitte die Erwiderung der Rache 
gegen eine gerechte Blutrache. Und auch jeve an fich gerechte rächende Selbfthülfe wegen zuge: 
fügter Verlegung mußte doch ebenfalld eine äuferfte Grenze, ein Maß erhalten. Sie darf nicht 
mehr bei jeder Verlegung den Verleger als rechtlos behandeln, ſondern nur die Verlegung ab- 
mehren oder aufheben. Bei einer noch dunkeln und nod vorwiegend ſinnlichen Auffafjung des 
Weſens des Vergehens umd der Strafe aber ſchien feine ſchützende Schranfe rähender Selbft- 
hülfe natürlicher als die finnlich gleiche materielle Wienervergeltung oder die Talien. So aner: 
kannt, wenn auch fpäter ald Blutrache und Löfegeld, findet ſich daher die Talion faft überall, 
namentlich bei Hebräern, Griechen, Römern und Germanen.*7) Das rohe, graufame ‚Auge 
um Auge, Zahn um Zahn‘ wire aber keineswegs, wie neuere Philofophen wähnen, als Die 
von der Gerechtigkeit geforderte nothwendige Strafe verorbnet. Es wird vielmehr von den Ge: 
fegen nur ald die von der Sitte eingeführte Milderung und äußerfte Schranfe der Friegerifchen 
Selbſthülſe und als ein Mittel der Förderung der Berfühnung durch Löjegeld nur einftweilen 
geduldet. Abnlich wie jener georpnete gerichtliche Kampf umd Vergleih vor der Genoſſenſchaft 
und in&befondere der georpnete Zweikampf, galt fie nicht ald das höchſte Recht, fondern nur ale 
einftweilige wohlthätige Beihränfung ver Selbfthülfe. So jagen z. B. die römiichen Zmölf: 
tafeln: „Wer dem andern ein Glied zerſchlägt, muß ſich mit ihm durch Buße vergleichen, mit 
ihm Frieden ſchließen, oder er ift biß zur Talion feiner Rache audgefegt.‘*?) Nie aber wurde 
feitvem, da ed nur um jenen Zwed der Öenugtbuung und Berföbnung galt, die Talion in Rom 
vollzogen. Ja die richterliche Praris und das prätoriſche Edict jegen bald an die Stelle ver 
Wiedervergeltung eine Schägungäflage, nad welcher bei Injurien und Verlegungen der Prä— 
tor in jedem einzelnen Falle die Geldbuße ermittelte, welche ihm als eine der jedesmaligen Größe 
der Schuld und der Beleidigung angemeffene Genugthuung erfhien (ſ. vorige Note). Wohl 
alfo mochte die Talion ſich ald Milverung der Rache empfeblen und auch dunfeln philoſophi— 
ſchen, religiöfen und poetifchen Ideen und Gefühlen von Gleichheit und Gerechtigkeit entiprechen 
und ald ein äußeres Symbol derfelben erfheinen! Dennoch konnte aud) Hier unter der bewußten 
Vernunftherrſchaft von dem zuerft durch vorübergebendes Bedürfniß oder dunfles Gefühl Er: 
zeugten nur fo viel bleiben, als ſich aus den Far und ſcharf erfaßten höchſten Rechtsgrundſätzen 
ableiten läßt: die Talion mußte alio als ſolche verfhmwinden. Es ergab ſich bald die ihr zu 
Grunde liegende doppelte Begrifföverwechfelung und Undurdhführbarfeit. Einestheils ift das 
MWejen des Verbrechens geiftig, der böje und böfere innere Wille, die Verachtung des Ge— 
ſetzes u. ſ. m., nicht die zufällige Größe ded äußern materiellen Schadens, der dem Civilrecht 
angehört. Und doch behandelt die Talion das Materielle ald Grundlage und Mapftab von Ver: 
breden umd Strafe. Wie joll nun wol mwiedervergolten werden? Wie z. B. bei Majeftäts- 
beleidigung, Hochverrath, Ehebruh? Oder, wenn die Talion bei gewöhnlichem böſen Willen, 
etwa bei Affect, Auge um Auge ausſchlägt, was will fie zufegen für die erhöhte Bosheit oder 
bei andern rechtlichen Schärfungsgründen, was abziehen bei den verſchiedenen Arten bloßer 
Culpa oder Verfhuldung und bei andern Milvderungsgründen? Es ift aljo die Talion als 
Strafe niemals die wirkliche Ausgleichung. Sie ift noch weniger die rechtliche Ausgleihung. 
Denn fie wiverfpridt anderntheils dem Klaren höchſten Rechtsgeſetze über alles Recht zum 
Zwang oder zur Verlegung ver fremden Freiheit. Dieſes Recht ift nur begründet erftend zur 
Abmehr erweislihen, alſo gegenwärtigen rechtswidrigen Angriffs, und zweitens zur Wieder: 
berftellung eines bereits verlegten Nechtöverhältnifjes, ſoweit jie möglich ift. Auch in der An: 
wendung auf die juriftifche Breibeit gilt nur die ewige Forderung der Gerechtigkeit: es lebe (oder 
es werde erhalten) das Recht; es fterbe (oder ed werde wieder aufgehoben) das Unrecht! Bloße 
blinde Wiedervergeltung, wovon ja aud) das ganze Civilrecht und übrige Recht nichts weiß, 


46) Michaelis, Moſaiſches Recht, $. 134, Th. 1, S. 208. 

AT) 2 Mof. 21,23. 3 Mof. 24, 19. Michaelis, $. 240. Petit, Leg. Attic., V.7,3,$.2. Grimm, 
Rechtsalterthümer, ©. 648, und in Savigny's Zeitfchrift, I, S. 326. 

48) Si membrum rupsit, ni cum eo paeit talio esto. Festus v. talio. Gellius, XX,1. Gajus, Ill, 
24, 8.7. Bleiches von den Germanen f. bei Grimm, a.a. D., von den Hebräern bei Michaelis, a. a.D. 
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MWiedernergeltung eines unwiderruflich geichehenen Böen mit neuem Böjen, z. B. Beihäpi- 
gung und Berrug gegen den, der mich beſchädigte und betrog — wie fonımt fie ind Recht? Wer 
hat jie noch jemals rechtlich zu begründen vermocht? Materiale Gleichheit ver Rechte gab man 
mit der finmlichen Auffaflung des Rechts überall auf. Die formale aber fordert nur bie gleiche 
Durchführung jenes höchſten Rechtsprincips über den Zwang zum Schug des Rechts, zur Ab: 
wehr und Wiederaufhebung jeder Nechtöverlegung von jedem. Daher verihwand denn eben- 
falls im deutſchen Recht bei einiger höhern Ausbilvung wieder die Wiedervergeltung als jolde. 
In Deutſchland aber konnte man nun nicht der ganzen richtenden Volksverſammlung, , ähnlich 
wie einem römiſchen Prätor, in jedem einzelnen Falle ſolche äſtimatoriſche Abſchätzung und ri: 
terliche Ermäßigung zumutben und überlaffen. Deshalb gaben ih die Geſetze die äußerfte 
Mühe, ftatt derielben, durch gefegliche abjolut beitimmte VBorausanfäge der Gröfe der Vermö— 
gensbußen, je nach der Größe aller denkbaren Beleivigungen, ein gerechted Verhältniß zwiſchen 
Vergehen und Strafe zu bewirken. Vom Scheitel bis zur Fußzehe erhielt nun jedes Glied und 
wiederum jede Art ver Verlegung deſſelben, ob jie zerftörend, lähmend oder blutig, im welder 
Abſicht, von wem und gegen wen fie zugefügt war, ihre beſondere gefegliche Strafbeftimmung. 
Das Streben an ſich war höchſt achtbar; aber niemals fann ohne große Misftände bei Beſtim— 
mung der Strafgröße alle richterlihe Ermäßigung ausgeſchloſſen werden. Auch fapten bieie 
altgermanifhen Beitimmungen über Bußen oder Gompofitionen aller Art begreiflichermweife 
zum Theil noch fehr die jinnlide, äußere Größe der Verlegung in dad Auge. Jedoch waren fie 
feineöwegs, wie man oft ungründlich behaupten hört, ausſchließlich hiernach beſtimmt und ver- 
miſchten noch weniger den materiellen civilrechtlich erfegbaren Schaden mit der ſtrafrechtlichen 
Beleidigung und Genugtfuung. Sie unterfcheiden vielmehr beide überall und berüdjihtigen 
bei der Strafe ihren intellectuellen Charakter oder die Größe der ſchuldvollen Beleidigung und 
Rechtskränkung, ven böfen oder böſern Willen, die verſchiedenen perſönlichen Verbältniffe. 
Sie betrafen den im bloßen Verſuch bewiejenen böfen Willen ohne alle materielle Verlegung, 
und bloße Worte, 3. B. ven Vorwurf der Feigheit enthaltende Schimpfworte, oft härter als die 
jhwerften Verlegungen und jelbit als die Köpntungen. 49) Sie erfennen immer volltändiger 
neben der genugthuenden Verſöhnung des Beleidigten und feiner Angehörigen oder der Wie 
derherftellung des Friedens mit ihnen auch die Wiederherftellung der Achtung und Heiligkeit 
des geftörten öffentlichen oder allgemein gefeglichen Friedens durch Aufhebung des gegebenen 
verführerifchen Beifpield und der beiviefenen unfriedlihen Willensftimmung des Verletzers als 
Grund und Zwed der Strafen an. 50) j 
Naturftand und Fehderecht bei ven Öermanen. Mande bezweifeln die Überein— 
ſtimmung der Germanen mit den bisher vargeftellten Grundzügen. Nun find zwar unfere aus: 
führlichern geihichtlihen Quellen und insbeſondere unjere Volksgeſetze mehr als ein halbes, 
ja zum Theil mehr ald ein ganzes Jahrtaufend jünger als die gar zu furzen Nachrichten von 
Tacitus; und fortgefährittene Cultur und ftaatlihe Entwickelung, insbeiondere aud die An: 
nahme des Ehriftenthums und die Verbindung mit der römischen Gultur hatten vieles Frühere 
verändert und in ven Hintergrund gedrängt. Sie hatten insbejondere die rohern flaatd: 
widrigen Erfcheinungen der Blutrache und des Fehderechts, welche audy jhon der humane, nidt 
rahfüchtige Charakter dieſes edlern Menichenftamms von Anfang an gemilvert hatte, noch mehr 
beihränft. Doc) treten überall die Haupterſcheinungen nod deutlich genug hervor, und zwar 
um jo mehr, je mehr die jpätern Duellen auf die frühern Zeiten deutlich zurücdweifen und 


49) Beweife bei Welder, a. a. O. ©. 585 fa. ©. au L. Salic., 20, 1. 67,2. L. Bajuv. 13, 8 

50) Welder, a. a. D., S. 585 fg. L. Bujav. 1, 13. L. Alam. 3, 4. Ausdrüdlich wird als Grum 
und Zwed der Bußen angegeben, die Störung und Herabwürdigung der Privat: und öffentlichen Ber: 
fönlichfeit, des Private und öffentlichen Friedens aufzuheben, und die Nothiwendigfeit, ihre verlegte Achtung 
Ehre und Heiligfeit, fo wie durch Beſſerung des den Frieden verlegenden rechtsfeindlihen Willens ds 
Verbrechers, fo auch bei andern wiederherzuitellen, das Argerniß und böfe Beifpiel auszutilgen (ut alii cor- 
gnoscant, quid sit timor Dei in Christianis, et honorem ecclesiis impendant. L. Alam. 3 n. &), 
oder auch „damit der Friede wieder feit werde‘. L. Bajuv. I, 6, 3 oder: ut honor Dei et reverentn 
Sanctorum et Ecclesiae Dei semper invicta sit. L. Bajuv. I. 7, 4; überhaupt bamit der Verbrechet 
neben der Reftitution der Sache felbft oder neben dem civilrechtlichen Schadenerfag fein Verbrechta 
wieder gut mache (Emendat.L. Bajuv. 1, 12). Diefelben Zwecke werben insbefondere auch angegeben, 
wenn die rächende Genugthuung bie zur Tödtung oder bei Unfreien bis zur Verſtümmelung geht, daß et 
namlich das Blut oder die Schande abwaſche (abspergat), oder damit er eflusione sanguinis com- 
ponat. L. Burgund. 2, 1. L. Ripuar. 69. 
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zurückſchließen laſſen, was vorzüglich bei den viel länger heidniſch und mit römiſcher Eultur un: . 
vermischt gebliebenen ifandinaviihen Völfern der Fall iſt. 

Ginen völligen Naturftand und ein wahres Fehderecht hatte in neuerer Zeit vorzüglich 
Rogge („Das Gerihtöwejen der Germanen‘, Halle1820) ausgeführt. Er leugnete dabei den 
alten Deutihen alled wahre Staats- und Strafreht ab und conftruirte ihren ganzen angeb- 
lihen Strafproceh als ein bloßes Privatfehderecht der fouveränen Familien, mit Brivatfriedend- 
ihlüffen und durch die.Genoffen vermittelten Vergleihen und Sühnungen. Seine geiftreiche 
Ausführung erhielt alsbald jelbft bei jo großen Meiftern der germaniſchen Rechtögeihichte wie 
Grimm und Eihhorn Beiftimmung. 

Dagegen erbuben ſich jpäter entjchiedene Gegner, jo Eropp, von Waringen, Waig und vor- 
züglich auch Wilda in feinem vortrefflihen „Strafrecht ver Germanen‘ (Halle 1842). Soviel 
it nun in diefem Gegenſtreit fiher richtig, daß die Germanen, in den Zeiten, mo wir jie durch 
urkundliche Nachrichten fennen lernen, ſchon wirkliche, wenn aud unausgebildete Staaten und 
Staatögewalten anerfannten und ihnen auch die Verbrehen und deren Behandlung größten- 
theil® unterordneten,, alſo ein wirkliches, wenn auch unausgebildetes Strafrecht hatten. Aber 
e8 ift einfeitig, wenn man, jo wie namentlih Wilda, nicht blos die allgemeine jittliche und 
natürliche Seite und Begründung der Staatdidee und des Staatd gegenüber angeblidyer bloßer 
Willkür und Zufältigkeit hervorhebt, ſondern ſelbſt die Freiheit und die Rechtsform der Frei: 
heit und ihre ftete Mitwirkung bei dem einzelnen Staat, und wenn man dabei zugleich die noch 
beſtehende Unvollkommenheit der Staatägewalten und ftaatlihen Einrichtungen vergeflen wil. 

Die unmittelbare Betrachtung der Natur und der Geſchichte der Menſchen zeigt und dieſel— 
ben einestheils als abhängig von Gemeinihaften, von ihren Normen und Gewalten, von Fa= 
milien, zuweilen von Stämmen, von Genoſſenſchaften gemeinjhaftliher Wanderer und Wohner 
und in den cultivirtern Zeiten allermeift auch ihon von wirflihen Staaten. Ungründlich aber 
wäre es, die Naturverhältniffe ver Familie und die zufälligen dev gemeinihaftlihen Auswande— 
rungen fhon Staaten zu nennen, oder deshalb, meil etwa von der Entitehung von vielen Staa= 
ten und aud vom allererften Staat die Nachrichten verloren gingen, Freiheit und Verträge bei 
der Bildung der Staaten auszuſchließen und fie als lediglich von Gott oder ver Natur gebildet 
darzuſtellen. 

Unſere Betrachtung zeigt und nämlich auch die Menſchen dieſen Vereinen gegenüber in 
allen veifern Alters- und Culturzuſtänden als ſelbſtändige oder freie Perſönlichkeiten mit eige— 
nem und freiem Wollen und Thun, mit welchem fie bald ihre beiondern Vereine erbielten und 
verrheidigten, bald auch jie aufgaben oder umgeftalteten, over, jo wie ja alle Öermanen, 
nah gemeinihaftligen Wanderungen und Kämpfen Nieverlaffungen neu gründeten. So 
eben wir gefchichtlid die Begründung neuer Staaten durch die noriwegiichen Einwanderer in 
Island und die ſächſiſchen in England, durch die Longobarden, Burgunder und Gothen, durd 
die Mormannen in Rußland, in der Neuzeit durch viele Goloniften in Nordamerifa und Auftra= 
lien, ja neuerlid auch durch die Griehen, Serben und Belgier in ihren Heimatländern. Es 
wäre nun abermals baare Willfür, wenn dieſe Völfer jogar jelbit in ihren Erklärungen, Ber: 
faſſungen und Belegen jih darauf berufen, daB fie mit ihrem vereinten Willen oder Vertrag 
handeln, ihre Staatsordnungen, Obrigfeiten und Gejege begründen wollten und begründeten, 
Freiheit und Vertrag etwa deshalb abzuleugnen, weil religiöje und jittliche oder natürliche 
Bedürfniſſe und Beweggründe, oder weil die Erinnerungen und Vorftellungen von frühern und 
andern Staatseinrihtungen jene ihre neuen Gründungen und Willensbeftimmungen und 
Entihlüffe motivirten. Iſt ja doch mit Recht jede freie, jede rechtsgültig ald frei anerkannte 
Einrichtung und menihliche Bertragsbeftimmung ähnlich motivirt. Und wo audy vielleicht ein- 
mal Freiheit fehlte — wie ja auch jeder freie Menich als Kind unfrei war — da wird man 
doch die Freiheit von dem Zeitpunfte an nicht ableugnen, wo man, wie bei allen germanifchen 
Bölfern, alle Einrichtungen der Geſellſchaft, durch Abftimmungen aller Freien in Gefeßgebung, 
Regierung und Gericht und durch Wahl der Beamten und Fürften, durch die Freiheit ver Mit: 
ſprache und der Auswanderung, von dem Beſtreben geleitet ſieht, ſoweit es bei irbifcher Unvoll- 
fommenbeit aller Dinge möglich ift, die Freiheit, die freien Orumdverträge und den Gedanken 
zu verwirflihen, daß alle freien Männer nur ihnen, nur fich jelbft und ihren mitbegründeten 
Beihlüfien gehorhen. Und wahrlih die germaniihen Männer des Tacitus und auch Die ber 
jpätern Zeit zeigen noch mehr als nöthig jenes ſtolze Gefühl folder fouveränen Männerfreiheit, 
von welcher ein fpäterer Römer jagte: majores nostri in quocunque civium summum esse 
voluerunt. 
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Doch Wilda's weitere hiſtoriſche Darftellung bleibt frei von jener feiner theoretifchen Grille 
und weift felbft in Beziehung auf die germanifhen Gefelliharts - und Strafverhältnifie alles 
von und Bebauptete ausführlich hiſtoriſch nach. So die Zurädführung aller Rechte und Regts- 
einrichtungen in den germaniſchen, und namentlich in den und in ihren Urzuftänden am meiften 
befannten norbifchen Staaten, auf ihre gemeinihaftlihen Friedensverträge und deren freie 
PBerwirklihung duch die Beſchlüſſe aller Freien. Zwar hält er die in den angelſächſiſchen Leges 
Edowardi als uralte Einrichtung bezeichnete alljährliche Erneuerung einer Geſammtbürgſchaft 
für den Frieden, welche durch einen förmlihen Waffeneid aller Freien befräftigt wurde, in ihrer 
dortigen befondern Geftaltung als particulär. Aber er fonnte doch nicht überſehen, daß ſchon 
das älteſte Salifche Gele, Pactus legis Salicae, ih ausbrüdlich einen Vertrag nennt, was aud 
der allgemeine deutſche Name des Geſetzes: Ewa (die EwaSaxonum) bezeichnet, daß ferner der 
Prolog des Salifhen Vertrags oder Geſetzes feierlich Das fränkiſche Volk „als feit geeint durch 
einen Friedensvertrag” (firma paxis foedere) rühmt, daß auch jpäter fränkiſche Annalen und 
von feierliher Erneuerung des Friedensvertrags auf ven Maifeldern, und die ſchwediſchen von 
gegenfeitiger Beſchwoͤrung des Friedens zwiſchen König und Bolf bei jeder Wahl und Thronbeftei: 
gung eined neuen Königs, insbeſondere bei feiner auch bei den Franken ftattfindenven Königs- 
reife berichten. Und noch viel vollftändiger mußte er ausführen, daß überall Namen und Ein: 
richtungen im ganzen Recht auf diefen wirklich Hiftoriihen Frieden oder Kriedendvertrag 
der Volksſtämme zurückführen. So heißt es ſtrafrechtlich: der Verbrecher joH durch feine Buße 
den Frieden herftellen (componat), ftatt er joll geftraft werben; die Strafe ſelbſt iſt die Arie: 
densherſtellung (compositio), die dem Verlegten und feiner Kamilie gezahlt wird, und das 
Friedenseinkaufsgeld (Fredum), welde ver Genoflenihaft oder ihren Borftehern bezahlt wurde. 
Die Fehde und ver Strafproceh bei Friedensbrüchen, d. b. Verbrechen, endigt mit förmlicher 
neuer Beihmwörung des Friedens. Die höchſte Strafe ift die Friedensausſchließung und dadurch 
die Nechtloserflärung. Die durch die allgemeine reelle gemeinichaftliche Friedensverbürgung 
begründeten Pflichten der Genoſſen, zur Aufrechthaltung und Wiederherſtellung des Friedens 
mitzuwirken, wirken auch als Prlichten zur Verfolgung des Friedbrechers und zur Ausihliegung 
deſſelben von jeder genoffenfhaftlihen Aufnahme und Unterjtügung. 

Kurz, jo weit wir bliden in die Rechtsquellen aller germanifchen Völker ohne Ausnahme: 
überall jene oben (Bd. 1, &. XLIfg.) an der Spige des „Staats-Lexikon“ geftellte Begrün: 
dung alled Rechts und aller Rechts- und Staatspflicht durch Freie Friedend- und Hülfsverträge, 
wie dieſes namentlich aud in dem Art. Fauftrecht ver vortrefilide G. ©. von Wächter aus: 
drücklich als das hiſtoriſch wie philoſophiſch Richtige, als den Schlüflel der germanischen Rechts— 
und Staatötheorie ausführt. Auch Wilda führt S. 218, 226 altſkandinaviſche Gelege dafür 
an, daß die Gaugenofienihaft für Verlegungen unbekannter Thäter baftete oder bürgte. Er 
muß (S. 136) nah Ausführung der Nechte und Pflichten aller Genoffen, das Land zu wahren, 
den Frieden zu bewahren, ihre Sinterfaflen und Gäfte zu vertreten hinzufügen: „In dieſem 
Sinne dürfte man mit Necht jagen, daß die germanischen Gemeinwejen auf einer Gefammt: 
bürgichaft beruhten.“ Wie jehr aber aud das wirklich Vertragsmäßige im Bewußtſein lebte, 
dafür ſpricht auch die förmliche gefegliche Möglichkeit, öffentlich aus dem Familienverein auszu— 
treten (L. Sal., 61, 63 und Wilda, ©. 39) und die fpäter verbreitete Gemohnbeit, in neue freie 
Ginigungen und Gilden aller Art für die gemeinſchaftlichen Rechtsverhältniſſe einzutreten. 

Es veranſchaulicht endlich auch Wilda's ganze Darſtellung des altgermaniſchen Strafrechts, 
daß, je weiter wir in die älteſten Zeiten hinaufblicken können, Staatsgewalt und Strafrecht noch 
unvollſtändig ausgebildet waren und vielfach einen halben Naturzuſtand, oder einen Übergang 
aus demjelben darftellen, in melde Einfeitigfeit im fpätern Bauftredht die germaniichen Völ— 
fer nochmals und zwar noch tiefer zurückſinken (ſ. Fauftrecht). Es gehört hierhin ſchon das 
ganze Syitem der Selbfihülfe, Blutrache und Privatfehde zwiſchen den dazu berechtigten um» 
verpflichteten Familien, wegen des gebrochenen Friedens ald der Aufhebung des Rechts. Freilich 
unterfchied man fpäter fleinere Berlegungen des Friedens als ſolche, die Feine andere als un: 
jere noch heutigen Selbſtſchutz- und Nothrechte zulaſſen und nur durch gefeglich beftimmte Bußen 
im engern Sinne beftraft wurden, von den größern Verlegungen des ganzen perfönlichen Frie— 
dens, ald den eigentlichen Friedensbrüchen. Auch bei diefen wurden fpäter die Selbfthülifen, 
Blutrachen und Fehden immermehr befhränft, jo namentlid auch auf Fälle, wo die Rache ım: 
mittelbar ver Verlegung nachfolgte oder wo der Friedbrecher nicht zur gerichtlichen Verhandlung 
oder zur Haftung der jetzt geſetzlich ſehr genau feſtgeſtellten Compoſitionen bereit war. Aber 
Wilda's eigene Darftellung zeigt ja, daß dieſe Beſchränkungen nur erft ſpäter rintraten, dat 
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felbft noch ſehr ſpät in Skandinavien, namentlich in Island die Beftimmung ver Kompofition 
und ihrer Größe noch Gegenftand der Privatfriedensverhandlungen zwiſchen den flreitenven 
heilen und Bamilien waren, daß die blutigen Fehden und Rachekriege oft äußerſt verderblid 
zur Austilgung ganzer Kamilien fortwütheten. Und alle von den Geſetzen zugelaffenen Rechte 
der Selbfthaft, zumal die zwiſchen ven Familien, darf man doc wirkliche, wenn auch bedingte 
und bejchränfte Fehderechte nennen, was Wilda mit Waitz beftreiten will. Und wenn z. B. die 
Lex Saxonum, II, 5 fagt, daß menn der Verleger nicht die Compoſitio leiftet, fo foll er die Febde 
ertragen (faida portet, ſ. auch L. Frision, Il, 2), fo beweift dieſes wohl, daß Faida nicht blos 
die Buße bezeichnet, wie Wilda meint (j. au unten Fauftreht). Auch hatte, wie es Nogge 
©. 2 u. 289 vortrefflid ſchildert, allerdings der ganze Strafproceß, welcher zur Wieder- 
ausjöhnung, zur Wiederherftellung des Friedens führen follte, weniger fo wie heute die Geftalt 
eined Verfahrens, um dem Richter zum Zweck öffentlicher Beitrafung die wirklihe Wahrheit zu 
beweifen, als vielmehr die eines geordneten und beichränften Privatfriegd und Vergleiche, 
welcher zwiſchen ven flreitenden Parteien und ihren Genoſſen durch Mitſchwören der legtern 
(consacramentales conjuratores), durch Duelle und Gottesurtheile vor der vermittelnden 
Bolfsgenoflenihaft, zur Wiederausföhnung durch Gompofitionen geführt wurden. Selbft das 
äußerfte Strafmittel der Friedensgenoſſenſchaft, wenn ver Verbrecher ſich nicht ausfühnte, die 
Briedloderflärung, hatte noch mehr einen Kriegs: als einen gleich ftaatlichen Charafter, gleichviel 
ob nad) älterer Strenge der aus dem Friedensverein Audgetretene, gleich einem wilden Wolf 
(Vargus) in die Wälder und Einöden fliehen mußte, von we aus die Friedlofen, die Waldgänger 
dem Friedensverein dann oft neue gefährliche Kriege madıten, over ob man den Friedloſen felbft 
zur Auswanderung zur See und zu Land durch die nörhigen Mittel behülflich war. 

Auch fonft betätigen Wilda's Ausführungen, fo namentlich die über die Norweger über: 
haupt und im allgemeinen, die obige Anjicht von der no unvollfommenen, nod einen balben 
Naturftand angehörigen Geſellſchaftseinrichtung. Wilda jagt S. 16 mit Spittler und mit 
Tacitus: „Was der Oberkönig — galt, war mehr Autorität ald Gewalt, mehr zufällig entjtan- 
dene und ungewiſſe Objervanz ald Recht unt Macht, wie fie jonft ver Königdname mit jich Führt. 
So war es aber in allen drei ffandinavifchen Reichen“, und dem fügt Wilda wörtlich noch bei, 
„daß die Macht der Heralds- oder Fylkingskönige im Verhältniß zur Genoſſenſchaft der Freien, 
an deren Spike fie fanden (ald die principes der Gaue nad Tacitus), nicht viel anders gedacht 
werden muß, ald die der Oberfönige zur größern Gemeinſchaft“. Wilda erinnert an die Worte 
Adam's von Bremen, ec. 230: „Die Schweden haben Könige von altem Geſchlecht (obwol bei 
jeder Succejjion neu angenommen, ſ. Upland’3 Gefeß, c. 1,2,53), deren Macht aber vom 
Volke abhängig iſt. Was dieſes befchließt, wird von dem Könige beftätigt. Auf der Heerfahrt 
gehorchen fie jänmmtlih dem Könige, zu Haufe erfreuen fie ih der Gleichheit.‘ Die Tödtung 
des Königs wurde überall nur mit einem höhern Wergelt gebüßt (S. 345), und noch der große, 
mächtige Knuth mußte (S. 403), als er einen feiner Wehrmänner erfhlug, deſſen Verwandte 
‚ in demüthigender Erbietung zur Buße ausjöhnen.?!) 





51) Rod weniger als in Beziehung auf die wahre Natur des übrigen altgermaniſchen Rechts läßt 
ih Wilda durch einfeitige conferwative Anſchauungen in der treuen hiſtoriſchen Darſtellung der altgers 
manifchen Standesverhältniffe beirren, und zu einem Widerrufe feiner frühern Beiftimmung zu ber 
von uns im Art. det bewiefenen Nichteriftenz eines altgermanifchen Geburtsadelftandes verleiten, 
wie man diefes irrig neuerlich öffentlich behauptet hat. Zwar füllt auch Wilda einigemal in den 
verderblichen und irre führenden alten Fehler zurüd, das Wort Adel in einem unjuriftiichen, feinen wirk— 
lichen erblichen Geburtsadelitand bezeichnenden Sinne zu gebrauchen. Aber feine ganze gründliche Durchs 
forfchyung aller germanifchen und namentlich auch aller ffandinavifchen und augelſächſiſchen Rechtes 
quellen beftitigte gerade deshalb vorzugsweiſe unfere Theorie, weil fie aufs neue die wunderbare Über: 
einflimmung der altgermanifchen Volfsrichter beweiſt, nnd weil gerade die ftrafrechtlichen, je nach allen 
vorhandenen verſchiedenen perſönlichen VBerhäliniften fo fiharf abgegrenzten Wergeltsfummen, 
welde Wilda fo gründlid) darftellt, vor allem über Eriſtenz oder Nichterijtenz eines Erbadelftandes ent 
fheiten mußten. Wilda nun beftitigt ausdrüdlich [hen im allgemeinen jene früher gegen Savigny 
(in Richter's Jahrbuch, 1837, Heft 4) ausgeführte Beiftimmung zu unferer Anfiht. Gr fagt ©. 96: 
Aaſtenartig geichiedene Volkoklaſſen, insbefondere mit fcharfer Abgrenzung, wie fie Savigny durch— 
führen wollie, ſind den Germanen zuverläffig fremd gewefen.” Gr fügt ın der Ausführung 
über die Sachſen, Friefen und Angeln hinzu: „Nichts dürfte fcywieriger fein, als in den germanischen 
Rechten überyaupt einen Geburtsadel mir beflimmten Borrechten und namentlich auch ein höheres Wer: 
gelt nachzuweiſen, obgleich fe geneigt waren, den Berzügen, welche perſönliche @iuenfchaften, Gunſt 
des Geſchicks u. ſ. w. gegeben, eine gewifie Anerfeunun; zu Theil werben zu laſſen, er) dieſe Anerken⸗ 
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Im. Die allmähliche Durchbildung zum vernunftrechtlichen Strafrecht. 
Selbſthülfe und Blutrache, Aſyl und Löſegeld, Geſammubürgſchaft und der gerichtliche Kampf 
vor der Genoſſenſchaft und Die Wiebervergeltung mußten als rohe, finnlihe Hüllen und Eym- 
bole der allmählid üch entwidelnden rechtlichen Ineen in dem Maße zurücktreten und ihre äuferr 


nung ſelbſt noch einige Zeit auf die Rachlommen zu übertragen, woher auch überall eine gewifle (jack 
ſche) Erhlichfeit ber Amter ſelbſt da ſich zeigt, wo entichieben Wahl der (rechtliche) Erwerbagrund war, 
wie z. B. bei der Lagmannſchaft in Schweden.‘ Er beweift dann nachdrücklich und im weſentlichen 
übereinflimmend mit unfern obigen Ausführungen Bp. I, S. 203 fg., bei allen einzelnen germani: 
ſchen Völtern, nach allen ihren Duellen die völlige Abweſenheit eines Mdelftandes. Er führt biefelbe 
3. ®. namentlich aus bei dem freien Gemeinweſen ber Jeländer, wo es doch „der mächtigere angejehe: 
nere Theil des normwegifchen Bolfs, vorzüglich die Dolls: und Heexfönige waren, welche bie Rieder⸗ 
laſſung gründeten, und wenigflens die Auswanderung veranlaßten und führten ꝛc. (S. 16 fg.), wo 
es aber dennoch „gar feine eigentliche durch Geburt begründete Standesverfchiedenheit gab’‘. 8) 
Anti) fagt Waig in der Schrift „Das alte Recht der Salifchen Franken“ (1846), S.103: „Das Eu: 
lifche Geſetz kennt feinen Adel; auch nicht die leiſeſte Spur deflelben findet ſich“, welches um fo bedeuten: 
ber ift, da doch von dem verfchiedenen Berwandten bes Rönigehaufes noch welche vorhanden fein mußten 

Gleiches führt Wilda (S. 343) nach den Geſetzen der Norweger aus, bei welchen er die beiden Rlafien, 
die der Höldr, Hauldr oder Adelsmann und dann der Freien, welche die Geſetze (Kalen, 
Helath m. c. 50) neben dem Freigelaffenen im Wergelt unterfcheiden, ganz Kae ben bänifchen 
beiden Klaffen (die der Fraelsboren oder Odalsbuuden, d. h. wörtlich die freien Erbgutsbefiger 
und die der &andbo und Bryde, d. h. der freien Landſaſſen, Colonen und Berwalter. &. 52 und 
343 und Rofenvinge, $. 52). Er hebt dabei noch hervor, daß die normwegifchen Geſetze dem Sohne 
nirgends das höhere Wergelt des Daters geben, wenn er nicht befien Berzug, 3. B. als Opbalsmann, 
als Jarl wirflich erwirbt. Auch hätten die Gefege der Islänber, Dänen und Schweden bei deu Ber: 
geltsbetimmungen in ihrer höchiten Klaffe, in derjenigen der Freigeborenen, die Gutsbeſitzer und 
die Güterlofen noch nicht unterfchieden, fo wie es die Norweger und nach unferer Ausführung ber Regel 
nad) die deutjchen Volfsgefege thaten. Es ift allerdings möglich, daß gerade dieſe wir erh 
fpater und dann in der Wergeltsbeftimmung hervortrat, wenn die Zahl der güterlofen binterjäffigen 
Freien fi) mehrte. Gin Unterfchied des Anſehens aber zwiſchen den in ber Bolfsgemeinde ftimmenden 
Samilienvätern, welche an der Landvertheilung (ſelbſt wenn dieſe auch noch von Zeit ju Zeit erneuert 
worden wäre) zunächit theilnahmen, und zwifchen den befiglofen oder hinterfäffigen Schüglingen war 
jedenfalls ſtets unvermeidlich. Soldyer juriftifche Vorzug mußte fpäter ebenfo natürlidy bei dem Wergelt 
fich geltend machen, als es widerfinnig ift, dieſes letztere fcharfbejtimmte jurififche Recht mit dem un: 
jurififchen unbeftimmten Vorzug — Borfahren u. ſ. w. verfnüpfen zu wollen. 

Auch von deu Germanen des vierten ſtandinaviſchen Staats, von ben Gothen der Iniel Bothlan, 
bemerft Wilda (&. 46) mit Schildner (in defien Herausgabe des „Gutalagh““, ©. XXXIX), dap audı 
fie von feinem @rbadel etwas wußten, und ſchließt feine lange Ausführung über die Sfandinaven, ©. 407, 
mit den Worten: ‚Die nordifchen Rechte kennen (unbefchader befonderer Bußen für Schüglinge des 
Königs) Fein höheres Wergelt ale das bes freien Maunes, welches fich wol abwärts für die uwsoll- 
Fommenen Freien und die Fremden vermindert, aber wicht aufwärts vermehrt.‘ 

So wie nun auch Wilda’s Unterfuchungen über die Angelfachien, S.408, und Longobarden, S. 424, 
bie Franfen und die Bölfer des fränfifchen Reichs, ©. 416 fg., unfere Ausführungen beftätigen, jo cr 
geben ſich diefelben Refultate auch bei den Sachfen, Angeln und Frieſen (S.430fg.), welche Volteftamm: 
die freien landbefigenden Vollbürger, die die fränfifchen Gelege als die Bollfreien oder liberi, qui pro- 
prium green ra unter der fachlich völlig gleichbedeutenden obenerwähnten ſtandinaviſches 
Bezeichnung als die Erbgutbefigenden oder Adelingen, oder mit der ebenfalls fachlich gleichen late iniſches 
ale die Angefehenen, nobiles, den Güterlofen, den Geringen gegenüberftellten. Wilda hebt nod aus: 
drücklich unfere Argumente gegen einen fächfifchen und friefifchen und anglifchen Erbadel hervor, dat 
nämlid) den Sachſen felbit noch zur Zeit des Sachfenipiegeld ein höheres Wergelt als Das des Areien 
abjolut unbefannt war, und daß Karl der Große in der Bleichftellung der Sachfen mit ven Franken hi 
ſachſiſchen nobiles der abjolut unadelichen Klaſſe der freien (landbeflgenden) Franken gleichftelle. & 
beweiſt ihm auch das gegen alle Annahme eines Erbadels, daß bei allen verbündeten Bolteftämme 
welche untereinander den Angehörigen ihr heimifches Wergelt gewähren, die Geſetze feine Unterfcheitum 
von Adelichen kennen. S. 485 fg. Er erinnert ferner ebenſo wie wir daran, daß man ja auch in Das 
marf wie in Schweden und Morwegen die gemeinen freien Gntäbefiger nady dem Gute (oder dem Mi) 
re daß auch die fpätern Frieſen wie die Angellachfen nur höheres Wergelt für freie San) 
befiger fannten, daß diefen die andern Freien auch bei den Memannen und Burgunden als minores nat 
ſtanden, und daf man jene freien Landbefigeuden (fimmberechtigten) Vollbürger im Grgenfag gegen de 
(Hinterfäffigen) Befiglofen mit Recht als die Angefehenen, ja als Abeliche bezeichnen tonnte, ohne an eimm 
Erbadel zu denfen, „da das deutiche Adelinge he ſolchen bezeichnete‘. Nur fagt er einfeitig (imdı= 
er hier wiederum unfern hochwichtigen politifchen Unterfchied der freien Landbeſitzer von den befüplein 
oder hinterfäffigen ebenfo überfieht wie die wörtliche und ffandinavifche Bedeutung von Odalsman ı® 
Adeling): Aveling habe einen völlig unbekimmten unjurififchen Vorzug bezeichnet. Alsdann hätte # 
ja auch bie fcharf abgegrenzte Wergeltsfumme nicht daran fnüpfen fnnen. Auch überfieht er fa 
bie wichtige Unterfüßung feiner eigenen oben auch von den Sachſen behaupteten Unfidyt , daß bie zweit 
Wergeltsflaffe der Lex Saxonum frhon nach dem Namen Rusda und nach dem Titel 17 ganz fo ie Ir 
banifche Landbo und Bryde nur einen freien Hinterfaffen bezeichnet, ſodaß der nobilis auch ſchon ans dx⸗ 
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Geftalt veränhern, alt Die zum Bewußtfein erwachte rechtliche Wernunft der Strafe ald Rechta⸗ 
inſtitut nur durch Fler erfannte, vernünftige Rechtsgründe und je nad benfelben Gültigkeit 
zugeſtehen konnte. 
Daoch war es auch in Beziehung auf bad durch bie natürlichen Gefühle umd Sitten ent- 
midelte Syſtem firafrechtlicher Genugthuung die Aufgabe einer fpäter entſtandenen Staats: 
geſetz gebung, zunãchſt die beſſern Grundideen dieſes natürlichen Syſtems hervorzubilden und zu 
unterfügen und ſeine Mängel zu beſeitigen, nicht aber alles Alte gewaltſam zu vernichten. 
Dazuı war eineötheils ihre ſelbſt erſt allmählich reifende Gewalt früher noch viel zu ſchwach, die 
Anhänglichkeit des Volks aber an uralte nationale und zum Theil religiös geheiligte Sitten viel 
zu guoß. Moſes z. DB. konnte das alte Blutracheſyſtem nicht aufheben. Aber er vereinigte weiſe 
die Öffentliche Vorſorge für die Heitigfeit des Menfchenlebens und zugleih menſchliche Milde 
mit vemfelben, indem er das bei andern Berlegungen und einigen culpofen Tödtungen erlaubte 
Löfogeld (ſ. 2 Mof. 21, 30) bei dem Mord verbot und ſogar in Ermangelung eines Bluträchers 
der Obrigkeit die Beitrafung anbefahl, indem er former durch feine weife eingerichteten Frei- 
Rädte für den nicht doloſen Todtſchläger Schug und mäßige Strafe begründete (Mote 26). 
Weniger glüdte jolche Bereinigung dem Mohammed, welcher im Koran (2, 173 und 17, 35) ſich 
begmügte, blos wörtlich ganz allgemein die Annahme des Löfegelves ald gottgefällige Baruı- 
berzigfeit anzupreifen und graufame Todedarten zu verbieten, welde bloßen Worte-aber, 3. B. 
bei den Arabern, faſt in feiner Dinficht bedeutend wirften. In Athen hatten bis in bie jpätere 
Zeit bei Toptihlägen nur die Verwandten und die Mitglieder der Zunft nad beſtimmten Bra: 
den Recht und Pflicht gerichtlicher Verfolgung. Der Todtſchläger durfte, wenn er nicht ab- 
ũchtlicher Mörder war, jich mit ihnen durch ein Löfegeld verföhnen. Wenn er aber zuerft entfloh 
und dann zurüdfam, ohne ſich mit ihnen zu verföhnen, ſo durften jle ihn tödten. Lind fo lieb 
wor den hochgebildeten Athenern dieſer Neft des alten Blutrache- und Compoſitionenſyſtems, 
daß dem, welcher auf Abſchaffung deſſelben antragen würde, durch ein Gejeg Ehrloſigkeit für ihn 


Grunde nidyts anderes bedeuten fann als den fächfifchen freien Bollbürger, weil io jonft das Geſetz gar 
fein —* für ihn, für dieſen Zuſtand enthielte. Mirgendwo aber wäre es in der That nad) unferer 
frühern Ausführung unmöglicher, als bei Friefen, Sachſen und Angeln einen alten Erbadel mit ihren 
frühern umd fpätern Befegen und Geſchichten nur irgendwie zu vereinigen. Alle friefifchen Länder bewahr: 
ten befanntlich bis in fpäte feudalariftofratifche Zeiten der andern Bottstämme ihre demofratifche Gleich: 
beit ohne Erbadel. Ahulich die Sachfen und Angeln. Die Sachſen in Giebenbürgen preifen daher im 
ber Einleitung ihres Rechtsbuchs mit Stolz ben Boltsadel ihres Stammes, ber von einem Adelſtand nie 
etwas gewußt habe. Und bei den Sachen und Angeln in England fonnte es alles äußerfie Unweſen 
fenbalififcher Groberungsgewalt und das Beifpiel aller europäitchen Feudalſtaaten nicht dahin bringen, 
daß fich die unferm niedern Erbadel entfprechende Klaſſe der Grundbeſitzer mit ihren Familien zu einem 
faftenmäßigen Geburtsadelitand gegenüber den übrigen freien Landbefigern und Staatsbürgern ausge: 
bildet hätten; ja nicht einmal dahin, daß die erblich gewordenen feubatififghen Kronräthe, die Pairs, die 
Theilnahme am gemeinen gleichen Bolfsrecht aufgaben und durch Misheirathstheorie und Vererbung 
des Adels und Pairieguts auf alle Nachgeborenen einen faftenmäßigen privilegirten Geſchlechtsadel be: 
grünbeten. 

Aus feiner gründlichen Durchforfchung vorzugsweife der urälteften geſchichtlichen Zuftände ber Ger⸗ 
manen entnimmt übrigens Wilda die wiederholte Bemerfung: daß, je weiter zurück hier unſere Blicke 
dringen, um fo weniger irgendeine Spur oder ein Pla ſich finden will für einen erblichen Geſchlechts⸗ 
abel. Sodaß auch das lepte verzweifelte Mittel, wodurch die Vertheidiger des Erbadels denſelben reiten 
wollten, die Dichtung, er fei bis zur Zeit unferer älteften Bolfsgefege völlig fpurlos zu Grunde gegan- 
gen, völlig jedes Anhalt entbehrt. Die Arier, auf welche neulicy das „, Staats: Wörterbuch ‘‘ den Erb: 
adel zurüdjühren wollte, hatten zur Zeit der Trennung ber weftlichen Stämme von den Indern nicht 
einmal in ihrer Sprache eine Idee von einem folhen, von faftenmäßigem Stande, oder auch nur von 
einem andern Priefterthbume als dem des Hausvaters. (S. Mommfen, Römifche Geſchichte, I, 17.) 
Es muß demnady auch dieie Poeſie zu Gunften des Erbadels, ſowie — durch Wilda’s Verdienſt — die 
der Edda entlchute vor dem Lichte geſchichtlicher Forſchung verſchwinden. 

Es bleiben alfe ungefhwächt die drei in ihrem Zufammenhange doppelt werthvollen Grundzüge unfe: 
rer vaterländifchen Geſchichte: 

Unfere Vorjahren ließen die gleiche Würde ihres Volfsavels für alle feine freien Söhne nicht trüben 
durch faftenmäßige Adelsprivilegien, 

Durch Verknüpfung alles politifchen Stimmrechte mit entfprechendem Beflsthum, ſowie durch Zus 
geftänbnig eines auf ihrem freien Vertrauen beruhenden Ginfluffes der Befählgtern und ber tüchti 
Söhne verdienter Bäter vereinten fie mit der Bolfsfreiheit und dem Königthum ein —— ariſto⸗ 
fratiſches Element und vermieden die gleich verderbliche Pobelherrſchaft und Junkerherrſchaft. 

Durch die moralifche Autorität endlich eines frei gewollten Erblönigs gaben fie ihrem politifchen 
Bay den Schlußſtein zur Vereinigung der Einheit mit der Freiheit. 4 
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und feine Familie angedroht war.®?) In Deutſchland erhielten ſich Blutrache und Löirgefr 
durchs ganze Mittelalter hindurch, in einigen Gegenden, namentlich frieſiſchen, bis in das 
16. Jahrhundert. Der Sachſenſpiegel (II, 45) enthält noch die alten Wergeltöbeftinnen- 
gen. Die ſächſiſche Regierung proteftirte vorzüglich deswegen gegen die Carolina, weil fie ten 
Beflimmungen über die „Gewehr, Wergelt und Buß’ enthielte, und in Sachſen blieb nehm 
der Öffentlichen Strafe das Wergelt bis in die neuere Zeit.53) Noch Kaifer Joſeph II. beichren 
in der Joyouse entree von Brabant-Limburg den Art.20, welder lautet: „Se. Majeftät win 
keinen Mörder, jofern er nicht vorher den Berwandten des Erinorbeten Genüge gethan, begna: 
digen.” Aud in Rom blieben die Körperverlegungen und auch die Todtihläge aus Culpa um 
im Affect, bis zu Sylla höchſt wahrſcheinlich felbft die gewöhnlichen voloien, Brivatvergeben‘t), 
aljo ihre Strafe Privatgenugthuung. Ja in Griehenland, Nom und Deutſchland und zum 
Theil no in unſerm Deutfchen gemeinen Recht blieben ſtets eine Neihe von Vergeben, nah Rö— 
miſchem Recht Injurie, Beihädigung, Raub und Diebftahl, ferner unerlaubte Selbſthülfe, viele 
Betrügereien und Treubrüche, Privatedicte, ihre Verfolgung wie auch die des Ehebruchs Sach⸗ 
der Brivatwillfür des Berlegten, ihre Strafe Löſegeld oder Privatgelobuße. Ja unfer Deutſchet 
wie vasNömifche Recht geftatten ſelbſt jegt noch blutige Privatrache durch eigenmächtige Tödtung 
der Verbrecher, nämlich bei ven Ehebrud dem Water und Gatten einer Ehebrecherin.“*) Bol: 
lends aber erkennen fie beide überall auch bei öffentlihen Strafen ebenjo noch die Rechte ber 
Berlegten auf Genugthuung durd die Öffentlihen Strafen an, wie durd jene Privatftrafen, ja 
durch die nachtheiligen ciwilvechtlihen Folgen manchen Unrechts zugleich die öffentliche Grnug: 
thuung mit bezweckt wurbe.°%) Das nothiwendige Streben ver Gejeßgebung aber, überall auf 
möglicht das Öffentliche Intereffe durchzuführen und mit der Privatgenugthuung zu verbinden, 
war indeß aud ſchon in dem altgermanijchen Recht mehr und mehr hervorgetreten. Hierzu ge: 
hörte die ſpätere beſondere Buße für den Öffentlichen Frieden neben der Privatbuße Bei nit 
abjihtlihen Verlegungen dagegen wurde fpäter zwar nicht eine Privatbufe, wol aber die 
Selbithülfe oder Fehde ganz ausgeſchloſſen.““) Zuerft die Kirche, gegen Ende ver karolingiſchen 
Periode auch die Staatögejege begründeten für die ſchändlichſten Verbrechen, namentlid 
Meuchelmord, Raub und Brand, ſchon Öffentliche peinliche Strafen, die Staatägefege eine Ge— 
nugthuung durch Todesitrafe (eine compositio sanguinis efusione).d8) Auch juchte Karl ver 
Große die wirflie Ausübung der Blutrache zu vermindern, inden er befahl, daß diejenigen, 
welche vor Gericht das Geben oder die Annahme des Löſegeldes verweigerten, vor ihn jelbft ge: 
bracht würden, um fie bei fernerer Weigerung nötbigenfalls dahin zu bringen, wo jie nicht mehr 
gefahrorohend wären.?®) 

Auf der andern Seite brauchte auch darum das alte natürlihe Syſtem ſtrafrechtlichet Ge: 
nugthuung nicht gänzlich umgeftürzt zu werden, weil ja auch ihm die Grundgedanken des ver- 
nunftrechtlich entwidelten Strafrechts, wenn aud nur im Keime und in verhüllter Oejtalt, zu 
Grunde lagen. Überall nämlich erfheint nach vem Bisherigen die Strafe jo, wie fie ver Sprad;: 
gebrauch der Griechen, Römer und Deutſchen (ſ. Note 39) bezeichnet, wie fle auch noch das fpö: 
teſte griechifche und römiſche Recht richtig definirten 60) und wie es die Idee ver Gerechtigkeit 
fordert, ald Sühne oder Verſöhnung, Genugthuung oder Wiederheritellung des verlegten Frie— 
dens oder Rechts, oder ald Wiederaudtilgung des Unfriedens oder Unrechts oder der bereits eor- 
bandenen, durch ven Verbrecher jelbft begründeten Schuld (der intellertuellen, eriminalrechtlichen 





52) Welder, a. a. D., ©. 423. 

53) Kreß, Commentar zur Garolina, praef. $. 21. Bgl. auch Mittermaier, Strafverfahren, L 
©. 110, 

54) Schweppe, Rechtsgefchichte, $. 325, 608. Welder, a. a. D., ©. 542, 

55) Feuerbach, Griminalredht, 8. 383. In Athen war diefe Privatrache noch zu des Demoſthenes 
Zeit noch ausgebehnter (adv. Aristocr.). Das Nömifche Recht befchränfte fie jebr allmählich. fo z. 8. 
L. 23 und 24 ad leg. Jul. de adulter. So mußte zulcpt 4. B. der Vater, um nicht bios falte per: 
föntiche Nache an dem Ehebrecher zu nchmen, feine Tochter mit tödten (propr uno ictu), ſodaß ea ſch 
fchon nähert der Entſchuldigung durch gerechten Affeet. Dennoch ift es offenbar nicht blos dief, Entſchut⸗ 
digung mit ihren befondern Bedingungen, fondern zum Theil noch das alte Recht der Privatrache. 

56) Welder, ©. 581. Byl. z. B. auch $. 8 de obligat. quae ex delicto, 

57) L. Sax. 12,5. 

58) L. Burg. 2. 1. Cap. Carol. Calv. pro Hisp. 3. 

59) Cap. 779, 22. II, 805, 7. 1, 819, 13; 829, 8. 

60) Horw Earıev Ausprriparog dxdixmore. Henr. Stephan. T. III, p. 446. Pocna est noxae 
vindicta. L. 31 de verb, sigoif. 
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Störung oder Schädigung de friedlichen Rechtszuſtandes noch neben dem blos materiellen over 
civilrechtlichen Schaden) $!). Diefe Sühne oder Austilgung nun wurde gefucht bei noch über: 
wiegend jinnlihem Zujtand der Menfchen in Austilgung des finnliben Schmerzes und Zornes 
der Berlegten durch den Genuß finnliher Ruche und finnliher Ausföhnung der beleivigten Pri— 
vaten; in dem überwiegend theofratiihen Zuftand durch Verſöhnung ver beleidigten Gottheit; 
unter Herrihaft vernunftrechtlicher Anfichten endlich durch Verfühnung des Rechtsvereins oder 
durch rechtliche Wiederherftellung des durch den Verbrecher geftörten rechtlichen Friedenzuftandes. 
Dieje gerechte Wiederherſtellung aber fonnte nun entweder zunächſt für den Verletzten und 
nur mehr mittelbar für die öffentliche Rechtsgenoſſenſchaft erftrebt werden, fo wie früher unter 
Vorherrſchaft eines halben Naturzuftandes — oder zunächſt für vie allgemeine Rechtsgenoſſen— 
haft und mehr nur mittelbar für den Verlegten, jo wie heutzutage unter Vorherrſchaft ver 
Staatsidee. Ahnlich wirkte natürlich diefe gerechte oder Wiederherftellungsftrafe, fo wie ja ſelbſt 
die civilrechtliche Aufhebung des Unrechts, ſchon an ſich, mittelbar auch für die Zufunft ſichernd 
(abſchreckend und prävenirend). Ihre gefegliche Vorausverkündigung fihert jogar auch un= 
mittelbar. Nur kann die Androhung eine Strafe nie gerecht machen wollen, die nicht an ſich ſchon 
gerecht ift. 
Nach dem angegebenen natürlichen und Hiftorifhen, auch in unjerm gemeinen Recht (j. ven 
Art. Earolina) herrihenden Grundgedanken des Strafrechts beſteht aljo auch hiſtoriſch das 
richtige höchſte Strafrechtöprineip nur in dem allgemeinen Recht oder darin, daß man gar fein 
befonderes, von dem ganz allgemeinen Rechtsgeſetz verſchiedenes, ihm fremdartiged Strafprincip 
zu erfinden jucht, weder die philojophifchen und religiöjen der Reaction und Talion u. ſ. w., 
noch auch die politiichen und despotiſchen ver Sicherung, der Prävention und Abjchredung, welche 
leßtere vorübergehend in der Furchtherrſchaft und in dem allgemeinen despotifchen Sicherungs— 
friege unter den tgrannifchen römiichen Kaifern und im Fauſtrecht des Mittelalters ſchaudervolle, 
criminalrechtliche Greuel erzeugten und auch in der neueflen Zeit verderblic wirkten. Sie 
fämmtlidy entziehen das Strafredht dem Rechtsorganismus, der Herrichaft ver Rechtsidee und 
jened obigen höchſten Grundſatzes der Gerechtigkeit und alled rechtlichen Zwanges (ſ. II, 2, D und 
Beflerungsitrafe). MWelder. 
Eompromiß, |. Schiebögeriät. 
Conat, ſ. Verſuch. 
Eoneeffion, polizeiliche und politiſche. Die dem Menſchen natürlich zuſtehenden Rechte, 
womit er ausgerüſtet iſt ſchon vor allem Staatsverband und zu deren Schutz und Gewährlei— 
ſtung er eigens in den Staat tritt, ebenſo die aus dem bürgerlichen Geſellſchaftsvertrag oder 
Verhältniß natürlich fließenden Rechte darf nach dem Ausſpruch der Vernunft jeder Vollbürtige 
ausüben nad) ſelbſteigenem Gefallen ohne irgendjemandes Erlaubniß oder Bewilligung. Nur 
wenn ſolche Ausübung oder überhaupt eine dem eigenen Willen entfließende Handlung zugleich 
in das Rechtsgebiet eines andern eingreift, jo darf jie, wenn dieſer widerſpricht, nicht unter— 
nommen werben; und es iſt, mwofern jie ohne Redtöverlegung geicheben ſoll, die Gemäß: 
rung oder Einwilligung des Betheiligten von nöthen. So darf — abgejehen von der aus ver: 
ſchiedenen Titeln bier und dort vorhandenen perfünlihen Abhängigkeit eined vom andern, als 
von der den Willen des Kindes beihränfenden väterlihen oder vormundſchaftlichen Gewalt und 
von der Autorität ded Herrn über den Knecht — ein jeder zu ihm beliebiger Zeit ſchlafen ober 
wadhen, geben, ruhen oder arbeiten, effen und trinken, alle jeine natürlichen oder erworbenen, 
phyſiſſchen, intellectuellen und moralifhen Kräfte fo wie alle feine Habe gebrauden zur Selbſt⸗ 
vervollkommnung, zum Genuß, zur nügliden Production und deren Verwerthung, überhaupt 
zur Erhöhung ſeines Wohlftandes und jeined Glückes. Auch darf er allen, die ihn anhören 
wollen, feine Gedanken und Gefühle mittheilen, ihnen Belehrung, Erbauung, Troft, Hülfe, 
Erheiterung anbieten und fpenden und jolche hinwieder von ihnen empfangen, alles ohne ir— 
gendjemandes Erlaubniß, Vergünſtigung over Gonceffion. Wohl aber hat er dieſe nöthig, 
wenn er 3.3. auf eines andern Grund ſich eine Hütte bauen, durch eines andern Feld eine 
Duelle herleiten oder einen Weg bahnen, in einem fremden Walde feinen Holzbedarf füllen, 
überhaupt etwas ihm nicht Zuſtehendes, d. h. dem Recht eines andern Eintrag Thuendes, unter: 
nehmen oder von dem andern ein Recht erft erwerben will. 
Dieſes Freiheitsrecht ijt nach dem Ausſpruch der Vernunft au gegenüber der Staatsge— 
malt gültig, d. h. es erleidet durd die Eingehung des Staatövertragd feine andere Beſchrän— 





61) L. Bajuv. 13, 8. 
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kung, als melde ver Staatsgweck nothwendig oder räthlich macht, und jede größere Beigrän- 
fung, welder man ed unterwerfen wollte, iſt deshalb ungerecht und verwerflih. Aber anders 
fautet vie abfolutiftifge Theorie von der Staatägemwalt, und es huldigt derfelben auch ein 
weit verbreitete Praxis. Nach jener Theorie namlich iſt mit nichten alles von felbft erlaufe, 
mithin feiner befondern Goncefjion bevürftig, waß nicht gefeglih — und zwar zum Frommen 
des Staatszwecks — verboten ift; fondern es kann nad Belieben der Machthaber jede Hans: 
lung oder Unterlaflung verboten oder das Recht dazu an willkürlich feftzufegende Bedingungen, 
namentlich an die dafür zu erwirkende ausdrückliche Erlaubniß oder Conceſſion gefnüpft werden. 
Bon ſolchem willkürlich aufgefteltten Met wird dann meift auch ein willfürlicher Gebrauch 
gemacht, und zwar im ver Regel mehr in blos finanziellem Intereffe ald aus haltbaren polizei: 
lichen oder nationalöfonomifchen oder überhaupt politifhen Gründen. Die Gonceifion mus 
in der Regel nachgefucht werden und wird verliehen der Tare willen, die dafür zu entrichten iſt 
nicht aber zum Zweck ver Verhütung eines Öffentlichen Nachtheils oder der Beförderung des ge: 
meinen Wohle; ja es fteht gar oft die Verleihung der Eonceffion nicht einmal der eigentlichen 
Staatögewalt, die dabei vermöge Öffentlihen Rechts handle, jondern auch Grundherren um 
GEorporationen, und zwar auf Art eined nach feinem pecuniären Ertrag zu fhägenden Privat: 
recht? zu. Das vernünftige Staatdreht und die gefunde Politik verwerfen gleichmäßig folde 
Übungen und Misbräuche, ohne jedoch deshalb ven Stab zu brechen über alle Conceſſionen 
überhaupt. Es gibt nämlich allerdings Verhältniſſe, Gegenſtände und Fälle, welche ihre 
Forderung redhtfertigen oder nöthig machen. Ginige Beifpiele mögen unjere Anſicht son der 
Zuläffigfeit oder Unzuläffigkeit ver in Bezug auf Gonceffiondeinholung und Ertheilung beſte⸗ 
henden Übungen verbeutlichen. 

Die Gewerböconceffion ift die einem Staatdangehörigen ertheilte Erlaubniß oder verlichene 
Befugniß zur Betreibung irgendeines Gewerbes oder Induſtriezweigs. Da naturgemäß ein 
jever berechtigt ift, durch ſelbſtgewählte ehrliche Arbeit ih und die Seinigen zu ernähren, ſo 
fann an und für fih und in der Regel von einer Pfliht, dafür erft eine vorläufige Erlaubnis 
nachzuſuchen, feine Rebe fein. Gleichwol gibt e8 Verhältniſſe und Rückſichten, weläge bier 
oder dort die Kenntnißnahme und Vorſicht von feiten der Staatögewalt in Anjprud nehmen, 
daher die Beſchränkung des im allgemeinen allerdings anzuerfennenden Rechts durch gewiſſe, 
für deffen Ausübung in beftimmten Bällen oder Sphären gejegte Bedingungen, aljo nament: 
lich auch durch die Vorſchrift ver nah Umftänden vorerft nachzuſuchenden Staatserlaubniß recht⸗ 
fertigen mögen. &8 kann fürd erfte nöthig oder rärhlich ſcheinen, zur Sicherung des Publikums 
gegen Täufhung oder Beſchädigung durch unfähige Arbeiter — zumal in ſolchen Gegenftänden, 
zu deren zuverläjjiger Beurtheilung und Schägung die Abnehmer in der Regel nur wenig ge: 
eignet jind — zur Bedingung der felbftändigen und freien Ausübung das Zurüdlegen gewiſſer 
Lehrjahre und das Erftehen einer Prüfung oder das Verfertigen eines fogenannten Meifterftüdt 
zu fegen, folglich nur jenen, weldye dieſe Bedingungen erfüllt haben, die Erlaubniß zum Ge— 
werböbetrieb zu ertheilen, d. h. aljo allen, die es nicht gethan haben, venfelben zu unterjagen. 
Ebenfo fann es bei gemiffen Arten von Gewerben (3. B. bei Apotheken, Wirthſchaften, viel: 
leicht auch Mühlen, Bäckereien, Bleifhbänfen u. f. w.) zur Erleichterung der nöthigen Auf: 
fiht und zur Gemährleiftung der Güte ver Waaren nützlich oder nothwendig fein (oder wenig: 
ſtens von der Staatögewalt aufrihtig, ob auch irrig, dafür geachtet werben), ihre Zahl nad 
dem jeweiligen Orts⸗ und Zeitbevürfnig zu befhränfen, daher ihren Betrieb entweder zu einer 
Perſonal- oder zu einer Mealgerechtigkeit zu erheben, oder überhaupt eine Vermehrung der 
wirklich beftehenden Zahl ohne befonvere Conceſſion nicht zuzulaffen. Daſſelbe mag flattfinden 
bei Gründung von Fabriken oder größern Handeldunternehmungen, welde möglicherweiſe au' 
die allgemeinen oder befondern Ernährungsquellen oder auf andere Lebensverhältniſſe der Be— 
zirt3= oder Landesbewohner von flörendem Einfluß fein fönnten, zumal aber bei ſolchen, meldt 
zu ihren Gedeihen einer bejondern Staatdunterftügung, als Steuerbefreiungen, Monor 
lien, Propolien u. ſ. w., bebürfen, u. ſ. w. In allen viefen Fällen aber handelt es fich gleit 
wol nicht von einer eigentliden Geftattung, fondern entweder blos von dem auf Die anzuen 
nende Unterfuhung’ zu gründenden Erkennen und Anerkennen ver Unſchädlichkeit und Unge 
fährlichfeit ded von irgendjemand unternommenen Gewerbsbetriebs für die Gefammeke: 
wovon dann die Geftattung, d. b. der Ausſpruch: es ſtehe ſolchem Betriebe fein Hinderni 
entgegen, bie rechtlich nothwendige Folge, keineswegs aber ein Act der Willkür oder ver Gnedt 
und ein Titel zur Erhebung einer willkürlich feftzufegenden Tare oder Steuer iſt; oder es bar 
delt ih von einer dem Unternehmen zu gewährenden beſondern Begünfligung oder über >: 
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naturctiche Recht hinaugehenden poſitiven Berrchtigung, welche ſonach mehr iſt als ein Hofes 
Erlauben, und wofür dann allerdings Bedingungen gefegt werben können, doch gleichfalls nur 
ſolche, die ſich auf die Darſtellung der Nüplichkeit oder wenigſtens Unſchäblichkeit des Unter: 
nehmend an ſich für die Gefammtheit beziehen, keineswegs aber, auf Art einer Vetkaufsbe— 
dingung, den beſondern, zumal peeuntären Vortheil des Gewaͤhrenden als ſolchen bezwecken. 
Es wird wenigftend folder Vortheil rechtlich aut alddann noch in Betrachtung kommen oder 
ohne Unrecht dabei verfolgt werben dürfen, wenn die zu verleihende Betechtigung wirklich dem 
Seinen des Verleihers angehört, mithin ihm etwas entzieht, d. h. eine Verzichtleiſtung auf 
ein ihm ſelbſt gebührendes Recht involvirt, alſo namentlich wenn die Staatsgefammtheit (over 
deren Repräfentant, d. h. ver Inhaber der Staatsgewalt im Namen jener Geſamnitheit, alfo 
auch zur Wahrung ihres Intereffed verpflichtet) die Conceſſion ertheilt und davurch — weil fie 
nämlich eine Ausſchließung bewirkt — zugleich die natürlichen Rechte ihrer eigenen Mitgliever 
ſchmälert. Dies zu thun könnte fie keinen Grund haben, wenn ihr oder ihren Mitgliedern 
nicht ein ven Nachtheil folder Schmälerung übertviegender Vortheil ans ver Gonceffion er: 
wüchſe, ober ein größerer Nachtheil dadurch verhindert, oder irgendein Erſatz für ihre Selbft- 
beihränfung geleitet würde. Nichts von alledem aber findet ftatt, wo die Conceſſionserthei— 
lung zu einer privatrechtlichen, rein Iucrativen Befugniß des Verleihers geftempelt iſt, deten 

Ausübung alfo auch ſtets nur im Privatintereffe des — bet der Hauptſache, mämlicy bei ven 
Wirkungen der Eonceffion unbetheiligten — Seren geſchieht und eben darum das Recht tote 
das Intereſſe der Geſammtheit verlegt. 

Etwas Ahnliches ift zu fagen von den Heirathsconceſſionen. Wohl mag, mo Leibherr: 
lichkeit Befteht, der Herr das Recht folder Gonceffionsertheilung gegenüber feinen Leibeigenen 
anfpreden. Auch mag der gemeine Dienfiherr oder der Grunpherr ald Bedingung des Ver— 
bleibend in feinem Dienft oder im Fortgenuß des Pacht- oder Zinsgutes u. ſ. w. das jeweilige 
Einholen feiner Erlaubniß zur Verebelihung eines Familiengliebes feines Knechtes over Golo- 
nen vertragsmäßig feitfegen. Aber von Staats wegen iſt die Heirathserlaubniß nichts anderes 
als vie Erklärung, daß fein mit Recht zu verfolgendes Intereffe ver Gefammtheit dem im Wert 
befinvlichen Ehebündniß im Wege ftehe; fie ift alſo nicht eigentlich Gonceffion eines erft zu er- 
werbenden, jonvern blos Anerkennung eines bereitd vorhandenen Rechts; und ein mehreres 
kann fie daher auch alsdann nicht fein, wenn die Befugniß ihrer Verleihung vernidge hiftori- 
ihen Rechts etwa einem Grundherrn, welcher nämlich dabei blos die Rantöpolizeiliche Gewalt 
ausübt, zuſteht. 

Auch Auswanderungdconeeffionen haben ſolche Natur an fih. Sobald jle etwas mehreres 
fetn wollen als bloßes Anerfenntniß over Erflärung, daß dem Wegzug des zur Auswanderung 
GEntfchloffenen weder ein rechtliches Hinderniß (3. B. eine noch unbezahlte und unverficherte 
Privat: oder öffentlihe Schuld) noch ein pflihtgemäß (z. B. aus Humanitäts- over auch aus 
Vormundſchaftspflicht) vom Staat zu ſchirmendes Intereſſe des die Conceſſion Begehrenven 
oder eine von demſelben abzumenvende Gefahr entgegenftehe, fo find jie reine Anmaßungen, 
jenen der Leibberrlichkeit ähnlich und verwerflich wie fie. 

Auch Privilegien aller Art und ebenjo Dispenfationen von Gejeg gehören unter ven Be— 
griff der Conceſſionen und find tadellod, mofern ver Grund ihrer Verleihung wirklich pad Ge- 
ſammtwohl ift oder auch Billigkeit und Humanität, namentlich infofern vie Loszählung vom 
Gejeg nicht eben aus Gunft für eine beftimmte Perfon oder um eines dafür gezahlten Preifes 
willen, fondern etwa darum ftattfindet, weil die firenge Anwendung des Wortlauts jenes 
Geſetzes, je nad Beſchaffenheit ver Umftände oder der conereten Berfonalverhälmifie, in be: 
fkimmten Fällen allzu hart und dem Geiſt oder der Intention deſſelben widerſtreitend wäre. 

Die Grundfäge jedoch, melde für die Ertheilung von Eonceffionen (im weiteſten Sim des 
Worts) vom Standpunkt des Rechts ſowol ald der Politit maßgebend fein follen, ſowie 
jene, wonach die rechtliche Wirkung und Dauer derfelben zu beurtheilen ift, werben wir aus⸗ 

fuhrlicher in den von der „Gleichheit im Staate”, und von den „Privilegien“ handelnden 
Artikeln beſprechen. Hier haben mir mehr nur die Frage von der vorgeſchriebenen Gonceiliond: 
einholung oder Nahfuhung vor Augen. 

Eine folche ift aber nicht blos — wie oben gezeigt worden — in Anſehung besjenigen, 
welchent fie obliegt, eine großentheild unbillige und bedrückende Forderung, eine Unterwer: 
fung feines natürlichen Freiheitsrecht unter die Willkür — Gunſt over Ungunft — der Ge— 
walt, und dann in ihren Folgen, infoferh nämlich die von einen oder mebreren erwirfte Con: 
cefflon (namentlich in der Sphäre ded Gewerbsbetriebs) zugleich die Ausſchließung aller andern 
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mit ih führt, auch dieſen andern, fo viele derfelben das nämliche Gewerbe zu betreiben gemeigt 
und geeignet wären, ſchweren und wirklich rechtsverletzenden Nachtheil bringend; fonkem es 
fann dadurch, je nah dem Gegenftand der von der erlangten Conceſſion abhängig gemalten 
Unternehmung oder Thätigfeit, auch der ganzen Geſammtheit ein durchaus unerjegkum 
Schaden, eine weimntlihe Berfümmerung ihrer Eoftbaren Güter und Intereflen erwachſen 
Wir wollen hier ſchweigen von der Genfur, wiewol auch diefe nichts anderes iſt ald Das Gebet 
der vorläufigen Erlaubniß- oder Conceſſionseinholung für jeded Wort, welches der Schrift: 
fteller zu feinen Mitmenſchen und Mitbürgern zu reden begehrt. Aber man venfe — abgejehen 
von der unter einer eigenen Rubrik zu behandelnden Genjurfrage — nur an das Spitem ver 
Conceſſionen für zu errichtende Buchdrudereien und Buchhandlungen, aud für Herausgabe 
von politiihen Journalen und Zeitungen und andern Tagesblättern. Nah den Lehren der Ab- 
jolutiften und nad) dem zumal von Napoleon gegebenen trefflichen Beijpiel von veren praftiiher 
Ausführung fann jenes Syftem, durd fortwährend gefteigerte Strenge der für vie Erlangung 
oder für die Fortdauer der Conceſſion gejegten Bedingungen und durch die ji bier ſchrankenles 
bewegende Willfür der Gewalt, zur völligen Erdrüdung aller freien Geiftestbätigfeit, d. b. 
aller freien Geifteömitiheilung, ohne welde an edlere Givilifation und echte Humanität gar 
nicht zu denken ift, gelangen; das herrlichfte Geſchenkt Gottes, vie Buhdruderfunft, von dem 
Geber dazu beftimmt, das wirkjamfle Mittel der Boranführung der Menſchheit auf der Bahn 

der Erfenntnig und Tugend zu fein, Fann alddann berabgewürbigt werden zu einem aue- 
Ihliegenden Organ der vor ver Macht anbetenden Niederträcdtigfeit und Schmeichelei und zu 
einem dienjtbaren Werkzeug der Verfinfterung und Unterprüdung. 

Wir haben noch von Goncejjionen in politiiher Bedeutung zu ſprechen, betradtet nämlid 
ald Zugeftändnifje ver Regierungen, überhaupt der factiih over rehtlih mit Macht befleideten 
Häupter oder Parteien, gemacht entweder der — durd das Organ ber freien Preffe oder ber 
Betitionen oder der landſtändiſchen Kammern ertönenden — allgemeinen Volksſtimme, oder 
aud der Forderung einer ‘Partei oder Volksklaſſe, und zwar vorzugsweife in Bezug auf poli= 
tifche, d. h. die Theilmahme an der Staatögewalt oder deren Formen betrefjenve, vo au in 
Bezug auf gemein bürgerlide und menihlihe Rechte und deren natürliche oder Künftlitge 
Garantien. 

Über dieſe Conceſſionen haben wir rüdjichtlih ihrer rechtlichen Natur und Wirtfamteit 
unfere Anficht bereitd in dem Art. Eharte niedergelegt; denn Conceſſion ift der gewöhn— 
lichfte Titel, unter welchem die Charten ind Leben treten oder modificirt werden. Aber es bieibt 
ung für jegt noch die Frage zu beantworten, weldes in Bezug auf ſolche Conceſſſonen, d. b. 
auf deren Gewährung oder Verweigerung, die Vorſchriften der Klugheit für die Regierungen 
oder jeweiligen Machthaber jeien? Nach unferer Meinung jollen fie jeweild ohne Wirer- 
ftreben und Zögern gemacht werden, jobald vie deutlich vernehmbare Stimme eines vorange: 
ſchrittenen Zeitgeiftes oder Volfägeiftes fie fordert, demnad) ohne Abwarten einer Nörhigung 
durh Drohung oder Gewaltthat. Ihr Motiv jei blos die Nechtsüberzeugung und die freie 
Achtung der gerechten Volkswünſche. Dem gejegwidrig ſich äußernden, mit vebelliihen Waffen 
unterftügten Verlangen jege die Negierung ſtandhaft ihr geiegliches Anfehen entgegen, ermäge 
jedoch, nah beſchworenem Sturm, die vorhandenen Urſachen ded Misvergnügens oder der 
Volksentrüſtung und helfe den Beſchwerden, wofern jie begründet jind, durch jegt freiwillige, 
daher würdevolle und dankenswerthe Gewährung ab. 

Aber nicht alſo verfährt die gewöhnliche Braris. Gar zu oft leider fträuben ji die Regit— 
rungen oder die mit Macht und Vorrecht angethanen Klaſſen, der Stimme des Zeitgriftes zu 
horchen. Gehaßt, ja verfolgt wird, wer ald Organ der Volkswünſche und Volfsüberzeu: 
gungen auftritt, umd die Strenge wählt im Verhältniß des uuter ertönenden Klagerufä 
Wenn dann — die Unwirkſamkeit des gefeglichen und friedlichen Verlangens nah Abhülfe er- 
fennend — die Berzweiflung oder der durch Werführer geſtachelte Zorn des Bolfs endlich zu 
gewaltfamen Mitteln greift und Gefahr oder Schrecken den Thron oder die herrſchende Kaſte 
umlagert; da gewährt man gewöhnlich den Trogenden und Drohenden, was man den ehrer- 
bietig Bittenden verjagt hatte, ob auch mit dem geheimen Vorbehalt, nah überftanpenem 
Drange des Augenblidd die Gewährungen oder Zugeftänpniffe wieder zurüdzunehmen oder 
durd allmähliche Verkümmerung und Untergrabung werth= und wirfungslos zu machen. Ja 
man ftellt wol, ſicher gemacht durch die wiedergemwonnene günftige Stellung oder durch die zeil⸗ 
lihe Mäßigung oder Entkräftung der Volkspartei, den Grundfag auf: „feine Goncefjionen 
mehr!” und macht übermütbig venfelben zum Feldgeſchrei oder zum Loſungöwort derjenigen 
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Faction, bie ſich die königlich gefinnte oder legitime nennt, obſchon fie es eigentlich ift, welche 
einen Karl I. und Jafoblk., einen Ludwig XVI. und Karl X. ind Berverben geftürzt hat. Wann 
wirb man aufhören, durch unzeitiges Gewähren zur Gewaltthat zu ermuthigen und durch un- 
zeitiged Verſagen dazu aufzureizen? Die Geſchichte redet vergebens mit hundert Zungen; die 
Leidenſchaft macht unempfänglid für ihre eindringlicften Lehren. Faft nur die englifche Re— 
gierung hat in neuerer Zeit die Conceſſionen, weldye die Umftände geboten, im rechten Moment 
zu geben verjtanden, und ihre Weisheit ift durch den jhönften Erfolg, Erhaltung des innern 
Friedens und der gejeglihen Ordnung, boffnungsvollfied Geveihen des Gemeinwejens und 
innige Befreundung der Bolfspartei mit ver Krone belohnt worden. Notted. 

Eonceffionöwefen der Neuzeit. Während man unter Gewerbefreiheit heutzutage ven 
Gegenjag gegen Monopole und Zunftberedtigungen verfteht, weil die durch die legtern ber 
Induftrie und dem Kandel aufgelegten Feſſeln die drückendſten und zahlreichiten find, hat bie 
Staatögewalt nicht felten durd das Conceſſionsweſen eine faſt ebenjo furdtbare Waffe gegen 
die bürgerliche Selbſtändigkeit in der Hand. Daß durd ihren rüdjichtslofen Gebrauch nicht 
blos der gewerbliche Aufihwung eines Landes gelähmt, ſondern auch unlöblihe und unlautere 
Zwede erreicht werden fönnen, haben die Erfahrungen ber legten Jahre nur zu deutlich gezeigt. 
Eine gedrängte Unterfuhung über die rechtliche Natur der Gewerbeconcejlionen, ihre Ent: 
ftebung und ihren Umfang ſcheint daher nicht überflüfjig. 

Die Anfänge des heutigen Syſtems, wonad für den Betrieb einer Reihe von höhern und 
niedern Gewerben, außer der Erfüllung der allgemeinen Bedingungen einer Seßhaftig— 
mahung, wie Bürgeraufnahne, Indigenat u. ſ. w., eine befondere Erlaubniß der Regierung 
notwendig ift, laſſen ji auf drei Momente zurüdführen. Das mittelalterliche Innungswefen, 
in weldem öffentliche Befugnifle allmahli den Charakter von ausſchließenden Privatrechten 
annahmen, fam zu häufig in Eonflict mit dem gefunden Menfchenverftande und dem klaren 
Rectögefühl, als daß die Regierungen nicht, wie urfprünglich die Innungsrechte ald von ihnen 
auögegangene Privilegien angejehen wurden, gegen dieſe Privilegien wieder andere geben 
mußten. In der deuten Neichögejeggebung war dieſes Recht den Landesherrſchaften aus: 
drücklich anerfannt; überall fonft ward es auch von ihnen geübt und jo jehen wir das Ge: 
währen einer Conceſſion für einen beftimmten jonft innungsmäßigen Gewerbebetrieb fehr häufig 
im Intereffe dev Gewerbefreiheit jelbft eriheinen. Daneben aber gab es auch ſolche Gewerbe, 
die nad) älterm Staatsrechte ald Regalien angejehen wurden, wenn fie auch fpäter meift zu ven 
grundherrlichen Nechten gezogen zu werden pflegten. Dap für den Betrieb eines ſolchen Ge— 
ſchäfts eine Goncefjion, eine Erlaubniß der Regierung gefordert wurde, war nothwendige Con— 
jequenz diefer Anjiht. Im vorigen Jahrhundert Fam aber zu diefen Momenten nod die er: 
weiterte Anjihauung von den polizeilichen Pflichten und Rechten der Staatögewalt. Ein jeder 
Gewerbebetrieb kann, wenn man will, jo betrieben werden, daß dem Öffentlichen und allgemei— 
nen Interejje daraus ein Nachtheil entiteht. Dan ſchloß daraus, daß der Staat vollberedhtigt 
jei, den gefanımiten Gewerbetrieb zu überwachen und daß diefe Überwachung am vollſtändigſten 
durch dad Princip erreicht werde, wonad niemand ohne Staatderlaubniß, ohne obrigkeitliche 
Bewilligung ein Gewerbe treiben dürfe. Während nun aber bei den zünftigen Handwerken 
dieje polizeiliche Aufjicht durch die Innungen jelbft wenigftens theilweife geübt und fo ein Stück 
freilich wunderlicher Selbftregierung erhalten wurde, blieb für die andern Gewerbe, namentlich 
auch die neu auftaudenden Oeftaltungen der Production und des Handeld nur der Meg der 
Conceſſionen übrig. Nur mit ausdrüdlid) ertheilter Erlaubniß der Staatöregierung,, die hier 
auf den Charakter des Unternehmers und dad Bedürfniß des Unternehmens zu jehen Hatte, 
durften dergleichen Gewerbe eingerichtet werden, Zur Ausbildung dieſes Verhältniffes Hatte 
jicherlicy auch die Erfahrung beigetragen, daß ſich durch das Conceſſionsſyſtem Geld machen laſſe; 
das finanzielle trat zum polizeilihen Staatdintereffe, fowie andererjeitd aud das Monopol- 
nachſuchen von jeiten ver Gewerbtreibenvden,, jo namentlich beim Buchhandel, ver Anſchauung 
von einem allgemeinen Rechte der Goncejjionirung großen Vorſchub geleiftet haben mag. 

Aus allen diejen Elementen hatte ji im Anfang unjerd Jahrhunderis in Deutjchland ein 
Zuſtand gebildet, bei welchem der polizeiliche Geſichtspunkt offenbar überwog. Als Ausfluß 
bed Oberaufjichtäredhtö der Regierung, betrachtete. man dieje Befugniß, den Betrieb einer gan 
zen Reihe von Bewerben von öffentlihen Conceſſionen abhängig zu machen. Die Macht der 
Gewohnheit und des Herkommens rief audy hierüber in den verſchiedenen Ländern Verſchieden— 
beiten hervor : in dem einen war die Zahl der jo gefeflelten Gewerbe größer als in einen andern, 
bier wirkte die finanzielle Rückſicht ftärker ein als dort, aber die Grundverhältniſſe waren überall 
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dieſelben. Die ältern Gewerberegalien, als deren Reſte wir dad ſtaatliche Taback- und Salz 
geſchaͤft betrachten können, mögen hier beifeite gelaſſen werden, nicht minder auch die etwa noch 
beſtehenden ſonſtigen Aushbungen ſtaatlichet Monopole, wie Lotterien und Spiellartenfabrika⸗ 
tion. Nur die finanzielle und politiſch-rechtliche Seite des heutigen Conceſſionsweſens iſt noch 
für eine befonvere Hervorhebung wichtig genug. 

Entſcheidet der Finanzpunkt allein, ift ed alfo bei ver Beibehaltung des Rechts der Kon: 
ceffionirung nur auf Staatseinkünfte abgeſehen, fo kann natürlich vom juriſtiſchen Stand: 
punkte nichts dagegen eingemwendet werben. Die Conceſſlonsoſteuer fteht dann mir der Gewerbe: 
fleuer auf gleihem Fuß. Man zahlt die Abgabe, weil man das Gewerbe treibt; man 
nicht um die Grlaubniß zum Gewerbebetrieb zu erhalten. Jndirect laſſen ſich freilich auch ſchon 
durch das bloße Beftenern polizeiliche Zwecke erreichen, wenn z. B. die Steuer jo hoch gegriffen 
ift, daß jie nur bei einem großen, auf viel Kapital fußenden Gewerbebetrieb gezahlte werben 
kann. Inwiefern fi der reine finanzielle Geſichtspunkt bei Gonceffiondgelvern empfiehlt, muß 
im übrigen der Vollswirthſchaft zur Beurtheilung überlaffen bleiben. 

Wohl aber dürfen Staatsrecht und Politik ihr Veto dagegen einlegen, daß aud dem Stand: 
punfte des Oberpolizeivechtö den Staatsangehörigen der Betrieb von weder ftrafbaren noch un: 
fittlijen Gewerben an fich als verboten erjcheint, und nur eine Gonkceffion im befondern Falle 
Anftrengungen der Bürger, die eigene und zugleich bie Öffentliche Wohlfahrt zu mehren, zu er: 
laubten macht. Wenn das Beftehenlafjen ver Zunftprivilegien in erfter Reihe ein Verftoß gegen 
die fundamentalen Lehren der Volkswirthſchaft, aber daneben nicht weniger ein Unrecht gegen das 
Individuum ift, fo bilvet das flaatliche Conceſſionsweſen umgekehrt vor allem eine jchreiende 
Verkennung ded Berhäfmiffes zwiſchen der Sphäre des Individuums und des Staats, wenn auch 
die volkswirthſchaftlichen Nachtheile des Syſtems nicht gering jind. Der moderne Staat ift fein 
communiftifches Phalanftere, die Wahl und der Betrieb ded Berufs muß dem einzelnen frei 
fein, und wenn ein einzelnes Gewerbe ver Anwendung dieſer allgemeinen Regel entzogen werden 
fol, muß für diefe Ausnahme im unabweisbaren öffentlichen Intereffe der Grund jur Be: 
ſchränkung der individuellen Freibeitöfpbäre nachgewieſen werden. Wir reden bier nur von 
den Eonceffionen für an ſich nicht widerredhtliche oder unfittlihe Gewerbe; die Redriertigung 
der Gonceffionirung vonSpielbanfen und Bordells mögen andere unternehmen. Für Geſchäfte, 
die an ſich weder Strafgefege noch Privatrechte verlegen, laſſen jih gewöhnlich zwei Gründe 
der Beihränfung dur Gonceffionserfordernig vernehmen. Einmal vie volkswirthſchaftliche 
Sorge für die Confumenten und Benuger der Gewerbthätigfeit. Man traut der Maſſe der: 
jenigen, welche anf die Dienfte einer beftimmten Klaffe Gewerb- und Gefchäftstreibender an: 
gewieſen find, nicht die nöthige Kenntniß zu, um zwifchen dem guten und ſchlechten, dem un: 
fähigen und fähigen Producenten oder Dienftleiftenden zu unterſcheiden. Hier tritt dad Gon- 
ceſſionsweſen gewöhnlich im Verein mit Prüfungen, auch wol Monopolen auf. Wenn hier 
der Charakter der Prüfung das Hervorragende bildet und nicht der Eintritt in einen Rah⸗ 
rungszweig (hierher gehören auch die höhern Ihätigkeiten des Advocaten, des Arztes u. j. w.) 
von einer discretionären Erlaubniß abhängig gemacht ift, hat vie Einrihtung an fi nichts 
ntit dem modernen Staatsrechtsbewußtſein und der heutigen Volkswirthſchaftspolitik im Wider: 
jpruch Stehendes, obgleich auh dann dem Misbraud immerhin Raum gegeben ift, um freie 
Goneurrenz und Die Erfahrung des Publitums auch bier das Beſte thun müffen trog und nach 
allen Brüfungen. 

Der zweite Anlaf zum Conceſſionsſyſtem ift der Gefichtspunft der präventive Polizei. 
Der Staat ſpricht durch feine Gefeggebung oder Verwaltung, welde Gonceflionen in be: 
flimmten Gewerben fordert, mit dürren Worten aus, daß wer ein foldes Gewerbe berreibt, 
dadurch ſelbſt leicht zu Verbrechen oder Unfittlichkeiten kommt oder andere zu dergleichen führt. 
Man will daher den Betrieb folder Gewerbe nur Perſonen geftatten, welche die möglich 
größten Barantien geben, daß die Art des Gewerbebetriebs mit den Erforderniſſen des Rechts 
und ber öffentlichen Wohlfahrt im Einklang leben werde. Letztere Abficht tritt namentlich de 
hervor, wo man ohne Rückficht auf die Berfönlichkeit des einzelnen Gewerbtreibenden vie Anz 
zahl derſelben in ein dem Öffentlihen Inteveffe entſprechendes Maß zu bringen ſucht, z. B. bei 
Wirthshäuſern und Schenfftellen. Oft wird auch für die einzelne Vornahme eine befonverr 
Erlaubniß verlangt, 3.3. bei Tanzbeluftfigungen. Wir wollen diefe natürliche Fürſorge des 
Staats für das firtlihe Wohl feiner Angehörigen weder zur einem Staatsdespotismus erhoben 
ſehen, noch beftteiten wir den Staatsbehörden dad Met und die Pflicht, neben dem Mecht 
and) für vie Wohlfahrt zu forgen, aber nie darf Hierbei vergeffen werden, daß ſolche Rechte per 
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Beſchränkung immer nur fo weit gerechtfertigt erfcheinen, als jle auf wirklich Erreichbares ab⸗ 
zielen und ebendaſſelbe nicht durch die freie Thätigkelt ver einzelnen erreicht werben kann. Die 
moderne Übung dieſes polizeilichen Auf: und Vorſichtsrechts verräth aber zu häufig, vaß man 
Das Recht ald vem Staate abfolut gegeben brtrachtet. Dies heit offenbar das Berhältnif um⸗ 
kehren und die Unfreiheit zur Regel, die Freiheit zur Ausnahme zu machen. Zu den Rechten, 
Die jedermann in einem freien Staate jo zu gebrauden befugt ift, daß er nur niemand fonft 
verlegt, gehört auch ver Vetrieb eines Nahrungszweigs. Iſt es ein Gefhäft, wodurch wahr: 
fheinlich andere in den ihrigen geflört werden können, 3. B. Anlegung einer Dampfmafchine, 
fo mag eine polizeiliche Erlaubrriß gefordert werben, die aber dann wefentlich von dem Rejultat 
eimer anzuftellenden Unterfuhung ver Sachlage abhängen wird. In nicht veutfchen Ländern 
gibt es für folche Fälle mandmal zur Wahrung des allgemeinen und des Privatintereffe be: 
fondere Strafflagen. Das einfache Mittel einer Klage auf Entſchädigung ift natürlih na 
jedem Recht vorhanden. Wichtiger ald eine ſolche Berückſichtigung ver Privatrechte gilt aber ver 
Polizei meiftens die Tenden; gewiffer Gewerbe zu Verbrechen und Unſittlichkeiten zu führen. 
Daß wicht Wirthshäuſer ohne Erlaubniß angelegt werden ift in vielen Ländern Rechtens und 
unter der Bedingung, daß den bürgerligen Verwaltungsbehörden, nicht der Staatöpolizei- 
behörbe die Entſcheidung gegeben wird, auch jehr enipfehlenswertb, zumal da das Schenkhalten 
oft nur ein zum Deckmantel verbrecherifcher Thätigkeit dienendes Scheingemand iſt. So wird 
ziemlich; überall ver Betrieb des Trödlergewerbes, des Hauſirens u. |. w. von einer befondern 
Conceſſion abhängig gemacht (bei Gegenſtänden, welche von Innungen producirt zu werben 
pflegen, tritt bier freilich noch häufig der Geſichtspunkt der Conceſſionirung gegen die Innungs⸗ 
rechte hinzu) und viele Goncejfion nur da ertheilt, mo der Nahfuchende einen guten Leumund 
nachweiſen kann. Die Bagabundage, das Diebs- und Hehlerhandwerk haben früher mit dem 
Haufir= und Trödlerwefen in einem zu innigen Verhältniß geftanden, ald daß fich gegen biefe 
und ähnliche Fälle ver Gonceifionspflichtigfeit etwas einwenden ließe. Überhaupt jleht der 
moderne in feinem Territorium felbft gefeftete Staat beionderd auf ſeßhafte Leute, und alles 
fahrende Volk, wie unfere Vorfahren jagten, hat ſich bis im unfere Tage einer großen zuvor: 
kommenden Auffiht von feiten der Staatöbehörden zu erfreuen gehabt. Ambulante Muftkan- 
ten, Seiltänger, der echte Thespisfarren unferer Tage u. |. w. genug, das ganze Inventar von 
Plunderöweiler wird nicht mit Unrecht nur gegen befondere Eoncefjionen geftatte. Mandes 
davon ift nur eine Entfhulvigung für ein Gewerbe, und die richtig verftandene Gewerbefreiheit 
bat fi) über diefe Ausübung der Staatsprüventinpolizei nicht zu grämen. 

Wir bevauern im Intereffe des guten Geruchs ver Breffe, Preßerzeugniſſe und Preßgewerbe, 
faſt gleich nach den Marftichreiern und Afrobaten auf fie fommen zu müflen; aber die moderne 
Staatöprarig hat ed fogefügt. Neben dem fahrenden Gewerbe alfer Art bildet nur noch das Preß⸗ 
gewerbe den befondern Gegenftand ftaatliher Präventivconceflionen. Einem Zeitalter, welches 
vonder Cenſur Gebrauch machte, war eine Gonceffionirung des Gewerbes des Buchdruckers und 

- Buhhändlers ganz geläufig. Die Genfuranftalt war ja ſelbſt eine Art Goncefftonirung der Ge: 
danfenveröffentlihung. Dazu fanı das vielfältige Verlangen der Buchdrucker und Buchhändler 
nach Monopolen umd Privilegien gegen Nachdruck. Gin Gewerbe, weldes ohne befondern 
Staatsjhug nicht Fruchebringend ſchien, fomit in einer factifchen Abhängigkeit von der Staats: 
gemalt fand, konnte ſehr bald auch im eine rechtliche Abhängigkeit von der Bolizei geratben, 
wenn ed auch nicht gerade erhebend ift, die Nachfolger ver Manutius, Barton umd Ivo Schöffer 
mit Tafchenfpielern und Schlangenbändigern auf ein Niveau geftellt zu jehen. Während, wie 
wir oben fahen, eine Neihe von Bewerben dem Conceſſionszwange unterlag, fiel Die Stel- 
lung der Buchhändler und Buchdruder nicht befonders auf, nur daß vorzugsweiſe bei ihnen 
wegen der vorhergegebenen Privilegien eine jede neue Conceſſion ihrem ganzen Charakter nad 
auch Privilegium fein mußte. Daffelbe galt aud von dem damals freilich no in dem Stande 
ver Kindheit befindlichen Gewerbe des Zeitungsverlagse. Nachdem man bei manden Gewerben 
von dem Goncefllonderforderniß Umgang genommen und aud wol in einzelnen Verfaſſungen, 
wie 3. B. der kurheffiichen, eine gejegliche Firirung derjenigen Geſchäftszweige, bei welchem vie 
Berwaltung das Recht ver Eoncefilonirung üben dürfe, gefordert worden war, wurde doch 
gerade beim Buchhändler: und Buchdrudergemerbe der alte Standpunkt ziemlih überall feſt⸗ 
gehalten, was, jo lange vie Genfur beitand, am Ende auch ganz folgerecht war. In Preußen 
beftimmte, um nur ein Land als Beifpiel zu nennen, das Gewerbepolizeiediet von 7. Sept. 1811, 
das Zum felbfländigen Betrieb des Gewerbes, ald Buch: und Kımfthänpter, Budpruder, Leib: 
Hibfiotbefar und Antiquar eine Conceſſion der Negierung erforderlich fein jolle, und nod im 
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der Gewerbeorbnung vom 17. San. 1845 wird biefed Eviet dahin ausgebehnt: daß wie alle 
Gewerbtreibende, auch die Inhaber von Leſecabineten, ſowie Berfäufer von Flugſchriften und 
Bildern, deögleihen Steindruder, einer Gonceffion der Regierung bedürfen jollten , welche nur 
dann zu ertheilen, wenn dieſe Behörde ji Überzeugung von der Unbeſcholtenheit und Zuver: 
läfiigfeit, jomwie von einer zum Betriebe ded Gewerbes genügenden allgemeinen Bildung des 
Unternehmers verihafit habe. Die Gefihtspunfte, welche hier hervorgehoben werben, waren 
die allgemein auch zur Rechtfertigung des Conceſſionsſyſtems geltend gemadten. Ohne bir 
genügende allgemeine Bildung foll niemand zum Betrieb ded Gewerbes zugelaffen werden, 
damit er nicht ſich Telbit und andern perumiären Schaden bringe, aber wichtiger iſt das Erfor: 
derniß der IInbejcholtenheit und Zuverläjligkeit, vamit niemand Buchdrucker u, ſ. m. werde, der, 
verbrecheriſchen unſittlichen Neigungen fröhnend, dieſe in feinem Gewerbebetrieb beionders 
jpielen laſſe. Nach der preußischen Geſetzgebung trat für die Buchdrucker und Buchhändler noch 
eine befondere technifche Prüfung hinzu. 

Wenn nun au nicht überall von Buhdrudern u. ſ. w. förmliche Conceſſionen ver 
langt wurden, namentlich nicht von den Kleingewerben in Preßerzeugniſſen, fo übten doch 
alle Staaten eine Controle im Geift jener Auffaffung und analog aus. Als aber durch Auf: 
hebung der Genjur, in Angelegenheiten ver Prefje das gerichtliche Repreſſivſyſtem an die Stelle 
der polizeilihen Prävention getreten war, jchien mit der Genjur aud das ganze Conceſſions- 
ſyſtem fallen zu müſſen. Eine Reihe von Verfaſſungen gemährleiftete vaber nicht bloß Die Frei⸗ 
heit des Zeitungs- und Bücherdrucks von der Genfur, fondern auch von allen und jeden Be 
ſchränkungen in Geftalt von Goncefliongerforderniß u. dgl. Namentlih war das Verbot aud 
gegen die nad franzöſiſchem und engliſchem Beifpiel eingeführten Gaution&betellungen ge: 
richtet. Diefe find freilich nicht eigentlich zum Conceſſionsſyſtem zu rechnen, wenn dem, welder 
die geſetzliche Cautionsſumme ftellt, die Erlaubniß zur Zeitungsheraudgabe u. dgl. gegeben 
werben muß. Bekanntlich jind jene Verfaffungen entweder gänzlich oder in ihren allzu üppigen 
Freiheitsranken zu Boden gefallen; heutzutage überwiegt in Deutichland wieder dad Gon: 
ceſſionsſyſtem für Preßgewerbe, eine Neihe von Brefgejegen verlangen zum Betrieb eines 
der obengenannten Geſchäfte eine Goncefjion, und zum Überfluß hat aud das jogenannte 
Bundespreßgeſetz vom 6. Juli 1854 im $. 2 beflimmt: „Zur Ausübung des Gemerbed eined 
Bud: oder Steindrudfers, Buchs oder Kunfihändlers, Antiquars, Inhabers einer Leihbibliothek 
oder eines Nefecabinetd und Verkäufers von Zeitungen, Flugſchriften und bildlichen Darſtellun— 
gen foll in allen Bundesftaaten die Erlangung einer perfönlihen Conceſſion (obrigfeitlichen 
Bewilligung) erforderlih und nur denjenigen Gewerbtreibenven, welde eine foldye Conceſſion 
erlangt haben, die Erzeugung von Druckſchriften und der gewerbmäßige Verkehr mit denfelben 
nah Maßgabe der Conceſſion geftattet fein.” Obgleich diefer Bundesbeihluß in ven einzelnen 
Bundesftaaten erſt durch die gehörige Publication der Regierung Gültigkeit erhält und in ein- 
zelnen Staaten, 3.2. Preußen und Baiern, noch nicht publicirt worden ift, enthält ex doch, was 
gegenwärtig überalt gilt. Welchen Behörden das Recht der obrigfeitlihen Bewilligung zu: 
kommt, it in den einzelnen Yändern nach Organifation der Stantäftellen verſchieden, bald ift es 
die Lokalpolizeibehörde (wenn fie nur Staats-, nit ®emeindeamt ift), bald wie in Preußen die 
Regierungen. Auc vie Bedingungen, von welchen das Erlangen der Conceſſion abhängig ge: 
macht it, flimmen nicht überall überein. Wo die Gefeggebung Feine Grundſätze aufſtellt, if 
alles der Willkür der Verwaltungsbehörden anheimgeftellt und alle VBortbeile und Nachtheile 
der Willfürherrfchaft werden ih in der Praris geltend machen. In Breußen hat dieje Frage 
zu einer der flagrantejten Umgebungen der beſtehenden Gejege Anlaß gegeben, von der man um 
jo offener reden darf, als ein jüngfter Erlaß des Minifteriums des Innern (December 1858) 
eine neue Regelung auf legislativem Wege verfpriht. Das obenangegebene preußiiche Ge: 
werbegejeg verlangte in feinem Art. 48 Unbejcholtenheit und Zuverläjiigfeit für den Gon: 
ceſſionsbewerber. Durch $. 1 des geltenden Prefgeieges von 12. Mai 1851 wurde diejer 
Art. 48 ausprudlich aufgehoben und ausgeſprochen, daß eine Goncejjion nicht verfagt werden 
darf, wenn derjenige, der das Gewerbe betreiben will, unbeſcholten ift. Der Begriff „unbe: 
ſcholten“ (der, wie man ſieht, mit „zuverläſſig“ nicht identiſch fein fol) hat einen beftinimten 
techniſchen juriftiichen Sinn und meint den, welcher im Vollbejig der bürgerlihen Rechte iſt. 
Nichrödeftoweniger haben feit 1852 die preußiſchen Minifterien des Innern und für Handel 
und Gewerbe die Thatſache der „Unbeſcholtenheit“ von dem Urtheil der Polizeibehörden abhän- 
gig gemacht, ſodaß jeder politiſch Miöliebige zum polizeilih Beſcholtenen geftempelt werden 
konnte. Und doch hatte hiergegen gerade die ausdrückliche Beſtimmung im Preßgeſetze wirken 
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follen. Denkt man fi diefe Theorie übertragen auf eine Reihe anderer ebenfalls dem Eon- 
ceſſionszwang unterliegender Gewerbe, fo begreift ich, was für Servilität und Unterwürfigkeit 
die praftifhe Durdhführung folder Anfhauung in den bürgerlichen Kreifen hervorrufen konnte. 
Es war gleihfam dad Disciplinargefeg, angewendet auf ven Gewerbeſtand. Wir haben bisjegt 
nur von den Bedingungen der Eoncefiionderlangung gefprocden. Da aber vor der rückſichts— 
fofen Einführung oder Verwirklichung der Conceſſionsforderung eine Neihe von Gewerb— 
treibenden im Beſitz ihrer Unternehmungen waren, bat die Frage nad) der Dauer und dem 
Berluft einer einmal gegebenen Conceſſion fogar nod eine weitergreifende Bedeutung als die 
Bevingungen der Erlangung. Wenn mir hier die Berhältniffe der herumftreihenden Quaſi— 
gewerbe beifeite laſſen und bei ihnen ven Verwaltungsbehörden das Recht zufprechen, nach unter- 
ſuchter Sache eine Conceſſion zu entziehen oder überhaupt nur auf fürzere Zeit die jedesmalige 
Bewilligung zu geben, fo werben damit wohl die meiften einverjtanden fein. Ganz anders 
aber ſtellt ji die Beantwortung in den Fällen, two wirkliche zum Theil großartige Gewerbe: 
anlagen duch das Conceſſionsrecht jeden Augenblick in ihrer Eriftenz bevroht werden. Aller: 
dings fcheint ein ſolches Verfahren confequent zu fein, und bei manchen Gewerben wird danach 
gehandelt; aber Died zeigt eben das Misliche, weil ver Willkür Raum gebend, des Sınzen Eon: 
ceſſionsſyſtems. So viel müßte wenigftens feftgehalten werben, daß, wo eine Goncejjions- 
entziehung ald Strafe für den Misbraud der gewordenen Berechtigung eintreten ſoll, immer 
nur der Richter zu entſcheiden oder doch die Vorbedingungen feftzuftellen hat. Etwas anderes ift 
es immerhin, wenn abjolute Bedingungen, z. B. Beftellung einer Gaution, Wohnjig im Staate, 
nicht erfüllt worden find. 

In Bezug auf die Preßgewerbe, welche man freilich viel zu fehr mit dem politifchen Recht 
der freien Meinungsäußerung in Verbindung fegt, ftatt auf das aud in ihnen liegende Mo- 
ment ded Erwerbs und Eigenthums zu fehen, hat die deutiche Bundesverjammilung in ihrer 
Brefordonnang vom 6. Juli1854 den Negierungen das Recht der adminiſtrativen Conceſſions— 
entziehung zugefproden. „Die Einziehung der Boncefiion im Balle des Misbrauchs des Ge: 
werbbetriebs kann nicht nur infolge gerichtlicher Verurtheilung, ſondern auch auf adminiftra- 
tivem Wege erfolgen.” Freilich wird hinzufügt: „auf legterm jedoch nur dann, wenn nad vor: 
ausgegangener fchriftliher Verwarnung oder nach erfolgter gerichtlicher Beftrafung die vorer— 
erwähnten Gewerbrreibenven ihre Beihäftigung beharrlich zur Verbreitung von ftrafbaren, 
mfonderheit von ſtaatsgefährlichen Druckſchriften misbrauchen.“ Wenn dieſe Beſchränkung 
wirklich eingehalten würde, wäre den Staatsintereſſen mit der abſoluten Forderung eines richter— 
lichen Strafurtheils nicht ſchlechter gedient; die Differenz liegt nur darin, daß jetzt über Beharr— 
lichkeit und Staatsgefährlichkeit das Ermeſſen der Verwaltungsorgane praktiſch entſcheiden wird. 
Ubrigend wird auch noch Hinzugefügt, daß Conceſſionen, welche in widerruflicher Weiſe er— 
theilt find, auch ohne derartige vorhergegangene Einſchreitungen auf adminiftrafivem Wege 
eingezogen werben können! In nicht wenig deutfche Geſetzgebungen Haben dieje ihrem Kern 
nad imperialiftiich franzöftichen Beſtimmungen Eingang gefunden; in einzelnen waren fie ſchon 
vorher durch Kandesverorpnungen oder Belege im mejentlihen herrſchend. Bon den beveuten- 
dern Staaten haben Preußen und Baiern id bidjegt ver Einführung diejer vom Mistrauen gegen 
die Brejje und Hintanſetzung der bürgerlichen Privatintereffen zeugenden Regeln zu entziehen ge— 
wußt. In beiven Kindern gilt noch der richtige Grundſatz, daß Conceſſionsentziehung nur durch 
gerichtliche8 Urtheil oder nach vorbergegangenen Berurtheilungen durch die Apminiftrativbehörbe 
ausgeſprochen werden kann. Die Entziehung des Rechts zu einem beftimmten Gewerbbetrieb 
konnt zwar in fat allen Geſetzgebungen als Strafart vor, rechtfertigt ſich jedoch nur fehr 
ausnahmsweiſe, da damit aud dem Edyuldigen die Mittel feiner fernern Griftenz genommen 
werben können. Sie ift nit fowol Straie ald vorbeugende Maßregel. Auf alle Fälle aber 
dürfen nur die Strafgerichte auf eine ſolche Beihränfung ver freien Thältigkeit erkennen, und 
felbft das ift fhon ein zu großes Zugeſtändniß an die Verwaltungsbehörden, dap fie nad) ſtattge— 
habter Verurtheilung eine Conceſſion zurücknehmen dürfen, da eben aus dem Straffall oder 
den Straffällen richterticherfeit# geichloifen werden muß, ob eine fo eingewurzelte verbrecherische 
Geſinnung vorliegt, daß der Veſchuldigte zum betreffenden Gerverbbetrieb völlig unfähig ges 
worden ijt, Dieſen Standpunkt Hält aud die preußiſche Geſetzgebung feit, inpen der $. 54 
des Preßgeſetzes beſtimmt, „daß gegen die im $. 1 genannten Breßgewerbtreibenden von dem 
zuftäudigen Richter auch der Verluſt dev Befugniß zum Gewerbeberrich erkannt werden fann, 
wenn entiveder Die zeirige Interfagung der bürgerlichen Ehrenrechte ausgeſprochen wird, oder 
wegen eined mittels der Preſſe verübten Verbrechens zum erjten, oder wegen eines ſolchen 
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Vergehens innerhalb eines Zeitraums von fünf Jahren zum zweiten mal eine Verurtheilung 
erfolgt‘. In dieſen Fällen wird alſo die richterliche Abſchätzung die Nothwendigkeit der Gun: 
eeſſtonsentziehung zu beurtheilen haben. Abjolut geboten if dagegen die Aberfennung ber 
Coneeſſſon, weun außerdem der Berluft der bürgerlichen Ehre ausgeſprochen wird, oder inner: 
halb eines Zeitraums von fünf Jahren wegen eines maitteld der Preſſe begangenen Verbrechen⸗ 
zum zweiten male, oder wegen eines jolden Vergehens zum dritten male eine Verurtheilung 
erfolgt. In Baiern mird im Art. 51 des Preßgeieged vom 17. März 1850 der Germerbepoligri 
dad Recht gegeben , bei mehrmaliger Verurtheilung deſſelben Verlegers oder Druders inner: 
halb Anhresfrift, die Gewerbsbefugniß auf ein Jahr einzuziehen. Im Wiederholungefall⸗ 
kann nachher Die Gewerbsbefugniß gänzlich eingezogen werden. Man fieht, nach bem bairiſchen 
Geſetze ift die Preſſe materiell beſſer, formell ſchlechter geſtellt als die preußiſche, Da diefe nur 
von dem Richter ihr Uxtheil zu emipfangen hat. So würbe jih ungefähr das Verhältniß zwi⸗ 
ſchen der preußiſchen und bairiſchen Geſetzgebung bezeichnen laflen, wenn nit in Wirklichkeu 
die preußifhen Adminiſtrativbehörden jih das Recht der Gewerbeconceffiondentziehung auf 
dem Verwaltungswege au für die Preßgemwerbe angemaßt hätten. Die Streitfrage, welde 
freilich kaum eine beftrittene Srage genannt werben fann, fand dabei folgendermaßen: Nach 
dem $. 71 der Gewerbeorbnung gehörten zu den Gewerben, wobei abminiftrative Goncefliond: 
entziehung zuläfig war, au die im $. 48 bezeichneten Preßgewerbe. Allein dieſer $. 48 if 
durch $. 1 des Prefigefeged vom 12. Mai 1851 ausdrücklich aufgehoben, nachden ſchon verber 
Die oetroyirte Berfaflung jene Bejugniß ausprüdlich genommen hatte. Das Prefgefeg ſpricht 
nur von der Gonceffiondentziehung durch Richterſpruch. Nichtsdeſtoweniger hat das frühere 
preußifche Minifterium fih und feinen jubalternen Behörden dad Recht der Eoncefjionsentzie: 
hung zugeſprochen und im reichlichſten Maße ausgeübt. Daß gegenwärtig von der neuen Re: 
gierung Vorbereitungen zur Abftellung dieſes unheilnollen Oebrauchs getroffen werben, haben 
wir ſchon oben mit großer Befriedigung hervorgehoben. Es genügt aber auch nur wenig Ein- 
ficht dazu, um die ganze Fülle von Nachtheilen eines Syſtems wie das frühere zu erfaflen. Das 
Privateigenthum wurde unſicher, die Millionen, welche gegenwärtig in Unternehmungen aller 
Art angelegt find, fonnten durch adminiſtrative Kederftriche derimirt werben und dem einzelnen, 
deſſen ganzes Bermögen in feinem Inbuftrieetabliffement lag, der oft Hunderte von Familien 
durch daſſelbe ernährte, blieb nur die Wahl zwifchen Armuth oder Nahgeben gegen die Forde— 
zungen ber Prefpolizei. Denn nicht bloß befhränfte ji der Schaden auf das Schweigen einer 
unabhängigen Preile, jonvern dur die Drohung der Conceſſtonsentziehung mar aud eine 
pojitive Einwirkung auf den Inhalt der Preferzeugnifle möglich geworben. Daf die Zeitungen 
dieſem Drud am meiften ausgefegt waren, beruhte auf ihrer größern unmittelbaren Wirkſam⸗ 
feit, fonft unterſcheidet ich ver Zeitungäverlag von jedem andern nit. Auch hei Beurtheilung 
der Zeitungspreſſe darf nie vergeilen werden, daß jie Gewerbebetrieb ift und daß Die Tages: 
literatur nicht blos politifches Werkzeug von Parteien, ſondern eine geiellihaftliche und wirth⸗ 
ſchaftliche Nothwendigkeit der modernen Zeit iſt. Dagegen, daß der Staat ſich ihr gegenüber 
durch feine Strafgejege ſichert, kann niemand etwas einwenden, aber das Zeitungdeigenthum 
und das in ihnen angelegte Kapital um den Schutz des Privatrechts zu bringen und factiſch 
durch Miniſterialordre zu confidciren oder zerftören, bie doch den Bogen etwas zu ſtraff ſpan⸗ 
wen. Biel beſſer waren da die Zeiten der offenen Cenſur, wo die öffentliche Meinung doc mut 
ſchweigen mußte und nicht gefälfcht wurde. Über Die juxiſtiſche Seite der preußischen Vorgänge 
dieſer Art it Rönne in feinem „Staatsrecht der preußiſchen Monarchie“, $. 96, ein vortrefl- 
Heer Berather. Hoffentlich werben bei einer zweiten Auflage jeine Proteflationen ihren Anlas 
nicht mehr vorfinden. Immer aber foll man fefthalten, daß die Preßgewerbeconceſſionen außer 
ihren politifhen Gegengründen mit den Beichränfungen der andern Gewerbe ven genzeinfamen 
Grundzug haben, der ehrlihen bürgerlihen Erwerböthätigfeit ungerechtfertigte Feſſeln an- 
zulegen. 9. Marquarpfen. 
Goneilien. Goncilium bedeutet nach der Wortableitung von eoneiere irgenbetwas, bad 
ſich zum Zuſammenwirken bewegt. Die Bereinigung der Grundkräfte oder Elemente, wodurch 
abe Dinge werden, nennt Lucrez, 1,485; 2, 563: eomeilium. Die zweite Hauptbedeutung 
if, daß die Vereinigung aller fimmfähigen Mitbürger coneikium populi, bei Livius, 3, 71; 
6, 20, genannt wurde. Die dritte und gewähnlichſte iR, Rap nur Zuſammenkünfte von Stell: 
vertretern, Repräjentatiuvereine, Goncilien genannt wurden, Gell., 15, 27. So wird ein 
Concilium von ganz Gallien auf einen gewiflen Tag angekündigt (Eäfer, „Galliſcher Krieg”, 
4, 30). Rad der zweiten Bedeutung wurde bie berathſchlagende Verſammlung der ganzen 
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EChriſtengemeinde zu Jexuſalem, in welcher nicht Apoſtel und Presbyter allein, ſondern alle 
Brüder, nad Apoſtelgeſchichte 15, 23 als Judenchriſten zum Umgang mit den Heidenchriſten 
wicht mehr die Annahme aller jüdiſchen Lebensregeln erforderten, oft das erfle chriſtliche Con⸗ 
cilium genannt, Das Muftermäßige, wovon man immermehr abwid, verdient ſpeciell be⸗ 
. merft zu werden. 1) Ohne Zweifel waren damals — im Jahre 47 oder im 16. nach Jeſu 
Tode !) — mehrere chriſtliche Synagogen im der volkveihen Mutterftant Jeruſalem. Dennoch 
Halten fie als eine Efklefia zufammen. 2) Ungeachtet Apoftel teilnahmen (Apoſtelgeſchichte, 
235,6), war dod „Berarhfhlagung und vieles Beſprechen“, aljo fein Vorausſetzen einer in- 
falliblen Entiheivung von denſelben. 3) Petrus nimmt exft, nachdem viel befragt worden 
war, das Wort, weniger jich voranftellennd ala 1, 15; 2, 14 u. j. w. 4) Die Gemeinde 
ſchweigt noch unentihieden und Hört die ſachkundigen fremden Miffionare 15, 12 über den Zu- 
fand der aus den Heiden befehrten Neumelfianer, 5) Aud der Gemeindenorfteher Jakobus 
macht 15, 20 nur Borigläge, daß man auf vierexlei Enthaltſamkeiten antragen (nit, daß 
man fie vorſchreiben) folle. 6) Die erfte von ihm vorgefihlagene Bedingung war umfaſſender 
als dad, wad am Ende 15, 29 die Gemeinde beſchloß. Wie unabhängig war alfo das Ge- 
ſammturtheil. Er trug an auf Enthaltfamkeit von allen Berunreinigungen bei ven Idolen. 
Am Ende wird nur gefordert, dad, menn Jüdiſchgeborene mit den riftianifirten Heiden ge- 
meinfhaitlihe Mahle (Agapen) Halten follten, jene gefichert jein müßten, daß a) nichts zum 
Dpfer an die Idole Beftimmtes, b) nichts Erſticktes und c) Fein Blut (wogegen dem Juden 
Efel angewöhnt war) ald Speiſe gegeben, auch d) nicht, wie bei den heidniſchen Opfermahlen, 
unzüchtige Luſtbarkeit eingemijht werben dürfte. 7) Die gemeinihaftlihen Liebesmahle, 
welde, am Abend zwijchen der Sabbatsverfammlung und dem Sonntag gehalten, allwöchent⸗ 
lich alle Ehriftianer gefellig zuſammenbrachten und an welchen doch, wenn die Mojaifchen 
Speifeverbote feruer auch für Ehriften verbinblicg geworden wären, die Judenchriſten nicht zu: 
gleich mit ben Heidendriften Hätten theilnehmen können, waren von unglaublich großer Wid- 
tigfeit für Verein und Berbreitung des ganzen Urchriſtenthums. Zunächſt betrafen daher die 
Beſchlüſſe zu Ierufalem zwar nur äußere Sitten; aber in der That lag dabei doch ſtillſchweigend 
pie Entſcheidung der Dogmatijchen Lebendfrage zum Grunde: ob Nichtjuden an dem jüdiſch ſich 
bildenden Meſſiasreiche Gottes Antheil nehmen dürften, ohne ſich allen moſaiſch-jüdiſchen Ge: 
fegen wenigſtens nod nach der Taufe zu unterwerfen? Phariſäiſch Gefinnte beharrten hierauf, 
gegen den Univerfalismus in der Ehriftuslehre des Apofteld Paulus, Apoſtelgeſchichte, 15, 5; 
21,20. 8) Die Verſammlungsbeſchlüſſe wurden gefaßt 15, 22 u. 23 von „den Xpofteln und 
den Altern, ſammt ber ganzen (Orts⸗) Gemeinde”. Aud das Berjammlungsicreiben er: 
laflen ‚„‚die Apoftel und die Altern und die?) Brüder“, ſodaß demnach die ganze Gemeinde ihr 
Stimmrecht ausgeübt und fi vereinigt hatte, (Wie weit die Überzeugung der Minorität ge: 
wahrt murde, ift nicht befannt.) 9) Die Formel 15, 28 war urjprünglic gewiß nicht fo ge⸗ 
dacht, wie ſpäter die meiften Goneilien fie fi beilegten: „Denn es hat gutgedünkt dem Heiligen 
Geifte und Uns.“ Es ift nad dem neuteftamentlichen Sinn, mo Heiliger Geift entweder die 
beiligende Kraft Gotted oder die gotigeheiligte Geſinnung in dem Menſchen bedeutet, nicht 
möglid, daß die erſte Ehriftengemeinde ſich gleichiam neben ven Heiligen Geiſt geftellt hätte. 
Sie jagen: Es hat gutgedünkt durch die heilige Geiftigkeit auch Uns, d. i. ebenjo ling wie 
euern drei Abgeorhneten, melde nächſtvorher in Vers 25 u. 26 rühmlichft genannt find, er> 
ſcheinen folgende Bedingungen zweckmäßig. Auf keinen Ball ſchrieb man fi Damals Heiligen 
GSeiſt zu ald Duelle untruͤglicher Einfiht, ſondern als heilige Willenserhebung und dadurch 
zur Wahrheit leitende Gefinnung. Joh. 16, 13; 1 Kor. 7, 40. 10) Der apoſtoliſche 
und kirchliche Gemeindebefhluß wurde, was äußerft wichtig bleibt,.nad 15, 29 nur für die 
Beihliegenden verbindlich. Der Mutterfirde der Heidenchriſten zu Antiohia wird dadurch 
wicht vorgeſchrieben. Das Synodalſchreiben endigt wur mit Empfehlung der Anträge: „Vor 
dieſen (viererlei Anföfigkeiten) euch bewahrend werdet ihr wohlthun und euch wohlbefinden!“ 
Dies erſte Beiſpiel eines vollſtändigen Gemeindeconciliums wurde ohne Zweifel in manchen 

1) ©. die Chronologie des Apoſtellebens Pauli in meiner Überſehung und Erklärung des Galater⸗ 
uud Römerbriefs (1831), ©. 58 u. 386. 

2) @ine Beriante wird hier merkwürbig. ** Irenaͤus, Athanae, die Vulgata und drei Haupt⸗ 
codices ACD haben die Worte „und die‘‘ vor „Brüder“ nicht. Man ſollte nach ihrem Tert aneinander 
fertlefen: „Die Apoßel umd die ältern Brüder.‘ Die Klerokratie wollte, das Gonciliumsfchreiben follte 
als hins von Ayofeln und den Presbptern ausgeiertigt erſcheinen. Auch auf bie Mebastion ber Mas 
nuferipte de Neuen Teftaments hatte die Hierarchie Einfing. 
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einzelnen, befonderd größern Gemeinden nahgeahmt, da Örtliche Gemeindeverſammlungen 
über ftäptifche Angelegenheiten auch unter ven Imperatoren noch zugelaflen waren; jiehe das 
Beifpiel einer folden ‚legitim‘ genannten weltlichen Ekkleſia zu Cpheſus, Apoſtelgeſchichte 
19, 39, wodurd zugleich die generellere Bedeutung des Worts Efflefia, ald Berfammlung 
der hervorzurufenden Stimmberechtigten, coetus evocatorum, belegt wird. 

Bon Concilien nad) der dritten Wortbeveutung, d. i. von flellvertretenden , findet ſich die 
erſte Nachricht bei Tertullian c. 14 de Jejuniis, aus der Zeit, wo er jhon eifriger Montanift 
war, alfo vom Ende des 2. Jahrhunderts. Er bemerkt dort, daß es römijche Staatsbeſchlüſſe 
und Regentenmandate gab gegen „manderlei Zuſammenlaufen“ (coitionibus opposita). 
„Gehalten aber würden per Graecias ®) an gewiffen Orten jene Goncilia aus allen Efflefien, 
durch welche jede höhern Dinge insgemein behandelt würden und die Nepräfentation alles 
deffen, was fich hriftlich nenne, mit großer Ehrerbietung gefeiert werde. Würdig jeies, daß 
man, unter Anführung der Glaubenstreue, ſich (aljo) zu Ehriftus verfamnile. Solde Eon: 
vente arbeiten unter Gebet und Faften.” (Bol. Apoftelgeichichte 13, 2 u. 3.) Auch Deutet der 
Gontert darauf, daß dieſe Nepräfentativconeilien von den Epijfopen geordnet wurben. Tertul: 
lian felbft Habe einft ala anweſend für dergleichen kirchliche Convente geredet. „Und wenn num 
. wir (d. i. die Montaniſten) in verſchiedenen Provinzen aud im Beifte (d. i. auf unfere geiftigerr 
Meife) dergleihen feiern, fo ift es (jagt er) ein Gejeg einer miteinander dargeftellten heiligen 
Sadıe.” Man fieht alfo, daß auch diefe fogenannten Bneumatifer dergleihen Zujanımen: 
fünfte als der hriftlichen Gemeinfhaft und Ordnung fehr förderlich betrachteten und nachahmten 

Aber auch wider dieMontaniften wurden foldye gehalten. (S. Eufebius, „Kirchengeſchichte“, 
5,16.) Nod mehrere aber wegen ded Streits: ob auch die Ehriften am 14. nach dem erften 
Neumond ihr Paſcha, d. i. ihre an die erfte Stiftung des Abendmahl erinnernde Feftmahlzeit, 
halten follten, wie dies in der Provinz Aſien ald von dem Apoftel Johannes jelbft berfömm: 
lih*®) fo feftgehalten wurde. Der epbeflfche Biſchof Volykrates fagt, daß er viele Biſchöfe bes: 
wegen bei fi zufammengurufen aufgefordert war. (Eufebius, „Kirchengeſchichte“, 5, 24.) 

Dagegen wagte der römische Biſchof Victor (fo anmaßlich wurde man, nachdem die ähri- 
ften faum unter der fchlaffen Negierung des Bajtards der Antonine, des Gommodud, einige 
Ruhe erhalten hatten!) das Veifpiel zu geben, daß er die Aſiaten, folange fie in dieſem Ri 
tus nicht mit dem Ritual Noms übereinfämen, für ausgeſchloſſen aus der Gemeinſchaft mit den 
unter ihm vereinigten Rejidenzgemeinden erklärte. (Gujebius, „Kirchengeſchichte““, 5, 24 u. 25.) 
Diefed Verlangen aber, daß die Übereinſtimmung mit Nom nothwendig jei, murbe von 
Irenäus zu Xyon, von Bachyllus zu Korinth, auch von den Paläflinern und Syrern nod 
ebenjo wenig ald zu Epheſus einmüthig zurückgewieſen. 

Bielmehr blieb felbft im erften Theil ded 3. Jahrhunderts noch, da Cyprian mit meh: 
reren afrikaniſchen Provinzialconcilien die Nichtgültigkeit der Ketzertaufe oder das Alleinjelig- 
machende der orthodoren Kirche unter dem alleinheiligmahenden orthodoren Epijfopat gegen 
den hierin tolerantern römifchen Biſchof Stephanus heftig behauptete, dennoch, auch nad 
Eyprian’s eigener Erklärung, der Grundfag: daß (ungeachtet der Provinzeoncilienbeichlüffe) 
jeder vorgefegte Biſchof in Verwaltung feines Kirchenſprengels das Recht feiner freien Über: 
zeugung behalte und nur dem Herrn über jein Handeln Rechenſchaft zu geben babe. ©. das 
Ende der Epist. 72 ad Stephanum Papam de Concilio, p. 130 der würzburger Ausgabe. 

Die Brovinzialconeilien waren in der preihundertjährigen Zeit, wo vom Staat noch feine 
Vollſtreckungshülfe, vielmehr oft Verfolgung zu erwarten war, für die Epiſkopen pas beſte 


3) Der ungewöhnliche Plural per Graecias, welchen Mosheim dadurch ſich erflärt, daß er das ei⸗ 
gentliche und das aſiatiſche Griechenland, vielleicht auch noch magna Graecia in Italien zuſammenfaſſe, 
macht mir die Lesart zweifelhaft. Vermuthlich ſchrieb Tertullian per paroecias. Ohne ein beſtimmtes 
Land zu nennen, ſagt die Stelle: Man iſt unter Veranſtaltung der Biſchöfe gewohnt, im Umfreis ber 
Ghriftengemeiuden foldye Berfammlungen zu balten ıc. Den Abfchreibern war das Wort paroecia (Be: 
meinderprengel) unbefannter. Sie rierben auf ein befanntıres Wort. Aber außerdem, daß der Plural 
ungewohnt wäre, ift es auch an ſich unmwahrfcheintich,, daß die von riechen bevohnten Länder cher als 
andere Goncilien hatten. Die ältere vepublifanifche Neigung der Griechen, fich ſelbſt zu berathen, war 
durd; Römer lüngft bei ihnen fo fehr als anderswo unterdrückt, Much waren gerade die Synoden gegen 
die Montaniften, welche nach Bufebius „„Kirchengefchichte‘ zu Hierapolis sc. gehalten wurden, außerhalb 
ber Griechenlaͤnder. 

4) Gbendort, wo Johunnes gelebt hatte, war es demnach als Tradition erhalten, daß Jeſus fein leg 
tes Paſcha, nach welchem er das Gedachtnißmahl feiner Hinrichtung veranlaßte, zu gleicher Zert wie bie 
Juden gefeiert Habe, Gin zur Erklärung von Joh. 18, 28 merlwürdiges, doch unbenugtes Datum. 
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Mittel, was fie ordnen wollten, bei ven Gemeinden geltend zu machen. Was ver einzelne Bi- 
ſchof am feinem Ort nicht durchgefſetzt hätte, dad galt, wenn er ed nun won der Verſammlung 
der meiſten Provinzbiſchoͤſe, die ihre anhänglihen Presbyter dahin mitnahmen, als gemein: 
ſchaftlichen Beſchluß nad Haufe brachte. Sein eigenes Gutdünken aber blieb dem einzelnen 
Biſchof, auch wenn er damit auf den Concil ih der Minvrität blieb, doch, nach dem ſoeben 
angeführten Cyprianiſchen“) Grundfag, noch nah Wunſch gefihert. Daher wurden, fo lange 
diefer Grundfag galt, die Didrefan: und Provinzverſammlungen, fomeltes die Werfolgungen 
und andere Äußere Umſtände geſtatteten, fehr gern gehalten. Erſt in fpäterer Zeit finden wir 
den Kanon, daß viefe Zuſammenkünfte nicht verfäumt werden follten, öfters wiederholt. Gin 
Beweis, daß fie natürlich den Biſchöfen nicht mehr fo angenehm waren, feit von den größern, 
kaiſerlich beftätigten Goncilien die ſtaatsrechtliche Anfiht, daß vie Entſcheidung der Mebrbeit 
alle binde, and auf die Provinzverſammlungen überging und die frühere Unabhängigkeit des 
einzelnen Biſchofs, feinen Sprengel nur nach feinem Gewiſſen zu regieren, immermehr 
befähränfte. 

Gerade folange die Staatsmacht von der Kirche getrennt und oft fogar gegen fie verfolgend 
war, mußte die Menge, die plebs genannt, um fo verttauensvoller, ja gebuldiger an den 
für Erbaltung ber Genteinſchaft fürſorgenden Bifhof und den fehr lebhaft zufammenmirfenden 
Biinofevcrein, das allgemeine Epiſkopat ®) genannt, ſich anſchließen. Die Noth prängte zu 
Feſthaltung der Enprianifchen Regeln: „Du follit wiffen, daß der Biſchof in der Gfflefia und 
Die Efflefia, als die dem Hirten anbangende Heerve, im Biſchof ift, und wer nicht mit dem Bi— 
ſchof iſt, mit den Prieftern Gottes nicht Friede bat, micht in ver Efflejla fein Fan (69, 220, 
vgl. 27, 67); feiner aber ein Chrift fein fann, der nicht in der Ekkleſia ift (52, 129), und 
Sündenbergebung mtr in und durch diefe heilige Efklefia gegeben werden kann (70, 223; 
73, 235), wie überhaupt ein Heil außer der Gfkleita fein könne“ (73, 243). 

Diefe die Gemeinden fe zufammenhaltende Ginheit des allgemeinen Epiſkopats, welches, 
den römiſchen Primat anerfennend, doh daraus (61, 227) feinen Gehorfam gegen den— 
felben folgern ließ, wurde nicht nur durch die Unmöglichkeit, ohne förmlichen Atteft des Bi— 
ſchofs ald Gemeinveglied Aufnahme zu erhalten, jondern auch noch befonderd durch die unmits 
telbaren Zuſendungen von Bertrauten der Bifchöfe, melde die Coneilienbeſchlüſſe mittheilten 
und mündlich erläutern fonnten, ſehr eultivirt. Selbft Kappadocien war von Karthago nicht 
zu weit entfernt, daß nicht im Jahre 256 dem dortigen Bifchof Firmilian die für die biſchöfliche 
Gewalt jo wichtigen Concilienbeſchlüſſe bis von Afrika und Numidien aus durch einen eigenen 
Diafonus communicirt wurden, wogegen vieler (75, 257) die gemiß erwünfchte Ber: 
ficherung ertheilte, daß auch dort alljährlich die Zufannenfunft der Senioren und Gemeinde: 
vorfteher als Nothwendigkeit beobachtet merbe und gegen alle die Keger oder Antichriften die 
alleinige Gültigfeit der Taufe des vereinten Epiſkopats feithalte. 

Wir lernen aus eben diefem Schreiben, daß fogar noch ausgedehntere Goneilien zu Iko— 
nium in Phrogien im Beifein des Firmilian ?) gegen die Gültigkeit der für die rein orthoboren 
Epifkopen präjudicirlichen Kepertaufe gehalten wurden, wohin man aus Galatien und ven 
übrigen benachbarten Ländern (259, 267) zum Firchlichen Decretiren zufammenfam. Dies 
kann in diefen Gegenden um fo weniger unerwartet fein, da Galatien, von friegsluftigen 
freien Gelten bejegt, längft republikaniſch durch jährliche Repräfentativverfammlungen re— 
giert wurde. ®) 

Drtlih nahe Berfammlungen mußten auch für das hriftliche Kirchenweſen zweckmäßig und 
meift wohlthätig fein, weil bis dahin großentheild nur praftifhe Einrichtungen regulirt wur— 

ven, ſodaß man dogmatifche Überzeugungen nicht leicht der (dafür fo wenig paffenden) Ent: 


5) ‚„Habeat in ecolesiae (suse) administratione voluntatis suae arbitrium liberum unusquis- 
que praeposilus, ralionem actus sui Domino redditurus.'‘ Ebenſo Epist. 73, p. 246: „Nemini 
praescribentes aut praejudicantes, quo minus unusquisque episcoporum, quod putat, faciat, 
habens arbitrii sui plenam potestatem,‘ 

6) Cum sit a Christo una ecelesia per totum mundum in multis membris divisa, item Epi- 
scopatus unus multorum episcoporum concordi numerositate diffusus. Cypr. Ep. 52, P. 130. 
(ef. Ep. 30, p. 73; Ep. 68, p. 213.) , 

7) Gr fpricht zweimal davon in der erfien Perſon: confirmavimus und tractavimus, wonach 
MWald) in feiner Conciliengeſchichte zu berichtigen ift. 

8) Strabe, 12. Vgl. Wernsdorf, De Republ, Galatarum (Rürnberg 1743). 

Staats⸗Lexikon. III. : 
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ſcheidung durd; Stimmenmehrheit ausjegte. Wenn je eine feinere Ketzerei geahmt werben 
follte, wurde noch ver Weg der Überweifung durch Geübtere, wie bei Beryll (durch den ber- 
zugerufenen 9] Origenes), gern verfudt. Ohne Zweifel wirkte hier, wenn aud nicht deutlich 
gedacht und ausgeſprochen, die Grundeinſicht, daß äußere Anordnungen und Rechte, weil ſie 
für das Sichtbare beſtimmt ſind und auch durch die Rechtsbeſchützung aller oder wenigſtens der 
Mehrheit erhalten werden müſſen, wol durch Stimmenmehrheitt derer, die dad N—tzliche nad 
Erfahrung beurtheilen, decretirt oder abolirt werben bürfen, daß hingegen Beurtheilung bed 
Wahren, infofern ed ald das Unfihtbare von der feltenen, bejondern Stärke und Übung der 
Geiſteskräfte abhängt, nicht anders ald wider die Natur der Sache und mit Gefahr endlojer 
Zerrüttungen und Willkürlichkeiten dem Entſcheiden durch Stimmenmehrhoit unterwürfig zu 
machen iſt. 

Die Vernachläſſiguug dieſer Unterſcheidung iſt's, was die folgenden Jahrhunderte, ſeit das 
chriſtliche Kirhenwefen durch Kaiſer Konſtantin eine legitimirte, dann bevorzugte, bald aber allein— 
herrſchende Staatsreligion geworden war, bei einer faſt zahlloſen Menge von größern Conci— 
lien doch immerfort in das Gegentheil von Conciliation und noch viel mehr in eine Folgenreihe 
und Kette unerweislicher Lehrgebote und Formeln verſtrickt hat. Der Urſprung des Ehriften: 
thums war ein ganz anderer gewejen. Der jüdiſch prophetiſche nationell beſchränkte Begriff, 
wie eine äußere Theofratie, ein Gottesreich des jüdiſchen Volks Gottes durch ihre Geſetzge⸗ 
bung, Sitten und Eultus über alle Welt gebieterifch vorherrſchen follte, wurbe durch den Geift 
des Meſſias oder Chriftus Jeſus in das Ideal einer allgemein möglichen, dem heiligen Wollen 
Gotted gemäßen Weltregierung erhoben und vergeiftigt. Damals war jhon das eigentlide 
„Glauben“, das bis zu Empfindung und zweifellofem Bertrauen fleigende Überzeugtiein, 
an die Vielgötterei vielen Nachdenklichern nicht mehr fo recht möglich, weil die uralte davon 
nicht wohl zu trennende Mythologie diefen alten Göttern gar zu viel Unglaublices aneignete. 
Selbft die in Ägypten verſuchten philoſophiſch-allegoriſchen Umdeutungen deifen, was Homer 
und Hejiod geglaubt und dichterifch veranfhauliht hatten, konnten jegt, ftatt zum Glauben, 
fon nur zum Grübeln und eigenmwilligen Auslegen hinleiten. Unvermeidlich iſt's, daß das 
Pofitive jeder Religiondform in gebildetern Zeitaltern deſto unglaublicher zu werden beginnt, 
je mehr fie von ihren früheften, aus einer jinnlider gläubigen Zeit Aammenben Traditionen 
nicht frei und unabhängig gemacht, nicht ftatt beſchränkter Begriffe das Ideale jubitituirt wer: 
den fann. Es kommt eine Periode, wo viele „Bedachtſame“ und alfo im eigentlichen Sinn 
‚„Religiöje an das unglaublih Gewordene nicht mehr glauben können, wenn jie glei jehr 
gern etwas Glaubliches glauben wollen, 

So geftimmten, dem Monotheismud bereits nahen, zur Andächtigkeit geneigten, aber 
des Heiligen Stoffs dafür beraubten und ungern entbehrenden Gemüthern, deren in der gleich— 
zeitigen Heidenwelt ſchon viele waren, die deswegen dem Wejentlichen des Judenthums, dem 
Ootteinheitöglauben, ſich näherten (Apoftelgeichichte 13, 43,48; 17,12; 18,19; 19, 26), 
brachte nun das Urchriſtenthum die immer do etwas Außeres und Sinnliches mitbringende 
Jpealität von einem „Gottesreih für alle Völker” mit populären Enthufiasmus entgegen. 
Dazu jollte ſich jeder einzelne ald ein zu Gott, dem Heiligen und allgemeinen Vater, kindlich 
ſich erhebender Geift vorerft jelbjt bilden. So begann das Beſſerwerden ganz naturgemäß nur 
von dem Wollen, welches jeder einzelne in feiner Macht hat. Aldvann folgt erft jichere Ber: 
bindung mehrerer, wenn jie einzeln ſich vorbereitet hatten. Auch alle dadurch brüderlich Ver: 
einte, Arme mit den Reihen, Sflaven mit den Herren, die znrüdgefegten Frauen wie die 
Männer jollten alsdann örtli in einen Verein der Ausgewählten Gottes (Efflefia) ſich fo ver- 
binden, daß Schritt für Schritt, Ort für Ort ähnliche Vereine des ‚„„Heren‘ (von Kyrios her 
Roriafä—dominicae genannt) fih ununterbrochen aneinander anſchlöſſen, bis dadurch, ohne 
Geräuſch und faſt unbeachtet (LEucas 17, 20), Diſtricte, Provinzen, Reiche, ja die ganze 
bewohnte Welt in das beabſichtigte Gottesreich verwandelt wäre. Ein äußerſt einfacher, un— 
theoretiſch volksſthümlicher Weltumänderungsplan, deſſen alles Künſtliche überbietende Ber: 
wirklichung ſeine innere Richtigkeit bewieſen hat. 

Dieſe Vereine oder Gemeinden, welche auf den andächtigen Glauben und den durch die 
Geſellſchaftlichkeit gefiherten Vortheil aller einzelnen gegründet waren, erwuchſen anfangs in 
ſolch brüberlihem Gleichheitsſinn, daß fogar der fehlende zmölfte Apoftel nach Vorſchlägen der 
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86) ©. Ullmann’s Hallefches Weihnachtsprogramm: De Berylio ejusque doctrina (Hamburz 
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eilf übrigen von der ganzen erften Gemeinde aus zweien für gleich gut geadhteten, alfo ohne 
Vorausſetzung einer dem Wählbaren von oben ſchon gegebenen Infallibilität durch dad Los und 
dann bie Diafonen oder Gehilfen nad perfönlicher Kenntniß gewählt wurden (Apoftelgefchichte 
1, 23— 26; 6, 3).. Da aber in ven Johannesgemeinden nach Apof. 1, 20; 2,1.8.12 u. ſ. w. 
ſchon ein einzelner über das übrige Presbyterium wie über die Gemeinde ald „Schutzengel““ 
oder Epiffopus gehoben war, wurden bald die vielen nit weit voneinander zerftreuten Ge— 
meinbevereine durch die wenigen Epiſkopen, deren jeber in feinem Kreife wie ein Stellvertreter 
der Apoftel ſelbſt galt und ji mit allen feinedgleihen zu einem alleinigen Univerfalepiffopat 
feft verbunden hielt, in einen äußerft wirfjamen Organismus vereinigt. 

Dieje ftatt ded Zwangs auf dem Blauben und Wollen der meiften radicirte kirchlich-ariſto— 
kratiſche Organifation hatte ſich wie ein Neg von einer Parodie (Diöcefe) zur andern über das 
Römer: und Perferreih, überhaupt ohne an Landesgrenzen gebunden zu fein, durch die So— 
dalitätäfraft 19) ebenjo ſehr ald duch die Wahrheit der hriftlih meſſianiſchen Hauptideen 
ausgebehnt. 

Natürlich weckten überall die vom Mangel bedrohten Opferpriefter,, beſonders wenn Übel, 
die man dem Zorn der Götter zufhrieb 1), einbrachen, Argwohn und Berfolgungswuth gegen 
die „‚götterlofen‘ Chriſtianer. Noch ſchlimmer aber war's, daß gerade die Fräftigern Im— 
peratoren ded 2. und 3. Jahrhundertd das unverfennbare Sinken des Reichs durd eine 
erzivungene Wieverherftellung des „alten Römerthums”, alſo durd das Gegentheil des chriſt⸗ 
lich-theokratiſchen, friedlich vehtwollenden Sinnes und folglich durch Unterdrückung dieſer 
„Conföderation“ verhüten zu müſſen meinten. Dennoch widerſtand dieſer Macht der Opfer: 
prieſter ſowol als den ſtrengern Staatsregenten die ſchon beſſer organiſirte Epiſkopalhierarchie 
durch ihre bis zum Märtyrerthum ver duldend ſiegenden „Kämpfer Chriſti“ begeiſternden Ver— 
heißungen ewiger Seligkeit. So oft aber unter ſchlaffern Regenten ſie weniger geſtört und 
beengt wurde, gewann das auf Einwilligung und Volksthümlichkeit gebaute lokale und univer: 
ſale Epijfopalregiment defto gröpern Zuwachs. Nachdem aud die graufamfte Verfolgung 
unter Decius nicht viel Davon zu erfliden vermocht hatte, Fonnte nad) einer lange nachgiebigen 
Herrihaft Diocletian’8 Galerius, einer der drei Mitregenten, überweijend 12) zeigen: Rö— 
miſches Heidenthum und firhlihschriftlice Theofratie ſtänden bereits jo gegeneinander, daß, 
wenn dieſe nicht mit unerbittliher Gewalt ausgerottet würde, allernächſtens die Kaifer jelbft, 
deren Hof, Heer und Beamtenwelt von erklärten Ehriftianern voll war, ihre Staatsreligion 
zu vertaufchen genöthigt wären. Daher dann der legte entſcheidende, ſchlau genug nicht gegen 
die Menge, fondern beftimmt gegen alle Borftände und die Befigungen der Kirchen gerichtete 
Berfolgungsfturm. 

Und wer weiß, was, conjequent wider die Hirten der Heerden und deren äußere Hülföquellen 
fortgejegt, der Zweikampf des Alten mit dem Neuen bewirkt haben könnte, wenn nicht der vierte 
der Zugleihhregierenden, Konftantius, feinem perſönlichen Charakter nach ein nicht blos theoreti= 
fcher, jondern praktiſch meijer Verehrer eines einen für alle wohlthätigen und gerechten Gottes 
geweſen wäre, den ganzen minder verfeinerten aber thatfräftigern Weften von den germanischen 
und italienischen Grenzen an außer der Verfolgung gehalten und feinem Sohn Konftantin eine 
gemüthlihe Vorliebe für den jittlich beffernden Monotheismus und eine politifch Eluge Neigung 
für Gultusfreiheit anerzogen hätte. 

In dieſe gedrängte Entitehungsgefhichte der damaligen Weltlage muß der Staatsfundige 
tiefer bineinblicden, wenn er ald Menſchen- und Rechtskenner richtig faſſen und beurtheilen will, 


10) Die wirkſamſte Art von Ausbreitung if nicht die gefeggebende, nicht die politifch zwingende, 
auch nicht die wifenichaftliche und literarifche, fondern die mündlich, im Umgang, in Privatbeiprechuns 
gen, bei Agapen, von Haus zu Haus, von Dorf zu Dorf id) fortpflangende. „Neque enim civitates 
tantum", fchreibt der richtig beobachtende Statthalter Plinius, „sed vicos etiam atque agros... 
contagio pervagata est‘ (Ep. 97). 

11) Post Alexandrum Imperatorum ... terrae motus plurimi et frequentes extiterunt, ut et 
per Cappadociam et Pontum multa subruerent... ut ex hoc persecutio quovis gravis adversus 
nos christiani nominis fieret. Firmiliani Ep. 97 ad Cyprian p. 261. Dod war persecutio illa non 
per totum mundum, sed localis. 

12) Hierüber erhält, wer dergleichen Memoiren zu lefen und zu deuten verſteht, die geheimern Aufs 
fchlüffe in dem Auffag: De mortibus persecutorum, von Lartantius, welcher, als Mhetor in Diocle⸗ 
tian's Balaft felbft benugt, beiderfeitige Hof: und Staatsintriguen, foweit es ihm als Gelehrten und 
als Chriften möglich war, beobachtete. — 

“ 
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was nun Konſtantin und feine zwiſchen dem Orient und Decident der ungeheuern Reichsaus- 
dehnund ſich theilenden, immermehr byzantiniſchen als römiſchen Nachfolger wegen des ohne 
der Staat entſtandenen geſammtepiſkopaliſchen Chriſtenftaats überhaupt und beſonders auch 
durch die Epiſkopenverſammlungen oder Concilien gethan und beabſichtigt haben. 

Konſtantin war, wert man in feinen Edicten und Thaten Politik und Geſinnung pfychole— 
giſch genau ſcheidet, offenbar aus Überzeugung Monotheift, doch mehr nad Theorie alß, wie fein 
Vater, um der praftifch edeln Folgerungen willen. Seine Rivalen fügten ſich auf das heidni— 
ſche Nömerthun, bie Politit mußte ibn die Chriſten durch Vorzüge zu begimmfligen bewegen, de: 
nen er ald Monotheift blos fidh genähert Haben würde. Denn large foricht er zwar mit Affeet 
von dem „Gott über alles, ald vem Heiland’ (faſt fo tie in den und befannten Urkunden der 
Heiligen Allianz, welche dreierlei Kirchen damals ald verbündet zu behandeln und daher aller: 
meift unter den einen Heiland, Gott, zu fteflen hatten), aber gar nicht oder auffallend wenig 
ſpricht er noch von Chriſtus. 

Je weiter dann aber Konftantin auf feiner Groberungsbahn, wo die Ehriften für ſich wie 
für ihn das Außerfte wagen mußten, glücklich fortfchritt, deſto eifriger gingen, nie feine Anord⸗ 
nungen beweifen, feine Wünfche blos auf ein ruhiges Nebeneinanderftellen beider Religions: 
parteien. Eintracht imganzen Staate und Entfernung der Tnrannetoder Willtürberrfchaftmwaren, 
mie er mwörtlih(Eufebius, „Leben Konſtantin's“, 2,65) und durch die Thatfachen erklärte, feine 
Regierungdzwede. Gerade daraus aber, weil er unaudgejeßt in diefen politifchen Hoffnungen 
gearbeitet hatte, wird es begreiflich, wie ber nächſt vor der Feier feiner Bicennalien entftandene 
neue Epiffopalftreit in dem ohnehin nie ruhigen Alerandrien ihn fo jehr in Bewegung fepen 
umd zu dem eriten Beiſpiel einer von den flreitenden Gegenden auf faiferlihen Wagen zu: 
famnengebolten, vom Imperator präjidirten Epiffopenverfammlung, die für die von ibm be: 
herrſchte Dfumene oder „cultivirte Welt” allgemein geltend — öfumenifh werden follte, be: 
ſtimmen fonnte. 

Schon die Donatiftifhen Kirhenftreitigkeiten in Afrifa, welche hauptſächlich auf dem Vor: 
urtheil beftanden, daß nur ein von äußerlich Rechtgläubigen eingefegter Biſchof ſeligmachende 
Saframente adminiftriren könne, und welche alſo die Gläubigen über die individuelle Amıs- 
würdigkeit des Epiffops immer ängftlih machen mußten, hatten Konftantin 311—316 blos ald 
eine Staatdangelegenheit behandelt, welche, weil fie Unruhe made, unter feiner Autorität bei: 
gelegt werden müffe. Daber verfuchte er dad vorher unerhörte Mittel, Regierungscommiſſionen 
aus Weltlichen und Epifkopen zugleich in großer Anzahl und auf Staatäfojten zur Aburtbeilung 
darüber anzuordnen. (Eufebius, „Kirchengeſchichte““, 10,5, 6.) Offenbar waren die beorderten 
Biſchöfe dabei nur ald Erperten (Sahfundige), um den Inhalt des Streits ins Klare zu bringen. 
Die Entiheidung erfolgte im Namen ded Staats. Und da das Donatiftiihe meift äußere Rechte, 
die Frage nämlich: ob ein der Nachgiebigkeit in Verfolgungen Verdächtiger zum Bifchof mählen 
oder gewählt werben dürfe? betraf, fo fonnte auch das Ganze als Rechtsſache abgetban werden, 
wenn nur, worin nad den kirchlichen Grundfägen dad Recht beftand, durch die kirchlichen Mit: 
glieder der Regierungecommilfion erörtert war. 

Sehr verfchieden war die Streiturfacdhe zu Alerandrien. Hier betraf ed ganz ein Dogma. 
Aber auch bier betrachtete es Konftantin nur infofern e8 die Staatörube bedrohte. Wenn er 
ſchon mit der Chriftologie genauer befannt und nicht noch mehr Monotheift als Ehriftianer ge: 
weſen wäre, mie hätte er denen, welche über das „weſentliche im Verhältniß Ehrifti zu Gott“ 
ftritten, dem Biſchof Aleranver und deifen Bresbyter Arius, im nleihem Maße ſchreiben laffen 
fönnen, daß ihrer Streitjucht ein Eleinlicher und leicht zu beendigenver Vorwand zu Grunde 
liege und daß „über dergleihen Dinge nidyt gefragt und geantwortet hätte werben ſollen, weil 
fie nämlich nicht über ein Hauptgebot oder neuen Cult (nur über eine Lehreinficht) uneinig 
feien.” (&ufebius, „Leben Konftantin’8”, B. 2, 68—70.) - 

Nabe war demnach der Kaifer vor dem nicänifhen großen Goncil von 325 der Einfidt, das 
das Wahre in Lehren nicht durch Autoritäten, Macht und zufällige Stimmenmehrheit entſchieden 
werden könne, jondern mie in der Philoſophie (Eufeb. 2, 71) der nur mit der Zeit möglichen 
MWirkfamfeit der Gründe und Gegengründe frei überlaffen und nur äußere Ruheſtörung ab: 
gehalten werden follte, 

Aber allzu gewaltig war ſchon das in der Volksmeinung radicirte Epiffopalregiment, weil 
das Seligwerden allein durch Vereinigung mit dem einzelnen Bifchof, ald dem den Apofteln 
fuccedirenden Verwalter der Geheimniffe und faframentlihen Gmaden Gottes, möglich ſei, die 
Legitimität des Biſchofs aber von feinem Anerkanntjein im allgemeinen. Epijtopat abhängt. 
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Wegen biefer feit ein paar Jahrhunderten ſchon wie ein Ehriftenftaat im Heidenftante erzeugten 
Epiſkopalmacht alfo ließ Konftäntin mehr ald 300 folder Kirdenmagnaten in die Nähe feiner 
orientalifhen Hauptftabt, nad Nicäa, zufammenbringen, nicht um durch fie auf ven Grund ber 
Sache einzubringen, fondern, wie er fie aud) durch perſönliches Zureden dazu vermochte, ein ver 
Staatöruhe förderliches Übereintommen für eine gemeinſchaftliche Lehrformel zu bewirken. 

Anders allerdings wurde die Sache von den Bilhöfen genommen. Sie, die ſchon als heilig 
und felig Betitelten, erfchienen in dem chriſtianiſchen Gottesreich ald Chriſti Stellvertreter. Wie 
viel Chriſtus perfönlich gelte, war alfo für fie nicht eine kleine Frage. Wir müflen auf deren 
Entjtehung zurüdbliden. In feiner perfönlihen Erfheinung muß der Begründer des Ur— 
chriſtenthums einen außerordentlich mächtigen Eindruck gemacht haben. Die Dämonicirenden er: 
ſchütterte jein Anblid. „Bir fabhen‘‘, jo wird in Namen feines Xieblingsjüngers im Johannes: 
evangelium geichrieben, ‚feine Majeftät wie die eines Ginzigartigen von Gott.” Ungeachtet er 
fo kurze Zeit perſönlich gewirkt hatte, war doch der Eindruck, daß er wie ein Übermenfhlicer, 
wie ein Göttlichgeftalteter (Bhilipp. 2, 6—11) fid) gezeigt und durch den tiefiten Gehorſam 
gegen Gott gewiß alsdann die höchſte Geifteserhöhung erhalten habe, fortdauernd. Die gno— 
ftifche (wie jie meinte, das Wahre „tief erfennende‘) Vorftellung, daß ev ein mit heiligen Gin= 
jichten begabter Menjchengeift geweien fei, auf ven fich eine hohe Gotteskraft ober ein befonderer 
Mittelgeift, Chriftus, einwirfend herabgelaffen habe, misfiel als viel zu gering immermehr. 

Bald entftanden aljo jpeculative Theorien, wie ji der in ihm ſichtbar gewordene Meſſias— 
geift zum einen Gottesweſen verhalte? In Paläſtina war der Begriff: der meſſianiſche Geift 
als folder habe vor der Weltihöpfung in Herrlichkeit bei Gott präeriftirt, jodaß, wenn er, ber 
Heilftifter (Soter), nit zum voraus dageweſen wäre, eine jündige Menfchenwelt gar nicht ge: 
ihaffen fein würde. Bon Jefu felbft wird Joh. 17, 4. 5 die damit parallele Bitte an den Va— 
ter, ald den alleinigen Gott, aufbewahrt, daß, wenn er jein Meſſiaswerk vollendet haben werde, 
ihm bei dem Vater die Herrlichkeit wieder werden möge, melde er bei demſelben, ehe die Welt 
ward, gehabt habe. Cine zweite Theorie ging von altteflamentlihen Stellen aus, dap die jid) 
offenbarende Weisheit (Sophia) ald ewige Vollkommenheit und faft wie eine beſondere Perſon 
(Sprihw. 8, 22— 31) in Gott fei, alles Werdende durch jie werde und der Meſſiasgeiſt jelbft 
in Jeſus fo herrlich erfchienen ſei, weil der alleinige Gott jelbft, aber beſonders ala jene ji 
offenbarende Wetsheit, in ihm jich vergegenmwärtigt, ihn zu feinem Sohn gemacht habe. 

Alerandrinifh jüdiſche Gelehrte, nody vom Urchriſtenthum unabhängig, hatten fi eine 
dritte Theorie gebildet, nach der jene Weisheit im weltlichen Gott ewig war und blieb, aber daß 
der Ewigreine, da er alles Nichtvollfommene werden laffen und doch unmittelbar mit dem Nies 
drigern ſich nicht befallen wollte, aus jener Weisheit einen mit allen Iveen und Kräften für bie 
Weltſchöpfung erfüllten, göttlich erzeugten Geift verfönlich hervorgehen ließ, welchen fie daher 
den Weisheitfprehenden (Rogo8) und einen zweiten Gott nannten, auch alle Offenbarung 
Gottes unter den Menihen von demfelben ableiteten, jüpifher Hoffnungen auf einen Meijiad 
aber dabei nit erwähnten. Das vierte dagegen in diefer Beziehung war, daß dieje außer— 
paläftinifhe Vorftellung von einem Loges, der „bei dem (eigentlichen) Gott“ als ein Gott ſei 
und durch den alled werdende, die Welt ſowol als das geiftige Licht für die Menſchenwelt, werde, 
im Eingang des Johannesevangeliumd auch in das LIrchriftlihe aufgenommen und daraus die 
Erklärung abgeleitet wurde, warum in Jeſus jene Majeftät eines in jeiner Art einzigen Gottes— 
ſohns zu jehen gewejen fei. Der im Menichenleib (dem Fleiſch) Jeſu nad der paläftinifchen 
Theorie erſchienene Meſſiasgeiſt nämlich ſei gerade eben derſelbe, den die alerandrinifche Theorie 
den Logos Gottes, den vor aller Schöpfung bei dem Gott ſeienden zweiten Gott, nenne. 

So theologiſch die Darftellung dieſer vielerlei jpeculativ gedachten Möglichkeiten klingt, fo 
nöthig ift die gedrängte Notiz davon doch aud dem Staatsrechtskundigen, wenn ihm nicht die 
Probleme, über melde in jo vielen Goncilien geftritten und mehrere Jahrhunderte hindurch die 
Staatsruhe gefährdet wurde, ja ſogar auch zu unjerer Zeit aufs neue leicht gefährdet werden 
könnte, wie etwas blos Willfürliches und gleihjam aus den Wolfen Gefallenes und vom bloßen 
Eigenſinn Aufgerafftes erfcheinen follen. 

Ale alerandrinifhen und auch andere etwas philofophirenden Kirhenväter waren im 
2. und 3. Jahrhundert für die vierte Theorie, daß der Mefjiasgeift und der Logos einer: 
lei, alfo jener audy der fecrundäre Gott fei, durch welden der Gott über alles, ald durch einen 
von ihm auögeftatteten und unmittelbar erzeugten Geift, alles librige gefchaffen und von jeher 
ſich den Menſchen geoffenbart habe. Dagegen wurde die zweite Theorie, daß Gott ſelbſt, jedoch 
nur als ewige Weisheit und Wundermacht, in dem Meſſias unmittelbar gewirkt habe, in Sa— 
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bellius, Paul von Samofata und andern verfegert; ſowie gewöhnlich das Feinere die Stinnmen: 
mehrheit lange nicht für fich gewinnen kann. Solange indeß der Chriſtianismus noch der Viel: 
götterei verfolgt gegenüberftand, war ed immer bei ven Apologeten deſſelben eine nicht ganz un: 
beliebige Art von Verähnlihung mit derfelben, wenn man zwar den eigentlichen „Gott über 
Alles“ monotheiftifch , aber doch auch einen von ihm abgefonderten hoben Geift als einen unter: 
georbneten Gott befannte. 

Jetzt aber, da die hriftliche Epiffopalfirche hauptſächlich wegen der Gotteinheitälehre der 
Vorliebe des Imperator verfihert wurde ind das alte Kehren von einem ‚zweiten Gott außer 
dem Gottesweſen“ mit dem nunmehr bevorzugten Monotheismud weniger vereinbar erfäien, 
fanden die Kirhenobern zu neuen theoretifhen Verſuchen Anlaß genug; beſonders dort, mo die 
Theorie von dem Logos, als ſecundärem Gott, gleihjam zu Haufe war. Ein tieffinnig dialef: 
tifcher Presbyter, Arius, hielt feft an vem alexandriniſchen zweiten Gott, ald untergeorpnetem 
MWeltihöpfer und Offenbarer, dachte aber dennoch die höchſte Gotteinheit dadurch mehr zu ſchützen 
und hervorzuheben, daß er in den härteſten Ausdrücken den zweiten Gott, Logos, als einen ge— 
ſchaffenen und einſt noch gar nicht geweſenen beſchrieb, welcher, aufwärts mit dem einen Gottes— 
weſen verglichen, unendlich viel tiefer ſtehe und nur abwärts gegen alles, was durch ihn ge— 
ſchaffen ward, für alles dieſes Nichtvollkommene ein Gott, ein Stellvertreter des eigentlichen 
Gottes ſei. 

Verletzend klangen dieſe harten, wenngleich nicht inconfequenten Formeln des Arius gegen 
den mit Chriſtus over dem Meijiasgeift (nad vem Prolog des Johannesevangeliums) als ei: 
nerlei gedachten Logos. Verlegend aber auch zugleich gegen die Würde der Kirche und vor: 
nehmlich der Statthalter Ehrifti, der Epiffopen, mußte die verfuchte Herabjegung der zweiten, 
ald Gott genannten Perſon beſonders den Biſchöfen erſcheinen. Der Biihof von Alerantrien 
war daher, gegen feinen Preöbyter, vielmehr dafür, daß zwar Ehriftus und der Logos als iden: 
tifh und ald Perſon zu behaupten, aber darauf gedacht werden müſſe, wie dieſe Verſon nicht 
außer dem Gottesweſen, jondern zugleih und in gleicher Würde mit der Perſon des ibn ewig 
zeugenden Vaters in dem einen Weſen der Gottheit jelbft fubiiftire. Die einft noch dunkle Ab: 
nung mander Decidentalen (wie des Irenäus), daß wol die ewige Weisheit felbit innerhalb des 
göttlihen Weſens wie eine Verſon fubjiftire (— ald Hypoſtaſis beftehe), begann um jo mebr 
denkbar zu jcheinen, da ohnehin die neuen Ausleger Platon’8 ihn fo zu deuten pflegten, wie wenn 
der oft dichterifche Philofoph die manderlei göttliben Vollkommenheiten und Idealitäten ſich 
wirklich wie jelbftändig gevadt hätte. Das Gottesweſen (TO Selov) ſchien reell aus ſolchen 
Hypoſtaſen oder Berfonen beftehen zu fönnen, wie wir dad Menſchenweſen oft aus Vernunft, 
Berftand, Willen u. f. w. gleihfam ald aus Perſonen oder befonders fubjiftirenden Kräften be: 
ftehend beichreiben. 

Mochten dieſe verſchiedenen Theorien über ihren theofratifhen Chriftus und mehr iveali- 
fhen Logos unter der Menge ver „gottgebeiligten und ſeligſten“ Epiffopen, welche Konftantin 
zufammenrief, in Umlauf und nod in unvollendeter Gärung fein; ihm, der fich bis gegen jein 
Ende als einen erft noch zur Taufe vorzubereitenden Katehumenos außerhalb des Kirchenthums 
hielt, war ed nicht ſowol darum zu thun, ob die driftlihen Kirchenobern nadı einem Verfluß 
von drei Jahrhunderten über das Verhältniß ihres Chriſtus zu dem einen Gott, ven er ver: 
ehrte, jegt enplich gemip werden könnten, als vielmehr darum, daß jie über eine mit dem Mono: 
theismus vereinbare, die Störung der Ruhe feines Staats verhütende Denfweife und Formel 
einverftanden werden und den Kirchenfrieden nad Haufe mitnehmen jollten. Welden Reiver 
fonnte auch der kluge Herrſcher vor den meiften derverfammelten „Liturgen Gottes, des gemein: 
ſchaftlichen Beherrſchers und Heilands aller’ (f. Eufebius, „Leben Konſtantin's“, 3, 12) in ſit 
fühlen, da die heiligen Männer gleib anfangs ihn mit eiferfüchtigen Klagen gegeneinander io 
überhäuften, daß er alle feine griechiſche Suada (c. 13) nöthig hatte, damit man nur zu ge: 
mäßigten Deliberationen fommen fonnte. Soweit nun dad Kirchliche nit in das Außere, in 
die Eriheinungswelt des Staatd eingriff oder einwirkte, ließ er fie ald Gyiffopen der Ekkleſie 
rituelle (das Paſcha als Feier des Auferftehungdtags oder des eigentlichen „‚Dftern” regulivente) 
und dogmatiſche Beſchlüſſe faffen. 

Was nun das Logosdogma betraf, fo waren faft alle Verfammelte von den hart durd- 
greifenden Ausdrücken des Presbyters Arius, der ibn einen „Nichtgeweſenen“ und lieber ein 
Geſchöpf ald einen Göttliherzeugten nannte, indignirt. Unvermerft aber benußten die durd 
ſchauendſten Gegner der Arianiſchen Härten, wie befonders der Presbyter Athanaſius, den all: 
gemeinen Wivderwillen gegen dieſe fo weit, daß ein Beſtimmungswort, welches Arius durchaus 
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perhorredciren mußte, einzig um ihn und die wenigen ihm treu gebliebenen Rigoriften zuver- 
läſſig auszuſchließen, als Schibbolet anerfannt wurde. Dies war das Wort Homouftoß, deſſen 
Schickſal wol fonderbar zu nennen ift, weil es früher firdlicy verworfen war. Schon ums 
Jahr 260 nämlich hatte Sabellius vom Logos des Johanneiſchen Evangeliums die Auslegung 
verfucht, daß die ewige Weisheit des einen Gottes, welche ald eine Bollfommenheit und Wir- 
kungskraft zugleid mit andern folden Kräften das Wefen Gottes ausmache, und alfo innerhalb 
dieſes Weſens, aber nicht als perfönlich fubfiftirend fei. Das für diefe Vorftellung paflende 
KRunftwort wurde damals firchlic verworfen, weil die meiften noch den fecundären Gott, Logos, 
als einen aus dem Weſen des Vaters herausgetretenen dachten. Jetzt hingegen behielt man von 
den Alerandrinern und den Arianern zwar gern die Behauptung bei, daß die Weisheit Gottes 
unter dem masculinen Namen Logos eine Perſon, ein Gottesfohn fein, verband aber damit die 
mehr epiffopalifche als philoſophiſch denkbare Vorftellung, daß eben dieſe Berfon aber auch vie 
Perſon, welche fie ewig als Bater zeuge, zugleih (— Homu) in dem Einen Wefen (der Uſia) 
Gottes und aljo nicht außer und unter daffelbe hervorgetreten fei. Die Disputirenden unter- 
fhieden nicht, was wir durch die Begriffe Subflanz und Effenz unterfcheiden. Wie jeder weiß, 
ift ein Mefen, 3.8. die Menichheit, an fih nur ein abftracter Begriff, der nirgends als in Ge— 
danfen eriftirt. Die Menſchheit ift nur in den einzelnen Perfonen, in welchen das zum Menjch- 
fein Unentbehrlihe oder Eſſentielle ala wirklich befteht. Umgefebrt aber glaubten die firengen 
Antiarianer fi zwei oder drei Perfonen, die innerhalb eines, des göttlihen, Weſens eriftirten, 
zwar nicht denfen zu können, aber doch um fo mehr als ein Geheimniß behaupten zu müflen, 
weil fie das Gottesweſen als eine „Subftanz“ ohmegleihen betrachteten, im melder das zum 
Gottfein Unentbehrliche oder das Gfientielle nur einmal fei, aber worin auch noch andere, von: 
einander unterſcheidbare Qualitäten verwirklicht feien, durch deren Verſchiedenheit ſich drei 
(Bater, Sohn und Geiſt) ald Perſonen unterjchieden und doch nur innerhalb einer und eben- 
derfelben Subftanz (Ufia) zugleih (Homu) fubfiftirten. 

Ginleuchtend fonnte diefe geheimnißvolle Darftellung wol aud dem Imperator gemacht 
werden, injofern dadurd der in ibm vorberrfchende Glaube an Monotheismus, welder, folange 
die Ehriften von einem jecundären Gott (Deuteros Theos) ſprachen, gefäßirdet war, reiner und 
geficherter erſchien. Den Biſchöfen aber konnte die jegt beftimmter gefaßte Gcheimniplehre um 
fo genügenver ericheinen, weil dadurch der, welchen fie in der Kirche repräfentirten, der Chriſtus— 
Logos, auf der höhften Stufe der Dinge, innerhalb ver alleinigen göttlihen Subſtanz beftehend 
zu glauben war. Alle Theile hofften durch das Eintreten in dieſes myſteriöſe Dunfel allgemeine 
Ruhe zu befördern. Grft die Erfahrung zeigte das der Kirche und dem Staat ſo ſchädlich ge— 
wordene Gegentbeil. Jahrhunderte hindurch Konnte dennoch der unaufhaltfam fortbildende 
Berftand in dem Beftreben, durch neue Begrifföverfuhe und Wendungen den zum Seligwerben 
unentbehrlihen Dogmenglauben fcharf genug zu beftimmen, unmöglich zur Ruhe fommen. 
Denn während man ein Lehrgeheimniß vor ſich zu haben voraudjegte, wurde dad Angenommene 
nun doch jo behandelt, wie wenn man „hinter das Geheimniß zu kommen‘ die Aufgabe und die 
Fäpigfeit hätte. 

Als das erfte von der Staatsmacht gewollte, dirigirte und durch Betätigung geltend ge: 
machte Goneilium war das Nicänifche der Typus, von dem alle folgenden einen Theil behielten 
und in andern Hauptpunften nur allmählich abwichen. Das Gharakteriftiiche davon ift des⸗ 
wegen ſtückweiſe zu marfiren. 

1) Es warb nur, weil der Staatöregent es deswegen wollte, damit nicht durch Mangel an 
Uniformität fowol im Ritus (der Feier der Auferftehung und der wegen der Paſſion vorher: 
gehenden Faften) als im Dogma aus der Kirche Unruhe in den Staat übergehen möchte. (Die 
Uniformität im Ritual wurde zu wichtig genommen. Vollends aber die Kehreinfichten zur Uniz' 
formitär zu zwingen, ift, wie die Erfahrung aller Folgezeit bewies, eine llnmöglichkeit. Dennoch 
würde durch Verfchiedenheit der Gebräuche und der Lehreinfichten die Öffentliche Ruhe gewiß 
nicht gefährdet, wenn nur die Staatsmacht ald Rechtsbeſchützerin, ſtatt einen Theil zu begün— 
fligen, immer alle vom Unrechtthun gegeneinander abhalten und für ſich nur Gapacitäten zu 
benugen, nicht ftreitige Meinungen zu protegiren, fi zum Spflem machen würde.) 

2) Berfammelt wurden zu den Sigungen nicht nur Biſchöfe, fondern auch Presbyter, unter 
denen ſich die Sachverſtändigen (mie Athanaſius, Paphnutius) fehr geltend machten. 

3) Offenbar abihtli und wohlbedacht war ed, daß außer Hofius, der ald Spanier lange 
fhon dem Kaijer vertrauter gewejen fein muß, nur orientalifche Bifhöfe zufammengerufen 
waren. Die dogmatiſche Unruhe aus der Logoslehre Fam erft jpäter in den Decident. 
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4) „Dex Biſchof der Kaiſerſtadt Mom fehlte wegen feines Alters‘, To jhreibt Cufebins im 
„Reben Konſtantin's“, 3, 7; „feine anmwejenden Presbyter aber fühlten feine Ordnung.“ Nicht 
fie, fondern der erſte Biſchof auf der rechten Seite hielt an den im Pomp nad den Diniftern eine 
getretenen Konftantin eine Anrede (c. 11). 

5) Der Kaifer eröffnete das Goncil mit einer Standrete (c.12—13). In feiner Ab- 
wejenheit dirigirten feine Commiſſarien. Man lebte auf jeine (des Staats) Koften (c. 9). 

6) Nach kirchlichen Grundfägen ſich zu Beſchlüſſen, melde theils Dogmenbeſtimmung, theilö 
Anathematismen gegen das Ketzeriſch⸗Verworfene, theils Kanones (kirchliche Regulative) be 
trafen, zu vereinigen, wurde den Berathſchlagenden überlaſſen, doch ſo, daß der Kaiſer ſehr zur 
Eintracht mahnte (ec. 13). Man ſetzte noch voraus, daß alle Wohlgeſinnte wiſſen müſſen, was 
kirchlich wahr ſei. Sie ſelbſt aber betrugen ſich ſo, wie wenn der Heilige Geiſt es erſt durch De: 
liberationen in der Mehrheit zur Gewißheit braͤchte. Eine ſonderbare Stellung, wo man das 
Wahre bald jhon zu haben, bald erft, und zwar per majora, zu ſuchen die Miene machte. 

7) Das Widtigfte war, daß die zur Einftimmigfeit (oder Stimmenmehrheit) gebrachten 
Beſchlüſſe ald vom Imperator gültig erklärt unter feinem Namen an die Efkleiien aller Pro— 
vinzen ausgefihrieben wurden, unter dem c. 20 auögefprochenen Poftulat: „Wenn etwas in 
ben heiligen Synedrien der Biſchöfe gemacht werde, jo habe es Gleichheit mit dem göttlihen 
Willen. In diefen Sag aber war unftreitig miteingeihloflen, daß es vom Kaifer beftätigt jein 
mußte. Uno noch war feine Unterſcheidung gemadt: ob diefe Beftätigung nur negativ bie Er: 
flärung, daß der Staat nichts gegen die Veſchlüſſe einzuwenden habe, oder auch politin dad Ver: 
bindlichmachen zum Gehorchen in ſich ſchließen ſollte. Factiſch wurbe das legtere angenommen, 
Denn auch den dogmatiſchen Beſchlüſſen follte die Minorität unterworfen fein. Den Ariud und 
die ftreng Widerſprechenden wollte Konftantin durch Yandesverweifung für die Staatörube un= 
ſchädlich gemacht haben. 

Bald ergab es ſich, daß ftatt Einheit durch aufgenöthigte Formeln zu bewirken, vielmehr den 
meiſten dadurch jetzt erſt klarer wurde, worin und warum ſie nicht einverſtanden wären. Als 
die Auseinandergegangenen erſt bei ſich über das Votirte gemächlicher zu reflectiren Muhe be: 
kamen, waren einige ſtreng Antiarianiſche äußerſt über das gefundene Knuſtwort Homoufiod 
(== conſubſtantial) erfreut, andere wollten wol den Begriff, „daß der Sohn mit dem Vater 
innerhalb des göttlichen Weiens fei”, aber vermieden die unbibliſchen Ausdrüde. Eine dritte 
Zahl ftritt gegen das Wort, um auch den Begriff anders zu fallen. Aber auch diefe waren wie: 
ber getbeilt: einige hart in arianischen Formeln, andere gelinder in Worten, aber doch nach alt: 
alexandriniicher Gnofis den Bater als den eigentlichen, deu Logos als den erzeugten Bott jegend. 
Eine dritte Klaffe wagte fogar auf die Duelle all dieſes Streitend zurückzugehen und zuwörderii 
zu fragen, inwiefern der Meſſiasgeiſt biblifh Sohn Gottes genannt und mit Dem Logos ver⸗ 
bunden jei. So behaupteten Marcellus und Photinus, daß der eine eigentliche Gott immer al& 
Schöpfer und Bater, gegen die Menſchen aber und in Jeſus befonders ald Logos und Heiliger 
Geift wirfe, waren aber durchaus nicht Sabellianer.1?) 

Statt einer Partei gab ed demnach bald jechjerlei Gegenfäge. Auch Konftantin wurde be- 
richtet, wie des Arius Logos, als ein Hoher Geift außer Gott, jeinen Monotheismus nicht ge: 
fährde. Er lien daher ven Anathematifirten ſchon 336 wieder in die Kirche aufnehmen. Sein 
Sohn Konſtantius aber mar für eben dieſes Unterſcheiden zwiſchen dem Logos, ald dem höchſten 
aller durch Gott feienden Geifter, und dem göttlichen Urweſen, fo ſehr, daß 355 auf einem gres 
Ben Goncil zu Mailand von 300 Bifhöfen nur drei, nebft den beiven römiſchen Legaten, gegen 
Arius und für Athanaſius zu ffimmen magten. Kein Wunder. Sobalv nad) Decius Ruhe für 
die Kirche eintrat, begannen, ſchreibt Guſebius, „Kirchengeſchichte“, 8, 1, ſelbſt ein Biſchof, die, 
welche Hirten ſchienen, aus Eiferſucht Zänfereien, Drohungen und maßten ſich gern Herrſchaften 
an, wie die Tyrannenregierungen. Auch Konftantin hatte (ſ. Eufebius, „Leben Konftantin’d”, 
3, 12; 4, 41. 42) immer nur gegen die Streitfucht unter den Biſchöfen zu ermahnen. 

Faft unzählige Synoden und zum Theil ſehr vollzählige Goncilien deliberitten und dog— 
matifirten bald wiber=, bald füreinander; bald machten jie die Koftheologie, bald wurden fie von 
diefer infpirirt. Auch perſönlicher Widerwille fteigerte die Verfolgungsluft, namentlich gegen 
den raftiofeiten, dialektiſch conſequenteſten Homouſianer Athanajius, der vadurd den Erzbijcheis: 
thron von Agypten errungen hatte und, wenn man fein Dogma faßt, eigentlich in dem Verei— 


Be Meine Abhandlung über des Marcellus Lehre in den Heidelberger Jahrbüchern, 1885, S. 868 


Epneilien | 729 


nigen der Gffentialität und der Subftanz das Unterfeheidbare concentriren wollte. Nach ihm if 
das Eſſentielle (= das zum Gottſein Unentbehrliche) in dreien, diefe drei aber find doch nur in 
einer Subſtanz. 

Genug! Gewonnen war jegt nichts als die Vervielfältigung der gemerellern Goncilien. 
Das „Staats= Lexikon‘ interefjirt jih nur für einen Überblick ver einflupreihften Rejultate 
derielben. 

1) Das erfte un fortvauernd wichtigfte ift, wie dev Patriarchat von Rom allmählich fi 

zu einem überwiegenden Einfluß auf die grögern Gonsilien erhob und die faiferlihen Hofein— 
wirfungen minderte. Athanafius, 336 von Konftantin I. abgejegt, floh zu dem thätigen Ober— 
biſchof Julius I, nad Rom und veranlapte dadurch erft eine größere Theilnahme ver Dcciden- 
talen an dem bis dahin nur für die Gräciſirenden bedeutend und verſtändlich geweſenen Logos— 
ftreite. Der Erfolg gab überhaupt Das erſte auffallende Beijpiel, Daß, wer der Biſchofsmacht 
zu Nom Gelegenheit, im entferntere Kirchengegenſtände einzuwirken, verjchaffte, nicht Leicht 
umſonſt auf kräftigen Beiftand hoffte. Julius J. erflärte ih 341 günftig für Athanafius und 
Marcellus. 344 verihafite der alte Hojius von Corduba durch die von den Decibentalen be— 
berriäte Berfammlung zu Sarbica in Illvrien für Rom den Vorzug, daß, wenn Biſchöfe gegen- 
einander Abſetzungsklagen hätten, wie eben damals Athanafius in diefem Fall war, der Ober: 
biſchof der alten Hauptſtadt, jofern er dedwegen angerufen werde, ben Hauptpunkt, wer von den 
Nachbarn die Unterfuhung zu führen habe, beftimmen jollte, In der Folgezeit behauptete man, 
daß fie ald Delegirte nicht abzuurtbeilen, vielmehr den Grfund nur in Rom vorzulegen hätten, 
Man folgerte bald daraus das nod) Kürzere, dag überallher nah Rom appellivt werden dürfe, 
und alsdann von dort die Entiheidung zu erwarten jei. Man ließ jih ungern daran erinnern, 
daß die Unterſucher doch immer in den benachbarten Gegenden (in partibus) gewählt, nicht aber 
römiſche fein jollten. Der ganze Dccident war an die „Principalität“ der alten Hauptftadt viel 
mebr gewöhnt als der Orient an die neue Nejidenz Konftantinovel, mit deren Erzbiſchof die 
gleichen Würdenträger der großen Städte Alexandria, Antiohia, Ephejus ıc. zu rivaliiiren 
leicht gereizt waren. Das alte Now mit jeinem fuburbicariihen Umfang hatte wohlbejegte 
Kirchen genug, um ſchon Tür ji allein eine bedeutende Synode verfammeln zu können. Dieje 
Geſammtheit war nicht nur reich dotirt, fie glänzte auch noch durch Überrefte der frühern gelehrten 
Bildung; der Geſchäftsgang, die Archive waren fo weit georpnet, daß andere gern durch Au— 
fragen dort ſich Raths erholten. Was anfangs blos als zurüdfgejchriebene Antwort rescriptum 
hieß, ging unvermerkt in die moderne Bedeutung ded Reſeripts über. Doch ließen es lich die 
Afrikaner nicht gefallen, daß im Anfang des 5. Jahrhunderts ihnen von P. Zoſimus ſardiceni— 
ſiſche Kanones !?) als nieäniihe Autoritäten vorgehalten wurden. 

2) Da ſchon das zweite Ofumenicum, 381 zu Konftantinppel jelbit gehalten, den Erzbiſchof 
von Neurom über die andern weg und nächſt an den von Altsom erhob, jo war Gefahr, daß 
die ſer bald vollends ganz überfprungen werden könnte. Dod gewann Leo I. vermöge jeiner 
perjönligen Autorität durch Valentinian's III. Gejeg, perennis sanctio genannt, vom Jahre 445, 
nad welchem jeder vor das Gericht des römischen Antiftes evocirte (occidentaliſche) Biſchof im 
Weigerungsfall durd) den Brovinzftatthalter dahin jiftirt werden mußte, beträchtlich mehr als 
der £onitantinopolitanifche Patriard) dadurch, dag das dritte Ofumeniceum (Kanon 28) ihm eine 
DOberaufjicht über das thraziſche, aſiatiſche und pontiſche Erzbisthum zugeſtand. Überhaupt bob 
jich Altrom unleugbar vornehmlich dadurch, daß jein Primat viel öfter durch Perfonen von über: 
wiegender Kraft bejegt war als der durch die Nähe des Hofs ohnehin ſchon fehr genirte Bifhofslig 
der neuen Reſidenz. 

3) Was das Dogma betraf, war ed nun ganz confequent, daß der neben dem Vater und 
Sohn in der Taufformel genannte Heilige Geift, wenn man ihn als eine Perjon erkannte, auch 
den beiden ſchon als perſönlich anerfannten gleih und conſubſtantial gedacht wurde. Baſilius 
in feiner Schrift vom Heiligen Geift, 376, erfannte Died für ein Fortſchreiten der Einſicht in die 
bibliſche Offenbarung. Der militärifhe Beruhiger des Geſammtreichs, Theodoſius I., berief 
381 abermals nur Orientalen nad) Konftantinopel und dieſe vollendeten ald Fortjeger ve⸗ Nieä⸗ 
niſchen Coneils die Lehre von der im Göttlich-Weſentlichen (in dem Eſſentialen) einander gleichen 
Dreibeit der Perfonen, welche dody nur eine Subſtanz jeien. Den römifchen Patriarchen war, 
daß der dritte Kanon ihnen den von Konflantinopel gleihftellte, jo unangenehm, daß viele von 





14) ©. über diefe wichtige Verwechſelung Spittler in Meuſel's Gefchichtsforicher, Thl. 4 Gieſe— 
ler’s Kirchengeſchichte, $. 89. 
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ihnen dieſes Concil nicht für öfumenifch erflärten. Dennoch erflärte es der Imperator und des 
chalcedoniſche Concil für allgemein verbindlich. 

4) Hatte man drei conſubſtantiale Perſonen als Gott anerkannt, jo wurde jetzt die Arax: 
wie die zweite mit Jeſus vereinigt fei? zum Problem. War Jefus nur Leib und Seele, m 
Logos aber der Geift in ihm? (mie Apollinarid die Stelle Johannis 1, 18 verftand), ober mır 
Jeſus ein vollftändiger Menſch aus Leib, Seele und Geiſt, aber vom erften Augenblid der Em: 
pfängniß an mit Logos ungertrennlich vereint? Dies glaubte auch Neftorius. Behutſam aber 
nannte er die aud Jeſus und dem Logos vereinte Perſon Ehriftus und lehrte daher, die Maria 
als die Ehriftusgebärerin (Ehriftotofo8) zu verehren. Der gegen ihn eiferfüchtige Eorill, Ale: 
xandriens Patriarch, fegte das noch Wunderbarere entgegen, daß fie Gotteägebärerin (Theo 
tokos) zu nennen fei, ungeachtet dieſe Benennung allzu einfeitig war, weil jte den Glauben, daß 
. fie zugleich einen Menfchen, aber einen Gottmenſchen, geboren habe, nicht ausdrückte. Da des 
Neftorius Begriff von Chriftus diefen als vereinten Gottmenihen (Theanthropos) bezeichnen, 
fo wäre fein Ausorud der inı Jahre 325 und 381 feftgefepten Rechtgläubigkeit entſprechender 
geweſen. Dennod fiegte 431 Cyrillus über ihn, weil er die Beſchlüſſe der Verſammelten gegen 
die Broteftation ver Faiferlihen Commiſſare, ehe das antioheniihe Patriarchat zu Epheſus ein: 
traf, übereilte, ven Beitritt der römischen Abgeorbueten gewann und Theodoſius IT. die Heftig 
feit der Ägypter fcheuete. Neftorius wurde von dem Kaiſer aufgeopfert umd Dies jo grauſem 
daß er, gerade in ein ägyptiſches Klofter erilirt, dort feine Mäpigung und richtigere Ginädr 
büßen mußte. Dennod kam dieſes auch faft allein von DOrientalen befuchte, gewaltſam brban- 
delte, äußerſt uneinige, in ver Lehre nichtorthodoxe Goncil ald das dritte unter die öfumeniiden, 
und dem Kirchenfrieden murde durch Faiferlidhes Unterhandeln zwiſchen ven Antiochenern und 
Agyptern, auch durch eine etwas geſchmeidigere Glaubenserklärung des Cyrillus 432 nad: 
geholfen. 

5) Genau genommen war dieſes epheſiniſche ſogenannte dritte Okumeniſche Concil nicht viel 
beſſer als das 449 ebenfalls nach Epheſus verſammelte, anf welchem der alexandriniſche Rach⸗ 
folger des Cyrillus, Dioskurus, durch die Knittel ägyptiſcher Mönche die meiſten Verſammelten 
zwang, einen Mönchsabt, Eutyches, welcher wie Cyrill die Gottheit in Chriſtus allzu einſtitig 
hervorhob, für rechtgläubig zu erklären. Den römiſchen Legaten gebührt das Lob, daß ſie ſih 
dem Unfug widerſetzten und einige andere ermuthigten. Leo der Große hat ven Ruhm, daß er 
dur einen fait jombolifh gewordenen Brief an den mit ihm einftimmigen, aber vadurd un: 
glücklich gewordenen Flavian, ven Patriarchenvon Neurom, die Theorie, welche mit der nicäntigen 
Blaubensformel am beiten übereinfommt, ſcharfſinnig entwidelte und bei Kaifer Theodoſius I 
vertheidigte. Zum Glück Fam deffen Schwefter Pulderia, an welche Leo ald an die Pulcherrima 
zu fchreiben pflegte, durch ihren Gemahl Marcian zur vollen Herrſchermacht. Über 600 Bilhöt: 
wurden 451 zu Chalcedon verjammelt, das Dioskuriſche Concil für eine Räuberſynode erflär 
und nach Leo's Darftellung der Vereinigung der zweiten Perfon in der Gottheit (des Logo?) 
mit der ganzen Perſon Jeſu das Wunder einer ‚‚untheilbaren, untrennbaren, aber doch unge: 
mijchten und nicht8 umändernden“ Union zweier Berfonen in eine ald das Gonfequentefte an: 
erfannt. Die fhon einmal feit 325 und 381 fanctionirten Vorausjegungen führten nöthigend 
auf diefe Folgerungen. Und der römische Stuhl, welcher fonft felten in doctrinäre Beftimmun: 
gen ſich einläßt, hat die Ehre, hier ein Beifpiel von folgerichtiger Kehrentwidelung gegeben um 
geltend gemacht zu haben. Auch eine Sammlung allgemein gültiger Kanones (fie fteht in Ju: 
ſtellus „Bibliotheca juris canonici‘, I, von S. 29 an) wurde zu Chalcedon fanctionirt. 

Bis hierher geben die auch von den Proteftanten in der Neformationdzeit anerkannten virı 
Dkumenifhen Goneilien. Man würde damals geglaubt haben, daß fie Ehriften zu fein aufbörten 
wenn fie ſich nicht für diefelben als ſymboliſch, d. i. als für gültige Unterſcheidungsdenkmalt 
erflärt hätten. Da 1) das Eoncil von 325, 381 und 431 faft ganz nur aus oceidentaliſcher 
Biihöfen beftanden hat; 2) fie nur wie Staatögefepe durch die Beftätigung ver Imperatoren 
öfumenifch, das ift, für ihr Nömerreich als die Okumene geltend gemadt wurden ; 3) ihre Bat! 
aber meift nicht bibliſch-urchriſtlich, fondern nur patriftifch war, fo behält unftreitig die prüfen: 
Nachwelt das Recht, die Fortdauer ihrer Gültigkeit wie bei andern aus einem andern Welt 
zuftand überlieferten Staats - und Kirchengefegen nur nad ihren Gründen und nicht nad) ür 
Berer Legalität zu ſchätzen, ohne daß über ihre Nichtverbindlichfeit ausdrückliche neue Deren: 
nungen nötbig find.15) 5. E. G. Paulus. 


— — — 


15) Über neuere Synoden und Concilien fiehe namentlich auch den Art, Kirchenverfaflung. 
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Eonclave, f. Papft und Papſtwahl. 

Concordate — ein Name, der, von concordia herrührend, im Mittelalter ſehr häufig für 
Vertrag, namentlid aber für Vergleich gebraudt wird, wo eine Vereinigung dur gegenſei⸗ 
tige Zugeſtändniſſe gewonnen worden iſt — nennt man in einem engern Sinne, der wenig— 
ftens heutzutage die allgemeine Bezeihnung verdrängt bat, die Üiereinfommniffe der Fürften 
oder Regierungen mit dem römifhen Papft über Angelegenheiten — Intereffen und Rechte — 
einer katholiſchen Landes: oder Nationalkirche, bezüglich theils auf derſelben einheimische Ver: 
faflung, Vermögens: und Ehrenredhte u. f. w., theils auf ihr Verhältnif zur Staatsregierung 
und auf jenes beider zum römiſchen Stuhl. Die Gefhichte ver Concordate ftellt die Veranlaf: 
fung und Entftehungsmweife, auch Gegenftand und Inhalt, Geift, Wirfung und Dauer ver 
in verfhiedenen Zeiten und Orten zu Stande gefommenen Verträge biefer Art dar; Das pofitive 
Kanoniſche oder Kirchenrecht lehrt dann, welche der in foldhen Concordaten getroffenen Beftim- 
mungen jeweil® praftifh gültig oder in anerfannter Rechtskraft ftehend feien, aud wie man 
fie auszulegen und anzuwenden habe. Die rechtsphiloſophiſche und die politifche Lehre endlich 
unterfucht die den Goncordaten nad ihrem allgemeinen Begriff einwohnende vernunftredhtliche 
und politifhe Natur, würbigt hiernach die Befugniß zur Abſchließung folder Übereinfomm- 
niffe auf feiten des Fürſten wie des Papftes, beflimmt das Maf und die Bedingungen ihrer 
vernünftig anzuerfennenden Nechtöfraft oder Verbinplichfeit, alfo auch jene der Zuläſſigkeit 
ihres Widerrufs oder ihrer Nichtbeobachtung, endlich die von ihnen in der Regel zu erwarten: 
den politiihen Vortheile over Nachtheile. Die kurze Beantwortung diefer hier angedeuteten 
allgemeinen Fragen ift unfere alleinige Aufgabe ; denn was vie hiftorifche und die pofitiv recht— 
lihe Seite betrifft, fo ih ihre Darftellung theild dem Zwecke des „Staats-Lexrikon“ minder an: 
gebörig, theild wird fie, injofern unfer Zweck fie erbeifcht, füglicher unter andern Rubriken 
gegeben, namentlid unter den allgemeinen Artifeln Kirchenrecht und Kirchenverfaſſung, ſodann 
aud unter den von den gewöhnlichen Hauptgegenftänden der Goncordate handelnden befondern 
Artikeln, als Annaten, Beneficien u. f.w. Die Gardinalfrage des Verhältniffes ded moder— 
nen Staats zu kirchlichen Genoffenfhaften überhaupt umd zu der noch heutzutage weſentlich 
mittelalterlihen römischen Kirche, wird ver Art. Kirche ausführlich behandeln. 

Die auf ven unwiderſprechlichſten Ihatfahen und Autoritäten berubende, jeden unjerer 
Zefer nah den Hauptmomenten bekannte Gefchichte des Papſtthums zeigt und den Biſchof von 
Non nad einer jabrhundertelang angedauerten demütbigen, von irdiſcher Gewalt und Ho: 
beit fernen Stellung allmählich durch die Gunft der Umftände und deren beharrlich Fluge Be: 
nugung zu ausgezeichneter Würde und Macht in firhlihen und bürgerlihen Dingen empor: 
fleigen, dort zwar anfangs nur ald der erfte unter Gleichen und ſelbſt diefen Rang mit meb- 
reren andern Nebenbublern, indbefondere mit dem Patriarchen von Konftantinopel theilend, 
bier aber zuerft aud ver &mpörung ver Römer gegen die bilderftürmenden byzantinifchen Kaifer, 
fodann aus der Gnade der fränfifihen Großhofmeifter und nachmals Könige des Farolingifhen 
Geſchlechts Veranlaffung und Titel einer — immer noch fhmwanfenden und abhängigen — 
fürftlihen Macht ziehend; dann aber, nad abwechſelndem Vorſchritt und Rückſchritt, unter 
dem Schirm der jegt eingebrochenen völligen Finfterniß und Barbarei, durd Genie und Kühn= 
beit ih nicht nur zum unumfchränften (oder doch nur wenig beihränften) Haupt der lateini: 
ſchen Kirche emporſchwingen, fondern auch factifh zum weltlichen Herricher über die abenvlän- 
diſche Chriftenheit, zum Lehnsherrn vieler Könige und Fürften und zum Oberrichter aller. 
In diefer Rage der Dinge, da die weltliche Macht ven ſteigenden Ansprüchen des Papſtes oder 
überhaupt der Kirche, in deren Namen ihr gebietende® Haupt auftrat, weder mit geiftigen 
Waffen, worin nämlih Bapft und Klerus ihr überlegen waren, erfolgreihen Wiverftand lei- 
ften, noch auf ihre materiellen Kräfte — gegenüber ver Furchtbarkeit des Bannftrahls und der 
theild durch Aberglauben und Fanatismus, theild durch unlautere weltliche Intereſſen im Dienft 
oder Bündniß des Papftes erhaltenen Maffen und Häupter — ſich verlaffen fonnte, mochte oft 
wirklich rathſam oder zur Abwendung größern Unheils nöthig fein, mit Rom durd fürmlichen 
Friedensihluß ih auszuföhnen und einerfeit® durch genauere Beſtimmung der päpftlicen 
echte deren ungemefjener Ausdehnung ein Ziel zu jegen, andererſeits die Nechte des Staats 
Durch die dafür erwirfte feierliche Anerfennung beſtmöglich zu wahren. Auf der andern Seite 
mochte auch der Bapft, der wenigftens mit feinen irdiſchen Waffen gegen jene ver entjchloffenern 
und bebarrlihern Könige nicht fo leicht auffommen konnte, in folden Briedendverträgen oder 
Goncordaten das Mittel der Rettung von augenblidliher Gefahr oder ver Sicherjtellung foft: 
barer eigener oder kirchlicher Intereffen für die Zufunft finden. Nichts alfo ift natürlicher, als 


7132 | Eoncordate 


daß — zumal in den damaligen finftern, an gefunden Begriffen über Staat und Kirche und 

das zwiſchen beiden vernunftrechtlich beſtehende Verhältniß völlig verarmten Beiten — Kẽrig 

und Papft nicht ungern zu Goncordaten ihre Zufludt nahmen, aud nicht jelten Daburd fr 

ſich felbft oder für Die von ihnen vertretenen Nationen over Kirchen weſentliche Vortheile erran- 

* oder Nachtheile abwandten. Doch wurden freilich in der Regel die weltlichen Häupter va: 
ei überliſtet; dem klügern Prieſter blieb meiſtens allein der Gewinn. 

Vom Standpunkt der Politik (inſofern dieſe in kluger Erſtrebung des eigenen Bortbeils 
nach Maßgabe ver jeweils vorliegenden factiſchen Verhältniſſe und Umſtände beſteht) jhein 
hiernach, daß die Schließung von Concordaten auf ſeiten desjenigen, dem fie wirklich Vortheil 
bringen, zu billigen und zu empfehlen ſei. Aber es kann ſolches gleichwol nur untet einer 
doppelten Vorausſetzung behauptet werden, fürs erſte nämlich, daß nicht etwa derſelbe Vor— 
theil auf einem andern etwa näher gelegenen, überhaupt paſſendern Wege noch leichter over 
vollftändiger ſich hatte erreichen lajfen, und dann zweitens, daß durch Schliefung des Gm: 
cordatd und durch feinen Inhalt weder materielled nod formelle Recht irgendwo fei verlegt 
worden. Von diefem für und überall wihtigften Standpunft des Rechts nun iſt zwar nichts 
Dagegen zu erinnern, aljo die rechtliche Kraft des Concordats durchaus nicht zu beftreiten, wo 
immer die ſolchen Vertrag ſchließenden Parteien entweder blos über eigene und ihrem freien 
Verfügungsrecht unterjichende Gerechtſame oder Intereffen fi verglihen, oder — menn von 
Rechten dritter Perſonen oder Perſönlichkeiten die Rede ift — wo eine ihnen natürlich zufen: 
mende oder factiſch ertheilte Bevollmächtigung von feiten diejer dritten vorliegt; aber gemößn: 
lich jchreiten die Concordate über die durch ſolche doppelte Beihränfung gezogene Linie weit hin- 
aus, Die dem König ald Staatöoberhanpt dem Weſen des Staats gemäß zuflchenden jura 
circa sacra nämlih und ebenſo die dem Papft vermöge ver Grundlehren ver katholiſchen Kirche 
zuftehenden wejentlihen Primatrechte jind, weil zugleich Obliegenheiten involviremd oder ans 
Obliegenheiten fließend, fein Gegenſtand ded Vergleichs, d. b. ihre Abtretung oder vertrags— 
weiſe Beihränfung iſt unzuläfiig und rechtlich ungültig. Doch mag ihre Anerkennung oder 
befondere Gewährleiftung oder das Aufgeben von dawider erhobenen rechtskränkenden An- 
ſprüchen nad Umftänden dur‘ Unterhandlungen erwirkt und unbevenflih in Goncorvaten nie- 
dergelegt werden. Auch mag, was der König oder ber Papft etwa blos privatrechtlic oder blos 
vermöge willfürlicher Feftiegung (duch Verordnung oder Konvention), überhaupt vermöge 
rein hiſtoriſchen Rechts befigt, auf ähnliche Weiſe, wie es entitand, aud wieder abgeihafft 
oder geändert werden, und wer, ob König oder Papft, dabei zu Gunften der Kirche unter: 
handelt, d. h. ihr wahres Recht oder ihr wahres Jutereffe zur Anerkennung und Befeftigung 
zu bringen ſucht (gewöhnlich jedoch ift nur von päpftlihen und von königlichen Intereflen vie 
Rede), der mag aud ald ihr Bevollmädhtigter ericheinen oder wenigftens ihrer nachfolgenden — 
ausdrücklichen over ſtillſchweigenden — Genehmigung jiher fein. 

Selbft unter Vorausfegung der in der bezeichneten Sphäre anzuerfennenden rechtlichen 
Zuläffigfeit und auch Gültigkeit ver Concordate bleibt gegen ihre politiſche Näthlichkeit, zumal 
für den König (jo wollen wir ein für allemal den Vertreter der Staatögewalt der Kirche ge: 
genüber bezeihnen ; die Unterſchiede zwiſchen monarchiſcher oder nicht monarchiſcher Berfaflung 
wirken bier in keiner Weiſe ein), gar mandes zu erinnern. Der Bapft freilih Hat kaum rin 
anderes Mittel, dad, was er im Verhältniffe zum Staat für jich oder für die Kirche mwünjät, 
zur Verwirflibung zu bringen, ald Unterhandlungen und Verträge. Aber nicht aljo ver Kö— 
nig oder der Staat. Dieſer nämlich kann es meiftend ſchon für lich allein thun durch Geſetz oder 
Verordnung. In der Regel genügt ſchon fein einfeitiger Wille zur Feſtſetzung folcher Ver— 
haltnifle; er bedarf des Vertrags mit dem Papfte nicht, wiewol etwa die VBorftellungen oder 
Bitten ded legten — zumal wenn jie mit den Wünſchen der fatholifhen Landesfirhe und mit 
dem Interefje ded innern Friedens übereinftimmen — Beranlaffung und Beweggrund mit jein 
mögen zu einer feine Wünſche befriedigenden Feftfegung. Nur eine große Berwirrung oder 
Verwechſelung der Begriffe Eonnte dahin führen, daß man mit dem Bapft als ſolchem ſich in 
ſtaats⸗ oder völferrechtlihe Verhandlungen und Berträge einließ; und jelbft ver Name Eon: 
corbat deutet wenigftens auf die Ahnung eines weſentlichen Unterſchieds der freundlichen Zu: 
geftändniffe oder gegenfeitig befriedigenden Grflärungen über firhlihe Dinge von ben ein 
firenges Recht erzeugenden oder eigentlich viplomatifchen Verträgen bin. Freilih damals, als 
der Bapft die Anmafung aud einer meltlihen Herrſchaft über die hriftliden Staaten und Kö: 
nige fiegreih behauptete, und in den Zeiten der ganz dunkeln Begriffe und verkehrten Anſich 
ten im Staate- und Kichenreht, und als förmliche Kriege mit dem Papfte geführt wurden 
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über kirchliche wie über weltliche Dinge, da blieben zur Schlichtung der Zerwürfniſſe nur Fries 
densſchlüſſe übrig, und da unterfchied man nicht oder nur wenig zwiſchen Bapft als Oberpriefter 
und Papft ald Kandesherr. Ebenſo unterfchied man nicht oder nur wenig zwischen König ala 
Staats haupt und König als Chriſt oder Katholik; man bewarb fih aus wahrer oder verftellter 
kirchlicher Unterwürfigkeit gegen ven Heiligen Stuhl um gutwillige, dabei meift theuer zu er- 
Eaufende Zugeftäntniffe von feiten des Papftes, wo man einfach hätte befehlen oder feitfegen 
können; und man vergaß hinwieder bei den Zugeftänpniffen, bie man den: Papft machte, über 
der vermeinten teligiöfen oder kirchlichen Pflicht ver wahren Pflichten des Staatähaupts. 

Heutzutage find, wenn nicht fhon allgemein anerfannt, namentlid; durch Vorgänge 
der neneften Zeit noch auf die auffälligfte Weife verfannt, fo doch folder Anerfennung unter 
den Stimmberechtigten nabe die nachſtehenden Sätze: 

1) Der Staat als folder, mithin auch der Regent ald folder, hat feine Religion und 
gehört feiner Kirde an. Es ift in Bezug auf feine Rechte und Pflichten gegenüber ven unter 
den Staatdgenoffen beftehenden Kirchen oder Kirchengeſellſchaften durchaus gleichgültig, ober 
für jeine Berfon der einen oder der andern, oder auch gar feiner angehöre. Concordate Fathos 
liſcher Bürften mit dem Papft unterjtehen daher durchaus feinen andern Principien, als die 
von proteftantifchen (oder irgend fonft einer Kirche angehörigen) Regierungen mit demſelben 
gefhloffen werden. Mar hat früher wol behauptet, daß nah der Auffaffung des römifchen 
Stuhls derjelbe nur mit katholiſchen Mächten (d. h. nach der päpftlichen Auffaſſung Staaten, 
wo Oberhaupt und die Maffe ver Bewohner der römiſch-katholiſchen Kirche anhängen, ohne daß 
die richtige Staatdauffaffung dajelbft Kirde und Staat völlig getrennt, wie 3. B. in Belgien) 
eigentliche Concordate abſchließe. Allein diefer Irrtbum, dem für die Theorie ein Miöver- 
ſtändniß der Begriffe Concordat zum Grunde lag, ift au praftifch jetzt durch dad würtember: 
giſche Eoncordat von 1857, welches von der römischen Kirche felbft Goncordat genannt wird, 
widerlegt worden. Dev frühere Irrthum fam daber, daß man zwifchen dem Goncordat, der 
Bereinigung, und der Goncordatdurfunde nicht gehörig unterfchied. Der König ald König ift 
weder Katholik noch Proteſtant, und als Katholik ift er eben Kirchenglied wie jedes andere und 
alſo im Berhältnig zum Papft obne irgendeine beiondere Berechtigung oder Schuldigfeit: Mag 
er aber Proteftant oder Katholik fein, fo ift er jevenfalld gegenüber den Staatdangehörigen 
verpflichtet, derjelben religiöfe Überzeugungen zu ehren und den vorhandenen oder neu zu erz 
richtenden Kirchen, infofern fie weder nach dem Inhalt ihrer Lehren nod nach der Form oder 
dem Geift ihrer Einrichtung dem Staate nachtheilig oder gefährlich find, Anerfennung und 
Schuß zu gemähren; ja er ift auch verpflichtet und durch felbiteigenes hohes Intereffe dazu auf: 
gefordert, die Gründung folder Kirchen und kirchlichen Anftalten, infofern fie nicht ſchon ohne 
ihn felbftändig ind Leben traten, durch felbfteigenes thätiges Einwirken zu veranlaflen over zu 
befördern und Überhaupt durch weiſe (alſo, verfteht fih, der Breiheit ver Kirchen und ihrer 
Angehörigen unnadhtheilige) Fürſorge, Beſchirmung und Pflege deren Gedeihen thunlichſt zu 
ſichern und Übel von ihnen abzuwenden. 

2) Der Staat hat ferner — und audy hier ohne Unterfchied der perfünlihen Religions— 
eigenihaft ded Regenten — dad Recht und die Schulvigfeit, den von feiten der Kirchen oder 
kirchlichen Sagungen, Anftalten, Einrichtungen oder PBerfonen dem Staat oder den Staatd- 
angehörigen drohenden Gefahren, Nachtheilen oder Rechtsverletzungen mit gejegebenvder und 
vollftredender Autorität verhindernd oder hemmend entgegenzutteten; und es kann, wofern 
nur die Gewiffensfreibeit der einzelnen ungefränft bleibt und aud) die vom Staate vertheidigten 
Intereſſen wirklich die Anerkennung der Verftänvigen verdienen und die Nothwendigkeit oder 
Zwednäßigkeit der zu ihrer Wahrung gegenüber der Kirche getroffenen Verfügungen einleudh- 
tet, dieſe Kirche jich dagegen niemals auf ein ihr eigened, etwa aus frühern Verleihungen her— 
rührendes oder auch vermeintlich ſelbſtändiges und unantaftbares Recht berufen; denn fie iſt 
in der der Staatögewalt zufommenden Sphäre Unterthan wie jede andere Gejellihaft, und 
alle Berleihungen der Staatögewalt führen die ſtillſchweigende Beſchränkung mit fih: „unbes 
fchadet vem gemeinen Wohle.’ 

3) Was die Staatögewalt in diefer ihr rehrlih angebörenden Sphäre feitfegt, befiehlt 
oder verbietet, anerkennt oder verwirft, anordnet, verändert ober abjchafft, das hat vollfom= 
mene Gültigkeit Shon allein durch ihren erflärten Willen und bedarf alſo feiner weitern Ein— 
willigung oder Genehmigung weder von feiten des Papftes noch von jener der eigenen Landes— 
firde. Zumal aber fteht die Staatsgemwalt mit dem auswärtigen Kirchenhaupt oder Ober: 
priefter als ſolchem in gar feinem eigentlichen Rechtsverhältniß, fondern hat von ihm lediglich 
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nur darum men zu nehmen, weil oder inſofern eine katholiſche Landeskirche (deren dem Staat 
ungefährlide Meinungen, Glaubensfäge und Statuten zu ehren die Regierung allerdings 
ſchuldig ift) mit demjelben in Verbindung und kirchengeſetzlich geregelter Wechſelwirkung zu 
ftehen begehrt. Daher ift aljo eine unmittelbare Verhandlung mit dem Papft nit noth— 
wendig, fondern ed genügt eine — nad Erwägung ber Verhältniffe und nad gepflogener 
Rückſprache mit ven Wortführern der Landeskirche — erlaffene einfache Erklärung der Staate- 
gewalt, daß fie ed in Anjehung der zwiſchen der Landesfiche und dem Papft zu regelnden Ber: 
hältniffe jo oder fo gehalten willen wolle, d. h. daß fie nur eine ſolche beſtimmte Art der Wed: 
ſelwirkung erlaube oder ſchirme und daß fie ber auf ihrem Gebiet beftehenden katholiſchen Kirche 
dieje oder jene Rechte, Privilegien, Einrichtungen u. ſ. w. zugeftehe ober verleihe oder aud) 
vermeigere. Freilich ift, was zumal bad Legte betrifft, dabei Gefahr des Misbrauchs, Gefahr 
der ungebührligen Beihränfung oder Unterbrüdung der Kirhenfreiheit vorhanden. Aber 
ähnliche Gefahr des Misbrauchs gibt ed bei allen Rechten der Staatögewalt, und das alleinig 
zuverläjlige Mittel, ihr vorzubeugen oder fie abzuwenden, befteht in einer guten, den wahren, 
vernünftigen Gejammtwillen in Herrſchaft ſetzenden und auch die weſentlichen materiellen Rechte 
bes Volks durd beftimmte Gewährleiftung ſchirmenden Verfaſſung. Ohne dieſe ift durchaus 
jedes Recht preißgegeben der factiſchen Willtür. Übrigens mag mitunter ein Goncorbat zu- 
gleih mit der Eigenſchaft eines conjtitutionellen Gejeges begabt werden und dann als joldes 
auch von wahrer Rechtsbeſtändigkeit jein. 

4) Wenn, nad den bisherigen Betrachtungen, ſelbſt zu Regulirung der auswärtigen 
Berhältniffe der Kirche (d. h. ihrer Berhältniffe zum Staat) die Schließung von Goncorvaten 
ein unpaſſendes und bevenflihes Mittel ift, fo muß daffelbe in noch weit höherm Grade aners 
fannt werden, wo ed ji um die einheimijhen oder innern Berhältniffe einer Landeskirche 
handelt. Hier jteht nämlich feinem der concorbirenden Theile das Beftimmungsreht, ja dem 
König als jolhem nicht einmal eine zählende Stimme zu, da er ja nicht wie nad lutheriſcher 
Auffaflung irgendeine Gewalt in der Kirche hat. Die Kirhengemwalt allein oder die Kirchen: 
gemeinde jegen hier mit freier felbfteigener Autorität das ihnen Gutdünkende feft. Der König 
fann dann wol, wenn das Statur ihm als flaatögefährlid erjcheint, daſſelbe ver Augen 
Rechtskraft berauben, oder es kann auch fein Fund getbaner Wille die Kirche zu Abänderung 
ihres Gejegesd bewegen. Gr jelbjt aber fann dabei nicht befehlen und braucht nicht darüber zu 
concordiren. Der Papft aber mag zwar auf die Gejeggebung der Landeskirche den ihm durch 
die allgemeinen kanoniſchen Gefege oder die freimillige Obedienz der Gläubigen gewährten 
theilnehmenden Einfluß ausüben; doch als vollberechtigter Gejeggeber auftreten und in dieſer 
Eigenfhaft mit dem König einen Vertrag eingehen über Maß und Weiſe ver Ausübung, das 
fann er rechtlich nicht. Den Biſchöfen der Landesfiche, mit Zuziehung des übrigen Klerus 
und aud der Gemeinde, fteht die Gefeggebung zu; und nirgends weniger als hier fann der 
Papſt eine ftillfchweigende Bevollmädtigung zum Unterhandeln im Namen der Kirche geltend 
machen, weil gerade hier ev gemöhnlich ald Partei gegenüber den Landeskirchen auftritt, d.h. 
mit Anfprüdhen der Herrihaft und Tributherrlickeit, welche von dieſen Kirchen Billig abge: 
lehnt und verworfen werben. 

5) Wenn alfo in folden das innere Kirchenrecht betreffenden Dingen Goncordate zwiſchen 
Bapft und König abgeſchloſſen werden, aber auch nicht minder, wenn ſich's um das Verhältnis 
zwiſchen Kirche und Staat handelt, io tritt gav oft ver Ball ein, daß man de jure tertii ver: 
handelt und contrahirt, mithin unbefugt und ohne anzuerfennende Rechtswirkung. Wenn der 
Papft z. B. dem König das Recht, die Biſchöfe und andere Kirhenhäupter zu ernennen, über: 
läßt oder überträgt, und diejer ihm dagegen eine Ausdehnung der nad vernünftigem, d. b. 
auf echt katholiſch-chriſtlicher Baſis ruhendem Kirdenreht anzuerfennenden Primatrechte ge: 
ſtattet, oder eine Tributpflicht der Landeskirche gegen den Heiligen Stuhl einführt oder befräf: 
tigt, jo haben beide Theile verihenft oder abgetreten, was ihnen jelbit nicht angehört; fie 
haben rein über das Recht von dritten Perfonen verfügt. Ebenſo wenn die Frömmigkeit des 
Königs eine dem Antereffe der guten Nechtöverwaltung nachtheilige Ausdehnung der geiftlichen 
Gerichtsbarkeit nah Perfonen oder Sachen dem Papfte bewilligt, 3. B. aud die bürgerliche 
Gültigkeit gewifler Ehen von dem Ausfprude der Curie abhängig macht und niht nur Geif: 
liche, fondern auch Laien in gewilfen Fällen der uncontrolirten Strafgewalt der Kirche preid: 
gibt, wenn jie den Bijchöfen die Herrſchaft über die Schulen einräumt, jogar zur Wiederer: 
richtung der aus den weiſeſten Beweggründen aufgehobenen Klöfter und zur Uberlaffung des 
Jugendunterrihts .an die Mönchsorden jich verpflichtet, die Unterdrückung aller ver geiftlichen 


Eoncordate 735 


Autorität misfälligen Bücher und die Beftrafung der etwa durch freimüthigen Tadel kirchlicher 
Misbräude gegen den Stolz des Klerus ji Verfündigenden verheißt, den Vorſchriften der 
Roationalöfonomie zum Trog die ungemeflene Vermehrung der Befigthümer der Todten Hand 
geftattet, endlich die Fatholifche Religion zur Staatsreligion erflärt, ihre Anhänger mit poli- 
tifchen und bürgerlichen Vorrechten begabt und alle, auch die ipäteften Negierungsnadfolger 
zur unverbrüchlichen Beobahtung und Handhabung aller folder Eoncorbatsartifel verpflichten 
will: jo werden offenbar durch ſolche Ubereinfommnifle die Rechte und Intereflen der Staats— 
bürger und, infofern wenigitend der Staat ein conftitutioneller ift, auch die Rechte der Volks— 
repräjentation, ald Theilnehmerin an ver gejeggebenden Gewalt, gefränft. Daher erflärt und 
rechtfertigt ji aud der Widerftand, melden im Jahre 1817 die franzöſiſche und die bairifche 
Deputirtenfammer den in befagtem Jahre von König Ludwig XVIU. in Franfreih und König 
Marimilian Jofeph in Baiern mit dem Bapft eingegangenen Goncordaten entgegenjegten, und 
welcher dort die Folge hatte, daß das — übrigens verglichen mit dem zweiten noch ziemlidy er: 
träglid lautende — franzöſiſche Concordat gar nicht gefegli verkündet, jondern blos factiſch 
in einigen Punkten in Vollzug gejegt wurde, bier aber, daß wenigftend einige den ganz 
Deutihland in Betrübnig und Erftaunen jegenden Inhalt des (von dem Domherrn, nachmals 
Biſchof und Cardinal Höffelin unterhandelten) bairifhen Goncordats mildernde fünigliche Er: 
flärungen (indbejondere im Jahre 1821) ergingen, und ver Vollzug der bevenklichften Punfte 
verzögert und zum Theil unterlaflen wurde. 

Es ift, wie wir bereitö oben bemerften, unfere Abſicht nit, in den Inhalt der beiden 
angeführten oder der vielen übrigen in der auf Napoleon’s Sturz gefolgten Zeit von den ver: 
ſchiedenen europäifchen Regierungen mit dem Bapft gejchloffenen Goncordate näher einzugehen, 
und noch weniger, die Geſchichte und Kritik aller frühern Goncordate von dem berühmten 
Mormier oder Galirtinifhen (vom Jahre 1122) an bi auf die Neuzeit zu geben. Wir ver: 
weijen dafür unfere Lefer blos auf Ernſt Münch's„Vollſtändige Sammlung aller ältern und 
neuern Goncorbate nebft einer Geſchichte ihres Entſtehens und ihrer Schidjale” (2 Bbe., 
Leipzig 1830— 31), worin aud alle beveutendern Quellen und Hülfsmittel angegeben find. 
Wir thun dieſes übrigend, ohne die — wie und dünkt oft allzu ſcharfen — Urtheile des Ber: 
faſſers 1) über die in jeiner Sammlung berührten Perfonen und Saden ſämmtlich zu unter- 
ſchreiben, jondern beziehen uns blos auf feine überfichtliche Zufammenftellung von Thatſachen, 
Actenſtücken und literarifhen Hülfsmitteln. 

Nach dem bisher Geſagten haben wir die Concordate meift nur ald Gejege zu betrachten und 
zu beurtheilen; denn ſie iind im der That, nadı Gegenftand und Inhalt und beabſichtigter 
Rechtswirkung, wahre Gefege, nämlih „vertragsweife zwifchen Regierung und Papſt zu 
Stande gefommene und in Vertragsform verfündete Geſetze, theils über innere katholiſche 
Kirchenſachen, theild über das Verhältnif ver fatholiihen Kirchen zum Staat“. Aud in an— 
dern Sphären finden wir mitunter mit der Geſetzeseigenſchaft jene ded Vertrags und aud) die 
Vertragdform verbunden, ſei ed, daß eine gefeggebende Gewalt vermöge Vertrags ih zu Er— 
laflung eines Gejeges von beitimmtem Anhalt verpflichtete, oder daß die Wirkjamfeit eines 
bereits erlafjenen oder vermöge einjeitigen Willens einer geſetzgebenden Gewalt zu erlaffenden 
Geſetzes durch Vertrag mit einer andern Gewalt oder Berjönlichkeit, die etwa Dagegen factiſch 
oder rechtlich hätte Einjprache erheben mögen, befräftigt oder erweitert werde. So werben 
duch Staatöverträge gehäjfige hiftoriiche Rechte gegenfeitig aufgehoben, die Behandlung der 
gegenjeitigen Angehörigen in jedes Contrahirenden Land geregelt, Zollfäge beftimmt oder ab= 
geändert, auch humane und foßmopolitifche Ideen, wie die Abjhaffung des Sklavenhandels, 
die Unterdrüfung der Seeräuberei u. |. w., Durch feierliche Übereinkommniſſe in weiterm Raume 
verwirklicht u.a. m. Es ift auch gegen die rechtliche Gültigfeit ſolcher Verträge nichts zu er- 
innern, wofern der Inhalt des mit ihnen verbundenen Gejeged feinem Rechte zumiderlaufend 
und der zu deilen Grlaflung ſich verpflichtende Paciscent wirklich in der fraglihen Sphäre mit 
der vollen gejeggebenden Gewalt befleidet it. Auch gegen die Bertragdform ift alddann nichts 
zu erinnern, wofern diejelbe nach den obwaltenvden Umftänden und Berbältniflen ver Zeit, des 


1) So fpricht er 3. B. aus Anlaß des bairischen Goncordats und feiner Wirfungen von „That—- 
fachen, welche den ſchlagenden Beweis führen, daß Widerſpruch in den Grundfügen und Mangel an ges 
fundem Sinne, an politiſchem Taft und ftaatsrechtlihen Kenntniffen, ferner gedanfenlofe Brömmelei, 
geiftfiecher Myſticismus, raffinirte Jefuitif und romantifcher Bombaft zufammengenommen eine ſolche 
Reihe von Donguirotiaden herbeiführen fönnen, wie fie die Phantafie der humoriftifchften Satirifer 
faum zu erbichten vermag“. 
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Orts, der Perſonen u. f. wo. rathlich, d. h. ſicherer oder vollſtändiger als die eigentliche Ge— 
ſetzesform zum Ziele führend iſt. Wo aber dieſe Bedingungen nicht eintreten, da erſcheinen ſie 
freilich in einem Fall theils materiell, theils formell rechtswidrig und alſo, nach dem Stand⸗ 
punkt des Vernunftrechts, auch ungültig; und im andern mindeſtens politiſch verwerflich. 
Menn z. B. eine conflitutionelle Regierung unter bem Titel eines mit einer fremden Macht ab: 
geſchloſſenen Vertrags die Landesverfaflung nad dem Begehren der legten verändern oder auf: 
heben, oder aud nur ein gemeines Geſetz abſchaffen oder durd eine bloße Verordnung über 
Dinge, welche naturgemäß in den Kreis der Geſetzgebung gehören, ftatuiren wollte, fo würde 
man mit Grund behaupten, fie habe ihre Befugniß überfihritten und das Volksrecht gekränkt, 
und zwar, auch abgefehen von dem Inhalt des DVerorbneten, fhon durd Die Umgebung der 
landſtändiſchen Mitwirkung zum Geſetze und — welches letztere auch bei einer abſoluten Re⸗ 
gierung ſtattfände — durch die theilweiſe Veräußerung der eigenen unabhängigen Hoheit an 
einen Fremden, überhaupt durch völkerrechtliche Behandlung desjenigen, was nur ſtaatsrecht⸗ 
lich hätte ſollen behandelt werden. Angewandt auf die kirchlichen Concordate, zeigt dieſe Be: 
trachtung uns faſt überall dabei eine ſolche Rechtsüberſchreitung, und zwar meiſt begangen von 
beiden Theilen, König und Papſt. Der König hat, was die ihm, d. h. der Staatsgeſetzge⸗ 
bung zuſtehenden jura circa sacra betrifft, nicht nur, wofern er conftitutioneller König iſt, 
das Recht der zur Theilnahme an ver Gefepgebung berufenen Bolkärepräfentatien verlegt, fon: 
dern er hat auch, wenn er abfoluter Monarch ift, das Volksrecht gekränkt, indem er dem 
Fremden dabei rin zählendes Wort verlieh, feiner eigenen geſetzgebenden Gewalt Feſſeln an: 
legte dur Verpflichtung gegen den Bapft, und fidh dergeftalt (vorausgeſetzt vie Gültigkeit des 
Eoncordats) in die Unmöglichkelt verfegte, das ihm nach freier Überzeugung jeweils als dad 
Beſte Erfheinende zu verordnen. Aber er hat ſich zugleih, infofern das Concordat auch über 
rein firhlihe Dinge verfügt, eine Gewalt oder ein Mitentſcheidungsrecht herausgenommen, 
wo er vernunftrechtlich keines befigt, und er ift dem Bapfte behülflich worden zur Unterdrüdung 
der innern Kirchenfreiheit durch Die angemaßte felbfteigene monardifche Gewalt. Ober aber es 
hat hinwieder der Bapft, wenn er dem König ein Recht in der Kirche verlieh, dieſt Kixden: 
freiheit, die er pflichtgemäß bätte ſchirmen und vertheidigen follen, theilmeije weggegeben an 
die weltliche Macht und zugleich fich felbft ald den Gebieter und Herrn, geltend gemacht in der 
Kirchengemeinde, worin er nur Oberbirt und im Verhältniß zu den Übrigen Kirchenhäuptern 
nur primus inter pares ift. 

Sind diefe Säge einleuchtend und unleugbar, ſo ift durch fte auch die Entſcheidnug gegeben 
über die Rechtsgültigkeit ver Concordate und über deren rechtlihe Dauer. Was rechtswidrig 
oder ohne Rechtsboden ift, kann nimmer zu Recht beſtehen oder als folches ſich behaupten; und 
wenn ed auch äußerlich gültig und geltend ift, fo wohnt ihm doch, trog ſeines factifchen Be: 
flandes, fortwährend die innere Nichtigkeit bei, welche jeden Augenblick ausgeſprochen und da: 
durch auch zur äußern werden Fann. Gegen den rehtöwidrigen Inhalt eines Concordais wie 
irgenbeines andern Geſetzes hat jeder dadurch Gekränkte das echt der Beſchwerde und bie Bor: 
derung der Abihaffung: und da fein Contract in der Welt eine Verbindlichkeit zum Unrecht 
ober zur Nichterfüllung einer Pflicht erzeugen kann, fo mögen beide concordirende Theile, d. b. 
König oder Papſt, fo feierlich die Formeln des Goncorvats Hängen, und wenn es auch auf 
„ewige Zeiten‘ geichloffen wäre, jeden Artikel deſſelben, deſſen Rechtswidrigkeit ihnen Hat 
geworden oder Durch deffen vertragsmäßige Weftfegung fie die ihnen rechtlich zuſtehende Gewalt 
überſchritten oder ihrer Pflihterfüllung eine Schranfe gefegt hätten, widerrufen oder ala nid- 
tig erklären. So ift die Kirche, deren Mahlfreibeit der König oder der Papft durch ein Eon: 
cordat dem andern hingegeben, dadurch ihres rechtlichen Anfpruchs auf freie Wahl ihrer Bor- 
ſteher mit nichten beraubt worden, und ſie darf folhen Anſpruch durch Proteftation, Reclama— 
tion oder irgendein anderes rechtmäßiges Mittel geltend machen, wanı immer die factiichen 
Umftände e8 ihr geftatten. So werden auch die verftändigen, die Denkfreiheit liebenden Bür- 
ger immer fo kräftig, als es die jeweiligen Verhältniſſe erlauben, gegen die Errichtung einer 
geiftlihen Genfur oder eines Inquifitiondgerichts proteftiren, wenn ſie auch in zehn Goncor: 
daten verbeißen wäre. Und nimmer wird ein König duch das von ihm erfhlihene oder er: 
preßte Verſprechen, die Klöfter wieder aufzurichten und venjelben den Jugendunterricht zu 
übergeben, ſich für gebunden erachten, dem Zeit: und Nationalgeift und den edelſten Intereffen 
des Staat? und der Menſchheit durch folde Wiedererweckung der verderblichen Inftitute entge— 
genzutreten. Nur fo lange feine eigene Überzeugung ihm die Klöfler ald nüglid oder als dem 
wahren Gefammtmwohl förderlich darſtellt, wird er jeined Verfprechend gedenken; und im dieſem 
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Falle Hätte er ja auch ohne Verſprechen ſolche Klöfter ftiften können. Ebenfo wird aud bei jeder 
andern Vergünftigung,, melde von feiten einer Regierung dem Papfte gemacht ward, bei jeder 
aus Rüdjiht für ihn getroffenen oder mit ihm verabredeten Ginrihtung jener Regierung oder 
überhaupt der Staatdgewalt immerfort freiftehen, dad Bewilligte, vertragsmäßig Eingerich— 
tete oder Feftgejegte wieder abzuändern oder aufzuheben, ſobald dad Bedürfniß oder Intereffe 
des Staats ein ſolches, je nach den jededmaligen Zeitumftänden, erheiſcht, demnach aud) eine 
wahre und unveräußerliche Pflicht e8 der Staatögewalt gebietet. Gin Goncordat ift eben ein 
Geſetz wie ein andered, kann alfo jeden Augenblid frei zurüdgenonmen werden von derjelben 
Gewalt, melde es ſchuf oder urjprünglich die Vollgemwalt hatte, ed zu ſchaffen; demnad vom 
König oder vom Papft, je nachdem die Feſtſetzung dem Gewaltögebiet des einen oder des an- 
dern angehörte. Denn die vertragsweiſe Feitiegung drückt blos ven einjtweiligen Nichtwider— 
iprud des andern Theil oder feine zeitliche Befriedigung aus, hebt aber das natürliche Rechts— 
verhältniß beider Theile unter jich jelbft und zu Staat und Kirche nit auf. Daher können au 
das Volf (die ſtaatsbürgerliche Geſellſchaft) und die Kirhengemeinde (oder ihr gefegliches un: 
mittelbaves Haupt, der Biſchof oder die Synode) dadurch ohne ihre eigene Zuftimmung feine 
Berfünmerung der ihnen zuftehenden Rechte erleiden und mögen alfo jeded Concordat, das 
ihnen eine ſolche gleichwol zufügte, als rechtsgültig verwerfen. ?) Rotted. 

Eoncordate und Kirchenftreitigkeiten der neueften Zeit. Im Jahre 1853 erhob 
ih ein vom Erzbifhof von Freiburg ausgehender Gonflict zwiſchen dem Epijfopat der Ober: 
rheinischen Kirhenprovinz und den Regierungen der die Didcefen derjelben bildenden Terri- 
torien, der niht nur das frühere gute Vernehmen zwiſchen dem erjtern und den legtern ſtörte, 
jondern aud gewiſſermaßen eine europäiſche Bedeutung erlangte. Derjelbe war auf eine ra— 
dicale Umgeflaltung des Verhältniſſes des Staats zur katholifhen Kirche gerichtet, und hat aud 
wirflid eine folde und zwar zunächſt für Würtemberg herbeigeführt. Um die Urſachen und die 
Tragweite dieler geröhnlid mit dem Namen des badiihen Kirchenftreitd bezeichneten Fir: 
lihen Bewegung zu begreifen, ift es nöthig, auf die katholiſchen Zuftände, wie ſich diefelben jeit 
dem Jahre 1803 in einem großen Theile Deutſchlands entwidelt hatten, zurücdzugeben. 

I. Die Säcularifirung faft aller geiftlihen Staaten Deutſchlands infolge des Friedens von 
Luneville brachte befanntlich die Ränder der geiſtlichen Fürſten an weltliche, und zwar viele der— 
jelben an proteitantifche Landesherren. Die veligiöfen Zuftände und die Kirhenverfaffung follten 
dadurch Feine Anderung erleiden, und namentlich follte ver bisherige Didcefanverband fort: 
befteben wie bisher; allein die färularifirten Länder wurden unter ihre Herren fo vertheilt, daß 
die neuerworbenen Territorien der legtern öfter in vier bid fünf Diöcefen lagen, mas den noth⸗ 
wendigen Verkehr der Regierungen mit den Ordinariaten um ſo mehr erſchwerte, als die Bi— 
ſchöfe ihre Sitze verlaſſen und das Kirchenregiment Generalvicariaten übertragen hatten. Die 
Aufgabe der neuen Regierungen war ſehr ſchwierig; ſie hatten die katholiſche Bevölkerung zu 
beruhigen, ein regelmäßiges Verhältniß mit den Vicariaten und einen zweckmäßigen Geſchäfts— 
gang herzuftellen, vem Neihöveputationshauptihluß von 1805 gemäß für den Unterhalt ver 
gewefenen Mitglieder der aufgehobenen Stifte und Klöfter zu forgen und die Bedürfniſſe des 
katholiſchen Cultus, der klerikalen Studienanftalten u. ſ. w. zu befriedigen. Sie ſuchten in 
diefen verſchiedenen Beziehungen ihren Verpflihtungen nachzukommen, und ſchufen zu diejem 
Zwecke überall für die Leitung der firhlihen Angelegenheiten eine rein Eatholiihe aus Laien 
und Geiftlihen gebildete Gentralbehörde. Die Verwaiſtheit der Didcefen hatte die Folge, daß 
ein großer Theil des Kirhenregiments von dieſen Staatsbeamten ausgeübt werden mußte, wenn 
aud in mandhem Lande, wie z. B. in Würtemberg, die verfhiedenen Vicariate in eins ver— 
ſchmolzen wurden. Cine Hauptforge der Regierungen war die für den Nachwuchs des Klerus, 
für weldyen jie theild niedere, teils höhere Studienanftalten (in Würtemberg ſchon früh Eon: 
victe) errichteten und Schon beftehende Schulen dotirten. 


2) Es iſt uns als Pflicht erfchienen, den vorftehenden Auffas, der den Beitrebungen der Gegenwart 
gegenuber wie die Stimme eines Warners aus dem Grabe Flingt, faft unverändert wieder dem Drud zu 
übergeben. Rotted war feiner Kirche herzlich zugethan, um fo gewichtiger ift das Verdammungsurtheil, 
welches er gleichfam mahnend über die firchliche Anmaßung und faatliche Rleinmüthigfeit unferer Tage 
ausfpricht. Der folgende Artifel behandelt eine Phafe der gegenwärtigen Berhältniffe von einem engern 
Sefichtspunft aus, aber wer ficht nicht wie viele von Rotted's Bemerkungen auch bier in den Kern der 
Fragen treffen? Das politifch wichtigfte Goncordat, das öfterreichiiche, wird eben wegen feiner politiichen 
Tragweite im Zufammenhang der neuern Entwidelung Oflerreichs näher beiprochen werden. D. Rev. 

Stoatösteriton. II. 4 


TBB = fronconpafe und Sirpenfieeitigkeiten har nenefen Deit 

Für die Beftreitung der allgemeinen kirchlichen Geldbedürfniſſe ihrer Länder fhufen fie 
fogenannte allgemeine Kirchen? oder Intercalarfonde, in welde fie die infünfte vacanter 
Pfarrftellen fliegen Liegen. "In Baden beftanden ſchon von früher her einige Fonds diejer Art. 
Die Biſchöfe verhielten ſich bei diefen kirchilchen Organiſationen meiſtens paſſiv und beſchrankten 
ſich auf Vornahme rein geiſtlicher Functlonen, als der Priefterweihe, der Firmung u. ſ. w Ein 
Verſuch, die kirchlichen Augelegenheiten in Baiern, Würtemberg u. ſ. w. durch eine Verein— 
barung mit dem Papſte zu reguliren, ſtieß auf unlüberwindliche Hinderniſſe. Der in Münden 
und Stuttgart 1807 erſchienene Nuntius della Genga brach die kaum eingeleiteten Verhand— 
lungen, wie es ſcheint auf einen Wink Napoleon's, plötzlich ab. Indeſſen war der proviſoriſche 
Zuſtand von 1803— 14 inſoweit der Kirche günftig, als die durch Die Regierungen ausreichend 
unterftügten theologifhen Studien einen erfteulichen Fortgang hatten und theilweife ſelbſt zu 
einer vorher nicht dageiweſenen Blüte gelangten. Die katholiſche Wilfenfhaft von Süddeutſch⸗ 
land Hatte bald berühmte Namen aufzumelfen ; die Verdienſte Hug's in Freiburg, Drey's, 
Ennemoſer's und Hirfcher's In Elwangen (fpäter in Tübingen) genießen noch jegt einer vollen 
Anerkennung. Ein hochſtehender Prälat, Generalvicar von Weffenberg in Konſtanz, ragte über 
alle hervor, namentlich durch feine echt chriſtliche Richtung und fein Beftreben, die katholiſche 
Kirche in Einklang mit den Fortſchritten der allgemeinen Bildung und der Wiffenigaft zu 
erhalten, " 

Die Befreiung Deutſchlands von der Napoleonifhen Oberherrfhaft mußte nun aber eine 
Rüdwirfung auf die katholiſch-kirchlichen Zuftände Deutſchlands außer Oflterreich äußern : der 
proviforifhe Zuftand mar durd einen definitiven zu erfegen. Die Verſuche hierzu wurden 
- 1814—15 auf dem Congreß in Wien gemacht, wo aber zwei ſich befämpferide Anjichten her: 
vortraten, nämlich die durch Weſſenberg vertretene der Eonftituirung einer deutfchen katholiſchen, 
jedoch mit Nom immer verbundenen Nationalfirdhe mit den gallikaniſchen Freiheiten ähnlichen 
Vorrechten, und dagegen die einer foviel wie möglich zu bewerfftelligenden Neftzüration der frü- 
hern Berhältniffe. En 
Die deutſchen Fürſten konnten ſich nicht einigen. Gin der erften Anficht gemäßer Artikel der 
Bundesacte wurde geftrijen, und nur die politifhe Gleichſtellung der drei Confeſſionen (in 
Art. 15) ausgefproden.!) = 

Der Cardinal Conſalvi proteftirte gegen die der katholiſchen Kirche ungünftigen Beftim- 
mungen der Bundes- und der ganzen Gongrepacte, wie der Papft einft gegen den Weſtfäliſchen 
Frieden proteftirt hatte. | —— ve 
Die definitve Regulirung der fatholifh = firhlihen Angelegenheiten blieb aljo den einzelnen 
Staaten überlajfen, und dieſe befchloffen durch Concordate oder Vereinbarungen mit Rom bie: 
ſelben zu erledigen. 

Balern ſchloß 1817 ein Concordat, das aber mit feiner Verfaffungsurfunde und der einen 
integrirenden Theil derfelben bildenden Beilage des Religionsedicts vom 26. Mai1818 vielfach 
in Widerſpruch Fam. ki nz 5 

Preußen und Hannover gelang es 1821 und 1824 neue Gircumjeriptionen Der Didcejen 
in ihren Ländern zu erhalten. Am verwideltften waren die kirchlichen Verhältniffe der Fleinen 
Staaten Deutfhlands, zu deren Feftftellung dur eine Konvention mit Rom eine Commiſſion 
von Geſandten derfelben unter dem Vorfige des würtembergijchen Minifters von Wangenheim 
den 24. März 1818 in Frankfurt zufanımentrat. Allein ihr in ver Weſſenberg'ſchen Richtung 
audgedrbeiteter, in einer Declaration an den Papft gerichtete Brincipien enthaltender Reorgani: 
fationdentwurf würde in Rom verworfen. DerPapft ſprach 1819 ſeine Anſichten in einem aus: 
führlichen Document unter dem Titel „‚Exposizione dei Sentimenti di sua Sautita’’ 2) u.f. m. 
aus, verwarf abermals noch in vemjelben Jahre eine ihm von Frankfurt ans überreichte Magna 
Charta libertatis eccleside Catholicae Romanae, ließ ih aber 1821 zu einer neuen Bistümer: 
Circumſeription der nen geſchaffenen Obertheinifhen Kirchenprovinz von fünf Diöcefen Herkei. 
ALS aber die Regierungen bei Ausführung der hierauf bezüglihen Bulle Provida solersque ete 
bie franffurter Plane vermittelft Konventionen mit den zu Bifchdfen defignirten, der Mehrzahl 


1) Bal. hierüber Häuffer, Deutfche Gefchichte, IV, 673 — 675, 

2) In der von Paulus in Heidelberg 1821 herausgegebenen Schrift: Die neueften Grundlagen der 
deutjihfatholifchen Kirchenverfaffung (Stuttgart 1821), S. 332 fg., finvet ſich der Tert der päbſtlichen 
Note und deren deutfche Überfeisung. 
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nach Hierzu geneigten Candidaten in einer fogenannten Kirhenpragmatif ?) durchzuſetzen ver: 
Tughten, brad ver Papft, dem die Sache befannt wurde, die Verhandlungen ab. 

G8& bedurfte der neuen, erſt ven 16. Aug. 1827 erlaffenen , von den Landesherren aber nicht 
vollſtändig angenommenen Bulle Leo's XII.: Ad dominici gregis custodium etc., um endlich 
Die Vereinbarung auszuführen. 

Als aber der Erzbiſchof von Freiburg, die Bifhöfe von Rottenburg, Mainz, Limburg und 
Fulda inftallirt wurden, erließen die Regierungen von Baden, Würtemberg, den beiden Heffen 
und Naffau (den 30, Ian. 1830) eine die Ausübung der. Hoheitärechte über bie Fatholifche Kirche 
betreffende Verorpuung yon 39 Paragraphen *), in welcher faft alle Artikel der genannten 
Kirhenpragmatif nun doch als das Verhältnig der Kirche zum Staate regulirende Beſtim— 
mungen ven Bilhöfen infolge landesherrlicher Machtvollkommenheit vorgejchrieben wurden. 
Aber den 30. Sept. 1830 erließ Papſt Pius VII. ein mit den Worten: Pervenerat non ita 
pridem beginnendes Breve an die Biſchöfe, worin er über den größten Theil des Inhalts jener 
Verordnung fi beſchwert und diefe auffordert, alled anzuwenden, um bie Zurüdnahme ver: 
jelben herbeizuführen.®) | 

Dieſen Zwed zu erreichen und die Befreiung der Kirche von der ftrengen ſtaatlichen Beherr- 
ſchung zu erringen, war nach verſchiedenen mislungenen Verſuchen das Beftreben ver nun näher 
von und zu beleuchtenden Schilverhebung des oberrheinifhen Epijkopats im Jahre 1853.96) 

U. Die Verordnung vom 30. Jan. 1830, obwol jie wenig Neues enthält, jondern nur 
fchon feit 1803 oder 1806 Stehendes, ja manches aus den Zeiten des Deutihen Reichs Stammen— 
des zuſammenfaßt, janctionirt, man Fann es nicht leugnen , eine fat abjolute IInterwerfung der 
fatholifchen Kirche und der Träger ihrer Gewalt unter die Staatsgewalt, und eine jo weit grei= 
fende Beſchränkung der kirchlichen Freiheit, daß der, felbft in Verfaffungsurfunden der zur Ober: 
rheiniſchen Kirdyenprovinz gehörenden Territorien ausdrüdlih anerfannten kirchlichen Auto= 
nomie und Selbftverwaltung nur ein fehr Fleiner Spielraum gelaffen wird, während das Epi— 
fEopat ſowie der Bapft dafür eine vollftändig freie Bewegung beaniprudhen. 

Die Verordnung ift in dem im 18. ja ſchon in frühern Jahrhunderten wie im An— 
fang des jegigen herrſchenden Geifte abgefaßt, daß der Staat verpflichtet ſei, ih durch alle ihm 
zu Gebote ftehenden Mittel gegen die Übergriffe Roms und feiner Verbündeten zu ſchützen, durch 
Präventivmaßregeln ven confejjionellen Brieden zu ihern und zu verhindern, daß die Errungen= 
ſchaften der Eivilifation unſerer Zeit niht durch retrograde Eirdlice Bewegungen gefährdet 
werden. Man war eifrig darauf bedacht, die Souveränetätsrechte der Krone unangetaftet zu 
wahren durch die Verweigerung von jeder Art Mitregiments von feiten Roms oder ver Bis 
ſchöfe, und es in feiner Weife zu geftatten, daß es der Kirche ein Staat im Staate zu werben ge: 
lüften möge. Deshalb unter andern die weitgreifende Sanction des landesherrlihen Placet 
(in $. 5), weldem nicht blos alle neuerſcheinenden päpftlihen Bullen und Gonftitutionen unter- 
worfen werben, jondern auch alle frühern päpftlihen Anordnungen, fobald davon Gebrauch ge- 
macht werden foll, aljo, wie man mit Recht gejagt hatte, die Fortdauer eines großen Iheild de& 
Kanoniſchen Rechts. 

Dieſe faft abſolute Abhängigkeit der Kirche vom Staat geht aus folgenden, in den genannten, 
fowie andern Veroronungen, ja in manden Staatsgeſetzen enthaltenen Beftimmungen hervor, 
gegen melde daher auch die im Kirchenftreit mit größter Schärfe ausgeſprochenen Beſchwerden 
des Epiſkopats gerichtet waren. 

Nach der jeit 1803 oder 1806 beſtehenden Ordnung der Dinge bejegt ver Landesherr bie 
Pfarreien und andere Pfründen infolge eines. angeblich beftehenven landesherrlichen Patronat⸗ 
rechts und läßt fowol die in das Seminar aufzunehmenden Candidaten als die zur Anftellung 
für die Serlforge nöthigen fogenannten Goncursprüfungen durch eine von der Regierung ein- 
gefeßte und nur, duch Commiſſare des Biſchofs beihicte Behörde vornehmen. Zur Verhän— 
gung einer jhwerern Disciplinarftrafe gegen einen Geiftlihen, z. B. zu deſſen Abfegung, bedarf 


3) Sie wurde herausgegeben in Würzburg 1823 durch Pfarrer L. Wolf. 

4) Sie ift öfters gedrudt, fo in Walter’s Lehrbuch des Kirchenrechts (dreizehnte Auflage), ©. 73. 

5) Das Breve if gedrudt in Walter’s a rien (zwölfte Auflage), ©. 733. 

6) Ausführliche Darftelfungen des Entwidelungsganges der Firchlichen Zuftände Süddeutſchlands 
finden ſich in des Verfaſſere riften: 1). Die fatholifche Brage im Jahre 1848 (Tübingen 1848); 
2), Exproen, 6 et critique du conflit de l'’Episcopat de Haut-Rhin (Brüjfel 1854); 3). der 
Artikel in Reyſcher's Zeitfchrift Dr Deutfches Recht, XVII, 821: Die neuefte — mit Rom. 

Iqero 47° 
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es der ftaatlihen Beftätigung des biſchöflichen Straferfenntniffes. Die Erziehung der künftigen 
Klerifer ift bid zu deren Eintritt in das Seminar Sache der Regierung, ihr gehörten Die Cen 
picte, ſie ernannte die Lehrer der Theologie nach erbetener gutachtlicher Äußerung des Bilde: 
der Tifchtitel der zu Weihenden wird, obmwol aus dem allgemeinen Kirchen- oder Intercalar 
fonds beftritten, als landeäherrlicyer von der Regierung verliehen. Ohne förmliche Gent: 
migung der Regierung kann weder ein päpftlicher noch ein hifhöfliher Erlaß veröffentlicht um 
vollzogen werben ; ver Cultus fteht unter der regulirenden Aufficht des katholiſchen Oberfirden: 
raths, Klöfter jind entweder ganz unterjagt, oder nur die der Lehrfrauen mit beſonderer landes 
herrlicher Bewilligung zugelaffen, desgleichen Wallfahrten, Mifjionen u. dgl. ; ver Verkehr mit 
dem Oberhaupte der katholiſchen Kirche ift nicht frei. In Württemberg ernannte Die Regierung 
unter Mitwirkung des Biſchofs die Landdekane, auch Fann der legtere ohne Zuftimmung der Re— 
gierung weder feinen Generalvicar noch andere Beamte feined Ordinariats eunennen. Auf en 
Didcefanvifitationen begleitete ihn ein landeöherrliher Commiſſar, aud der Diöceſanſonode 
hat ein joldyer beizumohnen, ja jelbft bei Bilhofswahlen. Das Kirhenvermögen wird wie der 
allgemeine Kirchenfonds von der Staatöbehörde verwaltet, oder fteht unter einer fo ftrengen Con: 
trole derfelben, daß die gejeglih competenten Verwalter überaus beſchränkt jind und dem Bilder 
faum ein Mitverfügungsredht über die Verwendung ver Einfünfte zufommt. 

Der Religionsunterricht in ven Volks- ald wie in den gelehrten Schulen wird zwar dur 
von Bifchof ermächtigte, oft von der Regierung gewählte Geiſtliche ertbeilt, jedoch hängt de 
Wahl der Lehrbücher von der Zuftimmung der Regierung ab. 

U. Die erften Biſchöfe der fünf Didcefen fügten fih im ganzen diefem Syftem der firengen 
Bevormundung der Kirche durdy den Staat. Gin erfter erfolglofer Angriff auf daflelbe war 
von einem würtembergifchen Deputirten (Baron Hornftein) 1832 — 33 verſucht worden, 
nachdem aber das jogenannte fölner Greigniß im Jahre 1837 eine weitgreifende kirchliche Be: 
wegung im fatholiichen Deutfchland hervorgerufen hatte, erwachte auch in ven Laͤndern der Ober— 
rheiniſchen Kirchenprovinz ein Geift der Oppofition, deren Lofungswort, wie 1829 und 1830 
dad der jogenannten Fatholiihen Oppofitionspartei in Belgien, das der Freiheit ver Kirke war. 

Es erihien 1841 die großes Aufſehen erregende Schrift: „Die Fatholifhen Zuftänte in Ba— 
den‘, ihr folgten ähnliche in Würtemberg. Der bisher foregierungsfreundlihe Bijcher Keller von 
Rottenburg ward jelbft von Rom gedrängt, 1841—42 in der würtembergifchen Kammer mit 
einer energifhen Motion vor allem gegen die Verordnung vom 30. Jan. 1830 bervorzutreten. 
Die Regierung blieb inveffen in dem bis 1848 fortvauernden Kanıpfe Sieger. ?) Allein jeit 
1815 hatten die fatholifchtheologifhen Studien befonderd durh Möhler in Tübingen, und die 
kirchenrechtlichen durch Walter die größten Fortſchritte gemacht, die katholiſche Preſſe erhielt Or- 
gane, unter welchen die von Görred und Phillips in München redigirten „Hiſtoriſch-politiſchen 
Blätter” großen Nachhall hatten, und als die Märzbewegung des Jahres 1848 ausbrach, hatte 
die auch von den Gegnern derdrei hriftlichen Gonfefjionen getheilte Anficht von derNotbinenvig: 
feit der religiöfen Freiheit eine ſolche Kraft erhalten, daß dieje im vollftien Maße durch vie 
$$. 14— 21 der deutſchen Grundrechte (von 1848) ihre Gewährleiftung erbielt. Auf die 
politifche Bewegung unfers VBaterlandes war überall eine katholiſch-kirchliche gefolgt. Sie 
brach zuerft in Ofterreihh aus, wo feit einer Reihe von Jahren fhon gegen die Iofepbiniide 
Gefeggebung fih Stimmen erhoben hatten.®) Schon vor dem Monat Mai 1848 batten vie 
Biſchöfe der Kirhenprovinz in einer Verfammlung eine Betition von 19 Artikeln an vie Re 
gierung übergeben, ihr folgte im Mai das bifhöfliche Ordinariat von Linz, andere Diöcelen 
wandten jih an den öſterreichiſchen Reichstag. Cine Anzahl deutſcher Biihöfe traten im er: 
tember 1848 in Würzburg zufammen und redigirten eine an alle deutſchen Regierungen gerid 
tete Denkſchrift ohne Aufftellung fpecieller Forderungen. Im Jahre 1849 richteten vie preußiſchen 
Biichöfe eine befondere Denkſchrift an ihre Negierung, im October 1850 thaten es die in Frei: 
fing verfammelt gemwejenen batrifhen ?), und im März 1851 die der Oberrheinifchen Kirchen: 
provinz an die verihiedenen Regierungen in derfelben. Die Beitimmungen der allgemein deut 





T) Dgl. 1) die Actenmäßige Darftellung der Verhandlungen der würtembergifchen Kammer ber A 
a. über die Angelegenheiten der Fatholifchen Kirche (Stuttgart 1842); 2) M. Mad, Die farbe 
iſche Kirchenfrage in Würtemberg (Schaffhaufen 1845). 

8) Bol. Brühl, Acta ecclesiastica, VI. Abthl.: Ofterreichifche Monarchie (Franffurt a. M. 1851). 

9) Über die Borgänge in Baiern vgl. Henne, Die Fatholifche Kirchenfrage in Baiern (Würzburs 
1854). Die Dentjchrift der ſechs Bifchöfe findet ſich S. 46. 
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hen Grundrechte wurden in Ofterreih und Preußen leitende Prineipien in der Behandlung 
er kirchlichen Angelegenheiten. 

In Ofterreich erließ der Kaiſer am 4. März 1849 ein denſelben gemäßes Patent, in welchem 
ine die Freiheit und Selbftändigfeit ver Kirche ſchaffende Neugeftaltung ver bisherigen Zu— 
tände verfprodhen wurde. Um jie herbeizuführen wurde Ende April eine Verfammlung der 
Biſchöfe nah Wien beſchieden, melde die kirchlichen Angelegenheiten berieth und bis zum 16. Juni 
1849 das Ergebniß ihrer Berathungen dem Minifter Grafen Thun überreichten. 

Das erſte Anbringen betrifft die fünftige Stellung der Kirche im Staute, die zweite den 
Anterricht, die Heranbildung der Gandidaten des geiftlihen Standes und die Volksſchulen, die 
dritte Die Verwaltung der Kirche, die geiftlichen Ämter und Pfründen, das Patronatredht, die 
Pfarrconcurdprüfungen, die vierte die geiſtliche Gerichtsbarkeit; fpätere Eingaben bezogen ſich 
auf die Ehe, das Kirchenverinögen und das Kloftermejen. 

Der Minifter erftattete über die fämmtlihen Anbringen der Verſammlung erft den 7. bis 
13. April 1850 Bericht an den Kaifer, worauf diefer den 18. und 23. April zwei Verorb- 
nungen 10) erließ, in deren erfter vom 18. April der freie Verkehr mit dem Papft fowol für die 
Biſchöfe ald alle andern eingeräumt, dad Placet aufgehoben und die bifhöfliche Strafgerichts— 
barkeit hergeftellt, jedoch in. 5 verfügt wurbe, „daß wenn zur Durchführung eines Straferfennt- 
niffes die Mitwirkung des Staats in Anfprud genommen werde, der ordnungsmäßige Vorgang 
der geiftlihen Behörde durch Mittheilung der Unterfuhungsacten nachgewieſen werden müſſe“. 

Die zweite Verordnung vom 23. April macht die Ernennung der Profefforen der Theologie 
und fatholifhen Religiondlehrer von der Ermädtigung des Biſchofs abhängig, fchreibt ftrenge 
Prüfungen für die Gandidaten vor, die vor einer zur Hälfte von der Regierung, zur Hälfte vom 
Biſchof ernannten Commiſſion zu erftehen find u. j. m. 

Mit den Verorpnungen wird auch der fehr ins einzelne eingehende Vortrag des Minifters 
veröffentliht, und darin eine definitive Regulirung der übrigen Bunfte durch ein mit dem Bapft 
abzuſchließendes Goncordat zugejagt.1?) j 

Den 31. Der. 1851 wurde das faiferlihe Patent vom 1. März 1849 außer Kraft geſetzt, 
zugleich aber die in demjelben den anerkannten Religiondgenoffenihaften in ven Kronländern 
ertbeilten Freiheiten und Rechte beftätigt.12) 

Während die Verhandlungen mit Rom gepflogen wurden, erließen aber die öſterreichiſchen 
Biſchöfe eine Maſſe Verfügungen, wodurch, inwieweit es ſchon möglih war, die Joſephini— 
ihe Gefeggebung aufgehoben oder modificirt wurde. Das den 18. Aug. 1855 janctionirte 
Goncordat wurde vom Kaiſer jofort publicirt. 

Die bairifche Regierung erledigte die durch die biſchöfliche Denkfhrift in Anregung gebrachte 
Angelegenheit durd eine föniglihe Erklärung in 26 Paragraphen am 2. April 1852.13) 
Es wird darin, inwieweit das Concordat von 1817 und die Berfaffungsurfunde von 1818 ed zu= 
laflen, ven Wünſchen der Bifchöfe Rechnung getragen, und zwar nad) dem in $. 1 darin ausge— 
ſprochenen Princip, daß bei Auslegung und Anordnung mehrbeutiger und zweifelhafter Stel- 
len des die Verfaflungsbeilage bildenden Religiondedictö vom 26. Mai 1818 jene Interpreta= 
tion zu machen jei, melde mit den Beitimmungen des Concordats übereinſtimmen oder jidh 
venfelben nähern. 

In Preußen wurde die vollftändige Emancipation der Kirche ſtaatsgrundſätzlich fanctionirt 
durch die faft wirflihe Aufnahme der Beflimmungen der deutihen Grundredte in die Ver: 
faffungdurfunde vom 31. Jan. 1850. 

Zum Berftänpnif der weitern Vorgänge in der Oberrheinifchen Kirhenprovinz war die hier 
gegebene Schilderung der in ſterreich, Baiern und Preußen voranzuſchicken. 

IV. Die Regierungen der die Oberrheiniſche Kirchenprovinz bildenden Territorien beeilten 
fich fo wenig, dem Begehren ihrer Bifhöfe Rechnung zu tragen, daß der Erzbiſchof von Freiburg 
im Jahre 1852 eine Art Monitorium an fie richtete. Doch hielten 1851 und 1853 Abgeord⸗ 
nete der betheiligten Regierungen in Karldruhe mehrere Berathungen über die offenbar uner: 
ſchöpfte Angelegenheit, und ven 1. März 1853 endlich erfchien in Stuttgart, Karlsruhe, Darm= 
ftabt, Wiesbaden: 





10) Sie find gedrudt im Anfange von Walter's Kirchenrecht (zwölfte Auflage), ©. 736, 738. 
11) ©. Brühl, ©. 57 fg. 

12) Walter, ©. 138. 
13) Sie ift gebrudt bei Walter, ©. 708, und bei Henne, a. a. O. 
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1) eine gemeinfame Verordnung von acht Paragraphen 1%), im welcher einige Beftimmun- 
gen der vom 30. Jan. 1830 geändert wurden. 

2) Erlaſſe ver Minifter, in welchen verſchiedene Conceſſionen ven Biſchöfen gemacht oder in 
Ausjicht geftellt wurden. 19) Da aber in allen diefen Erlaffen der Standpunkt ver Verordnung 
von 1830 feftgehalten, aud die Conceſſionen nicht durch Rechtsgründe, ſondern dürch Grüne 
ber Bilfigkeit und der Politik motivirt waren, und das eigentliche Ziel und die Tragweite det 
Forderungen ver Biſchöfe verfannt zu fein fhienen, ſo wurden diefe durch die Schritte der Re— 
gierungen fo wenig befriedigt, daß jle nach abgehaltener Berathung ven angebotenen Gnadenact 
von der Hand wieſen und den Regierungen erklärten, fie würden den in ihrer Denkſchrift aus: 
gefprochenen Grundfägen gemäß fortan das Kirhenregiment in ihren Didcefen führen. Zwar 
trat das würtembergifche Minifterium im einem publicirten Schreiben vom 19. April vem Bi: 
ſchof von Rottenburg drohend entgegen. Allein das Epiffopat der Kirchenprovinz ſchritt via 
faeti voran, ſtellte nicht blos, wo er fonft den Verfügungen der Regierung Folge feiftete, einen 
paffiven Widerftand entgegen, ſondern feßte verfchievene feiner Forderungen in Vollzug durch 
Handlungen, zu deren einfeitiger Bornahme er nach der Verordnung von 1830 nicht bereih: 
tigt war. Damit war der offlciele Krieg des Epiſkopats mit den Regierungen begonnen. Er 
wurde mit befonderer Heftigfeit von feiten des Erzbiſchofs von Freiburg gegen die badiſche Re- 
gierung geführt und hatte zunächſt die Folge, daß nit nur Zeitungen und Zeitfhriften für 
jene oder diefe Partei nahmen, fondern daß auch eine Menge Flugſchriften über dieſen Conffitt 
zwifchen Kirdye und Staat erſchienen. Bis zum Anfang des Jahres 1853 belief ih die Zahl 
der legten mit Inbegriff einer neuen Denkfchrift des oberrheinifchen Gpiffopats vom 18. Aug. 
1853 auf zwölf, und am Ende jened Jahres auf 33. Unter denſelben ragen auf feiten der Kir: 
lihgejinnten außer jener, wie mıan meint, vom Staatsrat von Linde verfaßten Denkſchrift, das 
Schriftchen des Domkapitulars Hirfcher in Freiburg und die des Frhrn. von Ketteler, Biſchof 
von Mainz 19), hervor. Eine der beften Gegenfhriften ift die ſchon 1853 bei Braum in Karl: 
rube erſchienene leichtfaßliche Darftellung der Eatholifch  firhlihen Streitigkeiten in Baden.7) 
Nicht alle Biſchöfe der Oberrheiniſchen Kirhenprovinz führten ven Kampf gegen die Regierungen 
ihrer Didcefen mit gleicher Energie. 

Mit rückſichtsloſer Entſchiedenheit verfuhr der Erzbifhof von Freiburg. Nachdem er vont 
1. Aug. 1853 an ſowol von den geiftlichen als weltlihen Mitgliedern des großherzugliden ka— 
tholifchen Oberfirhenraths in Karlsruhe den Rüdtritt von ihren Staatöftellen verlangt hatte, 
ſprach er im Oetober über alle ven großen Kirchenbann aus. Die Regierung fegre ihn bierauf 
(den 9. Nov.) unter eine dem (al8bald von ihm gleihfalld ercommunicirten) Stadtdirector von 
Freiburg übertragenen Vormundſchaft, ſodaß er ohne deren Genehmigung feinen Erlaß aus: 
geben follte. Cine Mapregel, vie ihn aber nicht binderte, ven Bann gegen die Mitglieder des 
Oberkirchenraths dieſen zu infinuiren und in Freiburg und Karlöruhe von der Kanzel verkünden 
zu laffen. 

Das Domkapitel erflärte ih nun auch für ſeine Sache; es veröffentlichte vie Megierungs: 
befehle umgehend, mehrere Hirtenbriefe, in welchen es das Verfahren des Biſchofs rehtfertigte, 
und in einem vom 14. Nov. gegen alle Hoheitörechte des Staats über die Kirche Proteft ein- 
legte. Es trug allen Pfarrern auf, in vier Predigten ven Bifchof zu vertheidigen, ein Begehren, 
von welchem auch die Vorftellungen und Bitten mehrerer fatholifchen Gemeinden es nicht ab- 
zubringen im Stande waren. Während mehrere diefe Befehle allzu eifrig ausführende Geiſt— 
lie von der Regierung geftraft wurden, traf einige, welde ven erzbiſchöflichen Befehlen Folge 
zu leiften fich weigerten, der Kirhenbann. Es wurde jogar ein Mitglied des Donifapitels vom 
Erzbiſchof fuspendirt. 


14) Gedruckt bei Walter, a. a. D., S. 786. 

15) Der des würtembergifchen Minifters findet fich in einer außerordentlichen Beilage zum Steatk 
Anzeiger für Würtemberg vom 6. März 1858. 

16) Die Schrift diefes Kirchenfürfterr führt den Titel: Das Recht und der Rechtsſchuß der katheli⸗ 
ſchen Kirche in Deutſchland, mit beſonderer Rückſicht auf die Forderungen des oberrheinifchen Epiſie 
pats in dem gegenwärtigen firchlichen Gonflict (Mainz; 1854). 2 

17) Eine vom Berfafler gegenwärtiger Darftellung gefchriebene Fritifche Anzeige aller auf dem Kir 
henftreit vom Jahre 1853 und 1854 erfchienenen Schriften Aindet ih in den von Schletter redigirten 
Zahrbüchern der deutfchen Rechtswiſſenſchaft, I, 238. Derfelbe fchrieb außerdem: 1) (im November 1859) 
Über den Gonflict des Epiffopats der oberrheinifchen Rirchenprovinz, Erlangen 1853; 2) (im Juni 1854) 
Expose historique et critique du conflit entre l'Episcopat du Haut-Rhin et les’ Göuverne- 
ments etc. (Brüffel 1854). 
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.. Im Anfang des Jahres 1854 Hatte ver Streit ſchon eine bedenkliche Höhe erreicht, . In der 
PER uhren der Kammern ſprach der Öropherzog, das Verfahren feiner Regierung red; 
[ertiden, fein Bedauern über dieſe ihn betrübenden Hergänge aus; ĩn ihrer Adreſſe ſtellte ich 
die. Rammer auf feine Seite, Dagegen belobte der Bapft in einem Breve vom 9. Jan. 1854 
das Verfahren des Erzbiſchofs. r en 

.. , Da indeffen die Regierung durch ihre Maßregeln ihren Zweck nicht erreicht hatte, und auch 
das Angehen des päpfllihen Nuntius in Wien durch die badiſche Geſandtſchaft erfolglos ge— 
blieben war, befchloß fie die Abjendung eines Gefandten nah Nom, wählte hierzu den jtreng 
fatholifch geſinnten Grafen von Leiningen, und hob zugleich die ven 7. Nov. 1853 angeordnete 
Bevormundung des Erzbiſchofs wieder auf. — — 
Dieſer war jedoch zur Siſtirung ſeines Vorgehens nicht zu bewegen. . &r ernannte Pfarrer 
aus eigener Machtvollkommenheit, verbot ven Schullehrern Prüfungen vor den großberzog- 
lichen Bifitatoren vorzunehmen, erlieg ein Gröffnungsvecret ded von der Regierung geſchloſſenen, 
nun aber als das feinige erflärten Gonvists in Freiburg, und ging endlich, ‚weil die Regierung 
den Stiftungsrechnern verboten hatte, etwaigen einfeitigen Weifungen der Kirchenbehördr Folge 

u leiften, fo weit, daß er ven 5. Mai die Mitglieder des Stiftungsraths, die feinen Weiſungen 
i6 widerjegen würden, für ausgetreten erklärte, ven Pfarrern befahl, jie Durch andere zu erſetzen, 
und den Defanaten die bisher den großherzoglihen Amtern zufommende Aufſicht und, Gontrole 
über die Stiftungsverwaltungen übertrug. Da fein Vorgehen und die Beſchuldigung, ed. wolle 
der Staat ſich des Kirchenvermögend bemädhtigen, eine offenbare Auflehnung gegen die Staats: 
gefege enthielt, jo befahl die Regierung den 6. Mai, gegen die die Anordnung des Biſchofs voll: 
ziehenden Stiftungsvermwalter einzuſchreiten, und ordnete eine Unterfuhung gegen ihn ſelbſt an, 
. Er verweigerte anfangs dem Inftructiondrichter jedes Gehör, legte, eine Art Interdict auf 
das Abhalten des Gottesdienſtes in der Domkirche und erhielt daher in feinem Palaſte Haus: 
arreft, ließ fih jedoh dann zur Vernehmlaflung herbei, worauf die Haft aufgehoben und die 
Sade den großherzoglidien Hofgericht zur Entſcheidung überantwortet wurde. Seinerfeitd 
hob er das Interdict auf, in Erwartung ded Ausgangs der Sade. _ 

Im ganzen verhielt jih die Yandesbevölferung bei dem Streit ihres Dberhirten mit der Re: 
gierung trog mehrerer ergangenen Aufforderungen zum Widerftand gegen die, legtere glei: 
gültig, einige wenige Gemeinden ſprachen ſich für diefe ans; im Odenwald dagegen nahın die 
Bevölkerung, von ihren Pfarrern aufgeitachelt, für den Grzbifhof Partei. Die Regierung 
fandte Truppen in den Taubergrund, die Tumultuanten mit dem Pfarrer von Tauberbiſchofs— 
beim wurden vor die Oerichte geftellt und zu Gefängniß und Geldſtrafen verurteilt, aud) wurbe 
über den Pfarrer von Donaueſchingen Feftungshaft von acht Monaten verhängt. 

Der jo heftig gewordene, an ähnliche Greignifje im Mittelalter erinnernde Kampf z0g die 
Aufmerkjamfeit von ganz Europa auf fih, und ſetzte namentlich den höhern Fatholifhen Klerus 
aller Länder in Bewegung; über 100 Adreſſen auswärtiger, faft aller deutſchen, franzöfifchen, 
fowie vieler andern Biſchöfe, in welden der Erzbifchof ald Märtyrer bevauert oder gepriefen 
wurde, trafen in Freiburg ein. Es wurden Subjeriptionen eröffnet, infolge welchen bedeu— 
tende Geldſummen beim Erzbiſchof einliefen. Der Papft erließ ein neues Breve an ihn. Der 
badische Kirchenſtreit, theild durd die Parteiflugfchriften entjtellt, theils gänzlich misverſtan— 
den, war eine allgemeine Angelegenheit der kalholiſchen Kirche geworven. Sie ſah, ſich gänz: 
lich irrend, in demſelben einen Verſuch des Proteftantismus zur Unterdrückung der Fatholifchen 
Religion! | \ 

Indeſſen gelang es doch der großherzoglichen Befandtfhaft inRom, am 24. Juni zu Siftirung 
des Streitd ein interimiftiihes Abkommen zu Stande zu bringen. Der Proceß gegen den Erz: 
biſchof wurde niedergeſchlagen; desgleichen gegen die Geiftlichen, die blos dem Biſchof Folge ge: 
leiftet, aber fonft Fein Vergeben begangen hatten; die von ihm ernannten Pfarrer follten nur 
als Pfarrverweſer angeſehen fein, die Verwaltung des Stiftungsvermögend nad) den beftehenden 
Gefegen und Verorbnungen geführt werden. Died mehr der Regierung ald dem Erzbiſchof 
günftige Übereinkommen führte einen proviforifchen Zuftand herbei, in welchem die Regierung 
die definitive Regulirung der firhlihen Angelegenheiten mit Ruhe abwarten fonnte. Nur der 
niedere Klerus litt unter vemfelben, indem er einerfeits ſich der erzbiihöflichen Curie abfolut 
unterworfen ſah, andererjeitd die neuernannten Pfarrer flatt des Genuſſes der oft fehr reihen 

farreinfünfte jich mit Taggeldern begnügen mußten. 
„. Y- Was die vier andern Diöcejen der Oberrheinifhen Kirchenprovinz betrifft, jo trat nur 
der Bischof von Limburg in die Fußtapfen des Erzbiſchofs. 
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Aud er ging in der Ausübung unbefhränfter Machtvollkommenheit, fo oft ji dazu Ver: 
anlaffung bot, voran; ernannte Pfarrer, welche die naffauifhe Regierung gleichfalls nur als 
Pfarrvermwefer behandelte, verfuchte die Verwaltung des Stiftungdvermögend ji zu unter: 
werfen, bei welcher Gelegenheit er aud) eine Greommunication ausſprach. Die Regierung ord— 
nete die Temporalienjperre gegen ihn an, bob jie aber bald wieder auf und ſchickte einen Ge— 
fandten zu Unterhandlungen nad Nom. 

Der Biſchof von Fulda fheint aldbald die Überzeugung gewonnen zu haben, daß eine ern: 
ftere Schilverhebung gegen die kurheſſiſche Regierung erfolglos fein würde, und z0g ſich ſchon 
den 18. Juni 1853 vom Streite zurüd, erflärend, daß er dad Meifte von dem, was in der Denf: 
fhrift feiner Gollegen begehrt werde, ſchon befige. Ob ihm durch das Minifterium Haffenpflug 
factiſch Gonceffionen gemadt waren, bleibt vahingeftellt. 

In Würtemberg traf die Regierung mit dem Biihof von Rottenburg im Mär; 1854 ein 
Abkommen, welches die Grundlage ihrer im April 1857 mit Rom abgefhloffenen Convention 
wurde, die dem Kirchenftreit für Würtemberg ein Ende made. 

Die großherzoglich Heififche Regierung ſetzte Ende Auguft 1856 durch eine vorläufige Über: 
einfunft mit dem Biſchof von Mainz der Dauer des Kirchenſtreits in ihrem Lande gleichfalls 
ein Ziel. Ihrem Inhalte nach ftimmt diefelbe großentheild mit der von der würtembergiihen 
Regierung mit dem Bischof von Rottenburg geichloffenen überein; bezüglich der Bermaltung des 
Kirchenvermögens, fowie über die Betheiligung der Geiftlihen am profanen Schulunterricht 
follte befondere Vereinbarung flattfinden. 

Die Biſchöfe fahen im Jahre 1853 ſehr wohl ein, daß, meil jie feine Conceſſionen an: 
firebten, jondern die Reftitution vorenthaltener oder beeinträdhtigter Rechte verlangten, fie ihre 
Aniprüde an die Staatögewalt rechtlih zu begründen hätten. In ihrer gemeinjamen Denk: 
fhrift vom 18. Juni 1853 und ihren Separateingaben an die Regierungen tbaten fie dies 
indeffen auf eine nicht immer ftihhaltige Weife, und zwar fomol was die allgemeine Be: 
gründung ihrer Forderungen als was den Inhalt mehrerer der legtern betrifft. Sie erflär: 
ten zwar: jie jeien forgrältig bedacht geweſen nur ſolche Anträge, Reclamationen und Bitten 
zu ftellen, welche 1) in nothiendiger Eonjequenz aus dem Weſen und dem Zmede der fa: 
tholiſchen Kirche ſich ergeben, 2) im poſitiven öffentlichen Rechte klar und unzweifelhaft be 
gründet jeien und eine ſolche Feſtigkeit hätten, daß deren Geltendmahung von den Biihöfen 
als abjolute Verpflichtung erachtet werden müßte. Allein was die erfte Behauptung betrifft, jo 
verlangten jie die Ausübung von Handlungen, welde der Staat unbeſchadet der vollftändigen 
Anerkennung der fatholifhen Kirche und ihred Eultus verweigern oder von Bedingungen ab: 
hängig maden fann und ja zumweilen muß. Ihre zweite Behauptung fügte fie auf Gründe, 
von welchen (mie jchon in des Verfaffers Schrift vom November 1853 ausgeführt wurde) nur 
einer von juriftifher Tragweite ift. 

Sie beriefen ſich nämlich 1) auf die völfer- und ſtaatsrechtlich unbedingt pleno jure ftatt: 
findende Anerkennung der fatholiihen Kirche (und folglich des Kanonifhen Rechts) in den Ter— 
ritorien der Oberrheinifhen Kirchenprovinz, 2) auf die Natur und den Umfang des Rede: 
beftandes der katholiſchen Kirche in diefen Territorien, die ſich lügen: a) auf einen unvorbenf: 
lichen Bejigftand, b) auf die ausdrückliche Anerkennung der deutſchen Reichsgeſetze, insbeſondere 
des MWeftfälifchen Friedens, c) auf die 1821—27 mit Rom eingegangenen Verbindlichkeiten. 

Es wurde hingegen in der Schrift des Verfaſſers ausgeführt, daß das Epiſkopat jich rechtlich 
nur auf die erfte und legte Nechtäquelle berufen konnte. Es wird in Abrede geftellt, daß das 
Kanonifche Recht jeim katholiſchen Deutſchland unbefhränfte Geftaltung hatte, eine Behauptung, 
deren Wahrheit der Verfafler 1855 in feiner Schrift: „Die ſtaatsrechtliche Stellung der katho— 
lifhen Kirche in ven katholiſchen Ländern des Deutihen Reichs, beſonders im 18. Jahr: 
hundert‘, fo vollftändig geihichtlich bewied, daß ed niemand gelingen dürfte, das Gegentbeil 
davon darzuthun. Umſonſt beruft man ji daher auf Unvordenklichkeit des Bejigftandes, ver: 
gebend auf die deutſchen Reichsgeſetze, vergebens auf die Particulargejeggebung jelbft der 1803 
fäcularifirten geiftlihen Staaten Deutſchlands. 

Und was den befanntlid von Nom verworienen und daher aud vom Epiffopat zu perhor: 
refeirenden Weftfälifchen Frieden betrifft, jo ift er nur maßgebend, was den ja nicht beftrittenen 
Beſitz des katholiſchen Kirchenguts betrifft; über das gegenſeitige Verhältniß der Staats- und 
Epiſkopalgewalt in katholiſchen Ländern enthält er feine Beftimmungen. Die Berufung auf 
die Unvordenklichkeit des Beſitzes iſt um jo meniger von Bedeutung, ald ſchon früher die ber 
Kirche eribeilten Privilegien vom Kaijer und Reich zurüdgenommen und mobdiflcirt werben 
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Fonnten und modiflcirt wurben, und jegt um jo mehr von der Staatsconcejjion abhängen, als 
Die frühere landesherrliche Gewalt eine fouveräne geworden und ebenfo ausgedehnt wie einft die 
Höchſte Reichsgewalt ift. Hatte die Kirche vor 1806 feinen Rechtsanſpruch auf Unveränderlich— 
keit ihrer äugern Stellung im Staate, jo hat fie e8 jegt noch viel weniger, ald der ganze Staats- 
organidmud ein anderer getworden und jie denfelben umzugeftalten nicht befugt ift. Auf das 
göttliche Recht beruft ih das Epijfopat mit Vorfiht, d. h. inſoweit ald daffelbe auch ſtaatlich 
als ſolches anerkannt wird. Nur die ftaatlihe Anerkennung der Verfaffung ver katholiſchen 
Kirche, ihre Autonomie und Selbftverwaltung und die Verträge mit Rom Eonnten daher 
als Redtstitel von ihm angerufen werden. 

Da aber die ihm vorzugsweiſe günftigen zwei legten Artikel der Bulle: Ad dominici gregis 
eustodium, vom Jahre 1827, nad) welchen die Bifchöfe ihre Jurisdicton secundum vigentem 
ecclesix disciplinam et canones a sancta sede approbatas auszuüben, auch seminariipuero- 
rum nad) den Vorfähriften des concilium Tridentinum zu errichten befugt fein follten, von den 
Bereindregierungen nicht angenommen worden waren und dad Placet nicht erhalten hatten; 
die übrigen Beftimmungen der Bulle aber, die der Realvotation der Bisthümer ausgenommen, 
von denfelben immer erfüllt wurden, fo entbehrten die blos auf jene Artikel ih flügenden Re— 
clamationen des Epiffopatd einer ausreichenden redtlihen Begründung. 

Es fonnte nur bie Frage fein: ob die durch die Staatsgeſetze ſelbſt der Kicche zugelicherte 
Selbſtändigkeit ihr zu Theil geworben, d. h. durch Verfügungen der vollziehenden Gewalt nicht 
aufgehoben oder rechtswidrig beſchränkt worden frei? Weil jedoch die Aufhebung dieſer Be— 
ſchränkungen der kirchlichen Freiheit diefe nicht im vollen Maße berftellen Fann, fo ging das 
Epiffopat noch weiter und verlangte auch die Änderung der diefelben beſchränkenden Geſetze mit 
Einſchluß jelbft der Staatsgrundgefege. Der Biſchof von Rottenburg bezeichnete in feiner 
Separateingabe der Regierung fogar die Paragraphen der würtembergifhen Verfaſſungs— 
urfunde, melde er aufgehoben und geändert wiſſen wollte.18) 

Indeſſen erflärte die bifhöflihe Denkihrift, man verlange nicht Trennung der Kirche vom 
Staate, diefe ſollte deſſen allgemeinen Gefeßen unterworfen bleiben, nur die gegen ſie gerichteten 
Andnahmegefege follten wegfallen. Hiermit ift es allerdings nicht vereinbar, wenn fpäter der 
Erzbiihof von Freiburg die Zuftändigkfeit des fogenannten jus circa sacra in Abrede ftellte! 

VI Was nun die von den Bifhöfen an die Regierungen gejtellten Forderungen ſelbſt be— 
trifft, fo finden ſich unter denfelben verſchiedene, die ihnen ohne Beeinträchtigung der ftaatlich 
anerfannten Berfaffung der katholiſchen Kirche nicht verweigert werben fonnten, dann mehrere, 
deren fernere Borentbaltung im Widerſpruch mit dem Charafter freierer Staaten und den Ans 
ſprüchen auf firchliche Freiheit jein würde, endlich ſolche, welche zu gemähren oder zu verfagen 
lediglich Sache ver Staatögemalt ift. Faſt alle werden aber vom Gpiffopat als ihm weſentlich 
zufommende, feiner ftaatlihen Befhränfung zu unterwerfende Rechte verlangt. Sowol in ver 
Schrift des Verfaſſers als in andern wird daher die Maßloſigkeit des legtern Begehrens nachge— 
wiejen und ausgeführt, welche Rechte der Staat unbeſchräkt zuzugeftehen habe, melde unter Ein— 
Ichränfungen, und welche Forderungen er zurüdzumeijen habe. , 

DasEpiffopat verlangt 1) das freie Beſetzungsrecht der firhlihen Amter und Pfründen 19), 
mit Ausnahme der einem rechtmäßig erworbenen Patronatsrecht unterliegenden. Es ift hier in= 
ſoweit in feinem Rechte, ald die im Anfange unfers Jahrhunderts fozufagen erfundene Theorie 
des allgemeinen landeöherrlihen Patronatsrechts durchaus unbegründet und als ſolche aud) von 
allen Kirhenrechtölehrern unferer Zeit behandelt wird. Allein da die Pfarrer eine öffentliche ; 
Gewalt im Staate ausüben, auch bürgerliche Functionen haben und es geiftliche Berfönlichkeiten 
geben kann, welde in rein bürgerlicher oder politifher Beziehung der Regierung misfällig fein 
fönnen, jo fann der Staat (was aud) in der „Exposizione dei Sentimenti‘ vom Jahre 1819 
anerfannt wird) bei Pfarrbejegungen ebenſo gut eine Erelujion beanſpruchen, wie ſolche ihm bei 
den Biſchofs- und Domfapitularwahlen vom Heiligen Stuhle jelbft zugeftanden ift. 

Wenn das Epijfopat2) vie Anerkennung der ihm nach dem Kanoniſchen Rechte zufommenden 
kirchlichen Gerichtöbarkeit über Geiftliche und Laien verlangt, fo konnten die Regierungen die 
Zuftändigkeit diefed Rechts nicht in Abrede ftellen; wenn er aber auch von ihnen den Vollzug 
von Strafurtheilen gegen Geiftliche durch den weltlihen Arm auf bloßes Verlangen bejlelben 


18) Da die Regierung in der Convention mit Rom bies 1857 zufagte, fo ift fie genöthigt, ihren 
Kammern hierüber Gefegesvorlagen zu machen. 
19) Bl. die Denfichrift von 1858, $. 4, und bes Verfaſſers Schrift, $. 6. 
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(. B. bei Amtsentfegungen oder Verurtheilungen zum Gefängniß) begehrte, fo, konnte der 
Staat (wie in den Nordamerifanifchen Freiftaaten und in Belgien) dieſe Hülfeleiftung gerade 
verweigern, und wenn er fie zu geflatten bereit war, von Beringungen abhängig machen, foda| 
das Begehren einer vollftändigen Aufhebung des Recursus ab abusu nicht ald begründet er- 

einen mußte. Die Staatögerichte find den geiſtlichen nicht untergeordnet, ihre Beamten nicht 

ollzügsbehörden der Biſchöfe, fie müffen das Recht der Cognition haben, aud wenn fie von 
dinem Bifchof angerufen werden, und wenn fie ſelbſtverſtändlich incompetent find, und gewiß 
nicht Luft haben werden dogmatiſche Fragen zu entſcheiden, jo jind fie doch berechtigt und ver: 
pflichtet die Mittheilung ver Proceßacten zu verlangen und fich zu verfichern, ob der eingeklagte 
Beiftliche gehört, das Verfahren geſetzmäßig geweſen und er der begangenen ftrafwürdigen 
Handlung geftändig oder überwieien fei.20) Die Richtigkeit diefer Principien haben zwei Erz- 
biſchöfe von a: (Affre und Sibour) ausdrücklich anerkannt.?) | | 

3) Die Erziehung des Klerus und die Erteilung des theologiſchen Unterrichts ift emtidie- 
dene Sache der Kirche. Wenn daher das Eyiffopat verlangte, der Staat habe dad Recht hierzu 
fernerhin nicht mehr als ein ihm zuſtehendes, wenn aud mit Rückſichtnahme auf die kirchlichen 
Behörden, auszuüben, fo ging er nicht weit, durfte aber ein Betheiligungsrecht ded Staats nigt 
in Abrede ſtellen, nicht blos weil der Staat an der geeigneten Bildung des Klerus ein Intereſſe 
Hat, fondern auch weil er, obwol rechtlich dazu verpflichtet, die Koften diefer Bildung beftreitet 
und aud den Pfarrern bürgerliche Functionen überträgt. 22) 

. 4) Eine andere Beſchwerde des Epiſkopats bezog ſich auf den fogenannten landesherrlichen 
Tiſchtitel, d. h. die zur Ertheilung der Prieftermwürde nöthige Zuſicherung eines austeichenden 
Einkommens im Falle eintretender Dienftuntüchtigkeit. Der Landesherr ertheilte ihn bisher 
aus den Ginfünften des allgemeinen Kirchenfonds an die, welche einvon ihm zu den Aufnahme: 
prüfungen in dad Seminar gefandter Commiſſar für würdig erflärte. Wäre der Tifhtitel aus 
einem Staatövermrögen bejtritten worden, fo hätte man gegen dieſe Orbnung der Dinge nichts 
einwenden fönnen! Das Epiffopat leugnete daher, daß der Tifchtitel ein landesherrlicher fei, 
nahm dejfen Grtheilung für fih in Anſpruch, ſowie das Recht über die Würdigkeit der zu orbi- 
nirenden Theologen felbft und allein zu erkennen. Jedenfalls trifft dann den Landesherrn feine 
Verpflichtung, für den Unterhalt unfähig gewordener Kleriker aus Staatsmitteln zu jorgen.?®) 

5) Entſchieden unberehtigt war dad Epiſkopat, wenn e8 bezüglich des Religiondunterrits 
und des Schulweſens in erfter Beziehung eine abfolutePafjivität ded Staats und in legter deſſen 
directe Leitung verlangte. ?*) Übrigens erklärte ver Biihof von Rottenburg in feiner Se— 
parateingabe, daß er gegen die im Königreih Würtemberg beftehende Ordnung der Dinge 
nichts Erhebliches einzuwenden habe. 

6) Ebenfo unberehtigt war pas Epifkopat, die gänzliche Aufhebung des Placet zu verlangen. 
Es Hätte ſich mit der in $$. 2und 3 der Verordnung der Vereindregierungen vom 1. März 1855 
ihm gemachten Conceſſion zufrieden geben follen, nach welcher die Verdffentlichung und der Voll: 
zug nur derjenigen päpftlihen Bullen, Breves, bifhöflihen allgemeinen Anordnungen und die 
Beichlüffe der Synoden der Staatägenehmigung unterliegt, welche in ftaatliche oder bürgerliche 
Verhältniſſe eingreifen. 25) 

7) Mit Recht beflagte ſich aber das Epifkopat in der Denkſchrift über die ſtets erfolglofe und 
daher überflüffige ftaatliche Beſchränkung des Verkehrs mit Nom, ferner über Regulirung 
von Handlungen ded Cultus durch die Staatsregierung; aud wol der Beſchränkung des Bi: 
ſchofs bei Anftellung von Hülfsbeamten u, ſ. w. Werner über die Beſchickung der Synoben 
und die Begleitung des feine Diöceſe viltlirenden Biſchofs durch Tandesherrlihe Commiſſare 
Dagegen beanjprudt das Epiſkopat ohne Rechtsgründe das Recht, ohne Zuflimmung dei 
Staat? Klöfter zu errichten und Congregationen zuzulaffen, während doch, wenn folde Ge: 
noflenf&haften auch fein Corporationsrecht zu erhalten wünſchen, fie doch ven Gefegen über die 
Zulaffung von Fremden im Lande und den über das Vereinsrecht unterliegen. 2*) 


20) Dentſchrift 88. 5 und 12, und des Verfaſſers Schrift, 57 :: 


der angeführte 8.7, ©. 51. 
22) Denfichrift $$. 6 und 8; des Verfaflers Schrift, $. 8. 
23) Denfichrift, $. 9; des Verfaſſers Schrift, 8.9. _ 
24) Denkſchrift, F8. 8 und 19; des Verfaflerse Schrift, $. 10. 
25) Denffchrift, $. 9; des, Verfaſſers Schrift, $. 11. 
26) S. des Verfaſſers Schrift, $. 12. 
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8) Wenn ehülih pas Eypiffopdt verlangt, daß ſowol das allgemeine Kirchengut als ge 
Gut ver befonderh Stiftungen für kirchliches Eigenthum erklärt, und den Subjecten veifelben 
bie Verwaltung üderlaffen werde, fo iſt es infomweit in feinem Rechte, ald der Staat nicht felbft 
Eigentbimer des blos zu kirchlichen Zweden zu verwendenden Vermögens ift, dieſes alfo auch 
nicht in ſeinenn Namen, als wäre es fein eigenes Vermögen, verwaltet werden kann. 

Allein es gebührt den Staate nicht blos ein gewiſſes Aufſichtsrecht über die kirchlichen odet 
ſtiftungsmaͤßig beſtellten Adminiſtratoren deſſelben, ſondern, und zwar ſchon nad) den Reiche: 
volizeiordnungen von 1548 und 1575, eine durchgreifende Controle wie über alles Vermögen 
bevormundeter Berforten, die er durch Verwwaltungsgefege zu reguliren berechtigt ift. Iſt der 
Staat Miteigenthümer von Kirchengut, wie z. B. eines theilmeife mit Stautövermögen gebil- 
beten allgemeinen Kirchenfonds, fo wird er jedenfalls zur Mitverwalturig deffelben befugt fein. 
Auffallend ift ed, daß das Epiffopat fih zur unhaltbaren Theorie vom Subject des Kirchen— 
vermögens, wonach diefed Eigenthum der ganzen Fatholifhen Kirche fein foll, befennt, doc 
legt derfelbe darauf wenig Gewicht, indem er die Frage, wer Subject ded Kirchenvermögens fei, 
bezüglich feiner Forderung für irrelevant erklärt. 27) 

VII. Eine unbefangene Prüfung der vom oberrheinifhen Epiffopat an die Regierung ge 

ftellten Forderungen führt zu dem Ergebniß, daß diefelben, wenn aud in der Hauptſache be- 
gründet, doch auf mehr gerichtet find, ald nad unzweifelhaften Rechtsgründen ihm geitattet 
werben fonnte. 
Sein via facti vor ſich gehendes Derfahren war nichts anderes ald das Mittel der Selbft- 
hülfe, deſſen er fich bedienen zu müſſen glaubte, weil auf dem ftveng legalen orbentlihen Wege, 
wie die Regierungderlafle vom 1.6185. März 1853 zeigten, ihr Ziel nicht zu erreihen war. Die 
Biſchöfe wagten es bis zu einer Auflehnung gegen den beftehenden, größtentheild nur auf landes- 
berrlihen Verordnungen fih ffügenden Rechtszuſtand vorzufhreiten. Gerade dieje Verord— 
nungen fahen fie ja mit ver römifchen Curie als eine Verlegung des der katholiſchen Kirche zu— 
ſtehenden, von ihnen beanjpruchten Rechts an und fegten ſich daher über fie ald Zwangsmaßi— 
regeln des Unrechts hinweg. 

Es war Klar, daß die Regierungen den fürzern ziehen mußten, wenn die Bifchöfe entſchloſſen 
waren, lieber die gefeglichen Strafen über fih ergehen zu laffen, ald nadzugeben. Den Regie: 
rungen konnte es unmöglich erfteulich fein, die Oberhirten der katholiſchen Kirche des Landes zu 
Märtvrern geftempelt zu jehen, und wenn fie aud von feiten der Farholifchen Bevölkerung 
nichts Ernſtliches zu fürchten hatten, fo konnte eine auf die Spige getriebene gefeglidhe Strenge Ki: 
dad Vertrauen derjelben gegen fie lodern und ihre Blicke nah folhen Fatholifchen Ländern 
Deutihlands lenken, in welchen man ed zu kirchlichen Wirren wie die von 1853—54 in der 
DOberrheinifhen Kirhenprovinz nicht hatte kommen laſſen. In Ofterreih und Baiern, ja felbft 
in Breußen war der Kirche fhon 1850—52 faft alled gewährt worden, was dad oberrheinifche 
Epiffopat verlangte. Überhaupt mußte man ſich fragen, ob dad von den Stimmführern ver 
kirchlichen Oppoſition ald Knehtung gebrandmarkte Syſtem der firengen Bevormundung der 
geiftlihen Gewalt jet noch zeitgemäß ſei, nachdem es in den deutſchen Grundrechten in fo ent— 
ſchiedener Weife abgeurtheilt worden war? Sie mußten ſich fragen: ob wirflid dad Aufgeben 
dieſes Syſtems fo gefahrbringend für den Staat und den confefjionellen Frieden fei, wie fie noch 
im Mär; 1853 angenommen hatten. Konnte nicht das bisherige Präventiv- durch ein geeig— 
neted Neprefivivftem erfegt werden? In Belgien war 1831 dies gefchehen, und doch hatte trotz 
ded beitändigen Fortſchreitens der jogenannten Elerifalen Partei dad Princip der allgemeineit 
Religionsfreiheir fih ald gut bewährt. Freilich mußte der Gedanke der Regierungen, in dem 
Kampfe mit ven Landesbiſchöfen, alfo mit Staatdunterthanen, befiegt zu werben, ihnen hödhft 
widrig fein, Allein ein längeres Fortbeharren in den Anſchauungen des Jahres 1830 war un: 
möglid. Die würtembergifche und die heſſiſchen Regierungen fahen dies bald ein, und beugten 
durch die Abkommen mit ihren Biſchöfen diefen Ereigniffen, wie die in Baden eingetretenen, 
wohlweislich vor. Auch waren ihre Bifchöfe milder geftimmt ald der unter dem Einfluß einer 
kirchlich überfpannten Bartei handelnde, allzufromme, von feinem ängftlichen Gewiſſen getriebene 
und deshalb von fo vielen Gejinnungsgenoffen belobte und aufgemunterte Erzbifchof von Frei— 
burg. Weil die Negierungen 1853 ed verfäumt hatten, die Kirchenfrage ald eine Rechtsfrage 
zu prüfen und nach gepflogener Verftändigung mit dem Epiſkopate das durch die Zeit gebotene 
Map der Freiheit ver katholiſchen Kirche ihrer Länder durch Gejege herzuftellen (wie Preußen 





27) Denkſchrift, $. 18; des Verfaſſers Schrift, $. 13. 
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in feiner Berfaffungdurfunde vom 31. Jan. 1850 gethan hatte), jo waren fie 1854 noth- 
gedrungen in der Lage, fih an ven Päpftlihen Stuhl zu wenden, von dem eigentlich der ganze 
Confliet ausgegangen war. Die würtembergiihe Regierung verfuchte zwar im März 1854 
durch das Abkommen mit ihrem Biſchof demſelben ein Ende zu machen. Allein ed war zu fpät; 
der Bapft zog die Sache an ſich, unterjagte (wie es heißt) e8 auch dem Bifhof von Mainz, eine 
definitive Vereinbarung mit der heilifhen Regierung zu treffen, und fo fam es dazu, daß der 
ganze Streit nur dur Gonventionen mit Nom gejchloffen werden konnte, was natürlich für 
dieſes ein erfreulicher Triumph jein mußte. 

VII. Es konnte ven Regierungen der Territorien der Oberrbeiniihen Kirchenprovinz nicht 
entgehen, daß die Forderungen des Epiſkopats in dem Umfange, wie er in der vorſtehenden 
Beleuchtung bezeichnet ift, begründet, inmieweit fie aber über denfelben hinausgegangen, 
grundlos waren. 

Die Regierungen mußten daher nicht blos aus den oben angeführten Gründen factiſcher, 
fondern aud) aus dem Grunde einer unleugbaren rechtlichen Notbwendigfeit ſich gedrungen füh— 
len, das biäherige die Freiheit der Kirche auf ein Minimum beſchränkende Bevormundungs: 
und Präventivfuftem aufzugeben. Sie hätten anfangd die nöthige Reform auf dem Wege ver 
Gejeggebung bewerkitelligen Eönnen, allein davon hielt jie eineötheild der Gedanfe ab, daß jie in 
einer bisher blos ald Regierungsjahe behandelten Angelegenheit den Kanımern feine Mitwir: 
fung zugeftehen wollten, theils die Betrachtung, daß die Kanımern großentheils in Würtemberg 
überwiegend aus proteftantifhen Mitgliedern gebildet find, und das Epijfopat, feine Anhänger, 
vielleicht die ganze Fatholifche Bevölkerung bes Landes jolhen Kammern das Recht abſprechen 
konnten, katholiſch-kirchliche Verhältniffe zu reguliren. Wäre es im Jahre 1854 nod Zeit ge: 
weien, auf dem Wege der VBerorbnung dies zu thun, jo würden ſie ſchnell am Ziele gemweien 
jein. Allein wenn die Staatsgewalt auch jegt zu ihrer großen Zufriedenheit der Kirchengewalt 
alle möglihen Rechte hätte einräumen, ja wie die belgijche und preußiſche Verfaſſung tbun, fie 
vollftändig hätte emancipiren, au in negativer Weife fie hätte beichränfen können, fo war es 
ihr doch nicht mehr möglih, der Kirdengewalt pofitive Verpflihtungen aufzulegen, wodurch 
diete in ihren Amtshanplungen an die Zuftimmung ver Regierung gebunden worden wärt. 
Das Epiffopat wie der römiſche Stuhl würden die Berechtigung hierzu dem Staate abgeipro: 
hen haben. Es bedurfte der Staat zu Anordnungen diefer Art die Zuſtimmung der Kirche, 
und da Rom die Biſchöfe für incompetent erflärt hatte, hierüber mit ihren Regierungen defini= 
tive Verträge zu fhließen, jo blieb Fein anderer Ausweg als der des Goncordirend mit dem 
Papfte übrig. Mit Unrecht machten daher 1857 —58 die Tadler der würtembergifchen Gon: 
vention?®) mit Nom daraus einen Vorwurf, dap die Negierung nicht auf dem Wege der Ge: 
feggebung (oder der Verordnung) die flreitigen Fragen definitiv regulirt habe; allein wollte 
die Regierung eine Betheiligung bei der Behandlung der firhlihen Verhältniſſe ſich erhalten, 
fo mußte fie ven Weg der Unterhandlung mit vem Oberhaupte ver katholiſchen Kirche einſchla— 
gen. Dieſes thaten ja aud Baden, Helfen, Naſſau. Ein gemeinjames Handeln diefer Staaten 
wäre vielleicht wünſchenswerth geweſen, allein der Kirchenftreit hatte in jedem ande einen 
andern Gharafter angenommen, die zu regulirenden Verhältniffe waren nicht in allen ganz 
glei; eine gemeinjame Convention hätte nur die allgemeinften Fragen erledigen Fönnen, und 
wie 1853 jede Negierung neben der gemeinjamen Verordnung vom 1. März nod) ziemlich aut: 
gedehnte jpecielle Berfügungen zu erlaflen genöthigt geweſen war, jo hätte auch jegt jede außer: 
dem noch eine Separatconvention mit Rom abſchließen müffen. 

Da fein Hinderniß vorhanden, daß in diefen Verträgen dieſelben leitenden Grundfäge feft: 
gehalten würden, jo war und ift der Abichluß eines Geſammteoncordats durchaus überflüffig. 
Die leitenden Principien fonnten aber wol feine andern fein, als vie in unjerer VII. Beleub: 
tung der biſchöflichen Denkſchrift eingehaltenen, welche wirflid aud von der würtember: 
gifhen Regierung und dem Bifhof von Rottenburg im März 1854 und von der groß: 
herzoglich heſſiſchen und dem Biſchof von Mainz im Juni in ihren provijoriiden Verein: 
barungen befolgt wurden. Waren dieje beiden Regierungen von ihren Anfhauungen des Jab- 
red 1830 und jelbit ven von 1853 abgegangen, fo hatten auch die genannten Biſchöfe ihre An: 
ſprüche ermäßigt. 

Es fonnte jih nur fragen: ob das diplomatifch jo gewandte Rom ſich werde billig finden 
laffen, und die unterhandelnden Regierungen nicht überliften würde? Died zu glauben bieß 


28) 3. B. das preufifche Tagblatt Die Zeit, und die Preugifchen Jahrbücher, a. a. D. 
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aber der Ehre der Regierungen allzu nahe treten zu wollen, zumal fie ih, nachdem der Sturm 
von 1853— 54 vorüber und für fie, ja (felbft für die badifche) feine Gefahr im Verzuge war, 
jedenfalld in der Lage befanden, unbegründete Prätenfionen Roms zurüczumeifen. 

MWürtemberg ſchloß den 8. April 1857 feine Convention mit Rom ab, die den 4. Juni 
ratificirt, zwölf Tage fpäter im Würtembergiſchen Staats-Anzeiger mit einer Rechtfertigung 
des Minifteriumsd ihrem Inhalte nad befannt gemacht wurbe.29) Den 21. Dec. 1857 ward 
im Regierungsblatt officiell die fie enthaltende, mit den Worten Cum in sublimi anfangende 
päpftlihe Bulle vom 22. Juni vom König publicirt und dann aud vom Bifchof von Rottenburg. 

IX. Dem Abſchluß der würtembergifchen Convention ging das ſchon oben angeführte öfter: 
reichiſche Concordat vom 18. Aug. 1855 voran und war, wie noch andere Goncorbate, z. B. das 
bairifche von 1817 und dad mit Toscana vom 19. Juli 1851, nicht ohne Einfluß auf deren Ab- 
faffung. Die jenen Concordaten durd einen großen Theil der deutſchen; ja felbft ver europäi: 
Then Preſſe zu Theil gewordene Ungunft erftredte ſich daher bald auch auf die würtembergifche 
Convention. Deshalb und weil das Öfterreihifche Goncordat, wie der würtembergifche Ver— 
trag mit Nom, ein Ergebniß der kirchlichen Bewegung der Jahre 1848 —53 ift, bedarf e8 hier 
einer, wenn auch nur fürzern Beleuchtung feiner wichtigen Beftimmungen. 30) 

Der Charakter und die Tragweite des Art. 36 des Öfterreihiichen Concordats find ſchon 
aus dem erften erfichtlih. Die heilige römifch = katholifche Kirche wird mit allen Befugnifien 
und Vorrechten, deren diefelbe nad) ver Anordnung Gottes und den Beftimmungen der Kirchen: 
geſetze genießen joll, im ganzen Kaiſerthum ſterreich und allen Ländern, aus welchen daſſelbe 
beſteht, unumwunden aufrecht erhalten werden. 

Der Kaiſer von Ofterreich erklärt fich, mie feine VBorfahrer im Deutſchen Reich, zum Schug: 
herrn der Kirche, und zwar wie aus den weitern Beftimmungen des Concordats ſich ergibt, in 
dem Grade, daß er das nad) ſtaatsrechtlichen Lehren ihm zuftehende jus inspectionis et cavendi 
in dem fogenannten jus advocatie aufgehen Aäßt. Die Kirche genießt in feinen Ländern nicht 
nur wie in Belgien eine unbefhränfte Freiheit, jondern auch des Beiftandes des weltlichen 
Arms, jo oft fie denjelben begehrt. Ob, wenn fie confequent wie im 17. Jahrhundert ihr Princip 
durchführen will, ver Kaifer fein Wort vollftändig zu halten im Stande fein wird, ift eine jhon 
(3. B. von Jacobfon) für zweifelhaft erklärte Frage. Dem im Art. 1 ausgeſprochenen Princip 
ift e8 gemäß, wenn a) im zweiten der Primat des Papfted im weiteſten Umfang anerkannt 
und ver freie Verkehr mit ihm zugefichert wird; das feit 1586 geübte Placet des Kaifers 
ift Ihon im Jahre 1850 weggefallen. Es ift b) ferner jenem Princip gemäß, wenn beſonders 
in den Art. 3— 5 auch die Fülle ver bifhöflichen Gewalt nicht blos im allgemeinen aner- 
kannt, jondern auch die aus ihr fließenden einzelnen Berechtigungen den Erzbiſchöfen und Bi- 
ihöfen gewährleiftet werden. Sie fünnen ihre Räthe und Gehülfen ernennen, jedem nach ihrem 
Ermeſſen die Priefterweihe ertheilen, Eleinere Pfründen errichten, nad) erhaltener Anweiſung der 
Einkünfte durch den Kaifer Pfarrgemeinden theilen oder vereinigen, Öffentliche Gebete, Bitt: 
gänge und MWallfahrten ausfchreiben, Leihenbegängnifle ganz nad der Vorſchrift der Kirchen 
geſetze ordnen, Provinzialconcilien und Didcefanfonoden abhalten und deren Beihlüffe ſowie 
überhaupt kirchliche Berorpnungen ohne Placet verfünden. Das Präventivſyſtem gegen Mis— 
bräude oder Gefegesübertretungen, die bei Gelegenheit von Handlungen ded Kirchenregiments 
begangen werben können, ift aufgehoben, und e8 wird dabei nicht, wie in der belgiſchen Ver: 
faffung, der Beitrafung ungefegliher Handlungen Erwähnung getban. c) Durch die Artikel 
5,8, 19 ift nicht blos der theologische und religiöfe Unterricht für Katholiken ganz in die Hand 
ver Geiftlichfeit gegeben, fondern der Hauptſache nad) der profane in den Fatholiihen Volks— 
fchulen und Gymnaſien. Es find in denfelben nur Fatholifche Lehrer anzuftellen, gegen deren 
Redtgläubigkeit von feiten des Epiffopats fein Einſpruch gefhieht. d) Nah Art. 4 fteht 
dieſem auch eine unbeſchränkte Büchercenſur zu, und die Regierung wird durd jedes (?) dem 
Zwede entſprechende Mittel verbüten, daß der Religion und Sittlichkeit verderblihe Bücher 


29) Das Minifterium veranftaltete auch einen Separatabdrud derjelben, 

30) Die wichtigften Schriften über das öfterreichiiche Goncordat find vom Verfaffer gegenwärtiger 
Ausführung angezeigt in Schletter's Jahrbücher der deutichen Rechtswiffenichaft von 1857, S. 12—1B8. 
Defondere Auszeichnung unter denfelben verdienen die von Jarobfon über das öfterreichijche Goncordat, 
(Leipzig 1856), und die Studien über das öfterreichifche Goncorbat vom 18. Aug. 1855 (Wien 1856), 
S. 1— 256 (von Fefler). Ferner ift zu vergleichen des Berfaflers Artikel: Über die neueften Bereinba- 
rungen mit Rom, in Renfcher's Zeithhrift für deutfches Recht, Bd. XVII, ©. 341, und Reyfcher's 
Schrift, Das öfterreichifche und das würtembergifche Goncordat (zweite Auflage, Tübingen 1858). 
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im Kaiſerthum verbreitet werben. e) Dur die Art. 10 fg. wird dem GEpiffopat ſowol 
die contentiöfe ald disciplinariſch geiftlihe Gerichtäbarfeit zugelichert, befonder& das alte durch 
Joſeph II. aufgehobene Fanoniihe Eherecht felbft für Sponfalien wieberhergejtellt 9) und 
den Bijchöfen die volle Strafgerihtäbarfeit über Geiftlihe und Laien ertheilt. Es iſt jedoch 
der Art. 5 der Faiferlichen Verordnung vom 18. April 1850 nit aufgehoben, nach melden 
zur Durhführung des Straferfenntniffes die Mitwirfung ber Staatöbehörhe in Anſpruch ge: 
nommen werden fann, wenn verfelben ver orbnungsmäßige Vorgang der geiftlihen Behörde 
durch Mittheilung der Acten nahgewiefen wird. In weltlihen Rechtsſachen ver Geiſtlichen, 
und was die Beftrafung der Geiftlihen wegen gemeiner Verbrechen und Strafen betrifft, geſteht 
der Heilige Stuhl mit Rüdjiht auf die Zeitverhältniffe die Competenz der weltlichen Gerichte 
y(Art.13, 14). NM Die Betheiligung der Regierung bei der Regulitung gemeinſchaftlicher 
— tegrübeten wird in mehreren Artikeln anerfannt, ſowie ein kaiſerliches Patronatreht 
nicht blos, wo von alters her ein ſolches begründet ift, fondern auch für alle auß dem allgemri- 
nen Kirchenfonds von ihm botirten Pfarreien. g) Der Verband ver Klöfter und Orden mit 
ihren auäwärtigen Generalen ift wiederhergeftellt, zur Errichtung neuer Klöfter und Zulaffung 
von Gongregationen bedarf es der Zuftimmung der Regierung (Art. 28). h) Dem Erwerb, 
der Verwaltung und Verwendung von Kirhenvermögen find die Art. 29— 33 gewidmet, wie es 
fheint, jollen die Amortijationdgejege wegfallen. (?) Das freie Verwaltungsrecht des Kirchen: 
guts durch Eirchliche Beamten ift geftattet; über dad Aufſichtsrecht ſowie über die Vermaltung des 
allgemeinen Kirchenfonds wird der Kaifer ſich mit dem Heiligen Stuhl verfländigen. Die 
Zehntablöfungen werden guigeheißen, die Ablöſungsſummen für Kirchengut erklärt. 

X. Das würtembergiiche Concordat befteht nicht blos in dem die Artikel ver Bulle Cum in 
sublimi enthaltenden Hauptvertrag, jondern begreift noch drei, integrirende Beftandtheile deſſel 
ben bildende, gleich ihm verbindliche Beilagen. 

Die erfte enthält eine von der römiſchen Curie,an den Biſchof von Rottenburg erlaffene In: 
firuction zu den Art. 1, 4, 5, 6 der Bulle, worin eine Anzahl Goncefjionen an die würtem⸗ 
bergiiche Regierung fic findet, die zweite betrifft die Pfründenausfheidung, deren 326 drr Col⸗ 
latur der Krone, 200 dem Biſchof zufallen. 

Die dritte Beilage befteht aus acht verſchiedene Zufagen enthaltenden Erklärungen der 
würtembergiihen Regierung. 

Da durch die Beftimmungen der erften und dritten Beilage die allgemeiner gefaßten Artikel 
ber Convention, zu melden fie gehören, modificirt werden, jo find jie, wie auch in der minifte: 
riellen Befanntmahung und Beleuchtung derjelben geſchah, bei deren Juhaltsangabe nothwendig 
mit zu berüdfichtigen. ??) 

Die würtembergifche Regierung ging bei ihren Verhandlungen mit Rom von den in der 
Berfaffungsurfunde von 1819, $$.71 und 78 janctionirten Sagungen aus, dag 1) die Anord⸗ 
nungen ber innern kirchlichen Angelegenheiten ver verfaflungsmäßigen Autonomie einer jeden 
Kirche überlaffen bleibe; 2) dap die Leitung ver innern Angelegenheiten der katholiſchen Kirche 
dem Landesbiſchof nebft dem Domkapitel zuftehe, und daß derſelbe in diefer Hinſicht mit dem 
Kapitel die Rechte ausüben werde, melde nah den Grundbjägen des Kirchenrechts mit jener 
Würde gefeglich verbunden find. 

Dieſe der Freiheit und Selbftändigkeit der Fatholifhen Kirche günftigen Beftimmungen joll: 
ten zur Wahrheit werben, und es würde, wie die miniflerielle Erklärung jagt, zum erften mal 
begreiflih und principiell feftgeftellt, weldes der Umfang. der innern Angelegenheiten ver 
fatholifhen Kirche jei, deren Leitung jet ohne ein ftantlihes Mitregiment dem Landesbiſchef 
zugeftanden werden ſollte. Die hieraus für den Biſchof ſich ergebenden Rechte waren daher in 
ber Convention genau anzugeben, und jind ed vor allem in den Art. —10, 

Es wird dem Biſchof in Art. 4 die Pfründenverleihung mit Ausnahme rechtmäßig erworbener 
atronatspfründen gewährleiftet, das Ernennungsrecht feines Generalvicard und außerordent⸗ 
liher Mitglieder des Ordinariats, die Ausfhreibung und Vornahme dverAufnahme für dad Se— 
minar und für die Zulaffung zu Geelforgerftellen zu haltenden Prüfungen, und zwar ohne Bei: 


31) Diefem Artifel gemäß erließ der Kaifer den 17. Dct. 1856 ein neues Ehegeſez nebft Baia. 
©. J. Fr. Schulte, Brläuterungen des Geſetzes über die Ehen der Katholiten (Prag 1856). 

32) Der Tert (lateinifdye Tert) mit der officiellen deutſchen Uberfegung und von drei Beilagen ik 
gedruckt in Reyſcher's Schrift, Uber das öfterreicyifche und würtembergijche Goncorbat (gumeite Murlage, 
Tübingen 1858), S. 125 —144, 
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Trmeffen zu ertheilen, alle Acte des Cultus, auch die zum Seelenheil nicht nothiwendigen, vor: 
ehmen zu laffen, Diöcefanfynoden zu halten und Provinzialconeilien heizumohnen, in feinem 
Tirenfprengel vom Heiligen Stuhle genehmigte Orden und Congregationen, jedod unter Zu: 
timmung der Regierung, einzuführen, die geifliche Gerichtsbarkeit in Sakraments? und daher 
‚uch in Eheſachen, ſowie die Sträfgerichtsbarkeit gegen Geiſtliche und Laien auszuüben, die reli— 
giöje Uriterweifung und Erziehung der fathofifhen Jugend zu leiten (wenn es ihm belieben 
ou), Seminarien nad der Vorfärift des Concilium Tridentinum zu errichten, einftweilen den 
‚on der Regierung zu ernennenden Kehrern ber katholiſch-theologiſchen Facultät an der Landes— 
aniverfifät die Missio docendi zu ertheilen und zu entziehen, die Directoren und Repetenten der 
katholiſchen Gonvicte zu ernennen u.f.w. 00 2 Kr 
Berner iff der freie Verkehr des Biſchofs, der Geiftliden und jelbft der Laien mit dem Heili— 
gen Stuhl geftattet, und das Placet für päpſtliche, biſchöfliche und Synobalerlaffe rein geift: 
lichen nhalts aufgehoben. — 
Endlich wird das Kirchenvermögen im Namen der Kirche unter Aufſicht des Biſchofs, jedoch 
dem Vermwaltungdedict (von 1822) gemäß unter der Staatöcontrole, das ded allgemeinen 
Kirchen = ober Intercalarfonds aber durd; einen zur einen Hälfte von ihm, zur andern von der 
Megierung ernannten Commiſſar verwaltet. —— nr 
- Die übrigen Artifel’der Convention beziehen ih auf die Auslegung der die Wahl des Bi: 
ſchofs und der Domfapitüulare betreffenden Artikel in der Bulle vom Jahre 1827, aufden von 
Biſchof dem Könige zu leiftenden Eid, deffen Formel geändert ift und die im baierifchen und im 
öfterreihtihen Concordat enthaltene Faſſung befami, endlich auf den Verkehr des Biſchofs mit 
den Staatöbehörden u. j.w. Wurde num durch die von ung aufgeführten Berechtigungen der 
Autonomie der katholifhen Kirche und dem fogenannten Didcefanum des Bifhofs in Würtem: 
berg Die ausgebehntefte Anerkennung zu Theil, fo find der Staatsgewalt dody immer noch ver: 
ſchiedene Garantien gegen kirchliche Mbergriffe geblieben. Außer den ſchon gelegentlich erwähn- 
ten find folgende anzuführen. Nad der Inſtruction zu Art. 1 ſoll dem König bei Beſetzung 
des biſchöflichen Stuhls und von Domfapitelaftellen das Breve Leo's XII. vom 22. März 1828 
eingehalten, d. h. eine persona grata präfentirt werden. Nach der zu Art. 4 wird der Bi: 
ichof feine aus der Übung gefommenen oder mit der Convention unverträgliden Canones er: 
neuern, von Verordnungen größerer Bedeutung der Regierung ein Gremplar mittheilen und 
zur Veröffentlihung von Anordnungen, melde ſich aud auf Gegenftände erftreden, vie im Ge: 
biete der Staatögewalt liegen, ſich mit der Regierung ind Einvernehmen ſetzen; er wird ferner 
kirchliche Pfründen, Amter und Bunctionen, auch die feines Generalvicars, der Affefforen ded 
Ordinariatd, der Dirertören der Bonvicte, der Vorfteher und Mitglieder der zur Verwaltung 
ded Intercalarfonds beſtimmten Commiſſion nur folgen verliehen, weldye nicht, aus erheblichen 
und auf Ihatjahen geflügten Gründen, der königlichen Regierung in rein bürgerlicher oder po= 
litiſchet Hinſicht misfällig find. Bei Wahl der Landdekane fegt ſich der Biſchof mit der Regie— 
rung ind Einvernehmen, und wird tiefe nicht erzielt, fo wird die königliche Regierung die ftaat- 
lichen Verrichtungen des Defand einem andern Geiftlichen des Landeskapitels übertragen. Nach 
der Inſtruction zu Art. 5 hat der Biſchof, wenn von ihm bie ſtaatliche Mitwirfung in Anfprud 
genommen wir, der föniglihen Negierung auf befonderes Verlangen die angemeflenen Auf: 
ärungen zu geben. | 
- Prüft man die in der würtembergijgen Convention und der zu ihr gehörenden Inftruction 
enthaltenen Beftimmungen von dem oben (VII) bei der Kritif der Forderungen des ober= 
rheiniſchen Cpiſkopats mit Unbefangenheit genommenen Standpunkte aus, jo überzeugt ma 
ſich leiht, dag von feiten Noms den beftehenden ftaatlihen Verhältniffen Würtembergs foniet 
wie möglich Rechnung getragen und der Regierung ein mit einer Selbftregierung der katholiſchen 
Kirche Im Lande vereinbarer Einfluß, auf diefelbe erhalten wurde. 
Die Zahl der von Rom darin nicht agreirten Anſprüche des Epiffopats ift geringer als bie 
der durd die Convention ihm gewährleifteten, und überhaupt das Beftreben in ihr erfichtlich, den 
für beide Gontrabenten , der kirchlichen und ſtaatlichen Oegenfäge wegen, fo ſchwer zu findenden 
Meg des Yuftemilien einzuhalten. Es liegt auch eine ganz andere Grundanſchauung als die des 
Öfterreihifchen Concordats in ihr vor, nur die in Würtemberg ohne Anſtand anwendbaren Be⸗ 
flimmungeit des legtern gingen in die Konvention über. Der Staat gibt, obwol die Gegner der 
Gonvention, z. B. Reyſcher, es behaupten, Fein weſentliches Recht auf, und erklärt in Art, 12, 
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daß die mit der Konvention unvereinbaren Geſetze einer gejeglichen Anderung bevürfen, um 
aufer Kraft zu treten. 

Die meiften gegen die Convention gemachten Ginwentungen und Bedenfen ??) find 
von den Vertheidigern verfelben theils widerlegt, theild ald unbegründet nachgewieſen wor: 
den. #) Daß die Anderung der Eidesformel ohne Bedeutung fei, ergibt ji daraus, daß der 
Biſchof doch immer den Landesgefegen unterworfen bleibt, die von ihm den Zehrern der Theologie 
zu ertheilendeMissio docendi macht diefe nicht zu Kirchendienern, die der Staat ald Brotherr zu 
bejolden hätte, fondern ſpricht nur formell aus, was factifch bisher galt, daß ohne bifchörlichen 
Gonfens ein Geiftliher fein von einer weltlichen Behörde ihm übertragenes Amt, namentlid 
fein Lehramt, annehmen darf; die fonderbare Form der Anerkennung der Staatsgerihtöbarfeit 
in bürgerlihen Sachen der Geiftlihen oder zu deren Beftrafung wegen gemeiner Verbrechen oder 
Bergeben, ſoll feinen Eingriff in das Souveränetätärecht des Staatd, fondern eine Gewiſſens— 
beihwigtigung allzu ängftlicher Geiftlichen fein und Gompetenzconflicten vorbeugen. 

Auch dauert das Placet für gemifchte Sachen fort; in rein geiftlichen fand man es ja ſchon 
längft nicht für nöthig. 

Die volle Herftellung der biſchoͤflichen Ehegerichtsbarkeit ift nur für die einft vorberöfter: 
reichiſchen Randestheile eine Neuerung und mußte von Rom gefordert werden. Es kann aber 
jedem dem Staat misfälligen kirchlichen Einfluß auf Eheſachen durch die Einführung ver Givil: 
ehe und dem hierarchiſchen Drud durch die Wienerherftellung des $. 16 der deutſchen Grund: 
rechte 35) ein Ende gemacht werben. 

Allzu wenig ift allervings für die durch ein kirchliches Straferfenntniß ihrer Pfründe oder 
ihrer Breiheit entkleideten Beiftlihen in der von und angeführten Stelle der Inftrurtion zu Art. 5 
gejorgt. Die Regierung muß gleich der öfterreichiichen die Mittheilung und Prüfung der Proceß⸗ 
acten ich audbedingen, wenn fle zum Vollzug folder Urtheile von der kirchlichen Behörde ange: 
gangen wird, und fo dem mit Unrecht Verurtbeilten es möglid machen, wenigftens in paſſtver 
Weiſe zur Erhaltung feiner Vermögens: und Freiheitsberechtigung zum Staatsfhug feine Zu: 
flucht nehmen zu fönnen. Übrigens verfihert das mürtembergifhe Minifterium in feiner oben- 
angeführten officiellen Beleuchtung der Convention (zu Art. 5), in Rom erflärt zu haben, die 
Pflicht des Staats, jeden feiner Angehörigen dad Necht der Beichwerde und den Schug unver: 
äußerlicher Rechte zu gewähren, fei eine fo ungweifelhafte, daß die Fönigliche Regierung den an: 
gerufenen Rechtsſchutz jedem, fomit auch dem Geiſtlichen, offen halten müſſe. 

Es ift behauptet worden, daß durd die Convention die katholiſche Kirche infolge der Ga— 
tantie ihrer vollen Autonomie und Selbftverwaltung Per proteftantifchen gegenüber eine privi: 
legirte Stellung im Staate erhalten habe. Auch ſolchem Einwand begegnet dad Minifterium und 
jihert zum Überfluß der legtern eine in diefer Beziehung der erftern gleichftellende Berfaflungs: 
reform zu, zu deren Ginführung aud der würtembergifhe Syndikus im Verlauf des Jahres 
1858 Vorarbeiten machte, welheim „Staats-Anzeiger“ des Monats Mai durch pas Minifterium 
veröffentlicht worden find; aber weil durch diefe vorgefchlagene Reform die Gewalt des Conſi— 
ftoriums allzu ſehr gefteigert werde, fich des Beifalld der öffentiichen Meinung im Lande nicht 
zu erfreuen gehabt habe. 

Beleugnet kann nicht werben, daß infolge der Konvention das Abhängigkeitsverhältniß ver 
Laien vom Klerus, das des legtern von der bifhöflihen und das des Biſchofs von der römiſchen 
Curie größer fein werde ald bisher. Allein es ift Sache der Betheiligten, von ihrer rechtlihen 
Stellung nit mehr aufzugeben ald nöthig ; jeder Misbrauch geiftlicher Gewalt ftraft fich immer 
jelbft, die Macht der freien Prefle kommt allen zugute, und wie überhaupt der große Weltfampi 
des Ultramontanidmus mit dem Zeitbewußtfein und den Fortihritten der Geiftesbildung aus: 
geben werde, dürfte doch für feinen Weiterblidenden ein Räthſel fein. 

2, A. Warnkönig. 
Eoncubinat. So weit die Geſchichte einen Rückblick in die Vorzeit gewährt, fo weit zeigt 


33) Diefelben find ausgefprochen: 1) in der aus ber Bran’fchen Minerva beionders abgebrudten 
Schrift: Die würtembergiiche Konvention und ihre Folgen (Jena 1857); 2) in der öfter angeführte 
Schrift Reyſcher's; 3) in den Preugiichen Jahrbüchern, dert II, ©. 275. 

34) Bal. des Verfafters Abhandlung in der Reyſcher'ſchen Zeitfchrift für deutſches Recht, Bd. XVI: 
Rieß, Die würtembergifche Gonventionen (Freiburg 1858); die Hiftorifch : Volitifchen Blätter ro= 
Jahre 1858, CXLI, 868 fa. 

. 35) Derſelbe befagt: Durch das religiöje Velenntnis wird der Genuß der bürgerlihen und Haatd 
bürgerlichen Rechte weder bedingt noch beſchränkt. 
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fie neben einem getveihtern Geſchlechtsverhältniſſe die formlofe Geſchlechtsverbindung, welche 
man mit dem Worte Goncubinat zu bezeichnen pflegt. Die Gefege und Sitten der Agypter, 
der Ifraeliten, der Griechen u. ſ. w. geftatteten‘ vem Mann neben feiner Gattin oder feinen 
Battinnen die freie Verbindung mit „Kebsweibern‘, um fid mit Luther auszubrüden. Der 
Erzvater Abraham fah fi zwiſchen jeiner Ehefrau Sara und der Hagar, die er aus feinem 
Haufe weijen fonnte, obgleich jie ihn zum Vater eines Sohns gemacht hatte. Bei den Iſrae— 
liten mar ed Sitte, daß dem heranwachſenden Sohn eine Goncubine beigejellt wurde, deren 
Geſchick Moſes milderte, indem er veroronete, daß die „Magd“ als Kind im Haufe gehalten 
werden folle; auch folle, wenn der Vater vem Sohn eine rechte Frau gebe, die Verbindung 
mit der Magd fortvauern, und zwar fo, daß ihr an Unterhalt nichts abgebe. Nur wenn der 
Sohn daran feinen Gefallen oder dazu nicht das erforderliche Vermögen babe, jolle jie durch 
Freilaſſung entjhädigt werden. Auch fonft ordnete der Gejeßgeber die Rechtsverhältniſſe der 
Eoncubinen. Namentlich verbot er deren Verkauf unter ein fremdes Volk.!) Obgleich der 
Geſetzgeber auch verordnete: „Der König joll aud nicht viele Weiber nehmen, daß fein Herz 
nicht abgewandt werde”, fo hatte doch ſchon der weife König Salomo außer 700 Gattinnen 
300 Keböweiber. Ginen andern Herrſcher im Drient, den Perſerkönig Darius, begleiteten, 
wenn er zu Selde zog, außer feiner Gemahlin 365 folder Freundinnen. Den Nömern war die 
Ehe eine Bereinigung, welche die volle Gemeinſchaft des Lebens beider Gatten zum Zwed hatte 
und die Wirfung in fih trug, daß die Frau den Stand des Mannes theilte, dieſer aber die 
väterliche Gewalt über die Kinder diefer Verbindung ausübte. Eine ganz formloje, dieſe Wir: 
kung ausſchließende Gefchlechtöverbindung, die im ganzen nicht einmal den weiblihen Theil 
zur Treue verpflichtete, nannten jie, im Gegenfage zur Ehe, Goncubinat. Sie war weder 
unerlaubt, noch galt fie als unfittlib; nur war fie dem Ehemann nicht geftattet. Ihrer Natur 
nad war diefe Verbindung eine auflösbare; jeder ver beiden Theile konnte fi ihr entziehen. 
In der Regel wurde nur eine Freigeborene niederer Abkunft oder eine Zreigelaffene zur Concu— 
bine genommen. Während ver Geſetzgeber früher ſchweigend eine ſolche Verbindung dulvete, 
nur nicht geftattete, daß die Gonrubine den Tempel ver Juno, der Befbügerin ver Ehe, be= 
treten dürfe, gejtattete er fie fpäfer poſitiv infofern, als er dem Ghelojen erlaubte, jich auf 
ſolche Art ein Weib zuzugefellen, mit dem er eine ſtandesmäßige She nicht eingehen Fonnte (der 
Keim des jpäter von der chriftlichen Kirche gepflegten Inftituts der morganatiihen Ehe). Die 
im Goncubinat erzeugten jogenannten natürlichen Kinder ſtanden in der Mitte zwiſchen den 
außer demjelben erzeugten unebelihen und den ehelihen Kindern und genofien gewiſſe Rechte, 
namentlich das Net, von dem Vater Alimente zu fordern, und beſtimmte Erbredhte. ?) 

Nothwendig mußte dad Chriftentbum, das der She ihren Adel ertheilte, als es jeine Herr- 
Ihaft über das römische Reich ausbreitete, feinen fittlihen Einfluß geltend maden. Sailer 
Leo ver Philoſoph, der Beberricher des oftrömischen Reihe, misbilligte Das neben der Ehe 
wuchernde Goncubinat, und verbot die Gingehung eines ſolchen Geſchlechtsverhältniſſes. Lanz 
ger erhielt fi ver Goncubinat im Abendlande, und zwar aud unter der Geiftlichfeit. Selbft 
der heilige Auguftin war nachſichtig. Gr verwarf nicht jede Verbindung der Art, fondern nur 
die nicht auf Lebensdauer eingegangene; er meinte, ein ſolches Band auf Lebenszeit nähere 
ſich dem ehelichen. Noch die erfte Lateranifche Kirchenverfammlung unterwarf den Ehelojen, 
welcher eine Goncubine an die Stelle einer Ehefrau fege, wenn er ſich mit ihr begnüge, feiner 
Buße. Das mittelalterlihe Recht ver Spanier duldete den Goncubinat (Borrogana), und von 
Portugal berichtet Michaelis im zweiten Theile feines Werks über das, Moſaiſche Recht“, ©. 84: 
„Der vornehme Adel gibt ven Knaben jo lange Maitreifen, bid fie heiratben, und alddann 
wird die Maitreffe in ein Klofter getban. Die Kinder dieſer Goncubinen bleiben nicht nur nad 
Verſtoßung der Mutter in das Klofter im väterlichen Haufe und werden von ihrer vornehmern 
Stiefmutter erzogen, fondern ſie find auch adeliher Güter erbfähig, wenn die zweite Ehe un— 
fruchtbar ift, werden alſo ald Kiriver aus rechtem Ehebette angejehen.‘ 

Auch bei den Völkern germanifchen Stanımes war neben der in Form und Wirkung erfenn= 
baren Ehe eine formilofe Gefchlechtsverbindung erlaubt, melde auch den Unfreien zugänglich 
mar; denn eine eigentliche Che konnten fie nicht eingeben, da der Herr die unfreien Öatten nad 
Gutdünfen voneinander trennen konnte. 3) Diefem Goncubinat, welcher bejonders dann ein= 


1) Michaelis, Mofaisches Recht, Th. 2, $. 88: „Frauen von verichievenem Rang, Kebsweiber, 

2) Gett, Die rechtlichen Verhaͤliniſſe ver auferehelichen Kinder (Mördlingen 1851), I, 324— 350. 

3) Gohrum, Geſchichtliche Darftellung der Lehre von der Ebenbürtigkeit (Tübingen 1816), I, 29. 
Staats⸗Lexikon. II. 43 
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gegangen wurde, wenn wegen Ungleichheit des Standes eine Ehe gefeglih unzuläſſig war, 
wohnte bie Kraft einer dauernden und außfchließlichen Gemeinschaft bei. Nur war er auflöslic, 
wenn der männliche Theil eine Ehe eingehen ivollte.*) Nod Kaiſer Karl ver Große, welchet 
nad dem Ableben feiner Gemahlin Ermentrud die Richildis zur Goneubine nahm, murnjte 
fih als Gefepgeber darauf beihränfen, dem Ehemann ven Goncubinat bei Strafe des Ehe: 
bruchs zu unterfagen, umd erft nad und nad) bereitete eine firengere Zucht und Disciplin der 
firchlichen Geſetzgebung ven Boden, auf welchem fte zu deſſen Bekämpfung und Unterdrückung 
voranfchreiten fonnte; jie erklärte ihn ſowol Gezüglih der Geiftlihen als der Laien für 
eine verbotene Verbindung. Die Reichsgeſetzgebung ſchritt gleichfalls ein. Die Reichspolizei⸗ 
ordnung vom Jahre 1530 befahl im Tit. 30: „Dieweil auch viele leichtfertige Berfonen aufers 
halb von Gott aufgefegter Ehe zufammen wohnen — ordnen und wollen wir, daß eine jede 
geiftliche und weltliche Obrigkeit — ein billiges Einfehen haben joll, damit ſolch öffentlih La— 
fter der Gebühr nach ernftlich beftraft und nicht geduldet werde’, und in ähnlicher Weiſe ſprach 
fi die Reichspolizeiordnung vom Jahre 1548, ebenfalls noch unter dem Kaijer Karl V. 
erlaffen, welder mit feiner Goncubine, der jhönen Regensburgerin Barbara Blumberger, 
den Don Juan, den Sieger in der großen Seeſchlacht bei Lepanto, erzeugte, im Tit. 25 
aus. Geitdem wird in Deutſchland das Concubinat zu den Unzuchtsvergehen gerechnet und 
für ftrafbar angefehen.d) Die Gefepgebung in den einzelnen deutſchen Staaten findet ſich ge: 
wöhnlich in den Polizeiordnungen ausgeprägt. So drüdt ſich z. B. die würtembergiſche Pan: 

desordnung im it. 95 alio aus: „Alle unjerd Herzogthums Unterthanen jollen ſich der 

leichtfertigen unehelichen Belfig gänzlich enthalten, feine uneheliche Beiliegerin oder arg: 

mwöhnige Kepsweiber bei jih haben bei ernfllicher Strafe.’ Im gleihem Sinne bedrohte ver 
Tit. 30 des jiebenten Theild des baden-durlachiſchen Landrechts vom Jahre 1622 das Gon: 
eubinat. Nach einer Mittheilung im zweiten Theile des Schlözer'ihen „Briefwechſels“, S. 20, 
verordnet eine Polizeiordnung für die Stadt Münfter in Weftfalen aud Folgendes: „So ift 

auch hierbei verboten und zur Erhaltung Ehr und Ehrbarkeit acht zu nehmen, daß feineswege 

der geiftlihen Herrn Concubinen oder vergleichen verdächtige oder berüchtigte Weibäperfonen, 

jo in offenbarer Unpflicht künſtlich leben, zu einigen hochzeitlichen Gaftmahlen geladen, noch 
berufen, viel weniger dahin zu kommen oder zu erjcheinen verftattet werden ſollen, jonften, wo 
deren einige bei folder ehelichen Beiſammenkunft betreten oder befunden würden, folle der 
Bräutigam, oder der fie geladen hätte, in eine Strafe von fünf Marfen unerbittlic für jegliche 
Verſon zu erlegen verfallen fein.” 

Auch die modernen Polizeigefege verpönen den Goncnbinat. Das Polizeiftrafgeieg für 
das Körigreih Würtemberg vom Jahre 1839 bedroht im Art. 46 Uneheliche, „welche mit: 
einander in Verbindung wie Eheleute leben, mögen jie dabei die Abjiht haben, künftig eime 
Ehe einzugeben”, mit Gefängniß, und verordnet ungefäunte Trennung. Das großberzogliä 
heſſiſche Grfeß vom Jahre 1821, welches die Kornicationdftrafe verbamıte, erachtete es doch 
für nöthig, hervorzuheben, daß namentlich das Concubinat polizeilicher Einſchreitung und an- 
gemeffener Ahndung unterliege®), und der Art. 211 des für venfelben Staat erlaffenen Po: 
ligeigefeges will ‚‚ Berfonen, meldye auf eine Argernif erregende Weiſe in einer Wohnung niit: 
einander in außereheliher Verbindung wie Eheleute leben, mögen fie dabei die Abſicht haben, 
fünftig eine Ehe einzugehen oder nicht, nach vorausgegangener erfolglofer Warnung durch 
die Bolizeivermaltungsbehörbe” (Kreisamt) mit Geldbuße oder Gefängniß beftraft wiſſen. 

Madeldey machte in einer frühern Auflage feines ‚Lehrbuch des heutigen Römifchen Rechts“, 
vom Goncubinat vedend, die trodfene Bemerkung, daß er, obgleich verpönt, „den höhern 
Ständen nadhgefehen werde”... Eine anerkannte Wahrheit, belegt durch eine Unzahl von Bei: 
fpielen. Wer erinnert ſich nicht 5. B. an Heroen der Literatur, welche zum Bedauern ihrer 
Freunde fund Bervunderer ber Öffentlihen Meinung trogten. Faſt ifolirt fteht da das Urtheil 
eines ſächſiſchen Gericht? aus dem Jahre 1837, mitgetheilt im vierten Bande des Werke von 
Biſchoff: „Merkwürdige Criminalrechtsfälle'“, S. 349, wodurch, in Anwendung eimes Ehe: 


4) Walter, Deutiche Recytsgefchichte (Bonn 1858), $. 478, S. 547. 

5) Criminal: erifon von Jagemann und Brauer (Erlangen 1854): „Concubinat“, &. 18: 
Rechts : Lerifon (Bd. 2, Leipzig 1840): „Concubinat“, &. 770-776. 

6) A. Müller, Ardyiv der Gefepgebung (Bd. 3, Main; 1832), S. 440; Röber, Kritifche Beiträn 
zur Vergleichung merftwürdiger deutfcher und ausländiſcher Geſetzgebung und Rechtepflege über die wnfer 
eheliche Geſchlechtsgemeinſchaft u. f. w. (Darmftaot 1837), ©. 97 u. 98, 

‘ 
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mandard aus dem Jahre 1761, ein Graf mit feiner Freundin?) „wegen bes ſich ſchuldig ge— 
machten Gonceubinats, mit Rückſicht auf ihre gerichtlich niebergelegte Erklärung, ich kirchlich 
trauen zu laſſen“, in eine Gelpftrafe verurtheilt wurde. 8) , 

Gin reihhaltiges Kapitel der Gefchichte des Coneubinats ift das, welches die Überſchrift 
trägt: „Fürſtliches Maitteſſenweſen.“ Bedenken legten in früheren Jahrhunderten vie Zügel an. 
Landgraf Philipp von Heffen, ver Großmüthige genannt, welcher zu Lebzeiten feiner Ge— 
mahlin fi mit der Margarethe von der Saale, mit melder ev Kinder ohne Ebenbürtigkeit 
zeugte, in der Form einer Gewillensehe verband, beichwichtigte fein Gewiſſen durch Gewin— 
nung eined gefälligen Gutachtens Luther's und Melanchthon's. Im fpätern Zeiten verlor ſich 
diefe Scheu. Der Berfall der Sitten bradte, nad dem Beiipiele in England (Karl II.) 
und Branfreih (Rudwig XIV. und Ludwig XV.) fo aud an den deutſchen Höfen die Gifts 
pflanze des Maitreffenwejend zur Blüte, Man leſe nur z. B. in Schloſſer's „Geſchichte des 
18. Jahrhunderts’ die Geſchichte der einzelnen deutfchen Staaten, z. B. Würtembergs, das die 
Grävenig kennen lernte ?), der rheinischen Pfalz und Baierns 19), Heffen: Kafleld, Hannovers, 
Kurfachfens u. |. w, ’?), ſowie „Das galante Sahfen‘ des Frhrn. von Pöllnig und die „Denf- 
würbigfeiten‘ der Marfgräfin von Batreuth. Nicht jeder Hofprediger glich dem Prälaten Oſian— 
der in Stuttgart, welcher, als ihn die Grävenig aufforverte, ſie in das Öffentliche Kirchengebet 
einzufhließen, erwiderte, das jei ſchon längft geihehen. Denn jo oft das Vaterunſer gebetet 
werde, heiße es auch: „Erlöfe ung von allem Übel!“ 

Die Gegenſätze berühren fih. Ein anderes, fich dem Lejer aufprängendes Kapitel der 
Geſchichte des Concubinats ift die Geſchichte des Gauner- und Bettelweiens in Deutſchland, 
welche eine recht anſehnliche Literatur hat. Lehrreich und darum leſenswerth iſt die im Jahre 
1793 erſchienene Schrift: „Abriß des Gauner- und Bettelweſens in Schwaben nach Arten 
und andern ſichern Quellen von dem Verfaſſer des « Conſtanzer Hanf »’, welche im elften Kapitel 
des erſten Theils das Leben der Gauner in geſchlechtlicher Beziehung ſchildert und dabei auch 
hervorhebt, daß „ein Vater ſeine Tochter zur Beiſchläferin“ nehme, und im elften Kapitel des 
zweiten Theils in gleicher Beziehung die Horden der Bettler betrachtet. Weitere Urkunden ſind 
die Schriften von Pfiſter, Brill und Grolman über die Räuberbanden am Rhein, Neckar, 
Main, im Odenwald u. ſ. w., welde in ven Jahren 1812—15 erihienen, die Schrift von 
Stuhlmüller, „Vollſtändige Nachrichten über eine polizeiliche Unterfuhung gegen jüdiiche, durch 
ganz Deutihlaud und deſſen Nachbarſtaaten verbreitete Gaunerbanden‘ (1823), jorwie die im 
Jahre 1828 erichienene Schrift des Polizeiaſſeſſors Pfeiffer in Frankfurt: „Actenmäßige Radı- 
richten über das Gaunergeiindel am Rhein und Main,” Es ift befannt, daß die Genoſſinnen der 
Gauner nicht minder gefährlich find als dieſe jelbft. Denn, um mit Mohl: „Syftem der 
Vräventivjuſtiz oder Redhtöpolizei”, ©. 256, zu reden, fie kundſchaften aus, ſchleppen das Ge: 
ftoblene weg, begehen jelbft leichtere Diebftähle und vereinigen verfprengte Banden wieder. 

Ob der Junggelelle Hippel darum Anfehtungen erlitt, weil ex in feiner im Jahre 1774 
erichienenen vielgelefenen Schrift: „Über die Ehe“, zufagen wagte: „Eine ſchöne VPerſon ift nicht 
gut zur ran, wohl aber zur Concubine“, ift nicht befannt geworden. 

Napoleon war fein Freund ded Concubinats. Daher nöthigte er z. B. feinen Minifter 
Talleyrand, jeine Geliebte und Hausverwalterin, die Madame Grant zu ehelichen. Dieje 
Strenge ift aber nicht auf das bürgerliche Geſetzbuch übergegangen, welches mit feinem Namen 
auögeftattet wurde, und an deilen Berathung er bekanntlich einen fo lebhaften Antheil nahm. 
Nach Art. 230 dieſes Geſetzbuchs kann die Ehefrau wegen Ehebruchs ihred Gatten nur dann 


7) Kneſchke, Goethe und Schiller in ihren Beziehungen zur Frauenwelt (Nürnberg 1858), S. 194 u. ſ. w. 

8) Bgl. ein Urtheil des Oberappellationsgerichts in Jena aus neuefter Zeit über die Frage der Straf: 
darfeit des Goncubinats in den Staaten des thüringifchen Etrafgefegbudhs im dritten Band der Blätter 
für Rechtspflege in Thüringen und Anhalt, Mr. I, S. 6 (Scyletter's Jahrbücher der Rechtswiſſenſchaft 
und Gefepgebung, I, 1855, ©. 131). 
= 2 — Geſchichte Würtembergs unter der Regierung der Grafen und Herzoge (Göttingen 1783), 
S. u. ſ. w. 

10) Häuffer, Geſchichte der rheinifchen Pfalz (Heidelberg 1855), I, 934 u. 998. 

11) Menzel, Geſchichte ver Deutfchen (dritte Auflage, 1837), ©. 845, 851, 854 u. |. w. Der Bei: 
trag von Biedermann zum Jahrgang 1857 der Zeitfchrift für Deutfche Gulturgefchichte, ©. 267 — 275: 
Hus der vornehmen Geſellſchaft des 18, Jahrhunderts: „Maitreſſenweſen.“ Auch deſſen Werf, Deutſch— 
land im 18. Jahrhundert (Bd. 2, Th. 1, Leipzig 1858), beſonders Abſchn. 3 u. 4. 
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auf Eheſcheidung Hagen, wenn er die Concubine in feiner Wohnung hält 12), eine Beleidigung, 
welche fo ſchwer wiegt, daß fhon die Römer darin eine Grauſamkeit erfannten. Sonach geftat- 
tet das Gefeg dem Ehemann das Goncubinat, wenn er’fein Kebsweib anderswo wohnen läßt. 
Auch beftraft ihn der Griminalcoder (Art. 339), und zwar blos mit einer Geldſtrafe von 100 
— 200 $r., nur dann, wenn der Ehefrau jene Klage zufteht. 1?) 

Das dem franzöfifhen Civilgeſetzbuch nachgebildete badiſche Landrecht hat den Art. 230 
adoptirt, aber den modificivenden Zufag gemacht, ein ſolcher Fall werde für vorhanden erachtet, 
wenn die Beifchläferin, e8 fei im Lande, oder im Auslande, dem Mann fo nahe fei, daß lie 
einander zuwandeln fönnten. 1%) Damals gab es noch Feine Eifenbahnen. 

In England ift die Sitte ftrenger. Als der Sieger von Trafalgar in feinem Teftament 
feine Freundin, die berüchtigte Lady Hamilton, der Theilnahme der Nation empfahl, errich— 
tete jie ihm zwar eine Ehrenfäule, ignorirte aber feine Empfehlung, und ald Byron’s Geliebte, 
die venetianifche Gräfin Guiccioli, nad London fam, fand fie verichloffene Thüren. 19) 

Zu den Gründen gegen dad Veftehen der Findelhäufer gehört auch die Betrachtung, daß 
eine folhe Einrichtung, indem fie die Verforgung der Kinder erleichtert, den Concubinat be: 
günftigt. 16) 

Die moderne Gefeggebung, welde, um dem Anfchwellen des Proletariatd einen hoben 
Damm entgegenzufegen, die Gingehung der Ehe bejhränft und jo den fogenannten wilden 
Ehen Vorſchub leiftet, ift Schon darum eine bedenkliche. Ph. Bopp. 

Concurs, Bankrott, Concursgeſetzgebung. Hat ein Schuldner nicht fo viel Wermö: 
gen, ald erforverlich ift, um feine Gläubiger zu befriedigen, fo befindet er fi im Zuſtande des 
Goncurfed. Das Verfahren, welches darauf abzweckt, die Vertheilung diefed unzureihenden 
Vermögens, der Goncurömaffe, unter die Gläubiger, nad Maßgabe ver geſetzlichen Vor— 
ſchrift, je nad ihrem Vorzugsrecht, herbeizuführen, heißt Goncurd: (Gant-) Vroceß. 

Diefed Verfahren ift eine von der neuern Zeit erzeugte Bildung, die ih aus roben Ele— 
menten entwidfelte. Zur Zeit des römifchen Königthums wurde der zahlungsunfähige Schuld— 
ner Sflave des Gläubigerd, jedoch unter Wahrung feiner öffentlichen Rechte, indem er Berion 
und Bürger blieb. Später, den Zwölf Tafeln gemäß, wurde der rechtöfräftig verurtbeilte 
Schuldner, der binnen 30 Tagen weder Zahlung leiftete, nad einen Bürgen jtellte, dem 
Gläubiger zugewieſen, der ihn nad) weitern zwei Monaten ald Sklave behalten oder verkaufen 
konnte, fodaß der Schuldner mit feiner Perſon bezahlte. Hatte derfelbe mehrere Gläubiger, 
jo durften fie ihn theilen, was einige von der Theilung feiner Dienftleiftungen, andere, 3. B. 
Niebuhr in feinen Werke „Uber die römische Geſchichte“, wörtlich, d. h. fo verftehen, als ob der 
Schuldner in Stüde gehauen werden durfte. Die jpätere römische Gejeggebung wendete nad 
und nad die Gläubiger von der Perſon des Schuldners ab und mies fie an fein Vermögen zum 
Zwed ihrer moͤglichſten Befriedigung. 

Im deutfhen Mittelalter finden wir den zahlungsunfähigen Schuloner in der „Knechtſchaft 
der Öläubiger”!); doch war darin (erinnernd an den modernen Berfonalarreft) nur ein Ver: 
ſuch, zur Befriedigung zu gelangen, zu erkennen. Denn zeigte es fih, daß der Schuloner 
die Mittel zur Befriedigung nicht erſchwingen oder niemand bewegen fonnte, ihn augzulöfen, 
fo erhielt er feine Freiheit wieder. Sagen erzählen von einem (jüdiſchen) Gläubiger, ber ver- 
tragsmäßig feinem infolventen Schuloner ein Stück Fleiſch von beftimmtem Gewicht aus dem 
Zeibe jchneiden durfte?), und fpiegeln ji ab in vem Drama: „Der Kaufmann von Venedig“, 
des großen englifhen Dichters, der in feinem Shylod, auf fein Recht pochend: 


12) Grolman, Handbuch über den Code Napolton, II, 46—55. 

13) Hundrich, Strafcoder des franzöfifchen Reidys, überfept und mit Anmerkungen verfehen (Magpe: 
burg 1811), ©. 131. 

14) Girolman, a. a. O. ©. 49, Note. 

15) Blätter für literarifche Unterhaltung (Jahrg. 1835), II, 795. 

16) Mohl, Die Polizeiwiffenfchaft nach den Grundfägen des Rechtsftaats, $- 62. 

1) Grimm, Deutſche Rechtsalterthümer (1828), ©.615. Denfwürdig ift, daß noch Beccaria in ver 
frühern Musgaben feiner Schrift über Verbrechen und Strafen dafür war, daß auch der zahlungsun- 
fähige Schuldner feinen Gläubigern als Arbeiter verfallen fein fol. Die fpätern Auflagen feiner Schrift 
benugte er dazu, um zur erklären, er fchäme fich, ſich dafür ausgefprochen zu haben, daß auch der unfdal- 
dige Kallite dieſer Knechtſchaft unterworfen fein folle. Beccaria’s „Abhandlung über Verbrechen um 
Strafen“, überfest von Bergf (Leipzig 1798), 1, 269 u. 270. 

2) Grimm, a,a.D,, ©, 616, 
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Seht, dies Pfund Fleiſch, das ich von ihm begehr, 
— Iſt hoch erkauft, iſt mein und ich will's haben! 
Wenn ihr es weigert, pfui auf eur' Geſetz! 
Dann iſt auch feine Kraft im Recht Venedigs! 
den grauſamen Gläubiger hervortreten läßt. 

Das ſpätere Mittelalter (und das Jahrhundert nach ihm), welches auch das ſogenannte 
Einlager benutzte, um den Gläubiger vor der Gefahr der Nichtbefriedigung zu ſchützen, bela— 
ſtete, überhaupt erfinderiſch in der Ausprägung grauſamer und harter Ehrenſtrafen, auch den 
Bankrottirer mit ſolchen Strafen.) Um ſich nad Kräften vor Verluſt zu verwahren, wählte 
der Öläubiger das Mittel der Veröffentlihung von Schmähſchriften und Schandgemälven; er 
behielt ih das Recht vor in den zu diefem Zweck offen gelaffenen leeren Raum der Schuldver- 
ſchreibung zum Schimpfe des Schuldners das zu ſchreiben und zu malen, was ihm beliebte, und 
Died der rrentticfeit hinzugeben, wenn die Zahlung nicht erfolge. In einer folden uns auf: 
bewahrten Urkunde vom Jahre 1570 befannteder Schuldner, ergebe „dem Inhaber dieſes Briefs 
Macht und Gewalt, und mit Shmähihriften, Scheltworten, und wie ihm north thut, zu ver— 
folgen, und in einem andern Schuldbriefe vom Jahre 1578 gaben die Schuloner dem Dar: 
leiher Gewalt, „und fammt und ſonders oder unjere Erben mit Schmähen, Gemälde an 
Pranger oder Kirchenthüren, oder wo ed ihnen fonften geliebet, anzuichlagen, oder fonften 
bei allen Ehrenliebenden zu höhnen, Ihmähen und verunglimpfen”. Auf diefen Schuldſchein 
bin erließ das Reichskammergericht einen Zahlungsbefehl ohne Elaufel. Die Strafe des 
Hundetragens fowie die ded Steintragend?) wurde auch auf die Banfrottirer ausgedehnt; fie 
wurden verurtheilt, ven fogenannten Lafterftein an öffentlichen Blägen am hellen Tage einzu: 
nehmen und wurden fo der allgemeinen Verſpottung hingegeben. In einigen Theilen vom 
nörblihen Deutfchland, namentlih im Medlenburgiihen und in den Hanjeftädten, wurden 
fie mit aushängenden leeren Tafchen auf dem Markt audgeftellt, während die Schandglode ge- 
läutet wurde; in andern Gegenden wurben jie durd) die Strafen geführt, während Gaffen- 
jungen ihnen leere Beutel voran= oder nadhtrugen. In Kurſachſen mußte der Banfrottirer 
„eine Zeit lang nad) des judicis Ermäßigung zur Anzeigung feines in Nadläjjigfeit und Ber: 
ſchwendung geführten Lebens einen gelben Hut tragen”, damit er ‚andern ſeinesgleichen beffer 
als er hauszuhalten ein Beifpiel geben” möge. Die gleiche Farbe trugen die Hüte, womit 
in Branffurta. M., wo die Juden graue oder ſchwarze Hüte tragen mußten, die Bankrottirer, 
die auch „weder Mäkler fein, nod in eine Zunft, no zu Mahlzeiten und Zechen kommen“ 
durften, auögezeichnet wurben.?) In Blandern wurden denen, welde farben, ohne ihre 
Bläubiger.befriedigt zu haben, leere Beutel, Stoppeln u. ſ. w. aufs Grab gelegt. In einigen 
Städten wurden Banfrottirer zur Arbeit angehalten, damit der Arbeitälohn zur allmählihen 
Tilgung ihrer Schulden verwendet werben fonnte. Das nürnberger Werfhaus trug bie 
Aufſchrift: 

Wer keine Seide hat geſponnen, 

Mehr hat verthan, als er gewonnen, 

Der gehe ein zu dieſer Thür, 

Und ſpinne nun Taback dafür. 
Im Jahre 1601 vereinigte jih die pommerſche Ritterfhaft dahin, ein Mitglien verjelben, 
welches Verbindlichkeiten, die ed unter Brief und Siegel eingegangen hatte, nicht erfüllen 
könne, „in keiner ehrlichen Gefellfchaft zu leiden”. 

Solange die Rechtspflege fih auch des Mitteld der Folter bedienen konnte, folange durfte 
fie auch den Bankrottirer der Tortur unterwerfen, um ihn namentlid) zur Herausgabe jeines 
Handelsbuchs, feiner Gorrefpondenz u. |. w. zu nötbigen. 

Die Reihspolizeiorpnungen vom Jahre 1548 und 1577 (im Titel: „Bon verborbenen 
Kaufleuten‘) ftellten betrüglide Banfrottirer ven Dieben gleich, verorbneten, daß fie „von 
feiner Herrichaft oder Obrigkeit aufgenommen, noch ohne Willen ver Gläubiger gevuldet, 
ſondern, wo fie betretten, zu Hafften angenommen, den Klägern zu Recht gehalten und nad 


3) Duistorp, Beiträge zur Erläuterung verfchiedener Redjtsmaterien (Roftod 1787), Nr. XIII: 
„Bon dem Banqueroutirer oder ben böfen Schuldner nad) ältern und neuern Gefegen.’’ 

4) Döpler, Schauplaß der Leibes- und Lebensftrafen (Sondershaufen 1693), I, 744 u. 1080. 

5) Kirchner, Geſchichte der Stadt Franffurt a. M. (Frankfurt a. M. 1810), II, 376 u, 398; 
Döpler, a.a.D., Kap. XXXI: „Bon den grünen oder gelben Hüten, welche die Banquerottirer und Falli— 
ten tragen müffen, Item von den Schelmenhütlein Sambenito in Jtalien.‘ 
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Geftalt ver Sachen geftrafft, auch, mo ſie wieder zu häuslichen Wohnungen kommen, zu,fei: 
nen Ämtern oder Dignitäten gezogen werben follen”’. Auch jolkten „die Stände und Obrig- 
feiten, in deren Gebiet die verdorbenen bankrottirenden Kaufleute gewichen find und ſich auf: 
halten, ſchuldig fein, alles Geld, Kleinodien, Schuldbücher und andere Brief und Güter, fo 
fie mit jih binweggenommen, von ihnen zu erfordern und gemeinen Gläubigern zu Guten 
gerichtlich hinterlegen und verwahren zu laffen.” Nur die, melde „aus kündlichen und unver: 
fehenlichen Unfällen over Schaden in Verderben“ gefommen, follten billige Beachtung finden 
und Anfprud auf Moratorien haben. 

Seit dem vorigen Jahrhundert pflegte man die Banfrottirer nad) dem Grade ihrer Schulv 
mit fürgerer oder längerer Freiheitöftrafe zu belegen. Die gleihe Strafart dietiren die moder: 
nen Gejeßbüder. 6) So droht z. ®. das preußiihe Strafgefegbuh im Tit. 24, der vom 
„Bankrott“ handelt, eine Freiheitsftrafe bis zu 15 Jahren Zuchthaus, inden e8 dem Richter 
geftattet, jo weit hinaufzufteigen, wenn Handelsleute, Schiffsrheder und Fabrikbeſitzer ſich 
des betrüglichen Banfrotts ſchuldig gemacht, wenn fie ihr Vermögen ganz oder theilweife ver: 
beimlicht oder beifeite gefhafft, Schulden oder Rechtsgeſchäfte anerfannt oder aufgeftellt 
haben, melde ganz oder theilweiſe erdichtet jind, wenn jie in der Abjicht, ihre Gläubiger zu 
benachtheiligen, unterlaffen haben, Handelsbücher zu führen, obgleich deren Führung geſetz 
lich vorgeſchrieben oder nach ver Befchaffenheit des Gefhäfts erforberlih war, wenn fie in glei: 
cher Abſicht ihre Handelsbücher verheimlicht oder vernichtet, oder jo geführt oder verändert ba: 
ben, daß fie feine Überfiht ded Vermögenszuftandes gewähren. Das würtembergiiche Straf: 
geſetzbuch ahndet, gleich dem für das Großherzogthum Heffen, von Naffau und Frankfurt 
adoptirt, den betrüglichen Banfrott mit hHödftens zehn Jahren Zuchthaus und verfügt, das 
in ſchweren Fällen zugleich das zum Betruge mishrauchte Gewerbe entzogen werden fann, In 
verwandtem Sinne find die übrigen deutſchen Geſetzbücher redigirt. Das franzöſiſche Straf: 
geſetzbuch unterfcheidet zwifchen betrüglihem Bankrott (Art. 402), den es mit Zwangsarbeit 
bedroht, und einfahem, der Gefängnißftrafe herbeiführt, und vermeift auf das Handelsge— 
ſetzbuch, welches in den Art. 586— 5997) von dieſen beiden Arten handelt und auch ver: 
ordnet, daß das Urtheil des Schwurgerichts, refpective des Zuchtpolizeigerichts Öffentlich ange: 
fhlagen und in eine Zeitung eingerüdft werden folle. Ein Geieg vom 28. Mai 1838 verjuchte 
eine Verbefferung der Legislation. $) Liber das Gejeg vom 10. Mai 1837 für das Königreich 
der Nieverlande, ven Bankrott betreffend, berichtet ein Beitrag zum elften Band der „Zeitichrift 
für Rechtswiſſenſchaft und Gefeggebung des Auslandes“, S. 130 fg. 

Diejen modernen Gefeggebungen gegenüber finden ji Hier und dort noch mittelalterliche 
Rechtszuſtände. So wird z. B. im Canton Unterwalven der Fallite noch mit Ehrlofigfeit und 
ihren Folgen beftraft; er wird nur dann rehabilitirt, wenn er feine Schulden bezahlt over ſich 
mit feinen Oläubigern gefegt bat. 9) 

Sowie den zablungsunfäbhigen Schuldner, der durh Schuld in dieſen Zuftand verjegt 
wurde, Strafe trifft, jo ift jeder, welcher jih im Zuftande des Goncurjes befindet, nod be: 
flimmten Rücdwirkungen ausgejegt, und zwar in Bezug auf fein Verhältniß zum Staate und 
zur Gemeinde. Viele Gejeggebungen entziehen ibm beſtimmte politiihe Rechte, oder ſuspen— 
diren deren Ausübung. Sie finden ji in den conftitutionellen Staaten meift in den Staats: 
grundgefegen und Gemeinvdeorpnungen ausgeprägt. 1) So ift nad ver Verfaſſungsurkunde 
des Königreihs Würtemberg ($. 135) der, gegen melden ein Gant gerichtlih eröffner ift, 
nicht fähig, Mitglied der Ständeverfammlung zu fein, eine Unfähigfeit, welde auch nad dem 
Schluſſe ded Gantverfahrens noch fortdauert, wenn Strafe wegen VBermögendzerrüttung hin: 
zugefommen ift. (Indeſſen follen die erblihen Mitglieder ver Kammer ver Standeöherren dur& 
die Erkennung einer Debitcommiffion von der Stimmführung nicht ausgeſchloſſen ſein, wenn 
ihnen eine Gompetenz von wenigftend 2000 Fl. feſtgeſetzt it.) Ebenfo joll ($. 142) in einem 


” 

6) Griminal: £erifon, herausgegeben von Jagemann und Brauer (Erlangen 1854), S. TI —SL 
f. „Bankrott“; Mittermaier, Zufagparagraph 416a zu der von ihm veranftalteten vierzehnten Ausgabe 
von Feuerbach'& Lehrbuch des peinlichen Mechte (Biegen 1847), S. 675—678. 

T) Das frangöftfche Handelsgefeßbuch, überfegt und erläutert von Broicher und Grimm (Köln 1835), 
©. 208—216. 

8) Braward » Benrieres, Manuel du droit commercial (Paris 1838), &. 852— 364. 

Deutſches Mufenm, beransgegeben von Brug. Jahrgang 1857, I, 898: 

10) Held, Syſtem des Berfaflungerechts (Würzburg 1857), H, 500 u. 501. 
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olchen Hall das active Wahlrecht nicht. ausgeübt werden dürfen. 1!) Das Recht, an der Wahl 
ser Gemeindebeamten theilzunehmen und jelbft dazu gewählt werden zu £önnen, ift bedingt 
durch den Beſitz der Eigenſchaften, welche erforhert werben, um Mitglied der Ständeverfanm- 
lung fein zu können. 12) Nach dem $. 7 der Verfaſſungsurkunde nes Königreihs Sachſen vom 
Jahre 1831 find „weder zur Theilnahme an einer (ſtädtiſchen) Wahl berechtigt, noch wählbar 
die, zu deren Bermögen ein Schuldenweſen entftanden ift, es mag daſſelbe zum förmlichen 
Bonsurs gedeihen, oder der Weg der außergerichtlichen Erledigung deflelben eingeſchlagen 
morden fein, ſolange nicht ihre Gläubiger vollftändige Befriedigung erhalten zu haben er: 
Elären‘‘.13) Ganz gleihen Inhalts ift ver $. 73 der für dieſen Staat erlaffenen Städteordnung 
vom 2. Febr. 1832 bezüglich ver Ausübung der Ehrenrechte eined Bürgerd, während nach den 
$$. 126 u. 127 in Bezug auf die Wahl der Stadtverordneten Die von dem Stimmrecht und 
der Wählbarkeit ausgeſchloſſen find, welche ſich nicht im Genuffe dieſer Ehrenrechte befinden. !*) 
In Gemäßheit des Verfaſſungsgeſetzes für das Königreich Hannover vom 9. Sept. 1848, $.46, 
können Perſonen, über deren Vermögen während ihrer Verwaltung Concurs audgebroden 
it, vor Befriedigung ihrer Gläubiger weder zu Mitgliedern der Ständeverfammlung erwählt 
werben, noch, wenn jle zur Zeit des Ausbruchs des Goncurfes Mitglieder find, in derſelben 
bleiben. 1°) Dagegen ift das für das Königreich Baiern erlaffene Gefep von 4. Juni 1848 
wegen der Wahl der Landtagsabgeordneten (Art. 5—7) fo zu verftehen, daß nur ein betrüg: 
liher Goncurd vom activen und pafjiven Wahlrecht ausſchließt. 1%) Nah dem Art. 16 der 
Verfaſſungsurkunde für das Großherzogthum Heflen wird die Ausübung des Staatsbürger: 
rechts auch gehindert 17) „durch das Entſtehen eines gerichtlihen Goncuräverfahrens über dad 
Bermögen bis zur vollftändigen Befriedigung der Gläubiger, und in Gemäßheit des Geſetzes 
vom 6. Sept. 1856 wegen der Zufammenfegung der beiden Kammern der Stände und der 
Wahlen der Abgeordneten kann das active und paſſive Wahlrecht von denen nicht ausgeübt 
werden, welche „in der Ausübung ded Staatsbürgerrechts gehindert find”. Das Gleiche gilt 
in Gemäpheit des Gejeged vom 8. Jan. 1852 wegen Bildung des Ortsvorſtandes und der 
Wahl des Gemeinderaths von diefer Wahl, Die Eurbefliihe Gemeindeordnung vom Jahre 
1834 ſchließt im $. 26 von dem Erwerbe des Ortsbürgerrechts namentlich den aus, der durch 
Verſchulden in Concurs geratben ift, ohne jeine Gläubiger befriedigt zu haben, während nad 
$. 42 zu Ortsvorſtänden nur ſolche gewählt werden fünnen, welche fich nicht in zerrütteten 
Bermögendumftäfden befinden. Das großherzoglich badiſche Gefeg vom 31. Dec. 1831 über 
die Berfaffung und Verwaltung der Gemeinden (abgedrudft im dritten Bande des Müller'ſchen 
‚Archivs der Geſetzgebung“, S.99— 146) Ihließt im $. 13 von der Fähigkeit, zum Mitglied des 
Gemeinderathö gewählt zu werben, auch die „in Sant Gerathenen“ aus, eine etwas ſtrenge 
Vorſchrift, „da“, wie lich Motte in feinem Veitrage zum vierten Bande diejes „Archivs, ver 
dieſes Geſetz kritiſirt, ©. 330, ausdrückt, „mander, bei aller Rehtihaffenheit, durch 
reined Unglück in Gant gerathen mag und eine nachmalige Befrievigung billig alle Makel jol- 
her Ganten tilgt”. Der $. 27 des Staatdgrundgefeges für die Herzogthümer Koburg und 
Gotha som Jahre 1852 veroranet, daß die Haatsbürgerlichen Rechte vorübergehend nicht fünn= 
ten ausgeübt werden quch „von einem Gemeinihuldner, gegen welchen ein Coneurs eröffnet 
worden it, während der Dauer dieſes Goncurfed und innerhalb der nächſten 10 Jahre, info= 
fern die vollſtändige Befriedigung der Gläubiger nicht ſchon früher erfolgt fein ſollte“, jomwie 
„von einem Gemeinſchuldner, der mit feinen Gläubigern einen gerichtlichen Accord abgeſchloſ— 
jen, biö zur accordmäßigen Befriedigung der letztern“. 18) Der$. 147 fhlieft in Bezug auf 
Die Wahl ver Abgeorpneten „pie im $. 27 erwähnten Perſonen“ als unfelbftändig von der 
Wahl aus. Die Verfaffungsurkunve für das Herzogthum Sachen : Meiningen vom Jahre 


an Das Staatsrecht des Königreichs Würtemberg (Tübingen 1829), 1, 477, 418, 482, 483, 


12) Mohl, a. a. D., IL, 144. 

13) Deutichlands Gonftitutionen (Rinteln 1833), S. 267; über Preußen f. Roune, Das Staats— 
recht der preußiichen Monarchie (Leipzig 1856), I, 489. 

14) Müller, Archiv für die neuefte Gefengebung aller deutichen Staaten (Mainz 1882), II, 512,559. 

15) Zachariä, Die —5 Verfafiungsgefege der Gegenwart (Göttingen 1855), S. 247. 

16) Zadhariä, a. a. D., ©. 135, 136. | 

17) Nach der ſpaniſchen Gortesverfafjung vom Jahre 1812 verlor ein ſpaniſcher Bürger als „ins 
folventer Schuldner‘ fein Staatsbürgerrecht. Die Gonftitutiomen der europälfchen Staaten (Leipzig 
1820), III, 40. 

18) Zacharia, a. a. O. ©. 606, 667, 673. 
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1829 verfügt im $. 14, das Staatöbürgerrecht könne ‚vorübergehend nicht ausgeübt werben‘ 
au „während eines Concurfes der Gläubiger vom Gemeinſchuldner““, während das Gaͤch 
vom Juni 1853 über die Wahl der Landtagsabgeoroneten für die Ausübung der activen um 
paffiven Wühlbarfeit ven Genuß des Staatsbürgerrechts fordert. 19) Ebenſo jegt das Stautt: 
grundgefeg für das. Herzogthum Sadhjen-Altenburg vom Jahre 1831 feit, daß das Staatsbũrget⸗ 
recht (fein Genuß ift Bedingung der activen und paſſiven ſtändiſchen Wahlfähigkeit) vorüber: 
gehend nit ausgeübt werden fönne auch „während eines ausgebrohenen Gants oder eingetretemer 
außergerichtliher Liquivationsverhandlungen, in Anfehung des Gemeinſchuldners, jolange der: 
felbe nicht (entweder nad) gefhehener voller Auszahlung der Gläubiger oder doch nad) vollftän- 
diger Nachweiſung eines ganz unverſchuldeten Unglüds, wie Feuersbrunſt, Plünderung, Be: 
raubung u. dgl. als alleiniger Urſache des Gants) durch die obere Juſtizbehörde förmlich Ihuld- 
108 erklärt (vehabilitirt) wird.“ 20) Noch fließen die Verfaffungsgejege des Herzogtbums 
Naflau (Wahlordnung vom Jahre 1851, $.4)24) und des Herzogthums Anhalt-Bernburg 
(Wahlgeſetz vom Jahre 1850, $. 2) folde, welche in Concurs gerathen find, von dem ftän- 
diſchen Wahlrecht aus. 22) Streng ift das Verfaffungsrecht der Freien Stadt Frankfurt a. M. 2°), 
demzufolge nicht Mitglieder des Gejeggebenden Körpers fein können „alle Falliten, es jei nun, 
daß jemand fein Zahlungsunvermögen gerichtlich angezeigt, oder mit feinen Gläubigern ind- 
geheim Nachlaß: oder Anftandeverträge errichtet hat, bevor er jeine Gläubiger vollftandig, 
d. 5. ohne Abzug oder Nachlaß, bezahlt Haben wird”. Das Gleiche gilt von der Fäbhigkrit, 
Mitglied des Bürgerausfhuffes zu fein. Nach dem $. 23 der Verfafjung der Hanſeſtadt Bre- 
men vom Jahre 1854 iſt der, welcher feine Zahlungen eingeftellt hat, nur dann fähig, zum 
Mitgliede des Senats gewählt zu werden, wenn er feinen Gläubiger völlig befriedigt bat. **) 
Schon im 17. Jahrhundert waren in Hamburg Falliten, und zwar aud die, melde mit ihren 
Släubigern einen Accord getroffen hatten, von den Bürgerfchaftöverfammlungen ausge: 
f&loffen. 25) (Vgl. noch über das hamburger Concursrecht Baumeifter, „Das Privatredt ver 
Freien Stadt Hamburg, 1856, 1, 308—339). 

Der $. 52 des Grundgefeges für das Königreich Norwegen juspendirt Das Recht zur Theil- 
nahme an der Wahl der Mitglieder der Reihöverfammlung (Storthing) namentlih wegen 
Falliments, bis die Gläubiger volle Befriedigung erlangt haben, es fei denn, daß vie Jah: 
lungsunfähigkeit ihren Grund in einer Feuersbrunft oder in andern nicht verſchuldeten und er⸗ 
weislichen Unglück hat. 26) 

Einzelne deutſche Geſetze über das ſchwurgerichtliche Verfahren — Würtemberg, Baden, 
Kurheſſen, Großherzogthum Heſſen, Naſſau u. ſ. w.27) — heben hervor, daß der, welcher in 
Concurs verfallen ſei, das Ehrenamt eines Geſchworenen nicht bekleiden könne. 

Zur Fernhaltung der Nachtheile, welche auf den, der ſich außer Stand befindet, ſeine 
Gläubiger zu befriedigen, eindringen und zur Abſchneidung oder Hemmung des Gantverfab: 
rens mit feinen Weiterungen und Koften erfcheinen zwei Mittel: die Ertheilung eines Mora: 
toriums und der Abſchluß eined Nachlaßvertrags. 

Noch zur Zeit, da die Neichöpolizeiorhnung vom Jahre 1577 aufgerichtet wurde, melde 
im Tit. XXXII, $. 4, der Moratorien gevenft, und den Kaiſer verbindet, fie nur dann zu er: 
tHeilen, wenn die Bittfteller „glaubliche Urkunde oder Schein fürbringen, daß fie aus unter 
jehenen zugeftandenen Unfällen ihrer Leib oder Güter verdorben und ausgeftanden ſeien“, ftand 
nur dem Oberhaupt des Reichs die Befugniß zu, folde „Duinquenellen‘ zuzugeftehen. Als 
fpäter die Faiferlihe Gewalt immermehr eingefchränkt wurbe, ward jie auf die Befugniß be- 
fhränft, den Reihsunmittelbaren ein Moratorium (Anftandsbrief, Eifern- Brief) zu ertbeis 
len.28) So gewährte 3. B. der Kaifer dem Kurfürften Karl Ludwig von der Pfalz zur Ab- 


19) Zachariä, a. a. D., ©. 581, 558. 

20) Bachariä, a. a. D., ©. 595, 596, 612, 613. 

21) Das nafjanifche Gefep vom 12. Dec. 1848 (Gemeindeordnung) ſchließt vom activen und pafl: 
ven Wahlrecht die aus, über deren Vermögen Goncurs erfannt it, folange das Verfahren micht beea= 
digt it. Naffauifches Bürgerbuch (zweite Auflage, 1850), S. 282. 

22) Zacyariä, a. a. O. ©. 761, 975. 

23) Badyariä, a. a. O., ©. 1155, 1173. 

24) Zachariä, a. a. O. S. 1190. 

25) Weſtphalen, Hamburgs Verfaſſung und Verwaltung (Hamburg 1846), 1, 97. 

26) Die Eonftitutionen der europäifchen Staaten (Leipzig 1817), II, 480. 

27) Brauer, Die deutfchen Schwurgerichtsgefepe (Erlangen 1856), S. 24—27. 

28) Pütter, Beiträge zum deutſchen Staats: und Fürftenrecht (Göttingen 1777), Thl. I, Abthl. XV: 
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vendung eined Staatöbanfrotts, in Berüdfihtigung ber durch den Dreißigjährigen Krieg her= 
veigeführten Zerrüttung der Finanzen diefes- faft in eine Wüfte verwandelten Landes 29), ein 
Noratorium auf 20 Jahre, und zwar dahin, daß in den erften gehn Jahren keine Zinfen, in 
ven folgenden Jahren nur 2%, Proc. Zinfen zu bezahlen feien, jedoch mit dem Vorbehalt, 
‚ven ganz dürftigen Öläubigern, ald Witwen, Waiſen und erbarmungswürbigen Perfonen 
hriftlich zu begegnen und nad Möglichkeit an Hand zu geben”. Im Jahre 1666 ertheilte ver 
Raifer dem Grafen von Naſſau-Saarbrück, deſſen Lande „wie leider reichskündig mit großer 
Schuldenlajt beihmwert”, auf Empfehlung des Reihstags eine Stundung von zwölf Jahren, 
sie nach Ablauf dieſer Zeit auf weitere zehn Jahre ausgedehnt wurde, weil „die Leute und 
Unterthanen von vorigen deutihen und biäherigen Kriegen bis auf den äußerften Grund rui— 
nirt worden“ feien. ?°) Die Reichsmittelbaren hatten fi zur Erwirfung eines Moratoriums 
an ihre unmittelbare Obrigfeit zu wenden. 91) Nicht felten erhoben jich über deffen Ertheilung 
durch Die Landesfürften Bejchwerben. 3?) So wendeten fi 3. B. im Jahre 1722 die medlen- 
burgifchen Stände wegen der vielen von dem Herzog ertbeilten Stundungen und des daraus 
dem Lande in Anjehung ded Credits und Handeld erwadhienden weitgehenden Schadens be= 
ſchwerdeführend an den Reihähofrath in Wien, und der Kaiſer richtete auf Grund eines Gut 
achten der faijerlihen Gommiffion in Medlenburg an den Fürften eine Abmahnung: „Nach— 
dem nicht zu befinden, wie die angegebenen moratoria specialia bei den vorkommenden be= 
fondern landfündigen Umftänden, und bevorab ohne Zernidhtung des Credits und Gommercii 
in den medlenburgiihen Landen, im Stande Rechtens fuftinirt werben könnten, als haben ver 
Herr Herzog den hierüber erwachſenden Beſchwerden hinwieder abHelflihe Maße zugeben, oder, 
da er etwas Erhebliches dawider anzuführen, ſolches geziemend zu berichten, da im widrigen 
Fall Ihre kaiſerliche Majeftät, auf der Ritter: und Landihaft weiteres Anrufen, dero allerhöch— 
ſtes kaiſerliches oberftrichterliches Amt durch behörige reihsconftitutionsmäßige Mittel vorzu— 
ehren ſich nicht entbrechen könnten noch würden.“ Solche Misbräude trugen dazu bei, daß 
die Moratorien ſehr verhaßt waren und ſich das Sprichwort bildete: „Quinquenell iſt der Teu— 
fel in der Höll.“ Denn in der Regel wurden ſie auf fünf Jahre ertheilt. 

Die biöherige Theorie des deutſchen Staatsrechts räumte der oberſten Staatsgewalt, zu 
deren Hoheitörechten e8 auch die Zuwendung von Privilegien zählt, auch die Grtheilung von 
Moratorien, als eine beftimmte Gattung von Privilegien, ein ??), ein Zugeſtändniß, welches 
dem Geifte des conftitutionellen Staatsrechts widerftrebt. Mit gutem Grund jagt Puchta im 
zweiten Bandejeiner „Beiträgezur Gefeßgebung und Praris des bürgerlichen Rechtsverfahrens“, 
(Erlangen 1827), ©. 234, 235: „Sie (dieMoratorien) find, auch in ihrer Ableitung von dem 
Prineip der öffentlihen Wohlfahrt, gehäfjige Ausnahmen von der Regel des Rechts und wer— 
den in diefer Form immer dafür gelten. Das öffentliche Wohl erfheint nirgends beiler berathen, 
als da, wo Gerechtigkeit waltet und die Staatsfürforge vornehmlich dahin gerichtet ift, daß 
jedem zu-dem Seinigen verholfen und Treue und Glaube erhalten werde. Ihren Urfprung 
aus den Zeiten despotiſcher Regierungen berleitend, widerftreben fie dem Geifte einer Zeit, in 
der fih die Begriffe von ven Rechten der höchſten Gewalt rüdjihtlih der Privatrechte ihrer 
Unterthanen in diefer und mander andern Beziehung geläutert haben. Auch braucht“, fügt 
der Verfaffer Hinzu, „die höchſte Gewalt keine Privilegien und Dispenfationen vom Geſetz 
zu ertheilen, da fie, um den Zweck zu erreichen, andere Mittel hat; fie darf nur im allgemei= 
nen ſolche Gejege geben, die ed ven Gerichten möglid) mahen, die Abſicht zu erreichen, melde 
die Moratorien bezwecken. Was der Regent nur unvollftändig kann, die Verhältniſſe in den 
Rechten der Privaten mit Zuverläffigkeit und nad) den Forderungen des Rechtsgeſetzes, auch 
zur Beſchwichtigung aller Zweifel und Bedenken und jeded unwürdigen Mistrauens abwägen, 
das fünnen die Gerichte. Diefen muß daher auch hier attribuirt werden, was ald Attribut der 
oberften Gewalt ven Wohle des Ganzen eher hinverlic als förderlich ift.” Ebenſo richtig 


„Bon Moratorien, ob und inwieweit diefelben allein aus landesherrlicher, oder auch aus Faiferlicher 
Macht zu ertheilen ſeien?“ Derfelbe, Hiftorifche Entwicelung der heutigen Staatsverfafjung des Deut: 
ſchen Reichs (Göttingen 1787), III, 269— 271. 

29) Häuffer, Geſchichte der Rheinischen Pfalz (Heidelberg 1845), II, 584 fg. 
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33) Rlüber, Öffentliches Redyt des Deutfchen Bundes und der deutſchen Bundesitaaten (dritte Auf: 
lage, Branffurt a. M, 1831), $. 486. 
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bemerkt Siegen, „Abhandlungen, vorzüglid ven Zuſtand deutſcher Geſetzgebung betreffend⸗ 
(Göttingen 1834, in der fiebenten, von Moratorien handelnden Abhandlung, ©. 142, 143): 
„Bum Theil beruft man fi auf das Öffentliche Wohl, welches erforbere, daß ver Regent Staats- 
bürger nicht verderben laffe. Allein will der Staat in ſolchen Fällen etwas thun, jo muß es nicht 
auf Koften aller einzelnen geſchehen, damit er nicht jenem Heiligen ſich gleihftelle, welcher das 
Leder ftahl, damit die Armen Schuhe daraus erhalten. Ohne Sicherheit der erworbenen Redte 
ift überhaupt fein Staat, fein Staatswohl denkbar, und jene können, jelbft wenn jie mit der 
Eriftenz des Staats colliviven, woran hier gar nicht zu denfen ift, nur gegen vorläufige Entjcha- 
digung genommen werben.” In verwandten Sinne äußerte jih Mittermaier in feinem Beitrage 
zum ſechzehnten Bande des „Archiv für die ciwiliftifche Praris: „Bemerkungen über Mora: 
torien.“ Auch haben mehrere deutſche Staatsgrundgeſetze ausgeſprochen, daß Moratorien von 
Staats wegen nicht mehr ertheilt werben dürften. Der $. 129 ded nun wieder weggeſchobenen 
Staatsgrundgeſetzes für das Kurfürſtenthum Heſſen fprad aus: „Moratorien vürfen nit ex: 
theilt werbden‘‘ 3%), während die an deren Stelle gerückte Berfaflungsurfunde vom 13. April 
185235) beſtimmt: „Moratorien dürfen nur mit landſtändiſcher Beiftimmung ertheilt wer: 
den.‘ (Gleihen Inhalts ift der $. 82 der Berfaffungsurfunde für Waldeck vom Jahre 1852.) 
Nach $. 54 der Berfaflungdurfunde für das Königreib Sachſen vom Jahre 1831 dürfen „Mo: 
ratorien von Staatd wegen nicht ertheilt werden.‘ 36) Das Gleiche jpricht die Verfaſſungsur— 
Funde des Herzogtbums Braunſchweig im $. 209 mit dem Zufage aus, daß Die Gerichte dazu 
competent feien. 7) Während der $. 9 des hannoverſchen Verfaſſungsgeſetzes dem König ge- 
ftattet, „in ganz auferordentlidhen Fällen nah Anhörung des Staatsraths Moratorien “ zu 
ertheilen, verbietet vie Verfaſſungsurkunde des Herzogthums Sahjen-Koburg und Gotha dieſe 
Ertheilung ganz allgemein. 3%) Der $. 49 des oldenburgiichen Staatögrundgejeped vom Jahre 
1852 vindicirt fie ven Gerichten. 9) Schon früh hatte die preußiſche Geſetzgebung die Or: 
richte Dazu berufen. Nur wurde im Jahre 1807, um den Grunpbefigern, melde durch ſtrenge 
Rechtsverfolgung infolge des unglüdlihen Kriegs zu Grunde gerichtet worden jein würden, 
das Mittel zu gewähren, ſich zu erholen, ſowol hinſichtlich der Hauptſumme alt bezuglih der 
rückſtändigen und laufenden Zinfen, ein Generalindult zugewender. Auch in Ofterreih fam 
inmitten ver Finanznoth des Jahres 1811 die Frage zur Sprade, ob zu einer ſolchen außer: 
ordentlihen Mafregel geichritten werden jolle; man entſchloß ih zu einer auf mehrere Monate 
beſchränkten Stundung. #) Als im Königreih Baiern im Jahre 1827 von den Ständen der 
Entwurf einer Proceßordnung berathen wurde, erhoben jih Stimmen dafür, daß der König 
feine Moratorien ertbeilen dürfe, und das Gleiche gilt von der Berathung des Entwurfs einer 
jolden Ordnung im Jahre 1831 in der Zweiten Kammer der badiſchen Stände, da derfelbe 
dem Großherzog dieſes Recht vorbehalten hatte. Ein Erlaß des Minifteriums vom 27. Juni 
1832 erflärte, daß fernerhin im Gnadenwege fein Moratorium mebr ertheilt werden jolle. 
Im Königreihb Würtemberg iind die Gefuche um Anftandsbriefe bei dem Gericht einzureichen, 
das jie nah Befund dem Jujtizminifterium zur Entſchließung des Königs vorlegt. +1) Das 
Gleiche gilt vom Großherzogthum Heflen*?) und von andern deutſchen Staaten. 

Im allgemeinen gehört zur Begründung eined Geſuchs um Grtbeilung eines Moratoriums 
die Nachweiſung unverfhuldeten Vermögensverfalls und der Hoffnung der Verbeſſerung der 
Bermögenszuftände innerhalb der gewünjchten Frift, ſodaß nad deren Ablauf die Gläubiger 
befriedigt werben könnten, verbunden mit Sicherheitsleiſtung dafür. Die Wirkung der Ge: 
nehmigung ded Geſuchs äußert ji darin, daß der Gläubiger während der Befriſtungszeit nit 
auf Befriedigung dringen kann, gebt aber nicht fo weit, daß der Lauf vertragsmäßiger Zin: 
jen gehemmt und der Schuloner von der Verbindlichkeit der Entrihtung der währen» diefer Zeit 


34) Müller, Archiv für Die neuefte Gejeggebung (Mainz 1832), I, 574; Murhard, Die furbeiftiche 
Verfaſſungsurkunde erläutert, zweite Abtheilung (Kaſſel 1835), ©. 513. 

35) Zachariã, a. a. D., ©. 375. 

86) Zadariä, a. a. O., ©. 169. 

37) Zachariä, a. a. O. ©. 725. 

38) Zachariä, a. a. O., S. 210, 660. 

39) Zachariä, a. a. O. S. 909. 

40) Materialien für Geſetzkunde und Rechtspflege in den öfterreichiichen Erbſtaaten (Wien 1814), 1, 4° 

41) Schüg, Der würtembergifche Eivilproceß (Tübingen 1834), ©. 473 u. 474. 


N Weis, Syſtem des Berfaffungsredhts des Großherzogthums Heften (Darmſtadt 1887), S. 157 
u, 158. 
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fällig werdenden Zinfen entbunden ift. Den Erben veffelben kommt die Stundung nur bedingt 
und dem Bürgen gar nicht zu flatten. ö 

Es verfteht ih von ſelbſt, daß auch durch Übereinkunft zwiſchen dem Schuloner und feinen 
Gtäubigern eine Stundung zu Stande fommen und fo der Gant abgewendet werden kann, was 
auch dann gefhieht, wenn e8 den Schuldner gelingt, mit denjelben einen Naclafvertrag ab: 
zuſchließen, d. h. fie zu vermögen, einzwwilligen, daß fie jih gegen theilweiſe Befriedigung für 
gänzlich abgefunden erflären, eine Übereinkunft, welche die Zuftimmung von wenigftend ber 
Mehrheit ver Gläubiger, nad der Größe des Geſammtbetrags ihrer Forderungen berechnet, 
erfordert, indeſſen die bevorzugten Gläubiger nicht bindet. 

Durch Ertheilung eined Moratoriums oder ven Abſchluß eines Nachlaßvertrags bleibt dem 
Schuldner der Befig und die Verwaltung feines Vermögens. Sonft befteht die Wirkung des 
Ausbruchs des Coneurſes über dafjelbe zunähft darin, dag er die Verwaltung feined Vermö— 
gend verliert, darüber nicht mehr verfügen kann; es gebt auf die Gefammtheit feiner Gläu— 
biger über, welche einen Büterpfleger zu beftellen Haben, der in ihrem Namen unter ver Auf: 
ſicht des Concursgerichts die Maffe verwaltet. Dieſes beftellt aus ver Zahl der öffentlichen An 
wälte einen jogenannten Gontradictor, welcher, wenn die einzelnen Gläubiger in dem dazu 
vom Gericht anberaumten Liquidationstermin, wozu fie unter dem Rechtstheil des Ausſchluſſes 
von der Maffe vorgeladen werden, ihre Anſprüche gemelver haben, deren Richtigkeit unter: 
ſucht. Sind die durch deren Beftreitung erwachſenen Nechtöftreite zu Ende geführt und die Ver— 
handlungen über dad Vorzugsrecht #3) zwifchen ven Gläubigern, welche ſich daſſelbe beitreiten, 
geichloflen, fo erläßt der Nichter den fogenannten Lorationöbefcheid, worin er erfennt, nad 
welcher Reihenfolge vie Gläubiger, welde ihre Anſprüche richtig geftellt haben, zu befriebi: 
gen jeien. Iſt auch dieſer Beſcheid rechtskräftig geworden, jo erläßt der Richter den Verthei— 
lungs: (Diftributiond-) Beſcheid, nad) deffen Anordnung die Maſſe unter die Gläubiger ver: 
theilt wird. Den unbefrievigten Gläubigern bleibt der Gemeinſchuldner fernerhin verhaftet, 
ſodaß jie ihn, wenn er wieder zu Vermögen kommt, ihrer Befriedigung wegen angeben können. 

Dieſes deutſche Goncursverfahren 4%) ift der franzöſiſchen Geſetzgebung unbefannt, was als 
Folge ihres Hypothekenſyſtems und der Gerichtöverfaffung, der zufolge den Gerichten weder 
die Vollſtreckung ihrer Urtheile noch die fjogenannte freiwillige Gerichtöbarkeit zuftebt, erjcheint. 
Iſt dad Vermögen unzulänglich, jo wird der Erlös aus dem unbewegliden Vermögen unter 
Die in dem Hypothekenbuch eingefchriebenen Pfandgläubiger nah dem Vorrang der Zeit der 
Einfhreibung vertbeilt; der Erlös aus dem beweglichen Gut wird unter die Gläubiger nad 
dem Verhältniſſe des Betrags ihrer Forderungen diftribuirt. Nur einzelne gejeglich bevorzugte 
Gläubiger brauchen an dem Verlufte feinen Antheil zu nehmen. Nur binfichtlid des Kauf: 
mannsd, welcher jeine Zahlungen einftellt (Balliment) tritt ein (im Handelsgeſetzbuch angeorb= 
netes +5) Verfahren ein, welches dem deutihen Gantproceſſe ähnlich if. Gin ſolcher Schuloner 
mug binnen drei Tagen, von der Ginftellung feiner Zahlungen angerechnet, diejed dem Ge— 
richt (Handeldgeriht) anzeigen. Unterbleibt dieſe Selbftanzeige, jo kann das Gericht auf Anres 
gung eines Gläubigers oder bei Offenfundigfeit von Amts wegen einjchreiten. Der Fallit wird 
entweder in dem Schuldthurme verwahrt, oder bewacht. Das dur Urtheil ausgeſprochene 
Berfahren beginnt damit, daf dad Vermögen des Gemeinfhuloner unter Siegel gelegt und 
aus dem Kreife des Gerichts ein Commiſſar nebit einem (oder mehreren) Agenten ernannt wird, 
der unter Aufficht des erflern den Juftand des Vermögens, der Bücher u. ſ. w. unterſucht und 
die Ausftände beitreibt. Der Commiſſar leitet dad Verfahren und ermittelt zuerſt mit Zugies 
Hung des Agenten und ded Gemeinſchuldners das Verhältniß des Vermögens zu den Schulden, 
worauf er die Gläubiger zufammenruft. Aus der Zahl derer, welche dieſe vorlagen, er: 


43) Einzelne Land: und Stadtrechte find in Bezug auf Einräumung an Borzugsredhten nicht obme 
Maivetät. So verordnet z.B. das Luͤbecker Stadtrecht: „Iſt unfer Bürger einer wegen Schuld Hüchtig 
und es wird fein Gut außerhalb der Stadt angetroffen: der nun folches erftlichen von den Grebiteren 
aufhält und wieder bringet, der foll an dem Gute allen andern Greditoren vorgezogen werben.‘ Alſo 
eine Brämie. 

44) liber Injolvenz einer Actiengefellichaft und das dann eintretende Goncursverfabren |. Böhls: 
a. rag der Artiengejellfchaft mit befonderer Rückſicht auf Eiſenbahngeſellſchaften (Hamburg 1842), 

sy 279. 

45) Berbefierungen brachte ein neueres Geſetz, Fölir, Das neue A Beleg vom 28. Mai, 
1888 über bie Fallimente (in der Beitfchrift für Rechtswifienichaft und Sejeggebung des Auslandes, 
X, 364—386 ; XII, 1— 26). 
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nennt dad Gericht einen Syndik, welcher, an die Stelle des Agenten tretend, das Vermögen 
aufnimmt und, dem Güterpfleger des deutſchen Concursrechts gleih, die Mafle feſtſtellt, ud 
die Richtigſtellung (Verification) der einzelnen Anſprüche beforgt, indem er die Gläubiger ver- 
ladet und darüber vor dem Gommiffar verhandelt. Die Gläubiger, deren Forderungen, aus 
eivlich erhärtet, richtig geftellt find, können mit.dem Gemeinjhuloner ein, jedoch der @eneh: 
migung des Gerichts anheimgeftelltes Abkommen (Goncordat) treffen, was zur Folge bat, daß 
derfelbe jo angejehen wird, ald habe er nicht fallirt. Sonft werden die Gläubiger nochmals 
zufammenberufen, um einen Güterpfleger und einen Kafjiver zu beftellen, welche jofort zur 
Verſilberung der Maſſe fhreiten, aus deren Erlös die Gläubiger nah Maßgabe ihres Vorzugs- 
rechts befriedigt werben. 

Das franzöſiſche Eivilgejegbuh räumt (Art. 1246) dem Gericht dad Recht ein, dem 
Schuldner nah Beihaffenheit ver Umſtände mäßige Zahlungsfriften zu geftatten und, unter 
Borforge für die Erhaltung des augenblidlihen Zuftandes, das Verfahren zu fuspendiren ; 
das Gericht joll aber „von diefer Gewalt mit großer Behutfamfeit Gebraud machen‘. 

In Franfreih haben in neuerer und neuefter Zeit die Hallimente, welde zu einem Ber: 
fahren vor den Handeldgerichten führten, zugenommen. In dem Geſchäftsjahre vom 1. Juli 
1854 bis dahin 1855 des Handelsgerichts in Paris wurden bei pemfelben 747 neue Kallimente 
anhängig. Der Präjivdent fand ſich veranlaßt, der Urſache dieſer Erfcheinung zu gedenken und 
bervorzubeben , jie liege in dem Steigen des Lurus und der Angemöhnung neuer Bebürfnife, 
indem „die allzu große Speculationsluft und die abenteuerlichen Auspehnungsplane der Ge— 
ſchäfte dem franzöſiſchen Handeldftande nicht vorgeworfen werden’ könnten.*6) Bei demielben 
Geriht waren am 1. Juli 1857 853 Fallimente anhängig, zu denen bis zum 1. Juli 1858 
nicht weniger als 1052 (infolge der hereingebrochenen grogen Handelskriſis) kamen. Das neue 
Geſetz über Goncordate durd Überlaſſung der Activen fand in diefem Geſchäftsjabre bereits 
jeine Anwendung; es bewährte fih. Nicht weniger ald 455 Yallimente wurden durch ſolche 
Übereinfunft erledigt. *7) Als erfreulich erſchienen zahlreihe Rehabilitationen durch einmü— 
thige Erklärung der Gläubiger, völlig befriedigt worden zu fein. 

In England *3) fannte man bis in die neuere Zeit fein Gantverfahren. Der Schulener 
blieb dem Verfahren ausgejegt, das der einzelne Gläubiger gegen ihn einleitete. Erſt durch 
ein Gejeg vom 1. Aug. 1849 wurde dem Schuloner die Vergünſtigung eingeräumt, ſich für 
zahlungsunfähig zu erklären. Überhaupt wurden unter der Regierung der Königin Bictoria 
die Grundjäge über das Verfahren bei Zahlungsunfähigkeit durch Acte ver Gejeggebung, wenn 
auch nicht der Form, doc der Sache nad in ein Syilem gebracht, das zwei Richtungen, das 
Berfahren bei Banfruptey, das eigentlihe Gantverfahren, und das Verfahren bei Zablunge- 
unfähigfeit, bat, 

Das Königreich Belgien hat jein Gejeg vom 18. April 1851 über Fallimente. *9) 

Das Staatöreht der nordamerifanijchen Freiftaaten räumt dem Gongrefle die Gemalt ein, 
Banfrottgejege für dad gefammte Gebiet des Bundesftaats zu erlailen. 50) 

Zur Verbeferung des Gantverfahrens ift namentlih in Deutihland noch viel zu tbun. 
Wohl konnte Arnold jeinen Beitrag zum zweiten Bande des Jahrgangs 1853 der Zeitihrift 
„Gerichtsſaal'“ wegen Verbeflerung dieſes Verfahrens damit einleiten, daß er zu bedenken gab: 
„Zu den ſchwächſten Theilen der Rechtspflege in beinahe allen deutſchen Staaten gehört un: 
ftreitig dad Gantverfahren. Wohl mag man bier und da einer ſchläfrigen, dem Schlendrian 
huldigenden Praxis mit Recht die Schuld aufbürden; aber ein tieferer Bli in die Gefeggebung 
und eine Vergleihung derjelben mit der Praxis gibt die Überzeugung, daß die meifte Schuld 
an der Gejeggebung liegt, melde die Gerichte in Gantfällen mit einer ziemlichen Maſſe über: 


= 

46) Die Zeitfchrift, Der Gerichtsfaal, Jahrgang 1855, I, 204, 205. ©. 52 wird bemerft, daß bie 
Zunahme auch in dem vergangenen Jahre 1853—54 bemerkbar geworben ei. 

47) Kölnische Zeitung vom 8. Juli 1858. 

48) Torrent, Das Verfahren bei Zahlungsunfähigfeit nach englifchem Recht, ©. 17—32, 1335—149, 
284 — 312 des zweiten Bandes des Jahrgangs 1856 des Gerichtsfaals. Güterbod, Concurs nad) eng: 
liſchem Recht im erſten Bande der Zeitfchrift für das gefammte Handelsrecht, herausgegeben von Gold» 
fchmidt (Erlangen 1858), ©. 34. 

49) Mittermaier, Das niederländifche Fallitenrecht in Vergleichung mit den neueften Geſetzgebunge 
ee Handelsconcurfe, insbefondere mit dem neuen beigifchen Gefege vom 18. April 181 

r Sallimente, 


— Das Bundesſtaatsrecht der Vereinigten Staaten Nordamerilas ( Karlsruhe 1844), ©. 50, 
ih . 
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lüffiger Arbeiten beläftigt, ven Proceßgang ſchleppend macht, die Befriedigung der Gläubiger, 
elbſt wegen unbeftrittener Forderungen, verzögert, und, indem fie die ohne dies unzureichende 
Maſſe durch Koften, welche erfpart werden könnten, noch mebr ſchwächt, ven Verluft für die 
Yläubiger noch vergrößert.” Seitdem ift Preußen mit gutem Beiſpiele dur eine neue Gefeg: 
jebung vorangegangen, durch Erlaffung einer Goncurdordnung vom 8. Mai 1855, welde 
ım 1. Det. deffelben Jahres in Kraft getreten ift. 9) 

Die tägliche Erfahrung lehrt, daß es nicht ſchwer hält, den Zuftand ber Infufficienz des 
Bermögeng zu verdecken und fo den Folgen deſſelben zu entgehen. „Auch Täuſchungen“, jagt 
Zachariä in feinem Werke: „Vierzig Bücher vom Staate”, V, 213, 214, indem er vom 
Credit und deſſen erſtem Element, der Zahlungsfähigkeit, redet „können dieſes Element er: 
jegen. Wahn ift Wahrheit, folange er dauert.” Als Beifpiel fügt der Verfaffer Folgendes 
binzu: „Ein londoner Bankier ließ auf dem Todtenbette feinen älteften Sohn zu ſich rufen, nach⸗ 
dem er feinen übrigen Kindern große Schenfungen gemacht hatte: «Dir», jagte er zuihm, « hin⸗ 
terlaffe ich die Banf und meinen Namen. Du erhältft zwar mit der Bank nur Schulden; denn 
mein Vermögen ift weniger ald nichts. Aber verftehe ven Credit des Haufes zu benußen, mie 
ih ihn benußt habe, und du fannft auf demſelben Buße fortleben, wie ich gelebt habe.» 
«Wie», antwortete der Sohn, «fteht nit in vem Zahlhauſe ein eiferner Kaften, der mit Gold 
angefüllt ift?» «In diefem Kaften find nur Steine und werthloſe Papiere zu finden.» 
«Aber warum haben Sie meine Gefhwifter fo reichlich bedacht?“ «Weil ſonſt die Leute ge: 
glaubt Hätten, daß ich arm fterbe.» Der Sohn führte das Gefhäft fort. Erft, als die Banf 
an ven Enkel gefommen war, brad dad Haus.” Welchen belegreihen Gommentar hat die 
Geſchichte der Zwifchenzeit, beſonders der großen Handelskriſe des Jahres 1857 geſchrieben! 
Ein folder Kommentar tft das zur Mitte des Jahres 1858 erfchienene Werk von Wirth: „, Ge: 
ſchichte der Handelskriſen.“ So erzählt z. B. der Verfafler ©. 445 von einem hamburger 
Haufe, das fett 40 Jahren zu ven achtungswürdigſten gezählt worden ſei und deſſen älterer 
Theilnehmer eine hohe Stellung im erften ver bürgerlihen Gollegien eingenommen habe. 
Diejes Haus habe ſich im December 1857 die Rechtswohlthat des außerordentlichen Admini— 
ftrationsverfahren® erbitten müffen. Dem eigenen Kapital von 291000 M. Beo. gegenüber 
war das Haus über 2 Millionen ſchuldig. 

Es ift bekannt, mit welchem Eifer Walter Scott, als er ohne Verſchulden von dem ihn fo 

ſchwer belaftenden Unglüd der Zahlungsunfähigkeit ergriffen wurde, fi bemühte, die Mittel 
zur Befriedigung feiner Gläubiger, die ihn mit fo vieler Schonung behandelten, zu erſchwin⸗ 
gen. 52) Noch weiter ging freilich die Gewiſſenhaftigkeit des Mannes, von dem Schubert in ſei— 
ner Schrift: „Die Symbolik des Traumes‘ (dritte Auflage, 1840, ©. 252) redet: „Es war 
einer hier im Steinthale geftorben, welcher leihtfinnige Schulden gemadt und fie nicht wieder 
bezahlt hatte. Ginige Zeit nad) feinem Tode erfhien er einem aud der Gemeinde, welcher das 
Gefiht hat, im Walde, wie einer, welder in der eifrigften und mühfamften Arbeit des Holz: 
hauens iſt. Der Mann fragte ihn, was er da thäte, der Abgefchievene antwortete: er müſſe 
Holz mahen, bis er feine Schulden, die er fo leichtiinnig auf der Erde gemadjt habe, abver- 
dient hätte.” Wie und der Verfaffer weiter berichtet, wurde die Gemeinde in eine ſolche Rüh— 
rung verfeßt, daß fie die Schulden des Abgeſchiedenen bezahlte. 

MWelher Troft würde es für die Concursgläubiger fein, wenn alle abgeihiedenen Schulo- 
ner ebenjo gewiſſenhaft wären! Ph. Bopp. 

Concuſſion, ſ. Erpreſſung. 

Eondorret (Maria Johann Anton Nicolas Caritat, Marquis von), geboren 1743 zu 
Ribemont in ver Picardie, verdankte die Mittel feiner frühern Ausbildung der theilnehmenden 
Sorgfalt eines Oheims von väterlicher Seite, der, als Biſchof von Licieux, im Nufe eines ftren: 
gen, arbeitfamen und gelehrten Mannes fand. Der Neffe erhielt feinen erſten Unterricht in 
dem Collegium von Navarra, wo er rafche Fortſchritte machte und fih vor feinen Mitjhülern 
audzeihnete. Schon in feinem fehzehnten Jahre beftand er eine Öffentlihe Prüfung, in welcher 
er ungewöhnliche mathematifhe Kenntniffe zeigte, mit jolhem Erfolge, daß er fich die Aufmerk— 
famfeit und das Lob von d’Alembert erwarb. Diefer ihmeichelhafte Beifall eines Meifters im 


51) Koch, Die preußiſche Concursordnung, herausgegeben mit Gommentar (Berlin 1855); Simon, 
Grundzüge des neuen preußiſchen Griminalrechts und wech (Potsdam 1855). 

52) Denfwürbigfeiten aus Walter Scott’s Leben. Nach Lockhart's Memoiren bearbeitet von Morig 
Brühl (Leipzig 1841), fünftes Bändchen, Kap. 20, 21. 
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Fache beftimmte ihn, ſich demſelben ausſchließlich zu weihen, und er that es mit folder Auszeich 
nung, daß er jelbft unter ven Schriftftellern von Bebeutung fid bald einen Namen machte. Da 
in Frankreich ein vorzügliches Talent die Mittel, ſich geltend zu machen, nur zu Paris finden 
kann, fo begab fih E. in die Hauptftabt, wo ihn der Mangel an Vermögen anfangs in Berle: 
genheit fegte. Zu jeinem Glüde gewann er die Gunſt bed Herzogs von Larochefoucauld, der 
ihm reichliche Unterftügung verſchaffte und ihn in angefehene Häufer einführte. Seine vielfäl- 
tigen mathematiſchen Arbeiten, die er in der Zeit herauögegeben hat, übergeben wir, weil nur 
C. der Öffentlihe Charakter und Staatsmann nad dein Zwecke dieſer Schriit beachtet werben 
fann. Sein Streben war, ſich die Stelle eines Secretärs der Akademie der Wiflenfchaften zu 
erwerben, und um diefe Abſicht zu erreichen, mußte er zeigen, daß er noch etwas mehr fei als 
Mathematiker. Darum bearbeitete er die Lobreden anf die vor 1699 verftorbenen Afavemiker, 
welche er 1773 beraudgab. Die Arbeit fand Beifall, und C. erhielt die gewünschte Stelle. Dar: 
auf ward ihm der Auftrag ertheilt, die Lobrede des Herzogs von Vrielliere, der Ehrenmitglied 
ber Akademie geweſen, zu fhreiben. Die Sache zog fi in die Länge, und der Minifter Maure: 
pad, ver, wie gewöhnlich Leute in hohen Amtern, etwas ungeduldig war und feinen Willen 
gern ſchnell vollzogen fah, machte ihm Vorwürfe über die Verzögerung. C. erwiberte: „Ih 
werbe mich nie dazu verftehen, einen Dann zu loben, der unter der Regierung Ludwig's XV. 
die ihändlichen Lettres de cachet verſchwenderiſch ausgefertigt hat.’ Die Sprade war neu 
und das Ohr des gewaltigen Mannes an fie nicht gewöhnt. C. fah, folange Maurepas lebte, 
die Branzöfifche Akademie ſich verſchloſſen, welche ihm erft 1782 geöffnet ward. Die Rede, 
welche ev bei feiner Aufnahme hielt, entwidelte die Bortheile, welche die Geſellſchaft aus ver 
Berbindung der phyſikaliſchen Wiſſenſchaften mit den moralifhen ziehen fann. Unter den Ge: 
dächtnißreden, welche er in der Alademie gebalten , verdienen die auf d'Alembert, Buffon, Euler, 
Bergmann, Franklin und Rinne befonders erwähnt zu werden. Zugleich fegte er feine mathe: 
matifhen Studien fort und gewann 1777 durch feine Schrift über die Theorie der Kometen den 
von der berliner Akademie ausgejegten Preis. Indeſſen zogen ihn Borichungen, welche auf das 
Wohl der Gefellichaft einen beftunmten Einfluß haben, immermehr an und er bejhäftigte ſich 
mit dem Staate und mas fein Wohl fördern oder ftören kann, wie es im Geſchmacke der Zeit 
war. Mit Turgot, feinem Freunde, fuchte er die Grundlagen einer gefunden Staatswirthſchaft 
auf. D’Alembert, mit dem er in den vertrauteften Berhältniffen lebte, unterftügte er mit feinen 
Beiträgen, welche die große Encyklopädie bereiherten, Dieſes Werf, das einen fo grofen Ein: 
flug auf die Zeit hatte, fegte alle ausgezeichneten Schriftfteller in Thätigkeit. Man lebte in der 
Erwartung eined neuen Tages, deifen Morgenröthe ſchon über der andern Halbkugel aufge: 
gangen war. Der Krieg der engliichen Golonien in Nordamerika mit den Mutterlande war 
ausgebrochen, und C. erklärte ih mit Wärme für die Unabhängigkeit verjelben. Ebenſo ent: 
ſchieden trat ev für die Freibeit dev Neger auf und zeigte fih überhaupt bei jeder Gelegenheit ale 
ein Beind der Willfürherrihaft, deren Misbräuche er darlegte und auseinanderiegte. Mit 
1788 gab er fein Werf über die Brovinzialverfammlumgen heraus, in welchem er auf die Ber: 
befferungen aufmerfjam machte, die ihm in der Verwaltung nöthig ihienen. Bei dem Aus— 
bruche der Revolution übernahm er die Vertheidigung der Grundfäge, von denen fie ausging, 
um auf die Reformen hinzuleiten, die nad) feiner Anſicht ven Staat retten und eine beſſere Orb: 
wung der Dinge, im Intereife des Volks, begründen konnten. Er eilte den Wünſchen und 
vielleicht ven Bedürfniſſen feiner Zeit voraus und zeigte republifaniihe Geſinnungen und Ge: 
fühle, für welche ich in der Meinung einiger Anklang, aber in den Sitten und Gewohnheiten 
jo wenig als in dem gefellichaftlihen Zuſtande überhaupt eine Übereinſtimmung finden lieh. 
Mit Gerutti verband er fi zur Herausgabe einer Zeitfhrift, um dur fie auf die öffentliche 
Meinung zu wirken. Im der Gejeggebenven Verſammlung trat er als Abgeordneter der Stadt 
Paris auf und nahnı feine Stelle unter den entſchiedenen Freunden der Bewegung, Die, wie er 
meinte, allein zum erwünſchten Ziele führen fonnte. Doc verleugnete er nie die Geſinnungen 
der Menihenliebe und Gerechtigkeit, und fo ftarı und rauh feine Grundſätze hervortraten, ſo 
fchen trat er jelbft vor ihnen zurück, wo es ihre unmittelbare Anwendung auf gegebene Berfo: 
nen und Berhältniffe galt. Er war ein Gelehrter, und im Gebiete ver Wiſſenſchaft ließen ſich 
die Ideen friedlich und freundlich ordnen und zufanmenftellen, was freilih mit den Meniden 
und Dingen nicht fo gut gelingen wollte. Bei den Verhandlungen über die Smigranten flellte 
er den Grundſatz auf, nur diejenigen ſeien mit dem Tode zu beftrafen, Die mit den Waffen in 
ber Hand gefangen würden. Im Februar 1792 war er Präfivent der Gefepgebung umd nad 
dem entj&heidenden 10. Auguft verfaßte er die bekannte Adreſſe an die Franzoſen und Europa, 
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welche die Gründe auseinanderjegte, aus denen die Suspenfion des Königs nöthig geworben. 
Als Mitglied des Nationalsonvents ſchloß er ih gewöhnlich den Gironpiften an, zu denen die 
aufgeklaͤrteſten und beredteſten Männer ver Verſammlung gehörten. Ludwig XVI. wollte er 
duch befondere Deputatiotien der Departements gerichtet wiffen und den Gonvent nur das 
Recht vorbehalten, die ausgeſprochene Strafe zu mildern. Als der Konvent aber ſelbſt das Rich⸗ 
texamt übernahm, ſtimmte C. für die härteſte Strafe nad) der des Todes, eine Mäßigung, die 
fehr übel aufgenommen ward. Bald hernach trug er auf die gänzliche Abſchaffung der Todes— 
ftrafe an, ausgenommen in Füllen von Staatsverbrechen. Es mag hier am jeiner Stelle fein, 
zu bemerken, daß er ungefähr in diefer Zeit, feiner politifchen Gefinnung und Wirkſamkeit we— 
gen, aus ven Akademien von Veteröburg und Berlin, deren Mitglied er gewefen, ausgeftoßen 
ward. Die Bluttage des Convents fonnten an C. nicht vorübergehen, der in der eriten Reihe 
der erften Männer die gehäfligen Leidenſchaften der Gemeinheit herauszufordern ſchien. Der 
31. Mai hatte die Gironbiften geopfert und E. nur aus einer gewiſſen Scheu geſchont, da es 
eine ſchwere Aufgabe war, fein politiſches Leben zu verbächtigen. Das Berfäumte ward indeffen 
nachgeholt, und dev ehemalige Kapuziner Chabot übernahm es, ihn ald einen Mitſchuldigen 
von Briffot, der für das Haupt der Girondiſten galt, anzuflagen. ine Anklage war in diefer 
Zeit ein Todesurtheil. E. hielt fi) verborgen unt warb außer dem Gejege erklärt. Acht Mo- 
nate fand er eine reiftätte bei einer edeln Freundin, die jeine Tage nicht nur zu erhalten, fon: 
dern auch zu erheitern ſuchte. Da erſchien das Decvet, welches alle amı Leben ftrafte, vie Geäd: 
tete aufnehmen würden. C. entichloffen, feine großmüthige Freundin dieſer Gefahr nicht aus— 
zufegen, erklärte, daß er fie verlaflen müffe. „Bleiben Sie‘, fagte diefe. ,, Sind Sie außer 
dem Gejege, fo find wir doch nit außer ver Menſchlichkeit.“ Er entfam gegen die Mitte des 
März 1794 verkleivet aus Paris und ſuchte einen Zufludtsort in dem Landhauſe eines alten 
Freundes, ver aber nicht aniwejend war. And Furcht, erfannt zu werben, verließ er den Ort 
und hielt ji mehrere Tage in einer Steingrube auf. Der Hunger trieb ihn unter Menſchen 
und er ſchlich fi in ein Wirthshaus zu Glamart, mo er fich bei der Wirthin einen Kuchen von 
ſechs Eiern beſtellte. Das war eine vornehme Mahlzeit für einen ſolchen Menſchen, in ſchlechter 
Jadke, mit abgetragener Mütze und langem Barte, der, mie er jelbft jagte, ein herrenlofer Be: 
Dienter, ein neues linterfommen ſuchte. Die Wirthin ſah ihn bevenklid an, erwägend, ob er 
ver Zeche auch gewachſen fei. Um ihren Zweifel zu zerftören, zog er feine Brieftaiche hervor, 
die, reich und zierlih, gegen das Außere des Inhabers gewaltig abftah. Gin wachſames Mit: 
glied des Revolutionsausſchuſſes der Gemeinde, das den ſcharfen Bli der Polizei in ſolchen 
Dingen hatte, ahnte Verrath, ließ C. verhaften und nad) Bourg:la:Neine abführen,, wo man 
ihn in das Gefängnif warf. Am folgenden Tage (28. März 1794) wollte man ihn aus 
demfelben vor Gericht zum Verhöre bringen und fand ihn todt. Er hatte Gift genommen, das 
er jeit längerer Zeit bei jih trug, um im Nothfalle davon Gebrauch zu nahen. So endete E. 
im funfzigften Lebensjahre. In ven Tagen, die er, geächtet und von feinen Henkern aufgefucht, 
in Berborgenheit zubrachte, jchrieb ev ven Verſuch ver geſchichtlichen Darftellung der Fortſchritte 
des menschlichen Geiſtes, ein Zeugniß der Stärfe feiner Seele, die audy in einer troftlofen Zeit, 
unter den Beile des Henfere, den Glauben an die Menfchheit und ihre Höhere Beftimmung nidt 
verlor. Er war ein guter Menſch, ver unter der rauhen Schale eines herben und oft barſchen 
Außern einen lebenskräftigen, gefunden Kern verbarg. D’Alembert pflegte von ihm zu fagen, 
er jet ein Bulfan mit Schnee bedeckt. Nicht frei von Stolz zeigte er im Umgange nie feine Über— 
legenbeit, fondern ermies ſich freundtih und gefällig und verfagte dem Berrängten nie feinen 
Beiftand. Obgleich mit der Welt und ihren gefelligen Verhältniffen befannt, ſah man ihn in 
größern Kreifen fhüchtern und verlegen und nur unter Freunden heiter, ungezwungen und zu 
angenehmer, geiftveiher Unterhaltung aufgelegt. Gin entſchiedener Feind der Parlamente, ded 
Adels, ver Geiftlicykeit und des Königthums, griff er nur die Inftitutionen an, wollte aber den 
Menſchen wohl, denen er ihre Fehler leicht nachſah und ſogat ihr Unrecht gegen fich jelbft vergab. 
Kam die Rede auf jene Grau und feine Tochter, dann vergoß er in ſtummem Schmerze heiße 
Thräuen. Unerſchütterlich bei feinem Vorhaben, treu feiner Überzeugung, bis zum Gigenfinne 
feſt in dem, was er für recht und reblich hielt, umterhandelte er nie mit Faljchheit und Lüge. 
Da vermodten feine Rückſichten etwas über ihn. Selbſt Voltaire, den er fo jehr verehrte, ver: 
weigerte er die Unfnahme eines Briefö in ven „Mercur”, weil der glatte Schmeichler in vemjelben 
den angeiehenen d'Agueſſeau über Monteöquieu gefegt. Unter feinen Schriften verdienen noch 
bemerkt zu werden: 1) eine Ausgabe ver Gedanken Pascal's, zu denen er Anmerkungen fügte, 
ain darzuthun, daß die menſchlichen Berbrechen ımd Lafter mehr die Folge unferer geſellſchaft⸗ 
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lichen Anorbnungen als unferer Natur feien; 2) das Leben Voltaire's; 3) ein Bericht über den 
öffentlichen Unterricht, der dem Nationaleonvent vorgelegt worden; 4) eine Aualyfe der vor: 
züglichften franzöfifchen und ausländiſchen Werke über die Politif im allgemeinen, die Gejeg: 
gebung und die Finanzen u. |. w., die er mit Erläuterungen und Berihtigungen begleitet bat. 
Endlich gab er 5) einen Band Anmerkungen zu dem berühmten Werfe von Smith, Unter: 
fuhungen über vie Natur und die Urſachen des Reichthums der Nationen heraus. Als Gelehr: 
ter gehört E. zu den ausgezeichnetiten Männern feiner Zeit. In vielem hat er viel geleifter, 
obgleih man fagen kann, daß feines feiner Werfe ven Stempel ver Vollendung an ſich trage. 
3. Weigel 

Eonfeffion = Belenntniß. (Beichtbekenntniß und Beihtgeheimnig. ) & 
gibt zweierlei Arten von Gonfefjionen, die in Beziehung auf den Staat ſtehen. Die eine be 
trifft Gegenſtände ber Einſicht, des Glaubens, ber Überzeugung, der Meinung, die andere Ge— 
genſtände des Willens. Über Thaten oder Vorjäge, bald gute, bald böſe, werden auch Confeſ⸗ 
fionen, nämlich — Beiditbefenntniffen, gemacht, von denen die Berhältniffe des Staatsrechts 
auf diejelben kurz anzugeben find. 

1. Bei den Gonfeffionen der erftern Art, bei den — Lehrbekenntniſſen beftcht das 
Wichtigſte für den Staat darin, daß fie beflimmt jind, dem Staate, deſſen Rechtsſchutz die Be- 
fenner genießen wollen, aufrichtig zu erklären, welde Überzeugungen nad ihrer Einjiht wahr 
feien. Dadurch wird der Staat, d. i. der Rechte bejhügende Volksverein und deſſen Regierung, 
nicht aufgefordert, nicht berechtigt, zu beurtheilen, ob und warum jene einbefannten Überzeu— 
gungen wahr find, ſondern nur zu überlegen: ob und inwiefern ſie dem Staate, theils wie er iſt, 
theils wie er ſein ſollte und könnte, entgegen oder genehm wären. 

Was dem Staate, wie er ſein ſoll, zuwider iſt, das kann er verſtändigerweiſe nicht ü in ſei⸗ 
nen Rechtsſchutz aufnehmen. Er ift vielmehr in ſich ſelbſt durch ſeinen Zweck verpflichtet zu er⸗ 
klären, welche von den Überzeugungen der Confeſſion anders fein müßten, ebe fie auf Rechts⸗ 
fhuß in ihm Anſpruch haben könnten. Er felbit aber hat in den Überzeugungen der Befenner 
nichts zu ändern, nichts vorzufchreiben, noch weniger ein Recht, jie ald unwahr zu beittafen over 
zu verfolgen. Gr bat blos die aus feinem vernunftgemäßen Zweck, der gemeinjchaftlihen Thä— 
tigerhaltung der Rechte aller feiner Mitglieder und des Gejammtvereins, folgende Pflicht, den 
Andersüberzeugten beſtimmt zu verdeutlichen, inwiefern dieſes oder jened davon mehr oder we: 
niger ſtaatswidrig, aljo der Gewährung des ſtaatsrechtlichen Schuges nicht fähig jein würde. 
In Beziehung auf ſolche Beſtandtheile ihrer Confeſſion würden alſo die Befenner rechtlos fein 
und zu bevenfen haben, ob fie ohne den Rechtsſchutz der Staatögefammtheit beſtehen fönnen. 
Der Staat auf feiner Seite aber hätte zu bedenfen, ob das Abweichende je fehr ftaatöwidrig, 
aljo wejentlich ftaatsgefährlich wäre, daß er die Bekenner von fih ausfchließen dürfte oder jogar 
müßte, oder ober, ftarf genug in ji, ihnen zur Seibftänderung Zeit und Anlaß geben fünne 
und ihnen blos das, was er von feinen Schuß ausſchließen müfle, mit Oründen anzugeben und, 
folange daraus nicht factifche Störungen gegen ibn entfteben, ihnen auf ihre Gefahr duldſam 
zu überlaffen babe, 

Was dem Staate, wie er rechtlich fein fol, nicht zuwider, nicht gefährlich ift, das zu meinen 
und zu befennen und dabei den Rechtsſchutz zu genießen haben die Staatägenoffen das Recht, 
auch wenn andere neben ihnen ed für unwahr halten. Denn gerade deswegen ift vie Gejammt: 
beit venffähiger Menjchen in ven Staatöverein getreten oder darin geblieben, um mit Gejammt: 
fräften alle diejenigen Ihätigfeiten ſämmtlicher Mitgliever, zu deren Ausübung fie im menid- 
lihen Naturzuftand befugt waren, defto jiherer zu befhügen, jomeit Dadurch nicht eben ver Ge: 
fammtverein der rechtsbeſchützenden Kräfte jelbit in dem, was er jein foll, gehindert würde. 
Zu Ubung der Thätigfeit aber, wodurch man ſich Überzeugungen zu erwerben vermag, iſt im 
menjhlihen Naturzuftande, das ift im Stande der noch Funftlofen Moralität over Selbftver: 
pflichtung, gewiß jeder befugt, weil ihn feine geiſtige Natur ſogar dazu verpflichtet. 

Iſt ein drittes mögliches Verhältniß da, daß nämlich dergleichen Überzeugungen zwar nicht 
dem Staate, wie er fein joll, aber doch wie er ift und beftebt, in vielem oder wenigem entgegen: 
treten , jo jind dreierlei Fälle zu unterfcheiden. 

Vielleicht follte er, der beſtehende Rechtsſchutzverein, ſich jelbit, aus Beranlaflung jener Gen: 
feſſion anderer llberzeugungen, in einigem ändern und alfo fein Beftehen verbeſſern. Es ver: 
ſteht ſich alsdann, daß er dies ſoll, joweit und ſobald er ohne Gefahr für fein Beſte hen ed kann 

Gin anderer öfter vorfommender Fall iſt, daß zwar manche Überzeugungen einiger Genoffen 
des Staats dem, wie er beſteht, entgegen find, er aber vemungeachtet wohl beftehen kann. Als 
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dann beſtehe oder erhalte er fih ruhig im der Überlegenheit, die ihm dadurch, daß alfe fein Be: 
ftehen nöthig haben, gefichert wird. Die Achtung des natürlichen großen Rechts der überzeu— 
gungöfreiheit fol, dem Hauptzweck des Staats gemäß, fo groß in ihm fein, daß er aud die 
Verſchiedenheit einzelner Uberzeugungen, neben denen er dennoch im ganzen wol fortbeftehen 
kann, nicht ausſchließe. Oft wird, je weniger Gewicht er darauf legt, deſto eher ver Gegenſatz 
verſchwinden oder fi in Harmonie auflöſen. 

Nur wenn Überzeugungen ſich dem beſtehenden Staat entgegenftellen, wegen welcher er ji 
weder ändern ſoll noch kann, fo folgt ed aus feiner Seldfterhbaltungspflicht, daß er fie als Über— 
zeugungen nicht befhügen zu können erfläre, vielmehr ihrem Übergeben im die That fein Veto 
mit allen ihm zu Gebote ſtehenden rechtlichen Mitteln theils verbeſſernd, theils verhindernd ent- 
gegenftelle. z 

Die Confeſſion folder Überzeugungen, auf welche dieſe im allgemeinen feitzuhaltenden 
Grundfäge anzumenden find, kann entweder unmittelbar das Politifhe betreffen, oder aber, 
wie dies häufiger vorfommt, in einem moralifcden oder religiöjen Lehr: und Meinungsbelennt: 
niß 6efteben. 

Auf den Begriff Gonfefiton ift beſonders deswegen zu dringen, weil er feine Verbindlichkeit 
für irgenveine Folgezeit in ſich ſchließt, vielmehr nur wahrheitliebendes Bekenntniß deſſen iſt, 
wovon jetzt die Bekenner ſich nach ſorgfältiger Prüfung überzeugt wußten. Nicht einmal ſich 
ſelbſt, noch weniger andere wollten ſie dadurch gebunden haben. 

Ein treffliches Muſter einer ſolchen Religionsconfeſſion war die Augsburgiſche Confeſſion, 
das iſt das 1530 an Kaiſer und Reich feierlich übergebene Glaubensbekenntniß der gegen Glau— 
benovorſchriften proteſtirenden Fürſten, wodurch fie darlegten, „was und wie ihre Pfarrherren 
und Prediger aus Grund göttliher Schrift lehrten und hielten, worüber aber in Lieb und Gü- 
tigfeit gehandelt und die Zwiefpalten zu einer einigen wahren Religion unter Einem Chriſto 
nach görtliher Wahrheit geführt werden mögen.” Sie gaben aber (nad den Schlußworten) 
nur die fürnehmften Artikel, die fie für nöthig geachtet. Mehreres blieb vorbehalten. Aus dem 
Begebenen „babe man nur befto baß zu vernehmen, daß bei und nichtd weder mit Lehre noch 
mit Geremonien angenommen ift, welches entweder der Heiligen Schrift oder genteiner hrift- 
lichen Kirche entgegen wäre”. 

Aus diefem Zweck, daß man mit dem, worin alle (größere und deswegen ſchon in den 
Staatsſchutz eingetretene) Hriftlihe Kirhenparteien übereinfämen, alfo mit dem bis dahin legal 
anerkannten Univerfalhriftenthum einftinnmig bleiben wollte, ift ed zu erklären, warum man 
auch Das doch nicht von den Apofteln ausgegangene und jogar dad nicht von Athanaſius ver- 
faßte Symbol, auch die vier erften im Grunde und durch die Machtgebote der Imperatoren dfu: 
menifch (im ganzen Nömerreich gültig) gewordenen Concilien nicht ausdrücklich in ihre wahre 
Stellung, einft Lehrbefenntniffe ver verfammelten Stimmenmehrheit geweſen zu fein, zurüd- 
wies, Vorbehalten war immer, wie Luther fhon zu Worms kräftigft ausgeſprochen hatte, daß 
auch den Coneilien, ſtatt ver Lehrunfehlbarfeit, doc mol zu mistrauen und jeder über die Chri— 
ftuslehre nur aus der Schrift oder durch andere evivdente Gründe (rationes) zu übermweifen fei. 
Auch jene zwei nicht echten Symbole find in der Augsburgiihen Confeſſion nit, fondern nur 
in dem Goncorbienbudy von 1602 wie ökumeniſch vorangeftellt und nur das nicänifhe Sym: 
bolum ausdrücklich angeführt. 

Bei diefer und jeder ähnlichen Lehrconfeſſion ift hauptſächlich zu unterſcheiden, was in ihr 
bezweckt, alfo auch eigenthümlich bedacht war und was dann weiter entweder aus dem Herkömm⸗ 
lichen oder aus neuen aber unvollendeten Wahrheitsforihungen hinzukam. So find in der 
Confessio Augustana offenbar die Artifel über die Misbräuche (XX—XXVI) das eigenthünr- 
lich Beabjichtigte umd Charakteriſtiſche. Nur weil man die Unzuläffigkeit der Misbräude er: 
Fannte, mußte man auch die Lehrmeinungen, zurch welche jie vertheidigt zu werben pflegten, zu 
berichtigen ſuchen. Dies geſchah theilweiſe, wie immer das Einſehen des Unrichtigen und das 
Berneinen viel leichter ift als die vollere Entvefung des Wahren. Auch für die fpätern Ver- 
ehrer ſolcher Bekenntniffe bleibt deswegen die Enthüllung ver Misbräuche und der Misbegriffe, 
woraus diefe floffen, die Hauptſache und für die Folgezeit das Symboliſche, das ift, das zur 
firchlichen Unterſcheidung Nöthige, wobei man auch gern bleiben fann. Das Übrige, was nicht 
alles zugleih ins Reine gebracht werben fonnte, darf nicht, wie etwas gefeglich Permanentes, 
die weitere Berihtigung hindern. Am allerwenigften darf darauf ſtaatsrechtlich gehalten oder 
von den Gemeinden der Rechtsſchutz des Staats dafür gefordert werden, daß auch die dort noch 
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unvolfendeten Lehrberichtigungen wie bindend und nicht blos als ein Bekenntniß, mie weit Die 
Einfiht damals ind Befjere vorgerüdt war, geachtet werben müſſen. 

Auch die reformirten Kirchen haben meiftend und wo nicht eine übermäßige Kierokm 
( Zwangsherrſchaft der Geiftlichfeit) fih mit der Magnatenherrihaft (der fälſchlich fogenannin 
Ariftofratie) verbindet hatte, nur die Form von Eonfefjionen ald Glaubensbefenntniffen, nich 
die von Lehrvorfhriften gewählt. Nur die belgiſche Nationalfynode zu Dordrecht 1618 um 
1619, von der Partei des Prinzen von Dranien gegen die Remonjtranten oder Arminianeı 
unterftügt, gab fogar über ftreitige Lehren fünf Kanones. In der von Dr. Augufti 1827 beraus- 
gegebenen Sammlung finden fi helvetiſche, gallikaniſche, polnifhe, ungariſche u. j. w. Gonfei- 
fionen, und der Titel: „Corpus librorum symbolicorum‘' ?) hätte vem Inhalt gemäßer „Cor- 
pus confessionum’ heißen fünnen. Der Begriff des Normativen, welcher jo Leicht dem Kunſt⸗ 
wort ſymboliſch angehängt wird, entftand erit allmählich, ald man mehr herrſchend und yole- 
mifch als proteftantifch liberal und tolerant zu werden durch die äußern Umſtände veranlaft war. 
Selbft die Confessio Marchia von 1614, ungeachtet fie direct im Namen ded brandenburgiicen 
Kurfürften Johann Sigismund ſpricht, erflärt doc (f. bei Auguſti, S. 385), daß „St. furfürf: 
liche Gnaden zu dieſer Bekenntniß feinen Unterthanen öffentlih oder heimlich (!) zwingen 
wollen, fondern den Curs der Wahrheit Bott allein befehlen“. Nur befieblt der Regent (mit 
Net) ernftlich, „des Läfterne, Schmähens und Diffamirens gegen die Orthoporen und bie Re— 
formatos jih zu enthalten, vie man aus lauterm Haß und Neid für Galvinifch ausrufen thur“. 
(Was damals Hap fein follte, wird jegt von den neuevangelijchen Überſchätzern des allzu meta: 
phofiihen Calvin in ein Ehrenwort verwandelt.) Dad bejte Beijpiel, wie das Anertenubau 
und dad nod Unbeſtimmbare unterjhieden und nebeneinander geftellt werben fönnte, gab 
(f. Augufti, S. 386—410) das aus dem leiyziger Religiondgeipräd von 1631 bervorgegan: 
gene Nefultat, genannt die Kiquidation, wie weit die anwejenden reformirten und lutheriſchen 
Theologi einig und nicht einig (geworden) feien. Die Differenzen ins Liquide zu bringen if 
das nöthigfte Mittel zu ihrer gewaltlofen gründlichen Löſung. 

UM. Beiden Gonfejfionen der oben angegebenen zweiten Art, bei den Betenntniflen, 
welche ven Willen, die ſchon ausgeführten oder die nur gedachten Vorſätze betreffen und die vet: 
megen gewöhnlich Beichtbefenntniffe genannt werden, hat der Staat die Doppelte Frage vor ſich 
ob fie überhaupt feinem Zwecke nicht entgegen find? Und dann: ob und inwiefern die damit 
verbundene Verpflibtung auf unverlegliche Verſchwiegenheit, das fogenannte sigillum eonfes- 
sionis, dem oberften Staatszweck gemäß zugegeben oder genauer zu beftimmen jei? 

Der die Geſammtrechte gemeinichaftlih befhügende Geſellſchaftszuſtand oder jever Staat 
fügt ih allerdings am Ende auf die Pfliht und das Recht, für den Schuß der Rechte Gewalt 
anzuwenden. In jedem Mitglieve, ja in jedem Mitmenſchen gebt dafür die moraliſche (ven 
MWillen antreibende) lIberzeugung voraus, daß jeder ald Menſch durch feine eigene Einſicht ver- 
pflichtet werde, ih von Verlegung der Rechte anderer im äußerfien Hal durd Gewalt abbalım 
zu lafien. Der wohlgeorbnete Staat aber wird nicht eine bloße Zwangsanitalt jein wollen, « 
wird alle für die gemeinſchaftliche Rechtsbeſchützung wirffamen Mittel anwenden. 

Der Zwang fteht nur ale das Letzte, Außerfte im Hintergrunde. Aber der Menſchenſtaat 
weiß, daß den Willen dur die Einjiht gewonnen zu haben ein viel mehr ſicheres Mittel ifi ale 
der Zwang. Bedarf dod der Zwang ſelbſt zuvörderft ded motivirten Willens derer, ohne deren 
Kraft er nicht oder nicht hinreichend auszuüben ift. Iſt nun durd die Religion ein Mittel vor- 
handen, wodurd viele beivogen werden, mit Einfichtigen und Unparteiiſchen jih über vas, wei 
fie gewollt und gethan haben oder noch wollen, im engften Vertrauen und unter gewiflenbai- 
tem Andenfen an Gott zu beiprechen, jo muß dies auch der Staatäflugheit erwünfdt fein, Den 
iwie vieles Schlinnme kann wenigjtens in feinen Folgen verbeflert, wie vieled Gute ermunten 
und durd guten Rath geleitet werden, wenn viele in der Gewohnheit erhalten werben, zunädii 
jelbft über ihr Thun und Wollen, un mit einem Adtungswürdigen bavon im Vertrauen ſich 
berathen zu können, genauer nadhzudenfen und dann darüber die Anjichten, Ermahnungen, 
Rathichläge des Gewiſſensraths zu eigener Betrachtung zu erhalten. 


1) Bgl. darüber feine weitern Erklärungen in der Allgemeinen Kirchenzeitung 1830, Nr, 152 — M. 
Aus dem Lateinifchen überfegt, vervollftändigt und durch inleitungen erläutert erſchien diefe Samm 
lung der fombolifch genannten Bücher der evangelifch-reformirten Kirche in zwei Theilen zu Weu 
ſtadt a.D. 1830 in 8, 
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Nur dafür wird daher die Negierung der Rechtsſchutzgeſellſchaft zu wachen haben, daß von 
feiten der Religiondvereine gewiß @infichtige und Unparteiifche ald des Vertranens Würbige 
aufgeftellt wernen und dieſe über das Geſchehene oder erſt Gewollte ihre Gewiſſensleitungen 
nur nad echt moraliſch-religiöſen Grundfägen zu geben vorbereitet ſeien. Beſonders hat fie 
vorauszufegen und darauf zu beftehen, daß in dem wichtigen Begriff von Abfolution jederzeit 
deutlich gemacht werde, wie vor dem Allwiflenden feine Losſprechung anders ald durd fort: 
dauernde Neue über das Verwerfliche und durch aufrichtige Entichloffenheit für das Gute be: 
dingt zu denfen fein könne. 

Dergleichen freiwillige Beichteonfefftonen nun find offenbar aud dem Staatszweck jo für- 
verlich, daß er allen Grund bat, auch die zum vollen Vertrauen gegen den würdigen Gewiſſens— 
vath unentbehrliche Verpflichtung zu einer gleihjam verfiegelnden VBerfchwiegenheit zuzugeben, 
d. i. das sigillum confessionis?) als nothwendige Bedingung der Beichtbefenntniffe janctionirt 
anzuerfennen. Daß viele mit Ginfihtigen und Unparteiiihen über Thaten und Vorfäge in ‘ 
einem religiöfen, mit dem Andenfen an Gott verbundenen Vertrauen zu Rathe gehen können, 
ift eine zur Gemüthsbeſſerung durch Neue und zur Leitung in gute Vorſätze jo fehr nützliche 
Anftalr, van ‘die dabei möglichen Misbräuche nur als ein minderes Ubel zu beachten und mög: 
lichſt zu verhüten find. 

Der Misbraud) wird vornehmlich dadurch verhütet werben können, wenn überhaupt inımer= 
mehr die UÜberzeugung verbreitet wird, daß Staat und Kirche nie ald Gegenfäge auftreten ſollen 
und zwifchen beiden weder eine durchgängige (abjolute) Suborbination noch eine durchgängige 
Coordination over Unabhängigkeit verfländigermeife ftattfindet, Das Vertrauen vieler zum 
Gewiſſensrath, welches dem Staatszweck jo jehr förderlich gemadht werden fann, beruht großen 
theils auf dem guten Olauben, daß die Kirche ald Neligionsanftalt, unabhangig von der Staats: 
gewalt, das Gute und Böſe rein nach den Ideen von Gott und von dem, was der Vollkommen— 
gute wollen fönne, nicht aber nach irbifchen Nebenrückſichten ſchätze, lehre und aljo auch in den 
Beichteonfeljions = VBerhättniffen jenem zum Grund lege. Hierin muß alfo der conjequente 
Staat die Kirchen in der moralifh=religiöfen Unabhängigkeit von fich jo gewähren laflen, daß 
nur wenn offenbar dad Böſe als gut verbreitet würde, er fein Veto oder die Fräftige Erflärung, 
daß er es mit allen feinen Mitteln hindern müſſe, entgegenftellt und aljo feinen Rechtsſchutz 
infoweit zurüdziebt. 

Angewendet auf die Verhältniſſe der Beichtconfeſſionen veranlalfen dieſe Grundbegriffe 
einige Unterfcheidungen, die nicht immer gleich, fehr berückſichtigt werden. 

So oit dem Gewiſſensrath Geſchehenes, das nicht ungeſchehen gemacht werben fann, anver— 
traut wird, fo ift feine Verſchwiegenheit unverleglihe Bedingung. Gr hat das ihm Mitgetheilte 
nur moraliſch-religiös entweder ald Gegenſtand des Raths zur fortvauernden Reue und Willens: 
befferung oder zur Fortfegung des Guten zu erwägen. Zum Berhüten der ſchlimmen Folgen 
ded gethanen Böſen, alfo z. B. zur Entfhädigung und zu allen Wirfungen wahrer Neue hat 
er allerpings überzeugend zu ermahnen. Aber außer der Beichte auf Grfüllung des religiöfen 
Raths zu dringen, wäre wider den Begriff eines vertraulichen Rathgebers und würde ver Tod 
des Vertrauens felbit fein. 

Sogar wenn über ſchon begangene Staatöverbreden dem Gewiſſensrath Vertrauliches ent: 
deckt wird, fo find die von dem Redlichen und Ginfihtigen zu erwartenden Ermahnungen dem 
Staate ſelbſt jo wünjchenswerth, daß er, um das dazu unentbehrlidhe Vertrauen möglich zu 
machen, auf jein fonftiged Net, daß alle Gurdenfende ihm foldye ſchwere Berlegungen feiner 
echte entdecken follten, wohlbedächtlich verzichtet. Denn nur die Gewißheit , dadurch nicht ver— 
ratben zu werden, kann den Verbrecher zu jenen religiöjen Mittheilungen veranlaflen, die der 
Gewiſſensrath zur Beflerung des Schuldigen, alio auch zum beften des Staats, anwenden wird. 

Auch daß das noch nicht Geſchehene dem Gewiſſensrath in fiherm Vertrauen mitgetheilt 
werde, wird dem Gtaate weit mehr vortbeilhaft fein, als wenn ed aus Mistrauen zurückgehal— 
ten würde. Wie mander ans VBorurtheilen entitandene VBorfag würde anders gelenft worden 
fein, wenn der Selbſtbethörte ih mit vollem Vertrauen zu moraliſch-religiöſen Berathungen 
entdeckt hätte. Für die dadurch wahrſcheinliche Berichtigung falfcher Meinungen und Abmah— 
nung von Borfägen und Thaten, die vor Gott nicht zu billigen wären, kann ver Staat jeine 
Anfprüce auf gerichtliche Entdeckung des ihm Schädlichen mit Grund aufgeben. 





2) Qgl. Diss. de sigillo confessionis von Dr. Uehlein (Heidelberg 1828). 
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Nehmen wir felbft ven Ihlimmften Hall als möglich an, daß der Gewiffensrath zugleih mit 
dem Beichtenden Verbrecher würde und dad Verbrechen beförderte, jo wäre er alddann nicht 
wegen des Berjchweigens, fondern nur wegen des Theilnehmens ftrafbar.?) 

Mur über Ein mögliches, aber jeltened Verhältniß jcheint die Entſcheidung ſchwerer. Geſetzt, 
ein Vertrauender entdeckt dem Gewiflensratb Vorſätze zu Thaten, die diefer ihm als böſe ſchil— 
dern und ihn davon abmahnen muß. Wenn nun der Bertrauende jich nicht überzeugen um 
abhalten läßt, wenn der Gewiffensrath demnach vorausfteht, daß jener das Verwerfliche und 
Schädliche zur Ausführung bringen werde, jollte in diefem Falle der, dem die Confeſſion ge: 
macht wird, nicht verbunden fein, die drohende Gefahr denen, welche fie verhüten fönnen, zur 
Marnıng und Abwendung befannt zu machen? Es ſcheint, die Kirche follte für ſolche unge: 
möhnliche Berhältnifie ihre Diener dazu inftruiren, daß fie die Verwirklihung des Verwerf— 
lichen durch die möglichit fhonende Entdeckung bei denen, die ed zu verhindern vermögen, zuver⸗ 
hüten ſchuldig ſeien. Der Staat aber hätte dagegen zu beſtimmen, daß eine ſolche warnende 
Anzeige nur polizeilih und adminiftrativ zum Verhüten der jhlimmen Ausführung benugt, 
nicht aber richterlich zur Beftrafung des beharrlichen Vorjages angewendet werden dürfte. Es 
ift Pflicht ver Kirche, böfen, vor Gott verwerflihen Thaten joviel möglich zuworzufonmen. 
Aber es ift zugleich im Interefle des Staats, das vertrauliche Miteheilen aller zweifelbaften 
Borjäge an den Gewiffensrath, weil dadurch viel Unheil abgewendet werden fann, änßerſt zu 
ſchonen und auf alle Fälle dadurch möglich zu machen, daß dem VBertrauenden nie deswegen eine 
Strafe zugefügt werde. Die Bereitelung des böfen Borfages genügt dem Staatszwech, üt aber 
nur durch die möglichfte Schonung des sigillum confessionis zuerreihen. H. E. G. Baulus. 

Eonfirmation, ſ. Beftätigung. 

Eonfiscation. (Eonfiscation ded Vermögend; Gonfidcation einzelner 
beftimmter Sadhen; Geldftrafen.) Der Hauptgegenftand, welchen wir bier betrabten, 
ift die Vermögenseonfiscation. Durch die dabei nöthige Aufftellung ihres Unterſchieds von den 
beiden andern in obiger Rubrik aufgeführten Strafarten werben jedoch natürlich auch dieſe leg: 
ten beleuchtet, und ed mag ſonach füglich in einem Artifel von allen dreien gehandelt werben. 

Bermögendconfiscation ald Hauptjtrafe für fih oder ald Verihärfung (oder überbaupı ge- 
fegliche Folge) einer andern Strafe ift die zum Vortheil des Fiscus geihebende Einziebung des 
Vermögens eines Staatdangehörigen aus dem Grunde eines wider ibn ergangenen Straf⸗ 
urtheild oder überhaupt ald Folge einer gejeglich damit bedrohten widerrechtlichen Handlung 
oder Unterlaffung. Die Vermögensconfiscation ift der Weienheit nah vorhanden, wenn Ne 
auch unvollftändig verhängt, d. b. wenn auch nur eine Quote ded Vermögens (z.B. im Fall 
der 1.1. D. ad legem Juliam de vi privata der dritte Theil) zur Strafe eingezogen, oder wenn 
dem zur Gonfiscation Verurtheilten irgendein Theil feines Vermögens (ohne Unterſchied, ob 
in einer Quote oder in einer fonft beitimmten Größe beitehend) gelaffen wird. Nach der Strenat 
diefes Begriff würde freilich die Benennung Gonfiscation jhon bei der Einziehung aud nur 
eined oder zweier Procente ded Vermögens fattfinden müſſen, wofern nämlich Diejelbe wirttis 
unter dem Titel der Strafe geſchähe. Doc hat man nad) dem gewöhnlichen Sprachgebraud bei 
der eigentlihen Gonftscation meift nur die vollftändige oder der Bollftändigkeit nabe over dot 
nur die eine große Duote in Anfprud nehmende Bermögenseinziehung im Auge und belegt die 
Einziehung von nur einigen Procenten (und wären es aud zehn oder zwanzig oder nod-mehr) 
ſelbſt wenn jie wirflid zur Abfchredung (ſonach ver Weſenheit nady wirklich ald Strafe) verort- 
net wäre, 3. B. in Fällen ver unbefugten Auswanderung oder Bermögenswegziebung , her 
mit dem Namen „Abzug“ oder „Abfahrtgeld“ u. ſ. w. Auch wir (obſchon die Schärfe des Tr: 
griffs theoretiich Fefthaltend) wollen und diefem Sprachgebrauche fügen und daher ven Blid mu: 
auf die (ohnehin praktiſch als Regel ericheinende) vollffändige oder der Vollſtändigkeit nat: 
fommende Bermögendeinziehung richten. 

Aber ſelbſt nach der größern Ausvehnung unfers im allgemeinen aufgeftellten Bezuifi 
muß die Gonfidcation unterfhieden werben: 

1) Bon der gemeinen Geldftrafe, die da nämlich weder dad Vermögen im ganzen ned 


3) Zu vergleichen möchten fein Aler. Müller's Kirchenrechtliche Grorterungen. Ertte Sammisn; 
Nr. 2 (Weimar 1823); Mittermaier, Über die Pilicht des Beichtvaters zum Zeugnif. Neues Arcir ? 
Griminalrechts, Thl. 8, S. 343; Breiger, Über das Beichtgeheimnig und das Recht der Obrigfeit, def“ 
Revelation zu fordern (Hannover 1827). 
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ne Quote deſſelben, ſondern blos eine beftimmte (oder nad) einer für die Verſchiedenheit der 
älle aufgeftellten Regel jeweils zu beſtimmende) Summe in Anjpruch nimmt. Gegen die reiht: 
che und politiſche Zuläffigkeit diefer Strafe ift nicht vieles einzuwenden; ohne Unterſchied, ob 
e blos polizeilich, auf Art einer Tare oder einer Entſchädigungsgebühr für den durch gewiſſe 
einere Übertvetungen dem gemeinen Weſen zugefügten und einen Anſchlag nad) Geld zulaſſen— 
en Schaden (Unbequemlichkeit over Gefahr u. ſ. w.) aufgelegt, over eigentlich ſtrafrechtlich, zur 
züßung oder Sühne verhängt werde. Dort wie hier nämlich erſcheint als ihr allerdings ge: 
schter Hauptzweck die Abhaltung oder Abſchreckung and jie ift in gar mandyen Fällen vollfom= 
ven geeignet , ſolchen Zwed au erfüllen. Zwar ift fie, je nad) ven Vermögensumftänden des zu 
zeſtrafenden, in Anjehung ihrer wirklichen Schwere, aljo aud ihrer abhaltenden Kraft, höchft 
ngleih, wenn man aber diefe Umftände in Erwägung zu ziehen dem Richter erlaubt, der Will: 
ür Raum gebend und jodann auch jedenfalls der Idee der der Gejammtheit gebührenden Ent: 
hädigung oder Vergütung nicht mehr entiprehend. Doch mag diefen Mängeln abgeholfen 
verden theils dur eine Abitufung nach den wenigftens annähernd zu erfennenden Vermögens 
erhältmifien des zu Beitrafenden, theild durch einen mäßigen, dem richterlihen Ermeſſen über— 
affenen Spielraum, theils endlich durch die ftatuirte Zuläfligfeit der Berwanklung der Geld: 
uße in eine andere, namentlich Gefängnipftrafe, fei es nad) freier Wahl des Schuldigen ober 
ach richterlichem Erfenntnig. Übrigens ift aud) jede andere (ſelbſt die Todes) Strafe in Bezug 
nf Schwere (nad) dem Gefühle des zu Beitrafenden), demnach aud auf abHaltende Kraft im— 
nerdar jehr verſchieden; wedwegen nur die durchſchnittliche oder als Regel das richtige Maf 
yaltende Schägung zur Örundlage der Benrtheilung genommen werden fann. Ebenſo ift bei 
en meijten andern, zumal hei den Freiheitsſtrafen der richterlichen Willkür gleichfalls ein Spiel- 
aum ofen. ine gute Bejegungdweife der Gerichtſtühle und eine ver Publicität huldigende 
Procedur fünnen allein dieſem Übel jteuern. Jedenfalls aber ift jene Willkür minder furätbar, 
vo ed ih nur um Geld, ald mo ed jih um höhere Güter handelt. Was aber die Gehäfligfeit 
‚er Öeldftrafen, zumal wenn ihr Ertrag in die Kaffe der Regierung fällt, betrifft, jo fan der— 
elben einerſeits Durch die Zuweiſung der Strafgelder an einen Lokal- oder an einen Wohlthä- 
gkeitsſonds, andererſeits dadurch gefteuert werden, daß man vorzugsweiſe nur ſolche Verbrechen 
der Übertretungen mit Geldſtrafe ‚belege, welche in der Gewinnſucht ihre Wurzel haben und 
aber pur Bedrohung mit peruniärem Schaden am fiherften hintangehalten werben. Alsdann 
rſcheint als Wunſch des Geſetzgebers, daß gar fein Straigeld eingebe; und dad gleichwol ein: 
ehende tilgt durch feine wohlthätige Verwendung die Erinnerung an die Quelle des Enipfange. 
Biele, zumal Eleinere Vergehen jind von der Art, daß faum eine andere als eine Geldſtrafe bas 
jegen anwendbar ift. Andere Strafen laffen immer eine Makel an der Ehre zurück umd find 
ıljo, wenn die Übertretung Eeinen böfen Willen oder Feine unehrenhafte Gefinnung vorausfegt, 
‚Uzu hart und daher ungeredt. Die Geldſtrafe dagegen wird in folden Fällen entrichtet ohne 
Beihämung und jie läßt eine allen Abftufungen des Verſchuldens oder des blopen Verſäum— 
riſſes entiprechende Erhöhung oder Erniedrigung zu. 

Inwiefern alfo die Geldſtrafen rechtlich und politiſch zuläfjig oder zu billigen feien, geht aus 
en voranftehenden Andeutungen hervor. Gine ausführlichere Begründung enthalten die vom 
Strafrecht im allgemeinen handelnden Artikel. Hier wollen wir blos noch bemerken, daß frei= 
ich, wenn die Geldſtrafen hoc find, namentlich wenn ihre Größe das bei der Klafle, worin vor: 
ugsweiſe gewiſſe Verbrechen vorkommen, in der Regel anzutreffende Vermögen erreicht oder 
ar überfteigt, ihre Natıtr jener der Bermögensdconfiscation nahe kommt oder mit derjelben 
dentiſch it. Ein foldes ift zu jagen z. B. von den auf Defertion gejegten Geldſtrafen, melde 
as Mittelmap des den gemeinen Soldaten in der Regel zuftehenven Vermögens überfteigen, 
‚der von den auf Prefvergehen, etwa auf misfählige Zeitungsartifel gelegten, welche durch ihre 
Höhe Verfafler und Herausgeber leicht zu Bettlern machen. Auf jo hohe Geldſttafen, und 
war nicht nur wenn ſie im Misverhältniß zur Schwere der damit bedrohten Übertretung ſte⸗ 
yen, ſondern auch wo dad Verbrechen, als wirklich ein ſchweres, eine harte Strafe allerdings 
verdient, iſt alles, was gegen die eigentliche Konfiscation ſtreitet, gleichfalls anzuwenden, ja 
och in größerm Maße, weil fie jedenfalls die Ärmern ſchwerer als die Reichen druücken und da— 
jegen (wofern fie nit mit einer andern Strafe verbunden werden) für die ſehr Neichen faſt wie 
in Sreibrief zu Verbrechen erſcheinen. 

2) Eine Eonfiscation ift nicht vorhanden, wo dem Verurtheikten zwar neben der eigent- 
ichen Strafe noch die Zuhlung einer Summe aufgelegt wird, doch nur unter dent Titel det Er— 
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fogleiftung oder Wiedererftattung, überhaupt einer auch civilrechtlich zu verfolgenden Schuld 
Se die dem Deferteur zur Laſt fallende Vergütung der mitgenommenen Montur und Waffe; fo 
auch) Die von dem Verurtheilten zu tragende Laft der Unterfuhungsfoften. Die legte übrigeng, 
zumal wenn die Langſamkeit und Koftjpieligkeit folder Unterfuhung weniger dem Inquifiten 
als dem Richter oder dritten Perſonen, oder auch der jchlechten Proceßordnung zuguichreiben iſt, 
nimmt gleichfalls die Natur einer Geldſtrafe und zwar einer verwerflihen an, ja kommt gar 
leicht in ihrer Wirkung der völligen Bermögensconfiscation gleich. 

3) Daß die auch aus Titeln des Öffentlihen Rechts, jedoch aus andern als jenem der 
Strafe, verorbneten Bermögendabzüge (4. B. von dem ind Ausland gehenden Gut) nicht unter 
den Begriff der Bermögensconfideation gehören, wurde jhon oben bemerkt. Nur wenn fie die 
aus ſolchen Titeln mit Billigkeit zu fordernden Quoten überfteigen, namentlich wenn aus dem 
Grund eines „böslichen“ Austrittö oder Verbleibend im Auslande eine höhere Quote als in 
einfahen Auswanderungsfälfen erhoben wird, werben fie zur theilweifen Gonfiscation. 

4) Von der Vermögensconfidcation muß endlich noch unterſchieden werden die Confis— 
eation beftimmter einzelner Sachen oder Sammlungen oder Summen von Saden. Go wer: 
den in ver Negel die eingeſchwärzten Waaren (oft felbft mit Wagen und Gefyann) confiseirt; 
fo die Werkzeuge oder Gegenftände eines begangenen oder intentirten Verbrechens, als ;. B. der 
Apparat zum Falſchmünzen und auch das Haus, worin ſolches Münzen geſchah, verbotene Bü— 
her, verfalfchte, zu leicht befundene, überhaupt polizeimidrig verfertigte Gegenſtände des Ber: 
brauchs oder Handels, verdächtige Waffen- oder Bulvervorrätbe, Winfelpreffen u. a. m. In 
ſolchen Fällen tritt die Wegnahme oft nur zum Zweck der Zerftörung oder der Entfernumg ver 
gefährlichen oder verhaßten Sachen aus dem Verkehr ein, oft aber auch in wirflic Iucrativer 
Abjiht, Hier wie dort übrigens auch ald Strafe oder Strafzufag. Solche Gonfidcationen find 
aljo in Bezug auf den Betheiligten den gemeinen Geldftrafen ähnlich, unterliegen ſonach auch 
derjelben Beurtbeilung. Nur haben fie, weil in zwangsmeife gefhehender Wegnabme, nicht 
nur in (blos der Zwangsvollſtreckung unterliegender) Forderung beftebend, einen Charakter 
von Gewaltjamfeit, folglich von größerer Gehäffigfeit an ih. Auch können fie, zumal menn fie 
aus untriftigen (mehr der einfeitigen Furcht oder dem Haſſe oder aud der blos finanziellen 
Speculation, ald dem wahren Gefammtintereffe angehörigen) Gründen verhängt werden, jenen 
der Tyrannei und der Nichtahtung des Eigenthumsrechts an fich nehmen, leicht aud in ihren 
Wirfungen bis zur Schwere der eigentliben Vermögensconfiscation anfteigen. Die Weg: 
nahme ganzer Magazine von unvergollten oder blos unrichtig declarirten Waaren, jene von 
ganzen Auflagen misfälliger (nur von der Polizei, d. h. von der Negierungsgewalt, nicht aber 
von den Gerichten condemnirter) Drudihriften und foftbarer, redlih unternommener Verlag? 
mwerfe u.a. m. gehören hierher. Solcher höchſt bevenklihen Confiscation nad Gharafter und 
Wirkung gleich ift zumal aud die gleichfalls ohne gerichtliche Sentenz blos durch ven Willen ver 
Staatögewalt ausgeſprochene Unterdrückung von Journalen oder wie immer benannten Zeit: 
fhriften politifchen oder andern Inhalts, welde in der. reblichften Abiicht unternommen und fort- 
geführt, auch je nach Umſtänden das einzige oder faft einzige Erwerbömittel und Kapitalvermö- 
gen des Herausgebers und Verlegers jein können, aber unmiffentlich durch irgendeinen Arrifel 
ein höheres Misfallen auf ich gezogen haben; oder gar das fhon vorläufig für alle Zukunft bin 
ausgeſprochene Verbot, d. h. Unterdrückungsurtheil gegen alle Säriften, die aus einer be: 
ftimmten Feder oder aus einem beftinnmten Verlage jemald ausgehen möchten. Wir richten 
bier, wo blos von der Gonfidcation ald folder die Rede ift, natürlih den Blick nur auf dei 
in Anfehung des pecuniären Werthes offenbar jedem ſachlichen Gut oder Eigenthum zu ver: 
gleichende Erwerbs⸗ und Gewerbsrecht des Schriftftellers und Verlegers, alle andern dabe 
fih aufdrängenden hochwichtigen Betrachtungen ven von Preßfreiheit handelnden Artikel 
vorbehaltenv. 

Wir wenden und zur Vermögensdconfidcation im engern Sinn, haben jedoch dabei nur die 
jenige im Auge, welche gegen den wirflihen Schuldigen oder als ſchuldig Erflärten gemäß ar: 
jeglicher Androhung und richterlichem Erkenntniß verhängt wird, nicht aber die etwwa rein will⸗ 
fürlih von einem Sultan als Auferung bloßer Ungnade oder auch aus bloßer Habgier je 
verbängende, aud nicht die, wiewol mit dem entweihten Stempel des Geſetzes verſe hene, melde 
die ſchamloſe Tyrannei der römischen Imperatoren oder der ihren Thron umgebenden verwor: 
fenen Sklaven aud) wider die unſchuldigen Kinder der Hochverräther (d. b. der in Ungnade &- 
falfenen) (und zwar wiber vie Söhne vollſtändig und verbunden mit allgemeiner und emwiar 
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Erbunfähigkeit, wider die Töchter aber nur mit Ausnahme der faleivifhen Duarte vom mütter- 
lichen Vermögen) auszuſprechen ſich erfühnte. (S. insbefondere die allzu berühmte lex 5 Cod. 
ad legem Juliam Majestatis, die von dem verfchnittenen Kämmerling Eutropius den geiftes- 
armen faiferlihen Brüdern Arcadius und Honorius eingegebene Schauftellung der an Wahn: 
finn grenzenden feigen Wuth gegen Majeftätsbeleidiger.) Dod find auch diefe Ausſchweifun— 
gen bedeutſam für unfern Gegenftand als Bezeihnung der den Gonfiscationdgefegen wenn auch 
nicht natürlich einwohnenden, do unter ungünftigen Verfaflungszuftänven leicht zu gebenden 
Richtung. 

Abfolut oder fhon nad dem Begriffe ungerecht ift die Vermögensconfiscation nicht. Iſt es 
rechtlich möglich, d. h. kann die Rechtsverwirkung fo weit gehen, daß man dem Verbrecher die 
beiligften und koſtbarſten Güter, Freiheit, Ehre und Leben nehmen darf: warum follte die Ent: 
ziehung des unenbli minder Eoftbaren, nämlich ded Vermögens, nicht gleichfalls geſchehen 
fönnen? Nur der Misbraud aljo, d. h. die auch auf Übertretungen geringerer Art angewen— 
dete Confiscation, mag als abſolutes Unrecht erſcheinen. Iſt aber die Übertretung eine fo ſchwere 
gewejen, daß auch eine völlige Rechtloſigkeitserklärung nicht als das rechtliche Maß überſchrei— 
tende Strafe dafür mag angeſehen werden, fo wäre die Beſchwerde gegen die Bermögenseinzie: 
bung von feiten ded zur Hinrichtung oder auch nur zum bürgerlichen Tode VBerurtheilten wahr: 
haft grundlog. Zudem gibt e8 Verbrechen, melche dem gemeinen Wefen jo großen Schaden zu: 
fügen oder jo ſchwere Gefahren proben, daß auch das allergrößte Vermögen unzureichend zum 
Erſatze fein, deſſen Einziehung alfo fhon unter dem Titel ver Entfhädigung niemals ald das 
gerechte Maß überfchreitend erfcheinen kann. 

Aber ungeachtet ſolcher theoretiich anzuerfennenden abfoluten Bereinbarlichfeit der Confis— 
ration mit dem ftvengen Rechtögejege ftreiten gleichiwol gegen ihre praftiiche Anwendung die ge= 
wichtigſten und mannihfaltigften Gründe. Es erheben fih gegen ſie zuvörderſt, je nach Be— 
ſchaffenheit der beſondern Geſetzesbeſtimmungen, ſodann auch der Fälle, ſelbſt rechtliche Beden— 
fen, theils in Anſehung des zu Beſtrafenden ſelbſt, theils in Anſehung dritter. Allgemeiner 
und entſchiedener aber ſprechen gegen ſie die Billigkeit, die Humanität und die edlere Politik. 

Sei es, daß mitunter, z. B. gegen kinderloſe und zugleich ſchwere Verbrecher die Confisca— 
tion ohne Rechtsverletzung könne ausgeſprochen werden: immerhin wird ihre Aufſtellung als 
allgemein gültige Negel für beftimmte Arten ver Verbrechen dem Vorwurf der Ungerechtigfeit 
andgejept fein; venn die Ungleichheit, die fie nothwendig mit fich führt, ift allzu groß, um nicht 
die rechtliche Beachtung anzufprechen. Die Vermöglichen und Reichen erfahren durd fie eine 
unvergleichbar härtere Behandlung als die Dürftigen und Armen, und ed werden alfo, je nad 
der Beichaffenbeit des Verbrechens, entweder jene zu ſchwer oder dieſe zu leicht beftraft. 

Aber noch auffallender ericheint die Ungerechtigkeit der Gonfiscation, wenn man auf die 
dadurd verfümmerten oder zernichteten Ansprüche der theils nad natürlichem, theils nach poſi— 
tivem Recht zur Erbichaft des Verurtbeilten Berufenen blickt. Gemeinſchaftlich erworbenes und 
im Bejig erhaltenes Gut ift im naturrechtlichen Miteigenthum der Erwerber und daſſelbe con- 
ſolidirt ſich gleichfalld naturrehtlid beim Abfterben oder Ermangeln des einen in der Verſon 
des Überlebenden over Zurücbleibenden. Ein Gonfiscationdgefeg , welches auf dieſes Verhält— 
niß feine Rüdjicht nimmt und alfo aud) die Gattin, deren Fleiß und Sparfantkeit vielleicht die 
Hauptquelle des gemeinichaftlihen Bermögend war, und die etwa gleichmäßig dabei betheilig- 
ten Kinder von der Verlaſſenſchaft des Hingerichteten oder bürgerlih Todten ausſchließt, ift 
hiernach ſchreiend ungerecht, eine wahre Beraubung. Es ift aber nicht nur mit dem natürlichen 
Recht, fondern aud mit dem pofitiven im Widerſpruch, wenn es den felbft durch Das pofitive 
Geſetz nicht nur zur Inteftaterbfolge Berufenen, ſondern jelbft zu Notherben Erflärten dasje- 
nige raubt, worauf fie, ven Ball eines anderslautenden Teſtaments ausgenommen, einen geſetz— 
lien Anſpruch haben, ja fogar dasjenige, was der Verurtheilte felbft ihnen weder durch lebzei: 
tige noch durch legtwillige Handlungen zu entziehen oder vorzuentbalten befugt war. Minpe- 
ſtens aljo der VPflichttheil der Inteftaterben müßte venfelben unverfümmert überlaflen bleiben, 
und ebenjo die Gonfiscation nur unbefchadet der dem Veruriheilten gegen wen immer obliegen: 
den Suftentationspfliht vollzogen werden, wenn die Gefeggebung nicht mit fich felbft in den 
unbeilbarften Wiverfpruch gerathen foll. 

Billigfeit und Humanität jedoch geben in ihren Forderungen weiter ald das firenge und 
Falte Recht. Nicht nur der gefeglich anerkannte Pflichttheil, jondern die-ganze Verlaffenfhaft 
des Verurtheilten nehmen jle für deffen unglückliche Familie in Anſpruch. Die Strafe foll fo: 
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viel immer möglih nur den Schuldigen wehe thun, nicht aber den Unſchuldigen, ſoweit letzteres 
irgend vermeiblich it. Die Bermögensconfiscation aber, wenigſtens bei dem zum Tode Verur— 
theilten, trifft ven Schuldigen im Grunde gar nit, jondern blos die Unſchuldigen, ift alfo auch 
von nur geringer abhaltender Kraft (zumal für die Bösartigen, d. h. aud des Naturgefühls 
für ihre Angehörigen Beraubten) und daher blos eine unnüge Grauſamkeit, wofern man nicht 
engherzig den Bortheil des Fiscus ald einen hier wirflih in Anſchlag zu bringenden Nugen 
betrachten will. 

Ehen diefer fiscalifche Vortheil aber ift ein weiterer Grund der Verwerflichkeit, nämlich ver 
hohen Gehäfiigkeit und aud großen Gefährlichkeit der Gonfiscationsitrafen. Wenn ber ſtra— 
fende Staat oder Machthaber reinen Vortheil aus der Schuldigerflärung eines Angeklagten 
zieht, fo ift er vom Verdacht audgefegt, jolde Erklärung aud) zu wünſchen, und wenn et, wovon 
leiver auch Beifpiele genug vorliegen, unedeln Motiven zugänglich ift, auch der Verfuhung, ie 
in alle Wege zu befördern, namentli durch Gorruption der Gerichtshöfe, oder durch Errichtung 
außerordentliher, dienftbeflifiener Gommiffionen, oder wenn er unumjchränfter Autofrat ift, 
jelbft durch bloße Dirtate feines Willend. Im römiſchen Kaiferreih und in allen Sultans 
herrſchaften waren und jind nod immer die Genfiscationen eine fehr bedeutende Duelle der 
öffentlichen, d. h. in ven Schag des Herrſchers fließenden Ginfünfte, und je reicher ein Bürger 
ift, deſto näher liegt ihm die Gefahr, unſchuldig angeklagt und unſchuldig verurtheilt zu werben. 
Der Klageruf, welden der ſchuldloſe Aurelius ausftieß, ald er auf Sulla's Projcriptionstafeln 
auch feinen eigenen Namen lad: „Ad, mein jhönes Landgut ift ed, was mir Die Verdammung 
zuzieht!“ mag dann hundert- und hundertmal mit Grund ertönen, und ed mag aud die Hab— 
ſucht untergeorbneter Diener der Gewalt oder begünjtigter Sklaven des Sultans die a des 
Herrn zum Werkzeug des Raubes misbrauden, 

Die vereinte Wirkung der Parteifucht, des Haffes und der Raubgier ift hier um io mebr zu 
fürdten, ald die Natur des Hauptverbredeng, worauf gewöhnlich die Gonfiscationäftrafe geiegt 
ift, allzu leicht eine Verwe hſelung der blos Misvergnügten mit Empörern , der blos Beftegten 
mit Schuldigen mit ji fuhrt. Hochverrath und Majeftäröbeleivigung find es zumal, gegen 
weldye ſchon die feige Graujamfeit der römischen Imıperatoren und die knechtiſche Jurisprudenz 
ihrer Sklaven neben dem Tod auch die Güterconfidcation und die völligfte Beraubung der Kin 
der verordnete, und deren Begriff zugleich fo weit ausgedehnt ward, daß aud der Schuldloſeſte 
ihrer fonnte gezeiht werden, ſodaß zu einiger Milderung der allzu wahnfinnigen Strenge die 
Aufnahme ausdrücklicher Ausſprüche großer Rechtsgelehrten und einiger minder tyranniſchen 
Kaifer ind Geſetzbuch nothwendig war, um denjenigen ald der Majeftätöbeleivigung für nit 
ſchuldig zu erklären, welder mit einem gemworfenen Steine zufällig die Statue des Kaiſers 
getroffen, oder welder eine ſolche durchs Alter verdorbene Statue wieder außgebeflert hatte 
(1. Fr.5,Dig. 48,4). Aud dad Verbrechen der Kegerei-fiel durd den Eifer der chriſtlichen 
Kaijer derjelben VBerdammung anheim und ed gingen unter dem Mantel der Frömmigkeit die 
weltliche und geiftige Raubgier triumphirend einber. 

Leider nahm auch das germaniſche Hecht, wenigſtens zum Theil, diefelben Grundfäge an, 
oder vielmehr fie beftanden darin jhon vor vem Auffommen des römiſchen. Schon bie fränki— 
ſchen und die erften deutfchen Könige bezogen einen großen Theil ihres Cinkommens aus Gonfis- 
cationen, und die weltliche Acht wie der ſchwere Kichenbann führte den Verluft des Vermögens 
mit ih. Später freilich trat wenigſteus die Milderung ein, daß die Vermögenseinziehung nicht 
ſchon als allgemeine Folge der zuerkannten Todesſtrafe eintreten ſollte (wie ſolches die Habſucht 
mancher Gerichtsherren miebräuchlich verfügt hatte), ſondern nur im Falle ſolcher Verbrechen 
oder Übertretungen, welche das Geſetz ausdrücklich mit der Confiscation bedrohte (j. Kaiſer 
Karl's V. Peinliche Gerichtsordnung, Art. 218). Dergleichen gab es indeſſen eine nicht geringe 
Zahl, ſowol nad) der Carolina ſelbſt und den von ihr großentheils beſtätigten gemeinen „kaiſer— 
lichen (d. h. römiſchen und kanoniſchen) Rechten“, als nach den verſchiedenen Landesgeſetzen. 
Nicht nur Hochverrath und ſchwere Majeſtätsbeleidigung, ſondern auch Selbſtmord (eines peinlich 
augeklagten Verhafteten), Deſertion, bösliches — d. h. zum Zweck, einer Beſtrafung oder Unter⸗ 
ſuchung zu entweichen, geſchehendes — Verlaſſen des Heimatlandes, ja ſchon die bloße Auswan— 
derung ohne Erlaubniß, zogen die Confiscation nach ſich. Der letzte Grund zumal bereicherte 
den Fiscus anſehnlich und ſtärkte zugleich die despotiſche Gewalt, indem er alle Beſitzer in Feſſeln 
ſchlug. Fortan war es in Zeiten politiſcher oder kirchlicher Parteiung den Beſiegten, wenn fie 
nicht ihre Habe preisgeben und ihre Familie zu Bettlern machen wollten, unmöglich, der Rache 
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der jiegenden Gegner zu entrinnen, und die Ungnade ded Fürften, deſſen Gebiet man nur mit 
Aufopferung deö Vermögens verlaffen fonnte, war um jo gefährliher. Wir haben gejehen, 
mit weldher Strenge dad revolutionäre Frankreich die Konfiscation gegen die Scharen der Emi— 
granten, deren Tauſende blos um ihr ſchuldloſes Haupt vor der umerfättlichen Guillotine zu 
fhirmen geflohen waren, in Ausübung gelegt hat. Wir jehen ein erihütterndes Seitenftüd 
folder Härte in den, mas nod heute in dem unglüdlihen Polen gefhieht, und preifen daher 
mit freudigem Gefühl die Weisheit, Humanität und politifche Koftbarfeit der in den meiften der 
neuen Gonftitutiondurfunden beftimmt und feierlih ausgefprochenen Abfhaffung aller Vermö— 
gensconfidcation. Rotted. 
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